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Für die Praxis der Rechtswahrer und 
Behörden, das Studium und die Wirtſchaft 


Die Bezeſchnung „Kurzkommentar“ iſt als Warenzelchen 
Nr. 478874 für die C. H. Beck'ſche derlagsbuchhandlung einger 
tragen und damit geſetzlich geſchütt 


Lin neuer Kurzkommentar: 
Gurskl⸗Schulz, Devijengejeh. Loſeblattausgabe 


Immer wieder neue Auflagen: 


Baumbach, Gmbh.⸗Geſeg. 2. Auflage 
Baumbach, Handelsgeſehbuch. 4. Auflage 
Sloegel, Straßenverkehrsrecht. 6. Auflage 
Henke⸗Rönch, Grundbuchordnung. 2. Auflage 
Meyer, Genoſſenſchaftsgeſet. 5. Auflage 
Palandt, Bürgerliches Geſetbuch. 2. Auflage 
Wilhelmi, Swangsverſtelgerungsgeſeh. 2. Aufl. 


C. H. Beck'ſche Verlagsbuchhandlung 
München und Berlin 
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Bürgerliches Gejehbuch 


mit dem Einführungsgeſetz, Ehegeſetz, Teſtamentsgeſetz und 
allen anderen einſchlägigen Geſetzen 


In Verbindung mit den Kammergerichtsräten Dr. Frieſecke, 
Dr. Henke und Dr. Lauterbach, Landgerichtsdirektor Dr. 
Bunge, den Landgerichtsräten Dr. Seibert u. Radtke, 
Rechtsanwalt Dr. Eberhard Pinzger und Oberverwaltungs⸗ 
gerichtsrat Dr. Danckelmaun herausgegeben von 


Dr. Otto Palandt 
Präſibent des Reichs⸗Juſtizprüfungsamtes 
Mitglied der Akademie für Deutſches Recht 


2., unveränderte Auflage. März 1939 
XL, 2190 S. Handausgabenformat. In Leinenband RM 27.50 


Dazu Ergänzungsheft: Vorſchriften zur Einführung des 
Ehe-, Raſſe- und Teſtamentsrechts im Sudetenland 


„Das Werk bietet in einem handlichen Bande einen Stoff dar, 
wie er ſonſt nur in einem mehrbändigen Erläuterungsbuche zu 
finden iſt. Inhaltlich erfüllt der Kommentar in hohem Maße 
die Anforderungen, die heute an eine Erläuterung des BGB 
zu ſtellen ſind. Auf der einen Seite prüft er das in Rechtſprechung 
und Rechtslehre Überlieferte an der Hand gegenwartsnahen 
deutſchen Rechtsdenkens. Auf der anderen Seite widmet er 
beſonders ausführliche Darlegungen den das BGB ändernden 
und umformenden Geſetzen, in denen der geſetzgeberiſche Wille 
des Nationalſozialismus zum unmittelbaren Ausdruck gelangt 
iſt. . Einer beſonderen Empfehlung bedarf der Kommentar 
nicht mehr; denn feine erſte Auflage iſt bereits vergriffen, ein 
wohlverdienter Erfolg.“ Senatspräſldent beim Reichsgericht Dane 
mann in der „Zgeitſchrift der Akademie für Deutſches Recht“ 


C .. . = ee 
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Erſcheint April 1939 


Grundbuchordnung 


mit der Ausführungsverordnung, der Grundbuchverfügung 
und den Allgemeinen Verfügungen des Reichsjuſtizminiſters 
von 


Dr. Fritz Henke und Dr. Gerhard Mönch 


Kammergerichtsrat in Berlin Amtsgerichtsrat in Berlin 
2., neubearbeitete und vermehrte Auflage 


Etwa 550 Seiten Taſchenformat. Dünndruckpapier. 
Leinenband etwa RM 9.50 


„Das Werk iſt ein handlicher Kurzkommentar. Es iſt auf den 
neueſten Stand der Rechtſprechung gebracht, ohne daß es jedoch 
mit Zitaten der höchſtrichterlichen Rechtſprechung überlaſtet iſt. 
Auf die für die Praxis wichtigen einſchlägigen Beſtimmungen iſt 
jeweils, zum Teil unter Abdruck des Geſetzestextes, hingewieſen. 
Genaue, klare Inhaltsüberſichten vor langeren Erläuterungen 
erleichtern das Auffinden der geſuchten Stellen erheblich ... 
An Nebengeſetzen ſind ohne Erläuterungen insbeſondere die Ande⸗ 
rungsverordnung, die Ausführungsverordnung, die Grundbuch⸗ 
verfügung, die AV für die geſchäftliche Behandlung der Grund⸗ 
buchſachen ſowie die Durchführungsbeſtimmungen für die 
einzelnen Länder abgedruckt. Weiter finden ſich ausführliche 
Grundbuch- und Briefmuſter in einem Anhang.“ 

Juriſtiſche Wochenſchrift über die 1. Auflage 


C. H. Bell'ſche Verlagsbuchhandlung München und Berlin 
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Neuerſcheinung 


Deviſengeſeh 
vom 12. Dezember 1938 


mit Durchführungsbeſtimmungen, Richtlinien und allen 
wichtigen deviſenrechtlichen Nebengeſetzen von 


Hans Gurski Dr. Heinz Friedr. Schulz 
Regierungsrat bei der Regierungsrat bei der 
Deviſenſtelle Wien Deviſenſtelle Berlin 
Mit einem Geleitwort von 


Dr. Paul Dreiſt 
Senatspräſident beim Reichswirtſchaftsgericht 


Loſeblattausgabe 


1939. XX, 484 Seiten Taſchenformat. Dünndruckpapier. In 
Leinenordner RM 9.80. Ergänzungsblätter je Blatt etwa 4 Rpf. 


Dieſer Kurzkommentar aus der Feder erfahrener Praktiker des 
Deviſenrechts zeichnet ſich aus durch: 1. knappe und doch grlind- 
liche, vor allem äußerſt überſichtliche Erläuterungen unter Wah⸗ 
rung aller notwendigen Ausführlichkeit in der Sache; 2. Berück⸗ 
ſichtigung des geſamten Geſetzesſtoffes einſchließlich der Durch⸗ 
führungsbeſtimmungen, Richtlinien und Miniſterialerlaſſe ſowie 
der noch verwertbaren Rechtſprechung und des Schrifttums; 
3. Abdruck und Verarbeitung aller öſterreichiſchen und ſudeten⸗ 
deutſchen Sonderbeſtimmungen; 4. zuſammenhängende Dar⸗ 
ſtellung der Ausführungs- und Ausnahmevorſchriften bei der 
betreffenden Geſetzesſtelle; 5. eingehende Hervorhebung des für 
das Verſtändnis wichtigen Zwecks jeder einzelnen Vorſchrift; 
6. Abdruck aller wichtigen deviſenrechtlichen Nebengeſetze uſw. 
Die völlig neue Erläuterung der neugefaßten Deviſenbeſtim⸗ 
mungen in der bewährten Bearbeitungsweiſe der Beck 'ſchen 
Kurzkommentare wird der Praxis wertvolle Dienſte leiſten. 
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Band 9 
Handelsgeſehbuch 


mit Nebengeſetzen und Einführungsverordnungen 
für Oeſterreich und Sudetenland (ohne Seerecht) von 


Dr. Adolf Baumbach 


Senatspräſident beim Kammergericht a. D. 
J., unigearbeitete und vermehrte Auflage 


1939. XII, 922 Seiten Taſchenformat. Dünndruckpapier. 
Leinenband RM 13.50 


In der neuen Auflage wurden die Erläuterungen unter noch 
ſchärferer Herausarbeitung des neuen Rechtsdenkens weiter 
ausgebaut. Neu aufgenommen wurden die Handelsregiſter⸗ 
Verfügung, die Buchführungsrichtlinien des Reichswirtſchafts⸗ 
miniſters ſowie die handelsrechtlichen Einführungsgeſetze für 
Oeſterreich und Sudetenland. Von größeren Nebengeſetzen ſind 
die Orderlagerſchein O erläutert, das Depotgeſetz im Wortlaut 
wiedergegeben. Die Eiſenbahnverkehrsordnung, die das Eiſen⸗ 
bahnfrachtrecht enthält, und zu der das HGB nur noch Rahmen⸗ 
vorſchriften gibt, iſt mit Ausnahme der für die Beförderung 
von Perſonen und Tieren geltenden Vorſchriften voll abgedruckt 
und kurz erläutert. Die Allgemeinen Deutſchen Speditions⸗ 
bedingungen ſind mit kurzen Bemerkungen verſehen, die ihre 
Bedeutung im Speditionsrecht klarſtellen. Sicherungsüber⸗ 
eignung und Eigentumsvorbehalt wurden in einem beſonderen 
Abſchnitt behandelt, ferner find die Vorſchriften des BGB 
über das Differenzgeſchäft erläutert, Der reichhaltige Kurz⸗ 
kommentar wird im Altreich, im Lande Oeſterreich und im 
Sudetengau ein willkommener Berater ſein. 


C. H. Ber’sche Verlagsbuchhandlung München und Berlin 
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Aktiengejeh 


vom 30. Januar 1937 


mit der 1. Durchführungsverordnung ſowie dem Umwandlungs- 
geſetz und anderen Nebengeſetzen 
von 


Dr. Adolf Baumbach 


Senatspräjtbent beim Kammergericht a. D. 
2., durchgearbeitete Auflage 


1937. XV, 549 Seiten Taſchenformat. Dünndruckpapier. 
Leinenband RM 10.50 


„Wenn ein Werk die 2. Auflage in ſo kurzer Zeit erlebt wie dieſes, 
ſo ſpricht das mehr zu ſeiner Empfehlung als es Worte zu tun 
vermögen. Der Erfolg ift aber auch wohlverdient. Es iſt erſtaun⸗ 
lich, wieviel ſich in gedrängter Kürze einem aufmerkſamen Leſer 
ſagen läßt. Die Auslegung, die der Verfaſſer den einzelnen ge⸗ 
ſeßlichen Beſtimmungen gibt, war ſchon in der 1. Auflage faſt 
durchwegs beifallswürdig. Die 2. Auflage hat noch manches 
vertieft, berichtigt, umgearbeitet und überſichtlicher geordnet.“ 

Deutſches Gemein- und Wirtſchaftsrecht 
„Die Baumbachſchen Kurzkommentare zeichnen ſich aus durch 
eine kaum zu Überbietende Stoff⸗Fülle in gedrängter, der Praxis 
angepaßter Faſſung, berückſichtigen gewiſſenhaft Rechtslehre und 
Rechtſprechung und meiſtern jo bis zu den Grenzen der Voll⸗ 
kommenheit das Recht. Baumbach, der geborene Juriſt, äußert 
allenthalben durch kluges Denken das Gefühl für die richtige 
Löſung aller Rechtsfragen, was bei den manchmal kurz aus- 
gefallenen Vorſchriften des neuen Aktiengeſetzes von großem 
Werte iſt.“ Zeitſchrift für AG und GmbH. 


C. H. Becl'ſche Verlagsbuchhandlung München und Berlin 
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Band 20 
Geſetz betr. die Gmbh. 


von Dr. Adolf Baumbach 


Senatspräſident beim Kammergericht a. D. 
2., völlig durchgearbeitete und erweiterte Auflage 
1939. VIII, 258 Seiten Taſchenformat. Leinenband RM 5.60 


Die neue Auflage iſt völlig durchgearbeitet und weitgehend 
neubearbeitet. Die ſeit der 1. Auflage ergangenen Rechtsände⸗ 
rungen, Rechtſprechung und Schrifttum ſind verarbeitet, die 
Erläuterungen wurden vielfach erweitert. Vor allem machte 
die Neuordnung des Aktienrechts eine ſtarke Berug⸗ 
ſichtigung der in dieſem Geſetz niedergelegten Rechtsanſchau⸗ 
ungen notwendig, an denen die Auslegung des SmbHVejehes 
in jetziger Faſſung nicht vorübergehen darf. Der Kurzkommen⸗ 
tar stellt ſomit die neuzeitlichſte Handhabe zur Anwendung des 
GmbgGeſetzes dar. 


Band 11 
Genoſſenſchaftsgeſeh 


von Dr. Dr. E. H. Meyer 
Rechtsanwalt, Vorſtandsmitglied der Dresdner Bank, 
Honorarprof. für Genoſſenſchaftsweſen an der Wirtſchaftshochſchule Berlin 


5., ergänzte Auflage mit einem Anhang: Ueberſicht über das 
Recht der oſtmärkiſchen und ſudetendeutſchen Genoſſenſchaften 


11939. 350 Seiten Taſchenformat. Leinenband RM 6.50 


„Der Kommentar vereinigt in einem handlichen Band reiches 
Material in überſichtlicher Form und ermöglicht daher allen am 
Genoſſenſchaftsrecht intereſſierten Kreiſen eine raſche und zu⸗ 
verläſſige Unterrichtung.“ Blätter für Genoſſenſchaftsweſen 
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Wettbewerbs⸗ 
und Warenzeichenrecht 


Wettbewerbsgeſetz, Warenzeichengeſetz, Zugabeverordnung. 
Rabattgeſetz, Wirtſchaftsrecht, zwiſchenſtaatliches Wett⸗ 
bewerbsrecht und Nebengeſetze von 


Dr. Adolf Baum bach 


Senatspräſivent beim Kammergericht a. D. 
4., neubearbeitete und erweiterte Auflage 


1938. XV, 673 Seiten Taſchenformat. Dünndruckpapier. 
Leinenband RM 16.— 


„Wer mit dieſem äußerlich ſo unſcheinbaren Buch einige Zeit 
gearbeitet hat, wird immer wieder erſtaunt ſein über die Fülle 
des Inhalts, der kurz und treffend das geſamte Wettbewerbs⸗ 
recht zur Darſtellung bringt. Hauptſächlich enthält das Buch eine 
ſorgfältige Kommentierung des Wettbewerbsgeſetzes und des 
Warenzeichengeſetzes; aber auch die Sonderbeſtimmungen des 
engeren Wettbewerbsrechts, insbeſondere das Recht des Werbe⸗ 
rats haben eine eingehende Neubearbeitung gefunden. Der 
Wert liegt im weſentlichen in der Darſtellung des Wettbewerbs⸗ 
rechts, in dem ſyſtematiſchen Aufbau der Lehren dieſes Sonder⸗ 
rechtsgebiets und in der Erläuterung des UNO. Daß Hierbei 
wirklich Aufbauarbeit geleiſtet iſt, daß es erreicht wurde, klare 
Richtlinien für die Beurteilung der verwirrenden Fülle wett⸗ 
bewerbsrechtlicher Tatbeſtände herauszuarbeiten, iſt ein Erfolg 
von unſchätzbarem Wert für das behandelte Sonderrechtsgebiet, 
auf den Baumbach ſtolz jein kannund für deſſenSchaffungihm Wiſ⸗ 
ſenſchaft und Praxis in gleicher Weiſe zu Dank verpflichtet ſind.“ 
Reichsgerichtsrat Profeſſor Dr. Pinzger in „Gewerbl. Rechtsſchutz und 
Urheberrecht“ 


C. H. Beckſche Verlagsbuchhandlung München und Berlin 
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Derjiherungsvertragsgejeh 
von Dr. Erich R. Prölß 


Direktor der Bayer. Nückverſ. A. G. in München 
1935. Mit Nachtr. Januar 1938. XI, 423 u. 8 S. Taſchenformat. 
Dünndruckpapier. Inbd. RM 9.50. Nachtrag einzeln RM -.30 


„Der vorliegende Kurzkommentar zum Verſicherungsvertrags⸗ 
geſetz iſt ganz vorzüglich gelungen. In knapper und treffen⸗ 
der Formulierung wird in den Anmerkungen auf das Weſentliche 
hingewieſen. Rechtſprechung und Schrifttum ſind an wirklich 
entſcheidenden Stellen angeführt. Das hervorragende Werk 
verdient vollſte Beachtung und wird viel zu einem 
beſſeren Verſtändnis des Verſicherungsrechts bei- 
tragen.“ Prof. Dr. J. von Gierke in der „Beitichrift für Handelsrecht“ 


Band 4 
Patentrecht 


Patentgejeh und Gebrauchsmuſtergeſetz vom . Mai 
1936 / Patentanwaltsgeſeh v. 28. September 1933 
mit den ergänzenden Vorſchriften von 
Dr. Georg Benkard 
Rechtsanwalt beim Reichsgericht 
1936. XV, 402 Seiten. Taſchenformat. Dünndruckpapier. 
Leinenband RM 8.- 

„Der Praktiker, dem daran liegt, ſchnell und ohne Umſchweife 
an den Kern der ſchwierigen Fragen des Patentrechts heran⸗ 
geführt und zu den dazu aus der Rechtſprechung fließenden Er⸗ 
kenntnisquellen gewieſen zu werden, wird in dem Kurzkommen⸗ 


tar von Benkard einen wertvollen Helfer finden.“ 
Kammergerichtsrat Kühnemann i. Deutſchen Gemein⸗ u. Wirtſchaftsrecht 
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zivil prozeßordnung 


mit Gerichtsverfaſſungsgeſetz 
von 


Dr. Adolf Baumbach 


Senatspräſident beim Kammergericht a. D. 
14., durchgeſehene und ergänzte Auflage. 83.87. Tauſend 


1938. Mit Nachtrag: Das Verfahren in Ehe- und Familien; 
ſtandsſachen. Stand 1. 3. 39. XXVI, 1564 u. 51 Seiten Taſchen⸗ 
format. Dünndruckpapier. Leinenband RM 18.—. Nachtrag 
einzeln RM —.80 


„Zu einer Neuauflage von Baumbachs ZPO⸗-Kommentar iſt in 
einer Beſprechung kaum noch etwas Grundſätzliches zu bemer⸗ 
ken. Auf den hervorragenden praktiſchen Wert dieſes ein⸗ 
zigartigen Kurzkommentars ift hier ſchon oft genug hingewieſen 
worden. Jede Neuauflage bringt immer wieder das, was an Er⸗ 
gänzungen und Verbeſſerungen im Augenblick gerade geboten 
und erreichbar iſt. So erklärt es ſich, daß dieſes Werk jedesmal 
das Optimum deſſen darſtellt, was ein Kurzkommentar überhaupt 
zu bieten vermag. Die weitere Geſetzgebung und Rechtſprechung 
iſt bis in die neueſte Zeit berückſichtigt. Die ſich aus der Wieder⸗ 
vereinigung Oſterreichs mit dem Reich ergebenden verfahrens⸗ 
rechtlichen Fragen ſind bereits nach Möglichkeit eingehend be⸗ 
handelt. Eine Gegenüberſtellung der öſterreichiſchen und der 
reichsdeutſchen Verfahrensvorſchriften ift für die jetz fo oft prak⸗ 
tiſch werdende Vergleichung des beiderſeitigen Rechtszuſtandes 
eine willkommene Hilfe.“ Deutſche Juſtis 
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Swangsverjteigerungsgejeß 


mit den landesrechtlichen, ſteuerrechtlichen und notrechtlichen 
Ergänzungsbeſtimmungen von 
Dr. Walter Wilhelmi 
Oberlandesgerichtsrat in Kaſſel 
2., neubearbeitete Auflage 
unter Berückſichtigung des im Lande Oeſterreich und den ſu⸗ 
detendeutſchen Gebieten geltenden Rechts. Erſcheint April 1939 


„Auf keinem anderen Gebiet braucht der Juriſt und Wirtſchaftler 
jo notwendig ein Werk, das ein raſches Zurechtfinden und Er- 
faſſen der wichtigſten Grundſätze ermöglicht. Dieſem Zweck, ein 
zuverläſſiger Ratgeber zu ſein, wird das von einem 
erfahrenen Praktiker bearbeitete Buch in jeder Hinſicht gerecht.“ 

Hanſeat. Rechts⸗ und Gerichtszeitſchrift 


Band 3 
Arbeitsgerichtsgejeh 


von Dr. Adolf Baumbach 


Senatspräſident beim Kammergericht a. D. 
Dritte, völlig neubearbeitete Auflage 


von Dr. h. c. Robert Teichmann 
Reichsgerichtsrat i. R. u. vormaliges Mitglied des Reichsarbeitsgerichts 


1934. XII, 374 Seiten Taſchenformat. Dünndruckpapier. 
Leinenband RM 7.50 
„Ein ungeheures Material hat der Verfaſſer verarbeitet und der 
Rechtspraxis zugänglich gemacht, der dieſer Kurzkommentar un⸗ 
erſetzliche Dienſte leiſten wird.“ Juriſtiſche Wochenſchriſt 


C. H. Beck'ſche Verlagsbuchhandlung München und Berlin 
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Die Reichskoſtengeſetze 


Gerichtskoſtengeſetz, Arbeitsgerichts⸗ und Erbhofkoſtenrecht, 
Koſtenordnung, Koſtenverfügung, Juſtizbeitreibungsordnung, 
Gebührenordnungen für Rechtsanwälte, Gerichtsvollzieher, 
Zeugen und Sachverſtändige. Mit Gebührentabellen 


von Dr. Adolf Baumbach 


Senatspräſident beim Kammergericht a. D. 
8., erweiterte und durchgearbeitete Auflage 


1938. Mit Nachtrag. Stand v. 15. 2. 39. XII, 655 u. 6 Seiten 
Taſchenformat. Dünndruckpapier. Leinenband RM 10.-. 
Nachtrag einzeln RM 25 


„Der neue „Baumbach“ wird durch die Autorität, die er ſich auch 
im Koſtenrecht durch die bisher erſchienenen Auflagen erworben 
hat, viel zur Vereinheitlichung der Rechtſprechung beitragen 
durch die eigene Stellungnahme und die Wiedergabe der neue⸗ 
ſten Entſcheidungen der höchſten Gerichte. Die Klarheit und 
Ueberſichtlichkeit der Erläuterungen wird durch noch beſſere An- 
ordnung der Einteilung in kurze Abſchnitte erhöht. Das Auffin- 
den des Geſuchten erleichtern die durch Fettdruck hervorgeho⸗ 
benen Leitſätze.“ Danziger Juriſtenzeitung 

„Die Baumbachſchen Kommentare haben ſeit langem einen Ruf 
als Standardwerke. Die neue Auflage der Koſtengeſetze weiſt 
alle Vorzüge dieſer Kurzkommentare auf: Ueberſichtlichkeit, Voll⸗ 
ſtändigkeit bei muſterhafter Beſchränkung auf das Weſentliche 
und Handlichkeit.“ Braune Wirtſchaftspoſt 
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Babibii Kommentare) 


S 
Band 10 
Strafgefetzbuch 


mit allen wichtigen Nebengeſetzen und Verordnungen von 


Dr. Otto Schwarz 
Reichsgerichtsrat 


6., durchgearbeitete und erweiterte Auflage 


Erſte Großdeutſche Ausgabe. 1938. XX, 976 Seiten 
Taſchenformat. Dünndrudpapier. Leinenband RM 12.50 


„Die neue Auflage iſt ergänzt durch die bis zum 10. Oktober 
1938 ergangenen, für den Strafrichter wichtigen Geſetze und 
Verordnungen. So ſind das Waffengeſetz, das Geſetz gegen 
Straßenraub mittels Autofallen, die Ausländerpolizeiverord⸗ 
nung und die Brandſchutzverordnung aufgenommen. Die Er⸗ 
läuterungen ſind dem Stande der Rechtſprechung entſprechend 
ergänzt. Da in der Zeit ſeit Erſcheinen der letzten Auflage be⸗ 
ſonders zahlreiche Geſetze und Verordnungen über Raſſe und 
Judentum ergangen ſind, ſind die einſchlägigen Beſtimmungen 
in einem beſonderen Abſchnitt zuſammengefaßt. In einem be⸗ 
ſonderen neuen Abſchnitt find ferner die wichtigſten ſtrafrecht⸗ 
lichen Beſtimmungen des Reiches für das Land Oeſterreich ent⸗ 
halten. Ein Schlußabſchnitt enthält bereits die erſten für die 
ſudetendeutſchen Gebiete ergangenen Verordnungen. Die Tat⸗ 
ſache, daß die 5. Auflage erſt vor wenigen Monaten erſchienen 
iſt, beweiſt die Beliebtheit des Kurzkommentars in der Praxis. 
Auch die neue Auflage wird zahlreiche Freunde finden und 
der Praxis wertvolle Dienſte leiſten.“ Deutſche Juſtiz 


C. H. Beck'ſche Verlagsbuchhandlung München und Berlin 
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Heckel. cbehur Rommentafe 


Band 6 
Strapprozeßordnung 


mit Gerichtsverfaſſungsgeſetz und den wichtigſten Nebengeſetzen 
von 


Dr. Otto Schwarz 


Reichsgerichtsrat 
6., durchgearbeitete und erweiterte Auflage 


Erſte Großdeutſche Ausgabe. 1938. XVI, 864 Seiten 
Taſchenformat. Dünndruckpapier. Leinenband RM 11.— 


„Bereits 6 Monate nach der 5. Auflage erſcheint die 6. Auflage 
des ſeit 10 Jahren bewährten Kurzkommentars. Die Schaffung 
Großdeutſchlands fand ihren Niederſchlag in der Aufnahme der 
einſchlägigen reichsrechtlichen Beſtimmungen über Oeſterreich 
und Sudetenland. . .. Durch Vorbemerkungen und Ueberſichten 
zeigt der Kommentar dem Praktiker auch wiſſenſchaftliche Zu⸗ 
ſammenhänge und erleichtert damit die Löſung neuer Fragen 
im Sinne der nationalſozialiſtiſchen Rechtsauffaſſung. Er iſt ein 
vorzügliches Mittel, richtig zu prozeſſieren und dem wahren 
Rechte zum Siege zu verhelfen.“ Deutſche Juſtiz 


„Der Beifall, der dem Schwarzſchen Kurzkommentar zur Straf⸗ 
prozeßordnung von zahlreichen Seiten ſchon zuteil wurde, gilt 
uneingeſchränkt auch für die neue Auflage. Sie verbindet wiſſen⸗ 
ſchaftliche Zuverläſſigkeit mit der für den Praktiker erforderlichen 
Beſchränkung des Stoffes und iſt daher im Studium wie in der 


Rechtsanwendung ein gleich unentbehrlicher Ratgeber.“ 
Deutſche Juſtig über die 5. Auflage 


C. H. Beck ſche Verlagsbuchhandlung München und Berlin 
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Vece ur ARommenrare 


Band 5 
Straßenverkehrsrecht 


Straßenverkehrs⸗Ordnung und Straßenverkehrs⸗Zulaſſungs⸗ 

Ordnung vom 13. November 1937, Geſetz über den Verkehr 

mit Kraftfahrzeugen vom 3. Mai 1909 und Verordnung gegen 

unbefugten Gebrauch von Kraftfahrzeugen und Fahrrädern vom 
20. Oktober 1932 nebſt ergänzenden Vorſchriften von 


Johannes Floegel 


Reichsanwalt 
6., durchgeſehene und ergänzte Auflage 


Erſte Großdeutſche Ausgabe. 1939. XX, 606 Seiten und 
16 Tafeln mit ſämtlichen Muſtern und den Verkehrszeichen in 
farbiger Wiedergabe. Taſchenformat. Dünndruckpapier. 
Leinenband RM 9.— 


Kaum ein Jahr nach Erſcheinen der 5., völlig neubearbeiteten 
Auflage iſt wieder eine Neuauflage dieſes bewährten Kurz- 
kommentars, der ſich durch eingehende Berückſichtigung der 
höchſtrichterlichen Rechtſprechung beſonders auszeichnet, er⸗ 
forderlich geworden. Die Neuauflage hat erhöhte Bedeutung 
durch die Einführung des deutſchen Straßenverkehrsrechts im 
Lande Oeſterreich und in den ſudetendeutſchen Gebieten und 
bezeichnet ſich daher als Erſte Großdeutſche Ausgabe 


„Der Kommentar zeichnet ſich vor allem durch die überſichtliche 
Wiedergabe des Standes der Rechtſprechung aus, zu der bei 
Streitigkeit der Rechtsfrage regelmäßig kurz eigene Stellung 
genommen iſt. Zuſammenfaſſend kann geſagt werden, daß das 
Erläuterungsbuch für ſeinen Umfang eine ganz beſondere Reich⸗ 
haltigkeit und Ueberſichtlichkeit des Inhaltes bringt; es erfüllt 
alle Anforderungen, die man an einen kurzen Kommentar ſtellen 
kann, in vorbildlicher Weiſe. Auch für das neue Recht wird alſo 
der Rechtswahrer dieſes wertvolle Hilfsmittel nicht miſſen wollen.“ 

Juriſtiſche Wochenſchrift 


C. H. Betk'ſche Verlagsbuchhandlung München und Berlin 
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95 ce ſchehfur Nommentafe 


Band 19 
Umſaßtſteuergeſetz 


mit Durchführungsbeſtimmungen für Umfag- und Ausgleich⸗ 
ſteuer, Erlaſſen und Buchführungsvorſchriften von 


Dr. F. W. Koch und Dr. Edgar Wirckau 
Senatsvräſident am Oberregierungsrat am 
Reichsfinanzhof Oberfinanzpräſidium München 
1935. Mit Nachtrag Januar 1937. VIII, 348 u. 56 Seiten Taſchen⸗ 
format. Leinenband RM 8.— Nachtrag einzeln RM 1.— 
Ergänzungsheft, Vorſchriften über die Einführung der Um⸗ 
ſatzſteuer im Lande Oſterreich“. 30 S. Taſchenformat RM -.30 


„In dem handlichen kleinen Band ſind ſämtliche Beſtimmungen 
enthalten, die im täglichen Leben, wenn Fragen aus dem Um⸗ 
ſatzſteuerrecht gelöſt werden müſſen, anzuwenden ſind. Die ein⸗ 
zelnen Paragraphen ſind mit großer Sorgfalt erläutert. Die An⸗ 
ſchaffung des Werkes kann jedem, der ſich mit Umſatzſteuerfragen 
zu befaſſen hat, empfohlen werden.“ Juriſtiſche Wochenſchrift 


Band 15 
Dermögenfteuergejeh 


mit Durchführungsbeſtimmungen und amtl. Begründung von 
Willy Weckerle 


Direktor am Oberfinanzpräſidium Stettin 
1935. VII, 135 Seiten Taſchenformat. Leinenband RM 4.— 


„Es iſt erſtaunlich, wieviel in dem ſchmalen Bändchen von 
135 Seiten geboten wird.... Die Erläuterungen fallen durch eine 
beſonders überſichtliche Druckanordnung auf. Ihre kurze, präziſe 
Faſſung ermöglichte es dem Verfaſſer, den Stoff mit allen Zwei⸗ 
felsfragen auf engem Raum darzuſtellen. Zahlreiche Beiſpiele 
erhöhen das Verſtändnis.“ Reichsverwaltungsblatt 


C. H. Becl'ſche Berlagsbuchhandlung München und Berlin 
18 


95 eckſ cbe urg Mommentare) 


Band 16 
Einfommenfteuergejeh 


vom 6. Februar 1938 


unter Berücksichtigung aller einſchlägigen Vorſchriften, 
Veranlagungsrichtlinien und Verwaltungserlaſſe von 


Ernſt Kaemmel und Dr. Eduard Bacciocco 
Oberregierungsrat Regierungsrat am 
im Reichsfünanzmfniſterlum Oberfinanzpräſidium Berlin 
unter Mitwirkung von 


Regierungsrat W. Schmie de ke 
Finanzamt Berlin⸗Zehlendorf 


2., vermehrte und verbeſſerte Auflage 
1938, XII, 934 Seiten Taſchenformat. Leinenband RM 15.— 


„Die zweite Auflage des im handlichen Taſchenformat gehal⸗ 
tenen Kurzkommentars weiſt (gegenüber der 1. Auflage) eine 
große Anzahl weſentlicher Verbeſſerungen auf. Vor allem gilt 
dies für die ausführlichere Darſtellung des Gewinnbegriffs und 
der Lohnſteuerbeſtimmungen. Ebenſo iſt der Anhang erweitert 
worden, der alle für das Einkommenſteuerrecht wichtigen Durch⸗ 
führungsverordnungen, Veranlagungs- und Lohnfteuer-Richt- 
linien und f enthält. Das Stichwortverzeichnis (34 
Seiten) ift ſehr ausführlich gehalten. Die in den Erläuterungen 
zum beſſeren Verſtändnis verwendeten Beiſpiele ſind erheb⸗ 
lich vermehrt worden. Beſonders begrüßt wird die weitgehende 
Zitierung des Schrifttums der Fachzeitſchriften und der Fund⸗ 
ſtellen der Rechtſprechung des RH. In der Zuſammenarbeit 
der Verfaſſer ift ein Werk geſchaffen worden, das nicht nur die 
Beachtung aller Fachkreise beanspruchen darf, ſondern vor allem 
dem Steuerpraktiker wärmſtens empfohlen werden kann Dies 
gilt nicht zuletzt auch für die Berufskameraden in der Oſtmark, 
die ſich jetzt in die reichsrechtlichen Steuergeſetze einarbeiten 
müſſen.“ Steuer⸗Warte 


— . 4 — 
C. H. Bech ſche Verlags buchhandlung München und Berlin 
17 


Becel cbe urg Kommentare 


Band 24 
Srundfteuergejch 


nebſt Einführungsgeſetz zu den Realſteuergeſetzen und 
Gebäudeentſchuldungſteuergeſetz 
nebſt Ausführungsvorſchriften von 


Dr. Richard Ringelmann 
Miniſterialrat im Bayer. Miniſterium der Finanzen 
und 


Dr. Fritz Freudling 


Reg.⸗Rat 1. Klaſſe im Bayer. Miniſterium der Finanzen 
1938. XII, 602 Seiten Taſchenformat. Leinenband RM 9.50 


„Wer die Ringelmannſche Erläuterungsweiſe kennt, wird auch 
an dieſen Beckſchen Kurzkommentar mit hochgeſpannten Erwar⸗ 
tungen herangehen — und nicht enttäuſcht ſein, im Gegenteil: 
dieſes Erläuterungsbuch bringt in ſeltener Anſchaulichkeit, Fülle, 
Zuverläſſigkeit und wiſſenſchaftlich-praktiſcher Durchdringung 
alles, was der Theoretiker und Praktiker braucht. Die Erläuterun⸗ 
gen zu den einzelnen Beſtimmungen ſind als reſtlos⸗vollſtändig 
zu bezeichnen, es wird kaum eine Frage der Praxis geben, die 
ſich nicht beantwortet findet. Auf Schritt und Tritt iſt erkennbar, 
daß die Verfaſſer das Geſetzwerk, das Schrifttum und die Recht⸗ 
ſprechung der Vergangenheit gründlichſt in ſich aufgenommen 
und verarbeitet haben; hier bringen ſie das Ergebnis in der An⸗ 
wendung für das neue Grundſteuerrecht mit meiſterhaft er 
Überlegenheit zur Darſtellung.“ Juriſtiſche Wochenſchrift 
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Bedifebe Kurz IRommenrare) 


Band 22 


Gewerbeſteuergeſet 
vom 1. Dezember 1936 
nebſt Durchführungsbeſtimmungen von 
Dr. Richard Ringelmann 


Miniſterialrat im Bayer. Miniſterium der Finanzen 
und 


Dr. Fritz Freudling 
Reg.⸗Rat 1. Kl. im Bayer. Miniſterium der Finanzen 


1937. XI, 469 Seiten Taſchenformat. Leinenband RM 8.- 


„Schon die Einleitung zu dem’ vorliegenden Kurzkommentar 
allein macht den Beſitz des Buches wertvoll. Sie enthält einen 
geſchichtlichen Ueberblick über die Entwicklung des Realſteuer⸗ 
weſens und den Werdegang der Reform. Wie alle Beck'ſchen 
Kurzkommentare, ſo eignet ſich auch dieſer ganz vorzüglich zum 
täglichen Dienſtgebrauch.“ Verwaltungspraxis 


„Der handliche Kommentar wird nicht nur den Praktikern die 
Einarbeitung in das neue Recht erleichtern, ſondern durch die 
Gemeinverſtändlichkeit ſeiner Darſtellung auch dem rechtſuchen⸗ 
den Volksgenoſſen Fingerzeige für die Auslegung des Geſetzes 
geben.“ Juriſtiſche Wochenſchrift 


„Die Zuſammenhänge mit den einſchlägigen Reichsſteuergeſetzen, 
Einkommenſteuer⸗, Körperſchaftſteuer⸗ und Reichsbewertungs⸗ 
geſetz, werden eingehend dargeftellt., Der Kommentar iſt ein 
zuverläſſiger Ratgeber, deſſen Anſchaffung empfohlen werden 
kann.“ Württembergiſche Gemeindezeitung (Landgemeinde) 


C. H. Beck ſche Verlagsbuchhandlung München und Berlin 
20 


Heckel ch Mur Rommentafe 


Band 17 


Rörperſchaftſteuergeſet 


unter Berücksichtigung des Einkommenſteuergeſetzes mit Durch⸗ 

führungsverordnung und amtl. Begründung ſowie den in 

Betracht kommenden Nebengeſetzen, Verordnungen und Ver⸗ 
waltungsanweiſungen des Reichsminiſters der Finanzen 


von Richard Bender 
Reichsfinanzrat, Mitglled des Reichsfinanzhofs 


1935. Mit Nachtrag, enthaltend Aenderungsgeſetz v. 27. 8. 36. 
XII, 591 und 16 S. Taſchenformat. Leinenband RM 10.- 
Nachtrag einzeln RM -.40 


„Die Anmerkungen enthalten trotz ihrer Kürze eine Fülle von 
Entſcheidungen. Die Darſtellung der Gewinnermittlungsvor⸗ 
ſchriften des Einkommenſteuergeſetzes und die Anführung aller 
ergänzenden Beſtimmungen geben ein vollſtändiges Bild der 
heutigen Rechtslage. Das Werk iſt eine Fundgrube für alle Ge⸗ 
biete des umfangreichen Stoffs. Es geht über den Rahmen der 
üblichen Kurzkommentare weit hinaus und könnte bei der Fülle 
des Gebotenen ſchon als Handkommentar bezeichnet werden.“ 
Miniſterialrat Zülow, Berlin, im Reichsverwaltungsblatt 
„Der Verfaſſer dieſes Kurzkommentars, dem auf dem bearbeite. 
ten Gebiet reiche Erfahrungen als langjähriges Mitglied des 
Körperſchaftſteuerſenats des Reichsfinanzhofs zugute kamen, hat 
feine Aufgabe vortrefflich gelöſt. Da das Werk im Anhang auch 
alle für die Beſteuerung der Körperſchaften wichtigen Neben⸗ 
geſetze und Verordnungen ſowie die miniſteriellen Anweiſungen 
enthält, bildet das handliche Büchlein ein für den praktiſchen Ge⸗ 
brauch der Behörden, Beamten, Steuerpflichtigen und ihre Ver⸗ 
treter ſehr wertvolles Nachſchlagewerk.“ Steuerarchlv 
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Beditcbe kurz Nommentafc) 


Band 19 
Reihsbewertungsgejeß 
und Bodenshägungsgejeh 


nebſt Durchführungsbeſtimmungen unter Berückſichtigung der 
amtl. Begründung, der Verwaltungsanweiſungen des Reichs⸗ 
miniſters d. Finanzen u. der Rechtſprechung des Reichsfinanzhofs 


von Dr. Ludwig Haider 


Regierungsrat am Oberfinanzpräſidium München 
1936. XX, 454 Seiten Taſchenformat. Leinenband RM 8.50 


„Das Buch zeichnet ſich durch eine knappe, kurze und klare 
Erläuterungsweiſe aus. Die zahlreichen im Jahre 1935 erlaſſenen 
Vorſchriften des Reichsfinanzminiſters zur Durchführung der 
Bewertung der verſchiedenen Vermögensarten — land- und forſt⸗ 
wirtſchaftliches ſowie Grundvermögen, insbeſondere auch der 
Fabrik-, Hotel- und Warenhausgrundſtücke —, ferner zur Ab⸗ 
grenzung der Betriebsvorrichtungen, zur Bewertung von Wirt⸗ 
ſchaftsgütern des Betriebsvermögens, von Wertpapieren u. 
dgl. m., ſind bei der Erläuterung des Reichsbewertungsgeſetzes 
berückſichtigt. Ebenſo iſt die reiche Rechtſprechung des Reichs⸗ 
finanzhofs, ſoweit ſie für das neue Geſetz ihre Bedeutung behal⸗ 
ten hat, unter Heraushebung der leitenden Geſichtspunkte 
wiedergegeben. Wertvoll ſind die ausführlichen Quellenangaben, 
ſo daß ein tieferes Eindringen auch in einzelne Spezialfragen 
ſehr erleichtert wird. ... Zahlreiche Steuerpflichtige werden in 
dieſem Kurzkommentar einen leichtverſtändlichen, überſichtlichen 
und zuverläſſigen Ratgeber bei der Nachprüfung der Einheits ⸗ 
wertbeſcheide, der Vermögenſteuerbeſcheide uſw. finden.“ 
Miniſterlalrat Dr. Rothkegel im „Reichsverwaltungsblatt“ 
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SBedifcbe Rur kommentare) 


Band 21 
Urfundenfteuergejch 


vom 5. Mai 1936 


nebſt Durchführungsbeſtimmungen unter Berückſichtigung 
der amtlichen Begründung von 


Dr. Richard Ringelmann 


Miniſterialrat im Bayer. Minifterium der Finanzen 
und 


Dr. Fritz Freudling 


Reg.⸗Rat 1. Kl. im Bayer. Miniſterium der Finanzen 


1936. XII, 444 Seiten Taſchenformat. Dünndruckpapier 
Leinenband RM 8.50 


„Das Buch bringt zunächſt in einer umfangreichen Einleitung 
eine eingehende Darſtellung der Rechtsentwicklung auf dem Ge⸗ 
biete der Urkundenbeſteuerung. Daran ſchließen ſich ausführliche 
Erläuterungen. Dabei haben die Verfaſſer neben der amtlichen 
Begründung zu dem Geſetz auch die wichtigſten Ergebniſſe der 
Rechtſprechung zu dem früheren Landesrecht, ſoweit dieſe 
noch für das neue Geſetz von Bedeutung find, eingehend be- 
rücksichtigt. Sie haben ſich nicht darauf beſchränkt, die Grund. 
züge des Geſetzes darzulegen, ſondern behandeln auch zahlreiche 
Einzelfragen und nehmen zu verſchiedenen bei der praktiſchen 
Anwendung des Geſetzes auftauchenden Zweifelsfragen Stel⸗ 
lung. ... Wir find überzeugt, daß ſich das Buch der Praxis als 
ein gern benutzter Führer durch das ſchwierige neue Rechtsgebiet 
erweiſen wird.“ Juſtizverwaltungsblatt 
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Jeitſchrift der 
Akademie für Deutſches Recht 


Herausgeber 


Reichsminiſter Dr. Hans Frank 
Präſident ber Akademie für Deutſches Recht 


VI. Jahrgang. Erſcheint zweimal monatl., am 1. u. 15. jed. Monats 


Bezugspreis vierteljährlich RM 5.—, 
für Studenten, Referendare, unbeſoldete Aſſeſſoren und Hörer 
der Verwaltungsakademien vierteljährlich RM 4.— 


Die Zeitſchrift der Akademie für Deutſches Recht iſt eine juriſtiſche 
Halbmonatsſchrift, die immer vielſeitig, zeitnah und lebendig iſt. 
Die Abhandlungen gehen ohne Umſchweife an den Kern der 
Probleme. Sie ſind von ſorgfältig ausgewählten Mitarbeitern, 
vielfach von führenden Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens 
verfaßt. Neben Aufſätzen über allgemeine Rechtsfragen bringt 
ſie ſolche über die Geſetzgebung von der erſten Planung an, über 
Geſetzesauslegung und Rechtsanwendung, alles kurz und doch 
eindringlich. Mit Sorgfalt werden die höchſtrichterlichen Ent⸗ 
ſcheidungen behandelt: auch hier wird grundſätzlich nur das 
Wichtigſte geboten, aber ſtets mit erläuternden Anmerkungen, 
die zu tieferem Eindringen anregen. Das neueſte Schrifttum 
wird ſchnellſtens gründlich beſprochen. Jedes Heft enthält außer⸗ 
dem ſyſtematiſche Ueberſichten über neue Bücher, Zeitſchriften⸗ 
aufſätze des In- und Auslandes, die deutſche Geſetzgebung, 
ferner Berichte über die Arbeiten der Akademie für Deutſches 
Recht uſw. 
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Vorwort zur erſten Auflage 


Die vorliegende Bearbeitung des Bürgerlichen Geſetzbuchs iſt vornehmlich 
den Bedürfniſſen der Praxis gewidmet. Sie will in gedrängter Darſtellung 
Sinn und Zuſammenhang der einzelnen Vorſchriften aufdecken, auf die bereits 
geſicherten Ergebniſſe der Rechtſprechung, namentlich der höchſtrichterlichen, 
aufmerkſam machen, aber auch ſelbſtändig zur Löſung der vielfachen noch be⸗ 
ſtehenden Streitfragen und Zweifel beitragen. Hierbei mußten die geſetz⸗ 
geberiſchen Vorarbeiten und die ältere Rechtsentwicklung zurücktreten. Be⸗ 
ſonderes Gewicht wurde auf möglichſt erſchöpfende Berückſichtigung der Recht⸗ 
ſprechung des oberſten Gerichtshofs mit Einſchluß nicht veröffentlichter Ent⸗ 
ſcheidungen gelegt. Nur ausnahmsweiſe ſind Entſcheidungen der Oberlandes⸗ 
gerichte von grundlegender Bedeutung aus den gangbarſten Sammlungen 
herangezogen worden. Literaturangaben wurden nur dann für erforderlich 
erachtet, wenn ſich die Meinung der Herausgeber mit gewichtigen Stimmen 
der Wiſſenſchaft in Widerſpruch ſetzte. Doch beruht das Werk auf umfaſ⸗ 
ſender Prüfung der zur Auslegung des Geſetzes dienlichen Hilfsmittel. Die 
Größe der Aufgabe brachte die Notwendigkeit mit ſich, die Arbeit zu teilen. 
Von den Herausgebern bleibt jeder nur für den von ihm bearbeiteten Teil 
des Ganzen verantwortlich. Alle waren aber bemüht, nach einheitlichen Ge⸗ 
ſichtspunkten zu verfahren und Meinungsverſchiedenheiten auszugleichen 

Das Einführungsgeſetz iſt im Anhang abgedruckt mit kurzen Verweiſungen 
auf die Stellen, wo im Hauptwerk ſelbſt darauf näher eingegangen iſt. Die 
Anführungsweiſe entſpricht den Vorſchlägen des deutſchen Juriſtentags. 


Leipzig, Pfingſten 1910. 


Vorwort zur zweiten Auflage 


Bei der neuen Bearbeitung wurde an den früher befolgten Grundſätzen 
feſtgehalten. Danach konnten Literaturangaben auch jetzt nur ausnahmsweiſe 
aufgenommen werden. Das Werk iſt auf den neueſten Stand der Recht- 
ſprechung gebracht, die Erläuterungen ſind auch ſonſt beträchtlich vermehrt 
worden. 

Nach Ausſcheiden des RGRt a. D. Brückner, der für die erſte Auflage 
die 88 459 — 493, 535— 606, 611-661, 688 704, 793808 erläutert hatte, 
haben bearbeitet: 

RGRt Dr. Ebbecke: 88 1— 89, 1030 — 1089, 1589-1921; Buſch: 88 90— 103, 
873—928, 1012 — 1029, 1090 — 1203; Kiehl: 88 104458, 854872; Schmitt: 
88 459-515, 929— 984, 1204 — 1296; Hoffmann: 88 516-534, 812822, 985 
bis 1007, 1922 — 2385; Burlage: 88 535-606, 611661, 705-764, 1008 
bis 1011; Schaffeld: 88 607610, 662 704, 765-811, 823—853; Erler: 
SS 1297-1588. 


Leipzig, Mitte Juni 1913. 


Vorwort zur dritten Auflage 


Infolge des Kriegszuſtandes und der Umwälzung der wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe kann die dritte Auflage des Werkes erſt nach mehr als ſieben Jahren 
der Offentlichkeit vorgelegt werden. Während dieſes Zeitraums haben Recht⸗ 
ſprechung und Schrifttum einen ſo reichhaltigen Stoff für die Bearbeitung 
geboten, daß weſentliche Erweiterungen, zum Teil auch Umgeſtaltungen der 
Erläuterungen ſtattgefunden haben. Auch iſt die Verordnung über das neue 
Erbbaurecht in das Werk eingefügt und erläutert worden. Der Gleichmäßig⸗ 
keit halber iſt bis auf einzelne Nachträge die Bearbeitung mit dem 1. Ja⸗ 
nuar 1920 abgeſchloſſen. Dabei iſt in der Art und Weiſe des Erläuterns den 
früheren bewährten Bahnen gefolgt. 

Von den Herausgebern der zweiten Auflage ſind uns zu unſerem tiefen 
Bedauern zwei durch den Tod entriſſen: der um das Zuſtandekommen des 
Werkes ganz beſonders verdiente Reichsgerichtsrat G. Hoffmann und der 
wegen ſeiner vielſeitigen Arbeitskraft hochgeſchätzte Reichsgerichtsrat Schmitt. 
Ferner hat ſich zu unſerem Bedauern Herr Reichsgerichtsrat Burlage durch 
ſeine parlamentariſche Tätigkeit genötigt geſehen, von ſeiner weiteren Mit⸗ 
arbeiterſchaft Abſtand zu nehmen. An die Stelle der Ausgeſchiedenen ſind 
die Herren Reichsgerichtsräte Dr. Lobe, Dr. Mansfeld, Michaelis, Oegg, 
Schliewen und Seyffarth getreten. Es haben nunmehr bearbeitet: 

Band 1 (Allgemeiner Teil; Recht der Schuldverhältniſſe): 88 1—89: NONE 
Dr. Ebbecke; SS 90103: RG Rt Buch; SS 104 — 432: NONE Kiehl; 88 433 
bis 458: RG Rt Dr. Lobe (früher RG Rt Kiehl); SS 459515: RGRt Dr. Lobe 
(früher RGRt Schmitt); SS 516-534: NONE Dr. Mansfeld (früher RGRt 
Hoffmann); 88 535— 606: RGRt Oegg (früher RGRt Burlage); SS 607— 610: 
NER: Schaffeld; SS 611-661: RGRt Degg (früher RGRt Burlage); SS 662 
bis 704: RGRt Schaffeld; SS 705— 740: RGRt Dr. Ebbecke (früher RGRt 
Burlage); SS 741 764: RG Rt Degg (früher RGRt Burlage); ss 765— 811: 
NEL Schaffeld; SS 812—822: NEN Dr. Mansfeld (früher RGRt Hoff⸗ 
mann); 88 823—853: RG Rt Schaffeld. 

Band 2 (Sachenrecht): SS 854— 872: RG Rt Kiehl; 88 873 928: RGRt 
Buſch; 88 929— 984: RG Rt Schliewen (früher RG Rt Schmitt); SS 985 — 1007: 
RGRt Dr. Mansfeld (früher RG Rt Hoffmann); SS 1008 — 1011: RGRt Dr. 
Lobe (früher RG Rt Burlage); Erbbaurecht, SS 10181029: RGRt Buſch; 
SS 1030 1089: RGRt Dr. Ebbecke; SS 1090 — 1203: RG Rt Buſch; 88 1204 
bis 1296: RGRt Schliewen (früher RGRt Schmitt). 

Band 3 (Familienrecht; Erbrecht): SS 1297— 1588: RGRt a. D. Julius 
Erler; 88 15891921: RGRt Dr. Ebbecke; 88 1922 2063: Rt Michaelis 
(früher RG Rt Hoffmann); SS 2064-2385: RG Rt Seyffarth (früher RG Rt 
Hoffmann). 

Der Sachverzeichnis iſt von Herrn Aſſeſſor Rudolf Erler neu bearbeitet 


Leipzig, Ende Oktober 1920. 


Die Herausgeber. 
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nicht in dieſer Sammlung, ſondern in 
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Entſcheidungen ſind mit dem Zuſatze 
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schrift, 2. Gruchots Beiträgen, 3. War ⸗ 
neyers Jahrbuch, Ergänzungsband, 
4. Seufferts Archiv, 5. Leipziger Zeit⸗ 
ſchrift für deutſches Recht, 6. Das 
Recht in der angegebenen Reihenfolge, 
mehrfach abgedruckte Entſcheidungen 
aber nur einmal angeführt, Andere 
Sammlungen find nur ausnahmsweiſe 
berückſichtigt. Die bisher überhaupt 
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zeichen angeführt. 
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Bürgerliches Geſetzbuch. 


Vom 18. Auguſt 1896. 
(Reichs Geſetzblatt 1896, S. 195 ff.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, 
König von Preußen uſw. 
verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesrats 
und des Reichstags, was folgt: 


Erſtes Buch 
Allgemeiner Teil 


1. Die Rechtsregel enthält ihrem Weſen nach entweder eine Gebots oder Verbots 
beſtimmung und gibt dementſprechend auf privatrechtlichem Gebiete entweder ein Recht 
auf Leiſtung oder ein Recht auf Unterlaſſung (Unterſagungsrecht). Letzteres kann auch 
die Geſtalt eines gegen jedermann wirkſamen Ausſchließungsrechts annehmen. Die 
Befreiung von einer Gebots oder Verbotsbeſtimmung, woraus ſich das Recht ergibt, etwas 
nicht zu tun zu brauchen oder etwas tun zu dürfen (Recht auf Duldung), ſtellt ſich als Be⸗ 
grenzung der Gebots. oder Verbotsbeſtimmung dar. Der Form nach iſt die Rechtsſatzung 
regelmäßig derart geſtaltet, daß an einen gewiſſen Tatbeſtand eine gewiſſe Rechtsfolge 
angeknüpft iſt. Doch gibt es auch Rechtsfatzungen, die ſich nur befaſſen mit der Exläute- 
rung eines in mehreren Rechtsregeln vorkommenden Tatbeſtandes (begriffsentwickelnde 
Rechtsſätze, wie über Begriff des Wohnſitzes, des Beſitzes) oder mit der Beſtimmung der 
mehreren Rechtsregeln gemeinſamen Rechtsfolgen (Anſpruch auf Wiederherſtellung, Scha⸗ 
denserſatz) oder einen aus Tatbeſtand und Rechtsfolge zuſammengeſetzten Teil aus mehreren 
Rechtsregeln ausſcheiden und für ſich behandeln, wie die Beſtimmungen über den im all: 
gemeinen Teile des BGB dargeſtellten Vertrag, der als ſolcher im Rechtsleben niemals 
geſchloſſen wird, ſondern nur als ſchuldrechtlicher Vertrag, dinglicher Vertrag uſw. vor⸗ 
kommt. Oft wird im Geſetz ausgeſprochen, daß die gleiche Rechtsfolge eintreten ſoll, als 
wenn ein anderer Tatbeſtand vorläge (Unterſtellung, daß die Handlungen des Vertreters 
Handlungen des Vertretenen ſeien, Unterſtellung der Rückziehung); dies iſt jedoch nur ein 
Mittel zur vereinfachten Darſtellung des Rechtes, für die Erkenntnis des inneren Rechts⸗ 
gehalts aber ohne Wert. 5 

2. Die Geltung des Rechtes beruht entweder auf der Anerkennung durch freie bewußte 
Tätigkeit des Staates (im Wege der Geſetzgebung, des Staatsvertrags oder der Verord⸗ 
nung — Geſetzes recht, wozu auch die vom Träger der Staatsgewalt erteilten Privilegien 
gehören, RG ZW 1911, 989°” und hinſichtlich der Regalrechte 94, 36) oder auf der durch 
gefeſtigte Übung ſich kundgebenden Anerkennung der Volksgenoſfen (Gewohnheitsrecht). 
Über das Zuſtandekommen und das Jukrafttreten eines Geſetzes ſind, da dies dem öffent. 
lichen Recht angehört, in das BGB keine Beſtimmungen aufgenommen (. wegen des In⸗ 
krafttretens der Reichsgeſetze Art 71 RV v. 11. 8. 19, der Geſetze in den früheren Kon⸗ 
ſulargerichtsbezirken und Schutzgebietsbezirken 8 30 KonſchG v. 7. 4. 00 und $ 3 des Schub: 
gebe in der Faſſung v. 10. 9. 00. Ein vom Reichstag beſchloſſenes Geſetz ift auf Ent: 
ſchließung des Reichspräſidenten, auf Einſpruch des Reichsrats, falls trotz diefes Einſpruchs 
der Reichstag und Reichspräſident bei dem Geſetze beharrt, unter Umſtänden auf Volks⸗ 
begehren zum Volksentſcheid zu bringen (Artt 73—75 RV). „Die Ausfertigung des Reichs⸗ 
geſetzes muß nach Artt 70, 50 die Unterſchrift des Reichspräſidenten und des Reichskanzlers 
oder zuſtändigen Reichsminiſters tragen, der damit die Verantwortlichkeit übernimmt, daß 
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das Geſetz verfaſſungsmäßig zuſtande gekommen iſt, ohne daß jedoch hierdurch das richter ⸗ 
liche Prüfungsrecht, wozu ein beſonderer Anlaß gegeben ſein kann, ausgeſchloſſen iſt (vgl. 
für früheres Recht NG 48, 88; 77, 231; JW 1916, 59718, Arndt dal. S. 809 und 1918, 681). 
Die Reichsverordnungen (Artt 77, 91) brauchen im Reichsgeſetzblatt nicht verkündet zu werden 
(vgl. für das frühere Recht NG 48, 88). Auch über das Gewohnheitsrecht iſt im BOB 
nichts geſagt. Damit iſt dieſer Rechtsquelle freier Raum gelaſſen, mit der aus der NV 
(vgl. Art 13) ſich ergebenden Beſchränkung, daß Reichsrecht nicht durch partifulares Ge— 
wohnheitsrecht gebrochen werden, auch nicht ergänzt werden kann, ſoweit nicht das 
Reichsrecht, wie in 8 919 BGB und § 40 des Gel. v. 7. 4. 00 (Handelsgewohnheitsrecht 
in den Konſulargerichts⸗ und Schutzgebietsbezirken), hierauf verweiſt. Die Entſtehung bes 
Gewohnheitsrechts wird nicht dadurch gehindert, daß es in einem Mißverſtändnis des be⸗ 
ſtehenden Rechtes ſeinen Urſprung hat (anders für preußiſches Recht, ſofern nicht ſpäter die 
urſprüngliche Veranloſſung in dem Bewußtſein der Beteiligten geſchwunden iſt, RG Warn 
1912 Nr 23, Gruch 49, 1154), auch nicht dadurch, daß es einen nicht billigenswerten Inhalt 
hat. Nicht notwendig iſt ferner, daß die Übung von den Beteiligten vorgenommen iſt in 
der Überzeugung, damit in Befolgung eines beſtimmten, vom Geſetz aufgeſtellten Rechts. 
ſatzes zu handeln (R 76, 113; IW 1910, 944%. Nahe verwandt dem Gewohnheitsrecht 
ſind die innerhalb beſtimmter Verkehrskreiſe ſich bildenden Geſchäftsbräuche, denen die 
zu dieſen Kreiſen gehörigen Perſonen auch ohne beſondere Kenntnis des Brauches auf 
Grund der Auslegung ihres Willens ($ 157 BOB; 8 346 HGB; vgl. Denkſchrift z. Entw. 
des HGB S. 4; R 53, 147; Gruch 52, 1101; JW 1914, 140° — vgl. über ſtillſchweigende 
Unterwerfung unter den Handelsbrauch JW 1914, 6741) unterworfen ſind. — Über die 
Geltung des Gewohnheitsrechts auf den der Landesgeſetzgebung vorbehaltenen Gebieten 
(Artt 55 ff. EG) entſcheidet das Landesrecht, über Obſervanz nach preußiſchem Recht |. RG 52, 
426; ZW 1910, 662%; 1912, 484. 

z. Behufs Anwendung des Gelches hat es der Richter auszulegen. Er hat den nach den 
Regeln der Sprach- und Denklehre ſich ergebenden ſprachlichen Sinn und den einzelnen 
Vorſchriften zugrunde liegenden Rechtsgedanken klarzulegen, wobei die rechtsgeſchichtliche 
Entwicklung, der Zuſammenhang der Rechts ſätze in dem fie zu einer Einheit verbindenden 
Rechtsſyſtem und vor allem die mit der Regelung im Widerſtreit der Lebensintereſſen der: 
folgten praktiſchen Zwecke zu berücksichtigen find. Von Bedeutung für die Auslegung iſt 
auch die Nüdficht auf leichte Erkennbarkeit und Durchführbarkeit des Rechtes (Praktikabilität 
des Rechtes). Den hiernach ſich ergebenden Inhalt des Geſetzes hat die Auslegung in 
vollem Umfange, auch über den Wortlaut der Beſtimmung hinaus, zur Anerkennung zu 
bringen, und zwar auch bei einer aus Billigkeits⸗ oder Nützlichkeitsgründen gegebenen Aus: 
andre ff bei der im allgemeinen eine ausdehnende Auslegung nicht am Blape ift 
(N 44, 107; JW 1916, 5925 vol. auch I 1910, 9345). tellt ſich eine Geſetzes⸗ 
beſtimmung oder eine Mehrheit ſolcher Beſtimmungen als Ausfluß eines allgemeinen Grund. 
ſatzes dar, jo überfchreitet die Auslegung nicht die ihr gezogenen Grenzen, wenn ſie dieſen 
Grundſatz in ſeiner vollen Tragweite zur Geltung bringt. Man unterſcheidet hierbei Ge 
ſetzesanalogie, durch welche eine Geſetzesvorſchrift auf ein rechtsähnliches Verhältnis 
angewandt wird, und Rechtsanalogie, die aus verſchiedenen Einzelvorſchriften einen 
ihnen zugrunde liegenden allgemeinen Rechtsgedanken entnimmt — v l. RG 52, 377; 54, 58 
über die Pflicht zu billiger Rückſichtnahme auf den andern im Intereſſe der Verhütung von 
Schaden; N 50, 286; 60, 7; 77, 222; 78, 210; 95, 339 über die Zuläſſigkeit der allge- 
meinen Unterlaflungsflage. Wertvoll für die Auslegung des Geſetzes ſind die geſetgebe⸗ 
riſchen Vorarbeiten. Doch bleibt zu prüfen, ob die in ihnen enthaltenen Erwägungen in 
das Geſetz übernommen ſind. Als Hilfsmittel für Auslegung des Geſetzes kommt auch die 
Verkehrsſitte in Betracht, auf welche in verſchiedenen Vorſchriften (wie 88 97 Abſ 1 
a 2, 119 Abſ 2, 151, 242, 2555 Abf 1) zur näheren Beſtimmung des Geſetzesinhalts ver⸗ 
wieſen ift. Durch eine ſolche Bezugnahme erlangt aber die Verkehrsſitte nicht etwa bie Be⸗ 
deutung eines Geſetzesrechts, ebenſowenig wie die Bezugnahme auf das richterliche Ermeſſen 
oder die gute Sitte eine ſolche Wirkung haben kann. Soweit eine geſetzliche Regelung fehlt, 
hat der Richter in Ergänzung des Geſetzes die entfcheidende Norm ſelbſt aufzuſtellen. 

4. Im Verhältnis zum Parteiwillen find die Geſetzesbeſtimmungen entweder zwingende, 
die durch Vereinbarung der Parteien nicht abgeändert werden können, oder ergänzende, 
die den Parteien die Freiheit laſſen, eine andere Beſtimmung zu treffen. Von den letzteren 
unterſcheiden ſich die Auslegungs regeln dadurch, daß hier der Richter angewieſen iſt, zu. 
nächſt zu unterſuchen, ob nicht im einzelnen Falle ein anderer Parteiwille anzunehmen iſt 
(RG IW 09, 6611). Die ergänzenden Vorſchriften haben dagegen ohne weiteres Geltung, 
falls nicht eine gegenteilige Vereinbarung getroffen iſt. 

5. Dem bürgerlichen Recht (Privatrecht) gehoren die Rechte an, die dem einzelnen 
um ſeiner ſelbſt willen, und zwar derart gewährt ſind, daß die Geltendmachung — ſo⸗ 
weit ſie nicht dem geſetzlichen Vertreter obliegt — dem Belieben des Berechtigten überlaſſen 
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iſt. Die Verzichtbarkeit iſt nicht eine allgemeine Eigenſchaft des bürgerlichen Rechtes 
(vgl. § 1614, Vorbem 1 vor $ 1616 uſw.). Die Berechtigung in der Betätigung gegen den 
Verletzer des Rechtes erſcheint als Anſpruch. Das Gegenſtück zu dem Anſpruche bildet 
die Einrede. Von dem Belieben des Einredeberechtigten hängt es ab, ob er von dieſem 
Schutzmittel Gebrauch machen und das Erlöſchen des mit der Einrede behafteten Rechtes 
— das regelmäßig mit Rechtskraft des Urteils eintritt, anders beim Anfechtungsrecht nach 
5 142 Abſ 1 und bei Geltendmachung einer Einrede gegenüber der Vormerkung, der Hypo 
thek oder einem Pfandrecht gemäß 88 886, 1169, 1254 — herbeiführen will. In einzelnen 
Beziehungen (88 390, 813 Abſ 1) ſteht der durch Einrede entkräftbare Anſpruch dem nicht 
beſtehenden Auſpruch gleich. Die Berechtigung kann der einzelne in der Weiſe erlangen, 
daß ſie ihm bei Vorhandenſein eines gewiſſen Tatbeſtandes ohne weiteres zufällt, oder in 
der Art, daß ihm die rechtliche Möglichkeit gegeben iſt, durch freie Willensbetätigung das 
Recht zur Entſtehung zu bringen (Recht der Annahme, der Aneignung, Rücktritts⸗, Anfech⸗ 
tungs-, Scheidungsrecht, Aufrechnungsrecht, Verbotsrecht nach $ 1577 Abſ 3, ſog. Ge⸗ 
ſtaltungsrechte). Unter Umſtänden tritt, wenn durch Verwirklichung eines Teiles des 
Tatbeſtandes die Grundlage einer Berechtigung bereits geſchaffen iſt (ſchwebendes Rechts⸗ 
verhältnis), mit Erfüllung des vollen Tatbeſtandes eine Rückwirkung ein (88 84, 108 Ab] 1, 
142, 161, 177, 184, 389, 1396, 1448, 1953, 1976, 2344). Den bürgerlichen Rechten eigen- 
tümlich ift es, daß fie im ordentlichen Rechtswege verfolgbar ſind ($ 13 GVG). Dies 
gilt jedoch auch für die Eigenrechte, die in Rechtsverhältniſſen des öffentlichen Rechtes ihren 
Grund haben (Gehaltsauſpruch des Beamten, Entſchädigungsanſpruch wegen Enteignung, 
Schadenserſatzpflicht wegen Verletzung öffentlich- rechtlicher Pflichten, insbeſondere Amts⸗ 
pflichtverletzungen, Rh 91 S. 178 u. 307; 54, 59; 70, 398; 87, 114; vgl. auch 92, 310, 
Ausgleichungsanſprüche hinſichtlich öffentlich rechtlicher Verpflichtungen, ſoweit nicht aus⸗ 
nahmsweiſe dieſe Streitigkeiten den Verwaltungsgerichten oder Verwaltungsbehörden zu⸗ 
gewieſen find, R 91 S. 248 u. 291; Gruch 61, 654; JW 07, 14578 1912, 812). Zur 
Beilegung einer öffentlich rechtlichen Streitigkeit kann ein privatrechtlicher Vergleich ge⸗ 
ſchloſſen werden (MG 77, 300; 79, 200). Auch ſonſt können Verträge, die auf öffentlich recht 
liche ale fi) beziehen, einen bürgerlich rechtlichen Inhalt haben (RG 67, 291; JW 
1916, 60027). 

6. Wer auf ein Recht (Anſpruch oder Einrede) ſich beruft, hat die Beweislaſt (und Be⸗ 
hauptungslaſt) dafür, daß der das Recht begründende Tatbeſtand, die Vorbedingungen 
dieſes Rechtes, die bejahender oder verneinender Art ſein können, gegeben ſind. Nicht aber 
braucht er das Nichterlöſchen des Rechtes oder das Nichtvorhandenſein ſolcher Umſtände zu 
beweiſen, welche die ſonſt regelmäßig eintretende Entſtehung des Rechtes hindern oder in 
ſeinem Umfange beſchränken. Ob ein ſolcher Umſtand vorliegt, der ſich als Ausnahme von 
der Regel darſtellt, iſt meiſt aus der Faſſung der Geſebesvorſchrift zu erſehen. Das BGB 
pflegt zur Kennzeichnung, daß es ſich im Sinne der Beweislaſt um eine Ausnahmevorſchrift 
handelt, einen einſchränkenden oder verneinenden Zuſatz, insbeſondere die Wendung „es 
ſei denn, daß“, „wenn nicht“, „die Vorſchrift findet keine Anwendung“ (vgl. 88 4 Abſ 2, 
181, 273 Abſ 2, 287, 407, 793 Abſ 1, 932, 957, 1007 Abſ 2 Satz 1, 1973 Abſ 1 — 139, 
460 Satz 2, 477 Abſ 1, 955 Abſ 1 Satz 2, 1699 Abſ 1 — 9 Abſ 2, 10 Abſ 1 Satz 2, 173, 
285, 312 Abſ 2, 410 Abs 2, 687 Abſ 1, 793 Abſ 1, 831 u. 832 Abſ 1 Satz 2, 833 Satz 2, 
834 Satz 2, 836 Abj 1 Satz 2, 861 Abſ 2, 911 Abſ 2, 935, 937 Abſ 2, 1007 Abſ 2, 1298 
Abs 3, 1345 Abſ 2, 1537, 1591 Abſ 1 Satz 2) zu verwenden. Die Beweislaſt iſt damit dem⸗ 
jenigen zugewieſen, welcher das Vorhandenſein einer ſolchen Ausnahme behauptet. Wichtig 
für die Beweispflicht iſt, daß der tatſächlich beſtehende Zuſtand der Regel nach als 
rechtlich beſtehend gilt (Vermutung für die Gültigkeit des in gehöriger Form eingegan: 
genen Rechtsgeſchäfts, der in gehöriger Form geſchloſſenen Ehe, für die Rechtmäßigkeit des 
Beſitzes einer beweglichen Sache nach $ 1006, für die Rechtsgültigkeit eines Grundbuch⸗ 
eintrags nach $ 891, für die Ehelichkeit des in der Ehe oder bald nachher geborenen Kindes 
nach 88 1591, 1593). Weſentlich auf anderem Gebiete liegt die Vermutung für die Richtig⸗ 
keit einer Beſcheinigung der Behörde ($ 418 ZPO), insbeſondere für die Richtigkeit des 
von dem Nachlaßgericht ausgeſtellten Erbſcheins ($ 2365), der eine im Erbrechtsſtreit den 
Prozeßrichter nicht bindende, vorläufige Beſcheinigung des Erbrechts enthält (vgl. NE 
Warn 1913 Nr 300, Kuttner in IheringsJ 61, 114, Heinsheimer in 23 1915, 1275 ff.). 
Keine Vermutung beſteht dafür, daß die rechtsgeſchäftliche Verpflichtung unbedingt ein. 
gegangen iſt (vgl. $ 158 A 7, vgl. auch $ 163 A 2). it eine Partei durch Rechtsgeſchäft 
eine Verpflichtung eingegangen oder iſt ihr durch Geſetz eine beſondere, über das allge⸗ 
meine Maß hinausgehende Verpflichtung (wie z. B. in den Fällen der §88 833, 836) auf- 
erlegt, ſo hat ſie ſich über die Erfüllung dieſer Verpflichtung, und ſomit auch dar 
über, daß ſie an der Nichterfüllung kein Verſchulden trifft, auszuweiſen. 

7. Das zwiſchenſtaatliche bürgerliche Recht iſt in den Artt 7—31 Ech ſehr verſchieden⸗ 
artig behandelt. Zum Teil iſt nur beſtimmt, welche Rechtsverhältniſſe nach deutſchen 
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Geſetzen zu beurteilen find, nicht aber eine Anweiſung darüber gegeben, welches Recht ſonſt 
anzuwenden iſt — einſeitige Herrſchaftsregeln (Kolliſionsnormen) der Artt 8, 9, 14, 18, 
19, 20, 22 EG. Zum Teil find auch darüber, welches ausländiſche Recht anwendbar iſt, 
Regeln aufgeſtellt, aber nur für gewiſſe Beziehungen (Wohnſitz des Ausländers im Inlande, 
Schließung der Ehe im Inlande uw.) — unvollſtändig zweiſeitige Herrſchaftsregeln 
der Artt 13, 15, 24, 25. Teilweiſe endlich wird durch dieſelbe Rechtsregel ſowohl der Gel⸗ 
tungsbereich des deutſchen Rechtes als das im einzelnen Falle anwendbare ausländiſche 
Recht beſtimmt — vollkommene Herrſchaftsregeln, zu denen auch Art 28 gerechnet wer⸗ 
den darf. Die Frage, wie die hiernach beſtehenden Lücken auszufüllen ſind, iſt mit der 
herrſchenden Meinung dahin zu beantworten, daß die einfeitigen und unvollſtändig zwei⸗ 
ſeitigen Herrſchaftsregeln, die dem Grundſatz der internationalen Rechtsgemeinſchaft ent- 
sprechen, eine Erweiterung durch entſprechende Anwendung zulaſſen (vgl. RG 62, 402; 
91 S. 139 u. 406), nicht dagegen die auf den Schutz des Deutſchen berechneten beſonderen 
Beſtimmungen der Artt 9 Abſ 3, 12, 13 Abſ 3, 16 Abſ 2, 17 Abſ 4, 19 Satz 2, 21 letzter 
Satz, 22 Abi 2. In erſter Linie iſt jedoch, wenn die Herrſchaftsregeln derjenigen Staaten, 
die nach den möglichen Anknüpfungsbeziehungen (Staatsangehörigkeit, Wohnſitz uſw.) allein 
in Betracht kommen können, hinſichtlich des anzuwendenden Rechtes übereinſtimmen, dieſes 
Recht zur Anwendung zu bringen (vgl. Niedner, Vorbem vor Art 7 EG unter IV; Neumann 
in Gruch 46, 67ff.; Enneccerus $ 60 I 2; a. A. Niemeyer, Das internationale Privatrecht 
S. 34ff.). Auf dem Gebiete der ergänzenden Geſetzesvorſchriften haben die Parteien es 
in der Hand, das anzuwendende Recht ausdrücklich oder ſtillſchweigend zu vereinbaren, 
wobei als ſtillſchweigend vereinbart das angenommen werden darf, was die Parteien bei 
vernünftigem Ermeſſen und billiger Berückſichtigung alter Umſtände über das anzuwendende 
Recht beſtimmt haben würden (RG 44, 301; 58, 367; 68, 203; 73, 387; 74, 173; J 
1911, 1482 u. 361°; „1913, 55220; Gruch 54, 397 u. 1055; Warn 1914 Nr 303). Im Zweifel 
iſt das Recht des für die ſtreitige Verpflichtung beſtehenden Erfüllungsorts als vereinbart 
anzuſehen (RG Gruch 54, 1054; RG 78, 55; 95, 164). Abgeſehen von dieſen Ausnahmen 
ſind lediglich die Herrſchaftsregeln des deutſchen Rechtes dafür entſcheidend, welches aus⸗ 
ländiſche Recht anzuwenden iſt. Iſt hiernach das Recht eines beſtimmten Auslandsſtaats 
maßgebend, ſo iſt dies im Zweifel dahin zu verſtehen, daß nicht bloß die ſachentſcheidenden 
(materiell-rechtlichen) Vorſchriften des Auslandsrechts, ſondern auch feine den Herrſchafts⸗ 
bereich beſtimmenden Regeln, die zuſammen mit dieſen erſt den vollſtändigen Rechtsſatz 
ergeben, anwendbar werden. Es kommt mithin, wenn dieſes Recht, z. B. entgegen dem 
inländiſchen Recht, nicht die Staatsangehörigkeit, ſondern den Wohnſitz für das anzuwendende 
Recht als maßgebend erklärt und damit auf ein anderes Recht verweiſt, das letztere Recht 
zur Anwendung, und zwar nicht bloß, wenn auf das deutſche Recht zurückverwieſen wird 
(Art 27; vgl. RG IW 1911, 208%), ſondern auch, wenn auf ein anderes Auslandsrecht weiter: 
verwieſen wird (RG 62, 404; 78, 234, und hinſichtlich der Zuläſſigkeit der Rückverweiſung 
auf ſachenrechtlichem Gebiete 78, 48). Auch eine fernere Weiterverweiſung iſt zu beachten. 
Wird hierbei auf eines der vorerwähnten Rechte zurückverwieſen, ſo muß es bei deſſen An⸗ 
wendbarkeit verbleiben. Für die Entſcheidung der Vorfrage, ob die Staatsangehörig⸗ 
keit oder der Wohnſitz in einem beſtimmten Staate begründet ift, ift das Recht dieſes Staates 
in Betracht zu ziehen. Die Frage der Staatsangehörigkeit kann nicht entſchieden werden 
ohne Prüfung, ob die bisherige Staatsangehörigkeit in dem andern Staate nach deſſen 
Geſetzen verlorengegangen iſt. Bei mehrfachem Wohnſitz iſt dem mit dem Aufenthalt ver⸗ 
bundenen Wohnſitz der Vorzug zu geben. Für den Fall der Staatenloſigkeit läßt Art 29 
das Recht der früheren Staatsangehörigkeit, in zweiter Linie das Recht des Wohnſitzes und 
in letzter Linie dasjenige des Aufenthalts maßgebend ſein. Keinesfalls darf der deutſche Richter 
ausländiſches Recht zur Anwendung bringen, das ſeinem Inhalte nach gegen die guten Sitten 
oder den Zweck eines deutſchen Geſetzes verſtoßen würde (Art 30). Es kommt hierfür weſentlich 
darauf an, welche Tragweite das inländiſche Geſetz ſich beilegt, ob der verbietende inländiſche 
Rechtssatz nicht auf Inländer oder im Inlande vorgenommene Rechtshandlungen ſich be- 
ſchränkt. Die Anwendung ausländiſchen Rechtes iſt außer dem Falle, daß nach dem Zweck 
des Geſetzes die Schädigung inländiſcher Intereſſen abgewehrt werden ſoll, namentlich dann 
ausgeſchloſſen, wenn es mit dem ſittlichen Empfinden oder den Grundlagen der ſtaatlichen 
Ordnung derart in Widerſpruch ſteht, daß es auch unter Berückſichtigung der Eigenart des 
Auslandes keinesfalls Anerkennung verdient (vgl. RG 60, 296: Warn 1912 Nr 34). Ebenfo- 
wenig darf die Weiterverweiſung dazu führen, daß Rechtsgrundſätze zur Anwendung kommen, 
denen zwingende Vorſchriften des einheimiſchen Rechtes eutgegenſtehen. Zum Schutze der 
Deutſchen gegen unbillige Zurückſetzung auf dem Gebiete des internationalen Privatrechts 
iſt in Art 31 beſtimmt, daß der Reichskanzler unter Zustimmung des Bundesrats ein Ver⸗ 
geltungsrecht gegen den betreffenden ausländiſchen Staat, deſſen Angehörige und ihre 
Rechtsnachfolger anordnen kann. — Die Grundſätze des internationalen Privatrechts finden 
auch auf das Verhältnis der deutſchen Bundesſtaaten untereinander entſprechende Anwen⸗ 
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dung, ſoweit nicht für die der Landesgeſetzgebung vorbehaltenen Gebiete landesrechtlich 
andere Vorſchriften erlaſſen find (KJ 32 A 23). Gelten nach Landesrecht nach dem Wohn⸗ 
ſitz in den verſchiedenen Rechtsgebieten verſchiedenartige Vorſchriften, ſo muß allerdings 
auch fernerhin für das anzuwendende Recht der Wohnſitz, nicht die Staatsangehörigkeit, 
maßgebend bleiben. b 

8. Der zeitlichen Herrſchaft des BGB. ſind die Rechtsverhältniſſe unterworfen, die ſeit 
feinem Inkrafttreten entſtanden find, mögen ſie auch bereits vor dieſer Zeit in der Ent⸗ 
ſtehung begriffen ſein; ebenſo die erbrechtlichen Verhältniſſe, die mit dem nach dieſer Zeit ein⸗ 
getretenen Erbfall in Zuſammenhang ſtehen (Artt 170, 213 EG). Doch werden die ſeit Gel⸗ 
tung des BGB eingetretenen Rechtswirkungen des damals bereits beſtehenden Eigentums 
oder Beſitzes, der Erbbaurechte, Grunddienſtbarkeiten oder Pfandrechte (im Sinne des neuen 
Rechtes) ſowie mit gewiſſen Ausnahmen der perſonenrechtliche Zuſtand und die Rechts⸗ 
ſtellung auf dem Gebiete des Familienrechts ebenfalls nach neuem Recht beurteilt (Artt 180, 
181, 173, 184, 192, 195, 153—156, 199, 203, 210). Beſondere Vorſchriften wegen der Inhaber⸗ 
papiere ſ. in Artt 174, 177, wegen Miete und Pacht in Art 171 und wegen eines früheren Schei⸗ 
dungs⸗ oder Anfechtungsgrundes in Artt 201, 198. Soweit eine andere Regelung nicht ge⸗ 
troffen iſt, iſt davon auszugehen, daß ſich das BGB rückwirkende Kraft nicht beilegen 
will. Auch hinſichtlich der zwingenden Geſetze iſt eine rückwirkende Kraft nur ausnahmsweiſe 
anzunehmen (RG 44, 59; 46 S. 152 u. 177; über Rückwirkung des § 138 Abſ 2 RG JW 01, 1). 
Von der Rückwirkung werden die durch rechtskräftiges Urteil oder gültigen Vergleich voll. 
ſtändig erledigten Rechtsverhältniſſe nicht betroffen. Iſt ſowohl über die zeitliche Herrſchaft 
als über die räumliche Herrſchaft der Rechtsregeln Streit, ſo iſt zuvörderſt nach Maßgabe der 
Vorſchriften über die zeitliche Herrſchaft das anzuwendende Recht zu beſtimmen, und ſind die 
Vorſchriften dieſes Rechtes dafür entſcheidend, welchen Rechtsregeln in räumlicher Hinſicht das 
Rechtsverhältnis unterſteht (RG JW 02 Beil 22767; Habicht, Einwirkung des BGB auf zuvor 
entſtandene Rechtsverhältniſſe $ 6). Die Grundſätze des BGB über internationales Privatrecht 
1 1 65 auf x einer früheren Zeit angehörigen Rechtsverhältniſſe nicht ohne weiteres ange: 
wendet werden. 
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Die Rechtsfähigkeit!) des Menſchen?) beginnt mit der Vollendung der 
Geburt?) ). 

E I 3 II I: MI 23 ff.; P 1 4; 6 106, 107. 

1. Die allgemeine Rechtsfähigkeit, d. i. die Fähigkeit, auf dem Gebiete des bürger- 
lichen Rechtes Träger von Rechten und Verbindlichkeiken zu ſein, kommt einem jeden Menſchen 
zu. Damit ift von dem BOB, das in dieſer Beziehung ausſchließliche Geltung beanſprucht 
(Art 30 Ech), ſoweit deutſche Gerichte entſcheiden — nicht auch, ſoweit in den Schutz 
bezirken die beſondere Gerichtsbarkeit über Eingeborene beſtehen geblieben war (84 Schutz⸗ 
gebG in der Faſſung v. 10. 9. 00, $2 VO v. 9. 11. 00 u. VO v. 3. 6. 08) —, auch die Rechts. 
fähigkeit des Sklaven anerkannt. Die Beſtimmung des Pr&ef. v. 9. 3. 57, daß Sklaven mit 
Betreten des preußiſchen Gebiets frei werden, iſt vom BB nicht übernommen. Aus der 
Nichtanerkennung der Sklaverei folgt nicht, daß zugleich alle Wirkungen des Dienſtver⸗ 
hältniſſes beſeitigt wären (vgl. die zur Vorbereitung der Abſchaffung der Hausſklaverei in 
Deutſch⸗Oſtafrika ergangene VO des NR v. 29. 11. 01). Nicht ausgeſchloſſen ift durch 
$ 1 die Beſchränkung der Rechtsfähigkeit hinſichtlich einzelner Rechte. Ein Unterſchied 
zwiſchen Inländer und Ausländer findet jedoch in dieſer Beziehung nicht ſtatt. Nur 
iſt durch Art 88 EG der Landesgeſetzgebung, ſoweit nicht vom Reich geſchloſſene Staats⸗ 
verträge entgegenſtehen, geſtattet, den Grundſtückserwerb der Ausländer von ſtaatlicher 
Genehmigung abhängig zu machen (fo Art 15 AG für Heſſen). Auch die Verſchiedenheit 
des religiöfen Bekenntniſſes begründet keinen Unterſchied, unbeſchadet der Befugnis der 
Laudesgeſetzgebung nach Art 87 Ec, für Mitglieder religiöſer Orden oder ordensähnlicher 
Vereinigungen die ſtaatliche Genehmigung zu unentgeltlichem Erwerb unter Lebenden oder 
von Todes wegen zu fordern, von welcher Befugnis einzelne kleinere Bundesſtaaten Gebrauch 
gemacht haben (vgl. über die vermögensrechtliche Bedeutung des Kloſtergelübdes Brünneck 
in, Gruch 45, 193). Die beſondere Rechtsfähigkeit, die Frage, ob jemand ein 
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beſtimmtes Recht erwerben oder ausüben kann, iſt nach den Geſetzen zu beurteilen, die für das 
betreffende Rechtsverhältnis maßgebend ſind. 

2. Rechtsfähig iſt nur der lebende Menſch. Doch wirkt das Recht der Perſönlichkeit auch 
nach dem Tode inſofern fort, als der Leichnam beſtattet werden und die in den Kirchhofs⸗ 
ordnungen beſtimmte Ruhezeit eingehalten werden muß (vgl. Raußnitz im Recht 03 S. 593 
bis 595). Die Hinterbliebenen (nach verwaltungsrechtlichen Vorſchriften auch öffentliche 
Krankenhäuſer, wenn kein Angehöriger des im Krankenhauſe Verſtorbenen ſich meldet) können 
über den Leichnam in gewiſſem Umfange verfügen, können ihn abbilden oder ſezieren laſſen. 
Einen Gegenſtand ſachenrechtlicher Herrſchaft bildet der Leichnam (vgl. jedoch $ 168 StGB) 
nur ausnahmsweiſe, wenn er zu wiſſenſchaftlichen Präparierungszwecken einer Anatomie uſw. 
überlaſſen iſt. Zu einer ſolchen Überlaſſung ſind die Angehörigen nur aus beſondern Gründen 
befugt. Hierfür kann von Bedeutung ſein, daß der Verſtorbene bei Lebzeiten ſeinen Körper 
an die Anatomie verkauft hat. Vgl. hierüber Gareis, Recht am menſchlichen Körper, in 
der Feſtgabe für Schirmer S. 59ff. und Johnſen, Die Leiche im Privatrecht S. 63ff. Das 
den Hinterbliebenen zuſtehende Recht der Verfügung über den Leichnam beruht auf privat: 
rechtlicher Grundlage, und es iſt deshalb bei Streitigkeiten hierüber (ſoweit nicht beſondere 
landesrechtliche Vorſchriften eingreifen) der Rechtsweg nicht ausgeſchloſſen (RG 71, 20; 
IW 1913, 65215). Vorſchriften darüber, wer berechtigt iſt, über die Art der Beiſetzung zu 
deſtimmen, find im BGB, das in den 8s 1968, 1360 Ab} 3, 1615 Abſ 2 nur die Pflicht 
zur Tragung der Begräbniskoſten regelt, nicht gegeben. Maßgebend ilt in erſter Linie 
die von dem Erblaſſer ſelbſt getroffene Anordnung, mit der aus § 138 folgenden Be⸗ 
ſchränkung, daß die Anordnung nicht wider die guten Si ten verſtoßen darf, wozu 
auch ein Vorſtoß gegen die gute Familienſiite zu recknen iſt (R JW 1912, 540). In 
zweiter Linie werden nach Maßgabe der landesgeſetzlichen Vorſchriften (Art 188 EG; vgl. 
für Preußen ALR II 11 8$ 455, 460) über die Art der Beiſetzung die nächſten Familien- 
angehörigen, der hinterbliebene Ehegatte (Seuffl 62 Nr 88), ſodann die großjährigen 
Kinder uſw. zu befinden haben, ohne daß jedoch der Erbe hierdurch zur Tragung unange⸗ 
meſſen hoher Begräbniskoſten verpflichtet werden kann (anders auſcheinend das angef. 
Reichsgerichtsurteil, das die Annahme als naheliegend bezeichnet, derjenige, welcher die 
Koſten der Beerdigung zu tragen habe, habe auch den Ort und die Art der Beerdigung 
zu beftimmen). Kommt eine Einigung über die Begräbnisſtätte (oder den Aufbewahrungs⸗ 
raum für die Aſchenurne) nicht zuſtande, ſo wird diejenige Meinung den Vorzug verdienen, 
welche den perſönlichen Anſchauungen des Verſtorbenen am meiſten Rechnung trägt (vol. 
R SeuffA 59 Nr 308). Schließt der Erblaſſer einen Familienangehörigen als Erben aus, 
fo ift dies im Zweifel dahin zu verſtehen, daß ihm zugleich das Verfügungsrecht über die Be⸗ 
erdigung hat entzogen werden ſollen. Aus dringenden Gründen können die Angehörigen 
auch die Wiederausgrabung und anderweite Beerdigung verlangen (RG 71, 22). Zur Vor- 
nahme der Feuerbeſtattung iſt nach $ 7 Nr 3 des PrGeſ. v. 14. 9. 11 unbedingt die Anordnung 
des Verſtorbenen erforderlich. Der Beſuch der Grabſtätte der Mutter kann dem Kinde von 
dem 7 deſſen Grundſtück die Grabſtätte belegen iſt, nicht unbeſchränkt unterſagt werden 
(RG 72, 251). 

3. Vollendet iſt die Geburt mit der Trennung des Kindes vom Mutterleibe, nicht ſchon 
mit dem Beginne des Austritts. Dieſer Zeitpunkt ift nur strafrechtlich für das Verbrechen 
der Kindestötung ($ 217 StGB) von Bedeutung. Nicht nötig iſt die vollſtändige Aufhebung 
des Zuſammenhangs mit der Mutter durch Lölung der Nabelſchnur. Auch Lebensfähigkeit 
iſt nicht erforderlich. Vorſchriften darüber, inwieweit das Kind menſchliche Geſtalt aufweiſen 
muß, ſind nicht gegeben, da derartige Mißbildungen nur der Sage angehören. Die Regeln 
über Vollendung der Geburt haben ihre Hauptbedeutung auf dem Gebiete des Erbrechts. 
Maßgebend iſt deshalb das für die Beerbung des Erblaſſers geltende Recht (Artt 24, 25 EG). 

4. Die Leibesfrucht kann Rechte nur haben für den Fall der Geburt. Die ihr anfallende 
Erbſchaft und der ihr anfallende Vermächtnisanſpruch iſt ein durch die Geburt bedingtes 
Recht (SS 1923 A 2, 2108, 2043 Abſ 1). Schon vor der Geburt hat ſie in der Perſon der Mutter 
ein Recht auf Unterhalt aus dein Erbteil ($ 1963). Das für den Fall der Geburt ihr zuſtehende 
Unterhaltsrecht kann durch Tötung des Unterhaltspflichtigen verletzt werden (8 844). Die 
vor der Geburt des Kindes von dem Unterhaltspflichtigen zur Vereitlung des Unterhalts. 
anſpruchs vorgenommenen Rechtshandlungen können nach Maßgabe des Anfechtungsgeſetzes 
angefochten werden (a. A. RGSt 44, 251). Der Leibesfrucht kann ferner durch Vertrag zu⸗ 
gunften eines Dritten eine Zuwendung gemacht werden (8 331 Abs 2). Zur Wahrung Ihrer 
Rechte iſt die Beſtellung eines Pflegers zuläſſig (8 1912). Aber auch der noch nicht erzeugten 
Nachtommenſchaft, der inſofern von dem Rh JW 1911, 36210 eine Art Rechtsfähigkeit bei. 
gelegt wird, können für den Fall der Geburt Rechte zugewandt werden, ſofern ein Dritter 
vorhanden iſt, dem die dieſem Rechte entſprechende Verbindlichkeit auferlegt wird. Dies kann 
geſchehen durch Vertrag zugunften eines Dritten, durch Einſebung als Nacherbe oder Hinter. 
laſſung eines Vermächtniſſes — wobei jedoch für die Regel ein Schwebezuſtand von längerer 
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als 3Ojähriger Dauer nicht geſchaffen werden darf — (88 2101, 2109, 2162 Abſ 2, 2163, 2178), 
durch Eintragung einer Nachkommenſchaftshypothek (RG 61, 355) uſw. (vgl. RG 65, 277, 
welches Urteil anſcheinend hinſichtlich der Zuläſſigkeit von Zuwendungen noch weiter geht). 
Zur Wahrung der Rechte der Nachkommenſchaft kann ein Pfleger beſtellt werden (§ 1913). 
Die Rechtsfähigkeit der Leibesfrucht oder Nachkommenſchaft iſt aber hierdurch nicht zur 
Anerkennung gebracht. Es wird nur ein der Rechtsfähigkeit ähnlicher Zuſtand dadurch erreicht, 
daß ihnen Rechte vorbehalten werden können. Auch die Beſtellung eines Pflegers führt nicht 
dazu, daß über ihre Rechte eine über den Zweck der Sicherung hinausgehende Verfügung 
getroffen werden kann. Der Pfleger der als Nacherbe eingeſetzten künftigen Nachkommenſchaft 
kann die Verwaltung des Nachlaſſes niemals beanſpruchen (RG 23 1919, 12472). Eine un⸗ 
erlaubte Handlung kann gegen das neugeborene Kind nicht dadurch begangen werden, daß 
behufs Ausſchließung des Unterhaltsanſpruchs (8 1717) eine zweite Perſon zur Beiwohnung 
in der Empfängniszeit veranlaßt wird (vgl. Auffätze in JW 1911 S. 696 u. 960; 1912, 555; 
dgl. auch § 1717 A 4). Über die in der Entſtehung begriffene Stiftung ſ. 8 80 A 3. 


8 2 
Die Volljährigkeit tritt mit der Vollendung!) des einundzwanzigſten 
Lebensjahrs ein?). 
E 1 25 II 11; M 1 52, 53; P 1 45 ff. 


1. Vollendet iſt das 21. Lebensjahr nach der Berechnungsweiſe des 8 187 Abi 2 Satz 2 
mit dem Ablauf des letzten Tages des 21. Lebensjahrs, ſo daß der Tag der Geburt bei Berech 
nung des Jahres als voller Tag eingerechnet wird. Die Volljährigkeit iſt privatrechtlich in 
vielen Beziehungen — unbeſchränkte Geſchäftsfähigkeit 8 106, Ehemündigkeit des Mannes 
$ 1303, Fähigkeit der Beſtellung als Vormund oder Teſtamentsvollſtrecker 88 1781 Nr 1, 2201, 
Beendigung der elterlichen Gewalt, der Vormundſchaft uſw. — von Bedeutung und iſt deshalb 
im allgemeinen Teile behandelt. Bed utungsvoll iſt außerdem die Vollendung des 7. Lebens. 
jahrs (Erlangung der beſchränkten Geſchäftsfähigkeit nach 8$ 100 ff.), des 14. Lebensjahrs 
nach 88 1728 Abſ 2, 1827 Abf 1 und § 59 FGG, des 16. Lebensjahrs nach SS 1808, 
2229 (vgl. auch 95 1591 Abſ 3, 1650 Abſ 3 RVO und 87 Abſ 2 RuSt Ang v. 22. 7. 18) 
und des 18. Lebensjahrs nach $8 3, 828 Abſ 2, 1827 Abi 2. 

2. Wer unter früherem Recht die Volljährigkeit erlangt hat, ſoll in ſeiner Rechtslage, 
wennſchon dieſe nicht als ein wohlerworbenes Recht ſich darſtellt, durch Einführung des BOB 
nicht verſchlechtert werden. Es verbleibt ihm deshalb die Volljährigkeit, die nach BGB ihm 
nicht zuſtehen würde, während ihre Wirkungen unter der Herrſchaft des BGB ſich lediglich 
nach dieſem beſtimmen (Art 153 EG). Aus gleichem Grunde iſt, was die örtliche Herrſchaft 
des Geſetzes betrifft, von dem allgemeinen Grundſatze, daß ſich die Volljährigkeit nach dem 
Recht der Staatsangehörigkeit richtet, die Ausnahme zugelaſſen, daß der Ausländer, der die 
Reichsangehörigkeit erwirbt, die nach bisherigem Recht ihm zuſtehende Volljährigkeit beibehält 
(Art 7 Abſ 1 u. 2 Ech). Im Intereſſe der Verkehrsſicherheit iſt die weitere Ausnahme ge- 
macht, daß ſich der im Inlan de ein Rechtsgeſchäft abſchließende Ausländer für dieſes Rechts. 
geſchäft, ſoweit dies für den Beſtand des Geſchäfts günſtiger ift, die Beurteilung feiner Geichäfts- 
fähigkeit nach inländiſchem Recht gefallen laſſen muß (Art 7 Abſ 3). Auf Rechtsgeſchäfte des 
Familienrechts oder Erbrechts und auf Rechtsgeſchäfte über ausländiſche Grundſtücke iſt dieſe 
Ausnahme, da hier das Verkehrsintereſſe zurücktritt, nicht ausgedehnt. Über die Prozeß⸗ 
fähigkeit des Ausländers |. $ 55 ZPO. 


83 

Ein Minderjähriger, der das achtzehnte Lebensjahr vollendet hat!), kann 
durch Beſchluß des Bormundſchaftsgerichts für volljährig erklärt werden?) ). 

Durch die Volljährigteitserklärung erlangt der Minderjährige die recht⸗ 
liche Stellung eines Bolljährigen?). 

E I 26, 27 Abſ 1 Satz 1, Abſ 2 Satz 1 II 12, 13 Abs 1 Satz 1; M 1 53 ff.; P 1 49 ff.; 6 382. 

1. Das 18. Lebensjahr iſt vollendet mit Beginn des 19. Geburtstages (vgl. § 2 A 1). 

2. Dem Vormundſchaftsgericht iſt die Befugnis gegeben, die Mindeijährigteit im einzelnen 
Falle dadurch abzukürzen, daß es den Minderjährigen für volljährig erklärt, womit nicht 
ein Einzelgeſetz (durch Erteilung eines Privilegs) erlaſſen, ſondern eine Verwaltungshandlung 
vorgenommen wird (a. A. namentlich Enneccerus § 43 12). Der Beſchluß wird wirtſam mit 
der Rechtskraft (88 56 Abſ 2, 60 Nr 6, 22 566). Beſchwerdeberechtigt iſt nach § 20 daſ. 
— die Vorſchrift des $ 57 Abſ 1 Nr 9 kommt wegen Abs 2 und $ 60 Nr 6 hier nicht zur An⸗ 
wendung — wer durch die Volljährigkeitserklärung in ſeinen Rechten beeinträchtigt wird. 
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Hauptſächlich kommen hierbei in Betracht der für volljährig Erklarte, da dieſer ein Recht auf 
Fortbeſtehen des vormundſchaftlichen Schutzes hat, ſein geſetzlicher Vertreter in perſönlichen 
Angelegenheiten ſowie der Gewalthaber auch dann, wenn feine Einwilligung zur Voll⸗ 
jährigkeitserklärung nach $ 4 nicht erforderlich iſt. Dieſen Perſonen iſt daher — mit Ausnahme 
des Gewalthabers, gegen den das Ruhen der elterlichen Gewalt nach 8 1677 von dem Vormund⸗ 
ſchaftsgericht feſtgeſtellt iſt (KJ 37 A 51) — der Beſchluß zuzuſtellen ($ 16 Abſ 1 FG). 
Nicht beſchwerdeberechtigt iſt der zur Ausführung der Zwangserziehung verpflichtete Kom: 
munalverband (KJ 34 A 72). Die Verwandten können ein Beſchwerderecht nicht darauf 
ſtützen, daß fie bei Volljährigkeitserklärung nach dem Teſtament des Erblaſſers ſchlechter geſtellt 
find (RIA 13, 74). Auf einen ſpäteren Zeitpunkt als den der Rechtskraft des Beſchluſſes kann 
die Wirkſamkeit der Volljährigkeitserklärung nicht hinausgeſchoben werden (a. A. Hölder A 1). 
Iſt die Volljährigkeitserklärung (vgl Art 147 EG) einer Zentralbehörde übertragen, wie dem 
Juſtizminiſter in Bayern und Sachſen, ſo tritt die Volljährigkeitserklärung, da eine Beſchwerde 
nicht ſtattfindet, ſofort mit der Bekanntmachung an den Minderjährigen in Wirkſamkeit ($ 196 
JGG). Die Volljährigkeitserklärung ift nur zuläſſig, wenn die vom Geſetz für unbedingt 
weſentlich erachteten Vorausſetzungen des $ 3 Abſ 1 u. $ 4 vorliegen. Ihr Fehlen hat zur Folge, 
daß die Volljährigkeitserklärung als ungültig aufgehoben werden muß, wodurch jedoch die 
Gültigkeit der bisher von dem Minderjährigen oder ihm gegenüber vorgenommenen Rechts⸗ 
geſchäfte (Rechtshandlungen) nicht beeinträchtigt wird (8 32 FGG). Die Aufhebung kann nur 
von dem Vormundſchaftsgericht oder dem übergeordneten Gericht, nicht im Prozeßwege aus⸗ 
geſprochen werden. Nur eine Sollvorſchrift enthält $ 56 Abſ 1 FGO, welcher zur Boll: 
jährigkeitserklärung den Antrag des Minderjährigen oder feines geſetzlichen Vertreters in 
perſönlichen Angelegenheiten (vgl. 8 1631 A 1) erfordert. Über das Vorhandenſein der Voraus⸗ 
ſetzung des 8 5 hat das Vormundſchaftsgericht nach freiem Ermeſſen zu befinden. 

3. Die Volljährigkeitserklärung eines Deutſchen ſteht ausſchließlich der deutſchen Behörde 
zu. Der Beſchluß der ausländiſchen Behörde würde für deutſche Gerichte keine Wirkſamkeit 
haben. Gleicherweiſe hat die deutſche Behörde ſich der Volljährigkeitserklärung des Aus⸗ 
e 7 enthalten, falls nicht das Recht des Heimatsſtaats die Wirkſamkeit des Beſchluſſes 
anerkennt. 

4. Der für volljährig Erklärte hat auf dem Gebiete des Privatrechts die gleiche Rechts ⸗ 
ſtellung wie der Volljährige, auch hinſichtlich der Ehemündigkeit (8 1303), die der Mann vor 
Vollendung des 21. Lebensjahrs nur durch die Volljährigkeitserklärung erreichen kann. Zur 
Verheiratung des Kindes iſt ausnahmsweiſe die elterliche Einwilligung nach § 1305 bis zur 
Vollendung des 21. Lebensjahrs erforderlich. Einſchränkungen in bezug auf die Wirkung der 
Volljährigkeitserklärung können im Beſchluſſe nicht feſtgeſetzt werden. Iſt durch Privat- 
willenserklärung der Erwerb von Rechten von der Vollendung des 21. Lebensjahrs ab- 
hängig gemacht, ſo iſt zu unterſuchen, ob nach dem Willen des Erklärenden die Volljährigkeits⸗ 
erklärung dem gleichſteht. Auch für das öffentliche Recht hat 9 3 Abſ 2 an ſich keine Geltung, 
falls nicht die einzelne Vorſchrift die Volljährigkeit im Sinne des bürgerlichen Rechts verſteht. 
Nach dem Ru St Ang v. 22. 7. 13 kann, was die Wirkung der Aufnahme, der Einbürgerung 
oder des Verluſtes der Staatsangehörigkeit auf die Kinder betrifft, ein Zweifel in dieſer De 
ziehung nicht mehr aufkommen, da das Geſ. in 88 16, 29 von den kraft elterlicher Gewalt ge. 
ſetzlich vertretenen Kindern ſpricht. 


8 4 

Die Volljährigkeitserklärung iſt nur zuläſſig, wenn der Minderjährige 
ſeine Einwilligung erteilt‘). 

Steht der Minderjährige unter elterlicher Gewalt, ſo iſt auch die Ein⸗ 
willigung des Gewalthabers erforderlich, es ſei denn, daß dieſem weder die 
Sorge für die Perſon noch die Sorge für das Vermögen des Kindes zuſteht, 
Für eine minderjährige Witwe iſt die Einwilligung des Gewalthabers nicht 
erforderliche). 

E I 27 II 18 ad 1; Mm 1 55 ff.; P 1 49 ff. 

1. Der durch die Beſchrankung der Geſchäftsfähigkeit dem Minderjährigen gewährte 
Schutz ſoll ihm ohne ſeine Einwilligung nicht entzogen werden dürfen. Die Einwilligung 
hat der Minderjährige perſönlich zu erteilen, und zwar in ſolcher Weiſe, daß die Abſicht, ſie 
zur Kenntnis des Vormundſchaftsgerichts gelangen zu laſſen, hieraus erhellt (a. A. Dern⸗ 
burg 1 § 61 II 1, der Erklärung gegenüber dem Vormundſchaftsgericht fordert, weunſchon 
die Erklärung durch einen Dritten übermittelt werden könne, ähnlich Hölder A 1, während 


Planck A1 und andere von jeder Beſchränkung abſehen wollen). Die Einwill gung kann 
bis zur Rechtskraft des die Volljährigkeitserklärung ausſprechenden Beſchluſſes widerrufen 
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werden, was auch durch Einlegung der Beſchwerde gegen den Beſchluß geſchehen kann. Die 
nur für Rechtsgeſchäfte geltenden Beſtimmungen der §8 182, 183 können hier nicht zur An 
wendung kommen. 

2. Dem Gewalthaber iſt das Recht der Einwilligung nicht im Intereſſe des Kindes, 
ſondern im eigenen Intereſſe gegeben. In der Verweigerung der Einwilligung kann deshalb 
niemals ein Mißbrauch der elterlichen Gewalt gefunden werden. Nicht nötig iſt die Einwilligung, 
wenn der Gewalthaber die Sorge für die Perſon und das Vermögen verloren hat, und zwar 
auch in dem Falle nicht, daß das Recht zur Vertretung des Kindes ihm verblieben ſein ſollte 
(vgl. 5 1627 A 1 — abw. Planck A 3 Abſ 5). Das Recht der Einwilligung ſtellt ſich nicht als 
eine Vertretungshandlung dar, ſondern hat in dem Recht der Sorge für die Perſon und das 
Vermögen ſeine ſachliche Grundlage. Das Recht der Sorge für das Vermögen fehlt nicht etwa 
ſchon dann, wenn tatſächlich das Kind kein Vermögen beſitzt (OLG 9, 445). Darüber, wann 
die elterliche Gewalt der Mutter zuſteht, vgl. § 1684. Einwilligungsberechtigt iſt die Mutter, 
nicht der Vater, wenn ſie nach $ 1685 zur Ausübung der elterlichen Gewalt berechtigt iſt. 
Auch in dem Falle des $ 1676 Ab 2, wenn die elterliche Gewalt des Vaters wegen beſchränkter 
Geſchäftsfähigkeit uſw. unter Belaſſung des Rechtes der Sorge für die Perſon des Kindes 
ruht, hat die Mutter die Einwilligung zu erteilen, da in dieſem Falle bei Meinungsverſchieden⸗ 
heiten der Eltern die Meinung der Mutter vorgeht. Trotz des Verluſtes des Einwilligungs⸗ 
rechts verbleibt dem Inhaber der elterlichen Gewalt das Recht der Beſchwerde nach 8 20 F 
gegen den auf Volljährigkeitserklärung lautenden Beſchluß. Das Recht der Beſchwerde ge⸗ 
bührt auch der Mutter wegen des nach $ 1635 ihr zukommenden Perſonenſorgerechts. 

3. Durch die Verheiratung der Tochter geht dem Gewalthaber das Recht der Vertretung 
in ihren perſönlichen Angelegenheiten nicht verloren (8 1633). Die Sachlage ift aber, wenn 
die Tochter einmal verheiratet war, regelmäßig eine ſolche, daß es unbillig ſein würde, die 
von ihr erſtrebte Volljährigkeitserklärung an dem Widerſpruch des Gewalthabers ſcheitern 
zu laſſen. Die hier 5 76908 der minderjährigen Witwe getroffene Beſtimmung darf auf 
e geſchiedene Ehefrau ausgedehnt werden (a. A. Planck A 4, Oertmann 


85 

Die Volljährigkeitserklärung ſoll nur erfolgen, wenn ſie das Beſte des 
Minderjährigen befördert). 

E 127 II 13 Abſ 2; M 1 50 ff.; P 1 51, 52. 

1. Dem Vormundſchaftsgericht iſt hierdurch die ſelbſtverſtändliche Pflicht eingeſchärft, 
vor Entſcheidung über die Volljährigkeitserklärung eine Prüfung eintreten zu laſſen, ob ſie zum 
Beſten der Minderjährigen gereicht. Hierbei iſt nicht bloß auf das wirtschaftliche Wohl des 
Kindes, ſondern auf die geſamten Lebensverhältniſſe Rückſicht zu nehmen. Auch ſittliche Rück 
ſichten können von Bedeutung ſein, wie z. B. der Umſtand, daß der Minderjährige Gelegen⸗ 


heit erhält, die von ihm Geſchwängerte zu ehelichen und dem zu erwartenden Kinde die Rechte 
eines ehelichen Kindes zu verſchaffen (OLG 9, 442). 


8 6 
Entmündigt!) kann werden: 


1. wer infolge von Geiſteskrankheit oder von Geiſtesſchwäche!) feine 
Angelegenheiten nicht zu beſorgen vermags); 

2. wer durch Verſchwendung ſich oder ſeine Familie der Gefahr des Not⸗ 
ſtandes ausſetzt“); 

3. wer infolge von Trunkſucht') ſeine Angelegenheiten nicht zu beſorgen 
vermag oder ſich oder ſeine Familie der Gefahr des Notſtandes 
ausſetzt oder die Sicherheit anderer gefährdet. 

Die Entmündigung iſt wiederaufzuhebens), wenn der Grund der Ent⸗ 

mündigung wegfällt“). 

E 1 28, 29, 1739 II 14; M 1 600ff.: P 1 31 ff.; 4 830 ff.; 6 112, 121. 

1. Die Entnründigung darf bei Vorhandenſein der geſetzlichen Vorausſetzungen trotz 
des Ausdrucks „kann“ nicht etwa nach Ermeſſen des Gerichts wegen Fehlens eines Bedürf⸗ 
niſſes abgelehnt werden. Sie wird wirkſam mit Zuſtellung des Beſchluſſes an den Entmündig⸗ 
ten, im Falle der Entmündigung wegen Geiſteskrankheit mit Zuſtellung an den geſetzlichen 

rtreter in perſonlichen Angelegenheiten (vgl. § 1631 A 1) oder, wenn ein ſolcher fehlt, mit 
Beitellung des Vormundes (SS 661, 683 ZPO) Wird die Entmündigung ausgesprochen, 
ſo hat dies rechtsgeſtaltende Wirkung (R 21. 10. 07 IV 88/07). Sollte ſelbſt die Ent- 

FON, Kommentar von Reichsgerichtsräten. I. Band. 3. Aufl 2 
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mündigung zu Unrecht erfolgt ſein, ſo bleibt ſie bis zur Wiederaufhebung in Kraft. Das Ent⸗ 
mündigungsverfahren iſt durch 88 645 ff. ZPO geregelt. Das Verfahren findet nur auf 
Antrag ſtatt. Das Gericht iſt aber an den Antrag nicht in der Weiſe gebunden, daß es, wenn die 
Entmündigung wegen Geiſtesſchwäche beantragt iſt, verhindert wäre, die Entmündigung 
wegen Geiſteskrantheit zu beſchließen (R JW 00, 867; 1915, 12635; g. A. Staudinger D 2, 
Planck A 5). Ebenſowenig iſt das Prozeßgericht gehindert, an Stelle der im Eutmündigungs⸗ 
verfahren feſtgeſtellten Geiſtesſchwäche Geisteskrankheit anzunehmen (RG 21. 10. 07 IV 88/07). 
Autragsberechtigt iſt bei Entmündigung wegen Geiſteskrankheit oder Geiſtesſchwache 
auch die Staatsanwaltſchaft (8 646 Abſ 2) — über die ihr zu machende Anzeige von der Auf⸗ 
nahme in eine Irrenanſtalt vgl. AVf des PrIm v. 28. 11. 99 —, bei Entmündigun 15 
Verſchwendung oder Trunkſucht nach Maßgabe landesgeſetzlicher Beſtimmungen (5 680 Ab) 5) 
auch die Gemeinde und der Armenverband, nicht aber die Aufſichtsbehörde (NG 28. 2. 07 
IV 429/06). Der Beſchluß kann binnen Monatsfriſt, welche Friſt für den Entmundigten exſt 
von Kenntnis des Entmündigungsgrundes läuft (RG 68, 402; Wiedereinſetzung unzuläſſig 
RS Warn 1918 Nr 91), durch Klage angefochten werden, falls die Vorausſetzungen der Ent 
mündigung zur Zeit des Erlaſſes des Entmündigungsbeſchluſſes nicht gegeben waren. Prozeß 
gegner des Entmündigten (der für den Prozeß als prozeßfähig gilt) iſt der Erſte Staatsanwalt 
des Landgerichts, der die Beklagtenrolle für die folgenden Inſtanzen beibehält, ſo daß ihm 
die Rechtsmittelſchrift zugeſtellt werden darf (RG JW 1915, 12635), bei der Entmundigung 
wegen Verſchwendung oder Trunkſucht der Autragſteller, und zwar ohne Nüdficht darauf, 
ob er zur Stellung des Antrags berechtigt war und ob die Berechtigung ſpäter weggefallen iſt 
(RG 30. 10. 07 IV 303/07). Das Entmündigungsverfahren kann aus den in 8 6 Nr 1—3 ange- 
führten Gründen auch gegen einen Minderjährigen eingeleitet werden, damit nach Vollendung 
des 21. Lebensjahrs keine Unterbrechung der Fürſorge eintritt (gl. 8 646 YO). Stellt 
ſich heraus, daß die wegen Geiſteskrankheit angeordnete Entmündigung nur wegen Geiſtes 
ſchwäche, wegen Verſchwendung oder Trunkſucht gerechtfertigt iſt, ſo kaun die Aufhebung 
der Entmündigung und die neue Entmündigung in demſelben Verfahren beſchloſſen werden 
(gl. RG Gruch 47, 897). Über die Verwendbarkeit der Beweisverhandlungen des amts⸗ 
gerichtlichen Entmündigungsverfahrens für den Aufechtungsprozeß ſ. RG 81, 193. 

2. Die Unterſcheidung zwiſchen Geisteskrankheit und Geiſtesſchwäche beruht nicht auf 
einer Verſchiedenartigkeit der Krankheitsform ſondern hat in praktiſchen Rückſichten ihren 
Grund. Die Fähigkeit, ſich durch vernünftige Beweggründe leiten zu laſſen, iſt bei dem Geiſtes⸗ 
kranken infolge krankhafter Vorſtellungen oder Triebe jo gering, daß er emen Kinde gleich ⸗ 
ſteht (vgl. $ 104 Nr 2), während dieſe Fähigkeit bei einem Gettesſchwachen noch jo weit vor. 
handen iſt, daß er einem Minderjährigen gleichgeſtellt werden kann (8 114). Geiſteskrankheit 
und Geiſtesſchwäche ſind ſomit nur dem Grade nach voneinander verſchieden (uch 50, 203). 
Geiſtesſchwäche iſt nicht bloß vorhanden im Falle angeborenen oder ſpäter durch Entwicklungs. 
hemmung erworbenen Schwachſiuns (a. A. Oertmann A 2 b 8). Das Vorliegen einer Geiltes- 
krankheit oder Geiſtesſchwäche jet voraus, daß nach den Regeln der ärztlichen Wiſſenſchaft 
eine Störung der Geiſtestätigkeit feſtzuſtellen iſt, worüber der Richtet nach 58 655, 671 80 
nur nach Anhörung von Sachverſtändigen entſcheiden kann. Erſt auf dieſer Grundlage kann 
die Entſcheidung ergehen, inwieweit die Geſchäftsfahigkeit beeinflußt wird, ob Geiſteskrantheit 
oder ob Geiſtesſchwäche anzunehmen iſt (RG Warn 1917 Nr 233). Die letztere Frage iſt eine 
Rechtsfrage, über welche dem Richter ſelbſtändig die Eutſcheidung zuſteht, ohne daß er an den 
Ausspruch der als Sachverſtändige gehörten Arzte gebunden iſt (MG Gruch 49, 882). Durch das 
Beſtehen lichter Zwiſchenräume wird das Vorhandenſein der Geisteskrankheit im Line des 8 
nicht ausgeſchloſſen. Auch im übrigen deckt ſich der Begriff der Geiſteskrankbeit des 6 nicht mit 
dem der krankhaften Störung der Geiſtestatigkeit im Sinne des 8104 Nr e welche Vorſchrift 
weitergehend auch die Geiſtesſchwäche mnfaßt (RG JW 09, 4112; 1911, 179). Die Geſchäfts⸗ 
unfähigkeit einer Perſon kann für ein beſtimmtes Rechtsgeſchaft nach $ 104 Nr 2 angenommen 
werden, obſchon ſie in Rückſicht auf ihre allgemeinen geiſtigen Fähigkeiten nach 80 nur wegen 
Geiſtesſchwäche entmündigt werden könnte. Der Prozeßrichter wird übrigens dadurch, daß 
die Entmündigung nur wegen Geiſtesſchwäche ausgeſprochen ist, nicht gehindert, das Vor⸗ 
handenſein von Geiſteskrankheit feſtzuſtellen. Beſondere Vorausſetzungen hinſichtlich der 
Geiſteskrankheit gelten nach 8 1569 für die Scheidung der Ehe. An die Geiſtesſchwäche ſchlieft 
ſich als leichtere Form die geiſtige Gebrechlichkeit (geiſtige Unbeholfenheit u. dgl.) an, 
welche einen Grund zur Einleitung der Pflegſchaft, nicht zur Entmündigung gibt, auch nicht 
eine Beſchränkung der Geſchäftsfähigkeit zur Folge hat (5 1910). j 

3. Geisteskrankheit oder Geiſtesſchwäche führt nur dann zur Entmündigung, wenn der 
hiervon Betroffene die Geſamtheit ſeiner Angelegenheiten — worunter nicht bloß die Ver: 
mögensangelegenheiten, ſondern auch die perſönlichen Angelegenheiten zu verſtehen ſind, 
auch diejenigen, welche ſich auf die Sorge für die eigene Perſon beziehen. nicht zu veſorgen 
vermag (RG 50, 25; 52, 244; Seuffe 66 Nr 24). Beſchränkt ſich die Storung der Geiſtes⸗ 
tätigkeit auf einzelne oder einen beſtimmten Kreis von Angelegenheiten, ſo kann nur durch 
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Einleitung einer Pflegſchaft (§ 1910) geholfen werden. Die Entmündigung wird aber nicht 
dadurch ausgeſchloſſen, daß der zu Entmündigende zur Beſorgung gewiſſer Angelegenheiten, 
ei es wegen ihrer Einfachheit, ſei es wegen der erlangten Übung oder aus andern Gründen, 
befähigt bleibt (RG Warn 08 Nr 111; 1910 Nr 309). Anlaß zur Entmündigung iſt insbe» 
ſondere gegeben in Fällen des Querulantenwahnſinns, wenn die krankhaften Vor⸗ 
ſtellungen den Geiſteskranken derart beherrſchen, daß dadurch feine geſamten Lebensverhält⸗ 
niſſe mehr oder minder in Mitleidenſchaft gezogen werden (RG 18. 3. 07 IV 399/06 — nach 
RO Warn 08 Nr 1 genügt es, wenn die Geiſteskrankheit hauptſächlich bei der Prozeßführung 
und im Verkehr mit Staatsbehörden zutage getreten iſt). Die Unfähigkeit zur Beſorgung der 
Angelegenheiten braucht noch nicht die Wirkung gehabt zu haben, daß die Angelegenheiten 
tatfächlich in Verwirrung geraten find. Über die Zuläſſigkeit einer Pflegſchaft auch bei Un: 
fahigkeit zur Beſorgung der geſamten Angelegenheiten ſ. 8 1910 A 1. \ 

4. Als Verſchwender ift nicht ſchon anzuſehen, wer unverhältnismäßig große Ausgaben 
oder Schulden macht. Die unwirtſchaftlichen Aufwendungen müſſen, wie das RG J 
05, 1661 ſagt, in Zuſammenhang ſtehen mit perſönlichen Eigenſchaften, die, wie z. B. Leicht⸗ 
ſinn, Lieberlichkeit, Prunkliebe u. dgl., einen Hang zu unvernünftigen Ausgaben erkennen 
kaſſen. Ein ſolcher Hang wird um jo eher anzunehmen fein, wenn es ſich um zweck- und nutz ⸗ 
loſe Ausgaben handelt, was indes keine unbedingte Vorausſetzung der Verſchwendung bildet 
(a. A. Staudinger B II 2c). Der Hang kann in unangebrachter Vertrauensſeligkeit begründet 
ſein (fo NG L 1917, 966 in dieſem Falle hatte der in hohem Alter ſtehende und geiſtig 
gebrechliche Mann ſein geſamtes, nicht unerhebliches Vermögen an ſeine Wirtſchafterin 
nur gegen die Pflicht der Unterhaltsgewährung ohne jede Sicherung weggegeben). Zum 
Begriff der Verſchwendung iſt nicht erforderlich, daß die Aufwendungen dem eigenen 
Vorteil des Ausgebenden dienen, und es iſt ebenſowenig nötig, daß der Hang zur Ver: 
ſchwendung ſich unterſchiebalos einem jeden gegenüber zeigt (MG SeuffA 63 Nr 266; 
Warn 1911 Nr 314). Die Verſchwendungsſucht einer Perſon kann. ſich darin betätigen, daß 
lie dem Reize zum Erwerbe von Kunſtgegenſtänden nicht widerſtehen kann, obſchon nach ihren 
Bermogensverhältniſſen der Ankauf unvernünftig erſcheint. Auch eine verſchwenderiſcher Ge⸗ 
ſchäftsführung, die auf einem Hange zu ſinnloſer Vergeudung beruht, kann zur Entmündigung 
Auiaß geben, desgleichen die auf perſönlichen Eigenſchaften beruhende Vernachläſſigung der 
Wirtſchaft, wenn ſie einen ſo hohen Grad erreicht, daß hierdurch der wirtſchaftliche Verderb 
herbeigeführt werden muß (vgl. M 1, 64, Prot 1,72f.). Das RG (JW 1914, 8621) hat die Ent⸗ 
mündigung aus dieſem Grunde in einem Falle ausgeſprochen, wo der Eutmündigte längere 
Zelt hindurch ſich um die Würtſchaft nicht gefünmnert hatte, die Ernte auf dem Felde hatte 
verkommen laſſen und das Land nicht wieder beſtellt, ſouſt aber ſparſam gelebt hatte. Mit 
Entmündigung kann erſt vorgegangen werden, wenn der Verſchwender es dahin kommen 
läßt, daß er felbft oder feine Familie, das find die Angehörigen, die geſetzlich ein Recht auf 
Unterhalt haben, der Gefahr des Notſtandes ausgeſetzt find. Die Gefahr eines Notſtandes 
für die Familie liegt vor, wenn auch nur die Ehefrau davon betroffen wird (RG 3. 6. 12 
IV 621/11). Iſt die Gefahr nach Lage der Sache nicht zu beſorgen, weil er 3. B. nur 
über einen Teil feines Vermögens verfügen kaun oder ihm noch andere Hilfsquellen zu 
Gebote ſtehen, ſo muß die Entmündigung unterbleiben. Die Gefahrs des Notſtandes wird 
nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß die Familienmitglieder durch zweckentſprechende prozeſſuale 
Maßregeln ſich würden ſchützen können. Auch die Beſchlagnahmefreiheit eines Teiles der 
Einkünfte (vgl. 8 850 30 ſichert nicht unter allen Umſtänden gegen die Gefahr des 
Notſtandes. Es kann die Gefahr beſtehen, daß der Verſchwender die ihm hiernach zur 
werbenden bleibenden Mittel ebenfalls zur Befriedigung feiner verſchwenderiſchen Neigungen 

endet. 
„ 5. Verwandt mit dem Begriff der Verſchwendung ift der Begriff der Trunkſucht. Er. 
dorderlich iſt ein derartiger kranthafter Hang zum übermäßigen Trinken, daß die Kraft, dem 
nen zum übermäßigen Genuß geistiger Getränke zu widerſtehen — wobei natürlich von 
Za erge wohnlichen Vorkommniſſen abzuſehen iſt —, verlorengegangen iſt (RG Ic 02 Beil 
80280). Ein berartiger Hang iſt nicht anzunehmen, wenn das Trinken auch nur aus Furcht 
bor der drohenden Entmündigung eingeſchränkt iſt (RG 12. 10. 12 IV 123/12; vgl. 8 681 
icht , Weiter wird erfordert, daß die Entmündigung nötig iſt im Intereſſe des Trunk. 
nnfigen ober jeiner Familienmitglieder, die ſonſt der Gefahr des Notſtandes ausgeſetzt fein 
& rden (vgl. A 4), oder im öffentlichen Intereſſe, weil infolge der durch die Trunkſucht 
andsetreteren Neigung zu Gewalttätigkeiten oder rückſichtsloſem Vorgehen die Sicherheit 
aa erer gefährdet wird. Das Intereſſe des Trunkſüchtigen läßt die Entmündigung auch dann 
ei 15110 erſcheinen, wenn er infolge der Trunkſucht, insbeſondere wegen des hierdurch her⸗ 
een Rückgangs feiner geiftigen Fähigkeiten, feine Angelegenheiten nicht mehr 
län ere en vermag (J. A 3). Daß er während des Zuſtandes der Trunkenheit regelmäßig 
Genc it zur Beſorgung einzelner Geſchäfte unfähig war, kann nicht entſcheidend ins 
cht fallen, wenn gleichwohl ſeine Wirtſchaft ſich gehoben hat (RG IW 09, 6545). Die 
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in 8 6 Nr 3 bezeichneten Vorausſetzungen ſtellen ſich übrigens als gleichwertige Tatbeſtände 
dar, von denen der eine durch den andern erſetzt werden kann, ohne daß Klageänderung 
vorliegt. Auf die Morphiumſucht dürfen, wennſchon dieſer Zuſtand ein der Trunkſucht ſehr 
ähnlicher iſt, die Vorſchriften über Trunkſucht nicht ausgedehnt werden. 

6. Für die Wiederaufhebung der Entmündigung kommt es nur darauf an, daß zu dieſer 
Zeit ein Entmündigungsgrund nicht vorliegt, nicht darauf, daß der Zuſtand des Entmündigten 
ſich gebeſſert hat (RG JW 09, 1891). Der Entmündigungsbeſchluß muß aufgehoben werden, 
auch wenn der Richter bei der durch das frühere Urteil nicht beſchränkten Würdigung des 
Sachverhalts zu der Überzeugung kommt, daß die Vorausſetzungen der Entmündigung niemals 
vorgelegen haben (RG JW 08, 234°). Die Anfechtungsklage des 8 664 3PO kann dagegen 
nur darauf gegründet werden, daß die Vorausſetzungen der Entmündigung zur Zeit des Er⸗ 
laſſes des Eutmündigungsbeſchluſſes nicht vorhanden waren (RG JW 02 Beil 280%; Warn 
1916 Nr 260). 

7. Zeitliche und örtliche Geltung. Iſt die Entmündigung vor Inkrafttreten des BOB 
erfolgt — wenn auch nur in der dem franzöſiſchen und badiſchen Recht bekannten Form, 
daß dem Verſchwender ein Beiſtand beſtellt it —, ſo hat ſie von dieſem Zeitpunkt an die gleiche 
Wirkung wie eine unter der Herrſchaft des BGB beſchloſſene Entmündigung (Artt 155, 156 EG). 
Iſt die Entmündigung nach den Grundſätzen des neuen Rechtes nicht gerechtfertigt, ſo kann ſie 
gemäß $ 6 Abſ 2 aufgehoben oder, wenn der wegen Geiſteskrankheit Entmündigte im Sinne 
des neuen Rechtes nur geiſtesſchwach ift, dementſprechend eingeſchränkt werden (RG Gruch 
47, 897). Zugelaſſen ift in Art 8 EG nicht bloß die Entmündigung des Inländers, ſondern 
im Intereſſe der Sicherheit des inländiſchen Rechtsverkehrs auch die Entmündigung des im 
Inlande wohnenden oder, falls wohnſitzlos, im Inlande ſich aufhaltenden Ausländers. Der 
Aufenthalt darf nicht bloß ein vorübergehender ſein. Es iſt aber nicht notwendig, daß er auf 
längere Dauer berechnet oder ein freiwilliger iſt (RG JW 1912, 91412). Der inläandiſche Wohn⸗ 
ſitz oder Aufenthalt muß noch zur Zeit des Erlaſſes des Eutmündigungsbeſchluſſes vorhanden 
ſein. Die Voraussetzungen und Wirkungen der Entmündigung beſtimmen ſich nach deutſchem 
Recht. Wegen Entmündigung eines Ausländers wird indes regelmäßig erſt vorzugehen ſein, 
wenn der Heimatſtaat hierzu ſich nicht bereit findet. Die von dem Heimatſtaate ausgeſprochene 
Entmündigung des Ausländers leinſchließlich der Beiſtandsbeſtellung) ift auch von den deut⸗ 
ſchen Gerichten anzuerkennen für die im Inland vorgenommenen Verkehrsgeſchafte, aber nicht 
über das Maß der Geſchäftsunfähigkeit hinaus, die für entmündigte Inländer gilt (Art 7 
Abf3 Ec; NE 80, 262). Für die Vertragſtaaten Deutſchland, Oſterreich⸗Ungarn, Frankreich, 
Italien, die Niederlande, Portugal, Rumänien und Schweden iſt laut Bek des Rö v. 30. 7. 12 
das Abkommen v. 17. 7. 05 in Kraft getreten. Für die Entmündigung und ahnliche Fürſorge⸗ 
maßregeln ſowie die Bevormundung des Entmündigten iſt dauach das Geſeßz des Heimatſtaats 
maßgebend und die Behörde des Heimatſtaats zuſtändig. Die Behörde des gewöhnlichen Auf⸗ 
enthalts iſt nur aushilfsweiſe zuſtändig (Artt 6 u. 11). Sie entſcheidet nach dem Recht ihres 
Staates, hat aber zugleich das Recht des Heimatſtaats hinſichtlich der Vorausſetzungen der 
Entmündigung und tunlichſt hinſichtlich der Berechtigung zur Führung der Vormundſchaft 
zu beachten (Artt 7, 8 Abſ 2, 11 Abs 2). Die Wirkung der Eutmündigung (wegen der Ver⸗ 
öffentlichung ſ. indes Art 9 Abſ 2) richtet ſich allgemein nach dem Recht der anordnenden 
Behörde. Die zum Schutze der Perſon und des Vermögens erforderlichen vorläufigen Maß⸗ 
regeln können bis zum Einfchreiten der Heimatbehörde von der örtlich zuſtändigen Behörde, 
in deren Bezirk ſich der zu Entmündigende befindet, getroffen werden (Art 3). Nach 
Artt 282, 289 des Friedensvertrags v. 16. 7. 19 behält das Abkommen mit Frankreich, 
Italien und Rumänien nur Geltung, wenn dieſe Staaten binnen 6 Monaten die Wieder⸗ 
inkraftſetzung verlangen. 


Sr 
Wer ſich an einem Orte ſtändig niederläßt, begründet an dieſem Orte 
ſeinen Wohnſitz!) 2). ; 

Der Wohnſitz kann gleichzeitig an mehreren Orten beſtehen“). 

Der Wohnſitz wird aufgehoben, wenn die Niederlaſſung mit dem Willen 
aufgehoben wird, ſie aufzugeben“). 

E 34 H 17; M1 68 ff.; P 1 87 ff. 

1. Die Begründung des Wohnſitzes ſetzt voraus die tatſächliche Niederlaſſung au einem 
Orte mit dem durch die Niederlaſſung in Erſcheinung tretenden Willen, dieſen Ort bleibend 
zum Mittelpunkt der Lebensverhältniſſe zu machen (ſtändige Niederlaſſung — vgl. RG 
Warn 1916 Nr 209). Nur die Niederlaſſung, nicht der Rechtserfolg des Wohnſitzes, braucht ge⸗ 
wollt zu fein. Die bloße Herrichtung der Wohnung, ohne daß fie in perſönliche Benutzung ge- 
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nommen wird, genügt nicht zum Erwerbe des Wohnſitzes. Dagegen ſteht dem Erwerbe nicht ent⸗ 
gegen, daß die Niederlaſſung in der Abſicht erfolgt, ſpäter nach geraumer Zeit zu einem be⸗ 
ſtimmten Zeitpunkt oder bei ſich bietender Gelegenheit den Wohnſitz zu ändern. Er darf aber nicht 
bloß auf einen vorübergehenden Aufenthalt ſich eingerichtet haben. Kein Wohnſitz wird er⸗ 
worben durch den bloßen Aufenthalt zu Zwecken der Ausbildung (wie bei Schülern und Stu- 
denten), durch den Aufenthalt in einer Heilanflalt oder durch den zur Erfüllung der Wehrpflicht 
genommenen Aufenthalt, da es hier an der Abſicht der ſtändigen Niederlaſſung fehlt. Aus dem 
gleichen Grunde wird auch durch Eingehung eines Dienſtverhältniſſes der Regel nach, falls nicht 
das zeitige Dienſtverhältuis den Charakter einer dauernden Erwerbsſtellung hat, kein Wohuſitz 
begründet (landesrechtlich können hierüber nach Artt 95, 218 EG beſondere Beſtimmungen ge⸗ 
troffen werden). Kein Wohnſitz wird durch den Aufenthalt in einer Gefangenanſtalt, der ein 
unfreiwilliger it, begründet (a. A. Planck A 7). Über den amtlichen Wohnſitz ſ. 8 9 A 1. 
Allgemeine Vorausſetzung der Begründung eines Wohnſitzes iſt, daß die Niederlaſſung nicht 
verboten ift (vgl. 88 3ff. des Freizügch v. 1. 11. 67). Dagegen hat eine vertragliche Beſchrän⸗ 
kung des Rechtes zur Anderung des Wohnſitzes und eine dem Beamten auf Grund dienſtlicher 
Vorſchriften in dieſer Beziehung auferlegte Beſchränkung nicht die Wirkung, daß dement⸗ 
gegen ein Wohnſitz nicht erworben werden konnte. Auch dem nach § 101 Abſ 1 KO für 
den Gemeinſchuldner beſtehenden Verbote, fi ohne Erlaubnis des Gerichts von dem Wohn⸗ 
ort zu entfernen, kann eine ſolche Wirkung nicht beigelegt werden (BayObsG in SeuffA 64 
Nr 19). Verſchieden von dem Begriff des Wohnſitzes iſt der Begriff der geſchäftlichen 
Niederlaſſung für einen beſtimmten Geſchäftsbetrieb, der perſönliches Wohnen nicht er⸗ 
fordert (vgl. 8 21 ZPO, § 42 Gew, SS 29, 30, 31, 55 HGB). Unter Aufenthalt wird im 
Gegenſatz zum Wohnſitz das tatſächliche Verweilen au einem Orte verſtanden, ohne daß die An⸗ 
weſenheit eine gewollte oder bewußte zu fein braucht (vgl. RG JW 92, 4615). Für das Vor⸗ 
handeuſein des gewöhnlichen Aufenthalts (vgl. 8 6 Abſ 2 ErbſchStG v. 3. 6. 06, § 14 11 
Erbſch StG v. 10. 9. 19) iſt nur zu erfordern, daß das Verweilen von einer gewiſſen Dauer 
und Regelmäßigkeit iſt, nicht auch, daß der Mittelpunkt der Lebenshaltung für einige Zeit 
au dem Orte des Aufenthalts begründet wird (RG 91, 287). Beſondere Grundſätze gelten 
für Erwerb und Verluſt des Unterſtützungswohnſitzes nach 88 10—27 des Geſ. v. 30. 5. 08. 
Exterritoriale werden ſo behandelt, als ob ſie außerhalb des Heimatſtaats keinen Wohnſitz 
hätten. Über den von der bloßen Niederlaſſung verſchiedenen Sitz der juriſtiſchen Perſon 
ſ. 8 24 A 1. — Die freie Wahl eines mit dem wirklichen Wohnſitz nicht übereinſtimmenden 
Wohnſitzes iſt den Parteien nicht mehr, wie dies nach franzöſiſchen und badiſchen Geſetzen 
der Fall war, geſtattet. Die Wirkungen der Wahl bleiben aber, ſoweit ſie für das bereits 
verwirklichte Rechtsverhältnis von Bedeutung find, nach Art 157 EG in Kraft. 


2. Der Begriff des Wohnlibes it von Wichtigkeit ſowohl für das Privatrecht (vgl. nament⸗ 
lich 88 209, 270, 1433 Abſ 2, 1944 Abſ 3, 1954 Abſ 3 und Art 20 CO), als für das öffent⸗ 
liche Recht. Durch den Ort des Wohnſitzes, der an ſich nur den Punkt der Erdoberfläche be⸗ 
deutet, auf dem die Niederlaſſung ſich befindet, wird die allgemeine Zugehörigkeit zu einer 
beſtimmten politiſchen Gemeinde, zu den Verwaltungsbezirken und Gerichtsbezirken hergeſtellt. 
Nicht iſt unter Ort des Wohnſitzes im Sinne des § 7 BGB die politiſche Gemeinde als eine 
für alle andern Bezirke maßgebende kleinſte Einheit zu verſtehen, ſo daß die Landesgeſetzgebung 
bei Abgrenzung der Gerichtsbezirke durch den reichsrechtlichen Begriff des Wohuſitzes, der 
auch dem § 13 30 zugrunde liegt, verhindert wäre, die Gemeinde in mehrere Bezirke zu 
teilen (NG 67, 191). Für die örtliche Zuſtandigkeit des Gerichts iſt in dieſem Falle nicht der 
Wohnſitz in der Gemeinde, ſondern im Gerichtsbezirk maßgebend. — Durch ein vertragliches 
Wohuſitzverbot darf nicht in Widerſpruch mit dem in & 1 Gef. v. 1. 11. 67 anerkannten Grund- 
aß der Freizügigkeit die Bewegungsfreiheit in unzuläſſigem Maße eingeſchränkt werden. 
Ein ohne jede zeitliche Greuze auferlegtes Verbot des Wohnſitzes an einem beſtimmten Orte 
iſt nach § 188 nichtig (RG Warn 1915 Nr 8). 

3. Dies iſt der Fall, wenn ſich an mehreren Wohnorten gleichmäßig der Mittelpunkt 
der Lebensverhältniſſe in ihrer Geſamtheit befindet, wenn insbeſondere mit dem Wohnen an 
mehreren Wohnorten zeitweilig in der Weiſe abgewechſelt wird, daß der jedesmalige Wohnort 
den Mittelpunkt der Lebensverhältniſſe und der Verwaltung bildet (vgl. OV 54, 185 Nr 50). 


3 Der bloße Wille, die Niederlaſſung aufzugeben, genügt allein nicht zur Aufhebung 
des Wohnſitzes. Es muß die wirkliche Aufgabe der Niederlaſſung hinzukommen. Ebenſo 
ln der Wohnſitz dadurch nicht aufgehoben, daß der Wohnungsinhaber zeitweilig in der 
Abficht der Rücktehr ſich entfernt. Der Wohnſitz kann unter Umſtänden ſelbſt bei Aufgabe der 
f ohnung beibehalten werden, wenn die Aufgabe nur vorübergehend erfolgt, weil der bis⸗ 
herige Wohnungsinhaber auf Reiſen geht, ſeine geſchäftlichen, amtlichen uſw. Beziehungen 
u. auch fernerhin in dem bisherigen Wohnorte ihren Mittelpunkt finden (etwas abweichend 
aubdinger A 10; Planck A 4). Der Wohnſitz iſt nicht aufgehoben wenn jemand, der an einem 

ern Orte Wohnung nimmt, die frühere, für ſeine Bedürfniſſe eingerichtete Wohnung zu 
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feiner Verfügung behält. In ſolchem Falle kann das Beſtehen eines doppelten Wohnſitzes 
angenommen werden (vgl. PrOVG 58, 230). Mit dem Aufenthalt in einer Gefangen ⸗ 
anſtalt (vgl. A 1) iſt die Aufgabe des bisherigen Wohnſitzes nicht notwendig verbunden. 


88 

Wer geſchäftsunfähig oder in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt ijt, kann 
ohne den Willen ſeines geſetzlichen Vertreters einen Wohnſitz weder be⸗ 
gründen noch aufheben !). 

E 1 36 II 18: M 1 72; P 1 39; 6 119 ff. 

1. Die Begründung und Aufhebung des Wohnſitzes ſtellt ſich als eine für die verſchieden ⸗ 
ſten Rechtsverhältniſſe bedeutſame Rechtshandlung dar, für welche deshalb ebenſo wie für 
läſtige Rechtsgeſchäfte unbeſchränkte Geſchäftsfähigkeit gefordert wird. Iſt dieſe Geſchäfts⸗ 
fähigkeit nicht vorhanden, ſo entſcheidet der Wille des geſetzlichen Vertreters, und zwar des 
Vertreters in perſönlichen Angelegenheiten (vgl. $ 1631 A 1), der den Willen des Vertretenen 
erſetzen oder ihn ergänzen kann. Zur Vertretung iſt derjenige Elternteil, welchem nur die tat⸗ 
ſächliche Fürſorge für die Perſon des Kindes zuſteht, nicht berechtigt (vgl. 88 1635, 1666, 1676 
Ab} 2, 1696, 1700, 1702 Abſ 2, 1707). Ob der Wille des geſetzlichen Vertreters dahin gegangen 
it, den Ort der Niederlaſſung zum Wohnſitze, d. i. zum Mittelpunkte der Lebensverhältniſſe, 
des Geſchäftsunfähigen zu erheben, iſt aus den Umſtänden zu erkennen (vgl. OLG 1916, 19). 
Von Bedeutung hierfür kann ſein, daß der unheilbar Geiſteskranke unter Aufgabe der ihn mit 
andern Orten verknüpfenden Beziehungen dauernd in eine Irrenanſtalt untergebracht iſt 
(vgl. OLG 33, 19; abw. Joſef in Arch ZivPrax 114, 408). Die Zuſtimmung zu der Handlung 
des Geſchäftsunfähigen hat regelmäßig die Bedeutung, daß deſſen Wille erſetzt wird 
(a. A. namentlich Staudinger A 1 u. 3, welcher, falls nicht der geſetzliche Vertreter den Wohn⸗ 
ſitz ſelbſt beſtimmt hat, eine natürliche Handlungsfähigkeit des Vertretenen fordert). Der Ver⸗ 
treter muß, damit fein Wille Wirkſamkeit gewinnt, unbeſchränkt geſchäftsfähig ſein. 


8 9 
Eine Militärperſon hat ihren Wohnſitz am Garniſonorte. Als Wohn: 
ſitz einer Militärperſon, deren Truppenteil im Inlande keinen Garniſonort 
hat, gilt der letzte inländiſche Garniſonort des Truppenteils. 
Dieſe Vorſchriften finden keine Anwendung auf Militärperſonen, die nur 
zur Erfüllung der Wehrpflicht dienen oder die nicht ſelbſtändig einen Wohn⸗ 


ſitz begründen können!) 2). 
E I 37 II 19, M 1 72 ff.; P 1 40. 


J. Zu den Militärperſonen im Sinne des $ 9 ſind, da die in Abſ 2 bezeichneten Perſonen 
ausgenommen find, uach der bisherigen Heeresverfaſſung nur die Berufsoffiziere, Militär⸗ 
ärzte und einen militäriſchen Rang einnehmenden Militärbeamten (auch die Kriegsgerichts⸗ 
rate, NG 17. 12. 07 III 215/07) für die Dauer der Anſtellung und die Unteroffizierkapitulanten 
für die Daner der Kapitulation zu zählen (3 4 M StGB v. 20. 6. 72 und Anlage I zu dieſem 
Geſ. in der Faſſung v. 6. 2. 11; Kaiſ. VO v. 1. 8. 08, betr. die Klaſſeneinteilung der Militär» 
beamten; $ 38 des RMilch v. 2. 5. 74). Die Landgendarmen (vgl. 9 2 Abſ 3 EG zur MStGO) 
wurden in Preußen und in den meiſten Bundesſtagten — nicht in Bayern und Württem⸗ 
berg — zu den Perſouen des Soldatenſtandes gerechnet. In gleicher Weiſe iſt der Kreis der 
Militärperſonen auch für die Kriegszeit zu begrenzen mit der Anderung, daß die Dienſtpflicht 
der Unteroffizterkapitulanten für die Dauer des Krieges (nach angeordneter Mobilmachung) 
eine zeitlich unbeſchränkte iſt. Mit den zur Erfüllung der Wehrpflicht dienenden Militär⸗ 
perſonen des Abſ 2 — welcher Ausdruck infofern kein genauer iſt, als der Kriegsdienſt freiwillig 
übernommen werden kaun, ſelbſt von ſolchen Perſonen, die das wehrpflichtige Alter bereits 
überſchritten haben und als die zeitliche Grenze der Wehrpflicht für die Kriegszeit nicht gilt — 
har nur der Gegenſat zu den Perſonen, die den Heeresdieuſt als Beruf ausüben, bezeichnet 
werden ſollen (KJ 48, 74; JW 1916, 211; Lg 1917, 137 — abw. frühere Auflage). Die in 
5 9 bezeichneten Militärperſonen haben, ſofern ſie ſelbſtändig einen Wohnſitz begründen können 
(8 A l), kraft Geſetzes, ohne daß es auf ihren Willen oder das Vorhandenſein einer tatſäch⸗ 
lichen Niederlaſſung (NG Warn 08 Nr 112) ankommt, ihren Wohnſitz (nicht den ausſchlieſß⸗ 
lichen Wohnſitz — beſtr., vgl. LZ 1918, 137) an ihrem inländiſchen Garniſonorte oder, wenn 
ein ſolcher fehlt, am letzten inländiſchen Garniſonorte. Iſt auch dieſer nicht vorhanden, ſo 
kann für Angelegenheiten der ſtreitigen Gerichtsbarkeit ein im Inlande belegener Ort als 
Garniſonort durch Kaiſ. VO beſtimmt werden ($ 8 des Ge. v. 28. 5. 01). Durch eine bloße 
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Abkommandierung wird der Garniſonort nicht geändert. Nach dem Erl des Pra M v. 27. 2. 16 
beſtimmt ſich für neu aufgeſtellte Formationen der Garniſonort nach dem Standort der ent- 
ſprechenden Erſatzformation. Der Gerichtsſtaud der Niederlaſſung (§ 21 ZPO) und der aus 
der Niederlaſſung ſich ergebende Erfüllungsort ($ 269 Abſ e 2) wird ſelbſtverſtändlich durch 
dieſen Wohnſitz nicht berührt. Die Grundlagen der Wehrverfaſſung find jetzt (Gef. über 
Bildung einer vorläufigen Reichswehr v. 6. 3. 19, über Bildung einer vorläufigen Reichs 
marine v. 16. 4. 19) dahin geändert, daß die Mannſchaften angeworben werden. Eine 
Anderung der Vorſchriften über den geſetzlichen Wohnſitz der Militärperſonen iſt hierdurch 
nur inſofern herbeigeführt, als die Angeworbenen zu den Militärperſonen gehören, die den 
Heeresdienſt als Beruf ausüben. Nicht hierzu gehören die Mitglieder der Einwohnerwehr, die 
nur polizeiliche Verrichtungen zu erfüllen haben. 

2. Ein geſetzlicher Wohnſitz der Beamten beſteht nicht. Die Beamten haben zwar an dem 
Orte, wo ſie ihre dienſtliche Tätigkeit zu verſehen haben, ihren Amtsſitz, und ſie können von 
der vorgeſetzten Behörde angehalten werden, dort ihren Wohnſitz zu nehmen. Ob ſie aber 
an dieſem Ort ihren Wohnſitz haben, iſt lediglich nach den allgemeinen Grundſätzen der 88 7ff. 
zu beurteilen. Denjenigen Deutſchen, welche das Recht der Exterritorialität beſitzen oder 
welche als Beamte des Reiches oder eines Bundesſtaats im Auslande tätig ſind und keinen 
inländiſchen Wohnſitz haben, iſt ein geſetzlicher Wohnſitz nur in Anſehung des Gerichtsſtandes, 
und zwar am letzten inländiſchen Wohnort oder in der Hauptſtadt des Heimatſtaats zu- 
gewieſen (815 ZPO). Hinſichtlich der früheren Kolonialbeamten ſ. 88 7ff. Kol BG v. 8. 6. 10. 


8 10 


Die Ehefrau teilt den Wohnſitz des Ehemanns. Sie teilt den Wohnſitz 
nicht, wenn der Mann ſeinen Wohnſitz im Ausland an einem Orte begründet, 
an den die Frau ihm nicht folgt und zu folgen nicht verpflichtet iſt!) ). 

Solange der Mann keinen Wohnſitz hat oder die Frau ſeinen Wohnſitz 
nicht teilt, kann die Frau ſelbſtändig einen Wohnſitz haben!). 

E I 39 II 20; M 1 74; P 1 41 ff.; 6 118. 


1. Der Verpflichtung der Ehefrau zur häuslichen Gemeinſchaft mit dem Manne (88 1353, 
1854) entſpricht es, daß lie einen von dem Wohnſitz des Mannes verſchiedenen Wohnſſtz nicht 
für ſich begründen kann. Sie hat dieſe Befugnis auch nicht während einer Strafhaft des Mannes 
(R 5. 7. 1915 IV 177/13). Dagegen ſteht ihr, ſolange der Mann keinen Wohnſitz hat (obſchon 
die Pflicht zur ehelichen Folge nicht aufgehoben ift), die Begründung eines felbitändigen 
Wohnſitzes frei. Die Frau kann auch von dem Manne ermächtigt werden, für ſich und den 
Mann einen neuen Ehewohnſitz zu begründen. Eine ſtillſchweigende Ermächtigung dieſer 
Art wird nach der Lage des Falles angenommen werden können, wenn der Mann durch An⸗ 
tritt einer mehrjährigen Freiheitsſtrafe gezwungen ift, die erforderliche Wahl des neuen Wohn ⸗ 
ſitzes der Frau zu überlaſſen. Die von der Frau vorgenommene Wahl des neuen Wohnortes 
wird auch durch nachträgliche, wenn auch nur ſtillſchweigende Genehmigung ſeitens des Mannes 
von dem Augenblick der Genehmigung an wirkſam. Die Regel, daß die Frau den Wohnſitz 
des Mannes teilt, greift auch durch, wenn der Mann feinen inländiſchen oder ausländischen 
Wohnſſitz argliftig der Frau verſchwiegen haben ſollte. Eine Ausnahme ift nur in dem Falle 
zugelaſſen, daß der Mann ins Ausland gezogen iſt und die Frau ihm nicht folgt, auch, weil 
ein ſolches Verlangen des Mannes ein Mißbrauch ſeines Rechtes ſein würde, nicht zu folgen 
braucht. Als Ausland im Sinne des $ 10 find auch die bisherigen Schutzgebiete anzufehen. 
Ein Mißbrauch des ehemännlichen Rechtes wird nicht anzunehmen fein, wenn die Frau bon 
vornherein infolge der geſchäftlichen oder amtlichen Beziehungen ihres Mannes mit der Ver⸗ 
legung des Wohnſitzes in das Ausland rechnen mußte. Bis zu dem Zeitpunkte, wo die Frau ſich 
endgültig entſchließt, dem Manne nicht zu folgen, bleibt der ausländiſche Wohnſitz des Mannes 
für ſie maßgebend. Sonſtige Gründe, aus denen ſie die eheliche Gemeinſchaft verweigern darf, 
berechtigen fie nicht zum Erwerb eines ſelbſtändigen Wohnſitzes (RG 59, 397; a. A. Staudinger 
A 8 und Planck A 5 für den Fall, daß die Frau dem Manne ins Ausland gefolgt, demnächſt 
aber wieder in das Inland zurückgekehrt ift). Die von ihrem Manne getrennt lebende 
Frau iſt hierzu ſelbſt dann nicht berechtigt, wenn ihr das Recht zum Getrenntleben zuerkannt 
iſt (nc 59, 337). Das Geſetz hat davon abgeſehen, das Wohnſitzrecht und die Verpflichtung der 
Frau, dem Manne zu folgen, übereinſtimmend zu geftalten, um die Feſtſtellung des Wohn⸗ 
litzes der Frau nicht zu erſchweren. Die Vorſchrift des Abſe1 Satz 2 gilt auch für den Fall, 
daß der Mann bereits zur Zeit der Verheiratung ſeinen Wohnſitz im Inlande hatte. 

2. Der Wohnſitz der Ehefrau iſt ein abgeleiteter. Es brauchen alſo die Vorausſetzungen 
an Erwerb des Wohnſitzes nur in der Perſon des Mannes vorzuliegen. Die Frau teilt den 

ohnſitz, auch wenn zur Zeit der Eheſchließung die Eheleute bereits den Willen haben, den 
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früher von dem Manne erworbenen Wohnſitz binnen kurzem aufzugeben, ſomit die Frau 
den Wohnſitz als eigenen nicht hätte erwerben können. Der abgeleitete Wohnſitz bleibt ſo 
lange beſtehen, bis rechtskräftig die Ehe geſchieden oder die eheliche Gemeinſchaft aufgehoben 
(RS 59, 340) oder die Ehe für nichtig erklärt iſt. Es find dies Vorgänge, die in das Heirats⸗ 
regiſter eingetragen werden (8 55 PStG in der Faſſung des Art 46 Ech) und leicht feſtſtellbar 
find. Den Wohnſitz des Mannes behält in dieſem Falle die Frau nur bei, wenn der Wohnſitz 
gemäß $ 7 auch von ihr begründet war. Iſt die Ehe wegen mangelnder Form der Eheſchließung 
und wegen mangelnden Eintrags in das Heiratsregiſter ſchlechthin nichtig (§ 1329 Satz 2), 
ſo tritt der abgeleitete Wohnſitz nicht ein. 


8 11 

Ein eheliches Kind teilt den Wohnſitz des Vaters, ein uneheliches Kind 
den Wohnſitz der Mutter, ein an Kindes Statt angenommenes Kind den 
Wohnſitz des Annehmenden!). Das Kind behält den Wohnſitz, bis es ihn 
rechtsgültig aufhebte). 

Eine erſt nach dem Eintritte der Volljährigkeit des Kindes erfolgende 
Legitimation oder Annahme an Kindes Statt hat keinen Einfluß auf den 
Wohnſitz des Kindes“). 

E I 40 II 21; M 1 75 ff.; P 1 423; 6 113. 


1. Die Familiengemeinſchaft hat im Verhältnis zwiſchen Eltern und Kindern regel⸗ 
mäßig (vgl. A 2) auch eine Gemeinſchaft des Wohnſitzes zur Folge. Das eheliche Kind, dem 
das durch nachfolgende Ehe oder Ehelichkeitserklärung legitimierte Kind gleichſteht (88 1719, 
1736), teilt den Wohnſitz des Vaters, nicht des Inhabers der elterlichen Gewalt, und zwar ohne 
Rückſicht darauf, ob es minderjährig oder volljährig iſt, ob die Ehe beſteht oder geſchieden iſt, 
ob dem Vater die Sorge für die Perſon des Kindes zuſteht oder nicht. Über die Ehelichkeit 
des Kindes aus nichtiger Ehe ſ. $ 1699. Der die Nichtigkeit kennende Vater verliert zwar nach 
$ 1701 alle ſich aus der Vaterſchaft ergebenden Rechte. Gleichwohl bleibt fein Wohnſitz, da 
ein Vaterſchaftsrecht hierin nicht zu erblicken iſt, maßgebend für den Wohnſitz des Kindes, 
falls nicht die Ehe ſchlechthin nichtig ift ($ 1699 Abſ 2). Das uneheliche Kind (sofern es nicht 
legitimiert iſt) teilt den Wohnſitz der Mutter, nicht aber das eheliche Kind, auch nicht, wenn 
der Vater geſtorben iſt und die Mutter im Beſitz der elterlichen Gewalt ſich befindet. Das 
an Kindes Statt angenommene Kind endlich hat, da es dem Einfluß der Eltern gänzlich 
entzogen iſt (vgl. 8 1765 A 1), den gleichen Wohnſitz wie der Annehmende. 

2. Die zu 1 behandelte Gemeinſchaft des Wohnſitzes hat nicht die Bedeutung, daß damit 
ein ſelbſtändiger Wohnſitz des Kindes ausgeſchloſſen wäre. Schon vor erreichter Volljährig⸗ 
keit kann das Kind mit Willen des geſetzlichen Vertreters oder der geſetzliche Vertreter für 
das Kind ($ 8 A 1) einen beſondern Wohnſitz begründen, vorausgeſetzt, daß der hierauf ge⸗ 
richtete Wille zur Durchführung gebracht iſt. Ebenſo kann der Vater bei Veränderung feines 
Wohnſitzes dem Kinde den bisherigen Wohnſitz belaſſen. Eine Anderung des Wohnſitzes des 
Kindes wird regelmäßig nicht ſchon darin zu finden ſein, daß der Vater ſeiner am andern Orte 
wohnenden geſchiedenen Ehefrau das Kind zur Erziehung überlaſſen hat (KJ 38 A 79). 
Die zur Fürſorge für die Perſon des Kindes berechtigte Mutter iſt nicht die geſetzliche Ver⸗ 
treterin in bezug auf den Wohnſitz des Kindes. Nach Erreichung der Volljährigkeit kann 
das Kind ſelbſtändig einen Wohnſitz nehmen. Dies kaun auch dadurch geſchehen, daß es, 
wenn der Vater verzieht, den bisherigen Wohnſitz beibehält. Es kann auch ohne Begründung 
eines neuen Wohnſitzes den früheren Wohnſitz aufgeben. Die Gemeinſchaft des Wohnſitzes 
mit dem Vater erliſcht in dieſen Fällen und lebt nicht etwa dadurch wieder auf, daß das Kind 
den erworbenen Wohnſitz ſpäter wieder verliert. Bloß dadurch, daß der Vater wohnſitzlos 
wird (ohne daß er zugleich den Wohnſitz für das Kind aufgibt), geht dem minderjährigen 
Kinde der einmal erlangte Wohnſitz nicht verloren (M 1, 76). en 

3. In Übereinftimmung mit dem jelbftändigen Wohnſitzrecht des volljährigen Kindes 
(vgl. A 2) ſteht es, daß eine erſt nach der Volljährigkeit eintretende Legitimation oder An⸗ 
nahme an Kindes Statt auf den Wohnſitz des Kindes ohne Einfluß iſt. 


8 12 


Wird das Recht!) zum Gebrauch eines Namens?) dem Berechtigten von 
einem anderen beſtrittens) oder wird das Intereſſe des Berechtigten dadurch 
verletzt, daß ein anderer unbefugt den gleichen Namen gebrauchte), jo kann 
der Berechtigte von dem anderen Beſeitigung der Beeinträchtigung ver⸗ 
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langen. Sind weitere Beeinträchtigungen zu beſorgen, ſo kann er auf Unter⸗ 
laſſung klagen). 
E II 22; P 1 43 ff.; 6 118. 


1. Das Recht auf Namensſchutz, das auf gewerblichem Gebiete durch beſondere Geſetze 
geordnet ift (. über Firmenrecht HGB 88 17ff., über Warenzeichenrecht WG v. 12. 5. 94; 
ogl. auch § 16 UnlWG v. 7. 6. 09), hat durch $ 12 feine allgemeine geſetzliche Anerkennung 
gefunden. Bei dem Schutz des Namens, der den einzelnen im bürgerlichen und geſellſchaft⸗ 
lichen Verkehre unterſcheidet und hervorhebt, handelt es ſich — wie bei dem Recht am eigenen 
Bilde, vgl. SS 22, 23 Kunſtll d v. 9. 1. 07 — weſentlich um ein Perſönlichkeitsrecht (vgl. 
NG 69, 403). Die Vermögensintereſſen kommen hierbei erſt in zweiter Linie in Betracht. 
Der Anſpruch erſcheint deshalb als ein nicht vermögensrechtlicher, für welchen die Reviſion 
nach § 546 ZPO ohne Rückſicht auf den Wert des Beſchwerdegegenſtandes zuläflig iſt (RG 
JW 99, 574°). Der Namensſchutz des BGB erſtreckt ſich ſowohl auf den die Zugehörigkeit 
zu einer beſtimmten Familie klarſtellenden Familiennamen als auf den zur Unterſcheidung 
des einzelnen von den Trägern des gleichen Familiennamens beſtimmten Vornamen, ebenſo 
auf den Geburtsnamen der verheirateten Frau (RG JW 1912, 3381). Geſchützt ift durch § 12 
auch die Adelsbezeichnung in ihrer namensrechtlichen Bedeutung, während über die Frage 
der Zugehörigkeit eines Geſchlechts zum Adelsſtande, als eine Frage des öffentlichen Rechtes 
— ſoweit nicht hierüber als Vorausſetzung eines andern Klageanſpruchs zu entſcheiden iſt —, 
der Rechtsweg ausgeſchloſſen war (RG JW 01, 17386; 04, 53°; 2. 5. 07 IV 480/06; 24. 6. 09 
IV 553/08; vgl. über die Maßgeblichkeit der Entfcheidung des bisherigen preußiſchen Herolds⸗ 
amts über das Adelsrecht eines preußiſchen Staatsangehörigen für Berichtigung des Standes⸗ 
regiſters K 36 A 55; 42 A 66; 44 A 65 und für Prozeßentſcheidungen RGSt 43, 33; JW 
01, 1736, Pr IM Bl 1913, 61; a. A. OL Celle in JW 1911, 610). Die Beſchränkung des 
Rechtswegs ift jetzt weggefallen, da die Adelsbezeichnung nach Art 109 RV nur noch die Be⸗ 
deutung hat, daß fie als Teil des Namens gilt. In Bayern iſt durch Gef. v. 28. 3. 19 (vgl. 
indes Aufſatz in LZ 1919, 771) der Adel vollſtändig beſeitigt. Die Beſtimmungen über den 
Schutz des Namensrechts kommen ferner der Telegrammadreſſe (einer mit der Telegraphen⸗ 
anſtalt vereinbarten abgekürzten Adreſſe, TelO v. 16. 6. 04 § 3 VII) zugute (RG 27. 5. 09 
IV 559/08). Sie haben wegen Rechtsähnlichkeit auch auf die Verletzung des Wappenrechts 
entſprechende Auwendung zu finden, und zwar auch dann, wenn es ſich um das Wappenrecht 
einer Körperſchaft des öffentlichen Rechtes handelt (RG 71, 262). Darin allein, daß das Orts⸗ 
wappen einer Stadtgemeinde auf der Ausſtattung eines gewerblichen Erzeugniſſes angebracht 
wird, iſt übrigens, wenn der Benutzer ſich nicht das Recht anmaßt, das Wappen als eigenes 
zu führen, eine Verletzung des Wappenrechts noch nicht zu finden. Auf einen bloßen Titel 
oder eine bloße Standesbezeichnung, wie den perſönlichen Adel in Bayern und Württemberg 
(RG J 04, 535), findet 8 12 keine Anwendung (a. A. Planck A 5, der § 12 entſprechend an⸗ 
wenden will). Die Fortführung eines nach der Verleihung entzogenen Hoflieferantentitels 
kann gegen § 3 UWG verſtoßen (RG 80, 273). Der in § 12 gewährte Namensſchutz iſt, ob⸗ 
ſchon dieſe Vorſchrift in dem von den natürlichen Perſonen handelnden Abſchnitte ſeine Stelle 
hat, auch auf juriſtiſche Perſonen (ic 74, 114) und ſelbſt auf nicht rechtsfähige Vereine 
(n 78, 101) auszudehnen, da dieſe Vereinigungen zur Unterſcheidung im Rechtsverkehr 
unbedingt auf die Führung eines Namens angewieſen find (vgl. $ 22 A 3, 8 57). Die Be⸗ 
rechtigung zum Gebrauch des Namens iſt nach dem Rechte der Staatsangehörigkeit des den 
Namen Beanſpruchenden zu beurteilen, nicht nach dem Rechte des Staatsgebiets, in welchem 
der Name geführt wird (MG 95, 272). 

2. Den Namensſchutz kann nur geltend machen, wer das Recht zur Führung des Namens 
hat. Hinſichtlich des Familiennamens ſteht dieſes Recht allen Mitgliedern der Familie zu. 
Jusbeſondere kann die Ehefrau die unbefugte Führung des Familiennamens ihres Mannes 
aus eigenem Recht unterſagen (RG Gruch 46, 127). Über das Namensrecht der Ehefrau ſ. 
3 1855, der geſchiedenen Ehefrau § 1577, über das Recht des Kindes § 1616, des angenom- 
nenen Kindes § 1758. Über Erteilung der Vornamen f. $ 1616 A 2. Beweiſend für die 
Richtigkeit des Namens find die Eintragungen im Standesregiſter, deren Berichtigung nach 
00 PStch v. 6. 2. 75 nur von dem Gericht angeordnet werden kann. Die Landespolizei⸗ 
behörde hat nicht das Recht, die Führung eines nach dem Standesregiſter dem andern zu- 
tommenden Namens zu unterſagen (KGJ 42 A 72). Einen von dieſen Beſtimmungen ab⸗ 
weichenden bürgerlichen Namen (Familiennamen und Vornamen) darf der einzelne ſich nicht 
Barlürlich beilegen. Die Anderung des Namens iſt nur zuläſſig mit Genehmigung der 
Behörde — in Preußen des Regierungspräſidenten (A. E. 12. 7. 67, A Vf v. 16. 8. 98, 26. 4. 17), 
in nach V v. 3. 11. 19 des Juſtizminiſters, in Bayern der Diſtrittspolizeibehörde 
h ider v. 27. 12. 99). Ju unbeſtrittener Übung iſt jedoch, daß Künſtler und Schrift 
bauer ſich für ihr Fachgebiet einen von ihrem bürgerlichen Namen verſchiedenen Namen 

eilegen. In der Benußung dieſes Namens, der ein gutes Teil künſtleriſcher und ſchrift 
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ſtelleriſcher Ehre einſchließt, haben fie deshalb nach § 12 auch Schutz zu beanſpruchen. 
Weiter darf man aber in dem Schutz des Decknamens (Pſeudonyms) nicht gehen (beſtr.). 
Auf die Gültigkeit eines Rechtsgeſchäfts oder einer Klage iſt es übrigens ohne Einfluß, 
daß die Partei mit einem Decknamen bezeichnet iſt. Beruht das Namensrecht darauf, daß 
der Name im Standesregiſter als von dem Vater überkommen eingetragen iſt, ſo hat 
darüber, ob der Name der richtige ift, lediglich der für die Berichtigung des Standesregiſters 
zuſtändige Richter zu entſchieden. Die Landespolizeibehörde hat nicht das Recht, die Führung 
eines nach dem Standesregiſter zukommenden Namens zu unterſagen (KGJ 42 A 72). Grund. 
ſätzlich verſchieden von dem Namensſchutz iſt der Firmenſchutz (§ 37 HGB). Ein den Namen 
des früheren Geſchäftsinhabers enthaltender Zuſatz zu der Firma kaun mit dieſer ein einheit. 
liches Ganze bilden (RG 88, 423). Die Berechtigung, den Namen eines andern in ſeiner Firma 
zu führen, gibt noch nicht die Rechte aus $ 12 (RG JW 05, 72°). Zuläſſig iſt es, obſchon das 
Namensrecht ſelbſt von der Perſon des Berechtigten nicht abgetrennt und einem andern über⸗ 
tragen werden kaun (R 87, 147), durch ſchuldrechtlichen Vertrag die Benutzung des 
Namens einem andern zur Bezeichnung eines Geſchäfts, einer Anſtalt, eines Vereins, einer 
Druckſchrift, einer Ware uſw. zu geſtatten. In dieſem Falle darf der Namensberechtigte von 
ſeinem Recht keinen dem Vertrage zuwiderlaufenden Gebrauch machen. Ein Streit darüber, 
ob das Namensrecht verletzt iſt, kann nur zwiſchen dem Juhaber des Rechtes und dem Verletzer 
ausgetragen werden (RG 87, 147). Ein derartiges Benutzungsrecht kaun einen großen Ver⸗ 
mögenswert darſtellen, namentlich dann, wenn das Geſchäft oder die Ware unter dem ihnen 
beigelegten Namen in der Kundſchaft ſich gut eingeführt hat. Im Zweifel iſt deshalb bei 
Verkauf eines den Namen des Verkäufers tragenden Fremdenheims anzunehmen, daß der 
Käufer befugt ſein ſoll, bei Weiterveräußerung das Recht zur Benutzung des Namens mit zu 
übertragen (R Gruch 45, 74). Der Benutzungsberechtigte erlangt (abgeſehen von den be⸗ 
ſondern Beſtimmungen über Schutz der Firma oder des Warenzeichens) nicht das eigene 
Recht, die Führung des Namens Dritten zu unterfagen (NG Seuffa 58 Nr 207). Er kann aber 
das Unterſagungsrecht als Bevollmächtigter des Nameusberechtigten ausüben. Hat der 
Namensberechtigte die unbeſchränkte Verwertung der unter ſeinem Namen in den Verkehr 
ebrachten Ware einem andern überlafjen, jo kann dieſem hiermit die Befugnis eingeräumt 
ein, den Namen als Warenzeichen für ſich eintragen zu laſſen (RG 30. 5. 07 IV 539/06; vgl. 
auch Warn 1911 Nr 221). In der Zuſtimmung des früheren Firmeninhabers zur Fortführung 
der Firma liegt im Zweifel auch die Ermächtigung, die Firma für eine Zweigniederlaſſung 
zu gebrauchen, nicht aber auch die Ermächtigung, die Zweigniederlaſſung unter dieſer Firma 
als ſelbſtändiges Geſchäft weiterzuveräußern (RG JW 08, 18%). Der Betriebsinhaber 
kann, wenn er ſeinen Namen zur Bezeichnung des Geſchäfts verwendet hat, das Recht auf 
Führung dieſes Anſtaltsnamens ſeinem Nachfolger einräumen. Wird lediglich aus Ge⸗ 
fälligkeit die Benutzung des Namens geſtattet, ſo iſt dieſe Erlaubniserteilung im Zweifel 
als eine widerrufliche anzuſehen. Durch die Eintragung eines Warenzeichen wird 
niemand gehindert, feinen eigenen Namen im Geſchäftsvertehr zu gebrauchen ($ 13 WZG v. 
12. 5. 94; RG 90, 88). Das Namensrecht des Ausländers beftimmt ſich nach ſeinem Heimats⸗ 
recht. Er kann jedoch im Inlande nur nach Maßgabe des $ 12 Schutz beanſpruchen (beſtr.). 


3. Das Klagerecht des Namensberechtigten hat eine doppelte Richtung. Er kann ver⸗ 
langen, daß ihm ſelbſt das Recht der Namensführung nicht beeinträchtigt wird, und er kann 
einem jeden andern (}. hierüber A 4) die Benutzung des Namens verbieten. Als Beeinträchtigung 
iſt es anzuſehen, wenn dem Berechtigten die Befugnis zum Gebrauch ſeines Namens, ſei es 
zur Bezeichnung ſeiner Perſon oder ſeines Geſchäfts uſw., von einem andern beſtritten wird. 
Das Beſtreiten kann wörtlich oder durch Handlungen erfolgen, die mit dem Namensrecht in 
Widerſpruch treten. Es kann mittelbar auch in der Weiſe geſchehen, daß dem Berechtigten grund⸗ 
ſätzlich ſtatt des ihm zukommenden Namens ein anderer Name beigelegt wird. Das Klage⸗ 
recht richtet ſich gegen jeden, der das Namensrecht beſtreitet. Der Rechtsweg iſt aber unzu⸗ 
läſſig, wenn eine Behörde in Ausübung öffentlich rechtlicher Befugniſſe tätig geworden 
iſt (Roß 39, 303: AW 1919, 30911; 05, 72 Gruch 50, 881). Zugelaſſen iſt jedoch von dem 
RG im Urteil v. 21. 10. 09 IV 5/09 eine Klage gegen den Hamburgiſchen Staat, vertreten 
durch die Aufſichtsbehörde für die Hamburgiſchen Staatsämter, weil dieſe Aufſichtsbehörde 
im Wege des Berichtigungsverfahrens einen unrichtigen Namen für den Kläger in das 
Standesregiſter hatte eintragen laſſen. Zur Klageerhebung kann auch der Umſtand Ver⸗ 
anlaffung geben, daß in dem Gothaiſchen Genealogiſchen Taſchenbuch eine zum Alrabel ge- 
hörige Familie als zum Briefadel gehörig verzeichnet ift (vgl. R 21. 3. 12 IV 219/11). 


4. Ein unbefugter Gebrauch des Namens liegt vor, wenn jemand den Namen ohne 
Recht zur Bezeichnung ſeiner Perſon, ſeines Geſchäfts, ſeiner Ware uſw. verwendet. Dabei 
iſt es gleichgültig, ob die Schreibweiſe des Namens etwas verändert iſt und ob der Benennung 
des früheren Geſchäftsinhabers zur Individualiſierung des Geſchäfts ein dementſprechender 
ZJuſatz, wie „vormals“, „früher“ beigefügt iſt (R& 56, 187). Die Hinzufügung des Wortes 
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„nach“ (Ware nach N N) iſt nicht immer Syſtembezeichnung, es kann hierin auch, was im 
einzelnen Falle zu prüfen, ein unbefugter Gebrauch des Namens liegen (RG Warn 1912 
Nr 195). Ein unbefugter Gebrauch iſt aber auch darin zu erblicken, daß der Name in verletzender 
Weiſe einem Tiere (anders RG DIZ 06, 543) oder einer in einem Roman, Theaterſtück oder 
Bildwerk dargeſtellten, auf den berechtigten Namensträger hinweiſenden Figur beigelegt wird 
(beſtr.). Nach RG DI 06, 543 (vgl. auch KG in LZ 1914, 1674) enthält die Benutzung 
des Namens zur Bezeichnung einer typiſchen Figur (Profeſſor Biedermann) nicht ohne 
weiteres eine Verletzung des Namensrechts. Keine Verletzung des Namensrechts iſt es, 
wenn hinſichtlich des berechtigten Namensträgers etwas Unrichtiges ausgeſagt wird (RG 
91, 358). Das Klagerecht ſetzt weiter voraus, daß durch den unbefugten Gebrauch das 
Jutereſſe des Namensberechtigten verletzt iſt. Wer den Namen „Müller“ oder „Schulze“ 
führt, kann bei der weiten Verbreitung des Namens regelmäßig kein Intereſſe daran haben, 
ob noch eine weitere Perſon exiſtiert, die berechtigt oder unberechtigt ſich des gleichen Namens 
bedient. Das Jutereſſe, dem unbefugten Namensgebrauch entgegenzutreten, kann darin 
begründet fein, daß durch den Gebrauch der Schein der Zugehörigkeit zur Familie des Klägers 
erweckt wird, es genügt aber auch jedes andere perſönliche oder vermögensrechtliche Inter 
eſſe, das jedoch nicht über das verſtändige Maß hinausgehen darf. Der Namensberechtigte 
braucht ſich nicht gefallen zu laſſen, daß ſein Name zu Anpreiſungszwecken mit dem Ge⸗ 
ſchäft oder den Waren eines andern in irgendeiner Weiſe in Verbindung gebracht wird 
(RG 74, 308 über Benutzung des Namens „Graf Zeppelin“ als Warenzeichen; 86, 123; JW 
1911, 26°; Warn 1911 Nr 222 — anders hinſichtlich des ſtädtiſchen Wappenrechts RG 
Warn 1911 Nr 468). Der Benutzung eines Namens zur Bezeichnung einer Ware kann 
jedoch nicht widerſprochen werden, wenn der Name den Charakter einer bloßen Beſchaffen⸗ 
heitsangabe angenommen hat (R 69, 310). Dem Geſchäftsnachfolger iſt es über $ 22 
HGB hinaus nicht geſtattet, einen den Namen des früheren Geſchäftsinhabers angebenden 
Zuſatz in die Firma aufzunehmen (RG 56, 188). Das perſönliche Jutereſſe des Namens⸗ 
berechtigten kann verletzt ſein, wenn dem den Namen unbefugt Gebrauchenden ein perlön- 
licher Makel anhaftet. Abgeſehen hiervon wird bei völliger Verſchiedenheit des Wohnſitzes 
und der Lebensſtellung beider Teile eine Beeinträchtigung des perſönlichen Jutereſſes nicht 
leicht anzunehmen fein (Rc Warn 1915 Nr 101). Ausgeſchloſſen ift das Klagerecht gegen 
denjenigen, der ſich den Namen mit Genehmigung der zuſtändigen Behörde (vgl. A 2) 
beigelegt hat. Es kann in dieſem Falle auch nicht gegen die Behörde geklagt werden, wenn⸗ 
ſchon dieſe bei Erteilung der Genehmigung auf die Namensrechte dritter Perſonen Rückſicht 
nehmen ſoll. Nicht ausgeſchloſſen iſt das Klagerecht, wenn der Name unberechtigt als 
ar a oder Warenzeichen eingetragen iſt, ſofern nicht etwa der als Warenzeichen benutzte 
Name Gattungsbezeichnun gelvorden iſt (§8 4 Nr 1, 13 WZG v. 12. 5. 94; RG 56, 160; 
Warn 1915 Nr 5). Die Verurteilung wird auch nicht dadurch gehindert, daß der Name 
für den Beklagten im Geburtsregiſter eingetragen iſt (M& 2. 5. 07 TV 480/06). Eben- 
ſowenig ſteht der Klage entgegen, daß im ſtandesamtlichen Berichtigungsverfahren das 
Namensrecht des Klägers nicht anerkannt iſt (RG 21. 10. 09 IV 5/09). Ein unbefugter 
Gebrauch des Vereinsnamens (f. A 1 a. E.) iſt anzunehmen, auch wenn der Name nicht 
ganz der gleiche iſt, ſondern geringfügige Abweichungen aufweiſt, denen im gewöhnlichen 
Verkehre keine Unterſcheidungskraft beigemeſſen wird. Es kann aber nicht die Unterlaffung 
einer Bezeichnung gefordert werden, die nach ſtaatlicher Regelung gerechtfertigt iſt (RG 
JW 1913, 1144 in einem Falle, wo der Verband deutſcher Diplom Ingenieure gegen den 
Verein deutſcher Diplom- Brauerei-Ingenieure klagte). Ein Auſpruch darauf, daß der den 
gleichen Familiennamen Führende zur Vermeidung von Verwechflungen ſich dieſes Namens 
nur in Verbindung mit ſeinem Vornamen oder einem ſonſtigen Unterſcheidungsmerkmal 
bediene, iſt aus § 12 nicht herzuleiten (vgl. RG JW 1911, 5722 — anders bei der Firma 
gemäß 5 16 Unl WG, RG Warn 1913 Nr 79). 5 

5. Mit der Klage kann die Beſeitigung der Beeinträchtigung (falls nicht etwa die Sache 
10 liegt, daß das Beſtreiten gar nicht ernſthaft gemeint fein konnte) und die unterlaſſung 
weiterer Beeinträchtigung gefordert werden. Nötigenfalls auch die der zuſtändigen Stelle 
gegenüber zu erklärende Einwilligung in Ausübung des vom Kläger beanſpruchten, von der 
Nameusberechtigung abhängigen Rechtes. Zu der Beſeitigung der Beeinträchtigung gehört, 
baß die rechtsverletzende Eintragung des Warenzeichens uſw. gelöſcht (RG 54, 42), der auf 
dem Ladenſchild angebrachte Name entfernt, die unrichtige Namensangabe in Ankündigungen 
berichtigt wird, daß im Falle des öffentlichen Beſtreitens des Namensrechts eine öffentliche 
Anerkennung erklärt wird u. dgl. Iſt eine Fortſetzung des unbefugten Namensgebrauchs 
du beſorgen, fo kann der Beklagte zur Unterlaffung verurteilt werden, womit nach 8 890 
ZPO die Androhung von Haft⸗ oder Geldſtrafe und die Verurteilung zur Sicherheitsbeſtellung 
verbunden werden kann. Der Feſtſtellungsklage des § 256 ZPO bedarf es hiernach zur Er- 
Fanzung des Namensſchutzes nicht. Ein Anſpruch auf Schadenserſatz iſt nach § 823 bei Ver⸗ 
ſchulden des Gegners gegeben (vgl. RG 96, 272). 
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§ 13 

Wer verſchollen ift!), kann nach Maßgabe der SS 14 bis 17 im Wege des 
Aufgebotsverfahrens?) für tot erklärt werdend). 

E 1 5, 10, 20 II 2 Abſ 1 Satz 1, 6; M 1 33 ff., 41 ff.: P 1 4 ff., 10 ff., 25 ff.; 6 6 ff. 


1. Die Verſchollenheit ſetzt das Fehlen von Nachrichten über die Fortdauer des Lebens 
voraus. Sie wird regelmäßig ſchon dann anzunehmen ſein, wenn an dem letzten inländiſchen 
Wohnſitz des Verſchollenen — durch den zugleich, wenn ein ſolcher vorhanden ift, nach 3 961 
3 die Zuſtändigkeit des Aufgebotsgerichts beſtimmt wird — keine Nachrichten über ſein 
Leben zu erlangen ſind und wenn auch die durch Verwaundtſchaft oder ſonſtige Beziehungen 
mit dem Verſchollenen näher verbundenen Perſonen, bei denen das Vorhandenſein von 
Nachrichten zu erwarten iſt, ohne Nachricht ſind, ſo daß Zweifel an dem Fortleben gerecht; 
fertigt ſind. Das Aufgebotsgericht hat gegebenenfalls nach $ 968 ZPO hierüber Auf⸗ 
klärung zu ſchaffen. Die Verſchollenheit kann eintreten, auch ohne daß der Verſchollene 
ſich von dem letzten bekannten Aufenthaltsorte entfernt hat. 

2. Das Aufgebot iſt in allen Fällen der Todeserklärung erforderlich (ogl. 8 966 ZPO). 
Das Verfahren iſt geregelt durch die allgemeinen Vorſchriften der 88 946—959 und die speziell 
auf das Todeserklärungsverfahren bezüglichen Vorſchriften der 88 960—976 ZPO. Das 
zuſtändige Gericht wird nötigenfalls von der Landesjuſtizverwaltung oder dem Reichskanzler 
beſtimmt, 8 961 (vgl. für Preußen Af des IM v. 27. 11. 99). Antragsberechtigt iſt ein 
jeder Intereſſeut (88 962, 974). Dem! Gläubiger des Verſchollenen wird allgemein die An⸗ 
tragsberechtigung nicht zugeſtanden werden können (abw. der Aufſatz in JW 1916, 898). 
Über die Wirkung der Todeserklärung ſ. 8 18 A 1, über die Rechtsſtellung des Abweſen⸗ 
heitspflegers $ 1921 A 3. 

3. Die Todeserklärung eines Deutſchen kann bei der großen Bedeutung dieſer in alle Rechts · 
verhältniſſe eingreifenden Maßnahme nur von deutſchen Gerichten ausgeſprochen werden. 
Das Beſtehen der deutſchen Reichsangehörigkeit braucht ſelbſtverſtändlich nur für den Beginn 
der Verſchollenheit nachgewieſen zu werden, da für die ſpätere Zeit keine Nachrichten vor 
handen ſind. Ausnahmsweiſe iſt in Art 9 Ab 2 EG auch die Todeserklärung eines Ausländers 
durch deutſche Gerichte zugelaſſen mit einer auf das inländiſche Vermögen (auch die in $ 2369 
Abf 2 BGB beſtimmten Gegenſtände) beſchränkten Wirkung, worin ein Eingriff in die Rechte 
des Auslandsſtaats nicht geſehen werden kann. Dem auslandiſchen Staate muß natürlich 
die Befugnis zu gleichen Anordnungen hinſichtlich eines Deutſchen. zugeſtanden werden. 
Art 9 Abſ 2 hat auch nicht etwa die Bedeutung, daß die Wirkung der im Auslande erfolgten 
Todeserklärung eines Ausländers für die deutſchen Rechtsverhältniſſe ausgeſchloſſen ware 
(a. A. Niemeyer § 10 S. 122). Eine weitere Ausnahme iſt in dieſem Artikel im Intereſſe der 
im Inlande befindlichen Ehefrau gemacht, die bis zu ihrer Verheiratung Deutſche war. 
Auf ihren Antrag kann der ausländiſche Ehemann, der feinen letzten Wohnſitz im Inlande hatte, 
von dem deutſchen Gericht für tot erklärt werden, was namentlich für die Löſung der Ehe 
von Wichtigkeit iſt. Die in Deutſchland ausgeſprochene Todesertlärung eines Deutfchen, 
der in Oſterreich wohnhaft iſt, wird nach dortigen Recht nicht als wirkſantangeſehen (Böhm 
20, 85 ff.). — War das Todeserklärungsverfahren vor Inkrafttreten des BOB anhängig, 
fo wird das Verfahren gemäß Art 161 EG nach den früheren Geſetzen fortgeführt, und nach 
dieſen beſtimmt ſich auch die Wirkung der Todeserklärung. Hinſichtlich der Beendigung 
der Ehe (val. 88 13481352), der elterlichen Gewalt, des Amtes als Vormund uſw. iſt jedoch 
unbedingt, auch wenn die Todeserklärung früher erfolgt war, das neue Recht maßgebend 
(Art 158160 Ech). 


8 14 


Die Todeserklärung iſt zuläſſig, wenn ſeit zehn Jahren keine Nachricht 
von dem Leben des Verſchollenen eingegangen ift!). Sie darf nicht vor dem 
Schluſſe des Jahres erfolgen, in welchem der Berjihollene das einund⸗ 
dreißigſte Lebensjahr vollendet haben würde ). 

Ein Verſchollener, der das ſiebzigſte Lebensjahr vollendet haben würde, 
kann für tot erklärt werden, wenn ſeit fünf Jahren keine Nachricht von ſeinem 
Leben eingegangen iſt!). 

Der Zeitraum von zehn oder fünf Jahren beginnt mit dem Schluſſe des 
letzten Jahres, in welchem der Verſchollene den vorhandenen Nachrichten zu⸗ 
ſolge noch gelebt hat!). 


C 16 II 2; M 1 37, 38; P 14 ff: 6 107 ff 
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1. Die Verſchollenheit muß, damit die Todeserklärung zuläſſig ift, eine gewiſſe Zeit —ze bu 
Jahre und bezüglich eines Verſchollenen, der zur Zeit der Todeserklärung das 70. Lebensjahr 
vollendet haben würde, fünf Jahre — gedauert haben, wobei der Beginn der Friſt von 
Schluß des Jahres, in welchem nach den eingegangenen Nachrichten der Verſchollene zuletzt 
noch gelebt hat, zu rechnen iſt (Kalenderjahrrechnung). Der Ablauf der Verſchollenheits⸗ 
friſt iſt bei Stellung des Aufgebotsantrags glaubhaft zu machen (§ 963 ZPO). Iſt dies 
verſäumt, ſo wird gleichwohl die Todeserklärung zuläſſig ſein, wenn nur zur Zeit des Urteils 
— das aber nicht zu dieſem Zwecke auf längere Zeit hinausgeſchoben werden darf — die 
Verſchollenheitsfriſt abgelaufen iſt (vgl. $ 970 3 PO). Bezüglich der Verſchollenheitsfriſt 
des Abſ 2 iſt nicht etwa zu verlangen, daß der Verſchollene das 70. Lebensjahr bereits vor 
Ablauf der Friſt vollendet haben muß. Die fünfjährige Verſchollenheitsfriſt beginnt auch 
bier mit dem Schluß des Kalenderjahrs. Dagegen braucht der Ablauf des Kalenderjahrs, 
in welchem der Verſchollene ſpäter das 70. Lebensjahr vollendet haben würde, vor Erlaß 
des Aufgebots nicht abgewartet zu werden (a. A. Staudinger A III). Sind bei Erlaß des 
Aufgebots ſeit der Geburt des Verſchollenen bereits 100 Jahre vergangen, ſo kann die Be⸗ 
kanntmachung des Aufgebots durch öffentliche Blätter unterbleiben (5 966 ZPO). 

2. Dem Minderjährigen ſoll daraus kein Nachteil entſtehen, daß er oder ſein geſetzlicher 
Vertreter, dem dies hauptſächlich zur Laſt fallen würde, über fein Fortleben, keine Nachricht 
gegeben hat. Die zehnjährige Verſchollenheitsfriſt nimmt deshalb erſt nach Aufhören der 
Minderjährigkeit, und zwar mit Ablauf des Kalenderjahrs, in dem die Minderjährigkeit auf ⸗ 
gehört hat, ihren Anfang. 


8 15 


Wer als Angehöriger einer bewaffneten Macht an einem Kriege teilge⸗ 
nommen hat!), während des Krieges vermißt worden und ſeitdem ver⸗ 
ſchollen iſt, kann für tot erklärt werden, wenn ſeit dem Friedensſchluſſe drei 
Jahre verſtrichen find. Hat ein Friedensſchluß nicht ſtattgefunden, jo beginnt 
der dreijährige Zeitraum mit dem Schluſſe des Jahres, in welchem der Krieg 
beendigt worden iſt'). 

Als Angehöriger einer bewaffneten Macht gilt auch derjenige, welcher 
ſich in einem Amts⸗ oder Dienſtverhältnis oder zum Zwecke freiwilliger 


Hilfeleiſtung bei der bewaffneten Macht befindet!) ). 
E I 7 II B; M 1 36 ff.: P 1 67. 


1. Die 88 15—17 geben Vorſchriften für den Fall, daß der Verſchollene in einer beſtimmten 
Lebensgefahr ſich befunden hat. Die allgemeine Beſtimmung iſt in $ 17 enthalten. J 15, der 
von der Kriegsgefahr handelt, gilt nicht bloß für die Militärperſonen (vgl. § 9 A), 
ſondern auch für alle diejenigen, die ſich, ſei es auf Grund eines Amts oder Dienſtverhältniſſes, 
ſei es freiwillig, ohne zurückgewieſen zu fein, in den Dienft der bewaffneten Macht (Heer, 
Landſturm, Marine) geſtellt haben (vgl. $ 155 des MSt B v. 20. 6. 72 über die Geltung 
der Kriegsgeſetze). § 15 konumt auch zur Anwendung, wenn ein Verſchollener als Ange⸗ 
höriger der bewaffneten Macht eines andern Staates, ſofern er nach den Geſetzen dieſes 
Staates als Angehöriger auzuſehen iſt, an einem Kriege teilgenommen hat. Nicht unbe⸗ 
dingt notwendig iſt für den Begriff des Krieges im Sinne des § 15, daß es ſich um Feind: 
ſeligkeiten zwiſchen mehreren Staaten handelt. Über die Anwendbarkeit des 9 15 auf 
Ausländer |. 8 13 A 2. 

2. Die Todeserklärung ſetzt voraus, daß die betreffende Perſon während des Krieges 
„vermißt“ ift, was regelmäßig durch Auskunft der militäriſchen Dienſtſtelle feſtzuſtellen ist. 
Die Verſchollenheit muß ſodann ſeit dem Friedensſchluß, von welcher Zeit an darauf gerechnet 
werden kann, daß der Vermißte im Falle des Lebens ſich melden werde, drei Jahre lang 
gedauert haben, was mit der Vorſchrift des § 17 übereinſtimmt. An Stelle des Friedens 
ſchluſſes tritt, wenn der Krieg ohne Friedensſchluß beendet iſt, der Ablauf des Kalender⸗ 
jahrs, in welchem der Krieg tatſächlich durch Niederwerfung des Gegners oder Aufhören 
der Feindſeligkeiten ſein Ende erreicht hat. Die Verſchollenheit muß mit der Kriegsgefahr 
in Verbindung ſtehen. Der Zuſammenhang kann gegeben ſein, auch wenn das Vermißt 
ſein nicht auf dem Kriegsſchauplatze eingetreten iſt, wenn z. B. jemand als Gefangener ab 
ſeits vom Kriegsſchauplatze verbracht ift (beſtr.). Vor dem Friedensſchluß kann eine Todes 
Tilarung nicht ſtattfinden. Mitunter wird in der Weiſe geholfen werden können, daß der 

tuppenteil den Tod beſcheinigt, auch wenn die augeſtellten Ermittlungen den Tod des 
ermißten nur als in hohem Maße wahrſcheinlich ergeben haben. 
y 3. Beſondere Vorſchriften find in der VO des BR v. 18. 4. 16, abgeändert am 
„ 8. 17, über die Todeserklärung der Teilnehmer am letzten Kriege getroffen. Die 
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lange Dauer des Krieges ließ es als ein dringendes Bedürfnis erſcheinen, die Todes. 
erklärung der Kriegsverſchollenen ſchon vor Beendigung des Krieges zu ermöglichen. Die VO 
findet nicht bloß Anwendung auf die Angehörigen der bewaffneten Macht des Deutſchen 
Reiches oder eines mit ihm verbündeten oder befreundeten Staates, ſondern auch auf alle 
Perſonen, die tatſächlich ſich der bewaffneten Macht angeſchloſſen haben oder (durch Felt: 
haltung, Verſchleppung uſw.) in Feindeshand geraten ſind. Zulaſſig iſt der Antrag auf 
Todeserklärung, wenn ſeit dem Tage des Eingangs der letzten Nachricht bei den Stellen, 
bei denen füglich weitere Nachrichten zu erwarten waren, ein Jahr verſtrichen iſt ($ 1, vgl. 
Dronke in JW 1916, 635f.; Stern in Gruch 60, 556). Hinſichtlich des Zeitpunkts des Todes 
gilt unter Aufrechterhaltung der Grundſätze des 8 18 Abſ 1 u. 3 BGB die dem $ 18 Abi 2 
Fall 1 entſprechende Vorſchrift des § 2, hinſichtlich der Lebensvermutung die dem § 19 BOB 
entſprechende Vorſchrift des 8 8. Neben der letzteren Vorſchrift kann natürlich die in 8 15 
BEB enthaltene Beſtimmung eines dreijährigen Zeitraums nicht Platz greifen (NG 93, 108). 
Ift der Verſchollene ſeit einem „beſonderen“ Kriegsereignis vermißt, jo it beim Mangel 
weiterer Aufklärung der Zeitpunkt dieſes Ereigniſſes als Zeitpunkt des Todes anzunehmen 
(8 2 Satz 2). Das Verfahren iſt in den 88 4-23 in Anſchluß an die Vorſchriften der ZPO 
geregelt. Abweichend iſt namentlich, daß die Bekanntmachung des Aufgebots durch öffent⸗ 
liche Blätter unterbleiben kann, daß unter Umſtänden das Verfahren bis zur Dauer eines 
Jahres ausgeſetzt werden darf und daß die Todeserklärung, wenn der Verſchollene fie über⸗ 
lebt hat, durch Beſchluß (8 16) aufzuheben iſt (vgl. $ 12 Abſ 2). Hiuſichtlich der bei dem 
Truppenteil (Kompagnie, Lazarett uſw.) bekannten Tatſachen kann die Ba un 
durch eine mit Dienſtſiegel verſehene Erklärung des militäriſchen Diſziplinarvorgeſetzten 
erſetzt werden. Auch genügt die mit Dienſtſiegel verſehene Auskunft der oberſten Militär- 
verwaltungsbehörde ($ 22 — Zentral ⸗Nachtweiſebureau beim Kriegsminiſterium). Zu dem 
Antrag auf Todeserklärung, auf Aufhebung derſelben und auf Berichtigung des Zeitpunkts 
des Todes — die auch von Amts wegen erfolgen kann — iſt in allen Fällen die Staats 
anwaltſchaft befugt, nicht dagegen zur Erhebung der Anfechtungsklage. Die Staatsanwalt⸗ 
ſchaft iſt auch ſonſt im Aufgebotsverfahren zuzuziehen (88 5, 9, 14, 19). Das Verfahren 
ift e Wegen der Mitteilung an die Militärbehörde ſ. PrIMBl 1916 S. 129 
un 1). 
8 16 

Wer ſich bei einer Seefahrt auf einem während der Fahrt untergegangenen 
Fahrzeuge befunden hat und ſeit dem Untergange des Fahrzeugs verſchollen 
iſt!), kann für tot erklärt werden, wenn ſeit dem Untergang ein Jahr ver⸗ 
ſtrichen ift2). 

Der Untergang des Fahrzeugs wird vermutet, wenn es an dem Orte 
ſeiner Beſtimmung nicht eingetroffen oder in Ermangelung eines feſten 
Reiſeziels nicht zurückgekehrt iſt und wenn 

bei Fahrten innerhalb der Ditjee ein Jahr, 
bei Fahrten innerhalb anderer europäiſcher Meere, mit Einſchluß 
ſämtlicher Teile des Mittelländiſchen, Schwarzen und Azowſchen 
Meeres, zwei Jahre, 
bei Fahrten, die über außereuropäiſche Meere führen, drei Jahre 
jeit dem Antritte der Reiſe verſtrichen ſind?). Sind Nachrichten über das 
Fahrzeug eingegangen, ſo iſt der Ablauf des Zeitraums erforderlich, der 
verſtrichen ſein müßte, wenn das Fahrzeug von dem Orte abgegangen wäre, 
an dem es ſich den Nachrichten zufolge zuletzt befunden hate )s). 

EI s II 4; M 1 30 ff.; P 1 7ff.: 6 111. 

1. Vorausſetzung der Seegefahr iſt, daß das Fahrzeug auf der Seefahrt, auf den in 
Abſ 2 bezeichneten Meeren, ſich befand, daß zweitens das Fahrzeug untergegangen iſt 
und daß endlich der Verſchollene, deſſen Verſchollenheit ſeit Untergang des Fahrzeugs ein. 
getreten ſein muß, zur Zeit des Untergangs ſich auf dieſem Fahrzeug aufhielt. Es 
greift deshalb nicht § 16, ſondern allenfalls 8 17 Platz, wenn es feſtſteht, daß das Fahrzeug 
beim Untergang nicht auf der See, ſondern ohne Zuſammenhang mit der Seefahrt auf 
einem Fluſſe oder in einem Hafen ſich befand (beſtr.). § 16 ift ferner nicht anwendbar, wenn 
der Verſchollene nicht auf dem untergegangenen Fahrzeug, ſondern auf einem andern 
Fahrzeug beziehentlich im Rettungsboot oder auf dem Lande war oder wenn über die 
Fortdauer ſeines Lebens noch nach dem Untergang des Fahrzeugs zuverläſſige Nachricht vor⸗ 
handen iſt. Der Anwendbarkeit des § 16 ſteht nicht entgegen, daß der Verſchollene zu feiner 
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Rettung in das Meer geiprungen ist (a. A. Hölder A 1 b, anſcheinend auch Staudinger A 3b). 
Gleichgültig iſt es, durch welche Urſachen, ob durch Wellengang, durch Brand, Exploſion uſw. 
der Untergang des Fahrzeugs herbeigeführt iſt. 

2. Die Verſchollenheitsdanuer iſt auf ein Jahr beſchränkt. Der Beweis des Untergangs 
des Fahrzeugs iſt erleichtert durch die in Abſ 2 aufgeſtellten Vermutungen. Die hier 
vorgeſchriebenen Friſten richten ſich danach, auf welchem Meere ſich das Fahrzeug nach der 
letzten Nachricht befand, mit der Beſonderheit jedoch, daß die längere Friſt einzuhalten iſt, 
wenn die Fahrt nach der von vornherein oder ſpäter dem Schiffe gegebenen Beſtimmung 
nach einem Meere gehen ſollte, für das die längere Friſt gilt. „Die bloße Möglichkeit, 
daß das Fahrzeug planwidrig nach einem ſolchen Meere gekommen iſt, kann die Berechnung 
einer längeren Friſt nicht rechtfertigen (a. A. Dernburg I § 52 III 2 und Hölder A 2b). 
Die Friſt iſt von dem Tage des Antritts der Reiſe an zu berechnen, auch wenn das Fahr⸗ 
zeug nicht ſogleich das Meer erreicht hat. Sind während der Fahrt Nachrichten eingegangen, 
ſo beginnt die Friſt mit der Zeit, in welcher das Fahrzeug nach dieſen Nachrichten zuletzt 
noch unterwegs war. Zugrunde zu legen iſt, wenn das Fahrzeug, das zunächſt ein anderes 
Meer durchfahren hatte, nach den letzten Nachrichten ſich in einem Meere, für das eine kürzere 
Friſt gilt, befunden hat, dieſe kürzere Friſt. Als europäiſches Meer iſt, abgeſehen von den 
in Abſ 2 beſtimmten Ausnahmen, das von europäiſchem Lande begrenzte Meer anzuſehen 
(vgl. Enneccerus § 79 A 14). 

3. Trifft die Seeverſchollenheit mit der Kriegsverſchollenheit zuſammen, fo gelten 
nicht die Vorſchriften des 5 16, ſondern des $ 15, die gerade mit Rückſicht darauf gegeben 
ſind, daß der Verſchollene in Feindesland zurückgeblieben fein kann. 


8 17 


Wer unter anderen als den in den 88 15, 16 bezeichneten Umſtänden in 
eine Lebensgefahr geraten und ſeitdem verſchollen iſt, kann für tot erklärt 
werden, wenn ſeit dem Ereigniſſe, durch welches die Lebensgefahr ent⸗ 
ſtanden iſt, drei Jahre verſtrichen ſind ). 

E II 5: P 1 9, 10; 6 111. 

1. Das die Lebensgefahr verurſachende Ereignis kann in einem Unfall (Eiſenbahn⸗ 
unfall, Brand eines Gebäudes ufw.), dem der Vermißte ausgeſetzt war, oder in einer 
beſonders gefahrvollen Lage beſtehen, wie dies z. B. bei einer gefährlichen Bergbeſteigung, 
einer Reiſe durch unwirtliche Gegenden, durch das Gebiet feindlicher Völker angenommen 


8 


werden darf (abw. namentlich Kluckhohn in Arch ZivPrax 107, 354 ff., welcher die als erheb- 
liche Steigerung der allgemeinen Lebensgefährdung von ihm bezeichnete Gefahr von dem 
Zustande unterſcheiden will, aus dem die Gefahr ſich entwickelt). In dem Falle der be⸗ 
ſonders gefahrvollen Lage iſt die dreijährige Friſt des § 17 von der Zeit an zu rechnen, 
wo der Verſchollene annehmbar, wenn er am Leben geblieben, aus der gefährlichen Lage 
befreit geweſen wäre. — Unter $ 17 fällt auch die infolge der Gefahren der Luftſchiffahrt 
eingetretene Verſchollenheit. 
§ 18 


Die Todeserklärung begründet die Vermutung), daß der Verſchollene in 
dem Zeitpunkte geſtorben ſei, welcher in dem die Todeserklärung aus⸗ 
ſprechenden Urteile feſtgeſtellt iſt. 

Als Zeitpunkt des Todes?) iſt, ſofern nicht die Ermittelungen ein anderes 
ergeben, anzunehmen: 

in den Fällen des § 14 der Zeitpunkt, in welchem die To deserklärung 
zuläſſig geworden iſt; 

in den Fällen des § 15 der Zeitpunkt des Friedensſchluſſes oder der 
Schluß des Jahres, in welchem der Krieg beendigt worden iſt; 

in den Fällen des § 16 der Zeitpunkt, in welchem das Fahrzeug unters 
gegangen iſt oder von welchem an der Untergang vermutet wird; 

in den Fällen des § 17 der Zeitpunkt, in welchem das Ereignis ſtatt⸗ 
gefunden hat. 

Iſt die Todeszeit nur dem Tage nach feſtgeſtellt, ſo gilt das Ende des 
Tages als Zeitpunkt des Todes“). 

E 21 M 7 m 1 47 ff.; P I In ff.; 6 111. 
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1. Die Todeserklärung begründet regelmäßig nur eine Vermutung des Todes, die 
durch Gegenbeweis widerlegt werden kann ($ 292 ZPO; RG ZW 1910, 104). Ausnahmis⸗ 
weiſe kommt ihr auf dem Gebiete des Familienrechts verſchiedentlich eine rechtsgeſtal⸗ 
tende Wirkung zu. Sie hat zwar nicht ohne weiteres die Auflöſung der Ehe zur Folge; 
hinſichtlich der perſönlichen und vermögensrechtlichen Befugniſſe und Verpflichtungen des 
andern Ehegatten und hinſichtlich der Ehelichkeit der Kinder (vgl. $ 1591 A 1) greift nur 
die Todesvermutung ein. Sobald ſich aber der andere Ehegatte wieder verheiratet, wird 
hierdurch die frühere Ehe aufgelöſt, ſofern nicht beide Ehegatten der neuen Ehe das Fort⸗ 
leben des für tot Erklärten gekannt haben ($ 1348). Die Verwaltung und Nutznießung 
des Mannes am eingebrachten Gute, die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft, die Errungen⸗ 
ſchaftsgemeinſchaft und die elterliche Gewalt (nicht aber die allgemeine Gütergemeinſchaft) 
läßt das Geſetz zur Vermeidung von Verwicklungen mit der Todeserklärung, genauer dem 
in der Todeserklärung feſtgeſetzten Zeitpunkt des Todes, endigen (88 1420, 1494, 1544, 
1679 Abſ 1). Hierin liegt keine Undilligkeit, da der noch lebende Ehemann auf Wieder⸗ 
herſtellung der Verwaltung und Nutznießung und bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft der 
noch lebende Ehegatte auf Wiederherſtellung der Gemeinſchaft klagen kann (88 1425 Abi 1, 
1547 Ab] 1) — bis zur Wiederherſtellung gilt Gütertrennung —, und da der Gewalthaber 
die elterliche Gewalt ſchon durch eine dem Vormundſchaftsgericht gegenüber abzugebende 
Erklärung zurückerlangt ($ 1679 Abſ 2). Das Amt des Vormundes, Gegenvormundes, 
Pflegers, Beiſtandes oder Mitgliedes eines Familienrats wird durch die Todeserklärung 
des Amtsinhabers endgültig beendet, ohne daß der irrtümlich für tot Erklärte ein Recht 
darauf hat, das Amt von neuem übertragen zu erhalten (88 1884 Abſ 2, 1885 Abſ 2, 1878, 
1895, 1915, 1694, 1878). Auch die Vormundſchaft endet mit Todeserklärung des Mündels, 
was ſelbſtverſtändlich der Wiedereinleitung der Vormundſchaft, falls ſich das Fortleben des 
Mündels herausſtellt, nicht entgegenſteht. Im übrigen kann der irrtümlich für tot Er⸗ 
klärte nach § 2031 die Herausgabe ſeines Vermögens nach den für den Erbſchaftsanſpruch 
geltenden Vorſchriften mit den in § 2370 zugunſten des redlichen Dritten beſtimmten Be⸗ 
ſchränkungen verlangen. Ein Geſellſchaftsverhällnis bleibt, wenn inzwiſchen die Ausein⸗ 
anderſetzung ſtattgefunden hat, aufgelöſt. Die Todeserklärung hat Wirkung für und 
gegen alle, ebenſo das auf Anfechtungsklage eines Beteiligten ergehende, die Todes⸗ 
erklärung aufhebende Urteil (88 973, 974, 976 A 3 ZPO). Iſt die zur Erhebung der An- 
fechtungsklage vorgeſchriebene Monatsfriſt verſäumt, ſo bleibt den Beteiligten nur übrig, 
den Beweis der Unrichtigkeit der Todeserklärung in den zu führenden einzelnen Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten zu erbringen. In das Sterberegiſter kann die Todeserklärung, die nur eine 
Vermutung des Todes begründet, nicht den Tod mit Sicherheit feſtſtellt, nicht eingetragen 
werden. Nach § 2370 kommt der Todeserklärung, was die Richtigkeit der Tatſache des 
Todes betrifft, für die Legitimation des Erben die gleiche Bedeutung wie dem Erbſchein 
zu. Im übrigen kommen dem Dritten, der auf die Todeserklärung vertraut, die allge- 
meinen Vorſchriften über den Schutz des redlichen Dritten zugute. 

2. In dem die Todeserklärung ausſprechenden Urteil iſt zugleich der Zeitpunkt des 
Todes feſtzuſtellen, zu welchem Zwecke Ermittlungen von Amts wegen angeſtellt werden 
können ($ 968 ZPO). Die Feſtſtellung kaun natürlich bei dem Fehlen ſicherer Nachrichten 
nur nach Wahrſcheinlichkeitsregeln erfolgen. Iſt der Tod ſicher bewieſen und nur die Todes⸗ 
zeit ungewiß, ſo iſt für den Antrag auf Todeserklärung überhaupt kein Raum. Auch die 
Feſtſtellung des Zeitpunkts des Todes nimmt an der Eigenſchaft des Todeserklärungsurteils, 
daß es Wirkung für und gegen alle hat, teil, und es iſt deshalb die Aufechtungsklage (vgl. 
A J) ſchon wegen unrichtiger Feſtſtellung der Zeit des Todes ſtatthaft. Iſt für einen andern 
Zeitpunkt kein genügender Anhalt gegeben, ſo iſt anzunehmen, daß der Verſchollene bei 
Ablauf der Verſchollenheitsfriſt (im letzten Augenblick des betreffenden Kalenderjahrs) 
oder, wenn er in einer beſtimmten Lebensgefahr ſich befunden hat (88 15—17), bei Auf 
hören der Gefahr geſtorben iſt. Im erſteren Falle beruht die Vermutung darauf, daß 
die Verſchollenheit eine beſtimmte Zeit gedauert hat, im letzteren Falle weſentlich auf dem 
Vorhandenſein der Gefahr, während die nachfolgende Verſchollenheitsfriſt nur dazu dient, 
die Vermutung des Umkommens in der Gefahr zu verſtärken. Läßt ſich nur fo viel als 
wahrſcheinlich feſtſtellen, daß der Verſchollene ſpäteſtens zu einer Zeit verſtorben ift, die 
vor dem aus $ 18 ſich ergebenden geſetzlichen Zeitpunkte liegt, fo iſt dieſe ſpäteſte Zeit, 
und wenn wahrſcheinlich der Verſchollene früheſtens zu einer nach dem geſetzlichen Zeit⸗ 
punkt liegenden Zeit verſtorben iſt, dieſe früheſte Zeit als Zeitpunkt des Todes anzunehmen. 
Die Unrichtigkeit der in der Todeserklärung feſtgeſtellten Todeszeit kann nicht bloß im Wege 
der Anfechtungsklage, wodurch die Vermutung des § 18 mit allgemeiner Wirkung beſeitigt 
wird, ſondern mit einer auf die Parteien beſchränkten Wirkung auch in einem ſonſtigen Pro⸗ 
zeſſe geltend gemacht werden (MG JW 1910, 1041). 

3. Soweit möglich, iſt nicht bloß der Tag, ſondern der genauere Zeitpunkt des Todes 
feſtzuſtellen. Andernfalls ſoll der Ablauf des Tages als Zeitpunkt des Todes gelten. 
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8 19 


Solange nicht die Todeserklärung erfolgt iſt, wird das Fortleben!) 2) 
des Verſchollenen bis zu dem Zeitpunkte vermutet, der nach § 18 Abſ 2 in 
Ermangelung eines anderen Ergebniſſes der Ermittelungen als Zeitpunkt des 
Todes anzunehmen iſt; die Vorſchrift des § 18 Abſſ3 findet entſprechende 
Anwendung. 

E II 9; P 1 22, 28; 6 112. 


1. Der in 8 18 Abſ 2 vom Geſetz beſtimmte mutmaßliche Zeitpunkt des Todes 
(oder im Falle der Todeserklärung der im Urteil feſtgeſetzte anderweite Zeitpunkt) hat zu⸗ 
gleich die Bedeutung, daß bis zu dieſem Zeitpunkte das Fortleben des Verſchollenen ver⸗ 
mutet wird. Dieſe Lebensvermutung gilt nicht bloß hinſichtlich des erbrechtlichen Erwerbs, 
ſondern für alle Rechtsverhältniſſe und — abweichend von der Todesvermutung — ohne 
Rückſicht darauf, ob eine Todeserklärung ſtattgefunden hat oder nicht. In Er⸗ 
manglung einer Todeserklärung iſt der hiernach maßgebende Zeitpunkt, wenn über den 
Eintritt der Verſchollenheit uſw. Streit entſteht, im Prozeſſe feſtzuſtellen. Die Beweislaſt für 
das Verſchollenſein fällt demjenigen zu, der die Lebensvermutung für ſich in Anſpruch nimmt. 
Den Beweis, daß die Verſchollenheit ſchon zu einem früheren Zeitpunkt eingetreten ſei oder 
daß die zur Vermutung einer kürzeren Lebensdauer führenden beſonderen Vorausſetzungen 
der 88 15—17, 14 Abſ 2 vorliegen, hat der Gegner zu führen. Mehr als die Glaubhaft⸗ 
machung, die im Todeserklärungsverfahren genügt (vgl. 818 A 2), wird auch hier nicht zu 
erfordern ſein. Die Lebensvermutung hat Geltung auch für das Erbſcheinverfahren. — 
Die in $ 19 aufgeſtellte Lebensvermutung kommt, da es ſich um eine Frage der Rechtsfähig⸗ 
keit handelt, nur für Deutſche zur Anwendung (vgl. $ 13 A 3). Es genügt jedoch nach 
dem auch hier anwendbaren Grundſatz des Art 9 Abs 1 EG, daß der Verſchollene bei Be⸗ 
ginn der Verſchollenheit deutſcher Reichsangehöriger geweſen iſt. 

2. Nur wenn die zur Vermutung des Todes führende Verſchollenheit beſteht, nicht auch 
in andern Fällen iſt die Lebensvermutung gegeben (beftr.). Greift jene Vermutung 
nicht Platz, ſo hat bei Geltendmachung eines von der Fortdauer des Lebens abhängigen 
Anſpruchs derjenige, der den Anſpruch erhebt, die Fortdauer des Lebens zu beweiſen. 
Der Schuldner kann demgemäß die Zahlung einer auf die Lebenszeit des Berechtigten be⸗ 
ſchränkten Penſion von Beibringung einer Lebensbeſcheinigung abhängig machen. Hat 
die Verſchollenheit über die in § 18 Abſ 2 beſtimmte Zeit hinaus fortgedauert, ohne daß 
eine Todeserklärung ſtattgefunden hat, fo iſt für die Überſchießende Zeit weder die Lebens 
vermutung noch die Todesvermutung begründet. Der Beweis des Lebens, beziehentlich 
des Todes, iſt daher für dieſe Zeit von demjenigen zu führen, welcher hieraus Rechte herleitet. 


8 20 


Sind mehrere in einer gemeinſamen Gefahr umgekommen, ſo wird ver⸗ 
mutet, daß ſie gleichzeitig geſtorben ſeien !). 
E II 10; P 1 30, 31. 


1. An Stelle der Todesvermutung des 8 18 und der Lebensvermutung des 8 19 greift, 
wenn mehrere Perſonen in gemeinſamer Gefahr umgekommen ſind, die (auch im Todes 
erklärungsurteil zu berückſichtigende) Vermutung Platz, daß fie gleichzeitig geſtorben ſind. 
Die Gemeinſamkeit der Gefahr wird, ſofern dieſelbe Gefahr räumlich und zeitlich die meh. 
reren betroffen hat, anzunehmen ſein, auch wenn die Art und Weiſe, wie die Gefahr ſich 
ſchließlich bei dem einzelnen verwirklicht hat, eine verſchiedene iſt (a. A. Hölder A J). Die 
Vermutung des 8 20 hat nicht zur Folge, daß als Todeszeit, wenn für den Tod des einen 
Beteiligten ein von $ 18 abweichender Zeitpunkt feſtgeſtellt ift, der gleiche Zeitpunkt auch 
für die andern Beteiligten angenommen werden müßte. 


Zweiter Titel 
Juriſtiſche Perſonen 


1. Begriff der juriſtiſchen Perſon. Von dem Vermögen des einzelnen kann ein Ver⸗ 
mögen derart abgeſondert werden, daß die innerhalb eines beſtimmten Rechtskreiſes ent ⸗ 
ſtandenen Rechte und Verbindlichkeiten geradeſo als zu dieſem Vermögen gehörig angeſehen 
werden, als wenn Inhaber des Vermögens eine natürliche Perſon wäre. Für die Schulden 
iſt das Sondervermögen verhaftet, entweder ausſchließlich oder in der Weiſe, daß da⸗ 
neben eine unbeſchränkte oder beſchränkte perſönliche Haftung der Mitglieder der betreffenden 
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Vereinigung ſtattfindet. Das Sondervermögen kann wie ein anderes Vermögen im Eigentum 
beſtimmter Perſonen ſtehen (die dem Gemeinſchuldner gehörige Konkursmaſſe, die den Erben 
gehörige Nachlaßmaſſe, das den Geſellſchaftern gehörige Geſellſchaftsvermögen). Es kann aber 
auch fein, daß das Sondervermögen nicht an einen Eigentümer, ſondern an Verfügungs⸗ 
berechtigte oder Verwaltungsberechtigte angeknüpft iſt. Dieſe ſind es dann, die inner« 
halb beſtimmter Grenzen das rechtliche Geſchick des Vermögens zu beſtimmen haben, die unter 
dem Namen der juriſtiſchen Perſon klagen und verklagt werden können. Sie find es, welche 
die Stelle des Berechtigten einnehmen, für deren Handlungen daher die juriſtiſche Perſon 
nach $ 31 einzuſtehen hat (ähnlich Hölder, Natürliche und juriſtiſche Perſonen; Binder, Problem 
der juriſtiſchen Perſönlichkeit). Von dieſem Standpunkte aus iſt ſowohl die Fiktionstheorie, die 
zur Erklärung der Erſcheinung nichts beiträgt, und die hauptſächlich von Gierke vertretene 
Realitätstheorie, welche der juriſtiſchen Perſon ſelbſt als einem über dem Menſchen ſtehenden 
beſondern Gebilde Realität beilegen will, abzulehnen. Das Weſentliche der juriſtiſchen Perſon 
iſt darin zu ſehen, daß an Stelle des Eigentümers der Verfügungsberechtigte, der Vorſtand 
in Verbindung mit der Mitgliederverſammlung (vgl. $ 32 A 1), und bei der Stiftung der 
Verwaltungsberechtigte, der Vorſtand auf Grundlage der Stiftungsurkunde, tritt. Als Ver⸗ 
mögen der Mitglieder darf das Vermögen des rechtsfähigen Vereins auch dann nicht auf⸗ 
gefaßt werden, wenn der Verein nicht zu den gemeinnützigen Vereinen gehört (vgl. hierüber 
Hölder S. 587ff.), ſondern nur den Intereſſen ſeiner Mitglieder dient, denen aus dieſem 
Grunde in $ 45 Abſ d 3 ein Anfallrecht gewährt iſt. Die Bedeutung der juriſtiſchen Perſon 
liegt weſentlich auf vermögensrechtlichem Gebiete. Ein Recht auf Ehre kommt nur der 
natürlichen Perſon zu, was indes den Schutz der juriſtiſchen Perſon gegen Kreditgefährdung 
nach $ 824 (RG 60, 5) nicht ausſchließt. Über den Umfang der Rechtsfähigkeit |. § 21 A 4. 

2. Über die juriſtiſchen Perſonen des öffentlichen Rechtes ſind — abgeſehen davon, daß 
$ 31 und im Falle der Zuläſſigkeit des Konkurſes $ 42 A 2 auf ſämtliche juriſtiſche Perſonen 
für anwendbar erklärt find ($ 89) — im BGB keine Vorſchriften getroffen. Desgleichen be⸗ 
ziehen ſich die Vorſchriften der 98 80—88 nicht auf die Stiftungen des öffentlichen Rechtes. 
Das Unterſcheidende zwiſchen den privatrechtlichen Körperſchaften (Vereinen) und den öffentlich- 
rechtlichen Körperſchaften (öffentlichen Verbänden) iſt im allgemeinen darin zu ſehen, 
daß letztere der Staatsordnung (ähnlich wie die Gemeinden) eingegliedert find. Ebenſo unter ⸗ 
ſcheiden ſich die Stiftungen (Anſtalten) des öffentlichen Rechtes von denen des Privatrechts 
darin, daß ſie einen Teil der öffentlichen Ordnung des Staates oder der Kirche bilden. Eine 
ſolche Eingliederung kann nur von dem Staate oder der Kirche vorgenommen werden. Es 
erſcheint ſomit das Stiftungsgeſchäft, auch wenn eine zunächſt private Stiftung vorausgegangen 
iſt, weil der Errichtungswille des Staates oder der Kirche hinzukommen muß, als ein öffentlich⸗ 
rechtliches. Die Errichtung einer Stiftung des Reiches erfolgt auf Grund beſondern Ge⸗ 
ſetzes (vgl. RGeſ. v. 31. 5. 77 über Errichtung einer Generalſtabsſtiftung und RGeſ. v. 
7. 1. 08, betreffend Errichtung zweier Stiftungen aus dem Nachlaſſe des Malers Profeſſor 
Guſtav Müller, durch welches die Errichtung und Verwaltung der beiden Stiftungen dem 
Reichskanzler übertragen iſt). Dadurch allein, daß der Verein oder die Stiftung die Erfüllung 
öffentlich rechtlicher Aufgaben übernommen hat oder daß die Verwaltung der Stiftung von 
einer öffentlichen Behörde geführt oder die für Zuwendungen an juriſtiſche Perſonen er⸗ 
forderliche ſtaatliche Genehmigung erteilt wird, it der öffentlich rechtliche Charakter nicht 
hergeſtellt, wohl aber dadurch, daß den Amtern die aus der öffentlich rechtlichen Natur des 
Verbandes folgende Eigenſchaft eines mittelbaren Staatsamts beigelegt wird (vgl. Hubrich 
Arch BürgR 43, 66ff.). Verſchieden von dieſem Begriffe der öffentlich rechtlichen Stiftung 
iſt übrigens der im bayriſchen Recht (vgl. Oertmann, Bayriſches Landesprivatrecht § 28, 
Full in JW 1914, 549) ausgebildete Begriff der öffentlichen Stiftung, worunter auch 
die privaten Stiftungen fallen, die einem öffentlichen Intereſſe dienen. Zu den 
juriſtiſchen Perſonen des öffentlichen Rechtes gehören vor allem der Staat, der, 
ſoweit er als Träger privater Rechte oder Verbindlichkeiten in Frage kommt, 
als Fiskus bezeichnet wird ($ 89), die Gemeinden und gemeindeartigen Verbände, ferner 
die Religionsgeſellſchaften, die nach Regelung des Landesrechts bisher ſchon Körper⸗ 
ſchaften des öffentlichen Rechtes waren, wie die ausdrücklich aufgenommenen Kirchen⸗ 
geſellſchaften, deren Geiſtliche geradeſo wie die Staatsbeamten in einem öffentlich- 
rechtlichen Dienſtverhältnis ſtehen (RG 59, 329; 62, 259), und die Religionsgeſellſchaften, 
denen die Rechte einer öffentlich rechtlichen Körperſchaft ſpäter gewährt find, worauf fie 
nach Art 137 RW Anſpruch haben, wenn fie durch ihre Verfaſſung und die Zahl ihrer 
Mitglieder die Gewähr der Dauer bieten (über das Recht der Steuererhebung J. Art 137 
Abſ 6), die Schulverbände und Unterrichtsanſtalten (vgl. RG 74, 57; ALR II 12 88 54, 67), 
die Armen und Verſicherungsanſtalten, größere Kraukenanſtalten uſw. (vgl. ALR II 19 $ 42). 
Den verſchiedenen fiskaliſchen Stationen kommt eine geſonderte Rechtsperſönlichkeit nicht 
zu. Sie ſind, auch in prozeßrechtlicher Hinſicht, nur Vertreter des ein einheitliches Rechts⸗ 
ſubjekt darſtellenden Fiskus (RG 2, 392; 59, 404; JW 1912, 64112). Keine Korporations⸗ 
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rechte haben in Preußen die durch Geſ. v. 29. 4. 87 wieder zugelaſſenen Orden und ordens⸗ 
ahnlichen Vereinigungen der katholiſchen Kirche, ſoweit fie ihnen nicht durch Gel. v. 22. 5. 88 
verliehen find (vgl. RG 41, 304). Eine Behörde kann als ſelbſtändige juriſtiſche Perſon 
nicht in Betracht kommen (RG JW 1900, 53452, 1905, 201%. Der Reichsfiskus unter⸗ 
ſteht keinem einheitlichen Rechte, ſondern iſt den Rechtsregeln unterworfen, die in dem frag⸗ 
lichen Rechtsgebiet nach der Landesgeſetzgebung für den Landesfiskus gelten würden (RG 
54, 201). Den Schutzgebieten kam beſondere Rechtsperſönlichkeit zu. Unter den auf Reichs⸗ 
recht beruhenden juriſtiſchen Perſonen des öffentlichen Rechtes ſind ferner zu nennen: die 
Reichsbank (Bankch v. 14. 3. 75) — vgl. KGJ 39 A 149 darüber, daß zwar die Reichsbank⸗ 
ſtelle, nicht die Reichsbanknebenſtelle, die Eigenſchaft einer öffentlichen Behörde hat —, der 
Reichsinvalidenfonds (Geſ. v. 23. 5. 73), die körperſchaftlich geordneten Orts⸗, Land⸗ und 
Betriebskrankenkaſſen und Verufsgenoſſenſchaften (deren Beamte aber nicht als mittelbare 
Staatsbeamte anzuſehen find, vgl. RG 71, 236) ſowie die Verſicherungsanſtalten nach 
99 3, 4 RVO v. 19. 7. 11, die Landlieferungsverbände nach $ 12 Abſ 1 des Reichsſiedlungs⸗ 
gel. v. 11. 8. 19, die Kohlenſyndikate und der Reichskohlenverband, welche Vereinigungen 
eine juriſtiſche Perſon und zugleich mit Ausnahme der der juriſtiſchen Perſon vorbehaltenen 
Vertretung und Vermögensverwaltung des Verbandes eine Geſellſchaft bürgerlichen Rechtes 
bilden können (88 8—23 der Ausführungsbeſtimmungen v. 21. 8. 19 zum Kohlenwirtſchafts⸗ 
gef. v. 23. 3. 19), die Innungen ($ 86 GewO) — vgl. über die Unzuläſſigkeit der Anfech⸗ 
tung der Beſchlüſſe im Rechtswege RG 70, 177 —, Innungskrankenkaſſen (8 250 RVO) 
und Handwerkskammern (8 103 n GewO). Den Innungsausſchüſſen kann von den Landes 
zentralbehörden, den Innungsverbänden durch Beſchluß des Bundesrats (88 101, 104g 
Gewdo) Rechtsfähigkeit beigelegt werden. Allgemein hervorzuheben iſt, daß die für be⸗ 
ſondere Verwaltungszwecke beſtimmten, getrennt verwalteten öffentlichen Fonds nicht 
ohne weiteres juriſtiſche Perſönlichkeit beſitzen (. über die Behandlung dieſer Fonds im 
Staatshaushalt PrGeſ. v. 11. 5. 98 89 2 u. 3; über die Parteifähigkeit RG 64, 401; 68, 280). 
Als ſelbſtändige Fonds mit eigener Rechtsperſönlichkeit ſind durch PrGeſ. v. 26. 5. 09 die 
daſelbſt in Art 2 bezeichneten Kaſſen für evangeliſche Geiſtliche anerkannt. Die juriſtiſche 
Perſönlichkeit fehlt regelmäßig der Gemeindekrankenkaſſe, der Gemeindearmenkaſſe, der 
NKommunalſparkaſſe (RG 84, 6; vgl. über die Stellung der Sparkaſſenverwaltung als einer 
öffentlichen Behörde Beſchl. des KG v. 26. 10. 91 im IM Bl 92, 51), der Innungskranken⸗ 
taſſe und den ſouſtigen Junungseiurichtungen ($ 85 Abſ 2 GewO). Die über privatrecht⸗ 
liche Stiftungen, insbeſondere die Familienſtiftungen, von den Verwaltungsbehörden oder 
Gerichten zu führende Aufficht beſtimmt ſich nach öffentlichem Recht. Es iſt dieſerbalb auf 
die Geſetzgebung der einzelnen Bundesſtaaten zu verweiſen. Verpflichtungen privatrecht⸗ 
licher Stiftungen zu Schulzwecken werden, wenn daraufhin die Schule errichtet iſt, durch 
Beſtätigung der Schulbehörde zu einem Teil der örtlichen Schulverfaſſung, ſo daß der Rechts⸗ 
weg hierüber ausgeſchloſſen iſt (MG 78, 8). Über die Zuläſſigkeit der Zwangsvollſtreckung 
wegen Geldforderungen und die Zuläſſigkeit des Konkurſes gegen juriſtiſche Perſonen des 
Öffentlichen Rechtes entſcheidet das Landesrecht ($ 15 Nr 3 EG. ZPO, Ech. KO v. 17. 5. 98 
Art IV). Dem Landesrecht ſind ferner vorbehalten die Beſtimmungen über Erwerbs: 
beſchränkungen der juriſtiſchen Perſonen (Art 86 Ec, Artt 6, 7 PrAG, Artt 710 BayAG 
ulm). Der für die Notwendigkeit der Genehmigung maßgebende Wert iſt auch im Falle 
des Art 6 Prach (Zuwendung von Grundſtücken) ohne Abzug der Laſten und Schulden 
iu berechnen (RG 76, 384 — a. A. KGJ 40 A 25). Das Fehlen der nach dieſen Be- 
ſtimmungen erforderlichen Genehmigung macht übrigens die Zuwendung nicht derart nich⸗ 
fig, daß vor Erteilung der Genehmigung eine Feſtſtellungsklage nicht erhoben werden könnte. 
Es findet vielmehr bis zu dieſem Zeitpunkt ein Schwebeverhältnis ftatt (R 75, 406; 76, 385; 
FW 1916, 84315). Auf Vereine ohne Rechtsfähigkeit find dieſe Vorſchriften nicht anwend⸗ 
bar (RG JW 1917, 221%. Über die Verpflichtung zur Entrichtung der Erbanfallſteuer 
zun Zuwendungen an juriſtiſche Perſonen |. 88 24, 25, 35 des RErbſchStc v. 10. 9. 19. 
Die Steuer beträgt 10 v. H. für Zuwendungen an eine inländische Kirche, d. i. eine rechts. 
ahige inländiſche Religionsgeſellſchaft oder gleichgeſtellte Vereinigung ($ 35 Abſ 2), oder an 
ſolche inländiſche, im Falle der Gegenſeitigkeit auch ausländiſche Stiftungen, Geſellſchaften, 

ereine oder Veranſtaltungen, die ausſchließlich kirchliche, mildtätige oder gemeinnützige 
Zwecke verfolgen (über unſelbſtändige Stiftungen ſ. $ 35 Abf 3; vgl. Rich 75 S. 379 u. 383). 
Zuwendungen unter Lebenden für die bezeichneten Zwecke find nach $ 42 Nr 4 von dem 
Schenkungsſtempel befreit. Die zur Begründung der Steuerpflicht erforderliche Bereiche⸗ 
zung darf nicht deshalb verneint werden, weil die juriftiiche Perſon etwas erhält, was fie 
get Erfüllung ihres Zweckes wieder verausgaben muß (RG 71, 140). Eine milde Stif- 
ung im Sinne des preußiſchen Gerichtskoſten⸗ und Stempelgeſetzes ſetzt im Unterſchiede von 
ner wohltätigen Stiftung voraus, daß die Stiftungsbezüge hilfsbedürftigen Perſonen zu⸗ 
gute kommen (RG 80, 145; JW 01, 954; Kc 87 B 1). Es genügt nicht, daß die Stif⸗ 
ung den Zwecken ſozialer Wohlfahrtspflege dient. — Nicht als juriſtiſche Perſon erſcheint 
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die Allgemeinheit (das Publikum). Für die Allgemeinheit können deshalb auch keine Rechte 
durch Erſitzung uſw. erworben werden. Es iſt jedoch im einzelnen Falle zu prüfen, ob mit 
der Allgemeinheit etwa die örtliche Allgemeinheit, d. i. die Gemeinde (vgl. RG JW 1911, 413%), 
gemeint iſt. Die Erſitzung einer Wegegerechtigkeit für das Publikum durch die Gemeinde 
iſt zuläſſig (RG SeuffA 59 Nr 6). — Für das Gebiet des Strafrechts kommt der zuriſtiſchen 
3 keine Bedeutung zu. Strafrechtlich verantwortlich ſind nur die natürlichen Per⸗ 
onen. 

3. Die allgemeinen Grundſätze über Vereine, insbeſondere die Beſtimmungen der 88 80, 
31, 43, 48 find, da $ 22 alle juriſtiſchen Perſonen des Privatrechts einbegreift, die auf Grund 
reichsgeſetzlicher Vorſchrift Rechtsfähigkeit erlangt haben, auf be insbeſondere auf 
die juriſtiſchen Perſonen des Handelsrechts ergäuzungsweiſe anzuwenden (KG in NI vl 
8, 26; RG 57, 94; 78, 354; vgl. 35 R 49, 1 ff.; 50, 100 ff.). Über die allgemeine Anwend⸗ 
barkeit des § 29 . daf. A 1. Für die Verfaſſung der Vereine, die auf ſtaatlicher Verleihung 
beruhen, gelten nach Art 82 E& in erſter Linie die Landesgeſetze (. hierüber 8 25 A 1). 

4. Die juriſtiſchen Perſonen unterſtehen an ſich dem Rechte des Heinatſtaats, das iſt, 
da von einer eigentlichen Staatsangehörigkeit nicht die Rede ſein kann, dem Rechte des 
Staates, welchem fie nach den Hergängen bei der Errichtung angehören (vgl. JW 1911, 932ff. ). 
Iſt ein Verein nach dem Recht eines beſtimmten Staates als juriſtiſche Perſon errichtet, ſo 
bleibt dieſes Recht auch weiterhin für feine rechtlichen Schickſale maßgebend. Als dem In⸗ 
lande angehörend, iſt jedoch eine juriſtiſche Perſon, wie aus $ 22 Satz 2 und 8 55 folgt, nur 
dann anzuerkennen, wenn fie ihren Sitz (ſ. 8 24 A 1) im Inlande hat. Ebenſo kann einer 
Gewerkſchaft die Rechtsfähigkeit mit Wirkung für die andern Bundesſtaaten nur von dem⸗ 
jenigen Bundesſtaate verliehen werden, in welchem fie ihren Sitz hat (RG Warn 1917 Nr 204), 
und es braucht der Bundesſtaat, dem die Gewerkſchaft nach ihrem Sitze angehört, jeden⸗ 
falls ſo lange, als dieſe Angehörigkeit beſtehen bleibt, die von einem andern Bundesſtaate 
ausgehende Verleihung nicht anzuerkennen (RG 92, 73; ogl. $ 22 A 4). Auslandiſche Ver⸗ 
eine, die nach dem Rechte des Heimatſtaates rechtsfähig ſind, werden beutſcherſeits nach 
Art 10 EG nur unter der weiteren Vorausſetzung als rechtsfähig behandelt, daß die Rechts⸗ 
fähigkeit von dem Bundesrat (jetzt Reichsrat) anerkannt iſt. (Planck A 4 und Staudinger 
II G zu Art 10 Ech wollen dies beſchränken auf die nach deutſchem Rechte ſich beſtimmen⸗ 
den Rechtsverhältniſſe.) Es ſoll dadurch verhütet werden, daß ausländiſche Vereine beſſer 
geſtellt ſind als inländiſche, die den Beſchränkungen der 88 21 u. 22 unterliegen. Auf aus⸗ 
ländiſche Handelsgeſellſchaften findet deshalb Art 10 keine Anwendung, falls nicht etwa 
der Sitz im Auslande nur dem Namen nach beſteht und der wirkliche Verwaltungeſitz ſich 
im Inlande befindet (Prot 6 S. 24 u. 26; R 83, 367; IW 04, 2311). Die Rechts., Partei- 
und Prozeßfähigkeit der auswärtigen Handelsgeſellſchaften iſt auch im Sniande anzuer⸗ 
erkennen, ſofern nicht etwa das Beſtehen der Geſellſchaft gegen die guten Sitten oder den 
Zweck eines deutſchen Geſetzes verſtößt (Art 30 EG; RG 83, 867). Keinesfalls können 
juriſtiſche Perſonen des Auslandes mehr Rechte im Inlande beanſpruchen wie juriſtiſche Per 
ſonen des Inlandes. Es gilt dies hinſichtlich des Umfangs der Rechtsfähigkeit und hinſichtlich 
der Erwerbsbeſchränkungen (vgl. A 2). Deutſches Recht wird anwendbar, wenn das Recht 
des Heimatſtaats hierauf verweiſt. Die von dem Bundesrat erteilte Anerkennung iſt jeder 
zeit widerruflich. Über die Frage, welchem inländiſchen Bundesſtaat eine Religionsgeſellſchaft 
angehört, f. § 61 A 3 a. E. Zum Erwerbe von Bergwerkseigentum durch ausländiſche juriſtiſche 
Perſonen ift nach dem Brei. v. 23. 6. 09 beſondere Genehmigung erforderlich. 

5. In zeitlicher Beziehung gelten nach Artt 163167 EG die Beſtimmungen der 88 25 
bis 53, 85—89 auch für die vor Inkrafttreten des BOB errichteten juriſtiſchen Perſonen, ſo⸗ 
weit nicht nach den Vorbehalten in Artt 65, 66, 67, 69, 75, 88, 164167 EG Landesrecht zur 
Anwendung kommt. Nach Art 82 Ec bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die 
Verfaſſung ſolcher Vereine, deren Rechtsfähigkeit auf ftaatlicher Verleihung beruht, unbe⸗ 
rührt. Die Beſtimmungen der 88 55.—79 haben dagegen nur Geltung für Vereine, die 
auf Grund des BOB in das Vereinsregiſter eingetragen werden. Für die vor dem 1. Jannar 
1900 gebildeten nichtrechtsfähigen Vereine bleibt gemäß Art 170 EG das frühere Recht 
maßgebend, desgleichen für die erlaubten Privatgeſellſchaften im Sinne der SS 11ff. 
ALN II 6 (RG 51, 160; 17. 4. 02 I 19/02); 13. 3. 13 IV 32/12, Lg 1015, 900 0, fo. 
weit nicht der Verein ſich durch Satzungsänderung dem neuen Recht unterftellt hat RG 
77, 21); nur it die Frage der Haftbarkeit der Mitglieder aus den feit dem 1. Jannar 1900 
geſchloſſenen Rechtsgeſchäften nach neuem Recht (5 54) zu beurteilen (RG 68, 64; 77, 429; 
JW 1915, 450%), 
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I. Vereine 
1. Allgemeine Vorſchriften 


ga 


Ein Verein!), deſſen Zweck nicht auf einen wirtſchaftlichen Geſchäfts⸗ 
betrieb?) gerichtet iſt, erlangt Rechtsfähigteit durch Eintragung in das 
Vereinsregiſter des zuſtändigen Amtsgerichts?) ). 

E I 41, 42; II 23; M 1 78 ff.; P 1 478 ff., 578 ff. 


1. Ein Verein kann in der Weiſe errichtet werden, daß er vor Erlangung der Rechtsfähig 
keit überhaupt nicht in Wirkſamkeit tritt. Es wird damit nur eine Vorbedingung für den 
Erwerb der Rechtsfähigkeit geſchaffen, ohne daß vor dieſem Zeitpunkte Vereinsverbindlich⸗ 
keiten irgendwelcher Art, insbeſondere auch nicht gegenüber dem die Erlangung der Rechts⸗ 
fähigkeit betreibenden Vorſtande, begründet werden. Das Regelmäßige wird aber ſein 
(abw. Planck A 7), daß der Verein, der als rechtsfähiger errichtet werden ſoll, ſchon vor Er⸗ 
langung der Rechtsfähigkeit als nichtrechtsfähiger mit der mehr oder weniger begrenzten 
Aufgabe beſteht, die vorbereitenden Handlungen zur Gründung und Inbetriebſetzung 
des rechtsfähigen Vereins vorzunehmen (vgl. R JW 04, 395). Für den in der Ent⸗ 
ſtehung begriffenen rechtsfähigen Verein können von dieſem Vorverein bindende Verpflich- 
tungen übernommen werden, vorausgeſetzt, daß das Rechtsgeſchäft dem Erwerb der Rechts: 
fähigkeit dient, nicht ſchon zum Vereinsbetriebe gehört (RG 85, 260 f.; SeuffA 67 Nr 171; 
ogl. auch hinſichtlich der Geſellſchaften m. b. H. RH JW 04, 3091: und 1913, 92572). Für den 
Verein (Gründerverein) find, wennſchon er eine Geſellſchaft des bürgerlichen Rechtes bildet, die 
für den rechtsfähigen Verein geltenden Grundſätze in gewiſſem Umfange (vgl.854 A1) heran⸗ 
zuziehen und es ift deshalb anzunehmen, daß, abweichend von $ 728, die Eröffnung des Kon⸗ 
kurſes über das Vermögen eines Geſellſchafters keinen Auflöſungsgrund bildet (fo mit Bezug 
auf Geſellſchaften m. b. H. RH JW 1913, 92515). Erwirbt ſonſt ein bereits beſtehender 
Verein die Rechtsfähigkeit, ſo wandelt er ſich in einen rechtsfähigen derart um, daß die 
Rechte und Verbindlichteiten — unbeſchadet der bereits entſtandenen perſönlichen Haftung 
der Mitglieder — dem neuen Verein verbleiben (ſo jetzt auch Plauck A 8). Der Verein 
befteht in der Form des rechtsfähigen Vereins mit allen bisherigen Rechten und Verbind⸗ 
lichkeiten weiter, ohne daß eine Rechtsnachfolge ſtattfindet und ohne daß demgemäß, wenn 
die Umwandlung im Laufe eines Rechtsſtreits erfolgt, eine Unterbrechung des Prozeſſes 
eintritt (RG 85, 256). Es bedarf auch nicht zum Zwecke der Umſchreibung der Grundſtücke 
auf den Namen des neuen Vereins der Auflafjung (beſtr.). Haben die Mitglieder beſck loſſen, 
die Satzung des einzutragenden Vereins ſofort in Kraft zu ſetzen, ſo iſt zwar die Wirkſam⸗ 
keit des Vereins von der ſchließlichen Eintragung abhängig, aber nur in dem Sinne, daß 
damit eine auflöſende, nicht eine aufſchiebende Bedingung geſetzt iſt (RG 4. 7. 18 IV 175/18). 

2. Für die Erlangung der Rechtsfähigkeit iſt ein verſchiedener Weg gewieſen, je nach. 
dem der Zweck des Vereins auf einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb (8 22) gerichtet iſt 
oder nicht (8 21). Vereine der letzteren Art werden auch ols Vereine mit idealen Be 
ſtrebungen oder kürzer Idealvereine bezeichnet. Der E II 23 und die Reichstagsvorlage 
$ 21 bezeichnete fie als Vereine zu gemeinnützigen, wohltätigen, geſelligen, wiſſenſchaftlichen, 
künſtleriſchen oder andern nicht auf einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichteten Zwecken. 
Auch dieſe Vereine find zur Befriedigung ihrer Bedürfniſſe auf Geldmittel angewieſen. Die 
Verwaltung des Vermögens und die Verwendung für die idealen Zwecke ſtellt jedoch einen 
wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb noch nicht dar. Hierzu gehört die Einrichtung eines land⸗ 
wirtſchaftlichen, gewerblichen oder kaufmänniſchen Geſchäfts, das zu dem Zwecke betrieben 
wird, wirtſchaftliche Machtmittel zu gewinnen. Der Geſchäftsbetrieb kann auch fo geſtaltet fein, 
daß der wirtſchaftliche Vorteil unmittelbar den Vereinsmitgliedern zufließt. Anderſeits wird 
das Vorhandenſein eines wirtſchaftlichen Geſchäftsbetriebs nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß 
die Geſchäftserträge der Beſtimmung des Vereins entſprechend für gemeinnützige Zwecke uſw. 
Verwendung finden, daß alſo das Geſchäftsunternehmen das Mittel zur Erreichung dieſer 
Zwecke bildet (vgl. v. Tuhr $ 33; a. A. namentlich Staudinger unter V, welcher für den wirt⸗ 
ſchaftlichen Geſchäftsbetrieb verlangt, daß er unmittelbar den Zweck des Vereins verwirk⸗ 
ichen müſſe, Dernburg I 8 74 A 6 ſowie Wiedemann, Beiträge zur Lehre von den idealen 
Vereinen § 9, insbeſondere S. 273 8). Der Begriff des kaufmänniſchen Geſchäftsbetriebs, 
worunter eine jede Verwaltungstätigkeit gebracht werden könnte, darf aber nicht zu weit 
ausgedehnt werden. Ein Verein, der ſich mit der Förderung der allgemeinen beruflichen 
Intereſſen der Mitglieder, der Erteilung von Auskunft über Berufsangelegenheiten, der 
Herausgabe einer Berufszeitung, der Erleichterung des Rechtsſchutzes u. dgl. befaßt (wie 
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Arztevereine, Vereine von Haus⸗ und Grundbeſitzern, Kreditreformvereine), kann als nicht⸗ 
wirtſchaftlicher Verein in das Vereinsregiſter eingetragen werden. Anerkannt iſt durch Be⸗ 
ſchluß des RG v. 30. 10. 13 (83, 231) die Eintragungsfähigkeit ärztlicher Vereine, welche die 
Vermittlung einer geregelten, angemeſſen bezahlten ärztlichen Berufsausübung gegenüber 
den Krankenkaſſen und ähnlichen Verbänden ſich zur Aufgabe machen. Zwar fehlt es bei den 
von dem Verein geſchloſſenen Verträgen nicht an dem wirtſchaftlichen Entgelt, der eben darin 
beſteht, daß den Mitgliedern die Möglichkeit einer wirtſchaftlich vorteilhaften Berufsausübung 
verſchafft wird. Wohl trifft aber der weitere Grund zu (der regelmäßig auch für andere Berufs⸗ 
vereine Bedeutung hat), daß die Beſtrebungen zur Erhaltung eines leiſtungsfähigen Arzte⸗ 
ſtandes dem Allgemeinwohle dienen und deshalb die ideale Seite überwiegt (vgl. auch RG 
JW 1916, 14329 — wenig klar RG 88, 334). Daß der Verein die wirtſchaftliche Beſſerung 
der Lage feiner Mitglieder bezweckt, daß er den bedürftigen Mitgliedern Unterſtützungen ge: 
währt, genügt nicht, um einen auf einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichteten Zweck 
anzunehmen (ähnlich KJ 36 A 146 hinſichtlich gemeinnütziger Vereine). Ein folder Zweck 
liegt aber vor, ſoweit der Verein geſchäftsbetriebmäßig ſich damit befaßt, Forderungen ſeiner 
Mitglieder einzuziehen (Inkaſſogeſchäft — beſtr.). Ein idealer Verein wird nicht dadurch zu 
einem wirtſchaftlichen, daß nebenbei im Rahmen des Vereinszwecks gewiſſe geſchäftliche 
Veranſtaltungen ſtattfinden, wie dies z. B. der Fall iſt bei einem Leſeverein, der die ange⸗ 
ſchafften Bücher nach der Benutzung durch die Mitglieder beſtmöglich verkauft, einem Wohl⸗ 
tätigkeitsverein, der zu einem wohltätigen Zwecke einen Baſar veranſtaltet, einem geſelligen 
Verein, der für ſeine Mitglieder ein Kaſino einrichtet, einem Alpenverein, der die von ihm 
errichtete Schutzhütte bewirtſchaften läßt. Anders iſt es, wenn der Geſchäftsbetrieb zu einem 
ſelbſtändigen Erwerbsunternehmen auswächſt. In ſolchen Fällen iſt es gerechtfertigt, daß die 
Erlangung der Rechtsfähigkeit von ſtaatlicher Verleihung abhängig ift, damit auf den Schutz 
dritter Perſonen, die mit dem Verein in rechtsgeſchäftlichen Verkehr treten und ihm Kredit 
gewähren, Rückſicht genommen werden kann. Stellt ſich nach der Eintragung in das Vereins 
regiſter heraus, daß der Verein entgegen der Satzung einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb 
verfolgt, fo kann ihm die Rechtsfähigkeit nach 88 43 Abſ 2, 44 entzogen werden. Iſt der Zweck 
des Vereins in gleicher Weiſe auf einen wirtſchaftlichen und auf einen nichtwirtſchaftlichen 
Betrieb gerichtet, ſo bleibt zur Erlangung der Rechtsfähigkeit nur der Weg der Verleihung. — 
Die Körperſchaften des öffentlichen Rechtes, auch die nach öffentlich ⸗rechtlicher Norm zum 
Organismus der Kirche gehörigen Klöſter und Brüderſchaften ſind nicht eintragungsfähig. 

3. Für die Eintragung in das Vereins regiſter iſt nach 8 55 das Amtsgericht zuſtändig, 
in deſſen Bezirk der Verein feinen Sitz hat. Über die Art der Eintragung |. 8 64, über die 
Gültigkeit der Eintragung 8 59 A 1, § 63 A 1, § 64 A 1. Etwaige der Errichtung des Vereins 
anhaftende fachliche Mängel werden durch die Eintragung nicht geheilt (vgl. RG JW 04, 39527 
und über Ungültigkeit und Unerlaubtheit des Vereins 860 A1, 8 57 A 1). Eine rechts ⸗ 
geſtaltende Wirkung in dem Sinne, daß bis zur Löſchung die Eintragung in jeder Hinſicht 
gültig bleibt, kann der Eintragung nicht beigelegt werden (a. A. Hellwig, Grenzen der Rück⸗ 
wirkung S. 29 ff.; Eceius in Gruch 46, 693; Oertmann A 3a, § 59 A 1d). Nur das iſt richtig, 
daß durch die Ungültigkeit Dritte, die mit dem Verein in Rechtsverkehr getreten ſind, keinen 
Schaden erleiden dürfen und daß deshalb vor Rückerſtattung des Vermögens die Gläubiger 
befriedigt werden müſſen, ohne daß ein eigentliches Liquidationsverfahren ſtattzufinden 
braucht. Ebenſowenig wie der Eintragung kann der Verleihung der Rechtsfähigkeit 
rechtsgeſtaltende Wirkung beigelegt werden. Die Rechtsfähigkeit kann aber — abgeſehen von 
der Zuläſſigkeit der Beſchwerde und der Berechtigung des Regiſtergerichts, die unzuläſſige 
Eintragung von Amts wegen zu löſchen — nicht aus dem Grunde beanſtandet werden, weil 
das Amtsgericht den im Vereinsregiſter eingetragenen Verein irrtümlich als einen nicht ⸗ 
wirtſchaftlichen oder die Verwaltungsbehörde, welche die Rechtsfähigkeit verliehen hat, den 
Verein irrtümlich als einen wirtſchaftlichen angeſehen hat (a. A. Staudinger A III u. IV, 
ferner A 9 zu $ 22; Hölder A 2c). Weiter geht das N& in dem Urt. v. 17. 1. 13 (81, 206), 
indem es annimmt, daß durch die Eintragung in das Vereinsregiſter das Vorhandenſein 
der ſämtlichen geſetzlichen Vorbedingungen (val. indes 8 57 A 1, 8 59 A 1, 860 A 1) für die 
Eintragung in maßgebender Weile bis zur Löſchung der Eintragung feſtgeſtellt werde. Aus. 
geſprochen iſt dieſer Satz jedoch nur für einen Fall, in welchem behauptet wurde, daß der 
Zweck des Vereins auf einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichtet geweſen und deshalb 
die Eintragung des Vereins unſtatthaft geweſen ſei. — Iſt die Eintragung des Vereins 
von dem Regiſterrichter abgelehnt, weil er den Vereinszweck als wirtſchaftlichen betrachtet, 
ſo kann die Rechtsfähigkeit verliehen werden, obſchon die verleihende Behörde den Verein 
nicht als einen wirtſchaftlichen anſieht. 8 5 

4. Die von dem Verein erlangte Rechtsfähigkeit beſchränkt ſich nicht auf die Vermögens. 
angelegenheiten, die ſich innerhalb des ſatzungsmäßigen Zweckes des Vereins halten, wie 
3. B. einer Gewerkſchaft, welche ſich auf einem dem Bergbaubetrieb fremden Gebiete betätigt, 
für dieſe Angelegenheiten die Rechtsfähigkeit nicht verſagt werden kann (RG 49, 292). Der 
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rechtsfähige Verein kann Inhaber von Individualrechten, Patentrechten uſw. fein, iſt 
namensberechtigt (vgl. § 12 A 1), kann zum Teſtamentsvollſtrecker (a. A. Warn Vorbem 1 
vor § 21), auch zum Mitgliede des Gläubigerausſchuſſes im Konkurſe beſtellt werden, kann 
Schadenserſatz aus $ 824 beanſpruchen und kann Mitglied von andern Vereinigungen, ins⸗ 
beſondere einer offenen Handelsgeſellſchaft, werden. In der Rechtsfähigkeit iſt auch die Erb⸗ 
fähigkeit enthalten. Iſt im Teſtament die einer ſelbſtändigen Rechtsperſönlichkeit entbehrende 
Anſtalt einer juriftifchen Perſon als Erbe eingeſetzt, fo darf das Teſtament dahin ausgelegt 
werden, daß die juriſtiſche Perſon ſelbſt als Erbe mit der Auflage berufen iſt, die Erbſchaft zum 
Beſten der Auſtalt zu verwenden (R& 9. 3. 11 IV 238/10). Über Beſitz der juriſtiſchen Perſon 
vgl. 8 26 A 4. Auf dem Gebiete des Prozeſſes entſpricht der Rechtsfähigkeit die Parteifähigkeit 
($ 50 Abſ 1 8 PO). 
8 22 


Ein Verein, deſſen Zweck auf einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb ge⸗ 
richtet iſt!), erlangt in Ermangelung beſonderer reichsgeſetzlicher Vor⸗ 
ſchriften?) Rechtsfähigkeit durch ſtaatliche Verleihung. Die Verleihung“) 
ſteht dem Bundesſtaate zu, in deſſen Gebiete der Verein ſeinen Sitz!) hat. 

E I 41, 42 II 23; M 1 78 ff.; P 1 476 ff., 538, 578 ff. 


1. Über die Frage, ob der Verein ſchon vorher beſtanden haben muß, über den Begriff 
des wirtſchaftlichen Vereins und die Wirkung der Verleihung ſ. § 21 A 1, 2, 3 u. 4. 

2. Beſondere reichsgeſetzliche Vorſchriften beſtehen für die Aktiengeſellſchaften und 
Aktienkommanditgeſellſchaften (88 178ff., 320ff. HGB), für die Erwerbs⸗ und Wirtſchafts⸗ 
genoſſenſchaften (Gel. v. 1. 5. 89/20. 5. 98), für Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung (Geſ. 
b. 20. 4. 92/20. 5. 98), welche Geſetze die Erlangung der Rechtsfähigkeit von Eintragung in 
das Handelsregiſter nach Erfüllung beſonderer „Normativbeſtimmungen“ abhängig machen, 
für eingeſchriebene Hilfskaſſen (Gef. v. 10. 4. 76/1. 6. 84, 88 503 ff. RVO), deren Zulaſſung 
von der höheren Verwaltungsbehörde nur aus geſetzlichen Gründen verweigert werden darf, 
für Kolonialgeſellſchaften, welchen nach $ 11 des Schuggeb®& in der Faſſung v. 10. 9. 00 die 
Rechtsfähigkeit auf Grund eines vom Reichskanzler genehmigten Geſellſchaftsvertrags durch 
Beſchluß des Bundesrats verliehen wurde, und für Verſicherungsvereine auf Gegenſeitigkeit 
(wozu auch die mit den Kriegervereinen verbundenen, einen Rechtsanſpruch gewährenden 
Krankenkaſſen zu rechnen find), welche nach 88 15 ff. Priv Bunt v. 12. 5. 01 (vgl. auch $ 1038 daf.) 
durch die von der Aufſichtsbehörde erteilte Erlaubnis zum Geſchäftsbetriebe die Rechtsfähig⸗ 
keit erlangen. Rechtsfähig ſind ferner nach Art II § 1 Abſ 3 BRV v. 12. 7. 15 die auf Grund 
dieſer Verordnung für den Steinkohlen. und Braunkohlenbergbau gebildeten Zwangsſyndikate. 

3. Die Verleihung der Rechtsfähigkeit ſteht in den meiſten Bundesſtaaten der oberſten 
Verwaltungsſtelle zu. Die Verleihung ſteht im Ermeſſen der zuſtändigen Stelle und kann 
von beliebigen Bedingungen, insbeſondere von der Aufnahme beſtimmter Vorſchriften in 
die Satzung, abhängig gemacht werden. Landesgeſetzlich können allgemeine Vorſchriften 
darüber erlaſſen werden, unter welchen Bedingungen die Verleihung ſtatthaft ſein ſoll. Es 
ſteht auch nichts im Wege, die Rechtsfähigkeit allen zur Zeit vorhandenen Vereinen beſtimmter 
Art zu erteilen, wie dies in Preußen durch Allerh. Erlaß v. 27. 12. 99 hinſichtlich der damals 
beſtehenden Verſicherungsgeſellſchaften auf Gegenſeitigkeit geſchehen iſt. Daß der Verein 
eine Satzung haben muß, und daß dieſe den Zweck und den Namen des Vereins angeben 
muß (vgl. $ 57), iſt für derartige Vereine zwar nicht beſonders vorgeſchrieben, folgt aber 
ſo ſehr aus der Natur der Sache, daß ohne Erfüllung dieſes Erforderniſſes die Verleihung 
der Rechtsfähigkeit wirkungslos bleiben müßte. Vgl. im übrigen wegen der Wirkung der 
Verleihung 8 21 A 3. In der Verleihung ift fachlich ein Geſetzeserlaß (8 3 A 2) nicht zu ſehen. 
Die einmal erteilte Verleihung bleibt in Kraft, auch wenn der Verein ſpater ſeine Satzungen 
ändert. Es kann jedoch nach $ 33 Abſ 2, ſoweit dieſe Vorſchrift nicht durch die Satzung beſeitigt 
iſt, eine jede Satzungsänderung dadurch verhindert werden, daß die hierzu erforderliche Ge⸗ 
nehmigung nicht erteilt wird. Werden die Beſtimmungen der Satzung tatſächlich nicht be- 
obachtet, jo kann dies unter den Vorausſetzungen des $ 43 zur Entziehung der Rechtsfähigkeit 
ühren. Der Verein muß ferner, damit ein Handeln in ſeinem Namen möglich iſt, einen be- 
onderen Namen führen. Für Preußen iſt durch Vf des Md J. v. 19. 11. 07 (MBl 373) 
beſtimmt, daß die Verleihung, wenn der Verein es beantragt, auf deſſen Koſten im Regierungs 
Blatt bekanntgemacht werden ſoll. Über die Ausübung des Verleihungsrechts können landes. 
rechtliche Beſtimmungen getroffen werden. Durch Laudesgeſetz würde aber nicht beſtimmt 
werden können, daß allen künftig entſtehenden Vereinen einer beſtimmten Art die Rechts⸗ 
fähigkeit erteilt ſein ſoll. Die Landesgeſetzgebung hat auch nicht die Macht, die Verfaſſung 
eines bereits beſtehenden rechtsfähigen Vereins zu ändern. 

& 4. Die Zuſtändigkeit des Bundesſtaats richtet ſich nach dem Sitz des Vereins (vgl. 8 24 A 1). 
in unbeſchränktes Recht des Vereins, den Sitz beliebig zu wählen, um auf dieſe Weiſe von den 


40 Allgemeiner Teil Perſonen 


landesgeſetzlichen Beſchränkungen frei zu werden, denen er ſonſt hinſichtlich des Erwerbs der 
Rechtsfähigkeit unterliegen würde, kann nicht anerkannt werden (vgl. RG JW 1916, 49511 
über Gewerkſchaften, LZ 1918, 611%; OLG Dresden in LZ 1918, 4076; ſ. auch 8 61 A 3). 


8 23 


Einem Vereine, der ſeinen Sitz nicht in einem Bundesſtaate hat, kann 
in Ermangelung beſonderer reichsgeſetzlicher Vorſchriften Rechtsfähigkeit 
durch Beſchluß des Bundesrats verliehen werden!) 2). 


1. § 23, der auf einem Beſchluſſe des Bundesrats beruht, hat ſeine hauptſächlichſte 
Bedeutung für Vereine, die im deutſchen Schutzgebiete oder in einem deutſchen Kon⸗ 
ſulargerichtsbezirke ihren Sitz hatten, auf welche Vereine nach 83 des SchutzgebG in der 
Faſſung v. 10. 9. 00 und $ 31 des Gef. v. 7. 4. 00 die 88 21, 22, 44 Abſ 1, 55—79 Anwendung 
finden. An Stelle des Bundesrats ift jetzt nach Art 60 RV der Reichsrat getreten. Über 
Kolonialgeſellſchaften |. die beſondere Beſtimmung in 8 11 des Schukgeb® (vgl. 8 22 A 2). 
$ 23 gibt aber auch die Möglichkeit, ſolchen ausländiſchen Vereinen, die für das Deutſchtum 
von Bedeutung ſind, im Auslande aber nicht als rechtsfähig anerkannt werden, für das Inland 
leinſchließlich der deutſchen Schutzgebiete und Konſulargerichtsbezirke) Rechtsfähigkeit bei⸗ 
zulegen. Über ausländiſche Handelsgeſellſchaften vgl. Vorbem 4 vor $ 21. 

2. Für Vereine der in $ 21 bezeichneten Art, die ihren Sitz in einem Schutzgebiete hatten, 
war durch $ 13a Schutzgebch — eingefügt durch Gef. v. 22. 7. 13 — die in den 88 83 Abi 2, 
43, 44 beſtimmte Zuſtändigkeit des Bundesrats dem Reichskanzler zugewieſen, der ermächtigt 
war, dieſe Zuſtändigkeit, ſoweit es ſich nicht um Religionsgeſellſchaften oder geiſtliche Geſell⸗ 
ſchaften handelte, weiter auf den Gouverneur zu übertragen. 


8 24 


Als Sitz eines Vereins gilt, wenn nicht ein anderes beſtimmt iſt, der 
Ort, an welchem die Verwaltung geführt wird!) 2), 
E II 23 Abf 4: M 1 77; P 1 504. 


1. Wie die natürliche Perſon ihren Wohnſitz an dem Orte hat, wo der Mittelpunkt ihrer 
Lebensverhältniſſe ſich befindet (8 7 A 1), iſt als Sitz der juriſtiſchen Perſon der Ort anzu⸗ 
ſehen, wo der Mittelpunkt der Verwaltung iſt. Abweichend von den Beſtimmungen über den 
Wohnſitz iſt es, daß die juriſtiſche Perſon — |. jedoch hinſichtlich der Inlandseigenſchaft Vorbem 4 
vor $ 21, § 22 A 4 und hinſichtlich der in § 61 Abf 2 bezeichneten Vereine A 3 daf. — ihren 
Sitz frei wählen kann (RG JW 1918, 304°; Warn 1918 Nr 47 — in der Rechtslehre befir.). 
Der Sitz iſt von Bedeutung für die Staatszugehörigkeit (Vorbem 4 vor $ 21), für den Gerichts⸗ 
ſtand nach § 17 ZPO und für die Zuſtändigkeit der Behörde nach 88 22, 23, 55 BGB. 
Von dieſem Sitz kann der tatſächliche Verwaltungsſitz (vgl. RG JW 09, 50 4e“) verſchieden fein, 
der jedoch in den angegebenen Beziehungen nicht maßgebend iſt. Zuläſſig ift nach S 17 Abſ 3 
BRD, daß neben dem durch den Sitz des Vereins beſtimmten allgemeinen Gerichtsſtand ein 
weiterer allgemeiner Gerichtsſtand in der Satzung feſtgeſetzt wird (RG 59, 106 betreffs Aktien⸗ 
geſellſchaften). Sollte eine juriſtiſche Perſon trotz der im Inlande geführten Verwaltung ihren 
Sitz im Auslande wählen, ſo erleidet ſie hierdurch den Nachteil, daß ſie im Inlande ohne 
beſondere Anerkennung durch den Bundesrat, jetzt Reichsrat (8 28), nicht als rechtsfähig gilt 
(Art 10 EG). Über den Sitz braucht die Satzung — anders beim eingetragenen Verein nach 
957 A1 — nichts zu enthalten. Zu einer Verlegung des Sitzes bedarf es dann nicht der in 
$ 83 Abſ 2 vorgeſchriebenen Genehmigung. Gleichwohl wird, da der inländiſche Sitz die un⸗ 
erläßliche Vorausſetzung der Verleihung bildet, anzunehmen fein, daß mit der Verlegung des 
Sitzes in das Ausland die aus der Verleihung folgende Rechtsfähigkeit wegfällt (vgl. R& 7, 68 
über Verlegung des Sitzes einer Aktiengeſellſchaft in das Ausland). Ebenſo hat die von einem 
Bundesſtaat ausgehende Verleihung nur ſo lange Geltung, als die durch den Sitz begründete 

ugehörigkeit des Vereins zu dieſem Bundesſtaate fortdauert. Verlegt der Verein ſeinen 

itz in das Gebiet eines andern Bundesſtaates, ſo hört er auf, als rechtsfähiger Verein zu be⸗ 
ſtehen (RG 88, 53; JW 1918, 510° hinſichtlich der Gewerkſchaft, die in dieſem Falle in den 
uo die Bunde tritt). Iſt in der Satzung ein anderer Sitz nicht beſtimmt, ſo gilt der Ort, 
wo die Verwaltung geführt wird, als Sitz des Vereins. Nicht als Sitz des Vereins kommt 
derjenige Ort in Betracht, wo der techniſche Betrieb des Unternehmens geführt wird. 

2. Die Zweigniederlaſſung eines Vereins oder einer ſtaatlichen Anſtalt, von welcher aus 
unmittelbar Geſchäfte abgeſchloſſen werden können, wenn auch regelmäßig nur im beſchränktem 
Umfange (vgl. RG Warn 1918 Nr 233), beſitzt nicht eine ſelbſtändige juriſtiſche Perſönlichteit. 
Der für die Zweigniederlaſſung geſchloſſene Vertrag gilt als für die juriſtiſche Perſon ge⸗ 
ſchloſſen (RG IW 04, 297). Dies hindert aber nicht, daß die Hypothek, die von der Zweig⸗ 
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niederlaſſung unter ihrer von der Hauptniederlaſſung verſchiedenen Firma erworben iſt, auch 
im Grund buch auf dieſe Firma einzutragen iſt. Dieſer Name iſt die richtige Bezeichnung der 
juriſtiſchen Perſon für die durch die ed eee betriebenen Geſchäfte (RG 62, 7). 
Über die Stellung des Leiters der Zweigniederlaſſung als beſonderen Vertreters ſ. § 81 A 1. 


8 25 
) Die Verfaſſung eines rechtsfähigen Vereins wird, ſoweit fie nicht auf 


den nachfolgenden Vorſchriften beruht, durch die Vereinsſatzung bejtimmt?) 3). 
E 1 48 II 24; M 1 95 ff.: P 1 504 ff. 


1. Die über die Verfaſſung des Vereins in 88 26 ff. gegebenen Vorſchriften gelten auch 
für die eingetragenen Vereine mit der aus den 88 5öff. ſich ergebenden Ergänzung. Die 
§§ 26—31 handeln von dem Vorſtand, die 88 32—39 von den Mitgliederrechten und der Mit- 
gliederverſammlung. Die Verfaſſung wird durch die Vereinsſatzung beſtimmt, ſoweit nicht 
ausnahmswweiſe die reichsrechtlichen Vorſchriften zwingendes Recht enthalten, wie hinſicht⸗ 
lich der Notwendigkeit eines Vorſtandes und der Mitgliederverſammlung und der Freiheit 
des Austritt? (5 26 A 1, 832 A 1, § 39 A 1). Über die Verfaſſung der Vereine, deren Rechts⸗ 
fähigkeit auf ſtaatlicher Verleihung beruht, konnen nach Art 82 EG landesrechtlich be- 
ſondere Vorſchriften gegeben werden. Es kann dies dadurch geſchehen, daß bei der Verleihung 
der Rechtsfähigkeit dem Vereine beſondere Vorſchriften auferlegt werden oder daß für dieſe 
Art Vereine beſondere geſetzliche Vorſchriften aufgeſtellt werden, die dann bei Verleihung 
der Rechtsfähigkeit als ſtillſchweigend auferlegt gelten. Derartige beſondere Vorſchriften 
aus früherer Zeit ſind durch Art 82 (vgl. auch Art 896 PrAG) für die vor Inkrafttreten des 
BOB errichteten rechtsfähigen Vereine aufrechterhalten (Ric 81, 244). Über die Anwendbar ⸗ 
keit der 88 25ff. auf nichtrechtsfähige Vereine vgl. § 54 A 1. 

2. Die von den Mitgliedern errichtete Satzung hat nicht die Bedeutung, daß damit von 
dem Vereine ein Recht der Selbſigeſetzgebung ausgeübt würde. Die Satzung kann deshalb 
nicht dem Geſetzesrecht gleichgeſtellt werden (a. A. Oertmann A 4 und ArchfRu Wirtſch Philos 
7, 127 — vgl. über die Anwendbarkeit des 8 189 § 60 A 1 a. E.). Der Verein hat 
nur das Recht, ſeine inneren Angelegenheiten ſelbſtändig ohne Einmiſchung der Behörde 
zu verwalten, ſoweit nicht bei Verleihung der Rechtsfähigkeit (8 22) Beſchränkungen feſt⸗ 
geſetzt find, und iſt demgemäß auch befugt, ſich ſelbſt die Verfaſſung zu geben. Nur hierin 
beſteht die ſog. Vereinsautonomie. Von der Unterordnung unter die Gerichte wird der 
Verein hierdurch nicht befreit. Der Rechtsweg kann für die Rechtsbeziehungen zu den Mit⸗ 
gliedern in der Satzung ebenſowenig ausgeſchloſſen werden, als dies ſonſt ſtatthaft iſt. Nur 
in der Form iſt die Ausſchließung möglich, daß ein Schiedsgericht beſtimmt wird, deſſen Ver⸗ 
richtungen einem beſondern von dem Vereine gewählten Ausſchuß — der aber nicht ſo zu: 
ſammengeſetzt ſein darf, daß ihm die erforderliche Selbſtändigkeit gegenüber dem Vereine 
fehlt —, nicht dagegen dem Vorſtande oder der Mitgliederverſammlung übertragen werden 
dürfen (RG 80, 191; 88, 402: 90, 306 mit Anm in JW 1917, 030°; 93, 288). Auch das einzelne 
Vorſtandsmitglied iſt zur Ausübung der ſchiedsrichterlichen Tätigkeit unfähig (R JW. 
1918, 732%). Zuläſſig iſt die Anordnung, daß vor Beſchreiten des Rechtswegs die Entſcheidung 
des Vereins eingeholt werden muß. Soll nach der Satzung die Mitgliederverſammlung unter 
Ausſchluß des Rechtswegs entſcheiden, ſo hat dieſe Beſtimmung doch inſofern Gültigkeit, 
als por Entſcheidung der Mitgliederverſammlung die Gerichte nicht angerufen werden dürfen 
(RG Warn 1919 Nr 20). Die Zuläſſigkeit des Rechtswegs kann ſomit dadurch beſchränlt werden, 
daß den Vereinsorganen die Vorentſcheidung übertragen wird. Über Streitigkeiten zwiſchen 
Vorſtand und Verſammlung |. 8 26 A 1. Eine beſondere Vergünſtigung ift den Vereinen im 
Fntereſſe der Selbſtverwaltung — was auch auf die nichtrechtsfähigen Vereine auszudehnen 
ſein dürfte (beſtr.) — dadurch gewährt, daß ein Beſchluß des Vereins über Ausſchließung 
eines Mitgliedes der ſachlichen Nachprüfung durch die Gerichte nicht unterliegt. Die über die 
Ausſchließung in 8 39 A 2 dargelegten Grundſätze gelten gleicherweiſe für die in der Satzung 
zugelaſſene Beſtrafung eines Mitglieds, vorausgeſetzt, daß die Beſtrafung über das das 
innere Vereinsleben betreffende Gebiet hinausgeht (RG JW 1915, 14241; 18. 11. 19 IV 371/19). 
Nicht berechtigt iſt der Verein — was der richterlichen Nachprüfung unterliegt (RG 31. 5. 16 
, 17/16) —, das Mitglied wegen einer nicht in das Vereinsgebiet fallenden Tätigkeit zur 
Verantwortung zu ziehen. Ehrenmitglieder und ausländiſche korreſpondierende Mitglieder 
und der Vereinsgerichtsbarkcit, wenn das Gegenteil nicht zweifelsfrei in der Satzung zum 
Ausdruck gebracht ift, nicht unterworfen (RG 22. 2. 17 IV 289/16). Von dem Geſellſchafts⸗ 
ertrage unterſcheidet ſich der Vertrag über Errichtung des Vereins — der vielfach als ſozial⸗ 
gechtlicher Geſamtakt bezeichnet wird — darin, daß grundſätzlich die Gültigkeit des letzteren 
zertrags durch Mängel, welche die Beteiligung des einzelnen Mitgliedes betreffen, nicht be⸗ 
einträchtigt wird. Das gleiche iſt für die Errichtung eines nichtrechtsfähigen Vereins anzu ; 
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nehmen. Dem einzelnen iſt dagegen die Anfechtung ſeiner Beteiligung wegen Betrugs, 
Irrtums uſw. nicht beſchränkt (anders v. Tuhr S 481 hinſichtlich der wirtſchaftlichen Vereine). 
Damit die Satzung der verleihenden Behörde oder dem für die Eintragung zuſtäudigen Amts⸗ 
gericht eingereicht werden kann, iſt ſchriftliche Abfaſſung nötig. Zur Gültigkeit des Er⸗ 
richtungsvertrags oder des Beitritts zum Verein begarf es aber nicht der Schriftform. In der 
Satzung pflegen Beſtimmungen über die Beurkundung der Beſchlüſſe des Vorſtandes und 
der Mitgliederverſammlung getroffen zu werden. Iſt Schriftlichkeit des 1 ſes für erforder⸗ 
lich erklärt, fo wird dieſer Form im Zweifel ſchon dadurch genügt, daß ein ſatzungsgemäßes 
Protokoll hierüber aufgenommen iſt (RG JW 1912, 187%). Für die Auslegung der Satzung 
kann eine langjährige Übung von Wichtigkeit ſein. Die Beſtimmungen über die Verfaſſung 
(über die Ordnung des Vereins und ſeiner Organe, über Erwerb und Verluſt der Mitglied⸗ 
ſchaft und über Auflöſung des Vereins) bilden einen Teil der Satzung, auch wenn ſie in eine 
beſondere Urkunde, in einen Anhang zur Satzung aufgenommen fein ſollten (RG 73, 187), 
und können überhaupt nur in der Satzung getroffen werden. Auch die von den Mitgliedern 
an den Verein zu gewährenden Leiſtungen können nur durch die Satzung, nicht durch ein⸗ 
fachen Beſchluß der Mitgliederverſammlung auferlegt werden. Ein ſolcher Beſchluß genügt 
nur, wenn es ſich um nähere Ausgeſtaltung der ſatzungsmäßig beſtimmten Leiſtungen handelt 
(vgl. RG IW 1916, 12812). In die Satzung gehören ferner die Beſtimmungen über Zu⸗ 
ſammenſetzung und Zuſtändigkeit des in Vereinsſachen entſcheidenden Schiedsgerichts ſowie 
über das Verfahren vor dem Schiedsgericht. Die Frage, welche Gegenſtände nur durch 
Satzungsbeſchluß geregelt werden können, iſt von beſonderer Wichtigkeit für eingetragene 
Vereine, weil $ 71 zur Wirkſamkeit einer Anderung der Satzung die Eintragung in das Vereins⸗ 
regiſter erfordert. Über den Unterſchied zwiſchen Verein und Geſellſchaft vgl. auch 8 54 A 1. 
— Die Satzungen der durch landesherrliche VO (oder Beſtätigung der Behörde) gebildeten 
Zwangsverbände haben die Eigenſchaft von Geſetzesrecht (RG 25, 274; 88, 126; JW 93,318 %; 
06, 75830 u. 09, 11715; Art 167 EG). 

3. Das Recht, ſeine Angelegenheiten ſelbſtändig zu verwalten, iſt für den Beſtand des 
Vereins weſentlich. Der Vorſtand, Aufſichtsrat uſw. müſſen in Wahrheit Glieder des Vereins 
ſein, die den Vereinsintereſſen zu dienen haben. Sie dürfen nicht im Wege des Vertrags in 
eine ſolche Abhängigkeit von einer außenſtehenden Perſon gebracht werden, daß damit dem 
Verein die Selbständigkeit genommen iſt. Dies würde der Fall ſein, wenn einer fremden 
Perſon eine derartige Einwirkung auf die Geſchäftsführung zugeſtanden wird, daß ſie die 
Ernennung und Entlaſſung der Geſchäftsführer und die Faſſung beſtimmter Beſchlüſſe durch 
den Aufſichtsrat und die Mitgliederverſammlung verlangen kann. Ein Vertrag, durch welchen 
ein beſtehender Verein in dieſer Weiſe zum willenloſen Werkzeug herabgebrückt wird, kann 
deshalb nach 8 138 nicht als gültig angeſehen werden (R ZW 1913, 916°; vgl. auch RG 
3, 123). Und ein Verein, dem von vornherein das Selbſtverwaltungsrecht entzogen ilt, kann 
überhaupt nicht zur Entſtehung kommen. Nicht unzuläflig ift es, wenn hinſichtlich der Gewinn⸗ 
verteilung dem Ermeſſen eines Dritten ein gewiſſer Einfluß eingeräumt wird. Ein Verein, 
der im öffentlichen Intereſſe liegende Beſtrebungen verfolgt, kann ſich insbeſondere durch 
Vertrag mit der Behörde einer dem Zwecke des Vereins entſprechenden Begrenzung der 
Gewinnverteilung unterwerfen (vgl. RG 83, 377). 


8 26 


Der Verein muß einen Borjtand!) haben. Der, Vorſtand kann aus meh⸗ 
reren?) Perſonen beſtehen. 1 
„ Der Vorſtand vertritt den Verein gerichtlich und außergerichtlich; er hat 
die Stellung eines geſetzlichen Vertreters“) ). Der Umfang ſeiner Ver⸗ 
tretungsmacht kann durch die Satzung mit Wirkung gegen Dritte beſchränkt 
werdend). 

E L Er 1 u. 4 II 25; M 1 94 fl., 97 fl.; P 1 506 ff., 518; 6 114. 


1. Der Vorſtand bildet das notwendigſte Vereinsgebilde. Ohne den Vorſtand 
würde der Verein überhaupt nicht in Tätigkeit treten können. Er iſt ein von der Mitglieder⸗ 
verſammlung verſchiedenes Gebilde, wennſchon in der Satzung beſtimmt werden kann, daß 
die ſamtlichen Mitglieder den Vorſtand bilden. Ohne eine ſolche Beſtimmung iſt dies nicht 
anzunehmen, da der für die Geſeliſchaft geltende Grundſatz des $ 709 Satz 1 nicht auf den 
Verein übertragen werden kann (a. A. Hölder A 3 — val. hinſichtlich der Gewerkſchaft RG 
JW 1915, 5272). Trifft die Satzung nicht in anderer Weile Vorſorge, ſo iſt der Vorſtand 
nach 8 27 A 1 von der Mitgliederverſammlung zu wählen. Außer dem Vorſtande können noch 
andere Vereinsgebilde beſtehen. Es können für gewiſſe Geſchäfte beſondere Vertreter beſtellt 
ſein ($ 80). Es kann ein Aufſichtsrat, ein Ehrenrat uſw. eingerichtet fein. Iſt zwiſchen Vor⸗ 
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ſtand und Mitgliederverſammlung eine Meinungsverſchiedenheit über die ordnungsmäßige 
Wahl eines Vereinsgliedes, über deſſen Befugniſſe uſw. entſtanden, indem der Vorſtand ent⸗ 
gegen der Mitgliederverſammlung die Wahl nicht anerkennt und den Gewählten nicht zu den 
Geſchäften heranzieht, ſo ſteht nichts entgegen, daß der Gewählte gegen den Verein auf An⸗ 
erkennung ſeiner Rechte klagt. Es handelt ſich auch hier um eine bürgerliche Rechtsſtreitigkeit, 
deren Entſcheidung den Gerichten nicht entzogen iſt (a. A. RG 79, 409, welche Entſcheidung 
die Einmiſchung der Gerichte in derartige innere Vereinsangelegenheiten für ausgeſchloſſen 
hält und die Mitgliederverſammlung darauf verweiſt, ihren Willen durch Entlaſſung des Vor⸗ 
ſtandes durchzuſetzen). — Die Freiheit der Vereinsmitglieder, ein Vereinsamt anzunehmen, 
kann in der Regel durch vertragsmäßige Abmachungen nicht beſchränkt werden (§ 138 — 
vgl. RG 57, 205). Über Beſchränkungen des Stimmrechts |. § 32 A 8. 

2. Soll der Vorſtand aus mehreren Perſonen beſtehen, jo muß dies in der Satzung feft- 
geſetzt werden. Es genügt jedoch, wenn in der Satzung die Zuſammenſetzung des Vorſtandes 
aus mehreren Mitgliedern für zuläſſig erklärt und die Höchſtzahl dieſer Mitglieder beſtimmt 
wird. Über das Vertretungsrecht bei Vorhandenſein mehrerer Vorſtandsmitglieder ſ. 8 28 A1. 
Beſteht der Vorſtand teilweiſe aus Mitgliedern, die mit der Geſchäftsführung betraut ſind, 
teilweiſe aus andern Mitgliedern, ſo bilden nur die erſteren den Vorſtand im Sinne des 
$ 26, während im übrigen der als Vorſtand bezeichnete Ausſchuß den Charakter eines Auf- 
ſichtsrats hat (vgl. Planck A 5; RIA 11, 265). 

. 3. Dem Vorſtande gebührt die unbeſchränkte gerichtliche und außergerichtliche Vertretung 
in allen Angelegenheiten des Vereins, und zwar hat der Vorſtand hierbei die Stellung eines 
geſetzlichen Vertreters (vgl. 88 52, 56, 241, 246, 473, 474, 171, 184 ZRO — nicht aber wird 
die Anwendbarkeit des $ 206 BGB wegen Verjährung hierdurch begründet, a. A. Planck A 3). 
Die Stellung als geſetzlicher Vertreter zeigt ſich auch darin, daß die Rechte des Vereins ſelbſt in 
olchen Fällen, wo eine Vertretung an ſich unſtatthaft ift, durch den Vorſtand wahrzunehmen 
ſind, was im Grunde darauf beruht, daß die Handlungen des Vorſtandes die eigenen Handlungen 
des Vereins find. Das BOB hat davon abgeſehen, den Vorſtand geradezu als geſetzlichen 
Vertreter zu bezeichnen, um in den wiſſenſchaftlichen Streit, ob die juriſtiſche Perſon als ein 
willensunfähiges Gedankengebilde ſich darſtellt oder eine wirkliche Perſönlichkeit hat (vgl. 
Vorbem 1), nicht einzugreifen. Die Vertretungsbefugnis des Vorſtandes geht ſowohl dahin, 
daß er Rechtshandlungen für den Verein vornehmen darf, als daß ihm gegenüber Rechts⸗ 
handlungen für den Verein vorgenommen werden dürfen (tätige und duldende Ver⸗ 
tretung). Sie kann dem Vorſtande durch die Satzung niemals ganz entzogen werden, womit 
die Einrichtung des Vorſtandes beſeitigt wäre, wohl aber beſchränkt werden, ohne daß ſich 
Dritte auf ihre Unkenntnis der Beſchränkung berufen können (RG im Recht 07 Nr 2497). Die 
Vertretungsbeſchränkung kann darin beſtehen, daß dem Vorſtande die Vornahme beſtimmter 
Arten von Rechtshandlungen unterſagt oder nur unter beſtimmten Bedingungen — Willens⸗ 
erklärung in beſtimmter Form, Zustimmung der Mitgliederverſammlung, Zuſtimmung eines 
Angeſtellten uſw. — geſtattet wird. Die Geſchäfte können auch zwiſchen mehreren Vorſtands⸗ 
mitgliedern und zwiſchen den Vorſtandsmitgliedern und einem beſondern Vertreter (8 30) 
derart geteilt werden, daß ein jeder nur für einen beſtimmten Geſchäftszweig vertretungs⸗ 
berechtigt iſt. Eine nicht durch Satzungsbeſchluß auferlegte Beſchränkung (z. B. eine von der 
Mitgliederverſammlung für einen einzelnen Fall erteilte Anweiſung) hat gegen den Dritten 
keine Wirkung. Nicht beſchränkbar iſt die Befugnis zur Entgegennahme von Willenserklärungen 
(vgl. 8 28 A 2). Durch Verfügungen, die erkennbar auherhalb des Rahmens des Vereins⸗ 
zweckes liegen, kann der Vorſtand den Verein nicht verpflichten (abw. Planck A 4; vgl. RG 
85, 262). Auf die Vertretungsbefugnis des Vorſtandes iſt es an ſich ohne Einfluß, daß der von 
ihm geſchloſſene Vertrag einen geſetzwidrigen oder unſittlichen Zweck verfolgt. Ein der⸗ 
artiger Vertragsinhalt macht den Vertrag — im Gegenſatz zu einer bloß einſeitigen Ver⸗ 
fügung — nur ungültig, wenn der Sachverhalt auch dem Vertragsgegner bei Eingehung des 
Vertrags klar war, wenn alſo ein argliſtiges Zuſammenwirken beider Teile ſtattgefunden hat 
(R FW 1912, 526%). Das gleiche gilt für den Fall, daß die Vertretungsbefugnis von dem 
Vorſtande zu eigennützigen Zwecken mißbraucht wird. Iſt in der Satzung einem Mitgliede 
die Vertretungsbefugnis unter Ausſchluß der übrigen übertragen, ſo können dieſe im Rechts. 
inne (vgl. A 2 a. E.) nicht als Vorſtandsmitglieder gelten. Dem Vorſtande verbleibt die Ver⸗ 
tretungsbefugnis nach außen auch dann, wenn nach den die innere Verfaſſung regelnden 
Satzungsbeſtimmungen in der fraglichen Angelegenheit eine andere Vereinsſtelle, Ausſchuß, 
Aufſichtsrat uſw. beſchließen ſoll. Durch ein dem Vorſtande auferlegtes Veräußerungsverbot 
werden übrigens die Gläubiger des Vereins nicht gehindert, die betreffenden Vermögens 
gegenſtände zu ihrer Befriedigung in Anſpruch zu nehmen. 

5. 4. Der Beſitz wird dem Vereine durch Handlungen des Vorſtandes erworben, der auch 
Herbei die Stellung eines Vertreters, nicht eines Beſitzdieners hat (a. A. Dernburg III 8 14 
enter 7). Der Beſitz des Vorſtandes wird der juriſtiſchen Perſon als eigener Beſitz zugerechnet 
(Förtſch in Gruch 43, 545). Es iſt deshalb auch nicht richtig, dem Vorſtande (vgl. OLG 5, 148) 
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den unmittelbaren und der juriſtiſchen Perſon den mittelbaren Belit (§ 868) zuzuſchreiben. 
Die Angeſtellten der juriſtiſchen Perſon ſind dagegen regelmäßig als Beſitzdiener (8 855) 
anzuſehen. Bei einer Gemeinde kann der Beſitz auch durch Benutzungshandlungen der Ge⸗ 
meindemitglieder erworben werden, wenn es fi) um Sachen handelt, an denen den Gemeinde. 
mitgliedern ein Benutzungsrecht zukommt. 


8 27 


Die Beſtellung des Vorſtandes erfolgt durch Beſchluß der Mitglieder. 
verſammlung !). 

Die Beſtellung iſt jederzeit widerrufliche), unbeſchadet des Anſpruchs 
auf die vertragsmäßige Vergütung. Die Widerruflichteit kann durch die 
Satzung auf den Fall beſchränkt werden, daß ein wichtiger Grund für den 
Widerruf vorliegt; ein ſolcher Grund iſt insbeſondere grobe Pflichtver⸗ 
letzung oder Unfähigkeit zur ordnungsmäßigen Geſchäftsführung. 

Auf die Gejchäftsführung®) des Vorſtandes finden die für den Auftrag 
geltenden Vorſchriften der SS 664 bis 670 entſprechende Anwendung. 

E J 44 Abſ 2 u 8 II 86; M 195 ff.; P 1 509 ff., 552 ff.; 2 377 ff. 


1. Die Vorſchrift des § 27 Abf 1 ift durch die Satzung abänderlich (8 40). Die Beſtellung 
des Vorſtandes oder das Vorſchlagsrecht kann deshalb auch einem andern Vereinsgliede, 
3. B. dem Aufſichtsrat oder beſtimmten Mitgliedern oder einem Dritten, insbeſondere einer 
Behörde, übertragen werden. Auch die Satzung ſelbſt kann eine beſtimmte Perſon zum Vor⸗ 
ſtande beſtellen oder ihr ein Recht auf Beſtellung einräumen. Einem mehrgliedrigen Vorſtande 
kann das Recht der Selbſtergänzung gewährt werden. In Ermanglung einer andern Be⸗ 
ſtimmung hat die Mitgliederverſammlung den Vorſtand zu wahlen. Die Wahl erfolgt 
nach den für die Beſchlußfaſſung geltenden Regeln (8 32 A 3). Das Recht der Vertretung erlangt 
der Vorſtand kraft der Beſtellung, die ein einſeitiges Rechtsgeſchäft bildet, von dem ihm eine 
beſondere Mitteilung nicht gemacht zu werden braucht (ähnlich Planck A 5). Es genügt, 
daß er von der Beſtellung in irgendeiner Weiſe Kenntnis erhalten hat. Die Geſchäfts⸗ 
führungspflicht überkommt er dagegen, falls nicht ein beſonderer Vertrag mit ihm geſchloſſen 
iſt, erſt durch die Annahme der Beſtellung. Eine Verpflichtung hierzu kann der beſchränkt Ge⸗ 
ſchäftsfähige nur mit Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters übernehmen. Mit Rückſicht 
hierauf wird der Regel nach anzunehmen ſein, daß auch die Ermächtigung zur Vertretung 
erſt mit Erteilung der Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters zur Geſchäftsführung wirkſam 
werden ſoll. Daß der Vorſtand ein Vereinsmitglied iſt, ift nicht erforderlich (a. A. Hölder A 1). 

2. Das Widerrufsrecht ſteht in der Regel derſelben Stelle zu, welche den Vorſtand zu 
beſtellen hat. Daß daneben auch die Mitgliederverſammlung zum Widerruf berechtigt wäre 
(fo Staudinger A 9, ähnlich v. Tuhr S 534), iſt aus dem Geſetz nicht zu entnehmen. Die Au 
läſſigkeit des Widerrufs kann auf den Fall, daß ein wichtiger Grund vorliegt (vgl. 88 671, 712), 
beſchränkt, nicht aber in noch weiterem Maße ausgeſchloſſen werden, da ſonſt der Vorſtand 
zum unbeſchränkten Herren des Vermögens gemacht würde (vgl. RG 3, 120). Unzuläſſig 
ſind auch Vereinbarungen, welche das Recht, die Beſtellung aus wichtigem Grunde zu wider⸗ 
rufen, durch Feſtſetzung hoher Entſchädigungspflichten oder fonfliger Nachteile derart er: 
ſchweren, daß ſeine Ausübung dem Vereine nicht wohl möglich iſt (vgl. RG 61, 328; 75, 288: 
JW 1915, 1106). Für den Anſpruch des Vorſtandsmitgliedes auf Fortbezug der Vergütung 
kommt es darauf an, ob das Vertragsverhältnis (A 3) wirkſam beendet ift. Über Einräumung 
eines Sonderrechts auf Mitgliedſchaft im Vorſtande |. 8 35 A 1. 

3. Der Vertrag zwiſchen dem Vereine und Vorſtande ift, wenn der Vorſtand eine Ver⸗ 
gütung erhält, nach den Regeln des Dienſtvertrags, ſonſt nach den Regeln des Auftrags zu 
beurteilen. Hierbei iſt allerdings der Eigenart des Verhältniſſes, daß der Vorſtand eine felb. 
ſtandigere Stellung einnimmt wie ſonſt der Beauftragte oder Dienſtverpflichtete, Rechnung 
zu tragen, ohne daß aus dieſem Grunde mit der herrſchenden Meinung ein beſondersartiger 
ſoztalrechtlicher Vertrag angenommen zu werden braucht. Hinſichtlich der Geſchäftsführung 
ſind in Ermanglung einer andern Vereinbarung die (nach $ 713 auch bei der Geſellſchaft 
geltenden) Beſtimmungen der 88 664—670 entſprechend anwendbar, die 88 665 u. 666 natür⸗ 
lich nur iuſoweit, als in der fraglichen Beziehung ein Unterordnungsverhältnis des Vorſtandes 
beſteht. Dieſe Beſtimmungen verhalten ſich darüber, daß die Ausführung des Auftrags und 
der Anſpruch des Auftraggebers auf dieſe Ausführung im Zweifel nicht übertragbar ift (8 664), 
Der Beauftragte darf ferner nach & 665 von den Weiſungen des Auftraggebers nur abweichen. 
wenn er auf deſſen Billigung rechnen kann. Er ift nach 8 666 zur Auskunftserteilung und 
Rechenſchaftslegung, gemäß 58 667, 668 zur Herausgabe und, falls er das herauszugebende 
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Geld für ſich verwendet hat, zur Verzinſung verpflichtet. Der Auftraggeber hat ihm nach § 669 
auf ſein Verlangen Vorſchuß zu leiſten und nach § 670 ihm die Aufwendungen, die er für 
erforderlich halten durfte, zu erſetzen. Die Kündigung des Vertragsverhältniſſes iſt dem Vor⸗ 
ſtandsmitgliede und dem Vereine, wenn ein dauerndes Dienitverhälinis mit feſten Bezügen 
eingegangen iſt, ohne Einhaltung der vertragsmäßigen Kündigungsfriſt nur aus wichtigem 
Grunde (88 626, 627), ſonſt unbeſchränkt, nur nicht zur Unzeit (88 627, 671, 675) geitattet. 
Verſchieden von dem Kündigungsrecht iſt das in A 2 behandelte Widerrufsrecht. Wird aber 
durch rechtmäßige Kündigung das Vertragsverhältnis aufgelöſt, fo iſt damit zugleich die Be⸗ 
ſtellung des Vorſtandsmitgliedes widerrufen. Als ein grobes Verſchulden des Vorſtandes, 
das ihn Dritten gegenüber erſatzpflichtig machen kann, iſt es anzuſehen, wenn er Veröffent⸗ 
lichungen in Vereinsangelegenheiten unter ſeinem Namen, ohne den Inhalt geprüft zu haben, 
zuläßt (RG 16. 3. 06 JI 351/05). Wegen Verletzung feiner Pflichten haftet der Vorſtand nur 
dem Verein, nicht den Mitgliedern (vgl. wegen der G. m. b. H. RG 59, 50), auch der Regel 
nach (f. jedoch 8 42 A 2) nicht den Glaubigern. Durch eine von dem Vorſtande vorgenommene 
Verteilung der Geſchäfte unter die Mitglieder werden die bei der Geſchäftsführung nicht mit⸗ 
wirkenden Mitglieder von der allgemeinen Aufſichtspflicht nicht befreit. 


8 258 


Beſteht der Vorſtand aus mehreren Perſonen, jo erfolgt die Beſchluß⸗ 
faſſung nach den für die Beſchlüſſe der Mitglieder des Vereins geltenden 
Vorſchriften der SS 32, 34) 5). 

Iſt eine Willenserklärung dem Vereine gegenüber abzugeben, ſo genügt 
die Abgabe gegenüber einem Mitgliede des Vorſtandes?) “). 

E I 44 N 5 u. 6 II 27; M 1 99 ff.; P 1 512 ff.; 6 114 ff. 


1. Die Anwendbarkeit der 88 32 u. 34 ergibt, daß die Beſchlußfaſſung des mehrgliedrigen 
Vorſtandes, falls nicht ſämtliche Mitglieder ſchriftlich ihre Zuſtimmung zu dem Beſchluſſe 
erklären, nur in einer Sitzung erfolgen kann, zu der ſamtliche Vorſtandsmitglieder in dieſer 
ihrer Eigenſchaft unter Mitteilung des Gegenſtandes der Beſchlußfaſſung eingeladen ſind. 
Der Beſchluß iſt nach Stimmenmehrheit der erſchienenen und an der Abstimmung ſich be: 
teiligenden Mitglieder zu fallen, wobei die Stimmen der perſönlich intereſſierten Mitglieder 
(8 84) nicht mitzuzahlen ſind. Hat ein Vorſtandsmitglied ſeine Erklärung über den Beſchluß 
ſich vorbehalten, ſo iſt darin bis zur Erteilung ſpäterer Zuſtimmung eine Ablehnung zu ſehen 
(vgl. Rh JW 1913, 99455). Über die Beurkundung der Beſchlüſſe vgl. § 25 A 2. Dem Dritten 
gegenüber wird der ordnungsmäßig gefaßte Beſchluß 1 wirlſam, wenn er ihm mitgeteilt 
wird. Bis dahin handelt es ſich bei dem gefaßten Beſchluß um eine innere Angelegenheit 
(vgl. über Beſchlüſſe des Magiſtrats RG 89, 442). Durch die Mitteilung an den Dritten wird 
eine Befugnis zur Vertretung des Vereins ausgeübt, für welche in Ermanglung anderer 
Beſtimmungen die gleichen Grundſätze gelten müſſen, wie fie in $ 28 Abſ. 1 für die Beſchluß 
faſſung gegeben find (vgl. Schack in Gruch 61, 864 ff.). Den Vorſtandsmitgliedern, die vor⸗ 
ſchriftsmäßig den Beſchluß gefaßt haben, iſt es unbenommen, die Wirkſamkeit des Beſchluſſes 
nach außen dadurch herbeizuführen, daß fie dem Dritten den Beſchluß mitteilen (ogl. Dert- 
mann 1 b f, Planck A 2). Die Mitteilung kann auch durch das von ihnen hierzu bevollmächtigte 
Vorſtandsmitglied erfolgen, und auch ohne beſondere Bevollmächtigung darf es als im Sinne 
der Satzung liegend angeſehen werden, daß der Vorſitzende des Vorſtandes kraft ſeiner Ge⸗ 
ſchäftsleitungsbefugnis hierzu berechtigt iſt. Nicht erforderlich iſt es, daß die Mitteilung von 
ſamklichen Vorſtandsmitgliedern (a. A. Staudinger A 11a zu $ 26) oder der Mehrheit der vor. 
handenen Verſtandsmitglieder (a. A. v. Tuhr S. 531) ausgeht. Die Ungültigkeit des Be 
ſchluſſes kann durch die Mitteilung inſofern geheilt werden, als darin eine neue gültige Be⸗ 
ſchlußfaſſung zu ſehen iſt. Die Vorſchriften der 58 28 u. 32 find abänderlich (8 40). Durch die 

atzung kann beſtimmt werden, daß ein einzelnes Mitglied des Vorſtandes oder einige der 
Vorſtandsmitglieder zur Vertretung des Vereins nach außen hin ermächtigt find (RGSt 
42, 219). Durch die Satzung kann ferner angeordnet werden, daß ein jedes Vorſtandsmitglied 
in allen Vereinsangelegenheiten ſelbſtandig handeln kann, in welchem Falle (vgl. § 711) an. 
genommen werden darf, daß ein jedes andere Vorſtandsmitglied ein — allerdings nicht nach 
außen wirkendes — Widerrufsrecht hat (v. Tuhr S. 530). Es kann unter Ausſchaltung des 
Mehrheitsgrundſatzes in der Satzung auch feſtgeſetzt werden, daß die Vorſtandsmitglieder oder 
eine beſtimmte Anzahl von ihnen nur gemeinſchaftlich für den Verein handeln dürfen (Ge⸗ 
ſamt⸗ oder Kollektivvertretung), eine Vertretungsweiſe, die in § 44 des erſten Entwurfs 
allgemein für Vereine vorgeſehen war und die namentlich bei Handelsgeſellſckaften, Aktien- 
geſellſchaften uſw. vorkommt. Es genügt hier, daß die Willenserklärung des einen Vertreters mit 
Ermächtigung oder nachträglicher Genehmigung des andern Vertreters erfolgt. Die frühere An- 
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ſicht des Reichsgerichts, daß die Genehmigung ſtets dem Dritten gegenüber erklärt werden müſſe 
und daß ebenſo die für die Genehmigung bedeutſamen Handlungen oder Unterlaſſungen dem 
Dritten gegenüber in Erſcheinung treten müſſen (vgl. R 75, 419), iſt jetzt in dem Urteil des RG 
81, 325 aufgegeben. Eine ſolche Kundgebung dem Dritten gegenüber iſt nur zu erfordern, 
wenn der Geſamtvertreter das Rechtsgeſchäft nicht als ein fertiges abgeſchloſſen, ſondern 
durch ſein Auftreten als Geſamtvertreter die Mitwirkung (Mitunterſchrift uſw.) des zweiten 
Vertreters vorbehalten hat. Feſtzuhalten iſt aber daran, daß ein den Verein verbindendes 
Rechtsgeſchäft immer erſt dann vorliegt, wenn die Genehmigung des zweiten Vertreters 
erteilt wird. In dieſem Zeitpunkt muß daher das Einverſtändnis des erſten Vertreters 
noch vorhanden ſein. Zum Zuſtandekommen eines Rechtsgeſchäfts iſt bei der Geſamtvertretung 
die Übereinſtimmung ſämtlicher Vertreter nötig. Zur Annahme einer Nichtigkeit oder An- 
fechtbarkeit des Rechtsgeſchäfts genügt es deshalb, wenn auch nur in der Perſon eines der 
Vertreter ein Nichtigkeits⸗ oder Anfechtbarkeitsgrund vorhanden iſt (RG 78, 354). Auf andere 
Handlungen als Willenserklärungen erſtreckt ſich die Notwendigkeit des Zuſammenwirkens 
nicht. Die Kenntnis einer Tatſache ſeitens eines Geſamtvertreters oder Vorſtandsmitgliedes 
iſt der juriſtiſchen Perſon als eigene Kenntnis zuzurechnen (RG IW 1911, 10132; 1914, 401), 
und zwar auch in dem Falle, daß er beim Abſchluß des Geſchäfts nicht mitgewirkt hat, ſofern es 
ihm als Verſchulden anzurechnen, daß er ſeine Kenntnis den übrigen Vertretern nicht mit⸗ 
geteilt hat. Die juriſtiſche Perſon haftet deshalb gemäß $ 31, wenn auch nur der eine Ver⸗ 
treter innerhalb ſeines Geſchäftskreiſes bewußt unwahre Auskunft erteilt oder ſonſt argliſtig 
gehandelt hat (RG 2. 12. 07 VI 79/07; RG 57, 94; 78, 354 oben; 81, 436; JW 1915, 999°). 
Die Satzungsvorſchrift der Geſamtvertretung kann nicht dadurch beſeitigt werden, daß der eine 
Vertreter die Geſamtheit ſeiner Rechte auf den andern überträgt. } Rt 

2. Die Vorſchrift des Abſ 2 über Willenserklärungen gegenüber dem Vereine, die dem 
Dritten die Berechtigungsprüfung abnehmen will, enthält zwingendes Recht (8 40). Eine 
Anwendung des gleichen Grundſatzes findet ſich in $ 171 ZPO. Die Zuſtellung an einen 
Vorſteher genügt, auch wenn dieſer ſatzungsmäßig nicht zur Vertretung befugt ſein ſollte 
(R IW 06, 479), Nicht zur Empfangnahme der Erklärung iſt derjenige Vorſteher befugt, 
von welchem die Erklärung ausgegangen iſt ($ 181). - 

3. Für die juriſtiſchen Perſonen des öffentlichen Rechtes hat § 28 keine Geltung (vgl. 
8 86 A 2). Über die Willenserklärungen eines Schulvorſtandes |. RG 58, 62; über Vertretung 
einer Betriebskrankenkaſſe RG Gruch 52, 1175. 


8 29 


Soweit die erforderlichen Mitglieder des Vorſtandes fehlen, ſind ſie in 
dringenden Fällen für die Zeit bis zur Hebung des Mangels auf Antrag 
eines Beteiligten von dem Amtsgerichte zu beſtellen, in deſſen Bezirke der 
Verein ſeinen Sitz hat!). 

E 1 44 Abſ 6 II 28; M 1 100; P 1 515 ff. 


1. Die Vereine unterſtehen nicht der gerichtlichen Aufſicht. Ausnahmsweiſe hat aber 
das Amtsgericht auf Antrag eines Beteiligten zur Hebung eines Vertretungs mangels, 
mögen nun die ſatzungsmäßig zur Beſchlußfaſſung erforderlichen Vorſtandsmitglieder nicht 
vorhanden oder aus tatſächlichen oder Rechtsgründen (88 34, 28) verhindert fein, bei Vor⸗ 
liegen eines dringenden Bedürfniſſes einzugreifen. Die von ihm beſtellten Vorſtandsmitglieder 
bleiben ſo lange im Amt, bis der Verein in anderer Weiſe für die Vertretung geſorgt hat oder 
das Vertretungsbedürfnis weggefallen iſt (a. A. Schack in Gruch 61, 854, der die Vertretungs- 
befugnis bis zur Aufhebung der Beſtellung durch das Amtsgericht fortdauern laſſen will). 
Doch kann über die Dauer der Vertretung in dem Beſchluſſe des Amtsgerichts, auf deſſen 
Auslegung es ankommt, eine andere Feſtſetzung getroffen fein (NG JW 1918, 361“). Die 
Beſtellung kann auch nur für eine beſtimmte Handlung erfolgt ſein. Zu weiteren Maßregeln 
(vgl. $ 1846) ift das Amtsgericht nicht befugt. Nur wird es, um eine zur Übernahme des Amtes 
geneigte Perſon zu finden, den Betrag der von dem Vereine zu gewährenden Vergütung in 
dem Sinne feſtſetzen können, daß die Dienſte der neu beſtellten Vorſtandsmitglieder nur gegen 
Leiſtung dieſer Vergütung in Anſpruch genommen werden können (abw. Schack a. a. O. 
©. 859). Der Beſchluß wird wirkſam mit Zuſtellung an den Antragſteller ($ 16 FGG). Die 
vom Amtsgericht ausgehende Beſtellung hat ebenſo wie die Beſtellung eines Vormundes 
(ogl. S 1774 A 2 rechtsgeſtaltende Wirkung (NG ZW 1918, 3611; vgl. ROY 34 A 169). 
Die Beſtellung eines Pflegers für die juriſtiſche Perſon iſt durch die in $ 29 beſtimmte 
he a ausgeſchloſſen. Durch dieſe Regelung iſt zugleich für die Vertretung im Pro⸗ 
zeſſe — 8 57 ZBO greift hier nicht ein — Vorſorge getroffen. Der durch Gel. v. 4. 8. 14 
den Kriegsteilnehmern gewährte Schuß iſt auf juriſtiſche Perſonen nicht auszudehnen, weil 
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hier dem praktiſchen Bedürfniſſe durch die Vorſchrift des § 29 genügt iſt (Güthe in Gruch 
5, 28). — $ 29 findet auch Anwendung auf die juriſtiſchen Perſonen des Handelsrechts 
(KGJ 34 A 55; OLG München in LZ 1916, 722). Die Anwendbarkeit auf G. m. b. H. 
iſt anerkannt vom RG 68, 180. Auf Kommanditgeſellſchaften auf Aktien (RG 74, 301) 
und nichtrechtsfähige Vereine iſt die Beſtimmung nicht auszudehnen. Beim Fehlen eines 
Vorſtandes ſind hier die Geſchäfte vorläufig von den Vereinsmitgliedern gemeinſchaftlich 
zu führen (RG 78, 55). Eine dem $ 29 ähnliche Vorſchrift enthält § 130 PrBergGeſ. s 


8 30 


Durch die Satzung kann beſtimmt werden, daß neben dem Vorſtande für 
gewiſſe Geſchäfte beſondere Vertreter zu beſtellen ſind. Die Vertretungs- 
macht eines ſolchen Vertreters erſtreckt ſich im Zweifel auf alle Rechts⸗ 
geſchäfte, die der ihm zugewieſene Geſchäftskreis gewöhnlich mit ſich bringt!). 

E II 29; P 1 520 ff. 


1. Regelmäßig bildet der Vorſtand den Mittelpunkt für die Verwaltung aller Ange⸗ 
legenheiten des Vereins. Es ift aber auch zuläffig, beſondere Vertreter zu beſtellen, denen 
unbeſchadet der im allgemeinen und namentlich für das Innenverhältnis beſtehenden Unter⸗ 
ordnung unter den Vorſtand für einen beſondern Geſchäftskreis eine ſelbſtändige Stellung 
übertragen iſt. Auch der beſondere Vertreter des § 30 iſt als ein verfaſſungsmüßig be: 
rufener Vertreter im Sinne des $ 31 anzuſehen (RG 53, 279; a. A. v. Tuhr S. 540). Es 
kann deshalb wegen Erläuterung dieſes Begriffs auf 8 31 A 1 verwieſen werden. Die be⸗ 
ſondern Vertreter bilden in gleicher Weiſe wie der Vorſtand ein Glied des Vereins und 
haben innerhalb ihres Geſchäftsbereichs die Stellung eines geſetzlichen Vertreters. Von 
dem Vorſtand unterſcheidet ſich der beſondere Vertreter aber dadurch, daß feine Vertretungs⸗ 
befugnis ſich nur auf den ihm zugewieſenen beſondern Geſchäftskreis erſtreckt, und zwar 
mangels einer weitergehenden Ermächtigung nur auf diejenigen Rechtsgeſchäfte, die inner⸗ 
halb dieſes Geſchäftskreiſes der gewöhnliche Betrieb mit ſich bringt. Eine Beſchränkung 
in letzterer Beziehung wirkt nach außen nur, wenn der Dritte die Beſchränkung gekannt 
hat oder hat kennen müſſen (RG 94, 320 f.; JW 1917, 2865). Die über die Beſtellung des 
Vorſtandes gegebenen Vorſchriften find mit Ausnahme des 8 29 auf fie entsprechend anzu⸗ 
wenden. Auch die juriſtiſchen Perſonen des öffentlichen Rechtes können nach Maßgabe 
>; Verfaſſung einen beſondern geſetzlichen Vertreter haben (vgl. RG 64, 403 und § 89 

2. 


8 31 


Der Verein iſt für den Schaden verantwortlich, den der Vorſtand, ein 
Mitglied des Vorſtandes oder ein anderer verfaſſungsmäßig berufener 
Vertreter“) durch eine in Ausführung der ihm zuſtehenden Verrichtungen 
begangene, zum Schadenserſatze verpflichtende Handlung einem dritten 
zufügt 2-4). 

E 1 46 II 80; M 1 102 ff.; P 1 521 ff.; 6 144. 


1. Der § 31 ordnet die Verantwortlichteit des Vereins für die Handlungen ſeiner 
Vertreter. Als ſolche kommen, im Gegenſatz zu den bloßen Angeſtellten, in Betracht die 
Vorſtandsmitglieder und „verfaſſungsmäßig berufenen Vertreter“, welche Bezeichnung das⸗ 
ſelbe befagt wie der in $ 30 gebrauchte Ausdruck „beſonderer Vertreter“. Aus 8 30 iſt zu 
entnehmen, daß ein ſolcher Vertreter durch die Satzung vorgeſehen ſein muß (NG 53, 277; 
74 S. 21 u. 255; JW 1912, 3992). Es genügt nicht, daß die Beſtellung — wie zwiſchen⸗ 
buch das RG in 70, 119 angenommen hatte — in den Beſtimmungen der Satzung ihren 
Grund hat. Bei ſeiner Beſtellung müſſen natürlich die Beſtimmungen der Satzung ein- 
gehalten fein. Erforderlich iſt aber weiter, daß er innerhalb feines Geſchäftsbereſchs (auch 
wenn feine Vertretungsbefugnis nach $ 30 Satz 2 eine eingeſchränktere ift) eine dem Vorſtand 
ahnliche Selbſtändigkeit und Verantwortlichkeit hat und die rechtsgeſchäftliche Vertretungs⸗ 
macht (wenn auch nur in Gemeinſchaft mit einem andern) beſitzt (Rc 74, 250). Der nach 
der Vereinsſatzung mit der Leitung eines Krankenhauſes betraute Arzt, der nur zu ärztlichen 
Seiſtungen, nicht zum rechtsgeſchäftlichen Handeln berufen iſt, kann daher als Vertreter im 
Sinne des $ 31 nicht gelten (a. A. v. Tuhr S. 540). Kein verfaſſungsmäßiger Vertreter 
“it aus demſelben Grunde der von einem genoſſenſchaftlichen Reviſionsverband gemäß § 54 

en® beſtellte Verbandsreviſor (RG 78, 143). Die Stellung eines beſondern Vertreters 
ann der Leiter einer Zweigniederlaſſung (Prokuriſt uſw.) haben. Es kann in dieſer 


eztehung genügen, daß die Satzung, deren Bedeutung durch Auslegung zu ermitteln ift, 
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die Gründung einer Zweiguiederlaſſung vorſieht (RG 91, 1; 94, 320; Warn 1915 Nr 317; 
1917 Nr 110). Als beſonderer Vertreter kaun der von der Gemeinde mit der Verwaltung 
eines beſondern Straßenbahnunternehmens betraute Betriebsdirektor anzuſehen fein (RG 
Warn 1916 Nr 125). Die Vorſtandsmitglieder und verfaſſungsmäßig berufenen Vertreter 
ſind ſomit diejenigen Perſonen, welche, ähnlich wie die natürliche Perſon über das ihr ge⸗ 
hörige Vermögen, über das Vermögen der juriſtiſchen Perſon verfügen und die deshalb 
zur Unterſcheidung von Angeſtellten nicht unzutreffend als „Organe“ der juriſtiſchen Per⸗ 
fon — vgl. jedoch gegen dieſe Ausdrucksweiſe Schloßmann in IheringsJ 44, 289; v. Tuhr 
§ 32 — bezeichnet werden (vgl. Vorbem 1 vor $ 21). Durch die innerhalb ihres Geſchäfts⸗ 
kreiſes vorgenommenen unerlaubten Handlungen (88 823ff.) wird das Vermögen der 
juriſtiſchen Perſon geradeſo belaſtet wie das Vermögen der natürlichen Perſon durch die 
von dieſer vorgenommenen Handlungen. Die Kenntnis eines ſolchen Vertreters — der 
auch als Wiſſensorgan bezeichnet werden darf (vgl. RG JW 1911, 10132) — genügt zur 
Annahme der Kenntnis des Vereins. Für die unerlaubten Handlungen der Angeſtell⸗ 
ten, deren Stellung und Wirkungskreis auf den Auftrag des Vorſtandes oder eines ver⸗ 
faſſungsmäßigen Vertreters zurückgeht, hat dagegen die juriſtiſche Perſon nur einzuſtehen, 
wenn die Pflichtverletzung eines ihrer Vertreter hinzukommt. Die Haftbarkeit kann da⸗ 
durch begründet ſein, daß der verfaſſungsmäßige Vertreter entgegen dem § 881 bei Aus⸗ 
wahl des Angeſtellten oder Beſchaffung der Einrichtungen oder bei Leitung der Verrich⸗ 
tung die im Verkehr erforderliche Sorgfalt nicht beobachtet hat, daß er insbeſondere ver⸗ 
ſäumt hat, die nötigen Sicherheitsmaßregeln vorzukehren, die erforderlichen Anweiſungen 
über deren Handhabung zu erlaſſen oder daß er die aus § 823 herzuleitende allgemeine 
Pflicht der Dienſtaufſicht, wozu namentlich auch die Pflicht gehört, die Dienſtführung zu 
gewiſſen Zeiten nachzuprüfen, nicht erfüllt hat (NG JW 06, 42713; 1911, 9391; 1913, 92410; 
1915, 3978 — vgl. anderſeits über Entbehrlichkeit der Anweiſung, wenn ohnedies die ſach⸗ 
gemäße Beſorgung mit Sicherheit erwartet werden kann, Warn 1912 Nr 410; JW 1915, 3975). 
Auch wenn die beſondere Aufſicht über den Augeſtellten durch einen höheren Angeſtellten 
geführt wird, darf ſich die juriſtiſche Perſon der allgemeinen Dienſtaufſicht über beide An⸗ 
geſtellte durch einen verfafſungsmäßigen Vertreter nicht entſchlagen (RG 89, 136; JW 
1911, 960. Muß infolge des großen Umfangs des Geſchäftsbetriebs die Auswahl der 
niederen Angeſtellten den Augeſtellten höherer Ordnung überlaſſen werden, ſo darf doch 
nicht unterlaſſen werden, durch allgemeine Anordnungen und Einrichtungen dafür zu ſorgen, 
daß die höheren Angeſtellten auf dem ihnen zugewieſenen Gebiete ſachgemäß verfahren 
(RG JW 1913, 920%. Die allgemeine Aufſicht muß durchweg in der Weiſe ausgeübt wer⸗ 
den, daß die Überzeugung begründet erſcheint, der mit der örtlichen Aufſicht betraute Be- 
triebsleiter erfülle dauernd ordnungsgemäß ſeine Pflichten. Iſt die Organiſation eine 
mangelhafte und deshalb die Kontrolle eine unzureichende, ſo fällt dies der juriſtiſchen Per⸗ 
fon ſelbſt zur Laſt (RG Warn 1914 Nr 35). Gehen dem Vorſtande die zur Aufſichtführung 
erforderlichen Fachkenntniſſe ab, fo ift es feine Pflicht, ſich der Hilfe eines Sachverſtändigen 
zu bedienen (vgl. RG Gruch 50, 984). Ausnahmsweiſe iſt dem Vorſtande eines gemein⸗ 
nützigen Vereins nicht zuzumuten, die Auſſicht über den ärztlichen Anſtaltsleiter auf An⸗ 
gelegenheiten auszudehnen, deren Beurteilung rein fachliche Kenntniſſe vorausſetzt, welche 
der Vorſtand nicht haben kann (NG JW 1912, 3392). Hat der gefahrbringende Zuſtand 
einer Einrichtung längere Zeit hindurch beſtanden, ſo darf angenommen werden, daß der 
verfaſſungsmäßige Vertreter ſeine Pflicht zur Aufſichtsführung nicht gehörig erfüllt hat 
(RG 15. 11. 06 IV 81/06; 23 1914, 9451. Warn 1919 Nr 89). Die Haftung iſt be ⸗ 
gründet, wenn ihm bei Anwendung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt das Beſtehen 
der Gefahr nicht verborgen bleiben konnte. Der Feſtſtellung des betreffenden Vertreters 
bedarf es nicht, wenn nach der Sachlage das Verſchulden irgendeines Vertreters vorliegen 
muß (RG 89, 137; JW 1910, 5832; 1913, 924%; Warn 1910 Nr 189). Desgleichen haftet 
die juriſtiſche Perſon, wenn unter den Augen ihrer Vertreter ein Mißbrauch eingeriſſen ift 
(RG IW 06, 54715). Iſt die Schadenserſatzpflicht an das Halten eines Tieres ($ 838), 
den Einſturz eines Werkes oder die Ablöſung von Teilen ($ 836) oder den Betrieb eines 
gefährlichen Unternehmens (Haftpfl® v. 7. 6. 71 in der Faſſung des Art 42 CO) angeknüpft, 
jo iſt die Haftung der juriſtiſchen Perſon in gleicher Weiſe gegeben wie die der natürlichen 
Perſonen. Die Haftung der juriſtiſchen Perſon wird ſelbſtverſtändlich dadurch nicht aus⸗ 
geſchloſſen, daß zugleich eine Schadenserſatzpflicht des verfaſfungsmäßigen Vertreters be. 
ſteht. Und umgekehrt wird die Verantwortlichkeit des Vertreters für geſetzwidrige Hand⸗ 
lungen — welche Verantwortlichkeit die ſämtlichen Vertreter trifft, vorbehaltlich des Ent. 
ſchuldigungsbeweiſes — nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß zugleich die juriſtiſche Perſon haftet 
(RG 91, 72; IW 1911, 939%). Das mitwirkende Verſchulden des Geſchädigten kann ge- 
maß § 254 die Schadenserſatpflicht der juriſtiſchen Perſon aufheben oder mindern. Aus⸗ 
nahmsweiſe findet nach den für die Aktiengeſellſchaft, die G. m. b. H. und die Genoſſen⸗ 
ſchaft beſtehenden beſondern Grundſätzen im Intereſſe der Erhaltung des den Gläubigern 
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verhafteten Geſellſchaftsvermögens die Haftung der juriſtiſchen Perſon nicht Statt, wenn 
der Beitritt eines Mitgliedes durch Betrug des Vorſtandes veranlaßt oder das Ausſcheiden 
eines Genoſſen durch Schuld des Vorſtandes nicht angemeldet iſt (RG 54, 128; 68, 344; 
72, 293; ZW 1916, 938). 


2. Die Haftung der juriſtiſchen Perſon ſetzt voraus, daß die Handlung des Vertreters 
in den ihm zugewieſenen Geſchäftsbereich fällt, fie beruht nicht darauf, daß er im ein 
zelnen Falle zur Vertretung oder zur alleinigen Vertretung berechtigt war (RG JWẽ̃ 
1917, 593%), wie denn überhaupt von einer Berechtigung, in Vertretung der juriſtiſchen 
Perſon eine unerlaubte Handlung zu begehen, nicht wohl die Rede ſein kann. Nicht haft, 
bar iſt die juriſtiſche Perſon, wenn der Vertreter nur bei Gelegenheit der Ausführung 
ſeiner Verrichtungen eine unerlaubte Handlung begeht, die mit der betreffenden Verrich⸗ 
tung nichts zu tun hat. Die Übberſchreitung amtlicher Befugniſſe enthält jedoch eine Amts⸗ 
handlung, ſofern nur der geſetzliche Vertreter in feiner amtlichen Eigenſchaft tätig geworden 
iſt. Die juriſtiſche Perſon haftet, wenn der geſetzliche Vertreter (Pfarrer, Büͤrgermeiſter) 
ſeine amtliche Stellung zum Nachleil eines andern dazu mißbraucht, einen Vorſtandsbeſchluß 
zu fälſchen und ihn durch Beidrückung des Amtsſiegels als echt erſcheinen zu laſſen (RG 
JW 1917, 5041 u. ). Hat der die Stadtgemeinde vertretende Bürgermeiſter einen Dritten 
zur Hergabe von Geld durch die betrügeriſche Vorſpiegelung veranlaßt, die Stadtgemeinde 
habe die Aufnahme des Darlehns beſchloſſen, ſo wird durch dieſe unerlaubte Handlung die 
Stadtgemeinde zum Schadenserſaß verpflichtet und folgt aus dieſer Schadenserſaßpflicht 
auch die Haftung der Stadigemeinde dafür, daß der Bürgermeiſter die von ihm als Ver⸗ 
treter der Stadtgemeinde in Empfang genommenen Gelder unterſchlagen bat (NG JW 
1918, 8871]. Aus der Unlerſchlagung allein, die nur der Stadtgemeinde, nicht dem Dritten 
gegenüber erfolgt iſt, kann eine Schadenzerſappflicht der erſteren nicht hergeleitet werden. 
Eine andere Frage iſt, ob der Beſih dadurch, daß der Bürgermeiſter die durch die Poſt 
eingegangenen Gelder auf Grund amtlicher Vertretungsbefugnis für die Stadtgemeinde 
in Empfang genommen hat, auf dieſe über gegangen iſt, was für den Rüchforderungs⸗ 
anſpruch des Dritten von Bedeutung fein kann. Dieſe Frage wird nicht aus dem Grunde 
verneint werden können, well der Blegermeiſter ſogleich bei der Empfangnahme in Aus⸗ 
führung des vorher gefaßten Entſchluſſes ſich die Gelder rechtswidrig zugeeignet hat. Tro 
des Vorhandenſeins dieſer Abſicht hat der Bürgermeister das Geld zunächſt für die Stadt⸗ 
gemeinde erworben, da er nur als Vertreter der Stadt den Beſitz erlangen konnte (vgl. 
ME 44, 306; Warn 1910 Nr 311; anders anſcheinend ZW 1913, 5871) 


3. In Vertragsverhältniſſen haftet die juriftifche Perſon nicht nach 8 31, ſondern nach 
8 und ſie hat demgemäß das Verſchulden der! erſonen, deren ſie ſich zur Erfüllung ihrer 
erbindlichkeiten bedient, unbedingt zu vertreten (ch Jg 04, 52; 1018, 976° für den Fall 
eines durch Aufnahme eines Kranken begründeten Vertta 8). Eingegangen werden können 
rechtsgeſchäftliche Verpflichtungen für die juriſtiſche sBerlon immer nur von demjenigen, 
welcher zu ihrer Vertretung befugt iſt, ohne daß es hierbei auf den Unterſchied zwiſchen 
den verfaſſungsmäßigen Vertretern und den Angeſtellten ankommt. Die Haftung aus $ 31 
iſt auch begründet, wenn der Vertreter bei Eingehung der rechtsgeſchäftlichen Verpflich⸗ 
tung oder bei den Vorverhandlungen, die zum Abſchluß geführt haben, hetrügeriſche oder 
unlautere Handlungen vorgenommen, insbeſondere den Vertragsgegner argliſtig getäuſcht 
und ihm hierdurch Schaden zugefügt hat (R JW 1916, 12702). 

4. Der Grundſatz des § 31 hat Geltung für alle juriſtiſchen Perſonen, auch diejenigen 
des öffentlichen Rechtes (5 89 A 1) Ahnlich haftet die offene Handelsgeſellſchaft für die 
von einem vertretungsberechtigten Geſellſchafter in Ausführung der ihm zuſtehenden Ver⸗ 
richtungen begangenen unerlaubten Handlungen (RG 76, 48). Auf nichtrechtsfähige Ver⸗ 
eine findet $ 81 keine Anwendung. Die Beſonderheit des $ 31, daß die Handlungen des 
Vorſtandes uneingeſchränkt als eigene Handlungen des Vereins gelten, kann auf nicht 
rechtsfähige Vereine, bei denen der Vorſtand grundſätzlich eine andere Stellung hat und 
die Mitglieder als ſolche haften, nicht ausgedehnt werden (RG 91, 75; Warn 1913 Nr 449: 
1917 Nr 263). 


8 32 


Die Angelegenheiten des Vereins werden, ſoweit ſie nicht von dem Vor⸗ 
ſtand oder einem anderen Vereinsorgane zu beſorgen ſind, durch Beſchluß⸗ 
faſſung in einer Verſammlung der Mitglieder geordnet.). Zur Gültigkeit) 
des Beſchluſſes iſt erforderlich, daß der Gegenſtand bei der Berufung be⸗ 
zeichnet wird:). Bei der Beſchlußfaſſung entſcheidet die Mehrheit der er⸗ 
ſchienenen Mitglieders). 
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Auch ohne Verſammlung der Mitglieder iſt ein Beſchluß gültig, wenn alle 
Mitglieder ihre Zuſtimmung zu dem Beſchluſſe ſchriftlich erklären“). 
E I 48 Abi 1—3 II 31 Abſ 1 u. 2; M 1 105 ff.; P 1 524 ff. 


1. Der Mitgliederverſammlung ſteht die Beſchlußfaſſung nur inſoweit zu, als nicht 
der Vorſtand oder ein anderes Vereinsorgan zuſtändig iſt. Iſt in der Satzung die Ent⸗ 
ſcheidung über Ausſchließung eines Mitgliedes dem als beſonderes Vereinsorgan gebildeten 
Ehrengericht zugewieſen, fo iſt damit die Zuſtändigkeit der Mitgliederverſammlung ausge⸗ 
ſchloſſen. Die Mitgliederverſammlung kann nicht etwa als oberſtes Vereinsorgan die Sache 
an ſich ziehen (RG Warn 1913 Nr 392). Nicht entzogen werden kann der Mitgliederver⸗ 
ſammlung das Recht, die Auflöſung des Vereins zu beſchließen (8 41 A 1 — a. A. an⸗ 
ſcheinend Staudinger A III). Auch die Beſtimmungen der 88 86, 37 können nicht durch 
die Satzung beſeitigt werden (abw. Planck A 5). Die von der Mitgliederverſammlung ge⸗ 
faßten Beſchlüſſe find von dem Vorſtande zur Ausführung zu bringen, ſoweit nicht die Nät⸗ 
gliederverſammlung die weitere Behandlung der Sache ſich ſelbſt vorbehalten hat. Die 
Vertretung nach außen gebührt dem Vorſtande oder beſondern Vertreter (88 20 Abſ 2, 29 
— RG 64, 153). Der Mitgliederverſammlung kann dieſe Befugnis (falls die Mitglieder 
nicht zugleich den Vorſtand bilden) nicht übertragen werden. Der Verein kann nicht als 
durch die Mitglieder vertreten klagen oder verklagt werden (vgl. RG 86, 340). Mit Nic: 
ſicht hierauf erſcheint der Vorſtand, wennſchon er an ſich der Mäitglieberverſammlung unter⸗ 
geordnet iſt, als das wichtigere Glied des Vereins. Über das Recht zur Beſtellung und 
Entlaffung des Vorſtandes ſ. § 27 A 1 u. 2. Über die dem Vorſtande zu gewährende 
Rechtsſtellung und die ihm einzuräumende Vergütung kann die Mitgliederverſammlung 
Feſtſetzungen treffen, die ohne weiteres für den Vorſtand wirkſam find (vgl. Rc 63, 208). 

2. Zur Gültigkeit des Beſchluſſes iſt erforderlich, daß die Mitglieder in gehöriger Weiſe 
zu der Verſammlung einberufen ſind. Dies gilt ebenſowohl für die ordentliche als die 
außerordentliche Mitgliederverſammlung. Eine ohne gehörige Einladung ſämtlicher Mit- 
glieder zuſammengetretene Mitgliederverſammlung kann, abgeſehen von 3 32 Abſ 2, nicht 
als Glied des Vereins in Tätigkeit treten und kann deshalb keine gültigen Beſchluſſe fallen. 
Der Beſchluß kann nicht aus dem Geſichtspunkte aufrechterhalten werden, daß nach Lage 
der Sache als ſicher angenommen werden dürfe, der Beſchluß würde, auch wenn die Ver⸗ 
ſammlung gehörig berufen wäre, wenn iusbeſondere die nicht einberufenen Mitglieder ge⸗ 
hörig eingeladen und erſchienen wären, in gleicher Weiſe ausgefallen ſein (RG FW 1912, 7411). 
Die Berufung ſteht in Ermanglung einer andern Beſtimmung der Satzung (vgl. § 27 A 1) 
dem Vorſtande zu. In dieſem Falle find zur Berufung diejenigen Vorſtandsmitglieder 
befugt, welche tatſächlich gewählt ſind (vgl. für das Recht der Aktiengeſellſchaft R JW 
1911, 3303). Andernfalls würde es nicht gut möglich fein, eine ungültige Vorſtandswahl 
durch eine gültige zu erſetzen. Iſt über die Form der Berufung in der Satzung eine Be- 
ſtimmung getroffen, ſo iſt dieſe Beſtimmung zu beobachten. Die Satzung kann eine öffent⸗ 
liche Bekanntmachung genügen laſſen. Hat ſatzungsgemäß die Einladung eingeſchrieben 
zu erfolgen, fo reicht es zum Nachweiſe der gehörigen Einladung aus, daß die Poſtſcheine 
über die Einlieferung der Einladungsſchreiben vorgelegt werden. Die Einladung iſt hier 
bereits mit der Aufgabe des eingeſchriebenen Briefes zur Bolt als bewirkt anzufehen (MG 
60, 145). Zwiſchen der Ladung und der Verſammlung muß die ſatzungsmäßige Mindeſt 
friſt oder, wenn die Satzung hierüber nichts beſtimmt, jedenfalls eine angemeſſene Friſt 
liegen. An Stelle des geſchäftsunfähigen Mitgliedes muß die Einladung dem geſetzlichen 
Vertreter zugeſtellt werden. Iſt das Mitglied beſchränkt geſchäftsfähig (vgl. 8 38 A 2), fo 
genügt jedenfalls die Zuſtellung an den geſetzlichen Vertreter. Zur gehörigen Einberufung 
gehört auch, daß der Gegenſtand der Beſchlußfaſſung, ſoweit die Satzung nichts anderes 
vorſchreibt, bei der Einberufung bezeichnet wird, und zwar muß dieſe Bezeichnung in klarer 
Weiſe erfolgen (R 22. 6. 16 IV 93/16, val. für Aktiengeſellſchaften RG 68, 232). Welche 
Anforderungen in bezug auf die Genauigkeit der Bezeichnung zu ſtellen find, iſt aus 
dem Zweck der Vorſchrift, die Mitglieder vor Überraſchungen zu ſchützen und ihnen die 
Möglichteit der Vorbereitung zu geben, zu entnehmen (MG ZW 08, 675°; 22. 6. 16 IV 93/16; 
vgl. auch JW 97, 2466; O1, 65928; 08, 1133 u. 346%). Bei der Bezeichnung darf da⸗ 
von ausgegangen werden, daß den Vereinsmitgliedern die früheren Beſchlüſſe bekannt 
ſind (RG 10. 5. 06 IV 529/05). Die Mitteilung des Namens des auszuſchließenden Mit⸗ 
gliedes iſt nicht unbedingt erforderlich (R IW 08, 675%). Zu der Verſammlung iſt auch 
der Auszuſchließende zu laden. Unter Umſtänden kann es, wenn die Satzung keine gegen; 
teilige Beſtimmung enthält, genügen, daß er von der Verſammlung Kenntnis hat (RG 
Warn 09 Nr 123). Ungültig iſt der Beſchluß, wenn die Verſammlung ſatzungswidrig ſich 
nicht unter der Leitung des Vorſtandes, ſondern eines von ihr ſelbſt gewählten Vorſitzenden 
befunden hat (NG JW 09, 411. Ein Ungültigkeitsgrund kann auch darin liegen, daß in 
parteiiſcher Weiſe ein Mitglied nicht zum Worte verſtattet oder ihm das Wort entzogen 
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ift, insbeſondere dann, weun der Vorſitzende es darauf abgeſehen hatte, das Mitglied zu 
überrumpeln. Nach Beginn der Wahlhandlung braucht übrigens der Vorſitzende nicht mehr 
das Wort zur Frage der Wahl zu erteilen (RG 19. 3. 13 IV 580/12). Über die Ausübung 
des Stimmrechts durch einen beſchränkt Geſchäftsfähigen vgl. 8.38 A 2. Über die Beur⸗ 
kundung der Beſchlüſſe ſ. $ 25 A 2. Auf nichtrechtsfähige Vereine kann die Beſtimmung, 
daß vorherige Bekanntgabe des in der Mitgliederverſammlung zu verhandelnden Gegen⸗ 
ſtandes nötig, nicht ausgedehnt werden (RG 26. 6. 02 IV 110/02). 

3. Der Beſchluß der Mitgliederverſammlung entſteht durch die zuſammenwirkenden Er- 
klarungen der Mitglieder, die von dem Leiter der Verſammlung entgegengenommen werden 
und als ein den übrigen Mitgliedern gegenüber erklärtes Rechtsgeſchäft, nicht aber als ein 
Vertrag aufzufaſſen find (vgl. v. Tuhr § 36 IV). Die Stimmen werden beim Fehlen einer 
andern Satzungsbeſtimmung nach Köpfen, nicht nach dem Anteil am Vereinsvermögen 
gezählt (vgl. §8 38, 40). Es kommen hierbei nur die erſchienenen Mitglieder in Betracht, 
deren Beſchlüſſe die Ausgebliebenen ſich gefallen laſſen müſſen. Der Mehrgeitsgrundſatz, 
der bei dem Vereine kraft Geſetzes, nicht, wie bei der Geſellſchaft (§ 709 Abſ 2), kraft Partei⸗ 
vereinbarung gilt, iſt hiernach weſentlich abweichend von den für die Gemeinſchaft geltenden 
Beſtimmungen der §8 744, 745 durchgeführt. Es entſcheidet regelmäßig die unbedingte 
Mehrheit, nicht bloß (bei Vertretenſein von mehr als zwei Meinungen) die verhältnismäßige 
Mehrheit. Und zwar iſt die Mehrheit nicht bloß nach den abgegebenen Stimmen (beſtr.), 
ſondern nach der Zahl der erſchienenen Mitglieder, die zur Stimmabgabe legitimiert waren, 
zu berechnen. Die Nichtabgabe der Stimme bedeutet die Ablehnung der beantragten 
Anderung, es ſind ſomit bei der Berechnung, wieviel Mitglieder die Mehrheit bilden, die 
bei der Abſtimmung anweſenden Mitglieder mitzuzählen (RG 80, 189; a. A. namentlich 
Tecktenburg Arch Bürgz 43, 178, der nur die gültig abgegebenen Stimmen zählen will). 
Iſt nur ein Mitglied erſchienen, ſo kann dieſes gültig Beſchlüſſe faſſen. Vereinbarungen 
über Ausübung des Stimmrechts haben dem Vereine gegenüber keine Wirkung. Auch die 
vereinbarungswidrig vorgenommene Abſtimmung bleibt gültig. Solche Vereinbarungen 
find gemäß 8 138 auch ſchuldrechtlich regelmäßig ohne Wirkung (vgl. RG 57, 205: 60, 174). 
Eine Verpflichtung des Mitgliedes, die darauf hinausläuft, daß er die Vereinsintereſſen 
hintanſetzen ſoll, verltößt gegen die guten Sitten. Der allgemeine Grundſatz des § 188 
findet auch auf die Beſchlüſſe der Verſammlung Anwendung, er ſchützt die Minderheit 
gegen eine von der Mehrheit in ſitteuwidriger Weiſe zur Gewinnung beſonderer Vorteile 
auf Koſten der Geſellſchaft unternommene Ausbeutung (RG 68 S. 243 u. 317: JW 1916, 575). 
Über Unvertretbarkeit des Stimmrechts ſ. § 38 A 1. 

4 Iſt die Verſammlung nicht gehörig einberufen, ſo iſt eine Beſchlußfaſſung in Er 
manglung einer andern Satzungsbeſtimmung (8 40) nur auf dem Wege des Ab] 2 möglich, 
daß ſämtliche Mitglieder zu dem Beſchluſſe ihre Zuſtimmung in schriftlicher Form — wozu 
hier auch die Briefform und telegraphifche Form zu rechnen iſt (vgl. § 126) — erklären. 
Es genügt nicht, wenn die ſämtlichen Mitglieder darüber einig ſind, daß die Verſammlung 
als eine richtig einberufene gelten fall, Die gleiche Form der ſchriftlichen Zuſtimmung iſt 
zu beachten für die ohne Zuſammenkunft gefaßten Beſchlüſſe. Es iſt dies eine Vorſchrift, 
die für andere Vereinigungen leine Geltung erhalten hat (vgl. über Geſellſchaften m. b. H. 
RG JW 1918, 7338). 

5. Die Ungültigkeit des Beſchluſſes, mag fie nun in der Nichtbeachtung der in A 2 
ezeichneten Beſtimmungen oder in andern Umſtänden ihren Grund haben, kann von 
einem jeden Beteiligten, insbeſondere einem jeden Mitgliede, klageweiſe oder einwand⸗ 
meiſe geltend gemacht werden (vgl. $ 256 ZPO). Sie iſt, wenn der die Ungültigkeit be⸗ 
gründenbe Tatbeſtand dem Richter vorgetragen iſt, da es ſich nicht um eine bloße Anfecht⸗ 
arkelt handelt (vgl. RG. 75, 243), von Amts wegen zu beachten. Die ergehende Entſcheidung 
hat, falls auf Klage eines Mitgliedes gegen den Verein der Beſchluß für ungültig erklärt iſt, 
Wirkung gegen alle (v. Tuhr S. 518.7 dgl. R& 85, 313). Der Vorſtand iſt vor Ausführung 
eines Beſchluſſes verpflichtet, eine Gultigkeit zu prüfen. Eine ihm hierbei zur Laſt fallende 
Fahrläſſigkeit macht ihn erſappflichtig. In einem zwiſchen einem Mitglied und dem Vereine 
alteren Rechtsſtreit iſt letzterer dafür beweispflichtig, daß bei der Einberufung der Mit 
Aiederverfanmlung die vorgeſchriebenen Förmlichkeiten beobachtet find. Dieſer Nachweis 
Ba dem Vereine auch ob, wenn er einem Dritten gegenüber aus der Gültigkeit des 
keit gases Rechte herleltet. Sonſt fällt die Beweislaſt demjenigen zu, welcher die Gültig. 

es Beſchluſſes beanſtandet. 
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ER einem Beſchluſſe, der eine Anderung der Satzung enthält, iſt eine 
21 ehrheit von drei Bierteilen der erſchienenen Mitglieder erforderlich. Zur 
nderung des Zweckes des Vereins iſt die Zuſtimmung aller Mitglieder 
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erforderlich; die Zuſtimmung der nicht erſchienenen Mitglieder muß ſchrift⸗ 
lich erfolgen!). 

Beruht die Rechtsfähigkeit des Vereins auf Verleihung, ſo iſt zu jeder 
Anderung der Satzung ſtaatliche Genehmigung oder, falls die Verleihung 
durch den Bundesrat erfolgt iſt, die Genehmigung des Bundesrats er⸗ 


forderlich). 
I 4 Ubſ 5 II 32; M 1 108; P 1 527 ff. 


1. Eine jede Satzungsänderung, die nicht offenſichtlich in einer bloßen Faſſungsände 
rung beſteht (beſtr.), bedarf ohne Rückſicht auf die größere oder geringere Erheblichkeit der 
Anderung der Zuſtimmung von drei Vierteilen der erſchienenen Mitglieder. Bei der 
Berufung der Verſammlung iſt anzugeben, in welchen Richtungen die Satzung abgeändert 
werden ſoll (vgl. RG JW 08, 346%). Zuläſſig iſt auch die Anderung der Satzungsbeſtimmung 
über den Vereinszweck, ohne daß die Glaubiger hiergegen Widerſpruch erheben dürfen 
und ohne daß ein Liquidationsverfahren ſich anzuſchließen hat. Dieſe Anderung iſt aber nur 
zuläſſig mit Zuſtimmung der ſämtlichen Mitglieder. Ein jeder, der dem Vereine beitritt, 
darf ſich darauf verlaſſen, daß der Verein nicht durch Anderung des Vereinszwecks ein voll 
ſtändig anderer wird. Als eine ſolche Anderung iſt es nicht anzuſehen, wenn zur beſſeren Er⸗ 
reichung des von vornherein beſtimmten Zweckes der Wirkungskreis des Vereins nur eine 
Erweiterung erfährt. Eine Anderung des Zweckes iſt dagegen in dem Falle anzunehmen, 
daß ein Verband, der die Förderung der geſellſchaftlichen und wirtſchaftlichen Intereſſen 
ſeiner Mitglieder und des ganzen Standes unter Ausſchluß der Anſammlung von Kapital 
ſich zur Aufgabe geſtellt hat, dazu übergeht, eine Unterſtützungskaſſe für ſtellenloſe Mit- 
glieder einzurichten (RG 18. 9. 18 IV 204/13). Zweifellos iſt es ferner eine Anderung 
des Zweckes, wenn dem Vereine eine weſentlich andere Aufgabe zugewieſen wird, wenn 
z. B. ein eigennütziger Verein in einen gemeinnützigen umgewandelt wird. Die Erlangung der 
Zuſtimmung der ſamtlichen Mitglieder iſt dadurch erleichtert, daß die Zuſtimmung ſchrift. 
lich (vgl. 8 32 Abf 2) erteilt werden kann. In dieſer Weile können auch diejenigen, welche 
in der Verſammlung gegen den Beſchluß geſtimmt haben, noch nachträglich ihre Zuſtimmung 
geben. In allen dieſen Beziehungen kann die Satzung gemäß $ 40 andere Beſtimmungen 
treffen. Sie kann die Anderung des Vereinszwecks gänzlich ausſchließen, ſie kann anderſeits 
einen mit einfacher Stimmenmehrheit gefaßten Beſchluß für genügend erklären und kann die 
Beſtimmung über Annahme eines andern, ausreichend ſpezialiſierten Vereinszwecks dem 
Vorſtande oder einem ſonſtigen Vereinsorgane (a. A. Hölder A 2) übertragen. Zuläſſig iſt 
auch die Beſtimmung, daß bei gewiſſen Anderungen der Satzung ſämtliche Mitglieder in der 
Verſammlung anweſend ſein und der Satzungsänderung zuſtimmen müſſen (vgl. R& 76, 173). 
Über Ungültigkeit des Beſchluſſes |. 5 32 A 5. Ein gegen die Satzung verſtoßender Be⸗ 
ſchluß iſt ungültig, mag auch die zur Abänderung der Satzung erforderliche Mehrheit er- 
reicht ſein. Solange die Satzung ungeändert beſteht, müſſen eben ihre Vorſchriften be⸗ 
folgt werden. — Für nichtrechtsfähige Vereine iſt zur Anderung des Zweckes des Vereins 
ebenfalls die Zuſtimmung der ſämtlichen Mitglieder zu erfordern (vgl. RG Gruch 51, 1121; 
abw. Planck $ 54 A 3b). 5 

2. Vgl. 8 22 A 3. Auch dieſe Vorſchrift kann durch die von der verleihenden Behörde ge- 
nehmigte Satzung geändert werden. Selbſtverſtändlich kann ohne Genehmigung der Behörde 
die Satzung auch nicht dahin geändert werden, daß es zu weiteren Satzungsänderungen der 
Genehmigung der Behörde nicht mehr bedürfen ſoll. Über die nach § 13a Schuhgeb& 
an Stelle des Bundesrats tretende Genehmigung des Reichskanzlers |. $ 28 A 2. 
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Ein Mitglied iſt nicht ſtimmberechtigt, wenn die Beſchlußfaſſung die Vor⸗ 
nahme eines Rechtsgeſchäfts mit ihm oder die Einleitung oder Erledigung 
eines Rechtsſtreits zwiſchen ihm und dem Vereine betrifft?) 

E 1 48 Abſ 4 II 61 Ubi 8; M 1 107: P 1 627. 


1. In eigener Angelegenheit iſt ein Mitglied des Vereins — desgleichen, was aus 
$ 181 folgt, eines Vereinsorgans — von der Ausübung des Stimmrechts ausgeſchloſſen. 
Der Begriff der eigenen Angelegenheit iſt in weſentlicher Übereinftimmung mit $ 181 da. 
hin formaliſiert, daß es ſich um die Vornahme eines Rechtsgeſchäfts oder die Führung eines 
Rechtsſtreits mit dem Verein handeln muß. Nicht unter den Begriff des Rechtsgeſchäfts 
im Sinne des $ 84 fällt die Vornahme einer Wahl, bei welcher der Natur der Sache nach 
alle Mitglieder zur Mitwirkung berufen ſind (RG 68, 179), auch nicht die Regelung der 
Bezüge des Gewählten (RG 74, 276; JW 1917, 16514), ebenſo nicht der Widerruf der Be⸗ 
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ſtellung (RG 81, 37) — gegen dieſe Einſchränkungen Marquardt in JW 1914, 1081 ff. 
Andersartig war der Fall von RG 75, 234, wo es ſich zugleich um Anhängigmachung eines 
Rechtsſtreits wegen vorſätzlicher Schädigung der Aktiengeſellſchaft durch den zu entlaſſen⸗ 
den Vorſtand handelte. Unter den Begriff des Rechtsgeſchäfts fällt dagegen die von der 
bloßen Feſtſtellung der Bilanz zu unterſcheidende Entlaſtung (RG 49, 146). Darauf, ob 
fachlich ein Jutereſſengegenſatz beſteht, kommt es nicht an. Ebenſowenig vermag das Be⸗ 
ſtehen eines Intereſſengegenſates über $ 34 hinaus die Stimmberechtigung auszuſchließen. 
Eine Verletzung des $ 34 hat die Ungültigkeit des Beſchluſſes nur zur Folge, wenn er hierauf 
beruht. Dies iſt nicht der Fall, wenn er zweifellos zuungunſten des nicht ſtimmberechtigten 
Mitgliedes ergangen iſt oder wenn auch unter Abrechnung der ungültigen Stimmen eine 
genügende Mehrheit für den Beſchluß verbleibt. Iſt das Mitglied gemäß $ 34 von der 
Stimmberechtigung ausgeſchloſſen, fo kann es das Stimmrecht auch nicht für andere Mit ⸗ 
glieder auf Grund der ihm von dieſen erteilten Vollmacht ausüben. Die Vorſchrift des 
$ 34 kann durch die Satzung nicht abgeändert werden. Für die Mitglieder eines Vereins⸗ 
organs (88 28 Abſ 1, 40) gilt fie nur inſoweit, als nicht ſatzungsgemäß dem Mitgliede eine 
weitergehende Ermächtigung erteilt ift (vgl. § 181). 
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Sonderrechte!) ) eines Mitglieds können nicht ohne deſſen Zuſtimmung 
durch Beſchluß der Mitgliederverſammlung beeinträchtigt werden. 
E II 33; M 1 109; P 1 520 ff. 


1. Das Sonderrecht, das dem Mitgliede weſentlich um ſeiner ſelbſt willen, nicht im 
Intereſſe des Vereins, als ein von den Rechten der andern Mitglieder verſchiedenes Recht, 
eingeräumt ift (vgl. RG 49, 151), kann ihm wider feinen Willen nicht entzogen oder be⸗ 
einträchtigt werden. Als ein ſolches Sonderrecht erſcheint nicht bloß das Recht auf einen 
beſtimmten erhöhten Gewinnanteil oder Bi Vorzugsleiſtungen (vgl. über die andere 
Regelung bei Aktiengeſellſchaften $ 275 Abt 3 und § 288 Ab 3 HGB ſowie RG JW. 
1913, 688 e), ſondern auch das Recht einer beſondern Teilnahme an der Verwaltung (er- 
höhtes Stimmrecht, dauernde Zugehörigkeit zum Vorſtande (vgl. R JW 1911, 747), 
die jedoch im Falle des Mißbrauchs entzogen werden kann, Notwendigkeit der Zuſtim⸗ 
mung zu beſtimmten Verwaltungshandlungen, zur Auflöſung des Vereins vor Ablauf einer 
beſtimmten Zeit uſw.). Ein ein Sonderrecht begründendes Vorzugsrecht iſt insbeſondere 
darin zu ſehen, daß das Vermögen oder einzelne Vermögensgegenſtände nach Auflöfund 
des Vereins (vgl. § 45 Abi 1) gewiſſen Mitgliedern, die beſondere Vorausſetzungen erfüllt 
haben, zufallen ſollen (NG Warn 1918 Nr 183). Auch das Recht, zu Beiträgen in geringerem 
Maße herangezogen zu werden, und das Recht auf längere Dauer der Mitgliedſchaft kann 
als Sonderrecht gewährt werden. Ein ſolches Sonderrecht muß in der Satzung zum klaren 
Ausdruck gebracht ſein. Bloß daraus, daß die den Verein gründende Geſellſchaft ſich be⸗ 
ſtimmte Stellen im Vorſtande vorbehalten hat, iſt nicht ohne weiteres zu folgern, daß durch 
Satzungsänderung dieſes Recht nicht befeitigt werden kann (RG JW 1911, En Das 
Mitgliedſchaftsrecht als ſolches ſtellt ein Sonderrecht im Sinne des $ 35 ebenſowenig 
dar wie die aus der Mitgliedſchaft hervorgehenden, dem einzelnen mit den andern Mit: 
gliedern gemeinſamen Rechte auf Anteil an den Nutzungen, Ausübung des Stimmrechts 
ulm. (vgl. RG 33, 178; 49, 151; 73, 191; a. A. Oertmann A 4 — für die handelsrecht⸗ 
lichen Geſellſchaften gelten in dieſer Beziehung andere Grundſätze, RG 68, 211). Das 
Maß dieſer Rechte beſtimmt ſich lediglich nach der Satzung, deren Vorſchriften jederzeit 
geändert werden können. Wohl aber können mit dem Mitgliedſchaftsrecht Sonderrechte 
verbunden ſein. Aus der Mitgliedſchaft erwächſt auch in Ermanglung einer andern Satzungs⸗ 
deſtimmung einem jeden Mitgliede ein Recht darauf, daß er in bezug auf Rechte und Pflich⸗ 
ten nicht ungünſtiger geſtellt werde wie die übrigen Mitglieder. Dieſer Grundſatz ſchließt 
nicht aus, daß die Verechtigungen und Verpflichtungen wegen der bestehenden tatſächlichen 
Verſchiedenheiten eine ungleiche Wirkung haben (vgl. RG 47, 149). Die formelle Rechts 
gleichheit darf aber nicht dadurch verletzt werden, daß einzelnen Mitgliedern größere Laſten 
auferlegt werden oder geringere Rechte gewährt werden wie den andern. Eine Beein- 
grüchtigung des Sonderrechts iſt auch dadurch möglich, daß durch Satzungsbeſchluß neue 
hr dingungen für die Fortdauer der Mitgliedſchaft aufgeftellt werden, welche die Aus 

fließung eines Mitgliedes in ungerechtfertigter Weile erleichtern (vgl. RG Warn 1918 
af 123). Ungultig iſt auch ein Beſchluß, der darauf hinausläuft, daß ein Teil der Mit: 
lieder ſeine Mitgliedſchaft vollſtändig verliert. Die Ungültigkeit derartiger Beſchlüſſe 
ge auch von denjenigen Mitgliedern, die durch den Beſchluß nicht beeinträchtigt find, 
ee) Feſtſtellungsklage geltend gemacht werden, da auch fie zum Zwecke der Herſtellung 

neter Rechtszuſtände ein Intereſſe an Aufdeckung der Ungültigkeit haben. Über Aus⸗ 
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ſchließung eines Mitgliedes ſ. 8 39 A 2. Verſchieden von den Sonderrechten find die ſog. 
Individualrechte, welche einer Minderheit die Befugnis geben, im Intereſſe des Ver⸗ 
eins eine ſonſt den Vereinsorganen obliegende Tätigkeit vorzunehmen. Hierzu gehört das 
in § 37 bezeichnete Recht, die Berufung der Mitgliederverſammlung zu verlangen, das nach 
§ 40 ebenfalls durch die Satzung nicht ausgeſchloſſen werden kann. Nicht unter die Sonder: 
rechte fällt das einem Mitgliede außerhalb des geſellſchaftlichen Verhältniſſes zuſtehende 
Recht als Gläubiger des Vereins (f. hierüber A 2). 

2. Die Mitglieder können durch Abſchluß von Rechtsgeſchäften uſw. mit dem Verein 
in beſondere Rechtsbeziehungen treten. Es kann dies z. B. auch dadurch geſchehen, daß die 
Mitglieder bei dem Verein gegen beſtimmte Schäden verſichert ſind. Das hierdurch erworbene 
Recht unterliegt nicht der Einwirkung des Vereins. Ein unentziehbares Gläubigerrecht er⸗ 
langen die Mitglieder auch dadurch, daß der ſatzungsgemäß ihnen zukommende Anteil am 
Gewinn oder am Vermögen des Vereins durch Beſchluß der Mitgliederverſammlung 
oder des ſonſt zuſtändigen Organs endgültig feſtgeſtellt wird. Immerhin handelt es ſich im 
letzteren Falle um ein aus der Mitgliedſchaft entſprungenes, nicht um ein durch beſonderes 
Rechtsverhältnis begründetes Gläubigerrecht. Dies wird im Falle des Konkurſes von Be⸗ 
deutung, wo dieſe Mitglieder hinter die Rechte der andern Gläubiger zurücktreten müſſen. 


8 36 
Die Mitgliederverſammlung iſt in den durch die Satzung beſtimmten 
Fällen ſowie dann zu berufen !), wenn das Intereſſe des Vereins es er⸗ 
fordert. 
E II 34; P 1 532 ff. 


1. Die ſchuldhafte Verletzung der Einberufungspflicht macht den Vorſtaud oder das 
ſonſt zuſtändige Vereinsorgan dem Verein gegenüber verantwortlich. Das einzelne Mit 
glied hat aber, abgeſehen von dem in 8 37 bezeichneten Wege, nicht das Recht, die Berufung der 
Verſammlung zu erzwingen. 

837 

Die Mitgliederverſammlung iſt zu berufen, wenn der durch die Satzung 
beſtimmte Teil oder in Ermangelung einer Beſtimmung der zehnte Teil der 
Mitglieder!) die Berufung ſchriftlich unter Angabe des Zweckes und der 
Gründe verlangt. 

Wird dem Verlangen nicht entſprochen, ſo kann das Amtsgericht, in deſſen 
Bezirke der Verein ſeinen Sitz hat, die Mitglieder, welche das Verlangen 
geſtellt haben, zur Berufung der Verſammlung ermächtigen?)s) und über 
die Führung des Vorſitzes in der Verſammlung Beſtimmung treffen. Auf 
die Ermächtigung muß bei der Berufung der Verſammlung Bezug ge⸗ 
nommen werden. 

E II 85; P 1 532 ff.; 6 115. 

1. Der zehnte Teil oder der ſonſt in der Satzung beſtimmte Teil der Mitglieder hat das 
Recht (vgl. § 35 A 1a. E.), die Berufung der Mitgliederverſammlung zu verlangen, wenn ein 
ſchriftlicher Antrag hierauf bei dem Vorſtande geſtellt wird und der Antrag die Angabe des 
Zweckes und der Gründe enthält, aus denen die Berufung für geboten erachtet wird. Eine 
Nachprüfung der Gründe fteht dem Vorſtande nicht zu (a. A. Staudinger II 2). Zur Ablehnung 
des Antrags ift er nur berechtigt, wenn die Befugnis aus 8 37 mißbräu chlich ausgeübt wird 
(a. A. Planck A 1 b, der den Vorſtand unbedingt zur Berufung für verpflichtet hält). In der 
Satzung darf die zur Stellung des Antrags erforderliche Zahl der Mitglieder, da § 37 den 
Schutz der Minderheit bezweckt und in dieſer Eigenſchaft nach $ 40 zu den zwingenden Rechts. 
lägen gehört, keinesfalls auf mehr als die Hälfte der Mitglieder beſtimmt werden (beſtr.). 

2. Bei Ablehnung des Antrags findet nicht ein eigentlicher Prozeß ſtatt. Die Autrag⸗ 
ſteller können ſich vielmehr in dieſem Falle die gerichtliche Ermächtigung zur Einberufung 
erteilen laſſen und haben ſich zu dieſem Zwecke an das zuständige Amtsgericht zu wenden. 
Dieſes hat, nachdem der Vorſtand des Vereins, ſoweit tunlich, gehört ift ($ 160 366), im 
Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit darüber zu entſcheiden, ob der Antrag mit Grund 
abgelehnt werden durfte, wobei auch auf die ſachliche Berechtigung des Antrags einzugehen 
iſt (abweichend Dertmann A 3). Gegen den Beſchluß iſt ſofortige Beſchwerde zuläſſig (8 160 
869). Wird dem Antrage ſtattgegeben, jo werden die Antragſteller ermächtigt, die Be⸗ 
rufung an Stelle des Vorſtandes unter Hinweis auf den Beſchluß (deſſen Rechtskraft abgewartet 
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werden muß) ſelbſt zu bewirken, worin zugleich die Vollziehung des Beſchluſſes liegt (vgl. 
8 887 ZPO). Das Amtsgericht kann außerdem, da die Beſorgnis begründet ſein kann, der 
Vorſtand werde den mit der Berufung verfolgten Zweck durch die Art der Leitung der Ver⸗ 
ſammlung vereiteln, wegen des Vorſitzes in der Verſammlung beſondere Beſtimmung treffen. 
Das gleiche Verfahren findet auch ſtatt, wenn der Minderheitsantrag, einen beſtimmten 
Gegenſtand auf die Tagesordnung zu ſetzen, abgelehnt iſt. 

3. 8 37 hat keine Geltung für nichtrechtsfähige Vereine. Bei dieſen kann die Erfüllung der 
dem Vorſtande obliegenden Pflicht zur Einberufung der Mitgliederverſammlung nur im 
Klagewege erzwungen werden. Die fachliche Berechtigung des Verlangens der Einberufung 
iſt hier, um der Beſchlußfaſſung der Mitgliederverſammlung nicht vorzugreifen, von dem 
Prozeßgerichte nicht zu prüfen, jedenfalls dann nicht, wenn in der Mitgliederverſammlung 
über ein pflichtwidriges Verhalten des Vorſtandes abgeurteilt werden ſoll (RG JW 1912, 
410%). Iſt das Amt der Vorſtandsmitglieder erloſchen, fo iſt die Einberufung einer Mit⸗ 
gliederverſammlung nur dadurch zu erreichen, daß die Geſchäfte des Vereins vorläufig von 
den Vereinsmitgliedern gemeinſchaftlich geführt werden (RG 80, 52). 


8 38 


Die Mitgliedſchaft iſt nicht übertragbar und nicht vererblich. Die Aus⸗ 
übung der Mitglied ſchaftsrechte kann nicht einem anderen überlaſſen wer⸗ 
den!) 2). 

E II 36 Abſ 1; P 1 584 ff. 


1. Die (nach § 40 abänderliche) Regel iſt, daß die Mitgliedſchaft an die Perſon des als 
Mitglied Aufgenommenen gebunden iſt. Die Mitgliedſchaft und das aus ihr folgende Recht 
der Betätigung in Vereinsangelegenheiten iſt weder veräußerlich noch vererblich, noch durch 
einen Dritten ausübbar. Damit iſt indes die Ausübung durch den geſetzlichen Vertreter nicht 
ausgeſchloſſen. Dieſer Grundſatz gilt nicht bloß für Idealvereine, ſondern auch für wirtſchaft 
liche Vereine, da auch dieſe der Regel nach nicht ausſchließlich private Vermögensintereſſen 
verfolgen werden. Iſt nach der Satzung die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ge⸗ 
ſtattet, ſo können von dieſem die Mitgliedſchaftsrechte nur einheitlich ausgeübt werden. Er 
kann nicht in derſelben Angelegenheit teils für, teils gegen den Antrag ſtimmen. — Auch 

ereine können Mitglieder eines andern Vereins ſein. Sie können dann ebenfalls unter 
den in 8 39 A 2 dargeſtellten Vorausſetzungen von der Mitgliedſchaft ausgeſchloſſen werden. 

2. Zur Erlangung der Mitgliedſchaft, falls dieſe nicht durch Abſchluß des Errichtungs⸗ 
vertrags erworben wurde, iſt die Aufnahme durch Beſchluß der Mitgliederverſammlung oder 
des ſonſt zuſtändigen Vereinsgliedes erforderlich. Die Satzung kann für die Beitrittserklärung 
eine beſtimmte Form vorſchreiben, ſie kann den Erwerb und die Fortdauer der Mitgliedſchaft 
von gewiſſen Erforderniſſen abhängig machen und kann anordnen, daß bei Erfüllung dieſer 
Erforderniſſe die Aufnahme nicht verweigert werden darf. Der Aufnahmebeſchluß iſt nur 
wirkſam, wenn der Aufgenommene den Antrag auf Aufnahme geſtellt hat oder nachträglich der 
Aufnahme zuſtimmt. Der Antrag auf Aufnahme kann in Erwartung, daß der Verein die 
Rechtsfähigkeit erlangt, ſchon vor dieſem Zeitpunkte geſtellt werden. In der Satzung kann 
beſtimmt werden, daß die Mitgliedſchaft bei Vorhandenſein gewiſſer Vorausſetzungen ſchon 
durch die bloße Beitrittserklärung erworben wird. Möglich iſt auch eine Beſtimmung, 
welche die Mitgliedſchaft derart von dem Beſitz eines Geſchäfts uſw. abhängig macht, daß 
mit der Veräußerung desſelben die Mitgliedſchaft auf den Erwerber übergeht (RG Warn 
1918 Nr 48). „Gegen feinen Willen kann natürlich auch in dieſem Falle der Erwerber nicht 
zum Mitgliede gemacht werden. Der beſchränkt Geſchäftsfähige kann, wenn die Mitglied- 
ſchaft mit vermögensrechtlichen Verpflichtungen, Verpflichtung zur Zahlung eines Beitrags 
usw., verbunden iſt, Mitglied nur werden mit Genehmigung ſeines geſetzlichen Vertreters 
($ 111), welche Genehmigung jedoch ſchon darin gefunden werden kann, daß der Vertreter 
ſich mit der die Beteiligung an ſolchem Vereine mit ſich bringenden Ausbildung für einen 
beſtimmten Beruf einverſtanden erklärt hat. Wegen Irrtums über die mit dem Beitritt 
nach dem Geſetz verbundenen Folgen, wie z. B. darüber, daß das Mitglied Mehrheits⸗ 
beſchlüſſen unterworfen ift, daß es ſich Satzungsänderungen gefallen laſſen muß, kann der 
Beitritt nicht angefochten werden. Seitens des Vereins iſt die Anfechtung wegen Irrtums 
über perſönliche Eigenſchaften des Aufgenommenen nur in außerordentlichen Fällen au: 
ug Was die Rechte der Mitglieder am Vereinsvermögen betrifft, fo können 
ie niemals fo weit gehen, daß die Mitglieder das Miteigentum erhalten (vgl. Vorbem 1 
725 9 21). Nicht unzuläſſig iſt es, den Mitgliedern als ſolchen Gerechtſame an den Vereins⸗ 
rumdftüden einzuräumen, die wie dingliche Rechte gegen Dritte geſchützt werden, nicht 
ſchli⸗ die Befriedigung der Gläubiger aus dem ihnen verhafteten Vereinsvermögen aus⸗ 

ließen. Den Mitgliedern kann durch die Satzung oder einen die Satzung abändernden 
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Beſchluß die Verpflichtung zur Leiſtung von ordentlichen oder außerordentlichen Bei⸗ 
trägen ſowie eine aushilfsweiſe oder geſamtſchuldneriſche, unbeſchränkte oder beſchränkte 
Haftung für die Vereinsverbindlichkeiten auferlegt werden. Die Haftung kann nach der 
Satzung die Bedeutung haben, daß ſie nur für die Dauer der Mitgliedſchaft beſtehen ſoll 
(RG Warn 1917 Nr 46). Kraft ſeines Mitgliedsrechts iſt der einzelne befugt, falls Dritte 
die Verwaltungs- oder Ehrenrechte des Vereins in einer ſein Mitgliedsintereſſe berührenden 
Weiſe ſich anmaßen, dieſe Eingriffe durch Klage abzuwehren. 


8 39 


Die Mitglieder ſind zum Austritt aus dem Vereine berechtigt. 

Durch die Satzung kann beſtimmt werden, daß der Austritt nur am Schluſſe 
eines Geſchäftsjahrs oder erſt nach dem Ablauf einer Kündigungsfriſt zu⸗ 
läſſig iſt; die Kündigungsfriſt kann höchſtens zwei Jahre betragen !-“). 

E II 36 Abs 2; P 1 534 ff. 


1. Der Austritt aus dem Vereine wird wirkſam durch die einem Vorſtandsmitgliede 
(8 28 Abſ 2) oder dem fonft zuſtändigen Organ gemachte Austrittsanzeige (auch durch Über: 
gabe eines die Anzeige enthaltenden verſchloſſenen Briefes an den Vorſitzenden der über 
die Ausſchließung beratenden Verſammlung, R JW 1914, 461°). Über $ 39 hinaus 
kann die Freiheit des Austritts weder durch Einführung einer erſchwerenden Form (als 
welche die bloße Schriftform nicht gelten kann — Hölder A! erfordert, daß die Formvorſchrift 
gerade den Zweck haben müſſe, den Austritt zu erſchweren) noch durch ſonſtige Beſtim⸗ 
mungen beſchränkt oder erſchwert werden, die dem ausſcheidenden Mitgliede beſondere 
Vermögensnachteile oder ſonſtige Laſten (Beſchränkung des Wettbewerbs uſw.) auferlegen 
(RS 71, 391; ZW 1914, 10840). Daß der Ausſcheidende die mit ſeiner Eigenſchaft als Mit 
glied verbundenen Vergünſtigungen verliert, wie z. B. das Recht, das ihm in feiner Eigen⸗ 
ſchaft als Mitglied gewährte Darlehn zu behalten, ſtellt einen ſolchen Vermogensnachteil 
nicht dar (vgl. RG 91, 335). Eine die Kündigungsfriſt unzuläſſig verlängernde oder ſonſt 
die Kündigung erſchwerende Satzungsbeſtimmung iſt inſofern ungültig, als das Mitglied 
berechtigt bleibt, nach Ablauf von zwei Jahren ſeit der Kündigung auszuscheiden. Die 
Gültigkeit feiner Aufnahme als Mitglied wird hierdurch nicht berührt. Mit dem Aus⸗ 
ſcheiden verliert das Mitglied nicht nur feine Verwaltungsrechte, ſondern auch, ſoweit die 
Satzung nichts anderes beſtimmt, ein jedes Recht am Vereinsvermögen. Fur die Bei⸗ 
träge, die auf die Zeit bis zum Ausſcheiden entfallen, bleibt der Ausſcheidende verhaftet, 
und zwar auch dann, wenn die Bedingung, von der die Einforderung der Beiträge abhängig 
gemacht iſt, erſt nach dem Ausſcheiden eintreten ſollte. Den Beſtimmungen der Satzung 
über die Schiedsgerichtszuſtändigkeit des Vereins bleibt der Austretende auch hinſichtlich 
der Frage der Wirkſamkeit des Austritts unterworfen. Die Zuſtändigkeit des Schieds⸗ 
gerichts darf allerdings nicht dazu führen, die Mitgliedſchaft über die in 8 39 Abſ2 beſtimmte 
Zeitgrenze hinaus zu verlängern. Andernfalls würde § 1041 Nr 2, nicht, wie RG 88, 397 
annimmt, $ 1041 Nr 1 BRD anwendbar werden. Die Freiheit des Austritts iſt von großer 
Bedeutung, weil dieſer oft das einzige dem Mitglied verbleibende Mittel iſt, um einer 
ſchlechten Verwaltung oder einer erhöhten Beitragspflicht ſich zu entziehen. Die Mög⸗ 
lichkeit des Austritts hat für den einzelnen den gleichen Wert wie die Möglichkeit der Auf. 
löſung des Vereins für die Mitgliederverſammlung. 

2. Die Ausſchließung eines Mitgliedes kann aus wichtigem Grunde, ohne daß dies 
in der Satzung ausdrücklich beſtimmt zu ſein braucht, beſchloſſen werden. In der Satzung 
kann auch beſtimmt werden, daß die Ausſchließung nach freiem Belieben durch Mehrheits⸗ 
beſchluß zuläſſig ſein ſoll (vgl. RG 73, 190). Der Ausſchließungsbeſchluß kann — falls nicht 
eine ſchiedsgerichtliche Entſcheidung nach 88 1025ff., 1041 ZPO ergangen iſt, |. hierüber 
$ 25 A 2 — im Rechtswege angefochten werden, nachdem der Ausgeſchloſſene die durch 
die Satzung ſelbſt gebotenen Mittel der Abhilfe (Zuläſſigkeit der Berufung an die Mitglieder 
verſammlung oder eine andere Vereinsſtelle) erſchöpft hat (M& 80, 191; 85, 355; Warn 1918 
Nr 182). Die Prüfung des Gerichts iſt aber, da in die Selbſtändigkeit der Vereinsverwal⸗ 
tung in dieſer Beziehung nicht eingegriffen werden ſoll, nach der Rechtſprechung des Reichs⸗ 
gerichts darauf beſchränkt, ob das vorſchriftsmäßige Verfahren eingehalten iſt, ob hinſicht⸗ 
lich des Verfahrens gegen das Geſetz oder die Satzung oder gegen alfgentein anerkannte, 
wennſchon in der Satzung nicht ausdrücklich erwähnte Grundſätze des Vereinslebens verſtoßen 
iſt. Die fachliche Richtigkeit des Beſchluſſes kann dagegen nicht nachgeprüft werden (RG. 
49, 150: JW 00, 41719; 08 Beil S. 37 und 4083; 06, 4161; Warn 1912 Nr 285 — a. M. v. Tuhr 
S. 547; Hedemann in Arch BürgR 88, 135 ff., welcher die richterliche Nachprüfung allgemein 
bei „grobem Mißbrauch der Vereinsſouveränität“ zulaſſen will; Enneccerus 8 105 V, der 
eine Ausnahme macht im Falle offenbarer Unbilligkeit; anders auch für Genoſſenſchaften uſw. 
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R 57, 154; 88, 198; JW 08, 250%). Zu verlangen iſt aber, daß in dem Beſchluſſe, falls 
nicht nach der Satzung eine willkürliche Ausſchließung zuläſſig iſt, der der Satzung entſprechende 
Ausſchließunggrund zweifelsfrei, wenn auch nicht gerade der betreffende Paragraph der 
Satzung angeführt zu werden braucht, bezeichnet wird (RG Lg 1917, 12451). Solange der 
Ausſchließungsbeſchluß nicht durch rechtskräftiges Urteil des Gerichts aufgehoben iſt, kann der 
Ausgeſchloſſene an der Mitgliederverſammlung nicht teilnehmen. Die ſpätere Auſhebung hat 
in dieſer Beziehung keine rückwirkende Kraft (ſo RG ZW 1916, 14789 für die eingetr. Gen.). 
Zur Ausſchließung iſt der Verein nicht mehr berechtigt, wenn der Auszuſchließende zur Zeit 
der Beſchlußfaſſung nicht mehr Mitglied des Vereins iſt (RG 51, 66; 78, 137; 22 1914, 927%). 
Ein vorläufiges Ruhen der Mitgliedsrechte und Pflichten (Suspenſion der Mitgliedſchaft) 
oder eine wee auf Zeit kann nur beſchloſſen werden, wenn eine ſolche Maßnahme 
in der Satzung zugelaſſen iſt. Ebenſowenig kann in der Regel die Ausſchlietzung unter einer 
Bedingung ausgesprochen werden, z. B. unter der Bedingung, daß das Mitglied die Wahr⸗ 
heit feiner Beſchuldigungen durch Beibringung eines gerichtlichen Urteils erweiſt. Die Aus⸗ 
ſchließung tritt vielmehr erſt ein wenn von der über den Ausſchluß beſckließenden Vereineſtelle 
das Vorhandenſein ſämtlicher Vorausſetzungen der Ausſchließung feſtgeſtellt iſt cc 82, 248). 
Es ſteht aber nichts entgegen, daß die Ausſchließung unbedingt erfolgt und dem Ausgeſchloſſenen 
nur für einen beſtimmten Fall die Wiederaufnahme in den Verein zugeſichert wird (RG 
24. 4. 13 IV 626/12). Ausnahmsweiſe iſt es, falls die Satzung die Ausſchließung bei Nicht- 
beachtung der verhängten Strafe vorſieht, für zuläſſig zu erachten, im voraus die Ausſchließung 
für den Fall auszuſprechen, daß der Auszuſckließende bis zu einer beſtimmten Zeit die feſi⸗ 
geſetzte Geldſtrafe nicht entrichtet hat (RG 22. 5. 13 IV 695/12). Darüber, ob die Bedingung 
eingetreten, kann er, da es ſich hier um eine von ihm ſelbſt zu bewirkende Leiſtung handelt, nicht 
im Zweifel ſein. Vor der endgültigen Beſchlußfaſſung iſt in Ermanglung einer andern Satzungs⸗ 
beſtimmung dem Auszuſchließenden wenigſtens dann Gelegenheit zu geben, ſich gegen die ihm 
gemachten Vorwürfe zu verteidigen, wenn ſeine Ausſchließung wegen unehrenhaften Ver⸗ 
haltens beſchloſſen werden ſoll (RG Warn 1913 Nr 182). Iſt in der Satzung vorgeſckrieben, 
daß vor Zuſammentritt des Ehrengerichts ein Sühneverſuch abzuhalten iſt, ſo hat der Mangel 
des Sühneverſuchs die Unzuläſſigkeit des ehrengerichtlichen Verfahrens zur Folge, und es kann 
dieſer Mangel auch nicht durch nachträgliche Vornahme des Sühneverſuchs geheilt werden 
(RG 10. 7. 13 IV 152/18). An der Beſchlußfaſſung können, da 8 34 nicht entgegenſteht, auch 
diejenigen Mitglieder teilnehmen, welche durch die von dem Auszuſchließenden gegen den 
Verein erhobenen Angriffe perſönlich betroffen find, falls nicht in der Satzung hierüber etwas 
anderes beſtimmt iſt (RG Warn 1918 Nr 182). Die gehörige Bildung des über die Ausſchließung 
beſchließenden Ehrengerichts kann von dem Mitgliede, wenn es widerſpruchslos ſich auf die 
Verhandlung vor ihm eingelaſſen hat, nicht mehr beanſtandet werden (RG 22. 5. 13 IV 695/12). 
Kein die Ungültigkeit des Beſchluſſes herbeiführender Mangel ift es, ſofern die Satzung nichts 
anderes vorſchreibt, daß in dem mitgeteilten Beſckluſſe die Namen der an der Beſchlußfaſſung 
mitwirkenden Perſonen nicht aufgeführt ſind. Die Angabe der Namen hat auf Verlangen 
nachträglich zu erfolgen (RG 13. 11. 19 IV 371/19). Über die Zuständigkeit der Mitglieder 
verſammlung ſ. 8 32 41, über die Ladung des Auszuſchließenden 8 82 A 2. Die Ausſchließung 
wird wirkſam mit der Mitteilung des Beſchluſſes an den Ausgeſchloſſenen. Der zu Unrecht 
Ausgeſchloſſene kann zur Wiederherſtellung feiner Ehre verlangen, daß die Aufhebung in der 
ſelben Weiſe wie der Ausſchließungsbeſchluß bekanntgemacht wird (RG 4. 10. 15 IV 81/15; 
vgl. RG 56, 287 und wegen Aufhebung der gegen den Ausgeſchloſſenen verhängten Sperre 
78, 37). Der wegen Ungültigkeit der Ausſchließung erhobene Anſpruch iſt als ein vermögens⸗ 
rechtlicher im Sinne des 8546 ZPO (Buläffigfeit der Reviſion ohne Rückſicht auf den Wert des 
Beſchwerdegegenſtandes) anzuſehen, wenn der Zweck des Vereins nicht auf einen wirtſchaft⸗ 
lichen Geſchäftsbetrieb gerichtet iſt, wofür die Eintragung des Vereins auf Grund des 8 21 
allerdings nicht unbedingt entſcheidend iſt (R 88, 382). Der nichtvermögensrechtliche Charakter 
iſt aber auch dann anzunehmen, wenn die Ausſchließung aus einem Grunde erfolgt iſt, der 
den Betroffenen mit einem ſchweren Makel behaftet und hierbei im einzelnen Falle das Ver⸗ 
mögensintereſſe hinter dem perſönlichen Jutereſſe weit zurücktritt (anders bei G. m. b. H. 
RG 89, 337). — Handelt es ſich um eine Religionsgeſellſchaft oder um eine zu Religions: 
übungen gebildete geiſtliche Geſellſchaft, fo iſt, wie wenigſtens für das preußiſche Recht auf 
rund des Art 15 Verfll und des Gef. v. 18. 5. 73 für Bruderſchaften angenommen iſt, die 
Ausſchließung aus der Kirche oder religiöfen Gemein ſchaft und die Entziehung eines für das 
innere Verhältnis bedeutſamen Rechtes eine Handlung der Selbſtverwaltung und unterliegt 
in keiner Weiſe, auch nicht hinſichtlich der formellen Gültigkeit des Beſchluſſes, der Nach. 
prüfung im ordentlichen Rechtswege (RG Gruch 50, 1038). ö 
5 3. Durch die Satzung kann beſtimmt werden, daß die Nichtzahlung des Beitrags binnen 
beſtimmter Friſt den Verluſt der Mitgliedſchaft nach ſich zieht. Der Verluſt tritt in dieſem 
Falle erſt mit Ablauf der Friſt ein. Die Weigerung des Beitragspflichtigen kann den Ablauf 
der Friſt nicht erfegen (MG 8. 2. 12 IV 222/11), 
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8 40 
Die Vorſchriften des § 27 Abſ 1, 3, des 8 28 Abſ 1 und der SS 32, 33, 38 


finden inſoweit keine Anwendung, als die Satzung ein anderes bejtimmt!), 
E I 44 Abs 7, 48 Abſ 6 II 37; M 1 94 ff., 105 ff.; P 6 115. 


9 Unabänderlich find die Vorſchriften der 88 26, 27 Abſ 2, 28 Abſ 2, 29, 31, 347 
und 89. 


8 41 
Der Verein kann durch Beſchluß der Mitgliederverſammlung aufgelöſty 2) 
werden. Zu dem Beſchluß iſt eine Mehrheit von drei Vierteilen der erſchie⸗ 


nenen Mitglieder erforderlich, wenn nicht die Satzung ein anderes beſtimmt. 
E II 38; P 1 538 ff. 


1. Das Recht, die Auflöſung des Vereins zu beſchließen, das der Mitgliederverſammlung 
als Außerite Maßregel verbleibt, wenn eine beſſere Verwaltung nicht zu erreichen iſt, kann ihr 
durch die Satzung nicht entzogen werden (vgl. § 39 A 1), wennſchon die Ausübung dieſes Rechtes 
durch das Erfordernis der Einſtimmigkeit beſchränkt werden kann. Als Auflöſungsbeſchluß 
iſt es auch anzuſehen, wenn die Vereinigung des Vereins mit einem fortbeſtehenden andern 
Verein beſchloſſen wird (vgl. über Verſchmelzung der Aktiengeſellſchaften die beſondersartigen 
Beſtimmungen der 88 305—307 HGB und RG Gruch 53, 703). Mit der Auflöſung tritt, 
falls das Vereinsvermogen nicht an den Fiskus fällt, das in 88 48ff. vorgeſehene Liquidations- 
verfahren ein, wobei der Verein, ſoweit der Zweck der Liquidation es erfordert, nach 8 40 
Abſ 2 als fortbeſtehend gilt. Die dem Intereſſe der Gläubiger dienende Liquidation muß auch 
dann durchgeführt werden, wenn die Mitgliederverſammlung bei oder vor der Auflöſung 
beſchließen follte, daß der Verein als nichtrechtsfähiger beſtehen bleibt, was die Bedeutung 
der Begrundung eines neuen Vereins für die beitretenden Mitglieder hat (vgl. über die von 
der Auflöſung verſchiedene Entziehung der Rechtsfähigkeit § 42 A 1 u. 8 43 A 1). Der Beſchluß 
der Auflöſung bedarf auch bei ſolchen Vereinen, deren Rechtsfähigkeit auf Verleihung beruht, 
nicht der ſtaatlichen Genehmigung. Das gleiche gilt, wenn der Verein auf die Rechtsfähig⸗ 
keit verzichtet (vgl. Staudinger A VIII). Dem Tode einer natürlichen Perſon im Sinne 
der von der Unterbrechung des Verfahrens handelnden 88 239, 246 ZPO kann die 
Auflöſung des Vereins, die eine e eee nicht nach ſich zieht, nicht gleichgeſtellt 
werden (vgl. RG IW 04, 119). Über Auflöfung des einer Genoſſenſchaft angehörigen 
Vereins ſ. § 49 A 4 a. E. 

2. Der Verein wird ferner aufgelöſt durch Ablauf der in der Satzung beſtimmten 
Zeit oder Eintritt der in ihr feſtgeſetzten auflöſenden Bedingung. Daß die Zahl der Mit⸗ 
glieder bis auf eines ſinkt, hat — abgeſehen von § 73 — die Auflöſung des Vereins nicht 
zur Folge, ſ. für die G. m. b. H. RG 68, 174. Das verbleibende eine Mitglied hat die 
Macht, Mitgliederverſammlungsbeſchlüſſe zu faſſen und kann auch ſich ſelbſt (vgl. S 34 A 1) 
zum Vorſtand wählen. Dagegen wird durch den Fortfall ſämtlicher Mitglieder (infolge Todes 
ober Austritts) die Auflöſung herbeigeführt. Der Auflöſung fteht in gewiſſer Hinſicht gleich 
die Nichtigkeit des Vereins. Auch in dieſem Falle muß eine Art Liquidation ſtattfinden und 
verbleibt dem nichtigen Verein die Rechtsfähigkeit, ſoweit dies zum Zweck der Liauidation 
erforderlich ift (vgl. für die G. m. b. H. RG JW 05, 18455). Dadurch, daß der Zweck des Vereins 
erreicht iſt oder die Einreichung des Zweckes unmöglich geworden iſt, wird die ſofortige Auf, 
un des Vereins nicht herbeigeführt. Über Verlegung des Sitzes des Vereins in das Aus: 
and ſ. 8 24 A 1. 


8 42 


f Der Berein verliert die Rechtsfähigkeit durch die Eröffnung des Kon⸗ 
urſes !). 

Der Vorſtand hat im Falle der Überſchuldunge) die Eröffnung des Kon⸗ 
kurſes zu beantragen. Wird die Stellung des Antrags verzögert, ſo ſind die 
Borſtands mitglieder, denen ein Verſchulden zur Laſt fällt, den Gläubigern 
für den daraus entſtehenden Schaden verantwortlich; ſie haften als Ge⸗ 
ſamtſchuldner. 

© 1471139; M 1 104; P 1 588 ff., 589; 6 118. 


1. Die Eröffnung des Konkurſes läßt trotz des Wortlauts des g 42 die Rechtsfähigteit 
des Vereins inſoweit beſtehen, als es zum Zwecke der konkursmäßigen Liquidation erforderlich 


Juriſtiſche Perſonen 88 40--48 59 


ift (§ 49 Abſ 2). Die Rechte des Vereins werden innerhalb dieſer Grenzen von dem Kon⸗ 
kursverwalter ausgeübt. Wird der Eröffnungsbeſchluß auf Beſchwerde wieder aufge⸗ 
hoben, ſo gilt die Entziehung der Rechtsfähigkeit als nicht erfolgt, unbeſchadet jedoch der 
Gültigteit der in der Zwiſchenzeit von dem Konkursverwalter vorgenommenen Rechtsband⸗ 
lungen. Wird das Konkursverfahren gemäß § 202 KO infolge Zuſtimmung ſämtlicher Kon⸗ 
kursgläubiger eingeſtellt, fo erhalt der Verein die Rechtsfähigkeit, auf die er zur erfolgreichen 
Fortſetzung des Betriebes angewieſen iſt, unbeſchränkt zurück (a. A. Staudinger A8; Planck A 2; 
Jaeger $ 212 KO A 13). Auch über einen nichtigen Verein kann das Konkursverfahren eröffnet 
werden, |. für die G. m. b. H. RG JW 04, 503%, Iſt das Konkursverfahren durch Schluß. 
verteilung oder Zwangsvergleich beendigt, fo fett ſich der Verein als nichtrechtsfähiger fort, 
wenn dies in der Satzung beſtimmt iſt. Über Verluſt der Rechtsfähigkeit im Falle der Ver- 
legung des Sitzes in das Ausland ſ. 9 24 A 1. Der Verluſt der Rechtsfähigkeit hat — im Gegen. 
ſatz zur Auflöſung — nicht ohne weiteres die Folge, daß der Verein auch in der Eigenſchaft 
als nichtrechtsfähiger Verein aufhört (beſtr. ). 

2. Der Vorſtand hat im Intereſſe der Gläubiger auf die Erhaltung des zu ihrer Be⸗ 
friedigung erforderlichen Vereinsvermögens Bedacht zu nehmen. Er wird ihnen haftbar, 
wenn er ſchuldhaft ihre Befriedigun, dadurch ſchmälert, daß er Vereinsvermögen unter die 
Mitglieder aufteilt oder die zur Schuldentilgung benötigten Beiträge von den Mitgliedern 
nicht erhebt oder argliſtig die Glaubiger in ſonſtiger Weiſe ſchädigt. Iſt Überſchuldung 
eingetreten, worüber er nötigenfalls durch Aufnahme einer Bilanz ſich zu vergewiſſern hat, 
ſo iſt es ſeine Pflicht, die Konkurseröffnung zu beantragen. Hat die Verzögerung des Antrags 
zur Verkürzung der Gläubiger geführt, ſo können dieſe die Vorſtandsmitglieder, die ſchuld⸗ 
haft gehandelt haben, als Geſamtſchuldner in Anſpruch nehmen. Schadenserfat können, wenn 
der Vorſtand bei Nichtanmeldung des Konkurſes unlauter gehandelt hat, auch diejenigen 
Gläubiger, deren Forderungen erſt ſpater entſtanden find, aus dem Geſichtspunkte des § 826 
beanſpruchen, inſofern fie bei rechtzeitiger Konkursanmeldung ſich nicht mehr zu Lieferungen 
und Kreditierungen verſtanden haben würden. Die Verpflichtung zur Anmeldung des Kon⸗ 
kurſes beſteht nach § 53 auch für die Liquidatoren. 


Ss 43 


Dem Vereine kann die Rechtsfähigkeit entzogen werden!), wenn er durch 
einen geſetzwidrigen Beſchluß der Mitgliederverſammlung oder durch ge⸗ 
ſetzwidriges Verhalten des Vorſtandes das Gemeinwohl gefährdet). 

Einem Vereine, deſſen Zweck nach der Satzung nicht auf einen wirtſchaft⸗ 
lichen Geſchäftsbetrieb gerichtet iſt, kann die Rechtsfähigkeit entzogen werden, 
wenn er einen ſolchen Zweck verfolgt). 

Einem Vereine, der nach der Satzung einen politiſchen, ſozialpolitiſchen 
oder religiöſen Zweck nicht hat, kann die Rechtsfähigkeit entzogen werden, 
wenn er einen ſolchen Zweck verfolgts). 

Einem Vereine, deſſen Rechtsfähigkeit auf Verleihung beruht, kann die 
Rechtsfähigkeit entzogen werden, wenn er einen anderen als den in der 
Satzung beſtimmten Zweck verfolgte). 

E II 40 Abſ 1—3; P 1 572 ff.; 6 116, 144. 


hat in gleicher Weiſe wie die in § 41 behandelte Auflöſung die Folge, daß (abgejehen von 
$ 40) die Liquidation erfolgen muß (88 45, 47). Von dieſer Auflöfung unterſcheidet ſich 
aber die Entziehung der Rechtsfähigkeit darin, daß der Verein fortbeſtehen kann. Es kann von 
vornherein durch Vereinbarung bei Errichtung des Vereins oder durch ſpäteren ſatzunas⸗ 
ändernden Beſchluß für den Fall der Entziehung der Rechtsfähigkeit die Fortdauer des Vereins 
feſtgeſetzt fein (beſtr.). Eine auf Neubegrundung des Vereins gerichtete Vereinbarung kann 
zwiſchen den Mitgliedern noch nach Entziehung der Rechtsfähigkeit mit der Wirkung getroffen 
werden, daß die Rechte dieſer Mitglieder hinſichtlich des Vereinsvermögens auf den ſort · 
zuſetzenden Verein übergehen, wenn dies für den Fall der Entziehung der Rechtsfähigkeit 
Pi der Satzung feſtgeſetz it. Das Fortbeſtehen eines nach 8 2 NRer® aufgelöſten Vereins 


2. Die Gefährdung des Gemeinwohls genügt nicht zur Entziehung der Rechts fäbigkei 
echtsfäh . 
fepwibrige Handlung oder Unterlaſſung des Vereins rn me 
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wodurch die Gefährdung verurſacht ift (fachlich übereinſtimmend $ 81 Genc, 8 62 Gmb, 
S8 97 Nr 3, 104 f Nr 3 GewO betreffs der Innungen und Innungsverbände, Art 4 Pr AG. HG 
betreffs der Aktiengeſellſchaften und Aktienkommanditgeſellſchaften). Die Geſetzwidrigkeit 
kann begangen werden durch Beſchlüſſe der Mitgliederverſammlung, namentlich inſofern, 
als die Beſchlüſſe ihre Zuſtändigkeit überſchreiten, und durch das Verhalten des Vorſtandes, 
mag dieſer nun ſelbſt geſetzwidrig ent oder das geſetzwidrige Verhalten der Angeſtellten 
dulden. Unter den Begriff der Geſetzwidrigkeit fällt auch die Satzungswidrigkeit und die 
Verletzung privatrechtlicher Geſetze, wennſchon hierdurch eine Gefährdung des Gemeinwohls 
nur ſelten herbeigeführt werden wird. Daß die Geſetzwidrigkeit eine verſchuldete iſt, wird in 
8 43 nicht erfordert. 

3. Beſteht die Geſetzwidrigkeit darin, daß der Verein andere als die zuläſſigen Zweile 
tatſächlich verfolgt, fo kann die Rechtsfähigkeit entzogen werden, ohne daß die Gefährdung 
des Gemeinwohls feſtgeſtellt zu werden braucht (ebenſo die in A 2 angeführten Beſtimmungen 
des GmbHG und der GewO). Doch iſt hier ein Unterſchied zu machen zwiſchen den Vereinen, 
denen die Rechtsfähigkeit verliehen iſt, und den eingetragenen Vereinen. Den erſteren 
kann, da die Verleihung weſentlich darauf beruht, daß die Angabe über den Vereinszweck 
richtig iſt, die Rechtsfähigkeit ſchon dann entzogen werden, wenn ſie ganz oder teilweiſe einen 
andern Zweck verfolgen. Bei den eingetragenen Vereinen kommt es dagegen darauf an, 
ob ſie bei Angabe des ſpäter verfolgten Zweckes die Eintragung erlangt hätten. Es 
macht deshalb nichts aus, wenn ſtatt des in der Satzung angegebenen idealen Zweckes ein 
anderer idealer Zweck verfolgt wird. Wohl aber ift die Entziehung der Rechtsfähigkeit zuläſſig, 
wenn der vom Verein ſpäter verfolgte Zweck auf einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb ge⸗ 
richtet iſt, da dies die Eintragung ausgeſchloſſen haben würde. Daß der Verein einen politiſchen, 
ſoztalpolitiſchen oder religiöſen Zweck verfolgt, bildet jetzt nach Art 124 Abſ 2 R (ſ. 8 61 A 3) 
kein Hindernis für die Eintragung des Vereins. Die durch Eintragung in das Vereinsregiſter 
erlangte Rechtsfähigkeit kann deshalb dem Verein auch nicht mehr aus dem Grunde entzogen 
werden, daß er entgegen der Satzung einen politiſchen, ſozialpolitiſchen oder religiöſen Zweck 
oder einen andern Zweck dieſer Art als den in der Satzung angegebenen verfolgt. Die Ent⸗ 
ziehung der Rechtsfähigkeit aus dem gedachten Grunde wird auch dann nicht zuläſſig ki: 
wenn dem Vereine als einem wirtſchaftlichen Vereine die Rechtsfähigkeit verliehen war. Über 
den Fall der Eintragung eines Vereins, deſſen ſatzungsgemäßer Zweck auf einen wirtſchaft⸗ 
lichen Geſchäftsbetrieb gerichtet iſt, |. 8 65 A 2. Bloß ans dem Grunde, daß die Verwaltungs⸗ 
behörde den Verein irrig als einen wirtſchaftlichen beurteilt hat, kann dem ſatzungsgemäß 
ſich betätigenden Vereine die Rechtsfähigkeit nach § 43 nicht entzogen werden. 


844 


Die Zuſtändigkeit und das Verfahren beſtimmen ſich in den Fällen des 
§ 43 nach den für ſtreitige Verwaltungsſachen geltenden Vorſchriften der 
Landesgeſetze!). Wo ein Verwaltungsſtreitverfahren nicht beſteht, finden 
die Vorſchriften der SS 20, 21 der Gewerbeordnung Anwendung?); die 
Entſcheidung erfolgt in erſter Inſtanz durch die höhere Verwaltungsbehörde, 
in deren Bezirke der Verein ſeinen Sitz hat!). 

Beruht die Rechtsfähigkeit auf Verleihung durch den Bundesrat, ſo er⸗ 
folgt die Entziehung durch Beſchluß des Bundesrats“). 

E II 40 Abf 4; P 1 572 ff. 


1. Nach den landes rechtlichen Beſtimmungen richtet es ſich, ob das Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren (wie in Preußen) bereits in erſter Inſtanz oder (wie z. B. in Sachſen) erſt in zweiter 
Inſtanz oder endlich (wie z. B. in Bayern) erſt nach vorheriger Entſcheidung der Verwaltungs⸗ 
behörde zweiter Inſtanz ſtattfindet. 


2. Beſteht landesrechtlich ein Verwaltungsſtreitverfahren nicht, Io entſcheidet in dem 
durch 88 20, 21 GewO geregelten Verfahren die höhere Verwaltungsbehörde. Gegen deren 
Entſcheidung kann binnen zwei Wochen Rekurs eingelegt werden, der in derſelben Friſt zu 
rechtfertigen iſt. In erſter oder zweiter Inſtanz muß die Entſcheidung durch das Kollegium 


nach mündlicher und öffentlicher Verhandlung erfolgen; der Rekursbeſcheid ift mit Gründen 
zu verſehen. 


3. It die Rechtsfähigteit von dem Bundesrat, jeht Reichsrat, verliehen, fo hat diefer, ohne 
daß Über das Verfahren Vorſchriften gegeben find, auch über die Entziehung zu befinden. 
An, Stelle des Bundesrats war bei nichtwirtſchaftlichen Vereinen in den Schutzgebieten der 
Reichskanzler zuſtändig (f. § 28 A 2). 
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8 45 


Mit der Auflöſung des Vereins oder der Entziehung der Rechtsfähigkeit 
fällt) das Vermögen an die in der Satzung beſtimmten Perjonen?). 

Durch die Satzung kann vorgeſchrieben werden, daß die Anfallberechtigten 
durch Beſchluß der Mitgliederverſammlung oder eines anderen Vereins⸗ 
organs beſtimmt werden. Iſt der Zweck des Vereins nicht auf einen wirt⸗ 
ſchaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichtet, ſo kann die Mitgliederverſammlung 
auch ohne eine ſolche Vorſchrift das Vermögen einer öffentlichen Stiftung 
oder Anftalt zuweiſen!). 

Fehlt es an einer Beſtimmung der Anfallberechtigten, ſo fällt das Ver⸗ 
mögen, wenn der Verein nach der Satzung ausſchließlich den Intereſſen 
ſeiner Mitglieder diente, an die zur Zeit der Auflöſung oder der Entziehung 
der Rechtsfähigkeit vorhandenen Mitglieder zu gleichen Teilen, anderen⸗ 
falls an den Fiskus des Bundesſtaats, in deſſen Gebiete der Verein ſeinen 
Sitz hatte!). 

E 1 40 Abf 1 II 41; M 1 109 ff.; P 1 539 ff. 


1. Der Auffaſſung, daß das Vermögen der juriſtiſchen Perſon keinen Eigentümer hat 
(vgl. Vorbem 1 vor 8 21), würde es, was die Perſon des Anfallberechtigten betrifft, ent⸗ 
ſprechen, daß mit Auflöſung des Vereins (Entziehung der Rechtsfähigkeit) das Ver- 
mögen dem Fiskus zufiele. Das BGB weicht jedoch hiervon darin ab, daß es bei einem 
ſelbſtnützigen Verein (der ſatzungsmäßig ausſchüießlich den Intereſſen der Mitglieder dient), 
das Vermögen gleichanteilig an die Mitglieder fallen läßt (Abſ 8), daß es ferner bei dem 
Idealverein, der nicht gerade ein gemeinnütziger zu ſein braucht, der Mitgliederverſammlung 
auch ohne Satzungsbeſtimmung geſtattet, das Vermögen einer öffentlichen Stiftung oder 
Anſtalt — worunter in Übereinſtimmung mit der Ausdrucksweiſe des 9 89 und des Art 85 EG 
eine Stiftung oder Anſtalt des öffentlichen Rechts, die übrigens auch mit einer öffentlich- 
rechtlichen Körperſchaft verbunden fein kann, zu verſtehen iſt (beſtr.) — zuzuwenden und daß 
in jedem Falle durch die Satzung (auch durch einen die Satzung abäudernden Beſchluß) un⸗ 
mittelbar oder mittelbar, indem letzterenfalls die Verfügung der Mitgliederverſammlung oder 
einem ſonſtigen Vereinsgliede übertragen wird, über den Verbleib des Vermögens Be- 
ſtimmung getroffen werden kann. Die hiernach maßgebende Beſtimmung muß ſpäteſtens 
bei Auflöſung des Vereins erfolgen. Mehrere Anfallberechtigte können in der Weiſe berufen 
werden, daß der zweite erſt berufen iſt, wenn der erſte die Zuwendung nicht annehmen kann 
oder will. Aufrechterhalten ſind durch Art 85 Ech die landesrechtlichen Vorſchriften, nach 
welchen an Stelle des Fiskus das Vermögen einer Körperſchaft, Stiftung oder Anſtalt des 
öffentlichen Rechtes zufällt. Der Verteilung des Vermögens einer aufgelöſten Innung unter 
die Mitglieder find durch 8 98a Gew inſofern Schranken gezogen, als kein Mitglied mehr als 
den Geſamtbetrag der geleiſteten Beiträge erhalten kann. Wegen Anfall des Stiftungs⸗ 
vermögens ſ. §8 88 A 1. 

2. Die Art des Anfalls iſt eine verſchiedene. Iſt der Fiskus der Anfallberechtigte, ſo voll . 
zieht ſich der Vermögensübergang, da der Fiskus nach $ 46 die Stellung des Erben hat, durch 
Geſamtnachfolge. In gleicher Weiſe iſt der Übergang, wenn andere Perſonen die 
Anfallberechtigten ſind, nicht geregelt. Es bleibt deshalb nur übrig, ihnen einen ſchuld⸗ 
rechtlichen Anſpruch auf Ausantwortung des Vermögens zu geben, der gegen die Liqui⸗ 
datoren gerichtet ift. 


8 46 


Fällt das Vereinsvermögen an den Fiskus, ſo finden die Vorſchriften 
über eine dem Fiskus als geſetzlichem Erben anfallende Erbſchaft ent⸗ 
ſprechende Anwendung!). Der Fiskus hat das Vermögen tunlichſt in einer 
den Zwecken des Vereins entſprechenden Weiſe zu verwenden?). 

ELIA Abſ 2 Saß 1 u. L II 42 Abſ 1; M 1 109 ff.; P 1 545 ff.; 6 116. 

5 1. Der Fiskus erwirbt das Vermögen durch Geſamtnachfolge (8,1922 Abſ 1), ohne daß er 
100 Erwerb ausſchlagen kann (8 1942 Abſ 2). Er haftet in allen Fällen nur mit dem Vereins 
davnögen (8 2011 BG, 8 780 ZPO). Seine Berechtigung und Inanſpruchnahme iſt 
Veren abhängig, daß zuvor das Nachlaßgericht, d. i. das Amtsgericht, in deſſen Bezirk der 

rein feinen Sitz hatte (88 72, 78 F)), ſein Anfallrecht feſtgeſtellt hat (8 1966 BGB; 
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vgl. 8 78 FGG). Handelt es ſich um einen ausländiſchen, vom Bundesrat (jebt Reichsrat) 
anerkannten Verein, fo iſt nach $ 73 Abs 8 FGG jedes Amtsgericht, in deſſen Bezirk ſich 
Vereinsgegenſtände befinden, bezüglich aller im Inlande befindlichen Vereinsgegenſtände 
zuftändig. Dieſe Vorſchriften gelten für die nach Art 85 EG an Stelle des Fiskus tretenden 
öffentlichen Verbände und Anſtalten nur dann, wenn ihr Anfallrecht auf Geſetz, nicht auf 
einem nach § 45 Abſ 2 gefaßten Vereinsbeſchluſſe beruht. m 

2. Die dem Fiskus auferlegte Verwendungspflicht, die nur für gemeinnützige Vereine 
in Betracht kommt ($ 45 Abſ 3), iſt eine öffentlich rechtliche, auf deren Erfüllung namentlich 
von der Volksvertretung gedrungen werden kann. Sie liegt in gleicher Weiſe den in Art 85 EG 
(§ 45 A 1) bezeichneten öffentlichen Verbänden und Anſtalten ob. 


8 47 


Fällt das Vereinsvermögen nicht an den Fiskus, ſo muß eine Liquidation 
ſtattfinden!). 
E 1 49 Abſ 2 Satz 3 II 42 Abſ 2; M 1 113; P 1 546. 


1. Die Mußvorſchrift des 8 47 wird dadurch verwirklicht, daß mit der Auflöſung, der 
Entziehung oder dem Verluſt der Rechtsfähigkeit (abgeſehen von dem Falle der §8 42 u. 46) 
die Vorſtandsmitglieder, falls nicht beſondere Liquidatoren beſtellt ſind, ohne weiteres die 
Stellung eines Liquidators erhalten, deſſen Befugnis zur Vertretung des Vereins gemäß 
8 49 Abſ 1 beſchränkt iſt. In gleichem Umfange beſchränkt ſich gemäß § 49 Abſ 2 die Rechts- 
fähigkeit des Vereins, der zum Liquidationsverein wird. 


8 48 


Die Liquidation erfolgt durch den Vorſtand. Zu Liquidatoren können 
auch andere Perſonen beſtellt werden; für die Beſtellung ſind die für die 
Beſtellung des Vorſtandes geltenden Vorſchriften maßgebend). 

Die Liquidatoren haben die rechtliche Stellung des Vorſtandes, ſoweit 
ſich nicht aus dem Zwecke der Liquidation ein anderes ergibt). 

Sind mehrere Liquidatoren vorhanden, jo iſt für ihre Beſchlüſſe Über⸗ 
einſtimmung aller erforderlich, ſofern nicht ein anderes beſtimmt iſte). 

E I 50 II 43; M 1 113 ff.; P 1 547 ff. 


1. Falls in der Satzung oder durch Beſchluß des zuſtändigen Vereinsgliedes nicht andere 
Liquidatoren beſtellt find, fällt dem Vorſtande die Aufgabe zu, die Liquidation durchzuführen. 
Die Mitgliederverſammlung, die durch die Auflöſung nicht beſeitigt wird, bleibt jedoch 
befugt, einen Liquidator nach $ 27 Abſ 2 abzuberufen und an feiner Stelle einen andern 
zu beſtellen. Eine Abberufung durch das Gericht findet nicht ſtatt, ſofern nicht für Vereine 
mit verliehener Rechtsfähigkeit in der Satzung etwas anderes feſtgeſetzt iſt. Fehlen die er⸗ 
forderlichen Liquidatoren, fo kann nach $ 29 in dringenden Fällen das Amtsgericht ein- 
greifen. 

2. Die Liquidatoren haben innerhalb ihres Wirkungskreiſes (8 49 Abſ 1) in gleicher Weiſe 
wie der Vorſtand die Stellung eines geſetzlichen Vertreters (8 26 Abf 2). Sie find der Mit- 
gliederverſammlung inſofern untergeordnet, als fie diefer über ihre Geſchäftsführung Rechen ⸗ 
ſchaft abzulegen haben und von ihr Entlaftung erhalten. Die Stellung der Liquidatoren unter- 
ſcheidet ſich aber darin von der des Vorſtandes, daß fie unmittelbar den Gläubigern gegen. 
über für richtige Durchführung des Liquidationsverfahrens verantwortlich ſind (8 58) und 
daher inſoweit, als die Intereſſen der Gläubiger in Frage kommen, an Weiſungen der Mit: 
gliederverſammlung nicht gebunden werden können. Abweichend iſt ferner, daß mehrere 
Liquidatoren, falls nicht in der Satzung oder durch Beſchluß der Mitgliederverſammlung 
etwas anderes beſtimmt ift (vgl. hinſichtlich des eingetragenen Vereins § 76 A 1), den 
Verein — wodurch den Gläubigern eine größere Sicherheit gegeben iſt — nur gemein⸗ 
ſchaftlich vertreten können. Der Umfang der Vertretungsmacht der Liquidatoren kann nur 
inſoweit beſchränkt werden, als dies mit dem Liquidationszweck verträglich iſt. 


8 49 


Die Liquidatoren haben die laufenden Geſchäfte zu beendigen, die Forde⸗ 
rungen einzuziehen, das übrige Vermögen in Geld umzuſetzen, die Gläu⸗ 
biger zu befriedigen?) und den Überſchuß den Anfallberechtigten auszuant⸗ 
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worten. Zur Beendigung ſchwebender Geſchäfte können die Liquidatoren 
auch neue Geſchäfte eingehen. Die Einziehung der Forderungen ſowie die 
Umſetzung des übrigen Vermögens in Geld darf unterbleiben, ſoweit dieſe 
Maßregeln nicht zur Befriedigung der Gläubiger oder zur Verteilung des 
Überſchuſſes unter die Anfallberechtigten erforderlich ſind 9). 

Der Verein gilt bis zur Beendigung der Liquidation als fortbeſtehend, 
ſoweit der Zweck der Liquidation es erfordert). 

E I 51 II 44; M 1 115, 116; P 1 548 ff.; 6 136 ff. 


1. Die Liquidatoren haben, ſoweit dies zur Vefriedigung der Gläubiger oder zur Aus⸗ 
einanderſetzung der Anfallberechtigten erforderlich iſt, das Vereinsvermögen zu verwerten. 
In dieſem Intereſſe liegt ihnen auch ob, die laufenden Geſchäfte zur Klarſtellung des 
Vermögensſtandes zu beendigen, was durch Kündigung, Erfüllung, Vergleich uſw. geſchehen 
kann. Zu dieſem Zwecke können auch neue Geſchäfte, ſog. Abwicklungsgeſchäfte, ein. 
gegangen werden (vgl. $ 149 HG). Forderungen find, falls nicht nach Ermeſſen der 
Liquidatoren beſondere Gründe für eine andere Art der Verwertung vorliegen, einzuziehen. 
Nicht unzuläſſig iſt es, die Verwertung in der Weiſe vorzunehmen, daß das von dem Verein 
betriebene Geſchäft im ganzen veräußert wird (a. A. Planck A 1). Den Liquidatoren ſteht auch 
das Recht zu, Beiträge, zu denen die Mitglieder nach der Satzung verpflichtet find (vgl. 8 38 
A 2 a. E.), inſoweit zu erfordern, als dies zur Deckung der Schulden nötig iſt. 

2. Nur auf die zu 1 bezeichneten Liquidationsgeſchäfte erſtreckt ſich die Vertretungs⸗ 
macht der Liquidatoren. Dritte, die ſich mit ihnen in Verhandlungen einlaſſen, haben daher 
zu prüfen, ob die Grenzen der Vertretungsmacht nicht überſchritten ſind. Es kann ihnen jedoch, 
wenn nach der objektiven Sachlage das Geſchäfts geeignet iſt, als Liquidationsgeſchäft 
zu dienen, daraus kein Nachteil entſtehen, daß im beſondern Falle, ohne daß ihnen dies 
bekannt fein konnte, das Geſchäft zu andern als Liquidationszwecken abgeſchloſſen iſt. Dar⸗ 
über, daß er der Erkundigungspflicht genügt hat, hat der Dritte ſich auszuweiſen (abweichend 
Staudinger A VI, welcher den das Geſchäft Anfechtenden für beweispflichtig hält. 

3. Die Rechte der Gländiger werden durch die Auflöſung des Vereins nur inſofern be⸗ 
rührt, als fie (ähnlich wie im Konkurſe) ſich die vollſtändige Abfindung wegen ihrer Rechte 
gefallen laſſen müſſen. Anders iſt es mit den ſatzungsmäßigen Rechten der Mitglieder auf 
Benutzung, auf beſtimmte Bezuge uſw. Die hieraus entſpringenden Verpflichtungen ſind von 
den Liquidatoren nur inſoweit und nur ſo lange zu erfüllen, als dies mit dem Liquidations⸗ 
zweck verträglich iſt. Das Bunungsmitglied, das berechtigt iſt, in der der Innung gehörigen 
Wolkmühle walken zu laſſen, tann dieſes Recht nicht mehr geltend machen, wenn die Waft- 
mühle im Jutereſſe der Liquidation zum Verkauf gebracht iſt (vgl. RG LZ 1914, 7521). 

Das Fortbeſtehen des Vereins wird nur für die Zwecke der Liquidation anerkannt. 
Deshalb ift in gleicher Weiſe wie die Vertretungsmacht der Liquidatoren auch die Rechts 
fähigkeit des Vereins nach eingetretener Liquidation nur eine beſchränkte. Es iſt 
jedoch nicht zu bezweifeln, daß der Verein auch nach dieſem Zeitpunkte die Fähigkeit behält, 
Zuwendungen, welche die Mittel zur Tilgung von Verbindlichkeiten gewähren, anzu⸗ 
nehmen. Sit der Verein, was nach $ 43 Abſ 4 Gen v. 20. 5. 98 zuläffig, Mitglied einer Ge⸗ 
noſſenſchaft, fo hat die Auflöſung des Vereins, wie in entſprechender Anwendung der den 
Fall des Todes eines Genoſſen betreffenden Vorſchrift des $ 77 Gen® angenommen werden 
darf, das Ausſcheiden aus der Genoſſenſchaft zum Schluß des Geſchäftsjahres zur Folge (RG 
JW 1916, 41312). — Der nichtrechtsfähige Verein wandelt ſich durch die Liquidation nicht 
etwa in eine bloße Geſellſchaft um. 


8 50 


Die Auflöſung des Vereins oder die Entziehung der Rechtsfähigkeit iſt 
durch die Liquidatoren öffentlich bekanntzumachen. In der Bekanntmachung 
ſind die Gläubiger zur Anmeldung ihrer Anſprüche aufzufordern. Die Be⸗ 
kanntmachung erfolgt durch das in der Satzung für Veröffentlichungen be⸗ 
ſtimmte Blatt, in Ermangelung eines ſolchen durch dasjenige Blatt, welches 
lür Bekanntmachungen des Amtsgerichts beſtimmt iſt, in deſſen Bezirke der 
Verein ſeinen Sitz hatte. Die Bekanntmachung gilt mit dem Ablaufe des 
zweiten Tages nach der Einrückung oder der erſten Einrückung als bewirkt. 

Bekannte Gläubiger ſind durch beſondere Mitteilung zur Anmeldung 
aufzufordern. 

EI 62 II 45; P 1 550. 
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1. Die öffentliche Aufforderung der Gläubiger dient nicht dazu, die ſich nicht meldenden 
Gläubiger auszuſchließen, ſondern ſoll nur ein Mittel fein, die Gläubiger und ihre Forde ⸗ 
rungen zu erfahren. An die bekannten Gläubiger ergeht eine beſondere Aufforderung, da 
es, auch wenn die Höhe der urſprünglichen Forderung bekannt ift, möglich bleibt, daß der 
Stand der Forderung ſich geändert hat. Meldet ſich ein unbekannter Gläubiger innerhalb des 
Sperriahrs (8 51 A 1) nicht, fo wird er tatſächlich inſofern ausgeſchloſſen, als er die bis 
zur ſpäteren Meldung bewirkten Verteilungen an Gläubiger oder dee e nicht 
anfechten kann. Nur aus der noch unverteilten Maſſe kann er Befriedigung beanſpruchen. 
Werden die Gläubiger ſchon vor Ablauf des Sperrjahrs ganz oder teilweiſe befriedigt, 
ſo geſchieht dies in der ſelbſtverſtändlichen Vorausſetzung, daß nicht nachträglich vor Ablauf 
des Sperrjahrs weitere Gläubiger ſich melden, zu deren gleichmäßiger Befriedigung das 
Vereinsvermögen nicht ausreicht. Das hiernach zuviel Gezahlte können die Liquidatoren 
zurückfordern (a. A. Planck A 2). 


8 51 


Das Vermögen darf den Anfallberechtigten nicht vor dem Ablauf eines 
Jahres!) nach der Bekanntmachung der Auflöſung des Vereins oder der 
Entziehung der Rechtsfähigkeit ausgeantwortet werden'). 

E I 58 II 46; M 1 116; P 1 550. 


1. Während des Sperrjahrs, das nach § 50 mit Ablauf des zweiten Tages nach der Ein. 
rückung der öffentlichen Aufforderung an die Gläubiger beginnt — vgl. 8 301 Abſ 1 HUB 
betreffs der Aktiengeſellſchaft, ebenſo 8 73 GmbH und 8 90 Genc —, darf das Vereinsver⸗ 
mögen nicht zum Nachteil der Glaubiger den Anfallberechtigten ausgeantwortet werden, 
widrigenfalls die Liquidatoren nach 8 53 ſchadenserſatpflichtig und die Anfallberechtigten 
nach $ 812 herausgabepflichtig find. Aber auch nach Ablauf des Sperrjahrs darf das 
Vermögen vor Befriedigung oder Sicherſtellung der bekannten Gläubiger — auch wenn dieſe 
erſt nach Ablauf des Sperrjahrs ſich gemeldet haben — bei Vermeidung der Schadenserſatz⸗ 
pflicht der Liquidatoren den Anfallberechtigten nicht ausgeantwortet werden. Der Anfall⸗ 
berechtigte bleibt in Höhe der noch vorhandenen Bereicherung den Gläubigern, denen das 
Vereinsvermögen haftet, aus $ 812 verpflichtet (a. A. Staudinger A 2; Planck 9 53 A 4). Den 
Glaubigern verbleibt ihr Recht in der Geſtalt, daß ſie die Anfallberechtigten, denen der ver⸗ 
pliebene Überſchuß ausgeantwortet iſt, in Höhe der Bereicherung anteilig in Anſpruch nehmen 
können (Recht 1912, 661). Es kommt hierfür nicht darauf an, ob die Liquidatoren ihre Pflicht 
verletzt haben. Die Bereicherung des Aufallberechtigten ift, ſolange noch unbefriedigte Gläubiger 
vorhanden ſind, zwar nicht dem Vereine, wohl aber den Glaubigern gegenüber eine unge⸗ 
rechtfertigte (beſtr.). Anders iſt es, wenn dem Vereine wegen Nichteinhaltung des Sperr⸗ 
jahrs — vor Ablauf des Sperrjahrs ſind die Liquidatoren zur Ausantwortung nicht befugt — 
oder aus andern Gründen ein Rückforderungsrecht zuſteht. In einem ſolchen Falle lann der 
Gläubiger ſich nur an den Verein, der bezüglich des Rückforderungsanſpruchs das Liguldations⸗ 
verfahren fortzuſetzen hat, nicht unmittelbar an den Anfallberechtigten halten (RG 92, 84). 

2. Mit der Ausantwortung iſt regelmäßig die Liquidation beendet. Stellen ſich ſpäter 
weitere Gegenſtände als zum Vereinsvermögen gehörig heraus (wie z. B. ein Schadens ⸗ 
erſatzanſpruch gegen den Vorſtand), ſo iſt die Liquidation wieder aufzunehmen und lebt in⸗ 
ſoweit auch die Rechtsfähigkeit des Vereins wieder auf. 


8 52 

Meldet ſich ein bekannter Gläubiger nicht, ſo iſt der geſchuldete Betrag, 
wenn die Berechtigung zur Hinterlegung vorhanden iſt, für den Gläubiger 
zu hinterlegen). 

Iſt die Berichtigung einer Verbindlichkeit zur Zeit nicht ausführbar oder 
iſt eine Verbindlichkeit ſtreitig, jo darf das Vermögen den Anfallberechtigten 
nur ausgeantwortet werden, wenn dem Gläubiger Sicherheit geleiſtet ift?). 

E 1 54 II 47; M 1 116 fl.: J 1 5515 4 568 fl., 807; 6 116 u. 117. 

1. Von den bekannten Verbindlichkeiten wird der Verein nicht dadurch frei, daß 
der Gläubiger ſich nicht meldet. Der Verein hat bezüglich der ihm bekannten oder durch An⸗ 
meldung bekanntgewordenen Verbindlichkeiten die Pflicht, ſie zu erfüllen oder bei Vor⸗ 
handenſein eines Hinterlegungsgrundes — Annahmeverzug des Gläubigers, ein 
ſonſtiges in ſeiner Perſon vorhandene Hindernis oder wut verſchuldete Ungewißheit über die 


Perſon des Berechtigten, 9 372 ff. — den Schuldbetrag zu hinterlegen. Dadurch, daß der 
bekannte Gläubiger ſich nicht meldet, wird bei einer Bringſchuld der Annahmeverzug noch 
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nicht begründet. Über die Wirkung der Hinterlegung vgl. 88 378, 879. Iſt eine Forderung 
noch nicht fällig, ſo braucht nur derjenige Betrag hinterlegt zu werden, der mit Hinzurechnung 
der Hinterlegungszinſen bis zur Fälligkeit den geſchuldeten Betrag ergibt (abw. Planck A 2, 
der binſichtlich einer betagten Verbindlichkeit nur eine Sicherheitsleiſtungspflicht annimmt). 
Bei Verzug des Gläubigers in Annahme einer nicht hinterlegungsfähigen beweglichen Sache 
kann nach 88 383 ff. verfahren werden. 

2. An Stelle der Erfüllungs⸗ oder Hinterlegungspflicht tritt die Pflicht der Sicherheits⸗ 


leiſtung, wenn die Verbindlichkeit ſtreitig iſt oder die Berichtigung wegen Bedingtheit der 
Forderung, Ungewißheit der Dauer eines Rechtsverhältniſſes ulm. zur Zeit nicht ausführ- 
bar ift (ebenſo $ 301 Abſ 3 HGB). Auch der Umſtand, daß der Verein zur Hinterlegung be- 
rechtigt ſein würde, der geſchuldete Gegenſtand aber nicht hinterlegungsfähig iſt, kann zur 
ng führen. Die Art der Sicherheitsleiſtung beſtimmt ſich nach 88 232ff. 
Sicherheitsleiſtung kann nur inſoweit verlangt werden, als das Vereinsvermögen Mittel 


hierzu gewährt. 
§ 53 


Liquidatoren, welche die ihnen nach dem $ 42 Abſ 2 und den SS 50 bis 52 
obliegenden Verpflichtungen verletzen oder vor der Befriedigung der Gläu⸗ 
biger Vermögen den Anfallberechtigten ausantworten, ſind, wenn ihnen ein 
Verſchulden zur Laſt fällt, den Gläubigern für den daraus entſtehenden 
Schaden verantwortlich!); ſie haften als Geſamtſchuldner. 

E I 56 II 48; M 1, 117; P 1 551. 


1. Die hier bezeichneten Verpflichtungen find den Liquidatoren im Intereſſe der Gläubiger 
auferlegt. Dieſe haben deshalb gegen die Liquidatoren im Falle ſchuldhafter Zuwiderhandlung 
unmittelbar einen Anſpruch auf Schadenserſatz, auf den die Mitgliederverſammlung nicht 
etwa verzichten kann und dem die Liquidatoren nicht mit dem Einwand, daß ſie auf Anweiſung 
der Mitgliederverſammlung gehandelt hätten, begegnen können (vgl. § 48 A 2). Haben die 
Liquidatoren ſich dadurch ſchadenserſatzpflichtig gemacht, daß fie vor Befriedigung oder Sicher⸗ 
ſtellung der Gläubiger dem Anfallberechtigten Vermögen ausgeantwortet haben (ogl. 8 51 A1), 
ſo haben die Gläubiger, die durch die Ausantwortung verhindert ſind, ihre Befriedigung aus 
dem bereiten Vereinsvermögen zu erlangen, nicht nötig, vor der Inanſpruchnahme der Liquida⸗ 
toren ſich an den Anfallberechtigten oder an den Verein zu halten, damit dieſer den Schadens⸗ 
erſatzanſpruch gegen die Liquidatoren oder den Rückforderungsanſpruch gegen den Anfall 
berechtigten zur Durchführung bringt (a. A. Staudinger A 5, Planck A 2 u. 4). Der Anſpruch 
auf Schadenserſatz, der aus dem kraft Geſetzes zwiſchen den Liquidatoren und den Gläubigern 
beſtehenden Schuldverhältnis entſtammt, iſt der 30jährigen Verjährung, nicht der Zjährigen 
Verjährung aus $ 852 (a. A. Planck A 2) unterworfen. 


8 54 


Auf Vereinen), die nicht rechtsfähig find, finden die Vorſchriften über 
die Geſellſchaft Anwendung. Aus einem Rechtsgeſchäfte, das im Namen 
eines ſolchen Vereins einem Dritten gegenüber vorgenommen wird, haftet?) 
der Handelnde perſönlich; handeln mehrere, ſo haften ſie als Geſamt⸗ 


ſchuldner. 
E II 676; P 1 558 ff.; 2 452 ff.: 6 117, 206, 209. 


1. Die Geſellſchaft erſcheint als Verein, wenn fie körperſchaftlich gebildet iſt, einen 
Geſamtnamen führt und ſatzungsgemäß vom Wechſel der Mitglieder unabhangig iſt 
(RE 60, 96; 74, 371, 76, 27 über Tarifgemeinſchaften; JW 1911, 100°; SeuffA 62 Nr 129). 
In dem letzteren Erfordernis iſt auch enthalten, daß der Verein auf einen größeren Mitglieder ⸗ 
deſtand eingerichtet fein und die Dauer der Geſellſchaft, weil ſonſt die Unabhängigkeit von dem 

zechſel der Mitglieder tatſächlich bedeutungslos fein würde, auf eine längere ei berechnet 
ein muß. Die Vereinigung auf die Zeit von zehn Jahren genügt nach Rich JW 1913, 9741, 
um das Erfordernis der Dauer — wobei auf die Auffaſſung im geſchaftlichen Verkehr Rüdficht 
zu nehmen — als erfüllt anzuſehen. Die Beſtimmung, daß die Vereinigung trotz Wechſels 
der Mitglieder fortbeſteben ſoll, kann auch ohne ausdrückliche Feſiſetzung aus dem Gefamt- 
inhalt der Satzung entnommen werden. In dieſer Beziehung kann namentlich der Gebrauch 
des Ausdrucks „Verein“ von Bedeutung fein. Zur körperſchaftlichen Geſtaltung gehört, daß 
unter Anderung der 88 709—712 eine in Vereinsangelegenheiten durch Mehrheitsbeſchlüſſe 
entſcheidende Mitgliederverſammlung eingeführt iſt und daß die Führung der Geſchäfte 


nch, Kommentar von Reichsgerichtsräten. I. Band. 3. Aufl. 5 
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einem Vorſtande — der ebenſowenig wie ein ſonſtiges Vereiusglied aus den Vereinsauge⸗ 
hörigen zu beſtehen braucht — übertragen iſt. Liegen die Erorderniſſe des Vereins vor, jo ſind 
damit die mit dem Vereinscharakter unverträglichen Vorſchriften des Geſellſchaftsrechts (88 707, 
723729, ſoweit dieſe Vorſchriften das Recht der Kündigung oder Auflöſung des geſamten 
Geſellſchaftsvertrags betreffen, 740, Anſpruch auf Zahlung des Wertes des Anteils nach 8 738) 
ſtillſchweigend außer Geltung geſetzt, nicht aber iſt ohne weiteres anzunehmen, daß in allen 
Beziehungen, ſoweit dies durch Vertrag geſchehen kaun, das Geſellſchaftsrecht für das Innen⸗ 
verhältnis der Mitglieder durch Vereinsrecht erſetzt iſt — anders Gierke, Nichtrechtsfähige 
Vereine S. 9; Eckſtein in IheringsJ 55, 243 (vgl. über Anwendbarkeit der 88 723, 724 RG 
78, 136 und über Anwendbarkeit des $ 728 8 21 A 1). Ein durchgreifender Unterſchied zwiſchen 
der Geſellſchaft und dem Verein zeigt ſich darin, daß, während bei der Geſellſchaft ein jeder 
Geſellſchafter dem andern gegenüber zur Leiſtung von Beiträgen und ſonſtigen zur Erfüllung 
des Geſellſchaftszwecks erforderlichen Handlungen verbunden iſt, bei dem Vereine eine ſolche 
Verpflichtung nur gegenüber den Vereinsorgauen beſteht. Durch die Beſtellung dieſer Organe 
find ihnen innerhalb ihres Wirkungskreiſes die ſonſt den Geſellſchaftern zuſtehenden Rechte, 
insbeſondere das Recht der Geſchäftsführung (8 709), übertragen. Das Geſellſchafterrecht 
hat ſich infolge der Orgauiſierung in ein Mitgliedsrecht (vgl. 8 38 A 2) umgewandelt. Ein 
weiterer, ſehr deutlich in die Erſcheinung tretender Unterſchied iſt der, daß der nichtrechtsfähige 
Verein nach außen hin als ein einheitliches Ganzes auftreten will, zu welchem Zwecke er 
einen Geſamtnamen führt (vgl. 8 12 A 1). Die Einheitlichkeit kann freilich, weil die Ver⸗ 
einigung nicht als juriſtiſche Perſon anerkannt wird, nur unvollkommen erreicht werden. 
Inhaber des Geſellſchaftsvermögens, Träger der Rechte und Verbindlichkeiten ſind die Mit⸗ 
glieder dieſes Vereins (vgl. RG JW 04, 6117). Die Eingehung von Rechtsgeſchäften iſt zwar 
dadurch erleichtert, daß die Mitglieder unter der Vereinsbezeichnung zuſammengefaßt werden 
können. Immerhin ergeben ſich aus dem Mangel der Rechtsfähigkeit für die Rechtsbetätigung 
nicht unerhebliche Schwierigkeiten. Kommt es zur Klageanſtellung, ſo mien die ſämt⸗ 
lichen Mitglieder (mit Ausnahme des in dem Rechtsſtreit zu verklagenden Mitgliedes) als 
Kläger auftreten. Der Vorſtand kann trotz der Satzungsbeſtimmung, daß er den Verein in 
allen Rechtsſtreitigkeiten vertritt, nicht für Rechnung des Vereins, ſondern nur namens der 
einzeln aufzuführenden Mitglieder klagen (RG 57, 92; 78, 106; JW 03, 45; 1914, 414˙). 
Er hat nicht die Stellung eines geſetzlichen Vertreters. Seine Vertretungsbefugnis erſtreckt 
ſich deshalb nicht auf Rechtsgeſchäfte außergewöhnlicher Art, (vgl. RG Gruch 55, 94). Über 
feine Bevollmächtigung zur Prozeßführung hat er demgemäß nach $ 80 ZPO ſich auszuweiſen, 
wozu indes ſchon die Einreichung der Satzung genügen kann, ohne daß eine formelle Vollmachts⸗ 
urkunde vorgelegt zu werden braucht (RG 57, 90). Die nur in ſchriftlicher Form vorliegende 
Satzung iſt allerdings nicht genügend, wenn die Vorlegung einer gerichtlich oder notariell be⸗ 
glaubigten Prozeßvollmacht ( 80 Abſ 2 ZPO) verlangt wird (RG Warn 1913 Nr 118 — g. A. 
Raddatz in Gruch 58, 77 von dem Standpunkt aus, daß die Vertretungsbefugnis des Vor⸗ 
ſtandes nicht auf Vollmacht, ſondern auf Ermächtigung beruhe). Die Namen der Mitglieder 
find ſpäteſteus bis zur letzten mündlichen Verhandlung aufzuführen (RGS Gruch 47, 1160), 
und zwar auch die Namen der nach der Klagezuſtellung dem Verein beigetretenen Mitglieder. 
Die Klage des Vereins iſt dahin aufzufaſſen, daß von vornherein im Namen der zur Zeit der 
letzten mündlichen Verhandlung vorhandenen Mitglieder geklagt wird. Die nach der Klage⸗ 
zuſtellung neu eintretenden Mitglieder brauchen deshalb der Klage nicht beſonders beizutreten. 
Ebenſo iſt das Ausſcheiden eines Mitgliedes nach der Klagezuſtellung, da es nur in feiner 
Eigenſchaft als Vereinsmitglied am Rechtsſtreit beteiligt war, auf das Klagerecht des Vor⸗ 
ſtandes ohne Einfluß (vgl. indes RG 78, 105). Im Grundbuch können Rechte des Vereins 
nicht auf deſſen Namen, ſondern nur auf den Namen der Mitglieder eingetragen werden, 
wobei nach 8 48 GBO zu vermerken iſt, daß ihnen das Recht nur als Mitglieder eines nicht⸗ 
rechtsfähigen Vereins zuſteht. Dem Verein als ſolchen kaun ferner weder eine Erbſchaft 
noch ein Vermächtnis zugewendet werden. Möglich iſt aber, daß die Zuwendung — in 
welcher Weiſe die Verfügung regelmäßig auszulegen iſt — den Vereinsmitgliedern, den 
zeitigen und zukünftigen, oder den Vorſtands mitgliedern mit der Auflage gemacht wird, das 
Zugewendete (das fie zunächſt nur für ſich erhalten) dem Vereine zu überlaſſen und bis dahin 
die Verfügung durch den Verein ſich geradeſo gefallen zu laſſen, als wenn es Vereinsvermögen 
wäre (ähnlich RG 19. 12. 12 IV 212/12; ahnlich auch Plauck A 38; für Zulaſſigteit eines 
weitergehenden Vereinserwerbs Staudinger A VII 3a und Joſef in Gruch 62, 712). Eine letzt. 
willige Zuwendung, die der Erblaſſer einem Vereinsmitgliede in der Erwartung macht, daß 
dieſer das Zugewendete dem Vereine übertragen werde, kann nicht etwa wegen Nichtüberein⸗ 
ſtimmung des Willens mit der Erklärung als ungültig angeſehen werden. Zulaſſig iſt es, ein 
Forderungsrecht für die jeweiligen Mitglieder des Vorſtandes die damit zu Treuhändern 
beſtellt find, zu begründen (RG L3 1919, 855). Die für juriſtiſche Perſonen geltenden Er⸗ 
werbsbeſchränkungen (Vorbem 2 vor $ 21) greifen bei den nichtrechtsfähigen Vereinen nicht 
Plat. Eine beſchränkte Rechtsfähigkeit iſt dem nichtrechtsfähigen Verein inſofern beige⸗ 
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legt, als er als ſolcher gemäß $ 50 Abſ 2 38D verklagt werden kann (Parteifähigkeit) 
als demgemaß nach $ 735 ZPO Zwangsvollſtreckung gegen ihn ftattfindet und nach 8 213 
KO das Konkursverfahren über ihn eröffnet werden kann. Der Verein wird in dieſen Be⸗ 
ziehungen geradeſo behandelt wie ein rechtsfähiger Verein, woraus folgt, daß der Vorſtand 
die ihm ſonſt nicht gebührende Stellung eines geſetzlichen Vertreters hat. Als rechts⸗ 
fähig gilt der Verein auch in dem Verfahren über die gegenüber der Klage von ihm geltend 
gemachten Rechtsbehelfe (Widerklage, Widerſpruchsklage, Koſtenerſtattungsanſpruch uſw.), 
und dieſe Rechtsfähigkeit muß auch demjenigen zuſtatten kommen, der Forderungen des 
Vereins auf Grund eines Pfändungs- und Überweiſungsbeſchluſſes gegen den Drittſchuldner 
geltend macht (RG 54, 300). it der Verein aufgelöſt, jo geht die Verpflichtung zur eidlichen 
Offenbarung des Vereinsvermögens, die vorher den Vorſtandsmitgliedern oblag, auf die 
einzelnen Vereinsmitglieder über (SeuffA 67 Nr 64). Als Geſellſchaften mit bloß formeller 
Rechtsfähigkeit, nicht als juriſtiſche Perſonen ſtellen ſich dar die offene Handelsgeſellſchaft 
und die Kommanditgeſellſchaft (88 124, 161 Abſ 2 HGB), ſowie nach § 22 der preuß. Jagd⸗ 
ordnung v. 15. 7. 07 die Jagdgeſellſchaft von nicht beſchränkter Mitgliederzahl hinſichtlich der 
Rechte und Pflichten aus Pachtung der Jagd. Der nichtrechtsfähige Verein kann Mitglied 
eines rechtsfähigen Vereins ſein und iſt in dieſem Falle der Verein als ſolcher dem rechts⸗ 
fähigen Verein gegenüber zur Leiſtung der Beiträge uſw. verpflichtet (beſtr., vgl. Geigel 
Bang 1912, 187). Möglich iſt es auch, einen Verein einem andern in der Weile anzu« 
gliedern, daß ſeine Organe für gewiſſe Angelegenheiten in Vertretung des Hauptvereins, in 
andern Angelegenheiten fur den Zweigverein handeln (RG 73, 97). Einer eingetragenen 
Genoſſenſchaft kann aber der nichtrechtsfähige Verein wegen Verſchiedenheit der Haftungs- 
grundlage nicht beitreten (K 36 A 134). Die Vorſchriften der 88 20, 31, 32 Satz 2 u. 37 
(ogl. § 29 A 1, 8 31 A 4, 8 32 A 2, 8 37 A 3) finden auf nichtrechtsfähige Vereine keine 
Anwendung, wohl aber die dem Geſellſchaftsrecht entſprechende Vorſchrift des § 33 Abſ 1, 
daß eine Anderung des Zweckes des Vereins die Zuſtimmung aller Mitglieder erfordert (RG 
Gruch 51, 1117). Die korperſchaftliche Geſtaltung des Vereins bringt es mit ſich, daß er die 
Haftung für die in befugter Vertretung des Vereins von ſeinen Organen angeſtellten oder für 
eine Verrichtung angenommenen Perſonen nicht ſchon durch den Nachweis ablehnen kaun, 
daß bei Beſtellung der Vereinsorgane mit der erforderlichen Sorgfalt verfahren iſt. Es iſt weiter 
nach § 831 der Nachweis nötig, daß das Vereinsorgan bei Auswahl und Beaufſichtigung 
jener Perſonen es an der erforderlichen Sorgfalt nicht hat fehlen laſſen (vgl. RG JW 1913, 737 
über Haftung des nichtrechtsfähigen Vereins für die von dem Vergnügungsausſchuß mit 
Abbrennen des Feuerwerks beauftragten Perſonen). Eine unbedingte Haftung des nicht. 
rechtsfähigen Vereins für ſchadenbringende Handlungen ſeiner Organe ift nicht anzuerkennen. 
Über Ungültigkeit des Errichtungsvertrags |. § 25 A 2. 

2. Wag die Haftung Dritten gegenüber betrifft, ſo haben nach den Vorſchriften über die 
Geſellſchaft für die durch Rechtsgeſchäft des Vorſtandes begründeten Verbindlichkeiten die 
Vereinsmitglieder perſönlich als Geſamtſchuldner zu haften (88 714, 427). Dieſe Haftung 
(die bei einem Vereine mit wechſelndem Mitgliederbeſtande den Verhaltniſſen wenig ent- 
[pricht) kann aber durch die Satzung auf die Anteile der Mitglieder am Vereinsvermögen 
beſchränkt werden, und dieſe Beſchränkung hat Wirkung gegen Dritte, die bei Abſchluß des 
Geſchäfts davon Kenntnis hatten (NG 63, 65). Es darf ſogar nach Lage der Sache bei einem 
dichen Vereine — worüber allerdings in der Rechtslehre ſehr verſchiedene Auffaſſungen 
herrſchen — ohne weiteres, ohne daß dieſe Haftungsbeſchrankung mit beſondern Worten in 
der Satzung ausgeſprochen zu ſein braucht, angenommen werden, daß die Mitglieder (ab— 
geſehen von der Haftung des ſonſtigen Vereinsvermögens, vgl. RG 76, 277) nur zu den zu 
dieſem Vermögen gehörigen ſatzungsmäßigen Beiträgen, nicht zu einer weitergehenden per- 
ſönlichen Haftung ſich verpflichten wollen, und es darf ebenſo davon ausgegangen werden, 
aß der Dritte, der, wie ihm bekannt, mit einem Vereine abſchließt, mit dieſem Willen der 

ereinsmitglieder rechnet und deshalb auch ohne genauere Kenntnis die Haftungsbeſchränkung 
gegen [ich gelten laſſen muß (RG 74, 374; JW 07, 13676, Warn 1916 Nr 270; 1917 Nr 263 
und hinſichtlich eines Ausſtellungsvereins JW 1910, 2272; vgl. auch 1912, 187° und RG 90, 177, 
ſponach für eine Haftungsbeſchränkung der Vereinsmitglieder nicht allgemein eine Vermutung 
Vicht). Wegen dieſer beſchränkten Haftung der Mitglieder ift in 8 54 Abſ 2 die beſondere 

orſchrift getroffen, daß, wer im Namen eines nichtrechtsfähigen Vereins Rechtsgeſchäfte 
vornimmt, mag er nun zur Vertretung berechtigt fein oder nicht (OLG 12, 3) und mag der 
andere Teil den Mangel der Rechtsfähigkeit gekannt haben oder nicht (dich Gruch 4, 848 ff.), 
ed die perſönliche Haftung übernimmt. Dieſe Haftung trifft auch den im Namen des Vor 
N ndeg für den Verein handelnden Vertreter (RG 82, 294). Iſt die Veranſtaltung eines Feſtes 
har cließlich einem Feſtausſchuß übertragen, ſo ſind die Mitglieder dieſes Ausſchuſſes die 
9 5e eluden Perſonen im Sinne des $ 54 Satz 2 (RG Warn 1917 Nr 263). Die Haftung aus 
der zaun vertragsmäßig ausgeſchloſſen werden. Hierzu genügt aber nicht, daß der Dritte weiß, 

Handelnde wolle ſich nicht perſöͤnlich verpflichten. Auch ſonſt wird ein ſtillſchweigender 
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Ausſchluß dieſer Haftung, um nicht den vom Geſetz erſtrebten Schutz des Dritten zu vereiteln, 
nur aus zwingenden Gründen angenommen werden koͤnnen (MG 82, 208). Auf Vereins 
mitglieder, die mit dem Abſchluß ſich nur einverſtanden erklärt, nicht aber den Vertreter er- 
mächtigt haben, auf ihren perſönlichen Kredit das Rechtsgeſchäft einzugehen, iſt dieſe Haftung 
nicht zu erſtrecken. Für nichtrechtsfähige Vereine gilt ſomit in diefer Beziehung ein anderer 
Grundſatz als für Altiengeſellſchaften und G. m. b. H., in deren Namen vor der Eintragung 
gebanbeit iſt (vgl. RG 55, 302; 72, 401; Ih 09, 231%. Mit dem in 8 54 Satz 2 gebrauchten 

usdruck „Dritter“ iſt ein jeder gemeint, der nicht zu den Handelnden gehört, auch das Vereins- 
mitglied. Über die Geltung des § 54 für Vereine, die vor Inkrafttreten des Boch errichtet 
find, |. Vorbem 5 vor K 21. 


2. Eingetragene Vereine 


8 55⁵ 

Die Eintragung!) eines Vereins der im 8 21 bezeichneten Art in das Ver⸗ 
einsregiſter hat bei dem Amtsgerichte zu geſchehen, in deſſen Bezirke der 
Verein ſeinen Sitz hate). 

G II 49: P 1 498 ff., 504. 


1. Die Eintragungspflicht kommt bei den nichtwirtſchaftlichen Vereinen (vgl. 8 21 A 2) 
in verſchiedener Bedeutung vor. Einzutragen find 1. der Verein (88 21, 64 — die Rechts · 
fähigkeit wird nur durch Eintragung erlangt), 2. eine jede Anderung der Satzung, 871 — 
die Wirkſamkeit der Anderung iſt durch die Eintragung bedingt —, 3. die Vorſtands mitglieder 
und Liquidatoren, ſowie die das Vertretungsrecht beſchränkenden Beſchlüſſe (88 64, 6770, 
76; vgl. auch 88 74, 75). Die Nichteintragung der Anderung hat hier zur Folge, daß ſie dem 
gutgläubigen Dritten nicht entgegengeſetzt werden kann. Die Namen der Mitglieder 
brauchen nach $ 72 nicht eingetragen oder angemeldet zu werden. 

2. Wegen des Sitzes des Vereins ſ. 8 57 Abſ 1. Wird die Eintragung von einem unzultändi- 
gen Amtsgericht vorgenommen, fo hat dies nach der allgemeinen Vorſchrift des 8 7 FGG, 
die für den beſondern Fall des $ 55 nicht beſeitigt iſt, die Ungülltigteit der Eintragung nicht 
zur Folge (a. A. Staudinger A J). Außer über die Zuftändi leit des Amtsgerichts 
— dieſer Abſchnitt Vorſchriften über das Verfahren, die eſtſetzung von Orbnungs- 
ſtrafen, das Recht der Beſchwerde und über die Öffentlichkeit des Vereinsre iſters (88 59, 00, 
66, 77-70). Ergänzt werben dieſe Vorſchriften durch die nach 8 159 N anwendbaren 
Beſtimmungen der 88 127130, 142, 148 und (hinſichtlich des Ordnungs trafver per der 
sg 182—139 dieſes Geſetzes. Die nähere Einrichtung des Vereinsregt ters iſt Landesſache. 
Es gelten hierfür die ig! Vereinbarung der Bundesftaaten beruhenden, vom Bundesrat ge- 
nehmigten und vom Reichskanzler am 12. 11. 98 (MIDI 98 Nr 47) veröffentlichten 
Beſtimmungen, die nebſt ergänzenden Vorſchriſten von den einzelnen Bundesſtaaten ein 
geführt ſind. 


8 56 


Die Eintragung ſoll nur erfolgen, wenn die Zahl der Mitglieder min⸗ 
deſtens ſieben!) beträgt 

E II 50: P 1 554 ff. 

1. Durch dieſe Beſtimmung über die Mindeſtzahl der Mitglieder ſoll dem vorgebeugt 
werden, daß Vereine, die ihrer Mitgliederzahl nach nur eine geringe Bedeutung haben, in das 
Vereinsregiſter eingetragen werden und Rechtsfähigkeit erlangen. Die Eintragung kann 
nicht erfolgen, wenn der Verein zwar anfangs die vorgeſchriebene Mindeſtzahl der Mit. 
ir hatte, dieſe Mindeſtzahl aber zur gi der Eintragung nicht mehr vorhanden iſt. Jur 


zu. Doch find diejenigen Perſonen nicht mitzuzählen, die nur zum 98 als Mitglieder 


über die Mitgliederzahl zur Eintragung beſtimmt war, von Amts wegen die Eintragung, 
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8 57 


Die Satzung muß!) den Zwecke), den Namen?) und den Sitz)) des Vereins 
enthalten und ergeben, daß der Berein eingetragen werden joll?). 

Der Name ſoll ſich von den Namen der an demſelben Orte oder in der⸗ 
ſelben Gemeinde beſtehenden eingetragenen Vereine deutlich unterjcheiden?). 

E II 51: P 1 555 ff.; 6 117. 


1. Der Verein muß, damit er eingetragen werden kann, eine dem Regiſterrichter einzu⸗ 
reichende ſchriftliche Satzung haben, welche, wenn auch nicht gerade im Text, ſo doch in der 
Überſchrift oder Unterschrift die in $ 57 Abſ 1 erforderten Angaben erſehen laßt. Die Gültig⸗ 
keit der Eintragung des Vereins iſt aber ebenſowenig wie die Gültigkeit der Errichtung des 
Vereins durch die Schriftform bedingt (vgl. 8 25 A 2). Iſt die Mußvorſchrift des 8 57 nicht 
befolgt, ſo kann durch die Eintragung ein rechtsfähiger Verein nicht entſtehen. Es iſt aber 
nicht ausgeſchloſſen, daß durch nachträgliche Ergänzung der Satzung und dementſprechende 
Vervollſtändigung der Eintragung die Ungültigkeit geheilt wird (vgl. über Ungültigkeit der 
Eintragung im allgemeinen $ 21 A 3). Werden bei Errichtung des Vereins neben der 
Satzung Vereinbarungen getroffen, die in die Satzung aufzunehmen geweſen wären (vgl. 
Sg 57, 58), fo haben dieſe dem Verein gegenüber keine Wirkſamkeit. Dies gilt auch von 
Vereinbarungen über die Dauer des Vereins (vgl. $ 74 A 1). Eine ſatzungsgemäße Ver⸗ 
einbarung, daß die Errichtung des Vereins von dem Eintritt einer aufſchiebenden Bedin⸗ 
gung abhängig fein ſoll (val. Warn 1917 Nr 216), hindert die Eintragung des Vereins. 
Sollte es gleichwohl zur Eintragung gekommen ſein, ſo kann jene Beſtimmung nur noch 
die Kraft einer auflöſenden Bedingung haben. 5 

2. Zur unterſcheidenden Bezeichnung des Vereins iſt nicht bloß die Angabe ſeines Namens, 
ſondern auch ſeines Sitzes nötig, da nach Abſ 2 Vereine, die ihren Sitz nicht in derſelben, aus 
einem oder mehreren Orten beſtehenden Gemeinde haben — unbeſchadet der Vorſchrift des 
$ 26 Unl WG von 7. 6. 09 —, deu gleichen Namen führen können. Name und Sitz muß deshalb 
in das Vereinsregiſter mit eingetragen werden ($ 64). Wegen der Wahl des Namens find in 
8 57 keine beſonderen Vorſchriften gegeben. Allgemeinen Grundſätzen entſpricht es, daß der 
Regiſterrichter anſtößige oder auf Täuſchung berechnete Namen (beſtr.) nicht zulaſſen darf. 
Dem Namen iſt nach 8 65 der Zuſatz „eingetragener Verein“ beizufügen. Wegen dieſes Zuſatzes 
unterſcheidet ſich der Verein bereits genügend von einem nicht eingetragenen Verein. Es 
genügt deshalb ein Name, der die Gefahr der Verwechſlung mit andern eingetragenen 
Vereinen desſelben Ortes ausſchließt. Die Unterſcheidung muß eine deutliche ſein. 
Namensunterſchiede, die dem Leſer oder Hörer leicht entgehen können, genügen nicht. Der 
Verein darf nur einen einzigen Namen haben (RG 85, 399), womit indes eine ſpatere 
um des Namens ($ 71) nicht ausgeſchloſſen iſt. Wegen des Namensſchutzes |. 8 12 


3. Die Angabe des Zweckes ift nötig zur Beurteilung der Eintragungsfähigkeit des Vereins 
(88 21, 22, 61). Der Vereinszweck iſt ferner für die Eigenart des Vereins von ſolcher Be⸗ 
deutung, daß ſeine Anderung regelmäßig die Zuſtimmung aller Mitglieder erfordert (ogl. 
§ 83 A 1). Die Eintragung des Zweckes in das Vereinsregiſter iſt nicht vorgeſchrieben. 

4. Vgl. § 59 A 1. 

§ 58 
Die Satzung ſoll Beſtimmungen enthalten!): 


1. über den Eintritt und Austritt der Mitglieder; 

2. darüber, ob und welche Beiträge von den Mitgliedern zu leiſten ſind; 

3. über die Bildung des Vorſtandes; 

4. über die Vorausſetzungen, unter denen die Mitgliederverſammlung zu 
berufen iſt, über die Form der Berufung und über die Beurkundung 
der Beſchlüſſe. 

E II 52; p 1 556 ff. 

li 1. Die Satzung ſoll über die Verfaſſung des Vereins, was Erwerb und Verlust der Mit⸗ 
8 iedſchaft, Bildung des Vorſtandes, Berufung der Mitgliederverſammlung und Beurkundung 
übe von ihr gefaßten Beſchlüſſe betrifft, ſich ausſprechen. Sie hat nicht bloß Beſtimmungen 
6 5 den freiwilligen Austritt, ſondern auch über die Ausſchließung eines Mitglieds zu ent⸗ 
95 en (RG 73, 193). Die Satzung ſoll ferner beſtimmen, inwieweit die Mitglieder zu 
ail fa hen herangezogen werden fönnen, worunter nicht bloß Geldleiſtungen, ſondern 

ſonſtige Leiſtungen für den Vereinszweck und etwaige Vertragsſtrafen zu verſtehen 
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ſind. Eine Beitragspflicht kann auch ohne ausdrückliche Satzungsbeſtimmung aus dem 
Zwecke des Vereins ſich ergeben. Nicht nötig iſt, daß die Höhe der Beiträge in der Satzung 
beziffert wird. Die Bemeſſung des Beitrags kann in der Satzung der Mitgliederverſammlung, 
dem Vorſtande oder einem andern Vereinsgliede überlaſſen werden. Die Nichtbeachtung 
des $ 58 verpflichtet den Richter zur Ablehnung der Eintragung, zieht aber die Ungültigkeit 
der einmal geſchehenen Eintragung nicht nach ſich. Enthält die Satzung keine Beſtimmungen, 
fo greifen die allgemeinen Grundſätze der 88 26, 27, 32, 36, 37 u. 39, insbeſondere die in 
§ 39 A 2 dargeſtellten Grundſätze über die Ausſchließung Plat. Die Befugnis zur Auf⸗ 
nahme oder Ausſchließung von Mitgliedern wird im Zweifel, da es ſich um eine 
grundlegende Anderung handelt, der Mitgliederverſammlung, nicht dem Vorſtaude zu⸗ 
geſtanden werden muſſen (a. A. Staudinger A II 1). Werden über die in § 58 bezeichneten 
Gegenſtände erſt nachträglich Beſtimmungen getroffen, fo muß der von der Mitgliederver- 
ſammlung zu faſſende Beſchluß den Erforderniſſen eines Satzungsbeſchluſſes entſprechen. 


8 59 


Der Vorſtand hat den Verein zur Eintragung anzumelden“). 

Der Anmeldung ſind beizufügen: 

1. die Satzung in Urſchrift und Abſchrift?); 

2. eine Abſchrift der Urkunden über die Beſtellung des Borjtandess), 


Die Satzung ſoll von mindeſtens ſieben Mitgliedern unterzeichnet ſein 
und die Angabe des Tages der Errichtung enthalten‘). 
E II 53; P 1 557 ff.; 6 382. 


1. Die Eintragung kann nur auf Anmeldung des Vorſtandes erfolgen. Er iſt zu dieſer 
Handlung ſchon vor Entſtehung des rechtsfähigen Vereins befugt (vgl. $ 21 A 1) und würde 
ſich bei Unterlaſſung des Antrags regelmäßig gegenüber den Mitgliedern der bereits 
beſtehenden Vereinigung verantwortlich machen. Zur Eintragung iſt weiter erforderlich, 
daß der Antrag in Übereinſtimmung mit der Satzung ſteht. Aus der Satzung muß nach 
8 57 hervorgehen, daß der Verein eingetragen werden ſoll. Fehlt es an dieſen Erforderniſſen, 
ſo iſt die Eintragung ungültig (a. A. v. Tuhr S. 490, ferner Planck A 1, der die Eintragung 
für gültig hält, wenn der Wille der Mitglieder auf Eintragung gerichtet war). Ohne Einfluß 
auf die Gültigkeit ift es dagegen, ob die in § 77 beſtimmte Form der Anmeldung gewahrt iſt. 
Die dem Vorſtand obliegende Anmeldung ift von ſämtlichen Vorſtandsmitgliedern zu be⸗ 
wirken, wobei eine Vertretung durch Bevollmächtigte, die durch öffentlich beglaubigte Voll⸗ 
macht ſich auszuweiſen haben, nicht ausgeſchloſſen iſt. Der Regiſterrichter kann jedoch, um ſich 
die Sicherheit zu verſchaffen, daß die Erklärung dem Willen des Vollmachtgebers entſpricht, 
je nach Lage des Falles eine Spezialvollmacht fordern oder das perſönliche Erſcheinen des 
Vollmachtgebers verlangen (vgl. RIA 8, 130). Durch die Satzung kann nicht beſtimmt werden, 
daß Anmeldungen zum Vereinsregiſter nur der Unterſchrift eines Teiles der Vorſtands⸗ 
mitglieder bedürfen ſollen (RIA 9, 47). Die Anmeldenden find nicht nur gegenüber dem 
Verein, ſondern, da ſie eine Erklärung der Offentlichkeit gegenüber abgeben, auch Dritten 
gegenüber (a. A. Planck A 1 b) für die Richtigkeit der Anmeldung verantwortlich. Iſt die 
Anmeldung nicht von ſämtlichen Vorſtandsmitgliedern ausgegangen, jo können die Feh⸗ 
lenden die Anmeldung nachholen. 

2. Die Satzung kann als Unterlage der Eintragung nur dienen, wenn ſie ſchriftlich ab⸗ 
gefaßt ift (vgl. $ 57 A 1). Die Einreichung zweier Exemplare, der Urſchrift und einer 
Abſchrift, iſt zu dem in 8 66 Abſ 2 bezeichneten Zwecke vorgeſchrieben. Die Eintragung 
der Satzungsbeſtimmungen findet nur in dem durch $ 64 beſtimmten Umfange ſtatt. Die 
Nichtbeachtung der Vorſchrift des Abſ 2 hat die Ungültigkeit der Eintragung nicht zur 
Folge. — Sind beſondere Beſtimmungen in eine Nebenjagung aufgenommen, ſo muß 
auch dieſe dem Regiſterrichter eingereicht werden, widrigenfalls die Beſtimmungen für das 
Rechtsverhältnis des Vereins keine Wirkſamkeit gewinnen können. Die Einreichung kann 
nachgeholt werden, wozu der Vorſtand von ſich aus verpflichtet ist. 

3. In eine Prüfung, ob der Vorſtand gehörig beſtellt ift, braucht regelmäßig der Negifter. 

richter nur infofern einzutreten, als er etwaige Mängel, die aus der einzureichenden 
Aöſchrift der Beſtellungsurkunde ſich ergeben, zu berücksichtigen hat (vgl. K 41 A 157). 
Eine weitergehende Prüfung kann angezeigt ſein, wenn Bedenken gegen die materielle 
— — des Anmeldungsinhalts gegeben find (RIA 14, 298). Entſteht Streit über die 
J figkeit der Beſtellung, ſo iſt hierüber auf die von den Beteiligten anzuſtellende Klage 
(vet. J 82 A 5) im Prozeßwege zu entſcheiden. Die Klage ift nicht gegen das einzelne 
Vorſtandsmitglied, ſondern gegen den geſamten Vorſtaud zu richten. 


Juriſtiſche Perfonen 88 58-61 zii 


4. Zu dem dem Regiſterrichter zu führenden Nachweiſe der Errichtung des Vereins 
genügt es, daß die Sitzung von mindeftens 7 Mitgliedern (der in $ 56 beſtimmten Mindeſt⸗ 
zahl der Mitglieder) unterzeichnet und der Tag der Errichtung angegeben iſt. Darüber, 
ob es zu einer vorſchriftsmäßigen Errichtung gekommen ift, hat bei Vorhandenſein von 
Zweifeln der Regiſterrichter Ermittlungen anzuſtellen (8 12 FGG). Sobald einmal die 
Eintragung ſtattgefunden hat, kann hierüber nur im Prozeßwege, auf Klage des Beteiligten 
gegen den Vorſtand, entſchieden werden. Die Entſcheidung hat an fi zwar nur Bedeutung 
für die Parteien. Doch kann der Regiſterrichter hieraus Anlaß nehmen, die Eintragung von 
Amts wegen zu löſchen (88 159, 142, 143; vgl. auch § 127 FGG). 


8 60 


Die Anmeldung it, wenn den Erforderniſſen der 88 56 bis 59 nicht ge⸗ 
nügt iſt, von dem Amtsgericht unter Angabe der Gründe zurückzuweiſen ). 
Gegen einen zurückweiſenden Beſchluß findet die ſofortige Beſchwerde 


nach den Vorſchriften der Zivilprozeßordnung ſtatte). 
E II 53; P 1 558 ff.; 6 117. 


1. Die Zurückweiſung der Anmeldung iſt auch dann geboten, wenn der Verein nicht 

eintragungsfähig iſt, weil er die Rechtsfähigkeit nur durch Verleihung (8 21, vgl. auch 8 22 A 2) 
oder nur durch Geſetz erlangen kann (j. betreffs der Religionsgeſellſchaften und geiſtlichen 
Geſellſchaften Art 84 EG u. 8 61 A 3). Ebenſo wenn der Errichtungsvertrag ganz oder teil ⸗ 
weiſe ungültig iſt. Dies iſt der Fall, wenn der Zweck des Vereins gegen ein geſetzliches Verbot 
oder gegen die guten Sitten verſtößt (88 134, 138) oder wenn ſich in der Satzung Beſtim⸗ 
mungen finden, die nach den zwingenden Vorſchriften der 88 26 ff. unzuläſſig find. Für die 
Frage, ob der Verein unerlaubt iſt, kommt auch das öffentliche Vereinsrecht (vgl. 8 61 A 2) 
in Betracht (a. A. Hölder A 1). Durch die Eintragung wird in diefen Fällen die Ungültigkeit 
nicht beſeitigt und die Rechtsfähigkeit — abgeſehen von dem Falle unrichtiger Beurteilung, 
ob der Verein als ein nichtwirtſchaftlicher anzuſehen iſt (8 21 A 3) — nicht beſchafft. Die Ein- 
tragung kann gemäß 88 142, 143 366 von Amts wegen gelöſcht werden. Sind nur ein- 
zelne in der Satzung getroffene Beſtimmungen nichtig, ſo wird hierdurch trotz grundſätzlicher 
Anwendbarkeit des § 139 die Nichtigkeit der ganzen Satzung regelmäßig nicht herbeigeführt, 
da nach den für die Vereine beſtehenden beſondern Verhältniſſen eine ſolche weitgehende 
Wirtung der Ungültigkeit dem Willen der den Verein errichtenden Mitglieder nicht ent⸗ 
lprechen wird. Die Eintragung des Vereins bleibt mithin wirkſam. Durch die Zuläſſig⸗ 
keit der Löſchung von Amts wegen iſt eine Klage des Mitglieds auf Erklärung der Nichtig⸗ 
keit des Vereins nicht ausgeſchloſſen. Das Urteil hat aber nur eine auf die Parteien be⸗ 
ſchränkte Wirkung (vgl. § 59 A A). 
2. Das Recht der Beſchwerde iſt abweichend von den für Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit gegebenen Vorſchriften geordnet. Für das Verfahren gelten die Vorſchriften 
der ZPO, und zwar auch dann, wenn die Zurückweiſung aus einem andern als dem in 8 60 
Abſ 1 angeführten Grunde erfolgt (RG 47, 386; 84, 158; JW 03 Beil 1139). Weitere 
Beſchwerde iſt hiernach nur bei Vorhandenſein eines neuen ſelbſtändigen Beſchwerdegrundes 
ſtatthaft (5 568 3 PO). Grundſätzlich handelt es ſich aber bei der Eintragung in das Ver: 
einsregiſter um eine Angelegenheit der freiwilligen Gerichtsbarkeit, und es folgt hieraus, 
daß die Zuſtändigkeit des über die weitere Beſchwerde entſcheidenden Gerichts ſich nach 
55 28 Abs 2, 199 FGG (Zuſtändigkeit des Kammergerichts für Preußen) beſtimmt (RG 
34, 158; 86% 39 A 144). Gegen die erfolgte Eintragung im Vereinsregiſter findet eine 
Beſchwerde nicht ſtatt (RIA 13, 119). 


8 61 


Wird die Anmeldung zugelaſſen, ſo hat das Amtsgericht ſie der zuſtän⸗ 
digen Verwaltungsbehörde mitzuteilen). 
Die Verwaltungsbehörde kann gegen die Eintragung Einſpruch erheben, 
wenn der Verein nach dem öffentlichen Vereinsrecht unerlaubt iſt oder ver⸗ 
boten werden kann?) oder wenn er einen politiſchen, ſozialpolitiſchen oder 
religiöſen Zweck verfolgte). 8 

E II 54, 55 Ubi 1; P 1 558 ff. 


1. Bei der Entſcheidung über die Eintragung hat die Verwaltungsbehörde inſofern mit- 
zuwirken, als nur ihr die Entſcheidung zuſteht, ob der Verein, der einen politiſchen, ſozial⸗ 
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polttiſchen oder religiöſen Zweck verfolgt, zur Eintragung zuzulaſſen iſt. Dieſe Mitwirkung 
findet in der Form ſtatt, daß die Verwaltungsbehörde, der das Gericht die von ihm zugelaſſene 
Anmeldung unter Beifügung der Satzung (8 59) mitzuteilen hat, Einſpruch erheben kann 
(vgl. über die in Preußen zuſtändigen Behörden Erl v. 19. 12. 99 u. 14. 11. 10). Der Ein- 
ſpruch kann auch darauf gegründet werden, daß der Verein nach öffentlichem Vereinsrecht 
unerlaubt iſt. Aus dieſem Grunde hat das Gericht, auch ohne daß Einſpruch eingelegt wird, 
die Eintragung von Amts wegen zu verſagen (vgl. 8 60 A 1). Die Zuſtändigkeit der Ver⸗ 
waltungsbehörde beſtimmt ſich nach Landesrecht. 

2. Das öffentliche Vereinsrecht iſt in der Hauptſache durch NGef. v. 19. 4. 08, ergänzt 
durch Gef. v. 26. 6. 16 und 19. 4. 17, einheitlich geregelt. Nach $ 2 dieſes Gef. find un⸗ 
erlaubt nur ſolche Vereine, mögen ſie politiſche oder nichtpolitiſche ſein, deren Zwecke den 
Strafgeſetzen zuwiderlaufen, wofür es weniger auf die Beſtimmungen in der Satzung als 
auf das tatſächliche Verhalten des Vereins ankommt. Solche Vereine können polizeilich 
aufgelöſt werden. Im übrigen können Vereine wegen ihres politiſchen Charakters nicht 
verboten werden. Landesrechtlich konnten Vereine nach 8 24 RVeröG inſofern beſchränkt 
werden, als es ſich um kirchliche oder religiöſe Vereine, um Vereine in Zeiten der Kriegs⸗ 
gefahr, um Vereinigungen ländlicher Arbeiter oder Dienſtboten zur Einſtellung oder Ver⸗ 
hinderung der Arbeit handelt. Dieſe Beſchränkungen find jetzt durch Art 124 RV — ab» 
geſehen davon, daß das Grundrecht des Art 124 zur Wiederherſtellung der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung nach Art 48 vorübergehend außer Kraft gelebt werden kann — 
befeitigt. Weitere Beſtimmungen des öffentlichen Vereinsrechts finden ſich in § 49 des 
NMilch v. 2. 5. 74 (Verbot der Teilnahme der zum aktiven Heer gehörigen Militärperſonen 
an n Über die Ungültigkeit der Eintragung eines unerlaubten Ver⸗ 
eins |. A 

3. Die Vorſchrift des § 61 Abſ 2, daß die Verwaltungsbehörde Einſpruch erheben kann, 
wenn der Verein einen politiſchen, ſozialpolitiſchen oder religiöſen Zweck verfolgt, iſt auf 
gehoben durch Art 124 Abſ 2 RV, wonach einem Vereine wegen Verfolgung eines der⸗ 
artigen Zwecks der Erwerb der Rechtsfähigkeit nicht verſagt werden darf. Es bedarf des⸗ 
halb nicht der genaueren Darlegung, in welchen Fällen der Verein als ein politiſcher (vgl. 
§ 3 NBer® v. 19. 4. 08), als ein ſozialpolitiſcher oder religiöſer anzuſehen iſt. Das Vor⸗ 
handenſein eines politiſchen Vereins wurde angenommen, wenn er eine Einwirkung auf 
die Tätigkeit des Staates, auf die Geſetzgebung oder die Handhabung der Verwaltung er⸗ 
ſtrebte, nicht bloß zum Zwecke des Studiums oder der Belehrung oder zum Zwecke der 
techniſchen oder juriſtiſch⸗techniſchen Fortbildung des Rechtes ſich mit ſtaatlichen Angelegen⸗ 
heiten befaßte. Vereine von Arbeitgebern oder Arbeitnehmern galten übrigens nach dem 
Gef. v. 26. 6. 16 nicht ſchon als politiſche Vereine wegen der in den Grenzen ihrer wirtſchaft. 
lichen Berufsintereſſen erſtrebten Einwirkung auf Angelegenheiten der Wörtſchaftspolitik 
oder Sozialpolitik. Eine Unterart des politiſchen Vereins bilden Vereine mit ſozialpoli⸗ 
tiſchem Zweck. Zu den religiöſen Vereinen im Sinne des § 61 wurden im weiteſten Um⸗ 
fange alle Vereine gerechnet, welche die Förderung des inneren oder äußeren religiöſen 
Lebens ſich zur Aufgabe gemacht hatten. Durch den Erwerb der Rechtsfähigkeit erlangen 
übrigens die Religionsgeſellſchaften nach Art 137 RV nicht zugleich die Rechte einer öffent ⸗ 
lich-rechtlichen Körperſchaft, die vielmehr beſonders verliehen werden müſſen. Anſpruch 
hierauf hat die rechtsfähige Religionsgeſellſchaft, wenn fie durch ihre Verfaſſung und die 
Zahl ihrer Mitglieder die Gewähr der Dauer bietet. 


8 62 


Erhebt die Verwaltungsbehörde Einſpruch!), ſo hat das Amtsgericht 
den Einſpruch dem Borſtande mitzuteilen. 

Der Einſpruch kann im Wege des Verwaltungsſtreitverfahrens?) oder, 
wo ein ſolches nicht beſteht, im Wege des Rekurſes?) nach Maßgabe der 
SS 20, 21 der Gewerbeordnung angefochten werden. 

E II 55 Abſ 2, 83; P 1 558 ff., 564 ff.; 6 144. 

1. Über Einlegung des Einſpruchs |. § 61 A 1. Die Gründe des Einſpruchs brauchen 
— entgegen der Regel des $ 60 A 1 — dem Amtsgericht und damit auch dem Verein nicht 
mitgeteilt zu werden. 

2. Der Verein hat das Recht, den Einſpruch anzufechten, für welches Verfahren er als 
parteifahig anzusehen ift (beſtr.). Wird indes der Verein mit der Klage abgewieſen und 
damit feſtgeſtellt, daß er die Rechtsfähigkeit nicht erlangen kann, fo haften die Mitglieder, 
für deren Rechnung der Rechtsſtreit geht, perſönlich für die Koſten. $ 62 geftattet zu 
dieſem Zweck die Benutzung des Verwaltungsſtreitverfahrens, in welchem nur die Ge⸗ 


Ar un 
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ſetzmäßigkeit, nicht die Angemeſſenheit des Einſpruchs nachzuprüfen iſt. Auf die im 
Einſpruch angeführten Gründe ift die Nachprüfung nicht beſchränkt. Welches Verwaltungs- 
gericht zuſtändig iſt in welcher Friſt und Form die Anfechtung zu erklären iſt, beſtimmt 
das Landesrecht. Nicht ausgeſchloſſen iſt eine landesrechtliche Anordnung, daß dem Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren ein Beſchwerdeverfahren vorherzugehen hat. 

3. Über den Rekurs ſ. 8 44 A 2. 


8 63 


Die Eintragung darf, ſofern nicht die Verwaltungsbehörde dem Amts⸗ 
gerichte mitteilt, daß Einſpruch nicht erhoben werde, erſt erfolgen, wenn ſeit 
der Mitteilung der Anmeldung an die Verwaltungsbehörde ſechs Wochen 
verſtrichen find‘) und Einſpruch nicht erhoben oder wenn der erhobene Ein⸗ 
ſpruch endgültig aufgehoben iſt. 

E II 56 Abſ 1; P 1 560, 565 ff. 


1. Die Eintragung darf mit Rückſicht auf die Möglichkeit des Einſpruchs früheſtens nach 
Ablauf von ſechs Wochen ſeit Mitteilung der Anmeldung an die Verwaltungsbehörde (8 61 
Abf 1) erfolgen. Der Einſpruch aber iſt auch nach Ablauf dieſer Friſt noch zuläſſig, ſolange 
nicht die Eintragung vorgenommen iſt. Iſt die Eintragung vor Ablauf der Friſt erfolgt, ſo 
hat das Gericht das Verſehen dadurch wieder gutzumachen, daß es, ſofern nicht die Möglich⸗ 
leit des Einſpruchs inzwiſchen fortgefallen iſt, die Eintragung von Amts wegen löſcht (88 159, 
14, 148 366). Bis zur Löſchung wird dann allerdings der eingetragene Verein, da die 
Nichteinhaltung der Friſt keine nach außen hin wirkende Ungültigkeit erzeugt, als rechtsfähig 
anerkannt werden müſſen (beftr.). 


8 64 
Bei der Eintragung) ſind der Name und der Sitz des Vereins, der Tag 
der Errichtung der Satzung ſowie die Mitglieder des Vorſtandes im Vereins⸗ 
regiſter anzugeben. Beſtimmungen, die den Umfang der Vertretungsmacht 
des Vorſtandes beſchränken oder die Beſchlußfaſſung des Vorſtandes ab⸗ 
weichend von der Vorſchrift des § 28 Abſ 1 regeln, ſind gleichfalls einzu⸗ 


tragen. 
E II 56 Abf 2; P 1 560, 565 ff. 


1. Die Rechtsfähigkeit des Vereins iſt dadurch bedingt, daß er in das Vereinsregiſter 
eingetragen wird, und zwar muß der Verein hierbei ſo bezeichnet ſein, daß er von andern 
unterſchieden werden kann. Meiſt wird hierzu außer der Angabe des Namens auch die 
Angabe des Sitzes nötig ſein. Die weiteren über den Inhalt der Eintragung in 8 64 ge- 
gebenen Vorſchriften haben nur die Bedeutung von Ordnungsvorſchriften. Über die Ein- 
tragung der Vorſtandsmitglieder und der die Vertretung regelnden Beſtimmungen |. 8 67 a1. 
Durch $ 71 ift auch die Eintragung einer jeden Anderung der Satzung vorgeſchrieben. Sonſtige 
Eintragungen find unzuläſſig (NS 85, 141). Die Satzungsurkunde ift als Anlage des Ber: 
einsregiſters bei den Vereinsakten aufzubewahren ($ 66 Abi 2). 


§ 65 


Mit der Eintragung erhält der Name des Vereins den Zuſatz „einge⸗ 
tragener Verein“) 2). 
E II 58 Ab 1; P 1 566 ff. 


4 1. Die Rechtsfähigkeit iſt an die Eintragung, nicht an die Aushändigung der mit der Be- 
ſckeinigung der Eintragung verſehenen Urſchrift der Satzung (§ 66 Abf 2) geknüpft. Die 
Fahrurg des Zuſatzes „eingetragener Verein“ iſt nicht bloß ein Recht, ſondern auch eine 
flicht des Vereins, deren mißbrauchliche Unterlaſſung Schadenserſatzanſprüche aus 8 826 
nach ich ziehen kann (a. A. anſcheinend Oertmann A 2, der nur das Vorhandenſein einer 
öffentlich rechtlichen Pflicht anerkennt). Für den Rechtsverkehr mit Dritten it es gleichgültig, 
Unter welcher Bezeichnung der Verein auftritt, wenn nur der Dritte weiß, mit welchem 
Fein er es zu tun hat. Wegen Unkenntnis der Rechtsfähigkeit des Vereins wird eine An- 
echtung des Rechtsgeſchäfts nur unter ganz beſondern Umſtänden im Falle arglistiger 
uſchung möglich fein. liber die Umwandlung des Vereins in einen rechtsfähigen |. 8 21 N 1. 
Sass, Iſt unrichtig ein Verein in das Vereinsregiſter eingetragen, deſſen Zweck nach der 
sung auf einen wirticaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichtet iſt, ſo iſt nach $ 159 568 die 
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Löſchung in dem durch 88 142, 143 dieſes Gel. geordneten Verfahren von Amts wegen zu 
bewirken. Wird ſatzungswidrig von dem eingetragenen Verein ein wirtſchaftlicher Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb verfolgt, jo kommt § 43 Abſ 2 zur Anwendung. Über die Frage, inwieweit 
der Eintragung rechtsgeſtaltende Wirkung zukommt, ſ. § 21 A 3. 


5 66 


Das Amtsgericht hat die Eintragung durch das für ſeine Bekanntmachungen 
beſtimmte Blatt zu veröffentlichen!). 

Die Urſchrift der Satzung iſt mit der Beſcheinigung der Eintragung zu 
verſehen und zurückzugeben. Die Abſchrift wird von dem Amtsgerichte be⸗ 
glaubigt und mit den übrigen Schriftſtücken aufbewahrte). 

E II 57 Abſ 2; P 1 567. 


1. Die Veröffentlichung der Eintragung (vgl. 8 64 A 1) iſt durch Ordnungsvorſchrift an 
geordnet, deren Nichtbefolgung jedoch, da ſie zum Schutze Dritter gegeben iſt, nach § 839 
ſchadenserſatzpflichtig macht. Die Nichtveröffentlichung kann dafür, ob der Dritte als 
gutgläubig anzuſehen iſt (vgl. § 68), von Bedeutung fein. 

2. Die mit der Beſcheinigung der Eintragung verſehene Urſchrift der Satzung erhält 
der Verein zurück, um einen Ausweis über ſeine Rechtsfähigkeit in Händen zu haben. Dem 
Verein iſt es unbenommen, auch eine beglaubigte Abſchrift der Eintragung ſich erteilen zu 
laſſen. Die von dem Amtsgericht zu beglaubigende Abſchrift der Satzung bleibt als Beleg 
bei den Vereinsakten (§ 15 der AVf des Pr v. 6. 11. 99, vgl. § 55 A 2) zurück, zu 
denen auch die ſonſtigen als Beleg einzureichenden Urkunden (88 59 Abſ 2, 71 Abſ 1, 76 
Abſ 2) zu nehmen find. 


8 67 


Jede Anderung des Vorſtandes ſowie die erneute Beſtellung eines Vor⸗ 
ſtandsmitglieds iſt von dem Vorſtande zur Eintragung anzumelden!). Der 
Anmeldung iſt eine Abſchrift der Urkunde über die Anderung oder die er⸗ 
neute Beſtellung beizufügen?) 

Die Eintragung gerichtlich beſtellter Vorſtandsmitglieder erfolgt von 
Amts wegen). 

E II 59; P 1 56s ff. 


1. Die Anmeldung der Vorſtandsmitglieder, und zwar ſowohl der urſprünglich (8 64) 
als der ſpäter beſtellten — nicht auch der in $ 30 erwähnten beſonderen Vertreter — iſt vorge⸗ 
ſchrieben, weil alle diejenigen, welche mit dem Verein in Verbindung treten wollen, ein großes 
Intereſſe haben, die Namen der Vertreter zu erfahren. Die Anmeldung des Vorſtandsmit⸗ 
gliedes iſt nötig, auch wenn das frühere Vorſtandsmitglied nicht eingetragen geweſen ſein ſollte. 
Auch die Eintragung der erneuten Beſtellung eines Vorſtandsmitgliedes iſt erforderlich, falls 
bei der früheren Eintragung die Beſchränkung der Beſtellung auf die damalige Amtsdauer 
mit angegeben war (vgl. Planck A 1). Auf die Eintragung dürfen ſich allerdings Dritte, 
einſchließlich der Mitglieder, die in rechtsgeſchäftlichen Verkehr mit dem Verein treten — ab- 
geſehen von § 60 —, nicht unbedingt verlaſſen. Nur infofern ſind fie nach $ 68 geſchützt, 
als eine nicht eingetragene Anderung ihnen gegenüber, ihre Gutgläubigkeit voraus⸗ 
geſetzt, keine Wirkung hat. Es gilt auch nicht der Rechtsſatz, daß der Dritte die ſtattgehabte 
Eintragung als bekannt gegen ſich gelten laſſen muß. Es kommt vielmehr hier darauf an, 
ob dem Dritten trotz der Eintragung und etwaigen Veröffentlichung die Eintragung nach 
Lage der Sache ohne ſein Verſchulden unbekannt bleiben konnte. Von dem Dritten 
iſt nicht zu verlangen, daß er in allen Fällen unmittelbar vor Vornahme des Rechtsgeſchäfts 
ſich über die Perſon und die Befugniſſe der Vorſtandsmitglieder durch Einſicht des Ver⸗ 
einsregiſters unterrichtet. Der Eintragung in das Vereinsregiſter kommt ſomit die gleiche 
Bedeutung zu wie der Eintragung in das Handelsregiſter ($ 15 Abſ 1 u. 2 HB, ebenſo 
8. 2 Send). Ausgedehnt find dieſe Vorſchriften durch $ 70 auf Beſtimmungen, welche 
die Vertretungsmacht des Vorſtandes beſchränken oder an das Zustandekommen des Vor⸗ 
ſtandsbeſchluſſes bei einem aus mehreren Mitgliedern beſtehenden Vorſtande weiter⸗ 
beben be als die in 88 28, 32, 34 beſtimmten Anforderungen ſtellen. Zu beachten iſt hier. 
A diejenigen Beſchlüſſe, welche eine Anderung der Satzung enthalten, nach § 71 

ürkſamkeit erſt durch die Eintragung gewinnen, fo daß es hier des Schutzes des gut⸗ 
gläubigen Dritten überhaupt nicht bedarf. Geſchützt iſt in allen dieſen Fällen nur der 


Juriſtiſche Perſonen 88 65-70 75 


rechtsgeſchäftliche Verkehr, wobei Rechtshandlungen den Rechtsgeſchäften gleichzuſtellen 
find. Die Verpflichtung zur Anmeldung it den Vorſtandsmitgliedern als eine von ihnen 
perſönlich zu erfüllende Pflicht auferlegt, deren Verletzung ſie ſelbſt, nicht den Verein haft⸗ 
bar macht. — Die Eintragung eines Urteils, durch welches ein Beſchluß der Mitglieder⸗ 
verſammlung für ungültig erklärt iſt (vgl. § 59 A 3 u. 4) findet nicht ſtatt. Das Urteil kann 
aber dazu Anlaß geben, daß ein Antrag auf Löſchung geſtellt werden muß. 

2. Über das Anmeldungsverfahren ſ. § 59 A 1 u. 4. Iſt aus der Urkunde erſichtlich, daß 
die Beſtellung vorſchriftswidrig iſt, daß z. B. die ſatzungsmäßige Ladungsfriſt nicht einge- 
halten ift, fo tft die Eintragung abzulehnen. Die Einreichung der die gehörige Ladung nach⸗ 
weiſenden Urkunden kann der Regiſterrichter ohne beſondern Grund nicht verlangen. Die 
Eintragung der Anderung des Vorſtandes iſt von dem Vorſtande in feiner neuen Zuſammen⸗ 
ſetzung zu beantragen. 

3. Die gerichtliche Beſtellung von Vorſtandsmitgliedern ift vorgeſehen in 8 29. 
Die Eintragung iſt auch in andern Fallen, in denen der einzutragende Rechtsakt unter Mit⸗ 
wirkung des Gerichts ſtattgefunden hat, von Amts wegen herbeizuführen (vgl. 88 74 Abſ 8, 
75, 76 Abſ 3). Da die Verrichtungen aus § 29 und die Verrichtungen des Regiſterrichters 
nach der Geſchäftsverteilung wohl ausnahmslos in der Hand desſelben Richters ſich befinden 
werden, bedarf es im Falle des $ 29 zur Herbeiführung der Eintragung nicht erſt einer dem 
Regiſterrichter zu machenden Anzeige. 


8 68 


Wird zwiſchen den bisherigen Mitgliedern des Vorſtandes und einem 
Dritten ein Rechtsgeſchäft vorgenommen, ſo kann die Anderung des Vor⸗ 
ſtandes dem Dritten nur entgegengeſetzt werden, wenn fie zur Zeit der Vor⸗ 
nahme des Rechtsgeſchäfts im Vereinsregiſter eingetragen oder dem Dritten 
bekannt iſt. Iſt die Anderung eingetragen, ſo braucht der Dritte ſie nicht 
gegen fich gelten zu laſſen, wenn er ſie nicht kennt, ſeine Unkenntnis auch 
nicht auf Fahrläſſigkeit beruht!). 

E II 60 Abſ 1; P 1 569. 

1. S. § 67 A 1. 

8 69 


i Der Nachweis, daß der Vorſtand aus den im Regiſter eingetragenen 
Perſonen beſteht, wird Behörden gegenüber durch ein Zeugnis!) des Amts⸗ 
gerichts über die Eintragung geführt. 

E II 60 Abi 2; P 1 569. 

2 Ohne dieſe Vorſchrift würde die Behörde genötigt fein, ſich die gehörige Beſtellung 
der Vorſtandsmitglieder durch Vorlegung der Urſchrift der hierüber aufgenommenen Ver⸗ 
handlung — obſchon 8 67 nur die Einreichung einer Abſchrift fordert — und durch Vorlegung 
lonſtiger Urkunden nachweiſen zu laſſen. Dieſer Nachweis wird durch das Eintragungszeugnis 
erſetzt. Auf die Richtigkeit der Eintragung dürfen die Behörden übrigens auch dann ſich ver⸗ 

ſſen, wenn das in § 69 vorgeſehene Zeugnis nicht erteilt ift. Privatperſonen haben da⸗ 
gegen, ſoweit nicht die 88 67, 68, 71 ihnen zuſtatten kommen, die Berechtigung ſelbſtändig zu 
prüfen. Das Eintragungszeugnis ist für fie inſofern von Wert, als fie bei Vorlegung des Zeug ; 
niſſes gegen den Vorwurf einer fahrläſſigen Unkenntnis der Eintragung ($ 68) geſichert find. 
a dem Eintragungszeugnis wird übrigens auch die Behörde ſich nicht begnügen dürfen, 
denn dringende Bedenken gegen feine Richtigkeit zu erheben ſind. Der § 69 hat immer 
nur die Bedeutung einer Beweisvorſchrift, welche die Führung des Gegenbeweiſes nicht 
ausſchließt, nicht eine materiellrechtliche Bedeutung. 


§ 70 


3 Die Vorſchriften des $ 68 gelten auch für Beſtim mungen, die den Umfang 
er Vertretungsmacht des Vorſtandes beſchränken oder die Beſchlußfaſſung 
es Vorſtandes abweichend von der Vorſchrift des 8 28 Abſ 1 regeln!) 

E I 60 Alb 3; P 1 500. 
1. S. 8 67 A . 
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8 71 


Anderungen der Satzung bedürfen zu ihrer Wirkſamkeit der Eintragung 
in das Bereinöregifter!). Die Anderung iſt von dem Vorſtande zur Ein⸗ 
tragung anzumelden:). Der Anmeldung iſt der die Anderung enthaltende 
Beſchluß in Urſchrift und Abſchrift beizufügen. 

Die Vorſchriften der SS 60 bis 64 und des § 66 Abſ 2 finden entſprechende 
Anwendung. 

E II 61; P 1 6609 ff. 


1. Eine jede Anderung der Satzung, die offenſichtlich nicht bloß eine reine Faſſungs⸗ 
änderung iſt, muß eingetragen werden, widrigenfalls ſie in jeder Beziehung ſowohl für das 
Rechtsverhältnis nach innen wie nach außen, der Wirkſamkeit entbehrt. Iſt die Eintragung 
erfolgt, ſo erlangt die Satzungsänderung — unbeſchadet der Vorſchriften über den Schutz 
des redlichen Dritten (vgl. 8 68) — ſchon von der Zeit an Wirkſamkeit, wo ſie beſchloſſen 
iſt. Zur Satzung gehören nicht bloß die Beſtimmungen der als Satzung bezeichneten Ur- 
kunde, ſondern alle die Verfaſſung des Vereins betreffenden Beſtimmungen, auch wenn 
die Urkunde hierüber nicht, wie es nach Vorſchrift des $ 59 hätte geſchehen ſollen, bei An⸗ 
meldung des Vereins eingereicht worden iſt (vgl. $ 25 A 2). Die Eintragung geſchieht 
nach Maßgabe der von dem Bundesrat genehmigten Beſtimmungen über die Führung 
des Vereinsregiſters ($ 12 der AVf des Pr IM v. 6. 11. 99, vgl. 8 55 A 2) in der Weile, 
daß, ſofern nicht die Anderung die in 88 64, 67 Abſ 1 und 76 Abſ 1 bezeichneten Beſtim 
mungen betrifft, eine kurze Bezeichnung des Gegenſtandes genügt, was mit § 71 
nicht im Widerſpruch ſteht (a. A. Staudinger A 5). Der nähere Inhalt iſt aus dem bei den 
Vereinsakten befindlichen Beſchluſſe zu erſehen. Einzutragen iſt auch der Tag des die 
Satzung ändernden Beſchluſſes. 


2. Das Anmeldungsverfahren beſtimmt ſich nach den für die Anmeldung der Errichtung 
des Vereins gegebenen Vorſchriften (88 60—64, 66 Abſ 2, vgl. auch 8 59). Der der Anmeldung 
in Urſchrift beizufügende Beſchluß iſt der nach Vorſchrift des § 58 Nr 4 beurkundete Beſchluß. 
Nicht erforderlich iſt, daß der Beſchluß ſelbſt von dem Vorſtande unterzeichnet iſt. Hatte der 
Verein bereits nach der bisherigen Satzung die Verfolgung politiſcher, ſozialpolitiſcher oder 
religibſer Zwecke ſich zur Aufgabe gemacht, fo kann auf Grund des $ 61 Abſ 2 nicht jede 
Satzungsänderung von der Verwaltungsbehörde durch Einlegung des Einſpruchs beanſtandet 
werden, ſondern nur eine ſolche, welche dem Vereine, wenn auch fein Charakter als Ideal 
verein unverändert bleibt, einen andersartigen politiſchen uſw. Zweck gibt (beſtr. — vgl. 
8 43 A 3). Das Beſchwerderecht beſtimmt ſich nach § 60 Abſ 2. Das Recht der Ver⸗ 
waltungsbehörde, die Satzungsänderung wegen des von dem Vereine verfolgten politiſchen, 
ſozialpolitiſchen oder religiöſen Zweckes zu beanſtanden, ift jetzt durch Art 124 Abſ 2 RV 
in Wegfall gekommen. Soll der Zweck des Vereins in einen wirtſchaftlichen umgeändert 
werden, ſo kann in der Weiſe verfahren werden, daß die nach 8 22 erforderliche Verleihung 
von der Verwaltungsbehörde im voraus erteilt wird, ſo daß der Verein als ein rechts⸗ 
fähiger trotz der Löſchung im Vereinsregiſter beſtehen bleibt (abw. Planck A 3). Die Ver⸗ 
öffentlichung der Satzungsänderung (vgl. $ 66 Abf 1) ift nicht vorgeſchrieben. 


8 72 

Der Vorſtand hat dem Amtsgericht auf deſſen Berlangen jederzeit eine 

von ihm vollzogene Beſcheinigung über die Zahl der Vereins mitglieder 
einzureichen !). 

. Durch $ 22 des RVerch v. 10. 4. 08, deſſen $ 3 die politiſchen Vereine zur Einreichung 
eines Mitgliederverzeichniſſes nicht mahr verpflichtet, ift dementſprechend die urſprüngliche 
Faſſung des g 72, wonach die Einreichung eines Verzeichniſſes der Vereinsmitglieder ge- 
fordert werden konnte, dahin geändert worden, daß nur die Einreichung einer Beſcheinigung 
über die Zahl der Mitglieder (vgl. $ 73) verlangt werden kann (RGBl 08, 156). 


8 73 
Sinkt die Zahl der Vereinsmitglieder unter drei herab), jo hat das Amts⸗ 


gericht auf Antrag des Vorſtandes und, wenn der Antrag nicht binnen drei 
Monaten geſtellt wird, von Amts wegen nach Anhörung des Vorſtandes 
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dem Vereine die Rechtsfähigkeit zu entziehen. Der Beſchluß iſt dem Vereine 
zuzuſtellen. Gegen den Beſchluß findet die ſofortige Beſchwerde nach den 
Vorſchriften der Zivilprozeßordnung ſtatt. 


Der Verein verliert die Rechtsfähigkeit mit der Rechtskraft des Be- 
ſchluſſes. 


E II 63; P 1 570, 571. 


1. Eine jede Verminderung der in $ 56 zur Vereinserrichtung vorgeſchriebenen Mindeſt⸗ 
zahl von 7 Mitgliedern hat den Verluſt der Rechtsfähigkeit noch nicht zur Folge, da ſonſt ein 
von 7 Mitgliedern errichteter Verein jeden Augenblick Gefahr laufen würde, die Rechtsfähig⸗ 
keit wieder einzubüßen. Mit der Entziehung der Rechtsfähigkeit kann erſt vorgegangen wer⸗ 
den, wenn weniger als 3 Mitglieder vorhanden find. Auch hat das Amtsgericht, falls nicht 
die Auflöſung von dem Vorſtande beantragt wird, eine Friſt von 3 Monaten abzuwarten, 
um dem Vereine Zeit zu laffen, die Zahl wieder auf mindeſtens 3 Mitglieder zu erhöhen, 
und hat erſt dann, und zwar nach Anhörung des Vorſtandes die Entziehung der Rechtsfähig ⸗ 
keit auszuſprechen, falls auch in dieſem Zeitpunkt die Mindeſtzahl nicht erreicht iſt. Iſt der 
dem Vorſtande — der für dieſes amtliche Verfahren nötigenfalls unter entſprechender An⸗ 
wendung von $ 29 von Amts wegen zu beſtellen ift (a. A. Staudinger A 2) — zuzuſtellende 
Beſchluß vechtsfraͤftig geworden, fo ſchließt ſich nach $ 47 das Liquidationsverfahren an. Für 
das Rechtsmittel der ſofortigen Beſchwerde gelten auch hier wie in den Fällen des 8 60 Abf 2 
die Vorſchriften der Z PO. Die Zuſtändigkeit des über die weitere Beſchwerde entſchei⸗ 
denden Gerichts beſtimmt ſich, da eine Angelegenheit der freiwilligen Gerichtsbarkeit in Frage 
ſteht, nach 88 28, 190 FO (ME 84, 158). 


8 74 


Die Auflöſung!) des Vereins ſowie die Entziehung der Rechtsfähigteite) 
iſt in das Vereinsregiſter einzutragen. Im Falle der Eröffnung des Kon⸗ 
kurſes unterbleibt die Eintragung. 


Wird der Verein durch Beſchluß der Mitgliederverſammlung oder durch 
den Ablauf der für die Dauer des Vereins beſtimmten Zeit aufgelöſt, ſo hat 
der Borſtand die Auflöſung zur Eintragung anzumelden. Der Anmeldung 
iſt im erſteren Falle eine Abſchrift des Auflöſungsbeſchluſſes beizufügen!) 


Wird dem Verein auf Grund des 8 43 die Rechtsfähigkeit entzogen oder 
wird der Verein auf Grund des öffentlichen Vereinsrechts aufgelöſt, ſo er⸗ 
folgt die Eintragung auf Anzeige der zuſtändigen Behörde). 

II 64; P 1 575 ff. 


1. Wird die Auflöſung des Vereins von der Mitgliederverſammlung beſchloſſen, ſo iſt 
dieſer Beſchluß, und zwar auch in dem Falle, daß ein Liquidationsverfahren nicht eintritt 
(8 46), in das Vereinsregiſter einzutragen. Dem Vorſtande liegt es ob, die Eintragung unter 
Beifügung einer Abſchrift des Beſchluſſes zu beantragen. Der Vorſtand hat auch, wenn der 
Verein durch Ablauf der in der Satzung beitimmten Zeitdauer, durch Eintritt der in der 
Sayung vorgeſehenen auflöſenden Bedingung oder aus andern Gründen (ſ. § 41 A 2) auf⸗ 
gelöſt iſt, die Eintragung zu beantragen. Nötigenfalls iſt zu dieſem Zwecke, da die Ein⸗ 
tragung von Amts wegen nicht zulaſſig iſt (a. A. Hölder A 2; Oertmann A 2a), ein Vor⸗ 
ſtand nach $ 29 vom Gericht zu beſtellen (vgl. § 73 A 1). Ausnahmsweiſe darf, wenn die 
Auflöſung des Vereins durch den Wegfall ſämtlicher Mitglieder verurſacht iſt, die Auflöſung 
don Amts wegen eingetragen werden. Die Vorſchrift des $ 50 über die Pflicht der Liqui: 
datoren zur öffentlichen Bekanntmachung der Auflöfung bleibt unberührt. 


2. Der Auflöſung des Vereins iſt, was die Eintragungspflicht betrifft, die Entziehung 
der Rechtsfähigkeit (8 43) gleichgeftellt. Die Eintragung iſt von der Behörde welche die 
Entziehung ausgeſprochen hat, durch Anzeige bei dem Regiſterrichter herbeizuführen. In 
gleicher Weiſe iſt zu verfahren, wenn der Verein nach öff entlichem Vereinsrecht (vgl, 
3 61 A 2) polizeilich aufgelöst iſt. Im Falle der Konkurseröffnung wird dieſe Tatſache 
bereits gemäß 875, und zwar, da es ſich um ein amtliches Verfahren handelt, von Amts wegen 
eingetragen, fo daß es der Eintragung der Rechtsfolge des Verluſtes der Rechtsfähigkeit (vgl. 
8 42 A 1) nicht bedarf. 
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8 7⁵ 


Die Eröffnung des Konkurſes iſt von Amts wegen einzutragen. Das 
gleiche gilt von der Aufhebung des Eröffnungsbeſchluſſes!). 

E II 65; P 1 576 ff.; 6 118. 

1. Vgl. 8 74 A 2. 

8 76 

Die Liquidatoren! ſind in das Vereinsregiſter einzutragen. Das gleiche 
gilt von Beſtimmungen, welche die Beſchlußfaſſung der Liquidatoren ab⸗ 
weichend von der Vorſchrift des § 48 Abſz regeln. 

Die Anmeldung?) hat durch den Vorſtand, bei ſpäteren Anderungen durch 
die Liquidatoren zu erfolgen. Der Anmeldung der durch Beſchluß der Mit⸗ 
aliederverſammlung beſtellten Liquidatoren iſt eine Abſchrift des Beſchluſſes, 
der Anmeldung einer Beſtim mung über die Beſchlußfaſſung der Liquidatoren 
eine Abſchrift der die Beſtimmung enthaltenden Urkunde beizufügen. 

Die Eintragung gerichtlich beſtellter Liquidatoren geſchieht von Amts 
wegen“). 

E II 66; P 1 576 ff. 

1. Die Liquidatoren haben die rechtliche Stellung des Vorſtandes (8 48 Abſ 2). Hin⸗ 
ſichtlich der Eintragungspflicht gilt deshalb das gleiche, was für die Vorſtands mitglieder be⸗ 
ſtimmt iſt (. 8 67 A 1). Die Liquidatoren ſind auch in dem Falle einzutragen, daß die bis⸗ 
herigen Vorſtandsmitglieder (8 48 Abs 1) als Liquidatoren eintreten. Durch die Ein⸗ 
tragung wird in dieſem Falle keuntlich gemacht, daß der Verein in Liquidation getreten 
iſt. Wird die Vorſchrift des § 48 Abſ 3, daß mehrere Liquidatoren gemeinſchaftlich handeln 
müſſen, durch Satzungsbeſtimmung oder Beſchluß der Mitgliederverſammlung geändert, wo⸗ 
durch die Vertretungsmacht erweitert wird, fo ſoll dies eingetragen werden, auch wenn es 
ſich nicht um eine nach 8 71 unbedingt einzutragende Anderung der Satzung handelt. 

2. Über das Anmeldungsverfahren vgl. § 59 A1 u. 4. Die Anmeldung der erſten Liqui⸗ 
datoren und des vor Beginn des Liquidationsverfahrens über Anderung des § 48 Abſ 3 
gefaßten Beſchluſſes gehört noch zu den Aufgaben des Vorſtandes. 

3. Vgl. 8 67 A 8. 
8 77 

Die Anmeldungen zum Vereinsregiſter ſind von den Mitgliedern des 
Vorſtandes ſowie von den Liquidatoren mittels öffentlich beglaubigter Er⸗ 


klärung zu bewirken“). 

E II 67; P 1 576 ff.; 5 163, 164. 

1. 8 77 entſpricht der Beſtimmung des $ 12 0B. Als öffentlich beglaubigte Erklärung 
(nal. 8 129) iſt nach 88 159, 128 OO auch die Erklärung anzusehen, die zu Protokoll des 
Gerichtsſchreibers des Regiſtergerichts erfolgt. Wird die Erklarung von einem Bevoll⸗ 
mächtigten abgegeben (f. hierüber § 59 A 1), ſo hat dieſer durch Vorlegung einer öffentlich 
beglaubigten Vollmacht ſich auszuweiſen. Der die Beglaubigung bewirkende Notar gilt nach 
88 159, 129 FG als ermächtigt, die in der Erklärung bezeichnete Eintragung zu beantragen. 


8 78 

Das Amtsgericht kann die Mitglieder des Vorſtandes zur Befolgung der 
Vorſchriften des § 67 Abſ 1, des § 71 Abſſ1, des 8 72, des S 74 Abſ 2 und 
des § 76 durch Ordnungsſtrafen!) anhalten. Die einzelne Strafe darf den 
Betrag von dreihundert Mark nicht überſteigen. 

In gleicher Weiſe können die Liquidatoren zur Befolgung der Vorſchriften 
des § 76 angehalten werden. 

E II 68: B 1577 ff. 

1. Die Verpflichtung der Vorſtandsmitglieder und Liquidatoren, die erforderlichen Ein⸗ 
tragungen zu beantragen, ſowie die Verpflichtung der erſteren zur usſtellung der in § 72 


bezeichneten Beſcheinigung wird durch Ordnungsſtrafen im Höchſtbetrage von 300 Mark für 
den einzelnen Fall erzwungen. Das Verfahren beſtimmt ſich gemäß 8 159 FGG nach den 
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58 132—130, 127 daſ. Wird der unter Androhung von Ordnungsſtrafe gemachten Auflage 
nicht friſtzeitig entſprochen, auch nicht innerhalb dieſer Friſt Einſpruch erhoben, ſo wird die 
angedrohte Strafe feſtgeſetzt und die Aufforderung unter Androhung neuer Ordnungs⸗ 
ſtrafe wiederholt. Das Ordnungsſtrafverfahren richtet ſich nicht gegen den Vorſtand als ſolchen, 
ſondern gegen die einzelnen Mitglieder, die perſönlich verantwortlich ſind. Nur dieſe, 
nicht der Verein, ſind beſchwerdeberechtigt. 


8 79 
Die Einſicht des Vereinsregiſters ſowie der von dem Vereine bei dem 
Amtsgericht eingereichten Schriftſtücke iſt jedem geſtattet. Von den Ein⸗ 


tragungen kann eine Abſchrift gefordert werden; die Abſchrift iſt auf Ver⸗ 
langen zu beglaubigen!). 
E II 69: P 1 678; 6 118, 182. 


1. Die Einſicht des Vereinsregiſters iſt wie die des Handelsregiſters (5 9 HGB) un- 
beſchrünkt geſtattet, ebenſo die Einſicht der als Beleg zu den Vereinsakten eingereichten Ur- 
kunden. Das Recht der Einſicht kann auch durch einen Bevollmächtigten oder unter Zuziehung 
eines Beiſtandes ausgeübt und zur Anfertigung von Notizen benutzt werden. Anerkannt iſt 
auch das Recht, eine einfache oder beglaubigte Abſchrift der Eintragungen und ein 
Zeugnis über Nichtvorhandenſein einer beſtimmten Eintragung ($ 162 56) zu fordern. 
Eine Abſchrift der Urkunden kann dagegen nach allgemeinen Grundſätzen ($ 34 FGG, val. 
$ 9 Abſ 2 HGB) nur verlangt werden, wenn ein berechtigtes Intereſſe dargetan wird. 


II. Stiftungen 


8 80 


Zur Entſtehung einer rechtsfähigen Stiftung!) iſt außer dem Stiftungs⸗ 
geichäfte?) die Genehmigung?) des Bundesſtaats erforderlich, in deſſen Ge⸗ 
biete die Stiftung ihren Sitz haben ſolle). Soll die Stiftung ihren Sitz nicht 
in einem Bundesſtaate haben, ſo iſt die Genehmigung des Bundesrats er⸗ 
forderlich. Als Sitz der Stiftung gilt, wenn nicht ein anderes beſtimmt iſt, 
der Drt, an welchem die Verwaltung geführt wird. 

E 158 Satz 1, 59, 62 Abj 1 II 70 M 1 118 ff.; P 1 585 ff. 


1. Die rechtsfähige bon dec (vgl. über den Begriff Vorbem 1 vor $ 21) beſitzt die Fire 
keit, ſelbſtändig Träger von Rechten und Verbindlichkeiten zu fein und unterſcheidet ſich hier. 
durch von der zu ihrer Entſtehung der ſtaatlichen Genehmigung nicht bedürfenden unſelb⸗ 
ſtändigen (fiduziariſchen) Stiftung, bei welcher das Vermögen durch Rechtsgeſchäft unter 
Lebenden, wie z. B. durch auflage belaſtete Schenkung oder durch Verfügung von Todes 
wegen, einer juriſtiſchen Perſon (Stadtgemeinde, Kirche uſw.) mit der Auflage zugewandt 
iſt, es zu dem ſtiftungsmäßigen Zwecke zu verwenden (vgl. RG 88, 339). Es kann hierbei, 
ohne daß die Stiftung den Charakter einer unſelbſtändigen verliert, auch beſtimmt ſein, 
daß dieſes Vermögen von dem Tonftigen Vermögen der juriſtiſchen Perſon getrennt zu 
halten und beſonders zu verwalten iſt. Im Konkurſe über die juriſtiſche Perſon kann die 
Ausſonderung des ihr zu treuen Händen (fiduziariſch) überlaſſenen Stiftungsvermögens 
verlangt werden. Die juriſtiſche Perſon iſt ſchuldrechtlich verbunden, die Auflage zu er⸗ 
füllen (vgl. 8 2194). Der Geſichtspunkt der Auflage ſchließt nicht aus, daß den bedachten 
Perſonen nach dem Willen des Stifters ein klagbares Recht auf die Stiftungsbezüge zu⸗ 
kommen kann (vgl. § 85 A 2). Das Reichsgericht will freilich bei letztwilliger Zuwendung 
ein ſolches Recht nur anerkennen, wenn die Auflage als ein dem Vermächtnis an die juriſtiſche 

erſon auferlegtes Untervermächtnis aufzufaſſen iſt, und nur mit den für Vermächtniſſe 
($ 2162) geltenden Beſchrankungen (RG Warn 1917 Nr 148). Das Rechtsverhältnis kann 
guch ſo geſtaltet ſein, daß in bezug auf Erfüllung der Auflage nur eine öffentlich rechtliche 
Verpflichtung beſteht, die dem Zuwender als genügende Sicherheit erſcheinen kann. Die 
n d Nr 1 u. 2 des PrGbeſ. v. 20. 6. 75 über Vermögensverwaltung in katholiſchen Kirchen⸗ 
gemeinden aufgeführten Gegenſtände des kirchlichen Vermögens bilden im Gegenſatz zu 
er 5 keine felbftändige Stiftung. Über die Verwaltung des Stiftungsvermögens durch 
bett Behörde |. 8 86 A 2. Eine Stiftung einzelner Sachen, die zur allgemeinen Benutzung 
yeimmt find (Stiftung einer Ruhebank, eines Rettungsbootes, eines Ausſichtsturms 


— . He „ * w.), 
PITd meiſt nur in der Form einer unſelbſtändigen Stiftung vorkommen (vgl. RG 8. 50. 
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Kohler in Arch Bürgg 3, 289). Über Begründung eines öffentlichen Gebrauchsrechts durch 
Widmung eines Grundſtücks zu Schulzwecken |. R& 74, 55. — Zu unterſcheiden ift ferner 
von der Stiftung das aus Beiträgen einer Mehrheit von Perſonen gebildete Sammel⸗ 
vermögen, das zur Erfüllung einer vorübergehenden Aufgabe, wie zur Errichtung eines 
Denkmals, zur Verwendung für Unterſtützungen in einem vbeſtimmten Unglücksfalle, einem 
Ausſchuß oder einem einzelnen Treuhänder anvertraut wird. Als eine eigentliche juriſtiſche 
Perſon iſt das Sammelvermögen nicht anzuſehen. Es handelt ſich aber um ein ſtiftungs⸗ 
ähnliches Gebilde. Die zuſammengebrachten Mittel gehören der aus den Beitragsleiſtern 
beſtehenden Vereinigung, ohne daß dieſe jedoch hierüber verſügen kann (beſtr., vgl. nament⸗ 
lich Oertmann Vorbem b vor § 80; Lindemann im Recht 1911, 90; RG 62, 391). Die 
Verwaltung liegt in den Händen des Ausſchuſſes (Treuhänders), von dem regelmäßig die 
Aufforderung zu Beiträgen ausgehen wird. Die Sammlung kann aber auch ſchon vor 
Vorhandenſein eines Ausſchuſſes in dem Sinne veranſtaltet werden, daß ein ſpäter ſich 
bildender Ausſchuß (Zentralausſchuß) die Verwaltung übernimmt oder den Beitragsleiſtern 
die Befugnis zur Wahl des Ausſchuſſes vorbehalten bleibt. Soweit es zur Erreichung des 
beſtimmungsmäßigen Zweckes erforderlich, iſt der Ausſchuß befugt, Schuldverbindlichkeiten 
einzugehen, durch die das Sammelvermögen als ſolches belaſtet wird. Die Vermögens: 
maſſe kann ſelbſtändig klagen und verklagt werden. Von den Gläubigern der Beitrags⸗ 
leiſter kann das Sammelvermögen, da letztere zur Verfügung hierüber nicht befugt ſind, 
nicht gepfändet werden. Sind die zur Verwaltung und Verwendung berufenen Perſonen 
weggefallen, ſo kann für dieſe Zwecke nach § 1914 ein Pfleger beſtellt werden. 

2. Über das Stiftungsgeſchäft ſ. 8 81 A 1. 

3. Zur Entſtehung der Stiftung kann die ſtaatliche Genehmigung nicht entbehrt werden, 
da der Wille des Stifters (abgeſehen von § 87) unabänderlich die für die Verwaltung maß⸗ 
gebende Norm bildet, das Vermögen ſomit für alle Zukunft feſtgelegt wird. Nicht erforderlich 
iſt nach Reichsrecht, daß die Stiftung nach ihrer Zweckbeſtinnnung im weſentlichen dem öffent⸗ 
lichen Intereſſe dient (vgl. über die unter Aufſicht der Verwaltungsbehörden ſtehenden 
öffentlichen Stiftungen des bayriſchen Landesrechts Vorbem 2 vor 8 21). Infolge der Not⸗ 
wendigkeit der Genehmigung hat eben der Staat es in der Hand, nur ſolche Stiftungen zuzu⸗ 
laſſen, deren Zwecke mit dem Allgemeinintereſſe in Einklang ſind und die hinreichend mit 
Vermögen ausgeſtattet find. Ausnahmsweiſe hat nach Art 1 PrAG bei Familienſtiftungen 
das die Genehmigung erteilende Gericht nur formell zu prüfen, ob die Stiftungsurkunde 
deutlich und beſtimmt gefaßt iſt und ausreichende Beſtimmungen über die Beſtellung eines 
Vorſtandes enthält. Als Familienſtiftung ſind — was auch wegen der Erbſchaftsſteuer 
nach $ 20 Nr 5 RérbſchStch v. 10. 9. 19 von Wichtigkeit iſt — ſolche Stiftungen anzuſehen, 
die zugunſten der nicht auf eine Generation beſchränkten Angehörigen einer oder mehrerer 
Familien exrichtet ſind. Daß Stiftungsbezüge nebenbei oder anshilfsweiſe (bei Vorhanden⸗ 
fein eines Überſchuſſes) andern Perſonen zufallen, ändert die rechtliche Natur der Stiftung 
nicht, ſofern auch für dieſe Verwendungen das Wohl der Familie maßgebend iſt. Soll 
nach Erlöſchen der Familie oder von einem ſonſtigen Zeitpunkt an die Stiftung einem andern 
Zwecke dienen, fo bedarf es hinſichtlich diefer bedingten oder betagten Nichtfamilienſtiftung 
der landesherrlichen Genehmigung (RG 82, 197 über den Begriff der Familienſtiftung im 
Sinne des Erbſchaftsſteuergeſ. Warn 1912 Nr 236; Gruch 49, 1143; KO 38 A 98; Gut⸗ 
achten des KG in IM Bl 1915, 262 — vgl. 8 247 des Pr. Fideikommißgeſetzentwurfs v. 1917, 
Frommhold in Arch ZivPrax 117, 87). Sit die geſamte Stiftung nach dem Willen des 
Stifters eine einheitliche, was bei einheitlicher Errichtung zu vermuten iſt, ſo unterſteht ſie 
nicht dem Recht der Familienſtiftung. Der mit einem Familienfideikommiß verbundene 
Familienfonds ſtellt, auch wenn er einer beſondern Verwaltung unterliegt, nicht eine 
Familienſtiftung dar (RG 7. 5. 14 IV 544/13). Die Erteilung der ſtaatlichen Genehmigung 
ſetzt ſtets voraus, nicht nur, daß ein Stiftungsgeſchäft vorhanden iſt, ſondern auch, daß ein 
Antrag auf Genehmigung von dem Stifter oder mit deſſen Willen geſtellt iſt. Ohue einen 
ſolchen Antrag — deſſen Mangel derjenige zu beweiſen hat, der das Fehlen des Antrags 
behauptet — iſt die erteilte Genehmigung unwirkſam (a. A. v. Tuhr S. 603 — I. auch $ 88 
A 1 4. E.). Mit der Verweigerung der ſtaatlichen Genehmigung wird das Stiftungs⸗ 
geſchäft hinfällig. Dies ſchließt aber bei einer Stiftung unter Lebenden nicht aus, daß der 
Stifter die formell gültige Stiftungserklärung dazu benutzen kann, um ſpäter von neuem 
die Genehmigung nachzuſuchen. Wird die Genehmigung, die nicht als eine Geſetz⸗ 
gebungshandlung aufgefaßt werden darf, erteilt, ſo wird hierdurch, und zwar in dem 
Augenblicke, wo die Genehmigung dem Antragſteller mitgeteilt wird, die Stiftung begründet 
(vgl. § 81 Abſ 2). Ausnahmsweiſe iſt in $ 84 aus praktiſchen Gründen eine Rückziehung 
in gewiſſem Umfange vorgeſchrieben. Die Genehmigung hat nicht die Bedeutung, daß 
etwaige dem Stiftungsgeſchäft anhaftende Mängel hierdurch geheilt werden (RG 28. 3. 12 
VI 398/11). Die vor Erteilung der Genehmigung beſtehende Ungewißheit, ob es zur Ent- 
ſtehung der Stiftung kommt, hindert nicht, daß der in der Entwicklung begriffenen Stif⸗ 
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tung für den Fall der Entſtehung Zuwendungen, und zwar nicht nur vom Stifter, ſondern 
auch von andern Perſonen gemacht werden können (vgl. § 1 A 4). Nicht unbedingt aus 
geſchloſſen iſt, daß die Genehmigung nur auf Zeit oder auf Widerruf erteilt wird (a. A. 
v. Tuhr S. 614 A 112). 

4. Zuſtändig für die Erteilung der Genehmigung iſt der Bundesſtaat, in deſſen Gebiet 
nach Iuhalt der Stiftungsurkunde die Stiftung ihren Sitz haben oder, wodurch der Sitz 
ebenfalls beſtimmt wird, die Verwaltung der Stiftung geführt werden ſoll. Die in dem 
Bundesſtaat zuſtändige Stelle beſtimmt ſich nach Landesrecht. Die Genehmigung ſteht 
— abgeſehen von den in A 3 erwähnten Familienſtiftungen — regelmäßig der oberſten 
Verwaltungsſtelle zu. Die Genehmigung einer Stiftung, die ihren Sitz in einem deut⸗ 
ſchen Schutzgebiet hatte, war von dem Reichskanzler (ſ. § 23 A 2) zu erteilen. Der Bundes⸗ 
rat, jetzt Reichsrat, iſt zuſtändig für die Erteilung der Genehmigung ausländiſcher Stiftungen 
(a. A. Staudinger A 6; v. Tuhr S. 608), welche Genehmigung allerdings nur für das In⸗ 
land leinſchließlich der deutſchen Schutzgebiete und Konſulargerichtsbezirke) wirkſam iſt 
MS Gruch 59, 155 — vgl. 8 23 A 1). Der Sitz einer Familienſtiftung, die nach dem 
Friedensvertrage ihren Sitz im Auslande oder beſetzten Gebiete erhalten würde, kann 
übrigens nach Art 2 PrGG v. 19. 7. 19 auf Antrag des Vorſtandes von dem IM verlegt 


werden. 
8 81 


Das Stiftungsgeſchäft!)?) unter Lebenden bedarf der ſchriftlichen Form. 

Bis zur Erteilung der Genehmigung iſt der Stifter zum Widerrufes) bes 
rechtigt. Iſt die Genehmigung bei der zuſtändigen Behörde nachgeſucht, jo 
kann der Widerruf nur dieſer gegenüber erklärt werdens). Der Erbe des 
Stifters iſt zum Widerrufe nicht berechtigt, wenn der Stifter das Geſuch bei 
der zuſtändigen Behörde eingereicht oder im Falle der gerichtlichen oder 
notariellen Beurkundung des Stiftungsgeſchäfts das Gericht oder den Notar 
bei oder nach der Beurkundung mit der Einreichung betraut hat?)2). 

6 1 58 Sah 1 u. 2, 62 Abſ 2 II 71 Abf 1 u. 2 M 1 118 ff.; P 1 591 fl.; 4 258; 5 443 ff.; 6 118. 


1. Das Stiftungsgeſchäft iſt die auf Begründung der Stiftung gerichtete Willenserklärung 
des Stifters, der hierbei ebenſowenig wie bei einer Verfügung von Todes wegen ſich ver⸗ 
treten laſſen kann. Die Willenserklärung muß deutlich erkennen laſſen, daß eine rechtsfähige 
Stiftung geſchaffen werden ſoll, muß in genügender Weile den Zweck der Stiftung bezeichnen, 
muß den Sitz der Stiftung oder, was dem gleichwertig iſt, den Ort, wo die Verwaltung der 
Stiftung zu führen iſt, feſtſetzen und über die Perſon des Vorſtandes wenigſtens inſofern 
Beſtimmung treffen, als der Weg fur Beſtellung des Vorſtandes anzugeben iſt ($ 86 in Verb. 
mit $ 26; a. A. Rehbein A 3a zu $$ 80 ff.). Über die Beauftragung des Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckers ſ. $ 83 A 1. Das Stiftungsgeſchäft bildet die notwendige Unterlage für die ftant- 
liche Genehmigung und bedarf deshalb — wenn es nicht in einer Verfügung von Todes 
wegen enthalten iſt, in welchem Falle die hierfür vorgeſchriebene Form zu wahren tft —, 
einſchließlich der zum Stiftungsgeſchäft im weiteren Sinne gehörigen Vermögenswidmung, 
der ſchriftlichen Form. Die Frage, ob jemand durch Vertrag einem Dritten gegen: 
uber zur Errichtung einer Stiftung ſich verpflichten kann, wird zu verneinen fein (beſtr.). 
Zuläſſig ift es dagegen, an die Zuwendung von Vermögen die Auflage zu knüpfen, daß es 
demnächſt zur Begründung einer Stiftung verwendet werden muß. Die Erfüllung dieſer 
Auflage liegt auch dem geſetzlichen Vertreter ob. Über das Recht zum Widerruf einer durch 
Vertrag errichteten Stiftung ſ. A 3. 

3 2. Mit dem Stiftungsgeſchäft pflegt die Vermögenswidmung verbunden zu werden. 
Notwendig iſt dies aber nicht, wenigſtens nicht bei Errichtung einer Stiftung unter 
Lebenden (a. A. namentlich Planck A 3, der die Erteilung der Genehmigung, ſofern das 
Stiftungsgeſchäft keine Zuwendung enthält, für unzuläſſig erklärt). Die Stiftung kann, 
wennſchon fie zur Erfüllung ihrer Aufgabe auf den Beſitz von Mitteln angewieſen ift, auch 
Ohne dieſe als ein vermögensfähiges Rechtsſubjekt zur Entſtehung kommen, das die erforder⸗ 
‚hen Mittel erſt durch Zuwendungen dritter Perſonen erhalten ſoll. Erſt wenn jede Aus⸗ 
„ot hierauf weggefallen ift, erliſcht die Stiftung. Dagegen wird für die durch Verfügung 
zon Todes wegen errichtete Stiftung daran feſtzuhalten ſein, daß ihr gleichzeitig Vermögen 
zugewandt werden muß. Dieſe Zuwendung kann nur durch Verfügung von Todes wegen 
und nur in den hierfür vorgeſchriebenen Formen erfolgen. Ungültig iſt gemäß § 310 die 
ban dem Stifter oder einem Dritten übernommene Verpflichtung, das künftige Vermögen 
gl. auch hinſichtlich der Verpflichtung zur Errichtung einer Verfügung von Todes wegen 
3 2302) der Stiftung zu überweiſen. Die Ungültigkeit dieſer Verpflichtung hat gemäß 
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§ 139 zugleich die Ungültigkeit einer durch dasſelbe Rechtsgeſchäft der Stiftung gemachten 
beſondern Zuwendung zur Folge, falls nicht erweislich der Wille des Zuwenders dahin 
geht, daß die Stiftung nötigenfalls nur mit dieſen beſchränkten Mitteln beſtehen ſoll. Durch 
die Erteilung der ſtaatlichen Genehmigung, die das Widerrufsrecht des Stifters beſeitigt 
(vgl. A 3), wird dieſe Ungültigkeit nicht gehoben (RG 28. 3. 12 VI 398/11). Den Rechts⸗ 
regeln der Schenkung kann, was das Rechtsverhältnis zwiſchen Zuwender und Stiftung 
betrifft, das Stiftungsgeſchäft, das ein Rechtsgeſchäft beſonderer Art iſt, im allgemeinen 
nicht unterſtellt werden. Es erſcheint jedoch gerechtfertigt, da es ſich ſachlich um ein der 
Schenkung ähnliches Rechtsgeſchäft handelt, auf die mit Bekanntmachung der Genehmi⸗ 
gung an ihn beginnende Haftung des Stifters die für die Haftung des Schenkers beſtehen⸗ 
den Grundſätze (§9 519, 521—524) zur eutſprechenden Anwendung zu bringen (vgl. Planck 
A 2 u. 3 zu $ 82, der außerdem für die Zeit bis zur Genehmigung der Stiftung hinſichtlich 
des Gegenſtandes der Stiftung die für Vermächtniſſe gegebenen Auslegungsregeln für be⸗ 
achtlich hält). Iſt teſtamentariſch das geſamte Vermögen zwei durch das Teſtament angeord- 
neten Stiftungen zu beſtimmten Teilen zugewieſen und demnächſt die eine Stiftung von 
dem Erblaſſer bereits bei Lebzeiten unter Vermögenszuwendung errichtet, fo darf in dem 
Teſtament der Ausdruck des Willens gefunden werden, daß das bei Lebzeiten des Erblaſſers 
Zugewendete, damit das Verteilungsverhältnis dasſelbe bleibt, auf den Erbteil anzurechnen 
iſt (RG 30. 3. 16 IV 456/15). Die Ungültigkeit der Vermögenszuwendung zieht bei einer 
Stiftung unter Lebenden nicht notwendig die Ungültigkeit des Stiftungsgeſchäfts nach ſich. 
Auch mit dem Verluſt des Vermögens iſt 1140 ohne weiteres das Erlöſchen der Stiftung 
verbunden (vgl. $ 42 A 1 und $ 86 A 3). Über die für Stiftungen geltenden Erwerbs⸗ 
beſchränkungen ſ. Vorbem 2 vor § 21. Den durch die Vermögenswidmung ihr zugefallenen 
Erwerb kann die genehmigte Stiftung nicht ablehnen. 


3. Die Wirkſamkeit des Stiftungsgeſchäfts unter Lebenden iſt nicht dadurch bedingt, 
daß das Geſuch um Genehmigung von dem Stifter ſelbſt bei der hierfür zuſtändigen Behörde 
eingereicht iſt. Auf Grund des Stiftungsgeſchäfts kann, wenn der Erblaſſer inzwiſchen 
verſtorben iſt, der Antrag auf Genehmigung von dem Erben geſtellt werden, womit eine 
Stiftung des Erblaſſers, nicht des Erben, begründet wird. Vor Eingang des Geſuchs um 
Genehmigung genügt bei Stiftungen unter Lebenden zum Widerruf eine jede formloſe, 
nicht empfangsbedürftige Kundgebung, die auch in einer ſchlüſſigen Handlung, insbeſondere 
darin beſtehen kann, daß der Stifter die von ihm der Stiftung gewidmeten Gegenſtände 
vorſätzlich veräußert oder zerſtört. Trotz des Widerrufs kann übrigens das Stiftungsgeſchäft 
von dem Stifter oder dem Erben, der dann allerdings, falls der Widerruf vom Erblaſſer aus⸗ 
gegangen war, ſelbſt als Stifter erſcheint, zur Nachſuchung der Genehmigung benutzt werden. 
Das Widerrufsrecht verbleibt dem Stifter bei Stiftungen unter Lebenden auch nach Ein⸗ 
reichung des Geſuchs um Genehmigung. Zur Wirkſamkeit des Widerrufs iſt in dieſem 
Falle erforderlich, daß er vor Mitteilung der Genehmigung an den Antragſteller (vgl. § 80 
A 3) zur Kenntnis der Behörde gebracht wird, und zwar, ſoweit landesrechtlich nicht andere 
Zuſtändigkeitsvorſchriften gegeben ſind, zur Kenntnis derjenigen Behörde, welche über die Ge⸗ 
nehmigung zu entſcheiden hat, oder, wenn die Entſcheidung in der Hand des Landesherrn liegt, 
zur Kenntnis der mit der Bearbeitung der Angelegenheit befaßten Behörde. Das Recht zum 
Widerruf iſt felbft dann nicht ausgeſchloſſen, wenn die Stiftung unter Lebenden durch 
Vertrag gültig errichtet iſt, wennſchon der Stifter durch den Widerruf ſich wegen Ver⸗ 
letzung der Vertragspflicht dem Vertragsgegner gegenüber haftbar macht. Iſt die Stif⸗ 
tung von mehreren gemeinſchaftlich errichtet, fo kann das Widerrufsrecht von jedem ein⸗ 
zelnen ausgeübt werden. Dem Erben des Stifters ſteht nach Einreichung des Geſuchs 
das Widerrufsrecht nicht zu. Der Einreichung ſteht es gleich, wenn der Stifter das Gericht 
oder den Notar, die das Stiftungsgeſchäft beurkundet haben, mit der Einreichung beauf⸗ 
tragt hat (vgl. $ 1753 Abſ 2). Vor dieſem Zeitpunkt kann das Stiftungsgeſchäft von den 
Erben beliebig widerrufen werden, und zwar iſt, da eine fertige Stiftung noch nicht vor⸗ 
liegt, jeder Miterbe für ſich zum Widerruf berechtigt. 


4. Beruht die Stiftung auf einer Verfügung von Todes wegen, welcher Fall in 8 81 
Abſ 2 nicht behandelt wird, ſo kann das Stiftungsgeſchäft in derſelben Weiſe wie die letzt. 
willige Verfügung widerrufen werden. Zuläſſig ift auch, wie aus § 83 zu folgern, daß die 
Stiftung in einem Erbvertrage angeordnet wird, und zwar iſt, wenn die Erbeinſetzung oder 
das Vermächtnis zugunſten der Stiftung (vgl. A 2) als vertragsmäßige Verfügung ($ 2278) 
Pie Hen wird, auch die Anordnung der Stiftung als vertragsmäßige Verfügung anzuſehen. 
be eben find zum Widerruf der Verfügung von Todes wegen nicht berechtigt. Ein 
ſelches Widerrufsrecht würde mit der in § 83 getroffenen Regelung in Widerſpruch ftehen. 
Würde der Erblaſſer den Widerruf ſeinen Erben vorbehalten haben, ſo würde dies nur in 
dem Sinne aufgefaßt werden können, daß der Erblaſſer die Stiftung nicht ſelbſt hat errichten, 
ſondern die Errichtung feinen Erben hat überlaſſen wollen. 
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8 82 


Wird die Stiftung genehmigt, ſo iſt der Stifter verpflichtet, das in dem 
Stiftungsgeſchäfte zugeſicherte Vermögen auf die Stiftung zu übertragen!). 
Rechte, zu deren übertragung der Abtretungsvertrag genügt, gehen mit der 
Genehmigung auf die Stiftung über, ſofern nicht aus dem Stiftungsgeſchäfte 
ſich ein anderer Wille des Stifters ergibt. 

E I 58 Satz 8, 4 II 71 Abſ 3; M 1 120; P 1 593, 


1. Mit der Entſtehung erwirbt die Stiftung den Anſpruch auf übertragung der ihr 
zugewendeten Rechte. Eine Geſamtnachfolge findet — abgejehen von dem Falle der Erb⸗ 
einſetzung der Stiftung — nicht ſtatt. Iſt für die dingliche Übertragung eine beſtimmte Form 
vorgeschrieben (Eintragung ins Grundbuch, Beſitzübertragung eo). fo muß dieſe Form 


— 


auch für die Übertragung an die Stiftung eingehalten werden. Das Stiftungsgeſchäft darf 
aber ſo ausgelegt werden, daß diejenigen Rechte, die durch bloßen Abtretungsvertrag über⸗ 
tragen werden können, ohne weiteres mit der Entſtehung der Stiftung auf dieſe über- 
gehen ſollen. Und dieſe Auslegung ſoll Platz gre fen, wenn nicht aus dem ſchriftlichen Stiftungs- 
geſchäft das Gegenteil erhellt. Das von dem Stifter Zugewendete kann die Stiftung, die 
als mit dieſem Vermögen ausgeſtattet ins Leben trit, nicht ausschlagen. Über die Haftung 
des Stifters ſ. § 81 A 2. 


8 83 


Beſteht das Stiftungsgeſchäft in einer Verfügung von Todes wegen, in 
hat das Nachlaßgerichtt) die Genehmigung einzuholen, ſofern ſie nicht von 
dem Erben oder dem Teſtamentsvollſtrecker nachgeſucht wird, 

E 1 59 II 72 Abſ 1; M 1 120 ff.; P 1586 ff, 594 ff. 


der in Betracht kommenden verſchledenartigen Intereſſen dritter Perſonen, die ſonſt ſchutz⸗ 
los bleiben würden, ſich der Stiftung anzunehmen und die ſtaatliche Genehmigung her. 
einführen. Die Fürſorge des Nachlaßgerichts wird insbeſondere dann nötig, wenn die 


Wird die Stiftung erſt nach dem Tode des Stifters genehmigt, ſo gilt ſie 
ür die Zuwendungen des Stifters als ſchon vor deſſen Tode entſtanden ) 2), 


J. Ohne die Beſtimmung des $ 84 würde die durch Verfügung von Todes wegen errichtete 
Stiftung im Falle der Erbeinſetzung nur Nacherbe ſein können und würde ein Vermächtnis 
{hr erft zu der Zeit der Entſtehung der Stiftung anfallen können ($$ 2101 Abſ 2, 2178). Nach 
3.84 ſoll es aber hinſichtlich der Zuwendungen des Stifters mögen fie in derſelben oder 
einer fpäteren letztwilligen Verfügung enthalten ſein — nicht hinſichtlich der Zuwendungen ande⸗ 
rer Perſonen —ſo angeſehen werden, als wenn die jpäter genehmigte Stiftung ſchon vor 
dem Tode des Stifters entſtanden wäre. Es fällt danach der Stiftung unter der Vorausſetzung 
ihrer fpäteren Genehmigung die Erbſchaft, die bis dahin durch einen Nachlaßpfleger zu ver ⸗ 


6* 
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walten ift (§ 1960), ſofort mit dem Tode des Erblaſſers an (8 1922). Ebenſo fällt ihr das Ver⸗ 
mächtnis in dieſem Zeitpunkte an und gebühren ihr bereits ſeit dieſer Zeit die Erträge des 
vermachten Gegenſtandes (88 2176, 2184). Es findet ſomit, um die Nachteile einer verſpäteten 
Genehmigung zu beſeitigen, eine dem Willen des Stifters entſprechende Rückziehung ſtatt. 
2, Der Grundſatz des § 84 iſt aber auch für die Zuwendungen des Stifters — nicht anderer 
Perſonen — an eine bereits unter Lebenden errichtete Stiftung zur Anwendung zu bringen. 
Wird die Stiftung erſt nach dem Tode des Stifters genehmigt, ſo iſt es ſo anzuſehen, als wenn 
ſie bereits vor deſſen Tode entſtanden wäre, ſo daß die Verpflichtung zur Übertragung der 
der Stiftung zugewendeten Vermögensgegenſtände als eine bereits bei Lebzeiten des Stifters 
entſtandene unbedingte Verbindlichkeit behandelt wird und die Abtretung derjenigen Rechte, 
zu deren Übertragung der Abtretungsvertrag genügt ($ 82), bereits bei Lebzeiten des 
Stifters als geſchehen gilt. Die Rückziehung ha aber hier nicht die Bedeutung, daß die 
vor Einreichung des Ge uchs (vgl. $ 81 A 3) von dem Stifter oder ſeinen Erben getroffenen 
Verfügungen über die der Stiftung zugewendeten Gegenſtände hinfällig werden. 


8 85 
Die Berfajjung einer Stiftung wird, ſoweit ſie nicht auf Reichs⸗ oder 
Landesgeſetz!) beruht, durch das Stiftungsgeſchäfte) beſtimmt. 
E I 60 II 73; M 1 121; P 1 596. 


1. Der Landesgeſetzgebung iſt damit die Ermächtigung gegeben, über die Verfaſſung 
der Stiftung, ſoweit reichsrechtliche Vorſchriften nicht entgegenſtehen, Beſtimmungen zu 
treffen, und zwar nicht bloß ergänzende, ſondern auch zwingende. Beſtimmungen letzterer 
Art finden ſich z. B. in Artt 2 u. 4 des PrAc über die Zuläſſigkeit der Anderung der Ver⸗ 
faſſung oder Aufhebung einer Familienſtiftung (vgl. $ 80 A 3) durch Familienſchluß und 
betreffs anderer Stiftungen durch Beſchluß des Vorſtandes mit hinzukommender ſtaat⸗ 
licher Genehmigung. Hinſichtlich des Erforderniſſes der Einſtimmigkeit des Familienſchluſſes 
greift das Reichsrecht inſofern ein, als auf Grund des § 226 auf Zuſtimmung zu dem Familien⸗ 
ſchluß geklagt werden kann, wenn die Zuſtimmung in der offenbaren und ausſchließlichen 
Abſicht verweigert wird, den Mitbeteiligten Schaden zuzufügen (RG 22. 2. 06 IV 415/05). 
Die Beſchlußfaſſung über Anderung der Verfaſſung oder Aufhebung einer Familienſtiftung 
kann von dem Stifter, ſoweit das Landesrecht es nicht verbietet — eine ſolche Verbots⸗ 
beſtimmung iſt in Art 2 8 7 des PrAG nicht zu finden —, einem Familienrat übertragen 
werden. Der landesrechtlichen Regelung unterliegt auch die ſtaatliche Auſſicht über die 
Stiftungen (vgl. $ 13 II 13 ALR). Über das Aufſichtsrecht bei Familienſtiftungen in Preußen 
ſ. Aufſatz in JW 1910, 1036 ff.). 

2. Aus dem Stiftungsgeſchäft iſt zu entnehmen, ob und inwieweit den Stiftungsinter⸗ 
eſſenten ein klagbares Recht auf die Stiftungsbezüge zuſteht. Ein Klagerecht iſt 
nicht anzuerkennen, wenn die Berechtigung des einzelnen von Vorausſetzungen abhängig 
gemacht iſt, die nicht ſicher feſtſtellbar ſind, über deren Vorhandenſein vielmehr der Vor⸗ 
ftand nach freiem Ermeſſen unter Berückſichtigung der tatſächlichen Verhältniſſe des Einzel⸗ 
falls zu entſcheiden hat (RG JW 1901, 57926, OLG 28, 18; vgl. auch die frühere Entſchei⸗ 
dung RG 9, 207). Es kann in dieſem Falle bei pflichtwidrigem Verhalten des Vorſtandes 
nur die Aufſichtsbehörde angegangen werden. Ein im Rechtswege verfolgbarer Anſpruch 
der Verwandten wird der Regel nach nicht als dem Willen des Stifters entſprechend an⸗ 
zunehmen ſein, wenn dieſer nur allgemein angeordnet hat, daß bei Verwendung der Zinſen 
der zu wohltätigem Zweck beſtimmten Stiftung unterſtützungsbedürftige Verwandte in erſter 
Linie zu berückſichtigen find (NG Warn 1917 Nr 148). Das Nichtbeſtehen eines klagbaren 
Anſpruchs ſchließt nicht aus, daß von den Stiftungsbeteiligten bei Streitigkeiten darüber, 
ob in ihrer Perſon die ſtiftungsmäßigen Vorausſetzungen für die Möglichkeit der Erlangung 
von Bezügen vorhanden find, Feſtſtellungsklage erhoben werden kann. Das durch Ver⸗ 
leihung entſtandene Recht auf den Stiftungsbezug kann wegen Irrtums des Verwalters 
über ſolche Tatſachen, welche für ihn nach freiem Ermeſſen zur Verleihung beſtimmend 
waren (Irrtum im Beweggrund), nicht angefochten werden. Im Falle des Konkurſes 
treten die Anſprüche der Bezugsberechtigten hinter die Auſprüche der Stiftungsgläubiger 
zurück (vgl. $ 88 A 2). Auch gegen eine Stiftung des öffentlichen Rechts können privatrecht⸗ 
liche Ansprüche dritter Perſonen nach der Satzung begründet ſein. Über Unpfändbarkeit 
der Stiftungsbezüge vgl. $ 850 Nr 3 BRD. Die an der Stiftung unmittelbar Beteiligten, 
insbeſondere die an einer Familienſtiftung beteiligten bezugsberechtigten Familienmitglieder 
können den Verwalter wegen ſchuldhafter Beeinträchtigung des Stiftungsvermögens erſatz⸗ 
pflichtig machen, und zwar haben ſie nicht nur ein Klagerecht in Höhe der Schmälerung 
ihrer eigenen Bezüge, ſondern ſie können allgemein darauf klagen, daß der geſamte, der 
Stiftung entſtandene Schaden dieſer von dem Verwalter erſetzt wird (RG 61, 36; JW 
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08, 1605; 22. 9. 10 IV 526/09). Den Beteiligten kann in der Stiftungsurkunde auch das 
Recht verliehen werden, Satzungsänderungen, die den Anforderungen der Stiftungsurkunde 
nicht entſprechen, im Klagewege anzufechten (RG 27. 3. 07 IV 361/06). Beſteht Streit 
über die Wählbarkeit zu dem Amte eines Stiftungsverwalters, ſo kann hierüber im Pro⸗ 
zeſſe entſchieden werden (RG 5. 1. 10 IV 111/09). Die Vorſchriften der 88 315, 319 können 
auf das dem Verwalter der Stiftung hinſichtlich der Verteilung der Bezüge ſatzungsmäßig 
eingeräumte freie Befinden nicht zur Anwendung kommen. Dem freien Ermeſſen iſt 
nur inſofern eine Schranke zu ziehen, als eine unlautere Handlungsweiſe (8 826) dem Ver⸗ 
walter nicht geftattet werden kann (RG 6. 11. 19 IV 230/19). — Etwaige Lücken des Stif⸗ 
tungsgeſchäfts ſind im Wege der Auslegung aus dem Zuſammenhang aller darin enthal- 
tenen Beſtimmungen auszufüllen (RH 10. 5. 07 VII 384/06). 


8 86 


Die Borſchriften des § 26, des § 27 Abſſ3 und der SS 28 bis 31, 423) 
finden auf Stiftungen entſprechende Anwendung, die Vorſchriften des § 27 
Ab 3 und des S 28 Abſ 1 jedoch nur inſoweit, als ſich nicht aus der Verfaſ⸗ 
ſung, insbeſondere daraus, daß die Verwaltung der Stiftung von einer 
öffentlichen Behörde?) geführt wird, ein anderes ergibt. Die Vorſchriften 
des § 28 Abſ 2 und des 8§ 29 finden auf Stiftungen, deren Verwaltung von 
einer öffentlichen Behörde geführt wird, keine Anwendung. 

E 1 61 II 74; M 1 121; P 1 599 ff.; 6 144. 


1. Die Stiftung muß ebenſo wie der Verein einen ein⸗ oder mehrgliedrigen Vorſtand 
haben (vgl § 81 A 1), welcher die Stellung eines geſetzlichen Vertreters hat und durch die 
innerhalb ſeines Vertretungsbereichs von ihm vorgenommenen, zu Schadenserſatz verpflich- 
tenden Handlungen die Stiftung haftbar macht (88 26, 27 Abſ 3, 28, 29, 31). Neben dem 
Vorſtande können beſondere Vertreter (z. B. Kollatoren) im Sinne der $$ 30, 31 be⸗ 
ſtellt werden. Was die in § 27 Abſ 3 vorgeſehene Anwendbarkeit der 88 664—670 betrifft, 
ſo iſt als Auftraggeber im Sinne des $ 665 der Stifter, deſſen Wille in der Stiftungsurkunde 
niedergelegt ift, im Gimme der §8 666 u. 667 die Aufſichtsbehörde (vgl. A 2) anzuſehen. 
Nicht berwieſen iſt in $ 86 auf § 33. Es genügt deshalb für die Beſchlußfaſſung des aus 
mehreren Mitgliedern beſtehenden Vorſtandes, ſoweit die Stiftungsurkunde nichts anderes 
beſtimmt, einfache Stimmenmehrheit. 

2. Die Verwaltun der Stiftung kann — was für Vereine nicht gilt — von dem Stifter 
einer öffentlichen Be örde oder, was auf dasſelbe hinauskommt, dem durch dieſez Behörde 
vertretenen öffentlich⸗rechtlichen Verbande übertragen werden. Zu unterſcheiden hiervon 
iſt der Fall, daß einzelne Mitglieder der Behörde für ihre Perſon den Stiftungsvorſtand 
bilden ſollen (Ren IW 1915, 1194). Ing erſteren Falle beſtimmt ſich die Geſchäftsführung 
und die Art der Beſchlußfaſſung der aus mehreren Mitgliedern beſtehenden Behörde nach 
ben für die Amtsführung geltenden öffentlich rechtlichen Vorſchriften. Es entfällt mithin 
die Anwendbarkeit der 88 27 Abſ 3 und 28 Apf 1, desgleichen des $ 29 über die gerichtliche 
Ergänzung des Vorſtandes und des mit den Befugniſſen des Vorſitzenden einer Behörde nicht 
im Einklang ſtehenden 552 Abſ 2 über die Abgabe von Willenserklärungen gegenüber dem 
Vorſtande. Auch bei bertragung der Verwaltung an den Vorſtand eines Vereins, 
einer Aktiengeſellſchaft uf. wird regelmäßig gewollt ſein, daß ſtatt der vorerwähnten Vor⸗ 
ſchriften die für die Geschäftsführung des Vorſtandes in Vereinsangelegenheiten geltenden 
Beſtimmungen zur Anwendung kommen. lber die Aufſichtsbehörde beſtimmt das Landes⸗ 
secht (vgl. Vorbem 2 vor 5 21). Nach dieſem Recht beftimmt fi) auch die Befugnis der Auf. 
ichtsbehörde, den Verwalter der Stiftung wegen Pflichtwidrigkeit zu entfetzen. Die Vor⸗ 

ift des $ 27 Abl 2 erfährt hierdurch eine Anderung. Für Familienſtiftungen hat nach preuß. 

echt das die Auflicht führende Gericht dieſe Befugnis nur, wenn fie ihm in der Stiftungs⸗ 
urkunde oder durch Familienſchluß beigelegt ift (Kc 35 A 44 — vgl. über die Grenzen 
des nur im Staatsintereſſe zu führenden Auſſichtsrechts KJ 46 A 101). Andernfalls muß 
um Prozeßwege auf Entſetzung geklagt werden. Führt eine Behörde als Organ der Stif⸗ 
zung die Verwaltung, ſo iſt dieſe in Ermanglung einer abweichenden Beſtimmung der Auf⸗ 
ſicht und Leitung der vorgeſetzten Behoͤrde in Stiftungsangelegenheiten ebenſo wie in ſonſtigen 
ugelegenheiten unterworfen. Zum Beſtehen der Stiftung iſt nicht etwa eine derartige 
eloſtändigkeit der verwaltenden Behörde erforderlich, daß eine Einwirkung der ihr vor 
gelegten Behörde ausgeſchloſſen wäre. Ebenſowenig iſt erforderlich, daß die Stiftung 

Veiligten auf die Zuſammenſetzung der Behörde einen Einfluß haben (RG 14. 3. 12 

411/11, betr. die Charite in Berlin). Ein Streit darüber, inwieweit neben dem Ver 
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waltungsrecht der öffentlichen Behörde die Verwaltungsbefugniſſe des Teſtamentsvollſtreckers 
Raum haben, iſt im Prozeſſe zwiſchen dem Teſtamentsvollſtrecker und der öffentlich rechtlichen 
Körperſchaft zum Austrag zu bringen (RG JW 1915, 11945). 

3. Über den Verluſt der Rechtsfähigkeit durch Eröffnung des Konkurſes ſ. 8 42 A 1. 
Der Fortfall des Vermögens hat ſonſt nicht ohne weiteres das Erlöſchen der Stiftung zur Folge. 
Es bedarf in dieſem Falle der Aufhebung der Stiftung, die erſt dann auszuſprechen iſt, wenn 
keine Ausſicht befteht, daß die Stiftung wieder zu Vermögen kommt. Die Stiftung erlifcht 
durch Ablauf der in der Stiftungsurkunde beſtimmten Zeit, Eintritt der darin feſtgeſeßten auf- 
löſenden Bedingung, Erledigung der der Stiftung geſtellten Aufgabe oder Zurücknahme der 
Genehmigung, wenn ausnahmsweiſe mit Einverſtändnis des Stifters der Widerruf der Ge⸗ 
nehmigung, was geſetzlich zuläſſig iſt, vorbehalten iſt. 


8 87 


Iſt die Erfüllung des Stiftungszwecks unmöglich geworden oder ge⸗ 
fährdet jie das Gemeinwohl), jo kann die zuſtändige Behörde?) der Stif⸗ 
tung eine andere Zweckbeſtimmung geben oder ſie aufheben. 


Bei der Umwandlung des Zweckes?) iſt die Abſicht des Stifters tunlichſt 
zu berütkſichtigen, insbeſondere dafür Sorge zu tragen, daß die Erträge des 
Stiftungsvermögens dem Perſonenkreiſe, dem ſie zuſtatten kommen ſollten, 
im Sinne des Stifters tunlichſt erhalten bleiben. Die Behörde kann die Ver⸗ 
faſſung der Stiftung ändern, ſoweit die Umwandlung des Zweckes es er⸗ 
fordert. 


Vor der Umwandlung des Zweckes und der Anderung der Verfaſſung 
ſoll der Vorſtand der Stiftung gehört werden. 
E II des EG Art 85. 


1. Der Stiftungszweck iſt derart weſentlich für das Beſtehen der Stiftung, daß mit dem 
Fortfalle des Zweckes, wenn ſeine Erreichung aus tatſächlichen oder rechtlichen Gründen 
(Unerlaubtheit) unmöglich geworden iſt, oder, was ebenfalls hierunter fällt, der der Stif. 
tung geſetzte Zweck erreicht iſt, die Stiftung, falls fie nicht umgewandelt wird, der Auf. 
hebung verfallen muß. Dieſelbe Folge tritt ein, wenn die weitere Verfolgung des Stif⸗ 
tungszwecks ſich als ſchädlich für das Gemeinwohl erweiſt oder doch die Gefahr der 
Schädigung beſteht. Daß die Stiftung ſich überlebt hat, der Stiftungszweck unnütz geworden 
iſt, berechtigt noch nicht zur Aufhebung der Stiftung (abw. Planck A 3). Eine Schädlichkeit 
kann jedoch dann ſich ergeben, wenn durch die Stiftung in größerem Umfange einer verkehrten 
Tätigkeitsrichtung oder dem Müßiggange Vorſchub geleiſtet wird. Weitergehend geſtattet 
Art 4 des Prach ganz allgemein die Aufhebung oder Anderung der Verfaſſung der Stiftung 
durch Beſchluß des Vorſtandes, welcher der ſtaatlichen Genehmigung bedarf. Eine ſolche 
landesrechtliche Vorſchrift ift zuläſſig, da die Verfaſſung der Stiftung, zu der auch die Vor: 
ſchriften über Umwandlung und Aufhebung der Stiftung gehören, nach § 85 der landesgeſetz⸗ 
lichen Regelung unterliegt und $ 87 nicht die ganze Materie der Aufhebung der Stiftung ab- 
ſchließend regelt, ſondern nur eine einzelne Beſtimmung gibt. Die Stiftung erliſcht auch dann, 
wenn die Behörde von dem bei Erteilung der Genehmigung vorbehaltenen Recht des Widerrufs 
engl. 8 80 A 3) Gebrauch macht. 

2. Handelt es ſich um eine ausländiſche Stiftung, ſo iſt der Bundesrat, jetzt Reichsrat, 
zuſtändig (vgl. jedoch § 80 A 4 und über die Stiftungen in den früheren Schutzgebieten 
523 A 2). Im übrigen entſcheidet das Landesrecht. Zuſtändig iſt regelmäßig die Landes» 
regierung, in Bayern bezüglich einer allgemeinen öffentlichen Stiftung mit Zuſtimmung der 
ztammern und, ſofern die Aufhebung oder Umwandlung aus andern als den in $ 87 be⸗ 
zeichneten Gründen erfolgt, mit Zuſtimmung der „Beteiligten“. Auch in Würktemberg 
bedarf es zur Aufhebung (nicht zur bloßen Umwandlung) der Stiftung meiſt eines Geſetzes. 

3. Darüber, ob die Aufhebung der Stiftung oder als mildere Maßnahme die Umwand⸗ 
lung des Stiftungszwecks (nebſt den hierdurch gebotenen ſonſtigen Anderungen der Ver⸗ 
faſſung) eintreten ſoll, hat die zuſtändige Stelle (vgl. A 2) nach freiem Ermeſſen zu befinden. 
‚Det der Umwandlung iſt darauf Rückſicht zu nehmen, daß die Abſicht des Stifters oder doch 
ine Hauptabſicht möglichſt erreicht wird, worüber der Vorſtand zu hören iſt. Der Abſicht des 
Suſters wird es entſprechen, daß die Stiftungsbezüge möglichſt demſelben Perſonenkreiſe 
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8 88 


Mit dem Erlöſchen der Stiftung fällt das Vermögen an die in der Ver⸗ 
faſſung beſtimmten Perſonen ). Die Vorſchriften der SS 46 bis 53 finden 
entſprechende Anwendung). 

E 1 61, 62 Abi 1 II 76; M 1 124; P 1 605 ff. 


1. Die Beſtimmung darüber, an wen das Stiftungsvermögen fällt, iſt in Ermanglung 
einer privatrechtlichen Beſtimmung des Reichsrechts der Stiftungsurkunde und dem Landes⸗ 
recht überlaſſen. Nach den ergänzenden Vorſchriften des Landesrechts iſt anfallsberechtigt 
meiſt der Fiskus, für Preußen, falls die Stiftung von einer Gemeinde oder ſonſtigen Körper. 
ſchaft des öffentlichen Rechtes errichtet oder verwaltet war, dieſe Körperſchaft (Art 5 AG). 
Als in der Verwaltung der Gemeinde befindlich iſt in dieſer Beziehung die Stiftung auch 
baun anzuſehen, wenn zur Verwaltung der Vorſtand der Gemeinde als ſolcher berufen iſt 
(RG IR 1915, 1194°). 

2. Die Liquidation erfolgt nach den 88 4758. Bei Anfall an den Fiskus — oder nach 
Art 5 Pra an eine öffentliche Körperſchaft — findet eine Liquidation nach $ 46 nicht ſtatt. 
Die nach § 46 für den Fiskus beſtehende Verwendungspflicht gilt nach Art 5 Prach 
auch für die öffentliche Körperſchaft. Für Sachſen (8 7 Abſ 2 Ausf VO) unterliegt die 
Verwendung des Stiftungsvermögens der Beſtimmung des Miniſters. 


III. Zuriſtiſche Perſonen des öffentlichen Rechtes 
8 89 


Die Vorſchrift des 5 31) ) findet auf den Fiskus ſowie auf die Körper⸗ 
ſchaften, Stiftungen und Anſtalten des öffentlichen Rechtes!) entſprechende 
Anwendung. 

Das gleiche gilt, ſoweit bei Körperſchaften, Stiftungen und Anſtalten 
des öffentlichen Rechtes der Konkurs zuläſſig iſt, von der Vorſchrift des 
8 42 Abſ. 20). 

E 6s U 77; M 1 124 ff.; P 1 585 ff., 607 ff.; 6 144 


1. Über die juriſtiſchen Perſonen des öffentlichen Rechtes ſ. Vorbem 2 vor 8 21. Die 
Haftung dieſer juriſtiſchen Perſonen beſteht reichsrechtlich nach $ 89 nur für die in Ausführung 
brivatrechtlicher Verrichtungen von ihren Vertretern vorgenommenen Handlungen, 
während über die Haftung des Staates und der Gemeinden für Verſehen in Ausübung 
der öffentlichen Geſvalt lediglich das Landesrecht entſcheidet (RE JW 1911, 803° — 
vgl. A 8). Fur die Haftung der juriſtiſchen Perſonen bürgerlichen Rechtes aus 8 31 (ſ. daſ. A 3) 
macht es dagegen nichts aus, ob die Handlung bei Ausübung öffentlicher e 
ft. Die in der Form von Handelsgeſellſchaften begründeten Kriegsgeſellſchaften können ſich 
dieſer Haftung nicht durch Berufung darauf entziehen, daß ihnen auf kriegswirtſchaftlichem 
Gebiete öffentliche Rechte zugeteilt find (val. JW 1918, 682. ). 150 
2. Bei der Anwendung des $ 31 auf die juriſtiſchen Perſonen des öffentlichen Rechtes 
bietet der Begriff des „verfaſſungsmäßigen Vertreters“ gewiſſe Schwierigkeiten. An Stelle 

er Satzung, in der bei den juriſtiſchen Perſonen des Privatrechts die Beſtellung eines ſolchen 
Vertreters ihren Grund haben muß ($ 31 A 1), treten hier die die Verwaltungs organiſation 
degelnden Beſtimmungen, welche durch Geſetz oder eine gleichwerte allgemeine Verwaltungs- 
Hurſchrift getroffen find (RG 53, 280; 62, 36; 74, 23; Gruch 56, 867; die in 70, 118 und 
TR 09, 6821 vertreten geweſene abweichende Auffaſſung iſt ſpäter aufgegeben). Bei der 
Stadtgemeinde muß die organiſatoriſche Beſtimmung im Geſetz oder in dem den Ausbau 
er Drganifation bezweckenden Statut enthalten ſein (RG 74, 23; Gruch 56, 867). Als eine 
\e Organiſation regelnde Verwaltungsvorſchrift darf auch die bei Einrichtung einer Behörde dem 

eichshaushaltsgeſetz in Ergänzung des Kaiſerl. Erl beigefügte Denkſchrift angeſehen werden 
RE 70, 107). Dem Vertreter muß ferner ein beſtimmter Verwaltungszweig zur ſelbſtändigen 
Erledigung überlaſſen fein, und er muß — allein oder gemeinſchaftlich mit andern — zur 
rechtsgeſchäftlichen Vertretung befugt ſein (MG 74, 250). Nicht notwendig ift, daß die Be. 
nung zum verfaſſungsmäßigen Vertreter einer öffentlich rechtlichen Körperſchaft von dieſer 
cörperſchaft ſelbſt ausgeht, die Berufung kann auch von einer über ihr ſtehenden ſtaatlichen 
f telle aus erfolgen (RG JW 1911, 149°). Die juriſtiſche Perſon haftet, wenn die von einem 
olchen Vertreter — der früher als „Willensorgan“ bezeichnet wurde — begangene unerlaubte 
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Handlung in ſeinen Amtsbereich fällt (vgl. 8 31 A 2). Als verfaſſungsmäßige Vertreter hat 
die Rechtſprechung des Reichsgerichts auerkannt: 
bei der Stadtgemeinde: den Bürgermeiſter (RG 44, 306; JW 1913, 5871; 1917, 5949), 
die zur Verwaltung der Sparkaſſe eingeſetzte ſtädtiſche Deputation (NG 64, 403), die dem 
Magiſtrat untergeordnete Baudeputation, zu deren Geſchäften die Beaufſichtigung des bau⸗ 
lichen Zuſtandes der Straßen und deren Inſtandhaltung gehört (RG Recht 1907 Nr 966), 
den nach mecklenburgiſchem Recht auf allerhöchſten Befehl der Stadtgemeinde unter Aus⸗ 
ſchaltung der Tätigkeit des Magiſtrats zur Oberleitung der Kanaliſationsarbeiten überwieſenen 
Beamten (RG ZW 1911, 149°), den dem Magiſtrat als Mitglied angehörenden Stadtbaurat 
(RG JW 1911, 9891; vgl. Warn 1914 Nr 35), nicht den ihm untergeordneten Bauinſpektor 
und Ingenieur (RG JW 1911 S. 851 u. 9391), nicht allgemein den dem Stadtbaurat unter- 
geordneten Vorſteher der Straßenbauabteilung (vgl. R JW 1912, 849%), nicht den ſtädtiſchen 
Gasdirektor (RG 74, 21), auch nicht den Betriebsdirektor der Straßenbahn, falls er nicht als 
Mitglied der Verwaltungsdeputation oder kraft Ortsſtatuts zu den verfaſſungsmäßigen Ver⸗ 
tretern gehört (RG JW 1911, 640), nicht den Straßenkontrolleur (NG JW 03 Beil 11829); 

bei der Amtsgemeinde: den als Mitglied des Sparkaſſenvorſtandes beſtellten Ren⸗ 
danten (RG JW 1912, 2831; Gruch 56, 866); J 

bei dem Kreiſe: nicht den vom Kriegsausſchuß in Preußen angeſtellten Kreisbaumeiſter, 
deſſen Anſtellung nicht auf ſtatutariſcher Anordnung beruht (NG JW 1915, 395“ — früher 
anders RG 62, 37); . 

bei der Juſtizverwaltung: die Vorſtandsbeamten des Landgerichts, Landgerichts⸗ 
präſident und erſter Staatsanwalt, hinſichtlich der Beaufſichtigung des Gerichtsgebäudes 
(RS JW 03 Beil 13224; Gruch 50, 361), desgleichen den aufſichtführenden Amtsrichter 
(RG Gruch 49, 635), nicht den Oberſekretär oder Kaſtellan; 

bei der Geſundheitsverwaltung: den Leiter der Königl. Bade⸗ und Brunnendirek⸗ 
tion (RG Recht 1911 Nr 1476); ’ 

bei der Unterrichtsverwaltung: dem Gymnaſialdirektor hinſichtlich der baulichen 
Beaufſichtigung des Gymnaſiums (RG 21. 1. 09 IV 227/08, den Schulvorſtand (SeuffA 64 
Nr 6), nicht den Schuldiener (NRG JW 06, 42715); 

bei der Bauverwaltung: den ſtaatlich angeſtellten Kreisbauinſpektor, deſſen Amt in 
Preußen durch die Dienſtanweiſung für die Lokalbaubeamten der Staatsbauverwaltung 
v. 1. 12. 98, mithin in einer organiſatoriſchen Beſtimmung geregelt iſt (NG JW 1915, 895 7); 

bei der Forſtverwaltung: den preußiſchen Oberförster (RS JW 04, 548"); 

bei der Eiſenbahnverwaltung: die Betriebsinſpektoren der Großh. Badiſch. Staats⸗ 
eiſenbahnen (RG 26. 11. 06 VI 96/06), die Vorſtände der in der Verwaltungsordnung für die 
preuß. Staatseiſenbahnen v. 17. 12. 94, jetzt 24. 5. 07 bezeichneten Betriebsinſpektionen uſw. 
(RG 53, 276), die Eiſenbahndirektion (LZ 1916, 2221), nicht den Bahnmeiſter (RG 58, 276; 
55, 229), auch nicht den Stationsvorſteher oder Bahnhofsvorſteher (RG JW 08 Beil 11720; 
Warn 1917 Nr 242; 1919 Nr 89), nicht den Rangierleiter (Bay Obs in SeuffA 57 Nr 234) 
oder den Bahnwärter (RG Warn 1910 Nr 189); 

bei der Poſtverwaltung: den Vorſteher des Poſtamts und Fernſprechamts (vgl. RG 
JW 13, 92319), nicht den Poſtaſſiſtenten (RG ZW 06, 7061), nicht den Hausmeiſter, mag auch 
Ku an durch die Verwaltungsbeſtimmungen des Poſtfiskus vorgeſehen fein (RG 

04, ; 

bei der Schiffahrtsverwaltung: den Betriebsdirektor des Kaiſerl Kanalamts, der dem 
Betriebsinſpektor der preußiſchen Eiſenbahnen gleichſteht (RG 79, 107), nicht den Kanal ⸗ 
lotſen, weil dieſem die rechtsgeſchäftliche Vertretungsmacht fehlt (RG 74, 250); 

bei der Heeresverwaltung: den Regimentskommandeur und Garniſonkommandanten, 
der nicht für genügende Abſperrung der verſeuchten Pferde des Regiments geſorgt hat (RG 
Warn 08 Nr 589), den Regimentskommandeur hinſichtlich des Krümperwagenbetriebs (RG 
JW 1911, 487%; Gruch 57, 1141) den Kommandeur des Pionierbataillons hinſichtlich der 
Unterhaltung des Signalmaſtes (RG Gruch 57, 976), den Bataillonskommandeur hinſichtlich 
der Unterhaltung des dem Bataillon überwieſenen Turngeräts und der hierauf bezüglichen 
Verrichtungen (RG IW 1912, 87°”), den Kommandanten eines Kriegsſchiffs (vgl. RG 72, 
350), nicht aber den mit Prüfung von Materialien (Glühzünder) beauftragten Offizier (RG 
55, 171), auch nicht die dem Kommandeur des Pionierbataillons beigeordnete, aus zwei 
oder drei Offizieren beſtehende Ubungsverwaltung, welche die Geſchäfte unter beſtändiger 
Kontrolle des Bataillonskommandeurs führt (Roß Gruch 57, 076); 

bei der Bankverwaltung: die in R JW 1911, 594“ offengelaſſene Frage, ob 
ichen en der Reichsbanknebenſtelle verfaſſungsmäßiger Vertreter iſt, wird zu be⸗ 
Die evangeliſche Gemeinde wird nach Art 2 des PrGeſ. v. 25. 5. 74 durch den Gemeinde⸗ 
kirchenrat vertreten. Die Kirchengemeinde iſt aber auch für den Pfarrer haftbar, wenn dieſer 
unter Mißbrauch ſeiner Stellung als Vorſitzender des Gemeindekirchenrats, die ihm das Recht 
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gibt, die gefaßten Beſchlüſſe zu beglaubigen und das Kirchenſiegel zu führen, Anträge gefälſcht 
hat (JW 1917, 5931). 

3. Die Haftung des Staates, der Gemeinden und andern Kommunalverbände war 
allgemein in verſchiedenen Bundesſtaaten für den Fall, daß der Beamte in Ausübung der 
öffentlichen Gewalt gehandelt hat, durch landesgeſetzliche Beſtimmungen ausgeſchloſſen, 
die durch Art 77 EG aufrechterhalten ſind. Eine Ausübung der öffentlichen Gewalt iſt anzu⸗ 
nehmen, wenn der Staat fein Herrſchaftsrecht betätigt, dem jeder einzelne ſich fügen muß. 
Unter die Ausübung der öffentlichen Gewalt fällt es auch, wenn amtliche Machtmittel miß⸗ 
bräuchlich verwendet werden (MG 91, 381). Verſchieden hiervon iſt, wenn der Beamte in Aus⸗ 
übung ſolcher Rechte gehandelt hat, die in Rechtsverhältniſſen des bürgerlichen Rechtes, in 
Eigentum, Nachbarrecht, Gewerbebetrieb, Unterhaltung des öffentlichen Verkehrs (vgl. für 
rheiniſches Recht RO JW 1914, 4832) in Vertragsverhältniſſen, Verwahrung durch die Zoll⸗ 
behörde (Res JW 1914, 8695) uſw. ihren Grund haben (RG 71, 46; 72, 349; 84, 88 — vgl. 
über den Unterſchied zwiſchen Ausübung des Militärhoheitsrechts und militärfiskaliſchen 
Anordnungen RG 55, 174; ferner über den Unterſchied zwiſchen einer in Ausübung des Militär⸗ 
hoheitsrechts und einer aus Anlaß dieſer Ausübung zugefügten Schädigung R Warn 1917 
Nr 217. Verrichtungen, die darauf abzielen, gebrauchte Munition unſchädlich zu machen, 
das durch Schießübungen gefährdete Gelände abzuſperren u. dgl., erfolgen nicht in Aus⸗ 
übung des militäriſchen Hoheitsrechts, ſondern gehören zur ſtaatlichen Vermögensverwaltung 
(RG 55, 171; Warn 09 Nr 538; 1914 Nr 255). Eine zur Ausbildung der Truppe vorgenommene 
Sprengung fällt dagegen unter die Ausübung des Militärhoheitsrechts, auch wenn ſie auf 
Grund eines privatrechtlichen Vertrags ausgeführt wird (RG IW 1912, 63810). Unbedingt 
unter die Ausübung des Hoheitsrechts iſt zu rechnen die Tätigkeit des Staates beim Straf⸗ 
vollzuge, insbeſondere bei der Beſchäftigung, Verpflegung und ärztlichen Behandlung der 
Gefangenen (RG 56, 215; 78, 325), während bei Beſchädigung dritter Perfonen durch den Ar⸗ 
beitsbetrieb der Gefangenen das Rechtsverhältnis ein privatrechtliches iſt (RG 44, 225). Die 
Stadtgemeinde haftet nicht für Schäden, die in Ausübung der Polizeigewalt verurſacht ſind 
(Nh IW 04, 233“). Sie hat nicht für das Verſchulden des Betriebsinſpektors der 
ſtädtiſchen Gasanſtalt aufzukommen, dem zugleich Verrichtungen der Wohlfahrtspolizei 
übertragen ſind, wenn das Verſchulden auf letzterem Gebiete liegt (RG 55, 364). Wird der 
Gemeindevorſteher — wenn auch als Führer der Gemeindefeuerwehr — auf dem Brand⸗ 
platze tätig, ſo handelt er in Ausübung der ihm auf dem Gebiete des Feuerlöſchweſens an⸗ 
vertrauten öffentlichen Gewalt und entfällt damit die Vorausſetzung für die Haftung der 
Gemeinde (RG Warn 1910 Nr 282). Die Unterhaltung der Feuerlöſchgerätſchaften ift da⸗ 
gegen eine privatrechtliche Pflicht der Gemeinde (RG Lz 1914, 13672, Warn 1918 Nr 200). 
Ebeuſo hat die Gemeinde für das Verſchulden des Gemeindevorſtehers einzuſtehen, das dieſen 
als Badekommiſſar bei Ausübung der der Gemeinde als Inhaberin der Badeanſtalt obliegenden 
Fuürſorgepflicht trifft (RG Warn 1911 Nr 1). Die Haftung des Reiches aus Betätigung der 
öffentlichen Gewalt richtet ſich nach den landesgeſetzlichen Vorſchriften, die am Ort der Hand⸗ 
lung für die Haftung des Staates gelten (MG 54, 198; 72, 350). — Jetzt iſt durch Gel. v. 
22. 5. 10 für die bejoldeten Beamten des Reiches und die Perſonen des Soldatenſtandes 
(mit Ausnahme des bayriſchen Kontingents, vgl. &Z 1916, 912) beſtimmt, daß an ihrer Stelle 
für den in Ausübung der öffentlichen Gewalt verurſachten, nach 8 889 zu erſezenden Schaden 
das Reich einzuftehen hat, das gegen den Schuldigen ſeinen Rückgriff nehmen lann. Für die 
Beamten des auswärtigen Dienſtes, für die Schutzgebiete und die öffentlichen Verbände in 
den Schutzgebieten und Konſulargerichtsbezirken find in den 88 4 u. 5 beſondere Vorſchriften 
gegeben. Soweit für einzelne Verwaltungszweige, wie z. B. Poſt und Telegraphenweſen, 
die Haftung des Reiches über einen gewiſſen Umfang hinaus geſetzlich ausgeſchloſſen ift, find 
dieſe Vorſchriften in Geltung befaflen. In ähnlicher Weiſe iſt die Haftung des Staates und 
der Gemeindeverbände in mehreren Bundesſtaaten landesgeſetzlich geregelt, für Preußen 
welches bisher eine Haftung des Staates für Handlungen der öffentlichen Gewalt nur im 
Gebiete des rheiniſchen Rechtes kannte (vgl. Art 89 Nr 2 AG; R 54, 19) — durch Gef, v. 
1. 8. 09. Nach dieſen Geſetzen trifft bei Ausübung der öffentlichen Gewalt die in 8 889 he. 
zummte Verantwortlichkeit an Stelle des Beamten uſw. das Reich (Staat, Kommunal ⸗ 
verband). Soweit alſo der Beamte außerhalb des 8 839 nach 88 823 ff. oder aus einem Vertrags- 
verhältnis (8 278) haftet, bleibt es bei feiner unmittelbaren Verantwortlichkeit. Doch darf 
der Geſchädigte, wenn die Verantwortlichkeit in gleicher Weiſe wie auf § 839 auf einen andern 
Grund ſich ſtützen läßt, nach Inanſpruchnahme des Reiches uſw. nicht mehr den Beamten 

oftbar machen, da die ſtaatliche Haftung nicht neben die Haftung des Beamten, ſondern an 
Stelle dieſer Haftung treten ſoll (vgl. JW 1912, 981 ff.). Das Reich uſw. haftet für feine 
vamten (zu denen beim Reiche auch die mittelbaren Reichsbeamten zu zählen ſind), ohne 
ufmerſchied ob fie als verfaſſungsmaßige Vertreter anzuſehen find. Die Erſatzpflicht des Reiches 
ir geht hiernach weiter als nach J 31. Als Ausübung der öffentlichen Gewalt im Sinne 
vorbezeichneten Geſetze iſt jede Amtsausübung anzuſehen, die ſich nicht als Wahrnehmung 
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privatrechtlicher Intereſſen darſtellt. Haftbar iſt demgemäß das Reich auch für das Ver⸗ 
ſchulden eines Zwangslootſen des Kaiſer⸗Wilhelm⸗Kanals (RG 86, 117). Die Gemeinde muß 
auf Grund des Gef. v. 1. 8. 09 für das Verſchulden ihrer Beamten aufkommen, auch wenn 
ihre auf beſonderer Vorſchrift beruhende Verpflichtung zum Erſatz des bei öffentlichen Auf- 
läufen verurſachten Schadens wegen Verſäumung der Anmeldefriſt (vgl. $ 5 des Pr&ef. 
p. 11. g. 50) erlofchen iſt, da die in § 6 Gef. v. 1. 8. 09 beſtimmten Ausnahmen ſich nur auf 
fachliche Beſchränkungen, nicht auf Beſchränkungen hinſichtlich der prozeſſualen Geltendmachung 
bezieht (RG JW 1913, 5032). Unter die Ausübung der öffentlichen Gewalt fällt auch die 
Handhabung des öffentlichen Unterrichts (RG 84, 27), wo für die „einfache Unterrichtserteilung“ 
ohne zwingenden Grund eine Ausnahme gemacht iſt. Auf die Schulverbände und Stiftungen 
des öffentlichen Rechtes iſt die Haftung für Amtspflichtverletzungen der Lehrer durch PrGeſ. 
v. 14. 5. 14 ($ 4a) erſtreckt. Zwiſchen der Gemeinde und dem Brandmeiſter der freiwilligen 
Feuerwehr beſteht kein Beamtenverhältnis (RG 83, 308). Ganz allgemein iſt jetzt durch Art 131 
Ro unter Vorbehalt näherer geſetzlicher Regelung der Grundſatz aufgeſtellt, daß die nach 
$ 838 begründete Verantwortlichkeit des Beamten bei Ausübung der öffentlichen Gewalt 
dem Staate oder der Körperſchaft obliegt, denen der Rückgriff gegen den Beamten vorbehalten 
iſt. Die Beſchränkung des Rechtswegs iſt unzuläſſig (fo ſchon RG 87, 114). 

4. Durch Art IV Cc v. 17. 5. 98 zur KO find die landesgeſetzlichen Vorſchriften, betr. 
Unzuläffigfeit des Konkurſes über eine juriſtiſche Perſon des öffentlichen Rechtes oder 
Be unter Verwaltung einer öffentlichen Behörde ſtehende juriſtiſche Perſon, aufrecht: 
erhalten. 


Zweiter Abſchnitt 
Sachen 
8 90 


Sachen!) im Sinne des Geſetzes ſind nur körperliche?) Gegenjtände?). 
E 1778 II 77a; M 3 32; P 3 1. 


1. Der Begriff der Sache iſt als ein begrenztes Stück der den Menſchen umgebenden 
Natur zu beſtimmen als ein nach natürlicher Anſchauung für ſich allein beſtehender, im 
Vertehrsleben beſonders bezeichneter und bewerteter körperlicher Gegenſtand (RG 87, 45; 
Gruch 61, 918). Nach dem Sprachgebrauche des BGB iſt eine Sache ein Unterbegriff 
von „Gegenſtand“ (f. A 3). — In der Regel beziehen ſich die Vorſchriften des BGB nur auf 
Einzelſachen. Von ihnen zu unterſcheiden iſt die Sachgeſamtheit (Inbegriff von Sachen). Eine 
ſolche liegt vor, wenn eine Mehrheit von ſelbſtändigen Sachen, die nicht im Verhältnis von 
Hauptſache und Zubehör ſtehen, infolge eines gemeinſchaftlichen wirtſchaftlichen Zweckes im 
Verkehr als wirtſchaftliche Einheit behandelt wird. In der Regel iſt auch ein gemeinſchaftlicher 
Name für dieſe Sachenmehrheit gebräuchlich (3. B. Warenlager, Herde, Gemäldeſammlung, 
Briefmarkenſammlung, Bücherei; vgl. aber in letzterer Hinſicht RG Warn 1918 Nr 154). 
Das BGB ſpricht aber nur von Rechten an Sachen. Eine bloß wirrſchaftliche Einheit ift 
keine Sache. Darum können nach dem BGB Gegenſtand von Rechten nur die zu der 
Geſamtheit gehörigen einzelnen Sachen ſein. Ein von dem Recht an dieſen Einzelſachen 
geſondertes Recht an der Geſamtheit beſteht nicht. Zum Beiſpiel iſt ein Eigentums: oder Pfand⸗ 
rechtserwerb an der Sachgeſamtheit nur in der Weiſe möglich, daß die einzelnen Sachen über⸗ 
eignet bzw. verpfändet werden (MG 53, 219; 74, 146; JW 06, 2247; OLG 18, 133). Dies kann 
jedoch unter der verkehrsüblichen zuſammenfaſſenden Benennung der Geſamtheit geſchehen (RG 
53, 220). — Da ein Recht an der Sachgeſamtheit als ſolcher nicht beſteht, ſo erlangt der Er- 
werber derſelben nicht ohne weiteres das Eigentum an den nach der Übereignung vom 
Veräußerer angeſchafften Sachen. Dieſe müſſen vielmehr beſonders übereignet werden (RG 
56, 220). Doch kann bei einer Pfandbeſtellung (3. B. an einem Warenlager) im voraus vereinbart 
werden, daß die ſpäter angeſchafften Sachen dem Pfandrecht unterliegen ſollen (RG 53, 220). 

enſo kann bei einer Eigentumsübertragung gemäß $ 930 (durch Beſitzkonſtitut) vereinbart 
werden, daß die vom Beſitzer an Stelle veräußerter Sachen neu angeſchafften Sachen Eigentum 
des Erwerbers werden ſollen (RG Warn 08 Nr 62). — Soll ein Teil einer Sachgeſamt⸗ 
gelt übereignet oder verpfändet werden, ſo müſſen die betreffenden Sachen je einzeln für 
ſich bezeichnet werden, da ſonſt nicht eine Einigung über beſtimmte Sachen vorliegt (vgl. Rc 
52, 300; Gruch 51, 616). — Ob ein Recht an einer Sachgeſamtheit gültig erworben ift, 
kann für jede einzelne Sache unter Umſtänden verſchieden beantwortet werden; z. B. 
kann ein Eigentumserwerb in gutem Glauben an einigen Sachen ausgeſchloſſen ſein, weil 
dieſe geſtohlen uſw. find. Daher muß, wer ein Recht an der Sachgeſamtheit behauptet, grund. 
ſäzlich den Erwerb des Rechtes an jeder Einzelſache beweiſen. Doch wird vielfach, wenn der 
Erwerb einer Sachgeſamtheit im ganzen nachgewieſen iſt, kein Grund zur Annahme eines be⸗ 
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ſondern Rechtsverhältniſſes an einzelnen nun dazugehörigen Sachen gegeben fein. Im Wege 
er Klage kann ebenfalls nur die Herausgabe der einzelnen Sachen, nicht der Sachgeſamt⸗ 


einzelnen Stücken kann nur in der Weile begründet werden, daß dieſe entweder aus der 
Sachgeſamtheit 8 oder doch einzeln ſo beſtimmt bezeichnet werden, daß der 
Sonderbeſitz (in dieſem Falle als Mitbeſitz neben dem des Gejamtbefisers) tatſächlich an 


beſteht, beſonders übertragen werden, und dieſe bertragung muß nach den für die betreffen. 
den Einzelgegenſtände jeweils geltenden Vorſchriften (3. B. 88 208 ff., 929 ff.) geſchehen (R& 
68, 49; 70 S. 228, 231). Ebenſo unterliegen der Zwangsvollſtreckung nur die einzelnen Sachen 


äußerung des Anteils eines Miterben (8 2033), der Begründung der allgemeinen Güter. 
gemeinſchaft (5 1438) und bei der Übertragung des ee einer Aktiengeſellſchaft auf 


dieſen Vetrieb eingerichtet iſt, und werden dann das Grundſtück und das Handelsgeſchäft 
zuſammen verkauft, ſo bilden nach der Verkehrsauffaſſung beide den untrennbaren Kauf⸗ 
gegenſtand, zumal wenn für alles ein Einheitspreis feſtgeſetzt iſt, und es erſtreckt ſich, wenn 
— Mängel des Grundſtücks die Wandlung des Kaufvertrags erfolgt, dieſe nach $ 469 
8 


; £ aD I Für der ⸗ 
artige Verträge über ganze Vermögen oder Vermögensteile gibt das Geſetz beſondere Vor⸗ 
ſchriften in den 88 310 (Nichtigkeit der Verpflichtung zur Übertragung des künftigen Ver⸗ 
Mögens), 311 (Form des Vertrags auf Übertragung des gegenwärtigen Vermögens), 419 
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(Haftung des Übernehmers eines Vermögens), 1822 Nr 1 (vormundſchaftsgerichtliche Ge⸗ 
nehmigung für Vermögensübertragungsverträge), 2371 ff. (Erbſchaftskauf), HGB 88 22ff. 
(Erwerb eines Handelsgeſchäfts). EN 
Eine beſondere Stellung unter den Sachen nehmen die ſog. verkehrsunfähigen Sachen 
ein. Dazu gehören zunächſt die allen Menſchen gemeinſchaftlichen Sachen: die Luft, 
die fließende Waſſerwelle, das offeue Meer. Sie find der privatrechtlichen Herrſchaft durch 
ihre Natur entzogen; die beiden erſteren können nicht einmal als Sachen im Sinne des BGB 
betrachtet werden, da ihnen die feſte Begrenzung fehlt. Wenn dagegen Teile der Luft oder des 
Waſſers in beſondere Behältniſſe gebracht werden, können fie Gegenſtand von Rechten ſein 
(vgl. RGSt 11, 117; 14, 121; 44, 335). Vom fließenden Waſſer ſelbſt iſt der von ihm durch⸗ 
floſſene Raum, der Waſſerlauf, Fluß, Teich, See zu unterſcheiden (RG 58, 98). Ob hieran 
Privatrechte beſtehen können, richtet ſich nach Landesrecht (Art 65 EG). Vgl. 8 903 A 2.— 
Nicht Sachen im Sinne des BGB ſind auch der menſchliche Körper und ſeine Teile, da 
ſie nicht zu der den Menſchen umgebenden Natur gehören. Am lebenden Körper beſteht 
nur ein Perſönlichkeitsrecht des Menſchen, aber nicht ein irgendwie geartetes Vermögens⸗ 
recht. — Der menſchliche Leichnam iſt Sache im Sinne des BGB, aber in gewiſſer Weiſe 
dem Verkehr entzogen (vgl. RG SeuffA 59 Nr 308; Gruch 56, 1009). — Verkehrsunfähig 
können ferner Sachen ſein, die für öffentliche oder religiöſe Zwecke beſtimmt find 
oder dem Gemeingebrauche dienen. Die Verkehrsunfähigkeit beruht hier aber auf öffentlichem 
Rechte und iſt daher nach Landesrecht zu beurteilen (Art 55 EG). Auch die Regelung der 
Eigentumsverhältniſſe an derartigen Sachen muß der Landesgeſetzgebung überlaſſen bleiben, 
da ſie aufs engſte mit den ſonſtigen Rechtsverhältniſſen an ihnen zuſammenhängt. Reichs⸗ 
rechtlich ſteht der Zulaſſung eines Privateigentums an dieſen Sachen nichts im Wege. Ebenſo 
wird die Frage, ob dem einzelnen ein Privatrecht auf den Gemeingebrauch gegen den Eigen⸗ 
tümer öffentlicher Sachen zuſteht, nach Landesrecht zu entſcheiden ſein, da 155 von der 
Ordnung der öffentlichrechtlichen Verhältniſſe an den Sachen nicht trennen läßt (mtr., vgl. 
RG 70, 81, jedoch auch RG 53, 384). Das Landesrecht kann die Rechte an öffentlichen Sachen 
ganz verſchiedenartig geſtalten, und dementsprechend müſſen auch die Ansprüche auf den Gemein⸗ 
gebrauch verſchiedenartig geſtaltet ſein. Aus dem BGB ergeben ſich derartige Anſprüche 
nicht, aber ſie ſind auch nicht ausgeſchloſſen. g 

„Aber die Einteilung der Sachen ift folgendes zu bemerken: Das BGB unterſcheidet nur 
zwiſchen Grundſtücken und beweglichen Sachen. Andere unbewegliche Sachen als 
Grundſtücke kennt das BGB nicht (RG 59, 20; JW 1912, 129°). Daher gelten für alle Sachen, 
die nicht Beſtandteile von Grundſtücken find, die Vorſchriften über bewegliche Sachen (. 8 95 
A 1). Vgl. jedoch § 926 (Eigentumserwerb am Zubehör eines Grundſtücks). Nur für gewiſſe 
Rechte gelten die ſich auf Grundſtücke beziehenden Vorſchriften, und zwar nach BGB 
(jetzt VO v. 15. 1. 1919) für das Erbbaurecht, nach Landesrecht auf den dieſem vorbehaltenen 
Gebieten auch für andere Rechte, z. B. Bergwerkseigentum, Kohlenabbaugerechtigkeit 
(ſ. hierüber § 903 A 2). Nur einmal, im 8 1551 (Fahrnisgemeinſchaft), ſpricht das BGB 
von „unbeweglichem Vermögen“. Ferner kennt die ZPO eine Zwangsvollſtreckung in das 
unbewegliche Vermögen (88 864 ff.). Zu dieſem find hier auch die im Schiffsregiſter ein- 
getragenen Schiffe gegerechnet (vgl. RIA 4, 221). Vgl. 88 1259 ff., Santfepfanbredit. 
Sonſt find Schiffe, auch Seeſchiffe, bewegliche Sachen (RG 80, 132). ber vertret- 
bare und verbrauchbare Sachen vgl. 88 91, 92, über Gattungsſachen 9 243, teilbare 
Sachen § 752. 0 5 

2. Nur körperliche, alſo nach menſchlicher Vorſtellung den Raum ausfüllende Gegen- 
ſtände find im Sinne des BGB Sachen, nicht Rechte (3. B. Patentrechte, Urheberrechte) 
oder ſonſtige Vermögensgegenſtände (RG 80, 137; 83, 22; 89, 300; 94, 244; vgl. A 3), 
nicht auch eine mit einem Grundſtück verbundene Gerechtigkeit (3. B. Abdeckereigerechtigkeit , 
Apothekengerechtigkeit), da fie, wiewohl fie nach § 96 als Beſtandteil gilt, doch nicht wirklicher 
Sachteil des Grundſtücks iſt (RG 83, 200; vgl. A 1 8 96). Außer feſten können auch flüſſige 
und gasförmige Körper Sachen ſein. Daher iſt z. B. der Vertrag über Zuleitung von 
Waſſer und Leuchtgas in Röhren als Kauf beweglicher Sachen zu behandeln. Dagegen 
iſt die Elektrizität von der Naturwiſſenſchaft bisher nicht als ein Stoff anerkannt worden; 
ſie iſt daher auch keine Sache im Sinne des BGB (ſtr.; RG 17, 271; 56, 409; 67, 282; 
Wale; Ach t 32, 165). Von dieſer Auffaſſung geht auch das N&ef. v. 9. 4. 00, betr. die 
Beſtrafung der Entziehung elektriſcher Arbeit, aus. Hiernach iſt Elektrizität rechtlich nicht 
anders zu behandeln wie jede ſonſtige Kraft, die zu Arbeitsleiſtungen zwecks Herbeiführung 
eines beſtimmten Erfolgs verwendet wird. Der Elektrizitätslieferungsvertrag wird danach 
als Werkvertrag aufzufaſſen fein (ftr.; a. M. RG 17, 272; 56, 408; 67, 232; 86, 12, wo⸗ 
nach bei Verträgen über Lieferung elettriſchen Stromes nicht die Arbeit, ſondern das Pro⸗ 
dukt den Gegenſtand des Vertrags bilde und dieſes Produkt zwar keine körperliche Sache, 


aber doch ein Erzeugnis ei, das für den Güteraustauſch geeignet ſei und im Verkehr als 
Ware behandelt werbe). 0 f * 0 
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Urkunden find körperliche Gegenſtände, alfo Sachen (Rc 91, 157). Hinſichtlich des 
Erwerbs von Rechten an ihnen werden fie aber verſchieden behandelt. Man kann unter- 
ſcheiden: bloße Beweisurkunden; Schuldſcheine und gleich zu behandelnde Papiere: In⸗ 
haber⸗ und Orderpapiere. Die Beweisurkunden (3. B. Familienſtammbücher, Ausferti⸗ 
gungen von Urteilen, Sachverſtändigengutachten) weiſen keine Beſonderheiten auf. Der 
Eigentumserwerb daran beſtimmt ſich nach 85 929ff. Dienen ſie zum Beweiſe einer Forde⸗ 
rung (wie 3. B. Hypothekenbriefe), jo ift nach 8 402 im Falle der Abtretung der bisherige 
Gläubiger lediglich ſchuldrechtlich verpflichtet, ſie dem neuen Gläubiger zu übergeben. — 
Über die Urkunden der zweiten Art vgl. § 952 nebſt A dazu. Hervorzuheben iſt hier: An 
ihnen ſind beſondere Rechte nicht möglich, ſie folgen lediglich dem Rechte an der Forderung 
(R 91, 157). Sie find aber darum doch Sachen. Insbeſondere ift ein vertragliches oder 
geſetzliches Zurückbehaltungsrecht daran möglich (RG 51, 87; 66, 27; 91, 158; Warn 09 
Nr 181). — Bei den Inhaberpapieren folgt das Recht aus dem Papiere dem Rechte am 
Papiere. Die Übertragung und Verpfändung geſchieht nach ſachenrechtlichen Grundſätzen 
(88 929ff., insbeſondere $ 935, § 1293). Über die Befriedigung aus dem verpfändeten Papiere 
aber $ 1294. Sparkaſſenbücher ſind nicht Inhaberpapiere, ſondern Ausweispapiere im 
Sinne des $ 808 (RG JW 1913, 301%). — Bei Orderpapieren wird durch die eigentümliche 
Form des Indoſſaments ſowohl das Recht am Papiere wie das in ihm verbriefte Recht über⸗ 
tragen. Im Falle einer einfachen Abtretung des Rechtes gilt $ 952. — Über Wertpapiere 
vgl. 8 793 nebſt A. Sie (3. B. Kuxe) find nicht Waren im Sinne des 8 196 Nr 1, da 


hierunter bewegliche körperliche Gegenſtände des Handelsverkehrs zu verſtehen ſind (RG 
74, 162 


handelt es ſich lediglich um ſchuldrechtliche Geſchafte über Gegenſtände, und ie 
ein 


Betriebs zu (RE 60, 6; 61, 366; JW 07, 5051; 08, 1331). Allein die durch ſolche Rechtsbehelfe 
geſchützte Rechtsſtellung ift nicht ein übertragbares Recht am Rechtsgute, ſondern lediglich die 
Folge der tatſächlichen Innehabung des Rechtsguts, alſo ganz entſprechend der Rechtsſtellung 
des Beſißers einer Sache (58 854 ff.), Daher kann ein gewerbliches Unternehmen als ſolches 


5 » R 68, 491), Auch 
das Recht auf einen Zeitſchriftentitel iſt nicht verpfändbar (N 68, 55). Ebenſo unterliegt die 
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Nutznießungsrechte (KJ 32 A 191); er kann daher mit ihnen ein eigenes, von dem der Frau 
verſchiedenes Gewerbe betreiben. Aber ihm fehlt die tatſächliche Möglichkeit der Ausübung des 
Gewerbebetriebs der Frau, wenn dieſe ihre Zuſtimmung zur Fortführung des Gewerbes 
durch ihn verſagt (RG 59, 32; vgl. 8 1367 A 5). Bei der elterlichen Nutznießung liegt dies 
anders, da hier dem Vater auch die Sorge für die Perſon des Kindes und die Vertretung des 
Kindes in allen Angelegenheiten zuſteht (8 1630). — Weder Gegenſtände im weiteren noch 
im engeren Sinne find für ſich allein die ſog. Geſtaltungsrechte (Unfechtungs-, Kündigungs-, 
Rücktrittsrechte), da fie keinen ſelbſtändigen Vermögenswert haben (vgl. RG 80, 74; JW 
09, 657°). Auch das Recht auf Annahme eines Vertragsantrags iſt nicht übertragbar, 
außer wenn der Antragende dies beſtimmt hat; es iſt daher nicht pfändbar und kann vom Kon⸗ 
kursverwalter und Ehemanne nicht ausgeübt werden (vgl. R Gruch 58, 835). 


8 91 


Vertretbare Sachen!) im Sinne des Geſetzes find bewegliche Sachen!), 
die im Verkehre!) nach Zahl, Maß oder Gewichts) beſtimmt zu werden 


pflegen. 
E I 779 II 77 b; M 3 33; P 3 2. 


1. Der im 8 91 beſtimmte Begriff der vertretbaren Sachen iſt verwendet, z. B. in den 
88 607, 651, 700, 706, 783. Auch in 88 363, 381, 406, 419 HGB und 88 592, 688, 794 Nr 5 
3O wird er in demſelben Sinne gebraucht. N r 

2. Nur bewegliche Sachen (ſ. § 90 A 1) konnen vertretbare Sachen fein, alſo niemals 
Grundſtücke. Wohl aber können Grundſtücke unter Umſtänden (3. B. bei mehreren Trenn⸗ 
ſtücken gleicher Größe und Lage) kraft Parteiwillens Gegenſtand einer Gattungsſchuld im 
Sinne des 8 243 fein. 

3. Nur, wenn Sachen allgemein und regelmäßig im Verkehre nach Zahl, Maß oder Gewicht 
beſtimmt werden, ſind ſie vertretbar. Auf die Anſchauung und den Willen der Parteien im 
einzelnen Falle kommt es alſo nicht an. Zu beachten iſt aber, daß in einigen der Vorſchriften, 
die ſich auf vertretbare Sachen beziehen, nach dem Sinne des Geſetzes nicht nur vertretbare 
Sachen geſchuldet, ſondern dieſe auch lediglich der Gattung nach beſtimmt ſein müſſen (Gat⸗ 
tungsſchuld), z. B. in 88 607 (Darlehn), 783 (Anweisung). Werden alſo in dieſen Fällen 
beſtimmte Stücke der Gattung ausgeſondert, fo find die betreffenden Vorſchriften nicht an- 
wendbar (vgl. RG 10, 341). Bei der Gattungsſchuld kommt es umgekehrt in erſter Linie 
auf den Parteiwillen an (ſ. A 4). 

4. Die Sachen müſſen im Verkehre nach Zahl, Maß oder Gewicht und, was als ſelbſtver⸗ 
ſtändlich weggelaſſen iſt, im übrigen nach Gattungsmerkmalen beſtimmt werden. Derartige 
Sachen ſind z. B. Getreide, Wertpapiere, Geld. Jedoch hängt es bei dem letzteren von der 
Währungsordnung ab, ob die einzelnen Geldſorten an Stelle anderer Sorten in Zahlung 
genommen zu werden brauchen (3. B. Scheidemünzen an Stelle von Gold; vgl. RMünzG 
v. 1. 6. 09 i. F. v. 4. 8. 14). Auch Maſchinen find vertretbare Sachen, wenn ſie nach Preis⸗ 
liſten gehandelt und nicht einem beſtimmten Betriebe oder Raume angepaßt oder ſonſt nach 
beſondern Zeichnungen für den einzelnen Fall angefertigt find (RG 45, 63; JW 08, 24426, 
1913, 2714; Gruch 48, 1070; OLG 22, 120); Abweichungen von den Formen der Preisliſten 
in nebenſächlichen Punkten ftehen der Annahme der Vertretbarkeit nicht entgegen (OLG 34, 
49). Ferner gewöhnliche Fenſterflügel (OLG 22, 392). Dagegen nicht: Bier aus einer be⸗ 
ſtimmten Brauerei (AG J 1913, 539°); nach Maß beſonders angefertigte Möbel (OLG 
16, 131); Luftſchiffe (RG Warn 1914 Nr 72). — Da es zum Weſen der vertretbaren Sachen 
gehört, daß fie im Verkehre nur der Gattung nach beſtimmt werden, ſind ſie auch regelmäßig 
Gegenſtand einer Gattungsſchuld ($ 243). Doch müſſen fie es nicht notwendig fein, da es den 
Parteien freiſteht, vertretbare Sachen im einzelnen Falle (im Gegenſatz zu der allgemeinen 
Verkehrsanſchauung) nach Sondermerkmalen zu beſtimmen. 
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Verbrauchbare Sachen!) im Sinne des Geſetzes ſind bewegliche Sachen), 
deren beſtimmungsmäßiger Gebrauch?) in dem Verbrauch“) oder in der 
Veräußerung bejteht?). 

Als verbrauchbar geltene) auch bewegliche Sachen, die zu einem Waren⸗ 
lager“) oder 5 einm ſonſtigen Sachinbegriffes) gehören, deſſen beſtim⸗ 
mungsmäßiger Gebrauch in der Veräußerung der einzelnen Sachen beſteht. 

E 1 780 II 77 0; Me 3 84: P 3 2. 
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1. Der Begriff der verbrauchbaren Sachen wird vom Geſetz in den 88 706, 1067, 1075, 
1084, 1088, 1376, 1377, 1392, 1411, 1540, 1653, 1659, 2116, 2325 verwendet. — Über die 
ſde 8 9 daß verbrauchbare Sachen (3. B. Brennmittelſtücke) Zubehör einer andern Sache 
ind, ſ. § 97 A 6. 

2. Wegen der beweglichen Sachen vgl. 8 90 A 1, 8 91 A 2. 

3. Darin, daß der beſtimmungsmäßige Gebrauch in dem Verbrauch oder der Ver⸗ 
äußerung beſtehen muß, liegt einmal, daß es nur auf die allgemeinen Verkehrsanſchauungen 
über die Verbrauchbarkeit der Sachen ankommt, und ſodann, daß der Verbrauch gerade der 
verfolgte Zweck des verfehrsüblichen Gebrauchs, nicht eine, wenn ich notwendigerweiſe, 
nebenher eintretende Folge desſelben ſein, und daß die leichte Veräußerlichteit aus dem Weſen 
der Sache folgen, nicht auf zufälligen befondern Umſtänden beruhen muß. 

4. Der beſtimmungsmäßige Gebrauch beſteht in dem Verbrauch, z. B. bei Lebensmitteln, 
mennfoffen; nicht aber bei Kleidungsſtücken, auch wenn ſie nur kurze Zeit benutzbar ſind 

tr 


5. In der Veräußerung beſteht vor allem beim Gelde der beſtimmungsmäßige Gebrauch. 
Ferner bei Banknoten und andern gelbähnlichen Papieren. Auch börſengängige Wertpapiere, 
die in der Regel zu Spekalationszwecken verwendet werden, wird man hierher rechnen müfjen; 
nicht aber ſog. Anlagepapiere (3. B. Deutſche Reichsanleihe, preußiſche Konſols). Die Grenze 


8.93 
Beſtandteile) einer Sache), die voneinander nicht getrennt werden 
können, ohne daß der eine oder der andere?) zerjtört‘) oder in jeinem Weſen 
berändert®) wird (weſentliche Beſtandteile) e), können nicht Gegenſtand be⸗ 
ſunderer Rechte jein?). 
E 1 782 II 7d: M 3 40 P 3 4. 


beſtehen, erſtreckt ſich das Recht au der Hauptſache auch auf fie (z. B. im Falle eines Fidei⸗ 
ommißrechts, M& Warn 1919 Nr 45), und bei einer Veräußerung jener wird das Eigentum 
an ihnen miterworben, ohne daß hinſichtlich ihrer eine beſondere Einigung und Übergabe 
ſtattzufinden braucht (vgl. RG 69, 120; 74, 402). Auch iſt in dieſem Falle eine be ſondere 


ſetrennte Beſtandteile (weſentliche und unweſentliche) Vorſchriften gibt (r.). Desgleichen 
ſt eine beſondere Pfändung unweſentlicher Beſtandteile beweglicher Sachen ausgeſchloſſen. — 
nweſentliche Beftandteile find z. B. in einem Schloſſe mittels Holzrahmen an den Wänden 
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angebrachte Gobelins, ſofern ſie nicht nach der Art der Anbringung ſelbſtändige bewegliche 
Sachen geblieben und daher nur als Zubehör ($ 97) zu erachten find (RG Warn 1919 Nr 45); 
die einzelnen Flächen eines Grundſtücks. Auch die zu einem Grundſtück gehörenden Straßen 
und Wege, da ſie durch Ziehen von Grenzlinien jederzeit in verſchiedene Teile zerlegt werden 
können, ohne daß ihr Weſen dadurch verändert wird (RG ZW 1910, 81355). Aus gleichem 
Grunde iſt als unweſentlicher Beſtandteil eines Weges ein dazugehöriger Abzugsgraben 
oder Waſſerabflußkanal zu erachten (vgl. R Warn 1919 Nr 187: vom Berufungsgericht 
weſentliche Beſtandteilseigenſchaft angenommen). 

2. Die über weſentliche Beſtandteile einer Sache ſich verhaltende Vorſchrift des $ 93 ſetzt 
„Beſtandteile einer Sache“ als gegeben voraus. Deshalb iſt, wenn es ſich darum handelt, ob 
etwas im Sinne des $ 93 (für die Falle des § 94 f. dort A 1,7) weſentlicher Beſtandteil eines 
Ganzen iſt, zunächſt zu prüfen, ob das Ganze „eine Sache“ und jenes „Beſtandteil“ dieſer 
Sache iſt (RG 67, 30; Gruch 61, 917). Eine Sache iſt ein körperlicher Gegenſtand (8 90), d. i. 
ein begrenztes körperliches Stück der den Menſchen umgebenden Natur, ein nach natürlicher 
Anſchauung für ſich beſtehender, im Verkehrsleben beſonders bewerteter und bezeichneter 
körperlicher Gegenſtand (ſ. $ 90 A 1). Jede Sache ſetzt ſich aus Beſtandteilen zu⸗ 
fammen. Beſtandteil kann daher nur das fein, was Teil einer einheitlichen Sache, ein un⸗ 
ſelbſtändiges Stück des einen Körpers iſt, nicht, was ſelbſt eine Sache unter den mehreren ſelb⸗ 
ſtändigen Sachen iſt, die ein wirtſchaftliches Ganzes bilden (RG 63, 172; 67, 35769 S. 120, 152; 
87, 45; Gruch 61, 918; IW 09 S. 267, 4832; 1911, 5322; 1912, 1281; Warn 1910 Nr 97, 190). 
— Die einzelnen Beſtandteile ſetzen ſich wieder aus Beſtandteilen zuſammen. Die letzteren 
ſind natürlich immer auch Beſtandteile der ganzen Sache. Jedoch mit einem Unterſchiede: 
wenn ſie außer zu dem Beſtandteile auch in einem körperlichen und wirtſchaftlichen Verhältnis 
zu der ganzen Sache ſtehen, werden ſie auch in erſter Linie Beſtandteile dieſer ſein; ſie können 
aber auch zunächſt lediglich Unterbeſtandteile eines Beſtandteils der Sache bilden, jo daß 
fie deren Beſtandteile nur in zweiter Linie find (vgl. RG 67, 33; 69, 152). Im letzteren 
Falle iſt es möglich, daß ſie weſentliche Beſtandteile des Beſtandteils, dieſer dagegen nicht 
weſentlicher Beltandteil der ganzen Sache ilt. g 

Die Feſtſtellung deſſen, was eine einheitliche Sache (eine Einzelſache im Verhältnis 
zu der umfaſſenderen wirtſchaftlichen Geſamtheit) ift, beruht im weſentlichen auf der Abgrenzung 
von den bloß wirtſchaftlichen Einheiten. Aus dem Geſetze ergibt ſich für dieſe Abgrenzung nichts 
weiter, als daß die Sacheinheit ein zuſammenhängendes körperliches Stück der Natur 
fein muß, der Beſtandteil rechtlich nicht als ſelbſtändige Sache gewertet werden darf. 
Im übrigen muß die natürliche Anſchauung maßgebend ſein (RG 67, 30; 69 S. 121, 153; 
83, 69; 87, 45; Gruch 61, 918; JW 1912, 1287). Sachbeſtandteile find alſo Sachſtücke, die ent ⸗ 
weder von Natur zuſammen einen körperlichen Gegenſtand bilden oder ihre frühere Eigen⸗ 
ſchaft als ſelbſtändige Sachen durch Verbindung miteinander dergeſtalt verloren haben, daß 
ſie fortan, ſolange die Verbindung dauert, insgeſamt als ein einziger körperlicher Gegenſtand 
und je für ſich betrachtet als unſelbſtändige Stücke dieſer Körpereinheit erſcheinen (R 63 
S. 173, 418; 67, 32; 83, 68; 87, 45; Gruch 61, 918; JW 08, 7385, 09 S. 159“, 267, 4832; 
1911 S. 5822, 574, 7072; 1912, 1281; Warn 09 Nr 59; 1910 Nr 97; 1913 Nr 80), und 
zwar kommt es in letzterer Hinſicht auf die Anſchauung, die ein jeder verſtändige, unbe⸗ 
fangene Beurteiler haben würde, an, nicht auf die Meinung einzelner beteiligter Kreiſe 
(RG 67, 33; 69, 153; 87, 45; Gruch 61, 918; JW 1911 S. 307 574°, 1912, 1280. — 
Von Natur eine Einheit bildet z. B. ein Tier, ein Stein. Ihnen ſind die ſog. künſtlichen 
Einheitsſachen, bei denen die Beſtandteile unter ſich gleichartig und gegeneinander nicht 
irgendwie abgegrenzt ſind (z. B. ein Goldbarren, ein Stück Butter, auch ein Haufen 
Getreide), gleichzuſtellen. Hier wird die Feſtſtellung deſſen, was eine Sache iſt, ſelten 
Schwierigkeiten machen. — Dieſen Sachen gegenüber ſtehen die fog. zuſammengeſetzten 
Sachen, die aus unter ſich ungleichartigen Beſtandteilen beſtehen. Hier muß jedenfalls 
zunächſt ein körperlicher Zuſammenhang unter den Teilen beſtehen. Es genügt alſo nicht 
ein gewiſſes räumliches Verhältnis wie beim Zubehör (MG 58, 342; 63, 173; 69, 152). 
Dieſer Zuſammenhang kann verſchiedenartig ſein: a) Bei einer feſten Verbindung wird 
man eine einheitliche Sache anzunehmen haben, falls nicht die allgemeine Anſchauung dem 
entgegenſteht. § 94 Abſ 1 wird als Anwendungsfall dieſes allgemeinen Grundſatzes zu 
betrachten fein. Darüber, was als feſte Verbindung anzuſehen it, |. 5 94 A 2. Zu be⸗ 
tonen iſt hier aber beſonders: die Verbindung muß eine derartige ſein, daß nach allge⸗ 
meiner Anſchauung das Verbundene, als in dem betreffenden körperlichen Gegenſtand auf⸗ 
gegangen, lediglich als deſſen Teil erſcheint (f. oben). Dabei iſt wohl zu unterſcheiden 
zwiſchen einem durch Zuſammenſetzung früher ſelbſtändiger Sachen zu einer Körper 
einheit, einer Sache, gewordenen Ganzen und einer zur Erreichung eines wirtſchaftlichen 
Zweckes zuſammengebrachten Sachgeſamtheit, die, wenn ihr auch im Verkehrsleben eine 
einheitliche Bezeichnung gegeben wird und ſie wirtſchaftlich als Einheit erſcheinen mag, 
doch nach Sachenrecht nicht eine Körpereinheit, eine einzige Sache iſt, ſondern aus einer 
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Mehrheit von Sachen beſteht, die trotz ihrer Zuſammenbringung zur Erreichung des wirt⸗ 
ſchaftlichen Zweckes ihre körperliche Selbſtändigteit bewahrt haben (NRG 87, 45; Gruch 
61, 918; Warn 1918 Nr 155; 1919 Nr 45). Namentlich ift dieſe Unterſcheidung im Auge 
zu behalten, wenn bisher ſeibſtandige Sachen in ein Gebäude eingebracht oder an einem 
Gebäude angebracht ſind, ohne daß fie im Sinne des 8 94 Abf 2 als zur Herſtellung des 
Gebäudes eingefügt zu erachten ſind, und es ſich darum handelt, ob ſie Beſtandteile, alſo 
unfelbftändige Stücke der einen Gebäudeſache geworden oder trotz wirtſchaftlicher Zweck. 
beſtimmung für das Gebäude dieſem gegenüber jelbftändige Sachen geblieben find (N 
87, 40; Gruch 61, 918; Warn 1918 Nr 155; 1919 Nr 45). b) Unter Unmftänden genügt 
auch eine nur loſe Verbindung (RG 50, 243; 62, 250; 63, 173; 67, 34; 69, 152; 83, 69; 
IW 04, 110%; 08 S. 2951, 322°; 1911, 673%. Sie kann nach Lage des Falles ſogar in 
einem bloßen Aufeinanderliegen der Teile (RG 62, 250) oder darin beſtehen, daß der eine 
Gegenſtand in den andern loſe hineingepaßt iſt (3. B. x und Tiſch). Dann muß 


ſcheinen zu laſſen (RG 87, 45). Notwendig wird hier zunächſt ein allen Teilen gemein: 
amer (in der Regel wirtſchaftlicher) Zweck ſein. Auch dies reicht aber trotz des körper⸗ 
lichen Zuſammenhangs dann nicht aus, wenn die verbundenen Gegenſtände eine größere 
Zahl beſonderer Merkmale beſitzen (anders z. B. Eiſenſtangen). Denn das Verbundene wird 
in einem ſolchen Falle nicht als Sachteil, ſondern als eine trotz der Verbindung für ſich 


die beſtimmungsgemäße Benutzung der ganzen Sache während der Dauer der Verbindung 
erſt durch das Verbundene ermöglicht wird und die Sache nach etwaiger Trennung der Er- 
gänzung durch einen dem Verbundenen gleichen oder doch ganz ähnlichen na bes 
dürftig iſt oder durch die Trennung wertlos wird. Das iſt z. B. der Fall bei: den 

reifen eines Kraftwagens oder Fahrrades, abſchraubbaren Maſchinenteilen, dem Rad eines 
Wagens (RG 87, 45), einer Tiſchplatte, Glocke und Zylinder einer Stubenlampe (R& 


Die Frage, ob Beſtaudteile oder ſelbſtändige Sachen vorliegen, iſt beſonders wichtig 
ben für Maſchinen (zu einem Fabrikbetrieb beſtimmte Gerätſchaften, ſ. § 98 Nr 1), 


tracht kommen könnten; vielmehr beſteht ſie aus einer Mehrheit von ſelbſtändigen So en, 
Neal zu einem wirtſchaftlichen Zwecke vereinigt find (MS 62, 408; 63, 172; 0 50, 
Gruch 52, 913; JW 1911, 707%). — Ferner können Maſchinen als Beſtandteile eines 
Jabrikgebäudes nur dann erachtet werden, wenn fie nach allgemeiner Anſchauung als 
örperlich unſelbſtändige Gebäudeteile (Gebäudeſtücke) gelten (RG 67, 32; 69, 121; J 
1912, 1281; ſ. auch oben Abſ 2 unter a). Letzteres wird nur gegeben ſein, wenn die 
Maschinen zur Herſtellung gerade dieſes Gebäudes eingefügt find, das Ge⸗ 
bäude alſo durch die Vereinigung mit ihnen eine beſondere Eigenart als Banlichkeit er⸗ 
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langt hat, oder wenn die Maſchinen mit dem Gebäude derart vereinigt ſind, daß 
ſie nach allgemeiner Anſchauung nicht als körperlich ſelbſtändige Maſchinen, ſondern nur noch 
als Gebäudeſtücke in Betracht kommen und das Ganze nur als eine Sache. Im erſteren Falle 
folgt die Eigenſchaft als Beſtandteile, und zwar als weſentliche Beſtandteile, nicht ſowohl 
aus 8 93 als vielmehr aus 8 94 Abſ 2 (. § 94 A 7). Eine Einfügung zur Herſtellung des Ge⸗ 
bäudes wird aber in der Regel nur bei ſolchen Maſchinen in Frage kommen können, die eigens 
für das betreffende Gebäude angefertigt worden find (. 8 94 A 7). Nach Preisliſten gehandelte 
Maſchinenwaren, wie namentlich Lokomobilen, Motoren und ähnliche Betriebs maſchinen, 
werden wohl kaum jemals in dieſer Weiſe eingefügt werden, und ſie werden daher nicht als 
Beſtandteile des Gebäudes zu erachten fein, es ſei denn, daß fie im vorgenannten Sinne mit 
dem Gebäude vereinigt find (RG 67, 34; 69, 122; ZW 08, 3222; 08, 738° u. 4; 1911, 5322; 
1912, 128%; Warn 09 Nr 58; 09 Nr 59; 09 Nr 173; 09 Nr 174; 09 Nr 337; 1910 Nr 97; 1910 
Nr 190; 1913 Nr 80, 81; 1918 Nr 155; a. M. bezüglich einer Entſtaubungsaulage OLG 
35, 290). Der oben aufgeſtellte Grundſatz, daß unter Umſtänden auch eine nur loſe Ver⸗ 
bindung die Beſtandteilseigenſchaft begründen kann, wird für das Verhältnis von Maſchinen 
zu einem Fabrikgebäude, in der Regel wenigſtens, nicht zur Anwendung kommen können, 
namentlich nicht bei nach Preisliſten gehandelten Maſchinenwaren; denn bei der Verſchieden⸗ 
heit des Weſens eines Gebäudes und einer Maſchine werden beide Sachen im Falle einer nur 
loſen Verbindung nach allgemeiner Anſchauung nicht als zu einem einzigen körperlichen Gegen⸗ 
ſtand vereinigt, ſondern als eine Mehrheit ſelbſtändiger, nur für einen wirtſchaftlichen Zweck 
zuſammengebrachter Sachen erſcheinen (vgl. RG 67, 34; 69, 122; JW 1911 ©. 317, 5322; 
Warn 1910 Nr 97; 1911 Nr 163; 1913 Nr 80; Gruch 58, 887). — An ſich nicht völlig gleich 
mit dem Vorſtehenden iſt die Frage zu behandeln, ob Maſchinen Beſtandteile einer Fabrik 
fein können. Nach § 98 Nr u iſt unter Fabrik ein für einen Fabrikbetrieb dauernd eingerichtetes 
Gebäude zu verſtehen und ſind Baulichkeit und Einrichtung zum Fabrikbetriebe zuſammen 
als eine Sache aufzufaſſen. Daraus iſt jedoch nicht zu folgern, daß Maſchinen als Einrich⸗ 
tungsgegenſtände Beſtandteile der Fabrikſache ſeien. Vielmehr find nach 88 97, 98 Nr 1 die 
zu dem Betriebe beſtimmten Maſchinen Zubehör der Fabrik, wenn fie zu dieſer in einem 
dem Betriebszweck entſprechenden räumlichen Verhältniſſe ſtehen, vorausgeſetzt, daß ſie nicht 
Beſtandteile find. Wenn auch hieraus nicht zu entnehmen iſt, daß nach dem Willen des Ge⸗ 
ſetzes Maſchinen regelmäßig als Zubehör der Fabrik anzuſehen fein ſollen (RG 69, 153; JW 
1911, 573°), fo ergibt doch die Zubehörbeſtimmung, daß außer dem bezeichneten räumlichen 
Verhältniſſe zwiſchen Maſchinen und Fabrik noch ein weiterer Umſtand gegeben ſein muß, 
um die Annahme der Beſtandteilseigenſchaft zu rechtfertigen. Dieſer Umſtand aber kann 
auch hier nur darin gefunden werden, daß die Maſchinen zur Herſtellung des zum Fabrik⸗ 
betriebe dauernd eingerichteten Gebäudes eingefügt oder damit in obigem Sinne zu einer 
einzigen Sache (Sacheinheit im Gegenſatz zu einer aus mehreren Sachen beſtehenden 
wirtſchaftlichen Einheit) vereinigt find (vgl. RG 67, 33; 69, 120; JW 1911, 3171; 1912, 1287; 
Gruch 58, 888). — Sind Maſchinen derart in einem Fabrikraume aufgeſtellt oder 
auch am Fabrikgebäude angebracht, daß ſie ihre körperliche Selbſtändigkeit und nach 
allgemeiner Anſchauung ihre Sondereigenſchaft als Maſchinenſachen behalten haben, jo 
ſind ſie nicht Beſtandteile der Fabrik oder des Fabrikgebäudes, ſondern ſie ſind zwar mit 
dieſen Sachen zur Erreichung eines wirtſchaftlichen Zweckes zuſammengebracht und bilden 
inſofern mit ihnen eine wirtſchaftliche Einheit, jedoch iſt das Ganze nicht eine Körper⸗ 
einheit, eine einzige Sache, ſondern eine Mehrheit ſelbſtändiger Sachen (RG 67, 30: 
87, 46; SW 08, 738°; 09 S. 1592, 2671, 4832; 1911, 5322; 1911, 5744; 1912, 1281 
Warn 09 Nr 58, 59; 1910 Nr 97, 190; 1913 Nr 80, 81; 1914 Nr 143; Gruch 58, 888; 
61, 918; OLG 28, 17). Dies kann auch dann der Fall fein, wenn bei einer Entfernung 
der Maſchinen einzelne Teile des Gebäudes unbedeutende Beſchädigungen, die mit ge 
ringen Koſten zu beſeitigen wären, erleiden, das Bindemittel, wodurch die Maſchinen der 
Betriebsſicherheit wegen mit Unterlageaufbauten verbunden ſind, zu zerſchlagen, Beſchläge 
zu beſeitigen, Schrauben oder Verankerungen herauszunehmen ſein würden (RG 83, 69; 
87, 46; IW 07, 128°; 08, 738°; 1911, 532%; 1912, 1281; Warn 1910 Nr 190; 1911 Nr 163; 
1913 Nr 80, 81, 185; 1918 Nr 155; Gruch 58, 887). Daß bei der Löſung Vorſichts⸗ 
maßregeln anzuwenden ſind, damit nicht der Löſende verletzt wird oder ſonſt ein Schaden 
entſteht (wie z. B. bei der Entfernung elektriſcher Leitungen), rechtfertigt es nicht, die 
mit einem ſolchen Bindemittel verbundenen Maſchinen (zum Betriebe beſtimmten Gerät- 
ſchaften) als feſt verbunden zu erachten (RG 87, 46). — Anders verhält es ſich, wenn 
die Maſchinen mit dem Grund und Boden feſt verbunden ſind. Dann ſind ſie nach 8 94 

bj 1 Beſtandteile, und zwar weſentliche Beſtandteile, unmittelbar des Grundſtücks ſelbſt. 
Jedoch wird eine feſte Verbindung mit dem Grund und Boden nur ausnahmsweiſe bei 
einer ſolchen Eingrabung und Vermauerung anzunehmen ſein, die eine Entfernung der 


emal 8 oder von dem Boden ohne weſentliche Zerſtörung oder Beſchädigung nicht 


nm 
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Ob etwas Beſtandteil oder ſelbſtändiger Gegenſtand iſt, iſt, insbeſondere auch hinſichtlich 
der Maſchinen, Tatfrage (RG 67, 36; IWW 07, 128° u. ; 1911, 573°). Rechtsfrage ift nur 
die richtige Anwendung der Grundſätze, nach denen das Vorhandenſein der Beſtandteils⸗ 
eigenſchaft feſtzuſtellen iſt. — Aus der neueren Rechtſprechung ſind folgende Beiſpiele an⸗ 
zuführen: Nicht als Beſtandteile ſind nelle worden: eine Steindruckpreſſe in einer 
Bilderbüicherfabrit (RG 097, 128°); Schnellpreſſe und Maſchinen in einer Druckerei (RG 
I 08, 322°; 09, 159°); Maſchinen in einer Sticereifabrit (NG Warn 08 Nr 491); Web. 
ſtühle und Maſchinen in einer Spinnerei (RG IW 09, 2671; 09, 4832); eine Sauggasmotor- 
anlage in einem Mühlen⸗ oder Fabrikgebäude (RG Warn 09 Nr 58; 1911 Nr 163); Bendel- 
füge, Kreissäge, Bandſäge, Schnellbohrmaſchine, Schmirgelſchleifmaſchine, Hobelmaſchine, 
Motoren zur Licht. und Kraftanlage uſw. in einer Holzbearbeitungsfabrik (R& Gruch 52, 913): 
ein Motor in einer Fleiſchwarenfabrik (RG 69, 117); eine Lokomobile in einem an ein Fabrik 
gebäude angebauten Schuppen (RG Warn 1910 Nr 97); eine Lokomobile in einem Dampf- 
ſagewerk (RG JW 1911, 5325; 1912, 1281); eine in einem Keſſelhaus aufgeſtellte Lokomobile, 
obwohl dieſe die einzige treibende Kraft einer Mühle bildete und das Keſſelhaus den Größen⸗ 
berhältniffen der Lokomobile angepaßt worden war (RG Warn 09 Nr 59; 1910 Nr 190); 
Maſchinen für eine Metallwarenfabrik, für ein Elektrizitätswerk (RG Warn 1913 Nr 80, 81); 
elektriſche Beleuchtungskörper in einem großſtädtiſchen Gaſthaus (RG Gruch 61, 915 
Darn 1917 Nr 264); Turbinenanlage für eine Säge. und Mahlmühle (RG Warn 1913 
Nr 145); Tanks und Gärbottiche in einem Brauereihaus (RG Gruch 58, 883); Gleis 
anlage eines Fabrikgrundſtücks (RG Warn 08 Nr 114); die von einem Gasanſtaltsgrund⸗ 
ſtück ausgehenden, durch die Ortsſtraßen gelegten Gasröhren (RG 61, 24, auch 88, 70; 
OG 28, 18; 30, 325); die von einem Elektrizitätswerk ausgehenden, über fremde 
Grundſtücke ſich erſtreckenden 11 und Transformatoren zur Fortleitung und Ver⸗ 
teilung elektriſcher Kraft (MG 83, 67; 87, 48; Warn 1914 Nr 143; 1918 Nr 155; ORG 
28, 18; 30, 324; a. M. DES 30, 322). Als Beſtandteil iſt dagegen beurteilt worden: 
die elektriſche Kraftanlage eines Kokswerks (RG 69, 150; nicht bedenkenfrei); die Auto⸗ 
mateneinrichtung eines Automaten Reſtaurationsgebäudes (RS Gruch 53, 897, allerdings 
unter dem Geſichtspunkte der Einfügung zur Herſtellung des Gebäudes; richtiger, weil ein- 
heitliche Sache nach 9 9, f. $ 94 A /) eine nach Plänen und Skizzen gefertigte maſchinelle 
Mahleinrichtung in einem Muhlengebaude (R JW 1911, 5785). 
＋ Deizungs⸗ und Beleuchtungsanlagen in herrſchaftlichen Wohnhäuſern und in 
Hotels werden ebenfo wie die Ofen als Beſtandteile inſoweit anzuſehen ſein, als die einzelnen 
Einrichtungen nur zu einer derartigen Verwendung für die Zwecke des Hauſes beſtimmt ſind 
9% iedoch bezüglich Beleuchtungsanlagen RG Gruch 61, 915 [Warn 1917 Nr 264]; ON 
28, 17). Sie brauchen aber deshalb nach nicht weſentliche Beſtandteile zu fein (vgl. RG 
58, 338; SW 00, 1301; Gruch 40, 850; OLG 14, 8; . A 5). Gleiches wird anzunehmen ſein: 
von Heizkörperbekleldungen, wenn fie nach Aufgabe des Eigentümers beſonders 
angefertigt und der Bauart der Wohnräume angepaßt ſind (OLG 32, 338; unter Um- 

änden können fie auch als zur Herſtellung des Wohnhauſes eingefügt anzuſehen ſein, 
und dann ſind ſie weſentliche Beſtandteile nach § 94 Abſ 2); von Badeeinrichtungen, 
wenn fie mit Waſſeranſchlußröhren verſehen und in beſondern Badezimmern eines herr⸗ 
ſchaßtlchen Hauſes angebracht find (Rch 36, 283; Gruch 45, 1006; IW 01, 362; OLG 2, 340). 
Beſtandteile find weſentlich, wenn der eine oder der andere durch die Trennung 
e oder in ſeinem Weſen verändert werden würde. Es kommt alſo allein auf die Zer⸗ 
torung oder Veränderung der Bestandteile, nicht etwa der ganzen Sache an (RG 62, 409; 
JW 04, 3542; Warn 08 Nr 114; 1911 Nr 163; 1913 Nr 185; OLG 8, 413). Sind die Be⸗ 
ſtandteile noch in der bisherigen Art wirtſchaftlich auszunutzen, ſei es auch, daß ſie zu dieſem 
Zwecke erſt wieder mit andern Sachen verbunden werden müſſen, ſo ſind ſie nicht weſent⸗ 
liche Beſtandteile. Daher ſind der Stein am Ring, Rad und Deichſel am Wagen, der Rahmen 
es Bildes in der Regel (Ausnahmen |. A 5) nicht weſentliche Beſtandteile (vgl. Prot 3, 5). 
4. Unter Zerſtören iſt die völlige Umänderung der bisherigen körperlichen Beſchaffen⸗ 
5 des Beſtandteils, nicht die Aufhebung ſeiner wirtſchaftlichen Bedeutung zu verſtehen. 

e letztere kommt nur bei der Frage der Weſensveranderung in Betracht (str.). Weſentliche 

ſtandteile ſind danach z. B. die Tapeten, da ſie beim Abnehmen von der Wand zerriſſen 

erden. Dagegen hat es nicht als Zerſtzrung zu gelten, wenn bei der Trennung der 
eine oder der andere Beſtandteil eine unerhebliche, leicht zu beſeitigende Beſchadigung er 
kor ( u 2 Ab 2 a. C). a . 

5. Für die Entſcheidung der Frage, ob ein Beſtandteil durch die Trennung in feinem 
Weſen verändert w˖ rd, find, vorausgeſetzt, daß eine Sacheinheit feſiſteht, beſonders wirt⸗ 
ſchaftliche Rüͤckſichten maßgebend, da auf ihnen in erſter Linie die Unterſcheidung zwiſchen 
igeſentlichen und unweſentlichen Beſtandteilen beruht (MG 58, 338; JW 1911, 5735). Daher 

eſensveränderung vor allem Verluft oder Verringerung der bisherigen wirt 
ſchaftlichen Bedeutung oder des Wertes. Zum „Weſen“ eines Gegenſtandes aehären 
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alſo alle Eigenſchaften, die feine wirtſchaftliche Bedeutung begründen. Die natürliche all⸗ 
gemeine Anſchauung iſt auch hier von Einfluß (RG 69, 121; JW 1912, 128). Jedoch kann 
man als weſentlich nicht ſolche Eigenſchaften bezeichnen, die nur von untergeordneter Art ſind. 
Eine im Verhältnis zum Werte des ganzen Beſtandteils nicht ſehr erhebliche Minderung des 
Wertes eines Teiles und nicht bedeutende Anderung in der wirtſchaftlichen Ausnutzungs⸗ 
möglichkeit iſt belanglos (RG 69, 122; JW 09, 1301). Daher können von dieſem Geſichts⸗ 
punkte aus Beleuchtungsanlagen eines Wohnhauſes oder Hotels je nach Lage der Um⸗ 
ſtände weſentliche oder unweſentliche Beſtandteile fein (NG 58, 368; JW 09, 1301; Gruch 
46, 856, |. A 2). — Die Verminderung der wirtſchaftlichen Bedeutung der ganzen Sache 
kommt zwar nicht in Betracht (f. A 3); in den Fällen jedoch, in denen der eine Beſtand⸗ 
teil als Hauptſache im Sinne des $ 947 Abſ 2 zu betrachten iſt, fällt der wirtſchaftliche 
Zweck der ganzen Sache mit dem des Hauptbeſtandteils zuſammen (vgl. RG 62, 409; JW 
05, 3872; 1911, 573%). Wenn daher zu einem Fabrikbetrieb beſtimmte Gerätſchaften (Ma⸗ 
ſchinen) wirklich Beſtandteile einer Fabrik find (. A 2), fo find fie weſentliche Beſtandteile, 
falls der Fabrikbetrieb durch die Entfernung der Maſchine unmöglich werden würde (RG 67, 30; 
69, 152; Od 24, 251). — Sonſt aber kommt es nicht darauf an, ob das Weſen, 
das ein Beſtandteil durch die Verbindung mit dem andern Beſtandteil gewonnen 
hat, durch die Trennung verändert werden würde; vielmehr iſt maßgebend, ob der Be⸗ 
ſtandteil in dem Weſen, das ihm gegeben wäre, wenn er nicht mit dem andern Beſtand⸗ 
teil in Verbindung getreten wäre, eine Veränderung erleiden würde (RG Warn 1913 
Nr 185). — Ofen eines Wohnhauſes werden in der Regel deſſen weſentliche Beſtandteile 
fein, da fie für Wohnzwecke unentbehrlich find (a. M. OLG 7, 347). 

6. Die einzelnen geſetzlichen Mertmale des Begriffs der weſentlichen Beſtandteile find 
in den A 2—5 behandelt. Es gibt jedoch noch einige Arten von Beſtandteilen, auf die jene 
Merkmale nicht genau zutreffen. So hat die Unterſcheidung von weſentlichen und nicht weſent⸗ 
lichen Beſtandteilen überhaupt nur für zuſammengeſetzte Sachen (ſ. A 2) Wert. An Be- 
ſtandteilen von Einheitsſachen (.. A 2) können keine beſondern Rechte beftehen, da dieſe 
eine feſte Begrenzung des Beſtandteils vorausſetzen. Alle Beſtandteile einer Einheitsſache 
ind daher weſentlich (ſtr.). — Weſeutliche Beſtandteile müſſen ferner die Teile des Erdbodens 
ſowie die Teile des Luftraums über einem Grundſtück ſein. Dagegen ſind die einzelnen 
Flächenteile eines Grundſtücks unweſentliche Beſtandteile. Sie können mit beſondern 
Rechten belaſtet werden. Doch follen fie nach der Ordnungsvorſchrift des 8 6 GBO vorher 
abgeſchrieben werden. Eine für ſich allein auf einem Grundbuchblatt ſtehende Liegenſchaft 
(vgl. §8 3, 5 GBD) iſt eine ſelbſtändige Sache, niemals Beſtandteil (oder Zubehör) eines 
andern Grundſtücks (RG JW 1910, 602). Vgl. auch § 873 A 4 ſowie 88 890, 1181. Über An. 
landungen, entſtehende Inſeln und verlaſſene Flußbetten vgl. Art 65 EG., dazu RG 70, 148. 

Das Geſetz beſtimmt zwingend (RG 62, 410; 74, 203), daß weſentliche Beſtandteile 
nicht Gegenſtand beſonderer Rechte ſein können. Es können alſo weder während der Ver⸗ 
bindung eines weſentlichen Beſtandteils mit der Sache am Beſtandteil ein vom Eigentum 
an der Sache verſchiedenes Eigentum oder andere dingliche Rechte begründet werden, noch 
bleiben ſolche Rechte beſtehen, wenn ein bisher ſelbſtändiger Gegenſtand zum weſentlichen 
Beſtandteil einer Sache wird. Für den letzteren Fall beſtimmen die 88 946—949, welches 
die Rechtsfolgen einer derartigen Verbindung find. Dauach wird insbeſondere das, was 
weſentlicher Beltandteil einer Sache wird, Eigentum des Sacheigentümers, ohne daß es 
auf den Willen der Beteiligten ankommt, und ſogar gegen ihn (RG 94, 129). Es iſt 
deshalb ein Eigentums vorbehalt an einem Gegenſtande, der zum weſentlichen Be⸗ 
ſtandteil einer im Eigentum eines andern ſtehenden Sache wird, unwirkſam (RG 50, 241; 
62, 410; 63, 420; 69, 153; 73, 335; 74, 203; 90, 202; JW 04 ©. 138°, 548%; 06, 4172; 09, 4848; 
Gruch 45, 1006; 57, 899: SeuffA 66 Nr 322; OL 6 S. 214, 215). Die Verbindung eines 
unter Eigentums vorbehalt verkauften Gegenſtaudes mit einer Sache kann auch nicht als eine 
nur zu einem vorübergehenden Zwecke erfolgte ($ 95) angeſehen werden (RG 62, 410; 63, 421: 
JW 06, 189°). Das vorbehaltene Eigentum geht vielmehr unter. Selbſt dann, wenn es an 
dem Beſtandteile durch Zeichen kenntlich gemacht worden iſt (RG IWW 04, 1382). Ferner 
erſtreckt ſich die Hypothek auf die weſentlichen Beſtandteile des Grundſtücks, auch wenn an 
ihnen fremdes Eigentum vorbehalten war und trotz Kenntnis des Hypothekengläubigers vom 
Vorbehalt (RG 69, 150; 73, 335; 90, 202; JW 04, 1382; SeuffA 59 Nr 218; 66 Nr 322; 
DLG 22, 120). Beim Verkauf eines Grundſtücks kaun ſich der Verkäufer nicht das Eigentum 
an einem darauf ſtehenden Gebäude vorbehalten (KJ 25 A 130). Im Falle der Zwangs⸗ 
versteigerung eines Grundſtücks erwirbt der Erſteher das Eigentum an den weſentlichen Be. 
ſtandteflen auch dann, wenn hinſichtlich ihrer ein Eigentumsvorbehalt beſtand, und ſelbſt wenn 
der Zuſchlagsbeſchluß die Beſtandteile ausdrücklich von dem Zuſchlage ausnimmt oder bezüglich 
ihrer das Verfahren eingeſtellt worden iſt (RG 50, 241; 67, 30; 74, 203; 90, 202; JW 02, 2297; 
87 484°; OVG 25, 250). Doch kann dem Erſteher im Zuſchlagsbeſchluſſe (z. B. durch den 
Vermerk, daß die Sache von der Verſteigerung ausgeſchloſſen werde, oder, daß die Sache 
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auf den Erſteher nicht übergehe) die perlönliche Verpflichtung auferlegt werden, die Beſtand⸗ 
teile herauszugeben (RG 74, 204; JW 09, 4845; 1911, 59987 Gruch 46, 865), und zwar an 
denjenigen, der die Ausſchließung der Beſtandteile von der Verſteigerung veranlaßt hat (RG 
74, 206; Gruch 46, 870). Im Konkurſe begründet ein Eigentumsvorbehalt und perſönlicher 
Auſpruch auf Abtrennung eines weſentlichen Beſtandteils kein Ausſonderungsrecht (RG 
63, 307; JW 06, 417%). — Ferner kann an ſtehenden Bäumen nicht das Eigentum über: 
tragen oder ein anderes dingliches Recht daran begründet werden; auch die Beſtellung ſowie 
die Eintragung einer im Grund buche eingetragenen „Abholzungsgerechtigkeit“ iſt unwirkſam 
(MS 60, 317). — Weiter iſt ein Sondereigentum an einem Stockwerk eines Gebäudes 
nach den 88 93, 94 ausgeſchloſſen (Ja 6, 83; Seuffal 58 Nr 187). Das zur Zeit des In⸗ 
krafttretens des BGB nach einigen Rechten beſtehende Stockwerkseigentum bleibt aber gemäß 
Art 182 Ecz beſtehen. — Zuläſſig dagegen iſt die Begründung ber lediglich perſönlichen 
Verpflichtung, einen weſentlichen Beſtandteil von einer Sache abzutrennen (RG 60, 319; 
63, 307; Gruch 52, 919; OLG 22, 122); wie überhaupt auch weſentliche Beſtandteile (3. B. 
Holz auf dem Stamme ohne den Grund und Boden) Gegenſtand ſchuldrechtlicher Rechts⸗ 
geſchäfte (z. B. Kauf, Miete) ſein konnen (RG Warn 1919 Nr 155). Ebenſo iſt ein Sonder⸗ 
beſitz an weſentlichen Beſtandteilen einer Sache (z. B. ungetrennten Bodenerzeugniſſen) 
möglich, wenn wirkliche und ungehinderte Einwirkung auf die Beſtandteile zuſteht (ftr.; 
vgl. 8 865; DLG 26, 1; Befugnis des Beſitzers zur Abtrennung, $ 997). — Früchte auf 
dem Halm unterliegen nach $ 810 ZPO ausnahmsweiſe (ſ. OLG 2, 341) der Pfändung. — 
Sonderrechte nach früherem Recht an Gegenſtänden, die nach SS 98 f. BG 
weſentliche Beſtandteile find, erlöſchen gemäß Art 181 Kc mit dem Inkrafttreten des BGB 
(RE) 56, 243; J. 03 Beil 90; 04, 806, 1912, 1205) 
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Zu den weſentlichen Beſtandteilen eines Grundſtücks gehören!) die mit 
dem Grund und Boden feſt verbundenen Sachen?), insbeſondere Gebäude)), 
ſowie die Erzeugniſſe des Grundſtücks⸗), ſolange ſie mit dem Boden zu⸗ 
ſammenhängen. Samen?) wird mit dem Ausſäen, eine Pflanzes) wird mit 
dem Einpflanzen weſentlicher Beſtandteil des Grundſtücks. 

Zu den weſentlichen Beſtandteilen eines Gebäudes gehören!) die zur 
Herſtellung des Gebäudes eingefügten Sachen“). 

E 1 788, 784 II 77e: Mü 3 42; P 3 6. 


„ 4. Zu den weſentlichen Beſtandteilen eines Grundſtücs bzw. Gebäudes gehören die 
in § 94 genannten Sachen ohne Ruckſicht darauf, ob auf fie die Vorausſetzungen des § 93 
zutreffen. § 94 gibt nicht Beiſpiele zu $ 93, ſondern erweitert den Kreis der weſent⸗ 
lichen Beſtandteile. — Indem 8 94 beſtimmte Sachen für weſentliche Beſtandteile erklärt, 
jagt er auch, daß fie überhaupt Beſtandteile find. Es darf alſo nicht erſt gefragt werden, ob 
eine Pflanze, ein Gebäude oder eine zur Herſtellung eines Gebäudes eingefügte Sache Be⸗ 
ſtandteil des Grundstücks oder Gebäudes geworden it; anders wie in $ 98, wo die Beltand- 
eilseigenſchaft als eines der Merkmale des Begriffs der weſentlichen Beftandteile aufgeſtellt 
iſt (vgl. 8 03 A 2; RG JW 09 S. 159°, 2671, 483). Wohl aber wird auch bei $ 94 davon aus⸗ 
zugehen fein, daß das Geſetz unter (weſentlichen) Beſtandteilen nur Teile einer einheitlichen 
körperlichen Sache, nicht bloß eines wirtſchaftlichen Ganzen verſteht, und dieſer Geſichtspunkt 
wird bei der Auslegung des ha, insbeſondere für die Frage, was mit den „zur Herſtellung 
eines Gebäudes eingefügten Sachen gemeimt iſt, zu verwenden fein (vgl. R& 67, 30). — Es 
ann vorkommen, daß ein Gegenſtand mit zwei Sachen derartig verbunden iſt, daß 
er nach $ 93 oder § 94 als weſentlicher oder auch unweſentlicher Beſtandteil der einen wie der 
andern Sache erſcheint. Beſonders kommt hier die Verbindung mit benachbarten Grund: 
ſtlicken in Betracht. Dann muß in Anwendung des Grundſatzes des 8 905 (Raum über und 
hunter der Erdoberfläche), der auch aus den 88 921—923 erſichtlich iſt, das Eigentum an dem 
zetreffenden Gegenſtande in der Weile geteilt werden, daß jedem Grundſtückseigentümer das 
Sigentum an dem innerhalb feiner Grenzen befindlichen Teile des Gegenſtandes, z. B. eines 
auf zwei Grundſtücken errichteten Gebäudes, zuſteht (ſtr.. RG 70, 209; 72, 272, 
J 1911 S. 2115 u. 36625; SeuffA 67 Nr 367; auch R 53, 307; 65, 363; A 3; ſowie 
hinſichtlich des Falles, daß beim Überbau der Bauende das Nach bargrundſtück hinzu 
zütdürbt, $ 912 A 10). Nur fallen bei dem Abbruche des Gebäudes diejenigen Gebäude 
zelle, die von der Grenze durchſchnitten werden, in das Miteigentum der Grundſtückseigen⸗ 
„ner, wenn fie unteilbar find (Rc 70, 202). Wenn der Gegenſtand dagegen ausſchließlich 
weſenilicher Beſtandteil des einen it und er bezüglich des andern Grundſtücks nur als un⸗ 
wesentlicher Beſtandteil behandelt werden konnte, wird er ausſchließlich als Beſtandteil des 
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erſteren Grundſtücks anzuſehen fein (vgl. RG 72, 273). Das gilt auch, wenn hinſichtlich des 
einen Grundſtücks die Vorausſetzungen des § 95 zutreffen (Verbindung zu vorübergehendem 
Zwecke oder in Ausübung eines Rechtes). So iſt z. B. die zu einer Kohlen abbaugerech⸗ 
tigkeit gehörende, auf einem fremden Grundſtücke errichtete Anlage nur zu einem vorüber⸗ 
gehenden Zwecke mit dieſem Grundſtücke verbunden und daher ausſchließlich weſentlicher 
Beſtandteil der Gerechtigkeit (RG 61, 188). Ein Überbau iſt Eigentum des Überbauenden, 
wenn er nach 8 912 berechtigt iſt, den Überbau auf dem fremden Grundſtücke zu behalten 
(vgl. RG 72, 272; A 3). Hinſichtlich der Röhren⸗ und Drahtleitungen eines Elektrizi⸗ 
täts⸗, Gas⸗ oder Waſſerwerks, mit dem fie verbunden find, gilt folgendes. Sind ſie mit 
dem Grund und Boden, auf dem das Werk ſich befindet, feſt verbunden im Sinne des 
§ 94 Abf 1, was in der Regel nicht der Fall fein wird (vgl. RG Warn 1915 Nr 271), 
ſo ſind ſie (weſentliche) Beſtandteile dieſes Grundſtücks, ſoweit es reicht; andernfalls ſind 
fie Zubehör nach 88 97 Abſ 1, 98 Nr 2 (MG 83, 69; 87, 50). Soweit fie von dem 
Eigentümer des Werkes in Ausübung eines dinglichen Rechtes oder nur vorübergehend (8 95) 
über fremde Grundſtücke geleitet ſind, ſind ſie nicht Beſtandteile dieſer Grundſtücke, auch 
wenn ſie mit ihnen feſt verbunden ſind, ſondern, da ſie inſoweit rechtlich als bewegliche 
Sachen gelten, Zubehör (nicht Beſtandteile) des zuerſt genannten Grundſtücks (RG 83, 69; 
87, 50; Warn 1918 Nr 155; anders nach früherem Recht RG 39, 205; 48, 267; 61, 192, 
wo die Leitungen, auch ſoweit ſie ſich auf fremden Grundſtücken befanden, als Subſtanz⸗ 
teile des zuerſt genannten Grundſtücks erachtet worden ſind). 4 , 

2. Die mit dem Grund und Boden feit verbundenen Sachen find weſentliche Beſtand⸗ 
teile des Grundstücks, ohne daß es darauf ankommt, zu welchem Zwecke und von wem die 
Verbindung vorgenommen ift (M& 63, 419; vgl. jedoch 61, 192). Was feſte Verbindung 
iſt, kann nicht für alle Fälle gleich entſchieden werden. Dies iſt im weſentlichen Tatfrage 
(RG 50, 243; FW 04, 110). Die Verbindung muß aber derartig fein, daß die Beſtandteile nicht 
ohne Beſchädigung des einen oder andern Teiles voneinander getrennt werden können oder 
die Trennung ſo erhebliche Schwierigkeiten bereitet, daß die Koſten der Trennung im Ver⸗ 
gleiche zum Werte des einen oder andern Beſtandteils unverhältnismäßig hoch find (vgl. R& 
Warn 1914 Nr 143; OLG 38, 29). So liegt z. B. eine feſte Verbindung nicht vor, wenn 
Maſchinen nur durch Schrauben oder ein Bindemittel, wie Zementguß, am Fundament 
befeſtigt ſind und von ihm losgelöſt werden können, ohne daß ſie ſelbſt oder das Gebäude 
erheblich beſchädigt werden (R JW 04, 1104; 08, 7382 u. 4; 09, 267; 1912, 1281; Warn 09 
Nr 59; 1910 Nr 97, 190; 1913 Nr 80, 81, 185; 1918 Nr 155; SeuffA 61 Nr 217; OLG 
7, 849; 10, 59; 12, 11; |. 8 93 A 2). Keine feſte Verbindung iſt auch die Befeſtigung einer 
Akkumulatorenbatterie an der Wand durch Drähte (RG 56, 288). Nicht feſt verbunden ſind 
ferner z. B.: Leitungsmaſten einer Anlage zur Erzeugung und Übertragung elektriſcher 
Kraft, wenn ſie aus dem Erdboden leicht herausgenommen werden können, ohne daß der 
Erdboden abgegraben werden muß oder die Maſten beſchädigt werden (MG Warn 1914 
Nr 143); Gleisanlage auf einem Fabrikgrundſtück zum Anſchluß an eine Eiſenbahn (OS 
28, 18); Hopfen⸗ oder Bohnenſtangen. Feſt verbunden ſind dagegen 5 den Boden ein» 
gegrabene Mauern, Zäune, Rohrleitungen. Vgl. auch RG JW 08, 295, (Wellblechbaracke 
mit gemauerten Fundamentpfeilern und Giebeln). Auch Steine einer gepflaſterten Straße 
oder einer Überfahrt über einen ſtädtiſchen Bürgerſteig werden (nicht nach § 98, a. M. 
OLG 34, 4, ſondern) lals mit dem Grund und Boden feſt verbunden nach $ 94 für 
weſentliche Beſtandteile des Straßen: bzw. Bürgerſteiggrundſtücks zu erachten fein. 

3. Ein Gebäude iſt grundſätzlich nur ſo weit weſentlicher Beſtandteil eines Grundſtücks, 
als es mit dieſem feſt verbunden iſt, alſo darauf ſteht. Reicht ein Teil des Gebäudes (3. B. 
die Giebelmauer oder die Umfaſſungsmauer) über die Grenze des Grundſtücks hinaus, 
io ift dieſer Teil Beſtandteil des angrenzenden Grundſtücks (ſtr. RG 70, 209; JW 1911, 36655; 
. A 1; a. M. OLG 13, 311; JW 1912, 1037). Von dieſem Grundſatz macht das BGB nur 
Ausnahmen in $ 95 und in dem darauf fußenden § 912 (RG 65, 363; 72, 272; 83, 148; 
94, 133; JW 1911 S. 211° u. 866%; ſ. auch A 1). Vgl. aber Über Giebelmauern auf der 
Grenze § 95 A 5. — Die weſentlichen Beſtandteile eines Gebäudes find auch weſentliche 
Beſtandteile des Grundſtücks, und zwar im Sinne des Abſ 1 ſowohl dann, wenn die Weſent⸗ 
lichkeit auf 8 94 Abſ 2, als auch, wenn fie auf $ 93 beruht (R 50, 243; 63, 419; 88, 148; 
IW 07, 3002, 08, 2951). — Unweſentliche Beſtandteile des Gebäudes köunen nicht weſentliche 
Beſtandteile des Grundſtücks fein, obwohl der Ausdruck, Gebäude“ an ſich auch die unweſent⸗ 
lichen Beſtandteile umfaßt. — Aus dem (bisherigen) 8 1017 Abſ 1 iſt zu folgern, daß § 94 
Abſ 1 Saß 1 auch auf das Erbbaurecht Anwendung findet (86 39 B 87). Daher find 
Gebäude, die der Erbbauberechtigte auf dem Erbbaugrund errichtet hat, Beſtandteile des 
Erbbaurechts. Beſtandteile des Grundftüds find ſolche Gebäude nach $ 95 Abſ 1 nicht. 
Anders verhält es ſich mit Gebäuden, die der Grundſtückseigentümer auf dem Erbbaugrund 
errichtet hat. Sie find nach § 94 Abſ 1 Satz 1 Beſtandteil des Grundſtücks, nicht des Erb⸗ 
baurechts. Dieſes erſtreckt ſich auf ſolche Gebäude nur ebenſo, wie auf den Grund und 
Boden (KJ 39 890; vgl. 5 95 A 5). Vgl. jetzt BO über das Erbbaurecht v. 15.1.1919 88 12, 38. 
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4. Über die Erzeugniſſe des Grundſtücks |. 8 99 A 3. Über Zuläſſigkeit der Pfändung 
der Früchte auf dem Halm ſ. 8 93 A 7. 

5. Samen von Pflanzen wird mit dem Ausſäen weſentlicher Beſtandteil ohne Rückſicht 
darauf, ob er keimt und ob er in die Erde aufgenommen wird. Ob der Ausſäende der Eigen- 
tümer des Grundſtücks iſt oder nicht, iſt für die Frage der Beſtandteilseigenſchaft belanglos. 

6. Pflanzen werden mit dem Einpflanzen weſentliche Beſtandteile, ohne daß es darauf 
ankommt, ob ſie Wurzel geſchlagen haben. Daher kann das Eigentum am Holz auf dem Stamme 
nicht übertragen und auch kein dingliches Abholzungsrecht begründet werden (RG 60, 317; 
. 8 93 A 7). Über Pflanzen in Baumſchulen ſ. § 95 A 2. BL 

7. Was als zur Herſtellung eines Gebäudes eingefügt anzufehen iſt, iſt ſtreitig. Der Aus- 
druck, Gebäude“ wird in einem weiteren und einem engeren Sinne gebraucht (vgl. RGSt 4, 164; 
7, 268; 10, 103). So bezeichnet man als Gebäude ein Fabrikgebäude, wenn es noch leer ſteht, wie 
auch dann, wenn es mit Einrichtungen verſehen iſt, die ſeine Beſtandteile geworden ſind. Im 
letzteren Falle dient die Bezeichnung des Hauptbeſtandteils zugleich als Bezeichnung für die aus 
ihm und andern Beſtandteilen gebildete neue Sache. In 8 94 Abſſ 2 find Gebäude im 
engeren Sinne als gemeint zu erachten. Würde man dies nicht annehmen, ſo müßten zu⸗ 
nächſt faſt alle Beſtandteile eines Gebäudes (im weiteren Sinne) als weſentliche angeſehen 
werden, obwohl kein Grund für die Ausſchaltung unweſentlicher Beſtandteile bei Gebäuden er 
lichtlich iſt (vgl. RG JW 1911, 574). Sodann ſpricht auch die Entſtehungsgeſchichte des 8 94 
für die engere Auslegung. Der Ausdruck „zur Herſtellung eines Gebäudes eingefügt“ iſt an 
Stelle des bisher üblichen Ausdrucks Baumaterialien“ nur deshalb in das Geſetz aufgenommen 
worden, weil unter Baumaterialien lediglich die zur Errichtung eines Gebäudes notwendigen 
Sachen verſtanden wurden (M 3, 44). Danach muß angenommen werden, daß unter den zur 
Herſtellung eines Gebäudes eingefügten Sachen im weſentlichen die Baumittelſtücke 
zu verſtehen find (vgl. Rch JW 1911, 5744; Warn 1913 Nr 80; Gruch 58, 885), und daß 
dazu entjprechend dem gewohnlichen Sprachgebrauch alles gehört, was zur Herſtellung eines 
ertigen Gebäudes als Baulichkeit dient. Das find z. B. bei einem Wohnhauſe die Baumittel- 
tüde der Mauern (nebſt Verkleidung, Stuck, Putz, Betonklötze, Zieraten) der Fußböden und 
Decken, des Daches, der Treppen, Fenſter, Türen, Jalouſien u. dgl. (RG 62, 248; 94, 132; 
JW 07, 300%; SeuffA 65 Nr 17; OLG 6, 215; 15, 325; 22, 120). Andere mit dem Hauſe 
zwar verbundene, aber zu ſeiner Geſtaltung als Gebäude nicht mitwirkende Sachen (3. B. 
Ofen, Kochmaſchinen, Badeeinrichtungen, Beleuchtungs-, Heizungs, Wafferleitungsanlagen) 
können wohl Beſtandteile (auch weſentliche Beſtandteile) nach § 93 (. dort A 2 Abſ 4), nicht 
aber auf Grund des $ 94 Abſ 2 jein (vgl. R& 73, 334; Gruch 58, 886). Dazu iſt hinſicht⸗ 
lich des Verhältniſſes des 5 94 Abſ 2 zu 8 93 zu bemerken, daß § 94 Abſ 2 nicht etwa 
für Gebäudebeſtandtetle als eine den § 93 erläuternde Vorſchrift anzuſehen ift, ſondern 
ſelbſtandige Bedeutung hat. Es kann daher die Eigenſchaft eines weſentlichen Gebäude⸗ 
beſtandteils nach 9 93 gegeben ſein, während fie nach $ 94 Abſ 2 nicht vorliegt (. unten), 
und umgekehrt (Rc 63, 418; 90, 201). Ju letzterer Hinſicht kommt beſonders in Be⸗ 
tracht der Fall, daß es ſich um Sachen handelt, die nicht feſt mit dem Gebäude ver- 
bunden ſind und ohne große Schwierigkeit und weſentliche Beſchädigung ihrer ſelbſt und 
des Gebäudes aus dieſem entfernt werden können; find ſolche Sachen zur Herſtellung 
des Gebäudes eingefügt, jo ſind fie gemäß $ 94 Abſ 2 trotz ihrer loſen Verbindung 
weſentliche Beſtandteile des Gebäudes (ſ. unten), während nach § 98 möglicherweiſe, 
etwa weil fie ihre körperliche Selbſtändigkeit bewahrt hätten (ſ. § 93 A 2), die Beſtand⸗ 
teilseigenſchaft zu verneinen wäre (R 90, 201). — Je nachdem Zwecke, dem das Ge⸗ 
bäude dient, werden auch die Baumittelſtücke verſchieden ſein. Es kommt alſo darauf an, 
ob eine Sache zur Herſtellung eines Gebäudes gerade der betreffenden Art eingefügt iſt, fo 
daß das Gebäude erit hierdurch zu dem, was es iſt, geworden iſt (RG 50, 241; JW 07, 1280). 
Zu den weſentlichen Gebäudebeſtandteilen nach 8 94 Abſ 2 gehört mithin nicht nur, was 
zur Herſtellung einer jeden Baulichkeit notwendig iſt, was man als gewöhnliche, für jede 

aulichkeit erforderliche Baumittelſtücke bezeichnen kann, ſondern auch, was durch ſeine 
Verarbeitung dem betreffenden Gebäude ein beſtimmtes Gepräge, ſeine beſondere Eigen⸗ 
art gegeben hat (MG 90, 201; SW 1911 S. 532° u. 574%). So iſt z. B. eine bei dem 
Neubau eines mit Perfonen-, Laſt⸗ und Speiſeaufzügen verſehenen modernen Hotel- 
gebäudes gemäß dem Bauplan eingebaute elektriſche Aufzugsanlage als zur Herſtellung 
dieſes beſonders gearteten Hotelgebäudes eingefügt, als weſentlicher Beſtandteil des Hotel: 
ende: nach 8 94 Abſ 2 zu erachten (RG 90, 198). Anderſeits jedoch iſt immer daran 
eſtzuhalten daß als dasjenige, zu deſſen Herſtellung eine Sache eingefügt fein kann, 
nur ein Gebäude im engeren Sinne in Betracht kommt. Daher iſt es insbeſondere 
unerheblich, ob durch die Verbindung einer Sache mit dem Gebäude erſt ein wirt⸗ 
1 licher Betrieb, für den das Gebäude eingerichtet ift, ermöglicht wird (ME JW 
DIL, 5744; vgl. jedoch RG 50, 241; 63, 410; m 05, 887°; 06, 548°; 07, 1285). Auch bei 
einem für einen gewerblichen Betrieb dauernd eingerichteten Gebäude im 
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Sinne des $ 98 Nr 1. (Fabrik) wird ſich das Gebäude im engeren Sinne (alfo im Sinne des 
$ 94 Abſ 2) in der Regel aus nicht weſentlich andern Baumittelſtücken zuſammenſetzen wie 
den oben bezüglich des Wohnhauſes aufgeführten. Nicht ſind bei einem ſo eingerichteten 
Gebäude ſämtliche Einrichtungsgegenſtände ohne weiteres als im Sinne des 8 94 Abſ 2 zur 
Herſtellung des Gebäudes eingefügt und deswegen als weſentliche Beſtandteile zu erachten. 
Solche Gegenſtände können zwar, wenn fie nicht etwa gemäß 88 97, 98 Nr 1 als zum Betriebe 
beſtimmte Gerätſchaften Zubehör ſind, Beſtandteile, auch weſentliche, des eingerichteten 
Gebäudes fein. Aber nicht, wenigſtens in der Regel nicht, nach 8 94 Abi 2, ſondern nur, wenn 
die Vorausſetzungen des $ 93 vorliegen, wenn alſo fie mit der Baulichkeit zuſammen nach 
allgemeiner Anſchauung als eine einzige Sache gelten und ſie und die Baulichkeit voneinander 
nicht getrennt werden können, ohne daß ſie oder die Baulichkeit zerſtört oder im Weſen ver⸗ 
ändert werden (vgl. § 93 A 2ff.). Ein zu einem gewerblichen Betrieb dauernd eingerichtetes 
Gebäude iſt, auch wenn es mit den Einrichtungsgegenſtänden zuſammen eine einzige Sache 
bildet, hinsichtlich des Umfangs der Beſtandteile und der Erforderniſſe für die Eigenſchaft 
der Beſtandteile als weſentlicher eine anders geartete Sache wie das im 8 94 Abſ 2 gemeinte 
Gebäude, das lediglich die zu ſeiner Herſtellung eingefügten Gegenſtände als weſentliche 
Beſtandteile in ſich ſchließt (RG JW 1911,574°; Warn 1913 Nr 80; Gruch 58, 886). Danach 
werden Maſchinen (zum Fabrikbetriebe beſtimmte Gerätſchaften, ſ. § 98 Nr 1), auch wenn 
fie für den Fabrikbetrieb weſentlich find, in der Regel nicht auf Grund des 8 94 Abſ 2 
(weſentliche) Beſtandteile des Gebäudes fein (RG 67, 30; JW 1911, 5322; Gruch 58, 886; 
DLG 30, 320; 35, 289; 38, 29; f. § 93 A 2). Vielmehr kann dies (nach § 94 Abs 2) nur 
dann angenommen werden, wenn Maſchinen und Gebäude eine untrennbare Einheit bilden und 
letzteres als Baulichkeit durch die Verbindung mit den erſteren eine beſondere Eigenart ge · 
wonnen hat. Das wird bei der Beſchaffenheit der Maſchinen in der Regel nur der Fall ſein 
können, wenn Maſchinen und Gebäude beſonders aufeinander gearbeitet, insbeſondere die 
erſteren an die Bauart, die Gliederung des Gebäudes angepaßt find (RG JW 08, 3232; 09, 1301; 
09, 1592; 09, 2671; 1911 S. 5322, 5732; Warn 09 Nr 58; 09 Nr 50; 1910 Nr 97; 1910 Nr 190; 
1913 Nr 81: OLG 35, 289). — „Einfügen zur Herſtellung“ bedeutet, daß der Gegenſtand 
zwiſchen Teile des Gebäudes gebracht und durch Einpaſſen in eine für ihn beſtimmte 
Stelle mit den ihn umſchließenden Stücken vereinigt wird, und zwar derart, daß durch ihn 
das betreffende Gebäude in ſeiner Sonderart und zu ſeinem Sonderzwecke mit hergeſtellt 
wird (RG 56, 288; 60, 423; 62, 252; 63, 419; IW 08, 3222; 09, 2671; 09, 483°; 1911 S. 5822 
u. 574%; 1912, 1281; Warn 09 Nr 58; 09 Nr 59; 1913 Nr 80; 1918 Nr 155; Gruch 
58, 885). Dabei iſt hauptſächlich der Unterſchied zwiſchen einem bloßen Hineinſtellen in 
ein Gebäude aus wirtſchaftlichen Gründen (vgl. RG 56, 288; JW 11911, 582%; Gruch 
58, 886) und der Verbindung zum Zwecke der Herſtellung des Gebäudes ſelbſt von Wefent- 
lichkeit. Entſcheidend ift alſo der Zweck der Verbindung, auf die Art kommt es nicht an (RG 
62, 251; 63, 416; Warn 1913 Nr 81). Die Verbindung braucht insbeſondere nicht eine 
feſte im Sinne des § 94 Abſ 1 zu fein (NG 60, 423; 62, 251; 63 S. 173, 419; 90, 201; 
OLG 2, 340; 6, 215; 12, 6; 13, 310; 15, 325). Daher find z. B. auch die nur einge⸗ 
hängten Türen und Fenſter weſentliche Beſtandteile (RG 62, 251; 90, 201; OL 15, 325; 
29, 358), auch hölzerne Fensterläden (RG 60, 421), ebenſo die Drehtüre eines Speiſehauſes 
(OLG 13, 310). Ferner iſt das Gebälk eines noch nicht im Mauerwerk verankerten Dach⸗ 
ſtuhls zur Herſtellung des Gebäudes eingefügt, da die erforderliche körperliche Verbindung 
durch die eigene Schwere des Gebälks hergeſtellt wird (RG 62, 248). Jedoch eine zwecks 
Herſtellung des Gebäudes erfolgte körperliche Verbindung muß immer vorliegen. Dies iſt 
3. B. nicht ſchon dann der Fall, wenn Fenſter oder Türen zu einem Neubau lediglich auf 
das Grundſtück geſchafft oder nur probeweiſe eingehängt und nach Prüfung der Ordnungs⸗ 
mäßigkeit der Arbeiten wieder herausgenommen, mithin nicht zu dem Zwecke der Her⸗ 
ſtellung eines beweglichen Abſchluſſes der Fenfter- oder Türöffnungen, ſondern zu einem 
vorübergehenden Zwecke im Sinne des $ 95 Abſ 2 eingefügt ſind (RG Warn 1915 Nr 6; 
OLG 15, 325; 22 S. 120, 392; a. M. OLG 28, 16 bezüglich Türen, die bereits mit 
Bändern verſehen, eingepaßt und zur weiteren Fertigſtellung wieder ausgehängt ſind). 
Bleibt aber ein zunächſt nur verſuchsweiſe Eingefügtes in dem Gebäude ſo, daß es dann 
als zur Herſtellung des demnächſt fertingeftellten Gebäudes anzuſehen ift, fo iſt es nach 
(bj 2 weſentlicher Beſtandteil des Gebäudes (RG 94, 133). — Daß die Einfügung der 
Hache zur Errichtung des Gebäudes notwendig war, ift nicht erforderlich (f. oben). Daher 
HE 3. B. auch überflüſſiger Zierat an der Mauer oder eine Marmortreppe in einem ein- 
fachen Miethaufe weſentlicher Beſtandteil. Ebenfo ein Freskogemälde im Treppenflur eines 
Hauſes (vgl. RG 79, 397). 
8 95 

Zu den Bejtandteilen eines Grundſtücks gehören ſolche Sachen nicht)), 

die nur zu einem vorübergehenden Zwecke mit dem Grund und Boden ver⸗ 


Sachen 88 94, 95 105 


bunden ſind :). Das gleiche gilt von einem Gebäude?) oder anderen Werke)), 
bad in Ausübung eines Rechtes an einem fremden Grundftüde:) von dem 
Berechtigten mit dem Grundſtücke verbunden worden iſte). 

Sachen, die nur zu einem vorübergehenden Zwecke?) in ein Gebäude 
eingefügt ſind, gehören nicht zu den Beſtandteilen des Gebäudes?) 

E I 783 Abſ 2, 785 II 77 f; M 3 43; P 3 6; 6 119. 


1. Die in $ 95 genannten Sachen find nicht Beſtandteile des Grundſtücks oder Gebäudes, 
weder weſentliche noch unweſentliche. Sie ſind vielmehr ſelbſtändige Sachen, an denen be⸗ 
ſondere Rechte möglich ſind. Streitig iſt, ob ſie zu den beweglichen Sachen zu rechnen ſind. 
Vielfach wird angenommen, daß es auf ihre natürliche Beſchaffenheit ankomme, und daß, 
wenn fte hiernach als unbeweglich anzuſehen ſeien, alle auf Grundſtücke bezüglichen Bor» 
ſchriften des BGB mit Ausnahme derjenigen, die eine Grundbucheinrichtung vorausſetzten, 
auf ſie Anwendung finden mußten. Dem kann aber nicht beigetreten werden. Das BGB 
unterſcheidet nicht zwiſchen beweglichen und unbeweglichen Sachen, ſondern nur zwiſchen 
Sachen der erſteren Art und Grundſtücken. Zu den letzteren gehören die Sachen des § 95 
nicht, alſo ſind ſie (3. B. auch Gebäude, von einem Elektrizitätswerk aus über fremde 
[gemietete, |, A 2] Grundſgücke nach Ortſchaften in der Umgegend gehende Fernleitungen) 
rechtlich als bewegliche Sachen anzuſehen (RG 55, 284; 59, 19; 87, 51; Gruch 59, 112; 
J 1912, 129%; Warn 1918 Nr. 155; Seuffel 60 Nr 1; NOS 39 B 92: OLG 30, 3203 
N90 A 1 Abſ 4), und es find alle für dieſe geltenden Vorſchriften auf ſie anzuwenden. 
Sie können daher auch Zubehör des Grundstücks, auf dem ſie ſtehen, oder eines andern 
Grundſtücks ſein, wie z. D- ein Maſchinenhaus oder Vergnügungsveranſtaltungen auf einem 
gepachteten Nachbargrundſtück, die vorgenannten, von einem Elektrizitätswerk ausgehenden 
Jernleitungen auf gemieteten Grundſtücken (RG 55, 281; 87, 51; Warn 1918 Nr. 155: 
JW OL, 184). Ebenſo gelten fie fur die Zwangsvollſtreckung als bewegliche Sachen (Pfändung 
und Verſteigerung durch Gerichtsvollzieher). Eigentum daran wird nach den 88 920ff. 
erworben (Ren IW 1912, 129°, Gruch 59, 112). Der öffentliche Glaube des Grundbuchs 
($ 802) erſtreckt ſich nicht auf fie, auch wenn fie im Grundbuche als Beſtandteile des Grund: 
ſtücks angegeben find (RG 61, 193; 73, 129). Der Erwerber muß ſich alſo gemäß §8 932ff. 
bei der Übergabe im guten Glauben befinden. Eine Hypothek kann an ihnen nicht beſtellt 
werden. Ebenſowenig erſtreckt ſich auf fie eine am Grundſtücke beſtehende Hypothek, ſelbſt 
bei gutem Glauben des Gläubigers (RG 61, 193). Nur ausnahmsweiſe wird es zuläſſig 
ſein, einzelne auf Grundſtücke bezügliche, durch 10 abänderbare Vorſchriften 
nach dem vom Geſetze verfolgten Zweck und dem zu vermutenden Parteiwillen auch auf 
Sachen des $ 95, die nach der Verkehrsanſchauung als unbeweglich gelten, entſprechend 
anzuwenden, z. B. 8 565 Abſ 1 (Kündigungsfriſt bei der Grunoſtücksmiete). — Hinſichtlich 
der zur Zeit des Inkrafttretens des BGB auf einem Grundſtück befindlichen Ge 
bäude beſtimmt ſich gemäß Art 181 Ech die Frage, ob einem andern als dem Eigentümer 
des Grund und Bodens das Eigentum daran zustand, nach bisherigem Recht (RG IW 
1912, 129°, auch 00, 890; 02 Beil 189). Wenn aber nach 88 93ff. die Gebäude welentliche 
Beſtandteile ſind, iſt das etwaige Sondereigentum daran mit dem Inkrafttreten des BGB 
erloſchen, da nach Art 181 Cc auf das beſtehende Eigentum, alſo auch auf den Umfang des 
Eigentums, das BOB Anwendung findet und gemäß 8 93 weſentliche Beſtandteile nicht 
Gegenſtand beſonderer Rechte fein können (RG 36, 243; JW 03 Beil 90; 04, 898; 
1912, 1292). 


daß der Kaufpreis gezahlt wird (RG 62, 411; 63, 422). Unerheblich iſt es, wer die Mer. 
bindung oder Einfügung vorgenommen hat, und (anders wie nach E I 785) ob der Ver⸗ 
bindende oder Einfügende dazu berechtigt war (RG JW 04, 3361; Warn 08 Nr 114; 1913 
Nr 39; SeuffA 60 Nr 1). — Zu vorübergehendem Zweck mit dem Grund und Boden ver 
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bunden ſind z. B.: Schaubuden, Gerüſte (RG Warn 1910 Nr 154); Gebäude für die 
Zwecke einer einzelnen Ausſtellung (RG JW 01, 184); auch die Pflanzenbeſtände einer 
Baumſchule, die nur ſo lange im Boden bleiben ſollen, bis ſie verkaufsfähig geworden 
find, und die als lebende Pflanzen verkauft werden ſollen (RG 66, 88; Seuffl 59 Nr 149; 
226 20, 38). Mit einem Gebäude zu einem vorübergehenden Zweck verbunden ſind 
3. B. Türen oder Fenſterflügel zu einem Neubau, die, EN noch nicht völlig fertiggeſtellt, 
nur probeweiſe, nicht zur Herſtellung eines beweglichen Ab chluſſes der Tür, und Fenſter⸗ 
öffnungen, eingehängt und nach Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Arbeiten wieder 
herausgenommen worden find (RG Warn 1915 Nr 6; vgl. § 94 A 7 a. E.). Ferner gehören 
hierher die vom Mieter oder Pächter ausdrücklich oder ſtillſchweigend nur für die Pacht. 
oder Mietzeit verbundenen oder eingefügten Sachen oder ſolche, die lediglich ſeinem perſön⸗ 
lichen Bedürfniſſe dienen; z. B. Fenſterrolläden, Sicherheitsketten, Briefkäſten, Gasuhren, 
Waſſermeſſer, von einem Elektrizitätswerk ausgehende, über fremde zur Aufſtellung der 
Leitungsmaſten gemietete Grundſtücke hinweg nach Ortſchaften in der Umgegend führende 
Fernleitungen (RG 55, 284; 59, 20; 68, 421; 83 60; 87, 51; Gruch 59, 110; Warn 1918 
Nr. 155; JW 04, 3361; 1912, 1292; SeuffA 60 Nr 1; KG 39 B 91; OLG 5, 76; 12, 11515 
14, 108; 20, 37). Nicht dagegen Sachen, die auch Über die Miet- oder Pachtzeit hinaus 
mit dem Grundſtück oder Gebäude verbunden bleiben ſollen (3. B. Straßenbahnſchienen, 
wenn die Stadt das Recht hat, nach Beendigung des Vertrags mit der Straßenbahngeſellſchaft 
deren Anlagen zu übernehmen), oder wenn die Dauer der Verbindung ſonſt unabhängig vom 
Miet: oder Pachtverhältnis iſt (z. B.: Pflanzungen eines Pächters, die nicht wie in einer 
Baumſchule zum Verkaufe lebender Pflanzen dienen ſollen, Prot 3, 11, RG Gruch 50, 111; 
Verbindung durch den Pächter zum Zwecke der Erfüllung einer ihm dem Verpächter gegen. 
über obliegenden Verpflichtung, wie Inſtandſetzung oder Inſtandhaltung, RG Warn 1913 
Nr 39; Gruch 59, 111). Vgl. auch RG Warn 09 Nr 176 (eine vom Eigentümer angeſchaffte 
Lokomobile, die der Pächter demnächſt eingebaut hat). Aber gerade bei beſonders mert- 
vollen Sachen von dauerndem Beſtande wird die Verbindung, wenn ſie nicht etwa in 
Erfüllung einer Verpflichtung aus dem (Miet- oder) Pachtvertrage vorgenommen wird, 
als eine zum vorübergehenden Zwecke bewirkte zu erachten ſein, wie die Verbindung von 
Gebäuden oder maſchinellen Einrichtungen, da nicht die Abſicht des Pächters (Mieters) 
beitehen wird dieſe Sachen auf dem Gruudſtück nach Beendigung der Pacht. (Miet.) Zeit 
zu belaſſen (R Gruch 59, 111). — Auch wenn die Sachen gemäß $ 94 Abs 1 mit dem 
Grund und Boden feſt verbunden ſind, kann die Verbindung einen bloß vorübergehenden 
Zweck haben (MG 55, 281; 61, 188; 87, 50; Warn 1918 Nr 155). — $ 95 ſpricht zwar nur 
von der Verbindung mit einem Grundſtück oder Gebäude, hat aber eine allgemeine Be. 
deutung. Nach allgemeiner Anſchauung macht eine nicht dauernde Verbindung auch be⸗ 
wegliche Gegenſtände nicht zu Beſtandteilen einer Sache (vgl. 5 93 A 2). 

. Der Ausdruck „Gebäude“ (Begriffsbeſtimmung |. 9 912 A 4) iſt hier im weiteren 
Sinne ($ 94 A 7) gebraucht. Er umfaßt die nach 8$ 98 oder 94 weſentlichen und unweſent⸗ 
lichen Beſtandteile des Gebäudes. Auch Sachen, die mit einem Gebäude, das nach $ 95 nicht 
Grundſtücksbeſtandteil ift, feſt verbunden, alſo feine weſentlichen Beſtandteile nach § 98 
lentſprechende Anwendung des 8 94 Abf 1; vgl. $ 93 A 2) find, gehören, auch wenn fie 
25 u, 99 — eines Rechtes eingefügt ſind, nicht zu den Beſtandteilen des Grund⸗ 
tücks (§ 9 . 8 

4. Werk (vgl. 88 836 ff., 908) ift eine einem beſtimmten Zwecke dienende, nach ge⸗ 
wiſſen Regeln der Kunſt oder der Erfahrung unter Verbindung mit dem Erdkörper her⸗ 
gerichtete lebloſe Sache (RG 60, 139; 76, 261). Nicht alſo z. B. Pflanzen, die vom Nieß⸗ 
braucher (oder Pächter, ſ. A 2) zu Zwecken der Fruchtgewinnung eingeſetzt ſind. Beiſpiele 
von Werken find dagegen Röhren und Drahtleitungen (OLG 18, 85), Bahndamm mit 
Schienengeleiſen (RG JW 08, 19619), Baugerüſt (RG JW 1910, 2885) Zaun (OLG 20, 37). 

5. In Ausübung eines Rechtes an einem fremden Grundſtücke ſind Sachen nach dem 
Sprachgebrauche des BGB nur dann verbunden, wenn ein dingliches Recht die Befugnis 
zur Verbindung gewährt (ſtr.). Die Verbindung durch einen Mieter oder Pächter fällt alſo 
nicht unter Abſ 1 Satz 2 (Prot 3, 11). Doch wird fie in der Regel nur zu einem vorübergehenden 
Zweck erfolgen (. A 2). Nach dem Br kommen als dingliche Rechte in Betracht das Erb. 
baurecht, die Dienſtbarkeiten, der Nießbrauch und das Recht, einen Überbau zu haben (8 912; 
op. SH A 1). Ihnen ftehen die auf Landesrecht beruhenden dinglichen Rechte gleich (vgl. 
RB 72, 272). Beim Erbbaurecht ilt zu unterſcheiden zwiſchen Gebäuden, die vom Grund⸗ 
Hldseigentimer, ſolchen, die von einem Dritten in Ausübung eines Rechtes, und ſolchen, 
8 Erbbauberechtigten ſelbſt mit dem Erbbaugrund verbunden worden find. Die erſteren 
1 Gbeſtandteile des Grundſtücks (3 94 Abſe1 Satz 1), die zweiten find weder Beſtandteile 

5 Gh vb ftüce moch des Erbbaurechts ($ 95 Satz), die dritten find Veſtandteile des Erbbaurechts 
(früher 81017 Abſ 1, 8 94 Abſ1 Satz 1; jetzt VO v. 15. 1. 1919 $ 12). Auf die erfteren Gebäude 
erſtreckt ſich das Erbbaurecht ebenſo wie auf den Grund und Boden (KJ 39 B 89; vgl. 8 94 
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A3). — Wegen des ÜUberbaues eines Gebäudeteils auf ein Nachbargrundſtück vgl. 8 912 A 10. 
Wird in geſchloſſenen Ortſchaften bei Errichtung eines Neubaues eine Giebelmauer über 
die Grenze hinübergebaut mit der ausdrücklich oder ſtillſchweigend von den Nachbarn 
vereinbarten Bestimmung, daß, wenn auf dem Nachbargrundſtück ebenfalls ein Gebäude 
errichtet wird, der Eigentümer dieſes Grundſtücks an die Mauer anbauen und fie als Giebel⸗ 
mauer für ſein Gebäude verwenden dürfe, fo iſt der über die Grenze hinausgehende Teil 
der Mauer als in Ausübung eines bedingten Rechtes mit dem Nachbargrundſtück verbunden 
anzuſehen. Der Mauerteil iſt zunächſt gemäß 8 95 nicht Beſtandteil des Nachbargrundſtücks, 
ſondern Beſtandteil des Gebäudes und ſomit des Grundſtücks des Bauenden (8 94 A 3). Baut 
demnachſt auch der Nachbar, ſo hört das Recht des zuerſt Bauenden auf und wird der Mauer- 
teil nunmehr nach K 94 Abl 1 weſentlicher Beſtandteil des Nachbargrundſtücks. Der Nachbar 
hat dann gemäß 88 951, 812 den zuerſt Bauenden wegen der Koſten der Herſtellung des 
Mauerteiles zu enſſchädigen, es gehen auf die beiderſeitigen Sondernachfolger die Rechte 
und Pflichten hinſichtlich der Entſchädigung auch ohne Eintragung im Grundbuche über, 
da die wee die Gegenleiſtung für die Duldung des Anbaues iſt, hinſichtlich deren 
die Rechte und Pflichten auf die betreffenden Sondernachfolger übergegangen ſind, und 
finden hinſichtlich Benutzung der ganzen Mauer die 88 921, 922 Anwendung (vgl. die ſich 
gegen RG JW 1911, 366 wendenden Urteile in JW 1912 S. 491 u. 1037; vgl. ferner 
hinſichtlich der ſog. Lommunmauer nach Münchner Übung RG Warn 1915 Nr. 225, 270, 
wo die nämlichen Grundſätze dargelegt find und nur dahingeſtellt gelaſſen iſt, ob durch den 
Anden die über die Grenze hinüberreichenden Mauerteile Beſtandteile des Grundſtücks 
[und ſomit nach 8 946 Ggentum] des Anbauenden werden). 

6. Unter Grundstück ift hier nicht nur der Grund und Boden zu verftehen, ſondern es 
gehören auch alle nach 88 93, 94 weſentlichen Beſtandteile, insbeſondere Gebäude dazu, obwohl 
dieſe, anders mie in Abſ 2, nicht erwähnt find. Das muß daraus gefolgert werden, daß auch 
die „Rechte an dem Grundſtück“ alle dieſe Beſtandteile ergreifen und daß andernfalls das 
Ergebnis widerſinnig wäre. Iſt dagegen ein Gebäude nach § 95 nicht Beſtandteil des Grund⸗ 
ſtücks, fo find die in Ausübung eines echtes mit ihm verbundenen Sachen weſentliche Be- 
ſtandteile des Gebäudes, falls die Vorausſetzungen der 88 98, 94 vorliegen. Dies wird zwar 
nur ſelten der Fall ſein, da derartige Sachen nach allgemeiner Anſchauung häufi nicht als 
Beſtandteile des Gebäudes angeſehen werden, iſt aber doch nicht völlig ausgeſchloſſen e War, 
Einbauung von Ofen in einem Wohnhauſe durch den Nieß braucher). 
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Rechte, die mit dem Eigentum an einem Grundſtücke verbunden ſind), 
gelten als Beſtandteile des Grundſtückse). 
E I 788 II 77g; M 3 92; P 3 17. 


1. Als Rechte, die mit dem Eigentum an einem Grundſtücke verbunden find, die alſo 
dem jeweiligen Eigentümer des Grundſtlicks zuſtehen (ſog. ſubjektiv⸗dingliche Rechte), kommen 
nach dem BGB in Betracht die Grunddienſtbarkeiten (8 1018), das dingliche Vorkaufsrecht 
1004 Abs 2) und das Recht auf eine Reallaſt (5 1105 Abſ 2). Weitere Rechte dieſer Art ſind 
nach Landesrecht z. B.: bei den durch landſchaftliche Kreditanſtalten (vgl. Art 167 EG) 
oder dieſen gleichzuſtellende Pfandbriefinſtitute beliehenen Grundſtücken das Guthaben des 
Eigentümers in dem Tilgungsfonds der Pfandbriefshypothek, ſofern nach der Satzung das 
Tilgungsguthaben nicht von dem Eigentum am Grundſtück getrennt werden kann (RE 
74, 402; 8 07, 702%; Warn 1915 Ar 196; Seuffel 60 Nr 30g; 64 Nr 456; O8 24, 247, 
30, 327; 38, 127); Gewerbe, und Apothekerberechtigungen, ſoweit fie nicht „ſelbſtändige“ 
alſo nicht mit dem Eigentum an einem Grundſtücke verknüpfte Bde ſind (RG 
67, 226; JW 09, 475,7 RES 33 A 216; O86 12 S. 148, 144): Jiſchereiberechtigungen 
(KJ 34 A 218); Abdeckereigerechtigkeit (RG 83, 198). Ferner die aus öffentlichen Ver⸗ 
hältniſſen hervorgegangenen, aber doch dem privaten Vermögensrecht angehörenden, einem 
landwirtſchaftlichen Grundſtück zuſtehenden Branntweinſteuerkontingente nach dem früheren 
Branntweinſteuergeſetz v. 15. 7. 09 (RG 83, 57; nicht dagegen die einer Zündbolzfabrif 
zuſtehenden Zündwarenſteuerkontingente nach dem früheren Zündwarenſteuergeſetz v. 1 
09; RG 83, 54). Sie können auch öffentlich rechtlicher Natur ſein (3. B. das Patronats⸗ 
recht). Es iſt möglich, aber nicht notwendig, daß ſie zugleich objektiv dinglich (Rechte an 
einem Grundstück) find. — Nicht ein Recht im Sinne des F 96 iſt ein ſchuldrechtliches Ver⸗ 
tragsrecht, auch wenn es in einem tatſächlichen, geſchäftlichen Zusammenhange mit einem 
Unternehmen ſteht, das auf einem Grundſtück betrieben wird (RG Warn 1916 Nr. 126); 
das Recht auf Schatzerwerb (RIA 3, 136). Über das Kellerrecht vgl. RG 56, 258 

2. Die Rechte gelten als Beſtandteile des Grundſtücks, d. h. das Geſetz behandelt fie, 
obwohl fie nicht wirkliche Beſtandteile, Sachteile des Grundſtücks, ſind, als Beſtandteile, 
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um auf ſie die für Beſtandteile geltenden Vorſchriften zur Anwendung bringen zu können, 
welche eine derartige Anwendung überhaupt zulaſſen (RG 83, 200; Warn 1916 Nr. 126). 
Daraus ergibt ſich, daß dingliche Rechte am Grundſtück auch dieſe Berechtigungen miterfaſſen, 
und daß fie für die Hypothek nach § 1120 haften (RG 83, 200, auch 54). Letzteres kann 
jedoch nicht gelten, wenn fie öffentlich⸗rechtlicher Natur find. — Nach $ 8 GBO find fie auf 
dem Blatte des Grundſtücks (Beſtandsverzeichnis) zu vermerken. — Soweit aber Beſtim⸗ 
mungen, die für Beſtandteile vorgeſehen ſind, nicht in Betracht kommen, ſind fie trotz der 
Verbindung mit dem Grundſtück als für ſich beſtehende Rechte zu beurteilen (3. B. wenn 
lie [beiſpielsweiſe eine dem Grundſtück zuſtehende Grunddienſtbarkeit] zuſammen mit dem 
Grundſtücke verkauft werden, hinſichtlich der Haftung des Verkäufers für ihr Nichtbeſtehen 
nach § 437, wobei in der Zuſicherung ihres Beſtehens ihr Mitverkauf zu finden fein wird 
nicht etwa die Zuſicherung einer Eigenſchaft des Grundſtücks im Sinne des $ 459 Abſ 2, 
da, was nach dem Geſetz als Beſtandteil gelten ſoll, nicht zugleich als eine Eigenſchaft 
der betreffenden Sache angeſehen werden kann]; NG 83, 200; 93, 73 [unter Aufgeben 
von RG 61, 84 inſofern, als dort angenommen iſt, es ſtelle das Recht, die Bebauung 
einer vor dem berechtigten Grundſtücke liegenden Grundfläche zu verbieten, eine Eigenſchaft 
des Grundſtücks im Sinne des § 119 Abſ 2 und auch des § 459 Abſ 2 dar]; Gruch 58 949). — 
§ 96 ſagt nur, daß die Rechte als Beſtandteile, nicht, daß fie als weſentliche Beſtandteile 
gelten, ſchließt aber auch dies nicht aus. Es kommt vielmehr auf die Natur des einzelnen 
Rechtes an, ob es vom Eigentum am Grundſtücke getrennt und Gegenſtand beſonderer ding. 
licher Rechte fein kann ($ 93). Grunddienſtbarkeiten, Vorkaufsrecht und Reallaſt ſind danach, 
ſoweit ihre Beſtandteilseigenſchaft für die Geſetzesanwendung in Betracht kommt, als weſent⸗ 
liche Beſtandteile zu behandeln (vgl. 88 1103, 1110; RG 93, 73). Ebenſo nach Landesrecht das 
Jagdrecht (vgl. RG 70, 73), ferner das Guthaben an dem landſchaftlichen Tilgungsfonds 
(. A 1), ſofern es nach der maßgebenden Landſchaftsordnung jeder Trennung von dem 
Grundſtücke entzogen iſt (vgl. RG 74, 403). 


8 97 


Zubehör!) find bewegliche Sachen?), die, ohne Beſtandteile der Haupt⸗ 
jache?) zu ſein, dem wirtſchaftlichen Zwecke“) der Hauptſaches) zu dienens) 
beftimmt?) ſind und zu ihr in einem dieſer Beſtimmung entſprechendens) 
räumlichen Verhältniſſee) ſtehen. Eine Sache iſt nicht Zubehör, wenn ſie 
im Verkehre nicht als Zubehör angeſehen wird 10). 

Die vorübergehende Benutzung!) einer Sache für den wirtſchaftlichen 
Zweck einer anderen begründet nicht die Zubehöreigenſchaft. Die vorüber⸗ 
gehende Trennung!) eines Zubehörſtücks von der Hauptſache hebt die Zu⸗ 
behöreigenſchaft nicht auf!). 

E I 789 II 77h; M 3 61: P 3 17. 


1. Zubehör find felbftändige bewegliche Sachen, die mit einer andern Sache zuſammen 
eine wirtſchaftliche Einheit bilden, dieſer andern Sache aber untergeordnet ſind. Wenn ſie ihr 
gleichgeordnet find, liegt eine Sachgeſamtheit vor. Hierüber vgl. § 90 A 1. Da die Zubehörſtücke 
nicht Sachteile find, folgen fie nicht wie die Beſtandteile ohne weiteres den rechtlichen Schick 
ſalen der Hauptſache. Sie brauchen daher nicht dem Eigentümer der Hauptſache zu gehören 
(RS 53, 350; SeuffA 63 Nr 1). Auch Gegenſtand anderer dinglicher Rechte (mit Ausnahme 
des Pfändungspfandrechts, ſ. unten) können ſie ſein. Das Geſetz enthält keine allgemeinen 
Vorſchriften über ihre Rechtsſtellung, ſucht jedoch durch eine Reihe von Einzelvorſchriften 
den wirtſchaftlichen Zuſammenhang zwiſchen Hauptſache und Zubehör zu wahren. In dieſer 
Hinſicht kommen z. B. folgende Vorſchriften in Betracht: Nach 8 314 erſtreckt ſich die Ver ⸗ 
pflichtung zur Veräußerung oder Belaſtung einer Sache im Zweifel auf das Zubehör. 
Das gleiche gilt nach 8 498 für den Wiederkauf, nach $ 2164 für das Vermächtnis. — Während 
grundſätzlich für die Übertragung des Eigentums und die Beſtellung dinglicher 
Rechte am Zubehör die SS 929ff. gelten, geht mit der Auflaſſung und Eintragung auch das 
Eigentum am Zubehör eines Grundſtücks ohne weiteres auf den Grundſtückserwerber über, 
lalls die Parteien nicht den Eigentumserwerb daran ausſchließen wollten ($ 926). Ebenfo wird 
ser Rechtsüberg ang hinſichtlich des mitbelaſteten Zubehörs bei einem Erbbaurecht (8 1017; 
116.980) Nießbrauch (88 1031, 1062), Wohnungsrecht (8 1093) und dinglichen Vorkaufsrecht 
($ 1096) behandelt. Um das Eigentum an fremden Zubehörſtücken kraft guten Glaubens zu 
erwerben, iſt jedoch Erlangung des Beſitzes erforderlich (5 926 Abſ 2). — In $ 1551 werden 
die Zubehorſtücke eines Grundſtücks für die Fahrnisgemeinſchaft zum unbeweglichen 
Vermögen gerechnet. Nach den 88 1120ff. erſtreckt ſich die Hypothek an einem Grund⸗ 
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ſtück auf die Zubehörſtücke, die dem Eigentümer des Grundſtücks gehören. Dasſelbe gilt nach 
5.1265 für das Pfandrecht an einem Schiffe. Val. auch 8 1135. — Nach 8 865 Abſ 2 PO 
können Zubehörſtücke eines Grundſtücks nicht gepfändet werden, ſondern unterliegen 
nur zuſammen mit dem Grundſtück der Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen 
(RG 59, 88; 60, 73). — Auch der Konkursverwalter darf nicht über die zum Grund⸗ 
ſtücke des Gemeinſchuldners gehörenden Zubehörſtücke zum Nachteile der Hypothekengläubiger 
verfügen (RG 69, 85 OLG 37, 212). — In 88 20 Abſ 2, 21, 55, 90 Abſ 2, 148 Abi 1 32G 
ſind beſondere Vorſchriften über die Wirkung der Zwangsverſteigerung und Zwangs⸗ 
verwaltung auf Zubehörſtücke enthalten. 

2. Bewegliche Sachen können Zubehör ſein; alſo alle Sachen außer den Grundſtücken. 
Daher auch Gebäude, die nach § 95 nicht Beſtandteile eines Grundſtücks find (RG 55, 281, 
895 A 1). Ferner lebende Tiere (A 6, 8 98 A 13). Ein Grundſtück kann einem andern Grund» 
ſtück nur als Beſtandteil zugeſchrieben werden (f. $ 93 A 6, 8 890 Abſ 2; vgl. § 1131 über die 
Wirkung der Zuſchreibung hinſichtlich der Hypotheken). Rechte können nicht Zubehör, ſon⸗ 
dern nur Beſtandteile nach § 96 fein (RG 83, 56). Was Beſtandteil eines Grundſtücks ift, 
gilt (ofern nicht Ausnahmefall nach $ 95 vorliegt, |. $ 95 A 1) nicht als bewegliche Sache 
und kann daher nicht Zubehör ſein, insbeſondere nicht Zubehör eines andern Grundſtücks 
oder eines auf einem andern Grundſtück befindlichen Gebäudes (RG 55, 283; 87, 50). 
Daher würden Fernleitungen, die von einem Elektrizitätswerksgebüude ausgehen und die 
erzeugte elektriſche Kraft über fremde Grundſtücke hinweg nach Ortſchaften in der Um. 
gegend hinausſenden, nicht Zubehör des Elektrizitätswerks ſein, wenn ſie Beſtandteile der 
fremden Grundftüde (von deren Grenzen ab, Nh 65, 363; 70, 201; 87, 50) wären, ins⸗ 
beſondere durch feite Verbindung ihrer Leitungsmaſten oder Kabel mit dem Grund und 
Boden gemäß $ 94 Abſ 1 (RG 87, 50; Warn 1918 Nr 155; jedoch werden in der Regel 
mit den Gigentümern der fremden Grundſtücke Mietverträge geſchloſſen ſein, ſo daß § 95 
Anwendung findet, ſ. $ 05 Wi). 

3. Zubehr find Sachen nur, wenn fie nicht Beſtandteile der Hauptſache ſind. Darüber, 
wann dies der Fall ift, . 5 93 A 2 u. 9 94 A 7. — Streitig ift, ob ſolche Suchen, die zwar 
gegenwärtig ſelbſtändige Sachen, aber dazu beftimmt find, Beſtandteile der 
Hauptſache zu werden, Zubehör ſein können, ſolange fie ſelbſtändig find. Dies muß 
bejaht werden. Es iſt insbeſondere zu berüdfichtigen, daß die Zubehöreigenſchaft nicht erſt 
mit der wirklichen Benutzung, ſondern ſchon mit der Beſtimmung für die Zwecke der Haupt 
ſache entſteht (. A 7), und daß beshalb auch ſolche Sachen als Zubehör angeſehen werden 
können, die gerade durch die Benutzung, zu der ſie beſtimmt ſind, ihre Zubehüreigenſchaft 
verlieren (3. B. Kohlen durch ben Verbrauch, Verſandgefaße bei einer Fabrik durch Verſendung 
an die Kunden; Rz 84, 285; Gruch 53, 899, |. A 6). Auch die Erwähnung des Düngers 
und Saatgetreides, deren beſtimmungsgemäßer Gebrauch gerade in dem Verbrauche 
beſteht, in 8 98 ſpricht dafür. Daß dies Ausnahmen fein jollen, iſt in keiner Weiſe kenntlich 
gemacht, vielmehr . ihre Aufführung den hergebrachten Rechtsanſchauungen ſchon 
des gemeinen Rechtes (Ach 00, 358). Auch ließe ſich ſonſt die Annahme der Zubehöreigenſchaft 
von künſtlichem Dünger, die auch die berrſchende Meinung anerkennt, nicht rechtfertigen. 
Es iſt alſo lediglich feſtzuſtellen, ob die Sachen dadurch, daß ſie in die Hauptſache eingefügt 
werden, deren wirtſchaftlichem Zweck dienen. Daher find z. B. Vorräte (Materialreſerven) 
einer Jabrik, die zur Ausbeſſerung (z. B. der Herde, Ofen, Wannen einer Glashütte) oder 
zum Erſatz alter abgenützter Betriebsteile dienen, ſowie Kohlenvorräte, die auf einem 
Biegeleigeumditüde lagern und für den Betrieb der Ziegelei beſtimmt ſind, Zubehör (RG 
66, 3565 77, 39; 86, 330; Gruch 53, 901; A 6). Edenſo wird man zum Fabrikbetriebe be- 
ſtimmte Geratſchaften (Maſchinen), die auf dem Fabrikgrundſtücke behufs künftiger Ver. 
wendung lagern, als Zubehör anſehen müſſen, ohne Rückſicht darauf, ob fie durch die 
Ingebrauchnahme Beſtandteile werden oder ſelbſtändige Sachen bleiben (vgl. RG 51, 272). 
Andere Beiſpiele find die mit Fahrrädern und Kraftfahrzeugen mitgeführten Erſatzſtücke 
(Preßluftreifen). Auch die zur Errichtung eines Gebäudes beſtimmten, auf einem Bau. 
grundſtücke lagernden Baumittelftüde (3. B. Mauerſteine, Balken, Türen, Fenſter, ſ. NG 
J 1910, 40o0m find danach als Zubehör des Grundſtücks zu betrachten (ftr.; Rh 84, 284; 86, 330: 
OLG 8, 418; 13, 313; 14, 10; a. M. OLG 4, 21; 14, 12; 14, 13; 15, 3253 22, 120). Allerdings 
kann von Zubehör zu einer Hauptsache nicht geſprochen werden, wenn die Hauptſache noch 
gar nicht beſteht, vielmehr erſt durch die zu ihrer Herſtellung beſtimmten Gegenſtände gebildet 
werden ſoll (vgl. RG 89, 64). Daher find z. B. beieinander liegende Gegenſtände, aus 
denen eine bewegliche Sache angefertigt werden ſoll, auch wenn dieſe ſchon teilweise fertig 
iſt, nicht Zubehör. Im Verhaltniſſe zu den Baumittelſtücken für einen Neubau aber iſt als 
Hauptſache das Baugrundſtück anzusehen, nicht das erſt zu errichtende Gebäude. Das Bauı 
grundſtück hat den wirtſchaftlichen Zweck, durch Bebauung nutzbar gemacht zu werden, und 
dieſem Zwecke dienen die Baumittelſtücke dadurch, daß ſie zu einem Gebäude verbunden 
werden (NG 84, 285; 86, 330; ähnlich OLG 8, 418). Anders verhält es ſich mit den auf 
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einem Fabrikgrundſtücke lagernden Rohſtoffvorräten; vgl. hierüber A 6. Auch ſind auf 
einem Grundſtück unbenutzt lagernde Maſchinen, die bei einem zu einem gewerblichen 
Betrieb dauernd eingerichteten Gebäude zum Betriebe beſtimmt ſind, wenn das Gebäude 
noch nicht fertiggeſtellt iſt und ſie daher nicht Zubehör des bisher Erbauten ſind 
(f. § 98 A 4), nicht unmittelbar Zubehör des Grundſtücks, da ihre Zweckbeſtimmung nur 
iſt, dem wirtſchaftlichen Zwecke des hergeſtellten und zum Betriebe eingerichteten Gebäudes 
zu dienen, nicht dagegen ſchon vor dieſer Gebäudefertigſtellung dem Grundflüce zu ſeiner 
Nutzbarmachung durch Bebauung Hilfsſachen zu ſein (RG. 89, 65). — Aus der Faſſung 
des Geſetzes („ohne Beſtandteile der Hauptſache zu ſein“) ergibt ſich nicht, daß die in den 
88 97, 98 genaunten Sachen in der Regel ſelbſtändige Sachen und nur ausnahmsweiſe 
Beſtandteile find (RG 63, 418; 69, 151; f. jedoch bezüglich der Maſchinen § 93 A 2). 

4. Die Sachen müſſen beſtimmt fein, dem wirtſchaftlichen Zwecke der Hauptſache zu 
dienen. Ein ſolcher Zweck der Hauptſache iſt nur dann gegeben, wenn dieſe ſelbſt durch ihre 
körperliche Beſchaffenheit oder andere nach der Verkehrsauffaſſung erhebliche Umſtände 
darauf eingerichtet iſt, in beſtimmter Art wirtſchaftlich genutzt zu werden. Dabei iſt aber unter 
„wirtſchaftlichem“ Benutzen nicht bloß ein ſolches zu verſtehen, das auf vermögensrechtlichem 
Gebiete liegt, ſondern ein jedes der Zweckbeſtimmung entſprechendes Benutzen, 
das durch das Zubehör gefördert wird (RG 47, 199; OLG 6, 270). Daher wird z. B. auch 
eine Orgel als Zubehör einer Kirche zu erachten fein (vgl. RG IW 1910, 4665); ferner 
Gobelins als Zubehör eines Schloſſes, ſofern ſie nicht nach der Art ihrer Anbringung ihre 
Eigenſchaft als ſelbſtändige bewegliche Sachen verloren haben und daher als (unweſentliche) 
Beſtandteile des Schloßgebäudes anzuſehen ſind (vgl. Warn 1919 Nr 45, auch § 93 A 1). 
Bei einem Elektrizitätswerksgebäude ſind die davon ausgehenden Fernleitungen dem wirt⸗ 
ſchaftlichen Zweck jenes zu dienen beſtimmt, da das Elektrizitatswerk ohne das Leitungsnetz 
nicht die von ihm erzeugte elektriſche Kraft an die Ortſchaften in der Umgegend hinaus⸗ 
ſenden könnte (RG 87, 49). — Die Einrichtung muß ferner für die Dauer berechnet 
fein (vgl. im $ 98: „für einen gewerblichen Betrieb dauernd eingerichtet“), darf alſo nicht für 
einen von vornherein feſtſtehenden Zeitraum und nicht bloß für die perſönlichen Bedürfniſſe 
des derzeitigen Eigentümers getroffen fein (NG IW 09, 70%; Warn 09 Nr 491; 1913 
Nr 127; 1917 Nr 171; Gruch 53, 900; OLG 22, 125; auch § 98 A 4). Die Verkehrsauffaſſung 
(3. B. hinſichtlich des Verhältniſſes einer Ladeneinrichtung zu einem Gebäude) iſt dabei ent- 
ſcheidend (R IW 09, 4856). Es iſt aber nicht notwendig, daß die Hauptſache ausſchließlich 
für einen beſtimmten wirtſchaftlichen Zweck verwendbar iſt, wenn nur die gegenwärtige 
Einrichtung auf die Dauer berechnet iſt (RG 48, 209; OLG 5, 78; 6, 2123 22, 122; 24, 247; 
auch RG JW 09, 702). So find z. B. die für einen Theaterbetrieb beſtimmten, im 
Theatergebäude aufbewahrten Koſtüme und fonftigen Theaterrequiſiten Zubehör des 
Theatergrundſtücks, wenn der Grundſtückseigentümer zugleich der Theaterunternehmer iſt 
(OLG 30, 328). Dagegen find Reitpferde, deren Vermietung auf einem Grundſtück 
gewerbsmäßig betrieben wird, nicht als Zubehör des Grundſtücks zu erachten, wenn keine 
Reitſtälle eingerichtet find (OLG 34, 5). 

5. Was als Hauptſache anzuſehen iſt, ſagt das Geſetz nicht. Es kommt ebenſo wie im 
8 947 Abſ 2, wo derſelbe Ausdruck in etwas abweichenden: Sinne (nämlich in der Bedeutung 
als Hauptbeſtandteil) wiederkehrt, auf die allgemeine natürliche Anſchauung an (vgl. auch 
88 470, 651 Abſ 2). — Aus $ 98 ergibt ſich, daß Grundſtücke und Gebäude (dieſe, wenn die 
Zubehörſtücke lediglich in wirtſchaftlicher Beziehung zum Gebäude ſtehen) ſtets als Haupt ⸗ 
ſache anzufehen find (R 87, 49; 8 98 A 2). Daraus folgt, daß auch ein Teil einer Sache 
(eines Grundſtücks, eines Gebäudes) als Hauptſache gelten kann; mittelbar iſt dann aber 
auch die ganze Sache Hauptſache und das Zubehör des Beſtandteils auch Zubehör des 
Ganzen (RG 48, 207; 89, 63; Gruch 54 134; Warn 09 Nr 491; 1910 Nr 182; OLG 6 
S. 212, 270; 22, 122; 24, 247; 8 98 A 2) — Sind mehrere grundbuchmäßig ſelbſtändige 
Grundſtücke einheitlich zu einem Betriebe eingerichtet, ſo kommt es für die 
Frage, ob das eine oder das andere Grundſtück gegenüber den beweglichen Einrichtungs⸗ 
gegenſtänden als die Hauptſache anzuſehen iſt, darauf an, welches Grundſtück den Mittel. 
punkt der einheitlichen Bewirtſchaftung bildet (3. B. iſt nicht der Gaſtwirtſchaftsgarten, 
ſondern das mit den Gaſtwirtſchaftsgebäuden verſehene Grundſtück die Hauptſache, RG 
Warn 1910 Nr 314). — Auch bewegliche Sachen (Kraftfahrzeuge, Eiſenbahnwagen, 
Schiffe) können Hauptſache fein; nicht aber un körperliche Gegenſtände, mit Ausnahme 
der grundſtücksgleichen Rechte ($ 90 A 1). Die Schuldurkunde iſt alſo im Sinne des BGB 
nicht Zubehör der Forderung, obwohl fie ihr rechtliches Schickal nach $ 952 teilt. Auch 
eine mur mwirtſchaftliche Einheit iſt nicht die vom Geſetz gemeinte Hauptſache (RO 41, 320; 
JW 07, 1295; 8 98 A 4). — Eine Sache kann Zubehör mehrerer Hauptſachen ſein, auch 
wenn dieſe verſchiedenen Eigentümern gehören (vgl. NG 41, 320; OLG 35, 291; a. M. 
DLG 10, 61). Die für Zubehör geltenden Rechtsſätze laſſen ſich darauf regelmäßig in entiprechen- 
der Weiſe anwenden. So geht z. B. bei der Veräußerung des einen von zwei Grundſtücken, 
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die bisher demſelben Eigentümer gehört haben, das Miteigentum am Zubehör nach 8 926 
auf den Erwerber über (a. M. anſcheinend O6 35, 291 für den Fall, daß eines von zwei 
mehreren Miterben gehörenden Nachlaßgrundſtücken, zu denen gemeiuſchaftliches Zubehör 
gehört, an einen der Miterben übertragen wird). Der Anteil, der jedem der Grundſtücks⸗ 
eigentümer an dem Zubehör gebührt, iſt dann nach den beſondern Verhältniſſen der Grund⸗ 
ſtücke, insbeſondere ihrer Größe, zu ermitteln. Ahnliche Grundſätze werden Platz greifen, 
wenn von einem Grundſtück ein Teil abveräußert wird. Doch wird hier die Vermutung des 
$ 314 oft nicht entſprechend anwendbar ſein, z. B. wenn der veräußerte Teil einem beſon⸗ 
dern wirtſchaftlichen Zweck dient oder im Verhaltnis zum Reſt geringfügig iſt. — Vgl. für 
Seeſchiffe § 478 HGB, für Bergwerke RG JW 07, 1298. 

6, Die Sachen müſſen beſtimmt fein, dem wirtſchaftlichen Zweck der Hauptſache zu dienen, 
ihre wirtſchaftliche Ausnutzung zu ermöglichen oder erleichtern, und zwar in einer Weiſe, 
daß ſie als der Hauptſache untergeordnet erſcheinen, zu dieſer im Abhängigkeitsverhälints 
ſtehen (RG 86, 328). Daher ſind die auf einem Fabrikgrundſtücke lagernden, zur Ver⸗ 
arbeitung in der Fabrik beſtimmſen Rohſtoffvorräte nicht Zubehör der Fabrikſache, da aus 
ihnen zwar dadurch, daß ſie im Betriebe der Fabrik umgearbeitet oder verarbeitet werden, 
Fabrikwaren hergejtellt werden ſollen, aber fie und die Fabrikſache hinſichtlich der Selb⸗ 
ſtändigkeit ſich als gleichwertig und gleichwichtig zu achtende, voneinander unabhängige 
Sachen gegenüberſtehen (RG 86, 326, auch 55, 288; Warn 1919 Nr. 168: anders verhält 
es ſich bezüglich der Kohlenvorräte, ſ. unten, und bezüglich der Materialreſerve und der 
Baumittelſtücke, [. A 3). Was ferner nur Ergebnis der wirtſchaftlichen Ausnutzung iſt und 
für die künftige Benutzung nicht verwendet werden ſoll, dient nicht mehr der Hauptſache. 
Daher ſind die in einem Wirtſchaftsbetriebe erzeugten, zum Verkauf beſtimmten 
Waren (3. B. Ziegel in einer Ziegelei, Kunſtſteine, Baumſchulbeſtände, unvermietete Gas⸗ 
uhren einer Gasfabrit) nicht Zubehor (M 66, 90; Seuffll 62 Nr 180; 67 Nr 257; OLG 
14 S. 9, 100; 20, 38; 22, 124). ‚Weiter find Waren, deren Veräußerung und Verbrauch den 
Gegenſtand eines Geſchäftsbetriebes bildet, nicht Zubehör eines Grundſtücks, das dem Ge⸗ 
ſchaͤftsbetriebe dient, jo z. B. Weinvorräte, Vorräte zur Beköſtigung der Gäfte nicht Zubehör 
eines Gaſtwirtſchaftsgrundſtücks (Oesch 31, 311; auch 30, 320). — Nicht notwendig aber 
iſt es, daß die 1 . den dem wirtſchaftlichen Zweck der Hauptſache unmittelbar dienen; 
es genügt, daß ſie dem Wirtſchaftsbetriebe irgendwelche Vorteile zu bringen beſtimmt ſind. 
Daher ſind Gondeln auf einem in der Nähe eines Gaſtwirtſchaftsgrundſtücks befindlichen 
Teich, die dem Vergnügen der Gäſte dienen und dadurch die Anziehungskraft der Gaſtwirt⸗ 
ſchaft erhöhen follen, deren Zubehör (Nh 47, 107) Ebenſo iſt der Hotelomnibus Zubehör 
bes Gaſthofs, auch wenn zuweilen andere Perſonen als Hotelgäſte damit befördert werden 
(RG 47, 200). Ferner dienen dem wirtſcha tlichen Zweck der auptſache die zum Vertriebe 
der fertiggeſtellten Waren beftimmten Gegenſtande, z. B. Pferde und Wa en, Verſandgefäße 
(ME 47, 202; ZW 95, 007°; 90, 86136; 07, 708%; Gruch 58, 899). — Auch ſolche Sachen 
können den Zwecken der Hauptſache dienen, deren beſtimmungsmäßiger Gebrauch in dem 
Verbrauch oder der Veräußerung beſteht (Rh 66, 358). Ein Grund dafür, verbrauchbare 
Sachen niemals als Zubehör anzusehen, ergibt ji aus dem Geſetze nicht. Vielmehr erwähnt 
dieſes in § 98 ſelbſt Dünger und landwirtſchaftil e Erzeugniſſe. Daher ſind die auf einem 
Fabrikgrundſtück befindlichen, für den Fabrikbetrieb beſtimmten Kohlenvorräte Zubehör, 
denn ſie haben die Beſtimmung, durch ihre Verwendung zur Feuerung der Maſchinen als 
Hilfsmittel des Betriebes den wirtſchaftlſchen Zweck der Fabrikſache zu fördern (RG 77, 36; 
86, 380; DOG 14, 9; 24, 250 d M. DIS 15, 312). Ferner find Maſtſchweine als Zu- 
behör eines Grundſtücks anzuſehen, wenn auf dieſem eine Molkerei betrieben und die Ab⸗ 
fälle aus der Molkerei zur Schweinemaſterei verwendet werden (RG 77, 241). Ebenſo ſind 
Verſandgefäße, Biertonnen, Flaſchen, in denen den Kunden die Waren geliefert werden, 
Zubehör, auch wenn fie von den Kunden nicht zurückgefordert zu werden pflegen (RG Gruch 
58, 899; Seuffel 63 Nr 133; 67 Nr 257). Desgleichen müſſen die zur Anfertigung der 
Waren beſtimmten Delle (anders die fertigen Waren; f. oben) als Zubehör eines Fabrik⸗ 
betriebs gelten (a. M. OLG 22 ©. 128, 124). Endlich können deshalb auch ſolche Sachen, 
die durch den beſtimmungsgemaßen Gebrauch ihr ſelbſtändiges Daſein verlieren, indem 
fie Beſtandteile der Hauptſache werden, Zubehör fein (ſ. A 2). — Andere Beiſpiele für Au 
behör find: das Inventar von Gaſthöfen und Wirtſchaften (RG Gruch 52, 116; JW 04, 4055, 
Warn 1910 Nr 312; OLG 2, 499; 5, 78: 24, 249; vgl. aber OLG 28, 20: ein für Fremden 
verkehr nicht genügendes Inventar einer Sommervilla ift nicht Zubehör der Villa); die 
Kontoreinrichtung einer Fabrik, wenn ſich das Kontor auf dem Fabrikgrundſtücke befindet 
(OLG 13, 314; 24, 249; dagegen ſind Kontormöbel in einer nur in einzelnen Teilen für 
Kontorzwecke eingerichteten Villa nicht Zubehör des Villengrundſtücks, OLG 20, 244); die 

pothekeneinrichtung auf einem Grundſtücke, das für den Apothekenbetrieb dauernd ein. 
gerichtet iſt (NG Warn 09 Nr 491); Topfpflanzen einer Gärtnerei, die zur Ausſchmückung 
von Sälen, Kirchen uſw. für Feſtlichkeiten ausgeliehen werden (OLG 8, 234); die vom 
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Grundſtückseigentümer in einem Miethauſe angebrachten Beleuchtungskörper (OLG 14, 8); 
Pferde und Wagen Zubehör einer Brauerei, Meierei, Holzſägerei, eines Speditions⸗ und 
Fuhrgeſchäfts (RG 47, 262; 69, 85; JW 07, 703°; Warn 1917 Nr 171; SeuffA 63 Nr 133; 
OLG 6, 213; 15, 310; dagegen find Wagen, die nur gelegentlich zum Beſuche von Kunden, 
zur Einziehung von Außenſtänden u. dgl. verwendet werden, kein Zubehör des Fabrik⸗ 
grundſtücks, OLG 29, 244). Weitere Beiſpiele ſ. $ 98 A 6. Nicht als Zubehör iſt die von 
einem Gaſtwirt vor dem Gaſthofe errichtete öffentliche ſtädtiſche Wage angeſehen worden, 
weil 0 beſtimmte Beziehung zu dem Wirtſchaftsbetriebe im Gaſthofe fehlte (RG SeuffA 62 
Nr 483). 

7. Die Sachen müſſen beſtimmt ſein, dem wirtſchaftlichen Zweck der Hauptſache zu dienen. 
Daraus ergibt ſich erſtens, daß fie ſchon mit der bloßen Beſtimmung Zubehör werden, 
auch wenn ſie in dieſem Zeitpunkte für den wirtſchaftlichen Zweck noch nicht benutzt werden, 
ſofern nur der räumliche Zuſammenhang und die Möglichkeit ihrer Benutzung beſteht (A 8, 9). 
Daher ſind die auf das Fabrikgrundſtück geſchafften Maſchinen ſchon vor ihrer Ingebrauch⸗ 
nahme Zubehör (RG 51, 272). Zweitens folgt aus jenem, daß es nur auf den Willen des 
Beſtimmenden, nicht darauf ankommt, ob die Zubehörſtücke für die Zwecke der Hauptſache 
geeignet oder gar notwendig find (RG ZW 09, 70°; OLG 22, 125; auch RG Warn 1913 Nr 127; 
SeuffA 67, 479). Deshalb hat das BGB aber noch nicht, wie teilweiſe das frühere Recht, 
ſog. gewillkürtes Zubehör zugelaſſen, bei dem es nur auf den Willen des Eigen⸗ 
tümers ankommt; vielmehr müſſen ſtets ſämtliche Vorausſetzungen der Zubehöreigen⸗ 
ſchaft erfüllt ſein (RH 55, 292). Die Beſtimmung ift kein Rechtsgeſchäft, aber 
es gehört eine Willensäußerung dazu, die als Rechtshandlung zu betrachten iſt. Es wird 
mindeſtens Willeusfähigkeit, wenn auch nicht unbeſchränkte Geſchäftsfähigkeit zu verlangen 
ſein. Wer die Beſtimmung zu treffen hat, ſagt das Geſetz nicht. Daraus iſt zu folgern, 
daß es jeder ſein kann, der die Hauptſache rein tatſächlich benutzt; auch ein Mieter und Pächter 
ente dieſe nicht die Beſtimmung bloß für vorübergehende Zeit treffen), ebenſo jeder Eigen- 

eſitzer. 

8. Die Sachen nrüſſen in einem ihrer Beſtimmung entſprechenden räumlichen Ver⸗ 
hältniſſe zur Hauptſache ſtehen. Daraus folgt, daß ihre beſtimmungsgemäße Benutzung an 
dem Platze, au dem fie ſich befinden, möglich fein muß (RG 51, 272; Warn 09 Nr 176; 
OLG 5, 78; 15, 326). Deshalb ſind z. B. die auf den Fabrikhof gebrachten, zum Fabrik⸗ 
betriebe beſtimmten Gerätſchaften ($ 98 Nr 1), die jederzeit in der Fabrik verwendet werden 
können, Zubehör (RG 51, 272; OLG 28, 19; ſ. § 98 A 6); nicht aber eine Lokomobile, 
deren Transport zu dem Bergwerke, für das ſie beſtimmt war, unterwegs wegen ihrer 
Schwere unterbrochen werden mußte, auch wenn ſie ſich ſchon auf dem Grundſtücke befand, 
auf das fie geſchafft werden ſollte (RG Warn 09 Nr 176). 

9. Ein räumliches Verhältnis zur Hauptſache, das der Beſtimmung der Sachen ent- 
Ipricht, liegt vor, wenn ſich die Sachen in oder auf der Hauptſache oder ſonſt in ihrer unmittel. 
baren Nähe befinden. Geringe Entfernung ſteht dem gleich. So können z. B.; Gondeln auf 
einem in der Nähe eines Gaſtwirtſchaftsgrundſtücks befindlichen Teiche Zubehör der Gaft- 
wirtſchaft fein (RG 47, 197); ebenſo die Einrichtungsgegenſtände in einem Gaſtwirtſchafts⸗ 
garten, auch wenn dieſer grundbuchmäßig ein ſelbſtändiges Grundſtück bildet (RG Warn 
1910 Nr 312); ferner Gebäude auf einem Nachbargrundſtücke, die nach $ 95 nicht deſſen Be⸗ 
ſtandteile geworden find (RG 55, 282); von einem Elektrizitätswerksgebäude ausgehende 
Fernleitungen Zubehör des Elektrizitätswerts fein, auch wenn fie über fremde Grundſtücke 
nach Ortſchaften in der Umgegend gehen, da ſie dazu dienen, die erzeugte elektriſche Kraft 
nach den Ortſchaften hinauszuſenden (RG 87, 48; Warn 1918 Nr 155; Zubehör wären fie 
allerdings nicht, wenn ſie Beſtandteile der fremden Grundſtücke wären, da ſie dann nicht 
bewegliche Sachen fein würden, ſofern nicht § 95 Plaß greift, ſ. A 2). Dagegen darf nicht 
eine (nach den jedesmaligen Verhältniſſen zu beurteilende) größere Entfernung vorliegen. 
So iſt die Einrichtung eines Kontors, das ſich in einer andern Straße wie das Fabrik⸗ 
grundſtück befindet, ebenſowenig Zubehör wie die Einrichtung einer Zweigniederlaſſung im 
Verhältniſſe zur Hauptniederlaſſung. — Es ſchadet aber nichts, daß die Sachen zeitweili 
von der Hauptſache getrennt werden müſſen (vgl. A 12), auch wenn fie gerade Mond) 
ihre Zweckbeſtimmung erfüllen. Daher können die zur Fortſchaffung der auf dem Grund» 
ſtücke erzeugten Waren dienenden Pferde und Wagen Zubehör fein (. A 6). Ferner iſt, 
wenn ein Grundſtück zum Betriebe eines Fuhrwerksunternehmens (3. B. durch Einrichtung 
von Stallungen für die Pferde, Schlafräumen für die Kutſcher, Gelaſſen für die Geſchirre 
und ſonſtigen Gerätſchaften) dauernd eingerichtet iſt, es der Zubehöreigenſchaft der Pferde 
und Wagen nicht entgegenſtehend, daß ſich ihre Benutzung regelmäßig außerhalb des 
Grundſtücks vollzogen hat (RG Warn 1917 Nr 171). 

10. Eine Sache iſt nicht Zubehör, wenn fie im Verkehre nicht als Zubehör angeſehen 
wird. Die Verkehrsauffaſſung, d. i. die Anſchauung, die ſich allgemein oder doch in dent 
betreffenden Verkehrsgebiete gebildet hat und in den Lebens- und Geſchäftsgewohnheiten 
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ausſetungen der Zubehöreigenſchaft gegeben ſind (RG Warn 09 Nr 175). So find die Ofen 
in gewiſſen Gegenden, weil fie in der Regel von den Mietern mitgebracht werden, nicht Zu⸗ 


2, 342 (Schweine), OLG 8, 417 (Feldbahn). — Liegen die ſonſtigen Vorausſetzungen der 
Zubehöreigenſchaft vor, ſo hat der, welcher behauptet, daß der Verkehr die Sache nicht als 


Auch ein Miet- oder Pachtverhältnis braucht nicht als vorübergehend betrachtet zu werden, 
wenn 1— Verlängerung nach Ablauf ber Miet⸗ oder Pachtzeit zu erwarten ſteht (RG 47, 
arn 1913 Nr 39; OL 15, 810). Dagegen find Baumſchulbeſtände nur vorüber 

). 


12. Vorübergehende Trennung iſt z. B. die Entfernung zum Zwecke der Ausbeſſerung, 
auch wenn dieſe mehrere Monate dauert (DLG 6, 213). Vgl. auch A 9. 


Aufgabe ber bieherigen Bewirtſchaftung der Hauptſache fort, da dieſe Aufgabe nicht in den 
Grenzen ordnungsmäßiger Wirtſchaft liegt (RG 69, 88). 5 


§ 98 


Dem wirtſchaftlichen Zwecke der Hauptſache ſind zu dienen beſtimmt!): 
1. bei einem Gebäude), das für einen gewerblichen Betriebe) dauernd 

eingerichtet iſt“), insbeſondere bei einer Mühle, einer Schmiede, einem 
Bec, gommentar von Reichsgerichtsraten. I. Band. 3. Aufl. 8 
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Brauhaus, einer Fabriks), die zu dem Betriebe“) beſtimmten?) Ma⸗ 
ſchinens) und ſonſtigen Gerätſchaftend); 

2. bei einem Landgute ne) das zum Wirtſchaftsbetrieben) beſtimmte 

Gerät!?) und Viehls), die landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe, ſoweit 
ſie zur Fortführung der Wirtſchaft bis zu der Zeit erforderlich ſind , 
zu welcher gleiche oder ähnliche Erzeugniſſe vorausſichtlich gewonnen 
werden, ſowie der vorhandene auf dem Gute gewonnene Dünger), 

E I 791 II 771; M 3 66; P 3 17. 

1. Indem das Geſetz von den in 8 98 aufgeführten Sachen (die gewöhnlich als Inventar 
bezeichnet werden, vgl. 88 586ff.) ſagt, daß lie dem wirtſchaftlichen Zwecke der Hauptſache 
zu dienen beſtimmt ſeien, ſtellt es nur dieſe eine Vorausſetzung der Zubehöreigenſchaft zwingend 
feſt. Zubehör ſind die Sachen nur, wenn auch die anderen Vorausſetzungen des § 97 vor⸗ 
liegen (RG 63, 418; JW 09, 702). Sie dürfen alſo nicht Beſtandteile der Hauptſache fein 
(RG 50, 241; 63, 418; 67, 34), müſſen in dem ihrer Beſtimmung entſprechenden räum⸗ 
lichen Verhältniſſe zur Hauptſache ſtehen (RG 51, 273; OLG 24, 250) und im Verkehr als 
Zubehör gelten (OLG 24, 250) — Anderſeits ſoll § 98 nicht nur den $ 97 erläutern, ſondern 
auch inſofern erweitern, als dann, wenn die Vorausſetzungen des 8 98 vorliegen, ſtets an⸗ 
genommen werden muß, daß eine Sache dem Zweck der Hauptſache dient, auch wenn dies 
nach 8 97 nicht anzunehmen wäre. — Jedoch ſoll nur die Anwendung des Zubehörbegriffs 
für die im 8 98 bezeichneten, praktiſch beſonders wichtigen Fälle geſichert werden; nicht ift 
beabſichtigt, für die genannten Gebäude und Landgüter eine erſchöpfende Aufzählung 
der als Zubehörſtücke in Betracht kommenden Gegenſtände zu geben (RG 66, 358; 77, 38). 
1 vr alle zur Ausbeſſerung oder Brennmaterialien Zubehör einer Fabrik 
ein (f. 6). 

2. Das Geſetz geht erſichtlich davon aus, daß ein Gebäude im Verhältnis zu den Gegen⸗ 
ſtänden, die einem darin betriebenen Gewerbe dienen, ſtets als Hauptſache anzuſehen iſt, ebenſo 
wie es auch immer Hauptſache nach $ 947 Abſ 2 fein wird (RG 87, 40; vgl. auch 8 98 A 5, 
$ 94). Daß das Gebäude einen höheren Wert hat, iſt nicht erforderlich; auch wenn der 
Wert der zum Betriebe beſtimmiten Gerätſchaften den Wert des für den Betrieb dauernd 
eingerichteten Gebäudes überſteigt (wie es z. B. bei Fernleitungen im Verhältnis zum 
Elektrizitätswerk der Fall fein kann), hat das Gebäude als die Hauptſache zu gelten (RG, 
87, 49). Wenn Sachen Zubehör des Gebäudes find, müſſen fie zugleich mittelbar ſolche des 
Grundſtücks fein, deſſen weſentlicher Beſtandteil das Gebäude iſt (RG 89, 63; 8 97 A 5). 
So find z. B. Zubehörſtücke einer auf einem Landgute betriebenen Brennerei oder Haus- und 
Küchengerät, das zur Ausſtattung der einem Wirtſchaftsbeamten als Wohnung angewieſenen 
Räume dient, zugleich Zubehör des Gutes (RG Warn 09 Nr 175). 

3. Unter einem gewerblichen Betriebe ift jede auf Erwerb im weiteſten Sinne gerichtete 
Tätigkeit zu verſtehen, die eine ſtändige Einrichtung zur Vorausſetzung hat. Dazu gehören außer 
den in $ 98 genaunten Beiſpielen: Wirtſchaften und Gaſthöfe (RG 47, 197; 48, 207; JW 
04, 403°; Gruch 52, 116; Warn 1910 Nr 312; OLG 2, 490; 5, 78; 6, 12; 24, 240); Apo⸗ 
theke (RG Warn 09 Nr 491); Holzſägerei und Holzhandelgeſchäft (RG 69, 85); Schlacht⸗ 
haus (RG Gruch 41, 1049); Metzgerei (RG ZW 09, 4858; OLG 15, 326; 24, 247); Mol. 
kerei (RG 77, 241); Meierei (Seuff A 63 Nr 133); Ziegelei (RG IW 09, 4854; Seuffel 
62 Nr 130; OLG 4, 204); Bäckerei (Seuffü 65 Nr 305; Os 22, 122); Schloſſerei (OSG 
12, 10); Kunſtgärtnerei (OLG 3, 234). Bei einem Fuhrgeſchäft findet der gewerbliche Be- 
trieb nicht auf dem Grundſtücke ſtatt, auf dem ſich das Kontor befindet, ſondern auf der 
Straße. Das Grundſtück iſt daher nicht für den Betrieb eingerichtet, Pferde und Wagen find 
nicht Zubehör (OLG 13, 314). Anders bei einem Speditions- und Fuhrgeſchäft, wenn ſich 
auf dem Grundſtück ein Raum zur Lagerung der zu befördernden Waren befindet (OSG 
15, 310) oder Stallung für die Pferde, Gelaß für die Geſchirre uſw. (8 97 A 9. 

4. Für einen gewerblichen Betrieb iſt ein Gebäude im Sinne des Geſetzes dauernd ein⸗ 
gerichtet, wenn es gerade für die beſtimmte Betriebsart, zu der es benutzt wird, eingerichtet 
it. Als fo eingerichtet kann ein Gebäude ſich ſchon allein durch feine eigenartige Gliederung 
oder feine ſonſtige Bauart darſtellen (RZ Warn 1912 Nr 286). Notwendig aber iſt dies nicht. 
Vielmehr iſt ein Gebäude für einen gewerblichen Betrieb auch dann dauernd eingerichtet, 
wenn es mit Gegenſtänden, die dem Betriebe dieſes Gewerbes dienen, derart verbunden 
iſt, daß das Ganze erkennen läßt, es ſei dazu beſtimmt, dauernd zum Betriebe dieſes Gewerbes 
(3. B. eines Druckereigewerbes) benutzt zu werden (RG Warn 1912 Nr 286, auch JW 09, 4855; 
Gruch 54, 182; OLG 24, 250). — Es genügt, daß auch nur ein Teil eines Gebäudes 
für den Gewerbebetrieb dauernd eingerichtet iſt (RG 48, 207; JW 09, 485°; Warn 09 Nr 491; 
OLG 6, 212). — Dauernd iſt aber eine Einrichtung dann nicht, wenn ſie für einen von 
vornherein feſtſtehenden Zeitraum oder lediglich für die perſönlichen Bedürfniſſe des gegen⸗ 
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wärtigen Beſitzers getroffen iſt (RG Im 09, 4855; Warn 1912 Nr 286, auch 897 A 4). Auch 
ein Verkaufsladen in einem ſtadtiſchen Wohnhauſe, der für verſchiedene Geſchäftsarten be⸗ 
nutzt werden kann, wird als dauernde Einrichtung nicht angeſehen werden können, da mit 
einem öfteren Wechſel der Benutzungsart zu rechnen it (RG JW 09, 4855). — Iſt ein 
Gebäude, das für einen gewerblichen Betrieb eingerichtet werden ſoll, noch nicht 
fertiggeſtellt 66. B. erſt der Rohbau für ein Dampfſchneidebetriebsgebäude hergeſtellt), 
ſo find Maſchinen, die für das (kunftig) zum Betrieb eingerichtete Gebäude als Betriebe: 
mittel beſtimmt ſind, aber noch unbenutzt auf dem Grundſtück lagern, nicht Zubehör des 
bisher Erbauten, da, wenn eine Sache dem wirtſchaftlichen Zwecke einer andern Sache 
als der Hauptſache nur dann dienen kann, wenn die andere Sache in beſtimmter Art zur 
Entſtehung gelangt iſt, ſie, bevor dieſe in der erforderlichen beſondern Art entſtanden iſt, 
nicht ſchon Hilfsſache dieſer ſein kann (N 89, 64). 

5. Unter einer Mühle, einer Schmiede, einem Brauhaus, einer Fabrik verſteht der 

ewöhnliche Sprachgebrauch nicht nur das Gebäude, das zur Aufnahme des Betriebs dient, 

—.— auch das aus der Baulichteit und der Einrichtung gebildete Ganze. Auch nach dem 
BOB wird man trotz der Wortſtellung nichts anderes darunter zu verſtehen haben, da die 
Baulichkeit ſelbſt noch gar nicht den Charakter einer Fabrik uſw. zu haben braucht. Das 
Wort „Fabrik“ insbeſondere hat eine mehrfache Bedeutung; je nach den Umſtänden, unter 
denen es angewandt wird, kann darunter auch gemeint ſein ein Fabrikationsunternehmen 
nebſt der zum Betriebe erforderlichen Einrichtung, ähnlich wie man unter einem kauf 
männiſchen Geschäft ein handelsgewerbliches Unternehmen nebſt der Geſchäftseinrichtung 
verſteht (RG 83, 50). Hier jedoch bedeutet es ein zum gewerblichen Fabrikationsbetriebe 
dauernd eingerichtetes Gebäude. 

6. Solche Sachen, die für den Vetrieb beſtimumt find, für den das Gebäude ſelbſt dauernd 
eingerichtet ift, gelten entgegen dem früheren (gemeinen Recht niemals als für die bloß ner- 
ſönlichen Bedürfniſſe des gegenwärtigen Beſitzers beſtimmt (M 3, 66). Auch ſolche Sachen, 
die dem Vertriebe der ſerliggeſtellten Waren dienen ſollen, find Zubehör (RG 47 S. 197, 262; 
JW 95, 6071 96, 861°%; Gruch 53, 899; 8 07 A 6). Andere Beiſpiele find: die Einrich⸗ 
tung von Hotels und Gaſtwirtſchaften (Tiſche, Stühle, Büfetts, Ladentiſch, Billard, Gläſer, 
Flaschen; RG 48, 207; JW 04, 403%; Gruch 52, 116: ORG 5, 78; 6, 212); die Kontorein⸗ 
richtung eines Fabrikgebäudes (OLG 13, 314, wo unberechtigterweiſe ſolche Sachen, die 
leicht durch andere erſetzt werden können, ausgenommen werden); die Einrichtung einer 
Apotheke (RG Warn 09 Nr 491); Wagen eines Speditions und Fuhrgeſchäfts (DRG 
13, 310). Vgl. auch über „zun Betriebe der Hauptſache beſtimmte Sachen“ § 97 A 3, 6. 
Auch ſolche zum Betriebe (3. B. einer Brauerei) beſtimmte Gerätſchaften, die noch nicht 
zur Verwendung gelangt ſind, find bereits Zubehör, wenn ſie (8 97) in ein entſprechendes 
räumliches Verhältnis zu dem für den Betrieb dauernd eingerichteten Gebäude (3. B. auf 
das Fabritgrundſtück) gebracht worden ſind (N 51, 272; OLG 28, 19; . 8 97 A 8). 

7. Der Begriff der Beſtimmung deckt ſich mit dem gleichen in $ 97. Vgl. dort A 7. i 
8. ae. 98 ere Beſtandteile des Gebaudes und daher nicht Zubehör ſind, 
8 93 A 2, 8 9 wi 

* Gerätſchaften im Sinne der Nr 1 find z. B. Tanks und Bottiche in einem Brauhaus 
(N Warn 1914 Nr 106). Unter ihnen kann man aber trotz deren Gegenüberſtellung mit 
Vieh in Nr 2 nicht bloß lebloſe Gegenſtande verſtehen. Denn es liegt kein Grund vor, zum 
Gewerbebetriebe beſtimmte Tiere wenn auf fie alle Vorausſetzungen des § 97 zutreffen (ſ. A 1), 
anders zu behandeln als fonftige Subehörftüde. Daher können auch Pferde nach $ 98 Zubehör 
fein (vgl. RG 69, 85 und $ 97 A 6, 9). 

10. Landgut iſt nicht jedes landwirtſchaftlich benutzte Grundſtück, ſondern nur ein ſolches, 
das zum ſelbſtändigen Betrieb der Landwirtſchaft geeignet it (OLG 22, 125; 29, 211). 
Vgl. 58 593, 1822 Nr 4, 2049, 2312 (Landgut) mit $$ 582—584, 591, 592 (landwirtſchaft⸗ 
liches Grundſtück) und die Begriffsbeſtimmung in § 2 des Pr@ef., betr. das Anerbenrecht, 
vom 2. 7. 98: „Landgut iſt jede, ihrem Hauptzwecke nach zum Betriebe der Land» oder 
Forſtwirtſchaft beſtimmte und zur ſelbſtandigen Nahrungsſtelle geeignete Beſitzung, welche 
mit einem, wenn auch räumlich von ihr getrennten Wohnhauſe verſehen iſt.“ Daher ſind 
Schweine, die ein Ackerbürger auf ſeinem Hausgrundſtück hält, nicht Zubehör dieſes Grund. 
ſtücks deshalb, weil der Ackerbürger außerhalb des Gemeindeweichbildes noch einige 
Parzellengrundſtücke beſitzt, die von einem Pächter landwirtſchaftlich genutzt werden 
(Och 29, 211). f fee 

11. Zum Wirtſchaftsbetriebe eines Landguts können ſowo erbau und Forſtwirt⸗ 
ſchaft 15 Vieheucht gehören; die lebtere, ſoweit das Vieh feine Nahrung im N 
aus dem Gute erhält (RG Warn 09 Nr 175). Durch den Betrieb eines Nebengewerbes, das 
hauptſachlich zur Verwertung der auf dem Gute gewonnenen Erzeugniſſe dient oder einen 
geringen Umfang hat, wird der Charakter als Landgut nicht geändert (RG JW 09, 702). 


8* 


110 Allgemeiner Teil 


12. Zu den Geräten gehören z. B. Pflüge, Wagen, Geſchirr, Dreſchmaſchinen, ferner 
Haus- und Küchengerät, das zur Ausſtattung der Wohnung eines Wirtſchaftsbeamten dient 
(vgl. NS Warn 09 Nr 175; SeuffA 64 Nr 177; OLG 22, 125), auch eine Feldbahn (OLG 
8, 417; vgl. RG Warn 08 Nr 114). 

13. Zu dem zum Wirtſchaftsbetriebe beſtimmten Vieh gehören nicht bloß die Arbeits⸗ 
(Zug-, Laſt⸗) Tiere, ſondern auch Tiere zur Gewinnung von Erzeugniſſen, z. B. Milch⸗ 
kühe (OLG 37, 212) ſowie die zum Zwecke der Viehzucht (A 11) gehaltenen und dar⸗ 
aus gewonnenen Tiere (RG Warn 09 Nr 175; Seuffel 64 Nr 172, 177; 68 Nr 44, OLG 
15, 327; 22, 125), auch wenn fie zum Verkaufe beſtimmt find (RG JW 1912, 245; OLG 3, 
235; Prot 3, 18). Man kann das verkaufsfähige Vieh nicht mit den fertigen Erzeugniſſen 
eines Fabrikbetriebs vergleichen, da ſie fortdauernd ernährt werden müſſen und anderſeits 
durch den Dünger dem Gute Vorteil bringen. Über Maſtſchweine als Zubehör eines Grund⸗ 
ſtücks vgl. 8 97 A 6. 

14. Land wirtſchaftliche Erzeugniſſe, die zur Fortführung der Wirtſchaft erforderlich 
jind, wie Saatgetreide und Viehfutter (OL 29 S. 244 u. 245), find nicht nur die auf dem 
Gute gewonnenen, ſondern auch zugekaufte Erzeugniſſe (str.). 8 

15. Nur der auf dem Gute gewonnene Dünger, nicht alſo zugekaufter, iſt nach $ 98 Zu⸗ 
behör, wohl aber auch der künſtliche, wenn er auf dem Gute gewonnen wird. Auch zugekaufter 
Dünger wird übrigens in der Regel nach $ 97 Zubehör fein. 
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Früchte!) einer Sachen) ſind die Erzeugniſſe der Sache“) und die ſonſtige 
Ausbeute“), welche aus der Sache ihrer Beſtimmung gemäß?) gewonnen 
wird). 

Früchte eines Rechtes“) ſind die Erträge“), welche das Recht jeiner Be- 
ſtimmung gemäße) gewährt, insbeſondere bei einem Rechte auf Gewinnung 
von Bodenbeſtandteilen die gewonnenen Bejtandteile?). 

Früchte ſind auch die Erträge, welche eine Sache oder ein Recht vermöge 
eines Rechtsverhältniſſes gewährt! ). 

E 1 792 II 77k; M 3 67; P 3 28. 


1. Das BOB gibt im 8 99 Begriffsbeſtimmungen und Einteilungen für Früchte, die für 
die zahlreichen Vorſchriften, in denen Beſtimmungen über Früchte enthalten ſind, maßgebend 
find. In Betracht kommen namentlich die Vorſchriften über Pacht (88 581ff.), Nießbrauch 
(88 1030 ff., 1383, 1652) und über eine Verpflichtung zur Herausgabe von Sachen auf Grund 
eines dinglichen oder perſönlichen Rechtes (beſonders 88 256, 292, 987ff., 2020, 2036, 2133, 
2184, 2379), wobei es ſich meiſtens um den Begriff der Nutzungen handelt, der den der Früchte 
einſchließt (8 100). — Den Begriff der Früchte faßt das BGB ſehr weit, indem es nicht nur 
ſolche Sachen dazu rechnet, die nach natürlicher Anſchauung als Früchte gelten, ſondern auch 
die wirtſchaftlichen Erträge von Sachen und Rechten. Es nimmt ferner im $ 99 nicht darauf 
Rückſicht, ob die Gewinnung der Früchte einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft entſpricht. Nur 
durch einige Sondervorſchriften trifft es gegen die unwirtſchaftliche Ausbeutung einer Sache 
Vorkehrungen, indem es, 3. B. im 8 581 dem Pächter, im § 993 dem Beſitzer, im § 1039 dem 
Nießbraucher (RG 80, 232), im $ 2133 dem Vorerben, nur ein Recht auf die nach den Regeln ord⸗ 
nungsmäßiger Wirtſchaft gezogenen Früchte einräumt. Hierdurch wird aber nur das Recht zur 
Fruchtgewinnung und zum Teil (wie in § 581 in Verbindung mit $ 956; anders $ 1036) der 
Eigentumserwerb daran betroffen. Früchte find auch die ordnungsbwidrig getrennten Erzeugniſſe 
(3. B. ein vom Pächter abgeholzter Wald). — Die Einteilung des 8 99 beruht auf zwei ſich durch⸗ 
kreuzenden Grundſätzen: einerſeits wird zwiſchen Sach- und Rechtsfrüchten, anderſeits zwiſchen 
natürlichen und ſog. juriſtiſchen Früchten unterſchieden. Im $ 101 dagegen wird nur auf den 
letzteren Unterſchied Rückſicht genommen. — Über den Erwerb der Früchte werden in den 
88 90ff. keine Vorſchriften gegeben. Der Eigentumserwerb an Erzeugniſſen und anderen 
Früchten, die Beſtandteile einer Sache find, iſt in den 88 953 ff. behandelt (§ 953: Eigentümer; 
$ 954: dinglich Berechtigter; 8 955: Eigenbeſitzer; 8 956: perſönlich Berechtigter auf Grund Ge⸗ 
ſtattung, vgl. dazu RG 60, 319; 72, 311; JW 1912, 1971). Früchte eines Rechtes fallen in 
der Regel dem zu, der Inhaber des Rechtes iſt, juriſtiſche Früchte des Abſ 3 dem, der nach dem 
betreffenden Rechtsverhältniſſe der Berechtigte iſt. So ſtehen z. B. Miet- und Pachtzins⸗ 
forderungen demjenigen zu, der den Miet⸗ oder Pachtvertrag abgeſchloſſen hat, ohne Rück. 
ſicht auf fein Recht an der Sache. Nur 2 den Fall der Veräußerung oder Belaſtung eines 
Grundſtücks iſt in den 88 571577, 581 Abſ 2 ein Eintritt des Erwerbers bzw. neuen Berechtigten 
in das beſtehende Miet- oder Pachtverhältnis vorgeſehen, und dieſe Vorſchriften finden nach 
§ 1056 auf die Beendigung des Nießbrauchs entſprechende Anwendung. Im übrigen find über 
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den Erwerb von juriſtiſchen Früchten durch einen dinglich dazu Berechtigten keine Vorſchriften 
gegeben. Man wird annehmen müſſen, daß der Erwerber eines dinglichen Rechtes, das zum 
Fruchtbezug berechtigt, von dem Erwerbe des Rechtes ab alles erlangt, was als gewonnener 
Ertrag der Sache anzuſehen ift, alſo auch juriſtiſche Früchte (Abſ 3); jedoch Forderungen auf 
Leiſtung, z. B. Zinſen einer Forderung, an der ein Nießbrauch beſtellt iſt, erſt von der Fallig 
keit ab (ſtr., A 7, 10; OLG 6, 268; 7, 40), fo daß dem Berechtigten auch nur die bis zur Be⸗ 
endigung ſeines Rechtes fällig werdenden Forderungen zuſtehen und er über ſpäter fällig wer⸗ 
dende nicht verfügen kann. Er 

2. Im $ 99 find nur die Früchte einer Sache und eines Rechtes gegenübergeſtellt; ſonſtige 
Gegenſtände ($ 90 A 8) aber, z. B. geſchäftliches Unternehmen, ſind nicht erwähnt. Man 
wird auch die aus einem ſolchen Unternehmen, z. B. einem Gewerbebetrieb, gezogenen 
Gewinne zu den Früchten rechnen können (vgl. OLG 38, 147), und zwar werden fie denen 
des Abſ 2 am nächſten ſtehen. 

3. Unter Erzeugniſſen der Sache ſind nur Naturgegenſtände zu verſtehen, deren Beſtand⸗ 
teile ganz oder zum großen Teile der Sache entnommen ſind, mit der ſie bis zur Trennung 
verbunden waren, beſonders Pflanzen und Früchte von Pflanzen im natürlichen Sinne, Tier- 
junge, Wolle der Schafe, Eier, Milch, Dünger. Dabei kommt es aber vor allem auf die Auf 
faſſung des gewöhnlichen Lebens an. So werden auch eingepflanzte Bäume, ſobald ſie Wurzeln 
geſchlagen haben, als Früchte des Grund und Bodens anzujehen fein (RG 80, 232). Die Erzeug⸗ 
niſſe müffen bis zur Trennung ſtets Beſtandteile der Sache fein (8 93), da die 89 958ff. 
von Erzeugniffen und „ſonſtigen Beſtandteilen ſprechen. Daher ſind die auf einem Grund⸗ 
ſtücke befindlichen Tiere nicht Erzeugniſſe des Grund und Bodens; die Jagdbeute deshalb 
nicht Frucht des Grundſtucks (vielmehr des Jagdrechts, A 7). — Darauf, ob die Erzeugniſſe 
ohne menſchliches Zutun oder hauptſachlich durch menſchliche Arbeit entitanden find, kommt 
es nicht an. Unerheblich iſt auch ob fie im Wege ordnungsmäßiger Wirtſchaft oder durch Raub: 
bau gewonnen worden ſind (A 1), ebenſo, ob die Gewinnung der Beſtimmung der Sache (A 5) 
entfpricht. — Über Zulaſſigteit der Pfändung noch hängender Früchte vgl. 88 810, 824 ABO. 

4. Sonſtige Ausbeute, welche aus der Sache gewonnen wird, find hauptſächlich lebloſe 
Beſtandteile, bei Grundſtücken beſonders die Bodenbeſtandteile (Sand, Kies, Lehm, Torf, 
Steine, andere (3. B. durch einen bergmänniſchen Betrieb zu gewinnende] Mineralien, 
auch Mineralwaſſer, Eis eines Teiches; vgl. MG 94, 261; JW 09, 4512, OLG 32, 330). 
Durch Benutzung einer Sache gewonnene Kraftleiſtungen (3. B. Elektrizität) wird man nicht 
als Früchte anſehen können, weil fie nicht „aus“ der Sache gewonnen find und auch nicht als 
ſelbſtändige Rechtsgüter gelten können (5 90 A 2). Die durch die Kraftleiſtung gewonnenen 
Vorteile werden als Nutzungen im Sinne des $ 100 zu erachten fein (ſtr.). — Durch die 
Gewinnung der Ausbeute wird regelmäßig eine Verminderung des Beſtandes der Sache 
herbeigeführt; ſie darf aber nicht ſo weit gehen, daß die Sache ſelbſt vernichtet wird. Daher 
iſt z. B. das Fleiſch des Maſttiers nicht feine Frucht. 

5. Die Einſchränkung, daß die Ausbeute der Beſtimmung der Sache gemäß gewonnen 
ſein muß, hat keine ſehr erhebliche Bedeutung. Daniit iſt nicht etwa geſagt, daß nur die im 
Wege ordnungsmäßiger Wirtſchaft gewonnene Ausbeute Frucht iſt (RG 80, 232). Auch durch 
Raubbau werden vielmehr Früchte gewonnen (A 1). Anderſeits müſſen doch wirtſchaftliche Rück⸗ 
ſichten maßgebend fein. Es wird alſo darauf ankommen, ob eine Sache durch ihre Natur für 
einen wirtſchaftlichen Zweck geeignet oder, wenn fie (was in der Regel der Fall ſein wird) 
für mehrere Zwecke geeignet iſt, dauernd für einen beſtimmten Wirtſchaftsbetrieb eingerichtet 
iſt (ähnlich wie die Hauptſache in den 88 97, 98 vgl. OLG 6, 217). Beſtimmungswidrig iit da⸗ 
nach die Gewinnung einer Ausbeute, wenn fie eine erhebliche Beeinträchtigung des Wirt 
ſchaftsbetriebs, für den die Sache eingerichtet iſt, mit ſich bringt. So beeinträchtigt in der 
Regel das Graben von Lehm oder Kies den landwirtſchaftlichen Betrieb auf einem größeren 
Gute nicht erheblich; daher kann es nicht als beſtimmungswidrig angeſehen werden. Anders 
iſt es, wenn z. B. ein Miethaus abgebrochen wird, damit aus dem Grund und Boden Lehm 
gegraben werden kann. Dabei iſt jedoch zu beachten, daß dann, wenn eine Sache für ver⸗ 
ſchiedene wirtſchaftliche Zwecke geeignet iſt, ihre Beſtimmung fortwährend geändert werden 
kann. Wird z. B. ein bisher zur Ausübung der Landwirtſchaft benutztes Grundſtück in einen 
Steinbruch umgewandelt, ſo hat es von dieſem Augenblick an die Beſtimmung, als Stein. 
bruch zu dienen. Die gewonnenen Steine ſind alſo Früchte. — Rein zufällige Gewinne, wie 
ein Schatz (ogl. 88 984, 1040), werden niemals als beſtimmungsgemäße Ausbeute zu be⸗ 
trachten fein. — Wer die Beſtimmung vorzunehmen hat, wenn die Sache für mehrere 
wirtſchaftliche Zwecke geeignet it, geht aus dem Geſetze nicht hervor. Daraus iſt zu folgern, 
daß es nicht nur der Eigentümer oder Cigenbefiger fein kann, ſondern jeder, der in der Lage 
iſt, die Sache dauernd für einen Wirtſchaftsbetrieb einzurichten, z. B. auch der Mieter und 
Pächter (ftr.; a. M. OLG 6, 217). Der Pächter eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks darf 
allerdings nach 8 588 nicht Anderungen in der wirtſchaftlichen Beſtimmung des Grundſtücks 
vornehmen, ebenſo nicht der Nießbraucher nach 88 1036 Abſ 2, 1037. Bei einer Zuwiderhand⸗ 


118 Allgemeiner Teil 


lung verſtoßen Pächter und Nießbraucher aber nur gegen ſchuldrechtliche Verpflichtungen. 
Vgl. auch $ 993 Abf 1. 

6. Wenn das Geſetz von den Früchten eines Rechtes ſpricht, kann es damit nur etwas 
meinen, was nicht völlig gleichbedeutend mit dem Gegenſtande des Rechtes iſt. Bei einer 
Geldforderung iſt alſo nicht das Kapital Frucht, auch nicht die einzelne Teilleiſtung (z. B. 
Amortiſationsbeitrag; ſ. RG 54, 92); bei Forderungen aus einem Dienſtverhältniſſe nicht 
die einzelne Lohnzahlung (RG 69, 64). Vielmehr muß es ſich um beſondere, hauptſächlich 
wiederkehrende Nebenletſtungen handeln; oder bei einem Rechte, das nur den Anſpruch auf 
gewiſſe Teilleiſtungen gewährt, müffen dieſe im Rechtsverkehre als etwas von dem Rechte als 
Ganzem Verſchiebenes behandelt werden, wie bei der Reallaſtberechtigung und der Leib⸗ 
rente (RG 67, 210; 68, 343; 80, 209). 4 7 

7. Die Erträge des Rechtes können entweder natürliche Früchte einer Sache im Sinne 
des Abſ 1 oder ſonſtige auf naturliche Weiſe gewonnene Früchte (3. B. Jagdbeute, OG 4, 44) 
oder juriſtiſche Früchte, namlich ſolche ſein, die auf Grund eines Rechtsverhältniſſes, 
aber (anders wie nach Ab] 3) nach dem Inhalte des Rechtes erlangt werden. So find die 
natürlichen Früchte einer Sache natürliche Früchte des Pachtrechts, Zinſen juriftifche Früchte 
des Kapitalforderungsrechts. — Als Erträge find nicht nur die Leiſtungen anzuſehen, die 
auf Grund eines Rechtes gewährt werden, ſondern ſchon die auf dieſe Leiſtungen gerichteten 
Forderungen. Endgültig gewonnen werden dieſe Erträge aber erſt mit dem Zeitpunkte der 
Fälligkeit der Forderungen (A 1). 1 N 

8. Nur ſolche Erträge, die das Recht ſeiner Beſtimmung gemäß gewährt, find Rechts. 
früchte. Die Gewinnung muß alſo dem Inhalte des Rechtes entſprechen. So ſind vom Pächter 
der Sue dd gezogene Früchte nach $ 581 nicht Rechtsfrüchte, während ſie natürliche Früchte 
der Sache find. 

9. —— die Erwähnung der Vodenbeſtandteile ſtellt das Geſetz klar, daß auch natur 
nt rege Früchte eines Rechtes fein können (A 7). Über Bodenbeſtandteile als 

usbeute ſ. A 4. 

10. Vermöge eines Rechtsverhältniſſes gewährt eine Sache oder ein Recht im Sinne 
des Abſ 3 Erträge, wenn dem Beſitzer der Sache bzw. Juhaber des Rechtes dafür, daß er 
den Gebrauch oder die Nutzung der Sache oder des Rechtes durch Rechtsgeſchäft oder infolge 
geſetzlicher Beſtimmung einem andern überlaſſen hat, eine Vergütung gewährt wird. Es 
handelt ſich dabei hauptſächlich um Miet- und Pachtzinsforderungen (vgl. R 67, 380; 79, 119; 
80, 316; 81 S. 24 u. 149; 86, 135; 91, 311). Der Nießbraucher an einem vermieteten 
oder verpachteten Grundſtücke erlangt danach, da ihm gemäß § 1030 ein dingliches Recht 
auf Früchteziehnng aus dem Grundſtücke zuſteht, den Anſpruch auf die Erträge, die das 
Grundstück infolge des Miet, oder Pachtverhältniſſes gewährt, alſo auf die Miet- oder 
Pachtzinsforderungen, bereits mit der Beſtellung und Eintragung des Nießbrauchs, und 
zwar nach 8d 571, 577 gleichviel, ob ſchon der Grundſtückseigentümer den Miet- oder 
Pachtvertrag abgeſchloſſen hat, oder ob dies erſt der Nießbraucher tut (RG 81, 149; 86, 135). 
Ferner kommen in Betracht Lapitalzinſen, Gewinnanteile (. § 101 A 10). — Die Frage, 
ob ſchon dieſe Forderungen oder erſt die eingehenden Zahlungen die Früchte bilden, iſt 
ebenfo zu entſcheiden wie in A7 hinſichtlich der dort erwähnten juriſtiſchen Früchte. — Das 
Bezugsrecht auf neue Aktien iſt nicht als Frucht des Aktienrechts zu erachten, da es nicht 
ein beftimmungsmäßiger, regelmäßig wiederkehrenderkErtrag der Aktien iſt (ſ. 8 101 A 10), 
es auch nicht aus den Aktien ſelbſt entſteht, ſondern zufolge Mitwirkung anderer maß⸗ 
gebender Tatſachen, wie Erhöhung des Grundkapitals der Aktiengeſellſchaft, Beſchluß der 
Generalverſammlung (ſtr.; OLG 24, 139; 85, 23; 36, 283; vgl. $ 100 A 5). 


8 100 


Nutzungen!) ſind die Früchte einer Sache oder eines Rechtes) ſowie 
die Vorteiles), welche der Gebrauch der Sache) oder des Rechtes gewährte). 
E 1 793 II 771; M 3 70; P 3 24. 


1. Der hier feſtgeſtellte Begriff der Nutzungen wird in den 88 256, 292, 802, 347, 379, 
440, 452, 487, 745, 818, 987ff., 1030, 1088, 1039, 1213, 1214, 1383, 1525, 1652, 1656, 
1813, 2020, 2023, 2184, 2379, 2380 erwähnt. Vgl. auch 8 99 A 1. 

5 Über Früchte einer Sache oder eines Rechtes ſ. 8 99 A 1-10. 

3. Unter Vorteilen, welche der Gebrauch gewährt, verſteht das Geſetz zweierlei, nämlich, 
falls es jemandem ein Recht zur Benutzung einer Sache oder eines Rechtes gibt, die Vorteile 
im natürlichen Einne, und, falls es jemand verpflichtet, Nutzungen herauszugeben, den Wert 
der, Vorteile, da dieſe ſelbſt in der Regel nicht herausgegeben werden können. Die Vorteile 
nn aber nicht Vermögenswert zu haben (3. B. Benutzung eines Kraftfahrzeugs zu Sport⸗ 
zwecken). 
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4. Vorteile gewährender Gebrauch einer Sache, z. B.: Benutzung einer Wohnung, eines 

Platzes für gewerbliche Zwecke, Gebrauch von Möbeln, Tieren. Dagegen ſind Vorteile, 

die nicht durch den „Gebrauch“, ſondern nur „mittels“ der Sache, insbeſondere durch deren 

Verbrauch“ gewonnen werden, nicht Nutzungen im Sinne des § 100; fo z. B. ſind 

Nutzungen eines Grundſtücks nicht Vorteile, die durch Verkauf des Grundſtücks oder durch 

11 eines Kapitals infolge Aufnahme einer Hypothek erzielt werden (RG Warn 
15 Nr 70). 

5. Der Gebrauch eines Rechtes wird wohl faſt ausſchließlich nur dann in Frage kommen, 
wenn das Recht ſelbſt auf den Gebrauch einer Sache gerichtet iſt, vielleicht auch bei der Be: 
nutzung von Theatereinlaßkarten. Das Bezugsrecht auf neu ausgegebene Aktien iſt keine 
Nutzung, weil der Vorteil nicht durch Gebrauch der alten Aktien gewährt wird (vgl. OLG 
24, 139; 35, 23; 36, 283; 8 99 A 10). Das Bezugsrecht bildet vielmehr ein neu erworbenes 
ſelbſtändiges Vermögensrecht, wodurch das Stammrecht des Eigentümers der Aktie ver⸗ 
mehrt wird (woraus z. B. folgt, daß das Bezugsrecht nicht dem Nießbraucher, ſondern 
dem Eigentümer der Aktie zuſteht, OLG 36, 288). 


§ 101 


It jemand berechtigt), die Früchte einer Sache oder eines Rechtes bis 
zu einer beſtimmten Zeit oder von einer beſtimmten Zeit?) an zu beziehen, 
jo gebühren) ihm, ſofern nicht ein anderes beſtimmt iſt⸗): 

1. die im § 99 Abſ 1 bezeichneten Erzeugniſſe und Beſtandteile “), auch 
wenn er ſie als Früchte eines Rechtes zu beziehen hate), inſoweit, 
als ſie während der Dauer der Berechtigung von der Sache getrennt 
werden“); 


2. andere Früchte) inſoweit, als ſie während der Dauer der Berech- 
tigung fällig werden“, beſtehen jedoch die Früchte in der Vergütung 
für die Überlaſſung des Gebrauchs oder des Fruchtgenuſſes, in Zinſen, 
Gewinnanteilen oder anderen regelmäßig wiederkehrenden Erträgen !), 
ſo gebührt dem Berechtigten ein der Dauer ſeiner Berechtigung ent⸗ 
ſprechender Teil!). 

E 1 794 II 77m; M 3 71: P 3 24. 


1. Auf Grund welchen Rechtsverhältniſſes jemand berechtigt iſt, die Früchte einer Sache 
oder eines Rechtes beim Wechſel des Nutzungsberechtigten innerhalb einer Fruchtziehungs⸗ 
periode (RG 88, 46) an Stelle eines andern zu ziehen, der fie bisher gezogen hat, iſt gleichgültig. 
Es kann ſich um ein dingliches oder um ein perfünliches Recht handeln. Zum Beispiel kommt 
in Betracht das Verhältnis zwiſchen: Käufer und Verkäufer (8 446); Pächter und Verpächter 
Ne 581 ff.); Beſitzer und Eigentümer (59 987ff.); Nießbraucher und Eigentümer ($ 1055; 

& 80, 232); Vorerbe und Nacherbe (88 2130 ff.; R& 80, 36; Gruch 52, 1098). Ferner 
das Verhältnis bei der ehemännlichen und der elterlichen Nutznießung (88 1883, 1652; 
KJ 40 A 142). Jedoch findet 8 101 nicht nur im Verhältniſſe mehrerer aufeinander 
folgender Nutzungsberechtigter, ſondern überall Anwendung, wo jemand Früchte bis zu 
einer beſtimmten Zeit oder von einer beſtimmten Zeit am zu beziehen berechtigt iſt, fo 
3. B. auf einen Erben, dem nach dem Teſtament nur die Nutzungen zuſtehen, während 
ſein Erbteil ſelbſt ſpäter ſeinen Kindern ausgeliefert werden ſoll (NG Gruch 57, 904). 

2. Die Zeit, bis zu der oder von der an die Früchte zu ziehen ſind, kann ſich aus dem In⸗ 
halte des Rechtes (z. B. Eintritt der Nacherbfolge) oder beſonderer geſetzlicher Beſtimmung 
ergeben (z. B. 8 440 für den Kauf) oder, ſoweit es ſich um nicht zwingende Vorſchriften handelt, 
auf Parteivereinbarung beruhen. l a —— dh 

3. Indem das Geſetz allgemein davon ſpricht, daß jemandem die Früchte gebühren, 
gibt es im § 101 nicht etwa Vorſchriften über den dinglichen Erwerb der Früchte. Dieſer be- 
timmt ſich nach ganz anderen Regeln (f. hierüber 8 99 A 1). $ 101 regelt vielmehr nur das 
ſchuld rechtliche Verhältnis zwiſchen dem bisherigen und dem neuen Frucht- 
bezugsberechtigten, kommt alſo hauptſächlich dann zur Anwendung, wenn der eine von 
beiden auf Grund der Vorſchriften über den dinglichen Rechtserwerb von Früchten mehr er- 

ngt hat, als ihm zukommt (RO 80 S. 232, 316; ZW 1913, 1931 OLG 22, 272). 

4. Etwas anderes kann beſtimmt ſein durch Rechtsgeſchäft oder Geſetz. Als derartige Be⸗ 
ſtimmungen des BGB kann man die der 88 987ff. über das Verhältnis zwiſchen Eigentümer 
und Veſtter bezeichnen. Val. ferner 88 1038, 1039, 1214, 2133. Auf den dem Landesrechte 
vorbehaltenen Rechtsgebieten kann auch landesgeſetlich Beſonderes beſtimmt werden. Die 
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rechtsgeſchaftliche Beſtimmung kann durch Vertrag oder durch ein einſeitiges Rechtsgeſchäft 
(3. B. Teſtament) erfolgen (ui Gruch 52, 1093; JW 1913, 1931). f 

5. Die im 8 99 Abſ 1 bezeichneten Erzeugniſſe und Beſtandteile ſind die natürlichen 
Früchte einer Sache (Erzeugniſſe und beſtimmungsgemäße Ausbeute; 8 99 A 35). 

6. Durch den Zuſatz, „auch wenn er ſie als Früchte eines Rechtes zu beziehen hat“, 
verlaßt das Geſetz die im § 99 in erſter Linie maßgebende Einteilung zwiſchen Sad). und 
Rechtsfrüchten und berückſichtigt für die Verteilung nach § 101 nur den Unterſchied zwiſchen 
natürlichen und juriſtiſchen Früchten. Es fallen alſo auch diejenigen Früchte eines 
Rechtes unter Nr 1, die zugleich natürliche Früchte einer Sache (z. B. Bodenbeſtandteile) find. 
Andere natürliche Früchte (z. B. Jagdbeute; $ 99 A 7) find in Nr 1 nicht erwähnt. Man 
wird aber dieſe Vorſchrift entſprechend dahin anwenden mülfen, daß fie dem gebühren, der ſie 
gewinnt. 

7. Bei den natürlichen Früchten kommt es nur darauf an, vb ſie während der Dauer 
der Berechtigung getrennt werden. Auf das Wirtſchaftsjahr (8 998) kommt es ebenſowenig 
an, wie darauf, wer den Boden zur Fruchtgewinnung bearbeitet hat. Das BGB hat alſo für 
dieſe Früchte den ſog. Trennungsgrundſatz (Separationsprinzip) des gemeinen Rechtes an⸗ 
genommen und den Gewinnungsbetriebsgrundſatz (Produktionsprinzip), der die Früchte dem 
zuſpricht, der die Beſtellung des Bodens zur Gewinnung der Früchte beſorgt hat, nur inſofern 
a als es im 8 102 einen Erſtattungsanſpruch wegen der Gewinnungskoſten ge⸗ 
währt. 

8. Unter anderen Früchten im Sinne der Nr 2 ſind die juriſtiſchen Früchte einer Sache 
oder eines Rechtes zu verſtehen, nämlich die Früchte des § 99 Abſ 3 und diejenigen Früchte 
des 8 99 Abſ 2, die nicht natürliche Früchte find. 

9. Als Regel beſtimmt das BGB, daß es für juriſtiſche Früchte darauf ankommt, wann 
fie fällig werden. Tatſächlich gilt dies jedoch nur ausnahmsweiſe. Denn die große Mehrzahl 
der zuriſtiſchen Früchte beſteht in regelmäßig wiederkehrenden Erträgen. Unregelmäßige 
Erträge kann z. B. eine Reallaſt gewähren. I 

10. Die praktiſch häufigſten und wichtigſten juriſtiſchen Früchte ſtellen ſich als regelmäßig 
wiederkehrende Erträge dar, z. B. Miet- und Pachtzinſen, Rentenzahlungen, Aktien⸗Gewinn⸗ 
anteile (RG Gruch 52, 1093; JW 1913, 1931; OLG 24, 139; 35, 23), auch Gewinnanteil eines 
Geſellſchafters bei einer Geſellſchaft nach 88 705 ff. (RG 88, 46). — Bezüglich der Zinſen ſetzt 
5.301 Ner 2 voraus, daß das Recht auf die Zinſen einem andern als dem Gläubiger der Haupt⸗ 
forderung zufteht. Daraus ift zu entnehmen, daß das Zinsrecht in der Hand eines andern 
als des Gläubigers der Hauptforderung ein ſelbſtändiges Vermögensrecht ſein kann mit der 
Maßgabe, daß ſein Beſtehen von dem Fortbeſtehen der Hauptforderung abhängig iſt (RG 
74, 81; KJ 40 A 142; vgl. 8 1158 A 3). So ſteht dem Nießbraucher (8 1076) ſowie dem 
ehemännlichen oder elterlichen Nutznießer (88 1383, 1649) einer verzinslichen Forderung das 
Zinsrecht als Ganzes während der Dauer des Nutzungsrechts zu (KGJ 40 A 143). 

11. Jedem Berechtigten gebührt bei regelmäßig wiederkehrenden Erträgen ein der Dauer 
ſeiner Berechtigung entſprechender Teil. Dabei iſt die Dauer der Berechtigung während der- 
jenigen Zeit maßgebend, für die die Erträge gewährt werden. So kommt es bei Aktien. 
Gewinnanteilen auf das Gefchäftsjahr an, für das die Zahlung erfolgt, während die Zeit der 
Feſtſtellung des Gewinnanteils unerheblich iſt (Rh Gruch 52, 1093). In der Regel wird an⸗ 
zunehmen ſein, daß die Erträge für die Vergangenheit geleiſtet werden; dies entſpricht dem 
Begriffe des regelmaßigen Ertrags als Endergebniſſes eines gewiſſen Zeitraums. Die Ver⸗ 
teilung erfolgt entſprechend dem folgenden Beiſpiele: Beträgt der jährliche Ertrag 2400 M. 
und iſt A 5 Monate, B 7 Monate bezugsberechtigt, ſo erhält A 1000 M., B 1400 M. 


§ 102 

Wer zur Herausgabe von Früchten verpflichtet iſty, kann Erſatz der auf 
die Gewinnung der Früchte:) verwendeten Koften?) inſoweit verlangen“), 
als ſie einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft entibrechen?) und den Wert der 
Früchte nicht überſteigen“. 

E II 901 Abſ 1 Satz 2, 2054 Abſ 2; P 3 857; 5 2213 6 119. 

1. Wann jemand zur Herausgabe von Früchten verpflichtet iſt, ergibt ſich aus beſon⸗ 
deren geſetzlichen Beſtimmungen (4. B. 98.202, 347, 487, 818, 987 ff., 1656, 2020, 2028, 
2184) oder dem Inhalte eines Rechtsgeſchäfts. 5 a 
en. Zu den auf die Gewinnung der Frſichte verwendeten Koſten gehören diejenigen, durch 
die Bei gaſtehung der Früchte überhaupt erft ermöglicht worden iſt (Och 22, 273), alſo 

te, Baſtellungskoſten; ferner die Koſten der Erhaltung und Aberntung der Früchte. Dagegen 


999 gen eines Umbaues, der eine Steigerung der Mietzinfen herbeigeführt hat (O 
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3. Der Begriff der Koſten wird nicht zu eng auszulegen fein; auch der Wert der eigenen 
Arbeit oder der Arbeit von Angeſtellten des Herausgabepflichtigen wird dazu zu rechnen 
ſein, falls die Arbeitskraft ſonſt in anderer nußbringender Weiſe verwendet worden wäre. 

4. Das Geſetz ſagt, daß der Herausgabepflichtige Erſatz verlangen kann, nicht bloß, daß 
er die Herausgabe bis zur Koſtenerſtattung verweigern darf. Daraus folgt nach dem Sprach⸗ 
gebrauche des BGB, daß er einen ſelbſtändigen, durch Klage geltend zu machenden An⸗ 
ſpruch hat (ſtr.). Ein Grund, ihm nur ein Einrederecht zu gewähren oder den Anſpruch davon 
abhängig zu machen, daß der Berechtigte die Herausgabe der Früchte von ihm fordert, be: 
ſteht nicht. Das Geſetz macht das Erſatzrecht lediglich von dem Beſtehen, nicht von der Geltend⸗ 
machung der Herausgabepflicht abhängig. Richtig iſt es, daß hiernach der Berechtigte unter 
Umſtänden gezwungen wird, Früchte anzunehmen, an denen er kein Intereſſe hat. Er iſt aber 
dadurch genügend geſchutzt, daß die zu erſetzenden Koſten den Wert der Früchte nicht über⸗ 
TS dürfen. — Jeder Teil hat neben dem Anſpruch auch ein Zurückbehaltungsrecht au 
11 1 nach 8 273. Gemäß 8 274 find die gegenſeitigen Verpflichtungen Zug um Zug 
zu erfüllen. 8 

5. Nur Koſten, deren Verwendung einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft entſpricht, können 
erſtattet verlangt werden; alſo jedenfalls die notwendigen Koſten, meiſtens aber auch ſolche, 
die zu einer Verbeſſerung der Fruchtgewinnung geführt haben. — Über beſondere Beſtim⸗ 
nungen hinſichtlich der Koſten vgl. 88 592, 998, 1055 Abſ 2, 1421. 


8 103 


Wer verpflichtet iſt), die Laſtene) einer Saches) oder eines Rechtes“) bis 
zu einer beſtimmten Zeit oder von einer beſtimmten Zeit) an zu tragen, 
hat, ſofern nicht ein anderes beſtimmt iſte), die regelmäßig wiederkehrenden 
Laſten?) nach dem Verhältniſſe der Dauer ſeiner Verpflichtungs), andere 
Laſtene) inſoweit zu tragen, als fie während der Dauer ſeiner Verpflichtung 
zu entrichten ſind ). 

E 1 705 II 77n M3 763 P 3 24. 


1. $ 103 gibt für das Innenverhältnis zwiſchen zwei Beteiligten, die einander verpflichtet 
ſind, bis zu einer beſtimmten Zeit oder von einer beſtimmten Zeit an, die Laſten einer Sache 
zu tragen, Verteilungsvorichriften, die denen des § 101 entſprechen. Die Verpflichtung kann 
ſich auch hier aus Geſet oder Rechtsgeſchäft ergeben. Vgl. 88 446, 546, 1047, 1385, 1854, 
2379. — Darüber, wer dem Laſtenberechtigten verpflichtet ift, trifft § 103 keine Beſtimmung. 
N 75 ich aus dem Inhalte der Laſten oder auch aus beſonderen Vorſchriften (vgl. $ 2145 

1 Satz 2). er 

2. Unter Laſten find nicht dingliche Belaſtungen jeder Art zu verſtehen, ſondern nur ſolche, 
die den Beſitzer der Sache oder Inhaber des Rechtes zu einer Leiſtung verpflichten (RG 
66, 318; Warn 1916 Nr 181). Dingliches Vorkaufsrecht, Nießbrauch, Grunddienſtbarkeiten 
gehören nicht dazu, weil fie lediglich Einſchränkungen des Eigentums ſind (RG 66, 316; 
Warn 1916 Nr 131). Die Laſten können öffentlichrechtlicher oder privatrechtlicher Natur ſein. 

3. Laſten einer Sache können im Sinne des $ 103 nur ſolche Leiſtungen ſein, die von 
dem Veſitzer einer Sache als ſoichem ohne Rückſicht auf feine perſönlichen Verhältniſſe gefordert 
werden können. Daß ſie dinglich ſind, iſt nicht gerade erforderlich. 

4. Als Laſten von Rechten werden hauptſächlich die Belaſtungen ſelbſtändiger Gerechtig⸗ 
keiten, wie des Erbbaurechts, in Betracht kommen. 


5. Beſtimmungen über die für die Verteilung maßgebende Zeit treffen z. B. die 88 446, 
7 


6. Etwas anderes kann beſtimmt fein durch Geſetz (vgl. 88 995, 2126, 2185) oder 
Rechtsgeſchäft. 

7. Regelmäßig wiederkehrende Laſten find z. B. Renten, Hypotheken- und Grundſchuld. 
zinſen, Grundſteuer, Feuerkaſſeubeiträge (SeuffA 59 Nr 350). 

8. Vgl. darüber, wie die Verteilung nach dem Verhältniſſe der Dauer der Verpflichtung 
zu erfolgen hat, § 101 A 1. Auch hier wird in der Regel anzunehmen fein, daß die Laſten 
für die Vergangenheit erhoben werden. Doch wird häufig vereinbart, daß Hypothekenzinſen 
uſw. im voraus zu entrichten ſind. En ’ 5 

9. Andere Laſten ſind z. B. Straßenanliegerbeiträge, Einquartierungslaſt, Schullaſten, 
Patronatslaſten (RG 70, 263). 4 

10. Es kommt lediglich darauf an, wann die Laſten zu entrichten ſind, d. h. fällig werden, 
nicht, wann fie tatſächlich entrichtet werden, und auch nicht, wann die Leiſtunaspflicht ent⸗ 
ſtanden iſt (RG 70, 263). 
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Dritter Abſchnitt 
Nechtsgeſchäfte 


1. Begriff. Vorgänge, die nach der Rechtsordnung rechtserzeugend, verändernd oder 
zerſtörend zu wirken vermögen, haben die Bedeutung von Rechtsereigniſſen oder juriſtiſchen 
Tatſachen. Sie ſtellen ſich dar als Handlungen der Menſchen oder als ſonſtige Geſchehuiſſe. Die 
letzteren wirken unmittelbar kraft geſezlicher Beſtimmung, die Handlungen kraft der dem 
Willen der Einzelperſonen vom Rechte beigelegten Machtbefugnis. Unerläßliche Voraus. 
ſetzung einer Rechtshandlung iſt mithin, daß He von einem Willensfähigen ausgeht. Da ſich 
ferner aber nach der Rechtsordnung die Willensmacht der einzelnen nur innerhalb des der 
Privatperſon zugewieſenen Gebiets (Vorbemerkung 3) zu betätigen vermag, ſo kann ihre Hand⸗ 
lung den gewollten Erfolg auch nur dann erzielen, wenn ſie ſich innerhalb jenes Gebiets 
hält. Vgl. 88 184, 138. Die Handlung ſelbſt vollzieht ſich durch die „Willenserklärung“. 
Das BOB ſetzt den Begriff des Rechtsgeſchäfts als gegeben voraus. Die Motive kenn ⸗ 
zeichnen das Rechtsgeſchäft als „eine Privatwillenserklärung, gerichtet auf die Hervorbringung 
eines rechtlichen 10000 welcher nach der Rechtsordnung deshalb eintritt, weil er gewollt iſt“. 
M 1,126. Vgl. RG 08, 324. Daß der Erklärende ſich der rechtlichen Tragweite des von ihm 
Erklärten nach allen Richtungen bewußt geweſen iſt, oder daß er gar den juriſtiſchen Aufbau 
gekannt hat, ift kein Erfordernis für die Wirkſamkeit einer Willenserklärung (RG 64, 165). 

2. Subjekt des Rechtsgeſchäfts. Zur Vornahme eines Rechtsgeſchäfts iſt imftande nur 
der Geſchäftsfähige, und zwar nach den Abſtufungen der 88 104116. Fähig iſt ferner an ſich 
nur eine Privatperſon, phyſiſche oder juriſtiſche. Rechtsgeſchäfte im engeren Sinne ſind 
mithin nicht die Willenserklärungen der Obrigkeit als ſolcher, wie Verleihungen von Vorrechten, 
Enteignungsbeſchlüſſe, Verleihung der Rechtsfähigkeit au Vereine (88 22, 28, 33, 48), die 
Befreiung (Dispens) bei der Eheschließung (88 1303, 1812, 1313, 1316, 1328), ſowie bei der 
Annahme an Kindes Statt ($ 1745), die Genehmigung der Stiftung (§ 80), das Inverkehr⸗ 
bringen von Schuldverſchreidungen (8 795); ferner die Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichta (88 112, 1643, 1714, 1803, 1821, 1822 ff.). Rechtsgeſchäfte find namentlich auch nicht die 
Entſcheidungen oder Anordnungen der Gerichte im Gebiete der freiwilligen und ſtreitigen Ge⸗ 
richtsbarkeit, einschließlich des Zwangsverſteigerungs und des Konkursverfahrens, ſelbſt dann 
nicht, wenn durch ſie ein ſubjektives Recht zur Entſtehung gebracht, verändert oder beendigt 
wird. Alle das find nur Rechtshandlungen im weiteren Sinne, auf welche die Grundſähe 
des bürgerlichen Rechts über Rechtsgeſchäfte jedenfalls nicht unmittelbar anwendbar ſind. 
Wenn das Reichsgericht die „Genehmigung“ des Vormundſchaftsgerichts in gewiſſen Grenzen 
vormals den Grundſatzen von Willenserklärungen unterwarf (RG 25, 282; 50, 284), ſo wird das 
aus Zweckmäßigkeitsgründen auch ferner gelten müſſen. Über die entſprechende Anwendbar⸗ 
keit der $S 110, 123 bei Prüfung der Rechtsbeſtändigkeit von Anſtellungsakten vgl. RG 
83, 429; Warn 1914 Nr 270. — Wenn eine Perſon des öffentlichen Rechtes ein wirkliches 
privates Rechtsgeſchäft vornimmt, wird deſſen Charakter nicht dadurch geändert, daß fie 
durch eine Behörde handelte. en 

3. Gegenſtand des Rechtsgeſchäfts kann nur ein privates Rechtsverhältnis ſein. Innerhalb 
dieſer Grenze iſt dem einzelnen auf dem Gebiete der Schuldverhältniſſe grundſäzlich volle 
Freiheit eingerſumt — Grundſatz der Vertragsfreiheit —, im Sachenrechte, Familien- 
und Erbrechte bagegen ſind Rechtsgeſchafte nur in den vom Geſetze anerkannten Fällen zu 
läſſig. Vertragsfreiheit ift im Gebiete des Familienrechts nicht die Regel (RG 22. 3. 06 IV 
481/05). Ob ein Rechtserfolg für den Erklärenden ſelbſt oder für einen Dritten eintreten ſoll, 
iſt für den Begriff Willenserklärung an ſich nicht weſentlich; daher könnten Rechtsgeſchäfte 
auch ſein die Zuſtimmung, Einwilligung, Genehmigung (58 182—185), die Erlaubnis (88 549, 
588), die Erklarung des Einverſtändniſſes (§8 180, 639), der Widerſpruch (88 108, 113). In-. 
deſſen, wenn eine Willenserklärung nicht beabſichtigt, die Rechtsfolge ſelbſtändig hervorzu⸗ 
bringen, ſondern nur dazu dient, das von einem andern vorgenommene Rechtsgeſchaft durch 
Erfüllung einer weiteren erforderlichen Vorausſetzung zu ſeiner vollen Entſtehung zu bringen 

, dann dürfte nicht ein Rechtsgeſchäft im eigentlichen Sinne, ſondern nur eine 
Rechtshandiung in Frage ſtehen, die allerdings den Grundſätzen über die Willenserklärung 
unterſteht (gi. 88 182 u. 185). Anders verhält es ſich mit der „Beſtätigung“ eines eigenen 
Rechtsgeſchäfts (ogl. dazu § 141). 5 

zeſtandteile des Rechtsgeſchäfts. Der notwendigſte und weſentlichſte Beſtandteil 
des Rechtsgeschäfts iſt die Willenserklärung (ogl. Bemerkungen vor $ 116). Ohne fie iſt 
kein Rechtsgeſcheft denkbar. Die Begriffe Rechtsgeſchäft und Willenserklärung unterſcheiden 
ſich inſofern voneinander, als das Rechtsgeſchäft die fertige juriſtiſche Tatſache als ſolche 
(Vorbem 1) darſtellt, die Willenserklärung dagegen den rechtserzengenden Vorgang bedeutet. 
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Falls das Zustandekommen des Rechtsgeſchäfts noch an andere Bedingungen als an die Ub- 
gabe der Willenserklärung ſich knüpft (zuſammengeſetzter Tatbeſtand), iſt die Ent- 
ſtehung des Rechtsgeſchäfts von Erfüllung der geſamten Vorausſetzungen abhängig: ſo von 
Wahrung der Form (§ 125), vom Zusammentreffen mehrerer Willenserklärungen (8 145), 
bei den Realverträgen von der Hingabe der Sache (8607). Das Geſetz ſieht jedoch die Willens⸗ 
erklärung als einen ſo weſentlichen Beſtandteil des Rechtsgeſchäfts an, daß es ſie der Sache 
nach dem letzteren gleichſtellt, was ſchon in der nahezu gleichwertigen Verwendung der Aus- 
drücke hervortritt. Der Regel nach wird indes der Ausdruck Willenserklärung da gebraucht, wo 
dieſe gerade weſentlich im Vordergrunde fteht (M 1, 126); vgl. die 88 116ff. und anderſeits 
die 8 125, 134, 188, 142, die das fertige Geſchäft im ganzen vor Augen haben. 

5. Arten der Rechtsgeschäfte. Je nach dem Inhalte werden unterſchieden: f chuldrecht⸗ 
liche (obligatoriſche) Rechtsgeſchäfte, die eine Leiſtung des Verpflichteten, dingliche, die 
unmittelbar ein Recht an einer Sache oder an einem Rechte zum Gegenſtande haben; ſodann 
familienrechtliche und erbrechtliche; ferner ſolche unter Lebenden und von Todes wegen, 
welche die Rechtsverhältniſſe eines Menſchen nach feinem Tode zu regeln beſtimmt ſind. Je 
nachdem die Partei auf Grund des Rechtsgeſchäfts nur einen Vorteil erlangt, oder dieſen durch 
eine eigene vermögenswerte Leiſtung entgelten muß, unterſcheidet man unentgeltliche und 
entgeltliche Rechtsgeſchäfte. — Bei Rechtsgeſchäften, die eine Zuwendung zum Gegenſtande 
haben, unterſcheidet man das kauſale und das abſtrakte Rechtsgeſchäft. Unter der Causa iſt 
dabei der unmittelbar verfolgte Zweck (zu erfüllen, zu ſchenken, zu leihen) zu verſtehen. Spielt 
dieſer Zweck beim Rechtsgeſchäfte eine derartige Rolle, daß von ſeiner Erreichbarkeit zugleich die 
Rechtsbeſtändigkeit des Geſchäfts abhängt, dann ift dieſes ein kauſales. Der Zweck, der Grund 
der Zuwendung, iſt hier eine weſentliche Vorausſetzung des Rechtsgeſchäfts überhaupt. Dar 
gegen ift abſtrakt dasjenige 6 deſſe uz das losgelöſt iſt von dem Rechtsgrunde, in dem es 
feine Beranlaffung findet, und deſſen rechtliche Wirkung an fi) unabhängig iſt von der Wirk 
lamkeit des Rechtsgrundes (R® 68, 100). So der Wechſel, der Erlaß, die Auflaſſung. Gegebenen⸗ 
falls iſt der Kauf das Kauſalgeſchäft, die Übergabe, Auflaſſung das abſtrakte Vollzugsgeſchäft. 
. 6. Eigenartig find die fiduziariſchen Rechtsgeſchäfte (NG JW 1910, 42) inſofern, als ſich bei 
ihnen der wirtſchaftliche Zweck der Zuwendung mit der juriſtiſchen Form des Rechts⸗ 
geſchäfts nicht deckt ſo daß der Empfänger der Zuwendung der Geſchäftsform gemäß 
nach außen eine andere Rechtsſtellung erhält, als ſie dem wirtſchaftlichen inneren Geſchäfts⸗ 
zwecke entſpricht, und deshalb ſeinem Geſchäftsgegner gegenüber auch verpflichtet iſt, von 
ſeiner äußeren Rechtsſtellung nur einen dem inneren Zwecke entſprechenden Gebrauch zu 
machen. Das trifft insbeſondere zu, wenn jemand ſeine Sache einem andern zu Eigentum 
überträgt, dies in die Form der Übereignung gekleidete Geſchäft wirtſchaftlich aber nur den- 
jenigen Zweck erfüllen ſoll, dem ſonſt eine Pfandbeſtellung dient. Alsdann hat der Rechts. 
erwerber zwar nach außen die Stellung des Eigentümers, feinem Geſchaftsgegner gegenüber 
iſt er jedoch verpflichtet, ſich nur ſo zu verhalten, als hätte er lediglich die Rechtsſtellung eines 
Pfandgläubigers. Solche Geschäfte find in ſtändiger Rechtſprechung als zuläſſig anerkannt 
(Mh 55, 201; 57, 1775 50, 1405 62, 129; 79, 185; Warn 08 Nr 197; 1910 Nr 98; JW 11, 
46% u. 1819). 

7. Die Verfügung. Das (eſetz verſteht darunter dasjenige Rechtsgeſchäft, durch welches 
auf beſtehende Rechte unmittelbar eingewirkt wird (RG 90, 399), fo die Veräußerung und Bes 
laſtung von Sachen, von Forderungen und andern Vermögensrechten, ferner die Erfüllung, 
den Erlaß einer Forderung, die Aufrechnung, den Verzicht. Auch die Kündigung, die Ein⸗ 
willigung, Genehmigung und die Parzellierungsvollmacht ſind als Verfügungen anzuſehen 
(RG 90, 399); desgl. der Rücktritt, der Widerruf, die Friſtbeſtimmung, denen allen gemeinſam 
üt, daß ſie von einem bereits beſtehenden Rechtsgeſchäfte abhängen: abhängige Rechtsgeſchäfte. 
Wird durch einen Vorgang ein Recht erſt erzeugt, dann handelt es ſich nicht um eine Verfügung: 
das Recht entſteht alsdann vielmehr kraf Geſetzes, z. B. bei der Verarbeitung (Spezifikation) und 
Erſitzung. Die Verfugung ſetzt anderſeits nicht unbedingt voraus, daß die Sache oder das Recht 
bereits beſteht. Die Übergabe einer noch nicht vorhandenen Sache ($ 90) iſt allerdings ein Un⸗ 
ding; aber die Abtretung einer erſt zu begründenden Forderung iſt möglich mit Wirkung von 

ihrer Entſtehung an (RG 67, 167). Vgl. 8308 A 2. Die mangelnde Befugnis zur Verfügung über 
Vermögensgegenſtände ſchließt nicht die Fahigkeit der betreffenden Perſon aus, ſich in bezug auf 
jene Gegenſtände nur perſönlich zu verpflichten. So behält eine ſolche Fähigkeit die Ehefrau troß 
des ihr gemäß 88 1395, 1398 mangelnden Verfügungsrechts nach 98 13997}, ebenſo der Gemein. 
ſchuldner trotz der 88 6,7 KO. Umgekehrt umfaßt die Befugnis zur Verfügung über ein fremdes 
Vermögen nicht die Befugnis, den Vermögensinhaber in Perſon zu verpflichten ($ 1375). — In 
einzelnen Fällen jind im Wege der Zwangsvollſtreckung oder der Arreſtvollziehung getroffene 
Verfügungen den rechtsgeſchäftlichen Verfügungen gleichgeſtellt (89 161, 184, 353, 499, ang, 
2115). Die Gleichſtellung erſtreckt ſich jedoch nicht zugleich auf die Anwendbarkeit der Grund⸗ 
fähe vom guten Glauben beim Rechtserwerb (88 892, 893, 932, 1032, 1208 BGB; ferner 
53 366, 367 HG), weil inſoweit nur der rechtsgeſchaftliche Erwerb geſchützt ſein ſoll. — Die 
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Prozeßführung iſt keine „Verfügung“, denn fie betrifft nicht den Gegenſtand des Streites 
unmittelbar und begründet die beabsichtigte Rechtsänderung nicht durch ſich ſelbſt. — Ver⸗ 
dußerung iſt im Sinne des Geſetzes die Handlung, durch welche „die Subſtanz eines Rechtes“ 
behufs Übertragung oder Aufhebung desſelben aufgegeben wird (M 1, 128). Die bloße Be⸗ 
laſtung einer Sache ſtellt noch keine Veräußerung dar (RG 84, 410). N 
8. Prozeſſuale Rechtshandlungen. Über ihren Begriff vgl. § 211 A 2 und RG 77, 324. 
Sie können zugleich privatrechtliche Wirkungen äußern, ſo die im Prozeſſe erfolgende Kün⸗ 
digung, Mahnung, Anfechtung, Aufrechnung, Rücktrittserklärung, Anerkennung, Verzicht, 
Beſtätigung eines wegen Formmangels nichtigen Geſchäfts (RG 53, 149; 61, 260; 63, 412). 
Solche Prozeßhandlungen haben demnach eine Doppelnatur. Ob ſie auch die entſprechende 
materielle Rechtswirkſamkeit erlangen, beſtimmt ſich nach den Grundſätzen des materiellen Rech⸗ 
tes. Dies gilt namentlich hinſichtlich des Formerforderniſſes (unentſchieden gelalfen in R& 
61, 266); es muß auch die durch Vertrag vereinbarte Form gewahrt fein (RG 24. 1. 07 IV 
262/06). Dagegen iſt es für die materielle Wirkſamkeit nicht Erfordernis, daß auch die für 
die Prozeßhandlung als ſolche weſentliche Form, insbeſondere die Mündlichkeit gewahrt iſt. 
So genügt es, wenn eine Erklärung auch nur durch vorbereitenden Schriftſatz allerdings nicht 
nur angekündigt, ſondern wirklich abgegeben worden und dem Gegner auch zugegangen iſt 
(RG 53, 148; 57, 862). Der gerichtliche Prozeßvergleich ift freilich, weil dem Urteile gleich. 
geſtellt, wirkſam, ungeachtet der Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes über die Form des den 
Gegenſtand des Vergleichs bildenden Rechtsgeſchäfts (RG 48, 183). Der vom Vormund ab⸗ 
Fa e Vergleich bedarf der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung (RO 56, 333). 
ntſprechend iſt auch die Frage der materiellen Nichtigkeit einer Prozeßerklärung wegen 
Unſittlichkeit, Scheines nach den Regeln des bürgerlichen Rechtes zu eutſcheiden, 
a. M. die Prozeßrechtslehrer. RG SeuffA 57 Nr 480 ſpricht einer Prozeſhandlung (Zuſtellung 
der Klage) wegen Scheines im Falle des 8 603 Abſ 2 ſogar die lediglich prozeſſuale Wirkung 
des gemeinſchaftlichen Gerichtsſtandes ab. — Die Frage der Anfechtbarkeit auf Grund 
von Willensmängeln (Irrtum, Zwang, Betrug) regelt ſich, ſoweit die materielle Wirkung 
in Frage kommt, nach materiellem Rechte, ſoweit es ſich um die rein prozeſſuale Seite handelt, 
nach Prozeßrecht (RG 81, 177; Warn 18 Nr 140, betreffend den Prozeßvergleich). Pro⸗ 
zeſſuale Erklärungen (z. B. über die Eidesverweigerung) find nicht nach 8119 anfecht⸗ 
bar (R Warn 1911 Nr 208; 1914 Nr 2; Gruch 49, 1049, betreffend Verzicht auf Rechtsmittel), 
ſondern unterliegen nach § 290 ZPO beſondern Regeln (wird aber beiſpielsweiſe angenommen, 
daß ſich der Erklärende bei der Verweigerung eines Eides über den Inhalt des Eides geirrt hat, 
oder daß er die Weigerung des Eides nicht hat erklären wollen, jo liegt eine Eidesverweige⸗ 
rung überhaupt nicht vor, RO 69, 262). Unzuläſſig iſt auch die Anfechtung der Zurücknahme 
eines Rechtsmittels wegen Irrtums (RG 81, 177). Ein Prozeß vergleich unterliegt ebenfalls 
der Anfechtung aus 88 119, 123, und zwar muß dieſe Anfechtung in einem beſondern, 
neuen Verfahren erfolgen (RG 78, 286), während die Beſeitigung des Vergleichs aus 
Rechtsgründen oder auf Grund einer Einigung der Parteien im alten Prozeſſe betrieben werden 
kann (Ach 65, 420; 50, 425; 78, 289). Das auf Grund des Anerkenntniſſes oder des 
Verzichts ergehende Urteil kann nur im Wege der prozeßmaßigen Rechtsmittel an⸗ 
gefochten werden (RG ZW 93, 156°). Iſt aber das Urteil noch nicht ergangen oder wird 
das ergangene Urteil im Wiederaufnahmeverfahren beſeitigt, fo ſind für die Anfechtung des 
Anerkenntniſſes oder des Verzichts materiell die Regeln des bürgerlichen Rechtes maßgebend. 
Die Anfechtung kann auch durch mündliche Erhebung der Widerklage erfolgen und bleibt 
wirkſam, auch wenn die Widerklage demnächſt zurückgenommen wird (Ri 23. 2. 07 V 297/06). 
Urteile, Zuſchlagsbeſchlüſſe und die Beſtätigung des Zwangsvergleichs können nur nach den 
beſondern Vorſchriften der ZPO, des 3V® und der KO angefochten werden (RG 61, 359; 60, 
48; 57, 271; Warn 1911 Nr 353). Doch kann die materielle Wirkſamkeiteines Ur⸗ 
teils nach 8 826 beſeitigt werden (MG 61, 359 u. 59, 257). Hier hatte jemand durch 
Erſchleichung der öffentlichen Zuſtellung ein Verſäumnisurteil und auf Grund deſſen feine Ein“ 
tragung als Eigentümer auf dem Grundſtlcke des andern erlangt. In ſolchem Falle hat 
aber der Eingetragene nur einen perſönlichen Anſpruch auf Schadenserſatz, während die 
Eigentumseintragung nicht nichtig wird (R 5. 1. 10 V 491/09, teilweiſe abgedruckt ZW 
10, 15321). Die Beſeitigung des erſchlichenen Urteils iſt im übrigen auch ſchon vor Ein⸗ 
tritt feiner Rechtskraft zuläſſig (RG 78, 394, wo zugleich ausgeführt iſt, daß, wenn der Ver 
urteilte den Gebrauch von Rechtsbehelfen aus Fahrläſſigkeit unterlaſſen hat, das der Argliſt 
des Gegners gegenüber nicht in Betracht kommt). — Die Dauer ſowie der Umfang der 
materiellen Wirkung einer Prozeßhandlung find unabhängig von der prozeſſualen Wirk. 
famteit. Die materielle Wirkung wird mithin auch durch die Zurücknahme der Klage oder durch 
ihre Abweiſung ohne fachliche Entſcheidung nicht beſeitigt (RG 08, 412; 23. 2. 07 IV 297/06). 
Sie iſt guuch nicht eingeſchränkt auf den Gegenſtand. > 5 
a Prozeßvollmacht und die Vertretungsbefugnis ermächtigen zugleich zur Abgabe ſowie 
zur Entgegennahme aller Erklärungen, welche zum Angriffe oder zur Verteidigung dienen, mit 
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materieller Wirkſamkeit (RG 53, 213; 49, 394). Auch ihre Dauer ift inſoweit nicht an den Pro- 
zeß gebunden (RG 63, 411, über Anfechtungserklärung in einem Schriftſatze; RG 23. 2. 07 V 
297/06, betreffend Anfechtung und Beſtätigung; 25. 3. 07 1516/06, betreffend Kündigungs- 
erklärung: 30. 10. 06 II 165/06, betreffend Ermächtigung zur Entgegennahme der Anzeige 
bei der Abtretung). Wenn RG 20. 1. 12 V 268/11 annimmt, daß die vom Prozeßvertreter 
erklärte Anfechtung nur für den Rechtsſtreit Wirkſamkeit habe, ſo ſcheint das unzutreffend; 
die Erklärung des Prozeßvertreters hat „in wie außer dem Prozeſſe die gleiche Wirkung wie 
die außerhalb eines Prozeſſes von einem ſonſtigen Vertreter abgegebene Erklärung“ (das 
Urteil RG 63, 411). Auch die Rücknahme der Klage ſowie der Verzicht auf den 
Auſpruch find Willenserklarungen (RG 66, 12). Wenn jedoch RC 59, 349 anſcheinend auch 
den Verzicht auf die Berufung als unmittelbar nach 8 119 BGB anfechtbar erachtet hat, ſo 
kann das um deswillen als bedenklich erſcheinen, weil eine reine prozeſſuale Handlung in Frage 
ſtand. Die Abgabe des Meiſtgebots im Zwangs verſteigerungsverfahren kann im Wege 
der Klage überhaupt nicht angefochten werden, weil der Klageweg da ausgeſchloſſen iſt, wo 
das Geſetz das Beſchlußverfahren vorſieht (RG 54, 309; 88 100, 81 88G; 8 766 ZPO). Aus 
gleichem Grunde wird auch nach erfolgter Beſtätigung der Vergleichsvorſchlag des Ge- 
meinſchuldners ſowie die Zuſtimmung eines Gläubigers und die Erklärung des Vergleichs. 
bürgen der Aufechtung durch Klage entzogen fein (8 84, 189 KO). Da jedoch im Beſchwerde⸗ 
verfahren die ganze Sache erörtert werden kann, ſo iſt es nicht ausgeſchloſſen, Willensmängel 
16 noch 0 5 zu machen, falls es nicht ſchon im Beſtätigungsverfahren nach § 184 KO 
geſchehen iſt. . . 

9, Keine Rechtsgeſchäfte find: a) Die „unerlaubte Handlung“, weil bei ihr die Rechts 
wirkung kraft Geſetzes eintritt, und nicht, weil fie gewollt war. Hier gelten die Grund: 
ſätze der Verantwortlichkeit, nicht die der Geſchäftsfähigkeit, Stellvertretung uſw. b) Die 
Unrechtshandlung im Rahmen eines Rechtsverhältniſſes, namentlich die Vertragsverletzung. 
Für ſie gelten gleichfalls beſondere Grundſätze (vgl. §88 276, 278). c) Juriſtiſche Tatbeſtände, 
bei denen die Rechtsordnung die rechtliche Wirkung allein an einen äußeren Tatbeſtand knüpft, 
gleichviel ob er gewollt war oder nicht. Hierher gehören z. B. die Begründung und Aufhebung 
eines Wohnſitzes, die Beſtzerwerbshandlung, die Spezifikation (M 1, 127), die Entfernung 
gewiſſer Gegenſtände vom Grundſtuck (88 560, 1121, 1122), die Verweigerung (88 182, 634 ufm.), 
die Geſchäftsführung ohne Auftrag, die Zuſtimmung gemäß § 1565 Abſ 2, die Verzeihung 
gemäß $ 1570 (K 0 Warn 1914 Nr 218; JW 1919, 820 ). Für einzelne nicht rechtsgeſchäftliche 
Tatbeſtände angegebener Art — lo Begründung und Aufhebung des Wohnſitzes — gibt das 
BGB beſondere Fee (5,8). Sonſt kann nur die eine oder die andere von Rechts⸗ 
geſchäften geltende Vorſchrift entsprechende Auwendung finden. Aber eine unmittelbare 
Anwendung der bezeichneten Vorſchriften im allgemeinen ift ausgeſchloſſen. 

10. übergangsbeſtimmungen. Für Rechtsgeſchäfte im allgemeinen gibt das Ech keine 
Übergangsvorſchrift. Nach den Motiven zum Ech S. 255 find die unter der Herrſchaft des alten 
Rechtes vorgenommenen Rechtsgeſchafte in Anſehung der Geſchäftsfähigkeit und der Form 
nach altem Recht zu beurteilen. Aus den Geſamtbeſtimmungen des Ech iſt der weitere Satz 
abzuleiten, daß ein gleiches auch hinſichtlich ſolcher Umſtände gelten muß, welche die Gültigkeit 
und Wirkſamkeit der Rechtsgeſchafte berühren, einſchließlich der Erforderniſſe der Heilung 
eines mangelhaften Geſchäfts, ſofern nicht das EG beſondere Ausnahmen aufſtellt(Artt 198 Abſ 2, 
213, 215). Dagegen kann keine allgemein geltende Regel darüber aufgeſtellt werden, inwieweit 
nach dem 1. Jan. 1900 vorgenommene Rechtsgeſchäfte oder rechtsgeſchäftliche Handlungen, die 
ſich auf ein dem alten Rechte augehörendeg Rechtsverhältnis beziehen, noch nach altem Rechte 
zu beurteilen ſind. Durch poſitive Vorſchrift iſt die Anwendung des alten Rechtes beftimmt 
in Artt 189 u. 215 Abs 1 CO. — Nach Art 3 EG. VerſVch findet dieſes Geſetz auf bereits be- 
ſtehende Verſicherungsverträgeim allgemeinen keine Anwendung. Nur bei den in Art 4 
aufgeführten Vorſchriften iſt das Gegenteil der Fall; zu ihnen gehören aber nicht die vom 
Kündigungsrechte handelnden Beſtimmungen der 88 167, 180 d. Gel. (RG Warn 1914 Nr. 43), 

11. Ausländiſches Recht. Das deutſche bürgerliche Recht enthält keine allgemeine Vor⸗ 
ſchrift, nach welchem Rechte die Rechtsgeſchäfte zu beurteilen ſind, wenn örtlich verſchiedene 
Rechtsgebiete in Frage kommen. In neuerer Zeit wurde (Zitelmann 2, 137ff.) mit beachteng. 
werten Ausführungen verſucht, den allgemeinen Satz aufzustellen: Für Entſcheidung der 
Frage, welcher rechtsgeſchäftliche Tatbeſtand vorliegen müſſe, damit die behauptete Wirkung 
eintrete, ſei das Geſetz, das über dieſe Wirkung herrſcht — das Wirkungsſtatut —, maßgebend: 
ſoll die Wirkung eine dingliche ſein, das Sachſtatut, hinſichtlich der ſchuldrechtlichen Wirkung 
das Perſonalſtatut des Schuldners, betreffs einer erbrechtlichen Wirkung das Perſonalſtatut des 
Erblaſſers. Das Wirkungsſtatut ſoll maßgebend fein nach der Seite des geſamten Tatbeſtandes, 
der verwirklicht werden müſſe, damit die rechtsgeſchäftliche Wirkung eintreten könne, einfchließ- 
lich der nachholbaren Wirkſamkeitserforderniſſe. Sollen durch ein Rechtsgeſchäft mehrere 
Wirkungen erzeugt werden, ſo ſei das Rechtsgeſchäft für jede ſeiner Wirkungen geſondert nach 
dem ſie beherrſchenden Wirkungsſtatut zu beurteilen. Dieſe Auffaſſungen haben eine innere 
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Berechtigung für ſich, würden auch zu den befriedigendſten Ergebniſſen führen, haben ſich indes 
trotz vielfacher Vertretung im Schrifttum in der Rechtſprechung noch nicht als herrſchende durch⸗ 
zuſetzen vermocht. Beim Reichsgerichte insbeſondere find die Anſichten noch geteilt. All⸗ 
gemeine Übereinſtimmung beſteht nur darüber, daß in erſter Linie ſtets eine etwaige ausdrück⸗ 
lich oder auch nur aus den Umſtänden zu entnehmende ſtillſchweigende Verein barung ent⸗ 
ſcheidend ſein ſoll, wobei es auf den mutmaßlichen, vernünftigen Willen der Parteien ankommt 
(RG 40, 197; 44, 154; 68, 255; 74, 174; Warn 1913 Nr 302). Nur die Einſchränkung iſt freilich 
zu machen, daß die Einigung auf Anwendung des fremden Rechtes nicht gegen die guten Sitten 
oder gegen den Zweck eines einſchlägigen deutſchen Rechtsſatzes verſtoßen darf (Art 30 Ech), 
was dann, aber auch nur daun zuträfe, wenn die Anwendung des fremden Rechtes die Grund⸗ 
lagen des deutſchen ſtaatlichen oder wirtſchaftlichen Lebens angreifen würde (NG 60, 196; 
73, 366). Vgl. auch RG 80, 132). Beim Mangel einer Vereinbarung haben ſich der VL, VII. 
und I. 38 für die Anwendung des Perſonalſtatuts ausgeſprochen (R 61, 343; 62, 380; 
27. 11. 06 VII 639/05; 30. 10. 07 1 218/07). In weiteren Urteilen freilich (23 1908, 451; 
1911 S. 395 u. 487) hat der I. 38 die Entſcheidung, ob im Zweifel das Recht des Wohnſitzes 
oder das des Erfülungsortes maßgebend fei, dahingeſtellt gelaſſen. Vgl. auch RG 69, 23. Da- 
gegen ift der II. 38, der ſich mit den vorliegenden Fragen vorzugsweiſe zu beſchaftigen hatte, 
dauernd der Savignyſchen Lehre, daß das Recht des Erfüllungsorts maßgebend jet, treu ge- 
blieben, namentlich gegenüber den Urteilen des VI. 38 (RG 66, 75; 73, 370; 78, 59; 95, 164, 
betreffend eine Vertragsanfechtung). Völlig aufgegeben iſt allſeitig die Lehre, daß es auf das 
Recht am Orte des Vertragſchluſſes ankomme (RG 61, 345). — Im einzelnen ſei noch auf 
folgende Entſcheidungen hingewieſen: Art 11 Ech überläßt es der Rechtſprechung 
zu beſtimmen, welche Geſetze für das den Gegenſtand des Rechtsgeſchäfts bildende Rechts⸗ 
verhältnis maßgebend ſind, und daher muß in erſter Linie geprüft werden, nach welchen 
international-privatrechtlichen Regeln jene Geſetze zu beſtimmen find, dafür ſind aber in erſter 
Linie die (wenn auch nur ſtillſchweigenden) Parteivereinbarungen maßgebend, wonach auch bei 
einem gegenſeitigen Vertrage ein einheitliches Recht für das ganze Rechtsverhältnis 
vorgeſehen fein kann (NG Warn 1913 Nr 302). Iſt ein einheitliches Recht nicht vereinbart worden 
(etwa durch Beſtimmung eines gemeinſamen Erfüllungsorts), dann müßte, um ein ſolches 
trotzdem anwenden zu konnen, die eine räumliche Beziehung ein ſolches Gewicht haben, daß 
ſie vor allen andern erkennbar den Ausſchlag geben ſollte; das trifft bei Kaufverträgen hin 
ſichtlich der Leiſtungspflicht des Verkäufers nicht zu, die Frage, ob dem ausländiſchen Käufer 
die Pflicht zur unverzüglichen Rüge angeſonnen werden kann, iſt daher im Zweifel nach dem 
Rechte feines Erfüllungsorts zu beurteilen (RG 81, 275). Den Parteien iſt es vermöge der 
Vertragsfreiheit unbenommen, ſich durch eine rechtsgeſchäftliche Abrede von vornherein 
einem beſtimmten Rechte zu unterwerfen; unwirkſam iſt aber eine bloß prozeſſuale Regelung 
dieſer Frage (RG Warn 1914 Nr 303). Nach demjenigen Rechte, dem ſich die Parteien unter- 
worfen haben, iſt namentlich auch zu beſtimmen, welcher Form der Vertrag bedurfte; kennt 
das danach maßgebende Recht nicht den Satz locus regit actum, dann kann auch der Art 11 CG 
nicht Platz greifen, vielmehr müßte das für das Rechtsverhältnis maßgebende Recht entſcheidend 
fein (RG Warn 1913 Nr 151 u. 302). Die Rangordnung von dinglichen Rechten 
(Pfandrechten an beweglichen Sachen und Schiffen) richtet ſich nach der Entſtehung des einzel⸗ 
nen Rechtes und nach ſeiner Einordnung in die Reihe der mitbeteiligten Rechte, ſo daß auch 
ein im Auslande entſtandenes Pfandrecht den Rang eines deutſchen Schiffspfandrechts haben 
kann (RG 81, 283). Die ſubjektiven Befugniſſe eines Patentrechts beſtimmen ſich nach dem 
Territorialitätsprinzipe (RG JW 1914, 65010). Ein ausländiſches, aber in die Zeichenrolle des 
deutſchen Patentamts eingetragenes Warenzeichen genießt den Schutz des deutſchenWarenzeichen⸗ 
geſetzes (RG 81, 171; 51, 268). Das Rechtsverhältnis zwiſchen auslandiſchen Eltern und 
ihren ehelichen Kindern ift regelmäßig nach ausländiſchem Rechte zu beurteilen (Art 19 
Ech): iſt die Ehe geſchieden und der für ſchuldlos erklärte Teil [päter deutſcher Reichsange⸗ 
höriger geworden, dann bindet ihn im Inlande nicht eine im Auslande ergangene Anordnung 
über das Erziehungsrecht (RG 81, 378). Über internationales Konkursrecht vgl. 
RG 90, 124. — Deutſche Schutzgebiete ſind nicht ohne weiteres dem Inlande gleich- 
zuſtellen; es kann hierüber nur von Fall zu Fall je nach Grund und Zweck der Einzel⸗ 
vorſchrift entſchieden werden; in Eheſachen gelten fie als Juland (n 84, 259). — In Kon- 
ſulargerichtsbezirken iſt die Anwendung freniden Rechtes, einſchließlich des Gewohnheits⸗ 
rechts, unzuläſſig (RG Warn 1914 Nr 312). Sie gelten als Inland (SeuffA 74 Nr 45). — Ehe⸗ 
chließungen zwiſchen Deutſchen und Ausländern find gültig, wenn ſie im Auslande nach 
der gefeklichen Form des Eheſchließungsortes eingegangen find, da Art 11 Abſ 1 Satz 2 Ech 
hier anwendbar ift (RG 88, 191). — Iſt ein Konkursverfahren im Inlande eröffnet, dann 
regelt ſich auch die Anfechtung eines Rechtsgeſchäfts nach dem iulandiſchen Rechte ſelbſt dann, 
wenn das Rechtsgeſchäft im Auslande vorgenommen und erfüllt worden iſt (RG Warn 1916 
Nr 233). — Die Haftpflicht von Beamten gegenüber dem Staate regelt ſich auch in den 
Gebieten, wo franzöſiſches Recht gilt (Rheinprovinz), nach dem Allgemeinen Landrechte 
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(Ach 95, 346). It vom ausländiſchen Verkaufer an ſeinem im Auslande belegenen Nieder⸗ 
laſſungsorte zu erfüllen. fo iſt das Recht des Erfüllungsorts maßgebend (RG JW 1919, 499°). 
— Der auf unerlaubte Handlung geftügte Schadenserſatzanſpruch iſt nach dem Rechte 
des Ortes der begangenen Tat zu beurteilen; mit der Einſchränkung jedoch nach Art 12 EG, 
daß gegen einen Deutſchen, der im Auslande eine unerlaubte Handlung vorgenommen hat, 


nicht weitergehende Anſprüche als die nach deutſchem Rechte begründeten geltend gemacht 
werden können (RG 96, 98). 


Erſter Titel 
Geſchäftsfähigkeit 


8 104 

1) Gejchäftsunfähig?) iſt: 

1. wer nicht das ſiebente Lebensjahr vollendet hats); 

2. wer ſich in einem die freie Willensbeſtimmung ausſchließenden Zu⸗ 
ſtande krankhafter Störung der Geiſtestätigkeit befindet, ſofern nicht 
der Zuſtand ſeiner Natur nach ein vorübergehender ijt*); 

3. wer wegen Geiſteskrankheit entmündigt iſt 5-7), 

E 64 ubſ 1, 2 II 78; M 1 120 fl.; P 1 55 ff., 72 f.; 4 828; 6 119 ff. 


1. Geſchäftsfähigreit ift die Fähigkeit, mit voller Wirkſamkeit rechtsgeſchäftliche Er- 
klärungen abzugeben und entgegenzune men. Das RER verwertet den weiteren Begriff 
der Handlungsfähigkeit, die auch die Fähigkeit zur Unrechtshandlung act n umfaßt, 
nicht. Es unterſcheidet aber zwiſchen Geſchaftsunfähigleit (58 104 ff.) und Fehlen der Verant⸗ 
wortlichteit für Schadenszufügungen (88 827, 828). Inwieweit das Erfordernis der Ge⸗ 
ſchaftsfähigkeit für die Vornahme von ſolchen Rechtshandlungen, die nicht Rechtsgeſchäfte 
find, zu verlangen iſt, kann. nur von Fall zu Fall beantwortet werden. Für Begründung 
und Aufhebung eines Wohnſitzes iſt in 98 Geſchäftsfähigkeit verlangt. Eine reine Beſitzerwerbs⸗ 
handlung kann dagegen auch ein Geſchäftsunfähiger vornehmen (8 854 A 9); ebenſo kann ein 
ſolcher durch, Entdeckung (8 984) und durch Verarbeitung (§ 950) Eigentum erwerben. Die 
Vorſchriften über Geſchäftsfähigkeit ſind zwingenden Rechtes. Der gute Haube an die Geſchäfts⸗ 
fähigkeit eines andern iſt ohne Einfluß. — Die Geſchäftsfähigteit der Ehefrauen 
als ſolcher iſt nach dem 308 nicht beſchräukt; fie bemißt ſich daher nach den allgemeinen 
Regeln (val auch $ 52 ZPO). Über die Fähigkeit zur Teſtamentserrichtung enthalten 
§ 2229, zur Eheſchließung 88 1303—1308 beſondere Vorſchriften. Das Vorhandenſein 
einer unheilbaren, fortſchreitenden Gehirnerweichung reicht allein für ſich noch nicht aus, um 
den Erkrankten unfähig zur Teſtamentserrichtung zu machen; es muß der Nachweis hinzu⸗ 
kommen, daß durch den Zuftand kranthafter Störung ſeiner Geiſtestätigkeit feine freie Willens 
beſtimmung im Zeitpunkte der Teſtamentserrichtung ausgeſchloſſen war (RG L34919, 1300. 

2. Geſchäftsunfähig it jemand kraft geſetzlicher Vorſchrift oder infolge eines richter ⸗ 
lichen Ausſpruchs. Ohne weiteres iſt geſchäftsunfähig: a) der Meuſch unter 7 Jahren, das 
Kind (Nr 1); b) der Geiſteskranke, wenn die Krankheit einen ſolchen Grad erreicht, daß ihm 
der freie Wille fehlt (Nr 2). Hiernach iſt noch nicht ſchlechthin geſchäftsunfähig, wer nur die 
Tragweite vermögensrechtlicher „Beziehungen und feiner Willenserklärungen nicht zu er⸗ 
faſſen vermag (NH Warn 1911 Nr 164), Es muß vielmehr die geiſtige Betätigung in ihrer 
Geſamtheit, vornehmlich das Denken und Eutſcheiden, unter dem beſtimmenden Einfluſſe des 
krankhaften Zuſtandes geſtanden haben (RG Warn 1919 Nr 46). Die Unfähigkeit des zu 
Entmündigenden zur Geſchaftsbeſorgung muß ſich auf die Geſamtheit ſeiner Angelegen- 
heiten erſtrecken; aber zu dieſen Angelegenheiten gehört auch die Wahrnehmung der bürger⸗ 
lichen Rechte ſowie der Verkehr mit den Parteien, und daher kann auch ſchon wegen Unver⸗ 
mögens zur vernünftigen Betätigung auf diefem Gebiete (Querulantenwahnſinn) die Ent. 
mündigung möglich fein (RG Warn 08 Nr 111 u. 273; 22 1919, 1008). Durch richterlichen 
Ausſpruch tritt die Geſchaftsunfähigkeit ein als Folge der Entmündigung wegen Geiſtes⸗ 
krankheit (Nr 3). Das BOB ſeut bei Geſchäftsunfähigteit dauernde Zuſtande voraus (vgl, N 5). 

3. Goſchäftsunfähigkelt noch ellters unter 7 Jahren. Das Geſetz erklärt alle Kinder 
unter 7 Jahren ohne Rückſicht auf die Geiſtesreife als geſchäftsunfähig. Die Berechnung des 
vollendeten 7. Lebensjahrs erfolgt nach 5 187 Ab 2. 1 

4. Geſchäftsunfähigkeit wegen krankhaft geſtörter Geiſtestätigkeit. Das Geſetz ver⸗ 
langt, indem es ſich inſoweit der Faſſung des $ 51 StéhB anſchließt, einen die freie Willens⸗ 
beſtimmung ausſchließenden Zuſtand krankhafter Störung (MG 65, 202), und zwar einen 
dauernden Zuſtand, fo daß bloße vorübergehende Bewußtlosigkeit hier nicht in Betracht kommt. 
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Die krankhafte Störung kann ihren Grund haben in Geiſteskrankheit oder Geiſtesſchwäche; 
beide find nur im Grade voneinander verſchieden (RG 50, 203 JW 1911, 179; Warn 09 
Nr 122); die ärztlichen Unterſcheidungen find nicht maßgebend (RG Warn 09 Nr 122; 1913 
Nr 78). Es muß ein Zuſtand gegeben ſein, zufolge deſſen die Beſtimmbarkeit der Perſon durch 
vernünftige Erwägungen ausgeſchloſſen und vielmehr der Wille durch Vorſtellungen, Triebe, 
oder auch durch den Einfluß anderer Perſonen übermäßig beherrſcht iſt, während eine Willens⸗ 
ſchwäche allein nicht ausreicht (RG Warn 1917 Nr 284); desgleichen nicht das bloße Unver⸗ 
mögen, die Tragweite der Willenserklärung zu ermeſſen (RG Warn 1911 Nr 164). Der hier 
vom Geſetze geforderte krankhafte eh iſt mithin ein weiterer als der der Geiſteskrankheit 
im Sinne des $ 6 Nr 1, weil er ſowohl Fälle der Geiſteskrautheit wie der Geiſtesſchwäche 
umfaßt (RG IW 09, 4112: 1911, 179). Jedenfalls aber muß die Willensfreiheit ausge⸗ 
ſchloſſen fein. — Bei der Prüfung, ob Geſchäftsunfähigkeit wegen Geiſteskrankheit vorliegt, 
find vom Standpunkte des BGB namentlich auch die Erſcheinungen der Störung, wie ſie ſich 
im Verkehrsleben zeigen, zu berückſichtigen. Da es ſich um eine weſentlich tatſächliche Frage 
handelt, kann von einer Gebundenheit des Richters an den ärztlichen Ausſpruch keine Rede 
fein (RG Gruch 49, 881; IW 05, 167°, Warn 09 Nr 122). Da ein ſeiner Natur nach nicht 
nur vorübergehender Zuſtand vorausgeſetzt wird, reichen Bewußtloſigkeit und vorüber⸗ 
gehende Geiſtesſtörung zur Begründung des Geſchäftsunfähigkeit nicht aus. Beide haben nur 
die Unfähigkeit zur Abgabe von rechtsgeſchäftlichen Willenserklärungen während der 
Dauer des Zuſtandes gemäß $ 105 Abſ 2 zur Folge (RG 65, 202). Hinſichtlich lichter 
Zwiſchenräume iſt zu unterſcheiden, ob eine Entmündigung wegen Geiſteskrankheit statt. 
gefunden hat oder nicht. Im erſteren Falle ſind ſie unbeachtlich und begründen auch nicht 
vorübergehende Geſchäftsfähigkeit (RG 8. 3. 06 IV 420/05). Im andern Falle kann für die 
Zeit der lichten Zwiſchenräume volle Geſchäftsfähigkeit des nicht Entmündigten angenommen 
werden (RG 18. 5. 08 IV 367/07); allerdings dann nicht, wenn das allgemeine Vorhandenſein 
eines Zuſtandes im Sinne des $ 104 Nr 2 nachgewieſen worden ift (RG Warn 1914 Nr 107). 

5. Entmündigung wegen Geiſteskrankheit hat ohne weiteres völlige Geſchäftsunfähigkeit 
zur Folge. Entmündigung wegen bloßer Geiſtesſchwäche begründet beſchränkte Geſchäfts⸗ 
fähigkeit nach den 88 114, 106 ff (MG JW 08, 323°; 1911, 170%), desgl. die Entmündigung 
aus den in § 6 Nr 2-8 aufgeführten Gründen. Die Geſchäftsunfähigkeit tritt infolge des 
die Entmündigung ausſprechenden Beſchluſſes (wegen Beginns ſeiner Wirtſamteit vol. 
$ 661 ZPO) unabhängig davon ein, ob dieſer mit Recht oder Unrecht erging. Sie dauert 
auch unbedingt fort, bis die Entmündigung wieder aufgehoben iſt, ſei es durch Beſchiuß 
(8 678 ZPO), ſei es durch Urteil (88 679, 672 ZPO). Iſt jemand lediglich wegen Geiſtes 
ſchwäche entmündigt worden, dann iſt der Prozeßrichter im Einzelfalle doch nicht gehindert, 
ſeinerſeits feſtzuſtellen, daß der Entmündigte gemäß § 104 Nr 2 völlig geſchäftsunfähig ge⸗ 
weſen iſt (RG Warn 08 Nr 3). . 2 

6. Beweislaſt. Nach der herrſchenden Meinung hat die Geſchäftsunfähigkeit oder die 
Beſchränkung der Geſchäftsfähigkeit zu beweiſen, wer ſie behauptet. Dies iſt unbedent- 
lich, wenn der Grund des Mangels der Geiſteszuſtand (MG 23, 297; SW 05, 785) oder 
die erfolgte Entmündigung fein ſoll (ftreitig), dürfte aber auch dann zutreffend fein, wenn 
es ſich um das Lebensalter handelt. Dem Gegner ſteht, ſoweit das überhaupt zuläſſig iſt 
(A 5), der Gegenbeweis offen, daß die Handlung in lichten Zwiſchenräumen vorgenommen 
worden ift. — Die Beweiswürdigung betreffs der geſetzlichen Vorausſetzungen des $ 104 
Nr 2 iſt ganz wie ſonſt freie, auch von den ärztlichen Gutachten unabhängige Ermeſſensſache 
des Richters (RG Warn 1918 Nr 111). 

7. Über das Übergangsrecht vgl. Artt 153—156 u. 200, 215 EGG. — Hinſichtlich des 
ausländiſchen Rechtes vgl. Art 7 EG. Er erklärt grundſätlich das Perſonalſtatut für maß. 
gebend. Die Vorſchrift bezieht ſich nur auf die Geſchäftsfähigkeit, nicht auf die Deliktsfähigkeit 
(für letztere Art 12 Eh). Der Begriff der Geſchäftsfähigkeit iſt nach dem BGB zu beurteilen. 
Der Art 7 Abf 1 enthält eine ſog. vollkommene Kolliſionsnorm; er gilt alſo ſo⸗ 
wohl für Deutſche, mögen ſie ſich im Inlande oder Auslande befinden, als auch für Ausländer. 
Seine Grundſätze find maßgebend für die Vorausſetzungen und Wirkungen der Geſchäfts⸗ 
unfähigkeit wie der Beſchränkung in der Geſchäftsfähigkeit. Sie gelten für Rechtsgeſchäfte 
aller Art, ſoweit nicht Ausnahmevorſchriften beſtehen. Hinſichtlich der Wechſelfähigkeitogl. 
Art 84 der WO. Ausnahmen zugunſten eines Ausländers in den Fällen des Art? 
Abſ 2, 3. — Der Abſz des Art 7 iſt anwendbar bei Rechtsgeſchäften aller Art, namentlich 
auch bei ſolchen ausländiſcher Ehefrauen, ſoweit nicht Ausnahmen beſtehen für a) familien · 
rechtliche Rechtsgeſchäfte (val. Artt 18—23 Ech), b) erbrechtliche Rechtsgeſchafte (vgl. 
Arkt 2426), e) Rechtsgeſchäfte, durch die über ausländiſche Grundſtücke verfügt wird. Abſ 8 
enthält nur eine einſeitige Kolliſionsnorm im Intereſſe des inländiſchen Rechtsver 
kehrs. Seine Vorſchrift iſt daher nicht anzuwenden auf Rechtsgeschäfte eines Ausländers 
in einem andern Staate. — Eine Ausnahme von Art 7 enthält Art 27 EG infolge des hier 
anerkannten Grundſatzes der Rückverweiſung. Die internationale privatrechtliche Vorſchrift 
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des Auslandes, auf welche das Deutſche Recht in Art 27 verweiſt, weiſt auf das materiell ⸗ 
rechtliche deutſche Geſetz zurück. Der Hauptanwendungsfall iſt gegeben, wenn der ent⸗ 
ſprechende Staat das Recht des Wohnorts für maßgebend erklärt. Eine weitere Ausnahme 
von Art 7 kann ſich aus Art 30 Ec ergeben, wenn die Anwendung des ausländiſchen 
gechtes den guten Sitten oder den Zwecken des deutschen Rechtes widerſtrebt. Keinen Ein⸗ 
fluß auf die Anwendung des Art 7 hat Art 28 Ech. 


S 105 


Die Willenserklärung eines Geſchäftsunfähigen ift nichtig!) 

Nichtig iſt auch eine Willenserklärung, die im Zuſtande der Bewußt⸗ 
Iofigfeit?) oder vorübergehender Störung?) der Geiſtestätigkeit abgegeben 
wird 6). 

E 1 64 Abſ 2, 3 II 79; M 1 180 ff. P 1 55 ff., 72 ff.; 4 828; 6 119 ff. 


1. Die Vorſchrift betrifft nur die Willenserklärungen. Über die Wirkungen der Geſchäfts⸗ 
unfähigkeit in andern Fällen vgl. die 7 8, 181, 206, 682, 1325, 1676, 1780, 1865, 2201. 
Die Vorſchrift bezieht ſich auch nicht auf ſolche juriſtiſche Vorgänge, bei denen eine etwa 
abgegebene Willenserklärung kein rechtlich ethebliches Tatbeſtandsmerkmal bildet (Fund 9 965, 
Schatz $ 984, Verarbeitung $ 950, Beſitzhandlung § 854; ſtreitig bei Preisgebung und An⸗ 
eignung, $$ 959, 958). Über den Begriff Nichtigkeit vgl. $ 125 A1 Der Entmündigte 
behält die Befugnis, gemäß 8 668 ZPO die Beſtellung eines Vertreters zu fordern (RG 
68, 404). Die Nichtigkeit iſt eine unbedingte auch dann, wenn das Rechtsgeſchäft für den 
Geſchäftsunfähigen nur vorteilhaft iſt (HG J 1915, 570°). — Bei einem Grundſtücks⸗ 
beräußerumgsvertrage genügt zum Ausſchluſſe der Nichtigkeit die Befchäftsfähigfeit 
zur Zeit ves Vertragsabſchluſſes, da die Auflaſſungserklärung gegebenenfalls durch das zu 
ihrer Abgabe verurteilende Urteil gemäß $ 894 ARD erſetzt werden kann (RG 6. 11. 18 
V 204/18). — Der gute Glaube an die eſchaͤftsfahigteit des Geſchäftsgegners ſchützt nicht 
(RE Gruch 62, 118). 

2. Der Zuſtand der Bewußtlosigkeit kann auch ſchon bei erheblicher Trübung des Be⸗ 
wußtſeins angenommen werder. Es genügt, daß das Bewußtſein fo weit fehlt, daß bie Er- 
kenntuis des Juhalts und Weſens der vorgenommenen Handlung, fei es überhaupt, ſei es in 
einer beſtimmten Richtung, mangelt. Dieſer Zuſtand ſowie der Zustand nur vorübergehender 
Storung der Geiſtestätigkeit begründen nur eine einſtweilige Unfähigkeit zur Abgabe von 
Willenserklärungen, keine Geſchäftsunfähigkeit im allgemeinen. Die während ſolcher Zu⸗ 
fände abgegebenen Willenserklaͤrungen find ebenfalls nichtig. Aber die Nichtigkeit des Ver⸗ 
pflichtungsgeſchäfts macht nicht zugleich das nach Beendigung des fraglichen Zuſtandes be- 
wirkte Leiiungsgeihäft nichtig (MG 72, 61). Die durch einen Geſchäftsunfähigen erteilte 
Vollmacht iſt zwar nichtig, das von dem Bevollmächtigten vorgenommene Rechtsgeſchäft iſt 
jedoch nicht um deswillen ebenfalls nichtig es iſt vielmehr wie die von jemand ohne Vertretungs- 
macht abgegebene Erklärung gemäß $ 177 genehmigungsfähig (RG 69, 265). Der Geſchäfts. 
gegner hat gegebenenfalls keinen Anspruch auf das negative Intereſſe (8 122) oder auf Scha- 
denserſatz aus § 829. Die fonftigen Beſtimmungen über die Wirkungen der Gefhäftzunfähig- 
keit finden im Falle des Abf 2 keine Anwendung. 

3. Die Störung der Geiſtestätigkeit muß ihrer Natur nach nur vorübergehend, 
anderſeits aber auch hier in einem Grade vorhanden ſein, daß die freie Willensbeſtimmung 
ausgeſchloſſen ift (5 104; RG 74, 110). Bei Dauerzuſtänden, auch wenn fie ſich nur in einzelnen 
Erſcheinungen (Zwangsvorſtellungen) bemerkbar machen, kann nur allgemeine Geſchäfts⸗ 
unfähigkeit nach § 104 Nr 2 in Frage kommen. 8 
dun 4. Geſetzliche Vertreter. Das Geſeh ſorgt für Kinder und volljährige Entmündigte da⸗ 
durch, daß ſie einen geſetzlichen Vertreter erhalten. Dieſer iſt allein zur Vertretung befugt, 
und zwar auch dann, wenn es ſich um die Annahme von Schenkungen handelt. Über die 
Oeſchränkungen der Vertretungsbefugnis vgl. die 38 1630 Abſ 2, 1705, 181. Im Falle von 
Schenkungen der Mutter oder des Vaters ſelbſt ift dieſer demgemäß zur Vertretung des Kindes 
bei der Annahme nicht befugt (RG 1. 5. 12 V 13/12; 23 10. 12 V 289/12; vgl. JW 1910, 
HE. Für die Wirkung von Willenserklärungen, die im Namen des Geſchäftsunfähigen 
von feinem Vertreter oder ihm gegenüber abgegeben werden, gilt $ 164. — Dem geſetzlichen 
Vertreter liegt die Sorge für die Perſon und das Vermögen des Vertretenen ob, ſoweit nicht 
in einzelnen Beziehungen Ausnahmen beſtimmt ſind. Das Nähere darüber im beſandern 
Teile. Für die in 8 104 Nr 2 bezeichneten Perſonen kann, ſobald die Entmündigung beantragt 
it, 25 $ 1906 eine vorläufige Vormundſchaft angeordnet, für einen beſtimmten Kreis 
Ager. Angelegenheiten auch ſonſt nach $ 1901 ein Pfleger beſtellt werden (RG 52, 240; 
JW 06, 376 ). Überdies vgl. für den Fall, daß eine nicht prozeßfähige Partei, die eines ge⸗ 

Ma, Kommentar von Reichsgerichtsräten. I. Band. A. Aufl. 9 
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ſetzlichen Vertreters ermangelt, verklagt werden ſoll, § 57 ZPO (vorläufige Beſtellung eines 
Prozeßvertreters durch den Vorſitzenden). r 
ss Sau die Verantwortlichkeit aus unerlaubten Handlungen gelten die Vorſchriften der 
— 829. 
6. Wer ſich darauf beruft, daß der Tatbeſtand des § 105 Abſ 2 vorgelegen habe, muß ihn 
beweiſen. Vgl. RG Warn 1913 Nr 243. 


S 106 


Ein Minderjähriger, der das ſiebente Lebensjahr vollendet hat)), iſt 
nach Maßgabe der SS 107 bis 113 in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkte). 
E I 65 Ubi 1; M 1 131 ff.: P 1 59 ff. 


1. Als minderjährig im Rechtsſinne wird bezeichnet, wer über 7 Jahre alt, aber noch 
nicht volljährig, mithin noch nicht 21 Jahre alt und auch nicht für volljährig erklärt iſt (§ 2). Die 
beſchränkte Geſchäftsfähigkeit der Minderjährigen beginnt von felbft mit vollendetem 
7. Lebensjahre (8 3). Übergangsrecht Artt 153, 154 EG; ausländiſches Recht 
Artt 7, 27, 29 EG. Vorbehalten waren für Angehörige landesherrlicher und ihnen gleich⸗ 
geſtellter Häuſer die beſondern Vorſchriften der Hausverfaſſungen oder der Landesgeſetze nach 
Art 57 EG, für vormals reichsſtändiſche und dieſen gleichgeſtellte Familien die Landesgeſetze 
1 W ingen „nur in Anſehung der Familienverhältniſſe und der Güter“ nach 

rt . 

2. Die Beſchränkung der Geſchäftsfähigkeit ift eine Zwiſchenſtufe zwiſchen der Ge⸗ 
ſchäftsunfähigkeit und der vollen Geſchäftsfähigkeit. Der in der Geſchäftsfähigkeit Beſchränkte 
iſt eines rechtlich in Betracht kommenden Willens fähig (vgl. 8 165 A 1). Es fehlt ihm aber 
regelmäßig der Grad von geiſtiger Reife oder Erfahrung, den das Geſetz zur Verfügung über 
das Vermögen oder über die Perſon für notwendig erachtet — ſo beim Minderjährigen, 
Geiſtesſchwachen; oder das Geſetz hält aus andern Gründen eine Fürſorge für geboten, ſo 
wegen Verſchwendung oder Trunkſucht. Der in der Geſchäftsfähigkeit Beſchränkte erhält daher 
ebenfalls einen geſetzlichen Vertreter ($ 105 A 5); er kann aber trotzdem in gewiſſen 
Grenzen auch durch ſeine eigenen Handlungen am Rechtsverkehre teilnehmen. Darum iſt 
feine Geſchäftsfähigkeit nur eine beſchränkte, und zwar nach Maßgabe der SS 107113. — 
Beſondere Vorſchriften gelten für die Eheſchließungen (88 1304 ff. BGB; 8 712 
350), das Teſtament (88 2229, 2230, 2247), für den Erbvertrag (3 2275) und Erbverzicht 
(8 2347). Hinſichtlich des Antragsrechts in Vormundſchaftsſachen vgl. 88 56, 59 FGG; 
hinſichtlich des Antragsrechts in Strafſachen $ 65 StGB. — Die wichtige Frage, ob 
der Minderjährige befähigt iſt, in Angriffe gegen ſeine Sache oder gegen ſeinen Körper 
derart wirkſam einzuwilligen, daß der Angriff hierdurch zu einem ftatthaften (ĩnicht rechts ⸗ 
widrigen) wird, beantwortet ſich für den erſten Fall aus der Erwägung, daß die Einwilligung 
eine Verfügung über die Sache darſtellen würde, die dem Minderjährigen grundſätzlich 
entzogen iſt. Bei Verfügungen über die Perſon dagegen können die ſachenrechtlichen 
Grundſätze auch nicht einmal entſprechend anwendbar ſein, weil das Erfordernis der 
Rechtsähnlichkeit der Fälle fehlt. Indeſſen auch dem Grundſatze, wonach der geſetzliche 
Vertreter für die Perſon des Minderjährigen zu ſorgen verpflichtet ift (88 1627, 1793), 
kann das Geſetz keinesfalls die Tragweite beigemeſſen haben, daß mit ihm dem Vertreter 
zugleich eine ausſchließliche und uneingeſchränkte Verfügung über die körperliche Unverſehrt⸗ 
heit des Pflegebefohlenen eingeräumt und dieſem anderſeits jedes Selbſtbeſtimmungs⸗ 
recht entzogen ſein ſollte. Um mit den Lebensverhältniſſen in Einklang zu bleiben, wird 
man vielmehr von Fall zu Fall prüfen müſſen, und wird vor allem der Täter zu prüfen 
haben, ob der Minderjährige in der Lage geweſen ift, die Erſprießlichkeit des Eingriffs ſelbſt 
zu ermeſſen, je nach ſeiner geiſtigen und ſittlichen Reife und je nach der Erheblichkeit des Ein- 
griffs (vgl. RG St 41, 392). Wenn Rich JW 07, 5052; ſowie 25, 375; 88, 34 und neuer⸗ 
dings RO JW 1911, 748°; Warn 1911 Nr 398 (wo indeſſen wenigſtens für ganz beſonders 
geartete Fälle die Möglichkeit einer Ausnahme zugegeben wird) den allgemeinen Grundſatz 
aufſtellen (vgl. auch RG 68, 433), daß die Berechtigung des Arztes zu einer Operation bei 
Minderjährigen ſtets von der Einwilligung des geſetzlichen Vertreters abhängig ſei, ſo kann das 
nicht gebilligt werden (anderer Anſicht Planck § 107 A 4). Gegebenenfalls mit einer 
tillſchweigend erteilten Einwilligung des geſetzlichen Vertreters zu rechnen (RH JW 07, 5057), 

ellt offenbar lediglich einen überdies ſachlich keinesfalls immer brauchbaren Notbehelf dar. 
Dei unentſchuldbarem Irrtum des Arztes über die Einwilligung des geſetzlichen Vertreters 
— e überdies die Handlungsweiſe des Arztes ſtets eine ſchuldhafte (RG 68, 437), ſofern 
de Emwilligung des Kranken ſelbſt grundſätzlich belanglos wäre. — Die Beſchränkung der 
teil Boſts fähigkeit hat viel Gemeinſames mit den Fällen ſubjektiver Berfügungsunfahig« 
eit, der mangelnden Befugnis, über den Gegenſtand des Geſchäfts ſelbſtändig zu verfügen. 


u. 
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Deshalb kehren die Vorſchriften der SS 108, 109, 111 mit entſprechenden Anderungen wieder 
bei: a) Vertretung ohne Vertretungsmacht (88 177, 178, 180); b) Rechtsgeſchäften eines 
Ehegatten ohne die erforderliche Genehmigung des andern (88 1396, 1448); c) Rechts⸗ 
geſchäften des Vaters, der Mutter als Inhabers der elterlichen Gewalt oder des Vormundes 
ohne die erforderliche Zuſtimmung des Vormundſchaftsgerichts oder Gegenvormundes 
(88 1643, 1686, 1690, 1824, 1832). Die entsprechende Anwendung des 8177 Abſ 2 nach 
§ 458 (Verkauf im Wege der Zwangsvollſtreckung) beruht auf andern Erwägungen. Bei 
unerlaubten Handlungen kommen die 88 827-829 zur Anwendung, bei Vertragsverletzungen 
9 270 in Verbindung mit 88 827, 828. 


8 107 


) Der Minderjährige bedarf zu einer Willenserklärung, durch die er nicht 
lediglich einen rechtlichen Vorteil erlangte), der Einwilligung ſeines geſetz⸗ 
lichen Vertreters. 

E I 65 Abſ 2, 3 Satz 1 II 81; M 1 183; W 1 59 ff. 


1. 8 107 ſpricht den allgemeinen Grundſatz aus: Der Minderjährige iſt geſchäfts⸗ 
fähig für Rechtsgeſchafte durch die er lediglich einen rechtlichen Vorteil erlangt. 
Zu allen andern Rechtsgeſchaften bedarf er, wenn das Rechtsgeſchäft mit ſeiner Vornahme 
ohne weiteres wirljam werden foll, der vor oder bei Abgabe der Willenserklärung erfolgenden 
Einwilligung feines gejeblihen Vertreters (8 183). Das ohne die Einwilligung vorgenommene 
Rechtsgeſchäft iſt jedoch nicht nichtig, ift vielmehr (abgeſehen vom einſeitigen Rechtsgeſchäfte, 
$ 111) einſtweilen nur G dle und iſt daher auch genehmigungsfähig (§ 108). Aus- 
nahmen gegenüber dem Grundſatze des § 107 enthalten die 89 110, 112, 113. — Die Ein⸗ 
wiltigung — die an ſich nicht zum Tatbeſtande des Rechtsgeſchäfts ſelbſt gehört, vielmehr 
nur Bedingung für ſeine Wirkſamkeit darſtellt (Vorbem 3 vor 8104) — iſt eine einſeitige 
empfangsbedurftige, rechtsgeſchaftliche Erklärung und kann ſowohl dem Minderjährigen 
wie deſſen Geſchäftsgegner gegenüber abgegeben werden ($ 182). Bis zur Vornahme 
des Hauptgeſchäfts iſt die Einwilligung frei widerruflich ($ 183 Satz 2). Die Erklärung der 
Einwilligung kann ausdrücklich oder ſtillſchweigend abgegeben werden und iſt frei von dem für 
das Hauptgeſchaft beſtehenden Formzwange (8 182 Abſ 2). Eine bloß allgemeine Ein⸗ 
willigung iſt, abgeſehen von den Fallen der 88 110 (dort A 1), 112, 113, unzuläſſig und als 
nicht geſchehen zu betrachten. Die Annahme, daß die Einwilligung, ſich auf einen beſtimmten 
Beruf vorzubereiten — als Student, Lehrling uſw. —, auch die bvirkſame Ein zur 
Vornahme aller durch die emſprechende Lebenslage erforderten Rechtsgeſchäfte in ſich ſchließe, 
ſcheint mit dem Zwecke des Geſetzes nicht vereinbar. Zur erforderlichen Beſtimmtheit des 
Genehmigungsgegenſtandes iſt anderſeits nicht unbedingt eine individuelle Bezeichnung 
des Rechtsgeſchäfts, nicht einmal unbedingt deſſen Kenntnis erforderlich, zumal wenn es ſich um 
ein Geſchäft von allgemein üblichem Inhalte handelt. Die Einwilligung zur Einziehung 
einer Forderung ſchlöſſe auch die zur Kündigung in ſich. — Iſt nach den Vorſchriften über 
elterliche Gewalt oder Vormundschaft zur Einwilligung des geſetzlichen Vertreters auch die 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts oder des Gegenvormundes erforderlich, ſo iſt die 
Wirkſamkeit des Geſchäfts noch von ihrer Erteilung abhängig. — Der Mangel der erforder⸗ 

chen Einwilligung des geſetzlichen Vertreters wirkt verſchieden bei Verträgen (88 108, 109) 
und bei einfeitigen Rechtsgeſchäften ($ 111). — Unter 8 107 fällt auch das Verlöbnis (RG 
61, 267). Hinſichtlich der Sondervorſchriften in Familfenrechten vgl. § 106 A 2. i 

2. Nur ein rechtlicher Vorteil kommt in Frage. Die bloß wirtſchaftlichen Folgen bleiben 
mithin außer Betracht. „Lediglich vorteilhaft“ iſt ein Rechtsgeſchäft niemals, wenn unmittelbar 
auch eine Verpflichtung, ſei es begrifflich notwendig, wie bei gegenſeitigen Verträgen, fei es auch 
nur unter beſondern Umſtänden (in Form einer actio contraria, 8320 A 1) begründet wird, 
zie beim Auftrage; ferner dann nicht, wenn über das Vermögen des Minderjährigen ver⸗ 
Migt wird, mag es auch erfüllungshalber geſchehen. Eine Verfügung enthält auch die 
Kündigung (Vorbem 7 vor $ 104). Sie begründet für den Minderjährigen zugleich die 
Verpflichtung zur Annahme der Leistung und bringt ihm mithin nicht nur einen rechtlichen 
Vorteil, Lediglich vorteilhaft können daher ſtets nur ſolche Rechtsgeſchäfte fein, 
welche die Annahme einer unentgeltlichen Zuwendung an den Minderjährigen, ſei es unter 
Lebenden, ſei es von Todes wegen, ferner die Annahme eines Erlaſſes oder eines Verzichts 
furl. Rechte enthalten, endlich die Aneignung ($ 958) ſowie die Annahme der dem Minder. 
Kihtigen geſchulbeten Leiſtung (streitig). Der Erlaß und Verzicht dagegen find wie die Er. 
üllung, Aufrechnung, Forderungsübertragung und Schuldübernahme der Einwilligung 
bedürftig. Ob durch den Hinzutritt weiterer Umſtände nur mittelbar etwa eine Verpflich 
Zul für den Minderjährigen entitebt, fo die Herausgabepflicht bei Schenkungen, wenn der 

chenker verarmt ($ 528), oder die Schenkung in den Fällen der 89 580ff. widerruft, ift für 
gr 
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das Vorhandenſein eines nur vorteilhaften Rechtsgeſchäfts unweſentlich. Daher kann der 
Minderjährige durch rein abſtrakte Rechtsgeſchäfte (Zeſſion, Übergabe, Auflaſſung) auch 
ohne Einwilligung erwerben; denn aus dem abſtrakten Rechtsgeſchäft ſelbſt kann für ihn 
niemals zugleich eine Verpflichtung entſtehen, ſondern gegebenenfalls nur aus dem zugrunde 
liegenden Rechtsverhältniſſe. 


8 108 


Schließt der Minderjährige einen Vertrag ohne die erforderliche Ein⸗ 
willigung des geſetzlichen Vertreters, ſo hängt die Wirkſamkeit des Vertrags 
von der Genehmigung des Vertreters ab!). 

Fordert der andere Teil den Vertreter zur Erklärung über die Genehmi⸗ 
gung auf, jo kann die Erklärung nur ihm gegenüber erfolgen; eine vor der 
Aufforderung dem Minderjährigen gegenüber erklärte Genehmigung oder 
Verweigerung der Genehmigung wird unwirkſam. Die Genehmigung kann 
nur bis zum Ablaufe von zwei Wochen nach dem Empfange der Aufforde⸗ 
rung erklärt werden; wird ſie nicht erklärt, ſo gilt ſie als verweigerte). 

Iſt der Minderjährige unbeſchränkt geſchäftsfähig geworden, ſo tritt 
ſeine Genehmigung an die Stelle der Genehmigung des Vertreters“) ). 

E 1 65 Abſ 3 Saß 2, Abſ 5, 6 II 82; M 1 134 ff.; P 1 60 ff.; 6 124 ff., 276 ff. 


1. Schließt der Minderjährige einen Vertrag, durch den er nicht lediglich einen recht⸗ 
lichen Vorteil erlangt (5 107), auch ohne die Einwilligung des geſetzlichen Vertreters ab, 
ſo iſt der Vertrag doch nicht ſchlechthin und nicht ohne weiteres dauernd unwirkſam. Der 
Vertrag befindet ſich vielmehr für und gegen beide Teile zunächſt nur in einem Zuſtande 
ſchwebender Unwirkſamkeit — in der Genehmigungslage, fo daß über den endgültigen 
Zustand erſt das Verhalten des geſetzlichen Vertreters entſcheidet. Die Erteilung der 
Genehmigung, d. i. die nachträgliche, keiner Form bedürftige, aber empfangsbedürftige 
Zuſtimmung (8 184 Abſ 1), macht den Vertrag von Anfang an wirkſam — jedoch gemäß 
§ 184 unter Aufrechterhaltung der vom Vertreter oder der im Zwangsvollſtreckungsverfahren 
in der Zwiſchenzeit getroffenen Verfügungen; die Verweigerung der Genehmigung da- 
gegen macht den Vertrag von Anfang an, wenn auch nicht nichtig (vgl. auch § 110, ander⸗ 
ſeits $ 105), fo doch unwirkſam, und zwar unſviderruflich (RG JW 00, 95). Das BGB will 
hier auch nicht das fog. hinkende Rechtsgeſchäft, wonach der Vertragsgenoſſe dem Minder- 
jährigen gegenüber aus dem Geſchäfte verpflichtet, der Minderjährige aber nicht ver⸗ 
pflichtet wäre. Der Vertragsgenoſſe iſt vielmehr während des Schwebezuſtandes ſogar beſſer 
geſtellt als der Minderjährige, da der letztere des Rechtes des Widerrufs ermangelt (M1, 384), 
dem Vertragsgenoſſen dieſes Recht dagegen durch $ 109 (abgeſehen vom Sonderfalle des 
Abſ 2 daf.) ausdrücklich eingeräumt iſt. Die Genehmigung kann übrigens nur ſchlechthin 
erteilt oder verweigert werden. Sie iſt nicht formbedürftig (8 182). — Die durch den Ver⸗ 
trag geſchaffene Rechtslage ift auch ſchon während des Schwebezuſtaudes auf der Gläubiger⸗ 
und auf der Schuldnerſeite vererblich. Auf die Genehmigung wie deren Verweigerung 
find im übrigen die 88 182, 184 anzuwenden (vgl. das Nähere dort). — Die einmal zu⸗ 
gegangene Genehmigung oder Verweigerung der Genehmigung kann nicht widerrufen 
werden (NG JW 06, 9°). Grundſätzlich kann der geſetzliche Vertreter mit der Erklärung 
der Genehmigung oder ihrer Verweigerung warten, ſolange es ihm beliebt. Das Recht 
des Vertragsgenoſſen anderſeit ift durch Abſ 2 gewahrt. — Auch das Verlöbnis fällt unter 
die 88 108, 109 (RG JW 06, 90). 

2. Durch das hier ihm gewährte Recht, den geſetzlichen Vertreter zur Erklärung über 
die Genehmigung aufzufordern, erhält der Vertragsgenoſſe die Möglichkeit, den Schwebe 
zuſtand der Genehmigungslage und damit die Ungewißheit über die Wirkſamkeit des Ver⸗ 
trags zu beſeitigen. Die Aufforderung iſt eine einſeitige empfangsbedürftige Willenserklärung, 
die nur dem geſetzlichen Vertreter gegenüber erfolgen kaun. Ein Recht, vom Vertreter auch eine 
Erklärung über eine von ihm etwa dem Minderjährigen bereits erteilte Einwilligung zu ver⸗ 
langen, kennt das Geſetz nicht. Es bleibt hier nur die Feſtſtellungsklage übrig. — Die Wirkung der 
Aufforderung beſteht darin, daß die Genehmigung oder ihre Verweigerung jetzt nur noch 
dem Auffordernden gegenüber erteilt werden kann, und daß auch eine vor der Aufforderung 
dem nderjährigen gegenüber erklärte Genehmigung oder Verweigerung für und gegen 
deide Vertragsteile unwirkſam wird. Daher kann der Vertreter die Genehmigung noch 
jetzt endgültig wirkſam verweigern, ſelbſt wenn er fie dem Minderjährigen gegenüber nach 
dem Vertragsabſchluſſe bereits erteilt hatte. Hatte er freilich die Einwilligung ſchon vor dem 
Vertragsabſchluſſe erteilt, dann bleibt er hieran gebunden ($ 107). Eine Mitteilung des Ver⸗ 
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treters an ben andern Teil über die dem Minderjährigen gegenüber erklärte Genehmigung 
oder Verweigerung enthält dem andern Teile gegenüber zugleich die Genehmigung oder 
Verweigerung ſelbſt. — Die Genehmigung gilt als verweigert, wenn ſie nicht binnen zwei 
Wochen (Berechnung nach $$ 187, 188) ſeit Empfang der Aufforderung erklärt wird. Übrigens 
können der geſetzliche Vertreter und der andere Teil die geſetzliche Friſt verlängern oder 
abkürzen. Der Ablauf der Friſt bewirkt von ſelbſt den Ausschluß mit dem Rechte zur Ge⸗ 
nehmigung (vgl. § 186 A 1); zur nachträglichen Beſeitigung dieſer Folge wäre ein ent⸗ 
ſprechender Vertragsſchluß erforderlich. — Das, was der Minderjährige auf Grund eines 
nicht genehmigten Geſchäfts erlangt hat, kann nur mit der Bereicherungsklage gemäß 
59 812, 818 zurückgefordert werden; den Beweis, daß die Bereicherung bereits fortgefallen 
ſei, hat aber der Minderjährige zu führen (RG 65, 298; 68, 270; Warn 1918 Nr 70). Vgl. 
auch § 114 A 1 a. E. 8 

3. Die Erlangung der unbeſchränkten Geſchäftsfähigkeit durch Volljährigkeit oder durch 
Volljährigkeitserklärung macht den Vertrag des früheren Minderjährigen nicht von ſelbſt 
wirkſam. Nur ſteht jetzt dem letzteren ſelbſt die Erteilung oder Verweigerung der Genehmigung 
zu. Sie kann nur dem andern Teile gegenüber erklärt werden, wie auch die Aufforderung 
mit den in Abſ 2 bezeichneten Wirkungen ihm gegenüber erfolgen muß. Die nicht form⸗ 
bedürftige Genehmigung kann auch durch ſchlüſſige Handlungen erteilt werden, beifpiels- 
weiſe auch dadurch, daß der Minderjährige zu ſeiner zuvor abgegebenen Unterſchrift jetzt 
ein neues Datum beifügt (RG Warn 1919 Nr 21). 

4. Beweislaſt. Die Einwilligung oder Genehmigung hat zu beweiſen, wer Rechte aus 
dem Vertrage ableitet. Wendet der andere Teil ein, daß er den Vertreter nach Abſ 2 „auf- 
gefordert habe“, und daß die zweiwöchige Friſt abgelaufen ſei, wofür er beweispflichtig 
it, 5 it es Sache des Vertreters, nachzuweiſen, daß er rechtzeitig feine Genehmigung er- 
teilt habe. 


8 109 


Bis zur Genehmigung des Vertrags iſt der andere Teil zum Widerrufe 

berechtigt). Der Widerruf kann auch dem Minderjährigen gegenüber er⸗ 
klärt werden?). 
Hat der andere Teil die Minderjährigkeit gekannt, jo kann er nur wider⸗ 
rufen, wenn der Minderjährige der Wahrheit zuwider die Einwilligung des 
Vertreters behauptet hat; er kann auch in dieſem Falle nicht widerrufen, 
wenn ihm das Fehlen der Einwilligung bei dem Abſchluſſe des Vertrags 
bekannt wars) ). 

E 1 65 Abs 4 II 83; M 1 134; P 1 60 ff.; 6 122. 


1. Der andere Teil kann den Schwebezuſtand der Genehmigungslage ($ 108 A 1) und 
damit zugleich den Vertrag bis zur Genehmigung regelmäßig (vgl. A 3) durch einſeitige, 
empfangsbedürftige Erklärung — ſeinen Widerruf — überhaupt zerſtören. Der Vertrag 
ilt dann als nicht rechtswirkſam geſchloſſen. Das Widerrufsrecht ift jedoch ausgeſchloſſen, 
ſobald der Vertrag vom Vertreter, wenn auch nur dem Minderjährigen gegenüber geneh⸗ 
migt worden ift ($ 108), was auch für den Fall gilt, daß das Geſchäft auch der vormund⸗ 
ſchaftsgerichtlichen Genehmigung bedürftig, dieſe aber noch nicht erfolgt war. Allerdings 
ift der andere Teil in der Lage, durch die an den Vertreter gerichtete Aufforderung (nach 
$ 108 Abſ 2) die etwa dem Minderjährigen gegenüber nach dem Vertragsabſchluſſe bereits 
erteilte Genehmigung wieder unwirkſam zu machen und ſo das Widerrufsrecht wieder zu 
erhalten. Dieſen Erfolg erreicht er auch dann, wenn er mit dem Widerrufe zugleich die 
Aufforderung gemäß § 108 Abſ 2 verbindet. . 

2. Die Regel des 8 131 würde dazu führen, daß der Widerruf dem Minderjährigen 
gegenüber nicht rechtswirkſam erklärt werden könnte. Satz 2 des Abſ 1 enthält eine Ab⸗ 
weichung von der Regel. 5 a der 

3. Wenn der andere Teil bei dem Abſchluſſe des Vertrags die Minderjährigkeit gekannt 
hat, bleibt er grundſäßlich an den Vertrag gebunden, es ſei denn, daß der Minderjährige ihm 
gegenüber der Wahrheit zuwider die Einwilligung des Vertreters behauptet hat, 
was übrigens nur das Behaupten einer tatſächlich unrichtigen Tatſache, dagegen nicht auch ein 
wiſſentlich unwahres oder ſchuldhaftes Handeln des Minderjährigen erfordert. Aber auch 
in dem dargelegten Falle bleibt der andere Teil gebunden, wenn ihm das Fehlen der Ein⸗ 
willigung beim Abſchluſſe des Vertrags ohnehin bekannt war. Dem Kennen ſteht das 
Kennenmüſſen nicht gleich. - 5 
4. Beweislaſt. Wer den Widerruf geltend macht, hat ihn zu beweiſen, daher gegebenen ⸗ 
alls auch feine Rechtzeitigkeit. Wer behauptet, daß das Widerrufsrecht ausgeſchloſſen war 
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(Abſ 2), hat dies zu beweiſen. Gegenüber dem Beweiſe, daß der andere Teil bei Abſchluß des 
Vertrags die Minderjährigkeit gekannt habe, ſteht dem andern Teile der weitere Beweis 
frei, daß der Minderjährige die Einwilligung des Vertreters behauptet hat, und gegenüber 
dieſem Beweiſe dem Gegner der Beweis, daß dem Widerrufenden auch das Fehlen der Ein⸗ 
willigung bekannt geweſen ſei. 


8 110 


) Ein von dem Minderjährigen ohne Zuſtimmung des geſetzlichen Ver⸗ 
treters geſchloſſener Vertrag gilt als von Anfang an wirkſam, wenn der 
Minderjährige die vertragsmäßige Leiſtung mit Mitteln bewirkt, die ihm 
zu dieſem Zwecke oder zu freier Verfügung von dem Vertreter oder mit 
deſſen Zuſtimmung von einem Dritten?) überlaſſen worden jind?)?). 

E 1 69 M 1 147 fl.; P 1 66 ff.; 6 122. 

1. Wirkſamkeit gewiſſer Verträge des Minderjährigen. Nach § 107 A! bedarf die 
Einwilligung der a Beſtimmtheit. § 110 gibt eine durch das Verkehrsbedürfnis verlangte 
Ergänzung. Durch Überlaſſung von Mitteln zu beſonders vorgeſehener oder aber zu freier 
Verfügung erlangt der Minderjährige zwar nicht Geſchäftsfähigkeit und nicht etwa die Fähig⸗ 
keit zu Rechtsgeſchäften aller Art. Aber jedweder von ihm innerhalb der durch den gegebenen 
Zweck beſtimmten Grenzen abgeſchloſſene Vertrag ſowie die auf Grund deſſen von ihm vor⸗ 
genommene Verfügung gilt als von Anfang an wirkfam unter der Bedingung, daß der Minder, 
jährige die vertragsmäßige Leiſtung mit den ihm zu dem angegebenen Zwecke gegebenen Mit- 
teln bewirkt hat. Das Geſetz knüpft alſo zwar die Wirkſamkeit des Vertrags unmittelbar an 
die Leiſtung des Minderjährigen; aber der rechtliche Grund daflir iſt nicht in der Leiſtung 
ſelbſt, ſondern in der vom geſetzlichen Vertreter im voraus erteilten, in der Überlaſſung 
der Mittel ſich ausſprechenden Einwilligung zu finden (RG 74, 235). Der 8 110 enthält 
daher auch nur einen beſonderen Anwendungsfall von § 107. Vom Falle des $ 108 anderſeits 
unterſcheidet er ſich inſofern, als hier ein ohne die Einwilligung des geſetzlichen Vertreters 
abgeſchloſſener Vertrag vorausgeſetzt und als Mittel zur Heilung der Unwirkſamkeit die nach⸗ 
trägliche Genehmigung vorgeſehen wird, während der § 110 für feinen Fall gerade annimmt, 
daß der Vertrag ſofort wirkſam geworden iſt, weil er mit der im voraus erteilten Eintoilfi- 
gung des Vertreters abgeſchloſſen worden. Während ferner der 8 108 die nachträgliche Ge. 
nehmigung bereits abgeſchloſſener, mithin bereits genau beſtimmter Verträge im Auge 
hat, kann der geſetzliche Vertreter nach § 110 den Minderjährigen inſtand ſetzen, eine Reihe 
von noch völlig unbeſtimmten Rechtsgeſchäften wirkſam abzuschließen, ohne daß der geſetzliche 
Vertreter auf die Wirkſamkeit noch einen Einfluß hätte. — Ob in der Überlaſſung der Mittel 
eine allgemeine oder eine nur beſchränkte Einwilligung zu finden iſt, hängt davon 
ab, zu welchem Zwecke die Überlaſſung der Mittel erfolgt: ob nämlich zu völlig beliebiger Ver⸗ 
fügung, oder nur mit Rückſicht auf eine einzelne beſtimmte Angelegenheit (Ankauf eines Anzugs), 
oder endlich im Hinblick zwar nicht auf ein völlig ſchrankenloſes, aber doch ein weites, wenn 
auch in ſich geſchloſſenes Gebiet (Überlaſſung von Mitteln zu einer Badereiſe, zur Ausbil. 
dung, zum Studium). Welcher der Fälle gegeben ſei, iſt nach den Umſtänden zu ermitteln. 
Auch das, was der Minderjährige vermöge der ihm überlaſſenen Mittel erworben hat 
(kauf- oder tauſchweiſe), kommt hier als ihm zur Verfügung überlaſſen in Betracht, falls 
nicht die erkennbare Grenze der gewährten Freiheit überfchritten iſt (R 74, 235). Die Zweck. 
beſtimmung kann ausdrücklich wie auch ſtillſchweigend erfolgen. — Da im Falle der 
Leiſtung des Minderjährigen davon auszugehen iſt, als wäre der Vertrag von Anfang an 
wirkſam zuftande gekommen, fo hat dies zugleich zur Folge, daß die Sache jo an⸗ 
zuſehen iſt, als wäre auch die bewirkte Leiſtung des Minderjährigen nichr erſt auf 
Grund eines unwirkſamen, ſondern auf Grund eines bereits wirkſamen Grundgeſchafts er⸗ 
folgt. Für einen Rückforderungsanſpruch aus $ 812 beſteht daher kein Raum. Da indeſſen 
vor der Leiſtung der Vertrag Wirkſamkeit noch nicht erlangt hat, fo folgt, daß der geſetzliche 
Vertreter es bis zur Leiſtung grundſätzlich noch in der Hand hat, ſowohl den Vertrag wie damit 
auch die Rechtsbeſtändigleit der etwaigen Leiſtung dadurch zu vereiteln, daß er dem Minder⸗ 
Zurtben, gegenüber die ihm im voraus erteilte Einwilligung rechtzeitig widerruft (etwa durch 

urückforderung der ihm überlaſſenen Mittel). Iſt auch der Vertragsgegner im Falle des 

110 gemäß $ 109 bis zur Leiſtung des Minderjährigen zum Widerrufe des Vertrags 
erehfigt? Das iſt zu verneinen, da in der Überlajjung der Mittel eine im voraus erteilte 
Einwilligung zu finden iſt und daher der Fall des $ 109 überhaupt nicht in Frage kommen 
fann. Fallen Aoſchluß des Vertrags und Erfüllung zufammen, wie beim Handkaufe, dann 
beſteht natürlich auch für den Vertreter keine Möglichkeit des Widerrufs. Die Bewirkung 
der Leiſtung ſetzt nach der Anforderung des Geſezes die volle Erfüllung voraus. Teil⸗ 
weiſe Leiſtung macht den Vertrag nicht etwa tellweiſe wirkſam. Nur wenn Leistung und 
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Gegenleiſtung teilbar find (8 266 A 1), und die einzelne Teilleiſtung eine gewiſſe Selbſtändig⸗ 
keit hat, wie bei einem auf Teilleiſtungen gerichteten Vertrage der Fall, kann 
die einzelne Leiſtung des Minderjährigen in entſprechendem Umfange auch die Wirkſamkeit 
des Geſchäfts herbeiführen. Der Erfüllung durch vertragsmäßige Leiſtung ſteht grundſätzlich 
die Erfüllung durch Hingabe an Zahlungs Statt, Hinterlegung, Aufrechnung uſw. gleich. 

2. Dritter kann jede beliebige andere Perſon ſein als der geſetzliche Vertreter. Voraus⸗ 
ſetzung iſt aber einmal, daß auch der Dritte die Mittel unter einer entſprechenden Zweck. 
beſtimmung zuwendet (gleichgültig ob unentgeltlich oder entgeltlich), und ferner, daß auch 
der geſetzliche Vertreter in dieſe entſprechende Zuwendung und Zweckbeſtimmung einwilligt. 

3. Als „Mittel“ kommen hier nur Vermögensgegenſtände im engeren Sinne in Betracht, 
bei denen eine „Uberlaſſung“ überhaupt denkbar iſt. Unmittelbar gehören daher nicht 
hierher Leiſtungen perjönliher Art (Dienft-, Arbeitsleiſtungen). Indeſſen hat ein Minder⸗ 
jähriger durch ſolche Leiſtungen einen Erwerb gemacht, iſt dieſer ihm alsdann belaſſen 
worden und hat er damit einen Vertrag erfüllt, dann wird der $ 110 Platz greifen (f. weiter 
unten). Kann der Geſichtspunkt des § 110 auch ſonſt durchgreifen, wenn der Minderjährige 
den Vertrag nicht mit den ihm überlaſſenen Mitteln, ſondern durch andere Mittel erfüllte 
Die Frage wird inſoweit ohne weiteres zu bejahen ſein, als der Minderjährige Mittel ver⸗ 
wendet hat, die er durch die ihm zu freier Verfügung überlalfenen erworben hatte (oben 
A1; RG 74, 235). Höchſtens entſprechend könnte dagegen § 110 Platz greifen, falls der 
Minderjährige den Vertrag durch Leiſtungen perſönlicher Art erfüllt, etwa eine Kaufſchuld 
abgearbeitet hat. Den Geſichtspunkt des $ 107 hier heranzuziehen (Dertmann § 110 A 7) 
erſcheint ſchwerlich als zuläſſig. Denn die Geltendmachung der Forderung auf die dem 
Minderjährigen für feine Dienſtleiſtung vertraglich zugeſagte Gegenleistung kann nicht im 
Sinne des $ 107 als ein Rechtsgeſchäft aufgefaßt werden, das ihm nur einen rechtlichen Vor 
teil bringt; oder man käme ſchließlich zu der Regel, daß ein von einem Minderjährigen 
abgeſchloſſener unwirkſamer Vertrag durch die Vorleiſtung des Minderjährigen um des⸗ 
willen allemal wirkſam werde, weil nunmehr nur noch die Gegenleiſtung des Vertrags 
gegners ausſtünde, und deren Geltendmachung dem Minderjährigen jetzt freilich nur zum 
Vorteile gereichen würde. Unter Willenserklärungen im Sinne des § 107 können doch nur 
ſolche verſtanden werden, die auf Rechtserwerb (Aneignung, Annahme von Zuwendungen) 
oder auf Befreiung von einer Verpflichtung (Annahme von Erlaflen und Verzichten) ge- 
richtet find. Die überlaſſung der Mittel kann ausdrücklich aber auch ſtillſchweigend er- 
folgen. Ein ſtillſchweigendes Überlaffen zur freien Verfügung liegt vor, wenn der 
Minderjährige ſeinen Lebensunterhalt ſelbſt verdient und ihm der Vertreter das Erworbene 
überläßt (vgl. dazu jedoch § 119 Abſ 2 Nr 2 Gew). Die Überlaſſung durch den Vertreter 
enthält eine Verfügung über das Vermögen des Minderjährigen. Soweit der Vertreter 
dazu der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts oder des Gegen⸗ 
vormundes bedarf, kann daher mangels ſolcher Genehmigung die in $ 110 beſtimmte 
Wirkung nicht erzielt werden. Die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts oder des 
Gegenvormundes iſt jedoch überhaupt nicht erforderlich, falls ein Dritter die Mittel mit 
Zustimmung des Vertreters gewährt. a 

4. Für Minderjährige, die ih mit Zuſtimmung ihres geſetzlichen Vertreters in gewiſſen 
Lebensſtellungen befinden, in der fie ſelbſt für ihre Bedürfniſſe zu forgen haben — Studie ⸗ 
rende, Lehrlinge, Soldaten, Schüler, Dienſtboten —, enthält das BGB keine 
beſondern Beſtimmungen. Ein Antrag, die von ſolchen Minderjährigen geſchloſſenen Ge⸗ 
ſchäfte allgemein für rechtswirkſam zu erklären, wurde abgelehnt. Die Anſicht, daß in der 
vorausgeſetzten Zuſtimmung des Vertreters zu der Beſchäftigung des Minderjährigen ohne 
weiteres eine ſtillſchweigende Einwilligung zu allen Rechtsgeſchäften zu finden fei, die die 
Lebensſtellung mit ſich bringen mag, erweitert den § 110 in unzuläffiger Weiſe. Geborgt foll 
1 Borgen foll nur dann als genehmigt gelten, wenn der Minderjährige mittellos 
gelaſſen wird. 


sum 

Ein einſeitiges Rechtsgeſchäft, das der Minderjährige ohne die erforder. 
liche Einwilligung des geſetzlichen Vertreters vornimmt, iſt unwirkſam ). 
Nimmt der Minderjährige mit dieſer Einwilligung ein ſolches Rechtsgeſchäft 
einem andern gegenüber vor, ſo iſt das Rechtsgeſchäft unwirkſam, wenn 
der Minderjährige die Einwilligung nicht in ſchriftlicher Form vorlegt und 
der andere das Rechtsgeſchäft aus dieſem Grunde unverzüglich zurück 
weiſte). Die Zurückweiſung iſt ausgeſchloſſen, wenn der Vertreter den andern 
von der Einwilligung in Kenntnis geſetzt hatte?) ). 

ET 65 Abs 3 Sat 2 II: M 1 136 % W 18e. 
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1. Einſeitige Rechtsgeſchäfte (Vorbem 2 vor 8 116) geftatten mit Rücksicht auf den 
andern Teil nicht den Schwebezuſtand der Genehmigungslage (8 108 A 1). Deshalb iſt 
ein vom Minderjährigen ohne die erforderliche Einwilligung des Vertreters vorgenommenes 
einſeitiges Rechtsgeſchäft, welcherart auch immer, ſchlechthin wirkungslos. Es iſt wie nichtig 
und daher auch nicht einmal durch er Genehmigung heilbar; es ſei denn, daß fie 
mit einer erneuten Vornahme des Rechtsgeſchäfts verbunden wäre (§ 141). Anwendbar iſt 
aber der § 111 überhaupt nicht, wenn der andere und der Minderjährige ausdrücklich verein⸗ 
baren, daß die Wirkſamkeit von der Genehmigung des Vertreters abhäugen ſoll. Denn in 
dem Falle iſt die Wirkſamkeit der Erklärung unter eine Bedingung geftellt, und es find 
alsdann die 88 108 u. 109 entſprechend anzuwenden. Vgl. dazu auch RG 76, 01. 

2. Bei empfangs bedürftigen einſeitigen, mit Einwilligung des Vertreters vorge⸗ 
nommenen Rechtsgeſchäften der Minderjährigen reicht auch die Einwilligung zur Wirkſamkeit 
des Rechtsgeſchäfts noch nicht unbedingt aus. Der andere Teil kann vielmehr Gewißheit 
über das Vorhandenſein der Einwilligung verlangen. Sie iſt nach dem Geſetze nur gegeben, 
wenn der Minderjährige die Einwilligung in ſchriftlicher Form vorlegt, oder wenn der 
geſetzliche Vertreter den andern von der Einwilligung in Kenntnis geſetzt hatte. Der 
Geſchäftsgegner kann daher, wenn weder das eine noch das andere erfolgt war, das Geſchäft 
zurückweiſen, und hat er es unverzüglich getan, ſo „iſt“ (nicht „wird“) jenes unwirkſam, und 
zwar von Anfang an. Unterläßt er die Zurückweiſung dagegen, jo iſt das Geſchäft von 
Anfang an wirkſam. Der $ 111 trifft ſelbſtverſtändlich nicht ſolche Geſchafte, die der Minder⸗ 
jährige auch ohne Einwilligung wirkſam vornehmen kann, insbeſondere alſo nicht ſolche, 
durch die er lediglich einen rechtlichen Vorteil erlangt (8 107). 

Die Borlegung der ſchriftlichen Einwilligung kann vor und bei, fogar auch nach Vor⸗ 
nahme des einſeitigen Rechtsgeſchäfts erfolgen; muß in letzteren Fällen aber erfolgt fein vor 
der Zurückweiſung. Erfolgt ſie nach der Zurückweiſung, ſo kann das nur dann rechtliche Be⸗ 
deutung haben, wenn die Vorausſetzungen einer wiederholten Vornahme des Geſchäfts er- 
füllt werden (5 141). Die Zurlickweiſung iſt eine einſeitige empfangsbedürftige Willens⸗ 
erklärung, die dem Vertreter oder dem Minderjährigen gegenüber abgegeben werden kann. 
Sie muß erkennen laſſen, daß ſie wegen unterbliebener Vorlegung der Einwilligung ge⸗ 
ſchehe und muß unverzüglich gemäß 8 121 (A 2), alfo ohne ſchuldhaftes Zögern (RG IM 03 
Beil 85) — nach dem Zugange der Willenserklärung erfolgen. Unterlaſſung der Zurückweiſung 
heilt den Mangel der Vorlegung der Einwilligungserllärung auch dann, wenn der Minder' 
jährige — beiſpielsweiſe bei einer Kündigung — nicht ausdrücklich geſagt hat, daß er mit 
Einwilligung des Vertreters handle (RG 50, 212). Die Mitteilung des geſetzlichen Ver⸗ 
treters an den andern iſt eine einſeitige empfangsbedürftige Erklärung, auf welche die 
$$ 130, 131 anzuwenden find. Sie muß vor der Zurückweiſung erfolgt fein. 

3. Hatte der Vertreter den Dritten von der Einwilligung in Kenntnis geſetzt, dann beſteht 
für die Zurückweiſung ſelbſtverſtändlich kein Grund. x: 

4. Beweislaſt. Wer ſich im Falle des Satzes 1 auf das einſeitige Rechtsgeſchäft beruft, 
hat die Einwilligung des Vertreters zu beweiſen. Macht der Gegner unter den Voraus- 
ſetzungen des Satzes 2 die Unwirkſamkeit ungeachtet dieſer Einwilligung geltend, ſo hat er 
die Zurückweiſung zu beweiſen, und der die Wirkſamkeit Behauptende hat alsdann zu be- 
weiſen, entweder daß ſchon vor der Zurückweiſung die Einwilligung durch den Minderjährigen 
in ſchriftlicher Form vorgelegt war, oder daß deſſen Vertreter den andern von der Ein- 
willigung zuvor in Kenntnis geſetzt hatte. 


$ 112 


Ermächtigt der geſetzliche Vertreter mit Genehmigung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts den Minderjährigen zum ſelbſtändigen Betrieb eines Er⸗ 
werbsgeſchäfts, jo iſt der Minderjährige für ſolche Rechtsgeſchäfte unbe⸗ 
ſchränkt geſchäftsfähig, welche der Geſchäftsbetrieb mit ſich bringt). Aus⸗ 
genommen ſind Rechtsgeſchäfte, zu denen der Vertreter der Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts bedarf). 

Die Ermächtigung kann von dem Vertreter nur mit Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts zurückgenommen werdens). 

E 1 67 II 86; M 1 141 ff.; P 1 63 ff. 

1. Die Ermächtigung ift eine einſeitige empfangsbedürftige Erklärun rtr 
3 afinberjähtigen, auf bie ed! 90 hee feine Ape ae faden 
kann A. Anſicht Oertmann A 3a zu $ 112. Sie iſt durch das Vormundſchaftsgericht nicht 
erlethar. Die Ermächtigung bedarf aber noch der Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts, und zwar auch gegenüber dem Inhaber der elterlichen Gewalt. — Die Ermäd)- 
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tigung hat die geſetzliche Wirkung, daß der Minderjährige für Rechtsgeſchäfte aller Art, 
die der Geſchäftsbetrieb mit ſich bringt, unbeſchränkt geſchäftsfähig iſt, und daß inſoweit die 
Vertretungsmacht des geſetzlichen Vertreters (bis zur etwaigen Zurücknahme der Ermäch⸗ 
tigung nach Abſ 2) ruht. Mit der Beſtimmung des Geſetzes, daß der Minderjährige in den 
gegebenen Grenzen geſchäftsfähig iſt, erſcheint die Annahme, daß innerhalb ebendieſer 
Grenzen außerdem der geſetzliche Vertreter ſeine Vertretungsmacht behalte, unvereinbar. 
Es könnte zur Rechtsunſicherheit führen, wenn innerhalb des nämlichen Geſchäftskreiſes 
ſowohl der Minderjährige ſelbſt wie auch der geſetzliche Vertreter mit verpflichtender Kraft 
für den erſteren handeln dürfte. Das Geſetz geht offenbar davon aus, daß der Ver⸗ 
treter mit Erteilung der Ermächtigung zugleich ſeine eigene Vertretungsbefugnis, bis er die 
Ermächtigung etwa wieder zurücknimmt, entſprechend einſchränkt, und daß er dazu auch 
befugt iſt. Daher iſt aber auch eine entgegenſtehende Beſchränkung der Ermächtigung 
Dritten gegenüber wirkungslos. — Selbſtändiger Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts iſt jede 
berufsmäßig ausgeübte, auf ſelbſtändigen Erwerb gerichtete Tatigkeit; ſie mag im Handel, 
Betreiben einer Fabrik, eines Handwerks, eines künſtleriſchen oder wirtſchaftlichen Berufs, 
der Landwirtſchaft uſw. beſtehen. Welche Geſchäfte der Geſchäftsbetrieb im einzelnen mit 
ſich bringt, beſtimmt ſich nach der Verkehrsanſchauung unter Berücksichtigung der Umſtände 
des einzelnen Falles. Es gehört dazu alles, was zum Betrieb des Erwerbsgeſchäfts un⸗ 
mittelbar oder auch mittelbar nötig iſt, einſchließlich der dem eigenen Unterhalt des Min⸗ 
derjährigen dienenden Geſchafte. Die Ermächtigung hat in dieſem Umfange auch die Wirkung, 
15 der Minderjährige prozeßfähig iſt (8 52 ZPO). Über den Eintritt in den Dienſt 
158 

2. Ausnahmen. Die unbeſchränkte Geſchäftsfähigkeit nach Satz 1 erſtreckt ſich nicht auf 
ſolche Geſchäfte, zu denen der geſetzliche Vertreter der Genehmigung des Vormund 
ſchaftsgerichts bedarf. Danach iſt aber das Ausnahmegebiet ein engeres oder ein weiteres, 
je nachdem der Vertreter ein Vormund (88 1821ff.) oder elterlicher Gewalthaber (8 1648). 
Ausgenommen ſind im übrigen auch die Fälle, in denen das Vormundſchaftsgericht dem 
geſetzlichen Vertreter eine allgemeine Ermächtigung erteilen darf und erteilt hat (§8 1825 u. 1822 
Nr 8—10). Soweit ein Ausnahmefall nach Abf 1 Satz 2 vorliegt, iſt jedesmal die be 
ſondere Genehmigung des geſetzlichen Vertreters erforderlich. Infolge der Ein⸗ 
ſchränkungen aus Gaß 2 tft der Minderjährige im Betriebe eines umfangreichen Erwerbs⸗ 
geſchäfts (Handelsgeſchafts, Gutsbetriebs) gegebenenfalls ſehr gehemmt. Ausreichende Ab- 
hilfe kann nur die Volljahrigkeitserklärung (§ 3) bieten. 

3. Die Zurſicknahme ber Ermächtigung kann durch den geſetzlichen Vertreter wirkſam 
nur mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts erklärt werden, und zuläſſig iſt — ab⸗ 
weichend von 8 113 Abſ2 — auch nur eine allgemeine, nicht auf einzelne Geſchäfte beſchränkte 
Zurücknahme. Sie wirkt nur für die Zukunft. Die Zurücknahme erfolgt formlos durch Er⸗ 
klärung gegenüber dem Minderjährigen. 


§ 113 

Ermächtigt der geſetzliche Vertreter den Minderjährigen, in Dienſt oder 
in Arbeit zu treten, ſo iſt der Minderjährige für ſolche Rechtsgeſchäfte un⸗ 
beſchränkt geſchäftsfähig, welche die Eingehung oder Aufhebung eines Dienſt⸗ 
oder Arbeitsverhältniſſes der geſtatteten Art oder die Erfüllung der ſich 
aus einem ſolchen Verhältnis ergebenden Verpflichtungen betreffen !). Aus: 
genommen ſind Verträge, zu denen der Vertreter der Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts bedarf). 

Die Ermächtigung kann von dem Vertreter zurückgenommen oder ein⸗ 
geſchränkt werden“). . 

Iſt der geſetzliche Vertreter ein Vormund, ſo kann die Ermächtigung, 
wenn ſie von ihm verweigert wird, auf Antrag des Minderjährigen durch 
das Vormundſchaftsgericht erſetzt werden. Das Vormundſchaftsgericht hat 
die Ermächtigung zu erſetzen, wenn ſie im Intereſſe des Mündels liegt“). 

Die für einen einzelnen Fall erteilte Ermächtigung gilt im Zweifel als 
Allgemeine Ermächtigung zur Eingehung von Verhältniſſen derſelben 
Arts 6 1 1 

5 k II 87; M 1 144 ff.: P 1 61 if; 4 792; 6 122, 143 ff. 


1. Die Ermächtigung (8 112 % 1) wird durch den geſetzlichen Vertreter dem Minderjährigen 
gegenüber erteilt. Sie bedarf in Fällen vorliegender Art an ſich nicht der Genehmigung 
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des Vormundſchaftsgerichts (vgl. jedoch A 2) und kann auch mit Wirkung gegen Dritte ein ⸗ 
geſchränkt werden, ſo mit Rückſicht auf Zeit oder auf beſtimmte Dienſte oder endlich 
auf die Dienſtherrſchaft oder den Arbeitsherrn. Eine Ermächtigung liegt zwar nicht ſchon 
dann vor, wenn der Vertreter den Dienſtvertrag für den Minderjährigen mit einem 
Dritten abſchließt. Rechtlich möglich iſt es aber, daß der Vater kraft elterlicher Gewalt dem 
Minderjährigen die Ermächtigung dadurch erteilt, daß er mit ihm ſelbſt einen Dienſtvertrag 
abſchließt. — Der Ausdruck „Dienſt⸗ oder Arbeitsverhältnis“ iſt im weiteren Sinne zu ver⸗ 
ſtehen. Gegenſtand des Vertrags kann ſowohl die Dienſtleiſtung ſelbſt fein, ſei ſie höherer 
oder niederer Art (88 611ff.), wie auch ein herzuſtellender Erfolg (88 631ff.). Hierher 
gehört daher auch der Anſtellungsvertrag eines Schauſpielers, nicht aber der Lehrvertrag 
(vgl. 88 126 ff. GewO; 88 76 ff. HGB). — Die Ermächtigung hat die geſetzliche Wirkung, daß 
der Minderjährige nunmehr unbeſchränkt geſchäftsfähig ift, und zwar: a) für Eingehung 
des Arbeits oder Dienſtvertrags (gegebenenfalls einſchließlich der Vereinbarung einer Drauf⸗ 
gabe oder Vertragsſtrafe, falls nur ſolche Vertragsabreden verkehrsüblich oder nicht außer⸗ 
gewöhnlich find); b) für die Aufhebung oder Anderung des Vertrags und e) hinſichtlich feiner 
Erfüllung. Hierher gehören auch die etwaigen Schadenserſatzanſprüche des Minderjährigen 
aus dem Dienſtverhältniſſe, mithin auch fein Erſatzanſpruch wegen dauernder Geſundheits. 
ſchädigung durch den Dienſt ($ 618), ſowie anderſeits die gegen ihn aus dem Dienſt⸗ oder 
Arbeiteverhältniſſe hervorgegangenen Erſatzanſprüche. Im Umfange feiner Geſchäftsfähig⸗ 
keit iſt der Minderjährige auch prozeßfähig (8 52 ZPO). Soweit und ſolange die dem 
Minderjährigen gewährte Ermächtigung reicht, beſteht daneben die Vertretungsmacht des 
geſetzlichen Vertreters auch hier nicht (ftreitig). Der Vertreter kann daher auch nicht die 
Lohnforderung des Minderjährigen einklagen. Vgl. § 112 A 1. Allerdings kann unter 
Umſtänden in feinem Eingriffe ſchon ein Widerruf nach Abf 2 enthalten fein. Iſt dem 
Minderjährigen durch die ihm gemäß 8 113 erteilte Ermächtigung ohne weiteres auch die 
freie Verfügung über feinen Arbeits- oder Dienſtlohn gewährt? Das dürfte zu verneinen 
ſein, wenngleich der Lohn zu feinem freien Vermögen gehört (§ 1651). 

2. Ausnahmen. Die unbeſchränkte Geſchäftsfähigkeit umfaßt auch hier wie nach 8 112 
nicht ſolche Geſchäfte, zu denen der Vertreter der Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts bedarf. Erheblich iſt im Falle der Vormundſchaft, dagegen nicht auch der elterlichen 
Gewalt ($ 1643), der § 1822 Nr 7 (Verpflichtung des Mündels zu perſönlichen Dienſt⸗ 
leiſtungen auf länger als ein Jahr). 5 f 

3. Zurücknahme und Beſchränkung der Ermächtigung. Der Vertreter kann die erteilte 
Ermächtigung hier jederzeit frei zurücknehmen oder beſchränken. Hat jedoch das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht die Ermächtigung erſetzt (Abſ 3), jo fteht die Befugnis, fie zurückzunehmen oder 
zu beſchränken, nur ihm zu. Die Zurücknahme der Ermächtigung erfolgt formlos dem Minder⸗ 
jährigen gegenüber. Die Zurücknahme der Beſchränkung hat keine rückwirkende Kraft. 

4. Die Erſetzung der Ermächtigung durch das Vormundſchaftsgericht, falls der Vor⸗ 
mund die Ermächtigung verweigert, kann erfolgen auf Antrag des Minderjährigen (Ber 
fahren nach den 88 18 Abſ 2, 53, 55 Abſ 1, 60 Nr 6 FG; ſofortige Beſchwerde nach 8 60 
Nr 6), durch Zuſtellung des Beſchluſſes an den Minderjährigen (§ 16 Ab} 2 a. a. O.). Hin⸗ 
ſichtlich ſchleuniger Fälle vgl. J 53 Abſ 2 F006. Dem Vertreter kraft elterlicher Gewalt 
gegenüber ift die Erſetzung der Ermächtigung nicht zugelaſſen. Für die Wirkſamkeit des 
gerichtlichen Beſchluſſes iſt es bedeutungslos, ob in Wirklichkeit, das Intereſſe des Mündels 
gehörig gewahrt worden iſt oder nicht. bs, N 

5. Nach der Auslegungsregel („im Zweifel“) gilt die für den einzelnen Fall erteilte 
Ermächtigung als allgemeine Ermächtigung zur Eingehung von Verhältniſſen der gleichen 
Art. Eine derartige Ausdehnung der Ermächtigung wird jedoch rechtswirkſam ausgeſchloſſen 
durch ihre entſprechende Einſchränkung gemäß A 8. 

6. Ergänzt die Gemeindebehörde nach § 108 Gewd die orte des geſetzlichen 
Vertreters durch Ausſtellung eines Arbeitsbuchs, ſo werden dadurch die Vorichriften, des BGB 
in 88 107113 nicht berührt; daher wird durch fie insbeſondere das Recht des Vertreters, 
die Zuſtimmung zum Arbeitsvertrage zu verſagen, nicht betroffen. 


8 114 


Wer wegen Geiſtesſchwäche, wegen Verſchwendung oder wegen Trunk⸗ 
ſucht entmündigt oder wer nach § 1906 unter vorläufige Vormundſchaft 
geſtellt iſt, ſteyt in Anſehung der Geſchäftsfähigkeit einem Minderjährigen 
gleich, der das ſiebente Lebensjahr vollendet hat!) ). 

E I 70, 71 uf 1: M 1 149 fl., P 1 7 fl.: 4 880 ff. 

1. Die wegen Geiſtesſchwäche, n Verſchwendung oder Trankſucht Entmündigt 
(8 6 Nr 2, 3, 4) ſind in ber Geſchäftzfaptgkeit Pei Die Veſerunkulg kit mit Birken 
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keit des die Entmündigung ausſprechenden Beſchluſſes (88 661, 680, 683 ZPO) ein und dauert 
fort bis zur Aufhebung der Entmündigung, alſo bis zur Rechtskraft der die Entmündigung 
aufhebenden Entſcheidung, nämlich des Beſchluſſes oder des Urteils nach den 88 672, 678, 
680, 685, 686 ZPO. Es iſt indes nicht ausgeſchloſſen, daß das Gericht die Vorausſetzungen 
der vollen Geſchäftsunfähigkeit gemäß § 104 Nr 2 als erfüllt erachtet, wiewohl die Entmündi⸗ 
gung nur wegen Geiſtesſchwäche erfolgt iſt (RG JW 07, 7371). Die wegen körperlicher Ge⸗ 
brechen oder wegen Abweſenheit unter Pflegſchaft Geſtellten (88 1910, 1911) find in der 
Geſchäftsfähigkeit nicht beſchränkt (RG 52, 224). Vgl. ferner § 53 ZPO und 8 178 FGG. 
Geiſtesſchwäche liegt vor, wenn die Perſon infolge ihres Geiſteszuſtandes die Geſamtheit 
ihrer Angelegenheiten, nicht alſo lediglich die vermögensrechtlichen, zu beſorgen außerſtande 
iſt und zu ihrem Schutze (auch gegenüber fremden Einflüſſen) ſonach eines Pflegers bedarf 
(MS Warn 1918 Nr 180). Immerhin müſſen dem Geiſteszuſtande Merkmale kliniſch⸗ 
mediziniſcher Art anhaften (RG JW 1917, 8471). Trunkſucht liegt nur dann vor, wenn 
der Leidende die Kraft, dem Anreize zum übermäßigen Genuſſe geiſtiger Getränke zu wider⸗ 
ftehen, wirklich verloren hat: widerſteht er auch nur aus Furcht vor der Entmündigung, jo 
ſpricht das gegen das Vorhandenſein einer Trunkſucht (RG Warn 1913 Nr 1; 1916 Nr 260). 
Eine Trunkſucht kann nicht ſchon dann als fortgefallen gelten, wenn der von ihr befallene 
Entmündigte ſich unfreiwillig im Alkoholgenuſſe beſchränkt hat, ihm jedoch nicht die innere 
Kraft zugemutet werden darf,, einem ſich etwa bietenden Anreize zu übermäßigem Alkohol. 
genuſſe zu widerſtehen (RG LZ 1919, 966%. — Die Beſchräukung der Geſchäftsfähigkeit 
im Falle vorläufiger Vormundſchaft nach § 1906 tritt mit dem Zeitpunkt ein, in dem der 
fie anordnende Beſchluß nach § 52 FG wirkſam wird (vgl. RG Gruch 48, 108), und fie 
dauert ſolange wie die vorläufige Vormundſchaft ſelbſt (81908). Die Gleichſtellung der be 
treffenden Perſonen mit dem Minderfahrigen beſteht nur in Anfehung der Geſchäftsfähigkeit 
(88 107—113), bezieht ſich daher nicht auch auf ihre Deliktsfähigkeit, die unberührt bleibt. 
Daher regelt ſich auch die Verantwortlichkeit des wegen Geiſtesſchwäche Entmündigten für 
den durch eine unerlaubte Handlung einem andern zugefügten Schaden gegebenenfalls nur 
nach $ 827, während § 828 außer Anwendung bleibt (RG IW 1912, 240. — Sonderbeſtim⸗ 
mungen des $ 2229 wegen Teſtamentsunfähigkeit, des 8473 8 hinſichtlich des Parteieides. 
Die Abweſenheitspflegſchaft berührt weder die Prozeßfähigkeit (5 52 3 PO) noch 
die Geſchäftsfähigkeit (8 1911). RE 

ie nicht genehmigten Rechtsgeſchäfte find wie die des Minderjährigen wirkungslos. 
Über den Rücdkforderungsanſpruch des Geſchäftsgegners vgl. § 108 A 1 a. E. Eine Bereiche⸗ 
rung des Entmündigten beſteht nicht mehr, wenn er das Empfangene in verſchwende⸗ 
riſcher Art verbraucht hat, während ihm zu ſeinem Unterhalte genügende Mittel von ſeinem 
geſetzlichen Vertreter zur Verfügung geſtellt waren (RG Warn 1918 Nr 70). 

2. Übergangsrecht vgl. Artt 155 u. 156 EG. War das Verfahren am 1. Januar 1900 
noch nicht abgeſchloſſen (R J 00 S. 848 u. 867), fo unterliegt es formell und materiell 
dem neuen Recht. Der zur Zeit des Inkrafttretens des BGB wegen Verſchwendung 
Entmündigte ſteht von dieſer Zeit an einem nach den Vorſchriften des BGB aus gleichem 
Grunde Entmündigten gleich (Art 156 Ec). 


§ 115 


Wird ein die Entmündigung ausſprechender Beſchluß infolge einer An⸗ 
fechtungstlage aufgehoben, ſo kann die Wirkſamkeit der von oder gegen⸗ 
über dem Entmündigten vorgenommenen Rechtsgeſchäfte nicht auf Grund 
des Beſchluſſes in Frage geſtellt werden!). Auf die Wirkſamkeit der von 
oder gegenüber dem geſetzlichen Vertreter vorgenommenen Rechtsgeſchäfte 
hat die Aufhebung keinen Einfluß). 

Dieſe Vorſchriften finden entſprechende Anwendung!), wenn im Falle 
einer vorläufigen Vormundſchaft der Antrag auf Entmündigung zurück⸗ 
genommen oder rechtskräftig abgewieſen oder der die Entmündigung aus⸗ 
ſprechende Beſchluß infolge einer Anfechtungsklage aufgehoben wird. 

E 1 71 Abſ 2 II 89; M 1 150 ff.; P 1 67 ff.; 4 884 ff. 

1. Die Aufhebung einer Entmündigung zufolge einer Anfechtungsklage nach 8 664ff. 
BED. gemäß Del 910 beſeitigt die Unwirkſamkeit der von und gegenüber dem uad 
vorgenommenen Rechtsgeſchäfte mit Rückwirkung bis auf den Anfang, weil im vorausge- 
lehten Falle — anders als bei einer Wiederaufhebung nach 88 679, 686 ZPO — davon 
ögegangen wird, daß der Entmündigungsgrund von Anfang an nicht beſtanden hat. 
Diele Geichäfte werden alſo hinſichtlich ihrer Wirffamteit ſo behandelt, als ob der die Ent 
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mänbigung ausſprechende Beſchluß überhaupt nicht erfolgt wäre, unbeſchadet der Möglichkeit, 
die Wirkſamkeit der Rechtsgeſchäfte auf Grund der §8 104 Nr 2, 105 Abſ 2 anzugreifen. 

2. Aber auch die von oder gegenüber dem geſetzlichen Vertreter in der Zwiſchenzeit 
vorgenommenen Rechtsgeſchäfte werden nach der beſtimmten Vorſchrift des Satz 2 aufrecht⸗ 
erhalten, wiewohl ſie an ſich als unwirkſam angeſehen werden müßten (A 1). Falls etwa 
der Entmündigte und ſein geſetzlicher Vertreter vor Aufhebung der Entmündigung in der 
gleichen Sache widerſprechende Erklärungen abgeben, wird es für die Frage, welches Ge⸗ 
ſchäft gelten ſoll, einmal darauf ankommen, welches von ihnen dem andern zeitlich vor⸗ 
aufgegangen iſt, jo daß das eine ſchon hiernach durch das andere ausgeſchloſſen fein könnte. 
Iſt der Widerſpruch auf dieſe Weiſe nicht lösbar, ſo wird man davon ausgehen müſſen, 
daß zugunſten des Dritten das von ihm mit dem Vertreter abgeſchloſſene Geſchäft den Vor⸗ 
025 verdient, weil der Dritte berechtigt war, mit der Befugnis des Vertreters zu rechnen 
(ſtreitig). 

3. Wird die vorläufige Vormundſchaft aus den in Abſ 2 angegebenen Gründen wieder 
aufgehoben (vgl. außerdem die 88 60 Nr 5, 61 FG), fo [ind die gleichen Geſichtspunkte wie 
im Falle des Abſ 1 maßgebend. 


Zweiter Titel 
Willenserklärung 


1. Erſter Beſtandteil der Willenserklärung iſt der Wille. Geſchäfts wille iſt er inſofern, 
als er überhaupt eine Beeinfluſſung des Rechtslebenz bezweckt, und Erfolgswille inſofern, 
als er einen beſtimmten Erfolg anſtrebt. Wo der Wille nicht einen ſolchen Inhalt hat, kann 
von einer rechtsgeſchäftlichen Willenserklärung nicht die Rede lein, und ein Rechts 
geſchäft kommt daher überhaupt nicht zuſtande (RG 68, 322; 79, 305), auch nicht einmal 
ein anfechtbares. — Zweiter Beſtandteil it die Willenserklärung. Sie bedeutet die Kund⸗ 
gebung des rechtsgeſchäftlichen Willens nach außen hin und muß daher ſo geartet ſein, daß 
der verfolgte Zweck auch erkannt werden kann. Wem der Wille erkennbar werden muß, 
das richtet ſich nach den verſchiedenen Arten der Rechtsgeſchäfte. Falls es ſchon im Weſen 
des Geſchäfts liegt, daß die Willenserklärung, um wirkſam zu werden, an eine beſtimmte 
Perſon gerichtet wird, kann als Erklärungsempfänger grundſätzlich nur dieſe beſtimmte Perſon 
in Betracht kommen, wie das z. B. zutrifft bei der Kündigung, beim Vertragsangebot und bei 
der Vertragsannahme (mit Ausnahme des Sonderfalls im § 151). Der Grundſatz, daß Erklä⸗ 
rungsempfänger überhaupt nur eine beſtimmte Perſon ſein kann, greift auch überall da Platz, 
wo das Geſetz die Wirkſamkeit der Erklärung ausdrücklich davon abhängig macht, daß dieſe 
einer beſtimmten Perſon gegenüber ($$ 108 Abſ 2, 143) oder in den zugelaſſenen Fällen an 
Stelle des Erklärungsgegners der Behörde gegenüber erfolgt (88 143 Abſ 4 Sat 2, 875, 
876, 880, 1168, 1180, 1183, 1726, 1748). In allen Fällen der vorbezeichneten Art handelt es 
ſich um „empfangsbedürftige Willenserklärungen“ (58 180-182). Auch die Erklärung 
des Konkursverwalters, daß er ein zur Maſſe gehöriges Grundſtück gemäß § 117 KO frei. 
gebe, iſt empfangsbedürftig, und Empfangsgegner ift der Gemeinſchuldner (dich 94, 55). — 
In ſonſtigen Fällen, alſo bei den nicht empfangsbedürftigen Willenserklärungen, genügt 
es, wenn der Wille fo kundgetan ift, daß die Abſicht, die augeſtrebte Rechtsänderung her- 
beizuführen, denjenigen, die es angeht ($ 143 Abſ 4), erkennbar wird. Ein Wille, der lediglich 
ein inneres Wollen geblieben ift, kann ſelbſtverſtändlich niemals beanspruchen, eine 
Rechtsänderung in der Außenwelt herbeizuführen. Wer aber gegebenenfalls die Beteiligten 
ſind, denen der Wille erkennbar ſein muß, hängt von der Art des Geſchäfts ab. Zu den 
nicht empfangsbe dürftigen Willenserklärungen gehören beiſpielsweiſe die An- 
eignung, die Preisgabe, das eigenhändige Teſtament, die Erbſchaftsannahme, die Auslobung, 
die Anerkennung eines Kindes gemäß 8 1598 I, das Anerkenntnis der Vaterſchaft nach 
9 1718 (R& 58, 353). Auch hier handelt es fi um wirkliche Willenserklärungen, auf 
welche alle von ſolchen geltende Rechtsgrundſätze Anwendung finden, mit einziger Ausnahme 
des allein für die empfangsbedürftige Willenserklärung beſtimmten $ 130. Die Perſon des 
Beteiligten im angegebenen Sinne kommt befonders in Frage, wenn es ſich um die An⸗ 
fechtung einer Willenserklärung handelt, nämlich zur Beſtimmung des Anfechtungsgegners 
(8 143). — Echte und unechte Willenserklärung zu unterſcheiden, liegt kein zwingender Grund 
vor. Je nachdem zum Zuſtandekommen eines Rechtsgeſchäfts die Willenserklärung einer 

erſon genügt, oder die mehrerer begrifflich notwendig iſt, ſind einſeitige und zweiſeitige, 
auf der Dillensübereinſtimmung der Erklärenden beruhende Rechtsgeſchäfte (Vertrag) zu 
unterſcheiden. — Die Wirkſamkeit einer Willenserklärung tritt ein mit ihrer Abgabe; in 
denjenigen Fällen jedoch, in denen ſie einem andern oder an deſſen Stelle einer Behörde 
gegenüber abzugeben ift, erſt mit ihrem Zugange (88 130--132). 


Willenserklärung 141 


* 

2. Nach der Art und Weiſe der Willensaußerung find zu unterſcheiden ausdrückliche und 
ſtillſchweigende Willenserklärungen. Eine ausdrückliche, nicht notwendig wörtliche, 
liegt vor, falls das Verhalten des Erklärenden bezweckt, gerade das zum Ausdruck zu bringen, 
worauf ſich der Geſchäftswille richtet. Das Wort „ausdrücklich“ im Geſetze ſelbſt hat keine 
ſichere, für alle Fälle gleiche Bedeutung; fie muß vielmehr im einzelnen Falle beſonders ge⸗ 
prüft werden (88 164, 244, 700; RG 65, 179). Eine ſtillſchweigende Willenserklärung 
liegt vor, wenn die ſchlüſſigen Handlungen des Erklarenden zwar unmittelbar auf andere 
Zwecke gerichtet waren, gleichwohl aber mit Gewißheit und jede andere Deutung ausſchließend 
(RG Warn 1919 Nr 132), die Abſicht erkennen ließen, auch den vorhandenen Geſchäfts⸗ 
willen kundzugeben, wie beiſpielsweiſe die der Ausführung eines Auftrags dienende 
Tätigkeit ſtillſchweigend zugleich die Annahme des Auftrags und das Zerreißen und Zurück. 
geben eines Schuldſcheins den Erlaß der Schuld zu erkennen gibt oder wenigſtens geben 
kann. Die Verkehrsanſchauung kommt hierbei (58 133, 157) mit in Betracht (RG 67, 
433; JW 1910, 573%). Bloß ſchlüſſige Handlungen genügen nur dann nicht, wenn eine 
formelle oder eine ausdrückliche Erklärung im eigentlichen Sinne des Wortes gefordert wird. 
Eine ſtillſchweigende Willenserklärung darf nur in einer ſolchen Handlung gefunden werden, 
die nach Lage der Sache keine andere Auslegung zuläßt; den Vorzug ſoll immer die dem Be- 
ſtande des Geſchäfts günſtigere haben (R 29. 10. 98 VI 202/98). Aber auch ganz ſtill⸗ 
ſchweigend kann ſich ein rechtsgeſchäftlicher Akt nicht vollziehen, irgendwie muß die Willens⸗ 
erklärung immer erklärt ſein (M& 96, 138). Auch eine ſtillſchweigende Willenserklärung 
einer juriſtiſchen Perſon iſt an ſich möglich; doch bedarf es hier beſonders beweiskräftiger 
Tatſachen (R 28. 3. 05 VII 398/04). Die Auslegungsregeln der $$ 133, 157 find auch 
bei ſtillſchweigenden Willenserklärungen anzuwenden (RG 67, 433; 68, 128; JW 1915, 192). — 
Auch im Falle rein untätigen Verhaltens iſt eine echte — daher auch anfechtbare — Willens⸗ 
erklärung als abgegeben anzunehmen, falls die Unterlaſſung, nach den Grundſätzen von 
Treu und Glauben und nach der Verkehrsſitte beurteilt, mit der Abſicht erfolgte, hierdurch 
den Geſchäftswillen zu erkennen zu geben (vgl. den Sonderfall des $ 1956, Verſäumung 
der Ausſchlagungsfriſt). 

3. Vorbehalte dienen dazu, der ſchädlichen Auslegung einer Erklärung vorzubeugen 
(88 464, 640 Abſ 2). Ob das Geſetz in den Fällen, in welchen es nur die Vermutung für 
eine ſtillſchweigende Vereinbarung aufſtellt („es gilt“, 58 110, 612, 682, 653), die 
Vermutung zugleich ſo weit wirken laſſen will, daß auch alle von den Willenserklärungen über- 
haupt geltenden Regeln anzuwenden wären, insbeſondere alſo auch die von der Anfechtung, 
kann zweifelhaft fein (vgl. auch 8 508). Das Nähere darüber bei den angegebenen Beſtimmungen. 

4. Zur Rechtsbeſtändigkeit einer Willenserklärung gehört, daß ihr kein weſentlicher Mangel 
innewohnt. Das Vorhandenſein eines ſolchen Mangels begründet Nichtigkeit oder Unwirkſam⸗ 
keit oder Anfechtbarkeit. Nichtig iſt die Willenserklärung, falls fie die beabſichtigte Wirkung über- 
haupt nicht zu erzielen vermag; Gründe hierfür: Schein (8 117), Mangel der Form (8 125), Ver. 
ſtoß gegen ein geſetzliches Verbot (3 134) und gegen die guten Sitten ſowie das wucheriſche Ge⸗ 
ſchäft (5 138). Im Falle eines Verſtoßes gegen ein Veräußerungsverbot iſt das Geſchäft un. 
bedingt oder bedingt unwirtſam. Das Nähere bei 88 135, 136. Unwirkſam find Rechts. 
geſchäfte auch in den Fällen, in denen nicht der volle vom Geſetze für das Wirkſamwerden 
geforderte Tatbeſtand erfüllt it, jo wenn es an der nötigen Einwilligung eines Dritten fehlt 
(88 111, 174, 182, 185), die anderſeits jedoch die Fähigkeit haben, durch Hinzutritt einer 
weiteren Tatſache volle Gültigkeit zu erlangen. Anfechtbar find Willenserllärungen wegen 
Irrtums (58 119, 120), Täuſchung und Drohung ($ 123), eine Ehe außerdem wegen Be⸗ 
ſchränkung der Geſchäftsfähigkeit des Ehegatten ($ 1331) und eine neue Ehe, wenn der für 
tot erklärte Ehegatte noch lebt ($ 1350). Das Htechtsgefchäft kommt in dieſen Fallen zu- 
Lande: aber die Anfechtung hat die volle Nichtigkeit „von Anfang an“ (ex tunc) zur Folge 

142). . 

5. Gemeinſames betreffs der SS 116124. Das Geſetz knüpft die Fehlerhaftigkeit einer 
Willenserklärung ſowohl an den etwaigen Mangel im Willen wie an einen Mangel in der 
Erklärung. Im Falle des Willens mangels liegt die Sache entweder fo, daß der Erklärende 
in Wirklichkeit überhaupt nicht den Willen hat, irgendeinen Rechtserfolg hervorzubringen 
(. oben A 1); oder auch fo, daß er einen Rechtserfolg zwar will, indes einen andern als 
den nach ſeiner Erklärung anſcheinend beabſichtigten. Im Falle des Erklärungsmangels 
handelt es ſich darum, daß der Betreffende etwas anderes erklärt hat, als er ſeinem wahren 
Willen gemäß hat erklären wollen. Folgerichtig müßte in allen dieſen Fallen der abgegebenen 
Willenserklärung jeder Rechtserfolg überhaupt verſagt werden. Denn ſtets fehlte es 
an einer an ſich notwendigen Vorausſetzung für ihre Rechtsbeſtändigkeit. Und iſt über 
haupt der Wille derjenige Beſtandteil eines Rechtsgeſchäfts, dem nach der Rechtsordnung 
die rechtserzeugende Kraft zutommt (vgl. Vorbem 1 vor 8 104), jo dürfte zum mindeſten 
niemals ein ſolcher Rechtserfolg eintreten, der nicht wirklich beabſichtigt war, und dürfte eine 
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hat die Sache jedoch zum Teil anders geregelt. Auch bei einem Widerſtreite zwiſchen dem er⸗ 
klärten Willen und dem wahren Willen, oder zwiſchen dieſem und der abgegebenen Erklärung 
iſt es in Rückſicht auf das Verkehrsbedürfnis bemüht, der Willenserklärung einen Rechtserfolg 
möglichſt zu ſichern. Das Geſetz gelangt zu dieſem Ziele einmal, indem es in gewiſſen Fällen 
das entſcheidende Gewicht nicht auf den Willen, ſondern auf die Erklärung legt und ſonach ſchon 
dieſer die rechtserzeugende Kraft, und zwar nach Maßgabe des nur geäußerten Schein ⸗ 
willens beimißt ($ 116 Satz 1); zweitens, indem es unter gewiſſen Vorausſetzungen auch ein 
Rechtsgeſchäft, dem eine fehlerhafte Willenserklärung zugrunde liegt, rechtlich ebenfalls zur 
Entſtehung gelangen läßt, indeſſen hier nur mit der Einſchränkung, daß das Geſchäft wegen 
des ihm anhaftenden Mangels durch eine Erklärung des b e noch nach⸗ 
träglich nichtig gemacht werden kann (88 119—123). Ob nunmehr das Geſetz jeweilig die 
Nichtigkeit eintreten oder das Rechtsgeſchäft aufrechterhalten will, ſei es als ein mangel- 
loſes, ſei es auch nur als ein anfechtbares, das hängt, wie ſich erweiſen wird, von der Art 
des Mangels und von ſeinem Grunde ab. Danach beſtimmt ſich aber auch zugleich die 
Gliederung der nachfolgenden Beſtimmungen. Das entſcheidende Gewicht iſt entweder 
auf den Willen (Willensgrundſatz) oder auf die Erklärung (Erklärungsgrundſatz) gelegt. 


8 116 


Eine Willenserklärung iſt nicht deshalb nichtig“), weil ſich der Erklä⸗ 
rende insgeheim?) vorbehält, das Erklärte nicht zu wollen!). Die Erklärung 
iſt nichtig, wenn ſie einem andern gegenüber abzugeben iſt und dieſer den 
Vorbehalt kennts) ). 

E 1 95 II 91; M 1 191 ff.; P 1 94. 


1. Der ſtille Vorbehalt. Der $ 116 hat den Fall im Auge, daß der Erklärende in Wirklich⸗ 
keit das nicht will, was er zu wollen erklärt, vielmehr entſchloſſen iſt, das Erklärte nicht zu 
wollen, dieſen Entſchluß jedoch nach außen hin gefliſſentlich verdeckt (RG 68, 128; 73, 222). Er 
war ſich bei Abgabe der Erklärung alſo deſſen bewußt, daß er etwas anderes erklärte, als ſeiner 
wahren Abſicht entſprach. Die Erklärung deckt ſich alsdann mit dem Scheinwillen, ſteht dagegen 
in Widerſpruch mit dem wahren Willen. Hier legt das Geſetz das entſcheidende Gewicht 
der Regel nach (Ausnahme in Satz 2) auf die Erklärung und entſcheidet um deswillen 
dem Sinne nach in Satz 1, daß diejenige Folge, die wegen des Mangels im Willen an ſich 
eintreten müßte, mithin die Nichtigkeit der Erklärung, doch nicht eintreten ſoll, daß vielmehr 
der dem erklärten Scheinwillen entſprechende Geſchäftserfolg eintritt. Die Wirkſamkeit einer 
Willenserklärung ſoll durch nicht in die Außenwelt getretene An- und Abſichten des Erklärenden, 
die mit ſeiner Kundgebung in Widerſpruch ſtehen, keine Einbuße erleiden. Wer beiſpielsweiſe 
unter einem ſtillen Vorbehalte eine Vollmacht erteilt, haftet trotz des Vorbehalts lediglich 
nach Maßgabe der Vollmacht, falls nicht der Geſchäftsgegner den Vorbehalt kennt (R 52, 99). 
Auch bei der Erforſchung des wirklichen Willens gemäß § 133 kommt es mithin in ſolchen Fällen 
nicht auf den bloß inneren Willen (MG 68, 126), ſondern auf das äußere Verhalten an (RG 
JW 1912, 132°). Wer der Erklärung eines andern, bei der ein Fehlgriff im Ausdrucke 
(Schreibfehler) vorgefallen iſt, vorbehaltlos zuſtimmt, wiewohl er den wirklichen Sinn der Er⸗ 
klärung erkannt hatte, kann ſich nicht darauf berufen, daß er ſich insgeheim vorbehalten hatte, 
ſeine Zuſtimmung nur nach Maßgabe der tatſächlich vorhandenen Erklärung zu erteilen; 
er hat vielmehr ſein Einverſtändnis zu der wirklich gewollten Erklärung des andern erteilt 
(R 66, 428, Seuffll 74 Nr 47). Offenſichtlich will das Geſetz durch die Regel des Satz 1 
der Rechtsſicherheit Rechnung tragen und den Erklärungsempfänger, der ſich auf das Wort 
verließ, billigerweiſe ſchützen. Man ſoll ſich eben im Verkehrsleben auf das Wort verlaſſen 
dürfen (RG Warn 09 Nr 124). — Anwendungsgebiet. Satz 1 bezieht ſich auf Willens ⸗ 
erklärungen aller Art, beiſpielsweiſe auch auf letztwillige Verfügungen und auf die 
Aufgabe des Eigentums ($$ 928, 959). Auch der Scherz, der nach der Abſicht des Er⸗ 
klärenden nicht hat erkannt werden ſollen (anders im Falle des § 118), gehört hierher. Eine 
beſondere Bedeutung hat der ſtille Vorbehalt in den Fallen des Rechtserwerbs durch 
einen Beauftragten. Wenn ein ſolcher erkennbar namens des Auftraggebers handelt, 
iſt ſein ſtiller Vorbehalt, nicht für jenen, ſondern für ſich zu erwerben, ſofern der Veräußerer 
den Vorbehalt nicht kennt, bedeutungslos (NG 73, 222; Warn 09 Nr 124). Vgl. ander⸗ 
eits $ 164 Abſ 2 wegen des ftillen Vorbehalts des nicht erkennbar in fremdem Namen auf- 
tretenden Stellvertreters dahin, daß er nicht in eigenem Namen handeln wolle. 

2. Insgeheim. Dieſes Merkmal trifft überall zu, wo der Vorbehalt derjenigen Perſon 
gegenüber verheimlicht iſt, der gegenüber die Erklärung abgegeben wurde, und bei nicht 
empfangsbedürftigen Willenserklärungen (Vorbem 1 vor 8 116) demjenigen verheimlicht 
worden, in deſſen Berfon die Wirkung eintreten ſoll, ſo z. B. im Falle der Auslobung gegen⸗ 
über den beteiligten Bewerbern (NG JW 06, 576%). 
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3. Bei empfangsbedürftigen Willenserklärungen (Vorbem 1) liegt ein Schutzbedürfnis 
nicht vor, wenn der Empfänger wußte, daß ihm gegenüber nur ein Scheinwille erklärt wurde. 
In ſolchen Fällen kann unbedenklich dem Grundſatze Folge gegeben werden, daß die an- 
gegebene Willenserklärung wegen mangelnden Geſchäfts⸗ oder Erfolgswillens nichtig iſt. Das 
ſieht Satz 2 vor (RG JW 1910, 605). Demnach iſt beiſpielsweiſe auch die beurkundete Auf- 
laſſungserklärung inſoweit nichtig, als der das geſamte Grundſtück Auflaſſende dem andern 
Teile gegenüber nebenher erklärt, daß er die Auflaſſung auf ein beſtimmtes Teilſtück nicht 
miterſtrecken wolle (RG 78, 372). Unkenntnis aus Fahrläſſigkeit (Rennenmüffen) kommt nicht 
in Betracht. Eine nur zwangsweiſe abgegebene Erklärung iſt, wiewohl dem Drohenden be- 
wußt iſt, daß der andere die Erklärung nicht hat abgeben wollen, gleichwohl immer nur an⸗ 
fechtbar. Denn gemäß § 123 hängt es von dem andern ab, ob er ſeine Erklärung gelten 
laſſen will oder nicht. Auch eine unter Vorbehalt erteilte Vollmacht iſt nichtig, falls der 
Empfänger der Vollmacht den Vorbehalt kennt. Die Annahme jedoch, daß das vom Voll⸗ 
machtsempfänger mit einem Dritten auf Grund der unter einem Vorbehalte im Sinne des 
$ 116 Satz 1 erteilten Vollmacht abgeſchloſſene Rechtsgeſchäft für den Vollmachtgeber auch 
dem Dritten gegenüber nicht verbindlich, und der Dritte nur auf Geltendmachung des Ver⸗ 
trauensſchadens nach $ 120 beſchränkt ſei, ift jedenfalls für die Fälle der 58 171, 172 unzu⸗ 
treffend. B h 
4, Über den Begriff Nichtigkeit vgl. 8 125 U 1. 


8 117 


Wird eine Willenserklärung, die einem anderen gegenüber abzugeben 
iſt, mit deſſen Einverſtändniſſe nur zum Schein abgegeben, fo iſt ſie nichtig). 
Wird durch ein Scheingeſchäft ein anderes Rechtsgeſchäft verdeckt, jo 


finden die für das verdeckte Rechtsgeſchäft geltenden Vorſchriften Anwen⸗ 
dung! 5). 

E I 96 II 92; M 1 192 ff. B 1 95 ff. 

1. Das Scheingeſchäft. Es liegt vor, wenn eine Willenserklärung einem anderen 
gegenüber abgegeben wird und beide Teile — anders als im Falle des § 116 Satz 2 — 
darüber einverſtanden ind, daß das Erklärte nicht gewollt ſei, daß mithin der Wille nur 
zum Schein ertlärt fein ſollte (NG JW 1910, 60°). Es handelt ſich auch hier um einen Fall 
des bewußten Widerſpruchs zwischen Wille und Erklärung (8 116 A J), eigenartig indeſſen 
um deswillen, weil hier lediglich empfangsbedürftige Willenserklärungen (Vorbem 1 vor 8 116) 
in Frage ſtehen und dabei Voraussetzung iſt, daß die Abgabe der ſich mit dem wirklichen Willen 
nicht deckenden Erklärung auf ausdrücklicher oder ſtiller Vereinbarung der beiden Beteiligten 
beruht. Begrifflich iſt für ein ſolches Scheingeſchäft erforderlich, daß ein nicht vorhandener 
Wille nach außen als vorhanden vorgeſpiegelt wird, nicht aber genügt die Vorſpiegelung 
einer bloßen äußeren Tatſache (RG 60, 21). Demgemäß hat auch das Handeln durch eine 
vorgeſchobene Perſon (Strohmann) mit dem Scheingeſchäft nichts zu tun (RG 84, 304; 
81, 41; 69, 46; Seuff A 60 Nr 177); zumal wenn der erſtrebte Erfolg nur durch ernſtliche, 
nicht aber durch ein Scheingelhäft zu erreichen war. Beiſpielsweiſe bei Verwendung einer 
Mittelsperſon zum Zwecke des käuflichen Erwerbs einer Sache durch einen ſtillen Stell- 
vertreter (RG JW 1914, 587) oder bei der Führung eines Geſchäftes für den eigentlichen 
Inhaber (RG 84, 304) oder der Schenkung an einen Dritten (nahen Angehörigen), wobei ver⸗ 
deckte Stellvertretung oder ein fiduziariſches Geſchäft vorliegen kann (RG 10. 10. 07 IV 97/07; 
7. 7. 15 V 108/15). Zum Begriffe eines Scheingeſchäfts gehörtes aber nicht, 
daß das Scheingeſchäft auf die Läuſchung eines Dritten berechnet war (RG 90, 277). Pgl. 
$ 398 A 3. Daher kann ein Scheingeſchäft auch dann ſchon gegeben ſein, wenn die Par⸗ 
teien etwa bei der Beſtellung eines Pfandrechts an einer Hypothek die zu ſichernden Forde⸗ 
rungen bewußt und gefliſſentlich wahrheitswidrig angeben (RG Warn 1914 Nr 245). Eine 
Hypothek iſt jedoch nicht ſchon deshalb nichtig (oder anfechtbar), weil der Gläubiger nicht 
richtig angegeben iſt (RG 79, 75 und die dort angegebenen Urteile). a 

Daß unter den gegebenen Vorausſetzungen die Willenserklärung zwiſchen den un⸗ 
mittelbar Beteiligten keine Wirkung haben kann, folgt ſchon aus dem in § 116 Satz 2 
zur Geltung gebrachten Grundsatze. Daß ferner das Scheingeſchäft als Rechtsgeſchäft auch 
Dritten gegenüber bedeutungslos iſt, folgt aus dem Grundſatze von der unbedingten 
Wirkung der Nichtigkeit (val. $ 125 A 1). Jeder auf Grund eines Scheingeſchäfts in An- 
pruch Genommene kann fonac die Nichtigkeit mindeſtens dann geltend machen, wenn er 
ein Intereſſe daran hat, gleichviel ob prozeſſuales oder materielles (RG Warn 09 Nr 177; 
RS 53, 416, betreffend eine Scheinzeſſion; RG SeuffA 64 Nr 310), womit jedoch nicht 
geſagt ſein ſoll, daß der Dritte ſein Intereſſe ſtets beſonders nachweiſen muß, da ſich ſein 
Intereſſe ohne weiteres ſchon aus der Sache ſelbſt ergeben kann, wie beiſpielsweiſe, wenn 
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er das Klagerecht des Scheinerwerbers oder Scheinberechtigten beſtreitet. Der Gläubiger 
kann die von ſeinem Schuldner nur zum Schein veräußerte Sache pfänden, und ander⸗ 
ſeits kann ein Dritter die Sache von ihrem Scheinerwerber nicht weitererwerben, oder doch 
nur nach den Grundſätzen vom gutgläubigen Erwerbe (8 932, 892). Iſt eine Hypothek oder 
Grundſchuld nichtig, weil beide Teile darüber einverſtanden waren, daß der eingetragene 
Gläubiger keine Rechte aus der Eintragung erlangen ſolle, dann kann der Eigentümer von 
ihm die Bewilligung der Löſchung verlangen (RG 28. 4. 15 V 539/14). Iſt nur ein Teil 
des Rechtsgeſchäfts zum Scheine abgeſchloſſen worden, dann wird nicht das ganze Rechts⸗ 
geſchäft ohne weiteres nichtig; vielmehr entſcheidet ſich das nach 8 1390 (RG Warn 1913 
Nr 41). — Ein Scheingeſchäft kann zugleich auch wegen Benachteiligung der Gläubiger der 
Anfechtung durch dieſe unterliegen (RG SeuffA 67 Nr 73). 

Schutz des Dritten gegen ein Scheingeſchäft. Durch ein Scheingeſchäft wird oftmals 
die Rechtslage eines Dritten ſchädlich beeinflußt; meiſt wird es ſogar auf die Täuschung 
Dritter zu deren Nachteile berechnet ſein (beiſpielsweiſe um durch die Scheinveräußerung 
einen Vermögensgegenſtand dem Zugriffe der Gläubiger zu entziehen). Demnach ſind Dritte 
gegenüber den üblen Einwirkungen des Scheingeſchäfts ſichtlich beſonders ſchutzbedürftig. 
Sofern nun ein Scheingeſchäft zugleich den Tatbeſtand einer unerlaubten Handlung 
erfüllt (58 823, 826), findet der Dritte einen ausreichenden Schutz in den allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen vom Schadenserſatze gemäß 88 249 ff. Handelte es ſich bei einem Scheingeſchäfte 
um die Vereitlung von Erfüllungsanſprüchen (beiſpielsweiſe der zur Gewährung 
eines grundbuchlichen Rangvorrechts verpflichtete Hypothekengläubiger veräußert zum Scheine 
ſeine Hypothek, um ſich der Verpflichtung zu entziehen), ſo kann die richtige Anwendung des 
Grundſatzes aus § 249 Satz 1 auch dazu führen, daß der berechtigte Dritte nunmehr den 
Scheinerwerber ohne weiteres unmittelbar auf die Erfüllung feines Anſpruchs belangt (RG 
95, 162). Einen weiteren Schutz verleiht das Geſetz Dritten mittels der Grundſätze vom gut ⸗ 
gläubigen Erwerber einer Sache (88 932, 892, 893) oder einer Forderung ($ 405) wo⸗ 
nach der gutgläubige Erwerb auch daun wirkſam ift, wenn der Veräußerer nur ein Schein⸗ 
berechtigter war (pal. die $$ 1032 u. 1207 betreffs des gutgläubigen Erwerbs eines Nieß⸗ 
brauchs und eines Pfandrechts). Unter den Vorausſetzungen des § 171 iſt ferner zugunſten 
des gutgläubigen Dritten auch eine bloße Scheinvollmacht wirkſam (vgl. $ 171 A J). Ge⸗ 
maß $$ 409, 576 ſodann müſſen der Gläubiger einer Forderung und der Vermieter eines 
Grundſtücks, die ihren Anſpruch an einen andern zum Schein abgetreten haben, die Ab- 
tretung dem Schuldner gegenüber auch ohne Rückſicht auf deſſen Gutgläubigkeit als wirkſam 
gelten laſſen, wenn ſie ihm die Abtretung angezeigt haben. Sonſtige Schutzmittel hat das 
Geſetz Dritten dem Scheingeſchäfte gegenüber ausdrücklich nicht gewährt. Indes die Schutz⸗ 
bedürftigkeit des Dritten kann ſich auch weiterhin äußern und entſprechend auch weiteren 
Schutz erheiſchen. So wird dem Dritten unter den gegebenen Vorausſetzungen ($ 242 A 1) 
auch die Einrede der Argliſt (exceptiodoli generalis) zuzugeſtehen fein (a. A. Planck 117 
A 1 und Oertmann daf. A 2b 6); namentlich dann, wenn nach Lage des Falles der Grund ⸗ 
ſatz Platz greift: dolo facit, qui petit, quod redditurus est. Man denke nur an den Fall, 
daß der zur Gewährung einer Sache Verpflichtete dieſe, um ſich ſeiner Verpflichtung zu 
entziehen, an einen andern durch bloßes Scheingeſchäft veräußert, der andere alsdann jedoch 
die Sache dem berechtigten Dritten gewährt hätte und jetzt der Verpflichtete die Sache vom 
Dritten mit der Behauptung herausverlangen wollte, daß der andere zur Verfügung über 
die Sache nicht befugt geweſen ſei. Endlich aber erſcheint es auch als recht und billig, dem 
Dritten bei Auſprüchen, zu deren Erfüllung die Verfügung über eine Sache oder ein ein⸗ 
getragenes Recht erforderlich iſt, den entſprechenden Leiſtungsanſpruch unmittelbar auch 
gegen denjenigen zu geben, der die Sache oder das eingetragene Recht durch Scheingeſchäft 
an ſich gebracht hat. Das bedeutete einerſeits nur, daß der Dritte durch die Gewährung 
des Anſpruchs gegen den Scheinerwerber vor dem Nachteile geſchützt würde, daß er nur 
den ihm Verpflichteten ſelbſt in Anſpruch nehmen dürfte, und daß er gegebenenfalls, um 
ſo fein Recht gegen den Verpflichteten verwirklichen zu können, vorerſt deſſen Anſpruch auf 
Rückgewährung der Sache oder des Rechts gegen den Scheinerwerber pfänden und ſich 
überweiſen laſſen, gegebenenfalls auch erſt das Grundbuchberichtigungsverfahren herbeiführen 
müßte. Anderſeits aber hätten der Verpflichtete und der Scheinerwerber, falls ſie ſich 
die ſofortige Belangung des letzteren gefallen laſſen müßten, keinen anerkennenswerten 
Grund zur Beſchwerde, da fie nur die Folgen ihres eigenen Tuns zu tragen und nur 
dem Umſtande Rechnung zu tragen hätten, daß ſie gefliſſentlich eben die Lage geſchaffen 
hätten, daß einſtweilen nur der Scheinerwerber zur Erfüllung des Leiſtungsanſpruchs 
imſtande wäre. Es wäre doch nicht recht und billig, den ſchuldloſen Dritten darunter leiden 
zu laſſen (vgl. RG 90, 279; 95, 161). Meiſt wird der Dritte in ſolchen Fällen ſich freilich 
mit der Schadenserſatzklage hinreichend helfen können (RG 95, 162). Indes denkbar find 
auch Fälle, wo die Vorausſetzungen eines derartigen Anſpruchs nicht erfüllt ſind, zumal 
nicht gegenüber dem Scheinerwerber. 
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2. Das verdeckte Geſchäft. Erfahrungsgemäß kommt es vor, daß die Parteien ein Geſchäft 
vornehmen, das in dieſer Rechtsform ſich nicht mit ihrem wirklichen Willen deckt, anderſeits aber 
dazu beſtimmt iſt, ein anderes wirklich gewolltes Rechtsgeſchäft zu verdecken. So, wenn die 
Parteien in Wahrheit eine Schenkung beabſichtigen, äußerlich aber ein Kaufgeſchäft abſchließen, 
mit dem Willen, die Schenkung auf jene Weiſe zu verdecken (RG 15, 294; 68, 826; 87, 301: Gruch 
40, 964). Auch unter ſolchen Umſtänden fehlt es zwar an der Übereinſtimmung zwiſchen dem 
wirklichen Willen und dem erklärten Willen. Aber dieſer Fall unterſcheidet ſich vom eigent⸗ 
lichen Scheingeſchäfte des Ab] 1 inſofern, als bei dem letzteren in Wirklichkeit keine Rechts⸗ 
veränderung beabſichtigt, hier dagegen eine ſolche erſtrebt wird. Daher kann und ſoll hier 
grundſätzlich auch der wirklich gewollte Erfolg eintreten und ſoll alſo das verdeckte Rechtsgeſchäft 
gelten. (Grundſäglich anders liegt der Fall der Umwandlung [Konverſion] gemäß $ 140, wo⸗ 
nach ein anderes Geſchäft anſtatt des nichtigen auslegungsweiſe unterſtellt wird; vgl. § 140 A 1.) 
Der Fall des Abſ 2 trifft beiſpielsweiſe auch dann zu, wenn die Parteien eine bewegliche Sache 
als nur mietweiſe überlaſſen bezeichnet haben, wahrend in Wirklichkeit käufliche Veräußerung 
beabſichtigt war. Da alsdann übrigens auch die erfolgte Übereignung der Sache an den Käufer 
(angeblichen Mieter) zuſtande gekommen wäre, ſo könnte auch ſein Gläubiger die Sache pfän⸗ 
den. Haben die Parteien in Wirklichkeit eine Bevollmächtigung beabſichtigt, äußerlich aber eine 
Abtretung erklärt, dann ſind die von der Vollmacht geltenden Rechtsgrundſätze (insbeſondere 
hinſichtlich der Widerruflichkeit) anwendbar (RG Warn 09 Nr 268). Nur iſt ſebſtverſtändliche Be⸗ 
dingung für die Anwendbarkeit des Abſ 2 ſtets, daß die für das gültige Zuſtandekommen des wirk⸗ 
lich a en Geſchäfts ſonſt erforderten Vorausſetzungen, wie die Form uſw., erfüllt find. 
Das Scheingeſchäft darf eben nicht zur Umgehung der anderweiten geſetzlichen Beſtimmungen 
dienen. Daher iſt auch ein ſormlich abgeſchloſſener Kaufvertrag, bei dem der Kaufpreis zum 
Scheine unrichtig angegeben wird (gleichgültig, ob zu hoch oder zu gering), durchweg nichtig, 
weil das wirklich Vereinbarte nicht richtigen Ausdruck in der Urkunde gefunden hat (RG 
78, 115; Warn 1913 Nr 309). Ausgeſchloſſen ift gegebenenfalls jedoch nicht, daß der zu⸗ 
grunde liegende, nur mündlich abgeſchloſſene Vertrag durch Auflaffung und Eintragung 
rechtsgültig wird (MG 94. 149; 1. 2. 18 V 412/12). 

3. Das Anwendungsgebiet des $ 117 iſt beſchränkt auf die Fälle der empfangsbedürftigen 
Willenserklärungen ‚(ogl. Vorbem 1 vor 8 116) und auf die zweiſeitige Vortäuſchung im 
Gegenſahe zu der einſeitigen (5 116). Auf eine der Behörde gegenüber abgegebene Willens. 
erklärung iſt er ſonach unanwendbar (ME 16. 2. 11 IV 331/10). Auch der der Auflaſſung 
zugrunde liegende dingliche er ein Scheingeſchäft darſtellen (RG 2.7.19 V 92/19). — 
Das ſiduziariſche Gejhäft (vgl, Vorbem 6 vor $ 104) kann zwar ein bloßes Scheingeſchäft 
darſtellen (& Warn 1918 Nr 135). An ſich aber unterſcheidet es ſich vom Scheingeſchäfte 
dadurch, daß bei ihm der beabfichtigte Rechtserſolg der abgegebenen Erklärung wirklich 
entſpricht (Res Warn 1910 Nr 98), nur daß die gewählte Geſchäftsform regelmäßig einem 
andern wirtſchaftlichen Erfolge dient, als dem hier bezweckten. Ein Einklang fehlt hier 
alſo gewiſſermaßen nur zwiſchen dem erſtrebten wirtſchaftlichen Ergebniſſe und der Ge ⸗ 
ſchäftsform, nicht aber zwiſchen dem Willen und der Erklärung. Wenn A feine Sache 
dem B käuflich übereignet, damit B an ihr Sicherheit habe, bis A ihm feine Schuld be⸗ 
zahlt, dann hat A den eruſten Willen, B im Wege der Eigentumsübertragung zu ſichern; 
nur entſpräche dieſem wirtſchaftlichen Zwecke an ſich nicht die Vornahme des Übereignungs⸗, 
ſondern die eines Pfandgeſchafts. Möglich ift ein fiduziariſches Geſchäft auch zu dem Zwecke, 
dem andern Teile Kredit zu verſchaffen (RG Gruch 55, 634). Beim Sicherungskaufe, der 
von einem Kaufe nach $ 433 inſofern abweicht, als er nicht eigentlich die Begründung 
der dortſelbſt vorgeſehenen Verbindlichkeiten, ſondern nur die Sicherung bezweckt, hat der 
Käufer das Recht, zugleich aber auch die Pflicht, die Sache zu ſeiner Befriedigung weiter⸗ 
zuverkaufen und alsdann den Preisüberſchuß dem Verkäufer herauszuzahlen (RG JW 
1911, 181). Dabei hat der Käufer wie ein Beauftragter die Verpflichtung zur treulichen 
Verwahrung der Sache und zur Wahrung des Intereſſes ſeines Schuldners bei ihrem Ver⸗ 
kaufe (RG 76, 345; JW 1911, 5815). Der Schuldner kann aber nicht Zug um Zug gegen 
Angebot feiner Leiſtung Rückgabe des ſicherheitshalber übereigneten Gegenſtandes verlangen, 
da er vorzuleiſten hat und der $ 1223 hier außer Anwendung bleibt (RG IW 1914, 760). 
dgl. ferner die Ausführungen bei § 308 A 1. Keine Scheingeſchäfte: Wenn A ſich B 
gegenüber zum Empfange eines tatſächlich nicht gewährten Darlehus bekennt und dem B 
die Schuldurkunde unter der Abrede aushändigt, daß B feine (angebliche) Forderung einem 
Hritten abtritt, um die von dieſem dafür zu gewährende Leiſtung dem A zuzuführen, fo 
daß alsdann das Schuldverhältnis erſt zwiſchen A und dem Dritten begründet werden ſoll 
Ach 60, 21; 12. 2. 10 V 198/09). Bgl. dazu auch 8 167 U und $ 370 A 1. Ferner, 

enn die Parteien, um einen vom Geſetze gemißbilligten Erfolg zu erreichen, eine an ſich 
ſatthafte Geſchäftsform wählen. In ſolchen Fallen wäre die Frage der Nichtigkeit aus 
8.184, nicht aber aus 8 117 zu beantworten. Wird die Erklärung mehreren gegenüber 
abgegeben, ihre Bedeutungsloſigkeit aber nur mit einem von ihnen abgemacht, To entſteht 
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kein Scheingeſchaft (RG 3. 1. 07 1310/06). Das Ausſtellen eines Schuldſcheins über 
ein Darlehn, falls die Schuld aus einem andern Grunde herrührt, iſt kein Scheingeſchäft, 
ſondern Umwandlung der Schuld in ein Darlehn gemäß § 607 Abſ 2 (RG 13. 2. 06 VI 
150/06). Die Abtretung einer Forderung unter der Verabredung, daß die Forderung erſt 
nach Eintritt einer Bedingung in das Vermögen des Zeſſionars übergehen und bis dahin 
dieſer nur nach außen hin als der Gläubiger erſcheinen ſolle, iſt ein zuläſſiges (fiduziariſches) 
Geſchäft und kein Scheingeſchäft (RG Gruch 59, 142). — Ein Kaufangebot ſtellt noch nicht 
ein Scheingeſchäft und in Wirklichkeit noch nicht den Kauf ſelbſt dar, wenn nach einer neben⸗ 
her gehenden Abrede die beiderſeitigen in Ausſicht genommenen Leiſtungen bereits vorweg 
erfolgen ſollen, derart insbeſondere, daß die Sache bereits übergeben und der Preis mit 
der Abrede augezahlt wird, daß er beim Zuſtandekommen des Kaufes auf den Preis ange⸗ 
rechnet, beim Nichtzuſtandekommen aber als Entgelt für die Bindung des Verkäufers dienen 
ſoll (RG IW 16, 3912; 1. 2. 19 V 249/18). — Eine urkundliche Bürgſchaftserklarung iſt 
noch nicht deswegen ein Scheingeſchäft, weil eine von der ſchriftlichen Erklärung abweichende 
mündliche Nebenabrede über den Umfang der Haftung getroffen worden iſt (RG 23 
1919, 5909. — Hinſichtlich der Eheſchließung beſteht die Ausnahme, daß die Schein⸗ 
erklärung die Ehe nicht nichtig macht. Das Geſetz hat dieſe Frage in den 98 1324—1328 
ſelbſtändig geregelt, und die ebendort aufgeführten Nichtigkeitsgründe müſſen daher als 
erſchöpfend erachtet werden. Darüber, inwieweit die Grundſätze vom Scheingeſchäft auch 
bei Prozeßhandlungen und gegenüber einem Urteile Anwendung finden, vgl. Vorbem 8 
vor $ 104 und die dort angezogenen Entſcheidungen. 8 

4. Die Beweislaſt regelt ſich nach dem Grundſatze, daß, wer eine rechtszerſtörende Tat 
ſache behauptet, ſie auch zu beweiſen hat (RG 29. 11. 07 VII 536/06). 

5. Über die Nichtigkeit und ihre Folgen, insbeſondere über den Einfluß der Nichtigkeit 
des Grundgeſchäfts auf das Vollzugsgeſchäft, vgl. 8 125 A 1. 


8 118 

Eine nicht ernſtlich gemeinte Willenserklärung, die in der Erwartung 
abgegeben wird, der Mangel der Ernſtlichteit werde nicht verkannt werden, 
iſt nichtig“). 

E 1 97 Abſ 1, 2, 4 II 93; M 1 193 ff.; P 1 90 ff. 

1. Mangel des Ernſtes. Es handelt ſich auch hier darum, daß eine rechtsgeſchaftliche 
Erklärung abgegeben wird, wiewohl ein Geſchäftswille (Vorbem 1 vor $ 116) überhaupt nicht 
vorhanden ift, weil nämlich der Erklärende beabſichtigt, daß feine Erklärung den anſcheinend 
gewollten Erfolg nicht haben ſoll. Sie iſt trotz des nur insgeheim gemachten Vor⸗ 
behalts des Nichtwollens (§ 116) nichtig, falls der Erklärende erwartet hat, der audere Teil 
werde den Mangel der Ernſtlichkeit erkennen. Er ſoll unter dieſen Umſtänden nicht 
beim Worte genommen werden, ſelbſt wenn der andere den Willeusmangel tatſächlich 1 5 
erkannt hat. Erkannte der andere die Nichternſtlichkeit, dann liegt der Fall des § 116 
Satz 2 vor und, ſofern zwiſchen beiden Teilen ſogar ein Einverſtändnis beſtand, der Fall 
des § 117. Unter § 118 fallen Erklärungen, die zum Scherze, zu Anpreiſungen oder 
aus Prahlerei abgegeben werden. Aber einer Erklärung, die ſich nach ihrer äußeren Er⸗ 
ſcheinung, beſonders nach ihrem Inhalte, als die Kundgebung eines rechtsgeſchäftlichen 
Willens darſtellt, ift in der Regel von vornherein auch rechtsgeſchäftliche Bedeutung bei- 
zulegen. Die rechtsgeſchäftliche Bedeutungsloſigkeit iſt mithin vom Behauptenden nach- 
zuweiſen (RG 8. 12. 05 II 179/05). Die Rechte des andern Teiles in ſolchen Fällen be: 
rückſichtigt der § 122. 

§ 119 


1) Wer bei der Abgabe einer Willenserklärung über deren Inhalts) im 
Irrtume?) war oder eine Erklärung dieſes Inhalts überhaupt nicht ab⸗ 
geben wollte“), kann die Erklärung anfechten), wenn anzunehmen iſt, daß 
er ſie bei Kenntnis der Sachlage und bei verſtändiger Würdigung des Falles 
nicht abgegeben haben würde!). 

Als Irrtum über den Inhalt der Erklärung gilt auch der Irrtum über 
ſolche Eigenſchaften der Perſon oder der Sache, die im Verkehr als weſent⸗ 
lich angeſehen werden ). 

E 1 98, 99 Abs 1, 3 II 94; M 1 196 ff.; P 1 102 ff., 114 ff.; 6 122. 

1. Irrtum bei Willens erklärungen. Der § 119 enthält zwei Tatbeſtände; gemeinſame 
Vorausſetzung für beide ilt: der Erklärende beabsichtigt zwar, das kundzugeben, was er 


Willenserklärung SS 117—119 147 


wirklich will oder wirklich zu wollen geglaubt hat, und meint auch, das Beablichtigte er- 
reicht zu haben; aber es iſt das Gegenteil davon eingetreten, weil ſich der Erklärende ent⸗ 
weder ſchon über ſeinen wirklichen Willen oder andernfalls über feine Erklärungs⸗ 
handlung im Irrtume befand. In beiden Fällen liegt alſo wiederum ein Widerſpruch 
zwiſchen dem wirklichen Willen und dem erklärten Willen oder der Erklärung vor, nur daß 
der Widerſpruch hier, im Gegenſatze zu § 118, nicht bewußt, ſondern unbewußt entſtanden 
iſt, verurſacht nämlich durch falſche Vorſtellungen beim Erklärenden entweder über den In⸗ 
halt feines Willens oder den ſeiner Erklärungshandlung. Berückſichtigen will das Geſetz 
bei dieſer Sachlage, dem Erklärungsgrundſatze folgend (Vorbem 5 vor 8 116), in erſter Linie 
das Intereſſe des Erklärenden, weil dieſer nur aus Irrtum fehlgegangen iſt, und ſtellt des⸗ 
halb auch lediglich in fein Ermeſſen, ob er das Geſchäft nichtig machen oder beſtehen laſſen 
will. Das Geſchäft ſchon als nichtig kraft Geſetzes zu behandeln, läge nicht im Bedürfniſſe 
des Verkehrs. Auf ſolche Weiſe iſt das Geſetz zur Ausgeſtaltung des nur anfechtbaren 
Rechtsgeſchäfts gelangt. Eine Gefährdung des Erklärungsgegners anderſeits kann 
überhaupt nicht in Frage kommen, wenn der Erklärende das Rechtsgeſchäft nicht anficht, der 
Irrtum des Erklärenden alſo einflußlos bleibt (RG 84, 352). Der Vertragsgegner kann mithin 
ſeinerſeits auch nicht einwenden, daß der Erklärende ſich geirrt, beiſpielsweiſe eine Urkunde 
in Irrtum über ihren Inhalt unterſchrieben hat (RG Warn 08 Nr 276). Wenn dagegen 
der Erklärende von dem Anfechtungsrechte Gebrauch macht, dann kann jetzt gerade ein an⸗ 
erkennenswertes Intereſſe des Gegners beeinträchtigt fein, und für dieſen Fall bedarf daher 
auch er einer beſondern Schutzvorſchrift. Darüber verhält ſich der 8 122. — Auszuſcheiden 
von den Fällen des § 119 find ſolche, in denen etwa der eine Teil den andern oder beide 
ſich gegenſeitig mißverſtehen, ſo daß nur der Schein einer Willensübereinſtimmung beſteht 
(RE 66, 122; Warn 08 Nr 591, verſteckte, nach § 155 zu behandelnde Willensuneinigkeit). 
Vgl. des näheren 8 154 A 1 und § 155 A 2. Im Falle des Miß verſtändniſſes betrifft der 
Irrtum überhaupt nicht den eigenen Willen des ſich Erklärenden, ſondern nur die Annahme, 
daß eine gegenſeitige Willenseinigung vorliege. Ein bloßes Mißverſtändnis liegt gewiſſer⸗ 
maßen auch dann vor, wenn eine Erklärung an eine Berfon gelangt iſt, an die ſie 
nicht gerichtet war und an die ſie auch gar nicht hat gelangen ſollen, ſondern nur 
infolge irgendwelcher nicht gewollter Umſtände gelangt iſt. In ſolchen Fällen des Mißver⸗ 
ſtändniſſes bedarf es zur Beſeitigung des Vertrags nicht erſt der Anfechtung. Der Tat⸗ 
beſtand des $ 119 liegt auch dann nicht vor, wenn beide Teile trotz vorhandener Willens. 
übereinſtimmung nur infolge eines beiderſeitigen Verſehens oder Irrtums eine andere 
ache oder ein anderes Geſchäft bezeichnet haben, als ſie im Auge hatten; denn alsdann 
handelt es ſich nur um eine falſche Bezeichnung, die unſchädlich iſt, weil entſcheidend 
bleibt, daß in dem wirklich Gewollten Willensübereinſtimmung geherrſcht hat (RG 61, 265; 
60, 3385 JW 07, 825%). Zu einer Anfechtung liegt überhaupt kein Anlaß vor, wenn der 
Erklärungsgegner die irrtümlich abgegebene Erklärung des andern ſeinerſeits richtig ver⸗ 
ſtanden hat, da unter dieſen Umſtänden die Erklärung ſo zu gelten hat, wie ſie gemeint war 
und auch verſtanden worden iſt (RO 66, 427; JW 1911, 179). — Unter $ 119 gehört auch 
nicht der Fall, daß das Tun einer Perſon von andern nur irrtümlich als eine Erflä: 
rungshandlung aufgefaßt wird, während eine ſolche in Wirklichkeit gar nicht beab- 
ſichti t war. Hier fehlte es für die Anwendbarkeit des § 119 an dem erſten Erforderniſſe, 
nämlich am Vorhandenſein einer Willenserklärung überhaupt (vgl. Vorbem 1 vor $ 116). — 
Anwendungsgebiet. Ju Betracht kommen im übrigen bei § 119 Willenserklärungen 
aller Art (M 1, 201). Eine Unterſcheidung zwiſchen empfaugsbedürftigen und andern macht 
erſt $ 122 (Sonderregelung hinſichtlich der Eheſchließung durch die 88 1332, 1333 u. 1336 ff., 
hinſichtlich letztwilliger Verfügungen durch die 98 2078, 2080 ff., 2281ff.). Vgl. dazu NG 77, 174; 
„206. Anfechtbar wegen bloß einfeitigen Irrtums iſt auch ein Vergleich (RG JW 1915, 190%). 
uch nur ſtillſchweigende Willeuserklärungen oder nur „fingierte“ Erklärungen, die nach dem 
Geſetze nur als abgegeben gelten, find anfechtbar (RG 58, 84. Betreffs prozeſſualer Hand⸗ 
kungen vgl. Vorbem 8 vor $ 104. Unzuläſſig iſt die Anfechtung des Beitritts zu einer Aktien⸗ 

geſellſchaft oder Genoſſenſchaft (RG 57, 292; 68, 344). 
Wit Das Weſen des Irrtums. Er kann beruhen auf einer falſchen Vorſtellung vom 
rklichen oder auf einer Nichtkenntnis des Sachverhalts, ſoweit dieſe Nichtkenntnis für 
77 Wiflensentſchluß weſentlich geweſen iſt. Beide Fälle gehören hierher (RG 62, 205). Er. 
ſardernis iſt jedenfalls, daß dem Erklärenden der Mangel nicht zum Bewußtſein kam. Deshalb 
„wer eine Willenserklärung in dem Bewußtſein abgibt, ihren Inhalt nicht zu kennen — etwa 
ber Unterzeichnung einer ungeleſen gebliebenen Urkunde —, uicht im Jertum und nicht 
überha gt zur Anfechtung (RG 62, 205; 77, 309). Denn wer ſich über einen gewiſſen Punkt 
haben 1 teine Gedanken gemacht hat, kann ſich inſoweit auch nicht im Irrtum befunden 
bewegt, p W 1912, 26). Auch wer ſich bei Abgabe einer Willenserklärung nur in Zweifeln 
gehalten den Eintritt von Tatſachen oder ihr Vorhandenſein nur für möglich oder wahrſcheinlich 
" hat, mithin durch Schätzungen oder Mutmaßungen bewogen worden iſt, ift zur Anfech⸗ 
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tung nicht berechtigt (R 85, 324). Im Falle einer ſchätzungsweiſe vorgenommenen Preis⸗ 
beſtimmung kann daher ein zur Aufechtung berechtigender Irrtum nur dann in Frage kommen, 
wenn der Käufer angenommen hat, durch ſeine Schätzung ein gewiſſes Ergebnis gefunden zu 
haben (RG 90, 268). Anders, wenn der Erklarende auf Grund voraufgegangener Verhandlung 
mit einem Vertragsgegner eine Urkunde in der unzutreffenden Meinung unterzeichnet, ſie 
enthalte das Beſprochene und nicht anderes (RG 77, 312; 88, 282; Warn 1918 Nr 25; JW. 
09, 214). Unterſchreibt jemand eine Urkunde zwar in dem Bewußtſein, ihren Juhalt nicht zu 
kennen, aber in der Annahme, daß ſie einem gewiſſen Sachverhalte nicht widerſpreche, ſo kann 
er, wenn die Annahme unrichtig iſt, die Erklärung anfechten (RZ 77, 309). Ob der Irrtum bei 
gehöriger Aufmerkſam vermeidbar, ob er entſchuldbar oder nicht eutſchuldbar war, darauf 
kommt es nicht an (RG 62, 205; 88, 411). Zur Beachtlichteit des Irrtums iſt erforderlich: 
a) Subjektiv, daß die falſche Vorſtellung oder die Unkenntnis geeignet war, gerade den 
Irrenden, nach feiner Perſönlichkeit, in feiner Eutſchließung derart zu beeinfluſſen, daß an- 
zunehmen ift, er würde nach ſeinen perjönlichen Verhältniſſen bei richtiger Kenntnis des 
Sachverhalts oder bei deſſen Kenntnis überhaupt nicht ſo, ſondern anders gehandelt haben, 
und zwar unter der weiteren Vorausſetzung, daß er den Fall „verſtändig gewürdigt“, 
mithin, nach dieſem allgemeinen Maßſtabe bemeſſen, wie ein verſtändiger Menſch gehandelt 
hätte (RG 62, 205). Die Beantwortung dieſer Fragen iſt gegebenenfalls Sache richterlichen 
Ermeſſens. b) Objektiv; der Irrtum muß betreffen: nach Ab 1 entweder die Erklärungs⸗ 
handlung oder den Inhalt des erklärten Willens, nach Abſ 2 die Eigenſchaften der Perſon oder 
Sache. — Beachtlich ift im allgemeinen auch ein Rechtsirrtum, wobei es auf Fahrläſſigkeit 
oder auf Entſchuldbarkeit des Irrtums auch hier nicht ankommt. Das Geſetz unterſcheidet 
nicht zwiſchen tatſächlichem Irrkum und Rechtsirrtum (RG 62, 201). Letzterer gehört jedoch 
folgerichtig nur inſofern hierher, als er eine rechtsirrtümliche Auffaſſung des Inhalts der Er- 
klärung bewirkt, dagegen nicht, wenn er lediglich Rechtsfolgen betrifft, die nicht mehr von 
dem Inhalte des Rechtsgeſchäfts mitumfaßt werden (RG 51, 283; 87, 273; 55, 281; 76, 440; 
S, 326). Letzteres träfe beiſpielsweiſe zu, wenn jemand, der die Befreiung des Schuldners 
übernimmt, irrtümlich ($ 418) meint, daß die durch einen Dritten für die nämliche Schuld 
geleiftete Bürgſchaft trotz der befreienden Schuldübernahme beitehenbleibe und er ſich demgemäß 
auch ſeinerſeits an den Bürgen werde halten können (JW 1916, 1183). Ein unbeachtlicher 
bloßer Rechtsirrtum wird alſo namentlich dann in Frage ſtehen, wenn er lediglich den Beweg⸗ 
grund betraf (RG 75, 272), oder wenn der Erklärende ſich nur über die rechtlichen Folgen von 
Rechtsgeſchäften gewiſſer Art im allgemeinen falſche Vorſtellungen gemacht hat (R 83, 202). 
Ein beachtlicher, weil zum Juhalte des Rechtsgeſchäfts gehörender Irrtum wird dagegen an⸗ 
zunehmen ſein, wenn der Erklärende infolge Rechtsirrtums von dem vorgenommenen, kon⸗ 
kreten Rechtsgeſchäfte andere Rechtswirkungen erwartet hat, als ſie eintreten mußten, und er 
alſo eine Erklärung abgegeben hat, die nicht die beabſichtigte, ſondern eine anderweite Rechts⸗ 
wirkung herbeigeführt hat (RG 88, 282); deun bildet der beabſichtigte rechtliche Erfolg einer 
Willenserklärung einen Beſtandteil des erklärten rechtsgeſchäftlichen Tatbeſtandes, dann 
gehört er zum Inhalte der Erklärung (RG 89, 33). Die Bedeutung einer Willenserklärung 
liegt eben gerade darin, daß ſie einen rechtlichen Erfolg erſtrebt. Ob die irrige Unterwerfung 
konkreter tatſächlicher Umſtäude unter einen Rechtsſatz einen tatſächlichen oder rechtlichen 
Irrtum enthält, iſt nach den Umſtänden zu eutſcheiden (NG JW 01, 806%), — unbeachtlich 
iſt ein Irrtum im Beweggrunde, mithin über Vorgedanken, welche den Abſchluß veranlaßt 
haben, aber für das Geſchäft ſelbſt nicht weſentlich find (RG Warn 1910 Nr 187); es ſei denn, 
daß der Irrtum im Beweggrunde zugleich einen ſolchen in der Erklärung (JW 03, 106237) 
oder im Gegenſtande hervorgerufen hat (RG JW 06, 104). Vgl. A 3. Unbeachtlich iſt daher 
auch ein Irrtum über künftige Ereigniſſe (RG Gruch 49, 893), ferner über die geſchäftlichen 
Vorteile, Rechnungsfehler (MG 55, 368; 64, 266; XXI 09, 412°), wie über die Höhe des bis. 
herigen Ertrags (RG 67, 87). Auch die Mitteilung der Beweggründe an den Gegner iſt be- 
deutungslos. Im Einzelfalle kann jedoch in ſolchen Erklärungen eine Geſchäftsbedingung 
enthalten fein und fo der Beweggrund zugleich in den rechtsgeſchäftlichen Tatbeſtand guf⸗ 
genommen fein; dann iſt der Irrtum auch erheblich (RG Warn 1912 Nr 3). Demgemäß iſt 
ein Irrtum im Beweggrunde grundſätzlich nur dann zu berückſichtigen, wenn der Beweggrund 
dem Geſchäftsgegner auch kenntlich gemacht und mit zum Gegenſtande der entſcheidenden 
Erklärung gemacht worden iſt, in der Erklärung alſo auch ſeinen Ausdruck gefunden bat (RG 
85, 326), wenn auch nicht gerade ein wörtlicher Ausdruck des Inhalts erforderlich iſt (RG 
94, 67). — Der Rücktritt wegen nachträglich und wider Erwarten eingetretener veränderter 
Umftände iſt nicht ſchlechthin aus dem Geſichtspunkte des Irrtunis, ſondern nur dann 
zuläſſig, wenn ſich der eine Teil nur unter einem entſprechenden Vorbehalte hat binden 
wollen und der Vorbehalt zur Vertragsbedingung erhoben iſt (RG 62, 267; SeuffA 64 
Nr. 137), während im übrigen die Regel clausula rebus sic stantibus vom Geſetze grundſätz⸗ 
lich über die ausnahmsweiſe Anwendung vgl. 8 242 A 1 a. E. und § 321 A1 — nicht an⸗ 
ertannt iſt (MG Warn 1911 Nr 223 und RG 66, 58). Möglicherweiſe kann aber im Wege der 
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Auslegung, etwa auch einer ergänzenden gemäß § 157, als Sinn des Rechtsverhältniſſes er 
mittelt werden, ſei es nach der Natur und dem Zwecke einer ganzen Vertragsgattung (beiſpiels 
weiſe bei Verſicherungsverträgen; vgl. § 157 A 3 a. E.), ſei es nach Zweck und Natur des Einzel 
vertrags, daß veränderte Umſtände dem einen Teile ein Kündigungsrecht geben ſollen (RG 
60, 55; JW 16, 11845). Sonſt haben der Beweggrund, die Zweckbeſtimmung ſowie die „Voraus⸗ 
ſetzung“ (nach Windſcheid) im Geſetze im allgemeinen Beachtung nicht gefunden (RG 62, 267). 
Sie müſſen zum Vertragsinhalte und ſo ſtillſchweigend, was ausreicht (RG 62, 267), zur 
Bedingung erhoben fein (RG 66, 132; 70, 86; JW 1914, 2962; Warn 1918 Nr 208). „Grund. 
ſätzlich iſt zwar daran feſtzuhalten, daß Verträge zu wahren find; dies darf jedoch nicht dazu 
führen, ihre Ausführung auch unter völlig veränderten, bei ihrem Abſchluſſe nicht vorausſehbar 
getvefenen Verhältniſſen (Krieg) zu verlangen“ (RG 94, 49; Warn 1919 Nr 6). Vgl. ferner 
über die Berückſichtigung der veränderten Umſtände“ § 157 A 1 a. E. und 9 242 A 1. Nur 
in Sonderfällen ift auf ſie Rückſicht genommen, ſo bei der letztwilligen Verfügung nach § 2078 
Abſ 2 (vgl. auch 88 1301, 779, 1300, 1949, 2308). 

3. Irrtum über den Inhalt des Geſchäfts (NG JW 08, 2692) ſteht in Frage, wenn 
inhaltlich etwas anderes oder mehr erklärt ift, als gewollt war, wenn alſo der Erklärende über 
die Tragweite feiner Erklärung und ſonach über die Folgen des Geſchäfts irrt; wenn er alfo 
andere Folgen beabſichtigt und ſich vorgeſtellt hat, als fie nach Maßgabe feiner Erklärungen 
eintreten mußten, mag es ſich um einen tatſächlichen oder einen Rechtsirrtum (vgl. oben 
Anm 2) gehandelt haben. Dabei find jedoch uur ſolche Folgen zu berückſichtigen, die ſich als 
Folgen des Rechtsgeſchäfts nach Maßgabe ſeines eigenen Inhalts und der dadurch bedingten 
rechtlichen Wirkungen darſtellen, dagegen nicht darüber hinaus auch ſolche rein tatſächlichen 
Folgen, die außerhalb des Rechtsgeſchäfts ſelbſt liegen und etwa nur die wirtſchaftliche Seite 
des Geſchäfts, deſſen Erſprießlichkeit betreffen (NG 75, 271; JW 1911, 2125). Die Berüchſich⸗ 
tigung derartiger Folgen durch den Erklärenden beim Geſchäftsabſchluſſe hätte lediglich den Be⸗ 
weggrund betroffen. Vgl. Anm. 2. Im Einzelfalle kann freilich die Frage, ob es ſich um einen 
Irrtum über den Inhalt der Erklärung oder nur um einen ſolchen im Beweggrunde handelte, 
zweifelhaft fein. Irrtum über den Inhalt der Erklärung liegt namentlich vor, wenn der Er- 
klärende nach ſeinem wirklichen Willen das Rechtsgeſchäft überhaupt mit einer andern 
Perſon als mit dem Erklärungsgegner hat abſchließen wollen (error in persona), oder 
wenn er einen andern Gegenſtand im Auge gehabt hat (error in objecto, Identitäts⸗ 
irrtum), oder wenn er endlich eine andere juriſtiſche Geſchäftsform gewollt hat (error 
in negotio, nicht Kauf, ſondern Miete). Notwendige Vorausſetzung für das Vorhandenſein 
eines Irrtums über den Inhalt der Erklärung iſt im übrigen ſtets, daß eine Erklärung, die 
eben mit dem wirklichen Willen in Widerſpruch ſtehen Toll, überhaupt abgegeben worden 
0 zum Beſtandteile des Rechtsgeſchäfts geworden iſt (RG 88, 284; 89, 38; Warn 1919 
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Einzelne Fälle von Irrtum im Gegenſtande: Verkauft jemand eine Sache, die er aus 
Irrtum über den Stoff für minderwertig hält, während fie aus einem erheblich wertvolleren 
Stoffe beſtand, für einen entſprechend zu niedrigen Preis, dann hat feine unrichtige Vor 
ſtellung möglicherweiſe zwar zur Folge, daß er das Geſchäft für günſtig anſieht und es des 
halb abschließt; aber fein Irrtum betrifft anderſeits auch unmittelbar den zum Kaufe ange 
ſtellten Gegenſtand felbft und hat deshalb zur Folge, daß der Erklärende etwas anderes, 
nämlich etwas Minderwertigeres zu verkaufen glaubte, als in Wirklichkeit der Fall war. 

bernimmt jemand die Bürgſchaft für eine Schuld, von der er irrigerweiſe annimmt, ſie ſei 
durch ein Sachpfand gedeckt, dann iſt fein Irrtum nicht nur dafür entscheidend, daß er ſich 
über das Maß ſeiner wirtſchaftlichen Gefährdung täuſcht; vielmehr betrifft er auch den 
ſachlichen Gegenſtand der Erklärung ſelbſt inſofern, als der Erklärende meint, Bürgſchaft 
ür eine anders geartete, namlich nicht für eine ungeſicherte, ſondern für eine geſicherte 
fremde Schuld zu leiſten (RG 75, 271). Irrtum über den Inhalt der Erklärung liegt daher auch 
ann vor, wenn der Verkäufer einen zu niedrigen Preis fordert, weil er nicht weiß daß die 
Kaufſache, die beſchädigt geweſen war, inzwiſchen auf feine Koſten wiederhergeſtellt worden 
0 (RG JW 04, 1125); oder wenn der Käufer einer Waſſermühle irrtümlich annimmt, daß die 
Waſſerkraft der Mühle zugehört, während fie nur widerruflich geſtattet iſt (RG Warn 1912 
zer 240); oder wenn der Käufer eines Grundſtücks ſich über deſſen Grenzen irrt (NG Warn 
1912 Nr 365); ferner, wenn der Verkäufer nicht den ganzen im Vertrage bezeichneten Gegen⸗ 
tand, ſondern nur ein Minderes verkaufen wollte (RG 26. 5. 10 V 577/09); wenn jemand 
nach ſeiner Erklärung ein umfangreicheres Vorrecht bewilligt, als er beabſichtigt hatte (RG 
* 12 V 328/11); wenn der Käufer ſich mehr zu kaufen vorgeſtellt hat, als den abgegebenen 
5 30 ungen entſpricht (RG Warn 1914 Nr 271); oder wenn der Erwerber eines Rechts gemäß 
Kiss uber deſſen Inhalt ſich geirrt hat (RG 95, 115). In Rc 62, 204 iſt Irrtum über den 
Seit der Erklärung auch in einem Falle angenommen worden, wo ein Konkursverwalter 
Nie fit die Erfüllung des geſamten Teillieferungsvertrags infolge des Irrtums erklärte, daß 
dom Gemeinſchuldner bisher empfangenen Raten ſämtlich bereits berichtigt ſeien. Dieſe 
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Entſcheidung iſt bedenklich. Denn der Irrtum des Konkursverwalters betraf lediglich Umſtände 
aus der Vergangenheit, die außerhalb des Rahmens ſeiner Erklärung lagen, und ſeine falſche 
Vorſtellung war daher für feine Entſchließung lediglich deshalb entſcheidend, weil er infolge 
ihrer ſeine Erklärung als für die Konkursmaſſe erſprießlich erachtete. Fordert ein Konkurs⸗ 
verwalter nach $ 17 KO Erfüllung des ganzen Teillieferungsvertrags in dem irrigen Glauben, 
daß der geſamte Vertrag noch nicht erfüllt lei, während der Gemeinſchuldner einen Teil der 
Lieferungen bereits empfangen, aber noch nicht bezahlt hatte, dann liegt auch ein beachtlicher 
Irrtum inſofern vor, als der Konkursverwalter nicht wußte, daß er die bereits gewährten 
Lieferungen noch zu bezahlen habe und mithin ſein Irrtum die objektive Sachlage betraf 
(Ac 85, 223). Bei dem Verkaufe von Wertpapieren kann der Irrtum über ihren Börſenkurs 
einen Irrtum über den Erklärungsinhalt darſtellen (RG 97, 138). — Verneint ift ein Irrtum 
über den Erklärungsinhalt und vielmehr Irrtum über den Beweggrund angenommen worden, 
wenn der Irrtum die Angemeſſenheit der eigenen Leiſtung gegenüber der Gegenleiſtung 
betraf (RG JW 1917, 2141); ferner wenn der Gläubiger die ihm vom Schuldner beſtellte 
Sicherheit in der irrigen Annahme freigibt, daß die Schuld bereits getilgt ſei (RG Warn 1918 
Nr 24). Ein Irrtum des Bevollmächtigten über den ihm erteilten Auftrag berechtigt niemals 
zur Anfechtung der vom eee infolge jenes Irrtums abgegebenen Willenserklärung 
(RG 82, 193; Gruch 49, 1049). Über die Anfechtbarkeit einer Urkunde vgl. Anm. 2. 

4. Irrtum in der Erklärungshandlung (JW 06, 105). Er liegt vor, wenn ſich der Erklärende 
im Ausdrucke vergriffen (RG 66, 429), oder wenn er mit dem gewählten Ausdrucke, etwa 
weil er der Sprache nicht genügend kundig war (RG JW 07, 506°), oder von der Ausdehnung 
eines geſetzlichen Begriffs („geſetzliche Erben“) eine falſche Vorſtellung hatte (RG 70, 394), 
einen andern Sinn, als ſonſt geſchieht, verbunden hat (8 133 A 1). Regelmäßig darf ſich alfo 
der Erklärende des Erklärungsmangels nicht bewußt geweſen ſein (RG JW 09, 214; RG 
77, 309; vgl. auch Gruch 55, 104). Als Grundſatz gilt, daß, wer eine Erklärung abgibt damit 
rechnen muß, daß ſie ihrem Wortlaute gemäß, jedenfalls aber nicht in Widerſpruch mit ihm 
verſtanden wird (RG 68, 128). Mangels eines Vorbehalts ſtimmt er einer ſolchen Aus: 
legung zu (RG JW 1911, 90%). Das Nähere 88 157 A 3 und 155 A 2. Das Ergebnis 
des bezeichneten Irrtums muß ſein, daß als Wille des Irrenden etwas anderes kundgetan 
iſt, als das, was er hat kundtun wollen, und darunter gehören alle Fälle, in denen (ing: 
beſondere infolge Verſprechens oder Verſchreibens) mit der Erklärung ein anderer Sinn 
verbunden wird, als dem gewählten Ausdrucke zukommt (RG JW 08, 120205). Über die 
Unſchädlichteit einer beiderſeits gewählten bloßen falſchen Bezeichnung vgl. A 1. Auch 
hier iſt im übrigen zu beachten, daß für die Anwendbarkeit des Geſetzes immer Vor⸗ 
ausſetzung iſt, daß überhaupt eine rechtsgeſchäftliche Erklärung hat abgegeben werden zollen. 

5. Beim Irrtume über die Eigenſchaften der Perſon oder Sache handelt es ſich im 
Grunde ebenfalls nur um einen Irrtum über die Perfon oder die Sache überhaupt, nuc daß 
gegebenenfalls die Perſon oder die Sache nicht in ihrer Geſamtheit, ſondern lediglich in Hin⸗ 
ſicht auf ihre Eigenſchaften für den Irrtum in Betracht kommt, inſofern nämlich, als unter 
Eigenſchaften die nach der Auffaſſung des Verkehrs geltenden weſentlichen Unterſcheidungs⸗ 
merkmale oder auch ſolche Merkmale zu verſtehen find, denen für den wirtſchaftlichen Erfolg 
des Geſchäfts eine weſentliche Bedeutung beizumeſſen iſt (objektiver Maßſtab). „Weſent⸗ 
lich“ ſind aber nicht bloß ſolche Eigenſchaften, durch deren Vorhandenſein oder Fehlen die Sache 
zu einer andern wird (RG Warn 1910 Nr 53). Als Eigenſchaft kommen vielmehr nicht nur die 
der Perſon oder der Sache unmittelbar eigentümlichen Merkmale in Betracht, nach feſtſtehendem 
Grundsatze vielmehr auch ſolche tatſächlichen und rechtlichen Verhältniſſe, welche infolge 
ihrer Beſchaffenheit und vorausgeſetzten Dauer nach den Anſchauungen des Verkehrs einen Ein⸗ 
fluß auf die Wertſchätzung in allen oder doch gewiſſen Rechtsbeziehungen zu üben pflegen (RG 21, 
311; 52, 23 59, 248; 61, 85; 64, 269; JW 1912, 267; Warn 09 Nr 383). Notwendiges Erfordernis 
iſt dabei nur, daß auch das vorausgeſetzte Verhältnisdie Perſon oder die Sache 
unmittelbar trifft (Rö 59, 243; 64, 269; Warn 09 Nr 13a). Um eine Grundſtückseigen⸗ 
ſchaft handelt es ſich daher nicht, wenn eine Gerechtigkeit (Flößereirecht) mitverkauft iſt und 
nur dieſe (Beſtaudteil gemäß 8 96) einen Mangel enthält; hier kommt vielmehr 8 434 in Frage 
(Ach 4. 7. 14 V 91/14). Jedenfalls muß es ſich auch um bereits beſtehende und nicht erſt künftig 
etwa zur Entſtehung gelangende Verhältniſſe handeln, Hinfichtlich deren eine Haftung nur 
in Form eines Garantievertrags übernommen werden kann (RG 52, 431; Warn 1911 Nr 172). 
zerner muß beim Tatbeſtande des $ 119 Abſ 2 ein Sachverhalt vorliegen, wie er als typiſch 
im Verkehr mehr oder weniger häufig vorkommt; daher handelt es ſich beiſpielsweiſe auch 
nicht um Eigenſchaften eines Geſellſchaftsanteils, wenn lediglich rechtliche und geſchäftliche 
Nebtehungen der Geſellſchaft zu Dritten in Frage ſtehen (MG 94, 278). Daher können auch 
Verhältniſſe, die nur die Belaſtungen eines Grundſtücks betreffen, nicht eine Eigenſchaft des 
Grundſtücks ſelbſt darſtellen (M& 27. 4. 18 V 868/47). Endlich aber können Verhältniſſe der 
bezeichneten Art überhaupt nur dann als Eigenſchaften beachtlich ſein, wenn ſie dem andern 
Teile erkennbar als weſentlich dem Vertragsſchluſſe zugrunde gelegt wurden (Warn 1914 
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Nr 271), ohne daß jedoch eine Zuſicherung gemäß § 463 vorzuliegen braucht (RG 64, 269; 
Warn 1912 Nr 55). Andernfalls läge nur ein Irrtum im Beweggrunde vor; denn an ſich ſind 
Verkehrswert, Marktpreis, Einkaufspreis kein tatſächliches oder rechtliches Verhältnis der 
Sache, ſondern nur Vorausſetzungen für die Schätzung (RG a. a. O. und Gruch 1912, 582, 
betreffend Taxen). Ob der Erklärende bei Kenntnis der Sachlage ſo oder anders gehandelt 
hätte, iſt im übrigen auch im Falle des Abſ 2 nach dem Grundſatze A 2a (ſubjektives Erfordernis) 
zu beurteilen (RG JW 1912, 267). N 
Zweifelhaft iſt, was unter Sache in Abs. 2 zu verſtehen iſt. Nach dem Urteile des 
5. 38 R Warn 09 Nr 134 und ZW 1912, 742, ſowie des 6. 38 RG 73, 136 hätte 
Abf 2 nur die körperliche Sache im Auge ($ 90). Will man damit aber bei Vertrags⸗ 
gegenſtänden anderer Art die Beſtimmung des Abſ 2 für überhaupt unanwendbar er⸗ 
klären, ſo beſtände im Geſetz unfraglich eine weſentliche Lücke. Denn unanwendbar wäre die 
im Intereſſe des Verkehrs gegebene Vorſchrift des Abſ 2 überall, wo der Vertragsgegenſtand 
etwas anderes ift, als eine körperliche Sache, insbeſondere mithin bei Rechten und Forde⸗ 
rungen ſowie bei ſonſtigen veräußerlichen Vermögensgütern (Kundenkreis, Erfindungsrecht, 
Geſchäftsgeheimnis). Von einer Lücke im angegebenen Sinne könnte allerdings dann nicht 
geredet werden, wennſchon der Begriff Eigenſchaft bei Gegenſtänden der bezeichneten 
Art nicht anwendbar wäre und hier der § 119 Abſ 2 daher ſchon aus dieſem Grunde 
nicht Platz greifen würde. Für eine ſolche Auffaſſung beſteht jedoch kein Raum nachdem 
man ſich entſchloſſen hat, den Begriff Eigenſchaft in der zuvor angegebenen Weiſe auch 
auf tatſächliche und rechtliche Verhältniſſe zu beziehen und daher auch eine Forderung oder 
ein Recht eine Eigenſchaft haben kann. Die Entſtehungsgeſchichte des Abſ 2 ſpricht nun 
an fi dafür, daß der Ausdruck Sache“ in Abſ 2 nur gleichbedeutend iſt mit „Erklärungs⸗ 
gegenſtand“ (vgl. Prot 1, 114). Daß anderſeits bei § 459 die engere Auslegung des Aus- 
drucks „Sache“ zutrifft, hat feinen Grund lediglich darin, daß das Geſetz betreffs der Gewähr⸗ 
leiſtung die Fälle, in denen Vertragsgegenſtand eine Sache oder aber Rechte oder Forde ⸗ 
rungen find, ausdrücklich voneinander ſcheidet (88 443, 459). Bei $ 119 ift indeſſen eine ſolche 
Scheidung jedenfalls nicht ausdrücklich vorgeſehen. Nach allem ſcheint es daher richtig, den 
Begriff Sache in Abſ 2 in dem hier befürworteten weiteren Sinne zu verſtehen (wie dies bei 
9.433 Abs 1 geſchieht; vgl. dort A 2), mindeſtens aber eine entſprechende Anwendung der Be- 
ſtimmung bei ſonſtigen Gegenſtänden der zu vorbezeichneten Art für zuläſſig zu erklären. Es iſt in 
der Tat nicht einzuſehen, weshalb derjenige, der ein Recht, etwa eine Hypothek kauft, hinſicht⸗ 
lich des Anfechtungsrechts ſchlechter geſtellt fein ſoll als derjenige, der eine Sache kauft, zumal 
er auch ſchon des Wandlungsrechts aus § 459 ermangelt! Daß der Verkehr eine unterſchiedliche 
Behandlung fordere, ijt nicht zuzugeben. Um die Anwendung des $ 119 Abſ 2 auch in 
einem Falle zu ermöglichen, bei dem es ſich um den Kauf einer Hypothek handelte und 
der Käufer ſich über die Gute der Hypothek geirrt hatte, iſt in R IW 09, 6554 
angenommen worden: „da der Erwerb der Hypothek nach Abſicht beider Parteien nur als 
Mittel zum Erwerbe des Grundſtücks ſelbſt habe dienen ſollen, fo ftelle dieſer Zweck den eigent- 
lichen Gegenſtand der Erklärung dar, und daher ſei auch der Irrtum des Käufers über die 
Eigenſchaften des Grundſtücks gemäß § 119 Abſ 2 beachtlich“. Und ähnlich ſpricht das Urteil 
des 2. AS Warn 1911 Nr 315 aus, daß, „wenn der Irrtum Eigenſchaften einer Sache betreffe, 
die zwar nicht unmittelbar, aber mittelbar den Verkragsgegenſtand darſtelle (der Anfechtende 
hatte das Recht aus dem Meiſtgebote gekauft, um das Grundſtück zu erwerben), alsdann 
unter Umſtänden der 8 119 Abſ 2 auch hier anwendbar ſei“. Dieſe Anſchauungsweiſe erſcheint 
indeſſen nicht zuläſſig. Den Gegenſtand der Erklärung bildete in beiden erwähnten Fällen 
nur der Kauf der Hypothek oder des Rechtes aus dem Meiſtgebote; der bloße dahinterliegende 
wirtſchaftliche Zweck, das Grundſtück demnächſt zu erwerben, konnte dagegen ſchwerlich als 
egenſtand der Erklärung angeſehen werden, zumal in den gedachten Fällen der Veräußerer 
der Hypothek oder des Rechtes überhaupt nicht zugleich als Veräußerer des Grundſtücks in Be- 
tracht kam. Wenn ſich daher der Käufer der Hypothek oder des Rechtes aus dem Meiſtgebote 
über Eigenſchaften des Grundſtücks, das er demnächſt erwerben wollte, in Irrtum befand, 
dann betraf dieſer Irrtum in keiner Weiſe die Eigenſchaften des Gegenſtandes feiner Er⸗ 
klarung; vielmehr ergab ſich nur daß der Käufer mittels des vorgenommenen Geſchafts dem. 
nächſt nicht das erreichen konnte, was er ſich als erreichbar irrtümlich vorgeſtellt hatte, nämlich 
ein Grundſtück von der vorausgeſetzten Beſchaffenheit an ſich zu bringen. Sein Irrtum hatte 
Gnach aber nur die weiteren, mittelbaren Folgen betroffen (als Irrtum im Beweggrunde, 
Bruch 48, 893), und daher könnte auch niemals der Abf 2, ſondern allerhöchſtens — indeſſen 
auch dies nur bei ſehr großer Nachgiebigkeit (R Gruch 48, 893) — der Ab] 1 des 9 119 in 
tage kommen. Die in den beiden angezogenen Urteilen gewählte Konstruktion beweiſt nur, 
— man dem gegebenen Bedürfniſſe dann nicht gerecht werden kann, wenn man ſich nicht dazu 
8 Michliet, auch bei Rechten die Anwendbarkeit des Abſ 2 zuzugeſtehen. Unmöglich iſt im 
* auch die Vorſtellung, als könnten die Eigenſchaften eines Grundſtücks wenigſtens mittel⸗ 
als Eigenſchaften auch der Hypothek in Betracht kommen, da die Eigenſchaft begrifflich not⸗ 
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wendig etwas dem betreffenden Gegenſtande unmittelbar Anhaftendes barſtellen muß. So 
hat es der 1. 38 im Urteile JW 1914, 6792 auch bereits als ſelbſtverſtändlich angeſehen, daß 
§ 119 Abſ 2 auch bei Rechten und ſonſtigen Lebensgütern Anwendung findet. 

In Gemäßheit der zu Anfang erörterten Grundſätze ſind als Eigenſchaft der Perſon 
auch angeſehen ihre Vermögensfähigkeit bei Kreditgeſchäften (RG 66, 387: IW 1912, 267, 
betreffend Zahlungsunfähigkeit in ſolchem Grade, daß ein verftändiger Mann den Kauf: 
vertrag mit der Perſönlichkeit nicht abgeſchloſſen haben würde), die Überſchuldung eines Geſchäfts⸗ 
führers (MG IW 05, 305). Bei Abſchluß eines Bürgſchaftsvertrags insbeſondere 
wird der Gläubiger regelmäßig von der Zahlungsfähigkeit des Bürgen ausgehen und ander⸗ 
ſeits der Bürge ſich als zahlungsfähig ausgeben (RG Warn 1915 Nr 198). Erforderlich iſt im 
übrigen nicht, daß der Irrtum die Perſon des Erklärenden oder des Erklärungsempfängers 
betrifft; es kann vielmehr auch ein Irrtum über die Eigenſchaft einer dritten, für den In⸗ 
halt und Zweck des Rechtsgeſchäfts bedeutſamen Perſon erheblich ſein, ſo bei dem Bürgſchafts⸗ 
verſprechen der Irrtum des Bürgen über weſentliche Eigenſchaften des Hauptſchuldners 
(RG JW 06, 1315; Gruch 52, 925). Denn zu den Worten „der Perſon“ iſt wie bei den „der 
Sache in $ 119 Abſ 2 eben nur zu ergänzen: „um die es ſich nach dem Inhalte des Rechts 
geſchäfts gehandelt hat“, nicht aber: „mit der das Rechtsgeſchäft abgeſchloſſen worden iſt“; 
gegen eine ſolche Ergänzung ſpricht ſchon, daß der Irrtum über Eigenſchaften der Perſon dem 
Irrtum über Eigenſchaften der Sache vom Geſetze gleichgeſtellt worden iſt. Beachtlich iſt 
auch der Irrtum der Braut über den Vermögensbeſitz des Bräutigams (RG 61, 86). Bei Ver⸗ 
trägen, nach denen die Leiſtung vom Vertragsgegner in Perſon oder doch unter feiner per- 
ſönlichen Verantwortlichkeit gefordert ift, können die Sachkunde und die perſönliche Ver⸗ 
trauenswürdigkeit des Verpflichteten eine weſentliche Rolle ſpielen (RG 62, 284), fo ins 
befondere bei Abſchluß eines Geſellſchaftsvertrags (RG 2. 10. 07 1586/06); ferner das 
Vorleben eines Chefarztes bei deſſen Anſtellung (RG Warn 09 Nr 2). Dagegen gehört der 
Kauf im allgemeinen nicht zu denjenigen Verträgen, die ein perſönliches Vertrauensverhältnis 
vorausſetzen (RG Gruch 55, 629). Bei einem Pachtvertrage kann nicht die etwaige Vor⸗ 
beſtrafung des Pächters allein entſcheidend ſein; es iſt vielmehr nach der ganzen Perſönlichkeit 
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der a zu rechnen iſt (MG 11. 11. 16 V 276/15). Die Zuſicherung, daß ein Grund⸗ 
ſtück mietfrei ſei, betrifft nicht eine Eigenſchaft des Grundſtücks, während der Umſtand, daß 
das verkaufte Haus vermietet iſt, einen Mangel im Rechte darſtellt (RG Warn 1917 Nr 100). 
Die Anfechtung eines Kaufes wegen Irrtums über eine verkehrsweſentliche Eigenſchaft er⸗ 
fordert nicht, daß der Irrtum dem andern Teile erkennbar geworden iſt (RG SeuffA 68 Nr 2). 
Aber der Irrtum über die künftige Herſtellung eines gekauften, abzubauenden Grundſtücks⸗ 
teils (ſeine Bebaubarkeit) iſt nur dann zu berückſichtigen, wenn über jene Eigenſchaft ver⸗ 
handelt wurde (RG Warn 1912 Nr 557). Die Zuſicherung, daß für ein Geſchäft gewiſſe Bezugs⸗ 
quellen gegeben feien, betrifft keine Eigenſchaft des Geſchäfts (RG SeuffA 67 Nr 219). Beim 
Verkaufe eines Fabrikgeheimniſſes ſtellt die Geheimheit des Verfahrens eine für den Ver⸗ 
kehr weſentliche Eigenſchaft dar (NG Gruch 58, 949). Die Zuſicherung der Unkündbarkeit 
einer Hypothek enthält nicht die Zuſage einer Eigenſchaft des Grundſtücks (RG Warn 09 
Nr 184; vgl. auch RG 30, 288), wohl aber die der Hypothek. Der Irrtum über die Sicherheit 
einer Hypothek iſt ebenfalls kein Irrtum über die Eigenſchaften des Grundſtücks (NG 59, 242; 
Warn 1912 Nr 287). Die Erklärung, daß der Eigentümer ein pünktlicher Zahler ſei, enthält 
keine Zuſicherung einer Eigenſchaft der Hypother (RG Warn 1912 Nr 78), wohl aber die 
Zuſicherung, daß die Mieter zahlungsfähig ſeien (RG Gruch 1912, 932). Die verabredeten 
Zahlungsbedingungen betreffen nicht die Hypothek unmittelbar. Anderſeits iſt bei der Zu⸗ 
ſicherung, daß eine Hypothek „gut ſei“ die Zuſage einer Eigenſchaft der Hypothek angenommen 
(RG Gruch 48, 343; Warn 1914 Nr 49). Hier handelt es ſich unmittelbar um die Beſchaffen⸗ 
heit der Hypothek ſelbſt, wobei davon auszugehen iſt, daß für die Güte einer Hypothek allein 
der allgemeine Verkaufswert eines Grundſtücks maßgebend iſt (RG JW 1912, 58615). Wegen 
Fehlens des Erforderniſſes der Unmittelbarkeit kann auch ein Irrtum über die Beſchaffenheit 
eines Bergwerks beim Ankaufe von Kuxen nicht in Betracht kommen (RG Gruch 48, 100; 
JW 06, 378). Ebenſowenig beim Ankaufe einer Wirtſchaft der Irrtum über bloß perſönliche 
Konzeſſionen. Auch die Fehlerfreiheit iſt keine verkehrsweſentliche Eigenſchaft (aber Haftung 
nach $ 459). Beſteht die betreffende Sache überhaupt nicht, dann kann auch von einem Irrtum 
über die Eigenſchaften der Sache keine Rede fein (RG JW 1910, 618? — zum Teil abgedruckt 
RS 73, 210 —, betreffend rechtlich nicht beſtehende Kuxe). 

6. fiber die Anfechtungserklärung vgl. $ 143, über ihre Wirkung § 142, über die An⸗ 
fechtungsfriſt 8 121. Die Anfechtung wegen Argliſt ſchließt zugleich die wegen Irrtums derart 
in ſich, daß die Anfechtung aus 8 119 noch nachträglich ohne Klageänderung geltend gemacht 
werden kann (RG 57, 358; Warn 08 Nr 278; 1915 Nr 197). Jedoch darf das Gericht die letztere 
Anfechtung nicht ohne Antrag berückſichtigen (RG 27. 9. 19 V 153/19; im Hinblick auf $ 122). 
Vgl. § 121 A 1. Grundſatzlich iſt Vorausſetzung für die Anfechtung wegen Irrtums, daß 
die Leiſtung noch nicht ganz oder zum Teil bewirkt worden iſt; denn in ſolchen Fällen 
greifen die Beſtimmungen über die Folgen von der vertragswidrigen Erfüllung Platz (RG 
62, 285). Berechtigt zur Anfechtung iſt immer nur der Erklärende, der ſich geirrt hat; dagegen 
nicht auch fein etwaiger Vertragsgenoſſe oder der Vertragsgegner (RG IW 05, 1115). Vgl. 
auch A und das dort angezogene Urteil RG Warn 08 Nr 276. Wenn mehrere zur Anfech⸗ 
tung eines gemeinſchaftlichen Geſchäfts berechtigt ſind, kann jeder einzelne von ihnen 
das Recht zu feinen Gunſten ausüben (RG 56, 424). 

Die Beweislaſt hat der den Irrtum Behauptende. Er muß insbeſondere auch darlegen, wie 
er bei richtiger Kenntnis der Sachlage anders gehandelt haben würde. Indizienbeweis iſt zu⸗ 
läſſig (RG JW 05, 5251). Die Behauptung jedoch, daß der Anfechtende gegebenenfalls anders 
gehandelt haben würde, kann überhaupt nicht Gegenſtand eines Beweiſes ſein; über ſie kann 
vielmehr, wie über die Frage des urſächlichen Zuſammenhangs überhaupt, nur das richter. 
liche Ermeſſen entſcheiden. Der Richter darf ſich aber nicht auf eine wortwidrige Auslegung 
der Erklärung ſtützen (RG 27. 11. 07 Y 127/07). Der urſächliche Zuſammenhang iſt 
als gegeben anzuſehen, wenn anzunehmen, daß der Erklärende bei Kenntnis der richtigen 
Sachlage die Erklärung nicht abgegeben haben würde (RG Warn 08 Nr 196). Der bloße Irrtum 
über künftige Ereigniſſe kann jedoch hierbei nicht ins Gewicht fallen, weil er nur die Erwar⸗ 
tungen und daher nur den Beweggrund betrifft (NG Gruch 49, 898). 

7. Über die Anfechtbarkeit von prozeſſnalen Rechtshandlungen vgl. Vorbem 8 vor 
8 104 Irrt ſich der Bevollmächtigte bei der Abgabe einer Willenserklärung für feinen Voll⸗ 
machtgeber über deſſen wahre Willensmeinung, ſo begründet das nicht die Anfechtbarkeit 
der Erklärung (RG Gruch 49, 1049). Vgl. auch § 166 A 2. 

Willensfehler im Sinne der 88 119, 123 können auch die Rechtsbeſtändigkeit von Staats⸗ 
akten, durch die Staatsbeamte angeſtellt werden, beeinfluffen; über die eniſprechende Anwend⸗ 
barkeit der die Anfechtung regelnden Beſtimmungen des bürgerlichen Rechtes vgl. RG 83, 429, 
einen preußiſchen Fall betreffend. 
nä Ausgeſchloſſen iſt die Anfechtung wegen Irrtums unter folgenden Umſtänden: Bir 

chſt wenn der Erklärende irrtümlich zwar eine unzutreffende Erklärung abgegeben, ander⸗ 
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ſeits aber mit der Erklärung das wirklich beabſichtigte Geſchäft hat abſchließen wollen und 
der Gegner das erkannt hat; denn unter dieſen Umſtänden muß das wirklich beabſichtigte 
Geſchäft als abgeſchloſſen gelten, und auf den entgegengeſetzten ſtillen V orbehalt des 
Gegners ($ 116) iſt nichts zu geben (RG 66, 429; JW 07, 8251); denn ein Widerſpruch 
zwiſchen dem wirklichen Willen und dem erklärten Willen iſt unter ſolchen Umſtänden nicht an⸗ 
zunehmen (RG 66, 429). Ein bloßer Irrtum über das künftige Verhalten des Vertrags ⸗ 
gegners berechtigt niemals zur Anfechtung (RG Warn 08 Nr 590). Ausgeſchloſſen iſt ferner 
nach der (an ſich freilich bedenklichen) Anſicht (f. weiter unten) des Reichsgerichts die An⸗ 
fechtung aus $ 119 Abſ 2, wenn das Wandlungsrecht aus den 89 459, 402 Platz 
greift; eine in der Wiſſenſchaft viel umſtrittene Frage. „Es ſollte durch dieſe Be⸗ 
ſtimmungen zur Verkehrsſicherheit für eine glatte Abwicklung der Kaufgeſchäfte in kurzer Friſt 
vorgeſorgt werden, und dazu hat das Geſetz die bezeichneten Fälle in den Grundſätzen von 
der Gewährleiſtung erſchöpfend geregelt.“ Daher kaun nach jener Anſicht auch dann, wenn das 
Wandlungsrecht bereits verjährt iſt, nicht mehr auf die Anfechtung zurückgegangen werden 
(RG 61, 171ff.; 62, 285; 70, 429; Gruch 54 S. 135, 141; L 96, 10105). Wohl aber 
dann, wenn der Fehler ſchon zur Zeit des Kaufabſchluſſes vorhanden war, ein Wand. 
lungsanſpruch anderſeits aber noch nicht beſtand, weil die Sache noch nicht übergeben 
war (RG 53, 73; 66, 333; JW 1911, 53912; Gruch 53, 939). Die Annahme des Reichs. 
gerichts, daß die Wandlung vor der Übergabe oder Auflaſſung überhaupt noch nicht ſtatt⸗ 
haft ſei, iſt nun allerdings bedenklich (vgl. $ 320 A 7). Wollte man aber gerade davon 
ausgehen, daß die Wandlung grundſätzlich auch bereits vor der Übergabe oder Auflaſſung 
zulällig iſt, anderſeits jedoch dabei verbleiben, daß das Anfechtungsrecht von dem Wandlungs⸗ 
rechte ausgeſchloſſen wird, dann wäre für die Anfechtung bei Kaufverträgen und ähnlichen 
Verträgen, ſobald es ſich um Irrtum über Eigenſchaften der Kaufſache handelt, überhaupt 
noch kaum Raum. Hat nun das Geſetz das Anfechtungsrecht hier wirklich derart beſchränken 
wollen? Es ſcheint das schwerlich zutreffend. Iſt die Sache noch nicht übergeben oder aufgelaſſen, 
dann kann die Anfechtung, weil ſie nur der einſeitigen Erklärung bedarf, unter Umſtänden doch 
bequemer zum Ziele führen als die Wandlung (§ 465). Iſt aber die Übergabe oder Auflaſſung 
bereits erfolgt, dann hat die Anfechtung für den Berechtigten der Wandlung gegenüber immer 
noch den Vorteil, daß das Anfechtungsrecht auch dann nicht ausgeſchloſſen zu fein braucht, 
wenn es bei der Wandlung gemäß 88 467, 350, 351 der Fall wäre. Jedenfalls ſtellt ſich das 
Anfechtungsrecht auf der Grundlage des 8 119 dem Geſetzeswortlaute nach als ein unbe⸗ 
ſchränktes dar. Beim Spezieskaufe trifft auch nicht zu, daß von einem Irrtume des Käufers 
über Eigenſchaften der Kaufſache erſt im Zeitpunkte der Ablieferung die Rede ſein kann, wie es 
allerdings beim Gattungskaufe der Fall it (RG 70, 423; JW 1912, 340°). Handelt es ſich nicht 
um einen Sachmangel, ſondern um einen Mangel im Recht (88 434, 439 BG), fo find 
die Gewährleiſtungsanſprüche der 8$ 462 ff. unbedingt nicht gegeben, und daher kann hier 
neben den Rechten aus 88 320—327 das Anfechtungsrecht nach $ 119 zweifellos beſtehen 
(RG IW 09, 132°). In R 96, 156 iſt jedenfalls bereits durchaus zutreffend angenommen 
worden, daß die Anfechtung aus $ 123 durch das Vorhandenſein eines Wandlungsanſpruchs nicht 
ausgeſchloſſen wird. — Beſeitigt der vertragsmäßige Ausſchluß der Gewährleiſtung für 
Mängel in entſprechendem Umfange auch das Anfechtungsrecht wegen Irrtums? Beiaht in 
R JW 05, 7916. Vgl. dagegen auch RG ZW 09, 655, wo zutreffend ausgeführt iſt, daß die 
Anfechtbarkeit wegen Irrtums über eine Eigenſchaft im Sinne des $ 459 nicht dadurch aus- 
geſchloſſen wird, daß der Käufer auf das Recht der Gewährleiſtung wegen Sachmängel ver⸗ 
zichtet. Denn das Anfechtungsrecht hat mit der Frage der „Haftung“ nichts zu tun. Die Frage, 
ob der Verzicht auf die Gewährleiſtung auch das Anfechtungsrecht wegen Irrtums beſeitigt 
und ob es nach Abſicht der Beteiligten beſeitigt fein ſoll, wird ſich nur von Fall zu Fall aus⸗ 
legungsweiſe beantworten laſſen. — Auch Vergleiche ſind an ſich anfechtbar; jedoch dann nicht, 
wenn der Irrtum der einen Partei einen Punkt betraf, der gerade vergleichsweiſe geregelt 
werden ſollte und die Partei in dieſer Hinſicht von einer falſchen Auffaſſung ausgegangen iſt; 
bie Zulaſſung der Anfechtung würde gegebenenfalls mit dem Weſen und der Bedeutung des 
Vergleichs unvereinbar fein (RG Warn 1916 Nr 272; 1918 Nr 140). — Unzuläſſig ift die 
Anfechtung eines Berſicherungsvertrags durch den Verſicherer, wenn ſein Irrtum einen 
Umſtand betraf, an den durch Geſetz oder Vertrag die Verwirkungsfolge geknüpft ift, falls 
ſich der Verſicherungsnehmer der Verwirkungseinrede des Verſicherers gegenüber entſchuldigen 
kann (8 157 A 3), weil er dieſes Vorteils im Falle der Anfechtung, des Vertrags durch den 
Berficherer verluſtig gehen würde (Rd SeuffA 65 Nr 191). Die Rückſichtnahme auf die Sicher: 
heit des Verkehrs verlangt es endlich, die Anfechtbarkeit des Beitritts zu einer Genoſſen⸗ 

aft, die eichnung von Aktien oder die Einzahlung von Stammeinlagen bei Geſell⸗ 
ſchaften m. P. H. zu verſagen (RG 57, 292), und die etwa erfolgte Anfechtung kann auch nicht 
dadurch wirkſam werden, daß fie vom Vorſtande als berechtigt auerkannt wird (MG 68, 347). — 
Fordert der Verkäufer nur das, was der Käufer nur geboten haben will, dann hat der letztere 
kein Intereſſe an der Anfechtung (M& 1. 5. 06 IT 466/05). 
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§ 120 
Eine Willenserklärung, welche durch die zur Übermittelung verwendete 
Perſon oder Anſtalt unrichtig übermittelt worden iſt, kann unter der gleichen 
Vorausſetzung angefochten werden wie nach § 119 eine irrtümlich abgegebene 
Willenserklärung!) ). 
E I 101 II 95; M 1 202 ff. P 1 116 ff. 


1. Irrtum bei Übermittlung von Willenserklärungen. Der 8 120 beruht auf der 
Vorausſetzung, daß lich der eine Teil dem andern gegenüber nicht perſönlich, ſei es münd⸗ 
lich, ſei es ſchriftlich, ſondern durch die Vermittlung eines andern erklärt, und daß dieſer 
andere, nämlich der Bote, die ihm aufgegebene Erklärung unrichtig wiedergibt. Das Ergebnis 
iſt hier mithin eine Nichtübereinſtimmung zwiſchen dem Willen des ſich nur mittelbar Er- 
klärenden und dem Inhalte der dem Empfänger zugegangenen Erklärung, und auch dieſen 
Fall will das Geſetz ſo angeſehen wiſſen, als wäre der Widerſtreit zwiſchen Wille und Er⸗ 
klärung durch einen Irrtum des Geſchäftsherrn bei feiner eigenen Erklärungshandlung ver⸗ 
urfacht worden. Der Fall des $ 120 iſt daher genau nach Maßgabe des entſprechenden 
Falles aus 8 119 zu behandeln, jo daß gegebenenfalls die Erklärung des Boten jo zu be⸗ 
trachten iſt, als hätte ſie der Auftraggeber ſelbſt abgegeben. — Vorauszuſetzen iſt im 
übrigen, daß der Übermittler den Auftraggeber nur bei Abgabe der Erklärung ver⸗ 
tritt und daß ſich die vom Boten abgegebene Erklärung als diejenige des Auftraggebers ſelbſt 
darſtellt, hervorgegangen aus feinem eigenen, zuvor bereits gebildeten Willensentſchluſſe. 
Daraus folgt, daß der § 120 niemals dann anwendbar fein kann, wenn der Bote kraft 
eigenen Willens handelt und daher auch die abgegebene Erklärung nur als ſeine eigene, 
nicht aber als die des Auftraggebers erachtet werden darf. Dies trifft einmal dann zu, wenn 
der Beauftragte, wiewohl er nur zur Übermittlung beſtellt war, demnächſt dennoch als Ver · 
treter im Willen handelt, weiter aber ſelbſtverſtändlich auch dann, wenn der Bote anſcheinend 
zwar als ſolcher auftritt, indeſſen bewußt eine andere Erklärung abgibt, als die⸗ 
jenige, die er abgeben ſollte. Ein Gleiches kann indes nicht auch ſchon dann gelten, wenn 
der Bote die ihm aufgetragene Erklärung nur unbewußt, alſo aus bloßem eigenen Miß⸗ 
verſtändniſſe unrichtig wiedergibt. In dieſem Falle muß vielmehr dem Auftraggeber gegen- 
über der Geſichtspunkt durchgreifen, daß der andere Teil auf die Richtigkeit und Gültigkeit der 
ihm abgegebenen Erklärung vertrauen konnte (§ 122), und daß anderſeits dem Auftraggeber 
der Irrtum ſeines Boten als der ſeines Erklärungsvertreters unmittelbar zuzurechnen iſt. 
Nur muß der Geſchäftsgegner bei Entgegennahme der Erklärung dieſe auch ſeinerſeits für 
diejenige des Auftraggebers gehalten haben und haben halten können. Das wäre nicht der 
Fall, wenn er ſchon aus dem Inhalte der Erklärung erkannt hätte oder wenigſtens hätte 
erkennen können, daß das ihm namens des Auftraggebers Erklärte ſich mit deſſen Willen 
nicht decken könne. Vgl. 8 119 A 4. Die Annahme, daß die abgegebene Erklärung ſchlechthin 
auch ſchon dann nicht als die des Geſchäftsherrn zu erachten ſei, wenn nicht bloß Entſtellung 
vorliege, vielmehr eine Erklärung „ganz andern“ Inhalts abgegeben ſei (beiſpielsweiſe 
anftatt eines Mietangebots ein Kaufantrag oder ſtatt eines Kauf- ein Verkaufsangebot), 
kann abweichend vom Standpunkte der erſten Auflage und entgegen Plant (A 1a) nicht 
mehr als richtig anerkannt werden. Sie hat nur den Schein einer inneren Begründetheit 
15 ſich und widerſpricht dem dargelegten Geſetzesgedanken einer entſprechenden Anwendung 

es § 119. 
Au ſcheiden ift die Stellung des bloßen Übermittlers von derjenigen des Stellvertreters. 
Während der Bote den Geſchäftsherrn lediglich bei Abgabe feiner, des Geſchäftsherrn, 
eigenen Erklärung vertritt, handelt es ſich im andern Falle um eine Stellvertretung 
im Willen und hat umgekehrt die abgegebene Willenserklärung rechtlich gerade als die 
Erklärung des Stellvertreters zu gelten (er ift ſelbſt der „Kontrahent“) mit der Maßgabe 
nur, daß die Wirkung des Rechtsgeſchäfts ſich unmittelbar in der Perſon des Vertre- 
tenen äußern ſoll und äußert (88 164, 179). Demgemäß iſt auch die Frage der Anfecht- 
arkeit einer durch den Vertreter abgegebenen Willenserklärung im 8 166 durchaus anders 
geregelt als im § 120. Die Frage, ob Bote, ob Stellvertreter, kann indeſſen auch noch in 
andern Beziehungen von entſcheidender Tragweite ſein. Da unmittelbar rechtserzeugend 
(Vorbem 1 vor § 104 u. $ 164) bei der Stellvertretung allein der Wille des Vertreters 
iſt, nicht der des Vertretenen, fo kommt der durch einen beftellten Stellvertreter (8 168) 
abgeſchloſſene Vertrag ſelbſt dann zuſtande, wenn der Genannte von den ihm gegebenen 
eiſungen des Machtgebers — dem Geſchäftsgegner unerkennbar (8 166 A 3 Abſ 2) — 
bewußt abweicht, ſofern er ſich überhaupt nur innerhalb der Grenzen der nach außen 
wirkſamen Ermächtigung gehalten hat ($ 164 A 1); bei der bloßen Übermittlung im Sinne 
des § 120 dagegen hat die bewußte Abweichung, wie dargelegt, die Folge, daß die ab- 
gegebene Erklärung dem Auftraggeber überhaupt nicht zugerechnet werden kann. Handelt 
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es ſich ferner un einen formbedürftigen Vertrag (8 172 dann wird das Form⸗ 
erfordernis erfüllt, wofern nur der vom Stellvertreter abgeſchloſſene Vertrag der Form 
genügt, und es iſt auch die Frage, welcher Form der Vertrag bedurfte, im beſondern Falle 
von der Perſon des Vertreters, nicht aber der des Vertretenen aus zu beurteilen: ſo braucht, 
falls eine preußiſche Landgemeinde ſich durch einen beſtellten Vertreter verpflichtet, bei Ab 
ſchluß des Vertrags durch den Vertreter die Form des § 86 der preußiſchen Landgemeinde 
ordnung nicht gewahrt zu werden (RG JW 1910, 6635, 1912, 816%. Dem Formerforderniſſe 
des $ 313 würde dagegen nicht genügt fein, falls etwa ein bloßer Bote die Vertrags 
erklärungen, wenn auch vor dem Gerichte oder dem Notar, abgäbe (RG Warn 1913 Nr 396; 
1918 Nr 71; Gruch 58, 176). Denn dadurch würde der zweckentſprechenden Anforderung des 
Geſetzes, daß die Vertragſchließenden ſelbſt (zu denen auch der Stellvertreter gehört) vor der 
öffentlichen Urkundsperſon unmittelbar verhandeln und abſchließen, niemals genügt ſein. Die 
dem Boten formlos aufgetragene und von dieſem alsdann abgegebene Erklärung bliebe vielmehr 
immer eine außergerichtliche (RG Warn 1913 Nr 396). Vgl. 8167 A 2, 8 313 A 1 a. E. und A2 
Abf 1 ſowie die dort aufgeführten Entſcheidungen. — Unterſcheidungsmerkmale. Ob 
gegebenenfalls die Tätigkeit des Erklärenden als bloße Übermittlung oder aber als Stell 
vertretung aufzufaſſen it, wird im weſentlichen davon abhängen, in welcher Weiſe der 
Erklärende nach außen aufgetreten iſt. Iſt jemand nur zum Boten beſtellt worden, 
ſchließt er demnächſt aber den Vertrag äußerlich erkennbar auf Grund eigenen Willens. 
entſchluſſes ab, dann liegt eine auftragsloſe Stellvertretung vor (8 177); gibt dagegen um 
gekehrt der beitellte Stellvertreter die Erklärungen des Machtgebers erſichtlich nur als deſſen 
Werkzeug ab, dann verrichtet er in Wirklichkeit lediglich Botendienſte (vgl. RG 76, 100). 
Anderſeits freilich behält der Bevollmächtigte, der nach außen hin als ſolcher aufgetreten 
iſt, dieſe Stellung auch dann, wenn er für angemeſſen befunden hat, zuvor von ſeinem 
ee deſſen Entſchließung einzuholen (Mb a. a. O.). Vgl. endlich 8 179 
A 1 Abſ 2. 


Die vermittelnde Anſtalt — Telegraphenanſtalt, Verkehrsanſtalt — muß von dem Er⸗ 
klärenden ſelbſt verwendet ſein, mithin in ſeinem Auftrage gehandelt haben, nicht etwa auf 
Veranlaſſung des Erklärungsempfängers. Ob die Übermittlung mündlich, telephoniſch, 
ſchriftlich oder telegraphiſch erfolgt, iſt gleichgültig; nur iſt erforderlich, daß die Erklärung 
des Geſchäftsherrn wirklich nur übermittelt wird und daß daher der Übermittler äußerlich 
als der die Erklarung Abgebende erſcheint, fo in Form der Zufertigung einer telegraphiſchen 
Depeſche. Wird dagegen die Urſchrift der Erklärung übermittelt, dann kann $ 120 nicht Platz 
greifen; vielmehr handelt es ſich hier lediglich um eine Art des Zugäuglichmachens der Er⸗ 
klärung im Sinne des § 130. Iſt die Erklärung einem unrichtigen Adreſſaten übermittelt 
worden, dann iſt im Zweifel ein Rechtsgeſchäft überhaupt nicht zuſtande gekommen. Nur 
dann wird § 120 anwendbar fein, wenn der Geſchäftsherr einen beſtimmten Adreſſaten über⸗ 
haupt nicht erkennbar bezeichnet hat; alsdann wird er nicht damit gehört werden können, 
daß er ſich ſich einen andern Areſſat gedacht hat, als den wirklichen Erklärungsempfänger 
(Planck Anm 3 und Oertmann Anm 5b etwas weitergehend). — Unanwendbar ift endlich 
$ 120, wenn die richtig übermittelte Erklärung von beiden Teilen je in einem veſchiedenen 
Sinne verſtanden worden iſt und ſonach ein Fall mangelnder Willenseinigung vorliegt 
R 68, 9). g 
Gemäß 89 22, 23 der TelO vom 9. Juni 1897 haftet die Telegraphenverwaltung nicht 
für eine unrichtige Übermittlung von Telegrammen. 


2. Die Beweislaſt hat der Anfechtungskläger. 
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Die Anfechtung!) muß in den Fällen der 88 119, 120 ohne ſchuldhaftes 
Zögern (unverzüglich) erfolgen, nachdem der Anfechtungsberechtigte von 
dem Anfechtungsgrunde Kenntnis erlangt hate). Die einem Abweſenden 
gegenüber erfolgte Anfechtung gilt als rechtzeitig erfolgt, wenn die An⸗ 
fechtungserklärung unverzüglich abgeſendet worden ift?). 

„Die Anfechtung iſt ausgeſchloſſen, wenn ſeit der Abgabe der Willens⸗ 
ertlärung dreißig Jahre verſtrichen ſind 5) ). 

f 1 P 1 112 ff.; 6 122 ff., 290 ff. 

J. Die Anfechtung iſt eine formlose, empfangsbepürktige, unwiderrufliche Erklä 
die unzweidentig ein N (A160 928 05,4107 S Mittel, die kuchen 
zu vernichten, und zwar mit der Wirkung der Nichtigkeit von Anfang an ($ 142). Das Nähere 
bei g 148. Die Anfechtung wegen Betrugs enthält zugleich die wegen Irrtums (NG 57, 358; 
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Warn 08 Nr 278); daher keine Klageänderung und gegebenenfalls auch Rechtzeitigkeit der 
Anfechtung, wenn der Anfechtungsberechtigte demnächſt erklärt — was zur Berückſichtigung der 
Irrtumsanfechtung allerdings notwendig iſt (RG Warn 1916 Nr 7) —, daß er jetzt die An⸗ 
fechtung auch wegen Irrtums geltend machte (RG JW 07, 1161: Warn 08 Nr 278; 1915 Nr 197). 
Man wird die in den angeführten Urteilen ausgeſprochenen Anſchauungen richtig nur dahin 
zu verſtehen haben, daß die Anfechtung wegen argliſtiger Täuſchung zugleich die Behauptung 
eines Irrtums betreffs derjenigen Tatſache enthält, über die der a Een getäuſcht 
ſein will, und daß ſonach inſoweit in der Anfechtungsklage aus $ 123 ſchon ein Element für die 
Anfechtung aus § 119 mitenthalten iſt. Dagegen wird man nicht annehmen können, daß die 
erſtere Klage wirklich zugleich die letztere Klage in ſich ſchließt. Denn wäre das der Fall, dann 
müßte der Richter notwendig neben der erſteren Klage zugleich die letztere mit berückſichtigen 
und wäre für eine nachträgliche noch ausdrückliche Geltendmachung der zweiten eventuell er⸗ 
hobenen Klage gar kein Raum mehr. 

2. „Unverzſglich“ will beſagen im Intereſſe des Aufechtungsgegners ohne ſchuldhaftes 
Verzögern (RG 49, 394; 53, 148; 64, 161). Als objektiver Maßſtab hierfür gilt ein nach den 
Umſtänden zu bemeſſendes ſchleuniges Handeln, wobei die Verkehrsanſchauung maßgebend 
iſt und zugunſten des Anfechtungsberechtigten auch die beſondern Umſtände des Falles 
(3. B. das Erfordernis einer Ratseinholung Rc JW 93 Beil 120) oder einer längeren Über⸗ 
ſegung oder bei Körperſchaften einer Beſchlußfaſſung zu berückſichtigen ſind. Schuldhaftes 
Zögern kann anderſeits auch inſofern gegeben ſein, als der Anfechtungsberechtigte das 
Intereſſe des andern nicht genügend berückſichtigt hat (RG IW 06, 707). Es liegt über⸗ 
haupt nicht vor, wenn die Verzögerung auch bei Beachtung der im Verkehr erforderlichen 
Sorgfalt (8 276) unabwendbar war (RG 49, 395; 53, 148; 64, 159). Die Frage der Unver 
züglichkeit ift eine in der Reviſionsinſtanz zu prüfende Rechtsfrage (RG 64, 161). — Die Friſt 
beginnt, ſobald der Anfechtungsberechtigte von dem Anfechtungsgrunde, mithin von den 
ſeinen Irrtum ergebenden Umſtänden, eine Kenntnis erlangt, die ihm vernünftigerweiſe 
einen die bloße Vermutung ausſchließenden ſicheren Schluß gewährt und ihn ſo ſeines Irrtums 
ſich bewußt werden läßt, da Aufechtungsgrund der Irrtum iſt, nicht aber die Tatſache, über die 
der Anfechtungsberechtigte ſich geirrt hat (RG 85, 223). Die Kenntnis vom Aufechtungsgrunde 
iſt jedenfalls fo lange ausgeſchloſſen, als der Anfechtungsberechtigte ſich nicht deſſen bewußt 

eworden iſt, daß er die irrtümliche Erklärung abgegeben hat (RG a. a. O. S. 224). Bei An- 
f einer Urkunde (8 119 Anm 2 Abſ 1) muß der Aufechtungsberechtigte erkannt haben, 
daß ſich der Inhalt der Urkunde mit dem irrtümlich angenommenen Inhalte nicht deckt (RG 
Warn 1918 Nr 25). Der Irrtum muß daher erſt aufgedeckt ſein, und gegebenenfalls kann der 
Aufechtungsberechtigte auch erſt die Beweisaufnahme abwarten, bevor er die Aufechtung 
erklärt (MG Warn 08 Nr 116). Aber Kenntnis ift nicht gleich Überselguug (RG 29. 5. 07 
V 508/06), und nur zuverläſſige Kenntnis der Umſtände, nicht aber volle Überzeugung von 
deren Richtigkeit wird verlangt (RG IW 1912, 7412). Nichtkennen aus Fahrläſſigkeit ($ 276) 
ſchadet alfo nicht, und Zweifel ſtehen der Kenntnis nicht gleich. Wird der Irrtum erſt im Pro- 
zeſſe aufgedeckt, fo kann die Anfechtung auch noch im Prozeſſe erklärt werden (MG 13. 11. 07 
V 72/07). Die Beſtimmung des Satz 1 greift auch dann Platz, wenn der Anfechtungsgegner 
den Irrtum des Gegners erkannt hatte, und zwar nachträglich (ftreitig). Eine Einrede der 
Argliſt kann hier dem Anfechtungsberechtigten nicht zugebilligt werden. Hatte der Anfechtungs⸗ 
gegner die Erklärung des andern ſchon bei ihrer Abgabe richtig verſtanden, dann liegt zur 
Anfechtung überhaupt kein Grund vor (8 119 A1; R 66, 427; JW 1911, 179°), weil jetzt die 
Erklärung fo zu gelten hat, wie ſie gemeint war und auch anderſeits verſtanden worden iſt. 

3. Die Anfechtungserklärung unter Abweſenden wird wirkſam nicht erſt mit ihrem 
Zugange (8130), ſondern bereits feit ihrer Abſendung, falls dieſe unverzüglich geſchah, fo 
daß die Gefahr von Verzögerungen während der Beförderung der Anfechtungsgegner trägt. 

4. Ansſchlußfriſt, nicht Verjährungsfriſt (§ 186 A 1). 

5. Zu beweiſen hat der Anfechtende die Vorausſetzungen der Anfechtung, der Gegner 
alsdann die Nichtrechtzeitigkeit, indem er nachweiſt, daß der Anfechtende die Kenntnis ſchon 
in einem früheren Zeitpunkte, als er angegeben, erhalten hatte (RG JW 04, 196. Warn 1914 
Nr 108), oder aber, daß bis zur Anfechtung 30 Jahre ſeit Abgabe der Willenserklärung 
verfloſſen waren. Für den Fall des Abs 1 Satz 1 bleibt dem Anfechtenden gegebenenfalls 
der Nachweis mangelnden Verſchuldens offen. 


8 122 

y Iſt eine Willenserklärung nach § 118 nichtig oder auf Grund der 
88 119, 120 angefochten, ſo hat der Erklärende, wenn die Erklärung einem 
anderen gegenüber abzugeben war, dieſem, anderenfalls jedem Dritten?) 
en Schaden zu erſetzen, den der andere oder der Dritte dadurch erleidet, 
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daß er auf die Gültigkeit der Erklärung vertraut, jedoch nicht über den Be⸗ 
trag des Intereſſes hinaus, welches der andere oder der Dritte an der 


Gültigkeit der Erklärung hate). 
Die Schadenserſatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Beſchädigte den Grund 
der Nichtigkeit oder der Anfechtbarkeit kannte oder infolge von Fahrläſſig⸗ 


keit nicht kannte (kennen mußte) “)). 
E 1 97 Abſ 3, 499 Abs 2, 3, 101, 146; II 97; M 1 194, 200, 202 fl., 281; P 1 98 ff., 116 ff. 


1. Schadenserſatzpflicht. Der § 122 beruht auf der Vorausſetzung, daß die Nichtigkeit 
im Falle des § 118 und die Anfechtbarkeit des Geſchäfts im Falle der 88 119, 120 allein in 
der Perſon des Erklärenden ihren Grund haben (im Gegenſatze dazu 9 117), und hält es daher 
für billig, dem andern Teile, der infolge der Vornahme des Geſchäfts zu Schaden kommt, 
zur Genugtuung zu verhelfen (5119 A 1). Auf ein Verſchulden des Anfechtungsberechtigten 
kommt es hier nicht an; vielmehr genügt die Tatſache, daß er den Schaden des andern ver⸗ 
anlaßt hat, und es ift daher der Veranlaffungs-, nicht aber der Verſchuldungs⸗ 
grundſatz zur Geltung gebracht (RG 60, 345; 81, 398; 94, 197). Das Geſetz ſteht hier 
mithin insbeſondere auch nicht auf dem Standpunkte, daß der Erklärende dem Gegner auf 
das Erfüllungsintereſſe aus dem Geſichtspunkte der culpa in contrahendo haftbar ſei (RG 
62, 315; JW 09, 684%). — Im Falle der Anfechtung wegen argliſtiger Täuſchung iſt 8 122 
nicht anwendbar (RG 13. 11. 11 V 165/11). | 

2, Erſetzt wird nur das negative Intereſſe. Der Geſchädigte kann deshalb Schadlos⸗ 
haltung (und zwar gemäß § 249) überhaupt nur inſoweit verlangen, als ſeine Vermögens⸗ 
lage gerade durch die von ihm im Vertrauen auf die Gültigkeit der Erklärung getroffenen 
Maßnahmen verſchlechtert worden iſt. Innerhalb dieſer Grenze kann er freilich nicht minder 
Erſatz des entgangenen Gewinns als des wirklichen Schadens (§ 252) beanſpruchen. Die 
Forderung darf jedoch ihrem Umfange nach niemals über die Höhe des Erfüllungs- 
intereſſes hinausgehen. Das Erfüllungsintereſſe ſelbſt kann um deswillen überhaupt 
nicht in Frage kommen, weil das Geſchäft gegebenenfalls mit rückwirkender Kraft nichtig 
wird und deswegen ein Erfüllungsanſpruch an ſich ausgeſchloſſen iſt. Wenn der Geſchäftsgegner 
beiſpielsweiſe im Vertrauen auf das ihm gemachte Angebot ein anderweitiges Angebot aus⸗ 
ſchlägt, kann er im Falle der Anfechtung des erſten Angebots zwar alles erſetzt verlangen, 
was er durch Ablehnung des zweiten Angebots eingebüßt hat (ſo die Mehrkoſten einer ander⸗ 
weiten Eindeckung, RG SeuffA 62 Nr 226), gegebenenfalls einſchließlich deſſen, was ihm an 
Gewinn entgangen iſt, aber alles das unbedingt nur bis zur Höhe deſſen, was er gehabt 
haben würde, wenn das angefochtene Geſchäft zur Erfüllung gekommen wäxe, während die 
Geltendmachung gerade des Erfüllungsintereſſes unzuläſſig iſt. Über die Berechnung des nega⸗ 
tiven Intereſſes vgl. RG JW 04, 447. Als Zeitpunktfürdie Berechnung des negativen 
Intereſſes iſt derjenige Zeitpunkt maßgebend, in welchem der Erſatzberechtigte den Irrtum 
des Gegners bei Anwendung der erforderlichen Sorgfalt hätte erkennen konnen (RG Gruch 
57, 907). Danach iſt die abſtrakte Berechnungsart zuläſſig. Beiſpielsweiſe tann auch der 
Käufer, der im Vertrauen auf die Gültigkeit des Kaufes den Abſchluß anderer Käufe zu der 
gegebenen Zeit unterlaſſen hat, den Schaden erſetzt verlangen, der aus der Unterlaſſung her⸗ 
vorgegangen iſt. — Im übrigen kann nach wirkſamer Anfechtung wegen bloßen Irrtums 
nur Rückgabe der Bereicherung verlangt, dagegen ein Schadenserſatzanſpruch weder aus 8 276 
noch aus 8 823 erhoben werden (vgl. A a. E.). Wohl aber iſt es möglich, daß der Geſchäfts⸗ 
gegner aus dem Geſichtspunkte des $ 307 haftet, falls er nämlich wußte oder wiſſen 
mußte, daß der Vertrag auf eine unmögliche Leiſtung gerichtet war (R 51, 93). 

3. Erſatzberechtigt iſt nur derjenige, für den die Willenserklärung beſtimmt war; daher 
bei empfangsbedürftigen Willenserklärungen nur derjenige, an den die Erklärung gerichtet 
war; bei nicht empfangsbedürftigen dagegen (vgl. Vorbem 1 vor 8 116) jeder Dritte, der von 
der Erklärung in der Folge betroffen wurde, wie z. B. bei der Auslobung oder der Preisgabe. 

4. Folgerichtig ift (A 2), daß derjenige Erſatz zu fordern nicht berechtigt iſt, der feine Maß 
nahmen ergriffen hat, wiewohl ihm der Nichtigkeits oder Anfechtungsgrund be. 
kannt war, oder der den Irrtum gar durch fein eigenes Verhalten hervorgerufen hat (RG 
81, 395). In der erſteren Hinſicht genügt es, daß der Erklärungsgegnen Umſtände erfahren 
Hatte, die vernünftigerweiſe einen Schluß auf die Anfechtbarkeit ergaben (RG JW 1910, 9874), 
jo daß er die Kenntnis bei Anwendung der im Verkehr erfoderlichen Sorgfalt (8 276) hätte 
haben müſſen. Denn gegebenenfalls liegt der Eintritt der ſchädlichen Folge an ihm ſelber, 
und daher hat er ihn auch ſelbſt zu verantworten. Auch für eine Schuldausgleichung gemäß 
$ 254 tft hier alſo kein Raum (R 57, 88). i 

5. Das Anwendungsgebiet des § 122 iſt beſchränkt auf die Fälle eines Vermögens⸗ 
Seel Sonderreglung bei Anfechtung einer Ehe wegen Irrtums in den 88 1345, 1346.— 
Beweislaſt. Der Erſatzberechtigte hat die Anfechtung und den ihm durch dieſe ver- 
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urſachten Schaden (A 2) zu beweiſen; der Beklagte den Einwand aus Abſ 2 (Kennen oder 
Kennenmüſſen) ſowie den ihm vom Geſetze weiter freigelaſſenen Einwand, daß der ge⸗ 
forderte Betrag das Erfüllungsintereſſe überſteigt. Dagegen braucht nicht der Erſatzberechtigte 
zu beweiſen, daß der geforderte Betrag über das Erfüllungsintereſſe nicht hinausgeht. 


8 123 


Wer zur Abgabe einer Willenserklärung durch argliſtige Täuſchung?) 
oder widerrechtlich durch Drohung?) beſtimmt worden iſt, kann die Er⸗ 
klärung anfechten“). 

Hat ein Dritter?) die Täuſchung verübt, jo iſt eine Erklärung, die einem 
anderen gegenüber abzugeben war, nur dann anfechtbar, wenn dieſer die 
Täuſchung kannte oder kennen mußte. Soweit ein anderer“) als derjenige, 
welchem gegenüber die Erklärung abzugeben war, aus der Erklärung un⸗ 
mittelbar ein Recht erworben hat, iſt die Erklärung ihm gegenüber an⸗ 


fechtbar, wenn er die Täuſchung kannte oder kennen mußte ). 
E 1 103 II 98; M 1 204 ff.; P 1 116 ff.; 6 128 ff. 


1. Anfechtung wegen Täuſchung und Drohung. Dem unfreien Willen will das Geſetz 
keine größere Tragweite beimeſſen als dem unbewußten Scheinwillen ($ 119). Er reicht an 
ſich zwar aus, rechtserzeugend zu wirken, aber wer ſich im Zuſtande der ſeeliſchen Unfreiheit 
entſchloſſen hat, ſoll es ebenfalls in der Hand haben, feine Erklärung durch Anfechtung nichtig 
zu machen. Auf dieſer Auffaſſung beruht der 8 123. Gegenſtand des Schutzes im Sinne des 
$ 123 ift die Willensfreiheit (RG Warn 1910 Nr 263). Und nur um den Fall der Unfreiheit des 
Willens, nicht auch den der Unfähigkeit zur Entſchließung, handelt es ſich hier. Der Ge- 
ſetzesfall liegt alſo insbeſondere nicht vor, wenn eine ſolche zwangsweiſe Einwirkung ſtatt⸗ 
gefunden hat, daß der Betroffene gar nicht in der Lage war, ſich entſchließen zu können. Als. 
dann war ſein Tun überhaupt nicht das Ergebnis ſeines Willens; es fehlte ihm vielmehr der 
Geſchäftswille (Suggeſtion, Hypnoſe, gewaltſames Führen der Hand bei Herſtellung einer 
Unterſchrift). — In Betracht kommen Willenserklärungen jeder Art (§ 119 A 1). Ver⸗ 
ſtößt ein Rechtsgeſchäft allein wegen der etwaigen unzuläſſigen Willensbeeinfluſſung gegen 
die guten Sitten, ohne daß ſolches zugleich hinſichtlich des Geſchäftszwecks und Geſchäfts. 
inhalts zuträfe, dann iſt auch ein ſolches Rechtsgeſchäft nur anfechtbar, nicht aber nichtig 
(RE JW 08, 7102; 1913, 1144; Warn 1917 Nr 234; 1918 Nr 172; § 138 A 1). 
Bewirkt werden kann Willensunfreiheit durch Täuſchung und Drohung. — Die An- 
fechtungsfriſt beſtimmt der $ 124, die Vollziehung der Anfechtung regelt § 143. — Die 
Anfechtung wegen arglistiger Tauſchung, die in einem dem Prozeß bevollmächtigten des 
Gegners zugegangenen Schriftſatze erklärt iſt, wirkt grundſätzlich für und gegen die Partei 
auch außerhalb des Prozeſſes (RG 63, 411). — Ausgeſchloſſen iſt angeblich die Anfech⸗ 
tung nach $ 123 wegen argliſtigen Verſchweigens eines Fehlers, wenn die Wandlungs⸗ 
klage nach 88 480, 459 möglich und bereits gegeben iſt — jo NG 48, 282; 70, 429; 
dgl. dazu auch 8 119 A 7. Das bezeichnete Urteil handelt allerdings nur vom Gattungs⸗ 
kauf (8 480). Aber nach feiner Begründung (Seite 429), wo auf RG 61, 171; 62, 282 Bezug 
genommen iſt, müßte der angenommene Grundſatz auch beim Kaufe einer beſtimmten Sache 
gelten. Der Standpunkt des Reichsgerichts in dieſer Frage kann jedoch weder beim 
Spezieskaufe noch beim Genuskaufe gebilligt werden. Denn überwiegend 
ſcheint doch die Erwägung, daß es nicht angebracht ift, den Betrüger irgendwie zu be⸗ 
günſtigen. Vgl. auch § 124 A 1 a. E. 

2. Die Täuſchung iſt jedes wiſſentliche auf Täuſchung berechnete Verhalten (RG JW 
05, 6393; 09, 308 ). Sie erfolgt entweder durch die Hervorrufung eines Irrtums im Sinne von 
$ 119 (RG IW 09, 308%) oder durch die argliſtige Ausnutzung eines bei dem andern Teile 
bereits vorhandenen weſentlichen Irrtums, ſo daß der Tatbeſtand der argliftigen Täuſchung auch 
dadurch erfüllt werden kann, daß der andere Teil über ſeinen Irrtum nicht aufgeklärt wird 
(RE 62, 150; 77, 314; Warn 1911 Nr 326; 1912 Nr 2). Ein ug Verhalten des 

nfechtungsberechtigten kommt feinem Gegner nicht zugute (RG ZW 1911, 275). Da 
das Ergebnis der argliſtigen Täuſchung ſtets fein muß, daß der Getäuſchte durch fie in der 
Freiheit feiner Entſchließung beeinträchtigt wird, fo kann ihr Tatbeſtand nur dann gegeben 
‚ein, wenn der Irrtum, in den der Genannte verſetzt worden oder der bei ihm ohnehin bereits 
vorhanden war, die für ſeinen Willensentſchluß maßgebenden Vorausſetzungen betraf; da⸗ 
aegen nicht auch dann, wenn der Gegner nur perſönliche Urteile oder Auffaſſungen 
usheſprochen und als ſolche zu erkennen gegeben hat, da auf dieſe Weile dem Erklärungs⸗ 

anger die Freiheit ſeiner Entſchließung nicht genommen wird. Regelmäßig muß daher die 
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Täuschung auf Tatſachen gerichtet jein. Weiß freilich der Erklärende, daß der Erklärungs⸗ 
empfanger ſein, des Erklärenden Urteil, auch für ſich als maßgebend erachtet und erachten will, 
und ſpricht er trotzdem bewußt ein unzutreffendes, den Gegner zu feinem Nachteile irreführendes 
Urteil aus (fo eine Wertsabſchätzung), dann können die Vorausſetzungen der argliſtigen 
Tänſchung auch hier nicht bezweifelt werden (RG Gruch 56, 878). Der Fall liegt dann nicht 
anders, als hätte der Erklärende eine falſche Tatſache vorgeſpiegelt. Die Täuſchung muß, 
um als ſolche gelten zu können, auch beabſichtigt worden ſein. Dies trifft nicht zu, wenn der 
Täuſchende ſelbſt nur aus Irrtum gehandelt hat, ſelbſt wenn der Irrtum, beiſpielsweiſe das 
Nichtkennen eines Fehlers ($ 460) auf Fahrläſſigkeit beruht (NG IW 09, 808%. In dieſem 
Falle könnten nur die Grundſätze des Irrtums Platz greifen. Argliſt iſt auch ausgeſchloſſen, 
wenn der eine erhebliche Tatſache Verſchweigende annahm, daß ſie dem andern bekannt fei 
(RS JW 1912, 907). — Die Abſicht der Vermögensſchädigung gehört nicht zur arg⸗ 
liſtigen Täuſchung. Dadurch unterſcheidet dieſe ſich vom ſtrafrechtlichen Betruge (RG Warn 
09, 440; JW 1912, 69°). Die Abſicht muß im Sinne des Geſetzes auch eine argliſtige fein, 
was vorausſetzt, daß die Täuſchung, mithin die Benutzung der irrigen Vorſtellung des Gegners, 
als Mittel benutzt ift, auf den Entſchluß des Erklärenden zu deſſen Nachteil beſtimmend ein- 
zuwirken. Es genügt auderſeits aber für den Vorſatz ſchon, wenn der Täuſchende das Bewußt⸗ 
ſein gehabt hat, daß der andere gegebenenfalls in feiner Entſchließung zu ſeinem Nachteile 
beeinflußt werden würde (RG 62, 150; Warn 1911 Nr 5; 1913 Nr 310; 1915 Nr 138). Vgl. 
noch 9 448 A 1 und § 439 A 1. Erforderlich ift auch nicht, daß der Täuſchende in dem Bewußtſein 
handelt, der Gegner würde bei Bekanntgabe des wahren Sachverhalts den Vertrag beſtimmt 
nicht abſchließen, vielmehr genügt es, wenn der Täuſchende nur mit der Möglichkeit deſſen 
rechnet (NG 96, 346). Argliſt liegt jedenfalls dann vor (Eventualdolus), wenn der Er⸗ 
klärende weiß, daß ſeine Angabe für den Geſchäftsgegner erheblich iſt, und er mit der Mög⸗ 
lichkeit rechnet, daß ſie der Wahrheit nicht entſpricht (Rh Warn 1913 Nr 42). Ausgeſchloſſen 
iſt Argliſt allemal dann, wenn der Täuſchende zum Beſten des andern hat handeln wollen. 
Der Fall argliſtiger Täuſchung im Sinne des Geſetzes liegt auch dann nicht vor, wenn das 
Verhalten des Täuſchenden nur dazu dienen ſollte, einen vom andern Teile erhobenen An⸗ 
ſpruch zu beſeitigen; denn niemand iſt verpflichtet, den Anſpruch des Gegners begründen 
zu helfen, weder im Prozeſſe noch ſonſt (RG 58, 355). Hier hatte die uneheliche Mutter 
gegenüber dem Erzeuger des Kindes, der die Anerkennung der Vaterſchaft aufechten wollte, 
fälſchlich behauptet, es habe ihr ſonſt niemand beigewohnt (vgl. auch JW 98, 369% und 
RGSt 23, 244 und Warn 1914 Nr 207). 

Die Täuſchungshandlung kann begrifflich beſtehen ſowohl in einer Vorſpiegelung unrich⸗ 
tiger (beiſpielsweiſe argliſtigen Anpreiſungen, empfehlenden Zuſicherungen, RG JW07, 473%) 
wie in einem Verſchweigen wahrer Tatſachen (RG JW 08, 476°; 1911, 641°). Das be⸗ 
ſtimmte Behaupten beſtimmter, dem Behauptenden ſelbſt nicht genau gewiſſer Tatſachen kann 
argliſtig fein (RG Warn 1913 Nr 42), braucht es aber nicht zu fein, weil nur Fahrläſſigkeit zu⸗ 
grunde liegen kann, es bedarf alſo jedesmal noch des Nachweiſes beſonderer die Argliſt ergeben⸗ 
der Umſtände (RG IWW 06, 1301; Warn 1913 Nr 42; 1914 Nr 109; 1917 Nr 237, betreffend eine 
durch den Agenten veranlaßte unrichtige Angabe im Verſicherungsantrage). — Bloßes Ver⸗ 
ſchweigen liegt vor, ift aber als Tatbeſtandsmerkmal auch ausreichend, wenn das Schweigen den 
Grundſätzen von Treu und Glauben widerſpricht (RG 62, 149; 69, 15; 77, 314; Warn 1911 
Nr 360; 1913 Nr 2) und der andere alſo nach der Verkehrsauſchauung (NG Warn 09 Nr) die 
erhebliche Mitteilung unter den gegebenen Umſtänden ($ 242, nicht auch nach der guten Sitte, 
8 138, wie Staudinger A VI annimmt) erwarten durfte (RG 69, 15; Warn 1912 Nr 196; 
1913 Nr 273; 1917 Nr 6). Eine allgemeine Offenbarungspflicht beſteht nicht (RG 62, 150; 
JW 1911, 5757; 1912, 3425). Daher braucht der Käufer beim Kreditkaufe nicht ungefragt 
ſeine Kreditwürdigkeit anzuzeigen (RG Warn 1911 Nr 360); oder es müßten beſondere, er⸗ 
ſchwerende Umſtände vorliegen (RG 69, 15, wo der Käufer nicht nur feine große Überſchuldung, 
ſondern auch ſeine auf unlautere Schiebungen gerichtete Abſicht verſchwieg; ferner Warn 1911 
Nr 360). Auch der Gläubiger, der einen Bürgen ſucht, hat an ſich keine Offenbarungspflicht 
hinſichtlich der Vermögensverhältniſſe ſeines Schuldners; aber macht er über dieſe überhaupt 
Mitteilungen oder wird er über fie befragt, daun muß er wahr fein und darf er nichts verſchweigen 
(RG 91, 81). Es liegt auch noch kein argliſtiges Verhalten vor, wenn der Verkäufer feine perſön⸗ 
liche Anſicht über den Wert des Kaufgegenſtandes zurückhält (RG 6. 4. 10 V 208/09); oder 
wenn der Verkäufer nicht mitteilt, daß ihm nicht die volle Schankkonzeſſion erteilt war, es fei 
denn, daß er wußte, daß der Käufer gerade hierauf einen weſentlichen Wert legte und daß er 
den Irrtum des Käufers argliſtig ausnutzen wollte (NG 18. 5. 12 V 49/12). Wohl aber beſteht 
eine Offenbarungspflicht, wenn fie durch ein zwiſchen den Beteiligten bereits beſtehendes 
Vertrauensverhä tnis geboten war (RG 77, 309; JW 1912, 685). Und überhaupt iſt anzu⸗ 
nehmen, daß ſchon das bloße Verſchweigen allemal dann den Tatbeſtand der argliſtigen Täuſchung 
erfüllt, wenn der Verſchweigende eine Tatſache nicht mitteilt, von der er wußte, daß ſie für 
die Entſchließung des andern Teiles von entſcheidender Bedeutung ſei, und wenn ſchon Treu 
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und Glauben die Bekanntgabe erheiſchten (RG 62, 150). Vgl. auch einerſeits RG 69, 15; 
77, 314; JW 1912, 342°; Warn 1913 Nr 2; ſowie anderſeits RG 62, 149; Warn 09 Nr 3; 
1912 Nr 196; JW 1911, 641°. Zur Anfechtung genügt es im allgemeinen nicht, wenn 
der Gegner nur die Abſicht verheimlicht hat, nicht erfüllen zu wollen (RG 70, 427; 
48, 282). Wohl aber kann es der Fall ſein, wenn der eine Vertragsteil weiß, daß der andere 
mit der getreulichen Erfüllung beſonders rechnet, und ihn trotzdem bei dem Irrtum, daß es 
nicht geſchehen wird, beläßt, um auf dieſe Weiſe beſtimmend zu eigenem Vorteile einzuwirken.— 
Unterdrückung iſt das Verſchweigen, wenn der Täuſchende durch poſitive Tätigkeit, An: 
wendung täuſchender Mittel, einen erheblichen Umſtand verdeckt (RG 62, 150). Sie fett voraus 
eine Rechtspflicht zur Offenbarung, die entweder auf Geſetz oder Vertrag beruht (RGSt 
37, 62; 31, 210 und die hier angeführten Urteile; ferner RG 62, 150; RG Warn 09 Nr 3). 

Daß ſich die Argliſt des Betrügers von vornherein gerade gegen diejenige Perſon 
gerichtet hat, die tatſächlich den Nachteil erlitten hat, iſt kein unbedingtes Erfordernis: 
der volle Tatbeſtand des zivilrechtlichen Betrugs kann vielmehr auch dam erfüllt ſein, wenn 
der Täter ſich nur deſſen bewußt geweſen, er werde einen andern ſchädigen, und wenn er 
in Vorausſicht aller möglichen Folgen gehandelt hat (RG JW ö 1910, 846500. 

Die Täuſchung muß im Falle des § 123 (anders im Falle der vertraglichen Schadens⸗ 
erſatzklage aus § 463, Warn 1915 Nr 230) für die Entſchließung des Getäuſchten von urſüch⸗ 
licher Wirkung, für den Entſchluß des Getäuſchten alſo beſtimmend (RG JW 1911, 2755), 
mindeſtens mitbeſtimmend (RG 77, 314) geweſen fein, was nach richterlichem Ermeſſen zu ent⸗ 
ſcheiden iſt. Die Probe dafür bietet die Frage, ob der Anfechtende durch die Täuſchung 
zu der angefochtenen Erklärung beſtimmt worden iſt, oder aber ob ſein auf die Täuſchung 
zurückzuführender Irrtum ohne Einfluß war und die Erklärung alſo auch ohne die 
Täuſchung abgegeben worden wäre; dagegen iſt nicht zu fragen, ob der Anfechtende die 
Abgabe der Erklärung bei Kenntnis der Sachlage und bei verſtändiger Würdigung des 
Falles unterlaſſen hätte (RG 81, 16). Die Anfechtbarkeit des geſamten Vertrags hängt 
auch niemals davon ab, ob der Getäuſchte den Vertrag bei Kenntnis der wahren Sachlage 
überhaupt nicht abgeſchloſſen haben würde; vielmehr genügt es, daß er ſich dazu nur unter 
für ihn günftigeren Bedingungen verſtanden, daß er beiſpielsweiſe nur einen ge 
ringeren Kaufpreis geboten haben würde (RE JW 1911, 275°; Warn 1910 Nr 314; RG 
77, 309). Eine ohne Erfolg gebliebene Argliſt iſt bedeutungslos (RG Warn 08 Nr 186). Regel⸗ 
mäßig kann der erforderliche urſächliche Zuſammenhang nur dann gegeben ſein, wenn die 
Täuſchung ſpäteſtens beim Abſchluſſe des Vertrags erfolgt iſt. Nur beim 
Kaufe einer Gattungsſache iſt das im Falle des $ 480 Abſ 2 anders, weil hiernach der An⸗ 
ſpruch auf Schadensersatz in der Regel erſt auf eine argliftige Verſchweigung des Fehlers bei 
Lieferung der Sache geſtützt wird (RG 70, 423; JW 1912, 340%). Beſteht der urſächliche Zu- 
ſammenhang, dann iſt es unweſentlich, welchen Umſtand die Täuſchung betraf, ob den 
Inhalt der Erklärung oder den Beweggrund. (RG 69, 15, wo es ſich um 
die Kreditwürdigkeit des Käufers handelte; 55, 86, betreffend Täuſchung über die Eigen⸗ 
ſchaft als Vollkaufmann; Warn 1912 Nr 196, wo es ſich darum handelte, daß der Ver. 
käufer einer Gaſtwirtſchaft verſchwiegen hatte, daß die Erlangung der Konzeſſion auf 
Schwierigkeiten ſtoßen würde; JW 1911, 2752, betreffend Täuſchung durch bloße An⸗ 
preiſungen.) Da ein Erfolg durch mehrere Urſachen herbeigeführt werden kann, 
genügt es im übrigen, wenn die argliſtige Täuſchung auch nur mitbeſtimmend geweſen 
it (RG 77, 309). Ein Unterſchied zwiſchen dolus causam daus und dolus incidens befteht 
hier nicht (RG JW 1910, 799°). Zu erwägen ift im Einzelfalle, daß, wenn die An⸗ 
fechtung wegen Betrugs verſagt, eine ſolche wegen Irrtums gegeben fein kann und daß die 
Anfechtung wegen Betrugs zugleich die wegen Irrtums enthält (8 121 A 1). Die ſtraftecht · 

chen Grundsätze vom dolus eventualis gelten auch hier (NG JW 1911, 213°). 

3. Drohung. Die Drohung beſteht in der Ankündigung eines Übels für den Fall, daß 
der Bedrohte nicht ſo handelt, wie es der Drohende begehrt. Sie muß alſo unbedingt über 
einen bloßen Vergleichsvorſchlag hinausgehen. Falls der Drohende nicht zugleich ein ge⸗ 
wiſſes Tun erzwingen will, iſt der Tatbeſtand nicht erfüllt (RG ZW 1913, 10331). Es gehört 
alſo zum Begriffe der Drohung, daß der Drohende die Abficht verfolgt hat, den Bedrohten 
zur Abgabe der Willenserklärung zu zwingen oder wenigſtens die Möglichkeit dieſes Erfolges 
in feinen Vorſatz aufgenommen hat (RG 23. 1. 15 V 398/4). Daher genügt es nicht, wenn 
Ubtand, ohne die Abſicht, einen Zwang auszuüben, nur von einem in Ausſicht ſtehenden 
210 ſpricht und ſchon dies dem andern zur Vermeidung des Übels beſtimmt hat (MG 59, 353: 

* 1913 Nr 186). Welcher Art das angedrohte Übel, iſt gleichgültig (vgl. z. B. Seuffel 
5 Nr 307). Es kann materieller oder ideeller Art fein (RG 10. 4. 06 III 57/05). Nötig ift 
zu bedaß es überhaupt geeignet war, den Bedrohten in feiner Entſchließung entſcheidend 

em anflufen. Ob eine ſolche Drohung anzunehmen, iſt gegebenenfalls einerſeits nach 
Eige objektiven Maßſtabe vernünftigen Ermeſſens zu beurteilen. Anderſeits ift aber auch die 
nart des Bedrohten zu berückſichtigen. Begrifflich erforderlich ift nicht, daß das 

non, Kommentar von Reichsgerichtsräten. I. Baud. 3, Aufl. 11 
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Übel unmittelbar den Bedrohten ſelbſt treffen ſoll (RG ZW 1913, 638%); nur muß 
dieſer die Verwirklichung des etwa einem andern (Ehegatten, einem Kind, auch dem Au⸗ 
drohenden ſelbſt) zugedachten Übels als ein ſolches auch für ſich ſelbſt anſehen (RG 60, 373; 
JW 1915, 238). Daher kaun unter Umſtänden auch die Drohung mit Selbſtmord in Be: 
tracht kommen (RG 7. 2. 12 V 378/11). Weſentlich ift endlich auch nicht, daß das Übel 
unmittelbar von dem Androhenden ſelbſt verwirklicht werden ſoll. Es genügt, wenn 
der Drohende zu erkennen gibt, daß er einen Dritten dazu veranlaſſen werde (RGSt 15, 336; 
27, 307). Ohne eine ſolche Ankündigung würde nur die Vorausſage eines künftigen Übels vor 
liegen. Die Drohung mit dem Fortbeſtehenlaſſen eines Übels reicht aus, falls das Ergebnis 
von der Tätigkeit des Drohenden abhängt (RGSt 14, 265). Es erfüllt aber den Tatbeſtand 
der Drohung nicht, wenn die ſchon beſtehenden Verhältniſſe von ſelbſt ein künftiges Übel er- 
warten laffen, und der Drohende nur darauf hinweiſt. Es muß vielmehr die Beeinfluſſung 
durch ein von dem Willen des Drohenden abhängiges, irgendwie durch ſeine pofitive Tätig ⸗ 
keit in Bewegung zu ſetzendes Übel in Ausſicht geftellt jein (R IW 05, 200°). — Wider⸗ 
rechtlich muß die Drohung als Mittel benutzt ſein; die Benutzung des Mittels der Drohung 
zur Willensbeſtimmung muß ſich ihrerſeits alſo als eine rechtswidrige darſtellen (RG 59, 349; 
JW 05, 1347; 09, 11%; Gruch 54, 283; 55, 626). Vgl. 8 823 Anm 10. Entſcheidend 
iſt danach alſo nicht, ob der Androhende an ſich das Recht gehabt hat, das zu verwirklichen, 
was er als Übel androhte, ſondern allein, daß es unſtatthaft war, die Androhung eines folchen 
Tuns als Mittel zu benutzen, um den andern in feiner Entſchließung zu beſtimmen (RG JW 
05, 1346, 06, 82%; Warn 1911 Nr 258; JW 1913, 638%), zumal daun, wenn der Drohende 
eine Erklärung erzwingt, auf die er kein Recht hatte (RG IW 1917, 4591). War die ‚as 
gedrohte Handlung ihrerſeits eine widerrechtliche, dann entlaftet es den Drohenden ſogar nicht, 
wenn er auf Abgabe der Willenserklärung ein Recht hatte. Eine widerrechtliche Abſicht bei 
der Drohung, oder daß ſich der Drohende der Widerrechtlichkeit ſeiner Handlungsweiſe auch 
bewußt geweſen, bildet keine Vorausſetzung für die Anfechtbarkeit des Rechtsgeſchäfts. 
Denn das Geſetz gibt das Anfechtungsrecht nicht um der Handlungsweiſe des Drohenden 
willen (etwa zur Strafe, oder weil er um eines rechtswidrigen Vermögensvorteils willen ge⸗ 
handelt hat, RG Warn 1910 Nr 263); es geht vielmehr allein davon aus, daß die freie Willens⸗ 
beſtimmung des andern Teils zu ſchützen ſei (RG 59,351; JW 1911, 27“ womit auch der 5. 36 
feine frühere entgegengeſetzte Anſicht [JW 07, 52J ausdrücklich aufgegeben hat). Abweichend 
RG Gruch 57, 909, wonach der Drohende den Willen gehabt haben muß, eine Leiſtung zu 
erzwingen, auf die er kein Recht hatte. Daß ſich der Drohende auch deſſen bewußt geweſen 
ſein muß, daß er kein Recht auf die Leiſtung hatte, erſcheint als unzutreffend; es genügt in 
ſubjektiver Hinſicht, daß der Drohende überhaupt die Abſicht hatte, die Leiſtung oder die 
Erklärung dem andern abzuzwingen. Nach dem Standpunkte des Geſetzes kann es ſomit auch 
darauf nicht ankommen, ob dem Täter die Drohung wegen ſeiner perlönlihen Eigenſchaften 
überhaupt zugerechnet werden kann. Daher iſt auch die Drohung eines Handlungs⸗ 
unfähigen zur Erfüllung des Tatbeſtandsmerkmals geeignet (ftreitig). — Auch die Ernſtlich⸗ 
keit einer Drohung und ihre Ausführbarkeit durch den Drohenden iſt kein Erfordernis. Nur 
muß der Bedrohte die erſtere wie die letztere als vorhanden angenommen haben, ſonſt könnte 
er durch die Bedrohung nicht beſtimmt worden ſein. 


Erforderlich iſt endlich für das Anfechtungsrecht der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen 
der abgegebenen Willenserklärung und der Drohung (RG 59, 351; JW 09, 16; Warn 1913 
Nr 186). Anfechtbar iſt auch ein durch Drohung abgenötigtes außergerichtliches Zugeſtändnis, 
weil ihm eine gewiſſe Beweiskraft beiwohnt (RG Gruch 58, 835). 


Ausſchluß der Widerrechtlichteit. Sieht das Geſetz die Verwendung der Drohung als 
Mittel zur Willensbeugung ſchon unbedingt als eine Widerrechtlichkeit an? Das iſt nicht der 
Fall; andernfalls wäre die Beifügung „widerrechtlich“ zum Merkmale des Beſtimmens über- 
flüſſig. Nach der allgemeinen Bedeutung des Begriffs „widerrechtlich kann ſomit das Tun des 
Drohenden dann nicht ein widerrechtliches fein, wenn der Genannte zu ſeiner 
Handlungsweiſe ein Recht hatte (RG 50, 60). Das Recht zur Drohung kann nun ent- 
weder auf einer allgemeinen Regel der Rechtsordnung oder auf einem beſondern Rechts- 
anſpruche des Drohenden beruhen; ſo, wenn der Drohende einen Anſpruch auf Abgabe 
einer Willenserklärung hatte; nach RG 64, 59 beiſpielsweiſe auch dann, wenn ein Verein 
von Arbeitnehmern bei einer Koalitionsbeſtrebung im Sinne des § 153 Gewd nach feinen 
Satzungen dem Mitgliede, das die Beteiligung am Kampfe verfagt, die Ausſchließung aus dem 
Vereine androht. Grundſätzlich ſtatthaft ſodann iſt das Verhalten des Drohenden, wenn 
er nur das Recht der Selbſthilfe (88 226 ff.) ausüben will, oder den Gebrauch einer fonft 
ledermann nach der Rechtsordnung zuſtehenden Befugnis androht, wie die, 
zu klagen, die Zwangsvollſtreckung herbeizuführen, eine Strafanzeige zu erſtatten (RG 59, 
353). Selbſtverſtändlich aber kann auch die Verlvendung ſolcher Mittel immer nur dann 
erlaubt ſein, wenn ſie auch einem suläffigeg Zwecke dienen full. Wer fie zur Er- 
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reichung eines unſtatthaften Zweckes oder zur Erreichung eines Erfolgs, den herbeizuführen 
er überhaupt kein Recht hatte, gebrauchen will, handelt zweifellos widerrechtlich RGSt 
14, 391). Es darf daher kein Mißbrauch einer an ſich gegebenen Befugnis vorliegen ($ 226). 
Zur Strafanzeige iſt der Verletzte berechtigt, und wer nur ankündigt, daß er von dieſer Be- 
fugnis Gebrauch machen werde, handelt an ſich noch nicht widerrechtlich. Aber wer es tut, um 
einen Vorteil oder eine Leiſtung zu erlangen, auf die er keinen Anſpruch hatte (RG JW 
05, 134), oder wer eine Strafanzeige lediglich aus dem Grunde erſtatten will, um den andern 
zur Strafe zu bringen (RG Gruch 48, 1128), oder wer mit Strafanzeige droht, um nicht von 
dem haftbaren Täter, ſondern von deſſen Angehörigen Erfah zu erhalten (RG Gruch 54, 821), 
oder wer ohne jedes erkeunbare Intereſſe handelt, der beablichtigt überhaupt nicht, berechtigte 
Intereſſen wahrzunehmen und handelt alſo widerrechtlich. Auch eine an ſich erlaubte Hand- 
lung ſchließt ſomit die widerrechtliche Drohung nicht unbedingt aus (RG IW 00, 41820). 
Nach alledem folgt alſo: Die Drohung als Mittel zur Abgabe einer Willens ⸗ 
erklärung iſt nur dann ſtatthaft, wenn ſowohl die angedrohte Haud⸗ 
lungsweiſe an ſich wie auch der verfolgte Zweckherlaubt waren (RG JW 
06, 821; JW 1913, 6381), oder anderſeits: der Tatbeſtand der Drohung im Sinne des $123 
iſt nur dann erfüllt, wenn der Bedrohte ohne die Drohung die Willenserklärung nicht abgegeben 
haben würde und der Drohende kein Recht auf die Erklärung gehabt hat (RG JW 09, 112; 
1913, 6381), oder wenn er ſich unerlaubter Mittel bedient hat (RG Warn 1913 Nr 186). 
Wer nun das Vorhandenſein dieſer Vorausſetzungen behauptet, beruft ſich auf einen Aus⸗ 
nahmefall und hat ihn mithin zu beweiſen. 

4. Gehen Täuſchung oder Drohung von einem Dritten aus, nicht vom Geſchäftsgegner, 
jo gelten im einzelnen noch folgende Regeln: a) Im Falle der Drohung ift es für das 
Anfechtungsrecht gleichgültig, wer die Willenserklärung erzwungen hat, ob alſo der Erklärungs⸗ 
empfänger oder ein Dritter; b) im Falle der Taäuſchung beſteht das Anfechtungsrecht 
dem Erklärungsempfänger gegenüber, wenn nicht dieſer ſelbſt der Täuſchende war, 
nur dann, wenn er die durch den Dritten verübte Täuſchung kannte oder nur aus Fahr⸗ 
läſſigkeit nicht gekannt hat (J 122 Abſ 2). Dies gilt jedoch nach dem Geſetzeswortlaute nur 
bei empfangsbedürftigen Willenserklärungen (Vorbem 1 vor 8 116). Anwendungsfall: 
A kauft durch einen Vertrag von B und C, B ift allein der Betrüger, C hat um den Betrug 
nicht gewußt; dann iſt der Vertrag © gegenüber nicht anfechtbar; das Gegenteil träfe aber 
zu, wenn den Betrug des B mindeſtens hätte erkennen müſſen (RG 62, 187 zugleich 
unter Hinweis auf $ 180). Gegenüber einem Dritten, der nicht empfangsberechtigter 
Erklärungsgegner iſt, beiteht das Anfechtungsrecht unter der Vorausſetzung, daß der Dritte 
aus der dem Erklärungsgegner gegenüber abgegebenen Erklärung unmittelbar ſelbſt 
ein Recht erworben hat, und zwar unter der weiteren Bedingung, daß der Dritte die 
Täuschung kannte oder nur aus Fahrlaſſigkeit nicht gekannt hat. — Anwendungsfälle bei 
Verträgen zugunſten eines Dritten ($ 328) und bei der Schuldübernahme, ferner $ 28 HGB. 
Bei einſeitigen nicht empfangsbedürftigen Rechtsgeſchäften, wie bei der Auslobung oder 
der Anerkennung der Vaterſchaft nach 8 1718, ift nur der Abſ 1 8 123 anwendbar (RG 
58, 352). Vgl. hier auch die Vorbem vor § 116 ſowie § 143 A 4. Dem Gläubiger gegen. 
über iſt der vertragsmäßige Eintritt eines Dritten in ein beſtehendes Handelsgeſchäft als 
perſönlich haftender Geſellſchafter nur dann anfechtbar, wenn der Gläubiger den Betrug des 
Inhabers des Handelsgeſchäfts, durch den der Dritte zum Eintritte veranlaßt worden, ge⸗ 
kannt hat oder hat kennen müſſen (R 76, 441). — Dritter im Sinne des Ab] 2 Satz 1 kann 
nur ein anderer ſein als der Empfänger derjenigen Willenserklärung, zu deren Abgabe der 
Getäuſchte beſtimmt worden iſt, alſo nur ein bei dieſer Erklärung Unbeteiligter (RG JW 
09, 718%). Wer einen Vertrag als Vertreter abſchließt und hierbei den Vertragsgegner 
arglistig täuſcht, iſt daher niemals ein Dritter im Sinne des Geſetzes (RG 76, 109; 
Warn 1910 Nr 405); für die Anfechtung greift hier vielmehr der Abf 1 Platz. Dies 
trifft auch dann ſchon zu, wenn bei einem Kaufvertrage der Täuſchende nur dahin mit 
der Vertretung der einen Vertragspartei betraut war, daß er (mündlich) die Bedingungen 
bees Vertrags zu vereinbaren hatte, daß die Bindung des Vertretenen aber demnächſt von 
einer eigenen Genehmigung abhängen ſollte; war in ſolchem Falle die andere Vertrags- 
Partei an die getroffenen Abreden ihrerſeits gebunden, dann iſt für ſie der Vertrag gemäß 
123 Abſ 1 auch dann anfechtbar, wenn der Vertrag demnächſt durch den Gegner ſelbſt 
oder durch einen andern Vertreter noch förmlich zum Abſchluſſe gebracht worden ift; dagegen 
reift der Abſ 2 Plat, wenn die Tauſchung von jemand ausging, der nur zur Vorberei⸗ 
ung des Vertragsabſchluſſes, zur Ermittlung eines Käufers und zur Vermittlung beauf- 

net geweſen war (RG 72, 133 und Warn 09 Nr 178; 1915 Nr 198). Im allgemeinen 
Beni, ein bloßer Auftrag zur Führung von Verhandlungen nicht, um die Eigenſchaft des 
ſtelluftragten als „Dritter auszuschließen (NG Warn 09 Nr 178). — Über die Rechts⸗ 
und N 40 Agenten von Verſicherungsgeſellſchaften vgl. 88 43 ff. VerſBh v. 30. 5. 08 
46, 184; 73, 302; JW 1918, 542; Warn 1917 Nr 237. Der Verkauf eines eigenen 
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Geſchaftsanteils durch eine Geſellſchaft m. b. H. ift wegen einer von ihrem Geſchäftsfſthrer 
verübten argliſtigen Täuſchung anfechtbar (RG 68, 309). 

Die unmittelbare Folge der berechtigten Anfechtung iſt die Nichtigkeit des Rechts⸗ 
geſchäfts „von Anfang an“, und daraus folgt, daß nunmehr die Beteiligten nach den Grund⸗ 
ſätzen der 88 812ff. gegenfeitig Rückgewährung der grundlos erlangten Bereicherung fordern 
können. Vgl. dazu des näheren 8 142 A1 Abſ 4 a. E. Ein Anſpruch auf Rückgewährung der enı- 
pfangenen Leiſtungen wie im Falle des Rücktritts gemäß 8 846 ſoll hier dagegen nicht beſtehen 
(3346 A3). Demnach iſt aber der Rückforderungsanſpruch des Anfechtungsberechtigten auch nicht 
dadurch bedingt, daß er zur Rückgabe des Empfaugenen imſtande ift; der Fall einer Zug⸗um⸗ 
Zug- Leiſtung, wie beim Rücktritte und bei der Wandlung, liegt hier nicht vor (RG 
59, 93; Warn 1910 Nr 315 u. 406). Vgl. jedoch $ 142 a. a. O. Dem Anfechtungsgegner fteht 
ſomit auch nicht die Einrede zu, daß die Leiſtung des Berechtigten, das ſeinerſeits grundlos Er⸗ 
langte zurückzugeben, unmöglich geworden ſei (NG ZW 1910, 799 / 

Die Drohung wie die argliſtige Täuſchung können ſodann auch einen Anſpruch auf 
Schadenserſatz begründen. Dieſer Anſpruch entſteht indeſſen nicht jedesmal und nicht 
ſchlechthin aus der Drohung oder aus der argliſtigen Täuſchung, vielmehr nur dann, wenn 
eine von den drei nachfolgenden Vorausſetzungen erfüllt iſt (RG 7. 10. 11 V 118/11): a) ent- 
weder, daß der Täter in einer wider die guten Sitten verſtoßenden Weile mit dem Vorſatze 
der Schädigung des andern gehandelt hat ($ 826); b) oder, daß die Vorausſetzungen des 
Betrugs oder der Erpreſſung im Sinne der 88 263, 253 StGB (NG 78, 397) erfüllt find 
(§ 823 Abſ 2); c) oder, daß der Aufechtungsberechtigte, ſei es durch argliſtiges Wer. 
ſchweigen von Fehlern, ſei es durch argliſtige Vorſpiegelung nicht vorhandener Eigenſchaften 
getäuſcht worden iſt ($ 463 in unmittelbarer und eutſprechender Anwendung). 

Der Schadensanſpruch regelt ſich: r 

a) im Falle unerlaubter Handlung, Fälle zu a, b, nach den Grundſätzen des $ 249. 
Der Betrogene (oder Bedrohte) kaun alſo regelmäßig nur Herſtellung des Zuſtandes fordern, 
der beſtünde, wenn der Betrug (oder die Drohung) nicht vorgefallen wäre, oder aber nur 
fordern, daß er wirtſchaftlich in die Lage geſetzt wird, in der er ſich ohne den Betrug (oder die 
Drohung) befände (8 249 A 1). Im Falle der Vertragsanfechtung iſt daher in der Regel 
auch nur der Anſpruch auf Erſtattung des negativen Intereſſes gegeben (8 122 A 2), da 
dieſes ausreicht, den Berechtigten ſo zu ſtellen, wie er geſtanden hätte, wenn er den Vertrag 
überhaupt nicht abgeſchloſſen haben würde (RG JW 1912, 137°; Warn 1912 Nr 292), und der 
Anfechtende anderſeits nicht Auſprüche erheben darf, die das Beſtehen des Vertrags voraus- 
ſetzen (RG 74, 1). Grundſätzlich ift jedoch die Gelteudmachung des Erſatzauſpruchs nicht dann 
abhängig, daß der Geſchädigte den Vertrag anficht. Bei Aufrechterhaltung des Ver. 
trags (unverändert alſo mit allen ſeinen Beſtimmungen) kann aber ein Anſpruch auf Gelderſatz 
nur ausnahmsweiſe gegeben fein, weil eben der Grundſat des § 249 Satz 1 von der Natural. 
herſtellung regelmäßig auch jetzt Platz greifen müßte und die Anwendung dieſes Grundſatzes 
an ſich gerade zur Beſeitigung des Vertrags überhaupt zu führen hätte (RG 83, 246; J 
1910, 934%; Warn 1911 Nr 120; 1915 Nr 280). Unter beſondern Umſtänden kann indes die 
Anwendung des bezeichneten Grundsatzes gerade auch den Anſpruch auf Entſchädigung in 
Geld ergeben; nämlich dann, wenn der Geſchädigte nachzuweiſen vermag, daß der Vertrag 
auch dann zuſtande gekommen wäre, insbeſondere ein Kauf, wenn der andere Teil lic) redlich 
verhalten, alſo die Wahrheit bekannt oder die Drohung unterlaſſen hätte, und zwar diesfalls 
unter für den Geſchädigten günſtigeren Bedingungen. Iſt beiſpielsweiſe ein Käufer durch die 
Täuſchung bewogen worden, einen Preis zu bewilligen, den er in dieſer Höhe nicht bewilligt 
haben würde, falls der Betrug nicht vorgefallen wäre, dann kaun er bei Aufrechterhaltung 
des Vertrags Erſtattung des angeblich zuviel bezahlten Betrags (oder Minderung des 
Preiſes) unter der Vorausſetzung verlangen, daß er nachweiſt, der Kauf würde, falls 
die Täuſchung nicht vorgefallen wäre, der Verkäufer vielmehr ſich redlich verhalten hätte, 
auch zu der günſtigeren Bedingung zuſtande gekommen ſein RE 88, 246; Warn 
1910 Nr 383; 1915 Nr 230; Gruch 55, 350). Anderſeits kann auch der Verkäufer unter den 
entſprechenden Umftänden Geldentſchädigung fordern. So im Falle des Nachweiſes (5 287 
ARD), daß er ohne den Betrug des Käufers, der ihm betrügeriſch minderwertige oder wert⸗ 
loſe Hypotheken in Zahlung gegeben hat, von Verkaufe Abſtand genommen und alsdann 
Gelegenheit gehabt haben würde, ſein Grundſtſick auderweit unter günſtigeren Bedingungen 
zu verkaufen (MG 83, 245). Zu beachten iſt nur in allen derartigen Fallen, daß eine Schädigung 
des Käufers oder Verkäufers überhaupt nicht in Frage kommen kann, wenn die empfangene 

eiſtung ihrem allgemeinen Werte nach den Wert der gegebenen Leistung völlig erreicht, fo 
da eine Vermögensminderung überhaupt nicht eingetreten wäre (M& 83, 246; Beſchluß der 
Vereinigt. Strafſenate RG 16, 1). > 

) Im Falle des $ 463 Satz 2 (Fall 3 oben). Hier regelt ſich der Schadenserſatzan⸗ 
ſpruch nach Vertragsrecht, und zwar als Anſpruch auf Gewährleiſtung. Danach kann der Käufer, 
wenn der Verkäufer argliſtig Fehler des Kaufgegenſtandes, und zwar einer Sache oder eines 
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ſolchen Rechtsguts, das weder unter den Begriff Sache noch Recht fällt (RG Warn 1912 
Nr 60), verſchwiegen oder nicht vorhandene Eigenſchaften als vorhanden verſichert hat, 
verlangen, daß er ſo geſtellt wird, wie er geſtellt ſein würde, wenn der Mangel nicht 
beſtände oder wenn die Eigenſchaften wirklich vorhanden wären. Er kann jetzt alſo das Er⸗ 
füllungsintereſſe geltend machen. Zu beachten ift dabei, daß hier gegebenenfalls nicht not⸗ 
wendige Vorausſetzung iſt, daß eine vertragsmäßige Zuſicherung vorliegt; die argliſtige Vor⸗ 
ſpiegelung des Vorhandenſeins von Eigenſchaften macht den Verkäufer vielmehr ſelbſtändig 
haftbar. Praktiſch wird alſo dieſe Frage insbeſondere dann, wenn die Verſicherung nicht in 
den Vertrag aufgenommen worden und ſomit nicht Teil des letzteren geworden iſt (§ 463 A 6; 
NG Warn 1910 Nr 383). Iſt beiſpielsweiſe beim Verkaufe eines Reſtaurationsgeſchäfts ein 
gewiſſer Umſatz fälſchlich vorgeſpiegelt worden, dann kann der Käufer Erſtattung desjenigen 
Betrags fordern, um den das Geſchäft, wenn ſich die falſche Vorſpiegelung bewahrheitet 
hätte, mehr wert wäre, als es nach Maßgabe des nur tatfächlich vorhanden geweſenen Um⸗ 
ſatzes wert geweſen iſt. Zu vergleichen ſind dabei in beider Hinſicht die objektiven Werte. 
Den Geldbetrag kann der Käufer auch ſogleich in bar bezahlt verlangen, ſelbſt dann, wenn 
der Kaufpreis geſtundet iſt. Auf Minderung des Kaufpreiſes braucht er ſich nicht einzulaſſen. 
Hat der Verkäufer die polizeiliche Beſchränkung der Benutzbarkeit der Räume des verkauften 
Hauſes ($ 259) argliftig verſchwiegen, dann läßt ſich der Schaden nach der Höhe des jährlichen 
Mietausfalles ermitteln (RG Warn 1915 Nr 230). Dieſes find die vom 5. 38 ſeit längerer 
Zeit ſtändig feſtgehaltenen Grundſätze (RG 63, 112; 66, 338; JW 1910, 934“: 1912, 137°%; 
Warn 1913 Nr 282; 1915 Nr 230). Seines Anſpruchs auf Schadenserſatz nach § 463 geht der 
Käufer auch dann nicht verluſtig, wenn er die Kaufſache trotz Kenntnis des richtigen Sachverhalts 
entgegennimmt, ſich dabei aber ſeinen Anſpruch vorbehält, denn der $ 469 ift auch hier an ⸗ 
wendbar (Rz 59, 105). Der zuvor dargeſtellte Schadenserſatzanſpruch wegen argliſtiger Täu- 
ſchung, ſei es durch Verſchweigung von Fehlern, ſei es durch Vorſpiegelung nicht vorhandener 
Eigenſchaften, unterlegt endlich nicht der dreijährigen Verjährung aus $ 852, ſondern der 
30 jährigen, da ſich ein derartiger Anſpruch nicht mit einem Schadenserſatzanſpruche wegen 
unerlaubter Handlungen im Sinne der 88 823 Abſ 2 und 826 deckt (MG 66, 86; 67, 146; 
78, 58); er iſt vielmehr ein Vertragsanſpruch (n Warn 1912 Nr 198; 1913 Nr 282): 
oder doch wenigſtens als ein ſolcher zu behandeln. Vgl. § 463 A 6. — Für den Fall, daß mit 
der Schadenserſatzklage nach § 249 die Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes gefordert 
wird, find auch die Grundsätze von der Vorteilsausgleichung (Vorbem 5 vor 8 249) 
anwendbar (R Warn 09 Nr 178). Falls ein Dritter beim Betruge mitgewirkt hat, haftet 
er ebenfalls für den poſttiwen Schaden. (Anders dieſer Fall, als wenn der Dritte den Betrug 
allein verübt hat; R& 61, 250; ferner RG 22. 3. 07 II 466/00.) Über die Einwirkung des 
Friſtenlaufs aus 8 124 auf den Schadenserſatzauſpruch vgl. dort A 1. 

6. Anwendungsgebiet. An ſich find rechtsgeſchäftliche Willenserklärungen jeder Art 
ausnahmslos der Anfechtung aus $ 128 unterworfen. So auch ein Vergleich (RG Warn 1919 
ger 180). — Die Annahme, daß das Anfechtungsrecht durch das Vorhandenſein eines 
Wandlungsanſpruchs ausgeſchloſſen werde (vgl. § 119 A 7 Abf 2), erſcheint als ver 
fehlt und iſt jetzt durch das Urteil Rch 96, 156 auch ausdrücklich verworfen worden. Vgl. auch 
3,124 A 3. — Eine notwendige Rückſichtnahme auf die Rechtsſicherheit verlangt es aber, daß 
diejenigen Rechtshandlungen, durch die jemand die Mitgliedſchaft bei einer Aktien ⸗ 
geſellſchaft, einer Genoſſenſchaft oder einer Geſellſchaft m. b. H. erwirbt, der An⸗ 
ſechtung aus $ 123 (wie der aus $ 119) entzogen werden. Vgl. $ 119 A 9 a. E. — Sonder 
beſtimmungen: bei Willensmängeln im Falle der Stellvertretung (8 166), bei der Ehe⸗ 
ſchließung (88 1334, 1335), bei letztwilligen Verfügungen (8 2078), bei Erbverträgen ($ 2281). — 
sit der Erfüllungsort im Auslande gelegen, dann iſt für die Anfechtung des Vertrags und die 
ſich daraus ergebenden Folgen das fremde Recht maßgebend (RG 78, 55). Über die An. 
wendbarkeit des § 123 bei ſtaatsrechtlichen Anſtellungsakten vgl. $ 119 Anm 7 Abſ 2. 

34, Beweislaſt. Der Anfechtungskläger hat die volle Beweispflicht. In NE 4. 6. 13 V 
5413 iſt in Befolgung dieſes Grundsatzes angenommen, daß, wenn der Kläger arglistige 
Verſchweigung eines Sachmangels dem Beklagten zum Vorwurfe macht und der Beklagte 
demgegenüber behauptet, daß er dem Kläger den Mangel bei beſtimmter Gelegenheit au- 
Date habe, der Kläger grundſätzlich auch die Unrichtigkeit dieſer Tatſache zu beweiſen 
ein e es ſei denn, daß das Gericht bereits die Überzeugung erlangt hätte, daß der Be- 
nagte ſich der ihm vorgeworfenen Argliſt wirklich ſchuldig gemacht habe. Dieſe An⸗ 
nahme ft zwar an ſich folgerichtig; doch kann ihre Anwendung bedenklich fein, da es nun⸗ 
ae der Beklagte regelmäßig in der Hand hätte, dem Kläger willkürlich einen unter 
nftänben kaum oder doch nur einen durch Eideszuſchiebung an den Beklagten ſelbſt zu er- 
angaben Beweis aufzunötigen. Nach RG 21. 4. 15 V 534/14 muß der Kläger, der wegen 
gemachter Verletzung der Offenbarungspflicht anficht, beweiſen, daß die Mitteilung nicht 
Behauptmorden iſt, dies freilich nur unter der Vorausſetzung, daß der Gegner die beſtimmte 

Plung aufgeſtellt hat, daß er und bei welcher Gelegenheit er die Mitteilung gemacht 
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habe. Nach RG 14. 1. 18 IV 351/17 und JW 1918, 8141 darf jedoch der Beweis der 
Negative nicht zu ſchwer gemacht werden, es kann daher ſchon genügen, wenn derjenige, der 
das Beſtehen einer gegenteilig behaupteten poſitiven Tatſache zu widerlegen hat, die etwaigen 
Umſtände widerlegt, die für das Vorhandenſein jener Tatſache ſprechen könnten. 


8 124 


Die Anfechtung einer nach § 123 anfechtbaren Willenserklärung kann nur 
binnen Jahresfriſt erfolgen!). 

Die Friſt beginnt im Falle der argliſtigen Täuſchung mit dem Zeitpunkt, 
in welchem der Anfechtungsberechtigte die Täuſchung entdeckt, im Falle der 
Drohung mit dem Zeitpunkt, in welchem die Zwangslage aufhört). Auf 
den Lauf der Friſt finden die für die Verjährung geltenden Vorſchriften des 
§ 203 Ab. 2 und der SS 206, 207 entſprechende Anwendung“). 

Die Anfechtung iſt ausgeſchloſſen, wenn jeit der Abgabe der Willens⸗ 
erklärung dreißig Jahre verſtrichen ſind “). 

E I 104 II 99; M 1 204 ff.; P 1 120 ff.; 6 129, 290 ff. 


1. Der Anfechtungsberechtigte ſoll im Falle des § 123 beſſer geſtellt ſein als im Falle 
der $$ 119, 120. Die Anfechtungsfriſt iſt hier daher auf ein Jahr bemeſſen, mit der Ein- 
ſchränkung jedoch, daß ietzt die Ausnahmebeſtimmung des § 121 Abſ 1 Satz 2 nicht gilt und 
daher gemäß § 130 für die Wirkſamkeit der Anfechtungserklärung der Zeitpunkt ihres Zu⸗ 
gangs (nicht des Abgangs) entſcheidend ift, und daß nach Ablauf von 30 Jahren die Anfech- 
tung unbedingt unzuläſſig iſt (Abſ 3). Die Friſt ift keine Verjährungsfriſt, ſondern eine 
Ausſchlußfriſt (vgl. § 186 A 1). Über die Friſtberechnung vgl. 88 186 ff.; über die Rechts⸗ 
folgen und die Vollziehung der Anfechtung die §8 142, 148. — Der Ablauf der Anfech⸗ 
tungsfriſt ſchließt weder die Einrede des $ 853 noch (entgegen der Entſcheidung RG 63, 270) 
den Anſpruch auf Herſtellung des früheren Zuſtandes unter dem Geſichtspunkte des Schadeus⸗ 
erſatzes gemäß 88 826, 249 aus. Stehen dem Anfechtungsberechtigten zwei ſelbſtändige 
Rechtsbehelfe zur Seite, von denen jeder auf einem beſondern Rechtsgrunde beruht, fo ift 
nicht erſichtlich, weshalb die Verwirkung des einen Rechtsbehelfs zugleich den Untergang 
des andern zur Folge haben müßte. Vgl. § 262 A 1a. Es iſt auch nicht einmal richtig, 
daß die Ergebniſſe der Anfechtung mit denen aus $ 249 ſich decken: im Falle der Anfechtung 
tritt unbedingte Nichtigkeit von Anfang an ohne weiteres ein, gemäß § 249 beſtünde nur 
die ſchuldrechtliche Verpflichtung, den früheren Zuſtand wiederherzuſtellen. Demnach 
haben ſich auch die neuerlichen Urteile des RG auf den diesſeitigen Standpunkt geſtellt (RG 
70, 197; 79, 197; 84, 131; IW 1918, 8152). Vgl. auch § 123 A 6. Das Ergebuis des Ur⸗ 
teils RG 63, 270 führt überdies zu einer unangebrachten Bevorzugung des Schädigers. 
Jedenfalls verbleibt dem Anfechtungsberechtigten auch nach Ablauf der Ausſchlußfriſt des 
§ 124 die Einrede der Argliſt oder der Drohung, mindeſtens in der Form der exceptio 
doli generalis (RG 58, 356; 64, 222; 71, 485; 79, 179). Daß die Friſtverſäumnis Erſatz⸗ 
anſprüche anderer Art als die Herſtellung des früheren Zuſtandes unberührt läßt, verneint 
auch das Urteil RG 63, 270 nicht. — Sonderbeſtimmungen bei Anfechtung der Ehe (8 1339), 
der gen von Todes wegen (88 2082, 2283), der Erbſchaftsannahme und ⸗ausſchlagung 
(8 1954). 


2. Die einjährige Friſt beginnt im Falle: a) des Betrugs mit dem Zeitpunkte, in dem 
der Anfechtungsberechtigte die Täuſchung entdeckt, mithin ſowohl die objektive Unrichtigkeit 
der beſtimmenden Tatſache, wie auch die ſubjektive Voraussetzung der Täuſchungsabſicht, 
mithin auch die Argliſt erkannt hat (Rh 65, 89; 59, 94; JW 07, 1652); dagegen 
nicht ſchon in dem Zeitpunkte, in dem er die Tauſchung zu vermuten beginnt (RG JW 
1911, 64815). Auch Nichtkennen aus Fahrläſſigkeit kommt nicht in Betracht. Nach dem Wort⸗ 
laute des Geſetzes beginnt die Friſt mit der Kenntnis, daher aber nicht erſt mit Beſchaffung der 
nötigen Beweismittel; b) im Falle der Drohung mit dem Zeitpunkte, in dem die Zwangs⸗ 
lage aufhört. Die Wirkung der Drohung darf alſo nicht mehr fortdauern, dem Bedrohten muß 
alſo die Furcht vor dem angedrohten Übel bereits entſchwunden fein (RG JW 1918, 31%). 
Das träfe beiſpielsweiſe ſchon dann zu, wenn eine angedrohte Strafanzeige bereits von 
anderer Seite erfolgt oder ſonſt ein Umſtand eingetreten wäre, der dem Bedrohten die Furcht 
vor dem ihm jetzt angedrohten Übel benahm (RG 60, 873). 

3. Zugunſten des Berechtigten werden die Grundſätze der Verjährung angewendet, 
ſoweit ſie beftehen hinſichtlich: a) der Hemmung durch höhere Gewalt (J 203 Abſ 2); b) der 
Hinderung des Ablaufs der Friſt bei Geſchäftsunfähigen oder in der Geſchäftsfähigkeit Be⸗ 
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ſchränkten (§ 106), ſowie in be b 0 15 zu einem Nachlaſſe gehören oder 
i | g richten (S 207 — das ähere dort). 3 
* 4 ae ſchdag die Anfechtung nicht rechtzeitig erfolgt iſt, hat der der 
gegner zu beweiſen (Rh Warn 1911 Nr. 361; Gruch 48, 384; vgl. auch g 121 A 6). Vgl. 

§ 121 A 5. 


8 125 


a 3 vorgeſchriebenen Form 
1 Rechtsgeſchäft, welches der durch Geſetz 1 
e 15 nichtig. Der Mangel der durch Rechtsgeſchäft beſtimmten 
Form hat im Zweifel gleichfalls Nichtigkeit zur Folge )). 

E I 91 Abſ 2 II 104; M 1 178 ff.; P 1 87 ff.; 6 130 ff. 


. egriff Nichtigkeit iſt im Sinne des 
1. Die Aten 25 dee el kommt, ein feſtſtehender und 
ene ae der Mehrgeſtaltigkeit der eie ir der Ben pes 
chm i I Gründen, die in de 5 
a ine Befaafauniigi 0 0 
ff.) oder wegen Scheins (8 117), wegen des Geſchäftsinhalts! ER 
Sormmangela ( 1 © it an ſich iſt i ie nämliche. Es empfiehlt ſich daher, die 
A ene ee end 95 behandeln. Der Begriff Nichtig · 
ti, auen mee angenanbt, beten ba bie seh iefhäfth bealihtigten Folgen 
Free 15 ſeins eines Nichtigkeitsgrundes nicht eintreten können; daß das Rechts⸗ 
wegen Vorhant Ken ch auch keiner Heilung fähig ift, und nur der Abſchluß eines neuen Rechts⸗ 
9 pie beobſc igen Wirkungen herbeiführen kann (5 141). Inſofern unterſcheidet 
geſchäfts die R chtsgeſchäft vom bloß unwirkſamen, das nur von vornherein die gewollte 
990 1 2 W a ellen vermag, wohl aber nachträglich durch Hinzukommen eines we 
Erei Rd Mi Wirkſamkeit erlangen kann. Vgl. beiſpielsweiſe 88 182. und $ 177. 
Mögen I aus der Vornahme des nichtigen Geſchäfts unter Umſtänden auch ſonſt gewiſſe 
gen ji au ben — z. B. wegen Vorhandenſeins einer unerlaubten Handlung —, ſo 
11 8 u die gewollten. Die Sache liegt auch in ſolchen Fällen vielmehr ſo, 
115 = och 9 echtsgeſchäft überhaupt nicht vorgenommen worden, und daß die äußeren 
6 ſchehniſſe, welche das Rechtsgeſchäft zur Entſtehung bringen ſollten, lediglich als tat⸗ 
N X rgänge von Bedeutung find. Aus einem nichtigen Kaufgeſchäfte dürfen 
905 5 keine Gewährleiſtungsanſprüche hergeleitet werden (RG 71, 433). Iſt mithin 
d = ic A R chtsgeſchäfte als ſolchem jede Rechtswirkſamkeit verſagt, fo iſt nur folge- 
Ati e daß jeder Beteiligte die Nichtigkeit geltend machen darf, und es an und 
ri Hg: ane 918 eine ſittenwidrige Handlungsweiſe ($ 138), oder als ein Tun wider 
Dt ſich au N 15 242) anzuſehen iſt, wenn der Beteiligte die Nichtigkeit geltend macht 
ud een wegen Formmangels nichtigen Vertrage zurücktritt, ſelbſt wenn er 
weiß daß ber andere Zeil sur perbeifühtung eines formgerechten e N 
5 1 tattet werden (RG 52, 5: 58, 217; 55, 372; 73, 209; 96, 315; 
300 1012 52510 i bent TR Warn 00 Nr 537 if Amen ln en 
} 5 äre. Di iſt j verneinen, da die De 
15 e ee EN die ee N 
10. : d i tsausübung im Sinne des $ 
1 ee eee P be auf daß die Leiſung 
a Einwand aus $ 814 entgegengeſetzt werden, da 
loſen Vertrags geleiftet hat, der Ein 5 ; d, daß der vor⸗ 
f ; 396); wohl aber der Einwand, 
einer Anſtandspflicht entſprochen ha a 2, 696); wo ee Vertrags gekannt 
g w Nichtigkeit des Vertrag 
babe g J 02 Vel. J 20. Ade erden Umſtanden kann in 106 85 292 896 
e ; ittenwidri 1 sweiſe gemä ' 
a 
8 . U 2 . 5 7 1 1 n, oder ihn vo U 
in der Abſicht eingegangen iſt, den andern in Sicherheit einzuwieger leit geltend ac 
j N lten, um demnächſt die Nichtigkeit g zu machen 
eines formgerechten Vertrags abzuhalten, ſteht die Einred 
; 08 Nr 38; 1919 Nr 23). Auch demjenigen 8 
Don entgehen, der bie Nichigfeit eines n n ee be de 1 
a . ür ſich ei ˖ angen, : 
ei. Abſicht e Ane Vertrage) gehabt haben würde (RG 
War 9 einen 10 5 haupt ift die Einrede der Argliſt (vgl. 8 242 A 1) auch gegenüber 
er und = 1 18): 1 Vertrags zuzulaſſen, wenn das Verhalten des Gegners 
ben und gegen be alien Sien ber oßt (R® Warn 1918 Nr 13 und 
Nee in 2 und a ENG 71, 425; 76, 354; 85, 120; 86, 192; 87, 282), namentlich 
alſo n 1 8 Teil auf den Irrtum des andern Teiles über die Notwendigkeit 
der F Ir A bzuſchließenden Rechtsgeſchäfts eingewirkt hat und dann die Nichtigkeit wegen 
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des Formmangels geltend macht; daher genügt es aber für die Annahme der Argliſt nicht, wenn 
die Wahrung der Form nur aus Fahrläſſigkeit verabſäumt worden iſt, mag dann auch das 
Rechtsgeſchäft von den Parteien jahrelang als ein gültiges erachtet und behandelt worden 
fein (RG 96, 315; JW 1919, 9932). 

Weiter ergibt ſich aus der unbedingten Nichtigkeitsfolge, daß auch der Richter die Nich⸗ 
tigkeit von Amts wegen berückſichtigen muß, und auch ein Verzicht auf Geltendmachung 
der Nichtigkeit wirkungslos iſt (RG 61, 267); endlich, daß ſich auf die Nichtigkeit des Ge 
ſchäfts auch jeder Dritte berufen kann, der ein Intereſſe daran hat (R JW 09, 69651; 
Gruch 54, 165) — beiſpielsweiſe alſo im Falle der Beſtellung einer nichtigen Hypothek auch 
der jedesmalige Nachfolger des Beſtellers (NG JW 08, 2975); oder der Schuldner einer 
nichtigen Abtretung gegenüber (RG 93, 75). Vgl. auch 8 125 A 1 und $ 409 A 1. Iſt 
wegen einer Schuld aus einem nichtigen Rechtsgeſchäfte bloß ein Anerkenntnisurteil er⸗ 
gangen, ſo können ſich diejenigen, denen gegenüber das Urteil keine Rechtskraft hat, betreffs 
der Nichtigkeit auch nicht auf das Urteil berufen (RG ZW 09, 181%). Darüber, daß das 
auf Anfechtung ergehende Urteil Dritten gegenüber keine Rechtskraft macht, 
vgl. $ 142 A 1 Abſ 2. 

Weiter folgt, daß das nichtige Rechtsgeſchäft auch nicht als Grundlage für Neben⸗ 
rechte, wie Bürgſchaft, Pfand, Vertragsſtrafe (§ 344), ſowie etwa bei Nichtigkeit aus § 138 
nicht als Grundlage einer Klage dienen kann, durch die der Erwerber des Grundſtücks etwa 
feſtgeſtellt wiſſen wollte, daß die Kaufgelderforderung nicht beſtehe, um alsdann die Kauf⸗ 
geldhypothek als Eigentümergrundſchuld für ſich umſchreiben zu laſſen (RG Warn 1912 
Nr 243). Endlich folgt, daß das nichtige Rechtsgeſchäft, weil es der Rechtswirkſamkeit grund⸗ 
ſätzlich ein für allemal entkleidet ift, einer Heilung des Mangels, insbeſondere durch 
Erfüllung, Anerkenntnis oder Vergleich (auch gerichtlichen, RG 27. 6. 04 V 10/04; 9. 2. 07 
VI 348/06), begrifflich nicht zugänglich iſt (vgl. dazu auch A 2). Auch die Wirkung der ein- 
mal erklärten Anfechtung (§ 142) läßt ſich ſomit auf keine Weiſe wieder befeitigen (vgl. 8 142 
Af). Als rechtsbeſtändig wird in Rh 40, 192 ſowie RG JW 02 Beil 264 Nr 191 und 23. 10. 06 
VII 44/06 allerdings ein Vergleich angeſehen, der zur Vorausſetzung hat, daß die Parteien 
ernſthaft gerade darüber ftreiten, ob das gegebene Rechtsgeſchäft nichtig iſt, und der ſomit die 
Beilegung dieſes Streites zum Gegenſtande hat. Indeſſen auch dieſe Auffaſſung iſt nicht un⸗ 
bedenklich, weil die Erwägung des Reichsgerichts, daß auf derartige Vergleiche der geſetzgebe⸗ 
riſche Grund aus dem dem Grundgeſchäfte die Rechtsbeſtändigkeit verſagt wird, nicht zutreffe, 
ſchwerlich ſtichhaltig fein dürfte. Wenn A und B ein Geſchäft abschließen, das ſich in Wirklichkeit 
als Differenzgeſchäft darſtellt, demnächſt A die Erfüllung verweigert, weil es ſich feiner Auf. 
faſſung nach um ein Geſchäft der bezeichneten Art handelt, B dagegen in gegenteiliger Meinung 
auf Erfüllung beſteht, und wenn nunmehr die Parteien ſich dahin vergleichen, daß B einen 
Preisnachlaß gewährt und A die Leiſtung daraufhin verſpricht, dieſer Vergleich alsdann aber 
durch das Gericht als rechtsgültig anerkannt wird, ſo erfährt dadurch das zugrunde liegende 
Differenzgeſchäft im Endergebniſſe jedenfalls mittelbar den ihm vom Geſetze grundſätzlich ver- 
ſagten Rechtsſchutz, indem ihm wenigſtens die vergleichsweiſe bedungene teilweiſe Erfüllung 
geſichert wird. Unbedingt nichtig find zweifellos ſolche Vergleiche, die der Erfüllung des nich- 
tigen Geſchäfts dienen ſollen (RG 49, 194), oder die anf Aufhebung des nichtigen Rechtsgeſchäfts 
und auf Wiederherſtellung des früheren Zustandes gerichtet find (RG IW 06, 301%), und 
die bezwecken, den Beteiligten ſo das ohne Rechtsgrund Erlangte zu erhalten, oder ihnen noch 
ausstehende Vorteile zu verſchaffen (NG Warn 1911 Nr 388). Soweit das Geſetz in der Be- 
ſtätigung (8 141) und in der Umwandlung ($ 140) Mittel zur Aufrechterhaltung eines nichtigen 
Geſchäfts gewähren will verläßt es doch nicht den grundſätzlichen Standpunkt, daß das nichtige 
Geſchäft aus ſich ſelbſt Rechtswirkungen nicht zu erzeugen vermag (Näheres hierüber bei den 
88 141 u. 140). — Nach $ 57 des Börſch gilt ein nicht verbotenes Börſentermingeſchäft 
als von Anfang verbindlich, wenn der eine Teil bei oder nach Eintritt der Fälligkeit ſich mit 
Bewirkung der vereinbarten Leiſtung einverſtanden erklärt und der andere Teil diefe Leiſtung 
bewirkt. Auch eine verhältnismäßig große Teilleiſtung kann dazu ſchon genügen (RG 
82, 176). Eine Heilung klagloſer Termingeſchafte tritt auch dadurch ein, daß die Parteien 
durch nachträgliche Vereinbarung den Gegenſtand der Leiſtung ändern und nun dieſe neue 
Leiſtung bewirkt wird (RG Gruch 59, 514). N 
b) Der Ausgleich zwiſchen den Beteiligten gestaltet ſich, wenn die Leiſtung auf Grund 
eines nichtigen Geſchäfts bewirkt worden iſt, verſchieden, je nach der Art der Rechtsfolgen 
der Leiſtung und nach der Natur des zugrunde liegenden Rechtsverhältniſſes. Hat die 
zeitung eine Vermögensverſchiebung nicht bewirkt, it vielmehr der Leiſtungsgegen⸗ 
tand trotz des Vollzugsgeſchäfts im Vermögen des Leiſtenden verblieben, dann muß deſſen 
Rechtsbehelf notwendig ein anderer fein, als wenn jener Gegenſtand in das Vermögen des Einp- 
fängers übergegangen wäre. Hat beiſpielsweiſe jemand auf Grund eines nichtigen Geſchäfts 
dem andern eine Sache zu Eigentum gewähren wollen und hat der andere das Eigentum 
auch erworben, dann iſt eine Vermögensverſchiebung eingetreten; hat dagegen die dingliche 
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Verfügung (Vorbem 7 vor § 104) den beabſichtigten Rechtserfolg nicht erzielt, weil auch ſie 
nichtig war, fo iſt die Vermögensverſchiebung ausgeblieben. In dieſem Falle müffen mithin 
nach den hier eingreifenden Rechtsgrundſätzen (§ 985) auch andere Rechtsbehelfe Platz greifen 
als im Falle der eingetretenen Vermögensverſchiebung (8 812). Um verſchiedene Rechtsbehelfe 
muß es ſich naturgemäß aber auch dann handeln, je nachdem eine ſachenrechtliche Leiſtung 
in Frage ſteht, oder eine ſolche, die dem Gebiete der Schuldverhältniſſe angehört. Letzteres 
iſt z. B. der Fall, wenn jemand dem andern auf Grund eines nichtigen Geſchäfts eine Forde 
rung überträgt ($ 398), oder wenn er zugunſten des andern eine Forderung erläßt (§ 397), 
oder ein ihn ſelbſtändig verpflichtendes Schuldverſprechen abgegeben hat (88 780, 781). Im 
einzelnen gilt demgemäß folgendes: Iſt eine Sache geleiſtet worden und iſt das 
Vollzugsgeſchäft ebenfalls nichtig, dann ſteht dem Leiſtenden in erſter Linie die Eigen. 
tumsklage aus 8 985 zur Seite und für das Gebiet des Liegenſchaftsrechts der Anſpruch auf 
Berichtigung des Grundbuchs gemäß § 894. Hat dagegen das Leiſtungsgeſchäft, der Nichtig 
keit des Grundgeſchäfts ungeachtet, die Vermögensverſchiebung bewirkt, weil es von jener 
Nichtigkeit nicht mitbetroffen wird, dann ift der Leitende von vornherein auf den Bereiche · 
rungsanſpruch gewieſen (88 812 ff.), während die Anwendbarkeit der Grundſätze vom Rücktritts. 
rechte gemäß $ 346 ausgeſchloſſen iſt (RG JW 09, 486 ; 1910, 799°). Auf den Rechtsbehelf aus 
$ 812 iſt aber der Leiſtende auch dann beſchränkt, wenn die Vermögensverſchiebung erſt 
nachträglich dadurch eintritt, daß der Empfänger die nicht. wirkſam erworbene Sache 
demnächſt mit Rechtswirkung (88 932, 894) weiterveräußert ($ 816), oder endlich, wenn 
die Sache untergeht. Die Annahme Staudingers ($ 812 A I 4b f), daß dem Leiſtenden 
jedesmal die freie Wahl zwiſchen der dinglichen Klage und der Bereicherungsklage zuſtehe, 
muß abgelehnt werden, weil die letztere Klage unbedingt eine Vermögensverſchiebung zur 
Vorausſetzung hat, und von einer ſolchen keine Rede fein kann, ſolange der Leiſtende die 
noch vorhandene Sache von ihrem Empfänger kraft ſeines Eigentums zurückfordern kann. 
Gehörte das Leiſtungsgeſchäft dem Gebiete der Schuldverhältniſſe an und iſt es 
wirkungslos, dann beſteht zur Ausgleichung überhaupt kein Anlaß. Denn wie der Leiſtende 
nichts einbüßt, ſo erlangt der andere Teil nichts. Im Falle der Nichtigkeit der Abtretung bleibt 
das Gläubigerrecht bei ſeinem früheren Inhaber, und im Falle eines beabſichtigten Erlaſſes 
verbleibt die zu erlaſſende Forderung im Vermögen des Erklärenden; im Falle endlich der Abgabe 
eines nichtigen Schuldverſprechens gelangt eine Verpflichtung nicht zur Entſtehung. Der Er- 
klärende hat demnach in allen jenen Fällen höchſtens Anlaß zur Erhebung einer negativen Feſt⸗ 
ſtellungsklage nach 8 256 3 PO, um einer Gefährdung ſeiner Rechtslage vorzubeugen. Im Falle 
einer Forderungsübertragung iſt es indeſſen auch hier denkbar, daß noch nachträglich eine Ver⸗ 
mögensverſchiebung eintritt, wenn nämlich der Zeſſionar über die Forderung mit Wirkung 
weiter verfügt (88 407409). Unter dieſen Umſtänden wäre die Ausgleichung wiederum nach 
58 812ff. zu ſuchen. — Wer auf Grund eines nach 8 138 nichtigen Vertrags eine Sache 
käuflich erwirbt, kann nicht einen Gewährleiſtungsanſpruch erheben; er kann aber Beſeitigung 
der für den Kaufgelderreſt eingetragenen Hypothek nach 88 812, 817 fordern; ſolange er jedoch 
die vertragsmäßige Gegenleiſtung verweigert, anderjeits aber die Sache behält, wird fein 
Anſpruch durch die Einrede der Argliſt beſeitigt (RG 71, 432). Vgl. hierzu auch Warn 1911 
Nr 167. Auch die dingliche Oypothekenklage ist hinfällig, wenn die Hypothek auf Grund eines 
nichtigen Kaufvertrags eingetragen worden iſt, ungeachtet deſſen, daß das dingliche Vollzugs ⸗ 
geſchäft an ſich nicht von jener Nichtigkeit berührt wird (RG JW 08, 297°; R 72, 93). Denn 
durch die an ſich rechtsgültige Hypothekenbeſtellung wird wegen Nichtigkeit der Kaufpreis⸗ 
forderung keine Hypothek, ſondern gemäß 88 1163 Abs 1, 1177 Abf 1 nur eine Eigentümergrund- 
ſchuld begründet (RG Warn 1911 Nr 167). Eine Sicherſtellung ift nicht um deswillen, weil 
der zu ſichernde Anſpruch aus einem wider die guten Sitten verſtoßenden Rechtsgeſchäfte 
herrührt, gemäß 8 138 nichtig; aber fie ift es deswegen, weil der zu ſichernde Anſpruch überhaupt 
nicht beſteht (RG JW 09, 131°). — In allen Fallen der erörterten Art fteht ſchließlich dem 
eiſtenden von vornherein auch ein Anſpruch auf Schadenserſatz zu, wenn ſich der andere 
eil eine unerlaubte Handlung hat zuſchulden kommen laſſen (89 823, 826) und er kann als. 
ann nach den Grundſätzen der 88 249 ff. zum Ziele kommen — Für den Fall, daß die Vor. 
ausſetzungen des § 817 Satz 2 gegeben find, entbehrt der Gebende eines Rückforderungs. 
anſpruchs aus dem Grunde der ungerechtfertigten Bereicherung überhaupt, alſo auch des 
Unſpruchs aus 8 812 (NG 78, 284; Warn 1912 Nr 98). Es trifft das nach der ſtändigen Praxis 
= 5. 38 insbeſondere zu bei Rechtsgeſchäften, auf Grund deren zum Zwecke eines Bordell 
5 ein Vermögensgegenſtand gewährt und dieſer für die Dauer in das Vermögen des 
mpfängers übergegangen iſt (R 63, 353; 70, 4). Die Vorſchriſt des $ 817 Satz 2 ſteht da · 
een der Rückforderung nicht entgegen, wenn nicht eine dauernde Vermögensvermehrung 
191 lichagt war, wie beiſpielsweiſe bei bloßer Leiſtung einer Kaution (RG 67, 322; JW 
U —5 ; 1912, 862“, wo ein Grundſtück unter der Verpflichtung zur Rückauflaſſung 
verbindl. ee ferner dann nicht, wenn als Leiſtung nur „die Eingehung einer Schuld: 
lichkeit“ in Frage ſteht und es ſich ſonach vorerſt nur um ein noch unfertiges, erſt 
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zu erfüllendes Schuldverhältnis handelt, was jedoch ausgeſchloſſen iſt, wenn bereits eine 
Leiſtung in Geld oder Geldeswert bewirkt, oder etwa eine Grundſchuld beſtellt worden iſt 
(RG 73, 143). Der 8 817 Satz 2 ſchließt auch nicht aus, daß derjenige, der ein Grundſtück 
zum Zwecke des Weiterbetriebs eines Bordellgeſchäfts auf Grund eines unſittlichen Miet⸗ 
vertrags nur mietweiſe überlaſſen hat, das Grundſtück mit der Eigentumsklage zurückfordert 
(RS JW 1911, 186750. u 

6) Verhältnis des Erfüllungsgeſchäfts zum Grundgeſchäfte. Grundſätzlich find die 
Erfüllungsgeſchäfte von der Rechtsbeſtändigkeit der Grundgeſchäfte unabhängig (vgl. Vorbem 5 
vor § 104). Es liegt das eben daran, daß fie vermöge ihrer ſelbſtändigen Natur — und zwar 
bei den ſachenrechtlichen Geſchäften auf Grund des in der Einigung beſtehenden dinglichen 
Vertrags (88 925, 929), bei den Rechtsgeſchäften im Gebiete der Schuldverhaltniſſe ebenfalls 
ſchon zufolge der bloßen Willenseinigung (88 397, 398, 780, 781) — ſelbſtändig zur Entſtehung 
gelangen und ſomit das Vorhandenſein eines rechtsgültigen Grundgeſchafts begrifflich über⸗ 
haupt nicht zur Vorausſetzung haben (vgl. z. B. RG 75, 69; Warn 1911 Nr 167). Dieſe 
Auffaſſung entſpricht der allgemeinen Anſicht (RG 63, 184ff.; 68, 98ff.). Der Regel nach 
könnte daher die Nichtigkeit des Grundgeſchäfts die durch das Leiſtungsgeſchäft bezweckte Ver⸗ 
mögensverſchiebung niemals hindern. Allein unter Umſtänden wird das Erfüllungsgeſchäft 
dennoch von der Nichtigkeit des Grundgeſchäfts mitergriffen. Das trifft zunächſt dann 
zu, wenn die Parteien das Erfüllungsgeſchäft von der Rechtsbeſtändigkeit des Grundgeſchäfts 
ſelbſt haben abhängig machen wollen, inſofern als hierin die Aufſtellung einer Bedingung läge 
(R6 57, 96ff.). Eine ſolche Annahme wird aber überhaupt am eheſten der Parteiabſicht ge- 
recht werden, ſo daß der ſtrenge Grundſatz für das praktiſche Ergebnis erheblich an VBedeu- 
tung verlieren muß. Die Fälle, in denen die Parteien ein dingliches Leiſtungsgeſchäft unab⸗ 
hängig von einem Kauſalgeſchäfte haben vornehmen wollen, werden im Verkehre in der Tat 
ſehr ſelten ſein. Die fragliche Ausnahme trifft ferner da zu, wo der Nichtigkeitsgrund wie 
dem Grundgeſchäfte fo ohne weiteres auch dem Erfüllungsgeſchäfte anhaftet, was bei⸗ 
ſpielsweiſe der Fall iſt, wenn eine Veräußerung gegen ein unbedingtes Verbotsgeſetz vor⸗ 
genommen ($ 184), oder gemäß 8 138 Abſ 2 ein wucheriſches Geſchäft erfüllt wird ($ 138 A 3). 
Weiter iſt der Ausnahmefall auch da gegeben, wo das nichtige Schuldverhältnis und das Lei⸗ 
ſtungsgeſchäft zuſammenfallen (RG 66, 385), wie etwa unter der Vorausſetzung, daß ein 
Geſchäftsunfähiger ſchenkungshalber eine Sache hat übereignen wollen, oder wenn bei jelb- 
ſtändigen (abſtrakten) Rechtsgeſchäften im Gebiete der Schuldverhältniſſe mit der Vornahme eines 
ſolchen Leiſtungsgeſchäfts zugleich eine obligatoriſche Verpflichtung hat begründet werden ſollen 
(RO 63, 187). Endlich überall, wenn derſelbe Willensmangel dem Verpflichtungs⸗ wie dem 
Erfüllungsgeſchäfte anhaftet, und beide alsdann angefochten werden (RG 60, 13; JW 09, 45). 
Handelt es ſich um den Nichtigkeitsgrund der Geſchäftsunfähigkeit, ſo kommt es darauf an, ob 
fie auch noch im Zeitpunkte des Vollziehungsgeſchäfts vorhanden war (RG 72, 64). In 
RG 70, 57 iſt angenommen, daß bei einer Vertragspartei, die zum Abſchluſſe des Kaufvertrags 
durch argliſtige Täuſchung von feiten der andern Partei beſtimmt worden iſt, dieſer Betrug im 
Zweifel auch noch bei Vornahme des Erfüllungsgeſchäfts beſtimmend fortwirkt, und daß 
unter ſolchen Umſtänden die Anfechtung des Kaufvertrags auch die Nichtigteit des dinglichen 
Übereignungsvertrags herbeiführt, falls nicht beſonders feſtzuſtellen iſt, daß die anfechtungs⸗ 
berechtigte Vertragspartei das Erfüllungsgeſchäft ohne Rücksicht auf die Täuschung hat vor⸗ 
nehmen wollen. Vgl. dazu auch RG 78, 44 und Seuffel 67 Nr 192. Damit iſt der ftarre 
Grundſatz, daß das Vollzugsgeſchäft von der Nichtigkeit des Grundgeſchäfts nicht mit⸗ 
ergriffen wird, im Sinne der diesſeits vertretenen Anſchauungen zugunſten der wirklichen 
Lebensverhältniſſe entſprechend gemildert worden. In den Urteilen Rc 75, 68; 78, 285 ift 
anderſeits freilich grundſätlich angenommen, daß, wenn eine Grundſtücksveräußerung oder 
zugunſten des Reſtkaufgeldes eine Hypothekenbeſtellung auf Grund eines gemäß § 138 
nichtigen Rechtsgeſchäfts erfolgt, das dingliche Vollzugsgeſchaft trotzdem unbe⸗ 
dingt wirkſam zur Entſtehung gelange, weil der Nichtigkeitsgrund nicht auch der dinglichen 
Einigung anhafte und ihr nicht anhaften könne, und zwar hinſichtlich der Hypothek mit 
der Maßgabe, daß ſie als Eigentümergrundſchuld dem Eigentümer zuſtehe. So entſprechend 
auch RG SeuffA 1914 Nr 47, betreffs der Abtretung einer Hypothek; ferner RG 93, 221, 
betreffend Abtretung einer Hypothek auf Grund eines formungültigen Kaufvertrags. In⸗ 
deſſen dieſer, freilich auch im Schrifttum vielfach vertretene Standpunkt erſcheint nach dem, 
was zuvor ausgeführt worden, doch als bedenklich. Es iſt nicht einzuſehen, weshalb es 
ausgeſchloſſen ſein ſollte, daß die Parteien gegebenenfalls auch das dingliche Vollzugs⸗ 
geſchäft gerade zum Zwecke der Herbeiführung des angeſtrebten unſittlichen Erfolgs vor⸗ 
nehmen, beiſpielsweiſe die Übergabe und Übereignung des Gebäudes gerade zur Ermög⸗ 
lichung des Bordellbetriebs, und weshalb ſollte in ſolchem Falle der dingliche Vertrag trotz- 
dem fehlerlos fein? An ſich ſcheint es doch mit der Natur eines abſtrakten Rechtsgeſchäfts 
auch keineswegs unvereinbar, daß es aus beſtimmter Abſicht und zu einem beſtimmten Zwecke 
vorgenommen wird, und erachtet man es einmal für möglich, daß ein Willensfehler, der dem 
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Grundgeſchäfte angehaftet hat, demnächſt auch das Vollzugsgeſchäft derart beeinfluſſen kann, 
daß es ſeine Wirkſamkeit ebenfalls in Frage ſtellt (vgl. oben), dann iſt in der Tat nicht erſicht · 
lich, weshalb die Annahme unmöglich ſein ſollte, daß ein dem Grundgeſchäfte anhaftendes 
widerſittliches Wollen das Vollzugsgeſchäft ebenfalls noch beeinfluſſen könne! Vgl. dagegen 
die den Standpunkt des 5. 8 vertretenden Ausführungen zu 8 873 A 7b. 

2. Die 88 125—129 behandeln den Mangel der Form als Nichtigkeitsgrund. Im all⸗ 
gemeinen ſteht das Geſetz auf dem Standpunkte der Formfreiheit. Das Formerfordernis 
beſteht nur inſoweit, als das Geſetz ausnahmsweiſe entweder eine Form ſelbſt beſonders vor- 
ſchreibt, oder als es den Parteien die Befugnis einräumt, eine Form von Fall zu Fall ihrer⸗ 
ſeits vorzuſehen. Die Vertragsfreiheit iſt hier im übrigen fo weit gewahrt, daß es den Beteiligten 
zugleich überlaſſen iſt, auch die Art der Form zu beitimmen. — Die Grundſätze von der un⸗ 
bedingten Nichtigkeit wegen Formmangels erleiden inſoweit eine Einſchränkung als Platz 
greift: a) gemäß 9 189 die Möglichkeit einer nur teilweiſen Nichtigkeit (RG 61, 284; 63, 27); 
b) gemäß $ 140 die Regel von der Aufrechterhaltung des Geſchäfts in einer andern Geſtalt 
(Konverſion); e) der Ausnahmefall des § 566 ſowie des § 1154; d) in den Fällen der 88 313, 
766, 518, 2301 — aber auch nur in dieſen Fällen — der Grundſatz der Heilbarkeit der Nich⸗ 
tigkeit durch Erfüllung und im Falle des § 1324 Abf 2 durch Zeitablauf. In den Fällen 
der 98 313, 518, 766 wirkt die Heilung jedoch nicht zurück, während in $ 1324 Abſ 2 (wie 
entſprechend auch im Falle des $ 110) ausdrücklich das Gegenteil vorgeſchrieben iſt. Auch 
die Eintragung, in, as Handelsregiſter heilt den Mangel der Formloſigkeit des Vertrags 
nicht (RG 54, 418). 8 5 

3. Im Ergebniſſe ſind die Falle des geſetzlichen und des gewillkürten Formzwangs ſich 
gleichgeſtellt. Wo nämlich ein ſolcher überhaupt beſteht, gilt die Regel, daß die Verabſäumung 
der Form die Nichtigkeitsfolge hat, und zwar nach den bei 8 139 unter A 1 entwickelten Grund⸗ 
ſätzen hinſichtlich des geſamten Geſchäfts, ſoweit es auf einem einheitlichen Vertragsabkommen 
beruht, ſelbſt wenn der Nichtigkeitsgrund nur einen Teil des Vertrags trifft (RG 63, 27; 
Warn 08 Nr 25). Das Nähere bei $ 139. Auch in den Landesgeſetzen gegebene Form⸗ 
vorſchriften fallen unter 8 125 (MG 6. 3. 18 V 346/17); ſelbſt wenn ſie vor dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs erlaſſen ſind (RG 29. 1. 16 V 357/15). So insbeſondere die 
Formvorſchriften (RG Warn 1919 Nr 23) des § 88 der preuß. Landgemeindeordnung, des 
$ 56 Nr 8 der preuß. Stüdteordnung und des § 137 Abſ 3 der preuß. Kreisordnung, welche 
Formvorſchriften nicht nur dann Platz greifen, wenn Urkunden über die die Gemeinde ver- 
pflichtende Rechtsgeſchäfte aufgenommen werden, ſondern bei Vornahme ſolcher Rechts⸗ 
geſchäfte überhaupt zu beobachten find (RG 68, 407; 67, 269; 64, 408; Warn 1912 Nr 143 
und 474). Dem Formerforderniſſe iſt jedoch genügt, wenn zum Abſchluſſe des verpflich⸗ 
tenden Rechtsgeſchäfts eine den Vorſchriften des zutreffenden Geſetzes entſprechende Voll⸗ 
macht erteilt worden iſt, und der Bevollmächtigte den Vertrag alsdann vollmachtsmäßig, 
wenn auch formlos abgeſchloſſen hat (RG JW 1912, 10641; 10. 3. 15 V 516/14; 29. 1. 16 
V 357/15; 24. 2. 17 V 388/16). Auch eine allgemeine Vollmacht (Generalvollmacht) ge- 
nügt in dieſer Hinſicht, wenn ſie auf einen beſtimmt begrenzten Geſchäftskreis (beiſpielsweiſe 
auf den Abſchluß von Straßenbauverträgen) beſchränkt worden iſt. Verpflichtende Rechts⸗ 
geichäfte, die eine der Städteordnung entſprechende ſtändige Deputation vornimmt, unter- 
iegen gleichfalls dem Formerforderniſſe; da indes der Vorſitzende der Deputation als Stell. 
vertreter des Bürgermeiſters anzuſehen iſt und jedes Deputationsmitglied (auch ein nicht 
zugleich dem Magiſtrate angehörendes) innerhalb des Geſchäftskreiſes der Deputation die 

tellung eines Magiſtratsmitgliedes einnimmt, ſo iſt das Formerfordernis durch die Unter⸗ 
ſchrift des Vorſitzenden und eines Deputationsmitgliedes gewahrt; auch Entſchließungen 
des Magiſtrats in ſeiner Geſamtheit erhalten verbindliche Kraft nach außen nur dann, wenn 
fie dem Geſchäftsgegner in formgerechter Weiſe mitgeteilt find (MG 89, 433). Das Form⸗ 
erfordernis beſteht inſoweit überhaupt nicht, als nicht Verpflichtungen für die Gemeinde 
übernommen werden, beiſpielsweiſe alſo nicht bei bloßen Kündigungen (RG 83, 397; Gruch 
516), oder wenn nur der Vertragsgegner eine Verpflichtung eingeht, beiſpielsweiſe die 
zur Straßenherſtellung, während die ihm dabei erteilte Bauerlaubnis nur einen Akt der 
Polizeiverwaltung darſtellte (RGS 2. 3. 18 V 336/17). — Nach R& 73, 73 iſt, wenn die in 
„er pr. Landgemeindeordnung unter Nr 7 Abſ 2 Satz 1 geforderte Aufnahme des Gemeinde ⸗ 
beſchluſſes in die Verpflichtungsurkunde unterblieb, der Formmangel geheilt, falls der Be⸗ 
ſchluß dem Vertragsgegner zuvor mitgeteilt war. Notwendiges Formerfordernis iſt nach 8 88 
155 Landgemeindeordnung die Beidrückung des Gemeindeſiegels, und dieſer etwaige Mangel 
u auch nicht dadurch geheilt, daß die Beidrückung des Siegels ſpäter nachgeholt wird: 
185 Beidrückung des Siegels iſt auch dann erforderlich, wenn die Gemeinde den Veräuße⸗ 
der aderteag in der Form des $ 313 abſchließt; endlich muß das Siegel zu der Erklärung 
em. eindevertreter ſelbſt in räumlicher Beziehung ſtehen, fo daß nicht genügt, wenn der 
emeinde Urkundsbeamte das Siegel ſeiner Unterſchrift beidrückt, es fei denn, daß die 
eindevertreter ſich des Urkundsbeamten als Werkzeug bei der Unterſiegelung bedient 
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hätten (RG JW 1911, 749). Über den Begriff Urkunde im Sinne des $ 88 der preuß. 
Landgemeindeordnung vgl. RG 68, 407. Der Erlaß eines Teiles der der Gemeinde zu⸗ 
ſtehenden Leiſtung aus einem gegenſeitigen Vertrage (eines Teiles des Pachtzinſes) be 
gründet keine neue Verpflichtung der Gemeinde und iſt daher nicht formbedürftig (RG 
92, 161). Der Form bedarf es auch nicht, wenn eine Stadtgemeinde eine Konzeſſion für 
den Betrieb eines Unternehmens erteilt und ſich hierbei das Recht vorbehalten hat, den 
Betrieb gegen Entrichtung einer Entſchädigung unter Zugrundelegung des vom Unter⸗ 
nehmer inveſtierten Kapitals zu gewähren, alsdann aber die dazu vom Unternehmer vor⸗ 
gelegte Abrechnung genehmigt; es genügt hier die Unterſchrift des Bürgermeiſters, da durch 
die Genehmigung eine neue Verpflichtung nicht begründet wird (RG 4. 6. 19 V 134/19). 
Nicht unbedenklich. Auch die geſetzlichen Formvorſchriften find auslegungsfähig (RG 73, 74). 
4. Für den Fall der Verabredung einer Geſchäftsſorm geht das Geſetz nicht davon aus, 
daß eine ſolche Parteibeſtimmung immer den für die rechtsgültige Entſtehung des Rechts. 
geſchäfts maßgebenden Formzwang begründen wolle. Nach ſeiner Auffaſſung kann viel⸗ 
mehr auch nur beabſichtigt ſein, die Form Beweiszwecken dienſtbar zu machen. In welchem 
Sinne nun eine rechtsgeſchäftliche Formbeſtimmung im Einzelfalle zu verftehen ift, iſt an ſich 
zwar Sache der Auslegung. Das Geſetz gibt indeſſen mit Satz 2 eine allgemeine Aus⸗ 
legungsregel, indem es die Vermutung aufſtellt („im Zweifel“), es ſei der Formzwang ge⸗ 
wollt (RG Gruch 52, 928). Danach ergibt ſich für alle Fälle entſprechender Art zugleich die 
Beweisregel, daß hinſichtlich der Abſicht der Beteiligten derjenige Teil beweispflichtig iſt, 
der behauptet, es ſei nur der Beweiszweck gewollt. Ausgeſchloſſen iſt im übrigen nicht, daß die 
Parteien nachträglich das Formerfordernis durch ſtillſchweigende, keiner Form bedürftige 
Einigung wieder beſeitigen, was namentlich durch die tatſächliche Bewirkung der ver⸗ 
tragsmäßigen Leiſtung zum Ausdrucke kommen kann (RG JW 1911, 94; Warn 1912 
Nr 367). Für die Anwendbarkeit des $ 125 Satz 2 beſteht überhaupt kein Raum, wenn 
die Parteien die Beurkundung erſt nach Abſchluß des Vertrages vereinbaren, da das Geſetz 
die dortige Beweisregel nur betreffs des erſt abzuſchließenden Vertrags gibt, und daher 
liegt auch in ſolchem Falle der Beweis dafür, daß die Gültigkeit des Vertrags von Wah⸗ 
rung der Form abhängig gemacht worden ſei, demjenigen Teile ob, der behauptet, daß 
die entſprechende Vereinbarung getroffen ſei (RG 94, 333). — Iſt die Aufſtellung des 
Formerforderniſſes (ſoweit nicht der geſetzliche Formzwang beſteht) überhaupt ins Partei⸗ 
belieben geſtellt, ſo muß dieſem ein Spielraum auch inſoweit eingeräumt ſein, als die 
Parteien zu beſtimmen vermögen, anf welche Beſtandteile des Rechtsgeſchäfts ſich der 
Formzwang erſtrecken ſoll, ob mithin nur auf die weſentlichen Beſtandteile, ohne welche 
das Rechtsgeſchäft überhaupt nicht beſtehen kann, oder auch auf die an ſich nicht weſent⸗ 
lichen Nebenumſtände, wie Erfüllungszeit, Erfüllungsort und Bedingungen, die ſog. Neben⸗ 
abreden (ngl. unten A 6). Im allgemeinen läßt ſich hier nun annehmen, daß das durch 
Parteiabrede vorgeſehene Formerfordernis vermutlich auch diejenigen bloßen Nebenumſtände 
mitumfaßt und mitumfaſſen ſoll, denen nach Lage des Falles, ſei es wegen der Natur des 
Geſchäfts, ſei es zufolge der beſondern Parteiabſicht, dennoch eine beſtimmende Be⸗ 
deutung beigemeſſen ift — die ſog. relativ weſentlichen. Das trifft ſtets zu bei Be⸗ 
dingungen; beiſpielsweiſe aber auch bei einer Zeitbeſtimmung betreffs der Dauer einer 
Bürgſchaft oder eines Mietverhältniſſes (RG JWö 06, 3486). — Anlangend das Formerfordernis 
beim Vorvertrage vgl. Vorbem 2 vor $ 145. — Auf die Art des den Formzwang vor⸗ 
ſehenden Rechtsgeſchäfts kommt es nicht an. Er kann wie durch Verträge, ſo durch ein⸗ 
ſeitige Rechtsgeſchäfte beſtimmt werden, insbeſondere auch durch eine letztwillige Verfügung. 
Das Formerfordernis kann auch ſtillſchweigend vereinbart werden, 3. B. notarielle Form in 
der Weiſe, daß der eine Teil einen Vertragsentwurf, in dem ſolche Form vorgeſehen iſt, dem 
andern Teile zuſendet, und dieſer vorbehaltlos antwortet: „nehme Vertrag feſt an“ (RG Warn 
08 Nr 9). — Sieht der Geſellſchaftsvertrag einer Aktiengeſellſchaft für Be⸗ 
ſchlüſſe der Generalverſammlung über den § 259 H B hinaus noch eine weitere Form vor, ſo 
iſt inſoweit der § 125 Satz 2 nicht anwendbar, weil der 8 259 eine unbedingte Vorſchrift gibt; 
ein Beſchluß der Generalverſammlung, der die Form des § 259 wahrt, ift daher, auch wenn 
die im Geſellſchaftsvertrage weiter vorgeſehene Form nicht gewahrt worden iſt, wegen 
Formmangels auch nicht anfechtbar (RG 65, 91). — Zwei gegeneinander ausgetauſchte Ver. 
tragsurkunden bilden eine rechtliche Einheit (RG Warn 08 Nr 25). 
„Formarten. Das Geſetz unterſcheidet folgende Formen: a) Schriftform, und zwar 
nur einſeitig erforderliche, insbeſondere nach den §8 32, 37, 81, 368, 409, 416, 761, 766, 780, 
81, 783, 784, 792, 1154, oder zweiſeitig erforderliche (8$ 566, 581 Abſ 2); b) amtliche Be. 
3 in $ 128; c) die öffentliche Unterſchriftsbeglaubigung (8 129); d) die amtliche Be. 
2200 ung unter gleichzeitiger Anweſenheit der Parteien (88 925, 1015, 1434, 1750, 1770, 2276, 
0); €) die Anweſenheit von Zeugen in $ 1318, der aber nur eine Ordnungsvorſchrift darſtellt. 
Von praktiſcher Wichtigkeit iſt die Frage der mündlichen Nebenabreden; alſo ſolcher 
Abreden, die ſchon bei Abschluß des Vertrags und nicht erſt nachträglich (RG JW 09, 4525) 
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getroffen, aber nicht in die Vertragsurkunde aufgenommen worden find. Der ſchriftliche 
— nicht minder der gerichtlich oder notariell beurkundete — Vertrag hat die tatſächliche Ver⸗ 
mutung für ſich, daß in ihm der 1 und maßgebende Vertragswille niedergelegt 
iſt: „Die Vermutung der Vollſtändigkeit und Richtigkeit“ (RG 52, 23; 65, 46; 68, 15; 
Warn 1911 Nr 6; JW 1912, 2375); namentlich dann, wenn die angebliche mündliche Neben- 
abrede mit dem Inhalte der Urkunde unvereinbar iſt (RG 21. 8. 14 V 434/13). Die Ber- 
mutung gilt im übrigen auch dann, wenn im Falle der Formbedürftigkeit des Rechtsgeſchäfts 
(8 313) nur eine privatſchriftliche Urkunde aufgenommen wird (RG 5. 2. 12 V 359/11); 
ferner auch dann, wenn die Beurkundungen uur des Beweiſes halber vorgenommen worden 
find (RG 28. 9. 10 III 4/10). Die Anwendbarkeit der Vermutung hat zur Vorausſetzung, 
daß das, was die Parteien ſchriftlich vereinbart haben, klar und zweifelsfrei iſt. Falls ſolches 
nicht zutrifft, der Vertrag mithin auslegungsbedürftig iſt, muß die Vermutung weichen, 
und es fteht hier vielmehr gemäß $ 133 die Ermittlung des wahren Parteiwillens auf Grund 
aller, auch außerhalb der urkundlichen Erklärung liegenden Umſtände, ſowie der etwaige 
Einwand in Frage, der Vertrag ſei anders niedergeſchrieben worden, als er verabredet war 
(RG 59, 219; 62, 49ff.; vgl. auch unten $ 183 A 1). Für die Anwendbarkeit der Ver⸗ 
mutung beſteht ſelbſtverſtändlich auch dann kein Raum, wenn die Erklärung in der Urkunde 
erweislich lediglich deshalb fortgelaſſen worden iſt, weil der Erklärende oder die Beteiligten 
meinten, daß die Abrede ohnehin ſchon aus den ſchriftlichen Erklärungen enthalten ſei (RG 
88, 372; 52, 23; JW 06 S 11” u. 4584; N 16. 2. 18 V 274/17). Behauptet der eine Ver⸗ 
tragsteil, daß der Vertrag anders niedergeſchrieben ſei, als verabredet worden, und will 
er auf Grund deſſen den Vertrag durch Anfechtung wegen Irrtums beſeitigen (RG Warn 
1910 Nr 1), daun muß er in gehöriger Weiſe geltend machen, daß er ſich über den In⸗ 
halt des ſchriftlichen Vertrags bei Abgabe der Unterſchrift im Irrtum befunden habe; vgl. 
darüber § 119 A 2. Andernfalls ſteht ihm die Vermutung der Richtigkeit des ſchriftlichen 
Vertrags entgegen. Wird nur behauptet, daß die Vertragsurkunde den Vertragsinhalt 1 
vollſtändig wiedergebe, weil daneben noch mündliche Vereinbarungen getroffen feien, fo 
kommt zunächſt in Frage, ob die nur mündlich getroffene Abrede neben dem beurkundeten 
Vertrag überhaupt Geltung haben und ſonach ebenfalls einen Beſtandteil des Vertrags 
bilden ſollte; oder aber, ‚ob fie um deswillen völlig unbeachtlich ift, weil die Parteien nicht 
willens waren, ihr die Bedeutung einer Vertragsabrede beizumeſſen. Liegt das letztere 
vor, dann kann die Abrede hoͤchſtens bei der Auslegung des Vertrags in Betracht kommen 
(RG 62, 49; Warn 1910 Nr 408). Vgl. § 133 A 1 Abſ 2. Sit dagegen die Abrede als Teil 
der Vertragsvereinbarungen ins Auge zu faſſen, dann kann die Nebenabrede auch neben dem 
Vertrage Geltung haben, insbeſondere als Bedingung (RG 65, 49; 71, 415), und es kommt 
alsdann bei formbedürftigen Verträgen weiter in Frage, ob nicht der geſamte, förmlich ab- 
geſchloſſene Vertrag deswegen nichtig iſt, weil er der Vollſtändigkeit entbehrt (darüber weiter 
unten; vgl. dazu namentlich auch $ 313 A 2). Dieſer Fall ift freilich dann ausgeſchloſſen, 
wenn die Heilung des Formmangels an ſich möglich war und im gegebenen Falle tat⸗ 
fächlich herbeigeführt worden iſt ($ 318). Denn alsdann erſtreckt ſich dieſe Heilung auch 
auf die nur mündlich getroffene Nebenabrede (RG 52, 4; 54, 109; 61, 251), fo daß dieſe 
zum Inhalte des Vertrags ſo vollwertig gehört wie die beurkundete Vereinbarung. Auch 
wenn im ſchriftlichen Vertrage beſtimmt iſt, daß Abänderungen wie Zuſätze der Schriftform 
bedürfen, iſt es möglich, daß die Parteien einer mündlichen Nebenabrede Gültigkeit beilegen 
(RG 95, 175, betreffend Mietvertrag). — Den Nachweis endlich, daß im gegebenen Falle 
eine mündliche Nebenabrede Teil des Vertrags ſei, hat gegenüber der Vermutung der Ric. 
tigkeit und Vollſtändigkeit der urkundlichen Erklärung an ſich derjenige zu führen, der die 
brede geltend machen will. Dazu kann aber, falls die Vermutung ihrer Bedeutung nicht 
wieder entkleidet werden ſoll, nicht ſchon grundſätzlich die bloße Behauptung genügen, daß 
vor oder bei dem ſchriftlichen (förmlichen) Vertragsabſchluſſe eine ſolche Abrede überhaupt 
getroffen worden iſt (RG 68, 151). Da vielmehr für die rechtliche Erheblichkeit der münd⸗ 
lichen Nebenabrede notwendige Vorausſetzung immer bleibt, daß die Abrede nach dem 
illen der Parteien Beſtandteil des Vertrags ſein ſollte, und mithin bei einer im voraus 
getroffenen Abrede auch erforderlich bleibt, daß die Parteien an ihr trotz ihrer Nichtberück⸗ 
lichtigung in der Urkunde bis zuletzt haben feſthalten wollen, jo muß auch die Erfüllung 
aller dieſer Vorausetzungen gegebenenfalls von der an ſich beweispflichtigen Partei zum 
mindeſten wahrſcheinlich gemacht werden. Vgl. R Warn 1917 Nr 100; 1918 Nr 50. 
Je nach Lage des Falles und insbeſondere nach der inhaltlichen Erheblichkeit der Ab⸗ 
dede wird die Beweisanforderung ſtrenger oder weniger ſtrenge zu ſtellen fein. Bei einer 
vrede, die ſachlich ſo erheblich, daß ſchon an ſich die Annahme begründet ſcheint, die Par⸗ 
en huben an ihr dauernd feſthalten wollen, wird möglicherweiſe ſchon darin eine genügende 
Wa ung der Behauptung des Beweispflichtigen zu finden fein (RG JW. 1912, 2375 und 
auch file Nr 47 Reh 10. 3. 18 J 372/17; 11. 5. 18 V 31/18). Dabei können unter Umftänben 
ſchon frühere Umſtände den vollen Vertragswillen ausreichend ergeben (Riß JW 
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1910, 986°; RG 68, 15). Handelt es ſich dagegen um eine Abrede minder erheblichen 
oder außergewöhnlichen Inhalts (beiſpielsweiſe um Verzicht auf die Gewährleiſtung 
oder anderſeits um eine Garantieleiſtung), dann wird ſich ein gewiſſer Schluß darauf, daß 
die Abrede auch noch bei Vollziehung des Vertrags (§ 126) als maßgebend erachtet worden, 
regelmäßig nur dann ergeben, wenn auch wahrſcheinlich gemacht wird, weshalb die Auf- 
nahme der Abrede in die Vertragsurkunde unterblieben iſt (RG JW 1911, 534). Ein 
allgemeiner Grundſatz aber des Inhalts, der Beweispflicht könne nur dann genügt ſein, 
wenn durch Anführung beſtimmter Umſtände dargetan worden, weshalb die Nebenabrede 
nicht in die Urkunde aufgenommen ſei, läßt ſich nicht aufſtellen (RG 52, 25; 68, 15; 88, 370; 
JW 1912, 2375, 1915, 5066; Warn 1918 Nr 50). Steht endlich in Frage nicht nur, ob 
die Abrede als Teil des ſchriftlichen (formellen) Vertrags anzuſehen (mit der Folge etwa 
feiner Nichtigkeit), ſondern auch im Falle des $ 313, ob die Nichtigkeit des Vertrags geheilt 
worden, dann erweitert ſich in entſprechendem Maße die Beweispflicht und wird jetzt daher 
auch nachzuweiſen ſein, daß die Parteien die Abrede auch noch zur Zeit der Auf ⸗ 
laſſung haben gelten laſſen wollen. Vgl. RG 65, 49; Gruch 48, 793; Warn 09 
Nr 350 u. 340, ferner 1910 Nr 1, wo auch der 5. Senat abweichend von ſeiner früheren 
Entſcheidung 13. 5. 08 V 337/07 ſich zum dargelegten Standpunkt hinſichtlich der Beweis⸗ 
anforderungen angeſchloſſen hat. 


Nichtigkeit. Soweit ein Formzwang beſtand, ſind die nur formlos getroffenen 
Nebenabreden nichtig (vgl. auch RG 65, 393), und ob infolge dieſer teilweiſen Nichtig⸗ 
keit des Rechtsgeſchäfts auch der formgerecht abgeſchloſſene Teil vernichtet wird, hängt 
davon ab, ob das Geſchäft nach dem Parteiwillen nur jo Geltung haben ſollte, wie es 
ſich nach den geſamten Abreden darſtellt, oder ob die Parteien es auch ohne den nich⸗ 
tigen Teil abgeſchloſſen haben würden (8 139; RG 52, 4; 65, 393). Der nichtige ſchriftliche 
Vertrag hat erſterenfalls nur die Bedeutung einer Beweisurkunde. Je nachdem es ſich um 
einen geſetzlichen oder einen nur gewillkürten Formzwang handelt, beiteht dabei 
folgender Unterſchied: Im erſteren Falle ergreift der Formzwang notwendig den ganzen 
Vertrag, und daraus folgt, daß auch jede einzelne, ſei es nach der Natur des Geſchäfts, ſei es 
nur nach dem Willen der Parteien weſentliche Abrede von dem Formzwange ergriffen wird; im 
Falle des gewillkürten Formzwangs dagegen beſteht ein Formzwang du nur inſoweit, 
als es die Parteien wollen (oben A 4), und daher ſteht auch das in ihrer Willkür, ob die neben 
dem ſchriftlichen Vertrage nur mündlich getroffene Abrede nicht trotzdem um deswillen Geltung 
haben ſoll, weil ſich auf fie der Formzwang überhaupt nicht hat erſtrecken ſollen. Falls die 
Schriftform nicht Erfordernis für die Gültigkeit des Vertrags, ſind auch die mit dem Wortlaute 
der Urkunde in Widerſpruch ſtehenden Abreden als rechtswirkſam anzuſehen, wenn nachgewieſen 
wird, daß ſie anſtatt des Beurkundeten Geltung haben ſollten (RG 68, 16). Im Falle geſetz⸗ 
lichen Formzwangs ſtellt dagegen eine formloſe Nebenabrede die Wirkſamteit des ganzen 
Vertrags unter den angegebenen Vorausſetzungen notwendig in Frage (RS 65, 898); im Falle 
bloß gewillkürten Formzwangs nur „im Zweifel“ § 127. Wird indes durch die münd⸗ 
liche Abrede die Verpflichtung des einen Teiles nur eingeſchränkt, dann wird ihre Rechts⸗ 
gültigkeit durch den Formmangel nicht beſeitigt (RG 65, 146; 71, 415: Warn 1917 Nr 288; 
IW 1918, 367 — Bürgſchaft betreffend). Möglich iſt indeſſen auch, daß eine Neben⸗ 
abrede ſich als ein ſelbſtändiger Nebenvertrag darſtellt, und daß ſie aus dieſem Grunde, 
falls fie ſelbſt nicht formbedürftig iſt, neben dem ſchriftlichen Vertrag Geltung haben kann 
(RG 65, 49; L3 1919, 590%, betreffend eine Nebenabrede zu einem? ürgſchaftsvertrage). — 
Überdies greift für den Fall, daß die Beurkundung des beabſichtigten Vertrags verabredet 
war, auch die Beſtimmung des $ 154 Abſ 2 mit der Wirkung Plat, daf die Vermutung 
gegen den Abſchluß des Vertrags beſteht, ſolange nicht der geſamte Vertragsinhalt beurkundet 
worden iſt. — Der Einwand, daß man die Urkunden verleſung überhört oder das Selbſt⸗ 
leſen verſäumt habe, iſt in der Regel nicht zuzulaſſen (MG 13. 4. 07 V 378/06). Jeden⸗ 
falls wird man bei öffentlichen Urkunden bis zum Beweiſe des Gegenteils davon ausgehen 
müffen, daß der Vertragspartei durch ihre Erklärung, daß fie das ihr Votgeleſene genehmige, 
ihren Willen hat kundtun wollen, alles Vorgeleſene vollinhaltlich als maßgebend gelten zu 
laſſen. Der Beweis, daß letzteres nicht zutreffe, die Partei vielmehr nur das habe geneh- 
migen wollen, was fie als Vertragsinhalt angenommen habe, it jedoch zuzulaſſen. Der 
$ 415 3/50 ſchließt dieſe Annahme nicht aus, da das Wort „Vorgang in Abſ 2 nicht auf 
die äußeren Umſtände des Herganges einzuſchränken iſt, dieſe Vorſchrift vielmehr auch den 
Beweis zuläßt, daß der Inhalt der Urkunde nicht dem wirklichen Willen der Vertragspartei 
bei Aufnahme der Urkunde entſpreche (vgl. R 50, 420; JW 09, 1461”; 1912, 87%, 6 15. 4. 16 
Y 73/16). Die Grundſätze von den Nebenabreden zu einem ſchriftlichen Vertrage greifen 
im allgemeinen auch inſoweit Pla, als das Geſetz nur einſeitige Schriftform verlangt; 
ferner bei Beſtätigungsſchreiben nach Rch Warn 1911 Nr 166, und bei Schlußſcheinen eines 
Vermittlers nach Rr 2, 2. 06 VII 502/05. 
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7. Statutenkolliſion. a) Ortlich: Nach Art 11 EG beſtimmt ſich die Form des Rechts ⸗ 
geſchäfts nach den Geſetzen des Ortes, nach welchen das Rechtsverhältnis ſelbſt zu beurteilen ift; 
unbedingt genügt jedoch die Beobachtung des Geſetzes des Abſchlußorts. Bei Rechtsgeſchäften 
über Sachen iſt allein das Geſetz der belegenen Sache (rei sitae) maßgebend. Vgl. ferner 
Vorbem 11 a. E. vor $ 104. b) Zeitlich: Entſcheidend ift das zur Zeit der Vornahme des 
Rechtsgeſchäfts geltende Geſetz (Artt 170, 198, 214). 


8 126 


Fit durch Geſetz ſchriftliche Form vorgeſchrieben!), jo muß die Urkunde 
von dem Ausſteller eigenhändige) durch Namensunterſchrifts) oder mittels 
gerichtlich oder notariell beglaubigten Handzeichens unterzeichnet werdend). 

Bei einem Vertrage muß die Unterzeichnung der Parteien auf derſelben 
Urkunde erfolgen. Werden über den Vertrag mehrere gleichlautende Ur⸗ 
kunden aufgenommen, ſo genügt es, wenn jede Partei die für die andere 
Partei beſtimmte Urkunde unterzeichnet“. 

Die ſchriftliche Form wird durch die gerichtliche oder notarielle Be⸗ 
urkundung erjeßt?). 

E 1 92 Abſ 1, 8, 94 Abſ 1 II 105; M 1 164 fl., 188 ff.: W 1 80 ff., 99 ff.; 5 444; 6 130 ff. 


1. Dieſe Beſtimmung bezieht ſich — vgl. anderſeits $ 127 — nur auf die Fälle des geſetz⸗ 
lichen Formzwangs (vgl. 8 125 A 2 und 8 128); iſt aber inſoweit auch in den außerhalb des 
BGB geregelten entſprechenden Fällen anzuwenden (NG 6. 3. 18 V 340/17). Ihre Be⸗ 
obachtung iſt ein weſentliches Erfordernis. Andernfalls tritt Nichtigkeit ein (vgl. 8 125 A 3). 
Zur Wahrung der Schriftform it erforderlich, daß die ſämtlichen weſentlichen Teile des 
Rechtsgeſchäfts, oder bei einem Vertrage die ſämtlichen von den Parteien für weſentlich 
erachteten Teile in die Urkunde mit aufgenommen werden und hierbei in irgendwie er⸗ 
keunbarer Weiſe ihren ſchriftlichen Ausdruck finden (RG 80, 402 ff. und die dort an⸗ 
gezogenen Urteile). — Über die Haftung desjenigen, der ſchuldhaft das Zuſtandekommen 
. 5 hindert, vgl. § 125 A 8 a. E. Über die Beweiskraft einer Urkunde vgl. 


2. Eigenhändig muß die Urkunde vom Ausſteller (zwar nicht geſchrieben, RG 57, 67, aber) 
unterzeichnet werden. Unzuläffig ift daher Unterzeichnung durch einen bloßen Schreibgehilfen 
(1G 58, 387; JW 1911, 442°). Dem Geſetze wird dagegen genügt, wenn der bevollmächtigte 
Vertreter als Ausſteller der Urkunde mit dem Neuen (oder der Firma) des Ver⸗ 
trete nen unterſchreibt, denn das Geſetz verlangt nur Unterzeichnung „durch Namensunter⸗ 
ſchrift“ durch den Ausſteller der Urtunde nicht aber auch, daß der Ausſteller die Urkunde mit 
feinem eigenen Namen unterſchreibt, ſchließt mithin nicht aus, daß der Ausſteller mit dem 
Namen eines andern unterzeichnet (RG 74, 69; 81, 2). Vgl. dagegen Staudinger A IVà b. 
Dabei iſt von folgender Auffaſſung auszugehen: Wer einer handlungsfähigen Perfon die Voll. 
Luna feiner für die Abgabe einer urkundlichen Erklärung erforderlichen Unterſchrift über⸗ 
trägt, bedient ſich dieſer Perſon der Regel nach nicht als bloßen Werkzeugs, ſondern als rechts. 
geſchäftlichen Vertreters; daher iſt das Vorhandensein einer ſolchen Vertretung regelmäßig 
anzunehmen, wenn die beauftragte Perſon den Namen des Auftraggebers unterſchrieben 
bat, und zwar auch dann, wenn das Vertreterverhältnis ſonſt aus der Urkunde nicht weiter 
hervorgeht (RG 81, 2). Es iſt auch ſtatthaft, daß der Vertreter die Urkunde mit feinem Namen 
und außerdem mit dem Namen des Vertretenen unterzeichnet. Unterzeichnet der Vertreter 
die Urkunde (Vertrag) nur mit ſeinem eigenen Namen, dann iſt der erforderlichen 
Schriftform nur dann Genüge geſchehen, wenn die Stellvertretung aus der Urkunde felbit 
‚Tgendroie hervorgeht (RG 67, 214; 71, 116; 75, 3; 76, 306; 80, 405; 96, 289). Das Vor⸗ 
handenſein eines rechtsgeſchäftlichen Vertreterverhältniſſes wird auch dadurch nicht aus⸗ 
geſchloſſen, daß der Vertreter vor Abgabe der Unterſchrift zuvörderſt die Willensmeinung 
N: ertretenen einholt (NG 76, 99). — Vorſtehende Grundſätze gelten insbeſondere auch 
Anſichtlich der Unterzeichnung von Wechſeln durch Dritte (RG 50, 51; Warn 08 Nr 596), — 
Gondervorſchrift des § 2231 beim eigenhändigen Teſtamente, wonach der Erblaſſer die 
Erklärung auch eigenhändig zu ſchreiben hat. 

h 3. Der Name des Erklärenden (oder gegebenenfalls des Vertretenen, A 2), und zwar 
er volle Familienname, ift zu unterzeichnen, im Falle des $ 17 HGB die Firma. Gleichgeſtellt 
Fra Unterzeichnung des Namens iſt die Unterzeichnung mittels beglaubigter Handzeichen. Die 
wirs ob die Unterzeichnung mit einem „angenommenen Namen“ Pſeudonym, genügt, 
A II hon aus Zweckmäßigkeitsgründen zu bejahen fein (vgl. hierüber Staudinger zu 8 13 

2b). Vorausſetzung iſt indeſſen unbedingt, daß das Pſeudonym über die in Betracht 
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kommende Perſönlichkeit keinen Zweifel läßt. Bei Unterzeichnung des Namens einer Firma 
genügt es, wenn ſie die Firma ſo wiedergibt, daß dies der Verkehrsauffaſſung entſprechend 
zur Individualiſierung ausreicht (RG Warn 1914 Nr 272), und die bloße Firmenzeichnung 
iſt auch materiell ausreichend (RG 50, 60; 75, 1; 63, 122). — Das Vorhandenſein einer 
„unterſchrift“ als ſolcher ſetzt nur voraus, daß ſie bei der (fertigen) Urkunde unterhalb des 
Textes ſteht (RG 52, 280; 57, 67). Nötig iſt es dagegen im allgemeinen nicht, daß ſie erſt unter 
den bereits fertigen Text geſetzt wurde. Es genügt daher in der Regel auch die fog. 
Blankyunterſchrift (RG 78, 29), ſo daß derjenige, der eine „Unterſchrift“ als ſeine 
Namensunterſchrift anerkennt, gegebenenfalls beweiſen muß, daß er die Unterſchrift nicht 
zum Zwecke der Verpflichtung gegeben habe, oder daß der Text ohne, möglicherweiſe 
gegen ſeinen Willen darübergeſetzt ſei, oder daß die Urkunde nicht ſeine Erklärung ent⸗ 
halle (NG 57, 66; 58, 169; 60, 408; 63, 234; 71,116; a. U. Staudinger IV 1 und die dort auf. 
geführten Schriftſteller). Das Erfordernis der Unterſchrift iſt erfüllt, wenn ſich die vorhandene 
Unterſchrift durch ihre örtliche Stellung äußerlich als eine den Inhalt der Urkunde 
deckende und fie vollendende Willenserklärung darſtellt (à6 62, 175; ZW 1911, 576°). — Wird 
ein bereits vollzogener Vertrag nachträglich von einem Vertragsteil abgeändert, ſo bedarf es, 
falls die Abänderung im Einverſtändniſſe mit dem andern Vertragsteile erfolgt, nicht einer 
nochmaligen Unterſchrift, um einen, den nachträglichen Abreden entſprechenden ſchriftlichen 
Vertrag herzuſtellen (RG 27, 269; 78, 30; Warn 1911 Nr 165), wie es gleichfalls grundſätzlich 
zuläſſig iſt, alte ſchon unverbindlich gewordene Urkunden ohne nochmalige Unterſchrift zur Be⸗ 
gründung eines neuen Rechtsgeſchäfts mit dem früheren Inhalte zu verwenden (RG 78, 31, 
betreffend eine wiederholte Hypothekenverpfändung). Die alte Unterſchrift deckt auch die 
Abänderungen. Als Ausſteller einer Urkunde gilt, wer die in ihr enthaltene, von ihm 
unterſchriebene rechtsgeſchäftliche Erklärung, ſei es in eigenem Namen, ſei es als Vertreter ab- 
gegeben hat (RG 76, 191; 96, 288). Die bloße Mitunterſchrift der Urkunde eines andern, 
die keine Erklärung des Mitunterſchreibenden enthält, kann auch keine zu ihrer Begründung 
der Schriftform bedürfende Verpflichtung (Bürgſchaft) zur Entftehung bringen; wohl aber 
müglicherweiſe eine Verbindlichkeit, zu deren Begründung die Schriftform nicht erforderlich 
iſt (Schuldübernahme; RG 77, 378; 78, 39). Eine Erklärung, zu der die Schriftform erforder⸗ 
lich iſt (Bürgſchaft), muß in der Urkunde ſelbſt ihren inhaltlich erkennbaren Ausdruck gefunden 
haben (RG Gruch 51, 941; Warn 08 Nr 506; 1915 Nr 113 u. 114). — Unwirkſam iſt die 
Abtretung einer Hypothek oder Grundſchuld an einen ungenannten Zeſſionar, und eine 
nachträgliche Ausfüllung einer Blankvabtretungserklärung entbehrt der Rückwirkung 
auf den Zeitpunkt der Unterſchriftsabgabe jedenfalls da, wo die Schriftform allein 
oder in Verbindung mit einer andern Tatſache unmittelbar einen dinglichen Rechts. 
übergang zur Folge hat (RG 63, 234ff.). Nach RG 78, 30 gilt nicht die gleiche Be 
ſchränkung bei Blankoverpfändungen von Hypotheken wie Grundſchulden. — Die 
Unterzeichnung muß handſchriftlich geſchehen und kann durch eine in welcher Art auch immer 
hergeſtellte Nachbildung nicht erſetzt werden (RG 74, 339; JW 00, 4695); auch nicht bei Aus⸗ 
ſtellung von Verpflichtungsſcheinen an Order durch einen Nichtkaufmann (RG IW 1911, 86°). 
Ob der Unterzeichner außer ſeinem Namen noch etwas anderes ſchreiben oder leſen kann, 
ob er ferner der in der Urkunde gewählten Sprache kundig iſt oder nicht, darauf kommt es 
nicht an (RG IW 00, 298, teilw. abgedruckt). a - 

4. Bei Verträgen muß im Falle geſetzlichen Formzwangs (bei gewillfürtem Formzwange 
vgl. § 127 Satz 2), wenn nur eine Urkunde vorhanden, die Unterzeichnung notwendig auf 
der nämlichen Urkunde erfolgen. Nur bei Borhandenfein mehrerer Bertragsurkunden, 
von denen alſo jede für ſich den geſamten Vertragsinhalt wiedergeben muß (RG 95, 83). 
genügt es für das Formerfordernis, wenn jeder Teil die für den andern beſtimmte Urkunde 
unterzeichnet. Das Zuſtandekommen des Vertrags ſchon durch die beiderſeitige Unter ⸗ 
zeichnung iſt ober noch davon abhängig, ob die Erklärung mit der Unterzeichnung auch 
ſchon als verpflichtend abgegeben anzuſehen ift ($ 130 A 3). Denn ſchriftlich erteilt 
ft die Erklärung grundſätzlich keineswegs ſchon mit der Unterzeichnung des Schrift 
ſtücks. Daher iſt auch ein ſchriftlicher Vertrag auf Grund des ſchriftlichen, mit der 
Unterſchrift des Antragenden verſehenen, dem Antragsgegner, zugeſandten Antrags erſt 
dann zuſtande gekommen, wenn die nunmehr auch vom el abe de unterſchriebene Ur⸗ 
kunde an den Antragenden wieder zurückgelangt iſt, und dies gilt ſelbſt dann, wenn die beiden 
Beteiligten ſich über den Vertragsinhalt zuvor bereits geeinigt hatten (M& 61, 776; 98, 175; 
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den Empfang des Beſtätigungsſchreibens beſcheinigt (RG 15. 2. 07 III 361/06). Anders 
im Falle des 5 127. 5 

5. Abſ bezieht ſich nicht nur — wie 8177 Abſ 1 FGG — auf die Beurkundung von Rechts⸗ 
geſchäften, ſondern auf gerichtliche oder notarielle Beurkundungen jeder Art, mithin auch auf 
ſolche, bei denen das aufgenommene Protokoll nicht unterſchrieben zu werden (RG 64, 82) 
oder vorgeleſen zu werden braucht (RG 76, 194). 


8 127 


Die Vorſchriften des § 126 gelten im Zweifel auch für die durch Rechts⸗ 
geſchäft beſtimmte ſchriftliche Form!). Zur Wahrung der Form genügt 
jedoch, ſoweit nicht ein anderer Wille anzunehmen iſt, telegraphiſche über⸗ 
mittlung und bei einem Vertrage Briefwechſel?); wird eine ſolche Form 
gewählt, jo kann nachträglich eine dem § 126 entſprechende Beurkundung 
verlangt werden“). 

E 1 92 Abſ 2, 93, 94 Abſ 2 II 106; M 1 185, 187; P 1-90, 92 ff., 99 ff.; 6 130 ff. 


1. Danach befteht eine Vermutung dafür, daß auch im Falle rechtsgeſchäftlich — ei es ein- 
ſeitig (beiſpielsweiſe in der Vollmachtsurkunde), ſei es vertraglich — vorgeſehener Schriftform 
die Grundſätze des 8 126 Anwendung finden ſollen. Die Vermutung iſt beſeitigt, wenn die 
Parteien etwas anderes beſtimmen, und es gilt alsdann nicht die Formvorſchrift des § 126, 
ſondern das Vereinbarte. Wer ſolche abweichende Abmachungen behauptet, hat für ſie die 
Beweislaſt (RG Warn 1910 Nr 368). Satz! bezieht ſich nur auf die Erklärungsform, dagegen 
nicht auch auf eine etwa verabredete Uberſendungsform, beiſpielsweiſe eines Briefes mittels 
„Einſchreibens“ (Rö 77, 70). Die SS 126, 127 greifen auch Platz hinſichtlich eines ſchieds 
gerichtlichen Ausſpruchs, wenn ſeine Schriftlichkeit bedungen iſt (NG JW 1911, 41235). — Über 
nachträgliche vertragliche Beſeitigung des Formerforderniſſes vgl. 5 125 A 4 (RG JW 1911,94). 

2. Das Geſetz ſieht hier für den Fall nur gewillkürten Formzwangs in Abweichung von 
dem Falle geſetzlichen Formerforderniſſes (5 126 A 4) zwei Erleichterungen vor, indeſſen 
wiederum nur unter der Vorausſetzung, daß aus den etwaigen Parteiabreden nicht ein anderer 
Wille zu entnehmen iſt. Es laßt nämlich zur Wahrung der Schriftform auch zu: a) telegraphiſche 
Übermittlung; b) bei einem Vertrage Brieſwechſel. Auch das aufgegebene Telegramm 
braucht die Formvorſchrift des 3 120 nicht zu erfüllen; denn das Geſetz ſetzt nur die „Über 
mittlung einer Erklärung“ voraus. Daher iſt insbeſondere die Abgabe der Namensunterſchrift 
auf dem aufgegebenen Telegramm nicht erforderlich (a. A. Oertmann Anm gag). Beim Brief. 
wechſel handelt es ſich um den Austauſch von ſchriftlichen Erklärungen, und daher liegt hier 
kein Grund vor, von dem Erforderniſſe der Unterſchrift gleichfalls abzuſehen; a. M. Staudinger 
A 2b; Plauck Anm 2. Allein die Zulaſſung des Briefwechſels als einer Form des ſchriftlichen 
Vertragsſchluſſes will doch eine Abweichung vom Regelfalle offenbar nur inſoweit geben, als 
nicht, wie im Falle des 9 126 Abſ 2, Unterzeichnung beider Teile auf derſelben Urkunde oder 
wechſelſeitige Unterzeichnung der mehreren Urkunden verlangt wird. Für die Anſicht, daß das 
Geſetz die Formfreiheit im gegebenen Falle noch weiter begünſtigen wolle, findet ſich dagegen 
in der vorliegenden Beſtimmung keine Stütze. — Die vereinbarte Form der Kündigung mittels 
zeingeſchriebenen Briefes wird dadurch erſetzt, daß der Gegner von dem Inhalte der die 
Kündigung enthaltenden Klageſchrift Kenntnis erhält (RG 77, 70). Das gleiche muß gegebenen⸗ 
falls allemal gelten, wenn der Gegner von dem Inhalte eines ihm zugegangenen Kündigungs⸗ 
ſchreibens ſonſt irgendwie Kenntnis nimmt, da die Ausbedingung eines eingeſchriebenen Briefes 
ediglich die Gewähr dafür bieten ſoll, daß dem Gegner die Kündigung zugehen werde. — Der 
Briefwechſel genügt, wenn es ſich um ein Abkommen im Sinne des 8 566 (Mietverlängerung 
für mehrere Jahre) handelt (RG Warn 1919 Nr 163). 

3. Die nachträgliche Beurkundung, in der Form des $ 126, dient nur noch dem Beweis⸗ 
zwecke. Da beim Briefwechſel jeder Teil der Empfänger ift, kann auch jeder Teil die Beur⸗ 
kundung verlangen. Behauptet der Beklagte, daß ein Vertrag nicht zuſtande gekommen ſei, 
weil die Beurkundung vereinbart ſei, ſo muß der Kläger beweiſen, daß der Vertrag auf die 
von ihm behauptete Art zuſtande gekommen ſei, wobei für den Tatrichter möglicherweiſe 
Volg; wenn dargetan wird, daß der vom Kläger behauptete Vorgang von einem derartigen 

orbehalt nichts erkennen laſſe (RG JW 1919, 304°; Warn 1913 Nr 44; vgl. § 127 A 8). 


8 128 


Iſt durch Geſetz gerichtliche oder notarielle Beurkundung eines Ber 
trags vorgeſchrieben, ſo genügt es, wenn zunächſt der Antrag und ſodann 
Bog, Kommentar von Reichsgerichtsräten. T. Band. 3. Aufl 12 
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die Annahme des Antrags von einem Gericht oder einem Notar beur⸗ 
kundet wird) 2). 
E II 106a; M 1 1386 ff.; 3 314; 4 311 ff., 972; 5 316; P 5 443 ff. 


1. Dieſe Beſtimmung hat ausdrücklich nur den Fall vor Augen, daß gerichtliche oder 
notarielle Beurkundung (nicht bloße Unterſchriftsbeglaubigung gemäß $ 129) eines Vertrags 
erforderlich iſt, und daß dieſes Formerfordernis auf geſetzlicher Vorſchrift beruht. Das trifft 
zu bei den Fällen der 88 311, 312, 313, 518, 1491, 1492, 1501, 1516 ff., 1730, 1748, 2033, 2282, 
2291, 2296, 2348, 2351, 2352, 2371, 2385. In den Fällen der 88 925, 1015, 1434, 1750, 1770, 
2276, 2290 iſt gleichzeitige Beurkundung vorgeſchrieben (vgl. auch $ 182 HGB). — Gegebenen- 
falls ſieht das Geſetz hier zur Erleichterung die getrennte (ſukzeſſive) Beurkundung vor. 
Erforderlich für das Zuſtandekommen des Vertrags iſt danach grundſätzlich weder, daß die 
Beurkundung in Gegenwart beider Teile erfolgt, oder daß e beiderſeitigen Erklärungen 
zuſammen (jimuftan) beurkundet werden, noch daß fie wechſelſeitig ausgetauſcht werden. 
Der Vertrag kommt im Falle des $ 128 vielmehr zuſtande ſchon mit Beurkundung der An⸗ 
nahme. Erforderlich iſt auch nicht einmal, daß die notarielle Urkunde über das Angebot bereits 
durch die Unterſchrift des Notars vollzogen und fertiggeſtellt war, bevor die von dem An. 
tragenden unterſchriebene Erklärung dem andern Teile zugeht. Daher iſt die Form des $ 128 
auch dann gewahrt, wenn der Notar die beiderfeitigen Erklärungen der beiden Vertrags. 
parteien ohne ihre gleichzeitige Anweſenheit in nur einem Protokolle nacheinander aufnimmt 
und das Protokoll erſt demnächst vollzieht (RG 69, 130 betreffs eines Erbverzichtsvertrags; 
JW 09, 2725 betreffs eines Grundſtücksveräußerungsvertrags). Streitig. Selbſtverſtändliche 
Vorausſetzung iſt ſtets, daß die beiderſeitigen Erklärungen einander entſprechen (RG 52, 483), 
und daß die eine von ihnen als Antrag, die andere als Annahme aufgefaßt werden kann (RG 
JW 09, 13910). Der Regelfall des § 128 liegt dann nicht vor, wenn eine Friſt für die 
Annahme geſetzt worden iſt. Denn die Friſt kann in der Regel nur dann gewahrt ſein, 
wenn die Annahmeerklärung dem Antragenden friſtgerecht ſo zug ng daß er über die 
Entſchließung des andern rechtzeitig unterrichtet worden iſt (R Jin 03, 319 und RG 
49, 127 ff.). Vgl. indes hierüber noch des näheren § 152 A 1. — Bedarf allein das Verſprechen 
der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung, wie bei der Schenkung (§ 518), ſo genügt 
die Beurkundung dieſer Erklärung. — Die Zuſtändigkeit zur Beurkundung und das Ver⸗ 
fahren bei öffentlichen Beurkundungen regeln ſich nach den 88 167 ff. FGG. Über die 
Verfahrenserforderniſſe, wenn der gerichtlichen oder notariellen Verhandlung eine privat- 
ſchriftliche Urkunde als Anlage beigefügt wird, vgl. 8313 A 3. Die in $ 177 Abſ 1 Satz 2 760 
ſowie die in § 2242 Abſ 1 Satz 2 erforderte Feſtſtellung durch die Urkundsperſon, daß 
das Protokoll vorgelejen, von den Beteiligten genehmigt und eigenhändig unter: 
ſchrieben worden iſt, gehört nicht zu denjenigen Teilen des Protokolls, die den Parteien 
vorgeleſen, von ihnen genehmigt und unterſchrieben werden müſſen, es kann daher die 
Feſtſtellung auch nachträglich wirkſam nachgeholt werden (RG 79, 368). Durch den unter das 
Protokoll geſetzten Vermerk „vorgeleſen, genehmigt, unterſchrieben“ wird feſtgeſtellt, daß auch 
die dem Protokolle beigefügten Anlagen mit verleſen worden ſind, weil dieſe einen Teil des 
Protokolls darſtellen (R& 54, 195; 61, 145; 71, 320; 96, 181). Vgl. auch 8 313 A 3. — Der 
Art 141 EG macht einen Vorbehalt für die Landesgeſetzgebung dahin, daß ſie berechtigt 
iſt, nach ihrer Wahl entweder nur die Gerichte oder nur die Notare für zuſtändig zu erklären. 
Nach Art 142 Ech bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, wonach in den Fällen der 
89 313, 873 Abs 2 zur Beurkundung des Vertrags und der Einigung auch andere Behörden 
und Beamte als das Gericht und der Notar zuſtändig find, unberührt. Zutreffendenfalls findet 
§ 128 auch hier Anwendung (RG 68, 393). — Über die einzelnen Landesgeſetze vgl. 
Staudinger A 5 zu 8 128. 8 

2. Der 9 128 umfaßt an und für ſich nicht den Fall der rechtsgeſchäftlich bedungenen 
gerichtlichen oder notariellen Beurkundung. Nach richtiger Anſicht wird indeſſen im Zweifel 
auch hier, entſprechend der Auslegungsregel in § 127, anzunehmen fein, daß die Parteien die 
Befolgung der in $ 128 gegebenen Vorſchrift gewollt haben. 


8 129 


Iſt durch Geſetz für eine Erklärung öffentliche Beglaubigung vorge⸗ 
ſchrieben, ſo muß die Erklärung ſchriftlich abgefaßt und die unterſchrift des 
Erklärenden von der zuſtändigen Behörde oder einem zuſtändigen Beamten 
oder Notar beglaubigt werden. Wird die Erklärung von dem Ausſteller 
mittels Handzeichens unterzeichnet, jo iſt die im $ 126 Abſ 1 vorgeſchrie⸗ 
bene Beglaubigung des Handzeichens erforderlich und genügend ). 


Willenserklärung 88 128—130 zB) 


Die öffentliche Beglaubigung wird durch die gerichtliche oder notarielle 
Beurkundung der Erklärung erſetzte). 
E II 125; P 6 130 ff. 


1. Offentliche Beglaubigung. Gegenſtand der Beglaubigung iſt allein die Namens 
unterſchrift oder die Unterzeichnung mittels Handzeichens. Die Beglaubigung umfaßt 
daher nicht auch die urkundliche Erklärung. Die Eigenſchaft als öffentliche Urkunde im Sinne 
des § 415 ZPO hat mithin auch nur der Beglaubigungsvermerk, nicht aber auch die Urkunde 
im übrigen. Da nur die „Unterſchrift“ oder die „Unterzeichnung“ zu beglaubigen ift, jo bildet 
auch die Blankettunterſchrift eine genügende Grundlage für die Beglaubigung. Denn nach 
§ 183 Abſ 2 Fc erfolgt die Beglaubigung durch einen unter die Unterſchrift zu ſetzenden 
Vermerk, und eine beglaubigte Unterſchrift kann als ſolche auch dann ſchon vorhanden 
ſein, wenn der Wortlaut der Urkunde erſt nach der Beglaubigung der Unterſchrift über dieſe 
geſetzt wird. Die Beglaubigung hat endlich auch allein den Zweck, öffentlichen Glauben 
für die Echtheit der Unterſchrift zu erbringen. Zu beicheinigen, welche Erklärung der 
Unterſchreibende hat abgeben wollen, liegt dagegen außerhalb der Aufgabe des Be⸗ 
glaubigungsvermerks (vgl. über die entgegengeſetzten Anſichten Oertmann 8 129 A 1 und 
Staudinger A 3; Plauck A 1). Soweit nachträglich der Inhalt der Urkunde mit Wiſſen 
und Willen des Urhebers abgeändert wird, bedarf es keiner wiederholten Beglau⸗ 
bigung (RG 60, 397). — Fälle, in denen das Geſetz öffentliche Beglaubigung un⸗ 
bedingt verlangt, enthalten beiſpielsweiſe die $8 77, 371, 403, 411, 1035, 1342. In andern 
Fällen braucht die Beglaubigung nur auf Verlangen zu geſchehen (88 1154, 1528, 2121 Abſ 1, 
2215 Abſ 2). Die Zuſtändigkeit und das Verfahren bei der Beglaubigung beſtimmen ſich 
nach den 88 167, 183, 184 366. Nach $ 191 a. a. O. bleibt es den Landesgeſetzen vorbehalten, 
auch andere Behörden oder Beamte als zuſtändig zu erklären. 

2. Vgl. § 128. 


S 130 


Eine Willenserklärung, die einem anderen gegenüber abzugeben iſt, 
wird, wenn ſie in deſſen Abweſenheit abgegeben wird, in dem Zeitpunkte 
wirkſam, in welchem ſie ihm zugeht.). Sie wird nicht wirkſam, wenn dem 
anderen vorher oder gleichzeitig ein Widerruf zugeht). 

Auf die Wirkſamkeit der Willenserklärung iſt es ohne Einfluß, wenn 
der Erklärende nach der Abgabe ſtirbt oder geſchäftsunfähig wird“). 

Dieſe Vorſchriften finden auch dann Anwendung, wenn die Willens⸗ 
erklärung einer Behörde gegenüber abzugeben ijt‘). 

E I 74 II 107; M 1 156 ff.: 5 1 68 ff., 330 ff.; 4 131 ff. 


„ 1. Der $ 130 hat empfangsbedürftige Willenserklärungen (Vorbem 1 vor 8 116) im 
Auge und will die Frage — aber auch nur fie — beantworten, in welchem Zeitpunkte ſolche 
bereits abgegebenen, mithin bereits in die äußere Erſcheinung getretenen und daher überhaupt 
bereits vorhandenen Erklärungen für und wider den Erklärenden wirkſam, alſo bindend, rechts. 
erzeugend oder verpflichtend werden, falls ihre Abgabe in Abweſenheit des Erklärungsgegners 
erfolgt iſt. Als entſcheidend erachtet das Geſetz erſt den Zeitpunkt des Zugehens der Erklärung, 
wobei zugleich als ſelbſtperſtändliche Vorausfepung gelten muß, daß die abgegebene Erklärung 
dem Gegner auch mit Wiſſen und Willen des Erklärenden zugegangen iſt. Läßt beiſpielsweiſe 
er letztere den an den Gegner gerichteten Brief auf ſeinem Tiſche liegen, noch unſchlüſſig, 

0b er ihn auch wirklich befördern ſoll, dann kann für ihn der ohne fein Wiſſen und Willen durch 
einen andern beförderte Brief trotz feines fo bewirkten Zugangs jedenfalls nicht verpflichtend 
werden; es ſei denn, daß er die Geſchäftsführung des andern genehmigte. Darauf nur kann 
es nicht ankommen, ob etwa die Beförderung auch gerade in der Weile bewerkſtelligt wurde, 
wie ſie der Erklärende vorgeſehen hatte. — Da das Geſetz den Zugang der Erklärung als mah. 
gebend erklärt, lehnt es damit die „Außerungstheorie“ ab und folgt es der „Empfangs- 
theorie“ (R JW 09, 719). Da anderſeits aber zum Begriffe des Zugehens einer Erklärung 
ncht auch gehört, daß der Adreſſat ſie vernommen hat, fo iſt zugleich auch die „Vernehmungs⸗ 
as orie“ verworfen. Der Begriff des Zugehens. Nach dem zugrunde liegenden Rechts⸗ 
bedanken iſt die Anforderung des Geſetzes erfüllt, wenn die Erklärung derartig in den Bereich 
des Erklärungsgegners gelangt ift, daß es ausſchließlich an ihm lag, ob er ſie „vernehmen“ 
Fin ten lernen — wollte oder nicht (Ach 50, 191), oder daß er über die Urkunde die Ver. 
daß uasgewalt erlangte (RG 96, 274; JW 1914, 8632). Vorausſetzung iſt dabei alſo auch, 
> bie, urkundliche Erklärung dem Erklärungsgegner unter ſolchen Umſtänden zuging, daß 
n ihr alsbaldig Kenntnis zu nehmen vorausſichtlich in der Lage war (vgl. RG 50, 191; 
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56, 263; 58, 407; 60, 386; 61, 125). Demgemäß iſt insbeſondere eine briefliche Erklärung 
zugegangen ſchon durch die Ausfolgung des Briefes an den Adreſſaten, während es gleichgültig 
iſt, ob dieſer von ſeinem Inhalte alsdann auch Kenntnis nimmt (RG JW. 05, 488 0). Eine billige 
Rückſichtnahme auf den Erklärenden und auf die Sicherheit der Verkehrs nötigen zu der weiteren 
Auffaſſung, daß es auch ſchon genügt, wenn die ſchriftliche Erklärung dem andern in der Art 
zugänglich gemacht wurde, daß er zu ihrer Em p W nach den von ihm im all» 
gemeinen getroffenen Einrichtungen inſtand geſetzt worden war, gleichviel ob er das 
Schriftſtück demnächſt auch wirklich in Empfang genommen hat oder nicht. Das wird beiſpiels⸗ 
weiſe zutreffen, wenn der Brief in einen an der Wohnung angebrachten Briefkaſten hinein⸗ 
gelegt war (RG Gruch 54, 1127), oder wenn der Brief mit der Poſt befördert worden iſt und 
der Adreſſat nach ſeiner Abmachung mit der Ausgabeſtelle ſeine Poſtſachen abzuholen hat; oder 
wenn der Brief einem Familienaugehörigen oder einem Dienſtboten in der Wohnung des 
Adreſſaten abgeliefert worden iſt (RG 60, 336: 50, 191; 56, 262; 58, 406). — Falls ſich 
der Erklärende zur Entgegennahme und weiteren Übermittlung der Erklärung an den 
abweſenden Erklärungsgegner einer ſolchen Mittelsperſon bedient, die nicht ein empfangs⸗ 
berechtigter Vertreter des Genannten iſt (88 164 Abſ 3, 28 Abſ 2, Vereine, und § 86, 
Stiftungen betreffend), wird es in der Regel ausreichen, wenn die Erklärung zu dem 
angegebenen Zwecke mündlich an einen Hausgenoſſen des Erklärungsgegners oder den 
Wohnungswirt abgegeben wird (RG 50, 192; 60, 334; 61, 125). Desgleichen, wenn ein 
Brief im Kontor eines Kaufmanns an einen Angeſtellten, oder im Geſchäftszimmer 
eines Rechtsanwalts an einen Schreiber abgeliefert wird (RG 19. 3. 08 V 348/07). Nur 
iſt Vorausſetzung für die Anwendbarkeit aller jener Grundſätze ſtets, daß der Erklärende 
bei der Wahl des Mittels die im Verkehr übliche und der Sache nach gebotene Sorgfalt 
angewendet hat. So wird er im Falle mündlicher Beſtellung an eine Mittelsperſon, in welchem 
Falle die Gefahr unrichtiger oder verabſäumter Beſtellung erfahrungsgemäß beſteht und 
jedenfalls in höherem Maße beſteht, als wenn es In um die Beftellung eines Briefes 
handelt, überdies zu prüfen haben, ob die Mittelsperfon auch geeignet und fähig iſt, die Er- 
klärung pünktlich und richtig weiterzugeben. Wird dieſem Erſorderniſſe entſprochen, dann muß 
die Erklärung dem andern ſelbſt dann als zugegangen gelten, wenn die Beſtellung an ihn 
wider Erwarten unterblieben iſt. Hat ſich der Erklärende dagegen einer ungeeigneten Perſön⸗ 
lichkeit als Mittelsperſon bedient, dann iſt im vorausgeſetzten Falle die Erklärung nur im 
Falle wirklich ausgeführter richtiger Beſtellung zugegangen (RG 60, 336). — Grund- 
ſätzlich iſt endlich nur von denge wöhnlichen Verhältnif ſe n auszugehen, unter denen der 
Erklärungsgegner die Erklärung hätte wirklich vernehmen oder in Empfang nehmen können. 
Wenn er lediglich wegen Abweſenheit (Ferienreiſe) oder durch Krankheit an Vernehmung 
der Erklärung gehindert wurde, oder falls er die Kenntnisnahme gefliſſentlich oder auch nur 
ſchuldhaft gehindert hat, etwa weil er die Verlegung der Wohnung oder der Geſchäftsräume 
dem Abſender nicht angezeigt, auch die Poſtbehörde nicht benachrichtigt hatte, wird die Er⸗ 
klärung unter den erörterten Vorausſetzungen dennoch als ihm rechtzeitig zugegangen anzu⸗ 
ſehen fein (RG 60, 336; 58, 406; 95, 317), fo daß der Erklärungsgegner auch die Verſpätung 
des Zugangs nach Treu und Glauben nicht zu ſeinem Vorteile geltend machen kann. Freilich 
darf anderſeits auch der Erklärende nicht darauf ausgehen, die Abweſenheit oder die Wahr⸗ 
nehmungsunfähigkeit des andern zu benntzen. Iſt verabredet, daß eine Erklärung (Kündigung) 
nur dann rechtswirkſam fein ſollte, wenn ſie mittels eines eingeſchriebenen Briefes erklärt 
worden, dann kann als Zweck der Vereinbarung nur gelten, daß der Zugang der Erklärung 
gewährleiſtet und daher der Brief dem Erklärungsgegner (oder ſeinem Vertreter) perſönlich 
ausgehändigt werden ſoll. Nicht aber iſt der Erklärung mittels eingeſchriebenen Briefes die 
Bedeutung eines Formalakts beizulegen. Daher kann der Erklärungsgegner, wenn ihm die 
Erklärung überhaupt nur auf irgendeine Weiſe rechtzeitig zuverläſſig bekauntgeworden ift, 
nicht den Mangel des eingeſchriebenen Briefes vorſchützen (Rh 77, 70). — Der Begriff des 
Zugehens iſt ein Rechtsbegriff, und daher iſt die Eideszuſchiebung hier unzuläſſig (RG 
Warn 09 Nr 271). Pr 

Wiewohl der $ 130 ausdrücklich nur von den unter Abweſenden erfolgenden Erklärungen 
ſpricht, iſt Satz 1 eutiprechend auch bei Erklärungen unter Anweſenden verwendbar. Eine 
ſchriftliche Erklärung insbeſondere iſt auch unter Anweſenden erſt „abgegeben“ durch 
ihre Überreichung und wirkſam erſt geworden in dem Zeitpunkte, in welchem ſie dem Er⸗ 
klärungsgegner „zuging“, regelmäßig alſo erſt in demjenigen, in dem er das ihm angebotene 
Schriftſtück tatſächlich in feine Verfügungsgewalt gebracht hat (RG 61, 415). Sie gilt im 
Sinne des $ 147 als eine einem Abweſenden gegenüber abgegebene Erklärung (RG 83, 106). 
Hatte indeſſen der Erklärungsgegner die Empfangnahme des dargebotenen Schriftſtücks ge. 
glentlich unterlaſſen, um das Wirkſamwerden der Erklärung zu hindern, dann müßte die Er. 
klärung trotzdem als rechtzeitig zugegangen gelten (vgl. oben RG 60, 336). Im Verkehre 
mittels eines Fernſprechers iſt nur die „von Perſon zu Perſon“, d. h. ſeitens des Erklärenden 
unmittelbar dem Adreſſaten gegenüber erfolgende Erklärung eine ſolche unter Anweſenden 
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(RE 90, 166). Vgl $ 147 Anm 1 Abſ 2. Andernfalls handelt es ſich um eine Erklärung unter 
Abweſenden unter Verwendung einer Mittelsperſon zur Weiterbeſtellung (RG 61, 126), 
wobei die ſonſtigen hier einſchlagigen, oben dargelegten Regeln Platz greifen. — Ausnahmen 
von $ 130 in 8 121 Abſ 1 Satz 2. 

2. Durch rechtzeitigen Widerruf beſeitigt der Erklärende ſchon die Abgabe“ der Erklärung, 
und rechtlich möglich iſt für ihn die Erreichung dieſes Erfolgs um deswillen, weil bis zun 
Wirkſamwerden feiner Erklärung feine Bindung noch nicht eingetreten iſt ($ 145 A 2). Ent- 
ſcheidend iſt der Zeitpunkt des Zugehens des Widerrufs und nicht erſt der der Kenntnisnahme 
(RG 60, 334; 91, 62). — Die dem Grund buchamte gegenüber erklärte Eintragungsbewilligung 
wird durch deren Zuftellung an den Begünſtigten unwiderrufbar, die Eintragung muß daher 
auf den Antrag des Begünſtigten auf Grund der bei den Grundakten zurückgebliebenen 
Urſchrift auch trotz eines etwaigen nachträglichen Widerrufs erfolgen (RG 8. 4. 11 V 402/10). 

3. Dieſe Beſtimmung will nur die Annahme ausſchließen, als machten die bezeichneten 
Vorgänge, Tod oder Eintritt der Geſchäftsunfähigkeit, bzw. beſchränkte Geſchäftsfähig ⸗ 
keit, des Erklärenden nach Abgabe der Erklärung dieſe wirkungslos. Sie bezweckt dagegen 
nicht, dem Erben oder dem geſetzlichen Vertreter des Erklärenden das ihnen nach allgemeinen 
Rechtsgrundſätzen zuftehende Recht des Widerrufs zu nehmen. Anderſeits bejagt die Vor⸗ 

chrift auch nicht, daß bie Erklärung unter den gegebenen Vorausſetzungen wirkſam werde 
1855 ohne ihren Zugang; oder etwa, daß ein Vertragsantrag nicht der Annahme bedürfe (RG 
4, 246). 8 d 5 

4. Abſ 3 macht die Grundſätze des Abſ 1 u. 2 anwendbar für alle Fälle, in denen eine 
Behörde als der Erklärungsempfänger tatſächlich in Betracht kommt, mag es ſich um eine 
empfangsbedürftige Erklärung gehandelt haben (vgl. 88 875, 876, 880 u. a.) oder nicht (88 376, 
928, 976 u. a.). Das Gericht kann bei einem Vertragsſchluſſe, der durch ſeine Vermittlung 
zuſtande kommt (Erbesauseinanderſetzung), für die Empfangnahme der Erklärungen der 
Abweſenden auch als Vertreter aufgefaßt werden (RG Warn 08 Nr 188). 


§ 131 
Wird die Willenserklärung einem Geſchäftsunfähigen gegenüber ab⸗ 


1 ſo wird ſie nicht wirkſam, bevor ſie dem geſetzlichen Vertreter zu⸗ 
geht). 

Das gleiche gilt, wenn die Willenserklärung einer in der Geſchäfts⸗ 
fähigkeit beſchräntten Perſon gegenüber abgegeben wird!). Bringt die Er⸗ 
klärung jedoch der in der Geſchäftsfähigteit beſchränkten Perſon lediglich 
einen rechtlichen Vorteil oder hat der geſetzliche Vertreter ſeine Einwilli⸗ 
gung erteilt, ſo wird die Erklärung in dem Zeitpunkte wirkſam, in welchem 
Vie ihr zugehte) ). 


E I 66 II 107; M 1 139 ff.:: P 1 62 ff., 71 ff.; 6 132 ff. 


1. Ein Geſchäftsunfähiger oder ein beſchränkt Geſchäftsfähiger (88 104, 106, 114) 
vermag abgegebene Willenserklärungen nicht mit der Wirkſamkeit entgegenzunehmen, daß 
ſie damit als zugegangen ($ 130 A 1) gelten könnten. Das muß ſowohl bei Erklärungen unter 
Abweſenden wie unter Anweſenden gelten. Daß auch die Abgabe der Erklärung wirkſam nur 
gegenüber dem Vertreter erfolgen kaun, folgt aus den allgemeinen Grundſätzen. 

2. Dieſe Ausnahme findet ihre rechtliche Grundlage in den 88 107 u. 183. 

8. Falls ſich der Erklärungsempfänger nur im Zuſtande der Bewußtloſigkeit oder 
vorübergehender Geiſtesſtörung befindet (8 105 Abſ 2), greift § 131 nicht Platz, da 
lalche Perſonen nicht zu den Geſchaftsunfähigen gehören. Grundſätzlich kann mithin ſolchen 
Perſonen eine Willenserklärung mit Rechtswirkſamkeit zugehen. Man wird aber im allge 
neinen annehmen müſſen, daß eine Willenserklärung, die wiſſentlich einem Bewußtloſen 
ſegenüber mündlich abgegeben wird, rechtlich nicht als abgegeben gelten darf, da der Er. 
zärende gar nicht damit rechnen kann, daß feine Erklärung dem andern zugehe. Anders iſt die 
Feachlage bei schriftlichen Erklärungen da ſolche zur Verfügung des Adreſſaten verbleiben und 

eſer daher von ihrem Inhalte nach Wiedererlangung des Bewußtſeins Keuntnis nehmen kann. 


8 132 
) Eine Willenserklärung gilt auch dann als zugegangen, wenn ſie durch 
5 ermittelung eines Gerichtsvollziehers zugeſtellt worden iſt. Die Zuſtel⸗ 
ung erfolgt nach den Vorſchriften der Zivilprozeßordnung. 
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Befindet ſich der Erklärende über die Perſon desjenigen, welchem gegen⸗ 
über die Erklärung abzugeben iſt, in einer nicht auf Fahrläſſigkeit beruhen⸗ 
den Unkenntnis oder iſt der Aufenthalt dieſer Perſon unbekannt, ſo kann die 
Zuſtellung nach den für die öffentliche Zuſtellung einer Ladung geltenden 
Vorſchriften der Zivilprozeßordnung erfolgen. Zuſtändig für die Bewilli⸗ 
gung iſt im erſteren Falle das Amtsgericht, in deſſen Bezirke der Erklä⸗ 
rende ſeinen Wohnſitz oder in Ermangelung eines inländiſchen Wohnſitzes 
ſeinen Aufenthalt hat, im letzteren Falle das Amtsgericht, in deſſen Bezirke 
die Perſon, welcher zuzuſtellen iſt, den letzten Wohnſitz oder in Ermange⸗ 
lung eines inländiſchen Wohnſitzes den letzten Aufenthalt hatte. 

E I 75, 76 II 108; M 1 160 ff.; P 1 73 ff. 


1. Der § 132 gibt ein praktiſch bedeutſames, ſachlich vollwertiges Erſatzmittel für den 
Zugang einer Willenserklärung in der Zuſtellung. Das Geſetz drückt ſich zwar nur dahin aus, 
daß eine Willenserklärung „auch dann als zugegangen gelte“, wenn ſie zugeſtellt werde. Der 
dahinterliegende eigentliche Rechtsgedanke iſt aber der, daß eine abgegebene Willenserklärung, 
ohne daß es auf ihr Zugehen im gewöhnlichen Sinne (8 130 A 1) ankommt, ſchon durch die 
Tatſache ihrer Zuſtellung wirkſam werden kann (vgl. die 88 181, 182 ZPO). Der Zeitpunkt 
der Zuſtellung iſt alsdann auch der des Wirkſamwerdens der Erklärung. Dabei dient die Zu. 
ſtellung durch Vermittlung eines Gerichtsvollziehers als allgemeines, ausnahmslos 
verwendbares Erſatzmittel, die öffentliche Zuſtellung dagegen nur als ein ausnahmsweiſe 
gültiges (58 2037. 3p; RG Gruch 45, 1025; 8 176 3 PO). Zu bewilligen hat die öffent⸗ 
liche Zuſtellung in dieſen Fällen das Amtsgericht (Abf 2 Satz 2). — Das Verfahren der 
Zuſtellung richtet ſich in beiden Fällen nach den einſchlägigen Vorſchriften der PO, wonach 
ſich zugleich auch der Zeitpunkt der bewirkten Zuſtellung beſtimmt. Vgl. für den Regel⸗ 
fall die 88 167, 169—173, 180—184, 186—191, 193—195, 199, für den Ausnahmefall die 
58 204.207 ZBO. — Nicht zugelaſſen iſt in Abſ 1 die Zuſtellung durch Vermittlung eines 
15 (8 196) und ebenſowenig die Zuſtellung durch Aufgabe zur Poſt (§8 192, 


8 133 1 

Bei der Auslegung!) einer Willenserklärung iſt der wirkliche Wille zu 

erforſchen und nicht an dem buchſtäblichen Sinne des Ausdrucks zu haften). 
E I 78 II 90; M 1 154 ff.; P 1 68. 


1. Aufgabe der Auslegung einer Willenserklärung iſt es, deren Inhalt und Tragweite 
jo feſtzuſtellen, daß kein Zweifel mehr beſteht, daß mithin im Falle ſchriftlicher Erklärungen 
ſogar für die ſonſt regelmäßig geltende Vermutung der Vollſtändigkeit und Richtigkeit der 
Vertragsurkunde kein Raum übrigbleibt (RG 62, 49; 7. 2. 07 VI 290/06; vgl. auch § 125 A 6). 
Ziel der Auslegung iſt die Erforſchung des wirklichen Willens, und War ſo, wie die Er⸗ 
klärung nach Treu und Glauben zu verſtehen war (RG ZW 1915, 571). — Gegenſtand 
der Auslegung kann im Sinne des § 133 nur eine wirklich abgegebene Erklärung ſein. Denn 
eine Willenserklärung, die das Geſetz hier als gegeben vorausſetzt, liegt ſo lange überhaupt 
nicht vor, als der Wille nur ein innerer geblieben iſt. Mit der Ermittlung deſſen, was der Er⸗ 
klärende etwa außerhalb der abgegebenen Erklärung, fei es neben ihr, ſei es im Widerſpruche 
zu ihr, beabſichtigt hat, hat es mithin die Auslegung gemäß 8 133 überhaupt nicht zu tun (RG 
Warn 1912 Nr 3; 1913 Nr 395; 1914 Nr 36), und im Sinne des 8 133 (anders gemäß $ 157; 
vgl. dort Anm 1) darf daher ihr Zweck auch niemals eine Willensergänzung ſein. Innere 
unausgeſprochen gebliebene Abfichten Yind grundſätzlich (8 116) ungeeignet, die ausgeſprochene 
Erklärung zu beſeitigen oder an ihre Stelle geſetzt zu werden (RG 67, 483; Gruch 54 S. 387 
u. 890; Warn 1914 Nr 177). Soweit ferner die Partei behauptet, infolge Irrtums etwas 
erklärt zu haben, was ſie nicht wahrhaft gewollt habe, oder behauptet, ſich in der Erklärungs⸗ 
form vergriffen zu haben, iſt das Gebiet der Anfechtung eröffnet (88 119, 121; RG 70, 303; 
vgl. dazu § 119 A 4), für die Auslegung iſt dagegen kein Raum. Denn andernfalls würde es 
ſich wiederum nur darum handeln, an Stelle des erklärten Willens einen andern Willen zu 
ſetzen. Auslegungsfähigteit. Endlich kann aber auch dann niemals Platz für die Auslegung 
ſein, wenn die abgegebene Erklärung, zumal eine urkundliche (R Warn 1912 Nr 4), fo klar 
und ihrer Bedeutung nach jo zweifelsfrei iſt (R 78, 49; 95, 126; Warn 1919 Nr 2), daß eine 
andere Deutung ausgeſchloſſen wäre, was alles allerdings in gewiſſem Maße wiederum nur durch 
Auslegung feſtgeſtellt werden kann. Unter ſolchen Umſtänden iſt ein beſtimmter Wille in nicht 
mißzuverſtehender Weiſe zum Ausdrucke gebracht, und der Erklärende muß es ſich gefallen 
laſſen, daß er beim Worte genommen wird, ſelbſt wenn er ſeinerſeits mit ſeiner Erklärung 
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einen andern Sinn hat verbunden wiſſen wollen (RG 88, 428). Demnach gehört aber zur 
Auslegungsfähigkeit einer Willenserklärung ohne weiteres ihre Mißverſtändlichkeit oder 
Mehrdeutigkeit (RG 82, 316; Warn 1912 Nr 4), und zwar letzteres nach der Auffaſſung 
des Verkehrs und nach Treu und Glauben bemeſſen (RG 82, 316; JW 1914, 6737). Unbe⸗ 
nommen iſt freilich der Partei der Nachweis, daß ſich die beurkundete Erklärung mit dem 
Willen beider Parteien nicht deckt (MG Gruch 56, 1054; Warn 1912 Nr 288 u. 330). Auch darf 
ſich keine Partei auf die Mehrdeutigkeit einer Erklärung berufen, wenn fie den wirklichen Willen 
der gegneriſchen Erklärung erkannt hatte; denn ſie muß die Erklärung alsdann fo gegen ſich gelten 
laſſen, wie fie gemeint war (RG FW 18, 7651). Das Rechtsleben erfordert unbedingt derartige 
Schranken der Auslegungsfähigkeit. Iſt alſo eine Willenserklärung klar und zweifelsfrei, jo 
iſt fie ſelbſt dann nicht auslegungsfähig, wenn fie gegen Treu und Glauben verſtößt (RG 
82, 316). Denn auf eine klare und unzweideutige Erklärung muß man ſich verlaffen können. 
Demgemäß iſt es auch ein feſtſtehender Grundſatz, daß jede Partei ihre Erklärung in dem Sinne 
gegen ſich gelten laſſen muß, in dem ſie von der andern Partei nach Treu und Glauben und 
nach der allgemeinen Auffaſſung des Verkehrs verſtanden werden konnte, während dem Erklären» 
den, der behauptet, irrtümlich eine unzutreffende Erklärung abgegeben zu haben, nur die Anfech- 
tung übrigbleibt (RG 67 433; 68 128; 86, 88; 88, 428; 91, 426; SW 1911, 874; Warn 09 Nr 57; 
1912 Nr 3). Das gilt auch beiſtillſchweigenden, durch ſchlüſſige Handlungen abgegebenen 
Willenserklärungen, lo daß auch hier auf ſtille Vorbehalte nichts zu geben iſt (RG 68,128; 
JW 1915, 192, betreffend den Verzicht des Konkursgläubigers auf fein Abſonderungsrecht). Vgl. 
auch 9 154 A 1 und $ 157 A 1 a. E. Die dargeſtellten Auslegungsgrundſätze treffen namentlich 
zu, wenn der Vertrag unter Abweſenden durch Schriftwechſel abgeſchloſſen iſt; der Emp⸗ 
fänger der ſchriftlichen Erklärung kann dieſe auch dann ſo gelten laſſen, wie ſie nach dem klaren 
und deutlichen Wortlaute zu verſtehen iſt, wenn er erkennt, daß die Erklärung dem Intereſſe 
des Erklärenden zuwiderläuft, und der letztere iſt an jene gebunden (RG Warn 1912 Nr 330). 
Grundſätzlich kommt mithin dem Wortlaute einer vorliegenden Erklärung auch inſoweit eine 
weſentliche Bedeutung bei der Auslegung zu, als er der Auslegungsfreiheit eine Grenze 
ſetzt (RG 68, 127; IW 1910 S. 60° u. 1052). Aber auch dann entbehrt eine Erklärung der 
Auslegungsfähigkeit, wenn Ne — zumal die Urkunde — fo widerſpruchsvoll oder fo wider- 
innig iſt, daß daraus überhaupt nicht feſtgeſtellt werden kann, was gewollt war (RG JW 
1910, 801%). Eine letzte Schranke findet die Auslegung an dem Einverſtändniſſe der 
Parteien. Eine Auslegungsfähigkeit beſteht nämlich auch dann nicht, wenn die Parteien 
über die Bedeutung einer Erklärung einverſtanden find (RG Warn 1912 Nr 288; Gruch 52, 929; 
Seuff 62 Nr 133), oder wenn einer Partei der Beweis gelingt (RG 23. 2. 06 VII 265/05), 
daß über jene Bedeutung Einverständnis geherrſcht hat, auch der Erklärungsgegner alſo die 
an ſich mehrdeutige Erklärung ſo verſtanden hat, wie fie gemeint war (RG JW 1918, 7655); 
alles freilich nur unter der Vorausſetzung, daß ſich die Deutung der Parteien mit dem Wort 
laute der Erklärung noch in Einklang bringen läßt; denn niemals darf ihre Deutung zu einer 
Umdeutung führen (dich 70, 393; JW 07, 269%; 1918, 7651; Warn 09 Nr 60; 1912 Nr 4 und 
Nr 330). Haben die Parteien in bewußter libereinſtimmung der Vertragsurkunde eine von 
den wirklichen Vereinbarungen abweichende Faſſung gegeben, daun handelt es ſich um eine 
beachtliche Nebenabrede und kann nur das maßgebend ſein, was die Vertragſchließenden wirklich 
gewollt haben, und bei formbedürftigen Rechtsgeſchäften käme es nur noch darauf an, ob der 
Gültigkeit der Nebenabrede nicht der Formmangel entgegenfteht, oder ob dieſer Mangel nicht 
etwa (vgl. $ 125 A 6 und $ 313 A) geheilt worden ift (MG Warn 1912 Nr 4 und 1915 Nr 7), 
Die Auslegung ift Sache des Richters, und er darf ſich diefer Pflicht nur dann entziehen, 
wenn er die Ermittlung des Parteiwillens geradezu für unmöglich hält (RG JW 1910, 807), 
Jene Verpflichtung hat auch mit der Beweisführung und Beweiswürdigung nichts zu tun 
RG FW 1915, 6500. Die Partei iſt nur befugt, dem Richter durch Behauptung beſtimmter, 
außerhalb der auszulegenden Urkunde liegender Tatſachen eine Grundlage für die Auslegung 
zu ſchaffen. In dieſem Umfange, und nur in dieſem Umfange, liegt ihr auch der Beweis 
ob, und kann fie anderſeits auch nur zum Beweiſe verſtattet werden, da die Auslegung ſelbſt 
eben lediglich Sache des Richters iſt, ſoweit die Auslegungsfähigkeit (. oben) überhaupt vor⸗ 
liegt (MG IW 00, 226%; Seuffl 71 Nr 106). Innerhalb der gegebenen Grenzen ſoll der 
Richter mit möglichſter Freiheit walten dürfen, und daher iſt es ihm auch ausdrücklich erlaſſen, 
zugleich aber auch unterſagt worden, am buchſtäblichen Sinne zu haften. Der Richter darf 
deshalb nicht die einzelnen Ausdrücke und Wendungen preflen, ſondern muß die vorliegenden 
Erklärungen in ihrer Geſamtheit ins Auge faſſen (RG IW 09, 190%) und erwägen, welchen 
zun die zweifelhafte Stelle nach dem ganzen Zuſammenhange hat. In erſter Linie iſt der 
nortfinn maßgebend, wenn er klar und beſtimmt iſt (RG JW 1910, 105%. Aber unter 
münden iſt auch er nicht ausſchließlich entſcheidend (R IW 1912, 69%). Denn daneben 
glehen auch der verfolgte wirtſchaftliche Zweck des Geſchäfts (RG IW 08, 544), die be 
Yo renden Unftände (RG JW 1910, 7228) und hierbei gegebenenfalls auch die ge 
verhandlungen berückſicht werden (außer den zuvor angezogenen Urteilen auch RG 
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71 S. 115 u. 223; ZW 06, 117; RG 29. 4. 04 VII 492/03; 15. 12. 05 III 371/05; 7. 7. 06 
V 605/05; 1. 10. 19 V 71/19). Die Benutzung formloſer Nebenabreden zur Auslegung 
einer förmlich abgegebenen Erklärung, die an ſich ſtatthaft iſt (RG 59, 219; 62, 48; Warn 
1919 Nr 40), findet indeſſen darin ihre Schranke, daß der formlos erklärte Wille in der förmlichen 
Erklärung ſeinen, wenn auch noch ſo unvollkommenen Ausdruck gefunden haben muß (RG 
57, 204; 71 S. 115 u. 223; JW 1910, 998°; Warn 1917 Nr 282) und nicht mit ihr in Widerſpruch 
ſteht. Es entſcheidet der erklärte Wille (vgl. 5 157 A 3; RG JW 1910, 998%). Aber erklärt 
iſt auch das, was ſich als ſelbſtverſtändliche Folge aus dem ganzen Zuſammenhange der ge⸗ 
troffenen Abreden darſtellt (RG Gruch 54, 387). Die Auslegung darf daher keine abſtrakte, 
von der konkreten Sachlage, von allen tatſächlichen Umſtänden und vom Willen der Parteien ab- 
ſehende fein (R JW 08, 476°; 09, 387%). Iſt beiſpielsweiſe in einem Verſicherungsver⸗ 
trage beſtimmt, daß die Zahlung an die „Erben“ erfolgen ſolle, fo iſt es Auslegungsſache, zu 
ermitteln, ob die als Erben Berufenen oder die tatſächlich zur Erbſchaft Gelangenden gemeint 
find (RG SeuffA 64 Nr 258). Der Richter wird ſich endlich vergegenwärtigen müſſen, daß 
die Parteien keine Juriſten find, und hat ihren Sprachgebrauch zugrunde zu legen (RG 
24. 9. 07 III 28/07). Auch beſteht keine Vermutung, daß die Parteien die Gelege kennen (RG 
JW 03, 399). Es ift überhaupt nicht Vorausſetzung für die Wirkſamkeit einer Willenser⸗ 
klärung, daß der Erklärende ſich der rechtlichen Tragweite des von ihm Erklärten nach allen 
Richtungen bewußt geweſen iſt, oder daß er gar den juriſtiſchen Aufbau gekannt hat; die 
rechtliche Tragweite einer Willenserklärung zu ermitteln iſt vielmehr Sache des Richters ( 
65,165; Gruch 55,104). Enthält das erklärte Rechtsgeſchäft alle Merkmale eines Mietsverhältniſſes, 
ſo iſt ein ſolches begründet worden, ſelbſt wenn die Parteien ſich deſſen nicht bewußt geweſen ſind 
und demzufolge eine juriſtiſch unzutreffende Bezeichnung gewählt haben (RG 30. 3.06 VII843/05; 
JW 1910, 19110), oder ein Verwahrungsvertrag, wenn die Parteien eutſprechend ſtatt Verwah⸗ 
rung Leihe geſagt haben. Haben etwa die Parteien erwieſenermaßen die Verpfändung einer 
Hypothek beabſichtigt, als verpfändet aber die Hypothekenurkunde bezeichnet, ſo wird trotzdem die 
Hypothek ſelbſt als verpfändet gelten müſſen (vgl. RG Warn 09 Nr 181). Unter „Verpfändung“ 
kann eine Sicherheitsübereignung verſtanden ſein (RG Warn 1910 Nr 448); unter Pfändung 
des Anſpruchs auf Erbauseinanderſetzung, Pfändung des Miterbrechts (RG Warn 1911 Nr 139). 
Auch bei der Auslegung eines Teſtaments iſt davon auszugehen, daß der Wille des Erb⸗ 
laſſers nicht ausdrücklich erklärt zu ſein braucht, daß er aber in der Geſamtheit der letztwilligen 
Verfügungen einen wenn noch fo unvollkommenen Ausdruck gefunden haben muß (RG 26. 11. 06 
Tv 212/06). — Beſondere Auslegungsregeln gibt das Geſetz nicht; insbeſondere beſagt es 
nicht, daß unter gewiſſen Vorausſetzungen gegen eine der Parteien (RG 53, 60), insbeſondere 
gegen die, der ein Recht eingeräumt worden (RG 7. 10. 07 IV 65/07), und ebenſowenig, 
daß unter beſondern Vorausſetzungen einſchränkend auszulegen ſei. Aus Gründen, die in 
der Sache ſelbſt liegen, wird jedoch eine einſchränkende Auslegung am Platze ſein 
bei einem vertraglich abgemachten Strafgedinge (RG JW 04, 1894 vgl. indes auch R 
JW 1910, 9342; ferner dort 279°; 1904, 1394, 28. 1. 19 VII 395/18; 1. 11. 19 V 178/19), wonach 
die allgemeinen Auslegungsregeln der 88 133, 157, 242 auch bei Konkurrenzverboten 
mit Strafgedinge Anwendung finden, jo daß unter Umſtänden auch eine ausdehnende 
Auslegung ſtatthaft iſt; ferner insbeſondere bei Zuſagen, welche die wirtſchaftliche Bewegungs⸗ 
freiheit im weſentlichen einſchränken (RG JW 00, 27715); ferner im Falle der Beſtellung eines 
dinglich beſchränkten Rechtes am Grundſtücke, wonach nicht anzunehmen iſt, daß der Be⸗ 
ſteller ſich auch perſönlich hat verpflichten wollen (RG 13. 3. 07 V 315/06). Denn es kann 
als allgemeiner Rechtsgrundſatz gelten, daß niemand ſich zu mehr hat verpflichten wollen, als 
er verſprochen hat. Wegen der ſtreng formalen Bedeutung und Wirkung des Grund 
buchrechts iſt auch eine ausdehnende Auslegung über den Wortlaut einer Vormerkung 
unzuläſſig (RG 10. 2. 04 V 337/03). Anderſeits aber gibt das Geſetz in einer Reihe von 
Sonderfällen bei dieſen je eigene Auslegungsregeln (vgl. 88 186, 336, 494, 2066, 2072); 
insbeſondere gehören hierher diejenigen Fälle, in denen das Geſetz beſagt, was im Zweifels⸗ 
falle gelten folle, wie beiſpielsweiſe in den 88 314, 926, 1031, 1082, 30, 714. 
Anwendungsgebiet. Die Auslegung hat ihren Platz auf dem ganzen Rechtsge⸗ 
biete, und zwar nicht nur bei eigentlichen rechtsgeſchäftlichen Erklärungen, ſondern auch 
bei ſonſtigen Rechtshandlungen, z. B. bei Gerichtsſtandsvereinbarungen (RG Warn 1911 Nr 50), 
insbeſondere aber auch auf dem Gebiete des Liegenſchaftsrechts (uch 52, 476; 19. 6. 14 
V 55/14, wonach auch der eingetragene Rangvorbehalt auslegungsfähig iſt; RG 76, 375; 
83, 126; 86, 228, betreffend Auslegung einer Vorrangseinräumung zugunſten von Baugeld: 
hnpotheten); bei Strafverſprechen (RG JW 10, 934%), auch bei formbedürftigen Rechtsgeſchäften 
89, 219; 62, 172 ff.; 71, 115, betreffend den Bürgſchaftsvertrag gemäß $ 766; Rh 80, 403; 
23 1919, 78710: JW 1910, 999%), bei Wechſelverſprechen (RG 85, 196) und bei letztwilligen 
Verfügungen (NG 59, 32; 70, 301; JW 1912, 334; Warn 1913 Nr 230; 1916 Nr 111), falle 
der Wille des Erblaſſers überhaupt nur irgendwie feſtzuſtellen iſt (RG 30. 3. 11 IV 853/10). 
Maßgebend ſind bei Teſtamenten alten Rechtes die damaligen Auslegungsvorſchriften (N 
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Warn 1914 Nr 257). Endlich auch bei geſetzlichen Formvorſchriften (RG 73, 74). Vgl. über 
Auslegung von Patenten RG 80, 55; 86, 201; JW 1914, 59412; von vertraglichen Schweige⸗ 
geboten ($ 133 f GewO: RG IW 1912, 6012). — Bei Auslegung von Geſetzen iſt der Richter 
berechtigt und verpflichtet, alle zur Aufklärung des Geſetzeswillens dienlich ſcheinenden Mittel 
nach eigenem Ermeſſen zu beſchaffen, er kann auch Zeugen und Auskunftsperſonen bören 
(RS 81, 282; vgl. auch 79, 136). 1 n 
2. Reviſibilität. Die Frage, inwieweit die Revision auf die Behauptung unrichtiger 
Auslegung geſtützt werden kann (§ 549 ZPO), iſt zweifelhaft, und es haben jeweils auch die 
einzelnen Senate des NÖ eine verſchiedene Stellung zu ihr eingenommen (vgl. Gaupp- 
Stein, § 549 Note 47, 52, 55). Auszugehen ift davon, daß zwar das Ziel der Auslegung die 
Feſtſtellung von Tatſachen iſt, daß jedoch das Verfahren bei der Auslegung auch die Anwendung 
von Rechtsgrundſätzen erheiſcht, und daß daher aus dieſem Grunde auch eine Geſetzesver⸗ 
letzung möglich iſt (RG 71, 223; JW 09 S. 1902, 9365). Die Reviſion kann insbeſondere auf die 
Behauptung geſtützt werden, daß das Gericht den $ 133 inſofern verletzt habe, als er ſich an 
den bloßen Wortlaut gehalten und nicht unter Benutzung der begleitenden Umſtände den 
wirklichen Willen erforſcht Habe; oder darauf anderſeits, daß gegen den klaren Wortlaut aus⸗ 
gelegt worden ſei (Ach 95 126; Warn 1919 Nr 2), oder darauf, daß eine Erklärung ausgelegt 
worden, die überhaupt nicht auslegungsfähig war, oder daß der Richter den Auslegungsgegen 
ſtand verkannt, oder daß er die Grenzen der Auslegung überſchritten hat, oder daß er bei der 
Auslegung von der Partei behauptete weſentliche Tatſachen nicht berückſichtigt hat, oder Tat⸗ 
ſachen anderſeits verwertet hat, die nicht Gegenſtand der Verhandlung waren (RG 17. 2. 06 
Y 349/05; 3% 1911, 180). Ob ein Verſtoß gegen Treu und Glauben vorliegt, ift keine reine 
fefa ſondern auch Rechtsfrage (NG IWW 06, 4565). Die Feſtſtellung, daß die Parteien 
ſelbſtandige Nebenabreden neben der ſchriftlichen Urkunde getroffen haben, iſt als tatſächliche 
Jeſtſtellung der Nachprüfung in der Reviſionsinſtanz entzogen (RG 28. 10. 10 II 219/10). 
Desgleichen der Regel nach die Feſtſtellung, daß ein wichtiger Grund zur ſofortigen Kündigung 
im Sinne der $$ 70, 72 HÖB gegeben war (RG JW 1911, 570). Die Frage, ob eine Vertrags. 
A genügend beſtimmt oder wenigſtens beſtimmbar iſt, unterliegt der Nachprüfung (RG 
289). 1 8 BI 
Privilegien, die nicht durch läſtigen Vertrag erteilt worden find, ſtellen eine nachprüfbare 
Rechtsnorm dar (94, 36 und die dort angeführten Urteile). — Bei Auslegung al! gemeiner 
erſicherungsbedingungen, wie überhaupt beillrfunden, die allgemein für den Verkehr 
beſtimmt ſind und einen typiſchen Inhalt haben (Genußſcheine einer Aktiengeſellſchaft oder 
ſormularmäßige Rentenguts Vertragsbedingungen), iſt das Reviſionsgericht an die Aus⸗ 
legung des Berufungsgerichts nicht gebunden (Ach 81, 117: 88, 296; 29. 6. 18 V 75/18; IW 
1919, 189%), Dieſer Standpunkt iſt im Intereſſe einer einheitlichen Rechtſprechung durchaus 
zu billigen. Auch die befaunten formularmäßigen Mietverträge von Hausbeſitzervereinigungen 
könnten hierher gehören. 
8 134 


Ein Rechtsgeschäft, das gegen ein geſetzliches Verbot verſtößt, iſt nichtig,!) 
wenn ſich nicht aus dem Geſetz ein anderes ergibt) ). 
E 1 105 II 100; M 1 210 ff. P 1 122 ff. 


1. Die Nichtigkeit (8 125 A 1) von Rechtsgeſchäften, die gegen ein Verbotsgeſetz ver- 
ſtoßen, iſt eine derart unbedingte und vollkommene, daß aus ihnen weder eine Klage noch 
eine Einrede entſteht. (Juwleſern die Nichtigkeit eines Teiles des Rechtsgeſchäfts dieſes ins⸗ 
geſamt vernichtet, vgl. $ 139 und A 1 weiter unten.) Der geſetzliche Grund der Vorſchrift 
liegt in dem Satze: jus publicum privatorum pactis mutari non potest. Vorausſetzung iſt, 
daß ſich das Verbot gegen das Rechtsgeſchäft ſelbſt richtet und daß alſo das Rechtsgeſchäft ob- 
lektiv gegen das Geſetz verftößt. Im übrigen aber macht es keinen Unterſchied, ob gegen den 

ortlaut des Geſetzes unmittelbar gefehlt ift, oder ob der unzuläffige Erfolg durch die Um⸗ 
Fenn des Geſetzes erreicht werden ſoll (ZW 1911, 7085). Vgl. beiſpielsweiſe § 313 A 2. 
Freilich liegt eine ſolche Umgehung des Geſetzes nicht ſchon dann vor, wenn, ohne 
daß der angeſtrebte Erfolg an ſich geſetzlich unzuläſſig wäre, nur ein zu ſeiner Erreichung 
geleplich unſtatthaftes Mittel gewahlt worden iſt, und ſonach der an lich zuläſſige wirt 
ſchaftliche Erfolg anftatt durch jenes zinzuläſſige Mittel durch ein ſtatthaftes Rechtsgeſchäft 
dan anderer Rechtsform erzielt werden konnte (ogl. beiſpielsweiſe unten § 137 N 4%, fo 
cab ea ſich auch nicht um eine Vereitlung des Geſetzeszwecks handelt (RG 37, 62; 44, 108: 

200). Ein Vorteil aber, deſſen Erlangung das Geſetz verbietet, kann niemals auf dem 
Ford des Schadenserſatzanſpruchs zu einem ſchutzfähigen werden (RG 90, 306). — Auf die 
weſen des Verbots, ob es ausdraclich oder mittelbar erlaſſen iſt, kommt es nicht an. Um 
Nolentlich iſt es ferner, ob das Verbot in einem Strafgeſetze oder in einer privatrechtlichen 

M enthalten ift, endlich, ob in einem Reichsgeſetze oder Landegseſetze. Der Sprach 
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gebrauch des BGB bedient ſich, um einer Beſtimmung die Eigenſchaft als Verbotsgeſetz 
beizulegen, verſchiedener Ausdrucksformen. In einer Reihe von Vorſchriften erklärt es das 
verſtoßende Rechtsgeſchäft ausdrücklich als nichtig (vgl. 88 248, 310, 312, 443, 723 Abſ 3, 746 
Abſ 3, 795 Abi 3, 925 Abſ 2, 1136, 1229, 1714 Abſ 2, 2040, 2302). In andern Fällen 
bezeichnet es die rechtliche Unmöglichkeit des Rechtserfolgs durch die Wendungen „kann 
nicht“ (RG IW 1912, 29%) und „iſt nicht übertragbar“ (vgl. beiſpielsweiſe 88 137, 225, 276 
Abſ 2, 399, 400, ferner 514, 613, 717). Die Ausdrucksweiſe „kann nicht“ weiſt jedoch nicht 
immer auf Nichtigkeit hin. So nicht im Falle des $ 181. Wenn es dort heißt, daß der 
Vertreter ein Rechtsgeſchäft namens des Vertretenen mit ſich im eigenen Namen regelmäßig 
nicht vornehmen könne, ſo will das nur ſo viel beſagen, daß ein derartiges Rechtsgeſchäft 
nicht allein für ſich imſtande iſt, die beabſichtigte Wirkung auszunben, will jedoch nicht die 
Möglichkeit ausſchließen, daß das Geſchäft durch die nachträgliche Genehmigung des Ver⸗ 
tretenen wirkſam wird (vgl. das Nähere bei § 181 A 1). Ahnlich wie bei $ 181 dürfte die 
Sache auch im Falle der §8 1795 u. 1630 Abf 2 liegen, betreffend das Erfordernis der Ver⸗ 
tretung des Mündels oder des Hauskindes durch den Vormund oder durch elterliche Gewalt⸗ 
haber; ferner bei § 719. Das vom Vormunde oder dem Vater in Fällen der gedachten Art 
vorgenommene Rechtsgeſchäft wäre genehmigungsfähig und könnte durch die nachträgliche 
Genehmigung ſeitens der großjährig Gewordenen oder ſeitens des Pflegers wirtſam werden. 
Vgl. auch § 399 A 1. In denjenigen Fallen, in denen ſich das Geſetz des Ausdrucks „darf 
nicht“ bedient, nimmt es für den Fall des Zuwiderhandelns nicht ohne weiteres und nicht 
regelmäßig Nichtigkeit an. Es ſieht vielmehr die Folgen der Zuwiderhandlung regelmäßig 
beſonders vor (vgl. 88 456, 457, 458, 1238, ferner 88 1309, 1310, 1312 und dazu 88 1326, 
1327, 1328). Der Ausdruck „soll nicht“ bedeutet nur eine nicht weſentliche Ordnungsvorſchrift. 
u 2 bes BGB ſchließt ſich entſprechend das HGB an (vgl. beiſpielsweiſe 
die 5 805 

Als Berbotsgeſetze im Sinne des § 134 kommen in Betracht: 8 288 OB; HGB 88 23 
(RG ZW 07, 84324), 74, 109, 261 (RG 72, 37); KO 8 181 (NG 72, 48), die 88 1 u. 2 des 
Abzcß; Art 32 der RV; 8 1 des Freizügc (NG Warn 1915 Nr 8); die Beſtimmung des $ 10 der 
Gewd, welche der Neubegründung von Gewerbeberechtigungen, Zwangs und Bannrechten 
entgegentritt; ferner die Beſtimmungen, die das Recht zum Gewerbebetriebe von Genehmigung, 
Konzeſſton oder Erlaubnis abhängig machen (88 14ff., 38 ff., 55ff. Gew). Das Nordoſtſee⸗ 
kanal⸗Geſetz v. 16. 3. 86 verbietet den vertragsmäßigen Ausſchluß der Haftung des Staates 
(RS 68, 358). Der $ 12 Abſ 3 des Gef., betreffend die gemeinſamen Rechte der Beſitzer 
von Schuldverſchreibungen, v. 4. 12. 99, ſchließt die Zuläſſigkeit eines beſchlußmäßigen 
Verzichts auf die dem Neunwerte der Schuldverſchreibungen entſprechenden Kapitalanſprüche 
aus (RG 75, 259). Nach feſtſtehendem Grundſatze ſind insbeſondere nichtig Verträge, die 
bezwecken, unter Täuſchung der zuſtändigen Behörden die einer beſtimmten Perſon on. 
zeſſionierte Gaft- und Schankwirtſchaft auf einen andern zu übertragen, gleich. 
viel in welcher Form das Geſetz umgangen ift (vgl. oben A 1), ob im Wege eines Mietvertrags 
oder durch angebliche Beſtellung des andern als Stellvertreter (RG 12. 1. 06 III 280/05; 
8. 2. 06 VI 193/05; 25. 3. 07 VI 379/06; JW 1912, 4562; Warn 08 Nr 371 u. 09 Nr 443); 
die ſog. Kaſtellanträge: Verträge, die eine nach 88 33, 147 Nr GewO unerlaubten Wirt: 
ſchaftsbetrieb zum Gegenſtande haben, in welcher Geſchäftsform auch immer die Überlaf ſung 
des Betriebes stattfindet (RG 39, 268; 63, 145; 67, 323; 84, 305; Warn 08 Nr 2763 09 Nr 443; 
JW 17, 654). Die Nichtigkeit erftredt ſich hier gegebenenfalls, jedoch nicht notwendig, auch 
auf den Mietvertrag im übrigen, oder auf die einzelnen infolge des Getrankeabnehmer 
vertrags abgeſchloſſenen Kaufgeſchäfte (RG 12. 1. 06 III 230/05 u. 8. 2. 06 VI 193/05); 
ebenſowenig auf die für die Wareneinkäufe geleiſtete Bürgſchaft (R&S Gruch 50, 919); wohl 
aber gegebenenfalls auf ſolche Kaufpreisforderungen, die die Natur des Anſpruchs als 
Pachtzins verdecken (RG JW 1912, 1335). Die Leiſtungen der einen oder andern Partei, 
welche unmittelbar auf Grund von Verträgen der bezeichneten Art bewirkt werden, 
unterliegen hinſichtlich der Rückforderung der Ausnahmevorſchrift des § 817 
Sat 2 (R 72, 48, betreffend 8 181 Satz 3 KO); dies jedoch gegebenenfalls nur dann, 
wenn die Leiſtung zur Erfüllung eines Vertrags erfolgt war, der einen geſetzlich ver⸗ 
botenen Zweck verfolgte (RG Gruch 61, 303 zu § 400). Dagegen können Leiſtungen, die, wie 
die Beſtellung eines Pfandes, auf Grund eines Nebenvertrags erfolgt find, nach § 812 
zurückgefordert werden (RG 67, 321; vgl. ferner § 400). Ein Verbotsgeſetz enthalten auch 
die §8 135, 1544 Gewd. Gegebenenfalls ſchließt jedoch die Nichtigkeit des Dienſtvertrags 
das Kind nicht von der Unfallverſicherung aus (RG 66, 42). Nichtigkeit droht endlich § 133 f 
Gewd bei Vereinbarung einer Konkurrenzklauſel mit einem minderjährigen Angeſtellten an. 
Vgl. auch 8 185 A 5. Verträge zwiſchen Arzten und Krankenkaſſeu, wenn dieſe ſich gegen 
5.414 Satz 2 Rd ohne die erforderliche Genehmigung zum gemeinſamen Abſchluſſe von 
Verträgen mit Arzten vereinigt haben, find nichtig (R 86, 371: 90 895 JW 1917, 595°). — 
Bilanzen, die unter Verletzung der Vorſchriften der 88 30 HGB oder 42 Gmb auf: 
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geſtellt werden, find nach $ 184 nichtig (RG 80, 333). Verſtößt der Vertreter einer Aktien⸗ 
geſellſchaft zu deren Schaden gegen ein Strafgeſetz (8 266 StG B), fo macht er ſich dadurch 
gegen die Aktiengeſellſchaft erſatzpflichtig, aber dem Dritten gegenüber, der durch die Ver⸗ 
fügung Rechte erwirbt, bleibt das Rechtsgeſchäft gültig, falls er nicht an der ſtrafbaren Hand⸗ 
lung teilgenommen hat; Vorausſetzung iſt hierbei jedoch, daß das vom Vertreter vorgenom⸗ 
mene Rechtsgeſchäft nicht aus $ 138 oder aus § 134 nichtig war (RG 78, 353). Eine Ge: 
meinde, die im öffentlichen Intereſſe eine Anlage geſchaffen hat (Hafenanlage), für deren 
Benutzung ein ſtaatlich genehmigter Tarif aufgeſtellt iſt, kann nicht vertraglich die Gebühr 
herabſetzen (RG ZW 1914, 1851, zu den 88 4, 5, 7 des PrͤommAbgG). — Die Umwand⸗ 
lung eines freien Gutes in ein Anſiedlungsrentengut gemäß den preuß. Beſihbefeſtigungs⸗ 
geſetzen (v. 20. 3. 08; 26. 6. 12; 28. 5. 13) mit dinglichem Wiederkaufsrechte verſtößt nicht 
gegen den Vorbehalt des Art 62 Ech, noch gegen ein ſonſtiges Geſetz (RG 84, 100). — Aus⸗ 
ländiſche Verbotsgeſetze haben nicht die verbindliche Kraft der inländiſchen Geſetze. Es 
wird vielmehr in jedem Falle die Nichtigkeit oder Zuläſſigkeit des Geſchäfts nach dem in⸗ 
ländiſchen Rechte zu prüfen ſein und dabei insbeſondere der Geſichtspunkt in Frage kommen, 
ob das Geſchäft gegen die guten Sitten verſtößt (§ 138), und welche Bedeutung das in⸗ 
ländiſche Recht dem ausländiſchen Verbote nach deſſen Zweck und Inhalt beilegt (RG Warn 
1912 Nr 241; Gruch 61, 461). Vgl. auch Ech Art 30. Unter Umſtänden treffen bei einem 
Rechtsgeſchäfte die rn ſowohl des § 134 wie des § 138 zu, fo bei einem 
vertragsmäßigen Ausſchluſſe der Berufung für den Fall, daß auf Eheſcheidung erkannt 
werden ſollte (RG 70, 60). f 

2. Ob ſich aus dem geſetzlichen Verbote ein anderer Zweck ergibt als der, Rechtsgeſchäfte 
entſprechenden Inhalts unmöglich zu machen, iſt durch Auslegung und unter Berückſichtigung 
des geſetzgeberiſchen Grundes zu ermitteln. a) Verbote eines Strafgeſetzes insbeſondere 
machen ein Rechtsgeſchäft nicht nichtig, wenn ſie ſich nur gegen die Handlungsweiſe des einen 
Teiles der Vertragſchließenden Br wie das beiſpielsweiſe zutrifft bei den 88 253, 263, 301, 
802, 288 Steh und bei d 7 Abzch (vgl. des näheren MG 60, 275), ſowie bei dem noch gelten: 
den § 270 des Prstchs (RE 60, 64; JW 1912, 5255; Warn 1912 Nr 368). (Der § 270 
enthält aber ein Schußgeſetz im Sinne des $ 823 Abſ 2, indem er namentlich eine Gefähr- 
dung der Intereſſen bes Zwangs vollſtreckungsſchuldners und der übrigen Beteiligten ver⸗ 
hüten will, Nen JW 1012, 44 J 191, 2914. Ferner dann nicht, wenn nach der Abſicht 
des Geſetzes das betreffende Geſchaft nicht ſchon allgemein mit Rückſicht auf ſeine Natur, 
ondern nur wegen der besondern Umftände feiner Vornahme unterſagt ſein 
ſoll, wie ſolches der Fall bei der Vornahme von Kaufgeſchäften unter Verſtoß gegen die Be- 
Himmungen über die Sonntagsruhe (GewO g 41 a, 146 a), ferner bei Schenkungen, ſofern dabei 
ſeitens des Beschenkten gegen das Verbot des Bettelns gefehlt wird. In dieſen Fällen trifft 
übrigens das Verbot wiederum nur die Perſon der einen Vertragspartei. Das iſt auch 
der Fall beim Verbote des Spielens in auswärtigen Lotterien (n 48, 178; 
98, 278). b) Die Nichtigkeitsfolge haben ferner nicht die geſetzlichen und behördlichen Ver⸗ 
äußerungsverbote im Sinne der 88 135, 186. c) Ebenſowenig iſt die Nichtigkeit ge⸗ 
kuüpft an die Strafbeſtimmung des 8 241 K O, felbſt für den Fall des Zuwiderhandelns beider 
Vertragstelle (RG 56, 229; 26. 9. 02 VII 181/02). Die Vorſchrift des 8 138 I 8 ALR, 
betreffend die Verpflichtung zur Verwahrung von Fenſtern, dient nicht dem öffentlichen 
Intereſſe, fondern dem des Nachbarn (NG Warn 1913 Nr 152). — Wenn die zuſtändige 
Behörde die Genehmigung zur Anſtedlung davon abhängig macht, daß das betreffende 
Erundſtück an keine Perſon polniſcher Nationalität veräußert wird, fo handelt es ſich um 
auen erlaubten privatrechtlicken Vertrag (Vorbem 1 vor $ 145); auch läßt ſich aus den 
Vorſchriften der dg 13, 13b PrAnfiedlG kein Verbotsgeſetz im Sinne des § 134 herleiten 
MG 73, 18). — Nach ihrem Zwecke, die Waren für einen erſchwinglichen Preis den Ver⸗ 
brauchern zugänglich zu machen, ist auch die Höchſtpreisverordnung (Geſ. v. 4. 8. 14 und 
21. 1. 15) kein Verbotsgeſetz im Sinne des § 134; die unter Verletzung der Verordnung 
apelchtoffenen Käufe find daher nicht nichtig, find vielmehr unter Herabſetzung der Preiſe 
auf ein angemeſſenes Maß aufrechtzuerhalten (RG 88, 250). Ebenſowenig iſt § 1 der 
Reichskanzlerverordnung v. 24. C. 16, betreffend den Verbot des Kettenhandels, ein Ver⸗ 
botsgeſetz im Sinne des $ 134, weil dieſe Vorſchrift nur gewerbspolizeilicher Natur ift und 
die bürgerlich rechtliche Gültigkeit eines betroffenen Rechtsgeſchäfts nicht berühren will (Mas 
96, 24 Wohl aber find der $ 11 der genannten Verordnung ſowie der gegen eine über⸗ 
ie. N Teer gerichtete S 5 Nr 1 der BNLO v. 23. 3. 16 Verbotsgeſetze (RG 
e N. 


3, Unvolltommene Verbindlichkeiten. Wohl zu unterſcheiden von den Fällen, in denen 
vs ſetz einem Rechtsgeſchafte jede rechtliche Wirkung abſpricht (A 1), ſind diejenigen, 
bar een es wegen des Geſchäftsinhalts zwar die Klage verſagt, anderſeits aber doch mittel 
iſt. Ole erfüllbare Schuld als beſtehend anerkennt, ſo daß die Rückforderung ausgeſchloſſen 
Pier beſteht zwar kein voll wirkſamer Anſpruch im Sinne des 8 194, jedoch ein durch Ein⸗ 
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rede geſchütztes Intereſſe. Wird mithin die verſprochene Leiſtung gewährt, ſo iſt zwar eine 
klagloſe Forderung, aber keineswegs eine wirkliche Nichtſchuld erfüllt (vgl. RG St 40, 29), und 
der Empfänger der Leistung hat nicht eine Schenkung und nicht eine grundloſe Bereicherung 
erfahren. Es handelt ſich hier ſonach um die ſog. unvollkommenen Verbindlichkeiten. Nach 
dem BGB ſtehen dabei in Frage die Forderungen aus Spiel, Wette, ſtaatlich nicht geneh⸗ 
migter Lotterie, Differenzgeſchäft (88 762, 763, 764) ſowie die Forderung auf den Ehemakler⸗ 
lohn nach § 656. Durch $ 763 haben landesgeſetzliche Verbote des Spielens in auswärtiger 
Lotterie für das Zivilrecht ihre Bedeutung verloren. Als Grundlage für ein wirkſames 
Strafgedinge reichen auch ſolche unvollkommene Verbindlichkeiten nicht aus (8 344 A 1), 
wohl aber als Grundlage für eine wirkſame Schuldübernahme (RG Warn 1916 Nr 68). 


8 135 

Verſtößt die Verfügung!) über einen Gegenſtand gegen ein geſetzliches 
Veräußerungsverbot, das nur den Schutz beſtimmter Perſonen bezweckt, ſo 
iſt ſie nur dieſen Perſonen gegenüber unwirkſam?). Der rechtsgeſchäftlichen 
Verfügung ſteht eine Verfügung gleich, die im Wege der Zwangsvollſtreckung 
oder der Arreſtvollziehung erfolgte). \ 

Die Vorſchriften zugunſten derjenigen, welche Rechte von einem Nichts 
berechtigten herleiten, finden entſprechende Anwendung“). 

E I 107 Abſ 1, 2 II 101; M 1 212 ff.; P 1 124 ff.; 6 129 ff. 


1. Über den Begriff Verfügung vgl. Vorbem 7 vor 8 104. 

2. Der $ 135 hat es in erſter Linie zwar ebenfalls mit geſetzlichen Verboten, und zwar 
Beräußerungsverboten zu tun, aber doch nur mit ſolchen, welche nicht wie die unbedingten 
Verbote des $ 134 den Schutz der Allgemeinheit, ſondern nur den Schutz beſtimmter Perſonen 
bezwecken: mithin mit den nur bedingten (relativen) Veräußerungsverboten. Folgerichtig 
ſehen dieſe für den Fall'der Zuwiderhandlung auch nicht unbedingte Nichtigkeit gemäß 8 134 
vor; ſie berühren die Rechtsbeſtändigkeit der gegen ſie verſtoßenden Verfügungen vielmehr 
nur ſo weit, als das anzuerkennende Intereſſe der geſchützten Perſon getroffen und zu 
wahren iſt. Dieſer gegenüber iſt die Verfügung unter den angegebenen Vorausſetzungen 
daher unwirkſam, als wäre ſie nichtig. Sonſt iſt ſte dagegen voll wirkſam. Hat beiſpielsweiſe 
A eine Sache oder eine Forderung, deren Veräußerung ihm zugunſten des B verboten war, 
an C veräußert, ſo ift diefer zwar der Eigentümer oder der Gläubiger geworden, aber zu: 
gunſten des B iſt es ſo anzuſehen, als wäre noch A der Eigentümer oder der Glaubiger ge⸗ 
blieben, und demgemäß würde auch A noch imſtande ſein, die Forderung, trotz der zuvor 
bereits an C erfolgten Abtretung, auf B zu übertragen. — Ob die nur bedingte Unwirkſamkeit 
gegebenenfalls überhaupt zu berückſichtigen iſt, hängt demnach auch lediglich vom Befinden 
des Geſchützten ab, da allein fein beſonderes Intereſſe in Frage ſteht. Das Recht, fie geltend 
zu machen, iſt daher auch verzichtbar. Es muß auch erlöſchen, ſobald die Voraus⸗ 
ſetzung für die Schutzbedürftigkeit, das ſchutzbedürftige Intereſſe, fortfäult. Trifft beiſpiels 
weiſe ein Gemeinſchuldner eine den Glaubigern gegenüber nach 87 KO unwirkſame Ver⸗ 
fügung, dann würden die Gläubiger an Geltendmachung der Unwirkſamkeit nach Aufhebung 
des Konkurſes im Wege des Vergleichs kein erkennbares Intereſſe mehr haben. Darüber, daß 
auf einen derartigen Verzicht nicht die Grundsätze von der Zuſtimmung im Sinne der 
SS 182 ff. insbeſondere der Grundſatz der Rückwirkung der nachträglichen Zuſtimmung aus 
§ 184 Anwendung finden können, vgl. § 182 A 1. 7 

Rechtsbehelfe. Zur Geltendmachung der Unwirkſamkeit ſteht dem Geſchützten dem ver- 
fügenden Verpflichteten gegenüber ein Anſpruch auf Beſeitigung der durch die 
Verfügung eingetretenen Folgen ſchon auf Grund des beſtehenden Rechtsverhältniſſes zur 
Seite. Daß er ihn auch dem Dritten gegenüber hat, zu deſſen Gunſten die Verfügung 
erfolgte, ſpricht das Geſetz für das Fahrnisrecht zwar nicht ausdrücklich aus, {ft aber (ſtreitig) 
chon nach dem Grundſatze anzunehmen: wem das Geſetz ein Recht gibt, bewilligt es auch die 
Mittel, ohne welche es nicht durchgeführt werden kann ($ 89, Einleitung zum Pra LR). Für 
das Liegenſchaftsrecht ift der Anſpruch des Berechtigten gegen den Dritten in § 888 Abſ 2 
Überdies ausdrücklich anerkannt, und gemäß $ 772 Satz 2 ZPO kann der Geſchützte bei einer 
im Wege der Zwangsvollſtreckung betriebenen Veräußerung des Gegenſtandes wenigſtens 
unter den dort näher angegebenen Vorausſetzungen die Widerſpruchsklage aus 8 771 
erheben (nämlich dann, wenn die Veräußerung entweder nur auf Grund eines perſönlichen 
Aulpruchs oder auf Grund eines infolge des Verbots unwirkſamen Rechtes erſtrebt wird; 
RE 17. 10. 10 V 444/09). Offenbar ſteht alſo das Geſetz allgemein auf dem Standpunkte, 
daß der Geſchützte ein Klagerecht auf Beſeitigung der Folgen der ihn verletzenden Verfügung 
auch dem Dritten gegenüber hat. Der Berechtigte könnte daher beiſpielsweiſe im Falle einer 


Willenserklärung 88 134, 185 189 


verbotswidrigen (8 399) Forderungsübertragung gegen den Zeſſionar auf Rückübertragung 
der Forderung an den Zedenten klagen (vgl. 8 894 ZPO). Wird auf Grund eines vor der 
Eintragung des Veräußerungsverbots eingetragenen Hypothekenrechts die Zwangsvoll 
ſtreckung in das Grundſtück betrieben, dann kann der Geſchützte eine Widerſpruchsklage 
weder aus 8 771 noch aus $ 772 3 PO erheben (RG 17. 10. 10 V 444/09). 

Das Rückforderungsrecht aus Veräußerungsgeſchäften, die gegen ein Veräußerungs⸗ 
verbot verſtoßen (beiſpielsweiſe die Bundesratsverordnung v. 24. 6.25. 11. 15 über die 
Sicherung von Kriegsbedarf) iſt gemäß § 817 Satz 2 ausgeſchloſſen; jedoch reicht dazu der 
objektive Verſtoß gegen das Verbot allein für ſich nur dann aus, wenn das Verbotsgeſetz 
kraft ſeiner inneren Bedeutung und in Betracht ſeiner langen Dauer in das Allgemein⸗ 
bewußtſein des Volkes derart eingedrungen iſt, daß es regelmäßig als allgemein bekannt 
angeſehen werden kann, während es ungerechtfertigt wäre, auch den unwiſſentlichen Ver 
ſtoß gegen ein allgemein noch unbekanntes Verbot mit dem Ausſchluſſe des Rüdforderungs- 
rechts zu beſtrafen (RG 95, 348). 4 . d 

Als bedingte (relative) Beräußerungsverbote kommen in Betracht: die Verfügungs⸗ 
beſchränkungen, denen die Ehefrau unterworfen ift (88 1395 ff.), jedoch mit der Maßgabe, daß 
nach 8 1404 ein Dritter fie ohne Rücksicht auf guten Glauben unbedingt gegen ſich gelten laſſen 
muß; ferner die Verfügungsbeſchränkungen, denen der Erbe zufolge einer beſtehenden Teſta⸗ 
mentsvollſtreckung unterworfen ift ($ 2211). Vgl. weiter die 88 1373ff., 1432 ff., 1487ff., 
1649ff., 1802ff., betreffend Verfügungsbeſchränkungen, denen der Ehemann, der elterliche 
Gewalthaber und der Vormund unterworfen iſt; endlich die 88 399, 719, 1124, 1126 (RG 
92, 899, wonach die entgegen dem § 719 Abſ 1 vorgenommene Abtretung des Anteils am 
Geſellſchaftsvermögen der Geſellſchaft gegenüber unwirkſam, Dritten gegenüber aber ver⸗ 
bindlich iſt). Sonſt kommt hier noch beſonders in Betracht die für den Gemeinſchuldner 
mit der Konkurseröffnung aus 85 6, 7 KO entitehende, zugunſten der Konkursgläubiger 
erfolgende, aber von jedermann, nicht nur vom Konkursverwalter geltend zu machende 
Verfügungsbeſchränkung (M® 83, 189). Auch die Beſtimmungen der 89 97, 99 VerſVG, 
betreffend die Verbote vorzeitiger Abtretung der Verſicherungsforderung, ſtellen nur ein 
Veräußerungsverbot gemäß $ 135 dar (NG 95, 208). Vgl. dazu § 299 A 1. (Um un: 
bedingte (abſolute) Veräußerungsverbote dagegen handelt es ſich in den 88 94, 838, 
985, 180 StPO, 88 93, 94, 40, 42, 152, 295 u. a. StGB; 8 15 NahrMittelG; 88 89 b, 
140 a, 116 GewO.) Wegen des Vorbehalts für Landesgeſetze vgl. Artt 168, 119 EG. — 

ber Veräußerungsverbote im Gebiete des Liegenſchaftsrechts vgl. 8 888. Nach 8 5 
bes ref. über die Bahneinheiten v. 19. 8. 95/11. 6. 02 handelt es ſich nicht um ein 
Veräufßerungsverbot, ſondern lediglich um eine Verfügungsbeſchränkung. Der Eigentümer 
iſt daher rechtlich auch nicht ſchlechthin außerſtande zur Veräußerung, ſo daß auch die zwangs⸗ 
weiſe Verſteigerung des Grundſtucke möglich iſt. Aber die Verfügung bleibt, ſolange das 
Unternehmen beſteht, ungültig, falls nicht die Bahnaufſichtsbehörde beſcheinigt, daß die 
Verfügung dem Unrernehmer unſchädlich iſt (vgl. RG 72, 854). Die Unwirkſamkeit der 
Verfügung eines Vorerben nach $ 2113 beſteht nicht nur zugunſten des Nacherben, 
ſondern jedermann gegenüber und kann auch von Dritten geltend gemacht werden (RG 
Warn 1914 Nr 126). Bei vorhandener Teſtamentsvollſtreckung iſt der 8.135 in 
Hinſicht anf die Rechtsſtellung des Erben nicht anwendbar, weil der $ 2211 nicht ein Ver. 
außerungsverbot dem Erben gegenüber ausfpricht, vielmehr feine Verfügungsfähigkeit in den 
angegebenen Grenzen überhaupt ausſchließt; die Verfügung des Erben ift allerdings nicht 
nichtig, ſondern nur einſtweilen unwirkſam, aber fähig, wirkſam zu werden (R 87, 433). — 
die Rechtshängigkeit ſchlieft zwar an ſich das Recht zur Veräußerung der in Streit be⸗ 
fangenen Sache oder Forderung nicht aus (8 265 ZPO). Aber das Urteil, das der Ge⸗ 
alte erſtreitet (etwa gegenüber dem Dritterwerber) wirkt nach 8 325 3 Pd auch gegenüber 
dem weiteren Rechtsnachfolger, der das Recht nach eingetretener Rechtshängigkeit erwirbt. 
Den Konkursgläubigern gegenüber find die nur bedingten Veräußerungsverbote 
im Gegenſatze zu den unbedingten) ohne Wirkung; nur eine Beſchlagnahme des unbeweg⸗ 
lichen Vermögens nach dem 3G bleibt wirkſam (5 13 KO). Der gute Glaube bei Er. 
Wwerbsgeichäften wird gegenüber der konkursmäßigen Verfügungsbeſchränkung nur in An⸗ 
lehung unbeweglicher, dagegen nicht auch beweglicher Sachen geſchützt (§ 7 KO). 

Über Veräußerungsverbote im Gebiete des Liegenſchaftsrechts vgl. 88 888, 878, 892, ggg, 

+ Dahin gehören Veräußerungen von Sachen ſowie Überweiſungen von Forderungen 
oder Rechten im Zwangsvollſtreckungs⸗ oder Arreſtverfahren. Das geſchützte Recht 
murd hier gemäß § 772 Saß 2 ZPO durch die Widerſpruchsklage aus 8 771 daſelbſt geltend 
vofnacht. Zu den Geſchützten gehört gemäß 98 20, 23 ZUG namentlich auch der die Zwan 3. 
ollſtreckung in ein Grundſtück betreibende Hypothelengläubiger in Anſehung aller von der 
e ek ergriffenen Gegenſtände (RG 86, 255). ö N 
fache utz des gutgläubigen Erwerbs. Wo unbedingte Nichtigkeit vorliegt, kann es bei 

rechtlichen Erwerbsgeſchäften auf die Gutgläubigkeit des Erwerbers hinſichtlich des 
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Nichtigkeitsgrundes überhaupt nicht ankommen; denn der beabſichtigt geweſene Rechtserfolg 
iſt rechtlich unmöglich. Bei den nur bedingten Veräußerungsverboten dagegen (A 1) fällt dieſer 
Grund fort. Demgemäß erklärt auch das Geſetz die Grundsätze über den gutgläubigen Erwerb 
von einem Nichtberechtigten (88 932 ff., 1207, 1208, 1244) im Falle des $ 135 für entſprechend 
anwendbar, ſo daß ſich vorliegend der gute Glaube auf das Beſtehen oder Nichtbeſtehen 
des Veräußerungsverbots beziehen muß (vgl. die ähnliche Regelung im Falle der 
Anfechtung bei § 142 A 3). Eine entſprechende Anwendbarkeit im Sinne des $ 135 Ab] 2 
verlangt immer, daß es ſich um eine rechtsgeſchäftliche Verfügung handelt ($ 892), fie iſt 
daher unzuläſſig bei Erwerb im Wege der Zwangsvollſtreckung (RG 84, 279; 90, 335). Da 
der Grundſatz vom gutgläubigen Erwerbe bei Forderungen nicht anerkannt iſt, ſo kann 
ein ſolcher Erwerb auch im Falle des $ 135 überhaupt nicht in Frage kommen. Demnach 
wird ein Schuldner, der im Falle der Abtretung einer gemäß § 399 nicht übertragbaren 
Forderung dem Zeſſionar zahlt, dem Geſchützten gegenüber nicht befreit. Eine entſprechende 
Anwendung des § 407 (Planck A 5; Oertmann A 5b) ſcheint hier unzuläſſig, da Rechts⸗ 
ähnlichkeit zwiſchen den beiden in Betracht kommenden Fällen nicht beſteht (M 1, 214). 


8 136 


Ein Veräußerungsverbot, das von einem Gericht oder von einer anderen 
Behörde innerhalb ihrer Zuſtändigkeit erlaſſen wird, ſteht einem geſetz⸗ 
lichen Veräußerungsverbote der im § 135 bezeichneten Art gleich!). 


E 1 107 Abſ 1 II 102; MA 212 ff.; P 1 124 ff.; 6 120 ff. 


1. Als gerichtliche Veräußerungsverbote kommen in Betracht: a) Aus der ZPO die 
einſtweilige Verfügung nach $ 938, die Leiſtungsverbote im Sinne der 88 829, 857 und die 
Zahlungsſperre gemäß 8 1019. Das Verbot wird wirkſam nach den prozeßrechtlichen Grund⸗ 
ſätzen erſt durch die Zuftellung, fo daß vor dieſem Zeitpunkte auch die Kenntnis des Schuldners 
von der richterlichen Anordnung unſchädlich iſt. Vei einer nach der Zuſtellung verbots. 
widrig erfolgten Leiſtung anderſeits kaun ſich der Schuldner auf ſeine etwaige Unkenntnis 
nicht berufen; denn iſt die Zustellung der behördlichen Anordnung überhaupt rechtswirkſam 
bewirkt worden, dann muß die letztere auch unbedingt als zugegangen gelten (vgl. auch 
8 132 BGB), mag der Schuldner von der Zuſtellung tatſächlich Kenntnis erhalten haben 
oder nicht (88 181, 182, 203 ZPO). Über die beſondern Vorausſetzungen der Pfändung 
einer Forderung, für welche eine Hypothek beſteht, vgl. S 830 ZPO. b) Aus dem Zwangs 
verſteigerungsgeſetze die Beſchlagnahme des Grundſtücks zum Zwecke der Zwangsver⸗ 
ſteigerung oder der Zwangsverwaltung nach $$ 20, 22, 23, wonach ſich die Wirkung des 
Veräußerungsverbots auch auf diejenigen Gegenſtände erſtreckt, die von der hypothekariſchen 
Haftung mitumfaßt werden (RG JW 1915, 501°). Die Gutgläubigkeit im Sinne des 
§ 135 Ab] 2 BGB hängt hier davon ab, ob derjenige, zugunſten deſſen verfügt wurde, die „Be⸗ 
ſchlagnahme kannte“, und der Kenntnis dieſer letzten Tatſache iſt nach $ 23 Ab] 2 3 gleich. 
geſtellt die Kenntnis des Verſteigerungsantrags. Nach erfolgter Eintragung des Verſteigerungs 
vermerks gilt die Beſchlagnahme auch in Anſehung der beweglichen Zubehörſtücke als dem 
Dritten bekannt (8 23 Abſ 2 Satz 2). e) Aus der KO das allgemeine Veräußerungsverbot 
nach $ 106 (vgl. auch $ 136 A 5). d) Zu den gerichtlichen Veräußerungsverboten gehören auch 
ſolche der Strafgerichte (vgl. 88 325, 326 StPO) und der Sondergerichte (Gewerbe 
gerichte, Kaufmannsgerichte, Verwaltungsgerichte). — Als Behörden kommen in Betracht 
Reichs⸗ und Landesbehörden, je nach ihrer Zuſtändigkeit. So enthält auch der Enteignungs⸗ 
beſchluß ein Veräußerungsverbot (RG 62, 218). Im übrigen vgl. 8 135 A 2 u. 4. 


8 137 


Die Befugnis zur Verfügung über ein veräußerliches Recht!) kann nicht 
durch Rechtsgeſchäft ausgeſchloſſen oder beſchränkt werden?). Die Wirk ⸗ 
ſamkeit einer Verpflichtung, über ein ſolches Recht nicht zu verfügen, wird 
durch dieſe Vorſchrift nicht berührt —). 

EI 796 IT 102; M 3 77; B 3 76 fl., 257 ff.] 6 167. 

1. Die Veräußerlichkeit eines Rechts bildet die Regel. Was feiner Natur nach dem Rechts⸗ 
verkehr zugänglich ift, iſt auch veräußerlich, ſoweit ihm nicht das Geſetz die Verkehrsfähigkeit 
entzieht (vgl. 8 134). Dies gilt insbeſondere für „Sachen“ (890). Forderungen indeſſen, 
denen Rechte — etwa Urheberrechte, Verlagsrechte, Patentrechte, Hypotheken, Grundſchul⸗ 
den — gemäß 8413 entſprechend gleichgeſtellt ſind, wohnt zwar grundſäßlich ebenfalls die Eigen- 
ſchaft der Übertragbarkeit bei. Aber nach 8 399 kann ihnen dieſe Eigenſchaft auch durch Rechts⸗ 
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an nollem Maße die entſprechenden Folgen nach ſich zieht und insbeſondere eine unangreifbare 
Rechtsübertragung bewirkt, da die nur 


außen hin iſt daher auch eine Verabredung, durch die ſich jemand ſeinen rg ei oder 


. edingungen 
abzuſchließen. Auch der vom Verbande oder Berufsvereine mit dem Unternehmer abgeſchloſſene 


3. Die Rechtsbeſtändigkeit einer Verpflichtung, nicht zu verfügen (RG 73, 17), bleibt 
von § 137 ne 2 ir ſich unberührt (MG 75, 35), pe fie äußert ſich daher, falls der 
Schuldner der übernommenen Überlaſfungspflicht zuwiderhandelt, dahin, daß der Schuldner 
dem Berechtigten wegen Vertragsverletzung ſchadenserſatzpflichtig iſt und unter Anwen⸗ 
dung des § 249 ſomit zutreffendenfalls auch zur Wiederherſtellung des früheren Zustandes 
genötigt werden kann. Unzuläſſig iſt zwar eine dem jedesmaligen Eigentümer eines Grundſtücks 
auferlegte Beſchränkung, das Grundstück nicht an einen Polen zu verkaufen; ſie kann auch 

cht durch Eintragung dingliche Wirkſamtkeit erlangen; auch eine etwaige bloße Eintragungs⸗ 
bewilligung iſt ſchon nichtig; dagegen ft die vom Käufer übernommene entsprechende Ver⸗ 
fie a gegen ihn ſelbſt wirkſam und daher auch geeignet, durch eine Vertragsſtrafe ge⸗ 
ichert zu werden (N 55, 78; 78, 16). Vgl. auch A 4. \ . 

4. Für das Gebiet des Liegenſchaftsrechts beſtehen noch folgende Beſonderheiten: Die 
Eintragung von rechtsgeſchäftlichen Verfügungsbeſchränkungen in bezug auf das Grundſtück 
(das Verbot, dieſes zu veräußern) iſt unzuläſſig, da die Verbote Dritten gegenüber keine Wir⸗ 
Ang haben können und mithin der dinglichen Kraft überhaupt entbehren. Bgl. 8 892 A 11. 

„car. eine Vereinbarung, durch die ſich der Eigentümer dem Hypothekengläubiger gegenüber 
verpflichtet, das Grundſtück nicht zu veräußern oder nicht weiter zu belaſten, iſt nach § 1136 
nichtig jo daß inſoweit auch der $ 137 Satz 2 außer Anwendung geſetzt iſt. Als ein Verſtoß 
gegen $ 137 oder gegen $ 138 ift es jedoch nicht angejehen worden, wenn das Verbot nur derart 
55, änft Eurer daß etwa er die Veräußerung an einen Nichtdeutſchen unterſagt iſt (RG 

8) gl. auch A 2 a. € 2 85 2 
Erne, Erſaßmittel für die rechtsgeſchäftliche Verfügungsbeſchränkung. Als Mittel dem 
die erber einer Sache die Möglichkeit einer wirkſamen Weiterverfügung über fie zu entziehen, 
aufls dem Veräußerer mittelbar die Vereinbarung, daß der Fall der Weiterveräußerung als 
0 erden Bedingung hinſichtlich des zwiſchen ihm und ‚feinem Gegner abgeſchloſſenen 

erungsgeſchafts gelten ſolle. Denn gegebenenfalls würde, abgeſehen vom Falle gut⸗ 
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gläubigen Erwerbs des Dritten (8 161 Ab] 3), das Eigentum an der veräußerten Sache an den 
Veräußerer zurückfallen (88 158 Abi 2, 161 Abſ 2). Bei der Übertragung des Eigentums an 
Grundſtücken iſt freilich gemäß $ 925 Abſ 2 die Hinzufügung von edingungen unzuläſſig. 
Aber hier kann die Eintragung einer Vormerkung gemäß § 883 Abſ 1 Satz 2 nach $ 883 Abſ 2 
zum Ziele führen. Eine ſolche Vormerkung behält ihre Wirkſamkeit auch für den Konkurs. 
In Betracht kommt weiter der Vorbehalt eines Wiederkaufsrechts oder eines Vorkaufs⸗ 
rechts im Sinne der $$ 497ff. u. 504 ff., 1094 ff. Endlich kann der Berechtigte, deſſen Anſpruch 
auf Gewährung einer Sache durch das Verhalten des Verpflichteten gefährdet wird, ein Ver ⸗ 
äußerungsverbot in Form einer einſtweiligen Verfügung erwirken, wonach die in den 
59 135, 136 dargelegten Folgen eintreten (vgl. $ 136). Die einſtweilige Verfügung ift — als 
Zwangsvormerkung — eintragungsfähig (vgl. § 941 3PO; 8 89 G80 

6. Nach Art 168 E bleibt eine zur Zeit des Inkrafttretens des BGB beſtehende Ver⸗ 
fügungsbeſchränkung wirkſam. 


8 138 


Ein Rechtsgeſchäft, das gegen die guten Sitten verſtößt, iſt nichtig !). 

Nichtig iſt insbeſondere ein Rechtsgeſchäft, durch das jemand unter 
Ausbeutung der Notlage, des Leichtſinns oder der Unerfahrenheit eines 
anderen ſich oder einem Dritten für eine Leiſtung Vermögensvorteile ver⸗ 
ſprechen oder gewähren läßt, welche den Wert der Leiſtung dergeſtalt über⸗ 
ſteigen, daß den Umſtänden nach die Vermögensvorteile in auffälligem Miß⸗ 
verhältniſſe zu der Leitung ſtehen! ). 

E I 106 II 103; m 1 211 ff. P 1 128 ff. 


1. Abſ 1. Nichtigkeit wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten. Über den Begriff 
Nichtigkeit und über deren Folgen, insbeſondere über die Einwirkung der Mächtigkeit des 
Grundgeſchäfts auf das dingliche Vollzugsgeſchäft und über die nachfolgende Ausgleichung 
vgl. $ 125 A 1a, b, c. Auch das Leiſtungsgeſchäft kann unter Umſtänden widerſittlich ſein 
(RG Warn 1913 Nr 129; in Anwendung auf die Sicherheitsübereignung). Ist der Ver⸗ 
trag nichtig, dann kann dem die Erfüllung Verweigernden auch nicht die Einrede der Argliſt 
entgegengehalten werden (R Warn 1914 Nr 273; hier hatte die Frau auf Unterhalt für 
den Fall der Scheidung verzichtet). Die Nichtigkeit iſt auch nicht heilbar, namentlich auch 
nicht durch eine Veränderung der Umſtände oder durch Entgegenkommen bes andern Teiles 
(RS LZ 1919, 790). — Die Nichtigkeit hat gemäß § 138 ihren Grund weſentlich in dem 
objektiven Inhalte des Geſchäfts. Denn das „Rechtsgeſchäft“, mithin fein Inhalt, ſoll 
ſich nach dem Ausſpruche des Geſetzes als wider die anten Sitten verſtoßend darſtellen, 
und nach den Motiven (1, 211) hätte die ſubjektive Seite ſogar völlig auszuſcheiden, und 
richtig iſt auch, daß ein objektiv berechtigtes und zur Wahrnehmung berechtigter Intereſſen 
dienendes Handeln allein durch den verwerflichen Beweggrund noch nicht zu einem un 
erlaubten, widerſittlichen gemacht wird (MG 68, 350; 68, 97; 71, 192; 82, 222; 78, 288), 
Indes der Ausſpruch der Motive geht doch zu weit. Denn gerade auch der Beweggrund 
kann mit dazu beitragen, einem Rechtsgeſchäfte ſeinen beſondern Charakter zu verleihen, und 
anderſeits können auch rein ſubjektive Momente unter Umſtänden entlaſtend wirken; ſo, 
wenn jemand aus tatſächlichem Irrtum ein Rechtsgeſchaft für erlaubt hielt und infolge ſolchen 
Irrtums auch für erlaubt halten durfte (MG 71, 112; 79, 23 — zu 8 826 —; Warn 09 
Nr 506). Das richtige dürfte alſo ſein, daß ſich die Sittenwidrigkeit aus den objektiven 
und ſubjektiven Momenten zuſammen ergeben muß, wie das der feſtſtehende Standpunkt 
des Reichsgerichts iſt (RG 56, 230; 63, 150; 68, 98; 75, 74; 78, 263; 80, 221). Zur Er- 
füllung des Tatbeſtandes des Abſſ 1 iſt daher erforderlich, daß das Rechtsgeſchäft ſich nach 
ſeinem erhellenden Geſamtcharakter aus der Zuſammenfaſſung von Inhalt, Beweg⸗ 
grund und Zweck als ein ſittenwidriges darſtellt (R& 56, 231; 63, 346; 75, 74; 78, 288; 
80, 221). Are 

Als Maßſtab für die guten Sitten im Sinne des Geſetzes dient nicht eine beſtimmte 
Sitte, eine Anſchauung, wie fie in beſtimmten Kreiſen beſteht, ſondern nur das, was dem 
herrſchenden Volksbewußtſein, dem Anſtandsgefühl aller billig und gerecht Denkenden ent⸗ 
ſpricht (RG JW 1910, 1421; 1912, 607 Warn 1913 Nr 50, Maßgebend iſt dagegen nicht 
ein allgemeines bloßes Billigkeitsgefüßl (RG JW 1014, 881%, und das Geſetz will auch 
nicht einem Sittengeſetze Geltung verſchaffen; es hat vielmehr Rechtspflichten im Auge 
(Mot 1, 211). Daher iſt ein Rechtsgeſchäft beiſpielsweiſe noch nicht deshalb widerſittlich, 
weil ein auffälliges Mißverhältnis zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung beſteht (k 88, 112), 
oder weil der eine Teil unter Ausnutzung der Marktlage einen großen Gewinn erzielt hat 
(RS Warn 1918 Nr 129). Dabei kann von befonderer Bedeutung auch fein, welchen Nieder- 
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ſchlag die Auſchauungen des Verkehrslebens in der Geſetzgebung gefunden haben (RG 
48, 114; 77, 419; JW 1912, 134). Die Grenze der Anforderungen wird nach oben nicht 
durch eine vornehme Geſinnungsart (RG 28. 2. 14 V 396/13 — der leitende Arzt eines 
Sanatoriums hatte von einer an Nervoſität erkrankten Patientin eine Hypothek gekauft) 
und nach unten nicht durch eine etwa üblich gewordene niedrige Denk und Handlungs⸗ 
weiſe — Geſchäftspraktiken, die ſich als Unſitte darſtellen — gekennzeichnet; fie liegt viel- 
mehr in dem Durchſchnittsmaße von Anforderungen, die der Geſchäfts⸗ 
verkehr an Wahrung von Redlichkeit und Anſtand ſtellt (RG 48, 124; 55, 372; 58, 216; 
67, 102; Warn 1913 Nr 189). Möglich iſt es, daß nach den beſondern Umſtänden bei 
einem und demſelben Vertrage die Frage, ob ſein Abſchluß eine unſittliche Handlung dar⸗ 
ſtellt, für die verſchiedenen Beteiligten je verſchieden zu beantworten iſt (RG 58 S. 204 u. 
399). (Wichtig bei Anwendung des $ 817; Nh Gruch 53, 685.) 8 

Bei Verträgen iſt Nichtigkeit des ganzen Geſchäfts in der Regel nicht anzunehmen, 
wenn nur der eine Teil unſittliche Zwecke verfolgt, der andere Teil dagegen den unfitt- 
lichen Charakter des Geſchäfts nicht kennt, hierüber ſogar gefliſſentlich in Unkenntnis. ge- 
halten wird. So RE IW 1912, 525° mit Bezug auf einen Kindesannahmevertrag, ferner 
RG SeuffA 65 Nr 178 und RG 78, 353; 86, 148; Warn 1917 Nr 300. Der richtige Ent⸗ 
ſcheidungsgrund dürfte darin liegen, daß allein durch verwerfliche, ſittenwidrige Beweg⸗ 
gründe das Rechtsgeſchäft überhaupt noch nicht einen wider die guten Sitten verſtoßenden 
Juhalt erhält (RG 63, 346; 68, 99; 71, 173; Warn 1918 Nr 200). Die angegebene Regel 
muß ſich daher auf die Fälle beſchränken, wo dem an ſich nicht unerlaubten Rechtsgeſchäfte 
nur durch die ſittenwidrige Abſicht der Vertragſchließenden das Gepräge der Sittenwidrig⸗ 
keit aufgedrückt wird; dagegen it die Regel unanwendbar, wenn ſich das Geſchäft 
ſchon feinem Weſen und Inhalte nach objektiv als offenbar unſittlich darſtellt, wie dies ins⸗ 
beſondere bei den Knebelungsverträgen und auch dann zutrifft, wenn es ſich um ein 
ſittenwidriges Verhalten nicht dem Geſchäftsgegner, ſondern Dritten gegenüber handelt 
(NG 78, 353; 85, 844; 93, 30; Warn 1916 Nr 871; 1917 Nr 234; 1918 Nr 1). 
Bloße Anfechtungsgründe ergeben noch keine Nichtigkeit aus § 138. Außert ſich 
insbeſondere die ſittenwidrige Handlungsweiſe nur darin, daß eine unzuläſſige Willens 
beeinfluſſung ſtattfindet, dann kommt nur die Anfechtbarkeit des Geſchäfts in Frage (NG 
IW 08, 7102; 1913, 1144). Denn die Anwendung des & 138 fordert, daß das Geſchäft 
ſelbſt gegen die guten Sitten verſtößt, und fie kann alſo nicht darauf gegründet werden, 
daß die eine Partei die andere argliſtig zum Abſchluſſe des Geſchäfts beſtimmt hat (NG 
64, 181; 72, 217; 74, 226; JW 1912, 1335), Möglich ift es jedoch, daß bei Vorhandenſein 
von Anfechtungsgründen zugleich der Geſamtcharakter des Rechtsgeſchäfts dieſes zu einem 
widerſittlichen macht (RG Warn 1917 Nr 234; 1918 Nr 172). 
Die zuvor dargelegten Grundſätze find angewendet beſonders bei Geſchäften, die zum 
Zwecke der Ermöglichung eines Bordellbetriebs vorgenommen worden ſind, ſo durch 
Vermietung oder Verkauf von Inventar, durch Darlehn oder Weinlieferung, endlich durch 
einen Bordellbauvertrag (RG 63, 370), ſowie beim Bordellkauf ſelbſt (R& 68, 99; 71, 483; 
5, 68). Die bloße Kenntnis der Verwendung der übernommenen baulichen Einrichtungen 
zum Bordellbetriebe reicht zur Anwendung des § 138 nicht aus (RG 71, 192). Erfordernis 
iſt, daß das für die Leiſtung zu gewährende Entgelt (Kaufpreis, Mietzins) den allgemeinen 
Wert (weſentlich) überſteigt. Denn audernfalls fehlte es an der Vorausſetzung, daß das 
Rechtsgeſchäft zum Zwecke der Beförderung des Bordellbetriebs abgeſchloſſen wird (96 
48, 282). — Über die Frage, ob und inwieweit Vergleiche auf Grund eines ſittenwidrigen 
Vertrags rechtsgültig abgeſchloſſen werden können, |. 8 125 A 1. Über die Beſeitigung 
der Rechtskraftwirkung eines Urteils durch die Einrede, daß es durch eine ſittenwidrige 
pandlungsweiſe erwirkt fei, vgl. RS 61, 359; 67, 151; in Vorbem 8 vor $ 104 angezogen; 
über das Anerkennungsurteil ‚vgl. NG Gruch 53, 908. — Ein allgemeiner Rechtsgrundſatz 
des Inhalts, daß niemand bei Gericht gehört werden foll, der bei Begründung feines An- 
[pruchs feine eigene Unehrlichkeit bekennen müßte, ift nicht anzuerkennen, und der wegen 
einer unerlaubten Handlung Belangte wird nicht deswegen frei, weil dem Verletzten eben⸗ 
falls eine ſittenwidrige Handlung zur Laſt fällt (RG JW 1913, 7342). 

Über Handeln gegen Verbotsgeſetze vgl. 8 134 A 1 u. 2, insbeſondere hier am Ende. 

18 wider die guten Sitten verſtoßend ſind angeſehen worden: 

&) Wegen des verfolgten Zweckes: ö ü 
1 Die Einwilligung „in die eigene Tötung“ (NH 60, 308; die unmittelbare Auwendung 
darg l 3s erſcheint als bedenklich weil die Einwilligung hier ſchwerlich ein Rechtsgeſchäft 
net); ein Vermächtnis, das der Bedachten in der ihr bekannten Abſicht zugewendet 
ie 4 Nie zur weiteren Geſtattung des Beiſchlafs geneigt zu machen (RG JW 1910, 69; 
Ber wendung eines (größeren) Vermächtniſſes, zu der eine Frauensperſon den letztwillig 
Tode enden, mit dem ſie in dauerndem Geſchlechtsverkehr geſtanden hatte, kurz vor ſeinem 
de beſonders nachdrücklich beſtimmt hatte (RH IW 1911, 29e, entſcheidend dürfte in 
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ſolchen Fällen ſein, ob die Zuwendung aus Rückſicht auf den früheren Geſchlechtsverkehr 
oder um eines künftigen willen erfolgt iſt; im erſteren Falle könnte Widerſittlichkeit ohne 
weiteres nicht angenommen werden); eine Zuwendung zu dem Zwecke, daß der Zeſſionar 
im Armenrechte klage und dem Gegner die Einziehung der Koſten unmöglich gemacht werde 
(RG 81, 175); ein fiduziariſches Geſchäft, bei dem es ausſchließlich auf die Täuſchung der 
Außenwelt über das Vorhandenſein eines Vermögenswertes beim Übereigner berechnet 
iſt (RG Gruch 54, 167); Rechtsgeſchäfte, die in bewußtem Zuſammenwirken zur Umgehung 
und Schädigung fremder Rechte, ſchuldrechtlicher oder dinglicher, vorgenommen worden ſind 
(RG 62, 188; 81, 86; 88, 366 — hier handelte es ſich darum, daß die Beteiligten einen 
Tauſchvertrag abgeſchloſſen hatten, um das dingliche Vorkaufsrecht eines Dritten zu um⸗ 
gehen). 

50 Wegen Handelns aus Eigennutz auf Koſten anderer: 3 * 

Die Hergabe von Schmiergeldern (RG 77, 96); unter Umſtänden die Ausbedingung 
eines übermäßigen Entgelts (NG IW 1912, 1335); ein Vertrag, der auf die Ausbeutung 
des Irrtums eines Geſchäftsunkundigen gerichtet ift (MG Warn 09 Nr 183); ein Vertrag mit 
einem Geiſtesſchwachen, wenn die Geiſtesſchwäche zur Erlangung ungewöhnlicher Vorteile 
ausgebeutet werden ſollte (RG 67,393; 72, 68; JW 1918, 3922; Warn 1918 Nr 40; über 
die Benutzung der Angſt eines andern vgl. RG JW; 1910, 1421); ein Abkommen zwiſchen 
Verkäufer und Käufer, die Ware zur Erzielung höherer Preiſe unter fälſchlicher Bezeich- 
nung (franzöſiſcher Sekt ſtatt deutſcher Schaumwein) in Verkehr zu bringen (RG 29. 11. 07 
II 223/07); das Übereinkommen zwiſchen den Vertragsparteien, die gegenſeitigen Ver⸗ 
pflichtungen zum Schaden anderer nicht zu erfüllen (RG JW 1912, 789%); Abſchluß des Ver⸗ 
trags durch den Bevollmächtigten im Einverſtändniſſe mit dem Vertragsgegner zum Schaden 
des Vollmachtgebers, wenn der Bevollmächtigte dafür ein Geſchenk erhalten hat (RG 26. 10. 06 
1107/06; 6.2.19 V 318/18; vgl. Warn 09 Nr 481); die Vereinbarung zwiſchen zwei Hypo⸗ 
thekaren, ſich der Erſteigerung des Grundſtücks zu enthalten, um ſo plaumäßig zum Schaden 
anderer einen Teil des Wertes des Grundſtücks an ſich zu bringen (RG JW 07, 2015); das 
Verſprechen deſſen, der ein Grundſtück meiſtbietend erſtehen will, an einen andern Kaufluſtigen, 
ihn für den Fall der Abſtandnahme vom Mitbieten zu entſchädigen (RG 58, 399: 60, 273); 
der Verkauf der ärztlichen Praxis an einen andern Arzt; zwar nicht an ih (RG Warn 1912 
Nr 150), aber unter ſo ſchweren Bedingungen, daß der Käufer genötigt ſein könnte, ſein 
Augenmerk vor allem auf Erzielung möglichſt hoher Einnahmen zu richten (RG 66, 139; 
vgl. weiter RG 75, 120; JW 1911, 2761; Warn 1915 Nr 162); Vereinbarungen eines Arztes, 
die auf eine hauptſächliche oder vorwiegende Ausnutzung ſeines Berufes als Erwerbsquelle 
abzielen, da ſein Beruf kein freies Gewerbe darſtellt (Rh Warn 1915 Nr 162); ein geheim 
zu haltendes Abkommen zwiſchen Arzten, wonach der eine als Krankenhausleiter ſich von 
dem andern als ſeinem Nachfolger für deſſen Empfehlung eine Vergütung verſprechen 
läßt (RG IW 1916, 252%); das Konkurrenzverbot zwiſchen Arzten (RG 66, 143; 90, 437); 
die entgeltliche Übernahme der Verpflichtung zum Schweigen über eine unerlaubte Hand- 
lung des andern (RG 58, 204; 62, 273); Darleihung hoher Beträge an einen zungen Men⸗ 
ſchen, um ihm die Teilnahme an Gewinnſpielen zu ermöglichen, aus eigennütziger Abſicht 
(RG 70, 1); die Gewährung eines Darlehns aus der Kaffe eines Spielklubs (mit hohen 
Einſätzen, um die Fortſetzung des Spieles zu ermöglichen (RG JW 1914, 296%); unter Um⸗ 
ſtänden die Ausbedingung eines der Angemeſſenheit überſteigenden Honbrars durch einen 
Rechtsanwalt (RG 83, 113); die Machenſchaften von Unternehmerverbänden, namentlich 
durch planmäßige Irreführung des Beſtellers, zum Zwecke der Erzielung übermäßiger Preiſe 
(RG JW 1914, 9761; 1913, 7342; Gruch 60, 484); das Streben nach übermäßigem Gewinn 
verſtößt dann (aber auch nur daun) gegen die guten Sitten, wenn zur Erzielung ſolchen 
Gewinns unlautere Mittel benutzt oder durch unlautere Machenſchaften eine außerordent⸗ 
liche Preisſteigerung bewußt ausgeübt wird (RG Warn 1919 Nr 3); insbeſondere in der 
Zeit der Kriegsnot, bei einem Handeln auf Koſten des einzelnen oder der Geſamtheit, zumal 
wenn es ſich um Gegenſtände des Kriegsbedarfs handelt (Rh 90, 401: 93, 208, betreffend 
unter Umſtänden auch unverhältnismäßig hohen Mäklerlohn für die Vermittlung von Kriegs⸗ 
lieferungen). Eine ſittenwidrige Handlungsweiſe kann auch darin liegen, daß ein Gläubiger 
von ſeinem Schuldner ſich aus Mitteln befriedigen läßt, von denen er weiß, daß ſich der 
Schuldner fie durch Betrug verſchafft hat (RG 94, 193). Vgl. auch Gruch 60, 487. 

e) Mit Rückſicht auf den Gegenſtand des Rechtsgeſchäfts. 

Das Verſprechen oder die Gewährung von Vermögensvorteilen, um jemand zum Glaubens- 
wechſel zu beſtimmen, es ſei denn, daß jener ohnehin dazu entichloffen geweſen wäre und ihm 
der Übertritt nur erleichtert werden ſollte (RG JW 1913, 1100); oder um jemand zu be 
ſtimmen, von ſeinem Zeugnisverweigerungsrechte keinen Gebrauch zu machen (RG 79, 373); 
eine lehtwillige Verfügung, durch die mittels vermögensrechtlicher Anordnungen auf die freie 
Entſchließung des Bedachten in der Wahl des religiöſen Bekeuntniſſes eingewirkt werden ſoll 
(RS SeuffA 1914 Nr 48); das entgeltliche Verſprechen zur Beſchaffung einer ſtaatlichen Aus: 
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5 L i i ind, die Zivede der Ehe zu vereiteln: die 
a a been ese gelen er) 08, 28%); die Ber- 
Vereinbarung im Ver EN Haft auszuſchließen (RG 22. 12. 10 IV 48/10); oder getrennt zu 
ee erleichtert werden foll (RG 68, 322: 
u, 70: allen 0 Nr 224 und 1918 Nr 188); der für ne is 
ruch 50, ’ 5 m ihi r Lebensführung 5. 11. 
III E ente auf ee Meransen anch enen Scheidung vorgenommene Rege⸗ 
0 5 herbafisanfpriicie (RG Ray 1916 573%); Vereinbarungen Ehe ee 
ung der Un J Nr O): ein, Re ; onach der Ehemann der ( defrau 
für den g 1 9 = Deere Werſchuden 215 echte rich 
ür den Fall der cb e NN gi des Rechtsmittels verbunden 
g e e 
vorden i 7 f Nr 3 und T 5 J 
; BE klage erhebt (RG Warn 1913 Nr 3 3 
eine Ehegatte die Eheſcheidungsklag Erleich der Scheidung Abmachungen über 
1913, 321%), und zwar auch dann, wenn zur Erleichterung Urach 49, 1175) oder 
das Recht zur Erziehung seien een werben (AG as andern geltend zu machen 
einbart wird an 127 196) ein Übereinkommen, wonach die Berufung gegen das ‚Tünffige 
ee ne a ber l (RG 70, 60; 71, 88); der Verzicht auf die Revilion (Rh 
n e de zwiſchen Eheleuten wonach die Sorge für die gemeinſchaftlichen 
a 1911, 808); 5 4 geſetzlichen Vorſchriften widerſprechenden Weiſe geregelt wird (AG 
e Vaters auf das Erziehungsrecht (RG 68, 322); ein 
Garn, 1912 Nr 115) ſich ein Mann von ſeiner Geliebten als Entſchädigung für verpaßte 
Geldverſprechen, das ben läßt (RG JW 1913, 8552): das Verſprechen, das ſich ein Zeuge 
Air dee ſeiner Ausſage geben läßt (NG 79, 371; 88, 874); die Verein. 
bar 0 5 Kr ung, eines Schiedsgerichts zur Entſcheidung über eine Spielſchuld (RG 
6 95 urn ir i eines Arztes vom beruflichen Verkehr durch den ärztlichen Verein (vgl. 
u, DM; ber Nen n durch den ein Gewerbtreibender einen Handlungsgehilfen, dem 
A übe Dienstherrn für die Zeit nach Beendigung des Dienſtverhältniſſes eine 
Be jeinem ini $ 74 908 auferlegt war, dazu beftimmt, gegen dieſe Unterlaſſungs⸗ 
lich anten Den und in feinen Dienft zu treten (RG 81, 86); der Abſchluß eines Dienſt⸗ 
pfücht, 3 verstoßen ertragsbrüchig gewordenen vormaligen Angeſtellten eines Konkurrenten 
1 1. 8 60 78 17: JW 1910, 705, wonach der Vertragsabſchluß gegebenenfalls nicht 
zann (vgl. RG 7 ist), wenn der Angeſtellte durch unlautere Mittel zum Vertragsbruche 
ve te wenn letzteres zum Vorteile des Verleitenden und anderſeits unter 
E wird, ober Au nden erfolgt (& Warn 1913 Nr 322). Das Verſprechen einer 
Leit {gung des Kon Leiſtung (Errichtung einer Stiftung) unter der Bedingung, daß der 
Ener der 1 Leiſtenden eine Titel. oder Ordeusauszeichnung verſchaffe, veritößt wider 
eee ine NRüdforberung ist nach $ 817 Abſ 2 unftatthaft (16 Warn 1919 
* 68. ar 150 der in bewußten Zuſammenwirken zur Umgehung und Schädigung 
fielen a) der oll andere Becte de gon w in anch den al oben (8 
nichtig, wenn der entferntere Zweck der war, einen gemeinen Nutzen zu för 
Fe en Veſchränkung der Willensfreipeit oder der Bewegungsfreiheit eines an⸗ 
dern od 5 Möglichkeit, jein Fortkommen zu befördern: 5 
9 ränkte Verpflichtung, an einem beſtimmten Orte nicht zu wohnen 
m Wan 1018 fer e die log. Sinebelungsverträge (N® 63 S. 297, 330 u. 390; 76, 78; 
5 005 1915 1910 025; N 67, 102, wonach es auf die Geſamtwirkung aller Um⸗ 
Ha de 412 us u 1912 Nr 142, wonach eine übermäßig harte und drückende Be 
tz perfönlichen Freiheit und in der en bier Geer K. 0. ber 11 
die gegenſeitige Verpflichtung zwischen den Witgliedern einer ehe een oder eine 
Wahl des Aufſichtsrats für einen ellimmten Geſellſchafter 1 das Vorſtandsmitglied 
Wahl elbſt nicht anzunehmen (RG 57, 205); die Vereinbarung, daß 5 cht ich 
Fahl selbt luſt der Ehrenrechte nach fich 
einer Aktiengeſellſchaft nur bei „Begehung einer den Ver 75, 234); die Vereinbarung 
stehenden Handlung ſolle entlafien werden können ee aller künftigen etwaigen 
Fischen den Beteiligten eines Geſchäfts, den Vertrag auch 5 tragsſtrafe zu begntz 
(ketragsverleßungen fortzuſetzen und ſich mit einer geringen & ein en, durch das ſich 
8 78, 298); ein Abkommen bei Verträgen auf fortdauernde Leiftı gen, as ſich 
er en in die ! 3 andern Teiles gibt (Rz 82, 308); das 
8 Dr: 19 05 17 5 ee de 8 den in er ſein Anteilsrecht veräußert, 
fals die de ene Gele  SrfichtSeate nicht genehmigt wid, der Gefellihan gegenüber 
itglied ann r feine Rechte nach dem Willen des Dritten auszuüben (RG 69, 187); 
der Bere — ben ch ein Bühnenmitglied dem Unternehmer gegenüber auf eine lange 
Reihe von hren (9) wirtſchaftlich völlig abhängig macht (RS Warn 1913 Nr 187); die 
Abtretung Aer künftigen Forderungen, die der Abtretende jemals erwerben wird (RG 
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JW 1907, 70711; Seuffü 67 Nr 108); der Verzicht auf die Unpfändbarkeit gemäß § 811 
Nr 1 ZPO (NG 72, 183); die übermäßige Beſchränkung der Koalitionsfreiheit (R 57, 154); 
vertragliche Beſchränkungen der Freizügigkeit eines Arztes (RG 68, 190); die Benutzung 
der Ausſperrung, um die einem Schutzverbande von Betriebsunternehmern nicht zugehörigen 
Inhaber gleichartiger Betriebe zum Beitritte zu beſtimmen (RG Warn 1913 Nr 82); im 
Lohn⸗ und Klaſſenkampfe zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer find zwar weder der Boykott 
noch anderſeits die Ausſperrung ſchon an ſich unerlaubte Kampfmittel, aber ſie ſind dies 
gegebenenfalls vermöge der Art, wie das Kampfmittel gebraucht wird, wobei jedoch die. 
Benutzung der Preſſe oder ſonſtiger Druckſchriften noch nicht als unſtatthaft gelten kann (RG 
64, 55; 66, 383); über einen Bauunternehmerring vgl. RG JW 1908, 2962; 1911, 6425; ein 
Vertrag mit ehrenwörtlicher Beſtärkung der Vertragspflichten, wenn die dadurch begründete 
Bindung geeignet iſt, die bürgerliche Stellung und das Fortkommen zu gefährden (RG 82, 222, 
betreffend ehrenwörtliches Verſprechen eines Zahnarztes zur Einhaltung von Mindeſtgebühr⸗ 
ſätzen); die Verpfändung des Ehrenworts für eine vermögensrechtliche Leitung, die jedoch dann 
zuläſſig ſein kann, wenn der Gewiſſenszwang nur zum Schutze wichtiger (anerkennenswerter) 
Intereſſen ausgeübt und durch ihn einer ehrloſen Handlung vorgebeugt werden ſoll (RG 
78, 258; Warn 1915 Nr 227). — Ein Vertrag unter mehreren Brauereien, der den gegen⸗ 
ſeitigen Wettbewerb ausſchließen und den derzeitigen Beſitzſtand jeder Brauerei ſichern foll, 
iſt an ſich ſtatthaft; wider die guten Sitten verſtößt es jedoch, wenn der Vertrag auch gegen 
Dritte derart ausgenutzt wird, daß dieſe gezwungen werden ſollen, ſich ihm zu eigenem Schaden 
zu unterwerfen (RG 93, 19; hier hatte eine Brauerei eine Wirtſchaft gepachtet, dies Pacht⸗ 
verhältnis gekündigt und daraufhin die andern Brauereien auf Grund des Vertrags gehindert, 
ſich ihrerſeits um die Pachtung zu bewerben). — Die ſog. Knebelungsverträge, vermöge 
deren ein Schuldner ſich zugunſten des Gläubigers der wirtſchaftlichen Freiheit und Unabhängig 
keit gänzlich beraubt (RG Warn 1918 Nr 1); und zwar ungeachtet deſſen, daß der wirtſchaftlich 
Stärkere nicht in der Abſicht gehandelt hat, den andern Teil zu ſchädigen, es iſt vielmehr die 
Herbeiführung der wirtſchaftlichen Unfreiheit des andern ſchon an ſich widerſittlich (NG JW 
19, 4431 und das dort angeführte Urteil). Der Vertrag, wodurch ſich ein Arzt dem Juhaber 
einer Heilanſtalt, der nicht Arzt ift, zur Unterlaffung des Wettbewerbs verpflichtet (R JW 
17, 5361). Nichtig ift der Beſchluß einer Geſellſchaft m. b. H., wonach die Geſellſchafter, die bei 
einem Konkurrenzunternehmen tätig ſind, ihre Rechte aus dem Geſellſchaftsverhältniſſe ver⸗ 
tragsweiſe durch andere Geſellſchafter wahrnehmen laſſen können (RG 88, 220). Nichtig iſt 
ein Vertrag, durch den ſich eine Tochter zugunſten ihres Vaters der Verfügung über ihr Ver⸗ 
mögen durch Einräumung eines lebenslänglichen Nießbrauchsrechts und Erteilung einer lang⸗ 
jährigen unwiderruflichen Vollmacht begibt (RG LZ 1919, 11315). 

e) Im Falle von Wettbewerbsverboten: 

Bei Arzten, Zahnärzten, Rechtsanwälten ſchlechthin (RG 66, 146; 68, 186; 90, 35; Warn 
1913 Nr 217); desgl. bei Patentanwälten (RG Warn 1913 Nr 218) — anders bei amerifani- 
ſchen Zahntechnikern (RG 70, 339) —; Wettbewerbsverbote, die den Verpflichteten, ſei es 
zeitlich, ſei es örtlich, ſei es gegenſtändlich, übermäßig in feiner wirtschaftlichen Freiheit be- 
ſchränken (RG 53, 156; 68, 229; IW 1907, 49437), wobei auch die auferlegte Schweigepflicht 
in Hinſicht auf Fabrikationsgeheimniſſe eine übermäßige Beſchränkung enthalten kann, RG. 
Gruch 47, 1002); oder Rechtsgeſchäfte, bei denen nach der Geſamtheit der Beſtimmungen 
nur das Intereſſe des einen Teils ganz einfeitig berückſichtigt, dem andern Teile (einem An⸗ 
geſtellten) dagegen in feiner. Vewegungsfreiheit eine übermäßige Schranie geſetzt wird (RG 
JW 1913, 5922; 1914, 8315; 1915, 1919); oder wenn beſtimmt iſt, daß das Wettbewerbsverbot 
auch dann gelten ſoll, wenn der Angeſtellte wegen vertragswidrigen ober unehrbaren Ver 
haltens des Dienftherru zu kündigen berechtigt it (RG ZW 07, 707 % zu § 75 HGB, deſſen 
Grundſatz auch auf Gewerbegehilfen nach Rö 59, 76 und Warn 1913 Nr 275 zu erſtrecken it); 
ein Wettbewerbsverbot, das den Verpflichteten mittels Ehrenworts bindet und ihn im Falle 
der Zuwiderhandlung eine unverhältnismäßig hohe Vertragsstrafe auflegt, fo daß feine Ver⸗ 
mögensſtellung auf Lebenszeit gefährdet bleibt (MG 68, 229; unter beſondern Umſtänden 
die Beſtimmung in der Satzung einer Geſellſchaft m. b. H., daß das einen Wettbewerb be- 
treibende Mitglied ſich in Verſammlungen durch einen andern Geſellſchafter vertreten laſſen 
muß (RG 88, 290; vgl. anderſeits RG 80, 385). ! 

) Wegen übermäßiger Ausnutzung der Lage des wirtſthaftlich Schwächeren durch 
den wirtſchaftlich Stärkeren zum Schaden des erſteren ſelbſt oder Dritter: 

Die Übernahme der Verpflichtung durch einen im übrigen vermögensloſen Geſchäfts⸗ 
inhaber, alle gegenwärtigen und alle zukünftigen Außenſtände ohne Beſchränkung auf einen 
beſtimmten Zeitraum (1 Jahr) oder auf Forderungen für Waren, die dem Geſchäftsinhaber 
zum Zwecke des Verkaufs geliefert waren (RG Warn 1914 Nr 316), einem andern zur 
Sicherheit zuübereignen (R Gruch 55, 883); die Sicherheitsübereignung, wenn die 
Verwendung in den Verhältniſſen des Schuldners nach außen hin verdeckt und dadurch wiſſent⸗ 
lich die Schädigung der Gläubiger des Übereignenden herbeigeführt wird (RG 77, 210; 
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Gruch 58, 825; vgl. auch RG 85, 345 und Warn 1915 Nr 134); die Übertragung aller 
gegenwärtigen wie zukünftigen Forderungen eines Kaufmanns gegen ſeine 
Kunden an einen einzigen Gläubiger, lo daß den übrigen Gläubigern die ſämtlichen Werte, 
die zu ihrer Befriedigung dienen könnten, entzogen werden (RG 67, 166; JW 1911, 57616, 
Warn 1919 Nr 189); die Übertragung aller ausſtehenden Forderungen und die Übereignung 
aller ſonſtigen Vermögensſtücke des Schuldners zur Sicherheit nur einzelner Gläubiger, 
während äußerlich dem tatſächlich in feiner Freiheit übermäßig beſchränkten Schuldner der 
Schein der Freiheit belaſſen wird (MG Warn 1916 Nr 271; JW 1917, 2821); die Über- 
tragung aller künftigen Guthaben eines kaufmänniſchen Geſchäfts an einen einzelnen Gläu⸗ 
biger, während das Geſchäft unter Aufrechterhaltung des Anſcheins eigener Kreditwürdig⸗ 
teit im Intereſſe des einen Gläubigers auf den Namen des Übertragenden fortgeführt wird 
(RG Warn 1913 Nr 129, während die Sicherheitsübereignung eines ganzen Warenlagers mit 
Einſchluß der künftig dazu kommenden Beſtandteile an ſich für zuläſſig erklärt iſt (ogl. auch 
JW 1911, 5761°; 1914, 8315; Warn 1913 Nr 400; 1917 Nr 235); ein Geſellſchaf ts ver ⸗ 
trag, mittels deſſen der eine Teil in feiner ganzen wirtſchaftlichen Lage durch die Ent 
ſchließungen des andern Geſellſchafters geknebelt“ wird (R JW 1912, 457°); Beſchlüſſe 
von Geſellſchaften m. b. H. (und Aktiengeſellſchaften), durch die die Mehrheit ihren eigenen 
Vorteil zum Nachteile der Minderheit empfindlich ſchmälert (RG JW 1916, 5755); ein Ab ⸗ 
kommen zwiſchen dem Dienftheren und dem vermögensloſen Angeftell- 
ten, daß dieſer ein beſtimmtes Gehalt überhaupt nicht erhält und anderſeits noch an dem 
Geſchäftsverluſt beteiligt fein Jul (RG JW 1910, 5%); der Verzicht des Arbeitnehmers auf das 
Gehalt des ganzen Jahres für den Full, daß er bis zu dem vorgeſehenen Zeitpunkte kündige 
oder ihm gekündigt werde (RG JW 1904, 4812); die Bindung eines Angeſtellten auf 
Ehrenwort zur Geheimhaltung des Geſchäftsgeheimniſſes ſowie auf Einhaltung der im 
etwaigen Wettbewerbsverbote enthaltenen Verpflichtungen (RG 68, 229; 74, 332; 78, 258); 
Verträge, durch die ein Wirt zum Bierbezuge auf 10 oder 12 Jahre unter ſolchen Um⸗ 
Händen verpflichtet wird, daß „nach der Geſamtwirkung aller Umſtände“ eine übermäßige 
Veſchränkung in feiner wirtſchaftlichen Freiheit entſteht (RG 63 ©. 297, 336, 390; 67, 102: 76, 
78; JW 09, 4127; 1910, 62. Warn 1912 Nr 242); ſolche langfriſtigen Verträge find jedoch 
nicht ſchon an ſich widerſittlich. ondern nur dann, wenn nach Lage des Falles in der Länge 
der Gebundenheit eine unbillig drückende Härte, eine Knebelung, ſei es ſchon allein für ſich, 
ſei es in Zuſammenhang mit andern Bedingungen, gefunden werden muß (RG AW 09, 4127; 
Warn 18 N 228; das Übereinkommen zwiſchen Brauereien, den Wirten „unbekümmert um 
beſtehende Verträge“ fo lange kein Bier zu verabfolgen, bis ſie ſich der vom Verbande der 
Brauereien angeſtrebten Preisſteigerung unterworfen haben, oder den Wirten Bier nur zu 
einem feſtgeſetzten Mindeſtpreiſe zu liefern (RG 79, 279); der Mißbrauch eines Mon op ols 
oder der Wettbewerbsmöglichteit derart, daß dem Verkehr unbillige, unverhältnismäßig 
cb Opfer auferlegt werden (RG 62, 364; 15. 11. 04 II 226/04); ein Vertrag, durch den 
ſich ein Angeſtellter, der nur durch eine Beteiligung am Gewinne entlohnt werden ſoll und 
überdies eine Geſchäftseinlage zu machen hat, aller ſeiner Anſprüche bei Zuwiderhandlung 
gegen eine feiner Vertragspflichten zur Strafe verluſtig gehen ſoll (RG 90, 181). 

8) Mit Rüctſicht auf die Beſchaffenheit des Geſchäftsgegners: 

Der mit einem Geiſtesſchwachen abgeſchloſſene Vertrag ift nichtig, wenn ein Ausbeuten 
der Geiſtesſchwäche zur Erlangung außergewöhnlicher Vorteile beabfichtigt wurde (RG 
67, 803; 72, 68; 3% 15, 392). Über die Benutzung der Angſt eines andern (RG 
JW „ 1421). Wider die guten Sitten verſtößt es, wenn der Vertreter einer 
Haftpflichtverſicherungsgeſellſchaft die gänzliche Unerfahrenheit des hinterbliebenen Erben 
veranlagt, gegen eine geringfügige Abfindung auf die Verſicherungsſumme zu verzichten 
ME 96, 520 Ein Vater, der die Unerfahrenheit ſeiner Tochter benutzt, um mit ihr zu ſeinem 

urteile einen ihr nachteiligen, fie in der Verfügung über ihr Vermögen knebelnden Vertrag 
abzuschließen, handelt wider die guten Sitten gemäß $ 138 (RG 93 1919, 11319). 

Age folgender Art ſind (an und für ji) als zuläſſig erachtet es 

Zu a. Das Verſprechen, einen Strafantrag zurückzunehmen (MG 23. 2. 07 I 185/06), 
uber einen ae 5 unterlaſſen, falls ſich der Gee nur den durch die Straftat 
1010 zngefügten Schaden wenigstens zum Teil erſetzen läßt (RG 12. 6. 06 III 574/05; Warn 

10 Nr 370; vgl. auch ZW 09, 487°). 
55 b. Die Gewährung eines Darlehns zum Glückſpiel (NG 67, 355; RG JW 1914, 2965); 
(N werb des Eigentums an einer Sache trotz Kenntnis des älteren Rechtes eines andern 
können tn 0); frauduldfe Geichäfte (nc 69, 143; 74, 226), fie Find vielmehr nur anfechtbar, 
einen aber unter $ 817 fallen (RG Gruch 58, 891); ein Vertrag, durch den mehrere Perſonen 
ſtimmt andern hei eiuer Ausbietung das Alleinrecht zur Abgabe von Geboten auf ein be⸗ 
zu bi 217 17 en 4 5 der andere ſich verpflichtet, auf weitere Loſe nicht mit 
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Zu c. Das Verſprechen des wegen Ehebruchs des andern Teiles geſchiedenen Ehegatten, 
niemals Strafantrag zu ſtellen, falls ihm dafür nur der geſetzliche Unterhalt verſprochen wird 
(RG Warn 08 Nr 126); die Einigung zwiſchen Eheleuten über die im Falle des $ 1361 während 
der Zeit des Getrenntlebens zu gewährenden Unterſtützungen (RO Warn 1911 Nr 223); 
ein Vertrag, durch den ſich die Frau die Möglichkeit des Getrenntlebens aus ſittlich zu billigen: 
den Gründen ſichert (NG Warn 1913 Nr 188); Vereinbarungen zwiſchen Eheleuten vor erfolgter 
Scheidung zur Regelung der Unterhaltsauſprüche, falls nicht die Regelung zur Erleichterung 
der Scheidung getroffen worden iſt (NG NW 16, 5732); Vereinbarungen zwiſchen Eheleuten 
für die Zeit nach der Scheidung zur Vorſorge für ihr Kind oder über ihre Vermögensverhält ⸗ 
niſſe (RG Warn 1913 Nr 3), oder über die Abkürzung des Scheidungsverfahrens, falls ein 
wirklich ſtichhaltiger Scheidungsgrund gegeben iſt (RG Gruch 58, 898); Vereinbarungen über 
die Kindererziehung (RG 20. 3. 05 IV 244/64); die Abfindung einer verlaſſenen Braut (RG 
9. 5. 11 VII 472/10); der Vercicht auf Schadenserſatzanſprüche gegenüber dem behandelnden 
Heilgehilfen (RG Warn 1910 Nr 411); der Ausſchluß eines Arztes von kollegialem Verkehre, 
falls der Arzt nach feinem Verhalten das verdient (RG JW 1914, 35°); die unentgeltliche 
Dienſtleiſtung des Schuldners nach Aufgabe ſeines Geſchäfts in dem alsdann neu begründeten 
Geſchäfte feiner Frau (RG 67, 169); die Übernahme der Verpflichtung von ſeiten des Arbeit⸗ 
gebers, einen Teil der ſeinem Angeſtellten zukommenden Vergütung nicht an dieſen, ſondern 
an ſeine Frau zu zahlen, falls nur bezweckt war, der Familie des Angeſtellten den notdürftigen 
Unterhalt zu ſichern, nicht aber den Glaubigern die Befriedigungsmittel zu entziehen (RG 
81, 14; JW 1912, 68913); die Übernahme der Verpflichtung zur Sperre von Wertpapieren 
(RG JW 1911, 319); das pactum de non licitando (RG 58, 893; 60, 273; Warn 1912 Nr 368; 
vgl. noch § 134 A 4); die Inanſpruchnahme des Bürgen, wenn die Hauptſchuld nichtig ift 
(RG 78, 354); die Verſtändigung unter den mehreren Wettbewerbern über ihr Verhalten, 
ſelbſt wenn fie dann dem Veranſtalter nicht Kenntnis geben (RG 24. 11. 03 III 121/08); ein Ver⸗ 
trag unter mehreren Bauunternehmern zum Zwecke der Erhöhung der üblich gewordenen nie⸗ 
drigen Preiſe bei Ausbietungen (RG IW 08, 2962); der Verkauf der ärztlichen Praxis (RG 1912 
Nr 150); die Gewährung eines Darlehns zur freiwilligen Erfüllung verbotener Termin⸗ 
geſchäfte (NG Gruch 54, 613); die Übernahme der Verpflichtung, ein Grundſtück nur an 
Käufer deutſcher Nationalität zu verkaufen (RG 75, 78; 73, 16), oder an keinen Nationalpolen 
zu verkaufen (RG 53, 71; 73, 21), oder das Verſprechen eines Nationalpolen, das ihm verkaufte, 
in der Provinz Poſen belegene Gut, wenn überhaupt, dann nur an einen Nationalpolen zu 
verkaufen (RG 77, 419; vgl. auch Warn 1910 Nr 371 und 1911 Ver 8); rechtsgeſchäftliche Maß⸗ 
regeln zur Erhaltung deutſchen Beſitztums in deutſcher Hand (RG Warn 1914 Nr 110); Über- 
mäßigkeit der Vertragsſtrafe (RG 68, 229; JW 09, 988°; 1913, 3190); eine Zeſſion lediglich 
in der Abſicht, den Zedenten als Zeugen auftreten zu laſſen (Rh 81, 160; JW 09, 270°); die 
Vereinbarung eines an ſich unzuſtändigen Gerichts (RG 86, 7). MN 

Zu d, e und 1. Das Verſprechen einer Leiſtung, die zur Gegenleiſtung in einem auffälligen 
Mißverhältniſſe ſteht (RG 83, 112; es muß zur Sittenwidrigkeit noch etwas Weiteres dazu 
kommen, was dem Geſchäfte das Gepräge eines widerſittlichen verleiht, wie etwa die Aus⸗ 
beutung); die Annahme eines Schenkungsverſprechens in dem Bewußtſein, daß die Mittel 
zur Erfüllung der Schenkung aus unlauteren Quellen fließen würden, wie aus einem Bordell ⸗ 
betriebe (RG 19. 1. 18 V 283/17); das Verſprechen einer lebenslänglichen Unterſtützung gegen 
die Verpflichtung des andern, den Wohnſitz dauernd zu verlegen (RG Warn 1910 Nr 412); 
Verzicht auf die Wohltat des $ 811 ZPO (NG SeuffA 65 Nr 478); die Beſtimmung im Ver⸗ 
trage einer Geſellſchaft m. b. H., daß diejenigen Geſellſchafter, welche mit der Geſellſchaft in 
Wettbewerb ftehen, ſich in den Verſammlungen durch Mitglieder der Geſchäftsführung oder des 
Aufſichtsrats vertreten laſſen müſſen (RG 80, 390); die Vereinigung von Gewerbetreibenden 
gleichartiger oder verwandter Betriebe zur Ausſchaltung oder Verminderung des Wettbewerbs 
unter den Mitgliedern, oder zum Schutze des Gewerbebetriebes gegen Entwertung oder Preis⸗ 
unterbietungen, ſoweit nicht als Mittel zur Hereinziehung in das Kartell gegen Außenſeiter 
die Ausſperrung benutzt wird (NG Warn 1913 Nr 82); die Vereinigung von Gewerbetreibenden 
zur Verhängung von Maßregeln gegen Gewerbegenoſſen, um das Gewerbe (Buchhandel) 
gegen Schleuderpreiſe zu ſchüzen, ſofern nicht durch das gewählte Mittel in die Rechtsſphare 
Dritter eingegriffen wird (RG 56, 274); die Ausſperrung eines Arbeitnehmers durch einen 
Arbeitgeberverband durch Verſagung eines „Handzettels“ der Arbeitsnachweisſtelle, falls ein 
triftiger Grund gegeben ift, den Arbeitnehmer wegen feiner körperlichen oder geiſtigen Be⸗ 
ſchaffenheit von den zum Vereine gehörigen Betrieben fernzuhalten (ach 65, 423; 71, 108); 
Verträge, durch welche ein Komponiſt ſich einem Verleger gegenüber verpflichtet, die künftigen 
Werke zunächſt ihm vorzulegen und bei gleich günſtigen Bedingungen ihm auch den Vorzug zu 
geben (R& 79, 156); oder Verträge, durch welche die Entfaltung der künſtleriſchen Tätigkeit 
mittels Konkurrenzverbots eingeengt wird (RG 80, 219); oder vereinbart wird, daß eine Schau⸗ 
ſpielerin im Falle ihrer Verheiratung dieſerhalb kein Recht zur Vertragsauflöſung haben, viel⸗ 
mehr bei einer auf Geheiß ihres Ehemanns erfolgenden Auflöſung in eine Geldſtrafe verfallen 
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ſoll (RG Gruch 54, 934); der Vertrag, durch den ein Ausländer ſich verpflichtet, in einer Stadt, 
in der ſich eine Berlitz-school befindet, während einerFriſt vont) Jahren nicht eine Sprachſchule 
zu gründen (RG Gruch 54, 892); oder ein Kleinhändler ſich zur Gewährung von Sonder⸗ 
rabatt an Mitglieder wirtſchaftlicher Vereinigungen verpflichtet (RG 78, 194); oder durch 
den von einer Gemeinde einem Gaſtwirt Beſchränkungen zum Belten der Gemeindemit⸗ 
glieder auferlegt werden; oder in dem ſich der eine Teil verpflichtet, für den andern Teil 
Waren herzuſtellen und zu liefern, die der andere Teil in eigenem Namen verkaufen ſoll 
(RG Gruch 59, 467, wo zugleich ein Verſtoß gegen § 310 verneint il); die Beſtimmung in 
der Satzung einer Geſellſchaft m. b. H. daß ſich das einen Wettbewerb betreibende Mitglied 
in den Verſammlungen durch einen Mitgeſellſchafter vertreten laſſen muß (RG 80, 385; vgl. 
anderſeits RG 88, 220). 

Ein widerſittlicher Knebelungsvertrag liegt nicht vor, wenn der Schuldner trotz aller 
dem Gläubiger eingeräumten Vorteile noch imſtande bleibt, ſich anderweit wirtſchaftlich zu be⸗ 
tätigen (RG Warn 1918 Nr 14); ebenſowenig unter entſprechenden Umſtänden ein wider⸗ 
ſittliches Wettbewerbsverbot. Ein Abkommen, deſſen Hauptzweck iſt, das notleidende Unter⸗ 
nehmen des Schuldners durch weitgehende Kreditſicherung zu retten, iſt nicht unzuläſſig, 
falls eine wirtſchaftliche Selbſtändigkeit des Schuldners gewahrt bleibt, mag der einzelne 
Gläubiger eine beſonders hohe Sicherheit erhalten haben und mag auch das Abkommen geheim⸗ 
gehalten werden (RG JW 16, 876%). — Es verſtößt nicht gegen die guten Sitten, wenn ſich der 
Staat in einem Rentengutsvertrage ausbedingt, daß er im Falle ſeines berechtigten Rücktritts 
vom Vertrage über die Erſtattungsfähigkeit von baulichen, durch den Käufer gemachten Auf⸗ 
wendungen mit Ausſchluß eines Rechtsanſpruchs ſelbſt entſcheiden darf (RG Gruch 63, 327). 
Rechtsgeſchäfte, die gegen die Höchſtpreisverordnung v. 4. 8. 14 oder gegen $ 11 der VO 
v. 24. 6. 16., betreffend den Verbot des Kettenhandels, verſtoßen, find nicht nichtig (RG 88, 250 
und 96, 244). Vgl. 8 134 A 2 a. E. 

2. Das Wuchergeſchäft. Wie das Wort „insbeſondere“ zeigt, ſoll das Wuchergeſchäft 
einen Sonderfall des unſittlichen Rechtsgeſchäfts überhaupt darſtellen und mithin nur einen 
beſondern Anwendungsfall der Beſtimmung des Abj 1 bezeichnen. Sofern eines der 
Merkmale des Wuchers fehlt, kann nur in Frage kommen, ob ſich das Geſchäft aus andern 
Gründen als ein widerſittliches darſtellt (RG 64, 181; 72, 61; Warn 09 Nr 494). Dazu reicht 
jedoch das Vorhandenſein des gröbſten Mißverhältniſſes zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung 
allein noch nicht aus; es muß vielmehr noch ein anderer Umſtand dazu kommen, der außer⸗ 
halb des Tatbeſtandes des 8 138 Abſſ 2 die Anwendbarkeit des Abf 1 zuläßt, fo etwa die un⸗ 
erlaubte, ſittenwidrige Ausnutzung der Schwierigkeiten des Geld und Arbeitsmarktes infolge 
eines Krieges (RG 90, 400; 93 S. 28 u. 107; Warn 1916 Nr 2). Iſt anderſeits der Tatbeſtand 
des § 138 Abs 2 feſtgeſtellt, dann bedarf es nicht noch der Prüfung, ob das Rechtsgeſchäft 
gegen die guten Sitten verſtößt (RG 72, 69). 5 

u welcher Form der Wucher äußerlich in die Erſcheinung tritt, iſt nach dem Geſetze 
unweſentlich. Es unterſcheidet insbeſondere nicht mehr zwiſchen Sachwucher und Kreditwucher 
(vgl. die Geſetze, betr. den Wucher v. 2. 5. 80 u. 19. 6. 93), fo daß nach der gegenwärtigen 
Rechtslage jedes läſtige Vermögensgeſchäft ein wucherliches fein kann, namentlich: das Dar ⸗ 
lehn, der Kauf, das Pfandleihgeſchäft, der Mietvertrag, Geſellſchaftsvertrag (vgl. M& 46, 112; 
Warn 09 Nr 387; 1911 Nr 9), der Dienſtvertrag, das Vermittlungsgeſchäft. Die Rechtsfolge des 
Wuchers ift die Nichtigkeit des Rechtsgeſchäfts (5 125 A 1). Hinzuzufügen ift hier nur 
noch: Auch das wucherliche Rechtsgeſchäft ſtelit im Zweifel insgeſamt ein einheitliches dar, fo 
daß, wenn auch nur ein Teil des Geſchäfts die wucheriſche Ausbeutung enthält, das Geſchäft 
im ganzen nichtig iſt (NG Warn 08 Nr 280; RG 72, 63). Die Nichtigkeit des obligatoriſchen 
Rechtsgeſchäfts ergreift zugleich auch das dingliche Erfüllungsgeſchäft. Denn 

ie Beſtimmung des Abf 2 umfaßt, wie das Verſprechen, fo auch das Gewähren wucheriſcher 

Vorteile (RG 57, 95ff.; 75, 76; 93, 75). Aber das Erfüllungsgeſchäft iſt nicht nichtig, 

an zur Zeit der Erfüllung die Vorausetzungen des Wuchers nicht mehr vorliegen (RG 
arn 09 Nr 295). 1 N 

„ Subjektiv alete der Wucher vorſätzliches Handeln. Dies Erfordernis der Ausbeutung 
iſt erfüllt, wenn der Wucherer bewußt, jei es die Notlage, ſei es den Leichtſinn, ſei es die Un- 
erfahrenheit eines andern ausnützt. Daß indes auch ſeine Abſicht hierauf gerichtet war, iſt 
nicht erforderlich (RG 60, 9; 86, 300; 38 07, 1674), wie es auch des Nachweiſes der Argliſt nicht 
bedarf (RG IW 05, 366°). Die Ausbeutung verlangt auch nicht einmal ein angriffsweiſes 

orgehen; es genügt die Benutzung einer zufällig gegebenen Gelegenheit (R JW 05, 3665). 
Das Erfordernis der Ausbeutung iſt aber nicht erfüllt, wenn ſich der Gläubiger des Vorhanden⸗ 
lein eines Mißverhältniſſes nicht bewußt war (RG 11. 10.11 V 602/10). — Ein anderer, deſſen 
h otlage ausgebeutet werden ſoll, kann auch ein anderer fein als der Vertragsgegner des Wuche⸗ 
Yen. lofern nur die Nollage dieſes andern für das Geſchäft wirtſchaftlich beſtimmend war; ins⸗ 
ſchlondere dann, wenn der wucheriſche Vertrag im wirtſchaftlichen Intereſſe eines Dritten abge⸗ 

offen wird und der Wucherer in Bewußtſein deſſen die Notlage des Dritten ausbeutet (RG 
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3% 15, 574, 20. 3. 18 V 338/17). Verpflichten ſich in einen einheitlichen Vertrage mehrere Ber- 
ſonen dem Wucherer, ſei es als Hauptſchuldner, ſei es als Bürge, dann reicht es zur Geltend⸗ 
machung des Einwandes des Wuchers aus, wenn auch nur einem von den mehreren gegenüber 
Wucher vorliegt (RG 72, 218; Gruch 54, 886; RGSt 28, 115; 39, 125). Als der Wucherer da⸗ 
gegen kann nur der Vertragsgegner in Betracht kommen, der der Empfänger des Verſprechens 
war. — Die Tatbeſtandsmerkmale „Ausbeutung der Notlage, des Leichtſinns oder der Un⸗ 
erfahrenheit“ bedeuten im Sinne des Geſetzes verſchiedene mögliche Beſonderheiten der 
gleichen Begehungsart (Rc St 17, 442). Der Begriff „Notlage“ erfordert eine dringende 
Not, welche die wirtſchaftliche Exiſtenz bedroht. Eine Notlage anderer Art kommt nicht in 
Betracht (RG ZW 05, 75° u. 1911, 576%. Ein Zuſtand der Vermögensloſigkeit und Unpfänd- 
barkeit iſt jedoch noch nicht identiſch mit dem Zuſtande eines dringenden Geldbedarfs zur Ab⸗ 
wendung einer die wirtſchaftliche Exiſtenz bedrohenden Gefahr (MG Warn 1919 Nr 92). Für 
das Vorhandenſein einer ſolchen Gefahr reicht es aber aus, wenn eine weſentliche Verſchlimme⸗ 
rung der derzeitigen wirtſchaftlichen Lage droht (RG 16. 10. 18 V 41/18). Nach alledem kann 
nur bei Vermögensgeſchäften von Wucher die Rede ſein, auch bei einem Erbſchaftsentſagungs⸗ 
vertrage mithin lediglich unter ganz beſondern Umſtänden (RG IW 07, 167°). Völlige 
Vermögensloſigkeit, unbedingter Mangel an Kredit und Zahlungsmitteln ift kein Erfordernis, 
vielmehr genügt eine finanzielle Bedrängnis, ein unabweisliches Kreditbedur nis, eine augen: 
blickliche, anders nicht zu beſeitigende Geldverlegenheit (RG JW 1911, 576°). Die Notlage 
muß tatſächlich vorhanden fein; eine nur eingebildete Notlage reicht nicht aus (RGSt 28, 290). 
Das Vorhandenſein einer augenblicklich drängenden Not reicht aus (RG SeuffA 64 Nr 180). 
Steht nur die Beſchaffung oder Erhaltung von Gewinn in Frage, handelt es ſich ſomit nur 
um Spekulationszwecke, ſo liegt keine Notlage vor. Wohl aber iſt ſie denkbar, auch wenn 
jemand Mittel zu Erwerbszwecken braucht, ſofern nur von deren Erfüllung ſeine wirtſchaft⸗ 
liche Exiſtenz abhängt (RGSt 4, 390 ff.), und es muß ſich auch um die Erhaltung eines bereits 
beſtehenden, nunmehr gefährdeten Betriebs handeln (RG JW 1919, 102). Es muß auch 
das wirtſchaftliche Dafein überhaupt und nicht nur die Erfüllbarkeit der Ausſicht auf Erwerb 
bedroht ſein. Bei Spekulationsgeſchäften iſt auch ein auffälliges Mißverhältnis zwiſchen 
den beiderſeitigen Leiſtungen nicht ſchon aus der obiektiven Ungleichheit herzuleiten (RG 
J 09, 215). Auch bei Stundungen kaun eine Notlage in Frage ſtehen (RGSt 4, 390). 
Möglich iſt es endlich, daß ſich auch eine wohlhabende Perſönlichkeit im entſcheidenden Zeit⸗ 
punkte im Notſtande befand. Notlage iſt auch nicht deswegen ausgeſchloſſen, weil der Be⸗ 
wucherte noch Sachen hat, die er zur Befriedigung des Gläubigers verwenden kann; es kommt 
darauf an, ob ihm die Sachen nach den für ſeine Zukunft gefaßten Plänen unentbehrlich 
find (RS IW 08, 1421). Beſaß aber der angeblich Bewucherte Vermögensſtücke, durch 
deren Verwertung (Verpfändung) er ſich möglicherweiſe hätte Geldmittel verſchaffen können, 
daun gehört zum Nachweiſe der Notlage die Darlegung der Bemühungen, die er zur Be⸗ 
ſchaffung des Kapitals vergeblich angeſtellt hat (RG SeuffA 69 Nr 232). Auch bei einer 
Perſonenmehrheit (Geſellſchaft oder juriſtiſchen Perſon) kann eine Notlage beſtehen und ſich 
dahin äußern, daß die dringende Gefahr der Liquidation und ſomit die Aufgabe der unwirt⸗ 
ſchaftlichen Exiſtenz obwaltet (RG 98, 28). Notlage ift kein der Eideszuſchiebung zugäng⸗ 
licher Rechtsbegriff (RG JW 09, 45%). Der „Leichtſinn“ zeigt ſich darin, daß der Handelnde 
den Folgen feines Tuns aus Sorglosigkeit oder aus Mangel an genügender Überlegung die 
ihnen zukommende Bedeutung nicht beilegt. Er muß bei dem beſondern gegebenen Ge⸗ 
ſchäfte hervorgetreten ſein, während es auf die ſonſtige Lebensweiſe des Betreffenden nicht 
ankommt (RGSt 27, 18; Warn 1916 Nr 128). Auch ſchon der Beweggrund kann auf Leicht- 
ſinn beruhen (RG IW 08, 14213; Seuffa 64 Nr 2). Der Leichtfinm kann ſich auch gerade 
darin zeigen, daß der Schuldner den Vertrag ohne Kenntnis ſeiner Einzelheiten oder der 
Wertverhältniſſe zwiſchen den Vertragsgegenſtänden eingeht. Die Tatſache daß ſich das Geſchäft 
in der Folge als ſehr nachteilich erweiſt und dieſe Folgen bei ruhiger Überlegung auch vor⸗ 
ausſehbar geweſen wären, reicht zur Feſtſtellung des Leichtſiuns nicht aus, zumal bei Speku⸗ 
lationsgeſchäften (RG Warn 1916 Nr 195). Sit das Geſchäft durch einen Bevollmächtigten 
abgeſchloſſen worden, dann iſt gegebenenfalls deſſen Leichtſinn entſcheidend; anders im Falle 
auftragsloſer Geſchäftsführung, weil hier die Wirkſamkeit des Geſchäftes erſt von der Ent⸗ 
ſchließung und Genehmigung des Geſchäftsherrn abhängt (MG 9. 10. 15 V 130/15). 

Unerfahrenheit bedeutet Mangel an Geſchäftskenntnis, und zwar an Geſchäftskenntnis 
jeder Art, alſo etwa auch nur in landwirtſchaftlichen Dingen (RG 60, 10; Warn 1914 Nr 111). 
Die Unerfahrenheit iſt eine Eigenſchaft, fie ſetzt eine allgemeine Geſchäftsunkenntnis voraus, 
und es genügt daher nicht eine Unkenntnis im beſondern Falle (MG Warn 1918 Nr 157). 
Auf ihr Vorhandenſein kann daraus geſchloſſen werden, daß der Handelnde die vorhandene 
und naheliegende Möglichkeit, ſich Mittel auf andere, weit günſtigere Art zu verſchaffen, 
ua mangelnder Geſchäftskenntnis und Lebenserfahrung nicht benutzt hat (NGSt 25, 319; 
RG 60,97 64, 181; JW 1913, 483%). — Die Ausbeutung eines geiſtig Minderwertigen verſtößt 
noch mehr gegen die guten Sitten als die Ausbeutung der Unerfahrenheit (MG 67, 393). 
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Die objektive Vorausſetzung des Wuchergeſchäfts bildet das Mißverhältnis zwiſchen 
dem Vermögensvorteile und der Leiſtung. Das Merkmal des Mißverhältniſſes iſt lediglich 
ein objektives, unabhängig von den Vorſtellungen des Wucherers; das Bewußtſein der 
Ausbeutung gehört allein zu den ſubjektiven Erforderniſſen des Tatbeſtandes (RG 60, 11: 
86, 300; Warn 1918 Nr 28). Objektiv kommen neben dem Verkehrsuͤblichen anderſeits 
auch die beſondern Umſtände (Riſiko, Sanierungszweck) in Betracht (RG ZW 09, 2159). 
Eine lex commissoria im Sinne des $ 1229 kann, da fie an ſich nichtig iſt, zur Begründung 
des Wuchers nicht dienen (RG JW 09, 7196). Als Vermögens vorteil kann auch die Mög⸗ 
lichkeit, über fremdes Vermögen zu eigenem Nutzen zu verfügen, angeſehen werden (RG 
Warn 1919 Nr 108). Es kommen außer dem objektiven Werte der beiderſeitigen Lei⸗ 
ſtungen auch die ſubjektiven Verhältniſſe auf ſeiten des Bewucherten in Betracht (RG 
JW 05, 3665); beiſpielsweiſe der Umſtand, daß der Bewucherte, um vom Wucherer 
überhaupt Geld zu erlangen, genötigt wird, Sachen käuflich zu übernehmen, die für ihn 
unverwertbar ſind (RG 28. 11. 06 V 134/06). Die Höhe des Vermögensvorteils 
iſt regelmäßig nach dem allgemeinen Verkehrswerte des dem Wucherer verſprochenen oder 
gewährten Leiftungsgegenftanbes zu berechnen (RG 19. 10. 04 V 145/04), während als Maß⸗ 
ſtab für den Wert der Leiſtungen des Bewucherten die übliche Vergütung anzuſehen iſt, die 
für eine ſolche Leiſtung im allgemeinen gewährt zu werden pflegt (RH Gruch 46, 897). 
Dieſer Maßſtab wird aber bei Geſchäften gewagter Natur (bei denen Bewucherung eben⸗ 
falls an ſich möglich iſt) häufig verſagen (vgl. R IW 09, 2152). Bei der Frage, ob ein 
Mißverhältnis vorliegt, kommt es auf den Wert der derſprochenen Gegenleistung, nicht aber 
darauf an, wie ſich das Ergebnis bei der demnächſt erfolgten Verwertung der beiderſeitigen 
Leiſtungen geſtellt hat (RÖ IW 1918, 424). Entſcheidend iſt auch nicht allein der Nenn 
wert der Leiſtung des Bewucherten; bei Bemeſſung des Wertes ſeiner Leiſtung ſind vielmehr 
auch feine Vermögensverhaltuiſſe maßgeblich, jo daß feine Leiſtung gegebenenfalls gar keinen 
Wert haben kann (RG Warn 1918 Nr 26; 28. 11. 17 V 318/17) und dieſerhalb ein Mißver⸗ 
hältuis nicht beſteht. Bel Abwägung des Mißverhältniſſes find im übrigen die im Zeit ⸗ 
punkte des Geſchaftsabſchluſſes vorhandenen Verhältniſſe ins Auge zu faſſen, und 
es lann ſich daher der Wucherer nicht darauf berufen, wenn die empfangene Leiſtung nach⸗ 
träglich an Wert verliert, wie anderſeits auch der angeblich Bewucherte nicht geltend machen 
kann, daß die von ihm hingegebenen Vermögensſtücke eine unerwartete Wertſteigerung er⸗ 
fahren hätten (Rh 86,296). — Ob das Miß verhältnis ein auffälliges, iſt von Fall zu Fall zu be⸗ 
urteilen, und zwar nach den Umiſtanden, die zur Zeit der Eingehung des Geſchäfts beſtanden. 
Das Vorhandenſein des Merkmals wird auch dadurch nicht nachträglich wieder beſeitigt, 
daß in der Folge Ereigniſſe eintreten, die das Verhältnis zwiſchen dem Werte der beider⸗ 
ſeitigen Leiſtung nunmehr anders geſtalten (RG 13. 6. 06 1 50/06). 

„Folgende Rechtsmittel ſtehen dem Bewucherten, nachdem durch Art 47 Ech der Art 3 des 
Wuchergeſetzes vom 24. V. 80 aufgehoben worden ift, zur Seite; jedoch nur nach Maßgabe der bei 
3125 unter A 1 näher dargelegten Regeln (wobei zu beachten, daß — vgl. oben A1 Abſ 1 -- 
im Falle des Wuchers die Nichtigkeit regelmäßig auch das Leiſtungsgeſchäft umfaßt, und eine 
ermögensverſchiebung mithin nicht eintritt): a) Die Bereicherungsklage aus § 812 
auf Rückgewährung beffen, was der Wucherer auf Koſten des Bewucherten erlangt hat, auf 
das mithin, was der letztere mehr empfangen hat, als er gegeben (RG Warn 1911 Nr 325; 
1015 Nr 199), da die Leiſtung des Bewucherten (regelmäßig) nicht eine Sittenwidrigkeit 
darſtellt, und ihm daher auch nicht der Ausnahmefall des § 817 Satz 2 entgegenſteht (RG 
SeuffA 70 Nr 120); b) gegebenenfalls die dingliche Klage aus 8 985 (RG 63, 184; 72, 63; 
45, 76); e) die Klage auf Schadenserſatz aus § 826. Iſt der Wucherer zur Herausgabe der 
empfangenen Sache außerſtande, ſo haftet er auf Erfah des Wertes gemäß $$ 818, 819, 989, 
und für die Berechnung des Erſatzes iſt der Wert der Sache zur Zeit der Annahme der Leiſtung 
maßgebend (RGS 21. 12. 06 II 254/06). Der Wucherer kann ebenfalls das zurückverlangen, 
was er gewährt hat (JW 00, 347, für altes Recht), allerdings nicht mit der Vertragsklage, 
aber mittels des Bereicherungsanſpruchs aus § 812. Die entgegengeſetzte Anſicht (Dern⸗ 
gurg J 8 127 II Abſ 4) ſtützt ſich zu Unrecht auf $ 817 Satz 2, denn die Sittenwidrigkeit des 
Re tsgeſchafts zeigt ſich allein darin, daß der Wucherer ſich übermäßige Vorteile ver⸗ 
rechen läßt, nicht aber darin, daß der Wucherer die ſeinesteils dem Bewucherten ge⸗ 
ſchuldete Leiſtung bewirkt. Auch ihm gegenüber greift alſo § 817 Abſ 2 (wenigſtens 
regelmäßig) nicht Platz. Verſagt iſt dem Wucherer die Aufrechnung mit ſeiner Forderung 
. 5 14155 (RG 21. 12. 06 II 254/06). Über die Beſtätigung eines wucheriſchen Geſchäfts 
1 Abſ 2, 
1 3. Reviſibilität. Die Frage, ob ein Vertrag gegen die guten Sitten verſtößt, iſt inſo 
eine 9 echtsfrage, als 3 vom Reviſtonsgerichte noche ut werden kann d Die 


. n uß, ob 
nie feftgeiteilten tatſächlichen Umſtände dem Maß an Anſtands- und Sittlichkeitspflicht . 
(RS 67 ar im Geſchäftsleben noch von einem Durchſchnittsmenſchen verlangt werden kann 


1). Auch der Begriff Notlage iſt ein Nechtsbegriff (RG JW. 05, 755309, 459). 


202 Allgemeiner Teil Rechtsgeſchäfte 


Das rechtskräftige Urteil hindert zwar die nachträgliche Erhebung des Einwandes 
aus $ 188 (3 767 ZPO). Es vermag jedoch keinesfalls das an ſich widerſittliche Rechts⸗ 
geſchäft umzugeſtalten und zu einem ſtatthaften zu machen, und daher ſteht es Dritten, 
iusbeſondere dem Bürgen, nicht entgegen (§8 767, 686, vgl. RG 56, 109 und Gruch 
53, 908, betreffend ein Anerkenntnisurteil). Iſt das Urteil ſelbſt in einer wider die guten 
Sitten verſtoßenden Weiſe herbeigeführt worden, dann ſteht dem Verurteilten der Rechts. 
behelf aus 88 826, 249 zu, wonach er die materielle Wirkſamkeit des Urteils beſeitigen kann 
(RG 61, 359; 59, 257). Vgl. Vorbem 8 vor § 104. 

4. Der $ 138 hat rückwirkende Kraft inſofern, als den betreffenden An⸗ 
ſprüchen keinerlei Rechtsſchuz gewährt werden kann (MG JW 1910, 62; 07, 167%); 
ob aber die rückwirkende Kraft ſo weit geht, daß auf Grund ihrer auch die Beſeitigung des 
vor dem Inkrafttreten des Geſetzes bereits eingetretenen Rechtszuſtandes verlangt werden 
kann, iſt zweifelhaft (RG 47, 103; JW 07, 1674, 1910, 625). Die Frage dürfte zu ver⸗ 
neinen ſein. 

8 139 


Iſt ein Teil eines Rechtsgeſchäfts nichtig, ſo iſt das ganze Rechtsgeſchäft 
nichtig!), wenn nicht anzunehmen iſt, daß es auch ohne den nichtigen Teil 
vorgenommen ſein würde?). 

E 1 114 II 112; M 1 222; P 1 134 


1. Teilweiſe Nichtigkeit eines Rechtsgeſchäfts. Das Gebiet dieſer Beſtimmung iſt keines⸗ 
wegs gewiß. Folgendes kommt in Betracht: Zunächſt ſetzt § 139 voraus, daß ein Rechtsgeſchäft 
überhaupt zur Entftehung gelangt iſt, da andernfalls von der Nichtigkeit des Rechtsgeſchäfts 
noch gar keine Rede fein könnte (RG 79, 78). Unanwendbar iſt daher § 139, falls der 
Mangel fehlender Willenseinigung (88 154, 155) in Frage ſteht. Auszuſcheiden aus dem 
eigentlichen Gebiete des § 139 ſind ſodann auch alle diejenigen Fälle, in denen der 
Nichtigkeitsgrund einen weſentlichen Beſtandteil des Rechtsgeſchäfts trifft, einen Teil alſo, 
ohne den das Geſchäft ſo, wie es gewollt war, überhaupt nicht beſtehen kann. Denn unter 
dieſen Umſtänden hat die Nichtigkeit des einen Teiles die Nichtigkeit des geſamten Geſchäfts 
ohnehin mit Notwendigkeit zur Folge; der mangelloſe Teil allein für ſich würde niemals ein 
Rechtsgeſchäft der beabſichtigten Art darſtellen können. Iſt beiſpielsweiſe bei einem Grund⸗ 
ſtücksveräußerungsvertrage zwar das Verkaufsangebot, nicht aber auch die Annahmeerklä⸗ 
rung formgerecht (8313) beurkundet worden, dann iſt ein rechtsbeſtändiger Vertrag nicht 
zuſtande gekommen; die Möglichkeit, das Geſchäft im ganzen aufrechtzuerhalten, ſcheitert 
(abgejehen von der Heilung gemäß 8 313 Abſ 2) an der unbedingt zwingenden Kraft des 
Formerforderniſſes, und wollte man auch den Verkaufsantrag als ſolchen unter Anwendung 
des $ 140 (vgl. dort A 1) als verbindlich gelten laſſen, fo würde dieſes Rechtsgeſchäft auch 
nicht einmal teilweiſe dem beabſichtigten Geſchäfte entſprechen, es wäre vielmehr im Wege 
der Umgeſtaltung (Konverſion) ein Rechtsgeſchäft von anderm Inhalte unterſtellt worden. 
Wäre ferner im gegebenen Falle die Leiſtung oder die Gegenleiſtung im Einverſtändniſſe 
der Parteien zum Scheine unrichtig angegeben worden, dann ergriffe dieſer Nichtigkeits⸗ 
grund wiederum notwendig das geſamte Geſchäft, und für die Erhaltung nur eines Teiles 
beſtünde auch hier keine Möglichkeit (RG 78, 119). Unmittelbar iſt der $ 189 endlich auch 
inſoweit nicht anwendbar, als die Grundſätze von der Unmöglichkeit der Leiſtung 
durchgreifen. Wäre das Rechtsgeſchäft aus dem Grunde überhaupt unteilbar, weil der 
Leiſtungsgegenſtand unteilbar iſt, dann verbietet ſich die Anwendbarkeit des 8 189 von 
ſelbſt. Iſt anderſeits der Leiſtungsgegenſtand teilbar, dann beſteht im Falle nachträglicher 
Unmöglichkeit für $ 139 deswegen kein Raum, weil hier der erfüllbare Teil des Rechts 
geſchäfts — ſofern nicht gegebenenfalls die nur teilweiſe Unmöglichkeit der völligen Un. 
möglichkeit gleichzuſtellen iſt — nach der Beſtimmung des $ 275 oder der 88 323—825 er 
halten bleibt. Bei der anfänglichen Unmöglichkeit liegt die Sache freilich anders. In 
$ 306 iſt der Fall anfänglicher, nur teilweiſer Unmöglichkeit überhaupt nicht vorgeſehen. 
Dieſe Lücke muß daher der $ 139 ausfüllen, und er ift dazu auch geeignet (vgl. RG 51, 94). 
Val. auch RG 68, 293; 78, 12. Allerdings muß man ſich dabei deſſen bewußt bleiben, 
daß hier ein eigentlicher Fall des $ 139 nicht vorliegt. Iſt beiſpielsweiſe eine Sache ver⸗ 
kauft worden, für die ein Gebrauchsmuster eingetragen war, und erweiſt ſich dieſes als geſetz⸗ 
lich untauglich, dann tritt zwar Nichtigkeit des ganzen Geſchäfts wegen teilweiſer Unmöglich⸗ 
feit der ganzen Leiſtung ein, aber die Vorausſetzung eines zuſammengeſetzten Rechtsgeſchafts im 
Sinne des $ 139 (f. weiter unten) trifft nicht zu; denn die Beſtimmung, daß die Kauſſache mit 
einem Muſterſchutze verſehen ſei, diente nur zur Beſtimmung der Art der Kaufſache, das 
Geſchäft war jedoch notwendig ein einheitliches. Darüber, wann gänzliche oder nur 
teilweiſe Unmöglichkeit vorliegt, vgl. 8 275 A 4. Wenn Oertmann für die Anwendbarkeit 
des 8 189 wegen teilweiſer Unmöglichkeit als Beiſpiel auch den Fall anführt, daß von zwei 
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verkauften Pferden das eine (ſchon zur Zeit des Vertragsabſchluſſes) krepiert geweſen wäre, 
ohne hinzuzufügen, daß für jedes der beiden Pferde ein beſonderer Preis verabredet worden 
jet, ſo iſt das bedenklich. Wenn beide Pferde zuſammen für einen Einheitspreis gekauft 
worden, dann ließe ſich dieſes einheitliche Kaufgeſchäft keineswegs in zwei Teile zerlegen. 
Der Kauf des einen Pferdes würde ſich nicht nur teilweiſe, ſondern im ganzen als etwas 
anderes darſtellen als der die beiden Pferde einheitlich umfaſſende Kauf. — Faßt man 
alles bisher Erwogene ins Auge, fo ergibt ſich: Für die unmittelbare Anwen⸗ 
dung des § 189 beſteht nur dann Raum, wenn das gegebene Rechts⸗ 
geſchäft ſich überhaupt in mehrere Teile zerlegen läßt und von dieſen zum 
mindeſten der eine (der vom Nichtigkeitsgrund nicht betroffene), unabhängig von dem 
andern, nichtigen Teile, ſelbſtändig für ſich beſtehen könnte; wenn ferner der dem einen 
Teile anhaftende Nichtigkeitsgrund nicht ohne weiteres notwendig das geſamte gewollte 
Rechtsgeſchäft vernichtet, und wenn endlich nicht ſchon die Beſtimmungen der 88 275, 323—825 
durchgreifen. Wird das gewollte Rechtsgeſchäft auch nicht einmal teilweiſe aufrechterhalten, 
ſondern durch ein anderes, unterſtelltes erſetzt, dann liegt Konverſion gemäß § 140 vor. 
Entſteht ein Vertrag erſt dadurch, daß der Mangel voller Willenseinigung durch die Unter ⸗ 
ſtellung einer ſolchen beſeitigt wird, dann ift der Fall des 8155 gegeben. Allen drei Beftim- 
mungen, 88 189, 140, 155, liegt nur der gemeinſame Rechtsgedank zugrunde, daß vorge⸗ 
nommene Rechtsgeſchäfte ſo lange nach Möglichkeit zu ſchützen find, als das mit der Partei⸗ 
abſicht vereinbar iſt. g 
Da der $ 139 von dem Gedanken der Teilbarkeit des Rechtsgeſchäfts ausgeht und für 
ſeine Anwendbarkeit die Möglichkeit der Teilung vorausſetzt, ſo iſt es in dieſem Sinne richtig, 
die der Beſtimmung unterfallenden Rechtsgeſchäfte als zuſammengeſetzte zu bezeichnen, oder 
aber die unmittelbare Anwendbarkeit der Vorſchrift auf derartige Rechtsgeſchäfte zu beſchränken 
(RE 62, 168; 78 S. 43 u. 120). Bei dem Ausdrucke „zuſammengeſetzt“ ift hier indes nicht 
zu denken an Rechtsgeſchäfte mit ſchon begrifflich notwendig zuſammengeſetztem Tatbeſtande 
(vgl. Vorbem 4 vor 8 104), ſondern an die gewillkürte Verbindung einer Mehrheit 
von Rechtsgeſchäften, gleichgültig ob von dem gleichen oder ob je von einem verſchie⸗ 
denen juriſtiſchen Typus (RG 78, 43; 79, 436; 88, 413). Die Zuſammenſetzung läßt ſich 
zunächſt ſo denken, daß einem Rechtsgeſchäfte eine für ſeinen Beſtand an ſich nicht weſent⸗ 
liche Nebenbeſtimmung beigefügt wird (Erfüllungsart, Bedingung, Befristung, Zuſicherung). 
Auch dieſer Fall gehört jedoch ſtrenggenommen nicht unter § 189, weil bei einer bedingten 
oder befriſteten Erklärung, oder bei der Zuſage einer Eigenſchaft trotz ſolcher Hinzufügungen 
begrifflich doch nur eine einheitliche Willenserklärung vorliegt und mithin die Nichtigkeit 
der Hinzufügung letwa die einer unſittlichen Bedingung) ſchon dieſerhalb die geſamte 
Erklärung nichtig machen muß. Aber es iſt auch nicht ausgeſchloſſen, daß die Neben⸗ 
beſtimmung in Form eines beſondern Nebengeſchäfts dem Hauptgeſchäfte hinzugefügt wird, 
und dann läge der wirkliche Tatbeſtand des zuſammengeſetzten Rechtsgeſchäfts vor. Vgl. 
NG Warn 08 Nr 24 und 9 125 A 6. Der eigentliche Fall der Zuſammenſetzung iſt der, 
daß mehrere Geſchäfte, die je für ſich als ein beſonderes, ſelbſtändiges Rechtsgeſchäft in Be⸗ 
tracht kommen könnten, durch den Willen der Parteien insgeſamt zu nur einem Geſchäfte 
miteinander verbunden werden, fo daß der Parteiabſicht nach die Gültigkeit des einen Rechts⸗ 
geſchäfts von dem des andern abhängen ſoll (RG 62, 185; 79, 436); ſelbſt wenn an den 
mehreren Verträgen nicht durchweg dieſelben Perſonen teilgenommen haben (R 67, 104; 
vgl. ferner § 305 A 2); beiſpielsweiſe ein Grundſtücksveräußerungsvertrag, verbunden mit 
ermögensübertragung (RG 61, 284); ein in zwei Kaufverträge zerlegbarer Tauſchvertrag 
(RG 78, 44); Grundſtücksveräußerungsvertrag, verbunden mit Miete (RG 16. 1.07 1251/06); 
bernahme der Verpflichtung zur Grundſtücksveräußerung, verbunden mit Vollmachts⸗ 
erteilung (RG 50, 169; 54, 79; 62, 337; 78, 41; 79, 212; 81, 51; 94, 147; 10. 12. 
19 V 249/19): kaufmänniſches Lombardgeſchäft, verbunden mit Bürgſchaft (RG 87, 
159); ein Grundſtücksveräußerungsvertrag, verbunden mit einem Mietvertrage (RG 97, 
219). Immer aber muß das Ergebnis fein, daß ſich das geſamte Rechtsgeſchäft nach 
dem Willen der Parteien nur als ein einheitliches darſtellt. Es genügt auch ſchon die 
wirtſchaftliche Einheit (RG 78, 43: 79, 434). Notwendig iſt auch nicht, daß ſchon äußer⸗ 
lich nur ein Vertrag vorliegt, es können vielmehr auch mehrere, äußerlich getrennte 
erträge in Frage ſtehen, falls dieſe ſich nur aus wirtſchaftlichen oder aus ſonſtigen 
ründen zuſammen als ein gewolltes Ganzes darſtellen (RG 79, 436; 81, 57). Die Be⸗ 
weislaſt für den entſprechenden Parteiwillen hat der ihn Behauptende. Die Anwend⸗ 
barkeit des § 139 iſt anderſeits aber ausgeſchloſſen, wenn die Vereinheitlichung der mehreren 
Geſchäfte nur eine äußerliche, nur ſcheinbare iſt; fo beiſpielsweiſe, wenn mehrere Perſonen 
ſich für die nämliche Schuld in einer Urkunde als Bürgen verpflichten, fofern jede Bürg⸗ 
ſchaftsverpflichtung ſelbſtändig für ſich beſtehen ſoll (NG 86, 324; 88, 415). — Die Voraus- 
ſetzung eines zuſammengeſetzten Rechtsgeſchäfts im Sinne des § 139 kann endlich ſowohl in 
objektiver wie in ſubjektiver Hinſicht erfüllt ſein, insbeſondere alſo auch dann, wenn ſich 
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am Vertragsſchluſſe auf der einen oder der andern Seite eine Mehrheit von Perſonen beteiligt, 
und nunmehr die Nichtigkeit nur gegenüber einem von den mehreren Beteiligten gegeben iſt 
(RS 62, 184; 71, 201; 72, 218, betreffend mehrere Wechſelſchuldner; JW 1912, 189%). Vgl. 
SeuffA 65 Nr 434, betreffend eine von Miteigentümern beſtellte Hypothek. So kann bei⸗ 
ſpielsweiſe ein „von beiden Eheleuten“ geſchloſſener Kaufvertrag für die Ehefrau gültig fein, 
wiewohl er etwa dem geſchäftsunfähigen Manne gegenüber nichtig ift, falls nämlich die Frau 
den Vertrag erweislich auch ohne Beteiligung des Mannes geſchloſſen haben würde (RG 
59, 174; 62, 186). Ein wirtſchaftlich einheitlich aufzufaſſender Kaufvertrag wird durch Anfech⸗ 
tung im ganzen nichtig, wenn nur einer der mehreren Verkäufer ſich des Betrugs ſchuldig 
10 hat (RG JW 06, 83°; Warn 1912 Nr 360; Seuffa 67 Nr 105). Nichtigkeit des ge- 
amten Vertrags (im Zweifel) auch daun, wenn das Rechtsgeſchäft gegenüber einem von 
den mehreren Mitbeteiligten wegen Minderjährigkeit (RG 51, 84) oder wegen Wuchers (MG 
72, 218) nichtig iſt. Darauf, ob ein Geſamtſchuldverhältnis vorliegt, kommt es bei § 139 nicht 
an (RG JW 05, 6845). h 2 

Unanwendbar iſt der $ 139 grundſätzlich dann, wenn die mehreren Rechtsgeſchäfte von⸗ 
einander ſchon an und für ſich unabhängig ſind; ſo iſt die abſtrakte Vollmacht nicht ſchon 
deshalb nichtig, weil der ihr zugrunde liegende Vertrag nichtig iſt (NG 69, 234). Vgl. 
jedoch A 2 a. E. und namentlich 8 313 A 1. Selbſtändig ftehen einander gegenüber auch 
die Aufrechnung in Kontokorrent und die Saldofeſtſtellung (RG 56, 24). Weiter N für 
$ 189 dann kein Raum, wenn eine rechtsgeſchäftliche Abrede mit einer nichtrechtsge lan 
lichen in Verbindung gebracht iſt, die nach der Parteiabſicht überhaupt keine Rechtswirkſam⸗ 
keit haben ſollte (M& 68, 322), oder wenn ſich die Beteiligten beim Abſchluſſe des Rechts- 
geſchäfts ſeiner teilweiſen Nichtigkeit von vornherein bewußt waren, weil es alsdann inſo⸗ 
weit bei ihnen an dem Erforderniſſe eines Geſchäftswillens überhaupt fehlte, und fie daher 
von vornherein nur dem übrigen Teile ihrer Vereinbarungen rechtsgeſchäftliche Bedentung 
beigemeſſen hätten (RG 68, 325; 79, 437). Demgemäß iſt aber für $ 139 auch dann kein 
Raum, wenn nur der eine Teil des Rechtsgeſchäfts wirklich gewollt, der andere dagegen nur 
zum Schein erklärt war (RG JW 1910, 388°). Auch dann nicht, wenn zu einem ſchriftlichen 
und der Schriftform bedürfenden Vertrage (Büraſchaft) eine bloß mündliche Nebenabrede 
getroffen iſt und dieſe einen ſelbſtändigen Nebenvertrag darſtellte oder auch formlos gültig 
war (RG LZ 1919, 590%. — Betreffs des Falles der Anfechtung eines Vertrags, bei dem 
auf der einen oder der andern Seite mehrere Perſonen beteiligt find, vgl. 8 143 A 1 u. 2. —. 
Iſt die Nichtigkeit von Rechtsgeſchäften für ein Rechtsgebiet beſonders geregelt, 
jo durch $ 75 GmbHG die Nichtigkeit von G. m. b. H., dann greifen allein dieſe Regeln 
Platz, dagegen nicht auch der Grundſatz des $ 139 von der teilweiſen Nichtigleit (R& 78, 429, 
wo die einem derartigen Geſellſchaftsvertrage beigefügte Schiedsgerichtsklauſel für nichtig 
erklärt, die Anwendbarkeit des § 139 aus den angeführten Gründen aber verneint worden 
iſt). Vgl. ferner RG Warn 1916 Nr 147. — Unanwendbar ift 8 139 ferner da, wo das 
Geſetz ſelbſt nur die teilweiſe Nichtigkeit vorſieht. So tritt im Falle der 99 443, 476 (Aus⸗ 
ſchließung der Gewährleiſtung) die Nichtigkeit nur fo weit ein, als die Argliſt reicht (NG 62, 125; 
Warn 1914 Nr 115). So fällt gemäß § 67 Abſ 4 HGB nur das geſetzwidrige Abkommen 
über die Kündigungsfriſt fort (RG 17. 9. 07 III 72/07). — Sonberbeitinimungen bei der 
Wahlſchuld gemäß § 265 und die letztwilligen Verfügungen nach 88 2085, 2208 (Beſchrän⸗ 
kung der Unwirkſamkeit). In entſprechender Anwendung des $ 139 it auch nur teil. 
weiſer Rücktritt von einem einheitlichen Vertrage ausgeſchloſſen (RG 67, 103; Seuffa 74 
Nr 28). N ee 

Der Paragraph greift im übrigen Platz, gleichgültig, ob die teilweiſe Nichtigkeit von 
Anfang an vorlag, oder ob ſie erſt nachträglich durch Anfechtung herbeigeführt wurde 
(RG 62, 186). Unweſentlich ift ferner die Art des Nichtigleitsgrundes (vgl. $ 125 A fa: 
vgl. RG 52, 4; 59, 133: 64, 40; 65, 393; 68 S. 192, 232, 293; 71, 388... 

Nichtigkeit des ganzen Geſchäfts gegebenenfalls die Regel, gleichviel, worin die Nichlig⸗ 
keit ihren Grund hat (RG 62, 186). Es entſpricht das der Anſchauung des Geſetzes (val. 
die 88 139, 154, 155, 320, 328), daß im Zweifel alle Beſtimmungen eines Vertrags nach 
der Parteiabſicht als ein zuſammengehöriges einheitliches Ganzes zu betrachten find (Rc 
72, 218), und daß beſondere Umſtände vorliegen lei um eine Ausnahme hiervon zu 
begründen (RG 57, 165; 71, 388). Aus $ 139 kann auch nicht ein Recht des Richters ab. 
geleitet werden, den nämlichen Vertrag in der Weiſe aufrechtzuerhalten, daß er unterſtellt, 
die Parteien hätten nur das vereinbart, was an fich zuläfſig geweſen wäre. It beiſpiels.⸗ 
weile ein Bietabnahmeverlrag wegen zu langer Bindung nach $ Abſ 1 nichtig, fo ist 
88 unzulällig, die Bindungsdauer auf eine angemeſſene Friſt in der Aunahme herabzuſetzen, 
daß die Einigung auf eine zu lange Zeit die auf eine angemeſſene mit umfaſſe (R& 76, 78). 
Auch der Partei ſteht es nicht frei, die Nichtigkeit des ganzen Geſchäfts aus § 139 dadurch 
abzuwenden, daß ſie auf die Rechtsgültigkeit desjenigen Vertragsbeſtandteils des Vertrags, 
der nur ihr einen Vorteil bringt, der aber nichtig iſt, Verzicht leiſten zu wollen erklärt; auch 
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die exceptio doli generalis kann die Partei dem Vertragsgegner gegenüber, der die Nich- 
tigkeit des ganzen Vertrags einwendet, nicht entgegenhalten (RG 91, 361). Nichtig iſt aber 
nicht eine mit dem Hauptvertrage etwa verbundene Vereinbarung eines an ſich unzuſtändigen 
Gerichts wegen Nichtigkeit des ſonſtigen Rechtsgeſchäfts, da die Vereinbarung auch für den 
Fall als getroffen zu gelten hat, daß über die Rechtsbeſtändigkeit des Vertrags zu entſcheiden 
wäre und fie ſomit von der Rechtsbeſtändigkeit des ſonſtigen Rechtsgeſchäfts unabhängig 
iſt (RG 87, 9). Anders der Fall einer Umgeſtaltung des Rechtsgeſchäfts durch Unterſtellung 
eines Geſchäfts von anderer Art (vgl. A 1 Abſ 1 und § 140 A 1). Iſt eine Hauptforderung 
wegen Nichtigkeit des Vertrags nicht entſtanden (wegen Formmangels), ſo befteht auch nicht 
die Nebenforderung, etwa der Zinsanſpruch (RG 74, 342). Verſtößt die Übernahme einer 
Verpflichtung anf Ehrenwort gegen die guten Sitten, fo ift auch die ehrenwörtlich übernom- 
mene Verpflichtung nichtig (RG Seufjl 67 Nr 104). 

2. Die Ausnahmebeſtimmung, wonach gegebenenfalls nur der von der Nichtigkeit 
betroffene Teil des geſamten Rechtsgeſchäfts nichtig ſein ſoll, erklärt ſich grundſätzlich aus 
der Neigung des Geſetzes, einmal abgeſchloſſene Rechtsgeſchäfte nach Möglichkeit zu ſchützen 
und zu erhalten (vgl. SS 140, 155). Es befolgt dabei den Grundſatz pacta servantur und 
entnimmt die Rechtfertigung hierfür dem Satze utile non debet per inutile vitiari. Die 
Frage, ob der Regelfall oder der Ausnahmefall als gegeben anzuſehen, iſt auch hier nach 
der vermutlichen Parteiabſicht zu entſcheiden, und zwar nach der Abſicht, wie ſie zur Zeit 
der Vornahme des Geſchäfts nach den damaligen Verhältniſſen erweislich beſtanden haben 
würde (RG Warn 1912 Nr 411). Der Richter hat alſo durch Auslegung zu ermitteln, was 
die Parteien verſtäudigerweiſe gewollt haben (RG 91, 361). Haben die Parteien im Pro- 
zeſſe die teilweiſe Nichtigteit nicht geltend gemacht, dann iſt der Schluß zuläflig, daß ſie dieſen 
Teil des Vertrags nicht als weſentlich angeſehen haben (RGS 13. 12. 16 V 262/16). Ahn⸗ 
liche Regelung im Falle der §8 140, 155. Die Probe liegt in der Frage des Geſetzes, ob 
anzunehmen, daß der Urdeber des Geſchäfts dieſes vormals auch ohne den nichtigen Teil 
vorgenommen haben würde (RG 52, 4; 59, 174; 64, 40; 65, 393; Warn 08 Nr 352), was 
beiſpielsweiſe zu bejahen wäre, wenn feſtſtünde, daß ſich die Parteien bei Abſchluß des Ver⸗ 
trags der Nichtigkeit eines Teiles desſelben bewußt geweſen ſeien, zumal wenn fie ſich das 
gegenſeitig zu erkennen gegeben haben und davon ausgingen, daß das nicht eintreten werde, 
was rechtlich (wegen Nichtigkeit des betroffenen Vertragsteils) nicht erzwungen werden 
könne (RG 68, 325; 79, 305; 86, 324; Warn 1914 Nr 209; 1919 Nr 155). Dieſe Regelung 
entſpricht der Billigkeit und dem Verkehrsbedürfniſſe. Sit ein Darlehn gegen eine gemäß 
$ 138 ſittenwidrige ehrenwörtliche Übernahme gewiſſer Verpflichtungen von ſeiten des Schuld⸗ 
ners und unter Ausbedingung eiuer Vertragsſtrafe für den Zuwiderhandlungsfall gewährt 
worden, dann ergreift die Nichtigkeit nur die Übernahme der bezeichneten Verpflichtungen 
und die Vertragsſtrafe, dagegen nicht auch das Darlehn, das durch die Hingabe entſtanden 
iſt, wofern anzunehmen iſt, daß beide Teile die Wirkſamkeit diefes Geſchäfts auch für den 
Fall der Nichtigkeit der ſonſtigen Abreden gewollt haben (NG Warn 1915 Nr 220). Des- 
gleichen bleibt eine für die Darlehnsſchuld geleiſtete Bürgſchaft von der Nichtigkeit einer 
ebenfalls erfolgten Pfandbeſtellung unberührt (RG 86, 323); desgleichen die Vereinbarung 
eines Schiedsgerichts von der Nichtigkeit desjenigen Rechtsgeſchäfts, betreffs deſſen das 
Schiedsgericht vereinbart worden iſt (RG 87, 7). Iſt das Hauptgeſchäft (Kauf, Darlehn) 
rechtsgültig zuſtande gekommen, und iſt nur das Nebengeſchäft (die Beſtellung einer Sicher⸗ 
heit für die Schuld) nichtig, dann darf der Verpflichtete, der das Empfangene behalten will, 
nicht aus § 139 die Nichtigkeit des geſamten Rechtsgeſchäfts geltend machen, um ſich ſeiner 
Verpflichtung zu entziehen, weil dem die Einrede der Argliſt entgegenſtünde (RG 86, 323; 
JW 1916, 3905; vgl. dazu auch Rh 91, 302; 71, 436; 78, 354). Sit derjenige Teil des 
Vertrags, der ſich als ſittenwidrig darſtellt, nur für einen beſtimmten, aber nicht eingetretenen 
Fall berechnet worden (Abrede zwiſchen Eheleuten für den Fall der Scheidung), dann iſt 
zu ermitteln, ob die andern, nicht ſittenwidrigen Abreden von der Nichtigkeit trotzdem mit⸗ 
ergriffen werden (RG Warn 1918 Nr 172). Es handelt ſich in allen derartigen Fällen um 
Ausmittlung des mutmaßlichen Willens unter Berücksichtigung der obwaltenden Umſtände 
(RG 79, 304; 86, 324). f 8 

Ein ſchein barer Ausnahmefall kann ſich ergeben aus dem Verhältniſſe zwiſchen dem 
Grundgeſchäfte und anderſeits dem (abſtrakten) Vollzugsgeſchäfte (5 125 A Ic), Geht 
man davon aus, daß der Rechtsbeſtand des letzteren Geſchäfts von der Nichtigkeit des erſteren 
unberührt bleibt, jo würde beiſpielsweiſe, wenn in einem Grundſtücksveräußerungsvertrage 
zur Berichtigung des Kaufgeldes vom Käufer auf den Verkäufer eine Hypothek übertragen 
und dieſe Übertragung im Vertrage beurkundet worden wäre, der Kaufvertrag alsdann aber 
mit Erfolg angefochten iſt, derjenige Teil des Vertrags, der die Übertragung der Hypothek 
zum Gegenſtande hat, dennoch wirkſam bleiben, und der Käufer daher nur berechtigt ſein, 
ole Rückübertragung wegen grundloſer Bereicherung des Verkäufers zu verlangen. Ein der- 
artig unliebſames Ergebnis iſt jedoch abzulehnen und iſt auch bereits abgelehnt worden mit 
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der Annahme, daß die Anfechtung des Grundgeſchäfts (Kauf) zugleich auch die im Vertrage 
erklärte Zeſſion einer Forderung auf die Preisforderung mit vernichtet (NG 70, 89; Warn 
1912 Nr 360, wo angenommen iſt, daß die zur Berichtigung des Kaufpreiſes erfolgte Über- 
tragung einer Hypothek auf einen Dritten [$ 328] von der durch Anfechtung herbeigeführten 
Nichtigkeit des Kaufvertrags um deswillen mitergriffen wird, weil die Verpflichtung zur 
Übertragung der Hypothek ein weſentlicher Teil des Vertrags geweſen und zweifellos von 
dem Beſtehen des Kaufvertrags abhängig gemacht worden ſei). Dieſe Entſcheidungen werden 
demjenigen genehm ſein, der nicht zu billigen vermag, daß im Falle der Aufechtung wegen 
eines dem Grundgeſchäfte anhaftenden Willensfehlers ſtets nur dieſes Rechtsgeschäft als 
hinfällig erachtet wird, vielmehr den Standpunkt vertritt, daß ein dem Grundgeſchäfte anhaf⸗ 
tender Willensfehler regelmäßig auch noch dem ſpäteren Vollzugsgeſchäfte anhaftet (vgl. 
5125 A 10 a. E.). Es iſt auch bereits in RG 58, 368 angenommen worden, daß die Nic): 
tigkeit eines Kaufvertrags aus § 138 zugleich die Nichtigkeit der im Vertrage enthaltenen 
Schuldübernahme (alfo ebenfalls eines abſtrakten Rechtsgeſchäfts) nach ſich zieht, und in 
RG 81, 51; 94, 147; 97, 273, daß die Nichtigkeit des Kaufvertrags auch die Nichtigkeit der 
in ihm erteilten Auflaſſungsvollmacht nach ſich zieht, und in RG 87, 71 ift zutreffend aus. 
geführt worden, daß das in einem Kaufvertrage mitenthaltene, der Zeſſion zugrunde liegende 
obligatoriſche Grundgeſchäft als Beſtandteil des Kaufvertrags von allen Mängeln des Kauf⸗ 
geſchäfts mitergriffen wird. — Anderſeits läßt die teilweiſe Nichtigkeit des dinglichen Voll⸗ 
zugsgeſchäftes — richtiger: die teilweiſe Nichtentſtehung des Vollzugsgeſchäftes, oben 
A1 — (beiſpielsweiſe der Auflaſſung, weil etwa mehr aufgelaſſen worden, als nach 
dem beiderſeitigen Willen aufgelaſſen werden ſollte) das ſchuldrechtliche Grundgeſchäft 
unberührt (RG 78, 375). Vgl. auch RG 79, 185. Sind lediglich mehrere abſtrakte 
Rechtsgeſchäfte zuſammen vorgenommen, etwa in einer Urkunde mehrere Hypotheken 
eintragungen bewilligt worden, dann wird die Nichtigkeit der einen Hypothek nicht zugleich 
die der andern zur Folge haben, falls nicht die Einigung der Beteiligten nur unter der 
Bedingung der Rechtsbeſtändigkeit aller Hypotheken erzielt worden iſt. — Beſtellen die 
mehreren Miteigentümer eines Grundſtücks zuſammen eine Hypothek auf dem ganzen 
Grundſtücke, und betrifft der gegebene Nichtigkeitsgrund nur das von einem der mehreren 
Miteigentümer abgeſchloſſene Rechtsgeſchäft, dann kommt die Hypothek auf den Mit⸗ 
eigentumsanteilen der andern Miteigentümer zur Entſtehung, falls der Ausnahmefall des 
8 139 erweislich vorliegt. Denn die Hypotheken belaſten jeden einzelnen Miteigentums⸗ 
anteil ſelbſtändig (RG JW 1910, 47315). Beſteht nur teilweiſe Nichtigkeit eines aus mehreren 
Rechtsgeſchäften zuſammengeſetzten Rechtsgeſchäfts, dann iſt die Rückforderung der teil. 
weiſen Leiſtung nicht ausgeſchloſſen (RG 78, 41). Die Beweislast für das Vorhanden 
fein des Ausnahmefalls des 8 139 liegt dem Teile ob, der den Ausnahmefall geltend machen, 
alſo behaupten will, das Rechtsgeſchäft wäre auch ohne den nichtigen Teil vorgenommen 
worden (RG 61, 286). Es iſt ein poſitiver Beweis zu erbringen (RG 74, 382). 


8 140 


Entſpricht ein nichtiges Rechtsgeſchäft den Erforderniſſen eines anderen 
Rechtsgeſchäfts, ſo gilt das letztere, wenn anzunehmen iſt, daß deſſen Gel⸗ 
tung bei Kenntnis der Nichtigkeit gewollt fein würde!) ). 

E I 111; M 1 218; P 1 126 ff. 


1. umgeſtaltung des Rechtsgeſchäfts (Konverſion). Ein Rechtsgeſchäft, das die mit 
ihm bezweckten Rechtsfolgen wegen Nichtigkeit nicht zu erzeugen vermag, kann denkbar noch 
die Beſtandteile zu einem Rechtsgeſchäfte von anderer Natur in ſich ſchließen, das ſeinerſeits, 
zur Entſtehung gelangt, und von dem gegebenen Nichtigkeitsgrunde nicht mitbetroffen, 
dazu ausreichen würde, wenigſtens in wirtſchaftlicher Hinſicht gleichartige Wirkungen zu 
begründen wie das beabſichtigte nichtige Geſchäft. Unter ſolchen Umſtänden will das 
Geſetz wiederum feinen Grundſatz (vgl. $ 155 A 1; 8 139 A 2), daß einmal vorgenommene 
Rechtsgeſchäfte nach Möglichkeit aufrechtzuerhalten ſind, durchgreifen laſſen, und das 
Mittel, das ihm dazu dienlich ſcheint, findet es hier in dem Rechtsbehelfe der Umge- 
ſtaltung (Konverſion), indem es vorfieht, daß gegebenenfalls das andere (nicht beab- 
ichtigte) Rechtsgeſchäft an die Stelle des beabſichtigten nichtigen zu ſetzen iſt, nämlich das 
andere Geſchäft, durch welches der gewollte wirtſchaftliche Erfolg, ſei es ganz, ſei es auch 
nur zum Teil, erreicht wird (RG 48, 250; Gruch 61, 466). Wie aber in den andern, zu⸗ 
bor bezeichneten Fällen ſtellt das Geſetz auch hier die Verwendbarkeit des Mittels auf den 
bermutlichen Willen des Geſchäftsurhebers ab, nämlich darauf, ob anzunehmen, daß der 
Genannte bei Kenntnis der Nichtigkeit des vorgenommenen Rechtsgeſchäfts das andere 
Geſchaft gewollt haben würde. Auf die Art des Nichtigkeitsgrundes (8 125 A 1) ſowie 
darauf, ob der Grund das gegebene Rechtsgeſchäft durchweg, oder aber, ob er nur einen ſeiner 
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Dieſes andere Geſchäft bedarf im gegebenen u 2 9 75 9 (NG 30. . 
eine Feſtſtellung zu verſchaffen, iſt Sache der 
ill 


{ formungültigen Vermögensübertragungs⸗ 
vertrags als Verpflichtung zur Übertragung einzelner Gegenſtände (RG 76, 13; 82, 277); 


S 141 


Wird ein nichtiges Rechtsgeſchäft von demjenigen, welcher es vorge⸗ 
nommen hat, beſtätigt“), jo it die Beſtätigung als erneute Vornahme zu 
beurteilen“). 

„Wird ein nichtiger Vertrag von den Parteien beſtätigt, jo ſind dieſe im 
Zweifel verpflichtet, einander zu gewähren, was ſie haben würden, wenn 
der Vertrag von Anfang an gültig geweſen wäre“). 

E I 110 II 110; M 1 217 fl.; P 1 126. 

1. Beſtätigung ift nach dem Sprachgebrau BGB dasjenige Re 5 
welches si Celine 1 von ihm in ne Ban Borg enarniehen bernd DE, 


mordenen Rechtsgeſchäfte nach $ 141 Rechtsgültigkei i 
j echtsgültigkeit und einem vorerſt nur 
Rechtsgeſchäfte gemäß 144 Rechtsbeſtändigkeit verleihen will. Sie ſetzt maki ee 
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der Nichtigkeit ſowie den Beſtätigungswillen voraus (MG 93, 228; JW 1912, 6812). — Über 
den Begriff Genehmigung, der nur in Richtung auf Geſchäfte Dritter oder in Hinficht auf 
die vom auftragsloſen Stellvertreter vorgenommenen Rechtsgeſchäfte verwendet wird, vgl. 
die 88 184, 185, 177, 179, 684. Auch die Beſtätigung nur eines beſtimmten Teiles des 
Geſchäfts iſt möglich (RG Warn 1913 Nr 43). 


2. Nach dem Standpunkte des Geſetzes iſt Nichtigkeit, von welchem Falle der § 141 allein 
handelt, grundſätzlich unheilbar (vgl. 3 125 A 1a). Demgemäß ift es nicht die Aufgabe der 
Beſtätigung, die vorhandene Nichtigkeit zu heilen; vielmehr faßt das Geſetz die Beſtätigung 
als eine, ſei es ausdrückliche, ſei es ſtillſchweigende, ſchlüſſige erneute Vornahme des Rechts⸗ 
geſchäfts auf und fo als eine Art und Weiſe der Beſeitigung des Nichtigkeitsgrundes (RG 
61, 265; 64, 149; JW 09, 11%). Daher verſteht es ſich von ſelbſt, daß die Beſtätigung nur 
dann Erfolg haben kann, wenn ſie allen Anforderungen eines Rechtsgeſchäfts der entſprechen 
den Art entſpricht (RG 61, 266), alſo insbeſondere auch hinſichtlich des Formerforderniſſes (RG 
68, 41; 76, 84; 55, 40; Warn 08 Nr 121), und daher bedarf es bei der Beſtätigung eines 
formwidrigen Grundſtücksveräußerungsvertrags ſelbſt dann der Form des $ 313, wenn die 
Auflaſſung und Eintragung bereits erfolgt, dieſe beiden Rechtsgeſchäfte aber, weil durch 
einen auftragsloſen Vertreter vorgenommen, ebenfalls rechtsunwirkſam waren und daher 
den Formmangel nicht heilen konnten, und zwar beſteht das Formerfordernis auch dann, 
wenn die Beſtätigung mittels eines Vergleichs erfolgen ſoll (RG 94, 151; vgl. dazu auch 
8 313 A 2 Abſ 3). Im Falle des Formerforderniſſes reichen daher bloß ſchlüſſige Hand⸗ 
lungen als Beſtätigung niemals aus (RG JW 03 Beil 42; 8. 4. 07 IV 424/00); während 
bei formloſen Rechtsgeſchäften das Gegenteil der Fall fein kann (RH JW 08 Beil 42). 
So kann auch die formloſe nachträgliche Abrede, daß der angefochtene Vertrag, auch wenn 
die Anfechtung vom Gerichte als wirkſam angenommen werden ſollte, beſtehenbleiben 
ſolle, nur inſofern als rechtsgültig erachtet werden, als fie darauf abzielt, für den vor⸗ 
ausgeſetzten Fall die alsdann gegebenen Anſprüche aus § 812 zu regeln (RG JW 1912, 
850%. Handelt es ſich um einen Vertrag, jo muß in der nachträglichen Beſtätigung ins⸗ 
beſondere auch die Willensübereinſtimmung über alle weſentlichen Punkte zum Ausdrucke 
gelangt fein (RG 61, 266), und es müſſen die Beteiligten jedenfalls in Kenntnis der 
Nichtigkeit des Vertrags gehandelt haben (RG 93, 228; Warn 08 Nr 121; 1913 Nr 48). 
Sind ferner beim Vertragsabſchluſſe mehrere beteiligt geweſen, dann müſſen alle 
Beteiligten auch bei dem Beſtätigungsgeſchäfte mitwirken (RG 52, 164). Der Beſtäti 
gung darf auch nicht, falls die Nichtigkeit im Inhalte des Geſchäfts ihren Grund 
hatte, der betreffende Mangel wiederum anhaften. Insbeſondere kann ein unſittliches 
Rechtsgeſchäft durch Beſtätigung niemals zu einem ſittlichen werden (RG 64, 149 Gruch 58, 
683). So wäre auch die Beſtätigung des Abkommens zwiſchen einer G. m. b. H. und 
einem Geſellſchafter, daß dieſer unter gewiſſen Vorausſetzungen ſeine Stammeinlage 
zurückfordern dürfe, als gegen $ 30 Abſ 1 GmbHG verſtoßend, ebenfalls nichtig (RG 
5. 5. 06 1 611/05). Desgleichen die Beſtätigung eines Vertrags, in dem ein Miterbe 
ſeinen vermeintlichen Erbanſpruch an einem Beſtandteile des Nachlaſſes verkauft, weil bei 
einem ſolchen Geſchäfte überhaupt ein zuläſſiger Gegenſtand fehlt (58 1922 Abſ 2, 2033 
Abſ 1 Satz 1; Rh 61, 78). Die Beſtätigung eines wucherlichen Rechtsgeſchäfts könnte 
nur inſofern von Erfolg ſein, als zur Zeit ihrer Vornahme die Vorausſetzungen des Wuchers 
nicht mehr beſtänden. — Im Falle der Nichtigkeit eines beurkundeten Vertrags erfordert 
indeſſen die erneute Vornahme nicht auch die wiederholte Beurkundung des Vertragsinhalts, 
vielmehr genügt die Bezugnahme auf die frühere Vertragsurkunde (vgl. $ 126 A 2). — 
Die Folge der Betätigung iſt, daß das beabsichtigte Rechtsgeſchaft nunmehr wirkſam 
„wird“, und zwar auf der Grundlage des erneut vorgenommenen Geſchäfts (NG 68, 41; 
76, 84). Demnach fallen bei einem Vertrage, falls das nichtige Geſchäft ſchon vor 
der Beſtätigung erfüllt worden war, mit dieſer nunmehr auch alle etwaigen Ausgleichungs. 
anſprüche (§ 125) fort, wiewohl der Beſtätigung eine dingliche Rückwirkung nicht zukommt 
(A 3). 


3. Nach der Beſtimmung des Abſ 2 wird lediglich die obligatorſſche Verpflichtung der 
Parteien begründet, einander das zu gewähren, was ſie haben würden, wenn der Vertrag 
von Anfang an gültig geweſen wäre. Die Rückwirkung äußert ſich daher nur in ſchuldrechtlicher 
Art (R JW 1911, 1871), dagegen findet eine Rückwirkung von dinglicher Kraft nicht ſtatt 
(ME 75, 115). Auch nach außen hin tritt ſonach eine dingliche Wirkung nicht ein, fo daß auch 
Verfügungen, die der eine Vertragsteil in der Zwiſchenzeit zugunſten Dritter vorgenommen 
hat, ungeachtet der nachträglichen Beſtätigung des nichtigen Vertrags, in Kraft bleiben (RG, 
75,1100. Anders bei der Genehmigung der Verfügungen eines Nichtberechtigten (vgl. 8 185 
1 1828 u 2 ende Kraft hat nur die Beſtätigung einer nach $ 1325 Abſſ I nichtigen Ehe 
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8 142 


Wird ein anfechtbares Rechtsgeſchäft angefochten, jo iſt es als von Ans 
fang an nichtig anzuſehen !). 

Wer die Anfechtbarkeit kannte oder kennen mußte, wird, wenn die An⸗ 
fechtung erfolgt, ſo behandelt, wie wenn er die Nichtigkeit des Rechtsgeſchäfts 
gekannt hätte oder hätte kennen müſſen?) s). 

E I 112, 837 Abſ 2 Satz 2, 877 Satz 2 II 118; M 1 218 ff.; P 1 127, 164 ff.; 3 214. 


1. Die Anfechtung (über die Anfechtungsform vgl. $ 143) äußert ſich darin, daß der An- 
fechtungsberechtigte den feiner Willenserklärung, als einem Beſtandteile des Rechtsgeſchäfts, 
anhaftenden Mangel (Irrtum 88 119, 120, Betrug, Zwang 8 123) geltend macht (vgl. 
Vorbem 2 vor $ 116). Da nun jedwedem Rechtsgeſchäfte begrifflich notwendig eine 
Willenserklärung zugrunde liegt, jo iſt auch die Anfechtbarkeit eines jeden Rechtsgeſchäfts 
(auch die in einem gerichtlichen Vergleiche enthaltene Willenserklärung, RG Warn 08 Nr 594) 
denkbar, und ſomit ſowohl die des obligatoriſchen Geſchäfts wie die des abſtrakten Leiſtungs⸗ 
geſchäfts (RG 69, 17), ſei es im Gebiete des Sachenrechts, ſei es in dem der Schuld⸗ 
verhältniffe (vgl. Vorbem 5 vor $ 104). Grundſätzlich kann es hinſichtlich der Anfechtbarkeit 
auch keinen Unterſchied machen, ob ein Rechtsgeſchäft durch eine poſitive Erklärung oder 
vermöge einer Unterlaſſung begründet worden iſt. Geltend gemacht werden kann die 
Anfechtung durch Klage ſowie durch Einrede. Dieſe iſt zuzulaſſen, auch wenn ſie nur auf einer 
Vermutung beruht, falls ſie tatſächlich genügend begründet wird (RG Warn 1911 Nr 361). — 
Wo das Geſetz von Anfechtung mit Bezug auf Rechtsverhältniſſe ſpricht (Anfechtung 
der Ehelichkeit eines Kindes nach 88 1593 ff. und des Erbſchaftserwerbs behufs Geltend⸗ 
machung der Erbunwürdigkeit nach SS 2340ff.) handelt es ſich nicht um Anfechtung einer 
Willenserklärung, ſondern um eine ſolche des Rechtsverhältniſſes ſelbſt, und fie erfolgt hier 
auch nicht durch eine bloße formloſe Erklärung, ſondern im Wege der Klage; die Wirkung 
endlich tritt hier erft mit der Rechtskraft des Urteils ein. Eine Sonderregelung hat die 
Anfechtung der Ehe in den 88 1330 ff. erfahren, ſodann die Anfechtung der Annahme oder 
Ausſchlagung einer Erbſchaft in den 88 1954ff. — Über die Anwendbarkeit der Grundſätze 
von der Anfechtung bei prozeſſualen Rechtshandlungen vgl. Vorbem 8 vor 8 104. 

Seiner ſachlichen Bedeutung nach ſtellt ſich das Anfechtungsrecht als ein bereits vorhan⸗ 
denes und daher auch vererbliches Vermögensrecht dar. Seiner ſelbſtändigen rechts ⸗ 
geſchäftlichen Übertragbarkeit En ſich aber der Umſtand entgegen, daß es, weil an das 
zugrunde liegende Rechtsverhältnis untrennbar geknüpft, der erforderlichen Selbſtändigkeit 
entbehrt und ſomit in Wirklichkeit nur eine dem Rechte ſelbſt innewohnende Befugnis dar⸗ 
ſtellt. Indeſſen, da auch derartige (unſelbſtändige) bloße Befugniſſe wenigſtens der Aus⸗ 
übung nach übertragbar find, fo iſt auch (ftreitig) eine Übertragbarkeit des Anfechtungsrechts 
der bloßen Ausübung nach möglich (RG 73, 307). Val. auch 88 899 A 4 ſowie 401 A 1. 

Die Wirkung der Anfechtung ift die, daß das an ſich rechtswirkſam entſtandene Geſchäft 
(auch ein gerichtlicher Vergleich, R Warn 08 Nr 594), ohne daß die Annahme der Anfech⸗ 
tung oder eine ſonſtige Mitwirkung des Gegners nötig wäre, ohne weiteres und endgültig 
nichtig wird, und zwar derart, daß dieſe Folge ohne weiteres eintritt; und daß nicht etwa 
wie beim Rücktritte oder bei der Wandlung vorerſt nur ein Anſpruch auf Wiederherſtellung 
des früheren Zuſtandes entſtünde (RG 66, 389). Die Vernichtung des Rechtsgeſchäfts äußert 
ſich im übrigen auch derart, als wäre es von Anfang an nichtig geweſen (RG 62, 186; 69, 17), 
und mit der weiteren Folge, daß das Geſchäft materiell für und gegen jedermann des rechtlichen 
Beſtandes entbehrt (RG 69, 17), und es auch nicht anders als durch die erneute Vornahme gemäß 
$ 141 Abſ 1 (gegebenenfalls alſo unter Mitwirkung der ſamtlichen Beteiligten) wiederhergeſtellt 
werden kann (R 74, 1), und daß endlich auch die Beteiligten ſelbſt nicht in der Lage find, die ein: 
mal wirkſam, d. h. aus zutreffenden Gründen erklärte Anfechtung als eine unberechtigte oder wir⸗ 
kungsloſe behandeln zu können (RG Warn 1912 Nr 149), oder fie durch Widerruf oder durch 
gegenſeitige Einigung zu beſeitigen (RG Warn 1912 Nr 149; SeuffA 68 Nr 4). Es iſt 
das ein notwendiges Ergebnis der Nichtigkeitswirkung. Zu beachten iſt daher auch, daß, 
wenn die Anfechtung und die Wandlung zugleich erklärt ſind, ſtets zunächſt die erſtere zu 
berücksichtigen iſt, da im Falle ihrer Wirkſamkeit für die Wandlung kein Raum mehr beſteht 
(RS 74, 3; Warn 1913 Nr 190). Vgl. $ 125 A 1. (Über die Aufrechterhaltung eines an. 
fechtbaren, aber noch nicht angefochtenen Rechtsgeſchäfts durch einſeitige Veſtätigung vgl. 
3.144 A 1.) Zu beachten ift jedoch, daß die dingliche Außenwirkung der Anfechtung nur 
die materielle Seite des Verhältniſſes trifft, daß dagegen nicht auch das zwiſchen 
den Parteien ergehende, die Nichtigkeit des Rechtsgeſchäfts feſtſtellende Urteil auch Dritten 
gegenüber Rechtskraft macht (NS 80, 322; JW 1912, 7881). Materiell kann aber die Ver⸗ 
nichtung eines Vertrags auch Dritten gegenüber ſich äußern; ſo verliert der Mäkler die Ge⸗ 
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bührenforderung, wenn das durch ihn vermittelte Rechtsgeſchäft wirkſam angefochten iſt RG 
76, 355), und der Dritte, zu deſſen Gunſten der Vertrag abgeſchloſſen iſt (8 328), büßt durch die 
dem Vertragsgegner (Bromittenten) gegenüber erfolgte Anfechtung feinen ihm zugewachſenen 
Anſpruch ein (vgl. § 334 Anm 1). Die wirkſam erfolgte Anfechtung wirkt endlich grundſätzlich 
auch zugunſten des Zeſſionars desjenigen, welcher die ihm übertragene Forderung weiter über⸗ 
tragen hat (vgl. Anm 2). — Von einem anfechtbaren Rechtsgeſchäfte kann den zuvor er⸗ 
örterten Grundſätzen entſprechend überhaupt nur dann die Rede ſein, wenn es jemals gültig 
zur Entſtehung gelangt war, während umgekehrt Vorausſetzung des nichtigen Geſchäfts iſt, 
daß die Nichtigkeit von Anfang an beftand (RG 49, 422). 

Solange die Anfechtung noch nicht erklärt ift, äußert die Anfechtbarkeit des Rechtsgeſchäfts 
im allgemeinen noch keine Wirkung, und die Anfechtung ſelbſt ſteht auch nur dem am Rechts⸗ 
geſchäfte ſelbſt Beteiligten zu. Ausnahmsweiſe hat aber der Bürge ohne Rückſicht auf die 
erfolgte Anfechtung die verzögerliche Einrede aus 8 770, und der Eigentümer ſowie der Ver⸗ 
118 110 15 die gleiche Einrede aus dem Aufechtungsrechte des perſönlichen Schuldners 
(88 1137, 1211). = 

Grundſatz der Rückwirkung. Die Rückwirkung der Anfechtung äußert ſich (anders 
als bei der Wandlung und beim Rücktritte) dinglich (RG 66, 389) und führt daher zu 
folgenden Ergebniſſen: a) Beim dinglichen Rechtsgeſchäfte — ſei es, daß es allein 
für ſich, ſei es, daß es zugleich mit dem Grundgeſchäfte angefochten ift (8 125 A 10; RG 
70, 55; 66, 389) — wird der Rechtserwerb des Anfechtungsgegners ($ 143) derart vernichtet, 
als wäre er niemals wirkſam entſtanden, und zugunſten des Veräußerers anderſeits iſt die 
Sache fo anzuſehen, als hätte er das auf feinen Gegner übertragene Recht niemals ein- 
gebüßt (vgl. RG 69, 16). Er würde mithin im Falle der Eigentumsübertragung gemäß 
$ 985 die Herausgabe verlangen, gegebenenfalls die Berichtigung des Grundbuchs gemäß 
8 894 herbeiführen und in jedem Falle dinglich klagen können. b) Bei Schuldverhält⸗ 
niſſen: Bis zur Erfüllung ſteht jedem Teile der Einwand der Nichtigkeit zu jeder An⸗ 
ſpruch wie jede Verpflichtung hat aufgehört. Nach der Erfüllung aber findet die Ausglei⸗ 
chung der Regel nach, wie angenommen wird, gemäß 88 812ff. ſtatt (RG 68, 312), und zwar 
unter dem Geſichtspunkte, daß der Rechtsgrund, auf Grund deſſen die Leiſtung erfolgte und 
angenommen wurde, durch die Anfechtung des Grundgeſchäfts in Wegfall gebracht iſt (8 812 
Abſ 1 Satz 2). — Die Eigentumsklage aus $ 985 iſt ausgeſchloſſen, wenn das dingliche 
Leiſtungsgeſchäft, als von dem Grundgeſchäfte unabhängig, trotz deſſen Vernichtung be⸗ 
ſtehengeblieben iſt. Wird dagegen auch das dingliche Rechtsgeſchäft nichtig, dann ſteht dem 
Anfechtenden gerade nur der dingliche Anſpruch zu. Vgl. des näheren 8 125 A 1b. Ob 
der Anfechtende im übrigen auch berechtigt iſt, Schadenserſatz zu verlangen, richtet ſich 
nach den allgemeinen Rechtsgrundſätzen (§8 276, 823, 826). Jedenfalls aber darf er nicht 
das Erfüllungsintereſſe, ſondern nur das og. negative Vertragsintereſſe geltend machen 
(vgl. über dieſen Begriff $ 122 A 2), alſo nur Erſatz desjenigen Schadens fordern, den 
er durch den Abſchluß des Vertrags erlitten hat (Rd 59, 157; 74, . 

Der Ansgleichungsanſpruch gemäß § 812 im beſondern im Lichte der bisherigen Recht 
ſprechung. In erſter Linie kann jeder Teil ſeine Leiſtung in Natur zurückfordern (RG 94, 254; 
96, 347); iſt der Gegner zu dieſer Rückgabe nicht mehr imſtande, dann kann der Berechtigte 
von ihm den Betrag herausfordern, um den er bereichert worden ilt (58 812, 818, 819). Der 
Betrag der Bereicherung ergibt ſich jedoch nicht lediglich aus der Leiſtung, die der Verpflichtete 
empfangen hat, ſondern aus dem, was er auf Grund des Rechtsgeſchäfts im Sinne des 9 812 
„erlangt“ hat, alſo aus dem Vergleiche zwiſchen der empfangenen Leiſtung und feiner Gegen- 
leiſtung, fo daß die Höhe der Bereicherung ſich nur in dem Überſchuſſe ausſpricht (R J 
15, 9187). Kann der Berechtigte ſeinerſeits die empfangene Leiſtung nicht mehr in Natur 
zurückgeben, dann muß es ſich der Verpflichtete gefallen laſſen, daß ihm nur der Wert feiner 
Leiſtung zugute gerechnet wird (RG 86, 344). Zweifelhaft kann ſein, ob es, ſofern es ſich 
um einen Anspruch aus $ 812 handelt, nicht ſchon zur Begründung der Klage und zur Ver⸗ 
meidung einer Zuvielforderung gehört, daß der Kläger, der die Bereicherung 
des Gegners herausverlangt, ſeine eigene Leiſtung darlegt und ſie zugunſten des Gegners in 
Anrechnung bringt, um fo den „UÜberſchuß“ nachzuweiſen, womit auch die weitere Frage 
zuſammenhängt, ob nicht der Richter die ihm (etwa auch nur aus dem Vortrage des Klägers 
ſelbſt) bekanntgewordene Leiſtung des Beklagten bei Prüfung des Klageanſpruchs ohne wei ⸗ 
teres mit zu berückſichtigen hat, oder ob er es erſt zu tun braucht, wenn der Beklagte ſeinen 
Anſpruch „irgendwie geltend macht (MG Warn 1918 Nr 181; JW 1919, 377). Handelt es 
ſich um gleichartige Leiſtungen, namentlich um beiderſeitige Geldanſprüche, dann werden 
die beiden aufgeſtellten Fragen zuungunsten des Klägers zu bejahen ſein. Stehen dagegen 
ungleichartige Leiſtangen in Frage, fordert insbeſondere der Kläger ſeine Leiſtung in Natur 
zuriick, dann wird er zu dieſer Forderung ſchlechthin berechtigt ſein (pal darüber Rc 94 
S. 254, 310; 54, 137). Hat endlich die Partei den Mangel des rechtlichen Grundes bei Emp⸗ 
fang der Leiſtung gekannt, dann haftet fie gemäß § 819 fo, wie wenn der Herausgabe⸗ 
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anſpruch rechtshängig geweſen wäre (RG Warn 1919 Nr 196). — So würde ſich die 
Ausgleichung vom Standpunkte der Bereicherung aus geſtatten. Indes ſcheint es doch 
empfehlenswert, dieſen Standpunkt überhaupt zu verlaſſen. Denn, wollte man ihm wirklich 
ganz konſequent folgen, dann müßte das zu recht unliebſamen Ergebniſſen führen, weil 
nämlich der Kläger zur Vermeidung einer Zuvielforderung immer nur „den Überſchuß“ 
fordern dürfte, den der Beklagte im Sinne des § 812 zerlangk“ hätte (RG 54, 141; 60, 284), 
und weil die vom Beklagten gegebenen Werte ſonach ſtets mit berückſichtigt werden müßten 
auch ohne daß der Beklagte ſie geltend gemacht hätte. Sachg emäßer wäre dagegen 
eine Regelung, wonach dem Anfechtungskläger grundfätzlich das Recht zugeſtanden 
würde, ſchlechthin nur ſeine eigene Leiſtung zurückzufordern und es lediglich dem Beklagten 
zu überlaſſen, ſeine Leiſtung zur Geltung zu bringen. Denn eutſprechender wäre es, 
eine Regelung in Gemäßheit des § 346 Satz 1 anſtatt nach g 812 eintreten zu laſſen, da die 
Berührungspunkte mit dem Falle des § 346 gerade beſonders nahe liegen; hat doch die An⸗ 
fechtung in gleichem Maße wie der Rücktritt das Ziel, das Schuldverhältnis durch einſeitige 
Erklärung von Anfang an rückgängig zu machen. 

Die Frage, ob eine nur teilweiſe Anfechtung eines Vertrags mit der Folge möglich ift, 
daß der Vertrag im übrigen beſtehenbleibt, muß grundſätzlich bejaht werden. Vorausſetzung 
iſt aber, daß Gegenſtand der Anfechtung ein Vertragsbeſtandteil ift, der von den andern 
Vertragseinbarungen unabhangig für ſich beſtehen kann, und daß anzunehmen, die Parteien 
würden die erſteren Vereinbarungen auch ohne die anzufechtende oder angefochtene Abrede 
getroffen haben (8 139). Sonſt greift der Grundſatz durch, daß alle Beſtimmungen eines Ver⸗ 
trags im Zweifel als ein einheitliches Ganzes angeſehen werden müſſen, und daß folgerichtig 
(wie beim Rllcktritte; Rs 67, 108) auch nur die an ſich zuläſſige Anfechtung nur im ganzen 
möglich iſt (RG JW 1913, 18%, oder aber, daß die Anfechtung eines Teiles des Rechtsge⸗ 
ſchäfts das geſamte Geſchäft vernichtet (MG 67, 103; vgl. $ 143 A 1, ferner 8 139 Anm 2 
u. 3, insbeſondere auch darüber, ob die Anfechtung des Grundgeſchafts zugleich ein in 
den Vertrag eingeſchloſſenes Vollzugsgeſchäft vernichtet). 

2. Der gutgläubige Erwerb Dritter. Dritte, zu deren Gunſten der Anfechtungsgegner 
über das erworbene Recht in der Zeit bis zur Anfechtung weiter verſügt hat, leiten unter 
dieſen Umſtänden ihren Erwerb von jemand her, der zur Be der Verfügung zwar noch 
Berechtigter geweſen war, deſſen Recht jedoch nachträglich vernichtet worden und nun 
mehr „als von Anfang an“ nichtig anzuſehen iſt. Strenggenommen müßte ſonach auch 
der Rechtserwerb des Dritten und damit weiterfolgend derjenige aller ſeiner Rechtsnachfolger 
allemal als nichtig erachtet werden, nach dem Grundſatze nemo plus juris transferre potest 
quam ipse habet. Aber das Geſet wi auch hier die Grundſätze vom Rechtserwerbe in 
gutem Glauben gelten laſſen. Nur kann ſich der gute Glaube des Dritten jetzt nicht auf die 
Berechtigung des Veräußerers richten, da deſſen Recht bis zur Anfechtung tatſächlich beſtanden 
batte. Der gute Glaube des Dritten muß vielmehr die Anfechtbarkeit desjenigen Geſchäfts 
betreffen, auf Grund deſſen ſein Rechtsurheber das ihm (dem Dritten) weiter übertragene 
Recht zuvor ſeinerſeits erworben hatte (ähnlich $ 135 Abſ 2). Hat dagegen der Dritte auch nur 
die Anfechtbarkeit dieſes Rechtsgeſchäafts gekannt oder auch nur kennen müſſen (5122 A 4), 
dann iſt die Sache nach dem Geſetze jo anzuſehen, als wäre ihm die Nichtigkeit ſelbſt bekannt 
geweſen, oder doch nur aus einer ihm zuzurechnenden Fahrläſſigkeit ($ 122 Abf 2) unbekannt 
geblieben, und der gutgläubige Erwerb iſt alsdann ausgeſchloſſen, dies alles ſelbſtverſtändlich 
nur unter der Vorausſetzung, daß demnächſt die Aufechtung auch wirkſam wirklich erfolgt. Der 
Abſ. 2 bedeutet daher eine Erweiterung der in Abſ 1 vorgeſehenen dinglichen ce der 
Nichtigkeit, nicht aber eine Einſchräukung (MG Warn 1911 Nr 360). Im Falle mehrfacher Über⸗ 
tragung einer Forderung tonnen die überhaupt nur im Gebiete des Sachenrechts anwend⸗ 
aren Grundſätze vom guten Glauben keine Anwendung finden. Die Nachfolger des An⸗ 
fechtungsgegners verlieren daher unbedingt ihr Gläubigerrecht. Denn die auch erſt nach der 
Abtretung erfolgte Anfechtung wirkt auch zuungunften des Zeſſionars (RG IW 06, 380 ), und 
der Schuldner, der an einen ſolchen Nichtgläubiger gezahlt hat, iſt mithin gegen eine nochmalige 
Inanſpruchnahme durch den Gläubiger nur unter den beſondern Vorausſetzungen der 
89 409, 410 geſchützt. Im übrigen hat er vor der Leiſtung gegebenenfalls das Hinter. 
legungsrecht nach § 372. . f f 

3. Die Beweislaſt regelt ſich dahin, daß der Anfechtende die Voraussetzungen des An. 
fechtungsrechts, der Gegner etwa deſſen Erlöſchen durch Beſtätigung ($ 144) nachzuweiſen 
hat. Vgl. ferner § 121 A 5. 


§ 143 


Die Anfechtung erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Anfechtungs⸗ 
gegner). 


14* 


212 Allgemeiner Teil Rechtsgeſchäfte 


Anfechtungsgeguer iſt bei einem Vertrage der andere Teil, im Falle des 
S 123 Abſ 2 Satz 2 derjenige, welcher aus dem Vertrag unmittelbar ein 
Recht erworben hat!). 

Bei einem einſeitigen Rechtsgeſchäfte, das einem anderen gegenüber 
vorzunehmen war, iſt der andere der Anfechtungsgegner. Das gleiche gilt 
bei einem Rechtsgeſchäfte, das einem anderen oder einer Behörde gegenüber 
vorzunehmen war, auch dann, wenn das Rechtsgeſchäft der Behörde gegen⸗ 
über vorgenommen worden ift?). 

Bei einem einſeitigen Rechtsgeſchäft anderer Art iſt Anfechtungsgegner 
jeder, der auf Grund des Rechtsgeſchäfts unmittelbar einen rechtlichen Vor⸗ 
teil erlangt hate). Die Anfechtung kann jedoch, wenn die Willenserklärung 
einer Behörde gegenüber abzugeben war, durch Erklärung gegenüber der 
Behörde erfolgen; die Behörde ſoll die Anfechtung demjenigen mitteilen, 
welcher durch das Rechtsgeſchäft unmittelbar betroffen worden iſt“). 

E 1 113 Ab 1, 2 II 112; M 1 220 ff.] P 1 127 ff.; 6 145 ff., 383. 


1. Die Anfechtungshandlung iſt eine formloſe (RG 4. 4. 07 IV 404/06), unwiderruf⸗ 
liche, nur durch gegenſeitige (8 141), dagegen nicht auch bloß En Betätigung gemäß 
8 144 (RG 74, 1), auch nicht durch nachträglichen Verzicht (R JW 1910, 647; 8 141 
A 2) zu beſeitigende Willenserklärung des Anfechtungsberechtigten gegenüber dem An⸗ 
fechtungsgegner, mithin eine empfangsbedürftige Erklärung (Vorbem 1 vor $ 116), mit 
dem Ziele, das anfechtbare Rechtsgeſchäft zu vernichten (vgl. § 142 A 1). Sie ſetzt danach 
die Kenntnis des Anfechtungsgrundes voraus (RG 68, 8), bedarf aber einer beſondern Be⸗ 
gründung nicht. Vielmehr genügt jede zuverläſſige Erklärung, wie „ich ſehe das ganze Ge⸗ 
ſchäft als nicht zuſtande gekommen an“ (RG Ih 1911, 5755), die den Gegner nicht in 
Zweifel darüber laßt, welches Geſchäft gemeint iſt, und ebenſowenig darüber, daß das ge⸗ 
meinte wegen des Willenmangels nicht beſteheubleiben ſoll (RG 65, 88; Warn 08 Nr 595). 
Namentlich bedarf es nicht des Ausdrucks, daß „angefochten“ werde (RG Js 1911, 57565 
1912, 288; Gruch 50, 908). Schon Wendungen, wie, Beſtreiten der Verpflichtung, Nichtanerkennen, 
Zurückfordern“, reichen in der Regel zur Anfechtung aus (RG 48, 221). Desgleichen unter 
Umſtänden die Erklärung, daß gewandelt werde (RG Warn 1910 Nr 100). Auch die Angabe 
des abſtrakten Anfechtungsgrundes, wie Betrug, Irrtum, iſt nicht erforderlich (RG 65, 86; 
IW 1912, 28%; 1914, 10361). Auch iſt es zulaſſig, daß in der Aufechtungserklärung zunächſt 
der Geſichtspunkt der Nichtigkeit hervorgelehrt wurde, und dann ſpäter erſt, wenn auch erſt 
nach Ablauf der Aufechtungsfriſt, die Anfechtung als ſolche geltend gemacht wird (MG 4. 4. 
07 IV 404/06). Darüber, inwieweit die Anfechtung wegen Betrugs auch die wegen Irrtums 
in ſich ſchließt, vgl. $ 121 A 1. Endlich iſt auch nicht nötig, daß zur Beſettigung des ganzen 
Vertrags der geſamte Vertrag angefochten wird — was aber im Zweifel anzunehmen iſt (RG 
70,90) —; unter Umſtänden kann vielmehr ſchon die teilweiſe Anfechtung zur Vernichtung 
des ganzen Geſchäfts ausreichen (MG 48, 211, wo der Beſteller von Waren nur denjenigen 
Teil des Beſtellſcheins angefochten hatte, in dem eine Beſtimmung über den Erfüllungsort 
enthalten war). Vgl. dazu auch 9 142 Aum 1 Schlußabſatz. Es braucht ſich der Anfechtende 
auch nicht darüber klar zu ſein, welche Folgen die nur teilweiſe Anfechtung für das ganze 
Rechtsgeſchäft hat (RG 4. 3. 11 V 216/10). Unerläßlich ift aber, daß die Anfechtung be ⸗ 
dingungslos erfolgt (RG 66, 153), und fie darf daher auch nicht von der etwaigen 
Stellungnahme des Aufechtungsgegners abhängig gemacht werden (RG IW 06, 100). 
Möglich freilich iſt die Anfechtung für den Fall, daß der Anfechtende die jetzt angefochtene, 
in erſter Linie aber überhaupt in Abrede geſtellte Erklärung wirklich ab gegeben haben 
ſollte (RG 20. 6. 05 VII 549/04), weil es dann ſich nicht um eine eigentliche Bedingung, 
ſondern nur um eine eventuelle, alſo nur unter Vorausſetzung eines beſtimmten, zunächſt 
zwar noch unbekannten, ſo doch ſchon jetzt beſtimmbaren Sachverhalts erklärte Anfechtung 
handelt. Vgl. Vorbem 4 u. 6 vor $ 158 und R 97, 171). — Im Prozeſſe wird die An⸗ 
fechtung geltend gemacht durch die Feſtſtellungsklage (RG 61, 248) oder durch Einrede (R 
Warn 08 Nr 594). Vgl. dazu noch insbeſondere über die Befugnis des Prozeßvertreters 
Vorbem 8 vor § 104. 1 

Anfechtungsberechtigt iſt derjenige, deſſen Intereſſen durch das anzufechtende Rechts. 
geſchäft unmittelbar verletzt ſind, und in deſſen Perſon der Anfechtungsgrund zutrifft. Nach 
dieſer Regel kann auch bei Vertragen zugunſten eines Dritten (88 328ff.) nur 
einer der Vertragſchließenden ſelbſtdlufechtungsberechtigterſein dal. 1c 6h Ton mehreren 

erechtigten kann jeder einzelne das Anfechtungsrecht ausüben (RG 65, 405), und das 
zugunſten oder zuungunſten des einen Anfechtungsberechtigten ergangene Urteil ſchafft den 
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übrigen gegenüber auch keine Rechtskraft (RG JW 1912, 788). Von mehreren Beteiligten 
kann freilich immer nur derjenige als Anfechtungsberechtigter in Betracht kommen, in deſſen 
Perſon der Anfechtungsgrund gegeben iſt (RG 62, 184; 65, 404). Hinſichtlich der Einwirkung 
der Anfechtung auf das geſamte Rechtsgeſchäft vgl. 8 139 A 1 Abſ 2. Nur ausnahmsweiſe 
ſind auch Dritte zur Anfechtung berechtigt, ſo bei letztwilligen Verfügungen derjenige, dem die 
Aufhebung der Verfügung unmittelbar zuſtatten käme ($ 2080), und im Falle des $ 318 ift 
anfechtungsberechtigt nicht auch der Dritte, der die Beſtimmung der Leiſtung getroffen hat. 
In andern Fällen haben Dritte die bloße Befugnis zur einſtweiligen Verweigerung der 
Leiſtung auf Grund des Anfechtungsrechts eines andern; ſo der Bürge nach § 770, der 
Grundſtückseigentümer aus § 1137 und der Pfandſchuldner aus 8 1211. — Über die An⸗ 
fechtungsbefugnis des Prozeßvertreters vgl. Vorbem 8 Abj 2 vor § 104. 

2. Anfechtungsgegner iſt derjenige, dem gegenüber die Anfechtung zu erklären iſt. Bei 
einem Vertrage iſt das regelmäßig nur der andere Teil. Hier beſteht nur die eine Ausnahme, 
daß, wenn der Anfechtungsgrund eine argliſtige Täuſchung iſt, und infolge dieſer ein Dritter 
unmittelbar einen Vorteil erlangt hat ($ 123 A 4), alsdann dieſer Dritter der Anfechtungs⸗ 
gegner iſt. Bei Anfechtbarkeit mehreren Vertragsgenoſſen gegenüber beſteht die Mög⸗ 
lichkeit, von der Anfechtung nur einem von ihnen gegenüber Gebrauch zu machen, und als: 
dann hat dieſes Urteil den andern Gegnern gegenüber auch keine Rechtskraft (RG Warn 1912 
Nr. 360). Grundſatz der Teilbarkeit des Anfechtungsrechts (RG 56, 423; 65, 
399; 71, 202). Ein Kaufvertrag über Geſchäftsanteile einer Geſellſchaft m. b. H. kann dem 
Verkäufer gegenüber angefochten werden, ohne daß die Anfechtung zugleich der Geſell⸗ 
ſchaft gegenüber erfolgt (RG 77, 128). Bei mehreren Vertragsgegnern kann das An⸗ 
fechtungsrecht auch nur einem von ihnen gegenüber gegeben ſein, den andern gegen⸗ 
über dagegen nicht, falls nämlich nur in der Perſon des einen der Anfechtungsgrund vor ⸗ 
liegt (RG 65, 405). Ob durch die nur dem einen von den mehreren Vertragsgegnern 
gegenüber erfolgende Anfechtung der Vertrag im ganzen nichtig wird, iſt nach 8 189 zu beur- 
teilen, der hier ebenfalls Platz greift (RG 65, 405; 62, 184; 71, 201). — Der Vertragsgegner 
bleibt allein der Anfechtungsgegner auch dann, wenn er die aus dem Vertrage hervor⸗ 
gehende Forderung abgetreten hat (MG 86, 310; Seuffl 69 Nr 68), und die Anfechtung ihm 
gegenüber wirkt alsdann auch dem Zeſſionar gegenüber (RG JW 06, 3807), gleichviel ob er 
von der Anfechtbarkeit Kenntnis gehabt hat oder nicht. Ob das Urteil gegebenenfalls dem 
Zeſſionar gegenüber auch Rechtskraft hat, beſtimmt ſich nach § 407 Abf 2 (Anm 2 dal. a. E.). 
An ſich iſt Grundfaß, daß das über die Anfechtung ergehende Urteil ſeine prozeſſuale Wirkung 
nur zwiſchen den beiden Streitfällen äußert (vgl § 142 Anm 1 Abſ 3). 

3. Bei einem einſeitigen, empfangs bedürftigen Rechtsgeſchäfte (Vorbem 1 vor $ 116) 

iſt der Erklärungsempfänger der Aufechtungsgegner auch daun, wenn das Rechtsgeſchäft 

in den zutreffenden Fällen (88 875, 876, 880, 1168, 1180, 1183, 1726, 1748) nicht ihm, ſondern 

9 Behörde negeuilßer vorgenommen wurde. Betreffs Anfechtung einer Vollmacht vgl. 
166 A 3 Abſ 1 a. E. 

4. Bei 1125 einſeitigen, aber nicht empfangsbedürftigen Rechtsgeſchäfte (88 657, 798, 
959, 1718) iſt Anfechtungsgegner jeder, der auf Grund des Geſchäfts unmittelbar einen rechtlichen 
Vorteil erlangt hat, mit der Maßgabe, daß, wenn die Erklärung einer Behörde — alſo nur 
dieſer — gegenüber abzugeben war (88 928, 1017, 1109 Abſ 2, 1188 u. a.), die Anfechtung 
ſtatt dem Gegner auch der Behörde gegenüber erklärt werden kann, die dann dem un⸗ 
mittelbar Betroffenen Mitteilung zu machen hat ($ 143 Abſ 4). „Auf Grund eines 
nicht empfangsbedürftigen Rechtsgeſchäfts erlangt einen Vorteil unmittelbar z. B. der⸗ 
jenige, der ſich die von einem andern preisgegebene Sache aneignet. Denn entſcheidend 
iſt, daß ſchon allein die Preisgabe die Aneignung ermöglicht und es zu dieſer alſo nicht 
mehr eines Zwiſchenerwerbs durch einen Mittelsmann bedarf. Im Falle der Anerkennung 
der Vaterſchaft gemäß 8 1718 kann die Anerkennung, falls fie auf Grund argliſtiger Täuſchung 
durch die Mutter erfolgt iſt, auch dem Kinde gegenüber erklärt werden (RG 58, 353). 


8 144 


Die Anfechtung iſt ausgeſchloſſen, wenn das anfechtbare Rechtsgeſchäft 
von dem Anfechtungsberechtigten beſtätigt wird. b 

Die Beſtätigung bedarf nicht der für das Rechtsgeſchäft beſtimmten Form!). 

E 1 113 abi II 115; M 1 222; P 1 133 ff. 

1. Die Beſtätigung des aufechtbaren, aber noch nicht angefochtenen, alſo noch anfechtungs⸗ 
fähigen (88 121,120 Rechtsgeſchäfts bedarf nicht der für das Rechtsgeſchaft Br 
timmten Form — wie das bei einem durch die Anfechtung bereits nichtig gewordenen 
Geſchäfte der Fall ift (8 141 A 2). Sie erfordert auch nicht eine empfangsbedürftige 
Willenserklärung (RG 68, 399; Warn 1911 Nr 225), und kann auch durch bloß ſchlüſſige 
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Handlungen, z. B. durch freiwillige Erfüllung (RG JW 05, 751; 1910, 5781; 1911, 3593), 
ertlart werden, wie anderſeits auch durch Entgegennahme der Leiſtung oder durch Ver⸗ 
fügung über den Vertragsgegenſtand (R JW 1911, 359°). Dabei iſt aber immer zu prüfen, 
ob der Anfechtungsberechtigte durch feine Handlungsiveife auch hat zu erkennen geben wollen, 
daß er willens fei, trotz Kenntnis der Anfechtbarkeit den Vertrag aufrechtzuerhalten und daher 
auf die Anfechtung zu verzichten (RG 68, 398; JW 1910, 5733; 1914, 1872; Warn 1912 Nr 151, 
wonach bei Feſtſtellung eines unentgeltlichen Verzichts beſondere Vorſicht zu beobachten ift). 
Auch in einer Fortſetzung des Vertragsverhältniſſes braucht jedoch nicht unbedingt eine Be. 
tätigung gefunden zu werden (RG Warn 1912 Nr 5); beiſpielsweiſe daun nicht, wenn der 
Anfechtungsberechtigte nur gehandelt hat, um größere Vermögensverluſte (durch die Ver⸗ 
pachtung der Kaufſache) abzuwenden (RE 9. 3. 12 V 869/11). Alles in allem muß ſonach 
das Verhalten des Berechtigten mit dem Willen, das Rechtsgeſchäft als nichtig zu behandeln, 
unvereinbar ſein, wobei es auf ſeine etwaigen ſtillen Vorbehalte (bei Annahme von Er⸗ 
füllungshandlungen und eigener Leiſtung) nicht ankommt (RG Warn 1913 Nr 276). 
Beſtätigung eines anfechtbaren, einem Makler gegebenen Proviſionsverſprechens ift bei⸗ 
ſpielsweiſe noch nicht darin zu finden, daß der Geſchäftsherr den vom Makler vermittelten 
und abgeſchloſſenen Vertrag genehmigt und erfüllt (RG 26. 1. 12 III 124/11). Wenn ein 
Käufer trotz Kenntnis der Anfechtbarkeit des Vertrags wegen argliſtiger Täuſchung lediglich 
den durch dieſe verurſachten wirklichen Schaden erſetzt verlangt, kann hierin die ſtillſchweigende 
Erklärung liegen, daß er beim Vertrage ſtehenbleiben und nur auf Grund des Vertrags 
den Schaden erſetzt verlangen wolle (RG 65, 403). Bei Vorhandenſein mehrerer An⸗ 
fechtungsgründe bedeutet die Geltendmachung nur eines Grundes nicht ohne weiteres 
einen Verzicht auf die Anfechtung aus den andern Gründen, da ein Verzicht nicht weiter 
geht, als er erklärt worden ift. — Eine Beſtätigung liegt nicht vor, wenn in erſter Linie An. 
ſprüche aus der Wandlung geltend gemacht werden, und nur fürforglich Anfechtung wegen 
Täuſchung erklärt wird (RG 66, 153). Da die Beſtätigung im Sinne des 8 144 lediglich 
einen Verzicht auf die Anfechtung bedeutet (RG 68, 400), iſt für fie und für die Anwendbar⸗ 
teit des 8 144 überhaupt kein Raum mehr, wenn die Anfechtung bereits vor der Beſtätigung 
im Sinne des $ 144 erklärt worden war (RG 74, 1). Deun alsdann iſt die Nichtigkeitsfolge 
bereits eingetreten, und in ſolchen Fällen bedürfte es daher auch zur Beſeitigung der An. 
fechtung eines Beſtatigungsakts nach § 141. In ihrer Eigenſchaft als Verzicht ſetzt die 
Beſtätigung notwendig die Kenntnis der Anfechtungsmöglichkeit voraus, wenigſtens 
die ſichere (RG Warn 09 Nr 558; 1912 Nr 57; 1913 Nr 276) Kenntnis des Aufechtungs⸗ 
grundes, d. h. der die Anfechtung begründenden Tatſache, verbunden mit der Vorſtellung, 
es könne daraufhin das Anfechtungsrecht beſtehen (RG 68, 398; 69, 412; Warn 1913 Nr 84) 
und nach den Geſetzen wirkſam geltend gemacht werden. Im Falle des § 123 Abſ 2 Sat 1 
iſt daher Vorausſetzung, daß der Anfechtungsberechtigte entſprechend auch gewußt hat, der 
andere habe die Täuſchung gekannt oder kennen müſſen (RG Warn 09 Nr 440; JW 1914, 188), 
Anderſeits genügt es freilich auch für die Annehmbarkeit des Verzichtswillens, wenn ſich der 
Berechtigte auch nur der Möglichkeit der Anfechtung bewußt geweſen iſt (RG 69, 412: 
IW 09, 195 1911, 359%; 1914, 187%. Seiner Beweispflicht in Hinſicht auf die 
Keuntnis des Anfechtungsklägers wird der Anfechtungsgegner regelmäßig ſchon dann ge⸗ 
nügen, wenn er beweiſt, daß dem Genannten im entſcheidenden Zeitpunkte die die An⸗ 
fechtung begründende Tatſache bekannt geweſen ſei (RG 68, 401). 

Weitere Folgen als die Beſeitigung des Anfechtungsrechts hat die Beſtätigung nach 
$ 144 nicht; insbeſondere ſchließt fie nicht den etwaigen Anſpruch auf Schadenserſatz wegen 
Betrugs aus (RG ZW 1911, 398%). Vgl. § 123 A 5. Im Zweifel erſtreckt aber die Be. 
ſtätigung ihre Wirkung auf den geſamten Vertrag, ſo daß ſie regelmäßig auch die 
Möglichkeit einer nur teilweiſen Anfechtbarkeit befeitigt. Da jedoch nicht ausgeſchloſſen ift, 
daß ein! Vertrag auch nur z teilweiſe anfechtbar iſt (§ 142 A 1 a. E.), fo kann unter Um. 
Händen entſprechend auch nur eine teilweiſe Beſtätigung in Frage kommen. Erfolgt bei 
Vorhandenſein von mehreren Anfechtungs berechtigten oder mehreren An⸗ 
fechtungsgegnern die Beſtätigung nur von feiten eines der Berechtigten oder nur 
gegenüber einem der Verpflichteten, dann bleibt im übrigen das Anfechtungsrecht beſtehen, 
und erfolgt inſoweit demnächſt die Anfechtung, dann kommt hinſichtlich der Erſtreckung 
ihrer Wirkung (8 142 Abf 1) der § 189 in Frage. 


Dritter Titel 


Vertrag 


1. Unter Vertra ie Eini P 
8 E a veriteht das Geſetz die Einigung mehrerer Perſonen zur Hervor⸗ 
gung eines beſtimmten Rechtserfolgs auf Grund der geeinten, beiderſeitigen Willens. 
erklärungen (vgl. RG Warn 09 Nr 185). Eine Beſchränkung des Gebiets der Verträge kennt 
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das Geſetz nicht. Daher ſind ſie rechtlich möglich auf allen Rechtsgebieten, und 
zwar wie innerhalb des Privatrechts jo auch des öffentlichen Rechtes (RG 65, 1; 56, 4; JW 
1912, 531°, betreffend vertragsmäßige Bewilligung von Ausnahmen einem Bauverbote 
gegenüber). Möglich ſind privatrechtliche Verträge auf dem Gebiete des öffentlichen 
Rechts, insbeſondere zum Zwecke von Baukonſenſen und zur Genehmigung von 
Anſiedlungen (RG 73, 19); ſowie Verträge mit Stadtgemeinden über die Bebauung oder 
Anlegung von öffentlichen Straßen (M& 56, 6; 67, 291; 73, 197; 15. 2. 13 V 395/12), 
oder über die Schullaſten (R 79, 198). Die Aufnahme von Kranken in eine ſtädtiſche (öffent⸗ 
liche) Anſtalt gegen Entgelt (Ach 64, 231; 91, 186). Vgl. § 278 Anm 3 Abs 3. Erfolgt die 
Aufnahme auf Grund behördlicher Anordnung aus Nüdficht öffentlich⸗rechtlicher Fürſorge, 
dann wird hierdurch kein bürgerrechtliches, ſondern ein öffentlich⸗rechtliches Verhältnis be- 
gründet (RG 91, 264). — Auf privatrechtlichem Gebiete haben Verträge ihre Stelle vorzugs⸗ 
weiſe bei Schuldverhältniſſen, ferner aber auch im Erbrechte, Familienrechte und Sachen⸗ 
rechte. Hier handelt es ſich um den ſog. dinglichen Vertrag, der nach dem Geſetze die „Eini⸗ 
gung“ zur Hervorbringung eines die Sache oder das Recht unmittelbar betreffenden Rechts⸗ 
af bedeutet (88 873, 880, 925, 929, 1015, 1032, 1205, 1260; Vorbem 5 vor $ 104). 
Während aber das Vertragsrecht auf dem Gebiete der Schuldverhältniſſe von dem Grund⸗ 
ſatze der Vertragsfreiheit beherrſcht wird, iſt ſolches auf den andern Rechtsgebieten nicht der 
Fall; Vorbem 3 vor § 104. Während ferner die von den Rechtsgeſchäften geltenden 
allgemeinen Grundſätze der 88 104—185 für Verträge ſowohl auf dem Gebiete der Schuld⸗ 
verhältniſſe wie dem des dinglichen Vertrags allgemeine Geltung haben, finden die be⸗ 
ſonderen Beſtimmungen, die auf dem Gebiete der Schuldverhältniſſe für Verträge gelten, 
im Sachenrechte keine Anwendung (RG 66, 97). Das Geſetz unterſcheidet einſeitige 
und gegenſeitige Verträge, je nachdem durch den Vertrag nur die eine Partei ver- 
pflichtet wird, wie bei der Schentung, oder beide Teile wechſelſeitig verpflichtet ſein ſollen. 
Das Nähere hierüber bei [$ 320. — Vgl. auch 8 305 A 2 und 3. — Allgemeine Voraus- 
ſetzungen für das Zuſtandekommen eines rechtsgültigen Vertrags ſind: die Willenseinigung, 
die Zuläſſigkeit des Gegenſtandes, die Beſtimmtheit oder wenigſtens Beſtimmbarkeit (8 315) 
des Gegenstandes (R 66, 121; Gruch 1912, 918) und zutreffendenfalls die Wahrung der 
Form ($ 125). Ein unzuläfliger Gegenſtand iſt eine Vereinbarung über die Erfüllung einer 
Amtspflicht öffentlich rechtlicher Art (MG 85, 418, betreffend einen Notar). 

2. Vorvertrag. Regelmaßig iſt es der Zweck eines Vertrags, den beabſichtigten Rechts 
erfolg ohne weiteres herbeizuführen. Solche Verträge nunmehr, die ſich darauf beſchränken, 
vorerſt nur den demnächſtigen Abſchluß eines alsdann auf den Endzweck gerichteten Vertrags 
zu ſichern, nennt man Vorvertrage. Sie haben ihre Bedeutung in Fällen, wo die Sache 
zum Abſchluſſe des eigentlichen, bereits auf den angeſtrebten Zweck ſelbſt gerichteten Ver⸗ 
trags aus irgendeinem tatſächlichen oder rechtlichen Grunde noch nicht reif iſt, während 
die Parteien die zweckentſprechende Bindung ſchon jetzt begründen wollen, um ſich ſo die 
wirkliche Erreichung des Zweckes für ſpäter zu ſichern. Demgemäß bildet das Verſprechen, 
feinerzeit zur Erreichung des erſtrebten Zieles in der zum voraus vereinbarten Art mit- 
zuwirken, den beſondern Inhalt eines Vorvertrags. Aus dem vorſtehenden ergibt ſich, daß 
auch ein gültiger Vorvertrag nur dann gegeben ſein kann, wenn die Willenseinigung über 
alle weſentlichen Punkte bereits erzielt it (MG 72, 385). Wo das nicht zutrifft, und ins⸗ 
beſondere für keine der Parteien bereits eine zwingende Pflicht begründet worden ift, handelt 
es ſich vorerſt nur um Vorverhandlungen, Traktate, und folche können höchſtens für 
die Auslegung demnächſt von Bedeutung fein (§ 133 A 2). Solange die Parteien 

arüber einverſtanden ſind, daß die ſchriftlich niedergelegten Verabredungen noch 
nicht rechtswirkſam ſein ſollen, zumal wenn es dazu noch der Nachholung einer Form 
bedarf (§ 813), ift der beabſichtigte Vertrag überhaupt noch nicht zuſtande gekommen (RG 
79, 214). Auch der Vorvertrag bedarf der allgemein erforderlichen Beſtimmtheit, oder 
wenigſtens Beſtimmbarkeit (RG 66, 121; Gruch 1912, 918). Ferner ergibt ſich, daß, wo das Ge: 
ſetz für die Vornahme eines Vertrags eine beſtimmte Form vorſchreibt, auch der Vorvertrag 
regelmäßig der Form genügen muß. Denn es handelt fi) auch ſchon bei ihm um den Gegen: 
ſtand des Endvertrags ſelbſt (RG 43, 139; 48, 186; 53, 289; 72, 385). Für den auf Abſchluß 
eines für länger als auf ein Jahr beſtimmten Mietvertrags ($ 566) gerichteten Vorvertrag 
iſt jedoch aus praktiſchen Erwägungen angenommen, daß er der Form des $ 566 nicht bedarf 
(RS 86, 30). Da nun für den rein ſchuldbegründenden Vertrag, abgeſehen von den beſondern 
ienahmefällen (88 311, 313, 518, 566, 766), ein Formerfordernis überhaupt nicht aufgeſtellt 
ft, fo bedarf regelmäßig auch der entſprechende Vorvertrag einer beſondern Form nicht. 
aber für das Liegenſchaftsrecht gilt dabei der Grundſatz, daß die nachfolgende dingliche 
sung die in $ 873 Abſ 2 vorgeſchriebene Form nötig hat (RG 50, 81; 48, 133). Wenn 
alſo die Parteien beiſpielsweiſe die Begründung einer Hypothek formlos vereinbaren, fo 
entſteht aus dieſem Vorvertrage beiderſeitig zwar das Recht und die Pflicht, Diejenigen 

brausſetzungen zu erfüllen, die gemäß § 873 zur Begründung des dinglichen Rechtes 
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überhaupt erfüllt werden muſſen; bevor aber die Parteien dem nachgekommen ſind, bevor 
fie ſich insbeſondere in der nach Abſ 2 des 8 873 vorgeſchriebenen Form geeinigt haben, 
fehlt es noch an der dinglichen Bindung. Das Geſetz erwähnt die Vorverträge nicht aus: 
drücklich. Sie ſtehen auf dem Boden der Vertragsfreiheit und betreffs ihres Inhalts ſtehen 
lie unter den allgemeinen Rechtsgrundſätzen (RG 66, 116). 


3. Der Vertrag (die Einigung) kommt zuſtande durch Antrag (8. 145) und Annahme 
(88 146 ff.). Das Nähere über dieſe beiden Vorausſetzungen enthalten die $$ 145153; über. 
die ſtillſchweigende Annahme insbeſondere vgl. $ 151 A 2. Die 88 154, 155 behandeln die 
Fälle nur teilweiſer Einigung; der 8 156 den Sonderfall einer Verſteigerung; der § 157 ent- 
hält eine allgemeine Auslegungsregel. Über den Ort des Vertragsſchluſſes gibt das 
Geſetz keine Beſtimmung. Er iſt derjenige Ort, an welchem die Einigung zuſtande kommt 
($ 151), der Regel nach (vgl. 88 151, 152) mithin der Ort, wo der Antrag angenommen oder 
die Annahmeerklärung abgegeben wird (R® 62, 38). Praktiſch bedeutſam iſt der Vertrags. 
ort insbeſondere für die Form des Geſchäfts (Art 11 Ech); vgl. auch Vorbem 11 vor 8 104. 
Als Zeitpunkt des Vertragsſchluſſes ift derjenige anzuſehen, in dem die An. 
nahmeerflärung dem Gegner zugeht ($ 130) und, falls es des Zugangs dieſer Erklärung 
überhaupt nicht bedarf, in dem die Annahme erfolgt ($ 151). Unbenommen iſt es den Par 
teien ſelbſtverſtändlich, den Eintritt der Vertragswirkungen abredegemäß auf einen früheren 
Zeitpunkt zurückzuverlegen. 


8 145 


Wer einem anderen die Schließung eines Vertrags anträgt!), iſt an 
den Antrag gebunden, es ſei denn, daß er die Gebundenheit ausgeſchloſſen 
hat!). 

E 1 80 ff. II 118; M 1 164 ff.; P 1 75 ff. 


1. Vertragsantrag iſt die empfangsbedürftige (daher erſt mit ihrem Zugange wirkſam 
werdende, $ 130) Erklärung, durch die der eine Teil dem andern die Schließung des Vertrags 
anträgt. Er ſetzt demgemäß vor allem den Willen voraus, einen Vertrag abzuſchließen, und 
zwar mit dem Erklärungsgegner nach Maßgabe des Angebots. Ein Angebot des Inhalts, 
daß die Annahme durch den Antragsgegner ſelbſt oder durch eine von ihm zu bezeichnende 
andere Perſon ſolle erfolgen können, it jedoch rechtlich möglich; es entbehrt nicht der erforder- 
lichen Beſtimmtheit des Antragsgegners; das Angebot enthält gegebenenfalls zugleich die 
Zustimmung zur Abtretung des Rechtes aus dem Vertragsangebote (RG IW 1914, 3503; 
22. 4. 14 V 24/14). Eine andere Frage iſt es, ob der Antragende in derartigen Fällen gebunden 
iſt, jede beliebige dritte Perſon, etwa als Käufer, anzunehmen. Dieſe Frage iſt von Fall zu 
Fall auslegungsweiſe (5 157) nach Treu und Glauben zu entſcheiden; eine unzuverläſſige Per⸗ 
ſönlichkeit kann der Antragende ablehnen (RG 12. 1. 16 V 223/15). Unter Umſtänden ift das 
Vorhandenſein eines Vertragswillens ſowie eines Vertragsautrags ohne weiteres anzunehmen 
(vgl. darüber 8 150 Abſ 1 u. 2). Anderſeits kann den bezeichneten Erforderniſſen eines Ver. 
tragsantrags naturgemäß nicht genügt fein, einmal dann, wenn Angebote nur an die All 
gemeinheit ergehen, z. B. durch Ankündigungen, öffentliche Bekanntmachung der Be⸗ 
dingungen (RG JW 05, 76%) oder durch bloße Zurſchauſtellung. Ferner dann nicht, wenn 
auch die an eine beſtimmte Perſon gerichtete Kundgebung nicht mit dem Willen geſchah, 
ſchon auf Grund ihrer einen Vertrag abzufchliehen, wie z. B. bei Verſendung von Preis: 
liſten. Verſendet indeſſen eine Bank an die mit ihr in dauerndem Geſchäftsverkehr (der 
Scheckabrechnung) ſtehenden Banken Zirkulare, in denen die bisherigen Geſchäftsbedingungen 
abgeändert werden, dann iſt hierin ein Vertragsantrag zu finden, und geben hierauf die 
Kunden das Formular, in dem die Annahmeerklärung vorgedruckt iſt, unterſchrieben zurück, 
dann liegt auch eine Vertragsannahme vor, während der bloße Vermerk Kenntnis ge⸗ 
nommen“ eine Annahme regelmäßig nicht enthalten würde (MG Warn 1911 Nr 362). Sn: 
wiefern in der Zuſendung eines Lotterieloſes ein Vertragsangebot liegen kann, vgl. RG 
48, 175ff.; 50, 193; 59, 296 (RG Warn 1914 Nr 3) und § 763 A 5. In Fällen der zuvor 
bezeichneten Art handelt es ſich regelmäßig erſt um eine Aufforderung zur Abgabe von Geboten 
( JW 05, 761d, SeuffA 60 Nr 3). — Da endlich aber ein Vertrag gegebenenfalls lediglich 
durch die Annahme des Antrags zuftande kommt ($ 151) und zuſtande kommen ſoll, fo folgt 
weiter, daß eine Erklärung den Anforderungen eines Vertragsantrags inhaltlich auch nur 
dann genügen kann, wenn es zur Herbeiführung der Willenseinigung über den geſamten 
Cortragsgegenſand überhaupt nur noch der Aunahme der Erklärung bedarf. Iſt die 

. 10 unbeſtimmt, daß im Falle ihrer Annahme eine Einigung über einen beſtimmten 
Gegenſtand doch nicht erzielt wäre, fo iſt fie als Antrag unzureichend. Es genügt jedoch die 
Beſtimmbarkeit nach den Grundfätzen von Treu und Glauben (1. 4. 14 V 514/18). Zu be⸗ 
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achten iſt dabei jedoch folgendes: a) Das Erfordernis der Beſtimmtheit ſchließt nicht in 
ſich, daß der Antrag in allen Einzelheiten ausdrückliche Erklärungen enthalten muß. Grund⸗ 
ſätzlich iſt der Inhalt eines Vertragsantrags vielmehr ſo zu verſtehen, wie er nach Treu und 
Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte verſtanden werden muß. Demgemäß iſt die 
betreffende Erklärung auch aus andern Beziehungen, z. B. aus der früheren Geſchäftsver 
bindung zwiſchen den Parteien, oder nach dem mutmaßlichen Willen des Antragenden 
ergänzungsfähig, wobei der Grundſatz gilt, und zwar bei Anträgen ſowohl unter An- wie 
Abweſenden, daß, wenn der Antragsgegner den Antrag fo verſtanden hat, wie er nach dem 
Grundſatze von Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte zu verſtehen war, der 
Antragende nicht behaupten kann, er habe den Antrag anders aufgefaßt. Solchenfalls 
ſteht ihm nur die Anfechtung feiner Erklärung frei (RG 15. 1. 07 II 293/06; 19. 11. 07 
VII 70/07). b) Die Möglichkeit des Vertragsſchluſſes mit einer noch unbeſtimmten, 
aber beſtimmbaren Perſon (persona incerta) iſt grundſätzlich nicht ausgeſchloſſen. Da⸗ 
her beſteht auch die Möglichkeit, einen Antrag einer noch ungewiſſen Perſon zu machen. 
Hierher gehören die Fälle, in denen ein Vertragsangebot von einer Straßenbahn ujm., 
oder mittels eines Automaten an jeden einzelnen gemacht wird, der ihn anzunehmen bereit 
iſt und diefe Bereitſchaft dadurch betätigt, daß er einſteigt, oder daß er das Geldſtück in den 
Automaten hineinſteckt. Bei der Auslobung wird der Auslobende durch ſeine einſeitige Er⸗ 
klärung ebenfalls derjenigen noch unbeſtimmten Perſon gegenüber verpflichtet, welche die 
Handlung vornimmt ($ 657). — Das Zuſtandekommen des Vertrags ſetzt alsdann eine dem 
Antrage ſchlechthin entſprechende Annahme voraus; an einer ſolchen fehlt es auch dann, wenn 
der Antragsgegner die Annahme zwar ſchlechthin erklärt, aber doch in einem andern, der 
wirklichen Sachlage entſprechenden Sinne, mag er ſich auch insgeheim vorbehalten haben, 
den auf Irrtum über die wirkliche Sachlage beruhenden Antrag auch in deſſen Sinne an- 
nehmen zu wollen (Rh Gruch 63, 213; vgl. auch $ 154 A 1). 

2. Der einmal wirkſam erklärte (alſo auch bereits zugegangene) Antrag (8 130) bewirkt 
regelmäßig ſchon als ſolcher eine Bindung des Antragſtellers gegenüber dem Antrags⸗ 
gegner, und zwar bis zu feinem Erlöſchen nach § 146 (RG 43, 79). Dieſer Erfolg bleibt nur 
für den Fall aus, daß der Antragende die Gebundenheit in irgendeiner Form ausdrüd- 
lich ausgeſchloſſen hat, ſei es ſofort bei der Antragſtellung, ſei es nachträglich, falls nur 
dieſe Erklärung mindeſtens gleichzeitig mit dem Antrage zugegangen iſt (RG SW 1911, 643°). 
Den etwaigen Ausſchluß zu beweijen, ift Sache desjenigen, der ſich auf ihn beruft. Die 
Anſicht, daß die Geltendmachung des Vorbehalts eine bloße Verneinung der Verbindlich⸗ 
keit des Antrags bedeute, und daß das Vorbringen daher den andern Teil zum Beweiſe eines 
vorbehaltloſen Antrags nötige (Staudinger A 5), kann nicht gebilligt werden. Wer den 
Vorbehalt behauptet, macht vielmehr einen Ausnahmefall geltend und übernimmt daher 
die Beweislaſt. Die Gebundenheit des Antragſtellers im Sinne des Geſetzes ſchließt 
insbeſondere das Recht des Widerrufs aus, und zwar regelmäßig bis zu dem Zeitpunkte, wo 
der Antrag gemäß § 146 erliſcht. Hatte ſich ferner der Antragende das Widerrufsrecht 
auch wirklich vorbehalten (RG JW 1911, 6437), dann erliſcht es gleichwohl mit Zugang ber 
Annahmeerklärung, falls dieſer vor dem ſpäter erklärten Widerrufe erfolgt. Der Widerruf 
verlangt der Vorſchrift des 8 349 entſprechend eine zuverläſſige und unbedingte Erklärung 
(RG 1. 4. 14 U 514/13). Die Gebundenheit des Antragenden fällt bei einem Kaufangebote 
fort, wenn die Kaufſache mit Fehlern behaftet iſt, die den Antragenden im Falle des bereits 
zuſtande gekommenen Vertrags zur Wandlung berechtigen würden (RG 87, 260 „ 

Entſteht infolge der Gebundenheit des Antragenden für den Gegner ein Recht! Cin 
Anſpruch im Sinne des $ 241 jedenfalls nicht, da der Antragsgegner auf Grund des bloßen 
Antrags weder ein Tun noch eine Unterlaſſung fordern darf. Ein vererbliches Vermögens. 
recht kann dagegen allerdings (8 1922) in Frage kommen (man denke nur an ein Kaufangebot), 
freilich mit der in der Natur der Sache liegenden Einſchränkung, daß der Antrag nicht aus- 
schließlich an die Perſon des Gegners gerichtet war (8 153 A 2). Daher ſcheint es auch nicht 
richtig, wenn man dem Antragsgegner für alle Fälle nur eine „Rechtspoſition“ zuſchreibt (RG 
JW 1911, 7527; 1912, 195; Gruch 53, 835). Es entſpricht dieſe Auffaſſung mindeſtens nicht 
derjenigen des Verkehrs, der erfahrungsgemäß gerade von der freien Übertragbarkeit des 
Rechtes aus dem Angebote (fo namentlich aus Kauf- oder Verkaufsanträgen) ausgeht. Nach 
dem diesſeitigen Standpunkte läßt ſich demgemäß auch die weitere Frage, ob das Recht des 
Antragsgegners auf Annahme des Angebots rechtsgeſchäftlich übertragbar iſt (5 398), 
nicht ſchon deshalb verneinen, weil es ſich ſtets nur um eine Rechtsposition handle, und auch 
nicht ſchon deshalb etwa, weil jedenfalls kein Anſpruch beſtehe; denn übertragbar ſind auch 
Rechte (8 413). Vgl. RG ZW 1914, 3505. Indeſſen jo viel iſt richtig, daß die freie rechtsgeſchäft⸗ 
liche Unübertragbarkeit grundſätzlich trotzdem nicht gegeben ſein kann, weil es nämlich nicht 
im Belieben des Antragsgegners ſtehen kann, dem Antragenden irgendeine dritte Perſon 
ben Bertragsgenner aufzunötigen. Anſprüche aus Verträgen find freilich regelmäßig frei 

eräußerlich. Aber das iſt deswegen der Fall, weil in derartigen Fällen der Vertragsgegner 
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trotz der Übertragung immer noch ſein Vertragsrecht an den Veräußerer behalt. Im Falle 
der Übertragung des Rechtes aus einem vorerſt nur erklärten Antrage und ſeiner Annahme 
durch den Zeſſionar würde dagegen der Antragende das Vertragsrecht allein dem Zeſſionar 
gegenüber erlangen, und derart auf die Rechtslage des Antragſtellers einzuwirken, ſteht dem 
Antragsgegner keine Befugnis zu. Da jedoch im beſondern Falle die Sache ſo liegen kann, 
daß der Autragende, ſei es ausdrücklich, ſei es ſtillſchweigend, im voraus ſein Ein verſtändnis 
mit der Übertragung des Rechtes auf Annahme des Antrags erklärt hat (vgl. die obenge⸗ 
nannten Urteile JW 1914, 350° und 1. 4. 14 V 514/18; ferner 22. 1. 16 V 228/15), fo find 
allerdings auch ſolche Fälle denkbar, in denen das Annahmerecht rechtlich unbedenklich über. 
tragen werden kann. Überdies könnte die Sache unter Umſtänden auch jo augeſehen werden, 
als wäre der Antrag zugleich an den Dritten gerichtet worden. So geſchieht es tatſächlich 
häufig, daß mit Stellung des Vertragsantrags zugleich das Einverſtändnis mit der Über: 
tragung des Annahmerechts verbunden wird. Vgl. dazu § 315 A 1 gegen das Ende. — Daß 
eine ſchuldhafte Handlungsweiſe des Antragenden, durch die er dem Gegner die Möglichkeit 
der Annahme rechtswidrig vereitelt, ihn nicht nach § 823 haftbar macht (RG 50, 195), 
folgt daraus, daß das Annahmerecht ſich im beſten Falle nur als ein Vermögensrecht darſtellt, 
und daß dieſes nicht unter den Begriff „ſonſtiges Recht“ im Sinne des 8 823 fällt (RG 57, 353; 
59, 327). Anwendbar wäre aber $ 826, falls der Antragende den Antragsgegner vorſätzlich an 
der Annahme hindert (RG 50, 91; 63, 286; JW 08, 85). — Von der Frage nach der Abtret⸗ 
er 85 bezeichneten Rechtes hängt auch die, Frage nach feiner Pfändbarkeit ab ($ 851 
bf 1 3PO). 


8 146 


Der Antrag erliſcht, wenn er dem Antragenden gegenüber abgelehnt 
oder wenn er nicht dieſem gegenüber nach den SS 147 bis 149 rechtzeitig an⸗ 
genommen wird!). 

EI 82 ff., 88 Abſ 2 IT 119; M 1 168 ff., 175; P 177; 6 124, 128. 

1. Das Erlöſchen des Antrags beſeitigt dieſen überha t, ſo daß er auch nicht mehr 
annahmefähig iſt (RG 93, 75; Warn 105 Rr 50 und eine e nachträgliche Annahme 
als ein neuer Antrag gelten müßte (8 150). Die Ablehnung iſt eine empfangäbebürftige 
Willenserklärung ($ 130). Gleichgeſtellt ift der ausdrücklichen Ablehnung die mit Beifügungen 
verſehene Annahme im Sinne des 8 150 Abſ 2. Über die Erforderniſſe der rechtzeitigen 
Annahme vgl. die 88 147, 148, 149. Über fonftige Erlöſchungsgründe vgl. 8 145 (Widerruf 
im Falle des Vorbehalts) und § 156. 


8 147 


) Der einem Anweſenden gemachte Antrag kann nur ſo fort angenommen 
werden. Dies gilt auch von einem mittels Fernſprechers von Perſon zu Perſon 
gemachten Antrage ')). 

Der einem Abweſenden gemachte Antrag kann nur bis zu dem Zeitpunkt 
angenommen werden, in welchem der Antragende den Eingang der Antwort 
unter regelmäßigen Umſtänden erwarten darfs). 

E I 83 f. II 120; M1 168 ff.; P 1 78 ff. 

A 47 handelt von den geſetzlichen An iſten, 8 148 von den gewillkürten. 
Beide en denen die zeitliche E (RG 43, 79). 


2. Vertragsſchluß unter Anwesenden. Vorausſetzung hierfür ift, wie das in Anſehung 
des Verkehrs mittels Fernſprechers vom Geſetze ausdrücklich vorgeſehen wird, ein Verhandeln 


von Perſon zu Perſon. Ein Vertragsſchluß bezeichneter Art kann mithin niemals vor⸗ 


liegen, wenn ſich der Antragende zur Erklärung eines Boten, oder beim Verhandeln mittels 
Jernſprechers eines Mittlers bedient, der zur Entgegennahme der Annahmeerklärung nicht be⸗ 
vollmächtigt iſt. Denn unter dieſen Vorausſetzungen geht die Erklarung dem Antragſteller 
nicht von Berjon zu Perſon, ſondern erſt mit ihrer Beſtellung zu. Anders, wenn die Mittels. 
perlen zur Vertretung des Auftraggebers bei Entgegennahme der Erklärung befugt war 
(RS Seuffel 59 Nr 387). Ein Verhandeln von Perſon zu Perſon findet auch dann nicht ſtatt, 
wenn einem Anweſenden nur ein ſchriftlicher Antrag überreicht wird (. A 3). Bedingung 
ſodann für das Zuſtandekommen des Vertrags unter Anweſenden ift, daß die Annahme ſofort 
erklärt wird. Geſchieht es nicht, dann erliſcht der Antrag ($ 146), während die verſpätete 
Annaßmeerklärung die Bedeutung eines neuen Antrags (5 100) hat (RG JW 1911, 5856) 
Die Annahme ſelbſt iſt, abgeſehen vom Falle des $ 151, eine empfangsbedürftige Erklarung. 
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Sie kann aber auch ſtillſchweigend erfolgen, insbeſondere dadurch, daß der Antragsgegner 
ſich ſo verhält, wie es ihm der Antragende anſinnt, insbeſondere indem er die entſprechende 
Leiſtung bewirkt (RG 54, 219), oder aber die ihm angetragene Erwerbshandlung vornimmt. 
Bloßes Stillſchweigen auf einen Vertragsantrag kann nur dann als Annahme gelten, 
wenn die aus der Unterlaſſung einer Antwort herzuleitende Ablehnung eine Verletzung des 
Grundſatzes der Redlichkeit, eine Nichtachtung von Treu und Glauben (im Handelsverkehre) 
enthalten würde (N& 54, 213). Im übrigen bedeutet Schweigen Nichtannahme. Handelt 
es ſich nicht um ein beliebiges Geſchäft des (kaufmänniſchen) Verkehrs, ſondern um ein 
außergewöhnliches, namentlich um einen Vergleichsvorſchlag, dann kann im Schweigen 
auf den Vorſchlag eine Annahme des Antrags nach Treu und Glauben nicht gefunden werden 
(RS Warn 1919 Nr 131). Jedenfalls kann aus § 147 Abſ 1 nicht gefolgert werden, daß 
auf jeden einem Auweſenden gemachten Antrag eine Erklärung über Annahme oder Ab⸗ 
lehnung ſofort abgegeben werden müßte, widrigenfalis das Schweigen des Erklärungsgegners 
als Annahme zu gelten hätte (RG JW 1911, 5359). EN 

Von Bedeutung ift das kaufmänniſche Beſtätigungsſchreiben. Enthält ein kaufmänniſches 
Beſtätigungsſchreiben Abweichungen von dem unter den Parteien bisher Beſprochenen, 
ſo iſt unter beſondern Umſtänden nach Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte 
(8 157 BGB; $ 346 HGB) eine Antwort erforderlich, und müßte hier daher Schweigen als 
Annahme gelten (RG Gruch 53, 709). Im kaufmanniſchen Verkehre, wo Nebenpunkte vielfach 
erſt mittels Beſtätigungsſchreibens geregelt werden, muß widerſpruchsloſe Annahme eines 
Beſtätigungsſchreibens regelmäßig als Zuſtimmung angeſehen werden, möglicherweiſe auch 
dann, wenn eine Gegenbeſtätigung verlangt wird (RG 88, 380). Das gilt jedoch dann nicht, 
wenn der Inhalt der Abmachungen araliſtig entſtellt ift oder der Inhalt des Beſtätigungs⸗ 
ſchreibens „auf Erfindung beruhte“ (MG 95, 48). Regelmäßig muß den genehmigten ſchrift⸗ 
lichen Beſtätigungen eine derartige rechtsgeſtaltende Wirkung beigelegt werden, daß fortab nur 
ihr Inhalt maßgebend fein ſoll und abweichende frühere Abreden als beſeitigt zu gelten haben 

G 88, 380; 90, 136; Warn 1919 Nr 50). Hat der eine Teil dem andern ein Beſtätigungs⸗ 
ſchreiben zugeſandt, dies zunächſt vom Gegner mit Zuſätzen zurückerhalten und daraufhin 
geſchwiegen, dann muß darin eine Zuſtimmung gefunden werden, ſo daß der Vertrag mit 
Einſchluß der Zuſätze in dem Zeitpunkte zuſtande gekommen ift, in dem der Gegner den Zu⸗ 
gang des etwaigen Widerſpruchs hätte erwarten können (M& Gruch 55, 888). In dem 
Schweigen auf ein Beſtätigungsſchreiben kann ein Einverſtändnis oder eine Genehmigung 
jedoch nur dann geſunden werden, wenn anzunehmen iſt, daß es der Empfänger ſo ver⸗ 
ſtanden hat oder nach der Vertehrsſitte fo verſtehen mußte, wie es vom Abſender gemeint 
war (RG 97, 195). — Wirkſam werden die Erklärungen gemäß § 130 erſt im Zeitpunkte 
ihres Zugehens (vgl. auch 8 149). Im Falle des Mißverſtändmſſes kann mangelnde Willens⸗ 
einigung (88 154, 155) oder auch die Anfechtbarkeit des zuſtande gekommenen Vertrags in 
Frage kommen (RG 90, 168). 

3. Vertragsſchluß unter Abweſenden. Wann ein Verhandeln unter Abweſenden an- 
zunehmen iſt, ergibt fi aus dem Gegenſatze zum Falle des Abf 1. Im Sinne des $ 147 
gilt auch der einem Anweſenden überreichte ſchriftliche Vertragsantrag als Antrag unter 
Abweſenden (RG 61, 415; 83, 106). Bedingung für das Zustandekommen des Vertrags- 
abſchluſſes iſt hier regelmäßig, daß die Annahmeerklärung dem Gegner in einer nach den 
Umſtänden zu bemeſſenden Friſt zugeht (vgl. A 1 und anderſeits 88 151, 152). Ob die 
Friſt gewahrt iſt, hat ſchließlich der Richter zu entſcheiden. Für die Berechnung der Friſt 
kommen als weſentlich in Betracht die Beförderungszeit des Antrags ſowie die der Ant⸗ 
wort und dazu noch eine dem Antragsgegner zu bewilligende angemeſſene Überleg ungsfriſt, 
wobei davon auszugehen iſt, daß der Antragende mit regelmäßiger Beförderung und auch mit 
Anweſenheit des Antragsgegners in feinem Wohnorte rechnen darf (RG 43, 79; 59, 300; 
JW 1910, 999). Falls der Antrag einer Geſellſchaft, einem Verein, einer Körperſchaft 
gemacht wird, überdies auch eine angemeſſene Friſt für die erforderliche Beſchlußfaſſung. 
Stets iſt aber die Friſtdauer nur nach Maßgabe der regelmäßigen Umſtände zu begrenzen, 
worüber das richterliche Ermeſſen entſcheidet. Daß dem Antragsgegner zur Erſtreckung 
der Friſt außergewöhnliche Ereigniſſe (äußerliche Beförderungshinderniſſe oder Abweſenheit 
des Adreſſaten von ſeinem Wohnſitze) zugute gerechnet werden, braucht ſich der Antrag⸗ 
ſteller im allgemeinen nicht gefallen zu laſſen (M& 59, 300). Wohl aber dann, wenn er 
mit der Abweſenheit des Gegners ſchon nach dem regelmäßigen Gange der Dinge (Manöver⸗ 
zeit, Gerichtsferien) von! vornherein rechnen mußte. Verhindert der Antragſteller den 
rechtzeitigen Zugang der Annahmeerklärung argliſtig oder ſchuldhaſt, dann gilt die Friſt 
gleichwohl als gewahrt (MG 58, 400). Verzichtet der Antragende auf bie Erklärung der 
Annahme, dann kommt für die Friſtberechnung nicht § 147, ſondern $ 151 zur Anwendung 
(c 88, 106). — Abs 2 iſt entſprechend auch bei Feſtſtellung des Zeitpunkts maßgebend, 
in dem ein ſtillſchweigend zuſtande gekommener Vertrag als abgeſchloſſen anzunehmen iſt 
(MG Gruch 55, 892). Vgl. $ 151 A 2. 
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§ 148 


Hat der Antragende für die Annahme des Antrags eine Friſt beſtimmt, 
jo kann die Annahme nur innerhalb der Friſt erfolgen!). 
E 1 82 II 121: M 1 168 ff.; P 1 77 fe 


1. Gewillkürte Annahmefriſt. Die Friſtbeſtimmung hat nach dem Geſetze unmittel- 
bar nur die Dauer der Wirkſamkeit des Antrags, nicht die der Gebundenheit des Antrag⸗ 
ſtellers im Auge, begrenzt alſo zeitlich die Annahmefähigkeit des Antrags ſelbſt (§ 146). 
Die Beſtimmung der Friſt kann ausdrücklich oder ſtillſchweigend erfolgen. Gegebenenfalls 
iſt das Formerfordernis auch hier zu wahren. Bei Abkürzung der geſetzlichen Friſt ($ 147) 
muß die Friſtſetzung zugleich bei der Antragſtellung erklärt werden, oder aber bei nachträg 
licher Erklärung muß dieſe ſpäteſtens gleichzeitig mit dem Antrage zugehen. Im Zweifel 
ift hierbei davon auszugehen, daß die Friſt nur dann als gewahrt gelten ſoll, wenn die Ant 
wort dem Antragſteller innerhalb der Friſt zugegangen iſt, und nicht ſchon dann, wenn 
die Antwort innerhalb der Friſt abgegangen iſt (RG 53, 59; 49, 182; Warn 08 Nr 187; 
1912 Nr 152). Im übrigen vgl. $ 147 A 3. Die Friſtberechnung gemäß 53 186 ff. Hat 
ſich der Antragende (Kaufmann) ohne Friſtſetzung einſeitig gebunden, ſo iſt doch nach den 
Umſtänden des Falles zu entſcheiden, wie lange ſeine Bindung währt; mit Ablauf der hier⸗ 
nach anzunehmenden Bindungsfriſt erliſcht auch eine feſte Offerte ohne weiteres durch 
Zeitablauf (RG 97, 2). — Hat der Antragſteller die Gebundenheit an ſeinen Antrag davon 
abhängig gemacht, daß der Antragsgegner in beſtimmter Friſt (ſofort) eine beſtimmte Hand⸗ 
lung vornehme (beiſpielsweiſe ein empfangenes Lotterielos poſtwendend zurüctſende), dann 
kommt der Vertrag, falls die Bedingung nicht rechtzeitig erfüllt worden, aus dieſem Grunde 
keinesfalls zuſtande, gleichgültig, ob die Verſpätung an einem Verſchulden des Antrags⸗ 
gegners liegt oder nicht, und ohne daß es eines Widerrufs bedarf (RG 48, 179), — Vgl. 
§ 516 Abſ 2, wonach Schweigen innerhalb der geſetzten Friſt als Annahme gilt. 


8 149 


2) Iſt eine dem Antragenden verſpätet zugegangene Annahmeerklärung 
dergeſtalt abgeſendet worden, daß ſie bei regelmäßiger Beförderung ihm 
rechtzeitig zugegangen ſein würde, und mußte der Antragende dies erkennen, 
ſo hat er die Verſpätung dem Annehmenden unverzüglich nach dem Empfange 
der Erklärung anzuzeigen, ſofern es nicht ſchon vorher geſchehen iſt. Verzögert 
er die Abſendung der Anzeige, jo gilt die Annahme als nicht verſpätete). 

E I 85 II 122; M 1 170 ff.; P 1 81. 


1. Die §88 149—150 behandeln die fehlerhafte Annahme. Der Mangel kann begründet 
fein einmal durch verſpäteten Zugang der Annahmeerklärung (8 149), ſodann durch den Inhalt 
der Erklärung ſelbſt (8 150 Abſ 2). Für beide Fälle iſt nach $ 150 Regel, daß eine fehler ⸗ 
hafte Annahme als neuer Antrag gilt, ſo daß in bezug hierauf wiederum die Grundſätze der 
88 145 ff. Platz greifen. Eine inhaltlich fehlerfreie Annahme darf insgeſamt nichts 
anderes darſtellen als ſchlechthin eine vorbehaltloſe Bejahung des Angebots (R& 27. 9. 11 
II 160/07); andernfalls enthält die Erklärung zugleich eine Ablehnung des Antrags. — Über 
die Vorausſetzungen der Verſpätung der Annahme verhalten ſich die 88 147, 148. 


2. Zuſtandekommen des Vertrags trotz Verſpätung des Zugangs der Annahmeerklärung. 
Rechtzeitigkeit der Annahme fett voraus, daß die Erklärung nicht nur rechtzeitig erklärt worden, 
ſondern (vgl. $ 147 A 1) dem Gegner innerhalb der gehörigen Friſt auch zugegangen ift (88 147, 
148, 130). Für den Fall nun, daß eine Verſpätung tatſächlich zwar eingetreten iſt, ſolches aber 
nicht in einer Verzögerung der Abſendung, ſondern erſt in den Verhältniſſen der Beförderung 
ſeinen Grund hat, und daß der Antragende dies erkennen mußte ($ 276), ſoll die Annahme 
gleichwohl als nicht verſpätet „gelten“, es ſei denn, daß der Antragende die Verſpätung 
unverzüglich (8121 Abſ 1) nach dem Empfauge der Erklärung (8 130) oder ſchon zuvor angezeigt 
hatte. Vorausſetzung für die Anwendbarkeit der Beſtimmung iſt allo, daß die Antwort 
rechtzeitig abgeſendet war (8 147 A 2) daß fie dem Antragſteller überhaupt zugegangen iſt, 
daß dies jedoch erft nach Ablauf der Stift erfolgt ift; ferner anderſeits, daß die Verſpätung 
ausſchließlich durch Unregelmäßigkeiten der Beförderung verurſacht worden, und endlich, daß 

er Antragſteller die Rechtzeitigkeit der Abſendung bei Anwendung der erforderlichen Auf- 
merkſamkeit hat erkennen können (8 276). Die Anzeige iſt keine empfangsbedürftige 
Willenserklärung, da nach dem Geſetze zur Abwendung der angedrohten Folge ſchon die 
(rechtzeitige) Abſendung der Erklärung genügt. Von einer Verpflichtung zur Anzeige 
iſt nicht zu reden. Das Geſetz knüpft an die Unterlaſſung der Erklärung lediglich die Fik⸗ 
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tion des rechtzeitigen Zugangs der Annahme. — Danach richtet ſich auch die Beweislaſt. 
Der Autragsgegner, der die Fiktion der Rechtzeitigkeit für ſich geltend machen will, hat nur 
deren Vorausſetzungen zu beweiſen; der Antragende dagegen, der alsdaun die Anwend⸗ 
barkeit der Fiktion von ſich ablehnen will, weil er rechtzeitig die erforderliche Anzeige er⸗ 
ſtattet habe, hat hierfür die Beweislaſt (RG 53, 62). Streitig. 


8 150 


Die verſpätete Annahme eines Antrags gilt als neuer Antrag!). 
Eine Annahme unter Erweiterungen, Einſchränkungen oder ſonſtigen 


Anderungen gilt als Ablehnung verbunden mit einem neuen Antrage?). 
EI 88 Abſ 1, 3; M 1 175; P 1 86. 


1. Vgl. 8 149 A 2. Hat der Antragende bei der gewillkürten Annahmefriſt ($ 148) dieſe 
in unbeſtimmten, unklaren Ausdrücken beſtimmt, und hat er trotz tatſächlich verſpätet er- 
Härter Annahme den Abſchluß beftätigt, dann kann er nachträglich die Verſpätung nicht geltend 
machen, weil er durch die Beſtätigung zu erkennen gegeben hat, daß die Annahme noch recht⸗ 
zeitig erfolgt ſei (RG Warn 1911 Nr 423). 

2. Der Grundſatz des § 150 Abj 1 greift auch dann Platz, wenn der Antragsgegner durch 
nachträgliche Leiſtung deſſen, was dem Antrag an ſich entſprach, dieſen verjpätet angenommen 
hat. Es bedarf auch in ſolchem Falle erſt einer Annahme ſeitens des Antragenden, um den 
Vertrag zuſtande zu bringen (RG 3. 4. 07 V 406/06). Auch ein Beſtätigungsſchreiben, 
das dem Zwecke dienen ſollte, ein nach der Meinung des Schreibenden mündlich abge 
ſchloſſenes Geſchäft zu beſtätigen, während der Vertrag in Wirklichkeit nicht zuſtande ge⸗ 
kommen war, kann als ein neues Vertragsangebot gelten (RG Warn 1911 Nr 422). Vgl. 
noch $ 147 A 2. Eine Annahme mit der Hinzufügung: „vorausgeſetzt, daß der Vertrag 
rechtsgültig geſchloſſen werden könne, iſt geeignet, den Vertrag zuſtande zu bringen, wenn 
nach der Erklärung die objektive Möglichkeit des rechtsgültigen Abſchluſſes entſcheidend ſein 
ſollte (RG Warn 1910 Nr 400). Nicht unbedenklich, falls die Hinzufügung nach Lage des 
Falles geeignet wäre, das Zuſtandegekommenſein des Vertrags einſtweilen noch als unge⸗ 
wiß erſcheinen zu laſſen. Iſt eine Annahmeerklärung trotz einer Hinzufügung nach Treu 
und Glauben als unbeſchränkte Annahme aufzufaſſen, fo iſt der $ 150 nicht anwendbar (RG 
JW 08, 45). Hat der Antragsgegner bei der Annahmeerklärung einen Vorbehalt gemacht, 
hat darauf der Antragende dem Vorbehalte widerſprochen und der Antragsgegner hierauf 
geſchwiegen, fo iſt anzunehmen, daß er den Vorbehalt aufgegeben hat (R Warn 1918 
Nr 178). Sonſt aber wird das Zuſtandekommen des Vertrags durch die Hinzufügung einer 
Bedingung zu der Annahmeerklärung vereitelt (RG 92, 232). 


§ 151 

Der Vertrag kommt durch die Annahme des Antrags zuſtande, ohne 
daß die Annahme dem Antragenden gegenüber erklärt zu werden braucht, 
wenn eine ſolche Erklärung nach der Verkehrsſitte nicht zu erwarten iſt oder 
der Antragende auf ſie verzichtet hat). Der Zeitpunkt, in welchem der An⸗ 
trag erliſcht, beſtimmt ſich nach dem aus dem Antrag oder den Umſtänden 
zu entnehmenden Willen des Antragenden?). 

E 1 86 11 124; M1 171 ff.: P 1 81 ff. 


1. Es handelt ſich hier um einen Ausnahmefall, in dem es zum Zuſtandekommen des 
Vertrags regelwidrig keiner Annahmeerklärung bedarf. Selbſtverſtändliche Vorausſetzung 
für den Vertragsſchluß bleibt indes immer, daß der Antragsgegner den Antrag überhaupt 
angenommen hat (RG 8. 10. 19 V 138/19). Da indes für das Verkehrsleben rein innere 
Vorgänge ohne Tragweite ſind, jo muß auch der Annahmeentſchluß irgendwie durch ſchlüſ⸗ 
ſige und unzweideutige Handlungen, die allerdings nicht dem Antragenden gegenüber vor⸗ 
genommen zu werden und zunächſt auch nicht einmal zu feiner Kenntnis zu gelangen brauchen, 
außerlich in die Erſcheinung getreten ſein (MG 84, 320; 90, 480; Warn 1919 Nr 181; JW 
1914, 2413); fo durch die ſofortige Aneignung der etwa käuflich zum Erwerbe angebotenen Sache 
(einer ohne Beſtellung zugeſandten Ware, RG JW 00, 2977), oder aber durch Bewirkung der⸗ 
jenigen Leiſtung, die dem Antragsgegner nach Maßgabe des Antrags als Erfüllung angeſonnen 
wurde (beifpielsweife durch ſofortige Lieferung der beſtellten Ware) Da der Vertragsſchluß 
eine Willenseinigung vorausſetzt, ſo iſt im übrigen auch hier erforderlich, daß ſich die Annahme 
mit dem Antrage deckt, und eine Handlung, die der Antragsgegner nicht in der Ab⸗ 
ſicht der Annahme vornimmt, iſt überhaupt nicht geeignet, den Vertrag zuſtande zu bringen, 
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da ein Vertragsabſchluß unbedingt den Vertragswillen vorausſetzt. Soweit endlich ein Mangel 
der Einigung beſteht, greift der $ 154 Platz. Als Zeitpunkt des Vertragsabſchluſſes muß hier 
derjenige gelten, in dem die Annahme erfolgt iſt (nicht derjenige, in dem der Antragende die 
Annahme erfährt, RG 36, 323). Alsdann ſteht keinem Teile mehr der Widerruf zu. Als 
Ort des Vertragsſchluſſes iſt derjenige anzuſehen, wo die Annahme erfolgt it (MG 62, 381). 

Als Verkehrsſitte (8 157 A 1 a. E.) kommen hier vornehmlich in Betracht die An⸗ 
ſchauungen im Handelsverkehr. Für die Anwendbarkeit des § 151 genügt nicht, daß nach 
der beſondern Lage des Falles eine Erklärung der Annahme nicht zu erwarten war, ee 
muß notwendig eine dahingehende Verkehrsſitte beſtanden haben (RG JN 09, 7207). 
Alsdann kann aber auch das bloße Stillſchweigen Annahme bedeuten (R JW 08, 
10216); zumal wenn nach Treu und Glauben des Handelsverkehrs im Falle der Ablehnung 
eine dahingehende Außerung zu erwarten war (RG 54, 181; 68, 69; Warn 1911 Nr 112 
und 422; Gruch 59, 351). Über die Grundſätze betreffs eines Beſtätigungsſchreibens ſ. 9 147 
A 2. Vgl. auch $ 157 A 3 „Beſondere Falle“. Einzelfälle: Bei einer dauernden Ge⸗ 
ſchäftsverbindung zwiſchen den Vertragſchließenden kann ſchon im Behalten der über 
ſendeten Ware die Annahme liegen; in dem Falle freilich nicht, daß bei der Zuſendung eine 
neue Bedingung geſtellt wurde (RG 48, 175). An ſich liegt aber in dem Behalten unbe. 
ſtellt zugeſandter Waren noch keine Annahme, wie gegebenenfalls auch keine Verpflichtung 
beſteht, fie zurückzuſenden. Der Empfänger iſt lediglich Beſitzer der Sachen, ohne die ver⸗ 
tragliche Pflicht eines Verwahrers zu haben. Bei einer unentgeltlichen Zuſendung oder 
einem Schulderlaſſe wird nach der Auffaſſung des Lebens eine beſondere Annahmeerklärung 
nicht erwartet. Die Zustimmung gilt hier als ſelbſtverſtändlich (6 19. 4 07 VII 348/06; 
JW 1911, 87). Vgl. bei Schenkungen § 516 Abſ 2 (Nichtablehnung in der geſetzten Friſt 
gilt als Annahme). Ebenſowenig bedarf das ſchriftliche Anerkenntnis einer Forderung nach 
der Verkehrsſitte der Annahme (RG 22. 9. 06 I 585/05). Die an das Regiſtergericht ge- 
richtete Beitrittserklärung als Mitglied einer Genoſſenſchaft kann als ſtulſchweigend durch 
den Vorſtand angenommen gelten (RG 60, 412). Steht eine Bank mit einem Kunden in 
dauernder Geſchäftsverbindung und handelt es ſich um ein wichtiges Geſchäft, das auch 
große Eile erfordert, dann muß beim Schweigen des Kunden auf einen Antrag der Bank 
Zuſtimmung angenommen werden; der Widerſpruch muß in ſolchen Fallen auch telegraphiſch 
oder mittels Fernſprechers erklärt werden (RG 87, 141). Tritt der Schuldner eine Forde 
rung zahlungshalber an den Gläubiger ſeines Gläubigers ab, dann iſt die Annahme des 
Zahlungsangebots von ſeiten des Erſtgenannten ohne weiteres anzunehmen (nc 90, 434). 
Zum Zuſtandekommen einer die Übergabe des Hypothekenbriefs erſetzenden Vereinbarung 
gemäß $ 1117 Abſ 2 iſt die Annahmeerklärung des Erwerbers nicht notwendig, wenn die 
ihm zugeſandte Urkunde die Erklärung des Hypothekenbeſtellers enthält, daß der zu bildende 
Hypothekenbrief dem Erwerber ausgehändigt werden Fee, und wenn ber Hypotheken- 
beſtellung (oder -abtretung) eine darüber zuvor getroffene Verabredung zugrunde liegt, oder 
wenn der Gläubiger die ihm überſandte Urkunde an das Grundbuchamt mit ſeinem Antrage 
weitergibt (RG 93, 248). Auch in der nur einſeitigen Erklärung des Verkäufers in ſeinem 
Beſtätigungsſchreiben kann die Zuſicherung von Eigenſchaften der Kaufſache gefunden 
werden (RG 95, 120). Liefert der Verkäufer mehr gleichartige Waren, als beſtellt waren, 
dann liegt inſoweit ein Vertragsangebot mit einem Verzicht auf eine Annahmeerklärung 
vor, und es kann unter beſondern Umſtänden (ſo, wenn die Ware dem, Verderben aus⸗ 
geſetzt ift) Schon in dem Schweigen des Käufers während auch nur einer verhaltnismäßig kurzen 
Friſt die Annahme des Angebots gefunden werden (RG 23 1919, 966). Der Verzicht 
auf die Annahmeerklärung kann ausdrücklich oder auch ſtillſchweigend erklart ſein, wie das 
beiſpielsweiſe der Fall iſt, wenn bei einem Kaufmann Waren zu ſchleuniger Lieferung be⸗ 
ſtellt, oder einem mit der Beſorgung fremder Geſchäfte Befaßten ſchleunige Aufträge erteilt 
werden (NG JW 1913, 1145). Wenn der Verkäufer einer beweglichen Sache dieſe dem 
Käufer, ohne eine Bedingung zu ſtellen, überſendet und der Käufer die Sache annimmt, 
geht das Eigentum auf ihn über, ohne daß der Käufer dem Verkäufer gegenüber noch eine 
Erklärung abgibt (RG 64, 145). 5 0 a 

2. Dieſe Friſt für die Annahme (nicht für die Erklärung) und damit zugleich für die 
Gebundenheit des Antragſtellers beſtimmt ſich in erſter Linie aus der im Antrage hier- 
über ausdrücklich getroffenen Beſtimmung; ſonſt nach dem mutmaßlichen, aus den Um⸗ 
ſtänden zu entnehmenden Willen des Antragenden. Mit Ablauf der Friſt erliſcht der 
Antrag (8 146 A 1). In der Regel wird es ſich um Fälle handeln, in denen eine ſofortige 
Leiſtung erwünſcht war. In ſolchen Fällen anderſeits, in denen eine Friſtſetzung nicht 
erfolgt und auch nicht einmal aus den Umſtänden zu entnehmen ift, wird anzunehmen fein, 
daß der Antragende eine Friſt überhaupt nicht hat ſetzen wollen und daß er daher bis zur 
blehnung des Antrags durch den Antragsgegner gebunden bleibt (dich 17. 2. 17 V 889/18); 


2 


mit der Maßgabe freilich, daß der Antragende noch nachträglich bis zur Erklärung des Gegners 


eine Friſt beſtimmen kann, um eine Entſcheidung herbeizuführen. 


Vertrag SS 151-158 223 


8 152 


Wird ein Vertrag gerichtlich oder notariell beurkundet, ohne daß beide 
Teile gleichzeitig anweſend ſind, ſo kommt der Vertrag mit der nach § 128 
erfolgten Beurkundung der Annahme zuftande!), wenn nicht ein anderes be⸗ 
ſtimmt iſt. Die Vorſchrift des § 151 Satz 2 findet Anwendung?) ®) 

E II 1240; P 5 439 ff. 


1. Während der Vertrag regelmäßig (Ausnahme $ 151 Satz 1) in dem Zeitpunkte zuſtande 
kommt, in welchem die Annahmeerklärung dem Antragenden zugeht (8 147 A 3), ift im Falle 
der öffentlichen Beurkundung des Vertrags im Zweifel ſchon der Zeitpunkt der Beurkundung 
der Annahme entſcheidend (RG 68, 393; JW 09, 13918), ohne daß der Antragende Anſpruch 
auf Benachrichtigung von der Annahme hat (RG 20. 6. 10 V 367/09). Der beurkundende 
Notar kann zugleich die eine Partei bei der Entgegennahme des Antrags vertreten (RG 49, 127), 
ſo daß die Erklärung gegebenenfalls der Partei ſelbſt als zugegangen gelten muß. — Ein 
anderes kann beiſpielsweiſe beſtimmt fein, wenn der Antragende eine Friſt für die An⸗ 
nahme ſetzt (RG 49, 131). Iſt in einem (notariellen) Vertragsantrage nur geſagt, daß der 
Antrag bis zu dem angegebenen Zeitpunkte verbindlich ſein ſolle, dann ſpricht viel dafür, 
daß der Antragſteller zu erkennen gegeben hat, er wolle bis zu dem Endtermine auch ſelbſt 
Gewißheit über die erfolgte Annahme haben. Regelmäßig iſt daher im Falle ſolcher Friſt⸗ 
ſetzung auch anzunehmen, daß das Zustandekommen des Vertrags auch davon abhängt, daß 
die Annahmeerklärung dem Antragenden innerhalb der Friſt zugegangen iſt, oder daß er 
ſonſt von ihr wenigſtens zuverlaſſige Kenntnis erhalten hat. Ob die dem Antragenden zu⸗ 
teil gewordene Mitteilung von der formgerechten Vertragsannahme eine zuverläſſige war, 
iſt nach den Umftänden des Falles zu entſcheiden; daß die Benachrichtigung durch einen Dritten 
erfolgte, ſchließt die Zuverläſſigkeit nicht aus; hatte der Antragende eine Mitteilung erhalten, 
die er ſelbſt als zuverlaſſig anſehen konnte und angeſehen hat, dann verlangen es Treu und 
Glauben, falls ihm doch noch Zweifel kommen, daß er ſolche kundtut (ME 96, 275). Pal. 
auch RG 49, 182; 76, 366; Warn 1912 Nr 152; Gruch 57 S. 148 u. 925; 60, 121; RG 13. 7. 12 
V 929/12; 1. 4. 14 V 514/13, wonach namentlich angenommen iſt, daß eine zuverläſſige Be⸗ 
kanntgabe der erfolgten Vertragsannahme genügt. Aber ſchließlich bleibt es immer Aus⸗ 
legungsſache, was mit der Erklärung hat beſtimmt werden ſollen (R& Warn 1912 Nr 152; 
Gruch 60, 925). Gegenſtand der Auslegung nuß natürlich die die Friſtſetzung enthaltende 
Urkunde ſein, und dabei kommt es entſcheidend nicht darauf an, was der Antragende für 
ſich etwa gewollt hat, ſondern darauf, wie ſeine urkundliche Erklärung nach Treu und Glauben 
zu verſtehen war (RG 96, 275). Hat derjenige, welchem der Vertrag eine befriſtete Rechts 
ausübung einräumt, alles getan, was nach den Verhältniſſen von ihm erwartet werden 
konnte, um ſeine Erklärung rechtzeitig zugehen zu laſſen, und lag die Verſpätung des Zu⸗ 
gangs nur an Umſtänden, die in der Perſon des Erklärun sempfängers lagen, dann kann 
dieſer die Verſpätung als ſolche nicht geltend machen (NG IW 1919, 5692). 

Die Beweislaſt hat derjenige, der behauptet, die Friſtſetzung habe nicht die Bedeutung 
gehabt, daß der Antragsgegner von der Annahme innerhalb der Friſt auch Kenntnis er⸗ 
halten haben müſſe (R Warn 1913 Nr 354). Ben 

2. Danach beſteht die Annahmefähigfeit des Antrags im Falle des $ 152 nicht länger 
als bis zum Ablaufe der im Antrage ausdrücklich beſtimmten oder nach den Umſtänden als 
gewollt anzunehmenden Friſt (vgl. 8 151 A 2). 

3. Der 8 152 greift Platz auch bei Beurkundungen durch eine nach Landesrecht zu- 
ſtändige Behörde (MG 68, 393; 72, 412). 


8 153 


Das Zuſtandekommen des Vertrags wird nicht dadurch gehindert, daß 
der Antragende vor der Annahme ſtirbt oder geſchäftsunfähig wird, es ſei 
denn, daß ein anderer Wille des Antragenden anzunehmen iſt!) 2). 

E 1 89 II 125; M 1 175 ff.; P 1 86 ff. 


1. Im Zweifel hindern der Eintritt des Todes oder der Geſchäftsunfähigkeit des Ay. 
tragenden nicht das Zustandekommen des Vertrags durch die daraufhin erfolgende 
Annahme. Dabei iſt vorauszuſetzen, daß der Antrag bereits erklärt, unter Abweſenden 
alſo bereits abgeſendet war. Nicht aber iſt auch erforderlich, daß er dem Antragsgegner 
vor Eintritt der bezeichneten Ereigniſſe bereits zugegangen war. Den Antrag anitatt des 
Verſtorbenen erſt zu erklären, beiſpielsweiſe den von ihm angefertigten ſchriftlichen Antrag erſt 
in Abgang zu bringen, dazu gibt der 8153 den Geſamtrechtsnachfolgern keine Befugnis. Oh fie 
dazu befugt ſind oder nicht, wie auch ihr etwaiges Recht, den bereits erklärten, aber noch 


* 
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nicht zugegangenen Antrag zu widerrufen, richtet ſich vielmehr lediglich nach den allgemeinen 
Rechtsgrundſätzen von der Geſamtrechtsnachfolge. Die Regel des $ 153 dient als bloße 
Auslegungsregel und kann daher nicht Platz greifen, wenn ihrer Anwendbarkeit nach 
den obwaltenden Umſtänden erkennbar ein anderer Wille des Antragſtellers entgegen⸗ 
ſteht, ſei es alſo, weil der Antragſteller den Antrag ausdrücklich nur für ſeine Perſon gemacht 
hatte, oder weil ſonſt erſichtlich iſt, daß der Antragſteller den Vertrag nur in ſeinem eigenen 
Intereſſe hat abſchließen wollen. Der Beweis des andern Willens liegt dem Erben ob, der 
behaupten will, daß der Antrag für ihn nicht bindend ſei.—Der 8153 iſt entſprechend anzuwenden, 
wenn dem Antragſteller die Verfügung über ſein Vermögen oder über gewiſſe Be⸗ 
ſtandteile desſelben nach Erklärung des Antrags entzogen wird, wie insbeſondere durch 
die Eröffnung des Konkurſes. In ſolchem Falle kommt der Vertrag durch die Annahme zwar 
mit dem Gemeinſchuldner, aber nicht mit dem Konkursverwalter zuſtande. 

2. Welchen Einfluß der Tod oder der Eintritt der Geſchäftsunfähigkeit des Antrags⸗ 
gegners gegebenenfalls hat, beſagt das Geſetz nicht. Hier greifen die allgemeinen Rechts⸗ 
grundſätze Platz. Als Regel muß insbeſondere auch hier gelten, daß, wenn die Abſicht beſtand, 
den Vertrag gerade im Intereſſe der Perſon des Antragsgegners abzuſchließen, beiſpielsweiſe 
behufs Zuwendung einer Schenkung an ihn, oder falls ihm eine höchſtperſönliche Leiſtung 
angeſonnen wurde, ſeine Rechtsnachfolger keine Befugnis haben, den Vertrag erſt durch ihre 
Annahmeerklärung zuſtande zu bringen. In ſonſtigen Fällen aber haben fie ein ſolches Recht, 
zumal wenn nach Lage des Falles anzunehmen, daß der Antrag zugleich an die Erben gerichtet 
fein ſollte (RG JW 1911, 7527). Der Auffaſſung indes, als könne das Recht der Erben auf die 
Annahme des ihrem Erblaſſer bereits zugegangenen Antrags ausſchließlich in der Unter 
ſtellung, daß der Antrag zugleich an ſie gerichtet worden, ſeine Begründung finden (vgl. 
M 1, 175/176 zu 8 89 E J,, dürfte ſchzwerlich beizutreten fein. Sie ſtellt ſich lediglich als ein 
im Intereſſe des Verkehrs angenommener Notbehelf dar, der um deswillen einer ſtichhaltigen 
Grundlage entbehrt, weil es im Leben tatſächlich nur höchſt ausnahmsweiſe vorkommen wird, 
daß der Antragende ſeinen Antrag (beiſpielsweiſe einen Verkaufsautrag, A JW 1911, 7527) 
zugleich an die Erben gerichtet haben will. Der Notbehelf iſt auch übrig, wonn man ſich 
nur zu der Anſicht entſchließen will, daß das Recht des Antragsgegners auf Annahme des 
Antrags ein Vermögensrecht darſtellen kann (vgl. $ 145 A 2). Die andere Frage, ob der 
Erbe auch in der Lage ſei, den ſeinem Erblaſſer noch nicht zugegangenen Antrag gegen 
den nunmehrigen Willen des Antragenden erſt entgegenzunehmen und alsdann anzunehmen, 
iſt zu verneinen, weil vor Zugang des Antrags der Antragende überhaupt noch nicht ge⸗ 
bunden war ($ 130). — Wird der Antragsgegner vor Zugang oder vor der Annahme des 
zugegangenen Antrags geſchäftsunfähig, ſo iſt ſowohl das eine wie das andere rechtlich 
um deswillen einflußlos, weil in beiden Fällen der Vertreter an die Stelle des Genannten tritt. 
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Solange nicht die Parteien ſich über alle Punkte eines Vertrags geeinigt 
haben, über die nach der Erklärung auch nur einer Partei eine Vereinbarung 
getroffen werden ſoll, iſt im Zweifel der Vertrag nicht geſchloſſen ). Die 
Verſtändigung über einzelne Punkte iſt auch dann nicht bindend, wenn eine 
Aufzeichnung ſtattgefunden hat!). 

Iſt eine Beurkundung des beabſichtigten Vertrags verabredet worden, 
ſo iſt im Zweifel der Vertrag nicht geſchloſſen, bis die Beurkundung er⸗ 
folgt iſt?) ). 

E 1 78 II 116; Mö 1 162 ff.; P 1 74 ff., 87 ff.; 6 133. 

1. Die volle Willenseinigung Vorausſetzung des Vertragsſchluſſes. Dieſer Vorſchrift 
liegt die vom Geſetze durchweg feſtgehaltene Auffaſſung zugrunde (RG 57, 164; 62, 187; 
139 Abſ 1), daß die geſamten Vertragserklärungen ein einheitliches Ganzes ausmachen. Da⸗ 
her iſt auch die hier ausgeſprochene Auslegungsregel nur folgerichtig: daß, ſolange die Eini⸗ 
gung nicht alle Punkte des Vertrags umfaßt, der Vertrag, im Zweifel“ nicht zuſtande ge⸗ 
kommen ift und daß eine Bindung ſelbſt inſoweit nicht beiteht, als über einzelne Punkte eine 
Verſtändigung und eine Aufzeichnung erzielt worden iſt (Punktation: ab 1 Saß 2). Da 
dieſe Grundſätze jedoch lediglich im Zweifel gelten ſollen, jo iſt es den Parteien unbenommen, 
vorerſt nur über gewiſſe Punkte eine Vereinbarung zu treffen, andere Punkte dagegen einer 
ſpäteren Regelung vorzubehalten (RG Warn 1910 Nr 413). Was alles Gegenſtand der Verein⸗ 
barung fein ſoll, entſcheidet ſich nicht nur nach der Natur des Geſchäfts, ſondern auch nach 
dem Willen jeder einzelnen Partei (RG IW 1911, 442). Es muß der entſprechende Wille 
aber erklärt ſein, da auf ſtille Vorbehalte nicht zu rückſichtigen iſt (§ 116). So kommt ein 


Vertrag 88 158, 154 225 


Vertrag nicht zuſtaude, wenn ein Angebot nicht in dem Sinne, in dem es gemeint war, 
ſondern in einem andern, und zwar dem der wirklichen Sachlage bete dal ange⸗ 
nommen wird, ſachgemäß auch nur ſo angenommen ſein kann, der Annehmende ſich dabei aber 
den geheimen Vorbehalt macht, das Angebot in deſſen Sinne annehmen zu wollen (RG 
Gruch 63, 218). Der $ 154 hat demgemäß den Fall des offenen Mangels der Willens: 
einigung vor Augen. (Über den verſteckten Mangel der Einigung vgl. § 119 A 1 und § 155 
A 1, 2.) Ob der Vorbehalt nach nachträglicher Einigung einen unbedingt weſentlichen 
Beſtandteil des Vertragsgegenſtandes betrifft oder einen an ſich nicht weſentlichen (aber 
relativ, d. h. nach dem Willen der Beteiligten weſentlichen), iſt für die Anwendung des in 
§ 154 Satz 1 ausgesprochenen Grundſatzes gleichgültig. Der erklärte Vorbehalt hindert das 
Zuſtandekomnten eines schriftlichen (oder notariellen) Pertrags ſelbſt dann, wenn der Vor⸗ 
behalt nicht in die Urkunde aufgenommen worden iſt (RG 29. 4. 03 V 518/02). Da in⸗ 
deſſen der Grundſatz der Vertragsfreiheit gilt, ſo ſteht es den Parteien auch frei, nachträglich 
den Vertrag als abgeſchloſſen gelten zu laſſen, ſelbſt wenn die Einigung über einzelne, au 
ſich nicht weſentliche Punkte ausgeblieben iſt. Die dadurch veranlaßte Lücke in den Ver⸗ 
einbarungen muß alsdann den geſetzlichen Beſtimmungen gemäß (vgl. 88 157 A 1, 155 Al) 
ausgefüllt werden (RG 52, 437; 57, 51; 60, 174; Warn 08 Nr 190; 1910 Nr 413). Eine 
Unvollſtändigkeit der Vereinbarung im Sinne des $ 154 liegt nicht vor, wenn die Vertrags. 
leiſtungen zwar nicht feſt beſtimmt wurden, aber (bei im übrigen vorliegender wirklicher 
Willeuseinigung) nach den gegebenen Umſtänden beſtimmbar find, was insbeſondere daun 
zutrifft, wenn die Beſtimmung der Parteiabſicht entſprechend nach verabredeter Maßgabe 
getroffen werden ſoll (R Gruch 58, 830). So kann beiſpielsweiſe ein Mietvertrag voll⸗ 
gültig zuſtande kommen, wenn die Parteien die Beſtimmung des Mietpreiſes ſpäterer Ver⸗ 
einbarung vorbehalten (R Warn 1914 Nr 325). So genügt es auch, wenn hinſichtlich 
der Leiſtungszeit nur fo viel vereinbart iſt, daß der Richter imſtande iſt, über die Recht: 
zeitigkeit der Leiſtung zu befinden (ch 90, 29). Vgl. noch 58 315, 316. 

2. Während Abſ 1 den Fall mangelnder Einigung regelt, fett Abſ 2 voraus, daß zwar 
die Einigung erfolgt iſt (RG 17. 5. 07 VII 286/07), daß jedoch nach der getroffenen Ver⸗ 
einbarung zur völligen Erfüllung des Parteiwillens noch die Beurkundung des Vertrags 
hinzukommen müßte. Ein ſolcher Parteiwille iſt gegebenenfalls im Zweifel anzunehmen. 
Alsdann entſteht ein Vertrag nicht früher, als bis auch die Form erfüllt und die Vertrags 
urkunde überdies dem Antragsgegner auch bereits zugegangen iſt (RG Gruch 61, 776). Dies gilt 
entſprechend auch dann, weun die Parteien beiſpielsweiſe einen Kaufvertrag über ein Grund⸗ 
ſtück beabfichtigen, die Vertragsbedingungen, tiber die fie einig find, ſchriftlich feſtlegen, indeſſen 
willens find, daß der Vertrag förmlich nach $ 318 abgeſchloſſen werden ſoll. Hier liegt, falls 
letzteres unterbleibt, kein Nichtigteitsfall aus 8 813 vor, vielmehr iſt ein Vertragsabſchluß 
überhaupt nicht erfolgt (RG 79, 78). Zwei gegeneinander ausgetauſchte Vertragsurkunden 
gelten als eine rechtliche Einheit ( Warn 08, 29). Unter Umſtänden iſt eine ſtillſchweigende 
Verabredung der Beurkundung anzunehmen (RG ZW 08, 446%). Das Anwendungsgebiet 
des Abſ 2 beſchränkt ſich im übrigen auf den Fall, daß die Beurkundung ſchon vor erfolgter 
Einigung bedungen war (RG 62, 78). Eine nachträgliche entſprechende Abrede ſtellt indes 
einen neuen Vertrag dar, der die gleiche Wirkung haben kann (R IW 08, 739°). Der 
§ 154 Abſ 2 iſt auch auf den Fall beſchränkt, daß die Beurkundung des zwiſchen den Par⸗ 
teien ſelbſt abzuſchließenden Vertrags erfolgen ſoll, die Vorſchrift it dagegen nicht anwend⸗ 
bar, wenn etwa verabredet wird, daß die eine Partei mit einem Dritten einen zu beurkun⸗ 
denden Vertrag abſchließen ſoll (R6 Warn 1915 Nr 43). — Für die Auslegungsregel des 
Abſ 2 iſt ſelbſtverſtändlich fein Raum, wenn die Beurkundung nach dem Parteiwillen nicht 
Bedingung für das Zustandekommen des Vertrags fein, ſondern nur Beweiszwecken 
dienen ſollte (vgl. $ 125 A 4). Möglich ift auch, daß die Parteien, welche eine derartige 
Bedingung urſprünglich vereinbart hatten, beim formloſen Abſchluß des Vertrags das Form⸗ 
erfordernis wieder aufgegeben haben (RG SeuffA 68 Nr 51). Sinngemäß iſt anderſeits 
die Beſtimmung des Abſ 2 auch dann anwendbar, wenn vor erfolgter Einigung abgemacht 
wurde, daß der Austauſch der mehreren ſchriftlichen Urkunden erfolgen und der Ver⸗ 
tragsſchluß hiervon abhängig ſein ſolle. Falls im Antrage die Beurkundung des Vertrags 
verlangt iſt und der Antragsgegner den Antrag vorbehaltlos annimmt, erſtreckt ſich die An⸗ 
nahme auch auf das bezeichnete Verlangen, und es greift ſonach Abſ 2 Platz (RG Warn 08 
Nr 9). Über Nebenabreden vgl. 125 A 7. 

3. Beweislaſt. Wer aus einem Vertrage Rechte herleitet, hat deſſen Zuſtandekommen 
u beweiſen. Dazu genügt an und für ſich der Nachweis der Einigung über die nach der 

atur des Geſchäfts an ſich weſentlichen Punkte. Behauptet der andere Teil jedoch, daß 
der Vertrag durch die bloße Einigung noch nicht zuſtande gekommen ſei, weil ſich die Parteien 
ei ihren Verhandlungen über die Schriftform geeinigt hätten, dann handelt es ſich um 
ein begründetes Beſtreiten, und der Kläger muß jetzt alſo noch dartun (ſtreitig), daß die 
achliche Einigung ſchlechthin zuſtande gekommen it (RG Warn 1913 Nr 44); oder gibt der 
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Kläger die Formverabredung an ſich zu, daun hat er nachzuweiſen, daß die Form hier nur aus 
Beweiszwecken vereinbart worden ſei. Jedenfalls muß der Kläger, ähnlich hier wie im Falle, 
daß der Beklagte Abſchluß unter einer aufſchiebenden Bedingung einwendet, beweiſen, daß der 
Vertrag in der von ihm ſelbſt behaupteten Art und Weiſe zuſtande gekommen iſt (RG Warn 
1918 Nr 72); wobei es jedoch genügt, wenn der Klager das Vorhandenſein einer Verein⸗ 
barung nachweiſt, die den vom Beklagten eingewendeten Vorbehalt nicht erkennen läßt. 
Vgl. § 158 A 7b. Macht der Beklagte endlich nur eine Vereinbarung geltend, die nicht 
beim Vertragsabſchluſſe ſelbſt ſondern ſchon bei früherer Gelegenheit oder erſt bei ſpäterer 
getroffen worden fein ſoll, dann ſteht ein ſelbſtändiger Einwand in Frage und der Be- 
weis liegt jetzt daher dem Beklagten ob. Vgl. Warn 08 Nr 9. 


8 155 


Haben ſich die Parteien bei einem Vertrage, den jie als geſchloſſen an⸗ 
ſehen, über einen Punkt, über den eine Vereinbarung getroffen werden 
ſollte, in Wirklichkeit nicht geeinigt, jo gilt das Vereinbarte, ſofern an⸗ 
zunehmen iſt, daß der Vertrag auch ohne eine Beſtimmung über dieſen Punkt 


geſchloſſen ſein würde!) 2). 
E I 100 II 117; M 1 202; P 1 115 ff. 


1. Im Gegenſatze zu $ 154, der den offenen Einigungsmangel vor Augen hat, regelt 
$ 155 den Fall, daß die Parteien ſelbſt den Vertrag als geſchloſſen anſehen, alſo die Eini⸗ 
gung über den geſamten Vertragsgegenſtand als erzielt erachten, während in Wahrheit über 
einen Punkt die Einigung fehlt (verſteckter Mangel der Einigung). Unter dieſen Voraus- 
ſetzungen müßte das Vorhandenſein einer Bindung folgerichtig (§ 154) durchweg verneint 
werden. Indeſſen nach dem Grundſatze, Verträge möglichſt aufrechtzuerhalten (vgl. 5 139 A 3), 
iſt auch hier beſtimmt, daß das wirklich Vereinbarte gilt, falls anzunehmen it, daß der Ver⸗ 
trag auch ohne eine Beſtimmung über den noch offenen Punkt abgeſchloſſen worden wäre. 
Die Beweislaſt hierfür liegt demjenigen ob, der die Geltung des Vereinbarten behauptet. 
Die entſtandene Lücke in der Vereinbarung ift aus den einſchlägigen geſetzlichen Beſtimmungen 
zu ergänzen (RG 60, 174; 88, 378; Warn 1914 Nr 326). Vgl. 88 157 A 1, 154 A 1. Steht 
es feſt, daß eine in die notarielle Vertragsurkunde vom Notar aufgenommene Beſtimmung 
nicht Gegenſtand der Vereinbarung war und daß der eine Vertragsteil dieſe Beſtimmung 
auch beim Verleſen des Protokolls nicht gehört, ſie alſo auch nicht ſtillſchweigend hat ge⸗ 
nehmigen wollen, dann gilt dieſe Beſtimmung nicht als Beſtandteil des Vertrags und da⸗ 
her beſteht diefer nur im übrigen zu Recht (RG JW 1916, 1113). In ſolchem Falle kann 
indes unter Umſtänden augenſcheinlich auch mangelnde Willenseinigung vorliegen. 

2. Der verſteckte Einigungsmangel und feine Abgrenzung. Ein Ergebnis der Art, daß 
die beiden Vertragsgegner beim Vertragsabſchluſſe glauben, völlig einig zu ſein, obgleich 
tatſächlich das Gegenteil der Fall, und daß beide Teile ſich dieſes Sachverhalts bis zuletzt 
nicht bewußt werden, hat regelmäßig in folgenden Umſtänden ſeinen Grund: 1. darin, daß 
die Parteien zwar ſich äußerlich deckende Erklärungen abgeben, daß jede Partei jedoch mit 
den Erklärungen einen verſchiedenen Sinn verbindet; 2. darin, daß der eine Teil den andern 
mißverſtanden hat, fo daß er auch nur zu einer mißverſtändlich angenommenen, dagegen 
nicht zu der in Wirklichkeit abgegebenen Erklärung des Gegners ſeine Zuſtimmung gab 
und hat geben wollen (ſo etwa infolge von Schwerhörigkeit oder Unaufmerkſamkeit oder 
wegen mangelnder Sprachkunde; vgl. auch RG 68, 6, wo die eine Partei ſich eines bloßen, 
ungewiſſen Phantaſieworts bedient hatte). In beiden Fällen iſt eine wirkliche Willenseinigung 
allerdings niemals erzielt und die für die Entſtehung eines Vertrags erforderliche Bedingung 
ſomit anſcheinend ſtets unerfüllt geblieben. Gleichwohl darf dieſe Folge weder in dem einen 
Falle noch in dem andern unbedingt gezogen werden. Die Rechtsſicherheit des Vertrags fordert 
hier vielmehr eine Einſchränkung. Es iſt ein feſtſtehender Grundſatz, daß jeder Erklärende 
ſich ſelbſt beim Worte nehmen laſſen und ſich gefallen laſſen muß, daß ſeine Erklarung fo ver- 
ſtanden wird, wie fie von der Allgemeinheit aufgefaßt wird (RG 68, 128; 9, 53; WW 1911, 908; 
§ 157 A 1 Abſ 2), wie anderſeits auch, daß jeder Teil die Erklärung des Gegners fo gelten zu 
laſſen hat, wie ſie nach Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte zu verſtehen ilt. 
Vgl. Vorbem 6 vor $ 116 und RG JW 08, 4°; 09, 48910; 1913, 480". Daraus ergibt ſich aber 
einmal, daß der Erklärende, der eine an ſich klare und beſtimmte Erklärung abgegeben hat, die 
fein Gegner inhaltlich nur fo verſtehen konnte, wie er fie verſtand, ſich zur Verneinung der Eini- 
gung nicht der Ausflucht bedienen darf, er ſelbſt habe ſeiner Erklärung (innerlich) einen andern 
Sinn beigelegt. Ferner folgt, daß, wenn die ſich äußerlich deckenden Erklarungen beider 
Teile überhaupt nur einen objektiv beſtimmten und klaren Inhalt gehabt haben, das Zuſtande⸗ 
kommen des Vertrags nicht dadurch gehindert ift, daß fich jeder Teil bei den Erklärungen etwas 
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anderes gedacht hat als der andere (RG 58, 234; 66, 125). Danach ergeben ſich aber kurz die 
beiden Leitſätze: War die Erklärung oder waren die Erklärungen an ſich nur eindeutig, 
dann iſt für die Anwendung des Grundſatzes vom verſteckten Einigungsmangel überhaupt kein 
Raum (Erklärungsgrundſatz; R ZW 1913, 4801; Warn 1918 Nr 200). Waren dagegen 
die Erklärungen au ſich mehrdeutig, dann iſt entſcheidend, ob die Parteien in Wirklich⸗ 
keit je etwas Verſchiedenes gewollt haben, und ob ihnen je auch der abweichende Wille 
des Gegners verborgen geblieben iſt (Willensgrundfah). Vgl. RG 58, 283; 66, 21; JW. 
1911 S. 875 u. 2136; Warn 08 Nr 185 u. 591; 09 Nr 57. Denn ſchließlich iſt nach dem 
Grundſatze von Treu und Glauben auch die Einſchränkung zu machen, daß ſich kein Ver⸗ 
tragsteil auf die Mehrdeutigkeit der Erklärungen und darauf, daß er ihnen einen andern 
Sinn beigelegt hat als der andere Teil, dann berufen kann, wenn er die Auffaſſung des 
Gegners erkannt hatte, da er in ſolchem Falle die Erklärung ſo gelten laſſen müßte, wie 
fie wirklich gemeint war, und ſein ſtiller Vorbehalt etwa, das gegneriſche Angebot in anderm 
Sinne anzunehmen, gemäß $ 116 unbeachtlich wäre (RG 66, 428; SeuffA 74 Nr 47). 
Vgl. § 116 A 1. Sein ſtiller Vorbehalt, das nicht zu wollen, was ihm bewußt der Gegner 
wollte, wäre ohne Bedeutung (8 116). Zu beachten iſt im übrigen bei allem dem, daß 
das entſcheidende Gewicht nicht darauf zu legen iſt, ob die beiderſeitigen Erklärungen 
äußerlich gleichlauteten, ſondern darauf, ob ſie den nämlichen Inhalt hatten (RG 66, 125; 
IW 07, 3862). Ob der Einigungsmangel den geſamten Vertrag betrifft, oder nur einen 
Teil davon, iſt gemäß $ 154 unerheblich (vgl. dort A 1), ſolange nicht der Ausnahmefall 
des § 155 (A 1) gegeben. Die lediglich die Höhe des Betrags betreffende Uneinigkeit 
hindert jedoch nicht immer das Vorhandenſein eines Vertragsanſpruchs; nämlich dann 
nicht, wenn der Berechtigte nur das Mindere fordert, das der Verpflichtete als bedungen zu⸗ 
geſteht. Beiſpielsweiſe A behauptet, einen Kaufpreis von 1000 Mark vereinbart zu haben, 
während Bentgegnet, es ſeien nur 800 Mark verabredet (NG 28. 6. 07 II 123/07). Hier kann A 
deswegen 800 Mark fordern, weil anzunehmen, daß die Einigung hierauf jedenfalls erfolgt 
ſein würde. — Da der Erklärungsgrundſatz darauf berechnet iſt, daß der eine Teil den andern 
an deſſen Erklärung feſthalten darf, anderſeits aber für ihn dann nicht Platz ſein kann, wenn 
kein Teil die vorliegenden Erklärungen als maßgebend gelten laſſen, und alſo auch kein Teil 
den andern an deſſen Erklärungen feſthalten will, ſo ergibt ſich noch ein 3. Fall verſteckten 
Einigungsmangels, und zwar auf folgender Grundlage: Die Erklärungen ſind beſtimmt und nur 
eindeutig, aber jede Partei wollte etwas anderes als das Erklärte und jede Partei wollte 
außerdem auch etwas anderes als der Gegner. Beiſpielsweiſe: Nach der Vertragsurkunde wäre 
das Grundſtück X verkauft; dieſes Kaufgeſchäft hätte aber weder der Verkäufer noch der 
Käufer gewollt; der eritere wollte das Grundſtück Y verkaufen, der Gegner wollte 2 kaufen, 
oder aber X nur pachten. Wollte man auch unter dieſen Umſtänden die Regel des Erklärungs⸗ 
grundſatzes um deswillen durchgreifen laſſen, weil die abgegebene Erklärung an und für 
ſich nur eindeutig iſt, ſo führte das zu einem ganz unmöglichen Ergebniſſe. um zu einem 
befriedigenden Ergebniſſe zu gelangen, kann hier vielmehr wiederum nur dem Willensgrund⸗ 
ſatze gefolgt werden, und das Zuſtandekommen eines Vertrags wäre gegebenenfalls wiederum 
zu verneinen. . 5 

Um ſeſtſtellen zu können, daß eine Einigung zwiſchen den Parteien nicht zuſtande ge- 
kommen iſt, muß der Richter das beiderſeitige Vorbringen ſo weit würdigen, daß hierdurch 
= Feſtſtellung möglich wird, das Vorhandenſein einer Einigung iſt in der Tat ausgeſchloſſen 

G 95, 101). . 

Zu unterſcheiden iſt der Fall mangelnder Einigung zunächſt von demderbloßenfalſchen 

ezeichnung. Ein Fall der letzteren Art liegt vor, wenn die Vertragsparteien über den 
Vertragsinhalt wirklich einig geweſen find, und nur ihre beiderſeitigen Erklärungen 
ſich mit dem nicht decken, was ſie übereinſtimmend gewollt haben. Hier gilt der aner- 
kannte Rechtsgrundſatz, daß eine bloße falſche Bezeichnung unſchädlich iſt (NG 60, 338), und 
es iſt die erzielte Willenseinigung entſcheidend (RG 61, 265; 68, 169; IW 05, 689). Da- 
nach iſt beiſpielsweiſe ein Kaufvertrag, durch welchen nach der Abſicht beider Parteien nur 
ein beſtimmter Teil eines Grundſtücks verkauft werden ſollte, auch dann zuſtande gekommen, 
wenn in der Vertragsurkunde versehentlich das geſamte Grundſtück als verkauft bezeichnet 
worden iſt, da der Vertrag alsdann in Anſehung des bezeichneten Grundſtücksteils beſteht 
G 66, 21; Gruch 59, 1002). Eine Auflaſſung hat gleichfalls nur ſo weit Wirkung, als 
ſie nach dem beiderſeitigen Willen hat gehen ſollen, während die etwa weitergehende Be⸗ 
zeichnung des Auflaſſungsgegenſtandes wirkungslos iſt (RG 46, 225; 63, 169; 66, 21; 73, 157; 
77, 38; Warn 1913 Nr 394). Haben die Parteien beiderſeits die Begründung einer Leib⸗ 
rente gewollt, indes in beiderſeitigem Mißverſtändniſſe der gegenſeitigen Erklärungen Er⸗ 
klärungen abgegeben, die eine Rentenſchuld zum Gegenſtande haben, daun iſt, die Wahrung 
der Form vorausgeſetzt, ein Leibrentenvertrag zuſtande gekommen (M&G SeuffA 70 Nr 235). 
Hat nur die eine Partei ſich bei der Bezeichnung geirrt, die andere aber in Erkenntnis dieſes 
Irrtums ſchlechthin zugeſtimmt, dann liegt kein Nichtigkeitsfall vor (8 116); vielmehr iſt die 
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Sache ſo anzuſehen, als hätten beide Parteien die falſche Bezeichnung irrtümlich gewählt 
(RG 25. 1. 19 V 250/18). — Vom Falle des Irrtums im Sinne des 3 119 unterſcheidet 
ſich der vorliegende Fall mangelnder Willenseinigung inſofern, als dort vorauszuſetzen 
iſt, daß die eine Vertragspartei ſich über den Inhalt ihrer eigenen Erklarung im Irrtum 
befunden hat, oder daß ſie eine andere Erklärung hat abgeben wollen, als ſie abgegeben 
hat, während § 155 verlangt, daß die Parteien ſich über das im Irrtum befunden haben, 
was der andere Teil gewollt hat. Im Falle des $ 119 decken ſich alſo nicht der eigene 
Wille und die eigene Erklärung, im Falle des $ 155 nicht die beiderſeitigen Abſichten. Vgl. 
§ 119 A 1 und R 58, 236. Verkauft beiſpielsweiſe A an B das Grundſtück X in der 
irrtümlichen Meinung, daß die Parzelle X zum Grundſtücke nicht, zugehöre, nimmt aber B 
anderſeits das Angebot in der zutreffenden Meinung an, daß die Parzelle Y einen Beftand- 
teil des Grundſtücks bildet, dann ift der Vertrag (weil die Erklärung des A an ſich nur ein- 
deutig war) über das geſamte Grundſtück zuſtande gekommen, ein Fall des 9 155 alſo nicht 
gegeben. Für A beſteht hier lediglich das Anfechtungsrecht aus 9119 (K 26. 5. 10 V 577/09; 
14. 2. 12 V 345/11: JW 99, 680°*), während, wenn ein Vertrag gemäß 3 254 oder § 255 
überhaupt nicht zuſtande gekommen iſt, für die Anfechtung niemals Raum ſein kann (RG 
58, 236; JW 09, 48910, 1910, 80312; 1911 S. 875 u. 179%). — Vom alle der Nichtigkeit 
endlich iſt der des § 155 inſofern zu unterſcheiden, als dort ein Vertrag, d. h. eine Willens 
einigung, tatfächlich zuſtande gekommen ift, nur daß das Rechtsgeſchäft Die gewollten Rechts 
wirkungen nicht hervorzubringen vermag, während es bei $ 155 an einem Vertrag überhaupt 
fehlt (NE 79, 78). Von der Nichtigkeit des Vertrags auf Grund mangelnder Einigung durfte 
alſo auch in RG 66, 24 nicht geſprochen werden. 


§ 156 
Bei einer Berſteigerung kommt der Vertrag erſt durch den Zuſchlag 
zuſtande. Ein Gebot erliſcht, wenn ein Übergevot abgegeben oder die Ver⸗ 
ſteigerung ohne Erteilung des Zuſchlags geſchloſſen wird!) ). 
E 190 II 126; M 1 176 ff.; P 1 87. 


1. Die Verſteigerung, ein öffentlicher Verkauf, bei dem das Publikum zur Abgabe von 
Geboten im gegenſeitigen Wettbewerbe aufgefordert wird, iſt den Regen des Vertrags- 
rechts unterſtellt, und zwar in folgender Weile: als Vertragsantrag gilt das Gebot; als An- 
nahme der Zuſchlag; die Gebundenheit aus dem Antrage befteht bis zur Abgabe eines Über 
gebots (ohne Rückſicht auf deſſen Rechtsbeſtändigkeit, da nach dem Geſetze der tatſachliche Her- 
gang entſcheidet) oder bis zum Abbruche der Verſteigernug, ohne daß Erteilung eines Zu- 
ſchlags erfolgt. Der Zuſchlag iſt als Annahme wirkſam — mangels anderweiter Abrede — 
ſchon kraft ſeiner Ertellung, unabhängig davon, ob dieſe Erklärung dem Bieter zugeht oder 
nicht, und mag er, ſie zu vernehmen, auch überhaupt nicht in der Lage ſein (Abweſenheit). 
Die Annahme — in Form des Zuſchlags an den Meiſtbietenden ſteht wie regelmäßig 
im Belieben des Verkäufers jo auch hier im Belieben des Verfteigerers. Dem Bieter er- 
wächſt ſomit kein Anspruch auf den Zuſchlag (vgl. jedoch A 2). — Da das Verſteigerungs 
geſchäft unter die Regeln des Vertragsrechts fällt, ſo kommt auch der Grundſatz der Ver⸗ 
tragsfreiheit zur Gelkung, und den Parteien ſteht danach frei, abweichende Beſtimmungen 
zu treffen. So kann der Verſteigerer ſich verbinden, den Zuschlag zu erteilen, anderſeits 
ſich das Recht vorbehalten, den Zuſchlag nach ſeiner Wahl nicht dem Meiſtbietenden, fon- 
dern einem andern Bieter zu geben. Eine ſolche Abmachung mit den Bietern würde zu⸗ 
gleich die Außerkraftſetzung der Vorſchrift über das Erlöſchen des Gebots durch ein Über- 
gebot in ſich ſchließen. Es kann auch verabredet werden, daß der Fulchbag erit fpäter 
erteilt werden ſolle, oder daß ſich der Verſteigerer die Erteilung des Zuſchlags 
vorbehalte. Alsdann liegt das Verhältnis nicht anders als ſonſt bei einem Vertrags- 
abſchluſſe unter Abweſenden, der Verſteigerungsvertrag kommt alſo erſt durch die empfangs⸗ 
bedürftige Zuſchlagserteilung (und deren Zugang, $ 130) zuſtande (RG 96, 102). 

2. Das Anwendungsgebiet des § 156 umfaßt die Verſteigerungen nach den Vor⸗ 
ſchriften des BOB 8 383 ff., 489, 753, 966, 975, 979ff., 1219ff. die Pfandverkäufe nach 
den 88 1283 ff., die Fälle der 88 373, 376 GB, ferner die Zwangs verſteigerungen wegen Geld- 
forderungen in Gemäßheit der Vorſchriften der Z PO. Hier It die Anwendung des § 156 
durch 8 817 Mb] 1 30 ausdrücklich vorgeſchrieben unter gleichzeitiger Erteilung weiterer 
Sonderbeſtimmungen für den Verſteigerungsvertrag. Im Falle der Zwangsverſteigerung 
nach dem 38 iſt dagegen für den § 156 kein Raum. Denn zweifellos find hier die vertrags- 
rechtlichen Grundſätze über die Gebundenheit des Bieters ſowohl wie anderſeits über die 
Entſchließungsfreiheit des Antragsgegners durch die Beſtimmungen der 88 71 ff. u. 81 38G 
außer Anwendung geſetzt. Danach iſt der Bieter nicht ſchon ſchlechthin durch ſein Gebot 
gebunden, fondern erſt unter der Vorausſetzung, daß fein Gebot vom Richter als wirkſam 
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befunden und zugelaſſen wird. Anderſeits aber hat der Meiſtbietende hier einen Anſpruch auf 
die Erteilung des Zuſchlags, was bei Anwendung der Grundſätze vom Vertrage nicht der Fall 
fein könnte. Der $ 72 gibt ferner eigenartige Beſtimmungen über das Erloſchen eines Gebots. 
Der Zuſchlag ſelbſt entnimmt ſeine Kraft überhaupt nicht einer ee der Beteilig- 
ten; der Richter überträgt vielmehr durch den Zuſchlag das Eigentum auf den Erſteher des 
Grundstücks kraft der ihm vom Geſetze gegebenen Macht (NG 60, 54). Nach 8 53 BVG gilt 
der Eigentümer des Grundſtücks als der „Veräußerer“ (nicht als der Verkäufer). Dieſe Aus⸗ 
geſtaltung des Zwangsverſteigerungsgeſchäfts weiſt ſomit mehr auf feinen öffentlich rechtlichen 
Charakter als auf einen Vertrag hin. Darüber, daß die betreffenden rechtsgeſchäftlichen Er⸗ 
Härungen auch nicht nach den Grundſätzen der 88 119ff. BGB anfechtbar ſind, val. Vorbem 
vor § 104. 


Ss 157 
Verträge ſind ſo auszulegen, wie Treu und Glauben mit Rückſicht auf 


die Verkehrsſitte es erfordern c). 
E 1 359 II 127; M 2 197 fl.; 5 1 623 ff. 


1. Bertragsauslegung. Während der g 133 die Auslegung der einzelnen Willenserklärun. 
gen regeln will, hat der $ 157 die Auslegung eines Vertrags insgeſamt im Auge. Während 
danach bei 8 133 Ziel der Auslegung ift, den Inhalt der einzelnen, tatſächlich vorhandenen 
Erklärung zu ermitteln, handelt es ſich nach § 157 regelmäßig (vgl. jedoch A 2) um Feſt⸗ 
ſtellung des geſamten Vertragsinhalts und Vertragszwecks. Während ferner in einem ge⸗ 
gebenen Falle Aufgabe der Auslegung gemäß $ 133 gerade iſt, feſtzuſtellen, ob ein Vertrag 
überhaupt zuſtande gekommen, beſteht für die Anwendung des $ 157 regelmäßig (vgl. A 2) 
in der Regel (f. unten A 2) erit dann Raum, wenn das Vorhandenſein des auszulegenden 
Vertrags ſchon feſtſteht, ſo daß der § 133 für den § 157 gewiſſermaßen erſt die Grundlagen 
zu ſchaffen hätte. Während endlich im Sinne des $ 133 ausſchließlich vom Standpunkte des 
Erklärenden ſelbſt aus zu ermitteln iſt, was fein wirklicher Wille gewefen, ſollen nach $ 157 
als Auslegungsmaßſtab Merkmale dienen, die außerhalb des Erklärenden ſelbſt zu finden ſind, 
nämlich die Anforderungen von Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Vertragsſitte, jo daß 
hier ein ausſchließlich objektiver Maßſtab in Frage ſteht. Nach dieſem Zuſammenhange 
der Dinge ergibt ſich ohne weiteres, daß die Anwendungsgebiete der 88 133 u. 157 nicht nur 
nach ihren Vorausſetzungen, ſondern auch nach ihren Zielen voneinander durchaus verſchieden 
find; ferner aber, daß dementſprechend, was beſonders wichtig, auch die auslegende Tätigkeit 
des Richters in beiden Fällen eine verſchiedenartige ſein muß. Denn, ſoll der Richter es nach 
$ 157 nicht dabei bewenden laſſen, eine tatſächlich vorhandene Erklärung ſeiner Auslegung 
zu unterziehen, hat er hier vielmehr die Aufgabe, den geſamten Vertragszweck und Vertrags- 
inhalt nach obſektivem Maßſtabe zu ermitteln, dann hat ihm das Geſetz hiermit zweifelsohne 
nicht nur ein ſachlich umfaſſenderes Ziel als das des $ 133, ſondern zugleich auch eine weitere 
Befugnis als die des $ 133 einräumen wollen und einräumen müllen. Es ift doch klar, 
daß, wenn der Richter der ihm durch $ 157 geſtellten Aufgabe überhaupt genügen will, er auch 
den ihm gewährten obiektiven Auslegungsmaßſtab benutzen und daher mittels deſſen auch 
das zu ermitteln ſuchen und alsdann mitberückſichtigen muß, was die Parteien zwar nicht 
erklärt haben, was ſie aber in Gemäßheit des geſamten Vertragszwecks dann erklärt haben 
würden, wenn ſie den offengebliebenen Punkt in ihren Vereinbarungen ebenfalls geregelt 
haben würden und hierbei zugleich dem Gebot von Treu und Glauben gefolgt wären. 
Hätte das Geſetz nicht hierauf ein beſonderes Gewicht gelegt, und hätte es dem Richter 
nicht mit $ 157 überhaupt eine neue Aufgabe ſtellen wollen, dann hätte es ſich mit der 
Auslegungsregel des 5 133 begnügen dürfen und wäre der § 157 überflüſſig. Hiernach iſt 
aber im Ergebniſſe anzunehmen, daß das Geſetz in § 157 dem Richter auch eine ergän⸗ 
zende Tätigkeit einräumt, während eine ſolche gemäß 8 133 gerade grundſatzlich aus⸗ 
geſchloſſen ist (val. 8 133 A 1). Folgt man dieſen Erwägungen, fo geſtaltet ſich die Sache 
hier folgendermaßen: Ergibt ſich im Einzelfalle, daß die Parteien innerhalb ihrer Verein 
barungen eine Lücke offengelaſſen haben, die, falls nicht der geſamte Vertragszweck mehr 
oder weniger gefährdet ſein, oder der eine Vertragsteil einen ungebührlichen, ihm nicht zuzu⸗ 
mutenden Nachteil erleiden ſoll, notwendig der Ausfüllung bedarf, dann wird ſich der Richter 
die Frage vorlegen und beantworten müſſen, wie die Parteien den fraglichen, ungeregelt ge- 
bliebenen Punkt daun geregelt haben würden, wenn fie ihn ausdraclich hätten regeln 
wollen und hierbei nach Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte verfahren wären. 
Vorausſetzung iſt dabei freilich immer, daß der Vertrag wirklich beſteht, und daß es ſich alſo 
nur um eine Lücke handelt, die, ohne die Entſtehung des Vertrags überhaupt gemäß $ 154 
in Frage zu ſtellen, inſofern als ausfüllbar erſcheinen kann, als anzunehmen fit, daß beide Teile 
den fraglichen Punkt bei redlichem Verhalten übereinſtimmend in der ermittelten Weiſe ge- 
regelt haben würden. Allerdings muß eine Lücke auch wirklich vorliegen, und fie muß ſich 
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auch innerhalb der wirklich getroffenen Vereinbarungen zeigen, alſo innerhalb des abrede⸗ 
gemäßen Vertragsgegenſtandes ſelbſt, während eine ergänzende Auslegung nicht dazu führen 
darf, den Vertragsgegenſtand zu erweitern (RG 87, 211; hier hatte ſich der Kläger 
vom Beklagten ein Wegerecht nur an einer ganz beſtimmten Strecke ausbedungen, der Kläger 
wollte alsdann aber das Wegerecht vermöge ergänzender Auslegung auch noch an einer andern 
Strecke bewilligt haben). Keinesfalls darf ferner eine ergänzende Auslegung zur Abände⸗ 
rung oder Einſchränkung des erklärten Vertragswillens führen; vielmehr bleibt der im 
Vertrage zum Ausdruck gekommene Vertragswille maßgebend (R Warn 1916 Nr 157), 
und einem feſtgeſtellten Vertragswillen gegenüber kann auch eine Auslegung nach Billig- 
keit und nach der Verkehrsſitte niemals Platz greifen (RG Warn 1916 Nr 241). Auch muß 
es ſich um einen Punkt handeln, der der Regelung bedurfte, und es muß die Ergänzung 
in dem Vertragsinhalte auch eine Stütze als Richtlinie finden (RG 92, 420). Handelt es 
ſich aber wirklich nur um eine ausfüllbare Lücke, dann ift es im übrigen gleichgültig, ob 
die Lücke deswegen entſtanden iſt, weil die Vertragsparteien die zu vermiſſende Regelung 
unbewußt oder bewußt unterlaſſen haben (letztere Methode wird im Geſchäftsleben häufig 
genug befolgt), wie auch ferner, ob die Lucke als ſolche von Anfang an beſtauden hat, oder 
ob fie fich erſt nachträglich als Folge des weiteren Verlaufs der Dinge ergeben hat. Im 
letzteren Falle wird die zu beantwortende Frage die ſein, wie würden die Parteien dieſen 
Fall, wiederum nach dem Maßſtabe des § 157 bemeſſen, dann geregelt haben, wenn ſich 
für ſie die Notwendigkeit der Regelung ſchon beim Vertragsſchluſſe herausgeſtellt hätte. 
Die Richtlinie für die Ergänzung bilden aber Treu und Glauben und der im Vertrage hin⸗ 
ſichtlich der dort ins Auge gefaßten Verhältniſſe ausgedrückte Parteiwille (RG 92 S. 320 
und 420). — Die Auslegung im Sinne des § 157 ſtellt ſich ſonach alles in allem als ein 
von der wiſſenſchaftlichen Bedeutung dieſes Begriffes abweichendes, eigenartiges Rechts⸗ 
gebilde dar, das im Intereſſe des Verkehrs die „Ergänzung des Parteiwillens durch Geſetz“ 
zum Gegenſtande hat (Prot 1, 625). Vgl. ferner RG 54, 387; 67, 434; 92, 320 und Warn 
1912 Nr 289, wo ausgeführt iſt, daß die in einem Vertrage nicht beſonders geregelten Punkte 
dennoch als von der Vereinbarung umfaßt gelten müßten, ſofern klar ſei, daß ſich die gegen⸗ 
teilige Annahme mit dem ausdrücklich Verabredeten in Widerspruch ſetzen wurde; weiter 
JW 1912, 190°, wo die Befugnis zur auslegungsweiſen Ergänzung der Parteierklärungen, 
„falls die Parteien ihren Willen über dieſen Punkt wirklich geäußert hätten“, ausdrücklich 
anerkannt worden iſt. Die Notwendigkeit einer Vertragsergänzung tritt überdies auch in 
ſonſtigen Fällen und unter andern Umſtänden zutage (vgl. 8 154 A 1 und $ 155 A J). 
Der in $ 157 ausgeſprochene Grundſatz findet endlich auch in dem Rechtsgedanken feine Recht⸗ 
fertigung, daß argliſtig handelt, wer ſich auf Grund eines Vertrags dem Vertragsgenoſſen 
gegenüber zu einem Verhalten berechtigt hält, welches mit Treu und Glauben unvereinbar 
iſt. Von dieſem Standpunkte aus dient ein Einwand aus § 157 zum Erſatze der vom BGB 
nicht aufgenommenen (aber von ihm doch anerkannten, RG 71, 435) exceptio doli generalis 
des gemeinen Rechtes (RG ZW 04, 897). — In Gemäßheit der dargelegten Rechtsgrund⸗ 
ſätze iſt inzwiſchen bereits eine große Anzahl von Entſcheidungen gefällt worden, Vgl. außer 
den bereits aufgeführten Urteilen RG 60, 65; JW 1914, 2962, 1915 S. 87 u. 912°; 1918, 2162 
Gruch 60, 989; 62, 653; ferner RG 11. 1. 18 V 297/17. In dem Urteile NS 95, 38 hat der 
II. 35 die Verwertung der ergänzenden Auslegung auch bereits in einem Falle für zuläſſig 
erachtet, wo es ſich darum handelte, den Schuldner zu befreien, weil die nachträglich 
eingetretene Veränderung der Umſtände ſeine Lage weſentlich er⸗ 
ſchwert hätte und ihm die weitere Erfüllung nach Treu und Glauben nicht mehr zuge- 
mutet werden konnte. In der Tat bietet $ 157, zumal in Verbindung mit 8 242 — pol. 
§ 242 A 1 —, dem Richter eine ſehr brauchbare und erfreuliche Handhabe, um der Billigkeit 
zum Siege zu verhelfen. Aber es iſt auch darin Maß zu halten, um nicht hinwiederum zu 
einer Unbilligkeit begründeten Anſprüchen des Berechtigten gegenüber zu gelangen. Zu 
berückſichtigen 1 bei der Auslegung gemäß $ 157 das beiderſeitige Intereſſe (RG 
79, 438; 88, 416). N 5 b 

Die Berkehrsſitte ſtellt keine Rechtsregel dar und erfordert keine rechtliche Grundlage; 
fie iſt lediglich die den Verkehr der beteiligten Kreiſe beherrſchende tatſächliche Übung (RG 
49, 162; 55, 377; JW 06, 736“; Warn 1919 Nr 131). Die Verkehrsſitte ergänzt das Geſetz 
und bindet im allgemeinen auch den, der mit ihrem Vorhandenſein nicht vertraut war, ohne 
daß eine ſtillſchweigende Vereinbarung zugrunde gelegt zu werden braucht; es muß viel⸗ 
mehr der Wille, ſich der Verkehrsſitte nicht zu unterwerfen, kundgetan fein (Rc 69, 125; 
J 07, 149; Gruch 53, 410; 59, 115). Vgl. auch § 242. Ob ein Verſtoß gegen Treu und 
lauben vorliegt, ift keine reine Tatfrage, ſondern zugleich eine die Zuläſſigkeit der Reviſion 
begründende Rechtsfrage (RG JW 06, 457%. Vgl. auch hinſichtlich der Reviſibilität § 133 
A 3. Das Beſtehen einer behaupteten örtlichen Verkehrsfitte iſt Gegenſtand des Beweiſes 
wie jede andere Tatſache (RF 10. 11. 06 V 75/06). Es beſteht auch keine Vermutung für 
die Fortdauer einer Verkehrsſitte (RG IW 1914, 460). Beſteht eine allgemeine und 
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ausnahmsloſe Verkehrsauffaſſung über die Bedeutung von Rechtshandlungen, fo genügt 
für die Auslegung im Zweifel die Bezugnahme auf jene Auffaſſung, wird aber eine Ver⸗ 
kehrsauffaſſung nur als in der Regel, dagegen nicht als ausnahmslos beſtehend angenommen, 
ſo bedarf es zur Feſtſtellung des konkreten Vertragswillens der Parteien eines beſtimmten 
Ausſpruchs dahin, daß ſich die Parteien die Regel als Richtſchnur haben dienen laſſen (RG 
75, 338). Der Verpflichtung zur Auslegung darf ſich der Richter nicht durch Verwendung 
von Beweisvermutungen entziehen (RG ZW 1911 S. 875 u. 213°). Eine Regel dahin, daß 
Rechtsverzichte nicht zu vermuten ſeien, beſteht im allgemeinen nicht; ſteht aber ein unent⸗ 
geltlicher Verzicht in Frage, dann iſt der etwaige Vertrag gegen den auszulegen, dem der 
Verzicht zum Vorteil gereichen würde (R JW 1911, 1014 %. Zu berückſichtigen iſt eine 
Verkehrsſitte oder ein Haudelsgebrauch auch dann, wenn fie ſich erſt nach Abſchluß des Ver⸗ 
trags gebildet hat (RG Warn 1916 Nr 60), und gemäß 8346 HGB iſt eine Handelsſitte auch 
dann maßgebend, wenn fie einer Partei unbekannt war (RG 95, 243). 

2. Das Anwendungsgebiet des 8 157 umfaßt Verträge aller Art und Gattung ($ 145 A1); 
entſprechend aber auch vertragsähnliche Verhältniſſe (wie beiſpielsweiſe die Auslobung) 
mit alleiniger Ausnahme der Fälle, wo die Anwendung des Grundſatzes von Treu und Glauben 
und der Verkehrsſitte ausdrücklich ausgeſchloſſen iſt (RG 6. 10. 03 VII 208/03). Vgl. auch 
§ 133 A 1 a. E. — Der $ 157 greift nicht ſchlechthin bloß bei der Auslegung eines gegebenen 
Vertrags, ſondern unter Umſtänden auch inſoweit Platz, als es ſich um die Frage handelt, ob 
ein Vertragsabſchluß zuſtande gekommen iſt. Dann namentlich, wenn nach Treu und Glauben 
zu beurteilen ſteht, ob Schweigen als Zuſtimmung gelten mußte, insbeſondere falls der Er⸗ 
klärungsgegner, dem der andere Teil zu erkennen gegeben hat, daß er den Vertrag mit be- 
ſtimmtem Inhalte als bereits geſchloſſen anſehe, nach Treu und Glauben hätte widerſprechen 
nrüffen (RG 11. 4. 11 III 119/10). Vgl. ferner 88 147 A 2 u. 151 A 2. Zur Wiederholung 
einer bereits abgegebenen Erklärung iſt jedoch der Erklärende dann nicht verpflichtet, wenn der 
Gegner bei Abgabe ſeiner Erklärung nicht erwarten durfte, daß der Erſtgenannte von ſeinem 
früher kundgegebenen Standpunkte abgehen werde (RG 29. 11. 10 II 61/10). Die allge 
meinen Auslegungsgrundſätze der $$ 133, 157, 242 find auch bei Strafgedingen, ins 
beſondere ſolchen, die mit Konkurrenzverboten verbunden find, anwendbar (JW 08, 476°; 
1910, 2792 und 984°; RG 28. 1. 19 VII 395/18; 1. 11. 19 V 178/19; vgl. auch 8 133 A 1 
Schlußabſatz) 5 8 

3. Einzelne Auslegungsgrundſätze: Ein Vertrag darf nicht nach den einſeitigen Inter⸗ 
eſſen und dem bloß inneren Willen der einen oder der andern Partei ausgelegt werden; 
die Auslegung muß vielmehr unter Berückſichtigung der Intereſſen beider Teile und ihres 
erklärten Willens erfolgen (RG 79, 438; 88, 416). Gegen Treu und Glauben verſtößt im 
allgemeinen nicht die Geltendmachung der Nichtigkeit eines Rechtsgeſchäfts, worauf dieſe 
auch beruhen mag (RG Warn 1911 Nr 224). Aber vgl. 8 125 A 1. Es gibt keinen Rechts 
ſatz des Juhalts, daß eine Beſtimmung, die nicht völlig klar iſt, gegen den auszulegen ſei, 
dem ein Recht eingeräumt worden ft (Rc Warn 08 Nr 7); auch keinen des Inhalts, daß 
gewiſſe Verträge eng auszulegen ſind (RG JW 08, 476⸗). Die Berückſichtigung von Treu 
und Glauben darf nicht zu einer Korrektur der in den geſetzlichen Grenzen getroffenen Ver⸗ 
einbarung führen, vielmehr findet ſie ihre notwendige Begrenzung in der Sicherheit des 
Rechtsverkehrs und in dem oberſten Grundſatze pacta sunt servanda. Die bloße Moglich⸗ 
keit einer Härte macht einen Vertrag noch nicht zu einem auslegungsbedürftigen (RG JW 
09, 16920). — Darüber, inwiefern bloße Vorausſetzungen der Parteien, die nicht zur Ge⸗ 
ſchäftsbedingung erhoben werden, zu berückſichtigen find, vgl. $ 119 A 1. Bei der Vertrags 
auslegung kaun ein Unterſchied zwiſchen Irrtum im Beweggrunde und Irrtum uber ben 
Erklärungswillen nicht gemacht werden (RG Seuffel 64 Nr 137). — Die Bedeutung von Rechts; 
gebräuchen für die Auslegung hängt nicht von dem Nachweise ab, daß fie der Partei bekannt 
waren; denn es iſt die Vermutung begründet, daß die Ausdrücke und Wendungen ſo gemeint und 
verſtanden waren, wie fie allgemein üblich find (RG 69, 127, über die Klauſel „netto Kaffe gegen 
Faktura“; 95, 243; ZW 07, 140; Gruch 53, 410). Zur Verkehrsſitte gehören insbeſondere 
Handelsgebräuche; der geheime Vorbehalt einer Partei, ſie wolle ſich einem Handelsgebrauche 
nicht unterwerfen, kann an dem Vertragsinhalt nichts ändern (R JW 08, 6880). Bei Beſtel⸗ 
lung von Waren iſt das maßgebend, was an dem Orte, wo die Beſtellung erfolgt ift, unter 
den gebrauchten Ausdrücken verſtanden wird (Rh 1. 3. 67 II 367/06). Der bewußte Wechſel 
eines einmal angenommenen Rechtsſtandpunktes mag die Einrede der Argliſt begründen, 
nicht aber genügt dazu die Aufgabe einer irrtümlich angenommenen Rechtsanſchauung (RG 
Gruch 50, 962). Eine in den perſönlichen oder geſchäftlichen Verhältniſſen nachträglich 
eintretende Veränderung gibt zwar dem andern Teile regelmaßig (namentlich beim 
Kaufvertrage) nicht das Rücktrittsrecht; aber im einzelnen Fall kann es doch zutreffen, wenn 
nämlich die geſamten Umftände eine derartige Veränderung ergeben, daß die Lage des andern 
Teiles mit dem Vertragszwecke unvereinbar wäre, was nach den 88 133, 157 zu beurteilen 
iſt (RG 95, 38; JW 1918, 1942). — Einzelne Fälle: Die Klauſel in einem Kaufvertrage 
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„wie beſehen“ oder „wie zu beſehen“ bedeutet in der Regel den Ausſchluß der Haftung 
für Mängel, die bei ordnungsmäßiger Beſichtigung erkennbar waren (RG 31, 162; Gruch 
53, 176; Warn 1913 Nr 281); die Klauſel „wie es ſteht und liegt“ kann den Ausſchluß 
der ädiliziſchen Haftung überhaupt bedeuten, was Sache der Auslegung it (RG Gruch 
63, 222). Der Stundungsvertrag wird im Zweifel als im Vertrauen auf eine geſicherte 
Vermögenslage des Schuldners geſchloſſen angeſehen; daher Rücktrittsrecht des Gläubigers, 
wenn ſich die Vermögenslage des Schuldners verſchlechtert (R JW 05, 168°; Warn 1912 
Nr 6), z. B. dadurch, daß der Schuldner eine neue Schuld von erheblichem Betrage auf- 
nimmt (RG Seuffl 64 Nr 220). Geſtattet eine Stadtgemeinde den Betrieb einer Straßen- 
bahn auf beſtimmten Strecken, fo iſt die Zulaſſung von Wettbetrieben (nur) bei Vorliegen 
(Entſtehung) eines dringenden Bedürfniſſes ftatthaft (RG 10. 7. 05 VI 181/05). — Das 
Konkurrenzverbot iſt im Zweifel nicht auf den Fall zu beziehen, wenn der Dienſtherr 
ſeinem Angeſtellten ohne einen von dieſem gegebenen gerechten Grund kündigt (RG 7. 6. 04 
III 107/04; RG 59, 76 für den Fall, daß der Dienſtherr dem Angeſtellten Grund zur Kündigung 
gibt). Vgl. auch Warn 1913 Nr 275. Der Verzicht auf Gewährleiſtung jeglicher Art 
ſchließt die Behauptung aus, daß nach der Verkehrsſitte die Gewährleiſtung aus Schwamm⸗ 
ſchäden vom Verzichte nicht umfaßt ſei (RG 10. 2. 06 V 335/05), denn die bezeichnete Klausel 
iſt klar und daher nicht auslegungsfähig. Die Abrede im Kaufvertrage, „em Käufer 
find die Mietverträge bekannt“, hat zur Folge, daß ſich der Käufer Jo behandeln laſſen 
muß, als hätte er alle Verträge wirklich gekannt, fo daß der 9 439 Platz greift (RG 8. 4. 16 V 36/16). 
Eine Beſtimmung im Kaufvertrage, daß das Grundſtück „an NN. bzw. deſſen von ihm zu be⸗ 
nennenden Auftraggeber“ verkauft worden, läßt die Auslegung zu, daß NN. der Käufer iſt unter 
Vorbehalt des Rechtes für ihn, einen Dritten in den Vertrag eintreten zu laſſen und auch die 
Auflaſſung von den Dritten fordern zu dürfen (RG 26. 11. 13 V 242/13). — Wer die Über: 
ſchreitung der von ihm erteilten Vollmacht wiſſentlich fortgeſetzt duldet, erteilt damit ſtill⸗ 
ſchweigend die entſprechend weitergehende Vollmacht (RG 8. 12. 05 VII 173/05). Bei der 
Bürgſchaft (wie beim Garantievertrage im Sinne des $ 538) beſteht keine Pflicht zur Sorg ⸗ 
falt des Glänbigers; aber er darf ſeine Vertragsgenoſſen nicht dadurch ſchädigen, daß er gegen 
Treu und Glauben beſtehende Sicherheiten aufgibt (RG 13. 7. 07 V 621/06). Bei einem 
Baugeldvertrage entſpricht es regelmäßig der Vertragsabſicht, daß der Bauunternehmer 
die ihm beſtellte Baugeldhypothek vor der Geldgabe abtreten darf, um ſich ſo die Mittel zur 
Fortſetzung des Baues zu verſchaffen, oder um ſich für die ihm erwachſenen Bauforderungen 
zu befriedigen. Anderſeits ift es nach der Verkehrsanſchanung und nach Treu und Glauben 
der Regel nach unſtatthaft, die Hypothek auch dann noch abzutreten, wenn der Schuldner 
auf die vollendete Bauausführung nichts mehr zu leiſten hat (R& IW 1910, 7551). Wer 
Zahlung verſpricht, wiewohl er die Leiſtung beanſtandet, erklärt damit nach Treu und 
Glauben einen Verzicht auf die Bemänglung (RG 18. 12. 06 VII 88/06). Wenn ein Schuldner 
ſeinen Gläubigern die Verwertung ſeines Vermögens aufträgt, liegt in ihrem 
Beitritte zum Liquitationsverfahren nicht ohne weiteres ein Verzicht in Höhe des Ausfalls 
ihrer Forderungen, vielmehr iſt der wahre Wille nach SS 133, 157 zu ermitteln (RG JR 1911, 
213%). Ein Bankier, der einem andern verſpricht, die Schuld eines Dritten abzuloſen, will damit 
regelmäßig unter Befriedigung des andern an deſſen Stelle als neuer Gläubiger eintreten 
(RS IW 1912, 281%. Wer feine Willenserklärung anders aufgefaßt willen will, als 
wie ſie von der Allgemeinheit aufgefaßt wird, iſt nach Treu und Glauben verpflichtet, den 
andern über ſeine wahren Abſichten aufzuklären; andernfalls haftet er nach Maßgabe der 
abgegebenen Erklärung fo, wie Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte es fordern 
(RG KW 08, 4°; ferner JW 09 S. 48910 u. 11, 906); er kann nicht geltend machen, daß die ſeiner 
Erklärung gegebene Auslegung nicht feinem Willen entſpreche. Vgl. 8 155 A 1. Iſt eine Er⸗ 
klärung klar und zweifelsfrei, ſo kaun ſie nicht deswegen umgedeutet werden, weil ſie gegen 
Treu und Glauben verſtößt (RG 82, 316). — Ein durch Unpünktlichkeit in der 
Zinszahlung entſtehendes Kündigungsrecht erliſcht nicht durch vorbehaltloſe An⸗ 
nahme der nachträglichen Zahlung: kein Verſtoß gegen Treu und Glauben (Reh SeuffA 63 
Nr 444). Verträge, in denen dem einen Teile unter gewiſſen Umſtänden ein ſofortiges 
Kündigungsrecht oder die ſofortige Fälligkeit bedungen iſt, ſind dahin auszulegen, daß 
der Berechtigte von ſeinem Rechte bei Verluſt feines Erlöſchens in angemeſſener Friſt 
Gebrauch machen muß, damit nicht der Verpflichtete in einen beſonders läſtigen Schwebe 
zuſtand gerät (RG 88, 145; Warn 08 Nr 283; 1918 Nr 201; JW 1915, 5729. Ver 
wirkungsklauſeln find nur im Zweifel zugunſten des Verpflichteten auszulegen (MG 
82, 54). Das Recht des Vermieters, einſeitig den Vertrag aufzuheben, iſt auf Grund der 
Vertragsbeſtimmung, daß ihm dies Recht bei Ausbleiben der Zahlung einer Mietrate (über 
Lage hinaus) zuſtehen ſolle, dann gegeben, wenn der Mieter den Mietzins ganz oder 
wenigstens zu einem nicht ganz unerheblichen Teile in Rückſtand gelaſſen hat (Rh 82, 54). 
Ike ferner über die Auslegung von Verwirkungsklanſeln 88 357, 360. Die in einem 
Lieferungsvertrage enthaltene Streikklauſel iſt dahin zu verſtehen, daß der Verpflichtete 
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von der Erfüllung nur dann befreit fein ſoll, wenn der Arbeiterausſtand gerade den dem 
Vertrage zugrunde liegenden Geſchäftszweig unmittelbar trifft (RG JW 1913, 87°). Die 
Einrede der Argliſt im Falle arglistiger Täuſchung entſteht aus $ 157 ſelbſtändig, 
ohne daß es der Anfechtung des Geſchäfts oder der Geltendmachung eines Schadenserſatz⸗ 
anſpruchs bedarf (NG IW 04, 89° und R 58, 356). Eine Verpflichtung des Dienſtherrn 
gegenüber dem Angeſtellten, über ihn Auskunft zu erteilen, beſteht nach der Verkehrsſitte 
15 (RG ZW 1913, 195). Über die Auslegung von Beſtätigungsſchreiben vgl. $ 147 
nm. 2. 

Derartige Klauſelu, daß Ereigniſſe, wie Krieg, Streike, Betriebsſtörungen, Force 
majeure, befreien ſollen, ſetzen einerſeits nicht voraus, daß das eingetretene Ereignis die Er- 
füllung (rechtzeitige Erfüllung) wirklich unmöglich macht, anderſeits aber, daß der Eintritt des 
Ereigniſſes wirklich ſtörend einwirkt, daß alſo auch zwiſchen dem Ereigniſſe und den Handlungen 
oder Unterlaſſungen ein urſächlicher Zuſammenhang beſteht (NG 90, 380; Warn 16 Nr 122). 
Nach der ſogenannten Kriegsklauſel iſt der Krieg ohne weiteres als ein Ereignis anzuſehen, 
das die Erfüllung unmöglich macht, gleichgültig, ob die Unmöglichkeit tatſächlich eingetreten 
iſt oder nicht (RG 87, 92; Warn 1916 Nr 3, 4, 212, 215). Der Rücktritt kann gegebenenfalls 
nur in angemeſſener, im Streitfalle vom Richter zu beſtimmender Friſt wirkſam aus⸗ 
geübt werden (RG 88, 146; 91 S. 59 u. 109). Anderſeits muß aber unter jo außerordentlichen 
Umſtänden auch der andere Teil einer verſpäteten Rücktrittserklärung gegenüber in ange- 
meſſener Friſt widerſprechen, falls er nicht als zuſtimmend gelten ſoll (RG 88, 261). Eine auf 
Streitigkeiten „aus dem Vertragsverhältniſſe“ abgeſtellte Kriegsklauſel iſt nicht auf Anſprüche 
wegen unerlaubter Handlungen auszudehnen, mögen ſie auch auf dem Boden des Vertrags 
erwachſen ſein (RG JW 1918, 2645). 

Über Auslegung von Klauſeln „wie geſehen“ oder „Kenntnis genommen“ vgl. RG 84 S. 1 
und 7; der Erfindungsklauſel in einem Anſtellungsvertrage RGS 84, 49; der Vereinbarung 
einer Vertragsſtrafe RG 85, 103; einer Bürgſchaftserklärung RG 85, 327; eines Schieds⸗ 
vertrags RG 88, 183; der Klauſel „Kaffe gegen Verladungsdokumente“ RG 61, 348; 
65, 185; „netto Kaſſe gegen Faktura“ RG 69, 125; „rebus sie stantibus“ bei Akzeptkredit 
RE 65, 185; betreffs der Klauſel eik. S 269 Anm 4 und R& 87, 134; 90, 1. 

Verſicherungsverträge: Wird die Zahlung der erſten Prämie als Beginn für die 
Verſicherung vereinbart, dann iſt das dahin zu verſtehen, daß das Recht des Verſicherungs⸗ 
nehmers erſt mit Zahlung der erſten Prämie erworben ſein ſoll (RG 80, 144). Bei Un⸗ 
klarheiten von Verſicherungsbedingungen ſind dieſe gegen den Verſicherer auszulegen 

3 10, 71). Auch unter der Herrſchaft des BOB iſt daran feſtzuhalten, daß die Ver ⸗ 
wirkungsabreden in Verſicherungsverträgen im Zweifel den Vorbehalt für den Verſicherten 
enthalten, daß er ſich durch den Nachweis der Nichtverſchuldung von der Verwirkung zu befreien 
vermag (RG 62, 190; 69, 175; 70, 44; 71, 440), und daß daher ſein Anſpruch gegebenenfalls 
nicht erliſcht, wiewohl in der Abrede regelmäßig eine Ausſchlußfriſt enthalten iſt (RG 
Gruch 54, 825 und JW 1911, 805°; Warn 1913 Nr 26, wo die Unterlaſſung der Prämienzahlung 
als eine nicht ſchuldhafte angeſehen wird, wenn bisher die Prämie vom Agenten ſtets abgeholt 
worden war). Val. ferner $ 6 und über die Folgen nicht rechtzeitiger Prämienzahlung (Be⸗ 
freiung des Verſicherers von der Leiltung) die SS 38, 39 Verf®G. Die auf Verletzung 
einer vertragsmäßigen Anzeigepflicht abgeſtellte Verwirkung tritt ebenfalls nicht ohne 
weiteres ein, ſondern nur unter der Vorausſetzung, daß eine ſchuldhafte Verletzung in Frage 
ſteht (RG 83, 43; Warn 1912 Nr 95). Schon leichte Fahrläſſigkeit genügt aber zur Verwirkung 
des Anſpruchs (RG Warn 1910 Nr 138). Die Verpflichtung zur Anzeige des eingetretenen 
Verſicherungsfalls ($ 33 Ver) hat der den Anſpruch Erhebende, wenn dies im Vertrage 
(Lebensverſicherungsvertrag) vorgeſehen iſt, daher kommt es ausſchließlich auf ſein Verſchulden 
an, wenn dieſe Anzeigepflicht verletzt iſt (NG Warn 1912 Nr 95), alſo nicht etwa auf ein 
etwaiges Verſchulden des vom Anſpruchsberechtigten verſchiedenen Verſicherungsnehmers 
bei Aufbewahrung der Police (NG Warn 1914 Nr 43). Bedient ſich der Anzeigepflichtige 
zur Anzeige eines andern, dann greift $ 278 nicht Platz, weil die Anzeigepflicht keine Ver⸗ 
bindlichkeit dem Verſicherer gegenüber, ſondern nur eine Vorausſetzung für das Recht auf 
Erhebung des Anſpruchs darſtellt (RG 83, 43; JW 09, 198%). Schon leichte Fahrläſſigkeit 
genügt aber alsdann, die Befreiung nicht eintreten zu laſſen (R Warn 1910 Nr 188). 
Unentſchuldbare unrichtige Beantwortung einer für den Entſchluß des Verſicherers erheb- 
lichen Frage macht dagegen die, Verſicherung für den Verſicherer ſchon gemäß 98 133, 157 
unverbindlich (NG ZW 1910, 193 5). Bei der Lebensverſicherung braucht der Verſicherungs⸗ 
nehmer nur die in Hinſicht auf die Gefahrumſtände geſtellten Fragen zu beantworten; 
inſoweit muß er aber auch etwaige erſt nachträglich, indes noch vor dem Vertragsabſchluſſe 
eingetretene Umſtände ohne weiteres anzeigen (RG Warn 1915 Nr 252 zu 89 18 Abf 2, 16 
Vers). Für die unrichtige Beantwortung der im Formulare des Verſicherungs⸗ 
antrags geſtellten Fragen haftet der Verſicherungsnehmer regelmäßig auch ohne be- 
ſonderes Verſchulden, und zwar auch dann, wenn der Agent des Verſicherers die Antworten 
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abgefaßt und niedergeſchrieben hat (RG 46, 184; Warn 1910 Nr 467). Deu Verſicherungs⸗ 
nehmer iſt ſolches jedoch dann nicht als Verſchulden zuzurechnen, wenn er dem Agenten, 
der die ſelbſtandige Beantwortung von Fragen übernimmt, dieſe ſchlechthin überläßt, 
vorausgeſetzt, daß es ſich um ſolche Fragen handelt, die der Agent ebenſogut und zuverläſſig, 
je nach feiner Sachkunde noch zuverläſſiger als er ſelbſt beantworten kann (RG Warn 1910 
Rr 264); oder wenn der Verſicherungsnehmer durch den Agenten zu der unrichtigen Beant⸗ 
wortung veranlaßt worden iſt, zumal wenn in den allgemeinen Verſicherungsbedingungen auf 
den Agenten als Auskunftsperſon verwieſen iſt (RG Warn 1913 Nr 306 u. 307). Vgl. Gruch 
1914, 467; JW 1919, 381“, wonach die Geſellſchaft für die Erklärung ſolcher Agenten 
einſtehen muß. Die Geſellſchaft haftet für die Erklärungen des Agenten inſoweit, als dieſer 
den Verſicherungsnehmer über die Bedeutung der Verſicherungsbedingungen aufklärt und 
belehrt (RG 86, 128; 73, 303; JW 1916, 12210). Vgl. ferner über die Anzeigepflicht des Ver⸗ 
ſicherungsnehmers und demgegenüber betreffs des Rücktrittsrechts des Verſicherers bei Ver⸗ 
letzung der bezeichneten Pflicht die 88 16ff. VerſVG. Beweiſt der Verſicherte, daß ihn wegen 
falſcher Beantwortung einer Frage oder wegen verſpäteter Anzeige kein Ver⸗ 
ſchulden trifft, dann darf der Verſicherer weder aus dem einen Grunde noch aus dem 
andern Rechte herleiten (RG ZW 06, 14528; 1913 S. 27417 u. 27518). Macht der Ver⸗ 
ſicherer bei verſpäteter Bezahlung der Prämie von der eutſprechenden Vertrags. 
beſtimmung Gebrauch, ſo verſtößt dies nur dann gegen Treu und Glauben, wenn ſein 
früheres Verhalten in dem Verſicherungsnehmer den Glauben erregen konnte, von der 
Klauſel werde nicht Gebrauch gemacht werden (RG Warn 1910 Nr 486). Spricht der Ver⸗ 
ſicherer den Wunſch aus, die Entſchädigungsfrage bis zum Schluffe einer ſtrafgerichtlichen 
Unterſuchung aufzuſchieben, fo tft darin ein Verzicht auf die Verwirkungseinrede zu finden 
(Rc JW 1910, 3588). Die Verwirkung tritt auch dann nicht ein, wenn ihr Eintritt ſchon mit 
der Vertragstreue und Billigkeit in Widerſpruch ſtünde (RG JW 09, 198). Der Ver⸗ 
ſicherte kann von dem Verſicherungsvertrage zurücktreten, wenn der Ver⸗ 
ſicherer ſelbſt unſicher wird, und daher auch im Falle der Verſchmelzung der Geſellſchaft mit 
einer andern, wenn dabei die Intereſſen der Verſicherten nicht genügend gewahrt find (RG 
60, 56). — Enthält ein Unfallverſicherungsvertrag die Beſtimmung, daß der Unfall die 
„alleinige“ (ausſchließliche“ Urſache für den Erfolg geweſen ſein müſſe, ſo iſt als Ver⸗ 
tragswille anzuſehen, daß eine Verurſachung des Schadens allein durch den Unfall dann nicht 
als vorliegend angenommen werden ſoll, wenn vor dem Unfalle eine krankhafte Veränderung 
des Klägers beſtand, ohne welche die ſchädliche Folge überhaupt nicht eingetreten wäre; der 
Kraukheitszuſtand muß alsdann als „mitwirkende Urſache“ erachtet werden (RG Warn 09 
Aer 444). Iſt der Unfall nur infolge einer abnormen Veranlagung ſchädlich geworden, ſo kann 
er nicht als die alleinige Urſache der entſtandenen Nachteile angeſehen werden (RG Warn 
1912 Nr 94). Als ſolche kann jedoch nicht ſchon eine nach dem natürlichen Verlaufe der Dinge, 
3. B. infolge des Alters eingetretene größere Empfänglichkeit gelten (RG 68, 67; JW 08 
S. 346“ u. 56551; Warn 09 Nr 126). Die Ausſchlußfriſt für die Unfallanzeige kann nicht be⸗ 
ginnen, ſolange der Eintritt einer Verletzung dem Verſicherten noch nicht erkennbar geworden 
iſt (MG Gruch 54, 814). Der $ 39 VerſxG macht dem Verſicherer unabänderlich zur Pflicht, 
bel Beſtimmung der dort vorgeſehenen Friſt zugleich die Rechtsfolgen anzugeben, wie ſie aus 
Abſel mit dem Friſtablaufe verbunden find, und eine ungenügende Friſtſetzung ift unwirkſam 
(RS 86, 27). Ungenügend iſt auch die Erklärung etwa, der Verſicherer werde im Falle des 
Verzuges den Vertrag als aufgehoben betrachten (RG 93, 82). — Ein betrugeriſches 
Verhalten des von ihm zur Schadensermittlung beſtellten Vertreters 
hat der Verſicherungsnehmer zu vertreten (RG Warn 1914 Nr 109). — Die Beſtimmung, 
daß bei Ubergang des verſicherten Betriebs auf einen ſandern dieſer ohne 
weiteres in den Vertrag eintrete, kann einen Vertrag im Sinne des $ 328 ergeben (RG 
Warn 1914 Nr 280). Gemäß $ 69 Abs 1 Veri®& und einer dieſer Vorſchrift gleich⸗ 
lautenden Vertragsbeſtimmung erliſcht das Recht des Verſicherungsnehmers auf die Brand. 
verſicherungsſumme nicht ſchon dadurch, daß er die verſicherte Sache verkauft, ſondern erſt 
dadurch, daß auch bereits die Übereignung erfolgt und der Erwerber hierdurch in den 
Vertrag eingetreten iſt (RG 84, 400). — Auch bei Verſicherungsverträgen gilt die Regel, 
daß die Bedingungen nur ſo gelten, wie ſie vom Verſicherten zu verſtehen waren RS Warn 
1919 Nr 158). — Die Auwendbarkeit der die Haftung des Verſicherers einſchränkenden 
Kriegsklauſel bei Lebensverſicherungsverträgen verlangt nur, daß der Ver⸗ 
ſicherte im Kriegsdieuſte tätig und hierdurch einer Erhöhung der ſeinem Leben drohenden 
Gefahren ausgeſetzt iſt, und dazu kann auch genügen, daß die Gefahr aus etwaigen Krank⸗ 
| mm geſteigert ift (RG 93, 84; hier war der Offizier in der Etappe an den Folgen einer 
Blinddermoperation verſtorhen). — Iſt im Vertrage die Haftung des Verſicherers durch 
aue e fälle durch Erdbeben, durch Kriegsereigniſſe oder 
im mobilen Militärdienſte, durch Unruhen“, ausgeſchloſſen, dann muß zum Eintritte der Be⸗ 
freiung zwiſchen dem Unfalle und der Befreiung ein unmittelbarer Zuſammenhang beſtehen, 
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ein nur mittelbarer genügt nicht (RG Gruch 61, 778). Das gleiche gilt eutſprechend bei der 
Seeverſicherung betreffs der Klauſeln „nur für Seegefahr“, „frei von Kriegsverluſt“ (RG 89 
S. 140, 143, 317). — Wegen veränderter Umſtände iſt dem Verſicherungsnehmer ein 
Kündigungsrecht einzuräumen, falls mittels ergänzender Auslegung anzunehmen iſt, daß 
der Genannte nur bei Fortdauer gewiſſer für das Vertragsverhältnis bedeutſamer Um⸗ 
fände an den Vertrag gebnden ſein wollte (RG 60, 65; JW 1914, 2962; Gruch 60, 988). — 
Die Beſtimmung des 5 9 4 Abſ 2 Verf hat nicht die Bedeutung, daß der Ver⸗ 
ſicherungsnehmer nach Ablauf eines Monats feit der Anzeige, falls ſich fein Schaden ohne 
fein Verschulden nicht feſtſtellen läßt, immer nur fo viel fordern könne, als der Verſicherer 
ihm zubilligen wolle (RG Seuffa 72 Nr 176). — Betreffs der Verſicherung gegen Kriegs⸗ 
gefahr und des darauf beruhenden Verzögerungsſchadens bei der Transportgefahr in Ver⸗ 
bindung mit der Freizeichnungsklauſel vgl. Warn 1919 Nr 109. It eine Verſicherung in 
Gemäßheit der Kriegsklauſel auf die in der Wegnahme, Beſchädigung oder 
Zerſtörung der verſicherten Waren beſtehende Kriegsgefahr abgeſtellt, dann bleibt die 
Entſchädigungspflicht auf dieſe Fälle beſchränkt, und ſie kann nicht auch auf ſonſtige Fälle er⸗ 
weitert werden, wo ein das Gut betreffender Schaden unmittelbar auf den Krieg zurück⸗ 
zuführen iſt, wie namentlich auf eine vom Feinde angeordnete Beſchlagnahme (RG 81, 117; 
90, 378; 96, 150). 

Über Reviſibilität ſ. 5 133 A 3. Bei Nachprüfung der Auslegung der einem Verſicherungs⸗ 
vertrage beigefügten allgemeinen Beſtimmungen hat das Reviſionsgericht eine freiere 
Stellung als ſonſt, um den Sinn der allgemeinen Bedingungen, weil dieſe für alle Verträge 
gleichmäßig gelten, ſelbſtändig feſtſtellen zu können (RG 81, 117; Warn 1919 Nr 158). Die 
Frage, welcher Sinn einer Erklarung vom Vertragsgegner nach Treu und Glauben beigelegt 
werden konnte, iſt eine Rechtsfrage (RG JW 1913, 5934; Warn 1919 Nr 131). Die Frage, 
ob eine behauptete Verkehrsſitte beſteht, iſt eine der Nachprüfung durch das Reviſionsgericht 
entzogene Tatfrage, da es Nic) bei ihr nicht um eine Rechtsnorm, ſondern nur um eine tat⸗ 
ſächliche Übung handelt (RG Warn a. a. O.). 


Vierter Titel 
Bedingung Zeitbeſtimmung 


1. Bedingungen und Befriſtungen ift gemeinſam, daß fie nicht zu den notwendigen 
Bestandteilen eines Rechtsgeſchafts gehören, daß fie jedoch, dem Rechtsgeſchäfte beigefügt, 
zu deſſen Beſtandteilen werden. Nach den früher üblichen Einteilungen wurden ſie nebſt der 
Auflage dem Oberbegriffe „Nebenbeſtimmungen“ unterſtellt. Über die Auflage gibt das 
BGB nur noch bei einzelnen Aechtsgebilden, wie bei der Schenkung und bei letztwilligen 
Verfügungen, Sonderbeſtimmungen. Die Begriffe Bedingung und Zeitbeſtimmung ſind 
vom Geſetze als bekannt vorausgeſetzt. Das Nähere darüber unter 88 158 u. 168. 

2. Eigentliche Bedingung im Sinne des Geſetzes iſt ausschließlich die einem Rechts- 
geſchäfte zugefügte Beſtimmung, durch welche ſeine Rechtswirkungen von einem zukünftigen, 
ungewiſſen Ereigniſſe abhängig gemacht werden, ſodann aber auch dieſes Ereignis ſelbſt. 
Als das die Bedingung darſtellende künftige Ereignis können ſowohl Handlungen wie 
Unterlaſſungen, und zwar ſowohl der Parteien wie Dritter, wie auch ſonſtige Begeben⸗ 
heiten rein tatfächlicher oder rechtsgeſchäftlicher Art vorgeſehen fein, und zwar die Leiſtung 
einer Handlung des einen Teiles ſogar dann, wenn die Leiſtung ſelbſt wegen ihrer Unbeſtimmt⸗ 
heit nicht klagbar fein würde (RG 28. 3. 01 VI 3/01). Sprachgebräuchlich wird das Wort 
Bedingung auch in Anſehung von bloßen Geſchäftsbeſtimmungen verwendet, wie z. B. der: 
„Zahlung geſchieht unter der Bedingung, daß die Übergabe erfolgt.“ Alsdann handelt 
es ſich nur (MG 22. 2. 06 IV 409/05) um eine ſog. Geſchäftsbedingung, welche zum 
Inhalte des Geſchäfts (der lex eontractus) gehört, dagegen nicht dazu beſtimmt ift, die 
Wirkung des Geſchäfts in Frage zu ſtellen (RG IW 09, 4535). — Grundſätzlich verſchieden 
von Bedingungen im Rechtsſinne find die bloßen Voraus ſetzungen. Über deren Bedeutung 
vgl. § 119 A 2 und RG 66, 132; 70, 86). — Ob der Eintritt des als Bedingung geſtellten 
Ereigniſſes von der Willkür, ſei es des Berechtigten, ſei es des Verpflichteten — Will⸗ 
kürbhedingung —, oder lediglich vom Gange der Dinge ſelbſt — zufällige —, oder 
endlich von beiden Vorausſetzungen abhängig ſein ſoll — gemiſchte Bedingung —, ift 
für den Begriff Bedingung unweſentlich. Freilich muß es fi auch bei der Willtürbe⸗ 
ingung um eine wahre Bedingung handeln, mithin darum, daß lediglich die Wirkſam⸗ 
keit des Rechtsgeſchäfts von dem Eintritte oder Nichteintritte des Ereigniſſes abhängig 
gemacht ift ($ 158), nicht aber ſchon die Entſtehung des Rechtsgeſchäfts überhaupt. Bei 
Verträgen insbeſondere darf alſo nicht ſchon die Bindung der Partei in die Willkür geſtellt 
ſein („si volam'), weil dann bereits das Zustandekommen des Rechtsgeſchäfts in Frage ge- 


236 Allgemeiner Teil Rechtsgeſchäfte 


ſtellt wäre. Wohl aber iſt es möglich, die Wirkſamkeit des Vertrags derart auf den freien 
Willensentſchluß einer Vertragspartei abzuſtellen („si voluero“, „si placuerit“), daß es 
demnächſt allein von ihrer freien Entſchließung abhängt, ob der Vertrag wirkſam wird oder 
nicht (RG 94, 297), wie das beiſpielsweiſe zutrifft beim Kaufe auf Probe (8 495) ſowie 
bei Ausbedingung eines perſönlichen Vorkaufsrechts (RG 69, 283; 77, 147); oder wenn zur 
Bedingung geſtellt iſt, daß der eine Teil eine beſtimmte Erklärung abgeben werde (NG 
67, 45). In dieſem Falle hängt zwar die Ausübung des Rechtes von der Willkür des 
Berechtigten ab, eine Gebundenheit des bedingt Verpflichteten beſteht aber ſofort (Res 66, 
182; Warn 09 Nr 67; 1911 Nr 147; Gruch 53, 411). Vgl. auch $ 162 A 1. N 

Begrifflich bedeutungslos iſt es ferner, ob die Bedingung zu ihrer Erfüllung eine Ver, 
änderung — bejahende (affirmative) Bedingung — oder eine Nichtveränderung des be- 
ſtehenden Zuſtandes — verneinende (negative) Bedingung — vorausſetzt. Zu bemerken 
ift endlich, insbeſondere für die Fälle der unmöglichen und unſittlichen Bedingung, daß das 
BOB im allgemeinen keinen Unterſchied macht, ob die Bedingung einem Rechtsgeſchäfte 
unter Lebenden oder einer letztwilligen Verfügung beigefügt worden iſt (ogl. nur die Aus⸗ 
legungsregeln der 88 2074, 2075). } 0 

3. Um eine uneigentliche Bedingung handelt es ſich überall, wo die auſcheinend als Be 
dingung geſetzte Tatſache an ſich nicht geeignet ift, von ihrem Eintritt oder ihrem Ausbleiben 
die Wirkſamkeit des Rechtsgeſchäfts abhängig zu machen, oder wo die Beifügung die Rechts 
beſtändigkeit des Rechtsgeſchäfts ſelbſt beſeitigt. Rechtlich möglich iſt auch der Abſchluß 
eines Verlöbniſſes unter einer Bedingung oder Betagung; aber hier ſteht ebenfalls 
keine eigentliche aufſchiebende Bedingung in Frage, vielmehr erlangt die Willenseinigung 
auch trotz der Beifügung ſofort und unbedingt die geſetzlich vorgeſehene Wirkſamkeit mit 
den Rechtsfolgen aus den 88 1298—1300 (RG 80, 88). - 

a) Steht es ſchon bei der Vornahme des Geſchäfts feſt, daß der als Bedingung geſetzte 
Fall nicht eintreten kann (unmögliche Bedingung), und ift fein Wirkſamwerden gleich. 
wohl vom Eintritte der Bedingung abhängig gemacht, jo kann der (anſcheinend) beabsichtigte 
Erfolg ſelbſtverſtandlich überhaupt niemals eintreten; Nichtigkeit bei Verträgen gemäß 
$ 306; indes vgl. § 308; iſt dagegen die Beendigung der Wirkſamkeit in der angegebenen 
Weiſe bedingt worden, ſo iſt die Beifügung einer ſolchen Bedingung bedeutungslos. Wohl 
aber iſt es zuläflig, ein Ereignis zur Bedingung zu ſetzen, deffen Eintritt zur Zeit unmöglich ift, 
falls nur die Unmöglichkeit in der Folge, beiſpielsweiſe durch Anderung der Geſetzgebung, 
gehoben werden kann (M 1, 265ff.; vgl. auch die 88 306, 308). 3 

b) Wird die Wirkung eines Rechtsgeſchäfts von einem Ereigniſſe, das eintreten muß, 
abhängig gemacht — notwendige Bedingung —, fo iſt das Rechtsgeſchäft in Wirklichkeit 
überhaupt nicht bedingt; ſoll die Wirkung bei Eintritt eines derartigen Ereigniſſes aufhören, 
ſo handelt es ſich der Sache nach um einen Endtermin. y ? 

c) Unnütze Bedingungen, die für keinen Teil einen Vorteil begründen, können etwaig 
eine beſondere Bedeutung inſofern gewinnen, als fie die Ernſtlichkeit des Geſchafts in Frage 
ſtellen. Sonſt unterliegen ſie den allgemeinen Grundſätzen von der Bedingung, insbeſondere 
muͤſſen auch fie nach dem Parteiwillen erfüllt werden. Das BGB gibt hierfür keine ab⸗ 
weichende Regel. — 

d) Macht die Bedingung das Rechtsgeſchäft zu einem unſittlichen ($ 138), oder gibt 
fie ihm auch nur teilweiſe einen unerlaubten Inhalt (§ 184), jo iſt das Geſchäft ganz oder 
teilweiſe nichtig (8 139). { h 

e) An ſich unverſtändliche Bedingungen — perplexe — ſind geeignet, das ganze Rechts- 
geſchäft wegen mangelnder Beſtimmtheit und Unklarheit zu vernichten. . N 

Fremd iſt dem Geſetze die hergebrachte Einteilung der Bedingungen in affirmative 
und negative, poteſtative, kaſuelle und gemiſchte, notwendige, unmögliche und ‚unnüße, per⸗ 
plexe, unerlaubte und unſittliche. Das Geſetz erachtet mit Recht Sonderbeſtimmungen in 
allen dieſen Beziehungen für überflüſſig. Denn handelt es ſich um eine wirkliche Bedingung, 
jo muß ohnehin überall dieſer nämliche Rechtsbegriff Platz greifen; ſowett es ſich dagegen 
um uneigentliche Bedingungen handelt, reichen die ſonſtigen allgemeinen Rechtsgrundſätze 
für Beurteilung ihrer Wirkung aus. In jedem Falle iſt die Frage, welchen Einfluß eine Be⸗ 
dingung auf die Gültigkeit eines Rechtsgeſchäfts haben kann, nach dem Inhalte des ganzen 
Geſchäfts zu beurteilen, mag dieſes ſeine beſondere Beſchaffenheit auch erſt durch die hinzu⸗ 
gefügte Bedingung erhalten haben. Denn immer muß das Geſchäft mit allen feinen Be. 
ſandteilen als ein einheitliches Ganzes betrachtet werden. So iſt es auch möglich daß ein 
Geſchäft gerade durch die Hinzufügung der Bedingung eine ſolche Unbeſtimmtheit oder einen 
ſo unſiitlichen Charakter annimmt, daß es ſich aus ſolchem Grunde als ungültig darſtellt. 

Keine eigentliche Bedingung find ferner: a) Die Wiederholung einer Rechtsbe⸗ 
dingung (condieio juris), d. h. die Anerkennung einer an ſich (oder vermeintlich) notwendigen 
geſetzichen Vorausſetzung für die Begründung des Rechtsgeſchäfts; ſie macht das Geſchäft 
nicht zu einem bedingten, ſelbſt wenn die Vorausſetzung in Wirklichkeit nicht zutrifft (RG 
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IW 1912, 135˙; Gruch 56, 119). b) Die auf die Vergangenheit oder die Gegenwart 
geſtellte Bedingung — in praeteritum oder in praesens collata. In dieſem Falle find die Par⸗ 
teien zur Zeit nur im ungewiſſen darüber, ob das Ereignis eingetreten iſt oder nicht, und es 
kann ſich ſomit für künftig auch nur um ihre Aufklärung darüber handeln, ob das Geſchäft 
zuſtande gekommen iſt oder nicht. 

4. Das Geſetz faßt bedingte oder befriſtete Rechte nicht als eine bloße Ausſicht, als eine 
Anwartſchaft, ſondern als ein bereits erworbenes Vermögensrecht auf (RG 69, 421; Gruch 
54, 1166). Das zeigt ſich in der Übertragbarkeit und Vererblichkeit bedingter Rechte (8 1922; 
betreffs bedingter Zuwendungen vgl. SS 2074 ff.); ferner in ihrer Tauglichkeit, materiell 
als Grundlage für ein Nebenrecht wie Bürgſchaft ($ 765 Abſ 2) und Pfandbeſtellung (88 1113 
Abſ 2, 1204 Abſ 2) und prozeſſual als Grundlage für einen Arreſt (§ 916 Ah} 2 ZPO), 
für die Feſtſtellungsklage (§ 256) ſowie für eine Klage auf künftige Leiſtung (§ 259 3 PO) 
zu dienen. Endlich kommt in Betracht, daß das bedingte und betagte Recht pfändbar (8 844 
ZPO) und im Konkurſe ſowie bei der Grundſtücksverſteigerung zu berückſichtigen iſt (88 66, 
67, 154, 168 KO; 88 14, 48, 119, 120 3G). Demgemäß gehören derartige Rechte auch 
zur Konkursmaſſe. g 

5. Bei gewiſſen Geſchäften iſt die Bedingung überhaupt unzuläſſig: fo bei der Auf- 
rechnung ($ 388), der Auflaſſung ($ 925), nicht aber bei ſonſtigen abſtrakten Rechtsgeſchäften 
(RS Warn 1915 Nr 165), bei der Eheſchließung ($ 1317), bei der Ablehnung der Fortſetzung der 
Gütergemeinſchaft (8 1484 Abſ 2) und bei andern Rechtsgeſchäften im Gebiete des Familien⸗ 
und Erbrechts (58 1598, 1724, 1742, 1768, 1947, 2180 Abf 3, 2202 Abſ 2). Eine unbedingte 
Erklärung erfordern auch die Anfechtung (RG 66, 153; vgl. aber 9 143 U 1 Abf 1) und die 
Rücktrittserklärung die rein einfeitige Kündigung (RG Warn 1915 Nr 108), die Mahnung, 
die Ausübung des Wiedertaufs- und Vorkaufsrechts, mit der Maßgabe jedoch, daß dieſe Er- 
klärungen, die eine Bedingung nicht vertragen, rechtswirkſam als eventuelle abgegeben werden 
konnen, alſo nur für den Fall, daß eine Tatſache gegeben ſei oder nicht gegeben ſei (vgl. RG 
57, 101; 74, 5; 97, 171). Im übrigen ift die Zuläfſigkeit von Bedingungen die Regel. Auch 
die Einſetzung eines Nacherben iſt unter der Bedingung zuläſſig, daß der Vorerbe nicht. 
anders über den Nachlaß verfüge (RG 95, 279). 


8 158 
1) Wird ein Rechtsgeſchäft unter einer aufſchiebenden Bedingung?) vor⸗ 


genommen, ſo tritt die von der Bedingung abhängig gemachte Wirkung mit 
dem Eintrittes) der Bedingung ein“). 


Wird ein Rechtsgeſchüft unter einer auflöjenden!) Bedingung vor⸗ 
genommen, ſo endigt mit dem Eintrittes) der Bedingung die Wirkung des 


Reihtsgeſchäfts; mit dieſem Zeitpunkte tritt der frühere Rechtszuſtand wieder 
ein 
E 1 128 ff. II 128; M 1 250 ff.; P 1 170 ff. 


1. Über den Begriff Bedingung dgl. Vorbem 2, 3. Über die Eigenſchaft des bedingten 
Rechtes als Vermögensrecht vg. Vorbem 5. — Daß nach der Auffafſung des Geſetzes 
nichts anderes als die Wirkung des Rechtsgeſchäfts durch eine Bedingung betroffen wird, 
ſtellt der Wortlaut außer Zweifel. Der frühere Streit darüber, was als bedingt zu denken 
ſei, ob der Wille oder der Erfolg, kann ſomit Bedeutung nicht mehr haben. Betrifft die 
Bedingung ausſchließlich die Wirkung des ſonſt als rechtsbeſtändig zu denkenden Geſchäfts, 
dann kann durch ſie auch nichts anderes als der Beginn oder aber die Fortdauer der 
Wirkung in Frage geſtellt fein. Demnach liegt eine aufſchiebende Bedingung vor, wenn 
die von der Bedingung abhängig gemachte Wirkung lerſt) mit ihrem Eintritte entſteht, eine 
auflöſende, falls die Wirkung mit dem Eintritte der Bedingung aufhört. Ob nach der 
Parteiabrede die eine oder die andere Bedingung als gewollt anzunehmen, iſt im Zweifel 
Sache der Auslegung (88 133, 157). Eine auflöſende Bedingung iſt auch in der Abrede ent- 
halten, daß der eine Vertragsteil das Recht haben ſoll, bis zu einem beſtimmten Zeitpunkte 
zurückzutreten (RG 9. 3. 10 1167/09). Allgemeine Auslegungsregeln gibt das Geſetz nicht, 
wohl aber eine ſolche im Einzelfalle (88 455, 495, 2075). 

2. Bei der aufſchiebenden Bedingung beſteht zwar das Rechtsgeſchäft ſchon jetzt, der 
beabſichtigte Rechtserfolg kann jedoch noch nicht eintreten. Iſt eine Forderung oder ein Recht 
nur bedingt übertragen, ſo ſteht die beabſichtigte dingliche Rechtsänderung einſtweilen noch 
aus, und das Gläubigerrecht, das Eigentumsrecht uſw. ift bei dem andern daher noch nicht 
entſtanden. Iſt ein bloßes Forderungsrecht unter einer aufſchiebenden Bedingung begründet 
worden, fo iſt es auch noch nicht erfüllbar; die trotzdem gemachte Leiſtung kann ſomit nach 
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$ 812 zurückgefordert werden. Die unbedingte Abtretung einer aufſchiebend bedingten 
Forderung iſt ſelbſt aber ſofort wirkſam, nicht erſt mit Eintritt der Bedingung (RG 67, 425; 
Gruch 54, 1165). 

3. Eingetreten iſt die Bedingung — aufſchiebende wie auflöſende —, falls ſich derjenige 
Tatbeſtand, der als Bedingung geſeßt worden, voll und ganz vollzogen hat, daher bei der 
bejahenden (Vorbem 2), ſobald das Ereignis eingetreten iſt; bei der verneinenden, ſobald 
feſtſteht, daß es nicht eintreten kann (RG JW 1912, 135”). Ausgefallen ift die Bedingung, 
wenn ſich der fragliche Tatbeſtand nicht mehr vollziehen kann; daher bei der bejahenden, 
ſobald die Möglichkeit des Eintritts des fraglichen Ereigniſſes vereitelt iſt; bei der ver- 
neinenden, ſobald dasjenige Ereignis eingetreten iſt (3. B. Verheiratung), von deſſen Nicht: 
eintritt die Wirkung des Rechtsgeſchäfts abhängig gemacht worden iſt. Ein Zwang auf 
Erfüllung einer Bedingung beſteht niemals. „Die Bedingung zwingt nicht“, wie die 
Auflage es gerade tut. Ausnahmsweiſe ſoll nach 8 2076 die einer letztwilligen Verfügung 
beigefügte Bedingung auch dann ſchon als erfüllt gelten, wenn ſich der Tatbeſtand des⸗ 
wegen nicht hat verwirklichen laſſen, weil der Dritte, deſſen Mitwirkung dazu erforderlich 
geweſen wäre, dieſe verſagt hat; vgl. ferner $ 162. Beſteht die Bedingung in einer Handlung 
des Verpflichteten, ſo überträgt ſich die Erfüllungsmöglichkeit auf ſeine Erben (Vorbem 4). 
Die Zeit der Erfüllbarkeit muß ſtets erkennbar ſein; andernfalls wäre das ganze Geſchäft 
wegen Unbeſtimmtheit ungültig (RG 27. 2. 06 VII 308/05), ſoweit nicht die Lücke durch 
richterliche Entſcheidung ausfüllbar iſt; vgl. § 315. — Bis zum Eintritte der Bedingung 
befteht ein Schwebezuſtand. Über die verbindlichen Beziehungen zwiſchen den beiden 
Beteiligten während des Schwebezuſtandes vgl. die §8 160, 161. 

4. Der Eintritt der aufſchiebenden Bedingung hat den Eintritt der Wirkung des Rechts⸗ 
geſchäfts zur Folge, und zwar vom Zeitpunkte des Eintritts ab ($ 159). Das vom Berechtigten 
zuvor nur bedingt erworbene Recht iſt nunmehr zu einem unbedingten geworden. Hatte alſo 
die Übertragung der veräußerten Forderung, die Übergabe der Sache bereits ſtattgefunden, 
ſo bedarf es, um den Erwerb zu einem endgültigen zu machen, auch nicht mehr eines 
weiteren Übertragungsakts (NG 54, 341; JW 08, 270°), Das zum Zwecke der Vertrags⸗ 
erfüllung vor Eintritt der Bedingung Geleiſtete kann jetzt nicht mehr zurüdgefordert 
werden. Fällt dagegen die Bedingung aus, ſo verliert das Geſchäft jede Wirkſamkeit 
und der Erwerber auch jede Rechtsanwartſchaft; die ihm übergebene Sache, die ihm über- 
tragene Forderung hat er fortan ohne Rechtsgrund hinter ſich, und die Rüciforderung kann 
ſowohl mit der dinglichen Klage wie mit dem Bereicherungsanſpruche nach Satz 2 8 812, 
wie endlich auch mit der Vertragsklage erfolgen. Denkbar iſt es freilich, daß die Parteien 
das dingliche Vollzugsgeſchäft, 3. B. die Übergabe der Kaufjache auch dann unbedingt 
vornehmen, wenn das Schuldverhältnis ein bedingtes war. In dem Falle bleibt das ding⸗ 
liche Geſchäft vom Schickſale des Schuldverhältniſſes unberührt, und bei Ausfall der Be⸗ 
dingung verbleibt der Erwerber daher in dem ihm übereigneten Rechte, ſo daß der Ver⸗ 
99 255 1100 auf die Rückforderung aus § 812 und auf die Vertragsklage gewieſen iſt (vgl. 

1c). J 

5. Bei der auflöſenden Bedingung liegt die Sache umgekehrt wie bei der aufſchieben⸗ 
den: Die dingliche Rechtsänderung entſteht ſofort; der Veräußerer büßt ſomit das unter 
einer auflöſenden Bedingung veräußerte Recht ſogleich ein, während auf der andern Seite 
der Erwerb ſchon jetzt erreicht iſt. Tritt aber die Bedingung ein, ſo endigt damit die 
Wirkung des Rechtsgeſchäfts, und zwar kraft Geſetzes ſogleich, und es tritt nunmehr ohne 
weiteres, und zwar von jetzt ab, der frühere Rechtszuſtand wieder ein ($ 159). 
Das Forderungsrecht, oder gegebenenfalls das Eigentumsrecht, verliert alſo der Erwerber, 
und es entſteht jetzt wiederum beim Veräußerer. Dieſe Wirkung iſt eine dingliche und 
zeigt ſich daher nicht nur im Verhältniſſe der unmittelbar Beteiligten untereinander, ſondern 
auch Dritten gegenüber (vgl. das Nähere hierüber bei 8 161). Der Veräußerer kann fortan 
wieder die Eigentumsklage geltend machen und bei eingetragenen Rechten (n ZW 08, 2703) 
die Berichtigung des Grundbuchs verlangen gemäp § 894. Einer Ubertragungshandlung, 
um die Forderung, das Recht dem Veräußerer als bedingt Berechtigten zurückzugewähren, 
bedarf es nicht. Der Veräußerer iſt materiell auch nicht Rechtsnachfolger des bedingt 
Verpflichteten (vgl. über die prozeſſuale Frage § 161 A 4); denn der Rückerwerb des 510 5 
vollzieht ſich unmittelbar allein zufolge des Eintritts der Bedingung. Das alles gilt freilich 
nur unter der Vorausſetzung, daß nicht allein das Schuldverhältnis, ſondern auch das ding⸗ 
liche Vollzugsgeſchäft nach der Abſicht der Parteien auflöfend bedingt ſein ſollte. Andernfalls 
liebe das letztere trotz Eintritts der Bedingung wirkſam und die Rückgewährung könnte 
nur mit der perſönlichen Klage gefordert werden (vgl. $ 125 A 1b). — Fällt die Bedingung 
be: ſo wird damit das Recht des auflöſend Verpflichteten ein endgültiges. 

„Bei der übereignung von Grundſtücken durch Auflaſſung beſteht die Beſonderheit, 
daß dem Ubereignungsgeſchäfte ſelbſt eine Bedingung überhaupt nicht beigefügt werden 
kann, weil nur eine unbedingte Auflaſſung zuläſſig iſt (8 925). Die Wirkſamkeit der Eigen- 
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b) Wird von dem auf Erfüllung eines Rechtsgeſchäfts in Anſpruch Genommenen be⸗ 
hauptet, das Rechtsgeſchaft ſei nur unter einer aufſchiebenden Bedingung abgeſchloſſen 


Erhebung eines ſelbſtändigen Einwandes, die den Beklagten beweispflichtig macht. Vgl. 
8154 A 3. Die Entſcheidung RS Gruch 51, 828 vertritt den Grunbſah, dat hinſſcheuch ber 


§ 159 


Sollen nach dem Inhalte des Rechtsgeſchäfts die an den Eintritt der 
Bedingung geknüpften Folgen auf einen früheren Zeitpunkt zurückbezogen 
werden, jo ſind im Falle des Eintritts der Bedingung die Beteiligten ver⸗ 
pflichtet, einander zu gewähren, was ſie haben würden, wenn die Folgen in 
dem früheren Zeitpunkt eingetreten wären !). 

E I 130 II 129; M 1 254 ff.: P 1 180 ff. 


1. Dieſe Beſtimmung bringt zum Ausdrucke, daß dem Eintritte der Bedingung an ſich 
eine rückwirkende Kraft verſagt iſt, und zwar ſowohl bei der auflöſenden wie bei der auf- 
ſchiebenden (RG 77, 190). Das will beſagen, daß dasjenige Ergebnis, welches durch den Ein⸗ 
tritt der Bedingung entſteht, erſt in dem Zeitpunkte als eingetreten zu gelten hat, in den 
die Bedingung ſich erfullt hat, und nicht bereits im Zeitpunkte des Geſchäftsabſchluſſes. Denn 
das Geſetz macht die Burüdziehung der an den Vedingungsfall geknüpften Folgen ausdrücklich 
von dem Inhalte des Rechtsgeſchafts abhängig, mithin nicht ſchlechthin von dem Ein- 
tritte der Bedingung, ſondern davon daß die Zurückbeziehung rechtsgeſchäftlich vereinbart 
worden iſt, wie auch der § 158 in Ab] 1 u. 2 nur von der mit dem Eintritt der Bedingung ein- 
tretenden oder endigenden Wirkung, nicht aber von einer n d ſpricht. Iſt alſo hei: 
ſpielsweiſe Folge der auflöſenden Bedingung, daß das Eigentun des bedingt Verpflichteten 
aufhört und der bedingt Berechtigte wieder Eigentümer ist, fo äußern ſich doch die Wir. 
kungen dieſer Rechtsänderung erſt ſeit den Zeitpunkte des Eintritts der Bedingung und nicht 

vom von dem des Geſchäftsabſchluſſes ab. Daß eine Zurückwirkung ftattfinden ſoll, ſetzt 
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eben nach dem Geſetze eine entſprechende Vereinbarung voraus, und demnach begründet 
eine ſolche auch nur einen Anſpruch auf Herſtellung desjenigen Zuſtaudes, der dann eingetreten 
wäre, wenn ſich die Wirkung der Bedingung bereits im Zeitpunkte des Vertragsabſchluſſes 
erfüllt hätte. Denn auch die Abrede der Rückwirkung hat nach dem Geſetze nicht die Trag⸗ 
weite, daß das schließlich gewollte Ergebnis nunmehr ohne weiteres eintritt (3. B. das Eigen 
tum an den Früchten demjenigen ohne weiteres zufällt, dem kraft Eintritts der Bedingung 
nunmehr das Eigentum an der Sache zuſteht). Vielmehr ſollen die Beteiligten nur perſön⸗ 
lich verpflichtet ſein, einander das zu gewähren, was ſie haben würden, wenn die Folgen 
ſchon in „dem früheren Zeitpunkte“ eingetreten wären. Mithin keine dingliche Rückwirkung. 
Vgl. § 141 A 3 und anderſeits $ 142 A1; ferner RG 59, 371; 68, 276. Welcher Zeitpunkt 
ſchließlich der maßgebende fein ſoll, eutſcheidet ſich ebenfalls lediglich nach dem Inhalte der 
Abrede. Von der Frage, ob der Eintritt der Bedingung zurückwirken ſoll oder nicht, hangt 
insbeſondere ab, welchem Teile die Früchte der Zwiſchenzeit ſeit der Errichtung des Rechts. 
geſchäfts bis zum Eintritte der Bedingung gebühren, und wer die Gefahr während dieſer 
Schwebezeit zu tragen hat. Von der Rückwirkung gegenüber Zwiſchen verfügungen handelt 
$ 161, wo fie an und für ſich angenommen wird. 

8 160 

Wer unter einer aufſchiebenden Bedingung berechtigt iſt, kann im Falle 
des Eintritts der Bedingung Schadenserſatz von dem anderen Teile ver⸗ 
langen, wenn dieſer während der Schwebezeit das von der Bedingung ab⸗ 
hängige Recht durch ſein Verſchulden vereitelt oder beeinträchtigt‘). 

Den gleichen Anſpruch hat unter denſelben Vorausſetzungen bei einem 
unter einer auflöſenden Bedingung vorgenommenen Rechtsgeſchäfte der⸗ 
jenige, zu deſſen Gunſten der frühere Rechtszuſtand wiedereintritt!). 

EI 134 II 180; M 1 255 ff.; P 1 183 ff. KK 

1. Schadenserſatzanſpruch des bedingt Berechtigten. Der bedingt Berechtigte iſt während 
des Schwebezuſtandes (§ 158 A 2, 8, 5) nicht in der Lage, ſeinerſeits ſolche Vorkehrungen 
zu treffen, daß ihm eintretendenfalls bei einer aufſchiebenden Bedingung das zu erwerbende 
Recht und bei einer auflöſenden Bedingung das zurückzuerwerbende Recht auch wirtlich, 
und zwar ungeſchmälert, zuteil wird und überhaupt zuteil werden kann; denn er hat rechtlich 
keine Möglichkeit, auf die Erhaltung der Sache oder des Rechtes unmittelbar einzuwirken. 
Während ihm nun als prozeſſuale Sicherheitsmittel der Arreſt und die ug u Ver 
fügung zur Seite ftehen, nach $ 259 ZPO auch eine Klage auf künftige Leiſtung zuläffig iſt 
(MG 51, 243), ſorgt der $ 160 dafür, daß der bedingt Berechtigte jedenfalls ſchadlos geſtellt 
wird, wenn der Verpflichtete es während des Schwebezuſtandes ſchuldhaft verurſacht, daß 
der bedingt Berechtigte eintretendenfalls nicht das erlangt, was er hat erlangen ſollen (RG 
JW 1912, 1357). Nach 8 160 haftet daher der Verpflichtete gegebenenfalls ſowohl für ſchuld⸗ 
hafte (8 276) pofitive Handlungen, ſei es tatfächlicher, ſei es rechtlicher Art, wie für vertret⸗ 
bare Unterlaſſungen auf Erſatz des vollen dem Berechtigten dadurch verurſachten Schadens. 
Die Durchführung des Anſpruchs regelt ſich nach den 88 249ff. Die Gefahr des Zufalls trägt 
dagegen der bedingt Berechtigte. Er muß von vornherein damit rechnen, daß ihm ſein Recht 
während der Schwebezeit durch zufällige Ereigniſſe vereitelt werden kann (§ 446 A 8). Hin- 
ſichtlich des Sonderfalls, daß dem bedingt Berechtigten oder aber Verpflichteten das Recht 
durch dingliche Verfügung ſchon übertragen war, vgl. § 161 A 1. 


§ 161 

Hat jemand unter einer aufſchiebenden Bedingung über einen Gegen⸗ 
ſtand verfügt, ſo iſt jede weitere Verfügung, die er während der Schwebe⸗ 
zeit über den Gegenſtand trifft, im Falle des Eintritts der Bedingung inſo⸗ 
weit unwirkſam, als ſie die von der Bedingung abhängige Wirkung ver⸗ 
eiteln oder beeinträchtigen würde!). Einer ſolchen Verfügung ſteht eine Ver⸗ 
fügung gleich, die während der Schwebezeit im Wege der Zwangsvollſtreckung 
oder der Arreſtvollziehung oder durch den Konkursverwalter erfolgt?). 

Dasſelbe gilt bei einer auflöſenden Bedingung von den Verfügungen 
desjenigen, deſſen Recht mit dem Eintritte der Bedingung endigt‘), 

Die Vorſchriften zugunſten derjenigen, welche Rechte von einem Nicht⸗ 


berechtigten herleiten, finden entſprechende Anwendung) ). 
E 1 135 UI 181; M 1 259 ff.; P 1 184; 6 129 ff., 188. 
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1. Zweck des Geſetzes iſt der Schutz des bedingt Berechtigten gegenüber nachträg⸗ 
lichen Verfügungen des bedingt Verpflichteten. Während der § 160 den Berechtigten nur 
ſchadlos halten will, wenn ſein Rechtserwerb durch irgendwelche Maßnahmen des bedingt 
Verpflichteten beeinträchtigt oder vereitelt wird, bezweckt der § 161, dem Berechtigten den 
Rechtserwerb (Abſ 1), oder im Falle aufföfender Bedingung die Möglichkeit des Rückerwerbs 
(Abſ 2), ſoweit beide durch Zwiſchenverfügungen des bedingt Verpflichteten gefährdet werden 
konnten, überhaupt zu ſichern. In Abſ 1 hat das Geſetz dabei den Fall vor Augen, daß über 
den Gegenſtand des Rechtserwerbs zugunſten des aufſchiebend bedingt Berechtigten bereits 
dinglich verfügt (3. B., daß ihm die Kaufſache übergeben) war, fo daß es für ihn zur end- 
gültigen Erlangung des Rechtes nur noch des Eintritts der aufſchiebenden Bedingung be⸗ 
dürfte, und daß er mit dieſem Vorgange das Recht auch wirklich unbedingt erwerben würde. 
Abj 2 ſodann betrifft den Fall, daß der bedingt Berechtigte das auf den bedingt Ver⸗ 
pflichteten unter einer auflöſenden Bedingung übertragene Recht bei Eintritt der Bedingung 
unter gewöhnlichen Umſtänden ohne weiteres zurückerwerben würde. Die Gefahr aber, daß 
der (bedingungsweiſe) vorgeſehene Rechtserfolg (dort der Erwerb, hier der Rückerwerb) ver⸗ 
eitelt werden könnte, erblickt das Geſetz in der Möglichkeit, daß der bedingt Verpflichtete vor 
Eintritt der Bedingung den Gegenſtand des Rechtserwerbs mit der Wirkung noch auf einen 
andern übertragen könnte, daß hierdurch der Erwerb, bzw. der Rückerwerb, von ſeiten des 
bedingt Berechtigten auch im Falle des Eintritts der Bedingung ausgeſchloſſen fein würde. 
Denn das Recht, das jener andere inzwiſchen erworben hätte, bliebe an und für ſich vom Ein- 
tritte der Bedingung um des willen unberührt, weil das Geſetz dem Eintritte der Bedingung 
rückwirkende Kraft verſagt ($ 159) und weil es dem bloßen Recht zur Sache, auf das der 
bedingt Berechtigte während des Schwebezuſtandes beſchränkt iſt, einen Schutz grundſätzlich 
nicht gewährt. Um nun dem bedingt Berechtigten gegebenenfalls trotzdem den Rechtserwerb 
zu ermöglichen, hat das Geſetz zu einem beſonderen Mittel gegriffen. Von dem all⸗ 
gemeinen Rechtsgedanken ausgehend „resoluto jure concedentis resolvitur jus concessum“, 
ſtellt das Geſetz den Grundsatz auf (vgl. anderſeits Abſ 3), daß unter den erörterten Voraus⸗ 
ſetzungen die nachträgliche, zugunſten eines Dritten getroffene dingliche Verfügung im Falle 
des Eintritts der Bedingung inſoweit unwirkſam iſt, als die Verfügung den Rechtserwerb 
auf ſeiten des bedingt Berechtigten beeinträchtigen oder vereiteln würde. Natur⸗ 
gemäß kann übrigens der Fall des Abſ 1 nur dann gegeben fein, wenn der bedingt Ver⸗ 
pflichtete trotz der bereits erfolgten Übertragung des Rechtes auf den bedingt Berechtigten 
überhaupt noch in der Lage verblieben iſt, über das Recht nochmals weiter verfügen zu 
können. Das würde zwar ausgeſchloſſen fein, ſofern die Sache dem bedingt Berechtigten 
bereits übergeben wäre und die weitere Rechtsübertragung wiederum durch körperliche Über- 
gabe erfolgen müßte, würde dagegen möglich ſein im Falle der weiteren Rechtsübertragung 
mittels einer Abtretung des Herausgabeanſpruchs gemäß 8 931, ferner überall bei Ab⸗ 
tretungen von bloßen Forderungen. Das praktiſche Ergebnis des § 161 wäre ſonach im 
Einzelfalle folgendes: Wenn A die dem B unter einer aufſchiebenden Bedingung veräußerte 
(bewegliche) Sache während der Schwebezeit nochmals, und zwar an © veräußert (8 931), fo 
iſt bei Eintritt der Bedingung dieſe zweite Verfügung des A zugunſten des B unwirkſam; iſt 
anderſeits die Veräußerung an B unter einer auflöfenden Bedingung erfolgt, und ver. 
äußert demnächſt B die Sache während der Schwebezeit an C, dann iſt eintretendenfalls 
dieſes Veräußerungsgeſchäft des B zugunſten des A unwirkſam. C ſtünde mithin in beiden 
Fällen dem bedingt Berechtigten gegenüber nicht anders, als hätte er das Recht niemals 
erworben (ſoweit freilich nicht gutgläubiger Erwerb nach Abſ 3 in Frage käme). — Nach der 
weiteren Regelung des Geſetzes tritt indeſſen die Unwirkſamkeit der Verfügungen des dinglich 
Verpflichteten gegebenenfalls nicht nur (wie im Falle des § 135) zugunſten des Berechtigten 
ein, fie beſteht vielmehr jedem gegenüber (RG 76, 91), insbeſondere auch gegenüber dem 
weiteren Rechtsnachfolger des Dritterwerbers, da der letztere gegebenenfalls auch ſchon feiner- 
ſeits ein Recht nicht wirkſam erlangt hätte — freilich überall mit der aus Abſs ſich ergebenden 
Beſchränkung. Da anderſeits jedoch die Verfügung nach der vorliegenden Beſtimmung 
nicht nichtig, ſondern nur unwirkſam iſt, und zwar lediglich im Intereſſe des bedingt 
Berechtigten, fo folgt, daß auch hier (wie bei $ 135) die Grundſätze von der Genehmigung und 
Einwilligung Platz greifen können (RGS 76, 91), insbeſondere aber in entſprechender An⸗ 
wendung auch die Regel des § 185, nach welcher die Verfügung eines Nichtberechtigten durch 
die nachträgliche Zuſtimmung des Berechtigten wirkſam wird. Vgl. unten 88 183.185 (RG 
Warn 1914 Nr 126, wo $ 161 auch für den Fall anzuwenden ift, daß ein Vorerbe ohne Zu⸗ 
ſtimmung des Nacherben über ein Grundſtück verfügt). Da endlich aber die Un wirkſamkeit 
der Zwiſchenverfügung immer nur inſoweit eintreten ſoll, als dies im Intereſſe des Berechtig⸗ 
ten erforderlich ift, ſo verſteht es ſich von ſelbſt, daß die Verfügung im übrigen wirkſam bleibt. 
Iſt beiſpielsweiſe jemand nur ein Recht an fremder Sache (Pfandrecht) bedingt eingeräumt 
worden, ſo bliebe die ſpätere Übereignung der Pfandſache an einen Dritten wirkſam, da durch 
ſie das Pfandrecht nicht berührt würde. 
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Über das Verhältnis zwiſchen Veräußerungsverbot und Bedingung vgl. § 137 A 5. 
In Betracht deſſen, daß der Eintritt der Bedingung gemäß $ 158 unmittelbar kraft Geſetzes 
wirkt, nicht aber in Eigenſchaft einer rechtsgeſchäftlichen Verfügungsbeſchränkung, iſt die 
Bedingung auch eintragungsfahig. Im Falle der Auflaſſung kann nur die Ein ⸗ 
tragung einer Vormerkung helfen gemäß 8 883 (8 158 A 6). 

2. Vgl. § 135 Abſ 1 Satz 2 (RG 59, 92; Gruch 54, 1166). 

3. Die Grundſätze vom gutgläubigen Erwerbe (88 892, 893, 1032, 1207) finden zu- 
gunſten des Dritten (A 1) dahin Anwendung, daß, wenn der Dritte hinſichtlich der Gebunden⸗ 
heit des bedingt Verpflichteten im guten Glauben war ($ 932 Abſ 3), fein durch die Zwiſchen⸗ 
verfügung des bedingt Verpflichteten erlangter Rechtserwerb auch dann wirkſam bleibt, wenn 
die Bedingung zugunſten des bedingt Berechtigten eintritt. In den A 1 gegebenen Beispielen 
würde alſo der gutgläubige C. das ihm von A bzw. von B übertragene Recht behalten, 
auch wenn dieſe Rechtsübertragung wegen Eintritts der Bedingung im Falle aufſchiebender 
Bedingung zugunſten des B, und im Falle auflöſender Bedingung zum Vorteile des A nach 
den Grundſätzen von Abſ 1 u. 2 an ſich unwirkſam fein müßte (vgl. $ 135 A 4). 

4. Prozeßführung bedeutet keine Verfügung (ogl. Vorbem 7 vor $ 104). Gemäß 8 325 
ZRO wirkt jedoch ein Urteil, das gegenüber demjenigen ergeht, der ein Recht unter einer 
auflöſenden Bedingung erworben hat, auch für und gegen ſeinen Vorgänger, falls dieſer 
das Recht nach Eintritt der Rechtshängigkeit zurückerwirbt, da inſoweit das Beſtehen einer 
Rechtsnachfolge gemäß 8 325 ZPO anzunehmen iſt. Denn als Rechtsnachfolger iſt 
jedesmal der gegenwärtige Inhaber desjenigen Rechtes zu verſtehen, welches vorher der 
Kläger oder der Beklagte innegehabt hatte, gleichgültig ob er dieſes Recht im Wege der 
Ableitung von dem Rechte des Vorgängers oder auf urſprüngliche (originäre) Weiſe erworben 
hat (RG 40, 339; a. A. Staudinger A 3). 


§ 162 

Wird der Eintritt der Bedingung von der Partei, zu deren Nachteil er 
gereichen würde, wider Treu und Glauben verhindert, ſo gilt die Bedingung 
als eingetreten). 

Wird der Eintritt der Bedingung von der Partei, zu deren Vorteil er 
gereicht, wider Treu und Glauben herbeigeführt, ſo gilt der Eintritt als 
nicht erfolgt!) 2). 

E 1 136 II 132; M 1 282 ff.; P 1 184; 6 138 ff. 

1. Argliſtiges Verhalten des bedingt Berechtigten oder bedingt Verpflichteten. Abſſ 1 
ſtellt eine Fiktion zugunſten desjenigen auf, dem der Eintritt der Bedingung, Abſ 2 zugunſten 
desjenigen, dem das Ausbleiben der Bedingung vorteilhaft wäre. Im erſten Falle 
ſoll die Bedingung als eingetreten, im zweiten als nicht eingetreten gelten, wenn der Gegner 
wider Treu und Glauben dort ihren Eintritt vereitelt, hier ihn herbeigeführt hat, was nach 
den Umſtänden des Falles zu beurteilen ift (§ 157; RG 53, 257; 79, 98; 88, 4). Gegebenenfalls 
kann daher der Berechtigte auch die Erfüllung des Vertrags fordern; demgemaß kann er aber 
auch, wenn der Eintritt der Bedingung ſchon zur Zeit des Vertragsabſchluſſes unmoglich war 
und er hierüber durch den bedingt Verpflichteten argliſtig getäuſcht worden, Ntatt bes negativen 
Schadens das poſitive Vertragsintereſſe geltend machen (RG Warn 1915 Ar 200). Iſt die 
Wirkſamkeit eines Vertrags von einem Ereigniſſe abhängig gemacht, deſſen Eintritt von dem 
Willen des bedingt Verpflichteten an ſich unabhängig war, dann entſpricht es nicht Treu und 
Glauben, wenn er eine Tatſache herbeiführt, die ihm bewußt dazu angetan ift, die Bedingung 
zu vereiteln (RG JW 1912, 1885) oder auch nur ihren Eintritt zu erſchweren (Rch 66, 226). 
Ein Fall des $ 162 liegt beiſpielsweiſe auch dann vor, wenn der Verkaufer den Käufer, der 
ſich das Rücktrittsrecht bis zu einem beſtimmten Zeitpunkte vorbehalten hat, durch argliſtige 
Täuſchung vom Rücktritt zurückhält; die auflöſende Bedingung der Rücttrittserklarung muß 
in dem Falle als eingetretene gelten (Rh 9. 3. 10 I 167/09). Desgleichen, wenn zugunſten 
eines nacheingetragenen Hypothekars eine Vermerkung für den Fall eingetragen iſt, daß die 
Forderung des vorgehenden Hypothekengläubigers nicht zur Entſtehung gelangen ſollte, als 
Bedingung aber für dieſe Forderung gelebt worden ift, daß der Vorhypothekar die zur Be⸗ 
bauung des Grundſtücks erforderlichen Mittel darleiht; hindert der Eigentümer alsdann die 
Weiterführung des Baues wider Treu und Glauben, und hält der Nachhypothekar aus dieſem 
Grunde die Weitergewährung der Mittel zurück, die er andernfalls gegeben hätte, dann muß 
eine Forderung trotzdem als entſtanden gelten, und von der Löſchungsvermerkung kann der 
Nachhypothekar keinen Gebrauch machen (RG 93, 121). Der Geſichtspunkt des $ 162 trifft 
and dann zu, der bedingt Berechtigte iſt alſo auch dann gegebenenfalls fo zu ſtellen, als wäre 

ie in Wirklichkeit ausgefallene Bedingung eingetreten, wenn der bedingt Verpfüchtete ihn 
darüber getäuſcht hat, daß die Bedingung aller Vorausſicht nach nicht eintreten werde 
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(RG Gruch 60, 305). — Grundſätzlich erforderlich iſt einmal die Abſicht der Vereitlung, 
während bloße Fahrläſſigkeit, ſelbſt grobe, nicht genügt (RG 12. 12. 06 V 169/06). Ferner 
ſetzt die Handlungsweise regelmäßig ein poſitives Eingreifen in den Gang der Dinge voraus. 
Bloßes Unterlaſſen von Bemühungen, um den Eintritt der Bedingung zu vereiteln oder 
herbeizuführen, genügt mithin (namentlich) dann nicht, wenn zur Aufwendung von Be⸗ 
mühungen keinerlei Pflicht vorhanden war. Eine Rechtspflicht zum Handeln beſteht indeſſen 
ohne weiteres, wenn der bedingt Verpflichtete nach Treu und Glauben auch im Intereſſe 
des andern zu handeln hatte. So beiſpielsweiſe, wenn ein Grundſtückseigentümer zur 
Verzinſung einer Hypothek; unter der Bedingung verpflichtet worden iſt, daß alle 
Wohnungen ſeines Grundſtücks vermietet ſeien; er muß alsdann bei Vermietung der 
Wohnungen nach der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt handeln (RG IW 07, 357°). 
Niemals aber iſt erforderlich, daß der bedingt Verpflichtete zur Erfüllung der Bedingung 
auch vertraglich verpflichtet war, da es ſich für die Anwendbarkeit des $ 162 niemals darum 
handelt, ob ſich der bedingt Verpflichtete einer vertraglichen Verpflichtung entzogen hat, 
ſondern nur darum, ob er wider Treu und Glauben den Eintritt desjenigen Er⸗ 
eigniſſes gehindert hat, das zur Bedingung geſtellt war. Daher iſt auch dann, wenn der 
Eintritt des Ereigniſſes von der Vornahme einer Handlung des bedingt Verpflich- 
teten abhängig war, für die Anwendbarkeit des § 162 nicht entſcheidend, ob für den Ge⸗ 
nannten zur Vornahme der Handlung eine vertragliche Verpflichtung beſtand, ſondern nur 
das, ob die Vornahme nach dem Gebote von Treu und Glauben geboten war; danach wird 
es ſich endlich aber auch regeln, in welcher Weiſe die Handlung vorgenommen werden 
mußte, um nicht die Bedingung zu vereiteln (RG 79, 96). Eine Verkehrsſitte, daß gegen 
eine, betreffs eines Rechtserwerbs oder eines Rechtsverluſtes als Bedingung geſetzte Ent- 
ſcheidung des Gerichts das zuläſſige Rechtsmittel einzulegen fei, beſteht nicht; in der 
Unterlaſſung kann ſomit auch nicht ein Handeln wider Treu und Glauben gefunden werden 
RG 5. 2. 06 V 512/05). Der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen dem Eingrei⸗ 
fen des andern und anderſeits dem Ausfallen der Bedingung iſt nachzuweisen; eine Fiktion 
beſteht inſoweit nicht (R 66, 222). Die Partei genügt aber ihrer Beweispflicht, wenn 
fie darlegt, daß der andere Teil wider Treu und Glauben den Eintritt der Bedingung herbei⸗ 
geführt (oder aber gehindert), den Erfolg mithin verurſacht hat; fie braucht demnach ge- 
gebenenfalls nicht ferner nachzuweiſen, daß andernfalls der Vertrag jedenfalls wirkſam ge⸗ 
worden wäre, daß alſo in dem Verhalten des andern Teils die einzige Urſache für den Eintritt 
(oder Ausfall) der Bedingung zu erblicken iſt (NG JW 1911, 21316). — Als Zeitpunkt, in 
dem gegebenenfalls die Bedingung als eingetreten zu gelten hat, iſt der Zeitpunkt anzuſehen, 
a Bein: 50 W bei redlichem Verhalten des bedingt Verpflichteten erfolgt ſein würde 

2. Das Anwendungsgebiet des 9 162 beſchränkt ſich grundſätzlich auf ſolche Fälle, in denen 
die Erfüllung der Bedingung der Willtür der Parteien entzogen ſein ſoll (Vorbem 3 vor 
$ 158). Eine Partei, deren Verpflichtung nach dem Vertrage von einer bloßen Willkür ⸗ 
bedingung abhängt, handelt mithin (regelmäßig) nicht gegen Treu und Glauben, falls fie den 
Eintritt der Bedingung wenn auch in der Abſicht verhindert, ſich die Vorteile des Geſchäfts 
auf andere Weiſe zu ſichern (RG 53, 257). Freilich läßt ſich ſchwerlich verkennen, daß auch 
ſolche Fälle denkbar ſind, in denen der bedingt Verpflichtete gegen ſich gelten laſſen muß, daß 
er den an ſich in feine Willkür geitellten Eintritt der Bedingung wider Treu und Glauben ver 
eitelt hat. Jedenfalls kann es unter beſondern Umſtänden nach Treu und Glauben geboten 
fein, daß der bedingt Verpflichtete, auf deſſen Handeln eine Bedingung abgeſtellt ift, durch fein 
an ſich in ſeine Willkür geſtelltes Tun die Entſcheidung in der gehörigen Weiſe wirklich herbei⸗ 
führt (RG 79, 96; hier hatte der Kläger vom Beklagten deſſen Grundſtück unter der Bedingung 
gekauft, daß der Beklagte die Konzeſſion für den Hotelbetrieb erhalte; der Beklagte erlangte 
die Konzeſſion nicht, und der Kläger machte geltend, daß der Beklagte den Eintritt der Be⸗ 
dingung wider Treu und Glauben vereitelt habe, weil er die Inſtandſetzung ſeines Grund⸗ 
tücks unterlaſſen hätte). Wäre ferner jemand bereits beſtimmt entſchloſſen geweſen, die zur 
Bedingung geſtellte Handlung rechtzeitig vorzunehmen, hat ſie dann aber nicht bis zu dem 
in die Bedingung aufgenommenen Zeitpunkte, ſondern erſt kurz darauf vorgenommen, und 
zwar ganz ausſchließlich zu dem Zwecke, um nicht durch den Eintritt der Bedingung den Vertrag 
wirkſam werden zu laſſen, ſo ſchiene es doch recht und billig, die Sache ſo anzuſehen, als 
wäre die Bedingung wider Treu und Glauben vereitelt worden ($ 157). — Anwendbar iſt 
der § 162 auch bei der bedingungsweiſe erfolgten Verzeihung einer Eheverfehlung (RG 
JW 1919, 8202). 


§ 163 


Iſt für die Wirkung eines Rechtsgeſchäfts bei deſſen Vornahme ein An⸗ 
fangs oder ein Endtermin beſtimmt worden, jo finden im erſteren Falle die 


16* 
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für die aufſchiebende, im letzteren Falle die für die auflöſende Bedingung 
geltenden Vorſchriften der SS 158, 160, 161 entſprechende Anwendung !)). 
E I 141 II 132; M 1 2869 ff.; P 1 186; 2 694. 


1. Die beigefügte Zeitbeſtinunung iſt der Bedingung — aufſchiebenden wie auflöfenden — 
unter der Vorausſetzung gleichgeſtellt, daß durch fie ebenfalls die Wirkung des Rechts ⸗ 
geſchäfts beeinflußt, auch von ihr alſo der Beginn oder die Beendigung der Wirkung vom 
Eintritt des Zeitpunkts abhängig gemacht wird (RG 54, 898; JW 09, 11°). Entſprechende 
Anwendung finden dann die 88 158, 160, 161. Eine Zurückvirkung kraft Geſetzes kann 
hier niemals ſtattfinden. Bloße Verpflichtungen im Sinne des $ 159 zu begründen, muß 
jedoch den Parteien auch hier nach dem Grundſatze der Vertragsfreiheit unbenommen ſein 
(RS 68, 141). Eine entſprechende Anwendung auch des $ 162 auf die Zeitbeſtimmung iſt der 
Natur der Sache nach ausgeſchloſſen. Soll trotz Beſtimmung eines Anfangstermins die 
Wirkung des Rechtsgeſchäfts ſofort eintreten, dann bleibt für die Gleichſtellung der Zeit: 
beſtimmung mit der Bedingung kein Raum mehr. In ſolchen Fällen jpieli der Anfangs⸗ 
wie der Endtermin bei Schuldverhältniſſen nur die Rolle, das Recht auf die Leiſtung oder 
anderſeits den Zeitpunkt der Leiſtungspflicht hinauszuſchieben; es handelt ſich alsdann ledig⸗ 
lich um ein betagtes oder befriſtetes Recht (vgl. $ 813), bei dem die Wirkſamkeit ſofort 
beſteht und nur die Befugnis zur Ausübung (Fälligkeit) hinausgeſchoben iſt. Ob nach der 
Parteiabſicht Bedingung oder bloße Befriſtung vorliegt, iſt Sache der Auslegung. Vgl. 
R 8, 140; Gruch 46, 366; Seuffl 57 Nr 217. Auch in der Beſtimmung eines Anfangs- 
termins, von dem ungewiß iſt, ob und wann er eintreten werde, iſt nur eine Befriſtung 
„während einer angemeſſenen Zeit“ enthalten (RG Gruch 46, 366; ogl. auch Gruch 54, 898). 
Der § 1154, der für die Abtretung einer Briefhypothek die Abtretungsertlarung und die 
Übergabe des Hypothekenbriefs fordert, ſchließt die Hinausſchiebung der Wirkung durch 
Setzen einer aufſchiebenden Bedingung oder einer Zeitbeſtimmung nicht aus (RG JW 
1912, 6815). Auch das beftiſtete Recht ſtellt gleich dem bedingten ein bereits erworbenes 
Vermögensrecht dar. Vgl. Vorbem 5. — Der $ 163 iſt nicht anwendbar, wenn bei einem 
Kaufe verabredet worden, daß der Abruf bis zu einem beſtimmten Zeitpunite erfolgt ſein 
müſſe und dieſer Maufel nicht der Bedeutung eines Endtermins, ſondern die Bedeutung 
beigelegt worden iſt, daß nach Ablauf des Zeitraumes die Erfüllung habe ausgeſchloſſen 
und die Erfüllung nicht mehr möglich habe fein ſollen — vgl. 8 361 A 1 (RG Warn 
1916 Nr 278). en 

Zuläſſig find Friſtſetzungen wo das nicht ausdrücklich für unzulällig erklärt worden 
(88 388 Saß 2, 925 Abs 2, 1017 Abſ 2, 317 Abſ 2, 1598 Abſ 2, 1724, 1742, 1768 Abſ 1 
Satz 2, 1947, 2180 Abſ 2 Satz 2, 2002 Abſ 2 Satz 2), bei Rechtsgeſchaften jeder Art. 

Nach 88 257—259 ZPO kann auch ſchon vor Eintritt der Fälligkeit auf Leiſtung geklagt 
werden. Den Eintritt des Fälligkeitstermins erſt nach der Klagerhebung kann der Kläger 
in den beiden erſten Inſtanzen ohne Klagänderung geltend machen (n 57, 46). 

2. Beweiglaft. Sofern die Zeitbeſtimmung einer Bedingung gleichſteht, greifen ledig⸗ 
lich die bei einer ſolchen beſtehenden Beweisregeln Platz (8 158 A 7). Steht nur eine Be⸗ 
friſtung (A 1) in Frage, daun gilt der Grundſatz, daß, wer vom Geſetze abweichende Neben⸗ 
beſtimmungen behauptet, hierfür beweispflichtig ift, demgemäß auch der Bellagte für feine 
Behauptung, daß eine andere als die geſetzliche Kündigungsfrist abgemacht ſei (RG 57, 96). 
Demnach hat der Beklagte auch die Behauptung der Stundung zu beweiſen. Vgl. auch 
§ 483 A 12. 


Fünfter Titel 
Vertretung Vollmacht 


1. Vertretung liegt vor, wenn jemand „für“ einen andern, alſo in deſſen Jutereſſe, 
oder wenn er „namens“ des andern, alſo an deſſen Stelle handelt. Danach iſt eine Ver⸗ 
tretung unter den verſchiedenſten Verhältniſſen denkbar. So auch bei rein tatſächlichen, 
indem der eine an Stelle des andern und für ihn deſſen Angelegenheit, insbeſondere „ein 
Geſchäft“ beſorgt (§ 675), wobei nur Vorausſetzung iſt, daß Überhaupt eine vertretbare 
Handlung in Frage ſteht (88 887, 888 ZPO). Ju ſolchen nur latſachlichen Fallen bleibt 
die Vertretung aber allemal eine rein innere Angelegenheit zwiſchen den beiden Beteiligten, 
wirkt rechtlich nicht nach außen hin und hat juriſtiſch nichts Eigentümliches. Eine Stellvertretung 
im eigentlichen Sinne ift dagegen nur die rechtsgeſ chäftliche, bei welcher der eine entweder 
für, den andern oder „an deſſen Statt“ ein Rechtsgeſchäft vornimmt. Vgl. RG Warn 1910 
Nr 479. Im erſteren Falle handelt es ſich um mittelbare (indirekte) Stellvertretung, im letzte 
ren um unmittelbare (direkte). Nach außen tritt nur die letztere in die Erſcheinung, während 
es bei der mittelbaren Vertretung gerade eigentümlich iſt, daß der Vertreter, weil er zwar 
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im Intereſſe des Vertretenen, dabei aber doch auf eigenen Namen handelt, nach außen ſelbſt 
als der Geſchäftsherr zu gelten hat, ſo daß die Wirkungen des Vertretungsverhältniſſes ſich 
auch hier nur nach innen betätigen können (RG 58, 276; 80, 417), und daher auch die vom 
ſtillen Stellvertreter erworbene Forderung von ſeinen Gläubigern gepfändet werden kann 
(RG JW 1914, 866%. Vom Geſetze ſelbſt geregelte Fälle der Art ſind: das Speditions⸗ 
und Kommiſſionsverhältnis (88 383 ff., 407ff. HG). Nur im Falle von Vertragsver⸗ 
letzungen gilt der Grundſatz, daß der mittelbare Stellvertreter vom Vertragsgegner nicht 
nur denjenigen Schaden erſetzt verlangen kann, den er ſelbſt erlitten hat, ſondern auch den 
feinem Auftraggeber erwachſenen; vgl. § 249 A 3. — Treuhandverhältniſſe ſtehen in 
Frage, wenn jemand (der Treuhänder) kraft eigenen Rechtes und in eigenem Namen zu 
handeln hat, aber in fremdem Intereſſe und auf Grund eines ihm geſchenkten Vertrauens 
(fiduziariſches Verhältnis). Dabei hat das Treuhandverhältnis zur Vorausſetzung, daß der 
Treugeber dem Treuhänder einen Gegenſtand aus ſeinem Vermögen zu treuen Händen 
anvertraut, d. h. übereignet, und zwar für das Innenverhältnis maßgeblich derart, daß der 
Treuhänder das ihm übertragene Recht in eigenem Namen ausüben, aber nicht zu eigenem 
Vorteile gebrauchen ſoll; das Recht ſcheidet mithin zwar rechtlich, aber nicht wirtſchaftlich 
aus dem Vermögen des Treugebers aus (RG 84, 21; 91, 12). Solche Treuhandverhält⸗ 
niſſe find auch unter Eheleuten möglich (RG IW 1912, 3216; Warn 1915 Nr 135 — hier 
wurden die Erben der Frau, weil dieſe das Geſchäft nur als Treuhänder ihres Ehemanns 
innegehabt hatte, mit ihrer Klage auf Herausgabe von Vermögenswerten abgewieſen). Vgl. 
über Treuhänder bei Hypothekenbanken 89 29ff. HypBankch. Dem Treugeber ſteht, falls 
die für ihn auf Grund des Treuverhältniſſes vom Treuhänder in eigenem Namen erworbene 
Sache von einem Glaubiger des letztgenannten gepfändet wird, die Widerſpruchsklage aus 
8 771 380 ſowie gegebenenfalls auch das Ausſonderungsrecht im Konkurſe zu (RG 79, 121). 
Vermittler (Agent, Makler) iſt derjenige, der ein Rechtsgeſchäft nur derart vorbereitet, 
daß ſein demnächſtiger Abſchluß Sache des Geſchäftsherrn bleibt. Schließt aber namens 
7800 der Agent ſelbſt ab, dann liegt (auftragsloſe) Stellvertretung vor (RG Warn 

10 Nr 321). 8 5 

2. Der 5. Titel beſchäftigt ſich nur mit der rechtsgeſchäftlichen Vertretung, der eigent- 
lichen Stellvertretung, und zwar nur mit der unmittelbaren. Die rechtlichen Folgen der 
mittelbaren regeln ſich na ‚allgemeinen Rechtsgrundſätzen, ſoweit nicht für die zutreffenden 
Fälle die beſondern Grundſäze des HGB Platz greifen. Der Titel behandelt im übrigen die 
geſetzliche wie die gewillkürte Stellvertretung. Die letztere beruht auf der Vollmacht (8 166 
Abſ 4), die erſtere auf einer geſetzlich geregelten Beziehung zwiſchen den beteiligten Perſonen: 
elterlicher Gewalt (8 1630), Vormundſchaft (8 1793), Schlüſſelgewalt der Ehefrau ($ 1357). 
Eine ſolche Vertretungsmacht iſt auch dem Vorſtande einer juriſtiſchen Perſon nach § 26 
beigelegt. — Der Konkursverwalter, der Zivangsverwalter, der Teſtamentsvollſtrecker 
haben nicht die Stellung eines Vertreters im eigentlich juriſtiſchen Sinne, fie haben nach 
dem Geſetze die Befugnis, kraft eigenen Rechtes über fremde Rechte mit Wirkung für und gegen 
den Rechtsinhaber zu verfügen (RG 29, 29; 49, 129; 52, 333; JW 1910, 802°; Warn 
1914 Nr 271). S. auch § 855 A 5. Für das Gebiet des Handelsrechts vgl. die SS 125ff., 
149, 231, 247, 298, 493, 494 HGB; ferner das Genc 88 24 ff. und das GmbH $8 35ff. 
Nach dem Beſchluſſe der vereinigten Zivilſenate vom 2. 6. 18 III 13/12 (K 82, 83) be: 
fteht zwiſchen dem Gerichtsvollzieher und dem ihn mit der Zwangsvollſtreckung be 
auftragenden Gläubiger keinerlei privatrechtliches Rechtsverhältnis; der Gerichtsvollzieher 
tritt vielmehr ausſchließlich als Organ der Staatsgewalt in Tätigkeit und hat dieſe in voller 
Unabhängigkeit vom Gläubiger zu entfalten; die vormals gemäß dem Plenarbeſchluſſe 
(NG 16, 396) vertretene Auffaſſung, daß im Verhältniſſe zwiſchen dem Gläubiger und dem 
Gerichtsvollzieher auch die Grundſätze des „Mandats“ Anwendung fänden, iſt aufgegeben 
worden. Dahingeſtellt ift in der Plenarentſcheidung gelaſſen, ob der Gerichtsvollzieher in 
gewiſſen Fällen als (geſetzlicher) Stellvertreter des Gläubigers zu gelten hat (RG 77, 24). 
Verneint iſt die Stellvertretung des Gerichtsvollziehers bei der Vornahme von Vollſtreckungs⸗ 
handlungen in RG 90, 193 und JW 1914, 863° mit Bezug auf $ 166. Vgl. 8166 A 2. — 
gu unterſcheiden ift zwiſchen der aktiven Stellvertretung, bei welcher der Vertreter die 

illenserklärung namens des Vertretenen abgibt, und der paſſiven, bei der er im Namen 
des Vertretenen die Willenserklärung eines Dritten entgegennimmt ($ 164 Abſ 8). — Die 
Stellvertretung iſt eine befugte, wenn die Vertretungsmacht auf geſetzlicher oder 
rechtsgeſchäftlicher Grundlage, nämlich Vollmacht ($ 166 Abſ 2), beruht. Stellvertretung 
ſetzt indeſſen begrifflich eine ſolche Befugnis nicht voraus. Das Geſetz regelt ausdrücklich 
auch die Stellvertretung ohne Vertretungsmacht ($ 177). - 

3. Nicht alle Rechtsgeſchäfte laſſen eine Stellvertretung zu. Unzuläſſig ift fie in den 
Fällen der 88 1317, 2064, 2256 Abi 3, 2274, 2281, 2290 Abſ 2, 2347 Abſ 2, in denen perſön⸗ 
liche Anweſenheit des Beteiligten erforderlich iſt, ſowie nach Beſtimmung der 88 1307, 1336, 
1337 Abſ 8, 1858 Abſ 3, 1595, 1598 Abs 3, 1728, 1731, 1748 Abſ 2, 1750, 1755, 2271, 2282, 
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2296. Die Falle, in denen durch beſondere Vorſchriften eine Vertretung in familienrechtlichen 
Verhältniſſen ausgeſchloſſen iſt, laſſen ſich nicht verallgemeinern. 5 

Eine unmittelbare Stellvertretung beim Beſitzerwerbe iſt zunächſt möglich beim 
Erwerbe mittels bloßer Einigung (§ 854 A 4); außerdem iſt fie inſofern zuläſſig, als es nach 
$ 855 möglich ift, daß jemand — der Vertretene — unmittelbar Beſitzer wird, wiewohl die 
tatſächliche Gewalt nicht durch ihn, ſondern durch einen andern, nämlich ſeinen Beſitzdiener, 
erlangt und ausgeübt wird. Sonſt kann der eine durch Handlungen des andern als 
ſeines Vertreters nur in der Weiſe Beſitz erlangen, daß zwiſchen beiden ein Verhältnis der 
in § 868 bezeichneten Art hergeſtellt, und der Vertretene dadurch zum mittelbaren Beſitzer 
wird, daß der Vertreter den unmittelbaren Beſitz erwirbt. Das kann ſich auch in der Form 
des Verhandelns des Vertreters mit ſich ſelbſt nach § 181 vollziehen. Vgl. 88 854 A 5, 
181 u. 868 A 1, ferner 8 181 A 1. 


§ 164 ’ 


) Eine Willenserklärung, die jemand innerhalb der ihm zuſtehenden 
Vertretungsmacht im Namen des Vertretenen abgibt, wirkt unmittelbar für 
und gegen den Vertretenen:). Es macht keinen Unterſchied, ob die Erklärung 
ausdrücklich im Namen des Vertretenen erfolgt oder ob die Umſtände er⸗ 
geben, daß ſie in deſſen Namen erfolgen ſolls). 

Tritt der Wille, in fremdem Namen zu handeln, nicht erkennbar hervor, 
ſo kommt der Mangel des Willens, im eigenen Namen zu handeln, nicht in 
Betracht“). 

Die Vorſchriften des Abſ 1 finden entſprechende Anwendung, wenn eine 
gegenüber einem anderen abzugebende Willenserklärung deſſen Vertreter 
gegenüber erfolgt!) 5). 

E 1 116 II 134; M 1 225 fl.; P 1 186 ff. 


1. Stellvertretung bei Rechtsgeſchäften. Sie liegt vor, wenn jemand ein Rechtsgeſchäft 
in der Weiſe vornimmt, daß die Wirkung ſich unmittelbar und auch nur allein in der Perſon 
eines andern äußern und ſomit das Rechtsgeſchäft ſeiner geſamten Wirkung nach, wiewohl es 
nicht von dem andern vorgenommen worden, dennoch als das ſeinige gelten ſoll. Erforderlich 
iſt dazu in erſter Linie, daß der Erklärende, ſei es ausdrücklich, ſei es auch nur erkennbar, im 
Namen des andern, des Geſchäftsherrn, handelt. Daß nun die beabſichtigte Folge der bloßen 
und unmittelbaren Außenwirkung auch wirklich eintreten kann, dazu iſt weiter erforderlich 
das Vorhandenſein eines eine ſolche Vertretungsmacht gewährenden Rechtsgrundes. Dieſen 
Rechtsgrund kann entweder das Geſetz ſelbſt bieten (Fall der geſetzlichen Stellvertretung: 
väterliche Gewalt, Vormundſchaft, Schlüſſelgewalt der Ehefrau), oder eine dem Vertreter 
von dem andern rechtsgeſchäftlich erteilte Ermächtigung (gewillkürte Stellvertretung; Vorbem 2 
vor $ 164 u. § 166 A 3). Handelt der Stellvertreter anſtatt eines andern zwar in der 
Abſicht der bloßen Außenwirkung, aber ohne eine entſprechende Ermächtigung, dann liegt 
nur ein Fall auftragsloſer Stellvertretung vor ($ 177), und alsdann können die rechtlichen 
Folgen einer Stellvertretung mit Ermächtigung auch erſt damit eintreten, daß der andere das 
Rechtsgeſchäft durch nachträgliche, Genehmigung zu dem ſeinigen macht. — Die Stellvertretung 
ſelbſt äußert ſich entſcheidend nicht in der Abgabe der Erklärung namens des Geſchäfts⸗ 
herrn, ſondern in der Willensbetätigung anſtatt des letzteren. Hierdurch unterſcheidet 
ſich der Stellvertreter vom Boten als bloßem Vertreter in der Erklärung (RG 58, 347), und 
da das Geſetz dieſen letzteren Fall geſondert für ſich behandelt und dabei durchaus zu andern 
Ergebniſſen gelangt als bei der eigentlichen Stellvertretung (vgl. einerſeits $ 120 und ander⸗ 
ſeits $ 166), ſo liegt hierin der beſte Beweis dafür, daß das Geſetz ſelbſt bei der Stellvertretung 
gerade eine Willensvertretung annimmt (Repräſentationstheorie). Über den bedeut⸗ 
ſamen Unterſchied zwiſchen Willensvertretung und Erklärungsvertretung in den Folgeer⸗ 
ſcheinungen vgl. $ 120 A 1. Bemerkt ſei hier nur noch, daß ein Bevollmächtigter noch nicht 
dadurch zum Boten wird, daß er erſt die Willensmeinung des Vollmachtgebers einholt; nach 
außen hin kann er trotzdem Bevollmächtigter bleiben (MG 76, 90). Die Auffaſſung des Ge⸗ 
letzes wonach der Stellvertreter den Geſchäftsherrn im Willen vertritt, geht indeſſen nicht 
2 dahin, daß der Wille des Geſchäftsherrn als der eigentliche Träger des Rechts. 
Ir chäfts zu erachten wäre, ſei es bei feiner Entſtehung (Vorbem 1 vor $ 104), fei es hin⸗ 
lichtlich feiner Rechtsbeſtändigkeit. Vielmehr vertritt das Geſetz den Standpunkt, daß das 
‚rechtägeichäft, was feine Begründung, feine Rechtsbeſtändigkeit und feine Tragweite an- 
Eugt, ausſchließlich auf der Entſchlieſung und auf der Handlung des Vertreters beruht. 
Sein Wille iſt die rechtserzeugende Quelle (Vorbem 1 vor $ 104; § 165 A 1), auch nur 
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ſeine Erklärung iſt maßgebend (8 166 A 1), und bei Verträgen kann mithin auch allein 
der Vertreter ſelbſt als derjenige angeſehen werden, der den Vertrag abſchließt (Kontrahent), 
während Vertragspartei der Vertretene iſt. Dieſe Auffaſſungsweiſe iſt auch dann von be⸗ 
ſonderer Bedeutung, wenn ein Bevollmächtigter wider die ihm vom Machtgeber erteilten 
Weiſungen handelt. Sind nämlich nach außen hin allein ſein Wille und ſeine Erklärung maß⸗ 
gebend, ſo verſteht es ſich von ſelbſt, daß das Rechtsgeſchäft, ſofern nur die Grenzen der 
Vollmacht ſelbſt eingehalten werden, ſo gelten muß, wie der Vertreter es abgeſchloſſen hat, 
während die Weiſungen des Vollmachtgebers grundſätzlich nur für das Innenverhältnis 
et ihm und dem Vertreter von Belang bleiben. Das Nähere hierüber § 166 A 3 
2 


Über den Mißbrauch der Vertretungsmacht und deſſen Folgen vgl. § 166 A 3 Abſ 3. 
2. Unmittelbare Wirkung der Willenserklärung des Vertreters für und gegen den 
Vertretenen. Dieſer wird demnach ohne weiteres und ſofort berechtigt oder verpflichtet, als 
hätte er ſelbſt gehandelt. Demgemäß wirkt auch bei dinglichen Geſchäften die zum Rechts⸗ 
erwerbe erforderliche, durch den Vertreter vorgenommene „Einigung“ (58 878, 929, 1032, 
1205) unmittelbar zugunſten des Vertretenen. Über die Möglichkeit auch des für den ding⸗ 
lichen Rechtserwerb noch weiter erforderlichen (8 929 uſw.) Beſitzerwerbs durch den Stell. 
vertreter vgl. oben Vorbem 4. — Das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Vertretenen und 
dem Vertreter regelt ſich nach den außerhalb der Vollmacht ſonſt zwiſchen ihnen beſtehenden 
Beziehungen, dem Grundgeſchäfte mithin. Keineswegs hat der Vertreter dem Vertretenen 
gegenüber auf Grund des bloßen Vollmachtsverhältniſſes eine Klage auf Erfüllung des für 
jenen wirkſam abgeſchloſſenen Vertrags (RG 24. 3. 11 III 58/10). — Ein Rechtsverhältnis 
zwiſchen dem Vertreter und dem Dritten entſteht bei der befugten unmittelbaren Stell⸗ 
vertretung überhaupt nicht (A 1). 8 
3. Vorausſetzung für die Anwendbarkeit des Satz 1 iſt, daß der Vertreter im Namen des 
Vertretenen gehandelt hat. Gleichgültig iſt aber, ob es ausdrücklich oder nur in einer nach den 
Umſtänden erkennbaren Weiſe geſchehen ift. Daher kann beifpielsweile ein Vertrag mit 
der Firma zuſtande kommen, wenn das Angebot nicht an dieſe, ſondern an die Privatadreſſe 
des Firmeninhabers gerichtet war und dann von dieſem unter ſeinem Namen angenommen 
worden iſt (R Warn 1918 Nr 3). Ein von den Geſellſchaftern gemeinſchaftlich gemachter 
Erwerb gilt als Erwerb der Geſellſchaft auch dann, wenn der Wille, für ſie zu erwerben, 
dem Gegner gegenüber nicht kundgetan worden iſt (RG 24. 1. 14 V 444/83). Es ſpricht 
keine Vermutung dafür, daß der Teilhaber einer Erwerbsgeſellſchaft, deſſen Namen mit 
der Geſellſchaftsfirma gleichlautet, und der ein Geſchäft in dem Handelszweige der Geſell⸗ 
ſchaft abſchließt, ſolches nicht für ſich, ſondern für die Geſellſchaft tut; gegebenenfalls könnte 
mangelnde Willensübereinſtimmung in Frage kommen (RG Warn 1914 Nr 210). — Auch 
bei 1955 Wechſelvertrage iſt eine ſtillſchweigende Stellvertretung zuläſſig (RG Warn 1919 
Nr 92). 12 
Iſt der Vertreter weder ausdrücklich noch erkennbar namens des zu Vertretenden aufgetreten 
(MG 85, 183), hat er anderſeits aber auch nicht den Willen gehabt, in eigenem Namen zu han⸗ 
deln (fei es, daß er ſich gerade den Willen, nicht für fich zu handeln, gemäß 8116 insgeheim vor⸗ 
behielt, ſei es, daß er ſich über die Art und Tragweite feiner Erklärung ſelbſt im Irrtum befand), 
ſo fehlt es einerſeits an den Vorausſetzungen der Stellvertretung nach Abf 1; anderſeits aber 
mangelt es dem Vertreter auch an dem eigenen Geſchäftswillen (Vorbem 1 vor § 116; R 
58, 276). Danach könnte die Erklärung des Vertreters weder in der Perſon des Vertretenen ($ 164 
Abſ 1 Sah 1) noch auch in der des Vertreters Wirkſamkeit erlangen. Ein Rechtsgeſchäft käme 
alſo unter ſolchen Umſtänden überhaupt nicht zuſtande. Das Geſetz ſchützt jedoch das Verkehrs ⸗ 
intereſſe auch hier, indem es vorſieht, daß der Mangel des eigenen Geſchäftswillens auf ſeiten 
des Vertreters gegebenenfalls nicht in Betracht kommt, und daß daher das Geſchäft zwiſchen 
dem Dritten und dem Vertreter trotz feines entgegengeſetzten Willens (RG 58, 276; JW 
06, 3806) zuſtande kommt. Dieſe Regel anzuwenden, liegt freilich dann kein Anlaß vor, wenn 
nicht nur vom Vertreter, ſondern auch vom Geſchäftsgegner der Abſchluß des Geſchäfts mit 
Wirkung für den Vertretenen gewollt war (RG ZW 08, 29°), was insbeſondere auch dann 
zutrifft, wenn jemand mit dem im Geſchäftsraume anweſenden Bevollmächtigten des Geſchäfts⸗ 
inhabers in der irrigen Annahme verhandelt, es mit dem letzteren ſelbſt zu tun zu haben, und 
dabei die beiden Verhandelnden beabſichtigen, den Geſchäftsinhaber ſelbſt zur Geſchäftsperſon 
zu machen (RG 30, 78; 67, 149; Warn 1910 Nr 316). Die Vorſchrift des Abſ 2 8 164 
greift auch dann gegenüber dem Verhandelnden Platz, wenn dieſer den Vertrag mit 
dem Namen eines andern — des angeblich Vertretenen — unterſchreibt, der Vertrags: 
gegner aber annahm und annehmen durfte, der Verhandelnde ſelbſt ſei der andere (RG 
95, 188). Iſt im beſondern Falle fraglich, wer eine Erklärung abgegeben hat, fo find für 
die Feſtſtellung deſſen nicht die 88 133, 157, ſondern die 89 164, 177 maßgebend (RG 87, 145). 
Auch beim dinglichen Erwerbsgeſchäfte, inſonderheit in Anſehung der dazu neben der 
bergabe erforderlichen Einigung, regelt ſich die Frage, ob der Vertreter, der nicht erkennbar 
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im Namen des Machtgebers handelt, ſeinerſeits das Recht erwirbt, oder ob es gegebenen 
falls der Machtgeber erwirbt, durchaus nach der Regel des Abſ 2. Grundſätzlich wird ſich 
alſo im vorausgeſetzten Falle der Rechtserwerb in der Perſon des Vertreters und nicht des 
Vertretenen vollziehen, beiſpielsweiſe der Erwerb des Eigentums an den vom Geſchäfts⸗ 
gegner veräußerten Sachen. Jedoch kann das Gegenteil dann eintreten, wenn zweierlei 
zuſammentrifft: einmal, daß der Veräußerer nicht den Willen gehabt hat, das Recht gerade 
auf den mit ihm verhandelnden Vertreter zu übertragen, daß ihm vielmehr die Perſon des 
Erwerbers gleichgültig war (Veräußerung in incortam personam), und zweitens, daß der Ver. 
treter anderſeits für ſeine Perſon (beiſpielsweiſe, weil er ein Bedienſteter des Auftraggebers ift), 
den Willen gehabt hat, das Recht gerade für feine Machtgeber zu erwerben, und daß er dazu 
bei Erlangung des Beſttzes gleichzeitig durch Verhandeln mit ſich ſelbſt (§ 181) zugunſten 
des Vertretenen ein Beſitzkonſtitut (5 868) vornimmt (RG 30, 141; Gruch 47, 987). Diefe 
Abweichung von der Regelung rein ſchuldrechtlicher Verhältniſſe erſcheint um deswillen 
ſtatthaft, weil bei derartigen Verhältniſſen die Perſon des Schuldners regelmäßig von weſent⸗ 
licher Bedeutung iſt (vgl. RG 58, 277), während bei Veräußerungsgeſchäften dem Ver⸗ 
äußernden die Perſon des Erwerbers häufig genug gleichgültig iſt. an h 

Durch die Einzahlung eines Sparkaſſenguthabens wird, gleichgültig, auf weſſen 
Namen das Buch ausgeſtellt ift, unbedingt derjenige der Gläubiger, zu deſſen Gunſten die 
Einzahlung erfolgt iſt, da die Sparkaſſe nur mit dem wirklichen Darlehnsgeber den Ver⸗ 
trag abſchließen will: der Abſ 2 des § 164 ſteht dem nicht entgegen (RG 43, 7; 8. 2. 12 
VI 463/11; vgl. $ 328 A 3). 

4. Willenserklärung gegenüber dem Vertreter — paſſive Stellvertretung (Vorbem 2). 
Sie kann ebenfalls ſowohl bei ſchuldrechtlichen wie bei dinglichen Rechtsgeſchäften in Frage 
kommen. Die Erklärung muß dem Vertreter gegenüber erkennbar in dieſer Eigenſchaft ab⸗ 
gegeben ſein, während nicht erforderlich iſt, daß auch der Vertreter die Erklärung als Vertreter 
in Empfang zu nehmen willens war. 

5. Beweislaſt. Iſt jemand als Vertragspartei in Anſpruch genommen und behauptet 
er, nicht in eigenem Namen gehandelt zu haben, ſo bedeutet das ein Leugnen des Klagevor⸗ 
bringens, zwingt alſo den Gegner nachzuweiſen, daß der in Anſpruch Genommene in eigenem 
Namen aufgetreten iſt. Hierfür genügt der Beweis der Tatſache, daß der Betreffende nicht 
erklärt hat, er handle als Bevollmächtigter (RG 24. 10. 07 VI 537/06, unter Hinweis auf RG 
2, 195 u. 3, 122; ferner ZW 08, 4801). 


§ 165 

Die Wirtſamkeit einer von oder gegenüber einem Vertreter abgegebenen 
Willenserklärung wird nicht dadurch beeinträchtigt, daß der Vertreter in der 
Geſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt!). 

& II 185; B 1 138 ff. 

1. Durch die Beſtimmungen der 88 107, 108 iſt die Geſchäftsfähigkeit der Minderjährigen 
und nach § 114 die der ihnen Gleichgeſtellten nur in Richtung auf ihre eigenen Angelegen⸗ 
heiten beſchränkt. Die Eigenſchaft beſchränkter Geſchäftsfähigkeit des Vertreters ſchließt 
ſonach ſeine Fähigkeit zur Vornahme von Rechtsgeſchäften namens anderer nicht aus. Ge 
ſchäftsunfähige, deren Willenserklärungen nichtig find (8 105), können dagegen auch die 
bezeichnete Fähigkeit nicht haben. Der $ 165 greift ſowohl bei der gewillkürten wie bei der 
geſetzlichen Vertretung Platz, und zwar ſowohl im Falle befugter wie nicht befugter Stell 
vertretung (Vorbem 2). Über den Ausſchluß der Haftung des minderjährigen Vertreters 
vgl. § 179. 

§ 166 

Soweit die rechtlichen Folgen einer Willenserklärung durch Willens⸗ 
mängel oder durch die Kenntnis oder das Kennenmüſſen gewiſſer Umſtände 
beeinflußt werden, kommt nicht die Perſon des Vertretenen, ſondern die des 
Vertreters in Betracht). 

Hat im Falle einer durch Rechtsgeſchäft erteilten Vertretungsmacht 
(VBollmacht)⸗) der Vertreter nach beſtimmten Weiſungen des Bollmachtgebers 
gehandelt, jo kann ſich dieſer in Anſehung ſolcher Umftände, die er ſelbſt 
kannte, nicht auf die Unkenntnis des Vertreters berufen). Dasſelbe gilt von 
Umftänden, die der Vollmachtgeber kennen mußte, ſofern das Kennenmüſſen 
der Kenntnis gleichſtehte)s) 4). 

1 117 Ui 186 f. M 1 226 fl.; P f 180 ff. 
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1. Willensmängel (88 116—123) begründen Nichtigkeit oder Anfechtbarkeit der Willens 
erklärung. Wird nun eine Willenserklärung durch einen Stellvertreter namens eines andern 
abgegeben, jo entſteht der Zweifel, ob es bei der Frage nach der Nichtigkeit oder Anfechtbar- 
keit des Rechtsgeſchäfts auf das Vorhandenſein des Willensmangels in der Perſon des Ver- 
treters oder der des Vertretenen ankommt. Das Geſetz erklärt die Perſon des Vertreters 
für entſcheidend (RG 58, 347; 59, 349; 76, 109; 78, 353). Vgl. 8 164 A 1 ſowie RG 
76, 107. Das gleiche gilt, wenn es ſich um das Kennen oder Kennenmüſſen gewiſſer 
Umſtände handelt, beiſpielsweiſe betreffs des guten Glaubens ($ 982; RG 3. 2. 17 V 858/16), 
oder der Kenntnis von Mängeln (8 460), oder betreffs Ausſchluſſes des Anſpruchs auf das 
negative Intereſſe (§ 122). Alles das erklärt ſich aus der Auffaſſung, daß das Rechtsgeſchäft 
ausſchließlich auf der Willensentſchließung und auf der Erklärung des Vertreters beruht 
(8 164 A 1). Daher greift $ 166 auch da Platz, wo zwar keine eigentliche Stellvertretung 
ſtattfindet, jemand aber wenn auch kraft eigenen Rechtes fo doch mit unmittelbarer Wirt: 
ſamkeit für andere Rechtsgeſchäfte abſchließt, wie beiſpielsweiſe der Zwangsverwalter (RG 
21. 9. 18 V 122/18). Eine weitere Folge des Grundſatzes des Abſ 1 iſt es, daß der Ver 
tretene durch bewußt wahrheitswidrige Erklärungen des Vertreters auch keine Rechtsvor⸗ 
teile erlangen kann. Insbeſondere verliert der Verſicherungsnehmer den Schadenserſatz⸗ 
anſpruch, wenn der Stellvertreter das Verzeichnis wiſſentlich falſch aufgeſtellt hat und ver⸗ 
tragsgemäß mit der wiſſentlich falſchen Herſtellung des Verzeichniſſes Verluſt des Verſiche 
rungsanſpruchs verbunden war (RG 58, 343). Vgl. dazu $ 157 A 3 a. E. Ein Irrtum 
des Vertreters über den Inhalt des ihm erteilten Auftrags begründet keinen Aufechtungs⸗ 
grund (RG Gruch 49, 1049; JW 1913, 7331). — Die Grundſätze des Abſ 1 finden 
Anwendung auch auf dem Gebiete der Gläubigeranfechtung in und außerhalb des Kon ⸗ 
kurſes (NRG 68, 375; 72, 133; 80, 5) ſowie bei einem vom auftragsloſen Geſchäftsführer 
abgeſchloſſenen und nachträglich genehmigten Rechtsgeſchäfte (RG 68, 376; JW 1911, 575°). 
Keuntnis des Beauftragten (Vermittlers), der nicht zugleich Vollmacht hat, ſchadet dem 
Auftraggeber nichts (RG Warn 1913 Nr 102). 

Iſt jemand gleichzeitig Vertreter beider Teile (§ 181), dann iſt feine Kenntnis oder 
das Kennenmüſſen notwendig beiden Vertretenen in gleicher Weile zuzurechnen (RG 
74, 414). Wird eine Genoſſenſchaft durch mehrere Mitglieder vertreten, dann iſt die Kenntnis 
der Genoſſenſchaft (im Falle der actio pauliana) anzunehmen, wenn fie auch nur einem 
der Vertreter beiwohnte (RG JW 1911, 10125); desgleichen gilt eine offene Handelsgeſell 
ſchaft als bösgläubig, wenn die Kenntnis auch nur einem von den Geſellſchaftern bei⸗ 
wohnte (RG 9, 145; 190, 23). Inſoweit als der Gerichtsvollzieher kraft Geſetzes als 
Vertreter feines Auftraggebers handelt (§ 897 Abſ 1 ZPO; RG 82, 89; Vorbem 2 vor 
$ 164), kommt es beim Rechtserwerbe gemäß § 164 Abſ 1 auf feine Kenntnis an (RG 77, 24). 
Bei der Pfändung iſt jedoch der Gerichtsvollzieher nicht Vertreter des Gläubigers (JW 
1914, 8683); daher iſt auch dem Gläubiger hinſichtlich der Anfechtbarkeit der Pfändung die 
etwaige Kenntnis des Gerichtsvollziehers nicht zuzurechnen (RG 90, 193; Warn 1915 Nr 274). 
Steht die Kenntnis des Fiskus in Frage, ſo kommt es darauf an, ob wenigſtens eine von 
den mehreren Perſonen, durch die er vertreten worden, die fragliche Kenntnis gehabt hat 
(RG 59, 408). Die Kenntnis des bloßen Vermittlers erſetzt überhaupt nicht die fehlende 
Kenntnis des Geſchäftsherrn (RG Warn 1913 Nr 86). Schließt aber der Vermittler das 
Geſchäft ſelbſt ab, dann liegt (auftragsloſe) Stellvertretung vor (RG Warn 1910 Nr 321). — 
Bei Beantwortung der Streitfrage, ob im Falle der Anfechtung wegen Irrtums, deſſen 
Erheblichkeit (vgl. 8 119 A 2) aus der Perſon des Vertretenen oder der des Vertreters zu 
prüfen iſt, kann nur von dem Geſichtspunkte ausgegangen werden, daß der Vertreter der 
Vertragſchließende iſt und daß mithin zu erwägen iſt, wie er ſich bei richtiger Kenntnis 
der Dinge verhalten haben würde (RG 82, 196). Dabei iſt zu beachten, daß der Vertretene 
regelmäßig der ſachlich Beteiligte iſt, und daß um deswillen für den Vertreter vorausſicht⸗ 
lich die Rückſicht auf das Intereſſe des Vertretenen beſtimmend war. Waren Fehler der 
Sache oder der Mangel von Eigenſchaften auch nur dem Vertretenen bekannt, dann kann 
ihm freilich die Unkeuntnis des Vertreters nicht zugute kommen. War aber im Sonderfalle 
dem Vertreter die Vollmacht zu eigenem Intereſſe oder im Intereſſe eines Dritten erteilt 
(vgl. $ 168), dann 4 5 für ihn nur ſeine eigenen Verhältniſſe oder die des Dritten aus⸗ 
ſchlaggebend geweſen ſein. e n 

e der Regel des Abſ 1 kommt es unter gewiſſen Umſtänden auf die 
dem Bertretenen beiwohnende Kenntnis an. Dieſer ſoll nämlich, falls die Folgen der Willens⸗ 
erklärung durch das Kennenmüſſen gewiſſer Umſtände (88 122 Abſ 2, 276) — beiſpielsweiſe 
hinſichtlich der Gutgläubigkeit (58 892, 932), oder des „Vertrauens auf die Gültigkeit“ (88 122, 
307), oder des Laufes einer Erklärungsfriſt (88 1943, 1944) — beeinflußt werden, dann nicht 
die Unkenntnis ſeines Vertreters vorſchützen dürfen, wenn er ſelbſt die Kenntnis hatte oder haben 
mußte, und wenn überdies der Vertreter auf Grund einer ihm erteilten Vollmacht und 
zugleich nach den ihm erteilten Weiſungen gehandelt hat, ſo daß gegebenenfalls — was 
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erforderlich — alle drei Voraussetzungen zuſammen erfüllt find. Dieſe Ausnahmebeſtimmung 
will das Intereſſe des Dritten ſchützen und gilt daher nur zuungunſten des Vertretenen, iſt 
mithin gerade dann von Wichtigkeit, wenn der Vertreter ſelbſt die Kenntnis nicht hatte. Im 
entgegengeſetzten Falle greift ſchon die Grundregel des Abſ 1 durch. Hat ein dem Ver⸗ 
treter übergeordneter Generalbevollmächtigter dem Vertreter die Weiſungen erteilt, dann 
kommt es auch auf feine Schlechtgläubigkeit an (RG Gruch 58, 907). Der Begriff „nach 
beſtimmten Weiſungen“ iſt nicht zu enge auszulegen; der Fall iſt ſchon dann gegeben, wenn 
der Bevollmächtigte zu dem beſtimmten Geſchäfte ſchreitet, zu beffen Vornahme der Voll. 
machtgeber ihn veranlaßt hat (RG JW 1916, 3172; hier war einem Rechtsauwalte Voll; 
macht zur Einklagung eines Wechſels und damit auch „gemäß $ 81 3 PO ohne weiteres 
auch Vollmacht zum Betriebe der Zwangsvollſtreckung erteilt worden“). — Die Ausnahme- 
beſtimmung des Abf 2 beſteht ausſchließlich bei der gewillkürten Stellvertretung (Vorbem 2), 
und zwar einſchließlich des Falles der Stellvertretung ohne Vertretungsmacht (NG 68, 376), 
dann aber auch beim dinglichen Vertrage (RG 62, 218). Bei der geſetzlichen Stellvertretung 
99 55 Beſtimmung naturgemäß kein Raum. Betreffs der Vertreter juriſtiſcher Perfonen 
vgl. § 26. 

3. Der $ 166 trifft keine Beſtimmung für den Fall, daß ſich der Vertreter einer arg⸗ 
liſtigen Täuſchung oder einer Drohung dem Geſchaftsgegner gegenüber ſchuldig gemacht 
hat. In dieſer Hinſicht iſt folgendes zu ſagen: a , 4 

a. In Anſehung der Anfechtung kann der Vertreter nicht als Dritter im Sinne des 
§ 123 in Betracht kommen; der Geſchäftsherr muß daher die Handlungsweiſe des Vertreters 
unmittelbar gegen ſich gelten laſſen. Vgl. § 123 A 4; R 58, 347; 76, 107. Die Anfech⸗ 
tung aus $ 123 kann aber auch auf eine argliſtige Handlungsweiſe des Vertretenen ſelbſt 
geſtützt werden, und zwar auch dann, wenn der Vertreter ſeinerſeits gutgläubig gehandelt 
hat. — Hat eine juriſtiſche Perſon (Aktiengeſellſchaft) mehrere Vertreter, und hat nur einer 
von dieſen das Rechtsgeſchäft abgeſchloſſen, dann genügt es für deſſen Anfechtung, wenn 
der abichließende Vertreter zwar gutgläubig war, ein anderer Vertreter jedoch den Irrtum 
des Vertragsgegners gekannt, es aber troh feiner Wiſſenſchaft um das Bevorſtehen des Ver. 
tragsabſchluſſes unterlaſſen hat, den Vertragsgegner ſowie den gutgläubigen abſchließenden 
Vertreter über die wirkliche Sache in Kenntnis zu fetzen (RG 81, 433; 17. 1. 14 V 358/18). 

er Die Haftung auf Schadenserſatz regelt ſich gegebenenfalls nach folgenden Gefichts. 
punkten: y 

6) Für Erklärungen des bevollmächtigten Vertreters, die zum Vertragsinhafte 
geworden find, muß der Vertretene ſchlechthin aufkommen, da das Rechtsgeſchäft ihm gegen. 
über im ganzen fo wirkſam geworden ift, wie es abgeſchloſſen wurde (§ 164). 

8) Sind die Erklärungen des bevollmächtigten Vertreters nicht Beſtandteil des Ver⸗ 
trags geworden, handelt es ſich mithin nur um eine bei Gelegenheit des Vertragsab⸗ 
ſchluſſes begangene betrügeriſche Täuſchung ($ 823 Abſ 2, 8 826), dann kann eine Haf⸗ 
tung des Vertretenen gemäß § 831 in Frage kommen, da auch die Beſtellung zu einem 
Vertragsabſchluſſe als Beſtellung zu einer Verrichtung im Sinne des 8 831 angeſehen werden 
darf, und in ſolchem Falle ſtünde dem Vertretenen auch der Entlaſtungsbeweis nach § 881 
offen (RG 73, 436) — Eine vertragsmäßige Haftparkeit des Vertretenen hat das 
Reichsgericht in den Urteilen RG 61, 209; 96, 177 für Fälle bezeichneter Art grundſätlich 
verneint. — Dieſer Standpunkt ſcheint jedoch bedenklich, und dürfte das praktiſche Bedürf. 
nis wenig befriedigen, auch ſchwerlich mit Recht und Billigkeit vereinbar ſein. Erteilt 
jemand einem andern Vollmacht zum Vertragsabſchluſſe ohne jede Einſchränkung, und weiſt 
er hiermit den Vertragsgegner, anſtatt ſelbſt mit dieſem zu verhandeln, ſchlechthin an den 
Bevollmächtigten, dann gibt er dem Vertragsgegner zu erkennen, daß das geſamte, dem 
Vertragsabſchluſſe dienende Verhalten des Bevollmächtigten und deſſen geſamte Erklärungen 
auch für ihn, den Vollmachtgeber, fo maßgebend fein ſollen, als hätte er ſie ſelbſt abgegeben 
und daß der Vertragsgegner ſich in jeder Hinſicht auf die Handlungsweiſe des Bevollmäch⸗ 
tigten fo verlaſſen könne, als hätte er, der Vollmachtgeber, ſelbſt verhandelt. Da iſt es aber 
auch richtig, daß der Vollmachtgeber dem durch fälſchliche Vorſpieglungen oder durch ein 
argliftiges, dem Bevollmächtigten zur Laſt fallendes Verſchweigen geſchädigten Vertrags. 
gegner in gleicher Weiſe haftbar fein muß, als hätte er ſich bei Gelegenheit des Vertrags: 
abſchluſſes ſelbſt des Betrugs ſchuldig gemacht. Vgl. dazu RG 63, 150. Dem Vollmacht. 
geber wäre daher auch (entgegen der Entſcheidung JW 1913, 587.) der Einwand zu ver⸗ 
lagen, daß er den Vertreter zur Betätigung eines argliſtigen Verhaltens nicht ermächtigt 
habe. Daß der Vertragſchließende für eigene culpa in contrahendo einzuſtehen hat, wird 
vom Reichsgericht zur Zeit nicht mehr bezweifelt (val. $ 276 A 1). In dem Maße muß 
der Vollmachtgeber aber auch für die oulpa in contrahendo feines Bevollmächtigten ein- 
kohen, falls er diefen ohne jede Einſchränkung zum Vertragsabſchluſſe ermächtigt hat. Zu 
einer Unbilligteit ſodann müßte die entgegengeſetzte Anſicht um deswillen führen, weil es 
nicht billig ſein kaun, daß der Vollmachtgeber zwar den Vorteil genießen könnte, den ihm 
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das betrügeriſche Verhalten ſeines Vertreters bei Abſchluß des Vertrags gebracht hat, ander⸗ 
ſeits aber für den Nachteil, den der Vertragsgegner erleidet, nicht einzuſtehen brauchte. 
Erwägt man endlich, welcher Teil in Fällen in Rede ſtehender Art überhaupt eher Anſpruch 
auf Schutz hat, ob der Vollmachtgeber oder der Vertragsgegner, ſo müßte entſcheidend ſein, 
daß der letztere nur Schaden von ſich abwenden, der andere Teil dagegen den Vorteil ſich 
wahren wollte, den er durch den Vertrag erlangt hätte. Hier gilt es alſo mangels einer 
geſetzlichen Entſcheidung der Frage um eine dem Bedürfniſſe des Verkehrs dienende Fort⸗ 
bildung des Rechtes. — Wie ſich der Anſpruch des Vertragsgegners gegen den Vollmacht⸗ 
geber im Einzelfalle regeln würde, beantwortet ſich genau nach den Grundſätzen der Haf⸗ 
tung für culpa in contrahendo. Regelmäßig wird der geſchädigte Vertragsgegner alſo nur 
von den Rechtsbehelfen aus 89 249 ff. Gebrauch machen dürfen und nur im Falle des 8 463 
Anſpruch auf Erſatz des Erfüllungsintereſſes haben. Vgl. $ 276 A 1. . 

Daß man ſchon unter entſprechender Anwendung des $ 166 zu dem wünſchenswerten, 
billigen Ergebniſſe gelangen könnte (vgl. RG 58, 347; 76, 109; 83, 244), erſcheint nicht als 
zutreffend. Der § 166 hat es nur mit abgegebenen Willenserklärungen zu tun, die zum 
Beſtandteile des Rechtsgeſchäfts geworden find, und betrifft nur die Frage nach der Wirt- 
ſamkeit oder nach der Fehlerhaftigkeit folder Willenserklärungen, und dieſe Stage muß 
allerdings in erſter Linie aus der Perſon des Vertreters, als des Urhebers der Er ärung, 
beurteilt werden. In unſerm Falle dagegen handelt es ſich nur um ein bei Gelegenheit 
des Vertragsabſchluſſes betätigtes Verhalten des Vertreters, alſo auch nur um etwaige Er: 
klärungen außerhalb des Vertrags, und hier ſteht überhaupt nicht die Rechtsbeſtändigkeit 
der etwaigen Erklärungen, ſondern die Haftung des Vollmachtgebers in Frage. Vgl. RG 
96, 177. — In RO 83, 244 hat der V. 38 den Grundſatz, daß der Vollmachtgeber in Fällen 
gedachter Art nicht haftbar ſei, dahin eingeſchränkt, daß eine vertragsmaßige Haftung ge⸗ 
mäß § 468 dann gegeben ſei, wenn der Vertreter entweder Fehler der Kaufſache argliſtig 
verſchwiegen oder nicht vorhandene Eigenſchaften argliſtig vorgeſpiegelt habe (vgl. dazu auch 
NG Warn 1915 Nr 166). Es iſt indes wiederum nicht einzuſehen, wie dieſe Entſcheidungen 
gerade in 8 463 eine Stütze finden könnten. Allerdings ſoll eine nach § 463 erhobene 
Schadenserſatzklage ſo behandelt werden, als hätte der Verkäufer für ſein Verhalten beim 
Vertragsabſchluſſe auf Grund des Vertrags einzuſtehen. Aber die Fiktion, auf welcher dieſe 
Regelung beruht, als gehörte nämlich die Verſchweigung oder die fälſchliche Verſicherung 
zum Vertragsinhalt, kann doch nicht ſo weit reichen, daß gegebenenfalls zugleich fingiert 
werden dürfte, es fei der Vertreter der ſich bei Gelegenheit des Vertragsabſchluſſes einer 
argliftigen Verſchweigung oder einer fälſchlichen Vorſpieglung ſchuldig gemacht habe, auch 
zu dieſem Verhalten durch den Vollmachtgeber ermächtigt geweſen, während doch grundſätzlich 
gerade angenommen werden ſoll, in der Erteilung der Vollmacht zum Vertragsabſchluſſe 
ſei noch nicht die Ermächtigung zu einer unerlaubten Handlungsweiſe enthalten. Das ge⸗ 
nannte Urteil beweiſt mithin nur, daß in ihm gegenüber dem Grundſatze, daß der Voll 
machtgeber für ein argliſtiges, ſchädigendes Verhalten des Vertreters bei Gelegenheit des 
Vertragsabſchluſſes nicht hafte, ein Ausweg geſucht worden iſt, um auf dieſe Weiſe zu dem 
zu billigenden Ergebniſſe zu gelangen. Dieſer Ausweg ſcheint jedoch nicht gangbar. - 
Im Urteile R Warn 1914 Nr 109 und den dort weiter angeführten Entſcheidungen hat 
ſich der VII. 38 zutreffend auch auf den Standpunkt geſtellt, daß der Verſicherte fur 
das betrügeriſche Verhalten ſeines Vertreters bei der Schabensermittlung aufkommen 
muß. — Die Vorſchrift des 8 85 ZPO bezieht ſich nur auf die prozeſſualen Wirkungen der 
Handlungen des Prozeßvertreters und verpflichtet die Partei auch nur inſoweit (RG 96, 177). 

) Eine Haftung für die Argliſt des geſetzlichen Vertreters (elterlichen Gewalthabers, 
Vormundes) iſt ſtets ausgeſchloſſen, weil es niemals zutreffen kann, daß das Geſetz den 
Vertreter auch hätte befähigen wollen, den Vertretenen durch eine unerlaubte Handlung 
zu verpflichten (RG 61, 209; IW 1913, 587%), A: 

8) Eine Haftung für die Argliſt eines bloßen Vermittlers beſteht regelmäßig ebenfalls 
nicht (RG IW 04, 3545). Eine außervertragliche Haftung kann jedoch auch hier nach Maß⸗ 
gabe des 8 831 gegeben fein (MG Seuffel 69 Nr 197); eine vertragliche ferner nach den 
nben unter b dargelegten Geſichtspunkten (RG 63, 150); fo wenn der Verkäufer den 
Käufer wegen der gewünſchten Auskünfte an den Vermittler verweiſt. 

e) Die unbedingte Haftung der juriſtiſchen Perſon für die Argliſt ihres Vorſtaudes 
ergibt ſich daraus, daß der Vorſtand nicht der Vertreter der juriſtiſchen Perſon iſt, ſondern 
gemäß § 26 Abi 2 ihr Willensorgan darſtellt, und ſeine Erklärungen daher der vertretenen 
nicht bloß zugerechnet werden, vielmehr als ihre eigenen Erklärungen zu gelten haben. Vgl. 
RG 81, 433 ff.; 72, 133; 76, 107. — Gemäß g 31 haftet eine juriſtiſche Perſon (Stadt 
gemeinde) für den Schaden, der auch nur eines von ihren Vorſtandsmitgliedern (der Bürger⸗ 
meiſter) einem Dritten betrügeriſch zufügt, ſofern das Vorſtandsmitglied innerhalb der ihm 
verfafſungsmäßig an ſich zuſtehenden Befugnis (Abſchluß eines Darlehnsvertrags) gehandelt 
hat (RG IWW 1013, 5871). — Über die Haftung der Vereine vgl. § 31 (RG 63, 188). 
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Über die Haftung für ein Verſchulden des Vertreters bei Erfüllung einer Verbind⸗ 
2 5 es 955 den Abſchluß eines Vertrags zum Inhalte haben kann (RG IW 1915, 2409), 
vgl. 2 15 

4. Vollmacht iſt die dem Vertreter durch Rechtsgeſchäft (Bevollmächtigung) erteilte Ver⸗ 
tretungsmacht mit den Wirkungen des 8 164. Daß die Ermächtigung eines andern die ihr 
zugeſchriebene Wirkung überhaupt zu äußern vermag, beruht auf der durch die Rechtsentwick⸗ 
lung gezeitigten Vorſtellung des Geſetzes, daß es grundſätzlich möglich ift, auf einen andern die 
Befugnis zu übertragen, a mit unmittelbarer Wirkung für den die Ermächtigung 
Erteilenden vorzunehmen. — Über den Unterſchied zwiſchen Vollmacht und Einwilligung 
vgl. $ 182. Die einem andern erteilte Ermächtigung, in eigenem Intereſſe über ein Recht 
des Erklärenden zu verfügen, enthält nur eine Zuſtimmung, keine Vollmacht (Nc 58, 274). 
— Die Bevollmächtigung ift ein einſeitiges, empfangsbebürftige3, jelbftändiges 
(abſtraktes) Rechtsgeſchäft, welches von dem ihm etwa zugrunde liegenden Grundgeſchäfte, 
durch das es veranlaßt worden, begrifflich unabhängig beſteht (RG 62, 337; 69, 284; J W̃ 
08, 655). A. A. Planck 8 167 A 3. Sie ſetzt das Vorhandenſein eines ſolchen Grund 
geſchäfts begrifflich überhaupt nicht voraus, weder für ihre Entſtehung noch für ihren 
Fortbeſtand (§ 168). Es ſpricht ſich in der Vollmacht lediglich die ſelbſtändig für ſich be. 
ſtehende Befugnis aus, nach außen hin als Stellvertreter eines andern aufzutreten, ohne daß 
aus dieſer Befugnis an und für ſich betrachtet irgendein Anſpruch für einen der Beteiligten 
erwüchſe. Das die Vollmachterteilung veranlaſſende Grundgeſchäft anderſeits äußert feine 
Wirkungen ausſchließlich zwiſchen den beiden unmittelbar beteiligten Perſonen, wie beiſpiels. 
weiſe der Auftrag und der Dienſtvertrag. Auch die Ungültigkeit des Grundgeſchäfts berührt 
mithin dem Dritten gegenüber, der gutgläubig auf Grund der ordnungsmäßig erſcheinenden 
Vollmacht mit dem Bevollmächtigten verhandelt, die Gültigkeit der Vollmacht nicht (N 
69, 232). Daß die Vollmacht indes in ihren Wirkungen doch nicht völlig unabhängig iſt 
von dem etwaigen Grundgeſchäfte, ergibt die Beſtimmung des 8 168 über ihr Erlöſchen 
(R6 75, 299: JW 1911, 3999). Da bei der Vollmacht das etwaige Grundgeſchäft begriff, 
lich unweſentlich iſt und die Außenwirkung das weſentliche ift, fo kann fie auch durch Er⸗ 
klärung gegenüber dem Geſchäftsgegner erteilt werden (8 167). — Zur Wirkſamkeit der 
Vollmacht gehört es daß fie von einem zur entſprechenden Verfügung Befugten erteilt wird. 
Die Beſtellung eines Prokuriſten oder eines Handlungsbevollmächtigten für den geſamten 
Geſchäftsbetrieb einer Geſellſchaft m. b. H., die nur durch den Geſchäftsführer ohne Mit. 
wirkung der Geſellſchafter erfolgt, iſt jedoch nur nach innen unwirkſam, nach außen dagegen 
wirkſam, weil der $ 46 Nr 7 des Geſetzes nur das Innenverhältnis im Auge hat (RG 
75, 164 — unter Heranziehung auch des $ 37 Abſ 2 des Gef). Darüber, ob durch die Nich⸗ 
tigkeit des 1 5 auch die auf Grund desſelben erteilte Vollmacht hinfällig wird, vgl. 
§ 139 A 1 Abſ 2. 

Als ſelbſtändiges Rechtsgeſchäft ift die Vollmacht auch ſelbſtändig anfechtbar, und An- 
fechtungsgegner iſt gemäß § 243 Abſ 3, je nachdem die Vollmachtserteilung gegenüber dem 
Bevollmächtigten ſelbſt, oder nur gegenüber dem Dritten gemäß 88 167, 170, oder endlich 
nur gemäß § 171 durch öffentliche Bekanntmachung erklärt worden, entſprechend der Be 
vollmächtigte, oder der Dritte, oder jeder andere, mit dem das Rechtsgeſchäft durch den Ver⸗ 
treter abgeſchloſſen worden iſt. Streitig. Vgl. Planck § 167 A 4. Da bie Anfechtung der 
Vollmacht gemäß $ 142 zurückpwirkt, fo hat dies zur Folge, daß die vom Bevollmächtigten 
bereits vorgenommenen Rechtsgeſchäfte als von einem auftragsloſen Vertreter (8 177) vor. 
genommen anzuſehen ſind. Kommt es daher dem Vollmachtgeber nur darauf an, die 
Vollmacht für die Zukunft zu beſeitigen, fo wird er ſich des Widerrufs nach $ 168 bedienen 
müſſen. Anfechtbar iſt die Bevollmächtigung aus Gründen in der Perſon des Vollmacht⸗ 
gebers (Irrtum), oder in der Perſon des Bevollmächtigten (eine durch ihn begangene arg- 
liſtige Täuſchung des Vollmachtgebers), oder, falls ein Dritter ſich eine argliſtige Tauſchung 
ſchuldig gemacht hat, gemäß § 123 Abſ 2. Daß auch das vom Bevollmächtigten abge⸗ 
ſchloſſene Rechtsgeſchäft für den Vollmachtgeber anfechtbar iſt, kann nicht zweifelhaft fein. 
Dagegen ift die Anſicht unhaltbar, daß die Anfechtung der Vollmacht zugleich die An: 
fechtung des auf Grund ihrer abgeſchloſſenen Geſchäftes bedeutet. 

Umfang der Vollmacht. Wieweit der Bevollmächtigte den Machtgeber ohne weiteres 
zu berechtigen und zu verpflichten vermag, beſtimmt ſich grundsätzlich nach dem Inhalte der 
Vollmacht allein, der feinerfeit3 nach dem beſondern Juhalte des vorzunehmenden Rechts 
geſchäfts und namentlich wie ſonſt eine Willenserklärung durch Auslegung gemäß 88 133,157 
zu ermitteln iſt (R 71, 221; 73, 349), wobei der Grundſatz gilt, daß, ſoweit nicht der größere 
umfang nachweisbar iſt, nur der geringere Umfang angenommen werden kann (RG IW 
2510, 16349). Handelt der Vertreter außerhalb dieſer Grenze, dann liegt ein Fall des 
5 177 vor, gleichviel ob eine bloße Überſchreitung der Vollmacht vorliegt oder ob der Ver⸗ 
— uberhaupt ein anderes Rechtsgeſchäft als das vollmachtsmäßige abgeſchloſſen hat. 
Etwaige Weiſungen, die der Geſchäftsherr dem Bevollmächtigten erteilt, bilden keinen 
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Beſtandteil der Vollmacht. Sie ſind daher an und für ſich auch nur für das Innenverhält⸗ 
nis zwiſchen den Genannten von Belang (RG Gruch 52, 953) und können im übrigen be⸗ 
hufs Feſtſtellung des Vollmachtsumfangs höchſtens als Auslegemittel dienen. Mithin 
kommt es auch betreffs der Verbindlichkeit des Rechtsgeſchäfts für den Vollmachtgeber 
grundſäßlich gar nicht darauf an, ob der Vertreter den Weiſungen gemäß oder ihnen zu- 
widergehandelt hat. Es greift hier auch ſchon der allgemeine Geſichtspunkt durch, daß 
derjenige, der eine an ſich immer nur für die Außenwirkung berechnete Vollmacht erteilt, 
gleichviel ob die Erteilung gegenüber dem Vertreter ſelbſt oder einem beſtimmten Dritten 
(8 167), oder endlich der Allgemeinheit gegenüber ($ 171) erfolgt, damit ohne weiteres zu 
erkennen gibt, daß er nach Maßgabe dieſer Vollmacht gebunden ſein wolle, ſofern der Er⸗ 
mächtigte auf Grund der Vollmacht und innerhalb der Vollmachtsgrenze abſchließe. So⸗ 
dann aber 1 10 auch keine innere Berechtigung für die Vermutung, daß eine Vollmacht 
eingeſchränkt ſei, wie freilich eine Vermutung auch nicht für die Ausdehnung der Vollmacht 
gegeben iſt (RG 23. 9. 05 V 42/05, wonach in der Ermächtigung zum Verkaufe nicht zu⸗ 
gleich die zu einer Garantieübernahme enthalten ift). e 

Mißbrauch von der Vollmacht. Die Regel, daß für die Verbindlichkeit des Rechts⸗ 
geſchäfts dem Vollmachtgeber gegenüber grundſätzlich allein der Vollmachtsinhalt maßgebend 
iſt, muß indeſſen dann eine Ausnahme erleiden, wenn zuungunſten des Geſchäftsgegners 
die Grundſätze vom Handeln wider Treu und Glauben Platz greifen. Der Geſchäfts⸗ 
gegner braucht ſich im allgemeinen zwar nur um die Vollmachtsmäßigkeit des Rechtsgeſchäfts zu 
kümmern, und dieſe wird auch noch nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der Stellvertreter auf⸗ 
tragswidrig und gar gegen das Intereſſe ſeines Machtgebers handelt (RG 71, 222). Vgl. 
auch RG Warn 1912 Nr 198. Indeſſen kennt der Geſchäftsgegner die Weiſungen, weil 
ſie etwa in der Vollmachtsurkunde mitenthalten ſind, oder weil er von ihnen ſonſt erfahren 
hat, oder mußte er ſich ohnehin ſagen, daß der Stellvertreter dem Willen des Machtgebers 
offenbar zuwiderhandle (vgl. 8 116 A 1) und daß der letztere das fragliche Geſchäft keines. 
falls beabſichtigt haben könne (RG 52, 98); oder war dem Geſchäftsgegner bekannt (RG 
71, 219; 74, 219; 75, 299), oder hat er auch nur erkennen müſſen (RG 16. 9. 11 V 101/11; 
27. 10. 17 V 151/17), daß der Stellvertreter die Intereſſen ſeines Machtgebers beeinträch⸗ 
tige, und hat er trotzdem das Rechtsgeſchäft mit dem Stellvertreter abgeſchloſſen, dann kann 
er daraus keine Rechte herleiten, vielmehr iſt das Rechtsgeſchäft für den Vertretenen trotz 
feiner äußeren Vollmachtsmäßigkeit unverbindlich. Es entſteht alsdann aber auch dadurch 
nicht wirkſam, daß der Geſchäftsgegner ſich demnächſt etwa anheiſchig macht, die Bedin 
gungen des Vertretenen einhalten zu wollen (RG Seuffü 61 Nr 385). Verſpricht der Dritte 
dem Bevollmächtigten einen Vorteil dafür, daß der Bevollmächtigte gegen das Intereſſe 
des Vollmachtgebers handelt, dann iſt der vom Bevollmächtigten mit dem Dritten abge 
ſchloſſene Vertrag gemäß § 138 nichtig (R& 26. 5. 06 II 107/06; 5. 2. 19 V 318/18). — 
Bei der geſetzlichen Ermächtigung beſteht für alle vorſtehenden Erwägungen über ein 
anweifungswidriges Verhalten des Vertreters ſelbſtverſtändlich kein Raum. Hier entſcheidet 
über den Umfang der Ermächtigung lediglich das Geſetz ſelbſt. Wohl aber kann es auch hier 
den zuvor dargeſtellten Grundſätzen gemäß in Betracht kommen, ob der Geſchäftsgegner 
bei Anwendung gehöriger Sorgfalt hätte erkennen können (9 122 A 2), daß der geſetzliche 
Vertreter mit ſeiner Ermächtigung Mißbrauch treibe (RG 83, 348; 17. 1. 14 V 358/18, 
betreffend einen Teſtamentsvollſtrecker). — Ob ſich der Vertreter durch ein anweiſungs: 
widriges oder pflichtwidriges Verhalten dem Vertretenen gegenüber haftbar macht 
oder nicht, entſcheidet ſich nach dem zwiſchen ihnen ſonſt beſtehenden Rechtsverhältniſſe und 
nach den allgemeinen Grundſätzen vom vertraglichen oder außervertraglichen Schadenserſatze. 

Erſatzvollmacht (Subſtitution). Die Frage, ob die Vollmacht das Recht zu einer der · 
artigen Weiterübertragung enthält, daß der urſprünglich Bevollmächtigte ganz ausſcheidet, 
iſt für die Regel zu verneinen (88 27, 86, 618, 664, 713; ferner 88 52, 58 HGB). Die Be- 
vollmächtigung enthält aber im Gegenſatze zur Prozeßvollmacht gemäß § 81 ZPO auch nicht 
ohne weiteres die Befugnis zur Beſtellung eines Erſatzbevollmächtigten mit der Tragweite, daß 
auch das ursprüngliche Vollmachtsverhältnis beſtehenbleibt und der Erſatzbevollmächtigte nur 
an Stelle des Bevollmächtigten handeln ſoll, dem Geſchäftsherrn aber gegenüber mit der 
gleichen Wirkung, als hätte der Bevollmächtigte ſelbſt gehandelt. Schließlich handelt es ſich 
jedoch auch hier um eine Auslegungsfrage. Man wird annehmen können, daß die Befugnis 
zur Übertragung inſoweit gegeben fein ſoll, als es einerſeits der Übertragung zur Aus⸗ 
führung des Geſchäfts bedarf, und als die Übertragung anderſeits das Intereſſe des Macht 
gebers in keiner Weiſe verletzt. Denn grundſätzlich iſt davon auszugehen, daß die Vollmacht 
ſchon an ſich die Ermächtigung zur Vornahme aller derjenigen Handlungen umfaßt und 
umfaſſen ſoll, ohne die das aufgetragene Geſchäft nicht ausgeführt werden kann (8 98 118 
ALR]. Danach iſt übrigens auch zu beurteilen, ob der Bevollmächtigte befugt ift, die Aus⸗ 
führung nur einzelner, dem Zwecke des Ganzen dienenden Verrichtungen auf einen andern 
zu übertragen. 
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Je nachdem die Vollmacht für ein beſtimmtes Geſchäft oder für alle das ganze Ver- 
mögen betreffenden Angelegenheiten erteilt ift, unterſcheidet man Spezlal⸗ und General. 
vollmacht. Auch die letztere ermächtigt den Bevollmächtigten dem Vollmachtgeber gegenüber 
nicht zu Geſchaften, die gegen deſſen ausgeſprochenen Willen vorgenommen würden, und 
wenn der Verkragsgegner dieſen Widerspruch kennt, ſo kann er aus einem derartigen 
Geſchaft Rechte nicht herleiten (RG 52, 100; 71, 222; vgl. auch 8 164). In der General. 
vollmacht tann auch die Ermächtigung des Bevollmächtigten enthalten ſein, namens des 
Vollmachtgebers für feine, des Bevollmächtigten, eigene Schuld einem Dritten gegenüber 
eine Bürgschaft zu übernehmen; ob die Bürgſchaftsübernahme im Intereſſe des Vollmacht. 
gebers liegt, berührt an ſich nur das innere Verhältnis zwiſchen ihm und dem Bevollmächtigten 
(MG 71, 221). Der Begriff des Generalvertreters iſt kein feſtſtehender, er wird auch in 
Fallen verwendet, wo der Generalvertreter in eigenem Namen und für eigene Rechnung 
handelt (RG 65, 37; Warn 1912 Nr 8). Auch die freie Widerruflichkeit der Generalvollmacht 
richtet ſich nach dem ihr zugrunde liegenden Rechtsverhältniſſe (RG JW 1912 Nr 11029). 

Geſamtvollmacht. Iſt die Vollmacht mehreren erteilt, fo kann entweder beabfichtigt 
jein, daß jeder einzelne von ihnen, oder daß nur alle zuſammen zur Vertretung befugt 
fein ſollen (Gefamtvollmacht). Das iſt von Fall zu Fall zu entſcheiden. Eine Regel ſtellt 
das Geſetz nicht auf. Die Grundſätze der 88 420 ff. werden hier ſchwerlich Anwendung 
finden können, da, wie bereits erwähnt, aus dem Vollmachtsverhältniſſe Anſprüche überhaupt 
nicht hervorgehen, mithin inſoweit auch von Gläubigerſchaft und Schuldnerſchaft nicht die 
Rede ſein kann. Sondervorſchriften ſind gegeben für die Geſellſchafter in den 88 709, 
710 in Verbindung mit $ 714; im HGB in den 89 48 Abſ 2, 125 Abs 2, 150, 282; ferner 
beim Gen® in 8 25 und GmbHG in 8 35 Abſ 2. Bei der Geſamtvertretung iſt ein Au. 
lammen wirken aller Vertreter notwendig, und daher wird das Rechtsgeſchäft fehler. 
haft (nichtig oder anfechtbar), wenn ein Willensmangel auch nur in der Perſon eines Ver 
treters beſtanden hat. Vgl. A 1. Die Mitwirkung aller braucht nicht eine gleichzeitige zu ſein; 
lie muß aber von leiten jedes einzelnen dem Geſchäftsgegner gegenüber erfolgen (R® 61, 223; 
75, geen Rach dach ZB 1913, 482° genügt es jedoch, wenn die Genehmigung gegenüber 
den Mitvertretern (auch nur formlos) erteilt worden ift. Dieſer Anſicht dürfte beizupflichten 
ſein. Denn jeder der einzelnen Geſamtvertreter kann den andern Geſamtvertreter wiederum 
zu feiner Vertretung ermächtigen (RG 80, 180). Nach Treu und Glauben und nach der 
Verkehrsſitte reicht auch eine ſtillſchweigend erklärte Genehmigung aus (RG JW 
1911, 491%), und dieſe kann auch ſchon darin gefunden werden, daß der andere Ge⸗ 
ſchaftsfuhrer die von dem einen abgeſchloſſenen fortgeſetzten Geſchäfte unbeanſtandet 
gelaſſen hat (RG 75, 419). Genügt ſatzungsgemäß das Zusammenwirken von zwei Vor⸗ 
ſtandsmitgliedern einer Genoſſenſchaft, ſo iſt das durch nur einen von ihnen abgeſchloſſene 
Rechtsgeſchäft zunächſt unwirkſam, wird jedoch wirkſam, wenn das andere Mitglied ſeine 
Genehmigung erteilt; unzuläſſig iſt aber eine Übertragung der einem von den mehreren 
Mitbevollmächtigten zuftehenden Geſamtbefugnis auf einen Dritten (§ 184; R& 79, 285). 
Der Vorſtand einer eingetragenen Genoſſenſchaft kann zur Vornahme beſtimmter Ge⸗ 
ſchäfte oder beſtimmter Arten von Geſchäften auch eines ſeiner Mitglieder ermächtigen, und 
dieſes iſt von feiner Mitwirkung bei Erteilung dieſer Ermächtigung nicht ausgeſchloſſen (RG 
80, 180). Bei der paſſiven Stellvertretung können dagegen Willenserklärungen gegenüber 
nur einem von mehreren Geſamtvertretern mit Wirkung fiir die vertretene Perſon abgegeben 
werden, und Kenntnis einer Tatſache auf ſeiten eines der Gefamtvertreter genügt, um 
Kenntnis der vertretenen Perſon annehmen zu können (RG 53, 2300. Iſt das Rechts- 
geſchäft formbedürftig, dann muß die Form von allen mitwirkenden Vertretern gewahrt 
werden; handelt einer von den mehreren Geſamtvertretern allein und daher ohne Ver⸗ 
tretungsmacht (als auftragsloſer Geſchäftsführer), dann genügt für die nach $ 177 erforder. 
liche Zuſtimmung eine formloſe Erklärung (RG Ich 1913, 4822; 6. 12. 12 III 343/12). 
Wie die juriſtiſche Perſon außervertraglich auf Schadenserſatz haftet, wenn auch nur einer 
don den mehreren Geſamtvertretern die unerlaubte Handlung dem Geſchädigten gegenüber 
ſich hat zuſchulden kommen laſſen (RG JW 1913, 587%), fo genügt es auch für die Nichtig⸗ 
teit oder Anfechtbarkeit des von den Geſamtvertretern vorgenommenen Rechtsgeſchäfts, 
wenn ber Willensfehler nur bei einem von ihnen vorlag (RG 78, 354, Der 8 125 Abſ 2 

B ſchließt nicht aus, daß mehreren Geſellſchaftern in der Art das Vertretungsrecht ein⸗ 
geräumt wird, daß der eine von ihnen für ſich allein, die andern aber nur alle zuſammen 
vertretungsberechtigt find (R® 90, 21). 


Der $ 166 gilt auch für die Prozoßertlärungen z. B. bei einem Nechtemittelverzichte 
es Gruch 49, 1049). 1 Vorbem 8 vor $ 104. = Sat der Bevollmächtigte jeinen Auftrag 
die Frag, 2 b auszuführen und dort auf Grund feiner Vollmacht zu handeln, dann iſt auch 

ach dem AD bie Angaben des Bevollmächtigten als ſolche des Machtgebers zu erachten find, 
nach dem fremden Rechte zu beurteilen (RG 78, 60). 
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8 167 


Die Erteilung der Vollmacht erfolgt durch Erklärung gegenüber dem 
zu Bevollmächtigenden oder dem Dritten, dem gegenüber die Vertretung 
ſtattfinden ſoll )). 


Die Erklärung bedarf nicht der Form, welche für das Rechtsgeſchäft 
beſtimmt iſt, auf das ſich die Vollmacht bezieht?). 
E II 137; M 1 228 ff.; P 1 143 ff.; 6 124 ff., 134. 


1. Die Erteilung der Vollmacht erfolgt durch eine einſeitige, empfangsbedürftige 
Willenserklärung. — Über den⸗Begriff der Vollmacht uſw. vgl. § 166 A 4. — Annahme 
der Vollmachtserteilung von feiten des; Bevollmächtigten nicht erforderlich. Auch ſtill⸗ 
ſchweigende Erklärungen reichen aus. Das iſt beiſpielsweiſe anzunehmen, wenn der Agent 
einer Verſicherungsgeſellſchaft ermächtigt ift, die Police zu unterſchreiben (RG 50, 75); 
wenn der Inhaber eines geſchäftlichen Unternehmens ſich jeder tatſächlichen Mitwirkung 
bei der Geſchäftsführung enthält und dieſe ganz einem andern überläßt (RG Gruch 52, 937); 
wenn jemand als Bevollmächtigter eines andern auftritt und dieſer es in einer Weiſe ge⸗ 
ſchehen läßt, die nach Treu und Glauben als Erteilung einer Vollmacht aufgefaßt werden 
kann (RG 43, 190; 65, 295; Warn 1913 Nr 130); wenn der Handlungsgehilfe, der für ſeinen 
Geſchäftsherrn Vertragsbedingungen zu vermitteln hat, Erklärungen abgibt, und der Ge⸗ 
ſchäftsherr beim Vertragsſchluſſe nicht Gegenteiliges erklärt (RG 1. 2. 07 II 272/06); 
weiter im Falle der fortgeſetzten wiſſentlichen Duldung der Überſchreitung einer Vollmacht 
(RG 8. 12. 05 VII 173/05 u. 27. 2. 06 VII 280/05). Der Umfang der ſtillſchweigenden 
Vollmacht hängt davon ab, welche Schlüſſe aus dem Verhalten des Geſchäftsherrn in Hin⸗ 
ſicht auf ſeinen Willen gezogen werden können, aus dem Dulden minder wichtiger Geſchäfte 
kann nicht auch auf eine Ermächtigung zu wichtigen Geſchäften, beiſpielsweiſe auf die zur 
Eingehung wechſelrechtlicher Verbindlichkeiten, geſchloſſen werden (RG 26. 1. 18 V 235/17). 
Zu bertidfichtigen find bei Bemeſſung des Umfangs einer ſtillſchweigend erteilten Vollmacht 
die allgemeinen Grundſätze der $$ 183, 157 und die Verkehrsſitte (RG 73, 349, betreffend 
einen kaufmänniſchen Ungeftellten). Vol. auch RG 81, 257 und dazu § 171 A 1; ferner 
Warn 08 Nr 439 u. 463; 1913 Nr 130. Gemäß $ 54 HGB hat ein Geſchäftsreiſender 
Abſchlußvollmacht nur inſoweit, als er im allgemeinen zum Abſchluſſe oder zur Vermittlung 
von Geſchäften ermächtigt worden iſt (MG 97, 1). Unter Umſtänden greifen die Grundſätze 
von der ſtillſchweigenden Vollmachtserteilung auch ſchon dann Platz, wenn der Vertretene 
das Auftreten des Vertreters 1 nicht tannte, aber bei Anwendung der erforderlichen Sorg⸗ 
falt hätte kennen müſſen (Ach 65, 290; Warn 1913 Nr 130). Vgl. noch 8 171 Abſ 1 a. E. Der 
Gegner muß jedoch jedenfalls gewußt haben, daß der Vertreter im Namen des (angeblich) 
Vertretenen gehandelt hat (MS Warn 1914 Nr 38; hier hatte der Wechſelnehmer nicht gewußt, 
daß die Akzepte nicht vom Betlagten ſelbſt, ſondern von einem andern auf die Akzepte geſetzt 
waren). Hat der Geſchäftsherr in ſeinem Geſchäfte einem Geſchäftsführer eine Stellung 
eingeräumt, die ihn zum Abſchluſſe von Verträgen ermächtigte, dann währt dieſe Befugnis 
Dritten gegenüber fort, bis er Widerruf der Vollmacht nach außen hin erkennbar geworden 
iſt (RG Warn 15 Nr 273). Im Falle des $ 714 foll eine Vermutung für eine Bevollmächtigung 
des geſchäftsführenden Geſellſchafters beſtehen, und zwar genan im Umfange der Geſchäfts⸗ 
führungsbefugnis (RG 3. 12. 07 III 178/07 u. 27. 2. 06 VII 280/05). „Vermutete Voll. 
macht“ im Falle der 88 370 (Quittungsempfänger). Vgl. auch $ 54 HGB. — Stillſchweigend 
kann auch eine Prozeßvollmacht erteilt werden (91 95, 269 zu 8 233 3 PO). 


2. Die Bevollmächtigungserklärung ift grundſätzlich formfrei (R® 54, 79; 65, 178; Gruch 
50, 115), auch dann, wenn ſie auf den Erwerb oder auch auf die Veräußerung von Grund⸗ 
ſtücken gerichtet ift; denn der $ 313 bezieht ſich nur auf das entſprechende Hauptgeſchäft — die 
Veräußerung —, nicht aber auch auf ein Hilfsgeſchäft, wie Vollmacht oder Antrag (RG 
62, 336). Anders freilich, wenn die Vollmacht ein Teil des einheitlichen Geſchäfts iſt, das der 
Form bedarf (vgl. dazu 5 139 A 1 u. 2 Abſ 2 u. § 313 A 1 v); oder wennſchon die Voll⸗ 
macht in Wirklichkeit demſelben Zwecke dienen ſoll und dient wie der Abſchluß des form⸗ 
bedürftigen Hauptgeſchäfts (5 313); beiſpielsweiſe, wenn der Verkäufer eines Grundſtücks 
einen andern ermächtigt, den Kauf gemäß 9 181 mit ſich ſelbſt abzuſchließen, oder wenn der zum 
Abſchluſſe des Verkaufs mit einem Dritten Ermächtigte dem Vollmachtgeber gebunden worden, 
lediglich nach deſſen Weiſungen als willenloſes Werkzeug tätig zu fein (RG 54, 79; 62, 336, 
76, 183; 79, 215; 81, 51; Warn 1911 Nr 393); oder wenn der Bevollmächtigung zum Ver 
kaufe des Grundſtücks ein unwiderruflicher Auftrag zugrunde liegt (RG JW1911, 806°: Warn 
1917 Nr 104). Vgl. auch § 120 A 1 a. E. Eine andere Frage ift es, ob die wegen Nichtig⸗ 
keit des Grundgeſchäfts (ſei es wegen eines Willensfehlers, ſei es wegen Formmangels) an- 
zunehmende Nichtigkeit auch der erteilten Vollmacht auch einem gutgläubigen Dritten entgegen⸗ 
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gehalten werden kann; das iſt zu verneinen; der gutgläubige Dritte muß ſich auf die 
Gültigkeit einer ordnungsmäßig erſcheinenden Vollmacht verlaſſen können, es kann ihm die 
Prüfung der Gültigkeit des der Vollmacht zugrunde liegenden Rechtsgeſchäfts nicht zugemutet 
werden (RG 69, 234; 97, 273). Vgl. dazu auch die 58 171, 172. — Die Vollmacht, die eine 
Stadtgemeinde zu einem Vertrage erteilt, durch den fie verpflichtet werden ſoll, unterliegt 
den Formvorſchriften des $ 56 Nr 8 der StOrdnung (RG 64, 413; 10. 3. 15 V 510/14). Voll. 
machtserteilung iſt auch durch öffentliche Bekanntmachung möglich (8 171). 


8 168 
Das Erlöſchen der Vollmacht beſtimmt ſich nach dem ihrer Erteilung 
zugrunde liegenden Rechtsverhältniſſe)). Die Vollmacht iſt auch bei dem 
Fortbeſtehen des Rechtsverhältniſſes widerruflich, ſofern ſich nicht aus 
dieſem ein anderes ergibte). Auf die Erklärung des Widerrufs findet die 


Vorſchrift des S 167 Abſ 1 eutſprechende Anwendung). 
E I 119 II 138; M 1 233 ff.; P 1 143 ff. 


1. Erlöſchen der Vollmacht nach dem ihr zugrunde liegenden Rechtsverhältniſſe. 
Regel ift, daß mit dem Rechtsverhältniſſe auch die Vollmacht endigt. Nur mittelbarer Er. 
löſchungsgrund. Welche Umſtände aber das Grundverhältnis zur Erledigung bringen, das 
beſtimmt ſich jedesmal nach ſeiner Sondernatur. In Betracht kommen als Rechtsverhält⸗ 
niſſe in Rede ſtehender Art weſentlich Auftrag, Dienſtvertrag, Werkvertrag, Geſellſchaft, 
und demgemäß als Erlöſchungsgründe entſprechend Kündigung — ſowohl von ſeiten des 
Vollmachtgebers wie des Bevollmächtigten —, Tod, Konkurs, Eintritt der Geſchaftsunfähig⸗ 
keit gemäß den 88 671ff., 620ff., 649, 723 ff., endlich das Rücktrittsrecht gemäß § 326 und 
$23 KO. Eine Vollmacht für die Dauer eines Rechtsverhältniſſes (ſogar eines ſolchen im 
eigenen Intereſſe des Bevollmächtigten) kann auch durch eine Verfügung von Todes wegen 
erteilt werden (RG 28. 11. 07 IV 146/07). 5 h 

2. Widerruf der Vollmacht durch den Vollmachtgeber als unmittelbarer Erlöſchungs⸗ 
grund. Er iſt jederzeit zuläſſig, und zwar ohne Rückſicht auf den Fortbeſtand des Rechts⸗ 
verhältniſſes, falls ſich nicht aus dieſem ein anderes ergibt. Da die letztere Voraus- 
ſetzung ſtets nur dann gegeben ſein kann, wenn die Vollmacht mit Rückſicht auf ein beſtimmtez 
Rechtsverhältnis erteilt worden, fo folgt, daß die rein abſtrakte Vollmacht unter allen Um⸗ 
ſtänden frei widerruflich iſt, mithin auch dann, wenn ihr die Beſtimmung der Unwiderruflichkeit 
beigefügt wird, während umgekehrt eine ſolche Beſtimmung bindend iſt, wenn fe mit Rückſicht 
auf das der Vollmacht zugrunde liegende Rechtsverhältnis hinzugefügt und erkennbar dazu 
vorgeſehen ift, die Fortdauer der Vollmacht für die Dauer des Rechtsverhältniſſes ſelbſt, 
oder aber bis zur Erledigung aller aus ihm hervorgehenden Beziehungen zu ſichern (NG 62, 
337). Der einſeitige Verzicht des Vollmachtgebers auf die mit Rückſicht auf ein beſtehendes 
Rechtsverhältnis erteilte Vollmacht iſt nicht bindend (Nich 62, 337); wohl aber iſt es der durch 
Annahme des Verzichts abgeſchloſſene Verzichtvertrag. Eine auf Einräumung der Verwaltung 
des ganzen Vermögens und auf Vertretung in allen vermögensrechtlichen Angelegenheiten 
gerichtete Vollmacht (Generalvollmacht im weiteſten Sinne) kann ohne hin yon gemäß $ 138 
(wegen übermäßiger Beſchränkung der Willensfreiheit) nichtig fein (RG Warn 1912 Nr 418). 
Eine abſtrakt erteilte Generalvollmacht iſt frei widerruflich; bei einer auf Grund eines Rechts⸗ 
verhältniffes erteilten Generalvollmacht greifen die gewöhnlichen Regeln Matz (ch Warn 
a. a. O.). Frei widerruflich kann die Vollmacht indeſſen ohnehin nicht lein, wenn ſie nicht im 
Intereſſe des Vollmachtgebers, ſondern in fremdem Intereſſe, dem des Bevollmächtigten oder 
eines Dritten, erteilt iſt, insbeſondere, um den Bevollmächtigten zu 1 eine For 
derung zu eigener Befriedigung oder der eines Dritten einzuziehen (RE 52, 99; 53, 419; 
Warn 08 Nr 123). Denn unter ſolchen Umſtänden folgt der Verzicht des Vollmachtgebers 
auf das Widerrufsrecht und ſeine Annahme durch den Bevollmächtigten aus dem zugrunde 
liegenden Rechtsverhältniſſe ohne weiteres. Die einer Vollmacht beigefügte Unwiderruf⸗ 
lichkeitsabrede iſt wirkungslos, wenn der Vollmachterteilung lediglich ein Auftrag zu⸗ 
grunde gelegen hat (MG Warn 1912 Nr 369). Für einen Widerruf durch den Be⸗ 
vollmächtigten iſt kein Raum, da er bei Begründung des Vollmachtsverhältniſſes über⸗ 
haupt nicht mitwirkt und feine Rechtsſtellung ſich überhaupt in einer bloßen Befugnis 
erſchöpft. Der Bevollmächtigte kann jedoch mittelbar auf die Beſeitigung des Vollmachts⸗ 
verhältniſſes in der Weiſe einwirken, daß er das Grundverhältnis zum Erlöſchen bringt (A 1). 

Andere Umſtände, die die Vollmacht unmittelbar beenden, find, falls die Vollmacht befriſtet 
oder bedingt erteilt iſt, der Ablauf der Friſt und der Eintritt der Bedingung. Daß 
der Tod des Vollmachtgebers grundſätzlich als ein unmittelbar wirkender Erlöſchungsgrund 
anzusehen ſei, beſtimmt das Geſetz nicht, iſt daher auch nicht anzunehmen. Es wird nur Aus⸗ 
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legungsſache fein, ob der Machtgeber die Ermächtigung ausſchließlich für ſeine Perſon hat 
geben wollen. Dagegen findet die Annahme, daß der Tod des Bevollmächtigten das Voll⸗ 
machtsverhältnis der Regel nach unmittelbar beendet, in der Erwägung ihre Rechtfertigung. 
daß die Vollmachterteilung regelmäßig Vertrauensſache iſt und ſonach ſchon die Vermutung 
für eine Beſchränkung auf die Perſon ſpricht. Regelmäßig ſtellt die in der Vollmacht ent⸗ 
haltene Befugnis auch kein Vermögensrecht im Sinne des § 1922 dar. Eintretende Ge 
ſchäftsunfähigkeit des Bevollmächtigten wird aus dem zuvor angeführten Grunde 
ebenfalls als Erlöſchungsgrund anzusehen ſein, während kein Grund vorliegt, ein gleiches 
hinſichtlich nachträglicher Geſchäftsunfähigteit des Vollmachtgebers anzunehmen. Bloße Be- 
ſchränkung der Geſchäftsfähigkeit iſt an und für ſich einflußlos. Vgl. 8 165. Die Be. 
ſchränkung in der Verfügungsbefugnis (8 6 KO) ift infoweit von Bedeutung, 
als fie auf das Grundverhältnis einwirkt. Daher wird auch die Vollmacht, die eine Ehefrau 
vor der Ehe einem Dritten zur Auflaſſung ihres ſpäter von dem Verwaltungsrechte des 
Mannes betroffenen Grundſtücke erte t hatte, mit Begründung des Verwaltungsrechts ihres 
Ehemanns erlöſchen (in RG 80, 248 unentſchieden gelaſſen). Erliſcht das Verfügungsrecht 
des Vollmachtgebers in Anſehung eines fremden Vermögens (wie das des Konkursverwalters, 
Zwangsverwalters, Teſtamentsvollſtreckers), dann erliſcht damit auch die Vollmacht. Die vom 
geſetzlichen Vertreter erteilte Vollmacht erliſcht dagegen mit Aufhören des Vertretungsrechts 
nicht (RG 41, 65 — für preußiſches Recht). Über das etwaige Fortbeſtehen der Vertre⸗ 
tungsbefugnis trotz Erlöſchens der Vollmacht vgl. 88 170—173. 

3. Danach kann die Erklärung des Widerrufs entweder dem Bevollmächtigten oder dem 
Geſchäftsgegener gegenüber abgegeben werden, und der Dritte iſt jedenfalls in den Fällen 
der 85 1704172 der richtige Erklärungsempfänger. Sie ift eine einjeitige, formloſe, empfangs⸗ 
bedürftige Willenserklärung. 


§ 169 


Soweit nach den SS 674, 729 die erloſchene Vollmacht eines Beauftragten 
oder eines geſchäftsführenden Geſellſchafters als fortbeſtehend gilt, wirkt ſie 
nicht zugunſten eines Dritten, der bei der Vornahme eines Rechtsgeſchäfts 
das Erlöſchen kennt oder kennen muß)). 

E I 110 II 188; M 1 234 ff. P 2 518 ff. 


1. Iſt das Grundverhältnis Auftrag und endet dieſer in anderer Weiſe als durch Wider⸗ 
ruf oder Kündigung, z. B. durch Konkurs des Auftraggebers, fo gilt er nach § 674 zugunſten 
des Beauftragten als fortbeſtehend, bis dieſer von dem Erlöſchen Kenntnis erhalten hat, 
oder bis er es kennen muß (8 122). Gemäß 5 729 währt das Recht des geſchäftsführenden 
Geſellſchafters zur Stellvertretung fort, wenn die Geſellſchaft auf andere Weiſe als durch 
Kündigung aufgelöſt wird. Beide Beſtimmungen bezwecken, den gutgläubigen Beauftragten 
gegen die Gefahr zu ſchützen, die für ihn aus einer auftragsloſen Geſchäftsführung ent- 
ſtehen kann, und zu dem Ende gent auch 8 169 davon aus, daß gegebenenfalls die gemäß 
$ 168 Satz 1 an ſich erloſchene Vollmacht zugunſten des Vertreters als fortbeſtehend gilt. In 
den beiden bezeichneten Fällen (59 67/4, 729) iſt die Fortwirkung der Vertretungsbefugnis 
auch zugunſten des Dritten noch davon abhängig, daß dieſer das Erlöſchen der Befugnis des 
ehemaligen Vertreters nicht gekannt hat und daß es ihm auch nicht aus bloßer Fahrläſſigkeit 
(8 122) unbekannt geblieben iſt (& JW 05, 4887), 


§ 170 


Wird die Vollmacht durch Erklärung gegenüber einem Dritten erteilt, 
ſo bleibt ſie dieſem gegenüber in Kraft, bis ihm das Erlöſchen von dem Voll⸗ 
machtgeber angezeigt wird!). 

E II 189; P 1 147 ff. 


1. Iſt die Vollmacht durch Erklärung gegenüber dem Dritten gemäß $ 167 begründet 
(nicht alſo bloß eine Vollmachtserteilung gemäß 8 171 angezeigt) worden, ſo kann ſie dem Dritten 
gegenüber trotz ihres Erlöſchens (5 168 Saß 1 u. 2) auch nur dadurch außer Kraft geſetzt 
werden, daß ihm das Erlöſchen der Vollmacht angezeigt, und ihm dieſe Mitteilung alſo auch 

ugänglich gemacht wird ($ 190). Zu beachten bleibt dabei jedoch bie Regel des 173, wonach 
chte gabe e Dritte das Fehlen der Anzeige nicht vorſchüzen können. ft die Erteilung 
der Vollmacht durch Erklärung dem Bevollmächtigten gegenüber erfolgt, ſo greift 
der $ 170 nicht Platz, und es muß daher der Dritte das Erlöſchen der Vollmacht auch im Falle 
unterbliebener Anzeige unbedingt gegen ſich gelten laſſen. Da das Geſetz eine Verpflichtung 
des Vollmachtgebers zur Anzeige des Erlöſchens der Vollmacht überhaupt nicht vorſieht, ſo 
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kann er vom Dritten wegen Unterlaſſens der Anzeige höchſtens nach den Grundſätzen von 
unerlaubten Handlungen (88 823 ff.) haftbar gemacht werden. — Die Vorſchrift des 8 170 


iſt entſprechend auch dann anwendbar, wenn die Vollmacht des Vertreters inhaltlich abgeändert, 
namentlich eingeſchränkt wird (RG IW 1915, 9989). 


8 171 

Hat jemand durch beſondere Mitteilung an einen Dritten oder durch 
öffentliche Bekanntmachung kundgegeben, daß er einen anderen bevoll⸗ 
mächtigt habe, ſo iſt dieſer auf Grund der Kundgebung im erſteren Falle 
dem Dritten gegenüber, im letzteren Falle jedem Dritten gegenüber zur Ver⸗ 
tretung befugt!). { 

Die Vertretungsmacht bleibt beſtehen, bis die Kundgebung in derſelben 
Weiſe, wie ſie erfolgt iſt, widerrufen wird). 

E I 120 II 140; M 1 237 ff.; P 1 145 ff. 0 L 

1. Im Falle beſonderer Mitteilung oder öffentlicher Bekanntma ung ber angeblich 
einem Dritten erteilten Vollmacht gilt dieſe als wirklich erteilt, ohne Nac darauf, 
ob ein Vollmachtsverhältnis wirklich beſteht oder nicht (RG 3. 12. 07 III 178/07). 
Die Stellvertretungsbefugnis wird daher, auch wenn das Vollmachtsverhältnis in Wirk⸗ 
lichkeit überhaupt nicht begründet worden, oder aber aus irgendeinem Grunde nicht 
wirkſam zur Entſtehung gelangt (Schein, Scherz), oder endlich durch Anfechtung vernichtet 
iſt, ſelbſtändig begründet, und zwar bei Mitteilung an einen beſtimmten Dritten dieſem, bei 
offentlicher Bekanntmachung jedem Dritten gegenüber. Die Mitteilung bedarf keiner 
Form (RG 2. 7. 02 V 160/02). Ebenſowenig ift eine beſtimmte Urt bet Bekanntmachung 
vorgeſehen. Sie kaun daher in jeder geeigneten Weiſe (auch durch Anſchlag im Geſchäfts⸗ 
lokale oder durch das Firmenſchild) bewirkt werden. Zu beachten bleibt aber auch hier die Vor⸗ 
ſchrift des $ 173 (RG 3. 12. 07 III 178/07). Kannte der Dritte die Unwirkſamkeit der Voll 
macht, dann kann er ſich auf $ 171 nicht berufen er würde wiſſen, daß der angeblich Bevolt- 
mächtigte mit der nur ſcheinbaren Vollmacht Mißbrauch treibe (ogl. 5 196 Anm 3 Abs 9). 
Unkenntnis aus bloßer Fahrläſſigkeit kann dagegen dem Dritten nicht entgegenſtehen; der 
$ 173 hat lediglich den Fall des Erlöſchens der Vollmacht und nicht auch den ihrer Erteilung 
im Auge. — Auf den guten Glauben des anzeiglich Bevollmächtigter. kommt es nicht au, 
denn die Beſtimmung des $ 171 dient lediglich zum Schutze des Halen Dritten (vgl. 
dagegen § 169 A 1). Hat der Gläubiger die von ihm mit einer Blankozeſſion ausgeſtellte 
Schuldurkunde einem andern ausgehändigt, dann gilt dieſer Dritten egenüber als zur freien 
Verfügung über die Forderung befugt, zumal wenn der andere ein Bankier iſt; verfügt der 
andere über die Forderung auch nicht auftragsgemäß im Jntereſſe des Gläubigers, ſondern 
mißbräuchlich im eigenen Intereſſe, ſo iſt die Verfügung gleichwo 1 wirkſam, es ſei denn, 
daß der Dritte gewußt hat, oder wenigſtens aus den Umſtänden, insbeſondere aus dem In⸗ 
halte der Blankozeſſion erſehen mußte, daß der andere auftragswidrig und mißbräuchlich 
handle (RG 71, 22; 16. 9. 11 V 101/11). Nach den gleichen Grundfägen muß auch derjenige, 
welcher einem andern eine zu deſſen Gunſten lautende Abtretungsurkunde ausgehändigt 
hat, dem Dritten gegenüber, der von dem angeblichen Zeſſionar gutgläubig erworben hat, 
feine Zeſſionserklärung auch dann gegen ſich gelten laſſen, wenn ſie nur, zum Schein abgegeben 
worben ift (& G 90, 277). Wer einem andern Grundſchuldbrieſe nebſt unterſchriebenen Ab- 
tretungsformularen aushändigt, gibt jedem Dritten, mit dem N der andere einläht, zu er- 
kennen, daß er den andern zur Verfügung über die Grundſchuldvriefe ermächtigt hat (RG 
81, 257). 

2. Die nach Abſ 1 anzunehmende Vertretungsmacht kann wiederum nur auf dem Wege 
der Mitteilung oder der öffentlichen Bekanntmachung beſeitigt werden. Auch dieſe Er⸗ 
klärungen find formfrei. Demjenigen Dritten gegenüber, dem der Widerruf beſonders be⸗ 
kanntgemacht worden, bedarf es, um die Vollmacht ihm gegenüber zu entkräften, gegebenen. 
falls nicht erſt der öffentlichen Bekanntmachung des Widerrufs (8 18). 


8 172 


Der beſonderen Mitteilung einer Bevollmächtigung durch den Voll⸗ 
machtgeber ſteht es gleich, wenn dieſer dem Vertreter eine Vollmachtsurkunde 
ausgehändigt hat und der Vertreter ſie dem Dritten vorlegt). 

Die Vertretungsmacht bleibt beſtehen, bis die Vollmachtsurkunde dem 


Vollmachtgeber zurückgegeben oder für kraftlos erklärt wird!“). 
E I 121 II 141 05 N 1 266 ff. P 1 147 fl. 
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1. Vorlegung der Vollmachtsurkunde. An ſich iſt die Beurkundung der Vollmacht kein 
Erfordernis. Iſt ſie aber erfolgt, die Urkunde dem Vertreter auch ausgehändigt, und von ihm 
alsdann dem Geſchäftsgegner vorgelegt worden, dann gilt dem letzteren gegenüber auch jetzt 
das Vollmachtsverhältnis als wirklich und als wirkſam beftehend, ſelbſt dann, wenn tatſächlich 
das Gegenteil der Fall. Vgl. 8 171 A 1 und die dort angeführten Anwendungsfälle. Auf 
$ 172 kann ſich nach $ 173 nur der gutgläubige Dritte berufen. So kann auch dem gutgläubigen 
Erwerber eines Grundſtücks, dem bei der Auflaſſung die in den Veräußerungsvertrag einge⸗ 
ſchloſſene Auflaſſungsvollmacht vorgelegt wurde, die Nichtigkeit des Veräußerungsvertrags 
(aus 9 138) und die daraus ſich gleichzeitig ergebende Nichtigkeit der Vollmacht (RG 94, 147) 
nicht entgegengehalten werden (RG 97, 275). — Zur Vorlegung (die auch vor dem Geſchäfts⸗ 
abſchluſſe erfolgt ſein kann) gehört, daß die Urkunde der ſinnlichen Wahrnehmung des Dritten 
unmittelbar zugänglich gemacht wird, während eine bloße Bezugnahme auf ſie, ſogar im 
Falle des Verzichts auf die Vorlegung durch den Bevollmächtigten, nicht ausreicht (RG 56, 63). 
Daß die Partei ſich alsdann von der Richtigkeit der Vollmacht durch die Einſichtnahme in die 
Urkunde auch überzeugt hat, iſt nicht mehr weſentlich (RG 97, 275). Notwendig iſt im übrigen 
die Vorlegung der Vollmacht in ihrer Urſchrift (NG 88, 430). — Die Aushändigung einer 
Löſchungsbewilligung an einen Notar enthält keine Vollmacht zum Zahlungsempfange, aber 
der Erteiler der Löſchungsbewilligung iſt an die vom Notar gegen Empfang der Zahlung 
weitergegebene Löſchungsbewilligung gebunden, auch wenn der Notar das Geld unterſchlägt 
(RG 15. 1. 08 V 116/07). 

2. Bis der eine oder der andere Fall eingetreten iſt, bleibt die Vertretungsbefugnis 
ohne Rückſicht darauf beſtehen, gleichgültig ob die Vollmachtsurkunde zur Verfügung des 
110 Al wurde oder nicht (vgl. indeſſen $ 173). Die Kraftloserklärung erfolgt 


8 173 


Die Vorſchriften des § 170, des § 171 Abſ 2 und des 8 172 Abſ 2 finden 
teine Anwendung, wenn der Dritte das Erlöſchen der Vertretungsmacht bei 
der Vornahme des Rechtsgeſchäfts kennt oder tennen muß!). 

E I 120 II 142; M 1 289; P 1 147 ff.; 4 225; 6 134. 


1. Die hier angezogenen Beſtimmungen, welche ſämtlich vor Augen haben, daß eine 
Vollmacht trotz ihres Erlöſchens zugunſten Dritter als noch fortbeſtehend zu gelten hat, ſollen 
nur dem gutgläubigen Dritten zugute kommen. Nicht geſchützt iſt daher, wer das Erlöſchen 
der Vertretungsmacht bei der Vornahme des Geſchäfts — alſo zu irgendeiner Zeit vor 
feinen: völligen Abſchluſſe — gekannt hat oder bei Anwendung der nötigen Sorgfalt gekannt 
haben würde (58 122 Abſ 2, 276; RG 69, 235). 


8 174 


Ein einſeitiges Rechtsgeſchäft, das ein Bevollmächtigter einem anderen 
gegenüber vornimmt, iſt unwirkſam, wenn der Bevollmächtigte eine Voll⸗ 
machtsurkunde nicht vorlegt und der andere das Rechtsgeſchäft aus dieſem 
Grunde unverzüglich zurückweiſt!). Die Zurückweiſung iſt ausgeſchloſſen, wenn 
der Vollmachtgeber den anderen von der Bevollmächtigung in Kenntnis ge⸗ 
ſetzt hatte?). 

E I 122 IE 143; M 1240; P 1 152 ff. 


1. Das Anwendungsgebiet dieſer Vorſchrift beſchränkt ſich auf einſeitige, empfangs⸗ 
bedürftige Geſchäfte (Vorbem 1 vor 8 116), wie beiſpielsweiſe die Kündigung. Sie geht 
avon aus, daß der Erklärungsempfänger bei dieſen Rechtsgeſchäften handelnd überhaupt 
nicht mitwirkt, die Vornahme des Rechtsgeſchäfts auch nicht hindern kann und daher für den 
Fall, daß ihm die Erklärung durch einen (angeblichen) Vertreter feines Gegners abgegeben 
wird, wenigſtens Sicherheit darüber verlangen kann, daß der Vertreter befugt handelt. 
Das Geſetz, das nach 8 180 Satz 1 bei einfeitigen Rechtsgeſchäften eine Stellvertretung ohne 
doertretungsrecht grundſätzlich als unzuläſſig erklärt, gewährt daher dem Erklärungsempfänger 
as Recht, das vom Vertreter vorgenommene einſeitige Rechtsgeſchäft zurück⸗ 
dowelſen, falls der Genannte nicht eine Vollmachtsurkunde vorlegt ($ 172 Abſ 1). Macht er 
Wir dieſer Befugnis Gebrauch, und zwar unverzüglich (8 121 A 2), jo ſoll die Erklarung ohne 
Dir kung bleiben. Zurückweiſung aus anderm Grunde würde dieſe Folge nicht haben. 
Ahn orlegung einer nicht ausreichenden Vollmachtsurkunde genügt nicht (RG 66, 431). 
Fe Nich 111. Daß er das Rechtsgeſchäft zurückgewieſen habe, hat der Erklärungsempfänger, 
htrechtzeitigkeit hat der Gegner ($ 121 A 7) zu beweiſen. — Die Vorſchrift des 
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§ 174 iſt auf den Fall eines vom geſetzlichen Vertreter (beſonders dem Vormunde) vor⸗ 
genommenen einſeitigen Rechtsgeſchäfts auch nicht entſprechend anwendbar (RG 74, 263), 
weil die Beſtallung nicht die Eigenſchaft einer Vollmacht, ſondern nur die Bedeutung eines 
gerichtlichen Zeugniſſes über die Beſtallung der betreffenden Perſon als Vormund hat. 

2. Unter dieſer Vorausſetzung ($ 171) beſteht für das Zurückweiſungsrecht kein Raunt. 


8 175 


Nach dem Erlöſchen der Vollmacht hat der Bevollmächtigte die Voll⸗ 
machtsurkunde dem Vollmachtgeber zurückzugeben: ein Zurückbehaltungs⸗ 
recht ſteht ihm nicht zu!). 


EI 121 II 144; M 1 239; B 1 147, 149 ff. 


1. Der $ 175 gibt dem Vollmachtgeber in allen Fällen einen unbedingten Anſpruch auf 
Rückgabe der Vollmachtsurkunde nach Erlöſchen der Vollmacht, gleichgültig, ob der Voll⸗ 
machtgeber oder der Bevollmächtigte das Eigentum an ihr hat. Der Anſpruch wird auch 
nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß in der Urkunde außer der Bevollmächtigung etwa noch das 
ihr zugrunde liegende Rechtsverhältnis erklärt worden it (RG IW 02 Beil 211 Nr 52). 
Der Anſpruch kann auch nicht, was gerade das Weſentliche der Vorſchrift ift, durch die Ein. 
rede der Zurückbehaltung beeinträchtigt werden. Im Falle des Verzugs macht ſich der 
Bevollmächtigte gemäß 98 284 ff, erſatpflichtig. — Nach dem Wortlaute des Geſetes beſteht 
der Anſpruch nur dem Bevollmächtigten gegenüber. Daß aber auch der Dritte, dem die 
Urkunde vom Bevollmächtigten ausgehändigt ift, ebenfalls zur Rückgabe verpflichtet iſt, 
dürfte nicht zweifelhaft ſein. Er kann vom Bevollmächtigten nicht mehr Recht an der Urkunde 
erlangt haben, als dieſem ſelbſt zuſtand, und resoluto jure concedentis resolvitur jus con- 
becsum. Nach Planck Anm 3 ſoll dieſe Rechtsanſicht nicht zutreffen für den Fall, daß der Ver⸗ 
treter zur Aushändigung der Urkunde an den Dritten ermächtigt war. Indes läge in einer 
jolchen Ermächtigung nicht zugleich ihre Beſchränkung für fo lange, als das Vollmachtsverhältnis 
beſtände? Denkbar ift es freilich, daß der Dritte ein beſonderes Intereſſe an Zurückbehaltung 
der Urkunde hat, und ſolange das der Fall, wird der Dritte die ihm kraft der dem Bevoll⸗ 
mächtigten erteilten Ermächtigung ausgehändigte Urkunde auch weiter zurückbehalten dürfen. — 
Iſt die Urkunde in den Beſitz ſonſt irgendeines andern gelangt, dann wird das Rückforderungs⸗ 
recht nach den zutreffenden allgemeinen Rechtsgrundſätzen zu beurteilen fein. Daß 8 175 
einen beſondern Anſpruch jedem beliebigen Beſitzer gegenüber gewährt (Staudinger A 5 
zu $ 175), kann nicht angenommen werden. In jedem Falle käme dem Vollmachtgeber zum 
Schutze gegen eine Gefährdung jedwedem Dritten gegenüber § 176 zu Hilfe. 


8 176 


Der Vollmachtgeber kann die Vollmachtsurkunde durch eine öffentliche 
Bekanntmachung für kraftlos erklären; die Kraftloserklärung muß nach den 
für die öffentliche Zuſtellung einer Ladung geltenden Vorſchriften der Zivil⸗ 
prozeßordnung veröffentlicht werden. Mit dem Ablauf eines Monats nach 
der letzten Einrückung in die öffentlichen Blätter wird die Kraftloserklärung 
wirkſam!). 

Zuſtändig für die Bewilligung der Veröffentlichung iſt ſowohl das Amts⸗ 
gericht, in deſſen Bezirke der Vollmachtgeber ſeinen allgemeinen Gerichts- 
ſtand hat, als das Amtsgericht, welches für die Klage auf Rückgabe der Ur⸗ 
kunde, abgeſehen von dem Werte des Streitgegenſtandes, zuſtändig ſein 
würde!). 

Die Kraftloserklärung iſt unwirkſam, wenn der Vollmachtgeber die 
Vollmacht nicht widerrufen kann?). 

EI 121 II 144; M 1 239 ff.; P 1 150 ff.: 6 185. 

1. Die Kraftloserklärung der Vollmachtsurkunde, jo insbeſondere wenn die Urkunde 
verkorengegangen iſt oder wenn ſich der Rückforderung Schwierigkeiten entgegenſetzen (8 175 
5 720 dient dazu, die Urkunde für Dritte rechtlich unverwendbar zu machen, um den Voll⸗ 
machtgeber gegen die Gefahr zu ſchützen, daß die Urkunde trotz Erlöſchens der Vollmacht 
Erklär ihn gemäß $ 172 noch wirkſam verwendet werden kann. Die Veröffentlichung der 
5 rung iſt durch das Amtsgericht (Abſ 2) zu bewilligen. Die Bewillig ung iſt Sache der 
ed Gerichtsbarkeit; der Veſchluß iſt mit Beſchwerde anfechtbar (89 19.366). Die 

eröffentlichung ſelbſt iſt nach den Vorſchriften 98 204, 205 ZPO durchzuführen. Wirkſam 
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wird die Kraftloserklärung, entſprechend 8 206 3 PO, mit dem Ablaufe eines Monats (88 187, 
188) nach der letzten Einrückung. 

2. Unwirkſamkeit der Kraftloserklärung. Rechtlich belanglos iſt das ganze Verfahren, 
wenn die Vollmacht Überhaupt nicht erloſchen iſt, und wenn insbeſondere der Widerruf aus⸗ 
geſchloſſen ift (§ 168 A 2). Denn die Kraftloserklärung der Urkunde vermag nicht, auch die 
Vollmacht ſelbſt zum Erlöſchen zu bringen. Immerhin kann etwa, ſoweit die Vollmacht frei 
widerrufbar it, in Herbeiführung der Kraftloserklärung zugleich ein wirkſamer Widerruf 
gefunden werden. 


8 177 


) Schließt jemand ohne Vertretungsmacht im Namen eines anderen 
einen Vertrag, jo hängt die Wirtſamkeit des Vertrags für und gegen den 
Vertretenen von deſſen Genehmigung ab?). 


Fordert der andere Teil den Vertretenen zur Erklärung über die Genehmi⸗ 
gung auf, ſo kann die Erklärung nur ihm gegenüber erfolgen; eine vor der 
Aufforderung dem Vertreter gegenüber erklärte Genehmigung oder Ver⸗ 
weigerung der Genehmigung wird unwirkſams). Die Genehmigung kann 
nur bis zum Ablaufe von zwei Wochen nach dem Empfange der Aufforderung 


erklärt werden; wird ſie nicht erklärt, jo gilt ſie als verweigert?) ). 
E 123 II 145; M 1 240 ff. P 1 154 ff.; 6 124 ff., 276 ff. 


2. Genehmigung des Vertretenen. Ihre Erteilung macht das Rechtsgeſchäft wirkſam, 
wie wenn der Vertreter mit Vertretungsbefugnis gehandelt hätte, ſo daß zutreffendenfalls 
auch die Vorſchriften des $ 166 Abſ 1 u. 2 Anwendung finden (RG 68, 376; 76, 107; JW 11, 
574°). Zugleich wäre ubrigens eine etwaige Auftragsüberſchreitung auch gegenüber dem Ver⸗ 
treter genehmigt, und daher ein Ersatzanspruch gegen ihn ausgeſchloſſen RG 7,806). Iſt die Voll 
macht wegen Geſchaftsunfähigkeit des Vollmachtgebers nichtig, fo iſt das auf Grund ihrer vor- 
genommene Rechtsgeſchaft des Vertreters doch genehmigungsfähig gemäß 5 177 (RG 69, 266). 

tteilt ber Bertretene die Gonehm gung nicht, jo bleibt der Vertrag für wie gegen ihn ohne 
jede Wirkung (ME IM 02 Beil 211). — Die Genehmigungserklärung kann auch durch 
ſchlüſſige Handlungen abgegeben werden, beiſpielsweiſe durch Entgegennahme der etwaigen 
Vertragsurkunde ohne Beanſtandung (RG 30. 10. 07 1601 06), oder auch durch Unterlaſſung des 
Widerſpruchs, wobei vorauszuſetzen, daß der Vertretene ſich ausdrücklich überhaupt nicht erklärt 
at, wie ferner, daß dem Vertragsgegner der Mangel der Vertretungsmacht unbekannt war 
(RS Warn 1910 Nr 369). Ein vom Vertreter der Vorſchrift des $ 181 zuwider vorgenom⸗ 
menes Rechtsgeſchäft kann nur durch die Genehmigung der beiden Vertretenen gültig werden 
(NS 67, 51). Regelmäßig kann die Genehmigung mit Wirkung ſowohl dem Vertreter wie 
dem Geſchaftsgegner gegenüber erklart werden (vgl. den Ausnahmefall A 3). Hat aber der 
Vertreter mit ſich in eigenem Namen zugleich namens des Vertretenen abgeſchloſſen (8 181), 
dann kann zur Entgegennahme der Genehmigungserklärung nur der Vertreter berechtigt ſein. 
Hatte daher A durch Verhandeln mit ſich ſelbſt ohne Ermächtigung des B eine Forderung an 
abgetreten, dann käme die Übertragung auch dadurch nicht zwirkſam zustande, daß B gegen 
Klage erhöbe und auf dieſe Weile zugleich die Abtretung ſtillſchweigend zu genehmigen be⸗ 
öſichtigte (dic 8. 10. 10 V 309/09). Im übrigen vgl. noch 8181 2 1 oben. Eine Geneh⸗ 
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migung unter Erweiterungen oder Einſchränkungen kann nicht ſchlechthin als ihre Verweige⸗ 
rung gelten (RG 6. 11. 03 III 413/03). Auch die Wechſelunterſchrift eines Vertreters ohne 
Vertretungsmacht wird durch nachträgliche Genehmigung gültig (R Seuffa 56 Nr 464). 
Für den Fall einer Geſamtvertretung vgl. $ 166 A 3 (Geſamtvollmacht). g 

3. Aufforderung zur Genehmigung. An ſich iſt das Recht zur Genehmigung nicht befriſtet. 
Das Geſetz gibt jedoch dem Vertragsgegner ein Mittel, den endgültigen Zuſtand herbeizuführen. 
Er kann nämlich den Vertretenen zur Erklärung über die Genehmigung auffordern, und zwar 
mit der Folge, daß der Aufgeforderte ſich alsdann mit Wirkung nur ihm gegenüber zu erklären 
vermag, und daß ſogar eine zuvor dem Vertreter gegenüber bereits abgegebene Erklärung 
noch nachträglich unwirkſam wird. Vgl. 8 108 A 2. Die Genehmigung muß auch innerhalb 
der Ausſchlußfriſt von 14 Tagen nach Empfang der Aufforderung erklärt werden, widrigen⸗ 
falls anzunehmen iſt, daß ſie verweigert wurde. Die Aufforderung dient gegebenenfalls 
zugleich zur Klarſtellung des Verhältniſſes des Geſchäftsgegners dem Vertreter gegenüber 
gemäß $ 178 (daſ. A 1). 

4. Beweislaſt. Wer im Falle des § 177 die Wirkſamkeit des Vertrags geltend machen 
will, hat die Vorausſetzungen hierfür zu beweiſen, mithin die rechtzeitige Genehmigung. 
Der andere Teil könnte einwandsweiſe den zuvor erfolgten Widerruf nach $ 178 nachweiſen. 
Falls der Vertretene deſſen Wirkungsloſigkeit behaupten will, hat er den Beweis für die 
Kenntnis des Vertragsgegners zu erbringen (8 178 A 1). 


8 178 


Bis zur Genehmigung des Vertrags iſt der andere Teil zum Widerrufe 
berechtigt, es ſei denn, daß er den Mangel der Vertretungsmacht bei dem 
Abſchluſſe des Vertrags gekannt hat. Der Widerruf kann auch dem Ver⸗ 
treter gegenüber erklärt werden“). 

E I 123 II 145; M 1 243; P 1 154 ff. 

1. Vgl. § 109. Eine Gebundenheit des Vertragsgegners beſteht vor erteilter Genehmigung 
grundſätzlich nicht. Er hat vielmehr regelmäßig das Recht ei a Seine Gebunden. 
heit beſteht aber von vornherein, wenn er, gleichviel infolge weichen Vorgangs, den 
Mangel der Vertretungsmacht bei der Vornahme des Geſchäfts gekannt hat. Die Ge. 
bundenheit wird endlich eine unbedingte und dauernden (nach § 177), ſobald der Ver⸗ 
tretene durch Genehmigung des Geſchäfts (vor erfolgtem Widerrufe) jenes damit wirkſam 
gemacht hat. Denn die Genehmigung wirkt auf den Zeitpunkt der Vornahme des Geſchäfts 
zurück ($ 184). Die Genehmigung bildet alſo die Grenze für den Widerruf, wie anderſeits 
der voraufgegangene Widerruf das Recht zur Genehmigung ausſchließt. 


§ 179 


Wer als Vertreter einen Vertrag geſchloſſen hat, iſt, ſofern er nicht ſeine 
Vertretungsmacht nachweiſt, dem anderen Teile nach deſſen Wahl zur Er⸗ 
füllung oder zum Schadenserſatze verpflichtet, wenn der Vertretene die Ge⸗ 
nehmigung des Vertrags verweigert!). 

Hat der Vertreter den Mangel der Vertretungsmacht nicht gekannt, jo 
iſt er nur zum Erſatze desjenigen Schadens verpflichtet, welchen der andere 
Teil dadurch erleidet, daß er auf die Vertretungsmacht vertraut, jedoch nicht 
über den Betrag des Intereſſes hinaus, welches der andere Teil an der Wirk⸗ 
ſamkeit des Vertrags hate). 

Der Vertreter haftet nicht, wenn der andere Teil den Mangel der Ver⸗ 
tretungsmacht kannte oder kennen mußte. Der Vertreter haftet auch daun 
nicht, wenn er in der Geſchäftsfähigteit beſchränkt war, es ſei denn, daß er 
mit Zuſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreters gehandelt hat“) ). 

E I 125 II 146; M 1 243 ff.: P 1 156 ff. 

1. Verpfli ragsloſen Vertre äftsgegner gegenüber. Si 
hat zur r d en beſm abschluss te Vertreter eines andern 
aufgetreten ift, das Vorhandenſein aber der Vertretungsmacht, gleichviel ob fie beſtand 
855 Berge nicht nachweiſt oder nicht nachzuweiſen vermag. Weitere Vorausſetzung iſt, daß 
über ſed ag an und für ſich zwar zum Abſchluſſe gekommen iſt, dem Vertretenen gegen. 

jedoch der Wirkſamkeit entbehrt, weil es an der Vertretungsmacht tatſächlich fehlte, 
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oder um deswillen, weil der Vertreter den ihm obliegenden Nachweis der Ver: 
tretungsbefugnis nicht erbringt. Für die Anwendbarkeit des § 179 kann dagegen dann 
niemals Raum ſein, wenn der Vertretene den Vertrag genehmigt, da hierdurch die Unwirkſam⸗ 
keit des Vertrags ihm gegenüber gemäß 8 177 auf alle Fälle beſeitigt wird. Letzte Voraus. 
ſetzung des § 179 iſt demnach, daß der Vertreter feine Genehmigung auf die Aufforderung 
des Geſchäftsgegners gemäß § 177 (das. A 3) verweigert. Falls alle Vorausſetzungen erfüllt 
find, gibt das Geſetz dem Geſchäftsgegner einen unmittelbaren Anſpruch gegen den Ver ⸗ 
treter, und zwar nach eigener Wahl (88 262 ff.) auf Erfüllung oder auf Schadens ⸗ 
erſatz. — Die Ausübung des Wahlrechts des erſatzberechtigten Vertragsgegners beſtimmt 
ſich nach den Grundfätzen vom Wahlſchuldverhältniſſe (vgl. die 88 262ff.). Büßt der Vertrags- 
gegner das Wahlrecht ein, wenn der auftragsloſe Vertreter die Leiſtung anbietet? Das wird 
zu bejahen fein, da der Gläubiger nach $ 267 die Leiſtung ohnehin auch von einem Dritten 
annehmen muß. Wird die Erfüllung des Vertrags gefordert, ſo bedeutet das nicht, daß der 
Vertreter dadurch zur Vertragspartei wird, oder daß dadurch ein Vertrag zwiſchen dem Ver⸗ 
treter und dem andern zuſtande kame; es bedeutet vielmehr nur, daß der Vertreter nunmehr 
eben das zu leiſten hat, was der Vertretene ſelbſt im Falle der Wirkſamkeit des Vertrags auf 
Grund dieſes zu leiſten gehabt hätte, und bezweckt ſonach nur eine Art von Intereſſenaus⸗ 
gleichung (reparatio damni; Vorbem 5 vor $ 249). Das Zuſtandekommen eines Vertrags. 
verhältniſſes zwiſchen dem Geſchäftsgegner und dem Vertreter läßt ſich, da der Vertreter im 
Sinne des § 179 nicht in eigenem Namen, ſondern namens eines andern verhandelt haben 
muß, schlechterdings nicht annehmen (a. A. Planck Anm 4b, wonach der Vertreter an Stelle 
des Vertretenen in den Vertrag eintreten muß). Demnach ift auch die andere Annahme aus⸗ 
geſchloſſen, als könnte der haftende Vertreter, falls der Geſchäftsgegner von ihm die Erfüllung 
fordert, nun auch ſeinerſeits Erfüllung verlangen. Da jedoch bei gegenſeitigen Verträgen 
Leiſtung und Gegenleiſtung durch einander bedingt ſind, ſo folgt hieraus wenigſtens ſo viel, 
daß gegebenenfalls auch dem haftenden Vertreter die Rechtsbehelfe aus den 98 320 ff. zu⸗ 
ſtehen. Iſt der auftragsloſe Vertreter nach der Natur der Leiſtung als einer unvertretbaren, 
ſie an Stelle des Vertretenen zu erfüllen außerſtande, dann iſt der Vertragsgegner auf den 
Schadenserſatzanſpruch beſchräntt ($ 265). — Der Anſpruch auf Schadenserſatz regelt 
ſich hier nicht nach den 85 249 ff. Da nämlich gemäß $ 249 der nämliche Zuſtand herzuftellen 
ſein würde, der beſtünde, wenn das ſchädigende Ereignis nicht eingetreten, der Vertrag alſo 
dem Vertragsgeguer gegenüber wirkſam zuſtande gekommen wäre, fo führte die Zuſtands⸗ 
herſtellung gemäß § 249 zu einem Ergebniſſe, das der in $ 179 vorausgeſetzten Sachlage gerade 
widerſprechen würde. Der Fall des § 179 iſt eben der, daß der Vertrag nicht wirkſam zuſtande 
kommt, und bei der Art der Geltendmachung des Erſatzanſpruchs muß mithin ebenfalls gerade 
von dieſem Tatbeftande ausgegangen werden. Der Schaden ift danach lediglich in dem Unter⸗ 
ſchiede zwiſchen der Vermögenslage für den Fall der Wirkſamkeit des Vertrags und anderſeits 
feiner Unwirkſamkeit zu finden (R& 58, 327; 59, 157; Gruch 51, 903). Auch die abſtrakte 
Schadensberechnung iſt zufällig (R 58, 327). 

Anwendbar iſt 8 179 ſowohl un Falle des Handelns auf Grund angeblich geſetzlicher 
wie angeblich gewillkürter Stellvertretung; ſtets iſt er aber auf den Fall der Stellvertretung 
zu beſchränken, daher nicht auch auf den Fall der bloßen Übermittlung im Sinne des $ 120 
auszudehnen. Die Grundſätze des $ 179 müſſen im übrigen nach dem Rechtsgedanken und 
nach dem Zwecke des Geſetzes auch dann Platz greifen, wenn der Vertreter vorſpiegelt, 
Vollmacht von jemand erhalten zu haben, der überhaupt nicht oder nicht mehr 
eriftiert. Der Wortlaut des Geſetzes ſchließt dieſe Annahme jedenfalls nicht aus, um: 
faßt vielmehr nach feiner uneingeſchränkten Faſſung unterſchiedslos alle Fälle, in denen 
der Vertreter einer Vollmacht entbehrt, mithin auch den, daß er die fälſchlich vor⸗ 
geſpiegelte Vollmacht überhaupt nicht haben kann, weil der angebliche Vollmachtgever 
gar nicht vorhanden ift. Anderſeits fehlt auch jeder innere Grund dafür, daß der 5170 
nur für ſolche Fälle gegeben ſein könnte, in denen ſich der Vertreter als Bevollmachtigten 
einer wirklich vorhandenen Perfönlichfeit ausgibt. Insbeſondere iſt nicht erſichtlich, wes. 
halb der als Vertreter Auftretende in dem hier fraglichen Sonderfalle beſſer geſtellt fein 
ſollte, als dann, wenn er ſonſt das Vorhandenſein einer Vollmacht fälſchlich vorgibt. Der 
für die entgegengeſetzte Anſicht angeführte Grund (R 30. 4. 09 VII 336/08; Staudinger 
A Za), daß der namens einer nicht vorhandenen Perſon abgeſchloſſene Vertrag nichtig ſei, 
iſt hier um deswillen ohne Tragweite, weil der $ 179 den falsus procurator überhaupt nicht 
aus dem Vertrage haften läßt (ebenfowenig wegen Verſchuldens RG 60, 345), ſondern 
auf Grund der von ihm durch die Vorſpieglung der Vollmacht übernommenen Ge- 
währspflicht, mithin aber entſprechend zugleich aus der Gewährspflicht für das Vor⸗ 
handenſein der angeblich vertretenen Perſönlichkeit. Auch wenn der Dritte die Erfüllung 
wählt, iſt dieſer Anſpruch gerade deshalb begründet, weil der falsus procurator die Möglichkeit 
f es Wirkſamwerdens des Vertrags zwischen dem Dritten und dem angeblich Vertretenen durch 
eine falſche Vorſpieglung vereitelt hat. Anwendbar ift 5 179 auch dann, wenn ein geſetzlicher 
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Vertreter in en der nach außen hin in gewiſſer Weiſe eingeſchränkten Vertretungs- 
macht handelt, beiſpielsweiſe der Vertreter einer Gemeinde (RS Warn 1914 Nr 1). — Nicht 
anwendbariſt 9179, wenn jemand für einen andern handelt, als den er ſich ſelbſt fälſchlich aus⸗ 
gibt, weil in ſolchem Falle eine Stellvertretung überhaupt nicht in Frage kommen kann (RG 38, 
179), vielmehr Betrug vorliegt. Unanwendbar ift die Vorſchrift auch, wenn vor der Eintragung 
einer ©. m. b. H. oder einer Aktiengeſellſchaft namens der Geſellſchaft gehandelt wird. In 
dieſen Fällen kommt es auch auf die Kenntnis des Geſchäftsgegners von dem Fehlen der Ein- 
tragung nicht an. Die Haftung des Handelnden iſt hier nach dem Geſetze eine unbedingte 
(8 11 Abſ 1 u. 2 GmbHG, J 200 Abſ 1 Satz 2 508). a 

2. Der Grundſatz des Abſ 1 erleidet Abweichungen nach zwei Richtungen: a) Die Haftung 
des Vertreters beſteht überhaupt nicht (Abf 3), wenn der Vertragsgegner den Mangel der 
Vertretungsmacht gekannt hat oder hat kennen oder erkennen müfſen (88 122, 270), (weil 
er alsdann die Folgen ſelbſt zu verantworten hat); ebenſowenig dann, wenn der Vertreter 
in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt war, es ſei denn, daß er mit Zuſtimmung des geſetzlichen 
Vertreters gehandelt hat. Regelmäßig darf man auf das Vorhandenſein der Vertretungs⸗ 
macht des Handelnden oder aber auf die Herbeiführung der Genehmigung vertrauen (Mot 
1, 244); aber unter Umſtänden kann die Sache auch fo liegen, daß dem Geſchäftsgegner nach 
den Anschauungen des gefunden Verkehrs die Erkundigungspflicht obliegt (Reh Warn 1914 Nr 1). 

b) Die Haftung des Vertreters iſt eine volle überhaupt nur dann (Abſ 2), wenn ihm der 
Mangel der Vertretungsmacht bekannt war. Sie geht dagegen nur auf das negative Intereſſe, 
und zwar nur bis zur Höhe des Erfüllungsintereſſes, falls dem Vertreter jener Mangel un. 
bekannt war. Kennenmüſſen kommt hier nicht in Betracht. Über das negative Intereſſe vgl. 
3122 A 2. Es kann hier auch eine abſtrakte Schadensberechnung eintreten (Unterſchied zwiſchen 
Kaufpreis und Marktpreis; R 58, 326) und es kann der ſog. Vertrauensſchaden auch ſchon 
dann gefordert werden, wenn ſich der Vertragsgegner, auf die Erfüllung des Vertrags ver 
trauend, im Intereſſe feines allgemeinen Geſchäftsbetriebs, um ſeinen Kundenkreis befriedigen 
zu können, anderweit eindeckte; es iſt auch nicht einmal erforderlich, daß er ſich zur Liefe⸗ 
rung ſolcher Waren nach anderer Seite ſchon gebunden hatte (Rc Gruch 51, 903). 

e) Hat der Vertreter den Vertrag ausdrücklich von der Genehmigung des Vertretenen 
abhangig gemacht, dann liegt der Fall eines bedingten Rechtsgeſchäfts vor (§ 158), und 
von einer Haftung des Vertreters kann auch hier im Zweifel keine Rede ſein (RG 4. 3. 14 
V 192/13; vgl. auch § 178 A 1). 

3. Beweislaſt. Der vom Vertreter Erfüllung oder Schadenserſatz fordernde Vertrags- 
gegner muß beweiſen, daß der Vertreter namens eines andern prhandelt hat, daneben au 
behaupten, daß der Vertretene die Erteilung der Vollmacht leugnet, oder daß er die Genehmi- 
gung verweigert hat, oder daß dieſe als verweigert anzuſehen iſt. Sache des in Anſpruch ge⸗ 
nommenen Vertreters wäre es, demgegenüber die Vertretungsmacht nachzuweiſen (88 
IB 02, 365°°), oder andernfalls zu beweiſen, daß der Vertragsgegner ihr Nichtvorhandenſein 
gekannt hat; oder daß er (der Vertreter) in feiner Geſchäftszeit beſchränkt war, während dem⸗ 
gegenüber der Vertragsgegner die Zuftimmung des geſetzlichen Vertreters zu beweiſen hatte; 
wendet der Vertreter nur beſchränkte Haftung ein, fo muß er beweiſen, daß er den Mangel 
der Vertretungsmacht ſelbſt nicht gekannt hat. 


§ 180 


Bei einem einſeitigen Rechtsgeſchäft iſt Vertretung ohne Vertretungs- 
macht unzuläſſig. Hat jedoch derjenige, welchem gegenüber ein ſolches Rechts. 
geſchäft vorzunehmen war, die von dem Vertreter behauptete Vertretungs- 
macht bei der Vornahme des Rechtsgeſchäfts nicht beanſtandet oder iſt er 
damit einverſtanden geweſen, daß der Vertreter ohne Vertretungsmacht 
handele, jo finden die Vorſchriften über Verträge entſprechende Anwen⸗ 
dung). Das gleiche gilt, wenn ein einſeitiges Rechtsgeſchäft gegenüber einem 
Vertreter ohne Vertretungsmacht mit deſſen Einverſtändniſſe vorgenommen 
wird ) 8). 

E 925 II 148; M 1 244 ff.; P 1 167 ff. 

1. Bol. 8 177 A 1. Das einfeitige Rechtsgeſchã bem 1 vor $ 116) bleibt im Fal 
auftragtoler Gescher fahrung hier a te e ſo daß es auch im Wege 

er Beſtätigung nur im Falle feiner erneuten Vornahme Wirkſamkeit erlangen kann (8 141 ), 
and auch für die Genehmigungslage im Sinne des § 177 (A 2, 3) kein Raum iſt. Dieſer Grund. 
‘ah it auch anwendbar, wenn eine Vollmacht unzureichend war (ich 66, 430). — Die 
Regel des Sat 1 ift jedoch keine unbedingte; fie kann durch das im Geſetze vorgeſehene Ber. 
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halten des paſſiv Beteiligten, fo des gemahnten Schuldners, mit der Folge beſeitigt werden. 
daß an ihre Stelle die Vorſchriften über Verträge (88 177, 178, 179) treten. Die vom Ver⸗ 
treter behauptete Vertretungsmacht ift nicht beanſtandet, wenn weder Vorlegung 
einer Vollmachtsurkunde verlangt, noch das Geſchäft zurückgewieſen wird (§ 174). Dabei 
iſt vorausgeſetzt, daß Vertreter und Erklärungsempfänger von derſelben Art der Vertre⸗ 
tungsmacht, alſo entweder einer rechtsgeſchäftlichen oder einer geſetzlichen, ausgehen (RG 
SW 04, 5745). Hat der Vertreter ohne Vertretungsmacht dem nämlichen Dritten gegen⸗ 
über nacheinander zunächſt einen Vertrag abgeſchloſſen und daraufhin ein einſeitiges Rechts⸗ 
geſchäft vorgenommen (Mietvertrag⸗Kündigung), und hat der Geſchäftsgegner die Vornahme 
des letzteren Geſchäfts nicht beanſtandet, ſo wird auslegungsweiſe angenommen werden 
Können, daß er ſich auch hinſichtlich des Vertrags des Widerrufsrechts aus § 177 begeben hat. 

Eine Haftung des Vertreters ohne Vertretungsmacht, entſprechend derjenigen aus 
$ 179, ift in $ 180 nicht vorgeſehen, da die Vornahme des Geſchäfts als unwirkſam hingeſtellt 
wird. Sie kann mithin höchſtens nach den allgemeinen Grundſätzen von unerlaubten Hand⸗ 
lungen (58 823 ff.) begründet werden. Der 8 179 muß aber Platz greifen, falls der Gefchäfta- 

egner die Vertretung nicht beanstandet und der Vertreter der Vertretungsmacht entbehrte. 
Fil der Geſchäftsgegner mit der Vertretung ohne Vertretungsmacht einverſtanden, dann iſt 
der Vertreter nach § 179 Abſ 3 Satz 1 haftfrei. 

2. Das gegenüber einem Vertreter ohne Vertretungsmacht vorgenommene einſeitige 
Rechtsgeſchäft (3. B. Kündigung) iſt für den Vertretenen ſelbſtverſtändlich unverbindlich. 
Satz 3 will nur beſagen, daß das einſeitige Rechtsgeſchäft genehmigungsfähig iſt 
G8 177ff.), falls der Erklärungsempfänger durch das im Geſetze vorausgeſetzte Einver. 
ſtändnis die (paſſive) Stelloertretung übernommen hat (5 164 Abf 8). 

3. Die Beweislaſt. Wer die Wirkſamkeit des einfeitigen Geſchäfts geltend macht, hat 
die Vorausſetzungen hierfür nachzuweiſen, alſo das Einverſtändnis oder die Nichtbeanſtan⸗ 
dung, wobei jedoch genügen muß, daß Tatſachen dargetan werden, aus denen das Einver- 
ſtändnis zu folgern iſt. Sache des Gesc wäre es, demgegenüber nachzuweiſen, durch welche 
Erklärung er die Vornahme des Geſchäfts beanſtandet habe, und daraufhin gegebenenfalls 
Sache des andern Teiles, die Verſpätung der Beanſtandung (8 174) darzutun. 


8 181 


) Ein Vertreter kann, ſoweit nicht ein anderes ihm geſtattet ift?), im 
Kamen des Vertretenen mit ſich im eigenen Namen oder als Vertreter eines 
Dritten ein Rechtsgeſchäft nicht vornehmen, es ſei denn, daß das Rechts⸗ 
geſchäft ausſchließlich in der Erfüllung einer Verbindlichkeit bejteht?). 

E II 149; M 1 224 fl. P 1 174 ff.; 2 79 ff. 


1. Verhandeln des Vertreters mit ſich ſelbſt. Möglich find hier zwei Falle: Der Ver⸗ 
treter eines andern schließt für ſich jelbft und zugleich namens des Vertretenen ab; oder jemand 
vertritt zwei verſchiedene Perſonen und verhandelt in ſich namens dieſer beiden. Die Be⸗ 
ſtimmung trifft im übrigen zweiseitige wie auch empfangsbedürftige einſeitige Rechtsgeſchäfte. 
Bei den letzteren ſpielt hier die etwaige Befugnis des Vertreters zur Erteilu ng der Ein⸗ 
willigung ($ 182) namens des Vertretenen eine beſondere Rolle. Es fragt ſich nämlich, ob 
8 181 auch dann Platz greift, wenn jemand dem von ihm in eigenem Namen mit einem andern 
abgeſchloſſenen Vertrage zugleich namens desjenigen Dritten die Genehmigung erteilt, von 
deſſen Zuſtimmung die Wirkſamteit des Vertrags oder der Verfügung gemäß 88 182 ff. ab- 
hängig ift. Beiſpielsweiſe A tritt in eigenem Namen und durch Verhandeln mit ſich ſelbſt 
dem B die Forderung ſeines Bollmachtgebers C ab, und erklärt hierzu namens des C, 
den er zu vertreten an ſich berechtigt iſt, deſſen Zuſtimmung. Erklärt er die erforderliche 
Zustimmung namens des Dritten (0) ſich ſelbſt gegenüber, dann kann an der Anwendbar⸗ 
keit des $ 181 kein Zweifel beitehen. Sein Fall wäre unmittelbar gegeben. Wie aber, 
wenn der Vertreter die Zuſtimmung gegenüber ſeinem Vertragsgegner (B) erklärt, da doch ein 
Fall des Verhandelns mit ſich ſeipſt äußerlich hier überhaupt nicht vorzuliegen ſcheint? Folgt 
man indeſſen dem allgemeinen Rechtsgedanken des § 181: der Gefahr aus widerſtreitenden 
Intereſſen vorzubeugen (RG 68, 175), dann muß die Anwendbarkeit des $ 181 auch in 
Fällen der letztbezeichneten Art bejaht werden. Denn die Wirkung der Genehmigung iſt die 
nämliche, gleichviel ob der Vertreter die Zuſtimmung ſich ſelbſt oder dem Vertragsgenoſſen 
gegenüber erklärt (8 182), und es wäre doch nicht richtig, hinſichtlich der Anwendbarkeit des 
$ 181 trotzdem lediglich auf die Verſchiedenartigkeit der äußeren Vorgänge, mittels deren 
die. Wirkung herbeigeführt wird, das entſcheidende Gewicht zu legen. Auch darf es ſchwerlich 
in das Belieben eines Vertreters geſtellt fein, der zugunſten des zu Vertretenden gegebenen 
Geſetzesbeſtimmung gefliſſentlich dadurch auszuweichen, daß er die Erklärung nicht fich ſelbſt. 
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ſondern dem Vertragsgenoſſen gegenüber abgibt. Endlich aber iſt gegebenenfalls das Schwer 
gewicht der Vorſchrift des § 181 überhaupt nicht auf die Erklärung der Zuſtimmung, ſondern 
auf die Tatſache der Zuſtim mung ſelbſt zu legen, da doch die Erklärung nur die Zuſtint⸗ 
mung zum äußeren Ausdrucke bringt, derjenige Umſtand dagegen, der die in § 182 vorge- 
ſehene Wirkung hervorruft, allein die Zuſtimmung ſelbſt iſt. Steht nun aber die Zuſtimmung 
des Dritten ebenſowohl dann in Frage, wenn ſie von ſeinem Vertreter dem Vertragsgegner 
gegenüber erklärt wird, wie dann, wenn der Vertreter ſie ſich ſelbſt gegenüber erteilt, dann ſcheint 
es auch aus dieſen Gründen nicht richtig, bei der Anwendbarkeit des § 181 einen Unterſchied 
zu machen je nach der verſchiedenen Richtung der Erklärungsabgabe. Der Entſcheidung RG 
76, 89, die den entgegengeſetzten Standpunkt vertritt, kann ſonach nicht beigetreten werden 
(a. A. Planck Anm 1d 8). Zu Zweifeln hinſichtlich der Anwendbarkeit des $ 181 geben ferner 
namentlich auch die Fälle Anlaß, in denen es nach dem Geſetze möglich iſt, rechtsgeſchäftliche 
Erklärungen mit Wirkung für einen Dritten dem Grundbuchamte gegenüber abzugeben 
(85 873 Abſ 2, 875 Abs 2, 1183 Sat 2). Beiſpielsweiſe, kann der Hypothekengläubiger, der 
die Löſchung ſeiner Hypothek bewilligt, zugleich als Vertreter des Eigentumers in deſſen 
Namen dem Grundbuchamte gegenüber gemäß § 1183 die Zuſtimmung zur Löͤſchung trotz 
des $ 181 wirkſam erklären? Auch dieſe Frage dürfte zu verneinen fein (a. A. Planck a. a. O.). 
Denn als entſcheidend erſcheint auch hier, daß es für die Anwendbarkeit des $ 181 nicht darauf 
ankommen kann, an wen die Einwilligung gerichtet iſt, fondern uur darauf, daß die für den 
Vertretenen (im bezeichneten Falle für den Eigentümer) wirkſame Erklärung mit Wirkung 
überhaupt abgegeben wird. Auch dürfte es hier ebenfalls nicht in das Belieben des Vertreters 
geftellt jein, den Fall des Geſetzes eintreten zu laſſen, oder aber ihn auszuſchließen, je nachdem 
er ſich entſchließt, die Erklärung ſich ſelbſt (als dem Gläubiger) gegenüber, oder gegenüber 
dem Grundbuchamte abzugeben. So iſt es auch unzulaſſig, daß der Bevollmächtigte Tür ſich 
auf dem Grundſtücke des Vollmachtgebers eine Hypothek beſtellt (RG 89, 371). Das Grund⸗ 
buchamt darf ſeinem Antrage nicht ſtattgeben. Alle Rechtsveränderungen im Gebiete des 
Liegenſchaftsrechts ſetzen in der Form der Einigung einen dinglichen Vertra voraus (5 873), 
und dieſer Vertrag kaun nur durch Einigung zwiſchen den beiden materiel Beteiligten zu⸗ 
ſtande kommen (Roh a. a. O.). Alle erörterten Fälle find indeſſen ftreitig (vgl. Güthe, Grund⸗ 
buchordnung, 2. Aufl., Bd. 2 S. 1607). Das Grundbuchamt in Fallen der bezeichneten Art 
(58 873 Abſ 2, 875 Abſ 2, 1183 Abs 2) als Vertreter des Eigentümers an uſehen, iſt fur den 
Regelfall unzuläſſig, da das Grundbuchamt die Erklärungen kraft eigener efugnis, nicht aber 
namens des Eigentümers entgegennimmt (Prot 3, 86 IN). Der $ 181 ſchließt es für den Regel⸗ 
fall auch aus, daß der Vertreter namens des vertretenen Eigentümers einem Dritten eine 
Hypothek beſtellt und zugleich namens des Dritten die zum Rechtserwerbe erforderliche Einigung 
zuſtande bringt (vgl. RG 89, 369). — Die Frage endlich, ob der Vertreter die Anwendung 
des § 181 dadurch hindern kann, daß er behufs Verhandlung mit dem Voll machtgeber einen 
Dritten als weiteren Vertreter des Vollmachtgebers beſtellt, iſt für die Regel zu ver⸗ 
neinen. Denn ſchließt jetzt der Bevollmächtigte mit dem von ihm beſtellten Subſtituten ab, 
dann läge zwar äußerlich ein Fall des Verhandelus in ſich ſelbſt nicht vor; in Wahrbeit aber 
handelte es ſich gleichwohl darum, weil die Beſtellung des Dritten als Vertreters des Vollmacht⸗ 
gebers auf die Entſchließung des Bevollmächtigten zurüctzuführen wäre und en die Gefahr 
einer Interelfentollifion, der eben $ 181 vorbeugen will, auch hier beftände. Es kann ſomit 
mit der Beſtellung des Subſtituten leicht eine bloße Umgehung des Geſetzes beabſichtigt fein 
(N 56, 107). Ein Fall des $ 181 wird anderſeits daun zu verneinen ſein, wenn der Bevoll⸗ 
mächtigte mit einem Dritten abſchließt, der damals ohnehin ſchon zur Vertretung des Boll, 
machtgebers berechtigt war (etwa als Prokuriſt; Rch 89, 371). Beſonders läge der Fall natür⸗ 
lich dann, wenn in der Ermächtigung des Bevollmächtigten zur Beſtellung eines weiteren 
Vertreters gelegentlich zugleich die Geſtattung zu finden wäre, mit dieſem zu vorhendeln. 
Dann wäre für & 181 ſchlechthin kein Raum. Falls der Dritte nur zur Vertretung des Vertreters 
berufen wäre und dann mit dieſem abſchlöſſe, läge die Sache nicht anders, als wenn der Ver⸗ 
treter mit ſich ſelbſt verhandelte. — Ein Fall des Verhandelns mit ſich ſelbſt liegt nicht vor, 
wenn der geſetzliche Vertreter namens ſeiner und zugleich namens Des Vertretenen mit 
einem Dritten einen Vertrag abſchließt; er iſt dazu vielmehr ſchlechthin befugt (MG Warn 
1912 Nr 399). Desgleichen nicht, wenn der Prokuriſt einer Firma auf einen von ihm auf die 
Firma gezogenen Wechſel das Akzept der Firma ſetzt, weil es ſich hier nicht um ein vom 
1 mit ſich in eigenem Namen vorgenommenes Rechtsgeſchaft handelt (M& Gruch 
„Aa. . 

Der Grundſatz. Für die unter das Geſetz gehörenden Fälle ift beftimmt, daß der Vertreters 
das Rechtsgeſchäft nicht vornehmen kann“ ſoweit nicht einer der beiden vorgeſehenen Aus. 
nahmefälle (A 2) vorliegt. Zu Zweifeln über die Tragweite der Beſtimmung gibt der Ausdruck 
kann nicht“ Anlaß (vgl. § 134 A 1). Findet man in ihm ein Verbotsgeſetz, fo Hätte ein Zuwider⸗ 
handeln ohne weiteres Nichtigkeit zur Folge. Dieſer Standpunkt, den vormals auch das Reichs. 
gericht vertrat (RGB 51, 422), iſt jedoch nicht der richtige. Er entbehrt jedes inneren Grundes. Das 
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Geſetz will vielmehr beſagen: In der Vertretungsmacht liegt nicht ohne weiteres die Befugnis zum 
Abſchluſſe mit ſich ſelber, und ſie „kann“ in ihr insbeſondere auch deshalb nicht ohne weiteres 
gefunden werden, weil von vornherein mit der Möglichkeit ſich widerſtreitender Intereſſen 
zu rechnen iſt. Der Vertreter, der trotzdem mit ſich ſelbſt abſchließt, handelt mithin regel 
mäßig außerhalb der Grenzen ſeiner Vertretungsmacht. Dieſes Bedenken fällt aber fort, 
wenn dem Vertreter die Befugnis zum Abſchluſſe mit ſich ſelber vom Machtgeber eingeräumt 
ift, oder wenn nach dem zugrunde liegenden Rechtsverhältniſſe das Geſetz ſelbſt von dem Be⸗ 
denken abſehen will; oder endlich, wenn ein ſolches Bedenken nach der Art der Geſchäfts⸗ 
erledigung an ſich nicht beſtehen kann. Von dieſem Geſichtspunkte aus erklären ſich auch folge · 
richtig die geſetzlichen Ausnahmefälle: die „Gestattung“ und die ausſchließliche Erfüllung 
einer Verbindlichkeit. Sofern lediglich eine Verbindlichkeit erfüllt wird, kann ſchon aus dieſem 
Grunde von widerſtreitenden Intereſſen keine Rede ſein. Der gegenwärtige Standpunkt des 
Reichsgerichts ift ebenfalls der, daß unbefugtes Selbſtkontrahieren bei gewillkürter Stellver 
tretung genau zu beurteilen it wie eine Überſchreitung der Vollmacht, fo daß das Rechts⸗ 
geſchäft nicht nichtig, ſondern genehmigungsfähig ift im Sinne des 8 177 (RG 56, 104; 67, 51; 
68, 37; 89, 374; Warn 08 Nr 602). „ 
Anwendungsgebiet. Es erſtreckt ſich auf Rechtsgeſchäfte jedes Rechtsgebiets, einschließlich 
der familienrechtlichen, ſoweit hier die Stellvertretung überhaupt zuläſſig iſt (RG 79, 283), 
einſchließlich ferner des Liegenſchaftsrechts (88 873, 929 ff.; RG 89, 367), und es umfaßt 
in gleicher Weiſe die aktive wie die paſſive Stellvertretung. Immer aber muß eine Stell⸗ 
vertretung stattfinden, und daher ift $ 181 nicht anwendbar bei rein einſeitigen Rechts⸗ 
geſchäften. Von ſolchen ift jedoch nicht zu reden, wenn die Willenserklärung dem Grundbuch ⸗ 
amte gegenüber behufs Erwerbs eines Rechtes für den Vertretenen, oder behufs Löſchung 
feines Rechtes abgegeben wird. Vgl. oben Anm 1. — Ein Fall des Verhandelns mit ſich ſelbſt 
liegt ferner nicht vor, wenn jemand einen Wechſel in eigenem Namen annimmt, den er 
als Vertreter eines andern auf ſich gezogen hat (RG 77, 139); oder wenn der mit General 
vollmacht verſehene Schuldner für ſeine Schuld im Namen des Vollmachthabers Bürgſchaft 
übernimmt (RG 71, 219), weil im erſteren Falle bei der Annahme des Wechſels a 
nicht die Vertretung des Ausſtellers ftattfindet, und im andern Falle, beim Bürgſchafts⸗ 
vertrage, weil der Schuldner ebenfalls nicht mit beteiligt iſt. Beſteht eine Geſell ſchaft m. b. H. 
nur noch aus einem Mitgliede, fo tann dieſes ſich zwar zum Vorſtande beftellen, es iſt aber nicht 
befugt, ſich als Vorſtand zugleich die Befugnis zum Verhandeln mit ſich ſelbſt zu erteilen 
(RG 68, 172). — Wer als Vertreter eines andern mit ſich ſelbſt verhandelnd auf jenen Beſitz 
und Eigentum beweglicher Sachen übertragen will, muß dieſen Willen durch ſolche Tat⸗ 
ſachen betätigen, die den Eigentumsuübergang auch für andere erkennbar machen (RG 52, 130; 
63, 16; 73, 415 zu § 1117; vgl. ferner $ 868 A 6). Notwendig iſt getrennte Vertretung auch 
bei der Umwandlung Geſamteigentums in einfaches Miteigentum (RG 67, 61). Zum Ab⸗ 
ſchluſſe eines Schuldvertrags genügt es dagegen, wenn der gemeinſchaftliche Vertreter in ſich 
die Willeuseinigung vornimmt, ohne ſolches auch äußerlich zum Ausdrucke zu bringen (RG 
Gruch 1912, 895). — Der Paragraph 181 gilt ſodaun auch für den Fall der geſetzlichen Ver 
tretung (R& 71, 163). Insbeſondere auch für den Vormund, der nicht für mehrere feiner 
Mündel als deren beiderfeitiger Vertreter abschließen kann (vgl. die 98 1795, 1630; R& 67, 61). 
Dazu kann ihn auch das Vormundſchaftsgericht nicht ermächtigen, wie es auch nicht dem 
Rechtsgeſchäfte nachträglich durch Genehmigung Wirkſamkeit zu verleihen vermag (R& 
71, 102). Der Teſtamentsvollſtrecker kann einen andern als Vertreter beſtellen mit der Er- 
mächtigung, in des Teſtamentsvollſtreckers Namen mit ſich ſelbſt als Bevollmächtigtem der 
Erben die Auflaſſung entgegenzunehmen (RG 61, 139). Dieſe Eutſcheidung iſt indes bedenklich. 
Richtig ſcheint es vielmehr, den Grundſatz des § 181 entſprechend auch in Anſehung aller 
derjenigen Perfönlichteiten anzuwenden, die zwar nicht auf Grund eines Stellvertretungs⸗ 
verhältniſſes (vgl. Vorbem 2 vor 5 164), wohl aber kraft ihrer geſetzlichen Stellung (Konkurs- 
verwalter, Teſtamentsvollſtrecker, Fideikommißadminiſtratoren) (RG 80, 416) mit gleicher 
Wirkung wie ein Stellvertreter für einen andern wie gegen ihn unmittelbar verbindlich 
handeln. Die Anwendbarkeit des 8 181 kann ſeinem Zwecke nach auch dann gegeben ſein, 
wenn die Stellvertretung von beiden Vertragsparteien nur ſcheinbar auf je eine verſchiedene 
Perſönlichkeit übertragen worden iſt, während in Wirklichkeit die Sache anders liegt (vgl. 
R Gruch 58, 176; hier war eine Landbank vom Kläger zum Ankaufe eines Grundſtücks 
bevollmächtigt worden, und der Eigentümer, der das Verkaufsangebot machte, bevollmächtigte 
zum Vertragsabſchluſſe die Vorſtandsmitglieder der Landbank, worauf das eine Vorſtands⸗ 
mitglied namens der Klägerin und das andere namens des Beklagten den Vertrag abſchloß). 
ber das Wirkſamwerden eines dem 8 181 zuwider vorgenommenen Rechtsgeſchäfts durch 
Genehmigung vgl. $ 177 A 2. — Die Anwendbarkeit des $ 181 wird endlich auch nicht dadurch 
ausgeſchloſſen, daß das Rechtsgeſchäft dem Vertretenen nur vorteilhaft ift. Daher kann auch 
der geſetzliche Vertreter nicht durch Verhandeln mit ſich ſelbſt mit dem Vertretenen einen 
chenkungsvertrag wirkſam abſchließen (RG Warn 1910 Nr 414). 
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2. Die Befugnis zum Selbſtkontrahieren kann beruhen auf rechtsgeſchäftlicher Er- 
klärung (RG 51, 422; 76, 184, Ermächtigung des Käufers, durch den Eigentümer den Ver⸗ 
kaufsantrag an ſich ſelbſt zu ſtellen; JW 1912, 2365, betreffend Verkaufsvollmacht mit 
der Geſtattung, zugleich den Käufer beim Abſchluſſe zu vertreten) oder auf Geſetz (Ros 
68, 175; 71, 165); jo in den Fällen des § 1009 Abſ 2 (RG 47, 209), ferner der 88 125, 
232 HGB. Nach RG 64, 373 kann es für die Annahme einer Geſtattung ſchon genügen, 
wenn die Zustimmung ohne Argliſt nicht verweigert werden dürfte. Ein Bankier, der auf⸗ 
tragsgemäß Wertpapiere für einen Kunden ankauft und ohne Nummerausgabe für ihn ver · 
wahrt, führt, wenn er anſtatt abhanden gekommener Papiere andere anſchafft und in die 
Verwahrung nimmt, den urſprünglichen Kommiſſionsauftrag aus und überträgt daher wirk⸗ 
ſam Eigentum auf den Kunden (RG 52, 130; 68, 16; vgl. auch Vorbem d vor $ 164 und 
8 868 A 5). Bei der Sicherungsübereignung eines Warenlagers einſchließlich der noch ein- 
gehenden liegt ohne weiteres die Ermächtigung für den Übereignenden, die eingehenden Waren 
für den andern in Empfang zu nehmen, und er erwirbt dadurch für ihn Eigentum, ohne daß 
es noch eines beſondern Beſitzkonſtituts bedürfte (R JW 1911, 762%). Verſichert der 
Ehemann ſeiner Ehefrau gehörige, eingebrachte Sachen auf ſeinen Namen gegen Brand. 
ſchaden, dann kann er den 55 erwachſenen Verſicherungsanſpruch durch Verhandeln mit 
ſich ſelbſt auf ſeine Ehefrau übertragen, und es genügt dazu, daß ſein Wille irgendwie er⸗ 
kennbar in die Erſcheinung trat (RG 76, 133). Die Übergabe des Hypothekenbriefs an den 
Gläubiger kann in der Weiſe geſchehen, daß der Eigentümer nach Empfang des Hypotheken- 
briefs mit ſich felbft und als Vertreter des Gläubigers gemäß $ 181 einen (durch ſchlüſſige 
Handlungen erkennbaren) Vertrag im Sinne des § 930 abſchließt (RG 73, 415). Das eine 
Mitglied von mehreren Mitgliedern des Vorſtandes einer eingetragenen Genoſſenſchaft ift 
zur Mitwirkung bei Erteilung der Vollmacht an ſich ſelbſt befugt (RG 80, 180). 

Die Erfüllung einer Verbindlichkeit umfaßt unterſchiedlos alle Erfüllungsge⸗ 
ſchäfte, mögen ſie in einer dinglichen Leiſtung oder in Eingehung von ſchuldrechtlichen Verbind⸗ 
lichkeiten beſtehen. Vorausſetzung ift aber ſtets, daß es ſich um eine rechtsverbindliche Schuld 
(daher beiſpielsweiſe auch nur eine formgültige Schenkung, RG 23. 10. 12 V 239/12) und 
um Leiſtung des eigentlichen Schuldgegenſtandes handelt. Daher gehört nicht hierher die 
Leiſtung an Erfüllungs Statt ($ 365). Wohl aber die Aufrechnung (88 387, 389). Niemals 
aber kann der Vertreter dem Vertretenen durch das Erfüllungsgeſchäft etwas von ſeinem 
Rechte vergeben, daher nicht feine eigenen noch zweifelhaften oder noch nicht fälligen Forde 
rungen an den Vertretenen durch Verwendung von Mitteln des letzteren befriedigen. 


Sechſter Titel 
Einwilligung Genehmigung 


8 182 


Hängt die Wirkſamkeit eines Vertrags oder eines einſeitigen Rechts⸗ 
geſchäfts, das einem anderen gegenüber vorzunehmen iſt, von der Zuſtim⸗ 
mung!) eines Dritten ab, jo kann die Erteilung ſowie die Verweigerung der 
Zuſtimmung ſowohl dem einen als dem anderen Teile gegenüber erklärt 
werden?). . 

Die Zuſtimmung bedarf nicht der für das Rechtsgeſchäft beſtimmten Forms). 

Wird ein einſeitiges Rechtsgeſchäft, deſſen Wirkſamkeit von der Zu⸗ 
ſtimmung eines Dritten abhängt, mit Einwilligung des Dritten vorgenommen, 
jo finden die Vorſchriften des § 111 Satz 2, 3 entſprechende Anwendung‘), 

E 1 127 II 150; M 1 245 ff.; P 1 176 ff.; 6 124, 128, 188. f 

1. Zuſtimmung. Rechtsgeſchäfte, durch die ohne Befugnis in eine fremde Rechtsſphäre 
eingegriffen wird, find im Sinne des Geſetzes nicht nichtig, aber unwirkſam. Denn ſoll eine 
Willenserklärung rechtliche Wirkungen hervorbringen, ſo muß der Erklärende über den Gegen⸗ 
tand feiner Erklärung zu verfügen nicht nur ſubjektiv, ſondern auch objektiv berechtigt fein. Das 
hier in Frage ſtehende unwirkſame Rechtsgeſchäft unterſcheidet ſich vom nichtigen dadurch, daß 
die Nichtigkeit grundſätzlich unheilbar iſt (8 125 A 1), daß dagegen das bloß unwirkſame Ge⸗ 
ſchäft auf die geſetzlich vorgeſehene Weile ungeſchmälerte Wirkſamkeit erlangen kann, und zwar 
gemäß $ 184 von Anfang an. Das Mittel nun, durch welches dieſer Erfolg herbeigeführt wird, 
it die Juſtimmung des Berechtigten. Dieſe umfaßt „die Einwilligung”, 95 i. die im voraus, 
und die „Genehmigung“, d. i. die nachträglich erteilte Zuſtimmung. Während die Be⸗ 
langung (5 141) eigene nichtige Rechtsgeſchäfte des Erklärenden wirkſam zu machen beſtimmt 
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it, kommt die Zuſtimmung in ihren beiden Formen in Frage bei Rechtsgeſchäften, bei deren 
Abſchluß der Erklärende ſelbſt nicht beteiligt war. Hier find aber die 88 182—185 durchweg an 
wendbar, ſoweit nicht Soudervorſchriften, insbeſondere die 88 108ff., betreffend die Rechts⸗ 
geſchäfte Minderjähriger, 177, betreffend die auftragloſe Geſchäftsführung (RG 58, 275), 1395 ff., 
betreffend die Genehmigung von Rechtsgeſchäften des Vormundes durch den Gegenvormund, 
vorzugsweiſe Platz greifen (vgl. auch die 88 415, 458, 1071, 1245, 1255, 1276, 1405, 1444, 
1516, 2120). — Die Anwendbarkeit der 88 182—185 iſt nicht auf ſolche Fälle auszu⸗ 
dehnen, in denen ein Rechtsgeſchäft lediglich inſoweit unwirkſam iſt, als es gegen das nur 
zugunſten eines andern beſtehende geſetzliche (§ 135) oder gewillkürte (8 399) Veräußerungs⸗ 
verbot verſtößt. Denn im Sinne der 88 182 ff. muß eine einſtweilige unbedingte Wirkungs⸗ 
loſigkeit in Frage ſtehen. In den Fällen der 88 135, 399 wird demgemäß die Unwirkſam⸗ 
keit auch nicht durch die Genehmigung geheilt, wie bei § 182 vorgeſehen iſt; vielmehr 
handelt es ſich dort gegebenenfalls um einen Verzicht des Geſchützten auf Geltendmachung 
der Unwirkſamkeit. Der Verzicht und anderſeits die Genehmigung ſind aber zwei an ſich 
verſchiedene Dinge. Insbeſondere kann alſo in den Fällen der 88 135, 399 auch der Grund- 
ſatz von der Rückwirkung der Genehmigung nicht ſchlechthin Platz greifen. Der nachträgliche 
Verzicht des Geſchützten auf Geltendmachung ſeines Rechtes wirkt vielmehr nur von der 
Erklärung ab. Auf behördliche Zuſtimmungserklärungen, landesherrliche Geneh⸗ 
migung bei Stiftungen ($ 80), oder bei Zuwendungen an juriſtiſche Perſonen (Ech Art 86), 
konnen die 88 182ff. ebenfalls nicht Anwendung finden. Hier liegen bedingte Rechts 
geſchäfte vor (RG 40, 235; 75, 407). Vor der Genehmigung beſteht bereits ein bindendes 
Rechtsverhältnis und ein Schwebezuſtand, mit der Genehmigung wird das Rechtsgeſchäft 
vollwirkſam, und zwar gemäß Art 86 mit rückwirkender Kraft; ob für die Zwiſchenzeit die 
betreffs rechtsgeſchäftlicher Bedingungen geltenden Vorſchriften der 88 160, 161 ebenfalls 
anwendbar find (in RG 75, 409 unentſchieden gelaſſen), kann ftreitig fein. Für den Fall 
der Stiftung iſt die Frage mit Rückſicht auf § 81 zu verneinen; für den Fall des Art 86 
dürfte die entſprechende Anwendung eher anzunehmen ſein. Auch in ſolchen Fällen, in 
denen die Geſetze für die Vornahme gewiſſer Rechtsgeſchäfte durch kommunale Verwaltungs⸗ 
behörden die Genehmigung der Gemeindevertretungen verlangen, wird der Geſichtspunkt 
bedingter Rechtsgeſchäfte der zutreffende fein. Anders iſt es, falls eine vormundſchafts⸗ 
gerichtliche Genehmigung erforderlich ist. Derartige Rechtsgeſchäfte unterſtehen in jeder 
Hinſicht, alſo auch in Anſehung der Genehmigung, den Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes 
(RG 71, 170), und es greifen hier in erſter Linie die Vorſchriften der 98 1828ff. Platz. 
Wo endlich das Geſetz von der „Erlaubnis“ eines Dritten ſpricht ($ 549), dient dieſe über⸗ 
haupt nicht dazu, ein Rechtsgeſchäft wirkſam zu machen. — Das wirkliche Anwendungs⸗ 
gebiet des $ 182 umfaßt Verträge und einſeitige empfangsbedürftige Willenserklärungen, 
während 9 185 hinſichtlich der Verfügungen Nichtberechtigter eine Sonderbeſtimmung 
gibt. Immer aber iſt Vorausſetzung, daß gerade die Wirkſamkeit eines Vertrags von der 
Zustimmung eines Dritten abhangt. Daher greift $ 182 nicht platz, wenn an die Zu ⸗ 
ſtimmung des Dritten andere Folgen als die Wirkſamkeit des von anderen Beteiligten 
abgeſchloſſenen Vertrags geknüpft ſind, wie beiſpielsweiſe in $ 549. Wird jemand das 
Recht auf Überlaffung einer Sache (Miete) durch einen andern als den Eigentümer der 
Sache vertraglich eingeräumt, und willigt der Eigentümer in den Vertrag ein oder erteilt 
er nachträglich feine Genehmigung, dann greifen die 95 183, 184 (nicht $ 185) Platz, und die 
Folge ift, daß der Vertrag gegen über dem Eigentümer in gleicher Weile wirkſam ift, als 
wäre er namens ſeiner durch einen Vertreter abgeſchloſſen worden (RG 80, 399). Bei 
einfeitigen nicht empfangsbedurſtigen Erklärungen kann eine Zuſtimmung überhaupt nicht 
in Frage kommen. — der $ 182 greift auch im Fatle der Schuldübernahme nach $ 415 
Plaß (RG 9. 5. 11 VII 456/10). 8 

2. Die Zustimmung iſt eine einseitige empfangsbedürftige Willenserklärung (RG 
Warn 1919 Nr 132) und iſt ein abſtraktes Rechtsgeſchäft. Sie kann ausdrücllich oder auch 
ſtulſchweigend, muß alsdann aber dem andern erkennbar (RG IW 08, 8017; Warn 1919 
Nr 132) erteilt werden. Sie ſetzt jedenfalls voraus, daß der Erklärende den Willen gehabt 
hat, den von andern Perſonen abgeſchloſſenen Vertrag durch feine Zuſtimnung wirkſam 
zu machen, und erfordert alſo auch, daß der Erklärende ſich der wirklichen Sachlage bewußt 
war. Es gilt hier entſprechend das gleiche, das betreffs der Beſtätigung eines vom Erklären⸗ 
den ſelbſt abgeſchloſſenen, aber nichtigen Vertrags erörtert worden iſt (vgl. $ 144). Eine 
Zuſtimmung läge beiſpielsweiſe nicht vor, wenn der beim Vertragsabſchluß durch einen Ra 
Wirklichkeit auftragsloſen Gelhäftsführer Vertretene den Vertrag demnächſt nur auf Grund 
ſeines Irrtums erfüllt hätte, daß ſein Vertreter zur Zeit des Vertragsabſchluſſes noch die 
Vertretungsbefugnis gehabt habe und da ſonach der Vertrag für wie gegen ihn mirkfem 
fei. — Über die Widerruflichkeit vgl. 9 183. — Als Willenserklärung iſt die Zustimmung 
auch gemäß 88 119, 123 anfechtbar, und zwar nach 9 143 Abſ? jeder von den beiden Ren 
tragsparteien gegenüber. 


270 Allgemeiner Teil Rechtsgeſchäfte 


Wirkſam erklärt werden kann die Zuſtimmung nur gegenüber dem einen oder dem andern 
der am Vertrage oder am einſeitigen empfangsbedürftigen Rechtsgeſchäfte Beteiligten ab- 
gegeben werden. Die Erklärung an eine andere Perſon oder Stelle (Gericht) ift wirkungs⸗ 
los (RG 64, 153; Warn 1910 Nr 322; 1915 Nr 10; 1919 Nr 132). Zwiſchen den beiden 
Beteiligten hat der Zuſtimmende die Wahl. | 

3. Die Zuſtimmungserklärung ift grundſätzlich formfrei (vgl. jedoch die Sonderbeſtim⸗ 
mungen der 88 1516, 1517, 1730, 1748 und A 4); auch bei der Genehmigung eines Grund- 
ſtücksveräußerungsvertrags (RG 15. 2. 13 V 447/12). E 

4. Entſprechend $ 111 kann der Dritte die Zuſtimmungsertlärung zurückweiſen, falls 
ſie ihm nicht in ſchriftlicher Form vorgelegt wird; es ſei denn, daß ihn der Zuſtimmende 
zuvor von der Zuſtimmung in Kenntnis geſetzt hatte. 


§ 183 


Die vorherige Zuſtimmung (Einwilligung) iſt bis zur Vornahme des 
Rechtsgeſchäfts widerruflich, ſoweit nicht aus dem ihrer Erteilung zugrunde 
liegenden Rechtsverhältniſſe ſich ein anderes ergibt). Der Widerruf kann 
ſowohl dem einen als dem anderen Teile gegenüber erklärt werden!). 

E I 127 II 151; M 1 245 ff.; P 1 176 ff.; 6 124, 128. 


1. Die Einwilligung ift als eine Unterart der Zuſtimmung (8 182 A 1) eine einſeitige 
empfangsbedürftige, der Regel nach bis zur Vornahme des Rechtsgeſchäfts ſrei widerrufliche 
Willenserklärung. Das Widerrufsrecht fällt jedoch fort entweder kraft einer beſondern, geſetz. 
lichen Beſtimmung, jo in den Fallen der 88 876, 1071, 1178, 1245, 1255, 1276, 1516, 1517, 
1748; oder zufolge einer beſondern Parteiabrede; oder endlich — ähnlich wie betreffs der 
Widerruflichkeit einer Vollmacht gemäß $ 168 — nach dem Zwecke des zugrunde liegenden 
Geſchäfts (RG JW 1910, 3295). Falls beiſpielsweiſe der Dritte in den zwiſchen A und B 
geſchloſſenen Vertrag infolge einer gegenüber A beſtehenden Verpflichtung einwilligt, wird 
er des Widerrufsrechts aus dieſem Grunde entbehren (vgl. § 168 A 2). Die Wirkung der 
Einwilligung ift, daß fie das Rechtsgeſchäft des Dritten ſchon von ſeinem Zuſtandekommen 
an vollwirkſam macht. Wird die Einwilligung mit Rückſicht auf ein zugrunde liegendes Rechts⸗ 
verhältnis erteilt, jo erliſcht ſie mit dem letzteren ohne weiteres ($ 168). cu 

Die nach Vornahme des Rechtsgeſchäfts erteilte Zuſtimmung iſt nicht mehr frei wider⸗ 
rufbar, ſondern nur anfechtbar (vgl. $ 182 A 1), und auf Grund der Anfechtung laber nicht 
auch ohne eine ſolche; vgl. dagegen Planck A 1 Abſ 3) ſteht dem Zuſtimmenden der Be⸗ 
reicherungsanſpruch aus $ 812 zu. An ſich ift die Frage der Widerruflichteit von Bedeutung 
nicht nur für das Verhältnis zwiſchen den Beteiligten ſelbſt, ſondern auth im Verhältniſſe 
zu dem Dritten, deingegenüber die Rechtshandlung vorgenommen worden (RG J. 
1918, 365°). 

2. Wahlrecht wie im Falle des $ 182 A 2. 


§ 184 
8 

Die nachträgliche Zuſtimmung (Genehmigung) wirkt auf den Zeitpunkt 
der Vornahme des Rechtsgeſchäfts zurück, ſoweit nicht ein anderes be⸗ 
ſtimmt iſt!). ö 8 5 

Durch die Rückwirkung werden Verfügungen nicht unwirkſam, die vor 
der Genehmigung über den Gegenſtand des Rechtsgeſchäfts von dem Geneh⸗ 
migenden getroffen worden oder im Wege der Zwangsvollſtreckung oder der 
Arreſtvollziehung oder durch den Konkursverwalter erfolgt jind?), 

E 1 127 II 152; M 1 247; P 1 176 ff. 6 129 ff., 138. 

1. Auch die Genehmigung ($ 182 A J) iſt eine einfeitige empfangsbedürftige, nicht wider⸗ 
rufliche Willenserklärung, die auch ſtillſchweigend, fo beiſpielsweiſe durch Prozeßführung, 
erklärt werden kann (RG 50, 154; 64, 149). Möglich iſt die Genehmigung auch ohne Kenntnis 
des weſentlichen Inhalts eines Geſchäfts, allein auf Grund der Kenntnis der Tatſache ſeines 
dlöschluſſes (516 10. 10. 00 V 11/00); aber jedenfalls muß der Genehmigungstwille vor- 
handen fein. Bgl. 5 182 A 2. Der Anficht (Planck A 2), daß, wenn die Genehmigung 
ohne rechtlichen Grund erteilt ſei, ein Anſpruch wegen ungerechtfertigter Bereicherung 
— 3 S12 auf Herausgabe deſſen begründet fein könne, was der andere Teil durch die Ge- 
ne hmigung auf Koften des Genehmigenden erlangt habe, kann nur mit der Einſchränkung 
deigepftichtet werden, daß der Genehmigende zuvor ſeine Genehmigung wirkſam angefochten 
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hat; denn andernfalls iſt ſeine Genehmigung zu Recht beſtehengeblieben und könnte daher 
auch von einer grundloſen Bereicherung noch keine Rede ſein. — Vor erteilter Genehmi⸗ 
gung können die Vertragsparteien den Vertrag unbehindert noch aufheben. Anders freilich 
im Falle der SS 177, 178. — Der $ 184 iſt auch auf die vormundſchaftsgerichtliche 
Genehmigung anwendbar; ſolange der Vormund die erteilte Genehmigung noch nicht be⸗ 
kanntgemacht hat, iſt der Vertrag noch nicht wirkſam geworden, und ob der Vormund von 
der gerichtlichen Genehmigung überhaupt Gebrauch machen will oder nicht, hängt einſt⸗ 
weilen von ſeinem Ermeſſen ab; wirkſam wird der Vertrag erſt dadurch, daß der Vormund 
die Genehmigung dem Vertragsgegner mitteilt (RG 76, 366). Genehmigt der Eigentümer 
einer Sache, die ein anderer in eigenem Namen an einen Dritten vermietet hat, das Rechtsge⸗ 
ſchäft, dann kommt hierdurch ein Mietverhältnis unmittelbar zwiſchen dem Eigentümer und dem 
Dritten zuſtande (R 80, 399). Der Grundſatz des Abs 1 ift auch beim Beſitzerwerbe 
(RG 29, 310) ſowie bei der Klageerhebung anwendbar (RG 9, 68). Im übrigen vgl. über 
das Anwendungsgebiet des 8 184 8 182 A 1. j 

Die Rückwirkung der Genehmigung begründet regelmäßig die Wirkſamkeit des Geſchäfts 
von Anfang an (RG 69, 263). Den Parteien ſteht es jedoch frei, den Zeitpunkt des Wirk. 
amwerdens anders zu beſtimmen. Die Rückwirkung hat überhaupt keinen Einfluß auf 
den Beginn der Verjährung, weil dieſer zur notwendigen Vorausſetzung hat, daß der An⸗ 
ſpruch ſchon damals wirklich hätte geltend gemacht werden können, wie die Verjährung ſich 
auch auf rein tatſächliche Verhältniſſe, wie Beſitzverhältniſſe, nicht erſtreckt (RG 65, 245; 
75, 114). Die geſetzlich vorgeſehene Rückwirkung äußert ſich auch dinglich: die dingliche 
Verfügung (Vorbem 7 vor § 104) des Nichtberechtigten beiſpielsweiſe wird wirkſam von 
Anfang an. Das Recht iſt gegebenenfalls von Anfang an entſtanden oder aber untergegangen, 
und die von einem Nichtbefugten begründete Verpflichtung des Genehmigungsberechtigten 
gilt als von Anfang an zu Recht beftehend (§ 170). Vgl. jedoch betreffs der Zwiſchen⸗ 
e Abſ 2 (RG 64, 154). Auch die Übertragung der Mitgliedſchaft innerhalb einer 
Geſellſchaft durch einen zur Übertragung nicht Befugten wird durch die Genehmigung der 
Geſellſchaft mit Rückwirkung wirkſam (RG Warn 1914 Nr 179). 

2. Bis zur Erteilung der Genehmigung oder bis zu ihrer Verweigerung befindet ſich das 
Rechtsgeſchäft im Zuſtande ſchwebender Unwirkſamkeit, währenddeſſen die Parteien 
einſtweilig gegenſeitig gebunden ſind und ſonach des einſeitigen Widerrufsrechts entbehren 
( 64, 154). Rechte Dritter ſollen durch die Rückwirkung nicht beeinträchtigt werden, 
ſoweit fie entſtanden find durch Verfügungen, die der Genehmigungsberechtigte ſelbſt ſchon 
vor Erteilung der Genehmigung getroffen hatte; und ebenſowenig durch derartige vom 
Konkursverwalter oder im Wege der Zwangsvollſtreckung getroffene Verfügungen. Unter 
Verfügungen im Sinne des 184 find nur ſolche Rechtsgeſchäfte zu verſtehen, durch die 
zugunſten des Dritten eine ‚Nechtsänderung (Übertragung, Belaftung) unmittelbar herbei- 
geführt wird; daher gehört hierher nicht eine in der Zwiſchenzeit erfolgte, gegen die Richtig⸗ 
keit des Grundbuchs gerichtete Eintragung (RG 69, 263). — Die Anſicht (Planck A 1), durch 
ein rechtskräftiges Urteil, das in einem Rechtsſtreite zwiſchen dem Genehmigenden und einem 
andern den Gegenſtand des zu genehmigenden Rechtsgeſchäfts dem andern zugeſprochen habe, 
werde die Rückwirkung der ſpäter erfolgten Genehmigung zuungunſten desjenigen Dritten, 
der das dem andern durch das Urteil zugeſprochene Recht durch die Verfügung des Nicht⸗ 
berechtigten kraft der erſt nachfolgenden Genehmigung des Berechtigten erlangt habe, ausge⸗ 
ſchloſſen, kann nicht gebilligt werden. Sententia jus facit inter partes. Eine Rechtsnachfolge 
im Verhältniſſe zwiſchen dem Dritten und dem andern liegt nicht vor, und § 325 ZPO kann 
daher nicht Platz greifen. 


§ 185 


Eine Verfügung, die ein Nichtberechtigter über einen Gegenſtand trifft, 
iſt wirkſam, wenn ſie mit Einwilligung des Berechtigten erfolgt y). 

Die Verfügung wird wirkſam, wenn der Berechtigte ſie genehmigt!) oder 
wenn der Verfügende den Gegenſtand erwirbt oder wenn er von dem Berech⸗ 
tigten beerbt wird und dieſer für die Nachlaßverbindlichkeiten unbeſchränkt 
haftet). In den beiden letzteren Fällen wird, wenn über den Gegenſtand 
mehrere miteinander nicht in Einklang ſtehende Verfügungen getroffen 
worden ſind, nur die frühere Verfügung wirkſam?) ). 

E II 153; ® 1 179. 

1. Sofortige Wirtſamkeit der Verfügung des Nichtberechtigten im Falle im voraus 


erteilter Einwilligung. Dieſe Beſtimmung überträgt zunächſt die Grundsätze der 88 182—184 
auf den Sonderfall, daß ein Nichtberechtigter über einen Gegenſtand eine dingliche Ber⸗ 
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fügung trifft, gibt alsdann aber auch noch Sonderbeſtimmungen, namentlich in Abſ 2. Nach 
der Regel, daß niemand mehr Rechte übertragen kann, als er ſelbſt hat, müßte eine derartige 
Verfügung zwar nicht nichtig ſein, wohl aber der Rechtswirkſamkeit entbehren; unbeſchadet 
der etwaigen ſchuldrechtlichen Verpflichtung des Veräußernden, dem andern gemäß 8 433 
das Eigentum an der Sache zu verſchaffen (RG 54, 365). Das Geſetz läßt jedoch die Ver. 
fügung des Nichtberechtigten im Falle der vorausgegangenen Einwilligung (§ 183) von 
Anfang an wirkſam fein und im Falle der nachträglichen Genehmigung (8 184) 
mit rückwirkender Kraft (8 184 A 3) wirkſam werden (Nd 89, 158). Die Ein. 
willigung bedeutet hier (im Gegenſatze zur Vollmacht) die im voraus erteilte Zuſtimmung 
dazu, daß der andere in eigenem Namen über das Recht des Zuſtimmenden wirkſam ver⸗ 
füge (RG 53, 275). In dem Falle hat das dem Ermächtigten gegenüber ergehende Urteil 
auch dem Einwilligenden gegenüber Rechtskraft (RG 73, 306). Nimmt der Berechtigte 
ſelbſt die Verfügung als Bevollmächtigter des Nichtberechtigten für dieſen vor, dann liegt 
darin regelmäßig zugleich eine Einwilligung in die Verfügung (RG IW 1913, 594% 

2. Sonſtige nachträgliche Heilung der Unwirkſamkeit. Die Verfügung des Nicht⸗ 
berechtigten „wird“ außer durch nachträgliche Genehmigung (A 1) auch dann wirkſam, wenn 
der Verfügende den Gegenſtand erwirbt oder von dem Berechtigten beerbt wird und dieſer 
für die Nachlaßverbindlichkeiten unbeſchränkt haftet (Vorbemerkung vor 8 1967), fo daß er 
die Verpflichtungen des Erblaſſers gegen ſich gelten laſſen muß. In dieſen beiden Fällen tritt 
jedoch — im Gegenſatze zum Falle des Abſ 1 — eine Riickwirkung nicht ein und die Wirkſam⸗ 
keit der Verfügung beſteht daher erft vom Eintritte der bezeichneten Ereigniſſe ab (RG 89, 158). 
Die Übertragung einer Buchhypothek nebſt der Bewilligung der Eintragung des Zeſſtonars als 
Hypothekengläubiger, ſowie die Erteilung der Auflaſſung nebſt Bewilligung der Eintragung 
des andern als Eigentümer enthält im Zweifel zugleich die Einwilligung des Zedenten oder 
des Eigentümers in die vom andern vorzunehmenden Verfügungen gemäß 3 185 (R 
54, 369). Eintragungen für eine nicht beſtehende Forderung können nachträglich durch 
Entſtehung der Forderung als Hypotheken Rechtswiriſamkeit erlangen, indeſſen nur unter 
der Vorausſetzung, daß der Schuldner in jenem Zeitpunkte noch in der Lage iſt, über die 
Hypothekenſtelle verfügen zu können; andernfalls erwirbt ſein Nachfolger die Eigentümer⸗ 
grundſchuld (MG IW 1911, 277%). Ein Fall der Heilung (Konvaleſzenz) gemäß Abſ 2 Sat 1 
tritt insbeſondere ein, wenn der Käufer eines Grundſtücks, der ſich vor deſſen Erwerbe mit einem 
andern über die demnächſtige Begründung eines Rechtes am Grundſtücke für den andern einigt, 
alsdann das Grundſtück erwirbt; die zuvor noch unwirkſam gebliebene dingliche Einigung 
wird alsdann derart wirkſam, daß der Erwerber an ſie gebunden ift und ſie daher nicht 
mehr widerrufen oder abändern kann (RG 77, 84). In der Aushändigung der mit einer 
Blankozeſſion verſehenen Schuldurkunde durch den Gläubiger an einen andern liegt die im 
voraus erteilte Einwilligung in die ſpätere Verfügung des andern mittels Zeſſion (RG 16. 9. 
11 V 101/11; ferner 81, 257). Der § 185 Abſ 2 Satz 1 iſt auch dann anwendbar, wenn der 
Ehemann, der über Frauengut unberechtigt verfügt hat, den Gegenſtand ſpäter erwirbt; ferner 
dann wenigſtens entſprechend anwendbar, wenn jemand, der in der Verfügung beſchränkt war 
und während dieſes Zustandes eine Verfügung getroffen hat, demnächſt das Berfügungs⸗ 
recht wiedererlangt (R& 6. 11. 11 VI 601/10). — Der Ausdruck Berechtigter“ iſt 
hier im weiteſten Sinne zu verſtehen. Als der Berechtigte iſt daher nicht nur derjenige 
anzusehen, dem das Recht ſelbſt zuſteht, ſondern auch derjenige, welcher namens des Rechts 
inhabers zu verfügen befugt iſt, jo der geſetzliche Vertreter (RG 68, 40) oder derjenige, 
dem die Verfügungsgewalt kraft eigenen Rechtes zukommt, wie der Konkursverwalter, 
Zwangsverwalter, Teſtamentsvollſtrecker. Dadurch, daß die Abtretbarkeit einer Forderung 
gemäß $ 399 ausgeſchloſſen ift, wird der Gläubiger nicht zu einem Nichtberechtigten, die 
Forderung iſt daher ihm gegenüber auch pfändbar, und das Pfandrecht geht auch dann nicht 
unter, wenn der Schuldner, zu deſſen Gunſten die Abtretbarkeit der Forderung ausgeſchloſſen 
worden war, die von ſeinem Gläubiger vor der Pfändung verbotswidrig bewirkte Abtretung 
nach der Pfändung genehmigt, weil die Genehmigung in dieſem Falle nicht zurückwirkt 
G 75, 142; vgl. dazu $ 182 A 1 und 8 399 A 1). . 

3. Für den Fall, daß der Nichtberechtigte über den nämlichen Gegenſtand nacheinander 
mehrere Verfügungen trifft, z. B. dieſelbe Sache durch Beſißkonſtitut (5 930) mehrfach ver. 

ußert, iſt nur die frübere Verfügung wirkſam. Im Falle ihrer Nichtigkeit würde 
W überhaupt nur die ſpätere Verfügung in Betracht kommen. > 

wi Anwendungsgebiet. Der 8 185 betrifft ausſchließlich (RG 49, 416) Verfügungen 
8 orbem7 vor 8109) rechtsgeſchäftlicher Art. Er findet im übrigen Anwendung ſowohl bei 
biet. an den auf ſchuldrechtlichem Gebiete wie im Sachenrechte und hier auch im Ge⸗ 
Bin ab Liegenſchaftsrechts (Rieß 54, 366 u. 18. 2. 11 V 149/10). Vorausſetzung ift hier 
= 135 id (J. weiter unten), daß für jemand auf Grund der Bewilligung eines nicht 
5 ge 9 Nichtberechtigten ein Recht eingetragen wird. Nicht hierher gehört 
agegen der Fall, daß der Bewilligende, obwohl nicht eingetragen, doch der wirklich Berechtigte 
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war (etwa weil er das Recht nicht durch Rechtsgeſchäft, ſondern auf andere Weiſe erworben 
hat), und ebenſowenig der Fall, daß der Bewilligende zwar eingetragen, aber trotzdem nicht 
wirklich berechtigt war. Denn erſterenfalls wäre nur die ſachlich bedeutungsloſe Ordnungs⸗ 
vorſchrift des $ 40 GBO verletzt worden, die die ordnungswidrig erfolgte Eintragung nicht un⸗ 
wirkſam macht; in dem andern Falle fänden die Beſtimmungen vom Erwerbe im guten 
Glauben Anwendung (88 892, 893, 1138). Die Fälle der Heilung unwirkſamer grund⸗ 
buchlicher Eintragungen gemäß 8 185 liegen ſomit nur dann vor, wenn die Ein⸗ 
tragung ſonſt aus materiellem Grunde unwirkſam iſt, und dieſer materielle Mangel auf einem 
der in § 185 vorgeſchriebenen Wege beſeitigt werden kann. Der 8 185 kann aber überhaupt 
nirgends Anwendung finden, wo ſich der Erwerb aus der Hand eines Nichtberechtigten — wie 
für das Liegenſchaftsrecht bereits zuvor hervorgehoben worden — ohnehin ſchon nach den Grund⸗ 
ſätzen vom guten Glauben vollzieht (58 932, 1032, 1244 uſw.). Wiewohl ſich der $ 185 feinem 
Wortlaute nach auf die Fälle rechtsgeſchäftlichen Erwerbs beſchränkt, iſt gleichwohl an- 
zunehmen, daß auch ein Pfändungspfandrecht wirkſam wird, wenn der Schuldner nachträglich 
die Pfandſache zu Eigentum erlangt (RG 60, 72). Vorausſetzung für eine derartige Heilung 
iſt jedoch, daß das Recht, welches der Pfandſchuldner nachträglich erlangt, das nämliche iſt 
wie das den Gegenstand der Pfändung bildende. Das trifft beiſpielsweiſe nicht zu, falls 
ein Amortiſationsguthaben des Grundeigentümers gepfändet ift und nachträglich der letztere 
im Wege der Verrechnung aus jenem Guthaben eine Eigentümergrundſchuld erwirbt (RG 
64, 211). — Als Verfügung im Sinne des $ 185 iſt auch eine Parzellierungsvoll⸗ 
macht anzuſehen, durch die der Beauftragte zur Einräumung des Beſitzes und des Nutzungs⸗ 
rechts an die Käufer der Trennſtucke ermächtigt wird (RG 90, 400). Auch das geſetzliche 
Pfandrecht des Vermieters entſteht, ſobald der Mieter die eingebrachten Sachen 
eines Dritten zu Eigentum erworben hat (RG 60, 70). Eine beſondere Anwendung der Grund⸗ 
ſätze des $ 185 iſt im $ 362 Ab] 2 für den Fall der Leiſtung an einen Dritten, der nicht Gläu⸗ 
biger ift, vorgeſehen (vgl. ferner § 161 A ja. E.). — Entſprechende Anwendung muß der 
ö 185 auch finden in Anſehung von Verfügungen deſſen, der in der Verfügung be- 
chränkt war, demnächſt aber das Verfügungsrecht wiedererlangt hat, wie das beiſpiels. 
weiſe beim Gemeinſchuldner zutreffen kann. Vgl. endlich über die entſprechende Anwend⸗ 
barkeit des $ 185 im Falle des Erlaſſes und der Abtretung unter $ 397 A 1 und $ 398 A 1. 
Zweifelhaft iſt die Anwendbarkeit des § 185 bei Verfügungen des Vorerben im Sinne 
des $ 2113. Gegen die Bejahung ſpricht der Umſtand, daß einerſeits der Vorerbe einft- 
weilen das Verfügungsrecht hat, und der Nacherbe anderſeits eines erworbenen Rechtes 
einſtweilen noch ermangelt. Traßvem wird es richtig fein, dem § 185 entſprechend hier 
ebenfalls Raum zu geben, mit Ruckſicht darauf, daß das Verfügungsrecht des Vorerben 
ein geſchwächtes iſt (M 5, 114 Ab} 3), und daß die ganze Rechtslage hier eine ähnliche ift 
wie im Falle des § 161 bei bedingten Rechten (M 5, 115). Es greift hier im übrigen der 
Grundſaß resoluto jure concedentis resolatur jus concessum ein (RG Warn 1914 Nr 126).— 
Die einſeitige Aufrechnung mit der Forderung eines andern kann gegen den Willen 
des Aufrechnungsgegners auch durch die Genehmigung des Berechtigten nicht wirkſam 
werden ($ 387); wohl aber die durch Vertrag vorgenommene Aufrechnung (R& 72, 377; 
78, 382; Warn 1912 Nr 66). — Verpflichtung zur Herausgabe des durch die Verfügung 
eines Nichtberechtigten Erlangten nach § 816. 


Vierter Abſchnittl 
Friſten Termine 


§ 186 


1) Für die in Geſetzen, gerichtlichen Verfügungen und Rechtsgeſchäften 
enthaltenen Friſt⸗ und Terminsbeſtimmungen gelten die Auslegungsvor⸗ 
ſchriften der 88 187 bis 1932) ). 

E 1 147 II 154; M 1 882; P 1 188. 


1. Friſt bedeutet nach dem Sprachgebrauche des BGB einen abgegrenzten Zeitraum, 
gleichviel 0 er zuſammenhängend verlaufen muß oder nicht ($ 191; M 1, 282). Zu unter. 
ſcheiden find: a) die Ansſchlußfriſt (Präkluſivfriſt), die befagt, daß eine Handlung mit Wirkung 
nur innerhalb der beſtimmten Friſt vorgenommen werden kann (vgl. beiſpielsweiſe die 88 121, 
123, 148, 1944, 1994; $ 41 80); b) die Verjährungsfriſt, die rechtsverändernd ſei es 
rechtsbegründend (erwerbende), lei es rechtszerſtörend (erlöfchende Verjährung) wirkt. Zwiſchen 
beiden Friſtarten beſtehen nach dem BGB, das übrigens nur die Anſpruchsverjährung 
kennt ($ 194), im einzelnen folgende wichtige Unterſchiede: Die Ausſchlußfriſt kommt zwar 
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in allen Rechtsgebieten, aber anderſeits doch nur in den ausdrücklich vorgeſehenen Fällen 
in Betracht, die Verjahrungsfriſt dagegen lediglich bei „Anſprüchen“, hier aber — abge- 
ſehen von gewiſſen Ausnahmen — durchweg (§ 194). Die Ausſchlußfriſt wirkt von Rechts 
wegen und unbedingt, ſo daß das Recht regelmäßig (über eine Ausnahme vgl. $ 157 A 3) auch 
dann verwirkt iſt, wenn der Berechtigte die Handlung innerhalb der Friſt gar nicht vornehmen 
konnte (R 48, 162), oder wenn er vom Rechte nicht unterrichtet war (RG 62, 129). Die 
vollendete Verjährung dagegen gibt nur eine Einrede (88 222, 818). Bei der Ausſchlußfriſt 
ſind grundſätzlich Hemmung wie Unterbrechung des Friſtlaufs ausgeſchloſſen, während bei 
der Verjährung das Gegenteil zutrifft (88 202 ff., 208). Nur e erklärt das Geſetz 
die Hemmungsgründe der 88 203, 206, 207 auch bei der Ausſchlußfriſt für anwendbar. Dieſe 
kann begrifflich überhaupt nur Platz greifen, wo die Rechtsausübung von vornherein an eine 
beſtimmte Friſt geknüpft iſt; während es zur Natur der verjährbaren Anſprüche gerade nicht 
gehört, daß ſie auf eine beſtimmte Zeit beſchränkt ſind. Die Dauer der Verjährungsfriſt ift 
allgemein vom Geſetze feſtgeſetzt (vgl. jedoch $ 225), die der Ausſchlußfriſt kann entweder 
auf Geſetz (geſetzliche Friſt; § 121 unverzüglich, 88 147 Abſ 2, 150), oder auf richterlicher 
Beſtimmung ($ 1944, richterliche Friſt), oder auf Beſtimmung der Partei (85 148, 326, Partei⸗ 
frift) beruhen. Ob im Einzelfalle eine vereinbarte Friſt Ausſchlußfriſt ſein ſoll, iſt Sache 
der Auslegung. Ausſchlußfriſt iſt angenommen bei der Abmachung, daß der betreffende An. 
ſpruch nur innerhalb 4 Monaten vom angegebenen Zeitpunkte ab berückſichtigt werden könne 
(RE ZW 06, 2092); ferner bei der Abrede, daß durch den Ablauf der Frlſt alle nicht 
anerkannten oder durch Klage verfolgten Anſprüche auf Brandentſchädigung erlöſchen (RE 
22. 6. 06 VII 531/05). Hier iſt zugleich der praktiſch ſehr wichtige Grundſatz angenommen, 
daß die Verſicherungsgeſellſchaft ſich auf die Friſt nicht berufen könne, wenn das gegen Treu 
und Glauben verſtieße, was der Fall wäre, falls der Verſicherte die Verſäumnis zu entſchul⸗ 
digen vermöchte. Eine Ausſchlußfriſt ift regelmäßig auch in einer Verwirkungsklauſel zu 
finden (RG JW 1911, 805°). Vgl. auch 8157 A 3. — Vgl. auch § 194 A1 a. E. — Termin 
iſt der beſtimmte Zeitpunkt, an welchem ſich ein rechtserheblicher Vorgang ereignen ſoll, 
beiſpielsweiſe eine Kündigung. ir: 

2. Die gejeglihen Beſtimmungen über Friſten und Termine haben grundſätzlich nur 
die Bedeutung von Auslegungsvorſchriften und können daher inſoweit nicht Platz greifen, 
als einer Friſt durch Parteiabrede ausdrücklich oder ſtillſchweigend eine beſondere, vom Ge, 
ſetze abweichende Bedeutung beigelegt worden iſt. Als Geſetz kommen Geſetze aus allen 
Rechtsgebieten in Betracht, ſo auch das Patentgeſetz (R& 65, 25; vgl. § 187 A). Anwend⸗ 
bar ſind die Vorſchriften insbeſondere auch im Gebiete des Handelsrechts und Wechſelrechts, 
ſoweit bier nicht beſondere Vorſchriften beſtehen (Artt 30, 32, 41 Abſ 2, 92 WO); ferner 
im Gebiete des Zivilprozeſſes (8 222 Abſ 2 ZPO) und der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
(8 17 369). . ̃; 

3. übergangs recht. Iſt eine Friſt nach dem 31. 12. 99 beſtimmt, fo findet das B08 
Anwendung, ſelbſt wenn das zugrunde liegende Rechtsverhältnis ſchon zuvor begründet wor⸗ 
den war (RG 50, 253; § 170 Ech). 


S 187 


Iſt für den Anfang einer Friſt ein Ereignis oder ein in den Lauf eines 
Tages fallender Zeitpunkt maßgebend, ſo wird bei der Berechnung der Friſt 
der Tag nicht mitgerechnet, in welchen das Ereignis oder der Zeitpunkt fällt!). 

Iſt der Beginn eines Tages der für den Anfang einer Friſt maßgebende 
Zeitpunkt, jo wird dieſer Tag bei der Berechnung der Friſt mitgerechnet). 
Das gleiche gilt von dem Tage der Geburt bei der Berechnung des Lebens⸗ 
alters?) ?), 

E I 148 II 155; M 1 282 ff.; P 1 18s ff. 5 

1. Beginn der Friſt, abgeſtellt auf ein Ereignis. Falls es z. B. heißt „vom Einlaufen 
des Schiffes ab in einer Woche“ oder vom „1. April 147 12 Uhr ab binnen 3 Tagen“, 
wird der 1. April nicht mitgezählt. Dem Abſ 1 liegt der Gedanke zugrunde, daß nur volle 
Tage in Rechnung kommen ſollen (vgl. daher die andere Vorſchrift des ab] 2). — Bei der 
fünffahrigen Friſt des § 28 Abſ 3 PatG iſt der Tag der Bekanntmauung nicht mitzuzählen 
(Reh 65, 24). Bei einer Geſetzesnorm, die „nach dem Tage der Verkündung in Kraft tritt“, 
ft hierfür ſchon der Beginn des Tages maßgebend (RG 91, 340; Beſchluß v. 2. 10. 05 
Net. VI 459/05, betreffend die Novelle zur J 8d v. 5. 6. 05). 1 

2. Hier handelt es ſich um den Fall, daß nicht, wie bei Abſ 1, ein in den Lauf eines Tages 
fallender Vorgang oder Zeitpunkt, ſondern daß ſchon der Beginn des Tages für den 
Anfang der Friſt maßgebend fein ſoll; fo beim Mieten einer Wohnung vom 1. April ab auf 
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1 Jahr. In dieſem Falle muß folgerichtig der betreffende Tag eingerechnet werden. Nach 
Satz 2 findet dieſe Regel entſprechende Anwendung auch bei der Berechnung des Lebens“ 
alters, ſo daß der Tag der Geburt voll gerechnet wird, gleichgültig, zu welcher Stunde dieſe 
ſtattfand. Unter Anwendung des § 187 Abſ 2 Satz 1 iſt angenommen worden, daß, wenn 
die Reviſionsfriſt innerhalb der Gerichtsferien abläuft, die Friſt zur Begründung der 
Reviſion ſchon mit dem 15. Oktober abläuft (RG 87, 209). 

3. Friſten von Stunden berückſichtigt das Geſetz nicht. Möglich find fie aber bei Firgeſchäften 
(8361) wie auch ſonſt nach Verabredung, insbeſondere bei der Miete (RG FW 1911, 9217). In 
der Regel wird hierbei wirklich nach Stunden zu rechnen ſein. Ob nicht bei Beſtimmung einer 
Friſt von 24 Stunden ein Tag gemeint ift, iſt Sache der Auslegung (vgl. $ 222 Abſ 3 ZPO). 


8 188 

Eine nach Tagen beſtimmte Friſt endigt mit dem Ablaufe des letzten 
Tages der Friſt!). 

Eine Friſt, die nach Wochen, nach Monaten oder nach einem mehrere 
Monate umfaſſenden Zeitraume — Jahr, halbes Fahr, Vierteljahr — be- 
ſtimmt iſt, endigt im Falle des § 187 Abſ 1 mit dem Ablaufe desjenigen 
Tages der letzten Woche oder des letzten Monats, welcher durch ſeine Be⸗ 
nennung oder ſeine Zahl dem Tage entſpricht, in den das Ereignis oder 
der Zeitpunkt fällt, im Falle des § 187 Abſ 2 mit dem Ablaufe desjenigen 
Tages der letzten Woche oder des letzten Monats, welcher dem Tage vorher⸗ 
geht, der durch ſeine Benennung oder ſeine Zahl dem Anfangstage der Friſt 
entſpricht'). 

Fehlt bei einer nach Monaten beſtimmten Friſt in dem letzten Monate 
der für ihren Ablauf maßgebende Tag, ſo endigt die Friſt mit dem Ablaufe 
des letzten Tages dieſes Monats). 

E I 148, 149 II 156; M 1 282 ff.; P 1 189; 6 198 ff. 

1. Friſtablauf. Die Regel des Abſ 1 gilt ausnahmslos. Ob etwa unter der Beſtimmung 
zin acht Tagen“ eine Woche oder 87 Zahl der Tage verſtanden werden ſoll, iſt Sache der 
Auslegung. Nach 8 859 Abſ 2 och ſollen im Zweifel acht volle Tage gerechnet werden. 

2. ft die Friſt nach den in Abſ 2 bezeichneten Zeiträumen e fo ift zu unter · 
ſcheiden: a) Fällt der für den Anfang der Friſt maßgebende Vorgang oder Zeitpunkt in den 
Lauf eines Tages (Ab] 1 des $ 187), dann endigt die Friſt mit dem Ablaufe des entſprechen 
den Wochentags oder Monatstags (3. B. am Montage oder am 1. des Monats). b) Fängt da. 
gegen der Friſtlauf bereits mit dem Beginne des Tages an, dann endigt die Friſt ſchon 
mit Ablauf des vorhergehenden Tages. it beiſpielsweiſe zu zahlen vom 1. April mittags 
12 Uhr ab binnen 1 Monat, ſo endigt die Friſt mit dem 1. Mai; ein vom 1. April ab für ein 
Jahr abgeſchloſſener Mietvertrag läuft dagegen mit dem 31. März ab, nicht erſt mit dem 
1. April. Eine zur Friſtwahrung vorzunehmende einſeitige Handlung darf noch bis zum Ab⸗ 
laufe des letzten Friſttags (Mitternacht, vorgenommen werden; iſt jedoch die Mitwirkung 
des andern Teiles erforderlich, dann darf dieſem hinſichtlich der Tageszeit nicht mehr zugemutet 
werden, als Treu und Glauben entſpricht (RG Gruch 54, 1128). Unfähigkeit desjenigen, der 
die Friſt wahren ſoll, zur Vornahme der Handlung hindert den fruchtloſen Friſtablauf nicht. 
Vgl. jedoch 8 193. — Bei einer Abrede wie „Lieferzeit Oktober bis Mai“ iſt der letzte Monat 
in die Friſt im Zweifel einzurechnen (MG 95, 22). 

3. 8. B. mit dem 30. Juni. 


8 189 
Unter einem halben Jahre wird eine Friſt von ſechs Monaten, unter 
einem Vierteljahre eine Friſt von drei Monaten, unter einem halben Monat 
eine Friſt von fünfzehn Tagen verſtanden. | 
an, Iſt eine Friſt auf einen oder mehrere ganze Monate und einen halben 
Monat geſtellt, jo ſind die fünfzehn Tage zuletzt zu zählen!). 
© as II 157; M 1 285; P 1 189; 6 138 ff. 

erat Eine vertragsmäßige Friſt von „4 Wochen“ darf nicht ohne weiteres gleich 1 Monat 
derhnst werden (ME 2. 11. O4 V 304/04). Hinſchtlich der Bezeichnungen „Früßjahr und 
gebraſt, vgl. für das Gebiet des Handelsrechts $ 359 HGB, wonach im Zweifel der Handels- 
gebrauch eutſcheidet. 
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§ 190 


Im Falle der Verlängerung einer Friſt wird die neue Friſt von dem 
Ablaufe der vorigen Friſt an berechnet!). 
E 1 152 II 158; M 1 286; P 1 189. 


1. Dieſe Vorſchrift trifft alle Fälle einer Friſtverlängerung, auch wenn ſie erſt bei oder 
ſogar nach Ablauf der Friſt bewilligt worden iſt. Nur darf es ſich nicht um eine ganz neue 
Friſt handeln. Vor allem wird zu prüfen fein, was beabſichtigt war (§ 186 A 2). 


Ss 191 


Iſt ein Zeitraum nach Monaten oder nach Jahren in dem Sinne beſtimmt, 
daß er nicht zuſammenhängend zu verlaufen braucht, ſo wird der Monat zu 
dreißig, das Jahr zu dreihundertfünfundſechzig Tagen gerechnet! ). 

E 1 151 II 159; M 1 286; P1189. 


1. Nicht zuſammenhängend verlaufender Zeitraum. Die Motive führen als Beiſpiele 
an: die Zuſicherung eines dreimonatigen, aber nicht auf einmal zu nehmenden 1 6 die 
Verpflichtung eines Geſchäftsreiſenden, ſich jährlich mindeſtens neun Monate auf, der Reiſe 
zu befinden. Hier entſcheidet alſo nicht das Kalenderjahr. Auf die geſetzliche Friſt des § 1567 
Abſ 1 (bösliche, ein Jahr währende Verlaſſung) findet § 191 keine Anwendung. 


8 192 


Unter Anfang des Monats wird der erſte, unter der Mitte des Monats der 
fünfzehnte, unter Ende des Monats der letzte Tag des Monats verſtanden !). 
E 1153 II 160; M. 1. 286; P1189. 


1. Anfang, Mitte, Ende des Monats. Dieſe, dem Art 30 WO entſprechende Vorſchrift 
berückſichtigt die im Verkehr üblichen Zeitbeſtimmungen: Anfang, Mitte, Ende des Monats. 


§ 193 


Iſt an einem beſtimmten Tage oder innerhalb einer Friſt eine Willens⸗ 
erklärung abzugeben oder eine Leiſtung zu bewirken und fällt der beſtimmte 
Tag oder der letzte Tag der Friſt auf einen Sonntag oder einen am Erklä⸗ 
rungs⸗ oder Leiſtungsorte ſtaatlich anerkannten allgemeinen Feiertag, ſo 
tritt an die Stelle des Sonntags oder des Feiertags der nächſtfolgende 
Werktag). a 

E II 228; M 1 286, 287; P 1 190 ff., 310. 


1. Hiernach iſt der Leiſtungs⸗ ſowie der Erklärungstag, der auf einen Sonntag oder 
Feiertag fällt, auf den nächſtfolgenden Werktag zu verlegen, und zwar auch zugunſten des 
Seiftungs- oder Erklärungsempfängers (Rh Id 07, 705°; ftreitig). Es handelt ſich aber 
auch hier gemäß § 186 nur um eine Auslegungsregel und nicht um ein Verbotsgeſetz. 
Abredegemäß kann die Leiſtung gerade zu einem Sonntage bedungen ſein (beiſpielsweiſe 
ein Feſtmahl). Welchen Tagen die Bedeutung als Feiertag zukommt, iſt nach dem Rechte 
des Einzelſtaats, und zwar des Ortes, wo die Handlung vorzunehmen it, zu beurteilen; 
die Beſtimmung der Feiertage iſt Sache der Landesregierungen t. 24, 268; 31, 321). 
— Der Feiertag muß ein „allgemeiner“ ſein, darf mithin nicht auf die Angehörigen nur 
einer Konfeſſion beſchränkt fein, wie das bei den iſraelitiſchen Feiertagen zutrifft. Politiſche 
Feſttage find keine Feiertage im Sinne des § 193. — Der 5 193 hat nur Termine (8 186 A 1 
d. E.), beiſpielsweiſe den Kündigungstag bei Mietverträgen, und Friſten zur Abgabe rechts⸗ 
geſchäftlicher Erklärungen (oder zur Bewirkung von Leiſtungen), nicht aber auch Verjäh⸗ 
rungsfriſten im Auge; er ift daher auf ſolche nicht anwendbar (R& 7. 2. 06 V 327/05). 
Die entgegengeſetzte, von Staudinger (A 1) und andern vertretene Anſicht erſcheint mit dem 
Geſetzeswortlaute nicht vereinbar. Die Beſtimmung iſt nur dann anwendbar, wenn der 
45 Tag einer Friſt auf einen Sonntag oder Feiertag fällt (R JW 02, 10). Danach 
dann $ 193 dem Schuldner nicht zur Seite ſtehen, wenn etwa beſtimmt iſt, daß die 
Forderung ſofort fällig fein ſoll, falls er die je am erſten Vierteljahrstage fälligen Zinſen 
un innerhalb einer Woche bezahlt hat, und wenn alsdann der erſte Vierteljahrstag auf 
das Weujlahrsfeſt, der letzte Tag der ſpäteren einwöchigen Friſt aber auf einen Werktag fällt. 
Im Zweifel würde auch anzunehmen ſein, daß die Vertragsparteien für Berechnung der 
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letzten Friſt unbedingt den vertragsmäßigen Fälligkeitstag im Auge gehabt haben. Aber 
vgl. Warn 1913 Nr 223. Hier war die Kündbarkeit einer Hypothek für den Fall pünkt⸗ 
licher, d. h. innerhalb einer Woche nach Fälligkeit erfolgender Zinszahlung vertraglich bis 
zu einem beſtimmten Zei punkte ausgeſchloſſen, und es wurde die Anſicht des Berufungs⸗ 
gerichts, daß die Nachſichtsfriſt von einer Woche ohne Rückſicht auf den § 193 immer 
ſtreng und genau vom erſten Tage des Kalendervierteljahrs zu berechnen ſei, gemißbilligt. 

Im Falle des § 222 Abſ 2 ZPO iſt $ 193 nicht anwendbar (RG 83, 338 zu § 798 ZPO, 
wo zugleich die Unwirkſamkeit eines Schuldnerverzichts auf Einhaltung der Friſt des 
$ 798 angenommen it). 


Fünfter Abſchnitt 
Verjährung 


Die Verjährung gehört zu denjenigen juriſtiſchen Tatbeſtänden (vgl. Vorbem 1 vor $ 104), 
welche kraft Geſetzes wirkſam werden. An ſich kann ihre Wirkſamkeit ſich rechtserzeugend 
oder zerſtörend äußern, weshalb man die erwerbende und erlöſchende Verjährung unter⸗ 
ſchied. Das BGB kennt jedoch nur die erlöſchende, auf die allein ſich dieſer Abſchnitt bezieht. 
Die Stelle der erwerbenden Verjährung wird nach dem geltenden Rechte durch die Erſitzung 
vertreten (88 900, 937945, 1033, 2026). Nach dem Geſetze ſtellt die Verjährung unter⸗ 
ſchiedlos ein einheitliches Rechtsgebilde dar. Insbeſondere ift ihm die Abart der unvordenk⸗ 
lichen Verjährung unbekannt. Indeſſen ſind hier doch die landesgeſetzlichen Vorſchriften 
inſoweit in Geltung geblieben, als ein Gebiet der Landesgeſetzgebung überhaupt vorbehalten 
worden iſt (EG Artt 56, 66, 69, 73, 74, 132, 133). In Anſehung der Übergangszeit vgl. EG 
Art 169; ferner RO 64, 421. Die Vorſchriften der 88 194ff. betreffen nur die Verjährung 
ſolcher Anſprüche, welche nach dem BGBanerkannt jind. Ein nach dem PACK be- 
gründeter, nach dem BGB nicht begründeter Anſpruch verjährt beiſpielsweiſe nach dem Pra LR 
(RE JW 07, 445). Als materiell rechtliches Gebilde iſt die Verjährung nach dem Rechte des 
Ortes zu beurteilen, dem das Schuldverhältnis angehört, mithin bei Verträgen nach dem 
des Erfüllungsorts (RG 58, 367; 54, 316; Gruch 55, 1036). Nur die rein prozeſſualen 
Grundſätze des ausländiſchen Rechtes ſind, ſoweit ſie die Verjährung betreffen, für den 
deutſchen Richter nicht bindend (Ach 2, 13; 7, 24). Über den Unterſchied zwiſchen Ver⸗ 
jährung und Ausſchlußftiſt vgl. $ 186 A 1. 


8 194 


Das Recht, von einem anderen ein Tun oder ein Unterlaſſen zu verlangen 
(Anſpruch), unterliegt der Verjährung). 

Der Anſpruch aus einem familienrechtlichen Verhältnis unterliegt der 
Verjährung nicht, ſoweit er auf die Herſtellung des dem Verhältnis ent⸗ 
ſprechenden Zuſtandes für die Zukunft gerichtet ift2)?). 

E 1 154 II 161; M 1 288 ff.; P 1 194 ff. 


1. Der Abj 1 beſtimmt das Gebiet der erlöſchenden Verjährung; der § 222 beſtimmt 
ihre Wirkung, während die ſonſtigen Beſtimmungen des 5. Abſchn die Vorausſetzungen 
geben, unter denen ſich die Verjährung zu erfüllen vermag. Das Gebiet der Verjährung 
iſt beichräntt auf das der Anſprüche (Anſpruchsverjährung), jo daß, wo nicht das Be⸗ 
ſtehen und Fortbeſtehen eines Anſpruchs in Frage ſteht, auch für die Verjährung kein 
Platz ift, und daß man umgekehrt überall, wo das Geſetz von Verjährung ſpricht, auf das 
Vorhandenſein eines Anspruchs in feinem Sinne ſchließen kann (vgl. $ 477). Der Abſ 1 gibt 
Veoh auch den Begriff Anſpruch. Dieſer iſt danach das Recht des Berechtigten, vom 
Verpflichteten ein Tun od er Unterlaſſen zu verlangen. (Hinſichtlich des letzteren Anſpruchs 
dgl. noch § 241 A 2). Auf die Natur des dem Anſpruche zugrunde liegenden Rechtsverhält⸗ 
niſſes kommt es nicht an. Es kann ſich insbeſondere um ein reines Schuldverhältnis 
handeln, das feiner Natur nach von vornherein eine unmittelbare Beziehung zwiſchen dem Be⸗ 
rechtigten und dem Verpflichteten vorausſetzt, gleichgültig ob ſie rechtsgeſchäftlich oder kraft 
Geſetzes beſteht. Sodann aber kann auch ein dingliches Rechtsverhältnis in Frage 
onmen. Dieſes erzeugt zwar an und für ſich eine unmittelbare Beziehung nur zu der jeinen 

egenſtand bildenden Sache oder zu dem Rechte, nicht aber ſofort auch eine Beziehung zu einer 
deſümmten Perſon. Indeſſen es können aus ihm durch Hinzutritt einer weiteren Tatſache 
Insbelondere einer Verletzung des Rechts, demnächſt auch Anſprüche hervorgehen, die nun⸗ 
ehr auch eine Beziehung zu einer beſtimmten Perſon ergeben, wie z. B. das aus dem 

gentume hervorgehende Recht, die Sache von demjenigen herauszuverlangen, der ſich in 
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ihren Beſitz geſetzt hat (3 985). Auch dann handelt es ſich um wahre Anſprüche, und dieſe 
müſſen mithin ebenfalls der Verjährung unterliegen. 5 

Die Friſten aus dem PrStempch v. 24. 5. 61 ſowie aus dem PrStempch v. 31. 7. 95 
und dem RStempc̃ v. 15. 7. 09 find Verjährungs⸗ und nicht Ausſchlußfriſten (R Warn 
1913 Nr 401); desgleichen die Friſten aus $ 168 Juv VG v. 18. 7. 99 und aus $ 103 Abſ 2 
ce un ri: je (RG 84, 281). Betreffs der Wirkung der Verjährung in dieſen Fällen 
vgl. Ian: 4 

2. Unverjährbarkeit. Nach der allgemeinen Beſtimmung des Abf 1 find Anſprüche jed- 
weder Art verjährbar, ſoweit nicht das Geſetz ausdrücklich eine Ausnahme macht. Dies iſt der 
Fall bei Anſprüchen aus einem familienrechtlichen dee ſoweit ſie auf die Herſtellung 
des dem Verhältniſſe entſprechenden Zuſtandes für die Zukunft gehen, gleichgültig ob ſie gegen 
einen Familienangehörigen oder gegen Dritte gerichtet find (M 1, 204). Für das Eherecht 
kommen hier die $$ 1353, 1356, 1360, 1427, 1428, für das Verhältnis zwiſchen Eltern und 
Kindern die 88 1617, 1682, für das vormundſchaftliche Verhältnis die 88 1800, 1897, für die 
Unterhaltspflicht unter Verwandten die 88 1601 ff. in Betracht. Nicht getroffen durch 
Abſ 2 ſind ſolche Anſprüche, welche eine Ausgleichung für die Vergangenheit anſtreben ($ 1613). 
Eine Sonderregelung enthalten ferner der 8 1623, betreffend den Anſpruch der Tochter auf 
Ausſteuer, ferner die 88 12981301, betreffend Auſprüche bei Aufhebung eines Verlöbniſſes, 
endlich der 8 1584, betreffend Rückforderung der Geſchenke nach erfolgter Eheſcheidung. Das 
Verhältnis zwiſchen der unehelichen Mutter und dem Erzeuger ihres Kindes iſt überhaupt kein 
familienrechtliches, mithin gehören die betreffenden Anſprüche unter 8 194 Abi 1 (8 1715). 
Die Motive laſſen es unentſchieden, ob der Unterhaltsanſpruch des geſchiedenen Ehegatten 
gegen den allein für ſchuldig erklärten Teil (8 1578) hierher gehört (M 1, 294), und es fehlt 
anderſeits auch eine Sonderbeſtimmung. Da jedoch der bezeichnete Anſpruch gleichfalls allein 
in dem betreffenden familienrechtlichen Verhältniſſe ſeinen rechtlichen Grund haben kann 
— wenn freilich auch in dem ehemaligen, inzwiſchen bereits beendigten — ſo muß bier der 
8 194 Abſ 2 anwendbar fein. Nach M 4, 517ff. ſollte dieſer Anſpruch „möglichſt im Anſchluſſe 
an die geſetzliche Unterhaltspflicht der Verwandten“ geſtaltet werden, und für den Stand⸗ 
punkt des Geſetzes iſt es ſchon an ſich bezeichnend, daß es hier, anders als im Falle des 8 1578, 
wie bemerkt, überhaupt keine Sonderbeſtimmung gibt. 

3. Als unverjährbar find in Einzelbeſtimmungen weiter erklärt: der Anſpruch auf 
Aufhebung einer Gemeinſchaft ($ 758), auf Auseinanderſetzung der Erbengemeinſchaft ($ 2042 
Abſ 2); Anſprüche aus eingetragenen Rechten ($ 902 Abſ 1 Satz 1, mit der Beſchränkung 
nach Satz 2 daſelbſt), ſowie ein Recht, wegen deſſen ein Widerſpruch gegen die Richtigkeit des 
Grundbuchs eingetragen iſt ($ 902 Abſ 2); die in den 88 894896 bezeichneten Anſprüche 
auf Grundbuchberichtigung ($ 898); nachbarrechtliche Aaſpruche der in $ 924 aufgeführten 
Art. Schon grundſätzlich können der Verjährung nicht unterworfen ſein, weil ſie keinen 
Anſpruch darſtellen, Klagerechte jeder Art, die Aufrechnung, die in einer einſeitigen 
Erklärung beſteht (§ 387), das Anfechtungsrecht, endlich die Ein reden, un Sinne 
des Geſetzes, mithin das Recht, eine Leiſtung zu verweigern (vgl. § 202 A 2). Soweit 
ferner eine Einrede ſich aus einem Anſpruche ergibt, muß deſſen Verjährung auch die Ein. 
rede beſeitigen, da dieſe in dem Anſpruche allein ihren Grund hat (M1, 291). Demgegenüber 
beſtimmt jedoch das Geſetz für die einredeweiſe behufs Verweigerung der Leiſtung geltend zu 
machende Wandlung und Minderung, daß dieſe Rechtsbehelfe durch eine Anzeige des 
Mangels an den Verkäufer unabhängig von der Auſpruchsverjährung erhalten werden (8 478; 
NG 74, 292). Nur der § 1169 gibt dem Eigentümer das Recht, auf Grund einer bloßen, 
die Geitendmachung der Hypothek dauernd ausſchließenden Einrede, vom Hypothekar den 
Verzicht auf die Hypothek anſpruchsweiſe durch Klage zu fordern (MG +1, 12). In den 
88 821, 853 ferner ift vorgeſehen, daß die Einrede der Erfüllungsverweigerung auch dann 
beſteheubleibt, wenn die Anſprüche auf Befreiung von der Verbindlichkeit und auf Auf. 
hebung der Forderung verjährt ſind. — Der Anſpruch auf Buße iſt der Berjährung fa 
lange entzogen, als der betreffende Strafanſpruch noch nicht verjährt iſt (* 6 St 44, 294). 


8 195 
Die regelmäßige Verjährungsfriſt beträgt dreißig Jahre“). 


E 1 155 II 162; M 1 295 ff.; P 1 194, 201. 
1. Die 88 195 —197 beſtimmen die Verjährungsfriſten. Die dreißigjährige Verjährungs⸗ 
Veit gilt überall, wo nicht einer der vielen vom Geſetze geſchaffenen Ausnahmefälle vorliegt, 
. immer unter Berückſichtigung der in $ 218 betreffs rechtskräftig feſtgeſtellter An⸗ 
Iprüche gegebenen Regel, vgl. dort A 1. — Beim Zuſammentreffen mehrerer Au. 
lprüche, beiſpielsweiſe eines vertraglichen und eines ſolchen aus unerlaubter Handlung, 
folgt jeder ſeiner beſondern Regel (RS 66, 86; Warn 1912 Nr 154). Jedoch findet die 
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kurze Verjährungsfriſt für Erſatzanſprüche des Vermieters und Verleihers (88 858, 606) 
zugleich auf die etwaigen Anſprüche aus unerlaubter Handlung Anwendung (RG 66, 363), 
und ein gleiches kann dann gelten, wenn die Verjährungsfriſt vertragsmäßig abgekürzt iſt 
(Gruch 1912, 901). Dagegen unterliegt die Haftung des Unternehmers einer Straßen⸗ 
bahn aus dem Haftpfl® nach § 8 daf. der zweijährigen Verjährung, der daneben beſtehende 
Anſpruch aber aus dem Transportvertrage der dreißigjährigen nach $ 195. Der Anſpruch 
auf Rückzahlung von Fahrgeld und auf Erſatz des erforderlich gewordenen Aufwandes, wie 
jeder Erſatzanſpruch wegen poſitiver Verletzung des a verjährt im Falle 
einer Zugentgleiſung nach $ 638 Ubf 1, der Anſpruch anderſeits auf Erſaß des Sachſchadens 
in 30 Jahren (RG 62, 119; Warn 1912 Nr 245). Der Anſpruch auf Erſatz desjenigen 
Schadens, der unmittelbar durch die mangelhafte Beſchaffenheit des Werkes ſelbſt begründet 
iſt (wie derjenige auf Erſatz der zur Beſeitigung der am Werke vorhandenen Mängel aus 
8 633 Abſ 3; RG 80, 439), verjährt nad) $ 638; der Anſpruch auf Erſatz desjenigen Schadens, 
den der Beſteller infolge eines körperlichen Unfalls bei Benutzung des fehlerhaften Werkes 
erleidet, verjährt nach § 195 (MS Warn 1911 Nr 235). Verlangt der Beſteller nach bereits 
erfolgter Abnahme des Werkes Beſeitigung eines Mangels, ſo unterliegt auch dieſer Anſpruch 
(aus 8 633) der kurzen Verjährung des § 638 (R 95, 329). Entſprechend kann der Schuld⸗ 
ner auch die Einrede aus $ 222 nur gegenüber demjenigen von mehreren Anſprüchen gel- 
tend machen, betreffs deſſen die Verjährung eingetreten iſt. Zu berechnen iſt die Friſt 
nach den 89 187, 188 Abſ 2, 3, aber nicht auch nach § 193 (vgl. A 2 zu § 193). Auf Er ⸗ 
ſatzanſprüche, die aus § 75 Einl zum Pra R hergeleitet werden, finden hinſichtlich 
der Verjährung nach Art 4 Ech die Grundſätze des BGB Anwendung, und fie unterliegen 
der dreißigjährigen Verjährung auch dann, wenn der Anſpruch etwa gegen eine Stadt in- 
folge eines Eingriffs mittels einer Verfügung der ſtädtiſchen Polizei bewirkt worden iſt, da 
dieſer Eingriff nicht als eine unerlaubte Handlung (8 852) angeſehen werden kann (RG 
78, 205). In R 70, 154ff. iſt im Anſchluſſe an RC 35, 309; 54, 260; 23, 257; 37, 270 
zutreffend folgende Unterſcheidung gemacht worden: Erſatzanſprüche verjähren in 30 Jahren, 
wenn durch die ſchädigende Anlage das Eigentums- (oder Nutzungs-) Recht unmittelbar ver⸗ 
letzt iſt; fie unterliegen dagegen der kurzen Verjährung des § 852, wenn durch die Anlage 
nur mittelbar in das Recht eingegriffen iſt, und zwar auch dann, wenn der Anſpruch mangels 
eines Verſchuldens aus geſetzlicher Beſtimmung (vgl. über die einzelnen Fälle RG 70, 155) 
hergeleitet wird. Namentlich trifft letzteres auch im Falle unerlaubter Immiſſionen zu (RG 
JW 1912, 311). — Schadenserſatzanſprüche gegen einen Rechtsanwalt verjähren, wenn 
ein Werkvertrag vorlag, in 30 Jahren, in nur 5 Jahren gemäß § 32a RAD, wenn, wie 
hier regelmäßig der Fall, ein Dienſtvertrag beſtand (Rc 88, 283; hier war dem Rechts 
anwalte der Entwurf eines Vertrags zu einem beſtimmten Erfolge aufgetragen worden). — 
Gegenüber Anſprüchen aus 617 KraftFahrc greift die Verjährung aus $ 195 Platz, nicht 
die des $ 14 des Gel. (MG 90, 203). 


§ 196 

In zwei Jahren verjähren die Anjprücet): 

1. der Kaufleute, Fabrikanten, Handwerker und derjenigen, welche ein 
Kunſtgewerbe betreiben, für Lieferung von Waren, Ausführung von 
Arbeiten und Beſorgung fremder Geſchäfte, mit Einſchluß der Aus⸗ 
lagen, es ſei denn, daß die Leiſtung für den Gewerbebetrieb des 
Schuldners erfolgt; 

2. derjenigen, welche Land⸗ oder Forſtwirtſchaft betreiben, für Lieferung 
von land⸗ oder forſtwirtſchaftlichen Erzeugniſſen, ſofern die Lieferung 
zur Verwendung im Haushalte des Schuldners erfolgt; 

3. der Eiſenbahnunternehmungen, Frachtfuhrleute, Schiffer, Lohnkutſcher 
und Boten wegen des Fahrgeldes, der Fracht, des Fuhr⸗ und Boten⸗ 
lohns, mit Einſchluß der Auslagen; 

4. der Gaſtwirte und derjenigen, welche Speiſen oder Getränke gewerbs⸗ 

mäßig verabreichen, für Gewährung von Wohnung und Beköſtigung 

ſowie für andere den Gäſten zur Befriedigung ihrer Bedürfniſſe ge⸗ 
währte Leiſtungen, mit Einſchluß der Auslagen; 

5. derjenigen, welche Lotterieloſe vertreiben, aus dem Vertriebe der Loſe, 
es ſei denn, daß die Loſe zum Weitervertriebe geliefert werden; 
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. derjenigen, welche bewegliche Sachen gewerbsmäßig vermieten, wegen 

des Mietzinſes; 

7. derjenigen, welche, ohne zu den in Nr 1 bezeichneten Perſonen zu ge⸗ 
hören, die Beſorgung fremder Geſchäfte oder die Leiſtung von Dienſten 
gewerbsmäßig betreiben, wegen der ihnen aus dem Gewerbebetriebe 
gebührenden Vergütungen, mit Einſchluß der Auslagen; 

8. derjenigen, welche im Privatdienſte ſtehen, wegen des Gehalts, Lohnes 

oder anderer Dienſtbezüge, mit Einſchluß der Auslagen, ſowie der 

Dienſtberechtigten wegen der auf ſolche Anſprüche gewährten Vor⸗ 

ſchüſſe; 

der gewerblichen Arbeiter — Geſellen, Gehilfen, Lehrlinge, Fabrik- 

arbeiter —, der Tagelöhner und Handarbeiter wegen des Lohnes und 

anderer an Stelle oder als Teil des Lohnes vereinbarter Leiſtungen, 
mit Einſchluß der Auslagen, ſowie der Arbeitgeber wegen der auf 
ſolche Anſprüche gewährten Vorſchüſſe; 

10. der Lehrherren und Lehrmeiſter wegen des Lehrgeldes und anderer 
im Lehrvertrage vereinbarter Leiſtungen ſowie wegen der für die Lehr⸗ 
linge beſtrittenen Auslagen; 

11. der öffentlichen Anſtalten, welche dem unterrichte, der Erziehung, Ver⸗ 
pflegung oder Heilung dienen, ſowie der Inhaber von Privatanſtalten 
ſolcher Art für Gewährung von Unterricht, Verpflegung oder Heilung 
und für die damit zuſammenhängenden Aufwendungen; 

12. derjenigen, welche Perſonen zur Verpflegung oder zur Erziehung auf⸗ 
ee für Leitungen und Aufwendungen der in Nr 11 bezeichneten 

rt; 

13. der öffentlichen Lehrer und der Privatlehrer wegen ihrer Honorare, 

die Anſprüche der öffentlichen Lehrer jedoch nicht, wenn ſie auf Grund 

beſonderer Einrichtungen geſtundet ſind; 

der Arzte, insbeſondere auch der Wundärzte, Geburtshelfer, Zahn⸗ 

ärzte und Tierärzte, ſowie der Hebammen für ihre Dienſtleiſtungen, 

mit Einſchluß der Auslagen; i 

15. der Rechtsanwälte, Notare und Gerichtsvollzieher ſowie aller Per⸗ 
ſonen, die zur Beſorgung gewiſſer Geſchäfte öffentlich beſtellt oder zu⸗ 
gelaſſen ſind, wegen ihrer Gebühren und Auslagen, ſoweit nicht dieſe 
zur Staatskaſſe fließen; 

16. der Parteien wegen der ihren Rechtsanwälten geleiſteten Vorſchüſſe; 

17. der Zeugen und Sachverſtändigen wegen ihrer Gebühren und Auslagen. 


Soweit die im Abſ 1 Nr 1, 2, 5 bezeichneten Anſprüche nicht der Ver⸗ 
jährung von zwei Jahren unterliegen, verjähren ſie in vier Jahren!). 
E I 156 II 163; M 1 297 ff.: P 1 201 ff. 


1. Dieſe kurze, nach $ 201 vom Jahresſchluſſe ab zu berechnende zweijährige Verjäh⸗ 
rungsfriſt iſt für die „Geſchafte des täglichen Verkehrs“ angeordnet, aus „rechtspolizeilichen“, 
nicht wirtſchaftlichen Gründen (M 1, 297ff.). Das Geſetz ſetzt dabei ſeinem Wortlaute nach 
keineswegs voraus, daß die Forderung gerade aus einem Vertrage entſtanden iſt. Daher greift 
der § 196 beiſpielsweiſe auch dann Platz, wenn der Anſpruch unter dem Geſichtspunkte der 
auftragsloſen Geſchäftsführung (88 677ff.) oder der Bereicherung (8812) geltend gemacht wird. 

mmer iſt nur Bedingung, daß ſonſt die objektiven Vorausſetzungen des Geſetzes 
wirklich erfüllt find, daß alſo bei Nr 1 von einem Kaufmanne Waren geliefert, oder von einem 
Handwerker Arbeiten ausgeführt ſind, und daß es ſich um einen Anſpruch hieraus handelt. 
‚tele Bedingung wäre aber nicht auch dann erfüllt, wenn jemand etwa die der kurzen Ver⸗ 
En unterliegende Forderung eines Kaufmanns an dieſen ohne Auftrag bezahlte und 
Denn in dem Geſichtspunkte der SS 677, 683, 684 vom Schuldner Erftattung verlangte. 

enn in dieſem Falle machte der Zahler nicht den Anſpruch des Kaufmanns, ſondern eine erſt 


> 
. 


14 


Verjährung 8 196 281 


in feiner Perſon durch die Zahlung entſtandene Forderung geltend, da das BGB eine Son⸗ 
dernachfolge kraft Geſetzes (cessio legis) unter den angegebenen Vorausſetzungen grundſätz⸗ 
lich nicht anerkennt. Das iſt der Standpunkt der M 1, 360 a. E. und 2, 684 Ab} 3. Er ſcheint 
auch jetzt zutreffend (a. A. anſcheinend Staudinger A 6). Vgl. RG 69, 429; 86, 96. Da 
anderſeits die kurze Verjährungsfriſt Platz greift, ſo oft nach dem Entſtehungsgrunde der 
Forderung der objektive Tatbeſtand des Geſetzes gegeben iſt, fo folgt, daß die kurze Friſt 
auch ferner in Geltung bleibt: a) wenn fi durch Übertragung, ſei es rechtsgeſchäftlicher 
Art ($ 398), ſei es in den zutreffenden Ausnahmefällen der 88 774, 1143, 1225, 1607 Abſ 2, 
1709 Abf 2 kraft Geſetzes nur die Perſon des Gläubigers ändert (RG 70, 29); b) wenn die 
Forderung infolge eines dazutretenden Umſtandes lediglich eine and ere Richtung erhält, 
ſo wenn etwa wegen Verzugs des Schuldners nunmehr ſtatt auf Erfüllung gemäß 8 326 
auf Schadenserſatz gerichtet wird (RG 61, 390; JW 1918, 129%). Der Fall zu b liegt in⸗ 
deſſen nicht mehr vor, ſobald die Forderung zugleich eine rechtsgeſchäftliche Umgeſtaltung 
erfährt, wenn alſo etwa eine Kaufſchuld fortan als Darlehn geſchuldet fein ſoll (5 607 Abſ 2), 
oder wenn der Schuldner nachträglich ein Verſprechen oder ein Anerkenntnis abgibt, durch 
das die Verpflichtung für künftig ſelbſtändig begründet wird (58 780, 781). Unter dieſen 
Umſtänden käme vielmehr nur der neue Anſpruch in Betracht, bei dem der Tatbeſtand des 
$ 194 nicht mehr vorläge (RG JW 06, 45719), und es griffe alsdann die dreißigjährige Ver⸗ 
jährung Platz (RG 75, 4). Ein Vergleich jedoch, in dem ſich der Schuldner zur Zahlung 
für den Fall verpflichtete, daß er in beſſere Umſtände käme, würde die Schuld nicht umge⸗ 
ſtalten, ſondern ſachlich nur eine Stundung bedeuten (RG JW 06, 45710); desgleichen nicht 
die Ausſtellung eines bloßen Schuldſcheins (RG JW 06, 45710), und es entſteht durch den 
Abſchluß eines Vergleichs über die der kurzen Verjährung unterliegende Forderung (Werk 
lohnforderung) wiederum eine jeitdem der kurzen Verjährung unterworfene Forderung 
(RS Gruch 60, 658). Betreffs der Vertragsſtrafe vgl. unten Nr 1 Abſ 1. — Im ein⸗ 
zelnen handelt es ſich bei den Nummern zu 1—15 um berufsmäßige Leiſtungen (RG 
60, 341). Soweit der Begriff des Gewerbebetriebs in Frage kommt, ift eine dauernde 
berufsmäßige Tätigkeit vorauszuſetzen, die, auf einen Kreis von Geſchäften als Ganzes 
gerichtet, als eine dauernde, berufsmäßig fließende Einnahmequelle dienen ſoll (RG 66, 48). 
Gewerbebetrieb liegt daher nicht vor, wenn die Abſicht nur auf einzelnes oder mehrere ein- 
zelne Geſchäfte (die Verwertung nur beſtimmter Grundſtücke) gerichtet war (RG Gruch 
57, 935). Die Vermietung von Wohnungen durch den Eigentümer ſtellt regelmäßig keinen 
Gewerbebetrieb dar, well es ſich gemeinhin nur um eine allgemein übliche Ausnutzung des 
Eigentums handelt; wohl aber dann, wenn der Eigentümer beablichtigt, auch unter Auf. 
wendung perſönlicher Arbeitsleiſtungen feinen Unterhalt zu gewinnen (RG 94, 162). Mietet 
jemand ein Haus im ganzen, um einzelne Weitervermietungen vorzunehmen und ſich daraus 
unter Verwendung ſeiner perſonlichen Arbeitskraft eine dauernde, berufsmäßige Erwerbsquelle 
zu verſchaffen, fo liegt ein Gewerbebetrieb vor (RG 74, 150). Bei Vertragen eines Gewerb⸗ 
treibenden kann, wenn ſie nicht im Einzelfalle klar erkennbar eine andere Richtung erhalten haben, 
regelmäßig die Beziehung auf den Gewerbebetrieb angenommen werden (RG JW 04, 7754), 
— Der Ausnahmefall der Leiſtung für den Gewerbebetrieb des Schuldners — bei dem 
Abſ 2 des § 196 Anwendung findet — ſetzt nur die Zweckbeſtimmung voraus, dagegen 
nicht auch, daß die empfangene Leiſtung auch wirklich in dem Betriebe des Schuldners 
verwendet worden ift (MG SW 05, 1101), Es genügt, daß die Leiſtung irgendwie dem 
Zwecke des Geſchäfts dienlich it (RG 5, 274, Gruch 32, 1077), mag es ſich auch erſt um 
deſſen Begründung gehandelt haben (RG 81, 9). Wer das Vorhandenſein des Ausnahme ⸗ 
falles behauptet, ge für ihn die Beweislaſt. — Soweit die Anſprüche der Nr 1, 2, 5 nicht 
der zweijährigen Verjährung unterliegen, verjähren fie in vier Fahren gemäß Abſ 2. Das 
trifft zu, wenn die Leiſtungen erfolgt find: bei Nr 1 für den Gewerbebetrieb des Schuld⸗ 
ners — Beweislaſt des Gläubigers —; bei Nr 2 für andere Zwecke als zur Verwendung 
im Haushalte des Schuldners, ſei es für ihn, ſei es für die ſonſtigen, ſeinem Haushalte zu⸗ 
gehörenden Perſonen — Beweislaſt des Schuldners, der die kürzere Verjährungsfriſt geltend 
machen will —; endlich bei Nr 5 zum Zwecke des Weitervertriebs der Loſe — Beweislaſt 
des Gläubigers, falls er ſich auf die längere Verjährungsfriſt beruft. Der Ausdruck „Schuld⸗ 
ner“ im Sinne von Nr 1 iſt wörtlich zu verſtehen und iſt nicht gleichbedeutend mit „Emp⸗ 
fänger“ fo daß die Ausnahmevorſchrift auch dann Platz greift, wenn mehrere die Ware als 
Geſamtſchuldner gekauft haben, aber nur einer von ihnen die Ware für einen Gewerbebetrieb 
empfangen hat (RG 78, 27). BA >; 

Zu Nr 1 über den Begriff Kaufmann vgl. die 85 1-6 HB. Nicht ſchon das bloße 
Auftreten als Kaufmann rechtferligt die Anwendung des § 196 Nr 1; der Gläubiger muß 
ztelmehr wirklich Kaufmann im Sinne des HGB geweſen fein (RG 89, 163). Die ob⸗ 
letven Vorausſetzungen müſſen auch bereits zur Zeit der Entſtehung der Forderung 
erfüllt geweſen fein (R JW 05, 1697). Das iſt nicht der Fall, wenn der Glaubiger erſt 
nachträglich, infolge einer andern Geſetzgebung, Kaufmannseigenſchaft erhalten hat, ſo daß 


282 Allgemeiner Teil 


auch die Frage, ob die Perſon ſchon vormals Kaufmann geweſen war, nach dem früheren 
Rechte zu beurteilen iſt (RG 60, 74). Bei Forderungen von Kaufleuten iſt für den Beginn 
der Verjährung nicht Bedingung, daß die Waren bereits geliefert ſind; dem Wortlaute nach 
trifft der Ausdruck „für Lieferung der Waren“ auch dann zu, wenn die Lieferung noch 
nicht erfolgt iſt und daher die Forderung für eine noch ausſtehende Lieferung geſchuldet 
wird (RG 83, 179). (Streitig.) Vorfrage hierbei iſt freilich, ob die Kaufpreisforderung im 
Sinne des $ 198 überhaupt entſtanden fein kann, bevor die Lieferung erfolgte. Indeſſen 
das iſt grundſätzlich zu bejahen, weil der Anſpruch des Verkäufers allein auf dem Abſchluſſe 
des Vertrags beruht, und das Geſetz auch nicht einmal fordert, daß der Anſpruch durch 
die Behauptung bereits erfolgter Erfüllung begründet wird (58 433 Abſ 2, 320 A 1). Im 
Falle unterbliebener Leiſtung hat der Gegner nur eine Einrede, und dieſe hat auch nicht 
einmal die Hemmung der Verjährung zur Folge ($ 202 Abſ 2; vgl. RG 62, 178). Der An- 
ſpruch für „Lieferung von Waren“ muß im übrigen, wenn auch nicht die Preisforderung 
ſelbſt, fo doch ein Aquivalent für die Warenlieferung darſtellen; daher iſt $ 196 nicht an- 
wendbar hinſichtlich der wegen Verletzung ſonſtiger Vertragspflichten bedungenen Ver» 
tragsſtrafe (RG 85, 244). Auch der Geſichtspunkt der Erſatzleiſtung (RG 61, 390) 
rechtfertigt nicht die Anwendung des § 196 Nr 1, wenn die Strafe jo hoch bemeſſen worden 
iſt, daß ſie nicht mehr als bloße Erſatzleiſtung angeſehen werden kann, ſondern den Be⸗ 
rechtigten auch ſonſt in feinem Intereſſe ſchützen ſoll (RG 85, 243; JW 1914, 977%), — 
Der Anſpruch des Verkäufers auf Abnahme der Sache unterliegt der regelmäßigen Ver⸗ 
jährung nach § 195 (RG 57, 106 und 62, 183; hier unentſchieden gelaffen). Über den Be. 
ginn der Friſt vgl. $ 201. Unter „Waren“ find hier nach dem Sprachgebrauche des BGB 
wie des HGB nicht auch Wertpapiere zu verſtehen, ſondern nur ſolche bewegliche körper⸗ 
liche Sachen, die Gegenſtand des Handelsverkehrs ſind und auch in der Verkehrsſprache 
als Waren bezeichnet werden (RG 74, 161). RT 

Nach RG Gruch 50, 95 iſt Handwerker, wer nach althergebrachter Arbeitsteilung in 
kleinerem Umfange durch Alleinarbeit oder doch unter Mitarbeit gewiſſe Gebrauchs oder 
Verbrauchsgegenſtände herſtellt und in den Verkehr bringt oder ſonſt beſtimmte Werke ver⸗ 
richtet, während der Betrieb eines Kunſtgewerbes erfordert, daß die Erzeugniſſe eine künſt⸗ 
leriſche Beſchaffenheit aufweiſen. Arbeiten eines Zivilingenieurs oder Bauunter⸗ 
nehmers (zum chauſſeebaumäßigen Ausbau eines Weges) fallen weder unter den Begriff 
des Handwerks (Nr 1) noch unter den der Dienſtleiſtungen Nr 7 (RG Gruch 50, 93; 60, 74). 
In RG ZW 05, 1101; 1913, 196 und RG 66, 50 iſt die kurzbefriſtete Verjährung aus Nr 1 
$ 196 bei Anſprüchen aus einem Bauentrepriſevertrag gleichfalls als ausgeſchloſſen erachtet. 
Die Honorarforderung eines Architekten fällt nicht unter Nr 1, ſondern unter Nr 7, falls 
nicht ein Werkvertrag vorliegt, auf den die Vorſchrift zu Nr 7 nicht Anwendung, findet (RG 97, 
125; 72, 179; 86, 75). Nach dic 70, 28 in Übereinſtimmung mit RG 66, 4; JW 07, 325 u. 08, 
235“ unterliegen aber auch die Anſprüche eines Kaufmanns wie diejenigen eines Handwerkers 
der kurzen Verjährung, falls die Bauarbeiten von den Genannten in ihrer Eigenſchaft als Kauf ⸗ 
mann und Handwerker übernommen find. Es iſt dabei davon ausgegangen, daß es einen eigen. 
artigen Vertrag betreffend die Übernahme eines Baues neben dem Wertvertrage nach gel- 
tendem Rechte nicht mehr gebe. Dieſer Standpunkt ſcheint der zutreffende. Der Bauunter⸗ 
nehmer braucht freilich nicht notwendig immer Kaufmann, Fabrikant, Handwerker oder 
Unternehmer eines Kunſtgewerbes zu fein, und hat jemand einen Bau in keiner der bezeich⸗ 
neten Eigenſchaften übernommen, dann wird allerdings auch für die Anwendung von $ 196 
Nr 1 kein Raum fein, weil es an den objektiven Vorausſetzungen der Beſtimmung fehlen würde 
(A 1). Vgl. auch RG Warn 08 Nr 286 und IW 08, 328°, wonach ein Bauunternehmer weder 
zu den Handwerkern noch ohne weiteres zu den Kaufleuten gehört. 

Der 8 196 Abſ 1 findet auch gegenüber der Haftung desjenigen Anwendung, der 
für eine noch nicht eingetragene G. m. b. H. handelt ($ 11 Abſ 2 &mbH6), weil die Sache 


85 68, 183). 

Zu Ar 2. Streitig, ob hierunter auch die ſog. Urproduktionen, wie insbeſondere 
1 und Fiſcherei, fallen. Eine entſprechende Anwendung (Staudinger A7 zu Nr 2) ſcheint 
nicht zulaſſig. Denn unbedingt ift für die Anwendung der Beſtimmung Vorausſetzung, daß 
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der Gläubiger „Laud⸗ oder Forſtwirtſchaft betrieben hat“, und zwar berufsmäßig 
{RS 60, 341). Nun kann freilich die Ausübung der Jagd oder der Fiſcherei, die Gewin⸗ 
nung von Sand, Steinen uſw. ein Nebengewerbe der bezeichneten Betriebe darſtellen, und 
alsdann wäre die Anwendung des Geſetzes aus dieſem Grunde unmittelbar zuläſſig. — 
Das Vorhandenſein der Einſchränkung, daß die Lieferung zum Zwecke der Verwendung 
im Haushalte erfolgt iſt, hat zu beweiſen, wer die kurze Verjährung geltend macht. 

Zu Nr 3. Auch die Ansprüche des Eiſenbahnfiskus gehören hierher (RG ZW 07, 5651). 
Streitig, ob auch die des Poſtfiskus. Die Frage dürfte zu verneinen fein. Die handelsrechtlichen 
Vorſchriften vom Frachtgeſchäft ſollen auf die Poſtverwaltungen des Reiches ſowie der Einzel- 
ſtaaten nicht Anwendung finden (§ 452 HGB). Das Geſeßz ſetzt dagegen in 8 196 objektiv 
die Forderung „eines Frachtfuhrmanns“ ausdrücklich voraus, entſprechend wie unter Nr 
die Eigenſchaft des Berechtigten als Kaufmann uſw. — Der kurzen Verjährung unterliegt 
auch der an Stelle der Frachtgebühr tretende Anſpruch des Frachtführers auf Schadenzerfag 
wegen Nichterfüllung (R& 61, 391). — Unter Nr 3 fallen auch die Anſprüche aus Fracht⸗ 
verträgen zwiſchen Großkaufleuten, und zwar auch aus Seetransporten (RG 86, 422). 

Zu Nr 5. Vgl. 88 763, 134. Bei einer hiernach nichtigen Forderung könnte Verjährung 
überhaupt nicht in Frage kommen. Erfordert iſt ein berufsmäßiger Betrieb (RG 60, 341). 

Zu Nr 6. Über Vermietung von unbeweglichen Sachen |. $ 197. 

Zu Nr 7. Kommiſſionäre gehören zu den Kaufleuten (Nr 1); unter Nr 7 fallen Agen ⸗ 
ten, Volksanwälte, Naturärzte, Stellenvermittler, Lohndiener, Prozeßagen⸗ 
ten. Die Anwendbarkeit des $ 196 Nr 7 iſt nicht auf den Fall beſchränkt, daß alltägliche 
kleine gewerbsmäßige Geſchäftsbeſorgungen und Dienſtleiſtungen erfolgt find; fie iſt viel ⸗ 
mehr auch dann gegeben, wenn es ſich um eine einzelne, wirtſchaftlich bedeutſame Geſchäfts⸗ 
beſorgung handelt (Rh 81, 9) beiſpielsweiſe um die Umwandlung eines Geſchäfts in eine 
Aktiengeſellſchaft, ſofern kein Werkvertrag vorliegt (RG 72, 179), der ſeinesteils nicht unter 
Nr 7 fällt (RG Warn 1913 Nr 45). Daher fällt auch der Anſpruch des Bauunternehmers 
nicht unter Nr 7 (RG JW 1913, 1960. Der zwiſchen dem Bauherrn und dem Architekten 
abgeſchloſſene Vertrag kann auch Dienſtvertrag (nicht Werkvertrag) ſein, nämlich dann, 
wenn die Hauptleiſtung nicht in der Herſtellung des Bauplanes, ſondern in der Leitung des 
Baues beſteht (NG ZW 1915, 239). Liegt ein Werkvertrag vor, dann greift die Vorſchrift 
Nr 7 überhaupt nicht Platz (RG 97, 125; 72, 179; 86, 175). 

Zu Nr 8. Es handelt ſich hier um Anſprüche aller derjenigen, die im Privatdienſte 
ſtehen (vgl. dagegen $ 197), und zwar nicht nur hinſichtlich des Gehalts, fondern hinſichtlich 
aller Bezüge (RG 19. 6. 06 III 538/05). Vgl. auch JW 05, 716“. Auch der wegen ver! 
tragswidrigen Verhaltens des Prinzipals gegebene Schadenserſatzanſpruch unterliegt der 
kurzen Verjährung (RG IW 1918, 5500). 

Zu Nr 9. Forderungen der Arbeitgeber können hier nur inſoweit in Betracht kommen, 
als fie auf Erſtattung von Vorſchüſſen gehen. 

Zu Nr 11. „Nicht berührt durch die Vorſchrift wird das Schulgeld, zu deſſen Entrichtung 
das öffentliche Recht verpflichtet, (M 1, 301). Auch Verpflegungsanſprüche der Provinzial⸗ 
Irrenanſtalten gehören hierher (MG Gruch 52, 125). Dagegen nicht Erſatzanſprüche eines 
Armenverbandes wegen des einem Hilfsbedürftigen gewährten Unterhalts gegen dieſen 
ſelbſt oder gegen dritte Unterſtützungspflichtige (RG 72, 334). 

Zu Nr 12. Vorausgeſetzt iſt gewerbs- oder berufsmäßiger Betrieb (RG 60, 340). 

Zu Nr 13. Ausgenommen ſind insbeſondere die nach den ſtaatlichen Einrichtungen 
geſtundeten Kollegiengelder der Univerſitätsproſeſſoren (M 1, 302). 

Zu Nr 14. Die Erſtreckung der Vorſchrift auch auf nicht approbierte Arzte und Heb- 
ammen nach 9 156 des E Lift fortgefallen. In Betracht kommen daher nur noch Forderungen 
approbierter Arzte und Hebammen. Forderungen der Naturärzte uſw. fallen, ſo 
weit dieſe die Dienſte im Gewerbebetriebe leiſten, unter Nr 7; ſonſt greift die dreißigjährige 
Verjährung Platz. J ‘ 
Zu Nr 15. Hierunter fallen Rechtsanwälte, Gerichtsvollzieher, auch die öffentlich be⸗ 
ſtellten oder zugelaſſenen Feldmeſſer, Fleiſchbeſchauer und Auktionatore. 

Zu Ne 17. Nach 8 16 der Gebe „erliſcht“ die Gebührenforderung, wenn das Ber. 
langen nicht binnen 3 Monaten geſtellt worden iſt. Inſoweit handelt es ſich um eine Aus⸗ 
chlußfriſt. Die Beſtimmung Nr 17 wird indeſſen dann Platz greifen, wenn das Verlangen 
wahrend der Ausſchlußfriſt geſtellt und ſo dem Erlöſchen der Forderung noch vor Ablauf der 
Verjährungsfrist vorgebeugt worden iſt. Bedenklich ſcheint aber die Annahme, daß alsdann 
din Verjährung erſt „vom Augenblicke des geſtellten Verlangens“ zu laufen beginne (Stan. 
3 186 zu Nr 17). Denn es iſt nicht einzuſehen, inwiefern der Beginn der Verjährung gemäß 
8 bis zur Kundgabe des Verlangens zum Vorteile des Zeugen gehemmt ſein ſollte. 
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$ 197 


In vier Jahren verjähren die Anſprüche auf Rückſtände von Zinjen?), 
mit Einſchluß der als Zuſchlag zu den Zinſen zum Zwecke allmählicher Tilgung 
des Kapitals zu entrichtenden Beträge, die Anſprüche auf Rückſtände von 
Miet⸗ und Pachtzinſen, ſoweit ſie nicht unter die Vorſchrift des § 196 Abſ 1 
Nr 6 fallen!), und die Anſprüche auf Rückſtände von Renten, Auszugs⸗ 
leiſtungen, Beſoldungen, Wartegeldern, Ruhegehalten, Unterhaltsbeiträgen 
und allen anderen regelmäßig wiedertehrenden Leiſtungen?). 

E 1 157 II 164; M 1 305 ff.; P 1 202 ff., 207 ff., 212 ff. 


1. Vierjährige Verjährung. Beginn des Friſtlaufs nach 8 201. Hierher gehören Zinſen 
aller Art (8 301), rechtsgeſchäftliche wie geſetzliche, beiſpielsweiſe Verzugszinſen, oder 
Zinſen aus 8 36 Abſ 2 des PréEnteignGG. (RG 65, 129; JW 08, 656“), ſowie Rückſtände 
von geſetzlichen Zinſen (RG Warn 08 Nr 17), auch Hypotheken und Grundſchuldzinſen 
(8. 902 Abf 1 Saß 2). Rückſtände von Zinſen liegen auch dann vor, wenn die geſamte 
Zinsſchuld noch rückſtändig, d. h. fällig und nicht getilgt iſt. Hierher gehören auch Zinſen aus 
einem vor Inkrafttreten des BOB im Gebiete des preußiſchen Rechts erlaſſenen rechtskräftigen 
Urteile (RG 70, 68). Die Zuſchläge müſſen als ſolche „zu den Zinſen vereinbart ſein 
(Amortiſationsquoten); es darf ſich alſo nicht um ſonſtige ſelbſtändige Teilzahlungen handeln. 
Dividenden haben nicht die Natur von Zinſen; ſie bedeuten Anteil am Gewinne. Wegen 
des Mietzinſes für bewegliche Sachen vgl. 5 196 zu Nr 6. Vgl. ferner 8 196 A 1 Abſſ1, 
betreffs Vermietung im Gewerbebetriebe. & 

2. Renten (vgl. die 88 759 ff., 843, 912 Abſ 2, 916, 917 Abſ 2, 1199, 1361, 1580, 1612, 
1710). Hierher gehören auch Renten aus Stiftungen und Fideikommiſſen, ſowie Ablöſungs⸗ 
renten (M 1, 305), Beſoldungen uſw. Betreffs der Beſoldungen handelt es ſich um 
öffentlich-rechtliche Bezüge, im Gegenſatz zu den Auſprüchen der Privatbedienſteten (8 196 
Nr 8). Von den Anſprüchen der öffentlichen Beamten ſind der kurzen Verjährung nur unter⸗ 
worfen die auf regelmäßig wiederkehrende Leiſtungen gerichteten, wie auf Beſoldung, 
Sterbegeld, Ruhegehalt; dagegen nicht etwaige Anſprüche auf Erſatz von Auslagen oder 
auf Tagegelder (RG 84, 406). Als Unterhaltsbeiträge find auch ſolche auf Grund 
BHinterbl® v. 17. 5. 07 ſowie der entſprechenden Landesgeſetze zu verſtehen. Die kurzen 
Verjährungsfriſten aus dieſen Geſetzen ſind aufgehoben (Ech Artt 48, 49, 51, 55). Für 
den Begriff der wiederkehrenden Leiſtungen kommt es nur auf die feſt beſtimmte 
regelmäßige zeitliche Wiederkehr an, nicht aber auch auf die Gleichmäßigkeit des Betrags 
(RS 88, 46; JW 1912, 791). Daher fallen beiſpielsweiſe Anſprüche der Geſellſchafter 
auf den Gewinnanteil nicht unter $ 197, ſondern unter $ 195 Nr 6, wohl aber zutreffenden 
Falles Lizenzgebühren (RG 88, 43). — Auch der Anſpruch eines Armen verbandes, 
der jemand auf Grund des UWG unterhalten hat und nunmehr vom Unterſtutungspflich⸗ 
tigen nach $ 62 des Gef. Erſatz fordert, unterliegt der vierjährigen Verjährung (NG 72, 334), 
wo weiter ausgeführt iſt, daß nur diejenigen Erſatz⸗ und Erſtattungsanſprüche, welche ein 
Armenverband gegen den andern aus $ 61 des Gel. erhebt, nach $ 30 Da}. in 2 Jahren 
verjähren. Als „Rückſtände“ von Unterhaltsbeiträgen ſind alle Beiträge anzuſehen, 
die hätten geleiftet werden müſſen und nicht geleiftet worden find; ſie unterliegen von dem 
Zeitpunkte ab der vierjährigen Verjährung, in welchem der Verpflichtete in Verzug ge⸗ 
kommen oder der Anſpruch rechtshängig geworden ift (§ 1613); daß die Beiträge dem Grunde 
wie der un nach bereits feſtgeſtellt find, gehört nicht zum Begriffe des Ruckſtandes (HG 
a. a. O.). 


8 198 

Die Verjährung beginnt!) mit der Entſtehung des Anspruchs). Geht 
der Anſpruch auf ein Unterlaſſen, ſo beginnt die Verjährung mit der Zu⸗ 
widerhandlung?). 

E 1 158 II 165; M 1 307 fl.; P 1 209. ff. 


1. Beginn der Verjährung. Die SS 199, 200 behandeln Fälle, in denen die Verjährung 
früher beginnt, als dies nach der Regel des § 198 der Fall fein müßte, der § 201 ſchiebt da⸗ 
gegen den Beginn der Verjährung hinaus, und die 88 202.205 handeln von der Hemmung 
des Friſtablaufs. Falls keiner der zuvor bezeichneten Fälle vorliegt, greift die allgemeine 

egel des § 198 Satz 1 Platz, daß die Verjährung mit der Entſtehung des Anſpruchs 
beginnt. Nur für gewiſſe Sonderfälle hat das Geſetz den Beginn der Verjährung noch an 
andere Tatfachen als die Entſtehung des Anſpruchs geknüpft, ſo bei der Wandlung und 
Minderung an die Übergabe (5 477), bei der Wandlung beim Tierkauf an das Ende der 
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Gewährsfriſt ($ 490), bei Anſprüchen aus einer Schuldverſchreibung an die Vorlegung der 
Urkunde (§ 801 Abſ 1 Satz 2). Erſte Vorausſetzung für den Beginn der Verjährung iſt aber 
auch hier überall, daß der Anſpruch überhaupt entſtanden iſt. So kann die Verjährung der 
Gewährleiſtungsklage wegen Mängel erſt mit dem Wirkſamwerden des Kaufvertrags (bei⸗ 
ſpielsweiſe durch vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung) beginnen, auch wenn die Über⸗ 
gabe der Sache bereits früher erfolgt war (RG 65, 245). Dagegen iſt keine Vorausſetzung 
für den Beginn der Verjährung die Kenntnis des Rechts (RG Warn 1913 Nr 46). 

2. Der Anſpruch iſt entſtanden, ſobald er geltend gemacht werden, ſobald alſo im Sinne 
des 8 194 das „Tun“ oder das „Unterlaſſen“ gefordert werden kann (Zeitpunkt der actio nata), 
wobei bei einer Vertragsſchuld der fragliche Zeitpunkt auslegungsweiſe zu ermitteln iſt (RG 
JW 1912, 2915). Erforderlich iſt demnach gegebenenfalls, daß ſich der geſamte Tatbeſtand, 
auf Grund deſſen der Gläubiger nunmehr fordern kann (RG JW 1912, 2915), und der zum 
Wirkſamwerden des Rechtsgeſchäfts gehört, erfüllt hat; jedenfalls ſo weit, daß eine Feſt⸗ 
ſtellungsklage erhoben werden kaun (RG 83, 358). Somit kann die Verjährung eines Ge⸗ 
währleiſtungsanſpruchs aus einem formloſen Grundſtücksveräußerungsvertrage erſt von dem 
Zeitpunkte ab beginnen, wo die Auflaſſung und Eintragung erfolgt ſind, mithin nicht ſchon 
mit der Übergabe (RG 75, 114). Ein Rückgriffsanſpruch iſt entſtanden, ſobald durch das 
Verſchulden des Haftbaren ſich die Vermögenslage des Geſchädigten verſchlimmert hat, 
im beſonderen Falle alſo, ſobald durch das Verſehen des Erſatzpflichtigen (beiſpielsweiſe 
eines Rechtsanwalts) zugunſten des in erſter Linie Verpflichteten die Einrede der re 
entftanden iſt (R 90, 84). Die Verjährung der Abänderungsklage aus $ 323 350 be⸗ 
ginnt erſt mit dem Zeitpunkte, in dem die weſentliche Veränderung der Verhältniſſe ein⸗ 
getreten iſt und dieſes, falls $ 852 in Frage ſteht, dem Verletzten auch bekanntgeworden 
war (RG 86, 183 und die dort angeführten Urteile). Die Verjährung der Forderung gegen 
den Fiskus aus § 12 GO beginnt exit, wenn feſtſteht, daß eine Klage gegen den Erſatz⸗ 
pflichtigen ausſichtslos iſt (Ach 31. 3. 15 V 327/14). — Bei dinglichen Rechten entſteht 
der Anſpruch erſt mit der Verletzung ($ 194 A 1). Bei Schuldverhältniſſen wird die 
Entſtehung des Anſpruchs regelmäßig mit der Entſtehung des Gläubigerrechts zuſammen⸗ 
fallen, und zwar ohne Rückſicht auf einen etwaigen Verzug, ſo bei der Verwahrung, bei 
welcher die hinterlegte Sache „jederzeit“ zurückgefordert werden kann ($ 695); ferner beim 
Kaufe, wo die Forderung auf den Preis unter gewöhnlichen Umſtänden (. Ausnahme unter 
8202 Abſ 1) mit dem Abſchluſſe des Vertrags entſtanden iſt (RG 62, 178; 83, 179). Anders bei 
bedingten Anſprüchen, die erſt mit Eintritt der Bedingung wirkſam werden, und bei be- 
friſteten, bei denen der Zeitpunkt der Verfolgbarkeit des Anſpruchs hinausgeſchoben iſt. 
Entitanden find dieſe Anſprüche Im Sinne des 8198 erſt mit Eintritt der Bedingung oder des 
Zeitpunkts. Vgl. auch Rh 65, 245 bei AJ. Entſprechend find Anſprüche, die den erfolgten 
Rücktritt von einem Rechtsgeſchafte zur Vorausſetzung haben, erſt bei deren Erfüllung ent- 
ſtanden. Bei nachträglich eingetretener Vergrößerung des Schadens beginnt 
inſoweit eine neue Verjährung (RG 2. 6. 10 VI 381/09); gleichfalls wenn an die Stelle 
des urſprünglichen Vertragsanſpruchs der Schadenserſatzanſpruch wegen Nichterfül⸗ 
lung (88280, 283, 325, 326) tritt; denn hier liegt ebenfalls ein neu entſtandener Anſpruch 
vor. — Sonderbeſtimmungen der $$ 558, 606, 638 (Erſatzanſprüche des Vermieters, 
Verleihers und des Beſtellers). — Bei Anſprüchen auf wiederkehrende Leiſtungen 
beginnt hinſichtlich jeder Leiſtung eine beſondere Verjährung. In Anſehung der Neben ⸗ 
leiſtungen vgl. noch $ 224. 

Über den Beginn der Verjährung von Schadenserſatzanſprüchen aus unerlaubter Hand 
lung vgl. § 852. Hier fei nur auf folgende Grundsätze hingewieſen: Der einmal ent- 
ſtandene Schadenserſatzanſpruch umfaßt als einheitlicher Anſpruch auch die ſpäteren ſchädi⸗ 
genden Folgen des Verhaltens des Verpflichteten, ſoweit ſie ſich vorausſehen und erwarten 
ließen (RG 83, 360; 87, 311). Das gilt jedoch nur inſoweit, als die nachteiligen Folgen 
aus der einmal angenommenen Handlung ohne erneutes Zutun immer wieder eintreten, gilt 
dagegen nicht, wenn ſchädigende Handlungen, obwohl gleichartiger Natur, immer wieder 
vorgenommen werden, beiſpielsweiſe ſchädigende Immiſſionen aus Zuführung von Abwäſſern 
(RG JW 12,3115 und RG 30.9. 16 V 167/16), oder bei Fortſetzung eines ſchädigenden Fabrik⸗ 
betriebes (RG 26. 9. 18 V 120/18). Der aus einer unerlaubten Handlung erwachſende Schaden 
ſtellt andernfalls eine Einheit und nicht etwa eine Summe verſchiedener ſelbſtändiger Einzel⸗ 
ſchäden dar (RG Warn 1914 Nr 84), während die Entſtehung eines neuen Schadens ein neues 
feibſtändiges Ereignis vorausſetzt (RG 20. 2. 15 V 441/14). . 

Weitere Vorausſetzungen für den Beginn der Verjährung als die unter A 1 u. 2 
angegebenen kennt das Geſetz nicht. Insbeſondere iſt bei Schuldverhältniſſen grund⸗ 
ſätzlich nicht Erfordernis eine bereits erfolgte Rechtsverletzung oder das Unterrichtetfein des 
Gläubigers von feinem Anſpruch (JW 1912, 709. Mangelnde Kenntnis vom Be⸗ 
ſtehen des Anſpruchs iſt dementſprechend in der Regel auch kein Hemmungsgrund. Nur der 
Lauf der dreijährigen Verjährung (nicht auch der dreißigjährigen, RG 95, 79) beginnt nach 
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$ 852 bei Anſprüchen aus unerlaubten Handlungen ausnahmsweiſe erſt mit der Kenntnis 
des Erſatzberechtigten vom Schaden (jedoch nicht auch von deſſen Umfange; R6 63, 255) 
ſowie von der Perſon des Erſatzpflichtigen, und eine entſprechende Beſtimmung gibt § 2832 
hinſichtlich des Pflichtteilsanſpruchs. Desgleichen beginnt die Verjährung gemäß § 151 des 
preuß. Berggeſetzes erſt dann, wenn der Beſchädigte eine jo volle Keuntnis des Schadens 
und ſeines Urhebers erweislich erlangt hat, als zur Klageanſtellung erforderlich iſt (RG 
JW 1911, 726°); ferner bei Erſatzanſprüchen des Prinzipals gegen den Handlungsgehilfen 
gemäß § 60 Abſ 1 HGB erſt mit dem Zeitpunkte, wo der erſtere von der Zuwiderhandlung 
Kenntnis erhält (RG 63, 255). Anders bei Forderungen auf Schadenserſatz auf Grund des 
$ 8 des HaftpflG, wo die Regel des § 198 Satz 1 gilt, und alſo ſchon der Zeitpunkt des Un⸗ 
falls unbedingt entſcheidend iſt. N 5 f 

3. Zuwiderhandeln gegen den Anſpruch auf ein Unterlaſſen. Prattiſch bedeutungs⸗ 
los iſt der Streit, ob man in Satz 2 eine Folgerung aus dem in Satz 1 ausgeſprochenen Grund⸗ 
ſatze oder eine Abweichung von dieſer Regel zu finden hat. Die Entſcheidung hängt davon ab, 
ob man annimmt, daß der Anſpruch auf Unterlaſſung erſt mit der Zuwiderhandlung oder ſchon 
mit der Begründung des betreffenden Rechtsverhältniſſes entſteht. Die Verjährung indeſſen 
kann jedenfalls erſt mit der Zuwiderhandlung beginnen, ſo daß eine Verjährung über⸗ 
haupt nicht in Frage kommen könnte, falls im beſondern Falle nur die Verpflichtung zu einer 
einmaligen Unterlaſſung gegeben wäre, weil in dieſem Falle nach erfolgter Zuwiderhand⸗ 
lung ein Anſpruch auf die Unterlaſſung überhaupt nicht mehr verwirklicht werden könnte. 
Bei Anſpruchen auf dauernde Unterlaſſung hebt bei jeder wiederholten Zuwider⸗ 
handlung eine neue beſondere Verjährung an (RG 49, 20; JW 02, 101%), fo daß fie nicht 
vor der letzten Zuwiderhandlung zur Vollendung gelangen kann (RG 80, 488; betreffend 
einen Unterlaſſungsanſpruch aus §8 des UnlWGG). Im übrigen liegt auch hier (vgl. 9 194 
A 1) kein zwingender Grund vor, Satz 2 nur hinſichtlich ſolcher Anſprüche anzuwenden, die 
von Haufe aus gegen eine beſtimmte Perſon gerichtet find, ihn dagegen außer Anwendung 
zu laſſen, falls der Anſpruch auf Unterlaſſung gegen eine beſtimmte Perſon erſt dadurch zur 
Entſtehung kommt (wie bei dinglichen Anſprüchen der Fall iſt, 88 1004, 1027), daß die Perſon 
das Recht des Berechtigten verletzt oder beeinträchtigt hat (a. A. Planck A 2 zu 8 198). Vgl. 
8 194 A 1 gegen das Ende. . 


§ 199 

Kann der Berechtigte die Leiſtung erſt verlangen, wenn er dem Ver⸗ 
pflichteten gekündigt hat, ſo beginnt die Verjährung mit dem Zeitpunkte, von 
welchem an die Kündigung zuläſſig ift!), Hat der Verpflichtete die Leiſtung 
erſt zu bewirken, wenn ſeit der Kündigung eine beſtimmte Friſt verſtrichen 
ift, jo wird der Beginn der Verjährung um die Dauer der Friſt hinaus⸗ 
geſchoben?). 

E 1 158 II 165; M 1 308 ff.; P 1 209 ff. 


1. Kündbare Leiſtungen. 8 199 wie $ 200 Satz 1 wollen den Gläubiger hindern, den 
Beginn der Verjährungsfriſt dadurch hinauszuſchieben, daß er den Zeitpunkt, wo er die Leiſtung 
fordern kann, willkürlich hinausſchiebt. Es handelt ſich um die Anwendung des Grundſatzes: 
toties praescribitur actioni nondum natae, quoties nativitas est in potestate creditoris. 
Seine Anwendbarkeit iſt aber nur unter den Vorausſetzungen der beiden genannten Para⸗ 
graphen (199 u. 200) anerkannt. Falls die Leiſtung gemäß 8 271 Abſ 1 ſofort gefordert werden 
kann, beginnt auch die Verjährung ſofort (8 605 Leihe; § 695 Verwahrung). It die Künd⸗ 
barkeit um eine gewiſſe Friſt hinausgeſchoben (8 271 Abſ 2), dann beginnt die Verjährung erſt 
mit Ablauf dieſes Zeitraums, ſo daß der Beginn der Verjährung gewöhnlich mit dem Zeit⸗ 
punkte der Fälligkeit zuſammenfällt (RG 3. 5. 19 V 347/18). Vorausſetzung iſt dabei, 
daß der Schuldner auf die erfolgte Kündigung auch ſofort zu leiſten hat. Für den andern 
Fall vgl. A 2. Kündbarkeit ſteht im Sinne des § 199 nur dann in Frage, wenn es vom 
freien Willen des Gläubigers abhängt, die Klagbarkeit der Forderung herbeizuführen; ſie 
iſt daher nicht gegeben, wenn der Berechtigte die Leiſtung erſt nach einer gewiſſen Zeit 
fordern kann (RG 31. 3. 11 II 413/10). a 
2. Geſetzliche Hinausſchiebung des Beginns der Verjährung. Diele Regelung war 
für die Fälle erforderlich, in denen der Schulduer auch auf die erfolgte Kündigung nicht ſofort, 
ondern erſt nach Ablauf einer beſtimmten Friſt zu leiſten braucht. Beträgt beiſpielsweiſe die 
Leiſtungsftiſt bei einem am 1. April gegebenen, ſofort kündbaren Darlehn nach $ 609 drei 
donate, ſo würde die Verjährung nach Satz 1 ſchon am 1. April beginnen müſſen, unter Berüd- 
ſichtigung des Sah 2 jedoch beginnt fie erft mit dem 1. Juli (Friſtberechnung nach 88 187 Abſ 1 
u. 188 Abſ 2). Ob der Schuldner nach g 271 Abſ 2 berechtigt geweſen wäre, die Leiſtung früher 
anzubieten, als der Gläubiger fordern konnte, iſt für den Beginn der Verjährung unerheblich. 
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8 200 


Hängt die Entſtehung eines Anſpruchs davon ab, daß der Berechtigte 
von einem ihm zuſtehenden Anfechtungsrechte Gebrauch macht, ſo beginnt 
die Verjährung mit dem Zeitpunkte, von welchem an die Anfechtung zuläſſig 
ift). Dies gilt jedoch nicht, wenn die Anfechtung ſich auf ein familienrecht⸗ 
liches Verhältnis bezieht). 


Rev. E 105; P 1 209, 211; 6 1869 ff., 150, 200. 


1. Vgl. $ 199 A 1. Der Anſpruch kann von Geltendmachung eines Anfechtungsrechts 
abhängen, jo z. B. der Herausgabeanſpruch aus § 812, wenn auf Grund eines anfechtbaren 
Rechtsgeſchäfts geleiſtet worden war. Die Zuläſfigkeit der Anfechtung iſt an und für 
ſich gegeben, ſobald die objektiven Bedingungen der Anfechtbarkeit erfüllt ſind, während es 
hinſichtlich der Zuläſſigkeit auf die Kenntnis des Berechtigten vom Vorhandenſein des An⸗ 
fechtungsgrundes überhaupt nicht ankommen ſoll (vgl. § 198 A 2). Es wird auf dieſe Weiſe 
vermieden, daß ſich der Beginn des Friſtlaufs übermäßig jemals hinauszieht. Denn an ſich ift 
es denkbar, daß der Berechtigte die Anfechtbarkeit des Geſchäfts erſt nach langen Jahren 
kennenlernt. Im Falle der Anfechtung eines Rechtsgeſchäfts verjährt ſonach der daraus ent- 
ſtandene Bereicherungsanſpruch zugleich mit Ablauf der dreißigjährigen Ausſchlußfriſt aus 
§ 121 Abſ 2, da dieſe Friſt und die Verjährungsfriſt zeitlich zuſammenfallen. Die 
Verjährung des Bereicherungsanſpruchs beginnt mithin gegebenenfalls erſt mit dem Zeitpunkt, 
wo die Leiſtung auf Grund des angefochtenen Rechtsgeſchäfts bewirkt worden iſt; die Ver⸗ 
jahrung dagegen des Anſpruchs auf die geſchuldete Leiſtung bereits mit dem Zeitpunkte der Zu ⸗ 
läſſigkeit der Anfechtung. — Diente das anfechtbare Rechtsgeſchäft nicht zur Begründung, 
ſondern zur Beſeitigung eines gegebenen Anſpruchs (Erlaß, Aufrechnung, Vergleich), dann 
ſoll der $ 200 nach RG 86, 367 überhaupt nicht anwendbar fein. Eine entſprechende An⸗ 
wendung ſcheint hier aber doch geboten; denn, ob die Entſtehung eines Anſpruchs, oder ob 
das Wiederaufleben eines zuvor erloſchenen Anſpruchs in Frage ſteht, ſcheint doch für den 
Kechtsgedanken des $ 200 gleichwertig zu ſein. Die entſprechende Anwendung dieſer Vor⸗ 
ſchrift würde daher ergeben, daß die Anſpruchsverjährung zunächſt zwar nach dem Grund 
ſatze des $ 198 zu laufen begonnen hatte, daß ihr Lauf demnächſt aber durch das anfechtbare 
Rechtsgeſchäft (den Erlaß oder den Vergleich) gehemmt worden, und daß fie erſt von dem 
Zeitpunkte ab weitergelaufen iſt, in dem die Anfechtung des fraglichen Rechtsgeſchäfts zuläſſig 
geworden war, was indes mit dem Zeitpunkte der Vornahme des Rechtsgeſchäfts zuſammen⸗ 
Sn kann, ſofern nämlich ſchon damals die objektiven Vorausſetzungen der Anfechtbarkeit 
gegeben waren. N Ä 

2. Bei familienrechtlichen Berhältniſſen, fo wenn ſich die Anfechtung bezieht auf bie 
Ehe (88 1330-1347), die Ehelichkeit eines Kindes (88 1593 ff.) und auf die Annahme an Kindes 
Statt (5 1755), verbleibt es bei der Regel, daß die Verjährung des durch die Anfechtung 
bedingten Anſpruchs (etwa der auf Rückgabe des Frauenguts) allemal erſt mit der Ent- 
ſtehung dieſes Anſpruchs beginnt, alſo erſt in dem Zeitpunkte, in dem die Anfechtung 
wirklich geltend gemacht worden iſt. 


§ 201 


Die Verjährung der in den SS 196, 197 bezeichneten Anſprüche beginnt 
mit dem Schluſſe des Jahres, in welchem der nach den SS 198 bis 200 maß⸗ 
gebende Zeitpunkt eintritt‘). Kann die Leiſtung erſt nach dem Ablauf einer 
über dieſen Zeitpunkt hinaus reichenden Friſt verlangt werden, jo beginnt 
die Verjährung mit dem Schluſſe des Jahres, in welchem die Friſt abläufte). 

E 1 159 II 166; M 1 310; P 1 211, 216 ff.; 6 140 ff. 


1. Hier wird im Gegenſatze zu den $$ 199 u. 200 der Beginn der Verjährung über die 
Entſtehung des Anspruchs hinaus auf einen jpäteren Termin verlegt, und zwar auf 
den Schluß des Jahres, d. i. des Kalenderjahrs, in welchem der Anſpruch, vom Geſichtspunkte 
der gs 198, 199 aus beurteilt, als entſtanden anzusehen iſt. Vgl. die 88 198, 199 Satz 1 u. 2, 
200, 202. Da das Kalenderjahr mit dem 31. Dezember abſchließt, kann ſomit die Verjährung 
end. zutreffenden Fällen immer erſt mit dem 1. Januar des nächſtfolgenden Kalenderjahrs 

gen. 
5 2. Wenn die Fälligkeit eines Anſpruchs erſt nach deſſen Entſtehung eintritt, ſo beſtimmt 
Sc basjenige Jahr, 11 deſſen Schluſſe die Verjährung beginnt, nach dem Zeitpunkte der 
Aunnigkeit, fo daß unter Umſtänden der Beginn der Verjährung um ein weiteres Jahr hinaus⸗ 
geſchoben wird. Demnach beginnt die Verjährung der Forderung eines Kaufmanns regel: 
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mäßig mit dem Schluſſe desjenigen Jahres, in welchem der Vertrag geſchloſſen iſt, und nicht 
desjenigen, in welchem er die Kaufſache geleiſtet hat (RG 62, 178; 83, 179; vgl. auch $ 196 
A 1); falls die Fälligkeit jedoch aus irgendeinem Grunde (insbeſondere Stundung) erſt im 
folgenden Jahre eintritt, kann die Verjährung erſt mit dem 1. Januar des weiterhin folgenden 
Jahres anfangen. Wird in den Fallen der 88 196, 197 der Lauf der Verjährung unter ⸗ 
brochen (§§ 208ff.), fo hat dies nur zur Folge, daß nach der Beendigung der Unter- 
brechung eine neue Verjährung beginnt, und zwar ſofort mit Beendigung der Unter 
brechung; für die Anwendung des § 201 beſteht hier dagegen kein Raum, da der „nach den 
88 189—200 maßgebende Zeitpunkt“ nicht von neuem eintreten kann (RG 65, 268). 


8 202 


Die Verjährung iſt gehemmt!), ſolange die Leiſtung geſtundet oder der 
Verpflichtete aus einem anderen Grunde vorübergehend zur Verweigerung 
der Leiſtung berechtigt ift?). ‚ 

Dieſe Vorſchrift findet keine Anwendung auf die Einrede des Zurück⸗ 
behaltungsrechts, des nicht erfüllten Vertrags, der mangelnden Sicherheits⸗ 
leiſtung, der Vorausklage ſowie auf die nach § 770 dem Bürgen und nach den 
SS 2014, 2015 dem Erben zuſtehenden Einreden?). 

E I 162 II 168; M 1 312 ff.: P 1 215 ff.; 2 518; 6 141, 388. 


1. Die 88 202205 haudeln von der Hemmung der Verjährung. Die 85 200.—204 geben 
die Hemmungsgründe an, der $ 205 beſtimmt ihre Wirkungen. Das Geſetz hat hier ſolche 
Fälle im Auge, in denen die Verjährungsfriſt an ſich in Lauf geſetzt iſt, und die Verjährung 
in der zutreffenden Zeit ſich auch vollenden würde, falls der Friſtverlauf voll zur Anrechnung 
kommen dürfte, in denen jedoch jener Erfolg ausbleibt, weil die Aurechnung eines gewiſſen 
Zeitraums unterbleiben muß. Hemmung bedeutet mithin ſachlich nichts anderes als Ruhen 
des Friſtlaufs infolge Vorhandenſeins und Fortwirkens eines Hemmungsgrundes. Je nach⸗ 
dem dieſer beim Anfange der Verjährung oder aber in ihrem weiteren Verlaufe eintritt, hat 
dies das Ruhen des Friſtlaufs von Anfang an oder erſt in einem ſpäteren Zeitabſchnitte zur 
Folge. Deshalb kann auch der Friſtlauf erſterenfalls erſt von da ab beginnen, letzterenfalls 
aber erſt von da ab weitergerechnet werden, wo der Hemmungsgrund beſeitigt iſt. In 
jedem Falle iſt die praktiſche Wirkung der Hemmung die, daß ſich die eigentliche Verjährungs⸗ 
friſt um den Zeitraum der Hemmung verlängert. (Über die hiervon verſchiedene Wirkung 
der Unterbrechung der Verjährung vgl. § 208 A 1.) Der Grundgedanke der Hemmung ſpricht 
ſich in dem Satze aus: agere non valenti non currit praescriptio. Die einzelnen Hemmungs⸗ 
gründe (A 2, $ 203, 204) bilden feine geſetzlich anerkannten Anwendungsfälle. Im übrigen 
haben mit dem Grundſatze des $ 202 alle Fälle getroffen werden ſollen (Prot 1, 217), in denen 
der Geltendmachung des an fich fortbeſtehenden Anſpruchs ein ernſtliches Hindernis entgegen ⸗ 
ſteht (RG 80, 216, mit Bezug auf die 58 135, 146 Lwü ch) und insbeſondere die Einleitung 
eines gerichtlichen Verfahrens zum Zwecke der Unterbrechung der Verjährung als ausge⸗ 
ſchloſſen erſcheint (RG 94, 180). Andere Hemmungsgründe gelten nicht, insbeſondere nicht 
die mangelnde Kenntnis vom Beſtehen des Anſpruchs, § 198 A 3 (RG Warn 1912 Nr 46), 
felbſt wenn die Nichtkenntnis durch ein argliſtiges Verhalten des Schuldners herbeigeführt 
wurde (RG 64, 222). Gegebenenfalls könnte der Berechtigte nur die bereits vollendete 
Verjährung auf Grund des $ 249 in Verbindung mit 8 286 befeitigen (R a. a. O.). Ein 
beſonderer Fall der Hemmung beſteht hinſichtlich der Verjährung eines Anspruchs auf Buße: 
er iſt der Verjährung ſo lange entzogen, als die Verjährung des entſprechenden Strafanſpruchs 
noch läuft (RGSt 17. 1. 11 5 D 207/10). Da die Hemmungsurſachen ſamtlich allein in 
der Perſon des Berechtigten oder in den perſönlichen Beziehungen zwiſchen ihm und 
dem Verpflichteten ihren Grund haben, ſo folgt, daß die Hemmung unmittelbar auch nur 
zwiſchen den Genannten wirkt (vgl. insbeſondere für Geſamtſchuldverhaltniſſe die 88 425 
und 429 Abf 3). Mittelbar kann die Hemmung jedoch auch einem Dritten inſofern zum Nach 
teile gereichen, als dieſer gegebenenfalls berechtigt wäre, die etwa zugunſten des Schuldners 
vollendete Verjährung auch für fic geltend zu machen, und als ihn um deswillen die Hinaus⸗ 
ſchiebung des Friſtablaufs ebenfalls nachteilig berührt. Das betrifft insbeſondere den Bürgen 
94, 150, 768. — Durch $ 137 Ab] 2 des Gewu Jwird keine Hemmung begründet (RG 

%. Die Hemmungsgründe werden gebildet zunächſt durch die aufſchiebenden (dilato⸗ 
1 Einreden, alſo ſolche, welche, ohne das Beſtehen des Anspruchs an ſich zu berühren, 
em Verpflichteten nur vorübergehend das Recht zur Verweigerung der Leiſtung 
geben. Außer Betracht bleiben ſomit die zerſtörenden (peremtoriſchen) Einreden, welche, 
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wie insbeſondere nach § 853 die Einrede des Betrugs, ein Recht auf dauernde Verweigerung 
geben und mithin die Durchführbarkeit des Anſpruchs dauernd ausſchließen. Die Geltend⸗ 
machung einer Tatſache, welche den Anſpruch zerſtört, wie die der Erfüllung, der erfolgten 
Aufrechnung, der erfolgten Anfechtung, bedeutet nach dem Sprachgebrauche des BGB an ſich 
nicht eine „Einrede“. Inſoweit handelt es ſich nur um die Geltendmachung eines Einwands. — 
Die nachſtehenden aufſchiebenden Einreden ſtehen hier in Frage: die der Stundung (RG 
JW 1910 S. 2803 u. 5745; Warn 1919 Nr 2), und zwar einer nachträglichen (andernfalls läge 
der Tatbeſtand des § 199 vor; RG JW 08, 4301); die Verweiſung auf die hinterlegte Sache 
G 379); das Verweigerungsrecht des Schenkers aus 88 519, 526; ferner die Geltendmachung 
eines persönlichen (Miete) oder dinglichen (Nießbrauch) Rechtes zum Beſitze gegenüber 
dem Eigentumsanſpruche auf Herausgabe im Sinne des § 986; weiter die Einrede des Eigen. 
tümers gegenüber den (dinglich) Vorkaufsberechtigten aus § 1100; endlich die Einrede 
des Miterben bis zur Teilung des Nachlaſſes, wenn er für Nachlaßverbindlichkeiten aus 
$ 2059 in Anſpruch genommen wird. Diefe Hemmungsgründe find auch bei der Wechſelver⸗ 
jährung zu berückſichtigen (RG 63, 370). Die im Prozeſſe getroffene Vereinbarung, daß 
das Verfahren ruhen ſolle, hat nur eine prozeßrechtliche Wirkung, gewährt dem Schuldner 
dagegen keine Stundung und kein Leiſtungsverweigerungsrecht (RG JW. 1914, 14); die 
durch die Klageerhebung unterbrochene Verjährung (§ 209) beginnt daher gemäß § 211 Abſ 2 
wieder zu laufen, und alles das gilt auch dann, wenn die Parteien Ruhen des Prozeſſes 
bis zur Erledigung eines andern Rechtsſtreits vereinbaren (RG 73, 394). Um eine Stun ⸗ 
dung handelt es ſich dagegen, wenn zwiſchen dem Pflichtteilsberechtigten und dem Erben 
verabredet wird, daß die ziffermäßige Berechnung des herauszugebenden Pflichtteils wegen 
noch erforderlicher Feſtſtellung der Nachlaßmaſſe einſtweilen auszuſetzen ſei. Der 8 202 
Abs iſt auch dann anwendbar, wenn Gläubiger und Schuldner vereinbaren, daß der erſtere 
ſeine Befriedigung zunächſt aus einer ihm dazu vom Schuldner abgetretenen Forderung 
ſuchen ſoll (RG 70, 37). Ferner dann, wenn dem Verſicherten aus der Unfallverſicherung 
eme Rente durch Beſcheid des Vorſtandes ausgeſetzt worden iſt, dieſer Beſcheid demnächſt 
aber durch Urteil des Schiedsgerichts wieder aufgehoben wird (RG 80, 213). 


8. Den in Abſ ? aufgeführten verzögerlichen Einreden iſt die Wirkung der Hemmung aus- 
nahmsweiſe verſagt, namlich dem Zurückbehaltungsrechte (89 273, 274, 1000, 1428, 
1585); der Einrede des nichterfüllten Vertrags (8 320); der Einrede mangelnder Sicher- 
heitsleiſtung (88 258, 811, 867, 997, 1005, 1049 Abſ 2, 2125 Abſ 2); den Einreden des 
Burgen (88 771, 770 Abſ 1); den Einreden des Erben (88 2014, 2015; vgl. auch die Sonder. 
beſtimmung § 2332 Abſ 3). Denn wie dem Berechtigten das Recht entzogen wird, den 
Beginn der Verjährung willkürlich aufzuhalten (oben 88 199 u. 200 A 1), fo ſoll es ihm ander 
ſeits auch verwehrt ſein, ihre Vollendung dadurch zu hemmen, daß er durch Unterlaſſung der 
eigenen Leiſtung, bzw. der Sicherheitsleiſtung oder der Inanſpruchnahme des Hauptſchuldners, 
ſich eine aufſchiebende Einrede willkürlich lange erhält. 


§ 203 
Die Verjährung iſt gehemmt, ſolange der Berechtigte durch Stillſtaud 
der Rechtspflege innerhalb der letzten ſechs Monate der Verjährungsfriſt 
an der Rechtsverfolgung verhindert iſt!). 
Das gleiche gilt, wenn eine ſolche Verhinderung in anderer Weiſe durch 
höhere Gewalt herbeigeführt wirde). 


EI 164 II 169, 165; M 1 315 ff.; P 1 215 ff. 


½ 1. Hemmung g 202 A 1. Stillſtand der Rechtspflege als Hemmungsgrund. Vorausſetzung 
it, daß die Gerichtstätigkeit ſelbſt eingeſtellt ift, nicht, daß nur der Berechtigte perſönlich gehin- 
dert iſt, das Gericht in Anſpruch zu nehmen (Unzugänglichkeit wegen Überſchwemmung). Bloße 
ſchwerung kommt nicht in Betracht. Falls der Berechtigte zwiſchen mehreren Gerichtsſtänden 
ie Wahl hat, könnte der Stillſtand der Rechtspflege an nur einem der mehreren Gerichte 
die $ rjährung jedenfalls dann nicht hemmen, wenn es dem Berechtigten an einem erheblichen 
Grunde fehlte, die Ausübung des Wahlrechts zu unterlaſſen, zumal wenn er dies in der Abſicht 
äte, den Verpflichteten zu ſchädigen ($ 226). Die Anſicht, daß der Gerichtsſtillſtand auch bei 
Per einem Gerichte unbedingt einen Hemmungsgrund bilde (Staudinger A 5; Dernburg 
8178 A 1), kann ſonach nicht gebilligt werden. — Die Gerichtsferien ſpielen, da auch während 

ihres Verlaufs die Erhebung der Klage möglich iſt, keine Rolle (RG 68, 57). 
Der Begriff höhere Gewalt, der vom BGB noch in den §§ 701 (Haftung des Gaft- 
4 und 1996 (Verhinderung des Erben an der Inventarerrichtung) verwertet wird, iſt 
angegeben vorausgeſetzt (M 1, 317ff.). Nach der abſoluten Theorie gehören zur höheren 
"= alle Ereigniſſe, welche von außen her eingreifen und die unter gewöhnlichen Umſtänden 
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vorausſehbaren Gefahren merklich überſteigen. Nach der relativen Theorie iſt überhaupt 
kein allgemeiner Maßſtab gegeben, es kommt vielmehr auf die jedesmaligen Verhältniſſe 
an; nach ihnen iſt zu prüfen, ob der Handelnde auch bei Anwendung eines höheren Grades 
von Aufmerkſamkeit und von Vorſicht imſtande war, die Gefahr vorauszuſehen und abzu- 
wenden. Der letztere Standpunkt iſt der begründetere. Auszugehen ift von der Auffaſſung, 
daß die höhere Gewalt eine beſondere Art des Zufalls iſt, d. i. eines Ereigniſſes, das vom 
Handelnden nicht verſchuldet iſt und von ihm auch bei Anwendung der allgemein erforber- 
lichen Aufmerkſamkeit nicht vorausgeſehen werden konnte. In der Regel befreit nun ein 
ſolches Ereignis von der Haftung. Soweit aber das Geſetz eine Verautwortlichkeit darüber 
hinaus annimmt, und die Befreiung erft unter der Vorausſetzung der „höheren Gewalt“ ein- 
treten laſſen will, reicht dazu nicht ſchon ein Zufall im gewöhnlichen Sinne aus. Es muß 
vielmehr ein Ereignis eingetreten ſein, das auch bei Anwendung aller Vorſicht und Aufmerk⸗ 
ſamkeit nicht vorausſehbar und ſelbſt mit allen zu Gebote ſtehenden Mitteln nicht abzuwenden 
war (RG 95, 65). Falls daher mit gewiſſen Betrieben die Gefahr des Zufalls ſchon der 
Natur der Sache nach verbunden ilt, fo daß gewiſſe Unfälle mehr oder minder haufig 
vorzufallen pflegen, wird man von höherer Gewalt folgerichtig nur dann ſprechen können, 
wenn ſich das Ereignis, auch nach dem zuvor bezeichneten Maßſtabe bemeſſen, noch als 
ein außergewöhnliches darſtellt. Mit den in der Gefährlichkeit des Betriebs ohnehin be⸗ 
gründeten Gefahren hat der Unternehmer allemal zu rechnen. Da nun die höhere Ge. 
walt ihrer Natur nach, wie geſagt, gleichwohl eine beſondere Art von Zufall bedeutet, ſo 
folgt endlich, daß ihr Vorhandenſein namentlich ausgeſchloſſen it durch jede Art von Ver⸗ 
ſchuldung des Handelnden. Das Ereignis muß vielmehr von außen. her eingewirkt haben 
(ogl. RG 95, 65: 21, 16; 44, 27; 50, 92; 54, 407; 64, 404; JW 1910, 1000). Als 
Richtſchnur für den Begriff höhere Gewalt, insbeſondere im Falle des 3 208, konnen die 
Beſtimmungen des 8 233 ZPO und des § 44 StPO gelten. Sie berechtigen zur Wieder. 
einſetzung in den vorigen Stand, wenn die Einhaltung einer Notfriſt, bzw. Friſt, „durch Natur- 
ereigniſſe oder andere unabwendbare Zufälle“ verabſäumt worden iſt. Und ſoiche ſind ein Er- 
eignis, „das nach den gegebenen, nach der Beſonderheit des Falles zu berückſichtigenden Um. 
ſtänden auch durch die äußerſte, dieſen Umſtänden angemeſſene und vernünftigerweiſe zu er- 
wartende Sorgfalt weder abzuwenden noch in ſeinen ſchädlichen Folgen zu vermeiden iſt“ 
(RG 48, 409). — Der Begriff der höheren Gewalt (§ 1 Haftpfi®) deckt ſich nicht mit dem 
Begriffe des unabwendbaren Ereigniſſes ($ 7 Abſ 2 Kraftsahr®); der letztere 
Begriff ſtellt vielmehr eine Erweiterung des erſteren dar; die Frage, ob ein Ereignis mit 
gewiſſer Regelmäßigkeit wiederzukehren pflegt, iſt auch nur hinſichtlich der höheren Gewalt 
von Bedeutung (RG Warn 1913 Nr 36). — Wird ein Wechſel von der Staatsanwaltſchaft 
beſchlagnahmt, ſo iſt der Kläger im Wechſelprozeſſe an der Rechtsverfolgung durch höhere 
Gewalt um deswillen nicht gehindert, weil er den Prozeß nach 8 696 in das ordentliche 
Verfahren übergehen laſſen kann, aber auch deswegen nicht, weil ihm die Moglichkeit gegeben 
iſt, den Prozeß durch Gerichtsbeſchluß ausſetzen zu laſſen (RG 72, 187). Schwere Erkrankung 
iſt noch kein Hemmungsgrund im Sinne des Abſ 2; fie ift es erſt dann, wenn dem Berechtigten 
infolge ſeines Zuſtandes (Bewußtloſigkeit, Fieberdelirien) die Beſorgung ſeiner Angelegen⸗ 
heiten ſchlechthin unmöglich geworden war (RG Warn 1912 Nr 158). Denn ſtets muß es 
ſich um ein von außen wirkendes Ereignis handeln, das unter den gegebenen Umftänden auch 
durch die äußerſte, dieſen Umftänden angemeſſene Sorgfalt und Umficht nicht verhütet werden 
konnte (RG JW 1910, 1000), und das außerhalb des dem Betriebe eigentümlichen Gefahren 
kreiſes gelegen iſt (RG IW 1911 S. 19226 u. 22742), — Die verzögerte Entſcheidung über ein 
Armenrechtsgeſuch im Anwaltsprozeſſe kann (als unabwendbarer Zufall) eine Hemmung 
der Verjährung begründen (RG 87, 52). 


S 204 


Die Verjährung von Anſprüchen zwiſchen Ehegatten iſt gehemmt, ſo⸗ 
lange die Ehe beiteht!). Das gleiche gilt von Anſprüchen zwiſchen Eltern 
und Kindern?) während der Minderjährigkeit der Kinder und von An⸗ 
ſprüchen zwiſchen dem Vormund und dem Mündel während der Daner des 
Bormundſchaftsverhältniſſes“). 

E 1 168 II 170; M 1 324 ff.; P 1 221 ff. 

1. Hemmung 8 202 A 1. Die in 8 204 aufgeführten Hemmungsgründe ſind von Amts 
Beten zu berückſichtigen (RG JW 08, 192) und greifen bei Ansprüchen aller Art Platz. 
mit woe gde Ehe als Hemmungsgrund. Im Falle der Scheidung durch Urteil endet die Ehe 

it der Rechtskraft des Urteils (§ 1564). Im Falle der Anfechtung iſt fie zwar als von Anfang 
85 nichtig anzuſehen (8 1343), aber folange die Anfechtung noch nicht erfolgt ift, beſteht die 
he und ruht infolgedeſſen die Verjährung. Dieſer Zuſtand kaun gegebenenfalls auch nicht 
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dadurch als rückwärts beſeitigt gedacht werden, daß die Ehe nachträglich angefochten wird. 

enn es wäre unbillig, zuungunſten des Ehegatten, der im Vertrauen auf das Beſtehen der 
Ehe von Geltendmachung ſeines etwaigen Anſpruchsfgegenüber dem andern Teile Abſtand 
genommen hat und davon nach damaliger Sachlage fauch gefahrlos Abſtand nehmen konnte, 
nach erfolgter Anfechtung der Ehe anzunehmen, die Verjährung ſeines Anspruchs habe trotzdem 
bereits in dem Zeitpunkte begonnen, in welchem der Anſpruch geltend gemacht werden konnte 
(a. M. Staudinger A 3a und Planck A 2 zu 8 204). In Befolgung obiger Geſichtspunkte 
wird man auch annehmen dürfen, daß auch im Falle einer ſchon an ſich nichtigen Ehe dem 
gutgläubigen Teile der § 204 zur Seite ſteht. Im übrigen kann eine nichtige Ehe überhaupt 
nicht als eine beſtehende gelten. 2 

2. Verhältnis zwiſchen Eltern und Kindern, einſchließlich des Verhältniſſes, welches 
durch Annahme an Kindes Statt ($ 1757), durch nachträgliche Eheſchließung ($ 1719) und 
durch Ehelichkeitserklärung (88 1723, 1736) geſchaffen wird. Auf das Beſtehen der elterlichen 
Gewalt über das minderjährige Kind kommt es nach dem Geſetze nicht an. 

3. Verhältnis zwiſchen Vormund und Mündel, dem dasjenige zwiſchen Pfleger und 
Pflegebefohlenen nach § 1915 entſprechend gleichgeſtellt it. Der Gegenvormund iſt zwar 
nicht gleichfalls Vertreter des Mündels, aber er wirkt bei der Vermögensverwaltung mit, 
und daher iſt es richtig, den § 204 auch in dieſem Verhältniſſe Platz greifen zu laſſen. 


8 205 


Der Zeitraum, während deſſen die Verjährung gehemmt iſt, wird in 
die Verjährungsfriſt nicht eingerechnet y. 

E I 161 Abi 1; M 1 311 ff.: P 1 212. 

1. Vgl. $ 202 A 1, ferner die 88 203, 204. 


§ 206 


) Iſt eine geſchäftsunfähige oder in der Geſchäftsfähigteit beſchränkte 
Rerſon ohne geſetzlichen Vertretere), jo wird die gegen ſie laufende Ver⸗ 
lährung nicht vor dem Ablaufe von ſechs Monaten nach dem Zeitpunkte voll⸗ 
endet, in welchem die Perſon unbeſchränkt geſchäftsfähig wird oder der 
Mangel der Vertretung aufhört. „SI die Verjährungsfriſt kürzer als ſechs 
Monate, ſo tritt der für die Verjährung beſtimmte Zeitraum an die Stelle 
der ſechs Monate). | 

Dieje Vorſchriften finden keine Anwendung, ſoweit eine in der Geſchäfts⸗ 
fähigkeit beſchränkte Perſon prozeßfähig iftt), 

E 1 166: M 1 315 ff.; P 1 219 ff.; 6 241. 

1. Hemmung der Vollendung der Verjährung ($ 202 A 1). Die $$ 206, 207 wollen in den 
porgeſehenen Fällen, da regelmäſig damit zu rechnen iſt, daß der Geſchäftsunfähige ſowie 
nuch der in der Geſchäftsfähigkeit Beſchrankte einen Vertreter hat, der für ihn handeln kann, 
rächt ſchlechthin den Lauf, ſondern nur den Ablauf der Verjährung hemmen. Demnach 
können dieſe Vorſchriften auch nur dann Platz greifen, wenn der beſondere Hemmungsgrund 
on Ende der Friſt, und zwar innerhalb des im Geſetze bezeichneten Zeitraums von ſechs 

onaten eintritt. Das Sejeb will diejenigen Perſonen, die nicht felbftändig handeln konnen 
und zugleich auch eines Vertreters ermangeln, jedenfalls egen den Ablauf der Verjährung 
hüten. Während des vorgeſehenen letzten Zeitraums ſoll baher die Verjährung ruhen ($ 202 
11). Sobald die Perſon unbeſchränkt geſchäftsfähig wird oder einen geſetzlichen Vertreter 
erhält, iſt der Hemmungsgrund beſeitigt. Denn nunmehr beſteht die Möglichkeit, daß der 
ertreter oder der Berechtigte ſelbſt den Ablauf der Verjährung durch eine geeignete Map: 
nah me unterbricht. — Einen Sonderfall der Ablaufshemmung bietet § 2031, betreffend An 
rüche eines zu Unrecht für tot Erklärten (Friſt ein Jahr). 5 8 

2. Der Anſpruch muß der geſchäftsunfähigen (8 104) oder einer in der Geſchäftsfähig⸗ 
teit beſchrüntten Perſon (88 106, 1140 zuſtehen, darf alſo nicht gegen fie gerichtet fein. Eines 
geſetziichen Vertreters ermangelt ſie nicht ſchon dann, wenn der beſtellte Vertreter 
gänzuatſächtich behindert ift, oder wenn der gegebene Vertreter ſelbſt der Geſchäftsfähigkeit 
babs oder zum Teil entbehrt. Das Fehlen eines geſetzlichen Vertreters wird anderſeits nicht 
1 1 erſetzt, daß der ehemalige Vertreter einen Bevollmächtigten beſtellt hatte. e 
mäßig an, Zeitraum, innerhalb deſſen der Hemmungsgrund gegeben fein muß, beſteht regel 

€ ia aus den letzten 6 Monaten der Verjährungsfriſt, falls aber die Verjaährungsfriſt an ſich 
yaer als 6 Monate ausmacht, aus der entſprechenden kürzeren Friſt. 5 
gl. 3 8 52 Abſ 1 u. 58 112, 118 BG. 
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8 207 


Die Verjährung eines Anſpruchs, der zu einem Nachlaſſe gehört oder 
ſich gegen einen Nachlaß richtet.), wird nicht vor dem Ablaufe von ſechs 
Monaten nach dem Zeitpunkte vollendet, in welchem die Erbſchaft von dem 
Erben angenommen oder der Konkurs über den Nachlaß eröffnet wird oder 
von welchem an der Anſpruch von einem Vertreter oder gegen einen Vertreter 
geltend gemacht werden kann?). Iſt die Verjährungsfriſt kürzer als ſechs 
Monate, ſo tritt der für die Verjährung beſtimmte Zeitraum an die Stelle 
der ſechs Monate“). 

E I 167 II 172; M 322; P 1 221. 


1. Hemmung des Verjährungsablaufs (5 202 A 1, 8 206 A 1). Nachlaßanſprüche 88 2039, 
2212; Nachlaßverbindlichkeiten 88 1967, 2213. 5 8 

2. Vgl. § 206 A 1, 3, deſſen Rechtsgedanke entſprechend hier verwertet iſt. Zeitpunkt der 
ausdrücklichen oder ſtillſchweigenden Erbſchaftsannahme oder endlich der unterſtellten Un- 
nahme infolge von Ablauf der Ausſchlagungsfriſt ($ 1943); Zeitpunkt der Eröffnung des Nach- 
laßkonkurſes gemäß 88 1975 ff. Vertreter im Sinne des $ 207 find diejenigen Perſönlichkeiten, 
denen nach dem Geſetze die aktive und paſſive Vertretung des Nachlaſſes Im Prozeſſe zuſteht: 
der Nachlaßpfleger (88 1960, 1961), der Teſtamentsvollſtrecker (88 2212, 2213), der Nachlaß. 
verwalter (§ 1975). Ob Vertretung im eigentlichen Sinne (§ 164) vorliegt, darauf kommt es 
nicht an. Vgl. Vorbem 2 vor $ 164, 


3. Vgl. § 206 A 8. 
8 208 


Die Verjährung wird unterbrochen), wenn der Verpflichtete dem Be⸗ 
rechtigten gegenüber den Anſpruch durch Abſchlagzahlung, Zinszahlung, 
Sicherheitsleiſtung oder in anderer Weiſe anerkennt?) “). 

E 1 169 II 172; M 1 326 ff.: P 1 222 ff. 


1. Die 88 208—217 regeln die Unterbrechung der Verjährung. Während die Hemmung 
nur ein einſtweiliges Ruhen der Verjährung bewirkt (8 202 A 1) und ſich ſowohl beim Beginne 
der Verjährung als auch während des Friſtlaufs zu äußern vermag, kann eine Unterbrechung 
nur im Laufe der begonnenen Verjährung ſtattfinden, und iſt ihre Wirkung nach 5 217 die, 
daß nach der Unterbrechung der bis dahin abgelaufene Zeitraum überhaupt nicht mehr in 
Betracht kommt, mithin nach Beſeitigung der Unterbrechung nur eine neue Verjährung be⸗ 
ginnen kann, und zwar allemal (alſo gegebenenfalls auch trotz der Beſtimmung des § 201) 
ſofort, nicht erſt mit Ablauf des Jahres (MG 65, 268). Andere als die von BGB ausdrück⸗ 
lich anerkannten Unterbrechungsgründe haben keine Geltung mehr, insbeſondere auch die 
Mahnung nicht. Die vom BGB anerkannten gelten jetzt aber allgemeim, insbeſondere auch 
bei der Wechſelverjährung (EG. HGB Art 8 Nr 2). Einen eigentümlichen Unterbrechungs⸗ 
grund hat das Geſetz nur noch in der Sondervorſchrift des § 477 Ab] 2 gegeben, wonach 
in den Fällen der 88 480, 490, 639 Abſ 1 der Antrag auf Beweisaufnahme zur Sicherung 
des Beweiſes zur Unterbrechung genügt. Falls die Erhebung des Beweiſes wirklich be⸗ 
abſichtigt und der Antrag nicht nur zum Scheine geſtellt war (ME 90, 412). — Die Unter- 
brechung wirkt bei Vorhandenſein von mehreren Mitberechtigten oder Mitver⸗ 
pflichteten nur für und gegen denjenigen, in deſſen Perſon die Unterbrechungsgründe 
eingetreten find (88 425, 429 Abſ 3). Die dem Bürgen gegenuber herbeigeführte Unter 
brechung wirkt auch nicht gegen den Hauptſchuldner, und ebenen die gegen den 
letzteren erfolgende gegenüber dem Bürgen, unbeſchadet jedoch feines Rechtes aus 8 768, 
die dem Hauptſchuldner zuſtehende Einrede der Verjährung auch für ſich geltend zu machen. 

2. Gefordert wird nicht ein rechtsgeſchäftliches Anerkenntnis und nicht die Schaffung 
eines neuen Verpflichtungsgrundes; vielmehr genügt nach 8 208 jede einſeitige, nicht einmal 
im Sinne des $ 130 empfangsbedürftige, dem Berechtigten gegenüber vorgenontmene : andfung 
oder Außerung, durch welche der Verpflichtete dem Berechtigten tatſachich zu erkennen gibt, 
daß er den Anſpruch als noch beſtehend anſehe (RG Warn 08 Nr 357; 38 1910, 2800. Es 
genügt alſo jedes Verhalten dem Gläubiger gegenüber, aus dem das VBewußtſein des Ver- 
N14 von dem Beſtehen der Forderung unzweidentig erhellt (MÖ 78, 181; 78, 192; 
5 1914, 14). Denn das Geſetz beſagt nicht, daß die Verjährung durch die Anerkennung 

es Anſpruchs unterbrochen werde, ſondern fordert nur, daß die Anerkennung durch Ab- 
ſchlagszahlung, Zinszahlung, Sicherheitsleiſtung oder in anderer Weiſe (beiſpiels⸗ 
weiſe durch Stundungsgeſuch) zutage trete, und bezeichnet daher nur die rein tatſächlichen 
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Vorgänge als das hier erforderliche Anerkenntnis (M 1, 326; Prot 1, 22 ff.). Nötig ift auch 
nicht, daß ein beſtimmter Schuldgrund anerkannt wird (RG 54, 219). Vorausſetzung für das 
Anerkenntnis iſt aber jedenfalls, daß der Schuldner den Anſpruch des Gläubigers gekannt hat 
(RG JW 07, 302%). Iſt ein vertragsmäßiges Anerkenntnis beabſichtigt worden, dann hat die 
Erklärung, falls der Vertrag nicht zuſtande kommt, keine Bedeutung, mithin auch nicht die 
einer Anerkennung im Sinne des $ 208. Unweſentlich ift endlich, ob der Verpflichtete die 
Abſchlagszahlung usw. ſelbſt leiſtet oder durch einen Dritten leiſten läßt. Daher muß es auch aus⸗ 
reichen, wenn der Verpflichtete die Leiſtung eines Dritten nachträglich als für ſich geſchehen 
anerkennt (M 1, 327). — Es genügt, wenn die Forderung allein dem Grunde nach an⸗ 
erkannt wird. Hierdurch entſteht die Unterbrechung hinſichtlich des ganzen Betrags (RG 
Warn 08 Nr 192), ſogar dann, wenn der Verpflichtete ſich gegen eine Anerkennung der Höhe 
des Betrags ausdrücklich verwahrt (NG 73, 132; 68, 382; Warn 1910 Nr 416). Die An: 
erkennung wirkt alsdann wie eine Feſtſtellungsklage. Freilich darf der Verpflichtete ſein 
Anerkenntnis bei teilbaren Verbindlichkeiten nicht ausdrücklich auf einen beſtimmten 
Teil der Schuld eingeſchränkt haben (RG 63, 389). Denn dieſe Anerkennung wirkt grund⸗ 
ſätzlich nur jo weit, als fie reicht, während in Fällen bezeichneter Art das Anerkenntnis die 
Verjährung für den ganzen Anspruch grundſäßlich nur dann unterbricht, wenn es ſich auf 
den Anſpruch im ganzen bezieht (RG Warn 08 Nr 192), oder wenn das Anerkenntnis eine all ⸗ 
gemeine Richtung auf das Beſtehen des Anſpruchs genommen hat (RG Warn 1911, 3219), 
Bei wiederkehrenden Leiſtungen läuft die Verjährung für jede einzelne Teilforderung 
ſelbſtändig, ſo daß die Verjährung durch Anerkennung auch immer nur in entſprechendem 
Umfange unterbrochen wird. 8 . 

Die Beweislaſt gegenüber dem Einwande der Verjährung trifft den Berechtigten, der 
die Unterbrechung durch Anerkenntnis behauptet (RG 29. 11. 07 VII 142/07). 

8. Zu beurteilen iſt die Unterbrechung der Verjährung nach demjenigen örtlichen Rechte, 
dem das Schuldverhältnis im übrigen angehört (RG 9. 3. 08 VI 208/07). 


8 209 

Die Verjährung wird unterbrochen, wenn der Berechtigte auf Befriedi⸗ 
gung oder auf Feſtſtellung des Anſpruchs, auf Erteilung der Vollſtreckungs⸗ 
klauſel oder auf Erlaſſung des Vollſtreckungsurteils Klage erhebt!). 

Der Erhebung der Klage ſtehen gleiche): 


1. die Zuſtellung eines Zahlungsbefehls im Mahnverfahren; 

2. die Anmeldung des Anſpruchs im Konkurſe; 

3. die Geltendmachung der Aufrechnung des Anſpruchs im Prozeſſe; 

4. die Streitverliindung?) in dem Prozeſſe, von deſſen Ausgange der An⸗ 
ſpruch abhängt; 

5. die Vornahme einer Vollſtreckungshandlung und, ſoweit die Zwangs⸗ 
vollſtreckung den Gerichten oder anderen Behörden zugewieſen iſt, die 


Stellung des Antrags auf Zwangsvollſtreckung. 
E 1 170 II 175; M 1 327 ff. P 1 228 ff. 


1. 8 208 A 1 Unterbrechung. Klageerhebung als Unterbrechungsgrund. Ob die Klage 
auf Leiſtung oder auf Feſtſtellung — und zwar gemäß § 256 ZP des dem Anſpruche zugrunde 
liegenden Rechtsverhältniſſes—, auf Erteilung der Vollſtreckungsklauſel (88 731, 796, 797 ZPO) 
oder auf Erlaß des Vollſtreckungsurteils gerichtet wird (88 722, 1042 ZPO), iſt gleichgültig. 
Auch die Inzidentfeſtſtellungsklage genügt (RG 66, 13). Mängel der Zuſtellung kommen nicht 
mehr in Betracht, wenn der Beklagte ſie nicht rechtzeitig gemäß § 295 ZPO gerügt hat (NG 
37, 271). Als „Berechtigter“ kann nur der wirklich Berechtigte, d. h. alſo nur derjenige in 
Betracht kommen, den demmächſt das Urteil (8 211) als den Berechtigten anſieht. Auch der 
nur bedingt Berechtigte iſt Berechtigter im Sinne des Geſetzes (RG IW 1914, 6885). Bei 
Schadenserſatanſprüchen, die kraft Geſetzes ſofort mit ihrer Entſtehung auf eine Berufs. 
genoſſenſchaft oder auf den Staat übergehen (§ 412), iſt Klageberechtigter vom bezeichneten 
Feitpunkte ab nur der Rechtsnachfolger (Rid 85, 427). Daß die Klage eines fachlich Unzu⸗ 
Nändigen zuungunſten des Verpflichteten auf den Lauf der Verjährung Einfluß ausüben 
konnte, läßt ſich gar nicht annehmen. Da die Klageerhebung keine Verfügung darſtellt (Vorbem 7 
vor $ 164 a. E.), ſo können auch die Grundſätze vom Wirkſamwerden der Verfügungen Nicht: 
Kltechtigter durch Zuſtimmung des Berechtigten (58 182—185) nicht Platz greifen. Wird der 
einer wegen mangelnder ſachlicher Zuſtändigkeit (Aktivlegitimation) abgewieſen, kann von 
einer Unterbrechung der Verjährung überhaupt keine Rede ſein. Wie aber, wenn etwa dem 
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nichtberechtigten Kläger die Forderung während des Prozeſſes vom Berechtigten 4 
worden wäre, der Kläger auf Grund deſſen den Prozeß fortſetzen würde, und der Einwand 
der Klageänderung alsdann überhaupt nicht erhoben oder aber verworfen werden ſollte? Als⸗ 
dann müßte die Unterbrechung der Verjährung für den Zeitpunkt angenommen werden, in dem 
der Kläger feine Klage nunmehr auf die Abtretung geſtützt hätte. Ein Autrag auf Abweiſung 
der negativen Feſtſtellungsklage ſowie auf Abweiſung der auf negative Feſtſtellung gerichteten 
Widerklage unterbrechen die Verjährung nicht (RG 60, 387; 65, 398; 75, 305). — Erforderlich 
ift eine den weſentlichen Erforderniſſen des $ 253 3 PO genügende Klage (Rc JW 1914, 6382) 
und eine wirkſame, die Rechtshängigkeit begründende Klageerhebung, daher ift regelmäßig 
auch Vorausſetzung Zuſtellung mit twirtfaner Ladung (88 253, 499, 166 Abſ 2 ZPO), während 
im Falle des § 281 ZPO Geltendmachung des Anſpruchs in der mündlichen Verhandlung 
(vgl. 8 267 ZPO) genügt (vgl. RG 45, 426). Stillſchweigender Verzicht auf die Rüge der 
Verletzung einer Verfahrensvorſchrift (5 295 ZPO) beſeitigt den Mangel der Klageerhebung 
(RC 87, 271, wonach die für das alte Recht geltende, eutgegengeſetzte Entſcheidung R& 14, 341 
für das neue Recht ausdrücklich aufgegeben worden iſt). Ob die Klage des au ſich Berechtigten 
ſachlich begründet war, darauf kommt es für die Anwendung des $ 209 nicht an (RG 84, 311). 
Hier greift vielmehr der 8 212 Platz. Die Zuſtellung der Klage an einen der Vollmacht mangeln⸗ 
den Vertreter reicht zur Unterbrechung der Verjährung dann aus, wenn die Prozeßführung 
des Vertreters demnächſt genehmigt wird (RG 86, 245). — Die Verjährung einer per⸗ 
ſönlichen Forderung wird nicht ſchon dadurch unterbrochen, daß ſie zum geringſten Gebote 
angemeldet und daß die Anmeldung berückſichtigt wird (R Gruch 50, 1200), ebenſowenig 
durch Erwirkung einer Vormerkung (RG IW 08, 2356). — Die Unterbrechung tritt fo weit 
ein, als Rechtshängigkeit entfteht; daher auch bei Erhebung einer unbezifferten Feſtſtellungs⸗ 
klage (oder auch einer etwa unbezifferten Leiſtungsklage) hinsichtlich des geſamten Anſpruchs 
(RS 75, 306), dagegen bei Geltendmachung nur eines Teiles des Anſpruchs nur in bezug 
hierauf (RG 57, 372; 66, 366; 75, 302; 77, 215; beiſpielsweiſe nur in bezug auf die Zinſen; 
RG JW 07 S. 1711 u. 3025); ſelbſt wenn der Kläger bereits in der Klage den geſamten An- 
pruch begründet und ſich die Klageerweiterung vorbehalten hat (RG 66, 366; JW 1911, 8057; 
Warn 1912 Nr 4), oder wenn die Teilklage nach ihrer Natur und nach ihrem Inhalte die Feſt⸗ 
ſtellung des ganzen Anſpruchs erforderlich macht (RG 66, 365). Die Klage eines Zefjionarz, 
dem die Hälfte der Forderung abgetreten iſt, unterbricht nicht die Verjährung hinſichtlich der 
andern Hälfte (RG JW 08, 235 6). Iſt nach der Faſſung der Urteilsformel eines aus 8 304 
3 PO ergangenen Urteils in Verbindung mit den Gründen klar, daß der Richter den Klage 
anſpruch als einen einheitlichen aufgefaßt hat, gerichtet auf Erſatz des ganzen ſchon ent⸗ 
ſtandenen und noch entſtehenden Schadens, ſo iſt über den Grund des ganzen Anſpruchs ent⸗ 
ſchieden, und es kann nicht ein Teil davon nach der kurzen Verjährungsfriſt des 9 852 ver⸗ 
jähren (R& 27. 5. 07 VI 402/06). Dieſer Grundſatz greift aber nicht Platz, wenn die Klage 
ſich darauf beſchränkt hat, nur die im Antrage bezeichnete Teilſumme zu fordern (RG 
Warn 08 Nr 124). Bei einer nur teilweiſen Unterbrechung der Verjährung verbleibt es auch 
dann, wenn die Forderung (auf Schadenserſatz) ſich nachträglich erweitert und damit inſoweit 
eine neue Verjährung beginnt (RG 2. 6. 10 VI 381/09). — Enthält indeſſen der nämliche 
Anſpruch nur mehrere verſchiedene Befriedigungsformen, fo der Schadenserſatzanſpruch aus 
8843 ſowohl das Recht auf Kapitalabfindung wie auch das auf Entrichtung einer Rente, dann 
wird der einheitliche Anſpruch in Höhe desjenigen Betrags insgeſamt rechtshängig, in Höhe deſſen 
die Befriedigung, wenn auch nur nach der einen Richtung hin, klageweiſe begehrt worden, ſo, 
wenn gegebenenfalls in erſter Linie auf Kapitalsabfindung und in zweiter Linie auf Renten 
zahlung geklagt iſt in Höhe der geſamten geltend gemachten Abfindungsſumme, auch wenn 
der Anspruch auf Rente dahinter zurückbleibt (RG 77, 213). Dies Ergebnis bliebe übrigens 
hinſichtlich des $ 209 das gleiche, auch wenn zunächſt allein auf die Kapftalsabfindung Klage 
erhoben worden wäre; denn auch alsdann wäre der geſamte, berech bie restore 
einſchließende Anſpruch anhängig geworden. Gemäß § 477 Abſ 3 unterbricht die K ageerhebung 
ſowohl die Verjährung des Wandlungs- wie auch des Minderungsanſpruchs, wenn die Klage 
auch nur nach der einen Richtung erhoben worden iſt. Aber durch Erhebung der Wandlungs⸗ 
klage wegen einzelner beſtimmter Mängel wird die Verjährung des Wandlungsanſpruchs 
wegen noch anderer Mängel nicht unterbrochen (RG 78, 295). — Geht der Klaganſpruch 
während des Prozeſſes auf einen andern über, fei es rechtsgeſchäftlich, ſei es kraft Geſetzes 
($ 412), fo hindert das nicht die Unterbrechung der Verjährung (MG 85, 429), — Über 
Klageerhebung bei einem unzuſtändigen Gerichte und über die Klagerücknahme vgl. 8 212. 
4 2. Zu Nr 1 vgl. 8 213; zu Nr 2 § 214; zu Nr 3 u. 4 8 215. Die Unterbrechung der Ber- 
fahrung mittels Zahlungs befehls tritt nach $ 639 ZRO bereits mit Einreichung des Antrags 
aul Erlaß des Zahlungsbefehls ein, und dies ſelbſt dann, wenn die Zuſtellung demnächst ord⸗ 
271 Wierig erfolgt, der Gegner dies aber nicht rechtzeitig gemäß 8 395 ZPO rügt (RG 87, 

0% Die Aufrechnung im Prozeſſe unterbricht die Verjährung des aufgerechneten Anſpruchs 
uur hinſichtlich ſeines zur Aufrechnung verwendeten Teiles (& 57, 375; Warn 1910 
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Ar 372). Im übrigen vgl. 8 215. Zu Nr 5 vgl. $ 216. Vorausgeſetzt iſt hier eine den Vor⸗ 
ſchriften der KO entſprechende Anmeldung beim Konkursgerichte; Anmeldung beim Kon⸗ 
kursverwalter genügt nicht (RG 39, 44). 

3. Die Streitverkündung ſetzt hier die Bedingungen des $ 72 ZPO voraus (RG 58, 76; 
SeuffA 63, 51). — Eine Streitverkündung zwiſchen zwei verſchiedenen fiskaliſchen Stationen 
iſt nicht möglich, weil der Fiskus nur ein einziges Rechtsſubjekt darſtellt und daher eine Station 
gegenüber der andern nicht als ein Dritter ($ 72 ZPO) gelten kann (RG ZW 1912, 64012). 
Falls der Prozeß im Auslande ſchwebt, kann eine Streitverkündung als Unterbrechungsgrund 
nur dann in Frage kommen, wenn fie den Anforderungen der ZPO entſpricht, da dieſe für 
das materielle Recht beſtimmend iſt (RG 61, 392). Vgl. auch RG 58, 79. Die Unterbrechung 
der Verjährung durch Streitverkündung gilt nur für den Fall eines ungünſtigen Prozeß⸗ 
ausgangs (RG SeuffA 68 Nr 75). 


8 210 


Hängt die Zuläſſigkeit des Rechtswegs von der Vorentſcheidung einer 
Behörde ab oder hat die Beſtimmung des zuſtändigen Gerichts durch ein 
höheres Gericht zu erfolgen, ſo wird die Verjährung durch die Einreichung 
des Geſuchs an die Behörde oder das höhere Gericht in gleicher Weiſe wie 
durch Klagerhebung unterbrochen, wenn die Klage binnen drei Monaten 
nach der Erledigung des Geſuchs erhoben wird!). Auf dieſe Friſt finden die 
Vorſchriften der SS 203, 206, 207 entſprechende Anwendung?). 

E 1 171, 180 II 176; M 1 330 ff., 340; P 1 228 ff., 281; 6 888. 


1. In den Sonderfällen des § 210 (8 11 Ech. GVG; beiſpielsweiſe RBG 88 150ff.; 
Mil Verſorgc 8 39; vgl. weiter Gaupp⸗Stein zu § 148 ZPO) iſt der Zeitpunkt der unter⸗ 
brechung auf den angegebenen Zeitpunkt zurüctverlegt, aber nur unter der Bedingung, daß 
die Klage binnen drei Monaten nach der Erledigung des Geſuchs erhoben wird. Erledigt 
iſt das Geſuch, nachdem der Rechtsweg für zuläſſig erklärt oder das zuſtändige Gericht be- 
ſtimmt worden (8 36 ZPO) und dieſe Entſcheidung dem Antragſteller zugegangen iſt. Voraus 
Wi e immer, daß die Zuläſſigkeit des Rechtswegs von der Vorentſcheidung auch 
wirklich abhing. eh 

2. Die Frist ift eine Ausſchlußfriſt, hinſichtlich deren jedoch der Billigkeit halber die Hem⸗ 
mungsgründe aus den SS 203, 206, 207 zugelaſſen find (vgl. S 186 U 1). 


8 211 


Die Unterbrechung durch Klagerhebung dauert fort, bis der Prozeß rechts⸗ 
kräftig entſchieden oder anderweit erledigt ift!). 

Gerät der Prozeß infolge einer Vereinbarung oder dadurch, daß er 
nicht betrieben wird, in Stillſtand, ſo endigt die unterbrechung mit der letzten 
Prozeßhandlung der Parteien oder des Gerichts). Die nach der Beendigung 
der Unterbrechung beginnende neue Verjährung wird dadurch, daß eine der 
Parteien den Prozeß weiter betreibt, in gleicher Weiſe wie durch Klag⸗ 


erhebung unterbrochen“). 
EI 174 II 177; M 1 831 ff.; P 1 228 ff., 745, 747; 6 264 ff. 


1. Fortdauer der unterbrechung bis zur rechtskräftigen Entſcheidung. Dahin gehören das 
unbedingte Urteil, das Läuterungsurteil gemäß 88 460 ff. ZPO und das Vorbehaltsurteil nach 
219, nicht aber auch ſchon das bedingte Urteil (RG 50, 278), oder ein über den Grund des An⸗ 
pruchs ergehendes Zwiſchenurteil aus $ 304 3 P (ME 66, 10). Gegebenenfalls beginnt, falls 
der Kläger durchdringt, vom Zeitpunkte der Rechtskraft ab die neue Verjährung des § 218. 
Da das aberkennende Urteil nicht eine materiell rechtsvernichtende Wirkung hat, ſondern nur 
den Einwand der rechtskräftig entſchiedenen Sache gibt, ſo bleibt für eine neue Verjährung 
an und für ſich noch Raum; im Ergebniſſe iſt das jedoch kaum von Bedeutung. Im übrigen 
val, 8 212 A 1 oben. Erfolgt indes die Klageabweiſung nicht aus ſachlichen Gründen, dann 
reift $ 212 Platz, und dieſer Fall ſcheidet daher aus $ 211 überhaupt aus. Als ſonſtiger Er⸗ 
gungsgrund kann nur noch der Vergleich in Betracht kommen. Der Fall der Klagezurück⸗ 
überne iſt in $ 212 beſonders behandelt. Anerkenntnis wie Verzicht erledigen den Prozeß 
Teiſugußt nicht (55 306, 307 9 P). Exit das daraufhin ergebende Urteil tut gs. —Ergeht ein 
Ein weil, fo greift $ 211 Abſ 1 nur in Anſehung des inſoweit erledigten Anſpruchs Platz. 
u Beweisſicherungsantrag, der nur zur Unterbrechung der Verjährung mit der Bitte ein⸗ 
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gereicht wird, darauf bis auf weiteres nicht zu verfügen, unterbricht die Verjährung nicht 
(NG 66, 413). Solange die Unterbrechung fortdauert, kann eine nene Verjährung nicht an⸗ 
fangen, iſt mithin der Beginn einer ſolchen gehemmt. — Der Übergang des Klaganſpruchs 
während des Prozeſſes auf einen andern, ſei es rechtsgeſchäftlich, ſei es kraft Geſetzes (§ 412), 
hindert die Unterbrechung der Verjährung nicht (RG 85, 429). 

2. Endigung der Unterbrechung. Kommt der Prozeß durch Vereinbarung der Parteien 
oder durch ihre Untätigkeit zum Stillſtande ($ 251 ZPO), oder hat der Kläger die Klage 
ohne Einwilligung des Beklagten zurückgenommen, oder die Anträge nicht verleſen (RG 
JW 1911, 359%; R 66, 15; 75, 290), jo wäre es unbillig, die durch die Klageerhebung ein: 
getretene Unterbrechung gleichwohl fortdauern zu laſſen. Daher ſoll ſie gegebenenfalls durch 
die letzte Prozeßhandlung als beendigt gelten (RG Warn 1912 Nr 370; 1914 Nr 5). Von der 
letzten Prozeßhandlung beginnt eine neue Verjährung. Gerät der Prozeß nur in Höhe eines 
Teilbetrages der eingeklagten Forderung in Stillſtand, dann hört die Unterbrechung der Ber: 
jährung auch nur inſoweit auf (NG JW 1916, 93611). — Prozeßhandlung im Sinne der 
30 iſt jede Handlung, ſei es der Parteien, fei es des Gerichts, die zur Begründung, Führung 
und Erledigung des Rechtsſtreits dient und vom Geſetze in ihren Vorausſetzungen und Wir- 
kungen geregelt ift. Auch die Anbringung eines Armenrechtsgeſuchs ftellt daher eine Prozeß⸗ 
handlung dar (RG 77, 329). Als weitere Prozeßhandlungen kommen namentlich Zuſtellungen 
und Ladungen in Betracht, und zwar ſchon die Einreichung der Ladung und nicht erſt deren 
Zuſtellung (RG 97, 66). Für die Anwendung dieſer Grundſätze iſt kein Raum, wenn es ſich 
nur um eine Unterbrechung des Verfahrens kraft Geſetzes gemäß 99 239 ff. oder 
um eine Ausſetzung des Verfahrens durch Gerichtsbeſchluß nach 58 246ff. ZPO handelt 
(RG 72, 187). In dieſen Fällen dauert die Unterbrechung fort, bis der Grund der Unter: 
brechung oder der Ausſetzung fortgefallen iſt; erſt wenn die Partei auch dann noch den 
Prozeß liegen läßt, beginnt eine neue Verjährung (RG 72, 187). Die Folge des Nächtbetrei⸗ 
bens einer bei Gericht angebrachten Sache ergibt ſich nur aus § 211 Ab] 2; 9 212 Abſ 1 iſt 
nicht nebenher anwendbar (RG 66, 365). Auch wenn der Kläger ſeinen Antrag nur zum 
Teil (durch Nichtverleſen, ohne gleichzeitig erklärten Verzicht) nachträglich nicht weiterbe⸗ 
treibt, iſt inſoweit allein der § 211 Abſ 2, dagegen nicht § 212 anwendbar (RG 66, 14; 
75, 291). — Die Eröffnung des Konkurſes nach bereits eingetretener Unterbrechung 
der Verjährung hat auf jene keinen Einfluß; eine neue Verjährung kann erſt beginnen, 
wenn nach Beendigung des Konkurſes und des durch ihn herbeigeführten Prozeßſtillſtandes 
der Prozeß weitergeführt worden iſt (RG 72, 187; Gruch 61, 118). 5 

3. Vgl. § 209. Stillſtand des Prozeſſes ſetzt immer eine Vereinbarung der Parteien oder 
ein Nichtbetreiben des Prozeſſes durch eine Partei voraus; daher fallen hierunter nicht auch 
bloße Verzögerungen, die bei Erledigung einer Beweisanordnung — etwa durch Nichtangabe 
der Adreſſe eines Zeugen — entſtehen, denn die Durchführung des Beweisverfahrens iſt Sache 
des Gerichts und nicht der Partei (RG 97, 126). 


8 212 


Die Unterbrechung durch Klagerhebung gilt als nicht erfolgt, wenn die 
Klage zurückgenommen oder durch ein nicht in der Sache ſelbſt entſcheidendes 
Urteil rechtskräftig abgewieſen wird)). x 

Erhebt der Berechtigte binnen ſechs Monaten von neuem Klage, jo gilt 
die Verjährung als durch die Erhebung der erſten Klage unterbrochen. Auf 
dieſe Friſt finden die Vorſchriften der SS 203, 206, 207 entſprechende An⸗ 
wendung“). 

E 1 171 II 178: M 1 330 ff.; P 1 226 ff.; 6 883. 8 

1. Die Unterbrechung durch Klagerhebung (§ 209) gilt im Falle der Klagezurüttknahme 
(8 271 Abſ 2 ZPO) rückwirkend auch dann als nicht erfolgt — indeſſen ſtets mit der Ein- 
ſchränkung gemäß Abſ 2 —, wenn eine anderweite Weiterverfolgung des Anſpruchs beabſichtigt 
worden iſt (RG 30. 5. 04 VI 441/03). Vorausſetzung für die Anwendbarkeit des $ 212 iſt aber 
immer, daß die Zurücknahme mit (ausdrücklicher oder ſtillſchweigender) Einwilligung, wenn 
etwa auch erſt nachträglicher, erfolgt it, in welchem Falle die Wirkungen des $ 212 erſt mit 
dem Zeitpunkte der Einwilligung eintreten, ſo daß ſich die ſechsmonatige Friſt des Abſ 2 auch 
erſt von da ab berechnet (RG 75, 290). Der Fall einer Zurücknahme ohne Einwilligung iſt nach 
$ 211 Abſ 2 zu beurteilen. Klageabweiſung durch ein nicht in der Sache ſelbſt entſcheiden⸗ 
des Urteil liegt vor, wenn ſie wegen Mangels einer notwendigen Prozeßvorausſetzung erfolgt, 
möbefonbere alſo wegen Unzuſtändigkeit des Gerichts (vgl. § 211 A l; RG 66, 368), wegen 
Unzulaſſigkeit der gewählten Prozeßart (88 256,597 Abſ 2 3 PO), oder wegen fehlender Prozeß; 
fähigteit. Eine Abweiſung der urſprünglichen Klage (nach Antrag des Beklagten) im Falle 
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nachträglicher, aber unzuläſſiger Klageänderung, ſowie wegen mangelnder Sachzuſtändigkeit 
enthält eine Entſcheidung in der Sache ſelbſt. Da über die unzuläſſige neue Klage ſachlich 
überhaupt nicht entſchieden wird, kann dieſe lediglich aus prozeſſualem Grunde erfolgende 
Entſcheidung die Unterbrechung der Verjährung nicht berühren. Die Zurücknahme der 
Klage (wie der Verzicht) ſind Willenserklärungen, die auch durch ſchlüſſige Handlungen 
abgegeben werden können; läßt ſich ein materiell ⸗rechtlicher oder prozeſſualer Verzichtswille 
nicht feſtſtellen, ſo bedeutet die Nichtverfolgung des einmal geſtellten Antrags nur einen Still⸗ 
ſtand, ein Ruhenlaſſen des Prozeſſes, ſei es ein gänzliches, ſei es ein nur teilweiſes; inſoweit 
kann eine neue Verjährung beginnen (RG 66, 12; 75, 289). a 

2. Neue Klagerhebung, der die Klagerweiterung in einem bereits ſchwebenden Prozeſſe 
gemäß $ 281 ZPO gleichgeſtellt iſt (RG Gruch 50, 649), dient als Mittel, die nach Abſ 1 er: 
folgte Beſeitigung der Unterbrechung wieder rückgängig zu machen. Alsdann iſt die Sache 
fo anzuſehen, als wäre die erſte Klage nicht zurückgenommen, oder, als hätte es an der Prozeß. 
vorausſetzung, auf Grund deren die Abweiſung erfolgte, nicht gefehlt. Auch die neue Klag⸗ 
erhebung bei einem unzuſtändigen Gerichte hat die bezeichnete Wirkung (RG 24, 201), nicht 
aber entſprechend auch zur Wahrung von Ausſchlußfriſten (RG 88, 296). Die ſechsmonatige 
Friſt iſt eine Ausſchlußfriſt. Ste beginnt regelmäßig mit Zurücknahme der Klage (8 271 
ZPO) oder entſprechend mit der Rechtskraft des der neuen Klage voraufgegangenen Urteils 
(8 705 PO). Zugunſten des Berechtigten find jedoch aus Billigkeitsrückſichten die bemmungs 
gründe aus den 88 203, 206, 207 mit der Folge zugelaſſen, daß die Friſt für die Erhebung der 
neuen Klage gegebenenfalls erſt von der Beſeitigung des Hemmungsgrundes ab läuft. Im 
übrigen ift die Friſt nach SS 187, 188 zu berechnen. 


8 213 


Die Unterbrechung durch Zuſtellung eines Zahlungsbefehls im Mahn⸗ 
verfahren gilt als nicht erfolgt, wenn die Wirkungen der Rechtshängigkeit 
erlöſchen !). 

E 1 172 II 179; m 1 831; P I 2286. 

1. Nach $ 693 ZPO begründet die Zuſtellung eines Zahlungsbefehls Rechtshängigkeit. 
Hören deren Wirkungen nach $ 697 3 ß auf, fo ift es nach der Vorſchrift des $ 213 fo anzu. 
ſehen, als wäre die Unterbrechung Überhaupt nicht eingetreten; denn ſie „gilt als nicht erfolgt“. 
Da aber die Zuſtellung des Zahlungsbefehls nach § 209 der Erhebung der Klage gleichgeſtellt 
iſt, fo wird anzunehmen fein, daß auch der ſpäter wirkungslos gewordene Zahlungsbefehl 
die Unterbrechung der Verjährung einmal bewirkt hat, und daß dieſe Wirkung nur nicht fort- 
währt, wenn die Rechtshangigkeitswirkungen nachträglich erlöſchen. Der Lauf der Ver⸗ 
jährung beginnt alſo gegebenenfalls ſofort wieder nach der Zustellung des Zahlungs 
befehls (a. A. Oertmann Anm. 2). Iſt übrigens rechtzeitig Widerſpruch erhoben worden, 
dann iſt die Klage als erhoben anzuſehen (8 696 RO), und dann muß hiernach die Vorſchrift 
des $ 211 Platz greifen. Ein Widerſpruch gegen einen Zahlungsbefehl berührt die Rechts. 
hängigkeit nicht (8.695 Satz 2 850. Gehört die Sache vor das Landgericht, ſo greift $ 697 
ZPO Platz; die Rechtshängigkeit erliſcht alſo, wenn die Klage auf den Widerſpruch hin dort 
nicht innerhalb ſechs Monaten erhoben wird. 


8 214 


Die Unterbrechung durch Anmeldung im Konkurſe dauert fort, bis der 
Konkurs beendigt iſt!). f 

Die Unterbrechung gilt als nicht erfolgt, wenn die Anmeldung zurück⸗ 
genommen wird?). 

Wird bei der Beendigung des Konkurſes für eine Forderung, die infolge 
eines bei der Prüfung erhobenen Widerſpruchs in Prozeß befangen iſt, ein 
Betrag zurückbehalten, ſo dauert die Unterbrechung auch nach der Beendigung 
des Konkurſes fort; das Ende der Unterbrechung beſtimmt ſich nach den Vor⸗ 
ſchriften des 8 211). 

E 1 176 II 180; M 1 334 ff.; 5 1 230 ff. 

1. Die An des Anſpruchs im Konkurſe gemäß 8139 KO (MG 39, 44; vgl. 8 
A 2 if ire be und. N Betracht ae hier 5 por elne im Et 195 


3. Kd. Der Konkurs wird beendigt durch deſſen Aufhebung (88 163, 116, 190 KO) oder 
durch die Einſtellung des Verfahrens (58 202, 204, 205 KO). Auch die Aufhebung auf Be⸗ 
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ſchwerde beſeitigt alſo die einmal eingetretene Unterbrechung nicht (ſtreitig). Ob die Auf. 
hebung ſchon im Zeitpunkte der Beſchlußfaſſung oder erſt nach erfolgter Bekanntmachung 
rechtlich wirkſam wird, iſt ſtreitig. Richtig dürfte das letztere ſein, weil die Bekanntmachun 
gleichzeitig als Bedingung für das Wirkſamwerden des Beſchluſſes anzuſehen iſt. nad 
währt auch die Unterbrechung fort bis zum Zeitpunkte der erfolgten Bekanntmachung. Dieſe 
ſetzt den Gläubiger tatſächlich auch erſt in die Lage, ſich über die Vornahme einer neuen 
Maßregel zwecks Unterbrechung der Verjährung entſchließen zu können. 6 

2. Die Zurücknahme der Anmeldung beſeitigt die Unterbrechung rückwirkend wie die 
Zurücknahme der Klage ($ 212 Abf 1); jedoch dann nicht, wenn die Zurücknahme auf Grund 
eines Abkommens mit dem Konkursverwalter erfolgt; wird durch dieſes die angemeldete 
Forderung überhaupt beſeitigt, dann bleibt für die Verjährung überhaupt kein Raum; 
erfolgt abredegemäß die Zurücknahme deswegen, weil der Gläubiger ſeine Befriedigung 
aus einer ihm vom Konkursverwalter dazu abgetretenen Forderung ſuchen ſoll, dann iſt die 
Verjährung nach $ 202 gehemmt (RG 70, 35). Vgl. auch RG JW 08, 7407. N 

3. Betreffs Fortdauer der Unterbrechung über die Beendigung des Konkurſes hinaus 
vgl. die 88 146, 168 KO. 

8 215 


Die Unterbrechung durch Geltend machung der Aufrechnung im Prozeß oder 
durch Streitverkündung dauert fort, bis der Prozeß rechtskräftig entſchieden 
oder anderweit erledigt iſt; die Vorſchriften des § 211 Abſ 2 finden Anz 
wendung ). 

Die Unterbrechung gilt als nicht erfolgt, wenn nicht binnen ſechs Monaten 
nach der Beendigung des Prozeſſes Klage auf Befriedigung oder Feſtſtellung 
des Anſpruchs erhoben wird. Auf dieſe Friſt finden die Vorſchriften der 
SS 203, 206, 207 entſprechende Anwendung). 

E 1 178 II 181; M 1 838 ff.; P 1 220 ff.; 6 888. 

1. Die Aufrechnung des Anſpruchs im Prozeſſe iſt Unterbrechungsgrund ($ 209 A 2). 
Das Geſetz kann hier übrigens nur Fälle im Auge haben, bei denen die Aufrechnungs⸗ 
erklärung nicht zugleich die Tilgung der Forderung bewirkt (§8 388, 389); denn in letzterem 
Falle wäre für die Unterbrechung der Verjährung überhaupt kein Raum mehr. Wohl aber 
greift die Beſtimmung Platz, wenn der Beklagte die Klageforderung beſtreitet, die Aufrechnung 
jedoch für „alle Fälle“ erklärt (Eventualaufrechnung), ferner dann, wenn fid) die Aufrechnung 
als unzuläſſig erweiſt. — Zur Unterbrechung der Verjährung kann die Aufrechnung nur in der 
mündlichen Verhandlung oder im Falle des 8 767 ZPO durch Klage geltend gemacht werden. 
Die Streitverkündung (in demjenigen Prozeſſe, von deſſen ungünſtigem Ausgange der mit 
Verjährung bedrohte Anſpruch abhängt) ift nur dann zu beachten, wenn ſie unter den Vhraus⸗ 
fegungen und Formen der J (§8 72, 73) erfolgt, und zwar auch dann, wenn der Prozeß 
im Auslande ſchwebt (RG 61, 392). Zu denken ift hier weſentlich an Anſprüche des Käufers, die 
gegen den Verkäufer etwa daraus entftehen, daß dieſer ſeiner Verſchaffungs oder Rechts 
gewährpflicht nicht genügt, während der Käufer in dem mit dem Berechtigten anhängigen 
Prozeſſe unterliegen könnte (Entwehrung, 88 434, 440; vgl. ferner 8 880 Satz 2). Verkündet 
der Käufer mit Rückſicht hierauf dem Verkäufer den Streit, ſo wird dadurch die Verjährung 
ſeiner ihm gegen den Verkäufer zuſtehenden Gewährleiſtungsanſprüche unterbrochen. In 
Betracht kommen dagegen nicht Fälle einer Abhängigkeit im Sinne 1 des § 148 BRD 
(RS 65, 398). — Über die Endigung der Unterbrechung vgl. $ 211 A 1 u. 2. , 

2. Vgl. 88 211 A 1, 212 A 2. Der Abf 2 greift nicht Platz, wenn ber 9 durch eine mit 
Einwilligung des Beklagten erfolgte Klagezurücknahme erledigt iſt (R 08, 7407). 


§ 216 
Die Unterbrechung durch Vornahme einer Vollſtreckungshandlung!) gilt 
als nicht erfolgt, wenn die Bollſtreckungsmaßregel auf Antrag des Be- 
rechtigten oder wegen Mangels der geſetzlichen Vorausſetzungen aufgehoben 
wird)). 

Die Unterbrechung durch Stellung des Antrags auf Zwangsvollſtredung 
gilt als nicht erfolgt, wenn dem Antrage nicht ſtattgegeben oder der Antrag 
vor der Vornahme der Vollſtreckungshandlung zurückgenommen oder die er⸗ 
wirkte Vollſtreckungsmaßregel nach Abſ 1 aufgehoben wird)). 

E 170 U 199; M 1 981: P 1 225. 
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1. Die Vornahme einer Vollſtreckun s handlung und, ſoweit die Zwangsvollſtreckung 
den Gerichten oder andern Behörden zugewieſen iſt, die Stellung des Antrags auf Zwangs: 
vollſtreckung iſt Unterbrechungsgrund aus § 209 Nr 5. Die Vorausſetzungen und Formen 
der Zwangsvollſtreckung regeln ſich nach der ZPO und dem 38G. Soweit die Vollſtreckung 
den Gerichten überwieſen iſt (88 829 ff., 887ff., 930 ZPO; 88 16 Abſ 1 u. 146 VG), beginnt 
ſie ſchon mit der Anordnung des Gerichts, nicht erſt mit ihrer Zuſtellung (RG 12, 381; 25, 370). 
In Betracht kommen hier nur ſolche Vollſtreckungen, die auf Grund rechtskräftiger Urteile 
erfolgen. Denn bis zum Eintritte der Rechtskraft währt ſchon die durch die Klagerhebung 
bewirkte Unterbrechung fort, ſo daß für eine neue Unterbrechung erſt nach Erledigung 
des Prozeſſes (vgl. § 211 Abſ 2) Platz iſt. 

2. Unwirkſamkeit der Unterbrechung von Anfang an infolge Aufhebung der Zwangsvoll⸗ 
ſtrecung (8 209 A 2), oder Ablehnung des Antrags, oder infolge ſeiner Zurücknahme. Die 
Aufhebung der Zwangsvollſtreckung muß gegebenenfalls deswegen erfolgt ſein, weil ſie ſich 
aus geſetzlichen Gründen als unſtatthaft erwieſen hat; dagegen ift es unweſentlich, wenn die 
Aufhebung nur deswegen erfolgt, weil dem Schuldner ein beſonderer Einwand (88 766, 767 
3 PO) d oder wenn es ſich nur um eine Einſtellung nach 8 775 handelt, oder wenn ein 
Dritter die Aufhebung im Wege der Widerſpruchsklage (88 771—774 ZPO) erwirkt. 


8 217 


Wird die Verjährung unterbrochen, ſo kommt die bis zur Unterbrechung 
verſtrichene Zeit nicht in Betracht; eine neue Verjährung kann erſt nach der 
Beendigung der unterbrechung beginnen!). 

E 1 161 II 173 Abſ 2; M 1 311 ff.; P 1 212. 


1. Vgl. $ 208 A 1; ferner Rd 32, 359. 


8 218 


Ein rechtskräftig feſtgeſtellter Anſpruch verjährt in dreißig Jahren, 
auch wenn er an ſich einer kürzeren Verjährung unterliegt. Das gleiche 
gilt von dem Anſpruch aus einem vollſtreckbbaren Vergleich oder einer voll⸗ 
ſtrecbaren Urkunde ſowie von einem Anſpruche, welcher durch die im Kon⸗ 
kurs erfolgte Feſtſtellung vollſtreckbar geworden iſt!). 

Soweit ſich die Feſtſtellung auf regelmäßig wiederkehrende, erſt künftig 
fällig werdende Leiſtungen bezieht, bewendet es bei der kürzeren Berjäh- 
rungsfriſt'). 

E 1177 II 183; M 1 337 fl.; P 1 230. 

1. Die Verjährung rechtskräftig ee Anſprüche bezieht ſich auf Anſprüche 
aller Art. In Betracht kommen: das Leiſtungs⸗ und Feſtſtellungsurteil (R& 84, 373), der 
Vollſtrecungsbeſehl, gegen den der Einſpruch aus § 700 ZPO, der Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß 
aus 8 105, gegen den eine Beſchwerde nicht mehr zuläſſig ift: gleichgeſtellt find der Ver 
gleich gemäß 794 Rr 1 u. 2 J 0, ferner die vollſtreckbare Urkunde im Sinne der 
98.794 Nr 5, 800, 801 3 PO, oder nach Maßgabe der 88 164 Abſ 2, 194, 206 Abſ 2 K . 
Vorläufige Vollſtreckbarkeit reicht nicht aus. Ein nach § 304 ZPO nur über den Grund, 
nicht auch der Höhe nach ergangenes Urteil genügt zur Anwendung des 8 218 nicht (RE 
61, 170; 66, 11). It nur ein Teil der Jorderung re tskräftig zuerkannt, ſo verjährt nur 
dieſer Teil in dreißl hren (RG 66, 271). Die dreißigjährige Verjährung nimmt ihren 

auf, ſobald die rechtskräftige Feſtſtellung — im Sinne des $ 218 — erfolgt iſt. 2 
2. Bei wiederkehrenden Leiſtungen bewendet es in allen Fällen bei der vierjährigen 
erjährung aus § 197 (RG JW 05, 335°), alfo auch dann, wenn es ſich um Nebenleiſtungen 
mie Zinſen handelt, und zugleich mit dem Hauptanſpruche auch über ſie rechtskräftig ent. 
ſchieden ift (RS 70, 68). Vgl. auch $ 197 A 1. 
Im übrigen vgl. § 211 A 1. 
§ 219 


Als rechtskräftige Entſcheidung im Sinne des $ 211 Abſ. 1 und des 8 218 
Abf. 1 gilt auch ein unter Vorbehalt ergangenes rechtskräftiges urteil y. 
E 1 178 II 184; M 1 338, 399; P 1 280. 


1. Unter Vorbehalt ergehende Urteile ergeben ſich aus den 898 302, 305 Abſ 1, 540, 520 
Abſ 3, 699 BO, ferner aus $ 1489 Abſ 2 BGB in Verbindung mit $ 305 Abſ 2 ZPO. 
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8 220 


Iſt der Anſpruch vor einem Schiedsgericht oder einem beſonderen Gerichte, 
vor einem Verwaltungsgericht oder einer Verwaltungsbehörde geltend zu 
machen, ſo finden die Vorſchriften der 88 209 bis 213, 215, 216, 218, 219 
entſprechende Anwendung. 

Sind in dem Schiedsvertrage die Schiedsrichter nicht ernannt oder iſt 
die Ernennung eines Schiedsrichters aus einem anderen Grunde erforderlich 
oder kann das Schiedsgericht erſt nach der Erfüllung einer ſonſtigen Voraus⸗ 
ſetzung angerufen werden, ſo wird die Verjährung ſchon dadurch unter⸗ 
brochen, daß der Berechtigte das zur Erledigung der Sache ſeinerſeits Er⸗ 
forderliche vornimmt!). 

E I 179 II 185; M 1 339 ff.; P 1 231. 


1. Über Schiedsgericht vgl. 88 1034 ff. ZPO; über beſondere Gerichte $ 14 Gch, 
ferner Gew&G vom 29. 9. 00 und KfmGch vom 6. 7. 04, endlich das Krank G in der 
Faſſung vom 30. 6. 00 und 25. 5. 03, über Verwaltungsgerichte oder Behörden § 13 GVG. 
Auch Streitverkündung im ſchiedsrichterlichen Verfahren iſt Unterbrechungsgrund (RG 54, 16). 
Der $ 220 gilt auch im Falle eines ausländiſchen Schiedsgerichts, ſelbſt wenn dieſes nicht 
den Vorſchriften des 8 1030 ZPO entſpricht (RG Seuffü 67 Nr 240). 


§ 221 


Gelangt eine Sache, in Anſehung deren ein dinglicher Anſpruch beſteht, 
durch Rechtsnachfolge in den Beſitz eines Dritten, ſo kommt die während des 
Beſitzes des Rechtsvorgängers verſtrichene Verjährungszeit dem Rechtsnach⸗ 
folger zuſtatten!). 

E 1 181 II 186; M 1 340 ff.; P 1 281. 


1. Anrechnung der Berjährungszeit im Falle der Rechtsnachfolge bei dinglichen 
Anſprüchen. Auch der dingliche Anſpruch ſetzt, einmal entſtanden, einen beſtimmten Ver · 
pflichteten voraus, gegen den er ſich richtet ($ 194 A 1 a. E.). Demgemäß dürfte die Ver. 
jährung auch eines derartigen Anſpruchs grundſätzlich nur zwiſchen dem Berechtigten und 
dem beſtimmten Verpflichteten wirkſam werden. Das Geſetz ſieht hier jedoch aus allgemeinen 
Gründen eine Abweichung vor. Für den Fall nämlich, daß der Anſpruch in Anſehung einer 
Sache ($ 90) beſteht, und der Beſitz an ihr von dem ursprünglich Verpflichteten durch Rechts⸗ 
nachfolge auf eine andere Perſon (oder der Reihe nach auf mehrere andere) übergeht, ſoll 
ſich der Beſitznachfolger auch auf die während des Beſitzes des Rechtsvorgängers verſtrichene 
Verjährungszeit berufen dürfen (accessio possessionis). Da der Beſitz an ſich ein tatſäch⸗ 
liches Verhältnis ift (vgl. $ 854), kann es fich hier, ſtrenggenommen, überhaupt nicht um eine 
Rechtsnachfolge, ſondern lediglich um eine Nachfolge in das tatſächliche Verhältnis handeln. 
Der einzige Fall, in dem das Geſetz Beſttzerlangung „durch“ Rechtsnachfolge kennt, ift der 
des Erbfalls (J 857). Der Ausdruck Rechtsnachfolge iſt daher in $ 221 auch in einem andern 
Sinne zu verſtehen, als es ſeiner eigentlichen Bedeutung entſpräche. Er umfaßt hier auch die 
Fälle, in denen der Beſitzwechſel ſich nicht auf Grund, ſondern nur infolge einer Rechtsnach⸗ 
folge vollzieht, beiſpielsweiſe wenn der bisherige Beſitzer in Gemäßheit eines Kaufvertrags 
dem Käufer die veräußerte Sache übergibt, oder falls beide ſich unter den Vorausſetzungen 
des § 854 Abſ 2 über den Beſitzerwerb einigen. Soweit der Erwerb des Rechts nach den 
Grundſätzen vom guten Glauben von einem Nichtberechtigten hergeleitet wird (8 932), iſt 
ebenfalls eine Rechtsnachfolge im Sinne des § 221 anzunehmen, wiewohl der Vorgänger des 
Rechtes überhaupt ermangelt hatte. Es kann aber auch unmittelbarer Erwerb ausreichen, 
fo der Erwerb durch die rechtmäßige Veräußerung der Pfandſache gemäß § 1241 (RG 56, 244; 
82, 85 — zu § 325 ZPO). Rechtsnachfolge im angegebenen Sinne iſt aber niemals anzu⸗ 
nehmen, falls die Beſitznachfolge widerrechtlich (8 858) erlangt iſt, wie etwa durch Diebſtahl. 
Man wird alſo annehmen können, daß eine Sache immer dann in den Beſitz eines Dritten 
durch Rechtsnachfolge gelangt iſt, wenn der Dritte auf rechtabeſtäudige Art denjenigen Beſitz 
erlangt hat, den ſein Vorgänger gehabt hatte (RG 40, 339; 58, 10; 56, 244), wobei Eigenbeſitz 
nicht gefordert ift. Nach dieſem Grundſatze wird der 9 221 ſelbſt dann anwendbar fein, wenn der 
Beſitwechſel ohne oder gar gegen den Willen des Vorgängers erfolgt iſt (ſtreitig), falls nur der 
Nachfolger einen Anſpruch auf die Gewährung des Beſitzes gehabt hatte (a. A. Planck Anm 2b). 

8 daun zutreffen unter Anwendung des 8 986 anf Grund der Einrede des Kaufes, wird aber 
auch in ſolchen Fällen gegeben ſein, in denen jemand ſeinen Beſitz auf Grund eines anfecht⸗ 
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baren oder auflöfend bedingten Rechtsgejchäftz auf einen andern übertragen batte und den 
Beſitz demnächſt, nach Anfechtung des Geſchäfts oder nach Eintritt der Bedingung, auf 
irgendwelche an ſich zuläffige Art wiedererlangt hat. Vgl. M 1, 341 Abſ 2. Denn auch in 
dieſen Fällen hätte der Nachfolger gegen den Vorgänger einen Anſpruch auf Wiederein- 
raumung des Beſitzes gehabt. Ein bloßer Wechſel in der Perſon des Anſpruchsberechtigten 
begründet keine Unterbrechung der Verjährung. 


8 222 


Nach der Vollendung der Verjährung iſt der Verpflichtete berechtigt, 
die Leiſtung zu verweigern“). 

Das zur Befriedigung eines verjährten Anſpruchs Geleiſtete kann nicht 
zurückgefordert werden, auch wenn die Leiſtung in Unkenntnis der Verjährung 
bewirkt worden ijt?). Das gleiche gilt von einem vertragsmäßigen Anuerkennt⸗ 
niſſe ſowie einer Sicherheitsleiſtung des Verpflichteten?) 3). 

E 1 182 II 187; M 1 341 ff.; P 1 232 ff. 


1. Dieſe Beſtimmung entſcheidet die frühere Streitfrage über die Wirkung der Verjährung 
dahin, daß dieſe nicht den Anſpruch ſelbſt erlöſchen läßt, ſondern dem Verpflichteten nur das 
Recht zur Verweigerung der Leiſtung gibt, mithin nur eine verzichtbare Einrede (8202 A 2) 
gewährt, deren Geltendmachung von feinem Belieben abhängt und daher nicht von Amts wegen 
unterstellt werden kann. Der Verzicht ſetzt im übrigen als ſolcher Kenntnis der eingetretenen 
Verjährung voraus. Es genügt zu ihm jede formlose, ausdrücklich oder auch ſtillſchweigend 
(fo durch Unterlaſſung der Geltendmachung der Einrede oder durch Beſtellung einer Sicher: 
heit nach Ablauf der Verjährung) dem andern Teile gegenüber erfolgte Kundgebung, aus 
der der Verzichtwille erhellt, ohne daß es der Annahme des Verzichts bedarf (RG 78, 180). 
Auch bei den dinglichen Anſprüchen kommt der Verjährung nur die zuvor beſchriebene Wirkung 

u (M 1, 208). Gabe beiſpielsweiſe der Beſitzer die Sache dem Eigentümer nach vollendeter 

erjährung ſeines, des Eigentümers, Anſpruchs aus $ 985 heraus, fo hätte er keineswegs 
eine Nichtſchuld erfüllt, und ein Recht auf Rückgewährung des Beſitzes aus 8 812 (condictio 
ossessionis) hätte er nicht erlangt. Der Eigentümer anderſeits, der wieder in den Beſitz 
einer Sache gelangte, wurde damit, trotz der inzwiſchen eingetretenen Verjährung ſeines 
Anspruchs aus 8 980, doch in die Lage geſetzt fein, nunmehr alle einem beſitzenden Eigentümer 
überhaupt zuſtehenden Rechte auszunben, ohne daß er noch nötig hätte, ſeine Sache von 
neuem zu erwerben. — Aus der Auffaſſung des Geſetzes, daß die Verjährung eine eigentliche 
rechtszerſtörende Wirkung nicht hat, ergeben ſich wichtige Folgerungen. So bleibt 
im Sinne der 88 222, 813 Abſ 1 eine Forderung auch dann noch erfüllbar, wenn ihr die 
Einrede der Verjährung eutgegenſteht, und es kann die Leiſtung daher nicht zurückgefordert 
werden. Gemäß $ 390 ift ferner eine verjährte Forderung noch tauglich zur Aufrechnung 
(dgl. jedoch die Ausnahme des § 479); Die verjährte Schuld kann endlich noch Grundlage eines 
Pfandrechts fein (8 223). — Bei auf offenklich rechtlicher Grundlage beruhenden An- 
ſprüchen hat die Verjährung nicht nur die Wirkung des $ 222 Abſ 1; ihre Vollendung iſt hier 
vielmehr von Amts wegen zu berüdfichtigen (RH 84, 281). — Im Gebiete des Liegenſchafts⸗ 
rechts hat in den Fällen der 55 901, 1028 die Verjährung des entſprechenden Anſpruchs zu⸗ 
gleich das Erloſchen des dinglichen Rechtes zur Folge. Anderſeits befeitigt in den Fällen der 
8 821, 858 die Verjährung des Anſpruchs auf Befreiung von der grundlos eingegangenen 
Verbindlichkeit oder auf Aufhebung der Forderung nicht zugleich das Recht zur Leistungs 
berweigerung, und in den Fällen der §8 478, 490, 639 ſchließt die Verjährung des Anſpruchs 
auf Minderung oder Wandlung nicht das Recht, die Zahlung in entſprechender Höhe zu ver⸗ 
Deigern, aus. Die Einrede der Verjährung ſteht bei Vorhandenſein von mehreren 
Verpflichteten gemäß 88 425, 429 grundſäglich allein demjenigen zu, zu deſſen Gunſten 
ich die Verjährung vollendet hat (ogl. 58 202 A1 u 208 A 1). Nur der Bürge kann die 
Einrede des Hauptſchuldners auch für ich geltend machen, und ſelbſt der Verzicht des Haupt 
ſchuldners auf die Einrede iſt ihm gegenüber unſchädlich (§ 768). Anders liegt die Sache 
un Falle der Sachhaftung (vgl. $ 228). f f 

ztsollendung der Verjährung febt voraus: pofitiv den Ablauf der Friſt und negativ, daß 
während des Friſtablaufs kein die Vollendung der Verjährung hinderndes Ereignis eingetreten 
iſt, na mlich weder eine Hemmung noch eine Unterbrechung (88 202—205 u. 208217). 

ing, ein Recht auf Zurückforderung des Geleiſteten. Diele Beſtimmung ftellt ſich als 
da Ergebnis des in Abf 1 ausgeſprochenen Grundſatzes dar. Gemäß $ 812 Abſ 2 gilt auch 
5 bertragsmäßige Anerkenntnis als eine Leiſtung und demnach ſoll auch dieſe gegebenenfalls 
Bl zurückgefordert werden können. Unter dem vertragsmäßigen Anerkenntniſſe im 

inne des Abf 2 iſt, anders als im Falle des § 208, das rechtsgeſchäftliche, mit dem Ver⸗ 
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pflichtungswillen abgegebene zu verſtehen (RG Gruch 50, 1200). Es bedarf nach 8 781 der 
Schriftform (RG 78 S. 132 u. 169; JW 1912, 2865 u. ; 1915, 393°) — ſtreitig —, ſofern 
es nicht vergleichsweiſe abgegeben wird (R& 10, 280), und ſetzt (im Gegenſatze zum Ver ⸗ 
zichte, A 1) die Kenntnis vom Ablaufe der Verjährung nicht voraus (NG 78, 132; JW 
1912, 2865 u. ' Warn 1919 Nr 25). Auch die Umwandlung einer verjährten Schuld in 
eine Darlehnsſchuld bedarf der Schriftform (RG 78, 163). Das dem Hauptſchuldner gegen- 
über abgegebene Anerkenntnis nimmt dem Bürgen nicht das Einrederecht aus 8 768 Abf 1; 
vgl. 88 768 Abſ 2 u. 767 Abſ 1 Satz 3. — Sicherheitsleiſtung nach 88 282ff. 

3. Der Einrede der Verjährung kann die Einrede der Argliſt entgegengeſetzt werden, 
wenn der Verpflichtete gefliſſentlich und der Schädigung des Berechtigten ſich bewußt dieſen 
von der rechtzeitigen gerichtlichen Geltendmachung des Anſpruchs abgehalten hat, etwa 
durch Vergleichsverhandlungen (RG 57, 372); oder durch die Bitte um Stundung und 
das Verſprechen der Erfüllung (RG Seuffl 63 Nr 128), oder durch arglistige Verheim⸗ 
lichung der Schuld, oder durch Vorenthaltung der Schuldurkunden (R 32, 148), oder unter 
Umſtänden durch die Vereinbarung des Prozeßſtillſtandes (RG JW 1916, 1188. Alsdann 
wird die vollendete Verjährung auf Grund der 88 249, 826 wieder beſeitigt (RG 64, 223; 
73, 396). Ein bloßer Verſtoß gegen Treu und Glauben im Sinne des 8 242 reicht aber nicht aus. 
Anderſeits ift nicht der Nachweis erforderlich, daß der Schuldner von vornherein darauf aus- 
ging, durch ſeine Einwirkungen auf den Gläubiger die Einrede der Verjährung zu gewinnen; 
vielmehr genügt es, wenn die jetzige Erhebung der Einrede gegenüber dem früheren Verhalten 
des Schuldners wider Treu und Glauben und gegen die guten Sitten verſtößt (RG 57, 376; 
78, 133; 86, 194; 87, 283; Warn 1919 Nr 2). Aber es genügt nicht, wenn der Verpflichtete 
lediglich durch Fahrläſſigkeit den Gläubiger an der rechtzeitigen Geltendmachung des Anſpruchs 
gehindert hat, denn Fahrläſſigkeit iſt kein ſelbſtändiger Verpflichtungsgrund (vgl. 9 122 A 7). 
Die Argliſt iſt indeſſen niemals auch Hemmungsgrund (RG 64, 220). 


8 223 


Die Verjährung eines Anſpruchs, für den eine Hypothek oder ein Pfand⸗ 
recht beſteht, hindert den Berechtigten nicht, ſeine Befriedigung aus dem ver⸗ 
hafteten Gegenſtande zu ſuchen!). 

Iſt zur Sicherung eines Anſpruchs ein Recht übertragen worden, ſo kann 
die Rückübertragung nicht auf Grund der Verjährung des Anſpruchs gefordert 
werden?). 

Dieſe Vorſchriften finden keine Anwendung bei der Verjährung von 
Anſprüchen auf Rückſtände von Zinſen oder anderen wiederkehrenden 
Leiſtungen “). 

E 1 188 II 188; M 1 344 ff.; P 1 230; 3 761. 

1. Während dem Bürgen die Einrede der Verjährung der Hauptſchuld zuſteht (8 768), 
läßt 5 223 Abſ 1 die (vor Vollendung der Verjährung beftellte) Sachhaftung iet Verjährung 
des perſönlichen Anſpruchs unverändert fortbeſtehen, wie die 88 1137 u. 1211 dem Eigen⸗ 
tümer und dem Pfandſchuldner auch nur die Einrede des Bürgen aus 9 770, nicht aber die 
aus $ 768 gewähren. Auf Grund- und Rentenſchulden kaun 8 223 ſelbſtverſtändlich über- 
haupt keine Anwendung finden. Ebenſowenig bei Vormerkungen. Hier greift der § 886 
Platz, wonach gegebenenfalls die Beſeitigung der Vormerkung verlangt werden darf (RG 
Warn 08 Nr 286). — Streitig iſt, ob Abi 1 auch die Fälle eines kraft Geſetzes erworbenen 
Pfandrechts umfaßt. Nach dem Wortlaute des Geſetzes, wo nur ein „beſtehendes“ Pfand. 
recht ohne Einſchränkung auf einen beſtimmten Entſtehungsgrund vorausgeſetzt iſt, und nach 
dem Grundgedanken des Geſetzes iſt die Frage zu bejahen. 

2. Dementſprechend kann gemäß Abſ 2 auch nicht die Rückübertragung eines nur 
ſicherungshalber übertragenen Rechtes wegen Verjährung der geſicherten Forderung ver⸗ 
langt werden (vgl. Vorbem 6 vor 8 104). 

8, Über wiederkehrende Leiſtungen vgl. § 218 A 2. 


8 224 
„Mit dem Hauptanſpruche verjährt der Anſpruch auf die von ihm ab- 
hängenden Nebenleiſtungen, auch wenn die für dieſen Anſpruch geltende be⸗ 


ſondere Verjährung noch nicht vollendet iſt!). 
4 1164 U 180; M 1 045; DB 1 206, 
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1. Unter den von dem Hauptanſpruche abhängigen Nebenleiſtungen, auf die ſich die 
Beſtimmung beſchränkt, ſind Zinſen aller Art, Früchte, Nutzungen, Koſten (RG 61, 392) 
zu verſtehen, unter Umſtänden auch eine vom Hauptanſpruche abhängige Forderung auf 
Schadenserſatz. Die Abhängigkeit muß die Entſtehung der Nebenleiſtung betreffen, und 
es muß die Hauptforderung überhaupt entſtanden fein (RG 85, 243). Alle bis zum Zeit⸗ 
punkte der Vollendung der Verjährung zu entrichten geweſenen Nebenleiſtungen ſind alſo 
mit der Hauptforderung mitverjährt, ſelbſt wenn ſie an ſich noch nicht verjährt wären. 


8 225 
Die Verjährung kann durch Rechtsgeſchäft weder ausgeſchloſſen noch 
erſchwert werden. Erleichterung der Verjährung, insbeſondere Abkürzung 
der Verjährungsfriſt, iſt zuläſſig!). 
E I 185 II 190; M 1 845 ff.; P 1 238. 


1. Dieſe im öffentlichen Intereſſe gegebene Vorſchrift (RG 86, 424; 87, 284) 
beſchränkt die Vertragsfreiheit inſofern, als vor ihrer Vollendung die Verjährung 
rechtsgeſchäftlich weder ausgeſchloſſen noch erſchwert werden kann. Dagegen verſtoßende 
Abmachungen, insbeſondere alſo auch der zum voraus erklärte Verzicht auf die Einrede 
der Verjährung, ſind daher nichtig. Vorausſetzung iſt indeſſen, daß die Vereinbarung den 
Ausſchluß oder die Erſchwerung unmittelbar zum Gegenſtande hat; dagegen genügt es für die 
Anwendbarkeit des § 225 nicht, wenn ſich der eine oder der andere Fall nur mittelbar als Folge 
der Abrede ergibt, beiſpielsweiſe wenn eine Schadenserſatzforderung nur bedingungsweiſe 
erlaſſen wird, alsdann die auflöſende Bedingung eintritt und jetzt infolge dieſer Vorgänge mit 
dem Eintritte der Bedingung nur eine neue Verjährung beginnen kann (RG Warn 1911 Nr 259). 
Ausnahmen von der Vorſchrift enthalten die Sonderbeſtimmungen in den 88 477 Abſ 1 Satz 2, 
aal Sat 1. 400 Abſ 1 Sat 2, 638 Abſ 2; ferner die 98 414 Abſ 1, 428, 439 HGB. Unter⸗ 
wirft ſich der Verkäufer ſtillſchweigend ‚einer länger andauernden Garantiepflicht hinſichtlich 
der Beſchaffenheir der Kaufſache, jo liegt darin nicht zugleich die Vereinbarung über die 
Hinausſchiebung des Beginns oder der Dauer der geſetzlichen kurzen Verjährungsfriſt aus 
3 477 (c 91 807). Die Erleichterung der Verjährung, insbeſondere die Ab- 
kürzung der Verjährungefriſt, iſt der Parteiwillkür überlaffen. Demgemäß kann auch 
der Beginn der Verjährungsfriſt auf einen fruheren Zeitpunkt verlegt werden (R 68, 413). 
Es iſt Sache der Auslegung, ob die vereinbarte Kürzung der Verjährungsfriſt zugleich auf 
den Fall miterſtreckl fein ſoll, daß an Stelle des Vertragsanſpruchs ein Anſpruch aus dem 

ntum oder aus unerlaubter Handlung geltend gemacht wird (RG 66, 368; Warn 1912 
Ar 154). — Da die zwingendes Recht enthaltende Beſtimmung des $ 225 im allgemeinen 
Intereſſe gegeben iſt, hat ſie vom 1. Januar 1900 ab unbedingte Geltung, greift alſo auch dann 
Platz, weun die Parteien vor dem 1. Januar 1900 die Verjährung vertraglich ausgeſchloſſen 
hatten (NG JW 1912, 682%. Demgemäß hat auch ein unter der Herrſchaft des alten 
Rechtes (im voraus) erklärter Verzicht auf die Verjährung mit dem 1. Januar 1900 ſeine 
Wirkung verloren, ſo daß von da ab die Verjährung zu laufen beginnt (RG 79, 268). 


Sechſter Abſchnitt 
Ausübung der Nechte Selbſtverteidigung Selbſthilfe 


Dleſer Abſchnitt faßt allgemeine Grundsätze zuſammen, erſtens über die Grenzen der 
Zulaſſigkeit einer Rechtsausübung ($ 226), zweitens über die Statthaftigkeit eines Eingriffs 
51 ein fremdes Rechtsgebiet, ſofern er zur Abwehr eines Angriffs oder einer Gefahr (88 227, 
228) dient, oder auch angriffsweiſe zum Zwecke der Selbſthilfe erfolgt (88 229ff.). Vgl. ferner die 

inzelbeſtimmungen 88 561, 581 Abſ 2, 704 Über das Selbſthilferecht des Vermieters, Ver. 

chters und Gaſtwirts, SS 859, 860, 885, 1029 über das Selbſthilferecht des Beſitzers, 
5 910 uber das Überhangsrecht, 8 962 über das Verfolgungsrecht des Eigentümers und 
die 88 867 u. 1005 fiber das Abholungsrecht. 


8 226 


9 Die Ausübung eines Rechtes iſt unzuläſſig, wenn fie nur den Zweck haben 
ann, einem anderen Schaden zuzufügen!) ). 
1 274 


% 1. Verbot der Schikane. Jedes ſubjektive Recht (Vorbem 1 vor 8 241) hat das Be 
ſich durchzuſetzen, und es iſt ein allgemein anerkannter Grundſatz, daß, ſoweit nN 
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Recht hat, er dieſes auch in den geſetzmäßigen Schranken ausüben darf, und daß er zum Genuffe 
aller Vorteile befugt iſt, die er ſich durch den geſetzmäßigen Gebrauch des Rechtes verſchaffen 
kann (88 88, 90 Einl zum PrAs R). + Dielen Standpunkt vertritt auch das BGB, indem es 
freilich nur negativ ausſpricht, welche Art der Rechtsausübung unſtatthaft ſei. Dieſe letztere 
Regel, das ſog., zur Abwehr eines Unrechts dienende (NG 72, 254) Schikaneverbot, geht 
dahin, daß nur ein ſolcher Gebrauch des Rechtes unzuläſſig iſt, der einzig und allein den 
Zweck haben kann, einem andern Schaden zuzufügen (ch 68, 424) Aber unter 
ſolchen Vorausſetzungen beabſichtigt der betreffende Rechtsinhaber in Wirklichkeit auch 
nicht eine Rechtsausübung, vielmehr bezweckt er die Schädigung eines andern, und das 
ftellt einen vom höheren Standpunkte des Rechtes aus zu verwerfenden Mißbrauch der 
Befugnis dar. Entſcheidend iſt dabei nicht die bei der Rechtsausübung verfolgte Ab⸗ 
ſicht, ſondern der Zweck der Schadeuszufügung (NG Warn 1912 Nr 10). Für das Vor⸗ 
handenſein eines ſolchen Mißbrauchs reicht es daher nicht aus, daß der iche Hane handelt, 
ohne einen beſondern Vorteil für ſich zu erſtreben; denn auch eine ſolche Handlungsweiſe 
liegt noch innerhalb der Befugnis zur willkürlichen Rechtsausübung. Jedenfalls iſt § 226 
dann nicht anwendbar, wenn der Handelnde irgendein erkennbares Intereſſe hat, dem eine 
Berechtigung nicht abzuſprechen iſt (RG JW 05, 3881; RG 22. 3. 10 II 320/09 u. 16. 10. 11 V 
163/11). Der Fall des $ 226 ift mithin erſt dann gegeben, wenn ſich erweiſt, daß für den 
Handelnden jeder andere Zweck als der der Benachteiligung eines andern ausgeſchloſſen war (RG 
JW 05, 388%; NG 69, 380; Warn 09 Nr 188), oder wenn nach der objektiven Rechtslage kein 
anderer Beweggrund als der der Schadenszufügung gegeben fein kann (N JW 07 ©. 507% 
u. 52729; beiſpielsweiſe wenn die Abnahme eines beſtellten Werkes wegen jo geringfügiger 
Mängel verweigert wird, daß das gegen Treu und Glauben verſtößt, RG 24. 1. 11 VII 284/10). 
Umgekehrt iſt die Geltendmachung der im Eigentumsrechte liegenden Befugniſſe und An⸗ 
ſprüche (88 903, 906) ftatthaft, ſelbſt wenn fie nicht erfolgt, um nachteilige Einwirkungen 
Dritter zu verbieten (RG 54, 433; Warn 09 Nr 69). Und fo iſt auch die Zuläſſigkeit des Ge- 
brauchs eines Wettbewerbsverbots nicht davon abhängig, daß der Berechtigte ſelbſt ein Kon⸗ 
kurrenzgeſchäft betreibt (RG 47, 238). Ein genügendes Intereſſe iſt auch dann anzuerkennen, 
wenn jemand zum allgemeinen Beſten handelt; beiſpielsweiſe einem Patente gegenüber die 
Nichtigkeitsklage anſtellt, um ſo im Intereſſe der Allgemeinheit die Nutzungsfreiheit für den 
durch das Patent geſchützten Gegenſtand zu gewinnen (R& 74, 209). Endlich iſt es kein Rechts. 
mißbrauch, wenn ein Ehegatte gegen die Pfändung von Sachen eine ihm unter den beſondern 
Umſtänden zuſtehende Widerſpruchsklage erhebt, ſelbſt wenn er nach 8 1480 mit den Sachen 
haftet (RG 68, 424). Unſtatthaft iſt es daher auch nicht, wenn jemand eine Sache trotz 
Kenntnis vom älteren perſönlichen Rechte eines Dritten erwirbt (RG 62, 137). Erſatzpflichtig 
macht er ſich gegebenenfalls nur dann, wenn bei feiner Handlungsweiſe die Voraus- 
ſetzungen des 8 826 erfüllt find, wozu ſubjektiv ſchon das Bewußtſein ausreicht, daß ſeine 
Handlung für den Dritten den ſchädlichen Erfolg haben werde (Rc 62, 189), Unter Um 
ſtänden kann $ 226 auch dann in Frage kommen, wenn ein Verkäufer sur Beſeitigung des 
Wandlungsbegehrens des Käufers ſich zur Beſeitigung der vorhandenen Mängel anheiſchig 
macht (RG 61, 94 unter Mitberückſichtigung der 88 157, 242). Berneint iſt anderſeits die 
Anwendbarkeit des $ 226 in den Fällen von RG 65, 10 und Seuff A 57 Ar 343. Ob jemand 
in Ausübung eines beſondern Rechtes oder nur kraft der allgemeinen Freiheit zu erlaubten 
Handlungen gehandelt hat, macht für die Anwendung des § 226 feinen Unterſchied, wie 
hier auch nicht die Frage nach den guten Sitten eine Rolle ſpielt (RG 58, 214). In RG 
96, 184 ift der $ 226 in einem dalle für auwendbar erachtet worden, wo der Beklagte, der zur 
Sicherung eines Darlehns Aktien mit beſtimmten Nummern verpfändet hatte, demnächst, als er 
auf Bezahlung des Darlehns in Anſpruch genommen wurde, Rückgabe der Attien mit den näm⸗ 
lichen Nummern verlangte, wiewohl die Aktien inzwiſchen völlig wertlos geworden waren. — 
Das Verbot der Schikane hat im ganzen Rechtsgebiete Geltung (& Gruch 51, 820) 
und dient keineswegs nur zur Abwendung eines Vermöͤgensſchadens (AG 72, 254). Ins⸗ 
beſondere auch im Familienrechte. Daher könnte eine Ehefrau, die vom Ehemann auf 
Herausgabe eines Kindes belangt iſt, unter Umſtänden mit Erfolg den Einwand aus 8 226 
erheben (RG JW 07, 6%). Der Vater darf die Betretung ſeines Gartens, in dem die Mutter 
feines Sohnes, mit dem er in Feindſchaft lebt, beerdigt iſt, feinem Sohne nicht ſchlechthin 
verbieten (NG 72, 253). Die Anwendbarkeit des 8 226 iſt auch bei Verletzung idealer Werte 
und Intereſſen gegeben (RG 72, 254). — Die Rechtsfolge des ſchikanöſen Handelns ge⸗ 
mäß $ 226 ift, daß die Handlung als rechtswidrig anzufehen und daher die Abwehr nach 
3 227 ſtatthaft, mit ihr zudem auch eine Vorausſetzung für die Verpflichtung zum Schadeus⸗ 
erſatze gemäß § 823 Abs 1 u. 2 erfüllt iſt, da der § 226 ein Schutzgeſetz darſtellt, und 
ferner auch eine Vorausſetzung des $ 826 gegeben ift, inſofern als eine ſchikanöſe Hand⸗ 
den weile zugleich als eine unſittliche anzuſehen iſt (vgl. RG 62, 189). Bei dauern. 


em Eingreifen in ei i Unterlaſſu ; 
8.6 72. 280 in ein Recht kann endlich der Anſpruch auf ſſung gegeben ſein 
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2. Die Frage, ob das Schikaueverbot von Amts wegen zu berückſichtigen iſt, dürfte 
inſoweit zu verneinen ſein, als der Richter nicht befugt iſt, von Amts wegen tatſächliche Er⸗ 
mittlungen anzustellen. Keinesfalls aber iſt nötig, daß der Einwand förnilich erhoben wird. 
Es muß für die Anwendung des $ 226 durch den Richter vielmehr genügen, wenn die Partei 
die Art der Rechtsausübung im allgemeinen als unzuläſſig erklärt, und das Sachverhältnis 
für die Prüfung der Frage ſonſt ausreichende Unterlagen bietet. 


8 227 


Eine durch Notwehr gebotene Handlung!) iſt nicht widerrechtliche). 

Notwehr iſt diejenige Verteidigung, welche erforderlich iſts), um einen 
gegenwärtigen) rechtswidrigen“) Angriff von ſich oder einem anderen ab⸗ 
zuwenden“) ). 

E 1 186 II 191; M 1 348 ff.; P 1 240 ff., 251. 


1. Notwehr. Wie die Ausübung eines eignen Rechtes im allgemeinen zuläſſig ift 
0 226 A 1), ſo iſt der Eingriff in einen fremden Rechtskreis grundſätzlich unzuläſſig. 
Ein Eingriff in ein fremdes Rechtsgebiet iſt daher nur unter den vom Geſetze beſonders 
anerkannten Vorausſetzungen berechtigt (vgl. die in der Vorbem vor $ 226 aufgeführten 
Einzelbeſtimmungen und 8 904), wahrend ſonſt ftets eine Rechtswidrigkeit vorliegt, die 
den Handelnden verantwortlich macht, ſei es zivilrechtlich, ſei es ſtrafrechtlich. Einen 
Ausnahmefall allgemeiner Art ſtellt das Recht der Notwehr im Sinne des 
$ 227 dar. Das Geſetz geht davon aus, daß die Abwehr eines rechtswidrigen Angriffs 
ſelbſt dann nicht widerrechtlich, mithin erlaubt iſt, wenn die Abwehrhandlung ein fremdes 
Recht verletzt. Sonach nimmt aber das Geſetz rechtsgrundſätzlich auch die etwaige Zu⸗ 
laſſigkeit des felbftändigen Rechtsſchutzes an. Vorausſetzung hierbei iſt grundſätzlich, daß 
ein Fall wirklicher, alſo nicht nur vermeintlicher, nur irrtümlich (putativ) angenom⸗ 
mener Notwehr vorliegt (RG Warn 1911 Nr 261; JW 1914, 587%, und daß alſo in 
Wirklichkeit, in Übereinſtimmung mit $ 53 StGB, a) ein rechtswidriger Augriff erfolgt 
iſt (A 5); b) daß dieſer ein „gegenwärtiger“ war (A 4); e) daß die Verteidigungs⸗ 
handlung zur Abwendung des Augriffs „erforderlich“ geweſen iſt (A 3). Auch im Falle 
bloß vermeintlicher Notwehr kann jedoch der Täter haftfrei bleiben, nämlich dann, aber 
auch nur dann, wenn er infolge entſchuldbaren tatſächlichen Irrtums angenommen hat, er 
befinde ſich im Zuſtande der Notwehr (RS 88, 120). Darauf kommt es anderſeits nicht 
an, ob der Wille des Handelnden ausſchließlich auf die Verteidigung gerichtet war; berech⸗ 
tigte Notwehr kann vielmehr auch dann vorliegen, wenn der Handelnde zugleich Rache hat 
nehmen wollen (R JW 1911, 57812). 


2. Nicht widerrechtlich. Objektive Rechtswidrigkeit, um die es ſich hier handelt, ſetzt 
ein Tun voraus, zu dem der Handelnde kein Recht hat, weder ein öffentlich rechtliches noch ein 
brivatrechtliches, weder ein geſetzliches Recht noch eine beſondere Befugnis. Sie iſt im 
allgemeinen eine Vorausſetzung ſowohl für die strafrechtliche Haftbarkeit des Täters wie für 
ſeine Verpflichtung zum Schadenserſate (8 828). Dementſprechend hat regelmäßig ſchon 
das Nichtvorhandenſein der Widerrechtlichkeit die Befreiung des Täters von jeder 
Art Haftbarkeit zur Folge. (Darüber, daß die privatrechtlichen Rechtsgrundſätze der 
88 227ff. auch für das Strafrecht von Einfluß find, vgl. RGSt 34, 295.) Das Nicht. 
„orhanbenjein einer Wiberrechtlichteit bewirkt insbeſondere auch, daß ein Handeln im Not⸗ 
mehrzuſtande nicht als verbotene Eigenmacht im Sinne des $ 857 gelten kann. Demgemäß 
mürde einem Beſitzer, der die berechtigte Notwehrhandlung eines andern abwehren 


ande der § 859 Abf 1 nicht zur Seite ſtehen, vielmehr würde gerade er widerrechtlich 
deln. 


. Welche Verteidigungsmaßregel zur Abwendung des Angriffs erforderlich, oder ob 
die tatſächlich ergriffene hierzu notwendig war, iſt von Fall zu Fall nach der objektiven Sach⸗ 
age zu beurteilen. So könnte ſich grundſäglich auch die vorſätzliche Tötung eines Menſchen 
ogar einem Angriffe auf ein bloßes Vermögensobjekt gegenüber als eine notwendige Ver⸗ 
teidignngsmaßregel darſtellen. Denn das Geſetz macht in 8 227 nicht zur Bedingung (wie 
in 8 228), daß der durch die Notwehr bewirkte Erfolg dem drohenden Übel gegenüber kein 
übserbältnismäßig ſchlimmer ſein darf. Auf die nur ſubjektiven Vorſtellungen des Handelnden 
Rc s Maß der erforderlichen Verteidigung nimmt dagegen das BEB in keiner Weiſe 
an sicht. Es ſieht vielmehr ausſchließlich die zur Abwehr nach den Umſtänden des Falles 
Notos erforderliche Handlung als ſtatthaft an, und daher ſtellt auch der ſog. Exzeß der 
tum (rz falls der Täter aus Bestürzung, Furcht, Schrecen (J 53 Abſ 3 StGB) oder Irr. 
nach S SGB) über die Grenzen der an fich erforderlichen Verteidigung hinausgeht 
em Zivilgeſetze ſtets eine Widerrechtlichkeit (RS Warn 1911 Nr 261) und einen rechts 
, Kommentar von Reichsgerichtsräteu. J. Band. 3. Aufl. 20 
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widrigen Angriff dar (RG JW 1911, 57812), während anderſeits die Berechtigung der Not⸗ 
wehrhandlung nicht dadurch ausgeſchloſſen wird, daß der Angegriffene ſich zu ihr entſchloß, 
wiewohl er die wirkliche Gefährlichkeit des Angriffs nicht eingeſehen, ſondern unterſchätzt 
hatte (RG 84, 306). Es iſt alſo nur entſcheidend, ob an ſich die Vorausſetzungen der Not⸗ 
wehr gegeben waren. — Ob der Exzeß auch die Verpflichtung zum Schadenserſatze 
erſatze begründet, iſt lediglich nach den Grundſätzen von unerlaubten Haudlungen zu be⸗ 
urteilen (88 823 ff.); es würde daher regelmäßig noch ein Verſchulden hinzukommen müſſen 
(RG IW 02 Beil 192; 1911, 57812). Der Täter bleibt alſo haftfrei, wenn er die Grenzen 
der Notwehr infolge entſchuldbaren tatſächlichen Irrtums überſchritten hat (RG 88, 120; 
JW 1914, 587%). 


4. Gegenwärtig iſt ein Angriff, ſobald er begonnen hat (ohne daß es bereits zur wirk⸗ 
lichen Verletzung gekommen fein muß; RG Warn 1911 Nr 316), und ſolange der Angriff 
noch nicht aufgegeben, fehlgeſchlagen oder durchgeführt, mithin noch nicht beendigt iſt 
(RSS: 29, 240 und RG JW 1912, 1368; Warn 1911 Nr 261). Begonnen haben kann der 
tätliche Angriff ſchon damit, daß der Angreifer auf den Gegner losgeht, um ihn zu miß⸗ 
handeln (RG Warn 1911 Nr. 316). Beendigt iſt der Angriff bei einer Mehrheit von Angreifern 
erſt dann, wenn ſich sämtliche bereits zur Flucht gewandt haben (RG IW 06, 297); da⸗ 
gegen iſt der Angriff noch nicht beendigt, falls jemand (ein Wilderer) auf einen andern (den 
Förſter) geſchoſſen hat, ſolange noch die Abgabe eines weiteren Schuſſes zu beſorgen iſt 
(RS 10. 12. 06 VI 142/06). Ein bereits vollzogener oder abgeſchloſſener Angriff genügt 
für den Tatbeſtand erlaubter Notwehr nicht (RG JW 05, 14°; ferner 06, 297%), 


5. Rechtswidrig muß der Angriff geweſen fein (RG ZW 06, 2971; 1912, 136°). Das 
trifft, wie ſchon unter A 1 bemerkt, bei Angriffen auf fremde Rechtsgüter regelmäßig zu, 
und iſt nur ausgeſchloſſen, wenn ein beſonderer Rechtfertigungsgrund für den Angriff ge⸗ 
geben war, wie beim Handeln kraft amtlicher Befugnis (Vollſtreckungsmaßregeln des Gerichts. 
vollziehers), kraft väterlicher Gewalt, auf Grund eines Züchtigungsrechts, auf Grund eines 
Privatpfändungsrechts (EG Art 89), oder auf Grund eines Notſtandes im Sinne der 88 228 
u. 904. Angreifer kann nur eine Perſon, natürliche oder juriſtiſche, fein. Daß der rechtswidrige 
Angriff auch ein ſchuldhafter ſei, verlangt das Geſetz nicht. Daher kann die Notwehrhandlung 
auch einem Kinde oder einem Geiſteskranken, ferner demjenigen gegenüber ſtatthaft ſein, 
der ſich zufolge Irrtums, beiſpielsweiſe ein Polizeiorgan (aber vgl. RG St 22, 300; 25, 152), 
zum Angriffe für berechtigt hielt. Offenbar geht das Geſetz von der Schutzbedürftigkeit des 
Intereſſes, nicht aber auch von der Verantwortlichkeit des Augreifenden aus (RGSt 27, 44). 
Eine Sache, ein Tier insbeſondere vermag wohl einer Perſon als Mittel zu einem An⸗ 
griffe zu dienen, kann aber niemals ſelbſt als das Subjekt des Angriffs in Betracht 
kommen (binſichtlich des Tieres streitig). Es ift ſchon ausgeſchloſſen, hinſichtlich eines Tieres 
von einer Rechtswidrigkeit des Angriffs zu reden. Einer Sache gegenüber kann es ſich nur 
um Notſtand ($ 228) handeln (RG 71, 242). Da im Falle echter Notwehr zur Verteidigung 
auch ein angriffsweiſes Vorgehen erforderlich fein kann, und ein derartiger Angriff als⸗ 
dann keine Widerrechtlichkeit bedeuten würde, ſo folgt, daß gerade die Abwehr auch einer 
derartigen Verteidigungsmaßregel als eine widerrechtliche gelten müßte. „Notwehr gegen 
(echte) Notwehr“ iſt ſomit ausgeſchloſſen. 


6. Gegenſtand des Angriffs kann jedes rechtlich geſchützte Jutereſſe ſein, wie Eigen- 
tum, auch Beſitz, Freiheit, Ehre, Geſundheit (RGSt 21, 170; 29, 240), unter Umſtänden 
auch ein bloßes Vertragsrecht, jo das auf Unterlaſſung einer Handlung (oder beiſpielsweiſe 
der Schuldner, der dem Gläubiger eine beſtimmte Sache zu gewähren verpflichtet ift, will 
die Erfüllbarkeit des Auſpruchs durch Zerſtörung der Sache vereiteln). Notwehr einer 
Zeitung durch Erklärungen in ihr gegenüber ehrverletzenden Angriffen in einer andern 
Zeitſchrift iſt denkbar und zuläſſig (RG JW 1915, 9130. Nötig iſt auch nicht, daß ein Gut 
des Handelnden ſelbſt angegriffen ift; die Notwehr wird vielmehr ausdrüclich auch zum 
Schutze fremder Intereſſen („von einem andern“) für ſtatthaft erklärt (MG Warn 1913 
Nr 102: Fall der Nothilfe). 


7. Beweislaſt. Die Behauptung der Notwehr euthält nicht ein Leugnen des Klage 
grundes, ſondern einen ſelbſtändigen Einwand, durch den die Rechtswidrigkeit des Tuns aus. 
geſchloſſen werden ſoll. Der Beweis liegt daher dem die Notwehr geltend machenden ob 
(RG ZW og Beil 54 Nr 125 und Gruch 51,907). Bei nur vermeintlicher Notwehr (Putativ- 
notwehr, A 1, 3) ſowie bei Überſchreitung der Notwehr hat der Täter, um ſeine Schadens⸗ 
erſatzpflicht zu widerlegen, auch die Entſchuldbarkeit ſeines Irrtums nachzuweiſen (RG 
88, 120). Auch im Falle vorſätzlicher Tötung oder Körperverletzung braucht nicht der Be⸗ 
rechtigte zur Begründung feines Schadenserſatzanſpruchs die Widerrechtlichkeit nachzuweiſen, 
vielmehr hat der andere den Nachweis für die Nichtwiderrechtlichkeit feines Tuns zu er⸗ 
bringen (RG J 07, 18829). 
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§ 228 


) Wer eine fremde Sache beſchädigt oder zerjtört?), um eine durch ſie 
drohende Gefahr?) von ſich oder einem anderen abzuwenden, handelt nicht 
widerrechtlich“), wenn die Beſchädigung oder die Zerſtörung zur Abwendung 
der Gefahr erforderlich iſts) und der Schaden nicht außer Verhältnis zu 
der Gefahr ſtehts). Hat der Handelnde die Gefahr verſchuldet, io iſt er 
zum Schadenserſatze verpflichtet“) s). 

E 1 187 II 129; M 1 340 ff.; P 1 2571 ff.; 6 212 ff. 


1. Das BGB kennt den privatrechtlichen Notſtand, verneint die Widerrechtlichkeit 
einer Notſtandshandlung und erklärt damit den mittels einer Notſtandshandlung bewirkten 
Eingriff in ein fremdes Rechtsgebiet ebenfalls als ſtatthaft (8 227 A 1). Die Vorausſetzungen 
des zivilrechtlichen Notſtands find: a) daß „durch“ eine Sache eine Gefahr droht, ſei es dem 
Handelnden ſelbſt, ſei es einem andern (A 3); b) daß die Beſchädigung oder Zerſtörung der 
Sache zur Abwendung der Wen erforderlich ift (A 2); c) daß der Schaden nicht außer Ver⸗ 
hältnis zu der Gefahr ſteht (A 6). — Von Erheblichkeit ift die Abgrenzung des § 228 
gegenüber dem § 904. Auch dieſer erklärt es für ſtatthaft, auf eine fremde Sache, ſelbſt 
wider das Verbot des Eigentümers, einzuwirken, wenn ſolches zur Abwendung einer 
gegenwärtigen Gefahr erforderlich iſt. Aber er ſetzt nicht ebenfalls voraus, daß die Gefahr 
„durch“ die fremde Sache droht, fordert jedoch anderſeits, daß der abzuwendende Schaden 
unverhäftnismäßig größer iſt als der durch die Einwirkung entſtehende, und gibt ſchließlich 

em Eigentümer einen unbedingten Anspruch auf Schadenserſatz. Die innerliche Verſchieden⸗ 

heit dieſes Falles von dem des $ 228 hegt weſentlich darin, daß der Täter hier im Verteidigungs⸗ 

Fe handelt, gemäß $ 904 aber das fremde Gut angriffsweiſe verletzt (RG 88, 214; 
242). 


2. Die Notſtandshandlung ſtellt gewiſſermaßen eine Notwehrhandlung gegenüber Tieren 
und lebloſen Sachen dar (8 227 A 5) und beſteht in Beſchädigung oder Zerſtörung der die 
Gefahr verurſachenden fremden Sache; möglicherweiſe auch einer vorerſt noch herrenloſen 
(Wilo), falls nämlich an ihr einem andern das Aneignungsrecht zufteht (Jagdrecht). Ein 
Notſtandsexzeß würde vorliegen, wenn der Täter außer der gefährlichen ache auch noch 
eine andere beſchädigen wollte. Eine Notſtandshandlung gegenüber einer Perſon iſt hier, 
abweichend von $ 54 StGB, ausgeſchloſſen. 


. Durch die Sache muß die deſſeeksneſen Die Sache ſelbſt muß alſo unmittelbar 
die Gefahr ſchaffen. Das wat beiſpielsweiſe nicht zu, wenn der Sturm das Schiff gegen 
eine fremde Sache treibt, we hier die Gefahr nicht von der fremden Sache, ſondern vom 
Sturme herbeigeführt iſt (RG 88, 214). Auch dann nicht, wenn der Eigentümer einen unterhalb 
ſeines Grundſtücks befindlichen fremden Damm durchſticht, um die ſich oberhalb des Dammes 
anſtauenden Waſſer ablaufen zu laffen; die Gefahr war hier unmittelbar durch die Waſſermaſſen 
berurfacht, dagegen nicht durch den Damm der zuvor ſelbſt nur ein Schutzmittel dargeſtellt 
aber keine Gefahr begründet hatte (R 71, 240). Die Vorausſetzung der Unmittelbarkeit 
fehlt auch dann, wenn die Sache nur deshalb gefährlich ift, weil ſie in dem gegebenen Zeitpunkte 
von einer Perſon in gefahedrohender Weiſe verwendet wird. Falls A auf B ſchießen will, 
eniſteht die Gefahr nicht durch die von A benutzte Flinte, ſondern durch die Handlungsweiſe 
des A; falls aber A etwa ſeinen brennenden Benzinmotor im Gebäude des B ſtehenläßt, geht 
fortan die Gefahr von dem Motor aus. Wenn endlich A feinen Hund auf B hetzt, dürfte ſo⸗ 
wohl der Tatbeſtand der Notwehr wie der des Notſtandes vorliegen. Das Tier dient in ſolchem 
Falle einmal einer Perſon als Werkzeug für ihren Angriff, daneben aber iſt es auch felbft- 
tätig (durch ſich) gefahrdrohend. Bei der Frage, ob bie Gefahr durch die Sache ſelbſt drohte, 
iſt im allgemeinen eine enge Auslegung geboten (RG JW 09, 387°). Es genügt, daß die 
Gefahr droht, alſo ſchon unmittelbar bevorſteht, ohne ſich ſchon gegenwärtig zu äußern 
(RS 12, 137; anders bei der Notwehr). Man braucht nicht erſt die Verwirklichung der 
Gefahr abzuwarten. Underfeits muß biefe ſchon wirklich beſtehen, und es reicht nicht ſchon 
die bloße Möglichkeit des künftigen Eintritts einer Gefahr aus. 
uf die Art des gefährdeten Rechtsguts kommt es (anders gemäß $ 54 StGB) eben 
[Oivenig bier wie im Falle des $ 2“ an (bpl. dort A 6). Auch das dem dinglichen Rechte 
telöit vergleichbare ausſchließliche Aneignungsrecht ift ein geſchütztes Rechtsgut. Daher 
15 Recht des Jagdberechtigten zur Tötung wildernder Hunde (n St 34, 295). Ferner 
lind auch ideelle Werte und Jutereſſen (die Ehre) ſchutzwürdig (NG 72, 254). Erforderlich 
f aich nicht, daß das eigene Intereſſe bedroht iſt. Auch ein Dritter darf daher die Not 
e vornehmen. 1 fun bie Bun 
widerrechtlich vgl. | Bedingung für die Zuläſſigteit einer Not 
ſtandshandlung iſt ich daß der Norftand ein unverſchuldeter war (ogl. indeſſen — 
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A 7). Darin iſt der privatrechtliche Notſtand von dem ſtrafrechtlichen nach $ 54 StGB weſent⸗ 
lich verſchieden. Bedingung iſt auch nicht, daß der Täter gerade den Vorſatz hatte, eine 
Notſtandshandlung vorzunehmen. Darüber, ob eine ſolche vorliegt, kann vielmehr ſchon 
der ſachliche Tatbeſtand eutſcheidend fein. Zu der Annahme, daß die Haudlung auch wirk⸗ 
lich bewußt in der Abſicht vorgenommen ſein muß, die Gefahr abzuwenden (Planck A 10), 
liegt wohl kein zwingender Anlaß vor, wenngleich das Geſetz feinem Wortlaute nach von 
dem regelmäßigen Falle ausgeht, daß zum Zwecke der Abwendung der Gefahr gehandelt 
worden iſt. Vgl. § 327 A 1 und das dort angeführte Urteil (MG 84, 306). Aber umge⸗ 
kehrt kann dem Täter auch ſein guter Glaube an das Vorhandenſein eines Notſtandes oder 
ſein Irrtum in dieſer Hinſicht nicht zugute kommen. Die nur vermeintliche Notſtands⸗ 
handlung iſt ebenſo rechtswidrig wie die nur vermeintliche Notwehr, fo daß die Schadens⸗ 
erſatzpflicht auch hier nur noch von dem Vorhandenſein eines Verſchuldens abhängig ſein 
kann (vgl. 8 227 A 1). 11 

5. Erforderlich iſt, daß die betreffende Maßregel zur Abwendung der Gefahr nötig war. 
In dieſer Hinſicht gilt entſprechend das zu § 227 unter A 3 Geſagte. 85 

6. Ob der durch die Notſtandshandlung bewirkte Schaden außer Verhältnis zu der 
Gefahr ſteht, mithin ganz beträchtlich den Wert des geſchützten Intereſſes (A 3 a. E.) über⸗ 
ſteigt (anders der Maßſtab des § 904), läßt ſich nur von Fall zu Fall beurteilen. Entſcheidend 
iſt ſchließlich das freie richterliche Ermeſſen, das, wofern Rechtsgüter von verſchiedenartiger 
Natur in Betracht kommen, in erſter Linie auch ein der allgemeinen Anſchauung ent- 
ſprechende Wertverhältnis der Güter zueinander zu berückſichtigen, dabei aber auch das 
beſondere Intereſſe der Beteiligten in Anſchlag zu bringen haben wird. An erſter Stelle 
wird regelmäßig das Leben einer Perſon ſtehen. Iſt der durch die vermeintliche Notſtands⸗ 
handlung bewirkte Schaden beträchtlich höher, dann liegt höchſtens eine bloße Putativ⸗ 
Notſtandshandlung, mithin eine widerrechtliche Handlung vor (§ 227 A 1). Und nur hin. 
ſichtlich der Frage nach der Schadenserſatzverpflichtung kann es in Fällen gedachter Art 
darauf aukommen, ob der tatſächliche Irrtum des Handelnden geeignet war, ſein gemäß 
$ 823 erforderliches Verſchulden auszuſchließen. > 

7. Wirklich vorhandener, aber ſelbſtverſchuldeter Notſtand. Eine weſentliche Abweichung 
von den Grundſätzen der Notwehr (8 227 A 2) beſteht beim Notſtande inſofern, als bei der 
Notſtandshandlung die Verpflichtung zum Schadenserſatze durch den Mangel der 
Rechtswidrigkeit nicht unbedingt ausgeſchloſſen iſt. Nach Satz 2 tritt dieſe Verpflichtung viel⸗ 
mehr grundſäglich ſchon dann ein, wenn der Handelnde den Notſtand verſchuldet hat, 
wiewohl die Notſtandshaudlung dadurch noch nicht zu einer rechtswidrigen wird. (Fälle 
in denen eine Schadenserſatzpflicht trotz fehlender Rechtswidrigkeit anerkannt iſt, enthalten 
ſonſt noch die SS 904, 962, 867, 1005). 

8. Über die Beweislaſt vgl. 8 227 A 7. 


§ 229 

Wer zum Zwecke der Selbſthilfen) eine Sache wegnimmt, zerſtört oder 
beſchädigt oder wer zum Zwecke der Selbſthilfe einen Verpflichteten, welcher 
der Flucht verdächtig iſt, feſtnimmt oder den Widerſtand des Verpflichteten 
gegen eine Handlung, die dieſer zu dulden verpflichtet iſt, beſeitigte), handelt 
nicht widerrechtlich), wenn obrigkeitliche Hilfe‘) nicht rechtzeitig zu erlangen 
iſt und ohne ſofortiges Eingreifen die Gefahr beſteht, daß die Verwirklichung 
des Anſpruchs“) vereitelt oder weſentlich erſchwert werde‘) ). 

E I 189 II 193 Abs 1; M 1 354 ff.; P 1 241 ff. 


1. Während die S$ 227, 228 nur die Befugnis zur Verteidigung eines gefährdeten Rechts⸗ 
guts gewähren, indeſſen ohne Rücksicht darauf, ob der Handelnde ſelbſt oder ein anderer der 
Inhaber des Rechtsguts iſt, hat der $ 229 ein Handeln auf Grund eines ſubjektiven 
Rechtes ($ 241 A 2) alsdann aber nicht ein abwehrendes, ſondern ein angriffsweiſes Vor⸗ 
gehen behufs Verwirklichung der Rechtsbefugnis im Auge. In übrigen iſt dem § 229 mit 
den $$ 227 u. 228 der Gedanke gemeinſant, daß der einzelne im Intereſſe der Rechts ⸗ 
ſicherheit bei drohender Rechtsgefährdung unter Umſtänden, ohne auf die Staatshilfe ange⸗ 
wieſen zu fein, zum Selbſthaudeln befugt iſt. Daß der Berechtigte ohne fein Verſchulden 
in die gefährliche Lage gekommen iſt, ſetzt das Geſetz nicht voraus, und die Handlung wird 
auch nicht dadurch zu einer widerrechtlichen, daß dem Berechtigten bei ſeinem Tun das Be- 
wußtlein deſſen fehlte, daß er zu feiner Handlungsweiſe gemäß $ 229 befugt war. Ent⸗ 
'heibend ift auch hier der objektive Tatbeſtand. Vgl. 8 227 A 3, 8 228 A 4. 

2. Gejtattet iſt die Wegnahme, Zerſtörung oder Veſchädigung einer Sache ($ 90), ohne daß 
es auf die Natur der Sachen anzukommen ſcheint. Unzweifelhaft find indeſſen ſolche Sachen, 
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welche auch vom Vollſtreckungsbeamten für den Gläubiger nicht in Anſpruch genommen werden 
könnten (§ 811 ZPO), der Ausübung des Selbſthilferechts ebenfalls entzogen (vgl. RG St 
33, 248). Die Befugnis zur Einwirkung auf Sachen beſchränkt ſich anderſeits nicht unbedingt 
auf Maßregeln in Anſehung der dem Verpflichteten ſelbſt gehörigen Sachen (a. A. Staudinger 

5a). Denn unter den gleichen Vorausſetzungen, unter denen eine fremde Sache im Wege 
ſtaatlicher Hilfe in Anſpruch genommen werden köunte, muß dies auch bei Ausübung der Selbſt⸗ 
hilfe ftatthaft fein. Wie daher gemäß 8 808 ZPO auch die Pfändung einer dem Schuldner 
zwar nicht gehörigen, aber in ſeinem Gewahrſame befindlichen Sache zuläſſig und rechtswirkſam 
iſt, jo kann es ebenſowenig widerrechtlich fein, wenn der Berechtigte unter eben jenen Voraus 
ſetzungen im Wege der Selbſthilfe dem Verpflichteten eine freunde Sache wegnimmt. A. A. 
Planck A 3a. Weiß freilich der Berechtigte, daß die Sache eine fremde iſt, dann handelt er 
zweifellos widerrechtlich, weil er an ſich nur aus dem Vermögen des Schuldners Befriedigung 
ſuchen darf. Das Selbſthilferecht wäre unter Umſtänden überhaupt vereitelt, falls dem 
Handelnden grundſätzlich erſt die Prüfung zugemutet würde, ob die im Gewahrſam des 
Schuldners befindliche Sache dieſem auch gehört. Wollte beiſpielsweiſe der Schuldner auf 
einem Kraftfahrzeuge ſeine Flucht bewerkſtelligen, ſo müßte ſein Gläubiger, falls ſich kein 
anderes Mittel, die Flucht zu hindern oder die Zahlung zu erwirken, bietet, doch auch zur 
Wegnahme des Fahrzeugs befugt ſein, wenn er es nur als ſeinem Schuldner gehörig anſieht 
(ogl. M 1, 355). Das Selbſthilferecht beſteht auch nur im Verhältniſſe vom Berechtigten 
zum Verpflichteten, und daher muß auch die Frage, ob ſeine Ausübung im gegebenen 
Falle gerechtfertigt war oder nicht, weſentlich aus eben jenem Verhältniſſe geprüft werden. 
Selbſtverſtändlich verbleibt dem Eigentümer der in Anſpruch genommenen Sache der Eigen⸗ 
tumsanſpruch aus $ 985, oder der Bereicherungsauſpruch aus den 88 812ff., der Auſpruch 
auf Schadenserſatz endlich mindeſtens dann, wenn der Berechtigte von dem fremden Eigen⸗ 
tumsrecht gewußt hat oder nur aus Fahrläſſigkeit Kenntnis nicht gewonnen hat (§ 276). 
Zweifelhaft kann fein, ob hier auch eine entſprechende Anwendung des § 231 ftatthaft 
wäre. — Die Befugnis zur Feſtnahme der Perſon entipricht dem perſönlichen Sicherungs⸗ 
1 5 der 88 a 3PD; die Befugnis zur Beſeitigung des Widerſtandes derjenigen 
aus § 892 a. a. O. 

3. Über die Folgen des Ausſchluſſes der Widerrechtlichkeit vgl. 8 227 A2. 

4. Obrigteitliche Hilfe. Im allgemeinen ift der einzelne, falls ſich fein Anſpruch nur im 
Wege des Zwanges durchſetzen laßt, auf die Hilfe der ſtaatlichen Organe angewieſen, die in 
den von der Rechtsordnung vorgeſchriebenen Formen einzuſchreiten verpflichtet find. Falls 
ledoch ihr Einſchreiten nicht rechtzeitig zu erlangen iſt, oder falls die ſtaatliche Mit- 
wirkung zu Unrecht abgelehnt wird, iſt der Fall erlaubter Selbsthilfe gegeben. Wurde 
die Staatshilfe mit Recht verſagt, ſo wird zu unterſcheiden ſein, aus welchem Grunde 
es erfolgte. Geſchah es wegen Mangels eines rechtsbeſtändigen Anſpruchs, oder auch nur, 
weil dieſer durch Einrede (88 273, 320) beeinträchtigt war, jo kann auch von einem Selbſt⸗ 
Hilferecht ſelbſtverſtändlich keine Rede fein. Geſchah es aus Gründen, die bloß in einem Mangel 
der Antragſtellung lagen, und war zu ihrer Verbeſſerung keine hinreichende Zeit mehr vor⸗ 
handen, fo ſcheint es billig, das Recht zur Selbſthilfe zuzugeſtehen. Streitig. — Als ſtaatliche 
Maßregeln kommen hier insbeſondere in Betracht die Anordnung des Arreſtes oder einer 
einſtweiligen Verfügung (88 916, 935ff. ZPO). 4 

ber den Begriff Anſpruch vgl. § 194 A 1. In Betracht kommen kann nur ein durch 
age geſchützter Anſpruch, nicht auch ein unvollkommener, der höchſtens einwandweiſe geltend 
zu machen iſt (vgl. $ 134 A 4); denn in ſolchen Fällen wäre auch für die staatliche Hilfe kein 
Kaum. Auch bedingte wie betagte Anſprüche find vollkommene im angegebenen Sinne 
(gl. Vorbem 5 vor § 158). Die Wegnahme von Sachen darf auch lediglich zum Zwecke der 
Sicherung der Beweisführung erfolgen (R& 64, 385). Steht das Recht zur Selbſthilfe grund 
ſätlich auch nur dem Rechtsinhaber ſelbſt zu, zum Schutze eines eigenen Anſpruchs, ſo kann 
boch die Befugnis feines Vertreters, anſtatt Seiner zu handeln, auch hier nicht ausgeſchloſſen 
in. Auch die Unterſtützung durch andere iſt zuläſſig (M 1, 356). Auch eine auftragsloſe 
Geſchaftsführung dürfte (entgegen der früheren Anſicht des Kommentars) eine ausreichende 
Crundlage bieten (itreitig). Das Geſetz geſtattet auch in den Fällen der 85 227, 228 den 
(Schutz fremder Intereſſen. Freilich handelt der auftragsloſe Geſchäftsführer wie ſonſt 
($ 179) fo auch hier zunächſt auf feine Gefahr. IE 
; 6. Ausreichend iſt ſchon eine weſentliche Erſchwerung der Verwirklichung des An⸗ 
185 8. Daher iſt nicht Vorausſetzung, daß die Durchſetzung des Anſpruchs durch das Ver⸗ 
alten des Verpflichteten ein für allemal ausgeſchloſſen werden würde. Es genügt vielmehr 
Erſch eine durch die weſentliche Verzögerung der Durchſetzbarkeit des Auſpruchs begründete 
weile verung. Mithin kann auch ſchon das Vorhaben des Verpflichteten, ſich nur einſt⸗ 
bieten durch Flucht zu entziehen, einen genügenden Grund zum fofortigen Einſchreiten 
ben Erforderlich ift auch nicht, daß ohne die Selbſthilfe die Erfüllung des Anſpruchs 
ME vereitelt oder erſchwert ſein würde. Es genügt vielmehr ſchon die entſprechende 
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Gefahr. Unbedingtes Erfordernis ift endlich auch nicht, daß die Selbſthilfe zutreffenden⸗ 
falls zur Sicherung der gerade geſchuldeten Leiſtung dient. Es reicht in dieſer Hinſicht 
vielmehr aus, wenn etwa an Stelle der eigentlich geſchuldeten Leiſtung eine Erſatzleiſtung 
geſichert werden könnte, wie die Gewährung von Schadenserſatz oder die Befriedigung im 
Wege der Aufrechnung. 

7. Über die Beweislaſt vgl. 8 227 unter A 7. 


8 230 


Die Selbſthilfe darf nicht weiter gehen, als zur Abwendung der Gefahr 
erforderlich iſt h. 

Im Falle der Wegnahme von Sachen iſt, ſofern nicht Zwangsvollſtreckung 
erwirkt wird, der dingliche Arreſt zu beantragen?). 

Im Falle der Feſtnahme des Verpflichteten iſt, ſofern er nicht wieder 
in Freiheit geſetzt wird, der perſönliche Sicherheitsarreſt bei dem Amts⸗ 
gerichte zu beantragen, in deſſen Bezirke die Feſtnahme erfolgt iſt; der 
Verpflichtete iſt unverzüglich dem Gerichte vorzuführen?). 

Wird der Arreſtantrag verzögert oder abgelehnt, ſo hat die Rückgabe 
der weggenommenen Sachen und die Freilaſſung des Feſtgenommenen un⸗ 
verzüglich zu erfolgen!). 

E I 189 II 194; M 1 354 ff.; P 1 248 ff. 


1. Grenzen der Selbſthilfe entſprechend 88 803, 918 ZPO. Vgl. RG JW 03 Beil 134 
297. 


2. Abſ 2 u. 3 geben Verhaltungsmaßregeln für das weitere Verhalten des Täters 
nach Audlbung der Selbsthilfe. Das Verfahren richtet ſich in allen dieſen Fällen nach der 
37 O. Die Notwendigkeit zur Beantragung der Zwangsvollſtreckung oder des Arreſtes 
wird indeſſen nicht immer vorliegen. Nämlich dann nicht, wenn es ſich bei der Wegnahme 
einer Sache überhaupt nicht um eine bloße Sicherungsmaßregel, ſondern um die Wieder⸗ 
herſtellung des bereits verletzten Rechtes ſelbſt gehandelt hat. Das träfe beiſpielsweiſe zu, wenn 
der Eigentümer einer Sache dieſe dem Diebe, oder wenn der Pfandbeſitzer die ihm verpfändete 
Sache dem Verpfander, der ſie widerrechtlich fortnahm, im Wege der Selbsthilfe wieder 
abgenommen hätte. Bei Perſonen iſt der Sicherheitsarreſt nach 8 918 zu beantragen, und 
zwar unverzüglich (8 121). 

3. Die Verzögerung ſowohl der Antragſtellung wie der Herausgabe oder der Freilaſſung 
würde eine Rechtswidrigkeit bedeuten und im Falle Verſchuldens die Verpflichtung zum 
Schadenserſatze nach fi) ziehen (8 286). 


** 


Nr 


8 231 


Wer eine der im 8 229 bezeichneten Handlungen in der irrigen Annahme 
vornimmt, daß die für den Ausſchluß der Widerrechtlichkeit erforderlichen 
Vorausſetzungen vorhanden ſeien, iſt dem anderen Teile zum Schadenserſatze 
verpflichtet, auch wenn der Irrtum nicht auf Fahrläſſigkeit bernhty. 

E II 195; P 1 244. 


1. Das Eigenartige dieſer Beſtimmung, die vorausſetzt, daß die objektiven Voraus. 
ſetzungen der Selbſthilfe nicht gegeben waren, liegt darin, daß ſie eine Verpflichtung zum 
Schadenserſatze ohne Rückſicht auf Verſchulden begründet, da nach dem Geſetze der Täter, 
der das Vorhandenſein der Vorausſetzungen der Selbsthilfe gemäß 9 229 nur irrtümlich 
angenommen hat, ſelbſt dann haftbar iſt, wenn ſein Irrtum nicht auf Fahrläſſigkeit (8 276 
Abs 1) beruhte, während die Haftung aus $ 823 grundſätzlich Verſchulden vorausſetzt (RG 
60, 345). Daß im Falle bewußt widerrechtlichen Handelns gehaftet wird, ift dem Geſetze 
ſelbſtverſtändlich. Allerdings iſt für die Haftung anderſeits ſtets Bedingung, daß die Hand⸗ 
lungsweiſe des Täters eine objektiv widerrechtliche war, und daß fie ſich alſo auch nicht aus 
einem andern Grunde als dem des Selbſthilferechts als ſtatthaft erweiſt. Die Vorſchrift 
des $ 231 muß Anwendung finden, gleichgültig, ob es ſich um einen tatſächlichen Irrtum 
Ober um einen Rechtsirrtum handelt, ob ferner der Irrtum die Befugnis zum Handeln 
5 erhaupt oder nur die Zuläſſigkeit zur Vornahme der getroffenen beſondern Maßregel 
zetroffen hat. Auch die infolge eines Irrtums begangene lÜberſchreitung der Selbſthilfe 
würde mitſun unter 8 231 fallen. Eine Befreiung von der Schadenserſatzpflicht könnte 
lich nur aus 8 827 ergeben. 


Sicherheitsleiſtung & 282 311 


Siebenter Abſchnitt 
Sicherheitsleiſtung 


Die Rechtsordnung bietet nicht nur diejenigen Mittel, die zur Wiederherſtellung eines verletzten 
Rechtes oder zur Verwirklichung eines bereits durchführbaren Anſpruchs dienen; im Intereſſe 
der Rechtsſicherheit ſieht fie vielmehr auch ſolche Maßregeln vor, die ſchon der Gefahr einer 
künftigen Rechtsverletzung oder Benachteiligung vorzubeugen geeignet find. Für den Gläu- 
biger kann eine Gefahr der bezeichneten Art daraus erwachſen, daß ſein Anſpruch zur Zeit, 
weil betagt oder bedingt, noch nicht durchführbar ift, während zugleich die Beſorgnis beſteht, 
daß er zur Zeit der Fälligkeit ſich nicht mehr werde durchführen oder verwirklichen laſſen. 
Für den Schuldner anderjeit3 können Nachteile gerade daraus drohen, daß es, dem Glau⸗ 
biger unter Umſtänden geſtattet wird, einen noch nicht fälligen oder noch ungewiſſen An⸗ 
ſpruch geltend zu machen. Demgemäß geben vorbeugende Sicherungsmittel ſo⸗ 
wohl das Prozeßrecht (in der Feſtſtellungsklage § 256, in der Klage auf künftige Leiſtung 
$ 259, im Arreſte und der einſtweiligen Verfügung nach den SS 916-945 ZPO) wie auch 
das materielle Recht. Hier kommen insbeſondere in Betracht: Die Sicherungsleiſtung im 
Sinne des vorliegenden Abſchnitts, die grundbuchlichen Eintragungen, wie Eintragung einer 
Vormerkung nach 88 883 ff. und eines Widerſpruchs nach § 899, die Rechnungslegung ($$ 666, 
681, 740); vgl. ferner die 88 1960 und 1993 (Inventarpflicht). Unter welcher Vorausſetzung 
die Sicherung, ſei es vom Gläubiger, ſei es vom Schuldner, verlangt werden kann, darüber 
enthält das Geſetz keine allgemeinen Beſtimmungen. Es iſt deshalb auf die einſchlägigen 
Sonderbeſtimmungen zu verweiſen, einerſeits die 88 52, 257, 775 Abſ 2, 843 Abſ 2, 867, 1039, 
1391, 1580, 1688, 1844, 1986, 2128, 2217 Abſ 2 und anderſeits die 98 273, 509, 262. Außer 
auf Geſetz kann die Verpflichtung zur Sicherung auch auf Verträgen beruhen. Als ein der⸗ 
artiges Sicherungsmittel kommt die Vertragsſtrafe nach den 88 839 ff. in Betracht. 


8 232 


) Wer Sicherheit zu leiſten hat, kann dies bewirken 

durch Hinterlegung von Geld oder Wertpapieren, 

durch Verpfändung von Forderungen, die in das Reichsſchuldbuch 
oder in das Staatsſchuldbuch eines Bundesſtaats eingetragen jind, 

durch Verpfändung beweglicher Sachen, 

durch Beſtellung von Hypotheken an inländiſchen Grundſtücken, 

durch Verpfändung von Forderungen, für die eine Hypothek an einem 
inländiſchen Grundſtücke beſteht, oder durch Verpfändung von 
Grundſchulden oder Rentenſchulden an inländiſchen Grundſtütken?). 

Kann die Sicherheit nicht in dieſer Weiſe geleiſtet werden, jo iſt die Stel⸗ 
lung eines tauglichen Bürgen zuläſſig !). 

E I 199 II 196; M 1 387 ff.; » 1 264 ff.; 6 384. 

1. Das Recht auf Sicherheitsleiſtung enthält einen klagbaren Anspruch. Nach richtiger 
Anſicht muß der Gläubiger dabei dem Schuldner überlaſſen, in welcher nach dem Geſetze 
überhaupt ſtatthaften Weiſe er feiner Verpflichtung genügen will. Das Geſetz ſtellt dem 
Verpflichteten ausdrücklich eine Mehrheit von Sicherungsmitteln zur Auswahl. In eriter Linie 
läßt es freilich nur die Sachſicherung zu, wie fie im Abſ 1 vorgeſehen ift, während die Befugnis 
aus Ab] 2, einen Bürgen zu ſtellen, nur dann zuftehen foll, wenn der Verpflichtete in der in 
Abſ 1 beſchriebenen Art Sicherheit nicht leiſten kann. — Die Beſtimmungen dieſes Abſchnitts 
greifen nur Platz, wo es ſich um eine Sicherheitsleiſtung aus materiell rechtlichen Gründen 
e dagegen nicht, falls eine Sicherheitsleiſtung nach den Beſtimmungen der ZPO in 
Frage ſteht. Hier iſt fie nach d 108 ZPO zu beſtimmen (R JW 01, 5050. 

2. Geſetzliche Sicherungsmittel. Über Geld vgl. § 244; über Wertpapiere die 88 234, 
708 —808; ſ. auch die 88 233—235; über die Tauglichkeit der bezeichneten Buchforde⸗ 
dungen vgl. 8 236, über die Einrichtung des Reichsſchuldbuchs die RGeſ. v. 31. 5. 91, 
28. 6. 04, 6. 5. 1910; über Verpfändung beweglicher Sachen die 88 1204ff., 237; über 
Beſtellung von Hypotheken die 88 1112ff., 288; über die Verpfändung von Rechten 
die 88 1237ff. Welche Anforderungen an die Sicherheit der zu begründenden Hypothek zu 
ſtellen find, ſagt das Geſetz nicht; es wird daher diejenige Sicherheit zu verlangen fein, die 
2.88 für den Fall der Verpfändung einer hypothekariſch geſicherten Forderung vorſchreibt. — 
ber serungen anderer Art als eingetragene Buchforderungen können überhaupt nicht Mittel 
vgl Sicherheitsleiſtung ſein. Über die Tauglichkeit des Bürgen als Sicherungsmittel 

91. S 289. — Unbedingt unzuläſſig iſt dies Mittel im Falle der 98 278 Abf 3, 1218 Abſ 1. 
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8 233 


Mit der Hinterlegung erwirbt der Berechtigte ein Pfandrecht an dem 
hinterlegten Gelde oder an den hinterlegten Wertpapieren!) und, wenn das 
Geld oder die Wertpapiere nach landesgeſetzlicher Vorſchrift in das Eigentum 
des Fiskus oder der als Hinterlegungsſtelle beſtimmten Anſtalt übergehen, 
ein Pfandrecht an der Forderung auf Rilckerſtattung?). 

E I 200 II 197; M 1 390; P 1 266; 6 143. 

1. Das an dem hinterlegten Gelde oder an den hinterlegten Wertpapieren beſtehende 
geſetzliche Pfandrecht gewährt die Rechte aus den SS 1204ff. und 1292 ff. es iſt dem rechts 
geſchäftlich begründeten gemäß $ 1257 gleichzuſtellen. Entſteht das Pfandrecht auch an 
unbefugt hinterlegtem, fremdem, dem Hinterleger nicht gehörigem Gelde und ohne Rückſicht 
auf guten Glauben? Wohl zu bejahen; aber ſtreitig. Der vom geſetzlichen Pfandrechte 
des Vermieters handelnde § 529 beſchränkt zwar das Recht ausdrücklich in bezug auf Sachen 
„des Mieters“. Der $ 233 macht aber eine derartige Einſchränkung nicht. — Gemäß 
Art 144 EG iſt die Einrichtung von Hinterlegungsſtellen dem Landesgeſetze überlaſſen, 
das insbeſondere auch über die ſachliche und örtliche Zuständigkeit zu beſtimmen hat. 

. Vgl. 8 372 A 1. Die Vorſchrift des § 233 greift Platz auch bei der prozeſſualen 
Sicherheitsleiſtung (RG JW 1914, 466°). 


8 234 

Wertpapiere ſind zur Sicherheitsleiſtung nur geeignet, wenn ſie auf 
den Inhaber lauten, einen Kurswert haben und einer Gattung angehören, 
in der Mündelgeld angelegt werden darf. Den Inhaberpapieren ſtehen 
Orderpapiere gleich, die mit Blankoindoſſament verſehen ſind. 

Mit den Wertpapieren ſind die Zins⸗, Renten⸗, Gewinnanteil⸗ und 
Erneuerungsſcheine zu hinterlegen. 

Mit Wertpapieren kann Sicherheit nur in Höhe von drei Vierteilen des 
Kurswerts geleiſtet werden!). 

E 1 201 II 198; M 1 390; P 1 256 ff.; 4 570, 607; 6 143. 

1. Über Wertpapiere und Orderpapiere vgl. Vorbem vor-$ 793; über Markt- oder Börſen⸗ 


preis § 385 A 1; über Mündelſicherheit § 1807. Ein Wechſel kann hiernach als Sicherungsmittel 
im Sinne des Geſetzes niemals in Betracht kommen. 


8 235 
Wer durch Hinterlegung von Geld oder von Wertpapieren Sicherheit 
geleiſtet hat, iſt berechtigt, das hinterlegte Geld gegen geeignete Wertpapiere, 
die hinterlegten Wertpapiere gegen andere geeignete Wertpapiere oder gegen 
Geld umzutauſchen!). 
E II 199; P 1 268 ff. 
1. Im allgemeinen beſteht ein derartiges Recht des Pfandſchuldners nicht. 


8 236 


Mit einer Buchforderung gegen das Reich oder gegen einen Bundes⸗ 
ſtaat kann Sicherheit nur in Höhe von drei Vierteilen des Kurswerts der Wert⸗ 
papiere geleiſtet werden, deren Aushändigung der Gläubiger gegen Löſchung 
ſeiner Forderung verlangen kann!). 

E II 200; P 1 287. 

8 1. Nach RGeſ. v. 31. 5. 91; § 20 RGeſ. v. 28. 6. 04 u. 6.5. 1910 über die Einrichtung des 
Reichsſchuldbuchs können auf den Inhaber lautende Reichsanleihen in Buchſchulden des 
f eiches umgewandelt werden. Bei Löſchung der Buchſchuld erhält der Berechtigte Anleihe 
a in dem feiner Forderung entſprechenden Nennwerte zurück. PrGeſ. v. 20. 7. 88 und 

7, 04 betreffs des Staatsſchuldbuchs. 


Sicherheitsleiſtung 88 233 240 313 


8 237 


Mit einer beweglichen Sache kann Sicherheit nur in Höhe von zwei Drit⸗ 
teilen des Schätzungswerts geleiſtet werden. Sachen, deren Verderb zu be⸗ 
ſorgen oder deren Aufbewahrung mit beſonderen Schwierigkeiten verbunden 
iſt, können zurückgewieſen werden)). 

E I 202 II 201; M 1 890; P 1 268, 


1. Unbedingt geeignet zur Sicherheitsleiſtung ſind hiernach nur ſolche bewegliche Sachen, 
bei denen die Vorausſetzungen des Satz 2 nicht zutreffen. Andernfalls kommt es auf die Zu⸗ 
ſtimmung des Berechtigten an, die aber gemäß § 119 Abſ 2 anfechtbar ſein kann. Den Be 
weis des Wertes hat der Verpflichtete zu erbringen. Unberechtigte Zurückweiſung zieht 
die Folgen des Annahmeverzugs (88 294, 300) nach ſich. 


§ 238 


Eine Hypothekenforderung, eine Grundſchuld oder eine Rentenſchuld 
iſt zur Sicherheitsleiſtung nur geeignet, wenn ſie den Vorausſetzungen ent⸗ 
ſpricht, unter denen am Orte der Sicherheitsleiſtung Mündelgeld in Hypo⸗ 
thekenforderungen, Grundſchulden oder Rentenſchulden angelegt werden 
darf!). 

Eine Forderung, für die eine Sicherungshypothet beſteht, iſt zur Sicher⸗ 
heitsleiſtung nicht geeignete). 


E I 203 II 202; M 1 390; P 1 268; 6 243. 


1. Unter welchen Vorausſetzungen eine Hypothekenforderung uſw. mündelſicher if, 
beſtimmt ſich nach den von der Landesgeſetzgebung aufgeſtellten Grundſätzen (8 1807 Abſ 2). 
Maßgebend ift das Recht des Ortes der Sicherheitsleiſtung, und dieſer fällt zuſammen mit dem 
Leiſtungsorte nach § 269. 

2. Vgl. § 1184ff. 


8 239 


Ein Bürge iſt tauglich, wenn er ein der Höhe der zu leiſtenden Sicherheit 
angemeſſenes Vermögen beſitzt und ſeinen allgemeinen Gerichtsſtand im 
Inlande hat. 


Die Bürgſchaftserklärung muß den Verzicht auf die Einrede der Voraus⸗ 
klage enthalten!). 
E I 204 II 203; M 1 391; P 1 269 ff. 


1. Das Recht, einen Bürgen zu ſtellen, iſt an und für ſich nur aushilfsweiſe zugeſtanden 
(8 232 A 1). Ein angemeſſenes Vermögen beſitzt der Bürge nach Prot 1, 270 auch dann, wenn 
er regelmäßig wiederkehrende Einkünfte in genügender Höhe bezieht. Über den allgemeinen 
Gerichtsſtand vgl. 88 13—18 8 PO. Die Bürgſchaftserklärung ſelbſt muß nach $ 766 ſchrift 
lich fein. Einrede der Vorausklage 88 771, 773. 


8 240 
Wird die geleiſtete Sicherheit ohne Verſchulden des Berechtigten unzu⸗ 


reichend, ſo iſt ſie zu ergänzen oder anderweitige Sicherheit zu leiten!) 2). 
E I 205 II 204; M 1 459; P 1 270 6 243. 


J. Anſpruch des Berechtigten auf Ergänzung der beſtellten oder auf Leiſtung einer 
haderweitigen Sicherheit für den Fall, daß die beſtellte unzureichend „wird“. Zwiſchen den 
eiden bezeichneten Maßregeln ſteht wiederum die Wahl dem Verpflichteten zu. Der voraus. 
geſetzte Fall kann eintreten einmal durch Umſtände, die eine Entwertung des Sicherheits. 
gegenſtandes herbeiführen (Verſchlechterung der Sache, Sinken des Kurswerts, Vermögens. 
beim Bürgen), ſodann infolge einer Erhöhung des zu ſichernden Anſpruchs. Der An- 
er auf Verbeſſerung der Sicherheit muß aber ausgefchloffen fein, wenn der Berechtigte 
inf ft verſchuldet hat, 15 die ihm beſtellte Sicherheit unzureichend wird (beiſpielsweiſe 
Ye Annahmeverzugs, 237 A 1), und ſelbſtverſtändlich dann, wenn ihm eine vertragliche 
rede, ein Verzicht, entgegenſteht. 
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2. Beweislaſt. Hat der Berechtigte gegebenenfalls feine Schuldloſigkeit an der ver- 
änderten Sachlage oder der Beſteller der Sicherheit ein Verſchulden des Genannten zu be · 
weiſen? Das richtige dürfte ſein, daß der Berechtigte feiner Behauptungs- und Beweispflicht 
zunächſt ſchon dann genügt, wenn er diejenigen Umſtände nachweiſt, welche das derzeitige 
Unzureichende der Sicherung bewirkt haben, wobei ſich möglicherweiſe ſein eigenes urſäch 
liches Verſchulden ſchon aus der Sache ſelbſt ergeben kann. Andernfalls aber muß es dem 
Verpflichteten überlaſſen bleiben, den Zuſammenhang zwiſchen einem Verſchulden des Be ⸗ 
rechtigten und dem eingetretenen Erfolge ſeinerſeits nachzuweiſen. Wenn beiſpielsweiſe 
mit einer Hypothek Sicherheit beſtellt iſt und die letztere wegen Eingangs von Vieh auf dem 
belaſteten Grundſtücke minderwertig geworden iſt, wird von dem Berechtigten, der von dem 
Rechtsbehelfe aus § 240 Gebrauch macht, doch nicht der Nachweis verlangt werden können, 
daß er die Minderung der Sicherheit nicht verſchuldet habe. 


Zweites Bud 
Recht der Schuldverhältniſſe 


Erſter Abſchnitt 
Inhalt der Schuldverhältniſſe 


1. Das Wort Schuldverhältnis“ ſchließt zwei Begriffe in ſich: den eines „Verhältniſſes“ 
und den der „Schuld“. Der erſtere Begriff iſt der weitere, der letztere, weil zur näheren 
Beſtimmung der Art des Verhältniſſes dienend, der engere. Unter einem Verhältniſſe 
verſteht man im allgemeinen die Beziehungen einer Perſon zu einer andern Perſon oder 
zu einer Sache (im weiteſten Sinne die „Lebensverhältniſſe“). Inſofern eine ſolche Be⸗ 
ziehung von der Rechtsordnung anerkannt wird, handelt es ſich um ein „Rechtsverhältnis“ 
(obligatorifches, dingliches; Vorbem 5 vor 8 104), im Gegenſatze zu einem Verhältniſſe 
rein tatſächlicher Art, das für das Rechtsleben in der Regel keine Bedeutung hat. Das 
Ergebnis des Rechtsverhältniſſes iſt ein ſubjektives Recht. Ein ſolches hat zur Voraus 
fegung: einmal eine Willensmacht, mithin die von der Rechtsordnung anerkannte Fähigkeit, 
eine Rechtshandlung mit rechtlichem Erfolge vorzunehmen (Vorbem 1 vor $ 104) — „das 
Wollen⸗Können“ —, ferner das „Wollen-Dürfen“, welches darauf beruht, daß die Vornahme 
der Handlung von der Rechtsordnung geſtattet iſt (ſomit nicht widerrechtlich iſt); endlich iſt 
erforderlich, daß das Wollen auf ein „Gut“ im objektiven Sinne, im ſubjektiven Sinne auf 
ein „Intereſſe“ gerichtet iſt. Wenn ſich die Willensmacht im Verhältniſſe der einzelnen unter ⸗ 
einander äußert, handelt es ſich um ein privatrechtliches Recht, wenn die Willensmacht im 
Verhältniſſe der einzelnen gegenüber dem Staate in Frage kommt, dann um ein ſubjektives 
Recht des öffentlichen Rechtes. Der Inhalt des erſteren ift das Handeln Dürfen, der des 
letzteren das Handeln⸗Können. 

Das Ergebnis des ſubjektiven Rechtes iſt der Anſpruch, und zwar, je nach der Natur 
des Rechtes, der perſönliche oder der dingliche (vgl. § 194 A 1). Sofern nun der Anſpruch 
den Inhalt hat, daß die eine Perſon von der andern eine Leiſtung fordern darf, daß mithin 
dieſe Leiſtung geſchuldet wird ($ 194 A 1), liegt ein Schuldverhältnis vor. Borausſetzung 
eines ſolchen if ſonach einmal, daß es fid) um ein Rechtsverhältnis von Perſon zu Perſon 
handelt, ſodann, daß es ein Fordern⸗Dürfen zum Inhalte hat. Danach unterſcheidet ſich das 
(relative) Schuldverhältnis vom (abſoluten) dinglichen durch die Art der Beziehung (des Ver⸗ 
pältniſſes); von einem familienrechtlichen nach dem Inhalte: dort ſteht immer nur eine in- 
haltlich beſtimmte Forderung in Frage, hier ein ganzer Inbegriff von Rechten und Pflichten, 
wie fie in der Eigenart des Familtenverhältniſſes ihren Grund haben. Doch können auch 
auf dieſem Boden beſtimmte Forderungsrechte erwachſen, wie der Anſpruch auf Gewährung 
von Unterhalt. Wahrend ferner das Schuldverhältnis, weil es lediglich die Leiſtung zum 
Zwecke hat, durch die Erfüllung ſowie durch alles, was ihr in der Wirkung gleichgeſtellt ift 
wie Aufrechnung und Erlaß), notwendig untergehen muß, iſt das dingliche Rechtsverhältnis 
einer Natur nach ein fortdauerndes; es währt fort, bis die rechtliche Beziehung von der Perſon 
zur Sache gelöſt iſt. Auch durch die Vereinigung von Forderung und Schuld in 
einer Perſon (Konfuſton) muß das Schuldverhältnis notwendig erlöschen — das Geſetz er. 
achtet dies als ſo ſelbſtverſtändlich, daß es eine Beſtimmung darüber, wie fie in § 291 des E I 
enthalten war, als entbehrlich ie en hat —; im Gebiete des Sachenrechts dagegen ift 

er Vereinigung nicht die gleiche Wirkung beigelegt (vgl. 88 889, 1168, 1164, 1174 ff.. Aus 
er Natur des Schuldverhältniſſes folgt endlich notwendig, daß der Anſpruch nur durch 
en Verpflichteten verletzt werden kann (das Nähere bei 8 823), während das dingliche Recht 
von jedem geachtet werden muß und daher an ſich auch von jedem verletzt werden kann. Mittel, 
ar dermag freilich auch ein Dritter die Verwirklichung einer Forderung zu vereiteln, indem 
er beiſpielsweife die von jemand einem andern verkaufte Sache zerſtört oder vor der lber. 
eignung für ſich erwirbt und ſo die Möglichkeit der Gewährung hindert. Aber die Forderung 
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des Gläubigers gegenüber ſeinem Schuldner wird auch unter dieſen Umſtänden grundſätzlich 
nicht berührt, und für eine Verantwortlichkeit des Dritten gegenüber dem Glaubiger fehlt 
es ſonach auch hier regelmäßig an einem Rechtsgrunde, gleichgültig, ob der Dritte den fremden 
Anſpruch kannte oder nicht. Das BGB hat insbeſondere das Recht zur Sache des Pra LR 
1 10 8 25 nicht anerkannt (vgl. RG 57, 355). 

3. Ein Schuldverhältnis wird begründet entweder rechtsgeſchäftlich, und zwar alsdann 
der Regel nach durch Vertrag und nur ausnahmsweiſe auch durch ein einſeitiges Rechtsgeſchäft 
(88 657, 793, 2174 ff.), oder durch Vorgänge, an die das Geſetz die Haftung unmittelbar 
knüpft (vgl. Vorbem 1 vor $ 104, feruer die 88 812ff., 823 ff., 677ff.). Über unvollkommene 
Schuldverhältniſſe vgl. 8 134 A 4, über den Unterſchied zwiſchen kanſalen und abſtrakten Ver. 
trägen Vorbem 5 vor § 104. 


Erſter Titel 
Verpflichtung zur Leiſtung 


8 241 


Kraft des Schuldverhältniſſes iſt der Gläubiger berechtigt, von dem 
Schuldner eine Leiſtung zu fordern‘), Die Leiſtung kann auch in einem 
Unterlaſſen bejtehen?). 

E I 206 II 205; M 2 5 f.; P 1 279 ff.; 6 150. 


1. Über den Begriff Schuldverhältnis |. die Vorbem. Der 8 241 enthält die Begriffs. 
beſtimmung. Er bringt zum Ausdrucke, daß beim Vorhandenſein eines Schuldverhältniſſes 
eine beſtimmte Perſon (der Gläubiger) von einer andern beſtimmten Perſon (dem Schuld. 
ner) eine Leiſtung zu fordern hat, und läßt damit zugleich erkennen, daß das Gläubigerrecht 
ſich ausſchließlich gegen den Schuldner richtet, Dritte es ſonach überhaupt nicht zu be⸗ 
achten brauchen, und widerrechtliche Eingriffe in ſchuldrechtliche Anſprüche auch nicht eine 
Forderung auf Schadeuserſatz begründen, wofern nicht der Tatbeſtand des 8 826 erfüllt 
iſt (R&G 57, 353; 59, 327), wie auch regelmäßig ein Auſpruch nur dem Gläubiger, nicht 
aber auch einem Dritten zuſteht, der nur mittelbar betroffen iſt (RG JW 08, 9%. Den 
Begriff „Leiſtung gibt das Geſetz nicht. Nur jo viel beſagt es in Satz 2, daß die Leiſtung 
„auch in einem Unterlaſſen beſtehen kann“. Danach hat eine Leiſtung begriffsmäßig entweder 
ein poſitives Tun oder ein geſchuldetes Nichttun zum Inhalt. Im übrigen wird der 
Ausdruck Leiſtung ſprachgebräuchlich auch zur Bezeichnung des Gegenstandes einer Leiſtung 
verwendet. Die poſitive Tätigkeit hat zum Ziele entweder die Herbeiführung des begehrten 
Rechtszuſtandes (RG Warn 08 Nr 22), fo die Verſchaffung des Eigentums an einer Sache, 
oder das Tun ſelbſt, jo die Leiſtung eines Dienſtes oder die Herſtellung eines Werkes. Ihrem 
Inhalte nach können Schuldverhältniſſe ſo verſchieden voneinander ſein, als Forderungen 
von verſchiedenartigem Leiſtungsinhalte denkbar ſind. Während im Sachenrechte die Zahl 
der Rechte eine geſchloſſene iſt, gilt hier der Grundſatz, daß es den Parteien freiſteht, ihre 
rechtlichen Beziehungen zu ordnen, wie ſie es für dienlich halten, und daß Verträge in Auſehung 
ihres Inhalts gültig ſind, ſoweit ſie nicht gegen das Geſetz oder gegen die guten Sitten ver- 
ſtoßen (RG 57, 250). Zu beachten bleibt nur, daß immer ein wirkliches Rechtsverhältnis (oben 
Vorbem 1) zugrunde liegen muß, und daß ſonach Abmachungen im geſellſchaftlichen Verkehre, 
die nicht eine zu erfüllende Rechtspflicht bezielen, nicht in das Gebiet der Schuldverhältniſſe 
fallen (RG 57, 256). Wer einen Wanderer einladet, ſich in den Wagen zu legen und mit- 
zufahren, wer jemand zu Gaſte ladet, hat nicht die Abſicht, ſich zu verpflichten (RG IX 
06, 740%). Geſtattung des Mitfahrens auf einem Kraftfahrzeuge iſt dann ein Schuldvertrag, 
wenn der Mitfahrende das Fahrzeug behufs etwaigen Kaufes kennenlernen ſoll (RG 65, 17). 
Bedeutſam iſt die Frage, ob begrifflich notwendiges Merkmal eines Schuldverhältniſſes auch 
iſt, daß die Leiſtung einen Vermögenswert hat. Der Wortlaut des Geſetzes läßt eine 
ſolche Auffaſſung nicht erkennen (RG 87, 203), wo die Frage verneint wird. Aber auch eine 
innere Notwendigkeit beſteht für ſie nicht. Nur ein rechtlich anerkennenswertes Intereſſe iſt 
erforderlich (Vorbem 1). So wird, um bei einem üblichen Beiſpiele zu verbleiben, das Ver. 
Iprechen eines Nachbarn, zu beitimmter Stunde nicht zu ſpielen, ſehr wohl zum Inhalte 
eines Schuldverſprechens gemacht werden können (a. A. Oertmann A 1b). Auch dieſer räumt 
indeſſen fo viel ein, daß durch Ausbedingung einer Vertragsſtrafe „auch ideale Intereſſen“ 
geſichert werden können. Nach $ 339 ſetzt nun aber das Verſprechen einer Vertragsſtrafe 
8 1 — ſchon eine erfüllbare Verbindlichkeit voraus. — Endlich iſt es Erfordernis für ein 
dee Schuldverhältnis, daß die Leiſtung möglich (8 306) und beſtimmt oder wenigſtens 

eſtimmbar iſt. Das Nähere hierüber bei den 88 243, 262, 315ff. Auch das Pfandrecht 


Verpflichtung zur Leiſtung $ 241 air 


ſetzt notwendig eine beſtimmte Forderung voraus (RG JW 1911, 36723). — Neben den 
Schuldverhältniſſen, wie ſie das Geſetz in § 241 im Auge hat, gibt es auch die ſog. 
unvollkommenen, die keine Klage oder Einrede geben, anderſeits aber auch nicht als nichtig 
erachtet werden, und ſomit nicht jeder Rechtswirkung entbehren. Vgl. § 184 A 3. So können 
ſie gemäß $ 343 Abſ 2 als Grundlage für ein Strafverſprechen dienen, was namentlich für 
das Konkurrenzverbot gemäß § 75 Abſ 2 HGB gilt (RG 69, 11; 70, 440), dagegen für die 
Fälle der 88 656 (Ehemäklerlohn), 762, 764 (Spiel, Wette, Differenzgeſchäft) nicht gilt. Vgl. 
88343 A4 u. 340 A 1. Die Bezahlung einer verjährten Schuld unterliegt nicht der Rück. 
forderung ($ 222 Abſ 2); desgleichen kann der Gemeinſchuldner das, was er über die im 
Zwangsvergleiche beſtimmte Akkordrate geleiſtet hat, nicht zurückfordern (RG 42, 118; 
78, 77; Gruch 54, 1174; ZW 09, 3610). f 
2. Die Unterlaſſungspflicht kann entweder ſelbſtändig für ſich begründet werden, ſo 
im Falle eines Wettbewerbsverbots, oder ſie kann auch einer poſitiven Verpflichtung an- 
geſchloſſen fein, fo im Falle der Überlaſſung einer Sache zum Gebrauche durch das Ver⸗ 
ſprechen ihres Empfängers, gewiſſe Veranſtaltungen zu unterlaſſen (§ 550), oder beim Dienit- 
vertrage, indem ſich der Bedienſtete etwa ausdrücklich verpflichtet, die Leiſtung oon 
Dienſten bei einem Dritten zu unterlaſſen. Hier handelt es ſich durchweg um klagbare 
Anſprüche auf die Leiſtung des Unterlaſſens. Unter Umſtänden kann ferner im Falle 
der Zuwiderhandlung gegen die Unterlaſſungspflicht ein Anſpruch noch auf die Erfüllung 
tatſächlich ausgeſchloſſen ſein; beiſpielsweife bei der Zuwiderhandlung gegenüber der Ver⸗ 
pflichtung, im Falle einer Verſteigerung nicht mitzubieten; während unter anderen 
Umſtänden die Zuwiderhandlung dem Erfüllungsanſpruche noch Raum läßt, fo wenn 
gegen die Verpflichtung, eine Sache zu veräußern, gehandelt und die Veräußerung 
dann wieder rückgängig gemacht iſt (Ach 70, 441). Im übrigen ſchließt zwar die Ver⸗ 
pflichtung zur (pofitwen) Erfüllung eines Vertrags allemal ſchon grundſätzlich auch die 
Pflicht in ſich, zu unterlaſſen, was die Erfüllbarkeit der geſchuldeten Leiſtung vereiteln würde 
(Fall der poſitiven Vertragsverletzung; vol. $ 325 A 4; § 276 A 6). Auch wenn in § 664 
beſtimmt iſt, daß der Beauftragte im Zweifel die Ausführung des Auftrags einem Dritten 
nicht übertragen dürfe, iſt damit im Grunde nur die poſitive Verpflichtung zur eigenen 
Erledigung des Auftrags ausgeſprochen. Aber eine andere Frage iſt es, ob auch bei ſolchen 
negativen Verpflichtungen, die ſich bloß als eine Folgeerſcheinung der poſitiven 
Verpflichtung darſtellen, mangels eines beſonderen verpflichtenden Nebenverſprechens eine 
ſelbſtändige Klagbarkeit auf die Uuterlaſſung anzunehmen iſt. Dieſe Frage iſt zu verneinen, 
weil das BGB bei den auf ein Tun gerichteten Schuldverbindlichkeiten nicht außerdem 
noch einen klagbaren, nach 5 890 ZPO vollſtreckbaren Anſpruch auf ein Unterlaſſen kennt. 
Die Unterlaſſung gehört gegebenenfalls überhaupt nicht mehr zum Inhalte der Leiſtung 
im Sinne des $ 211. Nach den geltenden Grundſätzen über Schuldverhältniſſe erſchöpfen 
ſich die Rechtsbehelfe des Berechtigten in dem Anſpruche auf die geſchuldete Leiſtung, zu⸗ 
treffendenfalls alſo in dem auf das pofitive Tun, und wenn dieſe Leiſtung durch das Verhalten des 
Verpflichteten vereitelt wird — alſo etwa durch eine vertretbare Unterlaſſung — gemäß 88 275 ff. 
in der Forderung auf Schadenserſatz nach § 325; beim Verzuge endlich in dem Anſpruche auf 
Schadenserſatz gemäß den 88 286, 326 (R 72,393, wo die Frage, ob einem Dienſtherrn gegen 
den Handlungsgehilfen, der den Antritt des Dienſtes unterläßt, oder den Dienſt vor Ablauf der 
Dienſtzeit verläßt, etwa kraft Geſetzes ein Anſpruch dahin zuſteht, daß der Gehilfe in der be- 
troffenen Zeit nicht einem andern Dienſte leiſte, verneint ift). Eine Abart der Unterlaſſungspflicht 
iſt die Duldungspflicht. Sie geht auf Unterlaſſung des Widerſpruchs oder eines Entgegen⸗ 
handelns gegen das Tun eines andern, ſelbſt wenn dieſes in das eigene Rechtsgebiet eingreift. 
Auch unerlaubten Handlungen gegenüber iſt ein zivilrechtlicher Klageanſpruch auf 
Unterlaſſen nur dann gegeben, wenn ein beſonderes Rechtsſchutzbedürfnis beſteht (RG 48, 119; 
51 S. 375, 607; 82, 130; 91, 268), und wenn durch den unerlaubten Eingriff in den Rechts⸗ 
treis eines andern ein den letzteren ſchadigender Zuſtand herbeigeführt wird (RG Warn 1912 
Nr 10). Ein beſonderes Rechtsſchutzbedürfnis beſteht aber im allgemeinen dann nicht, 
wenn die Vornahme der Handlung, um deren Unterlaſſung es ſich handelt, ſchon mit einer 
offentlichen Strafe bedroht iſt und der Strafverfolgung öffentlicher oder einer ſolchen 
um Wege der Privatklage (RGS 82, 131; 95, 342) — keine übermäßigen Schwierigkeiten 
eutgegenſtehen (RG 60, 17; 88, 129; 77, 224; JW 1913, 3425), oder aber wenn das öffent⸗ 
liche Recht der zivilrechtlichen Verfolgbarkeit grundſätzlich entgegenfteht (RG 71, 85 — he. 
Iteffend eine Klage auf Unterlaſſung ehebrecheriſchen Umgangs). Vgl. auch Vorbem 6 var 
928. (Nach RG 88, 129 iſt unter Verſagung der Unterlaſſungsklage eine Klage auf Wider⸗ 
ruf für den Fall gegeben, daß die Ehrenkränkungen öffentlich und wiederholt zugefügt finn, 
o daß es des Widerrufs zur Beſeitigung jenes dauernden Zuſtandes bedarf.) Eine Klage 
auf Unterlaſſung ift im übrigen in allen Fällen nur dann ſtatthaft, wenn die Wiederholung 
— Zuwiderhandlung nicht nur denkbar, ſondern ernſtlich zu befürchten iſt (RG JW 1918, 543®). 
mer unerlaubten Handlung gegenüber erfordert die Klage nur, daß objektiv rechtswidrige 
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Eingriffe in das fremde Rechtsgut vorliegen und eine Vollendung oder Fortſetzung der be⸗ 
gonnenen oder verübten Schädigung zu befürchten ift (RG 98, 212; JW 1915, 2913 u. 3418; 
8. 3. 16 V 4/16, wo die Anforderung der Erfüllung des vollen ſubjektiven und objektiven 
Tatbeſtandes der unerlaubten Handlung als zu weitgehend abgelehnt wird). In allen 
Fällen ſoll endlich für die vorbeugende Unterlaſſungsklage nur Raum ſein, wo es an andern 
ausreichenden Rechtsbehelfen fehlt, jo daß die Klage nötig iſt, um einem dringenden Rechts⸗ 
ſchutzbedürfniſſe Genüge zu tun (RG 95, 342; Warn 1918 Nr 95). 


8 242 
Der Schuldner iſt verpflichtet, die Leiſtung ſo zu bewirken, wie Treu 
und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte es erfordern!) 7). 


E I 224 II 206; M 197/198; P 303. 


1. Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte als allgemeiner Maßſtab der 
Leiſtungspflicht. Dieſe, das ganze Gebiet der Schuldverhältniſſe beherrſchende Beſtimmung 
unterſcheidet ſich von der Auslegungsregel des § 157 inſofern, als dieſe den Vertragsinhalt, 
der § 242 dagegen, ſtrenggenommen, nur die Leiſtungsart im Auge hat. Der $ 242 
beſagt im weſentlichen nicht, was der Gläubiger fordern darf und der Schuldner leiſten 
muß; er will vielmehr beſtimmen, wie zu leiſten iſt, ſei es dem Gegenſtande nach, ſei es 
in Anſehung der Zeit oder des Ortes der Erfüllung. Beide genannten Vorſchriften haben 
zuſammen aber in der Rechtſprechung, namentlich des Reichsgerichts, immer mehr an Be⸗ 
deutung gewonnen, wenn es gilt, gegenüber einem formalen oder einem anſcheinend gegebenen 
Rechtsanſpruche den Verpflichteten gegen ungehörige, aus Recht und Billigkeit verſtoßende 
Zumutungen zu ſchützen; oder wenn es geboten ſcheint, zugunſten des Berechtigten arg⸗ 
liſtige Einwendungen des Schuldners zu entkräften. Daß der Gläubiger von ſeinem Rechte 
gegenüber dem Schuldner uicht lediglich zum Zwecke der Schikane Gebrauch machen darf, 
dafür ſorgt ſchon der $ 226. Der Zweck der Regel des § 242 iſt nur, beide Teile gegen 
ungerechte, unbillige Zumutungen zu ſchützen und zu hindern, daß ein ſchikanöſes Feſthalten 
an dem wirklichen Vertragsinhalte zu einem mit den billigen Anſchauungen des Verkehrs 
in Widerſpruch ſtehenden Ergebniſſe führe — summum jus summa injuria (K 69, 401). 
Dabei hat jeder Teil auch auf das berechtigte Intereſſe des andern Teiles billig Rückſicht 
zu nehmen und er darf insbeſondere nicht aus einem eigenen ordnungswidrigen Verhalten 
Vorteil für ſich zu gewinnen ſuchen RG IW 1913, 129%), und, wo es die Billigkeit 
fordert, muß er gegebenenfalls zur Abwendung einer Schädigung des andern Teils ſogar 
mitwirken (vgl. R JW 1911, 3595). 

Bei Verträgen führt die Regel des § 242 zu dem Grundſatze, daß jeder Teil bei der 
Abwicklung des Vertragsverhältniſſes dem ihm bekannten beſonderen Intereſſe des 
andern Rechnung zu tragen und fein Verhalten fo einzurichten hat, daß eine Benach⸗ 
teiligung des andern tunlichſt vermieden wird, widrigenfalls er bei fahrläſſiger Verletzung 
dieſer Vertragspflicht auf Erſatz des dem andern entſtandenen Schadens haftbar iſt (RG 
Warn 1910 Nr 247). Bei Vertragsverhältuiſſen, welche die Intereſſen beider Teile eng 
miteinander verknüpfen (Dienft-, Geſellſchafts, Agenturverträgen) und überhaupt bei Ver⸗ 
trägen für längere Dauer, die ein gegenſeitiges Vertrauens verhältnis erfordern, 
kann jeder Teil bei wichtigem Grunde friſtlos kündigen (RG 65, 87; 78, 885; JW 1919, 
30915). Bei einer Geſellſchaft des bürgerlichen Rechtes iſt es den Geſellſchaftern nicht er⸗ 
laubt, ihre eigenen Sonderintereſſen oder die eines Dritten vor dem Geſellſchaftszwecke zu 
bevorzugen (RG 13. 4. 12 IV 353/11). Ein Geſellſchafter, der ſich das Recht zur 
Übertragung des Geſellſchaftsrechts auf freinde Perſonen vorbehalten gat, muß hierbei das 
Intereſſe der Geſellſchaft im Auge behalten, andernfalls können die Geſellſchafter die 
Übertragung ablehnen (RG 92, 167). Mit dem Grundſatze des § 242 iſt es unvereinbar, 
daß der Verpflichtete, der vertragswidrig gehandelt hat, daraus (beiſpielsweiſe aus ſeinem 
Verzuge) Vorteile zieht (RG JW 1913, 129%. Der Schuldner, dem eine aufrechnungs⸗ 
fähige Gegenforderung zuſteht, darf mit dieſer nicht nur teilweiſe aufrechnen, 
wenn dem Gläubiger aus der nur ſtückweiſen Befriedigung eine beſondere Beläſtigung er- 
wächſt, wie namentlich nach den SS 1142 bis 1145 der Fall wäre (MG 79, 350). Bei 
einem Dienſtvertrage hat der Dienſtherr die Räume, Vorrichtungen und Gerätſchaften 
entſprechend dem § 618 fo herzurichten, daß Leben und Geſundheit des Dienſtverpflich 
teten nach Möglichkeit geſchützt find (RG 80, 28). So auch beim Werkvertrage der Be⸗ 
ſteller, wenn er die Arbeitsräume zu ſtellen hat (NG 88, 435; JW 1914, 14). Der 
Glaubiger muß nach Treu und Glauben auf Vorſchlag des Schuldners zur Verſilberung 
des Pfandes (5 1218) mitwirken, da auch er gewiſſermaßen eine Schuldnerſtellung hat 
(MS 74, 154), und ein Mieter dem Vermieter zur Beſeitigung von Mängeln der Mietſache 
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behilflich fern (RG ZW 1911, 3599. Wenn der Gläubiger vertragswidrig 
gehandelt hat, iſt der Schuldner berechtigt, auch ſein eigenes Verhalten dem⸗ 
entſprechend einzurichten. Beiſpielsweiſe iſt der Schuldner befugt, bei Abnahmeverzug des 
Gläubigers die Kaufſache preiszugeben, falls ihre fernere Bereithaltung ihn zu Aufwendungen 
nötigen würde (RG 60, 160). Zerſtört bei dauernden Geſchäftsverbindungen ein Teil das 
zur Durchführung des Vertrags erforderliche Vertrauen und gute Einvernehmen, dann 
iſt der andere Teil zur Erfüllung jedenfalls ſo lange nicht verpflichtet, als eine Anderung 
im Verhalten des andern Teiles nicht erkennbar geworden iſt (NG Seuffü 67 Nr 195; 
Warn 1911 Nr 228). — Eine treffende Anwendung von $ 242 macht überdies der 8 320 
Abſ 2 (Seuffl 67 Nr 2; vgl. § 326 A 4), ferner $ 259 Abſ 3 (RG Warn 09 Nr 401). 
Dementſprechend darf auch der Vermieter von feinem Kündigungsrechte nicht Gebrauch 
machen, wenn nur unerhebliche Teile der Mietsraten rückſtändig geblieben 
find (RG 82, 54; 86, 334). Der Kaufer, der wandeln will, darf das Erbieten des Ver⸗ 
fäufers, die Sachmängel zu beſeitigen, nicht ablehnen, wenn der Vertrag nach Treu und 
Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte dahin auszulegen iſt, daß er ſich die Nach⸗ 
beſſerung gefallen laſſen muß (RG 61, 92); welcher Fall namentlich dann vor⸗ 
liegen wird, wenn die Parteien beim Vertragsſchluſſe von den Sachmängeln ſprachen und 
dabei erkennen ließen, daß die nachträgliche Beſeitigung der Mängel im Vertragszwecke läge 
(RG 87, 337). — Treu und Glauben verlangen bei Verpachtung von Grundſtücken zur 
Gewinnung von Bodenbeſtandteilen nicht, daß der Verpächter die Gewähr für lohnenden 
Abbau übernimmt (RG Warn 08 Nr 39). 


Bei dinglichen Anſprüchen aus $$ 985, 1004 hat die für Schuldverhältniſſe gegebene 
Auslegungsregel keine Stelle. Derartige Anſprüche müſſen fo, wie fie geſetzmäßig gegeben 
find, auch ſchlechthin erfüllt werden (MG 51, 411; 98, 105; Warn 1910 Nr 271). Vgl. 
§ 275 A 2 a. E. 

Alles in allem iſt durch die Vorſchrift des g 242 ein der gemeiurechtlichen exceptio doli 
generalis entſprechender Rechtsbehelf geſchaffen worden, wie dies der feſtſtehenden Recht⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts entſpricht (RG 58 S. 356 u. 425; 64, 228; 71, 435; 86, 192; 
87, 182; 89, 105; 90 ©. 64 u. 216). Dieſe Einrede der Argliſt findet im übrigen ihre Grund⸗ 
lage und ihre Rechtfertigung in der Vorſchrift des § 826 (MG 86, 194). Es darf eben nie- 
mand in einer wider die guten Sitten verſto enden Weile einem andern Schaden zufügen (RG 
JW 04, 4825; 1917, 460°). Gegeben iſt aber die Einrede nur dann, wenn das gegenwärtige 
Verhalten des einen Teiles mit deſſen früherem Verhalten gegen Treu und Glauben ver⸗ 
ſtoßen würde (RG 58 S. 356 u. 429; 64, 228; 71, 435, 76, 354; 87, 283; Warn 1915 
Nr 256; 1916 Nr 277; J 1917, 460°); oder wenn der Grundſaß eingreift: dolo facit qui 
petit quod redditurus est (RG 84, 282; JW 1912, 459%. Keineswegs reicht jedoch die Be. 
hauptung aus, daß das Verlangen des Gegners ein unbilliges ſei (RG 61, 359; 64, 220; 
71, 434; 86, 194), während die Einrede anderſeits nicht dadurch ausgeſchloſſen wird, daß 
lid) das Verlangen des Gegners auf formales Recht ſtützt (Ne 86, 194). Erforderlich iſt 
jedenfalls, daß die Einrede aus einem eigenen Intereſſe, weder alſo aus dem Intereſſe eines 
Dritten noch dem der Allgemeinheit eutnommen iſt (R& 91, 832). Zuläflig iſt die Einrede 
unter den gegebenen Vorausſetzungen auch gegenüber einem Begehren, das ſich auf eine 
rechtskräftige Entſcheidung ſtützt (MG Warn 1914 Nr 326); ſowie zur Entkräftung des Ein- 
wandes der Nichtigkeit eines Rechtsgeſchafts (MG 58, 428; 71, 435; 76, 354; 78, 354; 
86, 120; 86, 192; 87, 282; 91, 862; JW 1917, 4602; Warn 1914 Nr 278; 1918 Nr 13 u. 174; 
vgl, dazu $ 125 A 1a), wie auch gegenüber der Einrede der Verjährung (vgl. dazu $ 222 
A 3). Die Einrede ift jedenfalls inſoweit zuzulaſſen, als fie zu einer aus dem Geſetze ſelbſt 
erkennbaren Beſchränkung einer Vorſchrift (5 817) führt (RG Seuffl 72 Nr 57, wonach 
der Empfänger einer Leistung außer den Vorteilen des § 817 Sat 2 nicht auch noch die 
Vorteile aus der Nichtigkeit des Geſchäfts ziehen darf und deshalb gegenüber der Geltend⸗ 
machung der Nichtigkeit die Einrede der all durchgreift). — Die Würdigung der Einrede 
lt ihrer Natur nach dem völlig freien Ermeſſen des Richters je nach den Umſtänden über⸗ 
laſſen (RG 85, 120). ’ 5 

Die Einrede der Argliſt kaun endlich auch Erſatz bieten für den in das Geſetz nicht über⸗ 
nommenen Grundſatz der elausula rebus sie stantibus oder für das Recht, fi auf Ver⸗ 
Anderung der Umſtände zu berufen (RG 60, 56; 62, 267; 50, 257; Warn 1911 Nr 223). 
Vgl. auch § 119 U 2 Abſ s und 8 275 A 2. So kann der Verkäufer von der Leiſtungspflicht 
vefteit fein, wenn die vereinbarte Verſendungsart für abſehbare Zeit unmöglich geworden 
N und dadurch die Lage des Verkäufers eine weſentliche Verſchlimmerung erfahren hat 
(RS 95, 307). Andern ſich die Umſtände nachträglich ſo weſentlich (infolge eines Kriegs), 

B jetzt die Vertragserfüllung dem, was ehemals beabſichtigt war, vernünftigerweiſe nicht 
mehr entſprechen und mithin die Aufrechterhaltung des Anſpruchs Treu und Glauben wider. 
ſprechen würde, ſo beſteht ein Erfüllungszwang nur dann noch, wenn wichtige Umſtände 
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einen andern Vertragswillen anzunehmen gebieten (RG Warn 1919 Nr 6). Auch beim Ver, 
kaufe von Gattungsſachen wird der Verkäufer von der Lieferpflicht frei, wenn im Großhandel 
marktgängige Waren verkauft werden und der Marktpreis nachträglich in einem außerordent⸗ 
lichen, bis dahin nicht für denkbar gehaltenem Maße geſtiegen iſt (RG 57, 119: 88, 174). Vgl. 
anderſeits RG 88, 172; 92, 322; 95, 43, wonach im Großhandel auch eine außergewöhnliche 
Preisſteigerung den Verkäufer nicht gemäß § 242 von ſeiner Leiſtungspflicht befreit. Der 
Kaufer eines Geſchäfts, dem die Kundſchaft übergeben iſt, und der ſich verpflichtet hat, eine 
Zeitlang dem Verkäufer von dem Unmſatze einen Bruchteil abzugeben, iſt zur Fortſetzung des 
Geſchäftsbetriebes nicht mehr verpflichtet, wenn ſich die Verhältniſſe derart ändern, daß der 
Betrieb nur noch Verluſt bringt (RG 95, 38). Jusbeſondere kann beim Stundungsvertrage 
eine weſentliche Verſchlechterung der Verhältniſſe des Schuldners dem Glaubiger das Recht 
zur friſtloſen Geltendmachung feines Auſpruchs geben (RG JW 05, 1685; Warn 1912 
Nr 6). — Bei fortdauernden Leiſtungen können die veränderten Umſtände oder die 
nachträgliche weſentliche Verſchlechterung der Umſtände des Verpflichteten dieſen zu einer 
Ermäßigung feiner Leiſtung berechtigen (RG Warn 1911 Nr 223, betreffend einen vom 
Ehemann feiner Frau gegenüber für die Zeit des Getreuntlebeus übernommenen Unterhalts- 
anſpruch). Der Glaubiger anderſeits, der ſich das Recht auf Erhöhung der Rente für den 
Fall einer weſentlichen Veränderung der Verhältniſſe vorbehalten hat, kann die Erhöhung 
nicht infolge einer an ſich vorausſehbar geweſenen allgemein eingetretenen Preisſteigerung 
fordern (RG Warn 1912 Nr 331). — Auch bei einer ganzen Gattung von Verträgen kann 
einer Veränderung der Umſtände Bedeutung beizumeſſen fein (RG ZW 1914, 296°). 

Unter Umſtänden kann das bisherige Schweigen des Berechtigten gegenüber Verſäum⸗ 
niffen des Verpflichteten, oder fein paſſives Verhalten überhaupt dem Verpflichteten die Ein⸗ 
rede gewähren. Der Käufer darf beiſpielsweiſe ſeinen Anſpruch nicht mehr geltend machen, 
wenn er den die Vertragserfüllung beſtimmt verweigernden Käufer in einer wider Treu und 
Glauben verſtoßenden Weiſe darüber im Ungewiſſen gelaſſen hat, ob er die Erfüllung noch 
verlange (RG 88, 262; 91, 347). Grundſätzlich braucht ſich der Gläubiger auf die Erfüllungs⸗ 
verweigerung des Schuldners allerdings nicht zu erklären; aber unter Umſtänden iſt das bei Ver⸗ 
luſt des Forderungsrechts nach Treu und Glauben gleichwohl erforderlich (RG IW 1916, 829°). 
Allgemein iſt unter Berückſichtigung des $ 157 anzunehmen, daß bei Vertragsbeſtimmungen, 
wonach dem Berechtigten unter gewiſſen Vorausſetzungen ein fri ſtloſes Kündigungs⸗ 
recht zuftehen oder die ſofortige Fälligkeit eintreten ſoll, das hieraus entipringende Recht inner 
halb einer angemeſſenen Zeit geltend zu machen ift, widrigenfalls es erliſcht; es widerſpricht 
Treu und Glauben, den Verpflichteten in einem ihm beſonders läftigen Schwebezuſtande zu be⸗ 
laſſen (RG 88, 145; Gruch 47, 398; Warn 08 Nr 283; JW 1912, 385 u. 572°, 1915, 572). Der 
Verluſt des Rechtes wird zutreffendenfalls auch nicht dadurch gehindert, daß der Verpflichtete 
nach der unzeitgemäß erfolgten Kündigung um deren Rücknahme bittet und nicht das Er⸗ 
füllungsverlangen ſofort und unbedingt zurückgewieſen hat (RG Warn 1918 Nr 201). Es 
muß indes die Verzögerung der Rechtsausübung bereits einen Verſtoß gegen die guten Sitten 
darſtellen (RG Warn 1919 Nr 22). Auch bei Ausübung des vertragsmäßigen Rücktritts⸗ 
rechts kann unter Umſtänden nach Treu und Glauben es erfordern, daß der Gäubiger zuvor 
ſeinen Rücktritt für den Fall weiterer Unpünktlichkeit in der Erfüllung androht (RG Warn 1918 
Nr 136). Geringfügige und unverſchuldete Friſtüberſchreitungen, beſonders betreffs 
Anzeigen und Erklärungen bei Rechtsverhältniſſen, deren Natur eine Nachſicht fordert, ſind 
unſchädlich, falls nicht abredegemäß der Grundſatz gelten ſollte, daß jede Friſtverſäumnis 
entſcheidend fein ſolle (RG 92, 210). — Bei Käufen auf Abruf kaun der Käufer des Er⸗ 
füllungsanſpruchs dadurch verluſtig gehen, daß er den Abruf nach Treu und Glauben ver- 
zögert (RG 91, 345; Warn 1918 Nr 161; IW 1919, 4999). An und für ſich verliert aber der 
Käufer feinen Anſpruch noch nicht durch Verzögerung des Abrufs (RG SeuffA 69 Nr 3, be⸗ 
treffend einen Teillieferungsvertrag). Iſt bei einem Teillieferungsvertrage vereinbart daß der 
Verkäufer bei verſpätetem Abrufe einer Teillieferung ohne Erinnerung au weiteren Liefe⸗ 
rungen nicht verpflichtet ſein ſolle, ſo geht er dieſes Rechtes nach Treu und Glauben noch nicht 
dadurch verluftig, daß er nach längerer Geſchäftsübung aus Entgegenkommen von der Vertrags- 
abrede nicht Gebrauch gemacht hat (LZ 1919, 967%). — Hat der Berechtigte die Zuwider⸗ 
handlung gegen ein Wettbewerbsverbot läugere Zeit (wiſſentlich) geduldet, daun verſtößt 
es wider Treu und Glauben, wenn er nachträglich die Strafe fordert (RG Warn 1914 Nr 44). 
Hat der Verkäufer fortdauernd innerhalb beſtimmter Friſt zu liefern und tommt er dem nicht 
nach, dann kann der Käufer die Nachholung der Lieferungen mit Angebot eines uunverhältnis⸗ 
mäßig großen Teiles der Warenmenge noch kurz vor Ablauf der Lieferfriſt als eine nicht mehr 
ordnungsmäßige ablehnen (RG 96, 127). 


& 2. Zu beweiſen hat eine Verkehrsſitte, wer ſich auf fie beruft (A 25. 10. 02 V 233/02). 
Im allgemeinen bedarf es aber eines Beweiſes überhaupt nicht, da regelmäßig der Richter 
von dem Beſtehen der Verkehrsſitte ſelbſt Kenntnis haben wird. 
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| § 243 
Wer eine nur der Gattung nach beſtimmte Sache ſchuldety, hat eine 
Sache von mittlerer Art und Güte zu leiſten?). 
Hat der Schuldner das zur Leiſtung einer ſolchen Sache ſeinerſeits Er⸗ 
forderliche getan, jo beſchränkt ſich das Schuldverhältnis auf dieſe Sache?) a). 


E I 213 II 207; M 10; P 285. 


weizen oder anſtatt Natureiſes Kunſteis geliefert it. d) Hinſichtlich der Einrede des nicht 
gehörig erfüllten Vertrags val. unten A2 Abſ 2. e) Iſt es der Gattungsſchuld auch eigen⸗ 


der Gattungsſchuld vegelmähig nicht ſchon beim Vertragsabſchluſſe, ſondern erſt bei der Lieferung 
(480) die Nabe fein [RG 70 427 J 


halb einer Gattung laſſen ſich ſodann durch Aufſtellung noch weiterer bezeichnender Merk- 
zeichen noch engere Unterabteilungen abgrenzen. So ergäbe ſich beiſpielsweiſe die Stufen 
folge: Kartoffel, Eßkartoffel, Daberſche Kartoffel, oder Weißwein, Rheinwein, Rüdesheimer 


Bos, Kommentar von Reſchsgerichtsräten. I. Band. 3. Aufl. 21 
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Schloßabzug; Geld und Geldſorte (88 244, 245). Feſtzuhalten iſt jedoch daran, daß auch durch 
Hinzufügung noch ſo bezeichnender eigentümlicher Merkmale eine Gattungsſache immer noch 
nicht zu einer beſtimmten Einzelſache wird (RG 28, 221). Eine ſolche wird auch in dem Falle 
nicht geſchuldet, daß etwa aus einem ganzen noch vorhandenen Vorrate, beiſpielsweiſe aus 
dem ganzen Ertrage eines gewiſſen Ackerſtücks, ein beſtimmter Teil zu liefern iſt (RG 57, 141; 
Warn 1918 Nr 86, wo es ſich um eine beſtimmte Sorte von Fabrikkartoffeln aus der Ernte 
eines beſtimmten Jahres eines beſtimmten Gutes handelte und das Vorhandenſein einer 
Gattungsſchuld angenommen worden iſt). Denn der Uniſtand, der etwa das Ganze (deu geſamten 
vorhandenen Vorrat) zu einer beſtimmten Sache macht, kennzeichnet damit nicht zug eich auch 
die einzelnen Teile als beſtimmte Einzelſachen, und der Geſichtspunkt, daß der Teil dem Weſen 
des Ganzen entſpricht (Oertmann A 1a), läßt ſich hier überhaupt nicht verwerten (vgl. RG 
57, 138). Ein Gattungskauf liegt aber dann nicht vor, wenn beiſpielsweiſe ein Gutsbeſitzer 
ſeine geſamte Ernte, etwa die geſamte Kartoffelernte, verkauft; in ſolchen Fällen ſpricht man 
von einem beſchränkten Gattungskaufe (vgl. Rh Gruch 61, 625; JW 1917, 908°; 
Warn 1918 Nr 217). Auch dann nicht, wenn eine exit nachträglich zur Entſtehung gelangende 
Sache Kaufgegenstand iſt und die Sache von den Parteien als eine bereits beſtehende und 
individuell beſtimmte gedacht wurde; ſo wenn etwa die „nächſten aus einer (beſtimmten) 
Grube zu fördernden Erze“ verkauft werden, in ſolchen Fällen handelt es ſich um einen 
Spezieskauf, und es bedarf daher zur Beſtimmung (Konkretiſierung) der Kaufſache auch 
nicht erſt der Ausſcheidung (RG 92, 871, wo zugleich die Anwendbarkeit des § 281 ange- 
nommen iſt). Beim Verkaufe einer beſtimmten ſchwimmenden Ware oder der Ware aus 
einem beſtimmten Dampfer handelt es ſich um einen Spezieskauf (Reh Warn 1918 Nr 45 u. 
Nr 217). Zur Begründung einer Speziesſchuld ift das Einverſtändnis beider Teile darüber 
nötig, daß ſich der Vertrag auf die Leiſtung des beſtimmten Gegenſtandes beſchranken ſoll; es 
genügt nicht die einſeitige Ausſcheidung eines Gegenſtandes durch den Schuldner (Ach 70, 
426). Von beſonderer Wichtigkeit ift die Frage, ob Spezieskauf oder Gattungskauf insbeſon⸗ 
dere auch betreffs des § 281; |. dort Anm 1. — Verſchieden von dem Begriff „Gattungsſache“ 
iſt derjenige der vertretbaren Sache (vgl. § 91), wenngleich eine Gattungsſache im Sinne 
des § 243 regelmäßig auch eine vertretbare fein wird. Während die Eigenſchaft der Vertret⸗ 
barkeit auf der Anſchauung des Verkehrs beruht, der Maßſtab mithin ein ſachlicher iſt, hängt 
es lediglich von der Parteiwillkür ab, eine Sache im gegebenen Falle als Gattungsſache oder 
als eine beſtimmte Sache zu behandeln. : 

Durch die Beſtimmung, daß Sachen mittlerer Art und Güte zu liefern find, iſt zugleich 
vorgeſehen, was bei der Gattungsſchuld zur „gehörigen“ Erfüllung erforderlich iſt während für 
den Spezieskauf $ 459 Haftung für die Fehlerfreiheit der beſtimmten Sache vorſchreibt. Beim 
Kaufe auf Beſicht muß der Verkäufer dafür ſorgen, daß die Sache zur Zeit der Beſichtigung 
von mittlerer Art und Güte iſt (RG 94, 286). Ob eine Sache von mittlerer Art und Güte ift, 
entſcheidet ſich nach der Handelsſitte oder nach dem Gutachten Sachverſtändiger, im Zweifel 
unter Berückſichtigung der Grundſätze von Treu und Glauben. Als Maßſtab wird in zutreffen 
den Fällen auch die Preishöhe zu berückſichtigen fein. Treffen aber bei der gelieferten Sache 
nicht alle Merkmale der beſtimmten Gattung zu, ſo iſt überhaupt nicht ein Gegenſtand der 
geſchuldeten Gattung geleiftet, und demnach wäre auch nicht die Einrede mangelhafter Erfüllung, 
fondern die der Nichterfüllung gegeben (vgl. oben A 10). 8 

3. Beſchränkung des Schuldverhältniſſes auf die Einzelſachen (Konzentration). In 
einem gewiſſen Zeitpunkte muß ſich die Gattungsſchuld in eine Speziesſchuld umwandeln, 
ſoll überhaupt jemals abgemachte Sache vorliegen. Denn ſchließlich kann es immer nur eine 
beſtimmte Sache ſein, mit der die Schuld erfüllt wird, und von einem gewiſſen Zeitpunkte 
ab müſſen Glaubiger wie Schuldner die Leiſtung als endgültig bewirkt auſehen. Fraglich kann 
nur ſein, welcher Zeitpunkt hier der maßgebende ſein ſoll. Schon der, in welchem der Schuldner 
die Sache auswählt und ausſcheidet' Oder der fpätere, in dem er die bezeichnete Leiſtung 
auch bereits angeboten hat? Mit gutem Grunde ſtellt ſich das Geſetz grundſätzlich auf den 
letzteren Standpunkt (RG 88, 391). Denn alles zur Leiſtung Erforderliche kann der 
Schuldner im Sinne des Geſetzes erſt daun getan haben, wenn er die zu leiſtende Sache nicht 
nur ausgewählt und ausgeſchieden, ſondern dem Gläubiger ſchon derart angeboten hat, daß 
es regelmäßig nur noch an dieſem liegt, ob er die Sache in Empfang, mmmt oder nicht (RG 
57, 404). Dementſprechend geht auch die Beſtimmung des § 300 Abſſ 2 dahin, daß bei einer 
Gattungsſchuld die Gefahr auf den Gläubiger in dem Zeitpunkte übergeht, in dem er in An; 
nahmeverzug gerät. Hieraus folgt aber zugleich, daß auch nur ein ſolches Angebot ausreichend 
ſein kann, welches geeignet ift, den Gläubiger in Annahmeverzug zu verſetzen (RG JW 
1913, 1309). Das träfe nicht zu, wenn entweder die angebotene Sache nicht annahmefähig, 
oder wenn das Angebot nicht in der gehörigen Weiſe erfolgt wäre (55 208, 294, 295). Beim 
Überſendungskaufe gilt nach § 447 die Sonderregel, daß der Verkäufer feiner Leiſtungs⸗ 
pflicht ſchon in dem Bene genügt, in dem er die Sache der zur Ausführung der Ver⸗ 
ſendung beſtimmten Perſon oder Anſtalt abliefert (ME 57, 141). Als Regel ergibt ſich mithin 


Verpflichtung zur Leiſtung 88 243, 244 323 


alles in allem, daß ſich das Schuldverhältnis auf die vom Schuldner gewählte 
Sache beſchränkt, falls dieſe dem Glaubiger gehörig angeboten worden iſt, und falls auch 
die weitere Vorausſetzung zutrifft, daß die Sache an ſich als Leiſtungsgegenſtand geeignet, 
mithin nicht von vertragswidriger Beſchaffenheit ift (RG 69, 407; Warn 1913 Nr 47). Auch 
ein Gattungskauf kann im übrigen nachträglich zu einem Spezieskaufe dadurch werden, daß Ver⸗ 
käufer und Käufer ſich über eine beſtimmte Sache als Kaufgegenſtand demnächſt einigen (NG 43, 
184; 70, 426). Wird die Gattungsſache mehreren Käufern abredegemäß derart 
überſandt, daß die einzelnen Käufer ihren Anteil aus der ganzen Maſſe herauszunehmen haben 
und ihnen daher ein Bruchteil am Miteigentum zu gewähren iſt, ſo ſtellt die geſamte Maſſe 
die bestimmte Sache dar, auf die ſich das Schuldverhältnis gemäß $ 248 beſchränkt (RG 88, 390). 
Bei Verſendungen zu Schiff, die gegen ein an Order des Verkäufers geſtelltes Konnoſſement 
erfolgen, tritt die Beſchränkung erſt ein, wenn der Verkäufer das indoſſierte Konnoſſement 
oder ſtatt deſſen wenigſtens die (im Handelsverkehr übliche) Verladungsanzeige dem Käufer 
abjendet, wonach es ſich nach Handelsgebrauch entſcheidet, ob die Konzentration ſchon mit 
Abſendung oder erſt mit Zugang der Anzeige eintritt (RG 88, 393; Warn 1918 Nr 218). — 
Die Rechtsfolgen der Beſchränkung des Schuldverhältniſſes find im einzelnen die, daß 
die Gefahr im Sinne der 55 275, 328 auf den Gläubiger übergeht (RG 88, 390), der Schuldner 
mithin zutreffendenfalls von ſeiner Leiſtungspflicht frei wird, aber ſeine Gegenanſprüche 
behält, und daß anderſeits der Schuldner grundſätzlich gebunden iſt, eben die Sache zu leiſten, 
die er angeboten oder zur Verſendung abgeliefert hat. Daraus folgt aber, daß der Schuldner 
fortan auch nicht mehr berechtigt ift, ohne Einverſtändnis mit dem Berechtigten die angebotene 
Sache gegen eine andere umzutauſchen. Eine Ausnahme könnte hier allein inſoweit zugelaſſen 
werden, als gegen den Gläubiger, der den Umtaufch verbieten wollte, der allgemeine Grundſatz 
des $ 226 (das Schikaneverbot) oder des $ 242 Platz griffe. So jetzt angenommen in RG 91, 110, 
wonach dem Verkäufer, der eine annehmbare Ware geliefert, ſie aber auf Wunſch des Käufers 
zurückgenommen hatte, das Recht zuerkannt wird, unverzüglich eine andere Sache der ge⸗ 
ſchuldeten Art zu liefern, wofern die daraufhin erfolgte Annahmeweigerung des Käufers 
egen Treu und Glauben verſtoßen hatte. Gleichzeitig iſt ausgeführt worden, daß in dem 

urückgeben und Zurücknehmen der zuerſt gelieferten Ware keine Wandlung, ſondern nur die 
Rückgängigmachung des Erſülllungsgeſchäfts lag. 

4. Die BREMER: ‚Bis zur Annahme der Sache trifft regelmäßig den Schuldner die 
Beweislaſt dafür, da die angebotene Sache der Gattung entſpricht; nach der Annahme hat 
gemaß $ 368 der Gläubiger zu bewetſen, daß den Vorausſetzungen des $ 243 Abſ 1 nicht ger 
nügt worden iſt. 


S 244 


Iſt eine in ausländiſcher Währung ausgedrückte Geldſchuld im Inlande 
zu zahlen, ſo kann die Zahlung in Reichswährung erfolgen, es ſei denn, 
daß Zahlung in ausländiſcher Währung ausdrücklich bedungen ift!). 

Die Umrechnung erfolgt nach dem Kurswerte, der zur Zeit der Zahlung 
für den Zahlungsort maßgebend iſte). 

E I 215 II 208; M 2 12; P 1 289. 


1. Geldſchuld. Geld bildet das allgemeine Tauſchmittel des Verkehrs und zugleich den 
allgemeinen Wertmeſſer. Wenn es rechtlich anerkannt it — Staatsgeld —, dient es 
als allgemeines Zahlungsmittel. Als Stoff kommen in Betracht Metalle wie Papier, und 
je nach dem vom Staate angenommenen Syſtem unterſcheidet man Gold., Silber-, Doppel⸗ 
oder Papierwährung. Geld hat aber die Bedeutung als der allgemeine Wertmeſſer nur für 
das Inland; im Ausland gilt es lediglich als Ware (RG 96, 266). Währung bedeutet 
die ſtaatlich anerkannte Rechnungseinheit (Markwährung, Talerwährung). Die beſondere Be⸗ 
deutung des Währungsgeldes iſt die, daß ſolches als Zahlungsmittel angenommen werden muß. 
Dadurch unterſcheidet es ſich von anderen im Verkehr zugelaſſenen Zahlungsmitteln (dem nur 
zuſuellen“ Gelde). „Währungsgeld hateinen Zwangskurs“, d. h. es beſteht die allgemeine 
Verpflichtung, es zu dem ihm vom Staate beigelegten Nennwert anzunehmen. Der Kurswert 
entſpricht dem „inneren“ im Verkehr anerkannten Werte (Metallwerte) des Geldmittels. Das im 

iche anerkannte Geldſyſtem iſt grundſätzlich das der Goldwährung. Es beruht auf den Ge⸗ 
ſetzen vom 4. Dezember 1871, 9. Juli 1878 und 1. Juni 1909. Papiergeld dient als Erſatzmittel 
ur eigentliches Geld. Seine Gleichſtellung mit dem letzteren gründet ſich auf Rechtsſatz. 
Für das Reich kommen in Betracht Reichskaſſenſcheine (Gel. v. 30. 4. 74) und Bank⸗ 
noten (Bankch v. 14. 8. 75). Die Rolle des Geldes vertreten beide inſofern, als ſie im Falle 
der nnahmie als wirkliches Zahlungsmittel dienen, mithin nicht nur eine Hingabe an Zahlungs 
Statt bewirken. Zur vollen Erfüllung des Begriffs des Staatsgeldes fehlt ihnen aber 
die Vorausſetzung des Zwangskurſes. Eine Verpflichtung zu ihrer Annahme als Zahlungs. 
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mittel, und zwar zum Neunwerte, beſteht bei den von der Reichsſchuldenverwaltung aus⸗ 
gefertigten Reichskaſſenſcheinen nur für alle Reichs und Landeskaſſen, bei Banknoten (in Form 
eines Zahlungsverſprechens, ausgegeben von der Reichsbank und anderen Zettelbanken) nur 
für die Noteubanken. — Sachenrechtlich gehört Geld unter die v ertretbaren Sachen 
im Sinne des 8 91. Es finden inſoweit über den Eigentumserwerb und Beſitz im allgemeinen 
die ſachrechtlichen Grundſätze Anwendung. Beſondere Beſtimmungen enthält jedoch der 8 985 
Abſ 2. — Eine Geldſchuld fteht in Frage, wenn die Verbindlichkeit auf Zahlung einer Geld- 
ſumme geht, eine Geldſortenſchuld ($ 245), wenn nicht ſchlechthin Geld, ſondern eine 
beſtimmte Sorte Geld geſchuldet wird. In beiden Fällen handelt es ſich um Gattungsſchulden. 
Eine Speziesſchuld liegt vor, wenn genau (individuell) beſtimmte Geldſtücke (beiſpielsweiſe eine 
beſtimmte Sammlung) zu leiſten find. — Souderbeſtimmungen über die Leiſtungspflicht 
geben die 88 270, 301, 1288, 1653. — Uſuelles Geld ift alles, was der Verkehr als Zahlungs- 
mittel gelten läßt, alſo auch ausländiſche Münzen, Reichskaſſenſcheine uſw. (RG 87, 22). 

2. Die Geldſchuld bildet einen wichtigen Fall der Gattungsſchuld. Zu unterſcheiden iſt 
dabei folgendes: a) Falls die Schuld in inländiſcher Währung ausgedrückt iſt, kann allein 
mit inländiſchem Gelde gezahlt werden, und zwar regelmäßig nach Maßgabe des Münze 
v. 1. 6. 09. b) Iſt die Geldſchuld in ausländiſcher Währung ausgedrückt und ausdrücklich 
die Zahlung in dieſer Währung bedungen, fo iſt das bindend. Fehlt eine derartige 
Abmachung, ſo hat der Schuldner die Wahl, in der Währung des Reiches ober des Auslandes 
zu zahlen. Wenn nötig, ergibt ſich der geſchuldete Betrag aus der Umrech nung, wobei der⸗ 
jenige Wert in Anſatz zu bringen ift, den die ausländiſche Währung „zur Zeit der Zahlung“, 
d. h. zur Zeit der Fälligkeit am Orte der Zahlung, nämlich am Erfüllungsorte (88 269, 270), 
im Verkehre hat (RG 96 S. 123 u. 264). Iſt der inländiſche Schuldner mit ſeiner im Inlande 
zu zahlenden Geldſchuld in Verzug geraten, daun kann ſich weder der inländiſche noch der aus⸗ 
ländiſche Gläubiger auf das Sinken des Geldwerts berufen, ſolange der Staat das bis⸗ 
herige Geld als Wertmeſſer in gleichbleibender Kraft beibehalten hat; wohl aber kaun der 
ausländiſche Gläubiger, für den das deutſche Geld nur als Ware, nicht aber als geltender Wert⸗ 
995 — 55 Betracht konnt, den ſich daraus ergebenden Verzugsſchaden geltend machen (RG 
96, 265). 


8 245 


Iſt eine Geldſchuld in einer beſtimmten Münzſorte zu zahlen, die ſich zur 
Zeit der Zahlung nicht mehr im Umlaufe befindet, ſo iſt die Zahlung ſo zu 
leiſten, wie wenn die Münzſorte nicht beſtimmt wäre!). 

E I 216 II 209; M 2 15; P 1 290. 


1. Geldſortenſchuld. Vgl. $ 244 A 1. Fall der nach $ 1115 eintragungsfähigen ſog. Gold. 
klauſel (RG 50, 145). Bloße Erſchwerung in der Verſchaffung der beſtimmten Münzſorte 
entbindet den Schuldner von dieſer Verpflichtung nicht. Vorausſetzung des 3 245 iſt auch, 
daß ſich die beſtimmte Münzſorte überhaupt nicht mehr im Umlaufe befindet, daher ift er 
unanwendbar, wenn ſich der eigentliche Leiſtungsanſpruch in einen Anſpruch auf Schadens⸗ 
erſatz verwandelt hat und deshalb der zu erſtattende Betrag vom Richter nicht in der beſtimmten 
Münzſorte (öſterreichiſche Krone), ſondern in der allgemein geltenden (deutſchen) Währung 
ausgesprochen wird (RG 96, 121). — Die Beſtimmung des $ 245 ſchlteßt die Anwendbarkeit 
der Grundſätze von der Unmöglichkeit der Leiſtung ſo lange aus, als die im Geſetze vorgeſehene 
andere Erfüllungsart möglich iſt (ſtreitig). 


8 246 


Iſt eine Schuld nach Geſetz oder Rechtsgeſchäft zu verzinſen, ſo ſind 
vier vom Hundert für das Jahr zu entrichten!), ſofern nicht ein anderes 
beſtimmt ijt?)®). 

E I 217 II 210; M 15; P 29. 


1. Den Begriff Zinſen gibt das Geſetz nicht. Aus feinem Wortlaute geht nur fu viel hervor, 
daß Zinſen das Beſtehen einer Schuld vorausſetzen. Diele Vorausſetzung ſtempelt die 
Zinsſchuld zu einer Nebenverbindlichkeit, und inhaltlich ſtellt die letztere, die Verpflichtung zu 
eiuer Vergütung für den Gebrauch des dem Schuldner gewährten Gegenſtaudes dar; die 
Vergütung ſelbſt aber beſteht aus einem im voraus beſtimmten Bruchteile des Kapitals (R 
86, 400). Vgl. zum Begriffe Zinſen auch RG Warn 1910 Nr 417. Leistungen, die, wie Renten, 
allein für ſich geſchuldet werden, können ſomit nicht als Zinſen gelten. Ebenſowenig Dividende, 
da dieſe nicht eine Schuld der Geſellſchaft gegenüber dem Geſellſchafter ſondern deſſen in 
ſeinem Mitgliedſchaftsrechte begründeten Geiwinnanteil darſtellen, und weil fie nicht im voraus 
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als Bruchteil auf das Kapital feſt bemeſſen find (RG 86, 401). Ebenſowenig Mietzinfen, weil 
diele keine Nebenverpflichtung, ſondern die Gegenleiſtung des Mieters bedeuten. Endlich 
auch nicht Amortiſationsquoten, weil diefe als Zuſchläge zu den Zinſen zur allmählichen Tilgung 
der Schuld, nicht aber zur Vergütung dienen (NG 54, 925 91, 299). — Aus der Natur 
der Zinſen als Nebenverbindlichkeit folgt, daß die Nichtigkeit des Hauptanſpruchs 
auch die Nichtigkeit des Zinsanſpruchs zur Folge haben muß (RG 74, 81). Aber nicht folgt 
gleichfalls, daß auch der Fortbeſtand eines einmal wirkſam entſtandenen Zinsanſpruchs vom 
Fortbeſtehen der Hauptſchuld abhängt. Der einmal entſtandene Anſpruch beſteht vielmehr 
ſelbſtändig für ſich weiter und erliſcht weder durch die Tilgung der Hauptſchuld, noch durch 
deren Erlaß, wofern dieſer ſich nicht zugleich auf die Zinſen erſtrecken follte, was Sache der 
Auslegung iſt. Nur die Verjährung der Hauptſchuld hat gemäß 8 224 auch den des Zins⸗ 
anſpruchs zur Folge, ſelbſt wenn die für dieſen geltende beſondere Verjährung noch nicht 
vollendet war. Hinſichtlich der kurzen Verjährungsfrist vgl. § 197. — Daß Zinſen, wiewohl 
he eine Nebenverbindlichkeit darſtellen, dennoch ſelbſtändig, ohne die Hauptforderung, über⸗ 
tragen, anderſeits dem die Hauptforderung abtretenden Gläubiger vorbehalten, gepfändet 
(55 Bölff. ZPO) und eingeklagt werden können, und daß ſonach gegebenenfalls auch das 
Recht auf die Hypothekenzinſen einem andern zuſtehen kann als dem Hypothekar (gemäß 
5,145 Abſ 2 unter Umſtänden dem Eigentümer, während die Hypothek im übrigen dem 
Gläubiger verbleibt), folgt grundſatzlich daraus, daß es ſich bei dem Rechte auf den Zinsgenuß 
um ein beſtimmtes Forderungsrecht im Sinne des $ 241 handelt, und daß auch erſt künftige 
und bedingte Forderungen übertragbar ſind (RG 74, 78; 86, 218, wo zugleich angenommen 
iſt, daß über das abgetretene künftige Zinsrecht ein Zweighypothekenbrief gebildet werden, 
und daß der Vorbehalt des Zinsrechts für den die Hauptforderung abtretenden Gläubiger 
die Belaftung der Haupthypothet mit einem Nießbrauchsrechte jenes Gläubigers darſtellen 
kann, fo daß der § 876 Platz greift). Möglich ift es endlich auch, daß der Schuldner einem 
andern als dem Gläubiger und auch ohne deſſen Mitwirkung ein ſelbſtändig verpflichtendes 
Verzinſungsverſprechen nach $ 780 abgibt (RG 94, 138). 

Nach dem Verpflichtungegrunde find zu unterſcheiden geſetzliche Binfen und Vertrags⸗ 
zinſen. Die letzteren unterliegen an ſich keiner Beichräntung, weder hinſichtlich der Form 
des Verſprechens, noch hinſichtlich des Zinsmaßes. Nichtig find nur gemäß $ 138 wucherliche 
Abmachungen, vgl. auch die 88 247 248. Fällig find bedungene Zinſen mangels beſonderer 
Abmachung mit dem Ablauſe des Jahrs (für das Jahr“). Hinſichtlich der Darlehnszinſen 
vgl. $ 608. — Geſetliche Zinſen find vorgeſehen bei der Bereicherung (88 820, 818), 
der Verpflichtung zur Rückgabe einer Geldſumme (8 847), bei der Verwendung fremden 
Kapitals im eigenen Intereſſe (58 668, 698, 1834), der Verpflichtung zum Erſatze von Auf⸗ 
wendungen ($ 256), der gleichzeitigen Nutzung von Kaufſache und Kaufgeld (8 452) — ähnlich 
bei der Werkberdingung (8 641 Abſ 2) —; endlich beim Verzuge (8 288, 291; Prozeßzinſen). 
Die Höhe der gefeglichen Zinſen beträgt nach § 246 allemal 4 Prozent. Gemeinſam für 
geſetzliche und Vertragszinſen gelten hinſichtlich der Verjährung die Beſtimmungen der 
197, 218, 223, 224. Gemäß 88 62, 63 MO ift während des Konkursverfahrens der 
Zinſenlauf gehemmt. — Zinſen können auch durch Urteil zugeſprochen werden, Urteils. 
zinſen, aber gemäß 8 308 BB nur auf Antrag. Auf ſolche Zinſen findet 8 246 keine An- 
wendung. Auch die Höhe der Urteilszinſen kann vielmehr nur urteilsmäßig feſtgeſetzt 
werden, nötigenfalls durch Ergänzungsurteil gemäß 8321 ABO. Welcher Art die Hauptſchuld 
ſein muß, beſagt das Geſetz nicht. Es ſpricht ausdrücklich nur von „Schuld“, ohne Ein- 
ſchrankung auf „Geldſchuld. Danach kaun jede Schuld verzinslich fein, die die Verpflichtung 
zur Erſtattung einer dem Schuldner gewährten Gattungsſache enthält. Wird ein Zinsſatz 
nicht vereinbart, ſo greift bei Vertragszinſen ergänzend die Beſtimmung von 8 246 ein, und 
es müſſen danach 4 vom Hundert als vereinbart gelten. 5 

2. Anderweite Geſetze. Nach K 352 O beträgt die Höhe der Zinſen bei Handelsforde⸗ 
rungen 5 Prozent, nach Artt 7, 50, 51 WO für Regreßanſprüche des Wechſelinhabers und der 
Indoſſanten 6 vom Hundert. — Bei Enteignungen iſt die dem Enteigneten zum Er⸗ 
atze für die feinem Reſtbeſitze zugefügten Nachteile zu gewährende Summe nicht nach 
dem Zinsfuße des 8 246 zu berechnen; vielmehr ſind die zur Zeit des Feſtſtellungsbeſchluſſes 
beſtehenden örtlichen Verhältuiſſe maßgebend (M& 74, 45). 

3. ibergangsreiht. Gemäß Art 170 Ech bleiben hinſichtlich der vor dem 1. 1. 00 ei. 
ſtandenen Schuldverhältniſſe die bisherigen Geſetze maßgebend. Das muß alſo auch hinſichtlich 

er Zinſen gelten. 


8 247 
Iſt ein höherer Zinsſatz als ſechs vom Hundert für das Jahr verein⸗ 
bart, ſo kann der Schuldner nach dem Ablaufe von ſechs Monaten das Kapital 
unter Einhaltung einer Kündigungsfriſt von ſechs Monaten kündigen. Das 
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Kündigungsrecht kann nicht durch Vertrag ausgeſchloſſen oder beſchränkt 
werden. 

Dieſe Vorſchriften gelten nicht für Schuldverſchreibungen auf den In⸗ 
haber!) 2), 

E I 358 II 211; M 196; P 478. 


1. Hierdurch wird die Vertragsfreiheit bei Vereinbarung der Höhe des Zinsfußes zwar nicht 
beſchränkt, aber dem Schuldner iſt, wenn mehr als 6 vom Hundert vereinbart ſind, aus 
ſozialpolitiſchen Gründen ein Kündigungsrecht gewährt. Die Beſtimmung greift nicht Platz, 
wenn neben 5% Zinſen eine Beteiligung am Gewinne verſprochen ift (R 86, 399). Über 
die Berechnung der mit dem Tage der Vereinbarung beginnenden Friſt vgl. 9 188. Ihr Lauf 
muß von der getroffenen Abmachung ab beginnen, weil der Schuldner ſchon in dieſem Zeit⸗ 
punkte zur Ausübung des Rechtes befugt iſt. Die Kündigung (über den Unterſchied von Rück⸗ 
tritt vgl. 8 346 Anm 1) iſt eine einſeitige, empfangsbedürftige, bedingungsfreie Erklärung, 
die das Schuldverhältnis für die Zukunft aufheben ſoll und aufhebt (RG 91, 309), und daher 
nicht einſeitig widerruflich iſt (NG JW 1911, 39). Sie bedarf an ſich keiner Form, iſt die Form 
verabredet, dann wird der Formmangel vom Erklärungsempfänger nicht gerügt werden können, 
wenn er die Kündigung widerſpruchslos angenommen hat ($ 242). Iſt die Kündigung mittels 
eingeſchriebenen Briefes ausbedungen, dann genügt es dennoch zur Wirkſamkeit der Kündigung, 
wenn ſie dem Gegner tatſächlich zugegangen iſt, und daher genügt auch im gedachten Falle 
die Kündigung mittels Klageerhebung, wie in einer ſolchen überhaupt eine Kündigung ge⸗ 
funden werden kann (RG 53, 213; 77, 70). — Über Schuld verſchreibungen auf den 
Inhaber vgl. SS 793ff. 

2. übergangsrecht. Der 9 247 findet auch auf die vor dem 1. 1. 00 entſtandenen Schuld⸗ 
verhältniſſe Anwendung (RG 66, 411). 


8 248 


Eine im voraus getroffene Vereinbarung, daß fällige Zinſen wieder 
Zinſen tragen ſollen, iſt ! nichtig. 

Sparkaſſen, Kreditanſtalten und Inhaber von Bankgeſchäften können im 
voraus vereinbaren, daß nicht erhobene Zinſen von Einlagen als neue 
verzinsliche Einlagen gelten ſollen. Kreditanſtalten, die berechtigt ſind, für 
den Betrag der von ihnen gewährten Darlehen verzinsliche Schuldver⸗ 
ſchreibungen auf den Inhaber auszugeben, können ſich bei ſolchen Darlehen 


die Verzinſung rückſtändiger Zinſen im voraus verſprechen laſſen !). 
E 1 358 II 212; M 196; P 475. 


1. Zinſeszinſen. Verbot des Anatozismus. Vgl. auch 8 289, betreffend Verzugszinſen; 
ferner zu Abſ 2 § 355 Abſ 2 HGB betreffend eine weitere Ausnahme vom Zinſeszinsverbote 
beim Kontokorrentverkehre. Vgl. dazu Rh 95, 19. Eine Vereinbarung, daß ſich der Zinsſatz 
bei unpünktlicher Zinszahlung erhöht, iſt zuläſſig (RE 37, 274). Zinſen ſind im Sinne des 
§ 13 Abſ 1 8c rückſtändig, wenn fie für eine Zeit bis zum letzten Fälligkeitstermine vor 
5 Beſchlaguahme zu entrichten waren und der Anſpruch auf fie noch nicht erloſchen war 
(RG 91, 301). 


Schadenserſatz 


Die 88 249.—253 regeln die Frage, in welcher Weiſe Schadenserſatz zu leiſten iſt, $ 254 
handelt vom mitwirkenden Verſchulden des Berechtigten, $ 255 von dem etwaigen Gegen⸗ 
anſpruche des Verpflichteten. — Über den Begriff Schaden und über die Entſtehung der 
Verpflichtung zum Schadenserſatze ſind weder hier, noch ſonſt zuſammenfaſſende, einheit⸗ 
liche Beſtimmungen gegeben. Im allgemeinen ift folgendes zu jagen: 5 

1. Schaden bedeutet die infolge eines beſtimmten Ereigniſſes gegen ihren Willen einge ⸗ 
tretene Verſchlimmerung des Zuſtandes einer Perſon in Anſehung eines ihr zuſtehenden Rechts⸗ 
gutes (Perſon, Freiheit, Ehre, Vermögen). Der Vermögensſchaden, den das Geſetz 
weſentlich im Auge hat (Warn 08 Nr 58), ſetzt die Beeinträchtigung eines wirtſchaftlichen Gutes 
voraus (RG IW 1910, 984%). Eine ſolche Verſchlimmerung iſt ſchon gegeben, ſobald die Lage 
9e Erſatzberechtigten ſich in rechtlichen oder wirtſchaftlichen (R& Cru 59 S. 338 u. 912) 
Werhältniſſen irgendwie erkenubar verſchlechtert hat; wozu es beiſpielsweiſe auch genügt, 
Se der Berechtigte an Stelle einer unbeſtrittenen Forderung eine erſt im Prozeßwege 
Haft zuſetzende erhalten hat (RGS 62, 331); oder wenn eine Forderung durch Verſehen des 
Haftbaren (Rechtsanwalts) der Verjährung verfallen iſt (RG 90, 85). Es handelt ſich alsdann 
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nicht um einen erſt drohenden, ſondern um einen bereits eingetretenen, verfolgbaren 
Schaden, und der Berechtigte braucht ſich nicht auf künftige, möglicherweiſe zur Ausgleichung 
führende Maßregeln verweiſen zu laſſen (RG 62, 321; 76, 146; 90, 83); er kann vielmehr nach 
8 249 alsbaldige Erſtattung verlangen und braucht ſich daher auch nicht auf die Möglichkeit eines 
anderweiten Erſatzes verweiſen zu laſſen (RG 80, 254). Wer einen Schaden erleidet, hat ihn 
an und für ſich auch ſelbſt zu tragen, und es bedarf eines beſonderen Rechtsgrundes, um ihn 
auf einen andern abwälzen zu können (Casus a nullo praestantur, casum sentit dominus, 
cujus est commodum ejus est periculum). Rechtsgründe der fraglichen Art ſind entweder 
rechtsgeſchäftlicher Natur — der Verſicherungsvertrag —, oder geſetzlicher. Weitere Voraus- 
ſetzung für die Haftung eines andern iſt grundſätzlich, daß ein vom Geſetze ausdrücklich ge⸗ 
ſchütztes Rechtsgut verletzt worden iſt ($ 823). Die Auffaſſung, daß man allgemein für 
vorſätzlich oder fahrläffig verurſachten Vermögensſchaden hafte, iſt dem BGB fremd (RG 
57, 354; 59, 38; vgl. auch 8 276 A 1). 5 

2. Verpflichtung zum Schadenserfage, Nach allgemeinem Grundſatze iſt zum Scha⸗ 
denserſatze nur derjenige verpflichtet (RG 60, 345; 51, 411), der den Schaden eines andern 
verſchuldet, d. h. den Erfolg durch ein ſchuldhaftes Verhalten verurſacht hat. — Das Nähere 
über den Begriff der vertretbaren Schuld bei § 276. — In Betracht kommt Verſchulden 
innerhalb oder außerhalb eines beſtehenden Vertragsverhältniſſes, und dementſprechend 
handelt es ſich um Haftung für Vertragsſchaden oder außerkontraktlichen Schaden. Die 
Haftung ohne Rückſicht auf Verſchulden ſetzt jedesmal eine Sonderbeſtimmung voraus. 
Einer Gruppe der hier zutreffenden Falle liegt die Rechtsauffaſſung zugrunde, daß ſchon 
die Veranlaſſung des Schadens erfakpflichtig macht. Dahin gehört die Haftung für das 
negative Vertragsintereſſe im Falle des § 122 (vgl. dort A 2), ferner der Anſpruch des 
Grundeigentümers auf Schadenserſatz in den Fällen, in denen ihm das Recht, Angriffe in 
ſein Eigentum abzuwehren, entzogen iſt (MG 58, 184; 63, 376; vgl. § 906 A 1). In anderen 
Fällen endlich iſt die Haftbarkeit vorgeſehen ſogar für einen ſolchen Schaden, den der Erſatz⸗ 
verpflichtete nicht „verurſacht“ und auch nicht einmal „veranlaßt“ hat, indem hier die Haftung 
ausſchließlich an einen gewiſſen Tatbeſtand geknüpft iſt. Dahin gehört die Haftung des Tier- 
halters ($ 833), des Grundſtucksbeſitzers nach § 836, die Haftung für Hilfsperſonen im Sinne 
des $ 278. Val. ferner Haftpfl® 88 1 u. 2. Eine Folge, die in der Sache ſelbſt ihre Begrün- 
dung findet, iſt es, daß uberall, wo die Haftung ein Verſchulden vorausſetzt, Bedingung für 
ihren Eintritt grundſätzlich auch die perſönliche Zurechnungsfähigkeit des Täters iſt; während 
in den ſonſtigen Fallen allein der ſachliche Tatbeſtand entſcheidet. In einzelnen Fällen läßt 
das Geſetz eine geminderte Haftung eintreten; vgl. § 276 A 5. 

3. Der urſächliche Zuſammenhang. Soweit die Ersatzpflicht vorausſetht, daß der Haft⸗ 
bare den Schaden verurſacht hat, liegt die Frage nach dem urſächlichen Zuſammenhange 
vor. Die verſchiedenen Lehren hieruber wiederzugeben, würde zu weit führen. Das Richtige 
dürfte fein, daß ein Schaden jemandem als von ihm verurſacht anzurechnen iſt, wenn 
nach dem geſamten Erfahrungswiſſen anzunehmen iſt, daß durch ſein 
Verhalten eine Bedingung geſetzt worden ſei, die geeignet war, den 
Eintritt des ſchädigenden Ereigniſſes zu ermöglichen. Die Probe darauf liegt in der 
Frage, ob der Erfolg auch dann eingetreten wäre, wenn die Tätigkeit des Betreffenden 
ausgeſchaltet würde. Freilich darf dem in Anſpruch Genommenen nicht ausnahmslos jedwede 
Folge, die ohne ſein Verhalten ausgeblieben wäre, ſchon um deswillen zugerechnet werden. 
Die Zurechenbarkeit wird vielmehr auch im vorausgeſetzten Falle dann zu verneinen ſein, 
wenn ſich der ſchädliche Erfolg nur wegen Verquickung ganz beſonderer Umſtände hat ein 
ſtellen können, oder wenn bei der Rückschau anzunehmen iſt, daß zur Zeit der Tat der 
Erfolg nach allgemeinem Erfahrungswiſſen gar nicht zu erwarten oder gar nicht voraus. 
ſehbar geweſen war. Die geſetzte Bedingung muß mithin „im allgemeinen“ und nicht 
nur unter beſonders eigenartigen Umſtänden zur Ermöglichung oder zur Herbeiführung 
des Erfolgs geeignet geweſen fein adäquater Zuſammenhang (Kc 69, 58; 72, 327; 
81,361; JW 1911, 5791“; 1912, 581°). Jedenfalls find mittelbare Folgen nur inſoweit zuzu- 
rechnen, als ihr Eintritt nach der Auffaſſung des Lebens vernünftigerweiſe in Betracht zu 
ziehen war (RG 78, 272). Erforderlich für den adäquaten Zuſammenhang iſt aber nicht, daß 
der Täter die Folgen vorausſehen konnte (RG 66, 253; 69, 344; 81, 361); vielmehr genügt 
es, wenn durch die Tat die objektive Möglichkeit des Eintritts eines Erfolgs der gegebenen Art 
erhöht und begünſtigt wurde; vorausſehbare Folgen und adäquate Folgen find nicht dasſelbe 
(RG 69, 59; 81, 361). Anderſeits iſt freilich keineswegs erforderlich, daß der Erfolg der Regel 
nach hätte eintreten müſſen. Auch die bloße Möglichkeit, daß der Schaden etwa auch ohne die 
Tätigkeit des haftbar Gemachten eingetreten wäre, beſeitigt die Zurechenbarkeit des Erfolgs und 
die Haftung für ihn noch nicht (RG 25. 1.06 VI 168/05; 81, 361). Nicht erforderlich ift ferner, daß 
das Verhalten des Täters das Ereignis unmittelbar herbeigeführt hat. Es genügt ſchon, wenn 
fein Verhalten nur ermöglicht hat, daß erſt ein weiter hinzukommendes, wenngleich nicht voraus⸗ 
lehbar geweſenes Ereignis zur letzten, unmittelbaren Urſache des Schadens geworden iſt (RG 50, 


328 Recht der Schuldverhältniſſe Inhalt der Schuldverhältniſſe 


222 zu 5 833). Man haftet alſo auch für die mittelbar verurſachten Folgen; z. B. für 
die vermögensrechtlichen Schadenswirkungen der fahrläſſigen Tötung eines andern, ſelbſt wenn 
dieſer Erfolg nicht vorausſehbar war (RG 69, 344); ferner möglicherweiſe auch für die gefund. 
heitliche Schädigung, die ein Verletzter erſt infolge der Aufregungen erleidet, die der von ihm 
angeſtrengte Prozeß mit fich gebracht hat — wobei anderſeits freilich auch ſein mitwirkendes 
Verſchulden in Betracht kommt — (RG 75, 19). Die Schadenserſatzpflicht wegen Körper- 
verletzung erſtreckt ſich auch auf die Folgen fehlerhafter ärztlicher Behandlung (MG Senffel 
67 Nr 57). Erforderlich ift für das Vorhandenſein des urſächlichen Zuſammenhangs endlich 
nicht, daß das ſchädigende Ereignis die einzige Urſache des Erfolgs geweſen iſt; es können 
dazu vielmehr, ohne daß hierdurch notwendig der urſächliche Zuſammenhang unterbrochen 
wird, mehrere Urſachen mitgewirkt haben (MG 66, 109; 69, 68; 73, 290; 81,361; JW 1911, 3096, 
Seuffa 70 Nr 151), die nicht einmal untereinander gleichartig zu fein brauchten (RG 78, 290; 
J 11, 302%). Und es genügt ſomit, wenn die eine Tatſache nur eine der mehreren, mit» 
wirkenden Urſachen für den ſchädigenden Erfolg darſtellt, falls nur die Verbindung zwiſchen 
ihnen allen nicht eine nur ſo loſe iſt, daß der Erfolg nach der Auffaſſung des Lebens nicht mehr 
als eine Folge der fraglichen Tatſache in Betracht kommt (RG JW 1910, 650°; Warn 1912 
Ar 244). Ist beiſpielsweiſe jemand durch einen Stoß verletzt, und hat dieſer Stoß die ſchäd⸗ 
lichen Folgen auch nur deswegen hervorgerufen, weil ſich die Krankheit infolge einer bei ihm 
bereits vorhandenen nervöſen Veranlagung entwickelt hat, dann ſind dem Tater die geſamten 
ſchädlichen Folgen zuzurechnen (RG Warn 1911 Nr 363). Vgl. auch RG 91, 349. Dagegen 
darf durch das weitere Ereignis der Kauſalzuſammenhang nicht derart „unterbrochen“ 
worden ſein (vgl. darüber noch weiter unten), daß dadurch die voraufgegangene Handlungs: 
weiſe des Täters für den Eintritt des Schadens bedeutungslos geworden iſt. Es darf alſo nicht 
der ſchädliche Erfolg durch die Tat gegen den natürlichen Lauf der Dinge (RG FW 17, 849%) 
durch bus Hinzutreten eines derartigen andern Ereigniſſes herbeigeführt worden ſein, welches 
den Schaden auch ohne die Tat verurſacht haben würde (RG JW 1913, 54617). Vgl. § 276 A 4. 
Kurz gefagt: in dem Verhalten des Täters muß eine den ganzen Erfolg umfaſſende, 
wenn auch uicht die ausschließliche Urſache zu finden fein (RGGSt 22, 175; R 69, 58; 53, 
116). Beiſpielsweiſe A ſchließt B widerrechtlich bei Nachtzeit ein, um ihn am Ausgange 
zu hindern; es entſteht Feuer im Hauſe und B kommt dabei um. Hier hat A den Unfall zwar 
unt mittelbar verurſacht, aber er ift haftbar, falls man nicht etwa annehmen wollte, daß der 
Unfall, nach allgemeiner Erfahrung bemeſſen, völlig außer dem Bereiche aller Vorausſehbarkeit 
lag. Falls dagegen B, von A verwundet und deshalb ins Krankenhaus geſchafft, hier von ſeinem 
Feinde angetroffen und in Benutzung dieſes Umſtandes getötet worden iſt, kann A nicht haftbar 
ſein, weil ſeine Tat nur infolge des Zuſammentreffens ganz beſonderer, eigenartiger Umſtände 
zur Ermöglichung des letzten Ereigniſſes beigetragen hat (Fehlen eines adäquaten Zuſammen⸗ 
hangs). Wäre freilich Bunter den gegebenen Vorausſeßungen an dem in der Anſtalt etwa 
herrſchenden Wundfieber geſtorben, ſo wäre ein „adäquater“ Kauſalzuſammenhang und damit 
die Haftung des A gegeben (vgl. auch RG 56, 179; ferner 69, 59). — Der Umſtand, daß der 
nämliche, durch das Tun des Schädigers herbeigeführte Erfolg ohnedies durch ein 
[pateres Geſchehnis verurſacht worden wäre, beſeitigt den urſächlichen Au- 
ſanimenhaug zwiſchen der Tat und dem eingetretenen Erfolge nicht und vermag den Täter 
pon ſeiner Verantwortlichkeit für den Erfolg nicht zu entlaſten. Nur hinſichtlich des 
Umfangs des erfabfähigen Schadens kann der bezeichnete Uniſtand von Erheblichkeit ſein. 
Iſt beiſpielsweiſe A dem B gemäß 88 842, 843 wegen einer gegen die Perſon gerichteten 
unerlaubten Handlung erſappflichtig, dann wird es als mindernd zu berüdfichtigen fein, wenn 
feſtzuſtellen iſt, daß B ohnehin wegen Krankheit in Bälde erwerbsunfähig geworden ware, 
und haftet der Verkäufer, weil er vertragswidrig ein anderes als das ihm bezeichnete Beför' 
derungsmittel gewahlt hat, und iſt auch das bezeichnete, nicht benutzte Schiff etwa unterge 
gangen, dann kaun A nur inſoweit erſatzpflichtig ſein, als durch die Benutzung dieſes Schiffes 
ein niederer Schaden eingetreten wäre. — Ein Gläubiger, der ſich von feinem Schuldner aus 
Mitteln befriedigen laßt, von denen er weiß, daß fie durch Betrug erlangt waren, kann auch 
ſeinerſeits noch den Betrogenen deswegen ſchädigen, weil er dieſem die Möglichkeit entzieht, 
die ihm durch den Betrug des Schuldners entzogenen Mittel von dem letzteren wieder zu 
erlangen (RG 94, 193 ff.). — Der adäquate urſächliche Zuſammenhang laun auch dann ge 
geben ſein, wenn zwiſchen der geſetzten Schadens urſache und dem ſpäteren Schadenseintritte 
eiu langjähriger Zwiſcheuraum Fiegt, wofern nur die Wirkungsmöͤglichkeit fo lange 
fortge wahrt hat (R& 95, 76 — betreffend einen Bergſchaden). N 
chon aus dem vorhergehenden ergibt ſich, daß der urfächliche Zuſammenhang zwiſchen 
der Tätigkeit des haftbar zu Machenden und dem eingetretenen Schaden grundſätzlich auch 
adurch nicht ausgeſchloſſen wird, daß zum Eintritte des Erfolgs unabhängig vom Genannten 
noch andere Perſonen mitgewirkt haben. Es handelt ſich auch hier um die Frage 
der Unterbrechung des urſächlichen Zuſammenhangs. Eine ſolche liegt niemals vor, wenn 
die vom Täter zunächſt geſetzte Urſache ungeachtet der Handlungen einer andern Perſon 
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derart fortwirtſam geblieben ift, daß der eingetretene Erfolg nicht ausſchließlich auf das ander- 
weite nachfolgende Ereignis urſächlich zurückgeführt werden kann. Die Handlungen beider 

erſonen können alsdann vielmehr urſächlich zufammengewirft haben. Unterbrochen iſt da⸗ 
gegen der Kauſalzuſammenhang, wenn das Verhalten des haftbar Gemachten für den Erfolg 
von keiner urfächlichen Bedeutung mehr war (Nn St 5, 20; 7, 332). Beiſpielsweiſe: A hat B 


den urſächlichen 1 iſt reviſibel ( IW 1911, 57917), 


es genügt jedoch, wenn er zunächſt ein 3 7 Zuſammentreffen der Tatſachen nachweiſt, 

b N aren Zuſammenhange der Dinge einen Schluß 
darauf rechtfertigt, daß die Vorgänge im Verhaltniſſe von Urſache und Wirkung ſtehen; 
insbeſondere muß dies daun gelten, wenn die Vorgänge ſo verwickelt find, daß die Urſäch⸗ 
lichkeit wegen der Veſchränktheit des menſchlichen Erkeuntnisvermögens nicht mit Sicher. 
heit feſtgeſtellt werden kann; in ſolchen Fällen braucht der Geschädigte nicht einen alle andern 


Möglichkeiten ausſchließenden Beweis zu führen, vielmehr hat dann der Beklagte Tatſachen 


iſt, der die Folgerung zuläßt, daß die Schadenszufügung bei ordnungsmäßigem oder pflicht 
gemäßem Verhalten vermieden worden wäre (Res 97, 116). 


lich auch für die zufälligen Folgen einſtehen (58 287, 848; vgl. ferner § 701 und die 
een bei 8 203 A 2, betreffend den Begriff Zufall und die Haftung für höhere Gewalt). 


ſeits auch Vorteile gebracht hat. In dem Falle hefteht der Schaden nur aus dem „Nettobetrage“, 
der ſich bei Ausgleichung aller beiderſeitigen aus derſelben urzel entſprungenen Vermögens. 
Ab, und Zugänge ergibt (MG 54, 137 für den Fall eines durch Betrug herbeigeführten, dem. 
nächſt angefochtenen Vertrags; (5, 60). Die Ausgleichung ſelbſt vollzieht ſich in Form einer 


entſtehenden Vorteile keinen Gegenanſpruch erwirbt (RG 54, 137). In Berückſichtigung 
zu ziehen find schlechterdings nur ſolche Vorteile, die aus dem nämlichen Ereigniſſe er. 
Cachlen, das ſich als schädlich erwieſen hat. Es muß ſonach auch zwiſchen dem ſchädlichen 
Ereigniſſe und anderſeits dem erlangten Vorteile ein urſächlicher, und zwar ein adäquater 
(oben Vorbem 3) Zuſammenhang beſtehen, fo daß fich hiernach wie der Nachteil fo ander. 
ſeits auch die Vorteile als adäguate Folgen des vertretbaren Verhaltens eines andern 
darſtellen (NG; 80, 160). Ein bloß geſchichtlicher Zuſammenbang zwiſchen dem 
eingetretenen Schaden und dem erlangten Vorteile, der denkbar auch dann gegeben ſein 
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kann, wenn Schaden und Vorteil je auf einer ſelbſtändigen Urſache beruhen, genügt da⸗ 
gegen nicht. Daher iſt die Vorteilsausgleichung verneint worden, falls es ſich nur um die 
Beſeitigung der erlittenen Einbuße (reparatio damni) handelt (R& 59, 289; der Kläger 
hatte wertloſe Aktien gekauft, dieſe alsdann aber vorteilhaft weiterverkauft); ferner 
kann dem ausgefallenen Hypothekengläubiger regelmäßig nicht der Vorteil entgegenge 
halten werden, den er anderſeits durch günſtigen Erwerb des Grundſtücks erlangt hat 
(RS 65, 60; ein Notar war von feinem Auftraggeber haftbar gemacht worden, weil 
er verabſäumt hatte, ihn von dem Vorhandenſein eingetragener Rechte in Kenntnis zu 
ſetzen; ſein Einwand, daß ſein mit der Hypothek ausgefallener Auftraggeber das Grundſtück in 
der Zwangsverſteigerung vorteilhaft erſtanden habe, wurde zurückgewieſen). Der 11I. 38 
hat ſich indes in RG 84, 389 auf einen andern Standpunkt geſtellt und ausgeführt, daß 
auch in derartigen Fällen ein adäquater Zuſammeuhang gegeben ſei, weil das Bieten des 
Auftraggebers und demzufolge die Erſtehung des Grundſtücks „als mittelbar aber adäquat 
verurſachte Folge des ſchädlichen Verhaltens des Anwalts anzuſehen ſei““ Mau wird dem 
beipflichten können. Fordert der Verkäufer nach $ 326 Erſatz wegen Nichtabnahme der 
Ware, die er zur Zeit des Kaufabſchluſſes bereits angeſchafft hatte, dann findet eine Vorteils⸗ 
ausgleichung zwar nicht inſofern ſtatt, als der Verkäufer die Ware anderweit mit Vorteil 
verkauft, weil inſoweit nur ein geſchäftlicher Zuſammenhang beſteht, wohl aber inſoweit, 
als der Verkäufer die inzwiſchen im Preiſe geſtiegene Ware in ſeinem Vorrate behalten hatte, 
denn hier hat dieſelbe Tatſache den Schaden wegen Nichtabnahme der Ware und zugleich 
den Vorteil verurſacht (RG 89, 284). Der erforderliche urſächliche Zuſammenhang beſteht 
auch daun nicht, wenn der durch den Verzug des Verkäufers geſchädigte Käufer den Schaden 
durch anderweite Eindeckung wieder eingebracht hat (RG 90, 160). Ein ausgefallener Hypo⸗ 
thekengläubiger kann, wenn das Grundſtück durch widerrechtliche Fortſchaffung von Gegen: 
ſtänden verſchlechtert worden, den vollen, hierdurch verurſachten Schaden erſetzt verlangen, 
auch wenn er das Grundſtück zu einem billigen Preiſe erſtanden hat (MG 73, 340). Die 
Vorausſetzungen der Vorteilsausgleichung ſind dann nicht erfüllt, wenn dasjenige Ereignis, 
das zugleich einen Vorteil gebracht hat, um deswillen ſchädlich geworden iſt, weil der Täter 
ſchuldhaft gehandelt hat: beiſpielsweiſe infolge Anlegung eines Kanals durch eine Stadt 
wird ein Haus beſchädigt, und der Schaden iſt nur dadurch entſtanden, daß die Stadt ver⸗ 
abſäumt hat, die nötigen Sicherungsmaßregeln zu treffen; hier iſt der etwaige Vorteil durch 
die Kanalanlage verurſacht, der etwaige Schaden des Klägers dagegen durch das Verſehen 
der Stadt (RG 19. 4. 11 V 493/10). Der Begriff des urſächlichen Zuſam 
menhangs darf hier nicht zu eng gefaßt werden; Zuſammenhängendes iſt 
nicht zu trennen und die Billigkeit nicht unberückſichtigt zu laſſen. Der erforderliche einheitliche 
Zuſammenhang iſt ſchon dann vorhanden, wenn die Schadensurſache nach dem gewöhn⸗ 
lichen Laufe und der natürlichen Entwicklung der Dinge, wenn auch nur mittelbar 
und nur in Verbindung mit anderen, für ſich allein betrachtet, ſelbſtändigen Exeigniſſen mit 
dazu beigetragen hat, dem Geſchädigten einen Nutzen zu verſchaffen, mit dieſem alſo in 
abäquatem Zuſammenhange fteht; es find mithin die Geſamtumſtäude des Falles und das 
wirtſchaftliche Ergebnis ins Auge zu faſſen. Aus dieſen Gründen iſt dem Mieter eines Wirts⸗ 
hauſes ein Nachlaß an der Miete verſagt worden, den er gefordert hatte, weil wegen des 
Krieges die Polizeiſtunde herabgeſetzt war, während anderſeits feſtſtand, daß ſich der Veſuch 
des Wirtshauſes wegen der durch den Krieg herbeigeführten Verhältniſſe ſehr gehoben hatte 
(RS 93, 144). Daher iſt insbeſondere auch ein für die Vorteilsausgleichung genügender 
Zuſammenhang ſtets dann gegeben, wenn der Berechtigte wegen Nichterfüllung 
des Vertrags durch den Verpflichteten zwar in Schaden gekommen iſt, die Nichterfüllung 
des Vertrags zugleich aber auch veranlaßt hat, daß der Berechtigte Maßregeln ergriff, die 
die Vermögensverminderung wieder ausglichen. Beiſpielsweiſe K iſt ſeiner Verpflichtung, 
B fein Grundſtück zu gewähren, nicht nachgekommen, B hat alsdann aber das zur Ver⸗ 
ſteigerung gekommene Grundſtück vorteilhaft erſtanden; oder A hat ſeine vertragliche Ver. 
pflichtung, die Hypothek des B auszubieten, nicht erfüllt, B hat aber den Ausfall dadurch 
gedeckt, daß er das Grundſtück ſelbſt erſtand (MG IW 09, 466; 1912, 791). Oder ein Hypo⸗ 
thekengläubiger hat den ihm für feine Hypothek zugeſagten Rang nicht erhalten, zieht ſie 
demnächſt ein und erſteht demmächſt das Grundſtück bei der durch ihn ober einen Dritten 
herbeigeführten Zivangsverfteigerung vorteilhaft (NG 84, 386; vgl. auch JW 1916, 5775. 
Hat der Verkäufer Erfah zu leiſten, weil das verkaufte Grundſtück mit einer Dienſtbarkeit 
belaftet ift ($ 434), verzichtet demnächſt aber der Berechtigte infolge der Bemühungen des 
Verkäufers auf die Dienſtbarkeit gegen Beſtellung eines minder drückenden Rechtes durch 
den Käufer, dann findet eine Vorteilsausgleichung ſtatt (RG 23. 6. 15 V 46/15). Haftet 
der Verkäufer auf Schadenserſatz, weil er dem Käufer die Mieten zu hoch angegeben hat, 
ſoßfindet die Vorteilsausgleichung ſtatt, wenn der Käufer den Mietsertrag von dem Zeit⸗ 
punkte ab, wo er in den Genuß des Grundſtücks eintritt, ſelbſt auf die angegebene Höhe 
geſteigert hat (RG JW 1911, 6446; Seuffl 67 Nr 51). — Mit Recht nimmt anderſeits 
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R 80, 160 an, daß auch in auſcheinend zutreffenden Fällen die Vorteils 
ausgleichung nicht immer Platz greifen kann, weil die befonderen Um⸗ 
ſtande die Annahme eines adäquaten Zuſammenhangs zwiſchen dem Schaden und 
dem Vorteile ſchließlich dennoch ausſchließen. So, wenn ein Rentner, der keine derartigen 
Geſchäfte machen wollte, genötigt ſein würde, ein (unfertiges) Gebäudegrundſtück zu er⸗ 
werben; denn alsdann ſei dieſer Erwerb auf eine neue, ſelbſtändige Entſchließung, nicht 
aber auf das ſchädigende Ereignis urſächlich (adäquat) zurückzuführen. Die Entſchädigungs⸗ 
forderung des in einem Betriebe Beſchädigten wird nicht durch die Leiſtungen der Betriebs⸗ 
verwaltung (gemäß dem Unfallfürforgegejete) beſeitigt, weil dieſe Leiſtungen nur gegen 
Übergang der Forderung gegen den Dritten gemäß § 12 Nr 3 des Gef. geſchuldet werden 
(NG 73, 214; 89, 235). g . 

Die Vorteilsausgleichung greift Platz unter Umſtänden auch bei einer durch das 
ſchädliche Ereignis ermöglichten Erſparung von Aufwendungen (RG IW 06, 3326, 
ferner RG 76, 106, betreffend Entſchädigung unſchuldig Verurteilter). Ferner wenn dem 
Gläubiger aus dem Verzuge des Schuldners Nachteil und Vorteil erwächſt (RG 40, 172). 
Desgleichen iſt auf die Eutſchädigung, die ein im Eiſenbahnbetriebe verunglückter und 
infolge dieſes Unfalls in den Ruheſtand verſetzter Bahnbeamter erhält, die ihm zu ge⸗ 
währende Penſion abzurechnen (aich 15, 45; vgl. auch 15, 114 wegen des Abzugs von Wit. 
wen⸗ und Waiſengeldern unter ahnlichen Umſtänden und 64, 350). Wenn aber ein Dritter 
aus reiner Freigebigkeit eine Verſicherung zum Beſten des Verletzten genommen hat, ſind 
die Bezüge aus der Verſicherung auf die Schadenserſatzanſprüche aus den §§ 893, 894 eben⸗ 
ſowenig anzurechnen, wie in dem Falle, daß der Verletzte ſich ſelbſt versichert hätte; hat 
aber der Arbeitgeber infolge der zwiſchen ihm und den Arbeitnehmern beſtehenden Gepflogen⸗ 
heit dieſe fortlaufend verſichert, daun liegt der Fall ſo wie bei Beamtenpenſionen und die 
Bezuge find daher anzurechnen (Nich 70, 101). Der Erſatzanſpruch eines Kindes wegen 
ſchuldhaft verurſachten Todes ſeines zunterhaltspflichtigen Vaters wird nicht dadurch ge⸗ 
mindert, daß das Kind aus Wohltätigleit von einem Dritten Unterhalt empfängt (RG 92, 57). 
Grundſat ift überhaupt, daß im Falle eines Erſatzanſpruchs wegen Todes des Unterhalts- 
pflichtigen die auf Geſetz beruhenden Bezüge in Abzug zu bringen ſind, dagegen nicht auch 
ſolche Bezüge, die auf Vertrag beruhen (RS 64, 355; 70, 101; 73, 216; 80, 51; 92, 402). 
Im erſteren Falle eniſteht dem Erſatberechtigten inſoweit, als er den geſetzlichen Anſpruch 
auf Verſorgung erhält, überhaupt kein Schaden, und der zur Verſorgung oder dergleichen 
Verpflichtete kann infolgedeſſen auch nicht von demjenigen, der den Unfall verurſacht hat 
(etwa ein Eiſenbahnunternehmen), Erfah verlangen (RG 92, 403). g 

Für den Fall der Enteignung gelten im weſentlichen folgende Grundſätze: Verlangt der Ent⸗ 
eignete nur Erſatz für den enteigneten Teil des Grundſtücks, dann iſt eine Anrechnung von Vor⸗ 
teilen überhaupt ausgeſchloſſen wird Erfah; des Minderwerts des Reſtbeſitzes begehrt, daun iſt 
eine Anrechnung zuläffin, und zwar, falls der durch die Anlage verurſachte Minderwert 
erſtattet verlangt wird, die Anrechnung des ebenfalls durch die Anlage begründeten Vor⸗ 
teils; falls dagegen der durch die Löſung des Zuſammenhangs zwiſchen dem enteigneten 
Teile und dem verbliebenen Zetle verurſachte Minderwert in Frage ſteht, nur der durch eben 
dieſe Tatſache begründete etwaige Vorteil (RG 57, 242; JW 04, 37140). Wird Erfah für die 
dem Enteigneten aufgelegte Laſt (Herſtellung einer Einfriedigung, Verlegung eines Weges), 
verlangt, daun kann von einer Wertsminderung inſoweit keine Rede ſein, als ſich die Be⸗ 
laſtung im Sinne des Geſetzes gerade als ein Entgelt für die Vorteile darſtellt, die das Reſt⸗ 
grundſtück durch die Anlage erlangt (R 67, 175). Hier ift das Erfordernis, daß Vorteil 
wie Nachteil auf derjelben Tatſache beruhen müſſen, durchweg ſtrenge gewahrt worden. 

Keine entſprechende Anwendung der Grundſätze von der Vorteilsausgleichung bei an⸗ 
deren Fällen als bei der Forderung auf Schadeuserſatz, insbeſondere gegenüber einem An 
ſpruche auf Vertragserfüllung (ch 80, 154; IW 1913, 196, Warn 1916 Nr 227; Gruch 
60, 847; 61, 133). Ebenſowenig braucht ſich der Gläubiger, der den Bürgen in Anſpruch 
nimmt, den Einwand gefallen zu laſſen, daß er beim Verkaufe der ihm vom Schuldner 
verpfändeten Sachen einen Vorteil erlangt habe (RG 13. 1. 16 VI 369/15). So ift für die 
Vorteilsausgleichung überhaupt kein Raum, wenn der bei der Zwangsverſteigerung aus 
gefallene Hypothekengläubiger nicht eine Schadenserſatzforderung, ſondern feine Gläubiger 
forderung gegen den perſönlichen Schuldner geltend macht (R 80, 154; Gruch 57, 934: 
JW 1919, 5710). Dies iſt in Zweifel gezogen im Urteile Warn 1914 Nr 47, wo erwogen 
zwird, ob nicht in der Übernahme der Haftung für die Güte einer Hypothek ein Gewähr⸗ 
ſchaftsverſprechen für den Schaden zu finden ſei, den der Gläubiger durch den Ausfall der 
Pypotbek erleidet. Indes es liegt doch gerade im Sinne des Garantieverſprechens, daß 
der Gläubiger das ungeſchmälert aus der Hypothek erhält, wofür der Verpflichtete einzu · 
ftehen zugeſagt hat. — Beweislaſt. Hat der eine Teil die Beſchädigung nachgemieſen, 
dänn muß der andere Teil beweiſen, daß die nachteilige Tatſache anderſeits den Vorteil 
gebracht hat (RG JW 09, 4555; Gruch 51, 947753, 917). 
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§ 249 


Wer zum Schadenserſatze verpflichtet iſt, hat den Zuſtand herzuſtellen, 
der beſtehen würde, wenn der zum Erſatze verpflichtende Umſtand nicht ein⸗ 
getreten wäre!). Iſt wegen Verletzung einer Perſon oder wegen Beſchädi⸗ 
gung einer Sache Schadenserſatz zu leiſten, ſo kann der Gläubiger ſtatt der 


Herſtellung den dazu erforderlichen Geldbetrag verlangen )). 
E I 219 II 218; M 2 19; P 2 291. 


1. Über den Begriff des Schadens vgl. Vorbem ( vor $ 249. Dieſe Beſtimmung 
verhält ſich nur darüber, in welcher Weiſe Erſatz zu leiſten iſt, während die Verpflichtung 
dazu als bereits gegeben vorausgeſetzt wird. In Satz 1 wird dazu der allgemeine Grund- 
ſatz au die Spitze geſtellt, daß derjenige Zuſtand herzuſtellen ift, der zurzeit beſtände, wenn 
nicht das zu vertretende Ereignis vorgefallen wäre (Grundſatz der Naturalreſtitution; Me 
76, 147; 77, 101; 88, 247; 84, 376; 91, 106; 96, 122). Das will beſagen: Der Verpflich. 
tete hat den Gläubiger in diejenige Lage zu bringen, ſei es wirtſchaftlich, ſei es gegebenen⸗ 
falls in anderer Hinſicht, in der der Gläubiger ſich nunmehr befände, falls er in ſeiner vor⸗ 
maligen Lage nicht die Verſchlimmerung erfahren hätte (vgl. Vorbem 1). Daß es ſich dabei, 
zumal bei Beſchädigung einer Sache, nicht um Wiederherſtellung genau des früheren tat. 
ſachlichen Zustandes, in dem ſich der Erſatzberechtigte (oder die Sache) befand, handeln kann, 
liegt in der Natur der Dinge; denn es wird ſich genau der frühere Zuſtand in Wirklichkeit 
meiſt überhaupt nicht herſtellen laſſen. Es muß daher beim Vermögensſchaden genügen, 
wenn der herzustellende neue Zuſtand nur wirtſchaftlich dem früheren entſpricht (RG 
77, 101; 83, 147; 84, 376), jo weun die beſchädigte Sache nur wirtſchaftlich die frühere 
Brauchbarkeit wiedererlangt (RG Warn 08 Nr 577 und RG 76, 146; 91, 107); oder wenn 
der Verkäufer eines Grundſtücks wertloſe Hypotheken in Zahlung angenommen hat und 
dafür Gelderſatz erlangt (RG ZW 1914, 1403). Daher kann auch der zum Schadenserſatz 
Verpflichtete unter Umſtänden wie ein Geſchäftsbeſorger zur Auskunfterteilung verpflichtet 
ſein (Kc 89, 103). Siehe auch § 245 A l und RG 96, 122, betreffend Umrechnung in 
eine Geldwahrung. Das Geſetz ſpricht nur von der „Herſtellung“, nicht aber von der „Wieder⸗ 
herſtellung“ des Zustandes. Danach iſt es auch zuläſſig, daß der Hypothetengläubiger, deſſen 
Hypothek zu Unrecht gelöſcht worden, mit der Schadenserſatzklage Wiederherſtellung der 
Hypothet verlangt, wenngleich ein Wechſel in der Perſon des Eigentümers ſtattgefunden 
hat (RG 20. 1. 12 / 268/121); oder daß ein Hypothekenlgäubiger, dem gegenüber ein 
anderer eine Ausbietungsgarantie übernommen hat, der dann aber das Grundſtück ſelbſt 
hat erſtehen müſſen, weil der andere feiner Verpflichtung nicht nachkam, von dieſem die 
Abnahme des Grundſtücks verlangt (RG 91 S. 213, 217). Der Schadeuserſatzberechtigte 
kann mithin unter Umſtänden auch etwas fordern, was vorher noch nicht dageweſen iſt, 
falls er es nur ohne den ſtörenden Eingriff des Beſchädigers erlangt haben würde (RG 
69, 306). Es iſt die wirtſchaftliche Lage des Erſatzberechtigten zu vergleichen, wie ſie ſich 
bei pflichtgemäßem Verhalten des Schädigers geſtaltet haben würde, und wie fie ſich nach 
der ſchädlichen Handlung geſtaltet hat (Rg 76, 147; 77, 101; Warn 08 Nr 577; 1915 Nr 74). 
Wenn der ausgefallene Hypothekar das Pfandgrundſtück, das durch Fortſchaffung von Gegen: 
ſtänden verſchlechtert worden, erfteht, kann er den Betrag erſetzt verlangen, um den das 
Grundſtück mit den Gegenſtänden wertvoller geweſen wäre, denn um dieſen Betrag wäre 
ſein Ausfall vermindert worden (RG 73, 333). Beſteht der Schaden in Übernahme einer 
Verpflichtung für einen andern, dann hat der hierdurch Geſchädigte den Anſpruch auf Be⸗ 
freiung von dieſer Verpflichtung, aber ein Erſatzanſpruch beſteht nicht, wenn der Geſchädiate 
vermögenslos iſt, da ihn in dieſem Fall die übernommene Verpflichtung überhaupt nicht 
beſchwert (RG Gruch 59, 912). Gemäß $ 249 kann unter Umſtänden auch Herſtellung des 
Juſtaudes verlangt werden, der beſtände, wenn der Verpflichtete den Vertrag erfüllt hätte 
(R IW 1918, 217%. — Bedingung für den Herſtellungsauſpruch iſt im übrigen natürlich, 
daß derjenige Zuſtand, deſſen Herſtellung gefordert wird, ein erlaubter iſt. Daher 
kann auch nicht die Erſtattung von ſolchen Vorteilen verlangt werden, die der angeblich Ge 
ſchädigte erlaubterweiſe gar nicht hätte gewinnen können (IR 90, 306). — dei dem Verzugs. 
ſchaden im Sinne des & 286 ift derjenige Zuſtand herzuſtellen, der ohne den Verzug beſtehen 
würde, gegebenenfalls iſt hierfür gemäß § 251 in Geld Erſatz zu leiſten (RG 20. 1. 11 11 157/10). 
„Voraussetzung für das Beſtehen des Erſatzanſpruchs iſt, abgeſehen von den ſonſtigen 
Erforderuiſſen, nur, daß der Schaden überhaupt bereits erwachſen iſt, während es darauf 
bat ankommt, daß etwa fein ſpäterer Wegfall in Ausſicht ſteht. Dieſer Umftand kann nur 
bet Semeſſung der Höhe des Erſatzauſpruchs berückſichtigt werden. Vgl. Vorbem 1 vor 
5, 200 So iſt auch ein gegenwärtiger, erſetbarer Schaden dann anzunehmen, wenn der 
ſpertaufewert eines Grundſtücks nur wegen zeitweiliger Unverkänflichkeit gemindert iſt; der 
ſpätere Wegfall dieſer Wertminderung beſeitigt den Schaden erſt für die Zukunft, und hat 
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demnach allein auf Ermittlung der Schadenshöhe Einfluß (NG 21. 6. 10 1II 411/09). Iſt 
ferner ein Grundſtück durch Zuführungen (§ 906) entwertet, dann wird der Anſpruch auf 
Erſatz der bereits eingetretenen Wertminderung nicht dadurch beſeitigt, daß es ſich bei den 
Zuführungen nicht um einen dauernden Zuftand handelt, daß ihr Aufhören vielmehr in 
Frage ſteht (R JW 1911, 161). Ob die Entſchädigung hier in Kapital oder Rente zu 
gewähren, vgl. $ 251 A 3. Herſtellung des Zuſtandes im Sinne des $ 249 kann auch dann 
ſchon verlangt werden, wenn durch den zum Schadenserſatze verpflichtenden Umſtand ein Zu⸗ 
ſtand geſchaffen iſt, aus dem ſich Schädigungen für die Zukunft ergeben können, indem Maß. 
nahmen begehrt werden, wodurch die Beſeitigung des gefährdenden Zuſtandes herbeigeführt 
werden ſoll (RG 56, 286; 60, 19; 91, 107). — Die Schadenshöhe. Auszugehen iſt bei Er⸗ 
mittlung der Schadenshöhe von demjenigen Zuſtande, wie er zur Zeit des ſchädigenden Ereig⸗ 
niſſes beſtand, wobei gegebenenfalls auch die entzogenen und tatſächlichen mit 
dem Eigentum verbunden geweſenen Vorteile zu berückſichtigen find (RG 4. 2. 14 V 419/18, 
zu $ 148 des PrBerggef.). So ſind auch im Falle der Enteignung tatſächliche Vorteile mit 
in Auſchlag zu bringen, deren Fortbeſtand für längere Zeit zu erwarten war (RG 91, 87). 
War der Wert des Gegenſtandes indeſſen zu der Zeit nur durch zufällige, außergewöhnliche, 
vorübergehende Verhältuiſſe dem regelmäßigen Zuſtande gegenüber beeinträchtigt, fo iſt darauf 
nicht Rückſicht zu nehmen. Iſt etwa für ein zerſtörtes Gebäude, deſſen Wert ſich nach dem Miets⸗ 
ertrage bemißt, Erſatz zu leiſten, ſo wird der volle Wert auch dann zugrunde zu legen ſein, wenn 
zur Zeit der Zerſtörung ein an ſich vermietbarer Teil nicht vermietet war. Entſprechend iſt in 
RG JW ö 1911, 58458 angenommen, daß bei Bemeſſung des Erſatzanſpruchs einer Perſou, 
deren Erwerbsfähigkeit das in Frage ſtehende wirtſchaftliche Gut darſtellt, die ihrer vollen 
Erwerbsfähigkeit entſprechende Erwerbslage auch dann zugrunde gelegt werden muß, wenn 
die Perſon ſich zur Zeit der Verletzung in einer augenblicklich ungünstigen, nicht einträglichen, 
ihrer Erwerbsfähigkeit nicht entſprechenden Erwerbslage befand. Ein Gewerbtreibender 
(Mieter), deſſen Ehefrau ihm in einem Gewerbe Dienſte geleiftet hat, kann, wenn die Eher 
frau durch das Verſchulden eines andern (des Vermieters) dienſtunfähig geworden iſt, von 
dem Verpflichteten fordern, daß dieſer ihn wirtſchaftlich in die Lage verſetzt, in der er ſich 
ohne das ſchädigende Ereignis befande (RG 77, 99). Wer Schadenserſatz deswegen verlangen 
kann. weil er infolge arglistiger Empfehlung einer unſicheren Hypothek dieſe erworben hat, 
lann verlangen, daß der Gegner ihm gegen Rückübertragung der Hypothek den empfangenen 
Geldbetrag zuructzahlt, oder, falls die Hypothek bereits ausgefallen, den Ausfall erſetzt (RG 
23. 12. 11 V 201/11). — Wie eine nur vorübergehende, zur Zeit des ſchädigenden Ereig⸗ 
niſſes vorhandene Wertminderung dem Beſchädigten bei Bemeſſung der Schadenshöhe 
nicht zum Nachteile gerechnet werden kann, ſo darf anderſeits auch nicht eine nur vor⸗ 
lbergehende Wertſteige rung betreffs des beſchädigten Gegenſtandes zugunſten des 
Erſatzberechtigten in Anſchlag gebracht werden. Es iſt vielmehr nur derjenige Wert in Anſatz 
zu bringen, den der beſchabigte Gegenſtand feinem gewöhnlichen, dauernden Zuſtande ge⸗ 
mäß hatte. Wird beiſpielsweiſe für die Wertminderung eines Grundſtücks Erſatz gefordert, 
dann iſt nur von ſeinem allgemeinem Werte auszugehen, nicht aber davon, daß etwa im 
Zeitpunkte der Beſchädigung beſonderer Umſtände wegen eine beſonders hohe Ertrags- 
fähigkeit anzunehmen geweſen ſein würde. 

Anwendbar iſt der Grundſatz der Herſtellungspflicht ohne Rückſicht auf den Haftungs⸗ 
grund oder auf die Art des Schadeus wie des verletzten Rechtsguts (vgl. Vorbem 1). Er greift 
daher Platz auch bei Verletzung ideeller Rechtsgüter. Selbſt bei Verletzung der Ehre iſt die Her⸗ 
ſtellung an ſich möglich; nur daß auf die Erklärung eines Widerrufs, ſofern er ſich als eine Strafe 
darſtellt und auch nicht erforderlich iſt eine künftige Schädigung des Beleidigten oder Verleum⸗ 
deten durch Wiederherſtellung ſeines guten Rufes abzuwenden, nicht zivilrechtlich geklagt werden 
kaun (RG 60, 17; 88, 133; JW 1913, 34). Ein allgemeines Bedenken beſteht auch nicht da- 
gegen, eine Klage auf Herſtellung des früheren Zuſtandes in Form einer Unterlaſſu 198: 
lage zuzulaſſen, wenn ein unerlaubtes Verhalten bereits verwirklicht wurde und weitere 
Eingriffe zu beſorgen find (insbeſondere gegen die im $ 829 aufgeführten Rechtsgüter; RE 
56, 286; 61, 366. Vgl. § 241 A 3 a. E). Nur muß ſtets die Wiederholung der Zuwider⸗ 
handlung nicht nur denkbar, ſondern auch ernſtlich zu befürchten ſein R JW 1913, 5438), 
— Betreffs des Grundſatzes von der Naturalreſtitution foll eine notwendige Ausnahme 
dei dem Erſatzanſpruche wegen Nichterfüllung einer Vertragspflicht nach 
§ 326 Abſ 1 Satz 1 beſtehen, weil die Naturalherſtellung hier wieder zum Erfüllungs⸗ 
anſpruche führen würde (RG 61, 353; 8 179 A 2). In R JW 1918, 217° iſt allerdings, 
und zwar mit gutem Grunde, angenommen worden, daß es nach dem Herſtellungsgrund' 
late unter Umſtänden gerade geboten ſein kann, daß der Verpflichtete den Zuſtand herſtellt, 
der infolge der Vertragserfüllung eingetreten wäre. Noch weniger anwendbar ſcheint der 
in N 61, 853 ausgeſprochene Grundſatz bei ſtreng einſeitigen Leiſtungen. Bei gegenſeitigen 
Vertragen handelt es ſich (nach der Differenztheorie § 325 A 2) allerdings nur um einen in 
geld zu berechnenden Erſatzanſpruch. Handelt es ſich dagegen um eine einfeitige Leiſtung, 
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3. B. um die Gewährung einer abredegemäß beſtimmten Sicherheit, und hat der Verpflichtete 
die vereinbarte Art der Sicherheitsbeſtellung ſchuldhaft vereitelt, daun läßt ſich wirtſchaftlich 
die Lage des Berechtigten auch durch Leiſtung einer Sicherheit von anderer Art herſtellen, 
und daher wäre der Berechtigte gemäß § 249 in der Lage, die anders geartete Sicherheits⸗ 
leiſtung zu fordern ($ 242), ohne nach $ 251 auf Entſchädigung in Geld gewieſen zu ſein 
(RG 73, 21; vgl. auch 9 283 A 2). — Die Regel des $ 249 Satz 1 iſt überhaupt niemals 
anwendbar, wenn die Wiederherſtellung nicht auf Grund einer Erſatzpflicht, ſondern aus 
anderem Grunde zu erfolgen hat, wie insbeſondere nach § 1004, weshalb hier auch die 
Anwendbarkeit des § 251 Abſ 2 ausgeſchloſſen iſt (RG 51, 408). Trotz der vorbehaltloſen 
Faſſung des Satzes 1 ſind endlich auch wirkliche Ausnahmen von der Regel durch 
das Geſetz ſelbſt vorgeſehen, und zwar zugunſten des Gläubigers durch Satz 2 des § 249; 
zugunſten des Schuldners durch § 251 Abſ 2; endlich aus fachlichen Gründen nach § 251 
Abſ 1. — Über die Vorteilsausgleichung vgl. Vorbem 5. — Die Zuerkennung 
einer Buße ſchließt den Schadenserſatzauſpruch gegen den Verurteilten aus (RG 79, 148; 
StGB 8 231 Ab] 2), aber nur ihm und nicht auch anderen Perſonen gegenüber (RG 
SeuffA 68 Nr 11). N 

2. Danach hat der Berechtigte in den hier geſetzlich vorgeſehenen Fällen von vornherein 
ein zwiefaches Recht. Er kann die Herſtellung (A 1) verlangen, kann aber auch ftatt deſſen 
den zur Herſtellung erforderlichen Geldbetrag fordern, und zwar für Maßregeln, die nach 
vernünftigem Ermeſſen als zweckgemäß erachtet werden konnten, und falls die Herſtellung 
noch nicht erfolgt iſt, vorſchußweiſe. Dieſes Recht enthält nicht den nämlichen Anſpruch, 
wie den in den 88 250 Satz 2, 251, 258 behandelten; vielmehr ſteut es immer 
noch einen Anſpruch auf Herſtellung dar, nur in der Form, daß nicht der Schuldner 
ſelbſt die Herſtellung zu bewirken hat, ſondern daß der Glaubiger ſich im Wege der vom 
Schuldner zu gewährenden Geldzahlung ſelbſt befriedigt (R 71, 214). Wenn die Her- 
ſtellung der Sache an ſich möglich iſt, aber nur mit unverhältnismäßigem Aufwande zu 
erreichen wäre (5 251 Ab} 2), kann der Gläubiger ſofort den geringeren Minderwert der 
Sache ſtatt des nach § 249 Satz 2 zur Herſtellung der Sache zu verlangenden Geldbetrags 
erſtattet verlangen (MG 76, 140). Das Wahlrecht wird durch Erklärung gegenüber 
dem Schuldner ausgeübt, und ſchon dieſe Erklärung bindet den Berechtigten (nach Stau⸗ 
dinger A 5 erſt im Falle ihrer Annahme durch den Schuldner). Er kann jedoch, falls er die 
Herſtellung gewählt hat, trotzdem von der getroffenen Wahl wieder abgehen und Geld. 
leiſtung fordern in Gemäßheit der 88 250 (A 1), 251. — Die Befugnis des Gläubigers aus 
Satz 2 ſtellt nicht eine Wahlſchuld (obligatio alternativa) im Rechtsſinne (88 262ff.) dar, 
ſondern eine facultas alternativa gemäß § 262 A 1 (RG 71, 214). Denn es werden nicht von 
vornherein mehrere Leiſtungen geſchuldet; vielmehr iſtder Gläubiger nur berechtigt, an die 
Stelle der einen geſchuldeten Leiſtung eine andere mit der Folge zu ſetzen, daß fortan nur dieſe 
letztere erfüllbar iſt (vgl. 8 262 A 1). Daher wird auch der Schuldner nicht fei wenn der 
Gläubiger die Herſtellung wählt, alsdann aber Unmöglichkeit der Leiſtung eiutritt (vgl. 88 263 
Abſ 2, 265 A 2). — Gemäß $ 249 Satz 2 kann nur Erſatz der Koſten verlangt werden, 
die au ſich erforderlich (MG 71, 215) und nicht un verhältnismäßig hoch find (RG JW 
09, 454°). Zu erſetzen iſt alſo ein Betrag, der für dergleichen Arbeiten regelmäßig gefordert 
wird und zu bewilligen iſt (RG 90, 154). Man wird ferner davon ausgehen können, daß, 
wenn der Geſchädigte die erforderlichen Herſtellungsarbeiten ſelbſt ausführt und er derartige 
Arbeiten geſchäftsmäßig betreibt, ihm nicht nur ſeine eigenen Auslagen zu erſtatten ſind, 
ſondern darüber hinaus noch ein allgemein angemeſſener Betrag, wie er zur Herſtellung 
der Sache an ſich erforderlich war. Denn daß der Geſchädigte für ſeine Leiſtungen, für die 
er ſonſt bezahlt wird, zur Entlaſtung des Verpflichteten nicht die volle Vergütung erhält, 
kaun dieſer nicht verlangen. Ob der Geſchädigte die Herſtellung ſelbſt deſorgen oder ob er 
ſich dazu eines Dritten bedienen will, ſteht im übrigen in ſeinem freien Belieben (RG Warn 
1917 Nr 176). : 

3. Wer der Erſatzberechtigte iſt, ergibt ſich daraus, weſſen Rechtsgut verletzt worden 
iſt. Bei einem Sachſchaden iſt es derjenige, zu deſſen Beſibzeit die Schadenszufügung er⸗ 
folgt, der ſchädliche Erfolg alſo ſichtbar eingetreten iſt, nicht derjenige, zu deſſen Beſitzzeit 
die schädigende Urſache geſetzt wurde (RG 95, 76, einen Bergſchaden betreffend, wo gleich⸗ 
zeitig angenommen iſt, daß es für den Eintritt des Schadens genügt, wenn die Grundſtücke 
infolge umgehenden Bergbaues an ihrem allgemeinen Werte gelitten haben). Im Falle 
des 9 826 iſt Erſatzberechtigter auch derjenige, der nur mittelbar geſchadigt worden ift, wo⸗ 
fern ſich der Täter dieſes Erfolges nur bewußt war (RG 79, 58), und die 88 844, 848 
geben dem nur mittelbar Geſchädigten den Erſatzanſpruch ausdrücklich (RG 55, 30). 
Eine bedeutſame Frage ift ſchließlich noch die, ob der Berechtigte unter Umſtänden auch 
den einem Dritten entſtandenen Schaden ſelbſtändig geltend machen kann. „Anerkannter 
Satz insbeſondere des Handelsrechts iſt es, daß der mittelbare Stellvertreter (vgl. Vorbem 1 
vor § 164) beim Bruche des Vertrags durch den andern Vertragsteil Erſatz auch desjenigen 
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Schadens verlangen lann, der ſeinem Auftra geber erwachſen iſt“ (Re 62, 331 hinſichtlich 
des Spediteurs; 58, 42 hinſichtlich des Kommiff 

90, 240; hier hatte es ſich darum gehandelt, daß der Kläger auf Grund eines ihm erteilten 
Parzellierungsauftrags für Rechnung ſeines Auftraggebers aber im eigenen Namen mit 
dem Beklagten ein Rechtsgeſchäft abgeſchloſſen hatte und nunmehr den Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung ſeinerſeits einflagte). Mit Recht it jedoch in der Entſcheidung 58, 42, ferner 
in JW 1010, 1000 die Einſchränkung gemacht, daß der Anſpruch ungerechtfertigt iſt, wenn 
ſeſtſteht, daß der Beauftragte von feinem Auftraggeber nicht haftbar gemacht iſt und auch 
künftig nicht gemacht werden ſoll. In Befolgung der zuvor ausgeſprochenen Grundſätze 
wird auch unter der Vorausſetzung, daß jemand einem andern für deſſen Sache auf Grund 
eines Auftragsverhältniſſes einzuſte hen hat, und daß dieſe Sache durch einen Dritten wider⸗ 
rechtlich beſchädigt wird, der Beauftragte gegen den Täter regelmäßig unmittelbar auf 
Schadenserſatz Hagen könneu. So iſt auch angenommen worden, daß derfenige, der einem 


zugunſten eines Dritten abgeſchloſſenen Veförberungsverträgen in deren Sinne liege, daß 
der Dritte unverſehrt befördert werde, daß aber kein Vertrag zugunſten eines Dritten im 
Sinne des $ 328 vorliege). Vorausſetzung in allen derartigen Fällen iſt es, daß der Dritte 
der wirklich und endgültig Geſchadigte iſt und fein Schaden von demjenigen geltend gemacht 
wird, der zwar in eigenem Namen aber für Rechnung des Dritten gehandelt hat, ſo daß er 
die ſerhalb nach außen hin als zur Klage berufen erſcheint (RZ 97, 88). 


§ 250 


Der Gläubiger kann dem Erſatzpflichtigen zur Herſtellung eine ange- 
meſſene Friſt mit der Erklärung beſtimmen, daß er die Herſtellung nach dem 
Ablaufe der Friſt ablehnen). Nach dem Ablaufe der Friſt kann der Gläubiger 
den Erſatz in Geld verlangen, wenn nicht die Herſtellung rechtzeitig erfolgt; 
der Anſpruch auf die Herſtellung iſt ausgeſchloſſen ?) 3). 

@T 219 II 213; M 2 10; ® 2 208. 


1. Die Friſtſetzung bietet dem Gläubiger in allen Fällen, in denen er nach $ 249 Sat 1 
zunächſt die Wiederherſtellung des Zustandes fordert. ein Mittel, in balichſt bald aus der Un- 
gewißheit über den weiteren Verlauf der Sache herauszukommen (jo auch in den Fällen 
der 10 264, 283, 326, 354, 355, 466, 496, 542, 561, 648). Sie vollzieht ſich durch die einjeitige, 
empfangsbedürftige Erklarung (8s 130.—132), daß dem Schuldner eine beſtimmte Friſt ($ 186) 
zur Herſelung nelegt und dieſe nach fruchtloſem Ablaufe der Friſt abgelehnt werde 
(RE 58, 161). Für die Anwendung des $ 250 ift ſelbſtverſtändliche Vorausſetzung, daß ſich 
die Herſtellung im Sinne des Geſetzes in angemeſſener Friſt überhaupt bewerkſtelligen läßt. 
Andernfalls greift $ 251 Platz. Vgl. § 251 A 1 4. E. 

2. Die Wirkung des Friſtablaufs für den Gläubiger iſt die, daß er bis zum Ablaufe der 
Friſt keine andere Forderung ftellen (vgl. 8249 A 2) und nach fruchtloſem Friſtverlaufe nur noch 
Entſchädigung in Geld fordern darf; für den Schuldner anderſeits die, daß er bis zum Friſt⸗ 
ablaufe zwar noch das unbedingte Recht auf Erſatzleiſtung durch Naturalreſtitution hat, nach 
jenem Zeitpunkte aber nur noch durch die Geldleiſtung erfüllen kann. Die Friſtſetzung ift für 
den Gläubiger ſchlechthin ſchon mit Zugang feiner Erklärung (§ 130) bindend; gleichgültig, ob 
die geſetzte Friſt eine angemeſſene war oder nicht (A 63, 167); für den Schuldner dagegen 
nur unter der geſetzlichen Bedingung der Angemeſſenheit der Friſt. War die Friſt 
eine unangemeſſene, fo bleibt zwar auch dem Schuldner gegenüber die allgemeine Wirkung 
der Friſtſetzung beſtehen; aber die Dauer der Friſt erweitert ſich zu ſeinen Gunſten ohne 
weiteres auf einen angemeſſenen, vom Richter zu bemeſſenden Zeitraum (RG 56, 234; 
62, 68; JW 1911, 75510, 1912, 1411). Ausreichend iſt demgemäß auch die Aufforderung, 
„blumen angemeſſener Friſt“ herzustellen (RG 75, 357). Die Anſicht, daß die Setzung einer 
unangemeſſenen Friſt die ganze Erklarung wirkungslos mache, iſt nicht zu billigen. Denn 
das Weſentliche bei der Friſtſetzung liegt im Gebrauche des Rechtsbehelfs überhaupt, wäh⸗ 
rend das Erfordernis der Angemeſſenheit nicht nach dem Ermeſſen des Gläubigers, andern 
nach der objektiven Sachlage zu beurteilen und ſchließlich durch den Richter zu prüfen iſt. 
Gibt der Erfahpflichtige durch fein Verhalten zu erkennen, daß er den früheren Zuſtund 
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herzuſtellen keinesfalls willens ſei, dann bedarf es der Friſtſetzung überhaupt nicht (RG 
66, 419; 67, 313; Warn 1912 Nr 11). Anwendbar iſt § 250 Satz 2, wenn es ſich um die⸗ 
Beſchädigung einer Sache handelt, nur dann, wenn die Sache an ihrer körperlichen Un⸗ 
verſehrtheit Einbuße erlitten hat; daher nicht auch dann etwa, wenn durch die Beſeitigung 
eines Schutzdeiches ein Grundſtück in ſeiner wirtſchaftlichen Verwertbarkeit überhaupt be⸗ 
einträchtigt worden iſt (RG 91, 106). 

3. Beweislaſt. Der Geſchädigte hat zu beweiſen, daß er eine Friſt geſetzt hatte und daß 
dieſe angemeſſen war, während dem Beklagten der Gegenbeweis freiſteht, daß die Friſt nicht 
angemeſſen war, und daß er in angemeſſener Friſt erfüllt habe. 


§ 251 


Soweit die Herſtellung nicht möglich oder zur Entſchädigung des Gläu⸗ 
bigers nicht genügend iſt, hat der Erſatzpflichtige den Gläubiger in Geld zu 
entſchädigen !). 

Der Erſatzpflichtige kann den Gläubiger in Geld entſchädigen ), wenn die 
Herſtellung nur mit unverhältnismäßigen Aufwendungen möglich iſte) ?) a). 

E I 219 II 213; M 2 19; P 2 293. 


1. Entſchädigung in Geld. Durch die Beſtimmung des Abſ 1 wird der Grundſatz des 
$ 249 Satz 1 (von der Naturalreſtitution) inſoweit ausgeschaltet, als er ſich im Einzelfalle 
als überhaupt undurchführbar erweiſt. Alsdann ſteht allein die Geldentſchädigung in Frage. 
Es kann dies an tatſächlichen wie rechtlichen Gründen liegen; fo weil etwa die in Betracht 
kommende Verletzung tatſächlich unheilbar iſt, oder weil eine dauernde Minderung der Er⸗ 
werbsfähigkeit eingetreten iſt (RG 80, 28); oder anderſeits etwa, weil der Dieb rechtlich 
außerſtande iſt, dem Eigentümer die geſtohlene Sache wieder zu verſchaffen. Angewendet 
wurde $ 251 zuungunſten des Poſtfiskus auch in einem Falle, wo von dem Empfänger einer 
Depeſche dieſe durch einen Beamten des Telegrapheuamtes nach der Beſtellung widerrecht⸗ 
lich wieder abgeholt und der Empfänger aus dieſem Grunde über die ihm in der Depeſche 
erklärte Vertragsannahme in Unkenntnis geblieben war (RG 91, 67). Ob die Unmöglichkeit 
von Anfang an beſtand, oder ob ſie nachträglich eintritt, beiſpielsweiſe durch Untergang der 
beſchädigten Sache, iſt nach der richtigen Anſicht hier gleichgültig. Insbeſondere kann der 
Schuldner durch den nachträglichen Untergang der Sache von feiner an ſich beſtehenden Erſatz⸗ 
pflicht nicht frei werden. Zum mindeſten müßte er in Höhe der Herſtellungskoſten haften, 
da inſoweit der Erſatzanſpruch des Gläubigers gegebenenfalls ſchon mit der Schadenszufügung 
wirkſam entſtanden geweſen wäre. — Für den beſonderen Fall, daß die Herſtellung nur zum 
Teil möglich, zum andern Teile aber nicht möglich ift, will das Geſet in erſter Linie 
ſeinem Hauptgrundſatze Geltung verſchaffen, demgemäß ſoll aber auch unter den angegebenen 
Umſtänden die Wiederherſtellung wenigſtens „ſo weit“ bewirkt werden, als das an ſich tunlich 
ift, die Geldleiſtung dagegen nur inſoweit erfolgen, als das zur Ausgleichung des noch un⸗ 
gedeckt bleibenden Schadensbetrags erforderlich wäre. (Vgl. RG Warn 1911 Nr 81.) Eine teil. 
weife Unmöglichkeit der Herſtellung kann auch zeitlich inſofern gegeben fein, als es zur vollen 
Deckung des Schadens gehörte, daß die Herſtellung ſchon bis zu einem gewiſſen Zeitpunkte ge⸗ 
ſchehen fein würde, während ſolches ſich nicht erreichen läßt. Alsdann ware in Geld derjenige 
Nachteil zu erſetzen, der gerade zufolge des bezeichneten Umſtandes noch ungedeckt bliebe. — 
Ob der erforderliche Zuſtand überhaupt herſtellbar iſt oder nicht, läßt ſich nur von Fall 
zu Fall beurteilen, unter Anwendung der Grundſätze von Treu und Glauben. Da der Gläu⸗ 
biger die Herſtellung im Sinne des § 250 in angemeſſener Friſt und nach dem allgemeinen 
Grundſatze des § 271 ſogleich fordern kann, fo iſt die „Herſtellbarkeit) auch dann ausge: 
ſchloſſen, wenn ſie an ſich zwar tunlich wäre, anderſeits aber doch nur in ſo großer Friſt 
ſich bewerkſtelligen ließe, daß dies der Unmöglichkeit der Herſtellung gleichkäme (ogl. $ 275 A 4). 
Der Berechtigte kann die Entſchädigung alsdann ſofort fordern und braucht fach nicht auf un⸗ 
gewiſſe künftige Ereigniſſe vertröſten zu laſſen (RG 76, 146). Iſt das dem Berechtigten ent 
zogene, ihm aber wieder zu verſchaffende Recht (beiſpielsweiſe Eigentum) vom Verpflichteten 
inzwiſchen auf einen Dritten übertragen worden, dann iſt, wenioſtens bis zum Beweiſe des 
Gegenteils, Unmöglichkeit der Herſtellung noch nicht anzunehmen (RG 56, 387; JW 1911, 709°; 
Warn 1912 Nr 11). Den Anſpruch eines dienſtuntauglich gewordenen Beamten auf Rente kann 
der Fiskus nicht durch feine Wiederanſtellung beſeitigen, da zur Herſtellung des früheren Zu- 
u auch die Wiederverſchaffung des früheren Gefundheitszuſtandes gehören würde (RG 

‚ 44811), 

2. Der Abf 2 bietet ein Gegenftüd zu 8 249 Saß 2 (vgl. dal. A 2). Facultas alternativa 
des Schuldners. Danach iſt & Echaibner zur Eulſchldigung in Geld berechtigt, falls die 
Verſtellung nur mit verhältnismäßigen Aufwendungen möglich wäre, z. B. falls die 
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Wiederherſtellungskoſten den Anſchaffungspreis merklich überſtiegen. Die Grundſätze von 
Treu und Glauben erfordern, daß dem Schulduer nicht durch die „Wiederherſtellung“ unver⸗ 
hältnismäßige Opfer auferlegt werden, weun eine angemeſſene Geldleiſtung zur Aus⸗ 
gleichung genügt (RG IW 1911; 66651). Zur Ausübung des Rechtes aus 8 251 Abſ 2 ift nicht 
erforderlich, daß der Schuldner den Betrag in bar anbietet (RG 71, 215). Hat der Schuldner 
die Geldleiſtung tatſächlich angeboten, der Gläubiger aber feine etwaige Klage auf Herſtellung 
aufrechterhalten, fo iſt er gegebenenfalls abzuweiſen, falls er nicht vorzieht, einen entſprechen⸗ 
den Unterantrag zu ſtellen. Wählt der Gläubiger den Weg eigener Herſtellung nach 8 249 
Satz 2, ſo kann der Schuldner ſein Recht aus § 251 Abſ 2 auch im Wege der Einrede geltend 
machen; der Schuldner braucht dem Geſchädigten danach nicht die von ihm aufgewendeten 
Koſten zu erſtatten, er braucht vielmehr nur den Betrag des Schadens zu vergüten (916 71, 215). 
Unter den Vorausſetzungen des 8 251 Abſ 2 kann auch der Gläubiger ſofort Erſtattung des 
(geringeren) Minderwerts der beſchädigten Sache anſtatt desjenigen Betrags verlangen, 
der gemäß 8 249 Satz 2 zur Herſtellung der Sache erforderlich wäre (RG 76, 146). — Bei 
Schadenserſatzanſprüchen wegen Beeinträchtigung des Eigentums im Sinne des § 1004 
kann ſich der Schuldner nicht auf 8 251 Satz 2 berufen, um Entſchädigung in Geld zu fordern 
(NG 51, 413). 

3. Nach welchen Grundſätzen die Geldentſchädigung zu bemeſſen iſt, beſagt das Geſetz 
nicht. Es ſagt insbeſondere nicht, ob der allgemeine (objektive) Wert des beſchädigten Gutes 
zugrunde zu legen iſt, oder derjenige beſondere Wert, den der Gegenſtand für den Beſchädigten 
nach deſſen Verhältniſſen hatte. Im Sinne des Geſetzes ift grundſätzlich von der letzteren 
Auffaſſung auszugehen; denn zu erſetzen ift im Sinne des Geſetzes der volle Schaden, den 
der Beſchädigte erlitten hat, einſchließlich des entgangenen Gewinns (§ 252), mithin iſt fein 
volles Intereſſe zu vergüten, nicht aber, wie anderweit vorgeſehen (88 102, 256, 290), nur der 
Wert des beſchädigten Gutes an ſich. Gleichwohl wird es oft genug lediglich auf den 
allgemeinen Wert hinauskommen. Beſondere Zweifel können gerade in den alltäglichen 
Fällen von Schadensverfügungen entſtehen, nämlich bei Beſchädigungen ſchon ge⸗ 
brauchter Sachen. Läßt ſich die Sache nicht mehr „herſtellen“, und braucht ſich der 
Gläubiger „Flickarbeit“ nicht gefallen zu laſſen, fo ift der volle Wert der Sache in Anſatz zu 
bringen, und zwar, ungeachtet des etwaigen Vorhandenſeins noch einiger Teile, der Wert der 
ganzen Sache (RG Warn 08 Nr 126), überdies der höchſte Wert, den die Sache bis 
zum Tage des Urteils in unverſehrtem Zuſtande gehabt haben würde. Hatte die Sache 
nach ihrer Beſchaffenheit überhaupt keinen allgemeinen Wert (Verkaufswert) mehr, bei 
ſpielsweiſe weil ſie ſchon zu abgenutzt oder weil das Syſtem veraltet war, hatte ſie aber 
noch Wert für den Geſchädigten, ſo iſt doch dieſer beſondere Wert zu erſtatten (8 287 ZPO). 
In allen ſolchen Fällen muß aber der Entſchädigte, um nicht eine Bereicherung zu erfahren — 
ſonach zur Vorteilsausgleichung — die Sache oder die noch vorhandenen Teile (RG Warn 
08 Nr 126) dem Schuldner zur Verfügung ſtellen (vgl. Vorbem 5 vor $ 249). — Der 
Anſpruch einer beſchädigten Perſon, deren Erwerbsfähigkeit das in 
Frage ſtehende wirtſchaftliche Gut darſtellt, iſt nach Maßgabe des ihrer Erwerbsfähigkeit 
im allgemeinen entſprechenden Wertfaktors zu bemeſſen, auch dann, wenn der Verletzte ſich 
zur Zeit der Verletzung in einer augenblicklichen ungünstigen Erwerbslage befand (R I 
1911, 5842). Das Geſeb ſpricht ſich endlich auch darüber nicht aus, ob die Geldentſchä⸗ 
digung nur in Form einer Kapitalzahlung oder auch unter Umſtänden in Form einer 
Geldrente zu gewähren iſt. An ſich ſind beide Fälle möglich. Kapitalsabfindung iſt aber 
die Regel, das Recht auf Abfindung in Reute bedarf einer beſonderen Begründung (M& 
45, 203; Gruch 61, 804; JW 1916, 6028; 1918, 655; Warn 1917 Nr 265). Es kommt 
darauf an, ob ein Schaden endgültig zu vergüten ift, und ob alſo bereits ein dauernder, nament⸗ 
lich durch Wertminderung begründeter und ſich hierin ausſprechender endgültiger Schaden zur 
Entſtehung gelangt iſt, oder ob der Berechtigte lediglich für einen in abſehbarer Friſt vorausſicht⸗ 
lich endigenden Nachteil ſchadlos zu halten iſt. (Vgl. dazu 9 249 A1 Abſ 2 u. 3.) In dem letzten 
Falle, oder bei Schadensfolgen, die ihrer Natur nach ſich fortlaufend erneuern (Reh Warn 1917 
Nr 265), kann nur eine Reute am Platze fein; ſonſt grundſätzlich aber nur die Ausgleichung 
durch Kapitalszahlung (RG 45, 203; Gruch 55, 117; JW 1918, 965). Beſteht der dem 
Grundſtücke zugefügte Schaden nicht nur in der Minderung der einzelnen Jahreserträge, 
ſondern der Ertragsfähigkeit an ſich, dann iſt durch eine (einmalige) Geldleiſtung, nicht aber 
durch Rentenzahlungen Erſatz zu leiſten; insbeſondere auch iim Falle von Schädigungen 
durch Bergwerksbetrieb; die Schadenserſatz in Geldrenten vorſehenden 88 843—845 ſtellen 
lediglich Ausnahmen dar, darauf beruhend daß bei einer Kapitalabfindung (M zu $ 724 € 1) 
zu ſehr mit unbekannten Faktoren zu rechnen iſt (RG JW 1911, 666° u. 28.1. 11 V 81/10; 
torte IW 1911, 1612). Entſchädigung in Rente kann beiſpielsweiſe auch derjenige nicht 
fordern, welcher durch eine unerlaubte Handlung am Fortbetriebe feines Erwerbsgeſchäfts 
gehindert ift, wofern er perſönlich erwerbsfähig blieb: ebeuſowenig der Hauseigentümer, 
deſſen Mietgrundſtück durch Brandſtiftung zerſtört worden iſt (RG Warn 1917 Nr 265). Erſatz 
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wegen Immiſſionen gemäß 87267 GGewd iſt regelmäßig in Kapital zu leiſten, in Reute da⸗ 
gegen nur unter ganz beſonderen Umſtänden, etwa dann, wenn feſtſtünde, daß der geſchädigte 
Eigentümer das Grundſtück in gewiſſer Zeit veräußern werde (RG SW 1918, 965; 30. 4. 19 
V 344/18). Zu eutſcheiden iſt die vorliegende Frage von Fall zu Fall (NG 68, 429) nach 
dem Ermeſſen des Richters (NG IW 08, 4731). — Läßt ſich die beſchädigte Sache 
noch herſtellen, ſo berechnet ſich der Erſatzwert auf die Höhe der Herſtellungskoſten (ogl. 
dazu 8 249 A 2); es kann gegebenenfalls aber außerdem auch noch Erſatz des Minderwerts 
verlangt werden, den die Sache im Vergleiche zum Werte in unbeſchädigtem Zuſtande hat 
(NG IW 64, 14005). 

4. Beweislaſt. Im Falle des § 251 Abj 1 liegt dem Gelderſaß fordernden Klager der 
Beweis der dort aufgeſtellten Vorausſetzungen ob, im Falle des Abſ 2 dem Beklagten der 
Beweis ſeines Einwandes. 


8 252 
Der zu erſetzende Schaden umfaßt auch den entgangenen Gewinn!). Als 
entgangen gilt der Gewinn, welcher nach dem gewöhnlichen Laufe der 
Dinge oder nach den beſonderen Umſtänden, insbeſondere nach den ge⸗ 
troffenen Anſtalten und Vorkehrungen, mit Wahrſcheinlichkeit erwartet 


werden konnte?). 
EI 218 II 214; M 2 15; P 2 291. 


1. Entgangener Gewinn. Es iſt möglich, daß das ſchädigende Ereignis nicht nur den bereits 
vorhandenen Vermögensſtand verſchlimmert, ſondern auch das Hinzukommen neuer Vermögens⸗ 
werte hindert. Im erſten Falle handelt es ſich um wirklichen Schaden (damnum emergens), 
d. h. um die bereits eingetretene Vermögensminderung (Vorbem 1 vor § 249), im zweiten 
um entgangenen Gewinn (luerum cessans). Nach dem Grundſatze des $ 252 Satz 1 umfaßt 
der volle Schaden auch eine Einbuße letzterer Art und iſt daher auch für fie Erſatz zu leiſten. — 
Im Falle des preuß. Quellengeſetzes v. 14. 5. 08 iſt gemäß § 19 des Gef. nur der Minderwert 
125 na unter Ausſchluß des etwa entgangenen Gewinns zu erſtatten (RG 16. 3. 18 

2. Begriffsveſtimmung. Der Satz 2 will nur den Begriff „entgangener Gewinn“ be 
grenzen. Danach ift in Berückſichtigung der ganzen Sachlage zur Zeit des ſchädigenden Ereig⸗ 
niſſes, unter gleichzeitiger Beachtung der ſpäteren Geſchehniſſe nach dem Maßſtabe des all 
gemeinen Erfahrungswiſſens die Frage zu prüfen, ob der angeblich Geſchädigte eine Ver 
mehrung ſeines Vermögens, ſei es ſchon nach dem gewöhnlichen Verlaufe der Dinge, 
ſei es nach den beſonderen Umſtänden, insbeſondere den getroffenen An⸗ 
ſtalten und Vorkehrungen wahrſcheinlich erlangt haben würde, wenn das ſchadliche Ereignis 
nicht vorgefallen wäre (RG JW 02 Beil 283 Nr 237), wobei ſelbſtverſtändlich Vorausſetzung 
ift, daß die Verſchaffung der Vorteile ſtatthaft geweſen wäre (RG 90, 366; vgl. $ 249 Anm 1 
Abſ 2). Dieſer Maßſtab iſt ein rein fachlicher, fo daß es auf bloße Erwartungen, die der angeblich 
Geſchädigte hegte, nicht ankommen kann (NG IW 07, 828%; N 68, 165). Anderſeits kann 
ſchon eine nicht bloß entfernte Möglichkeit, wie ſie ſich bei verſtändiger, objektiver Würdigung 
ergibt, zu der Annahme, daß ein Gewinn zu erwarten war genügen; dabei hat ſich der Richter 
auch unabhängig vom Parteivorbringen nach § 287 ZPO das Urteil ſelbſtändig zu bilden, 
während die beſonderen Umſtäude des Falles (der ſog. konkrete Schaden) hier überhaupt 
ausſcheiden (RG 68, 165). Daß der Geſchädigte bereits einen Rechtsanſpruch auf den Gewinn 
hatte, iſt keineswegs erforderlich (RG St 41,375; Warn 1917 Nr 9).— Der Sat betrifft ſchließ⸗ 
lich alſo nichts anderes als die Frage nach dem urſächlichen Zuſammenhange, will dagegen 
nicht (auch) eine Beweisvermutung für den Eintritt des Gewinns aufſtellen (ſtreitig). Be⸗ 
hauptet jemand, daß er, um bei einem üblichen Beiſpiele zu verbleiben, nuit der ihm entwendeten 
Geldſumme irgendein Los gekauft haben würde, fo läßt ſich allein damit auch nicht einmal 
die Wahrſcheinlichkeit eines entgangenen Erwerbs begründen. Könnte der Betreffende aber 
nachweiſen, daß er bereits ein beſtimmtes Los beſtellt gehabt habe, und daß er dieſes nur wegen 
des ihm durch ſeinen Gegner verurſachten Geldmangels nicht habe abnehmen können, ſo wird 
der auf das nämliche Los ſpäter entfallene Gewinn als ihm entgangen auzuſehen ſein. Weiter: 
hat jemand einen Kraftwagen zum Zwecke des Vermietens angeſchafft und wird dieſes Fahrzeug 
durch einen andern beſchädigt, ſo wird der letztere für den wahrſcheinlichen Ausfall des Erwerbs 
haften, und zwar unter Berückſichtigung auch der inzwiſchen etwa eingetretenen beſonders 
günftigen Erwerbsbedingungen, gleichgültig ob dieſe verbeſſerten Bedingungen ſchon zur geit 
der Tat zu erwarten waren oder nicht (RG Seuffal 63 Nr 150). Nach ſolchen Geſichtspunkten 
beantwortet ſich auch die beſondere Frage, ob im Falle der Verletzung einer Perſon anch die 
Ausſicht auf einen geſteigerten Verdienſt (etwa aus dem Grunde einer Beförderung oder 
einer allgemeinen Gehaltsaufbeſſerung) zu berückſichtigen ſei. Grundſäßlich iſt freilich bei 
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Berechnung des Schadensumfangs im weſentlichen die Lage zur Beil des Urteils 
maßgebend. Es dürfen aber auch diejenigen günſtigen Verhältniſſe berückſichtigt werden 
die, von der Gegenwart aus beurteilt, ſchon zur Zeit des Unfalls in ſicherer Aus⸗ 
ſicht ſtanden und deren Eintritt durch den Unfall ausgeſchloſſen wordeniſt (Rob 22, 90 zu 8 7 
des Haftpfl® und SeuffA 63 Nr 261). Beim Schadenserſatze wegen Nichterfüllung hat der 
Gläubiger bei Geltendmachung des abſtrakten Schadens die Wahl zwiſchen dem Zeit 
punkte des, Eintritts des Verzuges oder dem des Ablaufs der Vorfriſt gemäß 8 326 (RG 90, 
424; 91, 31; 96, 158). — Die Vorteilsausgleichung findet auch hier ſtatt; vgl. Vorbem 5 
vor $ 249. — Der $ 252 greift auch daun Platz, wenn der Schaden durch Fahrläſſigkeit verur⸗ 
jacht worden iſt (RG JW 07, 8284; 08, 14010), 


§ 253 
Wegen eines Schadens, der nicht Vermögensſchaden iſt, kann Entſchädi⸗ 
gung in Geld nur in den durch das Geſetz beſtimmten Fällen gefordert 


werden!) )). 
E 1 221 II 216; M2 21; P 2 298. 


1. Immaterieller Schaden. Nach dem oberſten Grundſatze des Geſetzes iſt bei Schadens. 
zufügungen der Zuſtand herzuſtellen ($ 249 Satz 1). Dem entſpricht es, wenn 9 253 
beſtimmt, daß wegen eines Schadens, der nicht Vermögensſchaden iſt, Entſchädigung 
in Geld grundſatzlich nicht in Frage kommt. Denn durch eine Geldleiſtung wäre in ſolchen 
Fällen der frühere Zuſtand überhaupt nicht herſtellbar (RG Warn 08 Nr 58). Im Falle 
des 8 253 ſoll daher eine Forderung auf Erſatzleiſtung in Geld an Stelle der Herſtellung nur 
infoweit zugelaſſen fein, als dies in Sonder fällen vom Geſetze ausdrücklich zugelaſſen wird 
(nal. 88 847, 1800). — Der Hrundſatz des § 253 iſt anwendbar auch dann, wenn 
Schadenserſaß auf Grund eines Vertrags gefordert wird (RG 65, 17 zu 8 847 Abſ 1). Danach 
braucht alſo bei vertraglicher Haftung auch im Falle einer Geſundheitsbeſchädigung nicht zu⸗ 
gleich für den durch dieſe verurſachten immateriellen Schaden Erſatz geleiſtet zu werden 
(RG a. a. O.). Als rechtsgeſchäftliches Mittel, auch bei Verletzungen ideeller Güter ſich einen 
Geldanſpruch zu ſichern, kann nur die Ausbedingung einer Vertragsſtrafe dienen (ogl. 8 241 
A 1). Gemäß 8 253 kaun auch für das ſog. Liebhaberintereſſe, das auf bloßen perſön⸗ 
lichen Empfindungen und Meinungen beruht (M 2, 22), Geldentſchädigung nicht gefordert 
werden. Dahin gehört aber nicht auch der Anfpruch auf Erſatz für ſog. Luxusgegenſtände, 
denen ein allgemeiner, in Geld ſchatzbarer Wert zukommt. Denn auch durch die Entziehung 
des Gebrauchs eines Luxusgegenſtandes z. V. eines Luxuspferdes, kann ein vermögenswerter 
Schaden verurſacht werden. Wer gewohnt iſt, täglich eine Ausfahrt in den Wald zu machen, 
wird gegebenenfalls das erſtattet verlangen können, was er nunmehr für Beſchaffung eines 
Mietfuhrwerks verausgaben muß (a. M. Oertmann A 2). g 

2. Unberührt bleiben vom $ 253 die Beſtimmungen des StGB und der Geſetze über den 
Schutz des geiſtigen Eigentums, ſoweit ſie einen Anſpruch auf Buße gewähren. 


8 254 


Hat bei der Entſtehung des Schadens ein Verſchulden des Beſchädigten 
mitgewirkt, ſo häugt die Verpflichtung zum Erſatze ſowie der Umfang des 
zu leiſtenden Erſatzes von den Umſtänden, insbeſondere davon ab, inwieweit 
der Schaden vorwiegend von dem einen oder dem anderen Teile verurſacht 
worden ift!), N 

Dies gilt auch dann, wenn ſich das Verſchulden des Beſchädigten darauf 
beſchränkt, daß er unterlaſſen hat, den Schuldner auf die Gefahr eines 
ungewöhnlich hohen Schadens aufmerkſam zu machen, die der Schuldner 
weder kannte noch kennen mußte, oder daß er unterlaſſen hat, den Schaden 
abzuwenden oder zu mindern). Die Vorſchrift des 8 278 findet entſprechende 
Anwendung) ) 5) 6) 7). 

E 1 222 II 217; M 2 223; P 2 30. 


nor Mitverſchulden des Beſchädigten. Hat bei der Entſtehung eines Schadens, betreffs 
deſſen die Haftung eines andern in Frage kommt, der Beſchädigte mitgewirkt, ſo fragt es ſich, wie 


diefe Tatſache die Haftbarkeit des andern beeinflußt. Es en an und für ſich drei Möglich⸗ 
eiten: der andere bleibt in vollen Maße haftbar, oder feine Haftung iſt eine geminderte, oder 
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endlich die Haftung iſt völlig beſeitigt. Das Geſetz trägt allen drei Möglichkeiten Rechnung (Abſ 1), 
ſetzt ſtets ein mitwirkendes Verſchulden des Beſchädigten voraus, und will die Entſcheidung 
alsdann allgemein auf die beſonderen Umſtände des Falles, inſonderheit aber auf die vorwiegende 
Verurſachung abgeſtellt wiſſen. Zu prüfen ift danach in erſter Linie jedesmal (RG 54, 407), 
ob das zur Entſtehung des Schadens mitwirkende Verhalten des Beſchädigten ein ſchuldhaftes 
war, demnächſt aber zutreffendenfalls, ob der nachteilige Erfolg vor wiege nd auf das Verhalten 
des einen Teiles oder des andern urſächlich zurückzuführen iſt. Im einzelnen ift zu den gegebenen 
Begriffsmerkmalen folgendes zu ſagen: Eigenes Verſchulden des Beſchädigten: Es kann ſich 
in einer poſitiven Tätigkeit, wie auch in einem Unterlaſſen äußern (Abſ 2). Niemals aber 
kann es ſich vorliegend um ein Verſchulden in der gewöhnlichen Richtung handeln, nämlich 
um ein ſolches gegenüber einem andern, oder um die Verletzung einer Rechtspflicht. Not“ 
wendig handelt es ſich vielmehr um ein Verſchulden in eigener Angelegenheit, das in der Außer⸗ 
achtlaſſung derjenigen Aufmerkſamkeit und Sorgfalt beſteht, welche (nach Lage der Sache) 
zur Wahrnehmung der eigenen Angelegenheiten geboten war, um Schaden zu vermeiden 
(RG 52, 351; Warn 08 Nr 495 u. 606; IWW 1914, 827). Was eine Haftung wegen Verſchuldens 
Dritten gegenüber begründet, begründet es regelmäßig auch gegen ſich ſelbſt in der Form der Be. 
rückſichtigung des Verſchuldens bei der Schadensteilung (RG JW 15, 214). So hat der Gaſt die 
Pflicht, in bezug auf die Sorge für ſeine im Gaſthauſe untergebrachten Sachen die erforderliche 
Aufmerkſamkeit und Sorgfalt ſelbſt anzuwenden, gegebenenfalls alſo auch die vom Wirt 
zur Sicherheit während der Nacht getroffenen Vorkehrungen zu benutzen (RG 75, 386), wonach 
neben $ 701 auch der § 254 Platz greift, und die Fürſorgepflicht des Gaſtes Höher zu ſtellen 
iſt als die des Wirtes. Der Kaſſenbeamte iſt verpflichtet, die Echtheit der vorgelegten Quittung, 
zu prüfen, verſäumt er das und erfolgt die Zahlung auf eine gefälſchte Quittung, fo kaun 
mitwirkendes Verſchulden vorliegen (RG 10. 5. 10 II 493/09). Ein Mitverſchulden kann 
unter Umſtänden auch darin gefunden werden, daß ein Mieter, der durch den fehlerhaften 
Zuſtand der Mietſache Schaden erlitten hat, trotz Keuntnis des Fehlers die Wohnung behielt 
und nicht vielmehr von ſeinem Kündigungsrechte Gebrauch machte (RG Warn 1916 Nr 133). 
Hat jemand lein Angeſtellter) den Schaden, für den ihm ein anderer haftbar iſt, bei Befolgung 
von Anordnungen eines Dritten erlitten, dem er an ſich Gehorfam ſchuldete, ſo kam er ſich 
zwar nicht ſchlechthin auf feine Gehorſamspflicht berufen, aber dieſe Pflicht und die Gepflogen. 
heit, die Anordnungen des Dritten (des Dienſtherrn) zu befolgen, die damit verbundene Ab. 
ſtumpfung, find deunoch zu feinen Gunſten zu berüdfichtigen (NRG Seuffel 70 Nr 152). — 
Vorausgeſetzt iſt ein Verſchulden im Sinne des § 276 (RG 54, 510; 59, 222; 68, 428), und 
zu berückſichtigen ift dabei jeder Grad (RG JW 05, 28360 vom Standpunkte der vormaligen 
Lage des Geſchädigten und von ſeiner damaligen Auffaſſung aus beurteilt, nicht aber iſt ent⸗ 
ſcheidend was ſich „hinterher bei kühler Überlegung der wirklichen Sachlage als das Richtige 
ergibt“ (RG Warn 09 Nr 7). Judividuelle Eigenſchaften des Geſchadigten kommen nicht in 
Betracht (RG Warn 09 Nr 281). Jedenfalls muß ſich das Verſchulden gerade bei derjenigen 
Handlung oder Unterlaſſung (RG JW 1914, 5895) geäußert haben, welche für den Eintritt 
des Schadeus mit urſächlich geworden iſt. So wenn der Geſchädigte bewußt die zu ſeinem 
Schutze angebrachten Verrichtungen nicht benutzt hat (MG Warn OR Nr 20); oder wenn der⸗ 
jenige, welcher weiß, daß er alkoholiſche Getränke nicht vertragen kann, ſich in Trunkenheit 
verſetzt und hierdurch den Unfall herbeiführt (RG Warn 1913 Nr 132). Mitwirkendes Ver⸗ 
ſchulden kaun im übrigen auch dann vorliegen, wenn die den Schaden verurſachende Tätigkeit 
beider Teile zeitlich nicht zuſammenfällt (RG 69, 57). Auch ein der ſchädigenden Hand 
lung des andern voraufgegangenes ſchuldhaftes Verhalten des Geſchädigten kann 
die Anwendung des $ 254 begründen, falls nämlich dies Verhalten die ſpätere Handlungs- 
weiſe des andern veranlaßt hat (RG JW 07, 77; Warn 1911 Nr 261; Gruch 58, 921; 54, 1010). 
Endlich iſt die Anwendung der Grundſätze von mitwirkendem Verſchulden auch dann nicht 
unbedingt ausgeſchloſſen, wenn der Täter vorſätzlich den Schaden herbeigeführt und der 
Geſchädigte anderſeits bei der Entſtehung oder bei dem Auwachſen des Schadens nur fahr 
läſſig mitgewirkt hat (RG 76, 323: 69, 281; 78, 394). Vgl. dazu des Näheren Anm 7. Mit- 
verſchulden kann auch durch eine ſchikauöſe Handlungsweiſe (8 226) begründet ſein; ſo wenn der 
Grundſtückseigentümer das Betreten ſeines Hauſes dem bauenden Nachbareigentümer, der 
von jenem Haufe aus für deſſen genügende Befeſtigung Sorge tragen wollte, rundweg unter⸗ 
ſagt (MG Gruch 54, 1016); ferner durch ein Reizen des Täters (dich JW 07, 77; Warn 1911 
Jer 201). Hat der Verletzte mit anderen in bewußtem Zuſammeuwirken gehandelt, dann muß er 
ſich unter Auwendung des 8 830 Abſ lauch die Handlungen feiner Genoſſen dem Täter gegen: 
über (ber ihn demnächſt verletzt hat) gemäß 8 254 als eigenes Verſchulden zurechnen laſſen 
Warn 1911 Nr 261). — Da Verſchulden des Beſchädigten vorausgeſetzt ift, fo folgt 
zugleich, daß der Veſchädigte zu einer ſchuldhaften Handlungsweiſe auch befähigt und 
mithin zurechnungsfähig geweſen fein muß. Die Frage der Unzurechnungsfähigkeit iſt auch 
Mer nach Dem Grundfaße der 88 827, 828 zu beantworten (MG 59, 221; 68, 423). Erforder⸗ 
lich iſt nicht Vorhandenſein der Geſchäftsfahigkeit. Mitwirkendes Verſchulden bei Kindern 


Verpflichtung zur Leiſtung 8 254 341 


(Sal. über die vorſtehend dargelegten Grundſätze insbeſondere RG 67, 120 u. 60, 59.) Auf 
5 lich ie 0 4 0 der nach $ 1 Haftpfl& haftbare Eiſenbahnunternehmer nicht berufen, 
Henn ein Tier den Schaden mitverurſacht hat, deſſen Halter der Verletzte war (RG Warn 1941 
der 122 unter Anwendung des $ 840 Abſ 3). Zu beachten iſt hierbei überall, daß das Geſetz 
feiner Faſſung nach die Mitwirkung überhaupt nicht bei Herbeiführung des ſchädigenden 
Ereigniſſes, ſondern nur bei Eutſtehung des Schadens fordert. Vgl. auch den zweiten Fall 
des Abſ 2 Satz 1. 
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Die „vorwiegende“ Verurſachung des Schadens iſt vom Geſetze als der Vergleichungs⸗ 
punkt ausdrücklich hervorgehoben. Mithin aber muß vornehmlich gerade die Urſächlichkeit des 
Handelns gegeneinander abgewogen werden (MG JW 1912, 311% Warn 1911 Nr 340). 
Daneben will indeſſen das Geſetz auch die ſonſtigen Umſtände des Falles beachtet wiſſen 
und dabei allerdings auch namentlich die Frage, welchem Teile bei der Verurſachung der 
Schadens das ſtärkere Verſchulden zur Laſt fällt (RG 68, 422; 69, 57; JW 1912, 1381, 
welche Frage übrigens auch dabei eine Rolle ſpielen kann, ob einem Argliſtigen gegenüber 
die Berufung auf Mitverſchulden zuläſſig iſt (MG Warn 1919 Nr 33). Hat der Empfanger von 
Schecks einer Bank jene ſo ſorglos aufbewahrt, daß ſie auch Unberufenen zugänglich waren, 
und hat ein Dritter infolgedeſſen einen Scheck ausgefüllt und mit dem Fakſimileſtempel des 
Empfängers den Scheck unterzeichnet, daraufhin aber von der Bank Geld erhoben, dann iſt 
unter gewöhnlichen Umſtänden anzunehmen, daß der Empfänger des Schects ſeinen Schaden 
allein verurſacht hat (RG 81, 58). Es iſt nach dem Geſetze auch ſogar vorſätzuchen Schadi. 
gungen gegenüber ſelbſt ein auf bloßer Fahrläſſigkeit beruhendes mitwirkendes Verſchulden, 
wenn auch nicht in der Regel, fo doch möglicherweiſe zu beachten (MC 69, 1813 76, 323). Nur 
kann die Vergleichung eines beiderſeitigen Verſchuldens überall da überhaupt nicht in Frage 
kommen, wo der Verpflichtete grundſätzlich auch ohne Rückſicht auf Verſchulden haftet (oben 
Abſ 2). Zu prüfen iſt ſchließlich alſo überall da, wo das Verhalten beider Teile von urjächlicher Be 
deutung geworden iſt, in welchem Maße die Handlungsweiſe des einen oder des andern Teiles 
zum Erfolge beigetragen hat (RG 54, 13: Warn 08 Nr 19 u. 445; 1911 Nr 64), in denjenigen 
Fällen ſodann, wo der Erſaßzpflichtige kraft Geſetzes oder zufolge rechtsgeſchäftlicher Ubernahme 
einer Gefahr haftet, in welchem Maße einerſeits das ſchuldhafte Verhalten des Beſchädigten 
und anderſeits die die Haftung des Erſatzpflichtigen begründenden Umſtände ſelbſt (die 
von einem Tiere ausgehende Gefahr, die mit dem Eiſenbahnbetriebe verbundene Gefahr, die 
bei der Übernahme einer Verſicherung in Frage ſtehende Gefahr) als Urſache für den Schaden 
anzuſehen find (RG JW 03 Beil 136 Nr 298, 299 und Seuff A 59 Nr 224; R 56, 154; 62, 350; 
Warn 08 Nr 606 fotvie 290 u. 291; ferner 1011 Nr 340). In denjenigen Fallen endlich, in 
denen der haftbar Gemachte für das Verſchulden Dritter einzuſtehen hat (5 278) ift zu erwagen, 
ob das Verhalten der Hilfsperſonen oder das des Beſchädigten als Haupturſache anzuſehen 
iſt (RG 69, 57). Hiernach kann ſich im Einzelfalle ſogar ergeben, daß das ſchuldhaſte Verhalten 
des Geſchädigten völlig bedeutungslos ift, oder umgekehrt kann fid auch das Verſchulden des 
Beſchädigten als von ſo überwiegender Bedeutung erweiſen, daß es allein als urſächlich an- 
zuſehen iſt. Im erſten Falle hat der Erſatzpflichtige den vollen Schaden zu erſetzen; im zweiten 
Falle beſteht für ihn keine Verpflichtung (ZW 06, 54%; Warn 08 Nr 578). Wäre anzunehmen, 
daß das Maß der Urſächlichteit auf beiden Seiten gleich zu bewerten ift, fo würde der Erſatz⸗ 
pflichtige nur für die Hälfte des Schadens aufzukommen haben (NG 28. 11. 04 VI 285/04); 
und wäre endlich die Urſächlichkeit zu Laſten beider Teile je nach einem verſchiedenen Verhält: 
niſſe als gegeben anzuſehen, ſo müßte der Umfang des zu leiſtenden Erſatzes dieſem Verhält- 
niſſe entſprechend bemeſſen werden (NG JW 03 Beil 67 Nr 155 u. 121 Nr 268 für den Rechts 
kreis des Haftpflichtgeſetzes). Der 9 254 iſt auch dann anwendbar, wenn die ſchädliche Handlungs. 
weiſe des anderen deswegen keine rechtswidrige war, weil ſie infolge des rechtswidrigen Ver⸗ 
haltens des Geſchädigten notwendig geworden war (RG Seuff A 48 Nr 48). — Stehen dem 
Geſchädigten mehrere Haft bare als Geſamtſchuldner gegenüber, ſo kann ſein Verſchulden 
im Verhältniſſe zu dem des einen Täters größer fein, als zu dem des andern, ſo daß der eine 
einen gewiſſen Erſatz zu leiſten hat, als der andere (RG Gruch 54, 414) _ 

2. Abſ 2 enthält lediglich einen beſonderen Anwendungsfall des in Ab} 1 euägefprodienen 
allgemeinen Grundſatzes. Das in ihm ebenfalls vorausgeſetzte Verſchulden des Beſchädigten 
beſteht hier in unterlaſſungen. Damit iſt zugleich die Verpflichtung anerkannt, ſogar bei 
ſchuldhaftem Verhalten des andern Teiles das zur völligen Abwendung oder wenigſtens 
zur Minderung des Schadens, jedenfalls aber zur Verhütung eines ungewöhnlich hohen 
Schadens Erforderliche, nach Möglichkeit beizutragen, in der letzten Hinſicht, indem der 
Schuldner auf die Möglichkeit eines derartigen Schadens aufmerkſam gemacht wird 
(RG Warn 1911 Nr 10). Auf die Unterlaffung deſſen kann ſich jedoch der Schädiger dann 
nicht berufen, wenn der Geſchädigte nachweiſt, daß jener auch im Falle eines Hinweiſes 
auf die Gefahr nichts veranlaßt haben würde (96 22. 11. 13 V 260/18). Zur Abwendung 
des Schadens kann auch die Ergreifung ſolcher erit nachtraͤglich er Maßregeln 
geboten ſein, die den bereits eingetretenen Schaden zu beſeitigen geeignet wären. — Das 
bezeichnete Verſchulden des Beſchädigten fett nicht die Verletzung eiuer beſonderen Rechts- 
pflicht voraus, ſondern umfaßt jeden Verſtoß gegen Treu u ud Glauben nach der 
Verkehrsſitte, ein Unterlaſſen derjenigen Maßregel mithin, die nach der Auffaſſung des 

zebens ein ordentlicher Mann hätte anwenden müſſen, um Schaden von ſich abzuwenden 
(RG 52, 351; 71, 216). So kann ein mitwirkendes Verſchulden auch darin gefunden 
werden, daß der Geſchädigte, auf die Schadeuserſatzpflicht des andern pochend, ein Grund 
ſtück trotz feiner Fähigkeit hierzu nicht meiſtbietend erſtanden und die dazu erforderte 
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Sicherheit nicht geleiſtet hat (MG JW 15, 10018). Die Pflichtverletzung muß auf Vorſatz 
oder Fahrläſſigkeit beruhen (RG 54, 411) und kann daher auch dann vorliegen, wenn der 
Geſchädigte den Schaden nicht gekannt hat, falls nämlich dieſe Nichtkenntnis auf Fahrläſſig⸗ 
keit zurückzuführen iſt (RG 4. 7. 05 III 580/04). Eine ſchuldhafte Unterlaſſung liegt bei⸗ 
ſpielsweiſe vor, wenn Adem J ein Paket zur Beförderung übergibt, ohne ihn auf den an fich 
nicht erſichtlichen wertvollen Inhalt aufmerkſam zu machen, oder wenn der Käufer zur Ab⸗ 
wendung des Schadens einen Deckungskauf, der ſich nur unter erheblichen Aufwendungen be 
werkſtelligen läßt, vornimmt, ohne den Verkäufer darauf hinzuweiſen (RG 18. 11. 15 V 
224/15), oder wenn der Beſchädigte ſchuldhaft eine nachträgliche Beſſerung feines Zuſtandes 
hindert (RG 60, 149; 68, 352; 83, 17; Warn 1913, Nr 131), oder wenn derjenige, der einen 
in zweiter Linie haftenden Beamten aus $ 839 in Anſpruch nehmen will, ſchuldhaft unterläßt, 
zuvor gegen den in erſter Linie verpflichteten Beamten vorzugehen (RG 80, 256). Der gegen 
Einbruchsdiebſtahl Verſicherte hat nach Kräften alles zur Wiedererlangung der Sache Geeignete 
vorzunehmen; die Unterlaſſung deſſen kann eine Pflichtverletzung darſtellen, auf die der 
Schaden des Verſicherers urſächlich zurückzuführen wäre (RG Warn 1913 Nr 270). Eine Ver⸗ 
pflichtung zur Vornahme des Deckungsverkaufs kann erſt daun in Frage kommen, wenn der 
Verkäufer bereits den Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung gewählt hat, da er 
bis dahin ſich noch ſelbſt erfüllungsbereit halten muß (RG JW 1914, 722). Unter beſonderen 
Umſtänden iſt aber die Vornahme des Deckungskaufs (oder Verkaufs) mit Rückſicht auf die 
im kaufmänniſchen Verkehre gebotene Sorgfalt als Abwendungsmaßregel notwendig (RG, 
58, 327; JW 1910, 613%. — Die Vorausſetzung eines ungewöhnlich hohen Schadens iſt ge⸗ 
geben, wenn der Schaden hinſichtlich der Höhe fo ſehr von einem gewöhnlichen Schaden ab» 
weicht, daß es deshalb gegen Treu und Glauben verſtieße, wenn der Gefährdete den andern 
nicht auf die Gefahr eines ſolchen Schadens aufmerkſam machte (RG IW 1911, 351%); 3. B. 
dann, wenn einem Hypothekengläubiger, dem wegen nicht rechtzeitiger Zahlung der an einem 
beſtimmten Tage fälligen Hypothek ein ungewöhnlich hoher Schaden entſteht (etwa wegen 
Entgehens der Gelegenheit zu einer außergewöhnlich günſtigen Unterbringung des Kapitals) 
und er unterläßt, den Schuldner auf dieſe Gefahr aufmerkſam zu machen, es ſei denn, daß 
der Schuldner den fälligen Betrag doch nicht rechtzeitig hätte beſchaffen können (RG Warn 1911 
Nr 10). Daß der Beſchädigte ſchon die konkrete Gefahr vorausgeſehen 
hat, iſt nicht erforderlich; es genügt, wenn er das Vorhandenſein einer Gefahr 
überhaupt erkannt hat, und dennoch ſchwieg oder untätig blieb. Die Vorſchrift des 
§ 254 Abs 2 lerſter Fall) iſt gegen den Beſchädigten nur dann anwendbar, wenn die 
(außergewöhnliche) Höhe des Schadens durch Umſtände herbeigeführzworden iſt, deren 
Eintritt der Schädiger nicht vorausſehen konnte, während der Beſchädigte in der Lage war, 
ſie vorauszuſehen, und deshalb Treu und Glauben erfordert haben würden, daß er den 
Schädiger darüber aufklärte (RG 24. 9. 19 V 145/19). Dem Geſchädigten ſteht überdies der 
Nachweis frei, daß ſeine Unterlaſſung mit der Höhe des Schadens nicht in urſächlichem Zu⸗ 
ſammenhange ſteht (Rh Seuffa 62 Nr 132). — Einwände wegen Unterlajfung der Ab- 
wendung oder Minderung des Schadens (negligentia in custodiendo) kommen häufig vor 
bei Betriebsunfällen im Gebiete des Haftpflichtgeſetzes, ferner im Gebiete 
des 8 326 in der Form, daß der Schuldner geltend macht, der Gläubiger habe bei der Vor⸗ 
nahme des Deckungskaufs ſchuldhaft gehandelt (RG 57,106). Iſt der Käufer wegen Nicht 
abnahme der Kaufſache auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung in Anfpruc genommen, dann 
kann er nicht entgegenhalten, daß er vom Verkäufer nicht auf den im Unterſchiede zwiſchen 
dem Verkaufspreiſe und dem Einkaufspreiſe beſtehenden Schaden aufmerkſam gemacht worden 
iſt; auch nicht, daß der Verkäufer dem nach Eintritt des Verzuges des Käufers bie Gewährung 
der Sache unmöglich geworden iſt (weil nämlich der Dritte, von dem der Verkäufer die Sache 
beziehen wollte, dieſe inzwiſchen anderweit verkaufte), dieſen Weiterverkauf nicht gehindert 
hat (RG LZ 1919, 1074). — Ob der Schaden durch eine poſitive Tätigkeit oder durch eine 
Unterlaſſung des haftbar Gemachten herbeigeführt worden, ift unerheblich (RG JW 08 Beil 121 
Nr 267). Bei Vertragsv erletzungen enthält die Vorſchrift des § 254 Abf.2 eine Milderung 
des Grundſatzes, daß die Verpflichtung zum Schadenserſatze den ganzen, ſelbſt den nicht 
vorausſehbar geweſenen Schaden umfaßt (MG 12. 10. 06 II 106/06). Vgl. über einzelne 
ſonſtige Auwendungsfälle unten A 4. Solange der Beſchädigte die nachteilige Folge durch 
Rechtsbehelfe abwenden kaun, if der Schaden überhaupt noch nicht endgultig entſtanden 
(RG 75, 113). Ob aber in dem Unterlaſſen der Ergreifung von Rechtsmitteln (namentlich 
gegen Eutſcheidungen oder Anordnungen von untergeordneten Verwaltungsbehörden) ein 
Verſchulden liegt oder nicht liegt, iſt im einzelnen Falle nach den Umſtänden zu prüfen, wobei 
es beſonders auf die Ausſichten des etwaigen Rechtsmittels ankommt (RG 12. 6. 11 11 597/10; 
ferner Warn 1912 Nr 65; 1916 Nr 276; Gruch 58, 917). Im Zweifelsfalle liegt der Beweis 
dafür, daß der Rechtsbehelf von Erfolg geweſen wäre, dem Beklagten ob, da es ſich hier nicht 
um eine Vorausſetzung für die Eutſtehung des Schadens und für die Haftung des Täters, 
ſondern um einen Grund für deſſen Entlaftung handelt (RS 13. 11. 12 V 207/12). Iſt jemand 
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(der Ausſteller eines Wechſels) einem andern (dem Gefälligkeitsakzeptanten) für deſſen Ju⸗ 
anſpruchnahme durch einen Dritten (den Wechſelinhaber) haftbar, dann darf der andere die 
ihm zu erſtattenden Koſten nicht dadurch erhöhen, daß er auf die Klage des Dritten nutzloſe 
Einwendungen erhebt (RG 77, 29). Wer gegen die Beeinträchtigung ſeiner Grundgerechtigkeit 
Klage erhoben hat, braucht ſich nicht ohne weiteres vorwerfen zu laſſen, daß er nicht eine 
Regelung ſchon im Wege der einſtweiligen Verfügung verſucht habe (RG 11. 12. 18 V 272/18). 

Der Ausdruck Schuldner in Abf ſoll nicht beſagen, daß ein bereits beſtehendes Schuld⸗ 
an vorauszuſetzen iſt; er will vielmehr nur die haftbar gemachte Perſönlichkeit be⸗ 
zeichnen. 5 

3. Dieſe Bezugnahme auf 8 278 beſagt, daß der Geſchädigte es ſich unmittelbar zuzu- 
rechnen hat, wenn ſeinem geſetzlichen Vertreter oder demjenigen, deſſen er ſich zur Erfüllung 
eiuer Verbindlichkeit bedient, ein Verſchulden zur Laſt fällt (NG 60, 316; ferner 382, 
das Verſehen eines Rechtsanwalts betreffend. Vgl. auch RG 56 S. 155, 378; 59, 305; Warn 
1910 Nr 234; auch A 1 a. E.; ferner $ 426 Anm 1, wonach $ 278 in Verbindung mit § 254 
auch bei der Ausgleichung zwiſchen Geſamtſchuldnern anwendbar ift (RG 69, 422; 75, 251; 
Warn 1911 Nr 394, JW 1912, 141 u. 865 2). In übrigen findet die Vorſchrift des Satzes 2 
bj 2 auch auf das im Abf 1 behandelte, ſchon bei der Entſtehung des Schadens mitwirkende 
Verſchulden Anwendung (RG 62, 106; 75, 114; SeuffA 71 Nr 108). Der Beſchädigte haftet 
mithin gegebenenfalls in eben dem Maße für ſeine Erfüllungsgehilfen oder Vertreter wie 
gegebenenfalls der Schädiger für feine Erfüllungsgehilfen (RG 79, 312; JW 1912, 18812). 
Dies führt alſo dazu, dem Gläubiger die Vertretung für das Verſchulden eines wirklichen 
Erfüllungsgehilfen im Sinne des $ 278 aufzulegen (RG 75, 114), und es greift Abſ 2 Satz 1 
hier daher nicht nur bei ſchuldhaften Unterlaſſungen, ſondern auch bei poſitivem ſchuldhaften 
Tun eines ſolchen Gehilfen (N& 55, 332; 62, 108) Platz. Vorausſetzung für die Mitberück⸗ 
ſichtigung des § 278 ift aber ſtets, daß es ſich um die Erfüllung einer Verbindlichkeit handelt, 
oder daß wenigſtens etwas einer Verbindlichkeit Ahnliches vorliegt, was erfüllt werden kann, 
während die Mitverwertung des § 278 über jene Grenze hinaus, insbeſondere bei Schadens⸗ 
zufugungen durch eine unerlaubte Handlung, unzuläſſig iſt (RG) 75, 258; 77, 211; 79, 319; 
91, 138). Nach ſeinem allgemeinen Rechtsgedanken jedoch, wonach der Beſchädigte auch für 
ſeine Hilfsperſonen einftehen ſoll, ift der $ 254 auch in Verbindung mit $ 831 entſprechend 
anwendbar, wenn ein Verſchulden des vom Beſchädigten zu einer Verrichtung Beſtellten bei 
ber Entftehung des Schadens mitwirkt, jo beiſpielsweiſe, wenn der Kutſcher des Beſchädigten 
(MG 77, 211), oder der von ihm verwendete Chauffeur (RG 79, 319; Seuffa 71 Nr 108) 
den Zuſammenſtoß mitverſchuldet, durch den die Verletzung des Beſchädigten lorbeigeführt 
wird. Allerdings braucht ſich der Beſchädigte auch hier das etwaige Mitverſchulden des mit 
der Verrichtung Beſtellten dann nicht zurechnen zu laſſen, wenn er den ihm freistehenden 
Nachweis erbringt (J 831), daß er bei der Auswahl des Beſtellten die erſorverliche Sorgfalt 
angewendet hat. Das Verſchulden ſeines approbierten Arztes braucht der Verletzte nicht zu 
vertreten (NG Warn 1913 Nr 131). 

4. Anwendungsgebiet des § 254. Er greift nach ſtändiger Rechtſprechung des Reichs⸗ 
gerichts in allen durch das BOB beſtimmten Fällen der Schadenserſatpflicht a) unmittelbar 
Platz (RG 62, 348; Warn 1910 Nr 419), mag Vertragsſchaden wegen Nichterfüllung (RG, 
57, 107, Kauf; 69, 381, Werkvertrag betreffend; 71, 188; 94, 140; JW 1919, 3085, betreffs 
eines Schadenserſatzes aus $ 325), oder Haftung wegen unerlaubter Handlungen oder endlich 
auf Grund des Haftpflichtgeſetzes in Frage ſtehen (NG JW 1912, 715; vgl. auch 8 846); ſofern 
ſich nur eine Verpflichtung zunt Schadenserſatze ergibt (RG 57, . Der $ 254 iſt ſonſt 
noch anwendbar auch in den Fallen des § 945 ZPO (RG JW 07, 485%); ferner in den Fällen 
des internationalen Übereinkommens vom 14. 10. 90 (RG 67, 171). Anderſeits beſchränkt 
ſich das unmittelbare Anwendungsgebiet des § 254 auf die Fälle des Schadenserſatzes, und es 
kann aus ihm insbeſondere nicht ein Rechtsſatz des Inhalts hergeleitet werden, daß jedes 
Verſchulden, aus dem Rechtsfolgen hergeleitet werden, durch das mitwirkende Verſchulden 
des andern entkräftet oder gemindert werde (NG Warn 1910 Nr 266; 15. 6. 18 V 58/18). 
Unverwendbar ift $ 254 auch gegenüber der Eigentumsklage auf Herausgabe (NG J 
1918, 7315); anwendbar aber wird er wiederum, wenn nicht die Herausgabe der Sache, ſondern 
ſtatt deſſen Schadenserſatz gefordert wird, ſei es in Geld, ſei es durch Leiſtung einer andern 
gleichwertigen Gattungsſache (RG 93, 281, hier war Erſatz für abhanden gekommene Pfand⸗ 
briefe durch Gewährung gleichartiger Pfandbriefe verlangt worden; ferner Warn 1910 Nr 419). 
Weil es ſich nicht um eine Forderung auf Schadenserſatz handelt, ſondern nur um Wert 
ersatz iſt für 8 254 im Falle des § 915 bei nicht ſchuldhafter Überbauung fremden Bodens 
ebenfalls kein Raum (RG 74, 87). Es kaun aud) ein bei großer Havarie Beteiligter, der die 
Gefahr mitverſchuldet und deswegen den Anspruch auf Vergütung verwirkt hat, nicht geltend 
zuachen. daß auch andere Beteiligte ein Verſchulden trifft (RG 62, 423). b) Eine nur ent⸗ 
f zechende Anwendung ift, ohne daß Schadenserſatz verlangt wird, überall da ſtatthaft, wo 

as Verſchulden von zwei oder mehr Perſonen als mitwirkende Urſache in Frage ſteht, ohne daß 
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der Fall durch beſondere geſetzliche Beſtimmungen geregelt wäre (RG JW 1912, 71%). So ins- 
beſondere dann, wenn es ſich um Unmöglichkeit der Leiſtung gemäß §8 324, 325 handelt und die 
Unmöglichkeit teils von der einen, teils von der andern Partei herbeigeführt worden iſt; des⸗ 
gleichen, wenn bei Wandlungsanſprüchen in Frage kommt, auf weſſen Verſchulden die Unmöglich⸗ 
keit der Rückgewähr zurückzuführen iſt (M& 56, 267; 71, 191; 94, 141); ferner auch bei der 
Verteilung des Schadeus unter mehrere, einem Dritten aus unerlaubter Handlung haftende 
Geſamtſchuldner gemäß 8 426 (RG 75, 251; vgl. $ 426 A 2); endlich bei der Ausgleichung 
nach § 9 KraftFahrch (R JW 1912, 707); oder wenn mehrere Halter eines Kraftfahrzeuges, 
oder der Halter und der Kraftwagenführer (88 17, 18 Kraft Fahrch), oder die Genannten und 
ſonſt noch ein Dritter hinſichtlich des Unfalls als Geſamtſchuldner haftbar find (RG 87, 67; 
vgl. auch 8 426 A 1). Eine entſprechende Anwendung der Vorſchrift des 8 829 
(Schadloshaltung durch einen von der Schadenserſatzpflicht Befreiten) auf die Fälle des 
$ 254 iſt wegen ihrer beſonderen Natur unzuläſſig (RG ZW 03 Beil 122 270). Eine ent⸗ 
ſprechende Anwendung des $ 254 iſt weiter abgelehnt worden, wenn der Schaden durch die 
Eiſenbahn verurſacht worden und ein Tier den Schaden gemäß 8 833 mit verurſacht hat 
(RG IW 1915, 324). Bei dem Anſpruche auf Werterſatz wegen Enteignung iſt die 
unmittelbare Anwendung des 8 254 ebenfalls unſtatthaft; es kann ſich höchſtens um eine 
ſinngemäße Verwertung des Grundgedankens handeln (RG 21. 6. 07 VII 442/06). Völlig 
unanwendbar iſt $ 254 auch im Falle des § 136 GewuG (Haftung des Unternehmers für 
Aufwendungen der Genoſſenſchaft, RG 62, 429); desgleichen bei den nach § 25 des preuß. 
Eiſenbahngeſetzes zu beurteilenden Fällen (RG 63, 272). 

Anwendbar ift der $ 254 im übrigen nur da, wo der Beſchädigte ſelbſt den Anſpruch 
erhebt. Das iſt im Sinne des $ 254 derjenige, der einen Vermögensſchaden erlitten hat und da⸗ 
für Erſatz fordert (RG 54, 407), und auch er kann ſich auf § 254 nur infoweit ſtützen, als 
er in Anſpruch genommen iſt, und nicht auch inſoweit, als ein Schaden für ihn erſt durch 
die Inanſpruchnahme entſteht uch 75, 113). Die Anwendbarkeit des 8 254 ift beiſpielsweife 
ausgeſchloſſen, wenn nicht der Verletzte klagt, ſondern der Geſchäftsführer ohne Auftrag von 
dem Erſatzpflichtigen die Erſtattung der Aufwendungen verlangt, die er für den Erſatzberechtigten 
gemacht hat (RG JW 05, 5311). Wenn jedoch aus der Verletzung oder Tötung einer Perſon 
Anſprüche mittelbar für einen Dritten entſtehen (88 844, 845), findet § 254 auch 
dieſem gegenüber derart Anwendung, daß es auf ſein „mitwirkendes Verſchulden“ ankommt 
(RG 55, 24). Keinesfalls kommt der § 254 auch dem Beſchädigten zugute, und deshalb 
kann der Erklärungsempfänger, der des Entſchädigungsanſpruchs aus § 122 Abſ I nach 
Abſ 2 daſelbſt wegen eigener Fahrlaſſigkeit verluſtig geht, nicht gemäß § 254 mitwirkendes 
Verſchulden des Erklärenden geltend machen; auch eine entſprechende Anwendung des 8 254 
1 55 e da nicht ein Anſpruch auf Schadenserſatz gegebenenfalls beſteht 

89). N 

5. Die prozeſſuale Behandlung. Von Amts wegen iſt ein eigenes Verſchulden des Ver ⸗ 
letzten nicht zu berückſichtigen; ein ſolches geltend zu machen, iſt Sache der Einrede (RG 
51, 186; 55, 321; 59, 311; JW 06, 85 u. 09, 139), wobei es jedoch genügt, daß die Be- 
hauptungen des Beklagten ſeine Abſicht erkennen laſſen, das eigene Verhalten des Klägers 
zur Abwehr feiner Anſprüche zu verwerten (RG Warn 08 Nr 608). Solange Art und 
Umfang des Verſchuldens des Beſchädigten und deſſen urſächliche Bedeutung nicht feſt⸗ 
ſtehen, kann nicht abgemeffen werden, inwieweit der Schaden von dem einen oder andern 
Teile verurſacht worden iſt (Rc J 05, 445). Das bei der Entſtehung des Schadens mit⸗ 
wirkende Verſchulden des Beſchädigten muß bereits in dem etwa nur über den Grund 
des Anſpruchs ergehenden Urteile feſtgeſtellt werden (RG 58, 117; 62, 148 JW 
08, 558225; Warn 09 Nr 128 u. 540; Gruch 48, 591; 50, 1012). In RG Warn 09 Nr 112 
iſt es allerdings auch für zuläſſig erklart worden, daß das Gericht im Grundurteil die An- 
wendung des $ 254 dem Verfahren über den Antrag vorbehält, ein ſolches Urteil erlangt 
in dieſem Sinne die Rechtskraft. Gegebenenfalls iſt auch die Quote der Haftung bereits 
feſtzuſtellen (Rö JW 05, 284°). Der nämliche Grundſatz greift auch für den Feſtſtellungs⸗ 
prozeß Platz (RG Warn 1918 Nr 187). Das Zwiſchenurteil im Sinne des § 304 ſchließt 
eine nachträgliche Erörterung der Frage des mitwirkenden Verſchuldens aus (RG Warn 
1910 Nr 477), ſoweit nicht die Frage nach dem mitwirkenden Verſchulden auch bei Prüfung 
des Umfangs der Erſatzpflicht in Betracht kommen muß (RG 81, 272; Gruch 54, 1145). 
Die Abwägung des Verhältniſſes zwiſchen dem beiderſeitigen Verſchulden unterliegt der 
Nachprüfung des Reviſionsgerichts, das die Abgrenzung ohne Zurüctverweiſung ab 
ändern kann (MG JW 04, 448°; 06, 5449; 1912, 71%). Die Beweislaſt kehrt ſich um, 
wenn jemand außerhalb eines vertraglichen Verhältaiſſes dem Gegner die ihm an ſich ob. 
liegende Beweisführung durch ein nach dem allgemeinen Rechtsbewußtſein verwerfliches 
Verhalten vereitelt (R 60, 147). 5 IE 

6. Übergangszeit. Das Geſetz hat keine rückwirkende Kraft; iſt mithin eine vor dem 
J. 1. 00 entſtandene Vertragspflicht verletzt worden, jo iſt das alte Recht, nicht aber 8 254 
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auzuwenden (RG JW 05, 380). Der Einfluß des mitwirkenden Verſchuldens des durch 
den Erfüllungsverzug des Schuldners geſchädigten Gläubigers iſt bei einem unter der Herr⸗ 
ſchaft des früheren Rechtes begründeten Schuldverhältniſſe, wie auch der Verzug ſelbſt nach 
dem früheren Rechte zu beurteilen (RG Warn 1911 Nr 339). g 

7. Einzelfälle. a) Allgemeine Grundſätze: Mitwirkendes Verſchulden des Ge⸗ 
ſchädigten wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der Täter pflichtwidrig gehandelt hat, falls 
nur der Geſchädigte auch mit einer ſolchen Pflichtwidrigkeit rechnen mußte (RO Warn 1910 
Nr 419). Der $ 254 iſt auch dann anwendbar, wenn die ſchädliche Handlungsweiſe des 
andern deswegen keine rechtswidrige war, weil ſie infolge des rechtswidrigen Verhaltens 
des Geſchädigten notwendig geworden war (Seuffa 48 Nr 48). Wer einen andern argliſtig 
zum Vertragſchluſſe beſtimmt hat, kann ſich nicht auf die Fahrläſſigkeit des andern gegen: 
über jener Argliſt berufen (RG Warn 08 Nr 49 u. 446: 1911 Nr 64). Jedoch, greift 8 254 
ein, wenn beide Teile einander argliſtig täuſchten (RG SeuffA 63 Nr 222). Arglißigem 
Verhalten gegenüber iſt bloß fahrläſſiges in der Regel (RG 76, 323; JW 1911, 91% kein 
Mitverſchulden im Sinne von $ 254 (RG 69, 281; Warn 08 Nr 49 u. 446). Es kann aber 
auch unter ganz beſonderen Umſtänden das Gegenteil zutreffen (RG 76, 322; SeuffA 67 
Nr 196). Der wegen einer unerlaubten Handlung in Anſpruch Genommene wird nicht 
dadurch frei, daß dem Geſchädigten ebenfalls eine ſittenwidrige Handlung zur Laſt fällt 
(RG JW 1913, 734). Der wegen Nichterfüllung des Vertrags in Anſpruch genommene 
Schuldner kann ſich nicht darauf berufen, daß der Gläubiger ihn nicht auf die Unregel⸗ 
mäßigkeiten ſeines mit der Erfüllung beauftragten Gehilfen aufmerkſam gemacht hat 
(RS 75, 109). Nicht jede Verfehlung gegen ein behördliches Verbot begründet 
ein Verſchulden; es kommt vielmehr auch hier darauf an, ob das im Verkehr erforder: 
liche Maß von Aufmerkſamkeit verletzt iſt (R 29. 3. 06 VI 280/05). Dem Verletzten, 
deſſen Verſchulden feſtgeſtellt iſt, ſteht der Beweis frei, daß durch Verletzun 1 Dienſt⸗ 
vorſchrift von ſeiten des Beklagten die Betriebsgefahr erhöht worden iſt ( Warn 09 
Nr 129; 1911 Nr 91 u. 90). Ein Rechtsſatz, daß jedes Verſchulden, woraus Rechts 
folgen für einen andern hergeleitet werden, durch ein mitwirkendes Verſchulden des andern 
entkräftet oder vermindert wird, beſteht auch nicht auf Grund des § 254 (ME 62, 420 51 
$ 702 HGB). Im Sinne des $ 254 Abſ 2 handelt nicht ſchuldhaft, wer ſich bewußt 
in eine Gefahr begibt, wenn das zur Abwendung einer dringenden Gefahr für 
Gut und Leben geboten war (beiſpielsweiſe, um eine Perſon vor der herannahenden Loko⸗ 
motive wegzureißen; RG JW 02, 18655), oder um ein ſcheu gewordenes Tier zu retten; 
oder wer verſucht, eine durch ein Tier herbeigeführte Gefährdung zu beſeitigen, ſelbſt 
wenn er in der Aufregung ſachwidrig handelt (R 10. 10. 10 IV 138/10) Es iſt auch 
nicht anzuerkennen, daß derjenige, der ſich bewußt einer an ſich möglichen Gefahr ausſetzt, 
hierdurch ſtets und unbedingt ſchuldhaft handelt, beiſpielsweiſe wenn er eine die Mög⸗ 
lichkeit einer Gefahr einſchließende Verrichtung mit einem Tier vornimmt (G 18. 10. 10 
IV 58/10). Vgl. anderſeits RG Warn 09 Nr 357, ſowie Id 1910, 400 1912, 85719, be. 
treffend: „Handeln auf eigene Gefahr“ und ſtillſchweigende Übernahme der Gefahr dem 
Gegner gegenüber. Schuldhaft aber handelt, wer ſich ohne Not in Gefahr begibt, 
beiſpielsweiſe bei fehlender, vom Hauseigentümer unterlaſſener Treppenbeleuchtung kein 
Licht beſchafft oder nicht wenigſtens mit aller Vorſicht die Treppe benutzt (R 20. 9. 04 VI 
142/04), oder als Wirtshausgaſt einen ihm unbekannten dunklen Korridor betritt, wobei 
das Verſchulden des Wirtes zu einem Drittel überwiegend it (Rich J 05, 447), oder wer 
einen näheren unbeſtreuten, ſteileren Weg wählt, während die Hauptitraße beſtreut ift; 
fein Verſchulden ift überwiegend (RC JW 05, 284°; 1910, 61810; 1912, 1060 ); desgleichen, 
wer eine Straße trotz Kenntnis ihres ſchlechten Zuſtandes ohne gehörige Vorſichtsmaßregeln 
benutzt (NG Warn 09 Nr 76); endlich wer beim Ausſteigen aus einem, ſtehenden Zuge die 
Griffſtangen nicht benutzt (R Warn 1911 Nr 284). Selbſtverſchulden iſt nicht ohne weiteres 
anzunehmen, wenn ſich ein Beſchädigter, den herrſchenden Anſchauungen feiner Kreiſe fol- 
gend, in die Behandlung eines Naturheilkundigen (Knochenflickers, begibt (MG Gruch 
60, 307ff.). — Wenn ein Mieter die ſchon länger heftehende Schadhaftigteit der Treppe 
kennt und nie dagegen Einwand erhoben hat, daß der Wirt ihre Beleuchtung den Mietern 
überlaſſen hat, demnächſt aber zu Schaden kommt, ſo liegt ausſchließlich eigenes Verſchulden 
vor (RG JW 05, 7712). Ein Mieter, der durch die mangelhafte Beſchaffenheit der Woh⸗ 
nung zu Schaden gekommen iſt, geht ſeines Erſatzanſpruchs noch nicht dadurch verluſtig, daß 
er trotz Kenntnis der Schadhaftigkeit der Wohnung nicht gekündigt hat ME IW 1916, 3035). 
Wer in einem fremden Hauſe im Dunkeln die nicht beleuchtete Treppe hinaufſteigt, ohne 
Vorſichtsmaßregeln zu gebrauchen, handelt fahrläſſig; doch tritt daneben das Verſchulden 
des Hauswirts nicht völlig zurück (NG 27. 6. 07 VI 468/06; ähnlich Rh 18. 10. 06 VI 33/06). 
Beſſduch einen Unfall in feiner Geſundheit Beſchädigte muß die zur Herftellung oder 
Beſſerung feiner Krankheit ſich darbietenden Mittel anwenden, nötigenfalls ſich auch 
ärztliche Behandlung in einer Nervenanltalt (RG 60, 147), oder einer Operation (RG 


Verpflichtung zur Leiſtung 8 254 347 


Warn 1912 Nr 63) unterziehen. Dieſes aber nur unter der Vorausſetzung, daß die Operation 
gefahrlos iſt (daher niemals bei Notwendigkeit einer Narkoſe); daß ſie auch nicht mit nennens⸗ 
werten Schmerzen verbunden iſt, daß anderſeits aber eine weſentliche Beſſerung der Leiſtungs⸗ 
fähigkeit zu erwarten iſt und der Verpflichtete die Operationskoſten übernimmt; die Haftung 
für das Mißlingen trägt der Verpflichtete; weiſt dieſer das Vorhandeuſein der Vorausſetzungen, 
unter deuen ſich der Verletzte der Operation zu unterziehen hätte, nach, dann erwächſt ihm 
hieraus gegebenenfalls ein rechtsvernichtender Einwand, den der Verletzte zu entkräften 
hat (RG 83, 17; Warn 08 Nr 21). Denn es genügt, daß der Verletzte zur Entſtehung des 
Schadens durch feine Unterlaſſung beiträgt. Jedoch iſt er nicht verpflichtet, jede ärztliche 
Anregung ohne weiteres zu befolgen (MG Warn 09 Nr 130); anderſeits haftet er nicht für 
das Verſchulden eines approbierten Arztes (RG Warn 1913 Nr 131). Der Schädiger, durch 
deſſen Schuld eine ärztliche Behandlung notwendig geworden iſt, muß für ein Verſehen 
des Arztes einſtehen (NG JW 1911, 7545). Der Verletzte haftet nicht für den Arzt nach 
$ 278 (RG 72, 219). Über Abgrenzung zwiſchen den Pflichten eines Wirtes gegen⸗ 
über dem Gaſte und anderſeits dem mitwirkenden Verſchulden des Gaſtes vgl. RG JW 
1912, 7932. Eine Verpflichtung für den Hypothekengläubiger, bei der Verſteigerung 
des Grundſtücks mitzubieten, um den Ausfall der Hypothek zu hindern, beſteht nicht (RG 
80, 161). Der Erwerber von Aktien, die auf Grund eines unrichtigen (gefälſchten) 
Proſpektes ausgegeben find, trifft nicht mitwirkendes Verſchulden, wenn er die Richtigkeit 
des Prospekts nicht nachprüft (RG 80, 202). 


y) Haftung einer Stadt wegen Veruachläſſigung der Aufſicht über die Ver⸗ 
kehrsſicherheit, falls eine den Rinnſtein verdeckende Bohle infolge ihrer mangelhaften Be⸗ 
ſchaffenheit längere Zeit hindurch nicht feſtliegt, und hierdurch Schaden entſteht (RG 15. 11. 06 
VI 81/06). Eine Gemeinde, die Straßenbauten an einen Unternehmer vergibt und dieſen 
zum Anbringen von Sicherungsvorrichtungen verpflichtet, bleibt für die Verlehrsſicherheit 
mitverantwortlich (MG Warn 08 Nr 630). Ein Bauherr, dem die Bauleitung obliegt 
und die Verträge mit den Handwerkern und Arbeitern abſchließt, haftet auch für den von 
ihm angeſtellten Architekten ſowie für deſſen Angestellte (RG 63, 341), wenigſtens in der 
Regel (MG Warn 00 Nr 532). 


e) Im Bahn- und Straßenverlehre. Die beſondere Gefährlichkeit des Eiſenbahn⸗ 
betriebs muß bei Abwägung des Verſchuldens des Beſchädigten beſonders berüdfichtigt wer: 
den; anderſeits erheiſcht ſie aber auch eine erhöhte Vorſicht (R JW 06, 549). Die Haft 
barkeit der Eiſenbahn ift beiſpielsweiſe völlig ausgeſchloſſen, wenn jemand unter Außeracht⸗ 
Yaffung aller Aufmerkſanikeit kurz vor dem daherkommenden Zuge das Bahngleis kreuzt und 
überfahren wird (MG Warn 08 Nr 289 u. 578); oder der Regel nach, wenn der Abſteigende 
die Griffſtangen nicht benutzt (NG Warn 1911 Nr 284). Es it die Pflicht jedes Fußgängers, 
vor dem Betreten und bei dem Überſchreiten einer Fahrſtraße Umſchau zu halten, ob 
ihn herankommende Fuhrwerke gefährden (NG 8. 4. 07 IV 394/00; Warn 09 Nr 9). Ein Ver: 
ſchulden kann grundſätzlich nicht darin gefunden werden, daß jemand von einem haltenden 
Straßenbahnwagen nach der der Fahrtrichtung entgegengeſetzten Seite abſpringt (RG 
19. 11. 07 II 245/07), wohl aber beim Auf. oder Abſpringen auf einen oder von einem 
wenn auch nur langſam fahrenden Zuge (RG Warn 08 Nr 19 u. 127 u. 09 Nr 275). Drohende 
erhebliche Gefahr (zufolge des großſtädtiſchen Straßenbahnverkehrs) kann den Mangel an 
befonnener Überlegung entſchuldigen und trotz ſachwidrigen Handelns Fahrläſſigkeit aus⸗ 
ſchließen (NG JW 02, 3127). Ein Reiſender, der bei Wiederabfahrt des Zuges noch mit 
dem Ausſteigen beſchäftigt ilt, iſt für die Folgen ſelbſt verantwortlich (Rh Warn 08 Nr 18). 
Auch kann eine teilweiſe Haftung der Bahn dann noch gegeben fein, wenn der Fahrgaſt aus: 
ſteigt, bevor die Bahn gehalten hat (RG JW 1914, 455); oder wenn der Verletzte Umſtände, 
die die Betriebsgefahr erhöhten (fehlerhaftes Verhalten eines Angeſtellten) gekannt, aber 
trotzdem nicht alle Vorſicht angewendet hat (RG JW 1914, 96%). Ein Motorradfahrer, 
der in bewohnter Gegend ſo ſchnell fährt, daß er nicht imſtande iſt, bei einem Zuſammen⸗ 
ſtoße mit Menſchen oder Tieren ſofort die zur Abſchwächung des Stoßes dienenden Maß⸗ 
nahmen zu treffen und die Maſchine zum Stillſtaude zu bringen, hat für den ihm entſtehenden 
Schaden keinen Erſatzanſpruch (RG Warn 09 Nr 11). Für einen Automobilfahrer genügt 
es, wenn er einem Betrunkenen gegenüber die Geſchwindigkeit mäßigt und dem Hindernis 
ausweicht; er braucht nicht damit zu rechnen, daß der Angetrunkene ihm abermals in den Weg 
läuft (RG Warn 09 Nr 9). Der Führer hat die Verpflichtung, den Fußgängern möglichſt 
auszuweichen (NG Seuffll 67 Nr 201). Der Lenker eines Automobils ift verpflichtet, vor 
Beginn der Fahrt, ſich über die von ihm einzuſchlagenden Wege und die dort etwa vor⸗ 
handenen Hinderniſſe (Bahnkreuzungen) zu unterrichten RG Seuffa 67 Nr 8). Ein Rad 
fahrer darf im Vertrauen auf das abzugebende Warnungszeichen des Wagenführers neben 
oder zwiſchen den Schienen der elektriſchen Straßenbahn fahren (MG Seuffa 67 Nr 81). 
Eigenes Verſchulden liegt nicht vor, wenn der Fahrgaſt einer elektriſchen Straßenbahn 
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ſich zum Verlaſſen des Wagens anſchickt, bevor dieſer vollſtändig zum Stehen gekommen 
iſt (RG Warn 1912 Nr 93). 1 { 

d) Staatsbeamte, die für Kaſſendefekte geſamtſchuldneriſch untereinander haften, 
können ſich nicht auf das mitwirkende Verſchulden der Mitverhafteten gemäß § 254 dent 
Staate gegenüber berufen (RG 95, 347). es 

Bei der Schuldausgleichung gemäß $ 254 liegt wie bei der Vorteilsausgleichung der 
Beweis des mitwirkenden Verſchuldens dem Schädiger ob (RG 55, 320; 59, 311; XM 
09, 135; Gruch 51, 947; 53, 917). 


§ 255 
Wer für den Verluſt einer Sache oder eines Rechtes!) Schadenserſatz 
zu leiſten hat, iſt zum Erſatze nur gegen Abtretung der Anſprüche ver⸗ 
pflichtet, die dem Erſatzberechtigten auf Grund des Eigentums an der Sache 


oder auf Grund des Rechtes gegen Dritte zuftehen?). 
E J 223 II 218; M 2 24; P 2 301. 


1. Verluſt der Sache liegt vor, wenn fie untergeht oder dem Eigentümer entzogen wird; 
Verluſt eines Rechtes, wenn die den Gegenſtand des Rechtes (wie des Eigentums-, Pfand. 
oder Nießbrauchsrechts) bildende Sache untergegangen oder dem Berechtigten entzogen iſt, 
oder wenn ein Forderungsrecht zwar nicht untergegangen, aber doch entwertet iſt (RG 
JW 06, 1097); vgl. ferner das letzte Beiſpiel A 2. Nur an dingliche Rechte hier zu denken 
(Staudinger A 3), dazu liegt ein zwingender Grund nicht vor. 4 0 

2. Das Geſetz geht einerſeits davon aus, daß der Erſatzberechtigte aus dem Grunde, 
weil er etwa die Möglichkeit hat, die in Verluſt geratene Sache oder das Recht wieder- 
zuerlangen, feinen Schadenserſatzanſpruch an den Täter noch nicht verliert (RG FW 06, 1097); 
anderſeits aber ſteht es auf dem Standpunkte, daß der Berechtigte auch kein Anrecht darauf 
hat, mittels zweier ihm zu Gebote ſtehender Rechtsbehelfe möglicherweiſe eine Bereicherung 
zu erlangen (RG 53, 227). Darauf beruht die Regel, daß der Berechtigte gegebenenfalls 
zwar den Anſpruch auf Schadenserſatz ſofort erheben kann, daß er alsdann jedoch ſeine 
anderweite Forderung dem in Anſpruch Genommenen abzutreten verpflichtet iſt. Anders 
liegt die Sache dann, wenn die Leiſtung des Verpflichteten unmittelbar eine Vertrags⸗ 
erfüllung darſtellt, wenn alſo der Vertrag auf eben dieſe Leiſtung gerichtet war, mag auch 
die letztere dazu beſtimmt geweſen fein, den Gläubiger wegen gewiſſer Nachteile ſchadlos 
zu halten. In ſolchen Fallen iſt $ 255 nicht einmal ſinngemäß anwendbar (Rc JW 08, 4467; 
hier hatte ein Knappſchaftsverein ſich der Witwe des verunglückten Knappen gegenüber zu 
ihrer Entſchädigung durch Kapitalabfindung verpflichtet). Der Verpflichtete braucht deshalb 
nur Zug um Zug gegen Abtretung der Anſprüche des Berechtigten zu leiſten und hat daher 
auch das Recht der Zurückbehaltung oder die verzögerliche Einrede aus 3 273 (vgl. R 
59, 371), und zwar ſteht das Recht auf Abtretung jedem Erſatpflichtigen, ohne Rückſicht auf 
den Grund ſeiner Verpflichtung zu, alſo auch dem, der wegen unerlaubter Handlung haftet. 
Denn niemals ſoll der Berechtigte, dem zwei Anſprüche zuſtehen, aus dieſem Umſtande eine 
Bereicherung erlangen. Nicht aber iſt der Berechtigte auch verpflichtet, vor Inauſpruch⸗ 
nahme des Erſatzpflichtigen feinen ihm an den Dritten zuſtehenden Anſpruch gegen 
dieſen auch geltend zu machen (RG Warn 09 Nr 482). Der Erſatzpflichtige kann im 
übrigen das Recht auf Abtretung auch durch Klage zur Geltung bringen, wenn er bereits 
vorgeleiſtet hat. Trifft letzteres zu, und erlangt der Beſchädigte alsdann nachträglich die 
verlorene Sache oder das Recht wieder zurück, dann iſt der rechtliche Grund für die zuvor 
erfolgte Leiſtung des Erſahpflichtigen fortgefallen, und daher kann dieſer fie nunmehr gemäß 
$ 812 Abſ 2 zurückfordern. Mit der Abtretung des Eigentumsanſpruchs erwirbt gegebenen 
falls der Schuldner ohne weiteres das Eigentum (8 931; R 59, 371; ar A. Oertmann A 3). 

Als vom Berechtigten abzutretende Anſprüche kommen hier nur ſolche in Betracht, die 
der Genannte „auf Grund“ des Eigentums an der verlorenen Sache oder „auf Grund“ 
des verlorenen Rechtes erlangt hat, und die alſo in dem betreffenden Rechte ſelbſt ihre Grund. 
lage haben, wie beiſpielsweiſe in dem Eigentumsrechte oder Pfandrechte. Der zu befriedigende 
Schadenserſatzanſpruch und anderſeits der abzutretende Anſpruch müſſen mithin aus der» 
ſelben Wurzel (aus dem nämlichen Eigentumsrechte oder Pfandrechte uſw.) hervorgegangen 
ſein. Iſt dagegen dem Gläubiger infolge des ihn ſchädigenden Ereigniſſes ein Anſpruch auf 
anderweiter, beſonderer Grundlage erwachſen, beiſpielsweiſe, es Halte ein Dritter dem Be. 
ſchädigten den Erſatz verſprochen, dann ift für $ 255 kein Raum. Nach 567 des Ver VG 
v. 30.5. 08 geht jedoch, falls der Geſchädigte gegen einen Dritten Auſpruch auf Schadens: 
Ver bat, dieſer Anſpruch auf den Verſicherer ohne weiteres über, ſoweit der letztere dem 
Den cherten ſeinen Schaden erſetzt, und gibt dieſer ſeinen etwaigen Erſatzanſpruch an den 
Dritten auf, jo wird hierdurch der Verſicherer von feiner Verpflichtung inſoweit frei, als 
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er ſich aus dem Erſatzauſpruche hätte befriedigen können. Gemäß 88 774, 1225 vollzieht 
ſich der Übergang der Forderung auf den Bürgen und auf den Verpfänder, der nicht 
zugleich der perſönliche Schuldner iſt, ebenfalls ſchon kraft Geſetzes. — Fälle der in 8 255 
vorausgeſetzten Art liegen ſonſt beiſpielsweiſe unter folgenden Umſtänden vor: A ent- 
wendet B deſſen Uhr und veräußert fie an C. Hier hat B gegen A die Klage auf Schadens⸗ 
erſatz, und zwar auf Gelderſatz, falls A die ihm gemäß 8 250 geſtellte Friſt fruchtlos ver- 
ſtreichen läßt, gegen C hat er außerdem auf Grund ſeines Eigentums den Anſpruch auf 
Herausgabe der Uhr (88 935, 985). Oder: Der Rechtsanwalt A verzögert die Klagezuſtellung, 
weshalb die Forderung feines Auftraggebers B gegen C verjährt und auf dieſe Weiſe gemäß 
§ 222 entwertet wird. B kann nunmehr gegen A auf Schadenserſatz klagen, anderſeits aber 
hat er feine an ſich (trotz der Verjährung) noch fortbeſtehende Forderung an © (vgl. die Aus⸗ 
führungen bei $ 222) behalten und muß fie daher gegebenenfalls an den A abtreten. — Der 
5 255 greift in den gegebenen Grenzen Platz bei Erſatzanſprüchen jeder Art, mögen fie auf 
unerlaubter Handlung oder auf Vertragsverletzung beruhen. 


8 256 


Wer zum Erſatze von Aufwendungen) verpflichtet iſt, hat den auf⸗ 
gewendeten Betrag oder, wenn andere Gegenſtände als Geld aufgewendet 
worden ſind, den als Erſatz ihres Wertes zu zahlenden Betrag von der 
Zeit der Aufwendung an zu verzinſen?). Sind Aufwendungen auf einen 
Gegenſtand gemacht worden, der dem Erſatzpflichtigen herauszugeben iſt, 
ſo ſind Zinſen für die Zeit, für welche dem Erſatzberechtigten die Nutzungen 
oder die Früchte des Gegenſtandes ohne Vergütung verbleiben, nicht zu 
entrichten). 


Eingefügt vom Reichstage. 


1. Gegenſtand von Aufwendungen können fein Geld oder andere Sachen wie auch 
Dienſte ($ 1835 Abf 2). Die Aufwendungen können zur Erreichung eines Zwecks, ſo zur 
Vollziehung einer Auflage ($ 257), zur Ausführung eines Auftrags (§ 670), oder „auf einen 
Gegenſtand gemacht fein’ als „Verwendungen“ auf die Sache (§8 550, 601, 970, 994ff.). 
Endlich können Aufwendungen, die dem Erſatzberechtigten infolge eines Verzugs des Ver⸗ 
pflichteten entftanden ſind, auch als „Mehraufwendungen“ in Betracht kommen (8 304). 
Zweck des § 256 wie des $ 207 iſt es, demjenigen, der im Intereſſe eines andern eine Auf. 
wendung macht, einen vollen Ausgleichungsanſpruch zu gewähren. Grundſätzlich ſetzt 
die „Aufwendung“ eine auf freiem Willen beruhende Auslage und Aufopferung von Ver. 
mögenswerten zur Erreichung eines gewiſſen Zweckes voraus; der Anſpruch auf Erſatz einer 
Aufwendung beſteht daher auf anderer Grundlage, als der Anspruch auf Schadenserſatz 
(MG Ich 1910, 8031). 5 s 

2. Bei Aufivendungen jeder Art umfaßt die Erſtattungspflicht auch die Verzinſung 
(8 246) des aufgewendeten Geldbetrags und im Falle der Aufwendung eines andern Gegen. 
ſtandes die Verzinſung des dafür zu erſtattenden Wertbetrags. Die Verzinslichkeit beginnt 
vom Zeitpunkte der Aufwendung. 5 

3. Hat der Erſatzberechtigte dem Erſatpflichtigen einen Gegenſtand herauszugeben, der 
Nutzungen oder Früchte gewährt (88 99, 100), und hat der Berechtigte auf dieſen Gegenſtand 
Aufwendungen gemacht, jo gilt er wegen feines Verzinſungsanſpruchs für die Zeit als be. 
friedigt, für welche ihm die Nutzungen oder Früchte verbleiben, und zwar ohne Rückſicht 
auf die von ihm felbft zum Zweck des Fruchtbezugs aufgewendeten und von ihm zu 
tragenden Gewinnungstoften. (Zu dieſen würde jedoch eine außerdem erforderliche Ver⸗ 
ausgabung im Intereſſe der Sache nicht ebenfalls zu rechnen ſein.) Wenn der Berechtigte 
ſchuldhaft etwa verabſäumt hatte, die Früchte zu ziehen, ſo hätte er ſich damit ſelbſt 
geſchädigt. 

§ 257 


Wer berechtigt iſt, Erſatz für Aufwendungen zu verlangen, die er für 
einen beſtimmten Zweck macht, kann, wenn er für dieſen Zweck eine Ver⸗ 
bindlichteit eingeht, Befreiung von der Verbindlichkeit verlangen. Iſt die 
zu befreien, Sicherheit leiſten!). 

E 1 595 1I 601; M 2 542. 


1. Der Anſpruch auf die Befreiung von eingegangenen Berbindlichleiten ſtellt eine he. 
ſondere Form des Rechtes auf Erſatz von Aufwendungen dar (§ 256). Hat z. B. der Erſatz⸗ 
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berechtigte im Auftrage eines andern für deſſen Rechuung aber im eigenen Namen eine Sache 
auf Kredit gekauft, jo kann er Befreiung von der Kaufſchuld verlangen. Iſt dieſe 
noch nicht fällig, ſo ſteht es im Belieben des Verpflichteten, dem Berechtigten anstatt der Be⸗ 
freiung nach den 88 232ff. Sicherheit zu gewähren (facultas alternativa, 8 262 A 1). 


§ 258 

Wer berechtigt iſt, von einer Sache, die er einem anderen herauszugeben 
hat, eine Einrichtung wegzunehmen, hat im Falle der Wegnahme die Sache 
auf ſeine Koſten in den vorigen Stand zu ſetzen!). Erlangt der andere den 
Beſitz der Sache, ſo iſt er verpflichtet, die Wegnahme der Einrichtung zu 
geſtatten; er kann die Geſtattung verweigern, bis ihm für den mit der 
Wegnahme verbundenen Schaden Sicherheit geleiſtet wird?). 

E I 514 II 435; M 2 394, 


1. Das Wegnahmerecht, jus tollendi. Die allgemeine Vorausſetzung der Beſtimmung 
geht dahin, daß jemand verpflichtet iſt, eine in ſeinem Beſitze befindliche Sache einem andern 
herauszugeben, dabei aber zugleich berechtigt iſt, eine mit der Sache verbundene 
Einrichtung wegzunehmen. Auf den Grund dieſer Berechtigung zur Wegnahme, wie ander⸗ 
ſeits auf den der Verpflichtung zur Herausgabe kommt es nicht an. Anwendungsfälle er⸗ 
geben die 88 500 Satz 2, 601 Abſ 2, 1049 Abſ 2, 1093, 1216, 2125; von Wichtigkeit iſt be- 
ſonders das Wegnahmerecht des Mieters ($ 547 Abſ 2 Satz 2), des Pächters ($ 581 Ab 2) 
und des Beſitzers gegenüber dem Eigentümer ($ 997). In Satz 1 des $ 258 iſt vorausgeſetzt, 
daß der Verpflichtete von dem Rechte der Wegnahme Gebrauch macht, bevor er die Sache 
zurückgibt; daher feine Verpflichtung zur Inſtandſetzung. Satz 2 hat dagegen den Fall im 
Auge, daß der andere den Beſitz der Sache erlangt hat, bevor die Einrichtung fortgenommen 
iſt; daher hier das aufſchiebende Weigerungsrecht des Verpflichteten (A 2). Der Be⸗ 
griff Einrichtung ſetzt voraus, daß eine körperliche Verbindung zwiſchen der heraus. 
zugebenden Hauptſache und den wegzunehmenden Gegenſtänden derart hergeſtellt iſt, daß 
ſich die Veranſtaltung äußerlich als eine bauliche Anlage, etwa eine Heizvorrichtung, ein An. 
bau, ein Gebäude (8 581 Abſ 2 in Verbindung mit $ 547 Abſ 2), oder als eine zur befferen 
wirtſchaftlichen Benutzung der Hauptſache dienende Anlage darſtellt — wie eine Gas., 
Waſſerleitung oder eine Entwäſſerungsvorrichtung. Daß die Einrichtung ein Beſtandteil im 
Sinne des Geſetzes geworden ſei, iſt nicht Erfordernis, ſonſt träfe 8 258 überhaupt nicht auch 
alle diejenigen Falle, in denen Sachen „nur zu vorübergehendem Zwecke mit einem Grund: 
ſtücke verbunden ſind, wie beiſpielsweiſe im Falle einer Miete oder Pacht (3 99). Aus dieſem 
Grunde iſt die Streitfrage, ob der Begriff Einrichtung ſich nur auf weſentliche oder auch 
auf nicht weſentliche Beſtandteile bezieht, bedeutungslos. Für die erſtere Auffaſſung gibt das 
Geſetz keinesfalls einen Anhalt. Insbeſondere liegt es nicht in ſeinem Sinne, daß der Be⸗ 
rechtigte gemäß 8 93 aufgehört haben muß, Eigentümer der Einrichtung zu ſein (88 95 u. 547 
Abf 2; a. A. Staudinger A 2). ne 

2. Das Wegnahmerecht beſteht auch dann noch, wenn die Sache bereits in den Beſitz 
des andern gelangt ift; alsdann hat dieſer aber die verzögerliche Einrede der Verweigerung 
bis zur Sicherheitsleiſtung (8 202 A 2 u. 3). Das Wegnahmerecht iſt auch nicht davon 
abhängig, daß die Herſtellung des früheren Zustandes unmöglich iſt, wie mittelbar insbe⸗ 
ſondere die Faſſung des Satz 2 ergibt. Denn danach ſoll die Sicherheit beſtellt werden nicht 
für die Herſtellung des früheren Zuſtandes, ſondern für den „mit der Wegnahme verbundenen 
Schaden“, und diefer Schaden kommt nicht nur für den Fall in Frage, daß die Herſtellung unter⸗ 
bleibt, ſondern gerade auch für den, daß ſie unterbleiben muß, weil ſie nicht ausgeführt werden 
kann. Aber auch in Satz! iſt das Wegnahmerecht bereits als ein unbedingtes aufgefaßt. Denn 
die Herſtellungspflicht kommt im Falle des Satz 1 überhaupt erſt dann in Frage, wenn die 
Wegnahme ſchon erfolgt iſt, während das Geſetz die Ausübbarkeit des Rechtes nicht erkennbar 
davon abhängig macht, daß zuvörderſt die Herſtellbarkeit des früheren Zuſtandes feſtſteht. 
Stellt ſich die Unmöglichkeit der Herſtellung demnächſt heraus, dann wird es ſich nur um 
eine Erſatzleiſtung nach den 88 249ff. handeln können. — Die Verweigerung ber Ge. 
ſtattung der Wegnahme erfolgt in Form einer aufſchiebenden Einrede (S 202 A 2). Sicher 
heitsbeſtellung nach den 88 282ff. 


S 259 
Wer verpflichtet ift, über eine mit Einnahmen oder Ausgaben verbun⸗ 


dene Verwaltung Rechenſchaft abzulegen!), hat dem Berechtigten eine die 
geordnete Zuſammenſtellung der Einnahmen oder der Ausgaben enthaltende 
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Rechnung mitzuteilen und, ſoweit Belege erteilt zu werden pflegen, Belege 
vorzulegen. 

Beſteht Grund zu der Annahme, daß die in der Rechnung enthaltenen 
Angaben über die Einnahmen nicht mit der erforderlichen Sorgfalt gemacht 
worden ſind, ſo hat der Verpflichtete auf Verlangen den Offenbarungseid 
dahin zu leiſten: 

daß er nach beſtem Wiſſen die Einnahmen ſo vollſtändig angegeben 
habe, als er dazu imſtande ſei. 

In Angelegenheiten von geringer Bedeutung beſteht eine Verpflichtung 
zur Leiſtung des Offenbarungseids nicht?) s). 

E 1 591 II 698; M 2 597; P 2 358. 


1. Die Mechenſchaftspflicht ſetzt das Geſetz als gegeben voraus, ohne jemals einen all⸗ 
gemeinen Grundſatz über das Beſtehen einer ſolchen auszuſprechen (RG Gruch 51, 897: JW 
12, 720). Ein allgemeiner Satz läßt ſich insbeſondere auch nicht aus der Regel des $ 249 von der 
Naturalreſtitution entnehmen (Reh 47, 102 zu § 15 des WG). Die Rechenſchaftspflicht 
beſteht ſonach nur da, wo ſie vom Geſetze für das entſprechende Rechtsverhältnis beſonders 
vorgeſehen iſt, während in ſonſtigen Fällen der Erſatzpflichtige nicht genötigt werden kann, 
ſelbſt dem Berechtigten im Wege einer Rechnungslegung zur Begründung der von ihm 
erhobenen Forderung zu verhelfen. Daher beſteht auch für einen Käufer, falls der Verkäufer 
das dem Käufer übergebene Grundſtück wegen Nichtigkeit des Kaufvertrags aus dem Geſichts⸗ 
punkte der Bereicherung ($ 812) zurückfordert und dabei die gezogenen Nutzungen erſtattet 
verlangt, keine Verpflichtung zur Rechnungslegung (RG Warn 1912 Nr 14). — Wichtig iſt 
beſonders die Rechenſchaftspflicht des Beauftragten (8 666), des Geſchäftsführers (§ 681), 
des Geſellſchafters (8 713), des Ehemanns ($$ 1421, 1540), die auch dann beſteht, wenn der 
Ehemann das Ehegut zur Konkursmaſſe ſeiner Ehefrau herauszugeben hat (RG 73, 238) —, 
des Vaters (88 1667, 1681), des Vormundes (8 1890) und Pflegers (8 1915). In anderen Vor 
ſchriften ſpricht das Geſetz (nur) von Rechnungslegung, jo in §88 261, 1667, 1840. Aus 
dieſen Einzelheiten, zumal in Verbindung mit 88 242 u. 157, ergibt ſich der allgemeine 
Grundſatz, daß rechenſchaftspflichtigeiſt, wer fremde Angelegenheiten 
oder ſolche beſorgt, die zugleich eigene und fremde find (R 73, 288). 
Die Rechenſchaftspflicht beſteht daher auch im Falle der ſog. „unechten Geſchäfts⸗ 
führung“ (5 687), im Falle allo der Veſorgung eines fremden Geſchäfts als eines 
eigenen (R 62, 320; 96, 283; 70, 251, wo angenommen iſt, daß auch bei einem bloß 
fahrläſſigen Nachdrucke und einer bloß fahrläſſigen Verletzung eines fremden Urheber 
und Patentrechts der Täter rechenſchaftspflichtig ift; ferner Warn 1918 Nr 232). Eine 
Rechenſchaftspflicht hat insbeſondere der Verwalter, der als ſolcher für einen andern 
eine Reihe von einzelnen mit Einnahme und Ausgabe verknüpften Geſchäfte beſorgt 
(NG ZW 01, 41135); der Kommiſſionär gemäß § 384 HGB (RG 81, 439); der Che: 
mann, der das eingebrachte, zur konkursmaſſe gezogene Gut feiner Frau an den Konkurs» 
verwalter herausgegeben hat (RG 73, 242). Auch aus dem Gru udſatze des 8 249 
Satz 1 kann ſich ein Recht auf Rechnungslegung ergeben, um in die gleiche Lage verſetzt 
zu werden, in der ſich der Berechtigte ohne die Handlungsweiſe des Verpflichteten befände 
(NG 89, 103). Derjenige, welchem ein Geſellſchafter feinen Anſpruch auf Auseinander⸗ 
ſetzung abgetreten, oder welcher den Anteil eines Geſellſchafters hat pfänden laſſen, iſt nicht 
berechtigt, von der Geſellſchaft Rechnungslegung zu fordern (RG 90, 19; 95,281). — Der 
Anſpruch auf Rechnungslegung iſt mit dem Rechte unlösbar verbunden. Die Nechnungs- 
legung anderſeits gehört zu den unvertretbaren Handlungen im Sinne des 8 888 PO 
(NG ZW 05, 23515). Betreffs der Verbindung der Klage auf Rechnungslegung mit der 
auf Herausgabe vgl. $ 254 BPD. Die Rechnung muß eine erſchöpfende, überſichtliche, 
verſtändliche (ſchriftliche, R JW 01, 6623˙)( Darſtellung der geführten Geſchäfte in der ver⸗ 
abredeten oder in einer der Verkehrsanſchauung entſprechenden Art enthalten (RG 11. 4. 05 
11 87/05). Es genügt dazu jede Auskunftserteilung, die in verſtändlicher, der Nachprüfung 
zugänglicher Kundgebung, namentlich der Einnahmen und Ausgaben, die Anſprüche des 
Berechtigten auf Herausgabe bemeſſen laſſen (Ach 58, 254; Gruch 49, 834). Die Ver⸗ 
pflichtung zur Vorlegung der Belege umfaßt damit zugleich die Pflicht, Belege zu 
beſchaffen. Darüber, ob Belege in Fallen entſprechender Art erteilt zu werden pflegen, 
entſcheidet die Anſchauung des Verkehrs. Eine bloß mangelhafte Rechnungsleg ung 
bedeutet immerhin Rechnungslegung und genügt daher zur Erfüllung der Rechenſchafts⸗ 
pflicht. Sind die Mängel aber ſo erheblich, daß die Rechnung völlig ungeeignet ift, die 
erforderliche Auskunft zu geben, ſo kann der Berechtigte nach $ 254 ZPO auf anderweite 
Rechnungslegung oder auf Ergänzung klagen. Die Zwangsvollſtreckung erfolgt, da die 
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Handlung nicht vertretbar iſt, gemäß § 888 ZPO (RG IW 98, 35791; 04, 41630, nicht 
nach $ 887 (Staudinger A 2). — Der Agent hat kein Recht, hinſichtlich derjenigen Ge⸗ 
ſchäfte, die ihm aus ſeinem Geſchäftsverkehre mit dem Geſchäftsherrn ohnehin bekannt 
geworden ſind, noch beſondere Auskunft zu verlangen; wohl aber betreffs der von dem 
Geſchäftsherrn mit Dritten abgeſchloſſenen Geſchäfte, betreffs deren der Agent auch ohne 
feine Vermittlung die Gebühr verlangen kann (RG Warn 1919 Nr 160). 

2. Falls an einer gehörig ſorgfältigen Rechnung zu zweifeln (objektiv) begründeter Anlaß 
beſteht, hat der Berechtigte den klagbaren und gemäß 88 888, 889 PO vollſtreckbaren 
Anſpruch gegen den Verpflichteten auf Ableiſtung des Offenbarungseides; natürlich erſt 
dann, wenn die Rechnung bereits gelegt, das Verzeichnis ($ 260) bereits aufgeſtellt iſt (R& 
73, 248), und gemäß Ab] 3 immer nur unter der ferneren Vorausſetzung, daß es ſich nicht 
um eine Angelegenheit von geringerer Bedeutung handelt. Liber das Verfahren 
und die Zuſtändigkeit des Gerichts vgl. § 261. 5 

3. Die 88 259 Abſ 3, 260 Abſ 2 haben keine rückwirkende Kraft (EG Art 170; 
RG 56, 22J). 


8 260 


Wer verpflichtet iſt, einen Inbegriff von Gegenſtänden herauszugeben 
oder über den Beſtand eines ſolchen Inbegriffs Auskunft zu erteilen, hat 
dem Berechtigten ein Verzeichnis des Beſtandes vorzulegen“). 5 

Beſteht Grund zu der Annahme, daß das Verzeichnis nicht mit der er⸗ 
forderlichen Sorgfalt aufgeſtellt worden iſt, ſo hat der Verpflichtete auf 
Verlangen den Offenbarungseid dahin zu leiſten: 5 

daß er nach beſtem Wiſſen den Beſtand ſo vollſtändig angegeben 
habe, als er dazu imſtande ſei. 

Die Vorſchrift des § 259 Abſ 3 findet Anwendung?) 


E 1 777 II 699; M 2 893; P 2 779. 


1. Auch eine allgemeine Auskunftspflicht iſt vom Geſetze nirgends anerkannt (RG Gruch 
51,897; RG Warn 1912 Nr 14). Die Verpflichtung zur Herausgabe eines Jubegriffs kommt 
in Frage insbeſondere beim Ehemann (88 1421, 1546, 1550), beim elterlichen Gewalthaber 
(88 1667, 1681, 1686), beim Vormunde (§ 1890), beim Vorerben ($ 2180); die Verpflichtung 
zur Auskunftserteilung beſteht insbeſondere beim Ehemaune gemäß 8% 1374, 1625, 1550 
(A 87, 107), beim Vormunde (8 1891) und in erbrechtlichen Verhältniſſen 85 2011 ‚2012, 2097, 
2028 — RG Warn 1913 Nr 64 —, 2050ff., 2127, 2314, 2362). Nach $ 2057 in Verb. mit 
§ 2316 Abf 1. beſteht die Auskunftspflicht des Erben auch dem Pflichtteilsberechtigten gegen 
über (RG 73, 375), und gegenüber dem pflichtteilsberechtigten Alleinerben die Auskunfts⸗ 
pflicht desjenigen, dem der Erblaſſer ſein Vermögen geſchenkt hat N 84 204). Vgl. auch 
Warn 1918 Nr 229. Dagegen iſt eine gegenſeitige Auskunftspflicht ber Miterben auch aus 
§ 2038 nicht herzuleiten (RG 81, 31). Ob dieſe Eutſcheidung dem praktiſchen Bedürfniſſe 
entſpricht, kann bezweifelt werden; vgl. $ 2038 A 7. Ein Inbegriff (vgl. auch § 1085) 
im Sinne der Vorſchrift iſt jede Mehrheit von Vermögensgegenſtänden, Sachen wie Rech⸗ 
ten, die (wie Herde, Bibliothek, Erbſchaft, Sondervermögen) im Verkehre unter einer ge⸗ 
meinſchaftlichen Bezeichnung zuſammengefaßt werden — „jede Mehrheit von Gegenſtänden, 
bei weichen der Beteiligte nach der Natur des in Frage ſtehenden Rechtsverhältuiſſes nicht 
in der Lage iſt, die einzelnen Dinge zu bezeichnen“, Denkſchr. S. 71 (dcn 90, 139; ZW 
09, 1915). Unter den Geſichtspunkt des Jubegriffs können mithin auch Nutzungen fallen, 
die der Eigentümer vom Beſitzer herausverlangt (RG Warn 1912 Nr 14). Vorauszuſetzen 
iſt ein einheitliches Rechtsverhältnis, kraft deſſen die Herausgabe oder die Aus 
kunftserteilung verlangt werden kann (RG 6. 4. 03 IV 414/02). — Als Inbegriff iſt auch 
anerkannt die Geſamtheit der dem Agenten gegen den Geſchäftsherrn zuſtehenden Vermittlungs⸗ 
gebühren (RG Gruch 47, 910); ferner der einen beſtimmten Betrag überſteigende Verdienſt 
des Schuldners, zu deſſen Herausgabe er ſich ſeinem Gläubiger gegenüber verpflichtet hat 
(RS Warn 1913 Nr 49). Die Auskunftspflicht beſteht auch dann, wenn die Herausgabe 
eines Inbegriffs gemäß § 812 zu erfolgen hat (RG 90, 139). Die Baſuummung iſt dagegen 
nicht anwendbar, wenn die im Beſitze der Ehefrau eines Gemeinſchuldners befindlichen 
Sachen als dem letzteren gehörig in Anſpruch genommen werden, weil es hier an einem 
einheitlichen Rechtsverhältniſſe fehlt (Rd 6. 4. 03 IV 414/02). Über die Auskunftspflicht 
des Geſchäftsbeſorgers |. $ 666. Unter Umſtäuden kann eine Auskunftspflicht auch nach 
dem Grundſatze des § 249 in Verbindung mit 8 666 beſtehen (RG 89, 103). Eine Aus⸗ 
funftöpflicht kaun insbeſondere dann nicht angenommen werden, wenn es dem Berechtigten 
au erforderlichen Jutereſſe an der Auskunft fehlt, weil er ohnehin unterrichtet iſt (MG Warn 
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1912 Nr 14). Hat der Verpflichtete in dem vorgelegten Verzeichniſſe einen Vermögens⸗ 
beſtandteil gänzlich ausgelaſſen, dann kann er bei Nachweis ſeines Vorhandenſeins zu wieder⸗ 
holter Auskunftserteilung angehalten werden (RG 84, 44). Über die Auskunftspflicht des 
Geſchäftsbeſorgers bei einem kommiſſionsähnlichen Geſchäfte ſ. RG 83, 201. 

2. Hinſichtlich der Abſätze 2 u. 3 vgl. 8 259 A 2 u. § 261. S. ferner hier A 2. — Die 
Verpflichtung zur Auskunftserteilung oder zur Rechnungslegung umfaßt zwar nicht regel“ 
mäßig auch die Verpflichtung zur Angabe und eidlichen Erhärtung der Ausgaben, aber beim 
Teſtamentsvollſtrecker erſtreckt ie ſich auch hierauf (R& Gruch 1914, 441). Es iſt im weſent⸗ 
lichen Tatfrage, ob ein Verzeichnis mit der erforderlichen Sorgfalt angefertigt iſt oder nicht 
(RG Warn 1919 Nr 117, zu $ 1527). 


8 261 


Der Offenbarungseid iſt, ſofern er nicht vor dem Prozeßgerichte zu 
leiſten iſt, vor dem Amtsgerichte des Ortes zu leiſten, an welchem die Ver⸗ 
pflichtung zur Rechnungslegung oder zur Vorlegung des Verzeichniſſes zu 
erfüllen iſt. Hat der Verpflichtete ſeinen Wohnſitz oder ſeinen Aufenthalt 
im Inlande, ſo kann er den Eid vor dem Amtsgerichte des Wohnſitzes oder 
des Aufenthaltsorts leiſten. 

Das Gericht kann eine den Umſtänden entſprechende Anderung der Eides⸗ 
norm beſchließen. 

Die Koſten der Abnahme des Eides hat derjenige zu tragen, welcher 
die Leiſtung des Eides verlangt). 

E I 777 II 700; M 2 895; P 2 788. 


1. Zur Abnahme des Offenbarungseides (88 259, 260) ift zuſtändig bei freiwilliger Eides ⸗ 
leiſtung das Amtsgericht des Erfullungsorts (8 269), oder falls der Verpflichtete feinen Wohnſitz 
oder Aufenthalt im Inlande hat, nach ſeiner Wahl das Amtsgericht des Wohnſitzes oder des 
Aufenthalts; bei im Klagewege erzwungener Eidesleiſtung — wobei der Eid durch das 
Prozeßgericht zu normieren iſt (RG JW 02 Beil 193) — das Prozeßgericht erſter Inſtanz 
(5 889 ZPO). Hat das Prazeßgericht von Feſtſetzung der Eidesnorm abgeſehen, dann iſt 
das gemäß § 744 ZBO im Vollſtreckungsverfahren nachzuholen (RG 34, 407). Das Ver⸗ 
fahren richtet ſich im Falle freiwilliger Eidesleiſtung gemäß 98 163, 79, 15 FG nach den 
Vorſchriften der ZPO. 

8 262 


Werden mehrere Leiſtungen! in der Weiſe geſchul det, daß nur die eine 
oder die andere zu bewirken iſt, ſo ſteht das Wahlrecht im Zweifel dem 
Schuldner zu?). 

E I 207 II 219; M 2 6; P 1 282. 


1. Das Eigenartige des Wahlſchuldverhältniſſes (Alternativobligation) liegt darin, daß 
von vornherein mehrere verſchiedene Leiſtungen geſchuldet werden (in obligatione 
ſich befinden), dabei aber (in solutione) nicht jede von ihnen, ſondern nur „die eine oder 
die andere“ zu bewirken iſt. Beiſpielsweiſe A verpflichtet fich, fein Grundſtück dem B ent- 
weder zu verkaufen oder auf 20 Jahre zu vermieten; oder er verpflichtet ſich, ſei es an dem 
einen oder an dem Orte zu erfüllen (RG 57, 141). Während in der Regel ein Schuldverhältnis 
ſeinem ganzen Inhalte nach erfüllt werden muß und der Leiſtungsgegenſtand von vornherein 
beſtimmt iſt (§ 241 A 1 a. E.), gehört es daher zu einer Wahlſchuld, daß überhaupt nur teilweiſe 
Erfüllung (nämlich nur die eine oder die andere Leiſtung) gefordert werden kann, und daß ſchon 
durch die nur teilweiſe Leiſtung das ganze Schuldverhältnis getilgt wird, daß es zuvörderſt jedoch 
unbeſtimmt ift, welche Leiſtung zu bewirken fein wird; ſchlieſlich aber, daß die Entſcheidung 
darüber der einen oder der andern Partei zuſteht. Immer muß aber ein nur einheitliches 
Schuldverhältnis vorliegen trotz ſeiner Erfullbarkeit auf mehrfache Weiſe. Eine Wahl⸗ 
ſchuld liegt demnach nicht vor: u) Wenn bei Vorhandenfein eines einheitlichen Schuld- 
verhältniſſes nicht abredegemäß mehrfache Leiſtungen in Frage ſtehen, ſondern dem 

erechtigten kraft Geſetzes mehrfache, von einer verſchiedene Auſprüche für die Rechts⸗ 
ausübung zur Wahl geftellt find, in welchen Fällen man von elektiver Konkurrenz ſpricht, 
ſo bei dem Wahlrechte zwiſchen Erſatzanſpruch und Rücktritt im Falle der 88 325, 326, oder 
zwiſchen Wandlung und Minderung gemäß § 402 (NG JW 1911,92). In ſolchen Fällen 
greift daher auch nicht die Vorſchrift des $ 263 Platz; mithin verliert der Glaubiger durch die 
Wahl des einen Anſpruchs auch nicht das Recht, nötigenfalls von dem anderweiten Auſpruche 
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Gebrauch zu machen. Im Falle des $ 462 insbeſondere geht der Berechtigte des Wahlrechts 
zwiſchen der Wandlung und Minderung erſt verluſtig durch die mittels der Einigung ber» 
beigeführte Vollziehung im Sinne des $ 465 (RG 85, 282; Warn 1911 Nr 322; 1914 Nr 382); 
vgl. auch 55 326 A 1 Abſ 3 und 462 Abſ 1); b) Wenn geſchuldet nur eine Leiſtung iſt, 
eine Partei aber berechtigt iſt, zur Erfüllung anſtatt der eigentlich geſchuldeten Leiſtung 
eine andere zu ſetzen („facultas alternativa“); vgl. die Fälle der 68 244 Abf 1, 251 Abſ 2, 
617 Abf 1, 1973 Abſ 2, 2329 Abſ 2 mit Wahlrecht des Schuldners, und der 88 340 Abſ 1, 
843 Ab} 3, 844 Abſ 2, 845, 1580 Abſ 2 mit Wahlrecht des Gläubigers. In ſolchen Fällen 
mit Wahlrecht des Schuldners beſteht für den Gläubiger keine weitere Verpflichtung als 
die, die dem Schuldner freigeſtellte Erſatzleiſtung als Erfüllung anzunehmen, falls der 
Schuldner fie in gehöriger Weiſe anzubieten vermag; die Gefahr deſſen trägt auch allein der 
Schuldner, und iſt etwa die Erſatzleiſtung nur im Falle des Eintritts einer Bedingung möglich 
(beiſpielsweiſe von einer Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts abhängig), dann bleibt 
der Anſpruch des Gläubigers auf die eigentlich geſchuldete Leiſtung bei Ausfall der Be⸗ 
dingung ſchlechthin beſtehen (RG 94, 60). — Einen Fall der facultas alternativa enthält 
auch $ 130 des PrAligBerggei., wonach ſich der Gewerke von der Entrichtung der aus⸗ 
geſchriebenen Buße durch Anheimſtellung ſeines Anteils behufs Verkaufs zur Befriedigung 
der Gewerkſchaft befreien kann (RG 96, 113). — Darüber, daß die Gattungsſchuld keine 
Wahlſchuld iſt, vgl. $ 243 A 1. — Das Merkmal einer Mehrheit von Leiſtungen kann 
auch ſchon durch die Verſchiedenheit der Leiſtungsmöglichkeiten gegeben ſein, ſo durch die 
zeitliche oder örtliche Verſchiedenartigkeit (RG 57, 138). 4 

2. Die Beſtimmung, daß das Wahlrecht „im Zweifel“ dem Schuldner zuſteht, ift nur 
eine Auslegungsvorſchrift und ſchließt daher nicht aus, daß das Wahlrecht dem Gläubiger 
eingeräumt wird. Das Wahlrecht iſt an ſich nicht an die Perſon gebunden und geht ſonach, 
falls auf der Gläubiger- oder Schuldnerſeite ein Perſonenwechſel ſtattfindet (88 898, 414ff.), 
entſprechend auf den neuen Gläubiger oder den neuen Schuldner über. 5 Die Übertragung 
des Wahlrechts auf einen Dritten bloß der Ausübung nach dürfte unzuläſſig ſein, weil das 
Wahlrecht mit dem Rechte ſelbſt untrennbar verbunden iſt. Dritte können jedoch durch Be⸗ 
wirkung der einen Leiſtung in Gemäßheit des § 267 die Beſchränkung des Schuldverhält⸗ 
niſſes im Sinne des $ 268 herbeiführen. 


8 263 


Die Wahl erfolgt durch Erklärung gegenüber dem anderen Teile y. 


Die gewählte Leiſtung gilt als die von Anfang an allein geſchuldetee). 
E I 208— 209 II 220 M 2 7, P 1 282. 


1. Die Wahl wird ausgeübt durch eine einſeitige, empfangsbebürftige, unwiderrufliche 
(aber nach 88 119, 123 anufechtbare) Willenserklärung und erlangt Wirkſamkeit mit ihrem 
Zugange ($$ 130 —132). Sie kann auch ſtillſchweigend erfolgen (vgl. Vorbem 2 vor 8 116), 
3. B. im Wege der Klageerhebung. Eine bedingte Wahl braucht lich der Gegner nicht ge- 
fallen zu laſſen; jedenfalls iſt fie nicht geeignet, den Eintritt des Wahlverzugs ($ 264) aus. 
zuſchließen. Bei einer Mehrheit von Erklärungsgegnern kann bie Erklärung nur dann 
für und gegen alle wirkſam fein, wenn fie jedem zugegangen iſt (88 425, 130). Ob indeſſen 
die Erklärung wenigſtens gegenüber dem einzelnen Erklärungsempfänger, dem ſie zugeht, 
Wirkſamkeit hat, hängt davon ab, ob der einzelne nach Inhalt des Schuldverhältniſſes auch 
für ſich allein berechtigt oder verpflichtet iſt. Bei einer Mehrheit von Wahlberechtigten 
kann die Wahl grundſätzlich nur von allen ausgeübt werden, unbeſchadet der Möglichkeit 
gegenſeitiger Stellvertretung (§8 164, 177, 710). Dritte können die Beſchränkung des Schuld. 
verhältniſſes nur durch die Leiſtung ſelbſt, nicht aber auch durch bloße Erklärung herbeiführen. 

Die Wirkung der Wahl iſt die, daß die gewählte Leiſtung als die von Anfang an allein 
geſchuldete gilt. Es tritt damit eine Beſchränkung (Konzentration) des Schuldverhältniſſes 
derart ein (vgl. $ 243 Ab] 2), als wäre von Anfang an nur die gewählte Leiſtung Gegenftand 
des Schuldverhältniſſes geweſen. Dies führt insbeſondere zu folgenden Ergebniſſen: n) Waren 
beide Leiſtungen von Anfang an möglich und wird nach der Wahl die gewählte Leiſtung 
unmöglich, ſo greifen die allgemeinen Grundſätze von der nachträglichen Unmöglichkeit derart 
Platz (88 275 ff. 306, 328 ff.), als wäre die Möglichkeit der Erfüllung insgeſamt vereitelt. Auf 
die etwaige Möglichkeit der andern Leiſtung kommt es in dieſem Falle überhaupt nicht an. 
5 Für den Fall, daß nur die eine Leiſtung von Anfang an unmöglich war, vgl. 8 265. 
©) Hat ferner der Verpflichtete in Unkenntnis feines Wahlrechts eine Leiſtung erfüllt 
und wählt er nach erlangter Kenntnis die andere, ſo hat er irrtümlich eine Nichtſchuld erfüllt 
5 kann demgemäß von dem Rechtsbehelfe aus 88 812 ff. Gebrauch machen. Iſt dagegen 

er wahlberechtigte Empfänger der Leiſtung über ſein Wahlrecht im Irrtum geweſen, ſo kaun 
er ſein Wahlrecht noch ſpäter ausüben und daraufhin gegen Rückgabe des Empfangenen die 
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nunmehr gewählte Leiſtung verlangen. — Auch mit einer bloßen facultas alternativa 
(5 262 A 1) iſt es vereinbar, daß der Schuldner an feine Erklärung darüber, in welcher Art 
er erfüllen wolle, gebunden bleibt; ob dieſes der Fall, oder ober der Schuldner nachträglich 
noch eine andere Art der Erfüllung wählen kann, hängt von dem Parteiwillen, der 
Sonderart des Falles, gegebenenfalls von der Handelsſitte ab (RG Warn 1916 Nr 158). 


8 264 


) Nimmt der wahlberechtigte Schuldner die Wahl nicht vor dem Be⸗ 
ginne der Zwangsvollſtreckung vor, ſo kann der Gläubiger die Zwangs⸗ 
vollſtreckung nach ſeiner Wahl auf die eine oder auf die andere Leiſtung 
richten; der Schuldner kann ſich jedoch, ſolange nicht der Gläubiger die ge⸗ 
wählte Leiſtung ganz oder zum Teil empfangen hat, durch eine der übrigen 
Leiſtungen von ſeiner Verbindlichkeit befreien?). 

Iſt der wahlberechtigte Gläubiger im Verzuge, ſo kann der Schuldner 
ihn unter Beſtimmung einer angemeſſenen Friſt zur Vornahme der Wahl 
auffordern. Mit dem Ablaufe der Friſt geht das Wahlrecht auf den Schuld⸗ 
ner über, wenn nicht der Gläubiger rechtzeitig die Wahl vornimmt). 

E I 210 II 291; M2 8; P 1 282. 


1. Dieſe Beſtimmung handelt von den Folgen einer Verzögerung der Wahl, und zwar 
nach Abſ 1, falls der Schuldner, nach Abſ 2, falls der Gläubiger wahlberechtigt iſt. In beiden 
Hinſichten kommen jedoch nur die Einwirkungen der Verzögerung auf das Wahlrecht als ſolches 
in Frage; nicht aber treten dabei auch die Folgen des Leiſtungsverzugs ein. Denn grund. 
ſätzlich nimmt das Geſetz eine Verpflichtung zur Wahlausübung überhaupt nicht an (M 2, 8), 
ſo daß die Ausübung des Wahlrechts auch keine Leiſtungspflicht in ſich ſchließt, und auf die Vor⸗ 
nahme der Wahl auch nicht geklagt werden kann (RG 8, 855). Insbeſondere ſind auch die 
88 887, 888 ZPO nicht anwendbar (RG JW 03 Beil 77, 176). Anders iſt es freilich, wenn 
die Ausübung der Wahl bis zu einem gewiſſen Zeitpunkte ausdrücklich ausbedungen und auf 
dieſe Weiſe eine entſprechende Verpflichtung begründet worden iſt. 

2. Den wahlberechtigten Schuldner zur Ausübung der Wahl zu veranlaſſen, iſt dem 
Gläubiger überhaupt kein Mittel gewahrt. Im Sinne des Abſ 1 bleibt daher dem Gläubiger 
gegebenenfalls nur übrig, auf Erfüllung der „einen oder der andern Leiſtung“ (8 262), alſo 
wahlweiſe auf Erfüllung der beiden Leiſtungen zu klagen und erſt nach Erlangung eines 
obſieglichen Urteils die Zwangsvollſtreckung nach feiner eigenen Wahl auf die eine 
oder auch die andere Leiſtung zu richten. Jetzt iſt dem Gläubiger aber un⸗ 
benommen, ſeine Beſtimmung noch nachträglich zu wechſeln, da ihm vorausgeſetztenfalls 
ein Wahlrecht überhaupt nicht zuſteht, und ſomit ſchon deswegen in dem Auftrage 
an das Vollſtreckungsorgan nicht die Ausübung eines Wahlrechts gegenüber dem Gegner 
gefunden werden kann. Das Wahlrecht im Sinne des 8 263 ift vielmehr an ſich auch noch 
im Abſchnitte der Vollſtreckung beim Schuldner verblieben, fo daß er auch jetzt noch be⸗ 
Tugt ift, diejenige Leiſtung zu wählen, mit der er erfüllen will RG 27, 384; 53, 84; Gruch 
47, 917). Letzteres gilt freilich mit der beſonderen Maßgabe: a) daß der Gläubiger die 
vou ihm gewählte Leiſtung noch nicht „ganz oder zum Teil“ empfangen hat, mithin 
auch noch nicht einmal teilweiſe Erfüllung eingetreten iſt, und b) daß vom Beginne 
der Zwangsvollſtreckung ab die Wahl durch den Schuldner überhaupt nicht mehr 
wie ſonſt (8 263) durch bloße Erklärung ſondern nunmehr nur noch durch die Leiſtung ſelbſt 
ausgeübt werden kann (RG 53, 82). Mittelbar ergibt ſich daraus zugleich, daß wenn die vom 
Schuldner gewünſchte Leiſtung nach Beginn der Zwangsvollſtreckung unmöglich geworden 
a er jetzt nur noch durch die vom Glaubiger verlangte erfüllen kann. — Der Beginn der 

wangsvollſtreckung richtet ſich nach den Vorſchriften der ZPO. Das Merkmal iſt in dem 
Zeitpunkte erfüllt, in dem der Gerichtsvollzieher zuerſt tätig wird, oder gegebenenfalls, 
ſobald das Vollſtreckungsgericht den Beſchlagnahmebeſchluß (88 828, 857), oder im Falle des 
8800 359 die Strafandrohung erlaſſen hat (R& 12, 381; 42, 419). In M® 53, 82 ift bie 
Frage, ob ſchon die Stellung des Antrags auf Zwangsvollſtreckung genügt, unentſchieden 
gelaſſen. Die Frage dürfte zu verneinen fein. — „Empfangen“ hat der Gläubiger die 

eiitung gegebenenfalls ſchon in dem Zeitpunkte, in dem der Gerichtsvollzieher in den Beſitz des 
gepfändeten Geldes oder der „weggenommenen Sache“ gelangt iſt (88 815, 987 a. a. O.). 
55 Verzögert der wahlberechtigte Gläubiger die Wahl zwiſchen den mehreren ihm am 
dr otenen Leiſtungen, jo hat der Schuldner das Mittel der Friſtſetzung (gl. 8 250 Satz 1 

Ausführungen dazu). Der Schuldner braucht indes den Annahmeverzug des Gläu⸗ 
nicht erſt abzuwarten, vielmehr kann er die Friſtſetzung mit der Aufforderung zur 
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Wahlausübung verbinden (wie entſprechend im Falle des $ 326 gemäß RG 50, 262; JW 
1910, 372°; Warn 1917 Nr 13 die Friſtſetzung mit der Mahnung verbunden werden kann). 
A. A. Oertmann A 3. Die Aufforderung zur Wahlausübung iſt eine formloſe empfangs⸗ 
bedürftige Erklärung (88 130—132). Der Gebrauch des Mittels hat die Wirkung, daß das 
Wahlrecht auf den Schuldner übergeht, falls der Gläubiger nicht jetzt noch „rechtzeitig“, 
d. h. innerhalb der objektiv angemeſſenen Friſt (vgl. § 250 A 2) die Wahl erklärt. Kommt 
alsdann der Gläubiger in Annahmeverzug, dann ſtehen dem Schuldner die Rechtsbehelfe 
aus den §§ 372, 383 zu. 


8 265 


Iſt eine der Leiſtungen von Anfang an unmöglich oder wird ſie ſpäter 
un möglich, jo beſchränkt ſich das Schuldverhältnis auf die übrigen Leiſtun⸗ 
gen!). Die Beſchränkung tritt nicht ein, wenn die Leiſtung infolge eines Um⸗ 


ſtandes unmöglich wird, den der nicht wahlberechtigte Teil zu vertreten hat?) ). 
E I 211 II 222; M2 8; P 1 282. 


1. Gedacht iſt hier an die beiden Fälle, daß die Unmöglichkeit der einen Leiſtung ſchon von 
Anfang an, alſo bereits bei Begründung des Schuldverhältniffes beſtanden hat, oder daß 
die Unmöglichkeit zwar erſt nach dem angegebenen Zeitpunkte, aber noch vor Ausübung der Wahl 
eingetreten iſt. Handelt es ſich um nachträgliche Unmöglichkeit nach erfolgter Wahl, dann regelt 
ſich die Sache nach $ 363 A 2. Nach 8 306 iſt ein auf eine unmögliche Leiſtung gerichteter Ver 
trag nichtig, und gemäß 8 139 bewirkt die teilweiſe Nichtigkeit eines Schuldverhältniſſes regel. 
mäßig feine Nichtigkeit überhaupt. In Befolgung dieſer Grundſätze müßte auch ein Wahlſchuld. 
verhältnis des $ 262 der Regel nach im ganzen nichtig fein, falls nur eine der geſchuldeten 
Leiſtungen von Anfang an unmöglich war. Eine ſolche Folge hat das Geſetz hier jedoch ſach 
gemäß abgelehnt, weil das Schuldverhältnis an ſich erfuͤllbar bleibt, auch wenn nur die eine 
der mehreren Leiſtungen möglich iſt (M 2, 9). Gegebenenfalls wird aber das Intereſſe des 
Wahlberechtigten durch die Unmöglichkeit und durch das Unmöglichwerden inſofern beeinträch⸗ 
tigt, als die Möglichkeit der Wahl fortfältt. Davon ausgehend gelangt das Geſetz zu folgender 
Regelung: a) Die Unmöglichkeit der einen Leiſtung beſtand von Anfang an. Hier beſchränkt ſich 
das Schuldverhältnis ausnahmslos von ſelbſt auf die mögliche Leiſtung. Die Frage, ob der eine 
Teil dem andern daneben für den Schaden haftet, den der andere dadurch erleidet, daß er auf 
die Möglichkeit aller Leiſtungen vertraut hat, beantwortet ſich nach 8,807 Abſ 2. b) Die Un. 
möglichkeit tritt erſt nach der Entſtehung des Schuldverhältniſſes ein. Dann wird die Ent⸗ 
ſcheidung auf die Frage abgeſtellt, ob das Ergebnis auf Zufall oder auf einen vom Nicht⸗ 
wahlberechtigten zu vertretenden Umſtand zurückzuführen iſt. Erſterenfalls tritt, 
gleichgültig, wer der Wahlberechtigte iſt, die Beſchränkung ein (vgl. § 303 A 2), und eine gegen. 
ſeitige Haftung auf Schadenserſatz iſt auf beiden Seiten ausgeſchloſſen. Hat dagegen der Nicht⸗ 
wahlberechtigte den Eintritt der nachträglichen Unmöglichkeit zu vertreten, dann entſteht die Be⸗ 
ſchränkung nicht; es kann vielmehr der Wahlberechtigte auch jetzt noch zwiſchen der unmöglich 
gewordenen und der noch möglich gebliebenen Leiſtung wählen. Wählt er die unmöglich 
gewordene Leiſtung, ſo hat dies weiter zur Folge: bei Wahlberechtigung des Schuldners, 
daß er gemäß 8 275 frei wird (wobei hinſichtlich ſeines etwaigen Gegenanſpruchs bei gegen- 
feitigen Verträgen § 324 zu beachten ift); bei Wahlberechtigung des Gläubig ers, und falls 
er die unmöglich gewordene Leiſtung wählt, daß er vom Schuldner gemäß 8 280 Erſatz des 
durch die Nichterfüllung ihm entſtandenen Schadens fordern kann. 

Iſt Unmöglichkeit der einen Leiſtung im Sinne des § 265 auch dann anzunehmen, wenn 
dem Verpflichteten anſtatt dieſes Leiſtungsgegenſtandes ein Erſatzanſpruch gemäß § 281 
zuſteht? Das dürfte zu verneinen ſein. $ 

Der Grundſatz des $ 265 ift entfprechend auch bei der facultas alternativa (g 262 A 1) 
anzuwenden, wenn die dem Schuldner eingeräumte Löſungsbefugnis aus Umſtänden uns 
möglich wird, die der Gläubiger nicht zu vertreten braucht (MG 94, 60). Der Verpflichtete 
wird alſo von der ihm obliegenden Leiſtung nicht frei; er trägt vielmehr die Gefahr, daß 
ſeine Löſungsbefugnis unverwertbar wird. 9 6 5 

2. Ausgeſchloſſen iſt die Anwendbarkeit des 8 265, falls die ſämtlichen Leiſtungen, fei 
es von Anfang an unmöglich waren, ſei es ſpäter unmöglich wurden. Erſterenfalls iſt das ganze 
Schuldverhältnis nichtig (8 306); letzterenfalls müſſen die Grundſätze der 88 275 u. 280, 307 
Abſ 2, 309 eingreifen. Ob im Falle nur teilweiſer Unmöglichkeit der einen Leiſtung 
dieſe überhaupt als unmöglich anzuſehen ift, darüber vgl. 8 275 A 4, auch § 280 A 2. 

Die Frage, ob g 265 entſprechende Anwendung auch dann findet, wenn das Verſprechen 
ber einen Leiſtung unſittlich oder wegen Verſtoßes gegen ein geſetzliches Verbot oder 
Ken Formmangels nichtig war, wird zufolge der erſchöpfenden Vorſchrift des 8 138 
57 den Fall der Unſittlichkeit zu verneinen, für die beiden letzteren Fälle zu bejahen fein 
(RG Gruch 48, 973; vgl. auch 8 309). 
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8 266 


Der Schuldner iſt zu Teilleiſtungen nicht berechtigt!). 
E J 228 II 223; M 2 33; P 1 805. 


1. Teilleiſtungen. Nach 8 241 iſt der Glaubiger berechtigt, die geſchuldete Leiſtung zu 
fordern. Die Annahme einer Leiſtung, die nicht der geſchuldeten entſpricht, kann er daher 
ablehnen, ohne in Annahmeverzug zu kommen (vgl. § 293). Mithin braucht er auch eine ſolche 
Leistung nicht anzunehmen, die die Schuld nur zum Teil zu erfüllen vermöchte, und zwar gleich⸗ 
gültig, ob der Schuldner die Teilleiſtung nur als ſolche oder als volle Erfüllung anbietet (RG 
30. 1. 06 II 255/05). Dieſer Auffaſſung trägt der 8 266 Rechnung. Demgemäß vermag eine 
bloße Teilleiſtung auch nicht den Leiſtungsverzug des Schuldners abzuwenden (RG Seuff aA 
61 Nr 140.) Unzuläffig wäre das ablehnende Verhalten des Gläubigers einer wirklichen Teil. 
leiſtung gegenuber allein im Falle des Rechtsmißbrauchs im Sinne des 8 226 (vgl. die dor⸗ 
tigen Ausführungen), oder wenn die Ablehnung gegen Treu und Glauben verſtieße ($ 242 A 1). 
Daher rechtfertigt nicht jeder noch ſo geringe Unterſchied die Anwendung des § 266 (RG a. a. O.) 
Von einer Teilleiſtung im Rechtssinne kann im übrigen nur dann geſprochen werden, 
wenn durch ſie der Zweck des Geſchäfts wenigſtens teilweiſe erreicht wird. Läßt ſich der Gegen⸗ 
ſtand der Schuld überhaupt nicht teilen, oder entſpricht die teilweiſe Leiſtung auch nicht einmal 
verhältnismäßig der geſamten Leiſtung, dann iſt der Begriff der Teilleiſtung überhaupt nicht 
gegeben. Die angebliche Teilleiſtung würde ſich alsdann vielmehr im Verhältniſſe zur Geſamt⸗ 
leiſtung als eine Leiſtung von inhaltlich anderer Art darſtellen. Teilbar ſind daher regelmäßig 
nur Geldleiſtungen (RG 67, 260), Verpflichtungen zur Leiſtung von Gattungsſachen, unter 
Umftänden auch die Leiſtung von Dienſten (RG JW 1911, 7561). Unteilbar anderſeits iſt 
die Verpflichtung aus dem Werkvertrage (NG a. a. O.), die zur Gewährung einer 
beftimmten Sache ($ 248 U 1), ſowie die Unterlaffungspflicht. Rechtlich ſtellt ſich auch 
das Recht eines Geſellſchafters, eine zum Geſellſchaftsvermögen gehörende Forderung geltend 
zu machen, gemäß §8 705 ff. u. 432 ohne Rückſicht auf die Teilbarkeit des Gegenſtandes als 
eine unteilbare dar (RG 70, 33). Wird eine Mehrheit von Leiſtungen geſchuldet, die 
als voneinander unabhängige Verpflichtungen anzuſehen ſind, ſo kann die Erfüllung der einen 
wiederum keine Teilleistung bedeuten, weil eine ſolche das Vorhandenſein eines einheitlichen 
Anſpruchs vorausſetzt. Iſt bei einem Lieferungsvertrage die Abnahme in Teilen innerhalb 
beſtimmter Friſt vereinbart, ſo hat der Vertrag im Zweifel von vornherein nicht eine einheitliche 
Leiſtung, ſondern Teillieferungen zum Gegenſtande (NG ZW 04, 90°; Gruch 61, 942). 
Falls in einem Vertrage mehrere ungleichartige Gegenſtande für einen Einheitspreis 
versprochen find, iſt es Sache der Auslegung, ob nur ein ſog. zuſammengeſetzter Vertrag 
vorliegt (vgl. 8 305 A 3), oder ob die Schuld eine einheitliche ſein ſoll. Wenn außer dem 
Kapitale auch geſetzliche Zinſen, insbeſondere Verzugszinſen, oder auch Vertrags- 
zinſen geſchuldet werden, liegt überall ein einheitlicher Anſpruch vor (M 2, 33). Denn 
Vertragszinſen wie Verzugszinſen können zwar jelbftändig geltend gemacht werden, be⸗ 
ruhen aber auf dem nänkichen Rechtsgrunde wie die Hauptforderung (a. A. hinſichtlich der 
Vertragszinſen Planck A 1b). Auch 5 367 Abf 1 faßt die Hauptleiſtung mit Zinſen und 
Koſten zu „einer ganzen Schuld“ zuſammen. — Ausnahmsweiſe iſt die Teilleiſtung 
grundſätzlich zuläflig, fo nach Art 98 WO; ſodann im Zwangsvollſtreckungsverfahren nach 
$ 757 BBO und im Konkurſe nach $ 149 KO. Regelmäßig zuläflig iſt die Aufrechnung 

dann, wenn die geſamte Gegenforderung die Gläubigerforderung nur teilweiſe deckt, 
weil die Aufrechnung überhaupt keine Leiſtung darſtellt (§ 387), gegebenenfalls daher auch 
nicht eine nur teilweiſe Leiſtung, wahrend der § 266 nur von einer ſolchen handelt. Aus dem 
allgemeinen Zwecke jedoch des $ 266, den Gläubiger zu ſchützen, in Verbindung mit § 242 
folgt anderfeits, daß es unſtatthaft iſt, eine gegebene Forderung nur teilweiſe zur Aufrech⸗ 
gung zu verwenden, zumal wenn mit der ſtückweiſen Befriedigung des Gläubigers für ihn 
Jeläftigungen verbunden find, wie boiſpielsweiſe bei einer Hypothekenforderung durch 
Vervie fältigung der hypothekariſchen Verpflichtungen (RG 79, 359). Der Gläubiger kann 
agegen regelmäßig eine bloße Teilleiſtung einklagen (RG JW 04, 90%), und bei einer 
ehrheit von Ansprüchen aus einem dauernden Vertragsverhältniſſe auch nur einen ein⸗ 
zelnen Anſpruch (RG Warn 1912 Nr 15). Der nur eine Teilforderung geltend machende 
lager kann den mit einer Gegenforderung aufrechnenden Beklagten nicht auf den nicht 
eingeklagten Teil feiner Forderung verweilen (R 66, 206; 80, 394). 


8 267 


Hat der Schuldner nicht in Perſon zu leiſten, ſo kann auch ein Dritter 


lach fung bewirken. Die Einwilligung des Schuldners iſt nicht erforder⸗ 
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Der Gläubiger kann die Leiſtung ablehnen, wenn der Schuldner wider⸗ 
ſprichte). 
E I 227 II 224; M 2 32; P 1 305. 


1. Leiſtung durch einen Dritten. Im Weſen eines Schuldverhältniſſes liegt es zwar, 
daß der Gläubiger die Leiſtung nur vom Schuldner fordern darf (8 241 A 1), nicht aber zugleich, 
daß die Erfüllung wirkſam nur durch den Schuldner erfolgen kann. Denn regelmäßig iſt 
es für das Jutereſſe des Gläubigers gleichgültig, wer ihn befriedigt. Anders iſt es nur in 
den Ausnahmefällen, wo es im Sinne der Verabredung oder ohnedies in der Natur des 
Schuldverhältniſſes liegt, daß nur der Schuldner ſelbſt erfüllen kann (vgl. 88 618, 664, 691, 
713). Dementſprechend beſtimmt auch § 267, daß ein Dritter die Leiſtung bewirken 
kann, falls der Schuldner nicht in Perſon zu leiſten hat, und zieht das Geſetz 
in Satz 2 zugleich die weitere Folge, daß die Erfüllbarkeit der Schuld durch die Leiſtung eines 
Dritten von der Zuſtimmung des Schuldners unabhängig iſt. — Der Dritte kann 
indes nur „die Leiſtung“ bewirken, mithin nur durch Leiſtung des wirklich Geſchuldeten 
(quod debetur) erfüllen (RG 65, 162), nicht aber auch mittels der ſog. Erſatzleiſtungen, wie 
Aufrechnung (RG 78, 384) und Hinterlegung ($ 872 A 1); es ſei denn, daß hierfür einer 
der befonders vorgeſehenen Ausnahmefälle (88 268, 1142, 1228, 1224, 1240) vorlage. Selbſt 
verſtändliche Vorausſetzung iſt dabei im Sinne des Geſetzes, da der Dritte nicht etwa in⸗ 
folge eigener Verpflichtung die fremde Schuld tilgen will, wie der ürge; und daß die Leiſtung 
des Dritten überhaupt zum Zwecke der Erfüllung bewirkt wird; während es für die ſchuld 
tilgende Wirkung der Leiſtung des Dritten gleichgültig iſt, welche Abſicht dieſer bei feiner 
Leiſtung dem Schuldner gegenüber verfolgt hat. Ausgeſchloſſen iſt daher die Anwend⸗ 
barkeit des § 267, wenn der Dritte nicht zum Zwecke der Tilgung der Schuld, ſondern be⸗ 
hufs Erwerbs der Forderung leiſtet; denn alsdann fehlt es überhaupt an der Tatbeſtands⸗ 
vorausſetzung des Geſetzes. Letzteres trifft auch dann zu, wenn jemand nur in Vertretung 
des Schuldners an deſſen Statt leiſtet und daher nicht als Dritter in Betracht kommen kann. 
Unbedingt ausgeſchloſſen iſt die Anwendbarkeit des § 267 endlich aus anderem Grunde im 

alle der Erlegung von Geldſtrafen (vgl. R&St 8, 866; 80, 232). Um einen Fall des 

267 handelt es ſich auch dann nicht, wenn der Dritte ſich zwar zur Bewirkung der dem 
Glaubiger geſchuldeten Leiſtung erbietet, dabei aber zugleich vom Gläubiger die ſeinerſeits 
dem Schuldner geſchuldete Gegenleiſtung beanſprucht; nimmt der Glaubiger in ſolchem 
Falle die Leiſtung vom Dritten an, dann entſteht hierdurch ein neues Schuldverhältnis 
zwiſchen ihm und dem Dritten, zufolge deſſen der Gläubiger zur Leiſtung an den Britten 
verpflichtet wird (Rh 88, 70). — Die Wirkung der Regel des 8 267 tt dle, daß der 
Gläubiger durch eine unzuläſſige Ablehnung des Angebots eines Dritten in Annahme⸗ 
verzug gerät (88 293 ff.), im Falle des Vollzugs der Leiſtung anderſeits aber das Schuld- 
verhältnis erliſcht (5 362). Weitere Wirkungen ergeben ſich aus der Regel des 8 267 
nicht. Insbeſondere folgt aus der Befugnis des Dritten, die Leiſtung zu bewirten, nicht, 
daß er infolge der Leiſtung dem Gläubiger gegenüber an die Stelle des Schuldners tritt 
und ſomit deſſen etwaige Gegenrechte erwirbt (88 320, 255), und ebenſowenig, daß der 
leiſtende Dritte — wiederum von den fpäter zu beſprechenden Ausnahmefällen der 88 268, 
1142, 1223, 1224, 1249 abgeſehen — die Gläubigerforderung erlauge, Der Nechtsübergang 
traft Geſehes it dem BOB grundſätlich fremd. — Od und welche Rüdgriffäredit> der 
Dritte dem befreiten Schuldner gegenüber hat, kann ſich nur nach dem zwiſchen beiden 
unmittelbar beftehenden Nechtäverhältniffe richten, wie Schenkung, Auftrag, Geſchäftsführung 
ohne Auftrag. Beſtand die Schuld überhaupt nicht, dann kann der Dritte die Leiſtung 
nur vom Gläubiger zurückfordern, nicht aber vom Schuldner (von beſonderen Verhaltniſſen 
abgeſehen), da der Schuldner durch die Leiſtung nichts erlangt hätte. Leiſtet aber der Dritte 
etwa auf Anweiſung des Schuldners, oder um ſich von einer vermeintlichen, in Wirklichkeit 
nicht beſtehenden (oder anfechtbaren) Schuld dem Schuldner gegenüber zu befreien, dann 
hat der Schuldner durch die Leiſtung eine grundloſe Bereicherung erfahren und er unter⸗ 
liegt daher der Bereicherungsklage (RG SeuffA 69 Nr 192). 


Der Widerſpruch des Schuldners berechtigt den Gläubiger, die Annahme zu ver⸗ 


das Widerſpruchsrecht, noch dem Gläubiger im Falle ſolchen Miderſpruchs das Recht zu, 
die Leiſtung des Dritten — nämlich deſſen, der durch die Veräußerung des Pfandes ein 
Recht daran verlieren würde — abzulehnen (RG 83, 393). 


8 268 


Betreibt der Gläubiger die Zwangsvollſtreckung in einen dem Schuldner 
gehörenden Gegenſtand, ſo iſt jeder, der Gefahr läuft, durch die Zwangs⸗ 


. 


Verpflichtung zur Leiſtung 88 267—269 359 


vollſtreckung ein Recht an dem Gegenſtande zu verlieren, berechtigt, den 
Gläubiger zu befriedigen. Das gleiche Recht ſteht dem Beſitzer einer Sache 
zu, wenn er Gefahr läuft, durch die Zwangsvollſtreckung den Beſitz zu 
verlieren!). 


Die Befriedigung kann auch durch Hinterlegung oder durch Aufrechnung 
erfolgen!). 

Soweit der Dritte den Gläubiger befriedigt, geht die Forderung auf 
ihn übers). Der Übergang kann nicht zum Nachteile des Gläubigers geltend 
gemacht werden“). 

E I 1081-1082; M 3 690. 


1. Das Ablöſungsrecht (jus offerendi). Während der § 267 nur den allgemeinen Grund, 
fat aufſtellt, daß regelmäßig jeder Dritte anſtatt des Schuldners zu erfüllen vermag, gibt 
das Geſetz in den Fällen des $ 268 dem Dritten ein Recht auf Befriedigung des Gläu- 
bigers eines andern. Der Schuldner kann in dieſen Fällen der Leiſtung des Dritten nicht 
mit Erfolg widerſprechen (§ 267 A 2), und der Gläubiger anderſeits kann fie nicht gefahrlos 
(8 293 in entſprechender Auwendung) ablehnen (5 267 A 1). Die Leiſtung gemäß § 268 
erfolgt aber auch nicht wie im Falle des $ 267 zum Zwecke der Tilgung der Schuld, ſondern, 
wie das Geſetz es hier zuläßt, zum Erwerbe der Forderung (A 8). — Als Dritte kommen 
hier in Betracht dinglich Berechtigte (auch Miteigentümer, Rch Warn 1911 Nr 11) und 
der Beſitzer einer Sache (als ſolcher insbeſondere der Mieter und Pächter, $ 57 Satz 2 386). 
Der Zweck des Geſetzes iſt es, den Dritten dagegen zu ſchützen, daß er durch die vom Gläu- 
biger gegen ſeinen Schuldner betriebene Zwangsvollſtreckung ein ihm, dem Dritten, am 
Gegenſtande der Vollſtreckung zuſtehendes Recht oder feinen Beſitz der Sache verliert. Vor⸗ 
ausſetzung iſt dabei, daß der Gegenſtand der Zwangsvollſtreckung nicht dem Dritten, ſondern 
dem Schulduer gehört; denn andernfalls ſtände dem Dritten ſchon die Widerſpruchsklage 
des § 771 ZPO zur Seite. — Beſondere Anwendungsfälle des $ 268 enthalten die 88 1150, 
1249 zugunſten von dinglich Berechtigten am Grundſtücke, die durch die Zwangsvollſtreckung in 
das Grundſtück Gefahr laufen, ein Recht am Grundſtücke zu verlieren, und zugunſten derjenigen, 
welche durch die Veräußerung des Pfandes an dieſem ein Recht einbüßen würden. — 
Zeitlich iſt das Ablöſungsrecht ausübbar, ſobald die Zwangsvollſtreckung be⸗ 
gonnen hat (vgl. hierüber 8 264 A 2). Trifft dieſe Vorausſetzung auch ſchon dann zu, 
wenn der Gläubiger vorerſt nur den etwaigen Anſpruch ſeines Schuldners auf Herausgabe 
der Sache (88 846 ff. BRD) pfänden läßt? Man wird das nach dem Rechtsgedanken des 
Geſetzes bejahen können. Erledigt iſt das Ablöſungsrecht, ſobald die Zwangsvollſtreckung 
beendigt iſt. — Macht der Gläubiger feine Forderung dem Schuldner gegenüber nur teil- 
weiſe geltend, fo kann auch der Dritte fein Ablöſungsrecht nur hinſichtlich dieſes Teil- 
betrags ausüben. 


2. Die Ausübung des Rechtes erfolgt durch Befriedigung des Gläubigers. Dazu kann 
aber der Dritte hier (anders als im Falle des § 267) auch von den Erſatzleiſtungen, Hinter 
legung (88 372ff.) und Aufrechnung ($ 387) Gebrauch machen (R 78, 384). Der Aus. 
übbarkeit dieſes Rechtes ſteht es nicht entgegen, wenn der Dritte für die Forderung ſelbſt 
mit haftet (R 70, 409 zu 8 1249). 

3. Im Gegenſatze zum Regelfalle des § 267 (dort A 1) geht die Forderung des befriedig⸗ 
ten Gläubigers ohne weiteres (kraft Geſetes) auf den Dritten über, und zwar nebſt ihren 
Nebenrechten, wie Bürgſchaft und Pfandrecht, ſowie mit der Auskunftspflicht des Gläu⸗ 
bigers aus $ 402 und der Beurkundungspflicht aus $ 408 gemäß $ 412. Es findet hier 
alſo ausnahmsweiſe ein Rechtsübergang ohne Übertragung (8 398) ftatt (8 412). 

8. Nicht zum Nachteile der Gläubigers. Der durch den Dritten befriedigte Glaubiger 
dorf durch den Übergang der Forderung auf den Dritten nicht ſchlechter geſtellt ſein, 
als er geſtellt fein würde, eam, die Forderung durch die Leiſtung erloſchen ware, und 
zwar gilt das ſowohl dann, wenn der Dritte durch die gänzliche Befriedigung des Gläubigers 
ie volle Forderung, wie entſprechend auch dann, wenn er durch Teilzahlung nur einen ent⸗ 
ſprechenden Teil der Forderung erworben hat. Im erſteren Falle darf ber der d 
dem Gläubiger gegenüber keine Gewährleiſtungsanſprüche wegen Mangel der Forderung 
aus 8 437 geltend machen (zumal der Rechtsübergaug kein kaufähnliches Geſchaft dar⸗ 
ſtellt), und im zweiten Falle darf er auf keine Weiſe ein Vorre ee Nee 
dem Glaubiger verbliebenen Restforderung ausüben. Er ſteht vielmehr im Range nach. 
Im Konkurſe des Schuldners darf der Dritte insbeſondere nicht die etwa getilgte Zins 
orderung zum Nachteile des Gläubigers mit dem konlursmäßigen Vorzugsrechte anmelden. 

m übrigen aber ift davon auszugehen, daß der Gläubiger ausſchließlich in Anſehung der 


360 Recht der Schuldverhältniſſe Inhalt der Schuldverhältniſſe 


nämlichen Forderung gegen Benachteiligung geſchützt ſein ſoll, wegen deren er ganz oder 
teilweiſe durch den Dritten befriedigt worden iſt, dagegen nicht auch zum Vorteile ſeiner 
etwaigen noch anderen Forderungen gegen den Schuldner (RG Warn 1914 Nr 275; ferner 
11. 11. 16 y 220/16). Der Dritte darf daher namentlich von den miterworbenen Pfand⸗ 
rechten oder Hypothekarrechten nach dem ihnen zukommenden Range auch dann Gebrauch 
machen, wenn es zum Schaden der anderweiten Forderungen des Gläubigers geſchieht (RG 
6, 198). Streitig. Ohne Grund bezeichnet RG 82, 135 die a. a. O. vertretene Anficht als 
bedenklich; vgl. R Warn 1914 Nr 275. — Hinſichtlich des Einlöſungsrechts bei Hypotheken 
vgl. $ 1150 A 2. Das Geſetz hat in 8 268 offenbar durchweg nur die nämliche Gläubiger: 
forderung im Auge. In bezug auf ſeine anderweiten Forderungen ſteht daher 
der Gläubiger dem leiſtenden Dritten nicht anders gegenüber, als dies bei einem ſonſtigen In- 
haber ſeiner Forderungen der Fall wäre. Ein Geſamtſchulduer, der vom Glaubiger in An- 
pruch genommen wird, kann nicht von ihm Zug um Zug gegen ſeine Leiſtung Herausgabe 
des Pfandes verlangen, das dem Gläubiger ein Mitſchuldner beſtellt hat, und zwar auf 
Grund der Behauptung, daß er gegen dieſen Mitſchuldner ein volles Ausgleichungsrecht 
gemäß $ 426 habe (RG 82, 28). — Der 8 268 Abſ 3 Saß 2 ſchließt nicht aus, daß der 
Bürge, der die Hauptſchuld vor dem Konkurſe des Hauptſchuldners teilweiſe bezahlt, die 
auf ihn übergegangene Teilforderung an Stelle des Gläubigers im Konkurſe geltend macht 
(RE SeuffA 69 Nr 196). — Der Abſ 3 ift auch dann anwendbar, wenn durch die Teil⸗ 
zahlung der Zweck, die Zwangsvollſtreckung abzuwenden, nicht erreicht wird; er iſt auch 
nicht auf den Fall beſchränkt, daß der Gläubiger nur wegen einer Rate die Zwangsvollſtreckung 
betreibt (RG IW 1916, 6702). — Eine der Vorſchrift von Abſ 3 Satz 2 entſprechende Be⸗ 
ſtimmung enthalten die §8 426, 774, 1143, 1164, 1167, 1225. 


8 269 


Iſt ein Ort für die Leiſtung!) weder beſtimmt noch aus den Umſtänden, 
insbeſondere aus der Natur des Schuld verhältniſſes, zu entnehmen, jo hat 
die Leiſtung an dem Orte zu erfolgen, an welchem der Schuldner zur Zeit 
der Entſtehung des Schuldverhältniſſes ſeinen Wohnſitz hatte“). 

Iſt die Verbindlichteit im Gewerbebetriebe des Schuldners entſtanden, 
ſo tritt, wenn der Schuldner ſeine gewerbliche Niederlaſſung an einem 
anderen Orte hatte, der Ort der Niederlaſſung an die Stelle des Wohn⸗ 


ſitzes d). 

Aus dem Umſtand allein, daß der Schuldner die Koſten der Verſendung 
übernommen hat, iſt nicht zu entnehmen, daß der Ort, nach welchem die 
Verſendung zu erfolgen hat, der Leiſtungsort ſein ſoll“) s) c). 

E I 229— 230 II 225; M 2 34; P 1 306; 4 154. 


1. Leiſtungsort. Zur gehörigen Erfüllung ift auch erforderlich, daß die Leiſtung am 
rechten Orte (§ 269) und zur rechten Zeit (§ 271) angeboten wird. Andernfalls fett das An⸗ 
gebot den Gläubiger nicht in Annahmeverzug (88 293 ff.) und befreit den Schuldner nicht vom 
Leiſtungsverzuge (88 284 ff.) — Der Leiſtungsort iſt noch von Bedeutung für den Gerichts. 
ſtand nach § 29 3 PO und im Gebiete des internationalen Privatrechts für die Frage, welches 
Recht Anwendung findet (vgl. Vorbem 11 vor $ 104, ferner RG 53, 140; 54, 316; 55, 117; 
58, 367; 73, 387; 74, 178). Nach dem Rechte des Erfüllungsortes iſt auch die Einrede der 
Verjährung zu beurteilen (RG 74, 173 und 4. 5. 18 V 8/18, teilweiſe abgedruckt 93, 23). 
Zu unterſcheiden vom Leiſtungsorte iſt der Beſtimmungs⸗ oder Ablieferungsort, näm! 
lich derjenige, wo die Ablieferung zu erfolgen hat (Abſ 3 und 8 270); ferner der Verſand⸗ 
ort (88 447, 448, 644 Abſ 2; vgl. RG 66, 76). — Die Regeln des $ 269 greifen auch bei 
Unterlaſſungspflichten Plat, insbeſondere auch die in Abſ 1 gegebene Hilfsregel (RG 
51, 312; 69, 13; 90, 165). 

2. Der Abi 1 fieht behufs Ermittlung des Leiſtungsorts die nachſtehende Stufenordnung 
vor: In erſter Linie iſt entſcheidend die Beſtimmung durch die Parteien. Sie ſetzt eine Eini⸗ 
gung voraus, wobei eine ſtillſchweigende Abmachung genügt, die ſich aus dem Gegenſtande, 
ber Natur des Schuldverhältniſſes und aus den Umſtanden ergeben kann. Die Abrede, daß die 

„are ſpäteſtens an einem beſtimmten Tage am Wohnorte des Beſtellers eintreffe, enthält 
nicht zugleich eine Beſtimmung des Leiſtungsorts (NR 68, 78). Desgleichen nicht ſchon 
eine Nebenabrede wie „Kaſſe Zug um Zug“, da dieſe ſich nur auf die Art der Zahlung des 
Kaufvreiſes bezieht (RG Warn 08 Nr 120). Einſeitige Parteierklärungen reichen regel⸗ 
57 nicht aus, auch nicht bei fortgeſetzter Warenbeſtellung und Warenleiſtung (RG 52, 135: 
97, A145 50, 851; 65, 381). Nach ſtändiger Rechtſprechung ſind daher auch bloße Fakturen⸗ 
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vermerke oder ein Randvermerk auf einem Koſtenanſchlage (R 52, 133) bedeutungslos. 
Vermerke jedoch in einem Beſtätigungsſchreiben müſſen nach Treu und Glauben als 
genehmigt gelten, falls der Empfänger ſchweigt (RG 57, 408; 58, 66). Vgl. hierüber des 
Näheren § 147 A 3 Abſ 2. Maßgebend iſt auch die Angabe in den Schlußnoten des Handels- 
mäklers (RG 59, 350; J 05, 147). Gleiches gilt, wenn vor der Begründung, der Ge⸗ 
ſchäftsverbindung ſchriftlich Geſchaftsbedingungen zugeſandt ſind und demnächſt der Ge⸗ 
Ichäftaverteht auf Grund eben dieſer Bedingungen ftattgefunden hat (RG JW 01, 62114, 
RG 57, 408), betreffend Beſtellung auf Grund eines Zirkulars. Desgleichen wenn in 
der vom Mafler unterſchriebenen Schlußnote ein Erfüllungsort vermerkt iſt (RG JW 05, 
1479). Wer einen Beſtellſchein unterſchrieben hat, haftet nach deſſen Inhalt; er kann 
nur wegen Irrtums anfechten (RG 20. 3. 08 III 394/07). — Aus den Umſtänden zu 
entnehmen. Dabei kann auch die Verkehrsſitte in Betracht kommen, insbeſondere falls 
aus dem Schweigen Zuſtimmung zu entnehmen iſt. Aus der Natur des Schuldverhältniſſes 
wird ſich der Leiſtungsort insbeſondere ergeben bei Abmachungen, die die Bearbeitung von 
Sachen an Ort und Stelle zum Gegenſtande haben, z. B. beim Einbau von Maſchinen 
in ein Gebäude, wie anderſeits bei Herſtellung eines Werks in einer Werkſtätte; ferner bei 
der Übergabe und Auflaſſung eines Grundſtücks, bei der Überlaſſung der Mietsſache, endlich 
wenn ſich die zu gewährende Sache nach Wiſſen beider Parteien zur Zeit des Vertrag. 
ſchluſſes an einem beſtimmten Orte befindet. Bei Bringſchulden (nicht Schickſchulden) 
ift maßgebend der Wohnort des Gläubigers; bei Holſchulden der des Schuldners. — Wohn⸗ 
ſitz des Schuldners (vgl. $$ 7—11) im Zeitpunkte der Eutſtehung des Schuldverhältniſſes. 
Er iſt im Zweifel auch maßgebend bei Unterlaſſungspflichten, gegebenenfalls namentlich bei 
der Geltendmachung von Vertragsſtrafen, ſelbſt wenn die Unterlaſſung nicht an einen be 
ſtimmten Ort gebunden ift (ch 51, 314; 69, 13). Unter mehreren Wohnſitzen hat der Regel 
nach der Schuldner die Wahl (88 262 ff.). Beim Mangel eines Wohnſitzes entſcheidet der 
Aufenthaltsort. Eine nachträgliche Veränderung des Wohnſitzes iſt einflußlos. Es kann 
aber, wenn der Vertrag am Wohnorte des Schuldners abgeſchloſſen iſt, nicht ſchon deshalb 
angenommen werden, daß der dortige Wohnort des Schuldners auch als vereinbart gelten 
ſoll (RG Seuff A 54 Nr 77). Entſtanden iſt das Schuldverhältnis mit Vollendung 
der es begrundenden zuriſtiſchen Tatſachen (vgl. Vorbem 1 vor 8 104 und 8 198 A 2). Bei 
bedingten oder bei befriſteten Geſchaften kommt es nicht erſt auf den Zeitpunkt des Ein. 
tritt der Bedingung oder des Termins an (M& 69, 11). Er iſt nur für das Wirkſamwerden 
des Rechtsgeſchäfts der (88 158, 168), 

Durch Geſet ſelbſt iſt der Leiſtungsort beſtimmt in den 83 261 (Offenbarungseid), 697, 
00 (unregelmaͤßiger Verwahrungsvertrag), 811 (Vorlegung), 1104 (Grundſchuld), 1200 
(Reuteuſchuld), § 36 Ver (Zahlung der Prämie), § 5 Sched®, Art 4 Nr 8 und Art 97 
BD, betreffend die Zahlung des Bezogenen. Der für dieſen maßgebende Zahlungsort iſt 
jedoch nicht zugleich maßgebend für die Leiſtungsart des Regreßpflichtigen, mithin auch 
nicht fur den Traſſanten; für dieſe ift, mangels einer Beſtimmung auf dem Wechſel, der 
Ort des Wohnſitzes oder der Niederlaſſung Leiſtungsort, und der Bereicherungsanſpruch iſt 
da zu erfüllen, wo der Wechſelanſpruch zu erfüllen geweſen wäre. 

3. Das Vorhandenſein einer gewerblichen Niederlaſſung erfordert, daß dort dauernde 
Einrichtungen zum Betriebe getroffen find; vgl. ZP 8 21 (RG 42, 379; 50, 326). 

Übernahme der Verſendungskoſten. Dieſe Auslegungsvorſchrift trifft insbeſondere 
auch zu bei den Nebenabreden cif (cost, insurance, freight) und fob (frei an Bord), „frei Wag · 
gon“, oder „Kaffe Zug um Zug“ (1. auch A 2). Bei (it-Verkäufen gilt der Abladehafen für 
den Verkäufer auch als Erfüllungsort, jedenfalls im Sinne der 88 446, 447 (RG 87, 134; 
Warn 1916 Nr 159). Betreffs der Cif-Klauſel vgl. auch $ 157 A 4 und A 87, 135; 90, 1; 
92, 14; 93, 166. Solche Klauſeln enthalten an ſich noch keine Vereinbarungen über den 
Erfüllungsort (RG Gruch 47, 1152; 48, 1015). Auch die Übernahme der Gefahr enthalt 
im Zweifel noch keine Beſtimmung über den Leiſtungsort (RG 68, 78). 5 

5. Einzelfälle. Bei dem nämlichen Schuldverhältniſſe können für die verſchiedenen 
Beteiligten je verſchiedene Leiſtungsorte gegeben ſein (RG 49, 76). Der Erfüllungsort für 
die Bürgſchaftsſchuld richtet ſich nicht grundſätzlich nach dem der Hauptſchuld (RG 54, 311: 
71, 563 73, 263). Iſt aber für eine Schuld Bürgſchaft geleiſtet, bezüglich deren ein Erfüllungs. 
bet ausdrücklich beftimmt war, fo ift das auch für den Bürgen maßgebend (RG 34, 17). Wird 
bedungen, daß der Käufer die Ware am Beſtimmungsorte abzunehmen habe, ſo folgt hier. 
aus noch nicht, daß dortſelbſt, wenn für den Käufer, dann auch für den Verkäufer der Er. 
füllungsort gegeben ſei (R Warn 1912 Nr 99). Bei Zug um- Zug ⸗Leiſtungen iſt der 
Erfüllungsort ein gemeinſamer. Das gilt auch im Falle des vertragsmäßigen Rücktritts⸗ 
zochts und der Wandlung. Hier muß nach der Natur des Geſchäfts regelmäßig derienige 
Ort als beiderſeitiger Leiſtungsort gelten, wo ſich die Sache dem Vertrage gemäß befindet, 
nicht etwa der davon verſchiedene Ort, wo die Ablieferung der Sache erfolgt war (RG 50, 270; 
52, 54; 55, 111; 57, 12: 70, 100). Vgl. anderfeits auch N& 46, 195 und 66, 76. Die Rück 
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gabepflicht im Falle der Nichtigkeit des Vertrags iſt ebenfalls da zu erfüllen, wo ſich die zurück 
zugewährende Sache befindet (RG 96, 347). Geſetzlicher Erfüllungsort für den Minderungs⸗ 
anſpruch iſt der Wohnort des Verkäufers zur Zeit des Vertragsſchluſſes (RG Gruch 47 Nr 1150); 
während in R 66, 76 die Richtigkeit dieſer Anſicht dahingeſtellt geblieben iſt. Falls ein Ver⸗ 
trag (Kauf) wegen Irrtums oder Betrugs angefochten iſt und Rückzahlung des Preiſes und 
Zurücknahme der Sache gefordert wird, iſt der Wohnſitz des Gegners maßgebend (RG 
49, 421). Der Erfüllungsort ift maßgebend auch für den Anſpruch auf Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung (RG 55, 425); desgleichen für den Anſpruch auf Zahlung des 
Reugeldes (RG Gruch 34, 440), ſowie auf Leiſtung der Vertragsſtrafe (R 69, 12). Der 
Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Anuahmeverzugs iſt zu erfüllen, wo die Abnahme 
hätte erfolgen müffen (RGS 55, 423). Für die Feſtſtellungsklage iſt der Erfüllungsort 
dort, wo der Vertrag zu erfüllen war (RG 56, 138). Nebenverpflichtungen find an 
dem für die Hauptverbindlichkeit maßgebenden Leiſtungsorte zu erfüllen (RG 55, 105). Bei 
einem Anſpruche auf Anerkennung eines Kontokorrents gilt als Erfüllungsort der für die 
einzelnen Leiſtungen vereinbarte Leiſtungsort (RG JW 03, 1750). 

6. Beweislaſt. Wer einen außergewöhnlichen Erfüllungsort geltend macht, hat dafür nach 
allgemeinen Rechtsgründen die Beweislaſt. 


8 270 


Geld hat der Schuldner im Zweifel auf ſeine Gefahr und ſeine Koſten 
dem Gläubiger an deſſen Wohnſitz zu übermitteln. 

Iſt die Forderung im Gewerbebetriebe des Gläubigers entſtanden, ſo 
tritt, wenn der Gläubiger ſeine gewerbliche Niederlaſſung an einem anderen 
Orte hat, der Ort der Niederlaſſung an die Stelle des Wohnſitzes ). 


Erhöhen ſich infolge einer nach der Entſtehung des Schuldverhältniſſes 
eintretenden Anderung des Wohnſitzes oder der gewerblichen Niederlaſſung 
des Gläubigers die Koſten oder die Gefahr der Übermittelung, jo hat der 
Gläubiger im erſteren Falle die Mehrkoſten, im letzteren Falle die Gefahr 
zu tragen“). 

Die Vorſchriften über den Leiſtungsort bleiben unberührt!) “). 

E I 280 II 226; M 2 86; P 1 807. 


1. Geldübermittlung an den Gläubiger an deſſen Wohnſitz oder Niederlaſſungsort. 
Vgl. 8 269 A 1, wo bereits darauf hingewieſen ift, daß § 270 nur den Beſtimmungsort, nicht 
aber den Leiſtungsort im Auge hat (hier Abſ 4). Der Schwerpunkt des § 270 liegt in 
der Vorſchrift, daß, falls der Leiſtungsgegenſtand Geld iſt, dieſes, gleichviel wo der Er⸗ 
füllungsort fein mag, dem Gläubiger an deſſen Wohnſitz, im Falle des Abi 2 am Orte der 
gewerblichen Niederlaſſung (vgl. A 3 8 269) „zu übermitteln“ ift, und daß die dazu dienende 
Verſendung auf Gefahr und Koſten des Schuldners geht. Macht der Glaubiger der Poſt 

egenüber von dem Abholungsrechte Gebrauch, ſo trägt er auch die damit verbundene Gefahr 
felt (RG 69, 137; der vom Schuldner überſandte Scheck war auf Grund einer Fälſchung 
des Poſtſcheins von einem Unbefugten abgeholt worden). Über den Begriff Geld vgl. 8 244. 
Da der Gläubiger das Geld völlig koſtenfrei zu erhalten hat, muß der Schuldner auch die Be- 
ſtellgebühr hinzufügen, und verweigert der Gläubiger mangels deſſen die Annahme, dann 
kann dem Schuldner höchſtens der Geſichtspunkt des $ 242 zuftatten kommen. Wenn nichts 
Entgegenſtehendes vereinbart ift, genügt es für die Rechtzeitigkeit der Leiſtung — und zwar 
auch bei Platzgeſchäften —, wenn nur die Einzahlung des Geldes bei der Poſt am Leiſtungs⸗ 
orte, alſo regelmäßig am Wohnſitze des Schuldners, innerhalb der gegebenen Friſt erfolgt iſt 
(RG 78, 137). Der Schuldner gerät gegebenenfalls alſo — mangels Verſchuldens — nicht in 
Verzug und iſt nicht ſchadenserſatzpflichtig, er bleibt aber zur nochmaligen Leiſtung verpflichtet. 
Bei Zahlungen mittels eines Schecks genügt es für die Wahrung der Friſt, wenn der Gläubiger 
rechtzeitig den Scheck erhält (RG a. a. O.). Im Falle der Erfüllung eines Darlehnsvorvertrags 
(pactum de mutuo dando) durch Gewährung des zugeſagten Geldes muß 8 270 gleichfalls 
Anwendung finden. An ſich gibt dieſer nur eine Auslegungsvorſchrift und ſchließt daher 
anderweite Abmachungen nicht aus. — Da der Schuldner den Geldbetrag nur zu übermitteln 
hat, kann die Perſon oder die Anſtalt, der der Schuldner das Geld zur Übermittlung übergibt, 
nicht als Erfüllungsgehilfe im Sinne des $ 278 augefehen werden. Mit der Abſendung des 
8 hat der Schuldner ſeiner eutſprechenden Verbindlichkeit bereits genügt. Anders bei 
Minclehutden, wo der Schuldner am Wohnorte des Gläubigers zu leiſten hat, er ſich der 

ittelsperſon alſo zur Erfüllung ſelbſt bedient. 
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2, Der Schuldner hat im Falle der Anderung des Wohnſitzes oder der Niederlaſſung 
die Übermittlungskoſten nur in der Höhe zu tragen und für die Gefahr nur ſo weit zu haften, 
als er haften würde, wenn es bei dem zur Zeit der Entſtehung des Schuldverhältniſſes maß⸗ 
gebenden Verhältniſſen geblieben wäre. Jedenfalls bleibt aber die Übermittlungspflicht 
an ſich beſtehen. Gibt der Gläubiger den Wohnſitz auf, ohne einen neuen Wohnſitz zu be⸗ 
gründen (Abs 3), dann muß der Schuldner das Geld an den ihm bekannten Aufenthaltsort 
übermitteln, wie das ſchon aus dem Grundſatze des § 242 folgt. In RG 22. 12. 15 V 305/16 
iſt dieſe Frage unentſchieden gelaſſen. 

3. Den Beweis für die Ablieferung und die Ankunft des Geldes, gegebenenfalls für die 
Erhöhung der Koſten und der Gefahr hat der Schuldner zu führen. Eine Vermutung zu⸗ 
gunſten des Schuldners re auch dann nicht, wenn die Überſendung durch die Poſt ſtatt⸗ 
gefunden hat (vgl. die bedeutſame Entſcheidung RG 13, 46ff.). Landesgeſetzlichen Vorbehalt 
für Zahlungen aus öffentlichen Kaſſen enthält EG Art 92. 


8 271 


Iſt eine Zeit für die Leiſtung!) weder beſtimmt noch aus den Umſtänden 
zu entnehmen, ſo kann der Gläubiger die Leiſtung ſofort verlangen, der 
Schuldner ſie ſofort bewirken?). 

Iſt eine Zeit beſtimmt, ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß der Gläubiger 
die Leiſtung nicht vor dieſer Zeit verlangen, der Schuldner aber ſie vorher 


bewirken kann“) ). 
E I 281 II 227; m 2 87; P 1 808. 


1. Die Leiſtungszeit kommt nach zweifacher Richtung in Betracht. Einmal fragt es ſich, 
wann der Gläubiger fordern kann und der Schuldner alſo auch leiſten muß; zweitens, 
wann der Schuldner leiſten darf und demnach der Gläubiger annehmen muß. In beiden 
Beziehungen handelt es ſich um den Zeitpunkt der Fälligkeit. Über dieſen Begriff vgl. 

198 A 2 u. 5 269 A 2. In gewiſſen Fällen ſieht das Geſetz die Leiſtungszeit be⸗ 
ſonders vor, fo bei Miete (8 551), Leihe (8604), Darlehn (88 608, 609), Dienſtvertrag (8 614), 
Werkvertrag ($ 641), Verwahrung ($ 695), Unterhaltsgewährung (§ 1710). Über das Fix⸗ 
geſchäft vgl. 9361. In einzelnen Fallen iſt die zugunſten des Schuldners beſtehende Fällig⸗ 
keit auch für Dritte von Bedeutung (89 1142, 1223, betreffend das Befriedigungsrecht des 
Eigentümers und Pfandſchuldners). — Die Vertragsbeſtimmung, daß die Forderung 
ſofort fällig ſein ſoll, falls die Zinſen nicht rechtzeitig gezahlt werden, hat für ihre An⸗ 
wendung zur Vorausſetzung, daß die Zinszahlung infolge einer Verletzung der Vertrags. 
pflichten unterbleibt ( Warn 1913 Nr 223 und die dort angezogenen Urteile); 
die Fälligkeit tritt alſo beiſpielsweiſe nicht ein, wenn der Käufer zur Minderung des 
Preiſes berechtigt war und demnach die Zinſen von dem Minderbetrage nicht zahlt (RG 
19. 10. 10 V 593/09). Kündigt der Gläubiger, läßt er ſich alsdann aber die Zinszahlung noch 
weiter gefallen, ohne auf Zahlung des Kapitals zu klagen, dann kann hieraus gefolgert werden, 
daß die erklärte Kündigung nicht als folche, ſondern nur als Mahnung gemeint war (R 
JW 1912, 885%). Vgl. auch $ 360 A 1. Nach Treu und Glauben (8 242) muß der Gläubiger 
in ſolchen Fällen dem Schuldner jedenfalls erſt bekanntgeben, daß ſeine Nachſicht nunmehr 
ein Ende habe. Vgl. auch SS 24 Al Abſ 6; 357 A 1 u. 300 A 1. 5 

2. Im Falle mangelnder Zeitbeſtimmung beſteht ſowohl ſofortiges Forderungsrecht, wie 
ſofortiges Leiſtungsrecht. Abs! ftellt im übrigen keine geſetzliche Vermutung für die Fälligkeit 
auf, beſtimmt vielmehr nur, daß mangels einer Abrede der fehlende Parteiwille durch die 
Vorſchrift ſofortiger Fälligkeit erſetzt werde (RG 68, 308). Bei Ermittlung des Zeitpunkts, 
der unter dem Ausdrucke „ſofort zu verſtehen, iſt auch der allgemeine Grundſatz des $ 242 
zu beachten. Falls zu einer Beſtimmung der Zeit fo allgemeine Ausdrücke wie „eheſtens“, 
„ſobald als tunlich“, „in kurzem“, „in einigen Jahren, Monaten, Wochen“ oder „pünktlich“ 
gebraucht werden, iſt auslegungsweiſe die Parteiabſicht zu erforſchen und die Leiſtungszeit 
durch den Richter feſtzuſtellen (M 2, 88ff.). Bei den Umſtänden im Sinne des Abſ 1 iſt wie 
in § 269 A 2 an die Natur des Schuldverhältniſſes und an die Art der Leiſtung (3. B. Werk. 
dente ſowie an die mutmaßliche Parteiabſicht unter Berückſichtigung der Verkehrsſitte zu 
enken. 

3. Die vertragliche Zeitbeſtimmung kommt dem Schuldner regelmäßig derart zugute (dies 
adjectus pro reo est), daß er regelmäßig auch ſchon vor Eintritt des beſtimmten Zeitpunkts die 
Lelſtung anbieten kann, und der Gläubiger fie bei Vermeidung der Verzugsfolge annehmen 
muß (A 1), daß anderſeits aber der Gläubiger die Leiſtung nicht vorzeitig fordern kann. Da 
der Grundſatz aber nur im Zweifel gelten ſoll, ſo greift er nicht Platz im Falle einer ihn 
ausſchließenden Parteiabrede oder einer ihm entgegenſtehenden Verkehrsſitte (M 2, 38). Iſt 
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eine Leiſtungszeit an ſich zwar vorgeſehen, aber in ſo unbeſtimmten Ausdrücken, daß ein ge⸗ 
wiffer Zeitpunkt ſich daraus nicht feſtſtellen läßt, oder iſt die Leiſtungszeit durch entſprechende 
Wendungen (wie: „nach feiner Bequemlichkeit“, „nach Möglichkeit“, oder falls er in beſſere 
Vermögensverhältniſſe komme“) in das Belieben des Schuldners geftellt, dann beſtimmt 
unter Anwendung des § 242 (dort A 1) der Richter den Zeitpunkt, etwa auf eine Feſt⸗ 
ſtellungsklage hin, und alsdann erſt kann der Berechtigte von den Rechtsbehelfen aus 8 826 
Gebrauch machen (ch 34, 19; 40, 260; 42, 153; 64, 116; JW 08, 4787; Gruch 52, 429). Der 
Gläubiger muß gegebenenfalls die verbeſſerte Vermögenslage beweiſen, der Schuidner dem⸗ 
gegenüber dartun, weshalb trotzdem die Fälligkeit noch nicht eingetreten ſei (RW 28, 179). 
Bei einer Zeitbeſtimmung, die einen gewiſſen Spielraum läßt, wie „ſobald als tunlich“, oder 
„in regelmäßigen Zwiſchenraumen“ entſcheidet billiges Ermeſſen (R SeuffA 47 Nr 100; 
RG 33, 54; 42, 152; JW 08, 4787). Wird zwar eine Leiſtungszeit verabredet, vom Ver- 
pflichteten aber hinzugefügt, daß er für Einhaltung der Zeit nicht aufkomme, dann greift 
wegen Mangels einer Zeitbeſtimmung $ 271 Abſ 1 Platz (& G Gruch 51, 917). Die Abſtellung 
der Leiſtungszeit auf den Eintritt eines Ereigniſſes kann ſowohl Zeitbeſtimmung wie auch 
Bedingung fein. Vgl. $ 163 A 1. Die Klauſel „netto Kaſſe gegen Faktura“ iſt gemäß 
§ 157 und $ 346 HGB dahin zu verſtehen, daß der Schuldner gegen Empfang der Faktura 
vorzuleiſten verpflichtet iſt (RG 69, 126). Nach der Klauſel „Kaſſe gegen Verladungsdotu⸗ 
mente“ iſt der Schuldner nicht unbedingt verpflichtet, gegen Übergabe der Papiere zu leiſten; 
tut er es aber nicht, dann überkommt er die Beweislaſt für die Berechtigung ſeiner Weigerung 
(RG 31, 100: 47, 131; 59, 24; 61, 349). Eine etwa gewährte Stundung tann der Gläubiger 
widerrufen, wenn ſich die Verhältniſſe, unter denen die Stundung bewilligt worden, nachträg⸗ 
lich weſentlich verſchlechtern (R IW 05, 1605; 08, 711%). — Bei einer für einen beſtimmten 
Tag vorgeſehenen Leiſtung genügt der Schuldner ſeiner Pflicht, wenn er an dieſem Tage 
während der üblichen Geſchäftszeit leiſtet (RG Warn 1914 Nr 270). 

4. Beweislaſt. „In der Behauptung des Schuldners, daß ihm beim Vertragsſchluſſe 
Stundung gewährt ſei, liegt ein begründetes Beſtreiten, demgegenüber muß daher der Klager 
beweiſen, daß die Stundung nicht gewährt iſt“ (N 68, 30öff.). Vgl. 8 403 A 12. Nicht ohne 
Bedenken, falls man den Satz für berechtigt hält, daß beweispflichtig iſt, wer einen Ausnahme: 
fall behauptet und in $ 271 Abf 1 weder die Aufſtellung einer Vermutung noch eine Aus⸗ 
legungsregel zu finden hat. Vgl. auch $ 163 A 2. 


8 272 


Bezahlt der Schuldner eine unverzinsliche Schuld vor der Fälligkeit, ſo 
iſt er zu einem Abzuge wegen der Zwiſchenzinſen nicht berechtigt !). 

EI 232 II 229; M 2 40; P 1 310. 

1. Das Verbot des Abzugs von Zwiſchenzinſen entſpricht dem in 8 813 Abſ 2 aus. 
geſprochenen Grundſage, betreffend vorzeitige Erfüllung einer betagten Forderung. Über 
Fälligkeit vgl. 8 271 A 1 u. 8 198 A 2. ft die Forderung verzinslich, jo hört mit der Ruͤck⸗ 
zahlung die Verzinslichkeit auf. — In beſonderen Fällen laßt das Geſetz den Abzug von 
Zwiſchenzinſen zu (vgl. 88 1133, 1217). Die Berechnung geſchieht gegebenenfalls nach der 
Hoffmannſchen Methode, die in 8 65 KO zur Regel erhoben iſt. Danach mindert ſich die un⸗ 
verzinsliche Forderung auf die Summe, die unter Hinzurechnung der für die Zeit ſeit der 
Zahlung bis zum Fälligkeitstage zu berechnenden geſetzlichen Zinſen dem Nennbetrage der 
Forderung gleichkommt. Vgl. auch ZUG 8 ill. 


§ 273 


Hat der Schuldner aus demſelben rechtlichen Verhältnis, auf dem ſeine 
Verpflichtung beruht, einen fälligen Anſpruch gegen den Gläubiger, ſo 
kann er, ſofern nicht aus dem Schuldverhältniſſe ſich ein anderes ergibt, 
die geſchuldete Leiſtung verweigern, bis die ihm gebührende Leiſtung be⸗ 
wirkt wird (Zurückbehaltungsrecht) ). 

Wer zur Herausgabe eines Gegenſtandes verpflichtet iſt, hat das gleiche 
Recht, wenn ihm ein fälliger Anſpruch wegen Verwendungen auf den Gegen⸗ 
ſtand oder wegen eines ihm durch dieſen verurſachten Schadens zuſteht, es 
ſei denn, daß er den Gegenſtand durch eine vorſätzlich begangene unerlaubte 
Handlung erlangt hat.?) 
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Der Gläubiger kann die Ausübung des Zurückbehaltungsrechts durch 
Sicherheitsleiſtung abwenden. Die Sicherheitsleiſtung durch Bürgen iſt aus⸗ 
geſchloſſen?) ). 


E I 233—235 II 230; M 2 40; P 1 310. 


1. Das Zurückbehaltungsrecht. Hier wird die materielle, in $ 274 die prozeſſuale Seite 
des geſetzlichen Zurückbehaltungsrechts geregelt. Es gewährt keinen Anſpruch, ſondern be- 
gründet gegenüber dem argliſtigen Gläubiger, der einen Anſpruch ohne Rückſicht auf einen 
dem andern Teile zuſtehenden Gegenanſpruch erhebt und dadurch gegen Treu und Glauben 
handelt, einen Rechtsbehelf zur Abwehr. Es vertritt ſonach die exceptio doli des gemeinen 
Rechts (M 2, 41; vgl. § 242 A 1; R 68, 34; Gruch 51, 921). Demnach gilt aber auch über 
die Beſtimmung des $ 273 hinaus der alte ſelbſtverſtändliche Satz, daß argliſtig handelt, wer 
vom Gegner etwas verlangt, was er ihm zurückzugeben verpflichtet it (RG 72, 103; JW 
07, 1002; 1914, 768). Gegenſtand des Zurückbehaltungsrechts können ſein Sachen (auch 
Urkunden, die nicht Wertpapiere find; RG 51, 87; Gruch 51, 921), gleichgültig ob die Sache 
pfändbar iſt oder nicht, wie Grundſchuldbriefe (RG 68, 390), Hypothekenbriefe (SW 07, 477%), 
ferner Handlungen und Unterlaſſungen (beiſpielsweiſe der Verkäufer hat ſich verpflichtet 
den Betrieb eines Wettbewerbsgeſchäfts zu unterlaſſen, und er hält die Erfüllung dieſer Unter- 
laſſungspflicht zurück, ſetzt den Betrieb fort, weil er gegen den Käufer aus demſelben recht⸗ 
lichen Verhältniſſe den fälligen Anſpruch auf Zahlung des Kaufpreiſes hat). — Materiell hat 
die Geltendmachung zur Folge, daß trotz der Fälligkeit der verweigerten Leiſtung und 
trotz Mahnung der Leiſtungsverzug (§ 284) nicht eintritt. An ſich wirkt das Zurückbehaltungs · 
recht, auch wenn die Gegenforderung des Schuldners geringer iſt als die Gläubigerforderung, 
gegenüber dem geſamten Auſpruche des Gläubigers. Aber es darf nur fo weit ausgedehnt 
werden, als es für den Sicherungszweck erforderlich iſt. Denn das Zurückbehaltungsrecht 
ift ein geſehliches Schutzmittel, und fein Gebrauch findet daher, feinem Zwecke entſprechend, 
ſeine natürliche Grenze an dem Schutzbedürfniſſe, ſo daß es überhaupt verſagt, wenn der 
Schuldner bereits auf andere Weiſe geſichert iſt (RG 85, 137). Zuläſſig iſt ſeine Geltend⸗ 
machung auch dann, wenn der Kläger nur eine Teilforderung erhebt (NG JW 1912, 13910. 
Aber der Schuldner handelte wider Treu und Glauben, falls er ſeine Befugnis übermäßig 
ausdehnen und feine Leiſtung wegen einer un verhältnismäßig geringen Gegenforderung 
verweigern wollte (vgl. 8 3²⁰ Abſ 2 A 6 u. § 242 A !; R 61, 128). Zuläſſig iſt auch die 
rechtsgeſchäftliche Einräumung eines Zurückbehaltungsrechts, indeſſen nur mit Wirkung 
zwiſchen den Vertragsparteien, während die Beſtellung eines dinglich wirkenden unmöglich 
iſt (RG 51, 83; 68, 389). — Weſentlich verſchieden iſt das Zurückbehaltungsrecht von der 
Aufrechnung ($ 887); denn die erſtere ſtellt eine bloße (aufſchiebende) Einrede, die letztere 
ein Rechtsgeſchäft dar. Daher enthält die Aufrechnungserklärung nicht zugleich die Ausübung 
des Zurückbehaltungsrechts (NG Gruch 55, 896; Warn 1918 Nr 201); während anderſeits 
bei beiderſeits fälligen Geldforderungen unter gewöhnlichen Umſtänden die Geltendmachung 
des Zurückbehaltungsrechts in Wahrheit die Erklärung der Aufrechnung bedeutet (NG 83, 140; 
85, 109; Warn 08 Nr 550), weil durch die Zurückbehaltung gegebenenfalls die geſchuldete 
Leiſtung in Wirklichkeit ein für alle Male verweigert werden ſoll. Daher iſt anderſeits die 
Zurückbehaltung grundſätzlich überhaupt unzuläſſig ſolchen Forderungen gegenüber, gegen die 
eine Aufrechnung unſtatthaft iſt gemäß $ 394 BGB und 98 850—852 ZPO, da durch die Zu. 
laſſung der Zurückbehaltung in ſolchen Fallen der Geſetzeszweck vereitelt werden würde (RG 
83, 148; 85, 110, wo in der Folge zugleich ausgeführt iſt, daß die in Geltendmachung oder 
Zurückbehaltung etwa zu findende Aufrechnung trotz des § 394 nach § 242 dennoch zuläſſig 
iſt, wenn die Gegenforderung durch eine unerlaubte vorſätzliche Handlung im Rahmen des 
nämlichen Verhältniſſes — wie Dienſtverhältniſſes — begründet worden iſt). Vgl. auch 
Warn 1915 Nr 11 und anderſeits RG JW 03 Beil 49110. Auch dann iſt in der Geltendmachung 
der Einrede eine Aufrechnung zu finden, wenn der Erklärende weiß, daß ſeine Forderung 
vom Gegner nicht beizutreiben und daher vorausſichtlich auf andere Weiſe als durch Auf- 
rechnung nicht getilgt werden kaun (MG 83, 140; 85, 114). — Das Zurückbehaltungsrecht 
beeinflußt nicht den Leiſtungsort und kann nicht zur Folge haben, daß, wenn der Leiſtungs⸗ 
ort für beide Teile ein verſchiedener iſt, der Zurückbehaltungsberechtigte nur Zug um Zug 
au ſeinem Leiſtungsorte zu erfüllen braucht (RG 68, 6). Das Zurückbehaltungsrecht gibt, 
wenn der Berechtigte den Beſitz der Sache an den Geguer verliert, das Recht auf Wieder⸗ 
einräumung der Zurückbehaltung (RG 68, 386). — Für das Zurückbehaltungsrecht ift kein 
Raum, wenn die Gegenleiſtung von Anfang an unmöglich war oder unmöglich ge⸗ 
worden iſt, weil es fonft zur Beſeitigung des Klageanſpruchs überhaupt führen könnte, und 
weil es auch nur als Verteidigungsmittel dienen ſoll (Ach 68, 292; SeuffA 74 Nr 83). 

Das Anwendungsgebiet des $ 273 ift nicht auf Schuldverhältniſſe im engeren Sinne 
beſchränkt (MG 59, 202). Die Regel greift vielmehr überall Platz wo aus einem „rechtlichen 
Verhältniſſe Anſprüche hervorgegangen ſind; daher beiſpielsweiſe auch gegenüber dem aus 
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dem Eigentume hergeleiteten Herausgabeanfpruche (RG Warn 1919 Nr 27). Der $ 278 ift 
insbeſondere auch dann anwendbar, wenn es ſich darum handelt, daß die Parteien das auf 
Grund eines gemäß § 105 nichtigen Vertrags Empfangene gegenſeitig ſich zurückzugeben haben 
(RG 72, 65). — Fur die zeitliche Anwendung der im neuen Geſetze enthaltenen Regeln 
über das Zurückbehaltungsrecht (wegen nicht konnexer Gegenforderungen) iſt maßgebend 
der Zeitpunkt der Geltendmachung; daher iſt $ 273 auch dann anwendbar, wenn die Gegen⸗ 
forderungen vor dem 1. 1. 00 entſtanden waren (RG 49, 81; 16. 2. 03 VI 342/02). Gehören 
die Vertragsſchließenden verſchiedenen Rechtsgebieten an, jo regelt ſich auch das Zurück⸗ 
behaltungsrecht des Schuldners nach demjenigen Rechte, das im gegebenen Falle für die ge⸗ 
ſamten Beziehungen der Parteien maßgebend iſt (RG 10. 1. 11 11 285/10). Verboten iſt die 
Zurückbehaltung von Quittungskarten der Invalidenverſicherung (8 1425 ABO) und von 
Arbeitsbüchern wie ſonſtiger Gegenſtände durch den Stellenvermittler ($ 6 des Stellen⸗ 
vermittlungsgeſetzes v. 2. 6. 10). f 5 
Aus demſelben rechtlichen Verhältnis. Erforderlich iſt nicht, daß die Forderung und 
Gegenforderung aus einem einheitlichen Rechtsverhältniſſe entſprungen find (RG 72, 103; 
Warn 1919 Nr 3), oder daß fie in ſich gegenſeitig bedingendem (ſynaklagmatiſchem) Verhält⸗ 
niſſe zueinander ſtehen, daß alſo der Rechtsgrund für beide der nämliche iſt; in dieſem Falle 
griffe die Einrede aus § 320 Platz (RG 56, 251; 72, 65). Vielmehr iſt nur ein innerlich zu⸗ 
ſammengehöriges einheitliches Lebensverhältnis erforderlich (vgl. Vorbem 1 vor 8 241), und 
dieſer Vorausſetzung kann genügt ſein, auch wenn die gegenſeitigen Forderungen je einem 
verſchiedenen Rechtsgeſchäfte entſprungen find, wofern beiden nur ein einheitliches tatfäch- 
liches Verhältnis zugrunde liegt (RG 57, 1) und der Zuſammenhang ein natürlicher, wirt 
ſchaftlicher iſt (RG 72, 103; Warn 08 Nr 441 u. 09 Nr 12 u. 72; 1912 Nr 5). Es genügt mithin 
ein ſolcher natürlicher oder wirtſchaftlicher Zuſammenhang, daß es wider Treu und Glauben 
verſtieße, wenn der eine Auſpruch ohne Rückſicht auf den andern geltend gemacht und ver⸗ 
wirklicht werden könnte (RG 57, 5; 68, 33; 72, 65; 78, 334; 83, 268; Warn 1916 Nr. 10). 
Das ſoll beiſpielsweiſe zutreffen, wenn der Käufer die geſchuldete Leiſtung verweigert, 
weil ihm wegen eines Mangels der Kaufſache eine Schadenserſatzforderung zuſteht (RG 
66, 101). Fraglich ift indeſſen, ob hier nicht eher $ 320 Platz greift, da doch auch mit der 
Erſatzforderung ein Gegenanspruch aus dem nämlichen (gegenseitigen) Vertrage, wenn auch 
in abgeänderter Richtung geltend gemacht wird. Rechtlicher Zuſammenhang iſt auch in einem 
Falle angenommen worden, in dem der Beſteller eines Nießbrauchs vom Nießbraucher die 
Entrichtung der Laſten forderte, und der Nießbraucher einwendete, daß ihm der Nießbrauch 
zur Deckung von noch ungetilgten Anſprüchen an den Beſteller gewährt ſei (RG 13. 10. 09 
V 569/08). Ferner in einem Falle, wo der Kläger vom Beklagten als eingetragenem Eigen- 
tümer eines Grundſtücks wegen Nichtigkeit der Auflaſſung zu ſeinen Gunſten die Eigentums. 
berichtigung forderte, und der Beklagte anderſeits Erſtattung der in der Zwischenzeit be⸗ 
zahlten Hypothekenzinſen, ſowie die im Auftrage des Klägers gemachten Aufwendungen 
erſetzt verlangte (RG Warn 1911 Nr 391). Weiter in einem Falle, wo nach Aufhebung 
eines Verlöbniſſes der eine Teil Berichtigung des Grundbuchs verlangte und der andere Teil 
Gegenanſprüche hatte (RG Warn 1914 Nr 39); ſowie in einem andern Falle, wo der Kläger 
in einem Vorprozeſſe, der dasſelbe Rechtsverhältnis betraf, zur Erſtattung der Koſten ver⸗ 
urteilt war und der Beklagte demnächſt wegen dieſes Erſtattungsanſpruchs das Zurück⸗ 
behaltungsrecht geltend machte (RG Warn 1914 Nr 241). Der $ 273 greift auch Platz, wenn 
ein Vertrag wegen verſteckten Mangels der Willenseinigung nicht zuſtande getommen iſt (RG 
68, 6), oder wenn dem einen Teile im Falle des $ 320 ein Rückforderungsanſpruch zuſteht RG 
72, 65). Unterhielten die Parteien eine längere Zeit währen de. Geſchäfts⸗ 
verbindung derart, daß jeder neue Abſchluß als Fortſetzung der früheren Beſtellung auf. 
zufaſſen war, ſo kann gefolgert werden, daß die Verpflichtung zur weiteren Leiſtung 
(Lieferung) abhängig war von der Erfüllung der fälligen Verbinblichteiten durch den 
andern Teil (RG 68, 34; 72, 104; 78, 336; Warn 1911 Nr 117; 1918 Nr 134). Iſt die 
Ehefrau zur Herausgabe des Frauenguts an den Mann verpflichtet und Tann fie gleich 
zeitig Sicherheitsleiſtung nach $ 1391 verlangen, fo hat fie ein Zurückbehaltungsrecht (RG 
Warn 09 Nr 283). Der rechtliche Zuſammenhang ift auch dann gegeben, wenn der eine 
Teil die Vertragsleiſtung und der andere Teil Erſatz des ihm durch den Verzug des 
erſteren oder ſonſt durch eine Vertragsverletzung verurſachten Schadens beanſprucht (RG 
11. 2. 11 V 145/10; 21. 11. 12 V 240/12). — Verneint ift das Vorhandenſein desſelben 
rechtlichen Verhältniſſes“: im Verhältniſſe zwiſchen dem Anſpruche des Verſicherten 
auf die Entſchädigungsſumme und anderſeits feiner Verpflichtung zur Zahlung der Nach⸗ 
verſicherungsprämien (RG Warn 08 Nr 496); ferner im Verhältniſſe zwiſchen dem Anſpruche 
der Erben aus der Berichtigung von Nachlaßverbindlichkeiten, und anderſeits ihrer Verpflich⸗ 
a zum Nachlaſſe etwas zurückzugewähren (R Warn 1910 Nr 141); weiter zwiſchen dem 
uſpruche des Eigentümers auf Löſchung einer Vormerkung zur Sicherung einer Bauhand⸗ 
werterforderung und feiner Verpflichtung für derartige in Anſehung anderer Grundſtücke 
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entſtandene Forderungen (RG Gruch 54, 941). Ein rechtlicher Zuſammenhang beſteht 
nicht, wenn der die Leiſtung empfangende Gläubiger die Quittung oder gegebenenfalls die 
Löſchungsbewilligung wegen anderweiter Forderungen aus dem Vertrage zurückbehält. 
Denn das Recht auf die Erteilung der Quittung wie Löſchungsbewilligung geht nicht aus dem 
Schuldverhältniſſe hervor, ſondern entſteht kraft Geſetzes (58 368, 1144) durch die Zahlung 
(RG Warn 1911 Nr 392, ferner RG 18. 10. 11 V 106/11). Dem Herausgabeanſpruche 
des Erben gegenüber hat der darauf beklagte Vermächtnisnehmer (oder der Pflichtteils⸗ 
berechtigte) kein Zurückbehaltungsrecht, es ſei denn wegen Verwendungen aus § 2022 (RG 
Warn 1919 Nr 233). — Im Konkursverfahren kann ein Zurückbehaltungsrecht aus § 273 
nicht geltend gemacht werden, wenn der Konkursverwalter nach $ 27 KO die Erfüllung 
eines zweiſeitigen, noch nicht erfüllten Vertrags verlangt, und dem Gegner Forderungen 
aus einem früheren Vertrage gegen den Gemeinſchuldner zuftehen (RG 77, 486). Der 
frühere Konkursverwalter kann wegen ſeiner Auslagen und Gebühren ſeinem Nachfolger 
gegenüber nicht die Maſſe zurückbehalten (NG JW 03, 5125). Eine dauernde Geſchäfts⸗ 
verbindung (zwiſchen einem Bantier und einem Kunden) begründet nicht unbedingt den 
erforderlichen Zuſammenhaug zwiſchen Auſpruch und Gegenanſpruch; es kommt auch hier 
vielmehr in jedem einzelnen Falle auf die beſonderen Umſtände an (RG 78, 334). Im 
Konkurſe einer Aktiengeſellſchaft hat der Zeichner von Aktien gegenüber der Forderung 
des Konkursverwalters auf Einzahlung des gezeichneten Betrages kein Zurückbehaltungs⸗ 
recht wegen ſeines Anſpruchs auf Herausgabe der Aktien, falls dieſe noch nicht ausgefertigt 
1 weil er gegen den Konkursverwalter keinen Anſpruch auf Ausfertigung der Urkunden 
at (RG 94, 64). 8 

Begrifflich notwendig iſt, daß auf beiden Seiten ſelbſtändig für ſich beſtehende, fällige 
Forderungen vorhanden find, ſo daß der 8 273 ausgeſchloſſen ift, wenn ſich nur aus der Ver⸗ 
gleichung der gegenſeitigen Beziehungen, alſo einerſeits deſſen, was gewährt, und ander⸗ 
ſeits deſſen, was empfangen ift, ergeben kann, ob ein Teil etwas und wieviel er vom andern 
zu verlangen hat. Das trifft z. B. zu, wenn nach Anfechtung eines erfüllten Vertrags Rück⸗ 
forderungsanſprüche, ſei es aus 5 249, ſei es aus 88 812ff. erhoben werden (RGS 54, 140). 
Vgl. hierüber $ 142 A 1 Abſ 4. Auch auf der Schuldnerſeite muß eine wirkliche rechts 
beſtäudige und klagbare Forderung beſtehen und nicht etwa, nach der Eigenart des Schuld⸗ 
verhältuiſſes, nur ein beſonderes Verweigerungs⸗ oder Zurückbehaltungsrecht, wie im Falle 
des $ 410 (RG 56, 303). Anderſeits darf auch nicht die Gläubigerforderung nichtig ſein, 
beiſpielsweiſe, weil fie auf eine objektiv unmögliche Forderung gerichtet iſt; denn hier hätte 
$ 273 keinen Platz (NG 68, 292; Seuffll 74 Nr 88). Ob die geſchuldete Leiſtung zu Händen 
des Gläubigers oder in anderer Art zu bewirken ift, beiſpielsweiſe an einen Dritten be- 
hufs Enthaftung des Gläubigers, tft unweſentlich (RG 66, 101). Über die Fälligkeit 
vgl. 8 103 A 2. Auch der Schuldneranſpruch muß fällig ſein, Erfordernis im Sinne des 
$ 273 ift aber nicht, daß der zurückzubehaltende Anſpruch bereits beſtanden hatte oder ſchon 
fällig geworden war; vielmehr genügt es, wenn der Gegenanſpruch erſt mit der Erfüllung der 
geſchuldeten Leiſtung dem Gegner gegenüber entſteht oder wenn er erſt gemäß $ 271 Abſ 2 
fällig wird (RG 82, 27; JW 06, 54510; 1911, 80812; 1912, 1060). Auch daß die Gegen- 
forderung bereits klar war, iſt kein materielles Erfordernis für die Einrede; wohl aber muß 
die Gegenforderung, um die Klagabweiſung zu erlangen, nachgewieſen werden (RG Warn 
1914 Nr 39). — Wer die Annahme der ihm geſchuldeten Leiſtung endgültig ablehnt, hat 
1 Recht auf Zurückbehaltung der von ihm zu bewirkenden Gegenleiſtung (RG Warn 08 

r 296). 

Ein ardeles, mithin der Ausſchluß des Zurückbehaltungs rechts, kann ſich aus dem 
Schuldverhältniſſe ergeben, z. B. aus der rechtsgeſchäftlichen Vereinbarung, daß der Schuld⸗ 
ner vorzuleiſten hat (RG 16. 4. 04 V 423/03), oder aus der Beſtimmung, daß die Leiſtung 
unverzüglich zu bewirken (beiſpielsweiſe eine Hypothek unverzüglich zur Löſchung zu bringen) 
iſt (RG SW 1911, 5365), aber auch aus beſonderer Geſetzesbeſtimmung, jo im Falle der 
88 175, 556, 1060; RBO $ 1425; ferner 8 19 Abſ 2, 3 GmbH®. Mit der Natur des Schuld. 
verhältniſſes iſt es unvereinbar, daß der Geſellſchafter einer Geſellſchaft m. b. H. die ihr ge 
ſchuldete Einlage wegen eines ihr gemachten Darlehens zurückbehält (RG 83, 268). Siehe 
ferner den Fall $ 420 A 4. Der Glaubiger, der die volle Leiſtung empfängt und annimmt, 
iſt zur Erteilung der Quittung gemäß $ 368 Satz 2, oder aber der Löſchungsbewilligung nach 
$ 1144 unbedingt verpflichtet, die Zurückbehaltung aus § 273 Abf 1 würde wider Treu und 
Glauben verſtoßen (RG Warn 1911 Nr 392). Die Erlangung einer Sache durch eine vor⸗ 
ſätzlich begangene unerlaubte Handlung ſchließt das Zurückbehaltungsrecht nicht unbedingt 
aus (RG 72, 76; J 09, 1339). 5 

Die Geltendmachung des Zurückbehaltungsrechts beſteht in Erhebung der Einrede 
der Verweigerung der geſchuldeten Leiſtung, die auch ſtillſchweigend erfolgen kann. Der 
9.273 verlangt aber jedenfalls, daß der Rechtsbehelf, weil er eine Einrede darſtellt, dem 
Gegner gegenüber in irgendwie erkennbarer Weiſe geltend gemacht wird, während die Feſt⸗ 
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ſtellung von Amts wegen, daß der Partei ein Zurückbehaltungsrecht zuſtehe, unzuläſſig iſt 
(RS 77, 438; JW 1911, 2151 u. 536%). Das bloße Schweigen des Schuldners auf die Auf⸗ 
forderung des Gläubigers, zu leiſten, und die Uuterlaffung der Leiſtung, ſelbſt die aus⸗ 
drückliche Verweigerung der Leiſtung ohne Hinweis auf Gegenansprüche, können als aus⸗ 
reichende Erklärung nicht gelten (RG 6. 6. 05 VII 501/04; 1. 3. 13 V 432/12), ebenſowenig 
die Geltendmachung der Aufrechnung (vgl. oben Abſ 1). — Das Zurückbehaltungsrecht kann 
dann nicht mehr geltend gemacht werden, wenn die Erfüllung des Gegenanſpruchs unmög⸗ 
lich geworden iſt; hat der Verpflichtete die nachträgliche Unmöglichkeit der ihm obliegenden 
Leiſtung verſchuldet, dann kann gegen ſeine Forderung der Verechtigte mit ſeiner wegen 
der Haftung des Verpflichteten entitandenen Schadenserſatforderung aufrechnen (NG ZW 
1919, 105°). Die Einrede der Zurückbehaltung iſt natürlich auch verzichtbar und ein Ver⸗ 
zicht würde notwendig ſchon darin liegen, daß der Verpflichtete die Annahme der ihm ge⸗ 
ſchuldeten Leiſtung endgültig ablehnt (RG Warn 08 Nr 296). 

2. Das Zurückbehaltungsrecht des Herausgabepflichtigen wegen Verwendungen auf 
den Gegenſtand — Sache oder Recht — (8 256 Satz 2, 88 304, 601, 972, 1000), oder wegen 
eines „durch“ den Gegenſtand (8 228 A 2) verurſachten Schadens enthält einen beſonderen An⸗ 
wendungsfall, bei dem die Frage des Zuſammenhangs (A 1) keine Rolle ſpielt, und auch 
der Ausnahmefall des Abſ 1 keine Rolle ſpielt (NG Warn 1919 Nr 27). Der Abſatz 2 iſt 
nicht auf die Fälle des Abſ 1 zu erſtrecken (RG Warn 09 Nr 192). Der Grund der Heraus⸗ 
gabepflicht iſt unweſentlich. Soll jemand das Eigentumsrecht an einem Grundſtücke (das er 
im Auftrage des andern zunächſt auf eigenen Namen erworben hat) dem andern herausgeben 
und zu dem Ende in die Eigentumsberichtigung zugunſten des andern einwilligen, dann gelten 
die Verwendungen, die er auf das Grundſtück gemacht hat, auch als ſolche auf das heraus. 
zugebende Recht ſelbſt (RG Warn 1911 Nr 391). Denn unter Gegenſtand im Sinne des Abs 2 
iſt auch ein herauszugebendes Recht zu verſtehen (RG 62, 321), insbeſondere das durch die 
anderſeits begehrte Auflaſſung zu übertragende Eigentumsrecht (RG Warn 1912 Nr 417). 
Das Zurückbehaltungsrecht aus § 273 Abſ 2 iſt unbedingt ausgeſchloſſen, wenn der Schuldner 
den herauszugebenden Gegenſtand durch eine vorſätzlich begangene unerlaubte Handlung er. 
langt hat (RG 72 S. 66 u. 67). un 

3. Abwendung des Zurückbehaltungsrechts. Abi 3 verleiht dem Gläubiger gegenüber 
dem ſchuldneriſchen Zurückbehaltungsrecht ein Gegenrecht. Die Sicherheitsleiſtung iſt 
zu bewirken nach den 8$ 232 ff. — Zu beachten iſt, daß dem Gläubiger im Falle des § 320 ein 
ſolches Gegenrecht nicht zuſteht. 

4. Über das anders geartete Zurückbehaltungsrecht nach Handelsrecht vgl. §8 369 ff. 6B. 
Über die Geltendmachung des Zurückbehaltungsrechts im Konkurſe des Gläubigers durch Ver. 
walter vgl. § 127 KO. 


8 274 


Gegenüber der Klage des Gläubigers hat die Geltendmachung des 
Zurückbehaltungsrechts nur die Wirkung, daß der Schuldner zur Leiſtung 
gegen Empfang der ihm gebührenden Leiſtung (Erfüllung Zug um Zug) 
zu verurteilen ift!). an 

Auf Grund einer ſolchen Verurteilung kann der Gläubiger ſeinen An⸗ 
ſpruch ohne Bewirkung der ihm obliegenden Leiſtung im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung verfolgen, wenn der Schuldner im Verzuge der Annahme iſte). 

E I 234 II 231; M 2 43; P 1 312. 


1. Die einredeweiſe erfolgende Geltendmachung des Zurückbehaltungsrechts hat prozeſſual 
(vgl. $ 273 A 1) nicht die Abweiſung des Klägers überhaupt, ſondern nur fo viel zur Folge, 
daß der Schuldner zur Erfüllung Zug um Zug zu verurteilen iſt. Demgemäß darf der 
Beklagte auch nicht die Abweiſung der Klage beantragen; vielmehr hat er ſeinen Antrag 
dahin zu ſtellen, daß er zur Leiſtung nur Zug um Zug gegen Empfang der von ihn ſelbſt 
begehrten Leiſtung verurteilt werde (RG Warn 1914 Nr 39). Gemäß $ 274 iſt ſelbſt dann 
zu erkennen, wenn der Verpflichtete bei Erfüllung der ihm andrerſeits geſchuldeten Leiſtung 
feine Mitwirkung (durch Verweigerung der Annahme) verſagt und dadurch nach 58 293 ff. in 
Annahmeverzug gerät (RG SeuffA 59 Nr 196). Die Wirkſamkeit des Verzugs zeigt fich 
gemäh Abf 2 erſt bei der Zwangsvollſtreckung (RG 51, 368). Vgl. A. 2. Die Art und 
Weiſe der Vollſtreckung eines ſolchen Urteils regelt ſich nach den 88 726 Abſ 2, 756, 705 
3 8. Der Berechtigte kann alſo den Anſpruch ſelbſt dann verfolgen, wenn er ſeinerſeits 
nicht leiſtet (MG 84, 230). Auf die Ausübung des Zurückbehaltungsrechts findet § 529 
x 3 380 (betreffend Geltendmachung der Aufrechnung im zweiten Rechtszuge) keine 
ung (ME IW 1911, 751). Die Regel des $ 274 ift auch dann anwendbar, wenn der 
Gläubiger nur einen Teil ſeines Anſpruchs geltend macht (RG 51, 368; JW 1912, 13915). 
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2. Falls ſich der Schuldner hinſichtlich der ihm zu gewährenden Leiſtung im Annahme- 
verzuge befindet, darf der Gläubiger die Zwangsvollſtreckung jo betreiben, als wäre der 
Schuldner auf Leiſtung ſchlechthin, und nicht nur auf Leiſtung Zug um Zug nerurteilt worden, 
ohne alſo die ſeinerſeits geſchuldete Leiſtung ſeinerſeits zu bewirken (RG 84, 230). Der 
Gläubiger hat dem Gerichtsvollzieher den Verzug durch öffentliche Urkunden nachzuweiſen, 
wovon jedoch abgeſehen werden kann, wenn der Annahmeverzug ſchon durch das Urteil feſt⸗ 


8 276 


Der Schuldner wird von der Verpflichtung zur Leiſtung freit), ſoweit⸗) 
die Leiſtung infolge eines nach der Entſtehung“) des Schuld verhältniſſes 
eintretenden Umſtandes, den er nicht zu vertreten hat,) unmöglich wird). 

Einer nach der Entſtehung des Schuldverhältniſſes eintretenden un⸗ 
möglichteit ſteht das nachträglich eintretende Unvermögené) des Schuldners 
zur Leiſtung gleich?) e). 


E I 237 II 282, 235; M 2 14; P 1 314. 


Die 88 275—282 handeln von dem Einfluſſe der „nachträglichen Unmöglichkeit“ auf Schuld. 
verhältniffe überhaupt; die 88 328—825 non ihrem Einfluſſe bei gegenſeitigen Verträgen ing. 
beſondere; die $$ 306-309 von der „anfänglichen Unmöglichkeit” bei Verträgen allgemein. 

1. Das Freiwerden von der Serpflichtung zur Leiſtung bedeutet nur, daß dem Schuldner 
jetzt nicht mehr die von ihm an ſich geſchuldete Leiſtung abverlangt werden kann, beſagt dagegen 


Unmöglichkeit gemäß § 280 zum Schadenserſatze verbunden iſt, findet dieſe Forderung 
Tähnlich wie in den Fällen der 99 325, 8326 — ihre rechtliche Grundlage nur in dem Schuld 


orderung umwandelt (RG 88, 77). Eine völlige und wirkliche Befreiung des Schuldners 


Leiſtung ergäbe, müßte mithin auch im Verfäummisverfahren abgewieſen werden. Grundſätzlich 
arf indeſſen auf die Lelſtung ſo lan e geklagt werben, als die Un“ 
1 \ Lacken iſt, zumal daun, wenn bereits 
{effteht, daß der Schuldner die etwaige Unmöͤglichteit zu vertreten hat (RE Seuffal 67 
Ar 74). Der Schuldner kann in dieſem Falle den Gläubiger nicht zum Nachweiſe feines 
dens zwingen und der Gläubiger gewinnt den Vorteil aus § 283 (RG 54, 28; Warn 
1911 Nr 412; Gruch 53, 920). Anders, wenn ohne weiteres bereits feft- 
ſteht, daß die beſiehende Verpflichtung unmöglich erfüllt werden kann (RG 42, 116; 88, 
78; FW 1019, 98%. In ſolchen Fallen iſt nur eine Klage auf Schadense rſatz ſtatthaft. Zu 
beachten iſt indes, daß der Gläubiger, der auf die geſchuldete Leiſtung geklagt hat, gemäß 
3268 ARD ſtets in der Lage ift, feinen Antrag auf die Erſatzleiſtung zu richten, falls der 
Schuldner Unmöglichkeit der Leiſtung einwendet und der Kläger dem beipflichten will oder 
beipflichten muß. Auf dieſem Wege kame der Gläubiger ſchneller zum Ziele, als wenn er 
em ursprünglichen Kfagebegehren feſthlelte und ſich dazu auf den Rechtsbehelf des 
$ 288 verließe. Bat. Pland $ 280 A 2b. A 
, Unmögficjkeit it im Sinne des Geſetzes gegeben, wenn die Erfüllbarkeit der Leiſtung 
ai fachlichen Gründen ausgeſchloſſen iſt. Das trifft zu, wenn die Leiſtung von niemand, 
dafür julöner ſelbſt eingeichloffen, bewirkt werden kann (RG ZW 1912, 7219), Gründe 
neff können liegen in Ereigniſſen tatlächlicher Art, die den Leiſtungsgegenſtand ſelbſt be. 
89,50 . bee Eda eie Sache geht unter —, ober in Borgängen rechticher Art c 7257, 
2 r 


wie Erlaß eines Verbotgeſetzes oder Außerverkehrſetzung der Sache, polizeiliches Wer. 
ag, Kommentar von Reichsgerichtsräten. I. Band. 3. Aufl. 24 
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bot, Verſagung der Erlaubnis zu einem Wirtſchaftsbetriebe in den zu ſolchen Zwecken ge⸗ 
mieteten Räumen. Aus Rechtsgründen iſt es auch unmöglich, jemand eine ihm bereits gehörige 
Forderung zu übertragen (RG JW 1913, 13612), oder ihm eine ihm ſchon gehörende Sache 
zu übereignen (RG Gruch 48, 880). Erwirbt der Käufer die ihm verkaufte Sache ander⸗ 
weit, ſo läßt ſich der Kaufvertrag ſeitens des Verkäufers nicht mehr erfüllen. Dieſes gilt ſelbſt 
dann, wenn jemand ein (ihm noch nicht gehöriges) Grundſtück einem andern verkauft und dieſem 
daraufhin das nämliche Grundſtück auf Grund eines zweiten Vertrags übereignet; der erſte 
Vertrag iſt alsdann unerfüllbar und der Verkäufer muß das vertreten, wenn er durch ſein 
Verhalten den Käufer zum Abſchluſſe des zweiten Vertrags genötigt hat (NG JW 10, 80516). 
Falls es ſich um die Herſtellung eines Zuſtandes aus § 249, oder um Rückgewährung des 
grundlos Erlangten aus § 812 handelt, liegt Unmöglichkeit der Leiſtung inſoweit nicht vor, als 
der erforderliche Zuſtand, wenigſtens wirtſchaftlich, wiederhergeſtellt werden kann. Vgl. 
$ 249 Abſ 1. Iſt der Käufer zur Rückgabe des ihm veräußerten Grundſtücks verpflichtet, 
dann fteht, ſelbſt wenn er das Grundſtück inzwiſchen weiterveräußert hat, noch feine unmög⸗ 
liche Leiſtung und daher auch nicht die etwaige Verurteilung des Genannten zu einer un⸗ 
möglichen Leiſtung in Frage; denn es beſteht die Möglichkeit, daß er das Grundſtück ſich 
wieder verſchafft (RG Warn 1918 Nr 158). Aber ſolange der Verkäufer wicht nachweiſt, 
daß der Wiedererwerb der Sache ihm möglich iſt, iſt mit der Unmöglichkeit deſſen oder mit 
dem Unvermögen des Verkäufers zu rechnen (RG 54, 225; 52, 95; Warn 1912 Nr 11; IB 
1911, 709). Im allgemeinen läßt ſich jedoch nicht ſagen, daß die Leiſtung nicht mehr mög⸗ 
lich iſt, wenn der Verpflichtete über den Gegenſtand der Leiſtung nicht mehr verfügen kann, 
da er ſich das Verfügungsrecht wie jeder andere verſchaffen kann (R Warn 1919 Nr 194). 
A. A. Planck A 2a. — Die vertragliche Verpflichtung, einem Dritten bis zu einem beſtimmten 
Zeitpunkte ein Kaufangebot zu machen, iſt nach Ablauf des Zeitpunkts unerfüllbar geworden 
(RS 91, 229). Bloße Preisſteigerung ſtellt niemals eine Unmöglichteit dar RE JW 
1919, 496.0 Beſteht für eine vom Auslande zu beziehende Ware infolge Kriegs kein in⸗ 
ländiſcher Markt mehr, ſo tritt Erfüllungsunmöglichkeit ein (RG JW. 1919, 499°), 

Der unbedingten Unmöglichkeit der Leiſtung iſt auch der Fall gleichzuſetzen, daß 
der Schuldner nur mit übermäßiger Kraftauſtrengung, alſo nur unter ſolchen Schwierig⸗ 
keiten oder nur unter ſo großen Aufwendungen zu erfüllen vermöchte, daß ihm die Leiſtung 
nach Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte nicht zugemutet werden kann; 
denn über dieſe letzte Grenze hinaus geht die Leiſtungspflicht des Schuldners gemäß 8 242 
überhaupt nicht (RG 57, 118; 65, 34; 88, 74, wonach der Käufer allerdings nicht ſchlecht⸗ 
hin frei wird, wenn der Marktpreis der Ware infolge unvorhergeſehener Ereigniſſe, beiſpiels⸗ 
weiſe Kriegs, in außerordentlichem Maße geſtiegen if). Im Großhandel ſtellt auch eine 
außerordentliche Preisſteigerung keine Unmöglichkeit der Leiſtung dar, der $ 242 ift hier nicht 
anwendbar (RG 92, 323). Da jedoch kein Rechtsanſpruch darauf beſteht, daß der Wer. 
pflichtete Schleichwege geht, deren Notwendigkeit nicht vorausſehbar war ($ Sach, ſo ſtellt 
der nachträgliche Eintritt ſolcher Notwendigkeit eine Leiſtungsunmöglichkeit dar (R 93, 184). 
Der Verkäufer wird von ſeiner Verpflichtung auch dann regelmäßig frei, wenn die Ware 
infolge eines Kriegs in Beſchlag genommen wird, ihre Beſchaffung aus zweiter Hand fraglich 
iſt und von einem marktgängigen Preiſe nicht gefprochen werden kann (RG 88, 172; Warn 
1918 Nr 61); oder wenn die Leiſtung infolge der veränderten Um ände (Krieg) nicht 
mehr eine ſinngemäße Erfüllung des Vertrags bedeuten würde (NG 88, 74; 90, 102; 92, 87; 
94, 47; JW 1916, 48% Warn 1919 Nr 107). Es find aber auch Ausnahmefälle möglich, 
in denen der Schuldner unter allen Umſtänden leiſten muß, und ob ein ſolcher Fall vorliegt, 
iſt Tatfrage (RG a. a. O.). Auf die nachträglich eingetretene Erſchwerung kann ſich der Verpflich · 
tete insbeſondere dann niemals berufen, wenn er mit ihrem Eintritte von vornherein hat rechnen 
müſſen (RG Warn 1918 Nr 220; L3. 1919, 10745). Iſt nur eine Maßnahme unmöglich 
geworden, die ſich als eine bloße Nebenleistung darſtellt (beiſpielsweiſe beim Kaufe einer 
beſtimmten Verſendungsart), dann wird der Verpflichtete nicht ohne weiteres frei, er muß 
ſich vielmehr auch einer andern Leistungsart (etwa einer andern Verſendungsart) unter⸗ 
ziehen, ſoweit ihm das nach Treu und Glauben (88 242, 157) zugemutet werden kann (RG 
IW 1917, 356). — Die Vereitelung einer Vorausſetzung oder der Zweckbeſtimmung 
machen den Vertrag nur dann hinfällig, wenn die Vorausſetzung oder der Zweck zum Ver⸗ 
1 nbalte gemacht worden ſind (RG 62, 267; 66, 122; 70, 86; 88, 38). Vgl. 8 119 A 2 

3. 


Anwendbar iſt der $ 275 bei allen Schuldverhältuiſſen (Rh 62, 225, wonach er auch durch 
3 542 nicht ausgeſchloſſen wird). Dagegen iſt für ihn kein Raum bei dinglichen, auf 
Veſeitigung eines ſtzrenden Zuſtandes gerichteten Auſprüchen; hier muß vielmehr der geſetz⸗ 
mäßige Zuſtand, ſoweit das im Bereiche der phyſiſchen Möglichkeit liegt, unter allen Um⸗ 
tänden hergeftellt werden (RG 51, 411; 93, 105; Warn 1910 Nr 271). — Für die Regel 
des $ 275 iſt auch kein Platz, wenn die Befreiung des Schuldners im Falle des nachträglich 
eintretenden Eintritts eines die Unmöglichkeit herbeiführenden Ereigniſſes (wie Feuer, Streik 
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Mobilmachung, Krieg, Ausfuhrverbot uſw.) ohnehin ſchon vertraglich vorgeſehen ift (RG 
87, 18; Warn 1918 Nr 68). 


3. Nachträgliche Unmöglichkeit. Sie liegt vor, wenn die Leiſtung zwar bei Entſtehung 
des Schuldverhältniſſes (8 198 A 2) möglich war, demnächſt aber zu irgend einem ſpäteren 
Zeitpunkte unmöglich geworden iſt. Die Anſicht, daß für die nachträgliche Unmöglichkeit 
lediglich der Zuſtand zur Zeit der Fälligkeit der Forderung (oder etwa der Ladung, der Klage⸗ 
erhebung oder der Urteilsfällung) entſcheidend ſei, ſteht mit dem Geſetzeswortlaute inſofern 
nicht im Einklang, als dieſer nur ſchlechthin fordert, daß die Unmöglichkeit nach Entſteh ung 
des Schuldverhältnifles eingetreten iſt, den Zeitpunkt des Eintritts aber in keiner 
Weiſe fonft noch näher einſchrankt, und auch nichts darüber beſagt, daß die einmal einge⸗ 
tretene Unmöglichkeit bis zur Leiſtungszeit auch fortgewährt haben müſſe. Daraus ergäbe 
ſich die Auffaſſung des Ge ebes, daß die einmal entſtandene Unmöglichkeit die ihr bei⸗ 
gelegte Wirkung grundſatzlich ein für allemal nach ſich zieht. Darauf, ob die Unmög⸗ 
lichkeit bis zur Klageerhebung oder Urteilsfällung inzwiſchen wieder behoben worden iſt 
(beiſpielsweiſe es ware ein nach der Entstehung des Schuldverhältniſſes ergangenes polizei⸗ 
liches Verbot in der Zwiſchenzeit wieder aufgehoben worden), konnte es der Regel nach daher 
auch nicht ankommen. Die E der Wirkungen der Unmöglichkeit ſieht wohl der § 308 
hinſichtlich der anfänglichen Unmöglichkeit vor, nicht aber auch der 8 275. Eine Abweichung 
vom Grundſatze kann hier jedoch inſoweit eintreten, als die Regeln von der zeitlich nur 
teilweiſen Unmöglichkeit Platz greifen. Darüber das Nähere unten A 4. Stellt ſich näm⸗ 
lich heraus, daß die nachträglich Angetretene Unmöglichkeit der Leiſtung bis zum Urteile 
wieder fortgefallen ift, ſei es ohne Mitwirkung des Schuldners oder infolge feiner Veranſtal⸗ 
tungen, dann ergibt ſich daraus, daß es ſich überhaupt nur um eine zeitweilige, aber nicht 
eine endgültige Unmöglichkeit gehandelt hat, und alsdann kann auch von einer Befreiung 
des Schuldners von der geſchuldeten Leiſtung keine Rede ſein (RG JW 05, 3886; 04, 16911; 
07, 15010). Der Schuldner kaun im übrigen nachträgliche Unmöglichkeit gemäß § 287 über- 
haupt nicht geltend machen, wenn ſie erſt nach ſeinem Verzuge eingetreten iſt (RG Warn 
1918 Nr 162). 

Die Frage, ob der Schuldner die nachträgliche Unmöglichkeit zu vertreten hat, regelt ſich 
nach den 8 276—279, auf die zu verweiſen iſt. Bei Beurteilung der bezeichneten Frage ſind im 
einzelnen Falle nicht ausſchließlich diejenigen Umſtände, welche die Unmöglichkeit unmittelbar 
herbeigeführt haben, ſondern die geſamten Umſtände des Falles, einſchließlich alſo auch der nur 
nuttelbar wirkſam geweſenen Vorgänge zu berücksichtigen (RG 60, 163; 66, 847 u. 23. 9, 10.11 
634/09). Danach hat der Schuldner auch fein nachträglich eingetretenes Unvermögen zur Leiſtung 
dann zu vertreten, wenn das Unvermögen unmittelbar zwar durch den Kläger ſelbſt herbei⸗ 
geführt iſt, der Klager anderſeits aber zu ſeiner Handlungsweiſe durch ein vorheriges vertrags⸗ 
widriges Verhalten des Schuldners genötigt worden war (RG Warn 1910 Nr 328). Der 
Beklagte hatte hier feine Verpflichtung, dem Kläger das ihm verkaufte fremde Grundſtück zu 
übereignen, nicht erfüllt, und der Kläger hatte es alsdann, weil er auf dem Grundſtücke Gebäude 
errichtet hatte, von deſſen Eigentümer ſelbſt erworben. Vgl. A 2 Abſ 1. Wird einem Vertrags 
teile die Erfüllung ſeiner Verpflichtung infolge ſpäterer polizeilicher Anordnungen unmöglich, 
oder könnte er ſeiner Verpflichtung nur unter Verletzung polizeilicher Vorſchriften nachkommen, 
lo hat er dieſen Umſtand nicht zu vertreten (Rh SW 1911, 9415). Jedenfalls aber doch 
daun, wenn er beim Vertragsſchluſſe wußte, daß das entſprechende Verbot ergehen werde, 
dieſe Tatſache indeſſen argliſtig verſchwieg! So iſt auch in NG 93, 18 angenommen, daß, 
wer Waren unter Verhaltuiſſen verkauft, unter denen er wußte, daß er fie nicht würde be⸗ 
ſchaffen können, ſich auf Unmöglichkeit der Leiſtung nicht berufen kann, wenn die Waren 
demnächſt nicht erhältlich find. Er haftet dann alſo auf Schadenserſatz Desgleichen haftet 
der Schuldner, der an Lieferung von verkauften Gegenſtänden durch eine behördlich erfolgte 
Beſchlagnahme (der Rohmaterialien, gehindert wird, trotzdem, wenn es feine Sache geweſen 
wäre, ſich durch rechtzeitige Beſchaffung der Stoffe zur Erfüllung inſtand zu ſetzen (RG 
98, 18; 95, 264). 

4. Die Wirkung der Unmöglichkeit reicht nur ſo weit wie die letztere ſelbſt. Möglich iſt 
alſo eine völlige Vereitelung der Leiſtungzmöglichteit. Denkbar iſt aber auch, daß nur teil⸗ 
weiſe Unmöglichkeit eintritt. Dabei iſt Vorausſetzung einer ſolchen, daß die teilweiſe Un⸗ 
möglichkeit nicht zugleich die Unmöglichkeit der Leiſtung im ganzen zur Folge hat. Das 
trifft ſtets zu, wenn der Leiſtungsgegenſtand an ſich unteilbar iſt, weiter aber auch in allen 
olchen Fällen, wo der Leiſtungszweck die volle Leiſtung verlangt. In allen Fällen mit. 
in, in denen eine teilweiſe Leiſtung dem Leiſtungszwecke auch nicht einmal teil, 
weiſe Genüge tun könnte, und die Teilleiſtung ſonach nicht nur nach der Menge, ſondern auch der 

rt nach etwas anderes vorſtellen würde als die geſchuldete Leiſtung, iſt gegebenenfalls völlige 
Unmöglichkeit der Leiſtung anzunehmen. Vgl. 8 266 A 1. Falls A von B vier Ackerpferde 
lauft, wird das Geſchäft, wenn nachträglich ein Pferd eingeht, regelmäßig noch teilweiſe erfülf. 
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bar bleiben; falls aber ein Viergeſpann den Kaufgegenſtand bildet, wird entſprechend regelmäßig 
die entgegengeſetzte Folge eintreten. Die Frage, ob eine teilweiſe Leiſtung auch die teilweiſe 
Erfüllung bedeuten könnte oder nicht, wird übrigens möglicherweiſe verſchieden zu beantworten 
ſein, je nachdem man von der einen Partei oder von der andern ausgeht. Dem Intereſſe des 
Verkäufers des Viergeſpanns wäre regelmäßig auch dann noch gedient, wenn der Vertrag hin ⸗ 
ſichtlich der übriggebliebenen Tiere erfüllt wird. Der vom Käufer verfolgte Zweck, gerade ein 
paſſendes Viergeſpann zu erhalten, wird dagegen durch das Eingehen des einen Pferdes völlig 
vereitelt. Bei Fällen teilweiſer Unmöglichkeit muß daher, ſoweit der Leiſtungszweck die beſtim⸗ 
mende Rolle ſpielt, jederzeit geprüft werden, weſſen Intereſſe in Frage ſteht, ob das des Gläu⸗ 
bigers oder des Schuldners oder das beider Teile. Iſt mithin der Leiſtungszweck trotz nur teil- 
weiſer Unmöglichkeit für beide Teile völlig vereitelt, ſo tritt die Folge der gänzlichen Unmölgich⸗ 
keit ein; iſt dagegen nur das Intereſſe des Gläubigers berührt, dann wird kein Anlaß vorliegen, 
den Schuldner als befreit anzuſehen, vielmehr wird es Sache des Gläubigers ſein, zu ent⸗ 
ſcheiden, ob er die dem Schuldner möglich gebliebene Teilleiſtung noch verlangen mag oder 
nicht, wäre auch der für ihn beſtimmend geweſene Zweck nicht mehr erreichbar (RG 
JW 04, 16911; 07, 1594). Es wird nach der Rechtſprechung des Reichsgerichts unter Um⸗ 
ſtänden auch der Geſichtspunkt des $ 139 verwendbar fein, falls zu entſcheiden ift, ob 
die Sache im Falle nur teilweiſer Vereitelung der geſchuldeten Leiſtung vom Standpunkte 
der Parteien aus jeweils ſo anzuſehen iſt, als wäre damit die Erfüllbarkeit im ganzen un⸗ 
möglich geworden, oder ob die noch mögliche Leiſtung noch gefordert werden tann und ander⸗ 
ſeits angeboten werden darf und angenommen werden muß (vgl. $ 139 A 1). Um Fälle 
nur teilweiſer Unmöglichkeit handelt es ſich gegebenenfalls auch, wenn nur die zugeſagten 
Eigenſchaften nicht gewährt werden können, und zwar um anfängliche Unmöglichkeit, wenn 
der Mangel bereits bei Abſchluß des Vertrags vorhanden und nicht behebbar war (Rh Gruch. 
53,938; JW 1912, 7219), um nachträgliche teilweiſe Unmöglichkeit aber, wenn ein ſolcher unbeheb⸗ 
barer Mangel erſt nachträglich entſtanden ift. Ob dieſe Anſchauungsweiſe zu billigen ift (gegen 
fie Plauck A IV 10), hängt zumeiſt davon ab, ob man die Grundfätze von der Unmöglichkeit 
der Leiſtung bei nur qualitativer Unmöglichkeit überhaupt für anwendbar erachten will. Das 
iſt aber, obwohl vielfach beſtritten, zu bejahen. Vgl. auch 8 306 A 2. Zu beachten bleibt 
allerdings immer, daß beim Verkaufe einer beſtimmten Sache mit zugeſagten Eigenschaften 
die Unmöglichkeit, dieſe Eigenſchaften zu gewähren, je nach der ihnen beigelegten Bedeutung, 
einen fo erheblichen Mangel darſtellen kann, daß Leiſtungsunmöglichkeit überhaupt anzu⸗ 
nehmen ſein würde, falls nämlich der Vertragszweck mangels der Eigenſchaften gänzlich ver⸗ 
eitelt wäre. Anderſeits freilich kann die vom Reichsgerichte vertretene Anſicht daß das Fehlen 
zugeſicherter Eigenſchaften beim Kaufe einer beſtimmten Sache die Erfüllbarkeit der Leiſtungs⸗ 
pflicht ſtets ausſchließe (RG 52, 355; 53, 92; 86, 92), nicht als zutreffend erachtet werden. 
Gemäß $ 433 geht die vertragsmäßige Leiſtungspflicht nur auf Gewährung der beſtimmten 
Sache, und in Anſehung der nicht gewährbaren Eigenſchaften beſteht lediglich eine Haftung 
aus 8 459, nur daß, wie ſchon geſagt worden, die Eigenſchaften gelegentlich eine jo große Rolle 
ſpielen können, daß von ihrer Gewährbarkeit die Erreichbarkeit des Vertragszweckes über⸗ 
haupt abhängt und aus ſolchem Grunde daher völlige Unmöglichkeit trotz nur teilweiſer 
Unmöglichkeit anzunehmen ſein könnte. Man denke an den Fall, daß Gegenſtand des Kaufs 
ein Wohnhaus ift, dieſes aber von ſolcher Baufälligkeit wäre, daß es polizeilich geſchloſſen 
wird; oder daran, daß dem zur Bebauung verkauften Grundſtücke die zugeſagte Eigenſchaft 
der Bebaubarkeit fehlt. Daß auch ſchon die Unmöglichkeit, Nebenleiſtungen zu bewirken, 
möglicherweiſe eine Unmöglichkeit der Erfüllung begründet, nämlich wegen der der Neben⸗ 
leiſtung beigelegten Bedeutung, iſt anerkannt (MG 88, 37, wo es ſich um die Unmöglichkeit 
der beſtimmten Verſendungsart handelte). 5 

Teilweiſe Unmöglichkeit liegt ferner vor, wenn die Bewirkung der geſchuldeten Leiſtung 
der Zeit oder dem Orte nach unmöglich geworden iſt. Es kann nämlich ſein, daß die Er⸗ 
füllung zu beſtimmter Zeit oder am beſtimmten Orte für den einen Teil oder den andern 
von fo weſentlicher Bedeutung ift, daß die Unmöglichkeit, die Zeitbeitimmung oder die 
örtliche Beſtimmung einzuhalten, die Erfüllbarkeit der geſchuldeten Leiſtung überhaupt 
ausſchließt, und daß demnach insbeſondere die nur zeitweilige, in Ipäterer Zeit an ſich 
behebbare Unmöglichkeit der dauernden Unmöglichkeit gleichzuſtellen iſt 
(RG 88, S. 73 u. 78; Seuff A 45 Nr 176; 54 Nr 81). Im allgemeinen kann man ſagen, daß die 
einſtweilige Unmöglichkeit der dauernden daun gleichzuſtellen iſt, wenn die noch möglich ge- 
bliebene Seiftung nicht mehr als eine dem Vertrage entſprechende gelten könnte (RG 90, 104; 
94, 47 und die dort angeführten Urteile; JW 1919, 4432; 6731; Warn 1917 Ar 116; 1918 Nr 88 
und 190). Es kann aber auch die nur zeitliche oder nur örtliche Unmöglichkeit unerheblich 
ſein. Falls A eine Wohnung zum 1. April mietet, wird die zeitweilige Unmöglichkeit der 
Aber durch den Vermieter die Erfüllbarkeit der Leiſtung für den Gläubiger regelmäßig 

erhaupt ausſchließen, ſelbſt wenn anzunehmen wäre, daß ſich der Vermieter zur Leiftung 
nach gewiſſer Zeit inſtaudſetzen könnte (RG 62, 225). Falls dagegen die Verpflichtung dahin 
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geht, an einem Grundſtücke mit den darauf ſtehenden Gebäuden eine Hypothek zu beſtellen, 
wird, falls die Gebäude abbrennen, die zeitweilige Unmöglichkeit der vollen Erfüllung nicht 
als ein den Geſchäftszweck völlig vereitelnder Umſtand gelten können, da der Schuldner 
gleichwertige Gebäude neu errichten muß und die Leiſtung in der Hauptſache ſofort erfüll⸗ 
bar iſt (RG JW 05, 388%. Die Unmöglichkeit ſtellt ſich im Rechtsſinne dann als eine 
dauernde dar, wenn infolge der notwendigen Verzögerung einer Lieferung der Leiſtungs⸗ 
inhalt ein anderer wird (RG 42, 115 ff., unter bean dete Berückſichtigung des Einfluſſes 
der ſchwankenden Konjunkturen); ferner dann, wenn die künftige Behebung des Hinder⸗ 
niſſes zwar nicht ausgeſchloſſen, indeſſen der Zeitpunkt einſtweilen unüberſehbar iſt (RG 5, 279; 
42, 115). Ausſchlaggebend wird auch hier im Einzelfalle ſein, ob die Zeitbeſtimmung zugunſten 
des Gläubigers oder des Schuldners getroffen worden iſt (RG JW 02 Beil 22957). Wal. auch 
$ 151 A 1, betreffend die Herſtellbarkeit des beſchädigten Gegenſtandes. — Die alsbaldige 
Wiederaufhebung einer behördlich erfolgten Beſchlagnahme ſchließt die Annahme einer Un⸗ 
möglichkeit der Leiſtung aus (RG Warn 1916 Nr 212). Sind Räume als Tanzlokale vermietet 
und wird die Abhaltung von Tanzluſtbarkeiten für die Dauer des Kriegs unterſagt, dann be- 
gründet dieſe nur zeitweilige Unmöglichkeit eine dauernde (RG 89, 205 unter Heranziehung 
des $ 537). Anders, wenn der Pächter (Schankwirt) durch öffentliche Beſchränkung des 
Bierumſatzes nur eine Einbuße an ſeinen Einnahmen erleidet, der Charakter der Pachtſache 
ſich alfo nicht ändert (RG 90, 374). — Vereinbarungen, nach denen bei Eintritt beſtimmter 
Ereigniſſe bis zu deren Beſeitigung die Leiſtung verſchoben werden ſoll, ſollen regelmäßig den 
Schuldner begünſtigen, fie ſchließen die Anwendbarkeit des Grundſatzes von der zeitweiligen 
Unmöglichkeit als einer dauernden nicht aus; fie können aber auch den Sinn haben, daß dieſer 
i e der Schuldner vielmehr zur Leiſtung unbedingt verpflichtet ſein 
0 2, 87). 4 8 

5. Abſ 2 ftellt das nachträglich eintretende „unvermögen“ des Schuldners der nach⸗ 
träglichen Unmöglichkeit gleich (während das anfängliche Unvermögen vom Geſetze weder 
als Befreiungsgrund noch gemäß 8 306 als Nichtigkeitsgrund berückſichtigt wird). Dem⸗ 
nach muß zutreffendenfalls dem Unvermögen auch die gleiche Wirkung beigemeſſen werden 
wie der Unmöglichkeit (RG 52, 95; 67, 235; 60, 162; JW 08, 7127). Zu verwerfen find 
alle Verſuche, im Falle des Unvermögens noch einen Anſpruch auf die geſchuldete Leiſtung 
aufrechtzuerhalten (vgl. über die verſchiedenen Theorien Oertmann 8 275 A 4). Unter Uns 
vermögen iſt eine ſubjektive Unmöglichkeit zu verſtehen. Sie liegt vor, wenn die Leiſtung 
nicht überhaupt, ſondern nur dem Schuldner nach feinen eigenen befonderen Verhältniſſen 
nicht möglich iſt, mag das Unvermögen durch äußere Umſtände oder durch eigene Tätigkeit 
des Schuldners herbeigeführt worden ſein. Bloßes Unvermögen zur Leiſtung, und zwar ſchon 
anfängliches liegt beiſpielsweiſe vor, wenn jemand eine fremde Sache, oder wenn eine im 
geſetzlichen Güterſtande lebende Ehefrau ihr zum eingebrachten Vermögen gehörendes Grund. 
ſtück ohne Zuſtimmung des Mannes verkauft (RG 80, 249). Ob der Schuldner den Eintritt 
ſeines Unvermögens zu vertreten hat (A 1), richtet ſich auch hier nach den Beſtimmungen 
der $$ 276, 278, 279, 280. Vgl. auch $ 280 A 1; vgl. dazu auch $ 306 A 2. Daher iſt bei⸗ 
ſpielsweiſe der Verkäufer einer Sache gemäß § 275 Abſ 2 ſelbſt dann völlig befreit, wenn er 
ich zur Gewährung. der Sache durch ihre Veräußerung wegen Annahmeverzugs des Gläu⸗ 
bigers in ſtatthafter Weile (8 300) außerſtande geſetzt hat (RG 60, 162), und der Erbe wird 
befreit, wenn er einen Nachlaßgegenſtand, an dem einem andern ein Vorkaufsrecht vermacht 
war, in (nicht verſchuldeter) Unkenntnis deſſen einem Dritten veräußert (NG 67, 235). 
Der Hauptmieter wird zur Erfüllung ſeinem Untermieter gegenüber regelmäßig durch 
Beendigung feines eigenen Mietverhältniſſes unvermögend (RG 65, 34). Hat ſich der Ver⸗ 
käufer einer Sache zu deren Leiſtung durch ihren Verkauf leinſtweilig) außerſtand geſetzt, ſo 
muß Unvermögen zur Leiſtung ſo lange angenommen werden, als der Verkäufer nicht ge⸗ 
hörig nachweist, daß er zur Erfüllung durch den ihm tatſächlich möglichen Wiedererwerb der 
Sache befähigt iſt (RG 52, 95; Warn 1912 Nr 11; JW 1911, 7096). Die Verpflicht ung zur 
Leiſtung umfaßt auch die Haftung für Leiſtungsfähigkeit; bei dauerndem, vom Schuldner 
zu vertretenden Unvermögen kann daher unmittelbar auf Schadenserſatz geklagt werden 
(RE 69, 355). Nachträgliches Unvermögen liegt jedoch nicht ſchon vor, wenn die 
Leiſtung, zufolge eines nachträglichen Vorgangs nur unter größeren Schwierigkeiten, 
insbeſondere unter erheblich vergrößerten Anſchaffungskoſten möglich iſt. Die Erfüllbarkeit 
muß vielmehr mit ſo außergewöhnlichen Schwierigkeiten verbunden ſein, daß dieſe nach der 
Auffaſſung des Verkehrs der Unmöglichkeit gleichzuachten ſind (RG 57, 118; 65, 34). Nach 
dieſem Grundſatze kann daher ein nur zeitweiliges Unvermögen die Verpflichtung des Schuld⸗ 
ners überhaupt nicht beeinfluſſen, wenn er den eingetretenen Hinderungsgrund im voran⸗ 
egebenen Sinne zu beſeitigen vermag. — Steht die zu gewährende Sache im Miteigentume des 
chuldners und eines Dritten, fo liegt dieſerhalb noch nicht Unvermögen vor, weil der Schuld: 
her die Möglichkeit Hat, die Sache gemäß § 753 zur Verſteigerung zu bringen (RG 11, 33013). 
Nachträglich eintretende bloße Mittelloſigkeit kann regelmäßig nicht Unvermögen be- 
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deuten (8 279). Sie muß der Schuldner ſtets vertreten. Vgl. 8 285 A 1 ſowie § 279 A1; RG 
75, 335; JW 1912, 1384, 

6. Beweislaſt. Falls der Schuldner ſeine völlige Befreiung von der Schuld geltend machen 
will, hat er den Einwand der Unmöglichkeit der Leiſtung in allen ſeinen Vorausſetzungen zu 
beweiſen, mithin auch nach der Richtung, daß die Unmöglichkeit nach Entſtehung des Schuld⸗ 
verhältniſſes eingetreten ſei, ſowie gemäß § 282, daß er die Unmöglichkeit nicht zu vertreten 
habe (R 63, 68). Erhebt der Gläubiger an Stelle der Erfüllung einen Anſpruch nach Maßgabe 
der 88 280, 281, dann hat er ſeinerſeits die Voraussetzungen hierfür, mithin ſowohl die Un⸗ 
möglichkeit, ſowie im Falle des 8 280 die Haftung des Schuldners für fie zu beweiſen (vgl. 
auch $ 283). Gegebenenfalls hat daher der Gläubiger auch zu beweilen, daß der Verpflichtete 
die Einwirkung des die Unmöglichkeit verurſachenden Umſtandes (die polizeiliche Anordnung 
oder die Verſagung der Erlaubnis) durch Erſchöpfung des Inſtanzenzugs hätte abwenden 
können (RG SW 1911, 9415). 


8 276 


1) Der Schuldner hat, ſofern nicht ein anderes beſtimmt ift?), Vorſatzs) 
und Fahrläfjigkeit zu vertreten). Fahrläſſig handelt, wer die im Verkehr 
erforderliche Sorgfalt außer acht läßts). Die Vorſchriften der 88 827, 828 
finden Anwendung“). 


Die Haftung wegen Vorſatzes kann dem Schuldner nicht im voraus er⸗ 
laſſen werdens) ®), 
E I 144 II 233; M 1 279; 2 27; P 1 287, 308, 


1. Haftung für ſchuldhafte Pflichtverletzung. Der $ 276 will nicht ausſprechen, daß für 
jeden einem andern vorſätzlich oder fahrläſſig verurſachten Vermögensſchaden grundſatzlich 
gehaftet werde, beſagt alſo nicht, daß vorſätzliches oder fahrläſſiges Handeln ſtets eine Ver⸗ 
pflichtung zum Schadenserſatze begründet. Vorausſetzung hierfür ift vielmehr noch, daß das 
Handeln auch ein rechtswidriges ift, und daß ein geſchütztes Intereſſe verletzt wird (RG 51,93; 57, 
854; 60, 162). Eine Haftung kaun im übrigen entweder durch die Handlungsweiſe ſchon ohne 
weiteres und unmittelbar begründet werden, oder ſie entſteht erſt deswegen, weil durch das Ver⸗ 
halten des Haftbaren eine bereits beſtehende Pflicht verletzt iiſt. Dort handelt es ſich um 
das Gebiet der unerlaubten Handlungen, hier um eine Haftung aus $ 276. In Hinblick darauf 
aber, daß in beiden Fällen grundſätzlich (vgl. § 823) ein vertretbares, ſchuldhaftes Verhalten 
vorauszuſetzen iſt, iſt es die erſte Beſtimmung des § 276, für Fälle beider Art die Schuld 
formen vorzuſehen, indem er hierzu namentlich den Begriff der vertretbaren Fahrläſſig⸗ 
jeit allgemein feſtlegt. Während alsdann jedoch die beſonderen Regeln über die Haftun 
aus der unerlaubten Handlung erſt weiterhin im 2. Buch 25. Titel gegeben werden, bietet 
der $ 276 für die Haftung wegen Pflichtverletzung zugleich die eigentliche map; 
gebende Rechtsgrundlage, „in weiterer Auffaſſung der Bedeutung dieſer Vorſchrift“ (Ne 
Warn 09 Nr 262; RG 52, 19; 60, 162; 62, 120; 66, 289; Warn 08 Nr 610). Schon zur 
Begründung einer Haftung ohne Rückſicht auf die Verletzung einer bereits beſtehenden 
Pflicht reicht dagegen der § 276 allein niemals aus. So kann wegen Verſpaätung einer 
Lieferung Schadenserſatz grundſätzlich nur dann gefordert werden, wenn die Voraus. 
ſetzungen des Verzugs ($ 284) gegeben find, nicht ſchon auf Grund eines bloßen Verſchul⸗ 
dens nach § 276 (RG Warn 08 Nr 130). Dabei iſt jedoch dem Urteile JW 1912, 7486 zu. 
zuſtimmen, wenn es für das Gebiet des Vertragsrechts davon ausgeht, daß eine verletz. 
bare Pflicht auch dann bereits gegeben fein kann, wenn jemand ſchon beim Vertragsab⸗ 
ſchluſſe, wegen eulpa in contrahendo, pflichtwidrig handelt, und zwar inſofern, als er vor⸗ 
ſätzlich oder fahrläſſig unterläßt, den andern Teil (den Käufer) auf Umſtande aufmerkſam zu 
machen, von denen er ſich ſagen muß, daß ſie zur Vereitelung des Vertragszwecks geeignet ſeien. 
Über eine derartige Offenbarungspflicht ſpricht ſich das Geſetz ſelbſt allerdings nirgends aus. 
Indeſſen der Gedanke des Urteils, daß die bezeichnete Pflicht inſoweit ſchon als eine wirkliche 
Rechtspflicht beſteht, als die Kundmachung nach den Anſchauungen eines redlichen Verkehrs 
und nach Treu und Glauben zu erwarten war, entſpricht zweifellos dem Geiſte des Geſetzes, 
da dieſes die Befolgung der Grundſätze von Treu und Glauben für den Verkehr überall als 
maßgebend erachtet (88 276 Abſ 2, 157, 242). Überdies ergeben verſchiedene Beſtimmungen 
des Geſetzes, daß ihm der Gedanke auch der Haftung für culpa in contrahendo nicht fremd iſt 
( 122, 179, 307, 309, 463 Saß 2), und es iſt dem Urteile NG 95, 58 darin zuzuſtimmen, 
daß der angenommene Grundſatz für den redlichen Verkehr nicht entbehrlich tft; auch läßt ſich 
nicht einfehen, weshalb die Parteien minder beim Vertragsſchluſſe als nach ihm zur Bewährung 
der Sorgfalt verpflichtet ſein ſollten. Ablehnender ſtanden bei dieſer Frage die Urteile RG 
88, 105 und J 1916, 116° (des V. 3), wonach für culpa in contrahendo nur unter ganz 
beſonderen Umſtänden, nämlich dann gehaftet fein ſollte, wenn zwiſchen den Vertragſchließen⸗ 
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den bereits ein Vertrauensverhältnis beſtand. Aber allein aus einem derartigen Verhältniſſe 
ergäbe ſich immer noch nicht die erforderliche Rechtspflicht. Die Rechtſprechung hat ſich in⸗ 
zwiſchen ſchon in überwiegendem Maße auf den Standpunkt geſtellt, daß grundſätzlich für 
culpa in contrahendo gehaftet wird (RG 97, 327). Vgl. auch JW 1915, 240°, wonach der 
Fiskus bei der Ausſchreibung zu vergebender Arbeiten zur Aufklärung der Bewerber über 
für ſie weſentliche Punkte verpflichtet ift; ferner ZW 1915, 57710 (und die dort angeführten 
Urteile), wonach der Bankier für einen bei Gelegenheit der Veräußerung von Wertpapieren 
durch feinen Angeſtellten erteilten falſchen Rat haftet; weiter IW 1918, 613°. So hat auch 
derjenige, der für eine gewiſſe Dauer berechnete Verpflichtungen übernimmt, ſchon dafür 
einzuſtehen, daß er beim Vertragsſchluſſe mit der gehörigen Sorgfalt ermißt, ob er nach ſeinen 
Verhältniſſen dauernd zur Erfüllung imftaude fein werde (RG Warn 1912 Nr 418 unter 
Bezugnahme auf NG 65, 33; 75, 337). — Die Frage, worauf die Haftung gegebenen- 
falls geht, und wie ſie ſich zu regeln hat, iſt regelmäßig nach dem allgemeinen Grundſatze 
des § 249 zu beantworten. Der Fall des § 463 iſt ein Ausnahmefall und ſetzt überdies 
Argliſt und nicht bloße Fahrläſſigkeit voraus. 

Einzelne Fälle der Haftung aus $ 276: Bei der Abwicklung von Vertragsverhält. 
niſſen hat jeder Vertragsteil nach den Grundsätzen von Treu und Glauben mit Rückſicht auf 
die Verkehrsſitte auch die Pflicht, dem ihm bekannten beſonderen Intereſſe des andern Rech⸗ 
nung zu tragen und ſein Verhalten ſo einzurichten, daß Schaden für den andern möglichſt 
vermieden wird; bei fahrläſſiger Verletzung dieſer ſelbſtverſtändlichen Pflicht entſteht die Haf- 
tung für den dadurch dem andern entſtandenen Schaden (RG Warn 1910 Nr 247; hier hatte 
ein Verkäufer die ihm als Entgelt gegebene Zahlungsanweiſung auf eine öffentliche Kaſſe 
nicht ſorgfältig verwahrt und dadurch ſeinem Angeſtellten Gelegenheit gegeben, den Betrag 
mittels der Anweiſung und einer gefälſchten Quittung für ſich zu erheben). Durch 8 6 des 
Scheckgeſetzes wird zwar die Prüfungspflicht der Bank erheblich gemildert, aber ſie darf 
nicht ihre verkehrsmäßigen Pflichten auf Koſten der Kunden außer acht laſſen; eine Ver⸗ 
einbarung, die ihr das erließe, wurde ſogar gegen die guten Sitten verſtoßen (RG Warn 
1914 Nr 40). Der wegen Einbruchsdiebſtahls Verſicherte hat alles zur Wiedererlangung der 
Sachen vorzunehmen, andernfalls kann in der Unterlaffung eine vertragliche Pflichtverletzung 
gefunden werden (RG Warn 1913 Nr 270). Zu den Pflichten des Verkäufers einer beſtimmten 
Ware gehört es regelmäßig nicht, die Ware auf ihre Tauglichkeit für den ihm bekannten 
Verwendungszweck des Käufers naher zu prüfen, die Prüfung iſt vielmehr Sache des Käufers 
(RG JW 1910, 7489). Kann der Käufer nach vollzogener Wandlung feiner Vertragspflicht, die 
empfangene Sache unverändert zurückzugeben, nicht genügen, jo beſteht bis zur Erbringung des 
Gegenbeweiſes die Vermutung, daß er ſeine Vertragspflicht ſchuldhaft verletzt hat, und im 
Zweifel iſt er daher dem Verkaufer gemäß $ 276 zum Schadenserſatz verpflichtet (RE 
80. 9. 10 II 664/09). Die Verletzung des Gläubigerrechts durch den Schuldner kann nicht eine 
Haftung wegen unerlaubter Handlung (§8 823 ff.), ſondern nur eine ſolche nach den allge⸗ 
meinen oder aber nach den zutreffenden beſonderen Beſtimmungen über Schuldverhalt⸗ 
niſſe begründen (RG 57, 356; 59 S. 337, 357 u. JW 1912, 135°); wofern nicht gleich⸗ 
zeitig der Tatbeſtand einer unerlaubten Handlung vorliegt; vgl. A 6 a. E. Der Inhaber 
eines Geſchäfts haftet ſeinem Käufer gegenüber für die Sicherheit des Verkehrs nur vom 
Geſichtspunkte der unerlaubten Handlung aus, da die Vertragspflichten des Verkäufers als 
ſolchen ſich nur auf die Verpflichtungen aus $ 433 beſchränken (N 74, 124).— Eine Klage 
aus § 276 kann neben der Vertragsklage (Wandelung bei der Werklieferung) zuläſſig 
ſein (R& 93, 160; 95, , BE 

Die Beweislaſt hinſichtlich des Verſchuldens trifft den Kläger. Nach BOB iſt nicht anzu⸗ 
nehmen, daß beiſpielsweiſe der Verkäufer, der wegen mangelhafter Vertragserfüllung, ins⸗ 
beſondere wegen vertragswidriger Lieferung von Waren auf Schadenserſatz in Anſpruch ge- 
nommen wird, ſeinerſeits zu ſeiner Entlaſtung nachzuweiſen habe, er ſei ungeachtet gehöriger 
Sorgfalt nicht in der Lage geweſen, vertragsmäßig zu erfüllen; denn der Anſpruch gründet 
id weſentlich auf § 276, wonach das ſchuldhafte Handeln einen beſonderen ſelbſtändigen 
Grund für ihn bildet, den der Klager zu beweiſen hat (RG 66, 289; IW 1912, 682°). Die 
Beweislaſt wird ſich jedoch dann umkehren, wenn der Schaden durch fehlerhafte Ver⸗ 
tragserfüllung verurſacht iſt und dabei das Vorhandenſein des Mangels, der den Schaden be⸗ 
wirkt hat, an ſich gegen geübte Sorgfalt ſo lange ſpricht, als nicht ihre Betätigung nachgewieſen 
(RG 65, 13, wo ein Schankwirt haftbar gemacht war, weil ein Gaſt infolge Herabfallens 
einer Leiſte eine Beſchädigung erlitten hatte; ferner JW 1912, 682°; hier war nach den Um. 
ſtänden des Falles nichts anderes denkbar, als daß der Käufer infolge der Unordnung im Ge⸗ 
ſchäfte des Verkäufers anftatt des beſtellten Sauerbrunnens eine andere schädliche Flüſſig⸗ 
felt erhalten und hierdurch Schaden erlitten hatte). Der Beweis eines beſonderen Ver⸗ 
‚uldens iſt überhaupt unnötig, wenn ſchon in der dem Schaden verurſachenden Handlung 
ſelbſt ſich ein Mangel an Vorſicht offenbart (RG 12, 191; 23. 10. 15 V 203/15). Bei der Zu⸗ 
wiberhandlung gegen ein Schutzgeſetz muß ſich der Beweis des Verſchuldens darauf richten, 
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daß der Täter vorſätzlich oder fahrläſſig gegen das Geſetz verſtoßen hat, der Beweis einer 
bewußten Zuwiderhandlung genügt daher; val. § 823 A 16. 

2. Vorſatz. Das Geſetz gibt keine Begriffsbeſtimmung. Nach feſtſtehender Praxis ge⸗ 
hört zum Vorſatze nicht die Abſicht auf Herbeiführung des (ſchädlichen) Erfolgs, alſo das 
Wünſchen dieſes Erfolgs; vielmehr genügt es, daß der Handelnde das Bewußtſein gehabt 
hat, der ſchädliche Erfolg werde eintreten, und daß er trotzdem die ihn verurſachenden Be⸗ 
dingungen geſetzt hat (vgl. Vorbem 2, 3, 4 vor $ 249). Denn in dieſem Falle hat er den voraus 
geſehenen Erfolg jedenfalls gebilligt und ſomit gewollt, ſelbſt wenn er ihn nicht bezweckt haben 
mag (RG 57, 241; 58, 214; 62, 139; 63, 148). Auch auf den Beweggrund für die Handlungs⸗ 
weiſe kommt es daher regelmäßig nicht an. Über dolus eventualis vgl. 8 828 A 2; ferner RG 
68, 432; 76, 319 u. JW 1911, 2137; 14, 6787, wonach der Begriff auch hier der nämliche iſt wie 
der ſtrafrechtliche, nämlich Billigung des als möglich erkannten Erfolges (St 33, 5). Das 
Bewußtſein von der bloßen Möglichkeit der Folgen reicht nur für Fahrläſſigkeit aus (RG 

2, 139). 

3. Fahrläſſigkeit iſt nach dem Geſetze die Außerachtlaſſung der im, Verkehr er⸗ 
forderlichen Sorgfalt (RG 95, 17; JW 04 ©. 356 u. 3578 u. e; 06 S. 33612 u. 3511). Sie 
ſetzt voraus, daß der Handelnde bei pflichtgemäßer Anwendung der erforderlichen Sorgfalt 
ſchädliche Folgen ſeines Tuns hätte vorausſehen können, ſolche Sorgfalt aber nicht angewendet 
hat. Eben dafür muß er aufkommen. Beiſpielsweiſe: Der Empfänger von S ecks einer Bank 
unterläßt es, jene fo aufzubewahren, daß fie nicht Unberufenen zugänglich ſind (RG 81, 58). 
Ob Fahrläſſigkeit vorliegt, iſt im weſentlichen Tatfrage (RG 25. 4. 11 II 409/10, betreffend 
grobe Fahrläfſigteit. So haftet der Beſitzer eines ſtädtiſchen, dem Verkehr eröffneten Grund: 
ſtücks dafür, daß in ihm nicht Einrichtungen getroffen ſind, durch die dort verkehrende Perſonen 
gefährdet werden, gleichgültig ob beſondere Schutzmaßregeln polizeilich angeordnet ſind oder 
nicht (RG 24. 9. 03 VI 209/03; ferner RG JW 06, 681? über die an den Beſitzer eines Kraft⸗ 
fahrzeugs zu ſtellenden erhöhten Anforderungen — „die Polizeivorſchriften können ihm nur 
einen Anhalt geben“). Wo Gegenſtände ſo aufgeſtellt ſind, daß der Verkehr mit ihnen in Be⸗ 
rührung kommt, iſt ihr Eigentümer verpflichtet, dafür zu ſorgen, daß durch ihre Beſchaffenheit 
für Dritte kein Schaden entiteht (RG 89, 121). — Den Maßſtab für den zur Verhütung 
eines Schadens anzuwendenden Grad von Umſicht und Sorgfalt geben die üblichen Anforde 
rungen des Verkehrs. Auch danach begründet ſchon jede, auch nur geringe Fahrläſſigkeit 
eine Haftbarkeit gemäß $ 276 (RG 86, 151). Die Berückſichtigung der Anſchauungen eines 
gewiſſen engeren Verkehrskreiſes iſt nicht ausgeſchloſſen (RG 95, 17; Warn 09, 499); aber 
auf eine im Verkehr eingeriſſene Nachläſſigkeit und Unſitte ift nicht Rückſicht zu nehmen (RG 
JW 04, 3567; 06, 3511; 19. 11. 07 II 245/07, betreffend Unfitte bei Taxen; Warn 09 Nr 499, 
betreffend die Sorgfalt eines Jägers; 08 Nr 497, 498, 292, betreffend die Sorgfalt eines 
Rechtsanwalts). Die Erfahrungen des Verkehrs dürfen als Grundlage für die Be⸗ 
urteilung der Gefährlichkeit eines Verfahrens benutzt werden. Vom einzelnen kann nicht 
verlangt werden, daß er einſichtiger und vorſichtiger iſt, als dies den Erfahrungen eines 
geſunden und regelrechten Verkehrs und den Anſchauungen der dem gleichen Verkehrskreiſe 
angehörigen Perſonen entſpricht, wofern es ſich nicht um eine Unſitte handelt (RG IWW 04, 3567; 
Warn 1911 Nr 270). Zu verlangen iſt auch nicht eine ſo hoch geſpannte Sorgfalt, daß auch jede 
entfernte Möglichkeit in Betracht gezogen wird (RG Gruch 49, 614). Die Einſicht und 
Erfahrung gerade des Handelnden, der Grad ſeiner Unerfahrenheit kann niemals 
zu ſeinen Gunſten maßgebend ſein; der Maßſtab der erforderlichen Sorgfalt, d. h. derjenigen, 
die ein normaler ordentlicher und gewiſſenhafter Menſch in dem betreffenden Ver⸗ 
hältniſſe des Verkehrs anzuwenden pflegt (R& Gruch 50, 981), it vielmehr ein objektiver 
(RG 95, 17; 83, 75). Die Eigenart der Perſon iſt nicht zu berückſichtigen, abgeſehen 
von der Abmeſſung des Grades des mitwirkenden Verſchuldens im Sinne des $ 254 Abſ 1 
(RG 68, 422). Vgl. auch $ 277. Doch kann anderſeits die Feſtſtellung nach dem objektiven 
Maßſtabe nicht dazu führen, alle Menſchen in allen Lebensjahren und Lebensverhaltniſſen 
einer gleichen Beurteilung zu unterwerfen. Die typiſche Verſchiedenheit ganzer 
Gruppen von Menſchen nach Alter, Bildung, Lebensſtellung uſw. führt vielmehr not: 
wendig zu einer Unterſcheidung des an die erforderliche Sorgfalt anzulegenden Maßſtabs 
(RG Warn 1911 Nr 269), wenn auch nicht nach der Individualität des einzelnen, ſo doch mit 
Rückſicht auf feine Zugehörigkeit zu der beſonderen Gruppe (MG 95, 17; JW 1912, 856 teils 
alſo mildernd, teils verſchärfend. Beiſpielsweiſe bei einem Jäger (JW 1911, 819%); bei 
einem Arzt (RG 78, S. 435, 4; IW 07, 5052 1912, 5285 wonach ein Arzt im allgemeinen nicht 
verpflichtet iſt, den Kranken über die etwa möglichen Folgen der Operation aufzuklären; ferner 

912, 8574, betreffend Behandlung in einer Naturheilanſtalt); bei einem Rechtsanwalte 
(W 1911, 53770, Warn 1912 Nr 246 u. 371, wonach der Rechtsanwalt die Partei über die 
Ausſichtsloſigkeit der Sache wegen Verjährung zu belehren hat; Rch JW 1919, 4497, betreffend 

© Belehrungspflicht über eine unverhältnismäßig hohe Steigerung der Koſten JW 1914, 728, 
wonach auch die ſubjektive Auffaſſung eines Rechtsanwalts zu berückſichtigen iſt, der von Gr. 


# 
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greifung eines Rechtsmittels Abſtand genommen hat; Warn 1916 Nr 247, wouach ein Rechts⸗ 
anwalt als Rechtsbeistand eines im Zwangsverſteigerungsverfahren ausgefallenen Gläubigers 
haftet, wenn er im Verſteigerungstermine nicht ſelbſt die erforderliche Berechnung aufgeſtellt, 
ſondern ſich auf die Angaben des Glaubigers verlaſſen hat; RG 87, 187; JW 1910, 298, wo⸗ 
nach es grundſatzlich Sache des Rechtsanwalts nur ift, ſich nach ſorgfältiger Prüfung ſelbſt die 
Rechtsanſchauung zu bilden und dieſer zu folgen, ſoweit nicht die allgemein anerkannte Theorie, 
oder die oberſte Rechtſprechung eine ſichere Richtſchnur geben; JW 15, 12592, wonach ein 
Rechtsanwalt haftfrei iſt, wenn er eine vom Reichsgerichte gebilligte, wenngleich ſonſt be⸗ 
kämpfte Rechtsanſicht vertreten hat); bei einem Notar (NG 78, 243; 81 S. 125 u. 157, bei 
Prüfung der Perſonenidentitat; 81, 130, bei Aufbewahrung des Dienſtſiegels; 86, 102, falls 
der Notar ſeine auf unbeſchriebenem Blatte vollzogene Unterſchrift aus der Hand gibt; 85, 409; 
93, 69; 95, 217, wonach ein Notar nicht auf Grund eines Dienſtvertrags, ſondern wegen 
Verletzung der Amtspflicht haftet, und daher auch einem Dritten haften kann, in deſſen 
Intereſſe die Beurkundung zu erfolgen hatte; 95, 218; Warn 1915 Nr 234 u. 235, betreffend 
die Belehrungspflicht eines Notars); bei einem Gaſtwirt (JW 1910, 2817, 8; 1912, 5807; Warn 
1913 Nr 195); Automobilführer (JW 1911, 97911; Warn 1914 Nr 259; RG 79 S. 316 u. 
317); Automobilbeſitzer (J 09, 2761914, 192; 1915, 90); Haftung des Verſteigerungs⸗ 
richters bei Verſehen bei Feſtſetzung des geringſten Gebots, und zwar haftet er in erſter Linie 
(RS JM 1914, 864%). An einen Gemeindevorſteher, der ein Notteſtament aufgenommen 
hat, darf nicht der Maßſtab wie an einen berufsmäßig ausgebildeten Beamten geſtellt werden 
(RG Warn 1918 Nr 119). Haftung der Eiſenbahn verwaltung für die Verkehrsſicherheit 
auch in den Wartefälen (dach JW 1916, 787°). Über die Haftung des Vermieters (MG 
Warn 1916 Nr 133, 134, 228 u. 246); über die des Gerichtavoltz 

über die des Vormundſchaftsrichters (MG 96, 146). Eine Bank, die Auskunft erteilt 
unter dem Vorbehalte „ohne jede Verbindlichkeit“, ſchließt damit die Haftung wegen Fahr⸗ 
läffigfeit aus, aber nicht die für eine argliſtige Handlungsweiſe ihres Vertreters (RG JW 
1917, 34). Ein Bankier handelt nicht fahrläffig, wenn er bei der Auswahl der dem Kunden 
empfohleuen Wertpapiere die Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns wahrt (RG Warn 1910 
Nr 3). Der Grundbuchbeamte haftet wegen vorſätzlicher oder fahrläſſiger Verletzung der 
Amtspflicht den Geſchädigten überhaupt nicht, an ſeiner Statt haftet der Staat, und zwar 
ſchon wenn eine fahrläſſige Verletzung vorliegt (8 12 680): gemäß Art. 8 Pra. GBO 
haftet aber der Grundbuchbeamte dem erfagpffichtigen Staate im Falle vorſätzlicher oder 


Anforderungen ſtellt (RG JW 00, 132); oder wenn er ſich bei noch 5 Fragen den 

. ung einer unrichtigen 
Auskunft haftet der Grundbuchrichter ſelbſt dann, wenn er zu ihrer Erteilung nicht verpflichtet 
war (RG Warn 1914 Nr 81). Er handelt ſchuldhaft, wenn er zur Eintragung einer Hypothek 


einen nur zufällig bei den Akten befindlichen Hypothekenbrief benutzt (RG Warn 1917 Nr 277). 


— Über grobe de dgl. 8 277 A 1. 
e 


hätte gewinnen können (Ach JW 06, 740 09, 358 5; Gruch 55, 1127). Es genügt, daß er 
vorausſehen konnte, es könne irgendeine Gefahr entſtehen (RG JW 06, 7409; 09, 358 a; 15, 577°: 
Gruch 55, 1127). So haftet der Turnlehrer, der die Sicherheit der Geräte vor dem Ge. 
brauche nicht prüft, für den durch ihre Unficherheit verurſachten Schaden (RG JW 08, 5470). 
3 genügt auch, daß der Tater nur die unmittelbaren Folgen feines Tuns vorauszuſehen 
vermochte, ungeachtet deſſen, daß er auch für die mittelbaren Folgen haftet (vgl. Vorbem 3 
zor $ 249). So haftet derjenige, der fahrläſſig den Tod eines andern verurſacht bat, auch 
für die daraus entſtehenden vermögensrechtlichen Folgen, ſelbſt wenn er den tödlichen 
Ausgang nicht hat vorausſehen können; das Verſchulden ſelbſt braucht nur in Hinſicht auf 
ie Handlung, nicht aber auch in Anſehung der entfernteren Schadenswirkungen vorhanden 
geweſen zu fein (Roß 09, 344). Nach den Grundſatzen von der Fahrläſſigkeit beurteilt es 
ſich auch, ob ein Irrtum entſchuldbar iſt (RG JW 06, 711°), gleichviel ob es ſich um einen 
Irrtum tatſächlicher oder rechtlicher Art handelt (RG 73, 387). Beide Fälle ſtehen 
grandfätlich gleich (RG JW 07, 25115, 1912, 266, Warn 1914 Nr 288; ferner RG JW 1911,7008, 
betreffend Irrtum über die Nichtigkeit eines Vertrags wegen Formmangels). Auch der Rechts 
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irrtum über den Inhalt oder die Tragweite einer Rechtsregel iſt im Sinne des J 276 nur dann 
entſchuldbar, wenn der Täter bei Beobachtung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt zu der 
rechtsirrigen Auffaſſung gelangen konnte, feine beſchädigende Handlung lei erlaubt (RG 
JW 07, 2511; 09, 432 40). Als unentſchuldbare Fahrläſſigkeit iſt es beiſpielsweiſe dem Täter 
zuzurechnen, wenn er die von ihm gelieferten Stoffe in ein fremdes Grundſtück eingebaut hat 
und ſie demnächſt zum Schaden des Realberechtigten in dem Glauben beſeitigt, ſeine Handlungs⸗ 
weile ſei eine ſtatthafte (RG 73, 333). Allerdings können die Anforderungen an die Sorgfalt 
beim Rechtsirrtum unter Umſtänden ſtrengere fein (RG J 07, 25112; Warn 1911 Nr 268). — 
Über ſolche Sonderfälle, in denen die Haftung geſetzlich geſteigert oder gemildert iſt, vgl. A 5, 
ferner Vorbem 2 a. E. und 4 vor $ 249, ſowie 8277 und insbeſondere 8 287 (Haftung für Zufall). 

4. Inrechenbarkeit. Hierfür iſt ſubjektiv notwendige Vorausſetzung auch die Zurech⸗ 
nungsfähigteit des Täters (ngl. 8 254 A 1). In Berückſichtigung deſſen erklärt abi 1 Satz 3 
die hinſichtlich der unerlaubten Handlung gegebenen Beſtimmungen der 33 827 (Haftung 
für ſelbſtverſchuldete Unzurechnungsfähigkeit) und 828 (Haftung jugendlicher Perſonen und 
Taubſtummer) auch hier für anwendbar. Die Haftpflicht wird nur v erwirtlicht durch 
Erfah des verurſachten Schadens (RG 52, 18; 53, 200; 68, 192). Bei einer Vertrags⸗ 
verletzung haftet der Schuldner an ſich für alle Folgen der Vertragsverletzung, und es ent: 
fällt die Haftung nur dann, wenn der Schaden gegen den natürlichen Lauf der Dinge in- 
folge Hinzutretens eines Ereigniſſes entſtand, das mit der Vertragsverletzung nichts zu tun 
hatte, vielmehr den Schaden auch ohne die Vertragsverletzung hätte herbeiführen können 
(RG JW 1913, 546 1). Über den erforderlichen (adäquaten) urſachlichen 
Zuſammenhang, den Umfang der Haftung und die Vorteilsausgleichung vgl. 
Vorbem 3, 4, 5 vor $ 249. — Die Frage, ob ein Rechtsanwalt wegen ſeines Verfahrens 
feinem Auftraggeber Schaden zugefügt hat und daher erſatzpflichtig iſt, iſt nicht darauf abzu⸗ 
ſtellen, wie das Gericht bei richtigem Verfahren des Rechtsanwalts vermutlich eniſchieden 
haben würde, ſondern darauf, wie es hätte erkennen müſſen (RG 32 1917, 1029), 

5. Ein anderes beſtimmt das Gefet ſelbſt, indem es die Haftung verſchärft ($ 287 bei 
Schuldnerverzug für „jede Fahrläſſigkeit“, $ 701 gegenüber dem Gaſtwirt bis zur höheren Ge⸗ 
walt), oder mindert (ſo Haftung nur wegen Vorſatzes und grober Fahrlaſſigkeit nach 88 300 
bei Annahmeverzug, 521 bei Schenkung, 599 bei Leihe), oder endlich den Verpflichteten nur 
für diejenige Sorgfalt einſtehen läßt, die er in eigenen Angelegenheiten anzuwenden 
pflegt (8 690 als Verwahrer, § 708 als Geſellſchafter, 88 1359, 1664, 1686, 2181). Nach 8 7 
Kraft Fahrch beſteht die Haftung für jede nach den Umſtänden gebotene Sorgfalt (RG 86, 151). 
Nach dem Grundſatze der Vertragsfreiheit iſt es aber auch geftattet, die Haftung des Schuldners 
durch Rechtsgeſchäft zu ſteigern oder zu mindern oder auszuſchließen (ſelbſt bei unerlaubten 
Handlungen, RG Warn 1910 Nr 411), indes mit der in Abſ. 2 gegebenen Grenze, daß die 
Haftung zwar auch für grobes Verſehen (RG Gruch 46, 900), aber niemals für Vorſatz 
im voraus erlaſſen werden kann. Eine ſolche Abmachung iſt nichtig (opt, dazu § 189 
über die Einwirkung nur teilweiſer Nichtigkeit auf die Gültigkeit des ganzen. echtsgeſchäfts). 
Der Erfahrung entſpricht die Annahme, daß durch einen ſtillſchweigenden Vertrag zwar die 
Haftung für eine Gefährdung des andern ($ 833) ausgeſchloſſen werden kann, daß aber der 
Ausſchluß der Haftung für Verſchulden nur durch beſondere, die Willenseinigung ergebende 
Ausdrücke erfolgt (RG Gruch 55, 343). 75 

6. Anwendungsgebiet. Trotz ſeiner unmittelbaren Beziehung zu $ 275 iſt $ 276 nach 
übereinſtimmender Anſicht von Wiſſenſchaft und Rechtſprechung überall an dendbar, wo es 
ſich um die Frage der Vertretung von Vorſatz oder Fahrläſſigkeit innerhalb eines Schuld⸗ 
verhältniſſes handelt, wie auch den beiden bezeichneten Schuldformen fur ſich eine allgemeine 
Bedeutung zukommt (vgl. A 1). Gleichgültig ift dabei, ob es ſich um bie Verletzung einer ver⸗ 
traglichen (RG IW 1910, 743 ), oder einer geſetzlichen (RG JW 1912, 67, betreffend Haftung 
des Vormundes), bereits beſtehenden Verpflichtung handelt (A 1). Die Begriffsbeſtimmung der 
Fahrläſſigkeit nach 8 276 ift auch außerhalb des Rechtsgebiets des BGB eanwend⸗ 
bar (RG 65, 117). Bei Anwendung des § 276 iſt es ferner gleichgültig, ob Unterlaſſungen oder 
poſitive Handlungen in Frage ſtehen. Demnach kann der Schuldner, der zwar geleiſtet 
aber fehlerhaft erfüllt hat, wegen des hieraus dem Gläubiger erwachſenen Schadens in An- 
ſpruch genommen werden (3. B. ein Badeanſtaltsbeſitzer wegen des dem Badegaſt zufolge 
der Undichtigkeit der Röhren entſtandenen Schadens (RG 26. 5. 02 v1 Ka Darüber, 
daß die Verpflichtung zum Schadenserſatze unter Umſtänden auch ſchon, ohne Verzug durch 
ein vorzeitiges vertragswidriges Verhalten (ſchon durch eine vor der Leiſtungszeit erklärte 
entſchiedene Erfüllungsverweigerung) begründet werden kann, vgl. P 925 U und 326 
u 1 Abſ 2. Die obigen Grundſätze gelten auch beim Gattungskaufe (RG Warn 1912 
Nr 372). Der Zedent einer Briefhypothek, der dem Zeſſionar nicht den Hypothekenbrief 
ausgehändigt hat, iſt, wenn die Hypothek im Zwangsverſteigerungsverfahren ausgefallen ift 
> infolge des Zuſchlags erloſchen iſt, dem Zeſſionar auf Schadenserſatz haftbar (RG 63, 

23). Ausgeſchloſſen ift jedoch gemäß § 463 ein Schadenserſatanſpruch aus § 276 neben 
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Geltendmachung der Rechtsbehelfe aus der Gewährleiſtung beim Fehlen zugeſagter Eigen. 
ſchaften (RG 53, 200; Warn 1915 Nr 139). In Anſehung der gegenſeitigen Verträge 
vgl. die Ausführungen unter $ 325 A 4. Entſprechende Anwendung findet § 276 auch 
auf die Erfüllung von Verbindlichkeiten aus öffentlichrechtlichen Verhältniſſen (RG 
65, 117). — Neben der Haftung aus einem Vertrage kann auch die aus unerlaubter 
Handlung beſtehen, falls nämlich das nämliche Verhalten fowohl den Tatbeſtand der Ver⸗ 
tragsverletzung wie auch den der unerlaubten Handlung erfüllt (RG Warn 08 Nr 499; 
AS 85, 184, betreffend die Haftung eines Arztes für ſchuldhafte bei ſeinem Vertrags 
gegner begangene Kunſtfehler: 85, 318, über die Haftung des Gaſtwirts wegen fehler⸗ 
hafter Einrichtung der Gaſtſtube; 88, 318, betreffend die Haftung der Eiſenbahn aus dem 
Beförderungsvertrage und aus unerlaubter Handlung; 88, 433 und 90, 68, betreffend die 
Haftung des Vermieters wegen gefährdender Mängel der Mietfache). Niemals aber ſtellt 
die Verletzung eines Vertragsrechts durch den Schuldner ſchon an und für ſich eine uner⸗ 
laubte Handlung dar. Nur die ſchuldhafte Verletzung bereits beſtehender Vertragsverpflich⸗ 
tungen zieht Schadenserſatzpflicht nach ſich; daher nicht auch die bloß fahrläſſig verurſachte 
Nichtigkeit eines Vertrags (RG Warn 09 Nr 285). Vgl. dazu aber A 1 a. E. und § 122. j 

Die Frage, ob feitgeftellte Handlungen unter den Begriff Vorſatz oder Fahrläſſigkeit, 
gegebenenfalls grobe Fahrläſſigkeit fallen, unterliegt der Nachprüfung durch das Revi⸗ 
ſionsgericht (RG 60, 34; JW 07, 454; Gruch 48, 598). 


8 277 


Wer nur für diejenige Sorgfalt einzuſtehen hat, welche er in eigenen 
Angelegenheiten anzuwenden pflegt, iſt von der Haftung wegen grober Fahr⸗ 
läſſigkeit nicht befreit !). 


EI 145 II 233; M 1 280; P 1 187, 304. 


1. Der ſubjektive Maßſtab der Sorgfalt in eigenen Angelegenheiten führt in den ge⸗ 
gebenen Fällen der 88 690, 708, 1359, 1664, 2131 (ader nicht auch beim Auftrage oder 
der Verwaltung, RG JW 1913, 87°) zur Einfchränfung der Haftung des Verpflichteten. 
Denn im Gegenſatze zum allgemeinen Grundſatze ſoll hier „nur“ die Veranlagung und das 
gewohnheitsmäßige Verhalten des Schuldners maßgebend fein. Dagegen darf dieſer Grund⸗ 
ſatz nicht zu einer Steigerung der Verantwortlichkeit und anderſeits niemals zur Entlaſtung 
bei grober Fahrläſſigkeit führen. Dieſe liegt vor (M 1, 280), wenn die im Verkehre 
erforderliche Sorgfalt in ungewöhnlich großem Maße verletzt, oder wenn nicht beachtet wird, 
was im gegebenen Falle jedem einleuchten mußte (RG IW 08, 41216; 09, 1085; 1911, 36443 
1915, 225). Geſetzliche Merkmale fehlen. Beurteilung nur von Fall zu Fall möglich (RG 
JW 08, 412; Warn 1913 Nr 197 u. 198 zu Art 8 PRAG. GBO). — Grobe Fahrläſſigkeit 
wird vorausgeſetzt für die Haftung auf Schadenserſatz wegen eines Eingriffs in ein fremdes 
Patent gemäß $ 35 Path (vgl. RG 94, 278); ferner für die Haftung des Grundbuchrichters 
1 dem preußiſchen Staate gemäß $ 12 GBO und Art 8 Pra. GBO. Vgl. auch 

0. 


S 278 


) Der Schuldner hat ein Verſchulden feines geſetzlichen Vertreters?) 
und der Perſonen, deren er ſich zur Erfüllung ſeiner Verbindlichkeit be⸗ 
diente), in gleichem Umfange zu vertreten wie eigenes Verſchulden). Die 
Vorſchrift des § 276 Abſ 2 findet keine Anwendungs) e) d). 


E I 224 II 234; M 2 29. 


1. Haftung für fremdes Verſchulden. Ein Fall, in dem ohne eigenes Verſchulden 
gehaftet wird (vgl. Vorhem 2 vor $ 249 und $ 254 A 1). Zugrunde liegt der Gedanke der 
Gefährdungshaftung. Braucht der Verpflichtete nicht in Perſon zu leiſten, kann er ſich 
dazu vielmehr eines anderen bedienen, ſo iſt es doch recht und billig, daß er dem Berech⸗ 
tigten gegenüber die Gefahr trägt, die für dieſen daraus entſteht, daß er nicht ſelbſt, ſondern 
durch einen andern leiſtet. — Vorausſetzung für die Anwendbarkeit des 8 278 iſt einerſeits ein 
Verſchulden (8 276) der Hilfsperſon, anderſeits, daß eigenes Verſchulden des Haftbaren ſelbſt 
nach keiner Richtung hin vorliegt, da andernfalls der Genannte für eigenes Verſchulden haften 
nürde. Die Anwendung des Geſetzes ift deshalb auch ſchon dann ausge. 
ſchloſſen, wenn der Verpflichtete zur Erfüllung mittels einer Hilfsperſon über⸗ 
zaupt nicht berechtigt geweſen war ($ 664 Satz 1), gleichwohl aber ſich einer ſolchen bedient 
bat; ebenſo dann, wenn er zur Leiſtung durch einen andern zwar befugt geweſen wäre (8 664 
Ha, 2), indeſſen bei der Auswahl der Hilfsperſon ſchuldhaft gehandelt hätte. Erſterenfalls 
hätte ſchon die Handlungsweise an ſich, im zweiten Falle die Art und Weiſe der Rechtsaus⸗ 
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übung eine vertretbare Pflichtverletzung bedeutet. Im Rahmen des § 278 kann ſich der 
Verpflichtete im Gegenſatze zu § 831 auch niemals mit der Behauptung entlaſten, daß er 
bei der Auswahl des Erfüllungsgehilfen mit der erforderlichen Sorgfalt verfahren fei (RG 
55, 387; JW 09, 1052). Vgl. weiter A 4. 

2. Über den Kreis der geſetzlichen Vertreter vgl. § 105 A 5, auch unten A 4. Geſetzlicher 
Vertreter im Sinne des 8 278 iſt nur derjenige, deſſen Vertreterſtellung auf Geſetz oder organi⸗ 
ſatoriſchen Beſtimmungen (Ortsſtatut) beruht, nicht aber auch derjenige, der nur tatſächlich 
eine ſelbſtändige Stellung einnimmt. Vertreter iſt daher gegebenenfalls nur der Baurat einer 
Stadt und nicht auch der ihm unterſtellte, mit einer Bauausführung betraute Bauinspektor 
(RG 74, 23; ferner JW 1911, 9391, wo anderſeits die Anwendbarkeit des $ 831 hinſichtlich der 
Haftung für den nur durch den Bauinſpektor herbeigeführten Schaden anerkannt iſt). Der 
Vormund haftet gemäß 8 278 für dritte Perſonen nur inſoweit, als er ſich ihrer zur Erfüllung 
eigentlicher vormundſchaftlicher Geſchäfte bedient; ſoweit er ſie dagegen nur zur Fortführung 
der gewerblichen oder beruflichen Tätigkeit des (entmündigten) Mündels beſtellt hat, haftet 
er nur für die ſorgfältige Auswahl und Überwachung (RG 76, 185; Seuffl 67 Nr 41). Der 
Konkursverwalter, der Zwangsverwalter, der Teſtamentsvollſtrecker 
können als geſetzliche Vertreter nicht gekten, da ſie überhaupt nicht als 
Vertreter anzuſehen find (Vorbem 2 vor $ 164), vielmehr kraft eigenen Rechtes Handeln. 
Man kann auch nicht ſagen, daß ſich der Schuldner oder der Erbe ihrer „bedient“, da die 
Genannten auf die Handlungen des Verwalters oder des Teſtamentsvollſtreckers überhaupt 
keinen Einfluß haben. Dieſe verpflichten den Schuldner oder den Erben überhaupt nicht 
perſönlich; nur ihre Verfügungen über die zu verwaltende Maſſe ſind unbedingt wirkſam, 
und das hat ſeinen Grund allein in ihrem unbedingten Verfügungsrechte. Fur eine An⸗ 
wendung des $ 278 iſt hier daher offenbar überhaupt kein Raum. A. A. Planck A 2a. 
Ebenſowenig im Rahmen des $ 31. Hiernach beruht die Haftung des Vereins für den 
durch einen verfaſſungsmäßig berufenen Vertreter auf der ausdrücklichen Vorſchrift ſelbſt, 
wobei davon auszugehen iſt, daß der Vertreter des Vereins als ſein Willensorgan handelt. 

3. Erfüllungsgehilfen. Zu denjenigen Perſonen, deren ſich der Schuldner zur Erfüllung 
ſeiner Verpflichtung bedient (den „Hilfsperſonen“ oder „Erfüllungsgehilfen), gehört unter: 
ſchiedslos jeder zu dem angegebenen Zwecke Verwendete, falls ſeine Tätigkeit überhaupt 
nur in irgendeiner Beziehung der Erfüllung gedient hat, mag der Gehilfe die geſamte Leiſtung 
allein bewirkt haben, oder mag außerdem auch der Verpflichtete ſelbſt mit tätig geworden 
ſein, mag der Gehilfe alſo auch nur bei den Vorbereitungshandlungen zugezogen worden 
fein (R& 55, 331). Daher haftet in ſolchem Umfange beiſpielsweiſe auch der Gaſtwirt, der 
Eiſenbahnunternehmer für alle Bedienſteten, ſowie der Schauſpielunternehmer für eine 
Fahrläſſigkeit der Schaufpieler, der Mieter für ein Verſchulden feiner Angehörigen (vgl. 
RG ZW 1913, 427°), ſowie der Dienſtboten, unter Umſtänden auch der Gaſtgeber für ein 
Verſchulden des Gaſtes, ſofern dieſem der Gebrauch der Sache überlaſſen war; ſtreitig (vgl. 
§ 548 A 1); ferner der Rechtsanwalt für den zu feiner Vertretung beſtellten Referendar 
(RG JW 1914, 779); die Bank für ihre Angeſtellten (RG 84, 358). Für ſeinen Angeſtellten, 
der durch Fahrläſſigkeit den Schadensfall herbeigeführt hat, haftet dagegen der Verſicherte 
nach § 278 nicht, weil der mit einer Tätigkeit in bezug auf den verſicherten Gegenſtand be- 
traute Angeſtellte nicht eine Verbindlichkeit des Verſicherten dem Verſicherer gegenüber erfüllt; 
gemäß § 160 Verſ Vc haftet der Verſicherte nur für die eigene Fahrläſſigkeit (RG 
83, 43). — Ob der Schuldner die Leiſtung auch ſelbſt auszuführen imſtande wäre, iſt un⸗ 
erheblich (RG 64, 234, über die Haftung einer Stadtgemeinde für die in ihrer Kranken⸗ 
anftalt an einem Kranken vorgenommene ärztliche Operation; RG 88, 71, wo ein bürger⸗ 
liches Vertragsverhältnis zwiſchen der Stadtgemeinde und dem in eine höhere Pflegeklaſſe 
des in das öffentliche Krankenhaus aufgenommenen Kranken angenommen iſt; 91, 135, 
wonach die Aufnahme eines Kranken im Krankenhauſe einer Gemeinde durch den zur Auf- 
nahme Berechtigten auch dann ein Vertragsverhältnis begründet wird, wenn die Aufnahme 
nur zur vorläufigen Gewährung von Unterkunft erfolgte und die Aufnahme nach der Art 
der Krankheit regelwidrig war; weiter RG IW 08, 44811, betreffend die Haftung des Staates 
für einen Unfall bei einer Operation in der Tierärztlichen Hochſchule). Der Staat, der auf 
einem öffentlichen Fluſſe eine Fähre betreibt, haftet für Verſchulden des Fährmanns (R 
72, 52). Ob die Erfüllungshilfsperſon in einem Vertragsverhältniſſe 
zu dem Schuldner ſtand oder nicht, iſt nach dem Geſetze gleichgültig. Val. über die 
Haftung für Erfüllungsgehilfen der Eiſenbahn (RG 55, 336; 61, 59; 66, 405; JW 1910, 573°; 
Warn 1912 Nr 245, wo Haftung auch für das Verſchulden der Bedienſteten des andern Zuges 
angenommen worden, mit dem der Zuſammenſtoß erfolgt war); über die Haftung des Gaſtwirts 
(Ach 58, 336; JW 1911, 360°); der Postverwaltung (R 67, 184); des Lehrherrn (dich J 09, 
68570). Geeignet als Hilfsperſon iſt auch der gewillkürte rechtliche Vertreter; es 
Mt möglich, daß es fich bei der Erfüllung gerade um die Vornahme einer rechtlichen 

ertretung handelt (RG 55, 331). — Als Erfüllungsgehilfe des Beauftragten oder Be- 
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vollmächtigten ift der von ihm beſtellte Erſatzmann (Subſtitut vgl. 8 166 A 3 Abſ 3) nicht 
anzuſehen; gemäß § 664 Satz 2 haftet der Beauftragte, falls ihm die Subſtitution 
geſtattet iſt, nur für die Sorgfalt bei der Auswahl, und nach 8 664 Satz 3 aus $ 278 
nur für einen Erfüllungsgehilfen, ein ſolcher iſt aber nicht der Erſatzmann; war die Sub- 
ſtitutton dem Beauftragten nicht geſtattet, dann haftet er im Falle der Zuwiderhandlung 
dem Auftraggeber aus dieſem Grunde (RG 78, 311). A. A. Planck A. 2b; Oertmann 
A. 2a . Als Erfüllungsgehilfe des ſchuldneriſchen Auftraggebers ſelbſt muß auch der 
von feinem Beauftragten zuläſſigerweiſe beſtellte Subſtitut angeſehen werden, dagegen nicht 
auch der bloße Gehilfe des Beauftragten und ebenſowenig der unſtatthafterweiſe beſtellte 
Substitut. — Zu den Erfüllungsgehilfen des Schuldners im Sinne des 8278 gehören 
ferner nicht diejenigen Perſonen, die durch ihre Leiſtung nicht die Verpflichtung des 
Schuldners dem Gläubiger gegenüber, ſondern nur ihre eigene Verpflichtung gegenüber dem 
Schuldner erfüllen. Der Lieferant des Verkäufers iſt daher nicht deſſen Gehilfe im Sinne 
des 8 278 (RG 12. 5. 08 II 548/07), und es kann ſomit der § 278 überhaupt nicht auf ſolche 
Fälle ausgedehnt werden, wo nicht der Gläubiger ſelbſt, ſondern ein anderer in bezug auf 
die Leiſtung des Dritten als der Forderungsberechtigte in Betracht kommt (RG Warn 1911 
Nr 260). Der Verletzte haftet Dritten gegenüber demgemäß auch nicht aus 8 278 für den 
ihn behandelnden Arzt (RG 72, 219), und derjenige, der auf einem Fahrzeuge Waren einge⸗ 
lagert hat, nicht für die auf dem Fahrzeuge angeſtellte Bedienungsmannſchaft (RG 7. 12. 
10 I 432/09). Der Eigner eines Schleppdampfers ift nicht Hilfsperſon des Schiffers, der 
die Beförderung ausführt, weil er als ſelbſtändiger Unternehmer gelten muß (RG 91, 245). 
Auch der Zwiſchenſpediteur iſt kein Erfüllungsgehilfe, weil er als ſelbſtändiger Spediteur an 
die Stelle des Hauptſpediteurs eintritt (RG 94, 101). — In Hinſicht auf die Wiederein⸗ 
ſetzung in den vorigen Stand gemäß $ 232 Abſ 2 30 iſt zwar ein Verſehen des 
Rechtsanwalts auch der Partei zuzurechnen, aber die Angeſtellten des Rechtsanwalts 
können nicht als ſeine Gehilfen in Betracht kommen (RG SeuffA 69 Nr 225). Anders, 
wenn der Rechtsanwalt eine ihm obliegende Handlung durch feinen Augeſtellten (Burean- 
vorſteher) ausführen läßt (NG 48, 59; 85, 238; Warn 1914 Nr 212). Der Notar haftet 
für ſeinen Bureauvorſteher, wenn infolge deſſen Verſchuldens eine Urkunde verſpätet ein⸗ 
gereicht iſt (NG Warn 08 Nr 52). — Die Stadtgemeinde haftet nicht wegen Verletzungen, 
die innerhalb des kommunalen Schlachthanſes zugefügt find (RG Gruch 54, 904). 

Als Erfüllungshandlung ſind nicht nur ſolche Maßnahmen anzuſehen, durch welche die 
eigentlich geſchuldete Leiſtung (id quod debetur) bewirkt und die Schuld ſonach zum Erlöſchen 
gebracht werden ſoll; vielmehr auch ſolche Maßnahmen, die nur mittelbar zu einer gehörigen 
Leiſtung erforderlich find (NG 66, 402); auch nur die Vornahme vorbereitender Hand⸗ 
lungen (vgl. A 3 Abſ 1) und gegebenenfalls auch Unterlaſſungen. Denn zur Erfüllung der 
Verbindlichkeit gehört alles, was (aus dem Vertrage) vom Vertragsſchuldner überhaupt ver⸗ 
langt werden kann. Daß ein Verſchulden der Hilfsperſon gerade bei der unmittelbaren Er- 
füllungshandlung vorliegen müſſe, fordert der $ 278 nicht, und es tritt 8278 überall ein, wo 
der Schädiger dem Verletzten ſelbſt gerecht werden muß und ihn nicht (wie beiſpielsweiſe bei 
der Haftung für Schmerzensgeld, vgl. A 4) auf die Haftungsgrundſäte für unerlaubte Hand⸗ 
lungen verweilen kann (RG 6. 10. 10 VI 17/10). So haftet die Eiſenbahnverwaltung für 
das Verſchulden desjenigen Beamten, deifen fie ſich zur Erhaltung der Verkehrsſicherheit 
(der Zu- und Abgänge) bedient (RG 19. 9. 10 VI 434/09 und JW 1911, 4501). Der Gaft- 
wirt haftet, falls er in herkömmlicher Weiſe dem Gaſt zur Unterbringung und Wartung von 
Pferden den Hausknecht zur Verfügung ſtellt, auch für deſſen Handlungen (RG IW 1910, 750°). 
Der Geſchäftsinhaber haftet — angeblich — gemäß $ 278, wenn fein Angeſtellter einem 
Kunden Waren vorlegt, hierbei fahrläſſig umgeht, und der Kunde infolgedeſſen beſchädigt 
wird (RG 78, 239). Jedoch bedenklich da zwiſchen dem Geſchäftsinhaber und dem Kauf. 
luſtigen vor Abſchluß des Kaufs eine Verbindlichkeit noch in keiner Weiſe beſteht. So iſt 
auch dann, wenn jemand, der ein fremdes Geſchäft betreten hat, ohne bereits in Kauf ⸗ 
verhandlungen eingetreten zu ſein, durch herabfallende Gegenſtände beſchädigt wird, der 
$ 278 nicht anwendbar; R6 74, 124; Warn 1912 Nr 410. In den Fällen der 88 618 
Abſſ3 BGB; 62 Abſ 3, 76 HB, wonach der Dienſtherr zur ordnungsmäßigen Unterhaltung 
der Arbeitsſtätten uſw. dem Angeſtellten gegenüber verpflichtet iſt, greift dagegen der 
§ 278 Plaß (RG 77, 408). 

Falls für jemand die Verpflichtung beſteht, eine Sache nach gemachtem Ge⸗ 
brauche in unverſehrtem Zuſtande zurückzugeben, umfaßt dieſe Verpflichtung auch die 
Pflicht, von der Sache nur einen ftatthaften Gebrauch zu machen, fo daß mittelbar auch die 
Art des Gebrauchs, den der Verpflichtete von der Sache ſelbſt macht oder durch andere machen 
laßt, die Erfüllung der Vertragspflicht betrifft — wichtig insbeſondere für die Frage, in⸗ 
wieweit der Mieter für Handlungen der Hilfsperſonen haftet (Oertmann A 8b). Der 
Mieter haftet demgemäß auch für die durch die Fahrläſſigkeit eines Angeſtellten verursachte 
Beſchädigung der Mietſache (MG 84, 222; JW 1914, 665 5; 1915, 1428); indes nur dann, 
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wenn das pflichtwidrige Verhalten des Angeſtellten in urſächlichem Zuſammenhange mit 
der ihm aufgetragenen Arbeitsleiſtung ſteht, und daher nicht, wenn die Handlung des An⸗ 
geſtellten (Dienſtboten) außerhalb der ihm aufgetragenen Tätigkeit begangen wurde (RG 
87, 276; hier hatte der Angeſtellte ein zum Anzünden einer Zigarre benutztes Streichhölzchen 
achtlos fortgeworfen). Zur Vertragserfüllung des Gaſtwirts oder Reſtaurateurs gehört es 
zwar nicht, die Zugangswege (NG 58, 333), wohl aber alle dem Gaſte zum Gebrauche über⸗ 
laſſenen Räume, mithin auch die Bedürfnisanſtalt, in gefahrloſem Zuſtande zu erhalten 
(RG Gruch 49, 617); desgleichen des Inhabers eines Ballhauſes, eines Theaterunternehmens, 
für genügende Sicherheit des Fahrſtuhls, bzw. des Luftſchachts und der Zugänge zu ſorgen 
(RG FW 04 S. 3834 u. 549°); und zur gehörigen Erfüllung des Trausportvertrags 
eines Eiſen bahnunternehmens, einen gefahrloſen Zuſtand des Beförderungsmittels 
(RG 61, 59), ſowie des Bahnhofszugaugs und des Bahnſteigs zu erhalten (RG 55, 385; 
Warn 08 Nr 194 u. 293). Aus dem Beförderungsvertrage haftet der Unternehmer einer 
Straßenbahn für das Verſchulden nicht nur derjenigen Aegeſtellten, die an der Beförderung 
unmittelbar beteiligt waren, ſondern auch derjenigen, deren Verſchulden bei der Kreuzung 
eines andern Zuges die Beſchädigung des Fahrgaſtes herbeigeführt hat, weil der geſamte 
Betrieb als ein einheitlicher anzuſehen iſt (RG 19. 3. 12 VII 479/11; 88, 344). Die Poſtver⸗ 
waltung haftet für den einem Fahrgaſt durch den Poſtkutſcher verſchuldeten Unfall (RG 
67, 182). Zur vertragsmäßigen Erfüllung des Unternehmers eines Theaters (od. dgl.) gehört 
die geſamte Durchführung der Vorſtellung (RG 58, 22). Pa 
Die Vorausſetzung des Geſetzes ift nicht erfüllt, wenn ſich die betreffende Hilfsperſon 
nur bei Gelegenheit der Hilfeleiſtung vorſätzlich (oder fahrläſſig) eine unerlaubte Handlung 
zum Schaden des Gläubigers hat zuſchulden kommen laſſen, denn die Handlung des Gehilfen 
muß mit der Erfüllung nicht nur äußerlich, ſondern in einem inneren Zuſammenhange ſtehen 
(RG 63, 344; IW 06, 4600; Seuffll 67 Nr. 75 zu 8 831). Nicht ausgeſchloſſen aber iſt die 
Anwendung des $ 278, wenn die Hilfsperſon bei Vornahme der Erfüllungshandlung fahrläſſig 
die Beſchädigung eines andern Gegenſtandes herbeiführt; beiſpielsweiſe der vom Gehilfen 
fehlerhaft befeſtigte Kronleuchter fällt herab und zertrümmert dabei eine Vaſe; oder der mit 
Herſtellung einer elektriſchen Beleuchtung beauftragte Angeſtellte des Werkunternehmers ver⸗ 
urſacht durch Unvorſichtigkeit Brand (RG Warn 1911 Nr 168). Die Haftung des Schuldners 
für ſolche nur mittelbare Folgen des Verſchuldens des Gehilfen entſpricht den allge. 
meinen Rechtsgrundſätzen über Haftung für mittelbar verurſachten Schaden 
(vgl. Vorbem 3 vor $ 240). Hätte dagegen der Gehilfe bei Anbringung des Kronleuchters 
dieſen aus ſelbſtändiger Entſchließung vorſätzlich beſchädigt, fo wäre dies Ergebnis für den 
Geſchäftsherrn ſchlechterdings nicht vorausſehbar geweſen und dürfte ihm daher auch nicht 
zugerechnet werden. — Die Anzeigepflicht eines Verſicherten ift keine eigentliche 
Verbindlichkeit, deshalb braucht er für ein Verſchulden des mit der Unfallanzeige Beauftragten 
nicht einzutreten (RG 62, 190). Auch für ein Verſchulden desjenigen, den der Verſicherte 
mit der Aufitellung des Schadensverzeichniſſes beauftragt hat, haftet der Genannte (abge- 
ſehen von einer Haftung aus § 166) nur in dem beſonderen Falle, daß er zur Aufſtellung 
des Verzeichniſſes verpflichtet war (RG 58, 340). Iſt im Verſicherungsvertrage beſtimmt, 
daß der Anſpruch auf die Verſicherungsſumme verwirkt wird, wenn ſich der Verſicherte bei 
der Schadensermittlung einer betrügeriſchen Angabe oder einer ſolchen Verſchweigung 
ſchuldig macht, ſo haftet der Verſicherte auch für das betrügeriſche a eee von ihm 
für die Verhandlung über den Schaden beſtellten Vertreters (RG Warn 1914 Nr 109). 
Welcher Art die Verbindlichkeit iſt, ob rechtsgeſchäftlicher oder geſetlicher, iſt unweſent⸗ 
lich, ſolange es ſich um eine privatrechtliche Verpflichtung handelt. Jedenfalls aber muß 
es ſich um eine bereits beſtehende Schuldverbindlichkeit handeln, ſo daß der Fall des 8 278 
noch nicht gegeben iſt, wenn etwa erſt aus der Zuwiderhandlung gegen Gebots. oder Ver⸗ 
botsgeſetze eine ſchuldrechtliche Verbindlichkeit eutſteht (RG Warn 1916 Nr 283, wo die 
Frage verneint iſt, ob der von ſeinem Vormunde vertretene Hausbeſitzer haftbar iſt, wenn 
der Vormund der Verpflichtung aus § 836 nicht nachkam). Da der Frachtführer dem Fracht⸗ 
gutsempfänger gegenüber zwar nicht vertraglich, wohl aber geſetzlich verpflichtet iſt (8 435 
HGB und $ 66 EiſenbVerkO), fo haftet er aus dieſem Grunde and, für welenigen Perſonen, 
deren er ſich zur Erfüllung der geſetzlichen Ablieferungspflicht bedient (RG 73, 148, Warn 
1911 Nr 203). Auch der Vormund haftet gegebenenfalls ſeinen Mündeln aus § 278 (RG 
76, 185); ferner der Dienſtherr wegen Erfüllung der geſetzlichen Verpflichtungen aus 8 618 
BGB (ME 77, 408). Niemals aber darf es ſich um eine bloße „Verrichtung“ im Sinue 
des § 831 handeln, in welchem Falle ſogar eine entſprechende Anwendung des § 278 aus⸗ 
geſchloſſen ift (RG 77, 211; 79, 319), und es darf die Haftung auch nicht erſt durch eine 
D Handlung des Gehilfen begründet fein (MG 62, 246; 75, 258) in welchem Falle 
En Ves at reift (RG 79, 319); wie der § 278 auch dann nicht anwendbar ift, wenn 
ſchä r ich ſchon bei Eingehung eines Vertrags einer argliſtigen Täuſchung des Ge- 
häftsgegners ſchuldig gemacht hat (RG 61, 213; Seuffa 69 Nr 197). Beſtand freilich 
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zwiſchen den Beteiligten bereits ein Vertragsverhältnis und gehörte zu deſſen Erfüllung 
die Vornahme von Verhandlungen und ein Vertragsabſchluß, dann iſt derjenige, deſſen ſich 
die eine Partei dazu bedient, als Erfüllungsgehilfe anzuſprechen (RG JW 1915 2405; Warn 
1917 Nr 11). — Die Verletzung der Pflicht des Kaufmanns (RG 74, 125), ſowie die des Werk⸗ 
meiſters (RG JW 1910, 468°), für die Sicherheit der feine Räume betretenden Kunden zu 
ſorgen, iſt aus § 828 zu beurteilen, und der 8 278 ift hier daher unanwendbar. Ob der Ge⸗ 
ſchäftsinhaber wegen der Handlungsweiſe ſeines Angeſtellten haftbar zu machen iſt, regelt ſich 
nach $ 831, fo daß dem Geſchaftsinhaber auch der hier vorgeſehene Entlaſtungsbeweis frei⸗ 
ſteht (RG ZW 1913, 231). — Ob die Verbindlichkeit, um deren Erfüllung es ſich handelt, ein 
Tun oder eine Unterlaſſung zum Gegenſtande hat, iſt gleichgültig. Der Geſchäftsherr 
haftet daher auch für die Vornahme der Handlung ſeiner Angeſtellten, falls er zur Unter ⸗ 
laſſung verpflichtet war (RG 63 S. 116 u. 341). Nur muß deutlich hervortreten, daß 
ſowohl eine Gehilfenſchaft vorliegt, wie auch, daß ſich der Geſchaftsherr des Gehilfen zu der 
Unterlaſſung bedient hat (RG 79, 37, beiſpielsweiſe, um feiner Verpflichtung zuwider⸗ 
zuhandeln, aus einem Bezirke keine Milch zu beziehen). — Darüber, ob ſchon beim Ver⸗ 
tragsabſchluſſe eine Verpflichtung zur Kundgabe weſentlicher Umſtände beſteht, vgl. $ 276 
A 1 Abs 2. In dieſem Umfange iſt auch der § 278 anwendbar (RG SeuffA 71 Nr 33). 
Vgl. auch 8 276 A 6 a. E. Da für den Pfandgläubiger überhaupt keine Verpflichtung zur 
Erhaltung der Pfandſache beſteht, fo iſt der § 278 nicht anwendbar, wenn dem Gerichts⸗ 
vollzieher hier ein Verſehen zur Saft fällt (NG IW 1913, 102). 5 

Ob 8 278 auch bei öffentlichrechtlichen Verbindlichteiten Platz greift, ift zweifelhaft. 
In RG 65, 113 wurde angenommen, daß die Berufsgenoſſenſchaft dem Reichspoſtfiskus 
gegenüber die öffentlichrechtliche Pflicht zur gehörigen Aufbewahrung derjenigen Formulare 
habe, durch welche die Poſt zur vorſchußweiſen Auszahlung der Entſchädigungen gemäß 
$ 87 Gewlvc Jangewieſen werde, und daß ſie daher unter entſprechender Anwendung 
der Vorſchriften des BGB hafte, wenn infolge der Verletzung jener Pflicht ein Ange⸗ 
ſtellter in die Lage gekommen ſei, von den Anweiſungsformularen für ſich Gebrauch zu 
machen. In Ach 59, 197 anberſeits iſt ausgeführt, daß, wenn eine nach dem IuvVG in 
einem Krankenhauſe der Verſicherungsanſtalt untergebrachte Perſon infolge des Verſehens 
eines Angeſtellten einen Schaden erleide, der § 278 der Verſicherungsanſtalt gegenüber nicht 
anwendbar ſei, und zwar deswegen nicht, weil „ſich die Verpflegung des Geſchädigten nur 
als eine Öffentlichrechtliche Leiſtung, nicht aber als die Erfüllung einer Schuldverbindlichkeit 
im Sinne des BG darſtelle.“ In RG 74, 163 (vgl. auch Warn 1915, 916 iſt die 
Haftung eines Knappſchaftsvereins, der den Kranken in einem Krankenhauſe untergebracht 
hat, für die Fehler des Arztes und des Perſonals deswegen verneint worden, weil 
der Verein feiner Fürſorgepfücht ſchon durch die Unterbringung des Kranken in der 
Anſtalt genügt habe und ſeine Haftung nicht weiter zu erſtrecken ſei, zumal ſonſt der 
Verein ſeine Zwecke überhaupt nicht gehörig würde erfüllen können, und weil die Unter⸗ 
bringung des Kranken an ſich überhaupt nicht in Erledigung einer derartigen Pflicht, 
ſondern auf Grund einer Befugnis des Vereins erfolgt ſei. RG 2. 12. 11 V 612/10 
verſagte die Anwendbarkeit des $ 278 in einem Falle, wo die Polizei die Benutzung 
einer öffentlichen Straße zu Bauzwecken bewilligt hatte, weil daraus keine ſchuldrecht · 
liche Verbindlichkeit begründet worden ſei. Grundſätzlich dürfte danach das Richtige ſein: 
Bei rein öffentlichrechtlichen Verpflichtungen greift der 8278, da dieſer Verbindlichkeiten 
im Sinne eines Schuldverhältniſſes des 2. Buchs im Auge hat, nicht Platz. Das Gegen. 
teil kann aber dann zutreffen, wenn zugleich ein derart beſtimmtes vertragsähnliches 
Verhältnis in Frage ſteht, daß aus dieſem Grunde die entſprechende Anwendung der 
von Schuldverhältnilfen handelnden Grundſätze ſtatthaft iſt, wie insbeſondere zutrifft, wenn 
eine öffentlichrechtliche Verpflichtung zur Aufbewahrung von übergebenen Sachen beſteht, 
die inhaltlich den Pflichten aus einem ſchuldrechtlichen Verwahrungsvertrage entſpricht. 
Daher würde es auch richtig fein, den § 278 überall da Platz greifen zu laſſen, wo einer 
Behörde (namentlich den Gerichten) Urkunden anvertraut werden. Vgl. RG 51, 219. Ein 
vertragsahnliches die Anwendung des § 278 rechtfertigendes Verhältnis beſteht auch zwiſchen 
dem Staate und dem Beamten, dem die Benutzung beſtimmter Vorrichtungen oder Gerdt- 
ſchaften zugewieſen ift (u Warn 1915 Nr 76). Vgl. ferner RG 79, 104, wo es ſich darnm 
handelte, ob der Fiskus als Betriebsunternehmer des Kaiſer⸗Wilhelm⸗Kanals dem die Durch⸗ 
fahrt nehmenden Schiffer für ein Verſchulden des Lotſen (abgefchen von 8 831, Rh 74, 250) 
auch gemäß § 278 haftet. Auch auf die Verpflichtungen, die ſich aus Schutz 
geſetzen ergeben ($ 909 BOB; 8 367 Nr 14 StGB) iſt der $ 278 nicht anwendbar 
(RG 2. 12. 11 V 612/10; JW 1911, 40816). Es greifen hier vielmehr die 88 823 ff. 
Platz, wonach der Geſchäftsherr gemäß § 881 feiner Verpflichtung in der Regel durch 
die Beſtellung tüchtiger Vertreter genügt (RG 21. 3. 06 V 145/05; 15. 2. 11 U 220/10). 
zu Ach Gruch 1912, 912 hat dementſprechend der 3. 38 allgemein angenommen, daß 
der öffentlichrechtliche Charakter einer Schuldverbindlichkeit die Anwendung des 8 278 
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dann nicht ausſchließe, wenn eine konkrete, beſtehende Verbindlichkeit gegeben ſei, daß 
dagegen eine nur der Allgemeinheit gegenüber beſtehende „Schuldverbindlichkeit“ (die der 
Gemeinde, für die Sicherheit der Straßen Sorge zu tragen) nicht genüge, weil unter 
dieſen Umſtänden erſt die unerlaubte Handlung eine Grundlage für eine Verpflichtung einer 
beſtimmten Perſon gegenüber ergebe. Durch die Zulaſſung eines Schiffes zur Fahrt durch 
den Nordoſtſeekanal entſtehen nur öffentlichrechtliche Beziehungen, und der § 278 iſt hier 
daher unanwendbar (RG 81, 316). 

Über die Beziehung des § 278 zum 8 254 (mitwirkendes Verſchulden des Geſchädigten 
betreffend) vgl. 8 254 A 1 a. E. und A 3. : 

4, Der Umfang der Vertretung des Schuldners für das Verſchulden ſeines geſetzlichen 
Vertreters oder der Hilfsperſon entſpricht dem der Haftung für eigenes Verſchulden bei 
Erfüllung der Verpflichtung (RG Warn 08 Nr 293; 1910 Nr 430). Da eine Haftung 
für Schmerzensgeld nur auf Grund einer unerlaubten Handlung (89 813, 831) entſteht, fo 
umfaßt eine Verantwortlichkeit aus $ 278 nicht auch die Haftung für Schmerzensgeld (MG 
JW 1911, 360%). Der Schuldner haftet mithin genau fo weit, als es im Falle eigenen ſchuld⸗ 
haften Verhaltens zuträfe (vgl. 88 275, 280, 286, 287 Satz 2; vgl. RG Warn 08 Nr 293). Auch 
hier iſt nur derjenige Grad von Verſchulden zu vertreten, für den der Schuldner 
ſelbſt aufzukommen hätte; zu feinen Gunſten greift daher auch § 277 Platz (R 65, 20). 
Die Haftung verwirklicht ſich in der Verpflichtung zum Schadenserſatze (vgl. 3 270 A 4aß), 
und gehaftet wird hier ebenfalls auch für poſitive Vertrags verletzungen (Ach 65, 19; 
JW 07, 991; 1911, 360%. Der Gehilfe haftet aus dem Vertrage dem Geſchädigten über⸗ 
haupt nicht (RG 67, 182), wohl aber möglicherweiſe neben dem Vertretenen aus außer⸗ 
vertraglichen Verſchulden (RG Gruch 48, 282). 

5. Abweichend von § 276 Abf 2 kann dem Schuldner die Haftung ſelbſt wegen 
Vorſatzes ſeines geſetzlichen Vertreters ſowie des Erfüllungsgehilfen im voraus er⸗ 
laſſen werden. a E 

6. Beweislaſt. Der Kläger genügt feiner Beweispflicht hinſichtlich des Verſchuldens 
der Hilfsperſon, wenn jenes aus dem nachgewieſenen Sachverhalte nach dem gewöhnlichen 
Gange der Dinge hervorgeht; Sache des andern iſt es alsdann, die beſonderen entlaſtenden 
Umſtände nachzuweiſen (RG 15. 6. 08 VI 337/07 und Warn 08 Nr 194). ! 

7. Sonderbeſtimmungen enthalten die $$ 31, 86, 89 Abs 1 hinſichtlich der Haftung urifti. 
ſcher Perſonen für ihre Vertreter. — Landesgeſetzlicher Vorbehalt hinſichtlich der 
Haftung des Staates, der Gemeinden und anderer Kommunalverbände für das Verſchulden 
ihrer Beamten nach EG Art 77 und der Haftung der Beamten für die von ihnen angenomme⸗ 
nen Stellvertreter und Gehilfen nach Art 78. 


8 279 
Iſt der geſchuldete Gegenſtand nur der Gattung nach beſtimmt, ſo hat 
der Schuldner, ſolange die Leiſtung aus der Gattung möglich iſt, ſein Un⸗ 
vermögen zur Leiſtung auch dann zu vertreten, wenn ihm ein Verſchulden 
nicht zur Laſt fällt!). 
E 1 237 II 285; M 2 45; P 1 314 


1. Vertretung des Unvermögens bei einer Gattungsſchuld. Über dieſen Begriff vgl. 

8 243 A 1; über den Begriff „Unvermögen“ $ 275 A 5. Von Anfang an vorhandenes Un- 
vermögen dient hier dem Schuldner niemals als Befreiungsgrund ($ 306 A 2). Nachträg- 
lich eintretendes Unvermögen, wovon allein der 8 279 handelt, befreit den Schuldner 
nur dann, wenn die Leiſtung aus der Gattung überhaupt nicht mehr möglich iſt. Dieſes 
trifft aber im Sinne des $ 279 nicht nur im Falle des Untergangs der ganzen Gattung, 
ſondern auch ſchon dann zu, wenn die Beſchaffung von Gegenſtänden der fraglichen 
Gattung eine fo ſchwierige geworden iſt, daß ſie billigerweiſe ($ 242) niemandem zu⸗ 
gemutet werden kann (RG 57, 116; 88, 73); oder wenn es bei einer Heften auch nur 
unmöglich iſt, die an ſich vorhandene Gattungsſache rechtzeitig an den Bestimmungsort zu 
ſchaffen (R&S SeuffA 57 Nr 236). Liegt dagegen weder das eine, noch das andere vor, 
dann wird der Schuldner von der Leiſtungspflicht ſelbſt daun nicht entbunden, wenn 
er fein Unvermögen zur Leiſtung nicht verſchuldet hat (8 275 A 5). Wird ihm beiſpielsweiſe 
die Herſtellung der zu liefernden Gattungsgegenſtände infolge eines von ihm nicht verſchulde ⸗ 
ten Streiks feiner Arbeiter unmöglich, dann ift er verpflichtet, ſolche Gegenſtande, ſolange 
das überhaupt möglich, anderweit zu beſchaffen, oder aber den Gläubiger in Geld zu ent- 
ſchädigen. Der 8279 enthält ſomit eine grundſätzliche Abweichung von der Regel des 8 275 
derſch daſ.). Iſt Inhalt des Schuldverſprechens, dem Gläubiger eine beſtimmte Sache zu 
pflichten und ſie zu dieſem Zwecke anzuſchaffen, dann bleibt der Schuldner dazu ver⸗ 
et, auch wenn er wegen eintretender Mittelloſigkeit ohne Verſchulden zur Leiſtung 
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Anvermögend geworden iſt. Denn der $ 279 findet nicht nur bei Gattungsſchulden, ſondern 
überall Anwendung, wo es ſich um Aufivendung von Geldmitteln zu einem beſtimmten Zwecke 
handelt (RG Warn 1916 Nr 278). Nur findet auch der $ 279 feine Grenze in $ 242. 
Der Verkäufer wird ſonach frei, wenn ſich die Ware mit Mitteln, mit denen der Verkehr rechnet, 
nicht anſchaffen läßt (RG ZW 1917, 7645); oder wenn nachträglich die Verſchaffungsmög⸗ 
lichteit infolge von Umſtänden, die gar nicht vorausſehbar waren (Kriegsausbruch), ganz 
außerordentlich erſchwert wird (RG 88, 172; hier war der Anſchaffungspreis ganz außer⸗ 
ordentlich geſtiegen). Obige Einſchränkungen des § 279 gelten jedoch nicht im Großhandel 
bei Gattungsſachen mit Marktpreiſen (RG 92, 322; 95, 43). — Ein Schuldner, der die zur 
Ermöglichung einer Leiſtung erforderlichen Geldmittel nicht zur Verfügung hat, kann ſich auch 
nicht darauf berufen, daß er ohne fein Verſchulden unvermbögend geworden iſt, weil 
er ſein Unvermögen ſo lange vertreten muß, als die Leiſtung aus der Gattung möglich bleibt 
(RG 75, 325; JW 1911, 361°; 1912, 13812; Warn 1919 Nr 194). Der Schuldner haftet 
daher auch für die Berzugsfiolgen ($ 286), wenn er wegen Mittelloſigkeit in den Verzug 
gerät. Wegen poſitiver Vertragsverletzung kann der Schuldner jedoch auch 
beim Gattungskaufe nur bei Nachweis eines Verſchuldens haftbar gemacht werden (RG 
Warn 1912 Nr 372; vgl. auch 9 276 A 6). Der § 279 kann im übrigen überhaupt keine 
Anwendung finden, wenn der Schudner zu behaupten vermag, daß er durch wider⸗ 
rechtliche Maßnahmen des Gläubigers (etwa Arreſte) unvermögend geworden 
ſei, denn hier ſtützt ſich der Schuldner auf das Verſchulden des Gläubigers als die Urſache 
des Unvermögens (RG 97, 10; Warn 1919 Nr 161). — Über den Einfluß nachträg⸗ 
licher objektiver Unmöglichkeit bei Gattungsſchulden vgl. § 243 A 1, über ihre Vor⸗ 
ausſetzungen $ 275 A 3 u. 2. Über den Einfluß der Umwandlung der Gattungsſchuld in 
eine Speziesſchuld gemäß § 243 Abſ 2 vgl. daf. A 4. 


8 280 


Soweit die Leiſtung infolge eines von dem Schuldner zu vertretenden 
Umſtandes unmöglich wird, hat der Schuldner dem Gläubiger den durch die 
Nichterfüllung entſtehenden Schaden zu erſetzen!). 


Im Falle teilweiſer Unmöglichteit kann der Gläubiger unter Ablehnung 
des noch möglichen Teiles der Leiſtung Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
der ganzen Verbindlichkeit verlangen, wenn die teilweiſe Erfüllung für 
ihn kein Intereſſe hate). Die für das vertragsmäßige Rücktrittsrecht gel⸗ 


tenden Vorſchriften der SS 346 bis 356 finden entſprechende Anwendung“). 
E I 240, 242 II 286; M 2 48; P 1 817. 


1. Der für die nachträgliche wege ($ 275 A 3) gemäß 88 276—279, 286 ver- 
tretungspflichtige Schuldner iſt zum denserſatze verpflichtet, ſoweit die Wirkung der 
Unmöglichkeit reicht (S275 A 4). Dieſe Beſtimmung erſtreckt ſich auch auf die Haftung wegen 
Un vermögens (Prot 1, 321). Darüber, daß der Anſpruch auch in dieſem Falle grund- 
ſätzlich nur noch auf Schadenserſatz gehen kann, vgl. $ 275 A 1 a. E. Aber es kann auf 
die geſchuldete Leiſtung ſo lange geklagt werden, als nicht bereits feſtſteht, daß die Leiſtung 
unmöglich geworden ſei (RG 54, 33; 88, 771 JW 1911, 80710). — Der Anſpruch des Gläu 
bigers umfaßt den geſamten Schaden, der ihm durch die vereitelte und ausbleibende Er- 
füllung entſteht (gl. dazu die Vorbem 3 vor $ 249). Er kann alfo verlangen, vermögens. 
rechtlich ſo geſtellt zu werden, wie er im Falle der Erfüllung geſtanden hätte, während der 
Vertrauensſchaden (das negative Intereſſe) hier nicht in Betracht kommt. Bei gegenſeitigen 
Verträgen regelt ſich der Schadenserſatz nach den Grundſätzen der Differenztheorie im Sinne 
der 88 325, 326; vgl. $ 325 A 1 (R 96, 20). Der Grundſatz von der Naturalherſtellung 
im Sinne von $ 249 Satz 1 iſt hier inſoweit unverwendbar, als die Herſtellung des der Er 
jüllung entſprechenden Zustandes auf dieſe Weiſe doch wieder zur Erfüllung führen würde 
(ogl. $ 249 A 1 Abſ 3 und MG 61, 353); oder es müßte durch Geltendmachung des An- 
ſpruchs aus 9 249 gerade der a herbeigeführt werden, der ohne das vom Schuldner zu 
vertretende, die Unmöglichkeit verurſachende Ereignis eingetreten wäre (RG JW 1918, 217%. 
2. Sonderregelung des Falles teilweiſer Unmöglichkeit unter der Vorausſetzung, daß 
eine Teilerfüllung überhaupt möglich und auch noch möglich ift (vgl. A 4 bei $ 275 und A 1 
bet 9 266). Der Gläubiger iſt an ſich zur Annahme der noch möglich gebliebenen Leiſtung 
zerpflichtet, und anderseits Schadenserſatz zu fordern nur fo weit berechtigt, als die Unmög- 
keit reicht (A 1). Es ift ihm jedoch die beſondere Befugnis verliehen, auch bie Annahme 
jp an ſich möglichen Teilleiſtung aus dem Grunde mangelnden Intereſſes an 
hr abzulehnen und Schadenserſatz in dem Umfange zu verlangen, als wäre die ganze 
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Forderung unerfüllbar geworden. Die Vorausſetzung des mangelnden Intereſſes iſt 
nach den tatſächlichen Umſtänden, insbeſondere mit Rückſicht auf den Leiſtungszweck zu be⸗ 
urteilen. Das bloße Belieben des Gläubigers iſt dagegen nicht entſcheidend. Soweit der 
Gläubiger durch ſchon erfolgte Annahme einer Teilleiſtung in dieſem Umfange bereits be⸗ 
friedigt worden wäre, könnte er ſich nachträglich auf die Beſtimmung des Satz 1 nicht mehr 
berufen, falls er ſich gegen dieſe Folge nicht durch einen bei Annahme der Teilleiſtung 
erklärten Vorbehalt geſchützt hätte. Indeſſen gemäß Abſ 2 Satz 1 iſt er zutreffendenfalls 
doch noch nachträglich auch zur Rückgabe der bereits empfangenen Teilleiſtung und darauf: 
hin zur Geltendmachung des geſamten Jutereſſes an der Nichterfüllung berechtigt. Bei 
gegenſeitigen Verträgen greifen die SS 325, 326 Platz. Die Befugnis des Gläubigers 
wird von ihm durch einſeitige empfangsbedürftige Erklärung, die bindend iſt, ausgeübt 
(88 130 —132). 

3. In entſprechender Anwendung der Vorſchriften für das vertragsmäßige Rütktritts⸗ 
recht haben ſich beide Teile das bereits Empfangene zurückzugewähren, wie wenn der Rück⸗ 
tritt erfolgt wäre (8 286 A 3). Das Nähere bei 88 346ff. 


S 281 


Erlangt der Schuldner infolge des Umſtandes, welcher die Leiſtung un⸗ 
möglich macht, für den geſchuldeten Gegenſtand einen Erſatz oder einen 
Erſatzanſpruch, ſo kann der Gläubiger Herausgabe des als Erſatz Emp⸗ 
fangenen oder Abtretung des Erſatzanſpruchs verlangen!) 

Hat der Gläubiger Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung, 
jo mindert ſich, wenn er von dem im Abſ 1 beſtimmten Rechte Gebrauch 
macht, die ihm zu leiſtende Entſchädigung um den Wert des erlangten Er⸗ 
ſatzes oder Erſatzanſpruchs?). 


E I 138 II 237; M 2 46; P 1 317, 683, 


1. Anſpruch des Gläubigers auf Herausgabe des Erſatzes oder Abtretung des Erſatzan⸗ 
ſpruchs, den der Schuldner für denjenigen geſchuldeten Gegenſtand erlangt hat, deſſen Leiſtung 
nachträglich unmöglich geworden iſt. Dieſer Anſpruch auf die Erſatzleiſtung beſteht ohne Rück 
ſicht darauf, ob der Schulduer die nachträgliche Unmöglichkeit zu vertreten hat oder nicht, 
lediglich auf Grund des urſprünglichen Schuldverhältniſſes (8 275 A 1), alſo ſelbſt dann, 
wenn der Glaubiger die nachträgliche Unmöglichkeit verſchuldet und zu vertreten hat; denn 
der Erſatz tritt an die Stelle der unmöglich gewordenen Leiſtung (RG Warn 1918 Nr 160). 
Vorausſetzung iſt aber, daß der Schuldner den Erfah oder den Erſatzanſpruch infolge des 
nämlichen Umſtandes erlangt hat, durch den die Unmöglichkeit herbeigeführt worden 
ift (beiſpielsweiſe Erſatzanſpruch gegen einen Dritten, der die geſchuldete Sache zerſtört hat). 
Oder der Anſpruch auf eine Verſicherungsſumme (RG 89, 38). Oder es wird der Ver⸗ 
käufer durch obrigkeitliche Anordnung genötigt, die dem Käufer geſchuldete Sache an einen 
Dritten zu verkaufen, und er erzielt dabei einen Mehrerlös, auf dieſen hat der erſte Käufer 
dann Anſpruch (RG 91, 260). Die Vorausſetzung wäre dagegen nicht erfüllt, wenn etwa 
ein Bankier die bei ihm hinterlegten Gelder veruntreut und erſt durch deren Verwendung 
einen Erwerb gemacht hätte, weil dieſer Erwerb erſt infolge der Verwendung der Gelder ein⸗ 
getreten wäre. Daher auch dann nicht, wenn der Verkäufer ſich durch freiwilliges Handeln 
zur Leiſtung infolge anderweiten Verkaufs der Sache außerſtand geſetzt hätte (RG 91, 268). 

Da ein beſtimmter Gegenſtand nur bei einer Speziesſchuld, dagegen nicht auch bei einer 
Gattungsſchuld (vor der Konkretiſierung gemäß § 243; RG Warn 1918 Nr 160) geſchuldet 
ſein kann, fo iſt die Anwendbarkeit des § 281 auf Schuldverhältniffe der erſteren Art be⸗ 
ſchränkt (RG 88, 288), zu deuen übrigens auch die „beſchränkten Gattungsſchulden“ (RG 
JW 1917, 9685; Gruch 61, 626) gehören, da in ſolchen Fällen (beiſpielsweiſe beim Ver⸗ 
kaufe der „geſamten eigenen Erzeuguniſſe“) im Grunde nur eine Speziesſchuld vorliegt (RG 
93, 143; 95, 23, wonach der 2. 38 feine anderweite, in R 92, 260 vertretene Anſicht 
ausdrücklich aufgegeben hat). — Derjenige Gegenſtand, für den der Schuldner Erſatz erhält, 
muß auch der geſchuldete ſein; das träfe beiſpielsweiſe nicht zu, wenn ſich der Schuldner 
zur Herſtellung einer Sache verpflichtet hätte, und ihm der Rohſtoff, den er hierzu zu ver⸗ 
wenden hatte, ihm gegen Entgelt enteignet wäre; oder wenn ſämtliche zur Gattung gehö⸗ 
rigen Sachen mit Beſchlag genommen wären und der Schuldner alsdann aus den be⸗ 
harte rahmten Sachen andere Gegenſtände hergeſtellt und für dieſe ein Entgelt erhalten 
— 92, 372). Zur Anwendbarkeit des 8 281 gehört es weiter, daß die unmöglich ge⸗ 
lein Fur Leiſtung auch noch geſchuldet geblieben war, und daher iſt für die Regel 

aum, wenn etwa die Leiſtungspflicht wegen Ausfalls einer Bedingung fortgefallen 
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Ivar, mag auch der Verpflichtete die ſerhalb ſonſt einen Vorteil erlangt haben (RG 15. 11. 
15 V 249/13). — Auch da, wo ſachenrechtliche Fragen hineinſpielen, führt die Anwendung 
des § 281 nur zu dem Ergebniſſe, daß der Berechtigte eine ſchuldrechtliche Forderung auf 
Abtretung des Erſahanſpruchs (beiſpielsweiſe des Eutſchädigungsanſpruchs für eine enteig 
nere Sache) erhält; dagegen tritt nicht eine Surrogation der Art ein, daß der Be⸗ 
rechtigte den Eutſchädigungsanſpruch ohne weiteres erwürbe (RG 94, 20; IW 1919, 1867). 
2. Hat der Schuldner die Unmöglichkeit zu vertreten und haftet er demgemäß dem Gläu⸗ 
biger nach § 280 auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung, ſo würde der Gläubiger, wenn 
er außer dem Schadenserſatz ungeſchmälert auch die Herausgabe der Erſatzleiſtung (A 1) ver- 
langen dürfte, eine ungerechtfertigte Bereicherung erfahren. Daher die Beſtimmung des 
Abs 2, daß der Gläubiger, falls er von den beiden Anſprüchen — auf Herausgabe und auf 
Schadenserſah — Gebrauch macht, von dem Betrage der Schadenserſatzforderung den Wer! 
des bereits erlangten Erſatzes oder des Erſatzanſpruchs abzurechnen hat. 
Inſoweit mindert ſich der Schadenserſatzbetrag von ſelbſt (mithin kein Fall der Aufrechnung), 
ähnlich wie bei der Vorteilsausgleichung (RG 74, 199). Vgl. Vorbem 5 vor 8 249. 


8 282 


Iſt ſtreitig, ob die Unmöglichteit der Leiſtung die Folge eines von dem 
Schuldner zu vertretenden Umſtandes iſt, ſo trifft die Beweislaſt den 
Schuldner). 


E 1 239 II 238; M 2 47; P 1 317. 


1 Beweislaſt. Vgl. die Ausführung 9 275 A 6, ferner $ 283 A 1. Die Vorſchrift des $ 232 
ſieht grundsätzlich die Beweispflicht des Schuldners vor, der behufs ſeiner Befreiung die 
Unmöglichkeit der Leiſtung geltend macht; doch will fie ihm keinen zwingenden Beweis zu⸗ 
muten und verlangt daher auch nicht einen unbedingten Nachweis gerade des Umſtandes, der die 
unverſchuldete Unmöglichkeit herbeigeführt haben ſoll. Der Beweis des Unverſchuldens wird 
vielmehr oftmals ſchon dann als erbracht anzuſehen ſein, wenn der Schuldner nur wahrſchein⸗ 
lich macht, wie die Unmöglichkeit eingetreten fein könne, ſofern dieſer Annahme entgegen. 
ſtehende Umſtande nicht bekannt ſind (M2 S. 47, 48). So genügt auch ein Beamter, der wegen 

bhandenkommens einer in ſeiner Verwahrung befindlichen Sache in Anſpruch genommen wird, 
ſeiner Entlaſtungspflicht regelmäßig ſchon ge den Nachweis, daß der Schaden auf die eine oder 
die andere Weise —— ſein Verſchulden entſtanden fein tünne, es ſei denn, daß feine Un⸗ 
zuverläſſigteit im allgemeinen dargetan wäre (RS 74 342). En Vermieter, dem der des 
Beſitzes entſegte Mieter für den Mietsausfall haftet, iſt unter Antoendung des 8 282 dafür 
beweispflichtig, daß er die Mietſache infolge nicht zu vertretender Umſtände nicht hat ander 
weit vermieten konnen (RG J 1911, 400°). Die Beſtimmung gilt auch dann, wenn es ſich 
darum handelt, ob der Schuldner vollſtändig erfüllt hat, oder ob ihm die vollſtändige Erfüllung 
unmöglich war (RG SeuffA 58 Nr 160, betreffend nachträgliche Verſchlechterung der Kauf⸗ 
ſache). Vgl. RG ZW 08, 4788. Auch der Kaſſenbeamte haftet für den Deitand der Kaſſe, 
wofern er nicht nachweiſt, daß ein nachgewieſener Fehlbetrag von ihm nicht verſchuldet fei 
(RS FB 08, 4411). Verſchieden von der Frage des $ 282, ob der Schuldner den Umſtand, 
der die Unmöglichkeit herbeigeführt hat, vertreten muß, ift die Frage nach dem urſäch⸗ 
lichen Zuſam menhang e zwiſchen der Handlung des Schuldners und dem Eintritte 
des Schadens, dieſer Beweis liegt im Falle des § 280 dem Gläubiger ob. 


§ 283 


Iſt der Schuldner rechtskräftig verurteilt, jo kann der Gläubiger ihm 
kin, Betwirtung der Leiſtung eine angemeſſene Friſt mit der Erklärung be- 
Himmen, daß er die Annahme der Leiſtung nach dem Ablaufe der Friſt 
olrlehne). Nach dem Ablaufe der Friſt kann der Gläubiger Schadens⸗ 
erſat wegen Nichterfüllung verlangen), ſoweit nicht die Leiſtung recht⸗ 
pic bewirkt wird; der Anſpruch auf Erfüllung iſt ausgeſchloſſen. Die Ber. 

ſlichtung zum Schadenserſatze tritt nicht ein, wenn die Leiſtung infolge 
eines Umſtandes unmöglich wird, den der Schuldner nicht zu vertreten hat!). 
Wird die Leiſtung bis zum Ablaufe der Friſt nur teilweiſe nicht bewirkt, 
o ſteht dem Gläubiger auch das im 8 280 bj 2 beſtimmte Recht zue) . 
E 234 11 299; M 2 55; P 1 321. 
25* 
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1. Anſpruch auf Schadenserſatz im Falle nur zu unterſtellender Unmöglichkeit. Iſt der 
Schuldner auch bereits rechtskräftig zur Leiſtung verurteilt worden, ſo lann der 
Gläubiger grundſätzlich doch noch von dem Leiſtungsanſpruche auf den Anſpruch auf Schadens 
erlag wegen Nichterfüllung übergehen, wenn er nämlich nachzuweiſen vermag, daß die 
Leiſtung infolge eines vom Schuldner zu vertretenden Umſtandes unmöglich geworden iſt 
(58 280, 286). Er braucht es nicht erſt auf den Verſuch zur Durchführung des Erfüllungs⸗ 
anſpruchs im Vollſtreckungsverfahren ankommen du laſſen (Re Warn 1912 Nr 375). Ob 
die Unmöglichkeit vor der Verurteilung des Schuldners oder nach dieſem Zeitpunkte eintrat, 
iſt hier grundſätzlich gleichgültig. Aus einem vor der Verurteilung vorgefallenen Exeigniſſe 
tan überdies der verurteilte Schuldner den Einwand der nachträglichen Unmöglichteit ge» 
mäß dem prozeſſualen Grundſaße des 8 767 ZPO überhaupt nicht mehr entnehmen. Der 
5 283 ſtellt nun noch folgende Grundſätze auf: h 

a) Er gibt — worin feine hauptſächliche Bedeutung liegt — dem Gläubiger, der bereits 
ein rechtskräftiges Leiſtungsurteil erlangt hat, in der Friſtſetzung noch ein Mittel an die 
Hand, von dem Leiſtungsanſpruche auf den Schadenserſatzan pruch auch ganz ohne Rück⸗ 
ſicht darauf überzugehen, ob die Leiſtung wirklich unmöglich geworden iſt oder ob ſie noch 
möglich iſt. Leiſtet nämlich der Schuldner nach feiner rechtskräftigen Verurteilung inner⸗ 
balb der ihm geſetzten, angemeſſenen Friſt nicht, ſo braucht der Gläubiger es überhaupt nicht 
mehr auf die Vollſtreckbarkeit des Urteils ankommen Aut laſſen; vielmehr ift die Sache als. 
dann ohne weiteres ſo anzuſehen und zu behandeln, als wäre die Leiſtung nachträglich 
tatſächlich unmöglich geworden. Gemäß 8 767 Abſ 1 ZPO kaun ſomit der Gläubiger 
jetzt ſofort die Klage auf Schadenserſatz erheben. Hinſichtlich einer bereits vor dem Erlaſſe 
des Urteils eingetretenen (nachträglichen) Unmöglichkeit griffe im übrigen zuungunſten des 
Schuldners auch hier die Beſtimmung des 3 767 Abſ 2 860 Plab (RG 96, 21, JW 
1913, 8310. Daber kann der Schuldner gegenüber dem rechtskräftigen Urteile auch nicht 
mehr den Einwand des Mitverſchuldens aus § 254 erheben. Jedenfalls dann nicht, 
wenn die Frage des Mitverſchuldens bereits im Vorprozeſſe erörtert worden iſt (RG ZW 
1916, 831%, wo zugleich ausgeführt iſt, daß, wenn im Vorprozeſſe der Einwand des Mit⸗ 
verſchuldens erhoben war aber zurückgewieſen worden iſt, die Rechtskraft des Urteils ſich 
auch hierauf eritredt). b) Kann anderſeits aber ber Schuldner beweiſen, daß die Leistung 
erſt nachträglich, alſo erſt nach Erlaß des Urteils infolge nicht zu vertretender Umſtände — 
gleichgültig ob vor oder nach der Friſtſetzung — unmöglich eworden iſt, daun würde er 
auch jetzt noch frei, trotz der Friſtſetzung. ©) Die bis zum Ablauſe der Friſt angebotene 
Leiſtung muß der Gläubiger, um nicht f Abnahmeverzug zu kommen, annehmen, gleich⸗ 
viel ob er nunmehr an ihr noch Intereſſe hat oder nicht. 0 Den Anſpruch auf die geſchul⸗ 
dete Leiſtung ſelbſt kann der Gläubiger nach der Age dee teinesfalls meht geltend machen, 
da er ihn durch den Gebrauch dieſes Rechtsbehelfs chlechthin verwirkt. g 

Die Regeln des 8 283 find anwendbar bei allen Schuldverhaltniſſen, und auch bei ſolchen 
die aus dinglichen Verhältniſſen erſt erwachſen ſind, wie insbeſondere wegen Verletzung 
des Eigentums (vgl. Vorbem 2 vor § 241); alſo auch dann, wenn der Beſitzer infolge einer 
Eigentumsklage gemäß § 985 zur Herausgabe der Sache rechtskräftig verurteilt worden iſt 
(RG Warn 1912 Nr 375). Unauwend bar ifl $ 288 dagegen, wenn die Frage der Un 
möglichkeit überhaupt keine Rolle ſpielen laun. Daher auch bei Verurteilungen zur Abgabe 
pon Willenserklärungen. Denn iſt jemand zur Abgabe einer Willenserklärung bereits redıte- 
kräftig verurteilt worden, dann iſt ſchon damit die von ihm geſchuldete Leiſtung bewirkt, und 
für die Anwendung des 8 283 beſteht ſonach kein Raum mehr ( 6, 409). 

2. Über den Rechtsbehelf der Friſtſetzung vol. 5200 A 1 u. 2. Gemäß 5 259 ZPO kaun 
zutreffendenfalls ſchon im voraus beantragt werden, dem Schuldner durch das Urteil 
eine Friſt im Sinne des $ 283 für den Fall der Pichtleiſtung zu beſtimmen. — Der 
Friſtſetzung bedarf es überhaupt nicht, wenn der verurteilte Schuldner erklärt, nicht leiſten zu 
können; vielmehr kann alsdann der Gläubiger Schadenserſaß, ohne das Vollſtreckungs⸗ 
verfahren verſucht zu haben, ohne weiteres fordern (R JW 08, 290°, RG 69, 357; 96, 20; 
Warn 1912 Nr 375). x, ; 

3. Der Anſpruch auf Schadenserja geht nicht ſtels auf Entſchädigung in Geld. Grund. 
legend iſt vielmehr auch hier der Grundſatz des & 240 und der Schuldner daher der Regel 
nach gehalten, den Gläubiger in eine Lage zu verſetzen, die wiriſchaftlich derjenigen ent⸗ 
ſpricht, in der ſich der Glaubiger im Falle der Erfüllung befinden würde (uch 96, 24; 
91, 217). Auch im Falle des J 283 geht aber ver Erſabanſpruch gemäß 8 251 ſchlechthin 
auf Geld, wenn die Herſtellbarkeit des entſprechenden Zuſtandes nach Lage der Sache über: 
haupt ausgeſchloſſen iſt, oder wenn eine dem Herſtellungs rundſatze des $ 249 Satz 1 ent⸗ 
ſprechende Erſatzleiſtung nichts anderes als wiederum die Erfüllung des Vertrags darſtellen 
würde (MG 61, 353); oder es müßte durch Geltendmachung des Anſpruchs aus 9 249 Satz 1 
gerade der Zuſtand herbeigeführt werden, der ohne das vom Schuldner zu vertretende Er: 
eignis eingetreten wäre (MG JW 1918, 217. Bei ſtreng einſeitigen Leiſtungen ſcheint 
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die Möglichkeit, den Gläubiger wegen Vereitelung des urſprünglichen Anſpruchs durch eine 


anderweite (nicht auf Geld gehende) Erſatleiſtung zu entſchädigen, keineswegs in allen Fallen 
ausgeſchloſſen. Falls z. B. der Schuldner zur Beſtellung einer Sicherheit von beſtimmter Art 
verurteilt worden iſt und der Schuldner dieſe Leiſtung nach ſeiner Beurteilung vereitelt hat, 
könnte der Gläubiger möglicherweiſe durch eine anderweite Sicherheitsleiſtung ſchadlos gehalten 
werden, und daher wäre er gegebenenfalls auch nach $ 283 berechtigt, die anderweite Sicherheits: 
leiſtung wirklich zu verlangen (R 73, 21). Die Beſtimmung des 8 250 Sat 2 rechtfertigt 
die Annahme, daß der Gläubiger im Falle des § 283 nach der Friſtſetzung ausnahmslos nur 
Schadensersatz in Geld fordern könne (Derimann A3), um deswillen nicht, weil jene Vorſchrift 
nur für den Fall gegeben iſt, daß der Schuldner die ihm zur „Herſtellung“ gelebte Friſt fruchtlos 
hat verſtreichen laſſen, während es ſich nach 8 283 lediglich um eine Friſtbeſtimmung für 
Bewirkung der geſchuldeten Leiſtung ſelbſt handelt. Danach iſt der § 250 im Rahmen des 
9 283 erſt dann anwendbar, wenn der Schuldner zunächſt die ihm zur Leistung des Ge. 
ſchuldeten geſtellte Friſt fruchtlos hat verſtreichen laſſen, und demnächſt der Gläubiger unter 
erneuter Friſtſetzung die Herſtellung gefordert, der Schuldner alsdann aber auch dieſe Friſt nicht 
gewahrt hat. — Bei gegenſeitigen Verträgen regelt ſich der Anſpruch auf Schadens⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung gemäß der im Rahmen der 88 325, 326 geltenden Differenz. 
theorie (RG 66, 68; 96, 23; val. $ 325 A 1). Durch ein rechtskräftiges Wandlungsurteil 
wird ein Verpflichtungsverhältnis gleich dem eines gegenſeitigen Vertrags begründet (RG 
66, 65). Iſt nun ein Schuldner zur Wandlung rechtskräftig verurteilt und hat er, ihr zu 
genügen, unbedingt abgelehnt, dann kann der Berechtigte gemäß $ 283 in der Weiſe den 
Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung geltend machen, daß er die empfangene 
Sache zurüdgewährt und vom Verpflichteten wegen Vorenthaltung der ihm gegebenen 
Sache Entſchädigung in Geld fordert (M& 90, 24; 93, 47). Bei der Wandlung liegt die 
Sache inſofern grundſätzlich anders als bei wirklichen gegenſeitigen Verträgen, als es ſich 
bei ihr eutſprechend nicht um die Verpflichtung zum Geben, ſondern um die zur Rückgabe 
bereits gemachter Leiſtungen handelt, und es unbillig wäre, dem Berechtigten zuzumuten, 
daß er die empfangene Sache trotz ihrer Fehlerhaftigkeit behalte. 

4 Abſ 2 gibt dem Gläubiger für den Fall, daß der Schuldner die Leiſtung bis zum Friſt⸗ 
ablaufe nur teilweiſe bewirkt, entſprechend der Beſtimmung $ 280 Abſ 2 Satz 1, das Recht, 
wegen mangelnden Intereſſes an der Teilleiſtung dieſe abzulehnen und in vollem Umfang 
Schadenserſatz zu fordern, worauf ſich die weitere Auseinanderſetzung unter den Parteien 
nach Satz 2 Abſ 2 $ 280 zu regeln hat. Vgl. dort A 2. 

5. Übergangszeit. Der $ 283 ift auf vor dem 1. Januar 1900 entstandene Schuldver⸗ 
hältniſſe nicht anwendbar (Ech Art 170). Das Gegenteil trifft zu (Ech Art 181), wenn dem 
a ee ein dingliches Rechtsverhältnis zugrunde liegt (RG Warn 1912 
Nr 5 


8 284 


) Leiſtet der Schuldner auf eine Mahnung des Gläubigers nicht, die 
nach dem Eintritte der Fälligkeit erfolgt), jo kommt er durch die Mahnung 
in Verzug !). Der Mahnung ſteht die Erhebung der Klage auf die Leiſtung 
ſowie die Zuſtellung eines Zahlungsbefehls im Mahnverfahren gleich!). 


Iſt für die Leiſtung eine Zeit nach dem Kalender beſtimmt, jo tommt 
der Schuldner ohne Mahnung in Verzug, wenn er nicht zu der beſtimmten 
Zeit leiſtet. Das gleiche gilt, wenn der Leiſtung eine Kündigung voraus⸗ 
zugehen hat und die Zeit für die Leiſtung in der Weiſe beſtimmt iſt, daß 
ſie ſich von der Kündigung ab nach dem Kalender berechnen läßt!) “). 

GI 245 II 240; M 2 56; P 1 824. 


1. Der Schuldnerverzug (88 284 — 289) entſteht durch das Unterlaſſen der Leiſtung, und 
zwar in der Regel (A 2) trotz erfolgter Mahnung; der Gläubigerverzug ohne weiteres durch 
das Unterlaſſen der Annahme ($ 293). Möglich ift, daß Leistungs ⸗ und Annahmeverzug zu⸗ 
ſammentreffen, ſo in den Fällen der 88 483 Abſ 2, 640 (RG 60, 162). Zu den Vorausſetzungen, 
die & 284 für den Schuldnerverzug gibt, kommt nach $ 285 noch die des Verſchuldens 


inzu. — Gehören die Parteien verſchiedenen Rechtsgebieten an, ſo ſind die Verzugs⸗ 
igen bei jeder Partei je nach den verſchiedenen Grundſätzen der beiden Rechtsgebiete zu 
beurteilen (R& 51, 218). Bei einem unter der Herrſchaft des früheren Rechtes begründeten 
Schuldverhältniſſe find die Voraussetzungen wie auch die Wirkungen des Erfüllungsverzugs 
nach jenem Rechte zu beurteilen, felbit wenn der Verzug erſt unter der Herrſchaft des neuen 
Rechtes eingetreten ift (MG JW 1911, 5357. 
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2. Mahnung iſt die einſeitige, empfangsbedürftige (88 130132) formloſe, gegebenen- 
ſalls auch nur ſtillſchweigend (RG 50, 261) an den Schuldner gerichtete Aufforderung des 
Gläubigers (oder ſeines Vertreters, auch Prozeßvertreters, Vorbem 8 vor $ 104), zu leiſten. 
Sie muß beſtimmt und unbedingt a darf alſo den Schuldner nicht im unklaren darüber 
laſſen, daß der Gläubiger jetzt die Leiſtung wirklich verlangt. Daher iſt auch eine Mahnung für 
den Fall, daß die in erſter Linie erfolgte Anfechtung des Vertrags erfolglos fein ſollte, 
wirkungslos (RG 75, 333). Vorbringen im Prozeſſe nur aus prozeſſualen Gründen genügt 
als Mahnung nicht (RG Gruch 51, 587). — Weiter iſt grundſätzlich erforderlich, daß die 
Mahnung erſt nach Eintritt der Fälligkeit (88 271 A 1, 198 A 2) erfolgt. Doch kann 
die Mahnung mit der die Falligkeit begründenden Handlung verbunden werden (RG 50, 255]. 
Solange der Schuldner die Leiſtung zu verweigern berechtigt iſt, iſt Verzug auf ſeiner 
Seite ausgeſchloſſen (RG JW 1911, 4860); ſei es, daß durch das Beſtehen der Einrede die 
Fälligteit gehindert wird, ſei es, daß ſich die Handlungsweiſe des Verpflichteten nach Mak- 
gabe der Einrede als eine berechtigte und daher nicht vertretbare darſtellt. Demgemäß kann 
auch ein Kaufpreis vor Lieferbarkeit der Waren nicht fällig werden (RG JW 09, 45619), 
Bei Zug⸗um⸗Zug⸗Leiſtungen ift die Wirkſamkeit der Mahnung nicht vom gleichzeitigen Angebote 
der Gegenleiſtung abhängig (unentſchieden geblieben in RG 50, 259). Aber erhebt demmächſt 
der Schuldner die Einrede des nichterfüllten Vertrags, oder erbietet er ſich zur Leiſtung 
Zug um Zug, dann muß der Glaubiger nachweiſen, daß er zur Erfüllung bereit war und im 
abe iſt, andernfalls der Verzug nicht eintritt (RG 76, 43; JW 09, 45076 1911, 486). Iſt 
zur Vertragserfüllung die Anweſenheit beider Teile erforderlich (ſo beiſpielsweiſe bei der 
Auflaſſung), dann hat der Glaubiger mit der Mahnung zugleich einen beſtimmten Erfüllungs⸗ 
termin zu benennen (RG 53, 75; SeuffX 61 Nr 61). Aber es genügt auch, wenn er ſich bereit 
ertlärt, innerhalb einer gegebenen Friſt einen Termin zu vereinbaren und an dieſem ſeine 
Leiſtung zu bewirken und die Gegenleiſtung in Empfang zu nehmen (RG 66, 431; 69, 107; 
I® 1913, 487). Hatte indes der Beklagte einmal wegen Unvermögens um Friſtverlängerung 
gebeten, daun iſt der Kläger zur Beſtimmung des Auflaſſungstermins nicht mehr verpflichtet 
geweſen (RG JW 1913, 487). — Beim Gattungstaufe tritt, falls der Käufer die Annahme 
der gelieferten Ware mit Recht verweigert und Erſahſware verlangt (8 480), ſchon mit dieſem 
Verlangen Lieferungsverzug des Verkäufers ein, wenn dem Verlangen nicht entſprochen 
wird (Nc ZB 05, 1770). Hat ſich die angenommene Leiſtung nachträglich als unzulänglich 
erwieſen fo genugt zur Herbeifuhrung des Verzugs die Mitteilung des Mangels (RG 60, 53).— 
Eine Mahnung, die eine Zudiel- Forderung enthalt, ift regelmäßig (RS 21. 11. 12 V 240/12), 
insbeſondere aber dann wirkungslos, wenn anzunehmen, daß der Glaubiger eine mindere 
Leiſtung als die geforderte nicht annehmen würde (RG 5. 1. 06 II 2197 05); fie kann dagegen 
von Wirkung ſein, wenn ſich ergibt, daß auch eine richtige Mahnung nicht gefruchtet hätte 
(RS Seuffel 59 Nr 388), oder wenn nur unbeachtlich zuviel gefordert wurde ($ 242). Macht 
ſich der Gläubiger einer Zuviel Forderung inſofern etwa ſchuldig, als dem Schuldner als Käufer 
ein Anſpruch auf Preisminderung zuſteht, dann kann dieſerhalb auch die Mahnung nicht den 
Verzug herbeiführen (dich 11. 5. 18 V 36/18). Dieſe Annahme iſt bedenklich, da die Preis 
minderung nicht von ſelbſt eintritt, vielmehr erſt infolge der Vollziehung gemäß $ 472. Es 
könnte höchſtens der Geſichtspunkt des $ 285 in Frage kommen. — Bei Teillieferungsverträgen 
kann eine Mahnung, die betreffs bereits fällig gewordener Raten erfolgt, genügen, den Schuld⸗ 
ner auch betreffs der erſt ſpater fällig werdenden Raten in Verzug zu ſetzen, wenn nämlich eine 
erneute Mahnung als zwecklos zu erachten wäre (RG 97, 186). — Nach ſtändiger Rechtſprechung 
tritt der Verzug auch ohne Mahnung ein, wenn ein Schuldner aus einem gegenſeitigen 
Vertrage vor Eintritt der Fälligkeit beſtimmt erklärt hat, nicht erfüllen zu wollen, der Schuldner 
feht ſich damit ſelbſt in Verzug (MG 51, 347; 57, 106; 67, 317; IW 68, 1945). Indeſſen der 
Gläubiger darf ſich ſolchenfalls mit der Erklärung des Schuldners nicht einverſtanden gezeigt 
haben (RG 63, 103). Nach geſetzlicher Vorſchrift entſteht ferner die geſteigerte Haftung des 
Schuldners auch ohne die Mahnung in den Fallen der 85 848, 849. — Die Mahnung kann auch 
durch einen Vertreter (88 164, 180) wirkſam erfolgen; durch einen beſchränkt Handlungsfähigen 
dann, wenn fie ihm nur einen Vorteil bringt (8 107). 9 . 8 

3. Gleichgeſtellt ſind der Mahnung die Erhebung der Leiſtungsklage (nicht auch Feſt⸗ 
ſtellungsklage) ſowie die Zuſtellung eines Zahlungsbefehls. Eine Klage kann als Kündigung 
wirkſam werden, falls deren Vorausetzungen vorlagen; aber ſie kann nicht eine unwirkſame 
Kündigung wirkſam machen (RG JW 03 Beil 138302), Iſt ein geltend gemachter Entſchädigungs⸗ 
anſpruch erſt im Laufe des Prozeſſes in einem Schriftſatze beziffert worden, fo gilt als Zeit⸗ 
punkt der Mahnung erſt die mündliche Verhandlung (RG 16. 10. 07 V 60/07). Es müßte 
indes doch ſchon die Zuſtellung des Schriftſatzes maßgebend fein, wenn ſie zum Zwecke der 
Mahnung erfolgt wäre (vgl. Vorbem 8 vor $ 104). 4 F 
Dies interpellat pro homine. Einer Mahnung bedarf es hiernach zunächſt dann nicht. 
wenn die Leiſtungszeit kalendermäßig ſchlechthin beſtimmt war, und zwar verkragsmäßig 
von beiden Teilen und nicht nur einfeitig (RG Gruch 52, 948). Dazu würde etwa die Ye. 
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ſtimmung, daß die Leiſtung ſpäteſtens an dem benannten Tage bewirkt ſein müſſe, genügen 
(RE 12. 10. 10 V 585/09). Nicht aber die Beſtimmung, daß die Leiſtung etwa 6 Wochen 
nach dem Vertragsſchluſſe bewirkt fein müſſe (RG Gruch 52, 948), oder etwa bei Lieferungs⸗ 
friſten die Klauſel „am Ende jeder Woche“ oder „Lieferung innerhalb 30 Tagen“, oder die 
Klauſel „Mitte des Monats“ (RG 60, 84; Warn 09 Nr 555). Iſt ferner die Leiſtungspflicht 
auf Kündigung abgeſtellt, dann bedarf es der Mahnung nach erfolgter Kündigung (RG 
50, 261) nicht, wenn ſich die Leiſtungszeit im Wege kalendermäßiger Berechnung (drei 
Monate vom Tage der Kündigung ab) beſtimmen läßt. Iſt in einem Teillieferungsvertrage 
vereinbart, daß der Käufer die Waren im Laufe des Kalenderjahrs abzunehmen hat, dann 
kommt er ohne weiteres in Verzug, wenn er die Ware beim Ablaufe des Jahres ohne Ent⸗ 
ſchuldigung noch nicht vollſtändig abgerufen hat (RG 13. 6. 11 II 617/10). Vorauszu⸗ 
legen iſt hierbei, daß die Abnahmepflicht eine Schuldnerleiſtung darſtellt, da andernfalls 
nur ein Gläubigerverzug vorläge, bei dem Verſchulden überhaupt nicht in Frage kommt 
(§ 298 A 1). Nicht auszudehnen iſt die Ausnahmevorſchrift des Abſ 2 auf ſolche Fälle, in 
denen die Berechnung nach einem nur ungewiſſen Ereigniſſe erfolgen kann (R& 60, 84). 
Dementſprechend bedarf es auch im Falle einer Abmachung des Inhalts: „Auflaſſung 
ſpäteſteus bis“ noch der Aufforderung zum Erſcheinen zu einer beſtimmten Stunde auf der 
Amtsſtelle (RG 53, 75; 69, 107: SeuffA 61 Nr 35), und es genügt auch nicht die Be⸗ 
ſtimmung etwa, daß bei der Auflaſſung zu zahlen fei, da hier die Zahlungszeit noch von Er» 
füllung der Auflaſſungspflicht abhängig wäre (RG 14. 10. 14 V 392/14). Zu der erforder⸗ 
lichen kalendermäßigen Beſtimmung genügt auch nicht die Abrede „eine Woche nach der Nach⸗ 
beſtellung der Lieferung (RG 68, 22; Warn 09 Nr 555). Soll Fälligkeit abredegemäß mit 
ber 1 Lene eintreten, dann erhält die Kündigung im Zweifel zugleich die Mahnung (RG 
50, 261). br 2 A 

5. Der Verzug hört für die Zukunft auf mit der Leiſtung (bei Teilleiſtungen fo weit, als 
eine ſolche erfolgt); aber auch ſchon mit dem gehörigen Angebote der ganzen geſchuldeten 
Leiſtung, einſchließlich alſo des Betrags für den etwa zu erſetzenden, bereits eingetretenen 
Verzugsſchaden (RG ZW 05, 13 ; Warn 1911 Nr 393), jedoch ohne daß damit die bereits 
eingetretenen Verzugsfolgen beſeitigt würden (bedeutſam bei Mietverhältniſſen, falls an 
den Verzug der Mieters gewiſſe Folgen geknüpft ſind, wie insbeſondere das Recht des Ver⸗ 
mieters auf ſofortige Kündigung). Geheilt wird der Verzug dadurch, daß auch der andere 
Teil in Verzug gerät (MG 24. 6. 08 V 220/03; nach RG JW 1911, 806° in Annahmeverzug). 
Alsdann bedarf es einer erneuten Mahnung (RG Warn 1913 Nr 355). Zur Heilung des Ver⸗ 
zugs genügt es aber nicht, daß Während des Verzugs eine Gegenforderung des ſäumigen 
Schuldners gegen den Gläubiger fällig geworden ift, wegen deren er ein Zurückbehaltungsrecht 
erlangt hat, vielmehr muß der Schuldner dann erſt eine die Heilung herbeiführende Handlung 
vornehmen, das Zurückbehaltungsrecht alſo geltend machen, oder mindeſtens ſeine Leiſtung 
Zug um Zug anbieten (1c Warn 1919 Nr 3). Auch eine nachträgliche Stundung enthält 
nicht ohne weiteres einen Verzicht auf Geltendmachung der bereits eingetretenen Verzugs 
folgen (RG IW 1913, 591). — Der Kommiſſionär, der gemäß § 3 des Bankdepotgeſetzes 
ginnen drei Tagen nach dem tatſächlichen oder möglich geweſenen Erwerbe der Stücke deren 
Verzeichnis zu überſenden hat, gerät durch den fruchtloſen Ablauf der Friſt nicht ohne weiteres 
in Verzug; es bedarf vielmehr noch feiner Mahnung (RG 72, 58). 


8 285 


Der Schuldner kommt nicht in Verzug, ſolange die Leiſtung infolge eines 
Umſtandes unterbleibt, den er nicht zu vertreten hat!) 2). 
E I 246 II 241; M 2 60; P 1 325. 


1. Berſchulden des Schuldners eine geſetzliche Vorausſetzung des Verzugs. Nach dieſer 
Beftimmung tritt der Verzug nicht ein, ſolange die Leiſtung infolge eines vom Schuldner 
nicht zu vertretenden Umſtandes unterbleibt, was er zu beweiſen hat (vgl. § 284 A 1). 
Beiſpielsweiſe der Schuldner vermag die verſprochene, aus dem Auslande zu verſchaffende 

are wegen inzwiſchen erfolgter Maßnahmen der ausländiſchen Regierung oder der in- 
ländiſchen Zentraleinkaufsgeſellſchaft Überhaupt nicht mehr, oder doch nur unter ſolchen 
Schwierigkeiten ſich zu verſchaffen, daß ihm das nach Treu und Glauben ($ 242) nicht zugemutet 
werden kann (RG 97, 10); oder der Schuldner kann wegen ſchwerer Krankheit nicht leiſten 
(Ac ZW 03 Beil 1148); oder der Gläubiger hat feinen Wohnſitz geändert, ohne dies dem 
Schuldner bekanntzumachen (R& Seuffel 60 Nr 49); oder es iſt dem Schuldner die Adreſſe 
des Zeſſionars nicht mitgeteilt worden (RG Seuffu 68 Nr 22); oder die Leiſtung iſt wegen 
eines vom Schuldner nicht zu vertretenden Umſtandes unmöglich geworden (8 275 A 9): 
oder endlich es ſchweben Verhandlungen wegen einer andern Leiſtungsweiſe (RG Warn 1910 
Nr 360). Vgl. ferner 8 284 A 2. Der Schuldner kommt nicht in Verzug, wenn der Gläubiger 
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den Vertrag angefochten und Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes begehrt hat (RG 
75, 383). Ebenſo nicht der Erbe, dem noch die Ausſchlagungsfriſt läuft, wenn er eine gegen ihn 
außergerichtlich geltend gemachte Nachlaßforderung unbefriedigt läßt (RG 88, 203). Auch 
ein nicht auf Fahrläſſigkeit beruhender, daher verzeihlicher Irrtum kann den Schuldner vom 
Verzuge befreien, ſo wenn der Mieter nicht zahlt, weil er lentſchuldbar) irrtümlich annahm, 
die von ihm erklärte Aufrechnung ſei wirkſam (RG Warn 1917 Nr 48); oder unter beſondern 
Umſtänden, wenn ein Mieter den formbedürftigen aber formlos abgeſchloſſenen Vertrag, der 
jahrelang durchgehalten worden war, rechtsirrtümlich für rechtsgültig hielt und im Vertrauen 
darauf nicht rechtzeitig geräumt hat (RG 96, 316). Ein bloßer Rechtsirrtum befreit den Schuld⸗ 
ner nicht, wenn er ſelbſt Zweifel hegt, dieſe dann aber für ſich zu ſeinen Gunſten beantwortet 
(RG 92, 380). — Beauftragt der Schuldner einen Dritten mit der Leiſtung, jo muß er eine un⸗ 
entſchuldigte Verzögerung der Leiſtung durch den Dritten vertreten (RG 12. 12. 14 V 333/14), 
ſelbſt wenn er bei der Auswahl des Dritten mit genügender Sorgfalt gehaudelt hat. — Die 
Befreiung des Schuldners vom Verzuge entſteht unter den zutreffenden Voraussetzungen 
ohne weiteres, ohne daß es noch auf die Geltendmachung des Befreiungsgrundes ankommt, 
da das Geſetz nur verlangt, daß der Schuldner den Umſtand, wegen deſſen er in Verzug ge⸗ 
kommen iſt, nicht zu vertreten braucht (Rh 8. 1. 13 III 331/12; 4. 5. 18 V 26/18). Leiſtet aber 
der Schuldner nicht, weil er von einem Zurückbehaltungsrecht Gebrauch machen 
will, ſo muß er letzteres zur Abwendung des Verzugs geltend machen, da der Gläubiger nur ſo 
in die Lage verſetzt wird, die Geltendmachung des Zurückbehaltungsrechts durch ſeine Leiſtung 
abwenden zu können (RG 77, 438; ZW 11, 486). — Lehnt der Gläubiger bei einer Forderung, 
die auf Teilleiſtungen gerichtet iſt, die Annahme einer Teilleiſtung ab, ſo iſt der Schuldner 
unter Umſtänden der Pflicht, weitere Teilleiſtungen anzubieten, enthoben, wofern nämlich 
die Annahme begründet iſt, daß der Gläubiger auf feinem ablehnenden Standpunkte beharren 
werde (Rh Warn 1910 Nr 325). Der nichtliefernde Schuldner ift entſchuldigt, wenn er die 
berechtigte Beſorgnis hegen durfte, daß die Lieferung vom Gläubiger in einer vertragswidrigen, 
den Schuldner ſchädigenden Weiſe verwendet werden würde (RG JW 1910, 804 ). Hat ich 
eine Leiſtung erſt nachträglich als zur Erfüllung ungeeignet erwieſen, ſo verwandelt ſich in dieſem 
Zeitpunkte der anſcheinend unverſchuldete Verzug in einen ſchuldhaften (RG SeuffA 60 Nr 51). 
Wenn der Schuldner die Leiſtung wegen vermeintlich ihm zuſtehender Gegenforderungen 
verweigert, fo tut er es auf die Gefahr hin, daß die Gegenforderungen nicht beſtehen (M& 
18. 10. 07 III 93/07). Ebenſo liegt es, wenn er annimmt, zur Vorausleiſtung nicht ver⸗ 
pflichtet zu ſein; ſeine Verzögerung wird mit dem Augenblicke eine ſchuldhafte, in dem er 
aus einem Schreiben des Gläubigers erfährt, daß ſeine Auffaſſung auch unrichtig ſein könnte 
(RS Warn 08 Nr 295). Bei Zug⸗um⸗Zug⸗Leiſtungen bleibt der Verzug aus, ſolange der 
Schuldner die Leiſtung wegen Ausbleibens der Gegenleiſtung verweigern darf ſo daß ſolange 
auch eine Mahnung den Verzug nicht herbeiführen könnte (RG 28. 1. 13 III 331/12). Im 
übrigen iſt die Verweigerung der Leiſtung als gerechtfertigt anzuſehen, auch wenn ſich der 
zutreffende Grund für fie erſt ſpäter herausgeſtellt hat (RG 31. 1. 05 VII 803/04; 59, 28). 
Verhältnismäßig geringfügige Rückſtände find nach $ 242 bei der Frage des 
Verzugs unter Umſtänden außer Betracht zu laffen (RG 6. 2. 03 11 ze Dal. ferner 
über die Einwirkung des Zurückbehaltungsrechts aus § 273 A 5 daf. — Ein bloßes Un- 
vermögen, insbeſondere wegen mangelnder Geldmittel, befreit den Schuldner nicht (RG 
75, 335, in erweiterter Anwendung des im $ 279 ausgeſprochenen Grundſatzes, daß der 
Schuldner bei Gattungsſchulden ſein Unvermögen ſo lange zu vertreten hat, al die Leitung 
aus der Gattung möglich it). — Noch nachträglich entſteht der Verzug bei Vorhandenſein 
der ſonſtigen Voraus ſetzungen ohne weiteres, ſobald der vormalige Befreiungsgrund aufhört, 
oder ſobald die Haftung des Schuldners für den zu vertretenden Umſtand beginnt. 

2. Beweislaſt. Den Befreiungsgrund im Sinne des 8 285 zu beweiſen iſt Sache des 
Schuldners (vgl. 8 275 A 6). 


§ 286 

!) Der Schuldner hat dem Gläubiger den durch den Verzug entſtehenden 
Schaden zu erſetzen?). ? \ 

Hat die Leitung infolge des Verzugs für den Gläubiger kein Intereſſe, 
io kann dieſer unter Ablehnung der Leiſtung Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung verlangen. Die für das vertragsmäßige Rücktrittsrecht geltenden 
Vorſchriften der SS 346 bis 356 finden entſprechende Anwendung“). 

E 1 247 II 242; M 2 61; P 1 326. 

1. Die Schadengerſatzpflicht als Verzugsſolge beruht ähnlich wie im Falle des 8 280 
Abſ 1 auf ber Auffafſung daß der S Ans ats 55 en Verſchuldens) zu . 
hat. Beide Fälle decken ſich jedoch inſofern nicht, als nach richtiger Anſicht die Verzögerung 
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der Leiſtung nicht ohne weiteres zugleich deren Unmöglichkeit begründet, wenngleich die recht⸗ 
zeitige Erfüllung durch den Verzug allerdings vereitelt iſt. Wenn aber im Einzelfalle unter 
beſondern Umſtänden dennoch das Gegenteil zuträfe, dann wäre die Sachlage überhaupt 
nicht nach den Grund ſatzen vom Verzuge, ſondern nach den Regeln von der nachträglichen 
vertretbaren Unmöglichkeit (§ 275) zu beurteilen. — Bloße Verſpätung der Leiſtung ohne 
Verzug ($ 285) begründet keine Erſaßpflicht (RG 68, 194). 

2. Im Falle des $ 286 tritt der Schadenserſatzanſpruch neben den fortbeſtehenden Leiſtungs⸗ 
anſpruch, da hier der durch den Verzug entſtehende Schaden, nicht aber wie bei $ 280 der durch 
die Nichterfüllung verurſachte Schaden zu erſetzen ift. Für die Art und Weiſe des Schadens“ 
erſatzes find die Grundſätze der 88 249 ff. ausnahmslos anwendbar. Danach hat der Schuldner 
ben zuftand herzuſtellen, der ohne den Verzug beftehen würde, gegebenenfalls gemäß 58 251, 
252 Gelderſaß zu leiſten (RG 20. 1. 1111 157/10). Iſt die Leiſtung während des Verzugs des 
Schuldners unmöglich geworden und fordert jetzt der Glaubiger Schadenserſatz gemäb 8 325, 
dann ift der den Schuldner haftbar machende Umſtand der Verzug, und der Gläubiger kann 
daher als für die Berechnung der Schadenshöhe maßgeblichen Zeitpunkt nicht nur denjenigen 
wählen, in dem die Unmöglichteit eintrat, ſondern auch den, in dem der Schuldner in Verzug 
geriet (RS 96, 160). — Hat der Käufer eines Grundſtücks die Umſatzſteuer übernommen, 
ſo haftet er, falls er die entgegennehmende Auflaſſung verzögert und inzwiſchen die Steuer 
erhöht wird, auch für die Erhöhung (RG 2. 3. 10 V 204/09). Die Koſten der Mahnung durch 
einen Rechtsanwalt braucht der Schuldner nicht zu tragen (RGS 9. 4. 08 VI 305/07). In Frage 
lommen kann übrigens auch im Falle des $ 286 das mitwirkende Verſchulden des Geſchädigten 
gemäß § 254. — War die ſchuldhafte Vertragsverletzung nur die Folge eines vertragswidrigen 
Verhaltens ſchon vor dem Verzuge, fo iſt die Vertretungspflicht hierfür nach 8 276 zu beurteilen 
(RG 68, 192). Im Sinne des $ 341 Abf 1 bedeutet das Ausbedingen einer Strafe für den Fall 
des Verzugs im Zweifel eine im voraus getroffene Feſtſetzung des Schadensbetrags (RG 
66, 310). Der Erſtattungsanſpruch des Gefälligteitsakzeptanten umfaßt auch die ihm zur Laſt 
gelegten, durch die Klage des Wechſelinhabers verurſachten Prozeßkoſten; denn fie ftellen ſich als 
eine Folge des Verzugs des Ausſtelſers dar, der zur rechtzeitigen Bereitſtellung und Deckung 
verbunden war (Rc 77, 29). — Bei gegenfeitigen Verträgen kann der Gläubiger neben 
dem Erfüllungsauſpruche den reinen Verzugsſchaden lediglich auf Grund des § 286 Abſ 1 
geltend machen; zur Geltendmachung des Erſatzanſpruchs wegen Nichterfüllung iſt dagegen un⸗ 
bedingt das Vorhandenſein der in $ 326 gegebenen Vorausſetzungen erforderlich, weil diefe 
Sondervorſchrift innerhalb ihres Rahmens die Anwendbarkeit des § 286 ausſchließt (NG 
70, 129). — Durch die vorbehaltloſe Annahme der verſpäteten Leiſtung verliert der Gläubiger 
nicht ohne weiteres den bereits entſtandenen Anſpruch auf Erſtattung des Verzugsſchadens 
(RE 43, 208). Namentlich liegt am der vorbehaltloſen Annahme eines Teiles der Mietrate 
noch nicht der Verzicht auf das dem Vermieter bei unpünktlicher Mietzahlung zuſtehende 
Kündigungsrecht (R JW 1918, 598 ). Der Vertragsuntreue kann aus der Vertragsuntreue 
des andern Teiles ſo lange keine Rechte geltend machen, als er ſich nicht ſelbſt wieder auf den 
Standpunkt der Vertragstreue geftellt hat (Reh 67, 314; JEW 1913, 196°). 

3. Recht auf Ablehnung der Leiſtung und Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung. Dieſer Fall iſt nachgebildet dem § 280 Abſ 2. In entſprechender An⸗ 
wendung der 88 346 — 356 haben ſich die Parteien die empfangenen Leistungen zurück. 
zugewähren, wiewohl die Erhebung des Schadenserſatzanſpruchs durch den Gläubiger nicht 
den Rücktritt vom Vertrage ſondern gerade die Geltendmachung des Vertragsrechts darſtellt. 
Ein Rücktrittsrecht wegen Verzugs iſt nur gegeben bei gegenfeitigen Verträgen (88 320, 326) 
und beim Firgefchäfte (S 361). — Sonderbeſtimmungen enthalten noch die 88 264, 354, 554, 
638 Abf 8, 775 Nr 8. 

8 287 


Der Schuldner hat während des Verzugs jede Fahrläſſigkeit zu ver⸗ 
treten). Er iſt auch für die während des Verzugs durch Zufall eintretende 
Unmöglichkeit der Leiſtung verantwortlich, es ſei denn, daß der Schaden 


auch bei rechtzeitiger Leiſtung eingetreten ſein würde). 
E I 250, 251 II 243; M 2 281; P 1 327. 


1. Erweiterung der Vertretungspflicht des ſäumigen Schuldners über 8 276 hinaus 
inſofern, als der Schuldner vom Verzuge ab für den geringſten Grad von Fahrläſſigkeit, 
grundſätzlich ſogar für Zufall (8 203 A 2) einzuſtehen hat. 

2. Die Zufallshaftung (perpetuatio morae) beſteht unter der Vorausſetzung, daß die 
Leiſtung durch Zufall unmöglich geworden ift, und daß ſich der Zufall (noch) während der 

auer des Verzugs ereignet hat (vgl. § 284 A 5). Für den Fall des bloßen Annahmeverzugs 
paßt der 5 287 inſofern überhaupt nicht, als dieſer vorausſetzt, daß der Schuldner zur 
eiftung außerſtande iſt (R 57, 402). Ein urſächlicher Zuſammenhang iſt bei der 
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Zufallshaftung erforderlich, zunächſt im Verhältniſſe zwiſchen dem Zufalle und dem Xuf- 
hören der Leiſtungsmöglichkeit. Denn für ſolche zufällige Ereigniſſe, die nicht auf die Möglich- 
keit gerade der Leiſtung eingewirkt haben, braucht der Schuldner trotz 8 287 nicht zu haften. 
So nicht, wenn der Gläubiger wegen des Leiſtungsverzugs ſeinerſeits Maßregeln ergriffen 
hat, die für ihn, wenn auch nur infolge eines Zufalls, ſchadlich geworden find. Es haftet 
auch nicht der Käufer, der ſich gegebenenfalls mit der Abnahme im Leiſtungsverzuge be⸗ 
findet (88 433 Abſ 2, 284 A 1), wenn die Kaufſache beim Verkäufer verbrennt; denn dieſer 
Zufall hätte die Sache betroffen, aber nicht die Möglichkeit der vom Käufer geſchuldeten 
Abnahme (RG 57, 402). Ein urſächlicher Zuſammenhang wird ſodann auch im Verhältniſſe 
zwiſchen dem Schaden und dem Verzuge vorausgeſetzt. Denn die Schlußbeſtimmung 
des $ 287 erfordert noch negativ, daß der Schaden „nicht auch bei rechtzeitiger Leiſtung 
eingetreten wäre“, und verlangt ſonach mittelbar, daß die Verzögerung der Leiſtung Urſache 
für den Eintritt des Schadens geworden iſt. Danach haftet der Schuldner hier auch für nicht 
vorausgeſehene und nicht vorausſehbar geweſene Folgen (vgl. dagegen $ 276 A 3). Das 
Eigentümliche der Vorſchrift liegt aber weiter auch darin, daß ſie dem Schuldner die Beweis⸗ 
laſt für den Mangel des Kauſalzuſammenhangs aufbürdet, weil ſich der Schuldner von der 
Haftung für den Zufall nur dadurch ſoll befreien können, daß er beweiſt, der Schaden wäre 
auch ohne ſeinen Verzug eingetreten. Nach allgemeinem Rechtsgrundſatze wird aber die Haft⸗ 
barkeit nicht auch dadurch ausgeſchloſſen, daß der Schaden möglicherweiſe auch auf andere Art 
eingetreten fein würde (vgl. Vorbem 3 vor $ 249). Demgemäß würde auch der Einwand ver⸗ 
ſagen, daß die nicht rechtzeitig abgelieferte und beim Schuldner während ſeines Verzugs ver⸗ 
brannte Sache im Falle rechtzeitiger Ablieferung an den Glaͤubiger infolge eines auch bei dem 
letzteren vorgefallenen Brandes wahrſcheinlich das gleiche Schicksal erfahren hätte. Auch auf 
nachträgliche Unmöglichkeit kann ſich der Schuldner niemals berufen, wenn ſie erſt nach dem 
Verzuge eingetreten iſt (RG Warn 1918 Nr 162). Der Gläubiger, der wegen nunmehriger 
Unmöglichkeit der Leiſtung nach $ 287 Schadenserſatz fordert, braucht nur zu beweiſen, 
daß die Leiſtung während (nicht auch infolge) des Verzugs unmöglich geworden iſt. — Im 
Falle einer während des Verzugs eingetretenen unheilbaren Verſchlechterung der zu ge⸗ 
währenden Sache liegt teilweiſe Unmöglichkeit vor, und es regelt ſich der Entſchädigungs⸗ 
anſpruch entſprechend nach der Regel des $ 287 Satz 2. Der Gläubiger kann gegebenenfalls 
den höchſten Wert in Anſatz bringen, den die Sache während des Verzugs hatte. 


8 288 
Eine Geldſchuld iſt während des Verzugs mit vier vom Hundert für 
das Jahr zu verzinſen. Kann der Gläubiger aus einem anderen Rechts⸗ 
grunde höhere Zinſen verlangen, ſo ſind dieſe fortzuentrichten !). 


Die Geltendmachung eines weiteren Schadens iſt nicht ausgeſchloſſens). 
E I 248 II 244; M 2 62; P 1 326. 


1. Verzugszinſen find von einer Geldschuld ($ 244) ohne Rückſicht auf einen etwa vor ⸗ 
handenen Schaden zu entrichten, während der Gläubiger nach Abſ 2 gegebenenfalls noch Erſatz 
des weitergehenden Schadens fordern darf. Der Zinsanſpruch aus Saß 1 iſt ein unbedingter, 
beſteht alſo auch für den Fall, daß die Forderung unverzinslich war, und ſtellt den Mindeſtſat 
des Anſpruchs dar (RG 92, 284). Anwendbar iſt $ 288 Abſ 1 auch beim Darlehnszuſagevertrage, 
und es braucht ſich der Verſprechensempfänger auf die geforderten Verzugszinſen nicht Zins⸗ 
beträge abrechnen zu laſſen, die er im Falle des Empfangs des Darlehns von dieſem hätte 
entrichten müſſen (RG a. a. O.). Höhere Zinſen als 4 Prozent können geſchuldet werden 
insbeſondere auf Grund des Schuldverhältniſſes oder, weil fie zuerkannt find (R JW 08, 
656°). Vgl. ferner $ 352 HB (5 Proz. bei beiderſeitigen Handelsgeſchäften). Der Schenker 
ift von der Verpflichtung zur Zahlung von Verzugszinſen befreit (8 522). Gemäß $ 36 des 
PrEnteignch hat der Unternehmer, falls die von ihm gezahlte Entſchädigungsſumme durch 
gerichtliche Entſcheidung herabgeſetzt wird, bei Rückſendung des zuviel Bezahlten auf Zinſen 
(Verzugs wie Prozeßzinſen) keinen Anſpruch (R 74, 157). — Der 8 288 hat nach ſtändig feft- 
gehaltener Praxis des R hinſichtlich der Zinsbeſchränkung rückwirkende Kraft (M& 46, 74). 

2. Der weitere Schaden kann neben den Verzugszinſen gemäß 88 286, 287 geltend 
gemacht werden. Diefer Anſpruch ſtellt einen eigentlichen Verzugsſchaden dar (RG 92, 284). 


8 289 
Von Zinſen ſind Verzugszinſen nicht zu entrichten. Das Recht des Gläu⸗ 
bigers auf Erſatz des durch den Verzug entſtehenden Schadens bleibt un⸗ 
berührt!) 
1 4 I 26, W 2 623 P 1 327. 
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J. Verbot von Zinſeszinsnahme. Vgl. auch 8 248. Kan; für den Fall des 
Se aoforzentverhäftnies nach 5 355 HGB. Sonſtige Anſprüche au Schadenserſaß gemäß 
88 N 7 


8 290 


Iſt der Schuldner zum Erſatze des Wertes eines Gegenſtandes ver⸗ 
pflichtet, der während des Verzugs untergegangen iſt oder aus einem wäh⸗ 
rend des Verzugs eingetretenen Grunde nicht herausgegeben werden tann, 
ſo kann der Gläubiger Zinſen des zu erſetzenden Betrags von dem Zeit⸗ 
punkt an verlangen, welcher der Beſtimmung des Wertes zugrunde gelegt 
wird. Das gleiche gilt, wenn der Schuldner zum Erſatze der Minderung 
des Wertes eines während des Verzugs verſchlechterten Gegenſtandes ver⸗ 
pflichtet iſt y). 

E 1 252 II 246; M 2 66. 

1. Die Verpflichtung des Schuldners zum Erſatze des Wertes oder der Wertminderung 
regelt ſich nach $ 286. — Anſpruch des Gläubigers auf Zinſen von der Erſatzſumme. Bei 
Beſtimmung des Zeitpunkts der Wertbemeſſung und damit zugleich des Zinslaufs iſt davon 
auszugehen, daß der Glaubiger Anſpruch auf Erſatz des vollen Intereſſes hat einſchließlich 
des entgangenen Gewinns ($ 252), und daß ſonach der höchſte Wert des Gegenstandes während 
des Verzugs in Anſatz zu bringen ift, fofern der Gläubiger ihn für ſich hätte nutzbar machen 


ch durch dieſe Beſtimmung wird ein weitergehender Schadenserſatz⸗ 
anſpruch nicht ausgeſchloſſen (vgl. § 288 Abſ 2). 


§ 291 


Eine Geldſchuld hat der Schuldner von dem Eintritte der Rechtshängig⸗ 
keit an zu verzinſen, auch wenn er nicht im Verzug ift; wird die Schuld 
erſt pater fällig, fo iſt ſie von der Fälligkeit an zu verzinſen. Die Vor⸗ 
ſchriften des § 288 Abſ 1 und des § 289 Satz 1 finden entſprechende An⸗ 
wendung !). 

E II 247: M 2 56; P 1 923. 

1. Prozeßzinſen von einer Geldſchuld (8 244). Die 88 201, 292 handeln von dem ſelb⸗ 
ſtändigen Einfluſſe der Rechts hängigkeit auf den Umfang der Forderung, ohne Rückſicht 
auf Verzug. Der Heitz iet der Dechtäbängigteit beftimmt fich nach den 8% 203, 281, 900, 
510, 693, 695 ZPO. Die Klageerhebung kann den Verzug begründen (vgl. § 284 A 8), 
B 


ee Ffillen läuft die Verzinslichkeit erſt vom Eintritte der 
ſpater eintretenden Fälligkeit. Über dieſen Begriff vgl. $ 198 U 2, über den Zinsfuß 
$ 288 Abſ 1. Die Beftimmung des § 36 des PrenteignG, wonach der Übernehmer den 
etwa gezahlten Mehrbetrag ohne Zinſen zurückerhält, falls die zuvor feſtgeſetzte Entſchädi⸗ 
gungsſumme durch 1 0 Entſcheidung herabgeſetzt wird, ift durch § 291 nach Art 109 EG 


8 292 


Hat der Schuldner einen beſtimmten Gegenſtand herauszugeben, ſo be⸗ 
Nimmt ſich von dem Eintritte der Rechtshängigkeit an der Anſpruch des 
Gläubigers auf Schadenserſatz wegen Verſchlechterung, unterganges oder 
einer aus einem anderen Grunde eintretenden Unmöglichkeit der Heraus- 
gabe nach den Vorſchriften, welche für das Verhältnis zwiſchen dem Eigen⸗ 
tümer und dem Beſitzer von dem Eintritte der Rechtshängigkeit des Eigen⸗ 
tumsanſpruchs an gelten, ſoweit nicht aus dem Schuldverhältnis oder dem 
Verzuge des Schuldners ſich zugunſten des Gläubigers ein anderes ergibt). 

Das gleiche gilt von dem Anſpruche des Gläubigers auf Herausgabe 
oder Vergütung von Nutzungen und von dem Anſpruche des Schuldners auf 
Erſatz von Verwendungen. 

EI 244 II 248; M 2 55; P 1 323. 


. Beſondere Geſtaltung des Schadenserſatanſpruchs ($ 291 A 1) falls eine Forderung 
auf Herausgabe eines beſtimmten Gegenſtandes klageweiſe geltend gemacht wird und nach 
a Rechts haͤngigkeit des Anſpruchs deſſen gehörige Exfüllbarkeit vereitelt worden 1. — 
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Der Ausdruck „Gegenſtand“ weiſt darauf hin, daß das Geſetz nicht lediglich die Herausgabe 
von Sachen, ſondern auch die von Vermögensrechten im Auge hat. Vgl. RG Warn 1912 
Nr 417. Soweit nicht Verzug in Frage ſteht, oder das Schuldverhältnis ſelbſt nach feinen 
beſondern Abmachungen etwas anderes ergibt, ſoll ſich die Haftung des Schuldners in Fällen 
vorliegender Art, wiewohl es ſich nur um ein Schuldverhältnis handelt, nach den nämlichen 
Grundſätzen beſtimmen, die im Falle eines (dinglichen) Anſpruchs des Eigentümers 
gegenüber dem herausgabepflichtigen Beſitzer von der Rechtshängigkeit ab 
maßgebend ſind. Vgl. dazu insbeſondere 8 987, betreffend den Anſpruch des Gläubigers 
auf die Nutzung, 8 989 hinſichtlich der Haftung des Schuldners für den Schaden, falls infolge 
ſeines Verſchuldens der Gegenſtand verſchlechtert oder die Herausgabe unmöglich wird; 
ferner die 88 994 Abſ 2, 995, 1000-1003 im Falle von „Verwendungen“ durch den 
Schuldner. Das Nähere hierüber an den angeführten Stellen. Als Gegenſtand im Sinne 
des Paragraphen ift auch ein ſolcher des „Immaterialgüterrechts“ anzuſehen, insbeſondere ein 
Patentrecht; aber der Verletzer des Patentrechts braucht, falls er nicht vorſätzlich oder fahr⸗ 
läſſig gehandelt hat, die ſeit der Klageerhebung aus der patentierten Erfindung gezogenen 
Nutzungen nicht herauszugeben (RG 62, 321). 


Zweiter Titel 
Verzug des Gläubigers 


S 293 
Der Gläubiger kommt in Verzug, wenn er die ihm angebotene Leiſtung 


nicht annimmt )). 
E I 254 II 249; M 2 68; P 1 328. 


1. Die 88 293—299 beſtimmen die Vorausſetzungen des Gläubigerverzugs; die 88 294, 
295, 296 insbeſondere die Vorausſetzung des Angebots. Die Vorausſetzungen des Gläu⸗ 
bigerverzugs nachzuweisen, iſt Sache des Schuldners. Namentlich liegt ihm der Beweis des 
gehörigen Angebots ob, nur nicht auch für den Fall, daß ein bloß wörtliches Angebot in Frage 
kommt ($ 295), zugleich aber auch der Beweis, daß er zur gehörigen Leiſtung auch imſtande 
geweſen ſei. Die Unfähigkeit geltend zu machen, iſt Sache des Einwandes. Vgl. § 297. 
Über die Möglichkeit des Zusammentreffens von Gläubiger- und Schuldnerverzug vgl. 
$ 284 A 1. Die Nichtannahme der Leiſtung begründet den Glaubigerverzug, ohne daß 
eine ausdrückliche Annahmeverweigerung erforderlich wäre. Auch auf den Grund der Nicht⸗ 
annahme kommt es nicht an. Ebenſowenig auf ein Verſchulden des Glaubigers oder auf 
ein ſubjektives Unvermögen zur Annahme (vgl. jedoch $ 299). Grundſatzlich muß aber die 
Leiſtung angeboten worden fein (88 294ff.), und zwar dem Gläubiger oder ſeinem Ver⸗ 
treter, ſei es durch den Schuldner, ſei es auch gemäß 88 267, 268 durch einen Dritten. Die 
Nichtannahme kaun ſowohl Sachen wie auch ſonſtige Vermögensgegenſtaude (beiſpielsweiſe 
Ku xe, RS 60, 162), auch Arbeitsleiſtungen (RG Warn 1914 Nr 149) zum Gegenſtande haben. 
— Für den Fall des Vorhandenſeins mehrerer Gläubiger vgl. die 55 428, 432. — 
Das Angebot aus einem Vertrage muß auch dann erfolgen, und zwar am Erfüllungsorte, 
wenn der andere erklärt, daß er den Vertrag als wirkſam nicht anerkenne und deshalb die 
Annahme verweigere (RG 50, 210; 57, 111). Es genügt alsdann, jedoch gemäß § 295 
wörtliches Angebot (RG ZW 02 Beil 197/198). Val. aber auch RE JW 1910, 804. 
Über die Beendigung und Heilung des Verzugs vgl. $ 284 A 5 und KG 8, 24; 32, 64. 
Der Gläubigerverzug wird geheilt, wenn der Gläubiger ſich bereit erklärt, die ihm geſchuldete 
Leiſtung als eine ſolche (vertragsgemäße) anzunehmen (RG 14, 149). Auch durch eine vom 
Prozeßbevollmächtigten des Gläubigers entſprechend abgegebene Annahmeerklärung (R 
Seuffu 60 Nr 333). — Die Vorausſetzungen wie Wirkungen des Annahmeverzugs beur⸗ 
teilen ſich nach dem alten Rechte, wenn unter deſſen Herrſchaft die Leiſtungspflicht 
begründet worden iſt (RG 66, 412). — Iſt der Gläubiger einmal in Annahmeverzug 
geſetzt, dann bedarf es erſt einer erneuten Mahnung, um den Schuldner nochmals in Verzug 
zu ſetzen (RG Warn 1913 Nr 355). 


8 294 

Die Leiſtung muß dem Gläubiger ſo, wie ſie zu bewirken iſt, tatſächlich 
angeboten werden!). 

E 1 255 II 250; M 2 69; P 1 329. 


1. Erfordernis des tatsächlichen Angebots. Es muß jo erfolgen, daß der Gläubiger 
He zuzugreifen und die angebotene Leiſtung anzunehmen braucht (RG 86, 416). Zu berüd- 
ichtigen ift nur ein ordnungsmäßiges Angebot. Dazu gehört: 3) daß eine zur gehörigen 
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Erfüllung taugliche Leiſtung angeboten wird, wobei jedoch geringfügige Abweichungen nach 
dem Grundſatze des § 242 nicht in Betracht kommen; b) daß das Angebot auch in der rechten 
Art erfolgt, mithin der Regel nach (val. § 295) nicht nur wörtlich, ſondern tatſächlich (realiter; 
RG 85, 416, wonach es gegebenenfalls genügt, wenn der Schuldner das Geld in der Taſche 
hat und der Gläubiger weiß, daß der Schuldner zur Hergabe bereit wäre); ferner zu rechter 
Zeit ($ 271) und am rechten Orte ($ 269; RG 50, 208). Ungenügend iſt ein allgemeines 
bloßes Sichbereiterklären zur Lieferung der Ware (RG 57, 420), desgleichen ein bloßes An⸗ 
erbieten behufs gegenſeitiger Abrechnung (RG 49, 40). Falls der Kaufer beim Gattungs⸗ 
verkaufe die tatſächlich angebotene Ware wegen vertragswidriger Beſchaffenheit zurückweiſt. 
kommt der Verkäufer in Leiſtungsverzug (NG JW 04, 1987; 05, 117%). Verſagt der Gläu⸗ 
biger die Abnahme, weil er etwa die vertragsmäßige Beſchaffenheit der Ware verneint, dann 
tut er dies auf ſeine Gefahr; aber hatte er recht, dann ſchadet es nichts, wenn er ſich von 
der mangelhaften Beſchaffenheit tatſachlich noch nicht überzeugt hatte. — Das Angebot iſt 
auch notwendig, um den Giäubiger, der die Lieferung der Ware abzurufen, einen Abruf 
während der vereinbarten Friſt aber unterlaſſen hat, dieſerhalb in Verzug zu ſetzen (RG 
Warn 1918 Nr 177). — Inwiefern der vom Schuldner beim Angebote der Zahlung ge⸗ 
machte Vorbehalt den Gläubiger zur Ablehnung der Annahme berechtigt, vgl. $ 862 A 5. 


8 295 


Ein wörtliches Angebot des Schuldners genügt, wenn der Gläubiger 
ihm erklärt hat, daß er die Leiſtung nicht annehmen werde, oder wenn zur 
Bewirkung der Leiſtung eine Handlung des Gläubigers erforderlich iſt, 
insbeſondere wenn der Gläubiger die geſchuldete Sache abzuholen hat. Dem 
Angebote der Leiſtung ſteht die Aufforderung an den Gläubiger gleich, die 


erforderliche Handlung vorzunehmen!). 
E J 255 II 251; M 2 70; P 1 629. 


1. Wörtliches Angebot (Verbaloblation), und zwar des „Schuldners“ — mithin nicht 
auch gemäß $ 267 jedes Dritten, wohl aber des zur Schuldnerleiſtung berechtigten 
(85 268, 1249) Dritten (nch 88, 303) —, genügt unter den beiden hier gegebenen Voraus- 
ſetzungen, iſt anderſeits aber auch unter dieſen Vorausſetzungen erforderlich, um den 
Gläubiger in Annahmeverzug zu ſetzen (RG 50, 208). Die Anwendbarkeit der Ausnahme⸗ 
beſtimmung des $ 295 zugunſten des Schuldners wird übrigens nicht dadurch ausgeſchloſſen, 
daß er ſich zunächſt ſchon im Leiſtungsverzuge befunden hatte, und daß der Gläubiger erſt 
danach die Annahmeverweigerung erklärt hat. Eine ſchon im voraus erfolgte Ver ⸗ 
weigerung der Annahme liegt auch dann vor, wenn der Gläubiger Unwirkſamkeit 
oder Nichtigkeit des Vertrags, oder den Rücktritt geltend macht (RG 57, 111). Bei einem 
Teillieferungsvertrage iſt der Schuldner, wenn der Gläubiger die Annahme auch nur einer 
Lieferung verweigert hat, unter Umftänden auch der Verpflichtung, die weiteren Raten 
anzubieten, enthoben (R JW 1910, 8041). Wörtliches Angebot genügt zutreffendenfalls 
auch dann, wenn es vom nur dinglich haftenden Grundſtückseigentümer ausgeht, der 
nicht zugleich der perſonliche Schuldner it (R Warn 09 Nr 348). Erklärt ſich der 
Gläubiger noch nachträglich zur Annahme der Leiſtung bereit oder nimmt er die Handlung 
vor, ſo entſteht damit die Verpflichtung des Schuldners zum tatſächlichen Angebote (5 294), 
vgl. auch 8 297. — Der zweite Fall, erforderliche Handlung des Gläubigers, kommt in 
Frage bei der Wahlſchuld mit Wahlrecht des Gläubigers ($ 262; RG SeuffA 58 Nr 229); 
bei der Verpflichtung des Glaubigers zum Abrufe der Waren (NG JW 04, 1685; vgl. auch 
8433 A 11); beim Werkvertrage ($ 640); beim Spezifikationskaufe (8 375 HGB; RG 14, 245; 
43, 103); bei der Holſchuld. In keinem Falle kann aber vom Gläubigerverzuge die Rede 
iein, wenn der die Leiſtung wörtlich anbietende Schuldner zu ihr nicht imſtande war 
G 297). — Das Angebot iſt eine einſeitige, empfangsbedürftige Erklärung (88 130—132), 
die dem Gläubiger oder feinem Vertreter gegenüber abgegeben ſein muß. Sie iſt an ſich 
widerrufbar (M 2, 71). 

& 296 


Iſt für die von dem Gläubiger vorzunehmende Handlung eine Zeit 
nach dem Kalender beſtimmt, ſo bedarf es des Angebots nur, wenn der 
Gläubiger die Handlung rechtzeitig vornimmt. Das gleiche gilt, wenn 
der Handlung eine Kündigung vorauszugehen hat und die Zeit für die 
Handlung in der Weiſe beſtimmt iſt, daß ſie ſich von der Kündigung ab nach 


dem Kalender berechnen läßt!) 
E I 255 II 251; M 2 702; P 1 329. 


398 Recht der Schuidverhältniſſe Inhalt der Schuldverhältniſſe 


1. Dieſe Beſtimmung (dies interpellat pro homine) bildet ein Gegenſtück zu der Vorſchrift 
des 5 284 Abſ 2, und zwar zugunſten des Schuldners. Auch ſogar das wörtliche Angebot 
iſt hier zur Herbeiführung des Gläubigerverzugs entbehrlich. Es genügt alſo, daß der Gläu⸗ 
biger die Handlung nicht vornimmt, etwa die Sache nicht holt, oder die dem Schuldner 
vorzulegende Urkunde nicht vorlegt. Tut er es dagegen, dann entſteht hierdurch für den 
Schuldner die Pflicht zum tatſächlichen Angebote. 


8 297 


Der Gläubiger kommt nicht in Verzug, wenn der Schuldner zur Zeit 
des Angebots oder im Falle des § 296 zu der für die Handlung des Glän⸗ 
bigers beſtimmten Zeit außerſtande iſt, die Leiſtung zu bewirken !). 

E I 255 II 251; M 2 702; P 1 329. 


1. Iſt der Schuldner zur Leiſtung in den angegebenen Zeitpunkten außerſtande geweſen 
— wegen Unmöglichkeit der Leiſtung oder wegen perſönlichen Unvermögens —, Io ift ein 
Verzug des Gläubigers ausgeſchloſſen. Eine zu liefernde Sache muß alſo jedenfalls ſchon 
vorhanden geweſen ſein. Die Bereitſchaft des Schuldners zur Erfüllung braucht aber 
erſt in dem Zeitpunkte vorhanden zu ſein, in dem es zur Leiſtung ſelbſt kommen ſoll, was 
auch für die Fälle gelten muß, daß die Leiſtung von der Mitwirkung des Gläubigers ab⸗ 
hängt, oder wenn dieſer zuvörderſt erklärt hatte, die Annahme zu verweigern, und dem⸗ 
nächſt dieſe Erklärung widerriefe. Jetzt muß der Schuldner erfüllungsbereit fein. Die Bereit. 
ſchaft wird namentlich noch nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der Schuldner vorerſt noch 
ſolche Maßnahmen zu treffen hat, die vernünftigerweiſe erſt bei bevorſtehender Abnahme 
getroffen zu werden brauchen, wie etwa die Ausſcheidung (RG 34, 99; 45, 30). Auch 
genügt es, daß ſich der Schuldner den Leiſtungsgegenſtand jederzeit verſchaffen kann (Rz 
33, 69; 34, 99; 45, 80), jo durch Bezug bei einem Dritten, ſelbſt wenn ein Bezugsrecht 
zuvor noch nicht begründet worden war (RG 50, 255). Bei einem Teillieferungsvertrage 
muß der Schuldner je zu den einzelnen Teilleiſtungen erfüllungsbereit ſein (RG JW 03 
Beil 4916. Das Leiſtungsunvermögen des Schuldners bildet einen Befreiungsgrund für 
den Gläubiger und iſt ſonach von ihm zu beweiſen. 


§ 298 

Iſt der Schuldner nur gegen eine Leiſtung des Gläubigers zu leiſten 
verpflichtet, ſo kommt der Gläubiger in Verzug, wenn er zwar die an⸗ 
gebotene Leiſtung anzunehmen bereit iſt, die verlangte Gegenleiſtung aber 
nicht anbietet!). 

E I 256 II 252; M 2 73; P 1 331. 

1. Bei allen Zug⸗um⸗Zug⸗Leiſtungen (88 274, 320, 348, 368, 371) genügt nicht die 
Bereitſchaft des Gläubigers, die Leiſtung des andern anzunehmen, um den Annahmeverzug 


von ſich abzuwenden; dazu iſt vielmehr erforderlich, daß der Gläubiger auch die ſeinerſeits 


geſchuldete Leiſtung anbietet, und zwar der Regel nach tatſächlich. Unterlaßt er das, daun 


kommt auch der Schuldner trotz Zurückbehaltung ſeiner Leiſtung nicht in Verzug. Iſt der 
eine Teil ſeinerſeits verpflichtet, ein Grundſtück heraus (zurück) zugeben, io genügt es, um 
den zahlungspflichtigen Gegner in Gläubigerverzug zu ſetzen, wenn der Veroflichtete den 
Gegner zur Zahlung auffordert und dabei zugleich die Preisgabe des Grundſtücks für den 
Fall der Nichtabnahme androht (RG 73, 69). 


§ 299 
Iſt die Leiſtungszeit nicht beſtimmt oder iſt der Schuldner berechtigt, 
vor der beſtimmten Zeit zu leiſten, ſo kommt der Gläubiger nicht dadurch 
in Berzug, daß er vorübergehend an der Annahme der angebotenen Leiſtung 
verhindert iſt, es ſei denn, daß der Schuldner ihm die Leiſtung eine ange⸗ 
meſſene Zeit vorher angekündigt hat!. 
E II 253; P 1 329. 


die Gefahr, 
Ankündigung. In Betracht kommt nur eine bloß vorübergehende Verhinderung, 
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beren Vorhandenſein eine Tatfrage iſt. Geeignet zur Inverzugſetzung iſt demnach erſt ein 
nach der Ankündigung ergangenes Angebot. Das Vorhandenſein des geſetzlichen Befreiungs⸗ 
grundes hat der Gläubiger zu beweiſen, während dem Schuldner der Beweis offenſteht, 
daß er dem Gläubiger die Leiſtung in „angemeſſener Friſt“ (vgl. § 250 N 2) angekündigt 
habe. Überſendet der Schuldner dem Gläubiger berechtigterweiſe das Geld und bat der 
verreiſte Gläubiger nicht dafür geſorgt, daß ſich der Schuldner feiner Zahlungspflicht ent⸗ 
ledigen konnte, dann gerät er in Annahmeverzug, und zwar nicht nur vorübergehenden, 
ſondern dauernden (R Warn 1913 Nr 355). — Über das Recht des Schuldners zur vor⸗ 
zeitigen Leiſtung ſ. § 271 A 4. 


8 300 


Der Schuldner hat während des Verzugs des Gläubigers nur Vorſatz 
und grobe Fahrläſſigkeit zu vertreten !). 

Wird eine nur der Gattung nach beſtimmte Sache geſchuldet, ſo geht 
die Gefahr mit dem Zeitpunkt auf den Gläubiger über, in welchem er da⸗ 
durch in Verzug kommt, daß er die angebotene Sache nicht annimmt'). 

E 1 257 II 254; M 2733. P 1 331. 


1. Verminderte Haftung des Schuldners während des Gläubigerverzugs. Eine Ver⸗ 

pflichtung des Gläubigers zum Schadenserſatze iſt, anders als beim Schuldnerverzuge (§ 286), 
für den Fall des Gläubigerverzugs nicht anerkannt (RG 24. 6. 08 V 452/07). Das Geſetz 
mildert hier aber wenigſtens die Haftung des Schuldners gegenüber 8 276. — Dieſer Grund- 
ſatz gilt allgemein für alle Schuldverhaltniſſe, auch für das aus der Wandlung entſtehende 
(RG 56, 270), mit der Folge, daß, wenn der Verkäufer auf die gerechtfertigte Wandlungs⸗ 
erklärung des Käufers hin, dieſem die Kaufſache nicht rechtzeitig abnimmt, der Käufer, der 
bis dahin betreffs der Sache die Fürſorgepflicht hatte, jetzt nur noch für grobe Fahrläſſigkeit 
und Vorſatz haftet (NG Warn 1912 Nr 376). Über die Beweislaſt vgl. § 282. 
. 2. Gefahrübergang bei der Gattungsſchuld. Über die Frage, wer die Gefahr trägt, und 
insbeſondere über die verſchiedene Regelung bei der Speziesſchuld und der Gattungsſchuld 
vgl. 5 243 A 1, 4. Gemäß $ 300 geht bei der letzteren Schuld die Gefahr auf den Gläubiger 
erſt über nach Beſchrankung des Schuldverhaltniſſes im Sinne des g 243 Abs 2 (val. dort A 3) 
und mit dem Zeitpunkt, in dem der Glaubiger durch Nichtannahme der angebotenen Sache 
($ 90) in Verzug gerät; es muß alſo die Sache bereits ausgeſchieden und daraufhin dem 
Gläubiger angeboten worden ſein; geht ſie alsdann erſt unter (durch Brand), dann bleibt 
der Käufer zur Gegenleiſtung verpflichtet; während der Verkäufer im Falle des Untergangs 
der Sache vor erfolgter Beſchränkung des Schuldverhältniſſes (alſo vor Angebot der bereits 
ausgeſchiedenen Ware) ſeinerſeits die Gefahr tragen müßte und mithin gemäß 8 279 von 
der Leiſtungspflicht noch nicht befreit fein würde (Ach 57, 402). — Iſt der Käufer im Ab. 
nahmeverzuge, ſo muß er für die ihm bereits angebotene Ware Sorge tragen, andernfalls 
hat er den vom Verkäufer bewirkten Selbſthilfeverkauf gegen ſich gelten zu laſſen (RG 
J 08 Beil 61%). Über weitere Folgen des Verzugs bei gegenſeitigen Verträgen vgl. 
9 326 Abſ 2. — Über das Hinterlegungsrecht des Schuldners und das Recht der Ver⸗ 
ſteigerung vgl. die 88 372, 883, ferner § 303. 


§ 301 


Von einer verzinslichen Geldſchuld hat der Schuldner während des 
Verzugs des Gläubigers Zinſen nicht zu entrichten). 

E I 259 II 255; M 2 57; P 1 332. 

1. Solange der Gläubigerverzug währt (vgl. S 284 A 2) ruht jede Art von Zinspflicht. 

8 302 

Hat der Schuldner die Nutzungen eines Gegenſtandes herauszugeben 
oder zu erſetzen, ſo beſchränkt ſich ſeine Verpflichtung während des Verzugs 
des Gläubigers auf die Nutzungen, welche er zieht!). 

E J 258 II 256; M 2 74; P 1 332. 
1 Herausgabe der Nutzungen. Solange der Gläubigerverzug währt ($ 284), iſt der 
Schuldner zur Ziehung von Früchten im Intereſſe des Gläubigers nicht verpflichtet (M 2, 75); 


er hat daher grundſätzlich nur die tatſächlich gezogenen Nutzungen (§ 100) heraus. 
zugeben. Ob aber dem Schuldner überhaupt die Verpflichtung zur Herausgabe oder zum 
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Erſatze der Nutzungen obliegt, beſtimmt ſich nach dem Inhalte des Schuldverhältniſſes, bei: 
ſpielsweiſe 88 667, 987, 990, 1422. 


8 303 


Iſt der Schuldner zur Herausgabe eines Grundſtücks verpflichtet, ſo 
kann er nach dem Eintritte des Verzugs des Gläubigers den Beſitz auf⸗ 
geben. Das Aufgeben muß dem Gläubiger vorher angedroht werden, es 
ſei denn, daß die Androhung untunlich iſt!). 

E II 257; P 1 332. 


1. Dieſe Beſtimmung gibt dem Schuldner nur das Recht JE Aufgabe des Beſitzes 
eines Grundſtücks (8 856), nicht aber auch die Befugnis zum Verzichte auf das Eigentum 
(8 928). Für etwaige Beſchädigungen nach der Preisgabe des Grundſtücks iſt der Schuldner, 
da feine Handlung keine widerrechtliche, nicht haftbar (RG 73, 69). Das Recht aus $ 308 
iſt gegeben, ſobald der andere Teil ſich im Sinne des 8 295 oder des $ 298 in Verzug befindet; 
die Androhung der Preisgabe kann mit dem Leiſtungsangebote wirkſam verbunden werden 
(RG 73, 70; hier hatte der Käufer wegen Nichtigkeit des Kaufvertrags Rückzahlung des Kauf⸗ 
preiſes verlangt und bei der Mahnung zugleich die Preisgabe des gekauften Grundſtücks an- 
gedroht). Die Androhung iſt eine einſeitige empfangsbedürftige Erklärung (8 130—132). 
Ob fie untunlich ift, entſcheidet ſich nach den Grundsätzen von Treu und Glauben. Falls es 
im Intereſſe des Schuldners geboten ſcheint, beiſpielsweiſe, weil die Aufgabe des Beſitzes 
keinen Aufſchub duldet, kann danach auch von einer Androhung mittels öffentlicher Zuſtellung 
abgeſehen werden. — Über anderweite Befugniſſe des Schuldners bei Wertpapieren und 
ſonſtigen beweglichen Sachen vgl. 88 372, 383. Falls der Schuldner durch den Verzug des 
Gläubigers in eine Notlage gerät, aus der ihn auch die Hinterlegung des geſchuldeten Gegen⸗ 
ſtandes nicht befreien würde, kann er ſich auch bei andern Gegenſtänden als Grundſtücken 
nach dem Geſichtspunkte des $ 303 und weiter der 88 242, 157 durch ihre Preisgabe der 
Gewährungspflicht entledigen (RG 60, 163; der Verkäufer von Kuren hatte dieſe nachdem 
der Käufer in Abnahme⸗ und Zahlungsverzug geraten war, der Gewerkſchaft zur Verfügung 
geſtellt, um ſich von der Haftung für Zubuße zu befreien). 


8 304 

Der Schuldner kann im Falle des Verzugs des Gläubigers Erſatz der 
Mehraufwendungen verlangen, die er für das erfolgloſe Angebot ſowie 
für die Aufbewahrung und Erhaltung des geſchuldeten Gegenſtandes 
machen mußte !). 

E I 261 II 258; M 2 76; P 1 333. 

1. Erſatzpflicht des Gläubigers für Mehraufwendungen des Schuldners (5 256 A 1), 
wobei insbeſondere die nötig gewordenen Aufbewahrungs⸗ und Erhaltungskoſten in Frage 
kommen. Nur die wirklich erforderlichen Aufwendungen kommen hier in Betracht (RG 45, 302); 
dagegen nicht auch ſolche, die der Schuldner für erforderlich halten durfte (5 670). Die 
Erſappflicht des Gläubigers beſteht ohne Rücksicht auf Verſchulden („ Veranlaſſungsgrund⸗ 
ſatz“); gemäß 8 273 hat der Schuldner auch das Zurückbehaltungsrecht. — Falls der Gläubiger 
zugleich in Leiſtungsverzug gerät (vgl. § 284 A J), richtet ſich feine Haftung inſoweit nach den 
Grundſätzen vom Schuldnerverzug. 


Zweiter Abſchnitt 
Schuldverhältniſſe aus Verträgen 


Erſter Titel 
Begründung Inhalt des Vertrags 


§ 305 
Zur Begründung eines Schuldverhältniſſes durch Rechtsgeſchäft ſowie 
zur Anderung des Inhalts eines Schuldverhältniſſes iſt ein Vertrag zwiſchen 


den Beteiligten erforderlich, ſoweit nicht das Geſetz ein anderes vor⸗ 
ſchreibt r-). 


E 1 342 II 810, M 2 175; P 1 447; 6 160. 


Begründung Inhalt des Vertrags 8 305 401 


Die 88 305—319 haben den Vertrag als Entſtehungsgrund von Schuldverhältniſſen im 

uge. Über die entſprechenden anderweiten Rechtsgründe vgl. Vorbem 3 vor $ 241. Über 

den Begriff Vertrag und die Entſtehung eines ſolchen vgl. Vorbem 1 vor 8 145. Über den 
gegenſeitigen Vertrag insbeſondere handeln die 88 320-327. 


1, Begründung eines Schuldverhältniſſes durch Rechtsgeſchäft (Vorbem 1, 2, 3, 4 vor 
§ 104). Nach dieſer Beſtimmung können Schuldverhältniſſe auf rechtsgeſchäftliche Art der 
Regel nach nur mittels eines Vertrags, mithin nur mittels eines zweiſeitigen Rechtsgeſchäfts 
begründet oder geändert werden. Vgl. Vorbemerkungen vor $ 145. Einſeitige Rechtsgeſchäfte 
ſind ſonach lediglich in den ausdrücklich zugelaſſenen Sonderfällen zur Begründung 
eines Schuldverhältniſſes ausreichend (vgl. Vorbem 3 vor § 241). Auch im Gebiete des 
öffentlichen Rechtes können Schuldverträge mit privatrechtlichen Wirkungen abge⸗ 
ſchloſſen werden (RG 65, 3; 67 S. 292 u. 336; JW 1910, 63 ). — Auch zur Aufhebung 
eines Schuldverhaltniſſes iſt der Vertrag ein geeignetes Mittel (nudo consensu). Er bedarf 
dazu ſelbſt dann nicht der Form, wenn der Begründungsvertrag ($ 313) ſeinerſeits form. 
bedürftig war (RG 16. 2. 18 V 320/17). Anderung des Vertragsinhalts. Wird ein Vertrag 
durch einen fpäteren Vertrag mit der Abſicht abgeändert, daß der urſprüngliche Schuldgrund 
beſtehenbleibt, fo ändert dies an dem urſprünglichen Schuldverhältniſſe nur ſo viel, daß 
an die Stelle der abgeänderten Abreden die neuen treten (RG 65, 392). So können die 
Erfüllungsarten oder Abreden über die Verzinſung ſowie über die zu gewährende Sicher- 
heit geändert oder neu getroffen werden. In allen ſolchen Fällen beſteht der urſprüngliche 
Vertrag an ſich fort. Ob der ſpatere Vertrag der für den urſprünglichen Vertrag vor. 
geſchriebenen Form bedarf, hängt davon ab, ob die abändernde Abmachung Beſtandteil 
des urſprünglichen Vertrags werden foll (RG 51, 181; 65, 392; Warn 1911 Nr 226). Vgl. 
auch $ 313 A 2 Abi 3 u. 8 566. — Ging die Abſicht dahin, den ſpäteren Vertrag an die 
Stelle des erſteren treten zu laffen, jo liegt eine Umſchaffung (Novation) vor. Das BGB 
gedenkt dieſes Rechtsgebildes nirgends ausdrücklich. Daß es auch unter ſeiner Herrſchaft 
zuläſſig iſt, folgt aus dem Grundſatze der Vertragsfreiheit. Handelt es ſich um eine wirkliche 
Umſchaffung, ſo hat dies das Erlöſchen des urſprünglichen Schuldgrundes zum Ergebniſſe, 
und demnach zur weiteren Folge auch den Untergang der etwaigen Nebenrechte (Bürgſchaft, 
Pfand). Vgl. 8 418 für den Fall des Eintritts eines andern Schuldners an die Stelle 
des urſprünglichen (Paſſivdelegation), ferner $ 364 Abſ 2, betreffend die Übernahme einer 
neuen Verbindlichkeit zum Zwecke der Befriedigung des Gläubigers, endlich 8 607 Abſ 2 
über Umſchaffung eines Schuldverhältniffeg in ein Darlehn. 


2. „Gemiſchte Verträge“ find ſolche, die Beſtandteile aus an ſich verſchiedenartigen 
Geſchäften enthalten, z. B. Sachmiete und Dienſtmiete (RG 33, 47), oder Pacht und 
Darlehn (RG 37, 90), oder Grundſtücksveräußerungsvertrag und andere damit nicht innerlich 
zuſammenhängende Abmachungen (RG 51, 181); Übernahme einer Bürgſchaft und außer 
dem anderer, mit dem Bürgſchaftsvertrage ſelbſt nicht vereinbarer (ſelbſtändiger) Verpflich⸗ 
tungen (RG 86, 323). Val. auch $ 139 A 1. Auch in ſolchen Fällen liegt ein einheitlicher 
Vertrag vor, falls die Verbindung der einzelnen Abmachungen nicht nur eine äußerliche iſt, 
die bedungenen Leistungen ſich vielmehr ſämtlich als Leiſtungen und Gegenleiſtungen im 
Sinne desjenigen Geſchafts darſtellen, welches nach dem wirtſchaftlichen Zwecke als das 
Hauptgeſchäft erſcheint. Daher greifen die 98 325, 326 auch bei gemiſchten aber einheit⸗ 
lichen Verträgen derart Platz, als ftände nur eine Leistung in Frage und als handelte es 
lic) bei den einzelnen, an ſich verſchiedenartigen Leiſtungen um Teilleiſtungen (88 325 A 4, 
326, 615; RG 61, 358; Gruch 53, 947). Hängen Verlagsvertrag und ein Werkvertrag 
innerlich zuſammen, dann iſt anzunehmen, daß der Beſteller auf das Kündigungsrecht aus 
dem Werkvertrage verzichtet hat (RG 86, 107). Beſteht dagegen zwiſchen zwei durch einen 
Vertrag begründeten Anſprüchen nur ein äußerer, kein innerer Zuſammenhang, dann kann 
der eine auch dann auf Erfüllung weitergehen, weun der andere ſich in einen Anſpruch 
auf Schadenserſatz umwandelt (RG Gruch 54, 925), und es iſt in ſolchen Fällen auch der 
teiliveife Rücktritt gemäß 59 325, 326 möglich (R& 79, 311). Vgl. 5 825 A Abſ 4. Aber 
die Einheitlichkeit eines Rechtsgeſchäfts wird auch dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß äußerlich 
eine Mehrheit von Verträgen abgeſchloſſen worden iſt, und daß auch nicht durchweg dieſelben 
Perſonen daran teilgenommen haben; auch in ſolchen 59 15 können die Grundſätze der 
38 346 u. 326 in bezug auf das ganze, als einheitlich anzufſehende Rechtsgeſchäft Anwendung 
finden (RG 62, 185; 79, 436; 67, 104; 17. 11. 17 V 194/17; 8. 7. 18 U 111/18). Danach 
regelt ſich auch das Formerfordernis hinſichtlich der einzelnen Abreden ſowie die Ent. 
ſcheidung der Frage, ob die geſamten Vereinbarungen nach den für das Hauptgeſchäft 
gültigen Auslegungsregeln zu beurteilen ſind oder ob für jedes einzelne der verabredeten 
Geſchäfte je die zutreffenden beſondern Vorſchriften maßgebend find. — Über den Einfluß 
der teilweifen Nichtigkeit auf die Rechtsbeſtändigkeit der geſamten Abreden vgl. 8 139. 


& 


Iſt aus den mehreren Rechtsgeſchäften, aus denen ein Rechtsgeſchäft zuſammengeſetzt ift, 
BOB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. I. Band. 3. Aufl. 26 
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nur ein Teil nichtig ($ 139), dann iſt inſoweit die Rückforderung der Leiſtung nicht aus- 
geſchloſſen (RG 78, 91). r 

. Bei der Frage, welches örtliche Recht auf einen zwiſchen zwei in verſchiedenen Ge⸗ 
bieten wohnhaften Parteien abgeſchloſſenen Vertrag anzuwenden iſt, entſcheidet in erſter 
Linie der Parteiwille (RG 68, 205; 73, 387; Gruch 55, 891 und die dort weiter angezogenen 
Urteile). Im übrigen vgl. Vorbem 11 vor $ 104 und $ 269 A 1. 


§ 306 
1) Ein auf eine unmögliche Leiſtung gerichteter Vertrag iſt nichtig). 


E I 344 II 295; M 2 161; P 1 448. 


1. Während die 88 275 ff. allgemeine Grundſätze von der nachträglichen Unmöglichkeit 
für Schuldverhältniſſe überhaupt geben (vgl. 8 275 A 3), hat § 306 nur Verträge im Auge, 
und zwar nur ſolche, die auf eine unmögliche Leiſtung gerichtet ſind, bei denen alſo die 
Unmöglichkeit der Leiſtung ſchon zur Zeit des Vertragsſchluſſes vorhanden war: an- 
fängliche Unmöglichkeit. Richtet ſich der Vertrag auf eine erſt künftige Leiſtung, 
dann iſt entſcheidend, ob die Leiſtung auch in dem für ſie beſtimmten Zeitpunkte noch 
unmöglich iſt. War das zur Zeit des Vertragsabſchluſſes vorhanden geweſene Hindernis 
inzwiſchen bereits beſeitigt, dann verſagt § 306. Dies trifft beiſpielsweiſe zu, wenn das 
verkaufte Gebäude zur Zeit des Vertragsabſchluſſes mit Schwamm behaftet geweſen, der 
Schwamm aber bis zum Zeitpunkte der Übergabe ſchon beſeitigt worden war (R Gruch 
53,938). Anfängliche Unmöglichkeit ſteht alſo überhaupt nicht in Frage, wenn ſich der Mangel 
bis zum Zeitpunkte der Erfüllung beſeitigen läßt (RG a. a. O.). Vgl. anderſeits JW 
1912, 7216. In dem Falle, daß die Behebbarkeit der anfänglichen Unmöglichkeit von den 
u ee zur Bedingung geſtellt ift, ift die Beſtimmung des $ 308 maßgebend 
vgl. 5 . 

Die §8 306, 307 find nur bei ſchuldrechtlichen Verträgen (8 341), dagegen nicht auch bei 
dinglichen (Abtretung) anwendbar (NG Gruch 57, 942). — Betreffs des Falles nur teil, 
weiſer Unmöglichkeit vgl. 8 139 A 1. 

2, Der Paragraph berückſichtigt nur die ſachliche Unmöglichkeit (8 275 A 2), dagegen nicht 
auch, wie $ 275, das perſönliche Unvermögen (RG 69, 357; 81, 61; IW 08, 7127). Daraus folgt, 
daß wenn der Schuldner zur Zeit des Vertragsſchluſſes zur Leiſtung nur unvermögend war 
(beiſpielsweiſe ein Laie verſpricht die Herſtellung eines Kunſtwerks, oder es verkauft jemand 
eine fremde Sache, oder die im geſetzlichen Güterſtande lebende Ehefrau verkauft ein zum 
eingebrachten Vermögen gehörendes Grundſtück ohne Zuſtimmung des Mannes RG 80,250), 
gleichwohl das Schuldverhältnis hier wirkſam entſtanden ift und der Schuldner jedenfalls 
auf das Erfüllungsintereſſe haftet, und zwar, ſobald ſich das Unvermögen als eindauerndes 
herausſtellt, ohne weiteres auf Grund des Vertrags, ſonſt aber, ſobald der Schuldner in Verzug 
geſetzt iſt, bei gegenſeitigen Vertragen nach Maßgabe des 8 326 (RG 69, 355; 80, 250), 
Bloßes Unvermögen des Schuldners liegt dann nicht mehr vor, wenn er die Möglich, 
keit der Leiſtung trotz des nach Treu und Glauben zu bemeſſenden Grades ſeiner Be⸗ 
mühungen nicht hat herbeiführen können; alsdann ſteht vielmehr objektive Unmöglichkeit 
in Frage (vgl. $ 275 A 5). Unmöglich iſt die Leiſtung insbeſondere dann, wenn eine 
Sache oder ein Recht, deſſen Gewährung verſprochen worden iſt, zur Zeit des Vertrags⸗ 
ſchluſſes bereits untergegangen, oder wenn etwa eine verkaufte Hypothek im Zeitpunkte 
der Vertragsannahme bereits ausgefallen war (RG 29. 5. 18 V 24/18) oder wenn der 
als vorhanden angenommene Gegenſtand (Leiſtungsgegenſtand) überhaupt nicht zur Ent. 
ſtehung gelangt ift, wenn beiſpielsweiſe Aktien, deren Lieferung von einer Aktiengeſell 
ſchaft verſprochen wurde, nicht ausgegeben worden find (RG 52, 417); oder eine an- 
gebliche Erfindung vom Patentanſpruche überhaupt nicht umfaßt iſt (R J 1912, 13910; 
oder auch wenn der Schuldner ſich einer „von Tag zu Tag verdoppelnden Vertrags: 
ſtrafe (alſo einer ganz ungemeſſenen) unterwirft (RG SeuffA 61 Wr 351). Käme der 
Gegenſtand ſpäter zur Entſtehung, fo griffe § 308 Platz. Verkauft ein Geſamthandmiteigen⸗ 
tümer Bruchſtückseigentum, dann leidet der Vertrag nicht an ſachlicher Unmöglichkeit, weil 
die Umwandlung des Eigentums an ſich möglich ift (RG Gruch 54, 1064). Ein Vertrag über 
ein Patent, das hinterher vernichtet wird, iſt nicht wegen urſprünglicher ſachlicher Unmög⸗ 
lichkeit nichtig, da auch ein nur tatſächliches Patent ein wirtſchaftliches Gut iſt, deſſen Ge⸗ 
währung eine mögliche Vertragsleiſtung darſtellt (R 11. 7. 08 1446/07; JW 1912, 13910. 
Anders verhält es ſich bei einem Gebrauchsmuſter (RG 68, 292; 78, 18). Die Übernahme 
der Verpflichtung zur Aufgabe eines Rechtes, das dem Erklärenden überhaupt nicht zu⸗ 
ſtand, iſt auf eine unmögliche Leiſtung gerichtet (RG 78, 431, betreffend die Verpflichtung 
zur Befreiung von einem nicht beſtehenden Bauverbote). Auch Rechtsgrunde können 
die tatſächliche Unmöglichkeit begründen (vgl. $ 275 A 2; ferner RG 12. 10. 07 V 57/07, 
Verbot des Bergamts im Jutereſſe der öffentlichen Sicherheit; Warn 1918 Nr 217, betref- 


Begründung Inhalt des Vertrags 88 305—307 403 


fend den Verkauf einer wegen bereits erfolgter behördlicher Beſchlagnahme nicht lieferbarer 
Ware). Laſſen ſich die zum Zwecke des Schankbetriebs vermieteten Räume nicht fo ein: 
richten, wie es die polizeilichen Anforderungen verlangen, ſo iſt der Vertrag gemäß § 306 
nichtig (kein Rücktrittsrecht gemäß § 542; RG Warn 08 Nr 26). Rechtlich unmöglich iſt 
gemäß $ 312 ein Vertrag über den Nachlaß eines noch lebenden Dritten (RG Gruch 63, 216).— 
Anwendbar ift § 306 bei dem Verkaufe einer nicht beſtehenden Forderung oder eines nicht 
beſtehenden Rechtes nur dann, wenn die Entſtehung der Forderung oder des Rechtes an 
ſich unmöglich war, während ſonſt die Verſchaffungspflicht nach 8 437 Platz greift (RG 
68, 293; 94, 210). Daher greift $ 306 auch nicht Platz beim Verkaufe einer noch nicht ein- 
getragenen Hypothek (RG Warn 1914 Nr 150). Miete einer eigenen Sache iſt rechtlich 
möglich (RG IW 06, 437). 2 

Unanwendbar iſt $ 306 regelmäßig beim Kaufe einer beſtimmten Sache, falls nur 
die Unmöglichkeit beſteht, die Sache fehlerfrei oder mit den zugeſicherten Eigenſchaften 
zu gewähren. Denn die vertragliche Verpflichtung geht in beiden Fällen nur dahin, die 
beſtimmte Sache zu gewähren, und die vertragsmäßig geſchuldete Leiſtung iſt erfüllbar, falls 
dieſe Sache gewährt werden kann; während die Haftung für die vorhandenen Mängel ſowie 
für das Fehlen der zugeſagten Eigenſchaften ſich erſt aus dem Geſetze gemäß § 459 ergibt. 
Nur dann iſt die Sache anders, wenn dem Vorhandenſein der zugeſicherten Eigenſchaften 
in Hinſicht auf den Vertragszweck eine ſo weſentliche Bedeutung beigemeſſen war, daß der 
Ausfall der Eigenſchaften zugleich eine Vereitlung des Vertragszwecks und ſomit letzten 
Endes die Unerfüllbarkeit des Vertrags wegen qualitativer teilweiſer Unmöglichkeit über- 
haupt zur Folge haben würde. Vgl. § 275 A 4. Die Auffaſſung, daß das unbedingte 
Fehlen zugeſicherter Eigenſchaften die Erfüllbarkeit des Vertrags ſtets ausſchließe (RG 52, 355; 
53, 92; 86, 92), kann nicht gebilligt werden. Unſittliche Verträge unterliegen lediglich der 
Beſtimmung des § 138. 

Bei nur teilweiſer Unmöglichkeit (auch qualitativer) regelt ſich die Frage, ob das ganze 
Rechtsgeſchäft nichtig ift, nach den Regeln des § 139. 


S 307 


Wer bei der Schließung eines Vertrags, der auf eine unmögliche Leiſtung 
gerichtet iſt, die Unmöglichkeit der Leiſtung kennt oder kennen muß, iſt zum 
Erſatze des Schadens verpflichtet, den der andere Teil dadurch erleidet, 
daß er auf die Gültigkeit des Vertrags vertraut, jedoch nicht über den Be⸗ 
trag des Intereſſes hinaus, welches der andere Teil an der Gültigkeit des 
Vertrags hat!. Die Erſatzpflicht tritt nicht ein, wenn der andere Teil die 
Unmöglichkeit kennt oder kennen muß?). 

Dieſe Vorſchriften finden entſprechende Anwendung, wenn die Leiſtung 
nur teilweiſe unmöglich und der Vertrag in Anſehung des möglichen Teiles 
gültig iſt oder wenn eine von mehreren wahlweiſe verſprochenen Leiſtungen 
unmöglich ift?). 

E 1 345 II 259; M 2 178; P 1 450. 


1. Angewendet find hier die Grundſätze vom negativen Vertragsintereſſe. Vgl. 8 122, 
dem die vorliegende Vorſchrift nachgebildet iſt. Die Vorſchrift trifft ſowohl den Verſprechen⸗ 
den wie den Verſprechensemp änger. Neben dem Schadenserſatzanſpruche aus § 307 beſteht 
um Falle der Anfechtung des Vertrags die Forderung auf Rückgabe der Bereicherung (RG 
51, 92). Bedenklich inſofern, als für die Anfechtung eines gemäß $ 306 ohnehin nichtigen 
Vertrags überhaupt nicht Raum iſt. - 

Falls auch der andere Teil die Unmöglichkeit kannte oder kennen mußte (was zu 
behaupten und zu beweiſen Sache des in Anſpruch Genommenen ift), oder wenn Kenntnis 
wie Kennenmüſſen bei keinem Teile zutraf, iſt jeder Erſatzanſpruch ausgeſchloſſen. Das wirk⸗ 
nicht Kennen des einen Teiles wird durch das bloße Kennenmüſſen des andern Teiles noch 
aufgewogen. g . 
Falls die Leiſtung teilweiſe möglich, der Vertrag inſoweit auch gültig iſt, teilweiſe 
anderſeits unmöglich ift (ogl. § 275 A 4) greift der Grundſatz des Abſ 1 nur hinſichtlich des 
nicht erfüllbaren Teiles Platz. Der Einfluß der teilweiſen Unmöglichkeit auf die Gültigkeit 
es geſamten Geſchäfts ift im übrigen nach $ 139 zu beurteilen. — Bei einem Wahlſchuld⸗ 
verhältniſſe (8 262) kann die teilweiſe Unmöglichkeit ſich darin äußern, daß die eine oder die 
andere der Leiſtungen unmöglich iſt. In dieſem Falle beſteht die Haftung gemäß § 307 auf 


kraut het e den der andere erleidet, weil er auf die Möglichkeit ſämtlicher Leiſtungen ver⸗ 
at. 
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8 308 


Die Unmöglichkeit der Leiſtung ſteht der Gültigkeit des Vertrags nicht 
entgegen, wenn die Unmöglichkeit gehoben werden kann und der Vertrag 
für den Fall geſchloſſen iſt, daß die Leiſtung möglich wird!). 

Wird eine unmögliche Leiſtung unter einer anderen aufſchiebenden Be⸗ 
dingung oder unter Beſtimmung eines Anfangstermins verſprochen, ſo iſt 
der Vertrag gültig, wenn die Unmöglichkeit vor dem Eintritte der Be⸗ 
dingung oder des Termins gehoben wird). 

E I 346 II 260; M 2 180; P 1 454. 


1. Möglichkeit einer Hebung der Unmöglichkeit. Es handelt ſich hier nicht um einen Fall 
der ſog. Konvaleſzenz oder um Heilung der Nichtigkeit durch nachträglich eintretende Möglich⸗ 
keit der Leiſtung. Der Standpunkt des Geſetzes iſt vielmehr der, daß trotz 8 306 anfängliche 
Unmöglichkeit die Nichtigkeit überhaupt nicht zur Folge hat, falls a) die Unmöglichkeit nach ⸗ 
träglich gehoben werden kann, und zugleich b) die Parteien beim Vertragsabſchluſſe ſchon 
mit dem Falle gerechnet hatten, daß die Erfüllung werde möglich werden (RG JW 1912, 7210). 
Die Vorausſetzung zu b wird alſo auch ſchon dann gegeben ſein, wenn die Parteien nur 
ſtillſchweigend davon ausgegangen ſind, daß die Möglichkeit der Erfüllung für künftig zu 
erwarten ſei. Wird eine Leiſtung auf die Zukunft abgeſtellt (beiſpielsweiſe Frachtbeförde⸗ 
rung zu Waſſer), dann werden die Parteien regelmäßig nur die Erfüllbarkeit zur vor⸗ 
geſehenen Leiſtungszeit im Auge gehabt haben. Treten lediglich der Natur der Sache nach 
vorübergehende Hinderniſſe ein, beiſpielsweiſe ein die verſprochene Arbeitsleiſtung hinderndes 
zeitweiliges Froſtwetter, ſo wird von Unmöglichkeit der Leiſtung überhaupt nur dann die 
Rede ſein können, wenn die Einhaltung der Leiſtungszeit weſentlich war (vgl. § 275 A 4). 
Vgl. auch § 306 A 2 über behebbare Unmöglichkeit. 

2. Abſ 2 hat den Fall eines im Sinne der 88 158, 163 aufſchiebend bedingten oder be⸗ 
friſteten Vertrags im Auge, hier alſo über Abſ 1 hinaus den Fall, daß das Wirkſamwerden 
des Vertrags ſogar abredegemäß von dem Möglichwerden der Leiſtung abhängig gemacht 
worden iſt. In dieſen Fällen iſt für die Frage, ob der Vertrag wegen Unmöglichkeit der 
Leiſtung nichtig, allein der Zuſtand zur Zeit des Eintritts der Bedingung oder des Termins 
maßgebend. Die Nichtigkeit tritt demnach überhaupt nicht ein, wenn nur die Leiſtung in 
jenen Zeitpunkten möglich iſt. 


8 309 


Verſtößt ein Vertrag gegen ein geſetzliches Verbot, ſo finden die Vor⸗ 


ſchriften der SS 307, 308 entſprechende Anwendung!). 
E I 847 II 361; M 2 180; P 1 455. 


1. Weiterer Nichtigkeitsgrund bei einem Vertrage iſt der Verſtoß gegen ein Verbots⸗ 
geſetz (vgl. $ 134). Hier finden die 88 307, 308 entſprechende Anwendung. — Eine Ausdehnung 
dieſer Vorſchrift auf den Fall des Verſtoßes gegen die guten Sitten iſt unzuläſſig. Dieſer 
Fall wird durch die Vorſchrift des § 138 erschöpft Demmach iſt in Fällen letzterer Art auch 
ein Anſpruch auf das negative Vertragsintereſſe für beide Teile ausgeſchloſſen. Vgl. hin⸗ 
ſichtlich der Vermächtniſſe 8 2171. 


8 310 


Ein Vertrag, durch den ſich der eine Teil verpflichtet, ſein künftiges Ver⸗ 
mögen oder einen Bruchteil ſeines künftigen Vermögens zu übertragen oder 
mit einem Nießbrauche zu belaſten, iſt nichtig“). 

E I 850 II 262; M 2 186; P 1 457. 


1. Vertrag über künftiges Vermögen. Dieſe, ſozialpolitiſchen Rückſichten dienende 
Vorſchrift bedroht mit Nichtigkeit nur Verträge des vorausgeſetzten Inhalts, trifft alſo 
unmittelbar nur das Schuldverhältnis. Die Möglichkeit, ein dingliches Recht — insbeſondere 
Eigentum oder Nießbrauch — an der Geſamtheit als ſolcher zu beſtellen, beſteht nach dem 
Geſetze ohnehin nicht. Möglich iſt nur die Übereignung jedes einzelnen zur Geſamtheit 
gehörenden Vermögensbeſtandteils in der für ihn zutreffenden Geſchäftsform (Auflaſſung, 
Übergabe, Abtretung). In welche Form der Vertrag gekleidet iſt (3. B. Geſellſchaftsvertrag), 
ob es ſich um ein einseitiges Vertragsverſprechen oder um einen gegenſeitigen Vertrag (8 320) 
handelt, ift im Sinne des $ 310 gleichgültig. Unter den 8 310 fällt auch ein Vertrag, durch den 
an Im übrigen vermögensloſer Geſchäftsinhaber alle gegenwärtigen und alle zukünftigen 

usſtände des Geſchäfts einem andern zur Sicherheit abtritt (RG 67, 166; JW 1911, 576% 
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Warn 1912 Nr 155). Von der Nichtigkeit wird indeffen gemäß $ 310 unmittelbar nur der 
die Verpflichtung zur Übertragung begründende Vertrag ergriffen. Die daraufhin erfolgte 
oder in den Vertrag eingeſchloſſene abſtrakte Übertragung müßte alſo erſt gemäß § 812 rück ; 
gängig gemacht werden. Vgl. F 139 A 3. Ein Fall des $ 310 liegt nicht vor, wenn zwiſchen den 
beiden Beteiligten das Verhältnis beſteht, daß der eine Teil die von dem andern Teile mit 
Dritten abgeſchloſſenen Kaufverträge durch Lieferung ſeiner eigenen Ware erfüllt und dafür 
ihm der andere Teil ſeine künftigen Außenſtände abtritt (RG Warn 1914 Nr 316). Ob die 
Verpflichtung von einer phyſiſchen Perſon oder einer juriſtiſchen übernommen wird, ift gleich⸗ 
gültig. Fälle eines Sondervermögens werden dagegen von 8310 nicht betroffen 
(vgl. RG IW 1910, 242°° zu $ 311).— Unter das Geſetz fällt nicht ein Vertrag, der 
nur die Erträgniſſe eines beſtimmten Vermögensbeſtandteils, beiſpielsweiſe des Grund und 
Bodens (RG FW 03 Beil 581), oder einzelne Beſtandteile des Vermögens (RG JW 09, 115) 
betrifft. Ebenſo wenig ein Vertrag, durch den ſich ein Schuldner der freien Beſtimmung über 
die Art der Verwendung der Nutzungen ſeines Vermögens zugunſten ſeiner Gläubiger begibt 
(RG 72, 116). Weiter nicht ein Vertrag, der den Verkauf eines fremden Vermögens 
zum Gegenſtande hat, und auch die Einwilligung des Vermögensinhabers zieht nicht die 
Anwendbarkeit des § 310 nach ſich (R& 79, 285). Eine wirkliche Ausnahme von der Regel 
des § 310 macht nur die vertragsmäßige Begründung der Gütergemeinſchaft unter 
Ehegatten (§ 1432). Aber es würde unter dieſe Ausnahme nicht mehr gehören, falls 
ſich ein Ehegatte gegen den andern vertraglich nur zu einer Leiſtung der im 8 310 be⸗ 
zeichneten Art, die Ehefrau insbeſondere hinſichtlich ihres Vorbehaltsguts (88 1366 ff.) 
verpflichtete. — Nicht getroffen find durch § 310 Erbverträge (88 2274 ff.). 


8 311 


Ein Vertrag, durch den ſich der eine Teil verpflichtet, ſein gegenwärtiges 
Vermögen oder einen Bruchteil ſeines gegenwärtigen Vermögens zu über⸗ 


tragen oder mit einem Nießbrauche zu belaſten, bedarf der gerichtlichen 
oder notariellen Beurkundung!). 
E 1 850 II 268; M 2 187; P 1 458. 


1. Vertrag über das gegenwärtige Vermögen, und zwar das eigene, dagegen nicht auch 
ein fremdes. Im letzten Falle findet § 311 keine Anwendung (RG 79, 283). Es handelt ſich 
um eine zwingende Formvorſchrift ($ 125), die auf den Fall zu beſchränken ift, daß ſich die 
übernommene Verpflichtung auf das gegenwärtige Vermögen als ganzes, wenn etwa auch 
nur zu einem Bruchteile erſtreckt. Die Beſtimmung iſt daher nicht anwendbar, wenn jemand 
fi) verpflichtet, feine einzelnen Vermögensbeſtandteile zu veräußern (oder mit einem Nieß⸗ 
brauche zu belaften), mögen ſie auch zuſammen ſeinen ganzen Beſitz ausmachen; oder wenn 
Gegenſtand des Vertrags ein Geſchäft mit Aktiven und Paſſiven iſt (RG Gruch 63, 88); oder 
wenn es ſich nur um beſtimmte Vermögensgegenſtände handelt, die unter einem Geſamt⸗ 
namen zuſammengefaßt ſind, oder die ſich als einen Inbegriff darſtellen. Derartige Verträge 
können zwar unter 9 419, nicht aber unter $ 311 fallen (RG 69, 420; 82, 277). Verkauft indes 
eine juriſtiſche Perſon (G. m. b. H.) ihre ganze Habe einſchließlich ihrer Forderungen 
ſowie des Firmeurechts, dann greift der $ 311 Platz, wenngleich im Vertrage die Vermögens- 
ſtücke im einzelnen aufgeführt find; doch iſt es alsdann unter Umſtänden möglich, die einzelnen 
Vertragserklärungen, ſofern ſie formfreie Rechtsgeſchäfte betreffen, mittels der Geſchäfts⸗ 
umgeſtaltung gemäß § 140 aufrechtzuerhalten (RG 76, 2). Unanwendbar iſt der § 311, 
wenn Gegenſtand des Vertrags ein Sondervermögen ift (das einer offenen Handelsgeſellſchaft, 
RG IW 1910, 242d). Ein Fall des $ 311 liegt auch dann nicht vor, wenn jemand ſich nur 
verpflichtet, über ſein Vermögen nicht zu verfügen und dabei zugleich die Verwaltung ſeines 
Vermögens auf den andern überträgt leinen Gläubigerausſchuß, R 72, 116). — Über die 
Form der Beurkundung vgl. $ 128. Bei Schenkungen des gegenwärtigen Vermögens 
iſt gemäß 8 311 die Beurkundung der beiderſeitigen Erklärungen nötig. — Ausgeſchloſſen 
iſt die Heilung des Vertrags durch Erfüllung (vgl. $ 125 A 2); mithin auch dann, wenn zum 
gegenwärtigen Vermögen auch ein Grundſtück gehört und die Auflaſſung ſowie die Eintragung 
es neuen Eigentümers erfolgt find. Denn $ 313 Satz 2 hat nur die Heilung des aus Satz 1 
fi ergebenden Formmangels im Auge (RG 73, 208). Ob aber der Vertrag wenigſtens hin⸗ 
ſichtuch der Grundſtücksveräußerung gültig wird, beſtimmt ſich nach $ 139 (R 61, 284). 


8 312 


Ein Vertrag über den Nachlaß eines noch lebenden Dritten iſt nichtig. 
Das gleiche gilt von einem Vertrag über den Pflichtteil oder ein Vermächt⸗ 
nis aus dem Nachlaß eines noch lebenden Dritten !). 
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Dieſe Vorſchriften finden keine Anwendung auf einen Vertrag, der 
unter künftigen geſetzlichen Erben über den geſetzlichen Erbteil oder den 
Pflichtteil eines von ihnen geſchloſſen wird. Ein ſolcher Vertrag bedarf 
der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung). 

E 1 349 II 264; M 2 182; P 1 456. 


1. Der Vertrag über den Nachlaß eines noch lebenden Dritten iſt nichtig aus wirt 
ſchaftlichen und ſittlichen Gründen (M 2, 182 ff.). Ob der Dritte zugeſtimmt hat, iſt unweſent⸗ 
lich. Gleichgültig iſt auch, ob der Dritte eine beſtimmte oder eine noch ungewiſſe Perſon 
iſt. (Beiſpielsweiſe Vertrag „über alle irgendwoher zufallenden Erbſchaften“.) Die Be⸗ 
ſtimmung iſt entſprechend anwendbar auch bei Verträgen über einen Bruchteil des Nach⸗ 
laſſes, demgemäß auch über den Pflichtteil. Der für tot Erklärte gilt gemäß 8 18 ebenfalls 
nicht mehr als lebend. Verzichtet jemand auf den Pflichtteil eines noch lebenden Dritten, 
in der Annahme, daß dieſer bereits verſtorben fei, während der Vertragsgegner wußte, daß der 
Dritte noch lebte, ſo iſt der Vertrag nicht zuſtande gekommen, weil es an einer Willenseinigung 
fehlt, ſofern jeder Teil einen Vertrag von anderer Beſchaffenheit wollte ($ 154 A 2 Abſ 1), 
und weil der ſtille Vorbehalt des Vertragsgegners, den Vertrag als Verzicht über den Pflicht ⸗ 
teil eines noch lebenden Dritten anzuſehen, gemäß 8 116 unbeachtlich wäre (NG Gruch 63, 218). 

2. Geſtattet find Verträge unter künftigen geſetzlichen Erben (den nächſten oder weiteren, 
88 1924ff.), jedoch auch hier nur inſoweit, als fie den künftigen geſetzlichen Erbteil oder 
den Pflichtteil zum Gegenſtand haben. Sie bedürfen der öffentlichen Beurkundung gemäß 
$ 128. Sie werden gegenſtandslos, wenn es überhaupt nicht zur geſetzlichen Erbfolge oder 
wenn es zur Entziehung des Pflichtteils (88 2333 ff.) kommt. Gemäß 8 312 iſt auch das Ver⸗ 
ſprechen, ein Teſtament nicht anzufechten oder den Pflichtteil nicht geltend zu machen, zuläſſig. 
Solche Verträge im Sinne des Abi 2 können aber nur ein Schuldverhältnis begründen, und 
haben keine erbrechtliche Bedeutung (RG 65, 364; 71, 136), und vermögen den Anfall der 
Erbſchaft oder die Entſtehung des Pflichtteilsanſpruchs ſowie den Eintritt der damit ver⸗ 
bundenen Rechtsfolgen nicht zu hindern (RG JW 07, 2447). Alle jene Folgen vollziehen ſich 
vielmehr zunächſt ohne Rückſicht auf den Vertrag, während dieſer nur die Verpflichtung 
zu ihrer Beſeitigung begründet. 

§ 313 

) Ein Vertrag?), durch den ſich der eine Teil verpflichtet, das Eigentum 
an einem Grundſtücke zu übertragen!), bedarf der gerichtlichen oder notariel⸗ 
len Beurkundung). Ein ohne Beobachtung dieſer Form geſchloſſener Ver⸗ 
trag wird ſeinem ganzen Inhalte nach gültig, wenn die Auflaſſung und die 
Eintragung in das Grundbuch erfolgen) 5). 

E 1 851 II 265; M 2 189; P 458. 5 

1. Der Paragraph hat den ſog. r eee ne im Auge, deſſen 
geſetzliche Vorausſetzung iſt, daß ſich der eine Teil zur Übereignung eines Grundſtücks ver⸗ 
pflichtet. Hält man an dieſer Begriffsbeſtimmung feſt, ſo ergeben ſich folgende Merkmale: 
a) Der „eine Teil“: Da das Geſe nach feiner Haren Faſſung zu erkennen gibt, daß es allein 
denjenigen Beſtandteil des Vertrags treffen will, der die Ver p flichtung zur Grundſtücks⸗ 
veräußerung enthält, und da es ſeinem Wortlaute nach auf das gleichzeitige Vorhandenſein 
einer Gegenverpflichtung zum Erwerbe des Grundstücks überhaupt keine Rückſicht nimmt, 
und da auch der aus den Motiven (2, 189; Prot 1, 460) erſichtliche Geſetzeszweck offenbar nur 
der iſt, den ſich zur Veräußerung eines Grundſtücks Verpflichtenden durch das Formerfordernis 
vor Übereilungen zu ſchützen (RG 78, 121; M 2, 189), fo ergibt ſich ein rſeits, daß der Ge. 
ſetzesfall ſtets gegeben it, fonft eine Verpflichtung zur Grundſtücksveräußerung übernom⸗ 
men wird, mag ein gegenſeitiger Vertrag vorliegen oder mag die Verpflichtung nur ein⸗ 
feitig (vertraglich) eingegangen fein (RG JW 09, 11). Anderſeits aber folgt, daß für den 
$ 313 dann niemals Raum fein kann, wenn es ſich allein um eine einſeitige Bindung behufs 
Erwerbs eines Grundstücks handelt (RG IW 05, 1261; 1911, 320° u. ). Daß Verträge, in 
denen ſich nur der eine Teil, ſei es zur Veräußerung (pactum de vendendo), ſei es zum Er⸗ 
werbe eines Grundſtücks (pactum de emondo) verpflichtet, ohne Gegenverſprechen des andern 
Teiles überhaupt möglich ſind, läßt ſich im übrigen ſchwerlich anzweifeln, da das Geſetz 
zum Zuſtandekommen eines Vertrags nichts Weiteres fordert als Antrag und Annahme, 
und auf dem Gebiete der Schuldverhältniſſe der Grundſatz der gegenſtändlichen Ver⸗ 
tragsfreiheit herrſcht. So läßt fi) auch nicht einſehen, weshalb nicht ein Vertragsab⸗ 

luß lediglich auch auf der Grundlage zuläſſig fein follte, daß der eine Teil das Verkaufs⸗ 
angebot, oder aber das Kaufsangebot, macht, und der andere Teil es dabei bewenden läßt, 
dieſen Antrag lediglich als ſolchen ohne eigene Bindung entgegenzunehmen. Der 5. 388 hat 
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demgemäß an dieſen Auffaſſungen trotz der in der Literatur erhobenen Bedenken auch ſtändig 
feſtgehalten (RG 81, 134; 95,7; Warn 13 Nr 396; 15 Nr 42; 18 Nr 71), und die Praxis lehrt, 
daß im Verkehr Verträge mit rein einſeitigen Bindungen der bezeichneten Art in Übung 
ſind. Allerdings hat auch ſchon der Vertragsantrag allein für ſich innerhalb der Annahme⸗ 
friſt gemäß $ 145 eine Bindung zur Folge. Aber auch dieſer Umſtand vermag die Befugnis 
der Parteien, nach ihrem Gutbefinden jeweils eine vertragliche einfeitige Bindung zu be⸗ 
gründen, keineswegs auszuſchließen (RG 81, 134). Tatſächlich wird ſich die Sache wohl ſo 
regeln, daß, wenn die Grundſtücksveräußerung oder aber der Erwerb zunächſt nur im Intereſſe 
des Antragenden liegt, es einſtweilen bei deſſen Antrage verbleibt, daß dagegen, wenn das 
Intereſſe am Zuſtandekommen des Vertrags vorwiegend auf der andern Seite obwaltet, 
dieſer Teil ſich ſelbſt jedoch zunächſt noch nicht binden will, er es für zweckmäßig erachtet, ſich 
wenigſtens den Gegner ſchon jetzt ſogar vertraglich verpflichtet zu machen. Zu beachten iſt dabei 
freilich, daß, auch wenn äußerlich nur ein einſeitig bindendes Verkaufsverſprechen vorliegt, 
unter Umſtänden ſchon ein unter der Willkürbedingung der Annahmeerklärung abgeſchloſſener 
Kaufvertrag vorliegen kann (RG 77, 417; JW 1912, 19210). Und zu beachten ift ferner, daß, 
wenn auf Grund eines vorerſt nur beſtehenden einſeitigen Verkaufsverſprechens demnächſt 
der Veräußerungsvertrag ſelbſt zuſtande kommen ſoll, auch die Annahmeerklärung des Käufers 
der geſetzlich vorgeſehenen Form bedarf, nach dem Grundſatze (vgl. A 2), daß alle Teile des 
Grundſtücksveräußerungsvertrags formbedürftig find (RG 81, 134). Wie übrigens das ein- 
ſeitige Verkaufsverſprechen formbedürftig iſt, ſo muß nach dem Geſetzeszwecke ein gleiches 
auch hinſichtlich des bloßen Verkaufsangebots gemäß 8 145 angenommen werden. — Ab⸗ 
Abmachungen zwiſchen zwei fiskaliſchen Stationen, wonach die eine ſich der andern zur 
Übereignung eines Grundſtücks verpflichtet, find nicht formbedürftig, weil die verſchiedenen 
Stationen nicht zu verſchiedene Rechtsſubjekte darſtellen, ſondern nur Beſtandteile 
des nämlichen Rechtsſubjekts find (MG 59, 404; JW 1912, 640 1; 1914, 9219). 
b) Verpflichtung zur Übereignung eines Grundſtücks. Dies Erfordernis ergibt zunächſt, 
daß ein Vertrag im Sinne des $ 313 nur dann vorliegen kann, wenn die Übereignung des 
Grundſtücks den eigentlichen Gegenſtand der übernommenen Verpflichtung bildet, ſo daß 
auch die Grundſtücksübereignung ihrerſeits gerade zur Erfüllung jener eigentlichen Ver⸗ 
pflichtung dient, und wenn es ſich überhaupt um eine Verpflichtung zur Übertragung des 
Eigentums handelt (J. unter e), — gleichgültig ob um eine unbedingte oder bedingte (RG 
77, 417; Warn 1915 Nr 42). Ein Fall des $ 313 liegt daher nicht auch dann vor, wenn 
die Übereignung eines Grundſtücks nicht die geſchuldete Leiſtung ſelbſt darſtellen, dem 
Verpflichteten vielmehr nur überlaſſen fein ſollte (facultas alternative, $ 262 A 1b), ſich 
durch die Gewährung des Grundſtücks von der abredegemäß geſchuldeten Leiſtung zu 
löſen (RG Gruch 48, 972). Auch dann iſt für den § 313 nicht Raum, wenn der Vertrag un 
mittelbar auf eine audere Leiſtung als auf die Grundſtücksübereignung gerichtet iſt, und die 
gleichwohl erforderliche Eigentumsübertragung lediglich zur Erfüllung jener anderweiten, un⸗ 
mittelbar geſchuldeten Leiſtung gehört, fo daß fie in ſolchem Falle nur mittelbar zur Vertrags- 
erfüllung dient. Das trifft namentlich zu, wenn den eigentlichen Gegenſtand des vertraglichen 
Verſprechens eine Geſchäftsbeſorgung bildet, und ſomit die Verſchaffung des Eigentums nur zur 
Erledigung dieſes Geſchäfts zu erfolgen hat (Rc 77, 132). Gleichgültig iſt dabei übrigens, ob der 
Beauftragte dem Geſchäftsherrn das Eigentum am Grundſtücke in der Weiſe zu verſchaffen hat, 
daß er das Grundſtück zunächſt ſelbſt erwirbt und es demnächſt erſt ſeinerſeits dem Geſchäftsherrn 
übereignet (RG 54, 78), oder ob er den bisherigen Grundſtückseigentümer dazu veranlaßt, das 
Eigentum unmittelbar an den Geſchäftsherrn zu übertragen (RG 77, 132). War indeſſen 
die Abrede etwa ſo gemeint, daß der (anſcheinend) Beauftragte ſelbſt gehalten ſein ſollte, 
dem andern Teile das fremde Grundſtück zu übereignen, und daß mithin dieſe Leiſtung 
feine eigene Vertragsleiſtung darſtellen ſollte, dann iſt der Fall des § 313 gegeben, ungeachtet 
deſſen, daß die Parteien auch hier etwa den Ausdruck gewählt haben mögen: der Verpflichtete 
ſolle dem andern das Eigentum „verſchaffen“, und ungeachtet der Tatſache, daß es ſich um ein 
fremdes Grundſtück handelte. Denn nach dem Wortlaute des Geſetzes iſt es an ſich unweſentlich, 
ob ſich jemand zur Übereignung eines eigenen oder eines fremden Grundſtücks verpflichtet 
(RE JW 1911, 580°). Gleichgültig wäre es im übrigen aber auch hier, ob der Verpflichtete 
im Sinne des Vertrags das Grundſtück, um ſeiner Leiſtungspflicht genügen zu können, zu⸗ 
vörderſt erſt ſelbſt erwerben ſollte, oder ob ihm überlaſſen blieb, die Übereignung unmittelbar 
durch den Dritten herbeizuführen, falls nur die Übereignung durch den Dritten zugleich zur 
Erfüllung der vertraglichen Verbindlichkeit des Verpflichteten bewirkt werden ſollte. Niemals 
kann indes der § 313 Platz greifen, wenn es im Sinne einer Abrede etwa nur liegt, daß der 
Verpflichtete lediglich darunt bemüht fein ſolle, daß der Dritte fein Grundſtück dem Berech⸗ 
tigten ſeinerſeits veräußere. Denn alsdann läge nur ein Vertrag über Handlungen vor. — 

gl. das bereits genannte Urteil Ad 77, 133 ff. Unweſentlich iſt es endlich, ob die Ver⸗ 
pflichtung übernommen wird, das Grundſtück dem Vertragsgegner oder einer von dieſem 
zu bezeichnenden dritten Perſon zu übereignen (RG 50, 163; 81, 50). 
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e) Die Verpflichtung. Aus der allgemeinen Faſſung des Geſetzes, die ohne Einſchränkung 
alle Fälle der Übernahme einer Verpflichtung zur Grundſtücksübereignung umſchließt, folgt 
ferner, daß die Geſetzesanwendung niemals davon abhängig iſt, in welche Geſchäftsform die 
Übernahme der Verpflichtung zur Eigentumsübertragung gekleidet wird, wenn es ſich nur 
materiell um die Verpflichtung zur Eigentumsübertragung handelt. Daher iſt a) die An⸗ 
wend barkeit des 9 313 beiſpielsweiſe anzunehmen in folgenden Fällen: bei der Einräumung 
eines Wiederkaufsrechts (RG JW 1911, 320, ſowie des Vorkaufsrechts, und zwar 
nicht nur des perſönlichen (RG 59, 132; 72, 385; 79, 435), ſondern auch des dinglichen, 
ſoweit es ſich um den die Verpflichtung zu deſſen Beſtellung begründenden Vertrag handelt 
(vgl. dagegen $ 1094 A 3; unentſchieden geblieben in RG 72, 386); denn die gleichen Gründe, 
die für die Formbedürftigkeit einer Vereinbarung betreffs des perſönlichen Verkaufsrechts 
ſprechen, müſſen auch Platz greifen, wenn der Eigentümer die Verpflichtung zur Beſtellung 
eines dinglichen Verkaufsrechts und hierdurch eine Verpflichtung zur Veräuſſerung an den 
dinglich Verkaufsberechtigten eingeht. Nur die Begründung eines ſolchen Vorkaufsrechts 
ſelbſt bedarf gemäß $ 873 der Form nicht. Weiter bedarf es der Form beim Vorvertrage 
(RG 48, 185; 53 S. 236 u. 275; 62, 413; 67, 44); weiter bei einer im Nachlaßverteilungs⸗ 
verfahren getroffenen Abmachung, nach welcher das Geſamteigentum der Erben an einem 
Nachlaßgrundſtücke in Miteigentum umgewandelt werden ſoll (RG 57, 432); bei einem Parzel⸗ 
lierungsvertrage zwiſchen mehreren Perſonen, des Inhalts, daß die eine von ihnen ſich ver⸗ 
pflichtet, das ihr gehörende Grundſtück den Parzellenkäufern zu übereignen, und zwar mit der 
Maßgabe, daß Gewinn und Verluſt unter die Vertragsparteien verteilt werden ſoll (RG 50, 165; 
68, 261; Gruch 49 S. 627 u. 619); ſodann bei einem Abkommen unter Miteigentümern, wonach 
bei der Zwangsverſteigerung behufs Aufhebung der Gemeinſchaft der eine Miteigentümer gegen 
Entgelt vom Weiterbieten Abſtand nimmt (RG Gruch 52, 121); bei der Vereinbarung unter 
Geſellſchaftern, daß ein Grundſtück gemeinſchaftliches Eigentum werden ſoll (RG 17. 5. 05 
1 642/04 und Warn 08 Nr 23, betreffend die Einbringung eines Grundſtücks in die Ge⸗ 
ſellſchaft), ſelbſt dann, wenn das Grundſtück von einem Geſellſchafter erſt erworben 
werden ſoll, freilich nicht, wenn nur Beſitz und Nutzungen der Geſellſchaft zufallen 
ſollen (R 19. 10. 04 V 141/04); bei einem Vertrage, durch den ein Geſellſchafter ſich ver 
pflichtet, ſein Grundſtück zur Veräußerung für gemeinſchaftliche Rechnung zur Verfügung 
zu ſtellen (RG 69, 721); ferner bei einem Dienſtvertrage, in dem der eine Teil mit dem 
Verkaufe ſeines Grundſtücks einen andern entgeltlich beauftragt und ſich dabei zur Ver⸗ 
äußerung des Grundſtücks an den vom Beauftragten zu bezeichnenden Dritten verpflichtet 
(RG 81, 49); endlich beim Verzichte auf den bereits erklärten Rücktritt von 
einem Grundſtücksveräußerungsvertrage (RG 66, 432; ZW 08, 479°); bei der Veräußerung 
eines Handelsgeſchäfts, zu dem ein Grundſtück gehört; beim Grenzfeſtſtellungsvertrage, 
falls die Nachbarn ſich gegenſeitig Teile der Grundſtücke abtreten (RG Gruch 50, 957); bei 
Verträgen über die freiwillige Abtretung von Grundeigentum an einen mit dem Enteig: 
nungsrecht ausgeſtatteten Unternehmer, wenn die Abtretung ſchon vor Verleihung des 
Eigentumsrechts erfolgt iſt, während die Anwendbarkeit des Art 12 $ 1 Abſ 2 des PraG, 
wonach ſchriftliche Form genügt, fordert, daß das Enteignungsverfahren (beginnend mit der 
vorläufigen Feſtſtellung des Plans) stattgefunden hat (NG 70, 45). Der ſog. Offertvertrag 
(A 1 a. E.) unterliegt, falls dem Antragsgegner das Recht zur Verwaltung für eigene 
Rechnung für die Zeit des Schwebens des Angebots eingeräumt wird, dem Formzwange, 
weil er „in Wirklichkeit ſchon den Kauf verfrüht in Kraft ſetzt“ (dich Gruch 59, 347). Gleich⸗ 
gültig ift es auch, in weſſen Intereſſe das Rechtsgeſchäft vorgenommen wird; verpflichtet 
ſich der eine Teil, dem andern ein Darlehn zu gewähren, und zwar mit der Maßgabe, daß 
der Darlehnsempfänger auf das Darlehn ein Grundſtück anzunehmen, der Darlehns⸗ 
verfprecher aber zur Gewährung des Grundſtücks auch verpflichtet iſt, dann iſt das Rechts. 
geſchäft formbedürftig; dieſes trifft jedoch daun nicht zu, wenn der Darlehnsverſprecher 
ſich nur das Recht vorbehalten hat, auf das Darlehn ein Grundſtück zu gewähren (RG 
95, 6). — Über das Formerfordernis bei gemiſchten Verträgen vgl. $ 305 A 8. 

8) Formbedürftig ſind dagegen nicht: ein Vertrag, durch den die Begründung eines nur 
beſchränkten Rechtes am Grundſtücke (jus in re aliena) verſprochen wird (mit Ausnahme des 
Vorkaufsrechts, RG 59, 132); die Übernahme der Verpflichtung, von einem Rücktrittsrechte 
demnächſt keinen Gebrauch zu machen (RG IW 05, 1711, oder ein Grundſtück nicht zu ver⸗ 
kaufen (RG Gruch 49, 625), oder ein Grundſtück zu erwerben, ſelbſt wenn das zum Zwecke 
der Weiterveräußerung geſchehen ſoll (R 68, 262; J 09 S. 1607, 656°, 72211; Warn 1916 
Nr 275), ohne daß freilich gleichzeitig eine Verpflichtung dazu eingegangen fein darf (RG 
68, 260, betr. eine derartige Abmachung unter Geſellſchaftern); ferner ein Vertrag, durch 
welchen ein geſchäftsführender Gefellſchafter ein Grundſtück für die Geſellſchaft kauft, 
i ost wenn er es zunächſt auf feinen Namen eintragen läßt, und hieraus für ihn die Verpflichtung 
Ge I uägabe des Grundſtücks an die Geſellſchaft aus 8 667 hervorginge; oder wenn ein 

eſellſchafter einem Dritten das Recht auf die Unterbeteiligung an dem Geſellſchaftsunter⸗ 
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nehmen abtritt, ſelbſt wenn dieſes auf die Verwertung der der Geſellſchaft gehörigen Grund⸗ 
ſtücke gerichtet iſt (RG JW 09, 722%); weiter ein Vertrag zwiſchen den beiden Mitgliedern 
einer offenen Handelsgeſellſchaft (oder ihren Erben), wonach der eine Teil das geſamte Gefell- 
ſchaftsvermögen einſchließlich des Grundſtücks allein übernimmt (RG 65, 240, unter entſprechen⸗ 
der Anwendung des $ 738 Satz 1); des ferneren ein Vertrag, durch den ein neuer Geſellſchafter 
in eine Geſellſchaft eintritt, zu deren Vermögen ein Grundſtück gehört (RG 82, 160); weiter 
nicht der Vertrag, durch den die Geſellſchafter ſich verpflichten, ein Grundſtück zu einem gemein⸗ 
ſamen Zwecke zu erwerben (RG 82, 302). Formfrei iſt die Abtretung des Vertragsanſpruchs 
auf Auflaſſung (RG 53, 268; Warn 09 Nr 287), oder die Abtretung des Rechtes aus einem 
Meiſtgebote (NG Warn 09 Nr 394); die Aufhebung eines Grundſtücksveräußerungsvertrags 
ae e ſtillſchweigend, RG Gruch 49, 892), es ſei denn, daß ſich der Käufer zugleich 
zur Rückauflaſſung verpflichtete (RG 60, 398). Der $ 313 greift nicht 1 wenn eine Land⸗ 
gemeinde dem Vertragsgegner den Beſchluß, wonach ſie ſich zum Abſchluſſe des Kaufvertrags 
entſchloſſen hat, vor formgerechter Vollziehung der Verpflichtungsurkunde mitteilt; durch 
dieſe auch nur formloſe Mitteilung wird, ſelbſt wenn demnächſt die Aufnahme des Beſchluſſes 
in die Verpflichtungsurkunde unterbleibt, dieſer Formmangel aus § 88 Nr 7 Abſ 2 Saß 1 
der preuß. Landgemeindeordnung geheilt (NG JW 11, 749° in Verbindung mit Rö 73, 73). 
Iſt ein formgültiger Vertrag demnächſt unwirkſam geworden, weil die ihm beigefügte Be⸗ 
dingung (Willkür⸗B.) ausgefallen, dann bedarf es zwar eines neuen förmlichen Vertrags⸗ 
abſchluſſes, dabei können die Parteien jedoch hinſichtlich des Vertragsinhalts auf den früheren 
Vertrag verweiſen, und zwar auch ohne daß die Beifügung als Anlage erforderlich wäre; 
es genügt daher beiſpielsweiſe, wenn die Parteien in notarieller Form nur erklären, daß der 
(hinfällig gewordene) Vertrag verlängert werde (RG 77, 465). 

Viel könnte dafür ſprechen, den Grundſtücksveräußerungsvertrag dem Formerforderniſſe 
überhaupt zu entziehen, wenn ſeine Bedingungen dem Verkäufer nur günſtig ſind, da doch 
das Geſetz gerade bezweckt, den Verkäufer vor übereilter, ihn ſchädigender Veräußerung zu 
ſchützen (A 1 Abſ 1). Indes das Geſetz läßt nach feiner vorbehaltloſen Faſſung eine derartige 
Ausnahme nicht zu (NG 10. 3. 15 V 477/14). Überdies würde die Löſung der Frage, ob das 
Geſchäft für den Verkäufer überwiegend günſtig fei, häufig genug zu den erheblichſten Zweifeln 
führen und gerade zur Vermehrung der Prozeſſe beitragen. 

y) Wenn in Anfehung eines Grundſtücksveräußerungsvertrags auch ein an der Veräußerung 
unbeteiligter Dritter eine Verpflichtung eingeht, kommt es darauf an, welcher Art die von 
ihm übernommene Verpflichtung iſt, und in welchem Zuſammenhange ſie mit dem gegebenen 
Veräußerungsvertrage ſteht: ſo wird die Leiſtung einer Bürgſchaft für die Erfüllung der Ver⸗ 
pflichtung zur Eigentumsübertragung wohl als formbedürftig erachtet werden müſſen, jeden⸗ 
falls aber die entſprechende Schuldübernahme. Die Formvorſchrift kommt dagegen nicht in 
Betracht, wenn ſich ein Dritter nur verpflichtet, das Kaufgeld für den Käufer zu bezahlen 
(RS Warn 08 Nr 360); oder wenn ein Dritter einer der Vertragsparteien Entgelt für ihren 
Verzicht auf die Rechte aus dem Vertrage verſpricht (RG Warn 1912 Nr 419). Auch bedarf 
es keiner Form, wenn der Dritte, zu deſſen Gunſten der Veräußerungsvertrag gemäß $ 328 
abgeſchloſſen worden, dieſem Vertrage beitritt (RG JW 04, 29622, teilw. abgedruckt), da er 
das Recht ohnehin ſchon unmittelbar erworben hatte. — Bloße Hilfs⸗ und Nebengeſchäfte 
ſind grundſätzlich formfrei. An ſich iſt demgemäß auch nicht formbedürftig die Bevollmächtigung 
eines Dritten zum Abſchluſſe des Veräußerungsvertrags ($ 167 Abſ 2). Nur dann trifft das 
Gegenteil zu, wenn die vom Verkäufer erteilte Bevollmächtigung bereits 
einen Beſtandteil des Veräuſſerungsvertrags ſelbſt bildet, weil etwa der in Wirklich. 
keit beabſichtigte Verkauf an den Bevollmächtigten in die Form einer bloßen Vollmacht 
gekleidet wird, wie das bei Parzellierungsverträgen häufig der Fall; oder dann, wenn bei 
Erteilung der Vollmacht bereits eine Verpflichtung zur Grundſtücksveräußerung übernommen 
wird, ſo wenn der Verkäufer dem Käufer Vollmacht erteilt, an ſich ſelbſt namens des Ver⸗ 
käufers den Verkaufsantrag zu ſtellen, oder wenn beide einem Dritten derartig Vollmacht er⸗ 
teilen, daß dieſer nur anſcheinend ſelbſtändig handeln, tatſächlich aber den Weiſungen der 
Vollmachtgeber unterworfen fein ſoll (vgl. 9 120 A 2); oder wenn Verkäufer und Käufer 
ſich gegenſeitig verpflichten, die Vollmacht zum Vertragsabſchluſſe namens beider einem 
Dritten zu erteilen und ſo ſchon durch die formloſe Vollmachtserteilung diejenige Bindung 
zwiſchen den Parteien herbeigeführt werden ſollte, welche fie durch den erſt formlos abge⸗ 
ſchloſſenen Vertrag noch nicht begründen konnten (RG 54, 79; 62, 336; 76, 183; 79, 215; 

1,51). Ferner daun, wenn nur der Schein einer Bevollmächtigung vorliegt, während der 
anſcheinend Bevollmächtigte in Wirklichkeit nur als das Werkzeug des etwaigen Verkäufers 
dienen ſoll, ſo daß in Wahrheit auch nur dieſer letztere als der den Vertrag Abſchließende an⸗ 
geſehen werden könnte (RG Warn 1913 Nr 396; 1918 Nr 71); endlich dann, wenn die Voll- 
macht zur Grundſtücksveräußerung unwiderruflich erteilt wird (RG Warn 1917 Nr 114). 
Vgl. dazu des näheren 5 167 A 2, $ 120 A 1 und unten A 2 Abſ 1. Die im Kaufvertrage 
erteilte Vollmacht wird, ſofern ſie zu feiner Ausführung erteilt worden, von der Nichtigkeit 
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des Vertrags (wegen Formmangels) mitergriffen (RG 94, 147; vgl. auch A 4). Die alleinige 
Vollmacht des Käufers iſt ſtets fornifrei (RG Warn 1918 Nr 71). Eine audere Frage iſt es, 
ob die von der Nichtigkeit des Grundgeſchäfts (ſei es wegen eines Willensfehlers, ſei es 
wegen Formmangels) mitergriffene Vollmacht auch einem gutgläubigen Dritten 
entgegengehalten werden kann, der im Vertrauen auf die Gültigkeit der ordnungsmäßig er⸗ 
ſcheinenden Vollmacht verhandelt hat; dieſe Frage iſt zu verneinen, weil dem Dritten die 
Prüfung der Gültigkeit des der Vollmacht zugrunde liegenden Geſchäfts nicht zugemutet 
werden kann (RG 69, 234; vgl. auch § 167 A 2 und die 88 171, 172). Insbeſondere kann dem 
„Erwerber die Nichtigkeit der Auflaſſungsvollmacht (aus § 138) dann nicht entgegengehalten 
werden, wenn fie ihm bei der Auflaſſung vorgelegt worden und er in bezug auf die Nichtigkeit 
gutgläubig war (RG 97, 275). 5 
2. Vertrag. Der Vertrag muß, wenn dem Geſetzeszwecke, den ſich zur Veräußerung Ver 
pflichtenden vor Übereilungen zu ſchützen, überhaupt genügt werden ſoll, vor dem Gerichte oder 
dem Notar auch wirklich abgeſchloſſen werden, und es kann daher den Anforderungen 
des Geſetzes niemals ſchon dann Genüge geſchehen, wenn durch das Verfahren der Beteiligten 
nur der äußere Anſchein erweckt wird, als läge ein Vertragsabſchluß vor den angegebenen 
Stellen vor. Dies wäre dann der Fall, wenn die Beteiligten den Vertrag bereits formlos 
(privatſchriftlich) abgeſchloſſen hätten, und beiderſeits dann nur noch einen Dritten, um den 
Schein eines förmlichen Vertragsabſchluſſes hervorzurufen, dazu ermächtigt hätten, das 
zwiſchen ihnen bereits Vereinbarte vor Gericht oder vor einem Notar zu Protokoll zu erklären 
(RG Warn 1913 Nr 396). Ein ſolches Verfahren diente nur zur Umgehung des Geſetzes und 
böte den Güterausſchlächtern lediglich eine taugliche Handhabe zur Vereitlung des Geſetzes⸗ 
zwecks. Der anſcheinend Ermächtigte wäre in Wirklichkeit auch nichts anderes als ein bloßes 
Werkzeug der beiden Beteiligten (vgl. A 1; RG 76, 24), würde dagegen die Stellung eines 
Vertragſchließenden nicht haben (vgl. 8 120 A 1 a. E.). . TuS 
Nach der Regel, daß die gejamten Abreden eines Vertrags im Zweifel ein einheit⸗ 
liches Ganzes darſtellen (8 139 A 2), erſtreckt ſich auch das Formerfordernis des § 313 
derart auf jede einzelne Vertragsbeſtimmung, daß die Gültigkeit des geſamten Vertrags aus. 
gefchloffen iſt, wenn auch nur irgendeine Beſtimmung der Form ermangelt (RG 52, 4; 64, 40; 
65, 392; 72, 2; 70, 34; 80, 402; 91, 231). Ob die Abrede einen (unbedingt) weſentlichen (RG 
78, 119; Warn 1913 Nr 300) oder einen an ſich nicht weſentlichen Beſtandteil des Vertrags 
betrifft (RG Warn 08 Nr 24, betreffs der Befriſtung einer Nebenleiſtung; R6 Warn 1914 
Nr 151, betreffend die Nichtaufnahme eines Garantieverſprechens; 1915 Nr 45, betreffend die 
Verpflichtung zur Beſeitigung einer Hypothek), ift gleichgültig, wofern nur feſtſteht, daß fie 
nach dem Willen der Parteien, wie er zur Zeit des förmlichen Vertragsabſchluſſes beſtand, 
einen Teil des Vertrags ausmachen ſollte und von den Parteien daher als weſentlich (relativ 
weſentlicher Vertragsbeſtandteil) erachtet worden iſt (RG 52, 1; 54, 109; 60, 388; 61, 251; 
72, 417; JW 04, 382°). Vgl. 8 125 A 6 „mündliche Nebenabreden“. Die Nichtaufnahme 
einer Abrede ift ſonach nur dann unſchädlich, wenn feſtzuſtellen iſt, daß die Parteien den 
Vertrag auch ohne die Abrede abgeſchloſſen haben würden, ſie alſo als unweſentlich angeſehen 
haben (RG 65, 393; Warn 1915 Nr 136). Die Parteien haben es auch nicht in der Hand, 
der Anforderung des Geſetzes dadurch vorzubeugen, daß fie ſich darüber einigen, es ſolle die 
fragliche Abrede nicht beurkundet werden (RG 1915 Nr 45), oder daß fie auf die Wahrung 
der Formvorſchrift überhaupt verzichten (RG 61, 267; Warn 1915 Nr 45). Sit neben dem 
Kaufvertrage ein anderes Nebengeſchäft derart abgeſchloſſen worden, daß 
zwiſchen beiden Geſchäften eine ſich gegenſeitig bedingende innere Beziehung beſteht, 
das eine Geſchäft alſo nicht ohne das andere abgeſchloſſen worden wäre, und daß das 
Nebengeſchäft etwa nicht lediglich aus Anlaß des bereits als bewirkt gedachten Grundſtücks⸗ 
verkaufs, der veränderten Rechtslage Rechnung tragend, vorgenommen wurde, dann liegt 
ein einheitlicher Grundſtücksveräußerungsvertrag vor, und bedarf auch das Nebengeſchäft 
als Beſtandteil dieſes Geſamtvertrags der Form des § 313 (R 97, 219, betreffend 
einen mit einem Grundſtücksverkaufe verbundenen Mietvertrag, und Warn 1913 Nr 219, be⸗ 
treffend einen daneben abgeſchloſſenen Bierbezugsvertrag). SH Weiter folgt, daß Nichtigkeit 
des geſamten Vertrags auch dann gegeben iſt, wenn irgendeine Vertragsabrede anders be⸗ 
urkundet wird, als ſie in Wirklichkeit vereinbart worden — (über den entſprechenden Einwand 
vgl. § 125 A 6), wobei es auch hier nicht darauf ankommt, welcher Punkt des Vertrags von 
der Unrichtigkeit betroffen iſt (RG ZW 06, 54814; Warn 08 Nr 184; J 19125 237 be⸗ 
treffend eine Abrede über Ausſchluß der Gewährleiſtung; RG JW 05, 426°; 10.5. 11 111 392/10, 
in welchem Falle der Aurechnungspreis einer auf den Kaufpreis übernommenen Hypothek 
d niedrig angegeben war; ferner RG 72, 2; 78, 44; SeuffA 58 Nr 96; JW 09, 6531, wo es 
ich um die unrichtige Beurkundung der Gegenleiſtung handelte; Warn 1912 Nr 247, wo der 
von den Parteien beabſichtigte Tauſchvertrag in zwei ſelbſtändige Kaufverträge zerlegt war, 
e daß in dieſen Verträgen die gegenſeitige Bedingtheit zum Ausdruck gebracht worden 
war; Warn 1915 Nr 257, betreffend die Jortlaſſung einer Bedingung im Sinne des $ 188; 
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RG 93, 219, betreffend die Übernahme der Verpflichtung, für die Güte der auf den Kaufpreis 
abzutretenden Hypothek Gewähr zu leiſten). Auch das Verſprechen einer Vertragsſtrafe für 
den Fall der Nichtannahme des Verkaufsangebots bedarf der förmlichen Beurkundung (RG 
53, 257). Auch darauf kommt es nicht an, aus welchem Grunde die unrichtige Beurkundung 
gewählt worden iſt (RG IW 1912, 2877, wo der Kaufpreis zum Zwecke der Steuerhinter⸗ 
ziehung zu niedrig angegeben war). Die Abrede betreffs der Gegenleiſtung des Erwerbers 
muß lückenlos beurkundet werden, es genügt nicht die Angabe, daß der Preis bezahlt ſei (RG 
Warn 08 Nr 450 u. 133). Beim Austauſch von Grundſtücken bedarf es jedoch der Angabe 
der angenommenen Werte dann nicht, wenn die Parteien darüber einig ſind, daß die Werte 
ſich ausgleichen (RG SeuffA 64 Nr 58). Jedoch macht eine unrichtige Angabe der Tauſch⸗ 
werte den Vertrag nichtig (RG ZW 1914, 15417; Warn 1915 Nr 13). > 
Endlich ergibt ſich aus dem Grundſatze des 8 313, daß nachträgliche Abänderungen eines 
Grundſtücksveräußerungsvertrags ebenfalls formbedürftig ſind, wenn ſie einen Beſtandteil 
des Vertrags betreffen (wie beiſpielsweiſe die Vorleiſtungspflicht, R Warn 09 Nr 74; oder 
die Art und Weiſe der Berichtigung des Kaufpreiſes, R Warn 1911 Nr 318), und wenn 
fie alsdann zu Beſtandteilen des Vertrags werden ſollen (RG 51, 180; 76, 33; 65, 392; 
Warn 1911 Nr 318; 1916 Nr 243). Im übrigen aber wird das erörterte Erfordernis auf den 
Fall einzuſchränken ſein, daß die nachträgliche Abrede irgendwie die Bedingungen der Eigen⸗ 
tumsübertragung im Auge hat, indem ſie entweder die urſprünglich vereinbarten Bedingungen 
abändert oder ſolche neu begründet. In RG 76, 33 iſt angenommen, daß auch eine nachträgliche 
Abrede, durch welche die dem Käufer zur Entgegennahme der Auflaſſung geſetzte Friſt ver⸗ 
längert wird, der Form bedarf, wiewohl dieſe Abänderung nur zugunſten des Verkäufers 
erfolgte. In ſolchem Falle dürfte jedoch eine mildere Auffaſſung empfehlenswert fein. Auch 
ein bedingter nachträglicher Verzicht auf die Auflaſſung (RG JW 1911, 7096) ſowie die nach⸗ 
trägliche Abrede über die Tilgung des Kaufpreiſes durch Aufrechnung (RG 10. 5. 11 III 382/10) 
ſind formbedürftig. — Ob die Parteien durch die nachträgliche Abrede den alten Vertrag haben 
aufheben und ihn durch einen neuen Vertrag haben erſetzen, oder ob ſie die nachträgliche Abrede 
nur zu einem weiteren Beſtandteile des beſtehenden Vertrags haben machen wollen, iſt nach 
den Umſtänden des Falles zu beurteilen (vgl. RG Warn 1919 Nr 149). In R 65, 390 ift 
ausgeführt worden: Hat der Verkäufer ein notarielles Verkaufsangebot gemacht, der Gegner 
dies Angebot demnächſt notariell (rechtzeitig) angenommen, dann kommt der Vertrag auf 
dieſer Grundlage auch dann zustande, wenn die Parteien vor der Antragsannahme formlos 
ein das Angebot abänderndes Abtommen, treffen, weil die abändernde Vereinbarung wirkungs⸗ 
los geblieben ſei. Dieſe Eutſcheidung erſcheint nicht als unbedenklich. Sind die Parteien zur 
Zeit der Annahme des Angebots darüber einig geweſen, daß das Angebot mit feinem ur- 
ſprünglichen Juhalte nicht mehr gelten ſolle, dann war es abredegemäß ſchon vor der ſpäteren 
Annahme derart beſeitigt worden, daß es überhaupt nicht mehr als annahmefähig gelten 
konnte. Denn zur Aufhebung des notariellen Angebots im Wege der Einigung bedurfte es 
entſprechend dem Grundſatze, daß auch zur Aufhebung eines formbedürftigen Vertrags ein 
formloſer Vertrag genügt, der Form des $ 313 nicht. Wenn auf S. 394 des Urteils erwogen 
worden, daß das notarielle Verkaufsangebot nicht formlos habe abgeändert werden können, 
ſo iſt das an ſich zwar zutreffend. Indeſſen auf dieſe Frage kam es im gegebenen Falle überhaupt 
nicht an, da der notarielle Antrag mit ſeinem urſprünglichen Inhalte nach dem Willen der 
Parteien überhaupt nicht mehr Geltung haben ſollte, und ſonach nicht ſeine bloße Abänderung 
in Frage ſtand. Nach dem bezeichneten Urteile wäre ſchließlich der Vertrag auf der Grundlage 
eines Angebots zuſtande gekommen, das mit dieſem Inhalte abredegemäß gar nicht mehr 
beſtehen ſollte, und das der Käufer alſo auch nicht mehr annehmen konnte, auch nicht annehmen 
wollte. 8 5 
Keine Formbedürftigkeit. Hat der Eigentümer von dem ihm im Vertrage eingeräumten 

Kündigungsrechte (betreffs der Parzellierungsvollmacht) Gebrauch gemacht, demnächst aber die 
Kündigung zurückgenommen und die Vertragsbeendigung weiter hinausgerückt, ſo bedarf 
es der Form für dieſe Erklärungen nicht, weil ſie nicht Beſtandteil des Vertrags wurde, 
und der Eigentümer ſchon auf Grund des Vertrags berechtigt war, die Vertragsdauer ſo lange 
währen zu laſſen, wie er es nunmehr tat (R 31. 5. 15 V 36/19). Die Aufhebung eines 
förmlichen Kaufvertrags ſowie der Rücktritt bedürfen der Form nicht (RG 65, 392, 
66, 432). Vorausſetzung iſt hierbei aber, daß die nachträgliche Abrede die Aufhebung ſchlechthin 
zum Inhalte hat und nicht etwa einen neuen Vertrag an die Stelle des alten ſetzen will, da 
dieſe Abrede nichtig wäre und ſomit auch nicht die Aufhebungswirkung haben könnte (RG 
16. 2. 18 V 320/17). Keine Vertragsabänderung liegt vor, wenn der Verkäufer dem 
Käufer die Kaufſchuld nachträglich ſtundet oder erläßt; oder wenn der Käufer nachträglich 
angewieſen wird, den Preis an einen Dritten zu zahlen (RG 28. 2. 14 V 387/13). — Iſt im 

ertrage die Beſtimmung des Kaufpreiſes oder des Kaufgegenſtandes gemäß $ 315 einer 

ertragspartei überlaſſen, dann iſt deren die Beſtimmung enthaltende Erklärung nicht form⸗ 
bedürftig, weil es ſich hier nicht um eine Abänderung des Vertrags handelt (RG Gruch 
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57, 948). Au ſich fordert der $ 313 auch, daß in der Urkunde ein beſtimmter Erwerbsberechtigter 
angegeben iſt (RG JW 06, 38816). Aber es muß genügen, wenn der Dritte nur beſtimmbar 
iſt oder wenn die Beſtimmung des Käufers einem Dritten überlaſſen wird, und die Be⸗ 
neunung des Dritten wird dann ebenfalls formlos erfolgen konnen. — Vergleiche in bezug 
auf die durch einen Grundſtücksveräußerungsvertrag begründeten Rechtsverhältniſſe ſind nach 
dem Standpunkte des Reichsgerichts formfrei (RG Gruch 54, 910; Warn 1910 Nr 200). Der 
dafür angegebene Grund, daß Vergleiche grundſätzlich überhaupt formfrei ſeien und das 
Geſetz für Vergleiche auch im gegebenen Sonderfalle keine Ausnahme gemacht habe 
(Warn a. a. O.), iſt jedoch nicht ſtichhaltig. Denn, hat das Geſetz betreffs des Vergleichs 
überhaupt keine eigentümlichen Formvorſchriften gegeben, dann iſt ſein Standpunkt hier 
offenſichtlich nur der, daß auch beim Vergleiche lediglich die allgemeinen Regeln von der 
Form gelten ſollen, daher aber trifft das auch bei Vergleichen des in Rede ſtehenden Juhalts 
zu, und deswegen müſſen auch hier die allgemeinen Grundſätze über die Formbedürftigkeit 
abändernder nachträglicher Abreden Platz greifen. Es iſt auch nicht einzuſehen, weshalb 
etwas anderes gelten ſollte, wenn die Abänderung gerade vergleichsweiſe erfolgt! Zutreffend 
iſt daher die Entſcheidung (RG 94, 151), daß § 313 auch dann Platz greift, wenn im Ber. 
gleiche die Verpflichtung zur Eigentumsübertragung von neuem übernommen wird. (in 
Vergleich, in dem ſich der eine Teil zur Veräußerung eines Grundſtücks oder zur Rück⸗ 
auflaffung verpflichtet, während der andere Teil andere Leiſtungen übernimmt, bedarf daher 
ebenfalls der geſetzlichen Form, und es müſſen in die förmliche Urkunde die ſämtlichen 
Vergleichsabreden aufgenommen werden. — Für die Regeln von der Formbedürftigkeit 
abändernder nachträglicher Abreden iſt kein Raum mehr, wenn ſie erſt nach vollzogener 
Auflaſſung getroffen werden, weil dann eine Verpflichtung zur Veräußerung überhaupt 
nicht mehr in Frage ſteht (RG Warn 1911 Nr 225). 8 f 

3. Gerichtliche oder notarielle Beurkundung ($ 128). Vgl. über die formellen zwin⸗ 
genden Erforderniſſe die 88 175, 177 FGG, wonach das Protokoll vorzuleſen und von den 
Vertragſchließenden zu unterſchreiben und zu genehmigen ift, und ein Protokoll feſtgeſtellt 
fein muß, daß es geſchehen (RG Warn 1914 Nr 242). Vgl. ferner § 128 A 1. Wird der 
gerichtlichen oder notariellen Verhandlung der privatſchriftliche Kaufvertrag als Anlage 
beigefügt, fo muß, um $ 313 zu genügen, nicht nur die Verhandlung, ſondern gemäß 8 176 
Abſ 2 SOG auch der beigefügte Vertrag verleſen werden, da er „einen Teil des Protokolls“ 
bildet (RG 54, 195; 61, 148; 72, 415; 24. 6. 19 V 157/19). Anlagen unterliegen dem Form⸗ 
zwange jedoch nur dann, wenn ihr Inhalt zur Ergänzung der beurkundeten Erklärung dient; 
daher braucht eine vom Erklärenden überreichte Vollmacht nicht vorgeleſen zu werden (RG 
1914, 350°). Unterſchrieben zu werden braucht nur das Protokoll, weil der Vermerk, daß 
das Protokoll verleſen und genehmigt worden, auch die Verleſung der Anlage mitumfaßt 
(Ac 71, 318). Gegebenenfalls genügt es, wenn die Parteien ihre Erklärungen vor einem 
Gehilfen des Urkundsbeamten abgegeben und die von ihm protokollierten Erklärungen vor 
dem Urkundsbeamten ſelbſt alsdaun genehmigt und unterſchrieben haben (RG 61, 95). 
Der gerichtliche Prozeßvergleich macht die Form entbehrlich (RG 48, 183; 1. 11. 05 U 
129/05). — Das gleiche trifft zu, ſoweit eine Landesgeſetzgebung von dem Vorbehalte des 
Art 109 Ech für den Fall der Enteignung Gebrauch gemacht und für den Fall freiwilliger 
Abtretung des Grundeigentums eine Formerleichterung vorgeſehen hat (RG 56, 190). 

Die Folge des Formmangels iſt nach § 125 regelmäßig die Nichtigkeit, die von Amts 
wegen zu berückſichtigen iſt, ſobald ſie ſich nach dem geſamten Vorbringen der Parteien aus 
irgendeinem Grunde ergibt (RG 61, 264; 12. 6. 11 II 458/10, z. B., weil eine Abrede in dem 
förmlichen Vertrag nicht aufgenommen worden). Im übrigen vgl. § 125 A 1. Die Nichtig⸗ 
keit des geſamten Vertrags schließt gegebenenfalls auch die Möglichkeit aus, den Grundſtücks⸗ 
veräußerungsvertrag in Gemäßheit der von den beurkundeten Erklärungen abweichenden 
mündlichen Erklärungen (vermöge einer Geſchäftsumgeſtaltung im Sinne des $ 140) aufrecht: 
zuerhalten. Wenn beiſpielsweiſe Nichtigkeit wegen zu hoher Angabe des Preiſes eintritt, beſteht 
auch kein gültiger Vertrag in Höhe des wirklichen niedrigeren Preiſes (NÖ 78, 115). Aus. 
geſchloſſen iſt aber nicht, daß der von den Parteien in Wirklichkeit vereinbarte mündliche 
Vertrag durch Auflaſſung und Eintragung geheilt wird (RG 1. 2. 13 V 412/12; 94, 149). 
Vgl. dazu auch 8117 A 2. Aus einem formloſen Vertrage entſteht auch nicht ein An⸗ 
ſpruch auf Auflaſſung, der durch Vormerkung geſichert werden könnte (RG 55, 340), eben. 
ſowenig ein Auſpruch auf Schadenserſatz oder auf Gewährleiſtung (R6 JW 06, 1613). — 
Inwiefern die Nichtigkeit des Vertrags auch die in ihm eingeſchloſſenen Nebengeſchäfte, ing. 
beſondere derartige abſtrakte Rechtsgeſchäfte, mitergreift, vgl. $ 139 A 2 Abſ 2. Als Grund. 
ſatz muß gelten, daß die Nichtigkeit alle e mitumfaßt, die ſich als Beſtandteile 
25 Grundſtücksveräußerungsvertrags darſtellen, fo daß alle Rechtsgeſchäfte zuſammen eine 

Ra oder ein zuſammengeſetztes Rechtsgeſchäft ($ 189 A 1) beritellen; wie auch um⸗ 
gekehrt der Grundſtücksveräußerungsvertrag der Nichtigkeit anheimfällt, wenn das mit ihm 
zu einer Einheit verbundene Nebengeſchäft etwa wegen Formmangels nichtig iſt (RG 97,217). 
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4. Eine bedeutungsvolle Abweichung von der Regel der Unheilbarkeit der Nichtigkeit 
($ 125 A 2) bildet der Satz, daß die Nichtigkeit auf dem Wege der Auflaſſung und Eintragung 
heilbar iſt, und zwar mit der Wirkung von jetzt ab („wird“ gültig), ohne daß eine Rück⸗ 
ziehung ſtattfindet (RG 75, 114), weshalb auch die Verjährung erſt von jetzt ab beginnen 
kann (vgl. 8 198 A 2). Die Auflaſſung muß auch eine rechtswirkſame fein, und daher muß 
auch, wenn ſie durch einen Bevollmächtigten vorgenommen wird, die Vollmacht ebenfalls 
rechtsbeſtändig ſein, was dann nicht zuträfe, wenn ſie in einem wegen Scheingeſchäfts nich⸗ 
tigen Vertrage erteilt und von der Nichtigkeit ebenfalls betroffen worden wäre (RG 94, 147; 
vgl. jedoch A 3 Abſ 2 a. E., ferner auch A 1 und 8 167 A 2). Eine Heilung der Un⸗ 
wirkſamkeit der Auflaſſung könnte gegebenenfalls nur durch Genehmigung der auftrags⸗ 
loſen Geſchäftsführung herbeigeführt werden (RG a. a. O.). Die Auflaſſung und die wirt 
lich vollzogene (RG 54, 147) Eintragung muſſen zuſammentreffen, und zwar bei den ſämt⸗ 
lichen veräußerten Grundſtücksteilen (RG 56, 385; 60, 340 78, 44). Beide müflen notwendig 
auch dasſelbe Grundſtück betreffen wie der Vertrag. Die Eintragung kann 
daher nicht Heilkraft haben, wenn ſie infolge einer irrtümlich falſchen Bezeichnung des Grund- 
ſtücks im Vertrage auf einem andern Grundbuchblatt bewirkt worden iſt, als dem für das 
zu veräußernde Grundſtück angelegten, mag das Ergebnis auch auf Irrtum beruhen. Hat 
die falſche Bezeichnung des Grundstücks im Vertrage zur Folge gehabt, daß die Eintragung 
auf dem Grundbuchblatte des fälſchlich benannten Grundſtücks bewirkt worden iſt, ſo kann 
dieſer Mangel auch dadurch nicht beſeitigt ſein, daß der Wille der Parteien bei der Auf⸗ 
laſſung auf Veräußerung und Erwerb des wirklich gemeinten Grundſtücks gerichtet war. 
Denn dadurch wäre wohl die unrichtige Bezeichnung in Anſehung der Parteierklärungen 
unſchädlich gemacht worden, nicht aber wäre die nach $ 313 Satz 2 erforderliche Eintragung 
erfolgt (RG 60, 338; 61, 264). Bei einem Tauſchvertrage über Grundſtücke iſt erforder⸗ 
lich, daß die Auflaffung und Eintragung hinſichtlich beider Grundſtücke vollzogen worden find 
(RG 56, 338; Warn 1912 Nr 247). — Die Heilung des Formmangels tritt auch dann ein, 
wenn die Auflaſſung und Eintragung unter Überſpringung des erſten Käufers 
zugunſten des Nachmanns erfolgen, falls nur die Auflaſſung im Einverſtändniſſe der als Ver- 
äußerer und Erwerber beteiligten Perſonen zur Erfüllung der ſämtlichen Veräußerungsgeſchäfte 
vorgenommen wird (RG 71, 402; 82, 346). Erforderlich ift hierbei nicht, daß derjenige, 
der ſchließlich die Auflaſſung erhält, der Rechtsnachfolger des erſten Käufers iſt, er kann 
vielmehr auch ein beliebiger Dritter ſein, falls nur der Verkäufer und der erſte Käufer nach 
ihrem Vertrage darüber einverſtanden waren, daß der erſtere das Grundſtück demnächſt an 
einen Dritten verkaufen, dieſem alsdaun auch die Auflaffung erteilen und von ihm anderſeits 
auch den Kaufpreis erhalten ſollte; in ſolchen Fällen genügt es auch zur Heilung des erſten 
Kaufvertrags, wenn lediglich der erſte Käufer und der Verkäufer darüber einverſtanden 
waren, daß auch ihr Vertrag durch die dem Dritten erteilte Auflaſſung erfüllt werden ſolle 
(RG 85, 272). Durch Auflaſſung und Eintragung werden auch die etwaigen aufeinander⸗ 
folgenden Verträge mit Zwiſchenperſonen gültig, ſoweit die Verträge auf die Verpflich⸗ 
tung zur Übereignung des nämlichen Grundſtücks gerichtet find (RG Warn 08 Nr 448). 
In anderer Weiſe, insbeſondere auch durch eine andere Art der Vertragserfüllung, 
als durch Auflaſſung und Eintragung kann die Nichtigkeit nicht geheilt werden (RG 64, 89). 
So auch nicht dadurch, daß gemäß $ 12 des PrGeſ. v. 7. 7. 91, betreffend Beförderung der 
Errichtung von Rentengütern, auf Grund Erſuchens der Generalkommiſſion die Umſchreibung 
des Eigentums erfolgt (RG 82, 416). Über die Erforderniſſe der Beſtätigung vgl. $ 141. 
Hat der Verkäufer argliſtig geduldet, daß der Käufer das Grundſtück bebaut, ſo beſeitigt 
auch das nicht die Wirkungen der Nichtigkeit des Veräußerungsvertrags; der Verkäufer 
wird nach § 951 Eigentümer der Gebäude und kann Rückgabe des nicht aufgelaſſenen Grund⸗ 
ſtücks verlangen (RG JW 04, 139°). Die heilende Kraft der Auflaſſung und Eintragung 
verſagt, wenn die Parteien zur Zeit der erſteren in Streit über mündliche Zuſicherungen 
waren (RG 20. 1. 04 V 304/03). Sonſt erſtreckt fie ſich auf den geſamten Vertrag, ein⸗ 
ſchließlich derjenigen mündlichen Nebenabreden, welche bei der Auflaſſung noch Vertrags. 
inhalt und alſo Beſtandteil des Veräußerungsvertrags waren (RG 52, 4; 61, 264; 65, 392; 
JW 09, 1915 u. 1910, 9367; Warn 1914 Nr 279). Entſcheidend iſt in jener Hinſicht nur 
der Zeitpunkt der Auflaſſung, dagegen nicht auch noch der Zeitpunkt der Eintragung, 
da die Parteien durch die Auflaſſung dinglich gebunden werden und zu einem nachträg⸗ 
lichen einſeitigen Widerrufe ihrer Erklärungen nicht mehr berechtigt find (RG Gruch 51, 926; 
1. 2. 13 V 412/12). Es beſteht keine Vermutung, daß die in der notariellen oder gericht 
lichen Urkunde nicht enthaltenen (formlofen) Vereinbarungen auch noch zur Zeit der Auf- 
laſſung gewollt waren; wer die Fortdauer behauptet, trägt daher die Beweislaſt (RG Warn 09 
r 350). Vgl. des näheren darüber § 125 A 6. Wenn mehrere, verſchiedenartige Verkaufs ⸗ 
offerten gemacht find, fo kommt der Vertrag lediglich auf Grund derjenigen zustande, die 
bei der Auflaſſung als maßgebend erachtet worden iſt (RG ZW 07, 2469). 
Geheilt wird endlich durch die Auflaſſung und Eintragung nur der Mangel der in 8 313 
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vorgeſchriebenen Form, dagegen nicht auch ein etwaiger anderer Formmangel, wie bei- 
ſpielsweiſe der Mangel der Beidrückung des Siegels nach § 88 Abſ 4 Nr 7 der Pre v. 
3. 7. 91 (RG 73, 208, betreffend die Formvorſchrift der preuß. Landgemeindeordnung), oder 
ein etwaiger dem Geſchäfte anhaftender materieller Mangel, wie ein Willensfehler (Warn 09 
Nr 194 und 1911 Nr 12, betreffend formloſe Schenkung). Iſt durch Landesgeſetz für ge⸗ 
wiſſe Fälle (Art 12 PrAG. BGB) nur Schriftform vorgefehen, dann findet Abſ 2 des § 313 
auch hier Anwendung (RG 29. 1. 16 V 357/15). Der $ 313 Abſ 2 iſt auch nicht auf den Fall 
des § 566 Satz 2 zu erſtrecken, da dieſe Beſtimmung weſentlich nur zum Schutze des 
Nachfolgers des Vermieters bei eintretendem Eigentumswechſel dienen ſoll (§ 571). Wohl 
aber iſt ein Formmangel, der deswegen beſteht, weil in der an ſich formgerechten Urkunde 
der Kaufpreis zu niedrig oder zu hoch angegeben worden (8 117 A 2 a. E.), hinſichtlich des 
mündlich geſchloſſenen Vertrags heilbar, falls nur die Parteien ernſtlich den Vertragswillen 
überhaupt gehabt hatten und auch willens waren, die Auflöfung auf Grund des mündlich 
abgeſchloſſenen Vertrags vorzunehmen. Vgl. A 3 Abſ 2. Denn der bezeichnete Mangel be⸗ 
gründet allein die Nichtigkeit des beurkundeten Vertrags. — Ein privatſchriftlicher Vertrag 
wird zufolge der Heilung ſtempelpflichtig (R 60, 398). — Erleichterte Form gewährt für 
Preußen das AG. BGB in Art 12. Die erleichterte Form kommt nicht zu bei einer güt⸗ 
lichen Einigung über die Grundabtretung zum Betriebe des Bergwerks (RG 56, 190). 

5. Geſetzeskolliſion. Der § 313 hat nicht rückwirkende Kraft. Aber ein Vertrag, 
der vor dem 1. Januar 1900 nicht durch Unterſchrift beider Teile fertig zum Abſchluſſe ge⸗ 
kommen, kann auch nicht demnächſt durch Nachholung der andern Unterſchrift oder durch 
ſchriftliches Anerkenntnis gültig gemacht werden (RG JW 02, 3738, 24. 6. 05 V 631/04). 
Der 9 313 greift auch dann Plaß, wenn der betreffende Vertrag in der Zeit ſeit dem 1. Januar 
1900 bis zur Anlegung des Grundſtücks abgeſchloſſen worden iſt, da der Art 189 EG ſich nicht 
auch auf die ſchuldrechtlichen Grundgeſchäfte bezieht (R& 64, 39; 79, 78). Auf Veräußerungs⸗ 
verträge, die ausländiſche Grundſtücke betreffen, findet $ 313 auch dann nicht Anwendung, 
wenn fie im Inlande zwiſchen Inländern abgeſchloſſen worden (RG 63, 18), dagegen greift er 
Platz bei Grundſtücksveräußerungsverträgen, die in Schutzgebieten abgeſchloſſen werden 
(RG 72, 272). Ob das Formerfordernis des 8 313 beſteht, richtet ſich grundſätzlich nach dem 
Rechte des Ortes des Vertragsabſchluſſes (Art 11 Abſ 1 EG), und dieſer Grundſatz greift 
gegebenenfalls auch dann durch, wenn das betroffene Grundſtück innerhalb eines Rechtsgebiets 
des Deutſchen Reiches belegen iſt, in dem bis zur Anlegung des Grundbuchs die Form des 
$ 313 nicht verlangt wird und nur die Form dieſes Gebiets gewahrt iſt (RG 64, 38; 79, 78; 
der Kaufvertrag betraf ein im Großherzogtum Heſſen befindliches Grundſtüch. 


8 314 


Verpflichtet ſich jemand zur Veräußerung oder Belaſtung einer Sache, 
ſo erſtreckt ſich die Verpflichtung im Zweifel auch auf das Zubehör der 
Sache)). 

E I 790 II 265; M 3 65. 

1. Die Beſtimmung gilt für Verträge aller Art des im Geſetze bezeichneten Inhalts 
ohne Rückſicht auf den Verpflichtungsgrund (Kauf, Schenkung uſw.). Der Grundſatz, der 
nur eine ſchuldrechtliche Verpflichtung zur Mitveräußerung oder auch Belaſtung auch des 
Zubehörs ausſpricht, iſt um deswillen von beſonderer Wichtigkeit, weil dem Geſetze die 
Auffafſung, daß das Zubehör das rechtliche Schickſal der Hauptſache ohne weiteres teilt, fremd 
iſt. Vgl. über den Miterwerb von Grundſtückszubehör bei Erwerb eines Grundſtücks § 926. 
Daß der Veräußerer Eigentümer des Zubehörs war, iſt kein Erfordernis für die Anwendung 
des § 314. Entſcheidend für den Umfang der Verpflichtung iſt der Zeitpunkt der Ent 
ſtehung des Schuldverhältniſſes. Bei der Veräußerung eines Gewinnanteilſcheins kann 
der Gewinnanteilſcheinbogen als Zubehör des Stammpapiers angeſehen werden (R 
77, 335). — Über den Begriff Veräußerung vgl. Vorbem 7 vor $ 104, über den Begriff 


Zubehör $ 97. 
8 315 


) Soll die Leiſtung durch einen der Vertragſchließenden beſtimmt werden, 
ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß die Beſtimmung nach billigem Ermeſſen 
zu treffen iſtz). 

Die Beſtimmung erfolgt durch Erklärung gegenüber dem anderen Teiles). 
Soll die Beſtimmung nach billigem Ermeſſen erfolgen, jo iſt die ge⸗ 
troffene Beſtimmung für den anderen Teil nur verbindlich, wenn ſie der 
Billigteit entſpricht). Entſpricht ſie nicht der Billigkeit, jo wird die Be⸗ 
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ſtimmung durch Urteil getroffen; das gleiche gilt, wenn die Beſtimmung 
verzögert wird!) ). 
E J 853 II 266; M 2 192; P 1 464. 


1. Im allgemeinen gehört zur rechtsgültigen Entſtehung eines Schuldverhältniſſes auch 
die Beſtimmtheit der Leiſtung (8 241 A 1 a. E.). Eine in das willkürliche Ermeſſen ge⸗ 
ſtellte Beſtimmung macht den Vertrag nichtig (RG 40, 199; Warn 1913, 221). Richtiger 
indes iſt zu ſagen, daß eine ſolche Unbeſtimmtheit ſchon das Zuſtandekommen des Vertrags 
hindert. Aber es genügt ſchon die Beſtimmbarkeit der Leiſtung, und zwar auch eine nur 
nach billigem Ermeſſen mögliche Beſtimmbarkeit (RG IW 1912, 7318; Gruch 56, 917), 
ſofern ſolche durch die Bezugnahme auf ein beſtimmtes Ereignis, z. B. auf den Tageskurs, 
geſichert iſt. Jedenfalls verlangt die Veſtimmbarkeit, daß ein gewiſſer Maßſtab für die zu 
treffende Beſtimmung erkennbar iſt, und es darf nicht alles der Willkür überlaſſen ſein. 
Fälle dieſer Art behandeln die 88 315 ff., die zur Vorausſetzung haben, daß die Leiſtung 
durch einen Vertragsteil ($ 315) oder durch einen Dritten ($ 317), ſei es im Hauptgegen⸗ 
ſtande, ſei es in den Nebenpunkten, beiſpielsweiſe hinſichtlich der Leiſtungszeit (RG 64, 116; 
JW 1912, 73%) beſtimmt werden ſoll. Die im Mangel der zeitlichen Beſchränkung einer 
vertraglich übernommenen Verpflichtung beruhende Unbeſtimmtheit kann durch Ermeſſen 
der Beteiligten und, falls eine Einigung nicht erzielbar, durch richterliche Beſtimmung er⸗ 
gänzt werden (RG 64, 116; Warn 1913 Nr 221). — Für die Beſtimmbarkeit reicht es nicht 
aus, wenn etwa vereinbart worden, daß kein Vertragsteil ſein Grundſtück ohne die Geneh⸗ 
migung des andern verkaufen dürfe, ohne daß ein Anhalt dafür gegeben wäre, unter welchen 
Bedingungen die Genehmigung verſagt werden könne (RG 1. 3. 13 V 401/12). Dagegen 
fehlt es nicht an der erforderlichen Beſtimmbarkeit bei einer Vereinbarung, wonach ſich der 
eine Teil verpflichtet, im Falle der Gründung einer Aktiengeſellſchaft unter Einbringung 
eines ihm gehörigen Hotels ſich an dieſer Geſellſchaft in der vorgeſehenen Weiſe zu beteiligen; 
nur muß die Gründung eine einwandfreie fein (Rö 85, 289). Eine hinreichende Beſtimm⸗ 
barkeit iſt auch vorhanden, wenn bei Vertragsanträgen oder Kaufverträgen vereinbart ift, 
daß der Vertragsgegner oder der Antragsgegner berechtigt ſein ſolle, eine andere Perſon 
als den Käufer zu benennen; der Vertrag kommt alsdann mit dem Vertragsgegner oder dem 
Antragsgegner ſelbſt zuſtande, und dieſe haben nur das Recht, einen andern in den Vertrag 
durch Abtretung des Vertrags rechts eintreten zu laſſen (RG 20, 37; 24, 66; 38, 168; Gruch 
48, 238). Vgl. auch $ 145 A 1. — Auch für die Eintragung einer Auflaſſungsvormerkung 
ae 5 Beſtimmbarkeit des Kaufgegenſtandes (RG 12. 11. 13 V 216/13; 28. 2. 14 

7/13). 


Der $ 315 umfaßt nur den Fall, daß die Beſtimmung der Leiftung einer Partei über⸗ 
laſſen wird, nicht aber auch den, daß die Beſtimmung nachträglicher Einigung 
vorbehalten bleibt; in ſolchem Falle iſt die Leiſtung nach billigem Ermeſſen gemäß 
$ 316 zu beſtimmen, wenn eine Einigung nicht erzielt wird (RG Warn 1914 Nr 325). 
Entſprechend iſt $ 315 anzuwenden (RG 64, 116), wenn die Leiſtungszeit einer Partei 
überlaffen wird; alsdann kann die Partei auch die Nachfriſt ſelbſtändig beſtimmen, ohne daß 
die Zeit der Leiſtungspflicht zuvor durch das Gericht feſtgeſtellt wird (RG 90, 29, wo der 
Annahme des Urteils RG 64, 114, daß unter den vorausgeſetzten Umſtänden der Richter 
die Leiſtungszeit beſtimmt haben müſſe, bevor der Berechtigte von den Rechtsbehelfen aus 
$ 326 Gebrauch machen könne, entgegengetreten wird). 


2. Nur im Zweifel ift als Vertragswille anzunehmen, daß der zur Beſtimmung be⸗ 
rechtigte Teil fie nach dem fachlichen Maßſtabe des billigen Ermeſſens zu treffen hat 
(arbitrium boni viri). Grundſätzlich iſt Daher nicht ausgeſchloſſen, daß einem Teile der Vertrag⸗ 
ſchließenden — dem Berechtigten oder Verpflichteten — die Beſtimmung nach freiem Er- 
meſſen abredegemäß überlaſſen wird (RG 64, 116). Aber dann wäre zum Schutze des 
andern Teiles gegen Mißbrauch immer noch der allgemeine Grundſatz des $ 242 zu berüd- 
fichtigen (RG IW 1912, 346%). — Einen Fall freier Willkür gibt das HGB beim Spezi⸗ 
fikationskaufe (8 375). 

3. Die Beſtimmung wird bewirkt durch einfeitige, formloſe (RG Gruch 57, 950), 
een Erklärung gegenüber dem andern Teile (88 130—132), die auch bloß 
durch ſchlüſſige Handlungen erfolgen kann (RG IW 1912, 3461). Eine Verpflichtung 
zur Abgabe der Erklärung ſieht das Geſetz nicht vor, wie der andere Teil auch kein Mittel 
hat, den Beſtimmungsberechtigten zur Erklärung (in angemeſſener Friſt) zu veranlaſſen. 
Mach feiner Schlußbeſtimmung droht das Geſetz dem Berechtigten für den Fall der Ver⸗ 
zögerung nur den Verluſt des Beſtimmungsrechts an (während nach § 375 Hohn das Be⸗ 
ſtimmungsrecht gegebenenfalls auf den andern Teil übergeht). Auch hier ſoll über die Frage, 
ob Verzögerung vorliegt, die richterliche Beſtimmung eintreten. Dabei kommt es nur auf 
die Tatſache der Verzögerung, nicht aber auf Verzug im eigentlichen Sinne (S 284) an, da 
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überhaupt eine Erklärungspflicht nicht beſteht. Ob eine ungebührliche Verzögerung vorliegt, 
entfcheidet ſich nach den Umſtänden des Falles (RG JW 1912, 386°). 

4. Nach Abf iſt die vom Berechtigten getroffene Beſtimmung wirkungslos, falls fie 
nach billigem Ermeſſen zu treffen war, aber der Billigkeit nicht entſpricht. Darüber zu ent⸗ 
ſcheiden iſt Sache des Gerichts, deſſen Urteil gegebenenfalls die Leiſtung ſelbſt (rechtsbegrün⸗ 
dend) zu beſtimmen hat. Iſt z. B. auf Abruf des Käufers in Teilleiſtungen zu liefern, ſo 
entſpricht es nicht billigem Ermeſſen, wenn der Berechtigte, nach längerer Unterlaſſung des 
Abrufs, die rückſtändigen Beträge auf einmal abruft (RG IW 00, 606°). Ein Fall der 
richterlichen Beſtimmung iſt auch dann gegeben, wenn die Parteien ſich darüber einig ſind, 
daß eine Stundung vereinbart iſt, und Streit nur über die Dauer der Stundung beſteht (RG 
Warn 1910 Nr 11). 


5. Die Billigkeit feiner Beſtimmung ſowie fein Beſtimmungsrecht hat der Berechtigte 
zu beweiſen. Danach hat er auch dann, wenn er einen angemeſſenen Preis fordert und 
der Gegner behauptet, es ſei ein geringerer Preis abgemacht, die Unrichtigkeit dieſer Be⸗ 
hauptung nachzuweiſen (RG 57, 46). 


8 316 


Iſt der umfang der für eine Leiſtung verſprochenen Gegenleiſtung nicht 
beſtimmt, ſo ſteht die Beſtimmung im Zweifel demjenigen Teile zu, welcher 
die Gegenleiſtung zu fordern hat!). 

E I 364 II 267; M 2 192; P 1 465. 


1. Vorausſetzung dieſer ſich ſelbſt auf gegenſeitige Verträge einſchränkenden Vorſchrift 
ift, daß es ſich um eine Gegenleiſtung handelt, die der Art nach beftimmt (z. B. Geldleiſtung), 
im Umfange aber mangels einer ausdrücklichen wie ſtillſchweigenden Abrede (R JW 02 
Beil 253165) noch unbeſtimmt iſt („angemeſſener“ Preis). In dieſem Falle hat, wenn 
nichts anderes vorgeſehen worden, der Forderungsberechtigte das Recht zur Beſtimmung 
des Umfangs der Gegenleiſtung, und zwar, ohne daß das beſonders verabredet worden 
(RG ZW 09, 155), beiſpielsweiſe alſo der Verkäufer, der zu einem angemeſſenen Preiſe 
verkauft hatte, zur Beſtimmung des Kaufpreiſes. Die Beſtimmung muß aber billigem Er⸗ 
meſſen entſprechen, und verlangt der Berechtigte eine übermäßige Leiſtung, dann muß auch 
hier die Beſtimmung durch das Gericht eintreten; dies gilt auch dann, wenn die Vertrags. 
parteien die Beſtimmung ſpäterer Einigung vorbehalten haben, eine Einigung aber nicht 
erreicht wird (RG 60, 177, mit bezug auf einen Verlagsvertrag). Vgl. dazu auch $ 815 
Abſ 3. Haben die Vertragſchließenden ſich über gewiſſe Punkte noch eine Einigung vor- 
behalten, dann hindert das nicht das Zuſtandekommen des Vertrags gemäß 5 154 Abſ 1 
Satz 1. Vgl. $ 154 A 1. — Über die Beweislaft |. § 315 A 5. 

Für die Fälle des Dienſtvertrags, des Werkvertrags und des Mäklervertrags gelten die 
Sonderbeſtimmungen der $$ 612, 637, 652, wonach im Zweifel eine angemeſſene Vergütung 
zu gewähren iſt. 


8 317 


Iſt die Beſtimmung der Leiſtung einem Dritten überlaſſen, ſo iſt im 
Zweifel anzunehmen, daß ſie nach billigem Ermeſſen zu treffen iſt!). 

Soll die Beſtimmung durch mehrere Dritte erfolgen, jo iſt im Zweifel 
übereinſtimmung aller erforderlich; ſoll eine Summe beſtimmt werden, jo 
iſt, wenn verſchiedene Summen beſtimmt werden, im Zweifel die Durch⸗ 
ſchnittsſumme maßgebend). 

E I 355, 357 II 268; M 2 193; P 1 467. 


1. Beſtimmung der Leiſtung durch einen Dritten. Abf 1 entſpricht dem Ab] 1 des 8 315. 
Auch die Perſon des beſtimmungsberechtigten Dritten muß an ſich gewiß oder wenigſtens 
beſtimmbar ſein. Falls es an einer zureichenden Einigung der Parteien noch fehlt, liegt der 
Fall des § 154 vor. Vgl. die dortigen Ausführungen. Zur Anwendbarkeit des Paragraphen 
gehört, daß der Dritte die Beſtimmung gerade für den vorliegenden Fall zu treffen hat. 
Daher greifen die 88 317319 nicht Platz, wenn das maßgebend fein ſoll, was von dem Dritten 
(beiſpielsweiſe einer Notierungskommiſſion) in andern Fällen angenommen worden war 
(ME JW 04, 289°; Gruch 51, 503). Alsdann handelt es ſich vielmehr um die Beſtimmbarkeit 
der Leiſtung nach einem Ereigniſſe (f. $ 315 A 1). — Vereinbaren die Parteien (während 
eines Prozeſſes), daß ein Sachverſtändiger auf Grund der beiderſeitigen Handlungsbücher 
feſtſtellen ſoll, welcher Partei alles in allem ein Guthaben zuſteht und daß anderweite Be- 
weiserhebungen ausgeſchloſſen fein ſollen, fo handelt es ſich um einen zuläſſigen Schieds⸗ 
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gutachtervertrag, auf den die 55 317ff. entſprechend anwendbar find, insbeſondere auch 
§ 319 (RG 46, 57). 

2. Die mehreren zur Beſtimmung berufenen Perſonen ſtellen, wenn nicht ein anderes 
verabredet worden iſt, eine Einheit dar (RG 87, 195), ſo daß grundſätzlich nur eine von allen 
übereinſtimmend abgegebene Erklärung berückſichtigt werden darf und beim Mangel einer 
Einigung die Vorſchrift des $ 319 Abſ 1 Platz greifen muß. Nur wenn es ſich um die Bes 
ſtimmung einer Summe handelt, ſoll im Zweifel der ſich als Durchſchnitt ergebende Betrag 
als beſtimmt gelten. 


8 318 


Die einem Dritten überlaſſene Beſtimmung der Leiſtung erfolgt durch 
Erklärung gegenüber einem der Vertragſchließenden !). 

Die Anfechtung der getroffenen Beſtimmung wegen Irrtums, Drohung 
oder argliſtiger Täuſchung ſteht nur den Vertragſchließenden zu; Anfech⸗ 
tungsgegner iſt der andere Teil. Die Anfechtung muß unverzüglich erfolgen, 
nachdem der Anfechtungsberechtigte von dem Anfechtungsgrunde Kenntnis 
erlangt hat. Sie iſt ausgeſchloſſen, wenn dreißig Jahre verſtrichen ſind, 
nachdem die Beſtimmung getroffen worden ift?). 

E I 856 II 269; M 2 194; P 1 471. 


1. Erklärung gegenüber einem der Vertragſchließenden. Sie iſt zempfangsbedürftig 
und unwiderruflich. Welchem von jenen, ſteht im Belieben des Dritten. Abf I entſpricht 
der Beſtimmung des Abſ 2 $ 315. 

2. Danach iſt die Erklärung des Dritten unter den Vorausſetzungen der 88 119 u. 128 
anfechtbar; dies jedoch mit der Maßgabe, daß nicht der die Erklärung abgebende Dritte, 
vielmehr ausſchließlich die Vertragsparteien als Anfechtungsberechtigte wie als An⸗ 
fechtungsgegner in Betracht kommen (NG Warn 1913 Nr 350). Eine Abweichung vom 
Falle des $ 123 beſteht ferner inſofern, als die für ihn in 8 124 vorgeſehene einjährige An⸗ 
fechtungsfriſt fortfällt und durchweg die Beſtimmung des $ 121 entſprechend zur Anwendung 
gebracht iſt. — Grundſätzlich iſt nicht ausgeſchloſſen, den Dritten nach Beſeitigung feiner 
urſprünglichen Erklärung durch Anfechtung zur nochmaligen Beſtimmung zuzulaſſen, da 
ſeine Erklärung infolge der wirkſamen Anfechtung als „von Anfang an“ nicht abgegeben 
zu gelten hat (8 142). Ein Anwendungsfall des § 318 Abſ 2 wird hauptſächlich dann ger 
geben ſein wenn der Dritte die Entſcheidung nach freiem Belieben treffen konnte und ge- 
troffen hat ($ 319 Abſ 2), da den Fall, daß er fie nach billigem Ermeſſen treffen ſollte, der 
9 319 beſonders regelt. 

8 319 


Soll der Dritte die Leiſtung nach billigem Ermeſſen beſtimmen, ſo iſt 
die getroffene Beſtimmung für die Vertragſchließenden nicht verbindlich, 
wenn ſie offenbar unbillig iſt). Die Beſtimmung erfolgt in dieſem Falle 
durch Urteil; das gleiche gilt, wenn der Dritte die Beſtimmung nicht treffen 
kann oder will oder wenn er ſie verzögerte). 

Soll der Dritte die Beſtimmung nach freiem Belieben treffen, ſo iſt der 
Vertrag unwirkſam, wenn der Dritte die Beſtimmung nicht treffen kann 
oder will oder wenn er ſie verzögert“). 

E 1 355 II 270; M 2 193; P 1 468. 


1. Offenbar unbillige Beſtimmung des Dritten, falls fie, was Tatfrage iſt (RG Gruch 
51, 910), nach billigem Ermeſſen zu treffen war. Erſatz durch richterliches Urteil. Abſ 1 
Satz 1 entſpricht dem $ 315 Abſ 3 Satz 1, nur daß vorliegend die Erklärung des Dritten 
für beide Vertragsteile unverbindlich iſt und daß die Unverbindlichkeit nur bei „offenbar“ 
unbilliger Beſtimmung eintreten ſoll, wobei es darauf nicht ankommt, ob den Schiedsmännern 
perſönlich ein Vorwurf zu machen iſt (RG 25. 3. 04 VII 520/03). Offenbar unbillig 
iſt eine Beſtimmung dann, wenn ſie den Maßſtab von Treu und Glauben in grober Weiſe 
verletzt und ſich ihre Unrichtigkeit dem Blick eines ſachkundigen und unbefangenen Beurteilers 
ſofort aufdrängen muß, wenn auch erſt nach einer Beweisaufnahme (RG Warn 1911 Nr 319; 
1913 Nr 356 u. 357). Zugrunde zu legen iſt der zur Zeit der Erſtattung des Gutachtens 
vorhanden geweſene erkennbare tatſächliche Zuftand, und nur, wenn damals bei unparteiiſcher 
und ſachgemäßer Prüfung einem Sachverſtändigen hätte auffallen müſſen, daß dem er⸗ 
ſtatteten Gutachten weſentliche Mängel anhafteten, iſt dieſes für offenbar unbillig zu er⸗ 
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achten, aber nicht ſchon deshalb, weil ſich hinterher nach der jetzigen Sachlage herausſtellt, 
daß das Gutachten ein objektiv unrichtiges und ſachwidriges war (RG 69, 168). Neue Tat: 
ſachen zum Beweiſe der Unbilligkeit find nicht unbeſchränkt zuläſſig; die „offenbare“ Un⸗ 
billigkeit muß vielmehr aus der Beſtimmung des Dritten ſelbſt unter Zugrundelegung der 
damaligen Verhältniſſe ohne weiteres erhellen, wenn auch nur erkennbar für einen Sach⸗ 
verſtändigen (RG 96, 62). Flüchtigkeit und Oberflächlichkeit ſind nicht mit offenbarer Un⸗ 
billigkeit gleichbedeutend (RG JW 08, 7115; 09, 32526). Zum Nachweiſe offenbarer Un- 
billigkeit einer Schätzung genügt nicht der Nachweis des Unterſchiedes ziviichen dem 
erſtatteten und einem zu treffenden Gutachten, erforderlich iſt vielmehr die ausführliche 
Darlegung, inwiefern der Schätzer ſachwidrig und in einer das Jutereſſe des Anfechten- 
den offenbar verletzenden Weile verfahren ſei (NG Warn 09 Nr 395). Auch Schadens⸗ 
abſchätzungen und Schiedsgutachten in Verſicherungsangelegenheiten können unter ent- 
ſprechender Anwendung des $ 319 angefochten werden; aber offenbare Unbilligkeit iſt ge; 
gebenenfalls nicht ſchon deswegen anzunehmen, weil eine Verſicherungsgeſellſchaft zum Mit. 
gliede der Schiedskommiſſion oder zum Obmann ihren bereits zuvor angegangenen Ver⸗ 
trauensarzt berufen hat (RG 69, 167). Es fteht im Belieben jeder Partei, die an ſich angreif. 
bare Erklärung ſchlechthin gelten zu laſſen oder auf gerichtliche Entſcheidung anzutragen 
(ogl. 8 315 Ab| 3 Satz 2 und A3 das.). „Billiges Ermeſſen“ und „ſachverſtändiges Ermeſſen“ 
haben inhaltlich gleiche Bedeutung (RG 13. 11. 07 167/07). Vgl. auch RG Warn 1910 Nr 320. 

2. Die Beſtimmung durch Urteil iſt weiter für den Fall zugelaſſen, daß ſich das von 
den Parteien zur Beſtimmung der Leiſtung gewählte Mittel als überhaupt untauglich erweiſt, 
weil der Dritte die Beſtimmung nicht treffen kann oder nicht treffen will, oder weil er ſie 
verzögert (|. darüber § 315 A 3). — Der 8 319 iſt auch dann anwendbar, wenn ein Dritter 
nicht zur Beſtimmung der Leiſtung, ſondern zur Beſtimmung eines andern Streitpunktes 
beſtellt ift, deſſen Regelung zur Beſtimmtheit des Vertragsinhalts gehört (RG Gruch 60, 156). 

3. Soll der Dritte die Beſtimmung nach freiem Belieben treffen, alſo auch ohne an 
den Maßſtab von Billigkeit gebunden zu ſein, ſo hat die Vereitlung dieſes Mittels durch 
das im Geſetze vorausgeſetzte Verhalten des Dritten die Unwirkſamkeit des Vertrags zur 
Folge, als wäre eine Bedingung für ſeine Wirkſamkeit ausgefallen. Daneben beſteht das 
Recht der Anfechtung gemäß $ 318 unter deſſen Vorausſetzungen. 


Zweiter Titel 
Gegenſeitiger Vertrag 
S 320 


) Wer aus einem gegenſeitigen Vertrage verpflichtet iſt, kann die ihm 
obliegende Leiſtung bis zur Bewirkung der Gegenleiftung®) verweigern), 
es ſei denn, daß er vorzuleiſten verpflichtet iſte). Hat die Leiſtung an 
mehrere zu erfolgen, ſo kann dem einzelnen der ihm gebührende Teil bis 
zur Bewirkung der ganzen Gegenleiſtung verweigert werden). Die Vor⸗ 
ſchrift des S 273 Abſ 3 findet keine Anwendung“). 


Iſt von der einen Seite teilweiſe geleiſtet worden, ſo kann die Gegen⸗ 
leiſtung inſoweit nicht verweigert werden, als die Verweigerung nach den 
Umſtänden, insbeſondere wegen verhältnismäßiger Geringfügigteit des 
rückſtändigen Teiles, gegen Treu und Glauben verſtoßen würde 9). 

E I 862—364; M 2 200; P 1 626. 


1. Der 8 320 behandelt den gegenſeitigen Vertrag nach der materiellen, $ 322 nach der 
prozeſſualen Seite hin. Seine Eigentümlichkeit beſteht darin, daß jeder Teil notwendig ſchon 
kraft des Schuldverhältniſſes ſowohl berechtigt wie verpflichtet, mithin zugleich Glaubiger 
wie Schuldner ift, und daß die beiderſeits verſprochenen Leiſtungen, als Leiſtung und Gegen⸗ 
leiſtung, wechſelſeitig gegeneinander ausgetauſcht werden (R 10. 6. 10 III 349/09) — ſo 
beim Kaufe Preis und Sache, beim Dienſtvertrage Dienſt und Vergütung und daß mithin 
jede Partei für ihre Leiſtung einen Erſatz in der Gegenleiſtung findet (R 65, 547). Dabei 
beruht das Gegenſeitigkeitsverhältnis weniger auf der objektiven Grundlage als auf dem 
Willen der Parteien, ſo daß es auch nicht darauf eutſcheidend ankommt, ob die beiderſeitigen 
Veiſtungen dem Werte nacheinander entſprechen und ob nicht vielmehr gegebenenfalls auch 
ein erhebliches Mißverhältnis in dieſer Hinſicht beſteht (NRG 81, 365). Auch das iſt kein Er⸗ 
forbernis, daß die Leiſtung gerade dem andern Teile gegenuber zu bewirken ſei, da die aus. 
zutauſchende Leiſtung unmittelbar zugunſten eines Dritten bedungen ſein kann; ſo beiſpiels⸗ 
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weiſe durch gegenſeitige Übernahme von Leiſtungen an einen Dritten für den Fall der 
Heirat (MG Warn 1911 Nr 171); ferner, wenn der Käufer die Eigentumsverſchaffung zu⸗ 
gunſten eines Dritten ſich ausbedingt (RG Warn 1917 Nr 269). Notwendig iſt jedoch, 
daß lich das gegenfeitige Verhältnis überhaupt als ein Schuldverhältnis darſtellt, und daß 
die Gegenſeitigkeit ſich nicht in anderer Weiſe als der angegebenen äußert, wie es beim 
wechſelſeitigen Teſtament ($ 2269) oder beim gegenſeitigen Erbvertrage der Fall iſt (RG 
67, 65). Es liegt ein gegenſeitiger Vertrag auch niemals vor, wenn nach dem Schuld⸗ 
verhältniſſe an und für ſich nur eine Partei berechtigt, die andere dagegen nur verpflichtet 
iſt, ungeachtet deſſen, daß nachträglich infolge Hinzutritts weiterer Vorgänge auch die 
verpflichtete Partei aus dem nämlichen Verhältniſſe einen Auſpruch, eine Gegenklage 
(die ſog. actio contraria) erlangen kann. Denn auch unter dieſen Umſtänden träfe immer 
nicht zu (vgl. die 88 670, 693, 606, betreffend Auftrag, Verwahrung, Leihe), daß die 
Leiſtungen der Parteien gegen einander ausgetauſcht würden, oder daß ſchon von vorn⸗ 
herein die eine um der andern willen verſprochen worden wäre. Anderſeits kann es auch 
bei Vorhandenſein eines echten gegenſeitigen Schuldverhältniſſes vorkommen, daß die hierüber 
geltenden Grundſätze teilweiſe unanwendbar ſind, nämlich inſoweit, als ein Teil der zugeſagten 
Leiſtungen ſich nicht mehr als Gegenleiſtung, ſondern als eine ſelbſtändige, durch Nebenertrag 
begründete Verpflichtung darſtellt (wie beiſpielsweiſe die von einem Handlungsgehilfen im 
Dienftvertrage für die Zeit nach Beendigung des Dienſtverhältniſſes verſprochene Konkurrenz⸗ 
enthaltung, RG 54, 125). — Auch das grundſätzlich einfeitige Darlehn wird nicht dadurch zu 
einem gegenſeitigen Vertrage, daß der Darlehnsnehmer ſich etwa zur Beſtellung einer Sicher 
heit verpflichtet (R& Warn 1912 Nr 207; IW 1914, 765). Denn dies Verſprechen ſtellt ſich 
immer noch nicht als das einer Gegenleiſtung für das Darlehn dar. Anders, wenn es ſich 
bei einem Darlehn um ein partiariſches Geſchäft (mit Gewinnbeteiligung für 
den Darlehnsgeber) handelt (MG JW 1912, 462). In einem Gegenſeitigkeitsverhältniſſe 
ſtehen auch nicht einerſeits die Verpflichtung eines Buchhalters zur Herausgabe der Bucher 
nach Beendigung des Dienſtverhaltniſſes und anderſeits fein Recht auf Gewährung der 
Vergütung (RG Seuffel 65 Nr 470). Bei einem Gefellſchaftsvertrage ftehen im 
Gegenſeitigkeitsverhältniſſe zwar nur die Verpflichtungen der einzelnen Geſellſchafter zur 
Leiſtung der Beiträge an die Geſellſchaft. Aber dieſer Tatbeſtand reicht zur Annahme eines 
gegenfeitigen Vertrags aus (MG 78, 305). Denn nach richtiger Anſicht find die Geſellſchafter 
zur Leiſtung der Beitrage an die Geſellſchaft gegeneinander verpflichtet, und daher ſteht 
auch dem einzelnen Geſellſchafter, der von einem Mitgeſellſchafter auf Leiſtung des Bei⸗ 
trags in Anſpruch genommen wird, dieſem gegenüber, falls auch er ſeiner Beitragspflicht nicht 
genügt hat, das Verweigerungsrecht im Umfange des Ab] 1 Satz 2 zu. In N 76, 276ff. iſt 
allerdings angenommen (vgl. anderſeits RG 78, 305), daß der Anſpruch auf Leiſtung der Bei- 
träge, wiewohl der Vertrag gemäß 5 705 ein gegenſeitiger fei, nicht dem einzelnen Geſell⸗ 
ſchafter, ſondern der Geſellſchaft zuſtehe, weil ſchon der Anſpruch auf die Leiſtung zum Ge. 
ſellſchaftsvermögen gehöre. Aber wie iſt es, wenn nur zwei Geſellſchafter vorhanden ſind? 
Soll alsdann doch die Geſellſchaft als ſolche gegen den einen mit der Beitragsleiſtung im Rück 
ſtande gebliebenen Geſellſchafter klagen dürfen? Das Leiſtungsverweigerungsrecht im Sinne 
des $ 320 iſt niemals auch auf den Fall auszudehnen, daß ein Geſellſchafter anderen Ver⸗ 
pflichtungen als der zur Beitragsleiſtung nicht nachkommt, denn inſoweit beſteht kein gegen⸗ 
ſeitiges Verhältnis zwiſchen den einzelnen Geſellſchaftern (RG JW 1911, 8081). Fordert 
ein Geſellſchafter feinen Anteil am Geſellſchaftserwerbe, fo kann ihm der Einwand des nicht 
erfüllten Vertrags nicht entgegengeſetzt werden (MG 26, 256, für preuß. Recht; ferner Rd 
JW 1911, 80817; 13. 7. 15 V 72/15), weil inſoweit ein Gegenſeitigkeitsverhältnis nicht in 
Frage kommt. — Schließlich iſt zu demerken, daß ſich die Anwendbarkeit der einſchlägigen Ber 
ſtimmungen nicht auf die vorbildlichen Vertragsarten, wo Sache gegen Preis 
oder Handlung gegen Vergütung ausgetauſcht werden, beſchränkt, daß ſie vielmehr auch 
ſonſt gegeben ſein kann, wenn eine Leiſtung, mag ſie begriffsmäßig auch nur ein 
einſeitiges Verſprechen vorausſetzen — wie die Übernahme einer Bürgſchaft —, im be⸗ 
ſonderen Falle gegen eine Gegenleiſtung zugeſagt iſt (RG 66, 425). Auch ein Vertrag 
zwiſchen einem Gemeinſchuldner und einem andern, inhalts deſſen dieſer ſich gegen eine 
Vergütung verpflichtet, für das Zustandekommen eines Zwangsvergleichs tätig zu ſein, 
unterliegt den Beſtimmungen der 88 320ff. (Rh Gruch 53, 932). „Desgleichen kaun auch 
in einer Schenkung unter einer Auflage unter Umſtänden ein gegenſeitiger Vertrag 
gefunden werden, namentlich dann, wenn der Wert der Zuwendung und anderſeits der 
Wert der Auflage einander gleichſtehen (R G Seuff Al 71 Nr 136). Ferner in dem Ver⸗ 
ſprechen eines Darlehens gegen Beſtellung einer Hypothek, ſofern es ſich 
hierbei um eine Kapitalsanlage für den Darleiher gehandelt hat (RG JW 09, 309 4, 1912, 
405). Weiter in dem Falle, daß ſich der Gläubiger zur Sicherung feines Anſpruchs eine 
Vormerkung auf dem Grundſtücke des Schuldners eintragen läßt und dieſer die Eintragung 
bewilligt (vgl. R& 56, 251). ö 
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2. Die Einrede der Leiſtungsverweigerung. Aus der Natur des gegenſeitigen Ver 
trags — dem fog. ſynallagmatiſchen Verhältniſſe — ergibt ſich als weſentlichſte, innerlich 
notwendige Folge der Rechtsgedanke, daß nur eine ſolche Art der Rechtsausübung berechtigt 
ſein kann, die dem Austauſchgrundſatze entſpricht und die ſomit dem Umſtande Rechnung 
trägt, daß der eine Anſpruch durch den andern bedingt iſt. Hierbei iſt aber an und für ſich 
eine doppelte Vorſtellung möglich: Entweder kann man ſich ſchon die Entſtehung der beider⸗ 
ſeitigen Anſprüche als gegenſeitig bedingt denken; oder man kann davon ausgehen, daß jeder 
der beiderſeitigen Anſprüche je für ſich ſelbſtändig und unbedingt entſteht, und daß allein das 
Recht zu ihrer Geltendmachung von dem Gegenanſpruche betroffen iſt (welcher 
Unterſchied insbeſondere im Verſäumuisverfahren bedentſam zutage tritt). Im erſteren 
Falle genügte zur vollen Begründung des Forderungsrechts nicht ſchon der Nachweis des 
Schuldverhältniſſes an ſich, es müßte vielmehr noch der Nachweis hinzukommen, daß der 
Fordernde ſeinerſeits ſchon geleiſtet oder mindeſtens die eigene Leiſtung bereits angeboten 
habe (8 7115 ALR). Geht dagegen das beiderſeitige Forderungsrecht ſchon aus dem bloßen 
Schuldverhältniſſe unbedingt wirkſam hervor, dann muß zu ſeinem Nachweis auch ſchon die 
Berufung auf das Vorhandenſein dieſes Verhältniſſes genügen, während es anderſeits dem 
andern Teile nur überlaſſen bliebe, im Wege des Einwandes, zu behaupten, daß auch der 
Fordernde noch nicht geleiſtet habe und daher ebenfalls leiſten muſſe, wenn er fordern wolle. 
Dieſe letztere Auffaſſung, daß der Anſpruch auch bei gegenſeitigen Verträgen ſchon auf 
Grund des Schuldverhältnſſes wirkſam zur Entſtehung gelangt, entſpricht nun bereits dem 
allgemeinen Grundſatze des § 241, nach welchem der Gläubiger „kraft des Schuldverhältniſſes“ 
zu fordern berechtigt iſt, und das Geſetz hat auch in $ 320 keinen Anlaß gefunden, von dem 
allgemeinen Grundſatze abzuſehen, hat ſich ihm vielmehr hier offenſichtlich angeſchloſſen. 
Zu erkennen gegeben hat es ſeine Stellungnahme unzweifelhaft einmal durch die materielle 
Beſtimmung des Satz 1 Abſ1 in 8 320, ferner aber auch durch die prozeſſuale Vorſchrift des 
$ 322. An der erſteren Stelle ift, falls der eine Teil fordert, ohne ſelbſt geleiſtet zu haben, 
dem andern Teile lediglich die Befugnis eingeräumt, die „ihm obliegende“ (daher aber ſchon 
jetzt als geſchuldet angenommene) Leiſtung „bis zur Bewirkung der Gegenleiſtung“ zu ver⸗ 
weigern, und dementſprechend ſieht auch der $ 322 vor, daß die Geltendmachung des 
Leiſtungsverweigerungsrechts gegebenenfalls nicht zur Abweiſung der Klage, ſondern nur zur 
Verurteilung zur Leiſtung Zug um Zug führen foll. Der Rechtsbehelf aus $ 320 Saß 1 hat 
mithin lediglich die Natur einer aufſchiebenden Einrede im Sinne der 88 202, 273, 770 
(5 202 A 2). Sie ſoll auch nur dazu dienen, die Gegenleiſtung zu ſichern und darf nicht darüber 
hinaus gemißbraucht werden, um den Gegner zur Übernahme von neuen läſtigen Vertrags⸗ 
bedingungen zu zwingen; ein folcher Mißbrauch enthält einen Verſtoß gegen Treu und Glauben 
im Sinne des § 320 Abſ 2 (RG 24. 3. 11 II 387/10). Die Einrede iſt auch nur inſoweit 
zuläffig, als ſich die Leiſtungen vertragsmäßig gegenüberſtehen; es muß alſo das Ver⸗ 
tragsverhältnis auch noch beſtehen, und das träfe beiſpielsweiſe dann nicht zu, 
wenn ein Angeſtellter ſich für den Fall des Dienſtaustritts des Eintritts in ein Kon⸗ 
kurrenzgeſchäft bei Vermeidung einer Vertragsſtrafe zu enthalten verpflichtet hat und der 
Geſchäftsherr demnächſt wegen der Zuwiderhandlung die Vertragsſtrafe fordert (RG 54, 
125). Eine naturgemäß notwendige Vorausſetzung für die Zuläſſigkeit der Einrede iſt im 
übrigen, daß die anderſeits geſchuldete Leiſtung überhaupt noch möglich 
iſt; daher iſt aber die Verweigerung auch inſoweit unſtatthaft, als die Gegenleiſtung (teil- 
weiſe) unmöglich geworden iſt (RGS 58, 176; 69, 383; Warn 08 Nr 611; 1918 Nr 135). 
Über die Zuläſſigkeit der Einrede bei einheitlichen auf Teillieferungen gerichteten 
Verträgen vgl. RG 68, 22. Hiernach hat der Verpflichtete, der einen Teil der Lieferungen 
bereits empfangen hat, wegen der dieſerhalb bereits ſchuldig gewordenen Gegenleistung die 
Einrede aus 8 320 auch wegen der vom Vertragsgegner hinfichtlich der weiteren Lieferungen 
zuvor begangenen Vertragsverletzung. Ein Rechtsſatz, wonach der eine Vertragsteil wegen 
eines bloß illoyalen Verhaltens des Gegners und der dadurch herbeigeführten Zerſtörung 
des Vertrauensverhältniſſes zur Erfüllung ſeinerſeits nicht mehr verpflichtet wäre und die 
Leiſtung verweigern könnte, iſt bei denjenigen Verträgen, die nicht ein beſonderes perſön⸗ 
liches Vertrauensverhältnis vorausſetzen, namentlich alſo auch beim Kaufe im allgemeinen 
nicht anzuerkennen (RG Gruch 55, 629). Erhebt der Verpflichtete die Einrede nicht, dann 
darf ſie nicht von Amts wegen ergänzt werden, es iſt vielmehr gegebenenfalls der 
Klageanſpruch unbedingt zuzuſprechen. — Gegeben iſt im übrigen die Einrede ſowohl dann, 
wenn der andere Teil die Leiſtung überhaupt noch nicht bewirkt hat, wie auch dann, wenn 
er ſie zwar angeboten hat, jedoch nicht ſo, wie ſie verlangt werden könnte (das Nähere A 7). 
In welcher Form der Beklagte die Einrede geltend macht, iſt unweſentlich. Es muß 
deshalb genügen, wenn er die Abweiſung der Klage wegen (angeblicher) Nichtleiſtung des Klägers 
begehrt (a. A. Oertmaun A 1). Nur iſt dabei freilich vorauszuſetzen, daß der Beklagte überhaupt 
noch auf dem Vertragsſtandpunkte beharrt und nicht etwa die Berechtigung 
des zelageanſpruchs oder deſſen Erfüllbarkeit überhaupt hat verneinen wollen. So kann bei 
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einem Werkvertrage der Beſteller, der das Werk wegen vorhandener Mängel endgültig ab- 
lehnt, nicht zugleich die Einrede des nicht erfüllten Vertrags vorſchützen (RG 58, 173; 51, 
369; 69, 381). Das Recht auf die Einrede verliert die Vertragspartei auch 
dadurch nicht, daß ſie den Anſpruch auf die Gegenleiſtung an einen Dritten abgetreten 
hat (RG 51, 170; 88, 254; Warn 1915 Nr 260; Gruch 55, 640), und der Verpflichtete kann 
von der Einrede auch dem Rechtsnachfolger des Vertragsgegners gegenüber (dem Zeſſionar) 
Gebrauch machen (RG JW 1916, 11150. Die Einrede kann auch bei entſprechender 
Anwendung des $ 320 gegeben ſein; fo wenn für die Forderung aus einem Werkvertrage 
gemäß $ 648 eine Sicherheitsvormerkung eingetragen worden iſt und der Gläubiger dem⸗ 
nächſt Zahlung verlangt, der Schuldner kann alsdann Zug um Zug die Löſchungsbewilligung 
verlangen (RG 56, 252). — Das Weigerungsrecht aus Satz 1 zeigt zwar verwandte Züge mit 
dem Zurückbehaltungsrecht aus § 273. Aber während dieſem der Rechtsgedanke zugrunde 
liegt, daß der Glaubiger, der fordert, ohne ſeinerſeits zu leiſten, wider Treu und Glauben 
handelt (8 273 A 5), folgt das Weigerungsrecht notwendig aus der inneren Natur des 
Schuldverhältniſſes, und fo erklärt es ſich auch, daß hier — im Gegenſatze zu § 273 — die 
Befugnis ausgeſchloſſen iſt, die Einrede durch Beſtellung einer Sicherheit abzuwenden (RG 
25. 10. 19 V 190/19). Das Weigerungsrecht tritt bei gegenſeitigen Verträgen an die Stelle 
des Zurückbehaltungsrechts (R JW 06, 333°; NG 68, 22). — Über den Einfluß des 
817 KO auf gegenſeitige Verträge val. RG 73, 58. 

3. Die Gegenleiſtung umfaßt zunächſt die eigentliche, vertragsmäßig geſchuldete Leiſtung, 
und zwar grundſätzlich die volle Leiſtung, ſo daß regelmäßig die eigene Leiſtung verweigert 
werden kann, bis die anderſeits geſchuldete Leiſtung ſowohl dem Umfange (RG 57, 399) wie 
der Beſchaffenheit nach (quantitativ wie qualitativ) der vertragsmäßigen Verpflichtung gemäß 
völlig und gehörig bewirkt worden iſt, oder Zug um Zug bewirkt wird (vgl. dazu über den 
Ausnahmefall A 7). Die Gegenleiſtung erſtreckt ſich weiter aber auch auf den Betrag, um den 
ſich die Schuld des Verpflichteten infolge von Umſtänden vergrößert hat, die er vertreten 
muß (88 275, 285, 286). Denn zur vollen Erledigung der Vertragspflicht und anderſeits zur 
vollen Befriedigung des Gegners gehört es unzweifelhaft, daß dieſem gegebenenfalls auch ſein 
durch das vertragswidrige Verhalten des Schuldners begründeter Schaden erſetzt wird. Na⸗ 
mentlich ſteht hier derjenige Schaden in Frage, der dem Berechtigten durch den Verzug des 
Verpflichteten entſtanden, und der ihm ſonach noch neben der Leiſtung des Geſchuldeten ge⸗ 
mäß 5 286 (vgl. 58 286 A 2 u. 326 A 1) zu erſetzen ift (was in RG ZW 1911, 36211 u. 21. 11. 12 
V 240/12 unentſchieden geblieben). Wenn etwa der Käufer eines Grundſtücks die Umſatz⸗ 
ſteuer übernommen, demnächſt aber die Entgegennahme der Auflaſſung verzögert hat, und 
inzwiſchen die Steuer erhöht worden iſt, und deswegen der Käufer auch für dieſe Erhöhung 
haftet (vgl. § 449 A 1), wird der Verkäufer feine Leiſtung verweigern können, bis der Käufer 
ſich zum mindeſten zur Entrichtung der gegenwärtig geltenden vollen Steuer verpflichtet 
hat. — Wenn die Anſicht vertreten iſt (Dertmann § 320 A 4), daß der Berechtigte von der 
Einrede der Leiſtungsverweigerung auch dann Gebrauch machen könne, wenn die ihm ge⸗ 
ſchuldete Leiſtung durch die Schuld des Verpflichteten unmöglich geworden und daher an 
ihre Stelle der Anſpruch auf Schadenserſatz getreten fei, fo könnte für dieſe Anſchauungs⸗ 
weiſe höchſtens dann Raum ſein, falls man davon ausgeht, daß der Berechtigte auch in 
ſolchem Falle zu der ihm obliegenden Leiſtung gemäß $ 325 verpflichtet bleibt (Austauſch 
theorie). Folgt man aber der diesſeits vertretenen Auffaſſung, daß ſich der Anſpruch des 
Berechtigten im Falle des $ 325 in die rein einfeitige Forderung auf eine Geldleiſtung 
umſetzt (Differenztheorie; vgl. J 325 A 2), dann iſt hier für die Erfüllungsverweigerung 
überhaupt kein Raum mehr. Vgl. auch Anm 2 und die dort angeführten Urteile RG 58, 
167; 69, 383; Warn 08 Nr 611 und 1918 Nr 135. 

4. Durch die Übernahme der Verpflichtung zur Vorleiſtung wird die Natur des Rechts. 
geſchäfts als eines gegenſeitigen Vertrags nicht geändert. Die Abrede hat jedoch von ſelbſt 
zur Folge, daß diejenige Vertragspartei, die ſich, früher als die andere zu leiſten, verpflichtet, 
des Rechtes der Leiſtungsverweigerung einſtweilen entbehrt (RG Gruch 63, 219). Das Ver⸗ 
ſprechen der Vorleiſtung enthält ſomit zugleich einen Verzicht auf dieſe Einrede. Es 
kann auf ſie im übrigen au ausdrücklich verzichtet werden, und in allen Fällen eines ſolchen 
(ausdrücklichen oder ſtillſchweigenden) Verzichts gewinnt die Forderung des andern Teiles 
die Kraft eines einſeitigen Anſpruchs. Beanſprucht werden kann jedoch die Vorleiſtung 
allemal nur dann, wenn der Berechtigte ebenfalls fähig und bereit iſt, demnächſt auch ſeiner⸗ 
ſeits zu leiſten (RG Warn 08 Nr 297). Daher erliſcht die Vorleiſtungspflicht, wenn 
der andere Teil beſtimmt und endgültig erklärt, daß er die ihm obliegende Leiſtung überhaupt 
nicht machen werde, oder nicht machen könne, und der Vorleiſtungspflichtige kann als⸗ 
dann von den Rechtsbehelfen aus 8326 Gebrauch machen (RG 18. 11. 15 V 224/15). Die 
Vorleiſtungspflicht hat ferner für den Verpflichteten auch den Nachteil zur Folge, daß er 
ie Leiſtung von dem andern Teile vor Bewirkung ſeiner Leiſtung überhaupt nicht verlangen 
kann, und daß ſonach, ſolange die Vorleiſtungspflicht beſteht, auch ein Verzug des andern 
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Teiles ausgeſchloſſen iſt (S 284 A 2). Erſt dann ändert ſich die Sachlage, wenn inzwiſchen 
auch die Leiſtungspflicht des berechtigten Teiles eingetreten ift, etwa weil inzwiſchen auch der 
für ihn beſtimmte Leiſtungstermin erſchienen war (RG 21. 11. 12 V 240/12), oder wenn bei 
einem Teillieferungsvertrage der Käufer die bereits empfangenen Lieferungen nicht bezahlt 
hat (M& 66, 426). Unter ſolchen Umſtänden kann ſich der Berechtigte auf die urſprüngliche 
Vorleiſtungspflicht des Gegners nach Treu und Glauben nicht mehr berufen, vielmehr iſt jetzt 
Zug um Zug zu leiſten (RG 21. 11. 12 V 240/12), wie überhaupt die Berufung auf die 
Vorleiſtungspflicht des Gegners unſtatthaft iſt, wenn fie gegen Treu und Glauben verſtieße 
(RG Gruch 63, 219). 8 

5. Vorausgeſetzt iſt, daß mehrere Perſonen je anteilig (8 420) forderungsberechtigt ſind. 
Auch hier entſpricht es der ganzen Ausgeſtaltung des gegenſeitigen Vertrags, daß der von 
einem der Forderungsberechtigten anteilig in Anſpruch genommene Gegner auch die Teil⸗ 
leiſtung bis zur Bewirkung der ganzen Gegenleiſtung verweigern darf. Um 
dieſer Einrede zu begegnen, wäre es gegebenenfalls Sache des einzelnen Klägers, auch die 
Verpflichtungen ſeiner mitberechtigten Vertragsgenoſſen zu erfüllen. 

6. Ein Gegenrecht auf Beſeitigung der Einrede der Leiſtungsverweigerung durch Sicher⸗ 
heitsleiſtung iſt hier, abweichend von § 273, verſagt. Vgl. A 2 a. E. Wohl aber kann 
die bereits geleiſtete Sicherheit als ein nach 8 320 Abſ 2 zu berückſichtigender Umſtand in 
Betracht kommen (RG JW 1916, 1189). g 

7. Nur teilweiſe Leiſtung der einen Vertragspartei ſchließt an ſich das Recht der andern 
Partei zur Leiſtungsverweigerung und zwar betreffs der geſamten Leiſtung (RG JW 
1915, 1003) nicht aus. Das Geſetz beſchränkt das Recht jedoch unter der in Abſ 2 gegebenen 
Vorausſetzung indem es, unter Anwendung des allgemeinen Grundſatzes aus $ 242 (RG 
68, 22; 66, 333; 76, 153) vorſieht, daß derjenige, welcher einen Teil der Gegenleiſtung 
bereits empfangen hat, von ſeinem Weigerungsrechte inſoweit, d. h. zu dem Betrage, nicht 
Gebrauch machen darf, als das gegen Treu und Glauben verſtieße (Prot 1, 638; vgl. 
U 5 bei 8 273; Nc 56, 151; 68, 22; 76, 153). Ein ſolcher Verſtoß würde im übrigen auch 
vorliegen, wenn die Einrede der Leiſtungsverweigerung lediglich dazu benutzt würde, den 
Gegner zur Übernahme einer laäſtigen Verpflichtung zu beſtimmen (RG 24. 3. 11 11 387/10). 
Eniſcheidend iſt gegebenenfalls die Schwere und Tragweite der Vertragsverletzung (RG 
68, 22, für den Fall eines Teillieferungsvertrags). Demgemäß kommt es auch nicht lediglich 
auf die verhaltnismäßige Geringfügigkeit des rückständigen Teiles an (RG Warn 1913 Nr 405). 
Denn die Vorſchuſt gilt ſowohl für den Fall, daß dem Umfange nach, wie für den, daß 
nach Beſchaffenheit der Leiſtung nicht vollſtändig, und daher nur teilweiſe erfüllt worden 
ift: Einrede des nicht gehörig erfüllten Vertrags. Denn unter einer unvollſtändigen 
Leiſtung iſt auch eine mangelhafte zu verſtehen (R& 52, 355; 56, 253; 57, 400). S 
braucht der Käufer die Kaufſache nicht anzunehmen und kann. ſeinerſeits die Leiſtung ver. 
weigern, wenn ihm die Kaufſache nicht in der vertragsmäßigen (oder einer den geſetz⸗ 
lichen Anforderungen genügenden) Beſchaffenheit angeboten wird (RH JW 1912, 4617), 
(Nur im Falle des $ 326 gilt die einmal angenommene, wenn auch mangelhafte Erfüllung 
dennoch als Erfüllung — § 326 A 5; RG Warn 1912 Nr 204.) Das Verweigerungsrecht 
wegen mangelhafter Beſchaffenheit verſagt jedoch unbedingt, wenn etwa vereinbart iſt, 
daß alle Meinungsverſchiedenheiten über die Beſchaffenheit der Ware durch Arbitrage zu 
regeln ſeien, weil dann auch die mangelhafte Ware als Erfüllung angenommen werden muß 
und nur Minderung des Preiſes verlangt werden kann, es ſei denn, daß es id um Beanſtan⸗ 
dungen handelt, die überhaupt nicht unter die Arbitrage fallen (RG 78, 257). Überhaupt aber 
findet auch die Einrede des nicht gehörig erfüllten Vertrags ihre Grenze an d em Grund⸗ 
ſatze von Treu und Glauben, und ſie verſagt grundſätzlich wegen Sachmängel nach be⸗ 
reits erfolgter Übergabe und Auflaſſung (RG 66, 333). Dem Buchhalter, der vom Geſchäfts⸗ 
herrn auf Herausgabe der Geſchäftsbücher und auf Auskunft in Anſpruch genommen wird, 
ſteht demgegenüber die Einrede der Leiſtungsverweigerung wegen rückſtändigen Dienſtlohns 
nicht zu (RG SeuffA 65 Nr 233). — Bei der Frage, ob der rückſtändige Teil als gering» 
fügig zu erachten, find die geſamten Umſtände zu berüdfichtigen; z. B. bei einem Kaufe das 
Verhältnis zwiſchen dem Umfange des Geleiſteten und anderſeits der noch rückſtändigen 
Leiſtung unter Berückſichtigung auch der Schwierigkeiten, die der vollen Leiſtung entgegen⸗ 
ſtehen, ſowie des Grundes, weshalb die volle Leiſtung unterblieben iſt (RG Gruch 51, 931: 
JW 1915, 11891; Warn 1913 Nr 405, wonach beiſpielsweiſe auch die Dauer des Rückſtands 
oder ein berechtigtes Mißtrauen in die Bereitſchaft des Gegners zur vollen Erfüllung mit 
maßgebend fein können). Die Klage auf Zahlung des Kaufpreiſes Zug um Zug gegen 
helene des Grundſtücks darf nicht abgewieſen werden, falls troß der zugeſicherten Hypo. 

ekenfreiheit nur noch eine geringfügige Rente eingetragen ſteht (RG 56, 151). Dagegen 
entält es keinen Verſtoß wider Treu und Glauben, wenn etwa ber Mieter wegen vorhandener 
naumängel Beträge ſelbſt über die Mietzinsminderung hinaus zurückbehält (insbeſondere mit 
üdficht auf einen erlittenen Schaden; di 4. 2. 08 III 384/07). Ebenſowenig, wenn der 
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Käufer die Zahlung des Preiſes auf Grund der Tatfache verweigert, daß die verkauften Baum- 
ſtämme nicht abredegemäß richtig gelagert find (RG 4. 10. 07 II 178/07). — Die Vorſchrift des 
Abſ 2 findet auch im Falle des Rücktritts wegen Verzugs gemäß 8326 Anwendung (RG 76, 150). 

Leiſtungsverweigerung und Wandlung. Unter Umſtänden kann das Unvermögen des 
Schuldners, die bedungenen Eigenſchaften zu gewähren, den ganzen Vertragszweck 
derart vereiteln, daß dieſerhalb die Grundſätze von der (teilweiſen) Unmöglichkeit der Leiſtung 
($ 275 A 4 und $ 306 A 2 Abſ 2) Platz greifen muſſen. Wie aber, wenn die Beſeitigung 
der Mängel überhaupt nicht möglich, oder wenn ſie zwar möglich iſt, der etwaige Käufer 
fie aber nicht abzuwarten braucht (RG 87, 337; Warn 1912 Nr 18 u. 299); oder wenn der 
Verkäufer die Nachbeſſerung, zu der für ihn keine Verpflichtung beſteht, auch nicht vornehmen 
will (RG 61, 92; JW 1916, 2555); wenn ferner der Kauf durch den Verkäufer noch nicht 
erfüllt wäre, und man aus dieſem Grunde dem Käufer das Recht zur Wandlung verſagen 
wollte (RG 53, 731; Warn 09 Nr 200; 1917 Nr 83; JW 1911, 53917); wenn endlich aber 
auch eine Anfechtung wegen Irrtums nach den Umſtänden ausgeſchloſſen wäre (namentlich 
ſofern beim Spezieskaufe die Sache erſt nach dem Vertragsabſchluſſe, aber noch vor dem 
Gefahrübergange fehlerhaft geworden wäre), ſoll dann der Käufer dauernd auf 
die Einrede der Leiſtungsverweigerung beſchränkt und der Vertrag dauernd 
beſtehen bleiben? Ein ſolches Ergebnis könnte nicht befriedigen. Auch dieſe Erwägungen 
zeigen vielmehr, daß gerade die Beſchränkung des Wandlungsrechts auf den Fall bereits 
erfolgter Übergabe oder Auflaſſung, wie ſie das Reichsgericht will, unter Umſtänden zu einem 
ganz unleidlichen Ergebniſſe führen kann. Das Geſetz ſelbſt kennt dieſe Beſchränkung auch 
gar nicht. In 8 462 bezeichnet es die Wandlung lediglich als eine Rückgängigmachung „des 
Kaufes“, d. h. des Vertrags, und in 8 467 zieht es betreffs der Folgen der Wandlung die 
Beſtimmungen vom Rücktritte vom Vertrage heran. Aus $ 636 endlich iſt unzweifelhaft zu 
erſehen, daß das Geſetz die Wandlung beim Werkvertrage auch dann ſchon zulaſſen will, wenn 
das Werk noch nicht hergeſtellt iſt, von bereits erfolgter Erfüllung mithin noch gar keine Rede 
fein kann. In RG Warn 1911 Nr 321 und 1912 Nr 204 hat der 5. 38 daher auch bereits 
erwogen, ob nicht wenigſtens dann, wenn es ſich um unbehebbare Mängel handle, die 
Wandlung auch bereits vor der Übergabe und Auflaſſung als möglich anzunehmen ſei; er 
hat dabei zugleich angenommen, daß, wenn der Verpflichtete die Beſeitigung der Mängel 
verweigere, der Käufer berechtigt fein müßte, ſchon vor dem angegebenen Zeitpunkte „ent⸗ 
ſprechend der Wandlung“ vom Vertrage abzugehen. In Wirklichkeit ſtellt nun dieſe Befugnis 
nichts anderes als das Wandlungsrecht ſelbſt dar. Das Ergebnis ift alſo, daß das Vorhanden ⸗ 
ſein von Mängeln, die überhaupt nicht zu beſeitigen ſind, oder deren Beſeitigung der Käufer 
ſich nicht gefallen zu laſſen braucht, den Genannten ohne weiteres berechtigt, ſowohl 
19 dem Leiſtungsverweigerungsrechte wie von der Wandlung Gebrauch zu 
machen. 

8. Beweislaſt. Die Einrede aus Abſ 1 Satz 1 iſt ausgeſchloſſen, ſobald die Gegenleiſtung 
als Erfüllung bereits angenommen worden iſt. Behauptet der Käufer, daß die gewährte 
und von ihm als Erfüllung angenommene Kaufſache mit Mängeln behaftet iſt, ſo bleibt er 
auf die Rechtsbehelfe aus der Gewährleiſtung (8 459) gewieſen (RG 66, 332). Dementſprechend 
regelt ſich auch die Beweislaſt anders, je nachdem die Leiſtung als Erfüllung bereits an- 
genommen worden iſt, oder die Annahme abgelehnt und die Einrede des nicht erfüllten Ver, 
trags erhoben wird. Im letzteren Falle hat der die Gegenleiſtung Fordernde das Angebot 
einer vertragsmäßigen Leitung, im erſteren Falle gemäß § 363 der Empfänger der Leiſtung 
deren Mangelhaftigkeit zu beweiſen. 

9. Über die Anwendung des $ 320 beim Kaufe vgl. § 440 (RG 56, 153); über das Recht 
des Konkursverwalters bei gegenſeitigen Verträgen § 17 KO. 


8 321 

1) Wer aus einem gegenſeitigen Vertrage vorzuleiſten verpflichtet iſt, 
kann, wenn nach dem Abſchluſſe des Vertrags in den Vermögensverhält⸗ 
niſſen des anderen Teiles eine weſentliche Verſchlechterung eintritt, durch 
die der Anſpruch auf die Gegenleiſtung gefährdet wird), die ihm obliegende 
Leiſtung verweigern, bis die Gegenleiſtung bewirkt oder Sicherheit für ſie 
geleiſtet wirds). 

E II 272; P 1 631. 


1. Die Lage eines Vorleiſtungspflichtigen (vgl. 8 320 A 4) wird ungebührlich verſchlechtert 
wenn die Vermögensverhältniſſe des andern Teiles nach dem Abſchluſſe des Vertrags eine 
weſentliche Verſchlimmerung erfahren. Zum Schutze gegen eine hieraus drohende Benach⸗ 
teiligung gibt das Geſetz auch dem zur Vorleiſtung Verpflichteten ausnahmsweiſe — vgl. 
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§ 320 A 4 — das Weigerungsrecht, und zwar unter ausnahmsweiſer Anwendung der ſonſt 
grundſätzlich nicht anerkannten (vgl. 8 119 A 2 Abſ 3) Regel von der Veränderung der Um⸗ 
fände; vgl. noch § 242 A 1 Abi 2 (RG Warn 1911 Nr 223). — Sonderbeſtimmung betreffs 
des Darlehenverſprechens in § 610. 

2. In Betracht kommt nur eine derartige nachträgliche Verſchlechterung der Vermögens⸗ 
verhältniſſe, daß durch ſie der Anſpruch auf die Gegenleiſtung gefährdet „wird“. Ein ſolches 
Ergebnis iſt indes auch dann nicht grundſätzlich ausgeſchloſſen, wenn die Vermögensverhältniſſe 
auch ſchon zur Zeit des Vertragsſchluſſes mißliche waren (RG 12. 11. 04 1292/04). Ob eine 
weſentliche Verſchlechterung anzunehmen, iſt nach dem allgemeinen Maßſtabe der Verkehrs⸗ 
anſchauung zu beurteilen; es reicht auch ſchon die erſchwerte Verwendbarkeit oder Flüſſig⸗ 
machung der Ausſtände aus (RG Warn 08 Nr 298). Maßgebend iſt der Zuſtand in dem Zeit. 
punkte, in dem die Vorleiſtung fällig und gefordert wurde. (Die genannte Entſcheidung und 
RG 54, 358). Die Konkurseröffnung begründet unbedingt eine derartige weſentliche Ver⸗ 
mögensverſchlechterung (RG 12. 11. 04 J 292/04). Ereigniſſe, die, wie ein Krieg, nur die 
allgemeine Geſchäftslage übel beeinfluſſen, reichen zur Anwendung des $ 321 nicht aus (RG 
Warn 1916 Nr 5). Falls der Gegenanſpruch dinglich geſichert iſt (durch Pfand oder Hypo⸗ 
thek), ift für die Einrede fo lange kein Raum, als die Sachſicherheit ausreicht (RG 53, 244, 
im Falle einer hypothekariſch geſicherten Forderung). f 

3. Das Verweigerungsrecht aus $ 321 bedarf zu feiner Ausübung nicht einer vorgängigen 
Ankündigung (R 51, 170). Es befteht auch unter der Vorausſetzung fort, daß die Vermögens⸗ 
verhältniſſe des andern Teiles ſich wieder beſſern, der Berechtigte hiervon jedoch keine Kenntnis 
erhalten hat (RG SeuffA 52 Nr 116). Der Berechtigte muß alſo die inzwiſchen wieder ein- 
getretene Beſſerung ſeiner Verhältniſſe dem Vorleiſtungspflichtigen anzeigen, widrigenfalls 
dieſer die Einrede au § 321 fortbehält (RG Gruch 52, 412). — Die Wirkung des Weigerungs⸗ 
rechts beſchränkt ſich auf das Recht der Einrede, ohne eine Umwandlung des Schuldverhält⸗ 
niſſes ſelbſt herbeizuführen. Insbeſondere bleibt die Vorleiſtungspflicht an ſich beſtehen, und 
es kann der andere Teil nicht anders in Verzug geſetzt werden, als dadurch, daß der Vor⸗ 
leiſtungspflichtige ſich zur Leiſtung bereit erweiſt (RG IW 04, 201). Dieſer erlangt auch 
nicht das Recht, nunmehr auf Leiſtung Zug um Zug oder auf Beſtellung einer Sicherheit zu 
klagen (RG 53, 62; 54, 358; Gruch 55, 898); ebenſowenig erlangt er infolge einer Verſchlechte⸗ 
rung der Vermögenslage des Schuldners (RG 50, 257) das Recht zum Rücktritte wegen 
veränderter Umſtände. So gibt auch im Falle der Erteilung eines Kreditbriefs der Um ⸗ 
ſtand allein, daß die gewährte Deckung unzulänglich wird, kein Recht zum Widerrufe; es kaun 
ebenſowenig ohne weiteres als Vertragswille unterſtellt werden, daß die „Akkreditierung“ 
nur fo lange währen ſollte, als die Deckung ausreiche (RG 64, 111). Die Einrede kann auch 
dem Zeſſionar des Verpflichteten gegenüber geltend gemacht werden (RG 51, 170). 
Durch Bewirkung der Gegenleiſtung oder einer Sicherheitsleiſtung hört die Gefährdung 
auf. Die Sicherheitsleiſtung durch Bürgen iſt hier — im Gegenſatze zu § 278 Abſ 8 — nicht 
ausgeſchloſſen. Sonach wird aber auch anzunehmen fein, daß das in Frage ſtehende Weigerungs⸗ 
recht von vornherein ausgeſchloſſen iſt, falls für die Forderung ein (ſicherer Bürge geftelit 
ya 5 die Einrede auch verſagt, wenn eine hinreichende Realſicherheit gewährt war (RG. 
53, 244). 

Beweislaſt. Der Vorleiſtungspflichtige, der von der Einrede aus 8 821 Gebrauch machen 
will, hat die nachträgliche Verſchlechterung der Vermögensverhältniſſe zu beweiſen; dem 
Gegner ſteht der Gegenbeweis frei, daß feine Lage ſchon zur Zeit des Vertragsabſchluſſes 
eine gleich ſchlechte war, und ferner der Einwand, daß die Lage ſich inzwiſchen wieder gebeſſert 
hatte und dieſe Tatſache dem Gegner auch bereits bekannt geworden war. 


8 322 

Erhebt aus einem gegenſeitigen Vertrage der eine Teil Klage auf die 
ihm geſchuldete Leiſtung, jo hat die Geltendmachung des dem anderen Teile 
zuſtehenden Rechtes, die Leiſtung bis zur Bewirkung der Gegenleiſtung zu 
verweigern, nur die Wirkung, daß der andere Teil zur Erfüllung Zug um 
Zug zu verurteilen iſt!). 

Hat der klagende Teil vorzuleiſten, ſo kann er, wenn der andere Teil 
En Derzuge der Annahme iſt, auf Leiſtung nach Empfang der Gegenleiſtung 

agen). 

Auf die Zwangsvollſtreckung findet die Vorſchrift des § 274 Abſ 2 An⸗ 
wendung). 

EI 864-366; M 2 208; P 1 631. 
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1. Abſ. 1 enthält den prozeſſualen Grundſatz, daß die Geltendmachung des Verweigerungs⸗ 
rechts im Sinne des 8 320 nicht zur Abweiſung der Klage, ſondern nur zur Verurteilung 
zur Erfüllung Zug um Zug führt (vgl. $ 274 A 1). Von Amts wegen ift die Erhebung der 
Einrede nicht zu unterſtellen (vgl. $ 320 A 2). In welcher Form die Einrede erhoben wird, 
it unweſentlich (RG JW 03 Beil 22%). Abſ 1 findet auch dann Anwendung, wenn aus einem 
noch von keiner Seite erfüllten Tauſchvertrage nur auf Zahlung der bedungenen Zugabe 
geklagt wird (RG 51, 367). Ob ſich der Beklagte bereits im Annahmeverzuge befindet, iſt bei 
Abſ 1 unweſentlich. 

2. Abſ 2 hat nur den Sonderfall im Auge, daß der Kläger vorleiſtungspflichtig iſt und der 
Beklagte ſich im Annahmeverzuge befindet. Alsdann ſoll eine auf „Leiſtung nach Empfang 
der Gegenleiſtung“ gerichtete Klage berechtigt ſein, wiewohl der Kläger ſeiner Vorleiſtungs⸗ 
pflicht noch nicht nachgekommen iſt (RG SeuffA 59 Nr 149). Der Gläubiger kann in ſolchem 
Falle die Zwangsvollſtreckung ohne Bewirkung der ihm obliegenden Leiſtung betreiben 
(RG SeuffA 59 Nr 264). 

8. Hinſichtlich Abſ 3 vgl. $ 274 A 6. Abſ e 3 umfaßt alle Fälle des § 322, alſo auch den, 
daß der Beklagte gemäß Ab] 2 nur zur Leiſtung nach Empfang der Gegenleiſtung verurteilt 
iſt. Der obſiegende Kläger kann alſo auch diesfalls, ſofern ſich der verurteilte Beklagte im 
Annahmeverzuge befindet, die Zwangsvollſtreckung ohne Bewirkung ſeiner Leiſtung betreiben 
und es dem Beklagten überlaſſen, nunmehr die Gegenleiſtung anzunehmen. Vgl. dazu die 
99 756, 726 ZRO. 

4. Beweislaſt. Zur Klagebegründung gehört nicht die Behauptung, daß der Kläger bereits 
erfüllt habe, oder daß der Beklagte ſich ſchon im Annahmeverzuge befinde; erhebt aber der 
Beklagte die Einrede des nicht erfüllten oder nicht gehörig erfüllten Vertrags, dann muß der 
Kläger die Erfüllung oder ſein gehöriges Angebot beweiſen, und nur dann, wenn der Be⸗ 
klagte die Leiſtung des Klägers bereits als Erfüllung angenommen hat, fällt dem Beklagten 
wiederum der Beweis zu, daß die Leiſtung in Wirklichkeit, ſei es dem Umfange, ſei es der 
Beſchaffenheit nach eine unvollftändige war. Vgl. 88 363, 442. 


§ 323 

1) Wird die aus einem gegenſeitigen Vertrage dem einen Teile obliegende 
Leiſtung infolge eines Umſtandes unmöglich, den weder er noch der andere 
Teil zu vertreten hat, jo verliert er den Anſpruch auf die Gegenleiftung?); 
bei teilweiſer Unmöglichkeit mindert ſich die Gegenleiſtung nach Maßgabe 
der SS 472, 4735). 

Verlangt der andere Teil nach 8 281 Herausgabe des für den geſchuldeten 
Gegenſtand erlangten Erſatzes oder Abtretung des Erſatzanſpruchs, ſo bleibt 
er zur Gegenleiſtung verpflichtet; dieſe mindert ſich jedoch nach Maßgabe 
der SS 472, 473 inſoweit, als der Wert des Erſatzes oder des Erſatzanſpruchs 
hinter dem Werte der geſchuldeten Leiſtung zurückbleibt. 

Soweit die nach dieſen Vorſchriften nicht geſchuldete Gegenleiſtung be⸗ 
wirkt ift, kann das Geleiſtete nach den Vorſchriften über die Herausgabe einer 
ungerechtfertigten Bereicherung zurückgefordert werdens) ®). 

E I 868; M 2 205; P 1 688. 

1. Die 88 323325 behandeln den Einfluß der nachträglichen Unmöglichkeit bei gegen⸗ 
ſeitigen Verträgen. Auch hier wird unterſchieden, ob die Unmöglichkeit nach den Grund⸗ 
ſätzen der 88 275—279 zu vertreten oder nicht zu vertreten iſt; ob fie alfo durch einen zu 
vertretenden Umſtand ($ 275 A 3) oder, im Gegenſatze dazu, durch Zufall herbeigeführt 
worden iſt. Während nun bei ſonſtigen Schuldverhältniſſen nur die Haftbarkeit des einen 
Teiles, des Schuldners, in Betracht kommen kann, mußte bei gegenſeitigen Verträgen 
(vgl. § 320 A 1) naturgemäß berüdfichtigt werden, zunächſt, daß jeder Teil wie Gläubiger 
fo auch Schuldner ift, und ferner, daß ſich hier auch die Haftbarkeit jedes Teiles in zwei⸗ 
facher Richtung zu äußern vermag, je nachdem er nämlich die Unmöglichkeit ſeiner 
Leiſtung oder diejenige des andern zu vertreten hat. Während ſich endlich die Wirkun 
der nicht vertretbaren (zufälligen) nachträglichen Unmöglichkeit ſonſt darauf beſchränkt, daß 
der Schuldner „von der Leiſtung frei wird“, die Gefahr des Zufalls mithin aber aus⸗ 
ſchließlich dem Gläubiger aufgebürdet wird, entfteht bei einem gegenseitigen Vertrage die 

rage, wie das zufällige Unmöglichwerden der einen Leiſtung zugleich auch den Anspruch 
auf die andere Leiſtung beeinflußt. Allen dieſen Fragen tragen die Sonderbeſtimmungen 
der 88 323-825 Rechnung. — Über den Begriff Unmöglichkeit vgl. § 275 A 3, ins⸗ 


426 Recht der Schuldverhältniſſe Schuldverhältniſſe aus Verträgen 


beſondere auch RG 57, 119. Wenn die 88 323 ff. der ſubjektiven Unmöglichkeit, des 
„Un vermögens“ im Sinne des 8 275, auch nicht ausdrücklich gedenten, ſo greifen ihre 
Grundſätze doch auch hier Platz (RG 6. 11.07 127/07). Über die Vereitelung einer bloßen 
Vorausſetzung oder der Zweckbeſtimmung vgl. $ 119 A 2 Abſ g. Die Beſtimmungen über 
die nachträgliche Unmöglichkeit ſind nicht zwingend, ſie können vielmehr durch Abrede ab- 
geändert werden (RG 18. 1. 18 V 297/17). — Die §8 323—325 find trotz der Sonder⸗ 
beſtimmungen der 88 535—538 auch in Miet- und Pachtſachen anwendbar (nc 62, 225; 
89, 207; desgl. bei Dienſtverträgen (RG 92, 177). Iſt eine mit beſonderen Einrichtungen 
verſehene Anlage vermietet worden, die dieſerhalb nur zu einem beſtimmten eutſprechen⸗ 
den Zwecke brauchbar iſt, ſo wird der Mieter von der Zahlungspflicht frei, wenn die Ver⸗ 
wendung der Anlage durch außergewöhnliche Ereigniſſe (Krieg) unmöglich wird (RG 94, 267). 
Nur inſoweit iſt die Anwendbarkeit des $ 323 überhaupt ausgeſchloſſen, als der 8 552 eingreift, 
wonach der Mieter von der Entrichtung der Miete nicht befreit wird, wenn er an der Aus⸗ 
übung des Gebrauchsrechts durch einen in ſeiner Perſon liegenden Umſtand gehindert iſt 
(RG 79, 95). — Inwieweit die Beſtimmungen der 88 323ff. durch 8 17 KO beeinflußt 
werden, vgl. RG 73, 62. Über die Beweislaſt vgl. § 282. 

2. Der 8 323 behandelt den Fall, daß weder der eine noch der andere Teil die Unmöglich⸗ 
keit zu vertreten hat, daß vielmehr die eine der geſchuldeten Leiſtungen nachträglich (d. h. nach 
Abſchluß des Vertrags; RG JW 05, 1711) durch Zufall unmöglich geworden iſt. In 
dieſem Falle ſollen gemäß Abf 1 beide Teile ohne weiteres ($ 275 A 4) „von der Leiſtung 
frei werden“. Denn auch diejenige Partei, deren Leiſtung unmöglich und die damit von 
ihr freigeworden iſt, verliert ihren Anſpruch auf die an fi möglich gebliebene 
Gegenleiſtung. Der Zufall wirkt hier alſo für wie gegen beide Zeile. — Dem Falle des 
$ 323 fteht auch der gleich, daß die Leiſtung des einen Teiles infolge zweier Umſtande unmöglich 
wird, und jeder Vertragsteil den einen von ihnen zu vertreten hat, weil alsdann eine Aus⸗ 
gleichung des Verſchuldens eintritt (RG JW 1910, 936°). Im übtigen vgl. noch § 275 A3. 

3. Entſteht nachträglich nur teilweiſe unmöglichteit (5 275 A 3), ſo kann folgerichtig 
beiderſeits auch nur eine teilweiſe Befreiung eintreten; denn, ſoweit die betre fende Leistung 
noch möglich, iſt ſie zu bewirken. Aber ebenſo braucht auch die Gegenleiſtung nur teilweiſe 
gewährt zu werden, und zwar mindert ſie ſich nach der Schlußbeſtimmung des Abſ 1, gemäß 
den hier herangezogenen Grundſätzen der 88 472, 473 nach eben dem Ver ättnile, in welchem 
ſich der Wert der noch möglichen Leiſtung zu dem Werte verhält, den diele Leiſtung zur Zeit 
des Vertragsſchluſſes im ganzen gehabt hatte. — Zu beachten iſt insbeſondere auch hier, daß 
teilweiſe Möglichkeit im Sinne des Geſetzes überhaupt nicht vorliegt, sofern ih bie (teittoeije) 
Leiſtung nicht nur nach der Menge, ſondern auch ihrer Beſchaffenheit nach als etwas anderes 
darſtellen würde als die vertragsmäßig geſchuldete. Vgl. 8 266 A 1. — Die Unmöglichkeit 
der dem Verkäufer obliegenden Verſendung kann von ſolcher Tragweite ſein, daß ſie der Un⸗ 
möglichkeit der geſchuldeten Leiſtung überhaupt gleichzuſtellen iſt und der Kaufer daher ge⸗ 


gebenenfalls von Zahlung des ganzen Kaufpreiſes entbunden iſt (RG 88, 87). f 

4. Wie bereits bei § 275 A 1 dargeſtellt ift, und zwar unter beſonderer Berüclſichtigung 
des 8 281, ſo bringt die nachträgliche Unmöglichkeit nicht grundſatzlich das Schuldverhältnis 
zum Erlöſchen, befreit vielmehr nur „von der Leiſtung“. Dieſer Rechtagedanke iſt auch bei 
gegenſeitigen Verträgen entſprechend verwertet worden, und zwar unter gleichzeitiger Berück⸗ 
ſichtigung nur teilweiſer Unmöglichkeit. Demnach ſoll auch hier, falls der eine Teil einen 
Erſatz oder einen Erſatzanſpruch für den geſchuldeten Leiſtungsgegenſtand 
erlangt hat, dem andern Teile das Recht zustehen, an Stelle der bedungenen und nad)» 
träglich unmöglich gewordenen Leiſtung Herausgabe des Erſatzes oder Abtretung des Erfah. 
anſpruchs zu verlangen. Jetzt behält aber der erſtere Teil ebenſowohl den Anſpruch auf 
die Gegenleiſtung. Für den Fall ſodann, daß die Erſatzleiſtung nicht den vollen Wert 
der vertraglich geſchuldeten Lelſtung deckt, mindert ſich auch die Gegenleiſtung nach eben 
dem Verhältniſſe, in welchem die Erſatzleiſtung weniger wert iſt als die geſchuldete Leiſtung. 
Die Erſatzleiſtung zu fordern, iſt indeſſen nur ein Recht, keine erpflichtung der Partei, und 
will fie davon abfehen, dann regelt ſich das Verhältnis lediglich nach Abs 1. Unter entſprechen 
der Anwendung des 8 323 kann auch derjenige, dem eine ausſchließliche Lizenz verliehen iſt, 
wegen ſeiner Gegenleiſtung einen Ausgleich verlangen, wenn anderweite Benutzungsrechte 
beſtehen, für die der Lizenzgeber, wie regelmäßig der Fall, nicht haftet ( 78, 368). 

5. Rückforderung der nicht geſchuldeten Gegenleiſtung. Der Abſ 3 is für den Fall be. 
rechnet, daß die eine Vertragspartei die Gegenleiſtung, ſei es gans, ſei es zum Teil, bereits 
empfangen hat, daß ſich demnächſt aber der von ihr geltend gemachte Anſpruch um deswillen 
als unbegründet herausſtellt, weil ihre eigene Leiſtung unmöglich geworden iſt, und dabei auch 
eine Erſatzleiſtung im Sinne des Abſ 2 nicht in Frage kommt. Unter dieſen Umſtänden hat die 

artei einen Vorteil erlangt, für den der Grund fortgefallen iſt, ſo daß die Ausgleichung 
nach 88 812ff. zu erfolgen hat. 
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6. Über die Beweislaſt $ 275 A 6. Der Berechtigte, der von feiner Leiſtungspflicht frei 
geworden ſein will, weil ſeine eigene Leiſtung unmöglich geworden ſei, braucht nur dieſe 
Tatſache zu beweiſen, nicht aber auch, daß er die Unmöglichkeit nicht zu vertreten brauche. 
Das Gegenteil hiervon zu beweiſen, um für ſich den Fall des $ 324 geltend zu machen, iſt 
Sache des Gegners. 


8 324 


1) Wird die aus einem gegenſeitigen Vertrage dem einen Teile obliegende 
Leiſtung infolge eines Umſtandes, den der andere Teil zu vertreten hat, un⸗ 
möglich, ſo behält er den Anſpruch auf die Gegenleiſtung. Er muß ſich 
jedoch dasjenige anrechnen laſſen, was er infolge der Befreiung von der 
Leiſtung erſpart oder durch anderweitige Verwendung ſeiner Arbeitskraft 
erwirbt oder zu erwerben böswillig unterläßt. 


Das gleiche gilt, wenn die dem einen Teile obliegende Leiſtung infolge 
eines von ihm nicht zu vertretenden Umſtandes zu einer Zeit unmöglich wird, 
zu welcher der andere Teil im Verzuge der Annahme ift?). 

E I 368; M 2 208; P 1 638. 


1. Vorausgeſetzt ift hier, daß die Unmöglichkeit der einen Leiſtung zu vertreten iſt (vgl. 
8 275 A 1 und $ 323 A 2), und zwar nicht von dem fie ſchuldenden Teile (vgl. $ 325), ſondern 
von dem Forderungsberechtigten. Deſſen Haftung äußert ſich hier daher ſachgemäß dahin, 
daß er trotz der Unmöglichkeit der ihm geſchuldeten Leiſtung die ihm obliegende Gegen- 
leiſtung nach dem Vertrage gewähren muß. „Sein Anſpruch gilt als ihm erfüllt“, und der 
Vertrag bleibt beſtehen (NG Warn 1918 Nr 160; hier war die dem Kläger obliegende Leiſtung 
aus einem von ihm nicht zu vertretenden Umſtande, aber während des Annahme und 
Leiſtungsverzugs des Beklagten unmöglich geworden, fo daß zugunſten des Klägers $ 300 Abj 2 
Anwendung fand). Der andere Teil dagegen, deſſen Leiſtung unmöglich geworden, ift befreit. 
Hat er jedoch infolge des Umſtandes, der ſeine Leiſtung vereitelt hat, für den zu leiſten ge⸗ 
weſenen Gegenftand einen Erſatz erlangt, fo muß er das Empfangene feinem Gegner heraus⸗ 
geben oder gegebenenfalls feinen Erſatzanſpruch abtreten (RG Warn 1918 Nr 160 unter ent⸗ 
sprechender Anwendung des in $ 281 enthaltenen Grundſatzes). 

Die Regelung in Gemäßheit des § 324 Satz 1 darf jedoch nicht zu einer unbilligen Be 
reicherung des nicht haftbaren Teiles führen, und daher ſieht das Geſetz in Abſ 2 vor, daß der 
von feiner Leiſtung Befreite ſich anrechnen laſſen muß, was er infolge der Befreiung erſpart 
oder durch anderweitige Verwendung ſeiner Arbeitskraft erworben oder zu erwerben bös⸗ 
willig unterlaffen, d. h. in der Abſicht verabſäumt hat, den andern zu ſchädigen, oder aber 
wenigſtens in der Abſicht, die Möglichkeit, untätig zu bleiben, wider Treu und Glauben für 
ſich auszunützen (RG 22. 12. 05 VII 8/05; vgl. hinſichtlich des Dienſtvertrags $ 615). Die 
Anrechnung geltend zu machen, iſt Sache des Einwandes. Es handelt ſich dabei nur um eine 
Kürzung des Anſpruchs, aber nicht um eine Aufrechnung im Sinne des $ 387, da der Leiſtungs⸗ 
pflichtige keinen ſelbſtändigen Anſpruch auf Gewährung des erſparten Betrags erlangt (RG 
JW 1910, 100210). — Außer dem Vertragsanſpruche auf Erfüllung kann dem von feiner Leiſtung 
Befreiten überdies noch eine Forderung auf Schadenserſatz zuſtehen, wenn ihm der 
andere Teil die Leiſtung durch eine unerlaubte Handlung unmöglich gemacht hat. Kauft A 
von B eine Sache unter der Abrede, daß fie nach 6 Monaten zu liefern ſei und B bis dahin 
zu ihrem Gebrauche berechtigt ſein ſolle, zerſtört er demnächſt aber die Sache, um etwa vom 
Kaufe loszukommen, noch vor Ablauf der Lieferungsfriſt, ſo bleibt er zur Zahlung des 
Preiſes verpflichtet, außerdem aber haftet er auf Höhe der Einbuße, die B wegen der Vereitelung 
des Gebrauchs der Sache erlitten hat. Haben beide Teile die Unmöglichkeit der 
Leiſtung verſchuldet, dann iſt in Gemäßheit der Regeln des $ 254 abzuwägen, ob die 
nachträgliche Unmöglichkeit anteilsweiſe von beiden Teilen oder nur von einem Teile zu 
vertreten iſt (RG 71, 189; 94, 141). g EN 

Aus welchem Beweggrunde der eine Teil die Leiſtung des andern unmöglich ge⸗ 
macht hat, iſt unweſentlich, ſelbſt wenn er aus Rückſicht auf das öffentliche Wohl gehandelt 
hätte (RG IW 06, 55°). Eine Haftung für das Unmöglichwerden der Leiſtung muß jedoch 
dann ausgeſchloſſen fein, wenn der Verpflichtete zu feinem Verhalten berechtigt war, da es 
unter diefen Umſtänden an dem Merkmale der objektiven Rechtswidrigkeit fehlte (NG ZW 
1910, 80516). Daher wäre beiſpielsweiſe § 324 Abſ 1 unanwendbar, falls der Käufer eines 
Grundſtücks deſſen zwangsweiſe Verſteigerung durch Nichtzahlung des Kaufpreiſes verurſacht 

ätte, ſofern er die Entgegennahme der Auflaſſung zu weigern wegen Mangelhaftigkeit des 
Grundſtücks berechtigt war (RG 59, 150). Dagegen iſt die Haftung eines Käufers, der die 
Verſteigerung der Kaufſache dadurch verſchuldet hatte, daß er ſeiner Verpflichtung, den Gläubi⸗ 
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ger des Verkäufers zu befriedigen, nicht nachgekommen war, mit Recht angenommen worden 
(RG 66, 345; JW 1910, 80515). Ein gleiches träfe zu, wenn der Käufer den Verkäufer 
durch unberechtigte Vorenthaltung des Kaufpreiſes außerſtand geſetzt hätte, die Hypotheken⸗ 
zinſen zu bezahlen und das Grundſtück deshalb zur Verſteigerung gekommen wäre (RG 
Warn 1909 Nr 396). 

2. Falls der eine Teil hinſichtlich der ihm gebührenden Leiſtung ſich im Annahmeverzuge 
befindet, haftet der andere Teil gemäß $ 300 Abf 1 nur für Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit. 
Wird ihm ſeine Leiſtung während der Dauer jenes Annahmeverzugs durch einen von ihm 
ſelbſt nicht zu vertretenden Umſtand — durch eigene nur einfache Fahrläſſigkeit ($ 300 Abſ 1), 
durch Verſchulden des forderungsberechtigten Gegners oder Zufall — unmöglich gemacht, ſo 
ſollen zu feinen Gunſten die Grundſätze des Abſ 1 Anwendung finden (Rc Warn 1918 
Nr 160). Er behält alſo den Anſpruch auf die Gegenleiſtung mit Einſchluß ſeiner Anrech⸗ 
nungspflicht gemäß Satz 2. , e 

Der Beweis dafür, daß derjenige Teil, deſſen Leiſtung unmöglich geworden ift, Erſparungen 
gemacht hat, liegt dem Gegner ob (RG JW 09, 455°; Gruch 51, 947; 53, 917). 


8 325 


Wird die aus einem gegenſeitigen Vertrage dem einen Teile obliegende 
Leiſtung infolge eines Umſtandes, den er zu vertreten hat, unmöglich, ſo kann 
der andere Teil Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangen oder von 
dem Vertrage zurücktreten!). Bei teilweiſer Unmöglichkeit iſt er, wenn die 
teilweiſe Erfüllung des Vertrags für ihn kein Intereſſe hat, berechtigt, 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung der ganzen Verbindlichkeit nach Maß⸗ 
gabe des § 280 Abf 2 zu verlangen oder von dem ganzen Vertrage zurück⸗ 
zutreten. Statt des Anſpruchs auf Schadenserſatz und des Rükktritts⸗ 
15 9. er auch die für den Fall des § 323 beſtimmten Rechte geltend 
machen?). 

Das gleiche gilt in dem Falle des § 283, wenn nicht die Leiſtung bis 
zum Ablaufe der Friſt bewirkt wird oder wenn ſie zu dieſer Zeit teilweiſe 
nicht bewirkt iſts) ). 

E 1 869; M 2 209; P 1 639. 


1. Vorausgeſetzt iſt hier im Gegenſatze zu 8 324, daß die nachträgliche Unmöglichkeit der 
einen Leiſtung von demjenigen Teile zu vertreten iſt, der ſie ſchuldet. In dieſem Falle ſoll 
der andere Teil berechtigt fein, wahlweiſe (8 262 A 1) entweder gemäß $ 280 Abſ 1 Schadens- 
erſatz wegen Nichterfüllung zu verlangen oder vom Vertrage zurückzutreten, oder endlich die 
im 8 323 behandelten Rechte geltend zu machen. Zt die nachträgliche Unmöglichkeit teils 
von dem einen Teile, teils von dem andern zu vertreten, dann greift entweder 
8 324 oder 8 325 Platz, und das eutſcheidet ſich gemäß dem auch hier anwendbaren 8 254 
danach, weſſen Verſchulden als das die Geſetzesanwendung beſtimmende anzuſehen ift; 
dagegen iſt es ausgeſchloſſen, den Fall beiderſeitigen Verſchuldens unter dem Geſichtspunkte 
teilweiſer Unmöglichkeit nach $ 325 Ab] 1 Satz 2 zu behandeln (RG 71, 189; 94, 141). Über 
die Vertretbarkeit der Unmöglichkeit vgl. 8 275 A 2, 3 und 8 324 A 1. Der Unmöglichkeit 
iſt auch hier das Unvermögen ($ 275 Abſ 2) gleichgeſetzt (RG Warn 1910 Nr 323). Vertret⸗ 
bare Unmöglichkeit im Sinne des $ 325 liegt beiſpielsweiſe auch dann vor, wenn der Ver⸗ 
pflichtete fein Unternehmen, betreffs deſſen er einem andern für die Tätigkeit beim Be: 
triebe Proviſion verſprochen hat, einſtellt und fo dem andern den Erwerb von Proviſions⸗ 
anſprüchen unmöglich macht (RG Gruch 1912, 919). Über die Beweislaſt vgl. $ 282. 

Von beſonderer Wichtigkeit iſt die Frage, in welcher Weiſe der Anſpruch auf Schadens⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung bei gegenſeitigen Verträgen geltend zu machen iſt. Sie kehrt 
im Falle des § 326 wieder und ſoll daher ſchon hier erſchöpfend beantwortet werden. — 
Nach dem Inhalte eines Schuldverhältniſſes ſind die beiderſeitigen Leiſtungen gegen⸗ 
einander auszutauſchen (8 320 A 1). So entſteht die Frage, ob ſich dieſer Grundſatz auch 
noch bei Geltendmachung des Anſpruchs auf Schadenserſatz durchſetzt. Nach der einen An⸗ 
ſicht iſt das zu bejahen (Austauſchtheorie), nach der andern iſt der Anſpruch auf Schadens, 
erſatz ein einfeitiger, während der Umſtand, daß auch der Erſatzberechtigte zur Leiſtung ver⸗ 
pflichtet war, nur für die Ermittlung des Schadensumfangs von Bedeutung bleibt (Differenz⸗ 
theorie). Wenn A und B einen Tauſchvertrag über zwei Pferde abſchließen, A ſich zur 
Gewährung feines Pferdes willkürlich außerſtand ſetzt und infolgedeſſen B Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung verlangt, fo könnte er dies nach der Austauſchtheorie nur in der Weiſe 
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durchführen, daß er die ihm obliegende Gegenleiſtung bewirkte; nach der Differenztheorie 
dagegen würde er von ſeiner Leiſtungspflicht überhaupt entbunden ſein und ſchlechthin 
denjenigen Betrag erſetzt verlangen können, der ihm entgangen iſt, weil der Tauſchvertrag 
beiderſeits nicht zur Erfüllung gekommen iſt. (Vgl. das Nähere über die verſchiedenen 
Theorien bei Oertmann zu $ 325.) Die Differenztheorie verdient den Vorzug. Schon die 
Faſſung des Geſetzes führt grundſätzlich zu ihr, ſofern man hinter „Nichterfüllung“ ergänzt 
„des Vertrags“ und nicht „ver Leiſtung“. Denn von Nichterfüllung „des Vertrags“ kann über⸗ 
haupt nur im Hinblick auf die beiderſeitigen Leiſtungen geſprochen werden. Vor allem aber 
iſt auch hier die beſondere Natur des gegenſeitigen Vertrags entſcheidend. Schon hiernach 
erſcheint die Auffaſſung als die gegebene, daß, wenn die Leiſtung des einen Teiles infolge 
eines von ihm zu vertretenden Umſtands fortfällt, der andere Teil nicht verpflichtet ſein 
kann, trotzdem ſeinerſeits zu leiſten, und zwar möglicherweiſe auch dann, wenn dies unter 
den veränderten Umſtänden gerade gegen ſein Intereſſe verſtieße. Anderſeits konnte der un⸗ 
treue Vertragsteil, der ſich mutwillig zur Leiſtung außerſtand geſetzt hätte, daraus ſogar einen 
beſonderen Vorteil ziehen, beiſpielsweiſe, wenn er in dem zuvor angegebenen Falle das dem 
andern Teile tauſchweiſe verſprochene Pferd unter beſonders günſtigen Umſtänden weiter⸗ 
verkauft hätte. Wenn dagegen erwogen wird (Oertmann 16, d), das Intereſſe des Berechtigten 
ſei ſchon durch fein Rücktrittsrecht genügend gewahrt, ſo ſchlägt das nicht durch, weil die ver⸗ 
tragstreue Partei durch den Vertrag auch einen beſonderen Vorteil angeſtrebt haben kann, 
deſſen Erlangung im Falle des Rücktritts ausgeſchloſſen, alfo durch das Verſchulden des andern 
Teiles vereitelt worden wäre. Aber auch die Erwägung iſt abwegig, daß das Rücktrittsrecht bei 
Befolgung der Differenztheorie überhaupt keinen Sinn hätte. Denn das genannte Recht behält 
feine Bedeutung immer noch für den Fall, daß die betreffende Vertragspartei nach den Um- 
ſtänden des Falles einen Schadenserſatzanſpruch überhaupt nicht zu begründen vermag und 
daher nur noch das anerkennenswerte Intereſſe hat, das ganze Schuldverhältnis zum Erloͤſchen 
zu bringen. Der Rücktritt ſchafft alsdann causa finita, und die Partei vermag nunmehr das, 
was ſie etwa ſchon gewährt hat, zurückzufordern. Unzutreffend erſcheint ferner auch der Hin⸗ 
weis auf die grundsätzliche Selbſtändigkeit“ der beiderſeitigen Verpflichtungen (Oertmann A 3). 
Gemäß $ 320 lann nämlich gerade, weil der Grundſatz des Austauſches beſteht, jeder Teil 
ſeine Leiſtung bis zur Bewirkung der Gegenleiſtung verweigern, und verfolgt man dieſen 
Grundſatz weiter, ſo führt das gerade zu dem Ergebniſſe, daß, falls die eine Leiſtung un⸗ 
möglich geworden iſt, auch der andere Teil von ſeiner Leiſtungspflicht entbunden ſein muß, 
was 8 323 für den Fall zufälliger Unmöglichkeit ausdrücklich ausſpricht, und es läßt ſich 
ſchlechterdings nicht annehmen, daß etwas anderes gelten ſollte, wenn die eine Leiſtung 
nicht durch Zufall, ſondern durch einen vertretbaren Umſtaud unmöglich geworden iſt. Dem⸗ 
gemäß hat ſich auch das Reichsgericht der Differenztheorie ausdrücklich angeſchloſſen (RG 
50, 262 ff.; 57, 106; 58, 177; 60, 347; 61, 848; 66, 67; JW 1919, 3085). Vgl. auch 
RG 83, 281. Freilich betreffen alle dieſe Entſcheidungen den $ 326 Satz 2. Das gleiche 
muß aber entſprechend auch für den Fall des § 325 gelten. Im Sinne der bezeichneten 
Lehre berechnet ſich ſonach der Schaden aus der Vergleichung einerſeits des 
Werts, den die geſchuldete aber unmöglich gewordene Leiſtung für den Erſatzberechtigten 
hatte (vgl. 8 249 A 1), und anderſeits des Werts ſeiner eigenen Leiſtung, fo daß ſich als 
Schadensbetrag der Unterſchied des Vermögensſtandes im Falle der Erfüllung und im Falle 
der Nichterfüllung der beiderſeitigen Leiſtungen ergibt. BR 

Die Frage, ob der Erſatzberechtigte, wenn nicht verpflichtet, jo doch berechtigt iſt, feinen 
Anſpruch in der Art geltend zu machen, daß er die ihm obliegende Leiſtung anbietet 
und Erſatz nur für die ausgebliebene, ihm geſchuldete Leiſtung fordert, iſt (im Gegenſatze zur 
Anſicht der früheren Auflage) zu bejahen. Es kann eine derartige Regelung gerade in dem 
billig zu berückſichtigenden Intereſſe des Berechtigten liegen. Vgl. das Urteil RG 96, 20, 
wo mit Recht angenommen iſt, daß der zur Wandelung Berechtigte, falls der Verpflichtete 
nach Vollziehung der Wandelung die Rückgabe der ihm gewährten Sache unmöglich gemacht 
hat, befugt ift, die ſeinerſeits empfangene Sache zurückzugeben und Entſchädigung wegen 
Vereitelung der Rückgewährung ſeiner Leiſtung zu verlangen. Man könnte doch dem Wande⸗ 
lungsberechtigten unmöglich zumuten, daß er die mangelhaft empfangene Sache, etwa ein 
mit Schwamm behaftetes Haus, behält. Damit wäre ja der ganze Wandlungszweck vereitelt. 
Allerdings kann die Regelung zufolge der Wandlung, bei der nur der eine Teil einen Anſpruch 
hat, nicht ſchlechthin dem Verhältniſſe bei gegenſeitigen Verträgen gleichgeſtellt werden, 
obſchon bei ihr die beiderſeitigen Leiſtungen grundſätzlich (wie beim gegenfeitigen Vertrage) 
Zug um Zug zurückzugewähren ſind (RG 66, 69; 93, 4). ö 

Den Schadensnachweis kann der Berechtigte in jeder beliebigen Weiſe führen. Beim 
Kaufe insbeſondere. Der Verkäufer kann als „abſtrakten Schaden“ den Unterſchied 
zwiſchen dem marktgängigen Preiſe und dem Vertragspreiſe und beim Fehlen eines Markt⸗ 
preiſes den Preis, zu dem die Sache „nach dem natürlichen Verlaufe der Dinge“ verkäuflich 
wäre, eritattet verlangen (RG 60, 346; 68, 165; Ich 17, 3535). Als Zeitpunkt für 
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die Schadensberechnung kann der Verkäufer hierbei nach ſeiner Wahl den Zeitpunkt der 
Fälligkeit oder denjenigen Zeitpunkt wählen, in dem die Leiſtung des Schuldners infolge ſeines 
Verſchuldens unmöglich geworden iſt (RG 90, 423; Seuff A 61 Nr 4), oder auch wenn die 
Unmöglichkeit während des Verzugs des Schuldners eingetreten iſt, den Zeitpunkt, in dem 
der Schuldner in Verzug geriet (RG 96, 160). Zu beachten iſt indes, daß die Wahl des Zeit⸗ 
punkts ſich nicht wegen Verſtoßes gegen Treu und Glauben als Mißbrauch darſtellen darf 
(RG 90, 424; 91 S. 31 u. 108). Der Verkäufer darf daher auch nicht den Marktpreis eines 
Zeitpunktes zugrunde legen, wonach er einen übermäßigen Gewinn erhalten würde (RG 
49, 400; Warn 1918 Nr 89). — Der Verkäufer kann ferner vom abſtrakten Schaden abſehen 
und ſtatt deſſen den ſich für ihn aus den beſondern Umſtänden des Falles ergebenden 
„konkreten Schaden“ geltend machen (NG 89, 283; 90, 161; JW 1917, 3552). Beim Ver⸗ 
kaufe einer nach Maß, Zahl und Gewicht beſtimmten Menge einer vom Verkäufer ſelbſt her⸗ 
geſtellten Ware kann dieſer auch den Unterſchied zwiſchen dem Herſtellungspreiſe und dem 
Verkaufspreiſe erſtattet verlangen, und der Käufer kann regelmäßig nicht einwenden, daß 
der Verkäufer die Ware anderweit hätte verkaufen können (RG JW 1919, 4959). Hatte der 
Verkäufer die vom Käufer nicht abgenommene Ware zur gi des Kaufabſchluſſes bereits 
angeſchafft und fordert er demnächſt Schadenserſatz wegen Nichterfüllung in der Weiſe, daß 
er ſeinen Auſchaffungspreis dem vereinbarten Verkaufspreiſe gegenüberſtellt, dann iſt für eine 
Vorteilsausgleichung inſofern Raum, als der Verkäufer die ihm nicht abgenommene Ware 
behält. Der Verkäufer kann hier daher nicht Erſatz des Unterſchiedes zwiſchen dem Anfi chaffungs⸗ 
preiſe und dem höheren Verkaufspreiſe, ſondern nur den Unterſchied zwiſchen dem Verkaufs⸗ 
preiſe und demjenigen Preiſe fordern, für den er die Ware zur Erfüllungszeit nach dem Markt⸗ 
preiſe hätte anſchaffen Können (RG 89, 282; Gruch 63, 220). — Zur Feſtſtellung des konkreten 
Schadens kann aber der Verkäufer auch den freihändigen Selhſthilfeverkauf vornehmen, 
ohne an die Vorſchriften des § 373 HGB gebunden zu fein (N® 28. 4. 05 II 381/04). Ein 
ſolcher Vertauf geht nicht auf Rechnung des Käufers, iſt aber der Schadensberechnung zugrunde 
zu legen ſofern der Verkäufer nicht gegen Treu und Glauben verſtoßen und auch das Intereſſe 
des Käufers nicht außer acht gelaſſen hat (RG 61, 281). Der Käufer anderſeits kann (braucht 
es aber in der Regel nicht, RG SeuffA 65 Nr 388) den Deckungskauf vornehmen, und zwar 
unter Umſtänden ebenfalls ſchon vor Ablauf der Lieferungsfriſt. Der Deckungskauf geht als⸗ 
dann aber auf feine Gefahr, falls der Verkäufer noch rechtzeitig erfüllt. Den Gewinn aus dem 
Weiterverkauf der Ware braucht der Käufer ſich nicht anrechnen zu laſſen (RG 52, 150; 68, 17). 
Der Deckungskauf iſt unter Beobachtung von Treu und Glauben nach den Gepflogenheiten 
des Verkehrs vorzunehmen; insbeſondere darf der Käufer mit der Vornahme nicht ungebührlich 
warten; iſt das befolgt, dann hat der Verkäufer keinen Anlaß zur Beſchwerde (RS Warn 1919 
Nr 133). Fordert der Käufer, der den Deckungskauf unterlaffen hat, Erſatz zwiſchen dem Kauf⸗ 
preiſe und dem Preiſe, der zur anderweiten Anſchaffung erforderlich geweſen wäre, ſo kann 
er damit nicht zugleich den Gewinn erſtattet verlangen, den er im Falle der Vertragserfüllung 
durch eine geſteigerte Produktion erzielt haben würde (NG Warn 1918 Nr 151; JW 1917, 3559). 
— Fordert der Werkbeſteller gemäß $$ 635, 326 Schadenserſatz, daun kann er, wie bei der 
Wandlung, Zurückerſtattung ſeiner Leiſtung fordern, während der andere Teil feinen Anſpruch 
verliert (RG JW 1912, 686°). — Gegenüber dem Schadenserſatzanſpruch aus 9 825 iſt auch der 
Einwand des Mitverſchuldens aus 8 254 zuläſſig, und zwar mit der Wirkung, daß zu prüfen 
iſt, ob und inwieweit der einzelne Beteiligte trotz des Mitverſchuldens des andern für ſein 
Verſchulden und die ſich daraus ergebenden Folgen verantwortlich iſt und die dadurch erwachſe⸗ 
nen Nachteile ſelbſt zu tragen hat; dagegen iſt die Folgerung, daß, wenn die Unmöglichkeit 
teils von dem einen Teile, teils vom andern verſchuldet worden ift, das teilweiſe Verſchulden 
der teilweiſen Unmöglichkeit gleichzuſtellen ſei, rechtlich unhaltbar (RG 56, 267; 71, 227: 
94, 140; JW 1919, 3085). . 

Der Rüdtritt vom Bertrage erfolgt durch eine einfeitige, empfangsbedürftige, unwider⸗ 
rufliche Erklärung. Die Rücktrittserklärung ſchließt den Erfüllungs- wie den Erſatzanſpruch 
aus (RG 61, 130), ſo daß ſich die gegenſeitigen Rechte auf den Anſpruch auf Wiederherſtellung 
des früheren Zuſtandes beſchränken (RG Ih 02 Beil 251158). Der Käufer kann das einge⸗ 
zahlte Kaufgeld nebft Ziuſen ſeit der Zahlung zurückfordern (RG 52, 92; vgl. auch $ 826 A 1). 
Die Erklärung, daß Schadenserſatz verlangt werde, hindert anderſeits nicht den ſpäteren 
Rücktritt vom Vertrage. Vgl. § 326 A 1 Abi 3 a. E. x 

2. Bei nur teilweiſer Unmöglichkeit — falls alſo eine Teilerfüllung auch im Rechtsſinne 
noch möglich geblieben ($ 266 u. 8 275 A 4) — ſoll die forderungsberechtigte Partei befugt 
Em, auch die möglich gebliebene Teilleiſtung wegen mangelnden Intereſſes an der 
ira teilweiſen Erfüllung des Vertrags, mithin (vgl. dagegen $ 280 Abſ 2) an der beider · 
ſeitigen Teilerfüllung (RG 50, 138; 67, 125; JW 09, 71% abzulehnen und von den in Abſ 1 
dura ſehenen Rechtsbehelfen derart Gebrauch zu machen, als wäre ihr geſamter Anſpruch 

Pig, nachträgliche vertretbare Unmöglichkeit der Leiſtung vereitelt worden (vgl. Seuff A 
r 260). Der Berechtigte kann daher auch dann vom geſamten Vertrage zurücktreten, 
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wenn dieſer in weſentlichen Teilen zwar erfüllt ift, der Berechtigte aber an dieſer bereits be⸗ 
wirkten Teilerfüllung wegen Unmöglichkeit der vollen Erfüllung kein Intereſſe hat (RG 
Gruch 53, 945, wo die Anwendbarkeit dieſer Grundſätze auch bei einem gemiſchten Vertrage 
— 8 305 A 3 — angenommen iſt). Will die Partei dagegen, was ebenfalls in ihrem Belieben 
ſteht, eine möglich gebliebene Teilleiſtung annehmen, ſogreift entſprechend der Grundſatz 
des § 323 Abſ 1 Platz, und es bleibt danach die Partei in verhältnismäßigem Umfange (8 323 
A 3) ebenfalls zur Leiſtung verpflichtet, fo daß fie das Recht zum Rücktritte oder auf Schadens⸗ 
erſatz nur in dem Verhältniffe geltend machen kann, als die ihr geſchuldete Leiſtung unmöglich 
geworden iſt (R 73, 61). Bei einem einheitlichen Vertrage, der grundſätzlich auch nur ein⸗ 
heitlich ſtehen und fallen foll, iſt jedoch auch bei nur teilweiſer Nichterfüllbarkeit regelmäßig auch 
das Rücktrittsrecht nur hinſichtlich des geſamten Vertrags gegeben, ohne Rückſicht darauf, 
ob der Berechtigte an der bloßen Teilerfüllung Intereſſe hat oder nicht (RG 67, 104; n 
Warn 09 Nr 288; Gruch 53, 948). Geht die Verpflichtung auf ein Unterlaſſen, beiſpiels⸗ 
weiſe die des Zwiſchenhändlers darauf, nicht unter einem beſtimmten Preiſe weiterzuver⸗ 
kaufen, ſo begründet die Zuwiderhandlung in den einzelnen Fällen teilweiſe Unmöglichkeit 
der Erfüllung, und das Rücktrittsrecht des andern Teiles iſt alsdann nach $ 325 Abſ 1 Satz 2 
zu beurteilen (RG Warn 1912 Nr 377). Vgl. dazu noch § 326 A 4; ferner über teilweiſe Un- 
möglichkeit noch $ 275 A 4. 

3. Abſ 2 bringt die Grundſätze des Abſ 1 auch für den Fall der nur zu unterſtellenden Un⸗ 
möglichkeit (vgl. $ 283 A 1) zur Anwendung, falls die Leiſtung nicht bis zum Ablaufe der⸗ 
jenigen Friſt ganz oder teilweiſe bewirkt worden iſt, welche dem Leiſtungspflichtigen nach 
deſſen rechtskräftiger Verurteilung geſtellt wurde (vgl. die näheren Ausführungen zu 8 283). 

4. In $ 325 iſt ſowenig wie in $ 326 der ſog. poſitiven Vertragsverletzungen Erwähnung 
geſchehen. Daß der Schuldner auch für ſie haftet, ilt bereits bei 8 276 A 6 hervorgehoben worden, 
wo auch die Frage nach der Beweislaſt erörtert wurde. Hier fragt ſich aber, ob dem Berechtigten 
gegebenenfalls auch die beſondern Rechtsbehelfe der 88 325 u. 326 zur Seite 
ſtehen. Die Frage iſt nach der in Wiſſenſchaft und Rechtſprechung vorherrſchenden Anſicht zu 
bejahen. Die Beſtimmungen der 98 325, 326 Iaffen ſich auf den Rechtsgedanken zurückführen, daß, 
wenn der eine Teil ſich durch die Vereitlung der Leiſtung überhaupt als vertragsuntreu erwieſen 
hat, dem Gegner neben dem Rechte zum Rücktritte auch der Anſpruch auf Schadenserſatz auf 
Grund des Vertrags zuſteht, und dieſer Geſichtspunkt muß zur Anerkennung eines Anſpruchs 
auf Schadenserſatz auch dann führen, wenn ſich die Vertragsuntreue des andern Teils in 
der (pofitiven) Art der Erfüllung betätigt hat, und ſonach die Erreichung des Vertragszwecks 
durch fehlerhafte Leiſtung gehindert worden iſt (RG 54, 98; 67, 757, 115; 63, 297; vgl. ubrigens 
auch die allgemeine Beſtimmung des § 283). Es fallen unter die pofitiven Vertragsverletzungen 
alle ſolche vom Schuldner zu vertretenden poſitiven Zuwiderhandlung gegen die Vertrags ⸗ 
pflichten, welche den Vertragszweck derartig gefährden, daß dem vertragstreuen Teile bei 
Berücksichtigung der Umſtände des Falles nach Treu und Glauben die Fortſetzung des Vertrags 
nicht zugemutet werden kann, und es können darunter auch ſchon endgültige Ver weige 
rungen der Erfüllung gehören, ſelbſt wenn fie vor der Fälligkeit erfolgt find (RG 
93, 285). Die gegebenen Rechtsbehelfe kann jedoch wegen pofitiver Vertragsverletzungen immer 
nur derjenige gebrauchen, der ſelbſt ſich als vertragstreu bewährt hat (R 67, 319). — Ob die 
Leiſtungsart eine ſo fehlerhafte iſt, daß ſie den Vertragszweck überhaupt vereitelt, iſt Tatfrage. 
Beim Kaufe, der auf eine Sachleiſtung geht, berechtigt nicht ſchon ein bloß illoyales Verhalten 
des Käufers ohne erhebliche Vertragsverletzung zum Rücktritte (NG Gruch 55, 629). Bei 
Rechtsverhältniſſen dagegen, die ein perſönliches Vertrauensverhältnis vorausſetzen, 
kann ſich ſchon die Zerſtörung oder erhebliche Erſchütterung dieſes Vertrauens, beiſpielsweiſe 
durch Beleidigungen, als eine poſitive Vertragsverletzung darſtellen, die zur Verweigerung 
der Leiſtung berechtigt (Rc Warn 1910 Nr 422). Auch eine argliſtige Täuſchung über 
die Beſchaffenheit der gelieferten Ware enthält eine poſitive Vertragsverletzung (R 23. 10. 06 
II 97/06). Desgleichen die beſtimmte Erklärung einer Vertragspartei, daß fie ſich vom Ver⸗ 
trage losſage, die Erfüllung verweigere, „den Vertrag annulliere“ (RG 57, 105). Eine ſolche 
Annullierung liegt ſchon in der einſeitigen Aufſtellung willkürlicher, weſentlich erſchwerender 
oder gar unmöglicher Bedingungen (RG Gruch 54, 631). Bei Geſellſchaftsverhältniſſen 
iſt die entſprechende Anwendbarkeit der 88 325, 326 im Falle poſitiver Vertragsverletzungen 
durch 8 723 ausgeſchloſſen (RG 30. 6. 09 1367/08; Ich 1911, 80815; ferner durch die 
88 628 BGB und 92 HGB, falls der Verpflichtete dem Gegner durch vertragswidriges Ver⸗ 
halten das Recht zur Kündigung gibt (RG JW 1911, 106⸗0). Bei einer dauernden Verpflich. 
tung, die auf fortgeſetztes Tun oder Unterlaſſen geht, kann das Vertragsintereſſe auch 

on durch eine einmalige fehlerhafte Leiſtung in Frage geſtellt ſein, ſo, wenn 
der Verkäufer ſeiner Verpflichtung, innerhalb eines beſtimmten Abſatzgebiets oder zu einem 
beſtimmten niedrigen Preiſe Waren nur dem andern Teile zu liefern, auch nur einmal ent⸗ 
gegengehandelt hat (RG 54, 286; 67, 7; Gruch 54, 911); oder wenn der Käufer die Verpflich⸗ 
tung, Ware allein ins Ausland zu verkaufen, nur in einem Falle verletzt (RG JW. 06, 17117), 
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oder wenn der Käufer fremde (ſchlechte) Ware als die des Verkäufers ausgibt und ſo deſſen 
Intereſſe ſchädigt (R JW 06, 299°). Hauptſächlich find jedoch bedeutſam die Fälle wieder ⸗ 
holter Vertragsverletzungen (3. B. durch wiederholte vertragswidrige Verwendung 
von Lieferungen, RG 54, 103; oder durch wiederholte ſchlechte Lieferung, RG JW 08, 77; 
bei einem Bierabnahmevertrage); endlich bei den Teillieferungsgeſchäften, die vor⸗ 
liegen, falls durch einen einheitlichen Vertrag Lieferung in Teilbeträgen abgemacht wird 
(Sukzeſſivlieferungsverträge). In dieſen Fällen kann der Käufer grundſätzlich jede einzelne Liefe⸗ 
rung für ſich als eine ſelbſtändige Leiſtung behandeln und demgemäß auch bloß in Anſehung 
ihrer die ihm wegen fehlerhafter Erfüllung überhaupt zuſtehenden Rechte gebrauchen (RG 
58, 419; 61, 128; 65, 40). Er kann aber auch wegen fehlerhafter Lieferung mehrerer und felbft 
nur eines Teilbetrags vom ganzen Vertrage zurücktreten (desgleichen Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung fordern), wenn anzunehmen ift, daß auch die künftigen Leiſtungen vertragswidrig 
ausfallen würden (RG 54, 98; 65, 55; 67, 7; 76, 152; Warn 1917 Nr 239). Des Rechts 
auf weitere Vertragserfüllung kann anderſeits jedoch bei Teillieferungsverträgen der Käufer, 
der auf Abruf gekauft hat, dadurch überhaupt verluſtig gehen, daß er den Abruf unter Treu 
und Glauben verzögert (RG 91, 345; Warn 1918 Nr 161). Dagegen beſteht, wenn nicht ein 
einheitlicher Teillieferungsvertrag, ſondern eine Mehrheit von ſelbſtändigen Ver⸗ 
trägen vorliegt, nicht das Recht, von dem einen Vertrage wegen Verletzung des andern 
zurückzutreten (RG JW 1911, 216). — Entſprechend finden Diele Grundſätze auch im 
Falle des Verzugs nach 8 326 Abſ 1 Anwendung. — Liegt jedoch die Schuld an 
der Mangelhaftigkeit der bisherigen Lieferungen mehr an dem Käufer — an ſeinem un- 
berechtigten Drängen auf übermäßige Beſchleunigung oder an ungenügenden Angaben über 
die zu liefernde Ware —, fo kann er die in Rede ſtehenden Rechtsbehelfe nicht geltend machen 
(RG 23. 12. 07 II 402/07). — Handelt es ſich um einen ſog. zuſammengeſetzten Vertrag 
(3. B. Kauf einer Gaſtwirtſchaft, verbunden mit einer Bierabnahmevereinbarung; $ 305 A 3), 
ſo können die Rechtsbehelfe im Zweifel nur in Anſehung des ganzen Vertrags ausgeübt 
werden (vgl. $ 139 A 2, $ 305 A 2, $ 325 A 2; Rh 67, 101; IW 08, 3°; Gruch 53, 945). 

Von beſonderer Bedeutung iſt die Frage, ob eine Vertragspartei, die beim Vertrage 
ftehenbleibt und wegen mangelnder Leiſtung Gewährleiſtungsanſ prüche geltend macht, 
daneben noch Anſprüche auf Schadenserſatz wegen poſitiver Vertragsverletzung geltend 
machen darf. Das ift zu verneinen, da nach der Beſtimmung des $ 463 der Anſpruch auf 
Schadenserſatz nur „ſtatt“ der Wandlung oder Minderung verlangt werden kann. Indes können, 
ſofern der Partei durch die fehlerhafte Erfüllung ein Schaden entſtanden ift, der auf einer 
andern Grundlage beruht als der Gewährleiſtungsanſpruch, ohne Frage beide Anſprüche 
nebeneinander beſtehen, ſo insbeſondere der aus der „verzögerten“ Erfüllung entſtehende, 
gemäß 88 284, 286. 


8 326 


Iſt bei einem gegenſeitigen Vertrage der eine Teil mit der ihm ob⸗ 
liegenden Leiſtung im Verzuge, ſo kann ihm der andere Teil zur Bewirkung 
der Leiſtung eine angemeſſene Friſt mit der Erklärung beſtimmen, daß er 
die Annahme der Leiſtung nach dem Ablaufe der Friſt ablehne. Nach dem 
Ablaufe der Friſt iſt er berechtigt, Schadenserſatz wegen Nichterfüllung zu 
verlangen oder von dem Vertrage zurückzutreten !), wenn nicht die Leiſtung 
rechtzeitig erfolgt iſt?); der Anſpruch auf Erfüllung iſt ausgeſchloſſens). 
Wird die Leiſtung bis zum Ablaufe der Friſt teilweiſe nicht bewirkt, ſo findet 
die Vorſchrift des § 325 Abſ 1 Satz 2 entſprechende Anwendung‘), 


Hat die Erfüllung des Vertrags infolge des Verzugs für den anderen 
Teil kein Intereſſe, jo ſtehen ihm die im Abſ 1 bezeichneten Rechte zu, ohne 
daß es der Beſtimmung einer Friſt bedarf) e). 

E I 369; M 2 209; P 1 642. 


1. Das Geſetz regelt hier die beſondern Folgen des Leiſtungsverzugs bei gegenſeitigen 
Verträgen. Die Beſtimmung greift auch bei gemiſchten gegenſeitigen Verträgen (8 305 
A 2) Platz, auch wenn äußerlich eine Mehrheit von Verträgen vorliegt und nicht an dieſen 
allen dieſelben Perſonen teilgenommen haben (RG 62, 186; 67, 104; 79, 436; vgl. § 305 A 2), 
10 daß dort namentlich auch für das Rücktrittsrecht ausſchließlich der $ 326 in Frage kommt. Vgl. 
Ada. E, Anderſeits iſt 9 326 nur bei gegenſeitigen Verträgen verwendbar, und 
— nicht, ſofern es ſich infolge einer Wandlung um Rückgängigmachung des Kaufs handelt und 
ere hierbei in Verzug gerät, hier iſt nur für $ 286 Abſ2 Raum (Rc 93, 48). Auch wenn 

lich um Leiſtungen im Sinne eines Werkvertrags handelt, iſt $ 326 unanwendbar, weil 
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dieſer Fall in den 88 634, 636 beſonders geregelt iſt (RG Gruch 53, 948). Vgl. noch A 6 a. E. 
Iſt die Leiſtung nachträglich unmöglich geworden, und zwar ohne daß der Schuldner zuvor 
ſchon in Verzug gekommen war, dann kann nicht mehr $ 326, ſondern nur noch $ 325 in Frage 
kommen, da der Schuldner zur Bewirkung einer unmöglichen Leiſtung nicht verpflichtet ſein 
kann (RG 97, 9). Iſt die Unmöglichkeit erſt nach dem Verzuge eingetreten, dann hat der 
Schuldner fie zu vertreten, und es greift der § 326 Platz. Unter Verzug verſteht der $ 326 
lediglich den Schuldnerverzug (vgl. darüber die Ausführungen zu den 88 284ff.). Auch muß 
es ſich um eine Hauptleiſtung handeln. Daß ſich als eine ſolche beim Kaufe, wiewohl die 
Hauptverbindlichkeit des Käufers regelmäßig nur auf Zahlung des Preiſes geht (RG 53, 161; 
67, 105), auch feine Abnahmepflicht darſtellen kann, iſt bereits in $ 284 A 1 ausgeführt worden. 
Die Verpflichtung zur Entgegennahme der Auflaſſung kaun eine Hauptleiſtung zum mindeſten 
dann bilden, wenn Hypotheken in Anrechnung auf das Kaufgeld übernommen ſind (RG 
69, 103/7; 11. 5. 18 V 36/18). Desgleichen die Verpflichtung zur Abnahme eines ganzen 
Geſchäfts, zumal wenn damit die Feſtſtellung der Preiſe verbunden iſt (RG IW 1910, 750°). 
Die Abrede, daß der Käufer die Ware am Abnahmeorte zu unterſuchen und im Falle der Be⸗ 
anſtandung unverzüglich die ſachverſtändige Begutachtung herbeizuführen, das Ergebnis auch 
telegraphiſch mitzuteilen hat, geſtattet die Anwendung des $ 326 (RG 92, 270). Auch der 
Abruf der Hauptſache kann im Einzelfalle eine Hauptleiſtung darſtellen, und zugleich kann dabei 
eine kalendermäßige Beſtimmung der Zeit für dieſe Leiſtung darin liegen, daß das Geſchäft 
nach dem Parteiwillen innerhalb eines kalendermäßig beſtimmten Zeitraums abgewickelt ſein 
muß (RG 15. 11. 10 II 8/10). — Unberührt von § 326 bleibt die allgemeine Beſtimmung des 
$ 286, deren Anwendbarkeit im Gegenſatze zum Falle des § 326 gerade als Regel voraus⸗ 
ſetzt, daß es zur Erfüllung des Vertrags kommt. Vgl. § 286 A 1 a. E. und RG 70, 129 über 
das Verhältnis zwiſchen § 286 u. $ 326 Abſ 1. Der Verzugsſchaden aus $ 286 und der wegen 
Nichterfüllung aus $ 326 können regelmäßig nicht nebeneinander geltend gemacht werden; 
iſt aber eine Vertragsſtrafe wegen verzögerter Erfüllung bereits verwirkt, dann wird dieſer 
Anſpruch nicht dadurch beſeitigt, daß dem Verpflichteten alsdann noch eine Nachfriſt gewährt 
wird und er auch jetzt nicht erfüllt und demgemäß noch aus § 326 haftbar wird (RG 94, 206). — 
Verzug liegt nicht vor, wenn oder ſolauge der Verpflichtete die Leiſtung zu verweigern 
berechtigt iſt ($ 285 A 1). Bei Verträgen, die nicht ein perſönliches Vertrauensverhältnis 
vorausſetzen, insbeſondere alſo beim Kaufe, entſteht aber das Leiſtungsverweigerungsrecht 
nicht etwa ſchon deswegen, weil der andere Vertragsteil durch ſein illoyales Verhalten das 
perſönliche Vertrauensverhältuis zerſtört; der Verkehr erfordert vielmehr in erſter Linie die 
Aufrechterhaltung und Durchführung der Verträge (RG Gruch 55, 629). Eine Zuvielforderung 
macht die Mahnung und Friſtſetzung dann nicht unwirkſam, wenn auch eine Mahnung in Höhe 
des geſchuldeten Betrags ergebnislos geblieben wäre (R Seuff 59 Nr 288). — Von den 
Rechtsbehelfen aus § 326 kaun nur der Gebrauch machen, der ſich ſelbſt auf den Standpunkt 
vertragstreuer Erfüllung geſtellt hat (R JW 1913, 9189). 

Die beſondere Folge des Verzugs iſt nach § 326 die, daß der andere Teil das Recht hat, 
nach feiner Wahl entweder a) Schadenserſatz wegen Nichterfüllung zu fordern oder 
b) vom Vertrage zurückzutreten. — Über den Inhalt dieſer Befugniſſe und ihre Trag. 
weite ift zunächſt auf die Ausführungen bei 9 325 A u. 4 zu verweiſen. Im übrigen iſt 
nach zu ſagen: Ausdrücklich ift die Vorſchrift des § 326 nur auf den Fall abgeſtellt, daß 
die eine Vertragspartei mit ihrer ganzen, nämlich „der ihr obliegenden Leiſtung“ in Verzug 
kommt. Denkbar iſt aber auch ein Teilverzug, und zwar dann, wenn es ſich um eine 
teilbare Leiſtung handelt und erſt eine ſolche ſelbſtändige Teilleiſtung fällig geworden war. 
In ſolchen Fällen köunte der Berechtigte grundſätzlich von den Befugniſſen aus $ 326 auch 
nur in Anſehung dieſes Teils, nicht aber hinſichtlich des geſamten Vertrags Gebrauch 
machen (ſiehe indes weiter unten betreffs der Teillieferungsverträge). Das Rücktrittsrecht 
insbeſondere darf regelmäßig überhaupt nur betreffs des ganzen Vertrags ausgeübt werden, 
da ein einheitlicher Vertrag ſich nicht zerreißen läßt (RG 67, 104; Warn 1918 Nr 288), 
und im Zweifel die geſamten Abreden einen einheitlichen Vertrag darſtellen (RG 57, 165; 
71, 888; 72, 218). Steht jedoch eine teilbare Leiſtung in Frage, oder enthält der Vertrag 
mehrere ſelbſtändige voneinander trennbare Teile, dann iſt entſprechend auch ein nur teil⸗ 
weiſer Rücktritt zuläſſig (MG 67, 109; 79, 311) In Gemäßheit des $ 320 Abſ 2 iſt der 
Rücktritt aber im Falle des 8 326 überhaupt unſtatthaft, wenn der Schuldner nur noch 
mit einer verhältnismäßig ſo geringfügigen Teilleiſtung im Rückſtande iſt, daß der Rücktritt 
einen Verſtoß gegen Treu und Glauben (§ 242) darſtellen würde (RG 76, 150; Warn 1915 
Nr 228). — Hinſichtlich der Eigentümlichkeiten bei Teillieferungsverträgen ſei hier zu⸗ 
vörderſt auf 8 325 A 4 verwieſen und dazu nur noch bemerkt: Der Verkäufer kann wegen 
Verzugs des Käufers mit Zahlung des Preiſes für die bereits (vertragsmäßig) gelieferten 
Raten hinſichtlich des noch nicht erfüllten Teiles des Vertrags zurücktreten. (RG Warn 08 
Nr 137; vgl. auch RG 58, 419 u. 61, 128). Verlangt der Käufer nach § 480 an Stelle 
einer mangelhaft gelieferten Rate Lieferung einer mangelfreien und kommt der Verkäufer 
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mit dieſer in Verzug, ſo ſtehen dem Käufer aus dieſem Verzuge ebenfalls die Rechte aus 
$ 326 in bezug auf den ganzen Vertrag zu (R 8. 11. 04 II 239/04; Gruch 68, 116). In 
der anſtandsloſen Annahme bisheriger Teillieferungen kann die Genehmigung ihrer Be⸗ 
ſchaffenheit auch für künftige Lieferungen gefunden werden (NRG Warn 1919 Nr 154). 

ber Teillieferungsverträge auf Abruf vgl. auch § 483 A 5. Leiſtet der Käufer bei einem 
Teillieferungsvertrage eine geſchuldete Teilzahlung nicht, ſo bedeutet das noch keine poſitive 
Vertragsverletzung; der Verkäufer hat vielmehr nur das Recht, wegen des Teilverzuges die 
Rechte aus § 326 betreffs des ganzen noch ausſtehenden Teiles der Lieferungen geltend 
zu machen (RG Warn 1917 Nr 50). — Darüber, daß dem Berechtigten die Rechtsbehelfe 
des § 326 auch beipoſitiven Vertragsverletzungen zuſtehen, vgl. $ 325 A 4; RG JW 1912, 
3877. Als eine poſitive Vertragsverletzung iſt es auch anzuſehen, wenn der Verkäufer dem 
Käufer etwas anderes liefert als den geſchuldeten Gegenſtand (Rc Warn 1913 Nr 279). 
Die Anwendung des $ 326 zugunſten des Verkäufers iſt ausgeſchloſſen, wenn dieſer die dem 
Käufer noch nicht übereignete Kaufſache vor Fälligkeit des Kaufpreiſes weiterveräußert, oder 
er müßte die Leiſtung dem Käufer demnächſt wieder anbieten (RG 63, 103). 

Die Fälligkeit der Forderung und der Verzug ſind grundſätzlich Vorausſetzung für den 
Gebrauch der in $ 326 gegebenen Rechtsbehelfe, insbeſondere für die Friſtſetzung (RG 69, 305: 
93, 180; auch beim Handelskauf, RG 57, 106), und vor der Fälligkeit kann Verzug niemals 
eintreten (RG Lg 1919, 5919). Aber unter Umſtänden kann der Berechtigte auch ohne Verzug 
ſchon vom Vertrage zurücktreten oder Schadenserſatz wegen Nichterfüllung fordern, nämlich 
dann, wenn der Verpflichtete bereits vor der Leiſtungszeit durch ſein Verhalten (poſitive 
Vertragsverletzung) in zweifelloſer Weile (etwa durch die ſtrikt erklärte Erfullungsverweigerung 
oder durch fortgeſetzte unbegründete Einwendungen) zu erkennen gegeben hat, daß er nicht 
leiſten wolle und nicht leiſten werde (RG 93, 286; 57, 113; 67, 317; 98, 285; 95, 342; Warn 
1910 Nr 50; 1918 Nr 73, 187, 167; Gruch 54, 911). In dem Falle haftet jedoch der Schuldner 
nicht für die durch Zufall eingetretene Unmöglichkeit der Leiſtung oder doch nur dann gemäß 
8.287 Satz 2, wenn der Zufall erſt nach eingetretener Fälligkeit ſich ereignet hat (RG Warn 1919 
Nr 87). Über Inverzugſetzung bei Teillieferungsverträgen vgl. 8 284 A 2. 

Der Anſpruch auf Schadenserſatz entſteht mit dem Ablaufe der geſetzten Friſt oder, 
wenn die Friſtſetzung wegen der Leiſtungsverweigerung des Schuldners (vgl. den vorauf⸗ 
gehenden Abſatz und den weiter folgenden Abſatz) unterbleiben kann, ſchon mit der Erklärung 
des Gläubigers, daß er Schadenserſatz wegen Nichterfüllung fordere. Für die Berechnung des 
abſtrakten Schadens (vgl. $ 325 A 1 Abſ 3) iſt im Falle des Verzugs des Schuldners in erſter 
Linie dieſer Zeitpunkt, ſonſt aber auch der Zeitpunkt des Friſtablaufs oder endlich derjenige 
Zeitpunkt maßgebend, in welchem der Schadenserſatzanſpruch eutſtanden iſt. Niemals darf 
jedoch die Wahl des Zeitpunkts Treu und Glauben widerſtreben. Tritt noch während des 
Verzugs des Schuldners Unmöglichkeit der Leiſtung ein, dann kann der Gläubiger auch dieſen 
Zeitpunkt für die Schadensberechnung wählen (vgl RG 90, 424; 91, 31; 90,158; Warn 1919 
Nr 156). Verlangt der Käufer als Schadenserſatz wegen Nichterfüllung Erſatz des entgangenen 
Gewinns nach der abſtrakten Berechnung, dann iſt der Zeitpunkt maßgebend, in dem der 
Käufer im Falle der Erfüllung die Ware zwecks Weiterveräußerung zur Verfügung gehabt 
haben würde, und es muß zu der Zeit alfo auch noch der Erfüllungsanſpruch beſtanden haben; 
letzteres iſt dagegen nicht erforderlich, wenn der Käufer den Dedungstauf vorgenommen hat 
und den dabei erlittenen Schaden erſetzt verlangt (RG 91, 103). — Iſt die Beſtimmung 
des Zeitpunkts der Leiſtung dem Schuldner überlaſſen, dann kann der Glaubiger 
von den Befugniſſen aus $ 326 erſt dann Gebrauch machen, wenn er gemäß $ 815 den Richter 
um Beſtimmung der Leiſtungszeit angegangen hat (R 64, 114). Für Handelsſachen ift dieſer 
Grundſatz jedoch als unanwendbar erklärt und mit Recht angenommen worden, daß es hier 
dem Verkehrsbedürfniſſe entſpricht, die Möglichkeit der Verzugsfolgen nur davon abhängig 
zu machen, daß der Richter lediglich nachprüft, ob der Schuldner von ſeinem Ermeſſen in der 
richtigen Weiſe Gebrauch gemacht hat (RG 90, 30). Dieſer Standpunkt dürfte überhaupt 
der richtige ſein. Ob der Schuldner friſtgerecht geleiſtet hat, iſt nach Treu und Glauben und 
nach dem Zwecke der Friſtſetzung zu entſcheiden (R JW 1916, 1628). — Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung infolge von verweigerter Abnahme und Zahlung kann der 
Verkäufer von Sachen, die erſt noch geliefert werden ſollten, unter Umſtänden fordern, auch 
ohne daß er die Sachen bereits hergeſtellt hatte; aber Bedingung iſt dann, daß die Herſtellung 
und Lieferung innerhalb angemeſſener Friſt möglich war (RG 17. 4. 18 V 462/17). Der Ver 
käufer einer nur nach Zahl, Maß und Gewicht beſtimmten Menge einer von ihm ſelbſt her⸗ 
geſtellten Ware kann als Schadenserſatz wegen Nichterfüllung nicht nur den Unterſchied 
zwiſchen dem Vertragspreiſe und dem niedrigeren Marktpreiſe, ſondern ebenſowohl den 
Unterſchied zwiſchen Vertrags- und Herſtellungspreis fordern (& IRB 1919, 4459). — Siehe 
ferner auch über den „Schadensnachweis“ § 325 A 1 Abſ g. 5 

„Nachfriſt. Während der Berechtigte im Falle des § 825 von den bezeichneten Befug⸗ 
niſſen (dort A 1) ohne weiteres Gebrauch machen kann, ſieht Satz 1 Abſ 1 des $ 326 vor, daß 
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die Partei im Falle des Verzugs der Regel nach (vgl. AU 1 a. E. und A 5) dem Gegner erſt 
eine angemeſſene Nachfriſt geſetzt und dabei zugleich (RG JW 1910, 183) die Nichtannahme 
der Leiſtung angedroht haben muß (RG ZW 08, 676%, 1910, 183; 1913, 856; Warn 1914 
Nr 42), und zwar kann die Friſtſetzung der Regel nach erſt nach eingetretenem Verzuge wirkſam 
erfolgen (RG 93, 180); |. jedoch oben Abſ 3. Über Angemeſſ enheit der Friſt ſowie über die 
Natur der Erklärung vgl. 9 250 A 1, 2, ferner RG 56, 231; 62, 66. Einen Maßſtab für die Friſt 
bemeſſung ergeben die geſamten Tatumſtände, daneben auch die 88 187ff., ſowie der Grundſatz 
von Treu und Glauben gemäß $ 242 (RG Warn 1911 Nr 66). Dabei ſind die Inteceſſen 
beider Teile, vornehmlich auch die des Gläubigers, zu berückſichtigen (RG 89, 125); doch hat 
der Schuldner keinen Anſpruch darauf, daß ihm eine Friſt bewilligt wird, die ausreicht, die 
Leiſtung erſt jetzt noch zu ermöglichen (R Warn 1911 Nr 67); denn die Nachfriſt ſoll nur den 
ſäumigen Schuldner inſtandſetzen, die bereits angefangene Erfüllung zu vollenden, nicht aber 
mit ihr erſt jetzt zu beginnen (RG 89, 125), und dazu genügt auch, daß der Schuldner bis zum 
Ablaufe der Friſt denjenigen Erfolg herbeiführt (beiſpielsweiſe durch Überweiſung des Schuld. 
betrags durch Poſtanweiſung und Anzeige hiervon), auf den es der Sache nach gemäß § 242 
ankommt (RG Gruch 61, 123). Stellt der Berechtigte eine unangemeſſene Friſt, dann wird 
dadurch ohne weiteres eine angemeſſene Friſt in Lauf geſetzt (RG 62, 68; 68, 332; JW 
1912, 14110, und zwar felbft dann, wenn dies dem Willen der Parteien nicht entſpräche. Eine 
unangemeſſene Friſtſetzung iſt jedoch wirkungslos, wenn der Berechtigte zu erkennen gegeben 
hat, daß er die Leiſtung, ſelbſt wenn fie innerhalb angemeſſener Friſt erfolgen ſollte, dennoch 
keineswegs annehmen werde (RÖ 91, 207: IW 1911, 75510). Die Bemeſſung der Friſt ift im 
Streitfalle Sache des Gerichts (RG 69, 305). Die Friſtſetzung zur Auflaſſung muß 
einen beſtimmten Termin angeben; es genügt aber auch, wenn der die Friſt Beſtimmende ſich 
bereit erklärt, den Termin mit dem Gegner zu vereinbaren und an dieſem Termin zu erſcheinen 
(RG 69, 106; JW 1913, 487). Im allgemeinen iſt eine Friſtbemeſſung nach Tagen nicht 
erforderlich; es kann nach den gegebenen Umſtänden auch die Aufforderung zur unverzüglichen 
Leiſtung (alſo ohne ſchuldhaftes Verzögern) ausreichen (NG 75, 357). — Die Erklärung 
im Sinne des Satz 1 muß beſtimmt ſein, unbedingt abgegeben werden, iſt unwiderruflich 
(NG 53, 161), auch inſoweit, als bei der Friſtſetzung zugleich der Leiſtungsort beſtimmt wurde 
(RG 69, 106; JW 1911, 585°). Sie muß unzweifelhaft erkennen laſſen, daß die Partei für den 
Fall des erfolgloſen Ablaufs der Friſt von den Befugniſſen aus 9326 Gebrauch machen 
will (NG IW 1910, 183; die Nachholung der Androhung würde erſt eine neue guffehung 
bedeuten), braucht aber nicht ſchon die Wahl zwiſchen den in Satz 2 bezeichneten Befugniſſen 
auszuſprechen (RG 5. 12. 11 II 242/11), kaun es aber (R 61, 131). Auch kann die Friſt 
ſetzung mit der Mahnung verbunden werden (RG 50, 262; JW 1910, 3327; Warn 1917 Nr 18). 
Die Aufforderung des Verkäufers gegenüber dem Käufer, die Ware binnen beſtimmter 
Friſt abzunehmen, widrigenfalls die Ware für Rechnung des Käufers öffentlich verſteigert 
werden ſolle, würde eine Erklärung nicht im Sinne des $ 326, ſondern gegebenenfalls 
des $ 373 568 darſtellen, da der Verkäufer gerade die Vollziehung des Vertrags androhen 
würde (RG Warn 1912 Nr 100). Jedoch genügt die Drohung, „bei Nichteinhaltung der Friſt 
vom Vertrage abzugehen“ (RG Warn 09 Nr 196). Iſt die Leiſtungsfriſt auf „zirka Ende eines 
Monats“ vereinbart, dann kann die Nachfriſt auf Ende des nächſten Monats geſetzt werden 
(RG 69, 304). Es wird eine mangelhafte Friſtſetzung behufs Vornahme der Auflaſſung 
geheilt, wenn der Schuldner demnächſt den Auflaſſungstermin ſelbſt beſtimmt (RG Warn 1910 
Nr 424). — Mit dem fruchtloſen Ablaufe der Friſt treten die angedrohten Rechts 
folgen ohne weiteres und zwingend ein, und der Schuldner kann, wenn der 
Gläubiger die Rechtsfolge geltend macht, die Einrede der Argliſt nur unter ganz beſondern 

mſtänden erheben, ſo etwa, wenn es ſich nur um eine ganz geringfügige und dazu durch 
beſondere unverſchuldete Verhältniſſe verurſachte Friſtüberſchreitung handelt (n 92, 211; 
Warn 1913 Nr 228; IW 1915, 10049). — Die Befugnis des Berechtigten zur Aus 
übung feiner Rechte aus § 826 iſt an fi unbefriſtet; nur darf er nicht die 
Erklärung argliſtig oder in einer wider Treu und Glauben verſtoßenden Weiſe hinaus: 
geſchoben haben 06 2. 7. 12 II 174/12, betreffend Teillieferungsverträge). — Die Wahl 
zwischen Rücktritt und Schadenserſatz wegen Nichterfüllung ſteht im Belieben des Be. 
rechtigten; doch mit der Maßgabe, daß nicht beide Rechtsbehelfe nebeneinander ausgeübt 
werden können, und daß die Wahl des Rücktritts jedweden Anſpruch aus dem Vertrage un ⸗ 
bedingt ausſchließt (NRG 50, 266; 61, 130; 85, 282; ZW 1910, 229% 1911, 7519. Die Wahl 

es Erſatzanſpruchs dagegen, die gerade noch ein Feſthalten am Vertrage vorausſetzt, läßt noch 
die Möglichkeit eines ſpäteren Rücktritts offen (RG 85, 282; 91, 165; Warn 1916 Nr 100; 
1919 Nr 95); gegebenenfalls liegt auch nicht unzuläſſige Klagänderung vor (RG Warn 
1917 Nr 18), wie eine ſolche auch dann nicht anzunehmen iſt wenn der Berechtigte zuvörderſt 
auf Erfüllung geklagt dann erſt während des Prozeſſes die Nachfrist geſetzt hatte und nunmehr 
0 adenserſatz wegen Nichterfüllung fordert (R 88, 405). Hat der Beklagte den Vertrag 

ngefochten und die Erfüllung verweigert, dann kann der Kläger noch jetzt feinen Rücktritt 
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erklären (RG 7. 8. 07 V 227/07). Wenn beide Teile von den Rechten aus 8 326 Gebrauch 
und unter Vorbehalt von Schadenserſatzanſprüchen eine bereits erfolgte Übergabe rückgängig 
machen, liegt darum noch nicht eine vertragsmäßige Einigung über die Nichterfüllung des 
Vertrags vor (RG 69, 103). Der Käufer geht des Anſpruchs auf Schadenserſatz nicht dadurch 
verluſtig, daß er ſelbſt in Verzug geweſen war, der Verkäufer aber beim Vertrage ſtehenbleiben 
1 1 der Käufer muß alsdann aber ſeinesteils dem Verkäufer für die Verzugsfolgen auf- 
ommen. 

Die Setzung der Nachfriſt iſt entbehrlich, abgeſehen vom Falle des 5 326 Abſ 2, auch 
dann, wenn der andere Teil auf die Friſtſetzung ausdrücklich verzichtet, ober wenn er die Er⸗ 
füllung in ſo beſtimmter Weiſe bereits ernſthaft verweigert hat, daß das feine als 
fein letztes Wort gilt (RG Warn 1918 Nr 131) und daß eine Anderung ſeines Entſchluſſes 
als ausgeſchloſſen erſcheinen muß (RG 51, 347; 53, 161; 57, 105; 90, 817; 66, 421; Gruch 
54, 630); oder wenn er ungerechtfertigterweiſe erklärt, daß er vom Vertrage zurücktrete und 
ihn annulliere (RG 57, 113); oder wenn der Schuldner die Leiſtung von, einer ungerecht⸗ 
fertigten Bedingung abhängig macht (Rc Gruch 54, 631; JW 03 Beil 1396). In der⸗ 
artigen Fallen kann auch derjenige Teil, der an ſich zur Vorleiſtung verpflichtet war, ohne 
weiteres von den Rechtsbehelfen aus $ 326 Gebrauch machen (RG 18. 11. 15 V 224/15). Ob 
eine wirkliche Erfüllungsverweigerung vorliegt, iſt ſtrenge zu beurteilen. Es genügt nicht 
ſchon die einfache Ablehnung, insbefondere wegen Meinungsverſchiedenheiten über den Inhalt 
des Vertrags (RG 67, 319; Warn 1911 Nr 364; JW 1919, 375%), oder wenn der Schuldner 
erklärt, die Vertragsaufhebung fei ihm lieber (RG JW 1912, 140%); es muß vielmehr nach 
wichtigen tatſächlichen Umſtänden als ausgeſchloſſen erſcheinen, daß der in Verzug befindliche 
Vertragsteil auch im Falle der Nachfriſt ſich für die Erfüllungsverweigerung entſchließen 
würde (RG 57, 113; 66, 419; vgl. Warn 1911 Nr 364 und 1913 Nr 192). So, kann die bloße 
Erklärung, zur Zeit nicht zahlen zu können, mit der Bitte um Stundung nicht als eine Er. 
füllungsverweigerung erachtet werden (RG 66, 430). Ebenſowenig die Erklarung eines 
bedingten Rücktritts (RG 7. 10.04 II 8/04). Die vorſtehenden Grundſätze greifen entſprechend 
auch im Falle einer vertraglich vorgefehenen Friſtſetzung Platz (RG JW 07, 7069). Widerruft 
der Schuldner vor Eintritt der Fälligkeit feine anfängliche Erfüllungsweigerung, dann wird 
die Friſtſetzung hierdurch wieder erforderlich. Wer ſelbſt vertragsuntren iſt, fan, ſolange 
dieſer Zuſtand währt, auch aus der Vertragsuntreue des Gegners keinerlei Rechte geltend 
machen (RG 67, 314; JW 1913, 196%). — Der Setzung einer Nachfriſt bedarf es auch dann 
nicht, wenn fie mit dem Weſen des Rechtsgeſchäfts jo unvereinbar wäre, daß man einen 
ſtillſchweigenden Verzicht auf Gewährung einer Nachfriſt anzunehmen hätte 
(RG 71, 308, betreffend ein überſeeiſches Abladegeſchäft; JW 1917, 588“, betreffend ein 
feſtländiſches Abladegeſchäft). ne - 

2. Bewirkt der in Verzug befindliche Teil die volle Leiſtung rechtzeitig, d. h. bis zum 
Ablaufe der Friſt, ſo iſt der Verzug geheilt und der Berechtigte kann von den Rechtsbehelfen 
aus $ 326 keinen Gebrauch machen. Aber die Vorausſetzung hierfür iſt nicht erfullt, wenn bis 
zum Ablaufe der Friſt auch nur noch ein Teil der Leiſtung ausſteht, gleichgültig, ob die Teil⸗ 
leiſtung vor oder nach der Friſtſetzung bewirkt worden ift (RG 50, 140; Gruch 58, 944; RG 
JW 05, 179); ſelbſt wenn gegebenenfalls der Schuldner nach verſaumter Nachfriſt die 
Arbeiten nunmehr in kurzer Zeit noch anfertigen kann und will (RE Warn 09 R 196). Das 
Recht, ſich von den Folgen des fruchtloſen Friſtablaufs inſoweit durch den Nachweis der 
Nichtverſchuldung zu befreien (wie im Falle des Verzugs nach $ 285) ſteht dem Schuldner 
regelmäßig nicht zu (RG Warn 1910 Nr 424). Indes handelt es ſich uur um eine ganz 
geringfügige und zudem durch unverſchuldete Verhältniſſe herbeigeführte Friſtüberſchreitung, 
dann wird man dem Schuldner, falls der Glaubiger trotzdem die Rechtsbehelfe aus § 326 
verwenden wollte, die Einrede aus $ 242 gewähren müſſen (RG Warn 09 Nr 196; 
1913 Nr 228). 1 

3. Der Gläubiger verliert, falls er bei Setzung der Nachfriſt die in Satz 1 vorausgeſetzte 
Androhung erklärt, ſchon damit den Anſpruch auf Erfüllung (vgl. 5 283 A 1, ferner RG 
52, 94; 57, 105), und nach Ablauf der Friſt hat er ſich darüber zu erklären, von welchem Rechts⸗ 
behelfe aus Satz 2 er Gebrauch machen will. Er kann die Wahl aber auch bereits vor dem Friſt⸗ 
ablaufe ausüben (RG IWW 04, 536°). Auf Erfüllung und gleichzeitig auf Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung zu klagen, iſt mit dem Grundſatze des $ 306 unvereinbar (RG 57, 105). 
Einigen die Parteien ſich nachträglich auf Vertragserfüllung, fo ſchließt das zwar an ſich den 
Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung aus; der Berechtigte kann ſich aber den 
Erſatzanſpruch wegen verzögerter Erfüllung vorbehalten (RG JW 1910, 7519). Die Erklärung: 
„zurückzutreten und Schadenserſatz zu verlangen“, bedeutet im Zweifel Geltendmachung des 
Schadenserſatzanſpruchs (RG JW 1911, 751%). Hat der Verkäufer auf Schadenserſatz auch 
bereits geklagt, fo verſtößt es nicht gegen Treu und Glauben, wenn er auf den Einwand des 
Zetlagten hin, daß der Verkäufer die Kaufſache zu früh angeboten habe, das Angebot während 
des Prozeſſes nunmehr wiederholt und daraufhin jetzt noch die Erfüllung fordert (MG 75, 350). 
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4. Nur teilweiſe Leiſtung nach der Friſtſetzung und bis zu deren Ablauf. Grundſätzlich 
iſt der Gläubiger, eine Teilleiſtung anzunehmen, überhaupt nicht verpflichtet (5 266). Doch 
kann es unter Umſtänden Treu und Glauben widerſprechen, wenn er die Annahme verweigert, 
obwohl nur — beiſpielsweiſe bei einem beſtellten Werke — ganz Geringfügiges noch fehlt 
(RG Warn 09 Nr 196), und in ſolchem Falle geriete der Berechtigte in Annahmeverzug. 
Hat der Gläubiger eine Teilleiſtung einmal angenommen, dann kommt folgendes in Betracht: 
Die geſetzliche Vorausſetzung, daß „die Leiſtung innerhalb der Nachfriſt teil- 
weiſe nicht bewirkt wird“, trifft ſowohl dann zu, wenn der Verpflichtete bis zur 
Nachfriſtſetzung überhaupt noch nichts geleiſtet hat und auch nach der Friſtſetzung nur teilweiſe 
leiſtet, wie auch dann, wenn bis zur Nachfriſtſetzung eine teilweiſe Leiſtung bereits erfolgt 
und alsdann betreffs des noch fehlenden Reſtes die Friſtſetzung erklärt war, demnächſt 
aber die volle Erfüllung ausbleibt (RG 50, 138, Warn 1912 Nr 293). Verzug wegen eines 
nur unweſentlichen Teiles der Leiſtung gibt jedoch überhaupt kein Rücktrittsrecht (RG 
Seuff 67 Nr 2). Im übrigen führt die Anwendung des 8 325 adj 1 Satz 2 zu dem Er⸗ 
gebniſſe, daß der Berechtigte auch wegen bloßen Ausbleibens der vollen Leiſtung nach der 
Friſtſetzung grundſätzlich das Wahlrecht hat zwiſchen dem Anſpruche auf Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung und dem Rücktrittsrechte, indes unter nachſtehender Maßgabe: a) Hinſichtlich 
des Rücktritts rechts ſieht das Geſetz folgende Unterſcheidung vor: Vom ganzen Vertrage 
kann der Berechtigte nur dann zurücktreten, wenn er an der Teilleiſtung, und zwar 
der bereits empfangenen, nicht aber der noch rückſtändigen (RG Gruch 53, 948), 
kein Intereſſe hat (R Warn 1912 Nr 377); hat er dagegen an der erhaltenen Leiſtung 
Intereſſe (und mithin ein fortdauerndes), dann kann er nur noch inſoweit zurücktreten, als der 
Verpflichtete nach geſetzter Nachfriſt noch im Rückſtande geblieben iſt. Allerdings ſteht dieſe 
Annahme mit dem Grundſatze in Widerſpruch, daß ein einheitlicher Vertrag nur im ganzen 
ſtehen oder fallen kann (RG 67, 104; Warn 09 Nr 288; 1918, Nr 288). Aber fie entſpricht 
dem Bedürfniſſe des Verkehrs. Hat beiſpielsweiſe auf Grund eines einheitlichen Teilleiſtungs⸗ 
vertrags der Käufer einen Teil der Lieferungen bereits empfangen und auch für ſich ver⸗ 
wertet, oder hat bei einem Werkvertrage, der den Bau eines Hauſes betrifft, der Ver⸗ 
pflichtete einen Teil des Baues bereits hergeſtellt, dann wäre es doch schwerlich richtig, auch 
unter ſolchen Umſtänden nur den Rücktritt vom ganzen Vertrage für zuläſſig zu erachten, 
zumal wenn der Berechtigte gar nicht mehr imſtande ſein würde, das Empfangene zurückzu⸗ 
gewähren. Unter ſolchen Umſtänden kann vielmehr nur noch ein Rücktritt im Umfange der aus- 
gebliebenen Erfüllung in Frage kommen. b) Was ſodann den Anſpruch auf Schadenserſatz 
anlangt, ſo iſt auch hier zu unterſcheiden: Hat der Berechtigte an der empfangenen Zeil: 
leiſtung ein bleibendes Intereſſe, dann kann er auch den Anſpruch auf Schadenserſatz nur 
inſoweit geltend machen, als ihm Schaden daraus erwächſt, daß der Vertrag nicht vollſtändig 
erfüllt iſt; hat dagegen die Teilerfüllung, mag ſie vor oder nach der Friſtſetzung erfolgt ſein, 
für den Berechtigten kein bleibendes Intereſſe, dann kann er Erſatz für den durch die Nicht⸗ 
erfüllung des Vertrags überhaupt verurſachten Schaden fordern (RG 50, 138; Gruch 
53, 943; RG 8. 5. 12 V 11/12). Ob der Berechtigte an der Zeilerfüllung Intereſſe hat oder 
nicht, it gemäß dem in $ 320 Abſ 2 ausgeſprochenen Grundſatze auch hier nach Treu und 
Glauben zu beurteilen (nch 76, 152; 64, 375; 53, 74). — Nur der Art nach mangel- 
hafte Erfüllung gilt bei $ 326 (im Gegenſatze zu $ 320 Ubi 2 A 6) nicht als 
eine bloße Teilerfüllung, da auch eine mangelhafte Erfüllung immerhin Erfüllung iſt (RG 
Warn 1912 Nr 204). Dem Berechtigten, der eine mangelhafte Leiſtung als Vertrags- 
erfüllung angenommen hat, ſtehen daher allein die Rechtsbehelfe auf Gewährleiſtung oder 
auf Schadensersatz zur Seite. — Zu beachten iſt endlich hier, wie bei 88 325 u. 826 überhaupt, 
daß ſowohl bei der Frage nach dem Intereſſe wie nach dem Schaden niemals die geſchuldete 
Leiſtung allein für ſich in Betracht kommen kann, daß vielmehr das Intereſſe an der 
gegenſeitigen und beiderſeitigen Erfüllung ins Auge zu faſſen iſt. 
Vgl. 8 325 A 2 u. 4. — Kann der Verkäufer einen Teil der verkauften Liegenſchaften nicht 
auflaffen, jo darf der Verkäufer vom ganzen Vertrage nur zurücktreten, wenn ſie ihm als ein 
Ganzes verkauft find und er am Teilerwerbe kein Intereſſe hat (RG JW 05, 1721). Bei 
gemiſchten Verträgen ($ 305 A 3) bilden die einzelnen verſchiedenartigen Leiſtungen 
zuſammen eine Einheit, ſo daß auch die für den Fall des nur teilweiſen Verzugs vorgeſehenen 
Folgen auch dort Platz greifen, gleichviel mit welchem Teile der verſchiedenen Leiſtungen 
der Verpflichtete im Rückſtande geblieben iſt (R Gruch 53, 943). Vgl. A oben. 

5. Auch ohne Friſtſetzung kaun der Berechtigte ſchon grundſatzlich vom Vertrage ab- 
gehen oder Schadenserſatz wegen Nichterfüllung fordern, wenn er wegen des Verzugs an 
Fe Erfüllung des Vertrags (alfo der beiderſeitigen Leiftungen), nach den geſamten Umſtänden 
des Falles beurteilt (RG Gruch 60, 490), überhaupt kein Intereſſe mehr hat. Es muß aber 
ein Intereſſe eben infolge der Leiſtungsverzögerung und nicht ſchon zuvor fortgefallen ſein 
Rn 70, 127). Erſteres würde z. B. zutreffen bei Saiſonartikeln (RG 05, 1361). So iſt bei⸗ 
ſpielsweiſe für den Käufer von großen Kartoffellieferungen, der kein Lager hält, mit Eintritt 
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des Winters das Intereſſe an der Erfüllung fortgefallen (RG 29. 6. 06 II 19/06). Bei einem 
Teillieferungsvertrage zur Deckung der Bedürfniſſe des Fabrikbetriebs während eines längeren 
Zeitraums iſt, wenn der Käufer während des größten Teiles der Lieferungsfriſt in Leiſtungs⸗ 
verzug geweſen, der Abſ 2 auch wegen der noch nicht fälligen Raten anwendbar (RG 58, 421; 
61, 130; 53, 166; 96, 129). Von der Vergünſtigung aus Abſ 2 kann der Berechtigte auch dann 
Gebrauch machen, wenn ſein Intereſſe an der Erfüllung erſt während des Laufs der zuvor 
geſetzten Nachfriſt unvorhergeſehen fortfällt (NG 89, 124). Das Recht aus 8 826 Abs 2 beſteht 
auch unabhängig davon, ob der Verpflichtete es vorausſehen konnte, daß das Intereſſe des 
Berechtigten an der Erfüllung infolge des Verzugs fortfallen werde (RG 94, 826). Setzt 
endlich der Gläubiger eine Nachfriſt, obwohl er ſie nicht zu ſetzen brauchte, ſo verliert er ſeine 
Befugniſſe aus § 326 Abſ 2 nur dann, wenn anzunehmen, daß er durch die Satzung der Nach⸗ 
friſt dieſe Befugniſſe hat aufgeben wollen (NG 89, 124). Eine ungünſtige Geſtaltung der Preis- 
verhältniſſe oder der Geſchäftsausſichten gibt an ſich noch nicht das Recht aus Abſ 2. 

6. Der 8 326 enthält nur Auslegungsvorſchriften; die Parteien können daher die 
dort gegebenen Rechte erweitern, beſchränken oder durch andere erſetzen. — Die Rechte aus 
8326 gehen auf den Zeſſionar über (RG 55, 402). — Für die Klage auf Schadens. 
erſatz wegen Nichterfüllung iſt das Gericht des Erfüllungsorts (§ 260) zuſtändig (NG 
Warn 08 Nr 129). Ein beſonderer Erfüllungsort, je nachdem etwa der durch den Abnahme⸗ 
verzug entſtandene Schaden und anderſeits der entgangene Gewinn erſtattet verlangt werden, 
läßt ſich nicht begründen; denn maßgebend iſt ſtets die Geſamtheit des aus der Nichterfüllung 
hervorgehenden Schadens (RG 55, 423). Wer Rechte aus $ 326 herleitet, hat ſeine Voraus. 
ſetzungen zu beweiſen (RG JW 1910, 987%), Unanwendbar iſt $ 326 bei Dienſtverträgen 
und Agenturverträgen, da hier die Sonderbeſtimmungen der $$ 626—628 beſtehen (NG 
92, 159; JW 1912, 731). Bei Geſellſchaftsverhältniſſen iſt im Verhältniſſe der 
einzelnen Geſellſchafter untereinander die Anwendbarkeit des § 326 durch die Sonder⸗ 
beſtimmung des $ 723 überhaupt ausgeſchloſſen (RG 78, 305; 81, 303; 89, 834). Dem 
Verkäufer, der erfüllt und den Kaufpreis geſtundet hat, ſteht gemäß 8 454 das Rück⸗ 
trittsrecht nicht zu. 


8 327 


Auf das in den 88 325, 326 beſtimmte Rücktrittsrecht finden die für 
das vertragsmäßige Rücktrittsrecht geltenden Vorſchriften der 88 346 bis 
356 entſprechende Anwendung. Erfolgt der Rücktritt wegen eines um⸗ 
ſtandes, den der andere Teil nicht zu vertreten hat, ſo haftet dieſer nur 
nach den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Be⸗ 
reicherung!). 

EI 369; M 2 211; P 1 650. 

1. Nach Satz 1 haben die Parteien einander die empfangenen Leiſtungen zurückzuge⸗ 
währen. Vgl. 88 346 A 4 u. 348 A 1. Die Wirkſamkeit der Rücktrittserklärung iſt nicht davon 
abhängig, daß der Zurücktretende zugleich die Rückgabe des Empfangenen anbietet (RG 49, 38). 
Für den Ausnahmefall des Satz 2, der möglicherweiſe im Falle des § 825 Satz 2 gegeben 
ſein könnte, falls nämlich der rechtskräftig Verurteilte nach der Feſtſetzung nicht leiſtet, 
greift § 818 unter beſonderer Berückſichtigung des Abſ 3 daf. Platz. 


Dritter Titel 
Verſprechen der Leiſtung an einen Dritten 
8 328 


1) Durch Vertrag kann eine Leiſtung an einen Dritten mit der Wirkung 

bedungen werden, daß der Dritte unmittelbar das Recht erwirbt, die Leiſtung 
zu fordern?). 
' In Ermangelung einer beſonderen Beſtimmung iſt aus den Umftänden, 
insbeſondere aus dem Zwerte des Vertrags, zu entnehmen, ob der Dritte das 
Recht erwerben, ob das Recht des Dritten ſofort oder nur unter gewiſſen 
Vorausſetzungen entſtehens) und ob den Vertragſchließenden die Befugnis 
vorbehalten ſein ſoll, das Recht des Dritten ohne deſſen Zuſtimmung aufs 
zuheben oder zu ändern“). 

EI 42-44 UU 280 M 2 205; P 1 740. 


Verſprechen der Leiſtung an einen Dritten § 328 439 


1. Vertrag zugunſten eines Dritten. Nach 8 241 iſt kraft des Schuldverhältniſſes der 
Gläubiger berechtigt, die geſchuldete Leiſtung zu fordern, und bei Verträgen iſt das regel; 
mäßig nur die Vertragspartei ſelbſt. Durch 8 328 find jedoch Verträge auch des Inhalts für 
zuläſſig erklärt, daß auch ein am Vertragsſchluſſe Unbeteiligter kraft des ohne ſeine Mit. 
wirkung zuſtande gekommenen Schuldverhältniſſes forderungsberechtigt wird. Bei einem 
derartigen Vertrage äußert ſich das Schuldverhältnis nach zwei Richtungen hin: a) im Ver⸗ 
hältniſſe zwiſchen den beiden Vertragſchließenden untereinander — alſo dem die Leiſtung Ver⸗ 
ſprechenden und dem Verſprechensempfänger; b) im Verhältniſſe zwiſchen dem Verſprechen⸗ 

den und dem Dritten (vgl. A 3). Demnach handelt es ſich auch um zwei inhaltlich ver- 
ſchiedene Gläubigerrechte, nämlich gemäß § 335 um das des Verſprechens empfängers auf 
Leiſtung an den Dritten (wobei zwiſchen den beiden Vertragsteilen auch ein gegenſeitiger Ver ⸗ 
trag in Frage kommen kann; 8 320 A) und um das des Dritten auf die geſchuldete Leiſtung 
an ihn ſelbſt. (Vgl. A 2 a. E). Im Weſen der Sache liegt es dabei, daß durch die Erfüllung 
dem Dritten gegenüber zugleich der Anſpruch des Verſprechensempfängers befriedigt und 
mithin das Schuldverhältnis überhaupt zum Erlöſchen gebracht wird. Eine Art von Ge⸗ 
ſamtſchuldverhältnis (Staudinger, Vorbem vor $ 328 A II 3) liegt jedoch nicht vor, weil die 
Forderungen des Verſprechensempfängers und des Dritten je einen verſchtiedenen Inhalt 
haben. — Die nähere begriffliche Beſtimmung des Vertrags zugunſten eines Dritten erſcheint 
für das Rechtsbedürfnis bedeutungslos. Die geſetzliche Anerkennung der Möglichkeit ſolcher 
Verträge iſt das Ergebnis der Rechtsentwicklung auf Grund der Anforderungen des Ver⸗ 
kehrs (M 2, 265). Es ſoll eine Zuwendung aus dem Vermögen des Verſprechenden an den 
Dritten in der Weiſe ermöglicht werden, daß die Übertragung des Vermögensgegenſtandes 
zunächſt an den Verſprechensempfänger und demnächſt von dieſem an den Dritten vermieden 
wird (Prot 1, 755). Jedenfalls iſt aber daran feſtzuhalten, daß beide Forderungsrechte dem näm⸗ 
lichen Schuldverhältniſſe entſpringen müſſen, und daß insbeſondere auch das Recht des Dritten 
ausschließlich in dem Verſprechen des Schuldners ſeinen Grund hat. Hieraus ergibt ſich aber 
einmal, daß auch der Inhalt wie der Rechtscharakter der Forderung des Dritten wie anderſeits 
auch das Einrederecht des Schuldners dem Dritten gegenüber (vgl. S330 BGB und 8435 HGB) 
ſich lediglich nach dem vom Verſprechenden mit dem Verſprechensempfänger geſchloſſenen 
Vertrage richten können; ferner auch, daß mit der Gültigkeit dieſes Vertrags zugleich das Recht 
des Dritten ſteht und fällt. Nichtigkeit des erſteren ſchließt daher ohne weiteres auch den An. 
ſpruch des Dritten aus, gleichgültig, ob die Nichtigkeit von Anfang an beſtand oder ob ſie erſt 
ſpäter durch Anfechtung herbeigeführt wurde (vgl. 8 334 A 2). Iſt der Vertrag zugunſten des 
Dritten ſchriftlich abgeſchloſſen worden, jo iſt für das Verhältnis zwiſchen ihm und dem 
Dritten lediglich der ſchriftliche Vertrag maßgebend, dagegen nicht auch eine zwiſchen den 
Vertragſchließenden nebenher mündlich getroffene, dem Dritten unbekannte Beſprechung 
(RS 20. 9. 10 VII 389/09). — Ein Verhältnis zwiſchen dem Verſprechensemp⸗ 
fänger und dem Dritten wird durch den Vertrag nicht begründet. Dieſes Verhältnis 
kann ſich nur nach den ſonſtigen Beziehungen zwiſchen den beiden Genannten regeln. 
Danach allein entſcheidet es ſich insbeſondere auch, ob der Verſprechensempfänger gehalten 
iſt, dem Dritten den ihm zugedachten und ihm demnächſt zugegangenen Vorteil zu belaſſen, 
oder ob er ihm dieſen wieder entziehen kann, beiſpielsweiſe nach 98 812 ff. unter der Behaup⸗ 
tung, daß er ſich durch die Zuwendung an den Dritten von einer Schuld bei dieſem habe be» 
Met wollen, daß dieſe Schuld jedoch nicht beſtanden habe oder auf andere Weile bereits ge ⸗ 
ügt worden fei. 

Um einen Vertrag im Sinne des $328 handelt es ſich nicht, wenn der Dritte, an den abrede⸗ 
gemäß geleiſtet werden ſoll, kein eigenes Recht erwerben, ſondern nur als Leiſtungsſtelle 
dienen ſoll (solutionis causa adjectus). N 

Anwendbar find die Regeln der 88 328 ff. nur bei Schuldverhältniſſen. Die Über: 
tragung der Grundſätze auf den dinglichen Vertrag der „Einigung, (Vorbem 1 
vor 8 145) ist unzulällig, weil die allgemeinen Regeln von den Schuldverhältniſſen bei dem 
dinglichen Vertrage überhaupt nicht anwendbar ſind (RG 66, 99). Streitig. Wenn bei 
einem Vertrage zugunſten eines Dritten eigentümlich iſt, daß aus ihm Forderungen nach 
zwei Richtungen bin entſtehen (vgl. oben Abſ 1 unter a und b), ſo kann ein ſolches Ergeb⸗ 
nis durch die dingliche Einigung niemals erzielt werden. Mit der Natur einer ſolchen Einigung 
als eines rein abſtrakten Rechtsgeſchäfts iſt die Übernahme einer Verpflichtung überhaupt unver⸗ 
einbar, mithin auch die Eingehung einer Verpflichtung, welche die Begründung eines dinglichen 

echtes zugunſten eines Dritten zum Gegenſtande hätte. Gleichgültig iſt es dabei, ob es ſich 
um ein Recht an einer beweglichen Sache oder an einem Grundſtücke handelt. Wenn A mit 
dem Eigentümer Bvereinbart, daß dieſer auf feinem Grundſtücke für die Kinder des A eine 
ypothek beſtellen ſolle, und B hiernad; dieſe Hypothek beſtellt, daun erwerben die Kinder die 
280 zwar ohne weiteres, aber nicht deswegen, weil die dingliche Einigung zu ihren Gunſten 
Gin gt wäre, ſondern deswegen, weil ſie durch den ſchuldrechtlichen, zwiſchen A und B zu ihren 
uſten abgeſchloſſenen Vertrag Gläubiger der Forderung geworden ſind. Denn es iſt nicht mög ⸗ 
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ich, daß die Hypothek einem andern zuſteht als dem Forderungsberechtigten. Eine Eigentümer⸗ 
hypothek aber kann nicht entſtanden ſein, weil die Hypothekenſchuld beſteht, und zwar ſogleich 
und nicht etwa erſt bedingungsweiſe begründet worden iſt. Bei der Briefhypothek müßte 
freilich noch der Erwerb des Hypothekenbriefs dazu gekommen fein ($ 1117 Abſ 1). Gemäß 
$ 1117 Abſ 2 könnte dieſer Erwerb jedoch in der Weiſe vor ſich gehen, daß der Grundeigentümer 
mit dem Verſprechensempfänger zugleich vereinbart, daß der Dritte berechtigt fein ſoll, ſich 
die Urkunde vom Grundbuchamte aushändigen zu laſſen, und inſoweit iſt die Anwendbarkeit 
des § 328 zweifelsohne zuläffig. Eine Grundſchuld läßt ſich auf dem Wege des $ 328 un⸗ 
mittelbar zugunſten eines Dritten überhaupt nicht begründen, ſofern man daran feſthält, daß 
die Einigung, alfo gegebenenfalls auch die zwiſchen dem Eigentümer und dem Erklärungs⸗ 
gegner, ein rein abſtrakter Vertrag iſt, der lediglich die unmittelbare Herbeiführung einer 
Rechtsänderung in bezug auf eine Sache zun Gegenſtande hat (8 873 A 7). Die bloße Einigung 
im Sinne des $ 873 kann nicht zugleich eine ſchuldrechtliche Zuwendung an einen Dritten in 
ſich ſchließen. Einigen ſich A und der Eigentümer B dahin, daß für C eine Grundſchuld ein- 
getragen werden ſoll, dann erwirbt Cauf Grund dieſer Einigung nicht einen Leiſtungsanſpruch, 
und erfolgt die Eintragung auf feinen Namen, dann erwirbt er die Grundſchuld erſt auf Grund 
feiner nachträglichen Einigung mit B. Wohl aber dürfte es möglich fein, eindingliches Vor⸗ 
kaufsrecht oder eine Reallaſt (beiſpielsweiſe Altenteil) einem Dritten derart zuzu⸗ 
wenden, daß er das Recht ſchon mit der Eintragung erwirbt. Denn auch in dieſen beiden 
Fällen würde es ſich in erſter Linie um die Begründung eines Auſpruchs zugunſten des 
Dritten handeln, und die hinzukommende Eintragung würde nur zur Sicherung dieſes An⸗ 
ſpruchs dienen. — Bei beweglichen Sachen wird der Rechtserwerb eines Dritten gegebenenfalls 
durch das Rechtsgebilde des Beſitzkonſtituts vermittelt (vgl. § 868 A 1, 3). 

2. Die Beſtimmung, daß der dritte das Recht auf die Leiſtung unmittelbar erwirbt, 
will beſagen, daß der Genannte das entſprechende Gläubigerrecht ohne jede eigene Mit. 
wirkung, allein infolge des zu ſeinen Gunſten abgegebenen und vom Erllärungsgegner ange⸗ 
nommenen Verſprechens ſelbſtändig erlangt. Es braucht ihm alſo weder die Annahme des Ver⸗ 
ſprechens angetragen zu werden, noch braucht er überhaupt dem Vertrage beizutreten (RG 
71, 324). Vgl. dazu noch § 333. Daher kann auch ein Geſchäftsunfähiger durch einen zu feinen 
Gunſten abgeſchloſſenen Vertrag die Forderung unmittelbar erwerben, nur daß das Aus. 
ſchlagungsrecht gemäß 8333 feinem Vertreter offenbliebe. Ein wirkliches Vertragsverhältnis 
zwiſchen dem Verſprechenden und dem Dritten entſteht durch die Forderungsberechtigung 
des letzteren zwar nicht; wohl aber ein vertragsähnliches, aus dem auch gegenſeitige Pflichten 
hervorgehen können, ſo namentlich bei einer dauernden Geſchäftsverbindung die Pflicht zur 
Bewährung der erforderlichen Sorgfalt (RG JW 1918, 426%). — Die Benennung des 
Dritten kann ſich der Verſprechensempfänger vorbehalten. Der Dritte erwirbt alsdann 
den Anſpruch erſt mit ſeiner Benennung. Die Perſon des Dritten braucht auch nur beſtimmbar 
zu fein (8 315 A 1), und fie ergibt ſich alsdann aus den Umſtänden (beiſpielsweiſe bei einer 
Lebensverſicherung „der Erbe“ oder der Juhaber der Police). 1 

3. Der Parteiwille und der Geſchäftszweck. Nicht allemal, wenn in einem Vertrage die 
Leiſtung an einen Dritten bedungen worden ift, liegt um deswillen ein Vertrag zugunſten 
des Dritten im eigentlichen Sinne (A 1, 2) vor. Es kommt in dieſer Hinſicht vielmehr lediglich 
auf die Parteiabſicht au, und über dieſe entſcheidet in erſter Linie die etwaige Abmachung. 
Liegt aber eine folche nicht vor, fo ſoll der Parteiwille aus den Umſtänden, insbeſondere 
nach dem Geſchäftszwecke, ermittelt werden, wobei alle Umſtände und die Verkehrs⸗ 
fitte in Betracht zu ziehen find (Rh 56, 127; 64, 113; 65, 168; IX 1911, 1014 . Iſt 
ſodann auch wirklich ein Vertrag zugunſten eines Dritten gegeben, ſo iſt es doch kein weſent⸗ 
liches Erfordernis — und daher auch kein Begriffsmerkmal eines Vertrags bezeichneter 
Art —, daß der Dritte das ihm zugedachte Recht ſofort oder bedingungslos erwirbt. Es 
kann vielmehr der Rechtserwerb befriſtet oder bedingt ſein, und ob das in einem ge⸗ 
gebenen Falle zutrifft, iſt gemäß Abſ 2 wiederum nach den erörterten Auslegungsgrundſätzen 
zu entſcheiden. (Über die Vermutung, die das Geſetz für Sonderfälle nach der einen Richtung 
wie nach der andern aufſtellt, vgl. die 58 330, 331). Sit der Erwerb befriſtet oder bedingt (mög⸗ 
licherweiſe durch eine in die Willkür des Dritten ſelbſt geſtellte Handlung, beiſpielsweiſe durch 
feine Heirat, RG Warn 1911 Nr 174), ſo fällt das Recht dem Dritten endgültig erſt mit Eintritt 
des Termins oder der Bedingung zu. Der Anfall bleibt aber überhaupt aus, wenn die auf⸗ 
ſchiebende Bedingung ausfällt ($ 158 Abſ 1). Iſt endlich die Bedingung als auflöſend gedacht, 
ſo erwirbt der Dritte das Recht zwar ſofort, aber mit Eintritt der Bedingung wird der Anfall 
wieder unwirkſam (8 158 Abſ 2). — Hinſichtlich des Geſchäftszwecks kommen in Betracht 
ſowohl der im gegebenen Falle etwa beſonders vorgeſehene Zweck, ferner aber auch der bei 
derartigen Geſchäften nach den Gepflogenheiten des Verkehrs allgemein vorauszuſetzende Zweck, 
Io bei Geſchäften, die gerade im Intereſſe des Dritten aus Fürſorge für ihn geſchloſſen zu 
werden pflegen (8 330), ferner beim Frachtvertrage (88 435, 454 HGB). Einzelfälle: Durch 
die Einzahlung eines Sparkaſſenguthabens wird derjenige der Gläubiger, zu deſſen Gunſten 
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die Einzahlung erfolgt, und der alſo der Darlehnsgeber ſein ſoll, gleichgültig, auf weſſen 
Namen das Buch ausgeſtellt iſt (RG 60, 143; Warn 1912 Nr 197; 1916 Nr 75, wonach der 
Einzahlende im Zweifel auch dann berechtigt iſt, wenn er die Einzahlung auf den Namen 
eines andern vorgenommen hat; vgl. 8 164 A 3 a. E.). Befreiungsabreden und Herabminde⸗ 
rungen dem Umfange nach, die der Spediteur dem Frachtführer in üblicher Weiſe zugeſteht, 
binden auch den Eigentümer der Güter (RG 77, 317). Ein Darlehnsvorvertrag kann 
zugunſten eines Dritten derart geſchloſſen werden, daß dieſer den Anſpruch auf Auszahlung 
des Geldes erlangt und es daher nicht erſt noch der Abtretung des Anſpruchs bedarf (vgl. 
§ 398 A 3). Ein Vertrag, durch welchen eine Gemeinde ihre Beamten gegen Unfall verſichert, 
gibt jenen kein ſelbſtändiges Klagerecht (RG 60, 141). Falls die Gemeinde einem Elektrizitäts⸗ 
werke die Verſorgung der Stadt mit Elektrizität überträgt, iſt die Auslegung, daß die unmittel- 
bare Berechtigung der einzelnen Gemeindemitglieder nicht gewollt ſei, rechtlich unbedenklich 
(RS 29. 11. 07 III 187/07). Zuwendung des Anſpruchs auf die für eine Dienſtleiſtung zu 
gewährende Vergütung an einen Dritten (RG 81, 42; SeuffA 67 Nr 248). Durch vertrags⸗ 
mäßige Beſtimmung des Verkäufers bei Teilung ſeines Grundſtücks können zwiſchen den 
einzelnen Teilerwerbern wechſelſeitige Vaubeſchränkungen begründet werden (RG SeuffA 67 
Nr 174). Verſchafft eine Bank auf ihre Rechnung einem Dritten bei einer andern Bank 
Kredit, dann iſt der Dritte im Zweifel nicht als unmittelbar berechtigt anzuſehen RG JW 
1913, 426°). Das von einer Bank einem Kunden gegebene Verſprechen, nach deſſen Tode 
an einen Dritten eine beſtimmte Summe zu zahlen, iſt als Geſchäft unter Lebenden zugunſten 
eines Dritten wirkſam (RG 88, 137). Die ſeerechtliche Verſicherung für fremde Rechnung 
iſt in der Regel ein Vertrag zugunſten eines Dritten; die Verſicherung für Rechnung deſſen, 
„wen es angeht“, iſt es dagegen nicht, weil hier beim Vertragsabſchluſſe allen Beteiligten noch 
ungewiß ift, wer ſchließlich der Berechtigte fein wird, und ob nicht möglicherweiſe der Ver 
ſicherungsnehmer ſelbſt (R 89, 24). Auch die Klauſel „zahlbar an den Inhaber! in 
einem Lebensverſicherungsvertrage begründet für den Verſicherer nur das Recht, aber nicht 
die Verpflichtung, an den Inhaber zu zahlen (RG 66, 163). Im Giroverkehre erlangt die 
empfangende Bank ein unmittelbares Recht aus dem zwiſchen dem überweiſenden Kunden und 
der von ihm angewieſenen Bank abgeſchloſſenen Überweifungsauftrage (R& 91, 118). Über⸗ 
weiſt jemand von ſeinem Bankguthaben der Bank gegenüber einen Betrag zugunſten 
ſeines Gläubigers, ſo kann ein Vertrag gemäß $ 328 vorliegen (RG 84, 354). Geſell⸗ 
ſchafter können durch einen untereinander abgeſchloſſenen Vertrag, etwa auch in Form 
eines Beſchluſſes, zugunſten der Geſellſchaft als ſolcher Rechte ausbedingen (RG 83, 219). 
Die Beſtimmung in einem Verſicherungsvertrage, daß bei Übergang des Betriebes 
auf einen andern dieſer ohne weiteres in den Vertrag eintrete, dem Verſicherer jedoch ein 
Kündigungsrecht zuſtehen ſolle, kaun einen Fall des $ 328 ergeben, fo daß ſich der Eintritt 
des Dritten in das Verſicherungsverhältnis auch ohne Mitteilung des Übergangs vollziehen 
könnte (RG Warn 1914 Nr 280). Vereinbart der Verſicherungsnehmer im Vertrage den 
Gerichtsſtand, fo wirkt das auch für mitverſicherte Dritte (RG Warn 08 Nr 361). Die Über- 
nahme einer Bürgſchaft gegenüber einem Wechſelinhaber und zugunſten feiner Rechts 
nachfolger ſtellt ſich für die letzteren als ein Vertrag gemäß $ 328 dar, jo daß die Rechtsnach⸗ 
folger das Bürgſchaftsrecht mittels des Indoſſaments unmittelbar erwerben (RG Warn 1915 
Nr 9). Der vom Ehemann und Vater mit dem Halter eines Kraftfahrzeugs abgeſchloſſene 
Beförderungsvertrag gilt zugleich als Vertrag zugunſten der Frau und des Kindes 
(NG 87, 64). Aus einem zwiſchen A und B abgeſchloſſenen Beförderungsvertrage des In. 
halts, daß B einen Dritten (Arzt) abholen ſoll, erwirbt der Dritte kein eigenes Recht (RG 
87, 202; vgl. dazu betreffs eines Schadenserſatzanſpruchs des A gegen B $ 249 A 3). Durch 
die Unterbringung eines Mitgliedes der Ortskrankenkaſſe in eine einem Dritten ge⸗ 
hörende Krankenanſtalt erwirbt das Mitglied ein eigenes Recht auf ſachgemäße Behandlung 
(RG IW 1915, 916). Dem Arzte, der vom Vater eines Kindes zu deſſen Behand⸗ 
lung zugezogen wird, ſteht nur der Vater als Vertragsgegner gegenüber (RG 85, 183). 
Anders, wenn der Vater das Kind einer gemeinnützigen Anftalt übergibt, die ſich gegen 
Entgelt zur Behandlung und Pflege des Kindes verpflichtet; hier it anzunehmen, daß der 
Vater dem Kinde zur Wahrnehmung deſſen Intereſſes eigene Vertragsrechte verſchaffen 
will und verſchafft (RG Warn 1919 Nr 14). Im Zweifel iſt anzunehmen, daß der Mieter 
die Abſicht hat, daß er feinen Angehörigen hinſichtlich der Mängel der Wohnung die gleichen 
Rechte zuwenden will, die ihm ſelbſt zuſtehen (RG 91, 24). Über die Anwendbarkeit des 
$ 828 bei Tarifverträgen vgl. § 137 A 2 a. E. h N 
Auf die Beförderung durch die Poſt finden die Vorſchriften über den Frachtvertrag 
nach 8 452 HGB feine Anwendung. Im Urteile R6 43, 98 iſt angenommen, daß der 
Adreſſat eines Geldbriefs einen ſelbſtändigen Anſpruch auf Auslieferung gegen die Poſt 
nicht erwirbt. Der Grund, auf den ſich die Entſcheidung ſtützt, daß der Abſender die Sen⸗ 
ung gemäß 835 der PoſtO vom 11. 6. 92 bis zur Ablieferung an den Adreſſaten zurück⸗ 
nehmen könne, dürfte nicht mehr genügen. Denn im Sinne des Abſſ2 des 8 328 wird 
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das Vorhandenſein eines Vertrags zugunſten eines Dritten nicht dadurch ausgeſchloſſen, 
daß den Vertragſchließenden (oder einem von ihnen) das Widerrufsrecht vorbehalten iſt. 
Durchſchlagend bleibt jedoch der weitere Grund, der Hinweis nämlich auf die Beſtimmung 
des 8 6 des Poſtch vom 28. 10. 71. Denn haftet danach die Poſt ausſchließlich dem Ab⸗ 
ſender, ſo iſt damit nicht vereinbar, daß auch dem Adreſſaten ein Recht auf die Ablieferung 
zuſteht. Im Sinne des 8 35 der PoſtO erwirbt der letztere ein Recht erſt an der ihm durch 
die Poſt für den Abſender angebotenen und von ihm angenommenen Sendung. In NG 
68, 286 ſcheint gleichfalls der Standpunkt vertreten, daß der Adreſſat Anſprüche gegen die 
Poſt nur auf Grund einer Abtretung des Abſenders geltend machen kann. Ebenſowenig 
ſteht dem Adreſſaten im Falle einer Poſtanweiſung ein ſelbſtändiger Anſpruch auf Aus⸗ 
zahlung des Gelds zu. Nach 8 19 der PoſtO „übermittelt“ die Poſt lediglich die Geld. 
betrage. Danach liegt es aber nicht in ihrem Willen, ſich dem Adreſſaten gegenüber zu 
verpflichten. A. M. Oertmann A 3 und Staudinger A 3. 

4. Die Vertragſchließenden können ſich auch die Befugnis vorbehalten, das Recht des 
Dritten ohne deſſen Zuſtimmung aufzuheben oder zu ändern. Sollte der Dritte das 
Recht ſofort und bedingungslos erwerben, dann kann ihm das gemäß $ 328 angewachſene 
Recht durch die Vertragſchließenden nicht wieder entzogen werden. Dieſem Ergebniſſe 
können jene nach $ 328 Abſ 2 vorbeugen. Ihr Vorbehalt berechtigt die Parteien, den 
Vertrag willkürlich nachträglich wieder aufzuheben oder zu ändern, insbeſondere auch ledig ⸗ 
lich die zugunſten des Dritten getroffene Beſtimmung wieder zu beſeitigen. Der Wider- 
ruf wirkt gegebenenfalls ſonach wie eine Bedingung, und es kann der Eintritt des Rechts. 
erwerbs ausdrücklich davon abhängig gemacht ſein, daß der Widerruf nicht erfolgt, wie 
das Erlöſchen der Wirkſamkeit davon, daß nachträglich der Widerruf erfolgt. Hat ſich der 
Verſprechensempfänger des Widerrufsrechts im Vertrage ein für allemal begeben, 
ſo kann dies dahin gedeutet werden, daß der Dritte das Recht unbedingt und ſofort er- 
werben ſoll. Hat ſich der Verſprechensempfänger die Befugnis zum Widerrufe nicht ein⸗ 
ſeitig vorbehalten, ſo kann der Widerruf nur von beiden Vertragsparteien zuſammen erklärt 
werden, weil der Widerruf eine Vertragsänderung in ſich ſchließt (RG 66, 162). Dieſer Ge: 
ſichtspunkt iſt auch dann maßgebend, wenn an Stelle des im Vertrage bezeichneten Dritten 
ein anderer als der Bedachte beſtimmt werden ſoll. Über das etwaige Recht des Widerrufs 
bei einem Kreditbriefe vgl. RG 64, 108. Nach $ 166 des VerſVG ſoll bei der Lebensver⸗ 
ſicherung in Form einer Kapitalverſicherung der Verſicherungsnehmer „im Zweifel“ ein. 
ſeitig befugt ſein, anſtatt des bezeichneten Dritten einen andern zu benennen ſowie einen 
Dritten als Bezugsberechtigten noch nachträglich zu beſtimmen. 


8 329 


Verpflichtet ſich in einem Vertrage der eine Teil zur Befriedigung eines 
Gläubigers des anderen Teiles, ohne die Schuld zu übernehmen, jo iſt im 
Zweifel nicht anzunehmen, daß der Gläubiger unmittelbar das Recht er⸗ 
werben ſoll, die Befriedigung von ihm zu fordern ). 

E 1818 II 281; M 2 147; P 1 426. 


1. Vermutung gegen unmittelbaren Rechtserwerb. Die bloße Erfüllungsübernahme 
ſteht im Gegenſatze zur Schuldübernahme (88 414ff.) inſofern, als bei dieſer der Glaubiger 
ein unmittelbares Klagerecht gegen den Übernehmer der Schuld erwirbt, während bei der 
bloßen Erfüllungsübernahme nur der Verſprechensempfänger dem Verſprechenden gegenüber 
das Recht auf Leiſtung an den Gläubiger hat. Pgl. R Gruch 58, 180. Die in der Aus⸗ 
legungsregel des § 329 enthaltene Vermutung gegen das Vorhandenſein eines Vertrags 
zugunſten eines Dritten iſt beſeitigt, wenn erweislich beide Parteien übereinſtimmend beab- 
ſichtigen, dem Dritten ein unmittelbares Recht zuzuwenden (RM 65, 166). Die Erfül⸗ 
lungsübernahme kann auch durch ein ſelbſtändiges, formbedürftiges Schuldverſprechen ($ 780) 
begründet werden (RG 58, 200). Übernimmt jemand durch Abrede mit dem Schuldner 
neben dieſem die Erfüllung feiner Verpflichtung (beiſpielsweiſe gemäß § 25 HGB), dann 
iſt der $ 329 nicht anwendbar; der Gläubiger erwirbt aber auch in ſolchem Falle einen An- 
ſpruch gegen den Dritten nur dann, wenn in der gegebenen Abrede zugleich der Voraus 
ſetzung des § 328 entſprochen worden iſt (RG Warn 1917 Nr 270). 


8 330 


) Wird in einem Lebensverſicherungs⸗?) oder einem Leibrenten vertrage?) 
die Zahlung der Verſicherungsſumme oder der Leibrente an einen Dritten 
bedungen, jo iſt im Zweifel anzunehmen, daß der Dritte unmittelbar das 
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Recht erwerben ſoll, die Leiſtung zu fordern. Das gleiche gilt, wenn bei 
einer unentgeltlichen Zuwendung dem Bedachten eine Leiſtung an einen 
Dritten auferlegt‘) oder bei einer Vermögens- oder Gutsübernahme von 
dem Übernehmer eine Leiſtung an einen Dritten zum Zwecke der Abfindung 
verſprochen wirds). 

E II 282; P 1 751. 


1. Vermutung für unmittelbaren Rechtserwerb. Gegenüber der allgemeinen Be⸗ 
ſtimmung des $ 328 Abſ 2 gibt der $ 330 für die in ihm vorgeſehenen vier Fälle eine beſondere 
Auslegungsregel, wonach bis zum Beweiſe des Gegenteils angenommen werden ſoll, 
es ſei ein unmittelbarer Rechtserwerb zugunſten des Dritten bezweckt worden ($ 828 A 1 
und 2). Den erforderlichen Gegenbeweis zu erbringen iſt Sache desjenigen, dem 
die Vermutung entgegenſteht. Er wird nachzuweiſen haben, daß eine unmittelbare Zu- 
wendung an den Dritten nicht beabſichtigt worden ſei. — Unter Berückſichtigung der in 
$ 330 gegebenen Vermutung in Verb. mit $ 331 (vgl. dort insbeſondere A 1 a. E.) iſt auch 
die in der Rechtſprechung wiederholt hervorgetretene Frage zu entſcheiden, was jeweilig 
anzunehmen iſt, wenn über das Vermögen des Verſprechensempfängers erſt nach 
dem Zeitpunkte des Anfalls ($ 331) der Konkurs eröffnet worden iſt. Gehört alsdann 
der Leiſtungsanſpruch zur Konkursmaſſe, oder ſteht er unentziehbar dem benannten Dritten 
zu? In den Fällen des 8 330 muß das letztere angenommen werden, vorbehaltlich nur des 
Rechtes der Beteiligten, den Gegenbeweis im vorangegebenen Sinne zu führen. Vornehm⸗ 
lich handelt es ſich hier um den Fall, daß bei einer Lebensverſicherung auf den Todes, 
fall mit Benennung eines Dritten nach Eintritt des Todes des Verſprechensempfängers 
der Konkurs über ſeinen Nachlaß eröffnet worden iſt. Im Zweifel kann alsdann die 
Forderung auf Zahlung der Verſicherungsſumme als Beſtandteil der Maſſe nicht angeſehen 
werden. Ebenſowenig kann der Konkursverwalter die Zuwendung an den Dritten 
anfechten. Denn ſoll der benannte Dritte abredegemäß den Leiſtungsanſpruch unmittel⸗ 
bar (8 330), und zwar bereits mit Eintritt des Todes (§ 331) erwerben, fo erlangt er das 
Recht eintretendenfalls unmittelbar aus dem Verſicherungsvertrage (RG 51, 404; 71, 824; 
80, 177), während es anderſeits ausgeſchloſſen iſt, daß die Forderung noch in den Nachlaß 
gefallen ſein kann, da dasſelbe Ereignis, der Todesfall, der den Rechtserwerb des Dritten 
begründet, gleichzeitig das Gläubigerrecht des Verſicherungsnehmers (oder ſeiner Erben) 
zum Erlöſchen gebracht hätte. Falls die Forderung niemals zum Nachlaſſe gehört hat, beſteht für 
den Konkursverwalter endlich auch keine Möglichkeit, die Auszahlung der Verſicherungs⸗ 
fumme an den Dritten anzufechten (N 54, 96). Denn durch dieſe Zahlung iſt der 
Maſſe nichts entgangen, und ſomit fehlt es an der Vorausſetzung ihrer Benachteiligung. 
Dieſe von der Wiſſenſchaft vielfach angegriffenen Rechtsgrundſätze find vom Reichsgerichte 
ſtändig feſtgehalten (RG 61, 408; 62 S. 48 u. 263; JW 08, 68931). Anfechtbar find in den 
vorausgeſetzten Fällen nur die zugunſten des Dritten vom Verſicherungsnehmer unentgeltlich 
geleiſteten Prämienzahlungen gemäß § 32 KO. Dieſe kann der Konkursverwalter an, 
fechtungsweiſe erftattet verlangen (RG 61, 217). — Nur wenn die Verſicherung nicht 
zugunſten eines beſtimmten Dritten vereinbart worden iſt, fällt der Leiſtungsanſpruch 
in die Nachlaßmaſſe. Insbeſondere trifft das zu bei der Klauſel „zahlbar an den Inhaber“. 
Eine ſolche ſtellt nur eine Legitimationsbeſtimmung dar (RG 66, 158). In R 62, 46 iſt 
die nachträgliche Umwandlung eines Verſicherungsvertrags, der urfprünglich zugunſten eines 
unbeſtimmten Dritten geſchloſſen war, in einen Vertrag zum Vorteile eines beſtimmten 

ritten zugunſten des Konkursverwalters für anfechtbar erklärt. Dieſe Entſcheidung iſt be⸗ 
denklich. Denn die Erwägung, daß der Anſpruch urſprünglich dem Verſicherungsnehmer 
gehört babe und aus dieſem Grunde auch in die Konkursmaſſe gefallen ſein würde, über- 
ſieht, daß für die Frage, was demnächſt wirklich zur Nachlaßmaſſe gehört, grundſätzlich erſt 
der Zuſtand zur Zeit des Todes des Verſicherungsnehmers entſcheidend ſein kann, und daß 
Beſtandteil der Maſſe deswegen überhaupt nicht werden kann, was der Erblaſſer bereits bei 
ebzeiten ſeinem Vermögen entzogen hat. Hatte daher der Verſicherungsnehmer wirklich die 

efugnis, nachträglich einen Dritten zu benennen, und machte er von dieſer Befugnis dem⸗ 
nächſt Gebrauch, ſo hat dieſer Vorgang ſeine Vermögenslage und damit auch den Zuſtand 
eines Nachlaſſes rechtlich nicht anders beeinflußt und beeinfluſſen können, als wenn von 
vornherein der beſtimmte Dritte benannt geweſen wäre. Der Maſſe anderſeits, die bei der 
nachträglichen Benennung des Dritten überhaupt noch nicht beſtand, kann durch die Um⸗ 
x nie g 925 Vertrags auch nichts entzogen ſein. Vgl. insbeſondere noch 8 166 VerſVG 

8 A 4. 


; gern Lebensverſicherung. Man unterſcheidet Kapital⸗ und Rentenverſicherung, die Ver⸗ 


gerung auf den Todesfall und die abgekürzte Verſicherung. Bei dieſer iſt die Verſicherun 
ſpäteſtens bei Vollendung des im Vertrage feſtgeſetzten Lebensalters zu zahlen. Bene 
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SS 159 ff. Vgl. ferner § 328 A 4. Sind bei der Lebensverſicherung auf den Todesfall „die 
Hinterbliebenen“, die „Familie“, „die nächſten Angehörigen“, „die Erben“ bedacht, jo reicht 
das zur Beſtimmbarkeit des Dritten als Berechtigten aus. Wer gemeint war, iſt Tatfrage 
(RS 62, 262; Warn 1914 Nr 43). Nach 8167 des Vers Vo find, falls bei einer Kapitals⸗ 
verſicherung die Zahlung ſchlechthin „an die Erben“ bedungen worden, „im Zweifel“ die⸗ 
jenigen bezugsberechtigt, die zur Zeit des Todes als Erben berufen ſind, und zwar nach dem 
Verhältnis ihrer Erbteile. Die Ausſchlagung der Erbſchaft hat auf die Bezugsberechtigung keinen 
Einfluß. Der Staat iſt als Erbe nicht bezugsberechtigt. — Hat der Verſicherungsnehmer einen 
Dritten überhaupt nicht benannt, jo gehört der Auſpruch auf die Verſicherungsſumme 
mit Abſchluß des Vertrags zu ſeinem Vermögen, iſt daher auch pfändbar und abtretbar 
(RG 62, 259; 46, 259; 66, 158). Vgl. dazu auch A 1. — Verſchieden von der Verſicherung 
zugunſten eines Dritten (die nach dem Verj®& bei der Lebensverſicherung ſtattfindet) iſt die 
nach 88 74ff. des VerſG geregelte Schadensverſicherung „für fremde Rechnung“. 
Sie fett voraus, daß derjenige, welcher mit dem Verſicherer den Vertrag im eigenen Namen 
ſchließt, das Intereſſe eines Dritten verſichert. In dieſem Falle ſoll nicht der Vertrag · 
ſchließende, im Sinne des Geſetzes der Verſicherungsnehmer, ſondern der Dritte als der 
Verſicherte gelten, ſo daß die Vertragsrechte ihm zuſtehen, ohne daß er jedoch aus dem Ver⸗ 
trage zugleich auch verpflichtet wird. Indeſſen der Verſicherungsnehmer kann hier — ab- 
weichend vom Vertrage zugunſten eines Dritten — über die Rechte des Verſicherten im 
eigenen Namen verfügen (bei Vorhandenſein eines Verſicherungsſcheins jedoch nur, wenn 
er ſich im Beſitze des Scheines befindet); er kann ſodann auch Zahlung vom Verſicherer 
verlangen, wenn er nachweist, daß der Verſicherte ſeine Zuſtimmung zu der Verſicherung 
(nicht zur Zahlung) erteilt hat. (Hinſichtlich des Rechtes des Verſicherers, mit einer Forde⸗ 
rung gegen den Verſicherungsnehmer aufzurechnen, vgl. § 78 VerſB G.) } 

3. Bei der Leibrentenverſicherung liegt die Sache ähnlich wie bei der Lebensverſicherung 
(RG SW 06, 38310). In Betracht kommt hier weſentlich die Witwenverſicherung (vgl. die 


88 750ff.). 

4. Unentgeltliche Zuwendung. Vgl. 8 516 A 1, 4, 8 525 A 1 Auflage zugunſten eines 
Dritten), 8.2301 (Schenkung von Todes wegen). 5 

5. Hinſichtlich der übernahme eines Vermögens vgl. 8 311. Die für den Gutsüber⸗ 
laſſungsvertrag gegebene Regel findet unter entſprechenden Verhältniſſen auch bei der 
Übernahme eines ſtädtiſchen Fabrikgrundſtücks Anwendung (RG JW 00, 717). Iſt bei der 
Gutsübernahme die Abfindung für ein minderjähriges Kind an ſeine Eltern gezahlt worden, 
ſo kann das Kind nach Eintritt der Großjährigkeit den Betrag nur von ſeinen Eltern, nicht 
aber vom Gutsübernehmer fordern (RG Warn 09 Nr 290). 


8 331 

Soll die Leiſtung an den Dritten nach dem Tode desjenigen erfolgen, 
welchem ſie verſprochen wird, ſo erwirbt der Dritte das Recht auf die Leiſtung 
im Zweifel mit dem Tode des Verſprechensempfängers. de: 

Stirbt der Verſprechensempfänger vor der Geburt des Dritten, ſo kann 
das Verſprechen, an den Dritten zu leiſten, nur dann noch aufgehoben oder 
geändert werden, wenn die Befugnis dazu vorbehalten worden iſt 9) ). 

E II 288; P 757. 


1. Vermutung für den Zeitpunkt des Anfalls. Während 8 330 für feine Fälle 
eine Vermutung über die Rechtsſtellung des Dritten überhaupt aufftellt, gibt der § 331 
eine Vermutung über die Zeit des Erwerbsanfalls, wodurch inſoweit die Anwendbar ⸗ 
keit der allgemeinen Auslegungsregel des $ 328 Abſ 2 ausgeſchloſſen wird, bis ein ent- 
gegenſtehender Parteiwille nachgewieſen ift. Vgl. dazu $ 328 A 8. Unter den § 331 fallen 
namentlich Lebensverſicherungsverträge, ſofern die Leiſtung abredegemäß nach 
dem Tode des Verſprechensempfängers erfolgen ſoll (MG 51, 404). Aber auch ſonſt alle 
Verträge, in denen einem Dritten auf den Todesfall ein Vermögensvorteil zugewendet wird; 
ſo beiſpielsweiſe der Gründungsvertrag einer Geſellſchaſt m. b. H., in dem 
bedungen iſt, daß der Geſchäftsanteil eines Geſellſchafters bei deſſen Tode nicht ſeinen 
Erben, ſondern einem Dritten zufallen ſoll (RG 80, 175). Greift die Vermutung durch, 
ſo iſt anzunehmen, daß der Dritte das Recht erſt mit Eintritt des Todesfalls er⸗ 
wirbt (NG 80, 177). Die Rechtslage bis dahin iſt daher folgende: Der Dritte hat 
einſtweilen keinerlei Anſpruch erworben, mithin nicht einmal ein bedingtes (RG 
51, 404; 71, 826) oder ein vererbliches Recht (Prot 1, 760); er hat vielmehr nur eine 
Hoffnung erlangt. Die Forderung iſt unbeſchränkt im Vermögen des Verſprechensempfängers 
zu ſeiner Verfügung geblieben (RG IW 04, 4855), iſt daher aber auch pfändbar (RG 
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Gruch 49, 101) und wird eintretendenfalls Beſtandteil der Konkursmaſſe. Daraus folgt 
auch, daß die Vertragsparteien bis zum Eintritte des Todesfalls dem Dritten gegenüber 
in keiner Weiſe behindert ſind, den Vertrag überhaupt oder gerade hinſichtlich der zu 
Gunſten des Dritten getroffenen Beſtimmung wiederaufzuheben oder abzuändern ($ 328 A 2; 
R 80, 179). Ein ſicheres Mittel, den Anſpruch auf die Verſicherungsſumme dem Dritten zu 
erhalten, bietet ſich für den Verſprechensempfänger der Beſtimmung des $ 331 gegenüber 
lediglich in der Abtretung des Anſpruchs an den Dritten oder an einen Mittelsmann 
mit der Auflage, das ſeinerzeit einzuziehende Geld dem Dritten zuzuwenden. Dieſes 
Geſchäft mit der Mittelsperſon kann als ein entgeltliches nach 8 328 oder aber als ein un⸗ 
entgeltliches in Form einer Schenkung unter einer Auflage gemäß $ 330 Satz 2 abge- 
ſchloſſen werden (RG 13. 3. 08 VII 134/07). — Nach eingetretenem Todesfalle 
hat der Dritte ein unentziehbares Recht, und zwar unmittelbar aus dem Vertrage er⸗ 
worben (RG 51, 405; 71, 324; 80, 177). Val. des näheren $ 330 A 1. — Behält ſich 
bei der Lebensverficherung zugunſten eines Dritten der Verſicherungsnehmer die freie 
Verfügung bis zu ſeinem Todesfall vor und iſt überdies bedungen, daß ein Vertragsver⸗ 
hältnis zwiſchen dem Verſicherer und dem Dritten erſt bei Fälligkeit der Verlicherungs- 
ſumme eintreten ſolle, dann erwirbt der Dritte den Anſpruch nur mit der vertragsmäßigen 
Beſchwerung und nur ſo weit, als er von Verfügungen des Verſicherungsnehmers frei 
geblieben iſt (R Warn 1913 Nr 135). — Betreffs des Falles, daß nach dem Tode des 
Verſicherungsnehmers über feinen Nachlaß der Konkurs eröffnet wird, vgl. 8 330 A 1. 

2. Stirbt der Verſprechensempfänger vor der Geburt des Dritten, ſo iſt dem Ver⸗ 
ſprechenden ſowie den Erben des Verſprechensempfängers die Befugnis zur Abänderung 
des Verſprechens grundſätzlich entzogen und nur unter der Vorausſetzung belaſſen, daß fie aus 
drücklich vorbehalten worden ilt. Hieraus folgt mittelbar, daß das Verſprechen überhaupt 
zugunſten einer noch nicht vorhandenen Perſon abgegeben werden kann (RG 65, 280; 
JW 1911, 36210). Eine Beſchrankung im Sinne der 88 2109, 2162, 2163 iſt hier nicht 
aufgenommen. 

8 332 


Hat ſich der Verſprechensempfänger die Befugnis vorbehalten, ohne 
Zuſtimmung des Verſprechenden an die Stelle des in dem Vertrage be⸗ 
zeichneten Dritten einen anderen zu ſetzen, ſo kann dies im Zweifel auch in 
einer Verfügung von Todes wegen geſchehen !). 

E II 289; P 1 759. 


1. Die im Geſetze vorausgeſetzte Befugnis zur einſeitigen Beſtimmung eines andern 
Dritten an Stelle des bereits benaunten muß dem Verſprechensempfänger im Vertrage 
vorbehalten fein (§ 328 A 4). Wenn nichts anderes vereinbart worden („im Zweifel“), iſt 
der Verſprechensempfänger gegebenenfalls auch berechtigt, den andern Dritten in einer 
letztwilligen Verfügung zu bezeichnen. Der Regel nach erfolgt aber die anderweite Be⸗ 
nennung durch eine Erklärung dem Antragsgegner gegenüber (88 130 — 132). Vgl. noch 
$ 166 des VerſVG bei $ 328 A 4. 


8 333 


Weiſt der Dritte das aus dem Vertrag erworbene Recht dem Berſprechen⸗ 
den gegenüber zurück, jo gilt das Recht als nicht erworben!) 9. 
EI 415 II 285; M 2 271; P1167. 


1. Rückgängigmachung des Anfalls durch den Dritten. Gegenüber dem Grundſatze 
des $ 328 Abſ 1, daß der Dritte das ihm zugedachte Recht ohne fein Zutun erwirbt ($ 328 U 2), 
mußte ihm das Geſetz anderſeits ein Mittel geben, den Anfall wieder rückgängig zu machen, 

a niemandem ein Rechtserwerb gegen ſeinen Willen aufgenötigt werden darf (vgl. auch 
die 88 516 u. 1942 Abf 1). Ein ſolches Mittel bietet der $ 333 in dem Rechte der Zurück⸗ 
weiſung. Dieſe bewirkt, daß das Recht als nicht erworben gilt, und zwar derart, als wäre es 
überhaupt niemals erworben worden (Grundſatz der Rückwirkung). Falls der Dritte das ihm 
zugefallene Recht bereits angenommen hatte, iſt die Befugnis zur Zurückweiſung ausgeſchloſſen; 
enn der § 333 fett voraus, daß der Dritte das Recht lediglich aus dem Vertrage, alſo ohne 
eine Mitwirkung erworben hat ($ 328 A 2). Die Annahmeerklärung dagegen wäre für den 

ritten bindend. Ausübbar iſt das Recht der Zurückweiſung erſt, wenn dem Dritten das 
eiecht bereits angefallen war ($ 328 A 2, 3; $ 831 A 1), — Die Zurückweiſung ſelbſt if 
ine empfangsbedürftige Willenserklärung (88 130—132). 5 
den ben weicher Weiſe die vom Dritten erklerte Zurücmweiſung auf das Verhältnis zwischen 

n beiden Vertragsteilen einwirkt, ſagt das Geſetz nicht. Möglich iſt, daß der Verſprechens⸗ 
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empfänger gemäß $ 332 alsdann einen andern Dritten benennen kann. Möglich iſt auch, 
daß er die Leiſtung nunmehr für ſich ſelbſt fordern darf, ſo bei der Lebensverſicherung, jetzt 
nach 9168 des Verſ VG, und beim Gutsüberlaſſungsvertrage, wobei an Stelle 
des Berechtigten gegebenenfalls feine Erben treten. Möglich iſt endlich auch, daß der Ge- 
ſchäftszweck durch die Erklärung des Dritten gänzlich vereitelt wird und ſonach ein Fall von 
nachträglicher Unmöglichkeit der Leiſtung im Sinne des $ 275 eintritt. 


§ 334 
Einwendungen aus dem Vertrage ſtehen dem Verſprechenden auch gegen⸗ 
über dem Dritten zu!). 


E I 416 II 286; M 2 272; P 1 768. 


1. Einwendungen des Berechtigten gegenüber dem Dritten. Es iſt bereits in 8 828 A 1 
dargelegt worden, daß das Recht des Dritten auschließlich auf dem zu feinen Gunſten ab⸗ 
geſchloſſenen Vertrage beruht, und daß ſich demnach ſowohl die Gültigkeit ſowie die rechtliche 
Natur feines Anſpruchs lediglich nach dem Vertrage regelt. Der $ 334 zieht. hiervon nur die 
Folge, indem er beſtimmt, daß dem Verſprechenden Einwendungen „aus dem Vertrage“ (alſo 
lediglich dem gegebenen und nicht etwa auch aus einem andern Rechtsverhältniſſe, RG 64, 
113) auch gegenüber dem Dritten zuſtehen. Der allgemeine Ausdruck Einwendungen 
ſoll hier alle Rechtsbehelfe umfalfen, die dem Verſprechenden aus dem Vertrage überhaupt 
zuſtehen, mithin auch den Einwand der Nichtigkeit (ſei es einer ſolchen von Anfang an, ſei es 
der durch Anfechtung herbeigeführten, $ 328 A 1); ferner das Recht der Zurückbehaltung nach 
§ 273 (R 66, 101), das Recht der Leiſtungsverweigerung nach 88 320 u. 222, das Recht 
zur Wandlung oder Minderung gemäß $ 462, endlich das Recht zum Rücktritte oder auf 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung aus den 88 325, 326 (für den Fall nämlich, daß der 
Verſprechensempfänger die Möglichkeit feiner Leiſtung in vertretbarer Weile vereitelt hat, 
oder daß er mit ihr in Verzug geraten iſt). Auch bei abſtrakten Vertragen ſtehen dem 
Verſprechenden die inſoweit überhaupt ſtatthaften Einwendungen zu, ſofern nicht in der 
Vornahme des Rechtsgeſchäfts zugleich ein zuläfliger Verzicht auf Einwendungen zu finden 
wäre. Erteilt ein Schuldner ſeinem Gläubiger ein Schuldanerkenntnis um ſo dem 
Gläubiger die Verpfändung der Forderung zu ermöglichen, dann enthält dieſe Vereinbarung 
zugleich einen Verzicht des Schuldners zugunſten des demnächſtigen Pfandgläubigers auf 
das Recht der Aufrechnung mit ſeinen Gegenforderungen an den Gläubiger, ſo daß der 
Pfandgläubiger dieſen Verzicht gemäß § 328 geltend machen kann (RG 71, 187). Der Rück 
tritt des Verſprechenden felbft kann freilich immer nur dem Verſprechensempfänger 
gegenüber erklärt werden, da er den Vertrag in ſeiner Geſamtheit und nicht 
allein hinſichtlich des Rechtserwerbs des Dritten rückgängig macht. Dem Dritten gegen. 
über kann dagegen nur die Tatſache des erklärten Rücktritts geltend gemacht werden (RG 
JW 1915, 652%). Endlich muß dem Verſprechenden, wenn ſich herausstellt, daß er an den 
Dritten ohne Grund bereits geleiftet hat, auch der Rechtsbehelf aus den 88 812ff. zuſtehen 
(RG JW 1915, 6529. — Ausgeſchloſſen iſt das Recht zur Aufrechnung mit einer 
Forderung an den Verſprechensempfänger, da es ſich inſoweit nicht um einen Einwand 
aus dem Vertrage handelt und auch die Vorausſetzung „inter easdem partes fehlt (8 387). 
Auch das Anfechtungsrecht ſteht dem Dritten ſelbſt gegenüber nur unter den Voraus: 
ſetzungen des $ 123 Abſ 2 Satz 2 zu (vgl. daf. A 4). Anfechtungsberechtigt anderſeits kann 
der Dritte niemals fein. Denn grundſätzlich kann nur der Erklärendg, ſelbſt ſeinen Willens⸗ 
mangel geltend machen (Ausnahme im Falle des § 318 Abſ 2). Überdies vernichtet die 
Anfechtung wie der Rücktritt den geſamten Vertrag, und dies Ergebnis herbeizuführen fehlt 
dem Dritten jede Befugnis. — Schade nserfa zan aus dem Vertrage kann der Ver⸗ 
ſprechende dem Dritten gegenüber nur im Wege des Zurückbehaltungsrechts zur Geltung 
bringen (RG 66, 101). 


8 335 


Der Verſprechensempfänger kann, jojern nicht ein anderer Wille der 
Vertragſchließenden anzunehmen iſt, die Leiſtung an den Dritten auch dann 
fordern, wenn dieſem das Recht auf die Leiſtung zuſteht!). 

E 1 412 II 287; M 2 269; P 1 756. 

1. Da rechensempfä uf Leiſtung an den Dritten i 
ich ohne N 118 92 zwichen im and ben e beſtehenden Pes ander 
hältniſſe (8 328 A 1). Das Geſetz ſetzt aber als möglich voraus, daß dem Verſprechensemp⸗ 


fanger das ihm an ſich zukommende Klagerecht durch „einen andern Willen“ der Parteien 
entzogen wird. Liegt ein jokher Ausnahmefall nicht vor, dann kann der Genannte die Forde ⸗ 
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rung auf Leiſtung an den Dritten geltend machen, ohne daß er ein beſonderes Intereſſe an 
der Klage nachzuweiſen braucht. Doch darf er von keinem Rechtsbehelfe Gebrauch machen, 
durch den er in das Recht des Dritten eingreifen und ſo gegen den Vertrag verſtoßen würde. 
So darf er nicht aus den Geſichtspunkten der 88 325, 326 vom Vertrage zurücktreten oder 
gemäß § 462 wandeln, ſoweit er ſich hierfür auf Gründe aus der Perſon des Dritten beriefe. 
Ob der Verſprechensempfänger einen Anſpruch auf Schadenserſatz für ſich geltend 
machen kann, falls der Verſprechende die Leiſtung an den Dritten in zu vertretender 
Se 108 richtet ſich danach, ob er auf die angegebene Weiſe auch ſelbſt einen Schaden 
erlitten hat. 


Vierter Titel 
Draufgabe Vertragsſtrafe 


8 336 


Wird bei der Eingehung eines Vertrags etwas als Draufgabe gegeben, 
ſo gilt dies als Zeichen des Abſchluſſes des Vertrags. 
Die Draufgabe gilt im Zweifel nicht als Reugeld ). 


E 1 417 II 288; M 2 417; P 1 769. 


1. Dieſe Beſtimmung weiſt der Draufgabe (Angeld, Handgeld, Weinkauf, Mietstaler) 
lediglich die Rolle der arrha confirmatoria des gemeinen Rechtes zu. Denn als Zeichen des 
Abſchluſſes des Vertrags ſoll die Draufgabe lediglich eine widerlegbare Beweisvermutung 
dafür begründen, daß die Willenseinigung erzielt worden iſt. Sie entbehrt dagegen jedes 
Einfluſſes auf das Zuſtandekommen des Vertrags, ſetzt vielmehr begrifflich einen rechtsgültigen 
Vertrag als gegeben voraus. Fehlt es hieran, fo iſt auch die Abrede hinſichtlich der Drauf- 
gabe hinfällig (8 139; RG 53, 238), und gemäß 88 812ff. kann fie zurückgefordert wer. 
den. Insbeſondere vermag alſo die Draufgabe auch nicht die Wahrung der erforderlichen 
Vertragsform zu erſetzen. — Der Empfänger der Draufgabe wird daran Eigentümer. 
Möglich iſt es an ſich, daß auch eine Forderung als Draufgabe übereignet wird, wenngleich der 
Ausdruck Draufgabe auf körperliche Sachen hinweiſt. — Die Draufgabe iſt kein Reugeld 
gemäß $ 359 (arrha poenitentialis). Der Geber iſt alſo regelmäßig nicht berechtigt, gegen 
Preisgabe des „Gegebenen“ vom Vertrage zurückzutreten, ebenſowenig der Empfänger 
gegen Rückgabe des Empfangenen. Daß die Parteien jedoch eine derartige Abrede treffen 
können, folgt aus dem Grundſatze der Vertragsfreiheit. — Zu unterſcheiden iſt die Drauf. 
gabe von der Anzahlung, die die Befriedigung des Gläubigers ſichern ſoll und ſeine 
Forderung ohne weiteres in entſprechender Höhe tilgt. Die Draufgabe dagegen bedarf 
hierzu gemäß $ 337 erſt der „Anrechnung“, abgeſehen davon, daß die Anrechnung überhaupt 
ausgeſchloſſen werden kann. — Über die Draufgabe (Mietgeld) beim Geſinderechte vgl. 
Art 95 EG. 

S 337 


Die Draufgabe iſt im Zweifel auf die von dem Geber geſchuldete Leiſtung 
anzurechnen oder, wenn dies nicht geſchehen kann, bei der Erfüllung des 
Vertrags zurückzugeben). 

Wird der Vertrag wiederaufgehoben, jo iſt die Draufgabe zurückzu⸗ 
geben?). 

EI 418 II 289; M 2 274; P 1 791. 

1. Nach dieſer Auslegungsregel gilt die Draufgabe, vorbehaltlich eines andern Partei⸗ 
willens, nicht als Zugabe, da ſie der Regel nach bei Erfüllung des Vertrags auf die vom 
Geber geſchuldete Leiſtung anzurechnen, oder, falls ſie mit dem Leiſtungsgegenſtande nicht 
gleichartig, zurückzugewähren iſt. : 

2. Bei Aufhebung des Vertrags iſt die Draufgabe nach den Grundſätzen der 88 812ff. 
(nach Planck A 3 auf Grund des Vertrags) zurückzugeben, da der Rechtsgrund für fie als⸗ 
dann fortgefallen ift (gl. jedoch noch 8 338). 


§ 338 


Wird die von dem Geber geſchuldete Leiſtung infolge eines Umſtandes, 
en er zu vertreten hat, unmöglich oder verſchuldet der Geber die Wieder⸗ 
aufhebung des Vertrags, jo iſt der Empfänger berechtigt, die Draufgabe zu 
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behalten!). Verlangt der Empfänger Schadenserſatz wegen Nichterfüllung, 
ſo iſt die Draufgabe im Zweifel anzurechnen oder, wenn dies nicht geſchehen 
kann, bei der Leiſtung des Schadenserſatzes zurückzugeben). 

E I 149 II 290; M 2 274; P 1 774. 


1. Entgegen der Regel des § 337 darf der Empfänger die Draufgabe behalten, wenn 
der Geber die geſchuldete Leiſtung in einer von ihm zu vertretenden Weiſe (88 27/0 ff.) ver⸗ 
eitelt. Hierher gehören auch ſolche Fälle, in denen das Verhalten des Gebers den Emp⸗ 
fänger zum Rücktritte vom Vertrage (§8 326, 360, 361) oder zur Wandlung berechtigt 
(8 462); nicht aber auch der Fall, daß der Empfänger lediglich von einem ihm gemäß 8 346 
vorbehaltenen Rücktrittsrechte Gebrauch macht. — Von ſelbſt verſteht es ſich, daß, wenn 
der Empfänger die Unmöglichkeit der Leistung zu vertreten oder die Aufhebung des Ver. 
trags verſchuldet hat, er die Draufgabe nicht behalten darf. Eine Beſtimmung betreffs des 
Rechtes auf Ermäßigung einer un verhältnismäßig hohen Draufgabe, entſprechend der des 
8 343, hat das Geſetz hier nicht aufgenommen. : 1 

2. Anderweite Schadenserſatzanſprüche wegen Nichterfüllung verbleiben dem Gläubiger. 
Soweit jedoch die Erſatzforderung an die Stelle der Leiſtung tritt (vgl. 8 275 A 1 u. 8 320 A J), 
iſt die Draufgabe folgerichtig auch auf die Erſatzforderung anzurechnen und im Falle der 
Ungleichartigkeit des Gegenſtandes bei der Erſatzleiſtung zurückzugeben. 


§ 339 


Verſpricht der Schuldner dem Gläubiger für den Fall, daß er ſeine 
Verbindlichkeit nicht oder nicht in gehöriger Weiſe erfüllte), die Zahlung 
einer Geldſumme als Strafe, ſo iſt die Strafe verwirkt, wenn er in Ver⸗ 
zug kommt!). Beſteht die geſchuldete Leiſtung in einem Unterlaſſen, ſo tritt 
die Verwirkung mit der Zuwiderhandlung ein! =). 

E I 422 II 291; M 2 278; P 1 779. 


1. Vertragsſtrafe. Sie ift eine Leiſtung, die der Schuldner für den Fall ber Nichterfüllung 
(8 340) oder für den Fall nicht gehöriger Erfüllung (§ 341) ſeiner Verbindlichkeit verſpricht. 
Grundſätzlich macht es keinen Unterſchied, ob die Zahlung einer Geldſumme, wovon das Geſetz 
in $ 339 ausgeht, oder ob eine andere Leiſtung als Strafe zugeſagt ($ 342), oder ob etwa 
eine Herabminderung der Gegenleiſtung bedungen wird (Rc 68, 42; IW US, 2880. Auch 
kommt es nicht darauf an, daß die verſprochene Leiſtung als Straſe bezeichnet wird; ent- 
ſcheidend iſt vielmehr nur das objektive Vorhandenſein der Vorausſetzungen, des 8 339 (K 
Warn 09 Nr 349). — Gleichgültig iſt ferner, ob das Verſprechen ſofort im Hauptvertrage 
oder in einem ſpäteren Vertrage abgegeben wird. — Vorausſetzung für das Straf. 
gedinge iſt das Beſtehen einer nicht ſchon geſetzlich unwirkſamen Verbindlichteit (8 344). 
Sie kann auch dann gegeben ſein, wenn eine Verpflichtung im Sinne des 8 187 be⸗ 
gründet wird (RG 73, 18, wo es ſich um Übernahme ber Verpflichtung handelte, ein 
Grundſtück nicht an einen Polen zu veräußern). — Da die Vertragsſtrafe für den Fall 
der Nichterfüllung oder nicht gehöriger Erfüllung verſprochen wird, ſo folgt von ſelbſt, 
daß das Strafverſprechen nicht bezwecken kann, an die Stelle des hauptſächlichen Schuld⸗ 
verſprechens zu treten oder dem Schuldner ein Mittel zu bieten, ſich bon Erfüllung der Km 
verbindlichkeit zu löſen, daß vielmehr das Strafgedinge gerade ihre Erfüllung zu ſichern beſtimmt 
iſt. Demnach aber erhält der Gläubiger gegebenenfalls zwei nebeneinander beſtehende An- 
ſprüche, den Hauptanſpruch als unbedingten, den Nebenanſpruch als bedingt dadurch, daß der 
erſtere nicht oder nicht gehörig erfüllt wird. Vgl. jedoch $ 340. In ihrer Eigenſchaft 
als bedingtes Recht iſt auch ſchon die noch nicht verwirkte Vertragsſtrafe ubertragbar. 
Über das fonſtige Verhältnis zwiſchen den beiden Anſprüchen untereinander vgl. 8 340 A 2. — 
Die Vertragsſtrafe unterſcheidet ſich mit Rückſicht auf ihren Zwec von der Wandelpön 
(Reugeld nach $ 359) inſofern, als dieſe den Erfüllungsanſpruch des Gläubigers gerade aus. 
ſchließt (RG 43, 281); von dem Vorbehalte der Verwirkung (elausula 2 im Sinne 
des 8 360 inſofern, als die Verwirkung den Schuldner für den Fall der Nichterfüllung feiner 
Rechte verluftig gehen läßt, während das bei dem Strafgedinge nicht ber Fall iſt, und als 
nach $ 339 die Strafleiſtung als eine neue Verbindlichkeit neben die Hauptleitung tritt, 
während die Verfallklauſel gegebenenfalls nur die ſofortige Fälligkeit der bereits geſchul⸗ 
deten Leiſtung begründet (RG IW 1914, 527%); endlich von dem Verſprechen einer Straf- 
leiſtung für den Fall, daß der Verſprechende „eine Handlung vornimmt oder unterläßt“, 
dem „uneigentlichen Strafgedinge“ im Sinne des 9 843 Abs 2, inſofern, als ein der⸗ 
artiges Versprechen nicht eine bereits beſtehende und zu ſichernde Verpflichtung zur Vor⸗ 
nahme oder zur Unterlaſſung der Handlung vorausſetzt, ſondern die Verpflichtung zur 


Draufgabe Vertragsſtrafe 88 338, 339 449 


Strafleiſtung ſelbſtändig (Eonftitutiv) begründen ſoll (vgl. $ 343 A 4). — Nicht erfüllt hat 
der Verpflichtete im Sinne des Geſetzes ſowohl dann, wenn er überhaupt nicht leiſtet, wie 
auch dann, wenn fein Angebot jo mangelhaft war, ſei es dem Umfange ($ 266), ſei es der 
Art nach (vgl. $ 320 A 6), daß der Berechtigte die Annahme abzulehnen berechtigt war und 
abgelehnt hat. Nimmt der Glaubiger dagegen die derartig fehlerhafte Leiſtung an, ſo liegt 
ſtets nur der Fall nicht gehöriger Erfüllung vor (vgl. ferner $ 341). Eine ſolche ſteht in 
Frage, wenn in der Hauptſache erfüllt iſt, aber die Leiſtung in irgendeiner Beziehung 
nicht ſo bewirkt worden, wie der Glaubiger es beanſpruchen konnte. Die Strafe iſt verwirkt, 
ſobald der Schuldner nach den 58 284 ff. „in Verzug kommt“, welchem Falle es gleichſteht, 
wenn der Schuldner für den Verzug eines Dritten einzuſtehen hat (8 278). Grundſätzlich 
iſt daher auch für den Verfall der Vertragsſtrafe ein Verſchulden (vgl. § 284 A 1) er ⸗ 
forderlich (RG Gruch 57, 929; IW 1916, 1584). Ein Unternehmer wird von der 
Vertragsſtrafe nicht dadurch befreit, daß er zur Ausſperrung der Arbeiter durch ſeine Mit- 
gliedſchaft im Arbeitgeberverbande verpflichtet war (RG JW 1914, 296°). Aber vgl. A 2. 
2. Bei Leiſtungen, die eine Unterlaſſung zum Inhalte haben, wird die Strafe, falls 
nicht das Gegenteil vereinbart worden (RG 79, 40; Warn 1911 Nr 425), ohne Rückſicht 
auf Verſchulden ſchon durch die bloße Zuwiderhandlung verwirkt (RG 55, 78; 68, 117, wo 
die Anſicht, daß bei Unterlaſſungen eine bewußte und freigewollte Zuwiderhandlung vor. 
auszuſetzen ſei, als bedenklich bezeichnet iſt; vgl. auch R FW 1912, 582° und Warn 1913 
Nr 311). RG 63, 116 laßt dahingeſtellt, ob nicht Satz 2 lediglich bezweckt, den Gläubiger 
vom Nachweiſe des Verſchuldens zu befreien, dem Schuldner dagegen die Möglichkeit des 
Entſchuldigungsbeweiſes freilaſſen will. M 2, 278 ergeben jedoch klar, daß die Verwirkung 
bei Unterlaſſungen von einem Verſchulden grundſätzlich nicht hat abhängig gemacht werden 
ſollen (RG IWW 1911, 88186; 1915, 444). Eine andere Frage ift es, ob die Strafe auch 
dann verwirkt wird, wenn der Verpflichtete bei Vornahme der Handlung, die ſich äußerlich 
als eine Zuwiderhandlung darſtellt, gar nicht weiß, daß er eine Zuwiderhandlung begeht. 
Beiſpielsweiſe er weiß nicht, daß der Ortsteil &, in dem er ein Geſchäft errichtet, dem Orte Y, 
in dem ihm die Errichtung eines Geſchäfts unterſagt war, einverleibt iſt. Die Strafe wäre 
mangels einer andern Abrede auch unter dieſen Umſtänden verwirkt, da das Strafgedinge 
dem Berechtigten nach dem Geſetze einen unbedingten Schutz gewähren ſoll. Daher kommt 
es nicht darauf an, ob der Verpflichtete ſich deſſen bewußt war, daß er ſich einer Zuwider⸗ 
handlung ſchuldig mache (vgl. R 79, 40). Daher ift auch im Zweifel nicht das Bewußt ⸗ 
fein des Verpflichteten, ſondern nur der Tatbeſtand ſelbſt entſcheidend. So viel wird in 
deſſen doch zu verlangen ſein, daß die Zurechenbarkeit der Zuwiderhandlung im beſondern 
Falle nicht aus Gründen ausgeſchloſſen iſt, die ſich aus den perſönlichen Eigenſchaften des 
Verpflichteten ergeben (vgl. 8 276 Abſe1 Satz 3). Vgl. dazu IW 1915, 4445. Jedenfalls 
aber enthält Satz 2 nur eine durch Abrede frei abänderbare Auslegungsvorſchrift (RE ZW 
1912, 5825; 1915, 444). — Hat der Berechtigte die Zuwiderhandlungen gegen ein Wett 
bewerbsverbot längere Zeit (wiſſentlich) geduldet, dann verſtößt es gegen Treu und 
Glauben, wenn er nachträglich die Strafe fordert (RG Warn 1914 Nr 44). — Eine Zu: 
widerhandlung iſt möglich auch durch die Verwendung eines Erfüllungsgehilfen. Vgl. 8 278 
A 3 Abſ 3. Haben beide Teile gegenſeitig Wettbewerbsverboten ſich unter- 
worfen und gegenſeitig für den Fall der Zuwiderhandlung ſich zu Vertragsſtrafen verpflichtet, 
dann kann die Leiſtung der Strafe nicht ohne weiteres aus dem Grunde verweigert werden, 
weil auch der andere Teil ſich einer Zuwiderhandlung ſchuldig gemacht habe, ſondern nur 
dann, wenn die Übertretung des andern eine ſo ſchwere war, daß ſeinem Gegner die 
Bindung nach Treu und Glauben nicht zugemutet werden kann (RG 96, 174). 4 
3. Auslegung. Strafgedinge dürfen, weil ſie eine Beſchränkung der perſönlichen Freiheit 
enthalten, nicht ausdehnend ausgelegt werden (RG IW 04, 139°; 06, 736%; 1915, 4449), 
Im übrigen greifen lediglich die allgemeinen Auslegungsregeln der 89 157, 242 Platz (RG 
JW 04, 139⸗). Insbeſondere trifft das auch in Anſehung von Strafgedingen bei Verboten 
des Wettbewerbs (Konkurrenzklauſeln) zu (Rh JW 06, 736°, wo es ſich um das Verbot 
„indirekter Beteiligung an einem Konkurrenzgeſchäfte“ handelte). Es bedeutet keine Übertretung 
des Wettbewerbsverbots, wenn der Verpflichtete außerhalb des ihm entzogenen Stadtbezirks 
ein ſelbſtändiges Geſchäft eröffnet und von dort aus den Abſatz innerhalb des Stadtbezirks ſucht 
(RE Gruch 46, 124). In RG Warn 08 Nr 574 iſt die Verletzung des bedungenen Wettbewerbs⸗ 
verbots darin gefunden worden, daß der Verkäufer eines Geſchäfts ſeinen Vorgänger, der ſich 
ihm gegenüber einem gleichen Verbote unterworfen hatte, von dieſem nachträglich wieder ent⸗ 
band. Die Auslegung eines Wettbewerbsverbots dahin, daß der Verpflichtete dem Verbote nicht 
zuwiderhandle, wenn er ein Geſchäft in einem nur 5 Minuten von der ihm verſchloſſenen 
tadt entfernt liegenden Orte begründe, iſt nach den Regeln der 85 157, 242 zuläſſig 
RS 26. 5. 08 VII 545/07). Bei Wettbewerbsverboten, denen ſich ein Gewerbegehilfe 
unterworfen hat, iſt zu feinem Gunſten eine entſprechende Anwendung des in $ 75 Abſ 1 
ausgeſprochenen Grundſatzes unzuläſſig, wenn nicht eine entgegenſtehende Verein⸗ 
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barung getroffen worden iſt, eine ſolche iſt an ſich zuläſſig (RG 59, 76; Gruch 57, 842). 
— Bei einem Konkurrenzverbote kommen nur ſolche Handlungen in Betracht, die auf den 
Geſchäftsbetrieb des andern ungunſtig einwirken (richtiger: einwirken können), daher bei 
einem auf eine beſtimmte Zeit abgeſtellten Verbote nur ſolche Veranſtaltungen, die ſich ſchon 
während dieſer Zeit ungünftig äußern (NG IW 1914, 1425). Iſt die verſprochene Strafe 
dazu beſtimmt, das volle Intereſſe an der Vertragserfüllung zu erſetzen, ſo kaun ſich der 
Schuldner durch ihre Leiſtung ganz freimachen (MG JW 02 Beil 250156). Eine durch 
die Polenklauſel (8 134 A 3) vereinbarte Vertragsſtrafe iſt ſchon dann verwirkt, wenn der 
weitere Erwerber von polniſcher Abſtammung iſt, die polniſche Sprache ſeine Mutterſprache 
iſt und er den Kreiſen von deutſchfeindlicher Geſinnung angehört, ohne daß er ſich ſelbſt 
derartig betätigt zu haben braucht (RG Warn 1913 Nr 311). — Unterwirft ſich der Geber 
eines Geſchäfts bei ſeinem Ausſcheiden einer Wettbewerbsbeſchräukung, daun wird das Recht 
daraus im Zweifel für das Geſchäft erworben und geht daher bei deſſen Weiterveräußerung 
auf den Erwerber über (RG 72, 434; Warn 1914 Nr 206). 5 

4. Über die Strafgedinge bei Geſamtſchuldverhältniſſen vgl. die 88 423, 429. Der 
Anſpruch auf die Strafe gilt als Nebenforderung im Sinne des § 4 P (NE 66, 309), 
und er unterliegt dem Gerichtsſtande der Haupiverpflichtung (RG 57, 15; 69, 9). 


8 340 


Hat der Schuldner die Strafe für den Fall verſprochen, daß er ſeine 
Verbindlichkeit nicht erfüllt, ſo kann der Gläubiger die verwirkte Strafe 
ſtatt der Erfüllung verlangen). Erklärt der Gläubiger dem Schuldner, daß 
er die Strafe verlange, jo iſt der Anſpruch auf Erfüllung ausgeſchloſſen?). 

Steht dem Gläubiger ein Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung zu, ſo kann er die verwirkte Strafe als Mindeſtbetrag des Schadens 
verlangen. Die Geltendmachung eines weiteren Schadens iſt nicht aus⸗ 
geſchloſſen d). 
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1. Strafgedinge für den Fall der Nichterfüllung (vgl. $ 341 A 1). In dieſem Falle hat 
der Gläubiger die Wahl zwiſchen dem bloßen Anſpruche auf Erfüllung und dem auf Leiſtung 
der verwirkten Strafe. Es liegt aber weder eine Wahlſchuld im Sinne des $ 262 noch eine 
fog. facultas alternativa vor (vgl. $ 262 A 1). Eine Wahlſchuld nicht, weil das Schuldverhältnis 
an ſich nur auf eine, und zwar nur auf die geſchuldete Leiſtung gerichtet iſt; eine facultas alter- 
nativa nicht, weil die Verpflichtung des Schuldners, auf Erfordern die Strafe zu leiſten, nicht 
erſt durch die entſprechende Erklärung des Gläubigers herbeigeführt wird ſondern mit dem 
Verzuge (bzw. mit der Zuwiderhandlung) ohne weiteres entſteht. (Vgl. anderſeits den 
Fall des Satz 2 8 249.) Vorliegend handelt es ſich vielmehr nur um ein dem Glaubiger ge⸗ 
ſetzlich gewährtes Wahlrecht zwiſchen mehreren, unter ſich verſchiedenen Rechtsbehelfen (vgl. 
$ 262 A 1, elektive Konkurrenz). Da es ſich nicht um eine Wahlſchuld handelt, iſt der 
Gläubiger, der zunächſt den Erfüllungsanſpruch verfolgt hat, auch nicht gehindert, demnächſt 
davon abzugehen und die Strafe zu fordern (HG JW 1913, 319%). Die Wahl wird aus. 
geübt durch eine einſeitige empfangsbedürftige, unwiderrufliche Erklärung des Gläubigers an 
den Schuldner. Ein Mittel, den Gläubiger zur Wahlausübung zu zwingen, iſt dem Schuldner 
nicht gewährt, insbeſondere nicht das der Friſtſetzung gemäß 8 264 bſ 2. 

2. Wählt der Gläubiger die Vertragsſtraſe, jo iſt der Anſpruch auf Erfüllung aus⸗ 
geſchloſſen (R 77, 292). Dies freilich nur unter der Vorausſetzung, daß die Geltend- 
machung der Strafe gerechtfertigt war (RG JW 1912, 7413). Aber ähnlich wie in den Fällen 
der 58 280, 325, 326 der Anspruch auf Schadenserſatz, jo tritt hier die Einforderung der Strafe 
an die Stelle des Anſpruchs auf die eigentliche Leiſtung und wird daher auch hier nur der 
Vertragsanſpruch in abgeänderter Richtung geltend gemacht. Daraus folgt, daß der Be⸗ 
rechtigte, der die Leiſtung der Strafe verlangt, auch ſeinerſeits das gewähren muß, was er 
aus dem gegenſeitigen Vertrage ſchuldet; denn durch das Strafgedinge gilt nur die Höhe 
des Erfüllungsintereſſes als zum voraus vereinbart. Daher muß beiſpielsweiſe auch der 
Auftraggeber eines Maklers deſſen Gebühr ſelbſt dann entrichten, wenn er von ſeinem 
Vertragsgegner anſtatt der Erfüllung die Vertragsſtrafe fordert (MO JW 06, 184 ). Träte 
der Berechtigte anderſeits im Falle des Abſ 2 auf Grund der 88 325, 326, anftatt Schadens 
ah zu fordern, vom Vertrage zurück, fo machte er damit auch feinen Anspruch auf die 
Vertragsſtrafe hinfällig, jelbft wenn das Strafgedinge in einem beſondern Vertrage ver⸗ 
abredet worden wäre. 5 L 

3. Der Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung kann dem Gläubiger zuſtehen 
nach Maßgabe der 88 275, 278, 280, 286 Abſ 2 Saß 1, 325, 326, wo überall die Vertretungs⸗ 
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pflicht des Schuldners vorausgeſett wird. Möglich ift aber auch, daß die Strafe verwirkt wird, 
ohne daß ein Verſchulden des Schuldners vorliegt, nämlich im Falle ſeines Zuwiderhandelns 
gegen eine Unterlaſſungspflicht ($ 339 A 2). Fordert der Gläubiger Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung, fo kann er nicht außerdem auch noch den Strafauſpruch geltend machen. Fordert 
er aber die Strafe, dann kaun er grundſätzlich auch noch den darüber hinausgehenden Schadens⸗ 
betrag verlangen, da die Strafe nur den Mindeſtbetrag des Schadens darſtellt (RG 66, 
310). Soweit er die Strafe verlangt, hat er den Vorteil, daß er inſoweit ſeinen Schaden 
nicht nachzuweiſen braucht (RG 77, 290), und ohne daß fein Aplpruch auf Schadenserſatz 
überhaupt berührt wird, wenn ſich der Anſpruch auf die Strafe als unbegründet heraus⸗ 
ſtellt (RG JW 1912, 74). Fordert der Gläubiger nach den 88 325, 326 Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung und will er die Strafe als Mindeſtbetrag geltend machen, dann iſt er 
gemäß der Differenztheorte ($ 325 A 1 Abſ 2) zum vollen Nachweiſe feines Schadens mit 
Rückſicht auf die beiderfeitigen Leiſtungen verpflichtet (RG JW 1917, 597°). Erſcheint eine 
verſprochene „Entſchädigung“ den Umſtänden nach als Strafe, ſo iſt ſie auch als „Strafe“ 
anzuſehen (RG Warn 09 Nr 443). — Abweichende Regelung für das Verhältnis zwiſchen 
Handlungsgehilfen und Prinzipal im 875 Abſ 2 HGB, wonach der Dienſtherr nur die 
Strafe fordern darf, während der Anſpruch auf Unterlaſſung oder auf Schadenserſatz aus⸗ 
geſchloſſen ift. Der Handlungsgehilfe kann ſich von der ihm durch den Dienſtherrn auf⸗ 
erlegten Beſchrankung durch Zahlung der Strafe befreien, wenn dieſe ihrer Höhe nach dazu 
beſtimmt erſcheint, das Erfullungeintereſſe zu erfetzen (RG Warn 09 Nr 349). 

Auch bei Unterlaſſungspflichten kann der $ 340 anwendbar fein, und zwar iſt es dann 
der Fall, wenn die (einmalige) Zuwiderhandlung bereits die Nichterfüllung des Vertrags 
überhaupt darſtellt. Handelt es ſich dagegen bei der einzelnen Zuwiderhandlung nur um 
nicht gehörige Erfüllung, daun greift der § 341 Platz. Im Falle der Nichterfüllung ſtünde 
dem Berechtigten neben dem Anſpruche auf die Strafe die Forderung auf Erfah des weitergehen- 
den Schadens im Falle nicht gehöriger Erfüllung neben der Strafforderung der Erfüllungsan⸗ 
ſpruch zu. Demgemaß wird man den erſteren Fall ($ 340) oder aber den zweiten Fall (8 341) als 
gegeben anzuſehen haben, e nachdem die Strafe nach Abſicht der Parteien das Intereſſe des 
Berechtigten an der dauernden Unterlaſſung oder aber nur an einer jedesmaligen Zuwider⸗ 
handlung ſichern ſoll (MG 70, 441), und die Entſcheidung darüber wird gemäß § 157 oftmals 
von der Höhe der Strafe abhängen. So kann bei Wettbewerbsverboten die Sache leicht ſo 
liegen, daß das Strafgedinge dem 1 das Recht geben ſoll, ſich durch einmalige 
Erlegung der Strafe von dem Verbote für die Dauer freizumachen, zugleich aber den Be⸗ 
rechtigten durch die Höhe der Strafe gegen das Übertreten des Verbots überhaupt ſchützen 
oll. Unter andern Umftänden wird jeweils dagegen anzunehmen ſein, daß die Strafe 
auf die jedesmalige Zuwiderhandlung abgeſtellt iſt, fo beiſpielsweiſe, wenn ein Bauunter- 
nehmer, der ſeinerſeits Arbeiten an einen Dritten vergibt, dieſem bei Strafe unterſagt, irgend⸗ 
10715 ſeiner (des Unternehmers) Angeſtellten irgendeine Zuwendung zu machen (RG JW 

„8816. 

8 341 


Hat der Schuldner die Strafe für den Fall versprochen, daß er ſeine 
Verbindlichkeit nicht in gehöriger Weiſe, insbeſondere nicht zu der beſtimmten 
Zeit, erfüllt, ſo kann der Gläubiger die verwirkte Strafe neben der Erfüllung 
verlangen). 

Steht dem Gläubiger ein Anſpruch auf Schadenserſatz wegen der nicht 
gehörigen Erfüllung zu, jo finden die Vorſchriften des § 340 Abſ 2 An⸗ 
wendung). 

Nimmt der Gläubiger die Erfüllung an, ſo kann er die Strafe nur ver⸗ 
kangen, wenn er ſich das Recht dazu bei der Annahme vorbehälts) ). 

EI 421 II 293; M 2 276; P 1 776. 

1. Zt die Strafe für den Fall nicht gehöriger Erfüllung, insbeſondere nicht rechtzeitiger 
Erſullung, verſprochen (vgl. 8 339 A 1) fo kann der Gläubiger ſtets Strafe und Erfüllung 
Nebeneinander verlangen. Es iſt auch hier, abgeſehen von Zuwiderhandlungen gegen eine 
unterlaſſungspflicht (5 339 A 2), grundſätlich ein Verſchulden vorauszuſetzen. (Ein ſolches 
i nicht angenommen worden in einem Falle, wo ſich der Bauunternehmer den von ſeinen 
Innungsgenoſſen zur Bekämpfung eines Arbeiterausſtandes unternommenen Gegenmaß⸗ 
laſfan angeſchloſſen hatte, Ach Gruch 50, gag). Für den Fall von Strafgedingen bei Unter. 
aſſungspflichten vgl. 8 440 U 3 a. E. 

Pe Die Anwendung des 8 340 Abſſ 2 führt zu dem Ergebniffe, daß der Gläubiger die Ver⸗ 
ragsſtrafe als den Mindeſtbetrag ſeines aus der nicht gehörigen Erfüllung erwachſenen 
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Schadens geltend machen darf, unbeſchadet ſeines Rechtes, den auf demſelben Rechtsgrunde 
beruhenden weiteren Schadenserſatzauſpruch außerdem zu verfolgen. Fordert der Gläubiger 
bei einem gegenſeitigen Vertrage im Falle des Verzugs Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
nach 8326, ſo iſt daneben ein Erſatzanſpruch auch wegen nicht gehöriger Erfüllung ſelbſtverſtändlich 
ausgeſchloſſen. Der Anſpruch auf die Vertragsſtrafe wegen nicht rechtzeitiger Erfüllung 
geht aber nicht unter, wenn dem Verpflichteten noch eine Nachfriſt gewährt wird und er 
auch jetzt nicht erfüllt und ſonach aus $ 326 wegen Nichterfüllung haftet (MG 94, 206). 

3. Der Anſpruch auf die Vertragsſtrafe (wegen nicht gehöriger Erfüllung) erliſcht kraft 
Geſetzes (RG 33, 358), wenn ihn der Gläubiger ſich nicht bei der Annahme vorbehalten 
hat. Auch Unterlaſſen des Vorbehalts wegen Unkenntnis ſeines Rechtes ſchützt den Gläubiger 
nicht vor dem Verluſte. Die Vorſchrift des Ubi 3 enthält jedoch nur nachgiebiges, durch 
Parteiabrede abänderungsfähiges Recht (RG Warn 1914 Nr 319). Der Vorbehalt braucht 
nicht ausdrücklich durch Worte erklärt zu werden, jedenfalls aber bedarf es einer äußeren 
Kundgebung des Willens dem Verpflichteten gegenüber (RG 61, 65). Er muß grundſätz. 
lich auch bei der Annahme ſelbſt erklärt fein (RG 59, 378; 12, 201), wobei das Wort bei“ 
(anders als in den Fallen der $$ 464, 640) ſtreng auszulegen ift (RG 73, 1477; Gruch 55, 901). 
Weder genügt ein nachträglich noch ein vor der Annahme erklärter Vorbehalt, ſelbſt wenn 
das Fortwirken des Vorbehalts noch bei der Annahme unterſtellt werden kann (G 57, 389; 
59, 379; JW 07, 171°; Warn 1910 Nr 53; 1911 Nr 227; RG 73, 147). Befugt zur Er⸗ 
klärung des Vorbehalts iſt nur der Empfänger der Leiſtung ſelbſt. So würde insbeſondere 
nicht der vom ſelbſtſchuldneriſchen Bürgen des Verpflichteten erklärte Vorbehalt genügen 
(RG 53, 356). — Die „Annahme“ der Leiſtung mit der ausſchließenden Wirtung des Abs 3 
ſtellt, im Gegensatze zur Abnahme im Sinne des $ 433 Abſ 2, nicht nur den tatſächlichen 
Vorgang, durch den die Sache in die Verfügungsgewalt des Berechtigten gelaugt, ſondern 
eine rechtsgeſchäftliche Erklärung dar und ſetzt daher voraus, daß der Glaubiger dem Schuld⸗ 
ner gegenüber, ſei es bei der Hinnahme der Leiſtung, ſei es auch ſpäter, wenn auch nur 
ſtillſchweigend zu erkennen gibt, daß er die Leiſtung als eine der Hauptſache nach vertrags. 
mäßige Erfüllung gelten laſſe (RG 57, 337; 64, 240; JW 1911, 486°; Warn 1918 Nr 98 
und 164). Falls bei der Leiſtung Einzelheiten auch noch unerfüllt geblieben ſind (beiſpiels⸗ 
weiſe wenn bei der Übernahme eines Baues noch einzelne Arbeiten im Rüaſtande find), 
fo genügt doch ein bei der Annahme der Haupileiftung erklärter Vorbehalt, und deſſen 
Wiederholung bei Annahme der weiteren Leiſtungen iſt überflüſſig (MS 15. 10. 07 VII 
532/06; 73, 148). Bei TeilleiſtungsverträgenSukzeſſivlieferungen) erſtreckt ich jedoch die 
Wirkung des Vorbehalts nur je auf die Einzelleiſtung, und iſt die Strafe für die geſamte Er⸗ 
füllung bedungen, dann iſt der Vorbehalt bei Annahme der Reſtleiſtung erforderlich (N 
Gruch 52, 664; Warn 1911 Nr 170). Im übrigen ſchließt die Annahme noch nicht einen 
Verzicht auf ſonſtige Rechtsbehelfe, namentlich auf den Gewährleiſtungsauſpruch in ſich (RG 
71, 23). Sie iſt vielmehr des weiteren nur noch von Einfluß auf die Beweislaſt ($ 303; 
RG 66, 282; IWW 1911, 486%. Selbſtverſtändlich kann $ 341 Abſes nicht mehr Platz greifen, 
wenn die bereits verwirkte Strafe durch eine ſpätere Abrede auf eine neue Grundlage ge⸗ 
ſtellt worden iſt (RG 72, 170). > d 1 

Da die Annahme eine rechtsgeſchäftliche empfangsbedürftige Erklärung iſt, kann fie einer- 
ſeits nur vom Empfangsberechtigten ſelbſt oder von feinem Vertreter (nicht alſo auch vom 
Bürgen, RG 53, 358) und anderſeits nur dem Schuldner oder deſſen Vertreter gegenüber 
erklärt werden (RG 2, 28; 61, 67). — Die Annahme wird wirkungslos durch ihre Anfech⸗ 
tung wegen Irrtums, Betrugs oder Zwangs. Den Beweis für den rechtzeitigen Vor. 
behalt muß derjenige erbringen, welcher das Recht auf die Vertragsstrafe geltend macht 
(RG 53, 356); den Beweis für die Annahme der Verpflichtete. A 

4. Der Abſ 3 greift nicht bei Schuldverhältniſſen Platz, die vor dem 1. Januar 1900 ent- 
ſtanden find (RG 61, 133). 


8 342 


Wird als Strafe eine andere Leiſtung als die Zahlung einer Geldſumme 
verſprochen, ſo finden die Vorſchriften der 88 339 bis 341 Anwendung; der 
Anſpruch auf Schadenserſatz iſt ausgeſchloſſen, wenn der Gläubiger die 
Strafe verlangt!). 

E 1 420 II 294; P 1 776. 

1. Danach kann auch eine Leiſtung, die nicht auf Geldzahlung geht, als Strafe bedungen 
werden, z. B. die Gewährung einer Sache oder eines Rechtes, die Vornahme einer Handlung oder 
eine Herabminderung der Gegenleiſtung (RG 68, 42); oder die abredegemäße Verwirkung 
des Vertragsrechts für den Fall der Zuwiderhandlung (MG 25. 9. 15 V 143/15). Die 
35 339—341 ſollen in dieſem Falle ebenfalls Anwendung finden, nur mit der Beſchränkung, 
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daß hier außer der Strafe nicht auch weiterer Schaden erſetzt verlangt werden kann, 
und daß deshalb der Gläubiger, der die Strafe fordert und fordern kann (RG 77, 292), 
damit völlig abgefunden iſt, vorausgeſetzt, daß die Strafe überhaupt verwirkt war (RG 
a. a. O.). Verlangt der Gläubiger zunächſt Schadenserſatz, fo darf er davon bis zur 
Erfullung deſſen noch abgehen und die Strafe fordern. Vgl. anderſeits § 240 Abi 2 und 
$ 241 Abſ 2. Anwendbar iſt hier insbeſondere auch § 241 Abſ 3. 


8 343 


Sit eine verwirkte Strafe un verhältnismäßig hoch, jo kann ſie auf An⸗ 
trag des Schuldners durch Urteil auf den angemeſſenen Betrag herab⸗ 
geſetzt werden. Bei der Beurteilung der Angemeſſenheit iſt jedes berechtigte 
Intereſſe des Gläubigers, nicht bloß das Vermögensintereſſe, in Betracht zu 
ziehen. Nach der Entrichtung der Strafe iſt die Herabſetzung ausgeſchloſſen ). 

Das gleiche gilt auch außer den Fällen der SS 339, 342, wenn jemand 
eine Strafe für den Fall verſpricht, daß er eine Handlung vornimmt oder 
unterläßt ?)). 

E II 295; P 2 780. 


1. Der Parteiwillkür wird hinſichtlich der Höhe des Strafgedinges grundſätzlich zwar keine 
Schranke geſetzt; aber zum Schutze des wirtſchaftlich Schwachen ſtellt das Geſetz den Grund- 
ſatz des richterlichen Ermäßigungsrechts auf. Vgl. die ähnliche Beſtimmung des $ 4 des 
Abzh v. 16. 5. 94. — Ob die verwirkte Strafe unverhältnismäßig hoch ift, was nachzuweiſen 
Sache des Schuldners, ift Tatfrage (RG JW 07, 121). In Verhältnis zu ziehen find einer⸗ 
ſeits der Betrag der Strafe und anderſeits jedes berechtigte Intereſſe des Gläu⸗ 
bigers an der (gehörigen) Erfüllung des Vertrags, namentlich ſein Vermögensintereſſe, 
und zwar alles beurteilt nicht ſchlechthin nur nach der zur Zeit der Vereinbarung beſtehenden 
Sachlage, ſondern gegebenenfalls auch nach den Verhältniſſen zur Zeit der Verwirkung oder 
ſogar der Urteilsſprechung, wobei auch die wirtſchaftliche Lage des Schuldners mit berück⸗ 
ſichtigt werden kann, wenngleich he niemals allein für ſich entſcheidend ift (RG 64, 293; 86, 28; 
JW 1912, 7946; 1915, 136%). Übernimmt es ein Dritter dem Schuldner gegenüber, die 
ehtva perwirkte Strafe zu bezahlen, dann verbeſſert das die Lage des Schuldners, und daher 
ift dieſer Umſtand bei der nach $ 343 erforderlichen Abwägung zu berückſichtigen (NG JW. 
1915, 136). — Der Nachweis eines ziffermäßig feſtzuſtellenden Schadens iſt keine notwendige 
Vorausſetzung für die Rechtfertigung einer Vertragsſtrafe und deren Einforderung (RG 
Warn 08 Nr 300), wie auch der Umſtand allein, daß ein Schaden nur in geringfügiger Höhe 
oder gar überhaupt nicht entſtauden ift, noch nicht ausreicht zur Herabſetzung der Strafe (RG 
Seuffa 63 Nr 38; Warn 08 Nr 300). 1 eine Vertragsſtrafe alle Grenzen, läuft 
ſie in eine ungewiſſe, für den Schuldner nach dem gewöhnlichen Gange der Dinge uner 
ſchwingliche Summe aus, ſo kann ein Verſtoß gegen die guten Sitten im Sinne des 

138 vorliegen. Wäre in ſolchem Falle gemäß $ 189 der Vertrag insgeſamt nichtig, fo könnte 
das richterliche Herabſetzungsrecht aus $ 348 überhaupt nicht in Frage kommen (RG 68, 229; 
90, 183; vgl. auch Seuffa 61 Nr 351, betreffend die Nichtigkeit einer ſich mit „jedem folgen. 
den Jahre verdoppelnden Vertragsſtrafe“ wegen Unmöglichkeit und Unſittlichkeit). Bei einem 

ettbewerbsverbote im Sinne des $ 74 HGB find für die Herabſetzung der Vertragsſtrafe 
lediglich die Vorſchriften des $ 343 maßgebend, und es iſt danach zu prüfen, ob die Verletzung, 
die gemäß $ 74 überhaupt nur in Hinſicht auf Verbote auf einen beſtimmten Ort, eine be. 
ſtimmte Zeit und in bezug auf beftimmte Gegenſtände in Frage kommt, unter das nur info. 
weit gültige Verbot fällt, und ob die Strafe nach Lage dieſes Falles unverhältnismäßig ho 
erscheint (RG Warn 08 Nr 224). Begehrt ein Kaufmann die Herabſetzung der Strafe naı 
8351 568, fo iſt für feine Eigenſchaft als Minderkaufmann (54 500 B) ausſchließlich der Zeit⸗ 
punkt des Strafverſprechens maßgebend (Re JW 08, 148). Den Vollkaufleuten ſteht 
nach $ 348 HG das Recht auf die Ermäßigung der Strafe überhaupt nicht zu. Der 8 343 
(nicht auch § 75 Abſ 1 Satz 1 HG) findet Anwendung auch auf die im Dienſtvertrage des 
Geſchäftsführers einer G. m. b. H bedungene Vertragsſtrafe (RG 28. 1. 08 II 308/07). Allein 
die Übermäßigkeit der Vertragsſtrafe macht den Vertrag noch nicht zu einem gemäß 8 138 
nichtigen (RG ZW 1913, 319%; Warn 09 Fr 495). — Eine Herabſetzung der Strafe ift auch 
dann zuläſſig, wenn die Strafe nicht in Geld beſteht, beiſpielsweiſe die Verwirkung der Ver. 
tragsrechte als Strafe geſetzt war (RG 25. 9. 15 V 143/15). 

Geltend gemacht werden kann das Begehren auf Herabſetzung durch Klage und Einrede; 
nach dem Wortlaute des Geſetzes aber jedenfalls (RG Warn 1913 Nr 217) erſt nach Ver 
wirkung der Strafe („eine verwirkte Strafe“) und anderſeits gemäß Satz 2 vor ihrer 
Entrichtung. Sit der Verfall eines angezahlten Kaufpreisbetrags als Strafe bedungen, 
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dann kann gleichwohl noch die Herabſetzung der geſamten Strafe verlangt werden, weil die 
Anzahlung nicht bereits die Entrichtung der Strafe bedeutete (RG JW 1913, 487). Das 
Urteil hat rechtsgeſtaltende (konſtitutive) Kraft, indem es den Betrag der verwirkten Strafe 
für beide Teile bindend auf den angemeſſenen Betrag herabſetzt. Die Entſcheidung über 
den Betrag der Herabſetzung betrifft im Sinne des § 304 ZPO nicht den Grund, fondern 
den Betrag des Schadens (RG Gruch 59, 499). 


2. Wird eine Strafe für den Fall der Vornahme oder Unterlafjung einer Handlung 
als „uneigentliches Strafgedinge“ bedungen, ſo liegt kein eigentliches Strafgedinge im 
Sinne der $$ 839—341 vor, weil danach die Strafe nur für den Fall der Verletzung 
einer ſchon beſtehenden, rechtlich wirkſamen Verbindlichkeit angedroht wird (vgl. § 839 A 1). 
Vielmehr handelt es ſich hier um ein uneigentliches Strafverſprechen, bei dem die Ver⸗ 
pflichtung zur Strafleiſtung ſelbſtändig begründet wird und alsdann auch den alleinigen 
Gegenſtand des Schuldverhältniſſes bildet. Die ausdrückliche Erſtreckung des Abs 1 auch 
auf dieſen Fall war daher erforderlich. Solche uneigentliche Strafgedinge dienen 
namentlich dazu, die Vornahme von Handlungen durch einen andern, oder eine Unter: 
laſſung wenigſtens mittelbar auch dann zu ſichern, wenn die Verpflichtung zur Vor⸗ 
nahme der Handlung oder zur Unterlaſſung nicht ſelbſtändig begründet werden kann, 
und zivar deswegen nicht, weil es dazu an einem hinreichenden rechtlichen Intereſſe 
fehlt (Vorbem 1 vor 8 241). Freilich darf auch hier niemals ein an ſich unzuläſſiger Zweck 
und nicht die Umgehung eines Verbotsgeſetzes in Frage kommen, weshalb beiſpielsweiſe 
auch Strafgedinge gegen $ 152 GewO wirkungslos find (RG 50, 30). Das uneigentliche 
Strafgedinge iſt daher jedenfalls wirkungslos, wennſchon das Verſprechen zur Vornahme 
der Handlung oder zur Unterlaſſung kraft Geſetzes der rechtlichen Wirkſamkeit entbehren 
würde. Vgl. 9344 A 1. Ein uneigentliches Gedinge liegt auch dann vor, wenn mit einem ſonſt 
einſeitigen Verkaufsangebote mit Bindung des Antragenden auf eine beſtimmte Zeit 
die Abrede verbunden worden iſt, daß der vom Antragsgegner angezahlte Betrag dem An⸗ 
tragenden als Entgelt für die Bindung verfallen ſein ſolle, falls die Annahme nicht recht⸗ 
zeitig erfolge, und der Verfall tritt daher auch hier nicht ein, wenn die rechtzeitige Annahme 
durch Umſtände gehindert worden iſt, die der Antragsgegner nicht zu vertreten braucht (RG 

‚199; val auch F 360 At). — Im Falle eines rechtsgültigen uneigentlichen Strafgedinges 
handelt es ſich nicht um eine bedingte Verpflichtung im Sinne des $ 158; das Verſprechen 
iſt vielmehr unbedingt wirkſam, und die Zuwiderhandlung iſt nur die notwendige Voraus- 
ſetzung für die Entſlehung des Anſpruchs auf die Leiſtung ſelbſt, als ſog. Geſchäftsbedingung 
(Vorbem 5 vor $ 158). 

Unter $ 343 fällt der Fall des § 75 Abi 2 HGB betreffs eines Konkurrenzverbots dem 
Handlungsgehilfen N (RG 69, 12). Der $ 343 findet anderſeits keine Anwendung 
auf das von einem Vollkaufmanne im Betriebe feines Geſchäfts eingegangene Strafge⸗ 
dinge (88 348, 351 HGB). 

3. Dem 8 343 kommt nach ſtändiger Rechtſprechung des Reichsgerichts keine rſickwirkende 
Kraft zu; auch dann nicht, wenn die Strafe erſt nach dem 1. Januar 1900 verwirkt iſt (NRG 
53, 420). 

Beweislaſt. Sind an die Nichterfüllung eines (pofitiven) Schuldverhältniſſes kraft 
Geſetzes oder Rechtsgeſchafts Rechtsfolgen geknüpft und macht der Berechtigte dieſe geltend, 
dann hat nicht er die Nichterfüllung, ſondern der Verpflichtete die Erfüllung zu beweiſen 
(M 1, 383), und zwar auch dann, wenn der Gläubiger die Erfüllung eines Anſpruchs 
fordert, deſſen Entſtehung von der Nichterfüllung der zu erfüllen geweſenen Verpflichtung 
abhängt (RG 41, 220; Warn 1913 Nr 222). Vgl. jedoch 8 345 A 1 a. E. 


8 344 


Erklärt das Geſetz das Verſprechen einer Leiſtung für unwirkſam, jo 
iſt auch die für den Fall der Nichterfüllung des Verſprechens getroffene 
Vereinbarung einer Strafe unwirkſam, ſelbſt wenn die Parteien die Un⸗ 
wirkſamkeit des Verſprechens gekannt haben!). 

E I 424 II 296; M 2 279; P 1 787. 


1. Die Vorſchrift will einer Umgehung von Geſetzen vorbeugen und ſchließt deshalb aus, 
daß geſetzlich unmwirffame Leiſtungsverſprechen durch ein Strafgedinge geſichert werden. 
eſchränkt ift die Beſtimmung nithin auf die Fälle der Unwirkſamkeit kraft Geſetzes. 
der ; cht kommen hierbei die Beſtimmungen der 88 104 ff., ferner Verbotsgeſetze im Sinne 
762 9 134, 138, die geſetzliche Formvorſchrift der 98 125, 318, 518, ferner die Fälle der 88 656, 

768, 764 (vgl. dazu auch g 134 A 8) u. $ 152 Gewö (510 21.3. 12 IV 414/11), Dagegen 
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gehören nicht hierher die 88 135, 186, die nur eine bedingte Unwirkſamkeit androhen, ferner 
$ 137, der das Verpflichtungsverſprechen gerade für wirkſam erklärt (RG 73, 18); ebenſowenig 
der § 75 Abſ 2 HG B, der das Strafgedinge ausdrücklich zuläßt (RG 69, 11; vgl. 8 241 A 1 
a. E.). So kann die Annahme des Verkaufsangebots betreffs eines Grundſtücks nicht durch 
die formloſe Vereinbarung einer Vertragsſtrafe für den Fall ihrer Ablehnung geſichert 
werden (RG 53, 257). Die trotz eines Mangels im Sinne des $ 344 entrichtete Strafe kann 
zurückgefordert werden (RG JW 02 Beil 281 Nr 233). Vgl. ferner die Sonderbeſtimmungen 
des $ 1297 Abſ 2 (Nichtigkeit einer Vertragsſtrafe für den Fall des Unterbleibens einer 
Ehe.) Das Strafgedinge für den Fall des Verkaufs an einen Nationalpolen, oder aber um⸗ 
gekehrt für den oll des Verkaufs an einen andern, als einen Nationalpolen, iſt zuläſſig 
(RG 73, 17; 77, 419; 84, 394; J 1912, 134°). Auch das uneigentliche Strafgedinge 
(8 343 A 2) erfordert zu feiner Wirkſamkeit die Möglichkeit, die Hauptleiſtung wirkſam zu 
begründen (RG 50, 30; Warn 1912 Nr 248). Vgl. 8 762. — Im Falle der bloßen An⸗ 
fechtbarkeit eines Vertrags kann der $ 344 nicht ohne weiteres Platz greifen. Er wird aber 
jedenfalls entſprechend anwendbar, ſobald die Anfechtung erfolgt iſt. Kannte der die Straf. 
leiſtung Verſprechende die Anfechtbarkeit des Hauptvertrags, dann kann in ſeinem Ver⸗ 
Ipredjen die Genehmigung des Hauptvertrags und damit ein Verzicht auf die Anfechtung 
iegen. 


8 345 


Beſtreitet der Schuldner die Verwirkung der Strafe, weil er ſeine Ver⸗ 
bindlichteit erfüllt habe, ſo hat er die Erfüllung zu beweiſen, ſofern nicht 
die geſchuldete Leiſtung in einem unterlaſſen bejteht?). 

E 1 425 II 297; M 2 279; P 1 787. 


1. Beweisregelung. Für den Regelfall hat der Gläubiger das Verſprechen der Strafe 
und die den Verzug des Schuldners begründenden Tatſachen (88 284 ff.) zu beweiſen und 
außerdem das Ausbleiben der Erfüllung oder die nicht gehörige Erfüllung zu behaupten; der 
Schuldner muß dagegen die Erfüllung oder gegebenenfalls die gehörige Erfüllung behaupten 
und beweiſen (RG 41, 222; Warn 1913 Nr 222; JW 1914, 734). Hat aber der Gläubiger 
die Leiſtung einmal als Erfüllung angenommen, ſo dreht ſich die Beweislaſt im letzten Punkte 
gegen ihn gemaß $ 363 um. Handelt es ſich endlich um eine Zuwiderhandlung gegen eine 
Unterlaſſungspflicht, fo trifft die Beweislaſt auch hinſichtlich der Zuwiderhandlung den 
Gläubiger (NG JW 1910, 9370. Der Satz, daß der Verpflichtete die Erfüllung zu beweiſen 

t, wenn ſich an die Nichterfüllung eine ungünſtige Folge knüpft, gilt gemäß 88 345 u. 358 
nur mit der Einſchränkung, daß die geſchuldete Leiſtung nicht in einem Unterlaffen beſteht, 
wahrend eine allgemeine Regel, daß, wenn ſich an eine Nichterfüllung eine ungünſtige Folge 
für den Verpflichteten kuüpft, dieſer die Erfüllung zu beweiſen hätt , nicht anzuerkennen iſt 
(JW 1910, 98710). Vgl. jedoch $ 343 A 8 a. E. 


Fünfter Titel 
Rücktritt 
8 346 


) Hat ſich in einem Vertrag ein Teil den Rücktritt vorbehaltene), jo find 
die Parteien, wenn der Rücktritt erfolgt, verpflichtet, einander die empfange⸗ 
nen Leiſtungen zurückzugewährens). Für geleiſtete Dienſte ſowie für die über⸗ 
laſſung der Benutzung einer Sache iſt der Wert zu vergüten oder, falls in dem 
Vertrag eine Gegenleiſtung in Geld beſtimmt iſt, dieſe zu entrichten“). 

E I 427; M 2 280; P 1 788. 


1. Der vorliegende Abſchnitt geſtaltet das Rücktrittsrecht zu einem beſondern Rechts. 
gebilde. Ausdrücklich hat er zwar nur das pertragsmäßig vorbehaltene Rücktrittsrecht im Auge. 
Nach den Beſtimmungen der 88 280 Abſ 2, 286 Abſ 2, 327 ſollen jedoch die 88 346—356 auch 
in den dort geregelten Fällen des geſetzlichen Rücktrittsrechts Anwendung finden; ferner 
nach $ 467 teilweiſe bei der Wandlung. Begrifflich verſchieden vom Rücktritte find die Kün⸗ 
digung und der Widerruf, da der Rücktritt den Vertrag von Anfang an aufhebt (A 2), 
„dend die Kündigung und der Widerruf nur für die Zeit von der Erklärung ab wirkſam 
"nd, gleichgültig, ob die entſprechende Befugnis auf Geſetz (58 553, 554, 605, 627, 658 ulm.) 
oder auf Vertrag beruht (RG 52, 5; 90, 330). Da Rücktritt und Kündigung weſensverſchieden 
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be an dieſer auch nicht der $ 356 anwendbar (MG 90, 330). Über Kündigung ſ. auch 
7 1. 


2. Vorbehalten im Sinne des Geſetzes iſt ein Rücktrittsrecht nur dann, wenn der Vor 
behalt zum wirklichen Vertragsinhalte gehört (RS 62, 267). Vgl. auch § 119 A 1, be- 
treffend bloße Vorausſetzungen. — Ein Rücktrittsrecht allein aus dem Grunde, weil der 
eine Vertragsteil durch fein illoyales Verhalten das gegenſeitige Vertrauensverhältnis er» 
ftört hat, ift jedenfalls bei denjenigen Verträgen, die nicht ein bejonderes perſönliches Ver 
trauensverhältnis vorausſetzen (fo beim Kaufe), nicht anzuerkennen; wohl aber kann ein Rück⸗ 
trittsrecht in andern Verhältniſſen aus dem bezeichneten Grunde gegeben fein (eh Gruch 


) 

3. Die Wirkung des Rücktritts beſteht in der Verpflichtung der Parteien, einander 
die empfangenen Leiſtungen zurückzugewähren. Er bringt das Schuldverhältnis durch 
einfeitige Erklärung zum Erlöſchen, was er mit der Anfechtung gemein hat (vgl. dazu 
auch 8 362 A 1). Er teilt mit der Anfechtung aber auch die Eigenſchuft der Zurückwirkung. 
Indem nämlich das Geſetz die Rückgewährungspflicht vorſieht, geht es davon aus daß der 
Rücktritt den Rechtsgrund der bewirkten Leiſtungen von Anſang an“ e uf beſeitigt, und 
daß es ſich für die Parteien alsdann nur noch um die Wiederherſtellung des Zuftanl 
kann, der vor dem Vertragsabſchluſſe beſtanden hat. Das Geſetz konnte dies Ziel auf ver⸗ 
ſchiedenen Wegen erreichen. Es wäre in der Lage geweſen, betreffs der Ausgleichung zwiſchen 


gleichung zwiſchen dem Wert des Geleiſteten und anderſeits des Empfangenen ergäbe und 
auch nur auf die „noch vorhandene Bereicherung“ ginge ($ 818), während gemäß $ 846 
jede Partei die volle wirkliche Leiſtung zurückfordern kann (RG 50, 266, 60, BB, 71, 277). 


zur Vorausſetzung hat, daß eine Leiſtung überhaupt bereits erfolgt war, während andern⸗ 
falls nur eine Neubegründung der Leiſtungspflichten durch neuen Vertrag in Frage kommen 


gendes Recht, und daher iſt es auch nicht ausgeſchloſſen, daß di 


6 erfransparteien zu und machen beide von ihm auch Gebrauch, jo entſteht dadurch kein Auf- 
ebungsvertrag, vielmehr treten nur die Folgen des Rücktritts ein ( JW 1914, 865%. 
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4. Sind Dienſte geleiſtet oder iſt die Benutzung einer Sache überlaſſen, in welchen 
Fällen eine Rückgewährung naturgemäß ausgeſchloſſen, dann iſt der allgemeine Schätzungswert 
Gur Zeit der Leiſtung), und, falls hierzu im Vertrage eine Gegenleiſtung in Geld (fei es 
ziffermäßig, ſei es nach einer vorgeſchriebenen Berechnungsweiſe) beſtimmt worden, der 
entſprechende Betrag zu erſtatten, und zwar auch hier ohne Ruckſicht auf die Höhe der Be⸗ 
reicherung (NG IB 07, 670%). Die Vorſchrift des Satz 2 ergibt die allgemeine Auffaſſung 
des Geſetzes, daß im Falle der Unmöglichkeit der Rückgewähr der empfangenen 
Leiſtung der Wert zu vergüten iſt (RG IW 1911, 756%; Gruch 56, 116). Es kann aus 
ihr jedoch nicht etwa hergeleitet werden, daß bei einem Werkvertrage der Rückforderungs⸗ 
anſpruch des Unternehmers deſſen zur Herſtellung des Werkes aufgewendeten perſönlichen 
Dienſte und ſonſtige Ausgaben mit umfaſſe. Denn das käme auf Erſatz des negativen Inter⸗ 
eſſes heraus, was ausgeſchloſſen iſt. Bei einem Werkvertrage kann als Gegenstand der Zuruck 
gewährung allein das, ſei es ganz, ſei es teilweiſe, hergeſtellte Werk angeſehen werden; ein 
nur teilweiſe hergeſtelltes Werk kann aber wertlos fein (RH JW 1911, 7561), vgl. auch 
8 326 A 5. Dem in Satz 2 des § 346 ausgeſprochenen Rechtsgedanken kann allgemeine 
Geltung auch für andere Fälle der Unmöglichkeit der Rückgewähr beigemeſſen werden (RG 
Warn 1914 Nr 45; JW 1911, 756). 1 

Bei den abſtrakten dinglichen Verträgen kann der Vorbehalt des Rücktritts nur die Be⸗ 
deutung einer auflöſenden Bedingung haben, da ſchuldrechtliche Rechte durch das abſtrakte 
Rechtsgeſchäft nicht begründet werden können. 


8 347 


Der Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Verſchlechterung, Unterganges 
oder einer aus einem anderen Grunde eintretenden Unmöglichkeit der Heraus- 
gabe beſtimmt ſich im Falle des Rücktritts von dem Empfange der Leiſtung 
an nach den Vorſchriften, welche für das Verhältnis zwiſchen dem Eigen⸗ 
tümer und dem Beſitzer von dem Eintritte der Rechtshängigkeit des Eigen⸗ 
tumsanſpruchs an gelten. Das gleiche gilt von dem Anſpruch auf Heraus⸗ 
gabe oder Vergütung von Nutzungen und von dem Anſpruch auf Erſatz von 
Verwendungen). Eine Geldſumme iſt von der Zeit des Empfanges an 
zu verzinſen?) “). 

E 1 427; E II 298; M 2 281; P 1 798. 


1. Die Verpflichtung zum Schadenserſatze beruht unter den hier geſetzlich vorgeſehenen 
Vorausſetzungen auf dem Rechtsgedanken, daß derjenige, der eine Leiſtung in dem Bewußt. 
ſein annimmt, er werde ſie infolge des ihm oder dem andern Teile zuſtehenden Rücktritts, 
rechts eintretendenfalls zurückgewähren müſſen, fein Verhalten fo einzurichten hat daß er 
dieſer Verpflichtung demnächſt auch gehörig genügen kann und daß er ſich ſonach in ähnlicher 
Lage befindet wie der vom Eigentümer in Anſpruch genommene Beſitzer ſeit 
dem Zeitpunkte der Rechtshängigkeit (MG 44, 252; JW 1912, 2886). Demgemäß 
ſoll er wie jener auf den Erſatz des Schadens haften, den der andere Teil durch ganzliche 
oder teilweiſe Unmöglichkeit der Herausgabe erleidet, und überdies zur Herausgabe der 
Nutzungen oder Erſtattung ihres Wertes verpflichtet fein. Anderſeits ift ihm ent⸗ 
ſprechend auch ein Auſpruch auf Erſatz der Verwendungen (R& 50, 144) gewahrt (vgl. 
die Ausführungen zu 8 292). Dagegen wird durch den Rücktritt ein Anſpruch auf Schadens⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung des Vertrags ſowie die Ausübung der in $ 323 vorgeſehenen 
Rechte ausgeſchloſſen ($ 379; N 19. 12. 05 II 420/05). Die Vorſchrift des $ 347 iſt auf 
den Fall abgeſtellt, daß das Rücktrittsrecht (das vorbehaltene wie das geſetzliche) ſchon vor 
erfolgter Leiſtung begründet oder entſtanden war. 

2. Vgl. 88 256, 246 und RG 52, 95. Satz 8 iſt nicht auf den Fall der Werterſetzung 
gemäß 8 346 Satz 2 zu erſtrecken. 

3. Beweislaſt. Steht die Unmöglichkeit der Herausgabe oder die Verſchlechterung der 
empfangenen Sache feſt, ſo hat der Verpflichtete, dem die Erfüllung ſchlechthin oder doch die 
gehörige Erfüllung unmöglich geworden iſt, gemäß $ 282 nachzuweisen, daß er die Unmog⸗ 
lichkeit nicht zu vertreten hat, gegebenenfalls, daß er den an ſich feſtſtehenden Untergang der 
Sache nicht verschuldet hat (uh 10. 1. 11 II 129/10). In dem Rüdgange eines im gekauften 
Grundſtücke betriebenen Gewerbes könnte eine Verſchlechterung des Grundſtucks ſelbſt jeden. 
falls dann nicht gefunden werden, wenn dieſes für das Gewerbe weder beſonders eingerichtet 


noch ſonſt beſonders geeignet iſt, und eine Schadenserſatzpflicht beſteht nicht, ſofern das 


Grundſtück als ſolches ohne Beziehung auf einen beſtimmten Gewerbebetrieb Gegenſtand 
des Kaufes war (N 56, 261; Gruch 48, 896). genſtan 
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8 348 


Die ſich aus dem Rütktritt ergebenden Verpflichtungen der Parteien ſind 
Zug um Zug zu erfüllen. Die Vorſchriften der SS 320, 322 finden ent⸗ 
ſprechende Anwendung). 

E 1428; M 2 282; P 1 790. 


1. Die Anwendung der 88 320, 322 führt fachlich zu dem Ergebniſſe, daß jedem Teile 
gegebenenfalls das Leiſtungsverweigerungsrecht im Sinne des 8 320 Abſ 1 u. 2 zufteht, 
und prozeſſual, daß jede Partei nur Zug um Zug zur Zurückgewährung der empfangenen 
Leiſtung zu verurteilen iſt, falls die Einrede erhoben wird (RG 24. 4. 07 V 462/06). Aus 
$ 348 iſt beiſpielsweiſe hergeleitet worden, daß, wenn der Zurückgetretene vom Gegner auf 
Erfüllung feiner Wechſelverbindlichkeit in Anſpruch genommen wird, er ſich dagegen nicht 
durch den bloßen Einwand des Rücktritts von dem Grundgeſchäfte, auf Grund deſſen er den 
Wechſel gegeben hat, ſchützen kann, daß er vielmehr zugleich die Erfüllung ſeiner ſich aus 
dem Rücktritt ergebenden Verpflichtungen anbieten muß (N& 75, 201). Es kann dies 
jedoch nur dann gelten, wenn der Gegner behauptet hat, daß er einen im ſynallagmati⸗ 
ſchen Verhältniſſe Gegenanſpruch habe; wie ſollte es von vornherein eine „Darlegungs- 
pflicht des Schuldners darſtellen, darzutun, daß er feine Verpflichtungen erfüllt habe! 
— Außer Anwendung bleiben die Vorſchriften der 99 323—325 über die Unmöglichkeit 
der Leiſtung. Unmöglichkeit der Leiſtung auf ſeiten des Gegners befreit mithin nicht von 
der eigenen Leiſtungspflicht (vgl. $ 350; für den Fall des Verzugs vgl. 5 354). Auch wird 
die Verpflichtung zum Schadenserſatze wegen Nichterfüllung der Rückgabepflicht nicht nach 
den Grundſätzen der gemäß $ 325, 326 geltenden Differenztheorie zu regeln fein, da die ent- 
ſprechende Anwendbarkeit des $ 320 noch nicht eine entſprechende Anwendung auch der 89 325, 
326 begründet, die ihrerſeits einen gegenſeitigen Vertrag vorausſetzen. Vgl. anderſeits RG 
66, 68. Über den Leiſtungsort vgl. § 269 A IRA 


§ 349 


Der Rücktritt erfolgt durch Erklärung gegenüber dem anderen Teilen). 
E I 426; M 2 282; P 1 790. 


1. Der Rücktritt wird bewirkt durch eine einfeitige, empfangsbedürftige (88 130—182), 
unbedingte Erklärung gegenüber dem andern Teile, die unwiderruflich iſt (M2, 280; Prot 
6,153). Sie kann auch im Wege der Klage (R& 71, 277) und im Prozeſſe auch durch den Prozeß ⸗ 
bevollmächtigten und ihm gegenüber abgegeben werden (vgl. Vorbem 8 vor $ 104 und RG 
50, 138). Nicht erforderlich iſt, daß ſich der Erklärende zugleich zur Rückgewährung der emp. 
fangenen Leistung erbietet (RG 49, 38; IW 08, 4790). Der Rücktritt von einem Vergleiche, der 
ein früheres Schuldverhältnis neu regelt, kann auch ſchon durch Erhebung einer Klage aus eben 
dieſem Verhältniſſe bewirkt werden (RG Warn 08 Nr 452). — Vor Erklärung des Rücktritts kann 
auf das Rücktrittsrecht formlos (auch ſtillſchweigend) verzichtet werden; nach der Erklärung 
hat ein Verzicht auf den Rücktritt nur dann Wirkſamkeit, wenn er formgerecht ($ 313) den 
Vertrag neu begründet (RG 66, 432). Eine Pflicht des Berechtigten, ſeinen Rücktritt ala. 
bald nach Entſtehung der Ausübungsbefugnis zu erklären, iſt vom Geſetz nicht vorgeſehen. 
Eine Verwirkung des Rechtes bei Hinausſchiebung der Erklärung könnte daher auch nur im 
Falle argliſtigen, illoyalen Verhaltens angenommen werden (R Warn 1912 Nr 379). 
Vgl. dazu $ 242 A 1. Sonſt greift hinſichtlich der Friſtſetzung § 355 Platz. 


8 350 


Der Rücktritt wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der Gegenſtand, 
welchen der Berechtigte empfangen hat, durch Zufall untergegangen iſty. 
E I 429; M 2 282; P 1 790. 


1. Die Gefahr des Zufalls (8 203 A 2), von dem der empfangene und nach $ 346 grund⸗ 
ſätzich wieder zurüczugewährende Gegenſtand bis zum Zeitpunkte des Rücktritts oder auch 
ſpäter (ſoweit nicht die Verzugsfolgen eintreten) beim Rücktrittsberechtigten betroffen wird, 
iſt von dem Rücktrittsverpflichteten ($ 349) zu tragen. Das Geſetz ſpricht zwar ausdrücklich 
nur vom zufälligen Untergange. Aber der gleiche Geſichtspunkt muß Platz greifen, auch 
wenn ſich der Gegenſtand (Sache oder Recht) in der Zwiſchenzeit durch Zufall nur ver. 
e hat. Der Rücktrittsverpflichtete muß alſo den Rücktritt ſich auch dann gefallen 
laſſen, wenn der Berechtigte den infolge Zufalls untergegangenen Gegenſtand überhaupt 
nicht mehr zurückzugewähren imſtande iſt; auch ſteht ihm weder in dieſem Falle noch bei 
einer durch Zufall verurſachten Verſchlechterung des ihm zurückzugewährenden Gegenſtandes 
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ein Erſatz. oder Minderungsanſpruch zu. Sein Gegner haftet ihm gegebenenfalls nur 
aus der Bereicherung nach 88 812ff., 818 Abſ 3. 


8 351 


) Der Rücktritt iſt ausgeſchloſſen, wenn der Berechtigte eine weſentliche 
Berſchlechterung, den Untergang oder die anderweitige Unmöglichkeit der 
Herausgabe des empfangenen Gegenſtandes verſchuldet hat. Der Unter⸗ 
gang eines erheblichen Teiles ſteht einer weſentlichen Verſchlechterung des 
Gegenſtandes :), das von dem Berechtigten nach S 278 zu vertretende Ver⸗ 
ſchulden eines anderen ſteht dem eigenen Verſchulden des Berechtigten 
gleich) ). 

E I 430; M 2 288; P 1 794. 


1. Ausſchluß des Rücktrittsrechts durch Verſchulden des Berechtigten. In Frage 
kommt nur ein Verſchulden vor Erklärung des Rücktritts (RG 59, 97). War dieſer einmal 
rechtswirkſam erfolgt, ſo kann er auch durch ein nachträgliches ſchuldhaftes und widerrecht⸗ 
liches Verhalten des Berechtigten in Anſehung des empfangenen und herauszugebenden 
Gegenſtandes nicht wieder beſeitigt werden (RG 71, 277; JW 1911, 32112; SeuffA 67 
Nr 175). Für den Nüdtrittsberechtigten entſtünde vielmehr, falls er die Unmöglichkeit der 
Rückgabe nachträglich ſchuldhaft vereitelt hat, nur die Verpflichtung zum Schadenserſatze, 
insbeſondere gemäß 88 347, 989 (RG a. a. O.; der Rücktrittsberechtigte war hier erſt 
infolge der nach Erklärung des Rücktritts erfolgten Verſteigerung des empfangenen Grund⸗ 
ſtücks in die Lage gekommen, es nicht wieder zurückgeben zu können). Der zuvor 
wiedergegebene Grundſatz von dem nachträglichen Verſchulden der Rücktrittsberechtigten 
greift entſprechend bei der Wandlung nur unter der Vorausſetzung Platz, daß die 
Verſchlechterung erſt nach bereits vollzogener Wandlung ($ 465) herbeigeführt worden 
it (MG 50, 97; 71, 277; JW 1911, 32112; 1915, 10048). Tritt die Unmöglichkeit 
der Rückgabe erſt ein, wenn ſich der Gegner bereits im Annahme verzuge befindet, 
dann hat fie der Rücktrittsberechtigte gemäß $ 300 Abſ 1 überhaupt nur zu ver- 
treten, wenn er die Unmöglichkeit wenigſtens grobfahrläſſig herbeigeführt hat (RG 71, 278; 
Warn 1910 Nr 432). Für die Annahme, daß der Rücktrittsverpflichtete (Wandlungsver⸗ 
pflichtete) ſich zum Nachweiſe des Wegfalls ſeiner Verpflichtung auf die 88 351, 853, 467 dann 
nicht berufen könne, wenn er die den Rücktritt (die Wandlung) veranlaſſenden Tatſachen 
beim Vertragsſchluſſe argliſtig verſchwiegen habe, gibt das Geſetz keinen Anhalt; der Ver⸗ 
bflichtete entbehrt der bezeichneten Rechtsbehelfe jedenfalls dann nicht, wenn anderſeits der 

ücktritts- (Wandlungs⸗) Berechtigte im Falle einer Verſchlechterung der Kaufſache, auf 
fein Rücktrittsrecht (Wandlungsrecht) pochend, zum Schaden des Verpflichteten argliſtig 
handelt (R IW 1910, 997). Das die Rücktrittsbefugnis ausſchließende Verſchulden 
muß eine weſentliche Verſchlechterung, den Untergang oder die anderweite Unmög⸗ 
lichkeit der Herausgabe des empfangenen Gegenſtandes (Sache oder Recht) verurſacht 
haben. Letzteres träfe beiſpielsweiſe zu, wenn der Rückgabeverpflichtete den empfangenen 
Gegenſtand unter ſolchen Bedingungen weiterveräußert, daß ſein Nachfolger nicht zur 
Rückgabe verpflichtet iſt (RG 56, 260). Entſcheidend dafür, ob eine Unmöglichkeit vorliegt, 
iſt der Zeitpunkt des geſchuldeten Vollzugs (RG Seuff A 67 Nr 175). Ob eine wefent. 
liche Verſchlechterung vorliegt, iſt eine Tatfrage, bei der das Intereſſe des empfangs⸗ 

rechtigten Teiles vornehmlich zu berüdfichtigen iſt. Es muß aber eine wirkliche Verſchlech. 
derung oder eine geminderte Brauchbarkeit der Sache ſelbſt vorliegen, während es nicht 
darauf ankommen kann ob der Wert der Sache inzwischen bloß nach der Auffaſſung der be- 
rechtigten Kreiſe eine Minderung erfahren hat (R 64, 376). Eine Verſchlechterung der Sache 
kann auch ſchon dann vorliegen, wenn eine Eigenſchaft derſelben, ſo ein Grundſtück in ſeiner 
Eigenſchaft als Reſtaurationsgrundſtück, verſchlechtert worden ift (RG JW. 1910, 997%), wobei 
le Einrichtung des Grundſtücks zum Gewerbebetriebe ſchon dann anzunehmen iſt, wenn es mit 
Einrichtungen verſehen iſt, die die dauernde Beſtimmung zu dem Betriebe erkennen laſſen, 
ohne daß zugleich eine zweckentſprechende bauliche Beſchaffenheit des Grundſtücks erforder⸗ 
lich wäre (RG Warn 1912 Nr 286). Die Umgeſtaltung eines Wohnhauſes in ein Geſchäfts. 

us bedeutet keine weſentliche Verſchlechterung der Sache und hat nicht die Unmöglichkeit 
der Zurückgewährung zur Folge (RG Warn 1916 Nr 131]. Inwiefern auch die Veräußerung 
des Gegenſtandes oder deſſen Belaſtung mit dem Rechte eines Dritten hier in Betracht kommen 
können, darüber vgl. § 353 A 1. Zweifelhaft iſt in 8 351 der Ausdruck „verſchuldet“ (vol. 
Oertmann und Staudinger A 1 zu $ 851). Man wird wie bei $ 347 von der allgemeinen Er⸗ 
wagung ausgehen muſſen, daß auch der Berechtigte bis zur Erledigung der Sache mit dem Vor⸗ 


460 Recht der Schuldverhältniſſe Erlöſchen der Schuldverhältniſſe 


handenſein des Rücktrittsrechts fortdauernd rechnen und es ſich daher als eigenes Verſchulden 
zurechnen muß, wenn er mit dem empfangenen Gegenſtande willkürlich Veranſtaltungen 
trifft, die ihn vorausſehbar an der gehörigen Rückgewährung hindern. Der Umſtand, daß 
der Berechtigte, der mit der empfangenen Sache nach Belieben verfährt, nur fein Recht aus⸗ 
bt, beweiſt nichts gegen dieſe Auffaſſung. Denn mag auch der Rücktrittsberechtigte zur be⸗ 
liebigen Verfügung über den empfangenen, ihm zu eigen gewordenen Gegenſtand an ſich 
wirklich befugt ſein, ſo bleibt anderſeits doch beſtehen, daß er ſich des Rücktrittsrechts ſelbſt be» 
raubt, wenn er ſich auf die angegebene Art in zurechenbarer Weiſe zur Erfüllung feiner Zurück. 
gewährungspflicht außerſtand ſetzt. Das Verſchulden im Sinne des $ 351 hat überhaupt 
nichts mit einem pflichtwidrigen Verhalten gegen den Gegner zu tun, ſondern nur mit 
einer zurechenbaren Unvorſichtigkeit in eigener Angelegenheit. Denn niemals hat das hier 
fragliche Verſchulden eine Verpflichtung zum Schadenserſatze, ſondern ſtets nur die Ein⸗ 
buße eines eigenen Rechtes zur Folge. Es liegt mithin ein dem $ 254 ähnlicher Fall vor (vgl. 
8.254 A 1). Auch für die Anwendbarkeit der Grundſätze von Treu und Glauben (Staudinger 
A 1) iſt hier keine rechte Stelle. Der $ 351 ift endlich gerade aus dem Gegenſatze au $ 350 
zu verſtehen, aus dem Gegenſatze nämlich zwiſchen der Vereitlung der Rückgewähr durch 
Zufall und einer ſolchen durch willkürlich herbeigeführte Ereigniſſe. In Gemäßheit des 
$ 254 kann ſich der Rücktrittsberechtigte durch den Nachweis entlaſten, daß den andern 
Teil das überwiegende Verſchulden trifft (RG 59, 93). Beiſpielsweiſe: der Berechtigte 
hat es zur zwangsweiſen Verſteigerung des Grundſtücks kommen laſſen (RG 56, 261), und 
er macht alsdann geltend, daß es an der mangelhaften Erfüllung des Gegners lag, wenn 
er außerſtande war, die Hypothekenzinſen zu bezahlen. — Die Folgen des $ 851 müſſen 
auch dann eintreten, wenn der Rücktrittsberechtigte bei Verſchuldung der weſentlichen Ver⸗ 
ſchlechterung uſw. in Unkenntnis von feinem Rücktrittsrechte gehandelt hat, eben deswegen, 
weil es ſich hier überhaupt nicht um ein ſchuldhaftes Handeln im gewöhnlichen Sinne han- 
delt (RS 56, 270; 59, 95). In der Art und Weiſe der Verfügung über die empfangene 
Sache kann möglicherweiſe ein Verzicht auf das Rücktrittsrecht gefunden werden (RG 
43, 69; JW 09, 885°). — Auch im Falle verſchuldeten „Unvermögens“ zur Zurückgewährung 
ift $ 351 anwendbar (RG 50, 190; 56, 260; 59, 93; Warn 1918 Nr 190). A. M. Oertmann 
Anm 7; Staudinger Anm 2 zu § 354; Planck Aum 1a. 

2. Teilweiſer Untergang. Ob der Teil ein erheblicher iſt, wird nach der Natur des 
Gegenſtandes und nach ſeiner wirtſchaftlichen Beſtimmung zu beurteilen ſein, unter Berück⸗ 
ſichtigung des Intereſſes des Rücktrittsverpflichteten. 

3. Fremdes Verſchulden. Als „andere“ kommen der geſetzliche Vertreter und die Er⸗ 
füllungsgehilfen in Betracht. Als ſolche müſſen hier auch diejenigen Perſonen gelten, deren 
ſich der Berechtigte bei Bewahrung oder Erhaltung der Sache tatſächlich bedient hat, gleich⸗ 
gültig, zu welchem beſondern Zwecke er ihnen den Gegenſtand überlaſſen haben mag (Prot 6 
S. 154, 155, 161, 163; vgl. auch $ 278 A 5). Auch beim Verſchulden des andern ſteht kein 
Verſchulden im gewöhnlichen Sinne — als Pflichtwidrigkeit gegenüber dem Rücktrittsver⸗ 
pflichteten —, ſondern ein Verſchulden in der eigenen Angelegenheit des Rücktrittsberechtigten 
in Frage (A 1). 

4. Beweislaſt. Der Rücktrittsverpflichtete hat die behauptete Verſchlechterung, den 
Untergang uſw., nachzuweiſen, der Rücktrittsberechtigte muß alsdann fein angebliches Ver⸗ 
ſchulden widerlegen oder aber das überwiegende Verſchulden des andern dartun (RG 
56, ee 1911 39°°, betreffend das Wandlungsrecht). Vgl. auch die Ausführungen 
bei 5 282. 


8 352 


Der Rücktritt iſt ausgeſchloſſen, wenn der Berechtigte die empfangene 
Sache durch Verarbeitung oder Umbildung in eine Sache anderer Art um⸗ 
geſtaltet hat!) 2). 

E I 430; M 2 283; P 2 794. 


1. Hier handelt es ſich um einen Ausſchluß des Rücktritts ohne Rückſicht auf Ders 
ſchulden. Wäre nur ein Teil der Sache verarbeitet oder umgeſtaltet worden (8 950), ſo käme 
es, entſprechend der Beſtimmung von $ 351 Satz 2, darauf an, ob der Vorgang nach den An⸗ 
ſchauungen des Verkehrs eine Umgeſtaltung der Sache im ganzen bewirkt hat. Handlungen 
don Hilfsperſonen müßten dem Rücktrittsberechtigten unter entſprechender Anwendung des 
9351 Saß 2 als feine eigene Handlung zugerechnet werden. — Die bauliche Umgeſtaltung 
eines Wohnhauſes in ein Geſchäftshaus bedeutet nicht ohne weiteres eine Umgeſtaltung im 
Sinne des $ 352 (RG Warn 1916 Nr 181). 


2. Darüber, inwieweit $ 352 auch bei der Wandlung Platz greift, vgl. 8 467. 
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8 353 


Hat der Berechtigte den empfangenen Gegenſtand oder einen erheb⸗ 
lichen Teil des Gegenſtandes veräußert oder mit dem Rechte eines Dritten 
belaſtet, ſo iſt der Rücktritt ausgeſchloſſen, wenn bei demjenigen, welcher 
den Gegenſtand infolge der Verfügung erlangt hat, die Vorausſetzungen 
des § 351 oder des 8 352 eingetreten ſind ). 

Einer Verfügung des Berechtigten ſteht eine Verfügung gleich, die im 
Wege der Zwangsvollſtreckung oder der Arreſtvollziehung oder durch den 
Konkursverwalter erfolgt?). 

E I 430; M 2 283; P 2 794. 


1. Ausſchluß des Rücktrittsrechts im Falle der Veräußerung oder Belaftung. Dieſe 
Beſtimmung erweitert gegenüber $ 351 a. E. den Kreis derjenigen Perſonen, deren Handlungs⸗ 
weiſe dem Rücktrittsberechtigten unmittelbar zuzurechnen iſt. Denn danach ſoll dieſer des 
Rücktrittsrechts auch dann verluſtig gehen, wenn die Unmöglichkeit der Herausgabe des 
empfangenen Gegenſtandes im Sinne des $ 351, oder wenn die Verarbeitun g oder Um 
bildung der empfangenen Sache nach § 352 von jemand herbeigeführt worden iſt, der 
den Gegenſtand oder die Sache im Wege einer dinglichen Verfügung des Rücktritts. 
berechtigten (Übereignung oder etwa Beſtellung eines Nießbrauchs) erlangt hat. Es iſt 
dabei unerheblich, ob die Verarbeitung oder Umbildung oder die Verſchlechterung durch 
den naächſten Erwerber des Gegenſtandes oder erſt durch einen Nachmann verurſacht worden 
iſt, falls nur der Erfolg im Sinne der 88 351, 352 auch dann beſtehenbliebe, wenn der Vor⸗ 
mann den Gegenſtand oder die Sache zurückerwürbe. Wie im Falle des $ 151 muß aber auch 
hier eine ſchuldhafte e ee des Dritten in Frage ſtehen. Daß die Veräußerung oder 
die Beſtellung des dinglichen Rechtes nicht regelmäßig ſchon an und für ſich und unbedingt das 
Rücktrittsrecht ausſchließt, iſt um deswillen anzunehmen, weil die Möglichkeit beſteht, daß ſolche 
Vorgange in Anſehung des Ruüͤcktrittsrechts einflußlos bleiben. Im Sinne des 8 351 kann 
vielmehr die Veräußerung als Ausſchlteßungsgrund überhaupt nur inſofern in Betracht 
kommen, als durch fie die Unmöglichkeit der Herausgabe herbeigeführt wird (4. B. weil 
der Erwerber nicht zur Rückgabe verpflichtet iſt, NG 56, 260; 51, 190, wo angenommen 
iſt, daß auch die Zwangsverſteigerung die Möglichkeit der Rückgewähr nicht ausſchließt). 

Erwirbt daher der Berechtigte die Sache zurück, oder ſteht es auch nur feſt, daß er fie zurück. 
zuerwerben vermag, ſo bleibt die Tatſache der Veräußerung bedeutungslos. Sie wird jedoch 
erheblich, ſobald feſtſteht, daß der Rückerwerb ausgeſchloſſen iſt; denn nunmehr muß 8 351 
Plat greifen. Die Belaſtung der Sache mit dem Rechte eines Dritten würde gemäß 8 351 
inſofern in Betracht kommen, als ſie eine weſentliche Verſchlechterung des Gegenſtandes be⸗ 
wirkte. Aber auch dieſer Erfolg laßt fich wieder beſeitigen. Ob dies ausgeſchloſſen ift oder nicht, 
kann im übrigen nur nach dem Zuſtande zur Zeit der Ausübung des Rücktrittsrechtes 
beurteilt werden. Wenn Staudinger meint (8353 A 1 Abf 1 und 8 354 A 2), daß es auf den 
Zeitpunkt ankommt, in dem der Rücktrittsberechtigte „feine Verpflichtung zur Rückgewähr 
erfüllen muß“, fo ſcheint das unzutreffend. Denn war einer der Gründe des 8 351 ſchon im 
Augenblicke der Erklärung des Rücktritts gegeben, ſo war damit auch die Rücktrittsbefugnis 
ohne weiteres ausgeſchloſſen. Auch auf § 354 darf Staudinger ſich nicht berufen. Denn dieſe 
Vorſchrift ſetzt für ihre Anwendung einen bereits wirkſam erklärten Rücktritt voraus (vgl. 
insbeſondere § 354 Satz 2). g 

2. Verfügung anderer als des Berechtigten. Vgl. §8 135, 161 Abſ 1 Satz 2 und 
Vorbem 7 vor $ 104. 

§ 354 


Kommt der Berechtigte mit der Rückgewähr des empfangenen Gegen⸗ 
ſtandes oder eines erheblichen Teiles des Gegenſtandes in Verzug, ſo kann 
ihm der andere Teil eine angemeſſene Friſt mit der Erklärung beſtimmen, 
daß er die Annahme nach dem Ablaufe der Friſt ablehne. Der Rücktritt 
wird unwirkſam, wenn nicht die Rückgewähr vor dem Ablaufe der Friſt 
erfolgt?), 

E I 430; M 2 288; P 6 160. 

1. Verzug des Berechtigten mit der Rückgewähr. Vorausſetzung ift, daß der Rücktritt 
wirkſam erklärt war. Die Folge des Verzugs (88 284ff.), verbunden mit der frucht 
loſen Friſtſetzung (8 250 A 1) iſt, daß der Rücktritt nachträglich unwirkſam 
wird. Auch die nur teilweiſe Leiſtung ſchließt jedoch die Verzugsfolge aus, wenn 
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durch fie ein erheblicher Teil zurückgewährt wird (8 351 A 2). Vgl. auch 8 326 A 4 und RG 
50, 138, wonach die Friſtſetzung, wie im Falle des $ 326, dann entbehrlich iſt, wenn der 
Rücktrittsberechtigte beſtimmt erklärt hat, nicht zurückgeben zu können oder zu wollen. Das 
Unwirkſam werden des Rücktritts hat das Wiederinkrafttreten des Vertrags zur Folge. 


8 355 


Sit für die Ausübung des Rücktrittsrechts eine Friſt nicht vereinbart, 
ſo kann dem Berechtigten von dem anderen Teile für die Ausübung eine an⸗ 
gemeſſene Friſt beſtimmt werden. Das Rücktrittsrecht erliſcht, wenn nicht 
der Rücktritt vor dem Ablaufe der Friſt erklärt wird!). 

E 1 432; M 2 284; P 1 796. 


1. Dem Gegner dient beim Mangel einer Friſtabrede für die Ausübung des Rücktritts⸗ 
rechts die Friſtſetzung als Mittel, tunlichſt bald eine endgültige Entschließung des Berech⸗ 
tigten herbeizuführen. Mit dem fruchtloſen Ablaufe der angemeſſenen Stift erliſcht fein 
Rücktrittsrecht ohne weiteres. Vgl. dazu die Ausführung zu der ähnlichen Beſtimmung 
des § 250. Zuläſſig iſt die Friſtſetzung erſt in dem Zeitpunkte, wo das Rücktrittsrecht 
ausgeübt werden konnte, alſo etwa erſt nach Eintritt der Bedingung (R JW 02, 10). 
— Ein weiterer Erlöſchungsgrund kann ſich aus Bewirkung der Leiſtung oder anderſeits aus 
der Annahme der Gegenleiſtung und dem daraus zu entnehmenden Verzichte auf das Rück. 
trittsrecht ergeben (RG 43, 69; vgl. auch § 360 Anm, betreffs des Verzichts auf Geltend⸗ 
machung der Verwirkungsklauſel und § 357 Anm 1). 


§ 356 
Sind bei einem Vertrag auf der einen oder der anderen Seite mehrere 
beteiligt, ſo kann das Rücktrittsrecht nur von allen und gegen alle ausgeübt 
werden!). Erliſcht das Rücktrittsrecht für einen der Berechtigten, jo erliſcht 
es auch für die übrigen). 
E 1433; M 2 284; P 1 796. 


1. Grundſatz der Unteilbarkeit des Rücktrittsrechts. Er beſteht für alle Fälle, in denen 
am Vertrage, ſei es auf der berechtigten Seite, ſei es auf der Gegenſeite, mehrere beteiligt 
find, und dieſer Grundſatz greift auch dann Platz, wenn es fi um mehrere Geſchäfte handelt, 
die zuſammen doch nur eine Einheit darftellen (RG SeuffA 74 Nr 26). Ob es ſich um anteils⸗ 
weiſe Berechtigung wie Verpflichtung ($ 420), oder um Geſamtſchuldnerſchaft (8 427) bzw. 
Geſamtgläubigerſchaft (8 428), oder endlich um ein Verhältnis zur geſamten Hand (88 709, 
2039) handelt, ift gleichgültig. Der Rücktritt kann auch dann nur von den ſämtlichen bei einem 
einheitlichen Vertrage beteiligten Berechtigten ausgeübt werden, wenn die Beteiligung jedes 
einzelnen von ihnen nur bei einem beſtimmten Teile des geſamten Geſchäftes in Frage ſteht 
(RG 26. 1. 06 VII 409/05; 3. 7. 18 V 111/18). 2 

2. Gemäß Satz 2 hat überdies das Erlöſchen des Rechtes für einen der Berechtigten das 
Erlöſchen zum Nachteile aller Mitberechtigten zur Folge. Auf den Erlöſchungsgrund kommt 
es nicht an. — Daß umgekehrt das Erlöſchen zugunſten eines Verpflichteten auch zum Vorteile 
der Mitverpflichteten wirkt, beſagt das Geſetz nicht. Ob ſich die Wirkung derart erſtrecke und 
daher das Rücktrittsrecht gegebenenfalls überhaupt als erloſchen gelten müſſe, wird daher 
von Fall zu Fall je nachdem vermutlichen Parteiwillen zu entſcheiden ſein. 

Der 9 356 iſt nicht auch bei der Kündigung anwendbar (RG 90, 330). 


8 357 


Hat ſich der eine Teil den Rücktritt für den Fall vorbehalten, daß der 
andere Teil ſeine Verbindlichkeit nicht erfüllt!), jo iſt der Rücktritt unwirk⸗ 
ſam, wenn der andere Teil ſich von der Verbindlichkeit durch Aufrechnung 
befreien konnte und unverzüglich nach dem Rücktritte die Aufrechnung er⸗ 
klärt :). 

E II 306; P 1 867. 

3 1. Ein Fall 3 sklauſel (lex commissaria; |. auch $ 360), inhalts deren 
ſich der ne nur An ee $ 346 A 1) für 15 Fall der 
Feftleiſtung des andern Teiles vorbehält. Verträge, in denen ſich der Gläubiger für den 
Kr. nicht pünktlicher Zinszahlung das Recht zu vorzeitiger Kündigung vorbehält, ſind nach 
ren und Glauben dahin auszulegen, daß die Rechtsfolge nicht auch bei ausreichend ent⸗ 
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öufbigter Säumnis eintritt (NG JW 08, 234°; 19. 6. 12 V 83/12). Derartige Beſtimmungen 
ind nach Treu und Glauben ($$ 157, 242) dahin auszulegen, daß das aus ihnen entſpringende 
Recht zur Vermeidung ſeines Erlöſchens in angemeſſener Friſt auszuüben iſt und der Ver⸗ 
pflichtete nicht in einem ihm beſonders läſtigen Schwebezuſtande belaſſen werden darf (RG 
Gruch 47, 398; Warn 08 Nr 283; JW 1912, 585“; 1915, 5729). Der Verluſt des Rechts wird 
im zutreffenden Falle auch nicht dadurch gehindert, daß der Verpflichtete das unzeitgemäße 
Erfüllungsverlangen nicht ſofort und unbedingt zurückweiſt, vielmehr noch um Nachſicht bittet 
(RG 13. 7. 18 V 92/18). 

2. Vorausgeſetzt iſt, daß nicht bloß der andere Teil eine zur Aufrechnung geeignete 
Forderung hatte, ſondern daß auch die Forderung des Berechtigten zur Zeit des Rücktritts 
ſchon aufrechnungsfähig war (88 887Ff.), der andere Teil aber unterlaſſen hat, von der Auf⸗ 
rechnung Gebrauch zu machen. Unter dieſen Umſtänden macht noch die nachträgliche un⸗ 
verzügliche (8 121) Ertlärung der Aufrechnung (§ 388) den Rücktritt von Anfang an un⸗ 
wirtſam, und der Vertrag tritt ſomit wieder in Kraft. 


S 358 


Hat ſich der eine Teil den Rücktritt für den Fall vorbehalten, daß der 
andere Teil ſeine Verbindlichkeit nicht erfüllt, und beſtreitet dieſer die Zu⸗ 
läſſigkeit des erklärten Rücktritts, weil er erfüllt habe, ſo hat er die Erfüllung 
zu beweiſen, ſofern nicht die geſchuldete Leiſtung in einem Unterlaſſen be⸗ 
ſteht!). 

E I 434; M 2 284; P 1 797. 


1. Dieſe Beweisverteilung entſpricht der des $ 345. Der Berechtigte hat das Rücktritts⸗ 
recht zu beweiſen (vgl. $ 158 Anm 7a) und die Nichterfüllung ſeitens des Verpflichteten zu 
behaupten; der letztere muß demgegenüber die Erfüllung beweiſen (RG Warn 1913 Nr 222). 
Geht die Verpflichtung auf eine Unterlaſſung, fo liegt dem Berechtigten auch der Beweis 
hinſichtlich der Zuwiderhandlung ob. Vgl. dazu auch § 345 A 1. 


§ 359 


Iſt der Rücktritt gegen Zahlung eines Reugeldes vorbehalten, ſo iſt der 
Rücktritt unwirkſam, wenn das Reugeld nicht vor oder bei der Erklärung 
entrichtet wird und der andere Teil aus dieſem Grunde die Erklärung un⸗ 
verzüglich zurückweiſt. Die Erklärung iſt jedoch wirkſam, wenn das Reu⸗ 
geld unverzüglich nach der Zurückweiſung entrichtet wird !) ). 

E I 435; M 2 285; P 1 797. 


J. Nüdtritt gegen Reugeld (Wandelpön, § 336 A 2). Das Geſetz macht hier die Wirkſam⸗ 
feit des Rücktritts grundſaßlich davon abhängig, daß der Rücktrittsberechtigte das Reugeld 
ſpäteſtens gleichzeitig mit der Erklärung entrichtet. Aber dabei begünſtigt es doch 

en Berechtigten; denn es laßt ſeinen Rücktritt auch ohne Erfüllung der geſetzlichen Bedingung 
* vornherein wirkſam ſein, falls der Gegner unterläßt, die Erklärung wegen mangelnder 

lung unverzüglich ($ 121) zuruckzuweifen. Und felbft im Falle dieſer Zurückweiſung 
leibt der Rücktritt noch wirkſam, wenn die Zahlung wenigſtens nunmehr unverzüglich 
nachgeholt wird. — Der Verfall des Reugeldes kommt nur bei Ausübung des vertrags⸗ 
mäßigen Rucktrittsrechts in Frage; dagegen nicht auch, wenn der Rücktritt gemäß $ 326 erklärt 
wird (RG JW 1913, 918 0. 


2. Die Veweislaſt verteilt ſich dahin, daß der Rücktrittsberechtigte, der die unbedingte 
Wirkſamkeit des Rücktritts geltend machen will, die Rechtzeitigkeit der Zahlung nachzuweiſen 
Gelingt ihm dieſer Beweis ſo iſt jeder Einwand des Gegners ausgeſchloſſen. Gelingt 
er Beweis dem Berechtigten nicht, ſo ſteht dem Gegner der Einwand offen, daß er die Er⸗ 
klärung zurückgewieſen habe, und inſoweit iſt er beweispflichtig. Mißglückt dem Gegner 
Diefer Beweis, dann ift das Fehlſchlagen des Hauptbeweiſes unſchädlich geworden. Glückt 
em Verpflichteten dagegen der Beweis ſeines Einwandes, dann verbleibt dem Berechtigten 
anch die Möglichkeit, zu beweiſen, daß er die Zahlung unverzüglich nachgeholt hat 
(a. M. Oertmann A 3 und anſcheinend auch Staudinger A 5). 


gat. 


§ 360 f 
9 Iſt ein Vertrag mit dem Vorbehalte geſchloſſen, daß der Schuldner ſeiner 
echte aus dem Vertrage verluſtig ſein ſoll, wenn er ſeine Verbindlichkeit 
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nicht erfüllt, jo iſt der Gläubiger bei dem Eintritte dieſes Falles zum Rück⸗ 
tritte von dem Vertrage berechtigt). 
E 436; M 2 285; P 1 798. 


1. Der Vorbehalt der Verwirkuclg (lex commissaria) für den Fall der Nichterfüllung 
hat die doppelte Folge, daß der Schuldner im Falle der Nichtleiftung feines Vertrags 
rechts verluſtig geht und daß der Gläubiger zum Rücktritte berechtigt iſt. Macht der 
Gläubiger davon keinen Gebrauch, ſo bleibt das Vertragsverhältnis im ganzen wirkſam. 
Dies aber auch ſchon daun, wenn der Gläubiger ſo lange Zeit hindurch Nachſicht geübt 
hat, daß er nach Treu und Glauben verpflichtet geweſen wäre, falls er nunmehr von 
dem Vorbehalte Gebrauch machen wollte, den Schuldner hiervon zuvörderſt in Kenntnis zu 
ſetzen (RG Gruch 47, 398; Warn 1912 Nr 162; JW 1912, 885 4j 1915, 572°). Ohne weiteres 
erliſcht das Schuldverhältnis bei ausbleibender Erfüllung niemals, da es andernfalls in die 
Hand des Schuldners gegeben wäre, einen ihm unliebſamen Vertrag durch Leiſtungsverzug 
zu beſeitigen. Iſt eine Rücktrittsfriſt nicht verabredet worden, ſo kann der Berechtigte 
vom Rücktrittsrechte gemäß $ 360 wirkſam nur innerhalb einer angemeſſenen Friſt 
Gebrauch machen (NG Warn 08 Nr 283; 1913 Nr 223); denn das aus der kaſſatoriſchen 
Klauſel entſpringende Recht des Gläubigers darf nicht zu einem für den andern Teil beſonders 
läſtigen Schwebezuſtand führen. Der Verechtigte muß vielmehr ſein Recht auf ſofortige 
Kündigung bei Verluft dieſes Rechtes binnen augemeſſener Friſt ausüben (RG IW 08, 
55011, 1912, 385%. Macht der Gläubiger von dem Rücktrittsrechte Gebrauch, fo greift 
demnächſt der Grundſatz von der gegenſeitigen Rückgabeverpflichtung nach § 346 Platz. 
Ausgeſchloſſen iſt jedoch im allgemeinen nicht die Abrede, daß die bisherigen Leiſtungen des 
Schuldners dem Gläubiger verfallen fein ſollen. Alsdann läge in Anſehung der Verfall. 
klauſel zugleich ein Strafgedinge vor (vgl. RG 68, 42; JW 1914, 527°), das gemäß 
$ 339 nur im Falle des Verzugs wirkſam werden dürfte, während die Ausübbarkeit des 
bloßen Rücktrittsrechts je nach dem Sinne der Abrede möglicherweiſe ſchon durch die Tat⸗ 
ſache der Nichterfüllung begründet fein könnte. Iſt ein Rechtsnachteil, insbeſondere der 
Verluſt eines Anſpruchs, an den Fall einer Friſtverſäumung geknüpft, wobei es ſich 
ſtets um eine Verwirkungsklauſel handelt, dann wird es ſich in der Regel nicht um eine 
Verjährungsfriſt, ſondern um eine Ausſchlußfriſt handeln, jo daß die Verſäumung der 
Friſt regelmäßig nicht eine bloße Einrede erzeugt, ſondern den Anſpruch des Verpflichteten 
ohne weiteres erlöſchen läßt (A 10. 7. 11 V 119/11, teilweiſe abgedruckt JW 1911, 805°). 
Sit an die Nichteinhaltung von Nachſichtsfriſten die ſofortige Fälligkeit oder Künd⸗ 
barkeit des Darlehns geknüpft, dann tritt dieſe Folge im Zweifel nur bei Verſchulden 
des Verpflichteten ein (RG Warn 1913 Nr 2283). Ein gleiches iſt entſprechend namentlich 
auch für Verſicherungsverträge angenommen (RG 62, 191; 69, 176; 70, 44; JW 
1911, 8056). Die Beweislaſt trifft alsdann den Verpflichteten für das behauptete Nicht⸗ 
verſchulden. Überhaupt ſetzt die Verfallklanſel regelmäßig Verzug und 
Verſchulden voraus (RG IW 1919, 570% Warn 1919 Nr 161), ſo daß es zur 
Hinderung der Folgen in der Regel genügt, wenn der Verpflichtete (beiſpielsweiſe der 
Mieter) ohne Verletzung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt glauben durfte, er ſei 
zur Zurückhaltung feiner Leiſtung berechtigt (NG JW 1916, 15840; Gruch 57, 928; Warn 
1913 Nr 223 und 1917 Nr 48). So genügt es auch, wenn ein Pächter nachweiſt, daß er 
rechtzeitig in der Wohnung des Verpächters hat zahlen wollen, einen Empfangsberechtigten 
jedoch nicht angetroffen habe; alsdann kommt gerade der Verpächter in Annahmeverzug 
(R Warn 1913 Nr 355). Vgl. ferner $ 242 Anm 1 Abſ 2 und 5 357 Anm 1. Iſt mit 
einem einſeitigen Verkaufsangebote mit beſtimmter Bindungsfriſt für den An⸗ 
tragenden die Abrede verbunden worden, daß der vom Antragsgegner auf den Preis 
angezahlte Betrag dem Antragenden als Entgelt für ſeine Bindung verfallen ſein ſolle, falls 
das Angebot nicht rechtzeitig angenommen werde, dann tritt der Verfall nicht ein, wenn der 
Antragsgegner an der rechtzeitigen Annahme durch Umſtände gehindert wurde, die er nicht 
zu vertreten braucht (RG 95, 199; vgl. dazu auch $ 343 Anm 2). Es kann aber einer Abrede 
im Sinne des $ 300 auch die Bedeutung beigelegt werden, daß die Verwirkung auf 
Grund der Unterlaffung ſchlechthim erfolgt (Rich 92, 391). Es handelt ſich hierbei um eine 
Frage der Auslegung. — In der Annahme der verſpäteten Leiſtung liegt nicht ſchon ein 
Verzicht des Berechtigten auf die Geltendmachung der Verwirkung (RG JW 03 Beil 23); 
möglicherweiſe aber darin, daß er fein Recht nicht alsbald ausübt (NG IW 08, 2345). — 
Der $5 des AbzG verbietet die Verfallklauſel. Die Vereinbarung bei einem Abzahlungs- 
geſchäfte, daß die ganze Reſtſchuld fällig werden ſolle, wenn der Käufer mit mindeſtens zwei 
aufeinanderfolgenden Teilzahlungen in Verzug gerät, iſt jedoch nur inſoweit ungültig, als 
die Abrede über die nach 9 4 Ab 2 des Ab3G zuläſſige Grenze hinausgeht (RG 64, 94). — 
St dem Gläubiger nur das Recht der Vertragsauflöſung für die Zukunft vorbehalten, ſo 
handelt es ſich nur um ein Kündigungsrecht (8 346 A 1). 
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8 361 


Iſt in einem gegenſeitigen Vertrage vereinbart, daß die Leiſtung des 
einen Teiles genau zu einer feſtbeſtimmten Zeit oder innerhalb einer feſt⸗ 
beſtimmten Friſt bewirkt werden joll!), jo iſt im Zweifel anzunehmen, daß 
der andere Teil zum Rücktritte berechtigt ſein ſoll, wenn die Leiſtung nicht 
zu der beſtimmten Zeit oder innerhalb der beſtimmten Friſt erfolgte). 

E 861; M 2 199; P 1 626, 640. 


1. Das Fixgeſchäft. Es liegt nur dann vor, wenn die beſtimmte Erfüllungszeit zu einer 
Geſchäftsbedingung des Inhalts erhoben worden iſt, daß mit ihrer Einhaltung oder Ver⸗ 
abſäumung das Geſchäft ſtehen und fallen, eine nachträgliche Erfüllung mithin überhaupt 
nicht mehr als Vertragserfüllung gelten ſoll (RG 51, 347; Gruch 46, 904). Der Charakter 
des Geſchäfts muß entweder durch Ausdrücke wie „genau, präzis, prompt“ hervorgehoben ſein, 
oder aus dem Vertragsinhalte, den begleitenden Umſtänden, der Natur des Geſchäfts deutlich 
erhellen; andernfalls iſt der Charakter von dem ihn Behauptenden zu beweiſen (RG 25. 4. 07 
VI 421/06). Beſchränkt ift die Vorſchrift auf gegenfeitige Verträge. Auch bei einem 
nicht eigentlichen Fixgeſchäfte tönnen jedoch die Parteien der feſtgeſetzten Erfüllungszeit 
(Abruf bis) eine ſo weſentliche Bedeutung beigemeſſen haben, daß der Käufer bei Verſäumung 
der Friſt (Abrufsfriſt) nachträglich die Erfüllung nicht mehr fordern, der Verkäufer vielmehr 
ohne weiteres vom Vertrage abgehen kann, es liegt hier indes nicht eine Zeitbeſtimmung mit 
der Wirkung des § 163 vor (RG Warn 1916 Nr 273 u. 221). 

2. Der Berechtigte foll auch hier ($ 360) mangels eines erkennbaren andern Parteiwillens 
gegebenenfalls nur als rücktritts berechtigt gelten. Daraus folgt, daß, wenn der Berechtigte 
ſchweigt ($ 349), der Vertrag beſtehenbleibt, und dem Berechtigten im Falle der Erfüllung 
ein Anſpruch auf Schadenserſatz nur bei wirklichem Verzuge gemäß $ 286, ein Erſatzanſpruch 
aber wegen Nichterfüllung nur unter den Vorausſetzungen des $ 326 Abſ 1 zuſtehen kann. — 
Beſonders geregelt iſt das Firgeſchäft im Handelsrechte gemäß § 376 HGB. Nach dieſer 
Beſtimmung hat das Schweigen des Berechtigten gerade zur Folge, daß er den Anſpruch 
auf, die Leiſtung verliert. Vgl. endlich 8 18 KO. 


Dritter Abſchnitt 
Erlöſchen der Schuldverhältniſſe 


Erſter Titel 
Erfüllung 


8 362 


) Das Schuldverhältnis erliſcht, wenn die geſchuldete Leiſtung an den 
Gläubiger bewirkt wird). 
Wird an einen Dritten zum Zwecke der Erfüllung geleiſtet, ſo finden 
die Vorſchriften des § 185 Anwendung) c). 

E I 263, 266: M 2 77; 1333. 


„ 1. Ein Schuldverhältnis, feiner Natur nach auf das Endliche gerichtet (Vorbem 2 vor 8 241), 
kann erlöſchen: einmal unabhängig vom Willen der Beteiligten kraft äußerer Vorgänge; ſo 
urch das unvertretbare Unmöglichwerden der Leiſtung (88 275ff.), durch den Eintritt einer auf- 
loſenden Bedingung ($ 158 Abſ 2), den Tod eines der Beteiligten (in Fällen höchſtperſönlicher 
Veiſtungen, 88 673, 727, 672); ferner aber infolge eines Rechtsgeſ chäfts der Beteiligten, 
und zwar eines zweiſeitigen oder eines einseitigen. Dahin gehören einerſeits der Auf. 
debungsvertrag (contrario consensu, $ 305 A 1), der Erlaß und die negative Anerkennung 
ine des $ 397, anderſeits die Anfechtung (5 142), der Rücktritt, der Widerruf, die Kün⸗ 
digung ($ 346 A 1). Ein natürliches, beſtimmungsmäßiges Ende erreicht ein Schuldverhältnis 
ledoch allein durch die Erfüllung. So iſt es auch zu verſtehen, wenn das Geſetz in dem 
vorliegenden Abſchnitte von der Erfüllung ausgeht. 
(ejus Als Erfüllung kommt in erſter Linie die Leiſtung des Geſchuldeten in Betracht 
den quod debetur). Sie läßt das Schuldverhältnis ohne weiteres erlöſchen, während bei 
en ſonſtigen Erfüllungsarten, den ſog. Erſatzleiſtungen, dazu noch etwas Weiteres hinzukommen 
nämlich die entſprechende Willenseinigung der Parteien ($ 364 Abl 1). Eine Ausnahme 
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von dem Grundſatze des $ 362 macht nur die Wechſelſchuld infofern, als hier trotz der Zahlung 
die Forderung weiterbeſteht, wenn nicht auch die Urkunde zerſtört oder auf ſie der Quittungs⸗ 
vermerk geſetzt wird (RG 61, 5). Durch die Erfüllung erliſcht das Schuldverhältnis auch end- 
gültig, ſo daß eine nachträgliche Abrede, wonach die Erfüllung (Zahlung) rückgängig gemacht 
fein ſoll, nur ein neues Schuldverhältnis begründen kann. Bei einer Hypothek jedoch 
muß ſich der Eigentümer, der gezahlt und hierdurch die entſtandene Eigentumsgrundſchuld 
erworben hat, ſo behandeln laſſen, als wäre die Tilgung nicht erfolgt (RG 17. 5. 11 
V 476/10). Vgl. auch § 397 A 1, betreffend Neubegründung einer erlaſſenen Schuld. 


Eine beſondere Beachtung verdient die Natur des Erfüllungsgeſchäfts ſelbſt. Es kommt 
zuſtande durch Bewirkung der Leiſtung, und daher iſt das, was das Erlöſchen des 
Schuldverhältniſſes unmittelbar bewirkt, lediglich die Tatſache der Leiſtung. Da ſich die 
Leiſtung jedoch, rein äußerlich betrachtet, meiſt durch Geben und Nehmen vollzieht, ſo kann 
es den Anſchein haben, als ſchlöſſen dieſe beiden Vorgänge einen Vertragsſchluß in ſich (vgl. 
über die hierüber herrſchenden verſchiedenartigen Theorien Oertmann A 4 bei 8 362 ſowie 
Staudinger A 2 der Vorbem vor $ 362). Eine ſolche Auffaſſung entſpricht aber weder dem 
Geſetzeswortlaute noch der Natur der Sache. Sie iſt ſchon deswegen abzulehnen, weil der 
Gläubiger, der das ihm Geſchuldete zum Zwecke der Erfüllung erhält und annimmt, ſeinen 
Anſpruch notwendig einbüßt, gleichgültig, ob er damit einverſtanden iſt oder nicht, ja 
ſelbſt wenn er etwa ausdrücklich dagegen Widerſpruch erhöbe (8 363). Überdies aber ſetzt 
die Erfüllung nicht einmal notwendig ein „Anbieten“ und „Annehmen“ der Leiſtung von ſeiten 
der Glaubigers voraus, da es Fälle gibt, wo die Leiſtung bewirkt werden kann, ohne daß der 
Gläubiger dabei mitzuwirken braucht (das Nähere darüber unten Abſ 3). Das Erlöſchen des 
Anſpruchs kaun hier alſo nicht auf einer Willenseinigung beruhen (RG ZW 07, 5098; 
vgl. auch 8 378), und demgemäß ſtellt das Angebot des Schuldners nur eine Erklärung dar, die 
es dem Glaubiger kundtut, daß mit der Leiſtung die gewiſſe Schuld erfüllt werden ſoll (R 
12. 3. 08 IV 830/07), wie anderſeits die etwaige Annahmeerklärung des Gläubigers nur die 
Annahme der Leiſtung als Erfüllung äußerlich feſtſtellt (88 341, 303 A 2). — Eine von den 
erörterten Fragen völlig verſchiedene iſt die, wie ſich bei der Leiſtung die Vermögensver⸗ 
ſchiebung (§ 1251 b) vollzieht. Dieſe erfordert allerdings ein zur Rechtsübertragung an ſich 
geeignetes Rechtsgeſchäft, mithin den dinglichen Vertrag (88 398, 873, 929, 1205). Wenn 
indeſſen mit Rückſicht hierauf zugleich erwogen wird, „der Gläubiger, der Eigentum überhaupt 
nicht erwerben wolle, hindere damit auch das Zuſtandekommen der Leiſtung“, ſo iſt das 
nicht zutreffend. Ein ſtiller Vorbehalt des Gläubigers wäre unfraglich bedeutungslos (8 116). 
Nimmt aber der Gläubiger die Leiſtung als Erfüllung überhaupt an — was Tatfrage 
ift —, dann wird fie bewirkt, ſelbſt wenn der Gläubiger ſich gegen den Eigentumserwerb 
als ſolchen verwahren ſollte. Nimmt der Gläubiger endlich aber die Leiſtung aus dem be- 
ſondern Grunde, weil er das Eigentum nicht erwerben will, überhaupt nicht an, ſo kommt 
es auch nicht zur Bewirkung der Leiſtung, und dann hindert gerade dieſer Umſtand, nicht aber 
der Beweggrund, aus dem der Gläubiger gehandelt hat, das Erlöſchen des Schuldverhältniſſes. 
— Die weitere Frage, ob die Vornahme der Leiſtung wenn nicht ein Vertrag ſo doch ein 
Rechtsgeſchäft ſei, läßt ſich allgemein ebenfalls nicht bejahen. Entſcheidend iſt vielmehr die Art 
der Leiſtung, und dieſe kann ebenſowohl in einer rein tatſächlichen Handlung, fo einer tat- 
ſächlichen Dienſtleiſtung, beſtehen, wie auf Herbeiführung eines Rechtserfolgs gerichtet ſein. 
— Mit der letzterörterten Frage hängt zugleich die weitere zuſammen, ob für die Wirkſamkeit 
der Leiſtung Geſchäftsfähigkeit des Schuldners Bedingung iſt; denn auch das hängt 
von der Art der Leiſtung ab, nämlich davon, ob es ſich um eine Leiſtung handelt, die an ſich 
Geſchäftsfähigkeit erfordert, oder ob das Gegenteil der Fall iſt. Maßgebend ſind im letzten 
Ende die allgemeinen Grundſätze der 88 104ff. Wie übrigens der Mangel der Geſchäftsfähig ⸗ 
keit, jo kann auch mangelnde Verfügungsbefugnis der Leiſtung ihre Wirkſamkeit 
nehmen (vgl. insbeſondere die 88 6, 7 KO; R 38, 40). 


Leiſtung an den Gläubiger. Nach der Vorſchrift des Geſetzes muß die Leiſtung regel⸗ 
mäßig (vgl. A 3) an den Gläubiger ($ 241) bewirkt werden, während es kein allgemeines Er⸗ 
fordernis ift, daß fie gerade vom Schuldner ausgeht (§ 267). Die zuvor bezeichnete Regel 
iſt indeſſen nicht fo zu verſtehen, daß die Leiſtung unter allen Umſtänden dem Gläubiger auch 
angeboten werden muß. Handelt es ſich beiſpielsweiſe nach Inhalt des Schuldverhältniſſes 
um die Vornahme einer Handlung, bei welcher die Mitwirkung des Gläubigers überhaupt un- 
nötig iſt, fo braucht fie auch nicht „an“ ihn zu geſchehen oder ihm gegenüber vorgenommen zu 
werden (z. B. Erfüllung eines Beförderungsauftrags oder Zahlung an einen zur Empfangnahme 
im Vertrage beſtimmten Dritten). Das Weſentliche der Regel liegt nur in dem Gedanken, 
daß die Leiſtung nur dann befreiend wirken kann, wenn der Gläubiger durch fie befriebigt wird. 

b der Gläubiger geſchäftsfähig fein muß, hängt davon ab, ob ſeine Mitwirkung 
bei der Leiſtung erforderlich iſt. Fehlt ihm endlich die Befugnis, über die Forderung zu 
verfugen, ſo hindert auch dies die Wirkung der an ihn geſchehenen Leiſtung als Erfüllung 
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(88 1984, 829 3 PO, 8 7, aber auch 8 8 KO). Es könnte für den Schuldner, deſſen Leiſtung 
ihren Zweck nicht erreicht hat, alsdann nur ein Bereicherungsanſpruch gegen den Glaubiger 
entſtanden ſein. Welche Folgen hat es ſchließlich, wenn der Gläubiger (unberechtigt) die 
Annahme der Leiſtung ablehnt? Die Antwort hierauf geben einerſeits der § 293 
über den Annahmeverzug und anderſeits die $$ 372ff. über das Hinterlegungsrecht des 
Schuldners. Keine dieſer Folgen würde jedoch eintreten können, wenn die angebotene 
Leiſtung zur Erfüllung ungeeignet war; denn dann handelte es ſich überhaupt nur um 
einen untauglichen Leiſtungsverſuch. Was im übrigen zur gehörigen Erfüllung gehört, iſt 
bereits unter den 88 266, 269, 271 und 820 erörtert worden. Kurz zuſammenfaſſend ſei 
nur noch geſagt, die angebotene Leiſtung muß nach Umfang wie Beſchaffenheit vollſtändig 
geweſen und das Angebot muß am rechten Orte und zur rechten Zeit erfolgt ſein. 


3. Leiſtung an einen Dritten. Eine Leiſtung, die an einen andern als den Gläubiger 
erfolgt, iſt für dieſen gleichwohl ohne weiteres wirkſam, wenn ſie mit ſeiner im voraus 
erklärten Einwilligung (8 183) bewirkt wurde, ſonſt aber wird fie wirkſam, wenn die Voraus. 
ſetzungen der nachträglichen Genehmigung oder namentlich die des § 185 Abſ 2 erfüllt werden 
(vgl. des näheren $ 185). Daß die Leiſtung an einen Stellvertreter des Gläubigers oder an 
einen Dritten, deſſen Befugnis zur Annahme für den Gläubiger ſchon im Vertrage ausgemacht 
worden tft (solutionis causa adjectus), den Schuldner befreit, ift ſelbſtverſtändlich und wird 
vom Geſetze nicht beſonders ausgeſprochen. Endlich wären hier noch zu berückſichtigen die 
Sonderfälle der 88 407, 408, 1074, 1077, 1281, 1282 ſowie $ 835 ZPO. 


4. Eine hervorragend wichtige Rolle als Erfüllung ſpielt die Zahlung. Sie ſetzt voraus 
eine Geldſchuld und eine Geldleiſtung zum Zwecke ihrer Tilgung (Zahlung im engeren Sinne). 
Erfolgt die Zahlung im voraus, jedoch in Erwartung der künftigen Gegenleiſtung, dann handelt 
es ſich um eine Vorauszahlung, die gegebenenfalls mit der Bereicherungsklage zurückgefordert 
werden kann, nicht aber um ein Darlehn, da ein ſolches eredendi und nicht solvendi causa ge- 
währt wird (RG JW 1912, 684°). — Über die Begriffe Geldſchuld und Geld vgl. die Aus. 
führungen unter $ 244. — Die Überweilung des Schuldbetrags auf das Girokonto bei der Reichs. 
dankſtelle mittels eines roten Schecks kann jedenfalls nicht ſchon im Augenblicke des Eingehens 
des Schecks bei der Baukſtelle als Zahlung gelten (RG 30. 6. 08 II 68/08). — Eine beſondere 
Streitfrage iſt es, ob der Gläubiger eine Zahlung mit Vorbehalt anzunehmen verpflichtet 
iſt. Wenn der Schuldner mit dem Vorbehalte das Beſtehen einer Verbindlichkeit überhaupt 
leugnen und die Zahlung nur als eine bedingte gelten laſſen will, dem Gläubiger mithin noch 
den Beweis feines Forderungsrechts zumutet, daun handelt es ſich überhaupt nicht um ein 

ehöriges Leiſtungsangebot im Sinne des $ 362, und unter ſolchen Umſtänden braucht der 

läubiger das Angebot auch nicht anzunehmen. Die Aunahme, daß der Gläubiger auch die 
mit Vorbehalt angebotene Zahlung zur Vermeidung des Annahmeverzugs unter allen Um ⸗ 
ſtanden annehmen müſſe, kann nicht gebilligt werden. Nimmt aber der Gläubiger die ihm 
nur unter der Bedingung, daß er das Beſtehen ſeines Forderungsrechts nachweiſen werde, 
angebotne Zahlung an, dann unterwirft er ſich damit zugleich der ihm vom Gegner Zuger 
muteſen Beweislast (RG 30, 174). ‘it freilich der Vorbehalt ſo zu verſtehen geweſen, daß 
zem Zahlenden der Nachweis des Nichtbeſtehens der Forderung vorbehalten ſein und die 
Hahlung ſonach nur als unter der Reſolutivbedingung des Gelingens jenes Nachweiſes als 
erfolgt gelten ſolle, dann trifft den Zahler die Beweislaſt (RG 7 S. 184 u. 186; 79, 142). Falls 
dagegen der Schuldner ſeine Verbindlichkeit an ſich nicht beftreitet, die Zahlung bedingungslos 
‚ten will und ſich anderſeits nur einen Rückforderungsanſpruch aus dem Geſichtspunkte 
er Bereicherung des Gegners oder die Ausführung von Gegenrechten (des Leiſtungs⸗ 
verweigerungsrechts oder der Aufrechnung) vorbehält, namentlich um ſich gegen die An⸗ 
or dung des $ 814 zu ſchützen, dann hat der Gegner kein anerkennenswertes Intereſſe an der 
dehnung (RG Warn 1914 Nr 240). Ju ſolchen Fallen wirkt auch die erfolgte Zahlung trotz 
2° Vorbehalts als Erfüllung (R 7, 184; Gruch 59, 466). Hat der Gläubiger auf den vom 
Schuldner beim Angebote der Zahlung erklärten Vorbehalt damals erweislich kein Gewicht 
gelegt, ſondern die Annahme aus andern Gründen abgelehnt, dann kann er den Annahme⸗ 
Wing auch nachträglich nicht unter Hinweis auf jenen Vorbehalt beſeitigen (RG 18. 10. 11 
M 109/11). Der vom Schuldner unter Beſtreiten der Forderung bei der Zahlung gemachte 

orbehalt schließt die Anwendung des 5814 aus (RG 18. 11.07 VI 50/07). — Hat der Schuldner 
1% Grund ſtaatlichen Zwanges leiſten müſſen, und hat daher ſein Vorbehalt überhaupt 
1 weſentliche Bedeutung, dann ändert ſich an der beſtehenden Beweislaſt überhaupt nichts 
un 6, 55; 30, 174). Zahlt der Schuldner, nachdem er zur Zahlung unter Vorbehalt feiner 
Klateren Rechtsverteidigung verurteilt worden, nunmehr unter Vorbehalt, dann wird der 
m ir er feinen auf Zahlung gerichteten Antrag auf Erlaß eines Urteils ohne Vorbehalt ändern 
des 1 Die im Wege der Zwangsvollſtreckung erfolgte Wegnahme und Ablieferung 
Urt flaldes hat das endgültige Erlöſchen des Schuldverhältniſſes erſt mit der Rechtskraft des 

eils zur Folge (RG 63, 332). 
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8 363 


Hat der Gläubiger eine ihm als Erfüllung angebotene Leiſtung als 
Erfüllung angenommen, ſo trifft ihn die Beweislaſt, wenn er die Leiſtung 
deshalb nicht als Erfüllung gelten laſſen will, weil ſie eine andere als die 
geſchuldete Leiſtung oder weil ſie unvollſtändig geweſen ſei!) 2). 

E I 367; M 2 204; P 1 686. 


1. Hat der Gläubiger die ihm als Erfüllung angebotene Leiſtung als Erfüllung an⸗ 
genommen, fo liegt die Sache (RG 53, 161; 57, 105) jedenfalls äuherlid) fo, als wäre die 
Schuld getilgt und das Schuldverhältnis gemäß $ 362 erloſchen. Dieſe Wirkung kann jedoch 
gemäß $ 362 in Wirklichkeit nur dann eintreten, wenn die „geſchuldete Leiſtung“ ($ 862 
Abſ 1) bewirkt worden ift, und daher ſtehen dem Gläubiger, der die geſchuldete Leiſtung emp⸗ 
fangen zu haben beſtreiten will, die ſämtlichen Rechtsbehelfe, die das Geſetz bei ausbleibender 
Erfüllung ſowie gegenüber einer nicht gehörigen Erfüllung überhaupt bietet, auch noch nach 
Empfang der Leiſtung zur Seite. Denn durch die Annahme der Leiſtung (Ware) als Erfüllung 
wird die Leiſtung (Ware) nicht zugleich als eine vertragsmäßige genehmigt (RG 66, 282 71, 28); 
die Annahme als „Erfüllung“ bedeutet vielmehr lediglich die Entgegennahme der Leiſtung auf 
Grund des Vertrags (RG Warn 1912 Nr 40), allein mit dem Willen, die Leiſtung der Hauptſache 
nach als eine vertragsmäßige Erfüllung gelten zu laſſen (RG 57, 339; Warn 1912 Nr 201). Die 
tatſächliche Vermutung, daß erfüllt ſei, ſteht nach erfolgter Annahme jedoch dem Gläubiger — 
da er die Leiſtung als Erfüllung einmal hat gelten laſſen — infolge ſeines eigenen Verhaltens 
entgegen, und ſo legt ihm das Geſetz gegebenenfalls ausdrücklich die Beweislaſt dahin auf, daß die 
Leiſtung zur Erfüllung nicht geeignet war. Danach geſtaltet ſich aber die Beweislage im 
ganzen dahin: a) Der Schuldner, der die Erlöſchung des Schuldverheltniſſes durch Erfüllung 
behaupten will, muß nachweiſen, entweder, daß er wirklich die „geſchuldete Leiſtung“ bewirkt hat 
(5 362), oder wenigſtens, daß der Gläubiger die ihm als Erfüllung angebotene Leiſtung als ſolche 
angenommen hat. Gelingt dem Schuldner auch nur dieſer letztere Beweis, ſo liegt nunmehr 
b) dem Gläubiger der Gegenbeweis ob, daß ihm etwas anderes als das Geſchuldete gewährt 
worden, oder aber daß die angenommene Leiſtung mangelhaft war (R 66, 281; Warn 1910 
Nr 374), und daß der Schuldner das zu vertreten habe (R 57, 400; 66, 281; Warn 1910 
Nr 425). Denn der 8 363 findet auch im Falle nur mangelhafter Leiſtung Anwendung, und 
zwar bei allen Schuldverhältniſſen (RG Gruch 55, 91). Vor dieſer Beweislaſt vermögen den 
Gläubiger auch nicht Vorbehalte zu ſchützen, da ſolche allein im Sinne der 98 464, 640 Abſ 2, 
nicht aber auch Hinfichtlic) der Beweislaſt von Bedeutung find (RG J 07, 509 u. ). Die An⸗ 
nahme im Sinne des § 363 würde nur durch einen Vorbehalt des Inhalts ausgeſchloſſen 
werden, daß der Gläubiger (Käufer) für Rechnung des Gegners (Verkaufers) als deſſen 
Geſchäftsführer handeln wolle (RG 71, 23). Vorbehalte wären überdies auch unweſent⸗ 
lich, weil dem Gläubiger ſeine Rechtsbehelfe auch ohne einen Vorbehalt verbleiben. 
Seine Annahmeerklärung braucht der Gläubiger auch nicht erſt durch Anfechtung be⸗ 
ſonders zu beſeitigen, da das Geſetz überhaupt nicht auf dem Standpunkte ſteht, daß 
durch das Angebot und durch die Annahme der Leiſtung ein Vertrag begründet wird 
(vgl. § 362 A 2). Wie in 8 341 unter „Annahme der Erfüllung“ und in § 640 unter 
„Abnahme“, ſo verſteht das Geſetz auch im Falle des § 363 unter der „Annahme“ 
nur einen tatſächlichen Vorgang, deſſen Bedeutung je nach den Umſtänden des Falles zu 
beurteilen iſt (RG 57, 387; 59, 378; 66, 284; 71, 23). Aus dem Umſtande allein, daß der 
Gläubiger die Leiſtung empfangen und einſtweilen geſchwiegen bat, folgt übrigens nicht 
ohne weiteres, daß er die Leiſtung als Erfüllung angenommen hat (M 66, 284). nahe 
ſondere dann nicht, wenn der Gläubiger eine ihm gelieferte Ware. vorerſt nur zum Zwecke 
ihrer Unterſuchung angenommen hat (§ 377 HGB). In $ 378 HGB wird ſogar davon aus⸗ 
gegangen, daß, wenn offensichtlich ein anderes als die geſchuldete Sache geliefert worden, 
die Genehmigung des Käufers als ausgeſchloſſen zu erachten iſt. — Der 3 363 findet auch auf 
Werkverträge, die die Herſtellung einer nicht vertretbaren Sache zum Gegenſtande haben, 
Anwendung; der $ 640 Abs 2 ſteht dem nicht entgegen (RG Warn 1910 Nr 374). — Eine be- 
ſondere Beweisregel gibt der § 442, falls es ſich um Mängel im Rechte handelt. 

2. Die Rechtsbehelfe des Gläubigers, der die als Erfüllung angenommene Leiſtung als 
Erfüllung demnächſt nicht gelten laſſen will, richten ſich nach der Sachlage. Im Falle des Kaufes 
insbeſondere hat der Käufer von feinen Rechtsbehelfen aus 8 440 auch unter den Voraus ⸗ 
ſetzungen des $ 363 materiell nichts eingebüßt, da dieſe Beſtimmung lediglich eine Beweisregel 
gibt (R& 57, 399; 66, 282; Gruch 55, 91; JW 07, 500° u. ). Iſt etwas anderes als das Ge⸗ 
ſchuldete gewährt, fo iſt in Wirklichkeit überhaupt noch nicht erfüllt, und der Glaubiger kann 
daher jetzt noch die Erfüllung verlangen. Iſt in der Hauptſache zwar erfüllt worden, aber 
noch unvollſtändig, ſo kann die Nachgewährung des Fehlenden gefordert werden. Unter 
einer unvollſtändigen Leiſtung“ iſt auch eine mangelhafte Leitung zu verſtehen 


Erfüllung 8s 363, 364 469 


(N 66, 281; 57, 399; 52, 355; 53, 92, wonach die Lieferung einer fehlerhaften Ware bei 
deren Zurückweiſung durch den Käufer vollſtändige Nichterfüllung bedeutet, und Gruch 55, 91). 
Des weiteren kommen bei einer Leiſtung, die der Beſchaffenheit nach mangelhaft iſt, die 
Gewährleiſtungsanſprüche nach den 58 459ff., 480, 491, 640 in Frage (RG 57, 399). Vgl. 
8.320 A 6. Ein Anſpruch auf Schadenserſatz endlich regelt ſich nach der allgemeinen Be- 
ſtimmung des $ 276 ſowie nach $ 463. Geltend gemacht werden die Rechtsbehelfe entweder 
durch Klage oder durch Einrede in Form der Einrede des nicht oder nicht gehörig erfüllten 
Vertrags, unter Umſtänden auch im Wege der Zurückbehaltung oder der Leiſtungsverweigerung 
gemäß den $$ 273, 320. 


8 364 


Das Schuldverhältnis erliſcht, wenn der Gläubiger eine andere als die 
geſchuldete Leiſtung an Erfüllungs Statt annimmt!). 

Übernimmt der Schuldner zum Zwecke der Befriedigung des Gläubigers 
dieſem gegenüber eine neue Verbindlichkeit, ſo iſt im Zweifel nicht anzu⸗ 


nehmen, daß er die Verbindlichkeit an Erfüllungs Statt übernimmt). 
E I 364; M 2 82; P 1 338. 


1. Leiſtung an Erfüllungs Statt. Ein Schuldverhältnis kann grundſätzlich auch dadurch 
zum Erlöſchen gebracht werden, daß etwas anderes als das Geſchuldete gewährt wird, aber 
dann nur unter der Bedingung, daß Glaubiger und Schuldner über dieſe Art der Tilgung des 
Schuldverhältniſſes einverſtanden find (§ 362 A 1). In dieſem Falle liegt Erfüllung mittels 
eines Erſatzmittels und eine Leiſtung „an Erfüllungs Statt“ vor. Geeignet als ſolche Erſatz⸗ 
mittel ſind Leiſtungen aller Art, Handlungen, Übereignungen von Sachen, Rechten, Forderungen, 
endlich aber auch die Begründung eines neuen Schuldverhältniſſes an Stelle des alten mit der 
Abrede, daß hierdurch das letztere getilgt und erloſchen fein ſoll, Umf chaffung (Novation) 
(vgl. darüber $ 305 A 2). Eine ſolche Umſchaffung zum Zwecke der Erfüllung der alten Schuld 
iſt auch nach dem BGB möglich (RG Seuffäl 62 Nr 202), aber es beſteht hierfür keine beſondere 
hierauf gerichtete Vermutung; es iſt vielmehr gemäß Abſ 2 die Abmachung zu beweiſen (RG 
12. 2. 08 V 278/07). cl nl hat die Umſchaffung die volle Wirkung der Erfüllung, 
ſo daß mit der Hauptſchuld insbeſondere auch die Nebenrechte (Bürgſchaften, Pfandrechte) 
ohne weiteres untergehen (Rh IWW 03 Beil 96215; vgl. aber anderſeits § 356 HGB). 

2. Abſ 2 ſtellt für den beſondern Fall, daß der Schuldner zum Zwetke der Befriedigung 
des Gläubigers dieſem gegenüber eine neue Verbindlichkeit übernimmt, eine Vermutung 
pahin auf, daß damit nicht zugleich eine Übernahme an Erfüllungs Statt beabſichtigt 
el. Daher wird bei Geltung der Vermutung (die auch durch eine Quittungsleiſtung nicht be» 
ſeitigt iſt; Rh Warn 1911 Nr 13) oder bis zu ihrer Widerlegung die alte Verbindlichkeit durch 
die neu übernommene im Zweifel noch nicht berührt, und die Folge davon iſt alſo, daß der 
Gläubiger nunmehr über zwei Forderungsrechte verfügen kann, über das urſprüngliche und 


bertragun einer Forderung erfüllungshalber (RG 59, 191; 65,79; 76, 348). 
S ten 15 en Art wird es indeſſen regelmäßig in der Abficht der Parteien 


1013 ukten Befriedigungsmittel Gebrauch zu machen (RG die genannten Urteile und Warn 
9136 Pr 13 


ee Mittel, ſei es erſt bei ſeiner Verwendung (Unbeitreibbarkeit der neuen Forderung), 
E 
nfechtu 
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Gruch 56, 103). Aus den dargeſtellten Beziehungen zwiſchen der alten Schuld und der 
neuen folgt zugleich die Verpflichtung des Gläubigers, nach Treu und Glauben (8 242) nichts 
vorzunehmen, was geeignet iſt, die Tauglichkeit des neuen Befriedigungsmittels zu ver 
eiteln, und nichts zu unterlaſſen — wie etwa die rechtzeitige Proteſtierung eines Wechſels — 
was zur Erreichung des Zweckes erforderlich iſt (RG 65, 79; Warn 09 Nr 397, betreffend 
Prolongationswechſel). — Iſt der neuen Schuld ein Schuldgrund untergelegt, mit dem die Fort⸗ 
dauer des alten Schuldgrundes unvereinbar wäre, fo kann Abſ 2 des 8 364 überhaupt nicht 
Platz greifen; vielmehr liegt dann notwendig eine Umwandlung vor (R 62, 51, betreffend 
die Umwandlung einer Bauſchuld in ein Darlehn gemäß $ 607 Abſ 2, und A 67, 264, be- 
treffend die Umwandlung eines irregulären Verwahrungsvertrags in ein verzinsliches De⸗ 
poſitum). — Über die umſchaffende Wirkung eines anerkannten Saldos im Kontokorrentver⸗ 
kehr vgl. SS 355, 356 HGB und dazu RG 28, 36; 56, 24. Nach der Faſſung des Geſetzes 
(zübernimmt der Schuldner“) iſt Abſ 2 nicht anwendbar, wenn ein Dritter die neue Ver⸗ 
bindlichteit übernimmt (darüber vgl. § 414). Ob in ſolchem Falle das alte Schuldverhältnis 
als erloſchen, oder ob das vom Dritten eingegangene Schuldverhältnis wiederum nur er⸗ 
füllungshalber neben dem alten Schuldverhältniſſe begründet fein ſoll, ift hier ſonach Sache 
1 Lite Angenommen wurde das letztere bei Hingabe eines Scheckes durch einen Dritten 
in 78, 142. 


8 365 


Wird eine Sache, eine Forderung gegen einen Dritten oder ein anderes 
Recht an Erfüllungs Statt gegeben, ſo hat der Schuldner wegen eines Mangels 
im Rechte oder wegen eines Mangels der Sache in gleicher Weiſe wie ein 
Verkäufer Gewähr zu leiſten !). 

E I 265; M 2 83; P 1 338. 


1. Der Gläubiger, der vom Schuldner eine Sache, eine Forderung ſeines Schuldners 
gegen einen Dritten (alſo nicht eine vom Schuldner ſelbſt eingegangene Verbindlichkeit) oder 
ein anderes Recht (insbeſondere Eigentum) an Erfüllungs Statt (8 364 Abſ 1) angenommen 
Hat, ſoll gegen den Nachteil gefichert fein, der ihm daraus erwachſen kann, daß die angenommene 
Forderung oder das Recht nicht beſteht (8 437), oder daß das Recht nicht verſchafft werden kann 
(8 433), oder daß die Sache entwährt wird (8440), oder endlich dagegen, daß lie mit einem Fehler 
behaftet iſt, der ihren Wert oder ihre Tauglichkeit mindert (§ 459). Das Schutzmittel ſelbſt 
hat das Geſetz in der Gewährleiſtungspflicht gefunden. — Unanwendbar iſt $ 365, falls die 
Leiſtung nicht an Erfüllungs Statt, ſondern nur erfüllungshalber bewirkt worden ift (RG 65, 79). 
— Unberührt bleibt von $ 365 die Beſtimmung des $ 835 Abſ 2 30, daß der Gläubiger 
nur ſo weit als befriedigt gilt, als die ihm an Zahlungs Statt überwieſene Forderung beſteht. 
Hinſichtlich der Gewährleiſtung finden die Negeln des 8 440, betreffend Rechtsmängel, 
und bei Sachmängeln die der §8 462, 463 entſprechende Anwendung (uber dieſe Regeln ſelbſt 
vgl. die Ausführungen a. a. O.). (Von ſelbſt verſteht es ſich, daß für die Einrede der Zurück 
behaltung aus $ 320 vorliegend kein Raum ift, da es an einem Gegenſtande mangelt, den der 
Gläubiger zurückbehalten könnte.) — Zwei beſondere Schwierigkeiten ergeben lich: a) Haftet 
der Schuldner auch dann „wie ein Verkäufer“, wenn er durch Hingabe an Erfüllungs Statt 
nur ein Schenkungsverſprechen erfüllt? Oder haftet er in dieſem Falle nur wie ein 
Schenker gemäß 88 521ff.? Nach dem Wortlaut des Geſetzes iſt das erſtere anzunehmen, denn die 
„datio in solutum läßt ſich nicht wieder als Schenkung betrachten“ (M 2, 88). Richtig ift aller- 
dings, daß der Gäubiger bei ſolcher Anwendung des $ 365 unter Umſtänden beſſer fahren kann, 
als wenn er die ihm nach Maßgabe des Schenkungsverſprechens geſchuldete Leiſtung exrhielte, 
da doch die Haftung des Schenkgebers nach den §§ 523, 524 eine gemilderte wäre. Aber 
das Geſetz hat es nicht anders gewollt (ſtreitig; vgl. Oertmann A 2). b) Wie kommt der Gläu⸗ 
biger zu ſeinem Rechte, wenn ihm das an Erfüllungs Statt gewährte Recht entwährt wird, 
oder wenn er von dem Erfüllungsgeſchäfte zurücktritt oder von der Wandlung Gebrauch 
macht? Das Geſetz ſchweigt hierüber. Die Annahme, daß unter den angegebenen Voraus- 
ſetzungen der frühere Zuſtand von ſelbſt wieder eintrete und das erloſchene Schuldverhältnis 
wieder wirkſam werde, iſt ungerechtfertigt, da das Geſetz für ſie keinerlei Anhalt bietet; oder 
man müßte unterſtellen, die Hingabe an Erfüllungs Statt geſchähe grundſätzlich überhaupt nur 
unter der ſtillſchweigenden Bedingung, daß keine Entwährung eintritt uſw.; aber auch dafür 
bietet ſich keine geſetzliche Unterlage. Vielmehr iſt davon auszugehen, daß durch die Annahme 
der Leiſtung an Erfüllungs Statt das Schuldverhältnis ein für allemal erloſchen ift, und daß 
dieſer Erfolg auch vom weiteren Schicksale des Erfüllungsgeſchäfts ſelbſt unberührt bleibt. 
Mithin gibt es keinen andern Ausweg als den, dem Glaubiger gegebenenfalls einen bloßen 
Anſpruch darauf zuzugeſtehen, daß ihn der Schuldner fo ſtellt, wie er ſtehen würde, wenn das 
Erfünlungsgeſchäft überhaupt nicht vorgenommen worden wäre, was übrigens der Regelung 


Erfüllung Ss 364—366 471 


der 88 327, 346, 467 eutſpräche. War alſo die durch Hingabe an Erfüllungs Statt getilgte 
Forderung bereits fällig, ſo wird der Glaubiger eintretendenfalls ohne weiteres die eigentlich 
geſchuldete Leiſtung verlangen können. War die Forderung noch nicht fällig oder ift der Schuldner 
zur Erfüllung überhaupt nicht imſtande, ſo wird er zugunſten des Gläubigers eine ſeiner 
urſprünglichen Verpflichtung entſprechende Verbindlichkeit von neuem begründen müſſen. 
Da das alte Schuldverhältnis auch unter den zuvor angenommenen Vorausſetzungen ein 
für allemal erloſchen iſt, fo iſt es auch ausgeſchloſſen, daß Bürgſchaft oder Pfandrecht von 
ſelbſt wieder wirkſam werden. Auch in dieſer Hinſicht wird aber der Schuldner die Wiederher⸗ 
ſtellungspflicht haben und bei Unmöglichkeit oder bei Unvermögen, dieſem Anſpruche zu ge- 
nügen, im Falle der Vertretbarkeit deſſen zum Werterſatze verpflichtet ſein. — Die Vor⸗ 
ſchrift des § 265 iſt indeſſen nicht zwingender Natur, und daher iſt es möglich, daß die 
Parteien über die Haftung des Schuldners beſondere Abreden treffen, ſei es, um die Durch⸗ 
führbarkeit des Anſpruchs beſonders zu regeln, ſei es, um die Haftung überhaupt auszuſchließen. 
Im letzteren Falle könnte wegen argliſtiger Täuſchung Schadenserſatz gefordert werden (RG 
26. 11. 04 V 175/04). Hat der Schuldner die Haftung für die Güte eines an Erfüllungs Statt 
gegebenen Rechtes oder einer Forderung abredegemäß übernommen, ſo iſt dieſe Nebenabrede 
nicht als Bürgſchaft aufzufaſſen und bedarf daher nicht der Schriftform (Reh JW 07, 105°). — 
Die Grundſätze des $ 365 werden auch einem Dritten gegenüber (8 267) Plaß greifen müſſen, 
der in eigenem Namen ($ 267) die Verbindlichkeit des Schuldners durch Hingabe an Erfüllungs 
Statt getilgt hat. 


8 366 


Iſt der Schuldner dem Gläubiger aus mehreren Schuldverhältniſſen zu 
gleichartigen Leiſtungen verpflichtet und reicht das von ihm Geleiſtete nicht 
zur Tilgung ſämtlicher Schulden aus, ſo wird diejenige Schuld getilgt, 
welche er bei der Leiſtung bejtimmt!), 

Trifft der Schuldner keine Beſtimmung, ſo wird zunächſt die fällige 
Schuld, unter mehreren fälligen Schulden diejenige, welche dem Gläubiger 
geringere Sicherheit bietet, unter mehreren gleich ſicheren die dem Schuldner 
läſtigere, unter mehreren gleich läſtigen die ältere Schuld und bei gleichem 
Alter jede Schuld verhältnismäßig getilgte) s). 

E I 267; M 2 86: B 1 836. 


1. Reihenfolge der Verrechnung mehrerer gleichartiger Leiſtungen. Das Geſetz läßt 
den einfachſten Fall wegen ſeiner Selbſtverſtändlichkeit überhaupt außer acht, nämlich den 
all der Einigung der Parteien. Dieſe ſchließt eine nachherige einſeitige Beſtimmung des 
Schuldners in jedem Falle aus (RG 66, 54). Eine Einigung kann übrigens auch bei der Leiſtung 
ſelbſt in der Weiſe erzielt werden, daß der Schuldner, ungeachtet einer früheren anderweiten 
lbmachung, nunmehr eine gewiſſe Art der Verrechnung beſtimmt und der Gläubiger ſeinerſeits 
die Leiſtung widerſpruchslos annimmt (ch 66, 54); oder umgekehrt dadurch, daß der Glaubiger 
eine Beſtimmung trifft und ſich jetzt der Schuldner ſtillſchweigend fügt. Die Stufenordnung ift 
folgende: In erſter Linie gilt das einſeitige Beſtimmungsrecht des Schuldners mit der Wirkung, 
daß es der Glaubiger auch nicht durch die Erklärung einer anderweiten Verrechnung hinfällig 
machen kann. Verweigert der Glaubiger, weil er die Beſtimmung des Schuldners nicht gelten 
laſſen will, die Annahme überhaupt, fo bleibt die Erfüllung aus (§ 362), und der Gläubiger 
ommt in Annahmeverzug ($ 293). Die Beſtimmung kann auch ſtillſchweigend erfolgen 
(Ach JW 04, 5814); nur muß der Schluß auf fie zuverläſſig fein. In zweiter Linie — falls 
nämlich der Schuldner keine Beſtimmung trifft — entſcheiden über die Ordnung nacheinander 
folgende Umſtände: a) die Fälligkeit, fo daß die fällige Forderung vor der nicht fälligen un⸗ 
edingt den Vorzug hat; b) falls alle Forderungen fällig ſind: die geringere Sicherheit, die ſich 
ſowohl in dem Umfange wie in dem Werte der geleifteten Sicherheit äußern kann (fachliche 
Sicherheit geht der Sicherheitsleiſtung mittels Bürgſchaft vor, 88 232 Ab] 2, 273 Abs 3); 
demnächſt der größere Grad der Läſtigkeit, z. B. höherer Zinsfuß, oder die Tatſache, daß die 
eine Forderung bereits eingeklagt iſt (RG 66, 275); zuletzt, bei Verſagen aller dieſer Gründe, 
as höhere Alter der betreffenden Forderung, nach der Zeit ihrer Entſtehung bemeſſen. 
Endlich aber ſoll, falls ſich nach keiner Richtung hin für irgendeine Forderung ein Vorzugs⸗ 
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2. Die Anwendbarkeit des $ 366 Abſ 2 beſchränkt ſich auf Fälle von rechtsgeſchäftlichen 
Erfüllungsleiſtungen, da ſeine Beſtimmungen lediglich Auslegungsregeln geben (RG 
60, 290). A. A. Planck Anm 5. Es iſt indes doch davon auszugehen, daß das Geſetz mit Ab 2 
eine Entſcheidung treffen will, die die Parteien ſelbſt bei vernünftigem Ermeſſen getroffen 
haben würden, und daß es ſomit der vermutlichen Partei willen unterſtellt. Abs 2 iſt mithin 
unanwendbar, ſoweit es ſich um Befriedigung im Wege der Zwangsvollſtreckung handelt, 
wie auch dann, wenn das Erfüllungsgeſchäft (wegen Geſchäftsunfähigkeit des Zahlenden) 
nichtig iſt, wie auch für eine Verrechnung der grundloſen Bereicherung nach § 366 keine Mög⸗ 
lichkeit beſteht (RGS 60, 289). Eine entſprechende Anwendung bei Leiſtung eines Dritten iſt 
dagegen ſehr wohl zuläſſig. — Über die dem § 866 entſprechende Beſtimmung bei der Auf⸗ 
rechnung ogl. $ 396; über die Anwendung des § 366 im Kontokorrentverkehre vgl. RG 56, 20. 

3. Beweislaſt. Steht es feſt, daß der Beklagte an den Kläger eine Zahlung zum Zwecke 
der Erfüllung geleiſtet hat, ſo muß der Kläger, der behauptet, daß die Zahlung auf eine 
gleichartige andere Forderung zu verrechnen ſei, zunächſt das Vorhandenſein einer ſolchen 
beweiſen. Glückt dem Kläger der Beweis nicht, ſo iſt die Zahlung ohne weiteres auf die vom 
Beklagten (allein) geſchuldete Klageforderung zu verrechnen (RG 55, 413; Warn 08 Nr 617; 
1910 Nr 10). Glückt dem Kläger der Beweis, ſo muß der Beklagte dartun, weshalb durch ſeine 
Zahlung gerade die Klageforderung getilgt ſei. 


8 367 


Hat der Schuldner außer der Hauptleiſtung Zinſen und Koſten zu ent⸗ 
richten, ſo wird eine zur Tilgung der ganzen Schuld nicht ausreichende Leiſtung 
zunächſt auf die Koſten, dann auf die Zinſen und zuletzt auf die Hauptleiſtung 
angerechnet!). 

Beſtimmt der Schuldner eine andere Anrechnung, ſo kann der Gläubiger 
die Annahme der Leiſtung ablehnen?). 

E I 268; M 2 316; P 1 86. 


1. Im Sinne dieſer Beſtimmung bildet zwar die Hauptleiſtung mit Zinſen und Koſten 
rechtlich nur eine, aus dem nämlichen Verhältniſſe beruhende Schuld (vgl. 8 366 A!) Immer. 
hin iſt aber eine grundſätzliche Regelung der Verrechnung auch hier nötig. Sind Zinſen und 
Koſten von mehreren Forderungen des Gläubigers zu entrichten, ſo iſt die Zahlung zunächſt 
auf die gemäß 8 368 bevorzugte Forderung nebſt Zinſen und Koſten (hier in Gemäßheit des 
$ 367) zu verrechnen, und nur der etwaige Überſchuß entfällt alsdann auf die nachfolgende 
Forderung nebſt Zinſen und Koſten. — Auch bei der Zahlung eines Dritten (8 267) müſſen 
die obigen Regeln entſprechende Anwendung finden. 

2. Im Gegenſatze zu § 366 ift hier ein Beſtimmungsrecht des Schuldners nicht anerkannt. 
Vielmehr find an ſich beide Teile an die in Abſ 1 gegebene Stufenordnung lentſprechend 
8 48 KO) gebunden. Beſtimmt der Schuldner eine davon abweichende Verrechnung, fo be⸗ 
rechtigt dies den Gläubiger zur Ablehnung der Leiſtung, ohne daß Annahmeverzug eintritt. 
Macht aber der Gläubiger von dieſer Befugnis nicht Gebrauch, ſo hat das zur Folge, daß 
er ſich der Beſtimmung des Schuldners fügen muß, weil er die Richtung der von ihm an⸗ 
genommenen Leiſtung nicht zu ändern vermag. Die Annahme einer nicht zureichenden Leiſtung 
könnte der Gläubiger auch aus dem Geſichtspunkte des § 266 verweigern. 


8 368 


Der Gläubiger hat gegen Empfang der Leiſtung auf Verlangen ein ſchrift⸗ 
liches Empfangsbekenntnis (Duittung) zu erteilen‘). Hat der Schuldner 
ein rechtliches Intereſſe, daß die Quittung in anderer Form erteilt wird, ſo 
kann er die Erteilung in dieſer Form verlangen?). 


1. Verpflichtung des Gläubigers zur Leiſtung einer Quittung. Der die Leiſtung anbietende 
Schuldner hat einen geſetzlichen, durch die Leiſtung ſelbſt begründeten (nicht etwa aus dem Ver⸗ 
trage hervorgehenden, RG JW 1911, 80812; vgl. 8 273 A 2) Anſpruch darauf, daß ihm der 
zu befriedigende Gläubiger (nicht auch ein Dritter, dem die Leiſtung nur mittelbar zugute kommt, 
wie derjenige Geſamtgläubiger, an den die Leiſtung nicht erfolgt) Zug um Zug gegen 
Empfang der Leiſtung ein ſchriftliches (mithin nicht nur ſonſt mechanisch hergeſtelltes, § 126) 
empfangsbe kenntnis (Quittung), und zwar gerade hinſichtlich der in Betracht kommenden, 
genugend zu kennzeichnenden (MG 79, 191) Leiſtung, erteilt. Daraus ergibt ſich einerſeits, 
daß der Schuldner wegen Verweigerung eines ſolchen Empfangsbekenntniſſes gemäß § 273 
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auch feine Leiſtung zurückbehalten darf (RG JW 1911, 868°), ohne in Leiſtungsverzug zu 
kommen, anderſeits aber, daß der Gläubiger gegebenenfalls in Annahmeverzug gerät. Trotz 
der Faſſung des Geſetzes, daß der Schuldner die Quittung „gegen Empfang der Leiſtung“ 
verlangen könne, iſt hierdurch ſein Anſpruch keineswegs entſprechend zeitlich beſchränkt, viel⸗ 
mehr kann der Anſpruch auch noch nach der Leiſtung geltend gemacht werden (und zwar am 
allgemeinen Gerichtsſtande des Schuldners, RG 48, 399). Die Annahme, daß in dem 
Unterlaſſen des Verlangens bei der Leiſtung regelmäßig ein Verzicht auf die Quittung zu 
finden ſei, erſcheint nicht als begründet. Die „Erteilung“ der Quittung fordert nicht gerade 
ihre Aushändigung, es genügt vielmehr jede Entäußerung, die den Schuldner in die Lage ver⸗ 
ſetzt, über die Urkunde verfügen zu können (RG 51, 186; 26. 1. 18 V 305/17). — Die Vor 
ſchrift des $ 368 greift Plat bei Schuldverhältuiſſen aller Art und nicht minder bei der 
Teilleiſtung wie bei der vollen Erfüllung (val. Art 39 WO). Was die rechtliche Natur der 
Quittung anlangt, über die in der Wiſſenſchaft viel Streit herrſcht (vgl. Oertmann und 
Planck A 5 zu $ 368), fo ergibt der Geſetzeswortlaut, daß es ſich nur um eine einfeitige Er. 
klärung des Gläubigers handelt, nach der er die Leiſtung empfangen zu haben bekennt. Die 
Quittung ſchließt mithin begrifflich keinen Vertrag und überhaupt kein Rechtsgeschäft in ſich, 
ſchafft vielmehr in Form einer Urkunde (88 415 ff. 8PO) lediglich ein Bew eis mittel, 
das durch Gegenbeweis entkräftet werden kann (RG Warn 1911 Nr 13). Freilich kann mit 
Erteilung einer Quittung ein Vertrag verbunden werden, jo ein Erlaß im Sinne des § 397. 
Aber auch dann wäre in der Quittungsleiſtung an und für ſich immer nur einer der mehreren 
Vorgänge zu finden, die zuſammen den Vertragsſchluß ergäben, und vornehmlich könnte die 
Leiſtung der Quittung hierbei als Auslegungsmittel dienen. Iſt eine Quittung im voraus, 
und zwar angeblich in Erwartung der Leiſtung, erteilt, ſo kann ſie der Gläubiger, wenn der 
bezweckte Erfolg ausbleibt, nach $ 812 Abſ 1 Satz 2 zurückfordern, während dem Schuldner 
gegebenenfalls der Beweis offenbliebe, daß ein Erlaßvertrag vorliege. Im übrigen würde 
der Gläubiger, der trotz einer erteilten Quittung die Leiſtung fordert, um deren Beweiskraft 
auszuſchließen, lediglich zu beweiſen haben, daß die Quittung nicht gegen Leiſtung, ſondern 
in Erwartung der Leiſtung erteilt worden ſei. Denn glückt ihm dieſer Beweis, ſo iſt der 
Quittung die Bedeutung als ſolcher, nämlich als Bekenntniſſes der empfangenen Leiſtung, 
genommen und iſt die Unrichtigkeit ihres Inhalts feſtgeſtellt (RG LZ 09, 31116; vol. auch 
RG 14, 243). Der Gläubiger braucht daher auch nicht zu beweiſen, daß feine Forderung noch 
beſteht (RG 49, 9). Die Meinung (Oertmann A 5; Staudinger A 3), daß der Gläubiger auch 
zu beweiſen habe, es ſei die Leiſtung auch ſpäter niemals erfolgt, kann nicht gebilligt werden. 
Denn es ſpricht für den Schuldner keinerlei Vermutung dahin, daß er, wenn nicht bei der in der 
Quittung angegebenen Gelegenheit jo doch ſpäter jemals geleiftet habe. — Auch ein Dritter, 
von dem der Glaubiger die Leiſtung annimmt, hat Anſpruch auf die Qnittung, da dieſer An⸗ 
ſpruch durch die Leiftung 119 5 

2. Vgl. die 98 1144, 1167, 1192, 8 20 G0 und 88 167ff. Fc. Quittungen bei Wechſel⸗ 
zahlungen nach WO Artt 39, 48; des Gerichtsvollziehers nach ZPO $ 757. 


§ 369 


Die Koſten der Quittung hat der Schuldner zu tragen und vorzuſchießen, 
ſofern nicht aus dem zwiſchen ihm und dem Gläubiger beſtehenden Rechts⸗ 
verhältniſſe jich ein anderes ergibt y). 


Treten infolge einer übertragung der Forderung oder im Wege der 
Erbfolge an die Stelle des urſprünglichen Gläubigers mehrere Gläubiger, 
ſo fallen die Mehrkoſten den Gläubigern zur Laſte). 

Eı 270; M 2 89; P 1 340; 6 164. 


„1 Koſten der Quittung. Da die Beſtimmung des Abſ 1 auf ber Erwägung beruht, daß 
bie Quittung dem Intereſſe des Schuldners dient, fo verſagt dieſer Grund und liegt daher 
ein den Gläubiger belaſtender Ausnahmefall vor, falls das Schuldverhältnis gerade in ſeinem 
Intereſſe beſtand, fo bei der Verwahrung. Zu ben Koſten, die der Schuldner zu tragen hat, 
tonnen auch ſolche Aufwendungen niemals gehören, die aus außergewöhnlichen Gründen 
u der Perſon des Gläubigers entſtehen, fo wegen Krankheit oder Geſchäftsunfähigkeit. 
Endlich treffen den Schuldner auch nicht die dem Gläubiger etwa durch Landesgeſetz auf: 
erlegten Stempelgebühren (M 2, 90). Wenn der Schuldner ſeiner Vorschuß pflicht nicht 
nuchkommt, kann der Gläubiger die Erteilung der Quittung gemäß 8 273 zurückhalten, 
während der Schuldner aus letzterem Grunde nicht die Leiſtung vorenthalten darf. 
de 2. Es wäre unbillig, dem Schuldner die Mehrkoſten aufzubürden, die lediglich durch 

in Frage ſtehenden Vorgänge auf der Gläubigerſeite veranlaßt worden ſind. 
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8 370 


Der Überbringer einer Quittung gilt als ermächtigt, die Leiſtung zu 
empfangen, ſofern nicht die dem Leiſtenden bekannten Umſtände der An⸗ 
nahme einer ſolchen Ermächtigung entgegenſtehen!). 

E II 319; P 1 341. 


1. Vermutung für die Ermächtigung des Überbringers einer Quittung zur Empfang⸗ 
nahme der Leiſtung. Sie beſteht im Intereſſe des Verkehrs zugunſten des Schuldners, nach 
der allgemeinen Faſſung des Geſetzes aber auch eines Dritten, der leiſten will. Nur dürfen 
der Vermutung nicht beſondere, dem Leiſtenden bekaunte — mithin nicht bloß erkennbar 
geweſene — Umſtände, ſei es betreffs der Perſönlichkeit des Überbringers, ſei es betreffs 
des Gläubigers, z. B. hinſichtlich ſeiner feſtſtehenden, andersgearteten Gepflogenheiten, 
entgegenftehen. Sie entträften die Vermutung. Zu ſolchen Umſtänden werden auch dem 
Schuldner erkennbar gewordene Korrekturen auf der Urkunde gerechnet werden können. — 
In Betracht kommt natürlich nur eine echte Quittung im Sinne des $ 368, und zwar eine 
ſolche des Empfangsberechtigten ſelbſt, und zwar betreffs der geſchuldeten Leiſtung (RG 
Warn 1911 Nr 228). Der $ 370 iſt daher nicht auwendbar, wenn einem Notar lediglich eine 
Löſchungsbewilligung ausgehändigt worden iſt (RG Warn 08 Nr 196). Auch der Wechſel⸗ 
inhaber kann ſich betreffs ſeiner Legitimation zur Proteſterhebung gegen den Akzeptanten auf 
die auf dem Wechſel befindliche Quittung und demgemäß auf die nach $ 370 gegebene Ver⸗ 
mutung nicht berufen, wie die formalen Vorſchriften des Wechſelrechts Art 43 WHO) durch 
$ 370 überhaupt nicht berührt werden (RG 69, 107). — Als „überbracht“ kann die Quittung 
nur dann gelten, wenn ſie tatſächlich vorgelegt und dem Schuldner zur Verfügung geſtellt 
wird. Die Vermutung reicht nicht weiter, als das Geſetz beſagt, mithin nicht etwa auch 
dahin, daß der Überbringer der Quittung auch zum Erlaſſe oder zur Annahme von Leiſtungen 
an Erfüllungs Statt oder zur Aufrechnung ermächtigt ſei. Der 8 370 iſt ferner nur anwend⸗ 
bar, wenn die Quittung ſchon vor der Leiſtung ausgeſtellt worden war (RG 26. 11. 10 
Y 273/10). Falls jemand fi einem andern gegenüber in einer Schuldurfunde zum Emp⸗ 
fange eines tatſächlich noch nicht gewährten Darlehns bekennt und dem andern die Schuld⸗ 
urkunde mit dem Auftrage aushändigt, durch Zeſſion ſeiner (angeblichen) Forderung ihm, 
dem Schuldner, die Darlehnsſumme erſt zu verſchaffen, dann ift der andere im Zweifel zur 
Erhebung des Geldes deswegen befugt, weil in der Abrede zugleich eine dahingehende Er⸗ 
mächtigung zu finden ift (RG 12. 2. 10 V 198/09 u. 26. 11. 10 V 273/10). — Auf welche Weiſe 
der „Überbringer“ in den Beſitz der Quittung gelangt ift, ob etwa durch eine unerlaubte 
Handlung, iſt unweſentlich, falls der Leiſtende gutgläubig iſt. Die Annahme (Staudinger 
A 1), daß die Leiſtung an den Überbringer einer gefälſchten Quittung ebenfalls be⸗ 
freiend wirken könne, „falls den Gläubiger ein Verſchulden an der Fälſchung treffe“, kann 
nicht gebilligt werden. Auch ein Verſchulden des Gläubigers gegenüber feinem Schuldner 
könnte höchſtens eine Verpflichtung zum Schadenserſatze begründen. So wenn der Schuldner 
dem Gläubiger Quittungsformulare ausgehändigt und der Gläubiger dieſe nicht ſorgfältig 
aufbewahrt, daher aber ein Dritter ein Formular widerrechtlich benutzt hat (RG 73, 358). 
Höchſtens dann könnte die Sache des Schuldners günſtiger liegen, wenn der Gläubiger 
feinen Augeftellten Quittungsformulare aushändigt, und der Angeſtellte demnächſt ein 
Formular auftragswidrig verwendet. Hier wäre möglicherivefe für die Annahme Raum, 
daß der Gläubiger, der die Ausfüllung der Formulare nicht überwache, deren Verwendung 
durch feinen Beauftragten im Zweifel gegen ſich gelten laſſen müſſe. Vgl. RG 81, 58. 

Nach der allgemeinen Faſſung des Geſetzes muß § 370 nicht lediglich den leiſtenden Schuld⸗ 
ner ſelbſt, ſondern auch dem Dritten zuſtatten kommen, der die Leiſtung bewirkt. Doch 
wird ſich der ſchlechtgläubige Schuldner auf den guten Glauben des anſtelle ſeiner leiſtenden 
Dritten nicht berufen dürfen, wenn der Überbringer der Quittung zur Empfangnahme der 
Leiſtung nicht berechtigt war. Daraus würde folgen, daß der Gläubiger gegebenenfalls von 
ſeinem Schuldner die Leiſtung noch fordern und der Dritte demnach ſeine Leiſtung vom 
Gläubiger zurückfordern dürfte, weil der Erfolg der Tilgung ausgeblieben wäre (8 812 Satz 2). 


8 371 


Iſt über die Forderung ein Schuldſchein ausgeſtellt worden, jo kann 
der Schuldner neben der Quittung Rückgabe des Schuldſcheins verlangen !). 
Behauptet der Gläubiger, zur Rückgabe außerſtande zu ſein, ſo kann der 
Schuldner das öffentlich beglaubigte Anerkenntnis verlangen, daß die 
Schuld erloſchen ſeie). 

Gm 2 00; 1 841. 
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1. Nach $ 952 ſteht der Schuldſchein im Eigentume des Gläubigers. Aber dem Schuldner 
(nicht auch einem demäß § 267 leiſtenden Dritten) ift der perſönliche Anſpruch auf Rückgabe 
des Schuldſcheins gewährt. Dieſer Anſpruch richtet ſich nur gegen den Gläubiger ſelbſt, nicht 
auch gegen dritte Beſitzer der Urkunde. Vgl. die entſprechenden Ausführungen unter § 175. 
A. A. anſcheinend Planck Anm 1. Es wird ſich jedoch ſchwerlich annehmen laſſen, daß das 
Eigentum am Schuldſcheine mit Tilgung der Schuld ohne weiteres auf den Schuldner über⸗ 
geht. — Als Gläubiger im Sinne des $ 371 muß auch der Zeſſionar angeſehen werden, da der 
Schuldner durch die Zeſſion nicht ſchlechter geſtellt werden kann. — Befindet ſich der Schuldner 
im Beſitze der Schuldurkunde (oder zutreffendenfalls des Hypothekenbriefs), jo kann das an 
und für ſich lediglich eine tatſächliche Vermutung dahin begründen, daß der Gläubiger die 
Schuldurkunde dem Schuldner in Erledigung ſeiner Verpflichtung aus § 371 (oder $ 1144) 
„zurückgegeben“ hat; welche Tragweite aber der Richter dieſer Vermutung beimeſſen will, 
iſt Sache feines freien Ermeſſens (RG ZW 1910, 6410). — Ob 8 371 auch dann anwendbar 
iſt, wenn nicht ein Vorgang in Frage ſteht, auf Grund deſſen der Schuldner die Erteilung einer 
Quittung fordern darf, die Forderung vielmehr auf andere Weiſe erloſchen iſt, etwa durch 
Anfechtung, dürfte zu verneinen fein. Augenſcheinlich beruht der Anſpruch aus $ 371 wie 
der aus $ 370 auf der Leiſtung. A. A. Planck Anm. 1 Abſ 3. Die Rückforderung wird ge⸗ 
gebenenfalls nach § 812 ff. erfolgen mü fen. 

2. Der Schuldner ift gegebenenfalls zwar berechtigt, die Erteilung eines öffentlich 
beglaubigten Anerkenntniſſes zu verlangen, braucht ſich aber darauf nicht einzulaſſen, 
falls er nachzuweiſen vermag, daß der Gläubiger zur Erfüllung ſeiner eigentlichen Ver 
pflichtung zur Rückgabe des Schuldſcheins imſtande iſt. Die Koſten der öffentlichen Be⸗ 
glaubigung (8 129) hat der Gläubiger zu tragen (Prot 1, 342). 


Zweiter Titel 
Hinterlegung 


8 372 


1) Geld, Wertpapiere und ſonſtige Urkunden ſowie Koſtbarkeiten kann 
der Schuldner bei einer dazu beſtimmten öffentlichen Stelle für den Gläubiger 
hinterlegen, wenn der Gläubiger im Verzuge der Annahme iſte). Das gleiche 
gilt, wenn der Schuldner aus einem anderen in der Perſon des Gläubigers 
liegenden Grundes) oder infolge einer nicht auf Fahrläſſigkeit beruhenden 
Ungewißheit über die Perſon des Gläubigers ſeine Verbindlichkeit nicht 
oder nicht mit Sicherheit erfüllen kann“). 

E I 372; M2 91; P 1 342. 


1. Dieſer Titel beſchäftigt ſich mit der Hinterlegung nur inſofern, als dieſe für das „Er. 
löſchen bes Schuldverhältniſſes“ (3. Abſchnitt) als erſatzweiſes Erfüllungsmittel ($ 362 A 1) 
gemäß $ 378 (vgl. dort A 1 a. E) in Betracht kommt. Er hat mithin nichts mit der Hinter» 
legung zur Sicherheitsleiſtung (58 232ff.) und nichts mit dem entſprechenden prozeßrecht⸗ 
lichen Gebilde zu tun. — Beteiligt ſind bei der Hinterlegung einmal die Parteien, ferner 
die Hinterlegungsſtelle. Die Nechtsverhältniſſe zwiſchen den Parteien ergeben fi aus den 
Einzelbeſtimmungen, insbeſondere den 88 378, 374, 375, 376, 379, worüber das Nähere 
dort. Die Beziehungen zwiſchen den Parteien und der Hinterlegungsſtelle regeln 
ſich gemäß Artt 145, 146 Ech nach den näheren Beſtimmungen der Landesgeſetzgebung und 
im übrigen nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen. Hiernach entſteht durch die Hinterlegung 
in erſter Reihe zwiſchen dem Hinterleger und der Hinterlegungsſtelle ein Vertragsverhältnis, 
das, ſoweit es durch objektive Rechtsnormen geregelt iſt, öffentlich⸗rechtlichen Charakter hat 
(Entſch des preuß. Kompetenzgerichtshofs v. 26. 3. 04; DIZ 04, 655) und fachlich im weſent⸗ 
ichen dem Verwahrungsvertrage entſpricht. Des weiteren aber entſpringt aus der Hinter⸗ 
legung zugleich für den Gläubiger ein ſelbſtändiger Anſpruch auf Herausgabe gegen die Hinter. 
legungsſtelle (88 378, 382), und daher kann man hier auch verwandte Züge mit Geſchäften 
zugunſten Dritter (§ 328) finden. Es entſteht nämlich für die Hinterlegungsſtelle die ſchuld⸗ 
rechtliche Verpflichtung, an denjenigen zu zahlen, der ſich ihr gegenüber als empfangsberechtigt 
nachweiſt, während der Empfangs berechtigte, alſo derjenige, zu deſſen Gunſten hinterlegt iſt, 
den vom Nachweiſe feiner Berechtigung abhängigen Anſpruch auf Zahlung nach 89 328, 338 
ohne weiteres erwirbt. Iſt zugunſten mehrerer hinterlegt, dann entſteht zwiſchen ihnen das 
Verhältnis von Forderungsprätendenten, und der Hinterlegungsſtelle gegenüber hat nur der⸗ 
jenige den Zahlungsanſpruch, der feine ausſchließliche Berechtigung nachweiſt (RG 79, 74). 
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— Die Vorſchrift des § 372 begründet unter allen Umſtänden nur ein Recht, aber keine 
Verpflichtung des Schuldners (RG 61, 250; Warn 1913 Nr 355). Eine Verpflichtung zur 
Hinterlegung erkennt das Geſetz nur in beſondern Fällen an (3. B. in den 88 432, 1077, 1281), 
und auch hier nur, falls der Gläubiger die Hinterlegung verlangt (RG 52, 141). Das Geſetz 
gewährt im übrigen nur dem Schuldner das Hinterlegungsrecht, nicht aber auch jedem 
Dritten, der für den Schuldner leiſten wollte (vgl. 8 267 A 2). Das Recht zur Hinterlegung 
ſteht unter den geſetzlichen Vorausſetzungen auch der Sparkaſſe zu (NG 89, 401).— Erforder- 
lich iſt für die Ausübung des Rechtes, daß der Schuldner zu erfüllen gemäß § 271 Abs! 
u. 2 bereits berechtigt, zu leiſten auch willens iſt, an Bewirkung der Leiſtung aber aus Gründen 
in der Perſon des Gläubigers gehindert wird. Unter ſolchen Umſtänden will ihn das Geſetz 
durch das Mittel der Hinterlegung inſtand ſetzen, feine Befreiung auch ohne die ſonſt etwa 
erforderliche Mitwirkung des Gläubigers herbeizuführen. Als Hinderungsgründe im zuvor 
angegebenen Sinne find ausſchließlich die vom Geſetze in § 372 ausdrücklich vorausgeſetzten 
Umſtände (A 2, 3, 4) maßgebend. Eine ohne rechtmäßigen Grund erfolgte Hinterlegung 
hat nicht, ſelbſt wenn auf das Rücknahmerecht (§ 278) verzichtet iſt, befreiende Wirkung 
(RG 59, 17; 66, 412). Vgl. § 378 A 2. 5 

2. Die Hinterlegung erfolgt bei Gegenſtänden der in § 372 bezeichneten Art (Geld, 
Wertpapieren, ſonſtigen Urkunden und Koſtbarkeiten) durch Hinterlegung der Sache ſelbſt, 
bei beweglichen Sachen aber, die zu ihr ungeeignet ſind, durch Hinterlegung des Verſteige 
rungserlöſes bzw. des Verkaufspreiſes (58 383ff.). In Anſehung der Verpflichtung zur 
Herausgabe von Grundstücken vgl. $ 303. Über den Begriff Koſtbarkeiten vgl. Ach 75, 194 
und SW 1911, 374; 1913, 3821). — Annahmeverzug auf ſeiten des Gläubigers 99 293, 862 
A 3. 


3. Der Gläubiger iſt gewiß und bekannt, aber die Leiſtung läßt ſich aus einem in feiner 
Perſon liegenden Grunde an ihn trotzdem nicht oder wenigſtens nicht mit Sicherheit beiwerf. 
ſtelligen — ſo wegen ſeiner Abweſenheit vom Leiſtungsort, oder wegen Verſchollenheit, 
oder weil ihm die Geſchäftsfähigkeit oder Verfügungsbefugnis mangelt, ohne daß ein Ver 
treter oder ſonſt Empfangsberechtigter vorhanden wäre. — Als Gläubiger im Sinne des 
8 372 iſt auch der Teſtamentsvollſtrecker anzuſehen, weil er ſein Amt kraft eigenen Rechtes 
unabhängig vom Erben ausübt (RG Warn 1910 Nr 426). Aus gleichem Grunde daher 
auch der Konkursverwalter ſowie der Zwangsverwalter. > f h 

4. Es iſt dem Schuldner ungewiß, wer der Gläubiger iſt, und dieſe Ungewißheit beruht 
nicht auf einer Fahrläſſigteit. Es genügt für die Ungewißheit, wenn außer dem Hinter- 
legenden auch nur noch eine andere Perſon als empfangsberechtigt in Betracht kommt (RG 
Warn 09 Nr 398). Das Geſetz geht davon aus, daß der Schuldner die befondere Pflicht hat, 
mit der erforderlichen Sorgfalt (8 276), alſo auch unter Verückſichtigung derjetigen Geſetzes⸗ 
beſtimmungen, die den leiſtenden Schuldner ſchon ihrerſeits ſchützen (wie der 68 409, 793, 
892, 893; 5 36 WD), nach der Perſon des Gläubigers oder des ſonſt Empfangsberechtigten 
zu forſchen, und daß er nur im Falle begründeter Zweifel zur Hinterlegung berechtigt ift; 
denn er darf nicht fahrläſſig gehandelt haben (RG 53, 211; 55, 47; 89, 15; 69, 149). 
Die den gutgläubig an einen Nichtberechtigten leiſtenden, Schuldner gegen eine 
nochmalige Inanſpruchnahme durch den wirklich Berechtigten ſchützenden Vorſchriften vom 
guten Glauben, wie insbeſondere der 8893, ſchließen das Hinterlegungsrecht keineswegs ſchlecht⸗ 
hin aus; immer bleibt vielmehr entſcheidend, ob der Schuldner trotz der Schutzvorſchrift ohne 
Fahrläſſigkeit Zweifel darüber hegen konnte und gehegt hat, ob er durch Leiſtung an den 
dem Anſcheine nach Berechtigten (den eingetragenen Hypothekeugläubiger) derart erfüllen 
könne, daß er vor nochmaliger Inanſpruchnahme geſichert wäre; es iſt das auch nicht nach 
dem zur Zeit bekanntgewordenen Sachverhalte, ſondern nach den vormaligen Umſtänden 
zu prüfen, mit denen der Schuldner zu rechnen hatte (RG 97, 178). Als weitere Schntz⸗ 
vorſchriften kommen in Betracht die 88 409, 798, 1435, ferner Art 86, 74 WO. Behauptet 
der Vormann des indoſſierten Wechſels, daß dieſer ihm a und daß er von dem letzigen 
Inhaber grob fahrläſfig erworben ſei, dann wird der in Anſpruch genommene Wechſelſchuldner 
zu erwägen haben, ob jeine Zahlung an den Inhaber als eine ohne bo en Glauben und ohne 
grobe Fahrläſſigkeit geleiſtete zu gelten haben würde (RG 55, 49; 53, 207). — Als Zweifel 
konnen in Betracht kommen ſowohl ſolche, die nur in den tatſächlichen Verhältniſſen oder in der 
Auslegung des Rechtsgeſchäfts (NG JW 1911, 77199), wie ſolche, die in Rechtsnormen (RG 
69, 149) ihren Grund haben (beiſpielsweiſe im Konkursfalle oder bei Vorhandenſein mehrerer 
Berechtigter hinſichtlich des Anteilsrechts); ſo auch Zweifel über ein von den Erben beſtrittenes 
Fortbeſtehen des Teſtamentsvollſtreckeramts (RG Warn 1910 Nr 426) ferner über die Perſon 

Berechtigten bei Verſicherungen (RG IW 1911, 77129); weiter Zweifel, falls das ſchuld⸗ 
begtüänbenbe Rechtsgeſchäft angefochten ift, über die Wirkſamkeit der Anfechtung (RG 70, 90: 
des ie zwo zugleich ausgeführt iſt, daß gegebenenfalls die Ungewißheit betreffs der Perſon 

. mpfangsberechtigten nicht beſeitigt iſt, wenn ein Sparkaſſenbuch auf einen der Erwerber 
umgeſchrieben worden iſt), endlich ſolche darüber, ob der angebliche Gläubiger oder der 
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Schuldner ſelbſt der Berechtigte iſt (NG Gruch 53, 593). Das Recht auf Hinterlegung 
iſt auch gegeben, wenn der Gläubiger die von ihm erſtattete Anzeige über eine erfolgte 
Forderungsabtretung widerruft (RG Seuffu 67 Nr 197). Auch Zweifel über das objek ⸗ 
tive Recht felbft genügen (RG 59, 14; ferner 69, 149). Die Zweifel müſſen überdies 
noch zur Zeit der Hinterlegung beſtehen (RG Warn 08 Nr 502). Im übrigen aber genügt 
es, daß der Schuldner für ſeine Perſon im ungewiſſen iſt (RG Warn 09 Nr 398). — Ob die 
Zweifel des Schuldners begründet waren, ift eine der Nachprüfung zugängliche Rechts 
frage (RG 15. 5. 07 V 481/06). 


8 373 


Iſt der Schuldner nur gegen eine Leiſtung des Gläubigers zu leiſten 
verpflichtet, ſo kann er das Recht des Gläubigers zum Empfange der hinter⸗ 
legten Sache von der Bewirkung der Gegenleiſtung abhängig machen!). 

E II 322; P 1 345. 

1. Der Schuldner hat im vorausgeſetzten Falle das Zurückbehaltungs⸗ und Leiſtungs⸗ 
verweigerungsrecht aus den SS 273, 320, und kann mit Rückſicht hierauf das Empfangs⸗ 
recht des Gläubigers (88 378, 379) von Bewirkung der Gegenleiſtung ſchon in feiner 
Hinterlegungserklärung, gegebenenfalls aber bis zum Ausſchluſſe des Rücknahmerechts ($ 376) 
auch erſt durch eine ſpätere, an die Hinterlegungsſtelle gerichtete Erklärung abhängig machen, 
ſo daß der Anſpruch des Gläubigers auf Ausantwortung des hinterlegten Gegenſtandes nur 
auf Grund des Nachweiſes der erfolgten Gegenleiſtung geltend gemacht werden kann. Und 
auf Erteilung eines dazu dienlichen Empfangsbetenntnilfes hat der Gläubiger dem Schuldner. 
gegenüber den geſetzlichen Anſpruch aus $ 380. Vgl. daſ. A 1. Die Hinterlegung würde 
im übrigen den Schuldner ſelbſtverſtändlich nicht an der Klage auf die Gegenleiſtung hindern. 
Denn der $ 373 gibt dem Schuldner nur eine Befugnis für den Fall, daß er ſich von feiner 
Verpflichtung durch Hinterlegung befreien will und gemäß § 372 dies tun darf (RG 9. 3. 12 
V 406/11, teilweiſe abgedruckt IW 1912, 5927). Hinterlegungen unter anderweiten 
Vorbehalten (oder Bedingungen) als dem aus $ 373 kann die Hinterlegungsſtelle zurück ⸗ 
weiſen. Tut ſie das nicht, dann iſt ſie den Vorbehalt zu beachten dem Hinterleger gegen⸗ 
über auch verpflichtet. 


8 374 


Die Hinterlegung hat bei der Hinterlegungsſtelle des Leiſtungsorts zu 
erfolgen; hinterlegt der Schuldner bei einer anderen Stelle, ſo hat er dem 
Gläubiger den daraus entſtehenden Schaden zu erſetzen !). 

Der Schuldner hat dem Gläubiger die Hinterlegung unverzüglich an⸗ 
zuzeigen; im Falle der Unterlaſſung iſt er zum Schadenserſatze verpflichtet. 
Die Anzeige darf unterbleiben, wenn fie untunlich iſte). 

E I 278; M 2 97; P 1 348. 

1. Die Hinterlegung bei einer andern Stelle als der des Leiſtungsorts ($ 269) zieht 
nicht die Wirkungsloſigkeit der Hinterlegung, ſondern nur die Haftung des Schuldners für 
den dem Gläubiger „daraus“ etwa entſtehenden Schaden nach ſich. 

2. Über den Begriff unverzüglich vgl. $ 121, über untunlich $ 303. Den Hinterlegungs 
ſchein beizufügen, iſt der Schuldner nicht verpflichtet (NG JW 03 Beil 7916. 


§ 375 


Iſt die hinterlegte Sache der Hinterlegungsſtelle durch die Poſt über⸗ 
ſendet worden, ſo wirkt die Hinterlegung auf die Zeit der Aufgabe der 
Sache zur Poſt zurück!). 

E II 3421 P 1 348. 

1. Grundſatz der Zurückwirkung in Anſehung der Erfüllung. Es muß die Sache durch 
Vermittlung der Poſt an die Hinterlegungsſtelle auch wirklich gelangt ſein, da andernfalls 
a ‚Pinterlegung überhaupt nicht erzielt wäre. Die Überſendungsgefahr trägt alfo der 

uldner. 


8 376 


Der Schuldner hat das Recht, die hinterlegte Sache zurückzunehmen !). 
Die Rütknahme iſt ausgeſchloſſen?): 


478 Recht der Schuldverhältniſſe Erlöſchen der Schuldverhältniſſe 


1. wenn der Schuldner der Hinterlegungsſtelle erklärt, daß er auf das 
Recht zur Rücknahme verzichte; 
2. wenn der Gläubiger der Hinterlegungsſtelle die Annahme erklärt; 


3. wenn der Hinterlegungsſtelle ein zwiſchen dem Gläubiger und dem 
Schuldner ergangenes rechtskräftiges Urteil vorgelegt wird, das die 
Hinterlegung für rechtmäßig erklärt. 

E I 274; M 2 98; P 1 350. 


1. Für das Rechtsverhältnis zwiſchen Schuldner, d. h. Hinterleger (NG Gruch 51, 961), 
und Gläubiger macht es einen Unterſchied, ob die Hinterlegung mit dem Rücknahmerechte 
des Schuldners oder ohne ſolches erfolgt iſt. Über die Wirkung der erſteren verhält ſich 
$ 379, über die mit Ausſchluß des Rücknahmerechts $ 378. Das Rücknahmerecht ſteht dem 
Schuldner grundſätzlich zu und geht ihm nur aus den drei beſondern Gründen des Abſ 2 ver⸗ 
loren. Verhandlungen dagegen zwiſchen dem Glaubiger und Schuldner können nur ver⸗ 
tragliche Wirkungen, aber nicht die geſetzliche des Abſ 2 hervorbringen. Trotz des Ausſchluſſes 
des Rücknahmerechts wird der Schuldner zur Rücknahme wieder berechtigt in den 
Fällen der $$ 382, 1171 Abſ 3; ferner nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen, falls der Schuldner 
die Hinterlegungserklärung anzufechten oder aus dem Geſichtspunkte der grundloſen Be⸗ 
reicherung des Gläubigers wegen Nichtbeſtehens der Schuld rückgängig zu machen vermag (im 
Falle des § 75 ZPO, wenn die hinterlegte Sache keiner der ſtreitenden Parteien zugesprochen 
wird). 


2. Der Verzicht auf das Rücknahmerecht kann bei der Hinterlegung oder ſpäter erklärt 
werden. Ein dem Gläubiger gegenüber erklärter Verzicht kommt hier nicht in Frage. Dieſe 
empfangsbedürftige Erklärung (Vorbem 1 vor § 116) wirkt unmittelbar auch zugunſten des 
Gläubigers ($ 378) und iſt deshalb unwiderruflich. Wem der hinterlegte Betrag zuzuſprechen 
iſt, regelt ſich, auch wenn die Rücknahme ausgeſchloſſen iſt, lediglich nach dem zwiſchen den 
mehreren Prätendenten beſtehenden materiellen Rechtsverhältniſſe (RG 23. 11. 12 V 270/12). 
Der Verzicht auf die Rücknahme hat regelmäßig auch zur Folge, daß der Gläubiger nicht 
die Abgabe der Einwilligungserklärung aus § 380 fordern kann (RG 87, 377). — In welcher 
Form die Annahmeerklärung des Gläubigers gemäß Nr 2 erfolgt, iſt gleichgültig. Ein nur 
für vorläufig vollſtreckbar erklärtes Urteil im Sinne von Nr 3 genügt nicht. Die drei be⸗ 
en Vorgänge werden mit dem Zugange der Erklärung oder des Urteils ohne weiteres 
wirkſam. 


8 377 


Das Recht zur Rücknahme iſt der Pfändung nicht unterworfen“). 


Wird über das Vermögen des Schuldners der Konkurs eröffnet, ſo kann 
während des Konkurſes das Recht zur Rücknahme auch nicht von dem Schuld⸗ 
ner ausgeübt werden?). 

E I 277; M 2 277: P 1 352. 


1. Unpfändbarteit des Rücknahmerechts. Danach ſtellt ſich das Rücknahmerecht — näm⸗ 
lich das in Gemäßheit des § 376 Abf 1 beſtehende und eine rechtmäßige, wirkſame Hinter- 
legung vorausſetzende — als ein höchſtperſönliches Recht dar, das gemäß dem Grundſatze 
des § 400 zugleich rechtsgeſchäftlich unübertragbar iſt. Geht man davon aus, daß ſich 
die Rücknahme als Geltendmachung des Anſpruchs aus dem Verwahrungsvertrage darſtellt 
($ 372 A 1), fo iſt mittelbar zugleich auch die Übertragbarkeit dieſes Auſpruchs durch Abſ 1 
ausgeſchloſſen. 


2. Da im Konkurſe das Rücknahmerecht nicht durch den Konkursverwalter ausgeübt 
werden kann, weil es gemäß Abf 1 in Verbindung mit § 1 RO zur Konkursmaſſe überhaupt 
nicht gehört, ſo folgt, daß der Hinterleger noch während des Konkurſes zwar nicht das Rück⸗ 
nahmerecht ausüben, wohl aber auf das Recht wirkſam und unanfechtbar verzichten kann. 
Denn das Recht zur Zurücknahme ruht nicht während des Konkurſes. Die Beſtimmung des 
Abſ 2 bezweckt vielmehr lediglich, dem Gläubiger das ihm bereitgeſtellte Befriedigungsmittel 
auch dem in Konkurs verfallenen Schuldner gegenüber zu ſichern, und daher muß anderſeits 
der Gläubiger auch berechtigt fein, die Annahme im Sinne von Nr 2 8 376 auch während des 

zonkurſes zu erklären, um fo die Erfüllung gemäß § 378 herbeizuführen. Den andern 
Öläubtgern und dem Konkursverwalter bliebe nur die Möglichteit offen, das Hinterlegungs⸗ 
geſchaft anzufechten. 
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8 378 


1) Iſt die Rücknahme der hinterlegten Sache ausgeſchloſſen, jo wird der 
Schuldner durch die Hinterlegung von ſeiner Verbindlichkeit in gleicher 
Weiſe befreit, wie wenn er zur Zeit der Hinterlegung an den Gläubiger 
geleiſtet Hätte2), 

E I 272; M 2 96; P 1 850. 


1. Dieſe Vorſchrift beſtimmt an ſich nur die Wirkung der Hinterlegung bei Ausſchluß 
der Rücknahme, läßt indeſſen mittelbar zugleich die juriſtiſche Natur der Hinterlegung als 
Erfüllungsgeſchaft überhaupt erkennen. Das Geſetz beſagt, daß der Schuldner gegebenenfalls 
»in gleicher Weiſe befreit wird, wie wenn er an den Gläubiger ſelbſt geleiſtet hätte“. Dem⸗ 
gemäß weiſt es der Hinterlegung die Rolle des tatſächlichen Leiſtungsangebots und dem Aus⸗ 
ſchluſſe der Rücknahme dielenige der Erfüllungsannahme zu, als hätte der Schuldner die 
geſchuldete Leiſtung gemäß § 362 an den Glaubiger bewirkt. Zwiſchen dem regelmäßigen 
und dem in der Hinterlegung enthaltenen Angebote beſteht nur der Unterſchied, daß das 
erſtere Angebot bedingungslos erfolgt, während bei der Hinterlegung dem Schuldner, ſo⸗ 
lange nicht die Rücknahme ausgeſchloſſen ift (8 376 Abſ 2), gemäß 8 376 Abf 1 einſtweilen 
das Recht der Rücknahme vorbehalten iſt. Auch der Umſtand, daß die Erfüllung durch 
Hinterlegung ſich von der Mitwirkung des Gläubigers unabhängig vollziehen kann, würde 
die Auffaſſung der Hinterlegung als Erfullungsangebot noch nicht unmöglich machen ($ 362 
A 8). Vgl. dagegen Oertmann Vorbem vor $ 372 A 6a; auch $ 379. — In dinglicher 
Hinſicht ſtellt die Hinterlegung das Angebot der bergabe in der Art dar, daß der Schuldner 
den unmittelbaren Beſitz an der Sache auf die Hinterlegungsſtelle zugunſten des Gläubigers 
überträgt und ſich dabei zugleich im voraus damit einverſtanden erklärt, daß der Gläubiger 
den Beſitz und damit das Eigentum an der Sache in dem Augenblicke erwirbt, in dem die 
Rücknahme ausgeſchloſſen iſt (8 929). Der Belit- und Eigentumswechſel felbft vollzieht ſich 
demnächſt derart, daß die Hinterlegungsſtelle mit dem gegebenen Zeitpunkte den unmittel⸗ 
baren Beſitz ſtatt für den Hinterleger zugunſten des Gläubigers ausübt und fo dieſem die Stel⸗ 
lung des mittelbaren Beſitzers gewährt (58 868, 930). Auch das Angebot der Übergabe 
erfolgt ſonach unter der Bedingung des Ausſchluſſes der Rücknahme. Nur in den Fällen, 
in denen nach landesgeſetzlicher Vorſchrift das Eigentum an der hinterlegten Sache ( Geld) 
auf die Hinterlegungsſtelle übergeht und an Stelle des Eigentumsrechts der Herausgabe⸗ 
anſpruch tritt, kann auch der Gläubiger nicht Eigentum, ſondern nur den Anſpruch auf Her⸗ 
ee. erlangen. } 

„Da der Schuldner durch die Hinterlegung befreit wird, wie wenn er zur Zeit der 
Hinterlegung geleiſtet hätte, fo ift dem Ausſchluſſe der Rücknahme in Anſehung des Erfüllungs- 
geſchäfts rüctoretenbe Kraft beigelegt. Bereits vom Zeitpunkte der Hinterlegung ab werden 
mithin gegebenenfalls auch die Burgen und Pfänder frei. Und von eben jenem Zeitpunkte 
ab würde auch der Gläubiger, falls der Schuldner von ihm nunmehr die Gegenleiſtung forderte, 
nicht mehr die Einrede der Leiſtungsverweigerung aus 8 320 erheben können. Eine unrecht⸗ 
mäßige Hinterlegung, bei der es an den Vorausſetzungen des § 372 mangelt, kann ſelbſt 
nerſtändlich die nur der rechtmäßigen Hinterlegung geſetzlich beigelegten Wirkungen niemals 
haben (RG 66, 412). Die Erfullung konnte unter ſolchen Umſtänden nur dadurch herbeigeführt 
merden, daß der Gläubiger die Leiſtung als Erfüllung annimmt, und zwar auch jetzt mit 
rüchvirfender Kraft gemäß $ 378, da durch die Annahme der Mangel der Rechtmäßigkeit 
geheilt würde. Iſt die Hinterlegung nicht rechtmäßig erfolgt oder iſt der mit der erfolgten 
anterlegung verbundene Zweck nicht erreichbar (beiſpielsweiſe weil die Ungewißheit des 

läubigers nicht vorliegt oder weil die vermutliche Schuld in Wirklichkeit nicht beſteht), 
dann hat der Hinterlegende gegen denjenigen, zu deſſen Gunſten hinterlegt iſt, die Klage 
auf Rückgewährung des jenem durch die Hinterlegung zugewachſenen Anſpruchs gegen die 
Anterlegungsſtelle auf Zahlung (vgl. § 372 A 1); iſt zugunſten mehrerer hinterlegt, dann 
i Die Klage gegenüber jedem von dieſen Prätendenten gegeben (RG 79, 74). 

. Der $ 378 ift anwendbar auch bei der prozeſſualen Hinterlegung einer Sicherheit, ſo daß 
dieſe die Eigenſchaft einer ſolchen aus § 372 annehmen kann (RG JW 1914, 466°). 


8 379 
Iſt die Rücknahme der hinterlegten Sache nicht ausgeſchloſſen, ſo kann 
er Schuldner den Gläubiger auf die hinterlegte Sache verweiſen !). 
„Solange die Sache hinterlegt iſt, trägt der Gläubiger die Gefahr und 
der Schuldner nicht verpflichtet, Zinſen zu zahlen oder Erſatz für nicht 
gezogene Nutzungen zu leiſten ). 


480 Recht der Schuldverhältniſſe Erlöſchen der Schuldverhältuiffe 


Nimmt der Schuldner die hinterlegte Sache zurück, ſo gilt die Hinter⸗ 
legung als nicht erfolgt'). 
E I 275; M 2 327; P 1 530. 


1. Solange die Rücknahme nicht ausgeſchloſſen iſt, ſteht dem Schuldner nach § 376 
Abſ 1 das Recht des Widerrufs zu und hat die Hinterlegung nicht die befreiende Wirkung 
des § 378; fie gibt dem Schuldner jetzt vielmehr nur die Einrede der Verweiſung auf die 
hinterlegte Sache. 

Befugnis, den Gläubiger auf die hinterlegte Sache zu verweilen. Die Geltend- 
machung dieſer aufſchiebenden Einrede ($ 202 A 2) ſtellt kein Rechtsgeſchäft dar (ift als bloße 
Einrede auch keine empfangsbedürftige Willenserklärung) und vermag daher auch das Rechts- 
verhältnis ſelbſt in keiner Weiſe zu beeinfluſſen. Der Schuldner verliert durch ihren Ge⸗ 
brauch daher auch nicht das Rücknahmerecht im Sinne des § 377, und der Gläubiger gewinnt 
keinen Anſpruch auf die hinterlegte Sache. Die Einrede wirkt demgemäß auch nur ſo lange, 
als die Hinterlegung beſteht (vgl. RG 59, 17). Nach 88 768, 1137, 1211 kann die Einrede 
auch vom Bürgen und Verpfänder geltend gemacht werden. 

2. Die (rechtmäßige) Hinterlegung hat in allen Fällen die weitere Wirkung, daß während 
ihrer Dauer der Gläubiger die Gefahr trägt und der Schuldner von der 1 ſowie 
gegebenenfalls von der Haftung für nicht gezogene Nutzungen befreit iſt. Unter der Gefahr 
iſt hier, wo es ſich lediglich um das Schuldverhältnis handelt, nicht die Gefahr hinſichtlich 
der hinterlegten Sache ſelbſt (periculum rei), ſondern die der Nichterfüllbarkett der Schuld 
oder ihrer nicht mangelfreien Erfüllbarkeit mittels der hinterlegten Sache zu verſtehen 
(periculum obligationis). Ginge die Sache während beſtehender Hinterlegung unter, oder 
verſchlechterte ſie ſich, ſo bewährte ſich die Regel, daß bei rechtmäßiger Hinterlegung (§ 378 
A 2 a. E.) der Gläubiger die Gefahr trägt, inſofern, als der Schuldner gegebenenfalls trotz 
dem ſchlechthin befreit wäre. 

3. Mit der Rücknahme der hinterlegten Sache verliert die Hinterlegung, und zwar unter 
Rückwirkung auf die Zeit der Hinterlegung, jede Wirkung. Dies iſt von Bedeutung auch für 
die Zinspflicht ſowie für die Frage des Verzugs und ſeine Folgen. 


8 380 


Soweit nach den für die Hinterlegungsſtelle geltenden Beſtimmungen 
zum Nachweiſe der Empfangsberechtigung des Gläubigers eine dieſe Berech⸗ 
tigung anerkennende Erklärung des Schuldners erforderlich oder genügend 
iſt, kann der Gläubiger von dem Schuldner die Abgabe der Erklärung unter 
denſelben Vorausſetzungen verlangen, unter denen er die Leiſtung zu fordern 
berechtigt ſein würde, wenn die Hinterlegung nicht erfolgt wäre!. 

E II 328; P 1 355. 


1. Soweit nach den beſtehenden Geſetzen (insbeſondere den Landesgeſetzen gemäß Art 145 
EG) die Mitwirkung des Schuldners zum Nachweiſe der Empfangsberechtigung des Gläubigers 
erforderlich iſt oder genügt, hat der Gläubiger einen Anſpruch hierauf unter derſelben 
Vorausſetzung, unter denen er die Leiſtung ſelbſt zu fordern berechtigt wäre. Er kann den 
Anſpruch durch Klage, die entſprechend einer auf die Leiſtung ſelbſt gerichteten zu behandeln 
ift, wie durch Einrede geltend machen, während der Schuldner bei der noch widerrufbaren 
Hinterlegung den bezeichneten Anſpruch durch Geltendmachung des Widerrufs beſeitigen 
kann, und im a des bereits erklärten Verzichts auf die Rücknahme ($ 378) für einen 
Anſpruch des Gläubigers auf das Empfangsbekenntnis regelmäßig überhaupt nicht mehr 
Raum iſt, weil der Schuldner, der auf die Rücknahme wirkſam ($ 382) verzichtet hat, als 
Beteiligter im Sinne des § 14 Nr 1, 2 Prcinterlegs O überhaupt nicht mehr gelten kann (RG 
87 S. 375, 380). Falls der Schuldner das Empfangsrecht des Gläubigers gemäß § 373 
von Bewirkung der Gegenleiſtung abhängig gemacht hat, muß ſeine die Empfangs⸗ 
berechtigung des Gläubigers ausſprechende Erklärung zutreffendenfalld insbeſondere auch 
ausſprechen, daß die Gegenleiſtung bewirkt iſt. — Iſt die Hinterlegung wegen Ungewißheit 
über die Perſon des Gläubigers zugunſten mehrerer Perſonen erfolgt, dann kann die 
eine von ihnen vom Schuldner die Einwilligung in die Auszahlung nur dann verlangen, 
wenn fie nachweiſt, daß fie allein die forderungsberechtigte iſt, daß die Ungewißheit betreffs 
der Gläubigerſchaft nicht mehr beſteht, und daß insbeſondere die andern Perſonen von 
Anfang an nicht forderungsberechtigt waren, oder aber, daß fie nachträglich ihr Forderungs⸗ 
6 0 7 haben; denn auch die Leiſtungsklage würde einen ſolchen Nachweis erfordern 
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8 381 


Die Koſten der Hinterlegung fallen dem Gläubiger zur Laſt, ſofern nicht 
der Schuldner die hinterlegte Sache zurücknimmt!). 
E I 279; M 2 103; P 1 358. 


1. Die Koſtenpflicht des Gläubigers erklärt ſich aus den Vorausſetzungen einer recht ⸗ 
mäßigen Hinterlegung, die Ausnahme aus 8 379 Abſ 3. 


8 382 

Das Recht des Gläubigers auf den hinterlegten Betrag erliſcht mit dem 
Ablaufe von dreißig Jahren nach dem Empfange der Anzeige von der Hinter⸗ 
legung, wenn nicht der Gläubiger ſich vorher bei der Hinterlegungsſtelle 
meldet!); der Schuldner iſt zur Rücknahme berechtigt, auch wenn er auf das 
Recht zu Rücknahme verzichtet hate). 

P 6 165. 

1. Das Recht des Gläubigers auf den hinterlegten Betrag beſteht nur für die Dauer 
einer Ausſchlußfriſt von 30 Jahren (vgl. Vorbem 1 vor 8 186). Die Friſt läuft von dem 
Zeitpunkte ab, wo dem Gläubiger die Anzeige der Hinterlegung zugeht ($ 130), 
und, falls die Anzeige untunlich war (Schlußſatz des $ 374), welchen Fall das Geſetz über⸗ 
haupt unberückſichtigt läßt, nach richtiger Anſicht ſchon von der Hinterlegung ab. Den 
Friſtbeginn hier auf irgendeinen ſpäteren Zeitpunkt zu verlegen, oder gar den Beginn 
des Friſtlaufs überhaupt zu verneinen, wäre durch nichts gerechtfertigt. Hat freilich der 
Schuldner die Anzeige nur aus Pflichtwidrigkeit unterlaſſen, dann kann ihm das nicht zum 
Vorteile gereichen; die Ausſchlußfriſt iſt vielmehr unter ſolchen Umſtänden nicht in Lauf ge- 
kommen. — Der Gläubiger kann die Folge des Friſtablaufs dadurch hindern, daß er ſich bei 
der Hinterlegungsſtelle meldet, d. h. ſich als den Empfangsberechtigten kundgibt. — Hat 
der Gläubiger mit dem Verluſte ſeines Rechtes auf die Empfangnahme der Sache gemäß 8 362 
Abſ 1 zugleich auch feinen Anſpruch auf die Leiſtung verwirkt? Dieſe an ſich nur bei der baren 
Hinterlegung im Falle vorbehaltenen Rücknahmerechts berechtigte Frage (da für den andern 
Fall § 878 Platz greift) iſt zu bejahen. Es kann nicht in der Hand des Gläubigers liegen, 
eine rechtmäßige Hinterlegung dadurch für ihn bedeutungslos und unſchädlich zu machen, 
daß er ſie während der Ausſchlußfriſt nicht berückſichtigt. 


2. Der fruchtloſe Friſtablauf ſtellt für den Schuldner die ihm nach 8 376 Abſ 2 verloren: 
gegangene Befugnis zur Rücknahme der Sache wieder her (8 376 A 1). 


§ 383 


Iſt die geſchuldete bewegliche Sache zur Hinterlegung nicht geeignet, 
ſo kann der Schuldner ſie im Falle des Verzugs des Gläubigers am Leiſtungs⸗ 
orte verſteigern laſſen und den Erlös hinterlegen !). Das gleiche gilt in den 
Fällen des § 372 Satz 2, wenn der Verderb der Sache zu beſorgen oder die 
Aufbewahrung mit unverhältnismäßigen Koſten verbunden ift?). 

Iſt von der Verſteigerung am Leiſtungsort ein angemeſſener Erfolg 
nicht zu erwarten, ſo iſt die Sache an einem geeigneten anderen Orte zu ver⸗ 
ſteigerns). 

Die Verſteigerung hat durch einen für den Verſteigerungsort beſtellten 
Gerichtsvollzieher oder zu Verſteigerungen befugten anderen Beamten“) oder 
öffentlich angeſtellten Verſteigerer öffentlich zu erfolgen (öffentliche Ver⸗ 
ſteigerung). Zeit und Ort der Verſteigerung ſind unter allgemeiner Be⸗ 
zeichnung der Sache öffentlich bekanntzumachen“). 

E 1 278; M 2 102; P 1 356. 

1. Ob eine bewegliche Sache zur Hinterlegung nicht geeignet iſt, entſcheidet ſich nach 
den Landesgeſetzen. 

2. Je nachdem Hinterlegungsgrunde ($ 372 Satz 1 u. 2) ſteht dem Schuldner die Befugnis 


zur Verſteigerung der beweglichen Sache (8 90) und alsdann zur Hinterlegung des Erlöſes 
unbedingt, gemäß $ 383 Satz 1, oder nur unter ben beſondern Vorausetzungen des Satz 2 zu. 
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3. Ort der Verſteigerung. Die Beobachtung der Vorſchrift des Abſ 2 iſt nicht weſent⸗ 
lich für die Gültigkeit oder Wirkſamkeit des Verkaufs (M 2, 103). A. A. Staudinger A ze 
vol. $ 373 HGB und dazu RG JW 01 S. 617°, 75616. Die am unrechten Orte vorge⸗ 
nommene Verſteigerung macht den Selbſthilfeverkauf nicht unwirkſam, verpflichtet den 
Schuldner vielmehr nur zum Schadenserſatze. Vermag daher der hierfür beweispflichtige 
Gläubiger zu beweiſen, daß beim Verkaufe am rechten Orte ein höherer Preis erzielt worden 
wäre, dann muß der Schuldner hierfür aufkommen (RG 95, 118). Dem Schuldner ſteht 
demgegenüber der Beweis offen, daß die Wahl eines andern Ortes gemäß Abſ 2 8 883 
gerechtſertigt war. Offenbar wollen die Vorſchriften nur eine materielle Beſtimmung im 
Jntereſſe des Gläubigers geben. 

4. Die Einhaltung der Verfahrensvorſchriften für die öffentliche Berſteigerung ift für 
die Wirkſamkeit der Hinterlegung weſentlich. Befugte Beamte find die Notare, öffentlich 
angeſtellte Verſteigerer (Gew 8 36), Gerichtsvollzieher (RG 75, 182). 


S 384 

Die Verſteigerung iſt erſt zuläſſig, nachdem ſie dem Gläubiger angedroht 
worden iſt; die Androhung darf unterbleiben, wenn die Sache dem Verderb 
ausgeſetzt und mit dem Aufſchube der Verſteigerung Gefahr verbunden iſt. 

Der Schuldner hat den Gläubiger von der Verſteigerung unverzüglich 
zu benachrichtigen; im Falle der Unterlaſſung iſt er zum Schadenserſatze 
verpflichtet. 

Die Androhung und die Benachrichtigung dürfen unterbleiben, wenn ſie 
untunlich jind!). 

E I 278; M 2 102; P 1 356. 


1. Vorbedingung für die Zuläſſigteit der Verſteigerung ift daher regelmäßig deren 
2 Androhung. Über die Begriffe „Androhung“ und „untunlidh” vgl. 8 303. Der Be. 
weis aller derjenigen Tatſachen, von denen die Zuläſſigkeit der Verſteigerung abhängt, liegt 
dem Schuldner ob. 

§ 385 


Hat die Sache einen Börſen⸗ oder Marktpreis!), jo kann der Schuldner 
den Verkauf aus freier Hand durch einen zu ſolchen Verkäufen öffentlich er⸗ 
mächtigten Handelsmäklerz) oder durch eine zur öffentlichen Verſteigerung 
befugte Perſon zum laufenden Preiſe bewirken?). 

P 6 166. 


1. D. h. einen Preis, der ſich aus der Vergleichung der über die betroffene Ware (Sache) 
an dem maßgeblichen Börſen⸗ oder Marktplatze zur fraglichen Zeit geſchloſſenen größeren 
Zahl von Geſchäften ergibt (RG 34, 121). 

2. § 84 des BörſG. Vgl. ferner 88 383, 384. 

3. Der Preis ift zu hinterlegen (A 2 bei 8 383). 


8 386 


Die Koſten der Verſteigerung oder des nach § 385 erfolgten Verkaufs 
fallen dem Gläubiger zur Laſt, ſofern nicht der Schuldner den hinterlegten 
Erlös zurücknimmt!). 

E I 279; M 2 103; P 1 358. 

1. Vgl. dazu die entſprechenden Ausführungen bei $ 381. 


Dritter Titel 
Aufrechnung 
§ 387 
) Schulden zwei Perſonen einander Zeiftungen?), die ihrem Gegenſtande 
nach gleichartig jind®), jo kann jeder Teil ſeine Forderung gegen die Forde⸗ 
rung des anderen Teiles aufrechnen, ſobald er die ihm gebührende Leiſtung 


ſordern und die ihm obliegende Leiſtung bewirten kanns) e. 
E I 281; M 2 104; P 1 361. 
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1. Die Aufrechnung erweiſt ſich nach ihrer Stellung im Syſtem des BG und nach dem 
klaren Ausſpruche des 8 389 als ein materiell rechtliches Gebilde, und zwar als die an das Vor⸗ 
handenſein gewiſſer Bedingungen (A 2, 3, 4) geknüpfte Befugnis, eine Schuld durch die ein⸗ 
ſeitige Erklärung der Aufrechnung zum Erlöſchen zu bringen. — Verſchieden hiervon iſt die 
zweiſeitige Aufrechnung, die eine Willenseinigung vorausſetzt, der ſog. Aufrechnungsvertrag, 
der inhaltlich einen gegenſeitigen Erlaßvertrag darſtellt (RG 63, 190; JW 1910, 75210, Er fußt 
auf dem Grundſatze der Vertragsfreiheit und iſt daher von den an die einſeitige Aufrechnung 
geſtellten Anforderungen inſoweit unabhängig, als es ſich nicht um zwingendes Recht handelt, 
oder inſoweit, als nicht im Weſen der Aufrechnung begründete Erforderniſſe in Frage ſtehen 
(RG 72, 377), wie die gegenſtändliche Gleichartigkeit (R Warn 1911 Nr 365; Gruch 55, 906), 
wonach im Falle der Ungleichartigkeit etwa Hingabe an Zahlungs Statt vorläge. Jedenfalls 
ſetzt die Wirkſamkeit des Aufrechnungsvertrags voraus, daß ſich rechtsgültige Forderungen 
gegenüberſtehen und daß dieſe wechſelſeitig getilgt werden ſollen; daher ift auch, wenn die 
eine Forderung nichtig ift, der ganze Aufrechnungsvertrag gegenſtandslos und unwirkſam: 
beſteht aber die Gegenforderung bei Abſchluß des Vertrags noch nicht und iſt die Entſtehung 
auch noch . ewiß, dann kann es ſich um einen auffchiebend bedingten Vertrag handeln (RG 
Gruch 54, 00) Anderſeits ermöglicht der Aufrechnungsvertrag auch eine vertragsmäßige 
Steigerung der Aufrechnungsbedingungen. Von Bedeutung iſt der Aufrechnungsvertrag 
überall, wo es an einer weſentlichen Bedingung für die einſeitige Aufrechnung fehlt, ſo bei 
mangelnder Gegenſeitigkeit oder bei mangelnder Fälligteit (RG 72, 378; 78, 384; Warn 
1912 Nr 66; JW 1913, 264); ferner, falls der einfeitigen Aufrechnung Aufrechnungsverbote 
enigegenftehen. Will das Geſetz aber die Zuläffigkeit der Aufrechnung überhaupt aus⸗ 
ſchließen, wie $ 19 GmbHG, dann ift auch der Aufrechnungsvertrag wirkungslos (RG 85, 354 
zu § 19 a. a O.). — Auderſeits kann auf die Aufrechnung auch vertraglich wirkſam ver⸗ 
zichtet werden. Ein Verzicht iſt regelmäßig in der Ausbedingung ſofortiger Barzahlung 
zu finden (RG 8. 6. 10 V 514/09). Hierbei handelt es ſich jedoch nicht um einen ent⸗ 
ſprechenden Rechtsſatz; ob ein Verzicht in ſolcher Abrede zu finden iſt, muß vielmehr Sache 
der Auslegung in jedem einzelnen Falle bleiben (RG 20. 12. 19 V 200/19). Der Verzicht 
iſt, falls nicht das Gegenteil als geivollt anzunehmen, auch dann bindend, wenn ein Teil 
in Konkurs gerät (dich 60, 356). Der Verzicht gilt jedoch nicht, wenn der Gegner wegen 
Betrugs ſchadenserſatpflichtig geworden iſt und der Betrogene mit dieſer Erſatzforderung 
aufrechnet (RG 60, 296). — Gegenſeitige Forderungen unter mehr als zwei Perſonen 
(A hat eine Forderung an B, Ban C und C wiederum an A) können, abgeſehen von dem 
Mittel der Abtretung, Schuldübernahme oder Anweiſung, auch auf Grund allſeitiger 
Vereinbarung zur aufrechnungsmaßigen Ausgleichung gebracht werden (Stontration). 
sent beruht der ing. Clearingverkehr der Abrechnungsſtellen an den Börſenplätzen (vgl. 

4 A J). 

„ Über das Verhältnis zwiſchen Zurückbehaltung und Aufrechnung vgl. § 273 A 1 Abſ 1 
und RG 85, 110. 8 5 ae, 

2. Die (aufervertragliche) Aufrechnung ift nur unter den nämlichen Perſonen möglich, die 
einander Leiſtungen ſchulden (compensatio fit inter easdem partes), wobei es jedoch lediglich 
auf den Zeitpunkt der Aufrechnung ankommt, ſo daß es gleichgültig iſt, ob die gegenſeitige 
Hläubigerſchaft und Schuldnerſchaft von Anfang an beſtanden hat oder ob fie erſt ſpater im 

ege der Übertragung oder durch Schuldübernahme entitanden war. Der rechtsgeſchäftlichen 
bertragung gemäß 8 398 ſteht in dieſer Hinſicht die Verpfändung nach $ 1275 ſowie die 
berweiſung nach $ 835 ZPO gleich. Anderſeits kann auch der Schuldner einer verpfändeten 
orderung mit feiner Forderung gegen den Pfandgläubiger aufrechnen (ch 58, 108; 84, 13). 
Falle des $ 1275 (Pfandrecht an dem Rechte auf eine Leiſtung) iſt jedoch die Auf⸗ 
rechnungsmöglichteit gegenüber dem Pfandgläubiger ſowie anderſeits zugunſten des letz⸗ 
an gemäß $ 1282 erft dann gegeben, wenn die Vorausſetzungen des 8 1228 Abf 2 
erfüllt find (RG 58, 108). Das Erfordernis der Gegenſeitigkeit iſt im übrigen ein 
ſtartig unbedingtes, daß die einſeitige Aufrechnung mit einer fremden Forderung 
En dann unſtatthaft ift, wenn deren Inhaber in fie einwilligt (RG 78, 382; Warn 
1917 Nr 136). Allerdings beſteht die Möglichkeit, mittels eines Aufrechnungsvertrags auch 
durch Aufrechnung einer eigenen Forderung eine fremde Schuld zu tilgen (RG 72, 377; 
arn 1912 Nr 66). Demnach kann auch nicht ein Geſamtſchuldner mit der dem andern 
Geſamtſchuldner zuſtehenden Forderung einjeitig aufrechnen (8 422 Abf 2). Wohl aber 
tn der wegen einer Geſellſchaftsſchuld perſönlich in Anſpruch genommene Geſellſchafter 
mit einer Geſellſchaftsforderung aufrechnen, falls er die Vertretungsmacht beſitzt (nal, 
8 719 U 4), da hier das Erfordernis inter easdem personas erfüllt ift. Unzuläſſig i ſt 
auch die Aufrechnung mit einer Forderung an die Perſon des Vorerben gegen eine Forderung 
er Erbſchaft (RG 80, 30), ſowie die Aufrechnung des Bürgen gegen die Forderung 

Glaubigers mit einer Forderung des Hauptſchuldners (NG 53, 403) wie endlich 
auch die Aufrechnung des Eigentümers der Pfandſache (8 1211) mit einer Forderung des 
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Schuldners (RG Warn 1912 Nr 303). Dem Eigentümer wie dem Bürgen ſteht nur die ver⸗ 
zögerliche Einrede der Leiſtungsverweigerung nach 8 770 Abſ 2 zu (vgl. auch die 88 1137, 
1211). Ebenſowenig vermag der Hauptſchuldner gegen die Rückgriffsforderung des Bürgen 
an ihn mit ſeiner etwaigen Forderung an den Gläubiger aufzurechnen (RG 59, 207). 
Wird eine Forderung durch ein Rechtsgeſchäft abgetreten, das nach dem Anfechtungsgeſetze 
anfechtbar iſt, und ficht ein Gläubiger des Zedenten das Geſchäft wirklich an, ſo kann 
der Zeſſionar gegen ihn mit einer Forderung des Zedenten nicht aufrechnen (M& 9. 1. 06 
VII 225/05 und 30. 10. 06 VII 644/05). Gegen ſeine Schuld aus dem Meiſtgebote kann 
der Erſteher mit ſeiner Forderung an die zur Hebung gekommenen Gläubiger grundſätzlich erſt 
aufrechnen, wenn dieſen die Forderungen an ihn gemäß $ 118 3G überwieſen ſind, weil 
die Gläubiger vorher nicht perſönliche Gläubiger des Erſtehers geworden ſind (RG 64, 308). 
Vor der Überweiſung hat jedoch der Erſteher gegenüber dem Hypothetengläubiger und 
dieſer auch gegenüber dem Zwangsvollſtreckungsſchulduer, der eine Eigentumergrundſchuld 
und damit ebenfalls ein Pfandrecht an dem Verſteigerungserlöſe geltend macht, bereits die 
rechtlich begründete Ausſicht auf die Möglichkeit der Aufrechnung mit einer Gegenforderung, 
und daher kann der Erſteher von der Aufrechnung auch gegenüber dem Dritten Gebrauch 
machen, an der der Hypothekengläubiger oder der Vollſtreckungsſchuldner die ihm nach 8 118 
3G übertragene Forderung, wenn auch erſt nach der Übertragung, abgetreten hat 
(N 84, 8). Vgl. § 406 A 1. Wird die Aufrechnung ſchon vordem widerſpruchslos zu⸗ 
gelaſſen, fo kann hierin möglicherweise zugleich eine ſtillſchweigende Überweiſung gefunden 
werden (RG JW 1910, 158%). Kann im Falle der fiduziariſchen Zeſſion zum Zwecke der 
Einziehung der Schuldner dem fiduziariſchen Zeſſionar gegenüber mit ſeinen Forderungen 
an den Zedenten aufrechnen? In RG 8. 6. 10 V 514/09 als zweifelhaft angeſehen. Die 
Frage iſt zu bejahen, da der Zeſſionar gegebenenfalls die Geſchäfte des Zedenten führt und 
die Abtretung nur eine beſondere Art der Ermächtigung darſtellt (R Warn 08 Nr 275). 
Eine Ausnahme erleidet der Grundſatz „inter easdem partes“ nur in den Fallen der 
SS 268, 1142, 1124, 1249 (vgl. 8 268 A 2 u. § 276 A 2); ferner im Falle der Zeſſion gemäß 
$ 406 zugunſten des Schuldners. Über die ausnahmsweiſe Befugnis des Mannes, mit 
Forderungen der Frau gegen Forderungen an dieſe aufzurechnen, vgl. § 1376 Nr 2. — Über 
Aufrechnung im Falle der Abtretung vgl. § 406. 

3. Das Erfordernis der Gleichartigkeit „dem Gegenſtande nach“, worauf ſich das Er⸗ 
fordernis der Gleichartigkeit allein erſtreckt (M 2, 104; RGS Warn 1911 Nr 365), kann niemals 
gegeben ſein, wenn beſtimmte Sachen oder nicht vertretbare Handlungen gegenſeitig zu leiſten 
find. Ebenſowenig dann, wenn es ſich einerſeits um eine Geldſchuld und anderſeits um eine 
Gewährungs⸗ oder Verſchaffungspflicht, oder um eine Leiſtung handelt, die ein Tun zum 
Gegenstande hat. Daher kann auch der Verwahrer oder der Beauftragte nicht gegen ſeine 
Verpflichtung, die verwahrte Sache oder das in Ausführung des Auftrags Empfaugene an den 
Verwahrer oder an den Auftraggeber herauszugeben (88 695,667), mit einer Geldforderung auf- 
rechnen (M 2, 105). Ungleichartig find Forderungen beiſpielsweiſe auch dann, wenn die 
eine (eine Wechſelforderung) auf Zahlung ſchlechthin und die andere auf Gewährung des ver⸗ 
tragsmäßig verſprochenen Darlehns gerichtet iſt (RG 52, 306); weiter der Anſpruch auf Zahlung 
einer Summe und der Anſpruch auf Schuldbefreiung (RG JW 1910, 332°). Regelmäßig kann 
Gleichartigkeit daher nur vorliegen bei Gattungsſchulden (8 243). Gleichartigkeit kann 
indeſſen nach der Verkehrsanſchauung, falls nicht beſondere Umſtände entgegenſtehen, auch an⸗ 
genommen werden in Anſehung einer Geldforderung und anderſeits einer ſolchen, die auf 
Wertpapiere gerichtet iſt (RG Warn 1912 Nr 202). Sie beſteht endlich auch dann, wenn ein 
Geldbetrag wegen Zweifelhaftigkeit der Perſon des Berechtigten hinterlegt iſt und alsdann beide 
Prätendenten den Betrag für fich in Anſpruch nehmen, indem ſie wechſelſeitig die Einwilligung 
in die Auszahlung fordern, und nunmehr der eine von ihnen mit einer Geldforderung gegen den 
andern aufrechnet (JW 1912, 635%). Da für die Aufrechnung lediglich der Zeitpunkt der 
Erklärung maßgebend ift (RG 73, 141; Warn 1911 Nr 365), ſo beſteht hinſichtlich des Er- 
forderniſſes der Gleichartigkeit kein Anſtand mehr, falls eine Speziesſchuld zur angegebenen 
Zeit bereits in eine auf Geld gerichtete Schadenserſatzforderung übergegangen iſt (RG 
73, 141; JW 1911, 7110. Daher beſteht auch Gleichartigkeit der Forderungen, wenn der 
Übernehmer eines Vermögens, der dieſes bereits verſilbert hat, jetzt gemaß § 419 in Verb. 
mit $ 1990 auf Befriedigung aus dieſem Erlöſe in Anſpruch geuommen wird, und er ander⸗ 
ſeits gegen den Forderungsberechtigten eine Geldleiſtung geltend macht (NG 82, 276). 
Ungleichartigkeit in Hinſicht auf Nebenbeſtimmungen (Zeit., Hrtebeſemmungen, Bedin⸗ 
gungen) iſt im Sinne des $ 387 bedeutungslos (MG ZW 1911, Jul. Eine bereits rechts. 
kraftig zuerkannte Forderung iſt gemäß § 389 und § 767 350 der nachträglichen Aufrech⸗ 
nung entzogen (RG Warn 1913 Nr 389). — Nach der ausdrücklichen Bestimmung des $ 1142 
Abſ 2 iſt der Grundſtückseigentümer berechtigt, gegen eine Hypothekenforderung auf- 
zurechnen, und gemäß § 1192 muß dasſelbe auch hinſichtlich einer Grund chuld gelten, 
wiewohl hier lediglich eine Verpflichtung auf Zahlung aus dem Grundſtück beſteht (RG 
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2. 12. 05 V 207/05 und JW 1910, 7042, wo zugleich angenommen iſt, daß das Recht des 

Eigentümers auch daun beſteht, wenn der Hypothekengläubiger eine Konkursmaſſe iſt). 

Dagegen kann nicht der Hypotheken⸗ oder Grundſchuldgläubiger mit ſeiner dinglichen For⸗ 

11 gegen eine perſönliche Forderung des Eigentümers aufrechnen (RG Warn 1914 
t 323). 

4. Forderung gegen Forderung. Beide Forderungen, ſowohl die Hauptforderung, 
„gegen“ die aufgerechnet wird, wie die Gegenforderung, „mit“ der aufgerechnet wird, müſſen 
bereits entſtanden (RG SeuffA 60 Nr 50) und müſſen grundſätzlich auch klagbar fein. Das 
Geſetz ſetzt eine „gebührende“ und anderſeits eine „obliegende“ Leiſtung voraus. Mit 
einer nichtigen Forderung, insbeſondere einer ſolchen, die aus einem wider die guten Sitten 
verſtoßenden Vertrage herrührt, kaun nicht aufgerechnet werden, ebenſowenig mit einer 
zwar nicht nichtigen, aber klagloſen (88 134 A 4, 762, 656), ſofern nicht die Aufrechnung 
durch das Geſetz ausdrücklich geſtattet wird (Börſch § 56). Ebenſowenig gegen eine nich⸗ 
tige Forderung, da der 8 397 einen nur einſeitig erklärten Erlaß überhaupt nicht kennt, 
während die Aufrechnung gerade durch eine einſeitige Erklärung erfolgt. Wenn in RG 63, 190 
ausgeführt iſt, daß die vertragsmäßig erfolgende Aufrechnung die aufgerechnete rechts⸗ 
beſtändige Forderung auch dann endgültig zum Erlöſchen bringe, wenn die Gegenforderung 
nichtig ſei, ſo erſcheint das als bedenklich. Stellt der Aufrechnungsvertrag einen gegen⸗ 
ſeitigen Erlaßvertrag dar (A 1), dann liegt, ſofern die Gegenforderung nicht beſteht und daher 
auch die Möglichkeit eines Erlaſſes nicht gegeben, anfängliche Unmöglichkeit der Leiſtung 
vor ($ 306). Der Vertrag iſt alſo nichtig. Auch die vereinbarte Aufrechnung verlangt eine 
materiell begründete Forderung (2. 5. 14 V 567/13). Vgl. ferner RG JW 1913, 131˙, wo 
ausgeführt iſt, daß auch mit einer Forderung, die durch eine unzuläſſige und demnächſt wieder 
beſeitigte Steuerordnung begründet worden, nicht aufgerechnet werden kann. Erforderlich iſt 
auch, daß die Forderung bereits wirkſam entſtanden iſt, zutreffendenfalls alſo, daß die 
Bedingung bereits eingetreten ilt. Daher iſt aber auch eine erſt für den Fall der Entſtehung 
der Hauptforderung im voraus erklärte Aufrechnung wirkungslos (RG JW 03 Beil 124275). 
Nur der § 54 KO geſtattet die Aufrechnung mit noch bedingten Forderungen ſowie gegen 
ſolche (NG JW 1912, 635°). Zur Aufrechnung ungeeignet ift auch eine Forderung, die 
nur auf einer erſt vorläufig vollſtreckbaren behördlichen Verfügung (einer Verwaltungs⸗ 
behörde) beruht; erweist ſich die Verfügung demnächſt als ungeſetzlich, dann hat die For- 
derung in Wirklichkeit überhaupt niemals beſtanden (RG JW 1913, 1315). Im Falle des 
§ 19 Abf 2, betr. Geſellſchaften m. b. H., iſt auch die vertragsmäßige Aufrechnung gegen die 
Forderung auf Einzahlung der Einlage nur unter beſondern Umſtänden zuläſſig (RG 
85, 352). Betreffs der Ausſetzung des Verfahrens bis zur Entſcheidung der Verwaltungs⸗ 
behörde über die Begründetheit der Gegenforderung vgl. RG 77, 402. Für den Fall, 
daß einer Forderung eine Einrede entgegensteht, vgl. 889 A 2 und die Ausführungen zu 
$ 390. „Gegen“ eine zwar nicht nichtige, aber klagloſe Hauptforderung iſt die Auf. 
rechnung nach den Grundſätzen der 88 762 Satz 2 u. 656 schlechthin zuläſſig. — Daß die 
Forderung, mit der aufgerechnet werden ſoll, kleiner iſt als die Gegenforderung, ſchließt 
das Recht zur Aufrechnung nicht aus. Unſtatthaft iſt es aber, nur mit einem Teile 
einer Forderung aufzurechnen, wenn dem Glaubiger aus der wiederholt nur teilweiſe er⸗ 
folgenden Tilgung feiner Gegenforderung Veläftigungen erwüchſen, die er nicht zu dulden 
braucht; es folgt das aus den Grundſätzen der §8 266, 242, wonach der Gläubiger gegen 
Beläſtigungen, die Teilleiſtungen mit fi bringen, geſchützt fein ſoll (RG 79, 359; die 
Gegenforderung war hier eine Hypothekenforderung, weshalb die 88 1144, 1445 mit berüd- 
ſichtigt wurden). — Zuläſſig iſt die Aufrechnung gegen Anſprüche auf Schadenserſatz aus 
$ 717 Abi 2 ABO (N 76, 406). Gegen Forderungen öffentlich⸗rechtlichen Charat- 
ters iſt eine Aufrechnung jedenfalls inſoweit unzuläſſig, als das Geſetz, auf dem die Ab⸗ 
gabepflicht beruht, die Zahlungspflicht vorſieht und ſo die Aufrechnungsmöglichkeit, wenn 
auch nur mittelbar, ausſchließt (RG 22. 1. 09 VII 171/08, wo die Frage unentſchieden ge- 
blieben iſt, ob der gemeinrechtliche Grundſatz gemäß 0 46 Dig de jere fisci 49, 14, daß 
gegen ſteuerrechtliche Forderungen des Staates die Aufrechnung unzuläſſig, auch gegenwärtig 
Geltung hat, jedoch ſo viel ausgeſprochen iſt, daß die Gültigkeit eines ſolchen dem öffent⸗ 
lichen Rechte angehörenden Grundſatzes durch Art 55 Ec nicht ausgeſchloſſen ſein würde). 
Die Zuläſſigleit der Aufrechnung gegen die Stempelforderung eines Staates (Württem⸗ 
berg) ift in RG 93, 63 angenommen und damit wenigſtens ſtillſchweigend die Geltung des 
zuvor angeführten gemeinrechtlichen Grundſatzes verneint worden. — Mit einer Stempel⸗ 
orderung kann der Staat ohne weiteres aufrechnen, ſobald die Verbindlichkeit kraft Ge⸗ 
Les zur Entſtehung gelangt iſt, ohne daß es erſt noch einer Veranlagung bedürfte (RG 
tl, 888). 


5. Fälligkeit der Gegenforderung, mit der der Erklärende aufrechnen will, iſt un⸗ 
bedingtes Erfordernis. Hinſichtlich der Forderung, gegen die die Aufrechnung ere 
genügt dagegen, daß der fie Erklärende zu leiſten, wenn auch noch nicht verpflichtet, ſo doch 
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gemäß $ 271 Abſ 2 bereits berechtigt iſt und daß daher der Berechtigte die Leiſtung bereits 
annehmen muß (8 271 A 4). Über den Begriff Fälligkeit vgl. § 198 A 2 und § 271 A 1. 
Eine vor der Fälligkeit erklärte Aufrechnung iſt auch dann unwirkſam, wenn der andere Teil 
nicht widerſprochen hat; es bedarf nach Eintritt der Fälligkeit einer neuen Erklärung (RG 
3. 10. 08 V 564/07). j 

6. Weitere, allgemeine Erforderniſſe als die zuvor behandelten hat das Geſetz betreffs 
der einſeitigen Aufrechnung nicht aufgeſtellt; die 88 390, 392— 395 geben nur beſondere 
Ausſchließungsgründe. Insbeſondere verlangt das Geſetz nicht rechtlichen Zuſammenhang 
zwiſchen den Forderungen (zumal in Hinſicht auf den Leiſtungsort, $ 391), auch muß die 
Forderung nicht bereits anerkannt ſein. Von Bedeutung iſt beides nur für den Fall der 
Aufrechnung im Prozeſſe. Vgl. dazu die 88 145 Abſ 3, 302, 322 ZPO. — Über die Auf⸗ 
rechnung mittels Kontokorrents vgl. § 355 HGB (RG 76, 330), über die Aufrechnung im 
Konkurſe die 88 21, 5356, 199 KO und RG 56, 362 u. 46, 98. Bei einem Kontokorrent, 
das verbotene Börſentermingeſchäfte enthält, iſt inſoweit ſowohl die Anerkennung des 
Saldos wie auch die auf ſolche Geſchäfte ſich erſtreckende Verrechnung ungültig; die Börfen. 
termingeſchäfte müſſen daher bei Feſtſtellung des Saldos ausſcheiden (NÖ JW 1912, 8535), 

Übergangsrecht. Iſt eine Forderung vor dem 1. Januar 1900 entjtanden, fo beurteilt 
ſich ihre Aufrechnungsfähigkeit nach dem früheren Rechte (RG 50, 37; JW 07, 51010), 
das Aufrechnungsgeſchäft ſelbſt dagegen nach dem BB (RG 57, 99). 


8 388 


Die Aufrechnung erfolgt durch Erklärung gegenüber dem anderen Teile). 
Die Erklärung iſt unwirkſam, wenn ſie unter einer Bedingung oder einer Zeit⸗ 
beſtimmung abgegeben wird?) ). 

E I 282; M 2 106; P 1 365. 


1. Die Aufrechnungserklärung iſt eine einſeitige, empfangsbedürftige (88 131, 132), 
rechtsgeſchäftliche Erklärung, die mit Zugang an den andern Teil oder an denjenigen, der über 
die Forderung des Genannten zu verfügen befugt iſt (RG 56, 364; ZW 07, 742°), wirkſam und 
damit unwiderruflich wird. Sie braucht nicht ausdrücklich abgegeben zu werden. So würde 
ſchon in einer Erklärung des Schuldners gegenüber dem Gläubiger, daß er „dieſem nichts mehr 
ſchuldig fein wolle und ſogar noch Geld dazu verlange“, eine Aufrechnung zu finden fein (RG 
59, 207), und desgleichen in Geltendmachung des Zurückbehaltungsrechts oder der Leiſtungs⸗ 
verweigerung gegenüber einer gleichartigen Schuld (RG 83, 140; 94, 310; Gruch 53, 919; 
Warn 08 Nr 550). Eine Abmachung, daß der Schuldner feine Schuld durch gewiſſe Leiſtungen 
(Dienſtleiſtungen) abverdienen ſolle, enthält im voraus einen Aufrechnungsvertrag, ſo daß 
es einer ſpäteren Aufrechnungserklärung nicht mehr bedarf (RG 10. 1. 08 VII 183/07). 
A. A. Planck § 387 A 3871. — Die Aufrechnungserklärung kann außerhalb wie innerhalb 
eines Prozeſſes abgegeben werden, und im letzteren Falle kommt fie ſowohl materiell wie 
als Prozeßhandlung in Betracht. Vgl. das Nähere hierüber, insbeſondere auch über die 
Befugnis der Prozeßvertreter zur Abgabe und Empfangnahme der Erklärung, Vorbem 8 
vor § 104. — Inwiefern in Geltendmachung des Zurückbehaltungsrechts die Erllärung 
einer Aufrechnung zu finden iſt, vgl. noch § 273 A 1 Abf 1. 

2. Die Erklärung darf nicht unter einer Bedingung oder einer Zeitbeſtimmung ab⸗ 
gegeben werden, da fie ſonſt den Zweck, die Schuld ſofort mit der Erllärung zum Erlöſchen 
zu bringen, nicht erfüllen könnte. Keine Bedingung im Sinne des Paragraphen iſt es jedoch, 
wenn die Aufrechnung für den Fall erklärt wird (bloße Rechtsbedingung), daß die Gegen⸗ 
forderung beſteht, da alsdann nur eine derzeitige Ungewißheit vorhanden, die Erllärung 
ſelbſt jedoch unbedingt abgegeben wäre (Eventualaufrechnung: RG 57, 101: 97, 278; JW 
1914, 77). Wohl aber if} unwirkſam die Erklärung der Aufrechnung für den Fall, daß die 
Forderung demnächſt entitehen wird, weil hierin eine echte Bedingung enthalten fein würde 
(RG JW 0g Beil 12475) Gemaß 8 767 ARD Geltendmachung der Aufrechnung mit der 
Vollſtreckungsgegenklage (RG 64, 229; XW 1913 S. 103 u. 929; Gruch 58, 488). f 

3. Eventualaufrechnung im Prozeſſe. Sie iſt gegeben, wenn der Beklagte die Klage 
forderung beſtreitet, etwa auch ſelbſtändige Einreden gegen ſie vorbringt, dabei jedoch zugleich 
vom Einwande der Aufrechnung Gebrauch macht. Über die Zuläſſigkeit einer ſolchen Prozeß⸗ 
verteidigung herrſcht faſt ausnahmslos Einverſtändnis (vgl. auch M 2, 108 und Prot! S. 366, 366, 
ferner RG 57, 101). Wie aber hat der Prozeßrichter zu verfahren, wenn der Kläger die erſt 
im Prozeſſe zur Aufrechnung geſtellte Gegenforderung anerkennt, während die Klageforderung 
beſtritten iſt? Darf er die Klage jetz ohne weiteres abweiſen? Oder muß er zuvörderſt durch 
eweiserhebung das Beſtehen oder Nichtbeſtehen des Klageanſpruchs erörtern? Das iſt die 
Fereitfenge zwiſchen der ſog. Klageabweiſungs und der Beweiserhebungstheorie (vgl. die 

berſichten bei Oertmann und Staudinger A 2 zu $ 388), Ein weiter Raum befteht für 
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dieſe Streitfragen übrigens überhaupt nicht. Es find nämlich zwei Fälle auseinander⸗ 
zuhalten: a) Der Beklagte will mit feiner Erklärung zunächſt nur ankündigen, daß er künftig, 
falls die Klageforderung bewieſen werden ſollte, oder falls ſeine in erſter Linie angebrachten 
Einwendungen nicht bewieſen werden könnten, demnächſt aufrechnen werde (NG 79, 26). 
b) Der Beklagte rechnet endgültig ſchon jetzt auf und verlangt demgemäß die Abweiſung 
der Klage ebenfalls ſchon jetzt. Der Fall a) kann nun zu widerſtreitenden Auffaſſungen 
überhaupt kaum Anlaß geben, und es ſcheint auch nicht zweifelhaft, daß man es in der Praxis 
gerade mit ihm regelmäßig zu tun haben wird. Denn der Sachlage entſpricht es ſicherlich, 
daß der Beklagte, der die Klageforderung beſtreitet, erſt den Beweis der Forderung oder die 
Erſpeislichkeit feiner eigenen ſouſtigen Einwendungen abwartet, bevor er ſich zur Aufrech⸗ 
nung ſeiner Forderung und ſomit zu ihrer Aufopferung (f. weiter unten) entſchließt. Und 
im übrigen iſt es auch klar, daß der vorerſt nur für ſpäter angekündigte Einwand die der⸗ 
zeitige Lage des Rechtsſtreits zu beeinfluſſen überhaupt noch nicht vermag, insbeſondere alſo 
auch nicht geeignet ift, die Spruchreife des $ 300 380 herbeizuführen und das an ſich be- 
ſtehende Erfordernis der Beweiserhebung zu beſeitigen. Indeſſen es kann nicht zugegeben 
werden, daß immer nur der Fall a) gegeben und der Fall b) völlig ausgeſchloſſen iſt, da 
es immerhindenkbar bleibt und erfahrungsgemäß auch geſchieht, daß der Beklagte einmal 
anders verfährt, als „vernünftig“ ſcheinen mag. (Beiſpielsweiſe er hält den Kläger für 
völlig vermögenslos, und es kommt ihm nur darauf an, den Prozeß ſo ſchnell als möglich, 
wenn auch mit Aufopferung ſeiner für wertlos erachteten Forderung, zu ſeinen Gunſten zu 
beendigen.) Unterſtellt man aber den Fall b) einmal als gegeben, dann liegt allerdings 
auch die zuvor aufgeſtellte Streitfrage vor, und man wird der jetzt erheiſchten Entſchei⸗ 
dung auch mit der Erwägung nicht ausweichen können, daß die prozeſſuale Aufrechnungs ⸗ 
erklärung im Zweifel überhaupt nur inſoweit als gegeben anzuſehen ſei, als es nach der 
prozeſſualen Lage auf die Einwendungen ankomme (Oertmann, Staudinger a. a. O.; ſowie 
Planck § 388 A 5). Es kann doch unter Umſtänden ſogar vorkommen, daß der Beklagte 
ſogar auf richterliches Befragen erklärt, er rechne ſchon jetzt auf und verlange ſchon jetzt 
das Urteil. Liegt die Sache aber einmal fo, dann erſcheint der Standpunkt der Klageab⸗ 
weiſungsregel als der richtige. Die Frage, wie der Richter im anhängigen Rechtsſtreite zu 
verfahren hat, iſt eine ausſchließlich prozeſſuale, und fie muß fi mithin auch im gedachten 
Falle ausſchließlich nach dem einſchlägigen zwingenden Gebote des § 300 Abſ 1 ZPO 
regeln. Nun iſt aber die Sache bei einer Leiſtungsklage notwendig ſchon dann ſpruchreif, 
ſobald aus irgendwelchem Grunde feſtſteht, daß der Richter dem Kläger unter keinen Um⸗ 
ſtänden willfahren kann, und fo liegt die Sache doch auch hier, ſobald feſtſteht, daß die Klage⸗ 
bitte deswegen unbedingt hinfällig iſt, weil der Aufrechnungseinwand unter allen Um. 
ſtänden durchgreifen muß. Über den Klagegrund gegebenenfalls trotzdem noch Beweis zu 
erheben, kann ſomit dem Richter nach 8 300 Abſ 1 nicht mehr geſtattet fein. Täte er es 
dennoch, fo beträfe das Beweisverfahren nur ein Element des Prozeſſes, das für die Ent- 
ſcheidung keine Erheblichkeit hatte. So wird über die Klageforderung auch dann nicht mehr 
Beweis erhoben, wenn die Einrede der Verjährung oder der Einwand der vom Kläger zuge- 
gebenen Zahlung durchſchlägt. Aber auch für die ſonſtigen Einwendungen des Beklagten bliebe 
kein Raum, falls ſchon die Aufrechnung durchgriffe. Denn dem Gerichte vorzuſchreiben, 
auf welche der gleichzeitig und endgültig geltend gemachten Einwendungen es zuerſt ein ⸗ 
gehen ſolle, iſt der Beklagte wiederum nach dem Grundſatze des $ 300 a. a. O. nicht be 
rechtigt. Daß endlich aber der bereits endgültig vorgebrachte Aufrechnungseinwand auch 
daun ſofort durchgreift, wenn der Beklagte die Klageforderung beſtreitet, ergibt ſich aus 
folgender Betrachtung: Es iſt ein feſtſtehender Grundſatz des Prozeßrechts, daß die Partei 
ſich an ihren Behauptungen feſthalten laſſen muß (RG 78, 345). Ebenſo muß fie ſich aber 
auch gefallen laſſen, daß aus ihren Erklärungen und Anträgen diejenigen Folgerungen ge⸗ 
zogen werden, die ſich aus ihnen ohne weiteres ergeben. Erklärt nun der Beklagte, daß er 
gegen die Klageforderung aufrechne, und verlangt er auf Grund deſſen auch die ſofortige Ab⸗ 
weiſung der Klage, dann folgt hieraus ohne weiteres, daß er das Beſtehen der Klagefor⸗ 
derung zum mindeſten für den gegebenen Fall und unter der Bedingung ſtillſchweigend 
anerkennt, daß der Richter infolge der Aufrechnung die Klage ſogleich abwieſe. Denn wer 
eine Aufrechnung erklärt, kann denkbar auf keinem andern Standpunkte ſtehen als dem, 
daß eine Gegenforderung, gegen die er aufrechnen will, auch wirklich vorhanden ift. Und 
wer auf Grund feiner Aufrechnungserklärung die ſofortige Abweiſung der Klage fordert, 
muß demgemäß auch notwendig dazu entichloffen fein, feine aufzurechnende Forderung für 
den Fall der Berücksichtigung feines Begehrens aufzuopfern. Eine Aufrechnung gegen eine 
nicht als beſtehend gedachte Forderung wäre ein Unding und ein Widerſpruch in ſich ſelbſt. 

eſtreitet ſomit der Beklagte die Klageforderung, erklärt er anderſeits aber trotzdem die 

ufrechnung und will er wirklich demzufolge die Klagabweiſung erlangen, dann kann er 
mit ſeinem Beſtreiten gar nicht weiter gehört werden, weil bei Beſtreitung der aufzurechnen⸗ 
den Klageforderung ſein ganzer Einwand in ſich ſelbſt zuſammenfiele. Über dieſe Ergeb» 
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niſſe kann ſich der Bellagte auch nicht mit dem Hinweiſe darauf hinweghelfen, daß doch der 
Kläger das Beſtehen ſeiner Forderung behauptet habe und ſchon deswegen hieran feſtzu⸗ 
halten ſei, wiewohl die Forderung beſtritten worden. Denn die Frage, unter welchen Um⸗ 
ſtänden eine Aufrechnung möglich iſt, regelt ſich nicht nach Prozeßrecht, ſondern nach den 
Grundſätzen des materiellen Rechtes, da die Aufrechnung im Prozeſſe zwar eine Prozeßhand⸗ 
lung darſtellt, die ſachlichen Erforderniſſe des bezeichneten Rechtsgeſchäfts jedoch lediglich 
nach dem materiellen Rechte zu beurteilen ſind (Doppelnatur der Prozeßhandlung, 
R 63, 412; vgl. Vorbem 8 vor $ 104). Wie ſollte der Beklagte überhaupt von einer 
Aufrechnung ſprechen können, wenn er dabei verbleiben wollte, daß eine Gegenforderung 
vom Kläger zwar behauptet, in Wirklichkeit aber nicht vorhanden feil Im Falle Rh 42, 322 
hatte der Beklagte die Erklärung abgegeben: „Falls er damit die ſofortige Abweisung 
der Klage erreiche, wolle er die klagebegründenden Behauptungen, ſoweit dazu erforderlich 
ſei, zugeben und ſich auf die Aufrechnungseinrede beſchränken.“ Daraufhin aber ſah das 
Reichsgericht ebeufalls die Klageforderung offenbar zum mindeſten als bedingt anerkannt 
und ihre Aufrechnungsfähigkeit ſomit aus dieſem Grunde als gegeben an. Ein gleiches 
muß nun aber ſtets dann gelten, wenn ſich aus dem ganzen Verhalten des Beklagten not. 
wendig ein, wenn auch nur bedingtes ſtillſchweigendes Anerkenntnis ergibt. Folgt man den 
vorſtehenden Erwägungen, dann dürfte damit in der vorliegenden Streitfrage auch ein ſowohl 
prozeſſual wie ſachlich befriedigendes Geſamtergebnis gewonnen ſein: Der Beklagte hätte 
ſein Ziel, die ſofortige Abweiſung der Klage, erreicht, und zwar auf dem von ihm ſelbſt ge⸗ 
wollten Wege; der Kläger anderſeits hätte im ganzen keinen Verluſt erlitten, da der Ver⸗ 
luſt feiner Forderung durch den Untergang der von ihm, wie zu Anfang vorausgeſetzt, aus: 
drücklich anerkannten Gegenforderung des Beklagten ausgeglichen ſein würde, dieſer 
Untergang wäre aber auch ein endgültiger; die den Kläger abweiſende Entſcheidung ent⸗ 
behrte auch in keiner Hinſicht der erforderlichen Beſtimmtheit; die Frage nach dem Rechts⸗ 
kraftgegenſtande endlich würde lediglich nach Maßgabe des § 322 Abſ 1 u. 2 3PO zu 
beantworten fein. Wenn von den Vertretern des Klagabweiſungsgrundſatzes ſonſt an⸗ 
genommen wird, daß der Beklagte ſeiner Forderung gegebenenfalls trotz Berückſichtigung 
des Aufrechnungseinwandes nicht verluſtig gehe, wofern der Kläger nicht den Antrag auf 
Feſtſtellung ſeiner Forderung nachgeſchoben habe, ſo kann das nicht befriedigen. Ein der⸗ 
artiges Ergebnis ſteht und fällt mit der Annahme, daß der Einwand trotz Veſtreitens der 
Klageforderung allemal ſchon deshalb durchgreifen müſſe, weil der Kläger an ſeiner Be 
hauptung feſtzuhalten ſei. Die Annahme leidet im übrigen gerade daran, daß der gleiche 
Prozeßgrundſatz nur zuungunſten des Klägers und nicht auch entſprechend zuungunſten des 
Beklagten angewendet wird. Schließlich ſei darauf hingewieſen, daß die Gerichte in der 
Lage jind, durch Ausübung des Fragerechts jedesmal Gewißheit darüber zu verſchaffen, ob 
der an ſich zweifelloſe Fall a oder aber der Streitfall b vorliegt, und regelmäßig wird ſich 
das erſtere herausſtellen. In R 80, 164 hat das Reichsgericht, indes ohne nähere Be⸗ 
gründung, den Bewweiserhebungsgrundſatz gebilligt. — Hat der Beklagte feine Gegenforderung 
erſt im Laufe des Prozeſſes erworben, und wird der diechtsſtreit demnächſt auf Grund der 
eventuell erklärten Aufrechnung für erledigt erklärt, ſo hängt die Entſcheidung über die Koſten 
davon ab, welche Partei zur Zeit der Klageerhebung materiell im Unrechte war (R& 57, 101). 
— Auch der Kläger iſt zur eventuellen Aufrechnung berechtigt und ſonach im- 
ſtande, von feiner Geſamtforderung nur den beſtimmten Teil einzuklagen, der abzüglich der 
(an ſich beſtrittenen) angeblichen Gegenforderung des Beklagten übrigbleibt, und der 
letztere kann daher in dieſem Falle nicht die Aufrechnung gerade gegen den eingeklagten Teil 
geltend machen (RG 57, 101). In R 66, 266 iſt anderſeits mit Recht angenommen worden, 
daß eine ohne Berückſichtigung einer Gegenforderung eingeklagte Teilforderung durch die 
Einklagung derart verſelbſtändigt wird, daß ſie ſich gegenüber dem nicht eingeklagten Teile 
auch als die läſtigere Forderung darſtellt, und daß demgemäß der Beklagte, der nunmehr 
mit einer Gegenforderung gegen die Klageforderung aufrechuet, vom Kläger nicht auf den 
nicht eingeklagten Teil der Hauptforderung verwieſen werden darf; es ſtehe ihm § 396 
zur Seite (RG. 80, 393). Vgl. auch R JW 1911, 97912. 


8 389 


i) Die Aufrechnung bewirkt, daß die Forderungen, ſoweit fie ſich decken ), 
als in dem Zeitpunkt erloſchen gelten, in welchem ſie zur Aufrechnung ge⸗ 
eignet einander gegenübergetreten jind?). 

EL 283; M 2 108; P 1 366. 

1. Die Wirkung der Aufrechnung. Dieſe Vorſchrift enthält einen allgemeinen und 


einen beſondern Grundſatz. Der erſtere beſagt, daß die Aufrechnung das Erlöſchen der 
Forderungen bewirkt, der zweite geht dahin, daß dieſe Wirkung auf den Zeitpunkt zurück 
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zubeziehen ift, „in dem die Forderungen zur Aufrechnung geeignet einander gegenüber: 
getreten ſind“. Dabei ergibt ſich aus der Faſſung des Geſetzes, daß es den Grund für die 
von ihm angenommene Wirkung ausſchließlich in der „Aufrechnung“, mithin gemäß 8 388 
lediglich in der Vornahme dieſes Geſchäfts, nicht aber ſchon in der Tatſache des Sichgegen⸗ 
überſtehens von Forderung und Gegenforderung findet. Denn abgeſehen von dem ausdrück . 
lichen Ausſpruche „die Aufrechnung bewirkt“, beſagt das Geſetz anderſeits nur, daß die Forde⸗ 
rungen in dem Augenblicke des Sichgegenübertretens als erloſchen „gelten“. Eine unmittelbare 
Wirkung kann alſo dem bloßen Sichgegenüberſtehen nicht beigemeſſen ſein; vielmehr handelt 
es ſich bei der Rückbeziehung nur um eine bloße Unterſtellung kraft Geſetzes, die ſich wiederum 
als eine unmittelbare Folge des Aufrechnungsgeſchäfts ergibt und nur das Mittel darſtellt, auf 
Grund deſſen die an das Aufrechnungsgeſchäft ſelbſt geknüpfte ſchuldtilgende Wirkung zweck⸗ 
gemäß auf den früheren Zeitpunkt zurückbezogen werden kann (RG 66, 372). Völlig rechts⸗ 
unerheblich iſt allerdings auch nicht die bloße Tatſache des Sichgegenüberſtehens von an ſich 
aufrechnungsfähigen gegenſeitigen Forderungen. So berechtigt dieſer Umſtand insbeſondere 
den Bürgen zur Einrede aus 9 770. Aber es handelt ſich hier nur um eine aufſchiebende Ein- 
rede und nicht um die Geltendmachung einer rechtsvernichtenden Tatſache. Vgl. ferner die 
Ausführungen zu 8 392. Wäre übrigens ſchon das Gegenüberſtehen von Forderung und Gegen- 
forderung von rechtszerſtörender Wirkung, ſo müßte es bedeutungslos bleiben, wenn in 
der Folge die eine der beiden Forderungen erlöſchen würde, bevor die Aufrechnung erklärt 
worden. Das iſt aber nicht der Fall. Die Aufrechnungserklärung ſetzt für ihre Wirkſamkeit 
vielmehr voraus, daß beide Forderungen noch zur Zeit der Aufrechnung beſtehen. Endlich 
ſteht dem Teile, der ſeine Schuld in Unkenntnis feiner Gegenforderung vor der Aufrechnung 
bezahlt, keineswegs der Bereicherungsanſpruch auf Grund der bloßen Behauptung zu, daß 
er eine deswegen anzunehmende Nichtſchuld bezahlt habe, weil ſich Forderung und Gegen⸗ 
forderung ſchon im Zeitpunkt der Zahlung gegenübergeſtanden hätten (a. A. Oertmann 
A 1 und Plauck A 3). Es wird ſich eben ſchwerlich ſagen laſſen, daß wegen des Gegen- 
überſtehens einer Gegenforderung die Hauptforderung mit einer perſönlichen Einrede im 
Sinne des 8 813 behaftet geweſen ſei. Auch der Grundſatz der Rückwirkung greift mithin 
nur unter der Vorausſetzung Platz, daß die Erklärung der Aufrechnung felbft noch mit 
Erfolg abgegeben werden kann. Die Wirkung der Aufrechnung tritt mit allen regel⸗ 
mäßigen Folgen einer ſolchen ohne weiteres kraft Geſetzes und endgültig ein. Daher 
iſt aber auch die ſog. replica compensationis, der Verſuch des Klägers, gegen die bereits 
aufgerechnete Gegenforderung des Beklagten mit einer andern ihm gegen den Beklagten 
zuſtehenden Forderung ſeinerſeits aufzurechnen, wirkungslos (RG IW 1911, 1515). Stellt 
ſich nachträglich heraus, daß der Gegenforderung eine zerſtörliche Einrede entgegenſtand 
($ 390), fo wird der Anſpruch aus einer zu Unrecht erfolgten Aufrechnung nach den 
1 über Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung beurteilt (RG 26. 6. 07 

72/06). 

2. Die Aufrechnung einer Forderung gegen eine größere Forderung bringt dieſe fo 
weit zum Erlöſchen, als der aufgerechnete Betrag reicht. Durch die Abtretung ſowie durch 
die Einklagung eines Teilbetrags einer Forderung wird dieſer Teil derart verſelbſtändigt, 
daß er für die Aufrechnung als eine Forderung für ſich in Betracht kommt. Daher kann 
auch der Gläubiger, der einen Teilbetrag eingeklagt hat, den Beklagten, der gegen die Klag⸗ 
forderung aufrechnet, nicht auf den nicht eingeklagten Teil ſeiner Forderung verweiſen (RG 
66, 271; 80, 393). Vgl. dagegen Planck A 1. Dem Gläubiger der größeren Forderung 
ift es natürlich unbenommen, zuerſt ſeinesteils von der Aufrechnung Gebrauch zu machen 
und ſo dem Beklagten die Möglichkeit zu entziehen, ſich gegen die Klage durch die Auſrech⸗ 
nung zu verteidigen. Erſt nach der Klageerhebung verſagt dies Mittel. { . 

3. Die Zurückbeziehung äußert ſich insbeſondere dahin: Eine feit dem Sichgegenüber⸗ 
ſtehen der Forderungen inzwiſchen abgelaufene Verjährung (der eine rechtszerſtörende Wirkung 
fehlt, $ 222) ift als nicht eingetreten anzuſehen (§ 390); Leiſtungsverzug (8 284) iſt ſeit jenem 
Zeitpunkte ausgeſchloſſen, mithin auch der Verfall einer Vertragsſtrafe; der Zinſenlauf hört 
auf; endlich find vom bezeichneten Zeitpunkte ch auch Bürgen und Pfänder befreit. Ge⸗ 
mäß § 767 3 PO kaun gegen eine bereits rechtskräftig zuerkannte Forderung nicht aufgerech 
net werden (RG Warn 1913 Nr 389). — Für den Prozeß hat die Rückwirkung auf die 
Koſtenlaſt inſofern entſcheidenden Einfluß, als der Kläger die Kosten ſelbſt dann zu tragen 
hat, wenn die Aufrechnung erſt im Prozeſſe erklärt wird, vorausgeſetzt ſelbſtverſtändlich, daß 
die beiden Forderungen ſich ſchon vor dem Prozeſſe aufrechnungsfähig gegenüberſtanden 
908 50, 389). Vgl. über den Einfluß der Prozeßaufrechnung auf die Prozeßkoſten weiter 

8 


A 3 a. E. 
§ 390 


Eine Forderung, der eine Einrede entgegenſteht, kann nicht aufgerechnet 
werden. Die Verjährung ſchließt die Aufrechnung nicht aus, wenn die ver⸗ 
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jährte Forderung zu der Zeit, zu welcher ſie gegen die andere Forderung auf⸗ 
gerechnet werden konnte, noch nicht verjährt war!). 
E 1 282; M 2 106; P 1 362. 


1. Mit einer Einrede behaftete Forderungen, ſei es mit einer rechtszerſtörenden, fei 
es auch nur mit einer verzögerlichen, können vom Forderungsberechtigten nicht zur Auf⸗ 
rechnung benutzt werden. Zu den verzögerlichen Einreden gehört auch die der Zurück. 
behaltung aus $ 273. Befindet ſich aber der Aufrechnungsgegner im Annahmeverzuge, 
dann iſt der Aufrechnende an der Aufrechnung nicht dadurch gehindert, daß fein Gegner 
das Zurückbehaltungsrecht geltend macht; nur muß der Aufrechnende feine Leiſtung an⸗ 
bieten und zur Verfügung halten (R& 94, 310, unter Hinweis zugleich auf $ 274 Abi 2). 
Daß die Einrede der Verjährung hier einflußlos iſt, ſofern fie erſt nach dem Sichgegen⸗ 
übertreten der Forderungen entſtanden iſt, ergibt ſich, wie ſchon bei 8 389 A 2 ausgeführt 
worden, aus dem Grundſatze der anzunehmenden Rückwirkung der Aufrechnung. Wohl 
aber iſt die Aufrechnung gegen eine mit einer Einrede behaftete Forderung möglich. Nur 
wird der Aufrechnende gegebenenfalls nach § 813 vom Gegner die dieſem durch die erfolgte 
Aufrechnung zuteil gewordene ungerechtfertigte Bereicherung herausfordern können (RG 
63, 189), allerdings nur unter der Bedingung, daß er von feiner Einrede nicht ſchon bei der 
Aufrechnung unterrichtet war ($ 814). Betreffs $ 212 KO vgl. RO 56, 365. — Daß es ſich 
im Sinne des $ 390 nicht auch um ſolche Einreden handelt, die in der Nichtigkeit der For⸗ 
derung ihren Grund haben, folgt bereits aus den allgemeinen Vorausſetzungen der Aufrech⸗ 
nung (8 387 A 4). Die Anfechtbarkeit einer Forderung, z. B. wegen Irrtums, ſchließt, 
ſolange die Anfechtung nicht erfolgt iſt, die Aufrechnungsfähigkeit der Forderung nicht aus 
(a. A. Planck A 1a). Erfolgt jedoch die Anfechtung, ſo wirkt die Vernichtung der Forde 
rung notwendig auch auf die Aufrechnung zurück ($ 142). Dabei ift jedoch nicht zu über⸗ 
ſehen, daß in der Aufrechnung gegen eine anfechtbare Forderung trotz Kenntnis ihrer An⸗ 
fechtbarkeit offenbar eine Beſtätigung des Geſchäfts mit der Wirkung des $ 144 enthalten 
wäre. Da die Rechtshängigkeit eine Einrede gegen die Forderung überhaupt nicht ſchafft 
($ 265 ZPO), fo beeinflußt fie auch nicht die Aufrechnungsfähigkeit. Die Aufrechnung mit 
einer Forderung, über die erſt durch ein Schiedsgericht zu entſcheiden iſt, iſt unzuläſſig (NG 
JW 1912, 1325). Der $ 479 (betreffend den Anſpruch auf Schadenserſatz nach vollendeter Ver⸗ 
jährung) ſchränkt den Satz 2 $ 390 dahin ein, daß der Schadenserſatzanſpruch nach Vollendung 
der Verjährung nur dann aufgerechnet werden kann, wenn eine der in $ 478 bezeichneten 
Handlungen vor Ablauf der Verjährungszeit vorgenommen war (Warn 1914 Nr 46). 


8 391 


Die Aufrechnung wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß für die Forde⸗ 
rungen verſchiedene Leiſtungs⸗ oder Ablieferungsorte beſtehen. Der auf⸗ 
rechnende Teil hat jedoch den Schaden zu erſetzen, den der andere Teil dadurch 
erleidet, daß er infolge der Aufrechnung die Leiſtung nicht an dem beſtimmten 
Orte erhält oder bewirken kann). 

Iſt vereinbart, daß die Leiſtung zu einer beſtimmten Zeit an einem be⸗ 
ſtimmten Orte erfolgen ſoll, ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß die Aufrech⸗ 
nung einer Forderung, für die ein anderer Leiſtungsort beſteht, ausge⸗ 
ſchloſſen ſein ſoll?). 

E 1 285; M 2 111; P1871. 1 37 5 

1. iedenheit der Leiſtungs⸗ od ieferungsorte. Daß Zuſammenhang (Kon⸗ 
12 1 nn des Efie en ge Erfordernis für die Ae ng 
bildet, ift bereits bei $ 387 A 5 bemerkt. Für den etwaigen Schadenserſatz kann gemäß 
§ 251 nur eine Geldleiſtung in Frage kommen. 

2. Die geſetzliche Vermutung (im Zweifel“) iſt von der aufrechnenden Partei zu wider⸗ 
legen. Über das Fixgeſchäft ſ. § 361. 


8 392 


Durch die Beſchlagnahme einer Forderung wird die Aufrechnung einer 
dem Schuldner gegen den Gläubiger zuſtehenden Forderung nur dann aus⸗ 
geſchloſſen, wenn der Schuldner ſeine Forderung nach der Beſchlagnahme 
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erworben hat oder wenn ſeine Forderung erſt nach der Beſchlagnahme und 
ſpäter als die in Beſchlag genommene Forderung fällig geworden ift!)2). 
E I 286; M 2 111; P 1 873. 


1. Die beſchlagnahmte Forderung. Hat A gegen B eine Geldforderung und wird dieſe 
von feinem (des A) Gläubiger C gepfändet, fo ergeht an B gemäß § 829 ZPO das Zahlungs- 
verbot. In Befolgung dieſes Grundſatzes würde B den A auch nicht mehr durch Auf⸗ 
rechnung befriedigen dürfen. Aus Billigkeit für den Drittſchuldner (B) iſt jedoch beſtimmt, 
daß er durch die Beſchlagnahme an der Aufrechnung grundſätzlich nicht gehindert 
fein ſoll. Es iſt berückſichtigt, daß der Drittſchuldner (B), ſofern ſich Forderung und 
Gegenforderung bereits vor der Beſchlagnahme aufrechnungsfähig gegenüberſtanden, auch 
zur Aufrechnung ſchon vor jenem Zeitpunkte in der Lage geweſen wäre, und daß die dem⸗ 
nächſt beſchlagnahmte Forderung zur Zeit der Beſchlagnahme im Falle rechtzeitiger Geltend- 
machung der Aufrechnung ohnehin nicht mehr beſtanden hätte. Dieſer Rechtsgrund verſagt 
nun, wenn der Drittſchuldner vor der Beſchlagnahme zur Aufrechnung aus irgendeinem 
Grunde noch nicht in der Lage geweſen wäre, und demgemäß ſoll auch die Beſchlagnahme 
die Möglichkeit der Aufrechnung nicht nur dann ausſchließen, wenn der Drittſchuldner ſeine 
Gegenforderung erſt nach der Beſchlagnahme erworben hat (RG Warn 1912 Nr 380), 
ſondern auch dann, wenn zwar das Gegenteil zutrifft, die Aufrechnung aber durch den 
Mangel der Fälligkeit der Gegenforderung (oder, muß man hinzudenken, wegen des da⸗ 
maligen Mangels ihrer Gleichartigkeit) einſtweilen noch gehindert war. Gemäß $ 136 wirkt 
im übrigen die Beſchlagnahme auch in jenen Ausnahmefällen ausſchließlich zugunſten deſſen, 
für den ſie bewirkt worden iſt, daher in dem oben vorausgeſetzten Falle nicht auch zu⸗ 
gunſten des Forderungsberechtigten A. — Die Grundſätze des § 392 werden entſprechend 
auch bei einem Aufrechnungsvertrage anwendbar ſein. 


2. Über den Einfluß des Konkurſes auf die Aufrechnung vgl. die 88 5356 KO. 


8 393 


Gegen eine Forderung aus einer vorſätzlich begangenen unerlaubten 
Handlung iſt die Aufrechnung nicht zuläſſig!). 
E I 287; M 2 112; P 1 374. 


1. Unzuläſſigreit der Aufrechnung gegen eine ſolche Forderung, die dem Gläubiger 
aus einer vorſätzlich (5 276 A 2) begangenen unerlaubten Handlung dem andern Teile 
gegenüber erwachſen iſt. Der Schuldner muß in dieſem Falle unbedingt Zahlung leiſten. 
Unbenommen wäre natürlich dem Gläubiger die Aufrechnung mit feiner Schadenserſatz. 
forderung. — Der Begriff der unerlaubten Handlung iſt auch bier im Sinne der 88 828ff. 
(RG Warn 1911 Nr 69), insbeſondere des $ 826 (RG 56, 321), zu verſtehen. Strafbarkeit der 
Handlung ift bei § 393 kein Erfordernis (MG Warn 1911, 739%). Der Wucherer kann ſonach 
nicht aufrechnen (RG 21. 12. 06 II 254/06); ebenſowenig der Empfänger eines Wechſels 
gegen einen Anſpruch des Wechſelgebers, der ſich nach § 826 darauf gründet, daß der 
Empfänger des Wechſels dieſen gefliſſentlich, um den Wechſelgeber zu ſchädigen, abrede⸗ 
widrig weiterbegeben hat (RO 56, 317). Gegenüber der Forderung des Auftraggebers 
gegen den Beauftragten (Einziehungsbevollmächtigten, Agenten), der eingegangene Beträge 
nicht abgeliefert, ſondern verheimlicht hat, kann der Beauftragte inſoweit nicht aufrechnen, 
als der Anſpruch des Auftraggebers ſich als Schadenserſatzforderung wegen rechtswidriger 
Vorenthaltung darſtellt. Unzuläſſig if die Aufrechnung gegen einen Erſatzanſpruch wegen 
argliſtiger Täuſchung (RG LH 09, 310%). Der bloße Vertragsanſpruch dagegen aus der Ver⸗ 
tragsverletzung findet in $ 393 keinen Schutz gegen die Aufrechnung (RG SeuffA 63 Nr 861; 
RG 56, 321). Die Aufrechnung gegen eine Forderung auf Schadenserſatz allein aus dem Grunde 
ver Argliſt nach 8 463 dürfte ebenfalls zuläſſig fein, da dieſe Forderung nicht eine vorſätzlich auf 
Schadenszufügung gerichtete Handlung im Sinne des $ 826 vorausſetzt (vgl. § 123 A 2 a. E.; 
RG JW 07, 3585) und eine Ausdehnung der Ausnahmevorſchrift des $ 393 als unſtatthaft 
erſcheint. Für den 8 393 iſt endlich inſoweit überhaupt kein Raum, als die beiderſeitigen 
Vorteile und Nachteile auf derſelben Grundlage beruhen, weil ſich in ſolchem Falle Vorteile 
und Nachteile in entſprechender Höhe ohne weiteres gegeneinander ausgleichen, ſelbſtändige 
gegeneinander aufrechnende Forderungen ſomit nicht beſtehen (RG 54, 139). — Der 8893 
iſt zwingenden Rechtes, im voraus auch durch Abrede nicht abänderlich (RG Lz 1912, 7125), 
und ift auch dann anzuwenden, wenn ſich die Forderung und Gegenforderung bereits 
por dem 1. Januar 1900 aufrechnungsfähig gegenüberſtanden, die Aufrechnung aber erſt 
ſpäter erfolgt iſt (R® 12. 10. 11 VI 452/10). 
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8 394 


Soweit eine Forderung der Pfändung nicht unterworfen iſt, findet die 
Aufrechnung gegen die Forderung nicht ſtatt. Gegen die aus Kranken-, 
Hilfs⸗ oder Sterbekaſſen, insbeſondere aus Knappſchaftskaſſen und Kaſſen 
der Knappſchaftsvereine, zu beziehenden Hebungen können jedoch geſchuldete 
Beiträge aufgerechnet werden!). 


E I 288; M 2 114; P 1 374, 


1. Gegen unpfändbare Forderungen iſt innerhalb der Grenze der Unpfändbarkeit 
(„ſoweit“; vgl. RG Gruch 52, 668) die Aufrechnung, von den in Satz 2 vorgeſehenen Aus- 
nahmefällen abgeſehen, unzuläſſig. Dieſe Vorſchrift iſt zwingend. Die Pfändbarkeit 
ſchließen namentlich aus: ZPO ($ 850 in Verbindung mit Lohn BG, 8s 851, 852); HilfskG 
($ 10); KrankVG (8 56); Gewü ch ($ 68); Inv V (8 55); Gewd ($ 100 e Abſ 2); Gench 
($ 22 Abſ 3); Pr Augeſtellten Ver (8 26); Fürſch ($ 19); RVO (SS 119, 621, 955, 
1127, 1324, 1325); RBG (88 128 ff.). Eine dieſen zwingenden Vorſchriften zuwider ſelbſt 
durch Vertrag vorgenommene Aufrechnung iſt wirkungslos. Da ein zu einer Vorerbſchaft 
gehörender Gegenſtand unter den Vorausſetzuagen des 8 2115 BGB im Wege der Zwangs- 
vollſtreckung nicht überwieſen werden ſoll, kann inſoweit auch der Schuldner einer zu einer 
Vorerbſchaft gehörenden Forderung gegen dieſe nicht mit einer ihm gegen ben Vorerben 
perſönlich zuſtehenden Forderung aufrechnen (RG 80, 30). Dem Aufrechnungsverbote 
des § 394 gegenüber ſchlägt jedoch die Einrede der Argliſt durch, falls Die zu tilgende 
Gegenforderung ſich auf eine vorſätzliche unerlaubte Handlung des Gläubigers (Bedien 
ſteten) gründet, die dieſer im Rahmen eben des Verhältniſſes (Dienſtverhältniſſes) be⸗ 
gangen hat, auf dem feine Forderung (Gehaltsforderung) beruht (RG 85, 116). — 
Vorbehalte für die Landesgeſetzgebung gemäß EG Artt 80, 81 erſtrecken ſich nur auf 
Sonderbeſtimmungen der Landesgeſetze, nicht aber auch auf allgemeine Grundſatze des 
früheren Rechtes (RG 55, 2). — Endlich beſteht neben 8 394 der 5 115 Gewd, wonach 
Löhne der Arbeiter bar auszuzahlen find. Auch mit der Forderung auf Rüczahlung zuviel 
gezahlter Beträge kann gegen ſpater fällig werdende nicht aufgerechnet werden (RG 21. 3. 04 
IV 363/03; betreffend Unterhaltsforderungen eines unehelichen Kindes). Das Verbot der 
Aufrechnung mit Forderungen eines Geſellſchafters einer Geſellſchaft m. b. H. gegen den 
Anſpruch anf Einzahlung der Stammeinlage gemäß § 19 Abi 2 OmbH® beſteht auch dem 
Rechtsnachfolger des Geſellſchafters gegenüber, an den der letztere die aufzurechnende For⸗ 
derung abgetreten oder der die Forderung gepfändet hat (RG 85, 351). Der § 19 a. a. O. 
ſchließt auch die vertragsmäßige Aufrechnung aus (RG 85, 354). Eine abredegemäße 
Verrechnung zwiſchen dem Preiſe für eine eingebrachte Sache und der Einlage iſt nichtig, 
wenn die Vereinbarung nicht in die Satzung der Geſellſchaft m. b. H. aufgenommen 
worden iſt (RG 86, 291). Der $ 105 Gen® will die Aufrechnung derart beſchränken, 
daß die in der Vorſchußberechnung feſtgeſetzten Beiträge der Kontursmaſſe unverkürzt zu⸗ 
fließen ſollen (RG 88, 49). — Kann der Glaubiger der unpfändbaren Forderung mit dieſer 
aufrechnen? Die Frage iſt zu bejahen, ſoweit nicht das Geſetz, wie 3 2 des Lohn BG, dem 
Gläubiger zugleich die Verfügung über die Forderung entzieht. Denn das Geſetz ſchließt 
an ſich nur die Aufrechnung „gegen“ eine unpfändbare Forderung aus. Der $ 400 ferner 
erklärt zwar eine unpfändbare Forderung für nicht abtretbar. Indeſſen es iſt doch etwas 
anderes, ob der Gläubiger feine der Pfändung entzogene Forderung zum Zwecke der Ver⸗ 
äußerung abtritt oder ob er ſie unmittelbar zur Tilgung einer Schuld mittels Aufrechnung 
verwendet. Entzieht freilich das Geſetz dem Gläubiger die Verfügung über ſeine Forderung 
überhaupt, dann iſt ihm damit ſchlechthin jede Art Verfügung entzogen, mithin auch die in 
einer Aufrechnung enthaltene. 


8 395 


Gegen eine Forderung des Reichs oder eines Bundesſtaats ſowie gegen 
eine Forderung einer Gemeinde oder eines anderen Kommunalverbandes 
iſt die Aufrechnung nur zuläſſig, wenn die Leiſtung an dieſelbe Kaſſe zu er⸗ 
folgen hat, aus der die Forderung des Aufrechnenden zu berichtigen ift!). 

EI 289; M 2 114; P 1 875. 

1. Dieſe, nur aus Zweckmäßigkeitsgründen gegebene Vorſchrift ſchließt unbedingt nur 
die Aufrechnung gegen Forderungen der bezeichneten Art aus, aber nicht die Aufrechnung 
mit ihnen. Entſcheidend wird fein, ob die Kaffe eine ſelbſtändige, geſonderte Verwaltung 
hat. Denn ausſchlaggebend iſt der Gedanke, daß eine Verwirrung vermieden werden ſoll (RG 
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82, 236). Da die Reichsſtempelabgaben (ònach bisherigem Rechte) von den Einzelſtaaten in 
eigenem Namen, nicht aber in Vertretung des Reiches erhoben werden, iſt die Aufrechnung 
gegen Reichsſtempelforderungen mit einer gegen den die Abgabe einfordernden Einzelſtaat 
beſtehenden Forderung zuläſſig und durch den 8 395 nicht gehindert (RG 93, 63). 


§ 396 


Hat der eine oder der andere Teil mehrere zur Aufrechnung geeignete 
Forderungen, jo kann der aufrechnende Teil die Forderungen beſtimmen, die 
gegeneinander aufgerechnet werden ſollen. Wird die Aufrechnung ohne eine 
ſolche Beſtimmung erklärt oder widerſpricht der andere Teil unverzüglich, 
jo findet die Vorſchrift des § 366 Abſ 2 entſprechende Anwendung!). 

Schuldet der aufrechnende Teil dem anderen Teile außer der Haupt⸗ 
leiſtung Zinſen und Koſten, ſo finden die Vorſchriften des § 367 entſprechende 
Anwendung). 

E I 284; M 2 110; P 1 368; 6 166. 


1. Mehrheit aufrechnungsfähiger Forderungen. Vorausſetzung des Abſ 1 iſt, daß 
entweder der Aufrechnende mehrere Forderungen hat, mit denen er aufrechnen kann, oder 
daß dem Gegner mehrere Forderungen zuſtehen, gegen welche die Aufrechnung möglich 
iſt. Für dieſe Fälle gilt folgendes: a) Der aufrechnende Teil kann die aufzurechnen⸗ 
den Forderungen beſtimmen; tut er das und ſchweigt der Gegner, dann greift die ge⸗ 
troffene Beſtimmung durch; widerſpricht der Gläubiger, und zwar unverzüglich (8 121), dann 
entſcheiden die in 8 366 Abs 2 gegebenen Regeln. b) Trifft der Aufrechnende keine 
Beſtimmung, dann iſt wiederum die Regel des § 366 Abſ 2 maßgebend; auf den Gegner 
geht alſo das Beſtimmungsrecht nicht uber. — Es iſt in Zweifel gezogen, ob eine Auf⸗ 
rechnungserklärung überhaupt als abgegeben angeſehen werden kann, wenn der Aufrechnende 
gar nicht erkennen läßt, „mit“ welcher von ſeinen mehreren Forderungen er aufrechnen will. 
Die Faſſung der Vorſchrift gibt jedoch zu einem ſolchen Zweifel keine Berechtigung, da ſie 
nach ihrer uneingeſchränkten Faſſung ebenſowohl für den Fall zutrifft, daß der Auf- 
rechnende diejenige ſeiner mehreren Forderungen nicht beſtimmt, „mit“ der aufgerechnet 
werden ſoll, wie für den Fall, daß er eine beſtimmte Gegenforderung nicht bezeichnet, 
gegen“ die aufgerechnet werden ſoll. Nach beiden Richtungen iſt es auch möglich, 
die fehlende Beſtimmung aus dem Geſichtspunkte des $ 366 Abſ 2 zu erſetzen. — „Be 
ſtimmung“ wie Widerspruch find einſeitige empfangsbedürftige (88 131 u. 132), unwider⸗ 
rufliche Willenserklärungen. — Hat der Kläger nur einen Teil feiner Forderung eingeklagt, 
und der Beklagte eine Gegenforderung zur Aufrechnung geſtellt, dann iſt der Kläger nicht 
berechtigt, die Aufrechnung auf den nichteingeklagten Teil ſeiner Forderung zu verweiſen 
(RG 66, 266; NG 80, 394). Vgl. auch § 388 A 3 a. E. — Über Aufrechnung im Konto- 
korrentverkehr vgl. RG 56, 24; 59, 194. 

2. Im Falle des Abſ 2 werden gemäß $ 367 von der Aufrechnung zuerſt die Koſten, 
dann die Zinjen, zuletzt die Hauptforderung betroffen. Der Aufrechnungsgegner kann 
in dieſem Falle die Aufrechnung ablehnen, wenn der Aufrechnende eine andere Reihenfolge 
beſtimmt, und macht damit die Aufrechnungserklärung wirkungslos. A. A. Planck A 2 Abſ 2. 


Vierter Titel 


Erlaß 
8 397 


Das Schuldverhältnis erliſcht, wenn der Gläubiger dem Schuldner durch 
Vertrag die Schuld erläßt!). 7 . 

Das gleiche gilt, wenn der Gläubiger durch Vertrag mit dem Schuldner 
anerkennt, daß das Schuldverhältnis nicht beſtehee). 

E I 290; M 2 114; P 1 376. 

1. Wie bereits bei $ 362 A 1 ausgeführt worden iſt, fo ſtellt der Erlaß einen Schuld⸗ 
erlöſchungsgrund 12 8005 Eigentümliche dabei iſt, daß er ſeine Wirkung ausſchließlich kraft 
Willenserflärungen hervorbringt, nämlich durch Vertrag, alſo durch die gegenſeitige, möglicher: 
weile auch bloß ſtillſchweigend erfolgende (RG 72, 171; JW 1911, 10145) Willenseinigung 
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darüber, daß die Schuld nicht mehr beſtehe. In dieſer Hinſicht unterſcheidet ſich der Erlaß 
von dem ſog. Aufhebungsvertrage ($ 305 A 1), weil dieſer ſich unmittelbar gegen das Be- 
Hehen gerade des Schuldgrundes, nicht aber, ohne Rückſicht auf den Schuldgrund, gegen das 
Beſtehen der Schuld wendet. Da zum Schulderlaſſe unbedingt ein Vertrag gehört, ſo kommt 
er nicht ſchon durch einſeitige Erklärung zuſtande, etwa alſo dadurch, daß der Glaubiger auf 
den Schuldſchein ſchreibt: „Dieſer Schein wird mit meinem Tode ungültig“; im übrigen würde 
es hier auch an der gehörigen Form ſowohl der Schenkung wie einer letztwilligen Verfügung 
mangeln (RG 11. 2. 08 III 318/07). Der ſchenkungshalber erfolgende Schulderlaß 
(NG 53, 294; 80, 138) iſt freilich als ſofort vollzogene Schenkung der Form nicht be⸗ 
bürfrig (8 518). Dagegen iſt dem Formzwange unterworfen die mit der Aufhebung des 
Schulderlaſſes verbundene unentgeltliche Wiederherſtellung des früheren Schuldverhältniſſes 
(A 76, 59). — Da der Erlaßvertrag für fein Zuſtandekommen nichts weiter fordert als die 
Willenseinigung, und da dieſe Willenseinigung unmittelbar auf ein beſtehendes Recht einwirkt, 
ſo gehört der Erlaß zu den dinglichen Verträgen. Weil ferner ſeine Wirkung von einem den 
Erlaß etwa veranlaſſenden Grundgeſchäfte unabhängig iſt, ſo folgt endlich, daß er auch den 
abſtrakten Rechtsgeſchäften (Vorbem 5 vor $ 104) zugehört (RG 53, 296). Als ſolches iſt 
der Erlaß grundſätzlich von der Rechtsbeſtändigkeit des etwaigen Grundgeſchäfts unabhängig, 
insbeſondere iſt deſſen Formerfordernis für ihn ohne Bedeutung (Rc 53, 294; JW 1913, 428; 
Gruch 57, 959). Es kann freilich beabſichtigt ſein, den Erlaß vom Beſtimmungsgrunde derartig 
abhängig zu machen, daß er hinfällig wird, wenn ſich der Beſtimmungsgrund nicht als rechts 
beſtändig erweiſt, dann tritt die Hinfälligkeit gegebenenfalls ohne weiteres ein (RG JW 
1911, 488%). Auch kann dem Erlaſſe eine aufſchiebende (RG JW 1911, 1014) wie auch eine 
auflöſende Bedingung zugefügt ſein, deren Eintritt ihn ebenfalls unwirkſam macht (RG 
Warn 1911 Nr 259). In der Natur der Sache liegt es aber weiter, daß der Erlaßvertrag die 
ihm zukommende dingliche Wirkung nur dann auszuüben vermag, wem er, wie dies das Geſetz 
ausdrücklich vorſieht, zwiſchen Gläubiger und Schuldner abgeſchloſſen wird, fo daß auch 
ein gegenüber dem Hauptſchuldner zugunſten der etwaigen Bürgſchaftsſchuld eines Dritten 
erklärter Erlaß wirkungslos wäre (RG 24. 2. 02 VI 32/02). Dem Glaubiger muß auch, da 
der Erlaß eine Verfügung über die Forderung enthält, die Verfügungsbefugnis über die 
Forderung zugeſtanden haben; oder es könnte dieſer Mangel nur unter den in $ 185 . 
hier ebenfalls zutreffenden Bedingungen behoben werden. Da die Folge eines Erlaſſes ſchließ⸗ 
lich auch die ift, daß der Schuldner durch ihn auf negative Weiſe eine Vermögenspermehrung 
erfährt, jo stellt er zugleich eine Leiſtung des Gläubigers im Sinne des $ 812 dar (RG 
53, 296). — Da der Erlaß die Schuld endgültig zum Erlöſchen bringt, iſt es auch nicht möglich, 
die erlaſſene Schuld durch bloße Abrede wiederherzuſtellen. Vielmehr bedarf es einer erneuten 
Schuldbegründung (MG 76, 59), und fo, falls eine Darlehnsſchuld erlaſſen ft, zur Begründung 
eines Darlehnsverhältuiſſes der erneuten Hingabe des Geldes (RG IW 1911, 4009). Liegt 
dem Erlaſſe ein gegenſeitiger Vertrag zugrunde, dann kann er durch einen Nücteitt von dieſem 
Vertrage nach den Regeln der 88 327, 346Ff. wieder beſeitigt werden (RG JW 1913, 427 40. 
Der Erlaß ſetzt begrifflich eine bereits beſtehende Forderung voraus, ſo daß der „Erlaß“ einer 
erſt künftigen Forderung überhaupt nicht einen ſolchen aus $ 397, ſondern eine Abrede darſtellt, 
die ſchon die Entſtehung der Forderung hindert (vgl. RG 72, 170). — Auch eine auf Verlangen 
des Schuldners abgegebene Entlaſtungserklärung kann einen Erlaß im Sinne des $ 397 dar⸗ 
ſtellen (RG SeuffA 70 Nr 75). . 0 . 

Zu unterſcheiden vom Erlaſſe ſind: a) Das lediglich eine perſonliche (obfigatorifche) 
Verpflichtung begründende Verſprechen des Gläubigers, den Schuldner nicht, ins⸗ 
beſondere nicht innerhalb gewiſſer Friſt, in Anſpruch nehmen zu wollen (pactum de non 
petendo); vgl. dazu hinſichtlich der Geſamtſchuldverhältniſſe § 423 und betreffs des Einrede⸗ 
rechts des Bürgen die §8 768, 770. b) Der Verzicht. Dem Erlaſſe mit einem Verzicht 
gemeinſam iſt, daß auch dieſer den Untergang eines Rechtes zur Folge hat. Aber der im BGB 
überhaupt nicht einheitlich behandelte Verzicht hat ſeinen Platz auch bei der Aufgabe von 
bloßen Befugniſſen und Einreden (88 239, 571, 671, 768, 739 Nr 1, 1137, 1822 Nr 2) ſowie 
von Rechten außerhalb des Gebiets der Schuldverhältniſſe, während der Erlaß ausſchließlich 
hier in Betracht kommt; endlich ſetzt der Verzicht überhaupt nicht ein bereits wohlerworbenes 
Recht voraus ($$ 2303, 2346, 2347), und zu feiner Begründung verlangt er begrifflich auch 
nicht ein zweiſeitiges Rechtsgeſchäft (58 376, 382, 533, 658, 1400 Nr 1, 1453, 1643), abgeſehen 
vom Gebiete der Schuldverhältniſſe, wo die Annahme des Verzichts und daher ein Vertrag er⸗ 
forderlich iſt (RG 72, 171). Anderſeits gehört es nicht zum Weſen des Verzichts, daß er ohne 
Gegenleiſtung, unentgeltlich erfolgt (vgl. 88 1491 Abf 2, 1501 Abſ 1; RG 75, 259). Auch ein 
Verzicht kann übrigens ſtillſchweigend erklärt werden; er betrifft alsdann ‚aber nur die dem 
Erklärenden bekannten Rechte und nicht auch ſolche, die ihm etwa aus Fahrläſſigkeit unbekannt 
geblieben ſind. Eine allgemeine Auslegungsregel, daß Rechtsverzichte nicht zu vermuten 
leten, iſt dem BGB unbekannt (RG 19. 11. 06 IV 181/06). Steht ein unentgeltlicher Ver- 
zicht auf ein wohlerworbenes Recht in Frage, dann iſt, da eine allgemeine Verkehrs⸗ 


Übertragung der Forderung 8 398 495 


ſitte hier ſchwerlich beſteht, gemäß $ 157 der etwai e Vertrag gegen den auszulegen, dem der 
Verzicht zugute käme (RG ZW 1911, 1014%. „Der Verzicht auf das Eigentum oder auf 
ſonſtige dingliche Rechte an beweglichen Sachen bedarf nur der Kundgabe an den andern 
Beteiligten, bedarf dagegen nicht auch der Annahme ſeitens des letzteren (N 66, 344). Bei 
dieſem bedenklichen Ausſpruche iſt überſehen, daß die Aufgabe des Eigentums an einer beweg ⸗ 
lichen Sache überhaupt nicht erfordert, daß die Aufgabe einem andern gegenüber erklärt 
wird, und daß zur Aufgabe des Eigentumsrechts auch nicht einmal die Kundgabe des Verzichts⸗ 
willens einem andern gegenuber erforderlich it, daß vielmehr nach $ 959 zur Entäußerung 
des Eigentums genügt, wenn der Beſitz mit dem Willen aufgegeben wird, auf das Eigen. 
tum zu verzichten. Im Falle von MG 66, 344 handelte es ſich indeſſen überhaupt nicht um 
einen Verzicht auf das Eigentum, in welchem Falle die Sache herrenlos geworden wäre, 
ſondern um einen Verzicht auf den vertragsmäßigen Vorbehalt des Eigentums an der dem 
Vertragsgegner bereits übergebenen Sache (RG Warn 1911 Nr 71). Durch dieſen Verzicht 
erfüllte ſich mithin auch nur die Bedingung für das Wirkſamwerden der zum Zwecke der 
Übereignung bereits erfolgten Übergabe. Vgl. 8 455 A 8. Bei Rechten an einer fremden 
beweglichen Sache (Nießbrauch und Pfandrecht) iſt allerdings eine einſeitige Erklärung dem 
andern Beteiligten gegenüber (Eigentümer oder Beſteller) erforderlich und genügend (88 1064, 
1255). Bei Aufgabe von Rechten an Grundſtücken im Wege des Verzichts kann dieſer ſowohl 
demjenigen gegenüber, zu deſſen Gunſten die Aufgabe erfolgt, wie auch dem Grundbuchamte 
egemüber erklart werden (58 875, 1064, 1183, 1192, 1199, 1255). — Zur Begründung eines 
Verzichts auf ein negatoriſches Recht reicht die bloße Tatſache, daß das Recht nicht ausgeübt 
worden iſt, nicht aus (RG ZW 1910, 94118; Seuffa 50 Nr 104). Zur Begründung eines 
Verzichts auf hypothekariſche Rechte im Konkurſe ift nicht der Nachweis des inneren Verzicht: 
willens erforderlich; es genügt vielmehr die Feſtſtellung eines unzweideutigen Verhaltens 
des Berechtigten, das von dem Erflärungsgegner nach Treu und Glauben mit Nüdficht auf 
die Verlehrsſiite ſowie nach Maßgabe der geſetzlichen Beſtimmungen als Aufgabe des Rechtes 
angeſehen werden konnte (M& 11. 12. 15 V 248/15). 

2. Der fon. negative Anerkennungsvertrag iſt nach Abſ 2 dem Erlaſſe gleichgeſtellt. Er 
bringt mithin wie der Erlaß das beſtehende Schaldverhältnis — bei gegenſeitigen Ver⸗ 
trägen den betroffenen Einzelanſpruch > zum Erlöſchen. Über den zwangsweiſen Erlaß im 
Wege des Zwangsvergleichs ſ. J 173 KO. Hat jemand das Nichtheftehen einer Forderung 
anerkannt, wiewohl er von ihrem Veſtehen Kenntnis hatte, ſo hat er das Anerkenntnis ohne 
Rückſicht auf den Beſtand des Schuldverhaltniſſes abgegeben und damit das Rückforderungs⸗ 
recht (die Kondiktion des Anerkenntniſſes) verwirkt (RH Warn 1911 Nr 4). Vgl. im übrigen 
betreffs der Rückforderung der im negativen Anerkennungsvertrage enthaltenen Leiſtung 
die Erläuterungen zu $ 812 Abſ 2. 


Vierter Abſchnitt 
Übertragung der Forderung 
S 398 


Eine Forderung”) kann von dem Gläubiger durch Vertrag mit einem 
anderen auf dieſen übertragen werden (Abtretung) !). Mit dem Abſchluſſe 
des Vertrags tritt der neue Gläubiger an die Stelle des bisherigen Gläu⸗ 
bigerss) ). 

E J 293; M 2 118; P 1 377. 


1. Abtretung. Nach dem BGB find wie Sachen fo auch Forderungen im allgemeinen 
frei deräußerlich (ogl. $ 187 A 1) und daher mit der Wirkung rechtsgeſchäftlich übertragbar, 
daß der eine Teil fein Gläubigerrecht verliert und der andere es erwirbt. Das entſprechende 
Rechtsgeſchäft iſt die Abtretung. Nach dieſem ihrem Zwecke ſpielt fie im Gebiete der For⸗ 

rungsrechte die gleiche Rolle wie bei der Veräußerung von Sachen die Übergabe im Sinne 
des $ 929 und die Auflaſſung und Eintragung nach $ 873. Denn überall handelt es ſich hier 
um die Übertragung von Rechten, nur daß der Gegenſtand des Rechtes je ein verſchiedener 
t und demgemäß auch das Übertragungsmittel entſprechend anders geartet ſein muß. Allein 
ein Erfordernis ſtellt das Geſetz für alle Fälle von Rechtsübertragungen gleichmäßig auf, das 
iſt die Vornahme des ſog. dinglichen Vertrags, d. h. der Einigung des Veräußerers und 
das Erwerbers über den Rechtsübergang. Bei der reinen Forderung, der lediglich ein Nor. 

ältnis von Perſon zu Perſon zugrunde liegt, ohne daß das Recht an einen ſonſtigen Rechts 
träger gebunden wäre (88 793 ff.), reicht auch das eine Mittel der Willenseinigung für den 
Rechtserfolg völlig aus. Für die dingliche Wirkung der Rechtsübertragung allein kommt 
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hier mithin weiteren Vorgängen (wie der Anzeige an den Schuldner, bei beurkundeten 
Forderungen der Übergabe der Urkunde) überhaupt keine entſcheidende Bedeutung zu. Auch 
zur Abtretung eines Sparkaſſenguthabens bedarf es der Übergabe des Sparkaſſenbuchs nicht 
(RG Warn 1916 Nr 74). Nur zur Übertragung einer Wechſelforderung gehört auch die Über: 
tragung des Wechſels (RG 88, 292), und bei Hypothekenforderungen die Übergabe des Hypo⸗ 
thekenbriefs (§ 1154). — Da die Wirkung der Abtretung lediglich an die Willenseinigung 
geknüpft, von einem etwaigen Grundgeſchäfte mithin unabhängig gemacht iſt, ein ſolches 
nicht einmal zur notwendigen Vorausſetzung hat (RG 87, 68), jo gehört auch die Abtretung 
wie der Erlaßvertrag zu den abſtrakten Rechtsgeſchäften (RG 68, 99; 87, 71; JW 
1911, 65325; 1915, 650). Ein ſchuldrechtliches Rechtsverhältnis wird zwiſchen den Parteien 
durch das Rechtsgeſchäft der Abtretung allein für ſich nicht begründet; eine ſolche Folge kaun 
vielmehr nur das etwaige der Abtretung zugrunde liegende Grundgeſchäft haben, ſei es, daß 
dieſes ihm vorangegangen iſt, ſei es, daß beide Rechtsgeſchäfte zuſammenfallen (M 1, 128; 
RG Jh 1914, 188%). Aus dieſer Rechtsnatur der Übertragung als dingliches und abſtraktes 
Geſchäft erklären ſich mannigfache Erſcheinungen. Zunächſt die, daß die Übertragung, ſoweit 
nicht Sonderbeſtimmungen Platz Sn (89 1154, 1155, 1159, 1192; 8 15 Abſ 3 GmbHG; 
RG Warn 1912 Nr 105), einer Form ſelbſt dann nicht bedarf, wenn fie ſich als die Vollziehung 
eines formbedürftigen Grundgeſchäfts (wie eines Schenkungsverſprechens) darſtellt (RG 
53, 270; 14, 868; JW 07 S. 73° u. 3299); ferner die Tatſache, daß die Nichtigkeit ſowie die 
Anfechtung des etwaigen Grundgeſchäfts nicht ohne weiteres und unbedingt auch die Über⸗ 
tragung mit beeinträchtigt (vgl. darüber RG 57, 95; 69, 16; 70, 89 und $ 125 A 10h. 

Weiter erklärt ſich das praktiſch bedeutſame Ergebnis, daß die Abtretung ihre dingliche 
Wirkung auch dann ausübt, wenn die Parteien nach dem Grundgeſchäfte nicht eine Ver⸗ 
äußerung, ſondern nur ein Sicherungsgeſchäft oder nur eine Übertragung zur Einziehung 
(Inkaſſovollmacht) bezweckt haben. Denn in dieſem Falle kommt den Vorbehalten Bedeutung 
nur für das Innenverhältnis zwiſchen den Parteien ſelbſt zu (wonach der Zeſſionar bei Ver⸗ 
wertung der Forderung zur Vermeidung eigener Haftung das Jutereſſe des Zedenten wahr⸗ 
zunehmen hat, RG JW 1911, 71210), während die Übertragung ihre Wirkung nach außen hin 
ſelbſtändig äußert. Vgl. über die ſog. fiduziariſchen Geſchäfte Vorbem 6 vor 8 104; 
ferner $ 117 A 3 und RG 53, 416; 76, 347; Warn 1911 Nr 70. — Iſt bei einer Sicherungs⸗ 
abtretung der Zweck bereits völlig erreicht, fo ſteht dem Abtretenden gegen den Zeſſionar ein 
Anſpruch auf Rückabtretung zu (RG 95, 245; Warn 08 Nr 197); ſouſt nach dem Grundſatze 
von der ungeteilten Haftung des Pfandes erſt dann, wenn die geſamte zu ſichernde Forderung 
erloſchen iſt (RG Gruch 51, 374; 54, 1175; JW 1912, 1357, wonach der Fiduziar gegebenen- 
falls, wenn er ſich zur Rückübertragung außerſtand geſetzt hat, zum Schadenserſatze verpflichtet 
iſt). Ohne weiteres endigt mit der Befriedigung des Gläubigers die Wirkung der Sicherungs⸗ 
abtretung nur dann, wenn die Befriedigung oder das ſonſtige Erlöſchen der Forderung als 
auflöſende Bedingung geſetzt worden find (RG Gruch 54, 1172; Warn 1914 Nr 7). Andern. 
falls muß der Schuldner (Zedent), der das Übertragungsgeſchäft rückgangig machen will, vor⸗ 
leiſten, und er entbehrt auch des Zurückbehaltungsrechts (RG Warn a. a. O.). — Der Fiduziar 
iſt auch zur Weiterübertragung der Forderung (RG 95, 245) ſowie zu ihrer Ein; 
klagung befugt, und eine Abmachung zwiſchen ihm und dem Zedenten, daß dieſer 
auch ſelbſt im eigenen Namen klagen dürfe, oder daß er allein der Klageberechtigte fein 
ſolle, wäre wirkungslos (RG IW 05, 7188; ſowie Warn 1911 Nr 14) und würde damit den 
ganzen Abtretungsvertrag vernichten (vgl. RG 92, 109 und die dort angeführten zahlreichen 
Urteile). Danach genügt es auch nicht zur Wirkſamkeit der Zeſſion, wenn dem geſſionar die 
Klagebefugnis nur für den Fall ausbedungen worden iſt, daß der Zedent durch Maßregeln 
feiner Glaubiger bedroht wird. Und anderſeits genügt zur Vereitlung der Zeſſion ſchon die 
Abrede, daß der Zeſſionar nicht befugt fein foll, dem Schuldner die Zeſſion bekanntzumachen 
(RS 92, 108). Zur Wirkſamkeiteiner Zeſſion iſt es eben unbedingtes Erforder⸗ 
nis, daß nach außen hin der Zeſſionar als der nunmehrige Gläubiger in die Erſcheinung 
treten ſoll, und zwar an Stelle des bisherigen Gläubigers. Daher widerſpricht es auch durch⸗ 
aus dem Weſen der Zeſſion, wenn dem Zedenten die Verfügung über die Forderung in eigenem 
Namen und die Versendung des eingezogenen Betrags zu eigenem Zwecke dauernd ver⸗ 
bleiben ſoll (RG Gruch 60, 851); während es mit dem Weſen der Zeſſion noch als vereinbar 
erſcheint, wenn der Zedent das Recht nur fo lange behalten ſoll, als er ſeinen Zahlungsver⸗ 
pflichtungen dem Zeſſionar gegenüber nachkommt, dieſer jedoch ſeinerſeits zu eigener Ein- 
ziehung der Forderung befugt ſein ſoll, ſobald der Zedent eine fällige Verpflichtung nicht 
erfüllt; daher find auch ſolche Zeſſionen, wie fie namentlich behufs Distontierung von Buch⸗ 
forderungen vorgenommen werden, nicht ſchlechthin unwirkſam (RG 12. 3. 18 II 528/17; vgl. 
auch JW 09, 734, wonach es in ſolchen Fällen nicht der Anzeige an den Schuldner bedürfen 
Toll). Der Fiduziar hat im übrigen wie ein Beauftragter die Pflicht, behufs Erhal- 
tung der Forderung und bei ihrer Verwertung das Intereſſe ſeines Schuldners (des Zedenten) 
zu ſchützen (MG 76, 347; JW 1911, 58155; Warn 1914 Nr 7). Vgl. weiter 9 117 N 3. 
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Möglich iſt es auch, lediglich das Verfügungsrecht über eine Forderung oder über ein 
Recht, insbeſondere die bloße Klagebefugnis, derart abzutreten, daß das Gläubigerrecht oder 
das Recht ſelbſt dem Zedenten verbleibt, und der Zeſſionar mithin das ihm übertragene Recht 
zwar in eigenem Namen und in eigenem Intereſſe, aber doch für fremde Rechnung und als 
ein fremdes auszuüben vermag (RG 53, 418; 73, 306; 78, 90; Warn 08 Nr 197; Gruch 59 
Nr 12); ſo zur Einziehung erfüllungshalber (RG 76, 348; Warn 1913 Nr 136); vgl. dazu auch 
$ 117 A3 und 8 364 A 2. Zulällig iſt es daher auch, daß in einem beſtätigten Zwangsvergleiche 
jemand (dem Konkursverwalter) die Befugnis eingeräumt wird, die Maſſe zu verwerten und 
zu verteilen, der Ermächtigte it dann aktiv und paffiv legitimiert (RG 89, 133). Unbedingtes 
Erfordernis iſt es jedoch bei Abtretung der bloßen Einziehungs⸗ oder Klagebefugnis, daß der 
Zeſſionar ein eigenes rechtliches Intereſſe an Geltendmachung des Rechtes für 
ſich hat, da ihm andernfalls das erforderliche Rechtsſchutzintereſſe mangeln würde; im Grunde 
handelt es ſich in ſolchen Fallen auch nur um eine Ermächtigung (RG 91, 395). Da in Fällen 
gedachter Art das Gläubigerrecht in Wirklichkeit beim Zedenten verbleibt, ſo iſt auch die Anſicht 
zu billigen, daß das dem Einziehungszeſſionar gegenüber ergehende Urteil ſeine Re chts⸗ 
kraft gemäß J 322 3PO auch auf den Zedenten erſtreckt (R 52, 216; JW 1910, 
1101°). Ein Nießbrauchrecht kaun zur bloßen Ausübung mit Klagebefugnis einem andern 
wirkſam übertragen werden. — Zu bemerken iſt, daß die Rechtſprechung des Reichsgerichts, 
wonach auch die Übertragung von bloßen aus dem Rechte abgeleiteten Befugniſſen oder 
die Abtretung lediglich zur Einziehung möglich iſt, im Schrifttume vielfach angefochten worden 
iR; ni insbeſondere Planck A 1 6. Indes die Rechtſprechung dient einem praktiſchen Be⸗ 

ürfniſſe. ni 

Da die Abtretung dinglich wirken ſoll, jo ift es notwendige Vorbedingung hierfür, daß 
dem Abtretenden ſelbſt das Verfügungsrecht über die Forderung zuſteht. Jedoch ſind die 
Regeln des $ 185 auch hier entſprechend anwendbar. Durch den bloßen Vorvertrag, das 
keiner Form bedürftige (MO 87, 71; 54, 147; JW 1915, 1007) pactum de cedendo, wird nur 
eine perſönliche Verpflichtung zur Abtretung begründet, und daher kann ſie auch von einem 
nicht Verfügungsberechtigten eingegangen werden. Unanwendbar ſind die nur für das 
Sachenrecht gegebenen Grundſätze vom gutgläubigen Erwerbe (vgl. indeſſen $ 405). — Wider: 
rufbar iſt die erfolgte Abtretung dann, wenn ſie nur im Intereſſe des Zedenten vorgenommen 
worden iſt, regelmäßig jedoch dann nicht, wenn es zugleich auch im Intereſſe des Zeſſionars 
geſchehen iſt, oder wenn dieſer den Prozeß gegen den Schuldner auf eigene Gefahr führen ſoll 
(RG Warn 1919 Nr 162). 2 

Nach den allgemeinen Grundſätzen von Willenserklärungen kann die Abtretung auch 
ſtillſchweigend erfolgen; jo die einer verbrieften Forderung durch Übergabe der Urkunde 
(G IW 04, 3373; 07, 329°) und die Abtretung der dinglichen Klagerechte ſowie des Be⸗ 
richtigungsanſpruchs durch die Erteilung der Auflaſſung betreffs eines Grundſtücks, auf dem 
der des Berechtigungsauſpruchs teilhaſtige Auflaſſende als Eigentümer ſelbſt nicht eingetragen 
ſteht (dich 40, 225; 59, 294); endlich der vom Zwangsverwalter erſtrittene Anſpruch auf 
Zurückſchaffung von Gegenſtänden, die vom Grundſtücke entfernt find, durch Aufnahme 
dieſes Anſpruchs in die Verſteigerungsbedingungen (R& 3. 4. 11 V 348/10; vgl. auch RG 
74, 201 darüber, daß gegebenenfalls das Zuſchlagsurteil obligatoriſche Wirkungen erzeugt). 
Es muß ſich ſtets nur ergeben daß mit Vornahme des ausdrücklich erklärten Geſchäfts auch 
die Abtretung verbunden fein ſollte (RG JW 04, 3375). 5 

2. Im allgemeinen ift jede Forderung abtretungsfähig, alſo auch eine ſog. unvoll⸗ 
kommene ($ 134 A 4). Übertragbar ſind grundſätzlich (vgl. über die Ausnahme $ 399 A 4) 
auch Anſprüche aus gegenſeitigen Verträgen, ohne daß hierdurch das Einrederecht 
des andern Teiles aus den 88 320, 321 u. 404 berührt wird (MG 51, 170; 64, 122; Gruch 
55, 640). Hat der Verpflichtete ſeinen Anſpruch (Kaufpreisforderung) an einen andern ab. 
getreten, dann kann er gleichwohl auch noch ſelbſt ſeine Leiſtung verweigern, bis der 
Berechtigte ſeine Schuld dem Zeſſiouar gegenüber erfüllt (RG JW 1916, 11155). Bei der 
Übertragung von Forderungen ausgegenſeitigen Verträgen, die auf die Dauer 
gerichtet find, iſt auslegungsweiſe feſtzuſtellen, in welchem Umfange die Forderung 
abgetreten iſt; regelmäßig wird als Parteiabſicht anzunehmen ſein, daß Erweiterungen der 
Forderung mit übertragen find (RG Warn 1915 Nr 260). Die Abtretung des Anſpruchs aus 
einem Teillieferungsvertrage (Sukzeſſivlieferungsvertrage) hindert den abtretenden Verkäufer 
nicht, dem Lieferungsanſpruche des Käufers gegenüber die Einrede der Zurückbehaltung aus 
8 320 geltend zu machen (RG 88, 254). — Übertragbat ift auch der Anſpruch aus einem Bau⸗ 
geldvertrage auf Zahlung der bereits fälligen Raten (RG Warn 1911 Nr 320); ferner der 
Auseinanderſetzungsanſpruch aus einem Geſellſchaftsvertrage (nicht aber aus einer Erben⸗ 
gemeinſchaft; RG 60, 126); der Anſpruch aus einem Wettbewerbsverbote mit Über⸗ 
tragung des Geſchäfts (RG 56, 227); das Recht aus einer Löſchungsvormerkung (RG 
52, 11; vgl. dazu § 401 A 1 a. E.); des ferneren wie der Anſpruch auf Herausgabe gemäß 
55 870, 931 fo auch die Beſitzklage aus $ 861 (Nc 4. 4. 14 V 585/13). Abtretbar iſt im 
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Falle der Weiterzeſſion auch der dem lerſten) Zeſſionar aus dem Vertrage mit feinen: Zedenten 
erwachſene, wenngleich erſt in der Perſon des e zur Entſtehung gelangende Ge⸗ 
währleiſtungsanſpruch (RG Gruch 49, 906). — Übertragbar find insbeſondere die An⸗ 
ſprüche auf Auflaſſung ſowie auf Berichtigung des Grundbuchs, letzteres jedoch 
mit der Einſchränkung, daß in dieſer Zeſſion nur eine Ermächtigung, das Recht des 
Zedenten in eigenem Namen und eigenem Intereſſe auszuüben, gefunden werden kann 
(RG 64, 68), da der an das dingliche Recht gebundene Berichtigungsanſpruch allein für ſich 
nicht übertragbar iſt und nur der gegenwärtige Rechtsinhaber berichtigungsberechtigt iſt (RG 
Warn 1911 Nr 239; RG 53, 408). Die Frage jedoch, ob der Berichtigungsanſpruch nur im 
Wege der Auflaſſung (RG 62, 327; Warn 1911 Nr 185) oder auch ſelbſtändig für ſich durch (aus⸗ 
drückliche) Zeſſion übertragen werden kann, iſt im letzteren Sinne zu beantworten, weil es 
grundſätzlich überhaupt möglich iſt, Befugniſſe, die an das Recht ſelbſt gebunden ſind, allein 
für ſich mit der alleinigen Wirkung auf einen andern zu übertragen, daß dieſer dadurch er- 
mächtigt wird, die Befugnis in eigenem Intereſſe und in eigenem Namen kraft des fremden 
Rechtes durch Klage zur Geltung zu bringen (RG 73, 306 u. 78, 87). Aber, wie das Reichs⸗ 
gericht annimmt, ſo kann der Zeſſionar nach dem geltenden Rechte die Berichtigung ſtets 
nur auf den Namen des Auflaſſenden oder des Zedenten verlangen, weil das Geſetz 
im Gebiete des Liegenſchaftsrechts eine Abtretung des Eigentumsanſpruchs im Sinne des 
8 931 nicht kennt (RG 62, 327; 64, 165; 66, 22). Indeſſen dieſes Ergebnis befriedigt ſchwer⸗ 
lich, weil es zu innügen Weiterungen führt Freilich iſt nicht zu verkennen, daß nach dem 
herrſchenden Rechte Eigentum an einem Grundſtücke rechtsgeſchäftlich nur im Wege der Auf⸗ 
laſſung und Eintragung erworben werden kann, und daß, wenn der Erwerber infolge der 
Geltendmachung des ſeinem Veräußerer zuſtehenden Berichtigungsanſpruchs auch wirklich die 
Eintragung des Eigentums auf ſeinen Namen erwirkte, es immer doch noch an der Auflaſſung 
an ihn fehlen würde. Zu einem befriedigenden Ergebniſſe könnte man bei dieſer Sachlage trotz 
dem gelangen, wenn man gegebenenfalls in der Auflaſfungserklärung des nicht eingetrag nen, 
des Berichtigungsanſpruchs teilhaftigen wahren Eigentümers eine Abtretung des Anſpeuchs 
gegen den eingetragenen Nichteigentümer nicht auf die Berichtigung des Eigentums, ſondern 
auf die Auflaſſung an den Erwerber finden wollte. Der Zeſſionar träte hierin alsdann 
an die Stelle des Berichtigungsberechtigten ($ 398 Satz 2), und er könnte die Auflaſſung un⸗ 
mittelbar für ſich ſelbſt fordern, und der eingetragene Nichteigentümer, der die Berichtigung 
des Grundbuchs zu bewilligen verpflichtet wäre, hätte kein anerkennenswertes Intereſſe 
daran, dem Zeſſionar die Auflaſſung zu verweigern und ihm eutgegenzuhalten daß er nur 
in die Grundbuchsberichtigung auf den Namen des wahren Eigentümers und nur in der 
Form des 5 894 einzuwilligen verpflichtet ſei. Eine ſolche Einrede wäre ſchikauäs und ver. 
ſtieße gegen Treu und Glauben (5242). — Über „Abtretung des Portefeuilles vgl. RG 56, 292. 

Wie im ganzen, ſo iſt eine Forderung auch teilweiſe übertragbar, vorausgeſetzt, daß ſie 
an ſich teilbar iſt (RG 64, 120), wobei im Zweifel nicht anzunehmen iſt, daß der Zedent dem 
Zeſſionar das Vorrecht zugunſten der abgetretenen Teilforderung hat abtreten wollen (RG 
JW 1914, 5285; nemo surrogat contra se). Ebenſo iſt von mehreren in dem nämlichen Ver⸗ 
trage begründeten Anfprüchen nur der eine übertragbar (RG Gruch 54, 924). Abtretbar find 
u e aus Vorverträgen (RG 66, 361; 68, 356). Das Nähere 9 399 

4 a. E. 8 

Kommt der Abtretung auch gleich der Übergabe eine dingliche Wirkung zu, ſo ergibt ſich aus 
der Natur der Sache doch der Unterſchied, daß die Übergabe notwendig eine bereits vorhandene 
Sache vorausſetzt, weil eine körperliche Übergabe einer nicht vorhandenen Sache undenkbar iſt, 
daß hingegen die ſich allein durch Willenserklärungen vollziehende Abtretung auch erſt künftiger 
Forderungen wie Rechte begrifflich möglich ift. Notwendig dazu iſt freilich, daß die künftige 
Forderung ſchon fo genügend beſtimmt, wenigſtens beſtimmbar (R Ic 1917, 7647) iſt, 
daß es nur noch ihrer Eutſtehung bedarf, um die Übertragung von da ab ohne weiteres wirkſam 
werden zu laſſen (RG 55 S. 334, 404; 58, 72; 67, 166; ſowie 75, 225). Die Übertragung 
künftiger Forderungen hat daher auch ſofort die dingliche Wirkung, daß 8 Entstehung der 
Forderung der Übergang ſich ohne weiteres vollzieht (dich IW 1913, 1829). So iſt auch 
die Abtretung künftiger Zinſen (vgl. $ 246 A 1 a. E.) ſowie aller Mietanſprüche aus einem 
beſtimmten Mietverhältniſſe zuläſſig (RG Gruch 48, 891; Warn 1912 Nr 361); ferner die 
Übertragung künftiger Hypotheken (RG 74, 416). Da die Abtretung unbedingt erſt mit Ent⸗ 
ftehung der Forderung oder des Rechtes wirkſam werden kann und eine Rückwirkung aus⸗ 
geſchloſſen iſt, fo find bei einer künftigen Hypothek auch die Srundjäge vom gutgläubigen 
Erwerbe nicht anwendbar (RG 74, 416). Über die Abtretbarkeit der Baugeldhypothek auch 
vor erfolgter Valutierung vgl. § 157 A 3 (Rc JW 1910, 75577). Wird eine abredegemäß in 
Teilzahlungen zu tilgende Hypothek nur zu einem Teilbetrage abgetreten, ſo 
ſteht der Anſpruch auf die Tilgungsbeiträge den einzelnen Teilhypother Gläubigern nach Ver⸗ 
hältnis ihrer Anteile zu, und zwar auch dann, wenn bei der Abtretung der einen Teilhypothek 
vor der andern der Vorrang eingeräumt worden iſt (RJ Warn 1911 Nr 192). Weiter ift im 
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Fall eines gemäß 9 328 zugunften des Zedenten abgeſchloſſenen Vertrags (beiſpielsweiſe eines 
Lebensverſicherungsvertrags) die Weiterübertragung der Forderung ſchon in einem Zeitpunkte 
möglich, in welchem der Zedent den Anſpruch im Sinne des $ 328 Abſ 2 noch nicht erworben 
hat (RG 13. 2. 06 VII 241/05). Zuläſſig ift auch, daß einem andern eine noch nicht beſtehende 
Forderung mit der Abrede eingeräumt wird, daß er dieſe (angebliche) Forderung einem Dritten 
abtrete, um die von dieſem alsdann zu gewährende Leiſtung dem Schuldner zuzuführen, 
ſo daß das Schuldverhältnis in Wirklichkeit erſt zwiſchen dem Dritten und dem Schuldner 
begründet wird und der i 0 nur zur Empfangnahme der vom Dritten zu gewährenden 
Leiſtung ermächtigt fein ſoll (R& 12. 2. 10 V 198/09 u. 26. 11. 10 V 273/10). Es liegt hier 
kein Scheingeſchäft vor (RG 60, 28). Dabei iſt auch die Zeſſion in blanco ſtatthaft derart, 
daß der Zeſſionar ermächtigt iſt, den künftigen Gläubiger erſt ſeinerſeits zu beſtimmen und die 
Zeſſionsurkunde auf deſſen Namen auszufüllen. Abtretungsfähig iſt dagegen nicht ein 
erſt künftiges Patentrecht, ſolange die Erfindung noch nicht gemacht iſt (RG 75, 228). Ebenſo⸗ 
wenig die Abtretung aller künftigen Einnahmen, da es an der erforderlichen Beſtimmtheit 
fehlt (RG IW 1911, 57610). Einer ausreichenden Beſtimmtheit ermangelt auch die Ab⸗ 
tretung „aller aus den Büchern erſichtlichen Kundenforderungen“, oder die Abtretung „aller 
auf die angegebene Art erworbenen Forderungen“ (RS Warn 1916 Nr 71), oder die Ab⸗ 
tretung „der ſeweils jüngſten Forderungen einer Geſellſchaft“ (RG 93, 246). — Als wider 
die guten Sitten verſto ßend iſt nichtig die fiduziariſche Abtretung „aller Außenſtände“ 
(RS Gruch 55, 838); die zur Verſchleierung dienende Abtretung RG Gruch 49, 252); 
ferner die Abtretung allein zu dem Zwecke, um dem Zeſſionar die Klage im Armen⸗ 
rechte zu ermöglichen (R& 81, 175). Die Abtretung allein zu dem Zwecke, den Zedenten 
als Zeugen auftreten zu laſſen, verſtößt noch nicht gegen die guten Sitten (RG IWW 09, 
270°; 1913, 8178); wohl aber daun, wenn zugleich bezweckt iſt, den Zedenten Unwahres 
ausfagen zu laſſen (N 81, 162; Gruch 53, 918). Daß bedingte und befriſtete Forderungen 
zur Übertragung geeignet ſind, folgt ſchon aus ihrer Natur als erworbenes Recht (Vorbem 5 
vor $ 158). Endlich tft auch die bedingte Abtretung erſt künftiger Forderungen zuläſſig 
(NG 67, 166; 75, 227; Warn 1912 Nr 157, wonach in der Abrede, daß die Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft durch Zahlung der Verſicherungsſumme in die Rechte des Verſicherten eintrete, 
eine derartige Abtretung liegt). — Durch die noch geltende Vorſchrift des Anhangs 8 168 
PrächO find der Abtretbarkeit entzogen Gehaltsanſprüche eines preußiſchen 
eamten. h 

Hinſichtlich der Übertragbarkeit von Rechten vgl. $ 413. Über den Übergang von 

1 kraft Geſetzes (cessto legis) dgl. $ 412; auf Grund richterlicher Anordnungen 

$ 835—838, 844, 857, 859, 860 3 PO; über die Abtretung einer rechtshängigen Forderung 
$ 265 ZPO; der Klager kann alsdann nur noch Zahlung an den Zeſſionar verlangen (RG 
56, 801). — Über die Fälle mangelnder Übertragbarkeit ſ. $ 399 (A 1 u. 4) und g 400. 
Darüber, ob das Recht aus einem bereits zugegangenen, noch nicht vorgenommenen Vertrags- 
antrage abtretbar iſt, vgl. $ 145 A 2 a. E. 

8. Mit dem Vorgange, daß der neue Gläubiger an Stelle des bisherigen Gläubigers 
tritt, hört das Gläubigerrecht des bisherigen Gläubigers völlig auf, und es 1 5 fortan dem 
Zeſſionar zu (RG 56, 301), und zwar nach $ 401 nebſt allen hiermit verbundenen Nebenrechten. 
Mit der Abtretung iſt daher eine Abrede unvereinbar, infolge deren dem Zedenten das Recht 
vorbehalten wird, über die Forderung für ſich zu verfügen, oder wonach der Zeſſionar nicht 
befugt ſein ſoll, die Forderung in eigenem Namen geltend zu machen; die Übertragung wäre 
gegebenenfalls nichtig (R 90, 249; 92, 240; 3% 1914, 528%). Behält ſich der Gläubiger das 
Recht vor, die Forderung in eigenem Namen einzuziehen, dann liegt ein Scheingeſchäft vor 
(RS 90, 275). Die bloße Ermächtigung, die Forderung des Gläubigers einzuziehen, enthält 
daher ebenfalls keine Abtretung (RG 92, 239). — Im Falle einer wirklichen Zeſſion kann der 

edent auch nicht mehr Handlungen zugunſten des Zeſſionars im eigenen Namen vornehmen 
lauch dann nicht, wenn Gegenſtand der Abtretung das Recht aus einem Schiedsſpruche ge- 
weſen, RG JW 1911, 644°). Insbeſondere kann der alte Gläubiger für den neuen nicht mehr 
Nebenrechte erwerben oder die Verzährung unterbrechen, gleichgültig, ob dem Schuldner die 
Zeſſion ſchon bekannt war oder nicht (RG 52, 181). Wohl aber kann der Verſprechensempfänger 
aus einem paetum de mutuo dando nach Abtretung dieſes Anſpruchs (vgl. 9 399 A 4 a. E.) 
immer noch auf Zahlung an den Zeſſionar klagen, da er ſeinem Vertragsgegner gegenüber 
trotz der Abtretung der Vertragsberechtigte bleibt, wie er anderſeits auch durch Zahlung des 
Darlehnsbetrags an den Zeſſionar der Schuldner wird (RG 66, 359; 68, 356; 77, 407). Im 
übrigen ift es auch möglich, daß der Darlehnsvorvertrag zugunſten des Dritten mit der Wirkung 
des § 328 abgeſchloſſen wird und der Dritte ſonach unmittelbar und ſofort den Anſpruch auf 

ewährung der Darlehnsſumme erhält ($ 328 A 3). Auch im Falle der Pfändung und Über. 
weiſung einer Forderung kann der Pfandſchuldner auf Zahlung an den Pfändungsgläubiger 
gegen den Drittſchuldner klagen, dagegen nicht gleichfalls auf Hinterlegung (RG JW 1912, 3419; 
Gruch 49, 1061). 
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4. Übergangs recht. Die Rechtsfolgen einer nach dem 1. Januar 1900 vorgenommenen 
Abtretung ſind nach dem BGB zu beurteilen, auch wenn die Forderung vor dem an⸗ 
gegebenen Zeitpunkte entſtanden war (RG 56, 301). 


8 399 


Eine Forderung kann nicht abgetreten werden!), wenn die Leiſtung an 
einen anderen als den urſprünglichen Gläubiger nicht ohne Veränderung 
ihres Inhalts erfolgen kanne) oder wenn die Abtretung durch Vereinbarung 
mit dem Schuldner ausgeſchloſſen iſte) ). 


EI 295; M 2 121; P 1 384. 


1. Die Unübertragbarkeit der Forderung. Sie hat an ſich zur Folge, daß die Abtretung 
auch dem Zeſſionar gegenüber (RG 86, 351) wirkungslos bleibt. In den Fällen des § 399 
handelt es ſich jedoch nicht um zwingendes Recht im öffentlichen Intereſſe (wie bei $ 400), 
ſondern gegenüber dem Grundſatze der freien Veräußerlichkeit (8 808 A 1) nur um Aus⸗ 
nahmebeſtimmungen zugunſten des Schuldners, ſo daß mit dem Einverſtändniſſe des Schuld⸗ 
ners der Hinderungsgrund ſelbſt fortfällt (R® 29. 10. 06 I 110/06) und auch eine ver⸗ 
botswidrig erfolgte Abtretung durch die nachfolgende Genehmigung des Schuldners wirk⸗ 
ſam wird (RG 75, 144; 29. 11. 07 VII 80/07); indeſſen nicht mit rückwirkender Kraft. 
Denn die Vorausſetzungen des § 184 ſind hier nicht gegeben. Der § 184 handelt von 
Rechtsgeſchäften eines Nichtberechtigten, der Ausſchluß der Abtretbarkeit einer Forderung 
entzieht dagegen dem Gläubiger nicht das Gläubigerrecht (RG 75, 144). Val. 88 181 A 1 
und 184 A 2. Wenn das RG a. a. O. die Anwendbarkeit der 88 18 156 Im Falle des 
8 399 auch deswegen verneint wiſſen will, weil die verbotswidrig erfolgte Abtretung der 
Forderung ein nichtiges Rechtsgeſchäft ſei, ſo iſt das allerdings bebenklich. Lage wirklich 
Nichtigkeit vor, dann könnte das Geſchäft auch nicht durch den Verzicht des Schuldners rechts⸗ 
wirkſam werden, es bedürfte vielmehr nach der Erklärung des Verzichts noch einer neuen 
Abtretung ($ 125 A 1 und vgl. weiter § 141). Daß der Verzicht die unſtatthafte Übertragung 
wirkſam macht, liegt vielmehr daran, daß der Ausſchluß der Abtretbarkeit die Abtretung 
gegebenenfalls nur unwirkſam macht (vgl. 8 185 A 1 u. 9 182 A 1). Weil die Übertrag · 
barkeit der Rechte die Regel bildet, trifft die Beweislaſt für die Ausnahme den Schuldner 
(RG JW 01, 72520). — Auch der auf $ 67 Satz 1 des Verf BO beruhende Übergang des 
dem Verſicherungsnehmer gegen einen Dritten zuftehenden Schadenserſatzanſpruchs auf 
den Verſicherer kann durch Vereinbarung wirkſam ausgeſchloſſen werden (Reh 97, 78). 

2. Es genügt nicht eine ſolche Veränderung des Inhalts der Forderung, die bloß in 
der verichtedenen Art der Gläubiger ihren Grund hätte (der eiue ift beiſpielsweiſe nach⸗ 
ſichtiger als der andere); es muß vielmehr die Veränderung des Gläubigers zugleich den 
Inhalt der Leiſtung ändern. Beiſpiele hierfür bietet das Geſetz ſelbſt in den 88 613 
Sat 2, 664 Abſ 2. Eine Veränderung des Leiſtungsinhalts liegt insbeſondere vor, wenn 
die Leiſtung nach Lage des Falles überhaupt nur zugunſten des alten Gläubigers erfolgen 
kann, wie das beiſpielsweiſe bei dem Anſpruche auf Schulbbefreiung zutrifft (ME 920 
1911, 7115); es ſei denn, daß die Abtretung des Schuldbefreiungsanſpruchs an den Gläubiger 
ſelbſt erfolgt (RG 80, 183; 81, 253). Bei gegenſeitigen Verträgen kann die eine 
Forderung übertragbar ſein, die andere nicht, wie beiſpielsweiſe beim Mietvertrage der 
Anſpruch auf die Miete frei übertragbar iſt, das Mietrecht dagegen nur mit Erlaubnis 
des Vermieters ($ 549), weil die Leiſtung des Vermieters an ſich eine andere iſt, je 
nachdem er den Gebrauch dieſer oder jener Perſönlichkeit zu überlaſſen hat (RG JW 1911, 
4877). Im übrigen vgl. § 398 A 2. g 

3. Iſt die Abtretung durch Vereinbarung mit dem Schuldner ausgeſchloſſen, fo wirkt 
der Ausſchluß nicht nur zwiſchen Gläubiger und Schuldner, ſondern auch jedem Dritten, 
insbefondere dem Zeſſionar (NG JW 1915, 577) gegenüber nimmt alſo der Forderung 
ſelbſt die Eigenſchaft der Veräußerungsfähigkeit. Vgl. aber über den Einfluß des guten 
Glaubens des Zeſſionars § 405. In RG 86, 352 iſt aus eführt, daß gegebenenfalls von 
vornherein nicht ein veräußerliches, ſondern ein höchſtper önliches Recht geſchaffen wird, 
das an die Perſon des Gläubigers gebunden iſt, die Frage aber, ob und in welcher Weiſe 
die Zuſtimmung des Schuldners das Rechtsverhältnis ändern könne, iſt unentſchieden ge⸗ 
laſſen. Der Grundauffaſſung der angeführten Entſcheidung kann jedoch überhaupt nicht 
zugeſtimmt werden. Durch die Vereinbarung im Sinne des 3 398 wird nicht ein höchſt⸗ 
perſönliches Recht geſchaffen; im Ausſchluſſe der Abtretbarkeit kann vielmehr nur eine zu. 
gunſten des Schuldners getroffene Verfügungsbeſchränkung gefunden werden. Vgl. RG 
95, 207, wonach auch eine gegen das Verbot des § 98 Berf®Ö erfolgte Abtretung der Ver⸗ 
ſicherungsfumme nicht nichtig, ſondern nur zugunſten der geſchützten Perſonen (8 1128 des Gef.) 
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unwirkſam iſt. Vgl. auch § 135 A 2 und oben A 1. — Auch dem Erwerber einer Hypothek 
kann mangels guten Glaubens die Einrede entgegengeſetzt werden, daß der Zedent nach 
einer mit dem Eigentümer getroffenen Abrede zur Abtretung der Hypothek nicht berechtigt 
fein ſolle. — Das Verbot der Abtretung einer Forderung hindert nicht, daß auf den Fall 
der Zuwiderhandlung wirkſam eine Strafe geſetzt wird, da ſchon der Verſuch der Abtretung 
durch die Strafandrohung gehindert werden ſoll (RG 25. 9. 15 V 143/15). 

4. Verſchieden von den in § 399 getroffenen Fällen find diejenigen, in denen das Geſetz 
die Unübertragbarkeit eines Anſpruchs ohne weiteres um deswillen annimmt, weil hier das 
Recht notwendig als an die Perſon des Berechtigten gebunden erachtet wird, alſo bei höchſt⸗ 
perfönlichen Rechten. Aus dieſem Grunde find insbeſondere nicht übertragbar das Geſell⸗ 
ſchaftsrecht (RG 67, 17), der Anſpruch auf Rechnungslegung (RG 52, 35; 90, 19; IW 
1917, 5397, wonach der Anſpruch auf das Auseinanderſetzungsguthaben zwar abtretbar, die 
Geltendmachung aber von der Feſtſtellung des Betrags durch die Geſellſchafter abhängig 
ift), der Anſpruch auf Erſatz immateriellen Schadens (§ 847 Satz 2), der Anſpruch aus der 
Defloration ($ 1300), der Anſpruch auf Ausſteuer ($ 1623), der Auſpruch der Erben auf 
Auseinanderſetzung (RG 60, 132); ſowie Anſprüche auf Unterhalt, ſoweit es ſich nicht um 
bereits feſtgeſtellte, beſtimmte Beträge handelt (RG JW 05, 684); Anſprüche aus einem 
Kreditvertrage (RG 51, 119); auf Befreiung von einer Schuld (RG JW 1911, 71; 1912, 857; 
Gruch 59, 911), falls nicht die Abtretung an den Gläubiger ſelbſt erfolgt (RG 80, 184; 
81, 252). Anſprüche, die der Zwangsverwalter durch Urteil erſtritten hat (der Anſpruch 
auf Zurückſchaffung von entfernten Zubehörſtücken), ſind abtretbar, und es kann die Ab⸗ 
tretung als Verſteigerungsbedingung in den Zuſchlag aufgenommen werden, weil der Ver⸗ 
walter, wenn er auch in eigenem Namen handelt, den Anſpruch doch ſachlich für die Maſſe 
geltend macht (RG 3. 4. 11 V 848/10). Aus Gründen des öffentlichen Intereſſes 
ſind durch § 400 als unübertragbar erklärt unpfändbare Forderungen. Auch öffentliche 
Pfandleiher (§ 34 Gemd) können Forderungen, die fie in dieſem Gewerbebetriebe gegen 
Fauſtpfänder erworben haben, an Dritte, die nichtöffentliche Pfandleiher find, nicht abtreten 
(RG 58, 71). — Endlich find nicht ſelbſtändig übertragbar bloße Rechtsbefugniſſe wie 
der Feſtſtellungsanſpruch, das Rücktrittsrecht und das Anfechtungsrecht; ſie können von den 
ihnen zugrunde liegenden Rechtsverhältniſſen nicht losgelöſt werden (RG JW 09, 6855; Warn 
1912 Nr 67; Gruch 55, 1068). Wohl aber iſt es auch in den bezeichneten Fällen möglich, einen 
andern durch Abtretung der bloßen Rechtsbefugnis zur Durchführung des Anſpruchs auf 
eigenen Namen und für eigene Rechnung zu ermächtigen, während das Vermögensrecht 
ſelbſt dem Abtretenden verbleibt. Vorausſetzung iſt dabei jedoch, daß die Abtretung zur 
Wahrnehmung eines eigenen Intereſſes des Zeſſionars erfolgt, da es ihm 
ſonſt am Rechtsſchutzintereſſe fehlen würde (RG 53 S. 275, 411 und 73, 307; 91, 395; vgl. 
oben A 1 Abſ 3). — Fraglich iſt, ob Rebenrechte (akzeſſoriſche Rechte) ſelbſtändig übertrag ⸗ 
bar ſind. Hinſichtlich der Vertragsſtrafe ift dieſes bereits bei $ 339 A 1 bejaht worden. 
Zinsanſprüche, die bereits eutſtanden ſind, haben die Eigenſchaft ſelbſtändiger Rechte. 
Aber auch Anſprüche auf künftige Zinſen find nach den unter § 398 A 2 erörterten Grund⸗ 
ſatzen abtretungsfähig. Die Bürgſchaft und das Pfandrecht werden dagegen vom 

eſetze nach $ 401 als unſelbſtändige, nur dem Hauptanſpruche dienende Rechte aufgefaßt 
und ſind daher auch nicht ſelbſtändig übertragungsfähig (R 15, 278; JW 09, 685°; a. A. 
Planck § 401 A ie), wie dies § 1153 Abſ 2 hinſichtlich der Hypothek ausdrücklich aus⸗ 
ſpricht. Unübertragbar find auch der Subſtanz nach (vgl. A 2) die mit dem Eigentume un. 
trennbar verbundenen Rechte. So der Berichtigungsanſpruch als ſolcher (RG Gruch 54, 943) 
und das Recht auf den Vorrang, das ſich der Eigentümer zugunſten einer von ihm künftig 
zu beſtellenden Hypothek vorbehält (RG 28. 1. 11 V 151/10, teilweiſe abgedruckt JW 
1911, 33420, endlich der Anſpruch auf Vorlegung aus 88 809, 810 ohne den Hauptanſpruch 
(RG Gruch 54, 943). Das in einem Geſellſchaftsvertrage (einer offenen Handelsgeſellſchaft) 
einem Geſellſchafter vorbehaltene Recht, die Anteile der übrigen Geſellſchafter zu erwerben, 
iſt jedenfalls dann abtretbar, wenn es zugleich mit dem Geſellſchaftsrechte ſelbſt (zuläſſigen 
Falles) abgetreten wird (RG 92, 167). — Kann der Anſpruch aus einem Vorvertrage auf 
Abſchluß des Endvertrags übertragen werden? Das dürfte nach den allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen des § 399 zu beurteilen fein und danach wäre insbeſondere entſcheidend, ob die Ande- 
rung des Gläubigers das Intereſſe des Schuldners verletzte. Demgemäß ift der Anſpruch 
aus einem Darlehnsvorvertrage (pnetum de mutuo dando), ſoweit er auf Abſchluß des 

arlehnsvertrags durch Gewährung des Darlehns geht, regelmäßig nicht übertragbar; über⸗ 
tragbar iſt dagegen unbedenklich der bloße Anſpruch auf Auszahlung des Geldes mit der 

irkung, daß nicht nur der Zedent auf Zahlung an den Zeſſionar (RG 77, 407; JW 
1912, 19211) klagen, ſondern auch der Zeſſionar ſelbſtändig die Zahlung für ſich fordern 
kann, daß anderſeits jedoch trotz dieſer Zahlung der Zedent ſelbſt der Darlehnsſchuldner 
wird (MG 68, 355; JW 1910, 747°; Warn 09 Nr 15). Das gilt auch beim zugeſagten 
Baugelddarlehn (RG 66, 359; JW 09, 309“; Warn 1911 Nr 320), 
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S 400 


Eine Forderung kann nicht abgetreten werden, ſoweit ſie der Pfändung 
nicht unterworfen iſt!). 
E I 296; M 2 123; P 1 884. 


1. Vgl. hierzu die Ausführungen unter § 394. Vgl. ferner § 850 und anderſeits § 851 
Abſ 2 ZRO über die Unpfänd barkeit von unübertragbaren Forderungen, ferner $ 857 Abſ 3 
ZRO über die Pfändbarkeit unveräußerlicher Rechte der Ausübung nach; endlich RG 67, 15 
zu $ 717 880, wonach $ 400 Platz greift, auch wenn die Übertragbarkeit nach altem Rechte 
zu beurteilen iſt. Die entgegen $ 400 erfolgte Abtretung iſt nichtig. Der 8 817 Abſ 2 iſt 
hier aber nur dann anwendbar, wenn die Abtretung zur Erfüllung eines Vertrags cheſchah, 
der einen geſetzlich verbotenen Zweck verfolgte (RG Gruch 61, 304). Der dem Schuldner 
zuſtehende lebenslängliche Nießbrauch an einer Hypothek iſt in Anſehung des Zinsanſpruchs 
pfändbar und daher auch abtretbar; um den Gläubiger gegen eine Vereitlung des Pfän⸗ 
dungspfandrechts, namentlich durch Löſchung des Nießbrauchs auf Grund eines Verzichts 
zu ſchützen ($ 892 Satz 2), bedarf es der Eintragung der Verfügungsbeſchräntung (RG 
74, 78). Der 8 400 gilt auch für die kraft Geſetzes übergehenden Forderungen ($ 412). 
Der § 400 hindert nicht die Abtretung des bloßen Verfügungsrechts über eine Forderung 
derart, daß das Gläubigerrecht dem Zedenten verbleibt (RG 94, 137). Val. 8 898 A 1 
Abſ 3. Soweit das Recht aus einem Darlehnsvorvertrage abtretbar iſt (vgl. 5 308 A 4 a. E.), 
iſt es auch pfändbar. 

§ 401 


Mit der abgetretenen Forderung gehen die Hypotheken oder Pfand⸗ 
rechte, die für ſie beſtehen, ſowie die Rechte aus einer für ſie beſtellten Bürg⸗ 
ſchaft auf den neuen Gläubiger über!). 

Ein mit der Forderung für den Fall der Zwangsvollſtreckung oder des 
Konkurſes verbundenes Vorzugsrecht kann auch der neue Gläubiger geltend 
machen “)s). 

E I 297; M 2 124; P 1 385. 


1. Der Mitübergang von Nebenrechten auf den neuen Gläubiger entſpricht der Auffaſſung, 
daß Nebenrechte, wie Hypothek, Pfandrecht (auch wenn es in Form einer Sicherungsüber⸗ 
eignung beſtellt worden, RG Warn 1910 Nr 404), weiter die Bürgſchaft der Selbſtandigkeit 
entbehren ($ 399 A 4) und daher dem Hauptrechte, um deſſentwillen fie begründet wurden, 
ohne weiteres folgen (anders das Verhältnis zwiſchen Sache und Zubehor dgl. Dazu die 
Ausführungen bei $ 314). Wird daher das Hauptrecht mit Ausſchluß des Nebenrechts 
übertragen, was begrifflich möglich ift, dann führt eine ſolche Übertragung notwendig zum 
Untergange des Nebenrechts, wie das in $ 1250 Abſ 2 Hinfichtlich des Pfandrechts ausdrücklich 
vorgeſehen iſt (RG 85, 364). „Wie das Pfandrecht, jo werden auch andere nicht mit ab⸗ 
getretene Nebenrechte, die felbftändig nicht beſtehen können, als erloſchen zu gelten haben“ 
(RG IW 05, 428°). Im Falle einer Übertragung ſicherungshalber iſt § 401 nicht 
anwendbar. Dient die Übertragung gegebenenfalls auch dem gleichen Zwecke wie die 
eigentliche Verpfändung, To beſteht doch der entſcheidende Unterſchied, daß der Gläubiger 
im letzteren Falle ein an ſich unſelbſtändiges Recht erlangt, im Falle der Übereignung ſicher⸗ 
heitshalber dagegen die dazu übertragene Forderung ſelbſt zu eigenem Rechte erwirbt, 
während ſich der Sicherungszweck nur nach der ſchuldrechtlichen Seite im Innenverhältniſſe 
äußert; vgl. § 117 A 3. Der Gläubiger, der vom Bürgen Befriedigung erhält, ift ver⸗ 
pflichtet, die ihm ſicherheitshalber übertragene Forderung auf den Bürgen zu übertragen 
(RG 89, 195). Vgl. auch RG 91, 280, wo unter den ſonſt erforderlichen Vorausſetzungen 
eine entſprechende Anwendung des $ 401 bei der bloß ſicherungshalber erfolgten aller⸗ 
dings befürwortet iſt. Zwiſchen Forderung und Hypothet iſt ein ſo unlösbarer 
Zuſammenhang angenommen, daß auch die erſtere ohne die letztere wie die letztere 
nicht ohne die erſtere übertragen werden kann, und daß ein dagegen verſtoßendes 
Rechtsgeſchäft ſomit nichtig iſt (§ 1158 Abſ 2). Anders verhalt es ſich nur bei der 
Höchſtbetragshypothek, weil eine ſolche überhaupt nicht der Sicherung einer beſtimmten 
Forderung dienen ſoll (8 1190 Abſ 4). — Selbſtändige Anſprüche gehen, auch wenn 
fie mit dem abgetretenen Anſpruche zuſammenhängen, nicht ohne weiteres mit der Ab⸗ 
tretung der letzteren über, vielmehr müſſen ſie mitabgetreten ſein: jo Schadenserſatz⸗ 
anſprüche (NG Warn 1912 Nr 11), vertragsmäßige Gewährleiſtungsanſprüche des 
Zeſſtonars gegen den Zedenten, weil durch das Verſprechen der Gewahrleiſtung nicht 
die Haftung für eine fremde Schuld (Bürgſchaft), ſondern eine ſelbſtandige Verpflichtung 
übernommen wird (RG 60, 371; 72, 141); desgleichen die Übernahme der Haftung für 
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die Zulänglichkeit der zur Deckung einer bloß dinglichen Schuld gewährten Sache, weil 
darin keine Bürgſchaft liegt, bei welcher die Haftung für die Leiſtung des perſönlichen Schuld⸗ 
ners erforderlich iſt (RG Warn 1916 Nr 130); ferner der Anſpruch des Hypothekengläubigers 
auf Herausgabe des Hypothekenbriefs (RG 54, 111). Das nicht ſelbſtändige Anfechtungs⸗ 
recht gehort nicht zu denjenigen Nebenrechten im Sinne des § 401, die ohne weiteres mit⸗ 
übergehen, und geht alſo ebenfalls ohne beſondere Übertragung auf den Rechtsnach⸗ 
folger nicht über (R 30, 74; Warn 1912 Nr 67). Vgl. noch § 142 A 1. Das Recht auf 
die noch nicht verfallene Vertragsſtrafe geht als Beſtandteil des Gläubigerrechts 
bei deſſen Übertragung ohne weiteres mit über (Prot 1, 422). — Die Anwendbarkeit des 
5401 beſchränkt ſich im übrigen nicht auf die dort ausdrücklich aufgeführten Nebenrechte 
(N 60, 371). Insbeſondere gehören auch die Erfüllungsübernahme gemäß 88 415 Abſ 3, 329 
(RS 65, 170) und das kaufmänniſche Zurückbehaltungsrecht hierher (RG JW 07, 1700). Ob 
und inwieweit die Zinsanſprüche der abgetretenen Forderung, die an ſich ſelbſtändig 
übertragbar ſind (RG 74, 81), als mitübertragen zu erachten ſind, iſt durch Auslegung der 
Erklärung Je e (RG Warn 08 Nr 454; 1914 Nr 244). Im Zweifel dürfte anzunehmen 
ſein, daß die Übertragung des Anſpruchs auf bereits fällige Zinſen, da er zu einer ſelbſtändigen 
Forderung geworden iſt, nicht beabſichtigt war, daß dagegen das Umgekehrte hinſichtlich des 
Anſpruchs auf die noch nicht fälligen Zinſen zutrifft. Streitig. Jedenfalls iſt es zuläſſig, bei 
Abtretung der Forderung das Ziusrecht als ſolches vorzubehalten, und zwar auch bei Hypo⸗ 
theken⸗ und Grundſchuldforderungen, wiewohl das Zinsrecht an ſich das Schickſal des Haupt⸗ 
rechts teilt und erſt die einzelne fällig gewordene Zinsrate ſich als ſelbſtändiges Recht vom 
Hauptrechte ablöſt (RG 74, 70; Warn 1914 Nr 244). Vgl. 5 246 A 1. Nach den Umſtänden 
des Falles iſt auch zu beurteilen, ob Forderungen auf Schadenserſatz und auf eine bereits 
verfallene und daher ſchon zum ſelbſtändigen Anſpruche erwachſene Vertragsſtrafe als 
mitübertragen zu gelten hat (R& 60, 371; 65, 170; JW 07 S. 171° u. 74510), während das 
Recht auf die noch nicht verwirkte Strafe mit dem Vertragsrechte verbunden bleibt, wenn⸗ 
gleich fie als bedingtes Recht auch allein für ſich übertragen werden kann. Ob mit Ab- 
tretung der Hypothekenforderung auch die Abtretung des Anſpruchs auf Herausgabe des 
Hypothekenbriefs verbunden worden iſt, wird gleichfalls auslegungsweiſe feſtzuſtellen fein 
(vgl. RG 54, 111; ferner $ 402 A 1). Der Anſpruch aus einer Löſchungsvormerkung 
iſt an ſich abtretbar (RG 52, 11); er geht mit Übertragung der geſchützten Hypothek nicht 
ohne weiteres über; doch kann auch bei ihm eine ſtillſchweigende Abtretung aus den Um- 
ſtänden gefolgert werden (RG 11. 6. 13 V 23/13). Daß die Mitübertragung beabſichtigt 
war, wird wohl meiſt anzunehmen ſein. Daß der Erwerber eines Anſpruchs, der zugleich 
in das entſprechende Schuldverhältnis, durch Schuldübernahme eintritt, ohne weiteres auch 
von den Einreden aus 88 273 u. 320 Gebrauch machen kann, ergibt ſich ſchon aus den Grund⸗ 
ſätzen von der Schuldübernahme (§ 417). Das in 819 Ubf2 des Geſ., betr. Geſellſchaften 
m. b. H., vorgeſehene Aufrechnungsverbot gegenüber der Forderung auf Einzahlung der 
fon Es weil es der Forderung ſelbſt dienen ſoll, auch zugunften des Zeſſionars 
ort (RG 85, 351). h 

2. Mitübergang von Vorzugsrechten, die im Falle des Konkurſes (88 47ff., 61, 62 KO) 
ſowie der Zwangsvollſtreckung beſtehen (§ 804 Abſ. 2 ZPO). Der Mitübergang be- 
ſchränkt ſich nur auf die mit der Forderung verbundenen Vorzugsrechte, erſtreckt ſich 
alſo nicht auch auf ſolche, die etwa dem Zedenten perſönlich zuſtehen. Gemäß Abs 2 erwirbt 
auch derjenige, der nach $ 268 den am zollpflichtigen Gegenſtande pfandberechtigten Fiskus 
wegen feiner Zollforderung befriedigt, deſſen Zollanſpruch mit dem konkursrechtlichen Vor⸗ 
rechte aus $ 61 Nr 2 Ko (R 67, 214). 

3. Die Beſtimmungen von Abf 1 u. 2 greifen Platz auch im Falle des Übergangs der 
Forderung kraft Geſetzes (5 412) ſowie zufolge der Überweiſung im Zwangsvoll⸗ 
ftredungsverfahren (88 880 ff. ZPO). Nur gewährt der $ 838 dal. dem Schuldner gegen. 
über dem Anſpruche ſeines Gläubigers auf Herausgabe des Pfandes ein einredeweiſe geltend 
zu machendes Zurückbehaltungsrecht. — Im übrigen find die Vorſchriften des § 401 nicht 
erſchöpfend und ſie geſtatten eine entſprechende Anwendung (RG 24. 2. 02 IV 351/01). 
Hat der Bürge den Gläubiger befriedigt, dann geht auf ihn auch der Anfpruch des Glau⸗ 
bigers aus dem mit ſeinem Schuldner abgeſchloſſenen Erfüllungsübernahmevertrage über 
(RG IW 07, 170), und im Falle des § 225 Abſ 2 RD auf den zahlenden Erben 
das mit der berichtigten Forderung verbundene Hypothekenrecht (RG 55, 157). Falls 
einer von mehreren Geſamtſchuldnern den Gläubiger befriedigt, geht auf ihn deſſen For. 
derung nebſt den für dieſe beſtellten Sicherungshypotheken, und falls an deren Stelle im 
Zwangsverſteigerungsverfahren der Erlös getreten iſt, der Anſpruch auf Befriedigung aus 
dem Erlöſe mit über (88 426 Abſ 2, 401, 412; Rc IW 07, 305°; Nch 65, 414). — It durch 
das zwiſchen Gläubiger und Schuldner beſtehende Rechtsverhältnis ($ 1 Ab 1 Gew) ein 

ondergericht begründet, jo entfällt deſſen Zuſtändigkeit, wenn die Forderung auf eine 
dritte Perfon übergeht; zuſtändig ſind alsdann die ordentlichen Gerichte (RG 51, 193). 
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8 402 


Der bisherige Gläubiger iſt verpflichtet, dem neuen Gläubiger die zur 
Geltendmachung der Forderung nötige Auskunft zu erteilen und ihm die 
zum Beweiſe der Forderung dienenden Urkunden, ſoweit ſie ſich in ſeinem 
Beſitze befinden, auszuliefern). 

E I 301; M 2 128; P 1 887, 


1. Dieſe Verpflichtung des bisherigen Gläubigers zur Auskunftserteilung und 
zur Auslieferung der Urkunden trifft den Gläubiger ſchon infolge der Abtretung, ohne 
Rückſicht alſo auf das etwaige Grundgeſchäft. Im Falle der Zuwiderhandlung iſt der Zedent 
dem Zeſſionar für den ihm daraus entſtehenden Schaden haftbar. — Auskunft beilpiels. 
weiſe über die Leiſtungszeit, den Leiſtungsort oder den Wohnſitz des Schuldners. Die Beweis ⸗ 
urkunden ſind auszuliefern einſchließlich der etwaigen Brieſſchaften. Befindet ſich der 
Zedent nur im mittelbaren Beſitze der Urkunden, dann wird er zur Abtretung des Heraus⸗ 
gabeanſpruchs ($ 870) verpflichtet fein. Streitig. Vgl. auch § 444: „ſoweit ſie ſich in 
ſeinem Beſitze befinden“. Dieſer Ausſpruch fehlt eben in § 402. — Das Eigentum an der 
Schuldurkunde erwirbt der Zeſſionar gemäß $ 952 Satz 1 ſchon mit dem Gläubigerrechte 
ſelbſt. Die Anſicht, daß der Zedent gemäß $ 402 anch verpflichtet ſei, fein Eigentumsrecht 
an der Urkunde dem Zeſſionar zu verſchaffen (Staudinger A 1b zu § 402), ſcheint daher 
nicht zutreffend. Denn hat der Zeſſionar das Eigentum bereits nach $ 952 erworben, dann 
würde die Verpflichtung des Zedenten zur Verſchaffung des Eigentums auf eine unmögliche 
Leiſtung gerichtet fein (8 275 A 2). Im Falle der Abtretung einer Briefhypothek er⸗ 
langt freilich der Zeſſionar Eigentum am Hypothekenbriefe erſt mit deſſen Übergabe (§ 1154), 
und es ſteht ihm bis dahin nur ein perſönlicher Anſpruch gegen den Schuldner auf Heraus. 
gabe des Hypothekenbriefs zu (RG Warn 08 Nr 64). — Bei einer Teilabtr etung wird der 
Zedent feiner Verpflichtung aus § 402 genügen, falls er dem Zeſſionar beglaubigte Abſchriften 
erteilt. Streitig; vgl. aber 8 444 und IND 9 61 über den Teilhypothekenbrief. An der 
Schuldurtunde ſelbſt entſtände notwendig Miteigentum. — Die gleichen Beſtimmungen greifen 
9 5 auch im Falle der Überweifung im Zwangsvollſtreckungsverfahren gemäß 5 836 Abſ 3 


8 403 


Der bisherige Gläubiger hat dem neuen Gläubiger auf Verlangen eine 
öffentlich beglaubigte Urkunde über die Abtretung auszuſtellen. Die Koften 


hat der neue Gläubiger zu tragen und vorzuſchießen !). 
E I 301; M 2 128; P 1 387. 


1. Dieſe Verpflichtung folgt ebenfalls aus der bloßen Tatſache der Übertragung (8 402 A 1). 
— Die öffentliche Beglaubigung ($ 129) dient zur ziveifelafreten Legitimation des Zeſſionars 
dem Schuldner gegenüber (vgl. 58 409, 410). Einer öffentlich beglaubigten Urkunde iſt 
ein rechtskräftiges Urteil, das die erfolgte Abtretung feſtſtellt, gleichzuſtellen (RG JW 
1916, 1173). Verweigert der Zeſſionar den Koſtenvorſchuß, ſo hat der Zedent ein Zurück. 
behaltungsrecht aus 8 273. Anwendbar iſt die Beſtimmung auch im Falle des Übergangs 
der Forderung kraft Geſetzes (8 412). 


8 404 


Der Schuldner kann dem neuen Gläubiger die Einwendungen!) ent⸗ 
gegenſetzen, die zur Zeit der Abtretung der Forderung gegen den bisherigen 
Gläubiger begründet waren? ). 

E J 302; M 2 128; P 1 387. 


1. Einwendungen gegen den neuen Gläubiger. Durch die Anderung der Perſon des 
Gläubigers ſoll der Schuldner nicht ſchlechter geſtellt werden, als er im Falle der Fortdauer 
der Gläubigerſchaft des Zedenten ſtände. Er muß demgemäß berechtigt ſein, auch dem neuen 
Gläubiger gegenüber alle Einwendungen geltend zu machen, die gegen den bisherigen Gläu⸗ 
niger begründet waren; mithin aber nicht nur die Einreden im eigentlichen Sinne (5 202 A 2; 
RS 72, 215), ſondern auch die rechtshindernden (88 117, 118, 138) und rechtsvernichtenden 
Jarſachen (88 119, 123; RG JW 07, 7428; $ 320). So wie der Empfänger eines abſtrakten 
Vgl brechens felbft (88 780, 781) muß ſich auch fein diechtsſolger die Zurügforderung nach 
Vere gefallen laſſen (MG 86, 303). Vgl. auch $ 334. Auch der prozeſſuale Einwand aus 

ereimbarungen über den Gerichtsſtand gehört hierher; ferner der Einwand des Schieds⸗ 
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vertrags (RG 56, 88); ſowie der Einwand der mangelnden Koſtenerſtattung in einem Vor⸗ 
prozeſſe (RG 32, 361). Über die Aufrechnung vgl. die Sonderbeſtimmung des § 406. Die 
einredeweiſe Entgegenſetzung von Forderungen gemäß § 404 (beiſpielsweiſe einer Schadens- 
erſatforderung wegen Nichlerfüllung gegenüber einer Marklohnforderung aus demſelben 
Vertrage nach $ 320) enthält keine Aufrechnung, und daher kommt es hier nicht auf die Vor ⸗ 
ausſetzungen des § 406 an (RG Warn 1913 5 278; 1914 Nr 329). — Der 8 494 enthält 
nicht zwingendes Recht (RG 71, 32); daher kann zwiſchen dem urſprünglichen Gläubiger 
und dem Schulduer wirkſam vereinbart werden, daß dieſer Einwendungen, die an ſich die 
Forderung betreffen, insbeſondere die des nicht erfüllten Vertrags, dem Zeſſionar nicht ent 
gegengeſetzt werden dürfen. 


2. Die Einwendungen ſind ſchon zur Zeit der Abtretung begründet geweſen, wenn fie 
damals auch nur dem Rechtsgrunde nach bereits gegeben waren (RG 72, 213), wie namentlich 
das Verweigerungsrecht im Sinne der 98 320, 321 ſchon in dem gegenſeitigen Vertrage ſeinen 
Grund hat (RG 77, 158; Warn 08 Nr 28), fo daß es auch im Falle des § 321 auf die Ver⸗ 
ſchlechterung des Vermögens des Zedenten allein ankommt (RG 51, 170). Ob die den Beſtand 
des abgetretenen Rechtes verändernden Umſtände vor oder nach der Abtretung ein- 
getreten ſind, iſt unerheblich. Nach den Motiven muß es ſich nur um Tatſachen handeln, 
die, ohne in ausſchließlicher Beziehung zum Wechſel des Gläubigers zu ſtehen, den Schuld⸗ 
ner zu einer Einwendung nach dem Weſen und Inhalte des Schuldverhältniſſes berech, 
tigen, wie beiſpielsweiſe die erſt nach der Abtretung eingetretene Entwehrung oder der erſt 
nachträglich erfolgte Eintritt einer Bedingung. Die Veränderungen, die das Schuldverhältnis 
durch Handlungen oder Unterlaſſungen des Zedenten in ſeiner Eigenſchaft als Schuldner 
(bei gegenſeitigen Verträgen) erleidet, hat der Zeſſionar zu tragen, ſelbſt wenn die Hand- 
lungen oder Unterlaſſungen erſt nach der Abtretung vorgefallen ſind; die Veränderungen 
wurzeln im urſprünglichen ei (RG 72, 215, wo ein abgetretener Verſicherungsanſpruch 

6 ſt, wiewohl der Auſpruch durch das Verhalten des Zedenten 
erſt nach der Zeſſion verwirkt wurde; ferner Ne Warn 09 Nr 347 u. 1011 Nr 16). Der 


eſer die Abtretung anerkannt hatte). Vgl. auch RG 
83, 186: „In der Regel weiß und will der Schuldner, der die Forderung und nicht 3 die 
Abtretung anerkennt, daß er bel feinem Worte ſeſtgehalten werden kann“; ferner JW 
1917, 768%; Seuſfel 71 Nr 223. Wird ein Anſpruch aus einem gegenſeitigen Vertrage 
Anſpruch nur fo, wie ihn der Zedent nach 
Maßgabe des Vertrags hatte, daher auch unter Pelaſtung mit der Einrede des Schuldners 

9.850 ſowie mit ſeinen Rechtsbehelfen aus $ 326. Daher kann auch der Zeſſionar, falls 


ihn beim Erwerbe der Hypothek erweislich gekannt hat; dem perſönlichen Anſpruche gegen- 
ber greift aber $ 404 Plaz (M& 23. 3. 07 V 449/06). Über die Frage, ob der Zef 
ſionar auch zur Anfechtung befugt iſt, vgl. die Ausführungen unter A 2 § 142 
und unter A 1 8 834 a. E. Über das Einrederecht gegenüber Forderungen aus Schuld⸗ 
verſchreibungen vgl. 8 796, aus Wechſeln Art 82 Wo. liber die Einrede der Unzuſtändig⸗ 


die Einreden zu, die er gegen den urſprunglichen Glaubiger und gegen den Zwiſchen⸗ 


3. Abgeſehen von den Einwendungen aus dem urſprünglichen Schuldverhältniſſe kann 
der Schuldner auch die ihm gegen den Zeſſionar unmittelbar gegebenen Ein- 
wendungen gebrauchen; ſo den Einwand des Scheingeſchäfts (RG JW 06, 329°) und der 
Argliſt. Hatte der Zeſſionar beim Erwerbe der Forderung Kenntnis von der Abſicht des 
Zedenten, dem Schuldner durch die Abtretung Einwendungen abzuſchneiden, die ſeiner etwaigen 
eigenen Klage entgegenſtehen würden, ſo kann auch der Zeſſionar die Forderung im Klage. 
wege nicht geltend machen (RG Warn 08 Nr 454). 


4. Der 8 404 findet Anwendung auch bei der Verpfändung, und zwar bei der Ver- 
pfändung 1715 1 ſoweit es ſich hier um Geltendmachung des perſönlichen An⸗ 
ſpruchs handelt (Rh Warn 1914 Nr 245); ferner bei dem Übergange kraft Geſetzes (8 412) 
ſowie bei Überweiſungen im Zwangsvollſtreckungsverfahren. 
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8 405 


Hat der Schuldner eine Urkunde über die Schuld ausgeſtellt, ſo kann 
er ſich, wenn die Forderung unter Vorlegung der Urkunde abgetreten wird, 
dem neuen Gläubiger gegenüber nicht darauf berufen, daß die Eingehung 
oder Anerkennung des Schuldverhältniſſes nur zum Schein erfolgt oder daß 
die Abtretung durch Vereinbarung mit dem urſprünglichen Gläubiger aus⸗ 
geſchloſſen ſei, es ſei denn, daß der neue Gläubiger bei der Abtretung den 
Sachverhalt kannte oder kennen mußte!) 

E II 348; P 1 888; 6 167. 


1. Schutz des gutgläubigen Zeſſionars. Der gutgläubige Rechtserwerb von Forderungen 
iſt im allgemeinen nicht geſchützt. Der § 405 berückſichtigt jedoch den guten Glauben des 
Zeſſionars in den beiden Sonderfällen: a) daß die ihm übertragene Forderung aus einem 
Scheingeſchäfte herrührt; b) daß die Übertragbarkeit der Forderung abredegemäß 
ausgeſchloſſen geweſen war ($ 399). Entgegen dem allgemeinen Grundſatze des § 404 
geht nämlich der Schuldner des Einwandes des Scheines ſowohl wie des Einwandes des Ver⸗ 
äußerungsverbots verluſtig, falls der gute Glaube des Zeſſionars auf den Inhalt der 
Schuldurkunde geſtützt wird und die Forderung auch unter Vorlegung der Urkunde 
abgetreten worden war. Sind dieſe beiden Bedingungen erfüllt, dann ſoll der Rechts. 
erwerb trotz der an ſich beſtehenden Hinderungsgründe als ein vollkommener gelten. Die 
beiden Bedingungen können der Natur der Sache nach niemals erfüllt fein, wenn die For. 
derung überhaupt nicht beurkundet war, aber nach ausdrücklicher Beſtimmung auch dann 
nicht, wenn der Zeſſionar den wirklichen Sachverhalt bei der Abtretung auch nur hat kennen 
müſſen (vgl. § 122 Abf 2), was ihm der Gegner nachzuweiſen hat. Unter ſolchen Um. 
ſtänden wäre die Übertragung im Falle des Scheingeſchäfts nichtig und im Falle des Ver⸗ 
äußerungsverbots unwirkſam (vgl. $ 399 A 1, 3). Ob ein Scheingeſchäft vorliegt, entſcheidet 
ſich nach § 117. Auch das diſſimulierte Geſchäft kommt hier in Frage (RC Warn 1914 
Nr 245, in welchem Falle ein Hypothekengläubiger die Hypothek für ein verzinsliches Dar⸗ 
lehn verpfändet hatte, während in Wirklichkeit dem Geſchäfte durchaus andere Verein⸗ 
barungen zugrunde lagen). Trotz der Vorſchrift des § 405 kann jedoch der auf Heraus. 
gabe eines Hypothekenbriefs verklagte Schuldner geltend machen, daß die Hypothek zum 
Scheine übertragen ſei, wenn er ein beſonderes Intereſſe daran hat; denn der $ 405 beſteht 
nur zugunſten und nicht auch zuungunſten des Schuldners (RG 30. 1. 09 V 156/08). — 
Da der gutgläubige Erwerb nach dem Geſagten rechtsbegründend wirkt, ſo kann es, 
falls der gutgläubige Zeſſionar die ihm abgetretene Forderung weiter überträgt, auf 
die Gutgläubigkeit ſeines Nachmanns überhaupt nicht mehr ankommen. In der Hand des 
Zeſſionars hätte ſich vielmehr die bloße Scheinforderung in eine rechtsbeſtändige verwandelt 
und wäre die Abtretung auch trotz eines entgegenſtehenden rechtsgeſchäftlichen Veräußerungs⸗ 
verbots ein für allemal wirkſam geworden (a. A. Staudinger A 8). gl. die ähnliche 
Rechtslage auch bei dem gutgläubigen Erwerbe einer Hypothek gemäß § 1138. Eine Rechts. 
folge des $ 405 ift es auch, daß der gutgläubige Erwerber einer beurkundeten Schein. 
forderung dieſe auch im Konkurſe geltend machen kann, ſelbſt wenn ihm die Forderung erſt 
nach Eröffnung des Konkurſes abgetreten war (RG 87, 420). Anderſeits ſchließt der § 405 
nicht die Geltendmachung von Gegenforderungen des Scheinſchuldners gegen den Schein. 
gläubiger im Rahmen des $ 406 aus (RG a. a. O.). — Der 9 405 iſt eine Sondervorſchrift 
und läßt keine ausdehnende Anwendung auf Einreden anderer Art als die im § 405 
vorgeſehenen zu, insbeſondere auch nicht auf die der Nichtigkeit der Forderung (RG 71, 30; 
74, 421; Warn 1912 Nr 334). Er will nur gegen die zwei in ihm ausdrücklich bezeichneten 
Einwände ſchützen (RG JW 1911, 21615). Er findet im übrigen Anwendung auch im Falle 
des Rechtsübergangs kraft Geſetzes, wobei es auf die Kenntnis der den Übergang begrün⸗ 
denden Tatſachen ankommt (RG 60, 204; JW 1912, 15326, ergangen zu 88 407, 412). — 
Der § 405 ift auch bei Verpfändungen anwendbar (RG Warn 1914 Nr 495). 


8 406 


Der Schuldner kann eine ihm gegen den bisherigen Gläubiger zuſtehende 
Forderung auch dem neuen Gläubiger gegenüber aufrechnen, es ſei denn, 
daß er bei dem Erwerbe der Forderung von der Abtretung Kenntnis hatte 
oder daß die Forderung erſt nach der Erlangung der Kenntnis und ſpäter 


als die abgetretene Forderung fällig geworden iſt ). 
E 808; M2 1813 P 1 91 
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1. Aufrechnung gegenüber dem neuen Gläubiger. Soll der Schuldner durch die Über- 
tragung der Forderung auf den neuen Gläubiger nicht ſchlechter geſtellt werden (8 404 A 1000 
ſo muß er auch berechtigt bleiben, die Schuld im Wege der Aufrechnung mit einer ihm gegen 
den alten Gläubiger zuſtehenden Forderung zu tilgen. Dem trägt das Geſetz in weitem 
Maße Rechnung. Denn grundſätzlich gewährt es dem Schuldner das Aufrechnungsrecht ohne 
Rückſicht darauf, ob ſeine Forderung an den Zedenten vor oder nach der Abtretung 
entſtanden iſt. Auch iſt es nicht erforderlich, daß ſich die aufzurechnenden Forderungen 
ſchon vor der Zeſſion als fällige gegenüberſtanden (NG Warn 1910 Nr 105); auch nicht, 
daß die Forderung bereits unbedingt geworden war, es genügt vielmehr, daß die rechtliche 
Grundlage für die Forderung (§ 405 A 1) vor Kenntnis von der Abtretung ſchon beſtanden 
hatte (RG 73, 140, JW 1910, 147: Gruch 55, 903; Seuffü 69 Nr 234). Ahnlich wie im 
Falle des $ 392 zieht das Geſetz jedoch auch hier ſofort eine Schranke, indem es dem Schuldner 
die in Rede ſtehende Aufrechnungsbefugnis entzieht: a) falls er die Gegenforderung erſt nach 
der Abtretung und in Kenntnis von der Abtretung erworben hat, b) oder, zweitens falls die 
Fälligkeit ſeiner Gegenforderung erſt nach Erlangung jener Kenntnis und nach Fälligwerden 
feiner Schuld eingetreten war (RG Warn 1912 Nr 380). Vorausgeſetzt ift hier überall als 
Kenntnis wirkliches Willen (gemäß RG 74, 117; 88, 6, vgl. § 407 A 1), gleichgültig, 
worauf es beruht, während Kennenmüſſen (8 122 Abſ 2) nicht in Betracht kommt. Im 
übrigen aber müſſen die weſentlichen Bedingungen der Aufrechnung (8 387), namentlich 
das Erfordernis der Gleichartigkeit ſchon zur Zeit der Kenntnis von der Abtretung, erfüllt 
geweſen fein (RG Gruch 55, 903; 57, 1076; Warn 1911 Nr 365). Dem allgemeinen Rechts⸗ 
gedanken des $ 406 entſpricht es, dem Schuldner die Aufrechnungsbefugnis auch dann zur 
zugeſtehen, wenn der Gläubiger die Gegenforderung kraft Geſetzes oder gemäß § 118 
38G durch Überweiſung im Zwangsverſteigerungsverfahren erworben hat (RG 84, 12). 
Vgl. 8 387 A 2. — Die einredeweiſe Entgegenſetzung von Forderungen 
nach § 404 (beiſpielsweiſe einer Schadenserſatzforderung wegen Nichterfüllung gegenüber 
einer Werklohnforderung) enthält keine Aufrechnung und iſt daher nicht an die Beſchrän⸗ 
kungen des § 406 gebunden (RG Warn 1918 Nr 278; 1914 Nr 829). Der $ 405 ſchließt 
nicht die Geltendmachung von Gegenforderungen des Scheinſchuldners gegen den Schein⸗ 
gläubiger im Rahmen des $ 406 aus (M& 87, 420). — Bei mehrfacher Abtretung er⸗ 
weitert ſich die Aufrechnungsbefugnis des Schuldners gemäß 8 406 dahin, daß dieſer gegen 
den letzten Zeſſionar auch mit ſeinen Gegenforderungen an die Zwiſchenzeſſionare auf- 
rechnen kann. — Die Ausgleichung zwiſchen Zedent und Zeſfkonar regelt ſich, falls 
der Schuldner von ſeiner Aufrechnungsbefugnis dem Zeſſionar gegenüber Gebrauch macht, 
nach dem zwiſchen ihnen beſtehenden Rechtsverhältniſſe. Rechnet der Schuldner (debitor 
cessus) dem Zeſſionar gegenüber mit einer Forderung auf, die er gegen den Zedenten 
hat, dann wird dieſer von ſeiner entſprechenden Schuld befreit, und es geſchieht das ge⸗ 
gebenenfalls auf Koſten des Zeſſionars, da der letztere infolge der Aufrechnung der ihm ab- 
getretenen Forderung verluſtig geht. Alsdann greifen im Verhältniſſe zwiſchen Zedent und 
Zeſſionar die Vorſchriften der 85 812ff, 816 Abſ 3 Platz. Nach dem Grundſatze des $ 389 
von der Rückwirkung der Aufrechnung hätte überdies die Aufrechnung mit einer ſchon vor 
der Zeſſion aufrechnungsfähig gegenüberſtehenden Gegenforderung mittelbar zur Folge, daß 
eine nicht beſtehende Forderung übertragen worden wäre, und es träfe demnach der 3 437 
zu, wonach der Verkäufer einer Forderung für ihren rechtlichen Beſtand haftet. — Der $ 406 
greift auch dann Platz wenn die Hauptforderung erſt nach erhobener Klage an einen Dritten 
abgetreten wird und daher fortab die Aufrechnung nur noch dem neuen Gläubiger gegen. 
über erfolgen kann ($ 325 880). Dal. dazu RG Warn 1912 Nr 380. — Die Beweislaſt 
betreffs der die Unzuläſſigkeit der Aufrechnung ergebenden Umſtände hat der Zeſſionar. 

2. Die Regel des $ 406 bleibt nach $ 1156 inſoweit außer Anwendung, als der Eigentümer 
von dem Rechtsnachfolger eines Hypothekengläubigers mit der dinglichen Klage in Anſpruch 
genommen wird (RG 30. 3. 10 V 833/09). Das Nähere hierüber § 1156 A 3. 


S 407 


Der neue Gläubiger muß eine Leiſtung, die der Schuldner nach der Ah. 
tretung an den bisherigen Gläubiger bewirkt, ſowie jedes Rechtsgeſchäft, 
das nach der Abtretung zwiſchen dem Schuldner und dem bisherigen Gläu⸗ 
biger in Anſehung der Forderung vorgenommen wird, gegen ſich gelten 
laſſen, es ſei denn, daß der Schuldner die Abtretung bei der Leiſtung oder 
der Vornahme des Rechtsgeſchäfts kennt!). 

Iſt in einem nach der Abtretung zwiſchen dem Schuldner und dem bis⸗ 
herigen Gläubiger anhängig gewordenen Rechtsſtreit ein rechtskräftiges 
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Urteil über die Forderung ergangen, jo muß der neue Gläubiger das Urteil 
gegen ſich gelten laſſen, es ſei denn, daß der Schuldner die Abtretung bei 
dem Eintritte der Rechtshängigkeit gekannt hat?) 3). 

E 1 304; M 2 132; P 1 391. 


1. Schutz des gutgläubigen Schuldners. Bei strenger Durchführung des in $ 398 Satz 2 
aufgeſtellten Grundſatzes müßten alle Rechtsgeſchäfte, die der Schuldner mit dem bisherigen 
Gläubiger nach der Abtretung in Anſehung der übertragenen Forderung vornimmt, 
wirkungslos bleiben. Das brächte aber dem Schuldner unter Umſtänden einen unbilligen 
Nachtetl. Hätte er insbeſondere gutgläubig noch an den alten Gläubiger geleiſtet, jo käme 
er in die Gefahr, dem neuen Gläubiger nochmals leiſten zu müſſen, während fein Rückerſtattungs⸗ 
anſpruch an den alten Glaubiger tatſächlich wertlos ſein könnte. Einem ſolchen Ergebniſſe 
will das Geſetz vorbeugen, indem es auch hier den guten Glauben des Schuldners bei ſeinen 
etwaigen mit dem alten Gläubiger in Anſehung der Forderung vorgenommenen Rechts⸗ 
geſchäften, insbeſondere bei feiner etwaigen Leiſtung derart berückſichtigt, daß auch der 
neue Gläubiger dieſe Rechtsgeſchäfte gegen ſich gelten laſſen muß. Als derartige Rechts. 
geſchäfte kommen namentlich weiter in Betracht Kündigung, Stundung, Erlaß, alle Er. 
füllungsgeſchäfte $$ 362 ff., ſodann auch die Aufrechnung gemäß $ 387; ferner gemäß 
$ 25 Abſ 2 HGB die Mitteilung der abweichenden Vereinbarung mit dem Dritten (RG 
67 S. 9 u. 414; 80, 94). Ausgeſchloſſen wird hier die Gutgläubigkeit nur durch wirkliche 
Kenntnis und nicht ſchon durch Kennenmüſſen. Kenntnis iſt aber ſch on dann anzu⸗ 
nehmen, wenn der Schuldner auf irgendeine Weiſe Umſtände erfahren hat, die vernünftiger: 
weiſe den Schluß auf die erfolgte Abtretung ergeben (RG 74, 117), wobei nicht ſchon die 
Möglichkeit eines Zweifels die Kenntnis ausſchließt (RG 88, 6). Daher kann unter Umſtänden 
die Kenntnis ausreichend auch ſchon durch die einfache, glaubwürdige Anzeige eines neuen 
Gläubigers vermittelt werden, falls er eine vertrauungswürdige Perſönlichkeit iſt und auch 
ſeine wirtſchaftliche Lage den Gedanken an eine beabſichtigte Täuſchung ausſchließt: urkund⸗ 
liche Kenntnis und Ausſchluß jedes Irrtums erfordert der 8 407 nicht (RG 74, 117). Doch 
darf der Schuldner nicht begründete Zweifel hegen (R Warn 1911 Nr 426). „Wo ein 
vernünftiger Zweifel aufhört, wird daher die ſichere Kenntnis anzunehmen ſein, und wenn 
eine an ſich zuverlaſſige Vermittlung der Kenntnis nachgewieſen iſt, wird es Sache des Mit. 
teilungsempfängers ſein, die Begründetheit feiner Zweifel nachzuweiſen“ (Roß 88, 6). Fahr⸗ 
läſſige Unkenntnis reicht niemals aus. Die bloße Erklärung eines Dritten, daß an ihn ab⸗ 
getreten ſei, braucht der Schuldner grundsätzlich nicht zu berückſichtigen, die Ungewißheit 
berechtigt ihn zwar zur Hinterlegung, kann ihn aber nicht dazu verpflichten (RG 61, 245), und 
eine nicht weiter belegte Mitteilung verpflichtet den Schuldner auch nicht ohne weiteres zur 
Anſtellung von weiteren Nachforſchungen (RG JW O5, 6415). Vgl. auch Warn 1910 Nr 427, 
betreffend den Fall der Uberweiſung nach zuvor erfolgter Abtretung. Vgl. anderſeits $ 409 im 
Falle der Anzeige des Gläubigers. Entſcheidend für die Gutgläubigkeit iſt derje nige 
Zeitpunkt, in dem der Schuldner das ſeinerſeits zur Begründung des Rechtsgeſchäfts Er⸗ 
forderliche getan hat. Daher beiſpielsweiſe bei der Erfüllung ſchon der Zeitpunkt, in dem der 
Schuldner das Geld abſendet, und nicht der, in dem der alte Gläubiger das Geld empfängt. 
— Der Grundſatz des Abſ 1 iſt insbeſondere auch anwendbar im Gebiete der 
Unfallverſicherungsgeſetze. Denn die Berufsgenoſſenſchaft erwirbt den Anſpruch 
auf Erſatz des dem Verletzten entſtandenen Schadens nicht unmittelbar, ſondern erſt 
durch Übergang kraft Geſetzes aus der Perſon des Verletzten. Daher iſt auch ein Ver⸗ 
gleich, den der Verletzte behufs ſeiner Abfindung mit dem Täter in Unkenntnis von dem 
Beſtehen der Verſicherung abſchließt, der Berufsgenoſſenſchaft gegenüber wirkſam und 
hindert fo den Erwerb der Erſatzforderung durch die Genoſſenſchaft (RG 60 S. 200 ff. 
204, 207). Der Ausſteller eines Lagerſcheins, der die eingelagerten Güter dem Einlagerer 
ohne Rückempfang des Lagerſcheins ausliefert, muß deſſen gutgläubigem Erwerber noch 
mals leiſten (RG 78, 149). Teilt der Veräußerer im Falle des § 416 die Schuldüber⸗ 
nahme, nachdem der Gläubiger die Forderung auf einen andern übertragen hat, gut⸗ 
gläubig noch dem alten Gläubiger mit, ſo iſt die Anforderung des § 416 auch dem neuen 
Gläubiger gegenüber erfüllt (RG 67, 412, 80, 92). — Da der 8 407 nur den Schutz des 
gutgläubigen Schuldners bezweckt, fo it fein Fall nicht gegeben, neun die zwiſchen 
dem alten Gläubiger und dem Schuldner getroffene Vereinbarung die Verſchlechterung 
der Lage des Schuldners bewirkt hat, und das Rechtsgeſchäft daher allein dem Gläubiger 
zum Vorteile gereicht (wie die Verpfändung oder die Unterbrechung der Verjährung: 
RG 52, 188); derartige Vereinbarungen find vielmehr ſchlechthin gang (RG Warn 
a Nr 202). Aus dem gleichen Grunde kann auch der Schuldner, der in Nichtkenntnis 
f mch lbtretung an den alten Gläubiger gezahlt hat, die Leiſtung gemäß $ 812 zurückfordern 

83, 187, betreffend die Rückforderung eines Schuldanerkenntniſſes). — Greift § 407 
auch Meat, wenn der Gläubiger nach $ 267 durch einen Dritten befriedigt wird? 
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Das dürfte zu verneinen fein (a. A. Oertmann A 1b bei $ 407), weil der Dritte, der 
ohne Verpflichtung hierzu leiſtet, keinen begründeten Anſpruch auf Schutz hat, wie der 
gutgläubige Schuldner. Jedenfalls wendet das Geſetz ſeinen Schutz ausdrücklich nur dem 
Schuldner zu. — Der $ 407 iſt anwendbar auch bei Rechtsübergängen kraft Geſetzes, wobei 
es auf die Kenntnis derjenigen Tatſachen ankommt, die den Übergang bewirkt haben (RG 
60, 204; JW 1912, 1537). b 

2. Wirkung des nach der Abtretung zwiſchen dem Schuldner und dem bisherigen Gläubiger 
ergangenen rechtskräftigen Urteils. Eine weitere Gefahr kann dem Schuldner, der von der 
Abtretung nicht unterrichtet iſt, auch aus dem prozeſſualen Grundſatze entſtehen: sententia 
jus facit inter partes. Unterläßt er es nämlich wegen ſeiner Unkenntnis von der Abtretung, 
dem alten Gläubiger, der ihn noch nach der Abtretung verklagt, den Einwand mangelnder 
Sachzuſtändigkeit entgegenzuſetzen, und unterliegt er im Prozeſſe, ſo hätte er den bezeich⸗ 
neten Einwand dem alten Gläubiger gegenüber gemäß $ 767 BED endgültig eingebüßt, 
und ſeinem neuen Gläubiger gegenüber könnte er den Einwand, daß er ſchon auf die Klage 
des Zedenten verurteilt ſel überhaupt nicht erheben. Erlangt anderſeits der Schuldner die Ab⸗ 
weiſung des früheren Gläubigers, und zwar aus Gründen, die die Beſchaffenheit der Forderung 
ſelbſt betreffen, ſo nützte ihm gegenüber einer ſpäteren Klage des neuen Gläubigers auch 
dieſes Urteil nichts. Um nun den Schuldner, der ſich gutgläubig noch auf den Prozeß mit dem 
früheren Gläubiger eingelaſſen hat, auch gegen die zuvor erwogenen Gefahren zu ſchützen, ver⸗ 
pflichtet der Abſ 2 den neuen Gläubiger, auch das zwiſchen feinem Rechtsvorgänger und dem 
Schuldner ergangene Urteil gegen ſich gelten zu laſſen, falls der Rechtsſtreit erſt nach 
der Abtretung anhängig gemacht worden iſt und der Beklagte in dieſem Zeitpunkte 
die Abtretung nicht gekannt hat (über die Vorausſetzungen der Kenntnis vgl. § 406 
A 1). Unbenommen tft es dabei dem Schuldner, falls er von der erfolgten Abtretung 
noch im Laufe des Prozeſſes mit dem alten Gläubiger erfährt, nunmehr von den Rechts⸗ 
behelfen aus den 88 72, 75 35 Gebrauch zu machen. Hat der Schuldner dagegen von 
der erfolgten Abtretung Ihon bei Eintritt der Rechtshängigkeit Kenntnis gehabt, ſo braucht 
er keinen beſondern Schuß, da er alsdann ohnehin in der Lage war, die richtige Ver⸗ 
teidigung zu wählen. Auch ein Urteil, durch welches der Schuldner dem Gläubiger gegen⸗ 
über die Schuld mit Erfolg angefochten hätte, würde ihm dem Zeſſionar gegenüber nichts 
nützen, falls es nach der Zeſſion ergangen wäre und der Schuldner bei der Rechtshängigkeit 
die Abtretung ſchon gekannt hatte (Rc ZI 06, 379). It endlich der Rechtsſtreit zur Zeit 
der Abtretung bereits anhängig geweſen, ſo kann dieſe auf den Prozeß gemäß 8 265 350 
überhaupt keinen Einfluß haben. — Iſt die Abtretung exit erfolgt, nachdem der alte Gläu- 
biger ein obſiegliches Urteil erlangt hatte, dann greift lediglich 9 407 Abſ 1 Platz; dies iſt 
auch dann der Fall, wenn die Abtretung zwar vor dem Rechtsſtreite zwiſchen dem alten 
Gläubiger und dem Schulduer erfolgt war, der Schuldner aber erſt ſpäter Kenntnis von 
der Abtretung erlangt und daraufhin trotzdem noch an den alten Gläubiger geleiſtet hatte, 
auch jetzt braucht der neue Gläubiger die Leiſtung nicht gegen ſich gelten zu laſſen, ſelbſt 
wenn der Schuldner zur Leiſtung an den alten Gläubiger verurteilt worden iſt (RG 84, 298). 

Die Beweislaſt betreffs der Kenntnis des Schuldners liegt im Falle des Abs 1 ſowie 
des Abſ 2 dem neuen Glaubiger ob, der die Unwirkſamkeit des Rechtsgeſchäfts oder die Un⸗ 
maßgeblichkeit des Urteils behauptet (RG 52, 143; 61, 250). f 

3. Beſondere Wirkungen treten ein, falls der bisherige Gläubiger dem Schuldner die 
Abtretung anzeigt; darüber § 409. — Der 8 407 iſt anwendbar auch bei Übertragungen kraft 
Geſetzes (5 412), dagegen nicht bei Überweiſungen im Zwangsvollſtreckungsverfahren, 
da mit der Zuſtellung des Überweiſungsbeſchluſſes dieſer als dem Schuldner zugegangen 
gelten muß, gleichviel ob er von der Zuſtellung erfährt oder nicht (vgl. 8 132 A 1). Die Er 
wägung, daß die Überweiſung erſt mit der Zustellung „wirkſam wird“ (Staudinger A 4), dürfte 
nicht durchſchlagen; denn im Sinne des $ 407 kommt es nicht auf das Wirkſamwerden der Ab- 
tretung, die der Paragraph ohnehin vorausſetzt, ſondern darauf an, welchen Schutz der 
Schuldner trotz der Wirkſamkeit der Abtretung zufolge ſeiner Unkenntnis von dieſer genießen 
ſoll. — Über die etwa erforderlich werdende Ausgleichung zwif chen dem neuen und 
dem alten Gläubiger |. $ 406 U 1. Vgl ferner über das Recht des Zeſſionars zur Erhebung 
der Hauptintervention $ 64 und zur Nebenintervention $ 66 3 PO. — Die Beſtimmungen 
des Abſ 1 u. 2 ſtehen dem Eigentümer, der von dem Rechtsnachfolger eines Hypothekars mit 
der dinglichen Klage in Anſpruch genommen wird, gemäß § 1156 nicht zur Seite. Das 
Nähere |. § 1156 A 2. 


§ 408 
Wird eine abgetretene Forderung von dem bisherigen Gläubiger noch⸗ 


mals an einen Dritten abgetreten, ſo finden, wenn der Schuldner an den 
Dritten leiſtet oder wenn zwiſchen dem Schuldner und dem Dritten ein Rechts⸗ 
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geſchäft vorgenommen oder ein Rechtsſtreit anhängig wird, zugunſten des 
Schuldners die Vorſchriften des 8 407 dem früheren Erwerber gegenüber 
entſprechende Anwendung!). 

Das gleiche gilt, wenn die bereits abgetretene Forderung durch gericht⸗ 
lichen Beſchluß einem Dritten überwieſen wird oder wenn der bisherige 
Gläubiger dem Dritten gegenüber anerkennt, daß die bereits abgetretene 
Forderung kraft Geſetzes auf den Dritten übergegangen jel?)?). 

E I 306; M 2 134; P 1 393. 


1. Wiederholte Abtretung. Hat der Gläubiger ſeine Forderung einmal übertragen, ſo iſt 
er ſeines Rechtes ledig geworden, und eine nachträgliche nochmalige Abtretung an einen andern 
könnte dieſem ſomit keinerlei Rechte mehr an der Forderung verſchaffen. Aus dieſem Grunde 
müßten daher auch ſolche Rechtsgeſchäfte, die der Schuldner mit einem nachfolgenden zweiten 
Zeſſionar des Gläubigers in Anſehung der Forderung abſchlöſſe, dem erſten Zeſſionar gegen. 
über wirkungslos bleiben. Das begründet für den Schuldner, der etwa in Unkenntnis von 
einer erſten Zeſſion mit einem zweiten Zeſſionar des alten Gläubigers verhandelt oder ſich 
auf deſſen Klage eingelaſſen hat, die Gefahr, daß der erſte Zeſſionar jene Verhandlungen, 
Leiſtungen uſw. nicht gelten läßt, die Leiſtung vielmehr nachmals noch für ſich fordert. 
In Erwägung deſſen kommt das Geſetz dem gutgläubigen Schuldner in Abs auch hier zu 
Hilfe, indem es den Grundſatz des §407 heranzieht, und fo vorſieht, daß das, was 
dort hinſichtlich der Rechtsgeſchäfte zwiſchen dem Zedenten und Schuldner, zuungunſten des 
Zeſſionars beſtimmt worden iſt, entſprechend auch betreffs der Rechtsgeſchäfte zwiſchen dem 
Schuldner und dem zweiten Zeſſionar zuungunſten des erſten Zeſſionars zu gelten hat. 
Und ein gleiches gilt hinſichtlich der Rechtskraftwirkung eines Urteils. Vgl. 8 407 A 1 
und 2. — Es iſt ſtreitig, ob der erſte Zeſſionar auch eine vom Schuldner gegenüber dem 
„Dritten“ (alſo dem weiteren Zeffionar des alten Glaubigers) erklärte Aufrechnung gegen 
ſich gelten laſſen muß. Falls der Schuldner mit einer Forderung aufrechnet, die ihm an 
den Dritten ſelbſt zuſteht, entbehrt die Sache jedes Zweifels, da ein ſolcher Fall ſchon 
durch den $ 408 allein gedeckt wird (Vornahme eines Rechtsgeſchäfts, das zur Tilgung 
führt). Hat aber der Schuldner mit einer Forderung an den Zedenten aufgerechnet, ſo 
reicht die Beſtimmung des $ 408 nicht aus, weil eine derartige Aufrechnung gegen den 
Grundſatz compensatio fit inter easdem partes verftöht ($ 387) und daher ſtrenggenommen 
(als rechtlich wirkungslos) zur Tilgung überhaupt nicht führen könnte. Hier wird jedoch 
die Lücke durch den allgemeinen Grundſatz des § 406 ausgefüllt, daß ſich der Zeſſionar 
grundſätzlich die Aufrechnung mit einer Forderung an den Zedenten gefallen laſſen muß. 
Allerdings würde die Aufrechnung im vorausgeſetzten Falle nicht dem Zeſſionar ſelbſt, 
ſondern einem Dritten gegenüber erklärt fein, welchen Fall der § 406 unmittelbar im Auge 
hat. Aber hier greift wiederum der 8 408 ein, da er allgemein darauf abzielt, die vom 
Schuldner dem Dritten gegenüber hinſichtlich der Forderung gutgläubig vorgenommenen 
Rechtsgeſchäfte auch gegen den früheren Zeſſionar wirkſam werden zu laſſen. Die auf. 
geſtellte Frage ift alfo zu bejahen (a. A. Oertmann A 1). 

2. Anwendung der Regel des Abf 1 auf den Fall, daß eine bereits abgetretene Forde⸗ 
rung nachträglich einem Dritten gerichtlich überwieſen wird, oder falls der bisherige 
Gläubiger nach der Abtretung ſeiner Forderung einem Dritten gegenüber anerkennt, daß 
auf dieſen die Forderung kraft Geſetzes übergegangen ſei. In dieſen beiden Fallen iſt der 
Schuldner ebenſo mißlich geſtellt wie im Falle der wiederholten rechtsgeſchaftlichen Ab- 
tretung (M 2, 134). Die Anerkennung iſt eine empfangsbedürftige, keiner Form bedürfende 
Erklärung ($ 130). 

3. Gemäß 8 412 greifen die Regeln des 8 408 auch zuungunſten desjenigen entſprechend 
Platz, der die Forderung vor deren Abtretung bereits kraft Geſetzes erworben hatte. 
Falls die Forderung vor ihrer Abtretung einem andern durch gerichtlichen Beſchluß bereits 
überwieſen war (88 835 ff. ZPO), kann dagegen der 8 408 überhaupt nicht in Frage kommen, 
da die Zuſtellung des Überweiſungsbeſchluſſes die Gutgläubigkeit des Vollſtreckungsgläubigers 
im Rechtsſinne ausſchließt (8 407 A 3). 

Die Beweislaſt regelt ſich wie im Falle des § 407. 


8 409 


Zeigt der Gläubiger dem Schuldner an, daß er die Forderung abgetreten 
habe, ſo muß er dem Schuldner gegenüber die angezeigte Abtretung gegen 
ſich gelten laſſen, auch wenn ſie nicht erfolgt oder nicht wirkſam ift!), Der 
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Anzeige ſteht es gleich, wenn der Gläubiger eine Urkunde über die Ab⸗ 
tretung dem in der Urkunde bezeichneten neuen Gläubiger ausgeſtellt hat 
und dieſer ſie dem Schuldner vorlegt). 

Die Anzeige kann nur mit Zuſtimmung desjenigen zurückgenommen 
werden, welcher als der neue Gläubiger bezeichnet worden iſte) h). 

EI 306; M 2 195; P 1 694. 

1. Anzeige des Gläubigers an den Schuldner, daß er die Forderung abgetreten habe 
und beurkundete Abtretung. Ein nichtiger oder im Wege der Anfechtung vernichteter Ab⸗ 
tretungsvertrag vermag die Übertragung nicht zu bewirken oder nicht aufrechtzuerhalten 
(RO 93, 75). Vgl. auch 8 142 A 1. Die Folge ift, daß Rechtsgeſchäfte, die der Schuldner 
in Anſehung der Forderung mit dem Zeſſionar vornimmt, dem vormaligen Gläubiger 
gegenüber in Fällen der angegebenen Art ſtets wirkungslos bleiben müßten, und der 
Schuldner dadurch inſofern gefährdet würde, als der Zedent die dem unbefugten Dritten 
(angeblichen Zeſſionar) gegenüber vorgenommenen Rechtsgeſchäfte gegebenenfalls nicht 
gelten zu laſſen brauchte. Um deswillen beſtimmt Abs 1 zum Schutze des Schuldners, 
daß der Gläubiger (der Zedent) auch die nichtige oder unwirkſame Abtretung als wirkſam 
gelten laſſen muß, wenn er dem Schuldner angezeigt hat, daß er die Forderung ab⸗ 
getreten habe, oder wenn er die Abtretungserklärung beurkundet und der Zeſſionar die 
Urkunde dem Schuldner vorgelegt (d. h. der ſinnlichen Wahrnehmung ihres Inhalts hin⸗ 
reichend zugänglich gemacht, NÖ 56, 66) hat. Unter dieſen Vorausſetzungen ift der Schuldner 
ſo unbedingt geſchützt, daß es nicht einmal auf ſeine Gutgläubigkeit oder Schlechtgläubigkeit 
ankommt. Der Gläubiger, der die Anzeige macht, muß ſich beim Worte nehmen laſſen: 
Erklärungsgrundſatz (vgl. Vorbem 5 vor $ 116). A. A. Planck A 1d, wo zu Unrecht ent 
gegengehalten wird, daß das Feſthalten des Gläubigers eine ungebührliche Strafe für ihn 
bedeuten wurde. Eines Schutzes gerade des guten Glaubens bedurfte es hier überhaupt 
nicht, weil der Schuldner nach 3 410 ohnehin nur verpflichtet ift, gegen Aushändigung einer 
Abtretungsurkunde oder auf eine Anzeige hin zu leiſten. Vgl. die ähnlichen Vorſchriften 
der §8 171, 172, anderſeits die Abweichung des § 173. Da $ 409 lediglich eine Schutz ⸗ 
vorſchrift zugunſten des Schuldners darſtellt (während die Anzeige gemäß § 1280 ſchon für 
die Begründung des Pfandrechts weſentlich iſt, RG 79, 308), jo ſchließt er nicht das Recht 
des Schuldners aus, trotz der ihm gemachten Anzeige die Nichtigkeit der Zeſſion (oder eine 
wirkſam erfolgte Anfechtung) ſeinerſeits geltend zu machen und daraufhin — auf die Gefahr 
hin, daß die Zeſſion wirkſam iſt 58 die Leiſtung dem (angeblichen) Zeſſionar gegenüber 
zu verweigern (RG 53, 420; 63, 235; 70, 89; 98, 75); alsdann aber hat er feinen Einwand 
zu beweiſen, gegebenenfalls kann er ich höchſtens, um der Gefahr des Verzugs zu ent⸗ 
gehen, durch Hinterlegung befreien (RG 53, 420; 70, 89). Die Anzeige kann natürlich auch 
durch einen Stellvertreter erklart werben; er muß ſich aber als ſolchen zu erkennen gegeben 
haben (R& 88, 308). — Einer öffentlich beglaubigten Urkunde iſt ein Urteil gleichzuſtellen, 
das die erfolgte Abtretung rechtskräftig feſtſtellt (RG JW 1916, 1273). — Dem Geſetzes⸗ 
wortlaute nach beſchränkt ſich die Regel des Abſ 1 auf das Verhältnis zwiſchen dem Schuld- 
ner und dem Gläubiger und iſt daher im Verhältniſſe zwiſchen dem alten Gläubiger und 
dem neuen in keiner Weile anwendbar (RG 63, 235). — Bei einer Hypothekenklage würde 
ſich der Schuldner dem angeblichen Zeſſionar gegenüber nicht darauf berufen können, daß 
die ihm angezeigte Abtretung zum Scheine erfolgt ſei (RG 4. 8. 05 V 558/04). Hat der 
Gläubiger einer Hypothek die Forderung ſchriftlich abgetreten, auch die Abtretungsurkunde 
und den Hypothekenbrief dem Zeſſionar ausgehändigt, dann kann er einem gutgläubigen 
Dritterwerber gegenüber nicht einwenden, daß ſein Übertragungsgeſchäft als Scheingeſchäft 
rechtsunwirkſam geweſen ſei (RG 90, 278). 

2. Die Zurücknahme der Anzeige ift nur mit Zuſtimmung der in ihr als Zeſſionar be. 
zeichneten Perſönlichkeit zuläflig, weil deren Intereſſe durch die Zurücknahme berührt wird, 
oder wenigſtens berührt werden kann. Überdies muß der Schuldner Gewißheit darüber haben, 
ob er an die ihm als Zeſſionar bezeichnete Perſon gefahrlos leiſten kann. Verweigert dieſe 
nach dem zwiſchen ihr und dem Gläubiger beſtehenden Rechtsverhältniſſe die Zustimmung 
zum Widerrufe widerrechtlich, ſo kann der Glaubiger auf Abgabe der Erklärung klagen, wonach 
die 88 894898 ZRO Anwendung fänden. Gegebenenfalls könnte der Gläubiger die An⸗ 
zeige auch durch Aufechtung ſeiner Erklärung beſeitigen, da dieſe nach richtiger Anſicht nicht 
loß eine tatſächliche Mitteilung, ſondern eine rechtserhebliche Erklärung und daher eine 
rechtsgeſchäftliche Willenserklärung darſtellt. Vgl. RG 70, 89. — Die Zuſtimmungzerklärung 
regelt ſich nach den 88 182ff. * 

3. Nach 8 412 findet $ 410 auch bei einer Übertragung kraft Geſetzes entſprechende 
Anwendung. Über die Wirkſamkeit eines zu Unrecht erlaſſenen Überweiſungsbeſchluſſes 
und anderſeits über ihre Beſeitigung vgl. § 836 Abſ 2 ZRO. 
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8 410 


Der Schuldner iſt dem neuen Gläubiger gegenüber zur Leiſtung nur 
gegen Aushändigung einer von dem bisherigen Gläubiger über die Ab⸗ 
tretung ausgeſtellten Urtunde verpflichtet!). Eine Kündigung oder eine 
Mahnung des neuen Gläubigers iſt unwirkſam, wenn ſie ohne Vorlegung 
einer ſolchen Urkunde erfolgt und der Schuldner ſie aus dieſem Grunde 
unverzüglich zurückweiſt?). 

Dieſe Vorſchriften finden keine Anwendung, wenn der bisherige Gläubiger 
dem Schuldner die Abtretung ſchriftlich angezeigt hats) ). 

E I 308; M 2 137; P 1 396. 


1. Leiſtungspflicht des Schuldners nur gegen Aushändigung einer Abtretungsurkunde 
($ 403). Damit foll der Schuldner ganz beſonders gegen die Gefahr geſchützt werden, doppelte 
Zahlung leiſten zu müſſen. Er kann mithin die Leiſtung gegebenenfalls verweigern und kommt 
alsdann nicht in Verzug. Anderſeits aber gibt Abſ 1 dem Schuldner noch keinen Anſpruch 
auf Aushändigung der Urkunde, und daher (8 273 AI) handelt es ſich bei dem Weigerungs⸗ 
rechte aus § 410 nur um eine bloß aufſchiebende Einrede (8 202 A 2) und nicht um ein 
Zurückbehaltungsrecht im Sinne des $ 273 (RG 56,303) oder um eine Zug- um Zug Leiſtung im 
Sinne des 8 274, ebenſowenig hinſichtlich der Aushändigung der Urkunde um eine Gegenleiſtung 
des Zeſſionars im Sinne des § 592 ZPO (R 56, 301). Daher wird es auch nicht einmal zu⸗ 
läſſig fein, den Schuldner, dem die Abtretungsurkunde vorenthalten wird, unter entſprechender 
Anwendung des § 274 zur Zahlung gegen Aushändigung der Abtretungsurkunde zu ver⸗ 
urteilen. A. A. Planck A 1a. Der Zeſſionar anderſeits ift zur Aushändigung der Ab. 
tretungsurkunde nur dann verpflichtet, wenn der Schuldner ſich zur Leiſtung bereit er⸗ 
klärt, mithin nur Zug um Zug gegen die Leiſtung. Demnach braucht auch der Beklagte, 
der die Klageforderung gegen eine ihm abgetretene Forderung aufrechnet, dem Kläger die 
Abtretungsurkunde nur dann auszuhändigen, wenn der Kläger die Aufrechnung gelten läßt 
(N 70, 164). Hat ein Bevollmächtigter des Gläubigers anſtelle deſſen die Abtretung erklärt, 
fo ift der Schuldner nicht berechtigt, nach § 410 die Aushändigung auch der Vollmachts⸗ 
urkunde zu verlangen (RG 56, 304). 

2. Der Schuldner braucht auch eine Kündigung oder Mahnung des neuen Gläubigers nur 
dann entgegenzunehmen, wenn ihm dabei die Abtretungsurkunde vorgelegt wird. Er mu 
jedoch, wenn letzteres nicht geſchieht, die Erklärungen aus dieſem Grunde unverzügli 
zurückweiſen, widrigenfalls Kündigung wie Mahnung wirkſam werden (vgl. noch 8 174). 
Eine Klage des Zeſſionars könnte als wirkſame Kündigung überhaupt nur dann angeſehen 
werden, wenn darin mindeſtens die Anzeige von der erfolgten Abtretung enthalten wäre 
(RG Warn 08 Nr 32). 

3. Im Falle der ſchriftlichen Anzeige iſt der Schuldner ſchon nach $ 409 geſchützt. 

4. Der Paragraph findet auch bei Übertragungen kraft Geſetzes entſprechende An- 
wendung (8 412). Es muß alſo eine den dee nachweiſende Urkunde ausge⸗ 
händigt werden. Bei Überweiſungen im Zwangsvollſtreckungsverfahren vertritt die Zu ⸗ 
ſtellung des Veſchluſſes zugleich die Anzeige (§ 836 Abſ 1 380). — Gleichgültig für die 
Anwendbarkeit des Paragraphen iſt es, ob das Schuldverhältnis bereits vor dem 
1. Januar 1900 entſtanden war, nur muß die Abtretung nach dem 31. Dezember 1899 
erfolgt ſein (RG 56, 302). 


8 401 


Tritt eine Militärperſon, ein Beamter, ein Geiſtlicher oder ein Lehrer 
an einer öffentlichen Unterrichtsanſtalt den übertragbaren Teil des Dienſt⸗ 
einkommens, des Wartegeldes oder des Ruhegehalts ab, ſo iſt die aus⸗ 
zahlende Kaſſe durch Aushändigung einer von dem bisherigen Gläubiger 
ausgeſtellten, öffentlich beglaubigten Urtunde von der Abtretung zu be⸗ 
nachrichtigen. Bis zur Benachrichtigung gilt die Abtretung als der Kaſſe 
nicht bekannt!). 

E 1 811; M 2 140; P 1 404. 

1. Offentliche Kaſſen find hiernach im gegebenen Falle zur Zahlung an den Zeſſionar 


mar verpflichtet, wenn ihnen die Abtretung durch Aushändigung einer öffentlich beglaubigten 
Abtretungsurkunde bekanntgemacht worden iſt. 
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8 412 


Auf die übertragung einer Forderung kraft Geſetzes finden die Vor⸗ 
ſchriften der 88 399 bis 404, 406 bis 410 entſprechende Anwendung ). 
E 1 298; M 2; P wie bei den einzelnen Paragraphen. 


1. Fälle der Übertragung einer Forderung kraft Geſetzes enthalten die 88 268 Abf 3, 
426 Abſ 2, 774 Abſ 1 (der auch zugunſten des Nachbürgen gilt, RG 83, 342), 1143 Abf 1, 
1225, 1249, 1438, 1519 Abſ 2, 1549, 1607 Abſ 2, 1709 Abi 2; ferner die Verſicherungsgeſetze 
(vgl. RG 60, 200), insbeſondere $ 67 Veri®&; § 1542 RVO; 5 57 Ubf 4 Krank VG, 
wobei es gleichgültig iſt, ob die Ortskrankenkaſſe den Schadenserſatzanſpruch eines geſetz⸗ 
lich Verſicherungspflichtigen oder eines ihr freiwillig Beigetretenen zahlt (RG 83, 316); 
weiter 8 225 Abſ 2 Ko (nc 55, 61); § 12 des Beamtllgürf® v. 18. 6. 01 (RG 80, 49, in 
welchem Falle die Betriebsverwaltung die auf ſie übergegangene Forderung des Entſchädi⸗ 
gungsberechtigten auch weiter übertragen kann). Gemäß 88 69ff. VerſVö tritt der Er⸗ 
werber einer verſicherten Sache an Stelle des Veräußerers in deſſen Rechte und Pflichten 
ein, und zwar für die Dauer feines Eigentums. Dazu vgl. RG 84, 409. Der Rechtsüber⸗ 
gang knüpft ſich in dieſen Fällen ohne weiteres an den Eintritt der ihn bewirkenden Tatſache 
an. Über die dem Rechtsnachfolger kraft Geſetzes in den bezeichneten Geſetzesſtellen zum 
Schutze des Rechtsvorgängers auferlegte Verfügungsbeſchränkung vgl. $ 268 A 4. Auf 
den Erwerber eines Grunditüds geht auch das Recht aus der für die Miete beſtellte Bürg⸗ 
ſchaft über (NG Warn 1913 Nr 286). 


S 413 


Die Vorſchriften über die Übertragung von Forderungen finden auf 
die Übertragung anderer Rechte entſprechende Anwendung, ſoweit nicht das 
Geſetz ein anderes vorſchreibt!). 

E 1 812; M 2 141; P 1 404. 


1. Übertragung anderer Rechte. In Betracht kommen hier als nicht aus Schuldverhält⸗ 
niſſen hervorgehende Forderungen Anſprüche dinglicher (88 931, 986) und familienrechtlicher 
Art, ferner Erbanſprüche, insbeſondere aber die nicht im BGB behandelten Patentrechte und 
Urheberrechte aller Art, „ſonſtige Rechte im Sinne des 8 823. Darüber, ob aus dem Vertrags ⸗ 
antrage für den Antragsgegner ein übertragbares Recht entſteht, vgl. 8 145 A 2. Beſonders 
geregelt iſt die Abtretung des Rechtes aus dem Meiſtgebote in 88 81, 118 ZUG. Die Über- 
tragung der Forderung an den Erſteher auf die Berechtigten hat die Wirkung, daß ſie als 
Befriedigung aus dem Grundſtücke gilt. 


Fünfter Abſchnitt 
Schuldübernahme !) 


8 414 


1) Eine Schuld kann von einem Dritten durch Vertrag mit dem Gläubiger 
in der Weiſe übernommen werden, daß der Dritte an die Stelle des bis⸗ 
herigen Schuldners tritt) ). 

E 1 814; M 2 142; P 1 405. 


1. Der Eintritt in ein fremdes Schuldverhältnis auf der Schuldnerſeite kann in folgender 
Form erfolgen: a) Der Dritte tritt an die Stelle des ausſcheidenden bisherigen 
Schuldners, ſo daß, als Gegenſtück zur Abtretung, eine Sondernachfolge auf der Schuldner⸗ 
ſeite rechtsgeſchäftlich begründet wird — translative, befreiende oder privative Schuldübernahme; 
davon handeln die 88 414, 415. b) Der Dritte tritt neben dem bisherigen Schuldner 
als weiterer Schuldner hinzu, und zwar unter Übernahme einer neuen Verbindlichkeit neben 
der bereits beſtehenden mit gleichem Inhalte (RG Warn 1913 Nr 407) — gehäufte, ku⸗ 
mulative Schuldübernahme. Dieſen zweiten Fall hat das Geſetz nicht beſonders berück. 
ſichtigt (ogl. aber die 88 419, 556 Abſ 3, 2382, 2385); er regelt ſich daher nach den all. 
gemeinen Grundſätzen wie folgt: Begründet wird die gehäufte Schuldübernahme durch 
Vertrag des Dritten entweder mit dem Gläubiger oder mit dem Schuldner. Letzteren. 
falls liegt ein Vertrag zugunſten eines Dritten gemäß $ 328 vor und der Gläubiger er⸗ 
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wirbt das Recht an den Dritten ſelbſtändig (anders als im Falle der bloßen Erfüllungs⸗ 
übernahme im Sinne des $ 329, wo der Anſpruch auf Vornahme der Erfüllung lediglich 
dem Schuldner zuſteht). Bei einem Vertrage anderſeiis zwiſchen dem Gläubiger und dem 
Dritten iſt die gehäufte Schuldübernahme, je nach der Abſicht der Parteien und dem ver⸗ 
folgten Zwecke an ſich in zweifacher Geſtalt möglich: Entweder ſoll die Haftung des Dritten 
abhängig ſein von dem Beſtehen der übernommenen Schuld und der Dritte demzufolge nur 
wie ein ſelbſtſchuldneriſcher Bürge haften. Alsdann liegt nur ein bürgſchaftliches Verhältnis 
vor und der Vertrag bedarf dann auch der Schriftform gemäß § 766. Oder die Haftung 
ſoll von der Verpflichtung des Schuldners unabhängig ſein und der Dritte demzufolge ſelb⸗ 
ſtändig haften; alsdann richtet ſich ſeine Haftung nach den Regeln von der Geſamtſchuld und 
der Vertrag iſt formfrei (vgl. Nh 51, 120; 59, 232; 64, 318; 61, 107; 71, 118; Warn 1915 
Nr 113). Ob das eine oder das andere gewollt war, iſt Sache der Auslegung. Beiſpiels⸗ 
weile, wenn vereinbart wird, der Dritte ſolle leiſten, „falls der Schuldner nicht zahle“ (RG 
Warn 08 Nr 199). Für die Haftbarkeit als Geſamtſchuldner ſpricht es, wenn der Dritte 
die Schuld im eigenen Intereſſe übernommen hat (RG 64, 318; JW 08 S. 31° u. 1375; 
09, 45914; 1911, 58152; Warn 1918 Nr 7). Solange ſolches nicht nachgewieſen wird, iſt in 
der Erklärung, die Schuld eines andern auf ſich nehmen zu wollen, der Regel nach nur ein 
Bürgſchaftsverſprechen zu finden (RG Warn 1911 Nr 171). Vgl. ferner § 438 A 1 u. 2 
für den Fall, daß der Verkäufer einer Forderung für die Zahlungsfähigkeit des Schuldners 
oder für den (vollſtändigen und pünktlichen) Eingang der Forderung Gewähr leiſtet. — Die 
Schuldübernahme ſetzt zu ihrer Wirkſamkeit nicht eine klagbare Schuld voraus, es genügt 
vielmehr auch eine nur natürliche Verbindlichkeit (NG Warn 1916 Nr 68). 

Wird die ſelbſtändige, nicht akzeſſoriſche Verpflichtung, für einen beſtimmten Erfolg 
einzuſtehen, insbeſondere das Riſiko aus einem Unternehmen, oder das Einſtehen für den 
Verluſt, den ein anderer aus dem einem Dritten gewährten Kredite erleiden ſollte, über⸗ 
nommen, jo handelt es ſich um einen Garantievertrag; ein ſolcher ſetzt voraus, daß der 
etwaige Schade zur Zeit der Garantieübernahme noch nicht eingetreten iſt, mit ſeinem Ein⸗ 
tritte vielmehr erſt gerechnet wird (RG 90, 416). 


2. Die befreiende Schuldibernahme, vermöge deren der Dritte an die Stelle dez 
bisherigen Schuldners tritt, kann ebenfalls durch Vertrag des Dritten ſowohl mit dem 
Gläubi 5 wie dem Schuldner begründet werden. Sie ſtellt eine Nachfolge in die 
alte Schuld dar und erfolgt mittels eines keiner Form bedürftigen, einſeitigen, von dem zu⸗ 
grunde liegenden Rechtsgrunde unabhängigen Vertrags (RG Gruch 56, 928; 58, 886; 63, 46), 
der auch ſtillſchweigend zuſtande kommen kann (RG 72, 404). Den erſteren der beiden be⸗ 
zeichneten Fälle trifft der $ 414, den letzteren 8 415. Möglich iſt es auch, daß der Schuldner 
für einen noch nicht vorhandenen Dritten (eine erſt zu bildende juriſtiſche Perſon) als deſſen 
auftragsloſer Geſchäftsführer dem Gläubiger gegenüber den Schuldübernahmevertrag ab- 
ſchließt. Die Schuldübernahme wird alsdann mit Entſtehung des Dritten und mit deſſen 
Genehmigung wirkſam (RG IW 06, 3038). Im Falle des $ 414 bedarf es der Zu⸗ 
ſtimmung des Schuldners nicht. Die Abmachung zwiſchen dem Dritten und dem 
Gläubiger befreit den Schuldner ohne weiteres; falls ſich überhaupt nur aus den Umſtänden 
mit Sicherheit ergibt, daß der Gläubiger den Dritten an Stelle des alten Schuldners als 
ſolchen annehmen wolle (RG Warn 1914 Nr 281; Lg 1913, 366°). Nach früherer Auf⸗ 
faffung handelte es ſich hier um Novation oder Paſſivdelegation. Dieſer Schuldüber⸗ 
nahmevertrag folgt den gewöhnlichen Regeln, ift formfrei (N 60, 263; 64, 318; 68, 180) 
und kann auch ſüllſchweigend zuſtande kommen (NG 59, 233). In der bloßen Annahme 
eines weiteren Schuldners liegt noch nicht die Entlaſſung des alten Schuldners (RG JW. 
1910, 284), Daß die Schuld, die übernommen wird, zu der Zeit ſchon beſteht, oder daß 
fie überhaupt klagbar ift, iſt ebenfalls kein Erfordernis (Rh Warn 1916 Kr 68); eine wirk⸗ 
ſame Schuldübernahme kann daher auch dann vorliegen, wenn etwa die Urkunde die Schuld 
als eine bereits beſtehende behandelt, während in Wirklichkeit ihre Entſtehung noch erſt 
begründet werden ſoll, nur hat alsdann der Gläubiger das Sachverhältuis zu beweiſen 
(RG Warn 1910 Nr 428). Beim Abſchluſſe eines Vertrags im Sinne des § 414 iſt auch 
eine Vertretung des Dritten zuläſſig, insbeſondere auch durch den Schuldner ſelbſt. Falls 
der Vertreter ohne Vollmacht handelte wird der Vertrag durch die nachträgliche Ge 
nehmigung der Stellvertretung wirkſam (RG IW 06, 303°). 


3. Der bisherige Schuldner wird frei. Dieſer Einfluß der Schuldübernahme auf die 
Haftung des alten Schuldners ift ſelbſtverſtändlich von der Rechtsbeſtändigkeit der Schuld 
übernahme abhängig. Im Falle ihrer Nichtigkeit ſowie im Falle der Anfechtung bleibt daher 
jede Einwirkung auf das bisherige Schuldverhältnis von vornherein oder aber vermöge der 
Rückwirkung (8 142) aus. Eine etwaige ſpätere Aufhebung des Übernahmevertrags durch 
Befreien Rücktritt (8 346) oder durch Vertrag könnte dagegen die einmal eingetretene 

efreiung des Schuldners nicht wieder rückgängig machen 
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8 415 


Wird die Schuldübernahme von dem Dritten mit dem Schuldner ver⸗ 
einbart, ſo hängt ihre Wirkſamkeit von der Genehmigung des Gläubigers 
ab!). Die Genehmigung kann erſt erfolgen, wenn der Schuldner oder der 
Dritte dem Gläubiger die Schuldübernahme mitgeteilt hat?). Bis zur Ge⸗ 
nehmigung können die Parteien den Vertrag ändern oder aufheben?). 

Wird die Genehmigung verweigert, ſo gilt die Schuldübernahme als 
nicht erfolgt!). Fordert der Schuldner oder der Dritte den Gläubiger unter 
Beſtim mung einer Friſt zur Erklärung über die Genehmigung auf, ſo kann 
die Genehmigung nur bis zum Ablaufe der Friſt erklärt werden; wird ſie 
nicht erklärt, jo gilt ſie als verweigert). 

Solange nicht der Gläubiger die Genehmigung erteilt hat, iſt im Zweifel 
der übernehmer dem Schuld ner gegenüber verpflichtet, den Gläubiger recht⸗ 
zeitig zu befriedigen. Das gleiche gilt, wenn der Gläubiger die Geneh⸗ 
migung verweigert'). 

E I 815; M 2 143; P 1 405. 


1. Schuldübernahme durch Vertrag zwiſchen dem Dritten und dem Schuldner (Ex⸗ 
promiſſion). Davon ift der Fall zu unterſcheiden, daß ſich ein Schuldner (A) des Schuldners 
(B) dieſem gegenüber nur das Recht ausbedingt, an den Gläubiger (0) des Schuldners (B) mit 
befreiender Wirkung für fi (A) dem b gegenüber leiſten zu dürfen (RG Seuffl 61 Nr 135).— 
Grundſatz iſt im Falle des § 415, daß die befreiende Einwirkung des Übernahmevertrags 
auf die Haftung des alten Schuldners von der Genehmigung des Gläubigers abhängt, 
da deſſen Intereſſe in Frage ſteht. Unabhängig dagegen von der Genehmigung des Gläubigers 
iſt das Rechtsverhältnis zwiſchen dem alten Schuldner und dem Dritten (Abſ 3). Demnach 
geftaltet ſich die geſamte Rechtslage folgendermaßen: Erteilt der Gläubiger ſeine Genehmigung, 
dann treten ohne weiteres die in 8 414 vorgeſehenen Rechtsfolgen ein, und zwar gemäß § 184 
mit rückwirkender Kraft; verſagt er dagegen die Genehmigung, dann „gilt die Schuld⸗ 
übernahme (als ſolche) als nicht erfolgt“, und der Glaubiger bleibt mithin von ihr un⸗ 
berührt; auch eine ſpätere Genehmigung wäre wirkungslos. Anderſeits aber behält der 
bezeichnete Vertrag im Verhältniſſe zwiſchen dem Schuldner und dem Dritten im Zweifel 
die Eigenſchaft eines Schuld erfüllungsvertrags im Sinne des 8 329, mit dem Auſpruche 
auf Befreiung von der Schuld. Die Übernahme einer Schuld, für die eine Hypothek beſtellt 
iſt, durch den Erwerber des Grundſtücks ſtellt ſich regelmäßig als eine befreiende (8 414 A 2) 
Schuldübernahme dar (RG 56, 200; 75, 338; Warn 1912 Nr 249). — Auch ein während be. 
ſtehender Ehe geſchloſſener Ehevertrag, durch den an Stelle der bisherigen Gütergemeinſchaft 
Gütertrennung eingeführt wird und in dem der eine Teil die bisherigen Geſamtgutsverbindlich⸗ 
keiten übernimmt, ſtellt eine Schuldübernahme dar, und ift der Ehevertrag im Güterregiſter 
eingetragen, dann kann ſich der Gläubiger auf die Übernahme berufen, auch wenn ſie ihm 
nicht mitgeteilt wurde (RG 14. 4. 08 II 32/08). Der Schuldübernehmer braucht nicht immer 
ein bisher Unbeteiligter zu ſein. Eine Schuldübernahme kann vielmehr auch in der Weiſe 
erfolgen, daß von mehreren Geſamtſchuldnern der eine die Schuld mit befreiender Wirkung 
für die übrigen allein übernimmt, beiſpielsweiſe indem bei Auflöſung einer offenen Handels⸗ 
geſellſchaft der eine Geſellſchafter eine Geſellſchaftsſchuld übernimmt (RG 13. 4. 12 V1 899/11). 
Im übrigen aber muß der Schuldübernehmer ein anderer ſein als der bereits vorhandene 
Schuldner (RG JW 1913, 324). Vgl. auch A 5 a. E 

2. Für die Genehmigung des Gläubigers beſteht an ſich (vgl. A 4) keine Friſt (RG 
56, 202; 75, 342). Die Verzögerung der Genehmigung darf jedoch nicht aus argliſtiger Abſicht 
erfolgt ſein, widrigenfalls die Genehmigung durch die Einrede der Argliſt (exceptio doli generalis) 
entkräftet wird (RG 75, 342). Die Mitteilung der Schuldübernahme iſt an ſich alſo etwas 
Erhebliches (RG Warn 1912 Nr 67 u. 249; 1914 Nr 281). Anderſeits iſt für die Genehmi⸗ 
gung regelmäßig erſt nach Empfang der Mitteilung von der Schuldübernahme Raum, 
weil der Gläubiger alsdann erſt erfährt, was er genehmigen ſoll (JW 1912, 683”). Dies 
ſchließt jedoch nicht aus, daß der beim Vertragsabſchluſſe anweſende Gläubiger ſchon hierbei 

i Warn 1915 Nr 205), oder daß der Gläubiger ſchon vor Abſchluß des Übernahmevertrags 
fein Einverſtändnis hiermit und feine Einwilligung in die Schuldübernahme wirkſam er. 
klaren kann (RG Warn 1911 Ar 26 21919 Nr 29), und zwar dem Schuldner gegenüber. In 
ſolchem Falle würde die Schuldübernahme, ohne daß es noch einer ſpäteren Mitteilung he, 
durfte (MG 60, 416), mit Abſchluß des Vertrags ohne weiteres für den Gläubiger und gegen 
den Übernehmer wirkſam werden (R 60, 416). Es lann indeſſen der Gläubiger ſeine im 
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voraus erteilte Einwilligung, falls nicht beſondere Umſtände entgegenſtehen, gemäß 8 183 
noch einſeitig widerrufen (RZ Warn 1910 Nr 189 u. 651). Bei der Übernahme von Hy⸗ 
potheken iſt allerdings regelmäßig noch die Eintragung des Käufers als Eigentümers Be⸗ 
dingung für die Wirkſamkeit der Zuſtimmungserklärung des Gläubigers (RG 60, 415; Warn 
1912 Nr 262). — Die Genehmigung kann auch ſtillſchweigend erklärt werden, fo ins⸗ 
beſondere durch Anſtellung der Klage (RG JW 08, 108%; 1911, 213%; Warn 1912 Nr 67). 
Stundung aber enthält noch keine Genehmigung (RG JW 1910, 1315), auch bloßes Schweigen 
noch nicht (RG Warn 1912 Nr 67); desgleichen noch nicht die Annahme von Hypothekenzinſen 
(RG 59, 32; 63, 44) oder eine ſonſtige Verhandlung mit dem Eigentümer. Es muß ſich 
vielmehr der Wille, auf die Haftung des alten Schuldners zu verzichten, aus den Umftänden 
mit Sicherheit ergeben (RG Warn 1914 Nr 281 u. 29; 23 1919, 1133*). Gemäß 8 182 
kann die nachträgliche Erklärung ſowohl dem Schuldner wie dem Über. 
nehmer gegenüber abgegeben werden (NG IW 1911, 6449. Wird das vom 
Gläubiger verkaufte Grundſtück von ſeinem Käufer weiterverkauft und deſſen Kaufſchuld 
aus dem erſten Kaufvertrage von feinen demnächſtigen Abfäufer wiederum in Anrechnung 
auf den Preis übernommen, dann kann der Gläubiger die erſte Schuldübernahme auch dann 
noch wirkſam genehmigen, wenn der Schuldübernehmer das Grundſtück demnächſt weiter⸗ 
veräußert hat, oder wenn es verſteigert worden (RG 75, 338). — Da nach der Verkehrs. 
auffaſſung bei der Übernahme einer Hypothek durch den Käufer eine befreiende Schuld⸗ 
übernahme als gewollt gilt, ſo iſt für die Wirkſamkeit der Schuldübernahme dem Glaubiger 
gegenüber auch nicht erforderlich, daß ihm dieſer Wille noch beſonders erkennbar gemacht wird 
(RG 56, 200; 75, 339; JW 1911, 6441; 1918, 3762; 1915, 917°). Genehmigt mithin der 
Gläubiger den die Schuldübernahme enthaltenden Vertrag — was beſonders ftrenge zu prüfen 
iſt (RG JW 1819, 376) —, dann wird hierdurch der alte Schuldner ohne weiteres frei, mag ſich 
auch der Gläubiger dieſer Rechtsfolge ſeiner Erklärung nicht bewußt geworden ſein (RG 
6. 11. 15 V 245/12; Warn 1916 Nr 227). Dies alles gilt jedoch nicht in gleicher Weiſe im 
Falle des § 414 (RG LZ 1913, 3665). Vgl. § 414 A 2. Die Vereinbarung zwiſchen dem 
Hypothekengläubiger und dem Grundſtückserwerber über Stehenlaſſen der Hypothek und 
über ihre Zahlungsbedingungen bezieht ſich im Zweifel nur auf die dinglichen Leiſtungen, 
und es kann daher aus einer ſolchen Vereinbarung (regelmäßig) noch nicht bie Abſicht des 
Gläubigers entnommen werden, den alten Schuldner zu entlaſſen (RG J 1919, 2375). 

3. Während des Schwebezuſtandes bis zur Genehmigung haben der Schuldner und 
der Dritte noch freie Verfügung über den Vertrag, und der Gläubiger vermag ſie 
daran vor Erteilung der Genehmigung ſelbſt dann nicht zu hindern, wenn ihm die Schuld⸗ 
übernahme (der Vertrag) bereits mitgeteilt war (RG 3. 2. 15 V387/14). Bgl. 88 108, 177 ff 

Bis zur Genehmigung der Schuldübernahme kann der Übernehmer die Übernahme, ins⸗ 
beſondere auch durch eine dem Schuldner gegenüber zu erklärende Anfechtung wieder be⸗ 
ſeitigen und ſo auch eine wirkſame Genehmigung des Gläubigers ausſchließen. Nach wirkſam 
erfolgter Genehmigung iſt eine Anfechtung der Schuldübernahme auch dem Gläubiger gegen⸗ 
über möglich, falls dieſer oder mit feiner Kenntnis ein Dritter ſich argliſtiger Tauſchung ſchuldig 
gemacht hat ($ 143 Abſ 2; RG Gruch 57, 560). Dieſe Anfechtung berührt jedoch nicht das Ver⸗ 
hältnis zwiſchen dem Übernehmer und dem alten Schuldner, da das Urteil nicht auch ihm 
gegenüber Rechtskraft haben würde. Vgl. 8 142 A 1 Abſ 3. En g 

4. Vgl. A 2. Um eine endliche Entſcheidung über die Rechtslage 9971 8 ren zu können, ge⸗ 
währt das Geſetz dem Schuldner wie dem Dritten das Recht der Friſtſetzung, mit der 
Folge, daß ſich der Gläubiger nur innerhalb der ihm geſtellten —übrigens beliebig bemeßbaren — 
Friſt über die Genehmigung mit Wirkſamkeit erklären kann und daß mit fruchtloſem Ablauf 
der Friſt die Genehmigung als verweigert gilt. Haben der Schuldner und der Dritte 
je eine verſchiedene Friſt geſetzt, ſo muß folgerichtig ſchon die zuerſt ablaufende Friſt die geſetz⸗ 
liche Wirkung äußern. Die Anſicht, daß im vorausgeſetzten Falle anftatt der geſetzten Friſt eine 
angemeſſene Friſt als maßgebend gelten müſſe, findet im Geſetze keinen Anhalt, weil An⸗ 
gemeſſenheit der Friſt vom Geſetze hier überhaupt nicht gefordert wird. — Die Mitteilung 
(der Übernahme), die Setzung der Friſt ſowie die Genehmigung ſind einſeitige, empfangs⸗ 
bedürftige, formloſe Willenserklärungen (88 130—132; RG 11. 3. 09 VI 658/08). 

5. Der Vertrag des Schuldners mit dem Dritten äußert ſeine Wirkung zwiſchen dieſen 
beiden Vertragsteilen als Schulderfüllungsvertrag unbedingt und ſofort (A 1a. E.), gleich. 
viel wie ſich der Gläubiger verhält. Kommt die Schuldübernahme überhaupt nicht zustande, 
dann beſchränkt ſich die Wirkung des Vertrags auf das bezeichnete Innenverhältnis. Dana 
kann der Schuldner von dem Dritten regelmäßig ſeine Befreiung von leiter Schuldverbind⸗ 
lichkeit verlangen (RG Warn 1912 Nr 249) und mithin, ſobald die Schuld fällig iſt, die Be⸗ 
friedigung des Gläubigers durch die Leiſtung fordern. Dies Recht ſteht ihm übrigens auch 

ann zu, wenn die Genehmigung oder aber deren Verſagung noch ausſteht, die Fälligkeit 
der Schuld indeſſen ſchon während der Genehmigungslage eintritt (RG 25. 5. 04 V 147/04). 
Der Dritte iſt aber nicht zugleich verpflichtet, eine noch nicht fällige Schuld zu kündigen und 
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ſo die beſchleunigte Befriedigung des Gläubigers herbeizuführen (RG SeuffA 62 Nr 204). 
Der Gläubiger und der Schuldner können auch nicht ohne oder 0 den Willen des Über⸗ 
nehmers zu deſſen Ungunſten die Schuld früher fällig machen (RG 8 308, 718%; Gruch 53, 421). 
Ein Anſpruch auf Schuldbefreiung entſtehtzugunſten des Verſteigerungsſchuldners 
gegenüber dem Erſteher des Grundſtücks gemäß 8 53 ILG ohne weiteres, wenn der Erſteher 
die innerhalb des Mindeſtgebots fallende Hypothek ($ 52 des Gef.) übernimmt (RG 81, 85). 
Weder eine Schuldübernahme noch eine Erfüllungsübernahme liegt vor, wenn von zwei 
Geſellſchaftern der eine dem andern gegenüber die Schulden der offenen Handelsgeſell⸗ 
ſchaft übernimmt, da der Übernehmer ohnedies ſchon als Geſamtſchuldner haftete; es 
handelt ſich vielmehr um das Versprechen der Schuldbefreiung (R Warn 1913 Nr 34). 


8 416 


übernimmt der Erwerber eines Grundſtücks durch Vertrag mit dem Ver⸗ 
äußerer eine Schuld des Veräußerers, für die eine Hypothek an dem Grund⸗ 
ſtücke beſteht, ſo kann der Gläubiger die Schuldübernahme nur genehmigen, 
wenn der Veräußerer ſie ihm mitteilt!). Sind ſeit dem Empfange der Mit⸗ 
teilung ſechs Monate verſtrichen, ſo gilt die Genehmigung als erteilt, wenn 
nicht der Gläubiger ſie dem Veräußerer gegenüber vorher verweigert hat; 
die Vorſchrift des § 415 Abſ 2 Satz 2 findet keine Anwendung. 

Die Mitteilung des Veräußerers kann erſt erfolgen, wenn der Erwerber 
als Eigentümer im Grund buch eingetragen iſt. Sie muß ſchriftlich geſchehen 
und den Hinweis enthalten, daß der Übernehmer an die Stelle des bis⸗ 
herigen Schuldners tritt, wenn nicht der Gläubiger die Verweigerung inner⸗ 
halb der ſechs Monate erklärt!). 

Der Veräußerer hat auf Verlangen des Erwerbers dem Gläubiger die 
Schuldübernahme mitzuteilen. Sobald die Erteilung oder Verweigerung 
der Genehmigung feſtſteht, hat der Veräußerer den Erwerber zu benach⸗ 
richtigen“) ). 

1. Übernahme einer Pypothekenſchuld. Vorausgeſetzt iſt hier wie in 8 415, daß die 
Schuld durch einen Vertrag zwiſchen dem Schuldner und dem Dritten, vorliegend alfo zwiſchen 
dem Veräußerer des mit der Hypothek belaſteten Grundſtücks und deſſen Erwerber 
übernommen wird. Demgemäß gilt auch hier der Grundſatz, daß die Wirkung dem Gläu⸗ 
biger gegenüber nur infolge ſeiner Genehmigung eintreten kann. Der $ 416 ſpricht das 
zwar nicht wie § 415 Abs 1 Satz 1 ausdrücklich aus. Aber feine ganzen Beſtimmungen 
laufen darauf hinaus. — Es iſt der Zweifel aufgetaucht, ob das Wirkſamwerden der Schuld⸗ 
übernahme im Falle des $ 416 ausſchließlich nur auf dem hier beſonders vorgeſehenen Wege 
erreicht werden kann, ſo daß insbeſondere ſelbſt eine ausdrückliche Genehmigung des Gläubigers 
bedeutungslos wäre, falls ihm die Übernahme nicht vom Veräußerer (Abſ 1 Satz 1), fondern 
vom Erwerber des Grundſtücks mitgeteilt worden wäre. Die Frage iſt zu verneinen. Der 
Zuſammenhang des $ 416 mit 8 415, an den ſich der erſtere offenſichtlich anlehnt, ſowie der 
erkennbare Zweck des 8 416 zeigen, daß ſeine Sonderbeſtimmungen allein in Hinſicht auf den 
in ihm behandelten Sonderfall gegeben fein follen, alſo den, daß der Gläubiger ſich ſchwei⸗ 
gend verhält, während es in ſonſtigen Fällen bei den allgemeinen Grundſätzen berblei- 
ben foll, nach denen das Wirkſamwerden eines Schuldübernahmevertrags zu beurteilen ift. 
Die 88 415 u. 416 ſtehen nämlich nur infofern in einem Gegenſatze zueinander, als zwar 
beide für den Fall des Schweigens des Gläubigers eine beſondere Unterſtellung machen, 
ihre Unterſtellungen alsdann jedoch je einen entgegengeſetzten Inhalt haben. Denn während 
regelmäßig bei $ 415 das Schweigen grundſätzlich als Verweigerung der Genehmigung auf- 
zufaſſen iſt, ſieht es der 8 416 gerade als Genehmigung an. So iſt aber auch der Schluß be⸗ 
rechtigt, daß alles das, was der $ 416 in Abſ 1 abweichend von $ 415 beſtimmt, lediglich 
Geltung haben ſoll mit Rückſicht auf feine beſondere, von § 415 abweichende Unterſtellung. 
Das Endergebnis wäre danach alſo: Soweit es im Einzelfalle darauf ankommt, ob gegen 
den Gläubiger im Falle ſeines Schweigens die Unterſtellung des $ 416 anwendbar iſt, 
ſind alle in Abſ 1 daſelbſt aufgeſtellten Vorſchriften zu berückſichtigen. — als Bedingungen 
der geſetzlichen Unterftellung —; ſofern dagegen der Gläubiger feine Genehmigung, 
ſei es ausdrücklich, ſei es ſtillſchweigend, erklärt hat und es ſich darum handelt, ob dieſe 
Erklärung von Wirkſamkeit ift, ſind die Vorſchriften des $ 416 außer acht zu laſſen und ledig⸗ 
lich die allgemeinen Beſtimmungen der 59 182ff. in Verbindung mit $ 415 in Betracht zu 
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ziehen. Dementſprechend kann aber die Schuldübernahme mit befreiender Wirkung gemäß 
8.415 auch dann zuſtande kommen, wenn die eine oder die andere Vorausſetzung des § 416 
nicht erfüllt worden iſt (RG IW 07, 7425; 08, 718°; 1911, 64410; 1912, 6837). Auch die 
Entſtehungsgeſchichte des $ 416 ſpricht für dieſe Auffaſſung. Vgl. darüber die ausführlichen 
Erörterungen in RG 63, 42, wo ebenfalls die Auffaſſung vertreten iſt, daß die Sonder⸗ 
beſtimmungen des $ 416 im Falle ausdrücklich erteilter Genehmigung nicht in Frage kommen, 
ferner RG Warn 1911 Nr 262; 1915 Nr 229. Die vormals entgegengeſetzte Stellung zu der 
vorliegenden Frage (vgl. Gruch 49, 354) iſt zugunſten der dargelegten Anſchauungen auf- 
gegeben worden. Insbeſondere findet auch der Abſ 8 des § 415 bei $ 416 Anwendung 
(RG Warn 08 Nr 17). Wird die Hypothekenſchuld durch einen Vertrag zwiſchen dem Dritten 
und dem Gläubiger übernommen, dann liegt der Fall des § 414 vor. 

2. Die Unterſtellung geht dahin, daß die Genehmigung als erteilt gilt, wenn ſie der 
Gläubiger nicht innerhalb von ſechs Monaten ſeit Empfang der Mitteilung (d. h. ſeit 
deren Zugang im Sinne des $ 130; RG 8. 6. 05 IV 60/05) dem Veräußerer gegenüber (aus- 
drücklich) verweigert hat. Die Friſt iſt eine geſetzliche Ausſchlußfriſt. Von dem Mittel 
einer Friſtſetzung durch die Parteien gemäß $ 415 Abſ 2 Satz 2 iſt hier ausdrücklich abgeſehen 
worden. Die Verweigerung iſt (wie die Genehmigung) eine einſeitige, empfangsbedürftige 
(§8 130—132), unwiderrufliche Erklärung. Ne n 

3. Die weiteren Bedingungen für die Annahme des Geſetzes (die Fiktion) ſind folgende: 
Der Veräußerer muß die Mitteilung von der Schuldübernahme dem äubiger ge⸗ 
macht haben; die Mitteilung muß ſchriftlich geſchehen ſein; es muß in ihr ausdrücklich 
angekündigt worden ſein, daß „der Übernehmer an die Stelle des bisherigen Schuldners 
trete, wenn nicht der Gläubiger die Verweigerung innerhalb der ſechs Monate erklärt habe“; 
endlich kann die Mitteilung erſt erfolgen, nachdem der Erwerber des Grundſtücks als 
Eigentümer eingetragen worden iſt (RG 56, 200; JW 08, 327), und die Verweigerung 
muß dem Veräußerer gegenüber erklärt fein (RG Warn 08 Nr 440), während die Genehmigung 
auch dem Käufer gegenüber erfolgen kann (RG JW 1911, 64410; 1912, 6837). Iſt eine diefer 
Bedingungen nicht erfüllt, dann kann nur 8 415 Plotz greifen (RG 63, 43). Als Veräußerer 
kann hier nur der perſönliche Schuldner der Hypothek in Betracht kommen. Sind Mit⸗ 
eigentümer des Grundſtücks die Veräußernden, dann kann als Anzeigepflichtiger 
nur derjenige von ihnen in Betracht kommen, der der perſönliche Schuldner iſt. Sind die 
Miteigentümer als Geſamtſchuldner ſämtlich perſönlich verpflichtet, dann wirkt die von ihnen 
gemeinſam ausgehende Anzeige für alle; es iſt aber auch jeder einzelne von ihnen befugt, 
die Anzeige für ſich allein zu machen, und in dem Falle äußert ſich auch die durch das Schweigen 
des Gläubigers eintretende Schuldbefreiung nur zu feinen Gunſten (RG 80, 92). Eine Mit. 
teilung des Erwerbers ließe ſich nur als ein Antrag an den Gläubiger zum Abſchluſſe eines Schuld⸗ 
übernahmevertrags nach § 414 auffaſſen (RG Gruch 49, 859). Hatte der urſprüngliche Hypo. 
thekengläubiger die Forderung bereits an einen andern abgetreten, ſo genügt trotzdem die an 
den alten Gläubiger gemachte Mitteilung ($ 407), wenn der Schuldner von der Abtretung 
keine Kenntnis hatte (RG 67, 414; 80, 92), in welchem Falle der Beweis der Kenntnis dem 
Gläubiger obliegt (RG 80, 93). Vgl. § 407 A 1. Ob der Erwerber das Eigentum am Grund⸗ 
ſtücke inzwiſchen wieder eingebüßt hat, ſei es durch Weiterveräußerung oder im Wege der 
Zwangsverſteigerung, iſt dagegen unerheblich (RG 56, 260; 75, 342), wie auch der Ausfall der 
Hypothek bei der Verſteigerung bedeutungslos iſt (RG 56, 200; JW 08, 327 1911, 4499), 
Im Falle der Weiterveräußerung des Grundſtücks durch den Schuldübernehmer iſt für den 
Abſchiuß eines Schuldübernahmevertrags zwiſchen ihm und feinem demnächſtigen Käufer erſt 
dann Raum, wenn die ſeinerſeits erfolgte Schuldübernahme durch den Gläubiger genehmigt 
worden ift (R 75, 444). Die Mitteilung iſt eine rechtsgeſchäftliche Erklärung; fe 
enthält das Angebot zum Abſchluſſe eines Entlaſtungsvertrags (RG Warn 09 Nr 271). 
4. Abweichend von 8 415 iſt dem Übernehmer in $ 416 auch ein beſonderer Anſpruch 
gegen den Veräußerer darauf gegeben, daß dieſer die Mitteilung macht und ihm von 
der erteilten oder verweigerten Genehmigung ſofort Kenntnis gibt. Im Falle der Zuwider 
handlung macht ſich der Veräußerer ſchadenserſappflichtig. Vorauszuſetzen iſt aber dabei, 
daß der Käufer den Verkäufer zur Benachrichtigung des Gläubigers aufgefordert hat und der 
Verkäufer der Aufforderung nicht nachgekommen ift; ohne die Aufforderung kann der Käufer 
wegen Unterlaffung der Benachrichtigung auch nicht den Einwand des nicht erfüllten Vertrags 
erheben (RG IW 08, 327; Warn 1914 Nr 246). Im Falle ſchuldhafter Verzögerung oder 
Unterlaſſung haftet der Verkäufer auf Schadenserſatz (RG 58, 201). 

5. Das Anwendungsgebiet des $ 416 beſchränkt ſich auf den Fau der Übernahme von 
Ipporgeten, mit Einſchluß von Vormerkungen in ihrer Eigenſchaft als bedingter Hypothek. 

e Übernahme einer Hypothek auf den Kaufpreis ſchließt ohne weiteres auch die Über⸗ 
nahme der perſonlichen Schuld in ſich (RG 30, 201). — Ob das Erwerbsgeſchäft gerade 
die Kauf ift, darauf kommt es nicht an (RG 22, 246), wenn auch der regelmäßige Fall 

de Übernahme von Hypotheken in Anrechnung auf den Kaufpreis fein wird. Voraus⸗ 
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zuſetzen ift im übrigen ein gültiger Veräußerungsvertrag, da deſſen Nichtigkeit oder ſpätere 
Vernichtung durch Anfechtung auch die in ihn eingeſchloſſene Abrede über die Übernahme 
träfe ($ 139; RG 58, 886). — Im Falle der Zwangsverſteigerung entſteht gemäß & 53 
BIS durch den Zuſchlag zwiſchen dem Erſteher und dem Zwangsvollſtreckungsſchuldner 
die gleiche Rechtslage, wie fie durch die vertragliche Übernahme einer Hypothekenſchuld im 
Falle der Veräußerung gemäß 88 415, 416 zwiſchen dem Veräußerer und dem Erwerber 
begründet wird; danach erlangt alſo der Schuldner gegenüber dem Erſteher ohne weiteres 
den Anſpruch auf Schuldbefreiung, ohne daß es der Benachrichtigung des Gläubigers bedürfte, 
und iſt Erſteher der Gläubiger ſelbſt, dann kann er feine frühere Forderung gegen den Schuldner 
auch nicht mehr geltend machen. Dagegen wird der Erſteher gegenüber dem Gläubiger erſt 
unter der Vorausſetzung perſönlich haftbar, daß der Vollſtreckungsſchuldner dem Gläubiger 
die Schuldübernahme mitteilt, und der Gläubiger dieſe, ſei es ausdrücklich, ſei es durch Ver⸗ 
ſtreichenlaſſen der ſechsmonatigen Friſt, vermutlich genehmigt (RG 84, 381; Warn 1912 
Nr 203). — Iſt $ 416 auch da anwendbar, wo das Grundbuch noch nicht angelegt worden 
iſt? Mit RG 88, 381 iſt die Frage — im Gegenſatze zu den Auffaſſungen der Wiſſenſchaft — 
zu verneinen. 


8 417 


Der Übernehmer kann dem Gläubiger die Einwendungen entgegen⸗ 
ſetzen, welche ſich aus dem Rechtsverhältniſſe zwiſchen dem Gläubiger und 
dem bisherigen Schuldner ergeben!). Eine dem bisherigen Schuldner zu⸗ 
ſtehende Forderung kann er nicht aufrechnen?). 

Aus dem der Schuldübernahme zugrunde liegenden Rechtsverhältniſſe 
zwiſchen dem Übernehmer und dem bisherigen Schuldner kann der Über⸗ 
nehmer dem Gläubiger gegenüber Einwendungen nicht herleiten !). 

E 1 816; M 2 146; P 1 419. 


1. Einreden des übernehmers. Im Falle der gehäuften (kumulativen) Übernahme 
kommt es darauf an, ob ſie ſich als ſalbſtſchuldneriſche Bürgſchaft darſtellt oder als die Über⸗ 
nahme ſelbſtändiger Haftung nach den Grundſätzen der Geſamtſchuld (8 414 A 1). Im erfteren 
Falle greifen die Regeln vom Einrederecht des Bürgen ein (88 768, 770, 771), im letzteren 
die von der Geſamthaftung (88 420 ff.). Im Falle der befreienden Übernahme iſt 
hinſichtlich des Einrederechts Dreierlei auseinanderzuhalten: a) das Schuldverhältnis, in 
welches der Übernehmer eintritt; b) dasjenige Rechtsgeſchäft, mittels deſſen er eingetreten 
ift; e) das Grundgeſchäft, in Veranlaſſung deſſen die Schuldübernahme vorgenommen worden ift. 
Zu a: Da die befreiende Schuldübernahme ihrem Weſen nach nichts anderes iſt als eine Sonder 
nachfolge in ein bereits beſtehendes Schuldverhältnis, ſo folgt von ſelbſt, daß der Übernehmer 
alle die Einwendungen gebrauchen kann, die ſich aus dem Rechtsverhältniſſe 
zwiſchen dem Gläubiger und dem bisherigen Schuldner ergeben, mithin auch vom urſprüng⸗ 
lichen Schuldner hätten geltend gemacht werden können, und weiter folgt, daß der Übernehmer 
auch hinſichtlich der Beweislaſt fo daſteht, wie der Schuldner ſelbſt ftehen würde; fo hat er 
beiſpielsweiſe die Beweislaſt, wenn er gegenüber dem Schuldſcheine des urſprünglichen 
Schuldners einwendet, das Darlehn ſei noch erſt auszuzahlen (RG Warn 1910 Nr 428). Es 
kann inſoweit auf die Ausführungen bei 8 404 verwieſen werden, deſſen Grundſatz hier, 
allerdings in umgekehrter Richtung, entſprechend angewendet iſt. Fraglich könnte nur ſein, 
welcher Zeitpunkt bei Beurteilung des Schuldverhältniſſes im Falle des 415 zugrunde 
zu legen iſt, ob gegebenenfalls der des Pertragsſchluſſes zwiſchen dem Übernehmer und dem 
Schuldner, oder derjenige, in dem die Übernahme dem Gläubiger gegenüber durch feine Ge- 
nehmigung Wirkſamkeit erlangt hat. Das Geſetz kann nur das letztere gemeint haben, in Be 
tracht deſſen, daß Schuldner und Gläubiger bis zur Genehmigung der Schuldübernahme freie 
Verfügung über das Schuldverhältnis haben und mithin für wie gegen den Gläubiger auch 
dem Schuldübernehmer gegenüber nur dasjenige Verhältnis maßgebend ſein kann, welches 
nach dem Willen des Gläubigers wie des Schuldners bis zum Eintritte des Dritten beftehen- 
geblieben ift. Nur in dieſes iſt der Schuldner eingetreten. Der Grundſatz von der Rückwirkung 
des g 184 kann daher inſoweit nicht Platz greifen. Zu b: Hier handelt es ſich um dasjenige 
Rechtsgeſchäft, welches den Eintritt des Dritten in die fremde Schuld unmittelbar bewirkt 

at, alſo um das betreffende, dingliche, abſtrakte, in der Übernahme enthaltene Voll⸗ 
zugsgeſchäft (RG 63, 46). Einwendungen gegen die Rechts beſtändigkeit dieſes 
Geſchäfts kann der Übernehmer dem Gläubiger gegenüber immer geltend machen, mag es 
dieſem ſelbſt (8 414) oder dem Schuldner gegenüber (88 415, 416) vorgenommen fein. Denn 
iſt das Geſchäft nichtig oder wirkſam angefochten worden, dann entbehrt es überhaupt jeder 
Wirkung. — Über die Anfechtung vgl. 5 415 A 3. Iſt der die Schuldübernahme enthaltende 
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Kaufvertrag nichtig, dann ergreift dieſe Nichtigkeit in der Regel auch jene Nebenbeſtimmung 
(AG 58, 386). Vgl. aber auch § 139 A 2 a. E. Zu o: Im Falle der 88 415, 416 berührt das 
Grundgeſchäft, das den Übernahmevertrag veranlaßt hat, den Gläubiger überhaupt nicht 
(RG Warn 1911 Nr 263), da es ihn nichts angeht, aus welchem Grunde, aus welcher Ver⸗ 
anlaſſung oder unter welchen Bedingungen der Dritte mit dem Schuldner die Schuld⸗ 
übernahme vereinbart hat. Demgemäß läßt Abſ 2 keine Einwendungen aus dem der 
Schuldübernahme zugrunde liegenden Rechtsverhältniſſe zwiſchen dem Übernehmer und 
dem bisherigen Schuldner zu. So könnte der Übernehmer dem Gläubiger gegenüber ins⸗ 
beſondere nicht geltend machen, daß ihm der Schuldner die Gegenleiſtung für die Schuld⸗ 
übernahme nicht oder nicht gehörig gewährt und daß der Schuldner (der Grundſtücks⸗ 
veräußerer) im Falle des § 416 feine Verpflichtungen als Verkäufer nicht erfüllt habe. 
Ausgeſchloſſen ift auch, daß der Übernehmer, um den Inhalt feiner Verpflichtungen dem 
Glaubiger gegenüber zu ändern, etwa geltend machen könnte, der Schuldner habe ihm 
hinſichtlich des Schuldverhältniſſes (beiſpielsweiſe eines Kaufvertrags) falſche Angaben ge. 
macht, und er habe den Kaufvertrag mit Erfolg angefochten (RG Gruch 56, 928). Denn 
haftet der Übernehmer überhaupt, fo haftet er unbedingt nach Maßgabe des Schuldverhält. 
niſſes, wie es beſteht (RG 1. 5. 06 II 425/05). Im Falle anderſeits des $ 414 könnte der 
Übernehmer aus feinem mit dem Gläubiger abgeſchloſſenen Grundgeſchäfte Einwendungen 
inſoweit entnehmen, als er auf Grund derſelben nach den Grundſätzen der 89 812ff. die 
wirtſchaftlichen Folgen des Vollzugsgeſchäfts zu beſeitigen vermöchte, beiſpielsweiſe den Ein. 
wand, daß letzteres betrügeriſch oder durch Zwang herbeigeführt worden ſei. Vgl. dazu 
die Ausführungen unter § 125 A ib, o. 

2. Der Aufrechnung mit einer Forderung des bisherigen Schuldners ſteht der Grund. 
fat des $ 387 „compensatio fit inter easdem partes“ entgegen. Das ſchließt nicht aus, daß 
der Übernehmer eine vor der Schuldübernahme von dem bisherigen Schuldner ſelbſt bereits 
erklärte Aufrechnung einwandweiſe geltend machen kann. Eine Aufrechnung mit eigenen 
ihm gegen den Gläubiger zuſtehenden Forderungen, wenn etwa auch erſt durch Abtretung 
1 des früheren Schuldners erworbenen, iſt dem Übernehmer ſelbſtverſtändlich un. 

enommen. 


8 418 


Infolge der Schuldübernahme erlöſchen die für die Forderung beſtellten 
Bürgſchaften und Pfandrechte ). Beſteht für die Forderung eine Hypothek, 
ſo tritt das gleiche ein, wie wenn der Gläubiger auf die Hypothek verzichtete). 
Dieſe Vorſchriften finden keine Anwendung, wenn der Bürge oder derjenige, 
welchem der verhaftete Gegenſtand zur Zeit der Schuldübernahme gehört, 
in dieſe einwilligt?). 

Ein mit der Forderung für den Fall des Konkurſes verbundenes Vor⸗ 
zugsrecht kann nicht im Konkurs über das Vermögen des Übernehmers 
geltend gemacht werden‘), 


1. Das Erlöſchen der für die Forderung beſtellten Bürgſchaften und Pfandrechte erklärt 
fi) daraus, daß das Schicksal der bezeichneten Nebenrechte weſentlich von der Zuverläſſigkeit 
und von der Vermögensfähigkeit des Hauptſchuldners abhängt, und mithin durch einen 
Wechſel in dieſer Hinſicht auch die Lage des Bürgen oder Pfandſchuldners eine andere wird. 

2. Daß eine Hypothek nicht erliſcht, folgt daraus, daß die Schuldübernahme zwar das 
Recht des Glaubigers an der ihm zur Sicherheit beſtellten Hypothek beſeitigt, daß dies Er. 
gebnis jedoch nicht zum Untergange der Hypothek überhaupt führt, ſondern nur die Ent. 
ſtehung einer Eigentümerhypothek zur Folge hat (88 1165, 1168, 1175). 5 

3. Nach dem Grundſatze cessante ratione cessat lex weicht gegebenenfalls auch die Be⸗ 
ſtimmung des Satz 1, falls der Bürge oder der Pfandeigner ſich mit der Perſon des neuen 
Schuldners einverſtanden erklärt (R Warn 1916 Nr 222). Die Einwilligung des Bürgen 
oder des hinſichtlich des Pfandgegenſtandes Berechtigten muß gemäß 5 188 im voraus, 
lei es dem Gläubiger, ſei es dem Übernehmer gegenüber (8 182), erklärt werden, was formlos 
und auch ſtillſchweigend geſchehen kann, da keine neue Bürgſchaft begründet wird (MG 70, 411). 
Ene wirkſame Einwilligung liegt daher ſtets auch ſchon dann vor, wenn der Eigentümer des 
Pfandgegenſtandes (des haftenden Grundſtücks) ſelbſt die Schuld übernimmt, oder etwa ſich 
als der Grundſtückseigentümer an einem Geſellſchaftsvertrage mit beteiligt, in dem die Geſell⸗ 
ſchaft die Schuld übernimmt (RG Warn 1916 Nr 222). Eine erſt nachträgliche Genehmigung 
konnte die nach Abſ 1 Satz 1 bereits eingetretene Rechtsfolge nicht wieder beſeitigen (a. A. 
Nestmann A 2 zu $ 418). Es bedürfte vielmehr zur Begründung des etwaigen erloſchenen 

ebenrechts eines neuen Rechtsgeſchäfts. Falls jedoch der Gläubiger die Schuldübernahme 


Schuldübernahme 88 417-419 521 


nur unter der Bedingung der Zuſtimmung des Bürgen bzw. des Eigentümers genehmigt 
und die Zuſtimmung alsdann nachträglich erteilt wird, liegt eine Einwilligung im Sinne des 
Abſ 1 Satz 3 vor (R& 11. 5. 07 V 412/06). — Auf gefetzliche Bürgſchaften und Pfand 
rechte bezieht ſich die Vorſchrift des Satz 1 nicht; denn in dieſen Fällen beſteht die Haftung 
unabhängig von der Entſchließung der Beteiligten, ſo daß es auch hier an dem rechtlichen 
Grunde für die Anwendung von Satz 1 Abſ 1 fehlt. A. A. Planck A 4. 

4. Die Beſtimmung des Abſ2 beruht darauf, daß „die Fortdauer der mit der Forderung 
verbundenen bloßen Vorzugsrechte im Konkurſe ſich nicht mit der zwingenden Natur der 
die Rangordnung der Gläubiger beſtimmenden Rechtsnorm verträgt“ (M 2, 147). 


8 419 


Übernimmt jemand durch Vertrag das Vermögen eines anderen, ſo können 
deſſen Gläubiger, unbeſchadet der Fortdauer der Haftung des bisherigen 
Schuldners, von dem Abſchluſſe des Vertrags an ihre zu dieſer Zeit be⸗ 
ſtehenden Anſprüche auch gegen den Übernehmer geltend machen!). 

Die Haftung des Übernehmers beſchränkt jich auf den Beſtand des über⸗ 
nommenen Vermögens und die ihm aus dem Vertrage zuſtehenden An⸗ 
ſprüche. Beruft ſich der Übernehmer auf die Beſchränkung ſeiner Haftung, 
ſo finden die für die Haftung des Erben geltenden Vorſchriften der SS 1990, 
1991 entſprechende Anwendung). 

Die Haftung des Übernehmers kann nicht durch Vereinbarung zwiſchen 
ihm und dem bisherigen Schuldner ausgeſchloſſen oder beſchränkt werden)). 

E J 319 M 2 151; W 1 427. 


1. Vertragsmäßige Ubernahme des Vermögens eines andern. Während der $ 811 
Verträge für möglich erklart, die den einen Teil zur Übertragung ſeines gegenwartigen Ver⸗ 
mögens, ſei es im ganzen ſei es zu einem Bruchteile, verpflichten, regelt der 8 419 die Wir ⸗ 
kungen eines Vertrags, der die Veräußerung und Übernahme eines Vermögens, ſei es 
im ganzen, ſei es zu einem Bruchteile, zum Gegenſtande hat, in Richtung auf die Gläubiger 
des Verdußerers. J hängen die 58 811 u. 419 nicht miteinander zuſammen, und ins» 
beſondere ſetht die Anwendbarkeit des $ 419 nicht das Vorhandenſein eines Rechtsgeſchäfts 
im Sinne des $ 311 voraus; fie ift vielmehr (im Gegenfate zum Falle des $ 811) auch dann 
gegeben, wenn Gegenſtand des Vertrags die einzelnen Vermögensſtücke find, falls dieſe nur 
zuſammen tatſächlich das ganze Vermögen ausmachen, weshalb gegebenenfalls auch ein 
nach § 311 beabfichtigter, indes formungültiger Vertrag gemäß 8 140 mittels einer Ger 
ſchäftsumgeſtaltung (Ronverſion) möglicherweiſe als Vertrag im Sinne des $ 419 aufrecht · 
erhalten werden kann (RG 69, 420; 76, 2; Warn 1914 Nr 282). Unerheblich iſt es ferner, 
wenn einzelne Vermögeneſtücke von der Übernahme ausgeſchloſſen werden (beiſpielsweiſe 
bei Übertragung der geſamten Aktiva einer Aktiengeſellſchaft die Grundſtücke), falls nur die 
einzelnen Vermögensſtücke im Verhaltniſſe zum Ganzen nur unbedeutend find (RG 69 S. 289, 
419; 80, 260). Dabei find jedoch die auf einem Grundſtücke etwa ruhenden Laſten bei der 
Frage, ob die ausgeſchloſſenen einzelnen Vermögensſtücke verhältnismäßig nur unbedeuten⸗ 
den Wert haben, außer Betracht zu laſſen, da eben unter dem Vermögen im Sinne des 
$ 419 nur das Aktipvermogen zu beritehen iſt (aich 09, 284; 82, 277; JW 1919, 8224). 
Die Übernahme des Vermögens einer offenen Handelsgeſellſchaft ohne gleichzeitige Übernahme 
der Vermögen auch der Geſellſchafter reicht zur Anwendung des $ 419 nicht aus (RG JW 
1910, 24280; Warn 1917 Nr 270). Dagegen bildet die Verſchmelzung einer Genoſſenſchaft 
mit einer Aktiengeſellſchaft unter Übernahme der Aktiva und Paſſiva ohne weiteres eine 
Vermögensübernahme im Sinne des $ 419 (N 4. 10. 13 V 177/13). — Erfordernis iſt nicht, 
daß die Übernahme der Schulden beſonders verabredet wird; vielmehr greift die Regel des 
$ 419 Abſ 1 gegebenenfalls ſogar gegen den Willen der Vertragsparteien Platz (Rc 69, 286; 
76, 4); wie es auch nicht darauf antommt, ob ſich die Vertragsparteien der Beſchaffenheit des 
Vertrags als eines ſolchen aus $ 419 bewußt waren (RG 85, 168). Erforderlich iſt endlich 
nicht, daß die Vermögensübernahme durch einen einzigen Vertrag erfolgt; es genügt viel⸗ 
mehr der Abſchluß mehrerer, auf Übertragung des geſamten Vermögens gerichteter, getrennter 
Verträge (RG 65, 171; 69, 289; 76, 3). Wird durch den Vertrag das Vermögen von mehreren 
Perſonen übernommen, ſo haften dieſe als Geſamtſchuldner (8 427). Ob das dem Veräußerer 
gegenüber ergehende Urteil auch dem Übernehmer gegenüber Rechtskraft macht, regeſt ſich 
nach $ 325 IPOD. — Seinem Zwecke gemäß erblickt das Geſetz in einem Vertrage der bezeichneten 
Art zugleich eine Schuldübernahme durch den Übernehmer des Vermögens, und zwar 
laßt es dieſe ohne weiteres ſchon mit dem Abſchluſſe des Vertrags eintreten, ohne daß 
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es erſt der dinglichen Vermögensübertragung (mittels Übergabe, Auflaſſung, Abtretung) 
bedarf (RG 69, 284), während anderſeits Vorausſetzung des 8 419 ein rechtsbeſtändiger Über⸗ 
nahmevertrag iſt und der bloß tatſächlich erfolgte Vermögensübergang nicht genügt (NG 
76, 2). — Die Schuldübernahme entſteht hier im übrigen unbeſchadet der Fortdauer 
der Haftung des bisherigen Schuldners, ſo daß dieſer mit dem etwa noch zurückbehaltenen 
wie ſeinem ſpäter erworbenen Vermögen nach wie vor verpflichtet bleibt. Im Verhältniſſe 
zueinander haften endlich beide Vertragsteile wie Geſamtſchuldner, da die Haftung 
des Übernehmers keine bürgſchaftliche, ſondern eine ſelbſtändige iſt (vgl. A 1 bei $ 414; R 
69, 284). — Da die Vermögensübernahme keine Geſamtrechtsnachfolge bewirkt, der 
das Vermögen Übertragende vielmehr nach wie vor verpflichtet bleibt, ſo hat die Vermögens⸗ 
übertragung gemäß $ 419 (anders als im Falle des $ 418) auch nicht die Befreiung des für 
die Schuld des Übertragenden beſtellten Bürgen zur Folge, und iſt der Übernehmer ſelbſt der 
Glaubiger, fo kann auch er den Bürgen in Anſpruch nehmen (dic 82, 278). — Geſchützt ind 
durch § 419 diejenigen Gläubiger, deren Anſprüche zur Zeit des Abſchluſſes des Über⸗ 
nahmevertrags bereits beſtanden, mag eine Forderung damals auch erſt eine aufſchiebend he- 
dingte geweſen ſein (RG 69, 426). Daß der Veräußerer ihnen haftbar bleibt, ifi zwingenden 
Rechts, eine entgegenſtehende Vereinbarung zwiſchen dem Veräußerer und dem Erwerber 
wäre den Gläubigern gegenüber nichtig (Abſ 3). Anwendbar kann 8 419 auch ſein bei Guts⸗ 
übernahmen, ferner bei Übertragung eines Vermögens, möglicherweiſe eines Waren⸗ 
lagers, ſicherungshalber. In dieſem Falle behält der Erwerber ſeine zu ſichernde Forderung 
und iſt gemäß § 1991 Abf 1, $ 1979 ohne Vorzugsrecht neben den übrigen Gläubigern zu be⸗ 
friedigen (RG JW 1913, 9195). Vgl. unten A 3. — Bei Eingemeindungen findet $ 419 keine 
Anwendung; hier greift öffentliches Recht ein (RG 68, 213). 


2. Die Haftung des übernehmers befteht, und zwar lediglich für Forderungen, die ſchon 
bei Abſchluß des Übernahmevertrags vorhanden waren (RG 69, 426, JW 1914, 9785; 
1917, 102), nur inſoweit, als er aus dem Übernahmevertrage Rechte und Anſprüche 
(perſönliche oder dingliche) erworben hat, und zwar nur mit dieſen Gegenständen. Die 
Haftung ſelbſt iſt ſtets nur perſönlicher und nicht dinglicher Art (RG JW 1912, 847%), Da 
ferner auf die 88 1990, 1991 verwieſen iſt, fo folgt auch, daß der Übernehmer berechtigt iſt, 
ſelbſt bei Kenntnis von der Unzulänglichkeit des Vermögens, ſich aus dieſem wegen einer 
eigenen Forderung gegen den Übergeber vorweg zu befriedigen (RG Warn 1914 Nr 213). 
Vgl. jedoch A 3 a. E. Als das „übernommene Vermögen“ find hierbei die das Aktiv- 
vermögen bildenden Gegenſtände, ohne Abzug der Schulden (RG 69, 284, 82, 277), 
ſowie ohne Abzug des vom Übernehmer etwa gewährten Entgelts anzuſehen (nch 69, 287). 
Mit ſeinem ſonſtigen Vermögen haftet der Übernehmer überhaupt nicht, auch nicht etwa auf 
Höhe des Wertes des Übernonmnenen (alfo Fall der Haftung cum, nicht pro viribus, 
vgl. 8 1975). Das Ergebnis ift, daß der Übernehmer überhaupt haftfrei iſt falls aus dem 
Beſtande des übernommenen Vermögens erweislich nichts mehr vorhanden itt, und daß er 
die Befriedigung der Gläubiger inſoweit verweigern kann, als das zur Seele nicht aus⸗ 
reicht; nur muß er in dieſem Falle das vorhandene Vermögen zur Befriedigung der 
Gläubiger im Wege der Zwangsvollſtreckung herausgeben. Das folgt aus der entſprechen⸗ 
den Anwendung der vom Geſetze hier herangezogenen 88 1990, 1991. Bu beachten iſt im 
übrigen, daß zu der übernommenen Vermögensmaſſe auch das zu rechnen iſt, was etwa 
auf Grund eines zu dem Vermögen gehörenden Rechtes, oder als ch für einen ent⸗ 
zogenen Gegenſtand, oder endlich durch Rechtsgeſchäfte erworben ift. Es entſpricht das 
dem bei Sondervermögen vom Geſetze durchweg angenommenen Erſatzgrunde (Surro⸗ 
gationsprinzip): vgl. die 88 1370, 1473, 1524, 1638, 1651, 2111. 


3. Prozeſſualiſch regelt ſich die Haftung des Übernehmers zufolge 8 786 ZPO nach den 
88 780 Abſ 1, 781, 785 dal. Der Gläubiger kann danach die Zwangsvollſtreckung auf jeden 
beliebigen im Vermögen des Übernehmers vorhandenen Gegenſtand richten und es jenem 
überlaſſen, einredeweiſe (nach den 88 767, 769, 770 ZPO) nachzuweisen und zu beweiſen, 
daß der Gegenſtand dem übernommenen Vermögen nicht zugehört. Vorausſeßung hierfür 
iſt jedoch, daß dem Übernehmer die Beſchränkung der Haftung in dem über den An⸗ 
ſpruch ſelbſt ergangenen Urteile (wenn auch nur im allgemeinen) v orbehalten worden 
iſt, daß der Übernehmer mithin in jenem Prozeſſe einen entſprechenden Antrag geſtellt 
hatte. (An ſich genügt es, daß ſolches in der mündlichen Verhandlung geſchieht, während 
die Verleſung des Antrags kein Erfordernis iſt; NG 69, 291.) I ein Gegenſtand des 
übernommenen Vermögens noch im Gewahrſam des andern n geblieben und 
hier von einem ſeiner Gläubiger gepfändet, dann ſteht dem Übernehmer die Widerſpruchsklage 
aus $ 771 ZPO auf Grund eines Eigentumsübertragungsakts nicht zu, weil er ſchuldneriſch 
verpflichtet iſt (vgl. A 1), die Zwangsvollſtreckung in den Gegenſtand zu dulden (RG 
Warn 1912 Nr 158). Hat der Übernehmer des Vermögens Vermögensbeſtandteile bereits 
verwertet, fo führt die eutfprechende Anwendung des 8 1990 dazu, daß er den an die 
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Stelle des verwerteten Vermögens getretenen Erlös zur Befriedigung der Gläubiger des 
Übertragenden im Wege der Zwaugsvollſtreckung herausgeben muß (RG 82, 276). 

4. Beſonders geregelt iſt die Haftung des Erbſchaftskäufers durch die 88 2871 ff. und 
die des Nießbrauchers eines Vermögens durch die 88 1085ff. Im Falle des 8 25 
H iſt nicht die Übertragung des Vermögensganzen, ſondern nur die eines Handels 
geſchäfts vorausgeſetzt, zwar ebenfalls eines Vermögensinbegriffs, indeſſen nicht eines 
derartigen, der das ganze Vermögen eines Kaufmannszu erſchöpfen pflegt. Hier iſt alſo für 
5 1 981 oder doch nur dann, wenn eine juriſtiſche Perſon der Geſchäftsinhaber iſt 

290). 
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5 § 420 

1) Schulden mehrere eine teilbare Leiſtung oder haben mehrere eine 
teilbare Leiſtung zu fordern, ſo iſt im Zweifel jeder Schuldner nur zu einem 
gleichen Anteile verpflichtet, jeder Gläubiger nur zu einem gleichen Anteile 
berechtigt?). 

E 320; M 2 153; P 1 430. 

1. Falls an dem nämlichen Schuldverhältniſſe auf der Schuldnerſeite oder auf der Gläu⸗ 
bigerſeite eine Mehrheit von Perſonen beteiligt iſt, kann fich ihre Beteiligung nach dem Stand. 
punkte des BGB auf folgende Weiſe äußern: Die etwaigen mehreren Schuldner zu⸗ 
nächſt können entweder jeder auf das Ganze oder nur je anteilig haften. Bei einer Mehr ⸗ 
heit von Gläubigern anderſeits kann die Sache ſo ſein, daß nur alle zuſammen, als Einheit 
gedacht, die Berechtigten ſind, ſo daß der Schuldner auch nur an alle zuſammen mit be⸗ 
freiender Wirkung leiſten kann, oder ſo, daß jeder einzelne Glaubiger in Anſehung des Ganzen 
forderungsberechtigt iſt, und demgemäß auch der Schuldner gegenüber jedem einzelnen 
Gläubiger die ganze Verbindlichteit zu erfüllen vermag, oder endlich fo, daß die einzelnen 
Gläubiger nur nach Anteilen, aber inſoweit wiederum ſelbſtändig berechtigt ſind. Haften 
die mehreren Schuldner auf das Ganze, ſo liegt ein Geſamtſchuldverhältnis vor. Iſt 
jeder einzelne der mehreren Gläubiger in Hinsicht auf das Ganze forderungsberechtigt, ſo 
handelt es ſich um ein Geſamtgläubigerxecht. Welcher Art Haftung oder welcher Art 
Gläubigerrecht im Einzelfalle anzunehmen iſt, richtet ſich nach den in Betracht kommenden 
beſondern Vorſchriften des Geſetzes, bei rechtsgeſchäftlich begründeten Schuldverhältniſſen 
aber in erſter Linie nach dem Parteiwillen. Endlich hat das Geſetz in dem vorliegenden 
Abſchnitte auch allgemeine Vermutungen aufgeſtellt, die an die Teilbarkeit oder Unteilbarkeit 
der Forderung anknüpfen. Bgl. § 420 und anderſeits § 432. 5 

2. Der $ 420 ftellt bei teilbaren Leiſtungen (5 266 A 1) eine Vermutung für Vers 
pflichtung oder Berechtigung nur zu gleichen Anteilen auf. In Fällen ſolcher Art liegen 
im Zweifel einfache, voneinander unabhängige Teilforderungen ohne Gemeinſchaftsverhältnis 
vor, ſo daß jeder von den mehreren Forderungsberechtigten über ſeinen Anteil ſelbſtändig 
durch Abtretung oder Vergleich verfligen kann (MG 22. 2. 06 VI 417/05) und jeder von den 
mehreren Schuldnern nur in Höhe feines Anteils in Anſpruch genommen werden darf. Die 
Vermutung geht zugleich dahin, daß die Anteile der einzelnen gleiche ſind. Sie greift auch 
bei einer für mehrere Perſonen eingetragenen Grundſchuld in der Weiſe Platz, daß einer jeden 
einzelnen von ihnen ohne Auseinanderſetzung ſofort ein der Zahl der Beteiligten entſprechen⸗ 
der, ſelbſtändiger Anteil zuſteht (RG 9. 3. 12 V 406/11 — teiliveife abgedruckt ZW 1912, 59215). 
Die Vermutung des 9 420 iſt indeſſen tatſächlich von wenig Bedeutung, da das Geſetz ſie durch 
feine Ausnahmebeſtimmungen weſentlich durchbricht (vgl. die allgemeine Beſtimmung 
des § 427 für den Vertragsfall und die 88 42, 53, 86, 89, 769, 830, 840, 1108, 1388, 1459 
Abſ 2, 1480, 1530, 1833, 1915, 2058, 2219 Abſ 2, 2382). — Über Teilbarkeit der Leiſtung 
vgl. § 266 A 1, $ 275 A 4. Teilbarkeit liegt vor, wenn ſich der geſchuldete Gegenſtand ohne 
Verminderung des Wertes in gleichartige Teile zerlegen läßt. Die Verpflichtung zur Heraus» 
gabe mehrerer Sachen kann teilbar fein (Rh IW 1912, 14215); desgl. die Verpflichtung zur 
Leiſtung von Dienſten (RC IW 1911, 756%), Teilbar ift die auf Gewährung einer Menge 
von vertretbaren Sachen, namentlich einer Geldſumme, gerichtete Leiſtung (RG 75, 310: 
JW 08, 70%; wofern nicht die Sachmenge wirtſchaftlich eine Einheit darſtellt (eine Tonne 
Heringe); oder woſern nicht eine Zahlung aus dem Grundſtücke in Frage ſteht (RG J 02 
Beil 198). Eine teilbare Forderung ſtellt der ſtatutenmäßige Anſpruch der einzelnen Aktionäre 
auf den Gewinnanteil dar (RG 75, 310). — Unteilbar iſt die Verpflichtung zur Herſtellung 
eines Werkes (RG IW 1911, 756; Gruch 56, 116); die Verpflichtung zur Herſtellung des 
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Zuſtandes gemäß § 249 (RG JW 07, 275; 1911, 45611); die Verpflichtung des Vermieters 
zur Gebrauchsüberlaſſung an mehrere Mieter (RG JW 1917, 849%); die Verpflichtung von 
Miteigentümern, eine beſtimmte Summe gemäß 8 1113 aus dem Grundſtücke zu zahlen. Un⸗ 
teilbar find Unterlaſſungsverpflichtungen. — Die Anſicht, daß die Verpflichtung zur 
Verſchaffung eines Rechts, insbeſondere des Eigentums an einer beſtimmten Sache, teilbar ſei 
(Planck A 2a), iſt im allgemeinen nicht zu billigen. Mag auch das teilweiſe Eigentum an der 
Sache qualitativ dem Eigentum an der ganzen Sache entſprechen, fo läßt ſich doch ſchwerlich 
ſagen, daß durch die Verſchaffung des Miteigentums der wirtſchaftliche Zweck, der durch die 
Verſchaffung des vollen Eigentums verwirklicht werden ſoll, regelmäßig wenigſtens teilweiſe 
erreicht wird, auch nicht, daß der Wert des Teileigentums verhältnismäßig dem Werte des 
ungeteilten Eigentums wirtſchaftlich entſpricht. 


8 421 


Schulden mehrere eine Leiſtung in der Weiſe, daß jeder die ganze Leiſtung 
zu bewirken verpflichtet, der Gläubiger aber die Leiſtung nur einmal zu 
fordern berechtigt iſt (Geſamtſchuldner), ſo kann der Gläubiger die Leiſtung 
nach ſeinem Belieben von jedem der Schuldner ganz oder zu einem Teile 
fordern!). Bis zur Bewirkung der ganzen Leiſtung bleiben ſämtliche Schuld⸗ 


ner verpflichtete). 

EI 321; M 2 154; P 1 483. 

1. Das paſſive Geſamtſchuld verhältnis. a) Begriff. Es iſt gegeben, wenn der näm⸗ 
liche Gläubiger „eine“ Leiſtung, mithin dieſelbe Leiſtung, von mehreren Perſonen unter der 
Maßgabe fordern kann, daß die mehreren Verpflichteten nicht alle zuſammen den Schuldner 
darſtellen und nicht zur geſamten Hand haften, daß vielmehr jeder einzelne von ihnen ſelb⸗ 
ſtändig ſchuldet und der Gläubiger die freie Wahl hat, wen er in Anſpruch nehmen will, und ob 
den einzelnen in voller Höhe der Forderung oder nur teilweiſe. Zum Begriffe eines derartigen 
Geſamtſchuldverhältniſſes gehört es ferner, daß im Innenverhältniſſe zwischen den ein. 
zelnen Schuldnern ein beſonders geartetes Gemeinſchaftsverhältnis beſteht. Dieſes 
Verhältnis äußert ſich darin, daß die einzelnen Mitſchuldner gegeneinander verpflichtet find, zur 
Befriedigung des gemeinſamen Gläubigers je ſo viel beizutragen, als nach dem zwiſchen ihnen 
beſtehenden Verhältniſſe auf den einzelnen entfällt (8 426 Abf 1 und A 1 daſ.). Aus dem Um⸗ 
ſtande, daß der Gläubiger nur die „eine“ Leiſtung zu fordern hat, folgt, daß er gegebenenfalls 
durch einmalige Leiſtung völlig befriedigt und völlig abgefunden wird, gleichgültig von 
welchem feiner mehreren Schuldner er die ihm geſchuldete Leiſtung erhält, und weiter folgt 
alſo auch, daß durch die Leiſtung des einen Mitverpflichteten auch jeder andere von ihnen 
dem Gläubiger gegenüber befreit iſt ($ 422). Nicht aber zieht das Geſetz auch die Folge, 
daß mit der Befriedigung des Gläubigers durch nur einen Geſamtſchuldner zugleich der 
Untergang des Anſpruchs an ſich verknüpft iſt. Einem ſolchen Ergebniſſe iſt das Geſetz ſogar 
gefliffentlich entgegengetreten, indem es nach 8 426 Abſ 2 vorſieht, daß Forderung“ auf 
den leiſtenden Schuldner inſoweit ohne weiteres übergeht, als er ſeine Mitſchuldner auf 
Grund ihrer zuvor bezeichneten Beitragspflicht in Anſpruch nehmen kann. Denn dieſer Über⸗ 
gang läßt ſich ohne Fortbeſtehen der N trotz Befriedigung des Gläubigers überhaupt 
nicht denken. Die Beſtimmung anderſeits des Geſetzes, daß der Gläubiger nach ſeinem Belieben 
jeden einzelnen Schuldner in Anſpruch nehmen kann, erklärt ſich daraus, daß das Geſetz bei einem 
Geſamtſchuldverhältniſſe gleichwohl fo viele ſelbſtändige Einzelverpflichtungen als gegeben an. 
nimmt, als Schuldner vorhanden find, und ſomit die Auffaſſung ablehnt, als etze das Er⸗ 
fordernis nur „einer“ Leiſtung zugleich das Vorhandenſein nur einer V erpflich⸗ 
tung voraus. Daß das Geſetz in Wirklichkeit davon ausgeht, daß auch beim echten Ge⸗ 
ſamtſchuldverhältniſſe, gleichgültig, worauf es ſich gründet, ob auf eadem causa ($ 427) oder 
auf verſchiedene Tatbeſtände, ſo viele ſelbſtändige und voneinander unabhängige Schuldver⸗ 
hältniſſe gegeben find, als Schuldner vorhanden, folgt namentlich auch aus den Beſtimmungen 
der 88 423, 425, 426 Abſ 2. Vgl. auch die Prot 1 S. 437, 439. Läge überhaupt nur ein 
Schuldverhältnis vor, dann müßte es durch die einmalige Leiſtung, gleichviel welchen 
Schuldners, überhaupt erlöſchen (8 362 Abf 1). Das trifft aber, wie ſchon geſagt, nicht zu. 
Der Schuldnerverzug, das Verſchulden, die Kündigung, das Urteil ſollen ebenfalls nur in 
der Perſon des einzelnen betroffenen Schuldners Wirkungen hervorrufen. In § 428 freilich 
ſpricht das Geſetz von dem „ganzen Schuldverhältniſſe“. Indeſſen der Schluß aus dem Gegen. 
teil ergibt, daß das Geſetz auch hier zwiſchen dem, ganzen Schuldverhältniſſe ‚und den beſtehen⸗ 

en einzelnen Schuldverhältniſſen unterſcheidet. So läßt auch das Geſetz die Befreiung aller 
Mitſchuldner durch den zwiſchen dem Gläubiger und nur einem Schuldner abgeſchloſſenen 
Erlaßvertrag nur dann eintreten, wenn die Vertragſchließenden gewollt haben, daß 
das ganze Schuldverhältnis erlöſche (5 328), geht im übrigen alſo davon aus, daß mangels 
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eines ſolchen Willens nur das zwiſchen den Vertragſchließenden beſtehende beſondere Verhält⸗ 
nis untergeht. Nach 8 423 find mithin innerhalb eines Geſamtſchuldverhältniſſes in der Rich⸗ 
tung zwiſchen dem Gläubiger und den Schuldnern überhaupt zu unterſcheiden: einmal das 
einheitlich gedachte, durch die Identitat der Leiſtung bedingte und die ſämtlichen Einzelver⸗ 
hältniſſe umfaſſende Geſamtverhältnis, und zweitens die in der Selbſtändigkeit der 
Verpflichtungen der einzelnen Schuldner beruhenden beſondern Schuldverhält⸗ 
niſſe, jo daß das Wort Geſamtſchuldverhältnis im Sinne eines Kollektivbegriffs zu ver⸗ 
ſtehen iſt. Vgl. RG 53, 404. Daß die einzelnen Schuldverhältniſſe voneinander unab⸗ 
hängig find (ſelbſt, wenn jeder einzelne Mitſchuldner aus demſelben Rechtsgeſchäfte ver⸗ 
pflichtet iſt), ſpricht ſich auch in der feſtſtehenden Anſicht aus, daß die Art der Verpflichtung der 
einzelnen Schuldner durch Hinzufügung von Nebenbeſtimmungen, wie Bedingung und Be⸗ 
friſtung, unterſchiedlich geitaltet werden kann (RG Gruch 54, 149), und endlich darin, daß die 
Nichtigkeit oder Anfechtbarkeit des einen Schuldverhältniſſes das Schicksal der übrigen, ſoweit 
nicht $ 129 Platz greift, unberührt läßt. Begrifflich notwendig iſt für ein Geſamtſchuldver⸗ 
hältnis auch nicht, daß ſich die von den mehreren Schuldnern geſchuldeten Leiſtungen dem 
Umfange nach genau decken; iſt dies nicht der Fall, dann beſteht eine Geſamtſchuld inſoweit, 
als die Leiſtungen ſich decken (RG IW 1913, 978°). — b) Entſtehung des Geſamtſchuldverhält⸗ 
niſſes und Identität der Leiſtung. Iſt daran feſtzuhalten, einerſeits, daß bei einem echten 
Geſamtſchuldverhältniſſe das Erfordernis der Identität der Leiſtung begrifflich unerläßlich 
ift, anderſeits aber, daß, weil der Grundſatz der Selbſtändigkeit der einzelnen Schuldverhältniſſe 
beſteht, die Identität des Schuldgrundes nicht erforderlich iſt, daß mithin der Verpflich⸗ 
tungsgrund hinſichtlich der einzelnen Schuldner je ein verſchiedener und ſogar verſchiedenartiger 
fein kann, indeſſen immer unbeschadet der Identität der Leiſtung, jo entſcheidet ſich hiernach 
mittelbar zugleich auch die Frage, was nach dem Geſetze unter der Identität der Leiſtung zu 
verſtehen iſt, und wie ein echtes Schuldverhältnis zu entſtehen vermag. Die zweifel⸗ 
loſeſte und natürlichſte Entſtehungsweiſe iſt ſelbſtverſtändlich gegeben, wenn die fämtlichen 
Schuldner aus demſelben Grunde verpflichtet ſind. Denn hier liegt auch die Identität der 
Leiſtung auf der Hand. Dahin gehört der Fall des $ 427 (Verpflichtung durch einen und den- 
felben Vertrag), ferner der Fall des $ 2058 (Haftung der Miterben) und der Fall des 8 840 
(Mittäterſchaft bei einer unerlaubten Handlung). Ein Geſamtſchuldverhältnis beſteht ſonach 
auch zwiſchen den mehreren gemäß $ 889 haftenden Beamten, ſowie zwiſchen ihnen und dem 
nach $ 1 des preuß. Beamtengeſetzes haftbaren Staate (RG 85, 411); desgl. im Falle des 
Verluſtes öffentlicher Gelder zwiſchen den mehreren Beamten, die hierfür aufzukommen haben, 
und zwar der eine als der Tater, 1 5 andere als der Vorgeſetzte, der ſeine Aufſichtspflicht nicht 
gehörig erfüllt hat (RG 95, 347). Erforderlich ift für ein Geſamtſchuldverhältnis ein gemein⸗ 
ſchaftlicher Verpflichtungsgrund oder Entſtehungsgrund keineswegs (RG 77,323). So iſt an der 
Identität der Leiſtung nicht zu zweifeln, wenn jemand in ein bereits beſtehendes Schuldverhält⸗ 
nis als Mitſchuldner (alſo kumulativ) eintritt (R 70, 410 und die dort angeführten Urteile; ferner 
72, 404), und zwar auch daun nicht, wenn jemand fich in bezug auf die Schuld eines andern (Kauf⸗ 
ſchuld) durch ein ſelbſtändiges Berſprechen ($ 780) abſtrakt mitverpflichtet (RG 70, 409; 
77, 323; das auf anderm Standpunkte ſtehende Urteil RG 67, 128 muß als überholt gelten). 
Auch haften mehrere Perſonen, die demſelben Glaubiger in bezug auf denſelben Gegenſtand 
für den ihm durch Vertragsbruch verurſachten Schaden haftbar geworden ſind, inſoweit als 
Geſamtſchuldner, als ihr Vertragsbruch mitverurſachend geworden it (RG Warn 09 Nr 197). 
Über das Gemeinſchaftsverhaltnis zwiſchen mehreren vereinigten Rechtsanwälten vgl. $ 425 
A 1a. E. Für die Identität der Leiſtung muß es auch genügen, wenn mehrere Perſonen im 
Intereſſe des nämlichen (demnachſtigen, Gläubigers nur behufs Erreichung desſelben Zweckes 
tätig und ihm hierbei infolge ihrer Handlungsweiſe ſämtlich verpflichtet geworden find. Denn 
unter dieſen Umſtänden hat die Identitat der Leiſtung ihren Grund in der Identität des Zweckes, 
um deſſen Erreichung es ſich gehandelt hat. Dies ergibt den Begriff der Zwellgemeinſchaft. 
Einen lehrreichen Fall derart gibt das Geſetz ſelbſt in $ 769. Wenn es hier vorſieht, daß mehrere 
Bürgen ſelbſt dann Geſamtſchuldner find, wenn fie die Bürgſchaft nicht gemeinſchaftlich, viel⸗ 
mehr zu verſchiedenen Zeiten (RG SeuffA 68 Nr 50) übernommen haben, ſo läßt ſich 
auch dieſe Vorſchrift nur daraus erklären, daß zwiſchen den Bürgen das Gemeinſchafts⸗ 
verhältnis um deswillen beſteht, und die Leiſtung, die ſie ſchulden, die nämliche aus dem 
Grunde iſt, weil das allſeitige Tun auf den einen Zweck gerichtet war, den Glaubiger ſicher⸗ 
zuſtellen. Erhält der Glaubiger auch nur von dem einen Bürgen Befriedigung, dann iſt der 
überhaupt verfolgte Zweck völlig erreicht. Ein weiteres Veiſpiel bietet auch der § 59 des 
Verse v. 30. 5. 08, nach dem auch zwiſchen den mehreren Verſicherern, bei denen 
dasſelbe Intereſſe gegen dieſelbe Gefahr verſichert ift, ein Geſamtſchuldverhältnis he. 
ſteht. Da endlich bei einem Geſamtſchuldverhältniſſe möglich ift, daß der Verpflichtungs- 
grund der einzelnen Schuldner je ein verſchiedener und fogar ein verſchiedenartiger ſein 
iann und da die Identität des Zweckes als Vorausſetzung für die Identität der Leiſtung genügt, 
ſo iſt es auch denkbar, daß ein Verhältnis der fraglichen Art auch unter ſolchen Umſtänden 
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entſtehen kann, daß der eine Schuldner zu der Leiſtung vertraglich verpflichtet, der andere 
aber infolge einer unerlaubten Handlung haftbar geworden iſt. Beiſpielsweiſe: Der 
Frachtführer A, der die Beförderung der Güter des B übernommen, hat die Ausführung 
deſſen dem Frachtführer C übertragen, und durch deſſen Schuld find die Güter beſchädigt 
worden. Hier haftet A aus dem Vertrage und C gegebenenfalls aus der unerlaubten Handlung 
auf Erſatz des dem Berwachſenen Schadens. Es iſt aber ein Geſamtſchuldverhältnis entſtanden, 
weil A und 0 zu dem nämlichen Zwecke tätig geworden find, und weil B, gleichviel von 
wem er den Schaden erſetzt bekommt, den Ausgleich dafür erhält, daß der Zweck nicht oder 
doch nur in mangelhafter, ihn ſchädigender Weiſe erreicht worden iſt. Das den obigen Fall be- 
handelnde Urteil RG 77, 323 iſt daher zu billigen. Vgl. auch NG 79, 290; 82, 480; JW 
1913, 8595, betreffend die Haftung des Poſtfiskus aus dem Beförderungsvertrage und zugleich 
des Straßenanliegers wegen Verletzung der Verpflichtung zum Beſtreuen der Straße; RG 
84, 415, betreffend die Haftung der Straßenbahn aus dem Beförderungsvertrage und zugleich 
die Haftung des Halters eines Kraftfahrzeugs, mit dem der Zuſammenſtoß erfolgte, aus dem 
Kraftfahrzeuggeſeze; R IW 1915, 22°, betreſſs der Haftung des Kraftfahrzeugfahrers, 
deſſen ſich der Beſchädigte bediente, und der Straßenbahn, die mit dem Kraftfahrzeuge zu⸗ 
ſammenſtieß; RG SeuffA 74 Nr 68, wonach im Falle des Zuſammenſtoßes zweier Kraft⸗ 
wagen die Halter der beiden Kraftwagen hinſichtlich des entſtandenen Perſonenſchadens als 
G enneſchuldner haften. Vorausſetzung für die Entſtehung des Geſamtſchuldverhältniſſes 
iſt im übrigen nicht einmal, daß die mehreren Schuldner, die um desſelben Zweckes 
willen tätig geworden find, im Bewußtſein einer ſolchen Zuſammenwirkung 
gehandelt haben. Auch hierfür iſt der Fall des § 769 beweiskräftig, da doch die mehreren Bürgen 
nach dieſer Beſtimmung unzweifelhaft ſelbſt dann als Geſamtſchuldner gelten müßten, wenn 
jeder von ihnen die Bürgſchaft ohne Wiſſenſchaft um die Bürgſchaftsleiſtung des andern über⸗ 
nommen hätte. Und ein gleiches müßte entsprechend auch in dem Falle des 3 DV des Verſ Vc 
gelten. Weiter haften auch die mehreren Akzeptanten eines Wechſels oder die 
mehreren Ausſteller eines eigenen Wechfels als Geſamtſchuldner, ſelbſt wenn der erſte Unter⸗ 
zeichner nicht gewußt hat, daß demnächſt noch ein anderer mitunterzeichnen werbe (G 17. 10. 
06 139/06) ; endlich die mehreren Aufechtungsgegner, die ſich durch den angefochtenen Vertrag 
gemeinſchaftlich verpflichtet hatten, auf Rückgabe der empfangenen Leiſtung (RG 67, 261). 
Durch Wechſelunterſchriften wird im übrigen jedoch nicht ohne weiteres ein Gemeinſchafts⸗ 
verhältnis begründet (JW 08, 24525, 06, 3051). Regelmäßig ſtehen ſich vielmehr die me 
reren Wechſelverpflichteten als Gläubiger und Schuldner nach Wechſelrecht gegenüber; es 
findet unter ihnen keine Ausgleichung gemäß $ 426 ſtatt (RG 40, 57; 48, 152; 96, 136). Vgl. 
8426 A 2. Nur zwiſchen Avaliſten regelt ſich das Regreßrecht ſtets nach bürgerlichem Rechte, 
da es hier an Regeln des Wechſelrechts fehlt (RG 48, 157). Auch mehrere Unterzeichner 
eines trockenen Wechſels ſind im Zweifel untereinander zu gleichen Anteilen verpflichtet (RG 
52, 75 In zahlreichen Fällen entſteht endlich ein Geſamtſchuldverhältnis kraft 
Geſetzes. 

Es ſind Fälle derart denkbar, daß eine Perſon an verſchiedene Perſonen Forderungen hat, die 
ſämtlich, wenigſtens dem äußeren Anſcheine nach, auf die nämliche Leiſtung gerichtet ſind, ohne 
daß zugleich die eigentümlichen Merkmale des echten Schuldverhältniſſes zutreffen. Alsdann 
pflegt man von einem unechten Geſamtſchuldverhältniſſe zu ſprechen (Ach 5% 128; 70, 205; 
77, 323), wiewohl von einem Geſamtſchuldverhältniſſe hier in Wirklichkeit Überhaupt nicht 
die Rede fein kann, weil es an dem begrifflich notwendigen Einheitsverhaltniſſe fehlt. 
Es verſteht ſich von ſelbſt, daß unter ſolchen Umſtänden auch alle Folgen fortfallen, die beim 
wirklichen Geſamtſchuldverhältniſſe gerade als das Ergebnis des geſamten Verhaltniſſes in 
die Erſcheinung treten. Aber es fragt ſich, was das unterſcheidende Merkmal zwiſchen dem 
echten Geſamtſchuldverhältniſſe und dem ſog. unechten bildet. Es iſt ein negatives. Ein 
wirkliches Geſamtſchuldverhältnis kann nämlich niemals gegeben ſein, wenn es an einer 
ſolchen inneren Beziehung zwiſchen den einzelnen Verpflichtungen fehlt, wie ſie bei dem 
echten Geſamtſchuldverhältniſſe gerade vorhanden ſein muß, wenn alſo die gemeinſame 
Richtung weder gewollt ift, noch ſich aus der Identität des verfolgten Zweckes ergibt. Ge⸗ 
gebenenfalls wäre mithin im Rechtssinne die Tatſache, daß die mehreren Perſonen dem näm⸗ 
lichen Glaubiger anſcheinend die nämliche Leiſtung ſchulden, nur auf Zufall zurückzuführen 
(RG 67, 130; 70, 205; 77, 323; 79, 290) und daher die Annahme einer wirklichen Identität der 
Leiſtung ausgeſchloſſen. Hat jemand beiſpielsweiſe ſein Haus gegen Feuersgefahr verſichert 
und wird dieſes demnächſt infolge von vorſätzlicher Brandſtiftung zerstört, bann hat er einen 
Anſpruch auf Schadenserſat ſowohl gegen die Geſellſchaft (in Form des Anſpruchs auf die Ver⸗ 
ſicherungsſumme) wie auch gegen den Brandſtifter. Ein Gemeinſchaftsverhaltnis zwiſchen den 
beiden Verpflichteten beſteht hier aber keineswegs, weil es auch an der Zwecgemein⸗ 

chaft fehlt, da jeder der Verpflichteten zu anderm Biere ge delt hat (R 61, 61). 
lerdings wird der Gläubiger, wenn er von dem Brandſtifter Befriedigung erhält, nicht 
nochmals die Geſellſchaft in Anſpruch nehmen können. Aber das liegt nicht daran, daß der 
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Gläubiger zugleich auch die von der Geſellſchaft geſchuldete Leiſtung erhalten hätte, ſondern 
daran, daß hier die Regel von der Vorteilsausgleichung Platz greift (Vorbem 5 vor & 249). 
Wird der Gläubiger aber umgekehrt von der Geſellſchaft befriedigt, dann läge eigentlich 
nur der Fall des § 255 vor; das heißt, die Forderung des Gläubiger? an den Brand- 
ſtifter ginge nicht ohne weiteres auf die Geſellſchaft über; dieſe könnte vielmehr nach & 255 
nur die Abtretung verlangen; freilich kommt jetzt in Wirklichkeit hier die Vorſchrift des 8 67 
Verſoch v. 30. 5. 08 in Betracht (vgl. $ 255 A 2), die den Übergang kraft Geſetzes aus⸗ 
drüdlich vorfieht. Aber jedenfalls ift davon keine Rede, daß durch die Leiſtung des einen 
Verpflichteten zugleich auch der andere Verpflichtete dem Verſicherungsnehmer gegenüber 
ohne weiteres befreit würde, und auch davon nicht, daß einer von dem andern die Aus⸗ 
gleichung im Sinne des $ 426 Abſ 1 fordern könnte. Im Rechtsſinne handelte es ſich 
daher auch nicht um eine und dieſelbe Leiſtung der beiden Verpflichteten, ſondern um 
zwei verſchiedene Leiſtungen, und es greifen hier daher auch nicht die Regeln der 88 421-497 
Platz (RG 67, 131). a 5 

2. Der Satz 2 beſtimmt den Zeitpunkt, bis zu dem der Gläubiger die einzelnen Geſamt⸗ 
ſchuldner beliebig in Anſpruch nehmen kann. Das iſt der Fall bis zu dem Augenblicke, in 
dem er die ganze Leiſtung empfangen hat. Die Klage gegen den einen Schuldner hindert 
den Gläubiger mithin nicht an einer Inauſpruchnahme der andern, und die Einrede der 
Rechtshängigkeit iſt dem Geſamtſchuldner ſonach ebenfalls verſagt. 


8 422 


Die Erfüllung durch einen Geſamtſchuldner wirkt auch für die übrigen 
Schuldner. Das gleiche gilt von der Leiſtung an Erfüllungs Statt, der Hinter⸗ 
legung und der Aufrechnung. 

Eine Forderung, die einem Geſamtſchuldner zuſteht, kann nicht von den 
übrigen Schuldnern aufgerechnet werden!). 

E I 329; M 2 161; P 1 435. \ 

1. Die Regel des Abſ 1 ergibt lich aus der Natur des paffiven Gefamtihulbverhäft- 
niſſes (vgl. $ 421 A 1) die Regel des Abſ 2 aus dem Grundſatze des § 387 „compensatio 
fit inter easdem persones . Die befreiende Wirkung der Erfüllung durch einen Gefamt- 
ſchuldner kommt auch der Erfüllung durch den Hauptwechſelſchuldner zu (RG 9, 64 u. 28. 6. 11 
V 44/11). Die Regel den Ab 1 muß auch dann Plaß greifen, wenn anstatt eines Gefamt- 
ſchuldners gemäß $ 267 ein Dritter die geſchuldete Leiſtung bewirkt. 


8 423 


Ein zwiſchen dem Gläubiger und einem Geſamtſchuldner vereinbarter 
Erlaß wirkt auch für die übrigen Schuldner, wenn die Vertragſchließenden 
das ganze Schuldverhältnis aufheben wollten. 

EI 332; M 2 164; P 1 435. 

1. Ob der Erlaß das geſamte Schuldverhältnis zerſtört oder ob er nur den Mitſchuldner, 
mit dem das Abkommen getroffen wurde, befreit, hängt von der Abſicht der Beteiligten, 
nämlich davon ab, ob dem Erlaſſe die dingliche Wirkung (pactum in rem) beigelegt (vgl. § 397 
A 1) oder ob nur der Vertragspartei ihre Verpflichtung erlaſſen werden ſollte (pactum in 
personam). Im übrigen vgl. § 421 A 1. Unberührt bleibt vom Erlaſſe in allen Fällen 
das Innenverhältnis zwiſchen den Geſamtſchuldnern (§ 426). Ein Vergleich zwiſchen 
dem Glaubiger und einem einzelnen Geſamtſchuldner wird auch für die übrigen Mitſchuldner 
dann befreiend wirken, wenn der Vergleich die wirkliche Befriedigung des Glaubigers und 
damit den Untergang des Forderungsrechts überhaupt zur Folge hat. Die Wirkung eines 
vergleichsweiſen Erlaſſes bemißt ſich aber nach der Tragweite des Erlaſſes ſelbſt. Wechſel⸗ 
rechtlich iſt es möglich, daß durch Vertrag zwiſchen dem Wechſelrückgriffsberechtigten und 
dem Akzeptanten nur dieſer und ein Bormann des Berechtigten befreit, der Ausſteller 
aber nicht befreit wird (RG 59, 319). Über den Zwangs vergleich vgl. § 193 HD, 


8 424 


Der Verzug des Gläubigers gegenüber einem Geſamtſchuldner wirkt 
auch für die übrigen Schuldner‘). 

E 1 325; M 2 159; P 1 437. 

1. Die Wirkungen des Gläubigerverzugs (88 293 ff., 300, 304, 372 ff.) treten auch zu ⸗ 
gunſten der übrigen Geſamtſchuldner ein, weil, wenn der Glaubiger die Bewirkung der 
Leiſtung des einen Geſamtſchuldners nicht gehindert hätte, die ſamtlichen Schuldner durch 
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die Leiſtung gemäß 8 422 befreit worden wären. Anderſeits hört aber auch die Geſamtwirkung 
des Gläubigerverzugs auf, ſobald dieſer wieder beſeitigt worden iſt. Letzteres kann indes nur 
herbeigeführt werden durch Handlungen gegenüber demjenigen Schuldner, dem gegenüber der 
Gläubiger in Verzug geraten war. Die entgegengeſetzte Annahme überſpannt die Regel des 
$ 424, da dieſe den vorausgeſetzten Teilverzug nur zugunſten aller Schuldner wirken 
laſſen will, dagegen keineswegs unterſtellt, daß der Teilverzug zugleich einen Leiſtungsverzug 
allen übrigen Geſamtſchuldnern gegenüber zur Folge habe. Demnach können die am Ein⸗ 
tritte des Gläubigerverzugs überhaupt nicht beteiligten Geſamtſchuldner zu ſeiner Be⸗ 
ſeitigung auch in keiner Weiſe mitwirken (teilweiſe a. A. Staudinger A 3). 


8 425 


Andere als die in den SS 422 bis 424 bezeichneten Tatſachen wirken, 
ſoweit ſich nicht aus dem Schuldverhältnis ein anderes ergibt, nur für und 
gegen den Geſamtſchuldner, in deſſen Perſon fie eintreten !). 

Dies gilt insbeſondere von der Kündigung, dem Verzuge, dem Verſchulden, 
von der Unmöglichkeit der Leiſtung in der Perſon eines Geſamtſchuldners, 
von der Verjährung, deren Unterbrechung und Hemmung, von der Ver⸗ 
einigung der Forderung mit der Schuld und von dem rechtskräftigen Urteile ). 

E 1 325, 326; M 2 159; P 1 437. 


1. Während die Erfüllung und der Gläubigerverzug nach den 88 422, 424 unbedingt zu- 
gunſten aller Geſamtſchuldner wirken, beſchränken andere Tatſachen, die die Leiſtungspflicht 
zu verändern, zu erhöhen oder auch zu beſeitigen geeignet find (A 2), ihre Wirkſamkeit in bezug 
auf denjenigen Geſamtſchuldner, in deſſen Perſon fie ſich vollzogen haben (RG 72, 406); 
fo auch in Anſehung einer Befreiung durch Schuldübernahme gemäß $ 416, vgl. 88 415, 416 
(RE ZW 1912, 1102). Es folgt das aus der Selbſtändigkeit der einzelnen Verpflichtungen 
(ogl. dazu 8 420 A 1). Das Geſetz ſtellt jedoch nur eine Auslegungsregel auf, indem es 
vorſieht, daß ſich aus dem Schuldverhältniſſe ein anderes ergeben kann, wenn näm⸗ 
lich die Abweichung vereinbart iſt, oder in dem beſondern Geſchäftszwecke erkennbar ihren 
Grund hat. So in dem Verhältniſſe zweier Rechtsanwälte, die ſich zur gemeinſchaftlichen 
Ausübung des Anwaltsberufs verbunden haben, da hierin die zugleich ſtillſchweigend erfolgte 
gegenfeitige Übernahme der Haftung je für ein Verſehen des andern zu finden iſt, ſoweit der 
Verurſacher des Schadens innerhalb des gemeinſchaftlichen Berufsgebiets gehandelt, alſo nicht 
etwa außerhalb dieſes Gebietes eine ihn haftbar machende Auskunft erteilt hat (RG 85, 307; 
88, 344). Im übrigen vgl. 8 421 A 1. * 

2. Der Abſ 2 hebt nur beiſpielsweiſe einzelne, beſonders wichtige Fälle hervor: a) Die 
Kündigung (des Gläubigers wie des Schuldners). b) Den Verzug (Schuldnerverzug). 
Danach ſind ſowohl die Vorausſetzungen dieſes Verzugs, wie ſeine Folgen allein aus der 
Perſon je des einzelnen Mitſchuldners zu beurteilen R& 65, 26); unberührt bleibt jedoch gemäß 
$ 356 der Grundſatz der Unteilbarkeit des Rücktrittsrechts wegen Verzugs aus $ 326. c) Ver⸗ 
ſchulden. Hat das Verſchulden ($ 276) eines Geſamtſchuldners zur Folge, daß die Leiſtung 
wegen objektiver Unmöglichkeit überhaupt unerfüllbar wird, ſo muß dieſer Umſtand auf die 
Rechtslage der ſchuldfreien Mitverpflichteten dahin zurückwirken, daß fie nach den 88 275, 
323 frei werden, während derjenige Geſamtſchuldner, dem das Verſchulden zur Laſt fällt, 
erſatzpflichtig wird (§ 280). Wird ferner durch das Verſchulden des einen Geſamtſchuldners 
nur eine Verpflichtung zum Schadenserſatze neben der fortbeſtehenden Leiſtungspflicht be⸗ 
gründet (wegen positiver Vertragsverletzung gemäß 8 276 A 6 und 325 U 5 oder wegen 
Verzugs gemäß 8 286), fo bleiben zwar auch die ſchuldloſen Mitſchuldner zur Leiſtung nach 
Maßgabe des Schuldverhältniſſes verpflichtet; aber ſie haften nicht außerdem auch auf Erſatz des 
Schadens (RG 65, 29). War endlich die Leiſtung von Anfang an unmöglich ($ 306), jo haftet für 
das negative Intereſſe gemäß § 307 nur derjenige Mitſchuldner, bei dem die Vorausſetzungen 
hierfür vorliegen. d) Unmöglichkeit der Leiſtung in der Perſon (nur) eines Geſamtſchuldners 
(im Sinne des $ 275 Unvermögen). Die Haftung der übrigen Schuldner bleibt unberührt, 
während der zur Leiſtung unvermögende Schuldner überhaupt befreit oder aber zum 
Schadenserſatze verpflichtet iſt, je nachdem er ſein Unvermögen zu vertreten hat oder nicht 
(88 275, 280, 325). e) Verjährung. Für jeden Mitſchuldner läuft daher eine beſondere Ver⸗ 
jährung. f) Die Vereinigung von Forderung und Schuld in der Perſon des Gläubigers 
oder eines Mitſchuldners (Konfuſion). In dieſen Fällen kann der Gläubiger oder der be⸗ 
troffene Mitſchuldner ($ 426) die Forderung gegen die übrigen Schuldner geltend machen, 
aber nur abzüglich desjenigen Betrags, auf den er ihnen gemäß $ 426 aus dem Grunde 


der Ausgleichung haftet (dolo facit, qui petit, quod redditurus est). — g) Das rechtskräftige 
Urteil; vgl. § 325 3 PO. 
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Die Geſamtſchuldner ſind im Verhältniſſe zueinander zu gleichen An⸗ 
teilen verpflichtet“), ſoweit nicht ein anderes beſtimmt ift?), Kann von einem 
Geſamtſchuldner der auf ihn entfallende Beitrag nicht erlangt werden, ſo 
iſt der Ausfall von den übrigen zur Ausgleichung verpflichteten Schuldnern 
zu tragen!). 

Soweit ein Geſamtſchuldner den Gläubiger befriedigt und von den 
übrigen Schuldnern Ausgleichung verlangen kann, geht die Forderung des 
Gläubigers gegen die übrigen Schuldner auf ihn über?). Der übergang 
kann nicht zum Nachteile des Gläubigers geltend gemacht werden 35), 

E 1 337; M 2 106; P 1 440. 


1. Das Verhältnis unter den Geſamtſchuldnern. Vorausgeſetzt iſt das Vorhandenſein 
eines echten Geſamtſchuldverhaltniſſes (8 421 A 1; R& 61, 60; 67, 132; 69, 424; 70, 409; 
79, 290; JW 1913 S. 859°; 919; 978°), während das Rückgriffsrecht bei einem nur zufälligen, 
unechten Schuldverhältniſſe (vgl. $ 431 A 1) ſich nur nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen, 
insbeſondere nach denen von der Bereicherung (RG 13. 3. 06 VII 304/05) oder möglicher: 
weiſe von der auftragsloſen Geſchaftsführung regeln kann (RG 79, 290). Liegt ein echtes 
Geſamtſchuldverhältnis vor dann beſteht die gegenſeitige Ausgleichungspflicht zwiſchen den 
Geſamtſchuldnern gemäß Ab} 1 ohne weiteres auf Grund des Geſamtſchuldverhältniſſes 
ſelbſt (8 421 A 1) und auf Grund der zwiſchen den Geſamtſchuldnern notwendig beſtehenden 
Rechtsgemeiuſchaft (RG 81, 418; 92, 151). Jusbeſondere iſt die Beitragspflicht davon un⸗ 
abhängig, daß ein Geſamtſchuldner bereits geleiſtet hat (Abſ 2), wie auch davon, wie ſich 
die Beziehungen zwiſchen dem Glaubiger und den einzelnen Geſamtſchuldnern geſtaltet 
haben mögen, ſei es durch Vergleich ſei es durch Erlaß, ſei es durch Urteil. Denn dafür, ob 
eine Ausgleichungspflicht gemäß § 426 Abs 1 Satz 1 beſteht oder nicht beſteht, ift allein der 
wirkliche, objektive Sachverhalt entſcheidend, während auch ein zwiſchen dem Gläubiger und 
einem einzelnen Geſamtſchuldner ergehendes Urteil, mag es zugunſten oder zuungunſten des Ge⸗ 
ſamtſchuldners ergangen ſein, im Verhältniſſe zwiſchen den Geſamtſchuldnern keine Rechtskraft 
macht und überhaupt leine maßgebliche Rolle ſpielt. Wal. über die erörterten Fragen Na 69, 
422. Der Ausgleichungsanſpruch aus Abf 1 geht auch nicht dadurch verloren, daß der Geſamt⸗ 
ſchuldner gegebenenfalls durch ſeine Leiſtung die Gläubigerforderung erwirbt. Anderſeils auch 
dadurch nicht, daß der Ausgleichungsberechtigte einen etwaigen beſondern, ihm noch vertraglich 
zuſtehenden gleichartigen Anspruch einbüßt (etwa durch Verjährung). Vgl. A 1 a. E. 

Da die Ausgleichungspflicht gegebenenfalls ohne weiteres beſteht, ſo folgt zugleich, daß die 
Geſamtſchuldner auch bereits zur Mitwirkung behufs Befriedigung des Gläubigers gegen⸗ 
einander verpflichtet ſind, und daß mithin einer gegen den andern ein klagbares Recht darauf 
hat, falls nicht beſondere Verhältniſſe maßgebend entgegenſtehen (RG 79, 291; 81, 418; 
92, 153). Danach hat alſo jeder Geſamtſchuldner den ſeinem Anteile entſprechenden Betrag 
bei Falligkeit an den Gläubiger zu zahlen, und er wird im Verzugsfalle dem andern Geſamt⸗ 
ſchuldner gegenüber für den vollen dieſem daraus erwachſenen Schaden gemäß § 286 haftbar 
(RG 79, 201). Regelmäßig beſteht die Beitragspflicht unter den Geſamtſchuldnern zu gleichen 
Teilen, und dem entſpricht daher auch das Rückgriffsrecht, wobei im Auge zu behalten iſt, 
daß eine Ausgleichungspflicht in den zutreffenden Fällen nur in den Grenzen beſteht, 
in denen der Ausgleichungsverpflichtete ſchadenserſatzpflichtig iſt, wie anderſeits auch der 
Ausgleichungsauſpruch nur jo weit beiteht, als die Schadenserſaßzpflicht des andern gegeben 
it (RG 84, 431, wo es ſich um die Ausgleichung zwiſchen einem aus einem Beförderungs⸗ 
vertrage und anderſeits einem aus dem Kraftfahrzeuggeſetze Haftbaren handelte). Die 
Koſten, die einem Mitverpflichteten im Prozeſſe des Gläubigers wider ihn entstanden 
ſind, gehören nicht mit zum Gegenſtande der Ausgleichung, ſie ſtellen nur ſeinen eigenen 
Vermögensſchaden dar (NG 92, 148), und es haben auch die Prozeſſe des Gläubigers mit den 
einzelnen Verpflichteten keine Rechtskraftwirkung für oder gegen den Ausgleichungsanſpruch 
(NG 92, 153). — Hat ſich der eine von den Ausgleichungsverpflichteten als unvermögend 
erwieſen, ſo überträgt ſich auch die Haftung für den Ausfall zu gleichen Verhältniſſen auf die 
übrigen Mitſchuldner, und zwar nach dem gleichen Verteilungsmaßſtabe, der bei der Haupt⸗ 
ausgleichung gemäß $ 426 Satz 1 maßgebend war (R& 92, 146). — Die Ausgleichung der 
Schadenserſatzpflichtigen nach 8 17 Kraft Fahrch hat für die Anwendbarkeit diefer Vor⸗ 
ſchrift nur zur Vorausſetzung, daß zwei Kraftfahrzeuge, oder ein ſolches und eine Eiſenbahn, 
oder ein Kraftfahrzeug und ein Tier bei der Verurſachung des Schadens mitgewirkt haben, 
und die Unternehmer oder Halter einem Dritten zum Schadenserſatze „kraft Geſetzes“, 
gegebenenfalls aus den 88 823, 276 verpflichtet find, und gemäß § 17 Abſ 1 Satz 2 greifen 
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die Grundſätze des Satz 1 auch dann Platz, wenn der Schaden einem von den beteiligten Fahr⸗ 
zeughaltern — oder nach Abſ 2 beteiligten Eiſenbahnunternehmern oder Tierhaltern — ſelbſt 
entſtanden iſt (RG 96, 69). Die die Ausgleichung zwiſchen mehreren Kraftfahrzeugen oder 
zwiſchen dem Halter und dem Führer regelnden Beſtimmungen der 88 17, 18 Kraft Fahr 
finden auch dann Anwendung, wenn die Haftung nicht auf Grund dieſes Geſetzes, ſondern 
auf Grund eines andern Geſetzes begründet iſt (RG 87, 65). 

Mitberückſichtigung der Grundſätze der SS 254, 278. Wie im Verhältniſſe zwiſchen dem 
Schädiger und dem Beſchädigten, ſo iſt auch bei der Ausgleichung zwiſchen den mehreren 
Haftbaren der Grundſatz des § 254 heranzuziehen und demgemäß zu ermitteln, ob der 
Schaden überwiegend durch den einen oder den andern Geſamtſchuldner verurſacht worden iſt, 
und wie der Schaden danach unter beide zu verteilen iſt (RG 75, 251; 84, 429; J 1912, 14117; 
15, 227). Der $ 254 ift bei der Ausgleichung auch dann anzuwenden, wenn die Geſamthaftung 
wegen Mitwirkung an einer unerlaubten Handlung gemäß 8 840 beſteht, und ſelbſt dann, wenn 
der eine der Mitverpflichteten nach Maßgabe des Haftpfl, oder etwa des Kraftgahr, der 
andere wegen unerlaubter Handlung haftbar geworden (RG 69, 422; 87, 67; Warn 1911 
Nr 394); desgleichen wenn von zwei durch den beiderſeitigen Betrieb aus 1 HaftpflG haftbar 
gewordenen Eiſenbahnunternehmern der eine von dieſen dem Verletzten außerdem auch aus 
dem Befoͤrderungsvertrage haftet (RG 61, 56). — Die mehreren zur Ausgleichung 
Verpflichteten haften auf die Ausgleichung dem Ausgleichungsberechtigten regelmäßig 
nicht als Geſamtſchuldner, weil ſolches dem Weſen der Ausgleichungspflicht wider⸗ 
ſpricht (RG 92, 146; JW 1914, 9227). Eine Geſanitſchuld beſteht aber dann, wenn der 
eine von mehreren Geſamtſchuldnern nach dem Grundſatze des § 254 von der Beitragspflicht 
den übrigen Geſamtſchuldnern gegenüber frei iſt und er nunmehr von den lebteren Erſatz 
deſſen verlangt, was er dem Geſchädigten bereits hat gewähren müſſen (RG 87, 67). — So⸗ 
weit eine gegenſeitige Ausgleichungspflicht beſteht, greift auch der Grundſatz des 8 278 
Platz, ſofern ſich die Haftung des einen Geſamtſchuldners aus dem Verſchulden ſeines 
Erfüllungsgehilfen ergibt (RG Gruch 59, 354). Im Falle des Haftpflichtgeſetzes muß das 
ſchuldhafte Verhalten eines Angeſtellten des Unternehmers auch dann als ein die Betriebs. 
gefahr erhöhender Umſtand angeſehen werden, wenn der Unternehmer wegen ſorgfältiger 
Auswahl des Angeſtellten von eigener Haftung frei iſt, und dieſer Umſtand iſt auch bei 
der Ausgleichung in Gemäßheit der SS 426, 254 zu berücksichtigen (RG 93, 98). g 

Da der Ausgleichungsanſpruch ſelbſtändig für ſich beſteht, jo unterliegt er auch feiner 
eigenen Verjährung, gleichgültig welcher Verjährung der Gläubigeranſpruch unterworfen 
iſt. Daher greift betreffs ſeiner die dreißigjährige Verjährung ſelbſt dann Platz, wenn die 
auf unerlaubter Handlung beruhende und durch die Leiſtung des einen, Geſamtſchuldners 
auf dieſen nach $ 426 Abſ 2 übergehende Gläubigerforderung gemäß 8 852 in drei Jahren 
verjährt (RG 69, 426). N 

2. Die zuvor erörterten Grundſätze von der Ausgleichungspflicht gelten nur für den 
Regelfall. Ein anderes kann beſtimmt ſein durch Geſetz (88 840 Abſ 2, 3, 841, 1833 Abſ 1, 
Satz 2, 88 735 Abſ 2, 432 Abſ 3 HGB; R 51, 367; 61, 60; 88 17, 18 Kraft Fahrch, ſ. A 1 
ſowie durch den Grundſatz des § 284 (RG Warn 1912 Nr 64, |. oben) oder durch das Ver. 
tragsverhältnis (NG 75, 251), gegebenenfalls auch ſtillſchweigend (RG 79,291 91, 278; 
61, 56). Maßgebend kann auch die Natur des beſondern Rechtsverhältniſſes fein (RG 
88, 123; Warn 1914 Nr 247; JW 1912, 2407, betreffend die Ausgleichung unter Geſell⸗ 
ſchaftern, entſprechend dem vertragsmäßigen Beteiligungsverhältniſſe), ſo daß der Satz 1 ſich 
überhaupt nur als eine Hilfsregel darſtellt, wenn jeder ſonſtige Verteilungsmaßſtab, ins 
beſondere auch der aus $ 254, fehlt (RG 75, 256). Eine beſondere geſetzliche Regelung iſt 
gegeben für das Verhältnis unter den Indofſanten und den Akzeptauten eines Wechſels, 
die an ſich ebenfalls Geſamtſchuldner find: die Ausgleichung unter ihnen findet aber nicht 
nach $ 426 ftatt (R 48, 152; 27. 9. 11 1 261/10). Der einlöſende Ausſteller oder In. 
doſſant erwirbt auch nicht die Wechſelforderung ſeines Nachmannes, vielmehr lebt nur feine 
alte eigene Forderung wieder auf (RG 48, 155); und zwiſchen dem Akzeptenten und einem 
Mitunterzeichner des Wechſels findet weder eine Ausgleichung noch zugunften des zahlenden 
Mitunterzeichners ein Rechtsübergang gemäß § 426 ſtatt (RG 96, 136). Vgl. im übrigen 
in Auſehung der Beziehungen aus Wechſelunterſchriften § 421 A 1 Abſ 1 a. €. Gemäß 
§ 774 Abſ 2 haften Mitbürgen untereinander „nur nach & 426“, und gemaß 8 1225 Satz 2 
gilt das gleiche bei mehreren Pfandſchuldnern, die nicht zugleich der perſönliche Schuld- 
ner find, und zwar gilt das für ihr Verhältnis untereinander wie auch für das zum Bürgen. 
Übernehmen mehrere Bürgen die Bürgſchaft für dieſelbe Schuld ie in verſchiedener Höhe, 
ſo iſt der Rückgriff gegen den Bürgen ansgefchloffen, der den von ihm übernommenen Höchſt⸗ 
Ging bereits an den Gläubiger bezahlt hat (RG 81, 414; JW 1012, 7469). Hatte der 
Glau iger bedingungsloſe Zahlung zu beanſpruchen, ſo kann ein Geſamtſchuldner von ihm 
„erousgade des von einem andern Geſamtſchuldner beftellten Pfandes Zug um Zug gegen 
die Zahlung jedenfalls daun nicht verlangen, wenn die Ausgleichungspflicht des andern Ge⸗ 
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ſamtſchuldners nicht liquide iſt (RG 82, 25). Nach 88 432, 454 Abſ 2 988 haften auch 
mehrere Frachtführer oder mehrere Eiſenbahnunternehmer, die die Beförderung nach⸗ 
einander übernommen haben, als Geſamtſchuldner, und der $ 426 findet auch unter ihnen 
Anwendung (MG 61, 56; 52, 144). Haben nach der Gemeindeſteuerordnung der Ver⸗ 
äußerer und der Käufer die Umſatzſteuer zu tragen, fo find ſie Geſamtſchuldner, und es 
findet unter ihnen die Regel des § 426 Satz 1 Anwendung, weil ein Ausnahmefall im 
Sinne dieſer Vorſchrift nicht vorliegt, denn es gehört die Umſatzſteuer nicht zu den Koſten, 
die nach § 449 der . gegenüber dem Käufer zu tragen hat (R& 75, 208). Ein 
Vater, der durch Vernachla ſigung ſeiner Aufſichtspflicht den Eiſenbahnunfall ſeines Kindes 
nut verſchuldet hat, iſt dem Eiſenbahnunternehmer zur Ausgleichung nach $ 426 ver⸗ 
pflichtet, falls eine Handlungsweiſe nicht allein egen 88 1627, 1631, ſondern zugleich auch 
gegen 5 823 Abſ 1 verſtößt (RG Warn 1912 Rr 64). Wer einen Ausnahmefall von 
5 426 behauptet, iſt dafür beweispflichtig (eh 88, 126). 

3. Übergang der Gläubigerforderung kraft Geſetzes ($ 412) iſt das Mittel für die Durch. 
führung des Auſpruchs auf Ausgleichung neben dem Ausgleichungsanſpruche aus Abf 1 
(vgl. A 1). Die Forderung geht über, foweit der Gefamtſchuldner den Gläubiger 
befriedigt hat und er von den Mitſchuldnern die Ausgleichung verlangen 
kann (RS 92, 145). In welcher Weiſe die Befriedigung bewirkt worden ift, ob durch 
die Leiſtung des Gejchuldeten, oder durch Hingabe an Erfüllung Statt, durch Hinterlegung 
oder durch Aufrechnung, ift gleichgültig. Der Erlaß aber ftellt keine Befriedigung dar Hat 
der Geſamtſchuldner nicht mehr als den nach Abf 1 auf ihn entfallenden Betrag geleiſtet, 
dann hat er nur die ihm im Verhaltniſſe zu den Mitſchuldnern beſtehende Verpflichtung 
erfüllt und ein Rückgriffsrecht beſteht nicht. Haften ein Grundſtückseigentümer und ein 
Pypothekengläubiger einem Dritten als Geſamtſchuldner, und iſt dem Dritten als Gläu⸗ 
biger die Hypothek zur Einziehung überwieſen und liguidiert demnächſt der Gläubiger bei 
der Zwangsverſteigerung des Grundſtücks den auf die Hypothek entfallenen Betrag für 
fi, dann geht die Forderung des Glaubiger⸗ auf den Hypothekengläubiger über, weil der 
Gläubiger Befriedigung aus dem Vermögen des Hypothekengläubigers erhalten hat (RG 
65, 417). — Einen Auſpruch an den Glaubiger auf Abtretung feiner Forderung hat der ihn 
befriedigende Geſamtſchuldner nicht (RS SW 02 Beil 245138), 

4. Über diefe Beſchränkung vgl. die Ausführungen bei g 268 A 4. — Ein Geſamtſchuldner, 
der vom Gläubiger in Anſpruch genommen wird und behauptet, daß ihm ſeinem Mitſchuldner 
gegenüber ein volles Ausgleichungsxrecht zustehe, kann nicht gegen feine Leiſtung vom Gläu⸗ 
biger Zug um Zug die Herausgabe des Pfandes fordern, das der Mitſchuldner den Gläu⸗ 
biger ae hat, und er kaun auch nicht ſeine Leiſtung bis zur Herausgabe des Pfandes 
zurückhalten; einmal ſtünde ihm der $ 273 in Hinblick auf deſſen Ausnahmefall (8 273 N 5) 
entgegen, ſodann aber auch Satz 2 Abſ 2 des § 426 (RG 82, 25). 

5. Über den Rechtsübergang bei Geſamthypotheken infolge der Befriedigung des 
Gläubigers durch einen der Eigentümer oder durch den perſönlichen Schuldner vgl. 88 1173, 
1174. — übergangsrecht. Der $ 426 Abſ 2 greift auch dann Platz, wenn eine vor dem 
1. Januar 1900 entſtandene Forderung nach diefem Tage erfüllt wird (RG JW 01, 226). 


8 427 


Verpflichten ſich mehrere durch Vertrag gemeinſchaftlich zu einer teil⸗ 
baren Leiſtung, ſo haften ſie im Zweifel als Geſamtſchuldner!) 2). 
E II 370; P 1 430. 


1. Ausnahmsweiſe, gegenüber der Regel des 8 420, entiteht ein Geſamtſchuldverhältnis 
auch bei teilbarer Lee wenn die Verpflichtung geaneinſchofülg vertragsmäßig über 
Nommen wird. Hinſichtlich unteilbarer Leiſtungen vgl. § 431. Die Vorſchrift ſetzt unbe⸗ 

Ingt das Beſtehen einer vertraglichen Verpflichtung voraus und kann daher auch nicht An 
wendung finden, wenn beiſpielsweiſe ein Herausgabeanſpruch aus 8 812 geltend gemach 
wird, ohne daß zuvor eine vertragliche Verpflichtung zur Herausgabe auf ſeiten der mehreren- 
Perſonen jemals beſtanden hatte (RG Warn 1914 Nr 114). Haben aber mehrere Per 
onen auf Grund eines Vertrags, in dem fie ſich gemeinſchaftlich einem Dritten verpflichtet 
hatten, von dieſem eine teilbare Leiſtung empfangen, dann haften ſie auf deren Rückgabe, 
wenn der Dritte den Vertrag anficht, in Gemaßheit des $ 427 (RG 07, 260). Ausgeſchloſſen 
wird die Geſamthaftung durch ausdrückliche oder auch nur ſtillſchweigende Vereinbarung; bei 
einem Vertrage mit einem rechtsfähigen Verein etwa auch dann, wenn die dem Vertra 8. 
gegner bekannten Satzungen eine beſchränkte Haftung ausdrücklich vorſehen (RG JM 95 
Sch, Steitig ift, ob notwendige Vorausſetzung bes Geſetes iſt, daß ſich die mehreren 
Schuldner gleichzeitig verpflichten, und ob mithin die Vermutung des § 427 ſchlechthin 
34 
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ausgeſchloſſen iſt, wenn die Schuldner es nacheinander getan haben. Richtiger dürfte es ſein, 
dieſe Frage zu verneinen. Falls A vertraglich erklärt, feine Sache an B, C und D zu verkaufen, 
den entſprechenden ſchriftlichen Vertrag zunächſt mit B abſchließt, dabei aber er ſelbſt ſowohl 
wie auch B davon ausgehen, daß C und D den Vertrag mitabſchließen werden, und wenn dem⸗ 
nächſt dieſe beiden dem Vertrage, wenn auch zu verſchiedenen Zeiten als Vertragspartei 
wirklich beitreten, dann iſt ſchwerlich zu bezweifeln, daß B, C und D „gemeinſchaftlich“ 
gekauft und Zahlung verſprochen haben (a. A. Oertmann A 1). „Gemeinſchaftlich“ beſagt 
nicht ſoviel wie „gleichzeitig“. Grundſätzlich wird es daher genügen, wenn die mehreren 
Verpflichteten in bewußter gegenſeitiger Beziehung zueinander das nämliche Schuldver⸗ 
ſprechen, ſei es gleichzeitig, ſei es nacheinander, vertraglich abgegeben haben. Vgl. NG 70, 
404. — Nach $ 54 haften aus einem namens eines nichtrechtsfähigen Vereins einem Dritten 
gegenüber abgeſchloſſenen Rechtsgeſchäfte, wenn ſich dabei mehrere Mitglieder beteiligt haben, 
dieſe als Geſamtſchuldner, und es findet der § 427 auch dann Anwendung, wenn der Verein vor 
dem 1. Januar 1900 begründet, der Vertrag aber nach dieſem Zeitpunkte abgeſchloſſen worden 
iſt (RG 63, 63). Der von einem Berufsverein oder Arbeiterverbande mit dem Unternehmer 
abgeſchloſſene Tarifvertrag begründet zwiſchen dem Verbande und ſeinen Angehörigen 
einerſeits und dem Unternehmer anderſeits kein Geſamtſchuldverhältnis; aber auch die ein⸗ 
zelnen Arbeiter ſind untereinander nicht Geſamtſchuldner, da ſie ſich nicht zu der nämlichen 
Leiſtung verpflichten (RG JW 1911, 1014). Vgl. dazu noch § 137 A 2a. E. — Die Cr. 
nennung eines Schiedsrichters begründet, auch wenn fie nur durch eine Partei er⸗ 
folgt ift, ein Vertragsverhaltnis (Dienſtvertrag, nicht Werkvertrag) mit beiden Parteien, und 
beide Parteien find daher dem Schiedsrichter gemäß § 427 zur Entrichtung der Vergütung 
verpflichtet (NG 94, 212). Indes, auch zu derjenigen Vergütung, die die den Schiedsrichter 
beſtellende Partei zugeſagt hat? Das läßt ſich ſchwerlich annehmen. In dem entſchiedenen 
Falle war eine Vergütung nicht vereinbart worden, ſollte ſie vielmehr nach den 88 612, 632 
bemeſſen werden. Ordnet ein Schiedsgericht eine Beweisaufnahme, etwa die Vernehmung 
eines Sachverſtändigen, an, dann haften für die dadurch verurſachten Koſten beide Parteien 
(auf Grund des durch das Schiedsgericht zwiſchen ihnen und dem Sachverſtändigen abge⸗ 
ſchloſſenen Vertrags) als Geſamtſchuldner (RG 74, 324). 

2. Die Geſamtverpflichtung erſtreckt ſich gegebenenfalls nicht nur auf die geſchuldete 
Leiſtung ſelbſt, ſondern auch auf die an ihre Stelle tretende Verpflichtung zum Schadens. 
erſatze wegen Nichterfüllung (RG 2. 10. 07 V 645/06), ſowie auf ſonſtige Nebenverpflich⸗ 
tungen, wie ferner auf die Leiſtungspflicht im Falle des Rücktritts gemäß $ 346 oder der 
Wandlung wie der Minderung gemäß §§ 467, 472, wie endlich auf die Herausgabepflicht 
nach 8 812 im Falle der Anfechtung; alles das jedoch unter Berückſichtigung des § 425 (daſ. 
A 2). Soweit es alſo auf Verſchulden ankommt, haftet inſoweit nur derjenige Mitſchuldner, 
dem das Verſchulden zur Laſt fällt. Bewirkt der Gläubiger bei einem gegenſeitigen 
Vertrage ($ 320) feine Leiſtung an alle Geſamtſchuldner zuſammen, dann iſt damit 
die Vorleiſtung zugleich jedem einzelnen Mitgliede gegenüber im ganzen erfolgt, und es 
ſteht ſonach keinem von ihnen die Einrede zu, daß er tatſächlich nur einen Zeil empfangen 
habe. Falls der Vertrag durch Anfechtung fortfällt, haftet jeder einzelne der Geſamtſchuldner 
entſprechend auch aus § 812 auf Herausgabe der allen zufammen zuteil gewordenen Be⸗ 
reicherung (R& 67, 260). Darüber, ob durch die gegenüber einem Geſamtſchuldner erfolgende 
Anfechtung des Vertrags der Vertrag auch im übrigen vernichtet wird, vgl. § 421 A 1, wo 
die Frage verneint iſt. 


8 428 


1) Sind mehrere eine Leiſtung in der Weiſe zu fordern berechtigt, daß 
jeder die ganze Leiſtung fordern kann, der Schuldner aber die Leiſtung 
nur einmal zu bewirken verpflichtet iſt (Geſamtgläubiger), ſo kann der 
Schuldner nach ſeinem Belieben an jeden der Gläubiger leiſtene). Dies 
gilt auch dann, wenn einer der Gläubiger bereits Klage auf die Leiſtung 
erhoben hat's). 

E I 323; M 2 157; P 1 442. 

1. Die 88 428430 behandeln das Geſamtgläubigerrecht (aktives Geſamtſchuldver⸗ 
hältnis). Über den Begriff vgl. $ 420 A 1. N nn 

2. Das Rechtsverhältnis ift hier folgendes: Trotz einer Mehrheit von Gläubigern wird nach 
der geſetzlichen Vorausſetzung nur eine Leiſtung geſchuldet, ſo daß die ein malige Erfüllung 
den Schuldner überhaupt befreit. Anderſeits iſt jeder einzelne Gläubiger in Anſehung 
des Ganzen ſelbſtändig forderungsberechtigt, und daher iſt es auch unweſentlich, 
au wen von ben mehreren Gläubigern die Leiſtung erfolgt; der Schuldner kann vielmehr 
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uach feiner Wahl an jeden von den Gläubigern mit befreiender Wirkung leiſten. 
Da im übrigen das Forderungsrecht jedes Geſamtgläubigers von dem Rechte der andern 
Gläubiger unabhängig iſt, bleibt es auch von der etwaigen Nichtigkeit des Anspruchs eines 
der Geſamtgläubiger, ſowie von etwaigen Vereinbarungen zwiſchen einem andern Ge⸗ 
ſamtgläubiger und dem Schuldner (vgl. auch 8 429) unberührt. Ob die nur einem Geſamt⸗ 
gläubiger gegenüber erfolgte Anfechtung das geſamte Vertragsverhältnis vernichtet, wird 
hier wie entſprechend im Falle der Geſamtſchuldnerſchaft (8 421 A 1) nach dem Grundſatze 
des § 189 zu entſcheiden fein. Im übrigen vgl. noch $ 429. — Haben mehrere eine Jagd 
gemeinſchaftlich gepachtet, fo ſind fie als Geſamtgläubiger berechtigt, und da die 
Leiſtung unteilbar ift, jo ift jeder einzelne zur Klage befugt (RG IW 07, 704°), In all 
gemeiner Gütergemeinſchaft lebende Eheleute find, wenn jemand der Ehefrau 
die Tätigkeit im Haushalte unmöglich macht, Geſamtgläubiger, weil beide 91 ſind 
(RG 73, 811). Nach dem geſetzlichen Güterrechte können Eheleute die Anſprüche 
wegen eines der Frau zugeſtoßenen Unfalls, gleichgültig, wem von ihnen die Anſpruche zu⸗ 
ſtehen, gemeinſchaftlich einklagen, weil jeder Ehegatte den andern zur Verfügung über den 
Anſpruch ermächtigen kann und die gemeinſchaftliche Klageerhebung den Schuldner berechtigt, 
mit befreiender Wirkung an beide Eheleute zu zahlen (RG 24. 11. 11 III 643/10; Warn 09 
Nr 306). — Das Verhältnis der Geſamtgläubiger untereinander regelt 8 430. 

3. Das Wahlrecht des Schuldners wird auch dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß einer der 
Gläubiger bereits Klage auf die Leiſtung erhoben hat. Da eine ſolche Klage den übrigen 
Gläubigern gegenüber nicht von Bedeutung ift, fo kommt der Schuldner in die Gefahr, nicht 
nur mehrmals verklagt, ſondern auch verurteilt zu werden und ſonach auch mehrmals leiſten 
zu müſſen. Dieſer Gefahr vermag er durch die Hinterlegung der geſchuldeten Sache gemäß 
88 372ff. oder durch die Erfüllung irgendeinem der Glaubiger gegenüber vorzubeugen. 
Eine prozeſſuale Einrede der (Rechtshangigkeit oder der rechtskräftig eutſchiedenen Sache) 
ſteht ihm dagegen gegenüber einem anderen Geſamtgläubiger nicht zu (vgl. 8 421 A 1 u. 3). 
Den Einwand der Erfüllung kann er aber auch noch nach rechtskräftiger Verurteilung nach 
Maßgabe des $ 767 ZPO jedem der Geſamtgläubiger gegenüber geltend machen. 


§ 429 


) Der Verzug eines Geſamtgläubigers wirkt auch gegen die übrigen 
Gläubiger). 

Bereinigen ſich Forderung und Schuld in der Perſon eines Geſamt⸗ 
gläubigers, ſo erlöſchen die Rechte der übrigen Gläubiger gegen den Schuld⸗ 
ners). 

Im übrigen finden die Vorſchriften der SS 422, 423, 425 entſprechende 
Anwendung!). Insbeſondere bleiben, wenn ein Geſamtgläubiger ſeine 
Forderung auf einen anderen überträgt, die Rechte der übrigen Gläubiger 
unberührt“). 

E 1 325; M 2 159; P 1 442. 


1. Die einzelnen Beſtimmungen dieſes Paragraphen erklären ſich aus der Natur des 
Geſamtgläubigerrechts, wie es unter $ 428 dargeſtellt worden iſt. Das Geſetz geht demnach 
wie entſprechend in § 425 fo auch hier grundſätzlich davon aus, daß Tatsachen, die den Inhalt 
der Leiſtung zu beeinfluſſen geeignet find — wie Kündigung, Verſchulden, Verzug, Ver⸗ 
jährung, rechtskräftiges Urteil —, grundſätzlich nur demjenigen Gläubiger gegenüber wirken, 
in deſſen Perſon ſie ſich ereignet haben. Ausnahmen enthalten Abſ 1 u. 2. 

2. Der Gläubigerverzug übt eine Geſamtwirkung aus, weil der Schuldner im voraus. 
geſetzten Falle zu erfüllen bereit und auch imſtande geweſen war (5 424). 

3. Die Vereinigung von Forderung und Schuld in der Perſon eines Geſamtgläubigers, 
ſei es, daß dieser ii de Verpflichtung, oder aber daß der Schuldner in das Gläubigerrecht 
eingetreten ift, befreit den Schuldner überhaupt. Denn nach dem Grundſatze, daß der Schuld⸗ 
ner die Wahl hat, wem er leiſten will, könnte auch derjenige, in deſſen Perſon ſich Schuld und 

orderung vereinigt haben, ohnehin die Leiſtung an ſich ſelbſt wählen. Für das Innenver⸗ 
haltnis der Gefanıtgläubiger bleibt der $ 430 maßgebend. — In welcher Form ſich die Ver. 
einigung vollzieht, ob durch Erbgang, durch Abtretung oder durch Schuldübernahme — ſoweit 
diefe den andern Gläubigern gegenüber nach Maßgabe der 88 414ff. überhaupt wirkſam 
w 8 — iſt unweſeutlich. ea N RT | 

Na 422 wird durch die Erfiillung das geſamte Schuldverhältnis zerſtört, ebenſo 
nach) 8 420 Nich den Erlaß, fals er auf die Aufhebung des geſamten Schuldverhältniſſes ge 
richtet war. Hinſichtlich des § 425 (andere Tatſachen) vgl. die Ausführungen daſelbſt in A 1 u. 2 
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5. Daß der einzelne Geſamtgläubiger „ſeine“ Forderung auf einen Dritten über⸗ 
tragen kann, folgt aus der Selbſtändigkeit der einzelnen Forderungen ($ 428 A 2). Ini 
übrigen wird durch eine ſolche Abtretung an dem geſamten Schuldverhältniſſe ſelbſt nichts 
geändert. Hinſichtlich des Falles der Vereinigung von Schuld und Forderung in einer Perſon 
durch Abtretung an den Schuldner vgl. A 3. 


8 430 


Die Geſamtgläubiger ſind im Verhältniſſe zueinander zu gleichen An⸗ 
teilen berechtigt, ſoweit nicht ein anderes beſtimmt iſt!). 
E 1 337; M 2 169; P 1 444. 


1. Das Innenverhältnis der Geſamtgläubiger. In erſter Linie entſcheidet die ge: 
troffene Abmachung oder die ſich aus dem Geſchäftszwecke ergebende Parteiabſicht, mangels 
derartiger Anhaltspunkte aber iſt eine Berechtigung zu gleichen Anteilen anzunehmen. 
Vgl. § 426 Abſ 1. Daraus folgt für jeden einzelnen Geſamtgläubiger ohne weiteres 
auch das Recht, nach der Leiſtung des Schuldners den anteilsmäßig davon auf ihn ent. 
fallenden Betrag oom Empfänger der Leiſtung herauszuverlangen. Wie aber, wenn der 
Empfänger nur ſo viel erhalten hat, als ihm auch im Verhältniſſe zu den andern Gläubi⸗ 
gern zukommt? Falls die noch ſchuldig gebliebene Leiſtung beitreibbar iſt, wird der Emp⸗ 
fänger mit Erfolg einwenden können, daß er nur das Seinige empfangen habe; falls ſich 
dagegen der Schuldner im übrigen als leiſtungsunfähig erwieſen hat, wird der Einwand 
verſagen und vielmehr die Regel durchgreifen müſ ſen, daß alle Geſamtgläubiger zu gleichen 
Anteilen berechtigt ſind. Es iſt kein Grund erſichtlich, weshalb bloßes Zuvorkommen dem 
Empfänger der Teilleiſtung ein Vorzugsrecht geben ſollte. A. M. Oertmann A. 2. — Einen 
geſetzlichen Fall von Geamtgläubigerſchaft gibt § 2151 Abſ 3; hier iſt aber die Verpflich⸗ 
tung zur Teilung durch Abſ 3 Satz 3 ausdrücklich ausgeſchloſſen. 


8 431 


) Schulden mehrere eine unteilbare Leiſtung, jo haften ſie als Geſamt⸗ 
ſchuld ner). 


E J 340; M 2 173; P 1 441. 


1. Während der $ 420 eine teilbare Leiſtung im Auge hat und dabei ſeine Vermutung 
in gleicher Weiſe ſowohl für den Fall einer Mehrheit von Schuldnern wie den einer Mehrheit 
von Gläubigern aufſtellt, regeln die 88 431 u. 432 den Fall einer unteilbaren Leiſtung, 
und zwar hier unterſchiedlich, je nachdem es ſich um eine Mehrheit von Schuldnern oder von 
Gläubigern handelt. . 7 

2. Steht eine von mehreren geſchuldete unteilbare Leiſtung in Frage, ſo wird überhaupt 
nicht eine bloße Vermutung dahin aufgeſtellt, ſondern die zwingende Beſtimmung gegeben, 
daß die mehreren Schuldner als Geſamtſchuldner haften. Entſcheidend für die Unteilbar- 
keit iſt hier lediglich die Art des nach dem Schuldverhältniſſe an ſich geſchuldeten Leiſtungs · 
gegenſtandes, ſo daß es nicht darauf ankommt, ob etwa in der Folge an die Stelle einer un⸗ 
teilbaren Leiſtung ein auf Geld gerichteter, an ſich teilbarer Erſatzanſpruch getreten iſt (Rc 
67, 275). Schulden mehrere Schadenserſatz und kann der Gläubiger die Herſtellung gemäß 
8 249 fordern, jo liegt nur dann eine Geſamtſchuld vor, wenn von allen Schu dnern eine und 
dieſelbe Herſtellung (8 249 Satz 1) geſchuldet wird (R 67, 273). Geht anderſeits die ner. 
traglich geſchuldete Leiſtung von vornherein auf Geld, fo bleibt 5431 ſelbſt dann 
unanwendbar, wenn die mehreren Empfänger der Geldleiſtung je die erlangte Bereiche⸗ 
rung (nach Anfechtung des Vertrags) herauszugeben haben; denn in dieſem Falle könnte 
nur der Umfang der Verpflichtung des einzelnen ungewiß ſein, und die Ungewißheit des 
Umfangs einer Schuld hat mit der Frage der Teilbarkeit nichts zu tun (RG 67, 260). Val. 
auch § 427 A 1 (RG Warn 1914 Nr 114). Beſtand endlich von vornherein überhaupt kein 
Geſamtſchuldverhältnis, ſondern etwa ein Geſellſchaftsverhältnis (Haftung zur ge ⸗ 
ſamten Hand, $ 718), fo haften die mehreren Schuldner, nach Anfechtung dieſes Ver⸗ 
hältniſſes, auf die Herausgabe der Bereicherung um deswillen nicht als Geſamtſchuldner, 
weil es an einem Rechtsgrunde für ein Geſamtſchuldverhältnis an ſich fehlte (RG 7. 3. 08 
1 104/07). Vgl. im übrigen über die Begriffe der Teilbarkeit und Unteilbarkeit einer Lei⸗ 
ſtung § 266 A 1 und § 275 A 4. 


8 432 


„) Haben mehrere eine unteilbare Leiſtung zu fordern, jo kann, ſofern 
ſie nicht Geſamtgläubiger ſind, der Schuldner nur an alle gemeinſchaftlich 
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leiſten und jeder Gläubiger nur die Leiſtung an alle fordern?). Jeder 
Gläubiger kann verlangen, daß der Schuldner die geſchuldete Sache für alle 
Gläubiger hinterlegt oder, wenn ſie ſich nicht zur Hinterlegung eignet, an 
einen gerichtlich zu beſtellenden Verwahrer abliefert !)). 

Im übrigen wirkt eine Tatſache, die nur in der Perſon eines der Gläubiger 
eintritt, nicht für und gegen die übrigen Gläubiger“). 

E 1 330; M 2 171: P 1 446. 


1. Iſt bei Unteilbarkeit der geſchuldeten Leiſtung eine Mehrheit von Gläubigern 
vorhanden, ſo gilt folgendes: a) Die mehreren Gläubiger ſind Geſamtgläubiger im Sinne 
der 88 428—430, wenn hierfür die maßgeblichen Vorausſetzungen, ſei es kraft geſetzlicher 
Beſtimmung, ſei es auf Grund vertraglicher Abmachungen, gegeben find. b) In allen ſonſtigen 
Fällen beſteht dagegen unbedingt das Verhältnis gemein] chaftlicher Berechtigung 
(A 2). Das letztere Verhältnis bildet alſo im Zweifel die Regel und ift mithin auch zu vermuten, 
ſolange nicht der Ausnahmefall zu a nachgewieſen wird. Entſprechende Anwendung findet 
$ 432 auch bei Gemeinſchaften zur geſamten Hand (R 86, 69). — Die Bezeichnung mehrerer 
Remittenten auf einem gezogenen Wechſel macht dieſen ungültig, weil ungewiß bleibt, ob 
jene als Geſamtgläubiger gemäß 8 428 oder als gemeinſchaftliche Gläubiger im Sinne des 
$ 432 gelten ſollen (RG 66, 9). Handelt es ſich um den Anſpruch (der Miterben) auf Heraus⸗ 
gabe von Sachen, dann hängt die Teilbarkeit des Anſpruchs von der Art der Sache ab (RG 
Wü 1912, 14218). Mehrere Mieter, die ein Grundſtück gemeinſchaftlich gemietet haben, 
find gemeinſchaftlich berechtigte Gläubiger im Sinne des § 432 (RG Gruch 59, 469). 

2. Gemeinſchaftliche Berechtigung. Als das berechtigte Subjekt gelten nur alle Gläubiger 
zuſammen (vgl. $ 420 A 1). Demgemäß kann auch der Schuldner mit befreiender Wirkung 
nur an alle gemeinſchaftlich leiſten, ſofern er fich nicht gemäß 88 372ff. durch Hinter 
legung zu befreien vermag (Individualrecht). Der einzelne Gläubiger iſt dabei jedoch 
infolge ſeines Sonderintereſſes elbſtändig zu fordern berechtigt, entweder, daß der Schuldner 
an alle leiſtet oder für alle hinterlegt, oder daß er die geſchuldete Sache, falls 
ſie zur Hinterlegung ungeeignet, an einen gerichtlich zu beſtellenden Verwahrer abliefert. 
Dieſes Recht ſteht auch dem Ehemanne, der mit ſeiner Ehefrau im geſetzlichen Güterſtande 
lebt, gemäß $ 1880 Satz 1 den Neiterben der Frau gegenüber zu (RG JW 1912, 53412), 
und dem einzelnen Miterben kraſt feines Individualrechts gemäß § 2039 (RG Warn 1916 
Nr 248). Stellt einer der Gläubiger ein Verlangen der einen oder der andern zuvor bezeich- 
neten Art, dann befreit ſich der Schuldner im ganzen dadurch, daß er dem Verlangen nach⸗ 
kommt. — Über das Verhaltnis zwiſchen mehreren Erben und dem Schuldner vgl. $ 2030. 
Gemäß $ 432 kann auch ein Geſellſchafter als Mitglied der Gemeinſchaft zur geſamten Hand 
auf Zahlung an die Geſellſchaft klagen, jedoch dann nicht, wenn die Vertretung der Geſell⸗ 
ſchaft durch Geſetz, wie bei der offenen Handelsgeſellſchaft, oder durch Vertrag beſonders 
geregelt ift (MG 70, 33; 86, 68; Seuffü 71 Nr 43). \ 

3. Alle ſonſtigen Tatſachen, die nur in der Perſon eines Gläubigers eintreten, wirken 
weder für noch gegen die andern Gläubiger (vgl. SS 425, 429). 


Siebenter Abſchnitt 
Einzelne Schuldverhältniſſe 
Erſter Titel 
Kauf Tauſch 


I. Allgemeine Vorſchriften 


§ 433 

Durch den Kaufvertrag!) wird der Verkäufer einer Saches) verpflichtet, 
dem Käufer die Sache zu übergeben und das Eigentum an der Sache zu 
verſchaffens). Der Verkäufer eines Rechtes) iſt verpflichtet, dem Käufer 
das Recht zu verſchaffen und, wenn das Recht zum Beſitz einer Sache 
berechtigt, die Sache zu übergeben ?). 

Der Käufer ijt verpflichtet), dem Verkäufer den vereinbarten Kauf⸗ 
preis?) zu zahlen und die gekaufte Sache abzunehmen 10-12). 

E 1 370, 459 II 875; M 2 316; P 2 50. 
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1. Weſen des Kaufes. Der Kauf iſt wirtſchaftlich Umtauſch von Gütern (Waren) gegen 

Geld (Preis). Rechtlich iſt er Me h 

a) zunächſt ein verpflichtendes Rechtsgeſchäft. Daher iſt erforderlich die Ablicht, Rechts: 
wirkungen zu erzeugen. Dieſe fehlt beim Bewußtſein, daß ein nicht formgerecht erklärter 
Wille nichtig ſei (RG 68, 322; Warn 1919 Nr 155). Als Rechtsgeſchäft unterſteht er den 
allgemeinen Vorſchriften über Geſchäftsfähigkeit nach 88 104 ff., über Wileuserklärungen nach 
$ 116, über deren Auslegung nach § 183, bei Kaufleufen in Verbindung mit HGB 5 346, 
über Anfechtbarkeit nach 88 119ff., über Nichtigkeit nach 88 184ff. 

Einzelnes: Die Geſchäftsfähigkeit iſt maßgebend für den Zeitpunkt des Vertrags. 
ſchluſſes, nicht der Urteilsfällung, wenn der Verkäufer zur Auflaſſungserklärung verurteilt iſt. 
Über das Verhältnis der Anfechtung wegen Irrtums oder Täuſchung nach 88 119 
Abf 2 u. 123 zu den Wandlungsanſprüchen nach 88 459 u. 468 vgl. daſelbſt. 

Nicht jeder Verſtoß gegen ein Verbot macht den Kaufvertrag nichtig. Nicht z. B. 
Verkäufe, bei denen gegen gewerbepolizeiliche Vorſchriften und ähnliche verſtoßen wird, 
Verkäufe ohne die erforderliche Erlaubnis zum Handel, vgl. jedoch jetzt VO über Wucher⸗ 
gerichte vom 27. 11. 19 Art. III (RGBl. 1909), mit verdorbenen Nahrungsmitteln 
(Rechtſpro L 22, 219); von Waren mit verbotenen Bezeichnungen (RechtſprOLG 22, 220); 
unter Überſchreitung von Höchſtpreiſen (RG 88, 250; 89, 196; Warn 1919 Nr 50); von Richt: 
preifen (RG 24. 10. 19 11192/19); von Waren, die Gegenſtände des täglichen Bedarfs find, bei 
Fordern übermäßiger Preiſe (RG 93, 107), ſofern nicht in der Ausnutzung der Kriegsnot im 
beſondern Fall noch etwas Unſittliches hinzukommt (MG 90 S. 305, 400; 98 S. 27, 184). 
Dagegen macht Kettenhandel als unwirtſchaftlicher Zwiſchenhandel das Rechtsgeſchäft 
nichtig (O3 1919 Sp 428). Und zwar iſt er ein in ſich unerlaubtes, feinem Gegenſtand und 
Inhalt nach rechtswidriges Geſchäft, das nicht erſt wegen der inneren Geſinnung des Handelnden 
als rechtsunwirkſam hingeſtellt wird (vgl. RG 78, 358; 99, 100). Es genügt daher, daß das Kauf⸗ 
geſchäft objektiv als unwirtſchaftliche Einſchiebung in den Verteilungsprozeß ſich darſtellt und 
damit wider die Rechtsordnung verſtößt. A. M. RC 98, 1, das Verſchulden auf beiden 
Seiten der Vertragſchließenden für die Nichtigkeit verlangt. — Nichtig iſt auch der nach $ 456 
verbotene Verkauf nur dann, wenn er ohne die in 8 458 zuläffige Genehmigung bleibt. Nichtig 
Verkauf gegen Deviſen⸗Verordnung (MG 98, 254). Der Verkauf einer ärztlichen oder zahn⸗ 
ärztlichen Praxis iſt nicht notwendig unfittlich (RG 66, 189; 75, 120; 78, 120). — Vgl. aber 
auch bei Wettbewerbsverbot RG 90, 437; 68, 190; 66, 150; hinſichtlich des Verkaufs der Praxis 
von Zahntechnikern NG 80, 222. . 

b) Der Kauf iſt weiter ein Vertrag, alſo unterfteht er den allgemeinen Vorſchriften 
über Antrag und Annahme nach 89 145ff., 305 ff. über Auslegung nach § 197 und Beſtim 
mung des Inhalts der Schuldverpflichtung nach 8 242. Unter Kaufleuten Me ane nach 
HGB 8 346 auf die im Handelsver ehr üblichen Gebräuche und Gewohnheiten Rückſicht zu 
nehmen. Auf den Handelskauf finden außerdem HGB 8g 373382 Anwendung. Den 
geſetzlichen Vorſchriften geht immer die Sonderabrede vor, da jene nur nachgiebiges Recht 
enthalten. Kaufverträge gehören regelmäßig nicht zu denjenigen Rechtzverhältmilien, die ein 
beſonderes perſönliches Vertrauensverhältnis zwiſchen den Parteien vorausſetzen (RG 27.10. 16 
II 201/10). Doch kann namentlich bei den auf längere Zeit eingegangenen Verhaltniſſen, 
die auf einem verſtändnisvollen Zuſammenwirken beider Teile beruhen, ausnahmsweise das 
perſönliche Moment eine Rolle ſpielen (RG 24. 4. 08 II 522/07; 2. 1. 20 1 294/19). 

Einzelnes: Iſt ein Angebot „freibleibend“ gemacht, ſo kann dies bedeuten, daß es auch 
innerhalb der Friſt des 8 145 widerrufen werden kann oder daß überhaupt 1 annahme⸗ 
fähiges Angebot, ſondern nur eine Anregung an die Gegenſeite, ihrerſeits ein Angebot zu 
machen, vorliegen ſoll. Ein Vertragsangebot mit Bindung auf beſtimmte Feit kann die 
Abmachung enthalten, daß ein auf den Kaufpreis anzuzahlender Betrag bei Nichtannahme 
des Angebots als Entgelt für die Bindung des Antragenden verfällt (RG YO, 144). — Im 
Verlangen des Verkäufers nach einer Alkreditiveröffnung liegt noch nicht notwendig ein Ein. 
verſtändnis mit dem Kaufabſchluß (DLG Hamburg Dig 1918, 264). — Die Zuſendung 
unbeſtellter Waren enthält ein Kaufsangebot unter Verzicht auf Zugang der Annahmeerklärung. 
Das Schweigen enthält noch keine Annahme dieſes Angebots (NOHG 3, 47; 16, 132). Wenn 
die freie Entſchließung des Käufers vorbehalten iſt, kann ein bloßer Vorvertrag oder ein 
ſuſpenſiv bedingter Kaufvertrag si voluerim vorliegen (RG 27. 11. 16 VI 869/16). — Zum 
Zustandekommen gehört die Einigung über den Kaufgegenſtand und den Preis. Ein 
Kauf mit vorbehaltener Einigung über die Zahlungsweiſe iſt noch nicht zuſtande gekommen 
(ROHS 16, 384). Beim Spezieskauf iſt Beſtimmtheit oder Beſtimmbarkeit des Gegen: 
ſtandes, beim Gattungskauf nur Beſtimmbarkeit der Gattung erforderlich (88315, 241, 243; 
fiene 51, 956). Beſtimmbarkeit nach dem Bedarf des Käufers genügt. Der Kauf einer 
ite Sache iſt keineswegs ohne weiteres Gattungskauf. Genügend für die Beſtimmbar⸗ 
170 10 auch die „Zirka⸗Klauſel“, die eine nach Ermeſſen des Gerichts unbedeutende Abweichung 

on der angeſetzten Ziffer geſtattet (ROHG 1, 57; 9, 129). Ebenſo Verkauf „eines Pöſtchens“ 
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(SeuffA 30, 205), bei Vereinbarung von 3—4 Waggons genügen 3 Waggons (JW; 1918, 262°). 
Dagegen nicht genügend: „mehrere hundert Dutzend“ (NROHG 11, 3). Beim Kauf mit 
Spezifikation muß jedenfalls der Grundſtoff beſtimmt ſein, ſonſt liegt Wahlkauf vor (RG, 
37, 26). Die Perſon des Vertragsgegners braucht beim Angebot oder Vertragsſchluß 
weder dem Verkäufer noch dem Käufer bekannt zu ſein, es genügt die objektive Beſtimmbar⸗ 
keit (RG 22. 1. 16 V 223/15). Dieſer Fall liegt vor, wenn für die Gegenpartei jemand offen 
als Vertreter handelt, dieſe aber noch offen läßt, fei es, weil er fie kennt, aber nicht nennen 
will, ſei es, weil er ſie ſelbſt noch nicht kennt. Zuſtande gekommen iſt der Kauf auch dann 
im Augenblick des Abſchluſſes durch den Vertreter für den erſt noch zu benennenden Dritten 
(RG 88, 187; Gruch 48, 337). Über Unbeſtimmtheit des Käufers („Aufgabe des Käufers 
vorbehalten“) vgl. RG 20, 237; 24, 64; JW 1914, 350°; 28 1919 Sp 1358. Über Un⸗ 
beſtimmtheit des Verkäufers („Aufgabe vorbehalten“) vgl. RG 33, 132; 38, 188. Bei Waren- 
beſtellung bei einem Verteilungskartell tritt dieſes im Zweifel als Vertreter des noch zu be⸗ 
ſtimmenden Lieferers auf (Rechtſpro L 8, 58). Bei Vereinbarung „Prima Ablader“ ift die 
entſprechende Eigenſchaft Bedingung des wirkſamen Abſchluſſes (RG 35, 132; 38, 188). — 
Wer vom Zwiſchenhändler kauft, ſchließt mit dem Herſteller auch dann keinen Kauf ab, 
wenn es ſich um Ware in Originalverpackung handelt. Doch kann in dieſer Verpackung die 
Übernahme einer Gewährleiſtung des Herſtellers auch dem Verbraucher gegenüber liegen 
(MG 87, 1). Der Lieferant des Verkaufers iſt auch nicht deſſen Erfüllungsgehilfe nach § 278, 
wenn er zuvor dem Verkäufer die Ware geliefert hat (RG 12. 5. 08, II 548/07). — Wegen 
Schadenserſatzpflicht bei Vertragsverletzung vgl. bei $ 276. Über culpa in contrahendo 
NG 88, 105; 95, 58; JW 1912, 748 ; Recht 1919 Nr 401, 1938. — Grundſätzlich braucht 
Verkäufer ſeinem Abnehmer beim Lieferungskauf nicht mitzuteilen, unter welchen Vertrags⸗ 
bedingungen er ſich eingedeckt hat. Wenn dieſe aber derart ſind, daß ſie ſeine eigene Liefe⸗ 
rungsmöglichkeit gefährden, iſt er zur Offenbarung verpflichtet oder muß die Nichtlieferung 
vertreten (Gruch 63, 735). Ob infolge der durch den Krieg und die Revolution eingetretenen 
Veränderungen Unmöglichkeit der Vertragserfüllung eingetreten ift, iſt nach 88 242 u. 275 
zu entſcheiden. Der Kriegszuſtand als ſolcher läßt die Lieferungsverträge unberührt. In 
Kriegsklauſeln wird dagegen häufig der Krieg ſchlechthin als „höhere Gewalt“ behandelt (RG 
89, 345). Bewirkte der Krieg und die nach ihm ausgebrochene Revolution eine völlige 
Umgeſtaltung der wirtſchaftlichen Verhaltniſſe auf dem Gebiete, dem das Kaufgeſchäft ange- 
hört, kann Unmöglichteit der Erfüllung nach $ 275 oder wenigſtens Nichtzumutbarkeit der 
Erfüllung nach $ 242 vorliegen (RG 90, 102; 93, 341; 94 S. 46, 68). Die unbedingte Über: 
nahme der Gefahr für Lieferungen nach dem Kriege iſt als ſeltene Ausnahme nicht zu ver⸗ 
muten (RG JW 1917, 809°; ME 26. 19, 19 II 175/19). Unter beſonderen Umſtänden ſteht 
außergewöhnliche Schwierigteit der Leiſtung ihrer Unmöglichkeit auch nach $ 275 gleich (RG 
57, 116; 92, 87; Gruch 68, 731, JW 1919, 4419), Mehraufwand und Steigerung der Preiſe 
werden vom Reichsgericht nicht als ſolche Umſtände anerkannt, ſelbſt wenn der Verkäufer 
erheblichen Schaden dadurch erleidet (Rh 88, 172; 92, 322). Für das Gebiet des Groß 
handels mit marktgängiger Gattungsware übernimmt der Verkäufer ſchlechthin die Gefahr 
der Preisſchwankungen und es entfällt für ihn die Vermutung auch einer ſtillſchweigenden 
Vereinbarung einer Kriegsklauſel (RG 92, 322). Im übrigen vgl. zu § 459 über das Ver⸗ 
hältnis der Uumöglichkeitsvorſchriften zu den Gewährleiſtungsvorſchriften. f 
c Der Kauf iſt endlich ein gegenſeitiger Vertrag, daher finden auf ihn Anwendung die 
Vorſchriften der 98 320 ff., worauf in § 440 für den Fall der Nichterfüllung durch den Ver. 
käufer noch ausdrücklich hingewieſen wird. Zum Begriff des gegenſeitigen Vertrags gehört 
nur, daß auf zwei Seiten Verpflichtungen begründet werden und Leiſtung und Gegenleiſtung 
in Abhängigkeit voneinander ſtehen. Nicht erforderlich ift, daß die Gegenleiſtung an den zu 
bewirken ift, dem die Leiſtung obliegt (RG 65, 48). Daher wird dem Kaufvertrag die Eigen 
ſchaft eines gegenſeitigen Vertrags nicht dadurch entzogen, daß das Eigentum an der Kaufſache 
nicht dem Käufer, ſondern einem Dritten verſchafft werden ſoll (Rh Warn 1917 Nr 129), 
daß der Kaufpreis nicht dem Verkäufer, ſondern einem Dritten zu zahlen iſt (R 6. 7. 15 
II 199/15). Wichtig werden hier beſonders die Vorſchriften über den Verzug nach $ 326 
und die Grundſätze über den Rücttritt bei poſitiver Vertragsverletzung. 8 
2. Zu unterſcheiden vom Kaufvertrag iſt das auf Grund der übernommenen Verpflichtung 
betätigte Erfüllungsgeſchäft durch Übergabe der Ware oder Abtretung der verkauften Forde⸗ 
rung. Nicht jener, ſondern erſt dieſes erzeugt die dinglichen Wirkungen. Auch bei Forde⸗ 
rungskäufen iſt zwiſchen dem Abtretungsverſprechen und der Abtretungserklärung zu 
unterſcheiden. Der bloße Kaufvertrag erzeugt daher auch kein Ab. oder Ausſonderungsrecht 
im Konkurſe. Beim Hand oder Realkauf fällt das Erfüllungsgeſchäft mit dem Abſchluß 
des obligatoriſchen Kaufvertrags zuſammen, auch er iſt aber richtiger Anſicht nach ein gegen⸗ 
ſeitiger Vertrag. Beim Ladengeſchaft liegt meiſt kein eigentlicher Handkauf vor, da der 
Leiſtung ein obligatoriſcher Vertrag vorauszugehen pflegt. Dagegen wird beim Automaten⸗ 
kauf, oft auch beim Kauf von Theaterbilletts der obligatoriſche Vertrag erſt durch den unmittel⸗ 
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baren Austauſch der Leiſtungen geſchloſſen. Das Beſtreiten einer der Gegenleiſtungen enthält 
damit zugleich das Leugnen des Zuſtandekommens eines Kaufes überhaupt, was für die 
Beweislaſt von Bedeutung wird. 

3. Aus dem Weſen des Kaufvertrags als eines Umtauſchs von Ware gegen Geld ergibt 
ſich ſeine Abgrenzung vom 

a) Tauſchvertrag (8 515), der ein Umſatz von Ware gegen Ware iſt. Hier ſchuldet 
jede Partei Ware, die Parteirollen und ihre Verpflichtungen find alſo nicht verſchieden. Ob 
Kauf oder Tauſch vorliegt, entſcheidet ſich nicht nach der Abſicht und Anſicht der Vertrag⸗ 
ſchließenden, ſondern danach, wie das Vereinbarte rechtlich zu beurteilen iſt (RG 88, 364; 
JW 1897, 6968). Tauſchvertrag liegt vor, wenn eine unmittelbare Ausgleichung indi⸗ 
vidualiſierter Sachleiſtungen gegeneinander gewollt iſt (RG 50, 285; 57, 266; IW 
05, 32615). Iſt vereinbart, daß ein Grundſtück gegen Geld hingegeben werde, und find in 
Berichtigung des fo vereinbarten Kaufpreiſes Iuterimsfcheine und eine auf dem Grundſtück 
ruhende Hypothek übernommen worden, fo liegt Kauf vor (RG 22. 11. 07 II 224/07). 
Der als wirtschaftliches Endziel bezwecken de Umtauſch von Ware gegen Ware kann aber 
auch durch die Rechtsform des Doppelkaufs als Mittel herbeigeführt werden, mit gänz⸗ 
licher oder teilweiſer Aufrechnung der vereinbarten beiderfeitigen Preiſe, ROdch 5, 418; 
18, 384; RG Gruch 49, 1154; SeuffA 68, 397. Daß beim Umſatzgeſchäft der eine oder beide 
Gegenſtände mit beſtimmtem Wertbetrage angeſetzt werden, kann bloße Schätzung bedeuten 
und braucht nicht Beſtimmung des Preiſes als Leiſtungsgegenſtand zu ſein. Dies allein 
macht daher den Tauſch noch nicht zum Doppelkauf, RG 73, 153, ebenſowenig die bloße 
Einkleidung in zwei Kaufverträge, RG 50, 288; ZW 05, 326°, went auch die gebrauchten 
Ausdrücke für die Feſtſtellung des Willeninhalts von Bedeutung ſind, RG 73, 90. Durch 
Zugabe von Geld oder Ware wird die Natur des Geſchäfts nicht geändert. Weſentliche 
Merkmale find dagegen zeitliches Auseinanderfallen, beſonderer Umſatzzweck für jede Waren 
veräußerung, Preisbeſtimmung als Inhalt der Gegenleiſtung. Im Unterſchied vom Tanſch 
wirkt Verzug, Nichtlieferung, Mangel der Kaufſache nur für den einen Kauf, die Wandlung 
und Minderung läßt den andern unberührt. Bei der Minderung ist der Wert des Gegen⸗ 
ſtücks beim Tauſch, der angeſetzte Wert beim Doppelkauf maßgebend (RG 78, 158). Die Vor⸗ 
ſchriften des HGB finden auch auf den Handelstauſch Anwendung. = 

b) Vom Geldwechſelgeſchäft. Dies ftellt bei inländiſchem Geld ein eigenartiges 
Geſchäft dar, iſt ebenſowenig Tauſch wie Kauf, da Geld gegen Geld, nicht Ware gegen Geld 
oder Ware gegen Ware eingetaufcht wird. Bei Auswechflung inländiſchen Geldes in aus⸗ 
ländiſches oder umgekehrt dagegen liegt Kauf vor. Die Diskontierung von Wechſeln 
iſt Kauf (RG 93, 23; OLG 16, 385). g 

e) Vom Werkvertrag ($ 631). Bei dieſem iſt Juhalt der Hauptverpflichtung die Her⸗ 
ſtellung eines Werkes, nicht die Herſtellung einer Sache (RG 97, 90), nach Abe 2 auch die 
Herſtellung einer Sache aus einem dem Unternehmer nicht gehörigen Stoff. Iſt der Anſpruch 
auf eine Werkleiſtung in einem Inhaberpapier verkörpert (Theaterbillett, Eiſenbahnfahrkarte), 
liegt Kauf dieſes Papiers vor. — Bei einem Maſchinenlieferungsvertrag dt die Montage 
regelmäßig nur Nebenleiſtung, bloßes Anhängſel des Lieferungsvertrags. Nur ausnahms⸗ 
weiſe kann die Vereinbarung der Montage eine ſelbſtändige Bedeutung haben, insbeſondere 
eines dem Hauptvertrag beigefügten Werkvertrags (RG 66, 279). Soll daruber hinaus der 
Vertrag im ganzen mit Rückficht auf die Montagevereinbarung kein Kauf und auch kein Werk⸗ 
lieferungsvertrag nach § 651, ſondern ein Werkvertrag nach $ 631 ſein, ſo muſſen ganz be- 
ſtimmte Umſtände hierfür vorliegen (RG 23. 10. 17 VII 178/17), etwa die Maſchinen einem 
beſtimmten Raum oder Betriebe oder ſonſtigen Verhältniſſen beſonders angepaßt werden 
müſſen (R® 16. 2. 04 II 318/03). Der Vertrag über Lieferung von Herden für einen Neu⸗ 
bau it Kaufvertrag, auch wenn die Aufſtellung und Einfügung übernommen wird (Warn 09 
Nr 70). Dagegen Verſehen einer Wohnung mit Zentralheizungsanlage iſt Werkvertrag 
(RG 45, 63: RG 14. 1. 19 VII 288/18). 2 

d) Vom Werklieferungsvertrag ($ 651). Auch dieſem ift weſentlich die Herſtellungs⸗ 
pflicht, aber aus einem dem Unternehmer gehörigen Stoff, mit dem Kauf hat er aber noch 
die hinzutretende Pflicht zur Eigentumsverſchaffung gemein. Handelt es ih um Herſtellung 
vertretbarer Sachen, fo finden zwar die Vorſchriften über den Kauf Anwendung, der Werk; 
lieferungsvertrag iſt aber darum noch kein Kauf, denn der Vertrag enthält die dem Weſen 
des Kaufes ſonſt fremde Verpflichtung zur Herſtellung, auf die auch — entgegen der ge- 
gem. M. — geklagt werden kann. Die Vorſchriften des Kaufes finden daher nur inſoweit 
Anwendung, als ſich nicht aus der Herſtellungsverpflichtung noch ein Beſonderes und hiervon 
Abweichendes ergibt und darum ergänzende Vorſchriften eintreten. Bei Herſtellung un ver⸗ 
tretbarer Sachen tritt dieſe Pflicht noch deutlicher hervor. Reiner Kauf iſt dagegen der 
einer exit herzuſtellenden, nicht ſchon hergeſtellten Sache, ohne daß die Herſtellung mit 
übernommen tft, fo beim Verkauf einer erſt vom Produzenten zu beziehenden Sache, dem 
reinen Lieferungskauf (vgl. unter 5b; RG 23 1912, 311). Beim Kauf einer halbfertigen 
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Sache kann als Nebeuverpflichtung die Fertigſtellung übernommen werden. Es liegt dann 
ein mit Werkvertrag gem ſchter Kaufvertrag vor (RG 21, 313; 19, 333). Der Verkauf eines 
Grundſtücks, bei dem die Erbauung eines Wohnhauſes bereits begonnen war, ſtellt auch dann 
lediglich einen Kaufvertrag dar, wenn der Verkäufer ſich zur Fertigſtellung des Hauſes ver⸗ 
pflichtet, eine beſondere Vergütung jedoch hierfür nicht ausbedungen wird (RG Warn 1910 
Nr 236; 1912 Nr 204). 

e) Vom Auftrag und der Kommiſſion. Nicht entſcheidend iſt auch hier der Wortlaut. 
Eigenhandel und Kommiſſion gehen überhaupt ineinander über, in der Ausdrucksweiſe des 
Kaufmanns wird nicht ſcharf geſchieden (RO ö 20, 314; Warn 1918 Nr 230). Auch Verein- 
barung von „Proviſion“ ſtatt „Preis“ deutet nicht mit Sicherheit auf Kommiſſion. Es iſt 
zuläſſig, daß jemand, der wirtſchaftlich bloß Vermittler ift, daher von den Parteien auch als 
ſolcher bezeichnet wird, doch dem Erwerber ſelbſt gegenüber als Verkäufer und Eigenhändler 
auftritt (RG 11. 5. 07 1 520/06). Es iſt auch mit der Natur des Kommiſſionsgeſchäfts ander- 
ſeits vereinbar, daß derjenige, der die Ware im eigenen Namen für den andern, aber für deſſen 
Rechnung zu- vorgeſchriebenem Preiſe einkauft, fein Entgelt für die Geſchäftsbeſorgung in 
einem etwa von ihm erzielten billigeren Einkaufspreiſe zu finden hat (RG 94, 289). Maß⸗ 
gebend iſt dagegen regelmäßig, ob feſter Preis vereinbart iſt, der aber nicht in feſten und be⸗ 
ſtimmten Zahlen ausgedruckt zu fein braucht, aber immer objektiv feſtſtellbar fein muß; ſodann, 
ob die Abſicht der Parteien auf bloße Vermittlung oder auf feſten Abſchluß gerichtet war. Wird 
gr: „möglichſt günſtig, liegt Auftrag vor (NOHG 18, 119; RG 3, 110; Warn 1918 
Nr 230; OLG 10, 340), Für eine Verkaufskommiſſion ſpricht auch, wenn trotz Überſendung 
die Gefahr beim Geber bleiben ſoll (SeuffA 57, 55). Entſprechendes gilt für den gewöhn⸗ 
lichen Auftrag (Seuffu 35, 288). 

8) Vom Vinkulationsgeſchäft. Durch dieſes entfteht ein eigenes vom Kauf ver⸗ 
ſchiedenes Schuldverhältnis, kraft deſſen der Empfänger der Ware dem Hingeber, der nicht 
Verkaufer tft, zur Zahlung des Preiſes verpflichtet iſt (RG 54, 213; 88, 70; 22 1912 Sp 573; 
08 Sp 167; Od 23, 28). Es liegt eine vom Verkäufer ausgehende Doppelanweiſung 
vor, kraft deren der eine Angewieſene ermächtigt wird, gegen Zahlung der Vinkulationsſumme, 
in der Regel ein auf die Ware gegebener Vorſchuß, dem Käufer die Ware auszuhändigen, der 
andere Angewieſene aber ermachtigt wird, den Preis an den Dispoſitionsbefugten ſtatt an 
den Verkäufer Zug um Zug gegen Empfang der Ware zu zahlen. Entwickelt hat ſich dieſes 
Geſchäft dadurch, daß zwiſchen den Verkäufer in Galizien, Rußland uſw. ſich eine Bank ein⸗ 
ſchob, die dem Bertäufer zum Aufkauf der Ware Kredit gab und ſich dafür dieſe zu Eigentum 
übertragen ließ (vgl. auch RG 99, 21). 

h) Vom Darlehen. Erwerb eines Wechſels zwecks Diskontierung iſt Kauf, wenn aber 
jemand einem andern Geld gibt gegen Ausſtellung oder Akzept eines Wechſels, wird dieſer 
nicht als Gegenleiſtung übertragen, ſondern zur Sicherung einer ſchon beſtehenden oder zu 
begründenden Darlehnsforderung gegeben. Nach RG 21. 9. 07 168/07 ſoll ein Darlehen 
und daneben ein Wechſelkauf vorliegen, was abzulehnen ilt. 

i) Von der Zahlung einer Schuld eines Dritten als Intervenient, wie bei der 
Einlöfung von Zinsſcheinen durch den Bankier, ſofern die Einlöſungspflicht übernommen iſt. 
Es kann aber auch Kauf der Zinsſcheine vorliegen (30 R 23, 509). 

k) Von der Verpfändung, mit der ſich namentlich der Sicherungskauf nahe berührt 
(RG 43, 894; Seuffl 58, 237; 62, 6), der regelmäßig kein Scheingeſchäft iſt (SeuffA 62, 6). 

) Vom Pachtvertrag. Diefer liegt namentlich vor, wo der Eigentümer einem andern 
die Einräumung von ſchuldrechtlichen Befugniſſen zum Abbau und zur Gewinnung von Torf, 
Kohlen, Kies oder andern Mineralien auf einem Grundſtück überläßt. Hier verpflichtet ſich 
der Grundſtückseigentumer nicht zur Überlaſſung beſtimmter Sachen und erfüllt vollſtändig, 
ohne daß irgendeine Ausbeutung ſtattfindet (RG 6, 7; 27, 279; 94, 280; JW O1, 26625 
03, 131°%; 09, 451°; Gruch 53, 964). Im weſentlichen Auslegungsfrage (RG 23. 11. 08 
VI 512/02). Wird bei einem Pachtvertrag zur Gewinnung von Kohlen dem Pächter geſtattet, 
Tiefbohrungen vorzunehmen, und find fie vom Pächter vorgenommen worden, fo liegt hierin 
noch nicht die Einräumung des Pachtbeſitzes am Grundstück (RG JW 1919, 379%). Bei Pacht 
erwirbt der Berechtigte die Früchte unmittelbar nach $ 953, bei Kauf iſt noch ihre Übereignung 
erforderlich. Bei Pacht iſt dem Berechtigten Beſitz an der nutzbaren Sache ſelbſt einzuräumen 
(88 581, 536), beim Kauf nicht (RG 26, 219). 

m) Vom Geſellſchaftsvertrag, bei dem die Verfolgung eines gemeinſchaftlichen Zweckes 
weſentlich iſt (RG Gruch 51, 956). Daß der Vorteil bei beiden Teilen Hand in Hand geht, 
reicht noch nicht aus (RG IW 07, 103). So iſt das Conto-a-meta-Geſchäft ein Ankauf 
auf eigenen Namen, wenn ſchon auf gemeinſame Rechnung. Die Beteiligung des andern 
tritt aber nicht hervor (RH Warn 1916 Nr 209; JW 905, 71910). 

n) Vom Speditionsvertrag. Beſondere Anweiſungen des Käufers an den Verkäufer 
wegen Verſendung der Ware begründen nur unter beſonderen Umſtänden einen Speditions- 
vertrag neben dem Kaufvertrag, in der Regel ſind ſie Nebenbeſtimmungen im Rahmen des 
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Kaufvertrags (ROß 8, 10; 13, 325). Letztenfalls haftet daher der Verkäufer nur für An⸗ 
ne allgemeiner kaufmännischer Sorgfalt, nicht nach den ſtrengeren Grundfähen der 
pedition. 

o) Vom Differenzgeſchäft nach $ 764. 

p) Keine Verkäufe, ſondern öffentliche Ausſpielungen nach StGB 8 286 find der 
Warenvertrieb in Form des Gella⸗, Hydra oder Schneeballenſyſtems oder ähnlichen 
(RG 60, 379). 

) Von der Leihe. Vgl. jedoch bezüglich des Möbelleihgeſchäfts unten unter 5. 

4. Die Form des Kaufvertrags iſt frei (§ 125). Im Handelsverkehr iſt aber ſchrift 
liche Beſtätigung üblich. Ausnahmen, die gerichtliche oder notarielle Beurkundung 
erfordern (8 128), beitehen für Kaufverträge über: N 

a) Das gegenwärtige Vermögen des Verkäufers in feiner Geſamtheit (8 311; vgl. hierzu 
NG 69, 420; 76, 1; Warn 1917 Nr 49). Daß das verkaufte Geſchäft das ganze Vermögen 
bildet, macht $ 311 noch nicht anwendbar. 

b) Den geſetzlichen Erbteil oder Pflichtteil unter den künftigen geſetzlichen Erben ($ 812). 

c) Grundſtücke ($ 313). 

d) Den Pfandverkauf (88 1233, 1278; ZRO 88 816ff., 8G 88 66ff. ). 

e) Den Erbſchaftskauf (§ 2371). 

1) Den Anteil bei Geſellſchaften m. b. H. (RGeſ. v. 20. 4. 92 8 15). 

5. Arten des Kaufes. Vom BGB beſonders geregelt find der Kauf nach Probe 
(8494), Kauf auf Probe (8 495), Wiederkauf (8497), Vorkauf (88 504 ff.), der Gattungs⸗ 
kauf ($ 480), Viehkauf ($ 481), der Kauf mit Eigentumsvorbehalt (8 455). Vom 
9GB 3 375 geregelt ift der ſog. Spezifikationskauf, beſonders in der Eiſen und Textil⸗ 
induſtrie, ſowie in Holz-, Papier⸗ und Briketthandel. Bei dem Spezifikationskauf fehlt es 
noch an genauer Beſtimmung des Leiſtungsinhalts, nicht zu verwechſeln mit dem „Kauf 
auf Abruf“, wo nur die Leiſtungszeit noch beſtimmt wird, immer aber ift jedenfalls die 
Vereinbarung eines beſtimmten Grundſtoffs erforderlich. Das Abzahlungsgeſchäft wird 
vom RGeſ. p. 16. 5. 94 geregelt. Darin find den Abzahlungsgeſchäften die Möbelleit⸗ 
verträge gleichgeſtellt. 

Daneben find noch hervorzuheben der einer beſonderen geſetzlichen Regelung entbehrende 

a) Kauf zur Probe. Das alte HGB Art 341 beſtimmte: „Ein Kauf zur Probe iſt ein 
unbedingter Kauf unter Hervorhebung des Beweggrunds.“ Er enthält jedoch häufig mehr: 
der Verkäufer verpflichtet ſich zugleich zu einer beſonderen Nebenleiſtung, nämlich dem Käufer 
die Gelegenheit zur Erprobung auf beſtimmte und als ungewiß behandelte Eigenſchaften 
zu gewähren. Er hat daher den Probegegenſtand nicht nur frei von Rechten Dritter zu ver. 
ſchaffen, ſondern alle Maßnahmen zu treffen, die die Erprobung für den Käufer ermöglichen. 
Im Sprachgebrauch werden häufig Kauf „zur Probe“ und „auf Probe“ miteinander ver⸗ 
wechſelt (ROgG 2, 188). 

b) Kauf auf Kondition (im Buchhandel). Hier kauft der Käufer die Ware unter der 
aufſchiebenden Bedingung, daß er ſie entweder weiterverkauft oder bis zum Ablauf einer 
beſtimmten Friſt nicht zurückgibt. Der Sortimenter iſt nicht Trödler, ſondern verkauft das 
Buch als eigenes, er erwirbt auch unmittelbar mit Ablauf der Rückgabefriſt ohne Zahlung des 
Kaufpreiſes das Eigentum. 8 

c) Der Lieferungskauf iſt vom Werklieferungsvertrag zu unterſcheiden. Er 
hat zum Inhalt die Verpflichtung, einem andern eine Sache zu beſchaffen, die er ſelbſt zu 
dieſem Zweck ſich erſt anſchafft, gleichviel ob der Dritte, von dem er fie bezieht, ſie erſt herſtellt 
oder nicht. Die Herſtellung ſelbſt aber iſt nicht in obligation, daher ein reiner Kauf. N 

d) Sukzeſſivlieferungsvertrag. Er iſt ein einheitlicher Vertrag auf Lieferung einer 
feſtbeſtimmten Menge gegen ein feſtbeſtimmtes Entgelt, bei dem in Abweichung von § 266 
gerade vereinbart iſt, daß die Erfüllung in zeitlich getrennten beftimmten Raten erfolgen und 
für jede Rate eine abgeſonderte Zahlung geleiſtet werden ſoll. Dadurch wird die Teilleiſtung, 
die in Hinblick auf das Ganze und die Zukunft noch eine unvollſtändige Geſamtleiſtung iſt, doch 
in Hinblick auf die Gegenwart und als Rate zur Volleiſtung (ROc 13, 78; RG 61, 130). 
Der „Kauf auf Abruf“ iſt häufig, aber nicht notwendig ein Sulzeſſivlieferungsvertrag 
(RG Recht 09 Nr 2925). Es genügt überall ftatt der Beſtimmtheit die Beſtimmbarkeit. Die 
Grenze, wo dieſe aufhört und dann bei völliger Unbeſtimmbarkeit nur noch ein Vorvertrag 
anzunehmen iſt, iſt flüſſig. So kann die Biermenge durch den objektiv feftitellbaren Bedarf 
des Wirtes genügend beſtimmbar fein. Iſt fie dagegen der bloßen Willkür des Wirtes über⸗ 
laſſen, liegt nur ein Vorvertrag vor. Bei einem Milchlieferungsvertrag iſt die Menge der 
Sleferung in den einzelnen Zeitabſchnitten, aber häufig nicht deren Zeitpunkt beſtimmbar. 
de Mmmt nur eine Partei die Verpflichtung zur Lieferung und hat die andere nur das Recht 
Be Abnahme, wie bei Gaslieferungsverträgen, liegt meift nur Vorvertrag vor, dagegen bei 

eſtimmbarteit der Menge und Verpflichtungsübernahme, wie etwa die Gasverträge mit 
Fabriten, ein feſter Lieferungsvertrag. Ebenſo bei Waſſer⸗ und Elektrizitätslieferungsverträgen. 
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e) Bezugsvertrag iſt ein dem Sukzeſſivlieferungsvertrag ähnlicher Vertrag, der ſich 
von dieſem aber dadurch unterſcheidet, daß der Käufer ſeinen ganzen, im einzelnen jetzt noch 
nicht feſtſtellbaren Bedarf oder die geſamte Produktion des Lieferers kauft. Immerhin iſt 
die Warenmenge dann künftig feſtſtellbar. Der Bierlieferungsvertrag ift ein Beiſpiel 
für die Beſtimmung nach dem eigenen Bedarf. Verbunden damit iſt dann die Verpflichtung 
des Beziehers, keine andere Ware gleicher Art von dritten Seite zu beziehen. Für Bayern 
vgl. hierzu AG. BGB Artt 13, 14. Bei den Produktionsabnahmeverträgen darf der Verkäufer 
an niemand andern als den Bezieher liefern (ROHG 19, 331; RG 78 S. 14, 385; LZ 07, 
Sp. 428; OLG 13, 410; 17, 386). 

f) Hand- oder Realkauf. Hierzu vgl. zu 2. 
g) Vinkulationskauf vgl. zu 36 2. 
f a 5 cherungskauf vgl. zu 8k. Er iſt ein wirklicher Kauf mit Rückkaufsrecht oder Rück⸗ 
aufspflicht. 

i) Haftungskauf vgl. unten zu 6a. 

*) Kauf in Bauſch und Bogen vgl. unten zu 6a. 

) Kredikkauf und Vorzahlungskauf vgl. unten zu 9b bb. 

m) Kauf auf Abruf vgl. zu de und unter 9b bb. 

6. Gegenſtand des Kaufvertrags iſt alles, was in Umtauſch gegen Geld gegeben werden 
kaun. Wenn das BOB nur Sachen und Rechte erwähnt, ſo hat es dadurch den Umſatz von 
Dingen, die wirtſchaftlich als ſelbſtändige Subſtrate und Gegenſtände des Unmtauſchs behandelt 
werden, von der gleichartigen Regelung nicht ausſchließen wollen. Hierfür ſpricht ſchon, daß 
es den Erbſchaftskauf als Kauf anerkennt. Das erhellt ferner aus Prot 2, 51, wo anerkannt 
wird, „daß auch all die Werte als Sachen und Rechte Gegenſtand des Kaufes fein können (ins⸗ 
beſondere der Verkauf eines Geheimniſſes, einer Kundſchaft, die Gewinnchance bei der 
omtio spei)“. In derartigen Fallen find daher die Beſtimmungen vom Kauf gleichfalls 
anzuwenden, nach Nich 63, 59; 67, S. 86, 380 entſprechend, nach Gierke unmittelbar. 

a) Sachen find körperliche Begenftände beweglicher und unbeweglicher Art nach $ 90, 
einfchließlich ihrer Beltandteile ($ 98) und im Zweifel ihres Zubehörs ($ 314). Auch Waſſer 
(RSS: 14, 121), Dame cnc 44, 335) und Gas (ch St 14, 117) find Sachen, nicht Kräfte“ 
wie Elektrizität. Lieferungsverträge über Licht find Werkverträge (ME 17, 269), es 
handelt ſich um Lieferung eines Erfolgs von Arbeit, der Licht- oder Kraſtwirkung, die Mit⸗ 
lieferung der Zähler geht im Hauptvertrag auf. Wie Verträge über Elektrizität find auch 
Verträge über Lieferung von Wärme zu beurteilen. Wertpapiere, Kuxe (RG 54, 351) 
find 3 Kaufes als Sachen, gleichviel, ob gültig ausgeſtellt oder nicht. Ebenſo 
Wechſel beim Diskontierungsgeſchäft. ‚Diefes iſt in der Regel Kauf eines noch nicht fälligen 
Wechſels gegen ein Entgelt, das durch die um den Zwiſchenzius nebſt einer Proviſion gekürzte 
Wechſelſumme beſtimmt wird (RG 9, 23). Vgl. auch zu Zh. Geld iſt als ſolches Mittel, 
nicht Gegenſtand des Güterumſatzes, es können aber Geldſtücke und Geldſorten auch Gegen⸗ 
ſtände des Kaufes ſein (Jubilaumsmünzen, Sterbetaler, ausländiſches Geld, RG 38, 2; 15, 44). 
Über Geldwechſeln vgl. zu 3b. Auch Sachgeſamtheiten können Gegenſtand eines einheit⸗ 
lichen Kaufes fein, wie Inventar eines Geſchäfts, eines Gaſthofs (NOHG 21, 204), insbeſondere 
bei „Kauf in Bauſch und Bogen“ („en bloc). Die Beſtimmung der Sache als Kaufgegen⸗ 
ſtand erfolgt derart, daß nur mit dem Einzelgegenſtand und nicht mit einem andern erfüllt 
werden kann (NG 70, 428), Spezieskauf, oder fo, daß alle Sachen gleicher Gattung zur 
Erfüllung der Verpflichtung geeignet find, Gattungskauf (89 248, 480). Dazwiſchen ſteht 
der beſchränkte Gattungskauf (Milch aus beſtimmtem Gut, Zinn von Inſel Banga, 
IW 01, 209, und der Ausſcheidungskauf: aus einem ſpeziell beſtimmten größeren Ganzen 
wird ein durch Meffen, Wägen oder Zählen beſtimmbarer Teil verkauft. — x) Die Sache 
braucht zur Zeit des Kaufabſchluſſes noch nicht vorhanden zu fein, fie kann als eine künftige 
verkauft werden (emtio rei speratae). Der Kauf ift dann von Rechts wegen durch ihre 
künftige Entſtehung bedingt. Hierher gehört der Kauf von Früchten einer Ernte, der Aus⸗ 
beute eines Steinbruchs, der Milcherzeugung (JW 03, 1315, eines Hauſes auf Abbruch. 
Letzterer iſt kein Grundſtücksveraußerungsvertrag (RG 60, 317; 62, 137), bedarf daher nicht 
der Form des $ 313. Verkauf der „nächiten 35 Tonnen Erz einer Grube“ iſt kein beſchränkter 
Gattungskauf, ſondern Spezieskauf einer erſt zu erzengenden zukünftigen Sache. Sobald 
die Tonnen gefördert find, treten fie als der von vornherein vorgeſtellte Kaufgegenstand in 
die Erſcheinung, ohne daß es noch einer Ausscheidung bedürfte (RG 92, 371). Der Verkauf 
einer künftigen Sache iſt nicht mit einem Lieferungslauf zu verwechſeln, bei dem ſich der 
Verkäufer zur Herſtellung verpflichtet; vielmehr geht hier die Verpflichtung des Verkäufers 
nur dahin, der Eutſtehung der künftigen Ware nicht entgegenzuwirken (ROH 1, 14). Beim 
Verkauf eines Waldbeſtandes hat der Käufer zwar das Recht, das Holz zu schlagen, das 
„Holzungsrecht“ läßt ſich aber nicht dinglich durch Eintragung ſichern (RG 60, 317; 78, 36). 
Etwas anderes als der Kauf einer künftigen Sache iſt auch der Kauf einer Gewinnchance 
(emtio spei, Hoffnungskauf), wenn vereinbart wird, daß der Preis auch zu zahlen iſt, wenn 


542 Recht der Schuldverhältuiffe Einzelne Schuldverhältniſſe 


die Sache nicht entſteht (RG 77, S. 224, 344), fu beim Kauf eines noch nicht gezogenen Loſes, 
eines Fiſchzugs. Iſt das Los tatſächlich ſchon gezogen, liegt kein Hoffnungskauf vor (RG 
6, 290).— 6) Die Sache braucht dem Verkäufer nicht zu gehören, die ihm obliegende 
Verſchaffungspflicht kann er an ſich auch beim Verkauf einer fremden Sache erfüllen, wenn 
er das fremde Eigentum beſeitigt, dazu bedarf es auch nicht erſt des Durchgangs durch das 
Eigentum des Verkäufers, die Übertragung kann unmittelbar durch den dritten Eigentümer 
erfolgen (RG 54, 213; 74, 354). 

b) Rechte im weiteſten Sinn, hierunter fallen namentlich auch Forderungen. Ferner 
Erbbaurechte, alle Rechte auf Nutzungen, auch wenn fie nur ihrer Ausübung nad) übertrag⸗ 
bar find, gewerbliche Gerechtigkeiten (Apotheker-, Schaukgerechtigkeit, Bohrgerechtigkeit, Berg. 
gerechtigkeit), dingliche Rechte an Sachen, wie Hypotheken, alle gewerblichen Schutzrechte 
(Namen, Firma, Geſchäftsbezeichnung, Warenzeichen, Patente uſw., RG 45, 147; Recht 
05, 317), ſowie alle Urheberrechte. Wiederkauf von Renten, die auf dem Grundſtück laſten, 
kann ebenfalls Kauf fein. Das verliehene Recht, den Titel als Hofapotheke zu führen, kaun 
Gegenſtand eines Kaufes fein (RG Warn 1914 Nr 283). Die Übertragung der gewerblichen 
Verwertung eines Patents durch einen Lizenzvertrag iſt kein Kauf, ſondern ein Vertrag 
eigener Art (RG 54, 272; 57, 38; 78, 363), der dem Lizenznehmer in der Regel nur ein perſön⸗ 
liches Forderungsrecht auf Benutzung des Patents verleiht. Doch kann er zum Kauf werden, 
wenn in der Perſon des Lizenzuehmers ein beſonderes abſolutes Recht entſtehen ſoll und 
dieſes Gegenſtand der Übertragung iſt, nicht bloß die gewerbliche Ausnutzung gewährt wird 
(JW 07, 1361). Die Patenturkunde iſt nur Beweisurkunde. Bei Geſchäftsanteilen iſt 
zwiſchen dem Recht und der wirtſchaftlichen Beteiligung zu unterſcheiden (RG 83, 180; 86, 48). 
Der Rechtskauf hat zum Teil eine beſondere Regelung in $ 437 erfahren. Das BEL 
behandelt den Sachkauf und den Rechtskauf als zwei geſonderte Arten des Kaufes, für die es 
zum Teil beſondere Vorſchriften gibt (RG 56, 255; 68, 60; 90, 243). N 

e) Wirtſchaftliche und rechtliche Lagen und Zuſtände, ſowie immaterielle 
Güter, ſofern fie einer Überleitung vom Verkäufer auf den Käufer, alſo eines Umſatzes, 
fähig ſind. Das Geſetz ſelbſt hebt den Erbſchaftskauf hervor (8 2371), es kommen auch ſonſt 
einheitliche Vermögens maſſen (universitates juris) in Betracht, ferner kaufmänniſche und 
gewerbliche Unternehmungen, wie ſchon aus HGB 8 25 folgt, oder Erwerbsgeſchäfte 
ſchlechthin in ihrer Eigenſchaft als organiſierte Subſtrate einer gewerblichen Tätigkeit, als 
„Betriebe“ (RG 63, 57; 68, 54), fo z. B. ein Penſionat (R 67, 86), Zeitungsunternehmen 
(RG 70, 220), eine ärztliche Praxis (RG 66, 39). Vgl. hierzu unter 1. Bel dieſen iſt zu 
unterſcheiden, ob Gegenſtand des Kaufes iſt das im Geſchäft ſteckende Betriebsvermögen 
allein (Grundſtücke, Kapitalien, Warenvorräte, Inventar) oder das Unternehmen als 
immaterielles, durch Arbeit geſchaffenes Gut, als organiſierter Betrieb, zu dem als Beſtand⸗ 
teile gehören Firma, Warenzeichen und andere gewerbliche Schutzrechte, geſchaftlicher Ruf, 
Kundſchaft, Geſchäfts⸗ und Betriebsgeheimniſſe uſw. (RG 70, 22; 68,53). Das Unternehmen 
und das Geſchäftsvermögen können je ſelbſtändig veräußert werden (RO 70, 224; 68, 49; 
RGSt 28, 277), ebenſogut aber als ein zuſammengehöriges Ganzes (RG 78, 270). Auch 
bei einer G. m. b. H. iſt zwiſchen den einzelnen Geſchäftsanteilen und dem Geſchäftsvermögen als 
Objekt der in jenen enthaltenen rechtlichen Verfügungsmacht zu unterſcheiden, es können 
daher als Kaufgegenſtand nicht nur die einzelnen Geſchäftsanteile, ſondern auch das Geſchäfts⸗ 
unternehmen in Betracht kommen, worauf dann die Grundſätze von 9 459 Anwendung finden 
(RG 98, 289). Etwas anderes iſt auch nicht in RG 86, 147 ausgeſprochen. Auch beſondere 
kaufmänniſche und gewerbliche Kenntniſſe und Gedanken können als immaterielle 
Güter übertragen werden, wie (unpatentierte) Erfindungen, Fabrikations- und Geſchäfts⸗ 
geheimniſſe, Rezepte; ihre Veräußerung iſt ein Kauf, keineswegs ein Vertrag eigener Art, 
wie RG in Warn 1914 Nr 214 meint. Der Gedanke muß ſich freilich mit feſtem Fabalt gefüllt 
haben, nicht bloß unbeſtimmte vage Pläne enthalten (Gruch 58, 655; Recht 1913 Nr 3227). 
Eine andere Frage iſt dagegen, inwieweit die Gewährleiſtungsanſpruche entsprechende 
Anwendung finden (vgl. hierzu bei $ 459 und RG IW 1914, 674%). Die „Kundſchaft“ als 
ſolche iſt allerdings kein Gegenſtand, der übertragen werden könnte, wohl 1 die gewerb⸗ 
liche Stellung, die jemand einnimmt und an die ſich natürliche Beziehungen zu dem 
Kundenkreis knüpfen. Dieſe Stellung kann aufgegeben und einem andern eingeräumt wer⸗ 
den, was einer Übertragung wirtschaftlich gleichkommt (NG 95, 57; JW 5, 3897). Die ge- 
werbliche Stellung iſt im gewerblichen Unternehmen verkörpert und lokaliſiert und wird da⸗ 
her gleichzeitig in der Regel mit dieſem übertragen (R 63, 57; Gruch 51, 901). 

as von künftig erſt entſtehenden und dem Verkäufer nicht gehörigen Sachen unter a 
geſagt ift, gilt gleichermaßen auch für die unter b und e genannten Kaufgegenſtande. 
* aren im engeren Sinne des Handelsrechts als Gegenſtände des Handelskaufs 
ind nur bewegliche körperliche Sachen (BGBL 1 Abſ 2 Nr 1), denen die Wert 
88 79175 ausdrücklich an die Seite geſtellt werden, alſo namentlich nicht Grundſtücke. HH 
33 373ff. haben nur dieſe im Auge (RG 26, 43). 
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e Die Verpackung („Tara“) ift im Zweifel nicht Gegenſtand des Kaufes (ROH 13, 167; 
DLG 14, 381). Dies gilt auch für Säcke. 

„7. Der Preis muß in Geld beſtehen. Geld können fein die Währungsmünzen und die 
mit Annahmezwang verſehenen Banknoten, ebenſo andere Münzen und Scheine, ſoweit dieſe, 
wie ausländiſche, nicht Ware ſind. Bei Doppelwährung iſt Goldklauſel von Bedeutung. 
Über Unverbindlichkeit von Zahlungsvereinbarungen in Gold während des Krieges BVO 
2. 28. 9. 14 (RGS BI 417). Über Erſatz der Goldmünzen durch Reichskaſſenſcheine und Reichs⸗ 
banknoten während des Krieges RGeſ. v. 4. 8, 14 (RG Bl 326). Zuläſſig iſt die Vereinbarung, 
daß der feſtgeſetzte Kaufpreis durch Hingabe eines Gegenſtandes an Erfüllungs Statt gewährt 
werde, ſowohl bei als nach Abichluß des Vertrags (NOHG 11, 226). Grenzfall mit Tauſch 
(RG in 23 07 Sp 235). Auch Geſtattung der Abarbeitung des Preiſes beläßt es bei Kauf⸗ 
vertrag (Seuffü 59, 56), Der Preis muß beſtimmt oder wenigſtens beſtimmbar ſein 
($ 315). Beſtimmbar iſt er auch, wenn er z. B. nach einer beſtimmten Quote der Ein- 
nahmen des verkauften Geſchäfts während einer beſtimmten Zeitdauer bemeſſen wird. Das 
Geſchaft wird dadurch noch nicht zu einer Geſellſchaft. Ob der Käufer vor der vereinbarten 
Zeit den Betrieb aufgeben kaun und daun noch Zahlungen zu leiſten hat, richtet ſich nach 
Treu und Glauben im Einzelfall (RG 95, 37). Die Preisbeſtimmung erfolgt 

a) als feſter Preis bei Vereinbarung. Dieſer kann berechnet werden als Einheits- 

preis für die Wareneinheit, ſo daß ſich die Summe aus Zahl, Maß und Gewicht der Ware 
ergibt, oder als Geſamtpreis, wie namentlich beim Kauf in Bauſch und Bogen. Es können 
dabei verſchiedene Umſtände berückſichtigt werden, wie Zölle beim Tranſitpreis (RG 
94, 247 u. a.). Fehler in der Preisberechnung (Kalkulation) ſind in der Regel unbeachtlich. 
Die Beſtimmung kann auch einem Dritten überlaffen werden, jo auch bei Arbitrageabrede 
wegen Preisminderung (RO 73, 259); ferner dem Vertragsgegner ſelbſt. Unter Selbſt⸗ 
koſtenpreis ſind die geſamten Geſtehungskoſten zu verſtehen, die ſich zuſammenſetzen aus 
dem Einſtandpreis, den beſonderen, Betriebsunkoſten und dem Anteile an den allgemeinen 
Betriebsunkoſten, Kapitalzinſen, Riſitkopramie und Unternehmerlohn. Unter Fabrik⸗ 
preifen, Originalfabrikpreiſen find die Preiſe zu verſtehen, die die Fabrik dem Zwiſchen⸗ 
händler beim Verkauf im großen berechnet, ohne Zuſchlag der Koſten eines etwaigen eigenen 
Vertriebs an das Publikum in Verkaufsſtellen (RG Warn 1914 Nr 201). Syndikatspreiſe 
ſind die Preiſe, die das betreffende Syndikat jeweilig feſtſetzt (N Lg 1912, 8635). 
„ b) Als Markt- oder Börſenpreis ($$ 385, 453). Marktpreis iſt der allgemein 
vorhandene Durchſchnittspreis zur Erfüllungszeit am Erfüllungsort. Es iſt aber 
zwiſchen dem normalen Marktpreis des Friedens und dem Preis infolge der Notm arktlage 
des Krieges zu unterſcheiden. Letztere iſt leine Grundlage mehr file die Bildung eines ange: 
meſſenen Preiſes (H St 51, 200 52, 30). Soll der Preis nach künftiger ſchmankender 
Marktlage beſtimmt werden und iſt ein Höchſt⸗ oder Mindeſtpreis feſtgeſetzt worden, dann hat 
die Abrede den Zweck, das Geſchäftsriſiko der Parteien zu begrenzen (RG 94, 339). Der 
Börſenpreis iſt eine Unterart vom Marktpreife, der in der Reel, aber nicht notwendig 
durch amtliche Ermittlung (Kursmakler) feſtgeſtellt wird. Bei Wertpapieren wird der Börſen 
preis im „Kurs“ ausgedrückt, ſofern ſich dieſer nicht nur auf Angebot (B — Brief) oder Nach⸗ 
frage (G = Geld), ſondern den wirklich ſtattgehabten Umſatz bezieht („bez.“). 

e) Der laufende oder ortsübliche Preis des HGB 88 385, 373 Abſ 2 ift im Gegenſab 
zum Marktpreis der jeweilige Durchſchuittspreis an einem beſtimmten Ort zu einer be⸗ 
ſtimmten Zeit. ä ER 3 

d) Ae oder kundenübliche Preis iſt im Zweifel der beſondere Preis 
des beſtimmten Einzelladens in dem die Ware feilgeboten wird, der Preis, den auch andere 
Stunden des Verkäufers zahlen (JW 05, 43619), nicht der allgemeine in den Läden des Ortes 
onſt übliche. Das ſchließt nicht aus, daß abnorme Abweichungen von den ſonſt in den Läden 
des Ortes üblichen Preiſen die Anfechtung wegen Irrtums, argliſtiger Täuſchung uſw. be⸗ 
gründen können. re ; 
ce) Nei el ſene Preis bei Waren ohne Markt: oder Ladenpreis wird nach BGB 
$ 315ff. beſtimmt. - r j : e 

f) Geſetzliche Normierung des angemeſſenen Preiſes findet ſtatt in den behördlichen 
Preistaxen (Achewo $ 80 Abs 1, z. B. für Apothekerwaren) und den damit weſ ensverwandten 
Hüchſtpreſſen und Richtpreiſen (BO v. 8. 5 18). Vgl. zu A 1. Davon zu unterſcheiden 
ud die Selbſttaxen, zu deren Aufſtellung einzelne Gewerbetreibende verpflichtet ſind 
(Achewo 88 7375, z. B. Bäcker, Gaſtwirte). Die Vereinbarung eines niedrigeren Preiſes 
iſt bei beiden Arten zuläſſig, die Vereinbarung eines höheren nichtig (RGewdoO 8 79). 
e) Wenn der Preis mit „zirka“, „etwa“, „gegen“ und ähnlichen Ausdrücken umſchrieben 
wird, iſt in der Regel anzunehmen, daß die Greuze der Angemeſſenheit den Anſatz nicht nach 

u und unten weſentlich überſteigen darf, aber doch auch preismindernde Umſtände zu 
berücksichtigen ſind. Im Einzelfall kann die Beſtimmung auch beſagen, daß der Anſatz als 
Mindeſtpreis immer gefordert werden, nötigenfalls aber ein mäßiger Zuſchlag gemacht werden 
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kann. — Ein angemeſſenes Wertverhältnis zwiſchen Preis und Ware wird bei der Vertrags⸗ 
freiheit im allgemeinen nicht erfordert, einen Rechtsbehelf der laesio enormis kennt das Geſet 
nicht mehr. Die Anwendung der Vorſchriften wegen Wuchers (5 138) und bei Gegenſtänden 
des täglichen Bedarfs wegen übermäßigen Gewinns nach BBOv. 8. 5. 18 gegen Preistreiberei 
liegt auf anderem Gebiete. Der Verkäufer iſt für die Vereinbarung des Kaufpreiſes nach 
a4 und feine Beſtimmtheit oder Beſtimmbarkeit beweispflichtig (RG 68, 305; IW 07, 175). 

8. Die Verpflichtungen des Verkäufers gehen ſchon nach dem Kaufvertrag und abgeſehen 
von beſonderen Zuſicherungen a 

J. beim an) von Sachen auf die beiden ſelbſtändig nebeneinanderſtehenden 
Leiſtungen der Übergabe, d. h. Beſitz und Genußverſchaffung und der Eigentumsver⸗ 
ſchaffung. Erſt wenn beide Leiſtungen erfüllt ſind, liegt vollſtändige Erfüllung des Kauf- 
vertrags vor; ſolange nur die eine Leiſtung gewährt worden iſt, iſt lediglich Teilerfullung vor- 
handen, und mit jeder von ihnen kann der Verkäufer in Verzug kommen (NG 85, 322: 95 
S. 106, 322), Unmöglichkeit der Erfüllung eintreten uſw. Es liegt nicht nur eine einheitliche Ver 
pflichtung vor, die ſich nach zwei Richtungen hin äußert. So ſoll bei Übergabe der Sache unter 
Eigentumsvorbehalt die vollſtändige Erfüllung des Kaufvertrags erſt in der Zutunft eintreten 
(R 64 S. 209, 334; 66, 344; 95, 107). Vorausſetzung iſt vollwirkſamer Vertrag (RG 98, 246). 

a) Die Verpflichtung zur Übergabe enthält die Verpflichtung, dem Käufer den unmittel⸗ 
baren, körperlichen Beſitz an der Sache mit Zubehör zu verſchaffen (8 854). Wird dieſe 
körperliche Übergabe durch einen Beſitzvertrag erſetzt, der nur mittelbaren Beſitz ſchafft 
(S 930), constitutum possessorium (23 1917, 1279), fo liegt darin ein Erlaß auf unmittel⸗ 
bare Beſitzverſchaffung ſeitens des Käufers, der von deſſen freiem Willen abhangt. Das gleiche 
gilt für die Abtretung des Herausgabeanſpruchs (88 870, 931). Zu unterſcheiden ift 
jedoch, ob etwa der Abtretungsanſpruch ſelbſt Gegenſtand des Kaufes iſt. Die Über ⸗ 
gaben durch Dispoſitionspapiere (Konnoſſemente der Seeſchiffer, 285 5 647, Lade⸗ 
ſchein der Frachtführer, HGB 8 450; indoſſierte Ladeſcheine der ſtaatlich zur Ausſtellung 
folder Urkunden ermächtigten Auſtalten, HB $ 424) find keine Erfablibergaben wie im Falle 
BGB SS 930, 931, fie verſchafft dieſelben dinglichen Rechte an dem Gut wie die Übergabe des 
Gutes ſelbſt (RG 52, 354; 57, 62; 98, 166; JW 04, 215%). Immerhin bezieht ſich die Pflicht 
des Verkäufers aus $ 433 auf die Verſchaffung des körperlichen Beſitzes der Sache ſelbſt, es ift 
daher zu unterſcheiden, ob ein Kauf gegen Dispoſitionspapiere abg g lie iſt oder nicht. 
Letzterenfalls braucht ſich der Käufer mit dem Anbieten eines ſolchen ispoſitionspapiers nicht 
zu begnügen und kann körperliche Übergabe der Sache ſelbſt verlangen (RG JW OL, 65410), 
erſterenfalls aber enthält vertraglich die Übergabe des Dispoſitionspapiers die Übergabe 
der Kaufſache und es knüpfen ſich an die Übergabe dieſes Papiers dann auch alle geſetzlichen 
Folgen der Übergabe der Sache ſelbſt, z. B. Gefahrübergang (MG 52, 354). Dal. § 446. 
Beim Verſendungskauf iſt die Beſitzverſchaffungspflicht durch $ 447 12 (Ach 49, 76; 
59, 23). Die Pflicht zur Übergabe wird auch dadurch erfüllt, daß der Verkaufer die Ware 
auf Anweiſung des Käufers einem Dritten, etwa dem Abkäufer des Erſttaufers, übergibt 
(N 74, 354; Gruch 60, 992); ſelbſtverſtändlich ſteht dem auch die Übergabe an den Vertreter 
des Käufers gleich. Bei Übergabe an den Spediteur iſt zu prüfen, ob dieſer Vertreter des 
Verkäufers oder des Käufers ſein ſoll. Die körperliche und un mittelbare Beſitzüber⸗ 
tragung iſt ein zweiſeitiger Akt; der Übergabe entſpricht die Annahme, erſtere iſt eine 
Tätigkeit des Verkäufers, letztere eine ſolche des Käufers. Beide aber bilden ein zuſammen⸗ 
gehöriges Ganzes derart, daß der eine Akt ohne den andern nicht möglich iſt. Bei dieſem 
Zuſammen wirken alſo, deſſen Erfolg der Übergang des Beſitzes iſt, hat der Verkäufer 
ſeiner übernommenen Verpflichtung gemäß mittätig zu ſein. Verſchieden von der Übergabe 
iſt die Ablieferung. Dieſe iſt nicht Teil eines Geſamtaktes, nicht Zeil eines Zuſammen. 
wirkens von Verkäufer und Käufer, ſondern lediglich ein ſelbſtändiger und einſeitiger 
Akt des Verkäufers, durch den er den Käufer in die Lage ſetzt, nunmehr ſeinerſeits wiederum 
durch einen ſelbſtändigen und einſeitigen Akt über die Ware Ju verfügen und ihre Be⸗ 
ſchaffenheit zu unterſuchen (HGB $ 377; ROH h 3, 392; 6, 167; NS 73, 379; 91, 290; 
IW 08, 4315). Die Ablieferung ift alſo ein rein tatſächlicher Vorgang, der ſich durch irgend 
welche Verabredungen nicht erſetzen und ummodeln läßt, er hat nicht notwendig den Beſitz⸗ 
erwerb im Sinne des Rechtes zur Vorausſetzung (OLG 10, 411; Gruch 43, 760). Auch bei 
Verſendungskäufen erfolgt die Ablieferung daher regelmäßig erſt am Beſtimmungsort, 
wo der Käufer die Sache abnimmt (Warn 1911 Nr 230), der von Erfüllungsort der Vertrags: 
leiſtung verſchieden fein kann. Verſchieden ift endlich ſowohl von der Übergabe wie von der 
Ablieferung die Ankunft der Ware, worunter lediglich das Eintreffen am Veſtimmungsort 
zu verſtehen iſt („Zahlung des Kaufpreiſes bei Ankunft der Ware, JW 04, = )., Beſtritten 
ift, ob der Verpflichtung zur Übergabe aus dem Kaufvertrag die weitere Verpflichtung zur 
Seite ſteht, die Sache frei von Fehlern zu übergeben, oder ob lediglich eine Haftung nach 
$ 459 eintritt, wenn die Sache Fehler hat. In $ 433 iſt ein Grundſatz für die Beantwortung 
der Frage nicht aufgeſtellt. Aber ſoweit Gattungsſachen als Gegenſtände des Kaufes in 
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Frage kommen, tft in § 480 ausdrücklich beſtimmt, daß der Käufer nicht nur die Wandlung 
oder Minderung verlaugen kann, ſondern anſtatt ihrer Nachlieferung einer mangel 
freien Sache. Für Kaufe von Gattungsſachen beſteht ſonach nach der Meinung des Geſetzes 
die en des Verkäufers, mangelfreie Sachen zu liefern. Durch Ausſcheidung 
einer Sache mittlerer Art und Güte aus der Gattung und Beſtimmung zum Erfüllungsgegen 
ſtand iſt aber die Konzentration und damit die Verwandlung in den Spezieskauf eingetreten. 
Gleichwohl braucht der Käufer dies nicht anzuerkennen und kann Lieferung einer mangel⸗ 
freien Sache verlangen. 

Aus $ 480 ift aber nicht im Gegenſchluß zu entnehmen, daß beim Spezieskauf die den 
Kaufgegenſtand bildende Sache nicht mangelfrei zu ſein braucht und die Verpflichtung des 
Verkäufers ſich nicht auf Übergabe einer ſolchen erſtrecke. Sicher iſt Gegenſtand des Kaufes 
die Sache in dem Zuſtand, wie ſie ſich zur Zeit des Kaufabſchluſſes in ihrer konkreten Körper. 
lichkeit befindet ($ 450), aber es entſpricht der zu unterſtellenden Parteiabſicht und dem Ge⸗ 
ſchäftszweck, daß dieſer mangelfrei und zu dem ſeiner Art nach dienlichen Genuß zufolge ihrer 
Beſchaffenheit geeignet ſei. Die Freiheit von Mängeln iſt daher Inhalt der Ver⸗ 
käuferpflichten, andernfalls wäre eine Anfechtung nach $ 119 Abſ 2 nicht denkbar und der 
Ausſchluß der Haftung im Falle des 8 460 nicht begründet. Die Übergabe einer mangel- 
haften Sache enthält daher immer zugleich eine mangelhafte Vertragserfüllung (NG 
53, 70; 66, 76; SeuffA 59 Nr 197) die zur Zurückweiſung und Verweigerung der Annahme 
berechtigt und daher den Verkäufer in Verzug ſetzen kann, fo daß $ 326 anwendbar wird (RG 
52 S. 2, 355; 53, 92; 86, 92). Bei Ablehnung der Annahme wegen Geringfügigkeit der 
Mangel kann jedoch gegen Treu und Glauben verſtoßen werden (RG 53, 73; JW 05, 426°). 
Iſt der Mangel nicht heilbar, liegt für den Teil, der in der Übergabe einer mangelfreien Ware 
11. 5 Unmöglichkeit der ne vor (RG 53, 90; JW 00, 85613). Hat der Verkäufer 
die Übergabe einer mangelhaften Sache verſchuldet, hat der Käufer Anſpruch auf Schadens⸗ 
erſatz (8 276). Die Verpflichtung zur Übergabe einer mangelfreien Sache bedeutet aber nicht 
die Verpflichtung, eine ſolche herzuſtellen und einen etwa der Sache anhaftenden Mangel zu 
beſeitigen. Dieſes Tun iſt nicht in der Verpflichtung zum Übergeben inbegriffen. 


b) Die Verpflichtung zur Verſchafſung des Eigentums geht weiter als das bloße Haften 
ür habere licere. Sie geht auch nicht auf bloße Gewährleiſtung, ſondern umfaßt die 
Verpflichtung, das ſeine zu tun zur Herbeiführung des rechtlichen Erfolges 
dahin, daß der Käufer Eigentümer wird. Der Verkaufer hat demgemäß die zur Verſchaffung 
des Eigentums erforderlichen formgultigen Erklärungen und Handlungen vorzunehmen (88 929, 
873, 925), namentlich bei Auflaſſungen von Grundſtücken (vgl. auch GBO 58 40, 41), ſowie 
alles das zu beſeitigen, was dem Eigentumserwerb des Käufers infolge mangeln- 
der Berechtigung des Verkäufers hindernd im Wege ſteht. Das folgt aus § 484, 
wonach das Eigentum zugleich frei vou es belaſtenden Rechten verſchafft werden 
muß, und zwar zur Zeit des Eigentumsubergangs (RG 83, 214). Daß die Sache zur Zeit 
des Vertragsſchluſſes in fremdem Eigentum ſtand, macht die Erfüllung noch nicht un ⸗ 
möglich. Dies geſchieht erſt, wenn es für den Verkäufer objektiv ausgeſchloſſen iſt, ſich den 
Kaufgegenſtand zwecks Übereignung zu verſchaffen oder den Eigentümer unmittelbar zur 
Übereignung an den Käufer zu veranlaſſen (Warn 1918 Nr 158). Ebenſo iſt die Eigentums⸗ 
verſchaffung unmöglich, wenn die Sache als Kriegsbedarf beſchlagnahmt oder ihre Über⸗ 
eignung verboten iſt. Denn ſie würde dann rechtsunwirkſam fein (8 134; RG 9. 1. 20 
II 223/19). Bei einer Pfandverſteigerung darf auch der Eigentümer der Pfand⸗ 
ſache mit bieten (1239). Die Verpflichtung, Eigentum zu verſchaffen, kann von einem 
Nichteigentümer auch durch eigene Abgabe etwa einer Auflaſſungserklärung wirkſam erfüllt 
werden, wenn er dabei kraft einer Vertretungsmacht im Namen des Eigentümers handelt 
(§ 164) oder die Erklärung mit Einwilligung des Eigentümers abgibt oder endlich dieſer fie 
nachträglich genehmigte ($ 185; J lch 15, 35). Die Verpflichtung „aufzulaſſen“ kann auch 
Juhalt einer Verurteilung fein. Damit iſt der Verpflichtung aber nur daun genügt, wenn 
durch die bloße Rechtskraft des Urteils die als abgegeben erachtete Willenserklärung des Ver⸗ 
urteilten zur Eigentumsverſchaffung ausreicht. Andernfalls bedarf es einer weiteren Voll⸗ 
ſtreckung nach ZPO SS 887, 888 (3 Bl§G 14, 54). 

Hat der Verkäufer das feine getan, was ihm zur Eigentumsverſchaffung oblag, iſt aber 
trotzdem der Erfolg des Eigentumsübergangs nicht eingetreten, ſo hat gleichwohl der Verkäufer 
feiner Leiſtungspflicht nach $ 433 zunächſt genügt und der Käufer hat die in § 440 Abſ 2 ge⸗ 
nannten Rechtsbehelfe. Umgekehrt kommt die Erlangung des Eigentums dem Verkäufer 
auch dann zugute, wenn der Käufer es nur vermöge ſeines guten Glaubens erworben 
hat (8 932). Aber die Erlangung des Eigentums durch Ausübung eines Hoheitsrechts (Be 
ſchlagnahme) iſt keine Übergabe als privatrechtlicher Akt (RG 1. 7. 19 II 176/19). St der 
Eigentumsübergang betagt oder bedingt, wie bei Eigentumsvorbehalt, iſt der Kaufvertrag 
noch nicht vollſtändig erfüllt (RG 88, 214; 64, 206). 
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e) Aus den Verpflichtungen unter a und b ergeben ſich ohne beſondere Verein⸗ 
barung ferner eine Reihe von Nebenpflichten für den Verkäufer auf Grund des abgeſchloſſenen 
Kaufvertrags ſchon aus dem Grundſatz des $ 242, von denen nur einige ausdrückliche Regelung 
und Hervorhebung im Geſetz gefunden haben. Hierher gehören ; 

aa) die Auskunftspflicht über die den Gegenſtand betreffenden rechtlichen Verhält⸗ 
niſſe und die Herausgabepflicht bezüglich der den Gegenſtand betreffenden Urkunden (BGB 
$ 444). Zu dieſen gehören nicht nur die Beweisurkunden, ſondern auch die Dispoſitions⸗ 
urkunden. Dagegen ift der Verkäufer einer individuell beſtimmten Ware grundſätzlich nicht 
verpflichtet, die Ware auf ihre Tauglichkeit für den ihm bekannten Verwendungszweck des 
Käufers näher zu prüfen, auch wenn er Sachverſtändiger iſt. Vielmehr iſt dieſe Prüfung 
Sache des Käufers (ZW 1910, 749). Ebenſowenig beſteht eine Verpflichtung des Ver⸗ 
käufers, etwaige Mängel auszubeſſern. Dieſe folgt auch nicht aus der Verpflichtung, 
mangelfreie Ware zu liefern: denn die Verpflichtung, zu liefern, iſt von der Verpflichtung, 
herzuſtellen, verſchieden. Davon zu unterſcheiden iſt, ob der Verkäufer das Recht zu frei⸗ 
williger Nachbeſſerung hat, was jedenfalls für die Zwiſchenzeit zwiſchen Abſchluß des Vertrags 
und Übergabe der Kaufſache zu bejahen iſt. 

bb) Die Anzeigepflicht in bezug auf Anſprüche, die Dritte an dem Kaufgegenſtand 
erheben, und in bezug auf Mängel der Sache zum Zweck ihrer Beſeitigung durch den Käufer 
gerade dann, wenn der Verkäufer ihretwegen nicht haftet (OLG Braunſchweig in SeuffA. 
54, 31 


81). 
cc) Die Verwahrungspflicht der noch nicht übergebenen Kaufſache (Recht 1914 Nr 601), 
wozu bei Tieren auch ihre Fütterung und ſonſtige Fürſorge gehört. Zuweilen wird auch ein 
beſonderer Verwahrungsvertrag abgeſchloſſen und dann iſt beſondere de ben hier⸗ 
für zu zahleu, z. B. wenn Bank ein Nummerverzeichuis der gekauften Stücke überſendet. 
dd) Die Erhaltungspflicht. Aus der Verpflichtung, die Sache ſo zu übergeben, wie 
lie zur Zeit des Kaufabſchluſſes war, und der Gefahrtragung bis zur Übergabe, ergibt ſich 
ohne weiteres die Pflicht, ſie ſo zu behandeln, daß ſie erhalten und nicht beſchädigt wird (RG 
25. 3. 04 III 371/03). Dieſe Pflicht hat mit der Gewährleiſtungspflicht nichts gemein (RG 
52, 18). Ein Anwendungsfall dieſer allgemeinen Verpflichtung wird in $ 450 behandelt. 
Dieſe Verpflichtung wird eingeſchränkt in § 300. Sie kann ſich ſteigern im Einzelfall zur 
Verpflichtung, die Sache zu verſichern (RG 50, 169). > 
ee) Die Löſchungspflicht hinſichtlich nicht beſtehender, aber noch im Grundbuch ein⸗ 
getragener Rechte ($ 435). 
it) Die Pflicht, dafür zu ſorgen, daß Rechte anderer an der Kaufſache gegen den 
in nicht nur tatſächlich, ſondern auch rechtlich nicht geltend gemacht werden können 
0 - : 
gg) Die Ausſcheidungs und Konzentrierungspflicht bei Gattungskauf ($ 243). 
bh) Das Abmeſſen und Abwägen und Bereitſtellen der gehörig geordneten Ware als 
Vorbereitung der Übergabe ($ 448; Warn 1912 Nr 200). Der Käufer kann auch Vor⸗ 
wiegen der Ware verlangen (OLG 20, 167), ebenſo Herbeiholen zur Spezifikation, 
Geſtattung der Unterſuchung zwecks Entſcheidung über die Annahme der Ware als Gr- 
füllung (Recht 07 Nr 1628; 1910 Nr 1234). ö 
ii) Vor allem auch die Ermöglichung einer gefahrloſen Wegnahme ſeitens des 
Käufers. Wegen Verletzung dieſer Pflicht haftet der Verkäufer aus § 276. Der bloße 
Betrieb in einem Hauſe läßt aber aus Vertrag noch nicht für die Beſchaffenheit der Zugänge 
haften, es kommt hier nur die Haftung für unerlaubte Handlung in Betracht (RG 74, 124). 
d) Nach der beſonderen Geſtaltung des Falles und der im Verkehr üblich gewordenen 
Gewohnheit gelten weiter im Zweifel noch folgende Nebenpflichten als ſtülſchweigend in 
beſonderer Nebenverabredung mit übernommen. Dieſe ſind nicht Rebenverpflichtung 
aus dem Kaufvertrag an ſich, ſondern aus einem verkehrsüblich mit ihm zuſammen ſtillſchweigend 
abgeſchloſſenen Nebenvertrag. . f 
aa) Die Verſendungspflicht beim Diſtanzkauf (BGB 8 447) und die Uberbringungs⸗ 
pflicht auch beim Ortskauf (MG 34, 66; Recht 1911 Nr 3086), in der Regel aber auf Koſten 
des Käufers. Dadurch wird die Schuld nicht zur Bringſchuld und der Verkäufer übernimmt 
auch nicht die Gefahr der Übermittlung (RG 34, 66). Anders jedoch häufig nach der Verkehrs⸗ 
ſitte, wenn der Verkäufer durch feine eigenen Angeſtellten die Überbringung freiwillig über- 
nimmt. Dann wird vereinbarungsgemäß dieſe Überbringung auf Gefahr des Geſchäftsherrn 
erfolgen, weil dieſer allein auch die Auswahl unter den Angeſtellten trifft und ihre Zuverläſſig 
keit zu beurteilen vermag. 
bb) In Zuſammenhang hiermit ſteht die Pflicht zur Verpackung ($ 448). 
ce) Bei Lieferungsverträgen, bei denen der Verkäufer erkennbar macht, daß deren 
Aushaltung von der Durchführbarkeit eines vorausgehenden Deckungskaufs abhängt, über⸗ 
nimmt der Verkäufer ſtillſchweigend feinen Vertragsgegner gegenüber die Garantie, daß 
die Lieferungsverpflichtungen ſeines Vormanns ihm gegenüber mindeſtens die gleiche 
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Sicherheit für die Lieferung bieten, wie er ſelbſt fie feinem Abkäufer im Lieferungsvertrage 
gewährleiſtet (RG 2. 1. 20 II 271/19). 

dd) Grundſätzlich hat der lieferungspflichtige Verkäufer die der Warenlieferung entgegen⸗ 
ſtehenden Hinderniſſe zu beſeitigen, während der Käufer, ſoweit nötig, auf Verlangen mit⸗ 
wirken muß (RG 98, 260). Es gibt aber Ausnahmen in beſonderen Fällen (RG 97, 257; 
Warn 1916 Nr 155; 1918 Nr 216). e 

II. Beim Kauf von Rechten geht die Verpflichtung dahin, zunächſt dem Käufer das Recht 
zu verſchaffen. Auch hier iſt dieſe Verſchaffungspflicht von der andern Pflicht, Garantie 
zu leiſten für den Fall, daß das Recht nicht verſchafft worden iſt, zu unterſcheiden. Die Folgen 
der Nichtverſchaffung ſind dieſelben wie bei der Nichtverſchaffung des Eigentums an Sachen, 
wie ſich aus $ 440 ergibt. Der Ausdruck „haften“ it daher in 8 437 ungenau, inſofern damit 
nicht die Haftung aus der Gewährleiſtungspflicht gemeint iſt. Als Erfüllungshandlungen 
kommen namentlich in Betracht die Übertragung von Forderungen (88 398, 413), die In⸗ 
doſſierung von Orderpapieren, die Erklärungen vor dem Grundbuchamt (8 873); bei Rechten, 
bei denen die Verfügungsmöglichkeit an eine Urkunde gebunden iſt, gehört zur Erfüllung 
auch die Übergabe der Urkunde (RG 63, 424; 88 1154, 1192). Bei Rechten, die an eine 
Urkunde gebunden ſind (Wertpap ere, Inhaberpapiere), ſtellt die Verpflichtung zur Über⸗ 
gabe der Papiere die Hauptverpflichtung dar. Auch beim Rechtskauf können die Grundſätze 
vom gutgläubigen Erwerb durchgreifen (9 437). Iſt das verkaufte Recht nicht vorhanden, 
ſo iſt darum der Kaufvertrag nicht nichtig. Der Verkäufer kann es noch begründen, wie er 
auch eine noch nicht vorhandene Sache, die er verkauft hat, noch herſtellen kann. Nur wenn 
dies von vornherein uumden ift, iſt der Vertrag nichtig. Im übrigen ſ. zu § 437. 

Bei Rechten, die zum Beſitz einer Sache berechtigen, hat der Verkäufer außer der Be⸗ 
ſchaffung des Rechtes auch die Sache zu übergeben. Hierfür gelten die für ſie beſtehenden 
Grundſätze. In Betracht kommen das Erbbaurecht (88 1012, 1017 Abſ 2), das Nießbrauchs⸗ 
recht (55 1036 Abſ 1, 1059), das Wohnungsrecht (59 1093 Abſ 1, 1092), pfandrechtlich geficherte 
Forderungen 00 1250, 1251 Abſ 1). 

e 9. Die Verpflichtungen des Käufers werden als gleichwertig nebeneinander hingeſtellt 
und beſtimmt als Zahlungspflicht und Abnahmepflicht. 

a) Die Zahlungspflicht. Auch fie ſteht unter der allgemeinen Regel der 88 242, 244, 
245, 267, 208, 270, 362, 887, 1142, 1249; Hh 8 361. Über die Rechtsnatur der Zahlung 
. zu 8 362. 5 > 

aa) Bei Barzahlung iſt mit Geld oder gleichwertigen Zahlungsmitteln (marktgängige 
Umlaufmittel und Schuldverſchreibungen bekannter Körperſchaften, LZ 1912, 45824), bei 
Empfang der Ware Zug um Zug zu leiſten (88 271, 320). Dies gilt nicht nur für den 
Tageskauf, ſondern auch für den Zeitkauf und den Ratenkauf. Bei Vereinbarung per comp- 
tans, ſofortiger Bezahlung iſt namentlich die Aufrechnung ausgeſchloſſen (RG 60, 356), 
ſofern die Gegenforderung nicht aus dem Kauf ſelbſt entſtanden it (R 60, 294). Anders „ſo⸗ 
fortige rein netto Kaffe bei Empfang der Faktura“ (RG LZ 1917, 853). Bei Verſendungs⸗ 
käufen gilt die Regel, daß der Naufer den Preis erſt nach Empfang der erſt von ihm zu 
prüfenden Ware zu zahlen braucht. Daher iſt der Verkäufer nicht berechtigt, ohne weiteres 
die Ware mit Nachnahme zu belegen. Denn dadurch wird der Kauf zum Pränumerations⸗ 
kauf. Die Regel greift aber nicht Platz, wenn etwas anderes vereinbart, z. B. die Ware 
abredegemäß auf dem Lagerplatz des Verkäufers zu prüfen war (RG 10. 5. 07 II 12/07). 

bp) De Vorauszahlung enthält einen auflöſend bedingten Verzicht auf Nachforderung 
des Vorausgezahlten für den Fall, daß die Kaufpreisforderung entſteht. Sie kann im übrigen 
verſchiedenen Zwecken dienen und namentlich bei Kontokorrent verſchiedene Wirkung haben 
(RG 38, 236; 56, 23). Der Verkäufer darf im Zweifel die Vorauszahlung nicht zurück⸗ 
weiſen. Vorleiſtung findet namentlich ſtatt bei der Vereinbarung „Kaſſe gegen Faktura“. 
Der Verkäufer hat die Ware fertig zum Verſand zu machen, bevor er die Faktura dem 
Käufer ſchickt, darf aber mit der Abſendung der Ware warten, bis der Kaufpreis bei ihm 
eingeht (RG 69, 125). Dieſes Rechtes begibt er ſich auch nicht durch die Formel der Faktura 
„Sande Ihnen“. Hat er dennoch vor Eingang des Kaufpreiſes die Ware abgehen laſſen, 
kann der Verkäufer ihre Aushändigung an den Käufer bis zum Eingang des Kaufpreiſes ver⸗ 
bieten, und der Käufer gelangt in Zahlungsverzug, wenn er nicht nach Empfang der Faktura 
zahlt, es ſei denn, daß die Ware zu der Zeit tatſächlich noch nicht verſandtbereit war, was er 
beweiſen muß. Sind beitimmte Lieferfriſten vereinbart und werden dieſe nicht einge⸗ 
halten, bleibt an ſich in der Regel die Vorleiſtungspflicht dadurch unberührt (Gruch 1919, 220). 
Kommt der Verkäufer mit der Fakturaſendung in Verzug, erhält der Käufer die Rechte. 
ſtellung, als habe er den Kaufpreis vergeblich angeboten. Die Vereinbarung: „Kaffe gegen 
Dokumente“ enthält ebenfalls eine Vereinbarung der Vorauszahlung. Der Käufer muß 
zahlen, ehe er die Ware prüfen kann. Il dieſe Prüfung aber ausnahmsweiſe möglich, darf 
er ſie auch vor der Zahlung vornehmen RE 30, 100; 47, 142). Über Vereinbarung „Kaſſe 
gegen Dokumente bei Ankunft des Schiffes“ RG 90, 1; JW 1916, 1194). 
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ce) Bei Zahlung mit Wechſeln kann die Vereinbarung bedeuten, daß der Käufer ein 
Akzept geben ſoll oder daß Kundenwechſel zu geben ſind. Letztenfalls müſſen dieſe ſo 
gut ſein, daß ſie der Verkäufer bei ſeiner Bank ohne weiteres diskontieren kann. Die An⸗ 
nahme der Wechſel erfolgt im Zweifel nicht an Zahlungs Statt, ſo daß mit der Hingabe die 
Kaufpreisforderung erloſchen wäre (8 364), ſondern zahlungshalber, fo daß erſt mit der Ein 
löſung des Wechſels und nur in dem Vetrag, den der Verkäufer bei der Diskontierung dafür 
erhält, die Kaufpreisforderung beglichen iſt (RG 35, 196; NOH® 5, 256). Eine Prolon⸗ 
gation des Wechſels ändert daran nichts (RG Warn 09 Nr 397). Die Annahme des Wechſels 
oder Schecks verpflichtet aber den Verkäufer, das ſeine dazu zu tun, um Wechſel und Scheck 
einzulöſen. Vor deren Fälligkeit darf er auf die Kaufpreisforderung nicht zurückgreifen, da 
die Annahme des Wechſels eine Stundung bis zu deſſen Fälligkeit enthält (SeuffA 54 Nr 142). 
— Der Verkäufer ift im übrigen nicht befugt, nach Lieferung der Ware Wechſel auf den Käufer 
zu ziehen, falls er dieſe Befugnis nicht durch beſondere Vereinbarung oder ſtillſchweigend 
durch Verkehrsübung erhalten hat. Bei Hingabe von gefälſchten Wechſeln vgl. RG 82, 337; 
JW 1910, 470°; 1914, 192%. — Eine beſondere Form iſt das Wechſelremboursgeſchäft, 
namentlich bei überſeeiſchen Geſchäften (RG 92, 225). — Es vollzieht ſich To, daß der Im⸗ 
porteur den Exporteur anweiſt, in Höhe des Kaufpreifes auf des Importeurs Bank, die 
Remboursſtelle, zu ziehen (Wechſelrembours zu nehmen), und dieſer Tratte dann die Ver⸗ 
ſchiffungspapiere (Konnoſſement, Seeverſicherung uſw.) beizufügen („dokumentierte Tratte“). 
Die Auslandsbank des Exporteurs ſchickt die Tratte mit den Dokumenten meiſt in zwei Aus⸗ 
fertigungen an die Remboursſtelle zur Akzeptation, belaſtet den Importeur und übergibt ihm 
die Dokumente. In den Kaufvertrag aber tritt weder die Bank des Exporteurs noch des 
Importeurs ein. 

dd) Über Stundung bei Kreditkauf f. § 452. 

b) Die Abnahmepflicht iſt in $ 433 Abf 2 neben die Verpflichtung zur Zahlung des 
Kaufpreiſes geſetzt. Bf = 

aa) Die Geſetzesfaſſung ſowohl als die Beratungen in der Kommiſſion (Prot 2, 1170) 
laſſen erkennen, daß damit gerade für den Kauf die Abnahmepflicht als klagbare (RG 53, 162; 
56, 191) Hauptverpflichtung begründet werden ſollte. Ihre Vollſtreckung erfolgt nach 
3 60 85 887, 888. Freilich iſt fie infofern nur ein naturale negotii, als ſie vertragsmäßig 
ausgeſchloſſen werden kann, ohne das Weſen des Vertrags als eines Kaufvertrags zu beein- 
trächtigen (RG 57, 110). Auch iſt fie nicht durchweg gleichwertig mit der Zahlungsberpflich⸗ 
tung. Das alles macht ſie aber noch nicht zu einer bloßen Nebenverpflichtung des Kauf⸗ 
vertrags. Der Verzug der Abnahme begründet die Verpflichtung zu Schadenserſatz nach 
89 283, 286 (RG 53, 162; 57, 105; 60, 162). Ebenfo find die Vorſchriften der 89 325 Abſ 1 
u. 326 Abſ 1 Satz 3 anwendbar. Dagegen wird die Anwendung des 8 287 bei Annahme ⸗ 
verzug verneint (RG 57, 406). Bei Gattungskauf hat der Verkäufer auch im Falle des 
Abnahmeverzugs ſein durch Zufall verurſachtes Unvermögen zur Leiſtung zu vertreten, wenn 
nicht die Vorausſetzungen für den Gefahrübergang auf den Käufer nach 8 300 Abſ 2 gegeben 
find (RG 57, 402). Die Anwendung des $ 326 im übrigen wird für unzuläſſig gehalten von 
RG 51, 110; 53, 164; 56, 171; 57, 108; 69, 107; 92, 270. Dem iſt beizuſtimmen, weil 
dieſe weite Ausdehnung des Rücktrittsrechts auf dieſe Art von Verzug in der Regel nicht im 
Sinne des Geſetzes liegt. Damit wird aber die Abnahmepflicht ſelbſt noch nicht zu einer 
bloßen Nebenverpflichtung. In beſonderen Fällen kann die Anwendung auch dieſer Vor⸗ 
ſchriften gerechtfertigt ſein, nämlich dann, wenn auf die Abnahme dasſelbe Gewicht gelegt 
wird wie auf Bezahlung des Kaufpreiſes und ſie zu einer weſentlichen Vorausſetzung des 
Vertrags gemacht worden iſt. Gewöhnlich wird gejagt, die Nebeupflicht werde dann zur 
Hauptpflicht erhoben (RG 69, 107; 92, 270; Jh 1918, 506). Da Abnahmepflicht und 
Zahlungspflicht ſelbſtändige Pflichten aus dem Kaufvertrag ſind, fo muß der Klagantrag ge- 
gebenenfalls auch auf Zahlung und auf Abnahme lauten, nicht auf Abnahme gegen Zahlung 
(RS 5. 2. 04 II 274/03). Eine Verpflichtung zur Abnahme beſteht übrigens nur dann, 
wenn die Sache vertragsmäßig angeboten wird (RG 53, 74). Über die Beweislast des Ver⸗ 
käufers, wenn der Käufer die Empfangbarkeit bestreitet, Rö 66, 281. Bgl. auch bei 8 320. 

bb) Den Inhalt der Abnahmepflicht bildet die tätſächliche körperliche Weg 
nahme, die für den Käufer die Verfügungsgewalt begründet, dem Verkäufer aber Beſitz und 
Verfügung abnimmt und ihn dadurch, und das ift gerade der Zweck der Verpflichtung, von 
den Pflichten dieſes Beſitzes entlaftet (M& 58, 162; 56, 170). Die Pflicht zur bloßen tat- 
ſächlichen Abnahme iſt daher zu unterſcheiden von der Annahme der Leiſtung als Erfüllung 
im Sinne von $ 363. Erſtere ſchafft lediglich Inhabung, dieſe Eigenbeſitz an der Sache. In 
der Abnahme liegt vollends auch keine Billigung der Ware. Die Abnahme erfolgt häufig, 
ohne überhaupt prüfen zu können, wie bei Poſtpaketen (RG 30, 117; 32, 112). Beim Ver⸗ 
ſendungskauf von Gattungsſachen erfolgt die Abnahme der Ware im Zweifel nur mit dem 
Willen, der Abnahmepflicht zu genügen und um die Unterfuchung der Ware zu ermöglichen 
(JW 04, 6221). Wenn teils beſtellte, teils unbeſtellte Waren geliefert werden und die Aus 
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ſcheidung zeitraubend iſt, kann die ganze Sendung zurückgewieſen werden (RG 20. 10. 03 
11 92/03). — Verſchieden von der Abnahme ift auch der Abruf. Er iſt kein Teil der Abnahme⸗ 
pflicht, ſondern eine neben ihr ſtehende ſelbſtändige Verpflichtung. Mangels beſonderer 
Vereinbarung muß ſofort unter Berückſichtigung des gewöhnlichen Geſchäftsgangs abgenommen 
werden, wobei jedoch perſönliche Behinderungen oder Raummangel nicht entſchuldigen. Bu: 
weilen wird aber die Abnahmeverpflichtung befriſtet bis zum Abruf, d. h. bis zu dem Zeit⸗ 
punkt, wo die Ablieferung vom Verkäufer auf ſeiten des Käufers verlangt wird. Damit 
wird notwendig mittelbar auch die Pflicht zur Übergabe befriſtet. Dieſe Zeit kann feſt⸗ 
beſtimmt oder nach Tren und Glauben gemäß $ 242 zu bemeſſen ſein. Nach ſo beſtimmter 
Fälligkeit des Abrufs kaun auf ihn geklagt werden, es treten auch die Verzugsfolgen nach 
8 326 ein, wenn die Pflicht zum Abruf weſentlicher Beſtandteil des Kaufvertrags geworden 
iſt (Seuffa 63 Nr 6). Das Abrufen bedeutet ſonach die Beſeitigung der Hemmung, die bis 
dahin der Abnahme und der Übergabe entgegenſtand. Durch Unterlaſſung dieſer Beſeitigung 
wird an ſich die Pflicht des Verkäufers zur Übergabe und die des Käufers zur Abnahme nicht 
berührt, fie bleibt in Kraft, auch wenn der Käufer durch Nichtausübung des Abrufs mit der 
Abnahme in Verzug kommt. Ebenſowenig wird beim unbenutzten Ablauf der Abruffriſt die 
Lieferung ſofort fällig (NG Recht 1918 Nr 477). Es kann aber dann auf Ausübung des Ab- 
rufs vom Verkäufer geklagt werden (RG 57, 109; Warn 1916 Nr 190). Einen Abruf zu un⸗ 
angemeſſener Zeit und vor allem nach Ablauf einer langen Zeit braucht der Verkäufer als wider 
Treu und Glauben verſtoßend nicht gelten zu laſſen (Warn 1916 Nr 221). Gab der Käufer 
zu erkennen, daß er an den Lieferungen kein Intereſſe habe, kann der Verkäufer erwarten, 
daß der Käufer bis zum Schluß der Abruffriſt noch kundtut, daß er beim Vertrag trotzdem 
ſtehen bleiben wolle (R& 88, 263). Wenn ſich bei einem Vertrag auf wiederkehrende 
Teillieferungen die Abwicklung des Geſchäfts durch die Schuld des Verkäufers hinzieht, 
kann er nicht verlangen, daß der Käufer die Ware jetzt auf einmal abruft und abnimmt (RG Warn 
09 Nr 70). Im allgemeinen beſteht bei Sukzeſſivlieferungsverträgen nur für den Verkäufer 
die Pflicht, ſukzeſſiv zu liefern, nicht aber die entſprechende Pflicht des Käufers, abzurufen. 
Dies bedarf beſonderer — ausorüdlicher oder ſtillſchweigender — Vereinbarung. Eine be⸗ 
ſondere Art des Abrufs findet ſich beim Spezifikationskauf (56 $ 375), bei einer Wahl⸗ 
ſchuld (BOB $ 264; RG 56, 178). 

c) Als weitere, teils beſouders hervorgehobene, teils nicht ausdrücklich hervorgehobene, 
aber aus dem Kaufvertrag folgende Nebenpflichten des Käufers kommen auch ohne beſondere 
Abrede in Betracht: 2 . 

8 40 Die Verzinſung des Kaufpreiſes vom Zeitpunkt des Übergangs der Nutzungen 

52). . 

bb) die Pflichten des Käufers zum Erſatz von Verwendungen, die der Verkäufer 
auf die Sache macht ($ 450). 7 ö 

cc) Tragung der Laſten der Sache von ihrer Übergabe an ($ 446). 

dd) Tragung der Koſten der Abnahme und der Verſendung (8 448). Wegen der 
Sonderabreden gerade hier vgl. unter 10. Die nicht zu bezahlende Verpackung (Tara) muß, 
wenn ſie nicht ganz wertlos iſt oder nicht von vornherein in den Kaufpreis der Ware kalkuliert 
iſt, der Käufer auf ſeine Koſten an den Verkäufer zurückſenden, die Gefahr der Rückſendung 
trägt aber der Verkäufer (ROß in SeuffA 25, 224), fofern nicht ein entgegenſtehender 
Handelsbrauch beſteht. It die Ware wegen Mangelhaftigkeit zur Verfügung geſtellt, kann 
der Käufer die Verpackung mit der zur Verfügung geſtellten Ware an feinem Wohnort zurück⸗ 
geben (ROHG 9, 208). Wegen „Sackmiete“ unter 10g. - g 

ee) Die Aufbewahrungspflicht der überſandten, aber bemängelten Ware. Dieſe Pflicht 
it für den Handelskauf in O05 $ 379 noch beſonders hervorgehoben, muß aber bei jedem 
Kauf angenommen werden. Der Käufer braucht aber die Ware nicht ſelbſt in Aufbewahrung 
zu nehmen, ſondern kann ſie bei verläßlicher Stelle einlagern. Die Geltendmachung des 
Zurückbehaltungsrechts verſchärft dieſe Aufbewahrungspflicht nicht, insbeſondere entſteht 
nicht durch fie ein Pfandbeſitz (NG 98, 69). Dagegen beſteht für den Käufer zwar das Recht, 
aber nicht die Pflicht zum Notverkauf bei Handelsware, die dem Verderben ausgeſetzt iſt. Bei 

uſendung unbeſtellter Ware iſt der Käufer nicht zur Annahme und einſtweiligen Auf, 
bewahrung verpflichtet. Nimmt er ſie aber an, kann er ſie zurückſenden, braucht aber nicht 
ür einſtweilige Aufbewahrung zu ſorgen, es ſei denn, daß die Parteien verkehrsüblich unbe⸗ 
tellte Ware als Kaufangebot zuzuſenden und zu empfangen pflegen. 

ft) Bei Handelskauf beſteht als Beſonderheit die Pflicht, den Mangel rechtzeitig zu 
rügen (HGB $ 377), ſonſt tritt von Rechts wegen die Annahme der Billigung ein. Eine 
Pflicht, die Ware zu unterſuchen, beſteht dagegen nicht (RF 73, 169). Eine gleiche Rechts⸗ 
vermutung der Billigung der Ware aus unterlaſſener Rüge beſteht für den gewöhnlichen 

auf nicht, das BGB kennt keine Rügepflicht. Wegen der Verjährung der Anſprüche aus 
der Gewährleiſtungspflicht des Verkäufers $ 477. Wie die Abnahme, fo kann auch die Unter. 
ſuchung zur beſonderen Verpflichtung gemacht werden (RG JW 1918, 5065). 
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gg) Schon vor der Annahme der Ware hat der Käufer die Pflicht, äußerlich erkennbare 
Mängel der überſendeten Ware durch amtlich beftellte Sachverſtändige feſtſtellen zu laſſen, 
um dem Verkäufer die Anſprüche an den Frachtführer nötigenfalls zu wahren (HGB 8 438 
Abſ 1; RO 6 6, 107). 5 

10. Pflichten aus beſonderen Nebenabreden beim Kauf konnen ſowohl die Pflichten 
des Verkäufers als des Käufers oder beide gemeinſam erweitern oder beſchränken. Werden 
ihm Beſtimmungen beigefügt, die für ſich allein ſchon die weſontlichen Erforderniſſe eines 
andersartigen Rechtsgeſchäfts enthalten, ſo entſteht das Rechtsgebilde des gemiſchten 
Vertrags. Entſcheidend für die rechtliche Bedeutung eines ſolchen, gemiſchten Vertrags 
bleibt aber immer ſein Hauptzweck, und es kommt darauf an, ob die Beſtimmungen des 
einen oder des andern Vertragselements im Dienſte dieſes Hauptzwecks ſtehen. Dann müſſen 
ſie ſich auch im Zweifel den hierfür beſtimmten Regeln anbequemen, wobei nicht ausgeſchloſſen 
iſt, daß fie dieſe auch entſprechend abändern können. So wird auch beim Verſendungskauf 
der Verkäufer nicht zum Spediteur (Recht 1911 Nr 3086). 

Von häufigen Nebenabreden ſind folgende hervorzuheben: 8 

a) Der Verkaufer übernimmt die Herftellungs- und Ausbeſſerungspflicht. Durch 
die Übernahme der erſteren wird der Kauf zum Werkvertrag und unterliegt deſſen beſonderer 
Regelung. De Übernahme der Ausbeſſerungspflicht aber nimmt dem Vertrag nicht die 
Natur eines Kaufes. ’ r 

b) Die Montage kann nicht nur Nebenleiftung, ſondern Hauptverpflichtung fein (vgl. 
oben 3d). Hierzu tritt oft die Verpflichtung zur Unterweiſung und zum Anlernen, die 
auch ſtillſchweigend vereinbart fein kann (SeuffA 29 Nr 19; OLG 13, 403). 0 

c) Zahlung einer Prämie an den Käufer als Entgelt für ein dem Verkäufer bewilligtes 
Rücktrittsrecht (NOHG 19, 6). . h . 

d) Zahlung einer Vertragsſtrafe bei Lieferung mangelhafter Ware, die beſtimmt ift, 
den Nachweis der Höhe des eingetretenen Schadens zu erſetzen. 2 5 

e) Verpflichtung des Verkäufers, nicht an Dritte oder an beſtimmte Dritte, z. B. Privat- 
leute, überhaupt oder innerhalb eines beſtimmten Bezirks zu verkaufen, ebenſo Verpflichtung 
des Käufers, eine beſtimmte Ware nur vom beſtimmten Verkäufer zu beziehen und ſie nur 
innerhalb eines beſtimmten Bezirks weiter zu verkaufen: die Klauſel des Alleinverkaufs. 

) Bei Verkaufen von ganzen Geſchäftsunternehmungen findet ſich häufig auch die ſog. 
net e el. Dieſe kann auch ſtillſchweigend aus der Natur der Sache für verein. 

art gelten. 

9) Wenn Säcke und ähnliche Behältniſſe der Ware, wie Bierflaſchen, Kohlenſäure⸗ 
flaſchen, die vom Käufer nicht mit gekauft find, von dieſem nicht oder verzögerlich zurück- 
geſandt werden, ift der Verkäufer an ſich nur berechtigt, Schadenserſatz nicht Leihgebühren 
zu fordern, da es ſich nicht um eine neben dem Kauf einhergehende Miete handelt, ſondern 
um Ausführung der Verf ndungspflichten. Häufig werden jedoch hierüber beſondere Verein: 
barungen getroffen oder | nd als verkehrsüblich getroffen anzuſehen. Die gewöhnliche Ver⸗ 
einbarung iſt die eines Mietzinſes“ für die nicht rechtzeitig zurückgegebenen Säcke. Die 
rechtliche Natur dieſer Abrede iſt beſtritten, am einfachſten wird ſie als eine Nebenabrede 
eigener Art zum Kaufvertrag aufgefaßt, ein Entgelt für die länger als notwendig dem Ver⸗ 
käufer entzogene Nutzung der Säcke, die den Regeln des Kaufvertrags unterfällt. Für zu⸗ 
fälligen Untergang haftet der Käufer nicht, aber auch bei Rückgabeverzug entfällt für ihn 
eine ſolche Haftung, da der Verkäufer durch den Mietzins entſchädigt wird. Der Mietzins 
kann in ſeiner Geſamtheit auch über den Wert der ganzen Sache hinausgehen (RSG 19, 304). 
Es kann ſodann auch vereinbart werden, daß der Käufer die Säcke bei Nichtzurückgabe zu 
bezahlen habe. Es liegt olchenfalls ein aufſchiebend bedingter Kauf der Sacke vor. Endlich 
kann die Vereinbarung dahin gehen, daß für die nicht zurückgegebenen Sacke zunächſt ein 
Mietzins, nach Ablauf einer weiteren Friſt aber ein Kaufpreis zu bezahlen iſt. 

h) Abreden über die Erfüllungszeit finden ſich 5 

aa) bei der ſog. Erwartungsklauſel, etwa: Januar bis Ende März 1920 Erwartung. 
Der Käufer kann dann eine Lieferung verlangen, deren Ankunft am Beſtimmungsort nach 
Lage der Umſtände ſpäteſtens Ende März 1920 zu erwarten iſt. Diefe „Erwartung“ wird 
15 5 objektive Eigenſchaft der Ware angeſehen, für die der Verkäufer haftet (OLG 

„ 418). 

bb) Ahnliches gilt für das überſeeiſche Abladegeſchäft (R 30, 59; 71, 307; Abladung — 
Einladung ins Schiff). Bei ihm iſt es Beſtandteil des Vertrags, daß die verkaufte Ware als 
übenſeeiſche Abladung zu einer beſtimmten Abladezeit zu liefern iſt. Zeit der Ver⸗ 
ſchiffung ift weſentlich (Rh 88, 72; Warn 1917 Nr 197). Liegt Unmöglichkeit der Lieferung 
8 Ende der Abladezeit vor, wird dies als Unmöglichleit der Abladung schlechthin angeſehen 
u IE 1917, 927). Beim Abladegeſchäft gilt im Zweifel der Abladeort als Erfüllungs- 
(A0 g in Verkäufer. Bis dorthin trägt dieſer, von der Abladung an der Käufer die Gefahr 

1405916, 1139). Daher iſt der Preis zu zahlen, auch wenn der Dampfer nicht ankommt. 


Kauf Tauſch $ 433 551 


Es kann aber auch der Beſtimmungshafeu erſt als Erfüllungsort vereinbart werden. Eine 
Abladung außerhalb der beſtimmten Zeit gilt nicht als Vertragserfüllung (Warn 1916 Nr 216). 
Eine Garantie für rechtzeitiges Eintreffen der rechtzeitig abgeladenen Ware übernimmt 
aber der Verkäufer nicht. 5 

cc) Der Abladeklauſel wird häufig die „Cit“-Klauſel beigefügt, Cik-Geſchäft und Ablade⸗ 
geſchäft find aber an ſich keineswegs identiſch. Es ift Handelsbrauch, daß der Verkäufer auch 
ohne ausdrückliche Vereinbarung zur Verſendung der Ware, der Kaufer aber zur Tragung 
der Koſten der Verſendung verpflichtet iſt (§ 448). Da der Käufer jedoch die Höhe der Koften 
nicht kennt, gleichwohl durch Konnoſſement über die Ware verfügen will, zahlt er dem Ver⸗ 
käufer einen höheren Preis für die Ware und gilt ihm damit zugleich die nun vom Verkäufer 
zuübernehmenden Koſten der Abladung, Fracht und Seeverſicherung ab. Die Koſten 
der Ausladung im Beſtimmungshafen fallen hierunter nicht. Die Klanſel, mit der der Ver⸗ 
käufer dieſe bezeichneten Koſten übernimmt, iſt die Cif-Klauſel: e = cost, Koſten; i = in- 
surance, Seeverſicherung; f - freight, Fracht (ROH 13, 438). Will der Käufer die See⸗ 
verſicherung ſelbſt tragen, bedient er ſich der Stfanfel „e. u. k.“, „Koſtfracht“ (Koſten und Fracht). 
Die Franzoſen gebrauchen auch die Klauſel „car“ — cout, assurance, fret. Die Beifügung 
der Cif-Klauſel zum Abladegeſchäft läßt im allgemeinen erkennen, daß es bei der Regel fein 
Bewenden haben ſoll, wonach der Abladehafen für den Verkäufer der Erfüllungsort it, 
er dort feiner Übergabepflicht genügt und der Käufer die Gefahr der Reiſe trägt (RG 
87, 134; 90, 1; 96, 230; Warn 1916 Nr 159; 1918 Nr 27). — Auch die Klauſel „Cif Be- 
ſtimmungshafen“ ändert daran nichts, daß der Abladeort Erfüllungsort bleibt, beſagt 
nur, daß Koſten, Verſicherung und Fracht bis zum Beſtimmungshafen inbegriffen ſind in 
den Preis der Ware (RG 87, 134; 90, 1). Abweichende Beſtimmungen ſind jedoch nicht 
ausgeſchloſſen. Über den ſog. La-Plata⸗Grain⸗Vertrag RG 93, 166; 96, 230. Die Ber: 
zollung gehört nicht zu den Verſendungskoſten, fie iſt Sache des Käufers. Die Cik-Klauſel 
verpflichtet den Verkäufer nicht, die Sendung zu frankieren (OLG 9, 271). Der Käufer iſt 
verpflichtet, die Ware gegen Verauslagung der Fracht abzunehmen, er kann aber die Fracht⸗ 
ſumme vom Verkäufer einziehen. Praktiſch wird es ſo gehandhabt, daß der Verkäufer die 
Frachtſumme gleich vom Preiſe in Abzug bringt. Daher kann der Verkäufer zur Erfüllung 
des vollen Kaufpreiſes die abgeſetzte Frachtſumme dann vom Käufer noch verlangen, wenn 
das Schiff untergeht, da die Ware auf Gefahr des Käufers reift (OLE 13, 410). Zur See 
verſicherung gehört nicht die Kriegsverſicherung, auch nicht die Aufenthaltsortsverſicherung. 
Wenn der Verkäufer die Verſicherung auf ſeine laufende Verſicherung übernimmt, muß er 
dem Käufer ein Zertifikat übersenden. als Selbſtverſicherer darf er nicht eintreten (RG in 
HanſchgZ 1917 Nr 37). Die vom Verkäufer genommene Seeverſicherung „für Rechnung, 
wen es angeht“ iſt im Preiſe als zur Deckung ſeines Eigentümerintereſſes beſtimmt anzuſehen 
(NG 89, 68). Lieferungsgegenſtand iſt nur die abgeladene Ware, nur fie erfüllt 
den Vertrag, der Verkäufer iſt nicht berechtigt, Abnahme noch nicht abgeladener Ware am 
Abladeplatz zu verlangen. Dagegen hat der Käufer das Recht, die Auslieferung der Ware 
ſchon am Abladeplatz zu verlangen. Der Verkäufer hat veränderten Anweiſungen des Käufers 
nachzukommen und kann nur verlangen, ſchadlos gehalten zu werden (JW 1917, 927, LZ 
1917 Sp 596; HoldheimsMSchr 18, 31 ſteht nicht entgegen. Die Abnahme und Unter: 
ſuchung der Ware erfolgt nicht im Abladehafen, ſondern an dem Ort, nach dem eif verkauft 
worden iſt. Wußte der Verkäufer, daß die Ware vom Beſtimmungshafen nach dem Binnen⸗ 
land gleich weitergeſchafft werden ſollte und war er hiermit einverſtanden, erfolgt Abnahme 
und Unterſuchung erſt am Ort des Binnenlandes. — Die Cif-Rlaufel mit der Beifügung 
„Glückliche Ankunft des Dampfers vorbehalten“ ift ſinnlos. Ebenſo iſt von einem Cik-Geſchäft 
beim Kauf ſchwimmender Ware keine Rede, da kein Abladegeſchäft vorliegt. 

dd) Die Klauſel „fob“ = free on bord beſagt, daß der Verkäufer die Einladungskoſten 
an Bord des Schiffes trägt, was ſich bei einem Abladegeſchäft von ſelbſt verſteht. Im Ver 
hältnis des Abladers zum Schiffer bedeutet die Klauſel, daß der Ablader die zu Waſſer heran⸗ 
geſchaffte Ware längs Schiffſeite zu liefern, der Schiffer ſie aber auf ſeine Koſten in ſein Schiff 
zu laden hat (OLG 19, 354). 5 h i 

de) „Kaſſe gegen Dokumente verpflichtet den Käufer, wenn die Ware noch nicht 
angekommen iſt, nicht erſt bei Ankunft der Ware, ſondern ſchon bei Andienung der Doku⸗ 
mente vorſchußweiſe zu zahlen, alſo ohne die Ware beſichtigen zu konnen (Rh 59, 23). Zahlt 
er nicht, kommt er in Zahlungsverzug, ſofern er die Nichtempfangbarkeit der Ware nicht nach⸗ 
weiſen kann. Eine vom Käufer mit Einlöſung der Dokumente beauftragte Bank braucht die 
Ware überhaupt nicht zu unterfuchen, ſondern hat die Dokumente einzulöfen, wenn fie äußer⸗ 
lich in Ordnung find und ſonſt keine Bedenken beſtehen. Iſt jedoch die Ware ſchon an⸗ 
gekommen, muß dem Käufer die Unterſuchung der Ware vor der Zahlung nach Andienung 
der Dokumente geſtattet werden (RG 30, 100; 47, 142). Immer braucht der Käufer jeden⸗ 
falls nur gegen Dokumente zu zahlen. Gehen die Konnoſſemente, ohne daß dies der Ver⸗ 
käufer zu vertreten hat, verloren, wird dieſer zwar von der Lieferung frei, kann aber auch 
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den Kaufpreis nicht verlangen. Daß die Dokumente wertlos und die Ware nicht mehr vor⸗ 
handen ſei, kann der Käufer dann nicht geltend machen, wenn, wie beim Abladegeſchäft, die 
Gefahr der Reiſe bereits auf ihn übergegangen war (RG 88, 87). Auf den Erfüllungsort 
hat die Klauſel keinen Einfluß (NG 46, 195). 5 { 

if) „Kaſſe gegen Dokumente bei Ankunft des Schiffes“ bezieht ſich lediglich 
auf den Zeitpunkt der Zahlung, nicht auf die Frage, ob zu zahlen iſt. Die Zahlung ſoll 
ſolange hinausgeſchoben werden, bis das Schiff angekommen oder feſtſteht, daß es überhaupt 
nicht mehr ankommen wird (RG 87, 136; 90, 1; 23 1919, 254; HoldheimsM Schr 18, 30). 
Iſt die Ware verladen, kann aber die Reiſe wegen Kündigung des urſprünglichen Kaufvertrags 
nicht zu Eude geführt werden, hat Käufer trotzdem den Kaufpreis zu zahlen. Die etwaige 
Weiterbeförderung iſt feine Sache (R Warn 1918 Nr 27; JW 1916, 1194). N 

gg) „Glückliche Ankunft des Schiffes vorbehalten.“ Die Bedeutung trifft nur 
das Lokogeſchäft, beim Cik-Abladegeſchäft ſinnlos. Der Verkäufer verkauft nur unter dent 
Vorbehalt der glücklichen Ankunft des Schiffes, in dem ſich die zur Erfüllung in Ausſicht 
genommene Ware befindet. Das bedeutet eine auflöſende Bedingung des Kaufvertrags 
für den Fall, daß die Ware nicht glücklich ankommt. Daher muß die Identitat der Ware als 
Gegenſtand des Verkaufs bereits feſtſtehen, eine bloße innere Beſtimmung ſeitens des Ver⸗ 
käufers genügt nicht. Es muß entweder von vornherein ein Spezieskauf vorliegen oder 
beim Gattungskauf aber bereits eine Spezialiſierung der Ware nach 8 243 Abſ 2 erfolgt 
ſein. Auf dieſe Fälle beſchränkt ſich das Anwendungsgebiet der Klauſel, auf einen reinen 
Gattungskauf findet fie feine Anwendung (Warn 1918 Nr 219; R 98, 171; 95, 246; 
JW 1918, 683). Durch dieſe Vereinbarung wird aber vom Verkäufer auch keine Gewahr dafür 
übernommen, daß bereits bei Vertragsſchluß die von ihm verkaufte Ware abgeladen ſei. 
Abwälzung der Verſendungsgefahr und Einſtehen für eine bereits erfolgte Ablabung ſind ver⸗ 
ſchiedene Dinge, das eine ſchlleßt das andere nicht notwendig ein; RG 95, 246 erfordert dafür 
beſondere Zuſagen (RG 98, 141). Für widerrechtliche Beſchlagnahme iſt der Verkaufer nicht 
verantwortlich (RG 96, 80). 

hh) Gleiche Bedeutung hat die Klauſel „Lieferungsmöglichkeit vorbehalten. Es 
iſt hier jedoch nach dem Willen der Vertragsparteien beſonders zu prüfen, welche Unmöglich⸗ 
keit der Lieferung frei machen ſollte. Ebenſowenig hindert die Klauſel: „Bertänfer liefern 
nur, wenn ihnen Ware ſelbſt geliefert wird“, die Annahme des Aubſchluſſes eines 
feſten Kaufvertrags. Sie iſt als auflöſende Bedingung zu verſtehen. Über die verſchiedenen 
möglichen Bedeutungen dieſer Befreiungsklauſel RG 95, 102. Über Vorbehalt: „Die Liefe- 
rung hinausſchieben zu dürfen“ RG 94, 80. 

ii) „Ex ship in“, „ab Kai“ beſagen, daß durch ſie der Beſtimmungshafen zum Ex 
füllungsort wird, ſonach der Verkäufer die Gefahr der Reiſe trägt. Wird damit die Cit- 
Klauſel verbunden, fo hat dieſe nur noch die Bedeutung einer bloßen Preisbemeſſung. 

kk) „Ausgeliefertes Gewicht“, „sound delivered“ — „geſund ausgeliefert“ wird 
vereinbart, weil ſich oft bei Abladung ſchwer feſtſtellen läßt, wieviel das Gedwicht iſt, auch der 
Schwund auf der Reiſe nicht ſicher iſt. Daher ſoll die im Abladehafen vorläufig und allgemein 
getroffene Beſtimmung des Gewichts für die Preisberechnung im Beftimmungshafen berichtigt 
werden. Daß damit, wie R in Hanſcgg 1917 Nr 145 meint, dieſer zum Erfüllungsort werde, 
kann nicht zugegeben werden. Vgl. auch NG 90, 1. r 

1) „Beſchlagnahmefrei und verwendungsfrei“ bezieht ſich im Zweifel auf den 
Zeitpunkt, wo die Ware in die Hand des Käufers gelangt (RG 93, 333), und dieſer Ort kann 
verſchieden von dem Erfüllungsort ſein. Der Verkäufer übernimmt bat eine Garantie 
auch für die Zeit nach der Erfüllung und Übergabe der Kaufſache. Die erwendung“ ſetzt 
notwendig voraus, daß der Käufer in einen ſolchen Beſitz der Ware gelangt, daß ihm die Ver⸗ 
wendung zu den vorausgeſetzten Zwecken möglich iſt (NG JW 1918, 767°). 

mm) „Frei Beſtimmungsort“ beſagt, daß die Frankatur nur als eine für den Käufer 
gemachte Auslage zu gelten habe. Zt die Lieferung an den Beſtimmungsort unmöglich, ift 
der Preis um die Frachterſparnis zu mindern (RG 92, 225). Ebenſo „pahnfrei Berlin 
netto Kaffe Zug um Zug“. Alles dies hat namentlich keine Bedentung für den Erfüllungs⸗ 
ort des Verkäufers. 5 re 

nn) Vereinbarung, „Kaufpreis durch Akkreditiv bei Bank ſicherzuſtellen“, iſt 
Vereinbarung eines Bankrembourſes. Bei Vereinbarung, daß Bank dem Verkäufer die 
Akkreditierung in beſtimmter Friſt zu beſtätigen hat, iſt auch eine geringfügige Friſtüber⸗ 
ſchreitung weſentlich (RG 92, 208). £ 

oo) Die „Bromptflanfel” verpflichtet zu möglichſt ſchueller Lieferung, hat aber keinen 
feſten Stichtag wie das Fixgeſchäft, der Verkäufer verpflichtet ſich damit auch nur zur prompten 
Abſendung, übernimmt nicht, wie beim Fixgeſchäft, Gewähr für rechtzeitiges Eintreffen 
(SeuffA 38 Nr 247; Recht 1911 Nr 471). Aber der Verkäufer kann hier nach der Natur des 
Geſchäfts, wie beim Fixgeſchäft, auch ohne Mahnung in Verzug kommen. 
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pp) Vereinbarung eines Skontos. Man unterſcheidet Zahlungsſkonto und Waren⸗ 
konto. Das Zahlungsſkonto kann eine Prämie für vorzeitige oder für pünktliche 
Leiſtung bedeuten. Vorzeitige: „Ziel 3 Monate, 2% Kaſſe“; pünktliche: „Ziel 3 Monate, 2%“ 
oder „Ziel 3 Monate Kaſſe mit 2%“. Beim Warenſkonto kommt der Abzug ohne Rückſicht auf 
die Zahlungszeit zur Ausführung: „Ziel 3 Monate 2“ kann daher auch nur heißen, dem 
Käufer ift ein 3⸗Monatsziel und unabhängig davon ein Abzug von 2% bewilligt. „Kaſſe 2%“ 
bedeutet, daß der Käufer nur bei ſofortiger Zahlung das Skonto abziehen darf (83 07, 741). 
Wird nicht pünktlich gezahlt, fällt das Zahlungsſkonto weg. Das Zahlungsſkonto muß der 
Käufer beweiſen, das Warenſkonto bedeutet nur eine Preisbeſtimmung und die Höhe des 
Preiſes muß der Verkäufer beweiſen. i 

qq) „Netto Kaffe”, „rein netto“ ſchließt einen ſonſt etwa verkehrsüblichen Abzug aus⸗ 
drücklich aus (NOHG 8, 120). 

rr) „Force majeur“-Klaufel muß in angemeſſener Zeit geltend gemacht werden, der 
Verkäufer darf fie nicht beliebig hinausſchieben (RG 91, 108). 

ss) Auf die Kriegsklauſel, die den Verkaufer zur Einſchränkung oder Aufhebung der 
Lieferung berechtigt, ſind dieſelben Grundzüge wie zu rr anzuwenden. Der Verkäufer kaun 
ſich auf ſie auch dann noch berufen, wenn die Ware infolge Kriegsausbruchs auf der Reiſe 
angehalten wird (NG 92, 271). } 

11. Ort der Erfüllung. Es gelten die allgemeinen Vorfchriften des 8 269 und HGB $ 861, 
ſofern nicht aus beſonderen Abreden, der Art der Leiſtung, nach Treu und Glauben gemäß 
$ 242, etwas anderes zu entnehmen iſt. Fakturenvermerke des Verkäufers über den 
Erfüllungsort ſind für den Käufer nicht bindend, auch wenn er ſchon früher vom Verkäufer 
Rechnungen mit denſelben Vermerken erhalten hatte (NG 52, 132). Danach iſt Erfüllungsort 
für den Verkäufer fein Wohnſitz oder feine gewerbliche Niederlaffung, für den Käufer 
deſſen Wohnſitz oder gewerbliche Niederlaſſung zur Zeit des Abſchluſſes des Kaufvertrags. 
Das gilt für den Platzkauf wie für den Verſendungskauf. Auch beim Verſendungs⸗ 
kauf erfüllt der Verkäufer am Ort ſeiner Niederlaſſung (RG 14, 114). Es kann natürlich 
der Beſtimmungsort zum Erfüllungsort erhoben werden (Fernkauf). Da die Ablieferung 
und folglich auch die Abnahme aber an dem Beſtimmungsort zu erfolgen hat, iſt für letztere 
des Käufers Wohnort der Erfüllungsort (R 49, 72). Der Umſtand, daß die Ware an einen 
andern als den Wohnort des Käufers zu ſchicen iſt, macht den Ort der Ablieferung noch nicht 
zum Ort der Zahlung für den Kaufpreis (NG 30, 379). Auch eine Vertragsbeſtimmung, daß 
der Kaufpreis durch Akzept einer an einem andern Ort wohnenden Perſon zu decken ſei, ändert 
nichts am Erfüllungsort (RG 1 270). — Der Ort der Erfüllung iſt auch entſcheidend für 
das zur Anwendung kommende Recht (RG 73, 387; 74, 173). Wenn dieſer für beide Teile 
auseinanderfällt, kann es kommen, daß für das einheitliche Rechtsverhältnis zwei verſchiedene 
Rechte anzuwenden ſind. Deshalb wird oft zu fragen ſein, ob die Parteien, wenn ſie ſich 
die Frage vorgelegt hätten, nicht a einziges Recht und welches haben maßgebend ſein laſſen 
wollen, und danach iſt dann die Lücke im Vertrag zu ergänzen (RG 68, 205; 74, 174). ft 
ein einheitlicher Erfüllungsort für das ganze Vertragsverhältuis anzunehmen, iſt auch die 
minder bedeutſame Abnahmepflicht an dem für die Zahlung beſtehenden Erfüllungsort zu 
erfüllen (RG 56, 138). . 

12. Die Zeit der Erfüllung beſtimmt ſich mangels anderer Verabredung ebenfalls nach 
$ 271. Tageskauf, Kaſſageſchäft — Zeitkauf, Lieferungskauf, Termingeſchäft. 
Iſt die Leiſtungszeit feſt beſtimmt, liegt ein Firgeſchäft vor, für das beim Handelskauf die 
Regeln des OG $ 376 gelten. Börſentermingeſchäfte gehören zu den Fixkäufen 
(BörſenG 8g 50 ff.). Zu beachten ferner § 186, 96 88 358, 359ff. Mit Ablauf der Zeit 
tritt Fälligkeit der Forderung ein und von da ab beginnt die Verjährung des Anſpruchs ($$ 284, 
198, 202), die Möglichkeit der Anfrechnung ($ 387), der Zurückhaltung ($ 273). Verzug aber 
tritt in der Regel erſt mit der nach der Fälligkeit zuläſſigen Mahnung ein. 


8 434 


Der Verkäufer iſt verpflichtet“? 57), dem Käufer den verkauften Gegen⸗ 
ſtand frei von Rechten zu verſchaffen, die von Dritten gegen den Käufer 


geltend gemacht werden können ). 

EI 371 II 376; M 2 214; P 1 653. 

1. 8 434 enthält eine nähere Erläuterung und Ergänzung des $ 433, der die Ver 
ſchaffung a: Eggentums oder Rechtes beſtimmt: der Kaufgegenſtand iſt ſo zu gewähren, 
daß das Recht an ihm unangefochten von Anſprüchen Dritter bleibt. Wie der Verkäufer 
verpflichtet ift, die Sache frei von Sachmängeln zu gewähren, ſo muß er den Kaufgegenſtand 
auch frei von Rechtsmängeln gewähren. Dieſe Freiheit iſt Inhalt feiner Leiſtungs⸗ 
pflicht, abgeſehen von der Gewährhaftung bei nicht rechtsfreier Verſchaffung. Es kommen 
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daher auch nur ſolche Rechte in Frage, die ſchon zur Zeit des Kaufabſchluſſes beſtanden (Rc 
4. 5. 1911 541/19). Als Inhalt der bereits nach § 433 begründeten Verpflichtung beſteht 
ſie von vornherein mit dem Kaufabſchluß, ſie entſteht nicht erſt dann, wenn das Recht eines 
Dritten geltend gemacht wird (OLE 8, 60). Aber zu erfüllen iſt die Pflicht erſt bei der Über⸗ 
gabe, fo bei Grundstücken erſt im Auflaſſungstermin. Weitere Belaſtungen des Grund⸗ 
ſtücks zwiſchen Verkauf und Auflaſſung find daher nicht ſchlechthin verboten (Rc 10. 6. 02 
V 119/02; RG 83, 214). Im Gegenſatz zu den Sachmängeln, die zu beſeitigen keine 
Leiſtungspflicht beſteht, wird hiernach eine beſondere Leiſtungspflicht dahin begründet, 
zur Ermöglichung der Eigentumsverſchaffung alle die es hindernden und beſchränken⸗ 
den Rechte Dritter zu beſeitigen. Das ergeben die Prot 1314. Die Nichtverſchaffung 
eines Gegenſtandes frei von Rechten Dritter enthält, wie die Nichtverſchaffung des Eigentums 
oder Rechtes ſelbſt, eine teilweiſe Nichterfüllung der dem Verkäufer nach 8 433 obliegen: 
den Verpflichtungen, beruht fie auf Verzug, iſt $ 326 Abſ 1 Satz 3 anwendbar, im übrigen 
S$ 320 ff. u. 440 und die beſondere Vorſchrift des § 437 beim Verkauf einer Forderung. Bei 
einem Verkauf unter Eigentumsvorbehalt braucht die Verpflichtung erſt um Zeitpunkt 
des Eintritts der Bedingung für den Eigentumsübergang erfüllt zu werden (RG 83, 215). 
War der Verkäufer von vornherein dauernd unvermögend, feiner Verpflichtung aus § 434 
nachzukommen, haftet er ohne weiteres auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung, weil er mit 
der Pflicht zur Leiſtung zugleich die Haftung für ſeine Leiſtungsfähigkeit übernommen hat 
(RG 69, 356). Der Käufer kann verlangen, fo geſtellt zu werden, wie er ſtünde, wenn er 
den Kaufgegenstand frei von Rechten Dritter erworben hätte (Rc 59, 336; JW 1914, 9228), 
— Die Vorſchrift iſt dispoſitiver Natur, ebenſo wie 8 439. Von ihr wird gemeinhin dort 
abgewichen, wo der Käufer bei Vertragsſchluß die Rechte Dritter nicht nur kennt (vgl. aber 
$ 439), ſondern wo auch der Kaufpreis durch Übernahme einer Hypothek als eigene Schuld 
getilgt werden ſoll. Dieſe abändernde Vereinbarung unterliegt der Formvorſchrift des $ 313. 
Der Inhalt der Verkäuferpflicht hat dadurch keine Anderung erfahren, daß die Genehmigung 
des Glaubigers zur Schuldübernahme nicht erteilt wird. § 416 enthält keine Verpflichtung 
des Verkäufers aus dem Kaufvertrag, die Genehmigung herbeizuführen. Es bewendet dann 
bei $ 415. Es iſt nicht der Wille der Vertragſchließenden, daß in ſolchem Falle der Verkäufer 
dem Käufer ein hypothekeufreies Grundſtück zu verſchaffen habe (Warn 1914 Nr 246), daher 
iſt auch die Unkündbarkeit einer vom Käufer in Aurechnung auf den Kaufpreis übernommenen 
Hypothek kein Rechtsmangel (RG Warn 09 Nr 134). — Grundſätzlich leidet $ 434 überhaupt 
keine Anwendung überall dort, wo der Käufer die Sache nach 8 936 auf Grund feines 
guten Glaubens ohnehin frei von den Rechten Dritter erwirbt oder wo anderſeits der 
Erwerber eines auf Grund einer Pfändung veräußerten Gegenſtandes Gewährleistung wegen 
Mangel im Recht nicht zu beanſpruchen hat (ZPO 8 806 und 8G 8 56). j 

2. Die Vorſchrift iſt nicht nur auf den Sachkauf abgeſtellt, wie $ 433, ſondern beim Kauf 
jedes Gegenſtandes ſchon nach dem Wortlaut anwendbar (RG 88, 106); vgl. zu 8 433 
1 insbeſondere alſo auch den Rechtskauf, für den außerdem die Vorſchriften des 8 437 
gelten. 7 
3. Als Rechte, die von einem Dritten geltend gemacht werden können, kommen in Be- 
tracht nur ſolche, die ſchon ihrer Beſchaffenheit nach die Geltendmachung auch dem Käufer 
gegenüber geſtatten (RG 52, 275). Deshalb R& 88, 103 bedenklich, da hier das Recht des 
Käufers lediglich in HB 8 25 feinen Grund hat. Zu den Dritten gehört auch der Käufer 
ſelbſt, wenn für ihn ein Recht im Sinne des § 434 auf dem Grundſtück haftet (RG 59, 400). 
— Dem Wortlaut nach fallen auch die nach dem Vertragsſchluß begründeten Rechte 
unter § 434. Außerdem kommen $ 440 zur Anwendung und die Grundſätze über die 
Haftung wegen pofitiver Vertragsverletzung (RG 9. 3. 07 II 322/06). 5 

a) In erſter Linie dingliche: Eigentumsanſprüche, wenn ein Nichteigentümer eine fremde 
Sache verkauft hat; Pfandrechte, Hypotheken, Dienſtbarkeiten (RG 66, 328), rheiniſches 
Kellerrecht (RG 56, 258), dingliches Vorkaufsrecht, Vormerkungen zur Sicherung des An: 
ſpruchs auf Beſtellung eines Rechtes an einem Grundſtück oder einem eingetragenen Recht 
(RG 23. 11. 18 V 188/18), Reallaſten, das Recht des Nacherben nach SS 2113—2115 (Warn 
1912 Nr 59). Die Verpflichtung des Verkäufers, eine Hypothek zur Löſchung zu bringen, 
wird nicht dadurch unmöglich, daß das verkaufte Grundſtück dem Käufer aufgelaſſen iſt (RG 
3. 11. 06 V 109/06). Der Verkäufer beweglicher Sachen, die als Zubehör eines Grund: 
ſtücks dem Hypothekengläubiger haften, hat die Hypothek inſoweit zu beſeitigen, als ſie die 
Zubehörſtücke belaſtet (RG 57, 1; ftrittig). Immer muß es ſich um ſubjektive Rechts 
befugniſſe handeln, die in einem beſonderen zivilrechtlichen Titel ihre Grundlage 
Haben, nicht um Beſchränkungen auf Grund geſetzlicher Vorſchrift ſelbſt. Denn ſolche geſetz. 
‚che Beſchränkungen vermag der Verkäufer nicht zu beſeitigen, da er die Geſetze nicht ändern 
Bern Daher fällt auch nicht unter $ 434 das Beſtehen eines Notwegs (Warn 1916 Nr 161). 

eruhen Baubeſchränkungen auf öffentlichrechtlicher Grundlage von Bauordnungen, ſo 

handelt es ſich um eine nicht eintragungsfähige öffentliche Laſt und es greift nicht 8 484, 
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ſondern § 436 Platz (RG IW 1907, 478%. Es kann ſolchenfalls auch ein Sachmangel an⸗ 
genommen werden (RG 69, 356; IWW 06, 57%; 07, 478; 08, 7127), fo z. B. bei baupolizei⸗ 
widrigem Zuſtand des Gebäudes (RG IW 07, 478°; SeuffA 63 Nr 39). Baubeſchränkungen, 
die durch einen Fluchtlinienplan geſchaffen werden, ſind wirkſam ſchon im Zeitpunkt der 
Einigung über den Fluchtlinienplan (8 1 Sluchtlinien®; RG 11. 2. 14 V 411/13). Dagegen 
ſind Baubeſchränkungen infolge einer Grundgerechtigkeit (RG 69, 356), eines Altenteils 
Mängel im Recht. Ein auf dem Grundſtück eingetragener Auszug iſt ein Mangel im 
Recht (Warn 1918 Nr 114). Für nicht eingetragene Ablöſungsrenten hat der Ver⸗ 
käufer Gewähr zu leiſten (Gruch 47, 396; RG 25. 11. 16 V 226/16; 11. 12. 01 V 283/01); 
desgl. für Grundſteuerentſchädigungsrenten, die nach preußiſchem Recht zwar als 
öffentliche, aber als eintragungsfähige Laſten gelten (RG 59, 404). Ein mit rückſtandiger 
Zubuße belaſteter Kux iſt mit einem Mangel im Recht belaſtet (RG 6. 5. 08 J 25/08), 
ebenſo eine Maſchine, die wegen eines entgegenſtehenden Patents unbenutzbar iſt (Warn 
1911 Nr 366) oder durch ein Gebrauchsmuſterrecht beſchränkt wird (OLG 28, 24). Der 
Anſpruch der Gemeinde auf Leiſtung der Auliegerbeiträge ift öffentlichrechtlicher Natur 
(RG 26. 4. 11 V 472/19), ebenſo die Seuchenſperre über verkauftes Vieh (RG Warn 08 
Nr 29; SeuffA 63 Nr 153), Veräußerungsverbote und Beſchlagnahmen auf Grund von Kriegs⸗ 
verordnungen. Abweichend RG 96, 80. 

b) Aber auch perſönliche Rechte find ſinngemäß dem $ 434 zu unterftellen, falls fie auch 
dem Käufer gegenüber wirkſam find (M& 52, 275; 59, 404; 88, 107); fo namentlich das 
Recht zum Beſitz aus Miete, Pacht (RG Warn 1910 Nr 106; 3. 6. 05 V 604/04); das ein. 
ſeitige Recht des Mieters auf Verlängerung des Mietverhältniſſes (JW 1914, 922°) oder auf 
Ausbeſſerung der Mieträume (SeuffA 73, 188). Weiter das perſönliche Zurückbehaltungs⸗ 
recht inſofern, als der im Beſitz der Sache befindliche Berechtigte die Einwendungen, die er 
gegenüber dem Verkäufer hat, auch gegen den Käufer geltend machen kann (§ 986 Abſ 2); 
ferner Verlagsrechte, Lizenzrechte, die Zahlungsſperre zugunſten des Antragſtellers; 
die beſchränkten Veräußerungsverbote nach § 135. Dagegen nicht die das Geſchäft nichtig 
machenden Verbote im Sinne von 8 134. — Das perſönliche Vorkaufsrecht fällt nicht 
unter $ 434 (MG 12. 3. 09 II 470/08). — Bei Veräußerung nicht voll eingezahlter Ge 
ſchäftsanteile einer G. m. b. H, die Verkäufer und Käufer wegen des rückſtändigen Teiles 
nach $ 16 Abf 3 d. Gef. haften läßt, findet § 437 Anwendung, da die Geſellſchaft nicht Dritter 
nach $ 434 iſt (RG 10. 4. 08 II 621/07 und Lg 08 Sp 9507). 

4. Iſt in einem Kaufvertrage beſtimmt, daß das Grundſtück „mit allen Rechten und 
Laſten“ verkauft werde, ſo kann nicht ohne weiteres angenommen werden, daß unter dem 
Ausdruck „Laſten“ nach dem Sprachgebrauch des BGB auch eine Grunddienſtbarkeit ver⸗ 
ſtanden ſei (N® 66, 316; 69, 355; Warn 1911 Nr 367). Unter „Laſten“ wird in der Regel 
nur „Belaſtung“ verſtanden, vermoge der Leiſtungen aus dem Grundſtück zu entrichten 
find, nicht jura aliena zugunſten Dritter (3 Blch 19, 96). Bei fo allgemeiner Beſtimmung 
werden ferner darunter bekannte und unbekannte Grunddienſtbarkeiten mitbegriffen. 
Doch kann, abgeſehen von Argliſt des Verkäufers, es dann anders liegen, wenn die Verkehrs⸗ 
ſitte unter jener Formel nur bekannte Grunddienſtbarkeiten verſteht (3 Bl§ G 16, 96). Beim 
Verkauf schlechthin „laſtenfrei“ kann auch eine Verpflichtung nach 8 434 gemeint fein (Warn 
1916 Nr 131). } en 

5. Wenn eine veräußerte Sache dem Erwerber durch einen Dritten entwehrt ift, fo ift 
der vom Erwerber gegen den Veräußerer neben dem Gewährleiſtungsanſpruch geltend ge⸗ 
machte Anſpruch auf Erſtattung der ihm durch die Prozeßführung mit dem Dritten erwachſenen 
Koſten eine Nebenforderung nach 388 8 4 (MG 55, 80). . 

6. Die Annahme der Sache in Kenntnis der Rechtsmängel ſchließt deren Geltend⸗ 
machung nicht aus. Der Käufer braucht ſie ſich nicht vorzubehalten. Sie iſt nur dann aus 
geſchloſſen, wenn aus der Annahme ein Verzicht zu folgern ift (RG 8. 11. 05 V 138/05). 

7. Wenn der Verkäufer den Mangel im Recht beſtreitet, gilt $ 442. 


§ 435 


Der Verkäufer eines Grundſtücks oder eines Rechtes an einem Grund⸗ 
ſtück iſt verpflichtet“), im Grund buch eingetragene Rechte, die nicht beſtehen, 
auf ſeine Koſten zur Löſchung zu bringen?), wenn ſie im Falle ihres Be⸗ 
ſtehens das dem Käufer zu verſchaffende Recht beeinträchtigen würden. 

Das gleiche gilt bei dem Verkauf eines Schiffes oder eines Rechtes an 
einem Schiffe für die im Schiffsregiſter eingetragenen Rechte!). 

e ere rt die Verſchaſfungspflicht des Verkäufers aus 88 4 

1. Die $ ift erweiter 2 äufers au 
dahin, daß nee mehr beſtehende Rechte Dritter, ſofern ſie nur machine ne 
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buch oder im Schiffsregiſter formell eingetragen ſind und dadurch jedenfalls noch das 
Eigentumsrecht gefährden, vom Verkäufer aus dem Grundbuch oder Schiffsregiſter zu be- 
jeitigen find, und zwar, wie ſich von ſelbſt nach dem Verſchaffungsprinzip verſteht, auf eigene 
Koſten. Die Löſchungspflicht iſt daher eine Hauptleiſtung, bis zur Löſchung hat 
der Verkäufer noch nicht voll erfüllt und der Käufer braucht die angebotene Auflaſſung nicht 
entgegenzunehmen (SeuffA 55 Nr 10). Hat er es getan, findet 8 320 Abſ 2 Anwendung. Der 
Verzug des Verkäufers rechtfertigt auch die Anwendung des § 326 (NG 26. 6. 08 II 574/07). 
Die Vorſchrift kann ſich der Käufer auch dann zunntze machen, weun die eingetragenen Rechte 
nur zweifelhaft jind, da fie ihn von der Verpflichtung nach 8 442 befreit; ferner wenn ſie 
im Falle der Auflaſſung des Grundſtücks an den Käufer materiell hinfällig werden, wie z. B. 
eine für einen Dritten eingetragene Vormerkung (RG Warn 08 Nr 200; 31. 1. 08 II 464/07); 
auch dann, wenn es ſich um eine unzuläſſige und daher nichtige Eintragung handelt, die der 
Erwerber ohne weiteres ſelbſt beſeitigen könnte. Denn dem Verkäufer fällt die Koſtenpflicht 
zur Laſt (RG 88, 28). Vorausſetzung iſt, daß der Verkäufer die rechtliche Möglichkeit hat, 
das eingetragene Recht löſchen zu laſſen. 


2. Zur Löſchung bringen kann der Verkäufer das eingetragene nicht beſtehende Recht 
mittels des Berichtigungsanſpruchs nach $ 894, und zwar auch noch nach erfolgter Auf⸗ 
laffung des Grundſtücks an den Käufer und deſſen Eintragung als Eigentümer. Dies gilt 
nicht nur bei vertragsmäßig übernommener Verpflichtung zur Löſchung (RG 59, 289; 64, 165), 
denn darin liegt zugleich die Ermächtigung zur Geltendmachung des dem Käufer an ſich zu⸗ 
ſtehenden Berichtigungsanſpruchs (RG 53, 411), ſondern auch, wenn die Verpflichtung nur 
nach § 435 beſteht. In dem Verlangen des Käufers gegenüber dem Verkäufer, den Berich⸗ 
tigungsanſpruch auf Grund der Verpflichtung des $ 485 geltend zu machen, liegt ſtillſchweigend 
dieſelbe Ermächtigung ausgeſprochen (RG 3. 11. 09, V 595/08). Wegen Stellung des 
Löſchungsantrags des Verkäufers GBO 88 19, 22, 27, § 13 Abſ 2. 


8 436 


) Der Verkäufer eines Grundſtücks haftet) nicht für die Freiheit des Grund⸗ 
ſtücks von öffentlichen Abgaben und von anderen öffentlichen Laſten, die 
zur Eintragung in das Grundbuch nicht geeignet find? ). 

E 1 372 II 378; M 2 215; P 1 606. 


1. Der Zweck der Vorſchrift iſt, die Tragweite der SS 435 u. 484 Harzuftellen und die daraus 
etwa zu ziehenden Folgerungen zu beſchränken. Sie iſt auch auf den Verkauf eines Rechtes 
an einem Grundſtück entſprechend anzuwenden, bezieht ſich dagegen nicht auf Verkäufe 
von beweglichen Sachen und andern Gegenſtänden, bei denen wt öffentliche 
Abgaben vorkommen können, ebenſowenig auf Kaufe von Schiffen. § 436 wiederholt die 
Beſtimmung des § 435 Abſ 2 nicht. 


2. Welche Laſten als öffentliche zu gelten haben, beſtimmt ſich nach Landesrecht. Nach 
BGB find ſolche nur Leiſtungen, die aus dem Grundſtück zu entrichten ſind und daher deſſen 
Nutzungen mindern (RG 66, 316), wie Abgaben und ſonſtige fortdauernd gleichmäßig zu 
entrichtende Leiſtungen öffentlichrechtlicher Art, nicht aber Ausgaben zu rein privatwirtſchaft⸗ 
lichen Zwecken (JW 1914, 868°). Dagegen iſt nicht immer für den öffentlichen Charakter 
der Abgaben entſcheidend, daß fie auch öffentlichrechtlichen Urſprungs ind (Ach in Bayg 
68, 277). Der Ausdruck „Belaſtungen“ umfaßt dagegen alle Rechte Dritter am Grundſtück 
($ 434; RG JW 1915, 2419). Im übrigen iſt es Sache der Auslegung, feſtzuſtellen, was 
115 e unter dem Ausdruck „Laſten“ oder „Laſtenfreiheit“ verſtanden haben (Warn 

16 Nr 131). 


die Umſatzſteuer aus dem preuß. Kommunalabgaben⸗Geſ. v. 14. 7. 93 (RG 40, 264; 
20983 89; abweichend R& 72, 306), die Wertzuwachsſteuer (16 72, 395; 75, 208), die 

blöſungsrenten der Rentenbanken (RG 59, 100; Gruch 47, 396), der Domänen: 
zins (Neumanns Jahrb 7, 196). 


4. Über Verteilung der Laſten zwiſchen Verkäufer und Käufer 88 446, 103. 


Kauf Tauſch 88 485-487 557 


8 437 


) Der Verkäufer“ einer Forderung oder eines ſonſtigen Rechtes haftet 
für den rechtlichen Beſtand der Forderung oder des Rechtes 2-5). 

Der Verkäufer eines Wertpapiers haftet auch dafür, daß es nicht zum 
Zwecke der Kraftloserklärung aufgeboten iſt“). 

E I 298 II 379; M 2 125; P 1 886, 860. 


1. Die Vorſchrift bringt eine Sonderregelung für den Verkauf einer Forderung oder 
eines ſonſtigen Rechtes ſowie Wertpapiers. Nach $ 433 Satz 2 iſt der Verkäufer verpflichtet, 
dem Käufer das Recht zu verſchaffen, und zwar nach $ 434 frei von Laſten Dritter. Dabei 
wird nicht vorausgeſetzt, daß das Recht überhaupt ſchon beſteht, denn es kann auch ein künftig 
erſt zur Entſtehung kommender Gegenſtand verkauft werden ($ 433 A 6a), der Verkäufer muß 
ſich dann nur, um ſeiner Verpflichtung zu genügen, die Forderung oder das Recht noch ver⸗ 
ſchaffen (Warn 1914 Nr 150; Rch 3. 4. 09 V 375/08). Dieſe Verſchaffungspflicht gründet 
bereits in 8 433, nicht erſt in 5 437. Die Verſchaffungspflicht fällt fort, wenn der andere Teil 
nicht imſtande oder bereit ilt, auch ſeinerſeits zu erfüllen (Warn 1914 Nr 150). Aber der 
Kauf iſt doch bedingt durch das Entſtehen des Gegenſtandes, das jedenfalls an ſich möglich 
fein muß. Und ſteht von vornherein feſt, daß dies ausgeſchloſſen ift, fo liegt ein Vertrag 
über eine unmögliche Leiſtung vor, der nichtig iſt (§ 306). Beim Verkauf eines nicht 
beſtehenden und nicht zu begründenden Rechtes würde an ſich das gleiche gelten. Ab⸗ 
weichend hiervon läßt $ 487 einen ſolchen Kauf über ein nicht ſchon beſtehendes, aber zur 
Entſtehung zu bringendes Recht aber nicht nur bedingt, ſondern bereits unbedingt als ab: 
geſchloſſen gelten und laßt weiter den Kauf über ein in concreto nicht begründbares Recht, 
3. B. über wichtige Kuxe, auch ais gültig erſcheinen, indem es den Verkäufer in beiden Fällen 
ſchlechthin auf das Erfüllungsinteroſſe für den Beſtand des Rechtes oder der Forderung haften 
läßt (R 73, 210; 92, 73). Der Nachweis des Kauſalzuſammenhangs für den Schaden wird 
ſelbſtverſtändlich auch hier erfordert (RG Recht 1917 Nr 1975). Nur wenn das nicht beſtehende 
Recht nicht bloß in conereto, ſondern ſeiner Art nach überhaupt rechtlich nicht zur Ent⸗ 
ſtehung gelangen kann, greift die Vorſchrift des 8 437 nicht, ſondern nur § 306 
Platz (RG 68, 292; 86, 213; Verkauf eines bereits bei Vertragsſchluß nicht geſchützten und 
rechtlich überhaupt nicht ſchutzfahigen Gebrauchsmuſters; RG 90, 244). 

2. Der Verkäufer haftet für den Beſtand des Rechtes oder der Forderung. Das bedeutet 
ein Einſtehen dahin, daß eine Forderung oder ein Recht ſo wie ſie verkauft ſind, rechtlich 
beſtehen; der Einwand, daß ſie nie eutſtanden, erloſchen, durch Einrede entkräftet, durch 
Aufrechnung nichtig und unwirtſam geworden ſeien, kann alſo nicht erhoben werden. Iſt 
eine Forderung als zweifelhaft abgetreten, ſo kommt es darauf au, ob ſich der Zweifel 
auf das Recht bezieht, dann iſt die Haftung ausgeſchloſſen (Warn 1911 Nr 171); oder auf die 
bloße Güte und Eintreibbarkeit der Forderung, dann bleibt die Haftung für den Rechtsbeſtand 
beſtehen. Wer daher z. B. fait der verkauften 5% Hypothek nur eine zu 4 % abtritt, 
haftet nach § 437, denn die Hypothek beſteht nicht in der Art wie ſie verkauft wurde (RG 
12. 12. 06 V 205/06). Der Vertaufer eines Wechſels haftet aus dem der Diskontierung 
zugrunde liegenden Kauſalgeſchaft für den rechtlichen Beſtand des Wechſels oder der in ihm 
verkörperten, durch Judoſſament übertragenen Rechte (Rh 93, 26); der Geſellſchafter, der 
ein Recht als Sacheinlage einbringen ſoll, haftet, wenn das Recht nicht beſteht (RG 94, 210); 
der Verkäufer eines Patents haftet fur die richtige Erteilung des Patents durch das Patent⸗ 
amt; entſprechende Haftung tritt ein für ein immaterielles Gut, das wirtſchaftlich einem 
patentrechtlich geſchüßten gleichſteht (JW 1913, 86). Verleiht der Patentinhaber einem 
andern eine ausſchließliche Lizenz, dann wird der Beſtand des Patents ſelbſt dadurch nicht 
beeinträchtigt, fondern nur die Ertragsfähigkeit (RG 78, 365). Wenn mit einem Grundſtück 
ein damit verbundenes Recht verkauft iſt, haftet der Verkäufer für das Vorhandenſein des 
Rechtes (RG 83, 198: Mitverkauf einer Abdeckereigerechtigkeit; R& 4. 7. 14 V 91/14: Mit: 
verkauf einer Flößereigerechtigkeit; RO Warn 1914 Nr 283: Fortführung des Rechtes der Be. 
zeichnung „Hofapotheke“: NG 96 S. 89, 227; 23 08 Sp 950: Erwerbung eines Geſchäfts⸗ 
anteils einer Genoſſeuſchaft und einer Geſellſchaft m. b. H., der durch die Möglichkeit der 
Ausſchließung bei Nichteinzahlung in feinem rechtlichen Beſtand gefährdet iſt; RG 93, 71: 
Verkauf eines Grundſtücks nut als vorhanden angegebenen Grunddienſtbarkeiten). Die 
Haftung erſtreckt ſich auch auf Nebenrechte (Bürgſchaften, Pfandrechte, Hypotheken: 8 401; 
RE 56, 253; 68, 293; 90, 244). Bei der Veräußerung von Aktien begründet die Aufiche, 
rung von Nebenrechten, z. B. eines Pfandrechts für die Gewinnanteile, daher eine Haftung 
aus $ 437, es handelt ſich hier nicht um Zuſicherung einer Eigenſchaft (RG 56, 2550. Der 
Gewährleiſtungsanſpruch it nicht in dem Sinne mit einer Forderung verbunden, daß 
er ohne weiteres mit übergeht. Aber eine beſondere Abtretung iſt möglich, und dann 
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tritt dafür die Haftung nach $ 437 ein (R& 25. 3. 05 V 74/05). Auch die Abtretung nach 
bereits eingetretener Haftungspflicht iſt möglich (RG 72, 188; Gruch 49, 906). 

3. Dagegen erſtreckt ſich die Haftung nicht auf die Güte der Forderung oder auf die 
Verwertbarkeit des Rechtes. Eine Haftung für Eigenſchaften eines Rechtes oder einer 
Forderung iſt im Geſetz nicht anerkannt, anders als beim Sachkauf ($ 459; R 56, 255; 
73,110; Warn 09 Nr 134; ZW 1912, 742%). Auch eine entſprechende Anwendung des 
§ 459 findet nicht ſtatt, da das Geſetz den Sachkauf und den Rechtskauf beſonders geregelt 
hat (RG 63, 60). Wohl aber kann die Haftung durch beſonderen Vertrag über die 
Garantieleiſtung übernommen werden. Dazu gehört, daß beide Teile ſich bewußt waren, 
daß das Einſtehen für die zugeſicherte Eigenſchaft einen Teil der vertragsmäßigen Leiſtung 
bildet. Der Zedent haftet nicht für die Zahlungsfähigkeit des Schuldners, es ſei denn, daß 
er die Haftung ausdrücklich übernommen hätte ($ 438), der Verkäufer eines Patents zwar 
dafür, daß es nicht ganz oder teilweiſe nichtig iſt, aber nicht für die Brauchbarkeit der Er⸗ 
findung; der Verkäufer eines Mitgliedſchaftsrechts haftet für den Beſtand, nicht für den 
Ertrag aus dem Recht. Die Zuſicherung: „die Hypothek iſt gut“ legt der Hypothek die 
Eigeuſchaft bei, daß fie innerhalb des Wertes des belaſteten Grundſtücks ausgeht (RG 25. 11. 03 
V 228/03; Gruch 48, 343); für die perſönliche Zahlungsfähigkeit des Schuldners wird da⸗ 
durch keine Haftung übernommen (OLG 36, 35). Nach RG JW 1912, 7424 foll nicht nur § 495, 
ſondern auch die Anfechtung nach § 119 wegen Irrtums über die vorgenannten Eigenschaften 
ausgeſchloſſen fein, weil in $ 119 nur von Eigenſchaften der „Perſon“ oder der „Sache“ die 
Rede ſei. Dagegen aber mit Recht Kiehl JW 1914 Nr 14. 2 

4. Die Haftung bezieht ſich auf den Zeitpunkt des Abſchluſſes des Kaufvertrags. Denn 
nach $ 439 hat der Verkäufer den Mangel im Recht nur dann nicht zu vertreten, wenn der 
Käufer ihn beim Abſchluß des Vertrags kennt. Vgl. auch $ 438. Dieſer Zeitpunkt ift auch 
dann entſcheidend, wenn etwa durch Anfechtung oder Nichtigkeitserklärung ene Forderung 
oder ein Recht rückwirkend zur Aufhebung gelangt (88 141, 202, 222, 853). Damit ſoll 
jedoch nur gejagt fein, daß der Inhalt und der Umfang der Vertretungspflicht, die 
der Verkäufer durch Abſchluß des Kaufvertrags übernimmt, nach dem Zeitpunkt dieſes Ap. 
ſchluſſes beſtimmt wird. Nach ihm bemißt ſich die in $ 483 geregelte und in § 437 weiter 
ausgebaute Verſchaffungspflicht. Die Folgen der Nichtverſchaffung, der Nicht. 
erfüllung der in § 437 übernommenen Vertretungspflicht für den Beſtand regeln ſich nach 
$ 440. Nicht ſoll in $ 437 eine dem § 459 entſprechende Gewährleiſtungspflicht für den 
Zuſtand des Rechtes oder der Forderung begründet werden. Der Erfüllungsort beſtimmt 
ſich für die etwaigen Schadensanſprüche nicht nach dem Erfüllungsort der abgetretenen Forde⸗ 
rung, ſondern nach allgemeinen Grundſätzen (JW 01, 640). f 

5. Wenn einzelne Rechte und Forderungen als Beſtandteile einer ganzen Vermögens. 
maſſe oder eines einheitlichen geſchäftlichen Unternehmens mit dieſem zuſammen abgetreten 
find, fo ſchließt das die Anwendung von $ 437 für die Rechte und Forderungen nicht aus. 
Denn nur die rechtlich beſtehenden bilden einen Beſtandteil des Unternehmens und der Ver⸗ 
mögensmaſſe. Auf das ganze Unternehmen und die Vermögensmaſſe ſelbſt iſt § 437 nicht 
ele dechend auszudehnen. Der Rechtsmangel eines Beſtandteils kann aber einen Eigen 
ſchaftsmangel des Unternehmens nach § 459 darſtellen. 2 

6. Auf andere entgeltliche Veräußerungsverträge über Forderungen und Rechte 
iſt $ 437 entſprechend anwendbar. 3 

7. Für Wertpapiere gelten dieſelben Rechtsgrundſätze, wie fie in Abſ 1 für 
andere Rechte und Forderungen aufgeſtellt worden ſind. Denn Kaufgegenſtand 
iſt nicht nur das Papier als körperliche Sache, ſondern vor allem das in ihm verkörperte 
Recht (RG 59, 244; 56, 255; JW 09, 4921). Es finden daher nebeneinander Anwendung 
die Vorſchriften über Sachmängel, die zur Urkunde als ſolcher in Beziehung ſtehen (RG 
59, 248), wie die Vorſchriften nach § 487 über Rechtsmängel. Namentlich haftet der Ver 
käufer dem Käufer auch dafür, daß er ihm die Befugnis zur Geltendmachung des verbrieften 
Rechtes verſchafft (RG 1, 292; 10, 170; 38, 158). Ebenſo dafür, daß das im Wertpapier 
verbriefte Recht entitanden iſt. Der Mangel ſtaatlicher Genehmigung nach $ 795, die 
Zahlungsſperre bei einem Wertpapier (3PO 5 1019), ausgeloſte und gekündigte 
Wertpapiere, Nichtbeobachtung weſentlicher Formvorſchriften des Warenzeichen⸗ 
rechts, des Wechſelrechts u. a., die Ausgabe einer Aktie vor Eintragung der Aktien 
geſellſchaft (HGB § 209) hindern z. B. die Entſtehung des Rechtes. Dagegen können 
Vorgänge, die das Schuldverhältnis, das in der Urkunde verkörpert iſt, zum Erloſchen bringen, 
dem berechtigten Inhaber gegenüber nur dann geltend gemacht werden, wenn ſie aus der 
Urkunde ſelbſt hervorgehen (8 793). Die mangelnde Ertragsfähigkeit des Wertpapiers 

urs), etwa einer Aktie, betrifft weder einen Mangel im Recht noch einen Sachmangel 
(Ach 59, 243; Warn 09 Nr 502). Sie kann aber durch beſondere Zuſicherung garantiert 
er Ebenſo Börſenfähigkeit, mangelnde Umlaufsfähigkeit (RS 4, 195). — 

er den Begriff des Wertpapiers vgl. $ 798. 


Kauf Tauſch 88 437, 488 559 


Abſ 2 will die früher beſtrittene Frage zur Entſcheidung bringen, daß der Verkäufer für 
ein dem Inhaber abhanden gekommenes und zum Zweck der Kraftloserklärung aufgebotenes 
Wertpapier nach den Grundſaͤtzen des Rechtsmangels, nicht des Sachmangels haftet, und zwar 
ſchon für die Gefahr des Rechtsmangels, den das Aufgebot vorerſt bringt (350 8 1017). 

8. Die Verjährung der Schadenanſprüche wegen Nichtbeſtehen eines Rechtes erfolgt nach 
$ 195 in dreißig Jahren (RG 93, 71: bei zugeſicherter Grunddienſtbarkeit). 


8 438 


übernimmt) der Verkäufer einer Forderung die Haftung für die Zah⸗ 
lungsfähigteit des Schuldners, fo iſt die Haftung im Zweifel nur auf die 
Zahlungsfähigkeit zur Zeit der Abtretung zu beziehen!). 

E I 299 II 380; M 2 126; P 1 387. 


1. Die Vorſchrift fällt aus der Ordnung über die Regelung der Haftung für Mängel 
im Rechte heraus und hat ausſchlieflich den Fall im Auge, daß die Gewähr für die 
Jahlungsfähigten des chuldners vertraglich übernommen wird. Eine geſetzliche Haf- 
tung des Verkäufers einer Forderung beſteht zwar für den Beſtand der Forderung ($ 437), 
nicht aber auch für ihre Güte oder für die Leiſtungsfähigkeit des Schuldners. Die Vor⸗ 
ſchrift ſtellt zugunſten des Verpflichteten die widerlegbare Vermutung auf, daß ſich ſein 
Cewährſchaftsverſprechen nach der Parteiabſicht nur auf den Zuſtand zur Zeit der Ab⸗ 
tretung beſchränken ſoll. Im übrigen gelten hier folgende Grundſätze: Der Erwerber der 
Forderung kann den Verkäufer gegebenenfalls erſt dann in Anſpruch nehmen, wenn er zu⸗ 
nachſt in gehöriger Weile verſucht hat, die Forderung vom Schuldner beizutreiben. Er hat 
dabei nach Treu und Glauben zu handeln und iſt ſonach auch gehalten, die Farderung recht 
zeltig zu kündigen ſowie die Zwangsvollſtreckung zu betreiben (RG Warn 1910 Nr 107). 
Nach der allgemeinen Faſſung der Beſtimmung, die auf dem Gedanken beruht, daß der 
Verkäufer einer Forderung für nachträgliche Veränderungen in der Lage des Schuldners 
nicht einzuſtehen braucht, muß die Vermutung auch für den Fall Platz reifen, daß die Künd⸗ 
barkeit der Forderung zur Zeit der Abtretung noch ausgeſchloſſen, vielmehr auf eine ſpätere 
Zeit hinausgeſchoben war. Es wird unter ſolchen Umſtänden jedoch der Parteiwille oftmals 
dahin gehen, daß für die Haftung des Verkäufers nicht der Zeitpunkt der Abtretung, ſondern 
erſt der ber Kündbarkeit entſcheldend fein ſoll. Gegebenenfalls werden hier daher auch an 
die Beweispflicht des sale) der dieſen Ausnahmefall behauptet, nicht zu hohe Anforde⸗ 
rungen zu ſtellen fein. elcher Zeitpunkt für die Begrenzung der Haftung des Käufers 
als maßgebend gedacht worden, iſt ſchließlich von Fall zu Fall nach den obwaltenden Um- 
ſtänden unter Anwendung des $ 157 zu ermitteln (R6 7. 5. 13 V 502/12). Iſt die Haftung 
nur für eine beſtimmte Zeit übernommen, ſo fällt ſie fort, wenn die Schuld nicht inner» 
halb der Gewährsfriſt fällig gemacht worden und eingefordert iſt, wobei es auf die Fälligkeit 
dem Schuldner gegenüber ankommt (ch 27. 5. 08 V 382/07). Auf die zeitliche Beſchränkung 
der Haftung gemäß $ 438 hat anderſeits der Verkäufer dann überhaupt kein Anrecht, wenn 
er die Haftung für den Eingang der Forderung übernahm (R 23. 10. 12 V 179/12: JW 
1910, 2315). Aber auch hier muß der Käufer zunächſt gegen den Schuldner vorgehen, um 
nicht den Gewährsanſpruch zu verwirken. Hat indeſſen der Verkäufer nicht nur für den 
vollſtändigen, ſondern auch für den pünktlichen Eingang der Forderung Gewähr geleiſtet, 
dann iſt die Abrede dahin zu verſtehen, daß der Kaufer bei Säumigkeit des Schuldners zur 
A des Verkäufers ohne weiteres berechtigt fein fol (RG Warn 1910 Nr 107). 
Val. auch RG 37, 290 (für preuf. Recht). Auf die zeitliche Beſchränkung der Haftung gemäß 
$ 438 wird ſich übrigens der Verkaufer auch dann nicht berufen können, wenn er gewußt hat, 
daß die Zahlungsunfahigkeit des Schuldners bevorſtehe, die ihm bekannten Umſtände aber 
argliſtig verſchwieg (Mot 2, 127). Über die mangelnde Güte einer Hypothek entſcheidet 
nicht immer ihr Ausfall bei der Zwangsverſteigerung, zumal dann nicht, wenn der Gläubiger 
ſelbſt das Grundſtück billig erſtanden hat (R JW 1912, 237%). — Die Beſtimmung des 
3 488 findet entſprechende Anwendung bei Abtretung einer Forderung an Erfüllungs Statt 
(RG Gruch 47, 642). Anderſeits auch dann, wenn Gegenſtand des Kaufes und der Abtretung 
nicht eine Forderung, ſondern eine Hypothek oder eine Grundſchuld iſt und für deren Güte 
die Gewähr übernommen wird (RG 7. 5. 13 V 562/12). u 8 

2. Rechtsnatur des Verſprechens. Die Übernahme der Gewähr ſtellt kein bürgfchaft, 
liches Verſprechen dar, weil der Verkäufer für ſeine eigene, nicht aber für eine fremde Nor. 
bindlichkeit zu haften verſpricht, und die Haftung ift demgemäß auch nicht vom Beſtehen der 
verkauften Forderung abhängig (RG 60, 371 u. 72, 140 JW 1912, 239°; Gruch 54, 926). 
Das Verſprechen unterliegt daher auch nicht der Schriftform; der Käufer darf aber ebenſo⸗ 
wenig wie bei der Bürgſchaft argliſtig Sicherheiten aufgeben, wie für ihn anderſeits auch 
nicht die Pflicht zur Sorgfalt beſteht (RG JW 07, 169°). 
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Der Verkäufer hat einen Mangel im Rechte!) nicht zu vertreten, wenn 
der Käufer den Mangel bei dem Abſchluſſe des Kaufes kennt? >), 

Eine Hypothek, eine Grundſchuld, eine Rentenſchuld oder ein Pfand⸗ 
recht hat der Verkäufer zu beſeitigen, auch wenn der Käufer die Belaſtung 
kennt. Das gleiche gilt von einer Vormerkung zur Sicherung des An⸗ 
ſpruchs auf Beſtellung eines dieſer Rechte!). 

E I 373 II 381; M 2 215; P 2 658. 


1. Die Vorſchrift bezieht ſich nur auf die Kenntuis von Rechtsmängeln und verfügt eine 
Ausnahme von der Regel, daß der Verkäufer ſolche zu vertreten hat. Bei andern Mängeln 
als denen im Recht findet daher § 439 keine Anwendung, jo nicht auf das perſönliche 
Vorkaufsrecht (RG 12. 3. 09 II 470/08; Seuffü 56 Nr 99; OLG 1, 83) oder ſonſtige 
obligatoriſche Verbindlichkeiten des Verkäufers, wo Haftung für Schadenserſatz nach $ 275 
ſtattfindet; nicht bei Sachmängeln (vgl. § 460). Ferner bezieht ſich die Vorſchrift nur auf 
die Befreiung von geſetzlicher Haftung, nicht auch auf die durch beſondere Zuſicherung be⸗ 
gründete (RG 88, 160; RG 23. 11. 18 V 158/18). Zu der geſetzlichen Haftung gehört auch 
die Pflicht aus § 435. 

2. Die Kenntnis des Käufers muß ſich auf das Nichtvorhandenſein des Rechtes oder 
deſſen Beſchränkungen beziehen. Auf einen etwaigen Irrtum über die rechtliche Tragweite 
des Mangels kann ſich der Käufer nicht ſtützen (RG 52, 167; Warn 09 Nr 501; 1914 Nr 42). 
Doch iſt immer die Kenntnis von einem Recht erforderlich. Wenn daher jemand nur das 
Vorhandenſein von Fenſtern kennt, ſo braucht er damit noch nicht notwendig zu wiſſen, daß 
dieſe auf dem Vorhandenſein der Rechtsbefugnis eines Dritten beruhen (unrichtig OLG 8, 62). 
Die Kenntnis vom Mangel des Eigentums beim Verkäufer macht den Kauf noch nicht zu 
einer emtio spei (RG 88, 165). Auf welche Weiſe der Käufer zur Kenntnis gekommen iſt, 
iſt gleichgültig, er braucht ſie auch nicht durch den Verkäufer und bei Gelegenheit der Vertrags- 
verhandlungen erworben zu haben (RG 52, 276), noch braucht fie aus der Vertragsurkunde 
ſich zu ergeben. Die Kenntnis von einem Teil des Rechtes läßt bei Teilbarkeit der Befug⸗ 
niſſe die Haftung für den unbekannten Teil beſtehen (Seuffü 61 Nr 198). — Das Kennen⸗ 
müſſen ($ 122) ſteht dem wirklichen Kennen nicht gleich, auch wenn es auf Verſchulden be 
ruht (RG 59, 408; JW 06, 10%; 1911 S. 645%, 64612; NG 8. 7. 19 II 30/19). Auch 
wenn jemand weiß, daß ein Dritter ein Patentrecht für ſich in Anſpruch nimmt, ſo bedeutet 
das noch nicht Kenntnis vom Beſtehen des Patents (Warn 1911 Nr 366). Auch wenn ein 
Widerſpruch gegen das Recht des Verkäufers ($ 899) oder eine Vormerkung ($ 883) ein- 
getragen ift, kommt es doch auf die Kenntnis vom wirklichen Mangel an. Die Kenntnis 
davon, daß Eigentumsanſprüche behauptet werden, iſt daher nicht ſtets der Kenntnis vom 
Beſtehen eines Rechtes gleichzuſtellen (RG 27. 4. 11 II 472/10; dagegen Recht 07 Ar 762). 
Immer kommt nur ein ſolches ſicheres Kennen in Betracht, aus dem ein Verzicht auf die 
Gewährleiſtung anzunehmen iſt. Dagegen muß ſich derjenige, der erklärt, die Mängel im 
Rechte zu kennen, ſo behandeln laſſen, als wenn dies der Fall wäre, auch wenn er die Kenntnis 
in Wahrheit nicht beſitzt. So bei der Abrede im Vertrag über ein Grundstück: „Dem Käufer 
find die Mietverträge bekannt“ (RG 8. 4. 16 V 36/16). we, 

3. Die Kenutnis muß beim Abſchluſſe des Vertrags vorliegen. Bei ware erit zur Zeit 
der Erfüllung erlangten Kenntnis kommt § 439 nicht zur Anwendung. Wenn wiſſentlich 
eine fremde Sache verkauft wird, kann darin ebenſowohl eine beſondere Gewähr⸗ 
leiſtung des Verkäufers als ein Verzicht des Käufers auf den Rechtsmangel liegen. Es ift 
Auslegungsfrage. Auch die Vorſchrift des § 439 Abſ 1 iſt nachgiebigen Rechtes und kann 
durch beſondere Abreden abgeändert werden. Der Verkäufer haftet für Erfüllung des Kauf⸗ 
vertrags jedenfalls dann, wenn der Käufer nach den Umſtänden davon ausgehen durfte, daß 
der Verkäufer im Einverſtänduis mit dem dritten Eigentümer handelte Recht 1918 Nr 216). 

4. In Abſ 2 wird von der Regel des Abſ 1 eine Ausnahme in Übereinſtimmung mit der 
Verkehrsſitte dann begründet, wenn der Mangel im Recht im Beſtehen einer Hypothek, 
Grundſchuld, Rentenſchuld oder eines Pfandrechts beruht. Hier kann der Käufer die 
Befreiung von ſolchen Belaſtungen ſtets verlangen, wenn nichts anderes vereinbart iſt. Nach 
$ 1107 gilt die Vorſchrift auch wegen Rückſtänden von Reallaſten. Die Reallaſt nach g 1105 
(ſächſ. Landeskulturrente) fällt nicht unter $ 439 Abſ 2, ſie iſt nicht der Hypothek gleichgeſtellt 
(DES 36 Nr 314). Es wird verordnet, daß es wieder bei der Regel der $$ 434 u. 485 ver- 
bleibt, auch wenn der Käufer dieſe Rechte kennt. Schon die Erwähnung des Pfandrechts 
weiſt darauf hin, daß hier nicht bloß Rechte an Grundſtücken, ſondern auch an beweglichen 
Sa en in Frage kommen, auch bewegliches Zubehör zu Grundſtücken (Rö 57, 1). Auch 
dieſe Vorſchrift aber iſt wieder nachgiebigen Rechts. Wenn namentlich der Käufer eines 
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Grundſtücks die Hypothek oder die Grundſchuld in Anrechnung auf den Kaufpreis 
übernommen hat oder der Verkäufer ſonſt die Gewähr dafür übernimmt, daß das aufhaftende 
Recht dem Käufer kein Hindernis bereitet (Warn 1919 Nr 95), kann die Beſeitigungspflicht 
entfallen. Hat ſich der Grundſtücksverkäufer dem Käufer gegenüber verpflichtet, die auf dem 
Grundſtück ruhende Rente ſelbſt zu tragen und zur Löſchung zu bringen, ſo muß er im Fall 
der Zwangsverſteigerung von ſeinem Liquidate aus der Reſtkaufgelohypothek fo viel in Abzug 
bringen, als das zur Hebung kommende Rentenkapital beträgt (RG 11. 6. 10 V 475/09). 
Der Erwerber einer Hypothek, der das Nichtbeſtehen der Forderung kennt, kann den Ver⸗ 
käufer auch nicht wegen Rechtsunbeſtändigkeit der Hypothek haftbar machen, da Forderung 
und Hypothek untrennbar zuſammenhängen (RG 81, 266). Kennt der Käufer ein für einen 
Dritten beſtehendes dingliches Vorkaufsrecht, kann der Verkäufer, wenn es der Dritte aus⸗ 
übt, dem Käufer gegenüber Schadensanſprüche ablehnen. Anders dagegen bei nur perſön⸗ 
lichem Vorkaufsrecht, das die Kaufſache nicht belaſtet und nur Pflichten zwiſchen den Be⸗ 
teiligten begründet. Erfüllt der Verkäufer dem Vorkaufsberechtigten und macht er dadurch 
dem Käufer gegenüber die Leiſtung unmöglich, haftet er nach den gewöhnlichen Grundſätzen 
(Seuff A 56 Nr 99). 


8 440 


Erfüllt der Verkäufer die ihm nach den SS 433 bis 437, 439 obliegenden 
Verpflichtungen nicht, ſo beſtimmen ſich die Rechte des Käufers nach den 
Vorſchriften der SS 320 bis 3271 8), 

Iſt eine bewegliche Sache verkauft und dem Käufer zum Zwecke der 
Eigentumsübertragung übergeben worden, ſo kann der Käufer wegen des 
Rechtes eines Dritten, das zum Beſitze der Sache berechtigt, Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung nur verlangen, wenn er die Sache dem Dritten mit 
Rüctſicht auf deſſen Recht herausgegeben hat oder ſie dem Verkäufer zurück⸗ 
gewährt oder wenn die Sache untergegangen iſt. 

Der Herausgabe der Sache an den Dritten ſteht es gleich, wenn der Dritte 
den Käufer oder dieſer den Dritten beerbt oder wenn der Käufer das Recht 
des Dritten anderweit erwirbt oder den Dritten abfindet. 

Steht dem Käufer ein Anſpruch auf Herausgabe gegen einen anderen 


zu, ſo genügt an Stelle der Rückgewähr die Abtretung des Anſpruchs?). 
EI 874 II 389; M 2 216; P 1 660; 6 170. 


1. Die Rechtsfolgen der Nichterfüllung der in § 433 ff. begründeten Vertragspflichten 
ſind im allgemeinen ſowohl für den Verkäufer als für den Käufer die Folgen der Nichterfüllung 
bei gegenſeitigen Verträgen überhaupt. In $ 440 wird dies für den Verkäufer 
noch ausdrücklich hervorgehoben und damit klargeſtellt, daß jede einzelne der in 88 483 
bis 437 u. 439 dem Verkäufer obliegende Verpflichtung einen Teil der geſamten Verpflich- 
tungen ausmacht, er alſo teilweiſe nicht erfüllt und wegen jedes dieſes Teiles die Rechts⸗ 
behelfe deshalb zuläſſig ſind, wenn er eine der genannten Verpflichtungen unterläßt. Nur 
bei Entwehrung beweglicher Sachen wird die Befugnis in Abſ 2—4 i 

a) Der Käufer hat daher nach 88 320, 322 die Einrede des nicht erfüllten Vertrags, 
wenn ihm nur die Sache übergeben, aber nicht das Eigentum an ihr verſchafft iſt, ebenſo 
wenn ein nicht beſtehendes Recht verkauft und vom Verkäufer noch nicht begründet worden 
iſt (8 437: RG 73, 210; Warn 1916 Nr 161), nicht minder, wenn ihm eine mangelhafte Sache 
angeboten wird (RG 86, 93; JW 1912, 461%). 

b) Der Käufer hat die Klage auf Erfüllung, und zwar auch dann, wenn dem Ver⸗ 
käufer durch ſein Verſchulden nach Abſchluß des Vertrags die Leiſtung unmöglich geworden 
iſt (4 824). 

0 Der Käufer hat die Klage auf Schadenserſatz bei ſubjektivem Unvermögen nach 
$ 275 Abſ 2 (RG 69, 355; 73, 211; SeuffA 65, 96); bei politiver Vertragsverletzung des 
Verkäufers nach $ 276, wenn durch fein Jerſchulden die Leiſtung unmöglich geworden ift; 
nach 8 325, wenn die Erfüllung durch einen Umſtand, den er zu vertreten hat, nach Abſchluß 
des Vertrags unmöglich wurde; bei Gattungsſachen wegen des Fehlens zugeſicherter Eigen⸗ 
ſchaften zur Zeit des Gefahrübergangs nach § 480 Abſ 2 (RG 52, 355); bei Speziesſachen 
wegen des Fehlens zugeſicherter Eigenſchaften zur Zeit des Kaufs nach 9 463. — Bei Verzug 
des Verkäufers mit einer der ihm obliegenden Verpflichtungen hat der Käufer das Recht, 
Schadenserſatz wegen verſpäteter Erfüllung nach $ 286 zu verlangen oder, nach. 
dem er bei vergeblicher Friſtſetung zur Ablehnung der Leistung berechtigt worden ift, 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung nach 8 826. Dies gilt auch, wenn der Verzug 
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darin beſteht, daß bisher nur mangelhafte Ware geliefert worden iſt, zu deren Annahme 
(im Unterſchied zur Abnahme) der Käufer nicht verpflichtet iſt, ſo daß dann der Verkäufer 
auch mit der Übergabe in Verzug kommt (JW 03, Beil 1,8). 

d) Der Käufer hat weiter das Recht zum Rücktritt vom Vertrag nach Maßgabe der 
89 325, 326, 327 (JW 08, 35°), z. B. weil der Verkäufer eine nicht beſtehende Hypothek 
nicht löſchen läßt. Dieſes Rücktrittsrecht iſt eine einſeitige, von der Zuſtimmung des 
Verkäufers unabhängige Befugnis, ſo daß nicht auf deſſen Einwilligung geklagt werden 
kann. Feſtſtellungsklage iſt zuläſſig, wenn deren Vorausſetungen ſonſt vorliegen (RG JW 
03 Beil 68157). Verſchieden davon iſt die Wandlung, auf die die Vorſchriften des ver⸗ 
tragsmäßigen Rücktrittsrechts Anwendung finden (§ 467). Die beſonderen Gewährleiſtungs⸗ 
anſprüche der 88 459ff. ſchließen den Rücktritt wegen Verzugs nach $ 326 aus. Im 
übrigen leiden aber nach § 327 die Vorſchriften der 88 346—356 über das vertragsmäßige 
Rücktrittsrecht auch hier Anwendung. So hat der zur Rücknahme des Grundſtücks verpflichtete 
Verkäufer, der es nach dem Rücktritt des Käufers nicht zurückgenommen und nicht für die 
Abwendung der Zwangsverſteigerung geſorgt hat, an dieſer ſchuld (RG 4. 2. 05 V 350/04). 
Das Rücktrittsrecht des Käufers iſt nach $ 351 ausgeſchloſſen, wenn ſich der Käufer zur Rück⸗ 
gewähr außerſtand geſetzt hat, insbeſondere wenn er das Grundſtück unter ſolchen Umſtänden 
weiterveräußerte, daß der Nachfolger nicht verpflichtet wurde, ſeinen Erwerb zurückzugewähren 
($ 853; RG 56, 260). 25 

e) War die Erfüllung des Kaufvertrags von Anfang an unmöglich, greifen die Vor⸗ 
ſchriften der 88 306—308 Platz. Wegen Unmöglichkeit bei Mangel im Recht vgl. zu 5 437 A 1. 

2. Der Grundſatz des Abf 1 findet im allgemeinen bei allen Käufen gleiche Anwendung, 
mag der Kaufgegenstand ein Grundſtück, eine bewegliche Sache oder ſonſt ein immaterielles 
Rechtsgut oder ein Recht ſein. Für den Kauf einer beweglichen Sache jedoch und den eines 
Rechtes an einer beweglichen Sache, das zum Beſitz der Sache berechtigt ($ 441) hat das 
Geſetz eine Anderung in Abſ 2 infofern getroffen, daß hier der Anſpruch auf Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung zufolge des Entgegenſtehens Rechte Dritter, die zur Entwehrung der 
Kaufſache befähigen, vom Käufer nicht ſofort, ſondern erſt dann geltend gemacht werden darf, 
wenn er den Beſitz der Sache verloren oder aufgegeben hat. Vorausſetzung iſt alſo 
immer, daß ihm die Sache bereits vom Verkäufer übergeben war. Der Anſpruch geht auf 
vollen Erſatz des durch die Nichterfüllung entſtandenen Nachteils (RG 50, 262). Die Beten 
Rechte wegen Nichterfüllung kann der Käufer ſofort auf Grund des Nachwveiles, daß der 
Rechtsmangel beſteht, geltend machen, den Anſpruch wegen Evittion aber nicht, ſolange er 
noch tatſächlich im Genuß des Kaufgegenſtandes iſt. Dann iſt ſein Schaden noch nicht ver⸗ 
wirklicht, dieſer muß erſt infolge der Eviktion ein endgültiger geworden ſein. Der Käufer iſt 
aber nicht verpflichtet, ſondern nur befugt, es mit dem Dritten, der den Evittionsanſpruch 
erhebt, auf einen Prozeß ankommen zu laſſen und dem Verkäufer den Streit zu verkünden. 
Kann der Rechtsmangel außergerichtlich nachgewieſen werden, genügt es, daß der Käufer 
infolgedeſſen die Sache freiwillig herausgegeben hat oder dem Dritten einen ihm zustehenden 
Herausgabeanſpruch gegen einen andern abtritt (Abſ 4; 88 867, 870). Dieſem Fall ift nach 
Abſz der gleichzuſetzen, daß der Käufer den Beſitz nur um deswillen behält, weil er den Dritten 
auf ſeine Koſten abgefunden oder dieſen beerbt hat. Dies und die Rückgabe braucht nicht 
zugleich einen Rücktritt vom Vertrag zu bedeuten. Trotz § 446 trägt der Verkäufer unter 
den Vorausſetzungen des § 440 Abſ 2 auch noch nach der Übergabe die Gefahr, ſo daß der 
Schadensanſpruch vom Käufer auch dann geltend gemacht werden kaun, wenn die Sache 
ohne Verſchulden des Verkäufers untergegangen iſt. . 

3. Die Vorſchrift des § 440 findet auch noch Anwendung, wenn Die Entwehrung gegen⸗ 
über einem Nachmann des Käufers erſt ſtattfindet (OLG 13, 405). 


8 441 


Die Vorſchriften des § 440 Abſ 2 bis 4 gelten auch dann, wenn ein Recht 
an einer beweglichen Sache verkauft iſt, das zum Beſitze der Sache be⸗ 
rechtigt. 

E J 974 II 382; M 2 216; P 1 660; 6 170. 

Solche Rechte find 88 1012, 1017, 1036, auch 88 1059 u. 1251. Nicht das Mietrecht. 


8 442 


Beitreitet!) der Verkäufer den vom Käufer geltend gemachten Mangel im 
Rechte, ſo hat der Käufer den Mangel zu beweijen?). 
E 1 379 II 388: M 2 222; P 1 666. 
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Handlungen der Rechtsverſchaffung vom Verkäufer vorgenommen worden feien, 3. B. 
die Abtretung der Forderung, die Auflaſſungserklärung, muß nach den allgemeinen Grund⸗ 
lägen der Verkäufer beweiſen, daß er feiner Verſchaffungspflicht genügt habe. 


ſchied, ob der Verkäufer ſeiner Verſchaffungspflicht äußerlich ſchon durch Übergabe der Kauf⸗ 
ſache genügt hatte oder nicht (Warn 1911 Nr 3%), ferner ahne Unterſchied, von welchem 
Rechtsbehelf aus § 440 der Käufer Gebrauch macht (Warn 1916 Nr 162). Es greift 8 442 


ſeins eines Mangels im Recht nicht gehörig leiſten könne, nach $ 320 vom — 
eine 


u er Dritte ein Recht geltend macht, ſandern 
nur dadurch, daß er nachweist, daß das Recht des Dritten und damit der Rechtsmangel wirklich 
beſteht (Warn 1916 Nr 162). Es kann natürlich vereinbart werden, daß der Verkäufer den 
Käufer ſchon gegen die bloße Geltendmachung eines Rechtes [hüten folle. Eine Abmachung, 
daß der Verkäufer „in jeder Beziehung“ für das Nichtbeſtehen einer Laſt aufzukommen habe, 
braucht indes noch nicht in jenem Sinne verſtanden zu werden (RG 27. 10. 06 V 100/06). 


8 443 


Eine Vereinbarung, durch welche die nach den SS 433 bis 437, 439 bis 
442 wegen eines Mangels im Rechte dem Verkäufer obliegende Verpflich⸗ 
tung zur Gewährleiſtung erlaſſen oder beſchränkt wird! ), iſt nichtig, wenn 
der Verkäufer den Mangel argliſtig verschweigt. 

E I 380 II 884; M 2 228; 115 Sinfich 10 

1. Grundſätzlich herrſcht auch hinſichtlich der Gewährleiſtung wegen Mangels im Recht 
Vertragsfreiheit, ſo daß Abreden über Ausſchluß, Beſchränkung . 4 1 zuläſſig 
ind. Dies kann auch durch ſtillſchweigende Vereinbarung geſchehen oder ſich ohne weiteres 
aus der Beſonderheit des Vertrags ergeben. Eine Abrede, die ſich nur auf einen beſtimmten 
Fehler bezieht, ift im allgemeinen nicht dahin zu deuten, daß die Gewährleiſtung wegen aller 
Fehler erlaffen ſei. Denn der Erlaß ift nicht ausdehnend auszulegen (R& 62, 122). 

2. Der Grundſatz der Vertragsfreiheit über die Gewährleiſtung wegen Mängel im Recht 
findet ſeine Grenze an der Argliſt des Verkäufers. Wenn dieſer den Mangel beim Ver 
tragsabſchluß argliftig verſchweigt ift die Abrede nichtig. Das gleiche ordnet $ 476 
hinſichtlich der Vereinbarung über die Gewährleistung wegen Mängel der Sache im Sinne 
von § 459. Die Nichtigkeit tritt ohne Anfechtung ein, hleiht aber auf den Erlaß beſchränkt 
und läßt die Rechtsbeſtändigkeit des Vertrags im übrigen unberührt (RG 62, 125; Warn 1914 
Nr 115). Auf den urſächlichen Zusammenhang zwiſchen der Argliſt und dem Erlaß der 
Gewährleiſtung kommt es nicht an (RG 55, 214). Für Argliſt iſt erforderlich, daß der Ver. 
käufer erſtens das Vorhandenſein des Fehlers kannte oder wenigſtens mit der Möglichkeit 
des Vorhandenseins rechnete, bloßes Zweifeln allein ift aber nicht ausreichend (mißver⸗ 

ändlich Seuffül 58, 314), daß er zweitens wußte, dem Käufer ſei der Mangel nicht bekannt, 
önne ihm wenigſtens unbekannt ſein, und daß er drittens ſich bewußt mar, der Käufer würde 
bei Kenntnis der wahren Sachlage den Vertrag nicht abſchließen oder gegebenenfalls die 
angebotene Ware als Erfüllung nicht annehmen (RG 62 S. 150, 300; JW 1913, 6842), 
Hiernach liegt namentlich argliſtiges Verſchweigen vor, wenn der Verkäufer ſchweigt, um den 
Käufer zu täuſchen (MG 55, 213), z. B. falls dieſer einen Preis bietet, der zum Wert der 

ache außer Verhältnis fteht und dieſer erkennbar aus Irrtum abgegeben it (Warn OR Mr 186); 
wenn er durch fein Verhalten zu verhüten ſucht, daß der Käuſer den Fehler erfährt (Gruch 
48, 336) ſich eiwa wabrheitswidrig den Anſchein gibt, als halte er das Beſtehen des Rechtes 
für zweifelhaft, während er deſſen Nichtbeſtehen ſicher weiß (Rh 75, 436) oder ſonſt in böſer 
Absicht die bei ihm vorhandenen Zweifel dem Käufer nicht mitteilt (RG 62, 149; 75, 436; 
SW 04, 35918; 09, 4811; Warn 1912 Nr 300; 1915 Nr 110). Dagegen find beſondere Ver⸗ 
anſtaltungen zur Unterdrückung des Fehlers nicht erforderlich. Nur die Kenntnis des 
Käufers — nicht auch ſchuldhaftes Nichtfennen — vom Vorhandenſein des Mangels zur 
Zeit des Vertragsſchluſſes entzieht ihm das Recht, ſich auf die Argliſt des Gegners zu 
berufen ( 8. 5. 07 V 468/06). Hat aber der Käufer die Kenntnis erſt nach dem Vertrags. 
ſchluß erlangt, ſo ſchließt die Annahme der Sache die ſpätere Geltendmachung eines Mangels 
im Recht nicht aus, es ſei denn, daß ein Verzicht vorliege (JW 06, 109. — Bei $ 404 handelt 
es ſich um Argliſt nicht bei Vertragsſchluß, ſondern bei Erfüllung (RG 55, 213). 
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3. Nur die argliſtige Herbeiführung des Erlaſſes der Gewährleiſtungspflicht macht dieſe 
Vereinbarung nichtig. Hat der Verkäufer gutgläubig durch unrichtige Angaben den Käufer 
u 1 verſetzt, fo kann dieſer die Erklärung anfechten, fie iſt aber nicht nichtig (JW 03 

eil 8867). 

4. Beweislaſt. Der Käufer, dem ſein etwaiger Erlaß entgegenſteht, hat die Argliſt des 
Verkäufers zu beweiſen, und der letztere hat alsdann dieſen Einwand durch den Nachweis 
der Kenntnis des Käufers im Zeitpunkte des Vertragsſchluſſes zu widerlegen. 

5. Haftung für Gehilfen. Vgl. § 166 A 2 und R 61, 207, betreffend die Argliſt des 
Stellvertreters. Die Argliſt eines bloßen Erfüllungsgehilfen, der kein Stellvertreter iſt, kann 
dem Verkäufer um deswillen nicht zugerechnet werden, weil es ſich beim Vertragsſchluſſe 
nicht um die Erfüllung einer Verbindlichkeit handelt und der 8 278 ſonach außer Anwendung 
bleiben muß (8 278 A 3). Möglich wäre es nur, den $ 881 heranzuziehen, falls der Verkäufer 
den Dritten zu einer beſtimmten Verrichtung, beiſpielsweiſe zur Auskunftserteilung beſtellt 
und der andere dabei argliſtig gehandelt hätte. 


8 444 


Der Verkäufer iſt verpflichtet, dem Käufer über die den verkauften 
Gegenſtand betreffenden rechtlichen Verhältniſſe, insbeſondere im Falle 
des Verkaufs eines Grundſtücks über die Grenzen, Gerechtſame und Laſten, 
die nötige Auskunft zu erteilen“) und ihm die zum Beweiſe des Rechtes 
dienenden Urkunden, ſoweit ſie ſich in ſeinem Beſitze befinden, auszuliefern). 
Erſtreckt ſich der Inhalt einer ſolchen Urkunde auch auf andere Angelegen⸗ 
heiten, jo iſt der Verkäufer nur zur Erteilung eines öffentlich beglaubigten 
Auszugs verpflichtete). 


E I 462 II 385; M 2 322; P 2 bs. 


1. Dieſe Auskunftspflicht iſt nicht zu verwechſeln mit der etwaigen Anzeigepflicht des 
Verkäufers beim Vertragsſchluſſe ($ 443). Sie betrifft den „verkauften Gegenſtand, ſetzt 
daher einen Kaufvertrag als bereits gegeben voraus und begründet ſomit eine weitere 
ſelbſtändige Verkäuferpflicht, deren Verletzung den Käufer zu den im § 440 vorgeſehenen 
Rechtsbehelfen berechtigt (RG 52, 168; JW 1912, 745° betrifft den Fall eines beſondern Ver⸗ 
trauensverhältniſſes (RG 22 1916 Sp 2228). Die bezeichnete Verpflichtung bezieht ſich nur 
auf die das rechtliche Verhältnis begründenden Unterlagen, umfaßt dagegen nicht auch die 
Pflicht zu Rechtsbelehrungen (RG a. a. O.). Die Möglichkeit für den Käufer, ſich aus dem 
Grundbuch zu unterrichten, entbindet den Verkäufer von ſeiner Austunſtspflicht nicht. Bei 
Verkauf von Forderungen kommt auch § 402 in Frage. Die Verp flichtung zur Auslieferung 
von Urtunden erſtreckt ſich nicht nur auf ſolche im Beſitze des Verkäufers befindliche 
Urkunden, die den Rechtsbeſtand ſelbſt betreffen, ſondern auch auf ens die zum Be⸗ 
weile von rechtlichen Verhältniſſen betreffs des Kaufgegenſtandes dienen (3. B. Mietverträge 
und Beſcheinigungen über das Eigentumsrecht des Mieters an den eingebrachten Sachen). 
Daher handelt es ſich beim Forderungskaufe auch dann um eine Beweisurkunde im Sinne 
des 8 444, wenn fie nur den Nachweis einer beſonderen Beihofienheit der Forderung 
(3. B. ihrer Sicherung durch Hypothet) erbringt (RG 3. 4. 09 37 „ — Unter die 
Beſtimmung fallen dagegen nicht Urkunden, deren Übergabe sur 14) verſchaffung ſelbſt 
erforderlich iſt, fo daß nicht bloße Beweiszwecke in Frage ſtehen (3 488). 

2. Um ſich über die Vollſtändigkeit des Auszugs vergewiſſern zu konnen, kann der 
Käufer vom Rechte auf Einſicht in die Urkunde gemäß § 810 Gebrauch machen. 

3. Auf Auskunfterteilung kann geklagt werden. Vollſtreckung nach 360 5 888. 


8 445 

Die Vorſchriften der 88 433 bis 444 finden auf andere Verträge, die auf 
Veräußerung oder Belaſtung eines Gegenſtandes gegen Entgelt gerichtet 
ſind !), entſprechende Anwendung! )). 

E II 386; P 1 668. 

1. Für die entſprechende Anwendung kommen als ſonſtige entgeltliche VBeräußerungs⸗ 
geſchäfte in Betracht; der Vergleich (NG 54. 167; JW 03 Beil 56) und alle ſolche, bei denen 
das Entgelt nicht in Geld, ſondern in Handlungen beſteht. Ferner der Trödlervertrag, 
der Vertrag zwiſchen Verleger und Sortimenter, die Auslobung. Als entgeltliche 


Belaſtung iſt der Verpfändungsvertrag und die Hnpothetenbeftellung hervorzuheben. 
Die entſprechende Anwendung führt bei letzterer dahin, daß der Verpfänder nur dem Ver: 
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leiher das Hypothekenrecht gewähren und die dieſem Erfolg entgegenſtehenden Rechte Dritter 
beſeitigen muß, dagegen braucht der Verpfäuder nicht Rechte am Grundſtück, die der Hypothek 
vorgehen, zu beſeitigen, da nicht das Grundſtück ſelbſt zu gewähren iſt. In Betracht kommen 
kann daher auch nicht, ob der Darleiher von dem Vorhandenſein ſolcher Rechte Kenntnis 
gehabt hat oder nicht. Für eine entſprechende Anwendung von § 439 iſt kein Raum (RG 
181) a 
2. In einigen Fällen entfällt die entſprechende Anwendung, weil die Anwendung der 
Vorſchriften über den Kauf in beſonderer Weiſe ſchon durch Einzelvorſchriften angeordnet 
worden iſt, fo bei Hingabe an Zahlungs Statt (8 365), Tauſch (5515), Werklieferungs⸗ 
vertrag ($ 651), Gemeinſchaft ($ 757), Miete und Pacht (88 541, 581 Abſ 2), Ver⸗ 
mächtniſſen (8 2182), Erbſchaftskauf ($ 2374) uſw. 
3. Aus geſchloſſen iſt die entſprechende Anwendung 
a) bei unentgeltlichen Verträgen, für die meift beſondere Beſtimmungen gelten, Schenkung 
6 50 Ausſtattung ($ 1624), Schenkung einer Erbſchaft ($ 2385 Abſ 2), Gemeinſchaftsteilung 
d 757); 
b) bei Veräußerungen kraft Geſetzes oder ſtaatlicher Verfügungsmacht, wie bei Zwangs 
verſteigerung nach BVG $ 150 Abſ 3, bei der Enteignung; 
e) bei Überlaſſung von Gegenſtänden und Rechten aus zum Gebrauch. 


S 446 


Mit der übergabe der verkauften Sache?) geht die Gefahr des zufälligen 
Unterganges und einer zufälligen Verſchlechterung!) auf den Käufer über’: ). 
Von der Übergabe an gebühren dem Käufer die Nutzungen und trägt er 
die Laſten der Sache“). 

Wird der Käufer eines Grundſtücks vor der Übergabe als Eigentümer 
in das Grund buch eingetragen, ſo treten dieſe Wirkungen mit der Eintragung 
eins). 

95 463 II 387; M 2 822; P 2 58. 


1. Unter Gefahr iſt die Lage zu verſtehen, die in einen Nachteil für jemand umſchlagen 
kann, für den dem Geſchädigten kein anderer haftet, den er alſo im Rechtsſinne durch bloßen 
Zufall erlitten und ſomit ſelbſt zu tragen hat (88 323, 276). Um zufälligen Untergang und 
zufällige Verſchlechterung handelt es ſich nur dann, wenn weder die eine noch die andere Ver- 
tragspartei für fie verantwortlich ift ($ 323). Fälle enigegengeſetzter Art regeln 88 324 u. 325. 

2. Nur der Untergang und die Verſchlechterung einer Sache als Kaufgegenſtand kommt 
in Frage. Der Begriff der Sache iſt im techniſchen Sinne des $ 90 zu verſtehen, es kommen 
bewegliche und unbewegliche in Betracht, Genus und Speziesſachen. Bei Genuskauf iſt 
Konzentration erforderlich ($ 243; Rh 92, 128). Dhenn pre chen iſt auch nur an körper 
liche Veränderungen dabei zu denken. Für Entwertungen infolge Mängel im Rechte 
greifen 88 434 ff. Plat. Soweit jedoch bei andern Gegenſtänden immaterieller Art, 
Sachgeſamtheiten uſw., eine dem Herrſchaftsverhältnis an körperlichen Sachen gleichkommende 
Verfügungsgewalt durch einen der Übergabe entſprechenden Vorgang begründet werden kanu, 
wie bei den zu § 433 unter 6% erwähnten Gegenftänden, muß auch eine entſprechende An⸗ 
wendung des § 446 für zuläſſig gehalten werden. Dies folgt auch aus $ 2380. Nach § 451 
ſind außerdem den Sachen die dort bezeichneten Rechte gleichgeſtellt. Bei Verkauf von 

ertpapieren iſt zwiſchen der Urkunde als körperlicher Sache und dem in ihr verkörperten 
echt zu unterſcheiden. Nur in bezug auf erſtere findet 8 446 Anwendung, in bezug auf 
letztere 88 433, 437—439, evtl. 451. N 5 =. . 

3. Die Wirkung des Gefahrübergangs beſtimmt ſich auschließlich nach 9 323. Wie der 
Gefahrübergang vom Eigentum unabhängig iſt, ſo bewirkt er insbeſondere nicht ſelbſt auch 
einen Übergang des Eigentums. Nach 3 446 kommt nur diejenige Leiſtungsunmög⸗ 
lichkeit in Betracht, die eine Wirkung des Untergangs oder der Verſchlechterung 
der Sache iſt. Iſt die Leiſtungsunmöglichkeit die Folge anderer Urſachen, beruht ſie auf 
objektiver oder ſubjektiver Unmöglichkeit zufolge von Umſtanden, die ſchon vor dem Untergang 
oder der Verſchlechterung wenigſtens im Keime vorhanden waren, ſo bleibt die Haftung 
hierfür aus $ 323 unberührt und hängt nicht von dem Gefahrübergang im Sinne von $ 446 
ab (nch 6. 12. 05 V 210/08). N 

4. Der Zeitpunkt des Gefahrübergangs ift auf die Übergabe der verkauften Sache feſt⸗ 
geſetzt. Der Begriff der Übergabe iſt der des $ 433. Die Vorſchrift trifft daher unmittelbar 
nur den der körperlichen Übergabe. Wenn aber nach dem Vertrage die Leiſtung des 
Verkäufers als erfüllt anzuſehen iſt, ſofern er dem Käufer nur den mittelbaren Bef itz ver 
ſchafft (58 930, 981), oder mit Übergabe von Dispoſitionspapieren, wie es z. B. beim 
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Verkauf „gegen Konnoſſement“ der Fall ift, fo ift anzunehmen, daß auch die in $ 446 geordneten 
Folgen ſich an die Verſchaffung des mittelbaren Beſitzes und an die Übergabe der Dispoſitions⸗ 
papiere knüpfen (RG 52, 354). Iſt nicht gegen Dispoſitionspapiere gekauft, ſo braucht der 
Käufer fie nicht anzunehmen. Tut er es doch, fo iſt es Auslegungsfrage, ob er damit auch 
die Gefahr nach $ 446 hat übernehmen wollen, was im Zweifel anzunehmen iſt. — Bei der 
Verſteigerung von geſchlagenem Holz geht die Gefahr nicht ſchon mit dem Zuſchlag auf 
den Erſteher über, ſondern erſt mit der Beſitzeinräumung, die auch durch Aushändigung des 
Verabfolgzettels geſchehen kann. An ſich liegt es in der Natur der Dinge, daß der Eigen ⸗ 
tümer einer Sache den Nachteil, der durch den zufälligen Untergang oder durch die zufällige 
Verſchlechterung der Sache entſteht, das periculum rei, ſelbſt zu tragen hat, casum sentit 
dominus. Im Gebiet der Verträge hat jedoch der Untergang und die Verſchlechterung 
einer Sache, wenn fie Leiſtungsgegenſtand iſt, zugleich Bedeutung für die Leiſtungs m öglich⸗ 
keit, und jo kommt hinzu die Frage, wer die Gefahr der Leiſtungsun möglichkeit, das 
periculum obligationis, zu tragen hat. Nach deutſchem Recht blieb dieſe Gefahr auch nach 
Abſchluß eines Kaufvertrags ſo lange beim Verkäufer, als er noch die Gewere an der Sache 
hatte, während nach römiſchem Recht mit dem vollſtändigen Abſchluß des obligatorifchen 
Vertrags auch die Gefahr der Erfüllungsmöglichkeit auf den Käufer überging. Das BGB iſt 
zur alten deutſchen Rechtsanſchauung zurückgekehrt, wonach erſt mit der Erlangung der 
tatſächlichen Verfügungsgewalt über die Sache die Gefahr auf den Käufer übergeht. 
1 iſt aber immer, daß auch ein Kaufvertrag in Kraft ſteht; ohne einen ſolchen 
it die Übergabe einer Sache noch keine Erfüllung. Dies ift der Fall bei einer zugefügten 
auflöſenden Bedingung, nicht aber während des Schwebens einer aufſchiebenden Be⸗ 
dingung, z. B. einer ausſtehenden vormundſchaftlichen Genehmigung, die trotz der Rückwirkung 
nach $ 184 die Tatſache nicht ändern kann, daß zur Zeit der Übergabe noch kein feſter Kauf 
vorlag. Daher ift dies auch ohne Einfluß auf die Berechnung der Verjährung nach $ 477 
(RS 65, 247). In dieſem Fall trifft daher den Verkäufer bis zum Eintritt der Bedingung 
die Gefahr des Untergangs und der Verſchlechterung trotz etwa vorausgegangener Übergabe 
an den Käufer (beftritten). Im übrigen aber entſcheidet bei wirklich zuſtande gekommenem 
Kaufvertrag dann lediglich das tatſächliche Herrſchaftsverhältnis über die Sache. Deſſen 
Wechſel iſt der Grund, daß nun auch die Gefahr auf den Inhaber übergeht, da er allein noch 
in der Lage ift, für die Sache zu forgen, fie zu überwachen (Denkſchr 60). Daher ift der Gefahr: 
übergang insbeſondere unabhängig vom Übergang des Eigentums (Rg 93, 33; 
85, 320). Daher geht die Gefahr auch über, wenn ſich der Verkäufer das Ei gentum vor⸗ 
behalten hat bis zur Bezahlung des Kaufpreiſes (RG 85, 321); bei (i. Verkäufen ſchon 
mit der Abladung der Ware im Abſendungshafen (RG 87, 1134). Es handelt ſich hier 
nicht um die Wirkung der Verſchlechterung der Sache auf die aus dem Eigentum fließenden 
Befugniſſe, ſondern um die Wirkung auf die Leiſtungsmöglichkeit, nicht das periculum domini, 
ſondern das periculum obligationis. Die Regel des 5 300, daß bei Anna hmeverzug des 
Käufers der Verkäufer nunmehr nur noch für Vorſatz und Fahrläſſigkeit haftet, ſteht mit 
dieſem Grundſatz nicht in Widerſpruch. lä 

5. In drei Fällen durchbricht das WEB die Regel des Abſ 1 und läßt den Gefahr. 
übergang vor der übergabe ſtattfinden, nämlich beim Grundſtückskauf (8 446 Ab 2), 
beim Uberſendungskauf ($ 447) und beim Erbſchaftskauf (8 2880). Außerdem kann 
ſelbſtverſtändlich durch Parteivereinbarung eine Abweichung getroffen werden. Dieſe wird 
häufig als ſtillſchweigend vereinbart angenommen werden können, wenn ein Sachinbegri ff 
(Inventar) oder eine andere Sachgeſamtheit, ein Vermögen als Ganzes, ein Handelsunter⸗ 
nehmen ufto. verkauft wird. Dieſe Fälle find dem Erbſchaftskauf ähnlich. — Sonderbeſtim⸗ 
mungen noch beim Werkvertrag (88 644, 651) und bei der Zwangsverſteigerung (ANY 
9 56). Beim Grundſtlickskauf erfolgt der Gefahrübergang ſchon vom Eintrag ins Grundbuch 
an, auch wenn die Übergabe erſt ſpäter erfolgt, das Grundſtück alſo noch nicht in den tatſäch⸗ 
lichen Herrſchaftsbereich des Käufers gelangt iſt, und zwar auch dann, wenn er durch die Ein⸗ 
tragung nicht Eigentümer geworden fein ſollte. Iſt dagegen die Übergabe vor der Auflaſſung 
und Eintragung tatſächrich geſchehen, fo iſt der Gefahrübergang ſchon mit der Übergabe an 
erfolgt. Wenn mit dem Grundſtück bewegliche Sachen verkauft worden ſind (Waren⸗ 
vorräte — Zubehör — Beſtandteil), gelten für beide die Grundſätze über den Gefahrenüber⸗ 
gang geſondert, ſofern nichts anderes gewollt iſt. Wird bei einem Doppelverkauf das 
Grundſtück dem einen Käufer übergeben, dem andern Käufer aber aufgelaſſen und eingetragen, 
ſo liegt für den erſten Käufer Nichterfüllung wegen unterlaſſener 8 bir zur Dorn falfung der, 
er hat daher den Anſpruch au $ 440; der zweite kann den Kaufpreis bis zur körperlichen Über- 
gabe zurückhalten. n 1 

6. Übergang der Nutzungen auf den Käufer iſt die Gegenleiltung für die Tragung der 
Gefahr; dies geſchieht daher in demſelben Zeitpunkt wie dieſe. Cuius est Periculum eius est 
commodum. Er greift auch dann durch, wenn der Gefahrübergang abredegemäß an ein 
anderes Ereignis geknüpft iſt. Die Folge des Genuſſes der Nutzungen iſt dann auch die 
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Tragung der Laſten. Über Nutzungen $ 100, über Laſten $ 436. Dieſe ſind öffentliche 
und privatrechtiiche. Zu den Laſten gehören nicht Leiſtungen, zu denen ſich der Verkäufer 
auf Grund eines Vertrags perfönich verpflichtet hat, insbeſondere nicht die zu zahlenden 
Verſicherungsbeiträge. Wegen der Verteilung von Nutzungen und Laſten §§ 101, 103 (RG 
26. 4. 11 V 472/10). Auf das Verhältnis zu Dritten, die die Nutzungen zu gewähren haben 
oder an die als Laſten Beträge abzuführen ſind, hat die Regelung des § 446 keinen Einfluß. 
Vgl. aber $ 573. Nur die von $ 446 ſelbſt geregelten Fälle kommen in Betracht, ſonach auch 
die in 10 2 geordnete Ausnahme, nicht aber die des § 447. Beim Überſendungskauf bleibt 
für den Übergaag der Nutzungen und Laſten der Zeitpunkt der tatſächlichen Übergabe trotz 
des früheren Gefahrübergangs maßgebend. In 8 2380 wird die Frage beſonders geregelt, 
ebenſo in 3G $ 56. 


8 447 


Verſendet der Verkäufer“) auf Verlangen des Käufers?) die verkaufte 
Sache“) nach einem anderen Orte als dem Erfüllungsorte, jo geht die 
Gefahr“ 6) auf den Käufer über, ſobald der Verkäufer die Sache dem Spe⸗ 
diteur, dem Frachtführer oder der ſonſt zur Ausführung der Verſendung 
beſtimmten Perſon oder Anſtalt ausgeliefert hats). 

Hat der Käufer eine beſondere Anweiſung über die Art der Verſendung 
erteilt und weicht der Verkäufer ohne dringenden Grund von der Anweiſung 
ab, ſo iſt der Verkäufer dem Käufer für den daraus entſtehenden Schaden 


verantwortlich“). 
E 1 465 II 388; M 2 326; B 2 67. 


1. Der Verſendungskauf (Diſtanzkauf, Fernkauf) iſt ein gewöhnlicher Kauf, bei dem 
lediglich die Beſonderheit beſteht, daß der Verkäufer als Nebenleiſtung die Verſendung 
vom Erfüllungsort nach en Beſtimmungsort übernimmt (ROHG 19, 245). Dann 
ſoll die Auslieferung an die Beförderungsperſon der Übergabe an den Käufer in Anſehung 
auf die Gefahrtragung gleichſtehen. Die Vorſchrift bezieht ſich nur auf die Kaufſache. Die 
nicht mitverkaufte Emballage reiſt auf Gefahr des Verkäufers. Der hiervon zu 
unterſcheidende Fall, daß der Verkaufer die Sache an den Erfüllungsort ſelbſt erſt zu 
verbringen hat, kommt bei $ 447 überhaupt nicht in Frage, denn die Verſendung an dieſen 
bildet einen Teil der dem Verkäufer obliegenden Hauptverpflichtung zur Übergabe. Die 
Vorſchrift iſt ſelbſtverſtändlich dispoſitiver Natur, es kann vereinbart werden, daß abweichend 
von der Regel des $ 447 der Verkaufer die Gefahr der Verſendung tragen ſolle. Darin liegt 
noch keine Abänderung des Erfürlungsorts. An den ſonſtigen Rechten und Verbindlichkeiten 
der Parteien ändert $ 447 nichts. Erfüllungsort ift der „Ort der Leiſtung“ im Sinne von 
§ 269, alſo für den Verkäufer der Ort, wo er feinen Wohnſitz, bei gewerblichen Verkäufen, 
wo er ſeine gewerbliche Niederlaſſung hat zur Zeit des Abſchluſſes des Kaufvertrags. 
Ein ſpäterer Wechſel darin ändert an dem einmal begründeten Erfüllungsorte nichts. § 269 
bezieht ſich zunächſt nur auf die Ortſchaft im geographiſchen Siane. Innerhalb der Ort. 
ſchaft liegt die Wohnung und das Geſchäft, es iſt daher finngemäß weiter zu ſagen, daß 
der Verkäufer auch nur in ſeiner Wohnung und in feinem Geſchäft zu erfüllen braucht. An 
dieſen Vorſchriften des § 269 ändert $ 447 nichts. Daher ift auch eine abweichend 
von 9 447 getroffene Vereinbarung dahin, daß der Verkäufer die Gefahr (und Koſten) der 
Verſendung tragen ſoll, ohne Einfluß auf den Erfüllungsort (RG 68, 78; 20. 1. 20 
II 420/19). Sofern nun der Käufer in einem andern Ort als dem Erfüllungsort, ſei es an 
einer andern Ortſchaft oder wenigſtens an anderer Stelle innerhalb der Ortſe aft, 
feine Wohnung oder ſein Geſchaft hat, braucht auch er nur dort feine Leiſtung, das iſt die 
Zahlung des Kaufpreiſes, zu erfüllen. Sein Erfüllungsort iſt ſonach ein anderer als der des 
Verkäufers. Da nun an ſich jeder nur Zug um Zug zu erfüllen braucht, wäre, wenn jeder 
bei ſeinem Rechtsſtandpunkt verharrte, überhaupt die Abwicklung des Geſchäfts ausgeſchloſſen. 
Der Käufer muß die Ware beim Verkäufer, der Verkäufer beim Käufer den Kaufpreis holen, 
keiner aber braucht ohne Gegenleiſtung im Zuge ſeinerſeits zu erfüllen. Es muß ſonach der 
eine oder der andere nachgeben. 


2. 8 447 nun behandelt den Fall, wo der Verkäufer der Nachgie bige iſt und die Kauf. 
ſache Na Käufer zuführt, um die tatſächliche Übergabe an ihn zu bewirken, aber von dieſen 
Fällen wiederum nur den, da 25 ſchieht. Der dem $ 447 

a) auf Verlangen des Käufers geſchieht. Der dem des Küufers ande Gebant 
it, daß 55 Verkäufer, eee er der in 40 aua en i ed . 
deſſen Geſchäfte führt. $ 447 iſt eine Ausnahme von der in § 446 aufgeſtellten Regel. Er⸗ 
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folgt die Verſendung vom Erfüllungsort an einen andern vom Käufer beſtimmten oder ihn 
zur Zug -um⸗Zug⸗-Leiſtung veranlaſſenden Erfüllungsort für feine Leiſtung aus eigenem 
völlig freien Belieben oder bloßer Gefälligkeit des Verkäufers, Io kann dieſer ein- 
ſeitige, nicht im Einverſtändnis mit dem Käufer ausgeführte Akt nicht dazu führen, dieſem 
die Tragung der Gefahr vorzeitig und abweichend von der Regel des 5 446 aufzubürden. 
Selbſtverſtändlich braucht das Verlangen nicht ein ausdrückliches zu fein, ſondern kann ſich 
aus den Umſtänden und der Übung ergeben. Eine geſetzliche Verpflichtung, dem Ver⸗ 
langen des Käufers nachzukommen, beſteht nicht. In vielen Handelszweigen beſteht aber der 
allgemeine Handelsgebrauch, daß bei allen Diſtanzkäufen der Verkäufer die Ware zu über⸗ 
ſenden hat und der Käufer erſt zu zahlen braucht, wenn ſie am Beſtimmungsort angelangt iſt. 
Damit wird tatſächlich eine Vorleiſtungspflicht für den Verkäufer begründet (RG 18. 1.07 
II 303/06). Da die Verſendung der gekauften Ware nach dem Beſtimmungsort an ſich nicht 
zu den Pflichten des Verkäufers gehört, er vielmehr damit regelmäßig nur die Geſchäfte 
des Käufers beforgt, fo hat er die Verſendung auch ſtatt des Käufers und in deſſen Inter⸗ 
eſſe, aber in eigenem Namen zu treffen (RG 26, 106). Die Folge davon, daß er des 
Käufers Geſchäfte beſorgt, iſt aber, daß nun dieſen die Gefahr der Verſendung trifft, 
und zwar „ganz abgeſehen von Tradition, Beſitz und Eigentumserwerb“ (M 320 ff.). Iſt der 
Verkäufer aus irgendeinem Grunde außerſtande, dieſe Nebenverpflichtung zu erfüllen und die 
Verſendung zu bewirken, ſo bedeutet dieſes noch nicht Nichterfüllung der bergabepflicht aus 
8 433, die am Erfüllungsort zu erfolgen hat; der Käufer kann daher auch um deswillen nicht 
die Zahlung des Kaufpreiſes überhaupt verweigern, wenn es auch bei ſeiner Pflicht, dies nur 
Zug um Zug tun zu müſſen, verbleibt. Anders liegt es nur, wenn bie Verſendungspflicht 
zum weſentlichen Beſtandteil des Geſchäfts gemacht worden iſt (RG 88, 37). Ungewöhnliche 
Trausportſchwierigkeiten ſtehen der Unmöglichkeit der Verſendung gleich, ungewöhnliche An⸗ 
ſtrengungen braucht der Verkäufer nicht zu machen (OLG 36, 40). 2 y 
b) Durch das Mittel der Verſendung. Verſendung ſetzt nicht begrifflich eine Ver 
ſchiedenheit von Ortſchaften im geographiſchen Sinne voraus. Auch innerhalb einer 
Ortſchaft kann von dem Erfüllungsort (Wohnung, geſchäftlicher Betriebsſtelle des Verkaufers) 
aus nach einem andern Beſtimmungsort (der Wohnung des Käufers oder eines Dritten, 
dem Bahnhof) eine „Verſendung“ ſtattfinden. Das iſt namentlich bei ausgedehnten großen 
Städten der Fall (OLG 2, 218). Verſenden iſt aber vom Überbringen zu unter⸗ 
ſcheiden und ſetzt voraus, daß die Beförderung durch eine vom Verkäufer verſchiedene 
und unabhängige Perſon ausgeführt wird. Dafür ſpricht ſchon die Hervorhebung 
der beſonderen Beförderungsperſonen in $ 447. Darin liegt gerade der Grund für den 
Gefahrübergang vom Verkäufer auf den Käufer. Der Verkäufer entläßt mit der Auslieferung 
der Kaufſache an den zur Ausführung der Verſendung beſtimmten Dritten dieſe aus ſeiner 
Gewere, aus ſeiner Obhut; der die Verſendung Ausführende hat nunmehr die Verfügungs 
gewalt über ſie, und da er dies im Jutereſſe des Käufers tut, trägt nun auch nicht mehr der 
Verkäufer, ſondern der Käufer die Gefahr. Daher findet die Vorſchrift des 9 447 nicht auf 
Platzgeſchäfte Anwendung, wo der Verkäufer die verkaufte Sache ſelbſt oder durch ſeine 
Leute (ſein Fuhrwerk, ſeine Ausläufer) ins Haus bringt oder bringen läßt. Dieſe erhalten 
in der Regel nicht einmal ſelbſtändigen Gewahrſam an den Sachen, ſondern ſind bloße Beſitz⸗ 
diener (8 855), die Sachen ſind dem Herrſchaftsbereich und der Verfügungsgewalt des Ver⸗ 
käufers damit noch nicht entzogen, und es liegt daher kein Grund vor, ihm die Tragung der 
Gefahr vorzeitig abzunehmen (beftritten; a. M. R in IW 1919, 902“ und RG 06, 258). 
Der Verkäufer haftet für dieſe Perſonen auch nach § 278. Sofern aber auch innerhalb der 
Ortſchaft die Verſendung durch ſelbſtändige Beförderungsmittel geschieht (Spediteur, 
Frachtführer, Eilboten, Dienſtmann, Gepäckträger), liegt eine Verſendung im Sinne von 
$ 447 vor. Dann findet jedoch § 278 keine Anwendung, vielmehr muß er nur bei 
der Auswahl der Beförderungsperſon die im Verkehr erforderliche Sorgfalt nach § 242 be⸗ 
obachten und haftet dafür nach $ 276. Er haftet alſo nicht ohne weiteres für Mißgriffe und 
Verſehen der mit der Verſendung beauftragten Perſon, wie z. B. die Aushändigung an einen 
Unberechtigten (RG 62, 333; RG 4. 5. 20 II 511/19). Demgemäß hat der Verkäufer zu 
beweiſen, daß er eine geeignete Perſon mit der Beförderung betraut hat, und falls er die 
Verladung übernommen hat, daß er auch fie ſorgfältig ausgeführt hat (J 01, 72515). Der 
Vertrag mit der Beförderungsperſon ift, da der Verkäufer der Verſender iſt, wennſchon 
dabei die Geſchäfte des Käufers führend und in deſſen Intereſſe haudelnd, auch vom Ver⸗ 
käufer in feinem Namen abzuſchließen. Doch ändert es gichts an der von 8 447 getroffenen 
Regelung über den Zeitpunkt des Gefahrübergangs, wenn der Verkanfer den Vertrag im 
amen des Käufers abſchließt. Es kann ſogar der Käufer in eigenem Namen den Beförde⸗ 
Ber vertrag abſchließen, ſofern er damit nur die vom Verkäufer nach § 447 übernommene 
31 8 ausführen, nicht ſelbſt dieſe für ſich bewirten will (R 6, 60; 62, 334). Vgl. 


3. Der Zeitpunkt des Gefahrübergangs ift die Auslieferung an die Beförderungsperſon. 


„ 
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u) Die Auslieferung iſt ein tatſächlicher Vorgang, der im Sinne des kaufmänniſchen 
Verkehrs die geſamten Vorgänge umfaßt, die notwendig find, um die Ablieferung zu bewirken 
(RS 92, 273). Auch wenn die Abholung der Ware durch Leute des Käufers erfolgt, liegt 
dem Verkäufer noch die Anweiſung bei der Entnahme vom Lager ob (Recht 1918 Nr 1139). 
Sie begründet an und für ſich dingliche Rechtsveränderungen noch nicht, ſie enthält nicht 
ſchon die Übergabe nach $ 433, die erſt mit der Ablieferung an den Käufer erfolgt, und ebenſo 
geht das Eigentum erſt dann über, wenn der Käufer die Ware tatſächlich erhält und an- 
nimmt. Iſt der Verkäufer nach dem Vertrage zur „Aufhebung der Lieferung im Kriegsfall“ 
berechtigt, fo kaun er ſogar als Eigentümer über die noch rollende Ware vor Ankunft am 
Niederlaſſungsort des Käufers ſelbſt dann verfügen, wenn als Erfüllungsort der Nieder⸗ 
laſſungsort des Verkäufers vereinbart iſt (MG 92, 271). Eine während des Transports ein- 
tretende Beſchlagnahme geht daher zu Laſten des Verkäufers, auch wenn der Abſendungsort 
als Erfüllungsort vereinbart it. Die Zuſage „beſchlagnahme⸗ und verwendungsfrei“ ins⸗ 
beſondere bezieht ſich nicht nur auf die Zeit des Kaufabſchluſſes, ſondern auf die Zeit des 
Eigentumserwerb (NG 93, 333; IW 1918, 2185). Etwas anderes trifft nur dann zu, wenn 
die Beförderungsperſon bei Empfangnahme der Eache zugleich als Vertreter des Käufers 
handelt und ſich ſonach mit der Empfangnahme durch dieſen bereits die Übergabe verbindet 
($ 929). Anderſeits aber hat der Verkäufer feiner Verpflichtung zur Übergabe nach 8 438 
immer ſchon mit der Auslieferung an die Beförderungsperſon genügt (Warn 1911 Nr 280). 
Ob die Auslieferung ſtattgefunden hat, richtet ſich danach, wer die Beförderungsperſon iſt, 
und nach den konkreten Umftänden. Bei Verkaufen „franko Waggon“, „frei Bahnhof“ beginnt 
die Verſendungspflicht erft mit Auslieferung in den Waggon, auf dem Bahnhof, die Befoͤrde⸗ 
rung bis dorthin gehört noch zu den Ubergabepflichten des Verkäufers, die deshalb auch dann 
auf ſeine Gefahr geht, wenn er dieſe Beförderung nicht durch ſeine Leute, ſondern durch einen 
Frachtführer oder fonftige ſelbſtandige Dritte vornehmen läßt. Lautet dagegen der Verkauf 
„ab Lager“, „ab Magazin“, ſo beginnt die Verſendung bereits im Zeitpunkt der Fortſchaffung 
aus dem Lager, ſofern ſie von einer ſelbſtändigen Beförderungsperſon ausgeführt wird. Er⸗ 
folgt die Fortſchaffung jedoch durch die eignen Leute des Verkäufers, ſo hat die Verſendung 
auch dann noch nicht begonnen, es jet denn, daß dieſe nicht mehr in ihrer Eigenſchaft als An⸗ 
geſtellte und nach den Weiſungen ihres Dienſtherrn, ſondern ſelbſtändig dabei handelten 
(a. M. RG JW 1919, 992). — Über Abladegeſchäft ſ. bei 8 438. 


b) Die Beſtimmungen des $ 447 gelten ſowohl für den Spezieskauf als den Genus- 
kauf. Bei Gattungsſchulden muß aber die Sache, bevor der Gefahrübergang eintreten kann, 
erſt ausgeſchieden und nunmehr als konkretiſierte verſendet werden (§ 248). Die Konzen⸗ 
tration iſt eine einſeitige Handlung des Verkäufers und es bedarf nicht hierzu der Benach⸗ 
richtigung des Käufers. Sie liegt aber nicht vor, wenn nur im Innern des Verkäufers die 
Beſtimmung getroffen wird, ſondern es muß eine äußerlich erkennbare, totſächliche Ausſchei⸗ 
dung ſtattgefunden haben. Hierzu genügt unter Umſtänden ſchon die Abſendung der Ver⸗ 
ladungsanzeige, die bloße Einladung ins Schiff bewirkt den Übergang der Gefahr regel⸗ 
mäßig noch nicht (RG 88, 392), ebenſowenig die Benennung des Dampfers (RG 92, 128). Ander 
ſeits hindert die Abſendung in einer Sammelladung den Gefahrübergang an ſich nicht, 
ſofern die für den Käufer beſtimmte Ware aus der Sammlung genügend konkretiſiert iſt. Der 
bloße Umſtand, daß die Ware dann zugleich mit andern verſendet wird, ſteht nicht entgegen. 
Wenn vorgeſehen ift, daß der Verläufer von Gattungsſachen (Getreide) zum Zwecke der Ver⸗ 
tragserfüllung den Bruchteil einer größeren Menge anbieten darf und der Käufer dann 
in eine Gemeinſchaft mit den übrigen beteiligten Empfängern eintreten muß, ſo genügt der 
Verkäufer ſeiner Verbindlichkeit nicht erſt durch Verſchaffung des Eigentums an der im Ver⸗ 
trag beſtimmten Menge, ſondern ſchon durch Verſchaffung des Miteigentums zu entſprechendem 
Bruchteil an der größeren Menge. Dieſe größere Menge iſt aber dann auch die beſtimmte 
Sache, auf die ſich das Schuldverhältnis nach 8 243 beſchränkt (NG 88, 391). Das gleiche gilt 
bei Zuvielſendung. Iſt der unbeſtellte Teil beſonders ausgeſchieden, ſo bleibt der beſtellte 
konkretifiert. Nur wenn dies nicht der Fall ift, fehlt es daran, und es kann dann ein Gefahr 
übergang mangels Beſtimmtheit der Sache nicht ſtattfinden. 


e) Die Übergabe eines kaufmänniſchen Dispoſitionspapiers kann vereinbarungs⸗ 
ehe ge A Übergabe der Ware im Sinne von $ 433 gewollt fein, fie iſt aber noch 
nicht die Auslieferung der Ware ſelbſt an die Beförderungsperſon. Daher geht die 
Gefahr des Transports der Ware bei Aushändigung des Dispoſitionspapiers an den 
Beförderer noch nicht auf den Käufer über. Die Gefahr des Transports des Dis⸗ 
pofitionspapiers aber trägt der Käufer nur, wenn dieſes ſelbſt Gegenſtand des Kaufes iſt. 
Andernfalls verbleibt es in beiden Fällen bei der Regel des 8 446. 

d) Die Übernahme der Verſendungskoſten durch den Verkäufer — abweichend 
von § 448 — Hat 19 den Übergang der Transportgefahr nach $ 447 ebenſowenig Een 
wie auf den Erfüllungsort (RG in Gruch 48, 1014). Vgl. insbeſ. das „Cif-Geſchäft“ bei 
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8 483 A 10hec. Auch die Klauſel „ausgeliefertes Gewicht“ enthält keineswegs die Ab: 
wälzung der Gefahr auf den Verkäufer (Warn 1918 Nr 27). 1 

. Die Gefahr, deren Übergang in 8 447 geregelt wird, beſchränkt ſich auschließlich auf 
die Beförderungsgefahr, d. h. die Schäden, für die die Tatſache der Verſendung urſächlich 
wird, wenn auch nur als Miturſache (RG Warn 1918 Nr 27). Sie betrifft aber nicht nur eine 
körperliche Veränderung der Sache, wie R 93, 333 annimmt, ſondern auch eine recht ; 
liche, inſofern ſie nur eben in der Verſendung ihre Miturſache hat. Dies iſt allerdings nicht 
der Fall bei einer Beſchlagnahme, die verhindert, daß der Verkäufer ſeiner Eigentumsüber⸗ 
tragungspflicht nicht mehr nachkommen kann. Es fallen daher darunter Beſchädigungen 
durch Einwirkungen und Einflüſſe der Reiſe und der ihr dabei gewordenen Behandlung, 
ferner auch der Verluſt und das Fehlgehen der Sache, ihr Verfehlen des Empfangsberech⸗ 
tigten und des Beſtimmungsorts. Hierzu gehören auch Mißgriffe und Verſehen der Be⸗ 
förderungsperſonen, die die Aushändigung der Sache an einen Unberechtigten vornehmen 
(RG 62, 332, ihre Verpfändung durch ſolche uf. Der Gefahrübergang umfaßt alſo nicht 
bloß die in § 446 Abf 1 ausdrücklich erwähnten Veränderungen im Beſtand der Sache. Es 
iſt kein vernünftiger Grund denkbar, warum der Käufer nicht auch dann die Gefahr der Ver⸗ 
ſendung tragen ſoll, wenn der ordnungsmäßig ausgeſuchte Spediteur aus eigner Entſchließung 
die Ware mit einer Verſicherung belaſtet, von deren Bezahlung die Auslieferung der Ware 
an den Käufer abhängig iſt (RG 99, 56). Wenn jedoch die Sache während der Beförde⸗ 
rung aus andern Gründen, etwa wegen der ihr ſchon vorher anhaftenden Mängel, ſich ber: 
ſchlechtert oder zugrunde geht, fo haftet hierfür der Verkäufer nach den Grundſätzen über 
Gewährmängel weiter, der Schaden trifft nicht den Käufer (NG 62, 334). Bei Unter» 
brechung der Verſendung bewendet es bei dem einmal erfolgten Gefahrübergang. 

5. Ein Zuwiderhandeln gegen die Anweiſungen des Käufers ändert grundſätlich nichts 
am Übergang der Gefahr nach Abſ 1. Es begründet nur eine Haftung des Verkäufers für 
den gerade aus der Abweichung entſtandenen Schaden. Dem Käufer liegt ſomit der 
Beweis ob, daß die Abweichung für den Schaden urſächlich geworden iſt. Daß die Abweichung 
die ausſchließliche Urſache war, iſt nicht erforderlich, es genügt der Nachweis, daß der Schaden 
nicht eingetreten wäre, wenn der Verkäufer die getroffenen Anordnungen des Käufers nicht 
verletzt hätte (Rch 11. 4. 05 III 475/04). Der Nachweis einer dringenden Veranlaſſung für 
die Abweichung (Tatfrage) dient aber dem Verkäufer als Befreiunsgrund, und im allgemeinen 
iſt anzunehmen, daß der Verkäufer von der ihm angewieſenen Verſendungsart dann abzu⸗ 
gehen befugt iſt, wenn ihm wegen der damit verbundenen Schwierigkeiten die Befolgung 
nach Treu und Glauben nicht mehr zugemutet werden kann (RG IW 1917, 215°). Grundſäßlich 
ſteht die Beſtimmung darüber, wie und wohin die verkaufte Ware zu verſenden ift, dem Käufer 
zu. Der Verkäufer muß ſich regelmäßig auch einer nachträglichen Anderung der ihm ger 
gebenen Verſendungsanweiſung fügen, indes er braucht es dann nicht, wenn er an der Ein: 
haltung der früheren Anweiſung ein beſonderes Jutereſſe hat (RG IW 1917, 283. Wenn 
eine große Export betreibende Handelsmühle mit der Fobklauſel verkauft hat, kaun nicht von 
ihr verlangt werden, daß ſie nach einem andern als dem urſprünglich beſtimmten Ort des 
Inlands liefere. 5 ] 

6. Für den Übergang von Nutzungen und Laſten bewendet es bei der Vorſchrift des 
$ 446, er wird in $ 447 nicht vorausgenommen. Die Früchte eines Tieres behält ſonach der 
WER trotz der Ablieferung zur Verſendung. ; 

7. Über Gefahrübergang beim Rechtskauf § 451, beim Werkvertrag 8 644 Abſ 2. 
Aufbewahrungspflicht des Käufers nach HGB 8 379 auf Koſten und Gefahr des Verkäufers 
bleibt beſtehen. 


8 448 


Die Koſten der Übergabe der verkauften Sache, insbeſondere die Koſten 
des Meſſens und Wägens), fallen dem Verkäufer), die Koſten der Abnahme 
und der Verſendung der Sache nach einem anderen Orte als dem Erfüllungs⸗ 
orte?) fallen dem Käufer zur Laſt. 5 

Fit ein Recht verkauft, jo fallen die Koſten der Begründung oder Über⸗ 
tragung des Rechtes dem Verkäufer zur Lajt?). 

E 1 466 II 390; M 2 328; P 2 68. 

1. Der Grund dafür, daß die Koſten der Übergabe den Verkäufer treffen, liegt darin, 
daß die zur Bewirkung der Übergabe dienenden Veranstaltungen zur Erfüllung der Leiſtung 
erforderlich find (M 2, 328; § 242). Zu den Koſten der Übergabe gehören auch die Koſten 
der Überfendung an den Erfüllungsort, auch die Ausfuhrſteuer (Hanſchg 17, 292), 
die Zuckerſteuer (Rö Lg 1918 Sp 4185); zu den Koſten der Abnahme jedoch die der Ver“ 
backung. Die Koſten des Gas und Waſſermeſſers fatlen an ſich dem Verkäufer von 
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Gas und Waſſer zur Laſt. Durch beſondere Abrede kann natürlich Abweichendes vereinbart 
werden und geſchieht gerade hier vielfach ortsüblich durch Auferlegung eines vom Käufer zu 
zahlenden „Mietzinſes“ für dieſe Meſſer. 

2. Beim Verſendungskaufe treffen die Abnahme⸗ und Berſendungskoſten den Käufer 
deshalb, weil dieſe Aufwendungen im beſonderen Intereſſe des Käufers liegen und auf ſeine 
beſondere Veranlaſſung erforderlich werden (8 447 A 2). — Auch der Frachturkundenſtempel 
gehört zu den Beförderungskoſten (RG 68, 43). . 

3. Iſt zur Begründung und Übertragung eines Rechtes gerichtliche oder notarielle 
Beurkundung notwendig, ſo treffen dieſe den Verkäufer, ebenſo die Stempelgebühren. 
Will der Verkäufer ſich dabei durch einen Bevollmächtigten vertreten laſſen, ſo hat dieſe Koſten 
der Vollmachtserteilung der Verkäufer im Zweifel auch dann zu tragen, wenn abweichend 
von $ 448 der Käufer die Koſten der Begründung oder Übertragung übernommen hat, da 
die Bevollmachtigung nicht zum eigentlichen Akt der Begründung des Rechtes ſelbſt gehört. 

Abſ 2 gilt nicht für den Verkauf eines Rechtes an einem Grundſtück; vgl. § 449. 


8 449 


Der Käufer eines Grundſtücks hat die Koſten der Auflaſſung und der 
Eintragung, der Käufer eines Rechtes an einem Grundſtücke hat die Koſten 
der zur Begründung oder Übertragung des Rechtes nötigen Eintragung in 
das Grund buch, mit Einſchluß der Koſten der zu der Eintragung erforder⸗ 
lichen Erklärungen, zu tragen. Dem Käufer fallen in beiden Fällen auch 
die Koſten der Beurkundung des Kaufes zur Laſt. 

E I 466 II 890; M 1 828; P 2 68. 


Koſten beim Kauſe eines Grundſtücks. Geregelt wird hier die Koſtenpflicht allein 
im Berhältniffe der Parteien untereinander, dagegen nicht auch dem Fiskus gegenüber (RG 
96, 48). — Unter den „Koſten“ ſind nur die durch den Veräußerungsakt ſelbſt veranlaßten 
Gebühren und Auslagen zu verſtehen (RG JW 1911, 36319), etwa notwendige vorgängige 
Bereinigungen des Grundbuchs, nach GB SS 40, 41 erforderliche vorgängige Eintragungen 
des Verkäufers ſelbſt gehören nicht darunter. Zu den Koſten der Beurkundung gehören 
hier auch die nicht nach $ 313 notwendigen. Die an die Gemeinde zu entrichtende Umſatz⸗ 
ſteuer fällt daher (RG a. a. O.) an Nic) nicht unter diejenigen Koſten, die der Paragraph im 
Auge hat (ftreitig); denn fie wird nicht durch ein der bertragung des Eigentums dienendes 
Rechtsgeſchäft begründet. Ihr rechtlicher Grund iſt vielmehr die Tatſache der Eigentumsver⸗ 
änderung (RG 75, 208). Falle Über Haftung für die Umſatzſteuer Streit beſteht, werden in erſter 
Linie die einſchlägigen Vertragsbeſtimmungen auszulegen fein, und zwar unter Berückf ichtigung 
einer hier etwa ſchon eutſtandenen Verkehrsſitte. Eine Vertragsbeſtimmung, wonach der 
Käufer, „den Stempel und die ſamtlichen übrigen Koſten zu tragen hat“, läßt die Auslegung 
zu, daß dem Käufer auch die Umſatzſteuer zur Laſt fällt, ſelbſt wenn beide Teile von ihrem 
Beſtehen beim Vertragsabſchluſſe keine Kenntnis gehabt haben (RG 12. 12. 10 V 282/10). 
Hat der Käufer die Umſatzſteuer übernommen und hat er die Entgegennahme der Auflaſſung 
verzögert, dann muß er, wenn inzwiſchen die Stener erhöht worden, auch die Erhöhung tragen 
(RG 2. 3. 10 V 204/09), und zwar infolge des zu vertretenten Verzugs. Falls beide 
Teile der Gemeinde gegenüber verpflichtet fiud, müſſen die Grnndſätze der 88 420 ff., 
insbeſondere $ 426 herangezogen werden Übernimmt der Erwerber vertragsmäßig die Ent- 
richtung der Umſatzſteuer, dann hat der Verkäufer das Intereſſe des Erwerbers dahin wahr⸗ 
zunehmen, daß nicht eine zu hohe Steuer berechnet wird (M& 2. 12. 14 V 308/14). — Die 
den Verkäufer nur perſönlich belaſtende Wertzuwachsſteuer (vgl. § 436 hat der Käufer im 
Zweifel ſogar dann nicht zu tragen, wenn im Kaufvertrage vereinbart iſt, daß der Käufer 
die Umſatzſteuer zu tragen hat. Die Wertzuwachsſteuer ſoll im weſentlichen den unverdienten 
Gewinn und daher aus volkswirtſchaftlichen Gründen den Verkäufer treffen; um die Haftung 
auf den Käufer abzuwälzen, bedarf es ſomit auch einer zweifelsfreie Vertragsbeſtimmung 
(R IW 1911, 749%; Warn 1912 Nr 297), und es ift ein zweifelsfreier Beweis erforderlich 
(RS 72, 395; Gruch 1912, 108). Die Veräußerung ſpielt betreffs der Wertzuwachsſteuer 
nur inſofern eine Rolle, als bei ihr zutage tritt, daß der Veräußerer den Gewinn gemacht 
hat. Über die Begriffe „Umſatzſteuer“ und „Wertzuwachsſteuer dgl. noch $ 436 A 1 und 
RE JW 1910, 228%. — Die Koſten des Zuſchlags bei der Zwangsverſteigerung hat 
der Erſteher zu tragen (BUG 8 58). 

8 450 5 

„ Iſt vor der übergabe der verkauften Sache die Gefahr auf den Käufer 

übergegangen) und macht der Verkäufer vor der Übergabe Verwendungen 
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auf die Sache, die nach dem übergange der Gefahr notwendig geworden 
ſind, ſo kann er von dem Käufer Erſatz verlangen, wie wenn der Käufer 
ihn mit der Verwaltung der Sache beauftragt hätte. 

Die Verpflichtung des Käufers zum Erſatze ſonſtiger Verwendungen 
Be ſich nach den Vorſchriften über die Geſchäftsführung ohne Auf⸗ 
rag). 

E I 464 II 389; M 2 325; P 2 64; 6 170. 


1. Die Vorſchrift will nicht eine Verpflichtung des Verkäufers zu Verwendungen auf 
die Sache aufſtellen. Inwieweit der Verkäufer zu ſolchen Verwendungen noch nach Abſchluß 
des Kaufvertrags verpflichtet iſt, iſt ausdrücklich im BGB nicht beſtimmt, es ergibt lid) aber 
eine folche aus der Verpflichtung zur Übergabe der gekauften Sache nach $ 433 (vgl. A Sodd), 
die auch nicht notwendig mit dem Übergang der Gefahr auf den Käufer vollſtändig erliſcht, 
3 B. bei Unterbrechung der Verſendung im Falle des § 447 wieder wirkſam werden kann. 

2. Die Vorſchrift behandelt vielmehr nur die Fälle, in denen tatſächlich nach Abſchluß 
des Kaufvertrags und vor der Übergabe der Sache vom Verkäufer Verwendungen gemacht 
worden ſind, und unterſcheidet hierbei, daß das geſchehen iſt l 5 

(Abſ 2) a) auch vor dem Übergang der Gefahr (der ja mit der Übergabe nicht 

zuſammenzutreffen braucht). Für dieſen Fall hat der Verkäufer, wenn die Verwendungen 
einer Geſchäfts führung ohne Auftrag nach § 677 entſprechen, nach den Vorſchriften des 
$ 683 (ohne daß er geradezu ein Geſchäftsführer wird) Erſatz der Aufwendungen wie ein 
Beauftragter zu beanſpruchen, alſo nach $ 670, ſoweit fie den Umſtänden der Meinung des 
Verkäufers nach erforderlich waren. Ausgenommen ſind jedoch die zur Erhaltung 
der Kaufſache notwendigen Verwendungen, da dieſe der Verkäufer nicht als Geſchäfts⸗ 
führer des Käufers und in deſſen Intereſſe, ſondern zufolge der unter 1 bezeichneten Ver⸗ 
ilch vr im eigenen Jutereſſe macht. Der in Abſ 2 vorgeſehene Fall liegt hier alſo gar 
nicht vor. 
(Abſ 1) b) Nach dem Übergang der Gefahr, welcher Fall nach $ 446 Ab 2, nach 
$ 447 und bei beſonderer Vereinbarung eintreten kann. Dann hat der Verkäufer wie ein 
Beauftragter nach 88 669, 670 Erfah vom Käufer zu verlangen, jedoch mit den Einſchrän⸗ 
kungen, daß die Aufwendungen einmal auch objektiv notwendig waren (im Gegenſatz zu 
$ 670), ſodann daß dieſe Notwendigkeit für die Aufwendungen nach dem Gefahrüber⸗ 
gang eingetreten iſt. Auch hier finden dieſe Vorſchriften nur entſprechende Anwendung, 
der Verkäufer wird behandelt, „wie wenn“ er Beauftragter wäre, nicht wird er direkt zum 
Beauftragten geſtempelt. Dieſe Vorſchriften ſind daher immer nur finngemäß im Rahmen 
der Pflichten aus einem Kaufvertrag anzuwenden. 1 

3. Kommt der Verkäufer ausnahmsweiſe in die Lage, nicht nur nach Abschluß des Kauf. 
vertrags und nach Übergang der Gefahr auf den Käufer, ſondern auch noch nach Übergabe 
der Kaufſache Verwendungen auf ſie zu machen, was z. B. in Fällen der Erſatzübergabe, der 
Übergabe durch Dispoſitionspapiere, aber auch ſonſt möglich iſt, fo richtet ſich die Erſatzpflicht 
entweder nach dem zugrunde liegenden Rechtsverhältnis, kraft deſſen der Verkäufer in die 
Lage kommt, noch Aufwendungen auf die Sache zu machen, wie etwa im Fall des $ 930, oder 
es finden unmittelbar die Vorſchriften über Geſchäftsführung ohne Auftrag Anwendung. 

4. Die Anſprüche aus § 450 geben dem Verkäufer ein Zurückhaltungsrecht nach $ 278. 


8 451 


Iſt ein Recht an einer Sache verkauft, das zum Beſitze der Sache be⸗ 
rechtigt, jo finden die Vorſchriften der SS 446 bis 450 entſprechende An. 
wendung. 

E 1 468 II 391; M 2 925; P 2 62. 

Auch bei dem Verkaufe von Rechten, die zum Beſitze berechtigen (5 433), ift fur den 
Gefahrübergang die Übergabe der Sache und im Falle einzutragender Rechte die Übergabe 
oder die zuvor erfolgte Eintragung (8 446 Abſ 2) entſcheidend. 


8 452 


Der Käufer iſt verpflichtet, den Kaufpreis von dem Zeitpunkt an zu 
verzinſen), von welchem an die Nutzungen des gekauften Gegenſtandes 


Hm gebühren, ſofern nicht der Kaufpreis geſtundet 1t?). 
EI 407; M 2 329; P 2 69. 


Kauf Tauſch 8s 450-458 573 


1. Vgl. § 446. Die Verzinſungspflicht des Käufers beruht auf dem Grundſatze, daß 
niemand die Sache und zugleich den Kaufpreis nutzen ſoll. Entſcheidend ift für den Beginn 
der Verzinſungspflicht regelmäßig der Übergang des Nutzungsrechts auf den Käufer, 
nicht die Übergabe. Die Nutzungen können namentlich auch vor Eintrag des Käufers in 
das Grundbuch von dieſem gezogen werden. Es genügt, daß die Nutzungen dem Käufer 
ferner rechtlich gebühren. Daß er tatſächlich ſolche gezogen hat oder ziehen konnte, iſt nicht 
Vorausſetzung. Bei Kaufleuten untereinander abweichend HGB $ 353. Nach $ 246 be- 
tragen die Zinſen 4 v. H., für beiderſeitige Handelsgeſchäfte nach HGB 352 5 v. H. Die 
Zinſen ſind nicht Verzugszinſen oder Vertragszinſen, ſondern geſetzliche Zinſen. An⸗ 
wendung des $ 452 ſetzt voraus, daß keine Vereinbarung hierüber getroffen. Wenn dies 
geſchehen, iſt für $ 452 kein Raum. Wenn Verzinſung des geſtundeten Reſtes ausgemacht, 
keine Anwendung (Warn 1916 Nr 13). Nutzungsentgelt nach § 36 PrEnteignGeſ iſt etwas 
anderes (RG 98, 43). 5 

2. Vgl. 8 433. Eine Stundung liegt nur dann vor, wenn abredegemäß der Kauf. 
preis erſt nach (im weſentlichen) vollendeter Leiſtung des Verkäufers fällig fein ſoll; fie 
liegt nicht vor, wenn wie der Zahlungstermin ſo auch der weſentliche Teil der dem Ver⸗ 
käufer obliegenden Leiſtungen hinausgeſchoben find und entweder beide Leiſtung n ug 
um Zug erfüllt werden ſollen oder die Zahlung vor der Leiſtung des Verkäufers fällig fein 
ſoll (RG 50, 138, wo Stundung verneint wird, falls der Kaufpreis zwar nach der Übergabe 
aber vor oder nach der Auflaſſung des verkauften Grundſtücks fällig iſt). Kein Hinaus⸗ 
ſchieben der Fälligkeit, alſo keine Stundung, wenn der Gläubiger dem Schuldner eine 
unbeſtimmte Friſt zur Anſchaffung von Geld einräumt (RG 83, 181). Jedenfalls 
muß die Stundung dem Käufer ein Recht auf Vorleiſtung des Verkäufers geben, während 
aus einer ihm bisher bloß erwieſenen Nachſicht kein Recht und keine Verpflichtung erwachſen 
kaun. Iſt dem Käufer anſtatt der Barzahlung die Regelung mittels eines Akzepts nach⸗ 
gelaſſen, ſo wird der Kaufpreis ſofort fällig, wenn der Käufer ſich weigert, das Akzept zu 
geben (RG Seuffl 63 Nr 391). 5 452 überhaupt nicht anwendbar, wenn Kaufpreis 
wien in bar gezahlt, ſondern durch Übernahme von Hypotheken gedeckt werden ſoll. 
— Über die Beweislaſt, falls der Käufer Stundung einwendet, vgl. $ 433. Beſtritten iſt, 
ob mit Ablauf der Stundung die Zinspflicht aus 9 452 ohne weiteres beginnt oder Verzug⸗ 
ſetzung erfordert wird. Erſteres tft zu bejahen, da es ſich bei $ 452 nicht um Verzugs⸗, ſondern 
um geſetzliche Zinſen handelt. 

§ 453 


Iſt als Kaufpreis der Marktpreis beſtimmt!), jo gilt im Zweifel? ) 
der für den Erfüllungsort zur Erfüllungszeit maßgebende Marktpreis als 


vereinbart?). 
E 1 461 II 392; M 2 322; P 2 57. 


1. Über den Begriff „Marktpreis“ vgl. zu 88 433 u. 385 und RG 34, 119. Er ift der 
Durchſchnittspreis, wie er ſich auf Grund der Marktlage für die in größerem Umfang ab⸗ 
geſetzten Waren bildete, unabhangig von börſenmäßiger oder amtlicher Feſtſetzung, die jedoch 
ein wichtiges Beweismoment abgeben. Der Marktpreis iſt nicht notwendig dasſelbe wie 
der „angemeſſene Preis“. Die Beſtimmung des Marktpreiſes kann ausdrücklich oder ſtill 
ſchweigend getroffen werden (Prot 1, 466), was insbeſondere bei marktgängiger Ware zutrifft, 
dagegen auf den Kleinhandel überhaupt nicht paßt (Prot 2, 57). Hier wird der übliche 
Ladenpreis als vereinbart gelten. Unter Umſtänden greift die Beſtimmung des $ 306 
Platz (Prot a. a. O.). 5 2 

2. Bloße Vermutung für eine Vereinbarung, die durch den Nachweis einer andern 
Parteiabſicht entkräftet werden kann. Die Beweislaſt in biefer Hinſicht liegt dem Be⸗ 
hauptenden ob. Laßt fi ein Marktpreis am Erfüllungsorte nicht ermitteln (RG 34, 119), 
ſo ift als Parteiwille weiter anzunehmen, daß gelten ſoll der „zur Zeit der Erfüllung für den 
Erfüllungsort maßgebende Marktpreis“ (Prot 2, 58), mithin der Preis desjenigen Ortes, der 
auch den Markt des Erfüllungsorts beherrſcht. Läßt ſich der Marktpreis des bezeichneten 
Ortes nicht mehr beſtimmen, weil die Notierungen dort aufgehört haben, fo iſt gemäß 8 242 
zu erwägen, ob nicht andere Preisfeſtſetzungen an eben jenem Orte als Erſatz für die Preis⸗ 
notierungen zu gelten haben (R& JW 07, 5°), — Als Erfüllungsort ($ 260) kommt hier 
der für den Verkäufer maßgebliche in Betracht (Prot 2, 57). Beſteht am Erfüllungsort 
kein Marktpreis, kann der des nächſten größeren Ortes maßgebend ſein. Die Erfüllungs⸗ 
zeit beſtimmt ſich nach $ 271. Bei Sukzeſſivlieferungsvertragen wirkt nicht ohne 
weiteres die ſpätere Preiserhöhung für die ſpäteren Lieferungen (23 2, 455; 3, 682). 

3. Die Beweislast regelt ſich wie folgt: Fordert der Verkäufer den Marktpreis, ſo muß 
er beweiſen, daß dieſer (ausdrück ich oder ſtillſchweigend) verabredet worden iſt, während der 
Käufer gegebenenfalls zu beweiſen hätte, daß der Preis in anderer Art beſtimmt worden 
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ſei. Fordert der Kläger den üblichen Ladenpreis oder einen allgemein angemeſſenen 
Preis, und macht der Käufer demgegenüber geltend, daß der Preis in dieſer oder jener 
Art beſtimmt worden ſei, ſo muß der Kläger den Beweis dafür erbringen, daß der Preis 
abredegemäß auf die von ihm geltend gemachte Art habe berechnet werden ſollen (RG Seufful 
58, 266; Recht 07, 376). 

S 454 


Hat der Verkäufer den Vertrag erfüllt und den Kaufpreis geitundet2), 
jo ſteht ihm das im § 325 Abſ 2 und im S 326 beſtimmte Rücktrittsrecht 
nicht zu!). 

E II 393; P 2 69. 


1. Beſchränkung des Rücktrittsrechts beim Kaufe gegenüber den 88 325, 326. Voraus- 
ſetzung hierfür iſt erſtens, daß der Verkäufer bereits erfüllt hat, und zweitens, daß ein 
Kreditkauf vorliegt. In 8 454 handelt es ſich um eine Ausnahmevorſchrift, die ſtreng aus⸗ 
zulegen iſt (Warn 1915 Nr 259). Was zur Erfüllung gehört, beſagt $ 433. Da der $ 454 im 
übrigen vorausſetzt, daß der Verkäufer „erfüllt“ hat, fo ift feine Beſtimmung im Falle nur teil- 
weiſer Erfüllung regelmäßig nicht anwendbar (RG 10. 12.07 11310/07; Gruch 60, 310). Eine 
nur teilweiſe Erfüllung liegt in dieſem Sinne jedoch nicht mehr vor, falls in der Hauptſache ſchon 
erfüllt iſt und nur noch verhältnismäßig unerhebliche Erfüllungsteile ausſtehen (RG 50, 140), 
wie etwa die Lieferung von Zubehörſtücken. Sonſt handelt es ſich um Teilerfüllung (als 
ſolche) ebenſowohl, wenn es nach dem Umfange wie dann, wenn es nach der Beſchaffenheit 
der Leiſtung an der Vollerfüllung mangelt (3. B. es iſt das verkaufte Grundſtück zwar über⸗ 
geben, aber noch nicht aufgelaſſen, RG 50, 139). In der erſteren Hinſicht iſt jedoch anzu⸗ 
nehmen, daß, wenn Lieferung in Teilleiſtungen abgemacht und der für jede Teilleiſtung be- 
ſonders zu berechnende Betrag geſtundet worden iſt, die Beſtimmung des $ 454 in Anſehung 
der bereits erfüllten Teilerfüllung Platz greift, ungeach et deſſen, daß der Vertrag im ganzen 
als ein einheitliches Geſchäft anzuſehen iſt (R Warn 08 Nr 137; ſtreitig). Hinſichtlich des 
noch nicht erfüllten Teiles kann das Rücktrittsrecht ausgeübt werden (RG Gruch 52, 976; 
60, 310). Die den Käufer begünſtigende Sonderbeſtimmung beruht eben auf dem Gedanken, 
daß der Käufer, der die Sache zur Verwendung oder zum Verbrauche erwirbt, durch die 
Rückgängigmachung des Kaufes unbillig belaſtet werden kann, und überdies iſt erwogen, daß 
es nahe liege, in der Stundung des Kaufpreiſes einen Verzicht des Verkäufers auf das Rück 
trittsrecht zu erblicken, weil fie den bei Zug- um⸗Zug⸗Leiſtungen ſonſt beſtehenden Zuſammen⸗ 
hang zwiſchen Leiſtung der Ware und Zahlung des Preiſes auflöſe (Prot 2, 71). Die Be⸗ 
ſchränkung des Verkäufers tritt ferner inſoweit nicht ein, als ſich der Käufer außer zur Zahlung 
des Preiſes noch zu andern Nebenleiſtungen (Bebauung des gekauften Grundſtücks) ver 
pflichtet hat und in dieſer Hinſicht in Verzug geraten iſt. Solchenfalls hat Verkäufer Rechts⸗ 
behelfe aus $$ 325, 326 (RG JW 1915, 11902). Nur das geſetzliche Rücktrittsrecht aus dem 
$ 325 Abſ 2 wegen fruchtloſen Ablaufs der dem Käufer gemäß 8 283 geſtellten Stift, ſowie 
dasjenige aus $ 326 wegen Verzugs, büßt der Verkäufer ein, falls die beiden Voraus⸗ 
ſetzungen des Geſetzes gegeben ſind; mithin aber nicht auch das vertragsmäßige Rück⸗ 
trittsrecht im Sinne des $ 346 oder des § 360 und ebenſowenig das Recht auf Schadens 
erſatz wegen Nichterfüllung aus den 98 325, 326 (Warn 1915 Nr 250). 

2. In der Stundung liegt ein Verzicht auf das Rücktrittsrecht (RG 83, 179), aber nur 
fo weit, als die Stundung reicht. Die Stundung kann durch Gewährung eines Zahlungs 
ziels auch handelsüblich ſein. Eine Stundung liegt nur vor, wenn der Kaufpreis vere u ⸗ 
barungsgemäß erſt nach vollendeter Erfüllung des Verkäufers fällig werden ſoll (RG 50, 140). 
In dem bloßen Zeitlaſſen zur Beſchaffung des Geldes liegt noch kein Hinaus⸗ 
ſchieben der Fälligkeit der dem Beklagten obliegenden Leistung (Prot 2, 71; RG 83, 179). 
So liegt Barkauf vor, wenn nicht bezahlt wird lediglich, weil der Käufer nicht geuügendes 
Geld bei ſich hat und ſofortige Zahlung verſpricht. Dann können Rechte aus 8 326 geltend 
gemacht werden (RG 14. 10. 19 II 112/19). 


S 455 


1) Hat ſich der Verkäufer einer beweglichen Sache“ ) das Eigentum bis 
zur Zahlung des Kaufpreiſes vorbehalten, jo iſt im Zweifel‘) anzunehmen, 
daß die Übertragung des Eigentums unter der aufſchiebenden Bedingungs) 
vollſtändiger Zahlung des Kaufpreiſes erfolgt und daß der Verkäufer 
zum Rücktritte von dem Vertrage berechtigt iſt, wenn der Käufer mit der 
Zahlung in Verzug kommts, 9), 

E II 894; b 2 79. 
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1. Der Vorbehalt des Eigentums (der nicht ausdrücklich erklärt zu werden braucht; 
Marktverkehr, Geldwechſeln; RG 64, 337), hat nach der Auslegungsregel des Geſetzes eine 
dingliche und zugleich eine eigentümliche perſönliche Wirkung. Denn einmal macht er 
das dingliche Übereignungsgeſchäft (aufſchiebend) bedingt, während der Kaufvertrag unbe⸗ 
dingt bleibt, und zweitens gibt er dem Verkäufer ein perſönliches Rücktrittsrecht (8 360). 
Beide Wirkungen beſtehen unabhängig nebeneinander. Dies zeigt ſich beim Eintritt und 
beim Ausfall der Bedingung (A 5). Der Vorbehalt kann rechtsgültig auch in Erwartung 
des demnächſt erfolgenden Eigentumserwerbs gemacht werden mit der Wirkung, daß er erſt 
mit Befriedigung des früheren Verkäufers in Geltung tritt (RG 28. 10. 10 II 599/09). 

i 2. Der Vorbehalt iſt nur beim Verkauf beweglicher Sachen zuläſſig, die auch verbrauch⸗ 

bare fein können (OLG. 2, 343). Mit dem Verbrauch wird der Vorbehalt freilich gegen: 
ſtandslos. Auch bei Geſamtheiten körperlicher Sachen, wie Warenlager, zuläſſig (Warn 09 
Nr 198). Dadurch ſind Einzelveräußerungen nicht notwendig ausgeſchloſſen. Der Vor⸗ 
behalt kann auch erſt künftig hinzutretende Sachen ergreifen (RG Bayz 2, 381). Gegen⸗ 
über der ſachenrechtlichen Wirkung der Verbindung, Vermiſchung, Verarbeitung hat 
der Vorbehalt keine Wirkung. Ob eingebaute Maſchinen Beſtandteil werden, iſt Tat⸗ 
frage (RG 69, 121). Bei unbeweglichen Sachen iſt er ausgeſchloſſen (vgl. $ 158 A 6); 
desgleichen bei allen Verkäufen, die überhaupt nicht eine körperliche (bewegliche) Sache zum 
Gegenſtande haben, wie z.B. beim Verkaufe eines Erwerbsgeſchäfts, wenn dabei das Geſchäft 
als ſolches die Hauptſache ift, die mitverkauften Sachen ($ 90) dagegen nur von nebenſächlicher 
Bedeutung ſind (RG 67, 385). Bei Grundſtückskauf kann nur entweder für den Käufer 
ein durch vollſtändige Preiszahlung bedingter perſönlicher Anſpruch auf Übereignung oder 
für den Verkäufer ein durch Nichtzahlung bedingter perſönlicher Anſpruch auf Rücküber⸗ 
eignung begründet werden. Dieſe Anſprüche können auch durch Vormerkung dinglich ge⸗ 
ſichert werden. Das Geſetz hat auch nur den vor oder bei der Übergabe ausgesprochenen 
Vorbehalt im Auge. Ein nach bedingungslos erfolgter Übergabe erklärter Vorbehalt ent⸗ 
behrt der dinglichen Wirkung deshalb, weil das auf den Käufer bereits übergegangene 
Eigentumsrecht überhaupt nicht im Wege bloßer Vereinbarung zurückübertragen werden 
kann (RG 54, 396; Geuffll 67 Nr 108). Es bedarf dazu vielmehr noch des dinglichen 
Vollzugsgeſchäfts. — Die Vermutung ſodann, die das Geſetz an den Vorbehalt knüpft, iſt 
die einer aufſchiebend bedingten Eigentumsübertragung. Die Voraus; 
ſetzung des Gejeßes iſt endlich, daß die zur Übereignung an fich erforderlichen Rechtshand⸗ 
lungen (Übergabe und Einigung, $ 929) ſpäteſtens ſchon bei Erklärung des Vorbehalts vor⸗ 
genommen ſind, wenn auch aufſchiebend bedingt. 

3. Die Rechtslage während ſchwebender Bedingung. Der Käufer iſt unmittelbarer 
Beſitzer der Sache, der Verkaufer mittelbarer ($ 868; Rd 54, 397; 69, 197). Das Eigentum 
bleibt beim Verkäufer, der daher auch das Ausſonderungsrecht im Konkurſe des Käufers hat. 
Der Käufer aber erlangt außer dem Beſitz auch ein anwartſchaftliches Recht auf das Eigentum 
(RG 67 Nr 7). Da die Sache bereits in ſeine tatſächliche Herrſchaft gelangt, trägt er 
auch die Gefahr (RG 85, 320). Das anwartſchaftliche Recht auf das Eigentum geht gegen 
den Verkäufer auch dahin, daß er noch im Augenblick des Eintritts der Bedingung, der Zahlung 
des letzten Kaufpreiſes, den Eigentumsübertragungswillen hat. Bis dahin kann der Käufer 
dieſes felbſtändige Anwartſchaftsrecht auch weiter übertragen (RG 95, 106). Das Gebrauchs. 
recht ſteht dem Käufer während der Schwebezeit in der Regel nicht zu. Aber möglich iſt 
auch die Abrede, daß dem Käufer die Befugnis zum Verbrauche oder zur Veräußerung der 
ihm bedingungsweiſe übergebenen Sachen zuſtehen ſoll. Alsdann beſchränkt ſich der Eigen⸗ 
tumsvorbehalt auf die nicht veräußerten Sachen (R Warn 09 Nr 198, hinſichtlich des Ver⸗ 

aufs eines Warenlagers). — Im übrigen beſteht gegenſeitige Haftung, falls der eine 
oder der andere Teil während der Schwebezeit die Verſchaffung des Eigentums in ver- 
tretbarer Weiſe unmöglich macht, und zwar die Haftung des Käufers nach § 324, ſo daß 
er zutreffendenfalls trotzdem den Kaufpreis zahlen muß, und anderſeits die des Verkäufers 
gemäß $ 325, fo daß der Käufer von den dort gegebenen Rechtsbehelfen (5 325 Satz 1) 
Gebrauch machen kann. Die Haftung des Käufers tritt z. B. ein, wenn er ſich verpflichtet 
hatte, eine Schuld des Verkäufers (namentlich eine in Verrechnung auf den Kaufpreis 
übernommene) zu bezahlen, und demnächſt zufolge vertretbarer Unterlaſſung der Zahlung 
die Kaufſache durch den Gläubiger des Verkäufers gepfändet und zur Verſteigerung gebracht 
wird. Dagegen würde der Verkäufer haften, wenn die zwangsweiſe Verſteigerung des 
Grundſtücks ohne Verſchulden des Käufers infolge Verschuldens des Verkäufers eingetreten 
wäre (RG 66, 347). Zutreffendenfalls käme bei beiderſeitigem Verſchulden der § 254 zur 
Anwendung. — Zu wirkſamen Verfügungen ift der Käufer in der Zwiſchenzeit regel. 
mäßig nicht befähigt. Der Rechtserwerb durch Dritte iſt jedoch trotzdem möglich nach den 
undſätzen vom gutgläubigen Erwerbe (88 161, 932) oder von der Heilung unwirkſamer 
Verfügungen eines Nichtberechtigten (8 185; vgl. Rc Warn 09 Nr 198). Nimmt der 
Käufer derartige Veranſtaltungen mit der Kaufſache vor, daß dieſe zum weſentlichen Be. 
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ſtandteile einer andern Hauptſache wird, ſo geht damit der Verkäufer ſeines Eigentums ver⸗ 
luſtig (RG IW 00, 889), aber zu ſeinen Gunſten wären gegenüber dem Käufer wiederum 
der § 324 und dem Eigentümer der Hauptſache gegenüber die 88 951, 812 anwendbar. 

4. Der Verzicht des Verkäufers auf die Bedingung hat in dinglicher Hinſicht den 
ſofortigen Eigentumsübergang zur Folge, auch bedarf es dazu keiner Annahme des Verzichts 
ſeitens des Käufers (8 397 A 1 a. E.; RG 66, 344). Das Schuldverhältnis dagegen wird 
durch den bezeichneten Verzicht nicht beeinflußt; um den Verkäufer auch des Rücktrittsrechts 
verluſtig zu machen, bedarf es vielmehr eines Vertrags (vgl. A 1 a. a. O.). — Ob ein Ver⸗ 
zicht anzunehmen iſt, falls der Verkäufer während ſchwebender Bedingung die Kaufſache 
beim Käufer gegen dieſen pfänden läßt, läßt ſich nur von Fall zu Fall entſcheiden (RG 
66, 348; 79 Nr 56; Warn 1911 Nr 71). N 2 * 

5. Die Folgen der Nichtzahlung ſind doppelte: dinglich wird die Übereignung 
hinfällig, gleichviel, ob der Käufer in Verzug iſt oder nicht. Der Verkäufer tann daher die 
Sache als ſein Eigentum zurückfordern, auch wenn der Kaufvertrag ſelbſt beſtehen bleibt. 
Denn dieſer iſt von der Nichtzahlung und dem Hinfälligwerden des Eigentumsübergangs 
zunächſt unberührt. Forderungsrechtlich erlangt der Verkäufer, wenn die Nichtzahlung 
auf Verzug beruht ($ 284) ein Rücktrittsrecht ($ 346). } 3 

6. Die Folgen der Zahlung find, daß die vorgeſehene Bedingung eingetreten ift. 
Da bedingte Übereignung nach den Grundſätzen des BGB überhaupt moglich ist, ſo folgt, 
daß zum Wirkſamwerden des dinglichen Übereignungsgeſchäfts nichts anderes mehr erforder⸗ 
lich iſt als die Erfüllung der Bedingung (RG 64, 206). Mit dieſer Tatſache erlangt dem⸗ 
gemäß der Käufer das Eigentum an der ihm übergebenen Kaufſache ohne weiteres und end- 
gültig (5 158 A 4), ohne daß es einer neuen auf die Übertragung des Eigentums gerichteten 
Willenseinigung bedürfte (RG 66, 349). Weiter aber folgt hieraus nicht, daß der Verkäufer 
ſchon mit der vollzogenen bedingten Eigentumsverſchaffung, nicht erſt im Augenblick des Eigen⸗ 
tumsübergangs vollſtändig erfüllt hat (RG 64, 206 u. 334). Der Verkäufer hat vielmehr die ihm 
nach $ 433 obliegende Leiſtung nicht vollendet, wenn er dem Käufer zwar die Sache über⸗ 

eben, aber noch nicht übereignet hat (Rich 85, 321). Bis zu dieſem Zeirpunkt beſteht 
fee obligatoriſche Verpflichtung, Eigentum zu verſchaffen, immerhin fort (ni 64, 207). 
Die Verpflichtung zur Weſelticung etwaiger Rechte Dritter iſt erſt mit Be⸗ 
zahlung des Kaufpreiſes, wenn das Eigentum übergeht, zu erfüllen (uch 83, 214). Auch 
die Verpflichtung zur Gewährleiſtung nach $ 434 braucht erſt im Zeitpunkt erfüllt zu werden, 
in dem ſich die den Eigentumsübergang bewirkende Bedingung erfüllt (NS 83, 315). 

7. Bei Abzahlungsgeſchäften iſt auf die Geltendmachung des Eigentums vorbehalts der 
$ 5 des Gel. v. 16. 5. 94 anwendbar (RG IW 05, 18), vgl. auch § 360 A 1. Auch 
im Sinne des 8 5 a. a. O. ift der Vorbehalt des Eigentums nur bei beweglichen körperlichen 
Sachen zuläſſig (RG 67, 386). Abzahlungsgeſchäfte in Lotterieloſen und Inhaberpapieren 
mit Prämien find nach $ 7 d. Gef. ſtrafbar. Über Wirkung des Eigentumsvorbehalts im 
Konkurs nach KO $ 17 (NG 64, 204). 


Ss 456 
Bei einem Verkauf im Wege der Ziwangävoliftrefung') dürfen der mit 
der Vornahme oder Leitung des Verkaufs Beauftragte und die von ihm 
zugezogenen Gehilfen, mit Einſchluß des Protokollführers, den zum Ver⸗ 
kaufe geſtellten Gegenſtand weder für ſich perſönlich oder durch einen anderen 


noch als Vertreter eines anderen kaufen?). 
E I 468 II 395; M 2 830; P 2 72. 


1. In Betracht kommen Verkäufe im Wege der Zwangsvollſtreckung nach ZPO 88 814 
bis 817, 821, 857, alſo ſowohl bei öffentlicher Verſteigerung als bei Verkäufen aus freier 
Hand. Die Vorſchrift bezieht ſich auch auf Zwangsvollſtreckung in Forderungen. Ob 
hierzu auch die zwangsweiſe Verſteigerung von Grundſtücken gehört und mithin der 
$ 456 auch hier unmittelbar Anwendung finden kaun, hängt davon ab, ob man dieſe Ver⸗ 
ſteigerungen überhaupt unter den Begriff Kauf bringen kann ($ 166 A 1 u. 3, wo die Frage 
verneint wird). Jedenfalls iſt aber eine entſprechende Anwendung ſtatthaft, wie ſie nach 
den M 2, 332 überall da zuläſſig iſt, wo ohne die Vorausſetzung der Zwangsvollſtreckung 
der Auftrag zum Verkaufe auf Grund einer geſetzlichen Beſtimmung erteilt wird (8 457). 

2. Wird dem Verkaufsverbot zuwidergehandelt, ſo iſt der Kauf nicht nichtig, viel⸗ 
mehr genehmigungsfähig ($ 458). Denn es ſoll die Vorſchrift nur zum Schutze der beim 
Kaufe Beteiligten dienen (M 2, 331), und es liegt die Sache hier ſonach ähnlich wie beim 
$ 185. — Das Verbot des Verhandelns mit ſich ſelbſt nach $ 181 greift neben 8 456 Platz; 
beide Verbote ſind miteinander verwandt (RG 56, 108). — Das Kaufen „durch einen andern“ 
umfaßt auch den Fall des Erwerbs durch einen mittelbaren (indirekten) Stellvertreter 
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(Vorbem 1 vor $ 164). — Über die Verpflichtung des Käufers zum Schadenserſatze vgl. 9 458. 
Als Hilfsperſonen kommen namentlich die nach $ 825 ZPO Beauftragten in Betracht. 
Offentlichrechtliche Verbotsbeſtimmungen, namentlich die landesrechtlchen Diſzipiinar⸗ 
. 9 1 8 daneben in Kraft (vgl. preuß. Geſchäftsordnung für Gerichtsvollzieher 
v. 24. 7. 79 8 75). 


8 457 


Die Vorſchrift des § 456 gilt auch bei einem Verkauf außerhalb der 
Zwangsvollſtreckung, wenn der Auftrag zu dem Verkauf auf Grund einer 
geſetzlichen Vorſchrift erteilt worden iſt, die den Auftraggeber ermächtigt, 
den Gegenſtand für Rechnung eines anderen verkaufen zu laſſen, ins⸗ 
beſondere in den Fällen des Pfandverkaufs und des in den SS 383, 385 
zugelaſſenen Verkaufs, ſowie bei einem Verkaufe durch den Konkurs- 


verwalter. 
E I 469 II 395; M 2 832; P 2 72. 


Das Verbot des $ 456 wird auf rechtsähnliche Fälle ausgedehnt, aber abſchließend nur 
auf die beſtimmten aufgezählten 88 753 (Gemeinſchaft), 966, 979, 983 (Verſteigerung von 
Fundſachen), 1003 (Befriedigung des Beſitzers wegen Verwendungen aus dem Erlöſe für 
die Sache), 2042 (Auseinanderſetzung der Miterben); ferner He 88 290, 371, 373, 376, 
379, 388, 391, 437, 440; 88 1233 ff. (Verkaufsrecht des Schuldners im Falle des Gläubiger⸗ 
verzugs; KO 88 117, 127 (Recht des Konkursverwalters zur Verwertung von Beſtandteilen 
der Maſſe durch Veräußerung). 


§ 458 


Die Wirkſamkeit eines den Vorſchriften der SS 456, 457 zuwider er⸗ 
folgten Kaufes und der Übertragung des gekauften Gegenſtandes hängt 
von der Zuſtimmung der bei dem Verkauf als Schuldner, Eigentümer oder 
Gläubiger Beteiligten ab!). Fordert der Käufer einen Beteiligten zur Er⸗ 
klärung über die Genehmigung auf, jo finden die Vorſchriften des § 177 
Abſ 2 entſprechende Anwendung?). 

Wird infolge der Verweigerung der Genehmigung ein neuer Verkauf 
vorgenommen, ſo hat der frühere Käufer für die Koſten des neuen Ver⸗ 
kaufs ſowie für einen Mindererlös aufzukommens). 

E 1 468 II 896; M 2 832; P 2 72. 


1. Von der Zuſtimmung der Beteiligten hängt ſowohl die Wirkſamkeit des Schulv- 
verhältniſſes als auch die des dinglichen Vollzugsgeſchäfts ab. Iſt die Zuſtimmung im vor- 
aus erteilt (Einwilligung, $ 183), dann find das Schuldverhältnis ſowie das dingliche Rechts. 
geſchäft von Anfang an wirkſam; fehlte es bei ihrer Vornahme au der Einwilligung, dann 
ſind beide Geſchäfte bedingt wirkſam, und bis zur Entſcheidung, d. h. bis zur Erteilung oder 
Verſagung der Genehmigung, beſteht der Schwebezuſtand. Der Käufer iſt jedoch (anders als 
in den Fällen der 88 108, 109 u. 177, 178) bis zur Entſcheidung unbedingt gebunden, und 
es liegt hier daher ein hinkendes Geſchäft vor (5108 A 1). Da die Zuſtimmung der „Beteiligten“ 
gefordert wird, fo iſt die Einwilligung oder Genehmigung aller Beteiligten erforderlich, 
und beim Widerſpruche auch nur eines von ihnen fällt die Bedingung aus. 

2. Eine erſchöpfende Regel über die Beendigung des Schwebezuſtandes gibt das Geſetz 
nicht. Insbeſondere gibt es dem einzelnen Beteiligten kein Mittel, die übrigen Beteiligten 
zur Erklärung zu nötigen. Nur den Käufer befähigt es, den endgültigen Zuſtand dadurch 
herbeizuführen, daß er denjenigen Beteiligten, um deſſen Genehmigung es ſich handelt, zur 
Erklärung mit den Folgen des $ 177 Abſ 2 auffordert. Ein Widerruf der Genehmigung 
iſt nicht zuläſſig. N 

3. Dieſe Haftung des Käufers beſteht nach Maßgabe des Abi 2 kraft Geſetzes. Vgl. 
$ 817 Abf 3 ABO. Die Frage nach der Geſchäftsfähigkeit des Käufers (Oertmann A 5) 
kann in Anſehung feiner Haftung nach Abſ 2 überhaupt keine weſentliche Rolle ſpielen. Der 
Kauf eines Geſchäftsunfähigen iſt an ſich nichtig (5 105), und der Kauf eines beſchränkt 
Geſchäftsfähigen bleibt unwirkſam, wenn ihn der geſetzliche Vertreter nicht genehmigt 
(88 107, 108). Gegebenenfalls würde mithin ein wiederholter Verkauf lediglich infolge der 
Nichtigkeit oder Unwirkſamkeit des erſten Verkaufs vorgenommen werden müſſen, während 
die Zuſtimmung der Beteiligten gar nicht in Frage kommen könnte. Demnach fehlte es aber 
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im vorausgeſetzten Falle überhaupt an der entſprechenden Vorausſetzung für die Anwend⸗ 
barkeit des Abſ 2 § 458. Hat anderſeits der geſetzliche Vertreter den Kauf des beſchränkt 
Geſchäftsfähigen genehmigt, jo muß dieſer auch aus 3458 haften. — Eine weitere Haftung 
des verbotswidrig handelnden Käufers über die vorliegend vorgeſehene hinaus würde ſich im 
allgemeinen nach § 823 Abſſ 2 regeln, da dem in 8 457 enthaltenen Verbote die Bedeutung 
eines Schutzgeſetzes zukommt. 


II. Gewährleiſtung wegen Mängel der Sache 


8 459 


) Der Verkäufer einer Sache haftete)s)6) dem Känfer dafür, daß ſie zu der 
Zeit, zu welcher die Gefahr auf den Käufer übergeht“), nicht mit Fehlern 
behaftet?) ift, die den Wert oder die Tauglichkeit zu dem gewöhnlichen oder 
dem nach dem Vertrage vorausgeſetzten Gebrauch aufheben oder mindern. 
Eine unerhebliche Minderung des Wertes oder der Tauglichkeit kommt nicht 
in Betracht. 

Der Verkäufer haftet auch dafür, daß die Sache zur Zeit des Überganges 
der Gefahr die zugeſicherten Eigenſchaften hat.“) 

E 1 483 II 397; M 2 224—227; P 1 670 ff. 


1. Allgemeines. Die Gewährleiſtungspflicht iſt nichts dem Kaufvertrag Eigentümliches, 
wie denn auch BGB in $ 493 ſelbſt die entſprechende Anwendung auf andere Veräußerungs⸗ 
verträge beſtimmt, z. B. §8 515, 365, 757. Dagegen nicht bei Schenkung, Ausſtattung, Miete, 
Pacht, Leihe. Sie hat ſich aber hiſtoriſch beim Kauf herausgebildet und wird auch vom BG bei 
dieſem behandelt. Es unterſcheidet ſtreng, im Gegenfat zum preußiſchen Recht, zwiſchen 
Rechtsgewährleiſtung und Sachgewährleiſtung (Gewährleiſtung wegen Mängel der 
verkauften Sache). Erſtere behandeln 88 434ff., letztere 88 459 ff. Die beſondere Regelung 
der Sachgewahrung in 88 459ff. bezieht ſich grundſätzlich nur auf phyſiſche Mängel einer 
Sache (JW 04, 403; unbeweglicher: JW 1912 ©. 4617, 74710) oder beweglicher körper⸗ 
licher, auch Wertpapiere (Kc 59, 240); nicht auf Mängel von Rechten (RG 16. 5. 17 
30/17), Forderungen (JW 09, 655%, Hypotheken (ZW 09, 684%; 1912, 1370, Grund. 
ſchulden (JW 04, 403%). Wenn ein Recht an einer Sache verkauft ift, das zum Beſitz 
und Genuß der Sache berechtigt ($ 451), fo wird, falls die Sache Mängel zeigt, auch hier die 
Sachgewährleiſtungspflicht nach $ 459 anerkannt. Hierher gehört jedoch nicht die Abtretung 
des Rechtes aus dem Meiſtgebot (Warn 08 Nr 455). Ferner werden in der Rechtsprechung 
unkörperliche (immaterielle) Güter, wenn ſie im Verkehr wie Sachen behandelt werden, 
auch in Hinblick auf die Gewährleiſtungspflicht dieſen gleichgeſtellt, fo namentlich auch ein 
ganzes Handelsgeſchäft und ähnliche Geſchäftsbetriebe (RG 63, 57; 67, 86; 69, 429; 98, 289; 
J 08, 8°; 09 S. 15°, 684°; 1912, 288), Patente und Lizenzen (Warn 1911 Nr 396). 
Auf Fabrikationsgeheimniſſe und Geſchäftsgeheimniſſe läßt ſich jedoch 5 459 nicht an- 
wenden (Warn 1914 Nr 214). Wenn in einem Grundſtück ein Handelsgeſchäft betrieben 
und beide zuſammen verkauft werden, bilden nach der Verkehrsauffaſſung beide zuſammen 
den untrennbaren Kaufgegenſtand. Der Wandlungsanſpruch wegen der Grundſtückmängel 
trifft daher auch das Geſchäft mit (RG 16. 10. 14 V 179/14). Wegen der Gemährleifiung 
beim Erbſchaftskauf: § 2376. * 4 

2. Über das Weſen der Gewährleiſtungspflicht iſt Streit. An ſich find Leiſtungs⸗ 
pflicht und Gewährleiſtungspflicht voneinander zu unterſcheiden. Aber die Leiſtungs⸗ 
pflicht iſt die Vorausſetzung für die Gewährleiſtungspflicht. Wofür der Verkäufer nach 
5 459 haftet, das iſt der Inhalt feiner Leiſtungspflicht. Aus $ 488 ift Gegen- 
teiliges auch für den Spezieskauf nicht zu entnehmen. Wenn dort beſonders die Verpflichtung 
zur Übergabe der gekauften Sache, zur Beſitzverſchaffung als Leiſtungsinhalt neben dem 
der Rechtsverſchaffung hervorgehoben worden iſt, fo folgt daraus noch nicht, daß hinſichtlich 
der Beſchaffenheit der zu übergebenden Sache Leiſtungspflichten aus dem Kaufvertrag 
nicht vorhanden ſeien. Vielmehr geht die Verpflichtung des Verkäufers nicht bloß auf die 
körperliche Übergabe der beſtimmten Sache, ſondern auf Lieferung dieſer Sache als einer 
mangelfreien oder ſolchen Sache, die die zugeſicherten Eigenſchaften hat. Der Ver⸗ 
käufer hat auch beim Spezieskauf die Sache dem Käufer in derjenigen Beſchaffenheit 
au übergeben, wie dieſer fie nach dem Kaufvertrag und der damit nach dem Verkehr begründeten 
Pflicht zu beanſpruchen hat. Sofern es ſich um einen Gattungskauf handelt, alſo die Liefe⸗ 
fun und Erfüllungspflicht nicht von vornherein auf eine beſtimmte Spezies konzentriert iſt, 
folgt daraus, daß eine mangelhafte Sache vom Käufer überhaupt zu keinem Teil als Erfüllung 
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angeſehen zu werden braucht und er deshalb eine andere, der Leiſtungspflicht entſprechende 
Sache verlangen kann ($ 480). Soweit es ſich jedoch um einen Spezieskauf handelt, konzen⸗ 
triert von vornherein ſich die Leiſtungspflicht zwar auf dieſe eine beſtimmte Sache, und die 
Lieferung einer andern Sache wäre nicht mehr Erfüllung des Kaufvertrags. Eine andere 
Sache kann daher der Käufer naturgemäß nicht verlangen. Daraus folgt aber noch nicht, 
daß auch mit der Lieferung der mangelhaften Sache die Leiſtungspflicht des Verkäufers ſchon 
erſchöpft iſt. Vielmehr hat er ſeiner Verpflichtung aus dem Kaufvertrage nur dann voll 
Genüge getan, wenn er die Sache eben in dem Zuſtand übergibt, wie er nach dem Vertrage 
gewollt und vom Verkäufer zugeſagt, alſo Inhalt ſeiner Leiſtungspflicht geworden iſt. Sie 
muß demnach nicht nur die konkrete gekaufte Spezies überhaupt ſein, ſondern au ch die zu⸗ 
geſicherten Eigenſchaften haben oder falls ſolche nicht beſonders zugelichert, diejenigen 
Eigenſchaften, die im Verkehr als gewöhnlich vorhanden vorausgeſetzt werden und die des ⸗ 
halb vom Geſetz ohne weiteres gleichfalls als Inhalt der Lieferungspflicht, als geſetzlich 
präſumierter Vertragsinhalt angeſehen werden. Daß die Verpflichtung zur 
Leiſtung die zugelicherten Eigenſchaften ergreift, iſt ohne weiteres klar. Die zugeſicherten 
Eigenſchaften werden aber mit den gewöhnlich vorausgeſetzten, verkehrsüblich erwarteten 
in $ 459 durchaus gleich behandelt. Auch dieſe find zum Leiſtungsinhalt geworden. Verfehlt 
iſt gegen die Annahme, daß 1 die in § 459 hervorgehobenen Eigenſchaften in obligatione 
und Inhalt der Leiſtungspflicht ſeien, der Einwand, der Verkäufer ſei nicht zur Herſtellung 
einer Sache mit ſolchen Eigenſchaften verpflichtet. Allerdings iſt er dies nur nach dem Werk⸗ 
vertrag, niemals nach dem Kaufvertrag. Daß er aber nicht verpflichtet iſt, eine mangel: 
freie Sache oder eine ſolche mit den zugeſicherten Eigenſchaften herzuſtellen, ſchließt in 
alle Wege noch nicht aus, daß er verpflichtet iſt, ſolche Sache zu liefern und dem Käufer 
zu übergeben. Unterläßt er die Lieferung, ſo kann dann der Käufer natürlich nicht Herſtellung 
dieſer Sachen, aber Haftung wegen Nichtlieferung verlangen. Der Grund für die 
Haftung aus der Lieferungspflicht entſteht daher mit dem Abſchluß des Kauf⸗ 
vertrags. Der Haftungsfall aber, die Haftung, tritt regelmäßig erſt bei dem Über: 
gang der Gefahr für die Sache auf den Käufer ein, denn dies iſt der Zeitpunkt, an dem 
die Erfüllung aus dem Kauf ſtattzufinden hat und an dem ſich ergibt, ob der Pflicht genügt 
wird oder wegen Nichterfüllung in der vom Geſetz vorgeſehenen Weiſe zu haften iſt. Die 
aus der Gewährpflicht erwachſenden Anſprüche entſtehen ſonach allerdings erſt mit der 
Übergabe der mangelhaften Sache (dich Gruch 53 Nr 50). Das Eigenartige der Vorſchriften 
des BGB über die Gewährleiſtung beſteht nur darin, daß es die Haftung wegen Nicht⸗ 
erfüllung der Verkäuferpflichten aus dem Kaufvertrag in beſonderer Weile und 
abweichend von den allgemeinen Vorſchriften über Nichterfüllung von Ver⸗ 
trägen regelt. Inſoweit dies geſchieht, geht die Sonderregelung der 88 459ff. dieſen all- 
gemeinen Vorſchriften vor und beſeitigt deren Anwendbarkeit, ſo daß dieſe auch nicht neben 
den Vorſchriften oder ſubſidiär zur Anwendung kommen. Das von 8 459 geregelte Gebiet 
iſt ausſchließlich dieſen Vorſchriften vorbehalten; ſchließen dieſe auf ihm einen Rechtsbehelf 
aus, darf auch nicht aushilfsweiſe der nach allgemeinen Grundſätzen zuläſſige Rechtsbehelf 
eintreten. Soweit dieſe dagegen außerhalb des von § 459 geregelten Umkreiſes liegen, 
bleiben fie auch für den Kauf ſelbſtverſtändlich anwendbar. Daraus ergeben ſich die unten 
gezogenen Folgerungen. Immerhin aber ſind die Vorſchriften über die Gewährleiſtung in 
89 459 ff. nachgiebiges Recht. Sie können — unbeſchadet des $ 476 allerdings — erweitert, 
beſchränkt, ausgeſchloſſen oder ſonſt anders geordnet werden, als es das Geſetz vorſieht. Das 
geſchieht oft durch verfehrsübliche kurze Formeln und Klauseln, z. B. „nach Beſicht“, „wie 
bejehen“, „wie es ſteht und liegt“. Mit letzterer Formel wird oft von vornherein die Lieferungs⸗ 
pflicht aus dem Kauf auf die vorliegende Sache abgeſtellt, gleichviel welche Eigenſchaften ſie 
hat. Daraus folgt dann notwendig auch die Beſchränkung der Haftpflicht und die Unanwend⸗ 
barkeit der Haftung aus § 459 (RG 31, 162; 62, 49; JW 06, 549“; Warn 1913 Nr 281; 
RG 24. 4. 09 V 300/08; 12. 10. 18 V 163/18; 8. 1. 18 1377/17). Die Formel „wie beſehen“ 
kann ferner nur die Bedeutung haben, daß die Haftung für alle erkennbaren Mängel aus⸗ 
geſchloſſen fein ſoll, einerlei, ob ſie der Käufer tatſächlich erkennt oder nicht, nicht 111 5 für 
päter noch hervortretende (für die dann Rüge notwendig wird — RG 14. 3. 19 III 435/18; 
22. 6. 14 V 47/14). Bei Grundſtückskäufen „ohne jede Garautie“ vgl. OLG Stuttgart im 
Recht 1912 Nr 1592. — Die Vereinbarung einer Arbitrageklauſel iſt keine Einſchränkung 
der Haftung an ſich, ſondern nur eine Beſchränkung der aus ihr ſich ergebenden Folgen. Sie 
beſagt, daß aus der Gewährleiſtungspflicht nur Minderung des Preiſes nach der Feſtſtellung 
von Gutachtern, keine Wandelung verlangt werden kann (RG 73, 257). Es kann ferner au 

vereinbart werden, daß die Sache ſchon zur Zeit des Verlragsſchluſſes, nicht erſt zur Zeit des 
11 ahrübergangs, die verkehrsüblichen ober zugeſicherten Eigenſchaften haben muß (RG 8. 1. 18 

77/17). 


J. Vorausſetzung für die Haftung nach $ 459 iſt 
Vorliegen einer Leiſtungspflicht, ſonach vor allem das Vorhandenſein eines 
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gültigen Verkaufs (RG 71, 433; 74, 3; 87, 259). Wenn ein Kauf angefochten wird, 
iſt zunächſt die Berechtigung der Anfechtung zu erörtern, auch wenn gleichzeitig die Wandelung 
geltend gemacht wird. Es darf uicht die Berechtigung der Anfechtung dahingeſtellt bleiben 
(RG 49, 422; Warn 1913 Nr 83, 190; 1916 Nr 81). Iſt der Kauf angefochten, kann die 
Wirkung der Anfechtung auch nicht durch Einverſtändnis der Parteien mehr beſeitigt werden 
(23 1916 Sp. 3041). Die Leiſtungspflicht fehlt auch, wenn der Käufer beim Abſchluß des 
Vertrags den Mangel kannte. Denn dann geht die Abſicht von vornherein auf Erwerb der 
mangelhaften Sache ($ 460). R 

B. Nichterfüllung der Leiſtungspflicht. Die Pflicht des Verkäufers entfteht zwar 
mit dem Vertragsſchluß, geht aber auf eine in Zukunft zu bewirkende Leiſtung, nämlich auf 
Übergabe einer beſtimmten Sache von beſtimmten Eigenſchaften. 5 

I. Nur zu dieſem Zeitpunkt braucht daher die Sache auch die vertraglichen Eigen: 
ſchaften zu haben; ob fie dieſe ſchon zur Zeit des Vertragſchluſſes hatte oder nicht, iſt in 
Hinblick auf die Leiſtungspflicht an ſich belanglos und nur von Bedeutung inſofern, als ſie 
künftig die rechte Erfüllung möglich oder unmöglich macht. Nur für die Geltendmachung 
des Schadensanſpruchs nach § 463 iſt dies von Bedeutung, nicht aber für die Gewährleiſtungs⸗ 
anſprüche. Nach $ 459 wird dieſer Zeitpunkt, an dem die vertragsmäßigen Eigenſchaften 
bei der verkauften Sache vorhanden fein müſſen, als der des Gefahrübergangs auf den 
Käufer (8 446) kennzeichnet. Die Mangelhaftigkeit der Sache bedeutet zwar, daß der Kauf⸗ 
vertrag nicht richtig erfüllt iſt, hindert aber den Gefahrübergang der übergebenen Sache nicht, 
weder beim Spezies noch beim Gattungskauf. Bei Grundſtücken genügt bereits die Ein⸗ 
tragung des Käufers als Eigentümers im Grundbuch (JW 1911, 5397). Auch bei Eigen 
tumsvorbehalt geht die Gefahr ſchon mit der Übergabe über, nicht erſt mit der Zahlung 
des Kaufpreiſes a. M. R® 64, 337; 66, 347, das aber gleichwohl die Gewahrleiſtungsanſprüche 
ſchon mit der Übergabe zuläßt (Warn 1912 Nr 204). Hieraus ergibt ſich folgendes: 

a) Bis zur Übergabe hat der Verkäufer das Recht, nachzubeſſern, um ſeiner 
Leiſtungspflicht bei Übergabe der Sache genügen zu können. Da er aber nur zur Lieferung, 
nicht zur Herſtellung der Sache verpflichtet iſt, beſteht für ihn nicht die Pflicht, nachzubeſſern. 
Dem Verkäufer dieſes Recht ausdrücklich erſt zu verleihen, dafür lag bei der zeitlichen Feſt⸗ 
ſetzung des Haftungsfalls kein Anlaß vor. Der Käufer hat doch kein Recht darauf, daß eine 
Sache, die fehlerhaft beim Kaufſchluß war, auch fehlerhaft bleibt, um ihm die Wandlung zu 
ermöglichen! Die Ausführungen in RG 3. 10. 11 II 372/10 und RG 1. 11. 11 11 213/11 
können daher nicht gebilligt werden. Nach der Übergabe hat der Verkaufer keinen An⸗ 
ſpruch darauf, daß ihm der Käufer Nachbeſſerung geſtatte, es ſei denn, daß nach Lage der 
Sache die Ablehnung des Erbietens, nachzubeſſern, gegen Treu und Glauben un Verkehr oder 
gegen $ 226 verſtößt (RG 52, 357; 61, 92; 87, 337; JW 04, 1987; 05, 488°; 07, 3002; Warn 
1912 Nr 18, 299; Seuff A 67Nr 109). Der Vertrag kann namentlich Abreden über Nach⸗ 
beſſerungen enthalten. Der Verkäufer verliert aber das etwa begründete Nachbeſſerungs⸗ 
recht und kaun Wandlung nicht mehr abwenden, wenn ihm Gelegenheit zur Beſeitigung 
geboten war und dem Käufer die Fortſetzung der Beſeitigungsverſuche nicht zuzumuten 
iſt (R 87, 335). a Are 

b) Vor der Übergabe kann im allgemeinen vom Käufer ein Gewährleiſtungs. 
anfpruch nicht geltend gemacht werden (RG 53, 70; Warn 1917 Nr 88: RG 23. 2, 12 
II 470/11), wenigſtens dann nicht, wenn nicht feſtſteht, daß auch ſpäter nur fehlerhaft geliefert 
werden wird. Nur wenn erweislich der Mangel offenbar ſich bis zur Übergabe nicht beſeitigen 
läßt, wird dem Käufer nicht zuzumuten fein, ſich die Sache erſt übergeben zu laſſen, er viel⸗ 
mehr berechtigt ſein, vorher ſchon die Gewährleiſtungsanſprüche geltend zu machen (Warn 
1911, 358; JW 1912, 461; RG 23. 4. 20 II 525/10). Dem fteht es gleich, wenn der Verkäufer 
vorher beſtimmt und endgültig erklärt, die Beſeitigung des Mangels nicht vornehmen zu wollen 
(RG 23. 4. 20 II 525 19). Ob die Fehler ſchon zur Zeit des Vertrags ſchluſſes oder nachher, 
aber vor dem Gefahrübergang entſtanden ſind, iſt für die Geltendmachung der Gewähr- 
leiſtungsanſprüche ohne Belang. Die Geltendmachung der Gewährleiſtungsanſprüche in dieſen 
Fällen iſt aber eine Begünſtigung des Käufers, nicht iſt er zu ihr verpflichtet oder auf fie be⸗ 
ſchräukt. Vielmehr kann bis zur Übergabe der Käufer wahlweiſe auch die Rechte aus 8 320 
geltend machen und die Einrede des nicht erfüllten Vertrags erheben. Denn die Lieferung 
mangelhafter Sachen wäre keine Vertragserfüllung (NG 53, 70). Die Übergabe des 
Ausfallmuſters kann nicht als Übergabe der Ware angeſehen werden, feine Mangel- 
haftigkeit berechtigt daher nicht ohne weiteres zur Wandelung (Warn 1917 Nr 83). 

II. Nur wegen des Fehlens der in § 459 Abſ 1 u. 2 und noch enger der in § 482 be⸗ 
ſonders hervorgehobenen vertraglichen Eigenſchaften (Mängel) tritt die Haftung nach 
dieſer Vorſchrift als einer eigenartigen Rechtsfolge der Nichterfüllung des Kauf 
pertrags, wie fie in 88 462, 483 ff. geregelt ift, ein. Das Geſetz kuupft dieſe feine Rechts⸗ 
Tolge ſehlechthin an die objektive Tatſache des Ausbleibeus der Vertragserfüllung, alſo an 
die Fehlerhaftigkeit der übergebenen Sache an ſich, gleichgültig, ob den Verkäufer hierbei 
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ein Verſchulden trifft oder nicht. Ohne Belang iſt daher auch, ob der Verkäufer die Fehler 

gekannt hat. Beſonderes gilt nur bei Argliſt. 

0 85 199 ſolche „geſetzlichen Mängel“, für die nach $ 459 gehaftet wird, kommen nun in 
etracht: 

I. Fehler, die den Wert oder die Tauglichkeit einer Sache aufheben oder mindern. 

a) Das Geſetz ſpricht in Ab] 1 von „Fehlern“, in Abs 2 von „Eigenſchaften“ der Kauf- 
ſache. Da es ſich beide Male zunächſt um eine körperliche Sache handelt, iſt damit deren 
natürliche Zuſtändlichkeit, wie fie ſich der ſinnlichen Wahrnehmung darftellt, ins Auge gefaßt. 
Sie ift der Sache „eigen“, ihre Eigenſchaft. Immer kommen nur phyſiſche Eigenſchaften 
der Sache in Betracht, nicht Rechte in bezug auf fie, wie z. B. die Befugnis, den Hoftitel zu 
führen (RG 10. 6. 14 V 64/14). Das gilt auch hinſichtlich der „Fehler“ mit denen die Sache 
behaftet iſt. Auch hier handelt es ſich allein um eine natürliche Zuſtändlichkeit der Sache, um 
ihre phyſiſchen Eigenſchaften. Zu „Fehlern“ werden dieſe erſt vom beſonderen 
Standpunkt menſchlicher Beurteilung aus. Der Menſch ſchafft ſich eine Vorſtellung 
von der gewöhnlichen, allgemein wahrgenommenen Beſchaffenheit einer Sache und bewertet 
dieſe entweder allein auf ihre Verwendbarkeit für menſchliche Zwecke hin — fo bei organi⸗ 
ſchen und unorganiſchen Stoffen — oder in objektiverer Beurteilung, bei Organismen (Tieren, 
Pflanzen) auf ihren Einfluß auf das naturgemäße Wachstum und Leben als dem von der 
Natur geſetzten Daſeinszweck. Was außerhalb der gewöhnlichen dieſen beiden Zwecken 
adäquaten Beſchaffenheit ift, fie aber beſonders fördert, wird als Vorzug, was fie hindert, 
als Mangel oder Fehler bewertet. Der Wegfall oder das Fehlen von Vorzügen 
begründet keine Haftung wegen Fehler im Sinne von $ 459 Abſ 1. Von einer Sache, die 
überhaupt nicht menſchlichen Zwecken dient, kommt ein Abweichen von der gewöhnlichen 
Beſchaffenheit weder als Vorzug noch als Fehler in Betracht. Dasſelbe gilt von Eigen⸗ 
ſchaften unorganiſcher Sachen ohne eigenes Leben als Selbſtzweck. Denn der Begriff des 
Fehlers ſetzt den Begriff des Zweckes voraus. Der Umſtand, daß ſchon die gewöhnliche 
und normale Beſchaffenheit der Sache gewiſſen menſchlichen Zwecken nicht oder ſchlecht 
dient und ſie hinter andersartigen normalen Sachen hierbei zurückſtehen läßt, iſt darum noch 
kein Fehler der Sache. Denn dieſe Beſchaffenheit liegt in ihrer Art. Vielmehr muß ein 
von dem Normalen und Artgemäßen Abweichendes vorliegen (RG 97, 351). Entſcheidend 
ift aber auch hier der Vertragsinhalt. it dieſer lediglich hartes Holz, fo kann Birkengolz für 
weiches Holz gegenüber Buchenholz als hartem Holz einen Fehler des Holzes als Kaufgegen- 
ſtand bedeuten. Iſt dagegen Eichenholz unmittelbarer Kaufgegenſtand, ſo iſt die Lieferung 
von Birkenholz die Lieferung eines aliud, denn Birke ift niemals mangelhafte Eiche. Ebenſo 
kann nach dem Vertrag Haifiſchfleiſch gegenüber Walfiſchfleiſch mangelhaftes Fleiſch fein (RG 
8. 6. 20 II 549/19; R® 19, 147; 61,171). So ſehr daher der Begriff des Fehlers davon 
abhängig ift, daß die Sache eine Beſchaffenheit hat, die ihre Brauchbarkeit und Förderung be 
ſtimmter Zwecke, namentlich menſchlicher Zwecke, mindert und dadurch weiter auch von Einfluß 
auf ihre Wertſchätzung bei Menſchen ift, jo unrichtig iſt es doch, wenn der Begriff der Eigen- 
ſchaft ſchlechthin, insbeſondere nach Abſ 2, von dieſer Wertſchätzung abhängig gemacht wird, 
wie es auch vom Reichsgericht (3. B. Recht 1913 Nr 2986) geſchieht. Ob etwas als Eigen 
ſchaft einer Sache anzuſprechen ſei, das iſt vielmehr ſelbſtändig und unabhängig von einem 
ſolchen Einfluß auf die Wertſchätzung feſtzuſtellen. 

b) Da von der Rechtſprechung in Ausdehnung der Vorſchrift des 8 433 nicht nur korper 
liche, ſondern auch unkörperliche Sachen, wie Geſchäftsunternehmungen uſw. als mögliche 
Gegenſtände eines Kaufes angeſehen werden, ſoweit ſie im Verkehr dieſen gleich behandelt 
werden, ſo iſt auch der Begriff der Eigenſchaft auf dieſe unkörperlichen Sachen entſprechend 
auszudehnen, was dann zur Anwendung der Vorſchriften der §8 459ff. führt (RG 24. 4. 13 
II 681/19). Alles das, was begrifflich das Weſen eines ſolchen unkörperlichen Gegen⸗ 
ſtandes ausmacht und als zu ihm gehörig augeſehen wird, um ſich als ſelbſtändige Einheit 
in der Art der Erſcheinungen zu erweiſen, iſt feine Eigenſchaft. Daher können reine Quanti⸗ 
tätsmängel bei Betriebsmitteln, wie 3. B. ein geringes Warenlager, Inventar, geringer 
Vermögensbeſtand, recht wohl zugleich Qualitätsmangel eines Geſchaftsbetriebs als un⸗ 
körverlichen Gegenſtandes ſein (Ach 98, 289). Ebenſo kann der geringe Umfang einzelner 
Hefte einer Zeitſchriftenreihe (zunächſt reiner Quantitätsmangel) hinſichtlich der ganzen Reihe 
als Qualitätsmangel wirken (SeuffA. 71, 57). Auch das Beſtehen von Arbeitsverträgen 
mit den Arbeitern kann als eigenartige Organiſation des Betriebs recht wohl Eigenſchaft 
und gegebenenfalls Maugel eines Jabrikgeſchäfts fein, was von RG 1 3. 5. 14 V 39/14 dahin⸗ 
geſtellt gelaſſen wird. Dagegen ſieht RG 13. 1. 14 V richtig die Art der Kundſchaft, 
der Fabrikate als ſolche Eigenſchaft des Geſchäfts an, ebenſo RG 69, 429 das den Betrieb 
hindernde Entgegenſtehen fremder Patente. Das Warenzeichen iſt dagegen keine Eigen⸗ 
haft eines Geſchaftsbetriebs (ME 24. 11. 10 II 100% . J i 

e) Schließlich ſind auch ſchon tatſächliche, insbeſondere wirtſchaftliche und ſoziale und 
ſogar rechtliche Beziehungen einer Sache zu ihrer Umwelt als ihre Eigenſchaften angeſehen 
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worden. Dies iſt jedoch nur dann zuläſſig, wenn dieſe Beziehungen in der Beſchaffenheit 
der Sache ſelbſt ihren Grund haben, von ihr ausgehen und ihr auch für eine gewiſſe Dauer 
anhaften. Letzterer Umſtand bildet namentlich ein Indiz dafür, daß die Beziehungen von 
der Sache ſelbſt ausgehen. Bloß von außen her an ſie herantretende, außer der Sache liegende 
Umſtände und Beziehungen, namentlich nur vorübergehender und zufälliger Natur, die ebenſo⸗ 
gut ohne weiteres jede andere Sache ergreifen könnten, ſind noch keine der Sache anhaftende 
Eigenſchaften. So ſind z. B. Beſchränkungen oder Freiheiten in bezug auf die rechtliche 
Verfügungsmacht der Sache, die im Recht ihren Grund haben, ſolche von außen her an ſie 
herantretende Umſtände, keine Eigenſchaften der Sache. Vgl. hierzu RG 52, 2; 59, 243; 
61, 86; XW 06, 3795; 5. 11. 11 V 168/11; 27. 4. 18 V 868/17; 21. 2. 12 II 414/11; 19. 4. 12 
IV 520/11. Zu betonen it insbeſondere, daß nur ſolche Beziehungen der Sache zur Umwelt 
als ihre Eigenſchaften angeſehen werden können, die in der Gegenwart, zur Zeit des Gefahr ⸗ 
übergangs, vorhanden find oder in der Vergangenheit beſtanden haben (NG 3. 2. 09 
V 171/08). Zuſicherungen, daß eine zur Zeit des Gefahrübergangs vorhandene Eigenſchaft 
auch in Zukunft fortdauern werde, oder nicht vorhandene in Zufunft vorhanden fein werden, 
ſind nicht Zuſicherungen von Eigenſchaften einer Sache, ſondern es handelt ſich hier nur 
um Erwartungen, daß künftig gewiſſe Verhältniffe eintreten werden. So z. B. Znſicherung, 
daß ſich für die verkaufte Sache alsbald ein Mieter finden werde (JW 1912, 747100. Auch 
der Umſtand, daß in — wenn auch naher — Zukunft ein Dritter eine gewiſſe Handlung in 
bezug auf die Sache vornehmen, etwa ſie mieten werde, kann nicht als Eigenſchaft der Sache 
angeſehen werden. 5 

Im einzelnen iſt es gerade hier ſchwer zu entſcheiden, ob die hervorgehobenen Beziehungen 
als Eigenſchaften der Sache ſelbſt nach der Anſchaunng des Verkhrs anzufchen ſind oder nicht. 
Namentlich bei den rechtlichen Bezichungen ift nicht immer Folgerichtigkeit in der Recht⸗ 
ſprechung vorhanden. Hervorzuheben aus der reichen Judikatur iſt folgendes: 

Die mangelhafte Beſchaffenheit der einer Aktiengeſellſckaft gehörigen Grubenfelder und 
Erze find keine Eigenſckaft der Aktien dieſer Geſellſckaft (ME 59, 243, Auch der Kurs 
eines Wertpapiers gehört nicht zu den Eigenſchaften einer Sache (JW 06, 378”; 09, 49210). 
Nicht einen Sachmangel, ſondern einen Mangel im Recht enthält die Belaſtung des verkauften 
Grundstücks mit einer Grunddienſtbarkeit (RG 69, 856: 98, 78). Daher Haftung nach $ 487, 
nicht nach § 468. Ebenſo das Fehlen mitverkaufter Sigelſchſagreckte (Oi 27, 821), Ver⸗ 
pachtetſein des verkauften Grundſtücks (OLE 22, 220), Unkündbarkeit aufhaftender Hypothek 
(Warn 09 Nr 184), das Recht, die Bebauung des Nachbargrundſtſcks zu verbieten (RG 98, 74). 
Mietfreiheit von Räumen (Warn 1917 Nr 100; Recht 1916 Nr 1869); Nichtfreiſein von Rechten, 
die ein Dritter gegen den Käufer geltend machen kann (NG 59, 404; Warn 1917 Nr 100). 
Ein Warenzeichen iſt ebenfalls keine Eiaenſchaft eines Geſckäftsbetriebs (RG 24. 11. 10 
II 169/10). Nicht zu billigen iſt daher Warn 1918 Nr 70, wonach Umſtand, daß Sache in 
feindlichem Eigentum ſteht, Sacheigenſchaft fein ſoll, ebenſowenig RG 16. 11. 17 11 227/17; 
10. 5. 18 II 21/18, daß Beſchlagnahmefreiheit und Beſchlagnahmegefahr der Ware als eine 
Eigenſchaft von ihr behandelt (Warn 1917 Nr 185), was natürlich nicht Haftung für Zuſage 
von Beſchlagnahmefreiheit aus Vertrag ausſchließt (L3 1918 Nr 226), ferner RG 85, 106 
über vergällungspflichtigen Spiritus. 4 
Nicht eine Eigenſchaft der Sache, Sondern ein außer der Sache liegender Umſtand ift 
beim Verkauf eines vermieteten Hauſes die Zahlungsurfähigkeit eines Mieter? (NM 1912, 9100). 
Die Ertragsfähigkeit eines Geſchäfts (Bierumſatz einer Gaſtwirtſckaft: R 52, 1; 68, 61; 
67, 86; 93, 74; Warn 1913 Nr 87, 810), der Mietertran eines Grundſtücks, deſſen Unkoſten, 
die Feuerverſicherung eines Wohnhauſes (RG 54, 222; JW 08, 549; RG 2. 11. 07 v 108/97), 
Geeignetſein eines Grundstücks zum Gaſtwirtſckaftsbetrieb (Ph Recht 1914 Nr 1819), Be⸗ 
bauung mit beſtimmter Getreideart (RG Recht 1913 Nr 2987) können dagegen als deren 
Eigenſchaft angeſehen werden, wenn dabei eine längere Dauer in Betracht kommt (N 
83, 242: RG 18. 10. 10 II 46/10). Eine Eigenſchaft des Grundſtücks kommt auch nicht in 
Frage, wenn aus einem früher erzielten Mietertrag für die Zukunft der Mietertrag gleich 
hoch geſchätzt wird, obſchon die Verhältniſſe umgeſtaltet find (R 1. 12. 15 V 298/15). 
Guthaben am anrelammelten Tilannasfonds bei Amortiſationskypolfei bildet keire Eceu⸗ 
ſchaft des Grundstücks (RG 74, 402; 21. 2. 20 V 867/19). — Beim Umſatz eines Geſchäfts 
darf der eigene Verbrauch auch nicht ſtillſchweigend eingerechnet werden (RG 4. 10. 16 
V 159/16), ein bloß einjähriger Umſatz braucht noch keine Eigenſchaft eines Geſchäſts zu 
bilden, es fehlt die dauernde Zuſtändlichkeit (JW 1915, 1117; 88 1916 Sp. 8041). 
Wenn die widerrufliche Erlaubnis zur Benutzung einer beſtimmten Menge Betriebswaſſer 

ür eine verkaufte Mühle ſpäter eingeſchränkt wird, die Unkündbarkeit einer das Grund⸗ 
üd belaſtenden Hypothek, ein aufhaftender Auszug, fo iſt das ein außer der Sache liegen⸗ 
der Umſtand (Warn 1912 Nr 240; RG 27. 4. 18 V 868/17), ebenſo wenn keine Er⸗ 
Ionbnia zum Gaſtwirtſchaftsbetrieb in einem Grundstück erteilt worden iſt (NG 13. 5. 08 

337/07). Dagegen wurde ausgeſprochen, daß die Nichtverwendbarkeit eines Grundſtücks 
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für einen Gewerbebetrieb infolge gewerbepolizeilicher Beanſtandung, die Beſchränkung der 
Bebauung auf Grund des preuß. Anſiedlungsgeſetzes v. 10. 8. 04 einen Mangel darſtellen 
kann (RG 7. 10. 11 V 113/11; Warn 1914 Nr 215). Der Grund für die verſchiedene Be⸗ 
handlung in beiden Fallen liegt darin, daß in dem einen Fall die Eigenart des Grundſtücks, 
in dem anderen aber andere Umſtände die Urſache der ablehnenden Haltung der Gewerbe⸗ 
polizeibehörde bildeten. Aus dem gleichen Grunde iſt mangelnde Baureife, Bebaubarkeit, die 
Un verwendbarkeit eines als Bauland verkauften Grundftüds infolge öffentlichrechtlicher Bau⸗ 
beſchränkungen oder privaten Verbietungsrechts in einer Reihe von Entſcheidungen als Sach⸗ 
mangel des Grundſtücks augeſehen worden (RG 61, 84; 69, 356; JW 07, 4787; 1911, 32215; 
Warn 1913 Nr 224; 1914, 18; RG 14. 5. 18 V 31/18). Auch die Lage eines Grundſtücks, die 
deſſen Ungeſtörtheit und Benutzbarkeit beeinträchtigt (Warn 1911 Nr 368; 1912 Nr 205), dauernd 
hoher Grundwaſſerſtand (RG 19. 4. 13 V 531/120, Nähe der Eiſenbahn mit Anſchlußgleis (RG 
17. 9. 19 V 146/19; RG 61, 85) find Eigenſchaften eines Grundſtücks. Ferner Beſtellung 
einer beſtimmten Fläche mit beſtimmter Getreideart Eigenſchaft eines Grundstücks (M& 17. 9. 
13 V 134/13), ſonſtiges Geeignetſein zu einem Gewerbebetrieb (RG 25. 3. 14 V 482/13). 
Die Lage kann auch bei beweglichen Sachen ein Verhältnis ſchaffen, das als deren Eigen⸗ 
ſchaft anzuſehen ift, z. B. die Herkunft einer Ware (RG 8. 1. 19 1 254/18. Mit Unrecht iſt 
aber ſchon die erfolgte Ankunft einer ſchwimmenden Ware in einem beſtimmten Ort 
als ſolche Eigenſchaft angeſehen vom RG 20. 10. 16 II 287/16, ferner Warn 1917 Nr 28 und 
DLG Hamburg in Recht 1917, 4025 5e, weil die dauernde Beziehung zur Sache fehlt. Läßt 
man ſchon eine vorübergehende Beziehung genügen, wie es unter Umſtänden R& in 
Recht 1913 Nr 2986 geſtattet, tritt eine vollſtändige Verflüchtigung des Begriffs der Eigen ⸗ 
ſchaft als etwas der Sache Anhaftendes ein. Das Reichsgericht kommt hierzu auch nur durch 
die verfehlte Identifizierung mit dem Wertbegriff. Richtig dagegen erachtet die bloße Ver⸗ 
einbarung einer Abladezeit nicht als Vereinbarung über eine Eigenſchaft N 71, 807). 
Dagegen mit Recht z. B. ungenügende Sortierung einer Mengeneinheit, Ausfuhrfähigkeit 
einer Ware, wenn dieſe auf beſtimmten, ihr beiwohnenden Eigenſchaften beruht (SeuffA 71, 59). 
Unter die tatſächlichen Beziehungen einer Sache zu Perſonen, die als jener anhaftende Eigen⸗ 
ſchaften angeſehen werden können, gehört nicht ſchon die ihr von dieſen Perſonen zuteil werdende 
bloß ſubjektive Beurteilung über das Vorliegen oder Fehlen von Vorzügen oder Mängeln, 
vielmehr müſſen objektive Tatſachen und Umſtände vorliegen, die als Hinweiſe auf das Vor⸗ 
handenſein beſtimmter Eigenſchaften zu deuten ſind, wenn dieſe auch noch verborgen und 
nicht nachweisbar find. 1 . 

Unter den Sachmängeln der Gebäude nimmt der Hausſchwamm eine hervorragende 
Stellung ein. Ihm gegenüber iſt die Rechtſprechung beſonders ſtreng. Zwar iſt noch ver⸗ 
neint worden, daß ein Gewährfehler vorliegt, wenn nur die künftige Möglichkeit von Schwamm⸗ 
bildung beſteht (RG 11. 1. 11 V 71/10), aber nicht nur wirklich vorhandener Hausſchwamm 
wird als Sachfehler betrachtet (RG 4. 5. 11 V 454/11; JW 05, 3398; 08, 74216, 11: Warn 
1913 Nr 313), ſondern auch ſchon die nach Beſeitigung des Schwamms noch bleibende 
Schwammverdächtigkeit (MG 85, 252; IW 1912, 1103). — Beim Verkäufer oder 
Käufer vorhandener Schwammverdacht im ſudjektiven Sinne ift nicht mit Schwammver 
dächtigkeit im objektiven Sinne als ein dem Gebäude anhaftender Verdacht der Wieder⸗ 
kehr zu verwechſeln. Letzterer muR auf tatſächlichen Umſtänden beruhen, die den objektiven 
Schluß der Wiederkehr geſtatten, ſonach eine gegenwärtige Gefahr bringen. Der bloße Ver⸗ 
dacht einer Partei iſt noch kein Mangel der Kaufſache (Warn 1914 Nr 297; 1918 Nr 180). 
Wie lange die Schwammverdächtigkeit im einzelnen Falle fortdauert, ift eine Tatſache, die 
von den Fortſchritten der Erkenntnis des Übels und der Mittel dagegen abhängt. Wenn 
auch wiſſenſchaftlich die Gefahr der Wiederkehr eines gründlich beſeitigten Hausſchwamms 
zu verneinen iſt, ſo kann gleichwohl fortdauernde Verdächtigkeit angenommen werden, wenn 
in den für das fragliche Geſchäft in Betracht kommenden Verkehrskreiſen noch die gegenteilige 
ältere Anſicht befteht (Rc Recht 1914 Nr 2639). £ 

d) Nicht jeder Fehler im vorbezeichneten Sinne begründet die beſondere Gewähr 
leiſtungspflicht des § 459, ſondern nur ſolche, die den Wert einer Sache oder die Tauglich⸗ 
keit zu dem gewöhnlichen oder dem nach dem Vertrag vorausgeſetzten Gebrauch aufheben 
oder mindern. 5 

G. Der Wert iſt der Tauſchwert. Der Käufer muß im Zweifel mit der Möglichkeit der 
Weiterveräußerung rechnen können. Daher kommen unter Umſtänden auch Abweichungen 
von den Normen der Mode und des Geſchmacks in Betracht, ſofern fie die Verkäuflichkeit 
beeinträchtigen, obwohl fie an ſich den Wert nicht mindern (Warn 1910 Nr 429; OLG 23, 24). 

8. Die Tauglichkeit iſt vom Tauſchwert unabhängig, ihr Mangel braucht dieſen nicht zu 
beeinfluſſen (Warn 1912 Nr 422; RG 18. 10. 10 II 649/09; 12. 10. 12 V 133/12; 8. 10. 11 
II 372/10). Es iſt zu unterſcheiden einmal zwiſchen der Tauglichkeit zum gewöhnlichen 
Gebrauch, d. h. zu einem Gebrauch, wie er allgemein mit Sachen gleicher Art geübt wird, 
3. B. ein Reitpferd wird zum Reiten, nicht zum Ziehen verwendet, ein Haus zum Bewohnen, 
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muß alſo heizbar ſein in feinen Wohnräumen (JW 03 Beil 140). Entſcheidend ift die Ver⸗ 
kehrsauſchauung mit Rückſicht auf die örtliche. und ſonſtige Lebensauffaſſung (RG 70, 85). — 
Sodann zwiſchen dem nach dem Vertrag vorausgeſetzten Gebrauch. Darunter iſt nicht die 
einſeitige Vorausſetzung nur einer Vertragspartei, insbeſondere des Käufers zu ver⸗ 
ſtehen, auch wenn der Verkäufer die Zweckbeſtimmung der Kaufſache, die ihr der Käufer 
zu geben beabſichtigt, erkennt (RG 70, 86). Vielmehr muß der vorausgeſetzte Gebrauch 
Vertragsinhalt, alſo zur Willensübereinſtimmung beider Teile geworden ſein (RG 
67, 87; Recht 09 Nr 3542). Von dieſer vertraglichen Beftimmung der Beſchaffen⸗ 
heit der Ware hängt es namentlich ab, ob eine Abweichung als Fehler anzuſehen iſt oder 
nicht. Wer eine Uhr für 20 Mark kauft, kann nur erwarten eine Uhr zu erhalten, wie ſie in 
jener Preislage find, alfo ohne Eigenſchaften, wie fie eine Glashütter Uhr für 1000 Mark beſitzt. 
Wer eine Geige für 10000 Mark kauft, erwartet dagegen eine hervorragende Sologeige, keine 
bloße „Orcheſtergeige“. Vgl. hierzu jedoch RG 97, 351. Bei Beurteilung, der zu erwarten. 
den Beſchaffenheit der Kaufſache kommt auch der ſog. „Freundſchaftspreis“ in Betracht (RG 
Recht 1914 Nr 2638). Vgl. auch R LZ 1916 Sp. 222° (Samen für die Provinz Poſen). 
ont insbeſondere beim Kauf nach Probe das Muſter und deſſen Brauchbarkeit 

G 95, 45). . 5 

e) Die Fehler dürfen den Wert oder die Tauglichkeit im vorbezeichneten Sinne nicht bloß 
unerheblich mindern. Dies iſt in erſter Linie Tatfrage. Die Unerheblichkeit kann z. B. auch 
auf der kurzen Dauer eines Mangels beruhen. Die Frage iſt aber in zweiter Linie auch Rechts: 
frage und daher der Reviſion nicht entzogen (JW 07, 17311; Warn 1912 Nr 206; 1918 Nr 378; 
1914 Nr 284), weil die Geringfügigkeit auch nach beſtimmten Rechtsgrundſätzen zu beurteilen 
iſt. So kommt es z. B. auf die Geringfügigkeit des Fehlers als ſolchen, nicht auf die Gering. 
fügigfeit der durch den Fehler etwa verurſachten Wertminderung der Sache an (JW 
1914, 827°; Warn 1914 Nr 284) oder der Preisminderung, die der Käufer wegen 
des Mangels verlangen kann (RG 2. 5. 19 VII 8/19). Ein Sachmangel, der an ſich 
nicht unerheblich iſt, kann ferner unter Umſtänden dadurch zu einem unerheblichen werden, 
daß zu feiner Beſeiligung ein verhältnismäßig geringer Zeit- und Koſtenaufwand erforder⸗ 
lich iſt (Warn 09 Nr 135). Doch iſt auch der Koſtenaufwand nicht unbedingt maßgebend 
(JW 05, 4265; Warn 1914 Nr 284); immer kommt es auf die geſamten Umſtände nach 
Treu und Glauben an. , 

1) Von der Lieferung einer mangelhaften Sache ift die Lieferung einer andern Cache, 
eines aliud zu unterſcheiden. Auf fie finden die Gewährleiſtungsanſprüche des 8 459 keine 
Anwendung (Warn 1914 Nr 271; 1918 Nr 8). Ob eine andere Sache vorliegt, läßt ſich 
nur nach dem beurteilen, was Inhalt des Kaufvertrags iſt. Neben der natürlichen Beſchaffen⸗ 
heit der Ware iſt auch die Verkehrsauffaſſung von Bedeutung, die die Grenzen der Gattung 
auch einengen kann (ROHG 24, 405; Warn 1918 Nr 8). Iſt die Gattung Holz in der Be. 
ſchaffenheit hart zu liefern, fo kann die Lieferung weichen Holzes Lieferung eines mangel. 
haften Holzes fein. Iſt dagegen die Gattung Eichenholz Vertragsinhalt, jo iſt die Lieferung 
Birkenholz die Lieferung eines aliud, denn Birkenholz ift niemals mangelhaftes Eichenholz. 
Iſt eine „Stradivariusgeige“ in dem Sinne Gegenſtand des Kaufes, daß damit eine alte Geige 
gemeint ift, bei der die Herkunft von Stradivarius in Frage kommt, dann if die Lieferung 
einer aus neuerer Zeit ſtammenden Geige die Lieferung einer fehlerhaften (Warn 1916 Nr 244). 
Iſt eine Sologeige Vertragsinhalt, dann iſt die Lieferung einer Orcheſtergeige die Lieferung 
eines alind, denn eine Orcheſtergeige iſt an ſich noch keine fehlerhafte Sologeige. Iſt aber 
nur die Lieferung einer hervorragend guten Geige nach dem angelegten Preis bedungen, fo 
kann die Lieferung einer minderguten — zum Spiel im Orcheſter noch geeigneten — recht 
wohl Lieferung einer mangelhaften Sache fein. Vgl. dagegen R 97, 371. 

II. Das Fehlen zugeſicherter Eigenſchaften. Die Haftung hierfür beruht auf demſelben 
Grund wie nach Ab} 1 die Haftung für Abweſenheit von Fehlern. Das Weſen der Eigen⸗ 
ſchaften, die der Kaufſache fehlen, iſt hier wie dort dasſelbe. Danach ſind 

a) Eigenſchaften nicht nur phyſiſche Zuſtände von körperlichen Sachen, ſondern auch 
Merkmale unkörperlicher Sachen und Beziehungen und Verhältniſſe von Sachen zur Umwelt 
(vgl. Ta—c). Alles, was nach Abſ 1 als Eigenſchaft in Frage kommen kann, kann auch Juhalt 
der Zuſicherung nach Abſ 2 ſein. Ohne Grund wird die Zuſicherung inöbefonbere nur auf 
diejenigen Eigenſchaften beichräntt, für deren Fehlen nicht ſchon nach Abi 1 gehaftet wird. 
Nur das iſt richtig, daß es nach Abſ 2 nicht darauf ankommt, ob der Mangel der zugeſicherten 
Eigenſchaft zugleich auch einen Mangel nach Abf 1 bildet. Dies iſt vielmehr nicht erforderlich, 
aber doch auch möglich (a. M. Seuffl 62, 53). Iſt eine beſtimmte Farbe des Hengſtes aus⸗ 
gemacht, ſo haftet der Verkäufer dafür, trotz aller Tauglichkeit des Hengſtes im übrigen. Auch 
Das Richtn orhandenſein eines Fehlers kann eine Eigenſchaft fein, die zugeſichert werden 


b) Was unter Zuſicherung im Sinne der Vorſchrift zu verſtehen ſei, iſt beſtritten. Zweifel. 
los gehören darunter nicht bloß allgemeine Anpreiſungen oder Schätzungen (RG 
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54, 233; Warn 1911 Nr 231; RG 9. 11. 11 V 168/11). Entſcheidend iſt die Auffaſſung des 
Verkehrs. Bei der Prüfung, ob eine allgemeine Anpreiſung vorliegt oder nicht, kann auch 
auf die Sachkunde des Käufers Gewicht gelegt werden (RG Recht 1914 Nr 2053). Darf 
danach der Käufer in ihnen mehr erblicken und eine ernſtlich gemeinte Zuſage über die 
Eigenſchaften annehmen, ſo z. B. beim Pferdehandel die Zuſicherung „völliger Geſundheit“ 
(SeuffA 58 Nr 4, ſo gehen ſie über bloße Anpreiſungen hinaus. Unfruchtbar ift der Streit, 
ob die Haftung auf einer einſeitigen Garantieübernahme des Verkäufers beruht 
oder auf einer zweiſeitigen Neben verabredung. Denn immer muß die Zuſicherung 
Vertragsbeſtandteil geworden ſein, ſonach von beiden Teilen als Recht und Pflicht 
aus dem Kaufvertrag gewollt fein (Warn 1914 Nr 487; 1916 Nr 100; RG 8. 1. 19 1254/18). 
Die Angabe des Zweckes einer vom Käufer geforderten Zuſicherung iſt natürlich nicht nötig 
(RG Recht 1918, 505). Daher bedarf es namentlich auch für die Zuſicherung bei Grundſtücks⸗ 
kaufen der durch $ 313 gebotenen Form (NG 52, 3; 54, 223; 56, 50; Warn 08 Nr 30; JW 
1913, 3702; RG 9. 2. 11 II 309/10). Die Heilung des Formmangels ift auch hier durch 
Auflaſſung und Eintragung natürlich möglich. Nicht jede bei Gelegenheit von Kaufsverhand⸗ 
lungen über die Kaufſache abgegebene Erklärung wird aber ohne weiteres zum verpflichtenden 
Vertragsinhalt erhoben, beide Teile müſſen ſich bewußt fein, daß der Erklärende dafür ein 
ſtehen und ſich daraufhin im Vertrag auch verpflichten will (RG 54, 223; 70, 82; JW 09, 71). 
Die Zuſicherung iſt eine Mobalttät des Kaufangebots ſelbſt und wird mit dieſem im ganzen 
angenommen, ein beſonderer Nebenvertrag liegt jedoch nicht vor (a. M. Gruch 48, 593: 
53, 957). Nicht einzuſehen iſt, warum die Zuſicherung nicht auch ſtillſchweigend und 
durch konkludente Handlungen foll erfolgen können (a. M. R DXZ 03, 31; dagegen JW. 
1910, 7485). Ebenſo kann die Annahme der Zuſicherung wie die des ganzen Verkaufs- 
angebots auch ſtillſchweigend erfolgen. Es bedarf auch nicht einer ganz genauen Bezeich⸗ 
nung der Eigenſchaften und der Verwendung der Worte „Zuſicherung“ oder „Garantie“. 
Unter Umſtänden kann die Verwendung eines bloßen Warennamens genügen, um die 
dieſer Ware beiwohnenden Eigenschaften zu garantieren (2 1919, 921; RG 47, 124). Er⸗ 
klart der Verkäufer eine vom Käufer als für ſeine Zwecke unentbehrlich bezeichnete Eigen⸗ 
ſchaft als vorhanden, fo liegt darin gleichfalls eine Zuſicherung (RG 11. 5. 18 IL 31/18). Bei 
einer Mehrheit von Verkäufern iſt die Zuſicherung von allen zu erteilen. Die nur 
von einem erteilte Zuſicherung iſt auch für ihn unverbindlich, ſolange nicht die Mitverkäufer 
fie genehmigt haben (RG 7. 5. 04 V 490/08). 

e) Ein Verſchulden oder gar eine Kenntnis des Verkäufers vom Fehlen der zugeſicherten 
Eigenſchaft wird für die Haftung ebenſowenig erfordert wie nach Abſ 1. Die Haftung ift 
umfaſſender als nach Abi 1 inſofern, als fie nicht durch Unerheblichkeit des Mangels (NG 
66, 167; 47, 135; JW 07, 300) ausgeſchloſſen wird, und außerdem im Falle des $ 463 auch 
auf Schadenserſatz geht. Ganz geringfügige, im Verkehr nicht beachtete Fehler kommen aber 
auch hier nicht in Betracht (OS 22, 224). Durch den Umſtand, daß dem Käufer der Fehler 
zufolge grober Fahrläſſigkeit unbekannt blieb, wird die Haftung ebenfalls nicht beſeitigt (§ 460). 

d) Die Zuſſcherung erfolgt meiſt bei Abſchluß des Kaufvertrags. Sofern ſie nach⸗ 
träglich noch gegeben wird kann eine Abänderung des bisherigen Kaufvertrags vorliegen 
oder eine felbftändige neue Verpflichtungsübernahme (RG 67, 146; 95, 120). 

e) Die Zuſicherung kann ſich beziehen auf Eigenſchaften, die in der Gegenwart (zur 
Zeit des Kaufabſchluſſes, Warn 1917 Nr 28, oder des Gefahrübergangs) vorhanden ſein 
oder in der Vergangenheit beſtanden haben follen (M& 3. 2. 09 V 171/08). Im 
Zweifel iſt die Zuſicherung auf die Zeit des Kaufabſchluſſes zu beziehen, wie ſich aus 
8 460 Satz 1 ergibt. Aus dieſer Zuſicherung folgt dann aber die Haftung für den zugeſicherten 
Zuſtand auch zur Zeit des Gefahrübergangs. Eine abweichende Regelung iſt aber bei der 
dispoſitiven Natur der Vorſchrift möglich (R Recht 1918, 504). Zuſicherungen, daß eine 
zur Zeit des Gefahrübergangs vorhandene Eigenſchaft auch in Zukunft fortdauere oder 
daß eine nicht vorhandene Eigenſchaft in Zukunft vorhanden ſein werde, ſind nicht 
Eigenſchaftszuſicherungen nach $ 459 Abſ 2. Sie find ed eines beſonderen 
Garantievertrags, der andern Regeln folgt und in der Übernahme der Verpflichtung 
beſteht, dafür einzuſtehen, daß ein gewiſſer Zuſtand oder Erfolg ſpäter vorhanden ſein, fort⸗ 
dauern oder eintreten werde (RG 51, 926; vgl. auch Rc 91, 306: JW 06, 712°, 1918, 361; 
Warn 09 Nr 201; 1911 Nr 172; 1913 Nr 11; 1914 Nr 154; SeuffA 62 Nr 5; Gruch 51 
S. 935, 942; RG 22. 12. 08 II 274/08; 21. 4. 11 II 479/10; 3. 2. 00 V 171/08). Ins- 
beſondere kann dem Ausdruck, „daß für eine beſtimmte Zeit Garautie geleiſtet werde“, eine 
verſchiedene Bedeutung beigelegt werden; entweder dahin, daß der Verkäufer Mangel des 
verkauften Gegenſtandes innerhalb der Garantiefriſt unentgeltlich beſeitigen werde, oder dahin, 
daß der Verkäufer auch nach Ablauf der geſetzlichen Verjährungsfriſt für die bis zum Ablauf 
der Garantiefriſt entdeckten Fehler haften wolle (RG 37, 79, 65, 121). 

5. Ausgeſchloſſen ift die Haftung in folgenden Fällen: 

a) wenn der Käufer den Mangel beim Abſchluß des Vertrags gekannt hat (5 460); 
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b) wenn eine verpfändete Sache in öffentlicher Verſteigerung als Pfand verkauft 
wird (8 401; 3 PO 8 806; 3G 8 56); 

o) im Falle des § 2376 Abſ 2; vgl. auch § 2385 Abſ 2; y 

d) wenn die Haftung des Verkäufers durch Vereinbarung mit dem Käufer erlaſſen 
oder beſchränkt iſt. Ein Kauf „wie beſehen“ ſchließt im Zweifel nur die Haftung für ſicht⸗ 
bare Mängel aus (NG 94, 287; Recht 1914 Nr 2687; JW 06, 54917; Warn 1913 Nr 281: 
1919 Nr 114; RG 24. 4. 09 V 300/08; 14. 3. 19 III 435/18). Ebenſo Kauf eines Grundſtücks 
„wie ſeither beſeſſen“ (Gruch 63, 222). Iſt der Kaufpreis durch das ſachverſtändige 
Ermeſſen eines Dritten zu beſtimmen, gilt gleichfalls Gewährleiſtung für ausgeſchloſſen 
(RG Recht 08 Nr 46). Auch bei Arbitrageklauſel. Die Vereinbarung iſt jedoch nichtig, 
wenn der Verkäufer den Mangel argliſtig verſchweigt (RG 5. 10. 18 V 150/18). Der Erlaß 
der Haftung kann auch ſtillſchweigend erfolgen oder ſich aus der Natur des ganzen Vertrags 
ergeben (RG 87, 336 zu eng). So kann die Verabredung über Nachbeſſerungsarbeiten den 
Ausſchluß der Gewährleiſtung bedeuten (RG Lg 1916 Sp. 14712). Ebenſo kann bei gewagten 
Geſchäften, bei Käufen in Bauſch und Bogen ſtillſchweigend die Gewährleiſtung als aus⸗ 
geſchloſſen gewollt fein. Über Vereinbarung, „unr nachzubeſſern, ohne für weiteren Schaden 
zu haften“, vgl. RG 96, 266. f 

e) Der Käufer kann der Gewährleiſtungsonſprüche ſpäter verluſtig gehen, wenn er 
durch ſein Verhalten kundgibt, daß er auf fie verzichtet. Dabei iſt aber fein Geſamt⸗ 
verhalten zu berückſichtigen (RG 54, 80; RG 16. 3. 20 II 351/19; 19. 11. 07 II 257/07). 

6. Berhältnis der Gewährleiſtungsanſprüche zu anderen Rechtsbehelfen, ſowohl bei 
Fehlern als beim Mangel zugeſicherter Eigenſchaften (RG 5. 4. 07 II 322/06). 
Hier iſt zunächſt zu unterſcheiden der Zeitpunkt vor und nach dem Gefahrübergang. 

A. Bor der Übergabe können die allgemeinen Rechtsbehelfe wegen Nichterfüllung eines 

Vertrags ſchlechthin geltend gemacht werden. Denn hier kann von einer Behinderung dieſer 
Rechtsbehelfe durch den Gewährleiſtungsanſpruch um deswillen nicht die Rede ſein, weil 
dieſer ſelbſt, von beſonderen Umſtänden abgeſehen, noch gar nicht entſtanden, der Gewähr⸗ 
leiſtungsfall noch nicht eingetreten iſt (RG 58, 73; 70, 429; 96, 156). Daher kann der Käufer 
den Vertrag bis dahin wegen Irrtums oder argliſtiger Täuſchung anfechten, die Einrede des 
wichterfüllten Vertrags geltend machen, ſich auf urſprüngliche und nachträgliche Unmöglich⸗ 
keit berufen, Schädenanſprüche geltend machen uſw. (RG 20. 1. 00 V 144/08). 
. . Nach der Übergabe der Kauflache ift jedoch die Geltendmachung irgendwelcher An⸗ 
ſprüche wegen der in § 459 und § 463 genannten Mängel aus anderen Rechtsvorſchriften 
inſoweit ausgeſchloſſen, als dem Käufer beſondere Gewährleiſtungsanſprüche gegeben find, 
von denen anzunehmen iſt, daß ſie allein die Beziehungen der Parteien nun regeln ſollen. 
Darüber freilich herrſcht keineswegs Einverſtändnis. e 

a) Der Käufer bleibt berechtigt, die angebotene mangelhafte Sache nach ſeinem Belieben 
abzulehnen (JW 1912, 4617; 1915, 1003). Auch durch die Annahme als Erfüllung wird 
gemäß $ 363 die Geltendmachung der Einrede des nichterfüllten Vertrags, deſſen Nicht⸗ 
erfüllung auch in der Lieferung einer mangelhaften Sache beruhen kann (RG 57, 899; 64, 240; 
66, 282), dem Käufer vorbehalten. Dadurch kann er den Verkäufer in Verzug ſetzen und 
ſchließlich gemäß § 326 vom Vertrage zurücktreten. Der weitere wirtſchaftliche Grund 
des Rücktritts liegt dann allerdings in der Mangelhaftigkeit der Sache; der rechtliche Grund 
iſt aber allein der eingetretene Verzug, der nicht notwendig eintreten muß und ausbleiben 
kann, wenn etwa der Verkäufer den Mangel beſeitigt, wozu er das Recht hat. In dieſem 
Fall hat daher der Käufer die Wahl, ob er wegen der mangelhaften Sache nur die Einrede 
des nichterfüllten Vertrags geltend machen will oder die Gewährleiſtungsanſprüche. Erſtere 
wird durch die Möglichkeit, letztere geltend zu machen, nicht ausgeſchloſſen, 

b) Fehlt der Kaufſache von vornherein die Eigenſchaft, die nach § 459 Abſ 1 voraus: 
geſetzt wird oder nach Abſ 2 ausdrücklich zugeſichert iſt, und iſt der Fehler derart, daß er nicht 
behoben werden kann, ſomit die Lieferung einer vertragsmäßigen Sache unmöglich macht, 
ſo liegt an ſich ein auf eine unmögliche Leiſtung gerichteter nichtiger Vertrag gemäß § 306 
vor. Da aber dieſe Unmöglichkeit, eine mangelfreie Sache zu liefern, bei ihrer Übergabe 
zugleich den Garantiefall begründet, ſo kann, wenn dieſe erfolgt iſt, nunmehr nicht mehr die 
urſprünglich vorhandene Unmöglichkeit als Nichtigkeitsgrund geltend gemacht werden — wie 
es vor der Übergabe zuläflig war —, ſondern der Käufer ift jetzt ausfchliehlich auf die Gewähr; 
leiſtungsanſprüche angewieſen (RG 11. 1. 18 II 389/17; Warn 1918 Nr 185). A 

c)) Bekommt die verkaufte Sache erſt nach Kaufabſchluß, aber vor Gefahrübergang 
die in § 459 erwähnten Mängel und wird dadurch ihre mangelfreie Lieferung unmöglich, 
ſo tritt in gleicher Weiſe nur die Gewährhaftung ein, wenn diefe Mängel beim Gefahrüber⸗ 
gang noch vorhanden find. Denn die Haftung des Verkäufers geht darauf, daß bei Über 
Jade die Sache von den genannten Mängeln frei iſt, hierfür aber iſt es gleichgültig, ob dieſe 

"gel vor oder nach dem Kaufabſchluß entſtanden find. Ob die Unmöglichkeit keine der 
Parteien oder der Verkäufer zu vertreten hat, iſt ohne Belang für den Ausſchluß von 9 324, 
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denn nach $ 459 hat ſtets der Verkäufer auch die objektive Tatſache des Vorliegens von 
Mängeln zu vertreten. Anders iſt es aber dann, wenn der Käufer ſelbſt die Unmöglichkeit 
verſchuldet. Dann bleibt es bei der Vorſchrift der 98 824, 325, denn die Haftung des 9 459 
bezieht ſich offenſichtlich nicht auf dieſe Fälle. Es iſt beſtritten, ob die mangelhafte Lieferung 
überhaupt unter den Begriff der Unmöglichkeit (qualitative Unmöglichkeit) fällt. Die 
Frageſtellung ift verfehlt. In Frage kommt nur, ob ein vorhandener Mangel eine mangel- 
freie Lieferung unmöglich mache oder nicht. Dieſe aber iſt zu bejahen. Da aber der Grund 
der Unmöglichkeit der Mangel iſt und die Folgen des Mangels von 8 459 ausſchließend geregelt 
werden, kommen die Rechtsregeln über die Unmöglichkeit der Lieferung eben nicht zur An⸗ 
wendung, fie beſtehen auch nicht nebeneinander (fo RG 57, 400; RG 88, 105 noch dahin ⸗ 
geſtellt gelaſſen). Unzuläſſig iſt es jedoch, bei vorhandenen Mängeln von einer teilweiſen 
Unmöglichkeit zu reden. Dieſe ſetzt eine teilweiſe Möglichkeit der Lieferung, d. h. im 
Sinne von 89 307, 323, 825, der Leiſtungsteile voraus (dagegen Gruch 53, 988; JW. 
1912, 721%). Eine unteilbare Leiſtung iſt nur ganz unmöglich oder möglich. Eine mangel. 
hafte Lieferung iſt als mangelfreie ganz unmöglich. Zu welchem Teile ſollte ſie möglich ſein? 

d) Die Anfechtung des Kaufes wegen Irrtums über Eigenſchaften der Kaufſache, die im 
Verkehr als weſentlich angeſehen werden ($ 119 Abſ 2), ift ausgeſchloſſen, ſoweit wegen dieſer 
Mängel die Geltendmachung von Gewährleiſtungsanſprüchen möglich iſt. Soweit es ſich um 
andersartigen Irrtum handelt, ſteht der Anfechtung natürlich nichts entgegen. Dies iſt die 
ſtändige Praxis des Reichsgerichts (RG 61, 171; 62, 282; 64, 269; 70, 429; JW 
09 S. 6554, 6844, Gruch 53, 940; Warn 1916 Nr 116; RG 5. 12. 11 II 646/10; 18. 3. 19 
II 886/18; 10. 12. 13 V 352/13). Die zuläſſig und mit Recht erfolgte Anfechtung ſchließt 
dann die Gewährleiſtungsan ſpruche aus. 

e) Der Verkäufer kann den Kauf nach § 119 Abſ 2 ſelbſtverſtändlich immer anfechten, 
auch das dingliche Erfüllungsgeſchäft beim Gattungskauf (RG 70, 428). Die Anfechtung 
wegen argliſtiger Täuſchung nach 8 123 kann ſich beziehen auf eine beim Abſchluß des 
Kaufes begangene Argliſt und eine bei der Übergabe der Kauffache begangene Täuſchung. 
In beiden Beziehungen wird hier dem betrogenen Käufer der Anfechtungsanſpruch aus § 123 
neben dem ihm etwa wahlweise zuſtehenden Wandlungsanſpruch oder dem in § 463 gegebenen 
Schadensanſpruch erhalten, denn es würde eine ungerechtfertige Begünſtigung des Betrügers 
bedeuten, wenn der Käufer nur auf die Wandlung beſchränkt würde. Das iſt im Intereſſe 
der Sicherheit des Verteyrs zu fordern, wenn ſich der Käufer ohne Verſchulden des Verkäufers 
im Irrtum befand, nicht aber, wenn der Verkäufer dieſen Irrtum ſelbſt argliſtig hervorgerufen 
hat (RG 62, 126; 96, 156 — 70, 429 aufgegeben —; JW 1918, 1975 1914, 189%). Der 
Umſtand, daß in $ 480 Abi 2 bei Gattungsfäufen dem Käufer anftatt der Wandlung uſw. 
auch ein Schadenserſatzanſpruch zugebilfigt wird, läßt noch nicht den Schluß als notwendig 
erſcheinen, daß hier die Anfechtung ausgeſchloſſen fein ſoll, wie R& 70, 428 annimmt. Auch 
bei Gattungskäufen liegt kein Anlaß vor, den betrügeriſchen Verkäufer günſtiger zu ſtellen. 

f) Der Anſpruch auf Schadenserſatz aus unerlaubter Handlung nach 8 826, insbeſondere 
wegen Betrugs, ſteht dem Käufer aus demſelben Grunde wie die Anfechtung zu e neben 
dem in § 468 gewährten Schadensanſpruch zu. Dieſer unterliegt auch nicht der kurzen 
Verjährung des 8 477. Er ift ferner auch zuläſſig, trotzdem der Kauf wegen argliſtiger 
Täuſchung angefochten worden tft, denn die unerlaubte Handlung des Betrugs ilt ſelbſtändiger 
Klaggrund, das Beſtehen eines Vertrags wird nicht vorausgeſetzt. Daher kann an ſich auch 
nach erfolgter Anfechtung noch der Schadensanſpruch aus § 816 geltend gemacht werden 
(a. M. RG 74, 1). Es liegt freilich Klagänderung vor. 

6) Im übrigen haftet der Verkäufer wie bei jedem gegenfeitigen Vertrage auch beim 
Kauf für eine ſchuldhafte Verletzung feiner Vertragspflichten nach 88 275, 276 auf Schadens 
erſatz, insbeſondere auch bei positiven Vertragsverletzungen und bei Fahrläſſigkeit beim 
Vertragsſchluß. Dieſer Anſpruch ſteht dem Käufer neben allen ſonſtigen Rechten zu, ing: 
beſondere auch neben der Wandlung oder Minderung (RG 52, 18; 53, 200; 56, 166; 66, 289; 
68, 102; JW 09, 1610) oder neben dem Verlangen auf Lieferung einer anderen Gattungsſache 
(8 480). Nur ſoweit ſchon der Gewährleiſtungsanſpruch auf Erſatz desſelben Schadens 
geht, wie der nach 89 275, 276 geltend zu machende, geht jene Sonderregelung der allgemeinen 
vor (RG 53, 202). Auch dieſe Schadenserſatzanſprüche unterliegen nicht der kurzen Ver⸗ 
jährung des 8 477 (beftr.; a. M. R 58, 200). 


8 460 


Der Verkäufer hat einen Mangel der verkauften Sache nicht zu vertreten, 
wenn der Käufer den Mangel bei dem Abſchluſſe des Kaufes kennt. Iſt 
dem Käufer ein Mangel der im § 459 Abj 1 bezeichneten Art infolge grober 
Fahrläſſigteit unbekannt geblieben), jo haftet der Verkäufer, ſofern er nicht 
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die Abweſenheit des Fehlers zugeſichert hat, nur, wenn er den Fehler arg⸗ 
liſtig verſchwiegen Hat?) )). 
E I 382 II 898; M 2 220; P 1 671 ff. 


1. Ausgeſchloſſen liſt die Haftpflicht des Verkäufers zunächſt bei Kenntnis des Käufers 
von den der verkauften Sache anhaftenden Mängeln (ſtillſchweigender Verzicht), und zwar 
ſowohl von den poſitiven Fehlern ($ 459 Abſ 1), als von dem Mangel zugeſicherter Eigen- 
ſchaften (8 459 Abſ 2). Eine Unterſuchungspflicht beſteht nach bürgerlichem Recht nicht, 
nur bei Handelsgeſchäften nach HGB 477. Nach dem beſonderen Fall kaun aber in 
jedem Unterlaſſen einer Beſichtigung grobe Fahrläſſigkeit liegen. Die Keuntuis ſchließt 
auch die Haftung des Verkäufers für argliſtig verſchwiegene Mängel aus (RG 55, 214). Der 
Käufer muß den Mangel in ſeiner Geſamtheit kennen. Wußte der Käufer, daß 
unter der gekauften Ware ein verhältnismäßig geringer Bruchteil mangelhaft iſt, ſo genügt 
dies nicht, um die Mängelrüge wegen der Geſamtheit auszuſchließen (RG 6. 5. 19 
III 525/18). Handelt es ſich um den Kauf einer Menge, die erſt nachträglich beſtimmt 
werden kann, ſo iſt der Kauf auf dieſe beſchränkt, ſoweit ſie nach der Verkehrsauffaſſung 
lieferungsfähig iſt. Die Kenntnis des Käufers von der Mangelhaftigkeit eines Teiles der 
noch auf dem Felde ſtehenden Frucht führt daher überhaupt nicht zur Anwendung von $ 460 
(RS 23 1919 Sp. 86716). Maßgebend iſt dabei die Kenntnis zur Zeit des Vertrags - 
ſchluſſes; eine nach dieſer Zeit erlangte Kenntnis iſt nur dann von Einfluß, wenn der 
Käufer mit ſolcher die verkaufte Sache vorbehaltslos annimmt ($ 464; RG 12. 10. 01 
V 255/01). — Bei einem Verkauf „auf Beſicht“ jedoch it in ſinngemäßer Anwendung des 
$ 460 nicht der Abſchluß des aufſchiebend bedingten Vertrags, ſondern die Zeit der 
Billigung des Vertragsgegenſtands durch den Käufer entſcheidend (JW 1912, 85813; 
NG 94, 285). Der $ 460 Satz 1 iſt unanwendbar, wenn der Käufer trotz feiner Kenntnis 
der äußeren Fehler der Sache den Umſtand nicht kennt, daß durch dieſe Fehler der Wert 
oder die Gebrauchstauglichkeit der Sache aufgehoben oder gemindert wird (RG 11. 6. 05 
11 643/04). — Dagegen bleibt die Haftpflicht des Verkäufers für zugeſicherte Eigen: 
ſchaften auch bei Kenntnis des Käufers von deren Mangel in dem Falle beſtehen, wenn 
der Verkäufer eine Eigenſchaft in dem Sinne zuſagt, daß er ſie herzuſtellen verſpricht oder 
für deren Beſchaffung beſondere Garantie übernimmt (M 2, 226). f 

2. Grob fahrläſſige Unkenntnis des Käufers vom Mangel ſteht der Haftpflicht im Falle 
des § 459 Abſ 1 (nicht Abſ 2) entgegen. Grobe Fahrläſſigkeit iſt eine beſonders ſchwere 
Vernachläſſigung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt. Vgl. $ 932 A 5. Nicht jedes Un. 
beachtetlaſſen eines Bedenkens genügt. Sichverlaſſen auf das Gutachten eines glaubwürdigen 
Sachverſtändigen kann entſchuldigen (RG 1. 12. 11 VII 221/11). Handelt es ſich um ver. 
borgene Mängel, ſo iſt der Käufer, ſelbſt wenn er Mißtrauen gegen den Verkäufer hegt, 
nicht veranlaßt, vor dem Kaufabſchluß Unterſuchungen anzuſtellen (di 7. 10. 10 V 589/09; 
RG 22.5.12 V 31/12; 17. 10. 17 V 148/17). Die Unterſuchung ift nur ſo weit erforderlich, 
als nach den Umſtänden des Falles Treu und Glauben es gebieten (M 2, 226). Erhebliche 
Küng in Baulichkeiten können nicht erfordert werden (NG Bayz 1917, 387). 1 

. Der Verkäufer haftet aber hier, auch bei grob fahrläſſiger Unkenntnis des Käufers, 
unbeſchränkt, wenn er die Abweſenheit des Fehlers zugeſichert oder deſſen Vorhandenſein 
argliſtig verſchwiegen hat. Die 88 460 Satz 2 u. 463 Satz 2 verlangen argliſtiges Verſchweigen 
eines Fehlers im Sinne von 8 459 Abſſ 1. Iſt daher feſtgeſtellt, daß näher bezeichnete Schwächen 
der Kaufſache keine Gewährleiſtungsmängel im Sinne von § 459 Abſe 1 waren, fo ſcheiden 
88 460 Satz 2 u. 463 Satz 2 vollſtändig aus (RG 67, 146). Argliſtig handelt, wer ſich bewußt 
iſt, daß eine Tatſache für die Entſchließung des Gegners von Erheblichkeit iſt, nach Treu und 
Glauben demnach dieſe Tatſache mitzuteilen auch verpflichtet wäre und trotzdem dieſe Mit. 
teilung unterläßt. Auch die Unterdrückung oder Vorenthaltung von bloßen Zweifeln 
kann aus ſolchen Gründen ſchon argliſtig fein (RG 62, 149; 69, 15; 75, 436; 77, 314; Warn 
1915 Nr 110; 1917 Nr 186). Insbeſondere iſt es argliſtig, wenn der Verkäufer das Beſtehen 
des Mangels vermutet (RG 4. 5. 12 V 454/11; 24. 6. 12 II 69/12). Über Schwan! 
verdächtigkeit vgl. noch Warn 1912 Nr 300; 1914 Nr 297; 1915 Nr 110; 1919 Nr 31; JW 
1912, 1103“. Zur Annahme eines argliſtigen Verſchweigens von Mängeln (RG 67, 146) 
genügt nicht die erweisliche Kenntnis des Verkäufers von denſelben; vielmehr iſt das Ver 
ſchweigen nur dann argliſtig, wenn der Verkäufer darauf rechnet, daß der Käufer die verſchwie⸗ 
genen Mängel nicht bemerken und deshalb die Ware beſtellen werde. Vgl. auch § 123. Der 
Tatbestand des argliſtigen Verſchweigens deckt ſich weder mit dem des Betrugs nach 8 268 
Steh B noch deckt er ſich ſchlechthin mit den Erforderniſſen des § 826 (R& 67, 146; RESSt 
17.1. 13 V 1167/12). Beſonderer Veranſtaltungen des Verkäufers, um den Käufer in Un⸗ 
kenntnis der Mängel zu erhalten, bedarf es nicht (RG JW 06, 86°; Rö 30. 5. 08 V 414/07). — 
Bewußte Täuſchung wird vorausgeſetzt. fahrlaſſige genügt nicht (RG 16. 5. 03 V 12/03; 
14. 8. 08 V 342/07). Vgl. auch $ 463 A 6. Daß die Täuſchung bezweckt war, ift nicht ver“ 
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langt, es genügt bewußtes Schweigen auf die Gefahr der Täuſchung hin (RG 62, 300). Eine 
ſolche Argliſt iſt ſelbſt damit nicht unvereinbar, daß der Verkäufer bereitwillig die Unter⸗ 
fuchung der Sache geſtattet. Sie kann unter Umſtänden ohne weiteres daraus entnommen 
werden, daß der Verkäufer die Erheblichkeit des Mangels für den Käufer kannte (RG 
19. 12. 11 II 412/11; 19. 4. 13 V 531/12) und wußte, daß dieſer ſeine Abweſenheit an⸗ 
nahm (NG 55, 213; 62, 300; 69, 15). Von Bedeutung kann hierbei auch die Art und der 
Grad des Mangels werden (MG 9. 12. 11 II 412/11). Stehen dem Käufer mehrere 
Verkäufer gegenüber, ſo iſt der Wandlungsauſpruch gegen alle Verkäufer begründet, wenn 
auch nur einer derſelben einen Fehler argliſtig verſchwiegen hat (RG 20. 5. 08 V 385/07). 
Dagegen iſt es argliſtig, weun der Verkäufer das Beſtehen des Mangels vermutet. 
— Gegenüber der Argliſt des Verkäufers kommt eine Mitſchuld des Käufers nicht in 
Betracht, der Verkäufer kann ſich nicht auf deſſen Fahrläſſigkeit berufen (RG 67, 281; 
69, 277 76, 313; JW 05, 717° 08, 910; 1911, 91°; Warn 1914 Nr 49; RG 15. 3. 12 
11 910%). 7 a 

4. Die Beweislaſt trifft in den Fallen des § 460 den Verkäufer dafür, daß der Käufer 
den Mangel gekannt habe oder habe kennen müſſen, den Käufer dafür, daß der Verkäufer 
die Abweſenheit des Fehlers (oder deſſen Beſeitigung) zugeſichert oder argliſtig ver- 
ſchwiegen habe. 

Sg 461 


Der Verkäufer hat einen Mangel der verkauften Sache nicht zu vertreten“), 
wenn die Sache auf Grund eines Pfandrechts in öffentlicher Verſteigerung 
unter der Bezeichnung als Pfand verkauft wird)). 

E II 398; P 3 480 ff. 


1. Die nach dieſer Vorſchrift ausgeſchloſſene Haftpflicht des Verkäufers kann durch 
Vereinbarung der Parteien auch hier begründet werden. Liegt eine ſolche Vereinbarung 
nicht vor, fo kann der Verkäufer ſelbſt bei arglütigem Verſchweigen nicht auf Grund der 88 459, 
463, ſondern höchſtens aus 88 823, 826 in Anſpruch genommen werden. Auf den Mangel 
zugeſicherter Eigenſchaften dürfte $ 461 jedoch nicht zu beziehen fein (beſtr.). Wohl 
aber auf argliſtiges Verſchweigen. Die Haftung wegen Betrugs aus $ 826 wird dadurch 
nicht ausgeſchloſſen. 2 \ 

2. Daneben iſt nach der SPD 8 806 auch bei der auf Grund einer Pfändung bewirkten 
Veräußerung die Gewährleiſtungspflicht des Verkäufers ausgeſchloſſen. Bei dem frei ⸗ 
händigen Pfandverkauf nach 88 1221, 1235 Abſ 2, 1245, 1246, wie auch bei dem Selbft- 
hilfeverkauf durch einen Gerichtsvollzieher nach $ 383 Abſ 3 bleibt dagegen dieſe 
Gewährleiſtungspflicht beſtehen (NG JW 02, 545 u, 1904, 561). 


8 462 


1) Wegen eines Mangels, den der Verkäufer nach den Vorſchriften der 
SS 459, 460 zu vertreten hat, kann der Käufer Rückgängigmachung des 
Kaufes (Wandelung)?) oder Herabſetzung des Kaufpreiſes (Minderung)s) 
verlangen. 

E 1 888 II 899; M 2 227; P 1 673, 697. 


1. Mit dem Eintritt des Gewährleiſtungsfalls, nämlich dem objektiven Vorliegen eines 
vom Verkäufer zu vertretenden Fehlers der verkauften Sache zum Zeitpunkte des Gefahr ⸗ 
übergangs — nicht ſchon mit dem Kaufabſchluß (a. M. SeuffA 64, 117) — entſtehen die 
Anſprüche des Käufers auf die Folgen der dem Verkäufer obliegenden Haftung. Wandlung 
und Preisminderung entſtehen nicht automatisch von ſelbſt, es wird vielmehr nur dem Käufer 
ein Anſpruch darauf gegeben, den geltend zu machen in feinen Belieben ſteht. Sie 
ſtellen ſich als befondere Folgen der Nichterfüllung des Vertrags dar und beſtehen in der 
Rückgängiamachung des Kaufes (Wandlung) oder Herabſetzung des Kaufpreiſes 
(Minderung). Dies ſind die eigentlichen Gewährleiſtungsanſprüche. Daneben werden in be» 
ſonderer Weiſe auch die Auſprüche auf Schadenserſatz vom BED in 8 463 u. a. als weitere 
eigenartige Gewährleiſtungsanſprüche geregelt. — Die Anſprüche auf Wandlung und 
auf Minderung ſind je ſelbſtändige Anſprüche, es liegt nicht ein einheitlicher An⸗ 
ſpruch mit alternativem Inhalt vor (RG 66, 332). Der Käufer hat die Wahl welchen er 
geltend machen will, ſo lange, bis der eine oder andere verwirklicht (vollzogen) iſt. Daher iſt 
auch der Übergang vom einen Anſpruch auf den andern im Prozeß Klagänderung (RG 
64, 374; JW 07, 46). Abweiſung des Wandlungsauſpruchs ſchließt den Minderungs⸗ 
auſpruch nicht aus (JW 07, 708; 1911, 592; SeuffA 67, 91) und umgekehrt. Das durch 
Vollziehung erloſchene Wahlrecht lebt auch daun nicht wieder auf, wenn die Wand⸗ 
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lung, infolge eines ſpäter eingetretenen Umſtandes unwirkſam wird (RG 20. 9. 19 
158/19). Wem nach $ 463 rechtskräftig ein Shadenerſaß zugeſprochen ift, kann nicht 
noch Preisminderung verlangen (RG 14. 1 14 V 401/13. 

2. Die Wandlung iſt Rückgängigmachung des Kaufes. Auf dieſe Folge entſteht aus dem 
Kauf und der dem Verkäufer obliegenden Haftung ein unmittelbarer Anſpruch, nich 
entſteht ein Anſpruch auf Schließung eines den Kaufvertrag aufhebenden Vertrags (ſog. 
Vertragstheorie). Die Frage iſt freilich beſtritten und der Standpunkt der Motive nicht 
klar, $ 465 zwingt aber nicht zu dieſer umſtändlichen Kouſtruktion. Vgl. Näheres dort. Ander⸗ 
ſeits tritt die Wandlung aber auch nicht, wie bei der Anfechtung, durch einſeitige Erklärung 
des Käufers ein, vielmehr geht der Anſpruch auf eine Leiſtung des Verkäufers, die Rückgängig⸗ 
machung. Bei der Anfechtung iſt der Kauf von Anfang an nichtig, hier wird ein an ſich 
beſtehender Vertrag rückgängig gemacht (JW O1, 864). Die gegenſeitige Rückgewähr voll. 
zieht ſich bei der Anfechtung nach den Beſtimmungen der 88 872, 985, bei der Wandlung 
nach $ 467. Die Wandlung hat an ſich nicht die Wirkung, daß an Stelle des rückgängig ge- 
machten Kaufvertrags ein anderer gegenſeitiger Vertrag tritt (RG 93, 40). Es findet kein 
Austauſch von Leiſtung und Gegenleiſtung ftatt, wie bei gegenſeitigen Verträgen, ſondern 
lediglich Beſeitigung des früheren, auf einen ſolchen Austauſch gerichteten Kaufvertrags. 
Die Folgen nach 88 467, 346, 345, 320, 322 find geſetzliche, die je nach dem Stand der Leiſtungen 
auch ausbleiben können. Möglich iſt natürlich auch der Abſchluß eines beſonderen Vertrags 
auf dieſe Leiſtungen (JW 1918, 6101; vgl. auch RG 66, 69). Die Rückgängigmachung iſt 
insbeſondere kein Rückkauf. Wenn eine geſetzliche Verpflichtung zur Rückgängigmachung 
beſteht, iſt in dem die Erfüllung dieſer Pflicht dienenden Vertrage ein läſtiges Veräußerungs⸗ 
geſchäft nicht enthalten. Daher begründet die Anerkennung der aus der Wandlung ſich er⸗ 
gebenden Verbindlichkeiten auch z. B. keine Stempelpflicht (RG 47, 303; 60, S. 143, 398; 
Gruch 60, 310). — Ju $ 465 toird beſtimmt, wann der Anſpruch auf Wandlung vollzogen 
iſt, der Kauf alſo rückgängig gemacht ift, in 88 467ff. wird die Wirkung dieſer Rückgängig⸗ 
machung, ihre Durchführung geordnet. 

8. Die Minderung läßt im Gegenſatz zur Wandlung den Kaufvertrag beſtehen und gibt 
nur einen Anſpruch gegen den Käufer auf Herabſetzung des Kaufpreiſes. Für dieſen Anſpruch 
gilt dasſelbe wie für den Wandlungsanſpruch. Wie die Minderung durchzuführen ift, wird 
in 8 472 beſtimmt. 25 

4. Dem Bürgen des Käufers ſteht, wenn er auf Bezahlung des Kaufpreiſes belangt wird, 
der Wandlungsanſpruch nicht zu, wohl aber der Minderungsanſpruch nach $ 768 (RG 
66, 332). Er hat aber die Befugnis, dem Verkäufer ſolange die Befriedigung zu verſagen, 
als der Käufer wandeln kann. N 

5. Beim SZukzeſſivlieferungsvertrag und bei teilbaren und in Teilen erfolgenden Liefe⸗ 
rungen beſchränkt ſich grundſätzlich die Wandlung auf die einzelne mangelhafte Rate 
(ROH G 4, 224; R 57, 115; 65, 54; 22. 3. 18 III 517/17). Wenn die mangelhafte Rate 
auch für die Zukunft mangelhafte Leiſtungen befürchten läßt, ſo findet keine Erſtrecung der 
Wandlung auf dieſe zukünftigen Leiſtungen ſtatt, wohl aber treten die Grundſätze über 
poſitive Vertragsverletzung in die Erſcheinung. Vgl. im übrigen aber 8 469. 

Von einer vorausgegangenen Mangeftüge iſt im bürgerlichen Verkehr die Geltend⸗ 
machung des Wandlungs- und Minderungsanſpruchs nicht abhängig. Bgl. jedoch die Prä⸗ 
ſumtion des Verzichts nach § 464 und bei Handelsgeſchäften nach HGB 5 477. 

7. Über Abtretung der Gewährleiſtungsanſprüche vgl. RG 59, 288. 

8. Bei Wandlung und Minderung trifft ſtets den Käufer die Beweislast für die 
Mängel der Sache, ſowohl nach $ 459 Abſ 1 wie nach Abſ 2 (RG 66, 280). Denn dieſe bilden 
den Rechtsgrund für die Anſprüche. Dabei macht es keinen Unterſchied, ob es ſich um 
einen Spezies oder Gattungskauf handelt (RG 95, 119); gleichgültig iſt auch, ob er die 
Annahme abgelehnt oder die Ware angenommen hat. Nur wenn der Käufer bei Ab⸗ 
lehnung der Annahme ſich darauf beſchränkt, die Einrede des nichterfüllten Vertrags 
vorzuſchützen, trifft den Verkäufer die Beweislaſt für die Erfüllung, wobei wiederum § 368 
zu berückſichtigen iſt (RG 57, 399; JW 07, 5098, 9). 


8 463 
Fehlt der verkauften Sache zur Zeit des Kaufes!) eine zugeſicherte 
Eigenſchafte), jo kann der Käufer ſtatt der Wandelung oder der Minderung‘) 
Schadenserja wegen Nichterfüllungs) verlangen. Das gleiche gilt, wenn 
der Verkäufer einen Fehler argliſtig verſchwiegen hat')e). 
E 1 385 II 400; M 2 228, 229; P 1 686. 


. 1. Die Vorſchrift trifft nur den Kauf einer beſtimmten einzelnen Sache (species; RG 
echt 1918 Nr 38). Die Faſſung des $ 468 ift verfehlt. Ob der verkauften Sache zur Zeit 
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des Kaufes die zugeſicherte Eigenſchaft fehlt, iſt für die Wandlung oder Minderung 
gleichgültig. Für dieſe kommt es lediglich auf die Zeit des Gefahrübergangs an, die 
den kritiſchen Zeitpunkt für den Gewährleiſtungsfall bildet. Wenn daher § 468 anordnet, 
daß ſtatt dieſer Anſprüche auch Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangt werden kann, 
ſo wird dabei ſtillſchweigend vorausgeſetzt, daß der Gewährleiſtungsfoll überhaupt vorliegt, 
alſo auch zur Zeit des Gefahrübergangs noch die zugeſicherten Eigenſchaften fehlen. 
Das ergibt auch die Natur des Schadensauſpruchs als eines ſolchen wegen Nichterfüllung. 
Hiermit iſt diefer Schadensanſpruch des § 463 gleich dem Wandlungs“ und Minderungs⸗ 
anſpruch als reiner Gewährleiſtungsanſpruch ausgeſtattet (RG 67, 146; 78, 68; Gruch 
59, 359), nur daß als weiteres Erfordernis hinzutritt, daß der Mangel der verkauften Sache 
bereits zur Zeit des Kaufes vorhanden geweſen ſein muß (RG 8. 11. 10 II 23/10). Es iſt 
ein Fall der Haftung für Verſchulden bei Vertragsſchluß (RG 95, 60). Der Käufer kann 
unter den nämlichen Vorausſetzungen im übrigen Schaden fordern, wie er wandeln kann. 
War alſo zur Zeit des Kaufabſchluſſes der Mangel noch nicht vorhanden, ſondern trat er erſt 
nachher ein, jo kann der Verkäufer nicht nach $ 463, wohl aber nach anderen Grundſätzen, z. B. 
$ 325, in Auſpruch genommen werden. Auch hier wird vom Gefahrübergang abgeſehen, 
wenn ſich der Mangel offenbar nicht beſeitigen läßt (RG 33. 4. 20 11 525/19). Wenn 
ferner der Verkäufer nicht zur Zeit des Kaufabſchluſſes, ſondern erſt nachträglich ſich eines 
argliftigen Verhaltens ſchuldig macht, kommt § 463 nicht zur Anwendung (Recht 1915 
Nr 2474). Für die beiden in 8 463 geregelten Schadenserſatzanſprüche gelten daher, 
abgeſehen von den hier aufgeſtellten beſonderen Erforderniſſeu, auch die nach 88 459, 460 
in Betracht kommenden Borausſetzungen. Insbeſondere it 8 463 nur anwendbar beim 
Verkauf oder kaufähnlichen Geſchäften und von Sachen und den ihnen gleichgeftellten 
unkörperlichen Gütern, z. B. Handelsgeſchäften (RG 63, 59; 98, 292; Warn 1915 
Nr 14, 272; 1917 Nr 100; 23 1919, 691). Auf Verkaufe von Rechten iſt 9 463 nicht an 
wendbar, z. B. nicht auf Hypotheken (W 1910, 9°; 1912, S. 1377, 742°; R 65, 90; 83, 245; 
Warn 1915 Nr 275; L8 1010 Sp. 30519). Ferner git bezüglichl des Einfluffes der Kenntnis 
des Käufers vom Mangel 8 460 Satz 1, ſodann der Grundſatz über ein mitwirkendes Ver: 
ſchulden des Käufers, mangelhafte Unterſuchung u. dgl. (RG 18. 2. 08 II 485/07). Auf 
die Erheblichkeit der Wertminderung kommt es hier nicht an. Die Vorſchrift gilt nur für 
das Verhältnis zwiſchen Verkaufer und Käufer, nicht bei einem Vertrag, durch den ſich 
jemand gegenüber einem Hypothekengläubiger verpflichtet hat, ein Grundſtück in der 
Zwangsverſteigerung zu erwerben (RG 16. 10. 15 V 191 15; vgl. auch Recht 1915 Nr 1763). — 
Der Auktionator kann unter Umſtäuden für den Anſpruch aus § 463 dem Käufer gegenüber 
als Selbſtverkäufer behandelt werden, wenn er ohne Nennung feines Auftraggebers verkauft 
und der Käufer vor oder bei dem Kaufabſchluß auch nicht auf andere Weiſe erfahren hat, 
wer als Auftraggeber hinter jenem ſteht (MG 4. 7. 05 II 629/04). 

2. Wie zwiſchen dem Wandlungs⸗ und Minderungsanſpruch einerſeits, fo hat der Käufer 
auch anderſeits zwiſchen dieſen und dem Schadenserſatzanſpruch die Wahl (RG 11. 10. 10 
II 23/10). Er kann aber nicht neben der Wandlung die Minderung und nicht neben dieſen 
den hier in Betracht kommenden Schadensanſpruch erheben, ſondern nur entweder dieſen 
oder jenen (RG 14. 1. 14 V 401/18). Solange aber der eine oder der andere Anſpruch 
noch nicht verwirklicht, die Wandlung, Minderung nicht vollzogen, der Schadensanſpruch 
nicht anerkannt iſt, kann der Käufer von der getroffenen Wahl noch abgehen (RG 1. 11. 11 
11 157/10; 16. 11. 11 II 624/100. Andere Schadensanſprüche als Gewährleiſtungsanſprüche 
können auch nach vollzogener Wahl erhoben werden (Recht 1915 Nr 2254). Die gleichzeitige 
Erhebung aller drei Anſprüche iſt nur in der Form der Eventualität möglich (RG 93, 163 
Li 1916 Sp. 382%). Gibt der gewährleiſtungsberechtigte Käufer die Ware gegen Rück. 
zahlung des Kaufpreiſes unter Vorbehalt weiterer Schadensanſprüche zurück, ſo iſt die 
Rückgabe nicht als Wandlung anzuſehen (Gruch 62, 789). Ebenſo wenn der Käufer auf Rück⸗ 
zahlung des Preiſes unter Vorbehalt der Schadensanſprüche klagt. — Der Vollzug der Min- 
derung ſchließt die ſpätere Wandlung oder weitere Minderung wegen eines anderen Mangels 
nicht aus. 

05 Schadensanſpruch bei zugeſicherter Eigenſchaft. Hinſichtlich der Zuſicherung vgl. 

459. Werden dem Käufer beſondere Vorzüge der Kaufſache vorgeſpiegelt, oder wird der 
Irrtum des Käufers argliſtig ausgenutzt durch betrügeriſche Manipulationen an der Sache 
oder durch poſitive Veranſtaltungen, die nicht als zugeſicherte Eigenſchaften der Sache 
aufgefaßt werden können, jo kommen nur $ 823 Abſ 2 und 8 826 in Frage. Aber fie dürfen 
nicht zu dem Zweck angewendet werden, um zwingend gedachte Einſchränkungen des Gewähr⸗ 
leiſtungsrechts (8 464) illuſoriſch zu machen (ZW 1913, 88). Den Beweis dafür, daß die 
Kaufſache die zugeſicherte Eigenſchaft nicht hat, alſo für die Grundlage feines Schadens. 
anſpruchs, hat der Käufer zu führen (RG 66, 285). g 

4. Bei der Einforderung des Schadenserſatzes wegen Nichterfüllung kann der Käufer 
zunächſt, wie die allgemeine Faſſung dieſes Ausdrucks ergibt, ohne Nachweis eines fehlenden 
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Intereſſes den Vertrag als gänzlich unerfüllt behandeln, alſo die Annahme der Kaufſache 
ablehnen und den ihm durch die Nichterfuͤllung des Vertrags ſchlechthin erwachſenen 
(poſitiven) Schaden berechnen (RG 52, 355; 62, 149; JW 1914, 189°). Der Nachweis 
urſächlichen Zuſammenhangs ift nicht nötig. Der Anſpruch aus $ 463 iſt gegeben 
ohne Rückſicht darauf, daß der Käufer in feinen Willenserklärungen 
durch das Verhalten des Verkäufers beſtimmt worden iſt (JW 1915, 119). 
Der Nachweis des Beſtimmtſeinköunens genügt (LZ 1916 Sp. 306°"; Warn 1915 Nr 230). 
Der Käufer eines Grundſtücks, der betrogen wurde, kann das Erfüllungsintereſſe als 
Schadenserſatz auch dann verlangen, wenn er vor der Auflaſſung den wahren Sachverhalt 
erfahren hat. So entgegen RG 56, 51 nunmehr RG 63, 118 und RG 30. 6. 11 1119,11, 
auch die Rückzahlung des gezahlten Kaufpreiſes fordern (RG 50, 190). Der Käufer, der 
ſeinen Schaden abſtrakt berechnet, muß dies innerhalb der zuläſſigen Grenzen (ohne über⸗ 
mäßigen Gewinn) tun (RG 90, 305). Es iſt ihm aber auch nicht verwehrt, die Kaufſache zu 
behalten und den ihm aus der nicht gehörigen Erfüllung erwachſenen Schaden erſetzt zu ver⸗ 
langen (RG 52, 356; 53, 92; 59, 157; 63, 338; RG 29. 3. 12 II 510/11). Will der 
Käufer nur den Preis herabſetzen und die Sache behalten, muß er dartun, daß der Ver⸗ 
käufer den Gegenſtand auch zu dem geringeren Preiſe hergegeben haben würde (RG 
83, 246; JW 1910, 934; 1911, 213; 1912, 863; RG 27. 2. 20 II 378/19). Dieſer Schaden 
kann ſich auf die objektive Wertdifferenz zwiſchen der mangelfreien und mangelhaften Sache 
beſchränken und neben dem Leiſtungsanſpruch beſtehen. Er deckt ſich nicht mit dem Ver⸗ 
zugsſchaden (RG 20. 1. 11 II 157/10). Auszugleichen iſt der Minderwert der Sache bei der 
Erfüllung. Der Käufer braucht ſich nicht auf die ſpätere Ze durch Beſeitigung 
des Mangels verweiſen zu laſſen (RG JW 1911, 6471). Zu erſetzen ind auch die Koſten 
eines Rechtsſtreits, den der Käufer infolge des Mangels im Intereſſe des Verkäufers gegen 
feinen Abnehmer hat führen müſſen (OLG 22, 230). Auch die Aufwendungen, die der 
Käufer in Erwartung der Erfüllung gemacht hat und die infolge der Nichterfüllung vergeblich 
geworden find, find zu erſetzen (RGS 12. 4. 12 II 481/11). Die ihm zukommende Geld⸗ 
entſchädigung kann der Käufer, wenn der Verkäufer die Sache ſofort zu leiten hatte, eben ⸗ 
falls ungekürzt ſofort verlangen (RG 66, 340). Die nicht rechtzeitig gerügten, aber gleich⸗ 
falls mangelhaften Sendungen können, wenn ſie für den Schadensanſpruch auch keine 
mittelbare Stütze abgeben, doch zur Rechtfertigung des Geſamturteils, namentlich zur Be⸗ 
gründung der Annahme, es werde künftig nicht vertragsmäßig geliefert werden, mit heran ⸗ 
gezogen werden (RG 65, 54; RG 27. 2. 13 II 501/12). — Was der Käufer durch den Weiter⸗ 
verkauf der eingedeckten Ware erhält, braucht er bei der Schadeusaufmachung dem Verkäufer 
nicht gutzuſchreiben (RG 52, 154; JW 1917, 709%). Das gilt auch beim Weiterverkauf 
der behaltenen mangelhaften Sache. Gegenüber argliſtig vorgeſpiegelten Eigenſchaften kann 
ſich der Verkäufer nicht auf die Angemeſſenheit des Preiſes zufolge anderweiter Vorzüge der 
Kaufſache berufen (Recht 1914 Nr 2421). € 

5. Haftpflicht für argliftiges Verſchweigen von Fehlern. Auch hier handelt es ſich um 
einen Gewährleiſtungsanſpruch, nicht um Erfah eines durch eine unerlaubte Handlung 
zugefügten Schadens im Sinne von 88 823, 831 (NG 83, 244). Der Anſpruch iſt alſo ein 
vertraglicher (RG 67, 146; 78, 58; 83, 242; Warn 1913 Nr 198, 282; 1914 Nr 180; 
1915 Nr 109; JW 1913, 1978; RG 15. 10. 19 V 165/19; a. M. RG 16. 9. 16 V 144/14 
im Recht 1914 Nr 2990). Immerhin beruhen die Anſprüche aus Abſ 1 und aus Abſ 2 auf 
verſchiedenen Tatbeſtänden (Warn 1914 Nr 285). Nach dem Wortlaut des 8 463 Satz 2 ergibt 
ſich zunächſt, daß im Falle des argliſtigen Verſchweigens eines Fehlers der Käufer die 
Wahl zwiſchen Wandlung, Minderung und Schadenserſatzanſpruch hat (RG JW 1913, 1975). 
Sodann läßt ſich der Schluß nicht abweiſen, daß dieſe Wahl nicht nur dem zustehen muß, der 
nicht durch Verſchweigen, ſondern auch dem, der durch betrügliche Vorſpiegelungen 
über das Nichtvorhandenſein von Mängeln oder das Vorhandenſein von Eigen⸗ 
ſchaften getäuſcht und dadurch zum Kaufe bewogen iſt. Der Verkaufer muß ſich fo be⸗ 
handeln laſſen, wie wenn er zugeſichert hätte, was er vorgeſpiegelt hat. Dies iſt in nun 
ſeſtſtehender Rechtſprechung anerkannt (RG 63, 112; 66, 335; 83, 242; 92, 205, NG JW 
1910, 9344; 1911, 80815, 1912, 1371; 1913, 197 R& Warn 1913 Nr 282; Seuffü 67 Nr 282). 
Das Schrifttum überwiegend zuſtimmend. Über die gegenteilige Anſicht vgl. Matthießen 
in SW 1913, 516. j 

6. Erfolgt die Vorſpiegelung und das argliftige Verſchweigen durch einen mit 
vorbehaltloſer Vollmacht ausgeſtatteten Vertreter, ſo verneint RG 61, 207; 63, 146, 
daß der Anſpruch gegen den Vertretenen gerichtet werden kann wenn es ſich um außer⸗ 
halb des Vertragsverhältniſſes vom Vertreter begangene unerlaubte Handlungen handelt, 
zu denen aber betrügeriſche Vorſpiegelungen nicht zu rechnen ſeien (eulpa in contrahendo). 
Für den Fall, daß der Vertreter aber innerhalb der Vollmacht handelt, läßt RG 83, 242 
den Anſpruch auch gegen den Vertretenen zu. Der Vertreter ſeinerſeits haftet nur nach 
5 249, insbeſondere nicht nach $ 472. Er haftet aber nicht nur ſubſidiär nach dem Vertretenen. 
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Sind die unrichtigen Angaben weder vom Verkäufer, noch ſeinem Vertreter, ſondern von einem 
Dritten gemacht worden, ſo haftet der Verkäufer an ſich nicht (Recht 1916 Nr 35). Betont 
muß übrigens werden, daß es ſich auch hier, wie überhaupt in allen Fällen der 88 459 ff. 
um das Fehlen einer Eigenſchaft der Kaufſache handeln muß (R6 26. 10. 11 V 592/10; 
vgl. auch § 459 A 5). Handelt es ſich nicht um einen derartigen Sachmangel oder handelt es 
ſich um einen außervertraglichen Schadensanſpruch, wie in dem Falſe, in dem die falſchen 
Borſpiegelungen nicht vom Verkäufer, ſondern von einem Dritten ausgehen, ſo findet 8 463 
Abſ 2 keine Anwendung (RG JW 1911, 4865; R 7. 10. 11 V 113/11; 4. 11. 11 V 168/11; 
24. 4. 12 V 62/12). Haftung des Vertretenen dann nur nach $ 831 möglich (Res 61, 212; 
73, 437). Argliſtiges Verſchweigen beim Verkauf eines zum Geſamtgut der Gütergemein⸗ 
ſchaft gehörenden Grundſtücks nur ſeiten des Ehemanns läßt Schadenanſpruch gegen dieſen 
1 (NG 29. 5. 20 V 424/19). Über den Begriff des „argliſtigen Verſchweigens“ 
vgl. 5 460 A 3. 

7. Wenn der getäuſchte Käufer nur 88 823, 826 zur Begründung heranzieht, hat das 
Gericht von Amts wegen auch § 463 zu beachten (Recht 1914 Nr 605). 

8. Wegen Verjährung 88 476, 477, 479, wegen internationalen Privatrechts NG LE 08 
Sp. 308. 


§ 464 


) Nimmt der Käufer eine mangelhafte Sache an)), obſchon er den Mangel 
tennt?), fo ſtehen ihm die in den SS 462, 463 beſtimmten Anſprüche⸗) nur zu, 
wenn er ſich ſeine Rechte wegen des Mangels bei der Annahme?) vorbehälts)7). 

E 1 386 IT 401; M 2 229, 230; P 1 690 ff. 


1. Die Vorſchrift gilt nur für Sach mängel. Eine entſprechende Vorſchrift für 
Rechtsmängei gibt es nicht (RS 25. 11. 16 U 226/16). Während § 460 beſtimmt, 
daß die Kenntnis des Käufers beim Abſchluß des Kaufvertrags von Rechts wegen als 
Verzicht der Geltendmachung der Gewährleiſtungsauſprüche, weil als Kauf einer mangel 
haften Sache, anzuſehen iſt, verordnet § 464 die geſetzliche Präſumtion des Verzichts bei 
Annahme der mangelhaften Sache trotz Kenntnis der Mängel, ſofern die Gewähranſprüche 
nicht vorbehalten worden ſind. Diele geſetzliche Präſumtion bezieht ſich jedoch nur auf die in 
88, 402 n. 463 beſtimmten Anſprüche. Inſoweit namentlich neben § 463 noch Schäden⸗ 
anſprüche aus 88 823, 826 in Votracht, kommen, gilt ſie nicht (beſtr.; a. M. RG 59, 105; 
RS 13. 12. 10 1174/10; Seuff A 62 Nr 51). — Schließt ſich an den Kaufabſchluß die 
Annahme der gekauften. Sache unmittelbar an, jo deckt ſich die Vorſchrift des $ 464 
mit der des § 400 (RE 12. 10. 0 V 225/01). Sind mehrere Sachen als zuſammen⸗ 
gehörend verlauft ($ 469 Sab 2) ſo laßt ſich das Vorliegen der Voransſetzung des $ 464 nur 
mit Bezug auf die einzelnen Sachen feſtſtellen; doch ſchließt dies nicht aus, daß in der vor⸗ 
behaltloſen Annahme einer einzelnen von dem Mangel betroffenen Sache nach erlangter 
Kenntnis von dieſem Mangel ein ſtillſchweigender Verzicht anf das Wandlungsrecht über⸗ 
haupt gefunden wird (MG 27. 10. 00 V 356/09). — In der nach § 377 HGB dem Käufer 
obliegenden Mängelanzeige iſt nicht ohne weiteres ein Vorbehalt, welcher einen Verzicht 
auszuschließen vermöchte, zu erblicken (R 64, 237; RG FW 1911, 486%; Recht 1918 Nr 1689). 
Dagegen bedarf es einer Mängelanzeige bei Nichthandelsgeſchäften nicht. 

2. Annahme iſt gleichbedentend mit Abnahme nach 8 640 Abſ 2. Für die Annahme 
iſt nicht erforderlich, daß der Empfänger die Erfüllung als eine tadelloſe angenommen hat; 
vielmehr genügt es, wenn er die als Leiſtung ans dem Vertrage angebotene Leiſtung körper 
lich hinnimmt und dabei zu erkennen gibt, daß er die Leiſtung als eine in der Hauptſache 
dem Vertrag entſprechende Erfüllung auerkenne (RG 64, 240; RG JW 1911, 486°; OLG 
24, 320). Bei Grundſtücken ſteht der Übergabe auch die Auflaſſung gleich (RG 58, 263; 
JW 04, 4061, 08, 137°; Warn 09 Nr 136; LZ 1919, 691). Der Vorbehalt iſt zu erllären, 
ſobald entweder die Übergabe oder die Auflaſſung erfolgt ift; entſcheidend iſt der zeitlich 
frühere Akt (RG 18. 12. 18 V 231/18; a. M. R 63, 110; JW 1911, 75612). — Der 
Käufer geht, wenn er den Mangel kennt, des Anſpruchs auf Wandlung auch durch einen 
ſolchen Gebrauch der Sache verluſtig, welcher auf den Willen, ſich dieſelbe ohne Rück⸗ 
ſicht auf etwaige Fehler zuzueignen, ſchließen läßt (Rc) 19. 11. 07 JI 257/07). Ein ſolcher 
Wille liegt oft in der Veräußerung der Ware (RS 54, 80), doch kommt es auf die 
konkreten Umſtände an (RG 98, 232) noch nicht ohne weiteres in der Hingabe der fehler⸗ 
haften Sache zur Reparatur, insbeſondere nicht in einem ſolchen Gebrauche, der weſentlich im 
Intereſſe des Verkäufers geſchieht (NG IW 04, 2901) oder durch beſondere Umſtände ent 
ſchuldigt wird (RG JW 09, 6855). Mit Nechtsnotwendigkeit liegt ein ſolcher Wille auch weder 
in der Billigung beim Kauf auf Beſicht (RG Warn 1912 Nr 381), noch in der Beſtätigung des 
anfechtbaren Kaufes nach § 144 (RG ZW 1911, 398%); ſelbſt in einem Vertrag, durch den der 
Räufer gegen die Übernahme der Pflicht zur Beſeitigung des Mangels auf das Wandlungs⸗ 
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recht verzichtet, muß fie nicht liegen (RG 22. 1. 13 V 304/12). — Die Annahme erfolgt in 
dem Falle, wenn der Verkäufer die verkaufte Sache behufs Übertragung des Eigentums denr 
Käufer überſendet, ſchon durch eine dementſprechende Verfügung des Käufers und bedarf in 
ſolchem Falle wicht der ausdrücklichen Erklärung des Annahmewillens dem Verkäufer gegen⸗ 
über (RG 64, 145). 5 g 1 

3. Es wird wirkliche Kenntnis vom Mangel erfordert. Die Kenntnis eines Teils des 
Mangels ſteht der Kenntnis des ganzen Mangels nicht gleich (RG 3. 7. 15 V 108/13). 
Grob fahrläſſige Unkenntnis genügt hier nicht (Warn. 1918 Nr. 185), ebenſowenig 
bloße Vermutung des Mangels (RG 18. 1. 08 V 210/07). Im übrigen liegt dem Käufer, 
abgeſehen von dem Fall eines beiderſeitigen Handelsgeſchäfts nach 8 377 HGB (NEIM 06 
S. 9113, 11925), eine Pflicht zur alsbaldigen Unterſuchung und Mängelanzeige nur inſoweit 
ob, als Treu und Glauben dies erfordert. * 1 

4. Auch die auf Argliſt des Verkäufers beruhenden Anſprüche des Käufers gehen durch 
wvorbehaltsloſe Annahme der Kaufſache mit Kenntnis vom Mangel verloren (RG 59, 104; 
20. 4. 07 V 92/07; RG 10. 2. 12 V 854/11; Warn. 1915 Nr. 108). N 

5. Der Vorbehalt muß unter Bezeichnung des bekannten Mangels ge⸗ 
ſchehen. Ein allgemeiner Vorbehalt genügt nicht (R 13. 5. 10 III 303/09). Auch genügt 
nicht die Erklärung einem gewöhnlichen Boten gegenüber, ſofern dieſer nicht wirklich zum 
Übermittler des Vorbehalts wird (OLG 24, 329). erg 

Auch vor der Annahme kann der Vorbehalt erklärt werden, wenn nur das ſpätere Ver⸗ 
halten des Käufers damit im Einklang ſteht (RG 58, 263). 8 . 

6. Der Fall, wenn ein Mangel erſt nach der Annahme entdeckt wird, fällt nicht 
unter § 464. Setzt aber der Käufer nach ſolcher Entdeckung den Gebrauch der Sache fort oder 
trifft er eine Verfügung darüber, ohne den Vorbehalt zu wiederholen, ſo kann hierin ein Ver⸗ 
zicht auf die Wandlung, dagegen nicht ohne weiteres auf die Minderung gefunden werden 
(N 39, 172). So insbeſondere darin, daß der Käufer ſich erfolgreiche Ausbeſſerung gefallen 
läßt (& 12. 2. 13 J 456/12). 

7. Der Beweis für die Annahme der Sache und die Kenntnis des Käufers vom Mangel 
trifft den Verkäufer, der für die Stellung des Vorbehalts den Käufer (RG 29, 116). 


§ 465 
) Die Wandelung oder die Minderung iſt vollzogen, wenn ſich der Ver⸗ 


käufer auf Verlangen des Käufers mit ihr einverſtanden erklärte) “). 
E I 384 II 402; M 2 228; P 17685. 


1. Die Bedeutung des § 465 iſt in Rechtslehre und Rechtſprechung überaus beſtritten. 
Die eine, in der II. Kommiſſion vertretene (Prot S. 680, 709, 710), Anſicht (Vertragstheorie) 
findet, daß darin der Inhalt und die Verwirklichung des Wandlungs- und Minderungsanſpruchs 
ausgedrückt, dieſer Anſpruch des Käufers zunächſt nur auf Herbeiführung der vertrags⸗ 
mäßigen Einwilligung des Verkäufers zu den angeführten Maßnahmen gerichtet ſei und 
erſt auf Grund dieſes Vertrags die Rückgängigmachung des Kaufes mit ſeinen Folgen, ins⸗ 
beſondere die Rückgabe oder Minderung des vom Käufer gezahlten Kaufpreiſes oder die ent⸗ 
ſprechende Befreiung gefordert werden könne. So insbeſondere Planck und Oertmann zu 
88 462 u. 465; im weſentlichen auch Dernburg III $ 186 A 11 und in Einzelausführungen 
Seidlmeyer bei Gruch 57, 343. Die andere Anſicht (Herſtellungstheorie) findet die 
Bedeutung der auf Verlangen des Käufers erfolgten „Vollziehung“ der Wandlung oder 
Minderung weſentlich darin, daß damit der Käufer in ſeiner Wahl zwiſchen beiden 
gebunden werde, während im übrigen der Wandlungs⸗ oder Minderungsanſpruch lich, 
wie im gemeinen Recht, unmittelbar auf die Rückgängigmachung des Kaufes oder die 
Herabſetzung des Kauſpreiſes mit ihren Folgen richte. So Eccius bei Gruch 43, 306; Staub zum 
HG 8 377 A 60ff.; Staudinger 8 462 A 1 V; Neumann zu $ 462 A 2; ſowie in Einzelaus⸗ 
führungen Lobe im Sächſ Arch 9, 104; Haymann bei Gruch 46, 509; Müller in Seufſ Bl 69, 46; 
Thiele im Arch Ziv Prax 93, 397ff.; Langheineken, Anſpruch und Einrede S. 215; Enneccerus 
$ 818 I; Biermann im Arch ZivPrax 14, 315ff.; Crome $ 322 l 1; Gerke, Deutſches 
Privatrecht 3, 473. Über den Stand der Streitfrage beſonders Raape bei Dernburg IV 8 185. 
Das Reichsgericht hat nach kurzem Schwanken eine neutrale und vermittelnde Stellung ein⸗ 
genommen. Es geht von folgendem Gedankengange aus: Nicht wie die Anfechtung, der 
Vorkauf, der Wiederkauf vollzieht ſich die Wandlung oder Minderung durch die einſeilige 
Erklärung des Käufers. Auf rechtsgeſchäftlichem Wege gelangt vielmehr die Wandlung 
und Minderung nur dadurch zur Verwirklichung und Vollziehung, daß ſich auf das Verlangen 
des Käufers der Verkäufer damit einverſtanden erklärt (RG 59, 97). Darin liegt aber noch 
nicht mit Notwendigkeit auch der Satz, daß der Käufer ſeine Gewährleiſtungsanſprüche nur 
in der Weiſe gerichtlich geltend machen könnte, daß er den Verkäufer auf Einwilligung in 
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die Wandlung oder Minderung verklagt. Er kann ſeinen Klagantrag auch unmittelbar auf 
Nückgaͤngigmachung des Raufverträgs oder auf Minderung durch das Urteil und auf die 
Leiſtungen richten, die ſich aus dieſer Rückgängigmachung oder Minderung ergeben (R 
58, 428; 66, 75; 60 S. 385, 389 70 S. 198, 199; 94, 331; JW 1913, 7369). Will aber 
der Käufer auf halbem Wege ſtehenbleiben und nicht Ausführung der Rückgängigmachung 
oder Minderung, ſondern nur Verurteilung des Verkäufers zur Einwilligung in die Wandlung 
oder Minderung begehren, ſo bleibt ihm auch dies unverwehrt (R Warn 1918 Nr 314). 
Klagt er auf Minderung, ſo kann er den Betrag angeben oder in das richterliche Ermeſſen 
ſtellen (RG 13. 4. 13 V 520/12). Man mag dieſes Vorgehen des Reichsgerichts vielleicht 
vom Standpunkt der Theorie aus unbefriedigend nennen, vom Standpunkt der Praxis aus 
wird man ſich ihm anſchließen dürfen. — Die Wandlung iſt auch dann dem urſprünglichen 
Verkäufer gegenüber zu erklären, wenn dieſer ſeine Rechte aus dem Verkauf einem anderen 
abgetreten hat (Recht 1914 Nr 474). 

2. Bis zur Einverſtändniserklärung des Verkäufers, die auch formlos erfolgen kann 
(RG 6. 5. 08 II 426/07) oder bis zu deſſen rechtskräftiger Verurteilung iſt der Käufer 
an die von ihm etwa vorher erklärte Wandlung oder Minderung nicht gebunden, kaun 
vielmehr von einer zur andern übergehen (Prot S. 711; ebenſo RG JW 05, 19216). Er 
kann ſogar noch nach rechtskräftiger Abweiſung der Wandlungsklage auf Kaufpreisminderung 
klagen (RG Warn 1911 Ar 322). Solange er die Wahl noch ändern kann, braucht er auch 
bei Geltendmachung der Wandlung die Sache noch nicht zurſckzugeben. Erſt mit dem Voll⸗ 
zug der Wandlung entſteht für den Verkäufer der Anſpruch auf Rückgewähr (NG 94, 331). 
Wird die Wahl nach der Klagerhebung geändert, fo iſt dies an ſich Klagänderung, die aber 
in der Regel — wenigſtens für die J. Inſtanz, vgl. 3PO 8 527 — nach ZPO 8 264 
zuzulaſſen ſein wird, da die Verteidigung des beklagten Verkäufers dadurch nicht weſentlich 
erſchwert wird. Wird die Wandlung oder Minderung einredeweiſe vorgeſchützt, ſo wird 
das Wahlrecht des Käufers mit der darauf erfolgten rechtskräftigen Abweiſung der Klage. 
oder mit der Befriedigung des Stäufers, worin eine Vollziehung zu finden iſt, ausgeſchloſſen 
(Staudinger 8 478 A 20; a. M. Plauck 8 478 A 1). Immerhin aber muß der Käufer, wenn 
er nach ſolcher Abweiſung des Berkaufers eine vorher geleiſtete Anzahlung zurückfordert, 
auf die Mangelhaftigkeit der Sache zurückkommen und die im Vorprozeſſe nur als Ent: 
ſcheidungsgrund berückſichtigte Berechtigung ſeines Wandlungsverlangens dartun; er iſt 
daher dabei auch der Verzährungseinrede des Verkäufers aus § 477 ausgeſetzt (RG 69, 388). 

Die Erklärungen des Käufers und Verkaufers über die Wandlung ſind rechtsgeſchäftliche 
Willenserklärungen, daher von beiden Seiten aus wegen Irrtunis anfechtbar (OLG 22, 47). 
Nicht zu verwechſeln iſt das Einverständnis über die Wandlung mit dem Einverſtändnis über 
die Nichtigkeit des Kaufes, die ganz andere Folgen hat (RG Warn 1912 Nr 68). Mit der 
Wandlungsertlarung des Käufers gerät ber Vertaufer, wenn das Wandlungsbegehren begründet 
iſt, in Annahmeverzug, falls er die Ware nicht rechtzeitig zurücknimmt. Der Käufer hat von 
da an gemäß § 300 nur mehr Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit zu vertreten (Nn Warn 1912 
Nr 376). Wenn Beanſtandung der Ware nicht anerkannt, ſondern Ware bloß aus Entgegen 
kommen zurückgenommen wird, iſt dies kein Vollzug der Wandlung, d. h. der Rückgängig⸗ 
machung des Kaufes, ſonderu nur ein Rückgängigmachen des Erfüllungsgeſchäfts (RG 
91, 110). Das Einverſtändnis mit der Wandlung bedeutet noch nicht die ſelbſtändige 
vertragsmäßige Verpflichtung zur Rückgabe der Sache. Durch die vollzogene Wandlung 
wird auch kein gegenſeitiges Vertragsverhältnis begründet, daher § 326 nicht anwendbar 
RG 93, 40). h ? 4 
3. Auf 05 Schadenserſatzanſpruch aus 8 463, der nur von dem Verlangen des Käufers, 
nicht von der Einwilligungserklärung des Verkäufers abhängt, bezieht ſich § 465 nicht. Dieſer 
Anſpruch wird vielmehr unwiderruflich mit der Erfüllung oder mit der Verurteilung zu 
ſolcher. Iſt der Auſpruch auf Wandlung oder Minderung unwiderruflich geworden, ſo kann 
natürlich (vgl. 8. 463: „ſtatt der Wandlung oder Minderung“) von Schadenserſatz nicht 
weiter die Rede ſein. 228 25 4 

4. Erfüllungsort. Wird bei der Wandlung Zugeum⸗Zug⸗Leiſtung angeboten, ſo iſt beider 
ſeitiger geſetzlicher Erfüllungsort der Ort, an dem ſich die Ware dem Vertrage gemäß befindet. 


S 466 
Behauptet der Käufer dem Verkäufer gegenüber einen Mangel der 
Sache, ſo kann der Verkäufer ihn unter dem Erbieten zur Wandelung und 
unter Beſtimmung einer angemeſſenen Friſt!) zur Erklärung darüber auf⸗ 
fordern, ob er Wandelung verlange. Die Wandelung kann in dieſem Falle 
nur bis zum Ablaufe der Friſt verlangt werden). 


E II 402 Abi 2 IIE 460: P 1 800 ff. 
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1. Die Vorſchrift bietet ein Mittel, um den Schwe bezuſtand zu beſeitigen, ähnlich wie 
bei $ 634. Auch die Verjährungsfriſt des $ 477 kann ſchon einen ſolchen laſtigen langen 
Schwebezuſtand bringen. Wenn die geſetzte Friſt eine unangemeſſen kurze iſt, ſo bleibt zwar 
dem Schuldner gegenüber die allgemeine Wirkung der Friſtſetzung beſtehen; aber die Dauer 
der Friſt verwandelt ſich in einen angemeſſenen, vom Richter zu bemeſſenden Zeitraum 
(RG 56, 234). S. auch $ 250 A 2. 0 

2. Verlangt der Käufer die Wand lung, geht er alſo auf das Erbieten zur Wandlung 
ein, ſo iſt dieſe mit ſeiner Erklärung vollzogen; andernfalls iſt ſie mit Ablauf der Friſt aus- 
geſchloſſen, dagegen die Geltendmachung der ſonſtigen Rechte (Minderung, Schadens- 
erſatz) geſtattet. Wegen des Gattungskaufs § 480. 
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) Auf die Wandelung finden die für das vertragsmäßige Rücktrittsrecht 
geltenden Vorſchriften der SS 346 bis 348, 350 bis 354, 356 entſprechende 
Anwendung); im Falle des $ 352 iſt jedoch die Wandelung nicht ausge⸗ 
ſchloſſen, wenn der Mangel ſich erſt bei der Umgeſtaltung der Sache gezeigt 
hat. Der Verkäufer hat dem Käufer auch die Vertragskoſten zu erſetzen. 

E 1 387 II 403; M 2 230 ff.; P 1 692 ff., 801 ff.; 6 158, 172. 

1. In den 88 467-471 iſt die Durchführung der in 8 462 wegen eines Mangels der 
Kaufſache in erſter Linie zugelaſſenen Wandlung geregelt. e — 5 

2. $ 467 ſchreibt nur die „entſprechende Anwendung“ der hauptſächlichſten Vorſchriften 
über das vertragsmäßige Rücktrittsrecht vor. Der Abſchluß eines beſonderen, ſelbſtändige 
Rechte und Pflichten begründenden Umtauſchvertrags ilt jedoch an ſich möglich, aber nicht 
zu vermuten. Die Vorſchrift ergibt im einzelnen folgendes: . 

Zunächſt in betreff der Zuläſſigteit der Wandlung. Dieſe ift nicht dadurch ausgeſchloſſen, 
daß die Kaufſache beim Käufer durch Zufall untergegangen ift ($ 350). Sie iſt aber aus⸗ 
geſchloſſen: a) wenn der Berechtigte eine weſentliche Verſchlechterung, den Untergang 
der Kaufſache oder eines erheblichen Teiles derſelben oder die anderweitige Unmöglichkeit 
der Herausgabe entweder ſelbſt oder durch einen nach § 278 von ihm zu vertretenden (mit 
der wirtſchafllichen Behandlung der Sache betrauten) Dritten (RG 28. 6. 07 A 37,07) ver. 
ſchuldet hat (8 351). Die ſchuldhaft herbeigeführte weſentliche Verſchlechterung uſw. muß 
jedoch vor Vollziehung der Wandlung gemäß $ 465 ſtattgefunden haben (NG 59, 97; 
Seuffü 62 Nr 206; RG Seuff A 67 Nr 312; 71, 60). Iſt fie erſt nachher erfolgt, jo tritt 
nicht Ausſchluß der Wandlung, ſondern Schadenserſaßpflicht des Käufers ein. Der Aus 
ſchluß der Wandlung erfordert nicht, wie der Ausſchluß des Rücktrittsrechts (NW 71,277) eine 
ſolche ſchuldhafte Verſchlechterung der Sache, die vor der Wandlung erfolgt iſt. Denn 
die Wandlung vollzieht ſich nicht durch einfeitige Willenserklärung, wie der Rücktritt, erſt vom 
Vollzug ab kann daher von Ausſchluß der Wandlung keine Rede mehr ſein, während kein 
Grund vorliegt, Umſtänden, die vorher, wenn auch nach der einfeitigen Erklarung, wandeln 
zu wollen, eingetreten find, die Bedeutung abzuſprechen (RG 59, 87; Warn 1915 Nr 204; vgl. 
auch Recht 1914 Nr 1256; 1915 Nr 2257; 28 1915 Sp. 1377). Die Verſchlechterung muß 
die Sache ſelbſt treffen und ihre Brauchbarkeit für den andern beeinträchtigen, es genügt nicht 
eine durch ein äußeres Ereignis herbeigeführte ungünſtige Auffaſſung beteiligter Kreiſe über 
den Wert und die Brauchbarkeit (RG 64, 375). Im übrigen iſt die Frage, ob Verſchlechterung 
und weſentliche Verſchlechterung vorliegt, zumeiſt Tatfrage (OLG 24, 329). Steht die Ver 
ſchlechterung oder der Untergang feſt, ſo hat der Käufer, der wandeln will, um dem Ausſchluß 
der Wandlung zu begegnen, darzulegen, daß er daran nicht ſchuld ſei (MG JW 08, 478“ HE 
10. 1. 11 II 129/10). Verneint iſt, daß der Käufer den durch Brand eingetretenen Untergang 
verſchuldet, wenn er es unterläßt, die Sache zu verſichern (RG JW 1911, 321 9. — Sit die 
Unmöglichkeit der Herausgabe zu einer Zeit erfolgt, zu welcher der Verkäufer ſich dem Rück 
nahmeverlangen des Käufers gegenüber im Rücknahmeverzug befand, ſo hat damit die Ver⸗ 
tretungspflicht des Käufers für ſchuldhaftes Verhalten nicht aufgehört, ſondern ſich nur auf 
Borlak und grobe Fahrläſſigkeit beſchränkt (RG 56, 267; R Warn 1912 Nr 370). 
Hat der Käufer die Verſchlechterung oder den Untergang verſchuldet, ſo hat er fein Wand. 
lungsrecht verwirkt, ſelbſt wenn es auf Argliſt des Verkäufers gegründet war (RG 8. 10. 10 
V 198/10). — Die Wandlung iſt ferner ausgeſchloſſen: b) wenn der Berechtigte dio Kauf. 
ſache durch Bearbeitung oder Umbildung in eine Sache anderer Art umgeſtaltet hat, es 
ſei denn, daß ſich der die Wandlung begründende Mangel erſt bei dieſer Umgeſtaltung gezeigt 
hat (88 352, 467 Satz 2); Ausſaat von Samen iſt Umgeftaltung der Sache; e) wenn der 
Berechtigte den empfangenen Gegenſtand oder einen erheblichen Teil desſelben veräußert 
mer mit dem Recht eines Dritten belaſtet und in der Folge fein Abnehmer darauf eine wefent⸗ 
iche Verſchlechterung oder den Untergang des Gegenſtandes oder eines erheblichen Teiles 
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desſelben oder die anderweitige Unmöglichkeit der Herausgabe des Gegenſtandes verſchuldet 
hat. Einer freiwilligen Veräußerung oder Belaſtung von ſeiten des Berechtigten ſteht eine 
Verfügung gleich, die im Wege der Zwangsvollſtreckung oder der Arreſtvollziehung oder durch 
den Konkursverwalter erfolgt ($ 353). — Die Wandlung iſt dagegen nicht ausgeſchloſſen, 
wenn der Berechtigte den veräußerten Gegenſtand von dem dritten Erwerber zurückerworben 
hat oder zurückerwerben kann und dem Verkäufer zurückgeben kann und will. Ebenſo ſchließt 
der Umſtand, daß ein zu wandelndes Grundſtück zur Zwangsverſteigerung gekommen iſt, 
die Wandlung an ſich nicht aus, ſondern nur dann, wenn der Wandlungsberechtigte die Zwangs. 
verſteigerung verſchuldet hat und infolge davon nicht mehr in der Lage iſt, das Grundſtück 
dem Verkäufer zurückzugeben (RG 50, 190; ſ. auch 54, 219; 56 S. 261, 267; 59, 92; SeuffA 
62 Nr 200; RG Warn 1913 Nr 190). Kündigung einer Hypothek und infolgedeſſen Ver⸗ 
ſteigerung des Grundſtücks begründet Unmöglichkeit der Rückgabe (Recht 1914 Nr 1821). Hat 
der Käufer auf Wandlung geklagt, fo kann darin, daß er demnächſt in einer zweiten Klage 
die Beſeitigung der Mängel fordert, nicht ohne weiteres ein Verzicht auf die Wandlung ge- 
funden werden (Recht 1913 Nr 2401). 

Den im Geſetz ausdrücklich angeführten Fällen einer Verwirkung des Wandlungsrechts 
ift d) noch der weitere, auf allgemeinen Gründen beruhende beizufügen, wenn der Berechtigte 
in Kenntnis des Mangels nach Erklärung der Wandlung mit der Sache in einer 
Weiſe verfährt, die nach Treu und Glauben auf ſeinen Willen, ſie zu behalten, ſchließen 
läßt, insbeſondere, wenn er durch Veräußerung oder Verbrauch ſeinen Willen, auf das 
Wandlungsrecht zu verzichten, kundgibt (NG 43, 68; 54, 80; RG 9. 11. 07 II 257/07, RG 
18. 10. 12 II 261/12). Dies gilt jedoch dann nicht mehr, wenn die Wandlung nach $ 465 durch 
Einwilligung oder rechtskräftige Verurteilung des Gegners vollzogen ift. , 

Für die Art der Vollziehung der Wandlung und deren Wirkungen find, da § 465 nach 
dem dort A 1 Ausgeführten im weſentlichen nur für das Wahlrecht des Käufers von Be⸗ 
deutung iſt, vor allem die 88 402, 466, 467 maßgebend. Danach wird a) die Wandlung herbei 
geführt durch das auf die Rückgängigmachung des Kauſes gerichtete Verlangen des Käufers 
(RG 58, 423; 66, 75), deſſen Erklärung jedoch, da 8 349 im 8 467 nicht wiederholt ift, ſich nicht 
als eine unwiderrufliche darſtellt, ſondern bis zu dem nach $ 465 gehenden Einverſtändnis 
des Verkäufers abgeändert werden kann. Die Wandlung erfolgt nicht wie die Anfechtung 
und der Rücktritt vom Vertrag, ſchon durch die einfeitige Erklärung des Käufers. Die 
Anfechtung ermöglicht es dem Käufer, den Vertrag in den Grenzen des § 142 mit dinglicher 
Wirkung gegen jedermann zu vernichten, während der Anſpruch auf Wandlung ihn uur in 
den Stand ſetzt, die ſchuldrechtliche Aufhebung des Vertrags nach Maßgabe gewiſſer 
Vorſchriften herbeizuführen (MG 96, 157). Die Wandlung darf ſich nicht bloß auf Teile 
der Sache erſtrecken (JW 1914, 467°). — Im einzelnen find nach dieſem Verlangen b) die 
Parteien verpflichtet, einander die empfangenen Leiſtungen zurückzugewähren. Es 
tritt aber nicht an Stelle des rückgängig gemachten Kaufes ein anderer gegenſeitiger Vertrag 
auf Austauſch von Leiſtung und Gegenleiſtung, ſondern die Wandlung geht lediglich auf Be⸗ 
feitigung des urſprünglichen Kaufvertrags. Es ift nur eine Folge der Rückgängigmachung, 
daß nach $ 346 die beiberfeitigen Leiſtungen zurückzugewähren find. Die Rechte des 8 326 
aber find auf dieſe Rückgängigmachung nicht anwendbar (RG 93, 47). Abweichend RG 
66, 61 für Schädenanſprüche aus § 283 Abs 1). Denigemäß gelangen, wenn der Vertrag 
noch von keiner S ite erfüllt iſt, die beiderſeitigen Verpflichtungen zum Erlöſchen. Ist er 
dagegen erfüllt, ſo hat der Verkäufer den Kaufpreis mit Zinſen zu 4 v. H., bei Tveiſeitigen 
Handelsgeſchäften 5 v. H., vom Empfang ab zurückzuzahlen (88 346 Satz 1, 347 Satz 3, 246) 
und den Wert der etwa neben dem Kaufpreis vom Käufer erhaltenen Dienfte zu vergüten 
(8 346 Sat 2). Hat der Verkäufer Wertpapiere als Kaufpreis erhalten, jo hat er im Falle 
der Wandlung nur den Kurs wert, nicht den Nennwert zu erſetzen (RG JW 05, 13719), 
Die auf die Sache vom Käufer gemachten notwendigen Verwendungen hat der Verkäufer 
nach den Vorſchriften über die Geſchäftsführung ohne Auftrag zu erſtatten (5 347 Satz 2, 
§ 994 Abſ 2; R 4. 2. 08 II 469/07; OLG 24, 380). Endlich hat er die Vertragskoſten, 
nämlich die auf den gewandelten Kauf erwachſenen Vertragskoſten (NG IW 1913, 27%), 
zu erſetzen (8 467 Satz 2). Der Käufer kann auch Erſtattung der Koſten eines Privatgutachtens 
zur Feſtſtellung der Mängel erſtattet verlangen (DLG Braunſchweig im Recht 1914 Nr 758). 
Eine Pflicht, die Sache zurückzunehmen, wird der Verkäufer nur dann haben, wenn daran 
der Käufer ein beſonderes Intereſſe hat (Nich 3.5. 10 1II 224/10). Der Käufer hat dem Ver⸗ 
käufer die empfangene Sache — frei von etwa inzwiſchen aufgelegten Laſten — zurückzugewähren 
(8 346 Satz 1), und zwar bei Grundſtücken in der für die Übertragung des Eigentums an 
ſolchen erforderlichen Form (5 313). Hat der Käufer vor der Vollziehung der Wandlung 
eine unweſentliche Verſchlechterung oder nach der Vollziehung eine Verſchlechterung oder 
den Untergang der Sache oder die anderweitige Unmöglichkeit der Rückgewähr verſchuldet, 
fo iſt er zum Erſatz des daraus entſtehenden Schadens verpflichtet ($ 347 Satz 1, 8 989). Der 


Käufer hat endlich dem Verkäufer die gezogenen Nutzungen herauszugeben und für ſchuld 
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haft nicht gezogene Nutzungen Erſatz zu leiſten (§ 347 Sat 2, 8 987; vgl. hierzu Warn 1914 
Nr 70). c) Die beiderſeitigen, vorſtehend angegebenen Verpflichtungen find Zug um 
Zug zu erfüllen ($ 348). Eine Verurteilung auf Zug⸗-um⸗Zug⸗Leiſtung kann jedoch nur 
erfolgen, wenn der Zurückbehaltungseinwand wirklich erhoben wird (R 4. 5. 12 V 454/11). 
Die Verpflichtung zur Rückgabe Zug um Zug ſett aber eine vollzogene Wandlung voraus. 
Der Käufer braucht jedoch eine mangelhafte Ware ſo lange nicht zurückzugewähren, als er 
feine Wahl noch ändern kann. Er kann daher nach § 480 mangelfreie Ware ohne Nic: 
gabe der mangelhaften Zug um Zug verlangen (RG 94, 331). Der Wandlungsanſpruch 
verwandelt ſich im Falle der Konkurseröffnung über das Vermögen des Beklagten (Ver 
käufers) gemäß $ 69 KO in eine Geldforderung und iſt als ſolche im Konkurſe geltend zu 
machen. Die vor der Konkurseröffnung rechtskräftig gewordene Entſcheidung über den Grund 
des Anſpruchs d. h. über die Berechtigung der Wandlung, bildet auch für die au Stelle dieſes 
Anſpruchs tretende Geldforderung die unverrückbare Grundlage (R 65, 132). — d) Sind auf 
der Verkäufer oder Käuferſeite mehrere beteiligt, ſo kann die Wandlung nur von allen 
oder gegen alle ausgeübt werden. Erliſcht der Wandlungsanſpruch für einen der Berechtigten, 
ſo erliſcht er auch für die übrigen ($ 356). Anders bei der Minderung (§ 474). e) Kommt der 
Käufer nach Vollziehung der Wand lung mit der Rückgewähr der Sache oder eines erheb 
lichen Teiles derſelben in Verzug, ſo kann ihm der andere Teil eine angemeſſene Friſt be 
ſtimmen mit der Erklärung, daß er die Annahme nach dem Ablauf der Friſt ablehne. Mit dem 
erfolgloſen Ablaufe der Friſt wird die erklärte Wandlung unwirkſam und der Käufer kann 
nicht von neuem Wandlung verlangen ($ 354); auch der Anſpruch auf Minderung iſt in dieſem 
Falle ausgeſchloſſen, da der Käufer durch den Vollzug der Wandlung ſein Wahlrecht ein 
gebüßt hat. 

3. Erfüllungsort. Der Erfüllungsort für die Wandlung, der nach 8 29 ZPO auch für 
die Wandlungsklage maßgebend iſt, fällt nicht mit dem Erfüllungsort für die urſprünglichen 
Verpflichtungen des Verkäufers aus dem Kaufvertrage und ebenſowenig mit dem Erfüllunge 
ort bei vereinbartem Rücktritt zuſammen, unterliegt vielmehr nachſtehenden Grundſätzen (R& 
55, 110; 57, 14). Iſt der Kauf vom Verkäufer, nicht aber vom Käufer erfüllt, fo iſt der Er 
füllungsort für deſſen Anſpruch auf Befreiung von den daraus entſpringenden Verpflichtungen 
am Erfüllungsorte des Käufers gegeben. Iſt der Kauf ſchon von beiden Teilen vollzogen, 
jo ift gemeinfamer Erfüllungsort für die Rückgewähr der Sache und für die Rück 
zahlung des Kaufpreiſes der Ort, an dem der Käufer Zug um Zug gegen Rückempfang des 
Kaufgeldes die Kaufſache zurückzugeben hat, d. h. an dem Orte, an dem ſie ſich dem Ver 
trage gemäß befindet (Recht 1918 Nr. 980; 2Y 1908, 471; RG 26. 5. 00 1 105/00; vgl. 
auch RG JW 07, 3597 und § 269 A 7). Der Käufer ift nicht verpflichtet, die Sache an den 
Ort der Übergabe auf feine Koſten zurückzubringen (RG 55 S. 112, 113; 57, 15). 5 

4. Das Recht des Erfüllungsortes iſt auch für die Geltendmachung des von einem 
inländiſchen Käufer gegen einen ausländiſchen Verkäufer nach dem BGB erhobenen 
Wandlungsauſpruchs nebſt den damit zuſammenhängenden Nebenanſprüchen auf Zurücknahme 
der Ware und auf Erſatz der Fracht, der Verſicherungs⸗ und Lagerkosten maßgebend, einerlei, 
ob der Kaufpreis bezahlt iſt oder nicht (RG 55, 107). 1 

5. Veweislaſt in dem Streit über die Durchführung der Wandlung. Der Verkäufer hat 
die — die Wandlung ansſchließende — Verſchlechterung oder die Unmöglichkeit der Herausgabe 
der Kaufſache, der Käufer das Nichtvorhandenſein eigenen Verſchuldens oder das Vorhanden 
fein überwiegenden Verſchuldens beim Verkäufer zu erweiſen (RG 56 S. 258, 270; JW 
04, 140; RG Warn 08 Nr 621; 1910 Nr 148; RG 3. 6. 08 V 597/07; 10.1. 11 11 129/10). 

6. Anwendbarkeit des $ 467 auf Werkvertrag nach § 651 (RG 87, 308; 93, 159). 


§ 468 

Sichert der Verkäufer eines Grundſtücks dem Käufer eine beſtimmte 
Größe des Grundſtücks zu, ſo haftet er für die Größe wie für eine zuge⸗ 
ſicherte Eigenſchaft'). Der Käufer kann jedoch wegen Mangels der zuge⸗ 
ſicherten Größe Wandelung nur verlangen, wenn der Mangel ſo erheblich?) 
ift, daß die Erfüllung des Vertrags für den Käufer kein Intereſſe hat. 

E I 388 II 804; M 2 232 ff.; P 1 693. 5 ki ˖ Ert 

1. Beim Verkauf von Grundſtücken gilt die Zuſicherung einer bejtinimien Größe zu 
unterſcheiden von der an ſich unverbindlichen Flächenabgabe zum Zwecke der Beſchreibung 
(Os 22, 238; 24, 332) — als Juſicherung einer Eigenſchaft im Sinne von $ 459 Abs 2. 
Deshalb iſt auch die Anfechtung wegen Irrtums fiber die Größe nicht zuläſſig 
(Nen g. 3. 08 II 550/7). Die Sondervorſchrift läßt ſich nicht auf zugeſicherts. Rechte über 
tragen, hier iſt nur § 437 anwendbar (Nich 93, 73). Dies iſt auch für die Verjährungsfrift 
von Bedeutung. Ebenſowenig auf Quantitätsverhällniſſe beweglicher Sachen, worüber 
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BGB keine Beſtimmung getroffen hat (JW 08, 4775). Hier kommen dann die Vorſchriften 
über teilweiſe Nichterfüllung zur Anwendung (§ 326). Wegen der Rügepflicht nach HGB 
§ 378. Bei Kauf von Holz einer beſtimmten Waldfläche vgl. OL 38, 82. Zu einer ver 
bindlichen Zusicherung iſt eine Erklärung erforderlich, welche ergibt, daß der Verkäufer für 
die von ihm angegebene Größe einſtehen will und welche auch vom Käufer in dieſem Sinne 
aufgefaßt wird (RG I 05, 580°). Es bleibt dabei der Auslegung des Vertragswillens über 
laſſen, feſtzuſtellen, welche Bedeutung im einzelnen Falle die Angabe einer beſtimmten 
Größe hat (RG 29. 11. 03V 233/03). Im Zweifel gilt die Größenangabe als Zuſicherung 
(RG 3. 3. 08 II 556/07). Die argliſtige Verſicherung der Größe eines Grundſtücks ſteht 
der Zuſicherung gleich (RG 16. 9. 14 V 144/14), — Für den Gewährleiſtungsanſpruch 
nach 58 459, 462 kommt es lediglich auf die Größe an, welche die Sache zur Zeit des 
Gefahrübergangs auf den Käufer hat (Recht 07 Nr 3477). Beim Schadenserſatz⸗ 
anſpruch wegen argliſtiger Täuſchung nach § 463, der ſinngemäß anzuwenden iſt, Warn 1914 
Nr 115, dagegen können unrichtige Angaben über die Größenverhältniſſe beim früheren 
käuflichen Erwerb des jetzigen Verkäufers dann von Bedeutung ſein, wenn ſie auf den Kauf 
oil) 0 Preisbewilligung des jetzigen Käufers von Einfluß geweſen ſind (RG 18. 9. 07 
531/00. \ 

2. Die hier für die Wandlung (nicht Minderung oder Schadenserſatz) vorausgeſetzte Er⸗ 
heblichteit des Mangels (RG 53, 74) enthält eine Einſchränkung der in SS 459, 462 ge⸗ 
gebenen Vorſchriften. Die Erheblichkeit (ſowie die Zuſicherung einer beſtimmten Größe) 
hat der Käufer zu erweiſen. Vermag er das fehlende Intereſſe nicht darzutun, ſo kann er 
nur Minderung oder Schadenserſatz geltend machen. Es kommt aber nur auf die Er 
heblichkeit des Mangels, nicht auf die erhebliche Minderung des Wertes oder der Tauglichkeit 
an. — Dieſe Vorſchrift in § 468 Satz 2 findet auch Anwendung bei dem Verkauf eines Su- 
begriffs von einzelnen Grundſtücken, wobei jedoch die als ein Ganzes zuſammengefaßten 
Grundſtücke für die Anwendung des Geſetzes in der Regel als ein Grundſtück anzuſehen find, 
fo daß bei Beurteilung der Frage nach dem Vorhandenſein der zugeſicherten Größe ihr ge- 
ſamter Flächengehalt in Betracht kommt (M 2, 234). 88 460, 464, 477 finden Anwendung. 

§ 469 

Sind von mehreren verkauften Sachen nur einzelne mangelhaft, jo kann 
nur in Anſehung dieſer Wandelung verlangt werden, auch wenn ein Geſamt⸗ 
preis für alle Sachen feſtgeſetzt iſt. Sind jedoch die Sachen als zuſammen⸗ 
gehörend verkauft, ſo 00 jeder Teil verlangen, daß die Waudelung auf 
alle Sachen erſtrectt wird 9) wenn die mangelhaften Sachen nicht ohne Nach⸗ 
teil für ihn von den übrigen getrennt werden können)). 

E I 389 11 405; M 2 286; P 1 693. 

1. Sind mehrere Sachen verkauft, fo iſt die Wandlung grundſätlich nur wegen der ein 
zelnen mangelhaften Sachen zuläſſig. Die Vorſchrift findet keine Anwendung auf den Fall, 
daß nur eine einzelne Sache verkauft iſt, aber deren Beſtandteile mangelhaft find (J 
07, 300). Sie darf ſich aber auf alle Sachen erſtrecken, wenn a) die Sachen nach der Abſicht 
und dem rechtlichen Intereſſe beider Vertragsſchließenden als zuſammengehbörend ver 
kauft worden ſind, wobei auf die Art der Preisbeſtimmung kein weſeutliches Gewicht zu legen 
iſt und wenn b) die maugelhaften Sachen nicht ohne Nachteil für die Vertragsparteien von den 
übrigen getrennt werden können (MG 66, 156; Recht 1914 Nr 469; 1918 Nr 507; 1919 
Nr 736; SeuffA 59, 268; 62, 32: Warn 1916 Nr 306). Staffelweiſe Lieferungen ſind 
im Zweifel nicht zuſammengehörig (Recht 1917 Nr 32). Beim Vorhandenſein dieſer beiden 
Vorausfegungen kann der Käufer, wenn er durch die Trennung Nachteil erleiden würde, 
anderfeits, wenn der Käufer nur bezüglich der mangelhaften Stücke die Wandlung begehrt, auch 
der Verkäufer, dem durch die Trennung ein ſolcher Nachteil droht, Erſtreckung der Wand 
lung auf alle Sachen verlangen. Im Falle von Tauſch und Doppelkauf wird wegen der 
wechſelſeitigen Abhängigkeit die Wandlung ohnehin in der Regel beide Sachen ergreifen 
müffen (RG 22. 10. 10 V 17/10). Berechnung nach & 471. -— Konſerven in verlöteten 
Doſen find als zuſammengehörend verkauft, wenn für fie Geſamtpreis vereinbart (RGB 
7. 2. 19 III 848/18). Ey 

2. In betreff der bei ſog. Sukzeſſivlieferungsgeſchäften wegen andauernd mangel 
hafter Lieferung dem Käufer zuſtehenden Rechtsbehelfe (außer Wandlung und Minderung 
wegen der gemachten Lieferungen auch Rücktritt vom Vertrage nach $ 326 für die Zukunft) 
ſ. RG 57, 115; JW 07, 14955. Anders (wenigſtens in der Begründung) die Rechtſprechung 
der Oberlandesgerichte 4, 224; 8, 71; 9, 32; f. unten § 476. 

3. § 469 findet auch dann Anwendung, wenn der Käufer nach § 480 Abſ 2 Schadens? 
erſatz wegen Nichterfüllung verlangt (RG 73, 379). 
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8 470 
Die Wandelung wegen eines Mangels der Hauptſache erjtrert ſich auch 
auf die Nebenſache ). Iſt die Nebenſache mangelhaft, ſo kann nur in An⸗ 
ſehung dieſer Wandelung verlangt werden. 
E I 390 II 406; M 2 236; P 1 694. 


1. Für den Begriff der Nebenſache iſt regelmäßig der Parteiwille und der Vertragszweck 
maßgebend und von dieſem Geſichtspunkte aus fällt auch in der Regel das Zubehör 98 97, 
98 mit darunter. Beiſpiel z. B. Recht 1914 Nr. 334. 


§ 471 

Findet im Falle des Verkaufs mehrerer Sachen für einen Geſamtpreis 
die Wandelung nur in Anſehung einzelner Sachen ſtatt, ſo iſt der Geſamt⸗ 
preis in dem Verhältniſſe herabzuſetzen, in welchem zur Zeit des Verkaufs 
der Geſamtwert der Sachen in mangelfreiem Zuſtande zu dem Werte der von 


der Wandelung nicht betroffenen Sachen geſtanden haben würde. 
E 1 391 II 407; M 2 236; P 1 694. 


Die hier vorgeſchriebene Verhältnis rechnung findet ſowohl im Falle des § 469 Satz 1 
als im Falle des § 470 Satz 2 Anwendung, wenn für einen Geſamtpreis verkauft iſt. Sie ſtellt 
ſich, wenn man 3. B. a) den Geſamtwert der Sachen in mangelfreiem Zuftande zur Zeit des 
Verkaufs mit 800 M., b) den Wert der von der Wandlung nicht betroffenen Sachen mit 


SR 400 » 
400 M., e) den Geſamtpreis mit 600 M. annimmt, dahin: 800 :400 = 600: & oder x . 600 


| 800 
= 300 M., ſo daß der Verkäufer, wenn er den Kaufpreis mit 600 M. bereits erhalten hat, 
den Betrag von 600 300 M. = 300 M. an den Verkäufer herauszuzahlen hat. Bei Ge⸗ 
ſchäftsverkäufen unter Zugrundelegung des Geſchäftsinveutars RG 24. 3. 08 II 593/07. 


8 472 
) Bei der Minderung iſt der Kaufpreis in dem Verhältniſſe herabzu⸗ 
ſetzen, in welchem zur Zeit des Verkaufs der Wert der Sache in mangel⸗ 
freiem Zuſtande zu dem wirklichen Werte geſtanden haben würde). 
Findet im Falle des Verkaufs mehrerer Sachen für einen Geſamtpreiss) 
die Minderung nur wegen einzelner Sachen ſtatt, ſo iſt bei der Herabſetzung 


des Preiſes der Geſamtwert aller Sachen zugrunde zu legen) ). 
E J 392 II 408; M 2 236; P 1 691. 


1. SS 472.475 enthalten die Vorſchriften über die Durchführung der Minderung. Auf 
den Minderungsanſpruch hat es keinen Einfluß, wenn der Käufer inzwiſchen die Sache mit 
Gewinn weiterveräußert oder ſie durch Gebrauch entwertet hat (RG 66, 115; 17, 68: 
25, 30; 43, 67; SeuffA 73, 11; 23 1917 Sp. 11130). Er kann ihn auch geltend machen, 
obwohl er die Ware vorher dem Verkäufer zur Verfügung geſtellt hat (Rh 43 S. 37, 67), _. 
3 472 findet gemäß $ 323 auch auf teilweiſe Unmöglichkeit der Leiſtung entſprechende 
Anwendung (RG 92, 17). Das gilt auch für die abzuziehende Fracht, die erſpart wird, wenn 
beim eif-Geſchäft die vereinbarte Überſendung unterbleibt. Vgl. auch § 587. Für Schadens 
berechnungen außerhalb eines Vertragsverhältniſſes gilt $ 472 nicht, wenn auch das Ergebnis 
der Berechnung dasſelbe ſein kann (RG 62, 384). — Während das Recht zu wandeln unteil. 
bar iſt ($ 467), kann jeder Verkäufer für ſich allein Minderung verlangen. Bei Tauſch vgl. 
RS 79, 152; Warn 1910 Nr 201. 2 

2. Allgemeiner Grundſatz: Herabſetzung des Kaufpreiſes nach dem Verhältnis, in welchem 
zur Zeit des Verkaufs der (objeklive) Wert der Sache in mangelfreiem Zuſtaude zu dem wirk⸗ 
lichen (objektiven) Wert der mangelhaften Sache geſtanden haben würde. (Kelative Melhode, 
alſo keine Schadenserſatzberechnung, Rch Warn 09 Nr 81; 1915 Nr 111, und leine 
Schätzung nach dem Ertrag der Kaufſache, Rch 22. J. 09 II 322/08, und keine freie Sckähung 
feitens des Gerichts., ZPO 8 287 iſt nicht anwendbar (Recht 1915 Nr 1057). Unter Wert 
der Sache iſt der allgemeine Verkaufswert zu verſtehen, wie er ohne die vorhandenen 
Mängel wäre und zu unterſuchen, wie er ſich mit den Mängeln teilt (Warn 1912 Nr 69: 
IW 03 Beil 113; 09, 19151 NG 20. 1. 6 U 289/05: 15. 12. 11 II 276/11), War zu an 
gozmeſſenem Preiſe verkauft, iſt zunächſt dieſer zu beſtimmen. Bei Ratenzahlungen iſt die 

inderung auf die einzelnen Raten gleichmäßig zu verteilen. Der Berechnung des Minderwerts 
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iſt der Fehler ſo, wie er ſich nach voller Aufklärung als zur Zeit des Kaufes wirklich vorhanden 

herausſtellt, zugrunde zu legen (Rz 25. 9. 12 V 87/12). Wenn hiernach der Wert bei mangelfreiem 

Zuſtande 1000 Me., der wirkliche Wert 500 M. und der Kaufpreis 800 M. beträgt, der zu ſuchende 

abgeminderte Kaufpreis aber durch = Beeichnet wird, ſo ergibt ſich nach der Verhältnisrechnung 
500 + 800 


ER 500 Ks 
1000 : 500 — 800 : x für x = - 1000 der Betrag von 400 M.; es hat mithin der Verkäufer 


von den ihm bereits bezahlten 800 M. den Betrag von 400 M. zurückzuerſtatten. Die Anwen⸗ 
dung dieſer „relativen Berechnungsart“ wird auch bei Übereinſtimmung des vereinbarten 
Preiſes mit dem objektiven Werte der Sache zur Zeit des Vertragsabſchluſſes nicht ausgeſchloſſen 
(RS ZW 97, 197% KG 12. 2. 09 III 213/08). — Sind beim Verkauf eines Miethauſes be⸗ 
ſtimmte Mieterträge zugeſichert, jo ift die Preisänderung wegen Nichteinhaltung dieſer Erträge 
zu berechnen nach dem Verhaltnis der vereinbarten Kaufſumme, die für die zugeſicherte Miet 
einnahme bewilligt worden iſt, zu demjenigen Kaufpreiſe, der bei gleicher Berechnungs⸗ 
weiſe für die wirkliche, geringere Mieteinnahme bewilligt worden wäre (RG 22. 10. 04 V 89/04). 
In gleichartiger Weiſe iſt in den anderen Fällen zu verfahren, in denen der Mangel einer 
5 Eigenſchaft den Preisminderungsanſpruch begründet (RG JW 05 Beil 113; 
RG JW 09, 19151; R Warn 1912 Nr 69). Iſt die Sache infolge des Mangels völlig wertlos, 
ſo ſtellt ſich der herabgeſetzte Preis auf Null und es tritt dasſelbe Ergebnis wie bei der Wand⸗ 
lung ein, jo daß der Näufer nichts zu bezahlen, aber auch die Sache zurückzugeben hat. Die 
Wertloſigkeit iſt vom Käufer zu beweiſen (RG 30. 1. 03 II 326/02). j 

3. Bei dem Verkaufe mehrerer Sachen zu einem Geſamtpreiſe iſt die Verhältnisrechnung 
die gleiche, wie im Falle des Abſ 1 und in dieſelbe nur der Geſamtwert ſowie der Geſamt⸗ 
preis der einzelnen Sachen ne ein Grundſatz, der auch auf den Fall auszudehnen it, 
wenn die mehreren Sachen als zuſammengehörend verkauft worden find. f 

Iſt der Kaufpreis teils bezahlt, teils geſtundet, jo tritt die Kaufpreisminderung an jedem 
dieſer Teilbeträge verhältnismäßig ein. Entfällt dabei eine Minderung auf eine Hypothek, 
fo geht der Anſpruch nicht auf Herauszahlung, ſondern nur auf Befreiung von der Belaſtung 
nach dem ermittelten Verhältnis (Seuffel 67 Nr 247; RG 21. 6. 12 II 152/12). Bei ver 
ſchiedenartig geſtundeten Kaufpreisbeträgen tritt auf Verlangen des Minderungspflich⸗ 
tigen eine gleichartige Minderung ein; ohne ein ſolches Verlangen iſt der Minderwert aus 
schließlich an dem baren Forderungsbetrage abzurechnen (RG 22. 6. 05 V 595/04). 

4. Hat ein Dritter 11 der Verkäufer) den Käufer über Eigenſchaften der Kaufſache 
argliftig getäufcht, fo iſt bei dem Schadensanſpruch des Käufers, der die gekaufte Sache be- 
hält, a nicht $472 Abſ 1, ſondern 8 249 zugrunde zu legen (RG 61, 250). 
Vgl. jedoch 52, STE 

5. Als Erfüllungsort für die Minderung, der nach § 29 ZPO auch für die Minderungstlage 
maßgebend iſt, kommt — da es ſich bei der Minderung weſentlich um teilweiſe Befreiung 
des Käufers von der Verpflichtung zur Zahlung des Kaufpreiſes handelt und die hieran 
ſich antnüpfende Verpflichtung des Verkaufers zur Rückerſtattung des zuviel Gezahlten nur als 
Folge jener Hauptverpflichtung erſcheint — nach $ 269 regelmäßig der Wohn⸗ oder Nieder⸗ 
laſſungsort des Käufers in Betracht (MG 40, 195; 66, 73; a. M. RG bei Gruch 47, 1150). 
— Diefer Grundſatz hat in der Rechtſprechung des Reichsgerichts namentlich für den Minde⸗ 
rungsanſpruch eines inlandiſchen Käufers gegen einen answärtigen Verkäufer Anwendung 
gefunden (NG 66, 73; RG Ic 08, 1920). 

6. Den Beweis für die Höhe der Minderung hat der Käufer zu führen. 

§ 473 

Sind neben dem in Geld feſtgeſetzten Kaufpreiſe Leiſtungen bedungen, 
die nicht vertretbare Sachen zum Gegenſtande haben, ſo ſind dieſe Leiſtungen 
in den Fällen der 88 471, 472 nach dem Werte zur Zeit des Verkaufs in Geld 
zu veranſchlagen. Die Herabſetzung der Gegenleiſtung des Käufers erfolgt 
an dem in Geld feſtgeſetzten Preiſe; iſt dieſer geringer als der abzuſetzende 
Betrag, ſo hat der Verkäufer den überſchießenden Betrag!) dem Käufer zu 
vergüten). 

E II 409 III 467; P 1 696. 

1. Die Preisminderung nach 88 471, 472 erfolgt in den Fällen, in welchen der Kaufpreis 
nicht bloß in Geld, ſondern daneben auch nicht in vertretbaren Sachen (Dienſten und ſonſtigen 
Leiſtungen) beſteht, in der Weile, daß a) der Wert dieſer Nebenleiſtungen und damit die Ge. 
ſomtleiſtung des Käufers zur Zeit des Kaufabſchluſſes in Geld feftgefegt, b) hiernächſt nach der 
in 88 471, 472 angegebenen Verhältnisrechnung der an der Gegenleiſtung des Käufers ab. 
zuſetzende Betrag ermittelt, e) letzterer zunächſt von dem in Geld feftgeſetzten Preiſe abgezogen 


602 Recht der Schuldverhältniſſe Einzelne Schuldverhaltniſſe 


und, inſoweit er dieſen überſteigt, dem Käufer vom Verkäufer vergütet wird. Beſteht die Neben ⸗ 
leiſtung des Käufers in vertretbaren Sachen, ſo hat der Käufer die Wahl, ob er die Preis 
herabſetzung durch Kürzung am Geldpreis oder an der Nebenleiſtung durchführen will (a. M. 
Planck § 473 A 3, der dem Käufer gleichmäßige Kürzung an beiden auferlegt). 

2. Dieſe Vorſchrift des § 473 gilt auch für den Tauſch und vollzieht ſich hier in der Weiſe, 
daß der, welcher eine fehlerhafte Sache gegen eine fehlerfreie vertauſcht hat, dem Minderungs 
berechtigten — inſoweit ſich dieſer nicht durch Minderung einer ihm obliegenden Leiſtung 
an Geld oder vertretbaren Sachen ſchadlos halten kann — den Betrag zahlen muß, der ſich 
ergibt, wenn man den Wert, den die fehlerfreie Sache zur Zeit des Tauſches hat, im Verhältnis 
des Wertes der fehlerhaft gelieferten Sache ohne den Fehler zum Werte derſelben mit dem 
Fehler herabſetzt. Alſo z. B. 800 M. Wert der fehlerfreien Sache; 900 M. Wert der fehlerhaft 
gelieferten Sache ohne den Fehler; 450 M. Wert derſelben Sache mit dem Fehler; hiernach 
400 M. verhältnismäßig herabgeſetzter Wert der fehlerfreien Sache, fo daß deren ſeitheriger 
Inhaber mit ihrem wirklichen Werte von 800 M. den Betrag von 400 M. zuviel leiſtet und den 
ſelben von dem andern Teil noch bar herauszubekommen hat. Die Tauſchanſchlagſummen 
werden nicht herangezogen (RG 72, 301; RG 16. 3. 10 V 241/09; RG 73, 152). 


8 474 


Sind auf der einen oder der anderen Seite mehrere beteiligt, ſo kann 
von jedem und gegen jeden Minderung verlangt werden!). 

Mit der Vollziehung der von einem der Käufer verlangten Minderung 
iſt die Wandelung ausgejchlofjen?). 

E I 394 II 400; M 2 237; P 1 700. } 

1. Bei Beteiligung mehrerer, ſei es als urſprünglich Berechtigte, ſei es als deren Rechts 
nachfolger, kann, abweichend von der Wandlung (8$ 467, 356), von jedem und gegen jeden 
die Minderung verlangt werden. Der Käufer kann aber deshalb, weil ihn einer der mehreren 
Verkäufer beim Abſchluß des Kaufvertrags betrogen habe, eine Herabminderung des Kauf 
preiſes nicht verlangen, da dieſe zugleich die anderen, am Betruge nicht beteiligten Vertrags 
teile treffen würde. Will er beim Vertrage ſtehenbleiben, ſo kann er von demjenigen der 
mehreren Verkäufer, dem die Täuſchung zur Laſt fällt, nur Schadenserſatz nach §8 823 
Abſ 1, 826 fordern; der 8472 iſt auf dieſen Anſpruch nicht anwendbar (RG 14. 12. 04 V 255/04). 
* #2. Ausſchluß der Wandlung als Folge der Unteilbarkeit derſelben. Cs kann hiernach 
ein jeder von mehreren Käufern das Wandlungsrecht der übrigen ausſchließen. 


§ 475 

Durch die wegen eines Mangels erfolgte Minderung wird das Recht des 
Käufers, wegen eines anderen Mangels Wandelung oder von neuem Minde⸗ 
rung zu verlangen, nicht ausgeſchloſſen. 

E 1 898 II 411; M 2 236; P 1 6595 ff. 

Das Recht des Käufers, wegen eines andern Mangels an derſelben Sache 
Wandlung oder Minderung zu verlangen, iſt auch dann nicht ausgeſchloſſen, wenn 
die Minderung wegen des erſten Mangels bereits vollzogen (8 465) und der andere Mangel 
zu dieſer Zeit bereits entdeckt war. Nur wird in dieſem Falle in Frage kommen, ob nicht 
der Käufer durch die Nichtgeltendmachung des andern Mangels auf deſſen Verfolgung ver⸗ 
zichtet hat. Wird nach einer vorausgegangenen Minderung die Wandlung oder Minderung 
wegen eines zweiten Mangels begehrt, ſo iſt der Preis zugrunde zu legen, der ſich infolge 
der erſten Minderung herausgeſtellt hat. Ob die Geltendmachung im ſelben Prozeſſe als 
Klagänderung anzuſehen iſt, iſt eine Prozeßfrage. 


8 476 


Eine Vereinbarung, durch welche die Verpflichtung des Verkäufers zur 
Gewährleiſtung wegen Mängel der Sache erlaſſen oder beſchränkt wirdy, 
ift nichtig, wenn der Verkäufer den Mangel argliſtig verichiveigt?), 

E I 396 II 412; M 2 396; P 1 701. 


1. Eiue Vereinbarung, durch welche die Verpflichtung des Verkäufers zur 
Gewährleiſtung wegen Mängel der Sache erlaſſen oder beſchränkt wird, iſt an 


lich zuläſſig und kann ſowohl ausdrückli Klauſel: „wie beſehen“) al 

In | pl ausdrücklich (3. B. durch die Klauſel: „ ) als auch 
l weigend (3. B. bei gewagten Geſchäften, bei Verkauf in Bausch und Bogen) erfolgen 
(M 2, 238). Nur bedarf ein ſolcher Ausſchluß der Gewährleiſtung für Mängel eines 
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verkauften Grundſtſcks nach § 313 der gerichtlichen oder notariellen Form (RG JW 05, 426). 
Die Gewährleiſtung kann iusbeſondere auch durch Vertrag auf Nachbeſſerung eingeſchränkt 
werden (Seuffl 68 Nr 55). Enthält ein ſchriftlicher formularmäßiger Kaufvertrag neben 
dem Ausſchluß jeglicher Garantie noch die Aufzählung beſtimmter Mängel, für die nicht ge⸗ 
haftet wird, ſo kaun dies dahin ausgelegt werden, daß die geſetzliche Mängelhaftung nicht 
ausgeſchloſſen iſt (NG 22. 6. 14 V 47/14). — Die Vorſchrift regelt nur den Fall, daß die 
Haftung für Sachmängel von vornherein beſchränkt oder ausgeſchloſſen werden ſoll; fie 
trifft nicht auch den Fall, daß nach dem Kauf eine derartige Vereinbarung getroffen werden 
ſoll. Es beſteht aber kein Bedenken gegen die Gültigkeit des nachträglichen Ausſchluſſes der 
Haftung für Mängel, die urſprünglich argliſtig verſchwiegen wurden. Dies insbeſondere dann 
nicht, wenn bei der nachträglichen Vereinbarung der Kaufer den Mangel kennt (RG 3. 6. 10 
II 532/09; 20. 10. 18 V 204/13; Recht 1913 Nr 2232). Steht freilich auch dieſe nachträg⸗ 
liche Vereinbarung ſelbſt wieder unter dem Zeichen der Argliſt, jo it fie anfechtbar, wenn nicht 
wegen Verſtoßes wider die guten Sitten nichtig. 

2. Dieſe Vereinbarung iſt aber wie im Falle des 8 443 nichtig, wenn der Verkäufer den 
Mangel argliſtig — vgl. S 460 A 3 — (MG 55, 214), nicht bloß fahrläſſig (RG JW 04, 
35917) verſchweigt, wovon natürlich keine Rede fein kann, wenn der Käufer den Mangei 
ohnehin kennt. Der Verkäufer handelt auch ſchon dann argliſtig, weun er einen beim Verkaufe 
eines Hauſes gehegten Schwamnwerdacht dem Käufer nicht mitteilt (JW 05, 7916; RG Warn 
1912 Nr 300; R& 19. 3. 13 V 485/12). Der Verkäufer kann ſich gegenüber einem ſolchen Vor⸗ 
wurf der Argliſt nicht darauf berufen, daß der im Gebäude vorhandene Schwamm nicht der 
echte Hausſchwamm — merulius lacrymans —, ſondern der holzzerſtörende Pilz polyporus 
vaporarius fei (RG IW 08, 742). Wer vor dem Abſchluß falſche Angaben über eine Eigen 
ſchaft der Sache macht und ſeine Angaben beim Vertragsſchluß nicht richtigſtellt, verſchweigt 
nicht einen Mangel, wie JW 1911, 80815: Warn 1914 Nr 16 aunehmen, ſondern macht falſche 
Vorſpiegelungen. — Die Nichtigkeit trifft nur die Vereinbarung über den Erlaß, 
nicht die ganze Vereinbarung hinſichtlich ſonſtiger Fehler, und nur ſoweit ſie vom argliſtigen 
Verſchweigen betroffen wird (MG E. 125). $ 139 findet auf die Sondervorſchrift des 
§ 276 keine Anwendung. Der Verkäufer haftet auf das Erfüllungsintereſſe nach $ 468. 
Zur Herbeiführung dieſer Nichtigkeit bedarf es keiner Anfechtung nach $ 128, die Wirkung 
tritt ohne weiteres ein (Warn 1914 Nr 115). — Über Begriff der Argliſt vgl. zu 5 460. 

Sind mehrere Mängel vorhanden und nur einige derſelben argliſtig verſchwiegen, fo 
wird dadurch der vertragsmäßige Ausſchluß der Gewährleiſtung bezüglich der anderen Mängel, 
bei denen dem Verkäufer argliſtiges Verhalten nicht nachzuweiſen iſt, nicht aufgehoben (RG 
62, 125). Hat auch nur einer von mehreren Verkäufern einen Mangel argliftig ver: 
ſchwiegen, ſo werden die anderen Verkäufer nicht dadurch frei, daß ſie jede Gewährleiſtung 
im Kaufvertrag ablehnen (Recht 1915 Nr 1058). 

Die Vorſchrift des $ 476 findet auch in den Fällen Anwendung, in denen nicht Fehler 
verſchwiegen, ſondern Eigenschaften argliſtig vorgeſpiegelt ſind (RG 66, 338; 88, 242; 
JW 1911, 80818). Vgl. $ 463 A 6. — Der Käufer, der fi) auf $ 476 beruft, hat nicht nur 
die Kenntnis des Verkäufers vom Mangel, ſondern auch das Verſchweigen nachzuweiſen (RG 
4. 5. 10 V 382/09). 

8 477 

Der Anſpruch auf Wandelung oder auf Minderung, ſowie der Anſpruch 
auf Schadenserſatz wegen Mangels einer zugeſicherten Eigenſchafty ver⸗ 
jährt, ſofern nicht der Verkäufer den Mangel argliſtig verſchwiegen hat, 
bei beweglichen Sachen in ſechs Monaten von der Ablieferung, bei Grund⸗ 
ſtücken in einem Jahre von der übergabe an). Die Verjährungsfriſt kann 
durch Vertrag verlängert werden“). 

Beantragt der Käufer gerichtliche Beweisaufnahme zur Sicherung des 
Beweiſes, ſo wird die Verjährung unterbrochen. Die Unterbrechung dauert 
bis zur Beendigung des Verfahrens fort. Die Vorſchriften des § 211 Abſ 2 
und des § 212 finden entſprechende Anwendung. * 

Die Hemmung oder Unterbrechung der Verjährung eines der im Abſ 1 
bezeichneten Anſprüche bewirkt auch die Hemmung oder Unterbrechung der 
Verjährung der anderen Anjprüchet), a 

E 397 II 413; M2 238; P 1 674: 2 312, 814. 


1. Der hier angegebenen kurzen Verjährung unterliegen: a) die Anſprüche auf Wandlung 
oder Mind erung (88 462, 467, 472), und zwar ohne Rückſicht darauf, ob ſich der Verkaufer 
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auf Verlangen des Käufers mit der Wandlung oder Minderung einverſtanden erklärt hat oder 
nicht ($ 465). Wenn jedoch ein Vergleich über die Preisminderung vorliegt, iſt der Anſpruch⸗ 
aus dem Vergleich, zu mindern, nicht der nach $ 462 (RG Recht 1917 Nr 1023; JW 
1917, 7655); b) der Auſpruch auf Schadenserſatz wegen Mangels einer zuge⸗ 
ſicherten Eigenſchaft (§ 463 Satz 2), dagegen nicht der Anſpruch wegen argliſtigen 
Verſchweigens eines Mangels oder wegen argliſtiger Zuſicherung einer nicht vor⸗ 
handenen Eigenſchaft (§ 403 Satz 2; |. auch RG 55, 215; 62, 300; 83, 242; RG Warn 1913 
Nr 282; 1914 Nr 180), auch nicht der Auſpruch auf Schadeuserſatz wegen Lieferung einer 
andern, als der vereinbarten Kaufſache, alſo wegen nicht erfüllten Vertrags (R Ov 
24, 405; Gruch 1919, 226; Seuffl 58 Nr 72; 66 Nr 45; RG 14. 3. 18 11 569/12; NG 
Warn 1912 Nr 372; 1919 Nr 8; NG 25. 10. 18 1II 93/18); c) nach 8 480 der Auſpruch 
auf Nachlieferung einer mangelfreien an Stelle einer nur der Gattung nach beſtimmten 
mangelhaften Sache (RG 53, 204; vgl. aber 96, 169); d) nach RG 53, 203; 56, 109; 
93, 161 auch der auf § 276 geſtützte Schadenserſatzauſpruch wegen ſchuldhaft mangel⸗ 
hafter Erfüllung des Kaufvertrags ſeitens des Verkäufers (ſ. v. § 459; RG 16. 6. 08 
II 12/08), insbeſondere auch wegen ſchuldhafter Lieferung einer andern, als der bedungenen 
Sorte derſelben Ware (RG 24. 6. 04 II 534/03; 27. 10. 05 I1 86/05). — Trifft ein vertraglicher 
Anſpruch wegen argliſtigen Verſchweigens unter b mit einem Auſpruch aus unerlaubter 
Handlung (88 823, 826) zuſammen, fo unterliegt bezüglich der Verjährung jeder dieſer An⸗ 
ſprüche ſeinen beſonderen Beſtimmungen. Der in $ 463 geregelte vertragliche Anſpruch 
wegen argliſtigen Verſchweigens unterliegt daher der dreißigjährigen Verjährung, nicht 
der kurzen Verjährung nach § 852, ſelbſt wenn neben dieſem vertraglichen Anſpruch aus dem 
in dem argliſtigen Verſchweigen enthaltenen Verſtoß nach § 826 zugleich ein ſelbſtändiger 
außervertraglicher Schadensanſpruch aus unerlaubter Handlung beſteht, der an ſich der kurzen 
Verjährung uach $ 852 unterliegt (RG 66, 86). Ebenſo unterliegen die Rechtsbehelfe des 
Unmöglichkeitsrechts nach 88 323, 325, ſoweit fie neben den Gewährſchaftsanſprüchen in 
Betracht kommen, der 30 jährigen Verjährung. — Bei argliſtigem Verſchweigen läuft 
die Verjährungsfriſt vom Zeitpunkt des Vertragsſchluſſes, nicht von der Übergabe ab (Warn 
1919 Nr 30). Wenn es ſich nur um den Verzug in der Erfüllung des durch die Rückgängig⸗ 
machung des als wiederhergeſtellten urſprünglichen Lieferungsanſpruchs handelt, greift § 477 
nicht Platz (RG 96, 171). 

2. Die Verjährungsfriſt beträgt: a) bei beweglichen Sachen ſechs Monate von der Ab - 
lieferung ab, bei mehreren fortlaufenden Lieferungen für jede Lieferung geſondert. Die 
Verjährung läuft von der Ablieferung an ſelbſt dann, wenn die Unterſuchung weder bei 
der Ablieferung noch längere Zeit nachher möglich iſt (RG Warn 1911 Nr 369). Die Ab⸗ 
lieferung iſt auch vollzogen, wenn es zu der — für den Käufer zur Beſitzübertragung ge⸗ 
nügenden Einigung mit dem Verkäufer (brevi manu traditio $ 854 Ab} 2) kommt, nicht 
aber im Falle der Vereinbarung eines den mittelbaren Beſitz herbeiführenden Rechtsver⸗ 
hältniſſes (constitutum possessorium 8 980) ſowie im Fall einer Abtretung des Eigentums⸗ 
anſpruchs oder der Übergabe geſchäftlicher Papiere (Lager, Ladeſcheine, Konnoſſemente, 
Frachtbriefe, R IW 05, 7917). Über den Unterſchied dieſer „Ablieferung“ von der „Übergabe“ 
und von der „vertragsmäßigen Lieferung“ der Kaufſache |. RG JW 05, 7917, ich 5. 5. 08, 
11 505/07;. Um einen ſpäteren Zeitpunkt als deu der Ablieferung zum Anfangspunkte 
der Verjährung zu machen, bedarf es beſonderer Umſtände (23 07 Sp. 2897; RG 22. 5. 11 
II 585/10; b) bei Grundſtücken ein Jahr von der Übergabe ab (RG 10. 1.06 V 270 05), 
welche hier nicht nur in der § 854 Abſ 2, ſondern auch in der § 930 angegebenen Weiſe 
bewirkt werden kann. Wurde der Kaufvertrag über ein Grundstück formlos abgeſchloſſen, jo 
beginnt die Verjährung erſt mit der Auflaſſung zu laufen (RG 75, 114). Jedenfalls beginnt 
die Verjährung nicht vor der Entſtehung des Anſpruchs aus dem Kaufpertrage. Bedarf 
alſo der betreffende Kaufvertrag der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung, ſo beginnt 
erſt mit dieſer die Verjährungsfriſt (RG JW 07, 248°; SeuffA 63 Nr 112). 

In den beiden Fallen unter a und b iſt es für den Fortgang der Verjährungsfriſt ohne Ein⸗ 
fluß, ob der Käufer den Mangel gekannt oder erſt ſpäter entdeckt hat und ob der Mangel inner⸗ 
halb der Friſt überhaupt erkennbar geweſen iſt (RG Warn 08 Nr 139). Aus dem Grund- 
gedanken und Zweck der kurzen Verjährung folgt aber, daß die Geltendmachung eines dem 
Verkäufer innerhalb der Friſt nicht bekanntgegebenen Mangels im Wege der Klage nach 
Ablauf der Friſt ausgeſchloſſen ſein ſoll. Der Käufer, der die Wandlungstlage wegen ein⸗ 
zelner innerhalb der Friſt geltend gemachter Auſprüche erhoben hat, kaum nach Ablauf der 
Friſt die in der Klage nicht gerügten Mängel nicht mehr zum Zweck der Wandlung geltend 
machen (RG 6. 2. 12 II 413/11). N 
u. 35 Die hier, abweichend von 8 225, zugelaſſene vertragsmäßige Verlängerung der kurzen 
Verjährungsfrist kann ſich aber, wenn auch die allgemeine Faſſung, ſowie die in der Beratung 
Prot 1, 706 kundgegebene Auffaſſung der Kommiſſion Zweifel ergibt, nicht Über die Dauer 
der ordeutlichen Verjährungsfriſt von 30 Jahren (§ 195) hinauserſtrecken, da dieſe nach $ 225 
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durch Vertrag nicht verlängert werden kann (Warn 1914 Nr 11). Im übrigen kann die Ver ⸗ 
längerung auch durch die Vereinbarung bewirkt werden, daß die Friſt erſt vom Ablauf eines 
künftigen Ereigniſſes — 3. B. von der Ankunft der Ware an ihrem überſeeiſchen Beſtimmungs⸗ 
ort — ab laufen ſoll (RG 62, 431). — Ebenſo kann eine ſolche Verlängerung durch Verein 
barung von Probevorführungen (Seuffa 67 Nr 110) und von G arantiefriſten herbeigeführt 
werden (RG 37, 81; 65, 121). Wird die Verjährungsfriſt des $ 477 ohne Beſtimmung einer 
andern ausgeſchloſſen, fo tritt die regelmäßige Friſt des § 195 ein (RS 7. 2. 05 II 225/04). 
Bei Garantiefriſten iſt dies aber nur anzunehmen, wenn dieſe länger als von ſechsmonatiger 
Dauer ſind, dagegen nicht, wenn die handelsgebräuchliche Garaatiezeit nicht über die Ver 
jährungsfriſt hinausreicht. BB bezweckt, eine klare Rechtslage zu ſchaffen. Der Handels⸗ 
verkehr neigt wenig dazu, entgegenſtehende Abmachungen zu treffen (RG 91, 306). Wenn 
die Vereinbarung einer Garantiezeit von mehr als ſechsmonatiger Dauer regelmäßig zugleich 
die Hinausſchiebung des Beginns der Verjährungsfriſt bedeutet, ſo hat das ſeinen Grund 
darin, daß bei gleichzeitigem Beginn der ſechsmonatigen Verjährung und einer oft mehr⸗ 
jährigen Garantiezeit der Käufer troß der Garantie überhaupt nicht in der Lage ſein würde, 
feine Anſprüche wegen eines erſt nach ſechs Monaten entdeckten Mangels geltend zu machen 
(RS 65, 121; vgl. ferner LZ 1913 Sp. 935°, ). Eine Verlängerung der Verjährungsfrift 
kann auch in der Weiſe erfolgen, daß eine Unterbrechung vereinbart wird (Warn 1914 Nr 11). 
Aus der Zurücknahme der Ware allein kann nicht ohne weiteres gefolgert werden, 
daß die geſetzliche Verjährung des $ 477 nicht Platz greifen ſoll (RG 12. 12. 19 II 308/19; 
vgl. auch RG 96, 169). 5 Ä 

4. Eine Unterbrechung der Verjährung durch Wandlungsklage wegen eines beſtimmten 
Mangels iſt nicht auch für den auf einen andern Mangel geſtützten Wandlungsanſpruch 
wirkſam (f. Recht 06, 2434“; RG 78, 295; 57, 372; 65, 398; 66, 365; 98, 160). Eine 
Hemmung der Verjährung entſprechend der Vorſchrift von 8 639 Abſ 2 findet ſtatt, wenn 
dem Verkäufer ein Nachbeſſerungsrecht eingeräumt wird (ME 96, 266). — Abſ 3 
iſt nur für den Fall zutreffend, wo die drei bezeichneten Anſprüche zueinander in einem ſich 
gegenſeitig ausſchließenden Verhältnis ſtehen. Nur dieſen Fall hat der Gefebgeber im 
Auge gehabt (Prot II 2, 311). Die Ausnahmebeſtimmung paßt aber nach Grund und Zweck 
nicht auf den Fall, wo der Berechtigte in der Lage war, mit einer tatſächlich erhobenen Wand. 
lungsklage einen infolge Sachmangels erwachſenen Schadensanſpruch zu verbinden (RG 
93, 160). — Über Unterbrechung durch Aufrechnung vgl. Recht 1915 Nr 35. Ein Beweis. 
ſicherungsverfahren auf ſachverſtändige Begutachtung endet mit der Einreichung des 
schriftlichen Gutachtens; von da läuft neue Verjährungsfriſt (Recht 1916 Nr 2083). 

5. Über den Begriff des Sachmangels vgl. 8 459. Auch auf die einer Sache gleichgeſtellten 
unkörperlichen Sachen iſt $ 477 anwendbar, z. B. auch bei einem Geſchäftskauf (MG 98, 289). 
Dagegen nicht 3. B. auf Verkauf von Geſchäftsgeheimniſſen (R 82, 36). 


8 478 

Hat der Käufer den Mangel dem Verkäufer angezeigt oder die Anzeige 
an ihn abgeſendet, bevor der Anſpruch auf Wandelung oder auf Minderung 
verjährt war, ſo kann er auch nach der Vollendung der Verjährung die Zah: 
lung des Kauſpreiſes inſoweit verweigern, als er auf Grund der Wandelung 
oder der Minderung dazu berechtigt ſein würde). Das gleiche gilt, wenn 
der Käufer vor der Vollendung der Verjährung gerichtliche Beweisaufnahme 
zur Sicherung des Beweiſes beantragt oder in einem zwiſchen ihm und einem 
ſpäteren Erwerber der Sache wegen des Mangels anhängigen Rechtsſtreite 
dem Verkäufer den Streit verkündet hat). 

Hat der Verkäufer den Mangel argliſtig verſchwiegen, jo bedarf es der 
Anzeige oder einer ihr nach Abſſ 1 gleichſtehenden Handlung nicht. 

E II 414 Ubi 1 Satz 1, Abf 2 III 472, P 1 674 ff., 678 ff. 

1. Erhaltung (Perpetuierung) der Mängeleinrede. Die eiuredeweiſe Geltendmachung 
des Anſpruchs auf Wandlung oder Minderung lann auch für die Zeit nach Ablauf der Verjäh⸗ 
rung gegenüber der Klage des Verkäufers auf Zahlung des Kaufpreiſes — und nur gegenüber 
dieſer Klage — dadurch erhalten werden, daß vor Ablauf der Verjährung der betreffende Man⸗ 
gel dem Verkäufer angezeigt oder eine der in Satz 2 angeführten prozeſſualen Maßnahmen 
ausgeführt wird. Der angezeigte Mangel muß derſelbe ſein, der ſpäter geltend gemacht wird 
(Recht 1915 Nr 1059). Die Anzeige kann mündlich oder ſchriftlich, auch durch Erhebung 
der Wandlungsklage, bewirkt werden, in deren Rücknahme nicht auch ohne weiteres 
eine Rücknahme der Anzeige zu finden iſt (RG 59 S. 151, 154). Es muß aus ihr hervorgehen, 
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daß der Käufer Rechte aus dem Mangel herleiten will, allgemeine Redensarten genügen nicht 
(MG 54, 67). Die Anzeige iſt keine empfangsbedürftige Willenserklärung. Sie kann auch 
von einem beſchränkt geſchäftsfähigen Käufer vorgenommen werden (beſtr.). Die Anzeige 
kanu auch widerrufen werden. Im übrigen braucht die Anzeige nicht ſofort nach der 
Entdeckung des Mangels zu erfolgen; aus einer erheblichen Verzögerung derſelben kann jedoch 
ein Verzicht auf die Geltendmachung des Mangels entnommen werden. Die gemäß § 478 
nach Verjährung des Wandlungs- und Minderungsanſpruchs verbleibende Einrede kann. 
durch Feſtſtellungsklage geltend gemacht werden (RG 74, 292; 92, 7). Als weitere 
Folge der Perpetuierung der Mängeleinrede kann der Käufer, deſſen an ſich begründetes Recht 
zur Minderung nach 8 477 verjährt iſt und nur noch im Sinne des $ 478 beſteht, auf Grund des 
F 1169 klagend verlangen, daß der beklagte Verkäufer nach der Tragweite der Minde⸗ 
rungseinrede die Löſchung der Kaufpreishypothek bewillige (RG 71, 12). 

. 2. Sicherung des Beweiſes PO SS 485— 494. Streitverkündung ZPO 88 7275. 
Über die Frage, ob auch der Bürge des Käufers eine dem letzteren zuſtehende, aber noch 
nicht geltend gemachte Wandlungs⸗ oder Minderungseinrede für ſich verwerten kann, ſ. oben. 
§ 462 A 3 u. 8 768. i 

3. Zum Begriff des argliftigen Verſchweigens f. auch RG 55, 215 u. 8 460. 

4. Über entiprechende Anwendung beim Werklieferungsvertrag über un vertretbare Sachen 
RG 87, 305. 

8 479 

Der Anſpruch auf Schadenserſatz kann nach der Vollendung der Ver⸗ 
jährung nur aufgerechnet werden, wenn der Käufer vorher eine der im 
§ 478 bezeichneten Handlungen vorgenommen hat. Dieſe Beſchränkung 
tritt nicht ein, wenn der Verkäufer den Mangel argliſtig verſchwiegen hat. 

E II 414 Ab 1 Satz 2 III 473; P 1 704 ff. 

Auch die einredeweiſe Aufrechnung des Schadenserſatzanſpruchs nach Ablauf der Ver⸗ 
jährung wird durch diefe Zuſatzbeſtimmung zu § 390 Satz 2 von der Vornahme einer 
der in § 478 bezeichneten Handlungen abhängig gemacht, der Fall des argliſtigen Verſchweigens 
ausgenommen (Warn 1914 Nr 46). Dieſe Aufrechnung kann jedoch nur gegenüber dem 
Anſpruch des Käufers aus demſelben Rechtsgeſchäft, alſo gegenüber der Klage auf 
Zahlung des Kaufpreiſes, geltend gemacht werden (RG 56, 171; Recht 1914 Nr 336, beſtr.). 
— Eine entſprechende Anwendung auf den verjährten Anſpruch des Käufers auf Rück 
zahlung des Kaufpreiſes iſt nicht angängig (beitr.). 


8 480 

Der Käufer einer nur der Gattung nach beſtimmten Sache kann ſtatt 
der Wandelung oder der Minderung!) verlangen, daß ihm an Stelle der 
mangelhaften Sache eine mangelfreie geliefert wird:). Auf dieſen Anſpruch 
finden die für die Wandelung geltenden Vorſchriften der SS 464 bis 466, 
des 5 467 Satz 1 und der SS 469, 470, 474 bis 479 entſprechende Anwendung). 

Fehlt der Sache zu der Zeit, zu welcher die Gefahr auf den Käufer über⸗ 
geht, eine zugeſicherte Eigenſchaft oder hat der Verkäufer einen Fehler arg⸗ 
liſtig verſchwiegen, ſo kann der Käufer ſtatt der Wandelung, der Minderung 
oder der Lieferung einer mangelfreien Sache Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung“) verlangen). 

E 1 398 II 415; M 2 241 ff.; P 1 711 f. 

1. Auch der Käufer einer nur der Gattung nach beſtimmten Sache (F. 243) kann nach 
ſeiner Wahl Wandlung oder Minderung (allerdings erſt nach der Ablieferung — RG 
23. 2. 12 II 470/11 —) verlangen und der Verkäufer hat an ſich kein Recht, dieſe Anſprüche 
durch Lieferung einer mangelfreien Sache abzuwenden (M 2, 242; Prot 1, 717), ſofern nicht 
etwa der Käufer nach Treu und Glauben ſowie mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte zur An⸗ 
nahme einer derartigen Nachlieferung verpflichtet erſcheint (88 226, 157, 242; RG 61, 92; 
91, 112). Die Vorſchrift findet auch bei beſchränkten Gattungskäufen Anwendung (Recht 
1917 Nr 372). Die Seltenheit oder Geringfügigkeit des Angebots ſteht der Annahme 
eines Gattungskaufs nicht entgegen (RG 14. 12. 17 II 189/17). Zur Annahme eines 
Spezieskaufs reicht es nicht hin, daß der Verkäufer ſchon bei Vertragsſchluß die Liefernng 
einer beſtimmten Sache ins Auge gefaßt und hiervon gelegentlich der Verhandlungen ge⸗ 
prochen hat, ſondern es iſt erforderlich, daß die Lieferung einer beſtimmten Sache zum 
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Vertragsinhalt gemacht wird, derart, daß nur fie und keine audere als Vertrags- 
erfüllung verlangt werden kaun und geliefert werden muß (RG 9. 1. 12 II 250/11). 

2. Wohl aber kann der Käufer ſtatt der Wandlung oder Minderung verlangen, daß 
ihm an Stelle der mangelhaften Sache, durch deren Lieferung der Vertrag nicht erfüllt ift, 
eine mangelfreie geliefert werde. Der Verkäufer kann ihm eine ſolche jedoch nicht auf⸗ 
drängen. Es wird dadurch nicht der Kaufvertrag rückgängig gemacht, alſo auch für den 
Verkäufer nicht die Verpflichtung zur Rückzahlung des Kaufpreiſes, ſondern nur diejenige zu 
einer andern Art feiner Vertragserfüllung begründet. Es liegt dann Nichterfüllung 
der noch als unkonkretiſiert behandelten Gattungsſchuld vor (RG 33. 204). Aber der 
Käufer kann auch bei einer bereits gemäß § 243 Abf. 2 konkretiſierten Lieferung 
eine Erſatzlieferung der zurückgewieſenen Ware dann nicht ablehnen, wenn ſich der Ver 
käufer unverzüglich hierzu erbretet und der Käufer kein Intereſſe daran hat, gerade die 
Ware zu bekommen, auf die ſich das Schuldverhältnis durch Lieferung der erſten Ware 
beſchränkte (RG 91, 110). Beim Gattungskauf bleibt eben eine gehörige Erfüllung begrifflich 
ſo lange möglich, als die Gattungsſache von der zugeſagten Eigenſchaft überhaupt noch vor⸗ 
handen ift. Daher iſt hier, im Gegenſatz zur Lieferungsverpflichtung beſtimmter Sachen, der 

ertrag erſt dann erfüllt, wenn ſolche Gattungsſachen geliefert ſind. Das Schuldverhältnis 
etliſcht auch beim Gattungskauf erſt, wenn die geſchuldete Leiſtung geliefert iſt. Der Ver 
käufer gerät daher, wenn der Käufer die mangelhafte Sache zurückweiſt und Nachlieferung 
einer mangelfreien verlangt, in Leiſtungsverzug, der ihn neben der Nachlieferung auch 
zum Schadenserſatz verpflichten kann (R JW 04, 1987; 05, 1710). Ebenſo begründet bei 
Sukzeſſivlieferungen der Verzug mit der Leiſtung mangelfreier Ware an Stelle der ge⸗ 
lieferten mangelhaften nach 8 480 Abſ 1 auch bezüglich der noch ausſtehenden Lieferungen 
die Rechte aus § 326 Abi 1 (RG 8. 11.04 I1 249/04). Verkauft der Käufer die ihm zuerſt 
gelieferte Sache anderweit, ſo wird hierin in der Regel nach Treu und Glauben ein Verzicht 
auf die Nachlieferung einer mangelfreien Sache zu finden fein (vgl. RG 84, 82). 

3. Für den Nachlieferungsanſpruth kommen aus dem Wandlungsrecht die Vorſchriften 
der 88 464, 465, 466, 497 Satz 1, 469, 470, 474 Abſ 2, 475, 476, 477, 478 zur entſprechenden 
Anwendung, während 8 467 Satz 2 —Erſatz der Vertragskoſten — mit Rückſicht darauf, daß 
der Vertrag an ſich beſtehenbleibt, 3 474 Abſ 1, weil auf die Minderung ſich beziehend und 9 479, 
der ſich nicht auf die Wandlung (oder Nachlieferung) bezieht, vielmehr nur irrtümlich in § 480 
angezogen iſt, nicht anwendbar erſcheinen. — ft wegen der Mangelhaftigkeit der Ware das 
beanſtandete Erfüllungsgeſchäft vollſtändig wieder rückgängig gemacht worden, einerlei, 
ob die Ware wirklich mangelhaft war oder nicht, behält aber nach der Vereinbarung der 
Parteien der Käufer noch das Recht, Lieferung anderer Waren zu verlangen und iſt nicht, 
wie bei der Wandlung, auch der obligatoriſche Kaufvertrag beſeitigt worden, ſo iſt dieſes 
verbleibende Recht nicht der geſetzliche Nachlieferungsanſpruch nach § 480, ſondern der 
durch die Rückgängigmachung des Erfüllungsgeſchäfts wieder hergeftellte urſprüngliche 
Lie ferungsanſpruch (aich 93, 100; vgl. auch 96, 169; dagegen aber auch RG 12. 12. 19 
IT 308/19). Auch der Nachlieferungsanſpruch wird erſt mit der Erklärung des Einverſtänd⸗ 
niſſes des Verkäufers oder durch rechtskräftiges Urteil unwiderruflich, bis dahin kann der 
Käufer feine Wahl ändern. Er iſt daher auch nicht verpflichtet, die als mangelhaft zurück⸗ 
gewieſene Ware zurückzugewähren, ſolange es ihm freiſteht fie in Abänderung feiner Wahl 
zu behalten. Der Anſpruch des Verkäufers auf Rückgewähr entſteht erſt 
mit dem Vollzuge der Wah! nach $ 465 (MG 94, 331). Ein Wahlſchuldverhältnis 
im Sinne von 8 263 liegt aber bei den im Falle der Mangelhaftigkeit der Kauſſache gewährten 
mehrfachen Rechtsbehelfen nicht vor. Es werden nicht ans demſelben Schuldverhältniſſe 
mehrere Leiſtungsgegenſtände alternativ geſchuldet, ſondern der Käufer hat die Wahl zwiſchen 
mehreren Anſprüchen, die zudem von verſchiedenen Vorausſetzungen abhängig ſind. Des⸗ 
halb ſchließt das bloße Verlangen, von Schadenserſatz die ſpätere Geltendmachung der 
Wandlung nicht aus (RG 16. 0. 11 II 624/10). 8 

4. Schadenserſatz wegen Nichterfüllung und Erſatz des entgangenen Gewinns. Es 
gelten für dieſen Anſpruch des Käufers die oben bei § 403 erörterten Grundſätze (vgl. RG 
52, 352; 53 S. 91, 92), ebenſo $ 254 mit der Abweichung, daß für den Mangel der Eigen⸗ 
ſchaft oder für das Vorhandenſein des Fehlers nicht, wie nach § 463, die Zeit des Kauf⸗ 
abſchluſſes, ſondern die Zeit des Gefahrübergangs in Betracht kommt, da hier erſt mit 
deren Eintritt eine beſtimmte Sache geſchuldet wird (M 2, 243). Der Käufer, der behauptet, 
die gelieferte Gattungsware ſei wegen Fehlens zugeſagter Eigenſchaften vertragswidrig be- 
ſchaffen, kann die Ware auch als Nichterfüllung zurückweiſen (vgl. RG 58, 73; Recht 1918 
Nr 41). Zwiſchen dem Wandlungs⸗ und Minderungsanſpruch und dem Schadenserſatz⸗ 
anſpruch hat der Käufer die Wahl und er kann nur im Falle des § 463 A4 mit dem Verlangen 
wechſeln (RG 16. 6. 11 II 624/10). Nimmt der Käufer die Sache an, fo wird auch hier ſein 
Anspruch ausgeſchloſſen, wenn er den Mangel kennt und ſich feine Rechte nicht bei der Annahme 
vorbehält (RG 55, 214 ff.). Maßgebender Zeitpunkt für das argliſtige Verſchweigen ift beim 
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Gattungskauf der Zeitpunkt der Lieferung (RG Warn 1912 Nr 159). Der Anſpruch auf 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung nach Abſ 2 iſt vom Verſchulden des Verkäufers un 
abhängig. Der Käufer kann den Vertrag als gänzlich unerfüllt behandeln und die Zurück 
nahme der mangelhaften Sache verlangen. Laßt er ſich den nutzlos aufgewandten Kauf: 
preis zurückzahlen, ſo iſt das nur eine teilweiſe Verwirklichung ſeines Schadensanſpruchs 
(RS 52, 392; 90, 334; IW 1917, 902°). — Der Ausverkauf der beſchränkten Gattung, 
aus der verkauft wurde, ſteht dem Erſatzauſpruch entgegen (Recht 1917 Nr 373). 

5. Beim Fehlen einer zugeſicherten Eigenſchaft der gelieferten Gattungsſache kann neben 
dem Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung oder auf Wandlung oder auf Minde 
rung aus einer ſchuldhaften Verletzung des abgeſchloſſenen Vertrags aus 8 276 auf Schadens 
erſatz geklagt werden (a. M. R 53, 202; R 23. 4. 08 II 525/06). — Ebenſo iſt die gemäß 
$ 123 beabſichtigte Anfechtung der in Erfüllung eines Gattungskaufs erfolgten Lieferung 
wegen argliſtigen Verſchweigens eines unter $ 459 fallenden Sachmangels ſtatthaft, auch 
wenn zugleich die Vorausſetzungen eines Gewährleiſtungsanſpruchs aus 5 480 Abf 2 gegeben 
find, der alsdann allein zur Anwendung kommt (a. M. RG 70, 423). Bei $ 480 Abſ 2 handelt 
es ſich nicht um eine Anfechtung des Vertrags, ſondern um Schadensanſprüche wegen Nicht⸗ 
erfüllung eines Gattungskaufs. Bei dieſem kommt das argliſtige Verſchweigen regelmäßig 
erſt bei der Lieferung vor (RG 19. 1. 12 II 407/11). 

Die Vorſchrift des 8 468 iſt auch auf die Fälle des § 480 Abſ 2 anwendbar (MG 78, 379). 


8 481 


Für den Verkauf von Pferden, Eſeln, Mauleſeln und Maultieren, von 
Rindvieh, Schafen und Schweinen!) gelten die Vorſchriften der SS 459 bis 
467, 469 bis 480 nur inſoweit, als ſich nicht aus den 88 482 bis 492 ein anderes 
ergibt?) 3). 

E I 399 II 416; M 2 243 ff.; P 1 7182ff. 


1. Nur für die hier angegebenen Tiergattungen gelten die Sondervorſchriften der 
89 482—492 für andere Tiere l(insbeſondere Hunde, Katzen, Ziegen, Kaninchen, Sing 
und andere Vögel, auch wilde Tiere) ſind nur die allgemeinen Gewährleiſtungsvor⸗ 
ſchriften maßgebend. Innerhalb der hier hervorgehobenen Tiergattungen kann die Zu 
gehörigkeit zu einer beſtimmten Artklaſſe oder Raſſe als eine beſondere Eigenſchaft des 
betreffenden Tieres in Betracht kommen. Die Sondervorſchriften beziehen ſich nur auf 
Wandlung. 

2. Die Sondervorſchriften der SS 482492, in welchen im weſentlichen das deutſch⸗ 
rechtliche Syſtem mit beſtimmten Tiergattungen, Hauptmängeln, Gewährfriſten, Beſchrankung 
auf Wandlung und mit kurzer Verjährungsfriſt zum Ausdruck kommt, gehen den allgemeinen 
Gewährleiſtungsvorſchriften vor. Letztere kommen daher zum Teil (fo 88 460, 461, 
464, 466, 469-—471, 476) nur aushilfsweiſe zur Anwendung, zum Teil (nämlich die von 
der Minderung handelnden 98 472.—475) find fie überhaupt unanwendbar. — Auch den 
Beſtimmungen des BGB über den Handelskauf gehen dieſe Sondervorſchriften beim 
Viehhandel vor (HGB § 382) und ſchließen hier namentlich die Anwendung des § 377 HG 
bezüglich der Verpflichtung des Käufers zur alsbaldigen Rüge und Anzeige aus OLG 12, 268, 
Seuffa 61 Nr 153). — Eine vertragsmäßige Regelung, insbeſondere eine Verſchärfung 
der Haftung beim Verkauf der in $ 481 erwähnten Tiergattungen it dagegen nicht aus 
geſchloſſen (. 8 482 A 2 a. E.). Über „Umtauſchklauſel im Pferdehandel“ RG 18. 10. 07 
11 189/07; Zuſicherung der Vollbluteigenſchaft RG 18. 12. 06 II 227/06. Auch wenn Vieh 
als Zubehör eines Grundſtück sverkauft wird, finden die Sondervorſchriften Anwendung. 

3. Zu den §8 482—492 find, da nach 8 23 GVG Streitigkeiten ee zur Zu⸗ 
ſtändigkeit der Amtsgerichte gehören, Entſcheidungen des RG nur in geringer Zah ergangen. 
Dagegen find zahlreiche Entſcheidungen der Amts-, Land- und Oberlandesgerichte enthalten 
in den „Gerichtlichen Entſcheidungen des erſten Jahrzehnts des BGB über den Viehkauf, 
geſammelt und herausgegeben von Dr. Hans Stölzle“ 1910. Siehe auch deſſen Werk über den 
Viehkauf (Viehgewährſchaft) nach dem BGB, 5. Aufl., 1913. 


8 482 
Der Verkäufer hat nur beſtimmte Fehler (Hauptmängel) und dieſe nur 
dann zu vertreten, wenn ſie ſich innerhalb beſtimmter Friſten (Gewähr⸗ 
friſten) zeigen!). 
Die Hauptmängel und die Gewährfriſten werden durch eine mit Zuſtim⸗ 
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mung des Bundesrats zu erlaſſende Kaiſerliche Verordnung bejtimmt?). 
Die Beſtimmung kann auf demſelben Wege ergänzt und abgeändert werdend). 

E I 400 II 417; M 2 252 ff.; P 1 727, FF. ven 

1. Für Hauptmängel, die ſich innerhalb der Gewährfriſten (Ausſchlußfriſten) zeigen 
und daher als bereits zur Zeit des Gefahrübergangs vorhanden anzuſehen ſind, haftet der 
Verkäufer, ohne daß ein Nachweis ihrer Erheblichkeit oder der von ihnen herbeigeführten Wert⸗ 
minderung erforderlich wäre. — Auch ein argliſtiges Verſchweigen iſt nur von Be⸗ 
deutung, wenn es ſich auf einen Hauptmangel bezieht. Wegen anderer Mängel, ſowie 
wegen Hauptmängel, die ſich erſt nach Ablauf der Gewährfriſt zeigen, findet (abge⸗ 
ſehen von beſonderer Vereinbarung) eine geſetzliche Haftung nicht ſtatt; dieſelben 
find auch nur inſoweit zu berückſichtigen, als auf dieſelben eine Erſatzklage wegen Schädigung 
durch unerlaubte Handlung des Verkäufers (§8 823, 826) oder eine Anfechtung des Ver⸗ 
trags wegen argliſtiger Täuſchung ($ 123), nicht aber wegen Irrtums (f. o. § 459) geſtützt wird. 
Ausgeſchloſſen wird die Haftung des Käufers auch bei den Hauptmängeln, wenn der Käufer 
den Mangel beim Kaufabſchluß kennt ($ 460). 

2. Die Hauptmängel und die Gewährfriſten ſind, um den einſchlagenden Vorſchriften 
die durch die wechſelnden Verkehrsverhaltniſſe und durch den jeweiligen Stand der tierärzt- 
lichen Wiſſenſchaft erforderliche Beweglichkeit zu geben, durch eine mit Zuſtimmung des 
Bundesrats zu erlaſſende Kaiſerliche Verordnung, nunmehr durch die Reichsregierung 
nach Anhörung des Reichsrats (nicht durch den Präſidenten) feſtzuſtellen. Die noch jetzt 
gültige Verordnung v. 27. 3. 90 (RG Bl 219ff.) unterſcheidet zwiſchen dem Verkauf von Nutz⸗ 
und Zuchttieren und dem Verkauf ſolcher Tiere, welche alsbald geſchlachtet werden 
ſollen und dazu beſtimmt ſind, als Nahrungsmittel für Menſchen zu dienen (Schlacht⸗ 
tiere). Der Verwendungszweck iſt im Streitfalle vom Käufer zu erweiſen. Maßgebend iſt 
weſentlich der Kaufzweck. 

Die Verordnung hat folgenden Wortlaut: 


9 i 
„Für den Verkauf von Nutz- und Zuchttieren gelten als Hauptmängel: 


1. Bei Pferden, Eſeln, Mauleſeln und Maultieren: 

1. Rotz (Wurm) mit einer Gewährfriſt von 14 Tagen; 

2. Dummkoller (Koller, Dummſein) mit einer Gewährfriſt von 14 Tagen; als Dumm⸗ 
koller ift anzuſehen die allmählich oder infolge der akuten Gehirnwaſſerſucht entſtandene, 
unheilbare Krankheit des Gehirns bei der das Bewußtſein des Pferdes herabgeſetzt ift; 

3. Dämpfigkeit (Dampf, Hartſchlägigkeit, Bauchſchlägigkeit) mit einer Gewährfriſt 
von 14 Tagen; als Dämpfigteit iſt anzuſehen die Atembeſchwerde, die durch einen chroni- 
ſchen, unheilbaren Krankheitszuſtand der Lungen oder des Herzens bewirkt wird; 

4. Kehlkopfpfeifen (Pfeiferdampf, Hartſchnaufigkeit, Rohren) mit einer Gewährfriſt 
von 14 Tagen; als Kehlkopfpfeifen iſt anzuſehen die durch einen chroniſchen und unheil⸗ 
baren Krankheitszuſtand des Kehlkopfs oder der Luftröhre verurſachte und durch ein hör⸗ 
bares Geräuſch gekennzeichnete Atemſtörung; f 

5. periodiſche Augenentzundung (innere Augenentzündung, Mondblindheit) mit einer 
Gewährfriſt von 14 Tagen; als periodiſche Augenentzündung iſt anzuſehen die auf inneren 
Einwirkungen beruhende, entzündliche Veränderung an den inneren Organen des Auges; 

6. Koppen (Krippenſetzen, Aufſetzen, Freikoppen, Luftſchnappen, Windſchnappen) 
mit einer Gewährfriſt von 14 Tagen. 


II. Bei Rindvieh: 

1. Tuberkulöſe Erkrankung, ſofern infolge dieſer Erkrankung eine allgemeine Beein⸗ 
trächtigung des Nährzuſtandes des Tieres herbeigeführt iſt, mit einer Gewährfriſt von 
14 Tagen; mie 

2. Lungenſeuche mit einer Gewährfriſt von 28 Tagen. 

III. Bei Schafen: 
Räude mit einer Gewährfriſt von 14 Tagen. 
IV. Bei Schweinen: 
1. Rotlauf mit einer Gewährfriſt von 3 Tagen; FR 
2. Schweineſeuche leinſchließlich Schweinepeſt) mit einer Gewährfriſt von 10 Tagen. 
g 9 2. g 

ii i : ; 

Für den Verkauf folder Tiere, die alsbald geſchlachtet werden ſollen und beſtimmt ſind, 
als Nahrungsmittel für Menſchen zu dienen (Schlachttiere), gelten als Haupimangel 
BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. L Band. 3. Aufl. 39 
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I. Bei Pferden, Eſeln, Mauleſeln und Maultieren: 
Rotz (Wurm) mit einer Gewährfriſt von 14 Tagen. 
II. Bei Rindvieh: 
Tuberkulöſe Erkrankung, ſofern infolge dieſer Erkrankung mehr als die Hälfte des Schlacht ⸗ 


gewichts nicht oder nur unter Beſchränkungen als Nahrungsmittel für Menſchen ge- 
eignet iſt, mit einer Gewährfriſt von 14 Tagen. 


III. Bei Schafen: 
Allgemeine Waſſerſucht mit einer Gewährfriſt von 14 Tagen; als allgemeine Waſſer⸗ 


ſucht iſt anzuſehen der durch eine innere Erkrankung oder durch ungenügende Ernährung 
herbeigeführte waſſerſüchtige Zuſtand des Fleiſches. 
IV. Bei Schweinen: 
1. Tuberkulöſe Erkrankungen unter der in der Nr II bezeichneten Vorausſetzung mit 
einer Gewährfriſt von 14 Tagen; 
2. Trichinen mit einer Gewährfriſt von 14 Tagen; 
3. Finnen mit einer Gewährfriſt von 14 Tagen.“ 


3. Zur Kaiſerl. Verordnung vom 27. 3. 99 iſt noch zu bemerken: a) Eine dertragsmäßige 
Verlängerung oder Abkürzung der Gewährfriſt iſt nach 8 486 zuläſſig und ebenſo iſt nach 9 492 
eine vertragsmäßige Übernahme der Gewährpflicht auch wegen eines nicht zu den Haupt 
mängeln gehörenden Fehlers, ſowie die Zusicherung einer beſtimmten Eigenſchaft 
des Tieres geſtattet. b) Der Verkäufer ſteht geſetzlich in einem Haftungsverhältnis nur zu 
demjenigen, dem er das Tier verkauft hat. Hat mehrmaliger Verkauf jtattgefunden, ſo greift 
ein ſog. Sprungregreß nicht Platz. e) Die gegen Vieh aus verſeuchten Gegenden auf Grund 
des Viehſeuchengeſetzes durch polizeiliche Schutzmaßregeln eingeführte Seuchenſperre und die 
dadurch bewirkte Nichtmarktfähigkeit begründet keinen Gewährsmangel (RG Warn 08 Nr 29). 
d) Zu § 1 Nr 12 iſt zu bemerken, daß es nur auf einem Redaktionsverſehen beruht, 
wenn dort nur das Pferd genannt iſt; zu § 2 II der Verordnung iſt unter Schlacht⸗ 
gewicht dasjenige Gewicht zu verſtehen, welches das Tier ſogleich nach erfolgter Schlach⸗ 
tung gehabt hat. — Im Falle des § 2 II iſt bei tuberkulöſem Rindvieh in der Überweiſung 
des Fleiſches an eine Freibank eine „Beſchränkung als Nahrungsmittel für Menſchen“ zu 
erblicken (Stölzle, Entſch. S. 61 ff., Viehkauf S. 125). S. auch die für den Beſchluß d. Bundesr. 
bei Erl. der Verordn. vom 27. 3. 99 maßgebende Erwägung im RAnz. Nr 130 vom 5. 6. 99. 


§ 483 
Die Gewährfriſt beginnt mit dem Ablaufe des Tages, an welchem die 
Gefahr auf den Käufer übergeht. 
E 1 401 II 418; M 2 254; P 1 735 ff. 
Für den Beginn der Gewährfriſt iſt 8 187 Abf 1 in Verbindung mit § 459 Abſ 1, für 
das Ende § 188 maßgebend. Der Ablauf iſt von Amts wegen zu berüdfichtigen. — 


Über den Übergang der Gefahr bei einem mit Eigentumsvorbehalt des Verkäufers erfolgten 
Verkauf einer beweglichen Sache ſ. § 459. 


8 484 


Zeigt ſich ein Hauptmangel innerhalb der Gewährfriſt, ſo wird vermutet, 
daß der Mangel ſchon zu der Zeit vorhanden geweſen ſei, zu welcher die Ge⸗ 
fahr auf den Käufer übergegangen iſt. 

E 1 402 Gatz 1 II 419; M 2 252 ff.; P 1 735 ff. 


Hat ſich der Mangel innerhalb der Gewährfriſt — oder ſchon vor ihrem Beginn — 
gezeigt, ſo ſteht gegen die alsdann begründete Vermutung dem Verkäufer der Gegen 
beweis offen, daß der Mangel erſt nach dem maßgebenden Zeitpunkt eutſtanden ſei. 


8 485 


Der Käufer verliert die ihm wegen des Mangels zuſtehenden Rechte, 
wenn er nicht ſpäteſtens zwei Tage nach dem Ablaufe der Gewährfriſt oder, 
falls das Tier vor dem Ablaufe der Friſt getötet worden oder ſonſt verendet 
iſt, nach dem Tode des Tieres den Mangel dem Verkäufer anzeigt?) oder 
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die Anzeige an ihn abjendet oder wegen des Mangels Klage gegen den Ver⸗ 
käufer erhebt oder dieſem den Streit verkündet oder gerichtliche Beweis⸗ 
aufnahme zur Sicherung des Beweiſes beantragt. Der Rechtsverluſt tritt 
nicht ein, wenn der Verkäufer den Mangel argliſtig verſchwiegen hats). 

E 1 402 Satz 2 II 420; M 2 254 ff.; P 1 757 (. 

1. Die Verpflichtung des Käufers zur Anzeige des Mangels oder zu einer dem gleich. 
ſtehenden Rechtshandlung innerhalb zweitägiger Ausſchlußfriſt iſt beim Viehhandel ab 
weichend von dem für die allgemeine Gewährleiſtung beſtehenden Grundſatz 
(J. 8 464 A3) vorgeſchrieben, und zwar bei Verluſt der dem Käufer wegen des 
Mangels zuſtehenden Rechte. Der Verkäufer, dem auf ſolche Weiſe die Führung des ihm 
nach § 484 obliegenden Gegenbeweiſes erleichtert werden ſoll, hat hiernach den Ablauf der 
Ausſchlußfriſt, der Käufer die friſtgemäße Erſtattung oder Abſendung der Anzeige oder die 
rechtzeitige Vornahme der ſonſtigen Handlung zu Wahrung der Friſt oder auch das argliſtige 
Verſchweigen des Mangels durch den Verkäufer nachzuweiſen. Aus der Erwähnung der 
Klagerhebung iſt nicht der Schluß zu ziehen, daß dieſe zu den in § 478 Abf 1 vom 
Käufer vorzunehmenden Handlungen als ſelbſtändige Handlung hinzutreten müſſe (RG 
59, 150). N f 

2. In dieſer Anzeige iſt die beſtimmte Angabe des Mangels oder wenigſtens der zur 
Zeit erkennbaren, auf einen Gewähyrſchaftsmangel hindeutenden Merkzeichen der dem Tiere 
anhaftenden Krankheit erforderuch, während die allgemeine Angabe: das Tier fei krank oder 
es leide an einem Gewährſchafts mangel, nicht ausreicht (Stölzle, Entſch. S. 78ff.). Eine be⸗ 
ſtimmte Form iſt nicht erforderlich. — In der Zurücknahme der wegen des Mangels er- 
hobenen Klage liegt nicht ohne weiteres die Zurücknahme der Anzeige (RG IW 05, 4622). 

3. Argliſtiges Verſchweigen des Mangels. Als ſolcher Mangel kommt auch hier nur 
ein Hauptmangel oder ein ihm nach $ 492 gleichgeſtellter Mangel in Betracht, deſſen Nach- 
weis dem Käufer obliegt. } 

Auf Grund ſolcher Argliſt kann übrigens der Käufer auch nach 88 823, 826 innerhalb der 
in § 852 beſtimmten Friſt vorgehen. 99 890 


Die Gewährfriſt kann durch Vertrag verlängert oder abgekürzt werden ). 
Die vereinbarte Friſt tritt an die Stelle der geſetzlichen Frift?). 

E 1 410 II 421; M 2 208 ff.; P 1 748. 

1. Der auf Verlängerung oder Abkürzung der Gewährfriſt gerichtete Vertrag 
bedarf keiner beſonderen Form, kann ſich aber wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten, ins⸗ 
beſondere bei unangemeſſener Abkürzung der Friſt, als nichtig (8 138) herausſtellen. Nur 
vertragsmäßige Verlängerung oder Abkürzung der Gewährfriſt iſt zuläſſig, nicht aber die 
ganzliche Ausſchließung derſelben, da das Beſtehen einer ſolchen Frift bei der geſetzlichen 
Haftpflicht für Hauptmängel nach $$ 482 Abſ 1, 486, 490 Abſ 1 Satz 1 vorauszuſetzen iſt. 
Auch durch Handelsgebräuche und Marktregeln oder durch Gewohnheitsrecht können 
bie geſetzlichen Vorſchriften über die Gewährfriſt nicht geändert werden. § 476 ferner iſt 
anwendbar. 7 ? 8 
2. Die Vertretung der geſetzlichen Friſt durch die vertragsmäßitze gilt insbeſondere 
im Falle des 8 485. 

S 487 


Der Käufer kann nur Wandelung, nicht Minderung verlangen). 

Die Wandelung kann auch in den Fällen der SS 351 bis 353, insbeſondere 
wenn das Tier geſchlachtet iſt, verlangt werden?); an Stelle der Rückgewähr 
hat der Käufer den Wert des Tieres zu vergütens). Das gleiche gilt in anderen 
Fällen, in denen der Käufer infolge eines umſtandes, den er zu vertreten 
hat, insbeſondere einer Verfügung über das Tier, außerſtande iſt, das Tier 
zurückzugewähren. 

Iſt vor der Vollziehung der Wandelung eine unweſentliche Verſchlechterung 
des Tieres infolge eines von dem Käufer zu vertretenden Umſtandes einge⸗ 
treten, ſo hat der Käufer die Wertminderung zu vergüten). 

Nutzungen hat der Käufer nur inſoweit zu erſetzen, als er ſie gezogen hats). 

E je, II 422; m 2 256 fl. P 1 1 802 5 4 ©: 

‚5° Der geſetzli auf Minderung iſt beim Viehverkauf ausge 
nicht aber 15 e auf Schadenserſatz wegen eines Saupe 
39% 
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$ 463 (welcher Erſatz auch in dem durch das Fehlen der zugeſicherten Eigenſchaften herbei 
geführten Minderwert des Tieres beſtehen kann, § 472 greift dann nicht Platz, RG 60, 235) 
und nicht ein etwaiger, auf beſonderer vertragsmäßiger Abmachung beruhender Minde 
rungsanſpruch (RG 60, 236; SW 05, 2855). 

2. Die zugelaſſene Wandlung iſt dadurch erleichtert, daß ſie a) auch in den Fällen 
der §§ 351—353, alfo namentlich bei weſentlicher Verſchlechterung oder beim 
Untergang des Tieres, insbeſondere wenn dasſelbe geſchlachtet ift, bei ſonſtiger verſchuldeter 
Unmöglichkeit der Herausgabe, ſowie bei den in § 353 angeführten Veräußerungen, 
b) in anderen Fällen, in denen der Käufer infolge eines von ihm zu vertretenden Umſtandes, 
insbeſondere einer Verfügung über das Tier, außerſtande iſt, dasſelbe zur ückzugeben, 
verlangt werden kann und in den Fällen unter b namentlich nicht auf Grund des § 854 aus 
geſchloſſen werden kann. — In dem Falle, wenn von mehreren gleichzeitig verkauften 
Viehſtücken einzelne mangelhaft find (Kauf einer Herde) oder wenn eine Kuh und ihr 
Kalb zuſammen verkauft find, gelten die Vorſchriften in § 469 (Stölzle, Entſch. S. 101ff., 
103 ff.). Verzicht auf den Wandlungsanſpruch ift anzunehmen, wenn nach deſſen Geltend⸗ 
machung der Käufer mit Kenntnis des Mangels das Tier zum Schlachten veräußert und da⸗ 
durch die Unmöglichkeit der Rückgabe an den Verkäufer herbeiführt (Stölzle, Entſch. S. 96ff. ). 

3. Bei Durchführung der Wandlung iſt in den Fällen der A 2 a und b dem Käufer 
die Rückgewähr des Tieres nicht angeſonnen, dafür vielmehr die Vergütung des objektiven 
Wertes des Tieres (anſtatt des Schadenserſatzes nach $ 347) auferlegt. Es iſt hierbei der 
(objektive) Wert zugrunde zu legen, den das Tier im Zeitpunkt des Vollzugs der 
Wandlung gehabt hat. 

4. Abgeſehen von den in A 3 aufgeführten Fällen kann der Käufer, wenn vor der Wand⸗ 
lung eine unweſentliche Verſchlechterung des Tieres infolge eines von ihm zu vertretenden 
Umſtandes eingetreten iſt, zwar auf der Wandlung beſtehen, hat aber die Wertminderung 
zu vergüten. Schadenserſatz hat der Käufer dagegen zu leiſten, wenn eine derartige Ver⸗ 
ſchlechterung nach Vollziehung der Wandlung infolge eines von ihm zu vertretenden Um⸗ 
ſtandes erfolgte (OLG 16, 404). 

5. Auch bezüglich des Erſatzes der Nutzungen iſt gegenüber der in § 467 angeführten 
Vorſchrift des 3 347 eine Erleichterung der Wandlung dadurch gegeben, daß Nutzungen vom 
Käufer nur inſoweit zu erſetzen Ind, als er fie wirklich gezogen hat. Er iſt nicht ver⸗ 
pflichtet, Nutzungen aus dem fehlerhaften Tiere zu ziehen. 

6. Auch bei dem mangelfreien Tauſchobjekt kommt § 487 zur Auwendung (beſtr.). 


8 488 


Der Verkäufer hat im Falle der Wandelung ! dem Käufer auch die Koſten 
der Fütterung und Pflege, die Koſten der tierärztlichen Unterſuchung und 
Behandlung ſowie die Koſten der notwendig gewordenen Tötung und Weg⸗ 
ſchaffung des Tieres zu erſetzen?). 

E 1 405 II 423; M 2 259 ff.; P 1 743 ff. 


1. Als Nebenſorderungen zum Wandlungsanſpruch find hier dem Käufer außer 
den ihm nach 88 467, 347, 683 994 zu erſetzenden Aufwendungen noch eine Reihe von 
Erſatzpoſten Uusdrücklich zugeſprochen (RG 52, 166). Der Verkäufer kann hiergegen die von 
dem Käufer bis zur Wandlung aus dem Tier etwa gezogenen Nutzungen aufrechnen. Nur 
die bei ordnungsmäßiger Wirtſchaft angemeſſenen Koſten kommen in Betracht. Die 
Nebenforderungen des § 488 find ſolche im Sinne von 350 8 4 Abs 1 (MG 52, 164). 

2. Weitere Koſten, insbeſondere diejenigen für notwendige Schutzmaßregeln gegen 
Seuchengefahr, kann der Käufer nicht als geſetzliches Zubehör des Wandlungsanſpruchs, 
ſondern nur dann verlangen, wenn der Verkäufer, insbeſondere auch wegen Berſchuldens, 
zum Schadenserſatz verurteilt worden iſt oder ſich vertragsmaßig zu deren Erſatz ver⸗ 
pflichtet hat, oder wenn die Vorausſetzungen auftragsloſer Geſchäftsführung vorliegen. Die 
gleichen Grundſätze gelten auch bezüglich des Anſpruchs des Käufers auf Erfah von Auf⸗ 
wendungen für ein Junges (OLG 8, 74). 8 488 iſt Ausnahmevorſchrift und darf nicht 
ausdehnend ausgelegt werden. Über Trausportkoſten val. Rromm er S. 40; Stölzle 
a. a. O. S. 229; Rh 52, 164; 55, 105. Die Koſten der Mäng elanzeige kann der Käufer 
ohnehin erſetzt verlangen. 


8 489 


Fit Über den Anſpruch auf Wandelung ein Rechtsſtreit anhängig, fo iſt auf 
Antrag der einen oder der anderen Partei die öffentliche Verſteigerung 
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des Tieres und die Hinterlegung des Erlöſes durch einſtweilige Verfügung 
anzuordnen), ſobald die Beſichtigung des Tieres nicht mehr erforderlich ift?). 

EI 406 II 424; M 2 261; P 1 744. 

1. Vorausſetzung für die vom Prozeßrichter zu erlaſſende Anordnung der 
öffentlichen Verſteigerung und der Hinterlegung des Erlöſes iſt hiernach nur, daß a) ein 
Rechtsſtreit über die Wandlung des Tieres (auch infolge einredeweiſer Geltendmachung 
dieſes Rechtes) anhängig (23 1915 Sp. 153910), b) in dieſem die Beſichtigung des Tieres nicht 
mehr notwendig und eh von der einen oder andern Partei ein Antrag ſolcher Art geſtellt iſt. 
Im übrigen kommen die allgemeinen Vorausſetzungen für den Erlaß einer einſtweiligen 
(89620 (30 8 935) hier nicht in Betracht, für andere Fälle iſt 8 489 nicht anwendbar 

20, 183). 

2. Nach Hinterlegung des Erlöſes tritt dieſer an die Stelle des Tieres, To daß dem Ver⸗ 
käufer im Falle der Wandlung anſtatt der Rückgabe des Tieres der hinterlegte Erlös anzu- 
rechnen oder auszuzahlen iſt. 

3. § 461 iſt nicht anwendbar (beftr.). 

8 490 


Der Anſpruch auf Wandelung ſowie der Anſpruch auf Schadenserſatz wegen 
eines Hauptmangels, deſſen Nichtvorhandenſein der Verkäufer zugeſichert 
hat, verjährt in ſechs Wochen von dem Ende der Gewährfriſt an“). Im übri⸗ 
gen bleiben die Vorſchriften des § 477 unberührt. 

An die Stelle der in den SS 210, 212, 215 beſtimmten Friſten tritt eine 
Friſt von ſechs Wochen. 

Der Käufer kann auch nach der Verjährung des Anſpruchs auf Wandelung 
die Zahlung des Kaufpreiſes verweigern. Die Aufrechnung des Anſpruchs 
auf Schadenserſatz unterliegt nicht der im § 479 beſtimmten Beſchränkung !). 

E I 407 II 425; M 2 261 i. B 1 745 ff. 

1. Abweichend von $ 477 ift die Verjährungsfriſt für den Auſpruch auf Wandlung und 
für den Anſpruch auf Schadenserſaß wegen eines Hauptmangels und der Anſprüche aus 
§ 488, deſſen Nichtvorhandenſein der Verkäufer zugeſichert hat, 88 481, 463, auf ſechs 
Wochen lanſtatt ſechs Monate) und der Beginn dieſer Friſt vom Ende der Gewähr ⸗ 
friſt (anftatt von der Ablieferung) ab feſtgeſetzt, während es für den Anſpruch auf Schadens- 
erſatz wegen argliſtiger Verſchweigung eines Hauptmangels bei der gewöhnlichen dreißig. 
jährigen Verjährung verbleibt. Im übrigen gilt § 477, aber keine Aufrechnung, wenn nicht 
nach § 478 Anzeige erfolgte (SeuffA 65, 147). In 8 492 handelt es ſich um Nichthaupt⸗ 
mängel. 

2. Die einredeweiſe Geltendmachung des Wandlungsanſpruchs gegenüber der 
Klage des Verkäufers auf Zahlung des Kaufpreiſes, ſowie die Aufrechnung des Schadens. 
anſpruchs wegen eines Hauptmangels gegen dieſelbe Klage iſt hiernach auch nach Ablauf 
der Verjährungsfriſt nicht von der vorher erfolgten Anzeige oder den fonftigen, ihr gleich- 
geſtellten Maßnahmen im Sinne von 88 478, 479, ſondern nur davon abhängig, daß der Käufer 
rechtzeitig Anzeige nach $ 485 gemacht hat. So kann der mit ſeiner Wandlungsklage wegen 
Verjährung rechtskräftig abgewieſene Käufer eines Pferdes die Zahlung des Kaufpreiſes 
verweigern, wenn er rechtzeitig (5 485) den Mangel der zugeſicherten Eigenſchaft angezeigt 
90 (RS 18. 12. 06 11 227/06). — Anders bei Nichtvereinbarung einer Gewährfriſt im Falle 

es $ 492. 
§ 491 


Der Käufer eines nur der Gattung nach beſtimmten Tieres kann ſtatt 
der Wandelung verlangen, daß ihm an Stelle des mangelhaften Tieres ein 
mangelfreies geliefert wird. Auf dieſen Anſpruch finden die Vorſchriften 
der SS 488 bis 490 entſprechende Anwendung. 

EI 408 II 426; M 2 263; P 1 748. 

Beim Verkaufe eines nur der Gattung nach beſtimmten Tieres ift im Falle der Mangel⸗ 
haftigkeit des gelieferten Tieres nicht nur der in § 480 Abſ 1 zugelaſſene Anſpruch auf Nach. 

eferung einer mangelfreien Kaufſache, ſondern auch der daſelbſt Abſ 2 geregelte Anſpruch 
wegen Nichterfüllung gegeben. Freiheit von Hauptmängeln genügt nicht. Außerdem 
kommen in dieſen Fällen die Vorſchriften der 88 488— 490 (Erfah der Koſten der Fütterung 
und Pflege des fehlerhaften Tieres, Verſteigerung desſelben und Verjährung des Anſpruchs 
auf Wandlung und auf Schadenserſatz) zur entſprechenden Anwendung. 
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übernimmt der Verkäufer die Gewährleiſtung wegen eines nicht zu den 
Hauptmängeln gehörenden Fehlers! oder ſichert er eine Eigenſchaft des 
Tieres zue), jo finden die Vorſchriften der SS 487 bis 491 und, wenn eine Ge⸗ 
währfriſt vereinbart wirds), auch die Vorſchriften der SS 483 bis 485 ent⸗ 
ſprechende Anwendung. Die im § 490 beſtimmte Verjährung beginnt, wenn 
eine Gewährfriſt nicht vereinbart wird, mit der Ablieferung des Tieres“). 

EI 411 II 427; M 2 264 ff.; P 1 718. 

1. Beim Verkauf der in $ 481 aufgeführten Tiergattungen kaun zunächſt die 
Gewährleiſtung wegen eines nicht zu den Hauptmängeln (§ 482) gehörenden Fehlers 
im Sinne von $ 459 Abf 1 übernommen werden (MG Geuffü 58 Nr 4). In dieſem Falle 
gelangen die für die Hauptmängel geltenden 88 487-491 zur entſprechenden Anwendung. 
Wird Gewährleiſtung für alle Mängel übernommen, jo ift, wie die Entſtehungsgeſchichte 
des § 402 ergibt, im Wege der Auslegung zu beſtimmen, ob dieſe Gewährleiſtung nur die Haupt: 
mängel im Sinne des $ 482 oder auch die Mängel im Sinne des § 459 Abf 1 oder auch minder 
erhebliche Mängel umfaſſen ſoll (SeuffA 58 Nr 4). Es gelten die Regeln über die geſetzliche 
Haftung oder die über die vertragsmäßige Haftung des § 492 (RG 60, 56). 

2. Bei Zuſicherung einer (mit den Hauptmängeln nicht zuſammenhängenden) Eigen⸗ 
195 des Tieres im Sinne von 8 459 Abſ 2 gelten ebenfalls die in A erwähnten Vorſchriften. 

och muß dieſe Zuſicherung, um wirkſam zu ſein, die beſtimmte Bezeichnung der Eigenſchaft 
(wozu auch Trächtigkeit einer Kuh gehört), oder die beſtimmte Angabe der als abweſend zu. 
geſicherten Mängel enthalten. Eine allgemeine Anpreiſung, wie z. B.: die verkaufte Kuh ſei 
fehlerfrei und reell oder: fie ſei geſund, iſt regelmäßig ohne Wirkung (Stölzle, Entſch. S. 143 ff.). 
Die Erklärung, das Pferd ſei „völlig geſund“ kann dagegen die Zuſicherung einer E gen 
ſchaft enthalten (RG 15. 5. 12 11 62/02). Dagegen enthält das Verſprechen, daß, wenn 
die verkaufte Kuh nicht innerhalb beſtimmter Friſt kalbe, eine ziffermäßige Minderung am 
Kaufpreiſe oder eine näher an egebene Entſchädigung des Käufers eintreten ſolle, nicht die 
Zusicherung einer Eigenſchaft, Torben eine Nebenabrede, für welche auch die gewöhnliche 
Verjährung gilt (Stölzle a. a. O. S. 151ff., 158 ff.). 4 

3. Bei Vereinbarung einer Gewährfriſt in Verbindung mit der Gewährleiſtung kommen 
außer den 88 487—491 noch die 88 483485 zur entſprechenden Anwendung. Auch die 
Anzeige nach $ 485 wird erfordert (Rd 60, 237; OLG 22, 236). Die Verjährungsfrist 
insbeſondere iſt vom Ablauf der Gewährfriſt ab zu berechnen, die aber auch beſtimmt an- 
gegeben ſein muß. So läuft in dem Falle, wenn die Trächtigkeit eines Viehſtücks mit einem 
beſtimmten Endtermin zugeſichert iſt, die Verjährung von dieſem Endtermin (Gewährfriſt) 
an. Iſt dagegen nur im allgemeinen Trächtigkeit oder Trächtigkeit von einer beſtimmten 
Anzahl Wochen oder ſog. „Kalbgriffigkeit“, d. h. Trächtigkeit von einer ſeitherigen Dauer 
von 24—25 Wochen, zugeſichert, ſo iſt hierin die Vereinbarung einer Gewährfriſt nicht zu 
finden, und es gilt die folgende A 4 (Stölzle a. a. O. ©. 16lff., 183ff). Val. auch Recht 
1917, Nr. 33. Zur Vereinbarung einer Gewährfriſt gehört, daß die ien eine Friſt 
vereinbaren, innerhalb deren die Fehler ſich zeigen müſſen, andernfalls eine Gewähr. 
leiſtung ihrethalben ausgeſchloſſen fein ſoll. 3575 . . 

4. ft eine beſondere Gewährfriſt nicht vereinbart, fo beginut ohne Rückſicht auf die Zeit 
der Entdeckung des Mangels die in $ 490 angeführte Verjährung des Anſpruchs auf Wandlung 
und auf Schadenserſatz mit der Ablieferung des Tieres ($ 477). In dieſem Falle find zur 
Erhaltung der einredeweiſen Geltendmachung des Anſpruchs auf Wandlung, ſowie zur Er: 
haltung der Aufrechnung des Anſpruchs auf Schadenserſat für die Zeit nach Ablauf der Ver. 
jährung die in 88 478, 479 vorgeſchriebene Anzeige und die ihr en Maßnahmen 
nicht entbehrlich (vgl. RG JW 605, 2855; OLG 16, 409 und oben 8 490 A 2). — Iſt beim 
Verkauf eines Pferdes die Vollbluteigenſchaft zugeſichert und vereinbart, daß, ſolange 
der Käufer nicht durch die dem Verkäufer obliegende Lieferung des Pedigrees — der die Voll⸗ 
bluteigenſchaft beweiſenden Urkunde — in die Lage verſetzt ſei, das ne ein der zu⸗ 
geſicherten Eigenſchaft zu prüfen und einen Mangel dieſer Eigenſchaft geltend zu machen, 
ihm feine Gewährleiſtungsanſprüche erhalten bleiben und bis zur 170 5 des Pedigrees 
bezüglich dieſer Anſprüche keine Gewährleiſtungsfriſt laufen ſolle, fo ift eine ſolche Vereinbarung 
nach 88 477, 490 Abſ 1 u. 492 BOB gültig. Sie iſt zwar nicht als eine ſolche über die 
Ned im Sinne der 88 490, 492 anzuſehen, wohl aber als eine Vereinbarung, daß 
die durch 5 490, 492 beſtimmte Verjährungsfriſt von ſechs Wochen vom Tage der Lieferung 
des Pedigrees an zu berechnen ſei (Ach 18. 12. 06 II 226/08; 1. auch 9 477 A 8). Still 
ſchweigende Vereinbarung der Hinausſchiebung des Beginns der ſechswöchigen Verjährungs⸗ 
frist nach Treu und Glauben bei beſtimmtem Vertragsinhalt (Hengſt ſoll decken — JW 
1914, 589%; Warn 1914 Nr 154). 
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Die Borſchriften über die Verpflichtung des Vertäufers zur Gewähr⸗ 
leiſtung wegen Mängel der Sache finden auf andere Verträge, die auf Ver⸗ 
äußerung oder Belaſtung einer Sache gegen Entgelt gerichtet ſind, ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 

E II 429 III 488; P 1 748. 


Im Einklang mit $ 445 finden auch die von 88 459—492 gegebenen Vorſchriften auf 
andere Verträge, welche auf Beräußerung oder Belaſtung einer Sache gegen Entgelt ge⸗ 
richtet find, alſo einerſeits namentlich Hingabe an Erfüllungs Statt (8 365), Tauſch (8 515), 
Schenkung ($ 524 Abs 2), Geſellſchaft ($ 705), Geſellſchaftsauseinanderſetzung (OLG 22, 237; 
RG 4. 10. 11 J 69/11), Gemeinſchaftsteilung (§ 757), Vergleich (§ 779; RG 54, 166) und 
anderſeits auf den entgeltlichen Verpfändungsvertrag (88 1113, 1204; RG 9, 103), entſprechende 
Anwendung. Vgl. im übrigen § 445. — Hat ſich insbeſondere in einem Vergleiche 
der eine Teil verpflichtet eine vom andern Teile käuflich gelieferte Maſchine gegen einen 
Preisnachlaß feſt zu übernehmen, der andere Teil dagegen die Lieferung gewiſſer Maſchinen⸗ 
teile verſprochen, ſo kann nur wegen der vergleichsweiſe gelieferten Erſatzteile gewandelt 
oder gemindert werden, nicht aber begründen Mängel dieſer Teile das Recht auf Rücknahme 
der Maſchine (MG 54, 165). Eine Sonderregelung iſt bei Miete und Pacht (88 537ff.), 
beim Werkvertrag (85 683ff.) und beim Werklieferungsvertrag ($ 651) getroffen. — Auf 
den Fall der Veräußerung eines künftigen aus dem Meiſtgebot in einer Zwangsverſteige⸗ 
rung entſtehenden Rechtes gegen Entgelt iſt $ 459 nicht entſprechend anwendbar. Die 
Anfechtung eines ſolchen Vertrags wegen Irrtums daher zuläſſig (RG 11. 11. II 526/10). 


III. Beſondere Arten des Kaufes 
1. Kauf nach Probe Kauf auf Probe 


S 494 


1) Bei einem Kaufe nach Probe oder nach Mujter?) ſind die Eigenſchaftens) 
der Probe oder des Muſters als zugeſichert anzujehen‘) 5). 
E I 470 II 430; M 2 382, 885; P 2 77. 


1. Allgemeines. Es handelt ſich um eine beſondere Art der Zuſicherung von 
Eigenſchaften des Kaufgegenſtandes ($ 459 Abſ 2), die Vereinbarung, daß die Eigen⸗ 
ſchaften der Probe oder des Muſtere zugefichert fein ſollen. Der Kauf jelbit iſt ein un 
bedingter. Die Vorſchrift iſt HB Art. 340 nachgebildet, die Rechtſprechung hierzu 
alſo noch maßgebend. Der Kauf „unter Bedingung der Probemäßigkeit“ iſt kein Kauf 
im Sinne von 5 494 (ROY 2, 418). Die Vereinbarung kann Sachen aller Art betreffen: 
bewegliche und unbewegliche, vertretbare und nicht vertretbare, beſtimmte Einzelſachen oder 
nur der Gattung nach beſtimmte Sachen. Ob wirklich Kauf nach Probe geſchloſſen wurde, 
iſt nach den Umſtänden des Falles zu beurteilen. Die Hingabe einer Probe oder eines Muſters 
nötigt nicht unter allen Umſtänden zur Annahme eines Kaufes nach Probe. Die Hingabe eines 
Abſchnitts von dem Kleiderſtoff, aus dem ein Kleidungsſtück geliefert werden ſoll, kann auch 
in dem Sinn erfolgen, daß dem Käufer die Anfertigung aus ebendemſelben Tuch zugeſichert 
werden ſoll, von dem das Muſter abgeſchnitten wurde, nicht aber zugeſichert werden ſoll, daß 
der zu liefernde Stoff alle einzelnen Eigenſchaften des Muſters haben ſolle. Dann liegt kein 
Kauf nach Probe vor. Ebenſo können Koſtproben, Ausfallproben, Orientierungsmuſter ohne 
die Abſicht der Zuſicherung ihrer Eigenſchaften für die zu liefernde Ware gegeben werden 
(n 47, 129; 94, 336; RS IW 02 Beil 230%). Iſt eine Wire unter einer landesüblichen 
Bezeichnung, aber ausſchließlich nach Muſter verkauft, ſo genügt der Verkäufer der Ver⸗ 
trag zpflicht durch Lieferung einer dem Muſter entſprechenden Ware auch dann, wenn mit 
der M iſterware tatſächlich die Bezeichnung handelsüblich nicht verbunden iſt (RG 8. 1. 18 

209/17). 


2. Na robe oder nach Muſter. Daß die Probe beim Kaufabſchluſſe vorliegt ode 
der Küuſer behundigt wird, iſt nicht erforderlich und nicht ausreichend. Die Worte des 
Geſetzes haben nicht den Sinn: „nach der in den Händen des Käufers befindlichen Probe“. 
Die Möglichkeit, daß nach einem nicht mehr vorhandenen Muſter gekauft wird, iſt nicht auszu⸗ 
ſchließen. So insbeſondere dann, wenn zuerſt ein Probeſtück gekauft und verbraucht und ſodann 
nach dieſer Probe („mie gehabt“) die größere Beſtellung gemacht wird (RG 23. 2. 04 II 298/03). 
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Die Nichtaushändigung eines Muſters wird oft, wenn ſchon nicht immer, gegen die Annahme 
eines Kaufes nach Probe ſprechen. 

3. Die Eigenſchaften, alfo alle Eigenſchaften. Das iſt indeſſen nicht buchſtäblich zu nehmen. 
Faſt jede Sache hat eine außerordentlich große Menge von — bekannten und unbekannten — 
Eigenſchaften; eine „abſolute“, ausnahmsloſe Übereinſtimmung von Probe und Ware in allen 
Eigenſchaften liegt ebenſo außerhalb des Bereichs der Möglichkeit wie außerhalb des Willens 
der Beteiligten. Sonſt müßten auch verborgene üble Eigenſchaften (Mängel) der Probe als 
mitzugeſichert gelten, während doch in Wirklichkeit für deren Abweſenheit gewährleiſtet werden 
muß (N 5. 2. 04 II 300/03). Welche Eigenſchaften im einzelnen als die Eigenſchaften der 
Probe zu gelten haben, kann nur unter Würdigung der geſamten Sachlage beſtimmt werden. 
Geſteht der Verkäufer zu, daß nach Probe verkauft iſt, behauptet aber eine nur beſchränkte 
Bedeutung des Muſters, fo iſt er beweispflichtig (RG JW 1910, 93812). Einer gleichen Prüfung 
bedarf es für die Frage, ob bei Veränderlichkeit einer Probe ihre Eigenſchaften im Augenblicke 
des Kaufabſchluſſes oder in einem früheren oder ſpäteren Zeitpunkt als zugeſichert gelten 
ſollen. Sobald hiernach feſtſteht, welche Eigenſchaften als zugeſichert zu gelten haben, kann 
es noch weiter zu der Frage kommen, wie genau dieſe Eigenſchaften bei der Ware mit denen 
der Probe übereinſtimmen müſſen, ob insbeſondere geringfügige Abweichungen in dieſen 
Eigenſchaften nach dem wirklichen Willen der Beteiligten, nach Treu und Glauben und nach 
Verkehrsſitte (88 133, 157, 242) geſtattet find (RG 20, 32; 19. 12. 02 II 270/02; 31. 5. 18 
II 34/18; RG Warn 08 Nr 140; RG 13. 12. 07 II 301/07; DRG 3, 206). So ſind z. B. 
beim Kauf nach „Typ“, menn er Kauf nach Probe ift, zumeiſt ziemlich weitgehende Ab⸗ 
weichungen geſtattet. Wenn ein Muſter als „Typ“ bezeichnet wird, ſo heißt das, daß es 
eben nur die typiſchen Eigenſchaften der Ware wiedergibt und die Ware dem Muſter nicht 
in jeder Beziehung zu gleichen braucht (LZ 1915 Sp 3542; Recht 1916, 352 Nr 588). Wenn 
Kalbfelle und nicht Ziegenfelle verkauft ſind, ſchadet es nicht, wenn die vorgelegten Muſter 
Ziegenfelle waren und die Parteien es nicht wußten. Dieſen Muſtern kommt dann nur 
die Bedeutung zu, daß nach Art der Muſter Kalbfelle gekauft wurden (JW 1919, 7100). 
In der Regel gelten jedoch die Eigenichaften des Muſters als zugeticher:- Weicht die 
gelieferte Ware vom Muſter ab, ſo kommt es für den Wandlungsanſpruch daher auf die 
Erheblichkeit des Mangels nicht au (RG 23. 6. 08 III 616/07). Der Käufer kann beim 
Kauf nach Probe nachträglich heimliche Mängel der Ware rügen (NG 20, 39; 95, 47; 
99, 247), da $ 494 unter der Herrſchaft des in § 459 ausgeſprochenen allgemeinen Grund⸗ 
ſatzes der Haftung für Vertragsmäßigkeit fteht. Der Verkäufer haftet für heimliche Mängel 
der Probe. Es kann aber auch ausdrücklich vereinbart werden, daß das Einſtehen für 
heimliche Fehler ausgeſchloſſen und das Muſter ſchlechthin maßgebend ſein ſoll („nur 
nach Muſter“: RG 95, 45). „Genau wie beifolgende Muſter“ (LZ 1914 Sp 277 Recht 1916 
Nr 1091). — Die Hingabe des Muſters kann auch die Gattung der gekauften Ware be⸗ 
zeichnen ſollen. — Bei einem offenſichtlich gewagten Geſchäft iſt eine vorgelegte Probe 
nicht ſchlechthin maßgebend, ſoll oft nur ungefähren Anhalt geben (RG 94, 336). Es iſt 
auch rechtlich zuläſſig, daß der Verkäufer neben den Eigenſchaften der Probe noch 
andere beſtimmte Eigenſchaften zuſichert (RG 13. 2. 06 IL 281/05). 

4. Als zugeſichert anzuſehen. Hiernach gelten weiterhin die 88 459 Abſ 2, 400ff. Die 
Vorſchrift iſt nicht zwingend, ſondern nachgiebig gegen den Willen der Beteiligten. Dieſe 
können einzelne Eigenſchaften der Probe von der Zuſicherung ausnehmen, anderſeits kann 
ſich der Käufer neben den Eigenſchaften der Probe noch andere Eigenſchaften be⸗ 
fonders zuſichern laſſen (RG 27, 165; RG 13. 2. 06 II 281/05; OLG 22, 238). 

5. Für den Beweis der Probemäßigkeit oder der Probewidrigkeit gilt im allgemeinen 
das zu § 459 über den Beweis des Vorhandenſeins oder des Nichtvorhandenſeins der 
zugeſicherten Eigenſchaften Geſagte. Iſt die Probe ausgehändigt, muß der Käufer beweiſen, 
daß nicht nach Probe gekauft ſei (ROgß G. 15, 171). Behauptet der Käufer, der die Ware 
wegen Probewidrigkeit zurückgewieſen hat, das vom Verkäufer vorgelegte Muſter ſei nicht 
das vereinbarte, fo trifft den Verkäufer die Beweislaſt (RG 4. 1. 10 II 161/09). Ob ein 
Beteiligter die Pflicht zur Aufbewahrung der Probe für den Streitfall im Sinne der Über⸗ 
nahme der Beweislaſt bei Verluſt durch ſeine Schuld übernommen hat, iſt nach den Umſtänden 
des Falles feſtzuſtellen. Die Probe kann dem Verkäufer, Käufer oder einem Dritten zur 
Aufbewahrung anvertraut werden. Eine Verpflichtung zur Aufbewahrung beſteht nur 
bei vertragsmäßiger Übernahme (SeuffA 39 Nr 206; 51 Nr 128). Für den Handelsmätler 
nach HGB 8 96. Es liegt aber im eigenen Intereſſe des Käufers, die Probe aufzu⸗ 
bewahren, ſonſt muß er anderweit den Beweis ihrer Beſchaffenheit bringen. Hat der 
Verkäufer den Untergang der Probe verſchuldet, trifft ihn der Beweis für die gegen⸗ 
teilige Beſchaffenheit der Probe. An der Beweislaſt des Verkäufers für die Probemäßig⸗ 
er ber Ware wird nichts geändert (ROH 12, 17; vgl. aber $ 363). Über Beweis der 
Identität der Probe und die Folgen ihres Verluſts vgl. NG 11, 36; 29, 88. 
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Bei einem Kaufe auf Probe oder auf Beſicht!) ſteht die Billigung des 
gekauften Gegenſtandes im Belieben des Käufers ?). Der Kauf iſt im Zweifel 
unter der aufſchiebenden Bedingung der Billigung geſchloſſen. 

Der Verkäufer iſt verpflichtet, dem Käufer die Unterſuchung des Gegen⸗ 
ſtandes zu gejtatten®) ) 5) 6). 

E I 471, 472 II 431; M 2 333, 335; P 2 77, 78. 


1. Kauf auf Probe oder auf Beſicht iſt Kauf unter der aufſchiebenden Bedingung, 
daß Käufer ſpäterhin das Beharren beim Kauf nochmals erklärt. Probieren oder Beſichtigen 
tft — in der Regel — Zweck der Bedingung, aber nicht Vorausſetzung für die Wirkſamkeit 
der Erklärung des Käufers. Weſentlich jedoch ift dem Kauf anf Probe, daß ein Kaufvertrag 
zwiſchen den Beteiligten überhaupt ſchon zuſtande gekommen iſt (RG 94, 287). Der Ber: 
käufer iſt während des Schwebens der Bedingung bereits einſeitig gebunden. Der Käufer 
hat die Rechte und Pflichten aufſchiebend bedingt übernommen. Daß die Billigung auf- 
ſchiebende Bedingung ſei, iſt zwar im Zweifel anzunehmen, ſie kann aber auch als auflöſende 
Bedingung gewollt ſein, etwa wenn der Kaufer ſchon den Kaufpreis bezahlt hat. Auch der 
Kauf auf Beſicht erfordert die Einigung der Parteien über alle weſentlichen Punkte eines 
Kaufes. Er iſt zu unterſcheiden von einem feſten Angebot“ RG 4. 11. 19 II 141/19). Würde 
ein Bevollmächtigter einen Kaufvertrag für ſeinen Vollmachtgeber unter der Bedingung 
abſchließen, daß dieſer die entnommene Probe und damit den Kauf ſelbſt ausdrücklich billigt, 
jo würde darin allein ein „Kauf auf Probe“ noch nicht liegen. Die Auffaſſung, daß der Kauf 
auf Probe lediglich die Natur eines Vorvertrags zu einem ſpäteren Kaufvertrag habe, wider⸗ 
ſpricht dem Wortlaute des Geſetzes. Ob ein Kauf auf Probe von den Parteien gewollt und 
geichloffen iſt, muß nach den Umftänben des Falles entſchieden werden, zumal der Gebrauch 
der Worte: zur Probe, auf Probe, als Probe uſw. im Verkehr ſchwankend it (RG JW 1912, 289). 
Über „Kauf zur Probe vgl. bei 9 438. Wegen der Beweislaſt vgl. $ 433. En Kauf 
auf Probe liegt nicht vor, wenn der Käufer nur für den Fall, daß die gelieferten Ma⸗ 
ſchinen den bedungenen Anforderungen nicht entſprechen würden, berechtigt fein ſollte, 
die Annahme abzulehnen (RG 9. 4. 01 VII 48/01). Auch beim Kauf auf Beſicht iſt der 
Verkäufer nicht ohne weiteres von jeder Gewährleiſtungspflicht für etwaige Sachmängel 
befreit (JW 06, 5497). Maßgebend iſt aber nicht der Abſchluß des Vertrags, ſondern die 
Zeit der Billigung durch den Käufer (IW 1912, 8588). Daher hat der Verkäufer nur 
ſolche Sachmängel zu vertreten, die der Käufer zur Zeit der Billigung weder kannte noch 


infolge grober Fahrläſſigleit nicht kannte (MG 94, 287) 

2. Belieben des Käufers, d. i. volle Freiheit, die Billigung zu erklären oder zu verſagen. 
Der Käufer kann die Billigung auch dann verſagen, wenn die gekaufte Sache mangelfrei 
iſt. Iſt vereinbart, daß die Billigung nur beim Vorliegen von Mängeln verſagt werden darf, 
fo liegt kein Kauf auf Probe im Sinne der 88 495, 496 vor (RG 9. 4. 01 VII 48/01). Gründe 

ür die Verſagung der Billigung braucht der Käufer nicht anzugeben. Fügt er Gründe bei, 
o iſt dies bedeutungslos ſelbſt dann, wenn ſie nicht ſtichhaltig ſind oder ſich nicht auf „den 
gekauften Gegenftand“ beziehen. So z. B. wenn der Käufer die Billigung mit der Begründung 
verſagen ſollte, daß ihm augenblicklich die Mittel zur Bezahlung fehlten. Für die Anwendung 
des § 226 auf die Verſagung der Billigung wird in der Regel, für die Anwendung des $ 226 
auf die Erklärung der Billigung überhaupt kein Raum ſein. 

3. Geſtatten der Unterſuchung. Inwieweit hierzu Übergabe zur Probe und Beſichtigung 
nötig iſt, richtet ſich mangels Vereinbarung nach den Umſtänden des Falles. Der Anſpruch 
auf Geſtattung ift im Klagewege ſelbſtändig verfolgbar, feine Erfüllung im Zwangsvollſtreckungs. 
weg erzwingbar. Der Annahme, daß Zwang zur Geſtattung nur auf dem Wege des $ 888 ZPO 
möglich ſei, kann nicht beigetreten werden. Soweit insbeſondere der Verkäufer verpflichtet 
iſt, Sachen zur Probe zu übergeben, beſteht die Möglichkeit, ihm die Sache zur Übergabe 
an den Käufer behufs Unterſuchung durch den Gerichtsvollzieher wegnehmen zu laſſen. Frei 
ſteht dem Käufer daneben auch noch der Weg der 88 283 u. 326 (OL 20, 183). Der Ver: 
käufer einer Gattungsware, der die Muſterſendung verweigert, kann nicht mit dem Ein- 
wand gehört werden, daß die Ware ſo ſchlecht geweſen fei, daß fie die Billigung des Käufers 
nicht gefunden haben würde. Der Verkäufer muß ſich dann ſo behandeln laſſen, als ob er 
Ware mittlerer Art und Güte geliefert und der Käufer die Ware gebilligt hätte (RG 93, 254; 
Li 1919 Sp 86819. 

4. Kauf auf umtauſch. Der dem Verkäufer vom Käufer eingeräumte Vorbehalt, d 
gekauften Gegelſtand. en er nicht paſſen oder gefallen ſollte, umzutauſchen, denn 1185 
stauf auf Probe in ſich bergen. Die Vereinbarung kann den Sinn haben, daß die Ausübung 
der Befugnis, die Billigung nach 88 495, 496 zu verſagen, an die Bedingung geknüpft ſein 
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ſoll, daß der Käufer vom Verkäufer aus deſſen Vorräten einen andern Gegenſtand zu gleichem 
oder höherem Preiſe kauft. Ob bei einer auf Beſtellung gemachten Auswahlſendung oder 
Muſterſendung ein Kauf auf Probe zugrunde liegt, kann zweifelhaft, wird aber in der Regel 
zu verneinen ſein. Dem Kauf „auf Abruf“ liegt ſtets ein feſtes Kaufgeſchäft zugrunde. 

5. Auch beim Kauf auf Probe geht die Gefahr mit der Übergabe auf den Käufer 
über, denn von da an hat nur er allein die Möglichkeit, über die Sache zu wachen und über 
fie zu verfügen. Der Übergang iſt aber abhängig vom Vorliegen eines unbedingten Kauf⸗ 
vertrags. Erſt wenn der bedingte Vertrag unbedingt geworden iſt, iſt daher auch der 
Gefahrübergang unbedingt. Bis dahin iſt er durch den bedingten Kauf bedingt. 

6. Folgen der Billigung. Hat der Käufer gebilligt, ſo iſt die e des Kaufvertrags 
eingetreten, der Kauf zu einem unbedingten geworden, auch wenn die Billigung vor Ablauf 
der vereinbarten Erklärungsfriſt erfolgte (Seuffel 48 Nr 16). Dies und nicht mehr iſt aus 
$ 495 abzuleiten. Billigung und Mißbilligung find keine rechtsgeſchäftlichen (geſtaltenden) 
Willenserklärungen, ſondern bloße tatſächliche Willenskundgebungen. Die Wirkung tritt ein, 
auch wenn keine Beſichtigung erfolgte (RG 94, 287). Ob in der Billigung eine „Billigung 
des Kaufgegenſtandes“ in dem Sinne liegt, daß der Käufer ihn ſo, wie er iſt, als vertrags⸗ 
gemäß anerkennt und auf das Recht verzichtet, Mängel zu rügen und Gewährleiſtung wegen 
ſolcher zu verlangen, iſt eine Frage, zu deren Löſung $ 495 nichts beiträgt. Nach den 
Umſtänden des einzelnen Falles iſt zu beurteilen, ob die Beteiligten über § 495 hinaus be⸗ 
ſtimmt haben, daß die Billigung auch die Nebenwirkung des Verluſtes des Gewährleiſtungs⸗ 
anſpruchs haben ſoll, und ob die Billigungserklärung auch eine Verzichtserklärung ſolchen 
Inhalts umfaßt. Dabei kann die Dauer der Probefriſt, die Erkennbarkeit der Mängel von 
entſcheidendem Einfluſſe ſein. Ein Rechtsſatz aber des Inhalts, daß durch die Billigung in 
jedem Falle auf ſpätere Geltendmachung der Mängel verzichtet werde, die im Augenblicke 
der Abgabe der Erklärung erkennbar waren, ift nirgends erſichtlich (RG IW 1912, 85818; RG 
22. 6. 12 1 39/12; a. M. Crome 1, 485). Er kann auch nicht aus 8 460 abgeleitet werden; denn 
§ 460 findet beim Kauf auf Probe unmittelbare Anwendung, beſchränkt aber den Verluſt 
der Mängelrüge auf den Fall, daß der Mangel dem Käufer beim Kaufabſchluſſe bekannt oder 
infolge grober Fahrläſſigkeit unbekannt war. Zuzugeben iſt als notwendige Folge des im 
8 460 liegenden Geſetzesgedankens nur ſo viel, daß der Probekäufer nicht nur dann der 
Rüge verluſtig iſt, wenn die Kenntnis oder grob fahrläſſige Unkenntnis des Mangels im 
Augenblicke des Kaufabſchluſſes beſtand, ſondern auch dann, wenn ſie im Augenblicke der 
Billigungserklärung beſtand. Kein Bedenken iſt anderſeits 18 erheben gegen die An⸗ 
nahme, daß in Gewährſchaftsfällen die Gewährfriſt nach der Übergabe des auf Probe ver⸗ 
kauften Tieres neben der Probefriſt laufen kann, und daß die durch $ 377 HGB bei beider 
ſeitigen Handelsgeſchäften dem Käufer auferlegte Pflicht zur unverzüglichen Unterſuchung 
nicht erſt nach dem Ablaufe der Probefriſt eintritt. Der Käufer wird alſo im letzteren Falle, 
wenn er die Probefriſt nicht zur Unterſuchung benutzt hat, nach der Billigungserklärung eine 
wirkſame Mängelanzeige nicht mehr machen und im erſteren Falle nach der Billigungserklärung 
den Hauptmangel nur dann rügen können, wenn die Gewährfriſt ſich über die Probefriſt 
hinaus erſtreckt. Bei Verſagung der Billigung hat der Käufer den ihm zur Probe übergebenen 
Gegenſtand zurückzugeben. Die Koſten der Rückgabe und Rückſendung wird der Käufer zu 
tragen haben, wenn nicht der Verkäufer es im Vertrag übernommen hat, den Gegenſtand 
im Falle der Mißbilligung auf ſeine Koſten zurückzuholen. 


8 496 


Die Billigung eines auf Probe oder auf Beſicht getauften Gegenſtandes 
kann nur innerhalb der vereinbarten Friſt!) und in Ermangelung einer 
ſolchen nur bis zum Ablauf einer dem Käufer von dem Verkäufer beſtimmten 
angemeſſenen Friſt erklärt werden?). War die Sache dem Käufer zum 
Zwecke der Probe oder der Beſichtigung übergeben, ſo gilt ſein Schweigen 
als Billigung). 

E 1 473 II 432; M 2 836, 336; P 2 77, 78; 6 172. 

1. Billigungsfriſt. Vgl. 88 187193. Zu beachten ift, daß bei Gebrauchsgegenſtänden 
die vereinbarte Friſt auch als Gebrauchsfriſt gemeint ſein kann derart, daß dem Käufer zur 
Erprobung der Sache die geſetzte Friſt voll bleiben und die Pflicht zur Erklärung erſt nach 
Ablauf dieſer Friſt obliegen ſoll. Anderſeits kann nach dem Willen der Beteiligten auch eine 
Verkürzung der Gebrauchsfriſt ſich z. B. daraus ergeben, daß der Käufer die Pflicht über⸗ 
nimmt, im Falle der Verſagung der Billigung den gekauften Gegenſtand noch innerhalb 
der Friſt an den Verkäufer zurückgelangen zu laſſen (RG 22. 11. 07 II 297/07). Solange 
der Verkäufer die Unterfuchung nicht geſtattet, läuft die Friſt zur Erklärung nicht. Es hängt 
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nicht vom Willen des Verkäufers ab, ob er die ihm verſpätet zugegangene Billigungserklarung 
gelten laſſen will. § 149 iſt nicht entſprechend anzuwenden, wohl aber 8 150. 

2. Billigungserklärung. Einſeitig mitteilbare, mangels beſonderer Vereinbarung einer 
Form nicht bedürftige Erklärung (vgl. 58 130 —132). 

3. Schweigen als Billigung. Doch kann im Zurückſenden des zur Probe übergebenen 
Gegenſtandes unter Umſtänden die Erklärung der Mißbilligung erblickt werden. 

4. Wer die Koften der Zurückgabe zu tragen hat, iſt aus dem Vertrag oder der Ver⸗ 
kehrsſitte zu entnehmen (ROH 24, 48). 


2. Wiederkauf 
8 497 


) Hat ſich der Verkäufer in dem Kaufvertragee) das Recht des Wieder⸗ 
kaufs vorbehalten), jo kommt der Wiederkauf mit der Erklärung des Ver⸗ 
käufers gegenüber dem Käufer, daß er das Wiederkaufsrecht ausübe, zu⸗ 
jtande‘), Die Erklärung bedarf nicht der für den Kaufvertrag beſtimmten 
Forms). 

Der Preis“), zu welchem verkauft worden iſt, gilt im Zweifel auch für 
den Wiederkauf. 


E 1 476, 477 II 433; M 2 339—8341; P 2 81, 82. 


1. Allgemeines. Es gibt verſchiedene Theorien über das Wiederkaufsrecht (Hohmann, 
Wiederkaufsrecht, 1908). Nach der einen Meinung iſt der Vertrag darüber ein Vorvertrag 
als pactum de vondendo. Dies ſteht aber in Widerſpruch mit § 497, wonach durch die ein 
feitige Erklärung des Berechtigten der Kauf zuſtande kommt. Nach anderen liegt ein 
ſuspenſiv bedingter Rucktauf vor. Wieder andere ſehen im Wiederkauf überhaupt keinen 
Kaufvertrag, ſondern ein einſei iges Rechtsgeſchäft, durch das der Verkäufer ein Schuld- 
verhältnis begründet, das ihn als Käufer und den anderen Teil als Verkäufer berechtigt und 
verpflichtet (nach Schollmayer, Schuld S. 40, ein „Einloſungsrecht“; vgl. auch Gierke, Deutſches 
Privatrecht 3, 499). — Der Verkäufer hat das Recht, durch einſeitige Willenserklärung einem 
bereits im Verkauf abgeſchloſſenen Wiederkaufsvertrag rechtliche Wirkſamkeit zu verleihen. 
Der Wiederkauf iſt bereits Inhalt des Hauptvertrags. Der Vorgang zerfällt in 
zwei Rechtsgeſchäfte uno actu: den urſprünglichen Kauf und den angeſchloſſenen Wiederkauf, 
der unter der aufſchiebenden Bedingung ſteht, daß der Wiederkäufer die Wiederkaufserklärung 
abgibt. Die Erklarung bedarf nicht der Annahme, durch fie kommt unmittelbar und auto 
matiſch der Wiederkauf zuſtande. Sie iſt auch nicht Annahme eines früheren Kaufangebots 
des Käufers. Der urſprüngliche Kaufvertrag muß gültig fein, ſonſt iſt kein Anſchluß möglich 
(RG 74, 1). Nach den Motiven bedeutet das Wiederkaufsrecht ein Reurecht, den Vor⸗ 
behalt des Rücktritts. Ene Befriſtung und Bedingung des Wiederkaufsrechts ſelbſt iſt eben. 
falls möglich. Dann entſteht es erſt mit der Bedingung. Auseinanderzuhalten ſind zwei 
Rechtsvorgänge: die Vereinbarung, daß der Verkäufer berechtigt ſein ſoll, den Kaufgegen⸗ 
ſtand wieder zu kaufen, der Käufer aber verpflichtet, dem Verkäufer auf Verlangen die 
gekaufte Sache wieder zu verkaufen (Wiederkaufsvorbehalt), und die Ausübung des Wieder⸗ 
taufsrechts (Wiederkauf). Die in dem Wiederkaufsvorbehalte dem Käufer auferlegte 
Verpflichtung iſt bedingt durch das Wollen des Verkäufers, alſo des Berechtigten. Die 
Verpflichtung zum Wiederverkauf würde, ſtrenggenommen, lediglich eine Verpflichtung ent⸗ 
halten, mit dem Verkäufer einen Vertrag über den Rückverkauf erſt noch abzuſchließen. 
Das Geſetz geht jedoch weiter. Es vermeidet den Umweg, daß durch die Erklärung des Be⸗ 
rechtigten, er übe ſein Wiederkaufsrecht aus, nur erſt die Verpflichtung des Käufers zum Ab⸗ 
ſchluſſe des Wiederverkaufs eintritt, und läßt unmittelbar den Rechtszuſtand eintreten, der aus 
ber Erfüllung der Wiederverkaufsverpflichtung entſpringt. Durch die Erklärung des Berech- 
tigten wird ſo der Wiederkauf ſelbſt unmittelbar verwirklicht. Da auf dieſe Weile der Ab: 
ſchluß des Wiederverkaufsvertrags erſpart wird, fo ergibt ſich, daß ſchon der Vorbehaltsvertrag 
dem Käufer eine bedingte Verpflichtung auferlegt, das Eigentum an der Sache dem Ver. 
käufer zurückzugewähren (NG 69, 281; RG JW 1911, 3207). 

‚Das Wiederkaufsrecht ift Vermögensrecht, kann ſich auf Kaufgegenſtände jeder Art be- 
ziehen, und feinen Inhalte nach in der Regel im Gegenſatz zum Vorkaufsrecht vererblich 
und veräußerlich, pfändbar und geeignet, zur Konkursmaſſe zu gehören. Der 
Konkursverwalter kann das Recht ausüben. Dies ergibt ſich daraus, daß das Geſetz das hei 
dem gleichartigen Falle des Vorkaufsrechte die Übertragbarkeit und Vererblichkeit im Zweifel 
für ausgeſchloſſen erklärt, beim Wiederkaufsrechte ſchweigt. Anderſeits iſt es nach der Natur 
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des Wiederkaufsrechts möglich, durch Vereinbarung die Übertragbarkeit und Vererblichkeit 
auszuschließen; die Unpfändbarkeit eines ſolchen Wiederkaufsrechts ergibt ſich aus 8 857 ID. 

2. Das BGB kennt nur ein durch Vorbehalt im Kaufvertrag begründetes Wiederkaufs⸗ 
recht. Der Wortlaut zwingt nicht dazu, die Einräumung des Wiederkaufsrechts auf den Fall 
des Vorbehalts im Kaufvertrage ſelbſt zu beſchränken. Ein ſachlicher Grund dazu wuͤrde 
fehlen. Auch M 2, 339 iſt angenommen, daß der Vorbehalt in Ergänzung des Kauf⸗ 
vertrags nachher vereinbart werden kann. Mau wird noch weitergehen und auch die 
Rechtsnachfolger der Kaufvertragſchließenden zur Vereinbarung des Wiederkaufsvorbehalts 
zulaſſen dürfen. Immer aber muß dann das Wiederkaufsrecht nachträglich zum Inhalt 
des urſprünglichen Kaufvertrags erhoben werden. Sofern ein völlig ſelbſtändiger 
Vertrag vorliegt, finden die Regeln des § 497 unmittelbar jedenfalls keine Anwendung. 
Dagegen iſt auf alle Falle ein Vertrag als Eutſtehungsgrund für das Wiederkaufsrecht nötig. 
Sefehliche Wiederkaufsrechte kennt das BGB nicht. Sie können nur kraft Landesrechts auf 
den der Landesgeſetzgebung vorbehaltenen Rechtsgebieten beſtehen. Es gibt alſo nur ein 
perſönliches obligatoriſches Wiederkaufsrecht, kein dingliches. Der Wiederkaufsanſpruch 
kann aber durch eine Vormerkung dinglich geſichert werden, wenn er auf ein Grundſtück 
oder Recht an einem Grundſtück geht (RG 69, 281). Sonſt wirkt es gegen einen Dritten ſelbſt 
dann nicht, wenn er beim Erwerb der Sache das Wiederkaufsrecht gekannt hat. Unter Um⸗ 
ſtänden kann jedoch ein Schadenserſatz nach $ 826 begründet ſein. 

3. Ein Wiederkaufsvorbehalt im eigentlichen Sinne iſt dann nicht gegeben, wenn die 
Vereinbarung dahin geht, daß der Käufer die Kaufſache auf Verlangen nicht an den Ver⸗ 
käufer oder ſeine Rechtsnachfolger, ſondern an einen Dritten im Wiederverkaufswege zuruck ⸗ 
zugewähren verpflichtet ſein ſoll. Nach dem allgemeinen Grundſatze der Vertragsfreiheit 
auf dem Gebiete des Rechtes der Schuldverhältniſſe und nach der Beſtimmung des $ 328 iſt 
es jedoch möglich, dem Dritten die gleichen Rechte einzuräumen, die fi der Verkäufer durch 
den Wiederkaufsvorbehalt ſichern kann. Ergibt ſich dies als der Wille der Vertragſchließenden, 
fo werden auf das Rechtsverhältnis außer den 88 328ff. auch die 98 497 ff. anzuwenden fein 
(RIA 9, 263). Überhaupt kein Wiederkauf kommt dann in Frage, wenn der Gegenſtand, 
der dem Berechtigten zu gewähren iſt, nicht der verkaufte Gegenſtand iſt. Iſt ein Inbegriff 
von Gegenſtänden verkauft und dabei ein Wiederkaufsrecht derart bedungen, daß Einzelftüde, 
die inzwiſchen vom Käufer als Erſatz für abgegangene oder fonft zur Erganzung nachgeſchafft 
find, im Falle der Geltendmachung des Wiederkaufsrechts dem Wiederkäufer zum Ankaufs⸗ 
oder Schätzungspreis mit übergeben werden ſollen, ſo kann von einem Wiederkauf jedenfalls 
dann nicht geſprochen werden, wenn der ganze Beſtand ſich derart geändert hat, daß von den 
urſprünglich verkauften Stücken keines mehr vorhanden iſt. Einer entſprechenden Anwendung 
der Grundſatze über den Wiederkauf ſteht jedoch, wenn fie ſich als im Willen der Beteiligten 
gelegen erweiſt, kein Hindernis im Wege (NG 20. 4. 06 IV 380/05). Auch dem Kaufer 
kann ein Wie derverkaufsrecht vorbehalten werden. Es iſt im BGB nicht geregelt, die 
Vorſchriften des $ 497 find aber entſprechend anzuwenden. , 

4. Durch die Erklärung, die als einfeitig mitteilbare Erklärung einer Aunahme nicht be⸗ 
darf, erhält der bisherige Wiederkaufsberechtigte die Stellung des Wiederkäufers, ſein Gegner 
die des Wiederverkäufers, der früher verkaufte Gegenſtand iſt zurückverkauft. Die Erklärung 
braucht nicht tempore opportuno zu geſchehen (RG 37, 281). Sie kann auch eventuell mit 
der Anfechtung des urſprünglichen Kaufes abgegeben werden (RG 97, 2760. 

5. Die Vorſchrift tritt der Annahme entgegen, daß die Erklärung, das Wiederkaufsrecht 
ausüben zu wollen, den Formbeſtimmungen für den Kaufvertrag unterliege, weil 
ſie den Wiederkauf verwirklicht. Der Hauptfall, den das Geſetz im Auge hat, iſt der des 
$ 313. Handelt es ſich um ein Grundſtück, fo ſoll die Erklärung über die Ausübung des 
Wiederkaufsrechts dem Zwange des 8 313 nicht unterliegen. Mitgetroffen ſind aber auch die 
Fälle, in denen für den Kaufvertrag durch Parteivereinbarung eine beſondere Form be⸗ 
ſtimmt iſt. Haben die Beteiligten für die Erklärung der Ausübung des Wiederkaufsrechts 
ſelbſt eine beſondere Form beſtimmt, ſo iſt deren Beobachtung erforderlich. 

Welcher Form die Vereinbarung über den Wiederkaufsvorbehalt bedarf, ſagt das 
Geſetz nicht ausdrücklich. Soweit der Vorbehalt in dem urſprünglichen Kaufvertrag 
als deſſen Beſtandteil enthalten ift, erſtrecken fich die Formbeſtimmungen für den Hauptverlrag 
ohne weiteres auch auf den Vorbehalt. Iſt der Vorbehalt aber nachtrag lich ſelbſtändig ver- 
einbart, fo muß auch die Frage der Form für ihn ſelbſtändig gelöst werden. Bezieht er ſich auf 
ein Grundſtück, fo iſt $ 313 anzuwenden; denn durch die Vorbehaltsvereinbarung übernimmt 
der Käufer die nur durch das Verlangen des Verkäufers bedingte Verpflichtung, das Eigentum 
an dem Kaufgegenſtande zurückzuübertragen (RG 21. 1. 11. V 282/10). Fraglich kann 
fein, inwieweit ein ohne die Beobachtung der Form des $ 313 Satz 1 geſchloſſener Vertrag über 
die Einräumung des Wiederkaufsrechts nach § 313 Satz 2 durch die Auflaſſung und Eintragung 
in das Grundbuch gültig wird. Daß die Heilung jedenfalls eintritt, wenn nach Ausübung 
des Wiederkaufsrechts der Wiederkäufer zur Eintragung gelangt, kann keinem Zweifel unter 
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liegen. Zweifelhafter ift, ob auch ſchon die Eintragung des Käufers und Wiederkaufsver⸗ 
pflichteten die gleiche heilende Wirkung hat. Die Frage wird zu verneinen ſein für den 
Fall, daß die Wiederkaufsvereinbarung erſt nach der Eintragung des Käufers in das Grund⸗ 
buch getroffen wird, weil in dieſem Falle die Heilung dem Wortlaute des § 313 Satz 2 
widerſtreitet (& JW 1911, 320°), dagegen zu bejahen, wenn die Vereinbarung vor Ein- 
tragung und Auflaſſung des Käufers erfolgte. Im übrigen wird die Heilung auch dann 
anzunehmen ſein, wenn die Wiederkaufsvereinbarung lediglich als Nebenabrede des Kauf⸗ 
vertrags erſcheint. 

6. Nicht der vereinbarte, ſondern der wirklich empfangene Preis iſt maßgebend (RG 
5, 199: für preußiſches Landrecht). Der Wuchereinwand gegen den Wiederkaufspreis iſt 
nicht möglich, wenn die geſetzliche Präſumtion zutrifft, wohl aber, wenn er abweichend von 
der Vermutung des Abſ 2 vereinbart worden iſt. 


8 498 


Der Wiederverkäufer iſt verpflichtet!), dem Wiederkäufer den gekauften 
Gegenſtand nebſt Zubehör?) herauszugeben“). 

Hat der Wiederverkäufer vor der Ausübung des Wiederkaufsrechts 
eine Verſchlechterung, den Untergang oder eine aus einem anderen Grunde 
eingetretene Unmöglichkeit der Herausgabe des gekauften Gegenſtandes ver⸗ 
ſchuldet oder den Gegenſtand weſentlich verändert, ſo iſt er für den daraus 
entſtehenden Schaden verantwortlich. Iſt der Gegenſtand ohne Verſchulden 
des Wiederverkäufers verſchlechtert oder iſt er nur unweſentlich verändert, 


ſo kann der Wie derkäufer Minderung des Kaufpreiſes nicht verlangen“). 
E 1 478 II 434; M 2 342, 343; P 2 82—86. 


1. Die Verpflichtung des Wiederverkäufers ift nur perſönliche Verpflichtung; ding · 
liche Wiederkaufsrechte können im Anwendungsbereiche des BOB ſeit deſſen Inkrafttreten 
nicht mehr beſtellt werden (EG Art 189). Vor dem Inkrafttreten des BGB entſtandene 
dingliche Wiederkaufsrechte bleiben mit dem früheren Rang und Inhalt beſtehen (EG Art 184). 
Iſt hinſichtlich eines verkauften Grundſtücks das Wiederkaufsrecht vorbehalten, ſo kann zur 
Sicherung des Anspruchs des Wiederkäufers auf Herausgabe nach $ 883 eine Vormerkung 
in das Grund buch eingetragen werden, und zwar nicht erſt nach Ausübung des Wieder⸗ 
1 BL ſchon nach der Vereinbarung über den Wiederkaufsvorbehalt (RG 69, 281; 

* 0 26 — * 

Die Aufzählung der Verpflichtungen des Wiederverkäufers im 8 498 ift nicht erſchöpfend. 
Hilfsweise find die allgemeinen Vorſchriften über die Verbindlichleiten des Verkäufers beim 
Kauf heranzuziehen, ſoweit nicht die beſonderen Verhältniſſe des Wiederkaufs entgegenſtehen. 

2. Zubehör. Alles, was im Augenblick der Geltendmachung des Wieder ⸗ 
verkaufsrechts Zubehör ift (58 97, 98). Damit ift der Wiederverkäufer indeſſen der Ver⸗ 
antwortlichkeit für die im Augenblick feines Erwerbs der Sache vorhandenen Zubehörſtucke 
nicht entbunden. Hat er ſolche ohne genügenden Erſatz beſeitigt und dadurch den Gegenstand 
verſchlechtert, fo iſt er nach Abſ 2 ſchadenserſatpflichtig. Nicht mit herauszugeben iſt ſolches 
Zubehör, das zu einer Einrichtung gehört, die der Wiederverkäufer nach § 500 Satz 2 vor der 
Herausgabe des verkauften Gegenſtandes wieder wegnimmt. Die Nutzungen ſind nicht 
herauszugeben, aus dem vergüteten Kaufpreis ſind auch keine Zinſen zu entrichten. 

3. herauszugeben: in der Faſſung abweichend vom 8433, der den Verkäufer für verpflichtet 
erklärt, dem Käufer die Sache zu übergeben, und das Eigentum zu verſchaffen; ge- 
meint iſt aber auch hier dasſelbe, wie fi) aus 8 499 ergibt. Ebenſo verſteht es ſich von ſelbſt, 
daß der Wiederkäufer den Preis zu zahlen hat. Die beiderſeitigen Leiſtungen ſind Zug um 
Zug zu erfüllen. 2 f n g 

4. Haftung für Sachmängel und Herausgabeunmöglichkeit. Die Vorſchrift des Abſ 2 
zieht der Haftunasverbindlichkeit des Wiederverkäufers weſentlich engere Schranken als ſie 
in den allgemeinen Vorſchriften über die Haftungsverbindlichkeiten des Verkäufers geſetzt 
find. Frei iſt der Wiederverkäufer vor allem von der Haftung für alle Mängel, die der Gegen⸗ 
ſtand ſchon hatte, als er ihn vom Verkäufer bekam. Aber auch die von da ab bis zur Ausübung 
des Wiederkaufsrechts eingetretenen Verſchlechterungen hat er nur dann zu vertreten, wenn 
ſie nicht unweſentlich ſind und er ſie verſchuldet hat. Daraus, daß das Geſetz dem Wieder: 
verkäufer im Falle unverſchuldeter Verſchlechterung des Kaufgegenſtandes das Recht auf 
Schadenserſatz und auf Kaufpreisminderung verſagt, wird nicht geſchloſſen werden dürfen, 
aß es ihm in dieſem Falle doch die Wandlung geſtatten will. Man wird vielmehr an⸗ 


zunehmen haben, daß für dieſen Fall die Vorſchriften der 88 459—493 über die Gewähr ⸗ 


ad" 


622 Recht der Schuldverhältniſſe Einzelne Schuldverhältniſſe 


leiſtung wegen Mängel der Sache überhaupt nicht anzuwenden ſind und daß der Wieder⸗ 
käufer gegebenenfalls auf die Anfechtung ſeiner Wiederkaufserklärung gemäß 88 119 ff. 
angewieſen iſt. 

Iſt die Unmöglichkeit der Herausgabe des gekauften Gegenſtandes in der Zeit von der 
Übergabe an den Käufer bis zur Ausübung des Wiederkaufsrechts ohne Verſchulden des 
Wiederverkäufers eingetreten, ſo ſind die 88 323, 281 anzuwenden. Für den Fall des Ein⸗ 
tritts der Verſchlechterung oder der Unmöglichkeit der Herausgabe in der Zeit nach der 
Ausübung des Wiederkaufsrechts gelten die allgemeinen Grundſätze uneingeſchränkt. 


8 499 


Hat der Wiederverkäufer vor der Ausübung des Wiederkaufsrechts über 
den gekauften Gegenſtand verfügt, ſo iſt er verpflichtet, die dadurch be⸗ 
gründeten Rechte Dritter zu beſeitigen!). Einer Verfügung des Wieder⸗ 
verkäufers ſteht eine Verfügung gleich, die im Wege der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung oder der Arreſtvollziehung oder durch den Konkursverwalter 
erfolgte). 

E I 478 II 434; M 2 343; ® 2 85, 86. 


1. Rechte Dritter. Der Wiederkaufsvorbehalt hindert den Käufer weder rechtlich, über 
den gekauften Gegenſtand durch Veräußerung oder Belaſtung zu verfügen, noch verpflichtet 
er ihn, ſolche Verfügung zu unterlaſſen. Anderſeits wird aber auch der Käufer durch die Ver⸗ 
fügung über den gekauften Gegenſtand von ſeiner Verpflichtung, den Gegenſtand im Falle 
der Geltendmachung des Wiederkaufsrechts dem Wiederkäufer herauszugeben, nicht befreit. 
Er verfügt auf ſeine eigene Gefahr. Seine Sache iſt es, bei der Verfügung dafür zu ſorgen, 
daß ihm die Erfüllung der Verbindlichkeit, im Falle der Geltendmachung des Wiederkaufs⸗ 
rechts die von ihm begründeten Rechte Dritter zu beſeitigen, nicht unmöglich wird. Er hat 
darum die etwa durch die Verfügung entſtandene Unmöglichkeit der Leiſtung zu vertreten 
und den daraus entſtehenden Schaden zu erſetzen (8 408). 

2. Zwangsvollſtreckung. Nicht jede Verfügung im Wege der Zwangsvollſtreckung fällt 
unter Satz 2. Wird dem Käufer im Entwehrungsſtreite die gekaufte Sache entzogen, ſo kann 
der Verkäufer ſich nicht auf Satz 2 berufen. Das gleiche gilt für den Fall der Zwangsenteig 
nung und der zwangsweiſen Belaſtung aus öffentlichrechtlichen Gründen. Es muß aber auch 
für den Fall gelten, daß bei Gemeinſchaft nach Bruchteilen ein Anteil unter Wiederkaufs⸗ 
vorbehalt verkauft ift und daß hinterher auf den Antrag eines andern der gemeinſchaftliche Gegen. 
ſtand zum Zwecke der Aufhebung der Gemeinſchaft nach den Vorſchriften des Pfandverkaufs 
oder im Wege der Zwangsverſteigerung veräußert wird. Denn in allen dieſen Fällen iſt die 
Veräußerung (oder Belaſtung) überhaupt nicht auf den Käufer zurſckzuführen; er kann darum 
auch nicht gehalten ſein, ſie zu vertreten. 


8 500 


Der Wiederverkäufer kann für Verwendungen), die er auf den gekauften 
Gegenſtand vor dem Wiederkaufe gemacht hat, inſoweit Erſatz verlangen, 
als der Wert des Gegenſtandes?) durch die Verwendungen erhöht iſt. Eine 
Einrichtung, mit der er die herauszugebende Sache verſehen hat, kann 
er wegnehmen?). 

E 1 479 II 435; M 2 344; P 2 84, 87, 88; 6 173, 174. 


1. Verwendungen. Im Gegenſatze zu E 1 479 unterſcheidet das Geſetz nicht zwiſchen not 
wendigen und nicht notwendigen Verwendungen. Da der Wortlaut klar iſt und auch der Zu⸗ 
ſammenhang mit den übrigen Geſetzesvorſchriften keinen Zweifel bringt, iſt für eine Aus. 
legung dahin, daß werterhöhende Verwendungen keinen Erſatzanſpruch begründen, wenn 
ſie notwendig waren, kein Raum. Die Auslegung iſt um jo mehr abzulehnen, als fie zu un- 
angemeſſenen Ergebniſſen führen müßte. Wer das Dach des unter Wiederkaufsvorbehalt 
gekauften Hauſes neu decken läßt und dadurch den Wert des Hauſes um 1000 Mt. erhöht, ſollte 
Erſatanſpruch haben, wenn die Maßregel nicht notwendig war, nicht aber, wenn fie notwendig 
war? Dieſe Annahme kann auch nicht durch den Hinweis darauf gerechtfertigt werden, daß 
nach 8 498 Abſ 2 der Wiederverkäufer verpflichtet fei, den gekauften Gegenſtand vor Untergang 
und Verſchlechterung zu ſchützen. § 500 bezieht ſich nur auf Verwendungen vor der Aus- 
übung des Wiederkaufs. Für ſpätere vgl. § 450. , 

2. Wertmaßſtab. Die Frage der Werterhöhung ift nach ſachlichem Maßſtabe zu prüfen. 
Dem Wiederverkäufer kann der Erſatz von Verwendungen nicht verſagt werden, die den Wert 
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der Sache für jedermann erhöhen, wenn auch der Wiederkäufer nach feinen beſonderen Ver ⸗ 
hältniſſen daran kein Intereſſe haben ſollte. Anderſeits kann dem Wiederkäufer der Erſatz 
von Verwendungen nicht zugemutet werden, die den Wert einzig nur in der Hand des Wieder⸗ 
verkäufers erhöhen. Zu vergleichen iſt der Wert, den der Gegenſtand im Augenblicke der Hin⸗ 
gabe an den Käufer hatte mit dem Werte, den er infolge der Verwendungen im Augenblicke 
der Herausgabe an den Wiederkäufer hat. Ein in der Zwiſchenzeit vorhanden geweſener, 
bei der Herausgabe aber nicht mehr vorhandener Mehrwert kommt nicht in Betracht. Nach 
Prot 2, 88 ſoll für die „Frage der Bereicherung des Wiederkäufers“ maßgebend fein nicht 
der Zeitpunkt der Herausgabe der Sache, ſondern der Zeitpunkt des Abſchluſſes des Wieder ⸗ 
kaufs. In den Geſetzesworten hat dieſe Abſicht der Kommiſſion II. Leſung keinen Ausdruck 
gefunden. Die Natur des in Frage kommenden Erſatzanſpruchs aber deutet auf den Zeitpunkt 
der Herausgabe. Der Erſatzanſpruch des § 500 iſt feiner Natur nach Bereicherungsanſpruch 
im Gegenſatze zu dem des § 450, dem der Bereicherungsgedanke fern liegt. Die Bereicherung 
aber iſt erſt im Augenblicke der Leiſtung vorhanden, wenn der Wiederkäufer mehr erhält, 
als er hingegeben und als er zu beanſpruchen hat. Den Zeitpunkt der Abgabe der Wiederkaufs⸗ 
erklärung als maßgebend anzunehmen ift aber auch kaum vereinbar mit Satz 2 des § 500. 

3. Wegnahme von Einrichtungen. Vgl. 8 258. Zur Wegnahme von Einrichtungen 
iſt der Wiederverkäufer nur berechtigt, nicht verpflichtet. Iſt infolge der Einrichtung der Gegen: 
ſtand verſchlechtert oder weſentlich verändert, jo kommt 8 498 Abf 2 zur Anwendung. Hat die 
Einrichtung eine Verbeſſerung und Werterhöhung zur Folge, ſo kann der Wiederverkäufer 
für feine Verwendungen darauf nach Abf 1 Erſatz verlangen; der Wiederkäufer kann die Erſatz⸗ 
leiſtung nicht mit dem Hinweiſe auf das Recht zur Wegnahme verweigern. 


§ 501 


) Iſt als Wiederkaufpreis der Schätzungswert vereinbart, den der ge⸗ 
kaufte Gegenſtand zur Zeit des Wiederkaufs hat, ſo iſt der Wiederverkäufer 
für eine Verſchlechterung, den Untergang?) oder die aus einem anderen Grunde 
eingetretene Unmöglichkeit der Herausgabe?) des Gegenſtandes nicht ver⸗ 
antwortlich, der Wiederkäufer zum Erſatze von Verwendungen nicht ver⸗ 
pflichtet“). 


C 1 480 II 436; M 2 344, P 2 12. 


1. Wiederkauf zum Schätzungswert. Während die 88 498 Abſ 2, 500 von der Unter- 
ſtellung ausgehen, daß die Vertragſchließenden durch Beſtimmen des Verkaufspreiſes zum 
Wiederkaufspreiſe ausdrücken wollen, der verkaufte Gegenſtand ſolle im Falle des Wiederkaufs 
fo herausgegeben werden, wie ihn der Käufer erhalten hat, unterftellt $ 501 für den Fall des 
Wiederkaufs zum Schätzungswert, daß die Sache in dem Zuſtande wiedergekauft ſein ſoll, 
in dem ſie ſich bei der Ausübung des Wiederkaufsrechts befindet. Den Beteiligten ſteht ſelbſt⸗ 
verſtändlich im einen wie im andern Falle frei, anders zu beſtimmen. a , 

2. Keine Haftung für Verſchlechterung und Zerſtörung. Der Gegenfat, in den ſich 
$ 501 zu $ 498 Abs 2 hinſichtlich der Verſchlechterung und des Untergangs ftellt, läßt keinen 
Zweifel, daß der Wiederverkäufer dem Wiederkäufer gegenüber auch dann nicht für den 
Schaden haften ſoll, wenn die Verſchlechterung oder Zerſtörung durch unvorſichtiges oder 
abſichtliches Handeln des Wiederverkäufers herbeigeführt iſt. Von einem Verſchulden kann 
hier überall nicht die Rede ſein, weil der Wiederverkäufer, anders als im Regelfalle des 8 498, 
von vornherein nicht verpflichtet iſt, den Kaufgegenſtand unverſehrt herauszugeben. Ab⸗ 
weichendes können natürlich die Parteien vereinbaren. Nur für den Fall wird man eine 
Ausnahme machen müſſen, daß der durch den Wiederkaufsvorbehalt Verpflichtete die Ver- 
ſchlechterung oder Zerſtörung arglistig gerade zu dem Zwecke herbeiführt, um den Wieder⸗ 
tauf unmöglich zu machen. Denn, daß auch dies im Sinne beider Beteiligter gelegen ſein 
ſollte, kann unmöglich unterſtellt werden. 5 

3. Unmöglichkeit der Herausgabe. Die Veräußerung des Kaufgegenſtandes an einen 
Dritten macht an ſich die Erfüllung der Wiederverkaufsverpflichtung nicht unmöglich. Das 

eſetz hat in 8 499 beſtimmt, daß der Käufer, wenn er vor der Ausübung des Wiederkaufs⸗ 
rechts über den gekauften Gegenſtand verfügt, im Falle des Wiederkaufs die dadurch begrün⸗ 
deten Rechte Dritter zu beſeitigen hat. Dieſe Beſtimmung iſt auch auf den Vorbehalt des 
Wiederkaufs zum Schätzungspreiſe anzuwenden. Denn weder der Wortlaut des $ 499 und 
ſeine Stellung im Geſetz, noch ſein Grundgedanke zwingen zur Veſchränkung auf den Fall 
es Wiederkaufs zum Verkaufspreiſe. ge: N 5 
Verwendungen. Werterhöhende Verwendungen find im Schätzungspreiſe ſchon mit. 
vergütet, der Erſatz anderer aber iſt beim Wiederkauf ohnehin grundſätzlich ausgeſchloſſen. 
uch hier handelt es ſich aber wieder nur um ſolche Verwendungen, die vor der Ausübung 
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des Wiederkaufsrechts gemacht ſind. Der Erſatz der nachher vom Wiederverkäufer gemachten 
Verwendung richtet ſich nach S 450. — Einrichtungen, mit denen er die Sache verſehen 
hat, kann der Wiederverkäufer auch im Fall des Wiederkaufs zum Schätzungspreiſe wegnehmen 
(§ 500 Satz 2). 

8 502 


Steht das Wiederkaufsrecht mehreren gemeinſchaftlich zu, jo kann es 
nur im ganzen ausgeübt werden!). Iſt es für einen der Berechtigten er⸗ 
loſchen oder übt einer von ihnen ſein Recht nicht aus!), jo ſind die übrigen 
berechtigt, das Wiederkaufsrecht im ganzen auszuüben) ) b). 

EI 437; M 2 841; P 2 91; 6 174. 


1. Gemeinſchaftliches Wiederkaufsrecht. Ausnahme von $ 420. Gleichviel, ob die Ge⸗ 
meinſchaft von vornherein durch Einräumung des Wiederkaufsrechts an eine Mehrheit von 
Perſonen oder ſpäterhin durch Abtretung oder Vererbung entſtanden iſt, gleichviel ferner, 
ob es ſich um eine Gemeinſchaft zur geſamten Hand oder eine Bruchteilgemeinſchaft handelt, 
gleichviel endlich, ob der herauszugebende Kaufgegenſtand teilbar iſt oder nicht, — der Wieder⸗ 
verkäufer ſoll nicht gezwungen ſein, in die Gemeinſchaft einzutreten. Von Gemeinſchaftlichkeit 
des Wiederkaufsrechts iſt dann keine Rede, wenn das Recht einer Mehrzahl von Perſonen, 
aber jedem für ſich vorbehalten iſt, z. B. wenn ein Vater beim Verkaufe des Anweſens be⸗ 
ſtimmt, daß jedem einzelnen feiner Kinder nach einer beftimmten Reihenfolge das Recht 
des Wiederkaufs zuſtehen ſoll. Auch dann liegt Gemeinſchaftlichkeit des Wiederkaufsrechts 
nicht vor, wenn von mehreren in Bruchteilgemeinſchaft befindlichen Verkäufern eines Gegen⸗ 
ſtandes beim Verkauf jeder ſich für ſeinen Teil das Wiederkaufsrecht vorbehalten hat. 

2. Erlöſchen oder Nichtausübung. Der Wiederverkäufer kann nicht ohne weiteres das 
Wiederkaufsrecht als ausgeübt betrachten, wenn nur ein Teil der gemeinſchaftlich Berechtigten 
die Ausübungserklärung abgibt. Denen, die die Erklärung abgeben, liegt vielmehr ob, darzutun, 
daß die übrigen ihr Recht durch Erlöſchen verloren haben oder nicht ausüben. Die Nichtaus 
übung“ muß im Sinne der endgültigen Verweigerung der Ausübung erfolgen. Nicht jedes 
Zögern kann in dieſem Sinne gedeutet werden. Schwierigkeiten können insbeſondere dann 
entſtehen, wenn die Teilhaber zwar übereinſtimmend gewillt ſind, das Wiederkaufsrecht aus⸗ 
zuüben, aber über den Zeitpunkt der Ausübung verſchiedener Meinung ſind. Es muß ver⸗ 
neint werden, daß alle diejenigen, die nicht dem früheſten Zeitpunkte zuſtimmen, als nicht⸗ 
ausübend zu betrachten find (vgl. übrigens die 88 741 ff.). 3 

3. Ausübung durch die übrigen Berechtigten. Es handelt ſich hier nicht um die formelle 
Berechtigung zur Abgabe der Erklärung, daß das Wiederkaufsrecht ausgeübt werde, ſondern 
um die materielle Wiederkaufsberechtigung. Nur die Übriggebliebenen kommen, als nun⸗ 
mehr allein auf das Ganze berechtigte Wiederkäufer in Betracht, nur zwiſchen ihnen und 
dem Wiederverkäufer entſtehen die Rechte und Verbindlichkeiten aus dem Wiederkauf. 

Die Frage, ob dann, wenn ein Wiederkaufsrecht von mehreren im ganzen ausgeübt iſt, 
einer der Wiederkäufer die Wiederkaufserklärung, ſoweit fie ihn betrifft, nach 88 119ff. an- 
fechten kann, wird zu bejahen ſein. Denn die Ausübung im ganzen vereinigt die mehreren 
zu dieſem Behuf abgegebenen Willenserklärungen nicht zu einer ſo untrennbaren Einheit, 
daß der Wille des einzelnen nicht mehr in Betracht käme (N 65, 405). Dies ſelbſt dann 
nicht, wenn etwa die Willenserklärungen der mehreren Wiederkäufer durch einen Vevollmäch⸗ 
tigten äußerlich einheitlich abgegeben wären. Freilich wird man die Ubrigbleibenden nad) dem 
Ausſcheiden des Aufechtenden an ihre Wiederkaufserklärung ebenfalls nicht, für gebunden 
erachten können, da ſie nur mit dem Ausgeſchiedenen, nicht für ſich allein, Wiederkäufer fein 
zu wollen erklärt haben. Man wird ihnen aber mit Rückſicht auf 3 502 Satz 2 das Recht zuge⸗ 
ſtehen müſſen, ihre Wiederkaufserklärung auch für ſich allein aufrechtzuerhalten. Gleiches 
wird dann anzunehmen ſein, wenn ſich die Erklärung eines der Wiederkäufer hinterher als 
nichtig erweiſen ſollte. 155 

4. Mehrheit von Wiederverkaufsverpflichteten. Der Fall hat im Rahmen der Vorſchriften 
über den Wiederkauf keine Regelung erfahren. Von entſprechender Anwendung des § 502 
kann bei der Grundverſchiedenheit der Lage keine Rede fein. Für die einzelnen in Betracht kom⸗ 
menden Fragen wird neben dem Inhalte des Wiederkaufsvorbehalts ſtets die beſondere Art 
der Gemeinſchaft unter den Verpflichteten zu berückſichtigen fein. Rat Zweifel iſt gemäß 
§ 356 anzunehmen, daß das Wiederkaufsrecht gegenüber mehreren Verpflichteten nur ge; 
meinſam ausgeübt werden kann. \ „ 

5. Rechtsverhältnis nach der Ausübung des Wiederkaufs rechts. Mit der Ausübung 
des Wiederkaufsrechts find die Rechte und Verbindlichkeiten aus dem Wiederkauf endgültig 
entſtanden. Wie nunmehr zu erfüllen iſt, wenn auf der einen oder andern Seite oder auf beiden 
Seiten eine Mehrheit von Berechtigten oder Verpflichteten vorhanden iſt oder noch eintritt, 
ergibt ſich aus den allgemeinen Geſetzesvorſchriften, iusbeſondere aus den 88 420 ff. 
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§ 503 
Das Wiederkaufsrecht kann bei Grundſtücken nur bis zum Ablaufe von 
dreißig, bei anderen Gegenſtänden nur bis zum Ablaufe von drei Jahren 
nach der Vereinbarung des Vorbehalts ausgeübt werden. Iſt für die Aus⸗ 
übung eine Friſt beſtimmt, ſo tritt dieſe an die Stelle der geſetzlichen Friſt i) 2)s). 
E II 438; M 2 341, 342; P 2 82, 88—90. 


1. Befriſtungszwang. Das Geſet läßt den Wiederkaufsvorbehalt im Gegenſatz zum 
Vorkaufsrecht nur auf Zeit zu. Beſtimmen die Vertragſchließenden eine Friſt, jo gilt 
dieſe. Beſtimmen ſie keine Friſt, ſo gilt die geſetzliche Friſt. Nach Wortlaut, Sinn und Zweck 
des $ 503 iſt zweifellos, daß die geſetzlichen Friſten für den Fall Zwangsfriſten find, daß die 
Parteien dem Verkäufer und ſeinen Rechtsnachfolgern das Wiederkaufsrecht für immer 
einräumen. Der Wille der Beteiligten iſt inſoweit eingeſchränkt, daß ihnen unmöglich 
gemacht iſt, unbefriſtete Wiederkaufsrechte einzuräumen. Sie können anderſeits nicht nur 
kürzere, ſondern auch längere Friſten beſtimmen als die geſetzlichen. Wird die Friſt jedoch ſo 
weit erſtreckt, daß nach den Umſtänden die Einräumung des Wiederkaufsrechts auf unbeſchränkte 
Zeit vorliegt, ſo treten die geſetzlichen Friſten in Kraft. Auch bei Grundſtücken iſt das 
Wiederkaufsrecht kein dingliches. 

2. Berechnung der Friſten, SS 187ff. Die Friſt iſt eine Ausſchlußfriſt und beginnt 
mit dem Tage, der auf die Einräumung des Vorbehalts folgt, gleichviel ob das Wiederkaufs⸗ 
recht im Kaufvertrage ſelbſt oder ſpäterhin durch eine neue Vereinbarung eingeräumt wird. 
Fraglich kann ſein, wann ſte beginnt, wenn der Kaufvertrag, dem der Vorbehalt beigefügt 
iſt, ſelbſt aufſchiebend bedingt oder befriſtet iſt. Der Wortlaut ſcheint auch für dieſen Fall auf 
den Vereinbarungstag zu deuten. Der Zweck der Friſtſetzung führt jedoch zu der Annahme, daß 
die Friſt erſt von dem Ablaufe des Tages an zu laufen beginnt, an dem der Kauf infolge des 
Eintritts der Bedingung oder des Ablaufs der geſetzten Friſt in Wirkſamkeit tritt. Denn die 
geſteckte Friſt iſt die Zeit, innerhalb deren der Wiederkauf zuſtehen ſoll. Solange aber der 
Kauf noch nicht in Wirkſamkeit tritt, iſt der Wiederkauf begrifflich ausgeſchloſſen. Dies gilt 
ſowohl für die vereinbarte, wie für die geſetzliche Friſt. Ohne Belang für den Lauf der Friſt 
iſt dagegen die Übergabe der Kaufſache an den Käufer. Die Friſt läuft ſelbſt dann, wenn 
vereinbarungsgemäß die verkaufte Sache dem Käufer überhaupt nicht übergeben wird, wie 
in 1 in denen an Stelle der Verpfändung der Verkauf mit Wiederkaufsvorbehalt 
gewählt wird. . h . 

3. Verjährung. Die Friſten des $ 503 find keine Verjährungsfriſten. Die Grundſätze über 
die Hemmung der Verjährung finden auf ſie auch nicht entſprechende Anwendung. Das 
Wiederkaufsrecht ſelbſt unterliegt, weil kein Anſpruch, nicht der Verjährung. Die durch die 
Geltendmachung des Wiedertaufsrechts entſtandenen gegenſeitigen Anſprüche des Wieder⸗ 
verkäufers und Wiederkäufers aber verjähren nach den gewöhnlichen Vorſchriften der §8 194ff. 


3. Vorkauf 
§ 504 


Wer in Anſehung eines Gegenſtandes zum Vorkaufe berechtigt iſt, kann 
das Vorkaufsrecht ausüben), ſobald der Verpflichtete mit einem Dritten 


einen Kaufvertrag?) über den Gegenſtand geſchloſſen hate). 
E 1 481 II 439; M 2 345, 346; P 2 93—97. 


1. Weſen des Vortaufs rechts. Um nicht beim Kaufbewerb durch andere verdrängt zu 
werden, kann der Kaufliebhaber mit dem künftigen Verkäufer eines Gegenſtandes vereinbaren, 
daß er ihm die Gebote der anderen mitteilt, und ihn im Falle gleich hohen Gebots vor den 
andern als Käufer annimmt. Wenn nur die Vorhand vor anderen Kaufluſtigen zugeſichert 
wird derart, daß der Verkäufer die Ware dem Kaufluſtigen zu einem beſtimmten Preiſe an⸗ 
bieten ſoll, dann iſt noch kein Vorkaufsrecht begründet (RG 31. 5. 07 III 505/06). Die An⸗ 
nahmefriſt für dieſes Angebot beſtimmt ſich nach den allgemeinen Vorſchriften, nicht nach 
$ 510 (Warn 1919 Nr 157). Das Vorkaufsrecht geht erheblich weiter. Es gibt dem Be⸗ 
rechtigten nicht nur einen Anſpruch darauf, daß der Kaufvertrag mit ihm abgeſchloſſen 
wird, fondern eröffnet ihm — in gleicher Weiſe wie das Wiederkaufsrecht — die Möglich- 
keit, von ſich aus den Rechtszuſtand herbeizuführen, der dem Verkauf an ihn entſpricht, 
die Möglichkeit, unmittelbar ohne weitere rechtsgeſchäftliche Tätigkeit des Ver. 
käufers ihm gegenüber in die Rechtsſtellung als Käufer einzutreten. Das Vorkaufsrecht 
iſt inſofern ebenfalls ein bedingtes Einloͤſungsrecht wie das Wiederkaufsrecht. Es gibt 
aber kein Vorkaufsrecht zu einem beſtimmten Preiſe (Warn 1914 Nr 50). Gleich dem 
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Wiederkaufsrechte kann das Vorkaufsrecht durch Vereinbarung beim Verkauf dem Verkäufer 
vorbehalten werden und kommt alsdann dem Wiederkaufsrechte ſehr nahe (SeuffA 39 
Nr 100). Es kann aber auch zugunſten eines jeden anderen ſelbſtändig beſtellt werden. 
Die Beſtellung kann durch Vertrag, insbeſondere als Nebenabrede eines anderen Vertrags 
(Miete, Pacht, Schenkung), fie kann aber auch durch Vermächtnis erfolgen (SeuffA 69 
Nr 127). Der Vertrag über die Beſtellung eines Vorkaufsrechts in Anſehung eines Grund⸗ 
ſtücks bedarf der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung nach 8 318, da durch ihn ſich der 
eine Teil verpflichtet, das Eigentum an dem Grundſtücke dem anderen zu übertragen, wenn 
er darüber mit einem Dritten einen Kaufvertrag ſchließen und der audere das Vorkaufs⸗ 
recht ausüben ſollte (RG 72, 385). Das BGB unterſcheidet ſcharf zwiſchen dem perſön⸗ 
lichen ſchuldrechtlichen Vorkaufsrecht, das es in 88 504—514 regelt, und dem ding 
lichen Vorkaufsrecht in 55 1094—1104. Das ſchuldrechtliche Vorkaufsrecht wieder 
kann ein vertragliches und ein geſetzliches fein, z. B. bei Miterben (88 2034 ff.; OLG 
9, 387) und nach Landesrecht (EG. BGB Artt 65—69, 109). Darüber, ob die Fornworſchrift 
des $ 313 auch für deu Vertrag zur Beſtellung des dinguichen Vorkaufsrechts gilt, vgl. $ 1094. 
Für die Frage der Anwendung des § 313 Satz 2 auf den perſönlichen Vorkaufsvorbehalt 
gilt das gleiche, wie bei dem ganz ähnlichen Falle des Wiederkaufsvorbehalts (nal. $ 497). 

Vormerkung im Grundbuche zur Sicherung des perſönlichen Vorkaufsrechts iſt ebenfo 
wie beim Wiederkaufsrechte möglich (RG 67, 48). Das vorgemerkte Vorkaufsrecht iſt aber 
von dem dinglichen Vorkaufsrecht weſentlich verſchieden. Es kann namentlich einen bei 
dinglichem Vorkaufsrecht unzuläſſigen Inhalt, z. B. feſten Preis, haben. Es iſt auch die 
Vormerkung eines perſönlichen Vorkaufsrechts an einem Recht an einem Grundſtück zuläſſig, 
das nicht ſelbſt einem Grundſtücke gleichſteht. Weiter kann das perſönliche Vorkaufsrecht als 
Realrecht mit dem Eigentum an einem Grundſtück verbunden werden. Ein dingliches 
Vorkaufsrecht mit feſtbeſtimmtem Preiſe kann weder begründet noch vorgemerkt werden 
(Warn 1914 Nr 50; LZ 1914, 475%. 4 ‘ 

2. Kaufvertrag. Unerläßliche Vorausſetzung für den Vorlauf ift der formrichtige 
und rechesgiltige Kaufvertrag zwiſchen dem Verpflichteten und dem Dritten (RG 10. 3. 06 
V 497/05). Die Ausübung des Vorkaufsrechts hängt alſo nicht, wie beim Wiederkauf, vom 
bloßen Belieben des Berechtigten ab. Tauſchverträgen gegenüber kann das Vorkaufsrecht 
auch dann nicht ausgeübt werden, wenn eine größere Barzulage ausbedungen it (RG 
88, 361). Tauſchverträge zur Umgehung des Vorkaufsrechts find ſittenwidrig. Die Einräumung 
eines Ankaufsrechts ohne die Vorausſetzung eines Kaufvertrags zwiſchen dem Verpflichteten 
und einem Dritten erzeugt kein Vorkaufsrecht im Sinne des § 504 (RG 31. 5.07 III 505/06), 
die Ausübung des Vorkaufsrechts hat ohne ſolchen anderweitigen Kauf nicht ſtatt. Die 
Übernahme der Verpflichtung, dem Berechtigten beim kunftigen Abſchluß von anderen Rechts 
geſchäften als Vorkäufer die Vorhand zu laſſen, kann nicht als Einräumung eines Vorkaufs⸗ 
rechts bezeichnet und behandelt werden. So nicht die Verpflichtung eines Komponiſten, 
ſeinem jetzigen Verleger auch das Vorrecht auf ſeine künftigen Kompoſitionen zu laſſen (RG 
79, 156). Auch eine „entſprechende Anwendung“ der Grundſätze über das Vorkaufsrecht 
auf ſolche Fälle iſt nicht möglich. Wird der Gegenſtand durch Tauſch oder Schenkung, Ein- 
bringen in eine Geſellſchaft, veräußert, fo tritt das Vorkaufsrecht nicht in Wirkſamkeit; ein 
etwa vertragsmäßig eingeräumtes Recht, in ſolchen Fällen als Käufer einzutreten, kaun nicht 
als Vorkaufsrecht angeſehen und den 88 504 ff. unterſtellt werden. 8 

3. Geſchloſſen. Es genügt nicht, daß das Angebot des Dritten vorliegt, und daß 
der Verkäufer ſeine Abſicht, das Angebot anzunehmen, dem Vorkaufsberechtigten zur Erflä- 
rung mitteilt, ob er eintrete. Geſchieht dies, und der Vorkaufsberechtigte erklart, daß er das 
Vorkaufsrecht ausübe, fo iſt damit der Vorkauf im Sinne der 88 504 ff. nicht zuſtande ge. 
kommen. (Vgl. auch hierzu RG 79, 156.) Wohl aber kann auf ſolche Weiſe Kauf zwiſchen dem 
Vorkaufsberechtigten und dem Vorkaufsverpflichteten an Stelle des Vorkaufs zuſtande kommen. 
Der Unterſchied iſt wichtig für die Frage der Form, wenn Grundſtücke Kaufgegenſtand ſind. 
Denn dieſer Kauf zwiſchen Vorkaufsberechtigten und Vorkaufsverpflichteten bedarf dann 
der Beurkundung durch Gericht oder Notar, während die Ausübung des Vorkaufsrechts durch 
Erklärung dieſer Form nicht bedarf. Die Mitteilung des Angebots kann aber auch nach anderer 
Seite von Wichtigkeit fein. Erklärt darauf der Vorkaufsberechtigte, daß er von der Ausübung 
des Vorkaufsrechts keinen Gebrauch machen wolle, ſo wird dieſer Erklärung die rechtliche 
Wirkung eines Verzichts auf die Vorkaufsausübung nicht verſagt werden können. Der Ver⸗ 
zicht bedarf jedoch der Annahme (RG JW 1912, 85810. Über Anfechtung der Ausübung 
des Vorkaufsrechts SeuffA 59 Nr 200. Es kann endlich auch von den Parteien vereinbart 
werden, daß ſchon Vorverhandlungen mit dem Dritten das Kaufrecht des Be⸗ 
rechtigten auslöſen (RG 26. 3. 15 III 507/14). 

Als geſchloſſen kann der Kaufvertrag zwiſchen dem Vorkaufsverpflichteten und dem Dritten 
nur dann gelten, wenn er gültig zuſtande gekommen iſt. Ein nichtiger Kaufvertrag bietet 
teine Unterlage für die Ausübung des Vorkaufsrechts. Dagegen hindert die Anfechtbarkeit 
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des vom Vorkaufsverpflichteten mit dem Dritten geſchloſſenen Kaufvertrags die Ausübung 
des Vorkaufsrechts jedenfalls inſoweit nicht, als die Anfechtung dem Dritten zuſteht. Inwieweit 
ein Anfechtungsgrund, der dem Vorkaufsverpflichteten in der Richtung gegen den Dritten 
zuſteht, auch das Rechtsverhältnis zum Vorkaufsberechtigten beeinflußt, iſt nach den beſonderen 
Umſtänden des Falles zu beantworten. Geſchloſſen iſt der Kaufvertrag, auch wenn er an eine 
Bedingung geknüpft iſt. Es beſteht kein innerer Grund, den Vorkaufsfall bei bedingtem 
Kaufabſchluß nicht zuzulaſſen. Das iſt bei der auflöſenden Bedingung ohne weiteres einleuch⸗ 
tend, muß aber auch für die aufſchiebende gelten. Allerdings kann die Bedingung derart ſein, 
daß nur der Käufer, nicht auch der Vorkaufsberechtigte ſie erfüllen kann und für dieſen Fall, 
aber auch nur für dieſen, wenn die Bedingung ernſthaft und nicht nur zur Umgehung des 
Rechtes geſetzt iſt, mag man die Ausübung des Vorkaufsrechts wie im Fall des 8 507 Satz 2 
für ausgeſchloſſen erachten. Iſt zur Wirkſamkeit des Kaufvertrags noch die Genehmi⸗ 
gung einer Behörde erforderlich, liegt noch kein rechtswirkſamer Vertrag vor (RG 
44). 
War der Vertrag zwiſchen dem Vorkaufsverpflichteten und dem Dritten abgeſchloſſen, 
ſo wird die Ausübung des Vorkaufsrechts durch den Berechtigten dadurch nicht behindert, 
daß die Vertragſchließenden nachträglich den Vertrag durch eine Vereinbarung rückgängig 
machen. Dies ſelbſt dann nicht, wenn die neue Vereinbarung erfolgte, bevor der Vorkaufs⸗ 
berechtigte von dem Abſchluſſe des Verkaufs Kenntnis erhalten hatte. Das gleiche gilt für den 
Fall der Auflöſung des Kaufvertrags durch Rücktritt. Vgl. hierzu § 506. kei, 

4. Das Vorkaufsrecht erliſcht nicht durch einfeitige Verzichterklärung des Vorkaufsberech⸗ 
tigten, vielmehr iſt dazu erforderlich eine vertragliche Vereinbarung, alſo ein Erlaßvertrag 
nach § 397 (RG 14. 6. 12 II 145/12). 

5. Das Vorkaufsrecht iſt ausgeſchloſſen a) im Falle von $ 507 Satz 2, b) von $ 511, e) von 
$ 512. Für das dingliche Vorkaufsrecht vgl. 9 1058 Abſ 1. In dieſen Fällen erliſcht das 
Vorkaufsrecht, ohne daß dem Berechtigten ein Entſchädigungsanſpruch gegen den Verpflich⸗ 
teten zuſtünde. 

§ 505 


Die Ausübung des Vorkaufsrechts erfolgt durch Erklärung gegenüber 
dem Verpflichteten. Die Erklärung bedarf nicht der für den Kaufvertrag 
beſtimmten Form!). 

Mit der Ausübung des Vorkaufsrechts kommt der Kauf zwiſchen dem 
Berechtigten und dem Verpflichteten unter den Beſtimmungen zuſtande, 
welche der Verpflichtete mit dem Dritten vereinbart hat)). 

E I 482 II 439; M 2 848, 847; P 2 97100. 


1. Ausübung des Vorkaufsrechts. Vgl. hierzu 8 497 A 4, 5. 

2. Inhalt des Vorkaufs. Durch die Ausübung des Vorkaufsrechts entſtehen zwiſchen dem 
Vorkaufsberechtigten und dem Vorkaufsverpflichteten ganz die gleichen Rechte und Verbind⸗ 
lichkeiten, wie ſie aus dem Kaufvertrage zwiſchen dem Verpflichteten und dem Dritten ent⸗ 
ſpringen. Dies erſtreckt ſich auf alle Bedingungen, Zeitbeſtimmungen und ſonſtigen Haupt⸗ 
und Nebenverabredungen vorbehaltlich allein der Ausnahmen in den 88 506, 507. Iſt dem 
Dritten nur auf Probe verkauft, fo iſt auch der Vorkauf nur Kauf auf Probe, iſt mit dem 

ritten ein Rücktrittsrecht bedungen, ſo haftet es auch dem Vorkauf an. Die Vorſchrift iſt, 
ſoweit fie das perſönliche Vorkaufsrecht regelt, nicht zwingend (RIA 5, 120; 
R 10. 5. 07 II 19/07). Bei der Einräumung des Vorkaufsrechts können alſo die Beteiligten 
anders beſtimmen. Sie können insbeſondere auch einen feſten Vorkaufspreis ſowie den Aus⸗ 
ſchluß von Bedingungen vereinbaren (R 10. 5. 07 1119/07; RG JW 08, 68°). Auf das 
Vertragsverhältnis zwischen dem Vorkaufsverpflichteten und feinem Käufer hat die Ausübung 
des perſönlichen Vorkaufsrechts keinen Einfluß (R JW 1911, 44814). Es ift Sache des 
Horkaufsverpflichteten, den Verkauf fo einzurichten, daß ihm im Falle der Ausübung des 
orkaufsrechts keine Schwierigkeiten entſtehen. Zwiſchen dem Vorkaufsberechtigten und 
dem Käufer, der durch die Ausübung des perſönlichen Vorkaufsrechts ausgeſchloſſen werden 
soll, beſtehen auf Grund dieſes Vorkaufsrechts überhaupt keine unmittelbaren Rechts- 
beziehungen (R 4. 3. 11 V 209/10). Vgl. hierzu 8506. Dem Dritten gegenüber gewährt 
as perſönliche Vorkaufsrecht namentlich keinen Herausgabeanſpruch, auch nicht, wenn er 
im Exwerb des Gegenſtandes das Beſtehen eines Vorkaufsrechts kannte. Nur wenn das 
u. Sg ch im Grundbuch eingetragen iſt, gelten dem Dritten gegenüber die 88 883 Abſ 2 
5 Abf 1. 
, It in einem Geſellſchaftsvertrag einer G. m. b. H. die freie Veräußerlichkeit des 
ſchichaftsanteile nur ont beſchränkt, als bei deſſen Veräußerung den übrigen Geſell. 
chaftern ein Vorkaufsrecht nach $ 505 gegeben iſt, fo kann nicht darüber hinausgehend ein 
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Geſellſchaftsbeſchluß die G. m. b. H. berechtigen, gerade den veräußerten Geſchäftsanteil, 
dem gegenüber ſie das Vorkaufsrecht nicht ausgeübt hat, zum Nennwert einzuziehen. Die 
freie Veräußerlichkeit des Geſchäftsanteils iſt ein Sonderrecht des neu eingetretenen Geſell⸗ 
ſchafters, das ihm nicht gegen feinen Willen genommen werden kann (3 Bl§ 14, 480). 


8 506 


Eine Vereinbarung des Verpflichteten mit dem Dritten, durch welche der 
Kauf von der Nichtausübung des Vorkaufsrechts abhängig gemacht oder dem 
Verpflichteten für den Fall der Ausübung des Vorkaufsrechts der Rütktritt 
vorbehalten wird, iſt dem Vorkaufsberechtigten gegenüber unwirkſam. 

E 1 481 II 440; M 2 346; P 2 97. 

Wirkung von Rücktrittsvorbehalten. Die Gefahr, infolge der Ausübung des Vor: 
kaufsrechts von zwei Käufern auf dieſelbe Sache in Anſpruch genommen zu werden, legt dem 
Vorkaufsverpflichteten nahe, im Kaufvertrage mit dem Dritten für den Fall der Ausübung 
des Vorkaufs das Rückgängigwerden des Kaufs oder den Rücktritt vorzubehalten. Das iſt zum 
Schutze des Verkäufers zuläſſig, gegenüber dem Vorkaufsberechtigten aber ſelbſt dann wir⸗ 
kungslos, wenn der Vorbehalt zu dem Zwecke gemacht fein follte, die Ausübung des Vorkaufs 
auszuſchließen. Andere Rücktrittsvorbehalte gehen nach § 505 in den Vorkauf über. 


8 507 

Hat ſich der Dritte in dem Vertrage zu einer Nebenleiſtung verpflichtet, 
die der Vorkaufsberechtigte zu bewirken außerſtande iſt, ſo hat der Vor⸗ 
kaufsberechtigte ſtatt der Nebenleiſtung ihren Wert zu entrichten). Läßt 
ſich die Nebenleiſtung nicht in Geld ſchätzen, jo iſt die Ausübung des Vor⸗ 
kaufsrechts ausgeſchloſſen; die Vereinbarung der Nebenleiſtung kommt 
jedoch nicht in Betracht, wenn der Vertrag mit dem Dritten auch ohne ſie 
geſchloſſen ſein würde). 

E 1 484 II 441; M 2 348, 349; P 2 100—104. 


1. Ausgleich von Nebenleiſtungen des Drittkäufers in Geld nach dem Schätzungswerte 
zur Zeit der Erfüllung (M). Abweichende Vereinbarung iſt bei der Einräumung des Vor⸗ 
kaufsrechts zuläſſig. Die Vorſchriften des 8 507 find nicht zwingend. Es kann insbeſondere 
beſtimmt werden, daß für den Vorkaufsberechtigten ſolche Nebenleiſtungen überhaupt nicht 
in Betracht kommen. 175 

2. Ausſchluß der Übernahme von Nebenleiſtungen, insbeſondere bei geringfügigen, rein 
perſönlichen Nebenleiſtungen. 


S 508 
Hat der Dritte den Gegenftand, auf den ſich das Vorkaufsrecht bezieht, 
mit anderen Gegenſtänden zu einem Geſamtpreiſe gekauft, ſo hat der Vor⸗ 
kaufsberechtigte einen verhältnismäßigen Teil des Geſamtpreiſes zu ent⸗ 
richten). Der Verpflichtete kann verlangen, daß der Vorkauf auf alle Sachen 


erſtreckt wird, die nicht ohne Nachteil für ihn getrennt werden können?). 
E I 484 II 442; M 2 349, 350; P 2 105. 


1. VBerhältnismäßiger Teil. Es handelt fi) lediglich um die rechneriſche Ermittlung 
des nicht ausgeworfenen Einzelpreiſes aus dem Geſamtpreis durch Vergleichung des 
(zu ſchätzenden) Einzelwerts mit dem ebenfalls zu ſchätzenden Geſamtwert. Die Formel 
iſt danach: Unbekannter Einzelpreis : bekanntem Geſamtpreis = Geſchätzter Einzelwert: 
geſchätztem Geſamtwert. Kommt der Geſamtpreis dem wirklichen Geſamtwerte gleich, ſo 
vereinfacht ſich die Arbeit zur unmittelbaren Schätzung des Einzelwerts und dieſer hat als 
Einzelpreis zu gelten. 5 ; 

2. Zwangsausdehnung des Vorkaufs. Hier ergibt ſich zunächſt die Frage, ob der Zwang 
gegen den Vorkäufer nur dann zuläſſig iſt, wenn die Angabe von Einzelpreisanſätzen beim 
Verkauf der Gegenſtände unterblieben ift, oder ob es lediglich darauf ankommt, daß die zu⸗ 
ſammenverkauften Gegenſtände ohne Nachteil für den Verpflichteten nicht ge- 
trennt werden können. Der Wortlaut deutet auf erſtere Annahme, Sinn und Zweck 
zwingen aber zur letzteren. Streit iſt ferner darüber, ob der Vorkaufsberechtigte, wenn er 
in einem Falle dieſer Art das Vorkaufsrecht auszuüben erklärt hat und nachträglich vom Ver 
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pflichteten auf Ausdehnung des Vorkaufs in Anſpruch genommen wird, ſich davon durch Ver⸗ 
zicht auf die Ausübung des Vorkaufsrechts befreien kann. Die Mehrzahl der 
Schriftſteller verneint die Frage, weil die Erklärung, das Vorkaufsrecht auszuüben, unwider⸗ 
ruflich, einſeitiger Rücktritt nicht ſtatthaft ſei. Das letztere iſt zuzugeben, nicht aber die daraus 
gezogene Folgerung. Der Wortlaut, daß der Verpflichtete „verlangen kann, daß der Vorkauf 
auf alle Sachen erſtreckt wird, die nicht ohne Nachteil für ihn getrennt werden können“, erweckt 
allerdings den Auſchein, als ob dem Verpflichteten der Erſtreckungsanſpruch einfach und un- 
bedingt gewährt ſei. So wörtlich wird aber die Beſtimmung nicht aufgefaßt werden dürfen. 
$ 508 Sat 2 ſoll lediglich den Verpflichteten davor ſchützen, daß er gezwungen wird, zu feinen 
Schaden Untrennbares auseinanderzureißen. Dazu genügt es, wenn er in der Lage iſt, 
den Vorkaufsberechtigten vor die Wahl zu ſtellen, daß er entweder von der Ausübung des 
Vorkaufsrechts oder — wenn dieſes ſchon ausgeübt ift — von der Geltendmachung der daraus 
entſtandenen Rechte Abſtand nimmt, oder den Vorkauf auf alle untrennbaren Sachen erſtreckt. 
Dieſen Sinn hat — näher beſehen — der Ausdehnungsanſpruch. Wird er ſo, wie er hiernach 
gegeben iſt, geltend gemacht und nimmt daraufhin dann der Berechtigte vom Vorkauf Ab⸗ 
ſtand, ſo kann von einem einſeitigen Rücktritt oder einem einſeitigen Verzichte nicht die Rede 
fein. Die Abſtandnahme erfolgt vielmehr im beiderſeitigen Einverſtändniſſe und ift deshalb 
gültig ohne Rückſicht darauf, ob ſie vor der Ausübung des Vorkaufsrechts erklärt wurde oder 
nachher. 2 j 
Die Vorſchrift bedeutet nicht eine Erſtreckung des Vorkaufs feiner dinglichen Wirkung nach 
auf ein mitverkauftes, nicht mit dem Vorkauf belaſtetes Grundstück (Seuffa 66 Nr 205). 
Iſt ein mit einem Vorkaufsrecht belaſtetes Grundſtück zuſammen mit einem nichtbelaſteten 
für einen Geſamtpreis verkauft worden und iſt die Auflaſſung erfolgt, ſo bleibt der 
Erwerb des Käufers, wenn der Verkauf auf Verlangen des Vorkaufsverpflichteten vom 
Berechtigten auf das nichtbelaſtete Grundſtück erſtreckt wird, hiervon in Anſehung des 
nichtbelaſteten Grundſtücks unberührt (RG 4. 3. 11. V 109/20). 

$ 508 iſt auch auf das Vormietungsrecht entſprechend anzuwenden (OLG 17, 26). — 
Satz 2 des $ 508 enthalt nachgiebiges Recht, das durch Parteivereinbarung ausgeſchloſſen 
werden kann (RG 97, 283). 


§ 509 f 

Iſt dem Dritten in dem Vertrage der Kaufpreis geſtundet worden, ſo 
kann der Vorkaufsberechtigte die Stundung nur in Anſpruch nehmen, wenn 
er für den geſtundeten Betrag Sicherheit leiſtet. 

Iſt ein Grundſtück Gegenſtand des Vorkaufs, ſo bedarf es der Sicher⸗ 
heitsleiſtung inſoweit nicht, als für den geſtundeten Kaufpreis die Beſtellung 
einer Hypothek an dem Grundſtücke vereinbart oder in Anrechnung auf den 
Kaufpreis eine Schuld, für die eine Hypothek an dem Grundſtücke beſteht, 
übernommen worden iſt. 

E II 443; M 2; P 2 105—107. 

Stundung. Die Vorſchrift des Abſ 1 bildet eine weitere Ausnahme von dem Satze, 
daß der Vorkäufer in den Kaufvertrag ſo eintritt, wie er mit dem Dritten geſchloſſen iſt. Da 
ie Shundung ohne SIDE Soden: perſönlichen Vertrauens iſt, kann der Vorkäufer 


fie nicht beanſpruchen. Er muß vielmehr entweder Zug um Zug erfüllen oder nach 88 232 
bis 240 Sicherheit leiſten. 


§ 510 


Der Verpflichtete hat dem Vorkaufsberechtigten den Inhalt des mit 
dem Dritten geſchloſſenen Vertrags unverzüglich mitzuteilen“). Die Mit⸗ 
teilung des Verpflichteten wird durch die Mitteilung des Dritten erſetzt?). 

Das Vorkaufsrecht kann bei Grundſtücken nur bis zum Ablaufe von 
zwei Monaten, bei anderen Gegenſtänden nur bis zum Ablauf einer Woche 
nach dem Empfange der Mitteilung ausgeübt werden. Iſt für die Aus⸗ 
übung eine Friſt beſtimmt, jo tritt dieſe an die Stelle der geſetzlichen Friſts) 

EI 483 II 444, M 2 348, 351, 352; P 2 100, 111, 112. 

1. Mitteilungspflicht. Die Pflicht entſteht erſt mit dem Abſchluſſe des Vertrags. Ihm 


zugegangene Kaufangebote mitzuteilen, iſt der Vorkaufsverpflichtete nach dem Geſetze nicht 
verbunden. Teil er fie freiwillig mit, fo hat dieſe Mitteilung nicht die im Abſ 2 beſtimmte 


Wirtung und befreit den Vorkaufsverpflichteten nicht von der Mitteilung nach Abſchluß des 
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Vertrags, es ſei denn, daß der Berechtigte ſchon auf die Mitteilung des Angebots hin in bin⸗ 
dender Weiſe auf die Ausübung des Vorkaufsrechts verzichtet hat (vgl. 8 504 A 3). Der Ver: 
tragsinhalt muß ſo mitgeteilt werden, daß der Vorkaufsberechtigte genau erkennt, in welche 
Rechte und Verbindlichkeiten er durch die Ausübung des Vorkaufsrechts eintritt. Ander 
ſeits iſt aber auch nur der Vertragsinhalt mitzuteilen. Dadurch wird die Ausſchlußfriſt in 
Lauf geſetzt (RG 58, 157). Erhält der Käufer von dritter Seite Zuwendungen, die ihn 
zum Kauf beſtimmen ſollen, ſo braucht darüber nichts mitgeteilt zu werden (RG 12. 1. 1911 
VI 599/09). Auch der Name des Drittkäufers iſt mitzuteilen. War ſchon vorher das 
Kaufangebot mitgeteilt, ſo kann zur Mitteilung des Juhalts des Vertrags der Satz ge- 
nügen, daß das Angebot angenommen worden iſt. Eine beſondere Form iſt für die Mit⸗ 
teilung nicht erforderlich. Schuldhafte Verzögerung macht ſchadenserſabpflichtig. Andern 
Verkäufer und Käufer nachträglich den Vertrag in einem weſentlichen Punkte, ſo iſt die Mit⸗ 
teilung zu berichtigen. Dies ſelbſt dann, wenn die Anderung erſt nach Ablauf der Friſt des Abſ 2 
ſeit der erſten Mitteilung vorgenommen wird. Denn die Friſt für den geänderten Vertrag, 
die nunmehr allein in Betracht kommt, iſt erſt durch die neue Mitteilung in Lauf zu bringen. 
Vorausgeſetzt iſt dabei, daß es ſich wirklich um eine Anderung des urſprünglichen Vertrags 
handelt und nicht etwa um eine Neuregelung der Verhältniſſe zwiſchen Käufer und Verkäufer, 
die nach der Erfüllung des Kaufvertrags durch fpäter eintretende Umſtände veranlaßt worden iſt. 
— Bei bloßer Vorhandeinräumung beſteht keine Mitteilungspflicht im Sinne von & 510 
(Recht 07 Nr 1807). 5 

2. Mitteilung durch den Dritten. Der Dritte hat dem Vorkaufsberechtigten gegenüber 
keine Mitteilungspflicht. Seine Mitteilung wirkt jedoch ebenſo wie die des Verpflichteten. 

3. Ausübungsfriſt. Das Vorkaufsrecht kann ſchon vor der Mitteilung ausgeübt werden, 
ſobald der Kauf zwiſchen dem Verpflichteten und dem Dritten geſchloſſen iſt. Im übrigen 
gilt auch für dieſe Friſt das zu § 503 Geſagte. Der Verjährung iſt das Vorkaufsrecht ſelbſt 
nicht unterworfen aus den gleichen Gründen wie das Wiederkaufsrecht (ogl. § 508 A 3). 


8 511 
) Das Vorkaufsrecht erſtreckt ſich im Zweifel nicht?) auf einen Verkauf, der 
mit Rückſicht auf ein künftiges Erbrecht an einen geſetzlichen Erben erfolgte). 


P 2 104; 6 245, 246. 


1. Kindskauf. Hierunter fallen insbeſondere die im Verkaufsweg erfolgenden Guts⸗ 
übergaben von Eltern an Kinder. Die Vorſchrift iſt auch dann anwendbar, wenn als Käufer 
nicht nur der geſetzliche Erbe, ſondern neben ihm auch ſein nichterbberechtigter Ehegatte auftritt. 

2. erſtreckt ſich nicht. Zumeiſt wird angenommen, daß im Fall des Kindskaufs das 
Vorkaufsrecht erliſcht. Für den Fall des nicht dinglichen Vorkaufsrechts läßt ſich dies nach 
deſſen Weſen auch nicht in Abrede ſtellen. Es kann ſich deshalb hier nur darum handeln, ob nicht 
bei der Vorkaufsbeſtellung vereinbart iſt, daß der Käufer verpflichtet ſein ſoll, beim Kinds⸗ 
kauf zu bewirken, daß der kaufende nächſte Erbe das Vorkaufsrecht auch für feine Perſon er- 
neuert, und ob eine ſolche Erneuerung ſtattgefunden hat. 4 

3. Geſetzlicher Erbe im obigen Sinne ift derjenige, der geſetzlicher Erbe des Verküufers 
wäre, wenn dieſer zur Zeit des Verkaufs ſtürbe. Fraglich kann fein, ob $ 511 auch dann An⸗ 
wendung findet, wenn Großeltern mit Rückſicht auf künftiges Erbrecht unter Umgehung ihres 
Kindes an ihren Enkel verkaufen. Bedenkenfrei ift dies jedenfalls dann, wenn die Eltern als 
Zwiſchenglieder durch Erbverzichtsvertrag aus der Reihe der geſetzlichen Erben ſchon aus⸗ 
geſchieden find. Die Erſtreckung liegt wohl auch fonft im Sinne des Geſetzes. 


8 512 


Das Vorkaufsrecht iſt ausgeſchloſſen!), wenn der Werfänf im Wege der 
Zwangsvollſtreckunge) oder durch den Konkursverwalter“) erfolgt. 
E J 485 II 445; M 2 850; P 2 107, 108. 


1. Das Vorkaufsrecht iſt ausgeſchloſſen, d. h. nicht nur: „es gilt als für dieſen Fall nicht 
vereinbart“, ſondern auch: „es kann für dieſen Fall nicht vereinbart werden“. Folge der Aus⸗ 
ſchließung des Zwangsvollſtreckungsfalls vom Vorkaufsrecht ift weiterhin, daß mangels be- 
ſonderer Vereinbarung der Vorkaufsberechtigte auch keinen Erſatzanſpruch wegen Beein⸗ 
trächtigung ſeines Vorkaufsrechts durch die Zwangsvollſtreckung erheben kann. Anders natürlich 
dann, wenn etwa der Vorkaufsverpflichtete, um ſich feiner Pflicht zu entſchlagen, im Zuſammen⸗ 
ſpielen mit dem Dritten den Weg getvählt hätte, die Sache ſtatt durch Kauf durch Zwangs⸗ 
vollſtreckung an ihn gelangen zu laſſen. 9 2 

2. Zwangsvollſtreckung. Zwangsvollſtreckung jeder Art, gleichviel ob durch Gericht und 
Gerichtsvollzieher im Wege der BWO oder des 3800, gleichviel ob durch Zwangsverſteigerung 


Kauf Tauſch 88 510-515 631 


oder durch Zwangsverkauf aus freier Hand (88 820, 821 ZPO). Nicht dagegen bezieht ſich 
$ 512 auf den Fall, daß der Vorkaufsverpflichtete von dem Dritten auf dem Wege des 8 894 
Abſ 1 38 zum Verkaufe gezwungen wird. In dieſem Falle tritt das Vorkaufsrecht in Kraft. 

Wie im Falle der Zwangsvollſtreckung wird das Vorkaufsrecht aber auch in anderen gleich⸗ 
artigen Fällen als ausgeſchloſſen erachtet werden müſſen. So insbeſondere dann, wenn der 
Gegenſtand, für den das Vorkaufsrecht eingeräumt iſt, von dem Vorkaufsverpflichteten ver⸗ 
pfändet war und vom Pfandgläubiger im Wege des Pfandverkaufs veräußert wird (88 1228ff.). 
Eutſcheidend dafür iſt, daß der Gegenſtand nicht vom Vorkaufsverpflichteten, ſondern gegen 
ihn von einem Dritten verkauft wird. Iſt das Vorkaufsrecht hinſichtlich eines Gegenſtandes 
eingeräumt, der mehreren gemeinſchaftlich zuſteht, und wird dieſer Gegenſtand zum Zwecke 
der Aufhebung der Gemeinſchaft — ſei es ſelbſt im Wege der Zwangsverſteigerung nach 8 758 
— verkauft, ſo tritt das Vorkaufsrecht in Wirkſamkeit. Denn hier ſind es die Vorkaufsver⸗ 
pflichteten, die, gleichviel aus welchem Grunde, verkaufen. Erſtreckt ſich jedoch das Vorkaufs⸗ 
recht nur auf einen Anteil an einem gemeinſchaftlichen Gegenſtande, jo iſt der Vorkaufsfall 
für den Anteil durch die Teilungsverſteigerung des ganzen Gegenſtandes nach $ 758 nicht ohne 
weiteres gegeben. — 

3. Ausnahme für das dingliche Vorkaufsrecht 8 1098 Abſ 1 Satz 2. 


8 513 


Steht das Vorkaufsrecht mehreren gemeinſchaftlich zu, ſo kann es nur 
im ganzen ausgeübt werden. Iſt es für einen der Berechtigten erloſchen oder 
übt einer von ihnen ſein Recht nicht aus, ſo ſind die übrigen berechtigt, das 
Vorkaufsrecht im ganzen auszuüben. 

E II 446; P 2 111. 

Vgl. 125 Anmerkungen zu dem gleichlautenden 8 502. Vgl. auch RG 24. 11. 17 


V 224/17. 
§ 514 


Das Vorkaufsrecht iſt nicht übertragbar!) und geht nicht auf die Erben 
des Berechtigten über, ſofern nicht ein anderes beſtimmt iſt. Iſt das Recht 
auf eine beſtimmte Zeit beſchränkt, jo iſt es im Zweifel vererblich?). 

EI 486, 481, 487 II 447; M 2 861; P 2 108—110. 

1. Übertragbarkeit: im Zweifel ausgeſchloſſen; mit ihr die Pfändbarkeit und Verpfänd⸗ 
barkeit (8 1274; ZPO 8 851). 

2. Vererblichkeit: von Geſetzes wegen gewährt dem geſetzlichen Vorkaufsrechte des Erben 
($ 2034), im Zweifel anzunehmen beim zeitlich beſchränkten Vorkaufsrechte, im Zweifel zu 
verneinen im übrigen. | 

Die Erben des Vorkaufsverpflichteten treten, ſoweit nicht ein anderes beſtimmt 
iſt, in die Verpflichtung ihres Erblaſſers ein. 


IV. Tauſch 


8 515 
Auf den Tauſch!) finden die Vorſchriften über den Kauf entſprechende 


Anwendung?) 

E 1 502 II 462; M 2 366, 368; P 2 130. 

1. Tauſch. Das Geſetz gibt keine Begriffsbeſtimmung des Tauſchgeſchäfts. Nach dem In⸗ 
halte des 8 515 und feiner Stellung im Geſetzbuche ſowie nach dem Stande der deutſchen 
Geſetzgebung, Rechtswiſſenſchaft und Rechtſprechung beim Inkrafttreten des BGB kann 
jedoch nicht zweifelhaft ſein, daß unter Tauſch im Sinne des § 515 der Vertrag zu ver⸗ 
ſtehen iſt, durch den ſich jeder Teil verpflichtet, dem andern Sachen oder Rechte gegen 
Sachen oder Rechte zu verſchaffen. Ein Tauſch ſetzt voraus, daß die Tauſchobjekte von 
den Vertragſchließenden ſelbſt ſich gegenfeitig übertragen werden. — Es ge⸗ 
nügt nicht, daß die Vertragſchließenden darüber einverſtanden ſind, daß der Veräußerer 
mit der ihm für ſein Gruundſtück vom Erwerber zu zahlenden Geldſumme ein anderes, 
einem Dritten gehöriges Grundſtück von dieſem erwerben ſollte (RG 1. 12. 11 
II 233/11). Vom Kaufe, mit dem er hiernach in den übrigen weſentlichen Merkmalen 
übereinſtimmt, unterſcheidet ſich der Tauſch in dem einen Punkte, daß die Gegenleiſtung 

icht in der Zahlung eines Preiſes (alſo regelmäßig Geld), ſondern wiederum in 
der Verſchaffung von Sachen oder Rechten beſteht. Gegenſtand des Tauſches 
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können alle Gegenſtände ſein, über die ein Kauf abgeſchloſſen werden kann. Zweifel, ob 
Tauſch oder Doppelkauf vorliegt, kann dann entſtehen, wenn im Vertrag für die Sachen, die 
ſeinen Gegenſtand bilden, beiderſeits Preiſe eingeſetzt und gegeneinander verrechnet ſind. 
Hierbei ift jedenfalls der Gebrauch des Wortes Tauſch nicht unbedingt entfcheidend. Denn 
das Wort Tauſch wird im Geſchäftsverkehr auch dann gebraucht, wenn zwei gegenſeitige 
Kaufverträge zu einer Einheit zuſammengefaßt ſind. Auch die Veranſchlagung in Geld iſt 
für ſich allein nicht maßgebend. Denn „ohne Reduktion auf den gemeinſchaftlichen Neuner 
des Geldes kann ein Tauſch von einigermaßen bedeutenden Objekten nicht leicht vorkommen“ 
(Bechmann, Syſtem des Kaufes § 161). Entſcheidend iſt vielmehr, ob nach dem Inhalte der 
Vereinbarung die unmittelbare Leiſtung jedes Teiles in der Verſchaffung einer Sache 
beſteht und die Preisangabe nur anſchlagshalber beigefügt ift oder ob ein unmittelbarer Sad): 
austauſch überhaupt nicht vereinbart ift, ſondern von jeder Seite Geldleiſtung gegen Sad): 
hingabe gewollt war und die Preiſe nur im Endergebniſſe durch Aufrechnung ausgeglichen 
find (RG 57, 264; IW 02, 468). Auch der Umſtaud, daß im Vertrage demjenigen, der die 
wertvollere Sache zu leiſten hat, die Zahlung des Wertunterſchiedes in Geld auferlegt wird 
(Tauſchaufgabe), zwingt nicht zur Annahme zweier Kaufverträge. Über Frage, ob ein 
doppelter Kaufvertrag vorliegt: RG 50, 285; 57, 264; JW 1898, 307°. Auf die ge- 
brauchten Ausdrücke kommt es nicht an (JW 05, 32615). Immer aber muß die gegenſeitige 
Bedingtheit zum Ausdruck gekommen fein (RG 51, 179; 52, 1; 56, 47; JW 06, 1086; 
Warn 08 Nr 24). Immerhin kann der Umſtand, daß bei einem als Tauſchvertrag bezeichneten 
Geſchäfte einer hochwertigen Kaufſache auf der einen Seite eine ganz minderwertige auf der 
andern gegenüberſteht und der bedeutende Unterſchied in Geld ausgeglichen wird, darauf hin 

deuten, daß in Wirklichkeit Kauf vorliegt (BayObLG 12, 451). Wiederholt hat ferner das 
Reichsgericht ausgeſprochen, daß ein Tauſchvertrag dann nicht vorliegt, wenn von der einen 
Seite ein Grundſtück lediglich gegen Übernahme der feinen Wert ganz erſchöpfenden Hypotheken- 
laſt, von der andern Seite ein Grundſtück gegen einen Geldpreis gegeben wird (RG 28. 6. 04 
VII 52/04; RG JW 05, 32616). Ebenſo verliert ein Vertrag nicht ſchon dadurch die Eigen. 
ſchaft eines Kaufvertrags und wird zum Tauſchvertrage, daß neben dem Kaufpreis auch 
Sachleiſtungen bedungen werden oder daß der in Geld beſtimmte Kaufpreis nicht in Bar⸗ 
geld, ſondern in anderen Umlaufwerten (Aktien, Interimsſcheinen uſw.) zu entrichten iſt (RG 
22. 11. 07 II 224/07). Ein Tauſch liegt endlich nicht vor, wenn nur von der einen Seite eine 
Sache übertragen und beſtimmt wird, daß der Veräußerer für die dafür von dem Erwerber 
zu leiſtende Summe von einem Dritten eine andere Sache erwerben ſoll. Nötig iſt, daß die 
Vertragſchließenden ſelbſt gegenfeitig Sachen austauschen (Rh 1. 12. 12 II 283/11). 

2. Entſprechende Anwendung. Hiernach find alle Vorſchriften über den Kauf anzuwenden, 
deren Anwendung nicht der Weſensunterſchied zwiſchen Kauf und Tauſch entgegenſteht. 
Unanwendbar werden alle Vorſchriften ſein, die den Kaufpreis betreffen, insbeſondere die 
Vorſchriften in 98 452—458. Aus anderen Gründen eignen ſich dazu nicht die Vorſchriften 
der 88 461, 497514. — Die Vorſchriften über den Vorkauf finden wenigſtens dann 
= 78 wenn der Vorkaufsberechtigte die Tauſchleiſtung nicht gewähren kann 

361). Ha 

Über die Art der „entſprechenden Anwendung“ ift zu ſagen, daß im allgemeinen jeder der 
Vertragſchließenden hinſichtlich der eingetauſchten Sachen als Käufer, hinſichtlich der wegver⸗ 
tauſchten als Verkäufer zu behandeln iſt. Für den Vollzug des ganzen Tauſchgeſchafts aber muß, 
ſoweit nicht anders vereinbart, der Satz gelten, daß Zug um Zug zu erfüllen iſt (a 51, 367). 
Auch die Vorſchriften über die Wandlung und Minderung beim Kauf finden im allgemeinen 
auf den Tauſch entſprechende Anwendung (RG 72, 299). Bei der Berechnung der Preisminde 
rung ergibt ſich eine Beſonderheit für den Tauſchfall. Es ſteht nämlich bei Tauſchgeſchäften der 
von den Vertragſchließenden für die einzelnen Tauſchobjekte vereinbarte Annahmepreis nicht 
dem Kaufpreis im Sinne des $ 472 gleich. Es find darum zum Zwecke der Berechnung der 
Preisminderung zunächſt unter Außerachtlaſſung des Mangels die wahren Werte der Tauſch⸗ 
objekte zu ermitteln und an Stelle der Anſchlagspreiſe in die Berechnung einzusetzen. Alsdann 
erſt iſt die Minderung nach dem Verhältnis des Wertes, den die beanſtandete Sache ohne den 
5 e haben würde zu dem Werte, den ſie mit dem Mangel hat, vorzunehmen (RG 

‚ 152). 

Falſche Wertangaben: RG 64, 58; Warn 1911 Nr 13. 


Zweiter Titel 


Schenkung 


1. Der zweite Titel enthält die Hauptregeln des Schenkungsrechts. Die 89 516, 517 
genden den Begriff der Schenkung ab, $ 518 beſtinunt die Form des Schenkungsverſprechens, 
88 519524 beziehen ſich auf die Haftung des Schenkers, 88 525—527 handeln von der Schen⸗ 
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kung unter Auflage, 88 528, 529, 534 von der Rückforderung wegen Notbedarfs, 8 530—534 
von dem Widerruf wegen Undanks. Dazu kommen zahlreiche ſonſtige Vorſchriften, 
vgl. über die Rückforderung von Geſchenken unter Verlobten $ 1301, über die Wirkung der 
Schenkung im ehelichen Güterrecht §8 1406, 1446, 1453, 1477, 1521, 1551, 1556, über ihren 
Widerruf nad) Scheidung der Ehe $ 1584, über Schenkungen aus dem Vermögen eines Kindes 
oder Mündels 88 1641, 1804, über Schenkungen auf dem Gebiet des Erbrechts $$ 2207, 2287, 
2288, 2325ff. Beſondere Arten von Schenkungen, außer den in 88 525ff. (Auflageſchenkung) 
und in § 534 erwähnten ($ 534 Pflicht- und Anſtandsſchenkung; vgl. dort A! die hierauf be⸗ 
züglichen weiteren Vorſchriften), find die gemiſchte Schenkung (8 516 A 7), die Schenkung 
von Todes wegen (8230) und die Schenkung einer Erbſchaft (8 2385). — Nach Art 86 EG 
haben verſchiedene Landesgeſetze Schenkungen an juriſtiſche Perſonen, wenn fie Gegenſtände 
im Werte von mehr als 5000 Mart betreffen, von ſtaatlicher Genehmigung abhängig gemacht; 
über den Schwebe zuſtand, der dann bis zur Genehmigung beſteht, vgl. (zum preuß. AG Art 6) 
Ach 75, 406; 70, 385, 88, 310; JW 1916, 84315; N&inHof 1, 10. Art 87 Ech hält die landes⸗ 
geſetzlichen Beſchränkungen von Schenkungen an Religioſe aufrecht. Für die Verſteuerung 
von Schenkungen ift das Erbſchaftsſteuergeſetz v. 10. 9. 19 (88 4044) maßgebend. 

2. Die Schenkung iſt eine Unterart der unentgeltlichen Zuwendung oder, wie es an andern 
Stellen heißt, der unentgeltlichen Verfügung unter Lebenden. Über den Gattungsbegriff 
vgl. $ 516 A 4. Unentgeltlichkeiten kommen ſelbſtändig vor, wenn eines der übrigen Merk: 
male der Schenkung, namentlich die Einigung über die Unentgeltlichkeit oder die Bereicherung 
fehlt; z. B. find unentgeltlich die Vermögenswidmung an die gleichzeitig gegründete Stiftung 
(vgl. $ 84), die Abführung der Stiftungsbezüge an die Stiftungsintereſſenten, die wiſſentliche 
Zahlung einer Nichtſchuld an den, der die Schuld als beſtehend anſieht. Allen unentgeltlichen 
Zuwendungen ift gemeinſam a) die Regel, daß die Anſprüche der Gläubiger dem 
Rechte deſſen, der unentgeltlich erworben hat, vorzugehen haben. Darauf be- 
ruhen die Erweiterung der Bereicherungshaftung nach $ 816 Abſ 1 Satz 2 und 8 822 (vgl. 
dort A 1), die geſteigerte Fruchterſtattungspflicht nach $ 988, die Zurückſtellung im Konkurs 
(863 Nr 4 8 226 Abſ 2 Nr 3 RD) ſowie die Konkurs- und Einzelanfechtung nach § 32, 
537 Abſ 2 KO, 9 3 Nr 3, 4, 87 Abſ 2 Auf. b) Für alle unentgeltlichen Zuwendungen gilt 
die Verfügungsbeſchrankung des Vorerben (8 2113 Abi 2) und des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers ($ 2205). Dieſe Perſonen können unentgeltliche Verfügungen über den Nach 
laß nur infoweit vornehmen, als ſittliche Pflicht oder Auſtandsrückſichten es gebieten (vgl. 
darüber $ 594 A 1). c) Gemeinſam iſt, daß der Zuwendeude bei Vornahme der unentgelt⸗ 
lichen Zuwendung gewiſſe Anordnungen über das künftige Schickſal der Gabe treffen 
kann. So kann er beſtimmen, daß ſie Vorbehaltsgut (88 1369, 1440, 1526, 1549) oder bei der 
Fahrnisgemeinſchaft auch eingebrachtes Gut ($ 1553) werden ſoll; er kann die elterliche Nutz- 
nießung ausſchließen (8 165 Abſ 1 Nr 2); wenn der Empfänger unter elterlicher Gewalt oder 
Vormundſchaft ſteht, kaun er das Zugewendete der Verwaltung des Gewalthabers oder 

ormundes entziehen (88 1638, 1900) oder eine beſtimmte Art der Verwaltung anordnen 
(8$ 1639, 1803, 1917). d) Die milde Haftung des Schenkers (88 521524, dazu 88 519, 528) 
muß auch bei ſonſtigen unentgeltlichen Zuwendungen Platz greifen; vgl. wegen der Haftung 
des Stifters $ 81 A 2. e) Für die Schenkungsſteuer ſtehen unentgeltliche Zuwendungen 
im engeren Sinne (freigebige Zuwendungen, unter Lebenden, ſoweit der Bedachte durch ſie 
auf Koften des Zuwendenden mit deſſen Willen bereichert wird“) den Schenkungen gleich 
(F 40 Abf 1 ErbſchStG). 
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Eine Zuwendung“), durch die jemand aus jeinem Vermögen?) einen 
anderen bereichert“), iſt Schenkung, wenn beide Teile darüber einig find, 
daß die Zuwendung unentgeltlich erfolgt — ). 

Iſt die Zuwendung ohne den Willen des anderen erfolgt, ſo kann ihn 
der Zuwendende unter Beſtimmung einer angemeſſenen Friſt zur Erklärung 
über die Annahme auffordern. Nach dem Ablaufe der Friſt gilt die 
Schenkung als angenommen, wenn nicht der andere ſie vorher abgelehnt 

at. Im Falle der Ablehnung kann die Herausgabe des Zugewendeten 
nach den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Be⸗ 
reicherung gefordert werdens) ). : 

E 437, 438 II 463; M 2 286-290; P 2 1-8, 25. 

1. Unter Zuwendung ſind alle erlaubten Handlungen zu verſtehen, durch die jemand 


einem andern beabſichtigterweiſe einen Vermögensvorteil verſchafft, ſei es, daß das Vermögen 
vergrößert oder daß eine ihm drohende Verminderung abgewendet wird. Meiſt liegen Ver. 
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fügungen vor, wie die Übertragung oder Belaſtung von Rechten, der Erlaß einer Forderung, 
Verzicht auf ein ſonſtiges Recht; fo auch die Einwilligung, die eine mit ihrem Mann in Güter- 
gemeinſchaft lebende Ehefrau zu einer Schenkung des Mannes aus dem Geſamtgut erteilt 
(8 1446, RG 91, 40). Ferner gehören Überlaffung des Gebrauchs einer Sache und Eingehung 
einer Verpflichtung hierhin. Wird für den Schenknehmer eine Forderung gegen den Schenker 
begründet, fo handelt es ſich um ein Schenkungsverſprechen (das ſchenkweiſe Verſprechen 
einer Leiſtung, § 518) im Gegenſatz zu der die Verfügung enthaltenden Haudſchenkung. Das 
Rechtsgeſchäft, das die Zuwendung bewirkt, braucht nicht unmittelbar zwiſchen Schenker und 
Beſchenktem vorgenommen zu ſein (z. B. Zahlung oder Übernahme einer fremden Schuld). 
Es iſt auch nicht erforderlich, daß die Zuwendung überhaupt durch Rechtsgeſchäft erfolgt. Sie 
kann ſich durch Unterlaffungen vollziehen, z. B. durch Nichtaufechtung eines Urteils, Nicht. 
proteſtierung eines Wechſels; desgleichen durch tatſächliche Handlungen, wie die Reparatur 
eines Hauſes uſw. 14 

2. Aus dem Vermögen des Zuwendenden muß die Zuwendung herrühren. Der 
Schenker muß ärmer, ſein Vermögen vermindert werden. Das kann auch durch unentgeltliche 
Gebrauchsüberlaſſung geſchehen (Leihe, unverzinsliches Darlehn), ſofern dadurch ein Ertrag 
aufgeopfert wird, den man ſonſt gewonnen haben würde. Unter der gleichen Voraus⸗ 
ſetzung kann auch die unentgeltliche Leiſtung von Dienſten oder Arbeiten eine Schenkung 
darſtellen. Daß die Arbeitskraft als ſolche nicht zum Vermögen gehört, fällt gegenüber 
der Schmälerung einer Einnahmequelle nicht ins Gewicht. Die Übertragung eines Gegen. 
ſtandes an einen andern iſt keine Vermögensverminderung, wenn ſie unmittelbar in ſich 
ſelbſt einen entſprechenden Wertzuwachs für den Übertragenden enthält, RG 99,428 (nach⸗ 
trägliche Übernahme der Gründungskoſten durch die Aktionäre, wodurch der Wert ihrer 
Aktien geſteigert wird). Nur die Zuwendung aus dem Vermögen des Zuwendenden 
iſt Schenkung. Keine Schenkung wird daher bewirkt durch das, was ein Elternteil dem 
Kinde aus dem Vermögen des andern Elternteils zuwendet (RG 94, 241); ebenſo bedeutet 
die Zuwendung von Todes wegen keine Schenkung, da ſie den Zuwendenden, ſolange er über⸗ 
haupt Rechtsſubjekt iſt, nicht ärmer macht. Die Worte „aus dem Vermögen ſollen nicht 
beſagen, daß nicht auch das ganze Vermögen verſchenkt werden könnte: doch iſt Schenkung 
des künftigen Vermögens oder eines Bruchteils davon nach § 310 nichtig. Gewiſſe Ver⸗ 
mögensverminderungen werden durch die poſitive Vorſchrift des $ 517 vom Schenkungs⸗ 
begriff ausgeſchloſſen. . 

3. Die Zuwendung muß eine Bereicherung des Empfängers mit ſich bringen. Unent⸗ 
geltliche Gebrauchsgewährungen und Dienſtleiſtungen bereichern ihn nur daun, wenn ſie 
ihm Ausgaben erſparen. Keine Bereicherung und daher keine Schenkung iſt die Erfüllung 
einer rechtsverbindlichen Forderung, auch nicht die Erfüllung eines Schentungsverſprechens, 
obgleich die hierin liegende Zuwendung unentgeltlich erfolgt (A 4). Keine Bereicherung 
iſt die Sicherſtellung des Gläubigers durch den Schuldner oder einen Dritten (dgl. hierüber 
und über ähnliche Fragen A 4). Keine Schenkung findet ſtatt, wenn jemand etwas nur 
als Treuhänder erhält, um es in vollem Umfang an einen Dritten herauszugeben. Ein 
Verſprechen dieſes Inhalts iſt formlos gültig, es ſei denn, daß der Geber eine eigene Schen⸗ 
kung an den Dritten beabſichtigt und die Schenkungsform nur umgehen will (RG 62, 390). 
Iſt dagegen der Erſtempfänger eine juriſtiſche Perſon, deren Satzung die Verwendung des 
Erlangten in der vom Geber gewünſchten Richtung vorſchreibt, ſo liegt Schenkung ſchon 
an den Erſtempfänger vor. Hier werden die eigenen, beſtimmungsgemaß gemeinnützigen 
Zwecke der juriſtiſchen Perſon durch die Zuwendung gefördert; die juriſtiſche Perſon aber 
it von ihren Zwecken nicht zu trennen (vgl. RG 70, 15; 71, 140; DW 09, 897°%; 1913, 6405). 
In einem ſolchen Falle iſt es auch gleichgültig, ob die Pflicht, das Empfangene der Satzung 
gemäß zu verwenden, vom Geber bei der Zuwendung noch beſonders hervorgehoben wird. 
Ein derartiger Hinweis macht die Zuwendung zur Schenkung unter Auflage (ogl. dazu 
$ 525 A 1), ändert aber nichts an ihrem Schenkungscharakter (a. M. RG 62, 386). 

4. Unentgeltlich iſt die Zuwendung, bei der der Verminderung des Vermögens keine 
Gegenleiſtung gegenüberſteht. Bei der Abgrenzung gegen die entgeltlichen Zuwendungen 
können namentlich gewiſſe Fälle des Austauſches von Leiſtung gegen Leiſtung Schwierig ⸗ 
keiten bereiten. Es iſt zu beachten, daß Entgeltlichkeit nicht nur daun vorliegt, wenn beide 
Leiſtungen durch gegenſeitigen Vertrag verſprochen werden (ſynallagmatiſche Ver; 
kuüpfung von Leiſtung und Gegenleiſtung), ſondern auch dann, wenn die Gegenleiſtung 
Bedingung der Leiſtung iſt (konditionale Verknüpfung; vgl. den Maklervertrag, die Aus: 
lobung, ferner Rh IW 1911, 278°; Warn 1920 Nr 38; Nich Recht 1918 Nr 1522; 1919 Nr 1940) 
oder als Zweck derſelben vereinbart wird (kaufale Verknüpfung; vgl. z. B. Ach Recht 07 
Nr 2538; 1917 Nr 1810: Abtretung von Grundflächen für Straßenbauten oder zur Ermöglichung 
der Gründung eines Gemeindeverbaudes). Stets iſt aber ein rechtlicher, nicht bloß 
ein tatſächlicher, wirtſchaftlicher Zuſammenhang der beiden Leiſtungen er⸗ 
forderlich. Gegenleiſtung und Beweggrund zur Zuwendung ſind begrifflich auseinander- 
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zuhalten (RG Recht 1919 Nr 2102). Es fteht auch nicht in der Macht der Parteien, einer 
unentgeltlichen Leiſtung, bie abgeſchloſſen der Vergangenheit angehört, rückwirkend die 
Eigenſchaft der Entgelilichkeit zu verleihen, und ebenſowenig ift es richtig, daß für die Frage 
der Entgeltlichkeit oder Unentgeltlichkeit ſchlechthin der ſubjektive Standpunkt der Parteien 
maßgebend wäre (a. M. RG 62, 275; 94, 322). Iſt ein Entgelt nicht vorhanden, ſo kann 
es durch die Einigung der Parteien nicht erſetzt werden. Das verkennt die ſtändige Recht⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts, die die nachträgliche Belohnung geleiſteter Dienſte 
ſchon dann für entgeltlich erklärt, wenn die Parteien es jo auffallen (vgl. RG 72, 191; 74, 141: 
75, 327; 94 S. 159, 822; JW 1911, 9415; 1917, 1035, 7107; Warn 1914 Nr 317; R 
SeuffA 70 Nr 212; RG Recht 09 Nr 1984; 1915 Nr 488; 1919 Nr 1950). Werden Dienſte 
ohne Verpflichtung und ohne voraufgegangenes Lohnverſprechen geleiſtet, ſo iſt zwar mög⸗ 
lich, daß ſie in der erkennbaren Abſicht künftiger Lohnforderung vorgenommen werden; es 
wird das namentlich dann zutreffen, wenn ſie den Umſtänden nach nur gegen Vergütung 
zu erwarten find (vgl. $ 612 Abſ 1, $ 632 Abſ 1, § 653 Abf 1). In ſolchen Fällen, die 
3. B. in RG 74, 189; JW 1917, 7107; RG Recht 09 Nr 1984; 1915 Nr 488 vorgelegen 
haben mögen, handelt es ſich um vorweggenommene Erfüllungshandlungen auf einen ab⸗ 
zuſchließenden entgeltlichen Vertrag; durch die nachträgliche Entlohnung kommt der Ver⸗ 
trag zuſtande. Sind aber die Dienſte im Einverſtändnis beider Teile unentgeltlich geleiſtet 
worden, fo iſt ein ſpäter gewährtes „Entgelt“ nichts anderes als Schenkung, und wenn ſie 
gegen ein genau beſtimmtes Entgelt geleiſtet wurden, kann eine ſpätere Zugabe auch nur 
Schenkung und nicht im Rechtsſiun „Erhohung des Entgelts“ fein. Der wirtſchaftliche Zu⸗ 
ſammenhang der Zuwendung mit den Dienſten, d. i. die Abſicht der Belohnung, kann höch⸗ 
ſtens dahin führen, die Zuwendung dem $ 534 zu unterwerfen (vgl. hierzu noch A 5). — 
Gleichwertigkeit der beiden Leiſtungen iſt keine Vorausſetzung der Entgeltlichkeit; es genügt, 
wenn die Parteien fie für die von ihnen verfolgten Zwecke einander gleichſtellen (vgl. A 7). 
Verträglich mit der Entgeltlichteit der Zuwendung ift es auch, wenn eine der Leiſtungen 
nicht geldwerter Art iſt Mbfindung des geſchiedenen ſchuldloſen Ehegatten für Belaſſung 
der Kinder beim ſchuldigen, RG Warn 1915 Nr 102; Zuſicherung eines Dritten an den 
Ehemann, für den Fall der Scheidung ihm die Abfindnug für die Frau zu gewähren, 
RG Recht 1918 Nr 1522; Entſchadigung der Braut für Aufgabe einer geſicherten Lebens⸗ 
ſtellung, Rh Recht 1919 Nr 1949; vgl. auch RG 98, 177). Die Gegenleiſtung kann ferner 
einem Dritten gewahrt werden, weshalb es z. B. keine Schenkung ift, wenn ein Fremder 
oder auch der künftige Schriegervater dem Bräutigam fo, daß dieſer einen eigenen Anſpruch 
darauf erwirbt, eine Mitgift verfpricht; das Entgelt befteht in der Übernahme der Ehelaſten, 
Ach 62, 270; J 08, (1e RE Seuff A 74 Nr 69; Gruch 51, 376; 55, 920; NG Recht 
1911 Nr 1276, 1277, 1285, 1917 Nr 593 (anders die ebenfalls als Mitgift bezeichnete Aus⸗ 
ftattung, die dem heiratenden Kinde gegeben und mitunter dem Bräutigam zugunſten der 
Tochter verſprochen wird: ſie iſt unentgeltliche Zuwendung und gilt nur nach poſitiver Vor⸗ 
ſchrift in den Grenzen der Angemeſſenheit nicht als Schenkung; vgl. dazu auch, teilweis 
abweichend, § 1624 A 2, 3). Entgeltlich iſt auch der Vertrag, wodurch ſich Geſchwiſter 
gegenſeitig zur Unterſtützung ihrer bedürftigen Mutter verpflichten (RG Warn 1914 
Nr 243). — Zuwendungen, die durch Erfüllung einer Schuld oder durch Hingabe an 
Erfüllungs Statt geſchehen, ſind entgeltlich, da die Befreiung von der Schuld einen 
Vermögensvorteil für den Schuldner bedeutet (vgl. RG 50, 187; 51, 76; 62, 45). Eine 
Ausnahme findet nur inſofern ſtatt, als die Erfüllung eines Schenkungsverſprechens oder 
eines Vermächtniſſes trotz der Faſſung des $ 2113 Abſ 2 praktiſch als unentgeltlich behandelt 
werden muß, wenn angemeſſene Ergebniſſe erzielt werden ſollen; ſo mit Bezug auf $ 107 
(beſchränkte Geſchäftsfähigteit des Schenknehmers genügt), 8$ 816 Abſ 1, 822 (die Vor⸗ 
ſchriften finden Anwendung, auch wenn der Gegenſtand in Erfüllung eines voraufgegangenen 
Schenkungsverſprechens geleiſtet wird) ſowie namentlich mit Bezug auf § 32 KO, § 3 
Nr 3, 4 Anfch (beſondere Anfechtung, und zwar mit Friſtbeginn von der Erfüllung an). Das 
gilt auch von der vorweggenommenen Vermächtniserfüllung, wie ſie vorliegt, wenn der 
Erblaſſer den vermachten Gegenſtand dem Vermächtnisnehmer bei Lebzeiten zuwendet, 
vgl. (mit abweichender Begründung) RG 95, 12; RG 2. 12. 18 IV 264/18. Dagegen iſt 
die Erfüllung einer unvollkommenen (natürlichen) Verbindlichkeit (3. B. 88 656, 762, 764, 
Befriedigung der Gläubiger nach konkursmäßigem Zwangserlaß) ebenſo entgeltlich, wie 
wenn die Schuld klagbar wäre; auch hier wird der Leiſtende von einer rechtlichen Verpflich⸗ 
tung befreit. Anders wieder die Erfüllung einer bloß ſittlichen Pflicht, die ja in 8 534 
(88 1446, 1641 uſw.) auch ausdrücklich als Schenkung bezeichnet wird (a. M. RG JW 
1917, 710%). Die Gewährung einer Ausſtattung mag, ſoweit fie das den Umſtänden ent- 
prechende Maß nicht überſteigt, als Sittenpflicht erſcheinen und wird daher durch 8 1624 


Abf dem Schenkungsrecht entzogen (Formfreiheit des Verſprechens, R 62, 275: 63, 328; 
zn Widerruf wegen Undanks uſſo.). Unentgeltliche Zuwendung bleibt fie gleichwohl; der 


Zuwendende kann deshalb nach 8 1369 die Vorbehaltseigenſchaft beſtimmen (RE 80, 271), 
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es gelten die Anfechtungsvorſchriften des § 32 Nr 1 KO, § 3 Nr 3 Aufl ſowie (a. M. RG 
SW 1916, 588%) die Zurückſtellung im Konkurſe nach 8 63 Nr 4, § 226 Abi 2 Nr 3 KD. 
Erfüllt ein Dritter die Schuld, ſo geſchieht das entgeltlich oder unentgeltlich je nach 
ſeinen Kauſalbeziehungen zum Schuldner. Eine unentgeltliche Zuwendung des Leiſtenden 
an den Gläubiger liegt darin niemals, auch wenn der Schuldner mittellos iſt, denn der 
Gläubiger erhält nur, was er zu beanſpruchen hat und verliert durch Die, Erfüllung ſeine 
Forderung (a. M. RG 38, 8; 51, 416). Anders, wenn der Dritte nicht erfüllt, ſondern dem 
Gläubiger den Betrag, den er durch Mittelloſigkeit des Schuldners verlieren könnte, ſchenkt. 
Leiſtet der Schuldner Sicherheit, ohne eine Gegeuleiſtung, z. B. durch Stundung, Herab⸗ 
ſetzung des Zinsfußes, dafür zu erlangen, ſo wendet er dem Glaͤubiger, der nur auf Er⸗ 
füllung, nicht auf Sicherung Auſpruch hat, unentgeltlich etwas zu. Eine Schenkung nimmt 
er aber nicht vor, denn der Gläubiger ift nicht bereichert, und zwar auch dann nicht, wenn 
der Schuldner inſolvent iſt. Auch dann muß durchſchlagen, daß der Gläubiger mit Hilfe 
der Sicherheit nur erhält, was ihm gebührt, und ſeiner Forderung verluſtig gebt; er würde 
auch nicht bereichert ſein, wenn ſich der Wert ſeiner Forderung durch ſpaͤteren Vermögens. 
zuwachs des Schulduers geſteigert hätte. Ebenſo verhält es ſich, wenn ein Dritter, ohne 
dem Schuldner durch Vertrag verpflichtet zu ſein oder deſſen Geſchäfte zu führen, dem 
Gläubiger unentgeltlich (vgl. dazu R IW 05, 44228; 1913, 608%) durch VBerbürgung! oder 
Pfandbeſtellung Sicherheit leiſtet. Für eine Schenkung des Interzedenten fehlt es an dem 
Erfordernis der Bereicherung des Gläubigers (a. M. RG 54, 284; 90, 181; etwas anderes 
iſt es, wenn für einen überſchuldeten Nachlaß die Bürgſchaft übernommenz wird, vgl. Prot 
2, 8). Entſprechend ſind der Erlaß der Vürgſchaftsforderung, und der Verzicht 
auf das Pfandrecht zwar unentgeltliche Zuwendungen an denjenigen, gegen den ſich 
das Recht richtet, aber keine Schenkungen an den Schuldner, da der Gläubiger ſeine Jorde⸗ 
rung behält. Auch die unentgeltliche Vorrangseinräumung eines Hypothekengläubigers 
an einen andern iſt mangels Bereicherung keine Schenkung (OLG 8, 75; a. M. RG 48, 136). 
5. Die Einigung der Parteien muß ſich nicht uur auf die Zuwendung ſelbſt, ſondern auch 
auf deren Unentgeltlichteit beziehen. Eine Schentungsabficht (animus donandı) wird vom 
Geſotze nicht gefordert (MW 70, 17; 72, 191; 73, 48; 94, 322; 95, 14; JW 03 Beil 131200. 
1913, 855°; Warn 1916 Nr 132; RG Recht 1917 Nr 710). Damit iſt nicht nur geſagt, daß 
die Einigung nicht auch die Bereicherung zu umfaſſen braucht und daß die letzten Beweg⸗ 
gründe des Zuwendenden (Menſchenliebe, Prahlerei, Haſchen nach Gunft) gleichgültig find. 
Vor allem bedeutet der Satz, daß für das Verhältnis des Willens zur Erklärung bei der 
Schenkung dieſelben Regeln gelten wie bei jeder andern Kauſa. Eine Schenkung kommt 
daher allerdings nicht zuſtande, wenn der eine Teil erklärt, die Zuwendung aus einem 
andern Rechtsgrunde (3. B. als Darlehn oder zur Schuldtilgung) vorzunehmen. Iſt aber 
die Erklärung beider Teile, fo wie fie ſich nach objektiver, den 88 133, 157 entſprechender 
Auslegung darftellt, auf eine unentgeltliche Zuwendung gerichtet, ſo hat der innere Wille 
eines Vertragſchließenden, eine irrig für beſtehend erachtete Rechtspflicht zu erfüllen, nur 
die Bedeutung, daß er ſeine Erklärung wegen Irrtums anfechten kann. Und auch dieſe 
Bedeutung kommt dem Irrtum nicht zu, wenn der Irrende den äußeren Tatbeftand kennt 
und letzterer zwar keine Rechtspflicht, wohl aber eine Sittenpflicht erzeugt. Es iſt dann 
nicht anzunehmen, daß er, der die Sitteupflicht fo ſtark empfindet, daß er ſie mit einer Rechts⸗ 
pflicht verwechſelt, die Erklärung bei Kenntnis der Sachlage und bei verſtändiger Würdi⸗ 
gung des Falles nicht abgegeben haben würde (8119). Der Irrtum iſt mithin unter ſolchen 
Umſtänden unerheblich. Auch dies verkennt die in A 4 bekämpfte Rechtſprechung, die der 
nachträglichen Belohnung geleiſteter Dienſte allgemein den Charakter der Schenkung ab⸗ 
ſpricht. Der Satz, da es einer Einigung über die Unentgeltlichkeit bedürfe, liege Schenkung 
ſchon dann nicht vor, wenn auch nur ein Teil die Zuwendung als entgeltlich auffaſſe (3. B. 
RG 74, 141; JW 1917, 103%; RG Recht 1920 Nr 2356; RG 6. 7. 18 V 100%18), verſtößt 
gegen die Erklärungstheorie und läßt im Widerſpruch mit dem, was grundſätzlich anerkannt 
wird, den animus donandi als Erfordernis erſcheinen. Vielmehr hätte das Reichsgericht 
überall da, wo durch die nachträgliche Lohnzuſage nicht das Angebot eines entgeltlichen 
Vertrags angenommen wird, eine Einigung über Unentgeltlichkeit der Zuwendung feſtſtellen 
müſſen, geradeſo wie es dies troß der abweichenden Anſichten der Parteien z. B. in den 
Fällen JW 1913, 8552; 1917, 848° getan hat. Es iſt doch auch ein unannehmbares Ergebnis, 
wenn Fragen wie die, ob das Verſprechen formlos gültig iſt und ob die Zuwendung der 
Schenkungssteuer unterliegt, davon abhängen ſollen, ob die geleiſteten Dienfte in dem Zu⸗ 
wendenden nur „ein Dankgefühl“ oder „das Gefühl einer wirklichen Schuld hervorgerufen 
haben (ſo RG 94, 324; zu der Steuerfrage vgl. jetzt 8 42 Abſ 1 Nr 2 Grbſch Stch). 
N 6. Die Schenkung iſt ſtets ein Vertrag; die Ausdrucksweiſe in 8 1406 Nr 2, § 1453 Auf 1 
ah Angenan. Um Vertrag handelt es ſich auch daun, wenn die Zuwendung als ſolche ohne 
“oirfung des Beſchenkten vonſtatten geht; erſt die Einigung über den Zweck, den Rechts⸗ 
grund der Zuwendung, macht das Geſchäft zur Schenkung. Für ſolche Fälle gibt Abf2 eine 
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erleichternde Beſtimmung über die Annahme des Angebots. Nach § 107 genügt auf ſeiten 
des Schenknehmers beſchrankte Geſchäftsfähigkeit, jedoch nur bei reinen Schenkungen, nicht 
bei gemifchten oder bei Schenkungen unter Auflage. Das Geſchäft kann auch bedingt vor⸗ 
genommen werden, auch ſo, daß von der Bedingung abhängt, ob es Schenkung oder entgelt⸗ 
licher Vertrag fein ſoll (vgl. RG Recht 1917 Nr 1025). Doch darf die Bedingung nicht in 
einem Handeln des Empfängers beſtehen, au dem der Zuwendende ein Intereſſe hat, ſonſt 
liegt allemal ein entgeltlicher Vertrag vor (RG Recht 1918 Nr 1522; vgl. A 4). Ein ſchuld⸗ 
rechtlicher Vertrag braucht nicht ausnahmslos geſchloſſen zu werden. Bei der ohne vor⸗ 
gängiges Verſprechen vollzogenen Schenkung (Handſchenkung) übernimmt der Schenker 
keinerlei Verpflichtung. 

7. Ein Geſchaft mit Loiſtung und Gegenleiſtung ift nicht einfach deshalb, weil objektiv 
ein auffalleundes Mißverhältnis zwiſchen beiden obwaltet, in einen entgeltlichen und einen 
unentgeltlichen Teil zu zerlegen. Es iſt Sache der Parteien, wie hoch ſie die Leiſtungen 
einſchätzen (Ni 81, 305, JW 1898, 61066; R Recht 1918 Nr 850). Da der Minderwert 
der einen Leiſtung ſehr wohl durch die beſondere Art ihrer Verwendung oder durch andere 
Umſtände ausgeglichen werden kann, iſt es möglich, daß das ganze Geſchäft als enigeltliches 
gewollt iſt (RG Recht 07 Nr 3789; 1916 Nr 925; NG 11. 12. 16 IV 273/16). Möglich iſt 
auch der entgegengejehte Fall. Vereinbaren Ehegatten, von denen der eine reich, der andere 
ſaſt mittellos iſt, die Eingehung der allgemeinen Gütergemeinſchaft, ſo kann die darin liegende 
Verfügung über das gegenwartige und zukünftige Vermögen des reichen Gatten ſehr wohl 
eine reine Schenkung enthalten (vgl. RG 87, 301; RG Recht 08 Nr 2549; OLG 32, 78). 
Mitunter wird absichtlich der Schein der Entgeltlichteit hervorgerufen, um die Schenkung 
zu verhullen (verichleterte Schenkung; vgl. Rh 15, 203; 22, 191529, 206; 98, 124; RG Recht 
07 Nr 3700). So kann, wenn als Zweck der Zuwendung die Vergütung angeblich geleiſteter 
Dienſte genannt wird, eine auffallende Höhe die Annahme rechtfertigen, daß in Wahrheit nichts 
als Schenkung vorliegt (MG JW 1888, 431%, R 21. 11.04 IV 208/04). Neben dieſen beiden 
Möglichkeiten gibt es noch eus, daß dasſelbe einheitliche und untrennbare Geſchäft — der 
Fall der Treunbarkeit, 5. B. Verkauf eines Grundſtücks unter ſchenkungsweiſer Überlaſſung 
des Inventars, gehort wicht hierhin — nach dem erklärten Willen der Parteien beides, ſowohl 
eine entgeltliche Zuwendung wie eine unentgeltliche, umfaßt. Das iſt die gemiſchte Schen⸗ 
kung (negotium mixtum cum donatione). Wird eine Sache ſchenkungsweiſe unter dem 
Wert verkauft (og. Freundeskauſ), fo iſt das Geſchäft teils Kauf, teils Schenkung, jenes in- 
ſoweit, als die Sache die Gegenleiſtung gegen die Preiszahlung bilden ſoll, dieſes in Höhe 
der gewollten Unentgeltlichkeit. Regelmaßig werden die Parteien, wenn fie in ſolcher Weiſe 
unterſcheiden, zugleich über die Höhe der entgeltlichen und der unentgeltlichen Zuwendung 
einig ſein. Iſt das Einverftändnis hierüber nicht zum Ausdruck gelangt, während die Ab- 
ſicht, ſowohl ſcheuken wie entgeltlich zuwenden zu wollen, feſtſteht, ſo muß der Wert der 
beiderſeitigen Leiſtungen, aber nur als Beweismittel für den Parteiwillen, den Ausſchlag 
geben (R& 68, 828; vgl. Warn 08 Nr 205). — Einzelfragen der gemiſchten Schen- 
fung: a) $ 516 Abſ 2 findet keine Anwendung (ogl. A 8). b) Die Form des 8 518 iſt zu 
beobachten (RG Bolze 21 Nr 398), d. h. das Leiſtungsverſprechen als ſolches, nicht auch 
ſeine teilweis unentgeltliche Natur, muß gerichtlich oder notariell beurkundet werden (vgl. 
8 518 A 2). Fehit die Form, jo wird durch die Bewirkung der Leiſtung das ganze Geſchäft 
geheilt. e) Widerruf wegen Undanks und Rückforderung wegen Notbedarfs. Grundſatzlich 
empfiehlt es ſich, dem Veſchenkten die Wahl zu laſſen, ob er feine Leiſtung bis zur Höhe der 
Gegenleiſtung ergänzen oder den ganzen Vertrag rückgängig machen will (RG 29, 267; 54, 
110). In einem Falle, wo der Vertrag zu einem ſtark überwiegenden Teile entgeltlich war, 
hat RG 68, 326 den Widerruf auf den geſchenkten Mehrwert beſchränkt. d) Ob das Ge⸗ 
ſchäft als entgeltliche oder als unentgeltliche Verfügung angefochten werden muß (vgl. einer⸗ 
ſeits 88 31, 38 KO, 8 3 Ar 1,2, 8 8 Anfch, anderſeits § 32, § 37 Abſ 2 KO, $ 3 Nr 3, 4, 
§ 7 Abſſ 2 Anfch), iſt nach dem Hauptzweck zu beurteilen, um den es den Parkeien zu tun 
war. e) Die gegenüber dem Schenkungsrecht strengere Verkäuferhaftung iſt inſoweit an⸗ 
zuwenden, als infolge eines Verſchuldens des Verkäufers oder infolge eines Sach⸗ oder 
Rechtsmangels der Wert des Kaufgegenſtandes hinter dem Entgelt zurückbleibt (vgl. auch 
die Analogie der Auflageſchenkung in $ 526). 

8. Der Abſ 2 bezieht ſich auf die Fälle, in denen die Zuwendung ohne den Willen des 
zu Beſchenkenden, d. h. durch ſchenkungshalber vorgenommene Geſchäftsführung (8 685) 
erfolgt (Bezahlung ſeiner Schulden; Ausbedingung eines Rechtes für ihn durch Vertrag 
mit einem Dritten nach $ 328). Der Empfänger hat ſich hier zu erklären, ob er die Zuwen- 
dung als Schenkung annehmen will. Lehnt er ab — wozu eine Ehefrau der Zuſtimmung 
des Mannes nicht bedarf (8 1400 Nr 2, $ 1453 Abſ 1) —, fo iſt der Tatbeſtand der ennd. 
ob causam datorum gegeben (vgl. 5 812 A 9. Er haftet alsdann von dem Augenblick des 

mpfangs an auf Herausgabe des Zugewendeten nach 8 819 Abſ 1; war Befreiung von 
einer Schuld zugewendet, jo hat er die dazu verbrauchten Mittel zu erſtatten (8 818 A5). 


638 Recht der Schuldverhältniſſe Einzelne Schuldverhältniſſe 


Um aber den Schwebezuſtand nicht allzuſehr zu verlängern, ſoll der Zuwendende berech⸗ 
tigt ſein, ihm eine angemeſſene Friſt zur Erklärung zu beſtimmen; unbenutzter Ablauf der 
Friſt gilt als Annahme. Iſt die beſtimmte Friſt zu kurz, ſo ſetzt ſie die längere angemeſſene 
Friſt in Lauf (vgl. 8 250 A 2), fo daß dann auch noch ſpäter abgelehnt und Widerruf wegen 
Undanks vermieden werden kann. — Vor der Ablehnung iſt eine Rückforderung 
nicht möglich. Der E 1 (8 438) erklärte die Zuwendung deutlich für ein Vertrags⸗ 
angebot, an das der Zuwendende abweichend von der Regel (8 147) bis zur Ablehnung 
der Schenkung gebunden war. Daß es hierbei verblieben iſt, ergeben nicht nur Prot 2, ff., 
ſondern auch Satz 3, der bei ungezwungener Auslegung die Kondiktion erſt nach der Ab: 
lehnung zuläßt. Es ſteht daher dem Zuwendenden nicht frei, durch Unterlaſſung der Auf: 
forderung des Satzes 1 das Zuſtandekommen der Schenkung zu verhindern. Wie der Fall 
der ohne Willen des andern erfolgten Zuwendung muß auch der andere Fall behandelt 
werden, wenn ſich die Parteien zwar über die Zuwendung, aber noch nicht 
über deren Kauſa geeinigt haben (Überſendung einer Geldſumme mit dem Zuſatze: 
Brief folgt). Dagegen iſt die Vorſchrift auf gemiſchte Schenkungen nicht anwendbar; hier 
greifen die 88 145ff. ohne Einſchränkung Platz. Ebenſo verhält es ſich mit Auflageſchen⸗ 
kungen ſchon wegen ihrer nahen Verwandtſchaft mit den gemiſchten. Freilich wäre die 
Friſtſetzung ohne Mitteilung der Auflage unwirkſam; aber dies allein würde, ſelbſt wenn 
man § 1956 entſprechend anwenden wollte, den Empfänger nicht genügend ſchützen. a 

9. Beweisfragen. Die in der Vertragsurkunde enthaltene Wertangabe darf bei der 
Prüfung, ob eine Schenkung vorliegt, nicht ſchlechthin als maßgebend behandelt werden; 
es kommt immer auf die wirkliche Sachlage an (RG Warn 1916 Nr 182). Eine Vermutung 
für den Schenkungscharakter von Leiſtungen unter nahen Verwandten keunt das Geſetz nur 
in den engen Grenzen der $$ 685 und 1618 (vgl. dazu RG Warn 1912 Nr 382); auch wenn 
bei der Leiſtung die Rückſicht auf das Verwandtſchaftsverhältnis mitſpielt, wird dadurch die 
gewollte Entgeltlichkeit nicht ausgeſchloſſen (RG 74, 40; ZW 09, 67056). Doch eutſpricht 
es der Lebenserfahrung, wenn RG JW 1919, 242 und RG Warn 1920 Nr 105 bei Gelb: 
oder Sachhingaben zwiſchen Eheleuten, ſelbſt wenn fie in Gütertrennung leben, eine tatſäch⸗ 
liche Vermutung für die Schenkung annehmen. — Sind Schenkungen im allgemeinen 
nicht zu vermuten, jo folgt doch daraus nicht, daß der Kläger, der Rückzahlung eines angeb⸗ 
lichen Darlehns verlangt, während der Beklagte Schenkung behauptet, von bem Beweiſe 
des Darlehns befreit wäre; erheblich iſt hier au der Einlaſſung des Beklagten nur die Be⸗ 
ſtreitung der Darlehnsvereinbarung (RG IW 06, 46218). Zu beachten ift ferner die Tegiti- 
mierende Kraft des Grundbucheintrags. Auch wenn die Nichtvalutierung der Darlehns⸗ 
hypothek feſtſteht, dringt nach 58 891, 1138 der Eigentümer mit feiner Löſchungsklage nur 
durch, wenn er die Behauptung des Gläubigers, die Schuld ſei ſchenlweiſe begründet 
worden, widerlegt (RG 98, 124). Handelt es ſich dagegen um ein Sparkaſſenbuch, deſſen 
Herausgabe der Beklagte weigert, weil ihm der Erblaſſer des Klägers das Guthaben geſchenkt 
habe, fo trifft ihn die Beweislaſt, der er jedoch ſchon durch den Hinweis darauf genügt, daß das 
Buch auf feinen Namen umgeſchrieben iſt (a. M. RG 24. 2. 19 IV 396/18, vgl. dazu $ 518 
A 1). — Die Perſon des Beſchenkten kann zweifelhaft fein bei Hochzeitsgeſchenken. An 
wen die Übergabe erfolgt, iſt gleichgültig. Sofern ein Stück nicht erkennbar für den per⸗ 
ſönlichen Gebrauch eines der Ehegatten beſtimmt iſt, muß augenommen werden, daß beide 
beſchenkt fein ſollen, mag auch der Schenker nur dem einen naheſtehen (Geuffll 62 Nr 181). 


8 517 


Eine Schenkung liegt nicht vor, wenn jemand zum Vorteil eines anderen 
einen Vermögenserwerb unterlägt!) oder auf ein angefallenes, noch nicht 
endgültig erworbenes Recht verzichtete) oder eine Erbſchaft oder ein Ver⸗ 


mächtnis ausjchlägt?). 
E I 439 II 464; M 2 290, 291; P 2 8, 9. 


1. Unterlaſſen eines Vermögenserwerbes zum Vorteil eines andern. Daß es feine 
Schenkung ift, wenn jemand eine rein tatſächliche Erwerbsgelegeuheit nicht wahrnimmt und 
ein anderer fie infolge davon benutzen kann, folgt ſchon aus 8 516, weil damit nichts aus 
dem Vermögen zugewendet iſt. Durch g 517 wird aber auch die Nichtansbeutung beſonderer 
Rechtslagen, wie fie z. B. die Nichtannahme eines Vertragsantrags, die Nichtgenehmigung 
eines Rechtsgeſchäfts, die Unterlaſſung der Anfechtung wegen Willensmängel oder die Ver⸗ 
ſäumung einer Friſt darſtellen, von dem Recht der Schenkung ausgeſchloſſen. Nicht hier⸗ 
hin gehören die Fälle indirekter u el Leiſtet der Schuldner 
auf Weiſung des Gläubigers einem Dritten, dem der Gläubiger ſchenken will, ſo hat dieſer 
nicht bloß auf den Erwerb des Gegenſtandes verzichtet, ſondern zugleich ſein Forderungs⸗ 
recht aufgeopfert, weshalb es ſo angeſehen wird, als ob er den Gegenſtand erworben und 
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auf den Dritten übertragen hätte. Das trifft auch auf den ſog. Fünfzehnhundertmarkvertrag 
zu. Die auf Vermeidung einer Pfändung berechnete Vereinbarung des Augeſtellten mit ſeinem 
Dienſtherrn, daß ihm ſelbſt nur 1500 Mark, feiner Ehefrau aber 4500 Mark gezahlt werden 
ſollen, iſt rechtlich nichts weiter als Ausbedingung eines Dienſtlohns von 6000 Mark, verbunden 
mit ſchenkweiſer Zuwendung des Teilbetrags von 4500 Mark an die Fran. Daher konnen 
die Gläubiger des Mannes die Schenkung nach § 3 Nr 2, 4 AnfG anfechten und die Frau 
zur Abtretung ihrer Forderung gegen den Dienſtherrn oder zur Herausgabe des darauf 
empfangenen Betrags zwingen (anders die unbefriedigende Rechtſprechung RG 69, 59; 
81, 46; RG 23 1012 ©. 560, 686; 1915, 542, die die Anfechtbarkeit verneint). Nicht unter 
$ 517 gehört es ferner, wenn jemand einen Anſpruch auf Übereignung einer beweglichen 
Sache hat und mit einem Dritten, dem er ſchenken will, vereinbart, daß ſofort mit der Über⸗ 
gabe an ihn das Eigentum durch Beſitzkonſtitut auf den Dritten übergeht (vgl. R JW 
06, 1615). 5 

2. Verzicht auf angefallene, noch nicht endgültig erworbene Rechte. Soll die Vor⸗ 
ſchrift neben den Fällen der A 1 und 3 zur Geltung kommen, fo muß darunter der Verzicht 
auf Anwartſchaften verſtanden werden, namentlich auf aufſchiebend bedingte Rechte. Be⸗ 
friſtete Rechte find nicht gemeint. Der Erlaß künftiger Miets⸗ oder Darlehnszinſen kann 
ſehr wohl Schenkung ſein. . 

3. Obgleich Erbſchaft und Vermächtnis kraft Geſetzes erworben werden (88 1942, 2176), 
läßt ſich der Erwerb doch durch einſeitige Erklärung (Ausſchlagung) mit rückwirkender 
Kraft wiederaufheben (89 1953, 2180). Daher wird die Ausſchlagung nicht als Schenkung 
behandelt (vgl. R& 54, 293). Dasſelbe muß aber auch für den Pflichtteil angenommen 
werden. F 2317 iſt dahin auszulegen, daß der Pflichtteilsanſpruch zwar mit dem Erbfall 
entſteht, aber auflöſend bedingt durch den Verzicht des Berechtigten. Daß das Geſetz dieſen 
Standpunkt teilt, beweiſen außer § 852 Abſ 1 388 namentlich die 88 1643 Abſ 2, 1822 
Nr 2, wonach Vater und Vormund, die doch nach 88 1641, 1804 nicht in Vertretung des 
Kindes ſchenken können, mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts imſtande find, für 
das Kind auf den Pflichtteil zu verzichten. Anders RG 77, 238 und mit ihm die Mot. zum 
neuen ErbſchStch S. 34. Die aus der Gegenmeinung gezogene auſtößige Folgerung, daß 
ein Pflichtteilsberechtigter die Erbſchaftsſteuer auch dann zu zahlen habe, wenn er den Pflicht⸗ 
teil nicht geltend machen will, und daß er für den unentgeltlichen Verzicht auf den Pflicht. 
teil überdies auch noch Scheukungsſteuer ſchulde, iſt durch das ErbſchStch b. 10. 9. 19 (8 20 
Abf 1 Nr 1, 8 40 Abſ 3) beſeitigt worden. 

S 518 

Zur Gültigkeit eines Vertrags, durch den eine Leiſtung ſchenkweiſe ver⸗ 
ſprochen wird, iſt die gerichtliche oder notarielle Beurkundung des Ver⸗ 
ſprechens erforderlich!)). Das gleiche gilt, wenn ein Schuldverſprechen oder 
ein Schuldanertenntnis der in den SS 780, 781 bezeichneten Art ſchenkweiſe 
erteilt wird, von dem Verſprechen oder der Anerkennungserklärung?). 

Der Mangel der Form wird durch die Bewirkung der verſprochenen 


Leiſtung geheilt‘). 

EI 440, 441 II 465; M 2 291—295; P 2 9—21. 

1. Das Geſetz hat keine allgemeine Schenkungsform aufgeſtellt, ſondern dem Beurkun⸗ 
dungszwang nur diejenige Schenkung unterworfen, die darin beſteht, daß der Schenker dem 
Beſchenkten eine Leiſtung verſpricht. Die vollzogene Schenkung iſt auch ohne Form 
gültig. Was zur Vollziehung gehört, beſtimmt ſich nach dem Schenkungsgegenſtand. 
Bewegliche Sachen, insbeſondere auch Inhaberpapiere (RG 77, 335), muſſen übergeben 
werden, doch läßt ſich die Übergabe nach Maßgabe der 88 929—931 erſetzen (Beſitzkonſtitut, 
RG 3 06, 161°; Abtretung des Herausgabeanſpruchs, RG Warn 09 Nr 33: OLG 16, 50; 
dagegen unzureichend die Einräumung des Mitbeſitzes, ſofern nicht ein Konſtitut damit 
verbunden iſt, Rh Gruch 62, 614). Die Schenkung von Wertpapieren aus einem Depot 
iſt erſt mit erkennbarer Ausſouderung beſtimmter Papiere vollzogen (RG Recht 1918 
Nr 1523). Durch die Verwaltung und Nutznießung, die dem Ehemann nach geſetzlichem 
Güterrecht auch an den von ihm der Frau geſchenkten Sachen zuſteht, wird die Vollziehung 
der Schenkung nicht gehindert (& Warn 1915 Nr 142, vgl. aber 1920 Nr 105). Bei Grund. 
ſücken iſt Auflaſſung notwendig, aber nach $ 873 Abſ 2 auch ſchon vor der Eintragung im 
Grundbuch genügend. Soll eine Forderung ſcheukweiſe erlaſſen werden, jo genügt form- 
loſer Abſchluß des Erlaßvertrags (RG 53, 296; 76, 61; RG Seuffa 69 Nr 121), wogegen 
eine mit Aufhebung des Erlaſſes verbundene ſchenkweiſe Wiederherſtellung der Forderung 
der Form bedarf (RG 76, 61). Ebenſo genügt formloſe Abtretung, um eine Forderung 
ſchentweiſe einem Dritten zuzuwenden (NG JW 07 S. 73°, 3298; Warn 09 Nr 33; RG 
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SeuffA 69 Nr 121); fie kann in der Aushändigung der Schuldurkunde au den Schenknehmer 
zu finden fein (vgl. RG JW 04, 337°). Abtretung der Forderung auf das Guthaben iſt das 
entſcheidende bei Sparkaſſenbüchern, da bei ihnen wie bei allen Legitimationspapieren das 
Papier der Forderung ($ 952), nicht umgekehrt die Forderung dem Papier folgt (vgl. 8 808 
A 3). Die Abtretung kann auch ohne Übergabe des Buches ſtattfinden, iſt aber regelmäßig 
darin enthalten (RG 89, 402; ZW 1910, 329%; 1916, 37°; Gruch 50, 651). Zahlt der Schen⸗ 
ker Geld auf ein Sparkaſſenbuch ein, das auf den Namen des Schenknehmers ausgeſtellt iſt 
oder ausgeſtellt wird, ſo vollzieht er die Schenkung, denn da ein auderer Wille für die Spar⸗ 
kaſſe nicht erkennbar iſt, entſteht die Forderung gegen ſie in der Perſon des Schenknehmers 
(anders das Reichsgericht, das auf die innere Abſicht des Einzahlenden abſtellt und dieſe 
daraus erſchließen will, aus weſſen Mitteln das Geld herrührt, vgl. RG 73, 220; R&Gt 43, 17; 
Warn 1912 Nr 197; 1915 Nr 142; 1916 Nr 75; RG L3 1914, 920). Das gleiche gilt, wenn 
jemand bei einer Bank ein Depoſitenkonto auf den Namen eines Dritten anlegen läßt und 
Einzahlungen darauf macht (vgl. dazu RG JW 07, 73%; Warn 08 Nr 204). Die bloße An⸗ 
weiſung an einen andern, dem Schenknehmer zu zahlen, bedeutet zweifellos noch keine Voll⸗ 
ziehung der Schenkung. Trotz $ 788 aber, wonach es ſchlechthin auf die Leiſtung des An⸗ 
gewieſenen ankommen ſoll, wird die Schenkung auch ſchon durch Annahme der Anweiſung 
bewirkt, da hiermit dem Schenknehmer eine Forderung gegen den Angewieſenen zugewendet 
wird (vgl. § 784). Übrigens iſt mitunter zu prüfen, ob der Schenker, der nur von Anweiſung 
ſprach, nicht doch in Wahrheit eine Abtretung vorgenommen hat (R JW 07, 73°). Hand⸗ 
lungen, die die Vollziehung nur ſichern oder ſie vorbereiten ſollen, machen 
die Form des Schenkungsverſprechens nicht überflüſſig. Ungenügend iſt daher 
die bloße Gutſchrift in den Geſchäftsbüchern des Schenkers (RG Warn 1912 Nr 101), die Be⸗ 
ſtellung einer Hypothek (RG 88, 366), die Abtretung des Anſpruchs auf Herausgabe der 
hinterlegten Sache an einen Treuhänder, der fie ſpäter dem Schenknehmer übergeben ſoll 
(RG JW 1917, 924). Der Begriff der Vollziehung iſt vereinbar mit dem Vorbehalt jeder⸗ 
zeitigen Widerrufs (RG 18. 6. 07 III 6/07). Auch kann eine Schenkung ihrer Voll- 
ziehung ungeachtet bedingt oder befriſtet ſein. Bedingte Abtretungen zu Schen⸗ 
kungszwecken |. z. B. in RG Warn 08 Nr 141; 09 Nr 33; OLG 16, 50. Die am häufigſten 
vorkommende Bedingung iſt die der Schenkung von Todes wegen, daß der Beſchenkte den 
Schenker überlebt. Auf dieſes Geſchäft (nicht auf ein Verſprechen, deſſen Erfüllung, ohne 
an die Bedingung des Überlebens geknüpft zu fein, auf den Todestag des Schenkers hinaus⸗ 
geſchoben iſt, RG 53, 296) finden nach $ 2301 die Vorſchriften über Verfügungen von Todes 
wegen Anwendung; doch gilt Schenkungsrecht, wenn der Schenker die Schenkung durch 
Leiſtung des zugewendeten Gegenſtandes vollzieht. Stets muß im Einzelfall geprüft 
werden, ob trotz der Bedingung oder Befriſtung die Leiſtung ſelber (die Abtretung, der 
Erlaß) ſofort vorgenommen iſt oder ob einſtweilen nur verſprochen wurde, unter der be⸗ 
ſtimmten Bedingung oder an dem künftigen Tage leiſten zu wollen. Die Erklärung des 
Darlehnsgebers in RG IW 1910, 988%, nach feinen Tode ſolle ſeine Enkelin die Darlehns⸗ 
ſumnie bekommen, war ein formbedürftiges Schenkungsverſprechen. Ebenſo wurde in RG 
Warn 08 Nr 302, wo der Gläubiger dem Schuldſchein nachträglich die Worte hinzugefügt 
hatte, „dieſer Schein wird mit meinem Tode ungültig“, nur ein Schentungöverfprechen an- 
genommen, und zweifellos handelte es ſich um nichts weiter in RG 5. 8. 15 41 250/14, wo 
das Schreiben des Gläubigers an den Schuldner dahin lautete, er verpflichte ſich, falls eine 
vom Schuldner geplaute Heirat bis zum 1. Oktober des nächſten Jahres nicht suftande kommen 
würde, nach dieſem Termine auf die Forderung zu verzichten (vgl. ferner Rd Recht 1916 
Nr 926). Eine vollzogene Schenkung liegt auch dann nicht vor, wenn ein dem Tode naher 
Erblaſſer eine Perſon, der er Wertpapiere zuwenden will, formlos ermächtigt, Ne nach feinem 
Tode abzuheben (NG IWW 04, 337°; vgl. RG L 1919, 692; Osch Dresden LZ 1919, 444), 
oder wenn er die Papiere einem Boten behändigt, der fie erſt nach feinem Tode jener Perſon 
übergibt (RG 83, 223). Die Formen der Verfügungen von Todes wegen laſſen ſich auf ſolche 
Weile nicht umgehen (anders RG 88, 137: §8 328 ff., fideicommissum a debitore relietum; 
ogl. dagegen aber RG 98, 281). r 

2. Gerichtliche oder notarielle Beurkundung (vgl. 88 167ff. Fc, Art 141 Ech). Die 
Vorſchrift gilt auch für Schenkungsverſprechen von Kaufleuten, obwohl ſie nach 99.343, 344 
HGB Handelsgeſchäfte fein koͤnnen (vgl. $ 350 HGB, NRG Holdheim 04, 128). Nur 
das Verſprechen des Schenkers iſt an die Form gebunden; die Annahmeerklärung des Be⸗ 
ſchenkten kann formlos, auch ſtillſchweigend erfolgen und wird unter den Umſtänden des 
$ 516 Abſ 2 fingiert. Wie ſich ferner aus Satz 2 des Abs ! ergibt, unterliegt dem Form. 
zwaug auch nur das Leiſtungsverſprechen ſchlechthin. Die Tatſache, daß es ſchenkweiſe 
erfolgt, braucht nicht urkundlich gemacht, kaun vielmehr verſchleiert werden (RG 98, 124; 
. auch § 516 A 7 und aus früherem Recht R 15, 293; 22, 191). Die Beurkundung 
muß aber auch wirklich das Verſprechen, nicht eine bloße Vollmacht zum Inhalt haben 
ME IW 1920, 4901; Auflaſſungsdollmacht mit Ermächtigung, an ſich ſelbſt aufzulaffen). 
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Neben der Schenkungsform finden die ſonſtigen Formvorſchriften Anwendung. So nach 
$$ 311, 313, 2371, 2385 bei Schenkung eines ganzen Vermögens, eines Grundſtücks (N16 82, 
152), einer Erbſchaft; vgl. ferner $ 312 Abſ 2, GmbH® 8 15 Abſ 3, 4. 

3. Da das Geſetz durch den Formzwang übereilte Schenkungsverſprechen verhüten will, 
faßt es auch ein abſtraktes Verſprechen, das ſchenkweiſe erteilt iſt, nicht als Voll“ 
ziehung der Schenkung auf. Auch ein ſolches Verſprechen muß vielmehr gerichtlich oder 
notariell beurkundet werden, wobei dem Weſen der Sache entſprechend die causa donandi 
in der Urkunde nicht erwähnt wird (RG 98, 128). Unterbleibt die Beurkundung, fo 
iſt es ebenſo nichtig wie ein Verſprechen, das den Schuldgrund der Schenkung in ſich auf⸗ 
genommen hat; es tritt nicht bloß Entkräftbarkeit durch eine Bereicherungseinrede (8 821) ein. 
Die Regelung iſt mithin dieſelbe wie in den Fällen der 88 656 Abſ 2, 762 Abſ 2 (Ehemäkler 
lohn, Spiel und Wette): Berückſichtigung durch den Richter, auch wenn der Mangel nur 
durch den Vortrag des Beſchenkten kundbar wird; kein einſeitiger und formloſer Verzicht des 
Schenkers auf die Einwendung. Statt von abſtraktem Verſprechen ſpricht das Geſetz nur 
von dem Schuldverſprechen des § 780 und dem Schuldanerkenntnis des § 781 (mit letzterem 
iſt der Fall gemeint, wenn das Anerkenntnis ohne Gegenleiſtung und im Einverſtändnis 
darüber erteilt ift, daß die anerkannte Schuld nicht beſteht, vgl. § 812 A 11 unter 10). Ger. 
dacht iſt die Vorſchrift aber allgemein und muß daher auch auf das Anweiſungsakzept des 
Schenkers ($ 784) ſowie namentlich auf feine wechſel⸗ und ſcheckhmäßigen Versprechen (vgl. 
NS 71, 289; Warn 1918 Nr 165) bezogen werden. Die Heilung nach Abf 2 findet bei in- 
doſſablen Papieren immer erſt dann ftatt, wenn der Beſchenkte nichts mehr zu fordern hat. 
Solange ſich das Papier in daſſen Hand befindet, kann ihm der Schenker die Einwendung, 
der formloſen Schenkung entgegenhalten. Mit dem Indoſſament hört dieſe Möglichkeit auf 
(vgl. Art 82 WO, 8 364 HGB) die Schenkung iſt nunmehr vollzogen. — Auch durch Ein- 
kleidung eines formloſen Schenkungsverſprechens in ein Darlehen (§ 117 Abf 2) oder durch 
Umwandlung in ein ſolches (5 607 Abf 2) wird an der Ungültigkeit nichts geändert (RG 
SeuffA 69 Nr 121). : 

4. Heilung des Formmangels durch Bewirkung der Leiſtung. Selbſtverſtändlich iſt 
eine vollzogene Schenkung als Handgeſchenk gültig, mag ein formloſes Schenkungsverſprechen 
vorausgegangen fein oder nicht (MG Warn 1918 Nr 249). Der Abſ 2 ordnet aber, hierüber 
hinausgehend, eine Heilung des formloſen Verſprechens an. Auch wenn die Leiſtung in 
Unkenntnis der Nichtigkeit des Schenkungsverſprechens erfolgt, iſt die cond. indebiti aus⸗ 
geſchloſſen, weil durch die vd ſelbſt eine gültige Verpflichtung entſteht (a. M. anſcheinend 
NS Warn 1915 Nr 142). Andern die Parteien das Verſprechen bei der Leiſtung nicht ab 
ſo wird dieſes auch ſo gultig, wie es erteilt war, alſo mit denfelben Bedingungen, Auflagen 
oder ſonſtigen Nebenbeſtimmungen (Ausſchließung des ehemännlichen oder elterlichen Rechtes, 
89 1369, 1440, 1526, 1638, 1651), und, lofern es ſich um eine gemiſchte Schenkung handelt, in 
der vereinbarten Verbindung mit dem entgel lichen Teil des Geſchäfts. Die Worte „Be⸗ 
wirkung der verſprochenen Leiſtung“ nötigen nicht dazu, der Hingabe an Erfüllungs Statt 
(5 364) die heilende Wirkung zu verſagen. Die Schenkung iſt auch dann vollzogen, wenn 
der Verſprechende, der ſich irrtümlich für verpflichtet hält, mit Zuſtimmung des angeblichen 
Gläubigers eine andere als die vermeintlich geſchuldete Leiſtung bewirkt, wogegen ein Dritter, 
der ohne Auftrag des Verſprechenden leiſtet, keine Heilung herbeiführt. Stets muß die 
Leiſtung freiwillig erfolgt fein; Beitreibung auf Grund eines fehlgehenden vorläufig voll⸗ 
ſtreckbaren Urteils würde nicht genügen. Teilweiſe Erfüllung macht das Verſprechen in. 
ſoweit gültig, als ſie reicht. Während die Gültigkeit des erfüllten Teiles durch die Ungül⸗ 
tigkeit des nicht erfüllten nicht beeinträchtigt wird, kann anderſeits Vollendung der Erfüllung 
kraft der formloſen Zuſage nicht beanſprucht werden, RG 77, 335; Gruch 60, 1002 (Dividenden⸗ 
ſcheine ohne Mäntel, Mäntel ohne Zinsſcheine). Mangelhafte Erfüllung hat Heilung über⸗ 
haupt nicht zur Folge. Daher nach Eviktion der vom Schenker geleiſteten Sache keine Haf⸗ 
tung nach 8 523 Ubf 2, wohl aber bei argliſtigem Verſchweigen des Mangels Haftung nach 
$ 523 Abſ'1. Nur der Formmangel des Schenkungsverſprechens wird durch Vollziehung 
der Schenkung geheilt. Leidet das Geſchäft noch an andern Mängeln, etwa an Verſtößen 
gegen andere Formvorſchriften, ſo bleibt es unwirkſam. Umgekehrt tritt keine Heilung der 
Form des § 518 ein, wenn nur andere Formfehler geheilt werden. Ein Schenkungsver⸗ 
ſprechen, wodurch der Grundſtücksverkäufer dem Käufer formlos zuſichert, eine in Anrech⸗ 
nung auf den Kaufpreis zu übernehmende Hypothek, falls ſie dem Verkäufer abgetreten 
werden ſollte, löſchen zu laſſen, gewinnt durch Auflaſſung und Umſchreibung des Grundſtücks 
keine Kraft (vgl. R Warn 1911 Nr 12; 8 313 A 4 a. E.). 


8 519 


Der Schenker iſt berechtigt, die Erfüllung eines ſchenkweiſe erteilten 
Berſprechens zu verweigern, ſoweit er bei Verückſichtigung ſeiner ſonſtigen 
Boch, Kommentar von Reichsgerichtsräten. I. Band. 3 Aufl. 4 
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Verpflichtungen außerſtande iſt, das Verſprechen zu erfüllen, ohne daß 
ſein ſtandesmäßiger Unterhalt oder die Erfüllung der ihm kraft Geſetzes 
obliegenden Unterhaltspflichten gefährdet wird e). 

Treffen die Anſprüche mehrerer Beſchenkten zuſammen, ſo geht der 
früher entſtandene Anſpruch vor?). 

E II 466; P 2 21, 22; RB 66. 


1. Befindet ſich der Scheuker in dürftiger Lage, ſo kommt ihm das Geſetz mit der Rechts⸗ 
wohltat des Notbedarfs (benekicium competentiae) zu Hilfe. Gewährt wird eine Ein- 
rede gegen den noch unerfüllten Anſpruch (§ 519) und, unter ſchwereren Vorausſetzungen, 
ein Anſpruch auf Herausgabe nach Vollziehung der Schenkung (88 528, 529). Beiden 
Rechtsbehelfen iſt gemeinſam, daß es nicht darauf ankommt, ob der Schenker ſchon zur Zeit 
der Schenkung bedürftig war oder ob er es erſt ſpäter geworden iſt. Auch der Fall, wenn 
mehrere Schenkungen desſelben Schenkers zuſammentreſfen, ift in $ 519 Ab] 2 und in $ 528 
Abſ 2 übereinſtimmend geregelt. Ebenſo gilt für beide Rechtsbehelfe, daß ſie den Schenker 
gegen feinen eigenen Leichtſinn ſchützen ſollen und daß er deshalb nicht im voraus auf fie 
verzichten kann. 8 

2. Die Einrede des Notbedarfs richtet ſich gegen den Anſpruch auf Erfüllung eines 
Schenkungsverſprechens oder eines ſchenkweiſe erteilten abſtrakten Verſprechens. Sie iſt 
im Hauptprozeß, nicht erſt bei der Vollſtreckung, vorzubringen und zu verhandeln, wirkt aber 
nur ſoweit als, gegenſtändlich und zeitlich genommen, die Bedürftigkeit des Schenkers reicht. 
Die Klage kann teilweiſe abgewieſen werden; wird ſie ganz abgewieſen, ſo kann ſie der Be⸗ 
ſchenkte doch von neuem erheben, falls es ihm gelingt, eine Beſſerung der Umſtände des 
Schenkers darzutun. Gegen deu durch Urteil feſtgeſtellten Anſpruch findet eine Einrede 
auf Grund ſpäterer Vermögensverſchlechterung nur nach Maßgabe des $ 767 3 ſtatt. 
Zweifelhaft iſt, inwiefern die Einrede auch Bürgen, Schuldübernehmern oder Schuldmit⸗ 
übernehmern zugute kommt. Da der Gläubiger gegen die Vermögensunzulänglichkeit des 
Schenkers durch den Beitritt jener Perſonen gerade geſchützt werden ſoll, werden ſie ſich 
hierauf nicht berufen können (vgl. auch § 768 Abſ 1 Satz 2, § 193 KO). Dagegen ſteht es, 
wenn auch nicht dem Bürgen, fo doch den Nach- und Mitſchuldnern frei, die eigene Bebürf- 
tigkeit geltend zu machen, denn auch ſie haften aus dem Rechtsgrund der Schenkung. — 
Vorausgeſetzt iſt entweder Gefährdung (nicht: Beeinträchtigung; naheliegende Beſorgnis 
einer ſolchen genügt) des eigenen ſtandesmäßigen (nicht: notdürftigen) Unterhalts 
G 1610) oder Gefährdung der dem Schenker kraft Geſetzes, alſo nicht lediglich kraft 
Vertrags, obliegenden Unterhaltspflichten. Als geſetzliche Unterhaltspflichten kommen 
in Betracht: die der Ehegatten, $$ 1300 ff. (88 1345, 1351), auch der geſchiedenen (88 1578ff.), 
der Verwandten (88 1601ff.), des Vaters gegen das Kind aus nichtiger Ehe (88 1700, 1703), 
des Vaters des unehelichen Kindes (88 1708ff.; vgl. auch 88 1730, 1706). Bei der Frage, 
ob Gefährdung vorliegt, ſind die ſonſtigen Verpflichtungen des Schenkers zwar nicht ſchlecht⸗ 
hin vom Vermögen abzuziehen, aber doch ſämtlich zu „berückſichtigen“, mithin, wenn fie erſt 
ſpäter fällig werden, zu einem angemeſſenen Betrage in Anſatz zu bringen. 

3. Bei mehrfachen Schenkungen desſelben Schenkers geht die ältere der jüngeren 
vor (ähnlich $ 2329 Abſ 3). Entſcheidend ift die Entſtehung des Anſpruchs, alſo der Zeit- 
punkt der Annahme der Schenkung, auch wenn der Anſpruch bedingt oder betagt iſt und vor 
Eintritt der Bedingung oder des Termins eine neue Schenkung erfolgt; die früher vorge 
nommene Schenkung ſoll durch eine ſpätere nicht beeinträchtigt werden. Gegenüber dem 
Anſpruch des ſpäter Beſchenkten darf ſich der Schenker auf die frühere berufen, nicht ſteht 
ihm umgekehrt gegen den früher Beſchenkten eine Einrede wegen der ſpäteren Schenkung 
zu. Hat er dem zweiten Beſchenkten gegenüber die Geltendmachung der Einrede abſichtlich 
unterlaſſen, um den erſten zu ſchmälern, ſo kann dieſer verlangen, daß dasjenige, was mit 
Rückſicht auf ihn dem zweiten hätte abgezogen werden müſſen, als noch vorhanden gerechnet 
wird. Mehrere gleichzeitige Schenkungen ſind gleichmäßig zu kürzen. 


8 520 
Verſpricht der Schenker eine in wiedertehrenden Leiſtungen beſtehende 
Unterſtützung, jo erliſcht die Verbindlichkeit mit ſeinem Tode, jofern nicht 
aus dem Verſprechen ſich ein anderes ergibt). 
E I 447 II 467; M 2 298, 299; P 2 30. 
1. Das ſchenkweiſe Verſprechen einer in wiederkehrenden Leiſtungen zu entrichtenden 
Unterſtützung (Renten, Lebensunterhalt, nicht aber Teilzahlungen eines geſchenkten Kapi⸗ 


tals) erliſcht mangels gegenteiliger Abrede mit dem Tode des Schenkers, geht alſo auf 
deſſen Erben nicht über. Tritt jemand als Mitſchuldner neben den Schenker, ſo wird im 
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Zweifel der Tod des Erſtverſterbenden maßgebend ſein. Auch der Auſpruch des Beſchenkten 
iſt nach dem Sinne des Vertrags regelmäßig unvererblich; vgl. wegen der Leibrente § 759, 
wegen des Unterhaltsanſpruchs 88 1615, 1713. Bereits fällig gewordene Anſprüche (Rück, 
ſtände) werden durch den Tod des einen oder des andern Teiles nicht berührt. 


8 521 


Der Schenker hat nur Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit zu vertretene). 

E 1 442 II 468; M 2 296; P 2 21. 

1. Die 55 521—524 bringen den Gedanken zum Ausdruck, daß der Schenker wegen 
Verſchuldens, Verzugs und wegen Rechts⸗ und Sachmängel möglichſt milde zu haften 
hat. Weitere Milderungen können ſich aus dem Wiſen der Sache ergeben. Namentlich 
wird meiſtens anzunehmen ſein, daß der Beſchenkte das Geſchenk — entgegen § 270 auch 
ein Geldgeſchenk — beim Schenker abzuholen hat, ſo daß deſſen gewöhnlicher Aufenthalts. 
ort der Leiſtungsort iſt. Doch liegt die allgemeine Pflicht eines Schuldners, die Koſten der 
Erfüllung zu tragen (3. B. Aufloſſungskoſten), auch dem Erteiler eines Schenkungsverſprechens 
ob Mot 5, 193; vgl. Rin of 1. 59). Die Abmilderungen der Haftung folgen aus der Natur 
des Schenkungsverſprechens und tommen daher auch den Erben des Schenkers ſowie ſeinem 
Schuldübernehmer oder Schulomitübernehmer zuſtatten. 

2. Abweichend von der Regel des $ 276 Abſ 1 hat der Schenker nur Vorſatz und grobe 
Fahrläſſigteit zu vertreten. Es gilt das ſowohl für die Haftung wegen Nichterfüllung, 
alſo beſonders bei Beſchadigung des verſchenkten Gegenſtandes, wie auch für den Fall, daß 
ſchuldhaft eine unmögliche oder geſetzlich verbotene Leiſtung verſprochen wird (88 307, 309). 
Der Schenker gerät auch nur bei vorſätzlicher oder grobfahrläffiger Verſäumung rechtzeitiger 
Leiſtung in Verzug ($ 285); erſt wenn er ſich im Verzuge befindet, ſteigert ſich ſeine Haftung 
gemäß $ 287. Dagegen bleibt er zur Leiſtung der Surrogate nach § 281 verpflichtet. 
Bedient er ſich eines Erfüllungsgehilfens (8 278), fo vertritt er auch in Auſehung von 
deſſen Verfehlungen außer Vorſah nur grobe Fahrläſſigleit (MG 65, 20). Die Haftung 
des Schenkers kann durch Vertrag verſchärft wie auch weiter gemildert werden; nur das 
pactum de dolo non praestando iſt nach $ 276 Abf 2 auch hier unwirkſam. 


8 522 


Zur Entrichtung von Verzugszinſen iſt der Schenker nicht verpflichtet!). 

E I 445 II 469; M 2 297, 298; P 2 29, 80, 

1. Nach § 521 kommt der Schenker nur bei grober Fahrläſſigkeit in Verzug. 8 522 
macht von den gewöhnlichen Folgen des Verzuges nur die eine Ausnahme, daß der Be⸗ 
ſchenkte nicht ohne weiteres die 2 des 8 288 verlangen kann. Dagegen bleiben die 
$$ 286, 287 beſtehen; der Beſchenkte kann Erſatz des Verzugsſchadens fordern, wenn er ihn 
um Einzelfall beweiſt. Anwendbar bleiben auch die 88 291 (Prozeßzinſen) und 292 (ge- 
ſteigerte Haftung bei Verpflichtung zur Herausgabe eines Gegenſtandes). 


§ 523 


YVerſchweigt der Schenker argliſtig einen Mangel im Rechte, jo iſt er 
verpflichtet, dem Beſchenkten den daraus entſtehenden Schaden zu erſetzen?). 

Hatte der Schenker die Leiſtung eines Gegenſtandes verſprochen, den 
er erſt erwerben ſollte, ſo kann der Beſchenkte wegen eines Mangels im 
Rechte Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangen, wenn der Mangel 
dem Schenker bei dem Erwerbe der Sache bekannt geweſen oder infolge 
grober Fahrläſſigkeit unbekannt geblieben iſt. Die für die Gewährleiſtungs⸗ 
pflicht des Verkäufers geltenden Vorſchriften des § 433 Abſ 1, der 88 434 
bis 437, des § 440 Abſ 2 bis 4 und der SS 441 bis 444 finden entſprechende 
Anwendung). 

E I 443 II 470; M 2 296, 297; P 2 25—28; 6 183. 

1. Bei der Frage der Gewährleiſtung für Mängel im Recht unterſcheidet das Geſetz 
ob der verſchenkte Gegenſtand ſchon zum Vermögen des Schenkers gehört oder ob er erſt 
extvorben werden ſoll. Im erften Falle haftet der Schenker nur bei argliſtigem Verſchweigen, 
um zweiten bei Kenntnis oder grobfahrläſſiger Nichtkenntnis des Mangels. Für beide Fälle 

t ſich die Haftung durch Vertrag ſteigern. Ein Gewährleiſtungsverſprechen verpflichte! 
95 den allgemeinen Vorſchriften, jo daß § 276 Abſ 1, nicht 8 521 Anwendung findet. Das 

erſprechen bedarf aber der in § 518 beſtimmten Form. 
4¹²⁵ 
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2. Schenkungsverſprechen und Handgeſchenke, deren Gegenſtand ſich bereits im Ver⸗ 
mögen des Schenkers befindet, verpflichten ihn nach dem Geſetze, den Gegenſtand Ip zu 
leiſten, wie er ihn hat. Ein Recht, das ihm ſelbſt nicht zuſteht, braucht er dem Beſchenkten 
nicht zu verſchaffen. Das ändert ſich auch dadurch nicht mit Notwendigkeit, daß er den Mangel 
im Rechte kennt; er darf vielleicht annehmen, daß auch der Beſchenkte Kenntnis haben wird. 
Nur wenn er den Mangel argliſtig verſchweigt, ſoll er haften, aber auch nur auf Erſatz 
des gerade dadurch — durch das Verſchweigen — entſtehenden Schadens, d. h. auf das 
negative Vertragsintereſſe. Es liegt ein Fall des Verſchuldens beim Vertragsſchluß 
vor (dolus in contrahendo), wie er auch in $ 463 Sag 2, $ 600 und bei bloßer Fahrläfſig⸗ 
keit in $ 694 als Grund einer Erſatzpflicht anerkannt iſt. Daraus, daß ſich das Verſchulden 
nicht auf die Erfüllung des Vertrags bezieht, folgt aber nicht, daß das Recht der unerlaubten 
Handlungen anwendbar wäre. In Frage ſteht die Nichterfüllung einer vom Geſetz an das 
Stadium der Vertragsverhandlung geknüpften Aufklärungspflicht (vgl. R 95, 60); daher 
Haftung für den Erfüllungsgehilfen nach § 278 und keine Verjährung nach § 852. 

3. Schenkungsverſprechen, deſſen Gegenſtand der Schenker erſt erwerben ſoll. Dar⸗ 
auf, ob es ſich um eine Sache im Sinne des $ 90 oder um einen andern Gegenſtand handelt 
(das Wort „Sache“ in Abſ 2 Satz 1 iſt ungenau), ferner darauf, ob der Gegenſtand der Gat- 
tung nach oder individuell beſtimmt ift, endlich darauf, ob feine Nichtzugehörigkeit zum bis⸗ 
herigen Vermögen des Schenkers aus der Schenkungsurkunde hervorgeht oder nicht, kommt 
es nicht an. Da hier überall ſchon der Erwerb zur Erfüllung gehört, haftet der Schenker 
gemäß $ 521, wenn er ſich behufs Verſchaffung des Rechts bewußt oder grobfahrläſſig an 
die nichtberechtigte Perſon wendet. Dabei kommen alle Rechtsmängel in Betracht, für deren 
Beſeitigung nach § 433 Abſ 1, 88 434—437 ein Verkäufer einſtehen muß. Der Beſchenkte 
kann, wenn der Schenker beim Erwerb in dem bezeichneten Maße ſchuldhaft verfahren iſt, 
Nachholung des Verſäumten (8 433 Abſ 1) ſowie unter den ferneren Vorausſetzungen der 
89 280 Abſ 2, 283, 286 und 88 440 Abſ 2—4, 441 Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
(poſitives Erfüllungsintereſſe) verlangen. Auch die 88 442— 444 (Beweislaſt des Käufers, 
vertragsmäßige Haftungsbeſchräukung, Auskunftspflicht des Verkäufers) ſollen entſprechend 
angewendet werden. 

8 524 


) Verſchweigt der Schenker argliſtig einen Fehler der verſchenkten Sache, 
ſo iſt er verpflichtet, dem Beſchenkten den daraus entſtehenden Schaden zu 
erſetzen ?). . 

Hatte der Schenker die Leiſtung einer nur der Gattung nach beſtimmten 
Sache verſprochen, die er erſt erwerben ſollte, ſo kann der Beſchenkte, wenn 
die geleiſtete Sache fehlerhaft und der Mangel dem Schenker bei dem Er⸗ 
werbe der Sache bekannt geweſen oder infolge grober Fahrläſſigkeit un⸗ 
bekannt geblieben iſt, verlangen, daß ihm an Stelle der fehlerhaften Sache 
eine fehlerfreie geliefert wird. Hat der Schenker den Fehler argliſtig ver⸗ 
ſchwiegen, jo kann der Beſchenkte ſtatt der Lieferung einer fehlerfreien Sache 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangen. Auf dieſe Anſprüche 
finden die für die Gewährleiſtung wegen Fehler einer verkauften Sache 
geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung?). 

EI 444 II 471; M 2 297; P 2 28, 29; 6 183. ö 

1. Auch bei der Gewährleiſtung für Mängel der Sache iſt zu unterſcheiden zwiſchen 
einer gewöhnlichen Haftung nur wegen argliſtigen Verſchweigens und einem Einſtehen für 
Vermeidung wenigſtens grober Fahrläſſigkeit. Doch gilt hier die regelmäßige Beſchränkung 
auf Argliſt nicht nur in dem Fall, wenn die Sache einen Beſtandteil des ermögens des 
Schenkers bildet, ſondern auch in dem andern, wenn er ſie erſt erwerben ſoll und fie individuell 
beftimmt ift. Die Abweichung von $ 523 iſt darin begründet, daß dem Schenker zwar zu: 
gemutet werden darf, ſich zur Beſeitigung von Rechtsmängeln einer individuellen Sache 
an die richtige Adreſſe zu wenden, daß er die Sache aber in tatſächlicher Beziehung doch nur 
fo verſchenken foll, wie fie iſt. Die Haftung nach Abſ 2 des 8 524 gilt daher lediglich für den 
Erwerb von Gattungsſachen. Stets haftet der Schenker kraft Geſctzes nur wegen Fehler 
im Sinne des § 459 Abſ 1. Die Zuſicherung von Eigenschaften it hier gleichbedeutend 
mit dem Abſchluß eines Garantievertrags. Erforderlich dafür iſt die Form des & 518; die 


m aus dem Vertrage richtet ſich nach den allgemeinen Vorſchriften, ſo daß 9 521 nicht 
ingreift. 


2. Argliſtiges Verſchweigen, dolus in contrahendo, gerade bei tatſächlichen Mängeln 
nicht ohne weiteres mit Kenntnis gleichzuſetzen. Die Verpflichtung geht auf Erſatz des 
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Schadens, den der Beſchenkte durch ſein Vertrauen auf die Fehlerloſigkeit der Sache er: 
litten hat, mithin auf das negative Vertragsintereſſe (3. B. das geſchenkte Tier war 
krank und hat die Tiere des Beſchenkten angeſteckt). 

3. Schenkungsverſprechen in Anſehung von Gattungsſachen, die erſt erworben werden 
ſollen. Nach § 243 Ab 1 muß der Schenker eine Sache mittlerer Art und Güte leiſten: 
doch wird er durch Leiſtung einer fehlerhaften Sache befreit, ſofern er den Fehler ohne grobe 
Fahrlaſſigkeit beim Erwerb überſehen hat. Beruhte dagegen ſeine Unkenntnis auf grober 
Fahrläſſigkeit oder wußte er geradezu um den Fehler, fo hat der Beſchenkte Anſpruch darauf, 
daß ihm an Stelle der mangelhaften eine fehlerfreie Sache geliefert wird. Auf dieſen Nach 
lieferungsanſpruch finden die in $ 480 Abſ 1 und § 491 angezogenen Vorſchriften ent⸗ 
ſprechende Anwendung. Auf bloßes Unvermögen zur Leiſtung kann ſich der Schenker, ſo⸗ 
lange die Leiſtung aus der Gattung möglich bleibt, nach $ 279 nicht berufen. Statt ſolcher 
Nachlieferung darf der Beſchenkte dann, wenn der Schenker einen ihm beim Erwerb der 
Sache ſchon bekannten oder ſpater zur Kenntnis gelangten Fehler ſogar argliſtig verſchwiegen 
hat, Schadeuserſatz wegen Nichterfüllung (poſitives Erfüllungsintereſſe) verlangen. 
Hierfür gelten entſprechend die 88 464, 476—479 (Annahme der Sache durch den Käufer 
in Kenntnis des Mangels, vertragsmäßige Haftungsbeſchränkung, Verjährung). 


§ 525 


Wer eine Schenkung unter einer Auflage machty, kann die Vollziehung 
der Auflage verlangen“), wenn er ſeinerſeits geleiſtet hat?). 
Liegt die Vollziehung der Auflage im öffentlichen Intereſſe, ſo kann 


nach dem Tode des Schenkers auch die zuſtändige Behörde die Vollziehung 
verlangen“). 
E 1 448 Abſ 1 II 472; M 2 299—301; P 2 30, 81; 6 183, 


1. Unter Auflage (modus) iſt die einer Freigebigteit hinzugefügte Verpflichtung zu 
einer Leiſtung zu verſtehen. Es handelt ſich um eine Nebenbeſtimmung des Geſchaͤfts, 
die eine wirtſchaftliche Minderung der Freigebigleit enthalt und zugleich darin beſteht, daß 
der Empfänger etwas leiſten muß. Außer der in den 88 525—527 geregelten Schenkung 
unter Auflage kommt die Auflage auch als Verfügung von Todes wegen vor (Es 1940, 
1941, 21922196). Doch weicht deren Recht darin ab, daß der durch die Auflage Begünſtigte 
kein Forderungsrecht auf die Leiſtung hat ($$ 1940, 2194), wogegen aus der Schenkung 
unter Auflage ein Auſpruch des Begünſtigten auf Erfüllung, allerdings erſt nach Vollziehung 
der Schenkung, erwachſt (5525 Abs 1). Die dem Beſchenkten auferlegte Leiſtung kann 
gemäß $ 241 jedes Tun oder Unterlaſſen zum Inhalt haben. Sie kann darin beſtehen, daß 
er das Zugewendete ganz oder zum Teil in beſtimmter Weiſe verwendet oder daß er aus 
feinem ſonſtigen Vermögen etwas leiſtet oder eine Leiſtung nicht geldwerter Art bewirkt. 
Bei den Anordnungen über die Verwaltung des Zugewendeten, die in den 88 1369, 1440, 
1638, 1639, 1651, 1803, 1917 erwähnt werden (vgl. Vorbem 2 unter c), handelt es ſich nicht 
um eine Leiſtung des Beſchenkten und daher nicht um Auflagen. Die Auflage kann ſowohl 
zugunſten des Schenkers beigefügt fein (vgl. RG 60, 240) wie zugunſten eines Dritten und 
grundſätzlich auch zu eigenen Gunſten des Beſchenkten (3. B. Schenkung einer Summe mit 
der Auflage, ein beſtimmtes Studium zu ergreifen). Doch wird bei einer nur den Intereſſen 
des Beſchenkten dienenden Leiſtung meiſt nichts als ein unverbindlicher Rat oder Wunſch 
vorliegen. Die Feſtſtellung der Auflageſchenkung im Einzelfall kann Schwie⸗ 
rigkeiten bereiten. Vor allem iſt ſtets an dem Erfordernis einer Schenkung feſtzu⸗ 
halten. Soll der Empfänger den ganzen zugewendeten Betrag weitergeben, ſo iſt er 
nur Treuhänder und kann mangels Bereicherung nicht Schenknehmer ſein (a. M. A6 
Warn A 07 Anhang Nr 78). Schenkung ift aber gegeben, wenn es ſich um eine juriſtiſche 
Perſon handelt, die die Gabe zu einem ſatzungsmäßigen Zwecke zu verwenden hat (bal. 
§ 516 A 3). Wird letzterenfalls die Verwendung bei Vornahme der Zuwendung ausdrüclich 
vorgeſchrieben, ſo tritt zu dem ſatzungsmäßigen Zwang eine Verpflichtung kraft Rechts 
geſchäfts hinzu, die die Schenkung zur Auflageſchenkung macht und die Erfüllung der Pflicht 
durch den Leiſtungsanſpruch des $ 525 ſichert (a. M. RG JW 1913, 6409). Sodann iſt feft- 
zuhalten an dem Erfordernis, daß dem Empfänger der Zuwendung eine Leiſtung auferlegt 
werden muß. Die Schenkung eines Grundſtücks zmit dem im Grundbuch verzeichneten 
Hypothekenſtande“ iſt reine Schenkung, da der Empfänger nichts anderes leiſten ſoll, als was 
lich für ihn als neuen Eigentümer ſchon aus dem Geſetze ergibt (RG Warn 1916 Nr 132). 
Auch die Abgrenzung gegen den entgeltlichen Vertrag kann im einzelnen Fall 

0 zung ge e 0 ; 
za Zweifeln Anlaß geben. Die Begriffäbeftimmung in RG 60, 241 (vgl. auch JW 1915, 51 au), 
daß hier eine wechſelſeitige Abhängigkeit der beiden Leiſtungen voneinander beſtehe, dort 
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nur die eine Leiſtung von der andern, nicht auch dieſe von jener abhängig ſei, verwechſelt den 
entgeltlichen Vertrag mit feiner Unterart, dem gegenſeitigen (vgl. 8 516 A 4, 8 527 A ). 
Vielmehr kommt es darauf an, ob die Parteien Leiſtung und Gegenleiſtung einander gleich 
ſtellen oder ob fie die eine als Hauptſache, die andere als Nebenſache behandeln. Der Wert 
der Leiſtungen wird hierfür das wichtigſte und in der Regel zutreffende Kennzeichen bilden. 
Übernimmt der Erwerber eines hypothekariſch belaſteten Grundſtücks die perſönliche Schuld, 
fo wird Schenkung vorliegen (RG 60, 238), es fei denn, daß die Schulden dem Wert des 
Grundſtücks gleichkommen oder ihn überſteigen (RG JW 1915, 51315). Daß anderſeits die 
Gleichwertigkeit der beiden Leiſtungen das Vorhandenſein einer Schenkung unter Auflage 
nicht notwendig ausſchließt, wird beſtätigt durch § 526 (vgl. RH 60, 240: IW 1910, 491 4; 
RG Recht 08 Nr 1778; a. M. RE 62, 389f.) und ergibt ſich ſchon aus der Erwägung, daß 
die Parteien über den Wert irren können. Denkbar wäre ſogar eine Auflageſchenkung, bei 
der ſich jede Partei insgeheim der völligen Erſchöpfung der Zuwendung bewußt wäre. Nur 
als Inhalt des Vertrags muß erkennbar fein, daß die beiden Leiſtungen einander nicht gleich⸗ 
geſetzt werden, vielmehr die Leiſtung der einen Partei einen Nebenzweck darſtellen ſoll. 
Von der gemiſchten Schenkung unterſcheidet ſich die Auflageſchenkung dadurch, daß ſich 
der Vertrag nicht aus einem unentgeltlichen und einem entgeltlichen Teil zuſammenſetzt. 
Der Gegenſtand der Zuwendung wird in vollem Umfange geſchenkt, auch ſoweit ſein Wert 
durch den der Auflage aufgewogen wird (R 60, 242). — Daß die Auflage nur einen Neben⸗ 
zweck des Geſchäfts bildet, gewinnt Bedeutung, wenn ſie wegen Verletzung eines Ver 
botsgeſetzes ($$ 134, 309) oder wegen tatſächlicher Unmöglichkeit (5 306) nichtig iſt. Es 
greift dann nicht die Regel, ſondern die Ausnahme des § 189 Platz: entſprechend der Vor 
ſchrift für erbrechtliche Auflagen (8 2195) bleibt, wenn nicht ein gegenteiliger Wille erhellt, 
die Schenkung bei Beſtand. Das gleiche gilt bei Unſittlichkeit der Auflage ($ 138), doch ift 
hier ſtets zu prüfen, ob nicht der ganze Vertrag unſittlich iſt. Wird die Leiſtung des Be⸗ 
ſchenkten ohne ſein Verſchulden nachträglich unmöglich, ſo behält er das Geſchenk und wird 
nach $ 275 von der Laſt frei, während er bei Verſchulden auf Rückgabe nach $ 527 haftet. 
Umgekehrt macht Unmöglichkeit der Erfüllung des Schenkungsverſprechens auch die Auf. 
lage unwirkſam. Iſt die Erfüllung des Verſprechens teilweiſe unmöglich geworden, ſo muß 
die Auflage noch inſoweit vollzogen werden, als ſich der Beſchenkte auch ohne den enge: 
fallenen Teil zur Vollziehung verpflichtet haben würde. Eine Befreiung von der Auflage 
tritt auch dann ein, wenn das Geſchenk wegen Notbedarfs zurückgefordert (88 528, 529) 
oder wegen Undanks des Beſchenkten widerrufen iſt (§ 580); ebenſo nach Anfechtung des 
Geſchäfts wegen Gläubigerbenachteiligung (8 32 KO, & 3 Nr 3, 4 AnfO)- 

2. Außer dem Schenker ſelber können auch ſeine Erben die Vollziehung der Auflage 
verlangen. Wurde dem Beſchenkten die Leiſtung an einen Dritten auferlegt, ſo hat nach 
$ 330 Satz 2 im Zweifel der Dritte einen eigenen Anſpruch auf Erfüllung. Doch wird 
hierdurch nach § 335, ſofern nicht ein gegenteiliger Wille anzunehmen iſt, das Recht des 
Schenkers, auf Leiſtung an den Dritten zu klagen, nicht berührt. Die beiden Berechtigten 
verhalten ſich zueinander wie Mitgläubiger bei unteilbarer Leiſtung (J 482); die Leiſtung 
an den Dritten iſt notwendig zugleich Leiſtung an den Schenker (vgl. Rc 66, 161). Natür⸗ 
lich kann auch der Dritte Erfüllung der Auflage erſt nach Vollziehung der Schenkung fordern 
($ 334); auch ihm ſteht die Einrede aus § 526 Satz 1 entgegen, während der Erſatzauſpruch 
nach Satz 2 nur gegen den Schenker gerichtet werden kann. Die Kondiktion des Schenkers 
nach $ 527 wird durch den Erfüllungsanſpruch des Dritten ausgeſchloſſen. Ob die Ver 
tragsparteien das dem Dritten zuſtehende Recht ohne ſeine Zuſtimmung aufheben oder ab: 
ändern können, iſt nach den Umſtänden des Falles zu beurteilen (8 328 Abſ 2). — Über 
Auflagen von öffentlichem Intereſſe ſ. A 4. 

3. Die Vollziehung der Auflage kann erſt verlangt werden, wenn der Schenker ſeiner⸗ 
ſeits geleiſtet hat; der Modus zwingt, aber ſuspendiert nicht. Der Satz iſt nachgiebigen 
Rechlens ſo daß Leiſtung Zug um Zug oder Vorleiſtung des Beſchenkten vereinbart werden 
kann. Kraft Geſetzes aber iſt der Schenker vorleiſtungspflichtig, und zwar nicht nur in der 
Art, daß feine Forderung erſt durch Bewirkung der eigenen Leiſtung fällig würde, ſondern 
ſo, daß ſie hierdurch bedingt iſt. Daher gehört der Nachweis des Schenkungsvollzugs für 
den Auflageanfpruch zur Klagbegründung; die vorher erfüllte Auflage iſt als Nichtſchuld 
kondizierbar. Anderſeits kann die auferlegte Leiſtung ſchon in der Zuiſchenzeit zwiſchen 
Annahme und Erfüllung des Schenkungsverſprechens durch einſtweilige Verfügung geſichert 
werden. Hat der Schenker die verſprochene Sache unter Verzicht auf das Rücknahmerecht 
berechtigterweiſe hinterlegt, ſo ſteht das der Erfüllung gleich (8 378). Ein abſtraktes Ver 
Raten gilt auch in dieſer Hinſicht nicht als Leiſtung (vgl. $ 518 A 3). — Auch in dem be- 
ondern Falle, wenn der Beſchenkte nach Abſchluß des Schenkungsvertrags in Vermögens- 
verfall gerät (val. $ 321), ſteht dem Schenker ein Zurückbehaltungsrecht nicht zu; auch hier 

4 auf den Weg der einſtweiligen Verfügung angewieſen. 

Berührt die Schenkungsauflage das Gemeinwohl — liegt ihre Vollziehung im öffent⸗ 
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lichen Intereſſe —, ſo kann, wie dies bei der erbrechtlichen Auflage vorgeſehen ift ($ 2194), 
auch die zuftändige Behörde die Vollziehung verlangen. Von öffentlichem Intereſſe iſt die 
Auflage, wenn ſie den Aufgaben der Gemeinſchaft dient, mag es ſich um Aufgaben der 
Reichs-, Staats“, Kirchen-, Schulverwaltung oder etwa einer Berufsgenoſſenſchaft handeln. 
Die zuſtändige Behörde wird durch das Landesrecht beſtimmt; vgl. für Preußen die Ausf Vo 
v. 16. 11. 99 Art 7 (Reſſortminiſter oder von ihm beauftragte Unterinſtanz). Das Recht 
der Behörde iſt von anderer Art als das des Schenters, feines Erben oder des begünſtigten 
Dritten; es iſt ein Recht ohne eigenes Intereſſe, nur darauf berechnet, die Durchſetzung der 
Auflage zum Beſten des Gemeinwohls zu ſichern. Vorausgeſetzt wird immer, daß der 
Schenker geſtorben iſt. Solange er lebt, kann die Behörde nicht eingreifen, vielmehr ſteht 
es ihm frei, die Auflage zu erlaſſen. Dieſer Befugnis entbehrt ſein Erbe, mit deſſen Forde⸗ 
rungsrecht das behördliche Klagrecht konkurriert. Der Zweck der Beſtimmung iſt gerade 
der, daß die Behörde die dem Gemeinwohl förderliche Auflage auch gegen den Willen des 
Erben zur Geltung bringen ſoll. 


8 526 

Soweit infolge eines Mangels im Rechte oder eines Mangels der ver⸗ 
ſchenkten Sache der Wert der Zuwendung die Höhe der zur Vollziehung 
der Auflage erforderlichen Aufwendungen nicht erreicht, iſt der Beſchenkte 
berechtigt, die Vollziehung der Auflage zu verweigern, bis der durch den 
Mangel entſtandene Fehlbetrag ausgeglichen wird)). Vollzieht der Be⸗ 
ſchenkte die Auflage ohne Kenntnis des Mangels, ſo kann er von dem 
Schenker Erſatz der durch die Vollziehung verurſachten Aufwendungen in⸗ 
ſoweit verlangen, als ſie infolge des Mangels den Wert der Zuwendung 
überfteigen?). 

E 1 448 Ubf 2 II 478; M 2 301; 5 2 30-38, 


1. Iſt die verſchenkte Sache mit einem tatſächlichen oder rechtlichen Mangel behaftet 
für den der Schenker nach 39 528, 524 haften muß, ſo wird dem mit der Auflage beſchwerten 
Schenknehmer, der hiervon keine Kenntnis hatte, ein doppelter Rechtsbehelf gewährt: eine 
Einrede gegen die Forderung auf Vollziehung der Auflage und ein Erſatzanſpruch, wenn 
er dieſe bereits vollzogen hat. Beide Rechtsbehelfe richten ſich auf den Fehlbetrag, der 
durch den Mangei an dem Wert der Zuwendung verurſacht wird, auf den Fehlbetrag aber 
nicht etwa gegenüber dem mangelfreien Zuſtande, fo daß der ganze Minderwert der Schen- 
kung ausgeglichen würde, ſondern nur gegenüber den Koſten der Auflage. — Den 11 10 
daß infolge eines andern, dem Beſchenkten unbekannt gebliebenen Umſtandes die Voll“ 
ziehung der Auflage ihn ärmer machen würde, als er ohne die Schenkung war (überſchätzung 
des zugewendeten Gegenſtandes, Unterſchätzung der Auflage), behandelt das Geſetz nicht. 
Daraus darf aber nicht geſchloſſen werden, daß hier der Schenker unbekümmert um die Mehr⸗ 
belaſtung Erfüllung verlangen könnte. Es entſpricht dem Grundgedanken des Geſchäfts, 
wonach die Auflage nur Nebenſache iſt, wenn man den Beſchenkten nicht über den Wert 
des Empfangenen hinaus haften laßt. Bei der Beratung des Geſetzes iſt der Fall über 
ſehen worden. Die II. Kommiſſion bemerkte aber doch zur Begründung der Abweichungen 
vom Entwurf, es ſei innerlich gerechtfertigt, daß der Beſchenkte, wenn ihm die Schenkung 
nicht den Gegenwert verſchaffe, gegen deſſen Empfang er ſich zur Vollziehung der Auflage 
verpflichtet habe, die übernommene Leiſtungspflicht ablehnen könne (vgl. Prot 2, 31). Da- 
nach kann er, auch wenn er ſich über das Wertverhältnis von Schenkung und Auflage geirrt 
hat, geltend machen, daß er nach Treu und Glauben nur nach Kräften der Schenkung zu 
erfüllen brauche (8 242). 0 

2. Die Einrede des S 526 iſt aufſchiebender Natur; fie kann durch Nachzahlung des 
Fehlbetrags abgewendet werden und hemmt den Erfüllungsanſpruch nur ſo lange, bis die 

achzahlung erfolgt. § 274 (Verurteilung Zug um Zug) findet Anwendung. Auch der 

ritte, der ein Recht auf Vollziehung der Auflage hat, wird hiervon betroffen ($ 834). Hat 
aber der Beſchenkte die Schenkung in Kenntnis des Mangels angenommen, ſo ſteht ihm 
arg. 88 439, 460 die Einrede nicht zu. Der Umſtand, daß Satz 2 die Unkenntnis des Mangels 
als Vorausſetzung des Erſatzanſpruchs nennt, bietet für einen Umkehrſchluß keine Stütze, 
da dort eine noch zur Zeit der Vollziehung der Auflage fortdauernde Unkenntnis verlangt 
wird. Um die Einrede zu beſeitigen, muß der Schenker beweiſen, daß der Mangel dem 
Beſchenkten bei Abſchluß des Vertrags bekannt war. 

3. Iſt die Auflage bei Entdeckung des Mangels ſchon vollzogen, jo wird dem Beſchenkten 
gegen den Schenker — nicht auch gegen den dritten Empfänger — ein Anſpruch auf Nach⸗ 
zahlung des Fehlbetrags gewährt. Der Grund des Anſpruchs liegt in der bei Vollziehung 
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der Auflage beſtehenden Unkenntnis des Mangels, die daher vom Beſchenkten bewieſen 
werden muß. Fahrläſſigkeit, auf der die Unkenntnis beruht, ſchadet nichts. Der Anſpruch 
iſt tein Bereicherungsanſpruch, da er eine Bereicherung des Schenkers nicht vorausſetzt, die 
Einrede des Satz 1 auch nur aufſchiebend wirkt (vgl. § 813). Er iſt vielmehr ein geſetzlicher 
Anſpruch auf Erſatz von Aufwendungen, für welchen § 256 (Zinspflicht) und 8257 (Anſpruch 
auf Befreiung oder Sicherheitsleiſtung, wenn der Beſchenkte behufs Vollziehung der Auf- 
lage eine Verbindlichkeit einging) maßgebend ſind. 


8 597 


Unterbleibt die Vollziehung der Auflagen, jo kann der Schenker die 
Herausgabe des Geſchenkes unter den für das Rücktrittsrecht bei gege n⸗ 
ſeitigen Verträgen beſtimmten Vo rausſetzungen?) nach den Vorſchrift en 
über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung inſoweit for⸗ 
dern, als das Geſchenk zur Vollziehung der Auflage hätte verwendet werden 
müjjen?). 4 

Der Anſpruch iſt ausgeſchloſſen, wenn ein Dritter berechtigt iſt, die Voll⸗ 
ziehung der Auflage zu verlangen“) s). 

E II 474; P 2 32, 33. 


1. Unterbleibt die Vollziehung der Auflage, ſo kann der Schenker auf Erfüllung klagen 
und das Zögerungsintereſſe geltend machen (8 286); in den Fällen der 88 280, 283 ſteht 
ihm auch Schadenserſatz wegen Nichterfüllung zu. Ein Widerruf der Schenkung nach $ 530 
wird dann geftattet, wenn ſich das Verhalten des Beſchenkten als ſchwere Verfehlung und 
grober Undank darſtellt. Hierzu tritt $ 527, der dem Schenker, um ihm die eigene Ver⸗ 
wirklichung der Auflage zu ermöglichen, unter gewiſſen eng begrenzten Vorausſetzungen 
ein Rückforderungsrecht verleiht. Erfordert wird hierfür, daß die Auflage einen Ver⸗ 
ubgensaufwand bedingt, daß ferner nach den Vorſchriften über gegenfeitige Verträge der 
Rücktritt begründet ſein würde (A 2) und daß nicht ein Dritter die Erfüllung verlangen 
tann (A 4). Liegt alles dies vor, fo iſt das Geſchenk zurückzugeben, aber nur nach den Regeln 
der ungerechtfertigten Bereicherung und auch nur in dem Maße, wie es für die Ausfüh. 
rung der Auflage notwendig iſt (A 38). — Von der Erwägung aus, daß ein ſo beſchränktes 
Ruckforderungsrecht, namentlich bei nicht geldwerten Leiſtungen, dem Bedürfnis nicht genüge, 
wird mitunter die Möglichkeit einer ſog. Zweckſchenkung behauptet. Danach ſoll die 
Leiſtung des Beſchenkten, anders als bei der Auflageſchenkung, nicht Gegenſtand einer Ver⸗ 
pflichtung ſein, ſondern den nach dem Inhalt des Rechtsgeſchäfts bezwecken Erfolg bar: 
ſtellen, ſo daß bei ihrem Ausbleiben ohne weiteres die Kondiktion nach 8 812 Abſ 1 Satz 2 
gegeben wäre. Allein Schenkung und datum ob causam find Gegenſäte, jene ein uncut⸗ 
geltliches, dieſes ein entgellliches Geſchäft, ſ. 516 A 4 (kauſale Verknüpfung von Leiſtung 
und Gegenleiſtung). Es iſt daher ausgeſchloſſen, daß beides in demſelben Rechtsgeſckäft 
zuſammentreffen könnte (a. M. RG JW 1917, 848%). Iſt es wirklich die nicht pekuniäre, 
von dem Zuwendungsempfänger nur in Ausficht geſtellte Leiſtung, bie nach der Verein! 
barung den Zweck der Zuwendung bildet, fo fallen die Parteien die Leiſtung als Entgelt 
für die Zuwendung auf, und Schenkungsregeln finden dann überhaupt keine Anwendung. 
Sind dagegen die Parteien über die Uneutgeltlichkeit der Zuwendung, d. h. über die Neben. 
ſächlichteit der Leiſtung einig, nehmen ſie mithin eine Schenkung vor, ſo iſt der nach dem 
Inhalt des Rechtsgeſchäfts bezweckte Erfolg eingetreten und kann nicht mehr ausfallen. 
Ein gegenüber 8 527 verſtärktes Recht der Schenkungsrückforderung kann nur dadurch be⸗ 
gründet werden, daß ſich der Schenker für den Fall der Nichtvollziehung der Auflage den 
Rücktritt vorbehält (8 346) oder daß er die Leiſtung des Beſchenkten zur Bedingung der 
Schenkung macht. 1 

2. In Betracht kommen nach 88 325, 326 folgende Fälle: a) Unmöglichkeit der Voll 
ziehung der Auflage infolge eines vom Beſchenkten zu vertretenden Umſtandes. Unmög⸗ 
lichkeit ſchlechthin genügt nicht, da ſie ein Rücktrittsrecht nicht begründet: hat lie der Be⸗ 
ſchenkte nicht zu vertreten, ſo behält er das Geſchenk laſtenfrei (R I 1915, 1117). Bei 
teilmeifer Unmöglichkeit findet teilweiſe Rückforderung ſtatt; den zur Vollziehung der ganzen 
Auflage nötigen Betrag kann der Schenker dann zurückfordern, wenn er an der teilweiſen 
Vollziehung nicht intereſſiert iſt. b) Rechtskräftige Verurteilung des Veſchenkten und Mi; 
achtung einer ihm nach § 283 geſetzten Nachfriſt. e) Verzug des Beſchenkten, wenn eine 
8 riſt abgelaufen ift oder wegen endgültiger Erfüllungsweigerung nicht geſetzt zu werden 

raucht N der Schenker infolge des Verzugs an der Vollziehung der Auflage kein 
at. 
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3. Anders als nach $ 327 ſollen nicht die Regeln über den vertragsmäßigen Rücktritt 
(88 346-356), ſondern die milderen Vorſchriften des Bereicherungsanſpruchs zur An⸗ 
wendung kommen. Herauszugeben iſt das „Geſchenk“, d. h. je nach Lage des Falles der 
geſchenkte Gegenſtand oder deſſen Wert. Zu den Sätzen des 8 818 treten aber diejenigen 
des § 819 hinzu, denn von dem Augenblick an, wo der Beſchenkte die Auflage zu vollziehen 
hatte, war er ſich der Rechtloſigkeit ſeines Habens bewußt. Anderſeits iſt nicht die ganze 
Bereicherung des Beſchenkten herauszugeben, ſondern nur ſo viel, als zur Vollziehung 
der Auflage hätte verwendet werden müſſen. Was darüber hinausgeht, ſoll der 
Beſchenkte behalten. Erfordert die Auflage überhaupt keinen Vermögensaufwand, ſo greift 
die Rückforderung nicht Platz. Neben dem Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Nichterfül- 
lung (f. A 1) kann fie nicht geltend gemacht werden. 

4. Nur der Schenker und ſein Erbe ſind zur Rückforderung befugt. Ihr Recht entfällt 
aber, wenn nach 8 330 ein Dritter die Vollziehung der Auflage verlangen darf. Vor⸗ 
ausgeſetzt wird hierbei, daß die Vertragsparteien das Recht des Dritten nicht wirkſam auf- 
gehoben haben (vgl. 8 525 A 2) und daß es nicht anderweit, insbeſondere durch Unmöglich⸗ 
werden der Auflage, untergegangen iſt. Ob alsdann der Dritte von ſcinem Recht Gebrauch 
macht oder nicht, iſt gleichgültig. Bei dem Beſtreben des Geſetzes, die Durchführung der 
Auflage möglichſt ſicherzuſtellen, muß unter dem „Dritten“ auch die zuſtändige Behörde 
1 werden, die nach dem Tode des Schenkers im öffentlichen Intereſſe einſchreiten 
ann. 

5. Für den bäuerlichen Gutsübernahmedertrag, der nicht ſelten Schenkung unter Auf⸗ 
lage iſt, erſcheint eine Rücknahme des Grundſtücks durch den Auszügler wegen Säumnis des 
Hofannehmers mit dem Leihgeding unangebracht. Das Pra (Art 15 8 7) beſtimmt da⸗ 
her, daß der Anſpruch nach § 527 ausgeſchloſſen fein ſoll. 


§ 528 


Soweit der Schenker nach der Vollziehung der Schenkung außerſtande 
iſt, ſeinen ſtandesmäßigen Unterhalt zu beſtreiten und die ihm ſeinen 
Verwandten, ſeinem Ehegatten oder ſeinem früheren Ehegatten gegen⸗ 
über geſetzlich obliegende Unterhaltspflicht zu erfüllen!), kann er von dem 
Beſchenkten die Herausgabe des Geſchenkes nach den Vorſchriften über die 
Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung fordern?). Der Be⸗ 
ſchenkte kann die Herausgabe durch Zahlung des für den Unterhalt erforder⸗ 
lichen Betrags abwenden. Auf die Verpflichtung des Beſchenkten finden 
die Vorſchriften des 5 760 ſowie die für die Unterhaltspflicht der Ver⸗ 
wandten geltende Vorſchrift des $ 1613 und im Falle des Todes des Schen⸗ 
kers auch die Vorſchriften des § 1615 entſprechende Anwendung“). 

Unter mehreren Beſchenkten haftet der früher Beſchenkte nur inſoweit, 
als der ſpäter Beſchenkte nicht verpflichtet iſte). 

P 2 22—25; KB 66, 67. 

1. Über die Rechtswohltat des Notbedarfs im allgemeinen vgl. $ 519 A 1. Der Rück⸗ 
forderungsanſpruch, den 8 528 gewährt, findet nach Vollziehung der Schenkung ſtatt, 
mag ein Schenkungsverſprechen vorausgegangen ſein oder nicht. Vorausgeſetzt wird, daß 
der Schenker außerſtande iſt, feinen ſtandesmäßigen Unterhalt (8 1610 Ab] 1) zu bestreiten 
und zugleich ſeine geſetzlichen Unterhaltspflichten gegen Verwandte, Ehegatten und frühere 
Ehegatten zu erfüllen. Nur die geſetzlichen, nicht die ausſchließlich auf Vertrag beruhenden 
Unterhaltspflichten finden Beachtung; nur die Unterhaltspflichten gegenüber Verwandten 
und Gatten, alſo (vgl. § 1589 Ab 2) nicht die des außerehelichen Vaters nach $ 1708; der 
Tatbeſtand iſt ſchon dann verwirklicht, wenn die Mittel des Schenkers nur zu einem von 
beiden, entweder zur eigenen ſtaudesmäßigen Unterhaltung oder zur Ernährung der Ver⸗ 
wandten und Gatten hinreichen. Daß das Unvermögen gerade durch die Schenkung herbei⸗ 
geführt wäre, wird nicht erfordert; es genügt ſogar, wenn es ſchon vor Vollziehung der 
Schenkung eingetreten iſt. Enthält es gegenüber der Einrede des Notbedarfs ($ 519) ſchon 
eine Erſchwerung, daß eine Unterhaltspflicht nach & 1708 außer Betracht bleibt, ſo liegt eine 
aligemeine Verſchärfung der Vorausſetzungen für die Rückforderung darin, daß das Un⸗ 
vermögen ſchlechthin, nicht bloß unter Berückſichtigung der ſonſtigen Verpflichtungen gegeben 
ein muß und daß es auf ein wirkliches Unvermögen, nicht nur auf bloße Gefährdung an- 
kommt (vgl. RG SeuffA 61 Nr 102). Bei Prüfung der Frage des Unvermögens iſt nach 
Lage des Falles auch darauf zu ſehen, ob dem Schenker zugemutet werden kann, ſich die 
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fehlenden Mittel durch Arbeit zu erwerben. Zeitlich entſcheidend ift ſtets die letzte münd⸗ 
liche Verhandlung vor der Urteilsfällung. 

2. Der Rückforderungsanſpruch iſt ein Anſpruch wegen ungerechtfertigter Bereicherung. 
Das Geſetz geht davon aus, daß der Beſchenkte nach Verarmung des Schenkers das Emp⸗ 
fangene ohne rechtfertigenden Grund beſitzt (§S 812). Den Gegenſtand der Rückforderung 
bildet das Geſchenk mit Nutzungen und Surrogaten ($ 818 Abſ 1), jedoch nur fo weit, als 
es zur Deckung des eigenen Unterhalts des Schenkers und der maßgebenden Unterhaltspflichten 
erforderlich iſt. Bedarf der Schenker nicht des ganzen Geſchenks und handelt es ſich um 
einen unteilbaren Schenkungsgegenſtand, ſo ift die Klage gemäß $ 818 Ab] 2 auf Erſatz des 
Wertes des betreffenden Geſchenkteils zu richten (ähnlich 5 527 A 3). Die Verpflichtung 
des Beſchenkten iſt ausgeſchloſſen, ſoweit er zur Zeit der Rechtshängigkeit nicht mehr be⸗ 
reichert ift, während von da an die gewöhnlichen Vorſchriften der $$ 291, 292 Anwendung 
finden (8 818 Abs 3, 4). Hat der Beſchenkte das Geſchenk unentgeltlich einem Dritten zugewendet 
und iſt dadurch feine Herausgabepflicht erloſchen, jo trifft nach $ 822 die Verpflichtung den 
Dritten (a. M. wegen der Worte „von dem Beſchenkten“ SächſArchgt. 08, 480) Pflicht und 
Anſtandsſchenkungen unterliegen der Rückforderung nicht ($ 534); weitere Verteidigungs⸗ 
behelfe werden dem Gegner durch $ 529 eingeräumt. Da es der freien Entſchließung des 
Schenkers vorbehalten bleiben ſoll, ob er die Rückforderung geltend machen will, läßt § 852 
Abſ 2 3 Po die Pfändung nur in den Fällen zu, wenn der Anſpruch durch Vertrag anerkannt 
oder rechtshängig geworden iſt. Wird aber der Schenker von unterhaltsberechtigten Verwandten 
belangt und beſtreitet er, zur Leiſtung des Unterhalts imſtande zu fein (vgl. $ 1603), fo muß 
der Anſpruch aus $ 528 feinem Vermögen hinzugerechnet werden (RG SeuffA 70 Nr 222). 
Eine Vereinbarung, wonach von vornherein auf die Rückforderung verzichtet wird, iſt un⸗ 
wirkſam (vgl. 8 519 A 1). — Satz 3 des 8 528 Abf 1 bezieht ſich nicht auf den Rückforderungs⸗ 
anſpruch des Schenkers, ſondern auf die in Satz 2 angeordnete Erſetzungsbefugnis des Beſchenkten. 
Gegenüber der fachlichen Erwägung, daß andernfalls Satz 2 berflüſſig ſein würde, tritt der 
Hinweis auf den Wortlaut des Geſetzes (Satz 2 „Zahlung des... Betrags“, Satz 3 „auf die 
Verpflichtung des Beſchenkten“ .. .) um fo mehr zurück, als die Faſſung der erſt von der 
Reichstagskommiſſion aufgenommenen $$ 528, 529 auch ſouſt ungenau iſt (val. $ 529 A 1). 

3. Satz 2 u. 3, die zuſammengehören (vgl. A 2), enthalten eine alternative Ermächtigung. 
Der Beſchenkte kann den Rückforderungsanſpruch abwenden, wenn er ſich verpflichtet, 
den für den Unterhalt (vgl. A1) erforderlichen Betrag in Formeiner fortlaufenden 
Rente an den Schenker zu zahlen. Wie bei der Leibrente ($ 760) find die einzelnen Beträge 
vierteljährlich im voraus zu entrichten; hat der Schenker den Beginn eines Vierteljahrs erlebt, 
ſo iſt der ganze Quartalsbetrag verfallen. Für die Vergangenheit kann die Rente nur ſeit 
Eintritt des Verzugs oder der Rechtshängigkeit gefordert werden (in praoteritum non 
vivitur, $ 1613). Uber den Tod des Schenkers reicht ſie grundſäßlich nicht hinaus nur daß die 
dann etwa vorhandenen Rückſtände gezahlt und nötigenfalls die Veerdigungskoſten getragen 
werden müſſen ($ 1615). Dagegen geht die Rentenpflicht mit dem Tode des Beſchenkten nicht 
unter; auch erliſcht fie nicht dadurch, daß der Geſamtbetrag der geleiſteten Renten den Wert 
des Geſchenkes erreicht oder überſteigt. Wegen der Klage auf die künftigen Renten vgl. § 258 
380, wegen der Abänderung des Urteils bei veränderten Umſtänden $ 323 DPD. Der An- 
ſpruch auf die einzelne Rente ift abtretbar und pfändbar; weder § 399 Fall 1 DES noch $ 850 
Abſ 1 Nr 2 oder $ 852 Abſ 2 ZPO greift Platz. — Macht der Beſchenkte von der Abwendungs⸗ 
befugnis Gebrauch, ſo wird ihm, geradeſo wie wenn er das Geſchenk wegen eines Rückforderungs⸗ 
rechts hätte herausgeben müſſen, die Schenkungsſteuer erſtattet ($ 44 ErbſchSth). 

4. Sind mehrere Schenkungen hintereinander vollzogen, ſo hat der verarmte Schenker 
ſich zunächſt an den zuletzt Beſchenkten zu wenden. Jeder früher Beſchenkte haftet nur inſoweit, 
als die ſpäter Beſchenkten durch Herausgabe des Empfangenen oder durch Wegfall der Be⸗ 
reicherung befteit ſind. Bei bedingten Schenkungen kommt es auf die Vornahme des Rechts⸗ 
geſchäfts, nicht auf den Eintritt der Bedingung an. Das bloße Beſtehen der Verpflichtung 
des Zweitbeſchenkten ſchließt die Verpflichtung des Erſtbeſchenkten auch dann aus, wenn jener 
infolge Andrangs ſonſtiger Gläubiger die Bereicherung nicht herauszugeben vermag. 


8 529 


Der Anſpruch auf Herausgabe des Gejrhentes iſt ausgeſchloſſeny, wenn 
der Schenker ſeine Bedürftigkeit vorſätzlich oder durch grobe Fahrläſſig⸗ 
keit herbeigeführt hat oder wenn zur Zeit des Eintritts ſeiner Bedürf⸗ 
1 5 ſeit der Leiſtung des geſchenkten Gegenſtandes zehn Jahre verſtrichen 


Das gleiche gilt, ſoweit der Beſchenkte bei Berückſichtigung ſeiner ſonſtigen 
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Verpflichtungen außerſtande iſt, das Geſchenk herauszugeben, ohne daß 
ſein ſtandesmäßiger Unterhalt oder die Erfüllung der ihm kraft Geſetzes 
obliegenden Unterhaltspflichten gefährdet wird2). 

P 2 22—25; KW 66, 67. 


1. Der 8 529 gibt gegen die Rückforderungsklage drei Verteidigungsbehelfe, die nach den 
Worten „ber Auſpruch .. iſt ausgeſchloſſen“ Einwendungen im engeren Sinne zu fein ſcheinen, 
ſo daß fie der Richter auch dann berüdfichtigen müßte, wenn der Beklagte ſich nicht darauf 
beruft. Dies trifft nun aber bei dem dritten Behelf, dem Einwand der eigenen Bedürftigkeit, 
ſicherlich nicht zu, denn inſoweit ſoll die Verteidigung offenbar ebenſo geregelt werden wie 
im Falle des $ 519. Da mithin der Wortlaut des Geſetzes nicht ſchlechthin aufrechterhalten 
werden kann, für eine verſchiedene Behandlung des Einivandes nach Abf 2 und der beiden 
Einwände nach Abf 1 aber kein Grund vorliegt, im Gegenteil auch für die Einwände des 
Ubf 1 die Behandlung als Einrede fachlich angemeſſener iſt, muß angenommen werden, daß 
es ſich durchweg um Einreden handelt. 

2. Die drei Einreden des Beſchenkten ſind: a) die Einrede des Verſchuldens, wenn der 
Schenker ſeine Bedürftigkeit durch Vorſatz oder grobe Fahrläſſigkeit, z. B. Verſchwendung, 
Spiel, Börſenſpekulationen, herbeigeführt hat; d) die Einrede des Friſtablaufs, wenn 
10 Jahre verſtrichen find von der Vollziehung der Schenkung (wozu ein abstraktes Verſprechen 
nicht genügt) bis zum Eintritt der Bedürftigkeit (nicht: bis zur Geltendmachung des Rück⸗ 
forderungsanſpruchs; der Schenker kann dartun, daß er ſchon früher bedürftig wurde); e) die 
Einrede der eigenen Bedürftigkeit des Beſchenkten, wenn bei ihm die Vorausſetzungen des 
$ 519 vorliegen. Dieſe dritte Einrede ſteht dem Beſchenkten auch gegenüber einer von ihm 
übernommenen Nentenverpflichtung zu (8 528 A 3). 


$ 530 


Eine Schenkung kann widerrufen werden, wenn ſich der Beſchenkte 
durch eine ſchwere Verfehlung gegen den Schenker oder einen nahen An⸗ 
gehörigen des Schenkers groben Undankes ſchuldig macht)). 

Dem Erben des Schenkers ſteht das Recht des Widerrufs nur zu, wenn 
der Beſchenkte vorſätzlich und widerrechtlich den Schenker getötet oder am 
Widerrufe gehindert hat“) ). 

E I 449, 450 II 475; M 2 802, 308; P 2 95-38, 


1. Die 88 530534 handeln von dem Widerruf der Schentung wegen groben Undants 
des Beſchenkten. 8 530 regelt die Vorausſetzungen, $ 531 die Vollziehung und die Wirkungen 
des Widerrufs, während die 58 532, 538 den Verluſt des Widerrufsrechts betreffen. Dazu 
kommt $ 534, der den Widerruf wegen Undanks wie die Rückforderung wegen Notbedarfs 
bei Pflicht. und Anſtaudsſchenkungen ausſchließt. — Die Widerrufbarkeit der Schenkung 
wegen Undanks iſt zwingendes Recht (dgl. auch $ 533) und wird daher durch die Landesgeſetze 
über den Altenteilsvertrag, die auf Grund des Art 96 Ech ergangen ſind, nicht berührt (RG 
54, 110). — Über Widerruf der Schenkung nach Auflöfung des Verlöbniſſes ſ. 8 1301, über 
Widerruf zwiſchen geſchiedenen Ehegatten 8 1584. 

2. Jede Schenkung unterliegt dem Widerruf, mag fie vollzogene Schenkung oder Schenkungs⸗ 
verſprechen ſein; auch die belohnende Schenkung, ſoweit ſie nicht unter 8 534 fällt. Wegen 
der gemiſchten Schenkung vgl. $ 516 A 7, wegen der Schenkung unter Auflage 8 525 A 1.— 
Erfordert wird eine ſchwere Verfehlung gegen den Schenker oder einen nahen Angehörigen 
desſelben. Um dem richterlichen Ermeſſen freien Spielraum zu laſſen, hat das Geſetz von 
einer näheren Beſtimmung, was ſchwere Verfehlung iſt, abgeſehen. Die vom E] 
$ 449 aufgezählten Handlungen (Bedrohung des Lebens oder der Freiheit, vorſätzliche körper. 
liche Mißhandlung, ſchwere Beleidigung, vorſätzliche erhebliche Vermögensbeſchädigung) 
wurden weder für erſchöpfend noch für jedesmal unbedingt durchſchlagend erachtet (vgl. Prot 
286). Hinzukommen können z. B. grundloſe Entmündigungsanträge, unlauterer Wettbewerb, 
Strafanzeigen. Stets muß die Würdigung aller Umſtände des Einzelfalls maßgebend ſein. 
Allgemein läßt ſich nur ſagen, daß objektiv eine gewiſſe Schwere der Verfehlung ſowie ſub⸗ 
lektiv eine tadelnswerte Geſinnung vorliegen müſſen (vgl. RG JW 07, 7441; 1916, 8335. 
Ach Bayz 05, 208); aus dem letzteren Grunde werden Handlungen, die in Notwehr, erlaubter 
Helbſthilfe oder zur Wahrnehmung berechtigter Intereſſen vorgenommen werden (vgl. 88 227 
230, 904, 824 Abs 2), nicht hinreichen. Auch eine körperliche Miſhandlung braucht keine 
ſchwere Verfehlung zu ſein, wenn ſtarke Reizungen voraufgingen (RG d. a. O.); anderſeits 
genügen hierzu, wenn dies nicht der Fall war, auch leichtere Handgreiflichkeiten (RG Recht 
1913 Nr 2862). Schwere Verfehlung iſt es z. B., wenn die beſchenkte Ehefrau ein Liebes 
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verhältuis mit einem andern Manne unterhält (RG JW 1910, 148°); nicht dagegen, wenn fie 
unter Umſtänden, die ſie zu zeitweiligem Getrenntleben berechtigen, ihrem Ehemann gehörige 
Haushaltungsgegenſtände mitnimmt (RG JW 1914, 301%). Eine ſchwere Verfehlung muß 
nicht gerade in einer einzelnen Handlung des Beſchenkten beftchen, ſondern kann auch in 
einem fortgeſetzten Verhalten oder in einer Mehrheit von Handlungen enthalten ſein, ins⸗ 
beſondere ſo, daß eine beſtimmte Handlung im Zuſammenhange mit andern Vorfällen den 
Tatbeſtand erfüllt (R Warn 1915 Nr 281). — Daß ſich die ſchwere Verfehlung als grober 
Undank darſtellen muß, bedeutet zwar nicht die Notwendigkeit einer beſondern Beziehung 
zwiſchen Verfehlung und Schenkung (R Gruch 52, 984; Warn 1920 Nr 169). Doch würde 
der Widerruf unbegründet ſein, wenn der Beſchenkte bei Begehung der Verfehlung das Vor⸗ 
handenſein der Schenkung oder die Eigenſchaft des Verletzten als Schenker oder naher An⸗ 
gehöriger des Schenkers nicht gekannt haben würde. — Auch der Kreis der in Betracht 
kommenden Angehörigen iſt nicht feſt begrenzt. Nicht die Gradesnähe als ſolche, ſondern 
das tatſächliche perſönliche Verhältnis ſoll entſcheiden. Immerhin kann § 52 Abſ 2 StB 
einen Anhalt bieten. a 

3. Das Widerrufsrecht iſt ein höchſtperſönliches Recht des Schenkers, nicht abtretbar, nicht 
pfändbar und der Regel nach auch nicht vererblich. Nur in den beiden im Text genannten Fällen 
(vgl. ähnlich 8 2339 Nr 1, 2), in denen der Beſchenkte gerade durch die den Undank ver⸗ 
körpernde Handlung den Widerruf des Schenkers unmöglich macht, ſteht das Widerrufsrecht 
auch deſſen Erben zu, und zwar mehreren Erben gemeinſchaftlich (vgl. $ 2040). Dieſes Erben⸗ 
widerrufsrecht aber wird als vererblich anzuſchen ſein, ſo daß alſo der Erbeserbe wider⸗ 
rufen kann, wenn erſt ihm der Widerrufsgrund bekannt wurde. Iſt der Widerruf einmal 
rechtswirkſam erklärt worden, fo ift dadurch eine Forderung ins Leben gerufen (8 531 Abſ 2), 
die nach den gewöhnlichen Regeln übertragen und vererbt wird. d 

4. Haben mehrere zuſammen geſchenkt, fo kann jeder Schenker die Schenkung ſelbſtändig 
zu ſeinem Anteil widerrufen. Iſt der geſchenkte Gegenſtand unteilbar, ſo widerruft jeder die 
ganze Schenkung mit der Wirkung, daß jeder Rückgabe an alle verlangen kann (§ 432). Sind 
mehrere zuſammen beſchenkt, fo richtet ſich der Widerruf gegen den Undankbaren auf 
Rückleiſtung ſeines Anteils. Bei Unteilbarkeit des Gegenſtandes iſt der Widerruf nur möglich, 
wenn alle Beſchenkten undankbar ſind. 


8 531 


Der Widerruf erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Beſchenkten ). 

Iſt die Schenkung widerrufen, ſo kann die Herausgabe des Geſchenkes 
nach den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Be⸗ 
reicherung gefordert werden?). 

E I 449, 452 II 477; M 2 303—305; P 2 37, 40, 41. 


1. Der Widerruf erfolgt durch einſeitige empfangsbedürftige Willenserklärung nach 
89 130 ff.; auch die Form der Klageerhebung iſt dazu geeignet. Die Erklärung kann von geſctz⸗ 
lichen Vertreter des Schenkers abgegeben werden. Adreſſat iſt der Beſchenkte; ift eine im 
geſetzlichen Güterſtande lebende Ehefrau beſchenkt und gehört der Schenkungsgegenſtand zum 
eingebrachten Gut, fo geſchieht der Widerruf gegenüber ihrem Mann (8 1408). 

2. Durch den Widerruf erliſcht das Schenkungsverſprechen. War die Schenkung bereits 
vollzogen, ſo entſteht eine condietio ob euusam finiiam ($ 812 A 8). Über die Heraus 
gabepflicht des Beſchenkten beſtimmen 88 818, 819 Abf 1. Doch tritt die Haftung nach den 
allgemeinen Vorſchriften arg. § 142 Abſ 2 ſchon mit der Begehung des Undanks, nicht erſt 
mit der Erlangung der Kenntnis vom Widerruf ein (vgl. § 819 U 2). Auch 5 822 iſt anwendbar. 
Gegenüber einem ſchenkweiſe erteilten abſtrakten Verſprechen begründet der Widerruf 
außer der cond. liberationis ($ 812 A 10) eine Einrede nach $ 821. — Jede Verfehlung, die 
für ſich genommen den Tatbeſtand des $ 530 erfüllt, ſtellt einen ſelbſtän digen Klag⸗ 
grund dar. Zwar geſtattet 8 268 Nr ZPO, zur näheren Beleuchtung oder Unterftügung 
eines in der Klage dargelegten Verhaltens des Beſchenkten nachträglich auf anderweite 
Vorfälle zurückzugreifen (vgl. § 530 A 2). Wird aber au Stelle einer fallengelaffenen, bieher 
allein geltend gemachten Verfehlung eine damit in keinem Zuſammenhangs ſtehende ander⸗ 
weite Verfehlung als Widerrufsgrund in den Prozeß eingeführt, To liegt Klagänderung vor 
(RG Warn 1915 Nr 281). 


8 532 
Der Widerruf iſt ausgeſchloſſen, wenn der Schenker dem Beſchenkten 


verziehen hat oder wenn ſeit dem Zeitpunkt, in welchem der Widerrufs⸗ 
berechtigte von dem Eintritte der Vorausſetzungen ſeines Rechtes Kenntnis 
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erlangt hat, ein Jahr verſtrichen iſt. Nach dem Tode des Beſchenkten ijt 
der Widerruf nicht mehr zuläjjig?). 
E 1 451 Ab 1 II 478; M 2 308, 804; P 2 39, 40. 


1. Der § 532 ordnet drei „Ansſchließungsgründe“ für den Widerruf an, über deren recht⸗ 
liche Bedeutung ſich ähnliche Zweifel erheben können wie in § 529 A 1. Sachlich liegt es nahe, 
die Geltendmachung der Verzeihung als Einrede im materiellen Sinne, die Berufung auf die 
andern beiden Tatbeſtände als rechtsvernichtende Einwendung aufzufaſſen. § 533 fügt die 
Einrede des Verzichts hinzu. f 

2. Die drei Verteidigungsbehelfe des § 532 find: a) Verzeihung. Darunter ift, wie in den 
Fällen der 88 1570 (Eheſcheidung), 2337 (Entziehung des Pflichtteils), 2343 (Erbunwürdigkeit), 
ein Verhalten zu verſtehen, woraus hervorgeht, daß die durch das Benehmen des Gegners 
hervorgerufene Kränkung nicht mehr empfunden wird. Ein Rechtsgeſchäft wie in $ 533 (Ver⸗ 
zicht) ſteht nicht in Frage. Der Schenker braucht nur die Verfehlung des Beſchenkten gekannt, 
aber weder um ſein Widerrufsrecht gewußt noch den Verluſt dieſes Rechtes als Folge der Ver⸗ 
zeihung gewollt zu haben. Auch einer beſondern Erklärung der Verzeihung bedarf es nicht. 
Über die Frage, inwiefern gewiſſe Regeln über Rechtsgeſchäfte entſprechende Anwendung 
finden, vgl. $ 1570 A 3. Das durch den Widerruf begründete Rückſorderungsrecht ($ 531 
Abſ 2) erliſcht nicht durch Verzeihung, ſondern durch Erlaß (§ 397). b) Einjährige Ausſchluß⸗ 
friſt. Für das Widerrufsrecht des Schenkers ſelber beginnt die Friſt mit feiner Kenntnis von 
der Verfehlung, für das Widerrufsrecht des Erben des Schenkers mit dem Zeitpunkt, wo der 
Erbe über ſeine Erbeneigenſchaft und die betreffende unter § 530 Abſ 2 fallende Handlung 
des Beſchenkten unterrichtet iſt. Ablauf der Friſt nach & 187 Abſ 1, 8 188 Abſ 2. Die Kon⸗ 
diktion, die durch den Widerruf entſteht, unterliegt der gewöhnlichen Verjährung. e) Tod 
des Beſchenkten. Der Widerruf iſt nur wirkſam, wenn er dem Beſchenkten noch bei Lebzeiten 
zugegangen ift. Die daun erwachſene Kondiktion geht auch gegen die Erben des Beſchenkten. 


8 533 


Auf das Widerrufsrecht kann erſt verzichtet werden, wenn der Undant 
dem Widerrufsberechtigten bekannt geworden ift!). 
E I 451 Abſ 2 II 479: M 2 804; P 2 39. 


Im Gegenſatz zur Verzeihung (8 532 A 2 unter a) ift der Verzicht auf das Widerrufsrecht 
Nechtsgeſchäft, daher auch den Erben und Vertretern des Schenkers möglich. Wie beim Ver⸗ 
zicht auf Einreden (RG 78, 131) genügt einſeitige Erklärung, für welche die 88 130ff. gelten. 
Eines Vertrags (Erlaßvertrags 3 397) bedarf es nur zur Aufhebung der durch einen Widerruf 
begründeten Kondiktion. Natürlich werden Verzeihung und Verzicht tatſächlich meiſtens zu⸗ 
ſammenfallen. Die Zulaſſigkeit des Verzichts wird durch § 533 dahin eingeſchränkt, daß ein 
Voraus verzicht für Fälle tünfnigen Undanuks unwirkſam iſt und auch ein bereits zutage getretener 
Undank dem Verzichtenden bekannt ſein muß. 


S 534 
Schenkungen, durch die einer ſittlichen Pflicht oder einer auf den An⸗ 
ſtand zu nehmenden Rückſicht entſprochen wird, unterliegen nicht der Rück⸗ 
forderung und dem Widerrufe ))). 
6 II 476; P 2 35—37 K 67. 


1. Schenkungen, die einer ſittlichen oder Anſtandspflicht entſprechen, werden durch 

8 534 gegen den Widerruf wegen Undanks (8 530) ſowie gegen die Rückforderung wegen 
Notbedarfs (8 528) — nicht, wenn es ſich um ein Schenkungsverſprechen handelt, auch 
gegen die Einrede des Notbedarfs ($ 519) — geſchützt. Außerdem werden ſie noch in andern 
Beziehungen vom Geſetze ausgezeichnet. So namentlich dadurch, daß fie den geſetzlichen Ver⸗ 
tretern geſchäftsunfähiger oder beſchränkt geſchäftsfähiger Perſonen erlaubt ſind (88 1641, 
1804); daß auch der Vorerbe und der Teſtamentsvollſtrecker ſie vornehmen dürfen (8 2113 
Abſ 2, 88 2205, 2207); daß im Falle der Gütergemeinſchaft der Ehemann nicht an die Ein⸗ 
willigung der Frau gebunden iſt (88 1446, 1519, 1549) und daß der Pflichtteilsberechtigte nicht 
um ihretwillen eine Ergänzung des Pflichtteils verlangen kann (8 2330). Dazu kommt die 
Unanfechtbarkeit gebräuchlicher Gelegenheitsgeſchenke (A 2). Nach Scheidung der Ehe können 
aber auch Pflicht- und Anſtandsſchenkungen von dem nicht ſchuldigen Gatten widerrufen werden 
(gl. 8 1584 A 3). — Eine beſondere Begünſtigung der belohnenden (semuneratorifchen) 
Schenkung iſt dem Geſetze fremd. Die Abſicht des Schenkers, dem Beſchenkten für eine 
ienſterweiſung erkenntlich zu ſein, hat nur inſoweit Bedeutung, als Sitte und Anſtand dies 
gebieten; im übrigen finden die allgemeinen Schenkungsregeln Anwendung. Verlangt die 


654 Recht der Schuldverhältniſſe Einzelne Schuldverhältniſſe 


Sitte eine mäßige Belohnung, geht aber die Gabe über das Maß hinaus, ſo iſt ein und die⸗ 
ſelbe Schenkung, je nachdem ſie Pflicht- oder gewöhnliche Schenkung iſt, verſchieden zu be⸗ 
handeln. Über die Abgrenzung der belohnenden Schenkung vom nachträglichen Entgelt 
vgl. § 516 A 4, 5. — Sind die Vorausſetzungen des $ 534 gegeben, fo muſſen ſie vom Gericht 
von Amts wegen berückſichtigt werden, auch wenn ſich die Partei, der ſie zum Vorteil ge⸗ 
reichen, nicht darauf beruft (RG ZW 1916, 119°). 

2. Unter ſittlicher Pflicht iſt nicht die Betätigung der allgemeinen Nächſtenliebe zu ver⸗ 
ſtehen, vielmehr wird eine beſondere, aus den konkreten Umſtänden des Einzelfalls erwachſene, 
in den Geboten der Sittlichkeit wurzelnde Verpflichtung verlangt (R 70 S. 19, 386). Z. B. 
die Unterſtützung notleidender Geſchwiſter oder ſonſtiger nach dem Geſetz nicht unterhalts⸗ 
berechtigten Verwandten (vgl. 8814 A. 3); die Schenkung an eine dem Schenker durch jahre⸗ 
langen vertrauten Verkehr naheſtehende Frauensperſon zum Zweck der Wiederherſtellung 
ihrer Geſundheit (RFinHof 1,85). Während hierüber die Überzeugung des ganzen Volkes 
entſcheidet, kommt es bei der Anſtandspflicht auf die Anſchauungen eines beſtimmten 
Geſellſchaftskreiſes an. Und zwar ſind es nicht die Bekannten und Verwandten des Schenkers, 
die den Maßſtab liefern (MG SeuffA. 71 Nr 205; RFinHof 1, 109), ſondern ſeine Standes⸗ 
genoſſen im allgemeinen. Die Schenkung entſpricht einer Anſtandspflicht, wenn ihr Unter⸗ 
bleiben gegen die Empfindung der ſozial Gleichgeſtellten verſtoßen würde, fo daß der Handelnde 
bei dieſen eine Einbuße in der Achtung und Anerkennung erführe (R& 73, 49; 98,836; Warn 
1910 Nr 379). Zu den Anſtandspflichten gehören die Gaben, die in 932 Nr 1 KO, §3 Nr AnfG 
„gebräuchliche Gelegenheitsgeſchenke“ genannt werden, z. B. Gaben zu Weihnachten, Neujahr, 
Oſtern, zum Geburtstag, zur Hochzeit. Doch kommt es niemals allein auf die Gelegenheit an, 
die die Schenkung veranlaßt, vielmehr ſpielen daneben die perſönlichen Beziehungen zwiſchen 
Schenker und Beſchenktem ſowie die geſellſchaftlichen und wirlſchaftlichen Verhältniſſe der 
Beteiligten eine Rolle (RG JW 1916, 119). Weihnachts oder Neujahrsgelder für Angeſtellte 
ſind häufig im Dienſtvertrag ausdrücklich oder ſtillſchweigend vereinbart und ſtellen dann 
Lohnzuſchläge dar. Anſtaudsgeſchenk iſt die Spende zu einer öffentlichen Sammlung, des⸗ 
gleichen das Trinkgeld, das der Gaſt dem Kellner gibt (während der Wirt dadurch, daß er dem 
Kellner die allgemeine Gelegenheit bietet, Trinkgelder einzunehmen, ihm ein Entgelt gewährt). 
— Handelt es ſich um große Summen, fo erachtet die Rechtſprechung den Tatbeſtand des 
$ 534 nicht leicht für gegeben. So pflegt das Reichsgericht namentlich zu verneinen, daß 
Schenkungen des Arbeitgebers zugunſten ſeiner Arbeiter, die mit ihm durch keine Beziehungen 
verſönlicher Art verbunden find, durch Sitte oder Anſtand geboten ſeien; vgl. RG 70, 15; 75, 
132; 78, 412 (Kruppſche Arbeiterſtiftung): Warn 1913 Nr 409 (ebenſo). Nur in dem Falle 
RG 73, 46, wo die ſeit langem beſtehende Penſionskaſſe auf die Zuſchüſſe des Arbeitgebers 
angewieſen war und die Angeſtellten hiermit rechnen durften, wurde eine Auſtandspflicht 
zur Leiſtung der Zuſchüſſe anerkannt. In RG 70, 383 hatten jüdische Erben eines be⸗ 
deutenden Nachlaſſes Schenkungen an Wohltätigkeitsanſtalten gemacht; das Reichsgericht 
nahm Pflichtſchenkungen auch dann nicht an, wenn ihre Religion dies verlangt haben ſollte. 


Dritter Titel 
Miete Pacht 


1. Rechtliche Natur von Miete und Pacht. Beide find gegenſeitige Verträge (88 320 
bis 327), welche auf die zeitweiſe Gewährung des Gebrauchs oder der Benutzung eines Gegen · 
ſtandes gegen Entgelt gerichtet find. Die Miete (8 535) ſetzt eine Sache, d. h. einen körper⸗ 
lichen Gegenſtand im Sinne von 8 90 voraus und gewährt den Gebrauch der Sache (oder 
eines Teiles § 580); die Pacht (8 581) betrifft Gegenſtände überhaupt, alſo nicht nur 
Sachen, ſondern auch Rechte, und verleiht nicht nur den Gebrauch, ſondern auch den Genuß 
der Früchte (8 90), ſoweit fie nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft als Ertrag 
anzuſehen ſind. Die Pacht iſt alſo „eine nach Gegenſtand und Zweck erweiterte Abart der 
Miete“ (Mittelſtein, Die Miete, $ 6 Nr 1; a. M. Kohler 2 8 122 III S. 318). Gegenſtand 
der Pacht ſind in erſter Linie landwirtſchaftliche Grundſtücke. Sie brauchen noch nicht mit dem 
zur Bewirtſchaftung erforderlichen Inventar verſehen zu fein; denn fie find von Natur ge- 
eignet, Bodenerzeugniſſe (Gras, Holz uſw.) auch ohne menſchliches Zutun hervorzubringen 
(RG 81, 25; Gruch 57, 681). Miete liegt nur vor, wenn das Grundftüd ausnaßmeweiſe 
nur zum Gebrauch, z. B. als Lagerplatz, zur Errichtung eines Ausſtellungsgebändes über⸗ 
laſſen wird. — Verpachtungsfähige Rechte: Recht zum eirieb eines Handels⸗ 
geſchäfts (HGB 8 22 Ah 2) oder eines Gewerbes (Gewd 8 48; vgl. 8 1822 Nr 4), — Apotheken 
geſchäft (DL 25, 37, auch RG JW 08, 511) —, auch eines Teiles von einem Gewerbe, 
mäbefondere des Betriebs des Anzeigenteils einer Zeitung (RG 70, 20), das öffentliche 
Anſchlagsweſen einer Großſtadt (RG 82, 340), Garderobenpacht (RG 97, 166), das Recht aus 
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einem Patent — der Lizenzvertrag, $ 6 des PatG v. 7. 4. 91, iſt jedoch regelmäßig als ein 
Vertrag eigener Art anzuſehen (vgl. RG 75, 405; 76, 235; RG ZW 1916, 271%) —; Jagd- 
recht (R 51, 279; 52, 128; Warn 1910 Nr 881; vgl. 8 581 A 3), Fiſchereirecht (SeuffA 60 
Nr 229), nicht aber die Rohrnutzung aus einem See, da der Vertrag hier das Grundſtück 
ſelbſt betrifft (es 56, 83), anders auch für Fiſchereipacht bei geſchloſſenen Privat⸗ 
gewäſſern Oc 38, 93 (Grundſtückspacht). Grundſtücksverpachtung iſt die entgeltliche 
Überlaſſung eines Grundſtücks behufs Benutzung der Waſſerkraft, Gewinnung von Mineralien 
und ſonſtigen Bodenbeſtandteilen, z. N. von Quarzitſteinen, Schwerſpat, Erdöl (RG JW 
09, 451°, RG 16. 2. 17 II 513/16, Vayob sh 10, 280), Überlaſſung einer Ziegelei mit 
Ausnutzung eines Sand- oder Tonlagers (RG Warn 09 Nr 137), Überlaſſung der Aus⸗ 
nutzung eines Kiesberges (RG 94, 279). — Wird eine zu einem Gewerbebetrieb 
beſtimmte Räumlichkeit, eine Mühle, eine Fabrik (Zementwerk RG IW 1919, 45518) 
oder Werkſtätte, ein Zigarren oder Friſeurladen, ein Gaſthof oder eine Schank⸗ und 
Speiſewirtſchaft oder ein Theater zur entgeltlichen Benutzung überlaſſen, ſo berechtigt 
der Umſtand allein, daß ſie zu gewerblichen Zwecken und damit zur Erlangung wirt⸗ 
ſchaftlicher Erträge dienen follen, noch nicht, Pacht anzunehmen, vielmehr iſt für die 
Vertragsart maßgebend, ob der betreffende Raum beim Vertragsabſchluß bereits ſo be⸗ 
ſchaffen iſt, daß er bürgerliche Früchte abwerfen kann (vgl. M 2, 439). In dieſem Falle 
wird — mag auch ein an die Räume geknüpftes wirtſchaftliches Unternehmen (z. B. Hotel⸗ 
oder ſonſtiges Handelsgeſchaft) nicht mit überlaſſen werden, ſondern erſt neu zu ſchaffen 
ſein — regelmäßig Pacht vorliegen. Erforderlich iſt nur, daß die überlaſſenen Räume ſchon 
durch ihre bauliche Eigenart, ihre innere Einrichtung und Ausſtattung im weſentlichen dazu 
geeignet ſind, die Gewinnung bürgerlicher Früchte aus den jo eingerichteten Räumen und 
dem darauf zu ſtützenden Gewerbebetriebe zu ermöglichen, alſo als die unmittelbare Quelle 
von Erträgen zu dienen. S. Ac 81, 24; 87, 277; 91, 310; RG JW 08, 3446, Warn 09 Nr 137; 
1914 Nr 78 (Theatergebäude), Nr 116 (Stehbierhalle); 1915 Nr 48 (Privatkrankenanſtalt): 
RE Gruch 57, 681. I der zur Ausnutzung überlaſſene Raum für einen beſtimmten Ge⸗ 
werbebetrieb eingerichtet und ausgeſtattet, jo iſt Pacht anzunehmen, mag der Pächter die 
Ausſtattung mitpachten oder vom Verpächter oder einem Dritten zu Eigentum erwerben 
(RG 5. 3. 18 VII 428/17, va RG Warn 1915 Nr 217). Dagegen iſt an Räumen, die mit 
einer zur Ausnutzung erforderlichen Einrichtung nicht verſehen find, zunächst nicht die Erzielung 
von Früchten, ſondern nur Gebrauch, alſo Miete, möglich. Vgl. Warn 1915 Nr 47 (noch 
nicht betriebsfähiges Theatergebäude). Bei Gaſtwirtſchaftsräumen kommt es nament- 
lich auf die Einrichtung der Haupträu me, d. h. der für das Verweilen der Gäfte beſtimmten, 
an (RG 81 S. 26, 29). Sind die in Betracht kommenden Räumlichkeiten noch nicht zum 
Betrieb eingerichtet, vielmehr erſt auf Koſten des Übernehmers einzurichten, dann liegt 
Miete, nicht Pacht vor (Re IW 1918, 886). Sind fie nur zum Teile mit der erforderlichen 
Einrichtung verſehen, ſo daß der Übernehmer noch das Fehlende ſelbſt anſchaffen muß, ehe 
er den der beiderſeitigen Vertragsabſicht entſprechenden Gewerbebetrieb beginnen kann, ſo 
liegt ein Grenzfall vor. Für die Frage, ob Miete oder Pacht anzunehmen iſt, wird ent ⸗ 
ſcheidend fein müſſen, ob die Einrichtung fo weit vorgefchritten ift, daß durch ſie die 
Räume in der Hauptſache für den Gewerbebetrieb geeignet ſind, und daß es ſich bei der 
Beſchaffung des Fehlenden weſentlich nur um eine Ergänzung und Vervollſtändigung handelt. 
Iſt dies der Fall, ſo liegt Pacht vor, ſonſt Miete. (R Gruch 57, 681). Die Annahme eines 
Pachtverhältniſſes iſt alſo nicht ausgeſchloſſen, wenn die Einrichtung der Haupträume noch 
der Ergänzung durch den Übernehmer bedarf und die Nebenräume (Küche, Keller) ganz 
uneingerichtet find (RG JW 1913, 98210, vgl. OLG 36, 72; Seuffl 73 Nr 223). Die 
entgeltliche Uberlaffung des Betriebs der geſamten Anlagen eines Elektrizitätswerks und 
einer Straßenbahn iſt auch dann Grundſtückspacht, nicht Stromlieferungsvertrag, wenn die 
Lieferung von Elektrizität den Zweck des Vertrags bildet (RG 19. 10. 17 VII 200/17). 
— Die entgeltliche Überlaſſung eines Wohnrechts (8 1093) iſt Verpachtung. — Wird in 
einem Vertrage — z. B. über ein Wohngebäude und ein Ackergrundſtück — die eine Sache 
nur zum Gebrauch, die andere auch zum Fruchtgenuß überlaſſen, ſo iſt entſcheidend, welche 
Sache nach Sinn und Zweck des Vertrags die Hauptſache iſt. OLG 38, 93 (Pacht eines 
Fiſchereigewäſſers mit Geraten und Schlafräumen). N : A 

2. Der Unterſchied von Miete und Pacht, auf welch letztere im allgemeinen die Vorſchriften 
über Miete entſprechende Anwendung finden (8 581 Ab] 2), tritt im einzelnen hervor bei der 
Erhaltungspflicht (SS 536, 582, 586), bei der Kündigung infolge von Nichtgeſtattung der Weiter. 
vermietung oder Verpachtung (88 549, 590 Abf 1), den geſetzlichen Zahlungsterminen (88 551, 
584), der Rückgewähr des Miet oder Pachtgegenſtandes (5 556 Abſ 1, $$ 591—594), der Ent⸗ 
ſchädigung des Vermieters oder Verpächters bei nicht rechtzeitiger Rückgewähr (S 557, 507), 
dem geſeßlichen Pfandrecht des Vermieters und Verpächters (88 559, 563, 585) ſowie des 
Pächters ($ 590), bei der geſetzlichen Kündigungsfriſt (88 565, 595), dem Kündigungsrecht 
infolge Todes des Mieters oder Pachters ſowie bei der Verſetzung eines im Mietverhältnis 


656 Recht der Schuldverhältniſſe Einzelne Schuldverhältniſſe 


ſtehenden Beamten ($$ 569, 570, 596) und bei der Gerichtszuſtändigkeit (GVG 8 23 Nr 2). 
— Von der Leihe ($ 598) unterſcheidet ſich die Miete durch die bei erſterer ſtattfindende 
Unentgeltlichkeit der Überlaſſung (nicht Gewährung), vom Kauf ($ 433) dadurch, daß bei 
ihm die Sache nicht zum zeitweiſen Gebrauch, ſondern zum dauernden Eigentum überlaſſen 
wird. Verpachtung von Feldern ſtatt Kauf des abzuerntenden Getreides OL 86, 68. 
Nicht um Pacht, ſondern um käufliche Lieferung handelt es ſich in der Regel bei den ſog. 
Milchpachtverträgen (Kündigung |. RG Gruch 63, 609). Anwendung der Vorſchriften über 
den Kauf bei der entgeltlichen Überlaſſung von verbrauchbaren Sachen (Gas und Waſſer 
M 2, 371), ſofern fie nicht ausnahmsweiſe nur zum Gebrauch (Schauſtellung uſw.) über⸗ 
laſſen ſind. Dagegen kein Kauf und auch keine Miete bei Überlaſſung von Arbeitskräften, 
wie Dampfkraft, Elektrizität, deren Überlaſſung, da es ſich dabei nicht um Sachen im Sinne 
von 8 90 handelt, ſich als Werkverdingung oder auch als Pacht des Rechtes auf die Naturkraft 
darſtellen kann (. BayObs Z 4, 348; vgl. auch das RGeſ., betr. die Beſtr. der Entz. 
elektr. Arb. v. 9. 4. 00 und Mot dazu in den Drucks. des RT 10. wischen Geſe I Seſſ 
1898/1900 Nr 612, ſowie RG 17, 269; R&St 29, 111). — Unterſchied zwiſchen Geſellſchaft 
(gemeinſame Zweckverfolgung der Geſellſchafter) und Teilpacht (verſchiedene Zwecke bei 
Verpächter und Pächter). Nicht Miete, ſondern eigenartige organiſatoriſche Verträge mit 
geſellſchaftsähnlichem Zuſammenwirken ſind die Verträge zwiſchen einem Ausſtellungs. 
unternehmen und den Ausſtellungswirten (RG 88, 108). Übergang eines Pachtverhältniſſes 
in Dienſtmiete ſ. Seuffl 60 Nr 73. Miete eines Schiffes mik Beſatzung (MG 48, 89; 
69, 129; RG 11. 11. 10 185/16 [Abgrenzung gegenüber Werkvertrag], auch IW 06, 463; 
09, 467). Vgl. ferner Vorbem 1 vor $ 611 (Miete in Verbindung mit Dienſtverſchaffung). 
Miete mit untergeordneter Dienſtleiſtung iſt in der Regel auch die entgeltliche Überlaſſung 
einer Dampfdreſchmaſchine mit Bedienungsmaunnſchaft RG Gruch 61, 633; Seuffa 58 
Nr 168. Die Übernahme von Dienſten und anderen Leiſtungen bei der Vermietung ein · 
gerichteter Zimmer beeinträchtigt den Vertrag in ſeiner Eigenſchaft als Mietvertrag nicht, 
wenn es ſich dabei um nebenſächliche, unſelbſtändige Leiſtungen handelt. Werden unigekehrt 
Leiſtungen übernommen, hinter denen der Gebrauch der Räume zurückſteht, wie bei Über. 
nahme der Verpflegung und Erziehung, dann liegt nicht mehr Miete vor (OLG 26, 392). 
S. auch § 535 A 2 a. E. — Das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Teilnehmer eines Fern. 
ſprechnetzes und dem Deutſchen Reich iſt nicht Miete, Dienſt⸗ oder Werkvercerag, auch nicht 
ein hieraus gemi ſchter Vertrag, ſondern ein Vertrag eigener Art, der zudem weſentlich 
dem Gebiete des öffentlichen Rechtes angehört (NG 98, 341). — Verträge, die nach 
§ 6 PrGeſ. v. 28. 7. 92 über Kleinbahnen uſw. zwiſchen dem Unternehmer und dem 
zur Unterhaltung des öffentlichen Weges Verpflichteten geſchloſſen werden, ſind nicht 
Mietverträge, ſondern beſondere Verträge öffentlichrechtlicher Art (RG 68, 370; 92, 310, 
AT 8 die Frage des Mietſtempels RG 88, 14). — Über den Gaſtaufnahmevertrag 
. 5 538 A 5. 


3. Die Miete (wie die Pacht) iſt ein Schuldverhältnis, ſo daß zwar dem Mieter Beſitz 
und Beſitzesſchutz, aber weder hierdurch noch durch Eintragung oder Vormerkung im Grund⸗ 
buche Dinglichkeit ſeines Rechtes erwirkt wird. Nur Eintragung einer Vertragsſtrafe für 
den Fall der Verletzung iſt zuläſſig. Über den Unterſchied von dem dinglichen Wohnungsrecht, 
durch welches der gleiche wirtſchaftliche Erfolg erzielt werden kann, . R& 54, 233. Vgl. auch 
NG 59, 326. Erbpacht ſ. EG Art 63 Ausnahmsweiſe dauert die nach den früheren Ge⸗ 
ſetzen durch die Eintragung begründete Wirkſamkeit eines Mietanſpruchs gegen Dritte 
(Dinglichkeit) fort gemäß EG Art 179. Vgl. auch EG Art 188 Abf 2. Vormiete (Vorpacht) 
find im BGB nicht geregelt. — Da Miet- und Pachtvertraggegenſeitige Verträge find, fo 
gelten, ſoweit ſich nicht aus den beſonderen Vorſchriften dieſes Titels (oder aus dem Vertrag 
ſelbſt bei Auslegung nach Treu und Glauben OLG 36, 65) etwas anderes ergibt, für fie 
auch die allgemeinen Beſtimmungen über gegenſeitige Verträge (88 320 ff), ſo 8 323 neben 
88 536—538 Rc 89, 203; Seuff A 74 Nr 168, und neben $ 542 RG 62, 225, nicht neben 
$ 552 RG 79, 95, auch nicht die SS 325, 326 neben 85 542, 553, 554 (vgl. R& 64, 382). — 
Die Vorſchriften dieſes Titels gelten auch für Mietverhältniſſe, die nach den Vorſchriften 
gegen den Wohnungsmangel (unten Vorbem 9) vom Mieteinigungsamt zwangsweiſe 
feſtgeſetzt werden. Das gleiche gilt für die nach 88 5, 6 der Kleingarten und Kleinpacht. 
landordnung vom 31. 7. 19 (RGBl 1371) von der unteren Verwaltungsbehörde oder dem 
Einigungsamt feſtgeſetzten Pachtverhältniſſe und für die Zwangspacht, nach 56 BO zur 
Behebung der dringendſten Wohnungsnot vom 9. Dezember 1919 NED 1968. 


4. Eine Form ift, abgeſehen von der Vorſchrift in $ 566, für den Miet, und den Pachtvertrag 
nicht vorgeſchrieben. Ein vom Vermieter unterſchriebener Mietvertrag, an welchem der 
Mieter vor Hinzufügung ſeiner Unterſchrift mit Bewilligung des Vermieters Anderungen 
borgenonmen hat, bedarf zu feiner Formgültigkeit nicht nochmaliger Unterſchrift des Vermieters 
(RE Seuffel 64 Nr 123). Wird dem Mieter im Mietvertrag ein Vorkaufsrecht bezüglich 
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des Grundſtücks eingeräumt, fo ift § 313 zu beobachten ($ 504 A 1), bei Nichtbeobachtung 
§ 139 anzuwenden. Vgl. OLG 25, 15. Wird mit einem Grundſtückskauf ein Mietvertrag 
verbunden, fo iſt die Form des $ 313 auch für den Mietvertrag erforderlich, wenn beide 
Verträge im Sinne der Vertragsteile eine Einheit bilden (RG 97, 219). Über die Form 
eines im Auslande geſchloſſenen Miet. oder Pachtvertrags J. EG Art 11 Abſ e 1, auch Art 30. 
— Vereinbarte Schriftform $ 127. Übliche Schriftform Ox® 39, 176 (Berlin). Gültig⸗ 
leit mündlicher Abrede neben einem ſchriftlichen Mietvertrag, wonach Anderungen und 
Zuſätze der ſchriftlichen Abfaſſung und der Unterſchrift beider Teile bedürfen f. R& 95, 
175. Wegen der vormundſchaftegerichtlichen Genehmigung für den Vater 
. 9, 1648, für den Vormund § 1822 Nr 4 u. 5, $ 1902 Abſ 2, 1915. Anwendung des 
$ 139 bei Verſagung der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung RG 82, 124 (3 1822 
Rt 5). Erfordernis der behördlichen Genehmigung bei der Verpachtung von Grundſtücken, 
die der Landwirtſchaft, einſchließlich der Forſtwirtſchaft, dienen |. BRV über den Verkehr 
mit landwirtſchaftlichen Grundſtucken vom 15. 3. 18 (Vorbem 9). 

5. In Anſehung des Inhalts find die Vertragsparteien in ihren Abreden, die im übrigen 
gemäß $$ 157, 242 nach Treu und Glauben auszulegen und zu erfüllen ſind, nur inſoweit 
beſchränkt, als die Abreden nicht gegen die guten Sitten (8 138) und nicht gegen zwingende 
Geſepesvorſchriften verſtoßen dürfen, die aus ſozialpolitiſchen Gründen im Intereſſe 
des Mieters gegeben find (565 35 540, 544, 559 Sat 3, 560 Satz 2, 566, 567; AD 88 19, 
21; GewO $ 33 Abs 1, 88 45, 147 Nr 1; Nh 16. 9. 04 ILI 212/04). Miete eines Bordell. 

rundſtücks OL 33 291. Nichtigkeit eines Mietvertrags wegen eines darin enthaltenen 
ettbewerhsverbots zwiſchen Arten (MG 90, 436), wegen beſonderer Härten gegen den 
Mieter (RG 20. 5. 18 III 538/12, RG JW 1917, 967, RGS Warn 1919 Nr 10). Nichtigkeit 
des zur Umgehung der Schankerlaubnts (GewO 88 83, 147) geſchloſſenen ſog. Kaſtellan⸗ 
vertrage (MG 63, 145; 67, 322, uch JW 05, 742; 08, 139; 12, 406; 17, 654; RG Gruch 
50, 919). Ein Mietvertrag, bei dem die Kündigung des Vermieters dauernd ausgeſchloſſen 
fein ſoll, ift deshalb noch nicht ſittenwidrig (RG Gruch 59, 469; vgl. $ 567). Die Ver⸗ 
mietung eines Kellers zu Wohnzwecken iſt noch nicht deshalb nichtig (8 134), weil er nach 
den baupolizeilichen Vorſchriften nicht dazu eingerichtet werden durfte (OLG 38, 85). Über 
die allgemeinen Mietbedingungen des Verbandes Deutſcher Lokomobilvermieter |. RG 
12. 6. 17 III 18/17 (nicht ſittenwidrig). Über die Anwendung des Geſ. betr. die Abzahlungs · 
geichäfte ſ. $ 6 des Gef. und RG Warn 1918 Nr 4. Im übrigen gilt Vertragsfreigeit. 
Auslegung im Zweifel nicht (wie nach früherem Recht) gegen den Vermieter, ſondern 
lediglich nach Treu und Glauben mit Rüdficht auf die Verkehrsſitte. Daher find Verwirkungs 
beſtimmuungen nicht immer zugunſten des Mieters auszulegen (RG 82, 50 54). Dagegen 
verlangen Treu und Glauben, daß ſtrenge Haftungsbeſtimmungen, die ohne jede Rückſicht 
auf den Mieter formularmäßig von den Vermietern als dem wirtſchaftlich ſtärkeren Teil 
den Verträgen eingefugt werden in einer die Intereſſen des Mieters möglichſt ſchonenden 
Weiſe ausgelegt werden (R SW 1911, 4007; RG Lg 1916, 1187). Auslegung bei wider. 
ſpruchsvoller Ausfüllung eines Mietvertragsformulars bezüglich der Mietdauer (SeuffA 71 
Nr 187). Gültigkeit des Mietvertrages bei Abweichung beider Vertragsexemplare (RG 
Warn 1918 Nr 43). Mündliche Abreden als Auslegungsmittel (RG Warn 1919 Nr 49). 

6. Die privatrechtlichen Vorſchriften der Landesgeſetze ſind beſeitigt bis auf den Vor⸗ 
behalt bezüglich der Räumungsfriſten im Ech Art 93. Von Bedeutung iſt dagegen in mehr⸗ 
fachen unten anzugebenden Beziehungen der Ortsgebrauch. 

5 7. Übergangsvorſchriften. Regel des Ech Art 170: Fortgeltung der bisherigen Geſetze 
für ein vor dem 1. 1. 00 entſtandenes Schuldverhältnis, ſo insbeſondere in bezug auf Form ⸗ 
porſchriften (Rc 55, 37), in bezug auf Schadenserſatz wegen vertragswidriger Beſchaffen. 
heit der Mietſache (RG 52, 123) in bezug auf die früher begründeten Pfandrechte des Ver⸗ 
mieters und Verpächters (RG 49, 56), in bezug auf den nach dem 1. 1. 00 eingetretenen 
Leiſtungsverzug (RG 52, 262) — jedoch Beſtimmung der Höhe der Verzugszinſen für die 
gi vom 1. 1. 00 ab, weil von der Fortdauer der Verzugstatſachen abhängig, nach neuem 

echt (RG 46, 82; 52, 265). — Auch diejenigen Vorſchriften des BGB, welche zwingender 
Natur ſind greifen nicht durchweg (fo z. B nicht § 567, R& 66, 221), ſondern nur dann Platz, 
wenn fie nach Inhalt und Zweck in bereits beſtehende Schuldverhältniſſe eingreifen ſollen, 
wie namentlich $ 188 Abf 2 (RG 47 108). — Dagegen unterliegt ein unter der Herr⸗ 
ſchaft des BGB geſchloſſener Vertrag, durch welchen ein unter altem Recht eingegangener 
III ertrag abgeändert wird, in jedem Falle den Vorſchriften des BG (RG 16. 8. 09 

677/08). 

Ausnahm Regel des Art 170: a) durch Art 171 EG: Anwendung der Vor⸗ 
ſchriften deb 0 auf 5 Müerverhältnis, das nicht für den erſten nach dem Vertrag oder nach 
den bisherigen Geſetzen zuläfligen Termin ſeit dem 1. 1. 00 gekündigt iſt, für die Zeit von dieſem 


Termine ab. Dabei wird jedoch ein beiden Teilen in gleicher Weiſe zuſtehendes 
BOB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. I. Band, 3, Aufl. 42 
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Kündigungsrecht vorausgeſetzt, und die Anwendung des neuen Rechtes iſt ſowohl dann 
ausgeſchloſſen, wenn der eine Teil unkündbar auf beſtimmte Zeit gebunden und nur der 
andere kündigungsberechtigt iſt (RG 53, 170), als auch daun, wenn das auf beſtimmte 
Zeit eingegangene Vertragsverhältnis durch einſeitige Erklärung des einen Teils auf 
einen neuen Zeitraum erſtreckt werden kann (RG 95, 108). Unanwendhar iſt Art 171, inſoweit 
durch den früher abgeſchloſſenen Vertrag das Mietverhältnis auf eine beſtimmte Dauer in die 
Zeit der Wirkſamkeit des BGB hinein erſtreckt iſt (MG 52, 123), fo daß bis zum Ablaufe dieſer 
Dauer das alte Recht, von da ab aber bei ſtillſchweigender Fortſetzung das neue Recht gilt. In 
jedem Falle bleiben übrigens auch für die Geltungszeit des neuen Rechtes die in dem urſprüng 
lichen Mietvertrage vereinbarten Beſtimmungen, insbeſondere bezüglich der Zahlungsfriſten 
und der Kündigungstermine, beſtehen. b) durch Art 172 CG: Für den Fall der nach dem 1. 1. 00 
erfolgten Veräußerung oder Belaſtung einer vor dieſem Zeitpunkt vermieteten oder verpach⸗ 
teten Sache beſtimmen ſich die Rechte des Mieters oder Pächters dem Erwerber gegen⸗ 
über nach dem BGB (vgl. RG 53, 250). Dabei findet jedoch bei einer nach dem 1. 1. 00 ein. 
geleiteten Zwangsverſteigerung eines vor dieſem Zeitpunkt überlaſſenen Grundſtücks die ent⸗ 
ſprechende Vorſchrift des § 57 3G gegenüber dem Erſteher keine Anwendung (RG 48, 38; 
55, 255), weshalb eine Reihe der zum 3G ergangenen Ausführungsgeſetze einzelner Bundes⸗ 
ſtaaten für den Fall, daß das Miet- oder Pachtgrundſtück dem Mieter oder Pächter vor dem 
1. 1. 00 überlaſſen worden ift, den $ 57 3G auf das frühere Miet: oder Pachtverhältnis 
ausdrücklich für anwendbar erklären. 

8. Aus dem Prozeßrechte kommen für Miete und Pacht die nachſtehenden Vorſchriften 
in Betracht: a) GVG 8 23 Nr 2: Zuſtändigkeit der Amtsgerichte für die dort bezeichneten 
Wohnungsmietſtreitigkeiten, während für andere Anſprüche aus dem Mietverhältnis, für 
Anſprüche aus dem Pachtverhaltnis, ſowie für die Klage des Eigentümers als ſolchen, weil 
der Beklagte kein Recht zum Wohnen habe (RG JW 91, 2451), die Zuſtändigkeitsregel des 
8 23 Nr 1 gilt (RG JW 86, 371; R& Gruch 35, 1175; 38, 1060); b) G 5 202 Abſ 2 Nr 4, 
wonach die unter a bemerkten Wohnungsmietſachen (nicht Pachtſtreitigkeiten Seuff 70 Nr 20) 
Ferienſachen ſind; e) BBO 8 257: Zuläſſigkeit der Klage auf künftige Räumung (RG JW. 
08, 238°; RG Gruch 48, 817). § 258 ZBO iſt auf die Geltendmachung künftig fällig werden⸗ 
der Mietzinſen nicht anwendbar; denn der Anſpruch des Vermieters bleibt von vertrags⸗ 
mäßiger Überlaſſung des Gebrauchs der Mietfache abhängig, während $ 258 (anders § 259) 
einen Anſpruch vorausſetzt, der nicht von einer Gegenleiſtung abhängig iſt (RG 61, 333). 
d) ZPO 8 709 Nr 1: Vorläufige Vollftredbarteit des Urteils bei den dort erwähnten Streit 
ſachen; e) ZPO $ 721, betr. die Befugnis des Gerichts zur Gewährung einer Räumungsfriſt. 
— Vgl. ferner 88G 9 9 Nr 2, 88 21,57, 180, 188 (. $ 571 U 6); KO 88 19, 20, 21 (Einfluß 
des Konkurſes des Vermieters oder des Mieters auf Mietverhältniſſe); Inn über die Ge- 
ſchäftsaufſicht zun Abwendung des Konkurſes vom 14. 12. 16, RG Bl 1363 88 9, 10 (Ein⸗ 
fluß der Anordnung der Geſchäftsaufſicht auf Mietverhältniſſe). r 

9. Kriegs- und Übergangsrecht: BRVBO betr. Einigungsämter v. 15. 12. 14, NYB1 511; 
BRVO zum Schutze der Mieter vom 23. 9. 18, NEBI 1140 u. BVO Über Maßnahmen 
gegen Wohnungsmangel vom 23. 9. 18, RG Bl 1143, zu beiden die Anordnung für das 
Verfahren vor den Einigungsämtern vom 23. 9. 18, RG Bl 1146, die Anderung durch 
Vo vom 22. 6. 19, RG Bl 591 und jetzt das Geſetz über Maßnahmen gegen Wohnyngs⸗ 
mangel vom 11. 5. 20, RG Bl 949, wonach jene Verordnungen mit zverſchiadenen Aude⸗ 
rungen auch über den 31. Dezember 1920 hinaus in Kraft bleiben; BD Über Sammel. 
Heizungs. und Warmwaſſerverſorgungsanlagen in Mieträumen vom 22. 6. 19, R Bl 95 
(Schiedsſtellen). BVO über das Kündigungsrecht der Hinterbliebenen von Krlegsteil⸗ 
nehmern vom 7. 10. 1915, RG Bl 642. BRV über den Verkehr mit landwirtſchafklichen 
Grundstücken vom 15. 3. 18, RG Bl 123 (Begründung: preuß IMI 1918, Je) Vgl. ferner 
Vo gegen den Wucher bei Vermittelung von Mieträumen vom 31. 2 RG Bl 1364, die 
VertragsablöſungsVo vom 8. 8. 19, RGBl 1875 und BO betr. Nichtigkeitserklärungen 
von Verträgen durch das Reichswirtſchaftsgericht vom 18. 9. 19, A0 51 1700. — Von Be⸗ 
deutung für den Mieter find auch die BR über die gerichtliche Bewilligung von Zah 
lungsfriſten vom 7. 8. 14, RGS Bi 359, in der Faſſung vom 20. 5. 15 RG Bl 290, dazu 
RG Bl 1916, 451, über die Bewilligung von Zahlungsfrißen an Kriegsteilnehmer vom 
8. 6. 16, RGBl 452, über die Folgen der nicht rechtzeitigen Hahlung einer Geldfordcrung 
vom 18. 8. 14, RGBl 377, in der Faſſung vom 20. 6. 15, RGB 290, dazu NEXT 1916, 
451, und das Geſetz zum Schutze gegen die Folgen der Verkehrserſch werung vom 8. 3. 19, 
RGBl 281 (dazu 283). — Die BR VO über die Feſtſetzung von Pachtpreiſen für Klein 
gärten vom 4. 4. 16/12. 10. 17 ift erſetzt durch die (nicht nur für die Übergangszeit gel 
tende) Kleingarten- und Kleinpachtlandordnung vom 31. “. 19, RG Bl 1871. Darüber 
und über die Pachtſchutzordnung vom 9. 6. 20, RGGBl 1103, . 5 581 A 1. — Fur ſog⸗ 
Kriegsverträge vgl. VO vom 21. 11. 18, NEBI 1828 und VO über die Abgeltung von 
Anſprüchen gegen das Reich vom 4. 12. 19, NOBI 2146. 
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I. Miete 
8 535 


Durch den Mietvertrag wird der Vermieter verpflichtet!), dem Mieter 
den Gebrauch der vermieteten Sache?) während der Mietzeit zu gewähren. 
Der Mieter iſt verpflichtet, dem Vermieter den vereinbarten Mietzins zu 
entrichten ?)). 

E I 508 II 480 Abf 1; M 2 369; P 2 130. 


1. Die Verpflichtung des Vermieters zur Gewährung des vertragsmäßigen Gebrauchs 
während der Mietzeit it, wenn nichts anderes im Vertrage beſtimmt iſt, Vorleiſtung (RG 
JW 08, 350), vor deren Beginn der Vermieter auch dann keinen Mietzins beanſpruchen kann, 
wenn Vorauszahlung bedungen iſt (RG 8. 11.04 III 260/04; vgl. auch RG 52, 286). Jeden 
falls kann in letzterem Falle der Mieter Erfüllung Zug um Zug verlangen (RG JW 06, 3338; 
vgl. jedoch $ 321). Greifen zwei an ſich ſelbſtändige Mietverträge gegenſtändlich ineinander, in- 
dem fie ſich z. B. nur durch den Umfang der Mietſache und die Höhe des Mietzinſes ſowie die 
Mietzeit unterſcheiden, ſo werden die Verträge zwar regelmäßig keine rechtliche Einheit bilden, 
fo daß § 320 nicht angewendet werden kann; wohl aber wird meiſtens der für die An⸗ 
wendung des § 273 Abs 1 erforderliche natürliche und wirtſchaftliche Zuſammenhang (8 27341) 
gegeben fein (vgl. R Warn 1913 Nr 5). — Iſt dieſelbe Sache an zwei verſchiedene 
Perſonen vermietet, ſo ſind dem Vermie ter gegenüber beide Verträge gültig; im Ver⸗ 
hältnis der Mieter untereinander hat derjenige den Vorrang, der zuerſt in den Beſitz der 
vermieteten Sache gelangt, während dem andern nur ein Schadenserſatzanſpruch an den 
Vermieter verbleibt. — Die Gebrauchsgewährung verpflichtet den Vermieter namentlich, 
ſeinerſeits den Mieter nicht im Gebrauche zu ſtören, eine vermietete Wohnung nicht ohne 
rechtfertigenden Grund und nicht zu unangemeſſener Zeit (88 157, 242, Prot 2, 216) zu 
betreten, den Mieter auch gegen unberechtigte Störungen und Angriffe von ſeiten anderer 
Mieter (RG 5. 10. 06 III 61/06) oder Dritter zu ſchützen, während der Mieter zu eigenem 
Vorgehen gegen derartige Angriffe nicht verpflichtet iſt. Über Vornahme baulicher Ande⸗ 
rungen durch den Vermieter |. DLG 33, 299. Wer Räume ſeines Haufes zum Betriebe 
eines Geſchäfts, z. B. einer Schankwirtſchaft, vermietet hat, darf nicht andere Räume des 
nämlichen Hauſes an ein Weitbewerbsnnternehmen vermieten, inſofern dies gegen den 
vorausgeſetzten Zweck des erſten Mietvertrags verſtößt (R F 19. 1. 06 III 372/05; DLG 
28, 142). Ein grundſätzlich!s Recht, daß ihm jeder Wettbewerb ferngehalten werde, hat 
der Mieter nicht (RG CB 1914, 1028). Der Vermieter muß dulden, daß der Mieter ſich 
auf eigene Koſten elettriſchen Strom zur Erleuchtung der Mieträume zuführen läßt, wenn 
dies ohne Schaden und Beläſtigung für den Vermieter geſchehen kann (OLG 33, 286), 
Eine beſtimmte Gebraudsmöglickeit kann zur ausdrücklichen ober ſtillſchweigenden 
Bedingung des Mietvertrags gemacht werden. Auch kann ausgemacht werden, der Ver 
mieter habe zu gewährleiſten, daß der Mieter die Mietſache, insbeſondere die Mieträume 
für einen beſtimmten Zweck gebrauchen könne, z. B. ohne daran durch geſetzliche oder be 
hördliche Vorſchriften gehindert zu werden. Eine ſolche Gewährleiſtungspflicht oder eine ſtill⸗ 
ſchweigende Bedingung kann aber noch nicht allein daraus entnommen werden, daß der 
Mieter es auf einen beitimmten Gebrauch abgeſehen hatte und dieſe Abſicht dem Vermieter 
bekannt war (MW 79, 94). — Der Mieter wird von der Übergabe ab (unmittelbarer) Be⸗ 
ſitzer der gemieteten Sache und erlangt Beſitzesſchuz gegen den Vermieter (den mittel 
baren Beſitzer, 88 868, 869) und gegen Dritte (88 865, 868), darf ſich verbotener Eigen: 
macht (§ 858) mit Gewalt erwehren, ift zur Beſitzklage berechtigt ($ 862, RG 80, 281), 
und kann in ſeiner Eigenſchaft als Beſitzer eines ihm vermieteten Grundſtücks auch die 
dieſem zuſtehenden Grunddienſtbarkeiten geltend machen (§ 1029). Die Klage des Eigen 
tümers auf Unterlaſſung von ſchädlichen Eingriffen (88 906 ff. 1004) ſteht ihm nicht zu, 
wohl aber die Schadenserſatzklage nach 88 823, 826 wegen Beeinträchtigung feines Be⸗ 
ſitzes (RG 57, 239; 59, 326), jedoch nicht wegen einer vor Eingehung des Mietvertrags 
erfolgten Beſchädigung der vermieteten Sache (RG 59, 328). — Die Ehefrau ift befugt zum 
Vermieten der zu ihrem Vorbehaltsgute und auch der zu ihrem eingebrachten Gute ge⸗ 
hörigen Grundſtücke, für welche letztere Vermietung es jedoch, um dem Ehemanne gegen⸗ 
über wirkſam zu werden, feiner Zuſtimmung bedarf ($8 1865, 1399 Abſ 2). 

2. Die vermietete Sache kann ſowohl eine bewegliche als eine unbewegliche fein. So auch 
ein Schrankfach in der Stahlkammer eines Bankhauſes als unbewegliche Sache (RG Ju 
85, 399%). Gegen die Annahme eines Verwahrungsvertrags kommt hier in Betracht, daß 
der Inhaber der betr. Wertſachen dieſe nicht gemäß 8 688 dem Bankhauſe übergibt, dieſes 
lie auch nicht zur Aufbewahrung übernimmt, ſondern nur die Bewachung der Stahlkammer 
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zuſagt, und das Verhältnis auch beſteht, wenn während ſeiner ganzen Dauer ſich keine Wert⸗ 
ſachen im Fach befinden. In jedem Falle iſt die Bank verpflichtet, dem Kunden die Be⸗ 
nutzung des Schranffaches zur Aufbewahrung von Gegenſtänden zu geſtatten und darüber 
zu wachen, daß Unbefugte keinen Zugang erlangen, und ſie iſt bei Verletzung dieſer 
Pflichten für den Schaden haftbar (RG 94, 74). Rechte des Ehemannes bei Miete eines 
Schrankfaches durch die Frau |. OL 38, 89. Miete eines Schrankfaches auf den 
Namen eines Dritten (NG Warn 1919 Nr 7). Auch verbrauchbare Sachen können 
(3. B. zur vorübergehenden Ausſtellung) mietweiſe überlaſſen werden; geſchieht die Über⸗ 
laſſung zum Verbrauch (Waſſer, Gas), ſo liegt Kauf vor. Daß die Sache im Eigentum des 
Vermieters ſteht, iſt zur Gültigkeit des Vertrags nicht erforderlich; auch fremde Sachen 
können vermietet werden, ſo insbeſondere von einem dinglich Gebrauchsberechtigten (Nieß⸗ 
braucher $ 1056) oder — unter beſtimmten Vorausſetzungen ſ. 8 549 — vom Mieter ſelbſt. In 
dieſen Fällen ſteht auch der Umftanp, daß der Mieter feine eigene Sache von dem Gebrauchs- 
berechtigten gewährt erhält, der Wirkſamkeit des Vertrags nicht entgegen (h 11. 0. 06 
III 452/05; RG Warn 1913 Nr 315), ausgenommen den Fall des Irrtums nach 88 119, 121, 
142, 143 Abſ 1 u. 2. Erwirbt der Mieter nachträglich das Eigentum, ſo erliſcht das Miet⸗ 
verhältnis (NG 49, 285). Käufliche Übernahme der gemieteten Sache und Fortſetzung 
des Mietverhältaiſſes ſchließen ſich daher aus (MG 4. 11. 19 III 140/19). Wirkſamkeit 
eines Mietvertrages über fremde Sachen bei mittelbarer Stellvertretung . R 80, 399. 
— Neben der Sache ſelbſt gelten auch deren weſentliche Beſtandteile (33 98, 94; R 
50, 241) und im Zweifel auch die Zubehörungen (88 97, 98, RG 47, 197) al mitvermietet 
(NS 39, 293; RG 5. 3. 02 V 413/01). Beſondere Vorſchriften über die Pacht eines Grund⸗ 
ſtücks mit Inventar 88 586 ff. Nicht minder umfaßt der vertragsmäßige Gebrauch die Mit. 
benutzung anderweiter, nicht ausdrücklich mitvermieteter Teile der Sache, namentlich bei 
vermieteten Gebäuden der Hofräume (N 6. 6. 05 III 149/05), der Zugänge, Fluren, Treppen 
und anderer Hausteile, die dem Mieter zur Ausübung ſeines Mietrechtes zur Verfügung 
ſtehen und von ihm betreten werden müſſen (M& Gruch 48, 901; 15. 11. 04 III 177/04) 
— auch auf ſie erſtreckt ſich daher die vertragliche Pflicht des Vermieters zur Erhaltung 
in einem eine Gefährdung des Mieters ausſchließenden Zuſtande (NG 6. 2. 17 III 322/17) —, 
ferner der Hauswände, der letzteren insbeſondere zur Anbringung von Firmenſchild ern, 
nicht aber von Geſchäftsanpreiſungen beliebigen Inhalts, insbeſondere nicht für haus fremde 
Geſchäftsbetriebe (JW 05, 367°), unter Umſtänden auch zur Anbringung von Fernſprech⸗ 
leitungen (R 37, 212; 49, 306). Anſchließung an eine Elektrizttätsleitung (28 1916, 2555). 
Bei großſtädtiſchen Geſchäftshäuſern darf man annehmen, daß die Miete von Geſchäfts. 
räumen, mögen ſie nun im Erdgeſchoß oder in den oberen Stockwerken liegen, beim 
Mangel beſonderer Vertragsbeſtimmungen regelmäßig die Außenwand des Hauſes mit. 
umfaßt; und zwar ſoweit die Wand den gemieteten Räumen entſpricht und ſich zu dem 
Geſchäfte entſprechenden Anpreiſungszwecken eignet, in den oberen Stockwerken in einer Er. 
ſtreckung von der Unterkante der Fenſter bis zur Unterkante der darüber befindlichen Fenſter. 
Soweit erftredt ſich dann auch regelmäßig der Mietbeſitz (dich 80, 281). Mitbenutzung 
des Fahrſtuhls (OLG 33, 306). — Enthält der Vertrag Beſtimmungen über die Gewahrung 
einerbeſtimmten Eigenſchaft neben der Gewährung des Raumgebrauchs, fo it der Ver⸗ 
trag trotzdem als einheitlicher Mietvertrag (Pfandrecht 8559 A 8) zu beurteilen. So iſt bei der 
Vermietung einer Wohnung mit Sammelheizung, Warmwaſſerverſorgung oder elektriſchem 
Licht oder Waſſerleitung (Seuffü 62 Nr 36), eines möblierten Zimmers (Seuffel 64 Nr 1), 
eines Fabritraumes mit Dampfkraft, eines Raumes mit künſtlicher Kühlung die Gewährung der 
bezeichneten Eigenſchaft als eine nach dem Vertragswillen mit der Gewährung des Raumes 
untrennbar verbundene Nebenleiſtung aufzufaſſen und deren Vereinbarung als ein Beſtandteil 
des einheitlichen Mietvertrags anzuſehen (pal. R 33, 47; 75, 854; JW 97, 588°°, 1913, 6408; 
RESt 20, 417; OLG 30, 125; 89, 151; Vollſtreckung gegen den Vermieter bei Sammel. 
heizung, OLG 31, 180; 39, 86, 87). Dagegen enthalt eine Vereinbarung, durch die ein 
Wohnzimmer vermietet und gleichzeitig die Beköſtigung verſprochen wird, zwei geſonderte 
Vertrage. Eine ſolche Vereinbarung unterſcheidet ſich von den vorerwähnten Verträgen 
dadurch, daß die Lieferung der Beköſtigung nicht von der Raumgewährung abhängig iſt, viel⸗ 
mehr auch geſondert von ihr und auch ohne ſie vereinbart werden kann (RG NW 1913, 6402). 
Vgl. Vorbem 2 vor $ 585. — Dem Mieter eines Wohnhauſes kommt auch das ſervitutiſche 
Recht des Eigentümers an der das Haus berührenden ſtädtiſchen Straße zuftatten (Reh 36, 278; 
vgl. oben A 1). — Über die Regelung der Rechtsverhältniſſe in bezug auf Sammelheizungs. 
und Warmwaſſerverſorgungsanlagen in Mieträumen f. die O vom 22. 6. 19 (Vorbem 9 
vor 8 535). Soweit der Vermieter die Anordnungen der zuſtändigen Behörde und die 
Veſtimmungen der Schiedsſtelle über die Verwendung der Heizſtoffe und den Betrieb der 
Anlagen erfüllt, find danach (8 8 Satz 2) weitergehende Anſprüche des Mieters ausgeſchloſſen. 
3. Verpflichtung des Mieters zur Entrichtung des vereinbarten Mietzinſes. Die Ver; 
einbarung uͤber den Mietzins gehört zu den weſentlichen Beſtandteilen des Mietvertrags. 
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Iſt er für die erſte Zeit des Vertrags beſtimmt, im übrigen aber einer beſonderen Ver⸗ 
einbarung vorbehalten, jo iſt zwar nicht der ganze Vertrag ungültig, ein Mietverhältnis 
für die ſpätere Zeit aber nicht begründet, und die Eutſckädigung des Vermieters nach 
8 557 zu bemeſſen (MG Scuffü 69 Nr 30). Über den wikſamen Abs lu; eines Miet. 
vertrages bei Vork ehalt ſpäterer Vereinbarung über die H he des Mie tzinſes ſ. RG 
23 19.4, 10272. Der Mietzins kann nicht nur in Geld (Mietzins in Hunder teilen der 
Geſchäftscinnehmen des Mi ters, RG JW 14, 403%) und anderen vertretbaren Sachen, 
ſondern in Leiſtungen jeder Art, insbeſondere auch in Dienſten oder in der Hervorbringung 
eines beſtimmten Erfolgs beſtehen (M 2, 372), in welchen Fällen die Grundſätze des 
Dienſtvertrags (oder Werkvertrags) neben denjenigen des Mietvertraas zur teilweiſen, 
oder, wie z. B. bei der Anſtellung eines Haus leiſters gegen freie Wohnung oder eines ſog. 
Zapfenwirts mit Wohnung durch eine Brauerei, zur überwiegenden oder alleinigen An⸗ 
wendung gelangen (BayObLG 4, 316). — Emrede der Rechtskraft ſeitens des Mieters, 
wenn in einem Vorprozeß der Parteien die Beendigung der Miete für die betr. Zeit 
rechtskräftig feſtgeſtellt worden iſt, und dann der Mietzins für eine Ipätere Zeit in 
einem neuen Prozeſſe verlangt wird (Rc Geuffü 60 Nr 180). — Der Erfüllungsort für 
die Zahlung des Mietzinſes beſtimmt ſich gemäß $ 269 zunächſt nach dem erklärten oder 
unter Berücfichtigung der Umſtände anzunehmenden Willen der Parteien, insbeſondere bei 
Grundstücken nach dem Orte, wo dem Mieter der Gebrauch gewährt wird (Ach 28. 12. 04 
III 196/04, JW 1919, 9395), mangels ſolcher Feſtſetzung aber nach dem Orte, an dem der 
Mieter zur Zeit der Entitehung des Mietverhältniſſes feinen Wohnſitz oder feine gewerbliche 
Niederlaſſung hatte. Daneben beſteht die Überbringungs. oder Überſendungspflicht des 
Mieters für Geldzahlungen nach § 270 (Bringſchuld). Über die Hinterlegung geſchuldeten 
Mietzinſes ſ. § 872. Verjährung |. $ 196 Nr 6, 8 197. Das Vermieten von Wohnungen 
durch den Hauseigentümer iſt in der Regel kein Gewerbebetrieb im Sinne von 8 196 
Nr 1 (RG JW 1919, 105). — Über die ausnahmsweise Wirkſamkeit des von einem Minder ⸗ 
ährigen ohne Zustimmung des geſeplichen Vertreters abgeſchloſſenen Mietvertrags |. $ 110. 
ber die Haftpflicht Dritter für den rüctſtändigen Mietzins aus dem von einem Minder⸗ 
jährigen (Handlungsgehilfen, Studenten, uſw.) felbſtändig abgeſchloſſenen Mietvertrag nach 
den Grundſätzen der Geſchäftsführung ohne Auftrag ſ. 8 683 und der Unterhaltspflicht 
. 88 1601, 1602, 1610. — Mehreren Vermietern, insbeſondere den vermietenden 
Miteigentümern eines Grundſtücks, ſtehen die Mietzinſen gemeinſam zu. Die Mietzinſen 
können daher von ihnen nur nemeinfam eingezogen und nicht (auch nicht anteilig) von einem 
Miteigentümer abgetreten, auch nicht vom Gläubiger nur eines Miteigentümers gepfändet 
werden (RG 89, 176; OLG 17, 1; 20, 107; 31, 98; Seuffa 68 Nr 8; a. M. OLG 5, 26; 
12, 66 [s 420). — Mehrere Mieter, die gemeinſchaftlich ein Grund ſtück gemietet haben, 
auch Ehegatten, find in ihren Rechten Mitgläubiger im Sinne des $ 432, in ihren Pflichten 
Geſamtſchuldner. Aus der Unteilbarkeit des Mietverhältniſſes folgt, daß, wenn die Mieter 
gemeinſchaftlich klagen, über die Daner des Mietverhältniſſes nur einheitlich entſchieden 
werden kann, nicht aber, daß fie nur gemeinſchaftlich klagen können (NRG Gruch 59, 469). 
Auch die Rückgabepflicht mehrerer Mieter ift eine Geſamtſchuld (8 431), die gegen jeden 
Schuldner beſonders geltend gemacht werden kann (RG 89, 207; OLG 80, 4: Räumungs. 
pflicht der Ehefrau). Anwendung des s 139 bei Geſchäftsunfähigkeit eines Mitpächters 
RS 99, 52. — Die Ehefrau des Mieters, die den Mietvertrag mit unterſchrieben hat, 
haftet als Geſamtſchuldnerin, kann aber, je nach den Umſtänden (OLG 33, 316), auch 
Mieterin mit allen Rechten und Pflichten einer ſolchen ſein, was wegen des Pfandrechts 
an ihren einge brachten Sachen von beſonderer Bedeutung iſt. Vgl. auch OLG 83, 816, 817. 
— Wegen Beſchlagnahme von Mietzinſen vgl. 88 1123, 1124. 
4. Der Mieter iſt ohne (ausdrückliche oder ſtillſchweigende) Vereinbarung nicht zur 
Abnahme und zum Gebrauch der Mietſache verpflichtet. Ablehnung der Annahme ber 
ründet daher in der Regel nur Annahmeverzug (88 293 ff.). Nimmt der Mieter die Miet. 
fache aber in Gebrauch, daun muß er ſich dabei in den vertraglichen Grenzen halten. Er iſt 
zur Obhut und damit auch zu einer ſchonenden und pfleglichen Behandlung der 
Mietſache verpflichtet (R 84, 222; 87, 276; 93, 40). Verletzt er dieſe Pflichten, ſo iſt 
der Vermieter zum Anſpruch auf Unterlaſſung (8 550), zur Kündigung (8 553) und bei 
Verſchulden (88 276, 278) zum Anſpruch auf Schadenserſatz (5 548 A 1) berechtigt. Der 
Mieter haftet nach § 278 für das Verſchulden feiner Angehörigen, Dienſtboten, Angeſtellten, 
gewerblichen Arbeiter, wenn ſie in Ausübung des ihnen anvertrauten (unſell ſtändigen) 
Mitgebrauches, nicht nur bei Gelegenheit dieſer Ausübung, Schaden verurſachen, für ein 
pflichtwidriges Verhalten feiner Angeſtellten daher nur, wenn es in einem urſächlichen 
Zuſammenhang mit den ihnen übertragenen Arbeitsleiſtungen ſteht (M& 84, 222; 87, 276 
lauch 68 841] OLG 16, 423; 20, 110; 27, 146: 88, 309). Das gleiche muß für ein 
Verſchulden der Gäſte des Mieters und aller Perſonen gelten, durch die er eine Verrich⸗ 
ung in den Mieträumen vornehmen läßt. Seine Haftung für Perſonen, denen er den 
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ſelbſtäudigen Gebrauch der Mietſache oder eines Teiles überläßt, ergibt ſich aus $ 549 
Ubi 2. Eine Folge der Obhutspflicht |. § 545. — Über die Verpflichtung des Mieters zur 
Rückgabe der Mietſache |. 88 556, 557. 


S 536 
Der Vermieter hat die vermietete Sache dem Mieter in einem zu dem 
vertragsmäßigen Gebrauche!) geeigneten Zuſtande zu überlaſſen?) und fie 
während der Mietzeit in dieſem Zuſtande zu erhalten“). 
E 1 504 II 481; M 2 372, 373; P 2 130. 


1. Zu dem vertragsmäßigen (nicht dem gewöhnlichen) Gebrauche. Auf Uberlaſſung 
und fortdauernde Gewährung der Mietſache in einem zu dieſem Gebrauche geeigneten Zu⸗ 
ſtande hat der Mieter ein Klagerecht (NG IW 06, 333°), neben dem beim Vorhandensein 
der weiteren Vorausſetzungen auch die in 88 537, 538, 547 feſtgeſtellten Ansprüche in Betracht 
kommen können. Der Mieter kann die Unterhaltung der Mietſache auch im Wege einſt⸗ 
weiliger Verfügung erzwingen. Er iſt befugt, bei mangelhafter Unterhaltung einen ent⸗ 
ſprechenden Teil des Mietzinſes zurüdzubehalten (RG 23. 3. 06 III 524/05). Wer Raume 
zum Betrieb einer Schankwirtſchaft vermietet (verpachtet), muß ſie in einem Zuſtand über⸗ 
laſſen und erhalten, daß ſie für dieſen Betrieb geeignet ſind, insbeſondere auch Jen polizei⸗ 
lichen Anforderungen genügen. Er muß daher unter Umſtänden auch bauliche nbetungen 
vornehmen, von denen die Polizeibehörde die Erteilung der Schankerlaubnis an den Mieter 
abhangig macht (RG 94, 138). Durch die Vereinbarung, er vermiete die Räume Ip, wie 
er ſie bisher benützt habe, wird nur die geſetzliche Haftung für ſolche Mängel erlaſſen, die 
beim Vertragsſchluß für den Mieter erſichtlich waren (RG 94, 138). Der für den ver⸗ 
tragsmäßigen Gebrauch geeignete Zuftand iſt im einzelnen Falle nach der Ortsſute, dem 
Zweck und dem Preiſe der Mieträume zu beurteilen. Jeder Mieter, auch der einer 
kleinen Dorfwohnung, kann aber verlangen, daß er durch die vertragsmäßige Benutzung 
der Räume, die er zur Ausübung ſeines Mietrechts betreten muß, nicht an Körper und 
Geſundheit gefährdet wird. Ortsgebräuche, wonach ſicherheitsgefährliche Treppen, ſchad. 
hafte Bodendielen uſw. als erlaubt gelten, ſind unbeachtlich (RG 90, 65). I der Mieter 
den gefährlichen Zuſtand gerügt, fo bedeutet die Unterlaſſung eines Widerſpruches gegen 
die Hinausſchiebung der Beſeitigung des Mangels keinen Verzicht, auch nicht einen einft- 
4 9 aus der Ordnungswidrigkeit ſich ergebenden Rechte des Mieters (RG 
Ze 5 U 90. 2 

2. „Zu überlaſſen“, d. h. dem Mieter zum Beſitz und zur Benutzung zu übergeben, 
während eine entſprechende beſondere Abnahmepflicht des Mieters nicht beſteht (8 1 A 4). 
Die Überlaſſung kann auch ſtillſchweigend geſchehen (RG Gruch 61, 928). Vielſach kommen 
abweichende Vertragsberedungen ſowie Ortsgebräuche in Betracht. Über den Hall, wenn 
der Vermieter ſchon vor Beginn der Mietzeit die Inſtandſetzung der Mietraume verweigert, 
ſ. unten § 542 A 1. Der Vermieter braucht ſich aber nicht um die Hertie Fin Miet⸗ 
räume zu bemühen, wenn der Mieter vertragswidrige Anforderungen an die Einrichtung 
ft It und die Übernahme eines vertragsmäßig eingerichteten Raumes im voraus ablehnt 
(RG 17. 1. 18 III 387/18). derli 

3. Zur Erhaltung gehört insbeſondere die Vornahme der ron erlichen 
Ausbeſſerungen, auch bei den durch zufällige Ereigniſſe (z. B. Hagelſchlag oder Einwirkung 
Dritter, für die der Mieter nicht verantwortlich iſt) verurſachten Schaden; een bei 
der Wohnungsmiete in der Regel die Reinigung und — bei Glatteis — das ereien des 
zum Gebrauche des Mieters dienenden Hofes, der vor dem Haufe gelegenen Straßenteile 
(RG Gruch 47, 643; 23 1917, 1340; OLG 12, 358: 14, 24), eines den Zugang zur Miet⸗ 
wohnung bildenden Ganges zwiſchen zwei Häufern (OLG 36, 50); die Entleerung der Abort⸗ 
und Müllgrube, das Kehren der Eſſen, während die infolge des Gebrauchs nütig werdende 
Reinigung der Mieträume und der dazugehörigen Hausteile dem Mieter oder auch den Mietern 
gemeinſchaftlich obliegt. Bei außergewöhnlich ſtrenger Kälte muß der Vermieter auch 
dafür ſorgen, daß auf Treppen und Vorplätzen des Miethauſcs nicht dur h naſſes Auf: 
wiſchen gefährliche Eisbildungen eutſtehen; er muß nötigenfalls den Dienſtboten beſondere 
Anweiſungen erteilen (Rh Lg 1914, 1029). Beleuchtung behufs Hicherung des Zur 
ganges zu einem Hiuterhauſe |. RG L3 1914, 19002. Haftung des Vermieters für den 
gefahrloſen Zugang zu einem von mehreren Mietern des Hauſes zu enden Abort 
. RG LZ 1915, 883216. Für Räume, die den Mietern zugänglich, aber nicht vermietet, auch 
nicht zur gemeinſchaftlichen Benutzung aller Mieter beſtimmt ſind, haftet der Vermieter 
nur wegen unerlaubter Handlung (MG Warn 1914 Nr 18). Auf Grund des Vertrages 
haftet der Vermieter für ein Verſchulden feines Erfüllungsvertreters, z. B. des Haus⸗ 
verwalters (OLG 36, 50), dem Mieter, unter dem Geſichtspunkt des § 328 aber in der 
Kegel auch den Familienangehörigen des Mieters (8 538 A 4). Dem Mieter haftet 
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der Vermieter auch für den Schaden, den die zur Ausführung von Ausbeſſerungsarbeiten 
in den Mieträumen von ihm angenommenen Arbeiter jenem verurſachen (RG 30. 4. 09 
III 438/08). Haftung des Vermieters einer Dampfdreſchmaſchine für Verſchulden des 
Maſchiniſten R& Gruch 61, 633; RG 23 1916, 235, anders bei Miete mit Dienſt⸗ 
verſchaffung (Vorbem 7 vor $ 611). Dritten gegenüber, die infolge mangelhafter Be⸗ 
ſchaffenheit des Hauſes einen Unfall erleiden, it hierfür regelmäßig nur der Vermieter, 
als Eigenbeſiger, verantwortlich (vgl. $ 908, RG 59, 9), ausgenommen, wenn er das Haus 
im ganzen oder einen abgeſchloſſenen Teil davon vermietet und von ſeinem Mieter 
keine Nachricht vom Vorhandenſein des Mangels erhalten hat (RG 68, 161). — Zur 
Wiederherſtellung der durch Zufall zerſtörten Mieträume, insbeſondere beim 
Abbrennen des vermieteten Hauſes, iſt der Vermieter nicht verpflichtet; vielmehr erreicht 
dadurch die Miete wegen Unmöglichkeit der Erfüllung ihr Ende (RG JW 05, 718°). 
Ebenſo wird der Vermieter von feiner Verpflichtung zur weiteren Gebrauchsgewährung be⸗ 
freit, wenn ihm die Räumung und Niederlegung des vermieteten Hauſes wegen Einſturz⸗ 
gefahr polizeilich aufgegeben {it (§ 323; R& 19. 4. 04 III 38/04). Bei nur tei lweiſer Zer⸗ 
Rörung der Mietſache iſt der Vermieter zur Wiederherſtellung verpflichtet, wenn fie wäh⸗ 
rend der Mietzeit möglich und der zerſtörte Teil den unverletzten Teilen gegenüber 
wirtſchaftlich von untergeordneter Bedeutung iſt (Prot 2, 1860), auch die Wiederherſtellung 
keinen unverhältnismäßigen Aufwand erfordert (RG Warn 1910 Nr 146). Der Verpächter 
muß ein auf dem Pachtgrundſtück ſtehendes, abgebranntes Gebäude wiederherſtellen und 
das dabei untergegangene Inventar durch neues erſetzen, wenn das Pachtgrundſtück mit 
den wiederhergeſtellten Gebäuden und dem neuen Inventar wirtſchaftlich als die näm⸗ 
liche Sache erſcheint wie vor dem Brande und die Wiederherſtellung nicht Koſten ver⸗ 
urſacht, deren Aufwendung dem Verpächter nach Treu und Glauben nicht zuzumuten 
iſt. Dabei kann auch auf eine dem Pächter zuſtehende Brandentſchädigung und auf die 
von ihm in das Grundſtück gemachten Verwendungen Rüchſicht genommen werden (RG 
Seuffel 74 Nr 29). — Würdigung nach 88 275, 323 muß eintreten, wenn behörd⸗ 
liches Verbot die vertragsmäßige Nutzung einer verpachteten Wirtſchaft verhindert. 
Will der Pächter das Pachtverhältnis fortſetzen, der Verpächter es auflöſen, dann muß 
nach Treu und Glauben unter billiger Erwägung der beiderſeitigen Intereſſen feſtgeſtellt 
werden, weſſen Intereſſen den Vorzug verdienen (RG 89, 203). — Haftung des Ver⸗ 
mieters für den Zuſtand einer den alleinigen Zugang eines Hauſes bildenden Brücke 
bei Eigentum des Vermieters (NE 18. 12. 12 III 216/12), trotz Eigentums der Gemeinde 
(RG Warn 1910, 549). Haftung des Vermieters für einen den Zugang vermittelnden, in 
n Bürgerſteig eingelaſſenen Eiſenroſt nebſt Einfaſſung bei Unterhaltungspflicht der Ge⸗ 
meinde bezüglich des ganzen Bürgerſteiges (RG 19. 4. 18 III 478/17). Haftung des ver- 
mietenden Hauseigentümers (neben dem Mieter) gegenüber den Kunden des Mieters für 
die Verkehrsſicherheit der Zugange zu den Geſchäftsräumen des letzteren (RG 92, 359; 
65, 61). Haftung des Mieters gegenüber Dritten für bauliche Mängel, nicht nur für 
ehler der Inſtandhaltung, ſ. Rc 83, 137. Haftung des Mieters eines Hauſes, der dem 
Vermieter gegenüber die Sorge für den Fahrſtuhlbetrieb einſchließlich der Bedienung 
übernommen hat, für die Folgen von Unfällen, die Dritten in dieſem Betriebe zuſtoßen, 
"RO Gruch 63, 750. 5 
Zur Beleuchtung der zu einem vermieteten Hausteil gehörigen Flure und Treppen. 
aufgänge it der Vermieter nach dem Vertrage, ſofern nicht ausdrücklich oder ſtillſch weigend 
Oder durch Ortsgebrauch etwas anderes beſtimmt iſt, nicht verpflichtet. Eine allgemeine 
echts pflicht der Beleuchtung kann für den Vermieter begründet fein, wenn durch 
Polizeiverordnung die Beleuchtung für beſtimmte Hausteile und Zeiten vorgeſchrieben iſt, 
oder wenn der Vermieter derartige Hausteile dem Verkehr geöffnet hat RG 33, 227; 
GSt 14, 362; R® 21. 2. 07 III 38/06; |. auch RW 54, 56). So insbeſondere für den ver- 
mietenden Eigentümer eines jtädt.Ihen Hauſes die Verpflichtung, für die Beleuchtung 
er Zugänge und Treppen zu ſorgen, ſolange ſie während der Dunkelheit einem regel⸗ 
mäßigen Verkehre dienen. Bei ſolcher Beſtimmung der Räüme für den Verkehr wird 
er Vermieter nicht nur feinen Mietern, ſondern nach § 823 auch Dritten gegenüber im Falle 
mangelhafter Beleuchtung zum Schadenserſatz verpflichtet. Der Verpflichtung, für die 
ordnungsmäßige Beleuchtung der Treppen zu ſorgen, genügt der Vermieter nicht ſchon 
dadurch, daß er dieſe Sorge durch die Hausordnung den Mietern auferlegt; er muß auch 
die Befolgung der Hausordnung in geeigneter Weiſe überwachen (RG Gruch 60, 1012). 
Über die Verpflichtung des Schankwirts, die dem Verkehr geöffneten Räume für ſeine Gäſte 
‚anger, als für gewöhnliche Paſſanten, zu beleuchten, |. RG 26. 2. 07 III 338/06. 
befa ste vertragsmäßige Verpflihtung des Vermieters zur Erhaltung dor Mietſache, ins⸗ 
elondere der Mieträume, in einem zum Gebcauche geeigneten Zuſtande befteht fo lange, 
En die Verpflichtung des Vermieters dauert, dem Mieter den Gebrauch zu gewähren. 
iefe Zeit deckt ſich nicht immer genau mit der ausgemachten Mietzeit. So iſt der Ver⸗ 
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mieter verpflichtet, dem Mieter nach Ablauf der Mietzeit zum Zwecke des Auszuags die 
Benutzung der zu den Mieträumen fühcenden Treppen zu geſtatten. Er iſt daher auch 
verpflichtet, dieſe Treppen für die Zeit des Auszugs in gefahrloſem Zuſtande zu erhalten 
(RG Warn 1913 Nr 316). 

Für die Pacht § 581 A 2, 8 582, für die Leihe $ 601. 


8 537 


1) Iſt die vermietete Sache zur Zeit der Überlaſſung an den Mieter mit 
einem Fehler behaftet, der ihre Tauglichteit zu dem vertragsmäßigen Ge⸗ 
brauch?) aufhebt oder mindert, oder entſteht im Laufe der Miete ein ſolcher 
Fehler, ſo iſt der Mieter für die Zeit, während deren die Tauglichkeit auf⸗ 
gehoben iſt, von der Entrichtung des Mietzinſes befreit, für die Zeit, während 
deren die Tauglichkeit gemindert iſt, nur zur Entrichtung eines nach den 
SS 472, 473°) zu bemeſſenden Teiles des Mietzinſes verpflichtet“). 

Das gleiche gilt, wenn eine zugeſicherte Eigenſchaft fehlt oder ſpäter 
wegfällts). Bei der Vermietung eines Grundſtücks ſteht die Zuſicherung einer 
beſtimmten Größe der Zuſicherung einer Eigenſchaft gleich. 

E I 505, 507 II 482; M 2 873—876; P 2 181 ff. 


1. Die rechtlichen Folgen von Mängeln der Mietſache ſind in dieſem und in den folgen. 
den Paragraphen teilweiſe abweichend von den allgemeinen Vorſchriften der 88 823 ff. ge⸗ 
geregelt, an deren Stelle inſoweit die 88 537 ff. treten (Vorbem 8 vor 8 585). Wird aber 
dem Vermieter infolge von äußeren Umſtänden die Gewährung des Gebrauchs ganz 
oder teilweiſe unmöglich, kann er z. B. infolge einer ſchweren Krankheit in der Familie 
des ſeitherigen Mieters dem neuen Mieter die Mieträume nicht rechtzeitig gewähren, dann 
greifen 58 323 ff. in Verbindung mit § 536 Platz. Nicht ausgeſchloſſen wird durch die 
Sondervorſchriften der 88 537 ff. eine Anfechtung des Mietvertrags wegen argliſtiger 
Täuſchung über Mängel der Mietſache nach § 123 (RG JW 1914, 591, vgl. für den Kauf 
RG 96, 156). Das gleiche muß (troß $ 539) für die Anfechtung wegen Irrtums nach 
8 119 gelten (vgl. jedoch für den Kauf die abweichende Rechtſprechung in 8 119 A 7, 
§ 459 A 6). Der über den Ertrag eines Wirtſchaftsanweſens getäuſchte Pächter kann 
Anderung der Vertragsbedingungen, insbeſondere Ermäßigung des Pachtzinſes verlangen 
(Differenzklage, RG 86, 334). > 

2. Nur auf die Aufhebung oder Minderung des vertragsmäßigen Gebrauchs kommt es an, 
nicht auf die Erheblichkeit des Mangels (M 2, 374, anders $ 542 Abſ 2) oder auf ein Verſchulden 
des Vermieters oder auf deſſen Kenntnis vom Fehler. Doch wird die Tauglichkeit eines Patent ; 
rechts nur durch völlige Unbrauchbarkeit, techniſche Unausführbarkeit, nicht aber durch geringe 
praktiſche Verwertbarkeit aufgehoben (RG 9. 11. 08 VI 199/07; NG 78, 867). Auch iſt 
wegen eines ganz geringfügigen Fehlers an einem Teile der Mietſache die Zurückbehaltung 
des ganzen Mietzinſes nicht berechtigt (MG 12. 10. 06 III 64/06). — Als ein weſentlicher 
Fehler gilt z. B. das Fehlen von Ofen in einem mit Ofen vermieteten Haute (NG 21. 8. 06 
III 324/05), ſowie auch der einer Schankwirtſchaft anhaftende Ruf, ein Schlupfwinkel gewerbs⸗ 
mäßiger Unzucht zu fein (RG 20. 1. 06 III 474/05), ebenſo die nachträgliche Errichtung eines 
Wettbewerbsgeſchäfts neben einem vorher gerade zum ausſchließlichen Gewerbebetrieb im 
gleichen Haufe vermieteten Geſchäftsraum (RG 19. 1. 06 III 372/06). Als Fehler einer Sache, 
insbeſondere eines Hauses, welche die Tauglichkeit zu dem vertragsmäßigen Gebrauche aufheben 
oder mindern, ſind aber auch diejenigen zu betrachten, welche nicht geradezu den Gebrauch 
an ſich verhindern, wohl aber ihn zu einem die Geſundheit benachteiligenden 
oder gefährdenden machen, z. B. Feuchtigkeit, ungenügende Verwahrung gegen 
atmoſphäriſche Einflüſſe, Behaftetſein mit Krankheitskeimen oder Anſteckungsſtoffen, oder be⸗ 
wirken, daß die Mietſache nur in der Befürchtung elner vermöge ihre? Zu⸗ 
ſtandes drohenden Gefahr benutzt werden kann (MG 81 202: ſachwidrige Be⸗ 
feſtigung der Klappe eines Rolladenkaſtens), (NG Warn 1916 Nr 228: Fäulnis einer 
Diele). Vgl. auch RG Lg 1914, 1425“. Störung des Jagdpachters durch Anlegung 
eines Schießplates ſ. LZ 1918, 460°. S. auch 8 588 A 4 u. 5. Feſtzuhalten ift, daß 8 587 
einen Fehler der Mietſache oder das Fehlen zugeſicherter Eigenſchaften der Sache vorausſetzt, 
alſo im unmittelbaren Gegenſate zu den in der Perſon des Mieters liegenden Gründen 
(8 552, . A 1 dort) ſteht. — In ſtändiger Rechiſprechung hat das Reichsgericht nach 
dem geltenden wie nach früherem Rechte angenommen, daß unter den Bemiff der für 
die Gewähnleiſtungsanſprüche wegen Sachmängel in Betracht kommenden Eigenſchaften 
nicht nur die natürlichen, der Sache an ſich zukommenden Eigenſchaften, ſondern auch 
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ſolche tatſächliche oder rechtliche Verhältniſſe fallen, die zufolge ihrer 
Beſchaffenheit und vorausgeſetzten Dauer nach der Verkehrsanſchauung 
wertbildend oder werterhöhend zu wirken pflegen (nal. für den Kauf RG 
21, 808; 52, 1: 59, 240, auch 61, 86 und für die Miete 85, 175). Nach dieſem Grundſatze 
muß die Unbrauchb ukeil der Sache zu dem vertragsmäßi zen Gebrauche auch dann als ein 
Sachmangel angejchen werden, wenn fie auf B. ſtimmungen des öffentlichen Rechtes be⸗ 
ruht. Der Fall eines geſetzlichen oder behördlichen Gebrauchsverbots kann hier allerdings 
nur dann in Betracht kommen, wenn es ſich dabei um irgendwelche Beziehungen (3. B. die 
örtliche Lage) der Sache handelt (RG 79, 95). Eine die Benutzbarkeit eines Grundſtücks 
(3. B. zu Fabrikzwecken) hindernde oder einſchränkende Beſtimmung des öffentlichen Rechtes 
hängt regelmäßig mit der brllichen Lage des Grundftüds zulammen (RG IW 1913, 59819). 
Feindliche Beſetzung einer Stadt, ſowie die ernſlliche, dringende Gefahr einer ſolchen oder 
einer Beſchießung als Fehler der Mietwohnung (§ 537) und zugleich als Grund der Un⸗ 
möglichkeit für den Vermieter, den vertragsmäßigen Gebrauch zu gewähren (8 323), ſ. OLG 
31, 868. Cinquarticrungsicht |. $ 546 A 1. Die Einwirkung behördlicher Maßnahmen, 
insbeſ. kriegs rechtlicher Verbote, fällt aber keineswegs immer nur dann unter 8 537, 
wenn fie durch die Beschaffenheit der gemieteten (gepachteten) Sache oder durch ihre ört⸗ 
liche Lage veranlaßt worden ſind. Bei der Pacht ($ 581), die auch den Fruchtgenuß 
gewährt, kommt es darauf an ob ein Verbot nur den tatfächlichen Umfang des Frucht 
bezugs beeinträchtigt oder die Möglichkeit des vertragsmäßigen Fruchtgenuſſes überhaupt 
nimmt und fo den Pachtgegenſtand ſelbſt in feiner beſonderen Eigenſchaft als einer zu dieſem 
Fruchtgenuß beſtimmten und geeigneten Sache trifft. Eine bloße Minderung des Um⸗ 
fanges des Fruchtbezugs muß der Pächter tragen. Für die Möglichkeit der vertragsmäßigen 
Nutzung dagegen haftet der Verpächter. Wird letztere entzogen, ſo hat der Pächter — un⸗ 
beſchadet einer Anwendung des 8 823 (Seuffa 74 Nr 108; OLG 89, 178), insbeſondere 
einer Auflöſung des Pachtverhältuiſſes nach 88 275, 323 N 89, 203 — die Rechte aus 
8 537 ff. (auch $ 542) fo für polizeiliche Tanzverbote bei Tanzwirtſchaften (RG 87, 277; 
89, 208; NG Warn 1918 Nr 110; R Seuffü 73 Nr 228: ORG 86, 51), für Beſchrän⸗ 
kungen der Polizeiſtunde bei Nachtwirtſchaften (NG 88, 96; R& AI 1918, 815°, auch 
OLG 38, 123). Vorausgeſetzt wird nur, daß auch wirklich die Sache in ihrer beſonderen 
Eigenſchaft (als Tauzwirtſchaft, Nachtwirtſchaft) betroffen, und nicht nur der Umfang des 
Fruchtbezugs beeinträchtigt wird. Keinen Anſpruch auf Pachtzinsminderung hat daher 
der Pächter einer Bierwirtſchaft, wenn die Biererzeugung eingeſchränkt wird (RG 90, 874), 
es müßte denn fein, daß fie vollſlandig oder doch in einem Umfange unterſagt wird, der 
in feinen Wirkungen für den Wirtſchaftsbetrieb einem vollſtändigen Verbote gleichkommt; 
ferner der Pächter eines für den Tag- und Nachtverkehr beſtimmten Kaffechauſes, der 
infolge der Herabſetzung der Boligeiftunde und polizeilicher Beſchränkung der Muſikerlaubnis 
einen Einnahmeausfall erleidet (R 93, 144; NG Warn 1919 Nr 32). Mit der allgemeinen 
Erwägung, daß die Wirſchaftsverhältuiſſe durch den Krieg völlig umgeſtaltet worden ſeien, 
läßt ſich der Anſpruch auf Zinsminderung noch nicht begründen. Die Gerichte ſind, 
regelmäßig wenigstens, auch nicht in der Page, in ſolchen Fällen einen billigen Ausgleich 
unter den Vertragsteilen zu ſchaffen (vgl. RG 86, 397; 90, 374). Bei der Miete, die nur 
den Gebrauch der Mietſache gewährt, hat der Vermieter regelmäßig nur dafür einzuftehen, 
daß die Mieträume zum vertragsmäßigen Gebrauch tauglich ſind, daher keine Haftung 
wegen polizeilicher Tanzverbote und wegen Beſchränkung der Polizeiſtunde bei Miete von 
— erſt durch den Mieter einzurichtenden — Wirtſchaftsräumen (RG JW 1918, 885; auch 
Seuffü 71 Nr 6); ebenſo keine Haftung wegen Unmöglichkeit des Bierausſchanks und 
wegen Verbots bezüglich des Branntweinausſchanks bei Miete von nicht eingerichteten 
Wirtſchaftsräumen, die der Mieter erft auf feine Koſten umbauen muß (MG Warn 1918 
Nr 8; vgl. auch SeuffA 73 Nr 224: behördliche Schließung von Lichtſpielunternehmungen!. 
Iſt aber die Mietſache — ſei es wegen ihrer örtlichen Lage, ſei es wegen ihrer beſonderen 
Einrichtung — vertragsgemäß nur in einer beſtimmten Art zu benutzen und wird dieſe 
Benutzung durch behördliche Verbote unmöglich gemacht, dann iſt der Mieter — unbeſchadet 
einer Anwendung des $ 823 (RG 94, 867; OLG 39, 178), insbeſondere einer Auflöſung des 
Mietverhältniſſes nach 88 275, 828 — nach & 587 von der Entrichtung des Mietzinſes be. 
freit, fo für die Einſtellung des geſamten Kur- und Badebetriebs bei Miete eines Ladens 
zum Betriebe von Geſchäften mit den Badegaſten (R 91, 54), bei Miete von Räumen zum 
Kuraufenthalt an einem Badeorte (23 1915, 104115; anders für bloße Regelung der Pos 
nutzung einer Mietwohnung an einem Badeorte, militäriſches Beleuchtungeverbot, DAR 
81, 866), für Beſchlagnahme und Veräußerungsverbot für Benzin bei Miete einer Benzin» 
tankanlage (RG 94, 867). Allgemeines Verbot der Jaadausübung als Grund für Be⸗ 
freiung von der Entrichtung der Jagdpacht (OLG 33, 320). Bei entgeltliche Überlaſſung 
eines Gaſthauſes, deſſen Einrichtung der Mieter vom Vermieter käuflich übernommen hat, 
Ind, wenn nicht überhaupt Pacht anzunehmen iſt (Vorbem 1 vor $ 535), jedenfalls die 
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für die Pacht entwickelten Grundſätze entſprechend anzuwenden (RG 91, 310). — Ergän- 
zung eines Pachtvertrags durch Einfügung einer Kriegsklauſel im Wege der Auslegung 
ſ. RG JW 1918, 2162. — Über einen Vertrag zwiſchen einem Ausſtellungsunternehmen 
und den Ausſtellungswirten |. RG 88, 108 (85 323 ff., nicht 88 537 ff.). 

3. Im Falle der Minderung der Tauglichkeit insbeſondere verhältnismäßige Herab⸗ 
ſetzung des Mietzinſes, und zwar, wenn neben dem Geldbetrag noch andere Leiſtungen be 
dungen ſind, zunächſt Herabſetzung an dem in Geld feſtgeſetzten Teile der Leiſtung des Mieters 
(vgl. § 473). Nach der in § 472 vorgeſchriebenen „relativen Berechnung“ iſt all der verein. 
barte Mietpreis nach dem Verhältnis herabzuſetzen, in welchem zur Zeit des Abſchluſſes 
des Mietvertrags die Mietuutzung der Sache in mangelfreiem Zuſtand zur Mietnutzung 
der mangelhaften Sache geſtanden haben würde (RG Warn 09 Nr 292), mithin bei 800 Mark 
vereinbartem Mietpreis, 900 Mark angemeſſenem Mietzins von der Sache in mangelfreiem 
Zuſtand, 450 Mark angemeſſenem Mietzins von der Sache in mangelhaftem Zuſtand, Herab⸗ 
ſetzung des vereinbarten Mietzinſes um 50% bis auf 400 Mark. 

4. Die Befreiung vom Mietzins oder die Minderung tritt ohne weiteres (von Rechts 
wegen) ein, wobei der Beweis des behaupteten Mangels dem Mieter obliegt. Eine 
Vertragsbeſtimmung, wonach der Mieter Anſprüche auf Minderung nur im Wege beſon⸗ 
derer Klage geltend machen kann, iſt ungültig (JW 1918, 5207). Da der Minderungsan⸗ 
ſpruch keine Gegenforderung gegen den Mietzinsanſpruch iſt, ſchließt ihn ein vertragsmäßiges 
Aufrechnungsverbot nicht aus (RG LZ 1918, 62115). Die ſonſtigen Rechte des Mieters 
auf Gewährung einer ordnungsmäßigen Mietſache (§ 536), ſowie auf Kündigung des Ver⸗ 
trags (8 542), bleiben daneben beſtehen, während der Schadenserſatzanſpruch des § 588 nur 
ſtatt der im 8 537 beſtimmten Rechte geltend gemacht werden kann. Über die Anfechtung 
des Vertrags wegen Irrtums und argliſtiger Täuſchung ſ. A 1. — Durch Stellung von Er⸗ 
ſatzräumen kann ſich der Vermieter in der Regel ohne Zuſtimmung des Mieters von ſeiner 
Verpflichtung nicht befreien; anders jedoch, wenn nach den Umſtänden des Falles in der Ab⸗ 
lehnung der Erſatzräume ſeitens des Mieters eine Schikane zu erblicken ift. — Kein Minderungs⸗ 
anſpruch des Mieters bei vorbehaltloſer Zahlung des Mietzinſes mit Kenntnis des vorhandenen 
Fehlers (RG 24. 3. 08 III 250/07). Kein Anſpruch des Mieters auch dann, wenn der 
Fehler der Mietſache und damit die Beeinträchtigung ihrer Tauglichkeit zum bertrags. 
1 Gebrauch auf fein Verſchulden zurückzuführen iſt (RG 22 1917, 189). Bgl. § 324 


5. Fehlen einer zugeſicherten Eigenſchaft vgl. 8 459 A 8. Bei mehreren Vermietern ilt die 
Zuſicherung nur dann verbindlich, wenn ſie von allen erteilt iſt (Planck $ 537 A 4; a. M. Dern⸗ 
burg II 8 217 A 8). Beiſpiele: Haftung für die Zusicherung, daß kein Wettbewerbsunter⸗ 
nehmen für den vermieteten Fleiſcherladen beſtehe (OLG 8, 139); ferner für die Zuſicherung der 
Ertragsfähig eit der Mietſache (RG 19. 9. 02 III 138/20). Eine Zuſicherung, für die Benutz. 
barkeit einer Wohnung ſchlechthin — auch in Rückſicht auf alle Polizeiverbote — einzuſtehen, 
kann zwar unter Umſtänden in dem beiden Vertragsteilen bekinnten Verwendungszwecke 
der Sache dann gefunden werden, wenn dieſer Zweck in den Vertragsinhalt aufgenommen 
iſt (vgl. für den Kauf RG JW 1910, 7485). Gerade bei der Miete aber wird die Be 
zeichnung des Verwendungszwecks der Mieträume in dem Vertrage, da ſie regelmäßig 
ſtattfindet, im allgemeinen nicht genügen, um eine beſondere, über das Maß bes 8 537 
Abſ 1 hinausg hende Zuſicherung zu begründen (RG JW 1913, 59710). Ob im einzelnen Fall 
darin eine Zuſicherung zu finden iſt, beſtimmt ſich nach den Umftänden ch Warn 
1918 Nr 138). In der Vereinbarung, der Saal einer vermieteten Wirtſchaft ſtehe den 
Mietern für Vereine und Feſtlichkeiten zur Verfügung, liegt im Zweifel nur eine Erlaubnis, 
nicht eine Gewährleiſtung des Vermieters (NG IW 1918, 885). Angaben über den Umſaßz 
einer Wirtſchaft enthalten eine Zuſicherung des Verpächters, wenn der Pacher ſie nach 
Treu und Glauben in biefem Sinne verſtehen muß (RG Ci 1918, 6211). Zuſicherung 
der Brauereifreiheit einer Schankwirtſchaft R 95, 175. Vgl. 8 535 A 1. 


§ 538 
Iſt ein Mangel der im 8 537 bezeichneten Art bei dem Abſchluſſe des 
Vertrags vorhanden!) oder entſteht ein ſolcher Mangel ſpäter infolge eines 
Umftandes, den der Vermieter zu vertreten hate), oder kommt der Vermieter 
mit der Beſeitigung eines Mangels in Verzug?), jo kann der Mieter, ſtatt 
die im § 537 beſtimmten Rechte geltend zu machen, Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung verlangen‘) d), 
Im Falle des Verzugs des Vermieters kann der Mieter den Mangel 
ſelbſt beſeitigen und Erſatz der erforderlichen Aufwendungen verlangen“). 
& 1606, 814 Abf u 488 M 2 076, 877: W 9 101. 
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1. Anſtatt der in § 537 beſtimmten Rechte kann der Mieter in drei Fällen Schadens⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung verlangen. Die Vorſchrift des 8 538 gibt aber dem Mieter 
kein Wahlrecht im Sinne des § 262. Nicht ſchon durch die Wahl, ſondern erſt durch die 
Erfüllung des einen Anſpruchs geht der andere verloren. Die Wahl bedeutet auch nicht 
einen Verzicht auf den nicht gewählten Anſpruch (RG JW 1908, 550; RG 08 1918, 62135; 
OL 39, 151). Hat aber der Mieter den Schadenserſatzanſpruch gewählt und iſt er wegen 
dieſes Anspruchs voll befriedigt, fo kann er auf das Minderungsrecht aus $ 537 nicht mehr 
zurückgreifen RG Warn 1911 Nr 427). Der Schadenserſatzanſpruch iſt ausgeſchloſſen nach 
§ 545 Ubf 2, wenn der Mieter der Anzeigepflicht nicht genügt hat. Einfluß der Kenntnis 
des Mangels 8 539. — Der Schadenserſatzanſpruch ſteht dem Mieter zunächſt in dem 
Falle zu, wenn ein Mangel der in § 537 bezeichneten Art (Sachmangel oder Fehlen einer 
zugeſicherten Eigenſchaft) bereits beim Abſchluſſe des Vertrags vorhanden iſt. Verſchulden 
des Vermieters iſt in dieſem Falle nicht erforderlich, da auf Grund des Ver⸗ 
tragsabſchluſſes eine ſtillſchweigende Garantie des Vermieters für die ordnungsmäßige Be⸗ 
ſchaffenheit der Mietſache anzunehmen iſt (M 2, 376; RG 52, 172). Die Erſatzpflicht tritt 
auch ein, wenn der Mangel nicht erkennbar war und nicht beſeitigt werden konnte. Was 
den Zeitpunkt angeht, in dem der bezeichnete Mangel als vorhanden angeſehen werden muß, 
ſo iſt die Tauglichkeit zum vertragsmäßigen Gebrauche der Mietſache ſchon dann aufgehoben 
oder gemindert, wenn die Sache nur in der Befürchtung einer vermöge ihres Zuſtandes drohen⸗ 
den Gefahr benutzt werden kann ($ 537 A 2). Darauf, ob der Mieter im einzelnen 
Falle den ordnungswidrigen Zuſtand nicht kennt, kommt es nicht an, ſofern nur objektiv 
die Gebrauchsuntauglichkeit beiteht. Entſcheidend für die Feſtſtellung jenes Zeitpunkts iſt 
das Daſein des Mangels, nicht ſein Hervortreten, und die dadurch bewirkte Schädigung 
(RG 81, 200). Daher iſt der Vermieter von Schankwirtſchaftsräumen ſchadenserſatzpflichtig, 
wenn er ſich weigert, bauliche Anderungen vorzunehmen, von denen die Polizeibehörde 
die Erteilung der Schankerlaubnis an den Mieter abhängig macht (RG 94, 138). Bei der 
Miete einer nur der Gattung nach beſtimmten Sache tritt an die Stelle der Zeit des 
Vertragsabſchluſſes die Zeit der Überlaſſung zum Gebrauche (vgl. 8 480 Abſ 2). — Der 
dem Mieter gewährte Schadenserſatzanſpruch (88 249 ff.) beſchränkt ſich nicht auf den 
Schaden, der daraus entſteht, daß der Mieter die Mietſache nicht nach ihrem vollen Vermögens⸗ 
werte genießen kann. Der Auſpruch umfaßt vielmehr auch den Schaden, der dem Mieter 
durch eine auf den Mangel der Mietſache zurüczzufüßrende körperliche Beſchädigung 
entſteht (beſtr.). Ob eine Körperverletzung die Folge der Mangelhaftigkeit der Mietſache iſt, muß 
nach den Grundſaten über den urſächlichen Zuſammenhang entſchieden werden (Rd 81, 200). 
Der Mieter kann aber nur Schadenserſatz wegen Nichterfüllung, d. h. den Erſatz des be⸗ 
ſondern Erfullungsintereſſes wegen des Mangels, nicht das ſog. negative Vertragsinter⸗ 
eſſe verlangen, nicht z. B. den Erſatz von Aufwendungen, die ihm auch bei Fehlerfreiheit 
der Mietſache entſtanden wären (Rh Warn 1918 Nr 138). Neben die vertragliche 
Schadenserſahpflicht tritt bei körverlichen Beſchädigungen die Haftung aus unerlaubter 
Handlung wegen Verletzung der allgemeinen, durch den Mietvertrag nur verſtärkten Rechts⸗ 
pflicht, niemand körperlich zu verletzen (MG 88, 438; 89, 384; 90, 68). N i 

2. Zweiter Fall: Spätere Entſtehung eines Mangels infolge von Nichteinhaltung einer 
Zuſicherung oder von Berſchulden des Vermieters. Es kommen alſo hier 88 276, 278, 254 zur 
Anwendung. Keine Vertretungspflicht des Vermieters, wenn ohne feine Kenntnis ein Mit⸗ 
bewohner feines Hauſes vorübergehend einen Gegenſtand auf die Kellertreppe ftellt und ein 
Mieter darüber hinſtürzt (RG 16. 1. 08 VI 273/07). — Bei mangelndem Verſchulden 
des Vermieters kann wegen eines ſolchen Mangels nach $ 537 wenigſtens die Verpflichtung 
zum Mietzinsnachlaß begründet fein. 

3. Dritter Fall: Verzug (89 284, 285) des Vermieters mit der Beſeitigung des Mangels, 
wenn der Mieter nicht gemäß Abi 2 Selbſthilfe angewendet hat. Jedoch keine Schadens⸗ 
erſatzpflicht des Vermieters (Verpächters), wenn die Beſeitigung des ohne fein Verſchulden 
eingetretenen Mangels nur unter ſo unverhältnismäßigen Schwierigkeiten und Aufwen⸗ 
dungen möglich wäre, daß ihm die Leiſtung nach Treu und Glauben mit Rückſicht auf 
die Verkehrsſitte nicht zugemutet werden kann (Seuffu 71 Nr 138). Für den Erſatz der 
Aufwendungen im Falle des Abi 2 f. 88 256, 257; Verjährung 8 558. Beim Mangel 
Eine? Verzugs bleiben dem Mieter die Rechte aus § 537. Erſatz von Aufwendungen zur 

eſeitigung des Mangels kann er in dieſem Falle aus Geſchäftsführung ohne Auftrag 

77) und wegen ungerechtfertigter Bereicherung (8 812 ff.) verlangen. 

Einzelne Beiſpiele: Haftpflicht des Vermieters für die auf die Fahrläſſigkeit ſeiner 
Vertreterin zurückzuführende mangelhafte Beſchaffenheit einer Treppe (RG 6. 3. 06 Il! 495/05) 
8 * für den ſchwankenden Zuſtand einer Treppenleiter (RG 20. 4. 09 III 478/08); 
Haftpflicht einer Stadtgemeinde für den Schaden, der einem Beſucher ihrer Badeanſtalt 
durch von ihr verſchuldete mangelhafte Beſchaffenheit des ſogenannten Laufbretts entſtanden 
iſt (R 1. 5. 06 IH 406/05); Haftpflicht des Vermieters für Herabfallen von Dedenftud 
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(RG Warn 1916 Nr 184), für ſchadhafte Dielen (RG Warn 1916 Nr 223), für den Bruch 
eines Waſſerleitungsrohres (RG LZ 1917, 920°, wegen ungenügender Erwärmung der 
mit Sammelheizung vermieteten Wohnräume (OLG 89, 151; . jedoch 8 585 A 2 a. E.), 
wegen Schutzloſigkeit des vermieteten Grundſtücks gegen Hochfluten (OS 88, 90). Da⸗ 
gegen keine Haftpflicht des Vermieters (Gaſtwirts) aus dem Mietvertrage für die Koſten 
der Beerdigung ſeines Mieters (Gaſtes), der durch einen Mangel der Wohnung (undichten 
Gasofen), jedoch ohne Verſchulden des Vermieters ums Leben gekommen iſt (Seuffa 64 
Nr 127). Ebenſo kann der Schadenserſatzanſpruch der Erben des auf einer mangelhaft unter 
haltenen Treppe verunglückten Mieters wegen Verluſtes des ihnen von dem Verſtorbenen 
gewährten Lebensunterhalts nicht auf das Vertragsverhältnis, ſondern nur auf $ 828 
geſtützt werden (RG IW 08, 9N. Für dieſe Schadensanſprüche gilt die regelmaßige Ver⸗ 
jährungsfriſt des 8 195 (M 2, 377). — Der Mieter kann den verkehrsſicheren Zuſtand der 
Mieträume auch für ſeine Angehörigen beanſpruchen, daher, wenn. ſeine Ehefrau infolge 
einer durch die mangelhafte Mietſache verurſachten Körperverletzung in ſeinem Erwerbsgeſchafte 
keine Dienſte mehr leiſten kann, den ihm durch den Ausfall dieſer Dieuſte erwachſenen 
Schaden gegen den Vermieter auf Grund des Mietvertrags (nicht nur nach 8 945) geltend 
machen. Denn ihm ſellſt iſt durch Verletzung der ihm gegenüber beftehenden Vermieter⸗ 
pflichten ein Schaden erwachſen, nämlich der Verluſt der ihm von feiner Chefrau geleiſteten 
Dienſte (NG 77, 99; 81, 200: 90, 65; Nh Warn 1914 Nr 12). Das gleiche gilt für andere 
dem mietenden Ehemann entſtandene Schäden (RG 90, 65). Dem Mieter lann aber in 
dieſen Fällen ein mitwirkendes Verſchulden ſeiner Ehefrau vom Vermieter entgegengehalten 
werden (RG 81, 214). Aber auch der Ehefrau und andern Familienange hene die durch 
mangelhafte Beſchaffenheit der vom Ehemann gemig teten Wohnräume eine Schädigung 
an Körper und Geſundheit erleiden, ſteht wegen des ihnen eniſtandenen Schadens neben 
Anſprüchen aus unerlaubter Handlung (88 823 ff.) in der Regel ein Vertragsanſpruch 
gegen den Vermieter unter dem Geſichtepunkt des § 828 zu, da dem Mieter einer 
Familienwohnung im Zweifel die auch für den Vermieter erkennbare Abſicht zu unter⸗ 
ſtellen iſt, den mit ihm lebenden Angehörigen bezüglich der gefahrfreien Beſchafſenheit 
der Wohnräume die gleichen Rechte gegen den Vermieter zu verſchaffen, die ihm ſelbſt 
zuſtehen. Der Vermieter haftet daher auch dieſen Perſonen für ein Verſchulden ſeiner 
Leute ($ 278) und für einen beim Abſchluſſe des Vertrags vorhandenen Mangel auch 
ohne Verſchulden MG 91, 21, 24). — Die Beweislaſt für die Borausſetungen des 
Schadensanſpruchs trifft den Mieter. Über mitwirkendes Verſchulden des ie ($ 254) 
durch Nichtausübung des Rechtes zur friſtloſen Kündigung und durch Unterlaſſung eigener 
Mängelbeſeitigung (Abs 2) 1. 544 A 5. Ein Verſchulden des Mieters ist nicht darin zu 
finden, daß er, nachdem der Vermieter Abhilfe zugeſagt, aber einen Aufſchub der erfor⸗ 
derlichen Anderungen für notwendig erklärt hat, ſich vertröſten läßt und nicht mit allem 
Nachdruck gegen den Vermieter vorgeht (RG 89, 884). Kein Schadensanſpruch des Mieters, 
der eine ihm vom Vermieter geleiſtete Teilrückzahlung des Mietzinſes vorbehaltlos an- 
genommen hat (MG IW 08, 54910). — Erſaß immateriellen Schadens (Schmerzensgeld 
uftv.) kann nicht ſchon wegen Nichterfüllung des Mietvertrags, ſondern nur wegen einer 
unerlaubten Handlung des Vermieters verlangt werden (RG 14. = 7 III 240% 07; 
20. 4. 09 1II 300/09. Zur Begründung der Haftung wegen unerlaubter Handlung bedarf 
es aber nicht, wie früher gewöhnlich angenommen wurde, der Eröffnung nm mehr oder 
weniger allgemeinen Verkehrs an der Unfallſtelle. Der Vermieter, der die Einwirkung 
ſeiner Sache auf den Körper eines andern geſtattet, hat die Pflicht, die > ihr drohenden 
Gefahren, ſoweit er ſie kennt oder bei Anwendung der im Verkehr ee erlichen Sorg⸗ 
falt kennen muß, mit den ihm zu Gebote ſtehenden Mitteln abzum enden, und haftet für 
die Verletzung dieſer allgemeinen Rechtspflicht nach $ 823 (RG 88, 483, auch 810; 89, 384; 
90, 68). — Erſatzpflicht des Vermieters bei Kündigung des Mieter? |. 9.542 A . 

5. Gaſtaufnahmevertrag: Das Verhältnis zwiſchen dem Gaſt wien der gewerbsmäßig 
Fremde zur Beherbergung aufnimmt und dem von ihm im Betriebe dieſes Gewerbes auf⸗ 
genommenen Gaſte iſt eigenartig und nicht nur nach den Vorſchriften über die Miete zu 
beurteilen (uc 65, 11; R 14. 3. 05 III 465/04). Auch in dieſem Vertrags verhältnis findet 
aber nach 88 276, 278 ein Schadenserſatzanſpruch des Gaſtes gegen den Gaſtwirt ſtatt, 
wenn der Gaſt durch die mangelhafte Beſchaffenheit eines ihm vom Wirte überlaſſenen 
Raumes oder Einrichtungsgeger ſtandes zu Schaden gekommen und dieſer Mangel auf ein 
Verſchulden des Wirtes oder feiner Leute zurückzuführen ist. Unter dieler Vorausſetung 
hat der Gaſtwirt insbeſondere für einen aus der nicht ordnun mäßigen Beſchaffenheit 
der Aborte und deren Zugänge erwachſenen Schaden einzuſtehen & 16. 10. 06 111 74/06; 
21. 1. 10 III 86/09). Haftung bei Glätte eines nicht mit einem Laufer belegten Flur⸗ 
teils ſ. RG 22 1917, 10657, bei Glätte des Marmorfußbodens einer Wandelhalle ſ. R 
23 1914, 94886. Verpflin tung der Gäſte zu eigener Sorgfalt beim Betreten von Marmor: 
ſtufen ſ. RG 88 1915, 820. Über die weitergehende Haftpflicht des Gaſtwirts für Ver⸗ 
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luſt oder Beſchädigung der vom Gaſte eingebrachten Sachen |. § 701. — Ahnlich iſt die 
Haftpflicht des Schank und Speiſewirts (Reſtaurateurs) geregelt, welcher dem Gaſte 
keine Beherbergung, ſondern nur Speiſe und Trank gewährt. Auch hier liegt ein Vertrags⸗ 
verhältnis beſonderen Inhalts vor. Es beruht auf einer Vereinbarung über die Benutzung 
der für die Gäſte beſtimmten Räume, die nicht erſt mit der Beſtellung von Speiſe und 
Trank, ſondern (ſtillſchweigend) ſchon mit dein Eintritt des zum Zwecke des Aufenthalts 
herankommenden Gaſtes zustande kommt (RG JW 1911, 3606). Auf Grund dieſer Verein⸗ 
barung haftet der Schank⸗ und Speiſewirt, z. B., wenn der Zugang nach dem Abort oder 
wenn deſſen Umgebung nicht ordnungsmäßig eingerichtet oder beleuchtet (RG 4. 10. 04 
III 95/04; 11. 10. 04 III 189/04; 29. 11. 04 Di 452/04; 16. 10. 06 III 230/06; f. auch 
LZ 1917, 28840 oder ein zu den Gaſträumen gehöriger Hof oder Garten bei Glatteis nicht 
gehörig beſtreut ift (RG 21. 2. 07 II 358/06; vgl. auch RG JW 1910, 281), wenn der Fuß⸗ 
boden übermäßig glatt (Rh O8 1917, 1005»; OLG 38, 129) oder eine glatte Marmortreppe 
bei regem Verkehr nicht mit Läufern oder Linoleum belegt it (R Gruch 60, 856; RG 
23 1914, 143), oder wenn in den Gaſträumen ein ſchußfertiges Gewehr unbeaufſichtigt da⸗ 
fteht (RG 11. 6. 09 III 12/09). Haftung für Mangel einer Kegelbahn |. RG 88, 433 und 
RG Lg 1914, 679. Doch kann dem Wirt mangels beſonderer Umſtände nicht zugemutet 
werden, daß er mit dem Auslöſchen von Gasflammen durch unbefugte Dritte rechne und 
Maßnahmen zur Verhinderung ſolcher Störungen treffe (RG JW 1919, 2417). Ferner be⸗ 
ſteht eine Haftpflicht des Wirtes für mangelhafte Beſchaffenheit der zum Aufhängen der Hüte 
und Mäntel beſtimmten Leiſten oder der zur Verabreichung der Getränke dienenden Gefäße 
(dich 65, 12). Bei der Prüfung der Stühle, die der Wirt den Gäſten zur Verfügung 
ſtellt, iſt äußerſte Sorgfalt Verkehrserfordernis (RG Warn 1916 Nr 245, auch RG 23 
1916, 1186). Die vertragliche Haftung bezieht ſich nicht nur auf die den Gäſten offen 
ſtehenden Räume, ſondern auch auf den Zugang zu ihnen (a. M. für den Zugang zum 
Hauſe RG 74, 126) und auf den Ausgang (RG 10. 2. 14 III 287/13; R& Gruch 60, 856). 
Anderſeits beſchränkt ſich die Haftung gegebenenfalls auf die Räume, die zur Benutzung 
gerade des Gaſtes, der Vertragsgegner iſt, beſtimmt find (RG 87, 128). Vertragshaftung 
des Gaſtwirts, der dem Gaſte fahrlaſſig geſundheitsſchädliche Stoffe an Stelle von Ge⸗ 
nußmitteln vorſetzt (RG Me. Mitwirkendes Verſchulden des Gaſtes iſt nach 8 254 zu 
beurteilen (RG 3. 3. 05 III 536/04) — Neben die vertragliche Haftpflicht tritt 
unter den Vorausſebungen des J 823 eine Haftung der Gaft-, Shan. und Speiſewirte 
für die Verkehrsſicherheit der Wirtſchaftsräume und ihrer Zu- und Ausgänge aus un⸗ 
erlaubter Handlung. Diele Haftung beſteht kraft allgemeiner Rechtspflicht nicht 
nur den Gaſten, ſondern allen Perſonen gegenüber, die berechtigterweiſe die Wirt⸗ 
ſchaftsräume aufſachen, z. B. um den Gaſten etwas mitzuteilen, ſie zu holen oder ihnen 
etwas zu bringen (RG 85, 185, RG Warn 1916 Nr 106; RG 23 1911, 218%). Auch die 
Haftung des Wirtes wegen unerlaubter Handlung ſetzt die Eröffnung eines mehr oder 
weniger allgemeinen Verkehrs an der Unfallſtelle nicht unbedingt voraus (RG 88, 433; 
Kegelbahn). Vgl. oben A 4. Gegenüber einem Anſpruch aus unerlaubter Handlung ſteht 
dem Wirt bei Verſchulden feiner Leute ein Entlaſtungsbeweis nach 8 881 zu, während ander⸗ 
ſeits auch ein Anſpruch auf Schmerzensgeld gegen ihn erhoben werden kann. — In ähnlicher 
Weiſe wie die Schant- und Speiſewirte haften auch die Stallwirte für die ordnungsmäßige 
Beſchaffenheit, Einrichtung und Überwachung des Stalles; ſie ſind im Falle ihres oder ihrer 
Leute Verſchuldens für Verletzung det bei ihnen eingeſtellten Tiere, insbeſondere auch für die 
durch die Tiere anderer Gäſte herbeigeführten Schäden, erſatzpflichtig (OLG 34, 68). Haftung 
des Wirtes bei Einſtellung von Pferden und Fuhrwerk durch vorübergehende Verkehrs. 
gälte |. RG Warn 1910 Nr 265; RG JW 1910, 750%; OLG 28, S. 211, 213; 36, 97. — Auch 
das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Unternehmer einer öffentlichen Vergnügungs⸗ 
anlage (Leipziger Palmengarten) und den einmaligen oder regelmäßigen Beſuchern dieſer 
Anlage iſt nicht Mietvertrag im Sinne von $ 535 und rechtfertigt es nicht, den Unternehmer 
über die Grenzen des $ 836 hinaus auch ohne fein Verſchulden für die Folgen fehler: 
hafter Einrichtung des Konzertgebäudes (Verletzung eines Beſuchers durch einen ſich von der 
Saaldecke löſenden Stuckreifen) auf Schadenserſatz haften zu laſſen (RG Warn 1910 Nr 202). 


8 539 


Kennt der Mieter bei dem Abſchluſſe des Vertrags den Mangel der 
gemieteten Sache, ſo ſtehen ihm die in den SS 537, 538 beſtimmten Rechte 
nicht zu). Iſt dem Mieter ein Mangel der im § 537 Abſ 1 bezeichneten Art 
infolge grober Fahrläſſigkeit unbekannt geblieben oder nimmt er eine 
mangelhafte Sache an, obſchon er den Mangel kennt, jo kann er dieſe Rechte 
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nur unter den Vorausſetzungen geltend machen, unter welchen dem Käufer 
einer mangelhaften Sache nach den SS 460, 464 Gewähr zu leiſten iſte) s). 

E 1 507 II 484; M 2 377; P 2 132, 138. 

1. Die Kenntnis des Mangels ſchadet dem Mioter, wenn ſie beim Abſchluß des Ver⸗ 
trags vorhanden war (RG 19. 6. 06 III 542/05), aber auch in dieſem Falle nicht, wenn vom 
Vermieter die Beſeitigung des Mangels ausdrücklich zugeſichert war (RG JW 09, 6577). 
Weitere Ausnahme nach 8 544. Daraus, daß die vertragliche Haftung nach $ 539 aus. 
geſchloſſen ift, folgt nicht der Ausſchluß eines Anſpruchs aus unerlaubter Handlung (88 823 ff.), 
mögen auch dieſer Anſpruch und der Vertragsanſpruch auf dasſelbe gerichtet ſein. Dies gilt 
namentlich von der Verletzung einer ſog. Verkehrspflicht, & 823 A 6a (RG ZW 1911, 54013) 

2. Die Rechte bleiben alſo dem Mieter gewahrt: a) bei grobfahrläſſiger Unkenntnis 
(dazu RG Warn 1918 Nr 138), wenn der Vermieter die Abweſenheit des Fehlers zugeſichert 
oder ihn argliftig verſchwiegen hat (ſ. RG 29. 9. 08 III 568/07), b) bei wiſſentlicher Annahme 
der mangelhaften Sache, wenn der Mieter ſich ſeine Rechte bei der Annahme vorbehalten 
hat, alſo nicht bei vorbehaltloſer Annahme einer mangelhaften Mietſache (Ach 1. 2. 07 
III 257/06). Demgemäß liegt dem Vermieter der Beweis der erwähnten Ausſchlußgründe 
(Kenntnis oder grobfahrläſſige Unkenntnis des Mieters von den Mängeln beim Abſchluß des 
Vertrags oder Kenntnis bei Annahme der Sache), dem Mieter der Beweis der ſie ausnahms⸗ 
teile beſeitigenden Umſtände (unter a und b) ob. Vgl. oben § 460 A 4. 

3. Hat der Mieter nach Abſchluß des Vertrags Mängel der Mietſache erfahren, 
gleichwohl aber das Mietverhältnis ohne Widerſpruch fortgeſetzt und den Mietzins voll be⸗ 
zahlt, ſo iſt in entſprechender Anwendung des § 539 anzunehmen, daß er wegen des 
Mangels keine Anſprüche an den Vermieter erheben, vielmehr ſich mit deſſen Leiſtung 
begnügen wolle. Dagegen kann der Vermieter den Ausſchluß oder eine Einſchränkung ſeiner 
Haftung für Mängel, z. B. für den abgenutzten Zuſtand einer Treppe, nicht daraus ab⸗ 
leiten, daß der Mieter einer vom Vermieter für erforderlich erklärten Aufſchiebung der 
notwendigen Anderungen nicht widerſprochen hat. In einem ſolchen Verhalten liegt weder 
ein Verzicht des Mieters auf die Geltendmachung des Mangels überhaupt noch auch nur 
eine vertragliche Zuſtimmung des Inhalts, daß der vertragswidrige Zuſtand einſtweilen 
als vertragsmäßig gelten ſolle. Der Vermieter haftet daher für den Schaden der dem 
Mieter inzwiſchen aus der Benutzung der mangelhaften Sache entſteht (RG 89, 384). 


8 540 


Eine Vereinbarung, durch welche die Verpflichtung des Vermieters zur 
Vertretung von Mängeln der vermieteten Sache erlaſſen oder beschränkt wird, 
iſt nichtig, wenn der Vermieter den Mangel argliſtig verſchweigt!). 

E 1 407 II 485; P 2 182. 

1. Vgl. 8 476 A 2 (Nc 62, 125). Argliſtiges Verſchweigen (RG JW 1914, 591) liegt 
vor, wenn der Vermieter den Mangel kennt und dem Mieter in der Abſicht, ihn zu täuſchen, 
nicht mitteilt, dagegen in der Regel nicht, wenn er annehmen durfte, daß der Mangel 
(3. B. ein polizeiliches Benutzungsverbot) auch dem Mieter bekannt ei (Sch 33, 301). 
Einfluß der Nichtigkeit auf den Beſtand des ganzen Mietvertrags $ 139. Beſtätigung der 
nichtigen Vereinbarung $ 141. Abgeſehen von $ 540 unterliegt die Haftung des Ber. 
mieters für Mängel der Mietſache freier Vereinbarung. Ausſchluß der Haftung für Unfälle aus 
baulichen Schaden eines Pachtgutes SeuffA 70 Nr 174. Unwirkſamkeit eines Verzichts des 
Mieters im Falle des § 544 f. dort. 

S 541 


Wird durch das Recht eines Dritten dem Mieter der vertragsmäßige 
Gebrauch der gemieteten Sache ganz oder zum Teil entzogen 9. ſo finden die 
Vorſchriften der SS 537, 538, des § 539 Satz 1 und des § 540°) entſprechende 


Anwendung?). 
E I 508 II 486; P 2 188. 


1. Entwährung des Gebrauchs durch Rechte Dritter. Der vertragsmäßige Gebrauch 
der Mietſache muß dem Mieter ganz oder teilweiſe entzogen ſein. Das Beſtehen eines 
Rechtes, das von Dritten gegen den Mieter geltend gemacht werden tönnte (vgl. 8 434) 
be K. nicht. Fälle der Gebrauchsentziehung ſind nicht nur dann gegeben, wenn 
der Vermieter von vornherein kein Recht an der Sache hat, alſo schlechthin eine fremde 
Sache vermietet, ſondern auch dann, wenn er nur ein zeitlich beſchränktes Recht an der von 
ihm ohne Rückſicht darauf vermieteten Sache hat, dieſes während der Mietzeit erliſcht, und 
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ber nunmehr Berechtigte auf Grund des ihm alsdann zuſtehenden Kündigungsrechts dem 
Mieter den Gebrauch entzieht, ſo im Falle des Nießbrauchs des Vermieters (8 1056), der 
ehemännlichen Verwaltung und Nutznießung (8 1423), der elterlichen Vermögensverwaltung 
(8.1669) und der Vorerbſchaft ($ 2135). Entziehung des Gebrauchs durch ein Patentrecht 
OLG 34, 32. Das Recht des Dritten kann, wie aus der allgemeinen Faſſung des 8 541 
und aus der Verweiſung auf $ 537 hervorgeht, auch erſt nach Überlaſſung der Mietſache an 
den Mieter entſtanden ſein (a. M. R 65, 33). a 

2. a) Nach $ 537 gänzliche oder teilweiſe Befreiung des Mieters vom Mietzins wegen 
Gebrauchsentziehung oder Störung auf Grund eines bei Abſchluß des Mietvertrags oder 
ſpäter im Laufe der Miete hervortretenden Rechtes eines Dritten. b) Nach § 538 Recht auf 
Schadenserſatz wegen Gebrauchsentziehung auf Grund des beim Vertragsabſchluſſe vor⸗ 
handenen oder erſt im Laufe der Miete unter Vertretungspflicht des Vermieters zur Geltung 
kommenden Rechtes eines Dritten oder wegen Gebrauchsentziehung durch das Recht des 
Dritten, wenn der Vermieter mit deſſen Beſeitigung in Verzug kommt. Im Verzugsfalle kann 
der Mieter das Hindernis ſelbſt beſeitigen, insbeſondere den Dritten wegen ſeiner Anſprüche 
abfinden und den Erſaß der dazu erforderlichen, nicht unverhältnismäßig hohen Aufwen⸗ 
dungen verlangen. e) Nach $ 539 Satz 1 Ausſchluß der in SS 537, 538 aufgeführten Rechte 
des Mieters, wenn er bei Abschluß des Mietvertrags das ihm nachteilige Recht des Dritten 
kennt. Dagegen kein Ausſchluß bei grobfahrläffiger Unkenntnis (RG 20. 6. 16 III 84/16) 
ſowie in dem Falle, wenn der Vermieter oder Verpächter ſich zur Beſeitigung des Mangels 
verpflichtet Hatte ( 21. 9. 09 III 465/08). Ob in der vorbehaltlofen Annahme der Miet⸗ 
ſache in Kenntnis des Rechtsmangels ein Verzicht des Mieters aaf feine Vertragsrechte 
liegt, ift nach den Umſtänden des Falles zu beurteilen. d) Nach § 540 Nichtigkeit der 
dort BER Vereinbarung bei argliſtigem Verſchweigen des Rechtes des Dritten durch 
den Vermieter. 

3. Anſtatt der in A 2 unter a und b angeführten Anſprüche kann der Mieter nach 
88 585, 586 vom Vermieter Vertragserfüllung, d. h. Beſeitigung der dem Mieter nachteiligen 
Rechte Dritter, begehren. Auch fteht ihm das außerordentliche Kündigungsrecht nach $ 542 
zu (ME 20. 6. 16 TI 84(16). Wegen des Einfluſſes des Konkurſes des Vermieters 
auf das Gebrauchsrecht des Mieters und wegen der Anordnung der Geſchäftsaufſicht |. 
Vorbem 8 vor $ 535. — Wegen der Nechtsverhältniſſe bei Veräußerung oder Belaftung 


eines vermieteten Grundſtücks |. 88 571ff. Unverbindlichkeit eines Pachtvertrages für 
den Lehensfolger (RG 95, 108: gem. R.). f Bi 8 


8 542 


1) Wird dem Mieter der vertragsmäßige Gebrauch der gemieteten Sache 
ganz oder zum Teil nicht rechtzeitig gewährt oder wiederentzogen, ſo kann 
der Mieter ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt das Mietverhältnis 
kündigen. ) Die Kündigung iſt erſt zuläſſig, wenn der Vermieter eine ihm 
von dem Mieter beſtimmte angemeſſene Friſt hat verſtreichen laſſen, ohne 
Abhilfe zu ſchaffen“). Der Beſtimmung einer Friſt bedarf es nicht, wenn die 
Erfüllung des Vertrags infolge des die Kündigung rechtfertigenden Um⸗ 
ſtandes für den Mieter kein Intereſſe hat“). 

Wegen einer unerheblichen Hinderung oder Vorenthaltung des Ge⸗ 
brauchs iſt die Kündigung nur zuläſſig, wenn ſie durch ein beſonderes Inter⸗ 
eſſe des Mieters gerechtfertigt wirds). 

Beſtreitet der Vermieter die Zuläſſigkeit der erfolgten Kündigung, weil 
er den Gebrauch der Sache rechtzeitig gewährt oder vor dem Ablaufe der 
Friſt die Abhilfe bewirkt habe, ſo trifft ihn die Beweislaſté). 

E 1 529 II 487 Abſ 1, 2; M 2 418—420; P 2 129, 515 ff. 

1. In Erweiterung der allgemeinen Vorſchriften der 88 323 ff. läßt 8 542 die vorzeitige 
Kündigung ſchon bei Nichtgewährung oder Aufhebung des vertragsmäßigen Gebrauchs 
überhaupt zu, mag ſolche auf einem Verſchulden des Vermieters — das jedoch nicht in 
dem Verſchluß der Mieträume bei einer vom Mieter in Angriff genommenen Wegſchaffung 
feiner eingebrachten Sachen zu erblicken iſt (RG 6. 4. 09 III 285/08) —, auf dem Mangel 
geſetzlich zu gewährender oder beſonders zugeſicherter Eigenſchaften, auf Rechten oder 

törungen Dritter oder auf andern zufälligen Umſtänden, z. B. Abbrennen eines ver · 
mieteten Hauſes (RG 62, 226, für den Fall einer teilweiſen Zerſtörung jedoch RG Warn 1914 
Nr 216), Unbrauchbarkeit der Mieträume infolge notwendiger Reparaturen (OLG 9, 2), bau- 
voltzeilicher Verfügung (RG 30. 6. 05 III 48/05) beruhen. Vgl. dazu auch $ 544. Der 
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Mieter kann nach 8 542 unter Umſtänden auch dann kündigen, wenn die Fortſetzung des Ge 
brauchs für ihn mit erheblichen Gefahren verbunden iſt (RG 2. 1. 12 111 89,11), ferner, 
wenn der Vermieter oder feine Angehörigen oder Angıftellten ihm den Gebrauch durch 
Beleidigungen, Tätlichkeiten verleiden (OLG 16, 421; 33, 308). Auf die Übernahme von 
Erſatzräumen braucht ſich der Mieter nur einzulaſſen, wenn es ſich um eine vorübergehende 
Benutzung während einer Ausbeſſerung oder Wiederherſtellung handelt ( 30. 6. 05 
III 48/05; RG JW 05, 718; RG Warn 1914 Nr 216). Jufolge dieſer weitergehenden Vor⸗ 
ſchrift des § 542 wird der Mieter regelmäßig auch keinen Anlaß haben, auf die allgemeinen 
Vorſchriften der 88 323 ff., ſoweit ſie überhaupt anwendbar ſind (dazu Vorbem 8 vor 
9 585), zurückzugreifen (RG 62, 225). Der Ausbruch eines Krieges berechtigt den Mieter 
eines zu gewerblichen Zwecken vermieteten Gebäudes nicht ohne weiteres zum Rücktritt 
vom Mietvertrage (RG 86, 897: Zirkusgebäude). Bei Nichtgewährung oder Aufhebung 
des vertragsmäßigen Gebrauchs und bei Pachtverhältniſſen auch des vertragsmäßigen 
Fruchtgenuſſes infolge von behördlichen Maßnahmen, insbeſondere kriegsrechtlichen Ver⸗ 
boten, find die in § 537 A 2 entwickelten Grundſätze entiprechend anzuwenden (vgl. 
namentlich NG 88, 96). Allgemeines Verbot der Jagdausükung im Bezirk des Jagdpächters 
als Kündigungsgrund LZ 1916, 897. Vgl. $ 552 A 1. — Neben der Kündigung 
hat der Mieter bei Hinderung oder Vorenthaltung des Gebrauchs auch das Recht auf Be⸗ 
freiung vom Mietzinſe von der Zeit der Nichtgewährung bis zur Beendigung des Ver⸗ 
tragsverhältniſſes (RG IW 05, 718°), oder auf Rückzahlung des im voraus bezahlten Miet. 
zinſes (RG JW 09, 657°, 1912, 85916). Ferner kann der Mieter (Pächter), der nach 8 542 
gekündigt hat, bei Verzug des Vermieters (Verpächters) in der Beſeitigung des Mangels 
Schadenserſatz nach § 538 verlangen (RG 21. 5. 09 III 289/08, Verhältnis zur Zins. 
minderung RG 82, S. 363, 375). Der Mieter kann auch beim Vorliegen der dafür beftehen. 
den Vorausſetzungen (insbeſondere Verſchulden des Vermieters oder ſeiner Leute oder Verzug) 
auf Erſatz desjenigen Schadens Anſpruch erheben, der durch den die Kün⸗ 
digung veranlaſſenden Umſtand bewirkt wurde, mag auch der Betrag 
und Umfang dieſes Schadens erſt nach Beendigung des Mietverhältniſſes hervorgetreten 
fein (dich 64, 381; 76, 369; N& 9. 1. 06 III 195/05; MS 21. 5. 08 III 289/08; RG 
Warn 1918 Nr 138). Vgl. § 554 A 1. Der Mieter, dem der vertragsmäßige Gebrauch 
ganz oder zum Teil entzogen worden iſt, braucht, wenn er nach fruchtloſem Fristablauf 
kündigt, nicht ſeinerſeits Vorkehrungen zur Minderung des Schadens zu treffen, deſſen Er⸗ 
ſatz er nach $ 538 verlangen kann. Verzögert er aber die Kündigung über eine ange⸗ 
meſſene kurze Zeit nach Friſtablauf, ſo kann er Schadenserſatz nur inſoweit verlangen, 
als ihm ein Schaden auch bei rechtzeitiger Kündigung entſtanden wäre 0 82, 868; 
372, 378). Eine Schadenserſatzpflicht nach allgemeinen Grundſätzen (8 276) kann be⸗ 
gründet werden durch ein Verbot des Verpächters an den Pächter, den Pachtgegenſtand 
in einer beſtimmten Weiſe zu benutzen (RG 18. 1. 18 III 417/17). Hat der Vermieter 
dem Mieter die Bezugsfähigteit einer Wohnung zu einem beſtimmten Zeitpunſte in Form 
eines Garantieverſprechens zugeſagt, fo iſt er bei Nichterfüllung der Zuſage ſchadenserſatz⸗ 
pflichtig, ohne daß es auf fein Verſchulden ankommt (R& 15. 5. 07 II 488/06). — Die 
Vorſchrift des § 542 bezieht ſich nur auf den Fall, daß das Mietverhältnis begonnen hat, 
iſt aber entſprechend anzuwenden, wenn ſchon vorher feſtſteht, daß ſeine Vorausſetzungen 
zu Beginn des Mietverhältniſſes vorhanden fein werden, jo wenn die Beſeitigung eines 
Mangels unmöglich iſt (OL 22, 289) oder der Vermieter die Inſtandſetzung der Miet 
ſache ernſtlich und endgültig verweigert. Es bedarf dann nicht eines Rücktritts nach § 325 
oder (OLG 13, 360) nach $ 326. . 

2. Rechtliche Natur der Kündigung. Die Kündigung iſt eine einſeitige, empfangs⸗ 
bedürftige Willenserklärung nach 8 130. Einer Form bedarf fie nur, wenn dies vereinbart 
iſt. Die Kündigung wirkt nur für die Zukunft (ex nune), von dem Zeitpunkt ihrer Er. 
klärung ab (M 2, 201) und unterſcheidet ſich dadurch begrifflich vom Rücktrüte (§8 846 ff.), 
den den Vertrag rückwirkend (ex tune) aufhebt (RG 64, 381; RG Warn 1 Nr 10). 
Kündigung durch einen Vertreter ohne Vertretungsmacht § 140, bei einer Mehrheit von 
Glaubigern oder Schuldnern 89 425, 429, ſowie bei Miterben 85 2038, 2039, durch den 
Vormund $ 1812, durch den Ehemann bei einer von ihm und feiner Ehefrau gemeinſam 
gemieteten Wohnung OLG 9, 302. Vgl. noch 8 5058 A 4. } 

3. Vorausſetzung der Kündigung ift die fruchtloſe Setzung einer angemeſſenen Friſt 
zur Abhilfe, nicht die Androhung der Kündigung. Kann nach Lage der Sache unverzügliche 
Abhilfe verlangt werden, jo genügt die Erklärung des Mieters, er werde die geſetziichen Mittel 
gegen den Vermieter ergreifen, wenn der Mangel nicht unverzüglich abgeftellt werde. 
Damit iſt die Friſt geſtellt. ohne ſchuldhaftes Zögern (8 121 BOB) für Abhilfe Sorge zu 
tragen. Eine genauere Beſtimmung der Friſt nach Tagen oder Stunden iſt in einem ſolchen 
Falle nicht notwendig (NG 75, 354). In einer Klage auf Beseitigung eines den Ge⸗ 
brauch beeinträchtigenden Mangels kann das Verlaugen der Abhilfe, nicht aber die zur Kün⸗ 
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digung erforderliche Beſtimmung einer angemeſſenen Friſt gefunden werden (G Warn 
1918 Nr 74). Friſtbeſtimmung im Urteil ZPO 8 255. Vgl. auch RG Warn 1915 Nr 15. 
Liegen Erklärungen des Vermieters vor, die eine ernſtliche und endgültige Ver⸗ 
weigerung der Abhilfe darſtellen (RG 51, 348; 64, 296; 67, 317), jo bedarf es einer Friſt⸗ 
ſetzung nicht; dafür genügt aber nicht, daß der Vermieter in einem Schriftwechſel mit dem 
Mieter die Setzung einer Nachfriſt nicht verlangt hat (NG Warn 1910 Nr 275). Vielmehr muß 
das Verhalten des Vermieters unzweideutig zum Ausdruck bringen, daß eine andere Ent⸗ 
ſchließung von ihm auch bei förmlicher Friſtſetzung nicht zu erwarten ſei, ſo daß die Zweck⸗ 
lofigfeit einer Abhilfefriſt außer Zweifel ſteht (RG 8. 3. 18 II 433/17; auch SeuffA 71 
Nr 160). Hat der Vermieter nach Friſtbeſtimmung die verlangte Abhilfe abgelehnt, ſo 
kann der Mieter ſchon vor Ablauf der Friſt kündigen (RG 11. 12. 17 III 180/17). Der 
Beſtimmung einer Friſt bedarf es auch dann nicht, wenn eine Abhilfe von vornherein 
unmöglich oder mit Schwierigkeiten und Veläſtigungen für den Mieter 
verbunden iſt, deren Duldung ihm nicht zugemutet werden kann. — Bei Setzung 
einer zu kurzen Friſt gilt das zu $ 466 A 1 Geſagte. — Der Mieter kann, ſtatt mit ſofortiger 
Wirkung, auch für einen angemeſſenen ſpäteren Termin kündigen (RG 75, 354; 82, 378). 
Das Kündigungsrecht des Mieters beſteht ohne Rückſicht auf Verzug oder Ver⸗ 
ſchulden des Vermieters (A1 und RG 98 S. 101, 286: RG Warn 1915 Nr 15; 
RG 11. 12. 17 III 180/17) und wird auch nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der Vermieter 
wegen Mietzinsrückſtandes vom Mieter Räumung verlangen kann (RG 11. 12. 17 III 180/17), 
wohl aber dadurch, daß die Unmöglichkeit auf einem vom Mieter zu vertretenden 
Umſtande, insbeſondere einem Verschulden oder auch nur Mitverſchulden des Mieters 
beruht (RG. 98, 286, Ach Lg 1917, 189“; vgl. auch 8 552), fo, wenn er ſchuldhaft 
verhindert, daß die Abhilfemaßnahmen des Vermieters Erfolg haben (RG FW 1911, 
359). Einem Verſchulden des Mieters ſteht es nicht gleich, wenn er ein polizei⸗ 
liches Gabrauchsverbol durch ſeinen eigenen Antrag veranlaßt hat (RG 23. 9. 13 
III 184/13; a. M. OLG 28, 140). Der Mieter kann nicht mehr kündigen, wenn der Ver⸗ 
mieter nach Fristablauf, aber vor erklärter Kündigung (vgl. § 554 A| 1 S 2) abhilft 
(a. M. Ich 1918, 107). Ein Verzicht auf die durch die Kündigung begründeten Rechte 
iſt isn 1 zu, ed 9 7 er r Ründigumg vorläufig wohnen bleibt, 
weil er über ihre vom Ve „Hegtrittene Wirkſamkeit erſt eine gerichtliche Entſcheidun 

haben will (R& 17. 3. 16 III 386/15). 1b eine geräihtüihe Eicheln 


4. Kein Intereſſe, namentlich bei einem Firgeſchäft (vgl. $ 361), wie z. B. bei nicht recht 
zeitiger Gewährung eines zum Weihnachtsverkauf gemieteten Geſchäftslokals (vgl. 8 564 A 8). 

5. So iſt die Anwendung des $ 542 Abſ 2 namentlich da gegeben, wo ſich der Mieter beim 
Vertragsabſchluß eine beſondere Eigenſchaft der gemieteten Sache, z. B. größte Ruhe für 
ein als Sanatorium gemietetes Gebäude, ausbedungen hat, und durch unruhige Nachbarn 
dieſe Ruhe, wenn auch nicht in übermäßiger Weiſe, geſtört wird (RG 4. 5. 09 III 368/02). 
Kündigungsrecht und Schadenserſatzanſpruch ſind anerkannt worden, wo der Vermieter dem 

ieter von einem Teile eines Platzes zum Betriebe eines Kinematographen den Platz als 
ruhig bezeichnet hatte, dann aber den gegenüberliegenden Teil einem andern zum Betriebe 
eines Hunde⸗ und Affentheaters einraumte (RG 21. 1. 10 111 85/09). Das Kündigungsrecht 
iſt von der Rechtſprechung weiter in einem Falle anerkannt worden, wo die (Sammel-) Heizung 
einer gemieteten Wohnung bei einer Außentemperatur unter 10° R bis Mitte Mai vereinbart 
war und die vertragswidrige Unterlaſſung der Heizung vom 1. bis 7. Mai unter Gefährdung 
der Geſundheit des Mieters andauerte (RG 75, 354; vgl. A 3). 

6. Beweispflichtig it im Streitfalle a) der Mieter für die Kündigung und die Friſt⸗ 
ſetzung, im Falle des Abſ 2 auch für die fein beſonderes Intereſſe ergebenden Tatſachen, b) der 
Vermieter für die rechtzeitige Gebrauchsgewährung oder Wiedergewährung, ſowie im 
Falle des Abſ 2 für die Unerheblichkeit der Hinderung oder Vorenthaltung. 


8 543 


Auf das dem Mieter nach 5 542 zuſtehende Kündigungsrecht finden die 
Vorſchriften der SS 539 bis 541) ſowie die für die Wandelung bei dem 
Kaufe geltenden Vorſchriften der SS 469 bis 4712) entſprechende Anwendung. 

Iſt der Mietzins für eine ſpätere Zeit im voraus entrichtet, ſo hat ihn der 
Vermieter nach Maßgabe des § 347) oder, wenn die Kündigung wegen 
eines Umſtandes erfolgt, den er nicht zu vertreten hat, nach den Vorſchriſten 
über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung zurüctzuerſtatten!) 

E 1 580 IT 487 Abſ 8; M 2 421; N 2 229, 280, 413. 

BOB, Kommentar von Reichsgerichtoräten. I. Band. 3, Aufl. 48 
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1. Alſo Ausſchluß des Kündigungsrechts a) wenn der Mieter beim Abſchluſſe des Ver⸗ 
trags die den Gebrauch der Mietſache ausſchließenden oder ſtörenden Mängel kennt oder, 
abgeſehen von Zuſicherung und Argliſt des Vermieters, infolge von grober Fahrläſſigkeit nicht 
kennt (RG 30. 3. 20 III 402/19); b) wenn er die mangelhafte Mietſache mit Kenntnis ihres 
Mangels vorbehaltlos annimmt oder vorbehaltlos den Mietpreis dafür zahlt (R& 19. 6. 06 
III 542/05). Beruht die Kündigungsbefugnis auf einem Mangel im Recht, ſo wird ſie 
nicht durch grobfahrläſſige Unkenntnis des Mieters ausgeſchloſſen (5 541 A 20). Außer⸗ 
dem geht der Mieter wenigſtens des ihm nach $ 542 Abſ 1 Satz 3 bei vorliegendem be- 
ſondern Autereffe zuſtehenden Rechtes, ohne Beſtimmung einer Friſt zu kündigen, bei Nicht: 
erfüllung der ihm in 8 545 auferlegten Anzeigepflicht verluſtig (8 545 Abſ 2). 

2. Danach iſt bei der Miete mehrerer Sachen, von denen nur einzelne mangelhaft ſind, 
die Kündigung, abgeſehen von der aus § 469 Satz 2 ſich ergebenden Ausnahme, nur auf die 
mangelhaften zu erſtrecken und dann ein für alle Sachen feſtgeſetzter Geſamtmietzins 
in dem in $ 471 angegebenen Verhältniſſe herabzuſetzen. b 

3. Für die Rückerſtattung des im voraus entrichteten Mietzinſes gelten die Grundſätze, 
die nach § 347 im Falle des Rücktritts von einem Vertrage für die Haftpflicht 
des Empfängers einer bereits erfolgten Vertragsleiſtung gelten und ſich nach den Verpflich⸗ 
tungen beſtimmen, die nach $ 987 dem mit der Eigentumsklage in Anspruch genommenen 
Beſißer einer Sache obliegen; insbeſondere alſo Herausgabe der nach dem Eintritt der Rechts. 
hängigkeit gezogenen und zu ziehen geweſenen Nutzungen. N Bf 

4. Der Vermieter hat in diefem Falle nur denjenigen Betrag des Mietzinſes herauszu⸗ 
geben, um welchen er zur Zeit der Rechtshängigkeit (oder der Kündigung) noch 
bereichert iſt (88 818, 819). 


8 544 


1) Iſt eine Wohnung oder ein anderer zum Aufenthalte von Menſchen 
beſtimmter Raum?) jo beſchaffen, daß die Benutzung mit einer erheblichen 
Gefährdung?) der Geſundheit verbunden iſt, jo kann der Mieter das Miet⸗ 
verhältnis ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt kündigen“), auch wenn er 
die gefahrbringende Beſchaffenheit bei dem Abſchluſſe des Vertrags gekannt 
oder auf die Geltendmachung der ihm wegen dieſer Beſchaffenheit zuſtehen⸗ 
den Rechte verzichtet hats). 

E II 488 III 537; P 2 230 ff. 


1. Allgemeines. Auf Grund obiger Vorſchrift, die im öffentlichen Intereſſe gegeben 
und daher im Wege der Privatvereinbarung nicht abänderbar iſt, ſteht dem 
Mieter bei geſundheitsgefährlicher Beſchaffenheit einer Wohnung oder eines andern, zum 
Aufenthalt von Menſchen beſtimmten Raumes ein erweitertes Kündigungsrecht zu. Die 
Vorſchrift gilt auch für die Pacht ($ 581 Abſ 2). \ 1 

2. Ws ſolcher anderer Raum kann ein Kontor, Bureau, ein Laden, eine Werkſtatte oder 
ein fonftiger Raum in Betracht kommen, auch wenn er, wie z. B. ein Bier- und Weinkeller 
oder ein Kellerraum für Sammelheizung, zu einem zwar wiederkehrenden, aber nur auf 
Stunden beſchränkten Aufenthalte beſtimmt iſt (R 21. 2. 05 III 503/04). 

3. Die Gefährdung der Geſundheit muß eine naheliegende, nachhaltige und 
nicht bloß vorübergehende ſein (NG 51, 211; Warn 1911 Nr 328} JW 1912, 2880). 
„Erheblich“ bezieht ſich einmal auf den Grad der Gefährdung und iſt im Sinne von 
„nicht unbedeutend“, „nicht gering“ zu verſtehen. Eine erhebliche Gefahr in dieſem Sinne 
iſt nur dann anzunehmen, wenn ſie nahe liegt, d. h. wenn die Wahrſcheinlichteit des Ein⸗ 
tritts einer Geſundheitsbeſchädigung eine große, nicht eine nur geringe it; denn der Grad 
der Gefahr wird danach bemeſſen, wie hoch die Wahrſcheinlichkeit des Eintritts des be⸗ 
fürchteten Ereigniſſes iſt. Mit der herrſchenden Meinung iſt aber weiter anzunehmen, 
daß nicht nur die nahe liegende Gefahr einer Geſundheitsbeſchädigung vorliegen, ſondern 
auch die drohende Schädigung der Geſundheit ſelbſt eine erhebliche ſein muß. Die Gefahr einer 
nur unbedeutenden Geſundheitsbeſchädigung genügt ebenſowenig wie ein geringer Ge⸗ 
fährdungsgrad. Das Urteil darüber, ob eine Einrichtung geſundheits chadlich ift, muß ſich 
nach den gegenwärtig auf dem Gebiete der Geſundheitslehre herrſchenden Anſchauungen 
richten. Eine geſundheitsſchadliche Einrichtung verliert dieſe Eigenſchaft nicht dadurch, daß 
ſie nicht ſchon in früherer Zeit (man denke an langfriſtige ietverträge) erkannt worden ift 
(RE Warn 1911 Nr 328). Mangels Wahrſcheinlichkeit einer nachhaltigen Beeinträchtigung 
iſt eine erhebliche Gefährdung der Geſundheit nicht anzunehmen, wenn ihre Beſchädigung 
nur bei längerem Beſtehen des Übelſtandes zu befürchten, der Mangel aber leicht und in 
verbältnismäßig kurzer Zeit beſeitigt werden kann. Ob aber letzteres zutrifft, iſt nicht 
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vom Staubpuntt des ſpäteren Beurteilers, der die wirkliche Sachlage kennt, ſondern da⸗ 
nach zu beurteilen, was zur Zeit der Ausübung des Kündigungsrechts bekannt war. Kennt 
der Mieter die Urſache eines Mangels (z. B. des an e fee nicht, ſo iſt ſeine Lage 
ebenſo zu beurteilen, wie wenn Urſache und Abhilfemittel feſtſtehen, die Beſeitigung ſelbſt 
aber ſehr ſchwierig oder mit beträchtlichem Zeitaufwand verbunden oder unmöglich it (RG; 
88, 168). Unter Umſtänden wird man aber von dem Mieter, der nach 9 544 kündigen 
will, ein Forſchen nach der Urſache des Mangels verlangen müſſen. — Das dauernde Ein. 
dringen unerträglicher übler Gerüche in die Mieträume kann den Tatbeſtand des § 544 ver⸗ 
wirklichen (RG JW 1912, 288) ebenſo eine das Leben und die Geſundheit der Bewohner 
efährdende Beſchaffenheit des Futzbodens und der Kellertreppe (RG Gruch 60, 664). Die Ge⸗ 
hen der Geſundheit kann auch darauf beruhen, daß der Mieter durch den von dem Mieter 
eines andern Hausteils (3. B. von einem Fleiſcher mit dem lärmenden Betriebe feiner Maſchine) 
emachten Gebrauch in feiner Geſundheit benachteiligt wird (RG JW 06, 713%); maßgebend 
And dabei nicht die beſonderen Geſundheitsverhältniſſe des einzelnen Mieters (ſubjektiver 
Standpunkt), ſondern die allgemeinen, für die geſundheitsgemäße Beſchaffenheit von Woh⸗ 
nungen überhaupt geltenden Grundſatze (objektiver Standpunkt, OLG 7, 17). — Über den 
ſog. Berliner Hängeboden vgl. RG Warn 1911 Nr 323. 

4. Das Kündigungsrecht des Mieters hat geundfäglic das ganze Mietverhältnis zum 
Gegenſtande (RG Warn 1911 Ur 823) und ſetzt demgemäß voraus, daß der Mietgegenſtand 
3. B. eine Wohnung) im ganzen von dem Mangel berührt wird. Die Geſundheitsgefähr⸗ 
ichkeit eines einzelnen Raumes rechtfertigt daher die Kündigung nach § 544 nicht, wenn 
der Mangel die Tauglichkeit der gemieteten Wohnung nicht erheblich mindert, ihre Be⸗ 
nutzbarkeit im Rahmen des Mietzwecks vielmehr durch die übrigen Räume ohne weſentliche 
Beeinträchtigung der perſönlichen Bedürfniſſe des Mieters gewährleiſtet wird (RG 21. 2. 05 
III 508 04), Dem Mieter bleiben aber die Rechte aus 88 537 f., 542. Kann das Miet⸗ 
verhältnis ſelbſt im einzelnen Falle als teilbar erachtet werden, ſo wird ausnahmsweiſe 
das Kündigungsrecht auf einzelne Räume zu beſchränken fein, menn namlich nur 
dieſe von geſundheitsgefährlicher Beſchaffenheit find und der getrennte Gebrauch der übrigen 
Räume ohne Beeinträchtigung des Mieters möglich iſt (vol. $ 548 A 2). — Das Kün⸗ 
digungsrecht des Mieters ſetzt kein Verſchulden des Vermieters voraus, fällt aber 
weg, wenn der geſundheitsgefährliche Zuſtand durch ein Verſchulden des Mieters 
ſelbſt (unpflegliche Behandlung uſw.) hervorgerufen wird (R& 51, 210; RG SeuffA 58 Nr 78; 
JW 1916, 1298). Dagegen kann dem Mieter nicht der Umſtand entgegengehalten werden, 
er habe durch Anzeige bei der Polizei veranlaßt, daß die bis dahin unbeanſtandete Benutzung 
eines Raumes unterſagt worden ſei (Nh Warn 1911 Nr 323). Der Vermieter kaun auch 
keine Schadenserſatzmſprüche daraus herleiten, daß der Mieter die polizeiliche Schließung 
der (baufälligen) Wohnung veranlaßt hat (MG 23 1916, 594). — Für die Beendigung 
des Mietverhältniſſes im Falle des § 544 bedarf es weder der Beſtimmung einer Friſt 
zur Abhilfe wie nach $ 542 noch einer Anzeige nach $ 545 (RG Gruch 60, 664; a. M. 
DLG 88, 305), wohl aber einer Kündigung des Mieters, d. h. einer Erklärung des Inhalts, 
daß er das Mietverhältnis auflöſen wolle. Die Erklärung kann ohne Rückſicht auf eine 
etwa vereinbarte Kündigungsform, auch ſtillſchweigend, z. B. durch den Auszug des Mieters 
(MG Warn 1916 Nr 46) geſchehen, muß aber unzweideutig erkennen laſſen, daß der 
Mieter ein e e ausüben wolle (RG Gruch 60, 664). 

5. Neben der friſtloſen Kündigung bleibt die Geltendmachung der Rechte aus 88 537, 
588 inſoweit beſtehen, als der Mieter dieſer Rechte nicht nach § 539 verluſtig geworden iſt oder 
auf ihre Geltendmachung verzichtet hat. Gegenüber einem Schadenserſatzanſpruche des 
Mieters wird der Vermieter nicht ſelten verſuchen, eigenes Verſchulden d es Mieters 
nach $ 254 geltend zu machen. Die friltlofe Kündigung nach 8 544 iſt (ebenſo wie die nach 
$ 542) zwar nur ein Recht, keine Pflicht des Mieters. Aber auch die Nichtausübung eines 
Rechtes kann unter Umſtänden ein Verſchulden darſtellen, nämlich dann, wenn fie gegen die 
im Verkehr erforderliche Sorgfalt verſtößt. Es kommt dabei namentlich in Frage, ob die 
Vorausſetzungen des § 544 ſo zweifelsfrei vorliegen, daß dem Mieter die Übernahme der 
Gefahr von Umzugs: und Prozeßkoſten zugemutet werden kann (vgl. RG Warn 1916 Nr 133). 
Ebenſo ift die eigene Mängelbeſeitigung nach § 538 Abſ 2 nur ein Recht des Mieters. Aber 
die Unterlaffung der Rechtsausübung ift auch hier ſchuldhaft, wenn fie der im Verkehr erforder⸗ 
lichen Sorgfalt zuwiderläuft (RG 17. 9. 20 III 92/20). Der Vermieter, der ſich auf mit. 
wirkendes Verſchulden des Mieters beruft, hat namentlich darzutun, daß dieſem die Auf 
wendung der Koſten angeſonnen werden konnte (RG Warn 1912 Nr 423). 


8 545 


Zeigt ſich im Laufe der Miete ein Mangel der gemieteten Sache oder 
wird eine Vorkehrung zum Schutze der Sache gegen eine nicht vorhergeſehene 
43 
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Gefahr erforderlich, ſo hat der Mieter dem Vermieter unverzüglich Anzeige 
zu machen. Das gleiche gilt, wenn ſich ein Dritter ein Recht an der Sache 
anmaßt!). 

Unterläßt der Mieter die Anzeige, jo iſt er zum Erſatze des daraus ent⸗ 
ſtehenden Schadens verpflichtet:); er iſt, ſoweit der Vermieter infolge der 
Unterlaſſung der Anzeige Abhilfe zu ſchaffen außerſtande war, nicht be⸗ 
rechtigt, die im S 537 beſtimmten Rechte geltend zu machen oder nach S 542 
Abſ 1 Satz 3 ohne Beſtimmung einer Friſt zu kündigen oder Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung zu verlangen“) ). 

E 1 519 II 589; M 2 400, 401; P 2 187; 6 184, 186. 

1. Obhutpflicht des Mieters im Intereſſe des Vermieters. Diele Pflicht (vgl. 
§ 535 A 4) beſteht namentlich in dem Falle, wenn der Mieter ein ganzes Haus oder einen 
abgeſchloſſenen Teil davon gemietet har (RG 68, 161), erſtreckt ſich aber auch auf die von 
dem Mieter mit anderen Mietern gemeinſam zu benutzenden Räume, wie Treppen, Flure 
(RG 59, 161; 75, 118), und kann insbeſondere durch deren Nichtbeaufſichtigung, durch 
Nichtabgabe des Schlüſſels zu einer Wohnung während einer Reiſe des Mieters verletzt 
werden. Kraft dieſer Obhutpflicht ift der Mieter zur (unverzüglichen $ 121) Anzeige 
eines Mangels (nicht nur eines ſolchen im Sinne von $ 537) auch dann verbunden, wenn 
der Mangel ſein Gebrauchsrecht nicht unmittelbar benachteiligt, ſondern nur den Vermieter 
geführdet. Eine Verpflichtung zur Vornahme notwendiger Ausbeſſerungen oder zur 
Abwehr ſtörender Eingriffe Dritter liegt ihm nicht ob. Es bedarf keiner. Anzeige, wenn 
eine Abhilfe durch den Vermieter von vornherein unmöglich iſt. Da die laſſune vic 
auf der Obhutspflicht beruht, fällt ſie inſoweit weg, als, wie z. B. bei Überlaf ung einer 
Dampfdreſchmaſchine mit Bedienung an einen techuiſch unerfahrenen Mieter, die (tech 
niſche) Obhut nicht dieſem, ſondern dem als Erfüllungsgehilfen des Vermieters zu be⸗ 
trachtenden Maſchiniſten anvertraut iſt (R Gruch 61, 633). Die Anzeigepflicht erſtreckt 
ſich auch nicht auf Sachen, die zwar tatſächlich unter einer gewiſſen Obhut des Mieters 
(Pächters) ſtehen, aber nicht Gegenſtand der Miete (Pacht) find (d 22. 2. 17 IV 436/16). 
2. Schadenserſatzpflicht des Mieters. Sie wird nicht ſchon dadurch ausgeſchloſſen, daß 
die Raume, wie z. B. Treppen, Flure und andere Zugänge zu den eigentlichen Miet⸗ 
räumen, auch der Prüfung des Vermieters offen liegen (NG 59, 162; N Warn 1916 Nr 228), 
wohl aber dadurch daß dieſer auf irgendeine Weile von dem Mangel wirklich Kenntnis er. 
hält (M 2, 401). Haftung des Mieters wegen eines Schadens, den ein Dritter infolge 
baulicher Mängel der Mieträume erleidet, |. RG 83, 137. EN . 

3. Beweislaſt a) für den Vermieter dahin, daß und zu welcher Zeit der Mieter den 
Mangel gekannt habe oder habe kennen müſſen, b) für den Mieter dahin, daß er unverzüglich 
nach erlangter Kenntnis die Anzeige erſtattet habe. e 

4. Nicht ausgeſchloſſen iſt das im 8 544 vorgeſehene Kündigung techn — Kommt 
die Frau eines Mieters infolge ſchadhaften Zuſtandes der Treppe im Miethauſe zu Falle, 
jo kann ihr daraus, daß fie dem Vermieter gegenüber den ſchon lange beitehenden Mangel 
nicht anzeigte, zwar, wenn fie nicht Mitmieterin ift, nicht eine Verletzung des § 545, 
wohl aber ein dem Entſchädigungsanſpruch aus 8 823 entgegenſtehendes Verſchulden (§ 254) 
entgegengehalten werden (RG 11. 1. 07 III 231/07). 


§ 546 

Die auf der vermieteten Sache ruhenden Laſten!) hat der Vermieter zu 
tragen!). 

E 1 618 II 490; M 2 396; ® 2178. 5 

1. Verpflichtung des Vermieters zur Tragung der öffentlichen wie der private 
rechtlichen Laſten, die auf der Mietſache ruhen (wie z. B. Grund und Gebäudeſteuern, Waſſer⸗ 
zins, Reallaſten, auch Hnpothetenzinfen) oder dem Inhaber eines Grundſtücs als ſolchem 
obliegen (wie z. B. Kanaliſationsabgaben, RG JW 1910, 105°; nicht Feuerverſicherungs 
prämien 23 1919, 821“. nr 

Was insbefondere die Einquartierungslaſt (Quartierleiſtung und Naturalverpflegung) 
anbelangt, fo hängt a) die Natur der Einquartierung im Frieden Davon ab, ob fie nach den 
gemäß reichsgeſetzlicher Vorſchrift (Bundesgeſetz v. 25. 6. 68, betr. die Quartierleiſtung für 
die bewaffnete Macht während des Friedenszuſtandes, 88 5, 7; RöGeſ. v. 24. 5. 98 über die 
Naturalleiſtung für die bewaffnete Macht im Frieden, 58 4, 7) hierfür maßgebenden Orts 
ſtatuten oder Gemeindebeſchlüſſen allen Inhabern bequartierungsfähiger Räume, alſo auch 
den Mietern oder nur den Grundbeſitzern als ſolchen auferlegt iſt, in welchem letzteren Falle 
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ſie als auf der vermieteten Sache ruhend anzuſehen und vom Mieter nicht mit zu tragen iſt. 
b) Für die Einquartierung im Kriege, inſoweit es ſich um eine Leiſtung an die 
Truppen des Deutſchen Reiches und ſeiner Verbündeten handelt, iſt durch das NGef. über 
die Kriegsleiſtungen v. 13. 6. 73 den zu dieſen Leiſtungen zunächſt verpflichteten Gemeinden 
die Berechtigung erteilt, behufs Erfüllung der bei ihnen angeforderten Quartierleiſtung die 
zur Teilnahme an den Gemeindelaſten Verpflichteten ſowie die ſonſt in der Gemeinde ſich 
aufhaltenden oder Eigentum in der Gemeinde beſitzenden Angehörigen des Reiches zu Natural⸗ 
leiſtungen und Dienſten aller Art heranzuziehen. Die Laſt ruht alſo, wenn hiervon Gebrauch 
gemacht wird, nicht auf dem Grundbeſitz, iſt vielmehr (vgl. $ 3 Nr 1 Gef. v. 18. 6. 73) als 
eine dem Gemeinde ⸗ oder Reichsangehörigen auferlegte perſönliche Laſt grundſätzlich vom 
Mieter zu tragen. dem dafür auch die Quartiergelder gekühren (RG Lz 1919, 431“; 
OLG 33, 307; 38, 146). Wird aber ein verpachtetes Grundſtück im Kriege für militärifche 
Zwecke derart benutzt, daß das ganze Anweſen in Anſpruch genommen ($ 3 Nr 4 des Geſ.) 
und feine vertragsmäßige Benutzung zeitweiſe und ohne Ausſicht auf Anderung in abſeh⸗ 
barer Zeit unmöglich wird, fo iſt der Pächter infolge diefer, einer dauernden gleich⸗ 
zuſtellenden Unmöglichkeit nach SS 275, 323 zur Verweigerung des Pachtzinſes für die 
ganze Vertragsdauer berechtigt (RG FW 1919, 57916). e) Quartiert ſich im Kriege feind 
liches Militär in willkürlicher Weiſe in den Mieträumen ein, ſo kann der Mieter, inſoweit 
ihm dadurch der Gebrauch durch einen vom Vermieter nicht verſchuldeten Umſtand entzogen 
iſt, gemäß 8 323 Abf 1 nach der Dauer und dem Maß der Entziehung Befreiung vom Miet⸗ 
zins oder Minderung beanspruchen. 8 

2. Abänderung im Wege der vertragsmäßigen Vereinbarung zwiſchen Ver: 
mieter und Mieter iſt zuläſſig, jedoch auf das Verhältnis des Vermieters, als Hauseigen ⸗ 
tümers, der Staats⸗ oder Gemeindebehörde gegenüber ohne Einfluß. 
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Der Vermieter iſt verpflichtet, dem Mieter die auf die Sache gemachten 
notwendigen Verwendungen zu erſetzen!). Der Mieter eines Tieres hat 
jedoch die Fütterungskoſten zu tragen. 

Die Verpflichtung des Vermieters zum Erſatze ſonſtiger Verwendungen 
beſtimmt ſich nach den Vorſchriften über die Geſchäftsführung ohne Auftrag). 
Der Mieter iſt berechtigt, eine Einrichtung, mit der er die Sache verſehen hat, 
wegzunehmen?). 

E 1 513, 514 Abſ 1 u. 2 II 491; M 2 898—995; P 2 174 ff., 278. 

1. Die notwendigen Verwendungen, d. h. die zur Erhaltung der Sache, insbeſondere 
auch zur Beſeitigung von Mängeln und zur Herſtellung zugeſicherter Eigenſchaften gemachten 
Ausgaben treffen den Vermieter. Der Mieter dagegen hat, abgeſehen von den dem Mieter 
eines Tieres zur Laſt fallenden Fütterungskoſten, den durch den Gebrauch der Mietſache 
verurſachten Aufwand zu tragen, Über den Erſatz der Aufwendungen |- 98 256, 257. 
Zurückbehaltungsrecht 88 273, 556 Abſ 2. Verjährung des Erſatzanſpruches $ 558. Vgl. 
auch 5 568 bi 2. 5 ö 

2. Vgl. 88 683—685. Die Verpflichtung zur Erſatzleiſtung fällt jedoch weg, wenn der Mieter 
zu der betr. Verwendung vertragsmäßig verpflichtet iſt (Prot 5,236). Beſondere Beſtimmungen 
bei der Pacht nach 88 582, 58659. 

8. Das Wegnahmerecht des Mieters iſt nach § 258 unter Herſtellung des 
[tüheren Zuſtandes der Mietſache auszuüben (f. auch $ 95). Unter dieſer Voraus- 
etzung iſt der Mieter zur Wegnahme auch dann befugt, wenn der Vermieter die Einrichtung 
unter Erſatz ihres Wertes behalten will. Denn der Vermieter hat nach dem maßgebenden Schuld⸗ 
verhältnis nur Anſpruch darauf, daß er die Mietſache in dem Zuſtande zurückerhält, in welchem 
fie ſich bei der Überlaffung an den Mieter befunden hat (M 2, 385; Prot 2, 177). Auch 8 997 
Abſ 2 ſteht nicht entgegen, da dort dem mit der Eigentumsklage in Anſpruch genommenen 
Beſitzer ein weiteres obligatoriſches Recht nicht zur Seite ſteht, ein Wegnahmerecht vielmehr 
im Falle des Wertserſatzes ausdrücklich ausgeſchloſſen iſt. — Nur eine ſchikanöſe Ausübung 
des Wegnahmerechts aus 8 547 würde nach § 226 unzuläſſig fein. 


8 548 
Veränderungen oder Verſchlechterungen der gemieteten Sache, die durch 
den vertragsmäßigen Gebrauch“ herbeigeführt werden, hat der Mieter nicht 


zu vertreten:) ). 
1 520 II 402; m 2 401; P 2 183. 
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1. Bei vertragswidrigem Gebrauch haftet der Mieter nach 8s 276, 278, fo auch für 
Dienſtboten und Familienangehörige (Beſitzdiener), inſoweit er dieſen Perſonen die Obhut 
und Behandlung der Mieträume anvertraut oder überlaſſen hat (l. 8 583), und zwar haftet er 
nicht nur für den Schaden an der Mietſache, z. B. an den gemieteten Räumen, ſondern 
nach allgemeinen Grundſätzen für allen Schaden, den er durch Verletzung ſeiner Vertrags⸗ 
pflichten dem Vermieter ſchuldhaft verurſacht, ſo für die Beſchädigung von nicht mitvermieteten 
Räumen und von Sachen des Vermieters, die ſich nicht in den Mieträumen befinden 
(MG 34, 222; DRG 33, 309), auch für den entgangenen Gewinn (RG 14. 6. 15 IV 633/14). 
Die Haftpflicht des Mieters beſteht insbeſondere auch in dem Falle, wenn die Leute des Fuhr ⸗ 
unternehmers beim Einzuge des Mieters am Grundſtücke des Vermieters Schaden anrichten. 
Die nicht zweifelloſe Frage, ob der Mieter auch für den ſchuldhaft vertragswidrigen Gebrauch 
der Mietſache ſeitens eines Gaſtes haftet, dem er den Gebrauch überlaſſen hat, wird nach 9 278 
zu bejahen ſein (vgl. $ 535 A 4). Ein vertragswidriger Gebrauch darf nicht angenommen 
werden, wenn ein Gaſt im Wirtshaus plötzlich erkrankt oder ſtirbt, ſo daß dem Gaſtwirt durch 
die notwendige Wiederherſtellung des Gaſtzimmers Koſten erwachſen (. jedoch LZ 6916, 
1504). Umgekehrt ift der Fall zu beurteilen, wenn der Gaſt feinen Krankheitszuſtand gekannt 
und ftatt des gebotenen Aufenthalts in einem Krankenhauſe den Gaſthof aufgeſucht Hat. 
Überanſtrengung eines gemieteten Pferdes (OLE 39, 149). Wegen des vertragswidrigen 
Gebrauchs f. ferner unten § 550 A 1; 8 553 A 1. Auch der Nichtgebrauch der Mietſache 
(vgl. 8 535 A 4) kann unter Umftänden, nämlich dann, wenn dadurch die Mietſache (z. B. 
ein Reitpferd) beſchädigt oder gefährdet wird, vertragswidrig ſein und den Mieter haft⸗ 
bar machen. — Der Schadenserſaßanſpruch wegen vertragswidrigen Gebrauchs durch den 
Mieter kann vom Vermieter auch ſchon vor Beendigung des Mietverhältniſſes geltend gemacht 
werden. Der Vermieter kann insbeſondere die alsbald ge Beſeingung von Schäden dann 
verlangen, wenn ein Auſſchub die Beſeitigung unmöglich machen oder größeren Schaden 
zur Folge haben würde. So auch für dieſen Fall (anders für die Regel) Seuffe 
74 Nr 103 und OL 39, 239. Verjährung § 558. — Auslegung eines Vertrages, der 
schen 28 10 NEE aus Veränderungen und Verſchlechterungen der Mietſache aus. 

hließt 1. 19, 9217. 

2. Der Grundſatz, daß der Mieter die durch den vertragsmäßigen Gebrauch 
herbeigeführten Veranderungen oder Verſchlechterungen nicht zu vertreten habe, 
iſt nach Treu und Glauben (88 157, 242) namentlich bei Auslegung der vielfach vorkommenden 
Vertragsbeſtimmung, daß die Mieträume in dem nämlichen Zuſtande zurüczugeben 
ſeien, in dem der Mieter fie übernommen habe, im Sinne des $ 548 anzuwenden, ſofern 
nicht der Vertrag ausdrücklich eine dem Vermieter günftigere Vorſchrift enthält. 

3. Die Beweislaſt dafür, daß Veränderungen oder Verſchlechterungen auf einen von 
ihm nicht zu vertretenden Umſtand zurückzuführen feien, trifft den Mieter. Vgl. unten 9 556 
Abſ 1 und A 1 dazu. 


8 549 


Der Mieter iſt ohne die Erlaubnis des Vermieters nicht berechtigt, den 
Gebrauch der gemieteten Sache einem Dritten zu überlaſſen!), insbeſondere 
die Sache weiter zu vermieten?). Verweigert der Vermieter die Erlaubnis, 
ſo kann der Mieter das Mietverhältnis unter Einhaltung der geſetzlichen 
Friſt kündigen?), ſofern nicht in der Perſon des Dritten ein wichtiger Grund 
vorliegt“) 5). 

überläßt der Mieter den Gebrauch einem Dritten‘), jo hat er ein dem 
Dritten bei dem Gebrauche zur Laſt fallendes Verſchulden zu vertreten, auch 
wenn der Vermieter die Erlaubnis zur überlaſſung erteilt hat. 

EI 516 II 493; M 2 896—397; P 2 178 ff. N 

1. Verbot der eigenmächtigen F an einen Dritten. Die Überlaffung 
des Gebrauchs im Sinne des $ 549 erfordert nicht die Übertragung un Rechtes, ſondern 
nur die tatfächliche Einräumung des vollen Gebrauchs der ganzen e oder eines 
beftimmten Teiles, umfaßt aber nicht den unſelbſtändigen Mitgebrauch der Mietſache durch 
Familienmitglieder, Dienſtboten, Gäſte uſw., der vielmehr zum vertragsmäßigen Gebrauch 
des Mieters ſelbſt gehört. Die Erlaubnis des Vermieters iſt keine Zuſtimmung im Sinne der 
88 182 ff., die Erlaubnis bewirkt nur, daß die Gebrauchsüberlaſſung an den Dritten nicht als 
eine Verletzung der dem Mieter gegenüber dem Vermieter obliegenden Verpflichtungen (8558) 
gaſcheint. Durch den Mangel der Erlaubnis des Vermieters wird die Rechtswirkſamkeit 
des Untermietvertrags nicht berührt, da man eine fremde Sache vermieten kann; 8 549 will 
nur das Verhältnis zwiſchen Vermieter und Mieter regeln. It die Erlaubnis des Ver⸗ 
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mieters zur Zeit des Vertragsabſchluſſes zwiſchen Mieter und Untermieter nicht erteilt, fo kann 
ſich der vermietende Mieter auf ſein Unvermögen zur Leiſtung an ſich gegenüber dem Unter⸗ 
mieter nicht berufen (RG 69, 357), er hat vielmehr für feine Leiltungsfähigteit einzuſtehen 
(OLG 28, 149) und haftet dem Untermieter auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung. 
Will er dies nicht, fo mag er die Wirkſamkeit des Vertrags von der Erteilung der Erlaubnis 
als einer Bedingung abhängig machen. Dieſe Bedingung kann ſelbſtverſtändlich auch ſtill⸗ 
ſchweigend geſetzt werden. Eine ſtillſchweigende Bedingung kann aber nicht allein aus dem 
Umſtande entnommen werden, daß der Untermieter weiß, ſein Vermieter ſei nur Mieter 
und die zur Untervermietung erforderliche Erlaubnis des Haupivermieters ſei noch nicht 
erteilt; auch die Vorausſetzung, die Erlaubnis werde erteilt werden, iſt noch keine Bedin⸗ 
gung (beſtr.). Wer ſich unbedingt verpflichtet, muß ſich darüber vergewiſſern, ob ihm die 
Leiſtung möglich iſt. Die Erlaubnis beizubringen ift allein Sache des vermietenden Mieters. 
RG 81, 59; ORG 28, 149; vgl. RG Gruch 33, 994; 35, 1027 (RG 41, 147 beruht auf ab⸗ 
weichenden Beſtimmungen des gemeinen Rechtes). — Auch der Mieter kann, als Unter⸗ 
vermieter, den 8 549 dem Untermieter gegenüber für ſich geltend machen, wenn letzterer 
ohne des erſteren Erlaubnis den Gebrauch der Sache einem Dritten überläßt (RG 19. 2. 09 
III 217/08). — Soweit die Untermiete nicht ſtatthaft, iſt auch die Abtretung und Pfändung 
des mit der Persönlichkeit des Mieters enge zuſammenhängenden Mietrechts ausgeſchloſſen 
M 2, 896; Seuffü 69 Nr 80). Dagegen iſt die Pfändung, ausnahmsweiſe zuläſſig, wenn 
die Gebrauchsüberlaſſung dem Mieter vom Vermieter geſtattet iſt (vgl. 350 88 851, 857; 
R 87, 421). In der Vereinbarung freier Übertragbarkeit des Mietvertrags liegt nur 
die Vorauserteilung der nach F 549 erforderlichen Erlaubnis, eine Entlaſſung des ur⸗ 
ſprünglichen Mieters aus dem Mietverhältnis läßt ſich daraus nicht ableiten (Seuffa 71 
Nr 8). — Nach BRVO zum Schutze der Mieter vom 28. 9. 18 (Vorbem 9 vor 8 535) 
$ 4 wird die Erlaubnis des Vermieters, den Gebrauch der gemieteten Sache einem Dritten 
zu überlaſſen, insbeſondere die Sache weiter zu vermieten, durch die Erlaubnis des 
Mieteinigung samtes oder der nach $ 11 beſtimmten anderen Stelle (nicht des Amts⸗ 
gerichts) erſetzt. Die Erlaubnis ſoll aber verſagt werden, wenn der Vermieter ſie aus 
7 wichtigen Grunde verweigert hat. Auf Bachtverhältniffe bezieht ſich dieſe Vorſchrift 
nicht. 
2. Auch die unentgeltliche Uberlaſſung des Gebrauchs an einen Dritten ift ohne 
Erlaubnis des Vermiekers nicht geſtattet. Dazu gehört indeſſen nicht die Überlaffung an 
Familienangehöbrige, Gaſte und Dieuſtboten des Mieters, der hierbei im Beſitze der Miet⸗ 
915 N (A 1). Haftung des Mieters für dieſe Perſonen nach § 278, vgl. $ 585 
8. Die Kündigung des Mieters (nach $ 565) gilt im Zweifel auch dann nicht als ausge 
ſchloſſen, wenn die Weitervermietung im Mietvertrag ausdrücklich von der Erlaubnis des 
Vermieters abhängig gemacht, über ein bei ihrer Verweigerung eintretendes Kündigungs⸗ 
recht aber nichts beſtimmt iſt (RG 64, 296; 74, 177). Eine Abtretung feiner Rechte durch 
den Mieter (vgl. 8 399) kommt der Gebꝛauchsüberlaſſung gleich. Verweigert der Vermieter 
die Erlaubnis, fo ſteht dem Mieter ein Kündigungsrecht nach Maßgabe des § 549 zu (NG 
JW 1911, 4877). — Der Pächter hat das im Abi 1 beſtimmte Kündigungsrecht nicht 
596 Abi 1). : } 
N 4. 9 Dr die Verweigerung der Erlaubnis begründete Kündigungsrecht ift nur dann 
ausgeſchloſſen, wenn in der Perſon des Dritten ein wichtiger Grund vorliegt. Es kommen 
namentlich in Betracht perfönliche Eigenſchaften (Beruf, Lebensweiſe), welche die Beſorgnis 
begründen, daß die Mitbewohner erheblich beläſtigt oder in ihren berechtigten Intereſſen 
beeinträchtigt werden oder daß ſonſt (3. B. durch geſchäftlichen Wettbewerb des Dritten mit 
dem Vermieter, Ach 28. 11. 17 III 239/17) von der Mietwohnung ein den Vermieter 
ſchädigender Gebrauch gemacht werde. Unter Umſtänden ift ein wichtiger Grund ſchon dann 
gegeben, wenn an die Stelle eines Mieters eine große Zahl von Untermietern treten ſoll. 
Dagegen iſt die Annahme, daß der Vermieter einen Untermieter nur für die ganze ver⸗ 
mietete Sache, nicht für einen Teil, zuzulaſſen brauche, nicht gerechtfertigt. Der Vermieter 
hat regelmäßig kein berechtigtes Intereſſe daran, ob alle Räume oder nur einige davon 
weitervermietet werden. RG 74, 179. — Daß ein wichtiger Grund vorliegt, muß der Ver ⸗ 
mieter beweiſen. 5 3 
5. Daß der Vermieter die Gründe der Erlaubnisverweigerung angeben müſſe, ſagt das 
Geſetz nicht, eine ſolche Angabe iſt deshalb kein notwendiges formelles Erfordernis der wirt. 
ſamen Verweigerung. Anderſeits iſt aber unverkennbar daß der Inhalt des 8 540 Abſ ! Satz 2 
auf billiger Intereſſenabwägung beruht. Treu und Glauben erfordern, daß der Vermieter 
ie Gründe ſeiner Erlaubnisverweigerung dem Mieter nicht vorenthält, ſie jedenfalls auf 
efragen angibt. Verweigert der Vermieter ohne Angabe eines Grundes allgemein die 
Erlaubnis zur Gebrauchsüberlaſſung, fo kann der Mieter kündigen (val. RG 85, 3175 
41, 247). Gibt der Vermieter bei der Verweigerung Gründe dafür an, jo darf der Mieter 
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ſie für ſeine Entſchließung als maßgebend anſehen und Tatſachen, die nicht als Grund an⸗ 
gegeben find, außer Ber racht laſſen. Einen bei der Erlaubnisverweigerung nicht angegebenen 
Grund nach der Kündigung des Mieters geltend zu machen, iſt der Vermieter nur dann befugt, 
wenn er bei der Verweigerung den Grund nicht gekannt hat, und die Unkenntnis entſchuldbar 
iſt. Sind die vom Vermieter angegebenen Gründe nicht geeignet, die Erlaubnisverweigerung 
zu rechtfertigen (wird ſie z. B. vom Vermieter aus der Ablehnung verſchärfter Mietbedingungen 
hergeleitet), ſo iſt die Kündigung des Mieters berechtigt, und ihre Wirkung kann nicht dadurch 
wieder rückgängig gemacht werden, daß der Vermieter nachträglich andere Gründe geltend 
macht (RG 74, 176). Dieſe Grundſätze gelten auch in dem Falle, wenn der Vermieter 
Gründe für die Verweigerung unaufgefordert angibt (RG 92, 118). — Das 
Kündigungsrecht des Mieters kann durch Vertrag ausgeſchloſſen werden. e 

6. In dieſem Falle iſt zu unterſcheiden: a) Im Verhältnis zwiſchen Vermieter und 
Mieter haftet der Mieter, wenn der Vermieter die Erlaubnis erteilt hat, für jedes dem Dritten 
beim Gebrauche zur Laſt fallende Verſchulden ($ 549 Abſ 2), bei Gebrauchsüberlaſſung ohne 
Erlaubnis auch für den Zufall, inſofern der Schaden nicht auch ohne die Gebrauchsüberlaſſung 
eingetreten fein würde. Der Vermieter kann dieſen Schadensanſpruch ſchon während der Dauer 
des Mietverhältniſſes geltend machen. Im Falle der unbefugten Gebrauchsüberlaſſung Klage⸗ 
recht des Vermieters auf Unterlaſſung nach 8 550, ſowie Kündigungsrecht nach 8 553. b) Ver⸗ 
hältnis zwiſchen dem Vermieter und dem Dritten (Untermieter): Der Vermieter hat gegen 
den Dritten keinen Anſpruch auf Mietzins, auch kein Pfandrecht an den von ihm eingebrachten 
Sachen, wohl aber — außer der etwaigen Eigentumsklage — nach § 556 Ab] 3 den Anſpruch 
auf Herausgabe der Mietſache nach Beendigung des Mietverhältniſſes und kann auch ein 
gegen den Mieter ergangenes Räumungsurteil gegen den Dritten vollſtrecken laſſen, wenn 
dieſer nach Rechtshängigkeit der Klage gegen den Mieter den Beſitz der Mietſache er⸗ 
12 0 hat und damit „Rechtsnachfolger“ des Mieters geworden ift (88 265, 325, 727 850; 
a. M. Planck 8556 A 3 d). e) Das Verhältnis zwiſchen dem Mieter und dem Dritten 
wird an ſich durch die Erlaubnisweigerung oder durch das klageweiſe Vorgehen des Vermieters 
gegen den Dritten nicht berührt, dies berechtigt vielmehr den Dritten nur im Falle feiner Aus. 
treibung zu Schadensanſprüchen gegen den Mieter, als ſeinen Vermieter. Dieſe ſind jedoch 
wegen mangelnden Verſchuldens des Mieters dann ausgeſchloſſen, wenn das vermietete 
Grundſtück infolge nachträglichen Vermögensverfalls des Eigentümers und Hauptver⸗ 
mieters zur Zwangsverſteigerung gelangt, und der Erſteher (AIG 8 57) den Dritten 
austreibt (RG 65, 29). 


§ 550 
Macht der Mieter von der gemieteten Sache einen vertragswidrigen 
Gebrauch!) und ſetzt er den Gebrauch ungeachtet einer Abmahnung des Vers 
mieters?) fort, jo kann der Vermieter auf Unterlaſſung klagen“). 
E II 494 III 543; P 2 187 ff. 


1. Unter dem vertragswidrigen Gebrauch iſt ein ſolcher zu verſtehen, der objektiv, nicht 
notwendig zugleich ſubjektiv vertragswidrig, alſo ſchuldhaft iſt (RG 16. 12. 19 III 234/19, 
a. M. Prot 2, 306; JW 1915, 1272). Entſchuldbarer Irrtum des Mieters über feine 
geſetzlichen oder vertraglichen Befugniſſe wendet alſo den Unterlaſſungsanſpruch des Ver⸗ 
mieters (ebenfo die Kündigung nach § 558) nicht ab. Ein vertragswidriger Gebrauch kann 
(muß aber nicht) in der Benutzung gemieteter Wohnräume zu gewerblichen Zwecken (3. B. als 
Geſchäftszimmer) liegen (Seuffa 69 Nr 140). Zur Erteilung von Geſangsnunterricht iſt 
der Mieter in einem herrſchaftlichen Haufe ohne vorherige Vereinbarung nicht befugt 
(OL 33, 295). Auch das Zuwiderhandeln gegen eine beſtehende Hausordnung gehört 
hierher, wenn dieſe vom Mieter anerkannt und vom Vermieter nicht etwa ſchikanös gefaßt 
it. Dagegen liegt ein vertragswidriger Gebrauch in der Regel nicht vor, wenn der Mieter, 
nachdem eine anſteckende Krankheit in ſeiner Familie ausgebrochen iſt, wohnen bleibt und 
das erkrankte Familienglied nicht in das Krankenhaus überführt. Verweigerung des Ein⸗ 
zugs wegen anſteckender Krankheit des Mieters ſ. OLG 33, 302. Der vertragswidrige Ge⸗ 
brauch kann auch durch eine Handlung des Mieters gegeben ſein, die gegen das Nachbarrecht 
verſtößt, inſofern für deſſen Verletzung der Vermieter, als „der Störer“, dem Nachbar ver⸗ 
antwortlich iſt (N 47, 164: ferner RG JW 04, 14211; Rc Gruch 48, 952). Das gleiche 
gilt für ein Verhalten des Mieters bei der Benutzung der Mietſache, wodurch ihren Eigen⸗ 
ſchaften und ihrer Eigenart entſprechend Leib und Leben Dritter, z. B. der Beſucher ge⸗ 
mieteter Wirtſchaftsräume, gefährdet und eine Haftung des vermtetenden Eigentümers 
gegenüber dem Dritten begründet wird (MG 92, 359). Ein vertragswidriger Gebrauch 
ließt auch in der unbefugten Überlaſſung des Gebrauchs an einen Dritten (§ 549 A 6 und 
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2. Die vorgängige Abmahnung, die hier wie in anderen Fällen (88 542, 553) nach Treu 
und Glauben erfordert wird, begründet in der Regel zugleich ein Verſchulden des Mieters. 
Die Abmahnung muß den vertragswidrigen Gebrauch beſtimmt angeben (vgl. 8 553 A 3). 

3. Dieſe Klage kann auch während der Dauer des Vertragsverhältniſſes erhoben werden 
(Prot 2, 177). Daneben ſteht dem Vermieter das Kündigungsrecht nach 8 553 und bei 
Verſchulden des Mieters ein Anſpruch nach 88 276, 828 auf Erſatz des etwa entſtandenen 
Schadens zu (ſ. auch $ 1004). — Haftung des Mieters für das Verſchulden Dritter ſ. oben 
$ 548 A 1 und 8 549 Abſ 2. Die Abmahnung muß aber in jedem Falle an den Mieter 
gerichtet werden. 


8 551 

Der Mietzins iſt am Ende der Mietzeit zu entrichten. Iſt der Mietzins 

nach Zeitabſchnitten bemeſſen, ſo iſt er nach dem Ablaufe der einzelnen Zeit⸗ 
abſchnitte zu entrichten“). 

Der Mietzins für ein Grundſtücke) iſt, ſofern er nicht nach kürzeren Zeit⸗ 

abſchnitten bemeſſen it), nach dem Ablaufe je eines Kalendervierteljahrs 


am erſten Werktage des folgenden Monats zu entrichten‘). 
E 1 517 II 495; M 2 398; P 2 185 ff. 


1. Grundſatz: Vorleiſtung des Vermieters, nachträgliche Zahlung von ſeiten des Mieters, 
ſofern nicht, was hier gerade ſehr häufig, Vertrag oder Ortsgebrauch ein anderes beſtimmt. 
Bei vorzeitiger Endigung der Mietzeit (58 542, 544, 553, 554) wird der nach Verhältnis 
der Gebrauchszeit zu berechnende Mietzins fofort fällig. Über vereinbarte Vorauszahlung 
des Mietzinſes $ 535 A 1. — Zurückbehaltungsrecht jeden Teiles nach 88 320, 321. — Über 
den Zahlungsort |. 8 635 A 3. — Über die geſamtſchuldneriſche Verpflichtung mehrerer Mieter 
ſ. 8 427. Mehreren Vermietern, insbeſondere den vermietenden Miteigentümern eines 
Grundſtücks, ſteht der Auſpruch auf den Mietzins gemeinſam zu (8 585 AB). 

2. Grundſtük: oder für Wohnraume und andere Räume in Gebäuden (8 580). Ber 
ſonderheit bei der Pacht eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks in 8 584. Bei Mietzinszahlung 
für bewegliche Sachen gilt Ab. 1. 

8. Bei türzeren als vierteljährlichen Zinsterminen gilt Abſ 1 Satz 2. 

4. Die Schlußvorſchrift iſt namentlich auch dann anwendbar, wenn der Mietzins 
für ein Grundſtück auf einen längeren, ein Vierteljahr überſteigenden Zeitraum bemeſſen iſt, 
Zahlungstermine aber ſonſt nicht beſtimmt ſind. 


8 552 

Der Mieter wird von der Entrichtung des Mietzinſes nicht dadurch befreit, 
daß er durch einen in ſeiner Perſon liegenden Grund an der Ausübung des 
ihm zuſtehenden Gebrauchs rechts verhindert wird!). Der Vermieter muß 
ſich jedoch den Wert der erſparten Aufwendungen ſowie derjenigen Vorteile 
anrechnen laſſen, welche er aus einer anderweitigen Verwertung des Ge⸗ 
brauchs erlangt?). Solange der Vermieter infolge der Überlajjung des Ge⸗ 
brauchs an einen Dritten außerſtande ijt?), dem Mieter den Gebrauch zu ge⸗ 
währen, iſt der Mieter zur Entrichtung des Mietzinſes nicht verpflichtet). 

E 1 518 II 496; M 2 399, 400; P 2 186 ff. 


1. Perſönliche Verhinderungen des Mieters, wie Krankheit, Verſetzung (vol. § 570), 
Reiſen, veränderte Lebensweise befreien ihn nicht von der Zahlung des Mietzinſes. Dieſe — 
mit dem alten Rechte im Einklang ſtehende — Vorſchrift will im Hinblicke darauf, daß an ſich 
der Zufall den Vermieter trifft, Zweifel darüber ausſchließen, daß der Vermieter den Miet- 
zins dann beanſpruchen kann, wenn der Mieter nur aus einem in ſeiner Perſon liegenden 
Grunde an der Ausübung des Gebrauchs verhindert iſt. Der Vermieter hat dem Mieter 
den vertragsmäßigen Gebrauch zu gewähren (8 535) und nur für dieſe Leiſtung des Ver⸗ 
mieters, nicht dafür, daß er für ſeine Perſon in der Lage iſt, dieſen Gebrauch zu machen, 
ſchuldet der Mieter den Mietzins. Zu den Fällen der perſönlichen Verhinderung des 
Mieters im Sinne von $ 552 gehören: das Verbot eines Zweigbetriebes bei Miete von 
Geſchäftsräumen zur Stellenvermittlung (AG 79, 92), das kriegsrechtliche Verbot der 
Jagdausübung durch Ausländer für den ausländiſchen Jagdpächter (RG Wurn 1917 Nr 196 
— nicht das allgemeine Verbot der Jagdausübung im Bezirk mit Rücksicht auf den Kriegs. 
zuſtand (96 08, 101; OLG 33, 320, auch Lg 1016, 807 ) —, die behördliche Beſchran⸗ 


7 


ung der Zeit eines Erholungsaufenthaltes (Os 39, 150) und der Fall, daß infolge 
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einer durch die Kriegsverhältniſſe veranlaßten behördlichen Anordnung Ortsfremden der 
Wegzug aus einem Ort auferlegt oder der Zuzug an den Ort, in dem ſich die ge⸗ 
mietete Wohnung befindet, verboten wird (JW 1915, 368; Os 38, 302). Den Gegen⸗ 
ſatz zu den in der Perſon des Mieters liegenden Gründen bilden diejenigen, welche in der 
Perſon des Vermieters, und die, welche in objektiven, d. h. weder die Perſon des Ver⸗ 
mieters noch die des Mieters betreffenden Umſtänden (vgl. 88 587539) liegen (RG 
79, 92). — Der Ausbruch eines Krieges gibt dem Mieter eines zu gewerblichen Zwecken 
vermieteten Gebäudes nicht ohne weiteres das Recht zum Rücktritt vom Mietvertrage (RG 
86, 397 Zirkusgebäude). 

2. Keine Verpflichtung des Vermieters zu ſolcher anderweiten Verwertun 
im Intereſſe des Mieters; auch nicht zur unbedingten Annahme eines vom Mieter geftellten 
ee: vorausgeſetzt, daß dem Vermieter hierbei nicht ſchikanöſes Verhalten zur 

aſt fällt. 

3. Gleichzuftellen iſt der Fall, daß der Vermieter infolge von eigener Benutzung 
außerſtande iſt, dem Mieter den Gebrauch zu gewähren. Iſt er aber bei einer zeitweiſen 
eigenen Benutzung oder Überlaſſung des Gebrauchs an einen Dritten zur Gewährung des 
Gebrauchs an den Mieter nicht außerſtande, ſo iſt letzterer von ſeiner Verpflichtung zur 
Zahlung des Mietzinſes nicht befreit, ſondern nur zum Verlangen der Anrechnung be⸗ 
rechtigt (RG 52, 286; JW 1912, 85915). f 

4. Die Beweislaſt bezüglich der ihn von der Entrichtung des Mietzinſes befreienden Um- 
ſtände trifft den Mieter. — Kündigungsrecht und Schadenserſatzanſprüche des Mieters 
8 542 und A 1 dort, dazu § 286. 

§ 553 


1) Der Vermieter kann ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt das Miet. 
verhältnis kündigen?), wenn der Mieter oder derjenige, welchem der Mieter 
den Gebrauch der gemieteten Sache überlaſſen hat, ungeachtet einer Ab⸗ 
mahnung des Vermieters einen vertragswidrigen Gebrauch der Sache fort⸗ 
ſetzt, der die Rechte des Vermieters in erheblichem Maße verletzt, insbeſondere 
einem Dritten den ihm unbefugt überlaſſenen Gebrauch beläßt, oder die Sache 
durch Vernachläſſigung der dem Mieter obliegenden Sorgfalt erheblich ge. 
fährdets) ). 

E I 528 Nr 1 II 497 Abf 1 Nr 1: M 2 417; P 2 806, 518. 


1. Außerordentliches Kündigungsrecht des Vermieters ohne Einhaltung einer Kündigungs. 
friſt in den Fallen der 88 553, 554. Verhältnis zu den 88 825, 826 |. Vorbem 3 vor 
8 535. Die Beſtimmung des 8 553 ſchützt das Intereſſe des Vermieters an der Erhaltung 
der vermieteten Sache gegen ihren vertragswidrigen Gebrauch durch den ea die des 
$ 554 wahrt die Rechte des Vermieters auf die Gegenleiſtung für die Überlaſſung des 
Gebrauches. Den perſönlichen Beziehungen zwiſchen dem Vermieter und dem 
Mieter und den daraus entſtehenden Störungen ift darin nicht Rechnung getragen, da 
dieſe Beziehungen hier (anders wie z. B. bei Dienft- und Geſellſchaftsvertrag) zurück · 
zutreten pflegen. Bedingen aber im einzelnen Falle beſondere vertragliche Beziehungen 
ein engeres verſtändiges, friedliches Zuſammenwirken, und entwickelt ſich unter den Ver⸗ 
tragsteilen eine Feindſchaft von derartiger Schärfe, daß ein ſolches Zuſammenwirken un⸗ 
möglich wird, dann ift ein Recht zur Kündigung ohne Einhaltung einer Kündigungsfrift 
auch für Miete und Pacht nach dem allgemeinen Grundſatze anzuerkennen, daß Rechts ⸗ 
verhältniſſe von längerer Dauer, die ein perſönliches Zuſammenarbeiten der Beteiligten 
und daher ein gutes Einvernehmen erfordern, beim Vorliegen eines wi chtigen Grundes 
jederzeit gekündigt werden können (RG 94, 284: Kündigung eines Pachtverhältniſſes durch 
die verpachtende Kirchengemeinde wegen des feindſeligen Verhältniſſes zwiſchen dem 
Pächter von Pfarrländereien und dem an dieſen nutzungsberechtigten Pfarrer). Val. 
98 626, 728; H 88 70, 77 Abſ 8, 92 Abſ 2, 183, 161 Ubf 2: Gewd 89 124 a, 188 b 
und RG 78, 885 (389). — Nach ENVBDO zum Schutze der Mieter vom 23. 9. 18 
(Vorbem 9 vor 9 535) § 2 kann im Falle einer Kündigung des Vermieters der Mieter 
das gemeindliche Mieteinigungsamt (die nach $ 11 beſtimmte andere Stelle oder das 
Amtsgericht) anrufen, das über die Wirkſamkeit der Kündigung und über die Fortſetzung 
des gekündigten Mietverhältniſſes jeweils bis zur Dauer eines Jahres beſtimmen, aber, 
wenn es die Fortſetzung beſtimmt, auch dem Mieter neue Verpflichtungen auferlegen, 
insbeſondere den Mietzins erhöhen kann (dazu 8 7 Abſ 2). Über die Aufhebung eines 
vom Vermieter mit einem neuen Mieter abgeſchloſſenen Vertrags, wenn die Fortſetzung 
des alten Mietverhältniſſes beſtimmt wird, |. 5 2 a. a. O. Die Bo bezieht ſich nur auf 
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die Miete (auch Untermiete) von Grundſtücken und ihnen gleichzuſtellenden Wohnräumen 
und anderen Räumen in Gebäuden (vgl. § 580), nicht auf die Miete beweglicher Sachen, 
gilt aber in dieſer Beſchränkung für Kündigungen aller Art, nicht nur für ſolche zum 
wecke einer Steigerung des Mietzinſes, auch für die außerordentliche Kündigung nach 
558, 554 und für die Kündigung des Vermieters im Falle des § 569. Auf Pacht ⸗ 
verhältniſſe iſt ſie nicht anwendbar (JW 1920, 15712). Über das Erfordernis einer vor⸗ 
herigen Zuſtimmung des Einigungsamtes zur Kündigung des Vermieters bei Miete 
von Wohnräumen, Läden und Werkſtätten f. $ 6 der VO. — Für Kleingärten und 
Kleinpachtland ſ. das Geſetz vom 31. 7. 19, RG Bl 1371 und unten § 581 A 1. Ebenda 
über die Pachtſchutzverordnung vom 9. 6. 20, RGBl 1198. 


2. Neben dieſem Kündigungsrecht und aus dem gleichen Grunde kann der Vermieter, 
wie nach 8 554 (und wie im Falle des $ 542 der Mieter, $ 542 A 1), einen Schadens⸗ 
erſaganſpruch geltend machen, und zwar auch für einen nach der Kündigung eintretenden, 
durch fie veranlaßten Schaden (beftr.). Vgl. § 554 U 1. 

3. Borausſetzungen der Kündigung alſo: a) Fortſetzung eines vertragswidrigen Ge⸗ 
brauchs (Verſchulden nicht erforderlich, RG ZW 1920, 977° und 8 550 A 1) ſeitens des 
Mieters oder desjenigen, dem der Mieter den Gebrauch der gemieteten Sache überlaſſen 
5905 b) Abmahnung ſeitens des Vermieters von dem vertragswidrigen Gebrauch, c) erhebliche 

erletzung der Rechte des Vermieters durch den vertragswidrigen Gebrauch. Die „Ab⸗ 
mahnung' foll dem Mieter kundgeben, worin der Vermieter den Mißbrauch der Mietſache 
erblich, damit der Mieter von dem Mißbrauch ablaſſen und ſo die friſtloſe Kündigung (und 
die Klage auf Unterlaſſung 8 550) abwenden kann. Dieſen Zweck erfüllt nur eine Ab⸗ 
mahnung, weiche die Beſchwerden des Vermieters beſtimmt bezeichnet, und nur die Fort 
ſetzung eines dieſen beſtemmten Beſchwerden zuwiderlaufenden Verhaltens kann das Recht 
zur friſtloſen Kündigung begründen. Eine allgemeine Erinnerung an den ordnungsmaͤßigen 
Gebrauch der Mietſache (3. B. der nicht näher dargelegte Vorwurf unſauberer Wirtſchafts⸗ 
führung in dem vermieteten Gaſthauſe, verbunden mit ber unbeſtimmten e 
ordnungsmäßig zu wirtschaften) ft noch feine Abmahnung im Sinne des Geſetzes (R 
77, 117). Die „Erheblichteit“ der Verletzung oder Gefährdung iſt namentlich von a 
wenn es [ich um Zuwiderhandlungen gegen die Hausordnung handelt, deren Nichtbeach 
tung vielfach (nach Treu und Glauben) als eine erhebliche Verletzung der Rechte des Ver- 
mieters oder als eine erhebliche Gefährdung ber Mietſache nicht angeſehen werden kann. 
Hat der Mieter gemietete Raume unbefugt weitervermietet (5 549), und verlangt der 
Vermieter die Entfernung des Unternneters, fo muß nach Treu und Glauben geprüft 
werden, welche Maßregeln zur Entfernung des Untermieters im einzelnen Falle dem 
Mieter billigerweiſe zugemutet werden können, und nur bei Nichterfüllung der danach be⸗ 
meſſenen Anforderungen kann man ſagen, daß der Mieter dem Untermieter den Gebrauch 
„belaffen“ habe, eine friſtloſe Kündigung alſo gerechtfertigt ſei (NG JW 1920, 1405). 

4. Die Kündigung ruft eine Rechtswirkung nur hervor, wenn ſie ſich auf eine im Geſetze 
begründete Befugnis ſtützt; andernfalls iſt fie für ſich völlig wirtungslos und erzeugt nicht 
nur für, ſondern auch gegen den Kündigenden keinerlei Rechte. Es lann alfo der Mieter 
nicht. wenn der Vermieter friſtlos gekündigt hat, dieſen ſpäter an der unberechtigten Kün« 
digung festhalten (M JW 1913, 487°), Wird aber die unberechtigte Kündigung vom 
Getündigten angenommen (vgl. 89 146 ff.), fo liegt Willens! bereinſtimmung vor und die 
Kündigung gilt. Die Kündigung iſt freilich zunächst eine einſeitige Willeuserklärung ($ 542 
A 2). Sie hat aber einen ſolchen Inhalt, daß der Gekündigte den Kündiger am Wort 
nehmen und feſthalten lann. Daß dies zufäffig ift, erfordert auch die Verkehrsſicherhoit. 
Die ordnungsmäßig erfolgte Kündigung hat end fültige Rechtswirkung und führt auch wider 
den Kündigenden ſelbſt die Beendigung des Mietverhältniſſes herbei; dieſe Rechtslage kann 
gegenüber dem Gekündigten nicht etwa durch einſeitigen Widerruf des Kündigenden ver⸗ 
ändert werden (angef. AB). — Nimmt der Kündigende die Kündigung mit Zuſtimmung 
des anderen Teils zurück, fo liegt darin der Abſchluß eines neuen Vertrags in der Regel 
nicht und namentlich dann nicht, wenn die Zuläfſigkeit und Wirkſamkeit der Kündigung 
beſtritten war (RG 28. 11. 19 III 181/19). Die Klage oder Widerklage des Vermieters 
(Verpächters) auf Räumung wirkt als Kündigung (RG 10. 10. 19 III 78 19). Zu ihrer 
Rechtfertigung genügt es, wenn die Vorausſetzungen der Kündigungsbefugnis zur Zeit 
des Urteils vorliegen (RG 20. 11. 17 III 162/17). 


8 554 

Der Vermieter kann ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt das Miet⸗ 
verhältnis kündigen, wenn der Mieter für zwei aufeinander folgende Ter⸗ 
mine mit der Entrichtung des Mietzinſes oder eines Teiles des Mietzinſes 
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im Berzug!) iſt. Die Kündigung iſt ausgeſchloſſen, wenn der Mieter den Ver⸗ 
mieter befriedigt, bevor ſie erfolgte). 

Die Kündigung iſt unwirkſam, wenn ſich der Mieter von ſeiner Schuld 
durch Aufrechnung befreien konnte und unverzüglich nach der Kündigung die 
Aufrechnung erklärt“). 

E I 528 Nr 2 II 497 Abſ 1 ger 21 M 2 417, 418; P 2 228 fl., 514 ff.; 6, 186. a 

1. Außerordentliches Kündigungsrecht des Vermieters ohne Einhaltung einer Kün⸗ 
digungsfriſt bei Verzug des Mieters. Verhältnis zu 8 326 |. Vorbem 3 vor 8 585. Wegen 
einer Anrufung des Mieteinigungsamtes (der dazu beſtimmten anderen Stelle oder 
des Amtsgerichts) und wegen des Erforderniſſes einer vorherigen Zuſtim Mang des 
Einigungsamtes zur Kündigung des Vermieters bei Miete bon Wohnräumen, Läden und 
Werkſtätten |. BRVoO zum Schutze der Mieter vom 23. 9. 18 und oben § 553 A 1. — 
Kein Verzug (88 284 ff.) des Mieters, wenn die Zahlung infolge eines Umſtandes unter⸗ 
bleibt oder nicht rechtzeitig ſtattfindet, den der Mieter nicht zu vertreten hat ($ 285), 
3. B. wegen Abweſenheit des Vermieters am Zahlungstage (RG 22. 11. 07 III 826/07), 
oder wenn dem Mieter eine Einrede, z. B. der Zurückbehaltung, zuſteht, die ihn zur Ver⸗ 
weigerung der an ſich geſchuldeten Leiſtung berechtigt (RG 85, 296). Ebenſo liegt aber 
kein Verzug vor, wenn der Mieter ſich bei Beobachtung der im Verkehr erforderlichen 
Sorgfalt zur Verweigerung des Mietzinſes für berechtigt halten darf, mag, diefe Annahme 
auch unrichtig fein, jo bei irrtümlicher Annahme einer Aufrechnungsmöglichkeit, R JW 
1916, 1584 (die abweichende Auffaſſung von RG 18. 10. 07 III 93/07, vgl. 5 285 A 1, 
ift aufgegeben). Anwendung des $ 554, wenn der Mieter von der Veräußerung des Miet. 
grundſtücks ($ 571) nichts weiß, |. RG 98, 88. Die Kündigungsbefugnis ſteht auch nach 
Abtretung der Mietzinsforderungen dem Vermieter zu (RG Gruch 43, 997; OLG 
16, 425). — Die Vorſchriften des $ 554 find im Zweifel auch dann anzuwenden, wenn 
vertragsmäßig dem Vermieter ſchon bei Rückſtand eines Termins ein Kündigungsrecht 
eingeräumt iſt (RG 82, 50; 85, 415; RG IW 1916, 15845; OLG 2, 217; Seuffel 
74 Nr 206). Daraus, daß im Vertrage von dem „Rückſtande einer Mietrate die Rede 
iſt, kann nicht gefolgert werden, daß die Vertragsparteien darunter nur die Nichtzahlung 
der vollen Rate verſtehen (RG 82, 50; OLG 33, 311). — Das Geſetz verlangt nur, daß der 
Mieter mit der Entrichtung des Mietzinſes (oder eines Teiles) für zwei aufeinander 
folgende Termine im Verzug ift, nicht, daß er wiederholt in Verzug geraten iſt. Der 
Vermieter kann daher auch dann kündigen, wenn, z. B. durch Wegfall eines Zurück⸗ 
behaltungsrechtes, die Fälligkeit der Mietzinſen für beide Termine auf einmal eintritt 
(RG 85, 296). Der Vermieter kann nicht kündigen, wenn es ſich nur um geringfügige 
Teile des Mietzinſes handelt. Dabei iſt die Geringfügigkeit eines Teilrückſtandes nach 
dem Verhältniſſe des für den einzelnen Termin rückſtändigen Teilbetrags zu dem an 
dieſen Termin fällig gewordenen Mietzins, nicht nach dem Geſamtbetrag der für beide 
Termine rückſtändigen Beträge zum Geſamtbetrag der auf beide Termine treffenden Miet. 
zinſen zu beurteilen (RG 86, 334, auch 82, 54). — Da die Kündigung die ſofortige Be⸗ 
endigung des Mietverhältniſſes bewirkt (58553 A 4), können Verletzungen des Mietvertrags 
für die Zukunft nicht mehr vorkommen. Schadens erſatzanſprüche aus früheren Vertrags. 
verletzungen dagegen werden durch die Beendigung des Vertrags nicht berührt. Dies gilt nicht 
nur für den bis zur Vertragsbeendigung bereits erwachſenen, ſondern auch für den ſpater 
eintretenden Schaden und insbeſondere für den durch die Kündigung ſelbſt, alſo mittelbar, 
veranlaßten Schaden (beſtr.). Vorausſetzung iſt nur, daß die die Ersatzpflicht begründenden 
Ereigniſſe in die Zeit des beſtehenden Vertrags fallen, und daß der Schaden auf dieſe Ereig⸗ 
niffe zurüctzuführen it. Vgl. RG 76, 367; Lg 1915, 13981; 8 542 A 1, 8 628 Abſ 2 N 5. 
Der Vermieter kann zwar nicht den Mietzins als ſolchen verlangen (vgl. § 555), wohl aber 
den Erſatz des Schadens, der ihm durch die auf die Schuld des Mieters zurückzuführende 
Beendigung des Mietverhältniffes entſtanden iſt, alſo auch den Ausfall am Mietzins für 
die vereinbarte Dauer des Vertrags. Nur eine vertragsmäßige Feſtlegung dieſer Erſatz⸗ 
pflicht bedeutet es in der Regel, wenn für di ſen Fall im Vertrage der Mieter als für 
die Miete oder für den Ausfall bis zum Ende der Vertragszeit haftbar eriigt wird. Den 
Beweis des Ausfalls muß auch in dieſem Falle der Vermieter führen. Er muß ferner bei 
Meidung der Folgen des § 254 darauf bedacht fein, die Mieträume anderweit zu ver. 
mieten, und kann, wenn ihm eingebrachte Sachen eines ſpäteren Mieters als Pfand haften, 
den früheren nur dann in Anſpruch nehmen, wenn er die Pfandgegenſtände verwertet 
bat oder beweiſt, daß eine Verwertung nicht möglich oder (nach den Unftänden) ihm nicht 
zuzumuten ſei (RG Seuffl 71 Nr 230). — Über die Befugnis des Gerichts, die geſetz⸗ 
“hen oder vertraglichen Folgen der Nichtzahlung oder der nicht rechtzeitigen Zahlung des 
Mietzinſes als nicht eingetreten zu erklären, |. BRV vom 18. 8. 14 RGBl 377 in der 
Faſſung vom 20. 5. 15 RG Bl 290, dazu RGB 1916 S. 451 (Vorbem 9 vor 9 535). 


Miete Pacht 8s 354-556 685 


2. Es iſt hier vollſtändige Befriedigung des Vermieters für beide Zinstermine (RG 
Warn 1916 Nr 224) vorausgeſetzt. Außerdem kann auch ſtillſchweigender Verzicht auf 
die Kündigung vorliegen, wenn der Vermieter nicht bald nach Eintritt des Verzugs die 
Kündigung erklärt oder wenn er eine verſpätete Mietzinszahlung oder eine Teilzahlung 
vorbehaltlos annimmt (RG 82, 50; RG Gruch 48, 103; R& 30. 10. 01 VI 237/01; ferner 
6. 12. 01 III 302/01; 22. 3. 07 III 462/06; RG Gruch 47, 399; 48, 103). Es kommt 
dabei weſentlich darauf an, ob nach den geſamten Umſtänden des Falles der Wille des 
Vermieters, auf fein Kündigungsrecht zu verzichten und ſich mit der Fortſetzung des Miet ⸗ 
verhältniſſes einverſtanden zu erklären, angenommen werden kann (RG 82, 50). — Der 
Befriedigung iſt für die Anwendung des § 554 ein Angebot gleichzuſtellen, das den 
Vermieter als Gläubiger in Annahmeverzug ($ 293) ſetzt (RG 85, 415). Der Vermieter, 
der wegen Nichtentrichtung des Mietzinſes ein Räumungsurteil gegen den Mieter erwirkt 
hat, braucht das Angebot eines Dritten, gegen Sicherheitsleiſtung oder Hinterlegung des 
Mietzinſes für die Vertragszeit den Mieter in den gemieteten Räumen zu belaſſen, nicht 
anzunehmen, und verliert feinen Schadenserſatzanſpruch gegen den Mieter nicht wegen 
der Ablehnung, es müßte denn ſein, daß er nur ablehnt, um dem Mieter Schaden zu⸗ 
zufügen (R& 5. 1. 17 III 303/16). 

8. Zur Unwirkſamkeit der Kündigung infolge Aufrechnung iſt — abweichend von dem 
allgemeinen Grundſatz der 88 388, 389 — erforderlich, daß die an ſich ſtatthafte Aufrechnung 
unverzüglich nach der Kündigung erklärt wird (RG 14. 5. 07 III 438/06). In der Erklärung 
müſſen die Gegenforderungen des Mieters ſo angegeben werden, daß der Vermieter ſie 
auf ihren Beſtand prüfen tann. Die allgemeine Erklärung, daß der Mieter ſich auf $ 554 
Abſ 2 berufe, genügt nicht (RG Warn 1916 Nr 224). Von Aufrechnung kann dann keine 
Rede fein, wenn ſolche, was an ſich zuläſſig ift, im Vertrage ausdrücklich ausgeſchloſſen ift. 


8 555 
Wacht der Vermieter von dem ihm nach den SS 553, 554 zustehenden 
Kündigungsrecht Gebrauch, jo hat er den für eine ſpätere Zeit im voraus 


entrichteten Mietzins nach Maßgabe des S 347 zurückzuerſtatten!). 
E I 680 II 497 Ubi 3; M 2 421; P 2 220 ff. 


1. Vgl. $ 543 A 3. Zurückerſtattungspflicht wie im Falle des Rücktritts. — Anderung 
durch Parteivereinbarung (zuungunſten des Mieters) iſt zuläſſig. Anderſeits iſt zum Schutze 
des Mieters nicht nur $ 189, ſondern auch, ſofern es ſich bei der Zurückbehaltung des im voraus 
bezahlten ganzen Mietzinſes durch den Vermieter um eine den Mieter treffende Ver ⸗ 
tragsſtrafe handelt, $ 348 anwendbar (f. Dertmann § 555 Bem 3). 


8 556 
Der Mieter iſt verpflichtet, die gemietete Sache nach der Beendigung des 
Mietverhältniſſes zurückzugeben). 
Dem Mieter eines Grundſtücks ſteht wegen ſeiner Anſprüche gegen den 
Vermieter ein Zurückbehaltungsrecht nicht zue). 
Hat der Mieter den Gebrauch der Sache einem Dritten überlaſſen, jo kann 
der Vermieter die Sache nach der Beendigung des Mietverhältniſſes auch von 


dem Dritten zurückfordern“). 
E 1 520 II 498; M 2 401, 402; P 2 188 ff. 


1. Die Rückgabe, die bei einer Wohnung auch durch Aushändigung der Schlüffel an 
den Hausmeiſter geſchehen kann (vgl. OLG 5, 371), bei beweglichen Sachen aber in der 
Regel durch Aushändigung an den Vermieter vom Mieter zu bewirken iſt (Bringſchuld), findet 
regelmäßig in dem Zuſtande ftatt, in dem ſich die Mietſache nach ordnungsmäßigem Ge⸗ 
brauch bei Beendigung des Mietverhältniſſes befindet. Die Abnutzung und Wertminderung, 
die durch den zweckentſprechenden, ordnungsmäßigen Gebrauch während der Mietzeit eintritt, 
muß der Vermieter tragen (Rc JW 1912, 85815). Wegen der Haftung des Mieters für 
die während der Mietzeit eingetretenen Veränderungen und Verſchlechterungen ſ. 8 548 
A! und 2. Gibt der 15 5 en fret on hn 5 0 5 zurück, ſo muß er 
darlegen und beweiſen, daß der Schaden auf einen von ihm nicht zu vertretenden Um⸗ 
Fand zurüctzuführen ſei (Seuffa 71 Nr 256; OL 28, 151; 33, 309). Bewegliche Sachen 
ind in der Regel dort zurückzugeben, wo ſie vom Vermieter übergeben worden ſind (vgl. 
Dec; 16, 428). Die Rückgabe von Mieträumen muß dort geſchehen, wo fie ſich befinden. 
Dort iſt daher auch der Gerichtsſtand des § 29 ZPO für Schadenserſatzanſprüche wegen 
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nicht gehöriger Erfüllung der Rückgabepflicht begründet (OLG 86, 5). Rückgabe und 
Wiederherſtellung einer gemieteten Wohnung als Maſſeſchuld (KO 8 59 Nr 2) im Konkurſe 
des Mieters (OLG 35, 258). Rückgabepflicht mehrerer Mieter f. 535 A g. Über die 
Zuläſſigkeit der Vertragsklage des Vermieters auf Rückgabe einer vermieteten, vom Mieter 
nach Abſchluß des Mietvertrags in ein Grundſtück eingebauten Lokomobile |. RG SeuffA 64 
Nr 28. — Über den auf ſein Eigentum geſtützten Rückgabeanſpruch des Vermieters |. 
88 985 ff.; M& 15. 12. 06 V 852/06; und über die ihm dabei obliegende Beweislaſt |. OLG 
7, 17. Über die Klage auf künftige Räumung eines Grundſtücks, einer Wohnung oder eines 
anderen Raumes |. Vorbem 8 vor 8 535. — Landesgeſetzliche Räumungsfriſten 
ſ. EG Art 93. — Über die Befugnis des Gerichts, das auf Räumung einer Wohnung erkennt, 
dem Schuldner auf feinen Antrag eine den Umſtänden nach augemeſſene Friſt zur Rau⸗ 
mung zu gewähren, |. ZPO $ 721. Bei unverſchuldeter Verzögerung des Auszugs von 
ſeiten des Mieters einer Wohnung (z. B. infolge von Krankheit oder Todesfall in der 
Familie) iſt der Vermieter nach Treu und Glauben zur Gewährung von Nachſicht ver⸗ 
pflichtet. — Für die Pacht ſ. 88 591—594. i 

2. Ausſchließung des Zurückbehaltungsrechtes. Die Vorſchrift des Abſ 2 bildet eine 
aus Zweckmäßigkeitsgründen für die Miete eines Grundſtücks beſtimmte Ausnahme von der 
allgemeinen Regel des $ 278 und muß daher auf den im Geſetz geregelten Fall beſchränkt 
werden, daß der Vermieter die Rückgabe des Grundſtücks auf Grund des Miet- 
vertrags verlangt, und ſein Verlangen unter dieſem Geſichtspunkt auch begründet iſt. 
Es genügt alſo nicht, daß der Mieter zufolge des Mietvertrags in den Beſitz des Grund. 
ſtücks gelangt ift, deſſen Rückgabe begehrt wird (RG JW 07, 1002), und der Mieter kann ein 
Zurückbehaltungsrecht haben, wenn er den Mietvertrag wirkſam angefochten hat und nur 
aus andern Gründen, z. B. wegen des Eigentums des Vermieters, zur Rückgabe ver⸗ 
pflichtet iſt (MG 85, 183). Auch dem Mieter einer Wohnung (8580) ſteht (zur Vermeidung 
ſchikanöſer Weiterungen) das Zurückbehaltungsrecht nicht zu, wohl aber hat er dieſes Recht 
wegen ſeiner Verwendungen gegenüber der auf das Eigentumsrecht des Vermieters ge⸗ 
ftügten Räumungsklage (& IWW 07, 100%. In jedem Falle ſteht das Zurückbehaltungs⸗ 
recht (nach 88 278, 274) dem Mieter einer beweglichen Sache, insbeſondere wegen Ver⸗ 
wendungen zu. Auf Grund ſeines Eigentumsrechts kann der Mieter die Rückgabe — bei 
beweglichen und unbeweglichen Sachen — verweigern, ſoweit nicht ſeiner Geltendmachung 
ein perjönliche3 oder dingliches Recht des Vermieters entgegenſteht (vgl. RG 49, 286; 
JW 01, 7312; ſ. auch $ 535 A 2). 0 

8. Geſetliche Erweiterung des an ſich nur gegen den Mieter gegebenen vertragsmäßigen 
Anſpruchs auf Rückgabe der beweglichen oder unbeweglichen Sache gegenüber einem Dritten 
(Untermieter), als mitverpflichtetem Geſamtſchuldner. — Wenn der Mieter oder Pächter, 
der das gemietete oder gepachtete Grundſtück in Untermiete oder Unterpacht gegeben hat, 
in Konkurs verfällt, und der Konkursverwalter durch Vertrag mit dem Haupivermieter oder 
Hauptverpächter den Hauptvertrag aufhebt, ſo kann der Untermieter oder Unterpächter, 
der infolgedeſſen das Grundſtück räumen muß, ſeinen Entſchädigungsanſpruch nicht als Maſſe⸗ 
ſchuld nach KO $ 59 Nr 1 oder 2, ſondern nur als Konkursforderung nach KO 8 26 geltend 
machen (RG 67, 372). Über die Vollſtreckbarkeit eines gegen den Mieter ergangenen 
Räumungsurteils gegenüber dem Untermieter ſ. $ 549 A 6b. 


8 557 


Gibt der Mieter die gemletete Sache nach der Beendigung des Mietver⸗ 
hältniſſes nicht zurück!), jo kann der Vermieter für die Dauer der Vorent⸗ 
haltung als Entſchädigung den vereinbarten Mietzins verlangen. Die Gel⸗ 
tend machung eines weiteren Schadens iſt nicht ausgeſchloſſen!). 

E 1585 II 499; M 2 415; ® 2 218. 


1. Vorenthaltung der Mietſache gegen den Willen des Vermieters; zu unterſcheiden 
von der ſtillſchweigenden Verlängerung des Mietverhältniſſes nach $ 568. Der An⸗ 
ſpruch nach 8 557 tritt ohne Rückſicht darauf ein, aus welchein Grunde die Rückgabe unter⸗ 
bleibt, alſo auch, wenn den Mieter kein Verſchulden trifft OLG 86, 50) iſt aber nur 
dann begründet, wenn der Mieter dem Vermieter den Beſitz der Mietſache nach Ablauf 
der Mietzeit vorenthält. Vorenthaltung erſordert nicht Fortſetzung des Gebrauches 
durch den Mieter, ſetzt aber voraus, daß er im Beſitze der Sache (RG JW 1913, 1108) oder 
doch in der Lage iſt, ihre Rückgabe an den Vermieter herbeizuführen. Vorenthaltung liegt 
nicht mehr vor, wenn die gemietete Sache verloren gegangen iſt. Vom Eintritte des 
Verluſtes (nicht erſt von der Anzeige an den Vermieter) an kann Entſchädigung nicht 
weht nach Saß 1, ſondern nur nach allgemeinen Grundſätzen (A 2) verlangt werden 
(NS 22. 6. 20 111 20/20). Verurſacht der Mieter in anderer Weile als durch Vorent⸗ 
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haltung, fo insbeſondere auch durch Veränderung oder Beſchädigung der Mieträume, daß 
der Vermieter dieſe nach Ablauf der Mietzeit nicht anderweit benutzen kann, fo ſteht dem 
Vermieter nur der Anſpruch des ihm tatſächlich erwachſenen Schadens zu. Dieſer Anſpruch 
verjährt gemäß 8 553 (RG JW 1910, 93915). Verweigert der Vermieter die Rücknahme, 
jo hat der Mieter die gemietete Sache nicht vorenthalten und haftet dem Vermieter 
hoͤchſtens wegen ungerechtfertigter Bereicherung (OL 88, 56). Anwendung des 8 557 
. Überlaſſung eines mit Mannſchaft ausgerüſteten Schiffes (RG 11. 11. 
16). 
2. Der vereinbarte Mietzins ſtellt alſo den Mindeſtbetrag der dem Vermieter 


zutommenden Entſchädigung dar. Der Anſpruch auf Erſatz eines weiteren Schadens 
bedarf der Begründung nach allgemeinen Grundfätzen und ſetzt namentlich, anders wie 
ödie Entſchädigung nach Satz 1, ein Verſchulden des Mieters oder einen ſonſtigen von ihm 
u vertretenden Umſtand und den Nachweis des Schadens voraus (RG 22. 6. 20 IH 29/20). 


§ 558 


) Die Erſatzanſprüche des Vermieters wegen Veränderungen oder Ver⸗ 
ſchlechterungen der vermieteten Sache ſowie die Anſprüche des Mieters auf 
Erſatz von Verwendungen oder auf Geſtattung der Wegnahme einer Ein⸗ 
richtung verjähren in ſechs Monaten?). 

Die Verjährung der Erſatzanſprüche des Vermieters beginnt mit dem 
Zeitpunkt, in welchem er die Sache zurütkerhälte), die Verjährung der Ans 
ſprüche des Mieters beginnt mit der Beendigung des Mietverhältniſſes. 

Mit der Verjährung des Anſpruchs des Vermieters auf Rückgabe der 
Sache verjähren auch die Erſatzanſprüche des Vermieters“). 

E U 500 III 551; P 2 177, 194, 271 ff.; 6 185. 


1. Verjährung. S. hierzu die Übergangsbeſtimmung im Art 169 EG. 


neten Anſprüche ohne Unterſchled, ob ſie ſich unmittelbar aus dem Geſetz oder aus be⸗ 
ſonderen Vertragsbeſtimmungen ergeben (RG 62, 329; 87, 281 ), auch für Anſprüche anläß⸗ 
lich der Rückgabe von Pachtinventar, wie z. B. des Pächters auf Erſatz des von ihm 
angeſchafften Überinventars und auf Erſatz des durch eigene Verwendungen oder auch nur 
durch Preisſteigerung hervorgerufenen Mehrwerts des übernommenen Inventars (RG 


auf die Beſchädigung ſolcher Raume und Anlagen aus, die zwar nicht dem Mieter über. 
ien ſondern im unmittelbaren Beſitze des Vermieters verblieben ſind, an denen den 
Nietern aber ein Mitbenutzungsrecht zuſteht, wie z. B. der Treppen und Flure (8 535 U 2). 
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des Vermieters wegen des ganzen Schadens. Daß die Rechtſprechung beſtrebt iſt, dem Ver⸗ 
kehrsbedürfnis zu folgen, das raſche Auseinanderſeßung unter den Vertragsparteien verlangt, 
zeigt auch RG 80, 439. 

3. Die Verjährung beginnt alſo mit dem Zeitpunkte, zu welchem der Ver⸗ 
mieter ſichere Kenntnis von etwaigen Veränderungen oder Verſchlechterungen erhält. 
Die Rückgabe eines Pachtgrundſtücks, mit der die Verjährung der Erſatzanſprüche des Ver⸗ 
pächters beginnt, kann auchſtillſchweigend durch ein Verhalten des Pächters geſchehen, 
wodurch er dem Verpächter gegenüber zum Ausdruck bringt, daß er den Gebrauch des 
Grundſtücks aufgebe und dem Verpächter überlaſſe, ift aber z. B. in der Einſtellung des 
Betriebs in einer gepachteten Sandgrube unter Eröffnung des Betriebs in einer andern 
Grube auch dann noch nicht zu finden, wenn der Verpächter davon weiß (RG 5. 7. 18 
III 18/17). Wird die Sache vorzeitig zurückgegeben, fo beginnt die Verjährung ebenfalls 
mit der Rückgabe, nicht erſt mit der Beendigung des Mietverhältniſſes. Erhält der Ver⸗ 
mieter die Sache in Teilen zurück, ſo kann die Verjährung der einzelnen Erſatzanſprüche 
zu verſchiedenen Zeiten beginnen (OLG 39, 154). Entkräftung des Verjährungseinwandes 
durch die Gegeneinrede der Argliſt |. RG 87, 281. — Aus dem nur den Beginn der Ver⸗ 
jährung beſtimmenden Abf2 iſt eine Einſchränkung des Abſ 1 nicht herzuleiten (RG 75, 116). 
Nur wenn die Mietſache vollig untergegangen iſt, der Vermieter alſo nichts zurückerhält, 
ſteht der Anwendung des § 558 das Bedenken entgegen, daß es an einem Anfangspunkt 
der Verjährung fehlt. Dagegen iſt ſeine Anwendung unbedenklich, wenn ein vermietetes 
Zirkusgebäude abbrennt, das mitvermietete Grundſtück aber an den Vermieter zurück⸗ 
gegeben werden kann (RG 96, 300; vgl. auch OLG 5, 373). — Der Vermieter iſt aber 
auch bei Verjährung feiner Anſprüche nicht gehindert, feine Befriedigung aus dem ihm ge. 
ſetzlich zuſtehenden Pfandrechte (§ 559) zu ſuchen ($ 223). 8 

4. Vgl. § 224. — Durch Vertrag können kurze Ausſchlußfriſten für die Geltendmachung 
von Erſatzanſprüchen beſtimmt werden. Sehr kurze Ausſchlußfriſten ſind aber nach Treu 
und Glauben dahin zu verſtehen, daß in den Fallen, in denen ihre Einhaltung nicht an« 
gängig iſt, eine vom Richter zu beſtimmende angemeſſene Friſt an ihre Stelle tritt. So 
für einen Pachtvertrag RG JW 1917, 2843. 


8 559 


Der Vermieter eines Grundſtücks hat für ſeine Forderungen aus dem 
Mietverhältnis ein Pfandrecht!) an den eingebrachten Sachen des Mieters2), 
Für künftige Entſchädigungsforderungen und für den Mietzins für eine 
ſpätere Zeit als das laufende und das folgende Mietjahr kann das Pfand⸗ 
recht nicht geltend gemacht werden?). Es erſtreckt ſich nicht auf die der Pfän⸗ 
dung nicht unterworfenen Sachen). 

E 1 521 Abſ 1 II 501; M 2 402-407; P 2 194 ff., 212 ff. 


1. Rechtliche Natur. Dieſes Pfandrecht ſteht dem Vermieter (ober Untervermieter) 
eines Grundſtücks oder eines Wohnraumes oder andern Raumes in einem Gebäude (8 580) 
— nicht aber einer beweglichen Sache, insbeſondere nicht eines Schiffsraumes (Seuffa 61 
Nr 136) — zu und iſt ein geſetzliches Pfandrecht (alfo ohne unmittelbaren Beſih des Ver⸗ 
mieters), auf das jedoch, feine wirkſame Entſtehung nach 8 559 (kein Pfauderwerb kraft 
guten Glaubens nach § 1207, OLG 2, 80; 4, 329) vorausgeſetzt, nach 3 1257 die Vor⸗ 
ſchriften über das durch Rechtsgeſchäft beſtellte Pfandrecht entſprechende Anwendung finden, 
d. h. inſoweit fie nicht Beſitz auf ſeiten des Pfandgläubigers vorausſetzen; es ſind mithin hier 
insbeſondere 58 1222, 1227—1231, 1232 Satz 2, 88 1233—1249, 1250, 1252, 1255, 1256 an- 
zuwenden. — Das Pfandrecht entſteht mit der Einbringung der Sachen An die gemie⸗ 
teten Räume, nicht ſchon auf das Grundſtück des Vermieters überhaupt (RG u 26, 
997), in dem Falle jedoch, wenn der Mieter mit dem Rechtsnachfolger ſeines urſprünglichen 
Vermieters unter Aufhebung des mit dieſem abgeſchloſſenen Mietvertrags einen neuen ſchließt, 
erſt mit dieſem neuen Vertragsabſchluſſe (RG 6. 6. 05 III 541/04). Geftattet der Vermieter 
dem Mieter ohne beſonderes Entgelt die Mieträume [con vor der im Vertrag verein⸗ 
barten Zeit zu beziehen, fo beginnt das Mietverhältnis mit der tatſachlichen Benutzung, 
und die eingebrachten Sachen des Mieters unterliegen ſofort dem geſctzlichen Pfandrecht 
(DRG 33, 321). Neben dieſem geſetzlichen Pfandrechte kann übrigens auch ein rechts 
geihäftliches Pfandrecht mit den ihm zukommenden Vorausſetzungen und Wirkungen be- 
ſtellt werden (RG 14. 3. 05 VII 376/04). — Tritt der Vermieter einzelne Forderungen 
aus dem Mietverhältnis an einen Dritten ab, ſo erwirbt dieſer auch das P andrecht an 
den Sachen, die ihm zur Zeit der Abtretung unterliegen (88 401, 1250). Für den Fall 
der Veräußerung des Grundſtücks ſ. & 571 A 3. j 
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2. Gegenſtand: die r Sachen, d. h. die auf Grund des Mietverhältniſſes in 
das Grundſtück gebrachten (OLG 39, 174), nicht nur vorübergehend eingeſtellten Sachen, wozu 
auch Geld (SeuffA 68 Nr 244), Inhaberpapiere und mit Blankoindoſſament verſehene Order 
papiere = 1292, 1205) gehören, nicht aber die auf den Namen lautenden Hypothekenbriefe, 
Lebensverſicherungspolicen und Sparkaſſebücher (Legitimationspapiere), die nicht Träger der 
Forderung find (RG 10, 40; 20, 185); und zwar die eingebrachten Sachen des Mieters — 
dieſe auch dann, wenn ihm das Eigentum nur unter einer auflöſenden Bedingung ($ 158 
Abſ 2) übertragen ift, nach deren Eintritt das Pfandrecht beſtehen bleibt, da es nicht auf einer 
Verfügung des Mieters beruht; auch die von einem Vorerben eingebrachten Erbſchafts⸗ 
ſachen, da der Vorerbe wirklicher Eigentümer it (Seuffl 71 Nr. 206) —, nicht aber Sachen 
ſeiner Ehefrau und ſeiner Kinder, ausgenommen, wenn ſie mit ihm zuſammen den Miet⸗ 


früheren Mieters, der aus dem Vertragsverhältnis ausgeſchieden iſt (OLG 7, 462), und nicht 
die Sachen desjenigen, der ſich das Eigentum an den int Beſitze des Mieters befindlichen 


kannte, die eingebrachten Sachen vielmehr für Sachen des Mieters hielt; denn der Grund 
ja: „Hand wahre Hand“ findet hier feine Anwendung (M 2, 405; Prot 2, 2000). Dies gilt 
ſelbſt dann, wenn der Dritte in ſeine Mithaftung eingewilligt oder im Einverſtändnis mit 
dem Mieter dem Vermieter vorgeſpiegelt hat, daß der Mieter Eigentümer fei, und auch ein 
Vertragspfandrecht entſteht in dieſen Fällen mangels der dazu erforderlichen Übergabe nicht 
(RS Gruch 49, 480; a. M. OLG 36, 58). Wohl aber kann der Mieter, der ſich dem N 

gegenüber als Eigentümer der fremden Sachen ausgibt, wegen unerlaubter Handlung 


Hängen, auch anders en Forderungen eines Vermieters eingerichteter Zimmer für per. 
ſönliche Dienſte und 


worden ſind. Hat ein Mieter von dem nämlichen Vermieter verſchiedene Räume eines 
Hrundſtücks, 3. B. als Wirtſchaft und als Wohnung, auf Grund ſelbſtändiger Verträge 
DSB, Kommentar von Relchsgerichtsräten. I. Band. 3. Aufl. 44 
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gemietet, ſo ergreift das Vermieterpfandrecht wegen des Mietzinſes für den einen Raum 
nicht die in den anderen eingebrachten Sachen (OLG 38, 92). 

Wegen der nach vorſtehendem berechtigten Anſprüche kann das Pfandrecht nicht bloß 
vom Vermieter, ſondern auch von ſeinem Sondernachfolger, ſelbſt wenn dieſer im übrigen 
nicht in das Mietverhältnis eingetreten iſt, geltend gemacht werden, ſofern nur die eingebrachten 
Sachen ſich noch in den Mieträumen befinden, alſo das Pfandrecht des Vermieters daran noch 
beſteht (vgl. § 1250; M 3, 836). Ebenſo bleibt das Pfandrecht des Vermieters oder Ver⸗ 
pächters in dem Falle, wenn die eingebrachten Sachen (Inventarftüde) vom Mieter oder Pächter 
veräußert, aber auf dem Miet. oder Pachtgrundſtſicke belaſſen worden find, beftehen und ver- 
wandelt ſich in dem Falle, wenn ſie ſpäter im Konkurſe des Mieters oder Pächters verſteigert 
und die Verſteigerungsgelder dem derzeitigen Eigentümer ausgehändigt werden, in einen 
Bereicherungsanſpruch gegen dieſen in Hohe der bis dahin aufgelaufenen Forderungen des 
Vermieters oder Verpächters (RH JW 09, 424%). Über die Beſchränkungen des Pfandrechts 
9 a dem Pfändungspfandgläubiger und gegenüber der Konkursmaſſe des Mieters f. unten 

ei 8 563. 

4 Auch von den Sachen des Mieters ſind diejenigen dem Pfandrecht entzogen, 
welche im Intereſſe des Schuldners und feiner Angehörigen nach $ 811 ZPO (8 812, der 
nur eine Ordnungsvorſchrift enthält, findet hier keine Anwendung, a. M. Oertmann $ 559 
A 4e, die Frage bleibt unentſchieden in RG 80, 35) der Pfändung im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung nicht unterworfen ſind. Dagegen ſind Gegenſtände, die der Mieter eingebracht 
hat, nicht deshalb dem Pfandrechte des Vermieters entzogen, weil ſie als Zubehör eines 
anderen dem Mieter gehörigen Grundſtückes nach der im Intereſſe der Hypothekgzäubiger 
getroffenen Beſtimmung des § 865 ZRO nicht gepfändet werden können (OLG. 27, 153). 
Die Vorſchrift in Satz 3 enthält zwingendes Recht (RG 72, 181).— Abweichende Vorſchrift 
für die Pacht in § 585 Satz 2. 5 > 

Ebenſo iſt ein vertragsmäßiges Zurückbehaltungsrecht des Vermieters für die 
von der Pfändung ausgenommenen Sachen nicht anzuerkennen, da ein ſolches Recht inhaltlich 
mit dem auf § 559 beruhenden Sperr⸗Rechte des § 561 übereinſtimmen, alſo gegen § 559 Satz 3 
ſowie auch gegen die guten Sitten verſtoßen, auch keinesfalls ein eigenmächtiges Vorgehen 
des Vermieters nach $ 561 Abs 1 rechtfertigen würde (a. M. RGSt 35, 150; 87, 118). — S. 
dagegen über das Selbſthilferecht des Vermieters § 561 Abſ 1. 


§ 560 

) Das Pfandrecht des Vermieters erliſcht mit der Entfernung der Sachen 
von dem Grundftäd?), es ſei denn, daß die Entfernung ohne Wiſſen oder 
unter Widerſpruch des Vermieters erfolgt. Der Vermieter kann der Ent⸗ 
fernung nicht widerſprechen, wenn ſie im regelmäßigen Betriebe des Ge⸗ 
ſchäfts des Mieters oder den gewöhnlichen Lebensverhältniſſen entſprechend 
erfolgt oder wenn die zurückbleibenden Sachen zur Sicherung des Ver⸗ 
mieters offenbar ausreichen?) 4). 

E I 521 Abſ 1 Satz 3, Abſ 2 Satz 1 IT 502; M 2 407409; P 2 407. 


1. Beſonderer Erlöſchungsgrund für das Pfandrecht des Vermieters. Andere Er⸗ 
loſchungsgründe [. A 4. Auf die Pfandrechte aus den nach altem Rechte zu he. 
urteilenden Miet. und Pachtverhältniſſen ift $ 560 (wie auch $ 561) nicht anzuwenden. 
Das Gegenteil folgt weder aus Art 184 noch aus Art 189 des EG (hh 49, 56). 

2. Zum Erloſchen des Pfandrechts iſt nach dem klaren Wortlaute des $ 560 die Entfernung 
der Sachen vom Grundſtücke (ſoweit es dem Vermieter unterſtellt iſt) erforderlich, dagegen 
genügt nicht ſchon die Entfernung aus dem gemieteten Teile des Grundſtücks 
(Prot 2, 207; R6St 10, 321; auch SeuffA 73 Nr 157). Ebenſowenig erliſcht das Pfand⸗ 
recht durch die ohne Einwilligung des Vermieters erfolgte Fortſchaffung in a andere Miet 
wohnung desſelben Hauſes. — Die Vorſchrift unterſcheidet nicht, ob die Entfernung durch 
den Mieter oder durch einen Dritten geſchieht (RG 71, 418). — Über das Erlöſchen des 
Pfandrechtes im Falle der Pfändung auf Betreiben eines Dritten ſ. A 3. 

3. Nach dieſer Zwangsvorſchrift findet kein Widerſpruchs recht des Vermieters gegen 
die Entfernung ſtati, auch wenn ihm bereits fällige Forderungen zuſtehen. Maßgebend ſind 
dabei der regelmäßige Geſchäftsbetrieb und die gewöhnlichen Lebensverhältniſſe des Mieters. 
Was hiervon abweicht, wird auf eine Benachteiligung des Vermieters hinauslaufen, die dieſer 
nicht zu dulden braucht, auch wenn fie vom Mieter nicht beabsichtigt war. Beiſpiele zuläſſiger 

tjernung: Mitnahme auf eine Reiſe, Weggabe zur Ausbeſſerung, Verkauf der Getreide ⸗ 
deute durch den Pächter zur regelmäßigen Zeit, nicht aber vollſtändiger Ausverkauf eines 
Warenlagers. Widerſpricht der Vermieter, wo er nach Satz 2 kein Recht zum Widerſpruche 
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hat, ſo iſt der Widerſpruch wirkungslos; durch die Entfernung der Sachen erliſcht dann das 
Pfandrecht geradeſo, wie wenn fie ohne Widerſpruch geſchehen ware (R 74, 247). — Nach 
entſprechender Anwendung dieſer Vorſchrift erliſcht das Pfandrecht des Vermieters und damit 
auch der Auſpruch auf vorzugsweiſe Befriedigung gegenüber dem Pfändungspfandgläubiger 
auch bezüglich der für einen Dritten gepfändeten Sachen des Mieters dann, wenn die 
gepfändeten Sachen im Wege der Zwangsvollſtreckung vom Grun dſtück entfernt werden, 
und der Vermieter durch die zurückbleibenden, dem Mieter gehörigen Sachen ausreichend 
geſichert iſt (MG 71, 418; RG JW 09, 657%; OLG 19, 2; 20, 111; 27, 175). Die zurück 
bleibenden Sachen müſſen aber hier, wie überhaupt im dritten Falle des zweiten Satzes, 
zur Sicherung des Vermieters offenbar ausreichen, d. h. einen ſolchen Wert darſtellen, 
daß ſie ohne weitere Prüfung und ohne Vornahme einer zeitraubenden Unterſuchung den 
Eindruck hervorrufen, der Vermieter werde durch ſie für ſeine Forderungen hinlänglich 
gedeckt fein (RG SeuffA 69 Nr 5). | 

4. Andere Erlöſchungsgründe. Wie das rechtsgeſchaftliche Pfandrecht an beweglichen 
Sachen erliſcht gemäß 8 1257 auch das Vermieterpfandrecht in den Fallen der 88 1242 
Abſ 2, 1252, 1255, 1256, forte auch in dem Falle des § 986 (Veräußerung und Übergabe an 
einen gutgläubigen Dritten). — Durch die bloße Veräußerung, mit Belaſſung der Sachen 
in den Mieträumen und im Beſitze des Mieters, geht es nicht unter (RG ZW 09, 42450; 
OLG 16, 431). Auch wird in derartigen Fallen der erforderliche gute Glaube des Erwerbers 
meiſtenteils fehlen, da er bei Übernahme der einem Mieter zugehörigen Sachen regelmäßig 
mit dem Pfandrecht des Vermieters rechnen muß (RG 20. 9. 07 III 43/07). Dieſes Pfand- 
recht findet, da es nicht auf einer Verfügung des Mieters beruht, auch nicht dadurch 
ſein Ende, daß das Eigentum des Mieters an den eingebrachten Sachen infolge des Eintritts 
einer von ihm mit einem Dritten bei der Übertragung vereinbarten auflöſenden Be⸗ 
dingung in Wegfall kommt und an den Übertragenden zurückfällt (vgl. § 161 Abf 2; 
M 1, 213; ſ. o. 8 559 A 2). 

Ss 561 

Der Vermieter darf die Entfernung der ſeinem Pfandrecht unterliegenden 
Sachen. ſoweit er ihr zu widerſprechen berechtigt iſt, auch ohne Anrufen des 
Gerichts verhindern und, wenn der Mieter auszieht, die Sachen in ſeinen 
Beſitz nehmen!). 

Sind die Sachen ohne Wiſſen oder unter Widerſpruch des Vermieters 
entfernt worden, jo kann er die Herausgabe zum Zwecke der Zurückſchaffung 
in das Grundſtück By wenn der Mieter ausgezogen ift, die Überlaſſung des 
Beſitzes verlangen). Das Pfandrecht erliſcht mit dem Ablauf eines Monats, 
nachdem der Vermieter von der Entfernung der Sachen Kenntnis erlangt hat, 
wenn nicht der Vermieter dieſen Anſpruch vorher gerichtlich geltend gemacht 


hats). 

E 1 521 Abſ 2 Sag 2, Ubi 3 II 503; M 2 409, 410; P 2 208 ff. 

1. Selbſthilferecht. Auf Grund ſeines Pfandrechts hat der Vermieter zur Hinderung der 
Wegſchaffung der dem Pfandrecht unterliegenden Sachen dem Mieter oder auch einem Dritten 
(außer dem Pfändungsgläubiger) gegenüber zunächſt ein über die Befugniſſe aus 88 220ff. 
erheblich hinausgehendes Selbſthilferecht (Sperr Recht), auf Grund deſſen er der Fort⸗ 
ſchafſung ſelbſttätig entgegentreten oder, wenn der Mieter auszieht, die Sachen in ſeinen 
Beſitz nehmen kann. An Stelle der Selbsthilfe kaun der Vermieter beim Vorhandenſein der 
geſetzlichen Vorausſetzungen auch eine einſtweilige Verfügung, nicht aber eine polizeiliche 
Regelung, beantragen. Übrigens kann auch dieſes Sperr Recht nur an den der Pfändung 
unterworfenen Sachen des Mieters ($ 559 A 2) ausgeübt und nicht durch Vereinbarung 
zwiſchen dem Vermieter und Mieter auf die von der Pfändung ausgeſchloſſenen Sachen 
ausgedehnt werden (a. M. R6St 35, 150; 37, 118, 125). Schuldhafte Überſchreitung der 
Grenzen ſeiner Befugniſſe macht den Vermieter nach 88 823 ff. erſatzpflichtig. 2 

2. Klagerecht. Nach geſchehener Fortſchaffung hat der Vermieter ein Selbſthilferecht 
nur nach 88 229ff., wohl aber hat er ein Klagerecht auf Herausgabe gegen den Mieter oder 
gegen den dritten Beſitzer, ſofern dieſer ſich nicht als gutgläubiger Erwerber auf $ 936 (ogl. 
$$ 1082 Satz 2, 1208) berufen kann; im Notfalle kann der Vermieter auch Arreſt oder einit- 
weilige Verfügung erwirken. Hat der Vermieter im Wege der Selbſthilſe oder ſonſt den 
Beſitz der eingebrachten Sachen des Mieters erlangt fo ſteht er dem auf Rechtsgeſchäft fir; 
ſtützenden Fauſtpfandgläubiger (88 1215ff.) gleich. Wer eingebrachte Sachen eines Mieters 
erwirbt, kann unter Umſtänden zur Nachforſchung nach Anſprüchen des Vermieters verpflichtet 
fein, vgl. § 986 Abſ 2 in Verbindung mit § 932 Abſ 2 (SeuffA 69 Nr 5). Der Spediteur 
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(Möbelfuhrmann), der im Auftrage des Mieters eingebrachte Sachen aus der Mietwohnung 

abholt und bei ſich lagert, braucht ſich aber in der Regel nicht nach dem Pfandrecht des Ver⸗ 

mieters zu erkundigen; Unterlaſſung der Erkundigung ſchließt daher den Erwerb eines Pfand 
rechtes im Vorrang vor dem des Vermieters nicht aus (OLG 33, 311). — Strafbeſtimmung 
egen den Mieter, der zur Vereitelung des Pfandrechts die eingebrachten Sachen heimlich 
ortſchafft, f. Stoß 8 289, 

3. Die Monatsfriſt, eine Ausſchlußfriſt — Berechnung 88 187 Ab] 1, 188 Abſ 2 — wird 
durch jede Art der gerichtlichen Geltendinachung gewahrt, auch durch ein Geſuch um Erlaſſung 
einer einſtweiligen Verfügung (OL h 20, 189) und durch Widerſpruch gegen eine die Eut- 
fernung der Pfandgegenſtände bezweckende einſtweilige Verfügung (OLG 27, 156). Sie 
gilt nicht im Falle der Pfändung durch einen andern Gläubiger des Mieters (ſ. 8 563). — 
Unterläßt der Verpächter die gerichtliche Geltendmachung feines Pfaudrechts, ſo verliert 
er damit nicht den Erſatzanſpruch aus unerlaubter Handlung ($ 823 Abj 1), und es könnte 
ſich nur fragen, ob in ſeiner Säumnis nicht ein nach § 254 zu berückſichtigendes Mitver 
ſchulden liege (R& 98, 345). Über das Verkaufsrecht des Vermieters bezüglich 
der eingebrachten Sachen und ſeine Ausübung |. 88 1228 ff. Es ift Beſitzerlangung, ge 
eignetenfalls gemäß § 561, erforderlich. 


8 562 


Der Mieter kann die Geltendmachung des Pfandrechts des Vermieters 
durch Sicherheitsleiſtung abwenden; er kann jede einzelne Sache dadurch von 
dem Pfandrechte befreien, daß er in Höhe ihres Wertes Sicherheit leiſtety. 

E I 521 Abſ 4 II 504; M 2 407; P 2 209 ff. 


1. Zwingende Vorſchrift. Für die Sicherheitsleiſtung find 88 232ff. maßgebend; bei 
Wertpapieren nur Hinterlegung bei der zuſtändigen öffentlichen Hinterlegungsſtelſe (ORG 
36, 61). Die Sicherheitsleiſtung entzieht dem Vermieter im Falle des erſten Halbſatzes nur 
die Geltendmachung des Pfandrechtes, im Falle des zweiten Halbſatzes auch das Pfandrecht 
an den einzelnen Sachen. Iſt die Sicherheit in ausreichender Weiſe geleiſtet, fo ſtellt ſich 
eine trotzdem ſtattfindende Geltendmachung des dem Vermieter an ſich nach $ 561 Abſ 1 
zuſtehenden Sperr⸗Rechts als unerlaubte Selbſthilfe dar. — Die Höhe der Sicherheit beſtimmt 
ſich in der Regel nach dem Betrage der Forderung des Vermieters, in dem Falle aber, wenn 
der Wert der dem Pfandrecht unterliegenden Sachen geringer ift, nach dieſem Werte. 


§ 563 
Wird eine dem Pfandrechte des Vermieters unterliegende Sache für einen 
anderen Gläubiger gepfändet, ſo kann dieſem gegenüber das Pfandrecht 
nicht wegen des Mietzinſes für eine frühere Zeit als das letzte Jahr vor der 


Pfändung geltend gemacht werden!). 
E 1521 Abi 5 II 505; M 2 407; P 2 200 ff. 


1. Verhältnis des Vermieterpfandrechts zum Pfändungspfandrechte. Der Vermieter 
kann, auch wenn ſein Pfandrecht dem ſpäter entſtandenen eines Pfändungspfandgläubigers 
vorgeht, der Pfändung nicht widerſprechen, da er nicht Beſitzer der in den Mieträumen be. 
findlichen Sachen des Mieters iſt (ZPO 8 805); es kann auch weder vom Vermieter, noch 
von dem Pfändungspfandglaubiger der Anſpruch erhoben werden, daß der Gerichtsvollzieher 
die Zwangsvollſtreckung ohne Einwilligung des Schuldners im Hinblick auf die Forderung 
des Vermieters weiter ausdehne, als zur Befriedigung des betreibenden Gläubigers erforderlich 
iſt (gl. RG 51, 186). Der Vermieter kann vielmehr auf Grund ſeines fortbeſtehenden Pfand⸗ 
rechts nur den Anſpruch auf vorzugsweiſe Befriedigung aus dem Erlöſe der Pfandſtücke geltend 
machen, jedoch wegen des Mietzinſes nicht für eine frühere Zeit als das letzte Jahr vor der 
Pfändung, während es im übrigen rückſichtlich des Mietzinſes für das laufende und folgende 
Jahr (von der Geltendmachung des Vorzugsrechts ab) und rückſichtlich der Entſchädigungs⸗ 
anſprüche bei der Vorſchrift des § 559 Satz 2 verbleibt. 8 

Der Vermieter hat eintretendenfalls mit dem Antrage auf Hinterlegung des Erlöſes und 
mit der Klage gegen den Pfändungsgläubiger zwar nicht innerhalb der — hier nicht anwend⸗ 
baren (OLG 9, 298; 11, 311) — einmonatigen Friſt des $ 561, aber jedenfalls vor Beendi 
gung der Zwangsvollſtreckung, d. h. vor Auszahlung des Erlöſes an den Pfändungs⸗ 
gläubiger, vorzugehen, da ihm ſonſt die Klage bei dem Vollſtreckungsgericht oder dem vor⸗ 
geſetzten Landgerichte verloren geht (RG 12, 370). Doch verbleibt in ſolchem Falle dem 
Sermieter immer noch die Bereicherungsklage (RG JW 09, 42450), bei vorſatzlicher oder 
sehrläffiger Verletzung feines Pfandrechtes auch ein Anſpruch auf Schadenserſatz (ogl. 8 829). 

eſiudet ſich dagegen der Vermieter im Beſitze der eingebrachten Sachen des Mieters, fo ift 
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er zum Widerſpruch gegen die Pfändung befugt (ZPO 88 805, 809), auch nicht verpflichtet, 
die Sachen dem ihm nachſtehenden Pfändungsgläubiger herauszugeben (8 1232). 

Erlöſchen des Pfandrechts des Vermieters und damit auch feines Anfpruch auf vorzugs⸗ 
weiſe Befriedigung gegenüber dem Pfandgläubiger, wenn die gepfändeten Sachen vom 
Grundſtück entfernt werden, ſ. 9 560 A 3. 

Über das Verhältnis zwiſchen Vermieterpfandrecht und Pfändungspfandrecht in dem Falle, 
wenn der beiderſeitige Schuldner die dem Vermieter haftenden und für den Gläubiger ge⸗ 
pfändeten Sachen zunächſt unter einer aufſchiebenden Bedingung erworben hatte, und dieſe 
Bedingung erſt nach der Pfändung eingetreten iſt: nachträgliches gleichzeitiges Inkrafttreten 
15 0 und verhältnismäßige Verteilung des Pfanderlöſes unter beide Gläubiger, 
R 60, 70ff. 

Im Falle der Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen des Mieters werden die 
Pfandgegenſtände durch Beſitzergreifung des Konkursverwalters der Einwirkung des Ver⸗ 
mieters entzogen (KO 8 127). Sein Pfandrecht verwandelt ſich in ein Recht auf abgeſonderte 
Befriedigung aus jenen Gegenſtänden (KO 88 48, 40 Abf 1 Nr 2). Dieſes Abſonderungsrecht 
bedarf keiner beſonderen Wahrung nach $ 561 Abſ 2 (RG 23 1914, 10455). Das Pfand⸗ 
recht kann aber in Anſehung des Miet: oder Pachtzinſes nicht geltend gemacht werden für 
eine frühere Zeit als das letzte x vor der Eröffnung des Verfahrens (vgl. RG 34, 100) 
und nicht in Anſehung des dem Vermieter oder Verpächter infolge der Kündigung des Ver⸗ 
walters entſtehenden Entſchädigungsanſpruchs (KO § 19; anders nach früherem Rechte 
RG 7, 19), welcher Beſchräntung jedoch das Pfandrecht des Verpächters eines laudwirt⸗ 
ſchaftlichen Grundſtücts in Anſehung des Pachtzinſes nicht unterliegt (§ 585). 
Kündigt der unter Geſchäftsaufſicht ſtehende Mieter oder Pächter nach 8 10 BRV v. 
14. 12. 16 (RG Bl 1363), ſo kann der Vermieter oder Verpächter wegen feines Schadenserſatz⸗ 
anſpruchs das ihm nach §s 550, 581, 585 zuſtehende Pfandrecht nicht geltend machen. 


S 564 
Das Mietverhältnis endigt!) mit dem Ablaufe der Zeit, für die es ein⸗ 
gegangen iſt'). 
Fit die Mietzeit nicht beſtimmt, jo kann jeder Teil das Mietverhältnis 


nach den Vorſchriften des § 565 kündigens). 
E 1 522 Abſ 1, 2 11 506 Abſ 1, 2; M 2 410, 418; h 2 214 ff. 


1. Das Mietverhältnis endigt auch dann, wenn der Mieter ſpäter Eigentum oder 
Nießbrauch an der Mietſache erlangt (Rich 49, 285). Ebenſo fällt der Anſpruch des Ver⸗ 
pächters auf Zahlung des Pachtzinſes mit dem Zeitpunkte weg, wo der Pächter das Eigentum 
am Grundſtlick (durch Zuſchlag im Zwangsverſteigerungsverfahren) erwirbt (RG 10. 3. 05 
III 367/04). — In Mietverträgen, die auf eine beſtimmte Zeitdauer lauten, findet ſich viel⸗ 
fach die Vereinbarung, daß, wenn nicht ein Teil eine beſtimmte Zeit vor dem zunächſt verein⸗ 
barten Ende der Mietzeit kündige, das Mietverhältnis ſich um eine beſtimmte Zeitdauer ver⸗ 
längere. Dabei handelt es ſich aber nicht um eine Kündigung im gewöhnlichen Sinne, die 
ein Vertragsverhältnis löſen ſoll, vielmehr bedeutet die Vereinbarung nur, daß beim Unter⸗ 
bleiben der ſog. Kündigung dem alten Mietverhältniſſe ein neues unter den Bedingungen 
des alten folgen ſolle (RG 86, 60; a. M. OL 38, 92). Da aber die Vertragsteile ſich ſchon 
im urſprünglichen Mietvertrage dahin gebunden haben, daß ihr Schweigen über einen be- 
ſtimmten Zeitpunkt vor Ablauf des Mictverhältniſſes hinaus als Einverſtändnis mit der Er⸗ 
neuerung des Mietverhältniſſes gelten ſolle, fo tritt dieſe Erneuerung beim Vorhandenſein 
mehrerer Vermieter oder mehrerer Mieter nur dann nicht ein, wenn alle Vermieter oder 
alle Mieter die ſog. Kündigung erklären (RG 97, 79; vgl. SeuffA 74 Nr 132). — Über das 
Verhältnis zwiſchen einer befriſteten Kündigung und der Berechtigung des Mieters zu mehr⸗ 
jähriger Vertragsverlängerung (Option) |. RG 92, 417. — Über Verlängerung eines ohne 
Kündigung ablaufenden Mietverhältniſſes jeweils bis zur Dauer eines Jahres durch das 
ieteinigungsamt (eine dazu beſtimmte andere Stelle oder das Amtsgericht) auf Anrufen 
des Mieters |. BR zum Schutze der Mieter v. 23. 9. 18 (Vorbem 9 vor 8535) $2 und über 
die Verlängerung eines ſolchen Mietverhältniſſes für unbeſtimmte Zeit, wenn der Vermieter 
nicht vorher die Zuſtimmung des Einigungsamtes uſw. zum Ablauf erwirkt hat (8 6 ebenda). 

2. Beſtimmte Zeit. Miete für eine genau begrenzte Kalenderzeit, aber nicht nur für 
eine ſolche, ſondern z. B. auch für eine Meſſe, einen Jahrmarkt, eine Feſtlichteit, oder: bis 

fern, Johannis, Michaelis, Weihnachten, Miete für ein Semeſter. Auslegung bei wider. 
ſpruchsvoller Ausfüllung eines Mietvertragsformulars bezüglich der Vertragsdauer Seuffel 
71 Nr 137. Das Miet⸗ oder Pachtverhältnis kann auch durch Angabe des Zweckes für eine 
beſtimmte Zeit eingegangen werden, z. B. bei Überlaſſung eines Grundſtücks zur Gewinnung 
von Quarzitſteinen, „ſolange brauchbare Steine darin vorhanden find“ (RG JW 09, 4512), 
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bei Überlafjung eines Grundſtücks zur Errichtung eines Auſchlußgleiſes, ſolange als der Über⸗ 
laſſende fein eigenes Anſchlußgleis für den eigenen Betrieb benutzt (NG 23. 5. 19 III 510/18). 
Dauer der Miete von Waggondeden |. OLG 38, 91. Für die Beurteilung der Frage, ob der 
Mietvertrag auf beſtimmte Zeit geſchloſſen iſt, kommt es auf den wirklichen Willen, nicht auf 
den Buchſtaben an (§ 133). Ein Mietvertrag folgenden Inhalts z. B. über eine Familien 
wohnung: „1. Wohnung vermietet für jährlich x M. vom 1. Oktober 1907 bis 1. Oktober 
1908; 2. die Wohnung iſt beiderſeits für ein Jahr unkündbar, alsdann kann nur auf Zug⸗ 
termine 1. April, 1. Juli, 1. Oktober gekündigt werden.“ — muß als auf unbeſtimmte Zeit 
geſchloſſen angeſehen werden. Nr 1 enthält nichts als das Mindeſtmaß der Vertragsdauer, 
keineswegs die Vereinbarung eines Mietvertrags auf beſtimmte Zeit, der mit Ablauf dieſer 
Zeit ohne jedes Zutun der Vertragsteile zu Ende ginge. Und von einer Beſchränkung 
der Mietdauer durch den Vertragszweck kann hier überhaupt keine Rede fein (SeuffA 64 
Nr 164). Vgl. auch § 723 A 3. 

3. Die Kündigung bedarf zu ihrer Wirkſamkeit nicht der Angabe eines Grundes (RG 
10. 3. 05 III 367/04) und kann auch alsbald bei Beginn des Mietverhältniſſes erklärt werden. 
Wird ein Zeitpunkt, bis zu dem das Mietverhältnis endigen ſoll, bei der Kündigung nicht 
angegeben, ſo wirkt ſie zum nächſten nach Geſetz oder Vertrag zuläſſigen Termin. Die Ver⸗ 
pflichtung des Mieters einer Wohnung, nach der Kündigung die Beſichtigung 
zu geſtatten, iſt nach Treu und Glauben zu beurteilen (88 157, 242); der Vermieter darf fein 
entſprechendes Recht nicht in ſchikanöſer Weiſe, namentlich nicht zu unpaſſender Zeit, geltend 
machen. — Sind mehrere Vermieter oder Mieter vorhanden, ſo muß die Kündigung, 
von allen und an alle erklärt werden. Zur Kündigung einer von beiden Ehegatten gemieteten 
Wohnung gilt aber im Zweifel der Ehemann als für die Ehefrau mitbefugt (RG 15, H5ff.), 

Über die rechtliche Natur der Kündigung |. § 542 A 2, über ihre Wirkung $ 553 A 4, über 
bedingte und verſpätete Kündigung $ 565 A 4. Unterſchied zwiſchen der vorzeitigen 
Kündigung mit geſetzlicher Kündigungsfriſt ($ 565 Abſ 4 und A 2c) und der außer. 
ordentlichen Kündigung mit ſofortigen Wirkſamkeit (588 542, 544, 553, 354). 

Über die Anrufung des Mieteinigungsamtes (einer anderen dazu beſtimmten Stelle 
oder des Amtsgerichts) durch den Mieter bei einer Kündigung des Vermieters und über das 
Erfordernis einer vorherigen Zuſtimmung des Einigungsamts zu einer ſolchen Kündigung 
bei Miete von Wohnräumen, Läden und Werkſtätten ſ. Bü zum Schutze der Mieter vom 
23. 9. 18 und oben § 553 A 1. Für Kleingärten und Kleinpachtland f. das Gef. v. 31. 7. 19 
(RGBl 1371) und unten § 581 A 1. Ebenda über Pachteinigungsämter. 


8 565 


1) Bei Grundſtütken iſt die Kündigung nur für den Schluß eines Kalender⸗ 
vierteljahrs zuläſſig; ſie hat ſpäteſtens am dritten Werktage des Viertel. 
jahrs zu erfolgen. Iſt der Mietzins nach Monaten bemeſſen, ſo iſt die Kündi⸗ 
gung nur für den Schluß eines Kalendermonats zuläſſig; ſie hat ſpäteſtens 
am fünfzehnten des Monats zu erfolgen. Iſt der Mietzins nach Wochen be⸗ 
meſſen, ſo iſt die Kündigung nur für den Schluß einer Kalenderwoche zu⸗ 
läſſig; ſie hat ſpäteſtens am erſten Werktage der Woche zu erfolgen?). 

Bei beweglichen Sachen hat die Kündigung ſpäteſtens am dritten Tage 
vor dem Tage zu erfolgen, an welchem das Mietverhältnis endigen fol), 

Iſt der Mietzins für ein Grundſtück oder für eine bewegliche Sache nach 
Tagen bemeſſen, ſo iſt die Kündigung an jedem Tage für den folgenden Tag 
zuläſſig. N 

Die Vorſchriften des Abſ 1 Satz 1, Abſ 2 gelten auch für die Fälle, in denen 
das Mietverhältnis unter Einhaltung der geſetzlichen Friſt vorzeitig ge⸗ 
kündigt werden kann“) 5). 

(E 1 522 Ubi 8—7 II 506 Ubi 3—6; M 2 411418; P 2 214 ff. 

1. Geſetzliche Kündigungsfriſten. Sie find nur anwendbar, wenn die Kündigungefriſten, 
d. h. die Friſten, die zwiſchen der Erklärung der Kündigung und dem damit beabſichtigten Schluſſe 
des Vertragsverhältniſſes eingehalten werden müſſen, nicht vertragsmaßig beſtimmt find. 
2. Bei Grundſtücken, Wohnräumen und anderen Räumen in Gebäuden ($ 580) iſt die 
Tages zuläſſig: a) im Falle der Bemeſſung des Mietzinſes nach Tagen an jedem 

age, alſo auch (abweichend von § 193) an einem Sonntag oder allgemeinen Feiertag, und 
zwar flir den folgenden Tag, d. h. für den Schluß des folgenden Tages (8188 Abſſ1; vgl. 
auch oben: „für den Schluß eines Kalendermonats, einer Kalenderwoche“. A. M. Planck 8 565 
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Anm 1ac); b) im Falle der Bemeſſung des Mietzinſes nach Wochen ſpäteſtens am 1. Weri- 
tage (Montag, unter Umſtänden Dienstag), und zwar für den Schluß einer Kalenderwoche, 
alſo Sonnabend, ferner im Falle der Bemeſſung des Mietzinſes nach Monaten ſpäteſtens 
am fünfzehnten des Monats (mit Beachtung von § 193), und zwar für den Schluß eines 
Kalendermonats. Beide Beſtimmungen gelten jedoch dann nicht, wenn der Mietzins nicht 
nach Wochen oder Monaten, ſonderu in anderer Weile (z. B. 1000 Mark jährlich) bemeſſen 
und nur in Wochen: oder Monatszahlungen zu entrichten ift; vielmehr kommt alsdann 
8 565 Abſ 1 Satz 1 zur Anwendung (R 64, 270); e) in allen anderen Fällen ſpäteſtens 
am dritten Werktage eines Kalendervierteljahrs, und zwar für den Schluß des letzteren. 
Dieſe Kündigungsfriſt gilt zugleich, ohne Unterſchied der zeitlichen Bemeſſung des Miet⸗ 
zinſes, für alle diejenigen Falle, in denen das Mietverhältnis unter Einhaltung der „geſetz⸗ 
lichen Friſt“ vorzeitig gekündigt werden kann (j. §S 549 Abs 1 Satz 2, 88 567, 569, 570; 1056, 
1423, 1546 Abſ 3, 1550 Ab] 2, 1663, 1686, 2135; KO 8 19; BRBO über die Geſchäfts⸗ 
aufſicht zur Abwendung des Konkurſes vom 14. 12. 16 RG Bl 1363 $ 10; ZUG 8 57). — 
1 des Kündigenden bei Einhaltung der Termine unter a—c (NG 

3. Bei beweglichen Sachen iſt die Kündigung zuläſſig: a) im Falle der Bemeſſung des 
Mietzinſes nach Tagen wie bei Grundſtücken (. o. A 2a); b) in allen anderen Fällen 
(auch bei Bemeſſung des Mietzinſes nach Monaten) ſpäteſtens am dritten Tage vor dem 
Tage, an welchem das Mietverhältnis eudigen ſoll, z. B. am Montage für Donnerstag. Dieſe 
Frist gilt für bewegliche Sachen zugleich als geſetzliche bei vorzeitiger Kündigung (vgl. oben 
A 2c). — Iſt die Kündigungsfriſt vertragsmäßig feſtgeſetzt, fo kann Anfang und Ende 
der Friſt beliebig beſtimmt, auch für den Vermieter und den Mieter verſchieden feſtgeſetzt ſein 
(vgl. RE IW 07, 7056). Ju jedem Falle liegt dem, der die Vereinbarung einer anderen als 
der geſetlichen Kündigungsftiſt behauptet, die Beweis laſt hierfür ob (Rö 57, 50). 

4. Beſondere Arten der Kündigung. a) Eine verſpätete Kündigung iſt an ſich un⸗ 
wirkſam, kann aber für den nachſten zuläſſigen Termin — 4. B. bei vierteljährlicher Kündigungs⸗ 
friſt, die am 15. April für den 1. Juli erklärte wenigſtens für den 1. Oktober — wirkſam werden, 
wenn eine hierauf gerichtete Abſicht des Erklärenden aus dem Inhalte ſeiner Erklärung oder 
aus den Umſtänden entnommen werden kann (M 2, 413; RG 9. 5. 08 1 329/07), insbeſondere 
dahin, daß der Kündigende das Vertragsverhältnis auf alle Fälle löſen wolle (OLG 36, 64). 
Vgl. auch R IWW 08, 270%; § 728 A 2. ) Eine bedingte Kündigung iſt regelmäßig im 
vollen Umfaug unzwirtſam, da gerade nach der Natur diefer Willenserklärung der Eintritt 
ihrer Wirlſamkeit von vornherein feſtſtehen muß und nicht von einem „zukünftigen ungewiſſen 
Creiguis“ abhängig gemacht werden kaun (RG Warn 1915 Nr 108). — Dagegen kann das 
Recht zur Kündigung und daut ihre rechtliche Wirkſamkeit von dem Eintritt eines zukünftigen 
Ereigniſſes abhängig gemacht werden, deſſen Tatbeſtand noch nicht bei der (beftimmten, 
unbedingten) Erklärung der Kündigung, ſondern erſt zum Kündigungstermin vorzuliegen 
braucht. So RG 91, 307 für eine Vereinbarung vierteljähriger Kündigung für den Fall 
der Geſchäftsaufgabe durch den Mieter. Vgl. ferner über die Zuläſſigkeit einer bedingten 
Kündigung, wenn die Entſcheidung über den Eintritt der Bedingung vom bloßen Willen des 
Kündigungsempfängers abhängig iſt, ſ. SeuffA 57 Nr 60; 62 Nr 248; vgl. auch 74 Nr 4 
(Kündigung für den Fall, daß Vermieter nicht einen von der Polizeibehörde verlangten Nach 
weis erbringe). c) Die Annahme einer bedingten Kündigung führt zu einem bedingten 
Vertrage über die Beendigung des Mietverhältniſſes. Die Annahme einer verſpäteten 
Kündigung macht dieſe wirkſam. Vgl. $ 553 A 4. 

5. Über die geſetzliche Kündigungsfriſt bei der Pacht von Grundſtücken und von Rechten 


ſ. § 595. 
8 566 


Ein Mietvertrag über ein Grundſtück, der für längere Zeit als ein Jahr 
geſchloſſen wird, bedarf der ſchriftlichen Form). Wird die Form nicht be⸗ 
obachtet, ſo gilt der Vertrag als für unbeſtimmte Zeit geſchloſſen?); die 
Kündigung iſt jedoch nicht für eine frühere Zeit als für den Schluß des erſten 
Jahres“) zuläſſig“). 

E II 507 III 559; P 2 147, 169, 178. 

1. Schriftliche Form des Mietvertrags. Die Vorſchriſt betrifft nur Mietverträge über 
Grundſtücke, Wohnräume und andere Räume in Gebäuden ($ 580), nicht z. B. Jagdpacht 
vertrage (R 51, 280; 98, 101) oder andere Pachtverträge über Rechte, die Gebrauch und 
Fruchtgenuß geſtatten (vgl- oben Vorbem 1 vor 8 535 und unten 8 581 A 1). Sie iſt, weil mit 
Rückſicht auf einen etwaigen ſpäteren Erwerber des Grundſtücks aufgenommen, zwingen⸗ 
den Rechtes (Prot 2, 150) und enthält eine Ausnahme von der Regel, wonach mündliche 
Form beim Mietvertrage genügt, läßt jedoch als Wirkung des Formmangels nicht Nichtigkeit, 
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ſondern nur beſchränkte Dauer des Mietvertrags eintreten (f. jedoch A 4). Die Vorſchrift 
bezieht ſich nicht nur auf den urſprünglichen Abſchluß, ſondern auch auf die ſpätere Abänderung 
von Mietverträgen (vgl. NRG 51, 181). Dagegen braucht die Aufhebung eines ſolchen 
Vertrags, auch wenn er ſchriftlich abgeſchloſſen worden ift, nicht in ſchriftlicher Form ſtatt⸗ 
zufinden, da dieſe Form nur für den Abſchluß des Vertrags vorgeſchrieben iſt. — Jeder 
weſentliche Punkt des Mietvertrags muß ſchriftlich vereinbart werden. Mündliche Neben⸗ 
abreden find damit nicht ausgeſchloſſen (R 1911, 945; R LZ 191 6, 12059; ORG 
20 S. 113, 115), unter Umſtäuden ſogar dann nicht, wenn nach dem ſchriftlichen Vertrag 
Anderungen und Zuſätze nur bei ſchriftlicher Abfaſſung gelten ſollen (RG 95, 175). Werden 
aber (im Siune der Vertragsteile) weſentliche Punkte (3. B. die Mietzeit) nur mündlich 
vereinbart oder wird mündlich etwas anderes vereinbart als ſchriftlich niedergelegt, dann 
muß der ganze Mietvertrag als der geſetzlichen Form entbehrend angeſehen werden (NG 
JW 06, 3485; 1911, 9415). Das gilt auch für Ipätere mündliche Vereinbarungen (Seufſel 65 
Nr 183). Weſentlich iſt namentlich auch die Bezeichnung derer, die materiell das Geſchäft 
ſchließen. Im Falle einer Vollmacht muß alſo der Vertretene bezeichnet werden. Eutſcheidend 
iſt dabei aber, ob für die Vertragsparteien, nicht ob auch für Dritte das Geſchriebene den ge 
wollten Sinn ausreichend deutlich ergibt. Denn es handelt ſich um eine Willenserklärung der 
Vertrage ſchließenden, bei deren Auslegung gemäß 8 133 ihr wirklicher Wille zu erforſchen iſt. 
Die Schriftform hat hier nicht den Zweck, alle Veweisſchwierigkeiten zu beſeitigen und die Urkunde 
als ein für ſich ſtehendes Gebilde von dem Willen der Parteien, aus dem heraus fie entftanden 
iſt, loszulöſen, ſondern die Schriftform Hilft nur der Führung des Beweiſes für den wirk⸗ 
lichen Willen der Parteien zur Zeit des Vertragsabſchluſſes (RG 80, 400). Sind mehrere 
geſamtberechtigte Vertreter vorhanden, ſo genügt die Unterzeichnung der Vertragsurkunde 
durch einen dieſer Vertreter, während alles übrige Sache der formfreien Zuſtimmung iſt 
(RS 81, 327). Der Schriftform iſt ferner genügt, wei in einem ſchriftlich abgeſchloſſenen 
Mietverlrage der Vermieter geſtattet, daß für den Mieter ein Dritter in den. Vertrag eintrete 
und auf Grund dieſer Geſtattung ein ſchriftlicher Vertrag des letzteren Juhalts nur zwiſchen 
dem Mieter und dem Dritten abgefchloffen wird (R Gruch 57, 424). Rechtsgültig iſt eine 
mündliche Abrede neben dem ſchriftlichen Vertrage, wenn es ſich dabei nur um die Grläute: 
rung und Auslegung eiuer Beſtimmung des ſchriftlichen Vertrags handelt (RG 11. 12. 08 
II 89/08). Ein Vorvertrag über die Verpflichtung zum Abſchluſſe eines Mietvertrags 
für längere Zeit als ein Jahr bedarf nicht der Schriftform (RG 86, 30) und kaun deshalb 
auch jederzeit durch mündliche Vereinbarungen geändert und ergänzt werden (R 18. 2. 17 
II 386/16). Das gleiche gilt für eine Vereinbarung, wonach ſich der Mieter zur Erneuerung 
eines Mietvertrags verpflichtet (RG Warn 1019 Nr 163). Dagegen kann nicht auf Grund 
eines mündlichen, auf längere Zeit als ein Jahr geſchloſſenen Mietvertrags der Abſchlußt 
eines ſchriftlichen Vertrags gefordert werden (RG 97, 219). Über das Velen der Schrift. 
form |. $ 126 und RG 59, 245; 80, 400. Briefwechſel (§ 127) genügt nicht zur Wahrung 
der Form (RG 95, 83; Warn 1919 Ar 1685 ſ. auch Seuffel 60 Nr 109). Vgl. auch A 2. Die 
Verſäumung einer vor der Wirkſamkeit des BG geſetzlich vorgeſchriebenen Form iſt auch 
nach dem 1. 1. 00 noch nach dem früheren Rechte zu beurteilen (ſ. oben Vorbem 7 vor $ 535). 

2. Über die Gültigkeit des Vertrags für unbeſtimmte Zeit |. $ 564 Abſ 2. Für die 
alsdann eintretende Kündigung kommt die Kündigungsfriſt des für länger als ein Jahr ab- 
geſchloſſenen mündlichen Vertrags jedenfalls dann nicht zur Auwendung, wenn ſie länger 
als die geſetzliche iſt (RG 59, 245). 8 566 enthält eine Ausnahme gegenüber 88 125, 139. 
Satz 2 des $ 566 — nicht § 139 mit der Folge der Nichtigkeit des ganzen Vertrags — iſt 
daher auch daun anzuwenden, wenn die Umſtände erkennen laſſen, daß die Parteien einen 
Mietvertrag auf unbeſtimmte Zeit nicht geſchloſſen haben würden (86 86, 30; RG Warn 09 
Nr 82, ferner DES 33, 314; Seuffl 61 Nr 199 II; 65 Nr 188; a. M. SeuffA 61 Nr 199 I 
und OLG 9, 302 für Fälle ſteigenden Mietziuſes; vgl. auch RG JW 07, 1665). Die geſetz⸗ 
liche Folge der Nichtbeobachtung der Form — Geltung des Vertrags für unbeſtimmte Zeit — 
kann ferner nicht durch Vereinbarung ausgeſchloſſen oder inhaltlich ab. 
geändert werden, und es iſt auch in der Berufung auf die Formvorſchrift in der Riegel 
ein Verſtoß gegen Treu und Glauben nicht zu finden (Rh Warn 1917 Nr 174), es müßte 
denn ſein, daß derjenige, der ſich auf den Mangel der Schriftform beruft, diefen Mangel 
ſelbſt veranlaßt, z. B. in der Mbficht, ſich ſpäter auf den Formmangel zu berufen, die Ab 
faſſung eines formgerechten Vertrags verhindert oder auch nur ohne folche Ablicht beim Ver 
tragsſchluß die Form für unnötig erklär hat (RG 96, 313, auch RG Gruch 52, 1045). 

3. Zuläſſigkeit der Kündigung nicht für eine frühere Zeit als den Schluß 
des erſten Jahres, d. h. des erſten nach dem Vertrage laufenden Mietjahrs. Der Vertrag 
Mt aljo nicht, wie in 8 200 A 121 vorgeſchrieben war, von Anfang an unr auf ein Jahr gültig, 
ſondern erlangt dieſe beſchränkte Dauer nur, wenn rechtzeitig für den Schluß des erſten Miet 
jahrs gekündigt wird. Erfolgt ſolche Kündigung nicht, ſo bleibt der Vertrag weiter als ein auf 
unbeſtimmte Zeit geſchloſſener, nach $ 565 zu kündigender beſtehen. Im übrigen kann die 
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Kündigung auch ſchon unter Beobachtung der Vorſchrift in § 565 Abſ 1 Satz 1 vor Ablauf 
des erſten Jahres für deſſen Schluß geſchehen (RG 28. 5. 07 III 452/06). 

4. War die Schriftform verabredet, fo ift § 566 nicht anzuwenden, vielmehr 
kommt bei deren Unterlaſſung 8 125 Satz 2, § 154 Abſ 2 zur Anwendung; es iſt alſo im Zweifel 
Nichtigkeit oder Nichtvollendung des Vertragsabſchluſſes anzunehmen (RG Je 08 S. 105°, 
446°; 1912, 3898; RG Warn 09 Nr 82; RG 23 1916, 1293; OLG 33, 312, 313; 39, 176). 
Dies gilt insbeſondere auch dann, wenn nach der Vereinbarung eine Partei den ſchriftlichen 
Mietvertrag binnen beſtimmter Friſt unterſchreiben follte, aber erſt nach Ablauf dieſer Friſt 
unterſchrieben hat (RG Gruch 52, 927). 


8 567 
Wird ein Mietvertrag für eine längere Zeit als dreißig Jahre geſchloſſen )), 
ſo kann nach dreißig Jahren jeder Teil das Mietverhältnis unter Einhaltung 
der geſetzlichen Friſt kündigen?). Die Kündigung iſt unzuläſſig, wenn der 
Vertrag für die Lebenszeit des Vermieters oder des Mieters geſchloſſen ists), 
E 1 523 II 508; M 2 413; P 2 217. 


1. Für längere Zeit als dreißig Jahre. Dieſe Vorausſetzung trifft auch dann zu, wenn bei 
einem auf unbeſtimmte Zeit abgeſchloſſenen Mietvertrage für beide Teile oder für einen Teil 
die Kündigung ausgeſchloſſen iſt. § 567 greift aber nicht Platz, wenn nach dem Vertrage beiden 
Parteien unbenommen bleibt, mit geſetzlicher Friſt zu kündigen und nur die kündigende Partei 
der andern zu einer Entſchädigung verpflichtet ift, die an ſich nicht unmöglich iſt, auch keine 
übermäßige wirtſchaftliche Erſchwerung für den Kündigenden enthält, alſo nicht auf eine 
Umgehung des 9 567 hinansläuft (R& 73, 341). — Mietverträge, die für mehr als dreißig 
Jahre oder für unbeſtimmte Zeit abgeſchloſſen find, können (was nach dem Vertragsinhalt 
und den Umſtänden des Falles zu prüfen iſt) den guten Sitten zuwiderlaufen und des⸗ 
halb nichtig fein (§ 138). Der Umſtand allein, daß die Kündigung des Vermieters dauernd 
ausgeſchloſſen ſein ſoll, macht aber den Mietvertrag noch nicht ſittenwidrig (RG Gruch 59, 469). 
Eutſprechende Anwendung des $ 567 bei einer der Zeitdauer nach nicht beſtimmten unent⸗ 
gelllichen Überlaffung des Beſitzes und Genuſſes eines Grundſtücks, z. B. zum Zwecke der 
Ausſtaltung eines Kindes (ME 13. 12. 16 V 262/16). — Anwendung des 9 567 auf Pacht- 
verträge ſ. RG Warn 1915 Nr 167. 

2. Die Zuläſſigteit der Kündigung nach dreißig Jahren ſoll im weſentlichen die Erb- 
miete und ahnliche Verhaltuiſſe aneſchließen, enthält mithin zwingendes Recht, iſt aber auf 
die vor dem 1. 1. 00 begründeten Miet und Pachtverhältniſſe nicht (auch nicht entsprechend) 
n (A 66, 216, 95, 108). Kündigungsfriſt $ 565 Abſ 4 in Verb. mit Abſ 1 Sab 1, 
Abſ 2 


3. Die Vorſchrift des Satz 2 gilt nicht für juriſtiſche Perſonen. 


§ 568 

Wird nach dem Ablaufe der Mietzeit der Gebrauch der Sache von dem 
Mieter fortgeſetzt, ſo gilt das Mietverhältnis als auf unbeſtimmte Zeit ver⸗ 
längert!), ſofern nicht der Vermieter oder der Mieter ſeinen entgegenſtehenden 
Willen binnen einer Friſt von zwei Wochen dem anderen Teile gegenüber er⸗ 
klärte). Die Friſt beginnt für den Mieter mit der Fortſetzung des Gebrauchs, 
für den Vermieter mit dem Zeitpunkt, in welchem er von der Fortſetzung 
Kenntnis erlangt’). 

E II 509; M 2 413 ff.; P 2 217 ff. 

1. Die ſtillſchweigende Verlängerung des Mietverhältniſſes kann ſowohl bei Ablauf der 
im voraus beſtimmten Vertragsdauer, als bei der durch Kündigung herbeigeführten Be⸗ 
endigung des Mietverhältniſſes eintreten (M 2, 413; OLG 7, 18). Sie geſchieht bei unter- 
bleibendem Widerſpruch auf unbeſtimmte Zeit (88 564 Abſ 2, 505), ſetzt aber Geſchäftsfähig⸗ 
keit der Mietparteien voraus. Das urſprüngliche Vertragsverhältnis, insbeſondere das 
geſetzliche Pfandrecht des Vermieters (OL 4, 42), bleibt alſo — abgeſehen von der Zeit. 
dauer — fortbeſtehen. 1 f e 

2. Als eine der Verlängerung des bisherigen Mietverhältniſſes entgegenſtehende Willens⸗ 
erklärung iſt auch die Forderung eines höheren Mietzinſes durch den Vermieter anzusehen 
Sec 36, 65). Für die Entſchädigung des Vermieters bei Nichtrückgabe der gemieteten 
Sache ohne ſtillſchweigende Verlängerung des Mietverhältniſſes gilt $ 557. 

3. Hiernach trifft die ſich auf die Verlängerung berufende Partei die Beweislaſt dafür, 
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daß nach dem Ablaufe der Mietzeit der Gebrauch vom Mieter fortgeſetzt worden ſei. Gegen 
beweis des widerſprechenden Mieters dahin, daß er vor Ablauf von zwei Wochen, von der 
Fortſetzung ab, widerſprochen habe, Gegenbeweis des widerſprechenden Vermieters dahin, 
daß er binnen zwei Wochen nach erlangter Kenntnis, deren Zeitpunkt er ebenfalls darzutun 
hat, widerſprochen habe. 

S 569 

1) Stirbt der Mieter, ſo iſt ſowohl der Erbe als der Vermieter berechtigt, 
das Mietverhältnis unter Einhaltung der geſetzlichen Friſt zu kündigen!). 
Die Kündigung kann nur für den erſten Termin erfolgen, für den ſie zuläſſig 
it?) 2), 

E 1 526 II 510; M 2 416; P 2 218 ff., 251. 

1. Die 98 569, 570 behandeln neben den §§ 549, 567 zwei weitere Fälle der vorzeitigen 
Kündigung mit geſetzlicher Friſt. Die Vorſchriften des $ 569 find nicht zwingend, können 
vielmehr durch Vereinbarung der den Mietvertrag abſchließenden Parteien ausgeſchloſſen 
oder inhaltlich geändert werden (RG 74, 37). — Über das im voraus nicht verzichtbare 
Kündigungsrecht, das den Hinterbliebenen von Kriegsteilnehmern auch bei einer vom 8 569 
abweichenden Vereinbarung zuſteht, ſ. BRB v. 7. 10. 15, RG Bl 642 (nicht anwendbar auf 
Pachtverhältniſſe, RG 89, 116). — Über die Anrufung des Mieteinigungsamtes (einer 
anderen dazu beſtimmten Stelle oder des Amtsgerichts) durch den Mieter bei Kündigung 
des Vermieters und über das Erfordernis einer vorherigen Zuſtimmung des Einigungs⸗ 
amtes zu Kündigungen des Vermieters bei Miete von Wohnräumen, Läden und Werkſtätten 
ſ. BRV zun Schutze der Mieter v. 23. 9. 18 und oben § 553 A l. 

2. Das Kündigungsrecht beim Tode des Mieters (auch durch Selbſtmord) kommt ſowohl 
bei beweglichen als bei unbeweglichen Sachen zur Anwendung (OLG 7, 464) und iſt namentlich 
dann von Bedeutung, wenn die auf einen beſtimmten Zeitraum vereinbarte Dauer bes Miet 
verhältniſſes oder die vereinbarte Kündigungsfriſt länger als die geſetzliche Künoigungsfriſt 
ift, die im Falle des § 569 an deren Stelle tritt. Sind mehrere Miterben vorhanden. 
fo muß die Kündigung von allen oder au alle erfolgen. Gegebenenfalls iſt der Leſtaments⸗ 
vollſtrecker (Nachlaßverwalter, Nachlaßkonkursverwalter), nicht der Erbe zur Kündigung be 
rechtigt (5 2211; RG 74, 37). Haben mehrere zuſammen gemietet, jo die Ehefrau mit 
dem Ehemann oder mehrere au einem Erwerbsgeſchäft beteiligte Perſonen, o iſt aus der 
Einheit und Unteilbarkeit des Mietverhältniſſes nicht zu folgern, daß beim Lode des einen 
Mieters eine Kündigung nach § 569 ausgeſchloſſen ſei. Vielmehr it nach den Umſtänden 
des Falles unter Beachtung des dem 8 560 zugrunde liegenden Rechtsgedantens und der 
beſonderen Natur des unter den Vertragsteilen und vor allem auch des unter den Mietern 
beſtehenden Rechtsverhältuiſſes zu entſcheiden, ob das nur einheitlich zu loſende Miet 
verhältnis vom Erben des verſtorbenen Mieters, vom überlebenden Mieter und vom Ver⸗ 
mieter mit Wirkung für alle Beteiligten gekündigt werden kann (R 50, 328, anders 
herrſchende Meinung). Vgl. auch OLG 33, 317 und § 2 Bet v. 7. 10. 15 (A ). 
Eines urkundlichen Nachweiſes der Erbeneigenſchaft bedarf es zur wirtſamen Ausübung des 
Kündigungsrechtes nicht (JW. 1918, 517; a. M. OLG 28, 154). Über, die Rechtmaͤßigleit 
der Kündigung eutſcheidet im Streitfalle das Gericht. Über das Widerſpruchsberfahren im 
Falle der BR v. 7. 10. 15 (A 1) f. dort $ 8. — $ 569 gilt auch für Pachtverhältniſſe; jedoch 
kann der Verpächter nicht kündigen (§ 596 Abſ 2). n 

3. Kündigungstermin. § 505 Abſ 4 in Verbindung mit Abi 1 Saß I, Ab 2, bei 
Grundſtücken alſo nur ſür den Schluß des Kalendervierteljahrs, macht an der men 
nach Monaten bemeſſen iſt. Der erſte zuläſſige Termin iſt aber nie auf Grund elner 
abſtrakten Berechnung zu ermitteln, vielmehr nach der tatſächlichen Möglichkeit der Kundi 
gung zu beſtimmen. Stirbt z. B. der Mieter am 1. Oktober und wird ſein Teſtament, in 
dem ein Teſtamentsvollſtrecker ernannt ift, erſt einige Zeit ſpaͤter eröffnet, fo iſt als der 
erſte Kündigungstermin nicht der 31. Dezember des laufenden Jahres anzuſehen, ſondern 
es kann noch auf den 31. März des nächſten Jahres ($ 565 Abſe Saß 1) gekündigt werden 
(RG 74, 35, auch OLG 20, 117). Unter Umſtänden dürfen die, (minderjährigen oder ap, 
weſenden und nicht vertretenen) Erben des Mieters bei tatſach licher Un möglich 
keit einer rechtzeitigen Kündigung das Kündigungsrecht noch zum folgenden Termin 
ausüben; Seuffl 64 Nr 188 (ſtr.). 5 1 
4. Der Tod des Vermieters ift auf den Fortbeſtand des Mietverhältniſſes ohne Einfluß. 


8 570 
Militärperſonen, Beamte, Geiſtliche und Lehrer an öffentlichen Unter⸗ 
richtsanſtalten können im Falle der Berjegung!) nach einem anderen Orte das 
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Mietverhältnis in Anſehung der Räume, welche ſie für ſich oder ihre Familie 
an dem bisherigen Garniſon⸗ oder Wohnorte gemietet haben, unter Ein⸗ 
haltung der geſetzlichen Friſt kündigen?). Die Kündigung kann nur für den 
erſten Termin erfolgen, für den ſie zuläſſig iſt. 

E I 527 II 511; M 2 416, 417; P 2 227. 


1. Das den Militärperſonen, Beamten, Geiſtlichen und Lehrern an öffentlichen 
Unterrichtsanſtalten (vgl. § 411; auch den akademiſchen Lehrern) im Falle der Berſetzung 
zuſtehende (übrigens vertragsmäßig ausſchließbare) Kündigungsrecht ſteht auch ihren Che 
frauen als Mitmietern für die erwähnten Räume zu, greift aber nicht Platz bei einer Neu 
anſtellung oder bei einer lediglich auf dem freien Willen dieſer Perſonen beruhenden 
Stellungs⸗ und Wohnortsänderung, auch nicht beim Verluſte der Stellung, wie bei Verſetzung 
in den Ruheſtand, wohl aber dann, wenn die Verſetzung auf Antrag oder mit Zuſtimmung 
des Berechtigten geſchieht (vgl. RG 21, 283; ORG 11, 316; 36, 114 Note 1). Die Kündigungs“ 
befugnis tritt nur ein bei Verſetzung nach einem anderen Orte, für Militärperſonen nur 
bei Veränderung des Garniſonsortes (JW 1916, 977%), peſteht aber auch bei Rüctverſetzungen 
ſolcher Art, daß der Beamte ſchließlich am bisherigen Orte wohnen bleibt, ohne ſeine Woh⸗ 
nung verlegt zu haben (R ZW 16, 2617). Die Kündigungsbefugnis ſetzt ferner voraus, 
daß die Verſetzung nicht nur in Ausſicht genommen (OLG 36, 114 Note 1), ſondern ſchon als 
amtliche Maßregel beſchloſſen und dem Beamten mitgeteilt worden iſt. Jedoch kann die 
förmliche Ausfertigung der Verſetzungsverfügung und ihre Behändigung an den Beamten 
nachfolgen (OLG 28, 155; Seuffa 69 Nr 97). — Über vertragsmäßige Kündigung bei „Ver⸗ 
ſetzung“ eines kaufmänniſchen Angeſtellten ſ. RG Warn 1915 Nr 282. — Das Kündigungs 
recht gilt nicht nur für die Wohnung, ſondern für alle Räume, die der Verſetzte für ſeinen 
oder ſeiner Fanilie Bedarf gemietet hat, z. B. auch für eine gemietete Stallung. — Für 
Pachtverhältniſſe gilt $ 570 nicht ($ 596 Abſ 3). 

2. Geſetzliche Kündigungsfriſt nach § 565. Die Vorſchrift beruht nicht auf der 
Berückſichtigung der mutmaßlichen Willeusmeinung der Parteien beim Vertragsabſchluſſe, 
ſondern auf dem öffentlichen Intereſſe, welches darauf abzielt, für den Beamten fo» 
wohl als für die beteiligte Iffentiiche Behörde den mit der Verſetzung verbundenen Aufwand 
möglichſt zu mindern und die Verſetzung überhaupt zu erleichtern. Von dieſem Geſichtspunkte 
aus erſcheint die Vorſchrift auch dann anwendbar, wenn die — für das Kündigungsrecht maß⸗ 
gebende — Stellung, aus welcher die Verſetzung erfolgt, nicht ſchon zur Zeit des Vertrags ⸗ 
abſchluſſes, ſondern erſt zur Zeit der Kündigung beſtanden hat, eine Auffaſſung, mit 
welcher der Wortlaut und die Kutſtehungsgeſchichte des 8 570 im Einklange ſtehen. (So auch 
JW 06, 615; OL 12, 873; Planck F 670 A Be; a. M. Staudinger 8 570 V; Mittelſtein 8 78 
Nr 9; RS SW 03 Beil 148°). Die Kündigungsbefugnis wird dem Beamten uſw. auch 
dann zuzugeſtehen ſein, wenn die Verſetzung aus dem Dienſte eines deutſchen Staates in 
denjenigen eines andern deutſchen Staates oder in den Reichsdienſt erfolgt, nicht aber dann, 
wenn ein deutſcher Beamter in den Dienſt eines auswärtigen Staates übertritt, alſo 
3. B. ein deutſcher Profeſſor an eine Schweizer Univerfität berufen wird; denn nur den öffent. 
lichen Dienſtverhältniſſen des Inlandes foll durch obige Vorſchrift eine Erleichterung zuteil 


werden. 4 
Ss 571 


1) Wird das vermietete Grundſtück nach der überlaſſung an den Mieter 
von dem Vermieter an einen Dritten veräußerte), jo tritt der Erwerber an 
Stelle des Vermieters in die ſich während der Dauer ſeines Eigentums aus 
dem Mietverhältnis ergebenden Rechte und Verpflichtungen ein“). 

Erfüllt der Erwerber die Verpflichtungen nicht, ſo haftet der Vermieter 
für den von dem Erwerber zu erſetzenden Schaden wie ein Bürge, der auf 
die Einrede der Vorausklage verzichtet hat?). Erlangt der Mieter von dem 
Übergange des Eigentums durch Mitteilung des Vermieters Kenntnis, jo 
wird der Vermieter von der Haftung befreit, wenn nicht der Mieter das Miet⸗ 
verhältnis für den erſten Termin kündigt, für den die Kündigung zuläſſig 
iſtd) e). 

a 509 II 512; M 2 330—490; P 2 184, 137, 169. 

1. ines ie nachſtehenden (nicht zwingenden) Vorſchriften der 88 571— 
r Miete“ ausgeſtalten, gelten auch für die Pacht 15 
inden entſprechende Anwendung: a) unbeſchränkte, wenn ein Erbbauberechtigter 
vermietet und darauf fein Recht veräußert hat (8 1017, jetz VO über das Erbbaurecht 
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vom 15. 1. 19 R Bl 72 SS 11, 38); b) mit Ausnahme von 8 573 Satz 2 und § 578, 
wenn der Nieß braucher ($ 1056) ein ſeinem Nießbrauch unterworfenes Grundſtück, der 
Ehemann als Verwalter und Nutznießer ein von der Ehefrau eingebrachtes Grundſtück 
(88 1423, 1546 Abſ 3, $ 1550), der Vater das feiner Nutznießung unterworfene Grund- 
ſtüct der Kinder (§ 1663), der Vorerbe ein zur Erbſchaft gehöriges und darauf an einen 
Nacherben fallendes Grundſtück (8 2135) über die Dauer ſeines Rechtes hinaus vermietet 
oder verpachtet, mit der Abweichung, daß in allen dieſen unter b aufgeführten Fällen der an 
die Stelle des Vermieters oder Verpächters tretende anderweit Berechtigte das Miet, oder 
Pachtverhältnis unter Einhaltung der geſetzlichen, nicht der im Mietvertrag beftimmten, 
Kündigungsfriſt kündigen kann (§ 1026 Abſ 2 und A 1-3; ſ. 8 54 A 1; 8 1059 A 1). 

2. Vorausſetzung für die Anwendung des hier ausgeſprochenen Grundſatzes „Kauf bricht 
nicht Miete“ iſt: a) Veräußerung (Kauf, Tauſch, Schenkung, Vermächtnis) eines Grundſtiüicks, 
auf Grund deren das Eigentum vom Vermieter an einen Dritten übergegangen iſt (RG 
59, 188; 68, 12; 78, 36; 84, 411). Die 88 571 ff. find eutſprechend anzuwenden bei Aufgabe 
des Eigentums nach $ 928 (OLG 27, 160). Auf Wohnräume und audere Raume in Gebäuden 
finden ſie Anwendung, wenn der Vermieter das Grundſtück veräußert (§ 580). Der Mieter 
einer beweglichen Sache, deren Erwerber nicht in das Mietverhälinis eintritt, iſt ſchon 
dadurch geſchützt, daß er als deren Beſitzer die zum Eigentumsübergang erforderliche Über⸗ 
gabe hindern und auch einem auf $ 931 geſtützlen Herausgabeanſpruche des neuen Erwerbers 
die ihm gegen den urſprünglichen Vermieter zuſtehende Einrede entgegenſetzen kann (8 986 
Abſ 2). b) Weitere Vorausſetzung iſt, daß dem Mieter das vermietete Grundſtück zur Zeit 
der Veräußerung bereits überlaſſen, d. h. zum Beſitz übergeben war (ſonſt nur $ 578, 
vgl. auch BayObLG 10, 280, 288), welche Überlaſſung auch bei einer zwiſchen Ver⸗ 
mieter und Mieter vor der Veräußerung vereinbarten Verlängerung ihres Vertrags⸗ 
verhältniſſes fortwirkt (Rch 19. 5. 03 III 28/03; auch OL 7, 21; 11, 144). Handlungen 
des Pächters, die nicht als Ausfluß ſeines Beſitzes (oder Mitbeſitzes) an dem gepachteten 
Grundſtück erſcheinen, wie z. B. bei Verpachtung zur Ausbeutung eines Braunkohlenlagers 
uur vorläufige Bohrungen, durch die erſt beſtimmt werden ſoll, welche Teile des Grund⸗ 
filds zum Zwecke der Ausbeutung in Beſitz genommen werden ſollen, rechtfertigen nicht 
die Annahme einer Überlaffung des Grundſlücks im Sinne des $ 571 (R JW 1919, 3796). 
Der Umftand, daß der Mieter zur Zeit der Veräußerung nicht mehr im Beſitze des Grund⸗ 
ſtücks iſt, fteht ihm regelmäßig nur dann entgegen, wenn er den Beſih dem Vermieter über. 
laſſen hat. Dagegen iſt der Erwerber eines Grundſlücks, auf welchem vom Vorbeſitzer die 
Jagd verpachtet war, an dieſen Vertrag, der ſich nicht auf das Grundſtück, ſondern auf das 
Jagdrecht bezieht, nicht gebunden und kann dem Jagdpächter, der ſich nicht N Beſitze des 
Grundſtücks befindet, die Ausübung der Jagd verbieten (Rh 70, 70; 98, 101; OLG 12, 882). 
Ebenſo für die Verpachtung der Fiſcherei in einem öffentlichen Fluſſe durch den, filcherei» 
berechtigten Nichteigentümer SenfiAl 60 Nr 29; anders für die Verpachtung der Fiſcherei in 
geſchloſſenen Privatgewäſſern, OLch 38, 93 (Grundſtückspacht; vgl. auch preuß. Fiſchereigeſ. 
v. 11. 5. 16 § 29). — Nur der im Beſitze des Grundſtücts befindliche Mieter oder Pächter 
hat bei der Enteignung einen Eutſchädigungsanſpruch gegen den Unternehmer nach $ 11 
des preuß. Enteignungsgeſetzes v. 11. 6. 74 (RG 74, 367). 9 

3. Eintritt des Erwerbers in das Mietverhältnis, insbeſondere a) in die von der Zeit 
ſeines Erwerbs ab ſich ergebenden, mit dem Grundſtückseigentum verbundenen Rechte, und 
zwar kraft ſelbſtändigen Rechtes, als Zubehör feines Eigentums (Zuſtandsobligation), 
nicht als Rechtsnachfolger des Vermieters (RG 59, 188; 68, 12), To daß ihm die gegen den 
Vermieter in der Zeit nach dem Eigentumsübergang begründeten Einreden nicht entgegen⸗ 
geſetzt werden können. Er erlangt alſo, abgeſehen von den in 88 573, 574 aufgeführten 
Ausnahmen, den Anſpruch auf den von der Zeit ſeines Eigentumserwerbs ab fällig werden. 
den Mietzins, auf den von der Zeit feines Vorbeſitzers her rückſtändigen aber nur, wenn 
er ihm abgetreten ift (vgl. R 55, 298). Immerhin kann er den auf die Beſitzdauer des 
Rechtsvorgängers entfallenden, aber erſt nach der Veräußerung fällig gewordenen Miet⸗ 
zins vom Mieter mit einfordern und zum entſprechenden Teile au den früheren Vermieter 
aushändigen. Der Anſpruch auf den Miet- oder Pachtzins ſteht dem Erwerber aber nur 
nach Maßgabe des Miet- oder Pachtvertrags zu. Iſt nach dieſem der Zins in einem Betrage 
voraus zu bezahlen und auch voraus bezahlt worden, fo hat der Erwerber feinen Auſpruch 
an den Mieter oder Pächter, iſt vielmehr auf den Rückgriff gegen leinen Rechtsvorgänger 
hach Maßgabe des Veräußerungsvertrags beſchränkt (RG 94, 279; vgl. $ 573 A 1). Die 
Rechte gehen auf den Erwerber auch dann über, wenn der Mieter von der Veräußerung 
nichts weiß. Der Vermieter kann daher den Mieter nicht mehr durch Mahnung in Verzug 
ſeden. Der Mieter kann aber wirkſam den Mietzins an ihn bezahlen ($ 574). Er muß es 
Der tun, wenn die Zahlungszeit uach dem Kalender beſtimmt iſt, der Verzug alſo ohne 
ih ehnung eintritt (284 Ubj 2 Satz 1); ſonſt kann der Erwerber die Verzugsfolgen gegen 
ihn geltend machen (RG 98, 88). Der Erwerber erlangt von dem gedachten Zeitpunkt 
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ab auch das geſetzliche Pfandrecht (88 559 ff.) an den eingebrachten Sachen des 
Mieters. Doch bleibt daneben das Pfandrecht des Vorbeſitzers (Vermieters) wegen des 
aus deſſen Zeit rücftändigen Mietzinſes, und zwar, da jedes Pfandrecht von der Zeit der 
Einbringung der Sachen ab datiert, zu gleichem Rechte beſtehen (Prot 2, 211). Recht 
an einer Sicherheit |. $ 572. Der Erwerber erlangt auch das Recht auf Anfechtung eines 
über die Art der Rückgewähr des Pachtgrundſtücks mit dem Pächter abgeſchloſſenen Vertrages 
{RG 29. 4. 18 IV 79/18). Dagegen geht das Recht aus einem von dem urſprünglichen Ver 
mieter dem Mieter auferlegten, aus dem Mietvertrage ſelbſt aber ſich nicht unmittelbar 
ergebenden Wettbewerbsverbot (3. B. bei 5000 Mark Strafe nach Beendigung des Miet- 
verhältuiſſes kein anderes Weingeſchäft zu betreiben) auf den Käufer nicht über (RG JW 
06, 58%). Wird das Grundftüd an mehrere Perſonen veräußert, ſo ſtehen dieſe in ihrer 
Geſamtheit an Stelle des Vermieters dem Mieter gegenüber, namentlich in betreff der 
Kündigung und der Empfangnahme des Mietzinfes (vgl. $ 535 A 3). b) Eintritt des Er⸗ 
werbers in die von der Zeit ſeines Eigentumserwerbs ab aus dem Mietverhältniſſe entftchen- 
den Verpflichtungen, die gleich einer Reallaſt als auf dem Grundſtücke haftend angefchen 
werden und ebenſo wie die Mietrechte mit dem Grundſtücke auf ihn übergehen. Der Er⸗ 
werber tritt, unbeſchadet ſeines Rückgriffs gegen feinen Rechtsvorgänger nach Maßgabe des 
Veräußerungsvertrages (RG C3 1915, 114813, Seuffl 73 Nr 117), in dieſe Verpflichtungen, 
auch in die auf nachträglicher Anderung des Mietvertrags aus der Zeit des Vorbeſitzers 
beruhenden (OL 7, 20) ohne Rückſicht darauf ein, ob er beim Vertragsabſchluſſe Kenntnis 
davon hatte, ſo insbeſondere in die Verpflichtung zur Gewährung des Gebrauchs und zur 
Haftung für Fehler und Mangel, auch für beſondere Zuſagen des früheren Vermieters. Er 
haftet dafür nicht nur mit dem Grundstücke, ſondern mit feinem ganzen Vermögen. Dagegen 
hal er nicht für die zur Zeit ſeines Vorbeſitzers bereits begründeten beſonderen Ver⸗ 
pflichtungen des Vermieters einzuſtehen, insbeſondere nicht für diejenigen zur Leiſtung von 
Schadenserſatz, mag auch der zu erſetzende Schaden erſt ſpäter eingetreten fein (RG JW 05, 
4870. Iſt dem Mieter im Mietvertrage oder in einer anderen vor dem Übergang des 
Grundſtücts auf den Erwerber getroffenen Vereinbarung das Recht eingeräumt worden, durch 
einſeitige Erklärung das Mietverhältnis über ſeine urſprüngliche Dauer hinaus zu verlängern, 
ſo muß der Erwerber die Verlängerungserklärung auch dann gegen ſich gelten laſſen, wenn 
ſie erſt nach dem Erwerb des Grundſtücks ſtattgefunden hat (RG Gruch 58, 945). 

4. Haftung des früheren Bermieters. Er ſteht nach dem (Sigentumgübergange dem 
Mieter nicht mehr als Vertragspartei gegenüber. Erfüllt aber der Erwerber die ihm ob- 
liegenden Verpflichtungen nicht, 0 haftet für den deshalb dem Mieter zu erſetzenden Schaden 
neben dem Erwerber auch der Vermieter wie ein Bürge, der auf die Einrede der Voraus⸗ 
klage verzichtet hat (88 767ff., 778 Nr 1). Da aber nach Abſ 1 der Erwerber nur in die 
während der Dauer feines Eigentums aus dem Mietverhältniſſe ſich ergebenden Rechte 
und Pflichten eintritt, ſo ſcheidet auch der Vermieter nur für dieſe Dauer aus der unmittel⸗ 
baren Haftung gegenüber dem Mieter aus. Die Verpflichtung, den Mietvertrag darüber 
hinaus während der ganzen vereinbarten Vertragsdauer auszuhalten, geht nicht auf den 
Erwerber über. Unmittelbare Haftung des Vermieters gegenüber dem Mieter tritt daher 
ein, wenn der infolge einer Ipäteren Zwangsverſteigerung des Grundſtücks an ſeine Stelle 
tretende Erſteher, der an die Einhaltung der vertragsmäßigen Kündigungsfrist nicht gebunden 
iſt, in Ausübung feines geſetzlichen Kündigungsrechts (ZG 88 57, 57a), den Mieter vor 
Ablauf der bedungenen Vertragsdauer zum Auszuge zwingt (NG 63, 66; RG Gruch 60, 853). 
Das gleiche gilt für eine von dem Konkursverwalter vorgenommene freiwillige Veräußerung 
des von dem Gemeinſchulduer vermieteten oder verpachteten Grundſtücks (KO 8 21 Abſ 3). 
Anders im Falle der Untermiete ſ. $ 549 A Ge. . 

5. Befreiung von ſolcher Mithaftung als Bürge dadurch, daß der Vermieter (nicht der 
Erwerber) dem Mieter von dem Eigentumsübergange Mitteilung macht. Kündigt dann 
der Mieter das Mietverhältnis nicht für den erſten Termin, für den die Kündigung zu⸗ 
läſſig ift, fo hört von dieſem Termine ab die Haftung des Vermieters auf, ſo daß er nur 
fur die bis dahin begründeten Schadenserſatzanſprüche des Mieters einzuſtehen hat. Der 
Vermieter wird aber ſchon vor dieſem Termine frei, wenn der Erwerber vorher mit dem 
Mieter ein neues Vertragsverhältnis eingegangen iſt. 

6. Für die rechtliche See Mieters im Falle der Zwangsvollſtreckung 
(Zwangsverſteigerung) in das Mietgrundſtüct kommen die nachſtehenden Vorſchriften 
des AUG v. 24. 3. 97: $9 Abſ 2, 8 21 Abſ 2, 88 24,57, 57a, 57p, 152, 183, ſowie auch 8 21 K 
im Betracht. Aus dieſen ſind namentlich die Vorſchriften der 88 57, 57a 886 hervor- 
zuheben, wonach auf den Erſteher in einer Zwangsverſteigerung dann, wenn das Grund. 
zuck vorher einem Mieter oder Pächter überlaſſen worden iſt, die Vorſchriften in 
88 651, 572, 573 Saß 1, ſowie in 88 574, 575 BOB entſprechende Anwendung finden, der 
Erſteher aber berechtigt ift, das Miet. oder Bachtverhältnis unter Einhaltung der geſetzlichen 
Iriſt für den erſten Termin, für den dies zuläfſig iſt, zu kündigen, in welchem Falle der 
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Vermieter dem Mieter ſchadenserſahpflichtig wird (A 4; vgl. auch OL 33, 297: Aufechtung 
eines Mietvertrags wegen Verſchweigens des bevorſtehenden Zwangsverkaufs). Als der 
erſte Termin, für den die Kündigung zuläſſig iſt, kann im Sinne des BUG 8 57 nur 
derjenige erſte zuläſſige Termin angeſehen werden, für den der Erſteher die Kündigung 
nicht ohne Verſchulden unterlaſſen darf. Ob dies zutrifft, iſt nicht nach allgemeinen 
Grundſätzen, ſondern nach den Umſtänden des einzelnen Falles zu beurteilen (RG 26. 3. 
20 III 388/19). Gemäß § 571 erlangt der an die Stelle des urſprünglichen, Vermieters 
tretende Erſteher dem Mieter gegenüber nicht nur den Anſpruch des Vermieters auf den 
eigentlichen Mietzins, ſondern auch auf die ſonſtigen Gegenleiſtungen, die vom Mieter für 
den Gebrauch der Mietſache dem Vermieter gegenüber übernommen worden ſind, wie 
3. B. darauf, daß der Mieter eine ihm an dem Mietgrundſtück zuſtehende Hypothek nicht 
kündige, ſolange er die Mieträume unter den im Vertrage feitgefehten e in 
Benutzung habe (RG 71, 404). — War dagegen das Grundſtück dem Mieter beim Zuſchlage 
noch nicht überlaſſen, fo iſt er nicht als Beteiligter nach ZUG 8 9 Nr 2 anzuſehen. Auch 
findet in dieſem Falle keine entſprechende Anwendung der angeführten Vorſchriften ſtatt. Über 
die Verhältniſſe bei freiwilligem und Zwangsverkauf eines bereits vor dem 1. 1. 00 ver⸗ 
mieteten oder verpachteten Grundſtücks ſ. o. Vorbem 7b vor 8 535. Über die Pfändung 
von Mietzinsforderungen |. ZPO 8 829, ſowie über deren Beſchlagnahme im Wege der 
Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen ZVG 8 21 Abſ 2, § 148 Abſ 1, 8 152 
und BGB 88 1123, 1124. N . 

Im Falle der Enteignung bleiben für das zwiſchen dem Enteigneten und feinem 
Mieter zur Zeit der Enteignung beſtehende Verhältnis nach Art 109 Ec die einſchlagenden 
Landesgeſetze maßgebend. Wenn die als ein Fall höherer Gewalt zu betrachtende Enteignung 
ſich auf das ganze vermietete Grundſtück erſtreckt, jo geht von deren Durchführung ab mit dem 
Eigentum des Vermieters auch das Gebrauchsrecht des Mieters oder Pächters zu Ende; dafür 
erwächſt ihnen ein Entſchädigungsanſpruch, der, je nach dem Inhalte der betr. Landesgeſetze, 
entweder unmittelbar gegen den Unternehmer im Enteignungsverfahren oder gegen den 
Vermieter, dem für den Wegfall dieſer Rechte zunächſt vom Unternehmer Erſatz zu leiſten ift, 
verfolgt werden kann (vgl. Res 29, 273; Gruch 50, 1217). 


8 572 
Hat der Mieter des veräußerten Grundſtücks dem Vermieter für die Er⸗ 
füllung ſeiner Verpflichtungen Sicherheit geleiſtet, ſo tritt der Erwerber 
in die dadurch begründeten Rechte ein!). Zur Rückgewähr der Sicherheit iſt 
er nur verpflichtet, wenn ſie ihm ausgehändigt wird oder wenn er dem Ver⸗ 
mieter gegenüber die Verpflichtung zur Rückgewähr übernimmt“). 
E II 518 III 565; P 2 280 ff. 


1. Das Recht an der Sicherheit (88 232 ff., 502), das namentlich bei der Pacht Bedeutung 
gewinnt, gehört mit zu den Rechten aus dem Vertragsverhältnis. in die der Erwerber 
eintritt. Der letztere kann daher von dem Vermieter die Aushändigung der Sicherheit ver 
langen, ſoweit ſie dieſem nicht für ihm etwa verbliebene Mietzinsforderungen noch haftet. 
Der Erwerber ift zu dieſem Verlangen, von beſonderen Ausnahmefällen abgeſehen, ing. 
beſondere auch dann berechtigt, wenn die Sicherſtellung durch Hingabe einer Geldſumme 
gegen Verzinſung zur freien Verfügung des Verpächters geſchehen war (n Gruch 49, 908). 

ber die zu bejahende Frage, ob und inwieweit der Mieter (Pächter) vom Vermieter (Ver⸗ 
pachter) die Aushändigung der Kaution an den derzeitigen Eigentümer des Miet, oder 
Pachtgrundſtücks verlangen kann, [. NG 58, 251. Als Sicherheitsleiſtung kommt nament 
lich auch die Bürgſchaftsſtellung in Betracht. Dagegen ſpricht nicht Satz 2 Halbſatz 1; denn 
hier wird nichts weiter geſagt, als daß, wenn die Sicherheit in zur Aushändigung ſich 
eignenden Werten geleiſtet wurde, der Erwerber zur Rückgewähr nur verpflichtet iſt, falls 
ihm die Sicherheit ausgehändigt worden iſt (RG Warn 1913 Nr 286). Im übrigen vgl. 
zu $ 571, insbeſondere für den Fall der Zwangsverſteigerung A 6 dort. * 

2. Zur Beſtellung einer neuen Sicherheit iſt der Mieter dem Erwerber auch dann nicht 
verpflichtet, wenn dieſem die urſprünglich beſtellte Sicherheit vom Vermieter nicht ausgehändigt 
wurde. 


8 573 
) Eine Verfügung, die der Vermieter vor dem Übergange des Eigentums 
über den auf die Zeit der Berechtigung des Erwerbers entfallenden Mietzins 
getroffen hat, iſt inſoweit wirkſam, als ſie ſich auf den Mietzins für das zur 
zeit des Überganges des Eigentums laufende Kalendervierteljahr bezieht; 


* 


Miete Pacht 88 571-573 703 


erfolgt der Übergang des Eigeniums innerhalb des letzten halben Monats 
eines Kalendervierteljahrs, so ist die Verfügung auch insoweit wirksam. 
als sie sich auf den Mietzins für das folgende Kalendervierteljahr bezieht. 
Eine Verfügung über den Mietzins für eine jpätere Zeit muß der Erwerber 
gegen ſich gelten laſſen, wenn er ſie zur Zeit des überganges des Eigen⸗ 
tums kennt?) 3). 
II 514 III 5665 P 2 144 ff. — Geſ. v. 8. 6. 15 (R 327). Entw. m. Be T3 

105 ER e 12 = 5 ef. v. 3. 6. 15 (RGBI 3 Ent w Begründung (RN W 

1. 88 573—575 enthalten teils im Intereſſe des Vermieters, teils zum Schutze des 
Mieters Ausnahmen von dem in 8 571 aufgeſtellten Grundſatze, daß der Erwerber 
vom Eigentumsübergange ab ein ſelbſtändiges Recht auf den Mietzins erhält, und von der 
damit gegebenen Beſchränkung der rechtsgeſchäftlichen Verfügungsfreiheit der Vertragsteile. 
Ihr Anwendungsgebiet muß daher in der nämlichen Weiſe begrenzt werden wie das der 
Regelvorſchrift und erſtreckt ſich nicht auf ſolche Vorauserhebungen und Vorauszahlungen 
von Mietzins, die in Ubereinſtimmung mit dem Mietvertrage geſchehen. Unter dieſer 
letzteren Vorausſetzung muß der Erwerber auch die einmalige Vorauszahlung des Miet: oder 
Pachtzinſes für das ganze Miet oder Pachtverhältnis gegen ſich gelten lalſen (R® 94, 279). 
— Die Faſſung der 88 573, 574 beruht auf dem Geſetz vom 8. 6. 15 (RG Bl. 327), das im 
Intereſſe des Grundkredits die Verſügungen über Miet: und Pachtzinsforderungen gegen- 
über dem bisherigen Recht durch Anderung von BUG 8 57 (cietzt 88 57, 57a, 57 b), BOB 
59.573, 574, 1123, 1124, KO 8 21 einſchränkt (Art. 18). 8 573 Satz 1 lautete bisher: 
„Eine Verſügung, die der Vermieter vor dem Übergange des Eigentums über den auf die 
Zeit der Berechtigung des Erwerbes entfallenden Mietzins getroffen hat, ift inſoweit wirkſam, 
als fie ſich auf den Mietzins für das zur Zeit des Überganges des Eigentums laufende und 
das folgende Kalendervierteljahr bezieht.“ $ 574 Satz 1 lautete bisher: „Ein Rechtsgeſchäft, 
das zwiſchen dem Mieter und dem Vermieter in Anfebung der Mietzinsforderung vorgenommen 
wird, insbeſondere die Entrichtung des Mietzinſes, iſt dem Erwerber gegenüber wirkſam, 
ſoweit es ſich nicht auf den Mietzins für eine ſpätere Zeit als das Kalendervierteliahr, iu 
welchem der Mieter von dem Übergange des Eigentums Kenntnis erlangt, und das folgende 
Bierteljabr bezieht.“ 8 573 Sag, 2 und $ 574 Satz 2 wurden nicht geändert. Nach dem 
neuen Geſetze beſchränkt ſich die Wirlſamkeit der ſraglichen Verfügungen und Rechtsgeſchäfte 
in der Regel auf den Mietzins für das im maßgebenden Zeitpunkt laufende Kalenderviertel 
jahr und erſtreckt ſich nur ausnahmswelſe auf die Mietzinfen des folgenden Vierteljahrs. 
Das Geſetz trat am 20. Juni 1915 in Kraft (Art. 6). Ausführungsbeſlimmungen |. Pr3 MBI 
1915, 58; BaygMBl 1915, 110. Für die Übergangszeit find in Art. 4 u. 5 beſondere Be: 
ſtimmungen getroffen: dazu Ox 34, 209; Senffa 71 Nr 247: JW 1916, 8674, 1037 
12027, 1547. € 

2. Verfügungen des Vermieters über den Mietzins, wie Abtretung, Verpfändung, aber 
auch ein Geſchäft mit dem Mieter, das eine Verfügung über den Mietzins enthält, wie 
eine Zahlung, Stundung, ein Erlaßvertrag, ſind, wenn vor dem Übergange des Eigen⸗ 
tums, ſei es auch nach dem Abſchluß des Veräußerungsvertrags, getroffen, wirkſam: a) ſoweit 
ſie ſich auf den Mietzins für das zur Zeit des Eigentumsübergangs laufende Kalender 
vierteljahr beziehen, und falls der Übergang des Eigentums innerhalb des letzten halben 
Monats eines Kalendervierteljahrs (d. h. innerhalb der letzten fünfzehn Tage des letzten 
Vierteljahrsmonats, vgl. F 189 Ubi I ſtreitig, a. M. z. B. Enneccerus IT 1 $ 185 
Anm 32) ftattfindet, auch bezüglich des Mietzinſes für das folgende Kalenderviertel⸗ 
jahr, b) bezüglich des Mietzinſes für eine ſpätere Zeit dann, wenn der Erwerber die Ver 
fügung zur Zeit des Cigemumsübergangs kñennt. Der Mieter kann ſich alſo vor doppelter 
Zahlung der über das laufende und gegebenenfalls über das folgende Kolendervierteljahr 
hinausgehenden Mietzinsraten dadurch ſchüzen, daß er den Erwerber vor dem Erwerbe 
von der darüber erfolgten Vorausverfügung des Vermieters in Kenntnis ſetzt. Die 
Vorſchrift unter a gilt nicht nur für die vom Vermieter getroffene rechtsgeſchäftliche, 
ſondern auch für die von ſeinem Glaubiger im Wege der Zwangsvollſtreckung 
erwirkte Verfügung, alſo für die Pfändung der Mietzinsbeträge (ogl. § 1124 Abf 9: 
RE 58, 181; 59, 177; 64, 418). Das Pfandrecht an einer laufenden Mietzinsforderung 
wird aber gegenſtandslos, wenn das vermietete Grundſtück nicht an einen Dritten (8 571), 
ondern an den Mieter aufgelaſſen wird und damit ($ 564 A 1) das Mietverhältnis 
endigt (OLE 13, 378; 17, 20; 33, 318). Für den Fall der Zwangsverſteigerung 
gilt die Vorſchrift unter a mit dem Unterſchiede, daß an Stelle des Eigentumsüber 
ganges die Beſchlagnahme des Grundstücks maßgebend üt, und der Beſchlagnahme zum 
Zwecke der Zwangsverſteigerung die Beſchlagnahme zum Zwecke der Zwangsverwaltung 
gleichſteht, wenn fie bis zum Zuſchlag fortgedauert hat (ZUG. 88 57, 57 Abſ 1, 2). Für 
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die Wirkſamkeit von Verfügungen des Zwangsverwalters iſt aber nicht der Zeitpunkt der 
Beſchlagnahme, ſondern der des Eigentumsübergangs, d. h. des Zuſchlags, maßgebend 
(386 8 57 b Abſ 3). Vgl. auch Belehrung für den Mieter oder Pächter, PrIJMBl 1915, 116: 
Bay ine Bl 1915, 55). Hat der Erwerber von den Vorausverfügungen des Vermieters zur 
Zeit des Eigentumsübergangs keine Kenntnis, ſo kann er in der Regel wegen dieſer Ver⸗ 
fügungen Schadensanſprüche gegen den Vermieter erheben. Ob derjenige, dem der Ber: 
mieter Mietzinsforderungen wirkſam abgetreten hat, Zahlungen an den Erwerber (Erſteher 
in ber Zwangsverſteigerung) gegen ſich gelten laſſen muß, bemißt ſich nach $ 407 (DRG 
34, 99). 

3. Auf Verfügungen, die der Vermieter nach dem Übergange des Eigentums getroffen 
hat, bezieht ſich der § 573 nicht; fie haben regelmäßig keine rechtliche Wirkſamkeit dem Er. 
werber gegenüber. 


8 574 


) Ein Rechtsgeſchäft, das zwiſchen dem Mieter und dem Vermieter in An⸗ 
ſehung der Mietzinsforderung vorgenommen wird, insbeſondere die Ent⸗ 
richtung des Mietzinſes, iſt dem Erwerber gegenüber wirkſam, soweit es sich 
nicht auf den Mietzins für eine spätere Zeit als das Kalendervierteljahr 
bezieht, in welchem der Mieter von dem Ubergange des Eigentums Kennt- 
nis erlangt; erlangt der Mieter die Kenntnis innerhalb des letzten halben 
Monats eines Kalendervierteljahrs, so ist das Rechtsgeschäft auch insoweit 
wirksam, als es sich auf den Mietzins für das folgende Kalendervierteljahr 
bezieht. Ein Rechtsgeſchäft, das nach dem fihergange des Eigentums vor⸗ 
genommen wird, iſt jedoch unwirkſam, wenn der Mieter bei der Vornahme 
des Reihtsgeſchäfts von dem Übergange des Eigentums Kenntnis hat)). 

@ II 515 III 507 P 2 144, 253. — Gel. v. 8. 6. 15 (Rot 327). Entw. m. Begründung (RT 
Bd 315 Anlage Nr 71). 

1. 8 574 enthält eine weitere Ausnahme von dem in 8 571 aufgeſtellten Grundſatze. Seine 
Jaſſung beruht auf dem Gef. vom 8. 6. 15 (RGBl. 327). Das Nähere ſ. in § 573 A 1. 

2. Rechtsgeſchäfte zwiſchen Mieter und Vermieter bezüglich des Mietzinſes. a) Bei 
Rechtsgeschäften dieſer Art, wie Vorauszahlung des Mietzinſes, Annahme an Zahlungs Statt, 
Erlaß, Schuldumwandlung, Aufrechnung, mögen ſie vor oder nach dem Eigentumsüber⸗ 
gange vorgenommen ſein, werden die in Frage kommenden Vierteljahre nicht von dem Eigen» 
tumsübergauge, ſondern erſt von der Zeit ab berechnet, wo der Mieter von dem Eigen⸗ 
tumsübergange Kenntnis erhält, wobei die Wirkſamkeit des Rechtsgeſchäfts ſich in der 
Regel auf das im maßgebenden Zeitpunkt laufende Kalendervierteljahr beſchränkt und 
nur ausnahmsweiſe, wenn der Mieter die entſcheidende Kenntnis innerhalb des letzten 
halben Monats eines Kalendervierteljahrs (d. h. innerhalb der letzten fünfzehn Tage 
des letzten Vierteljahrsmonats, vgl. § 189 Abſ 1 — ftreitig, ſ. § 578 A 2) erlangt, 
auch auf den Mietzins des folgenden Kalendervierteljahrs ſich erſtreckt. p) Rechtsgeſchäfte, 
die nach dem Eigentumsübergange vorgenommen werden, ſind unwirkſam, wenn der Mieter 
bei ihrer Vornahme von dem Eigeutumsübergange Kenntnis hat, während im übrigen (bei 
Unkenntnis des Mieters zu dieſer Zeit) auch für ſolche Rechtsgeſchäfte die Vorſchrift unter 
a gilt. Dagegen iſt für die Beſtimmung unter a in dem Falle kein Raum mehr, wenn ſchon 
nach dem Mietvertrage der Mietzins für eine längere Zeit, z. B. für ein Jahr, vorauszubezahlen 
und die erſte Rate ſchon vor dem Eigentumsübergange fällig war (ogl. 88 1123, 1124). 
Für den Fall der Zwangsverſteigerung (val. 8 573 A 2) gilt die Vorſchrift unter a mit 
dem Unterſchiede, daß an Stelle der Keuntuis vom Eigentumsübergange die Kenntnis von 
der Beſchlagnahme des Grundſtücks maßgebend iſt. Mit der Zuſtellung des die Zwang⸗ 
verſteigerung anordnenden Beſchluſſes an den Mieter (Pächter) gilt die Beſchlagnahme als 
dieſem bekannt. Der Beſchlagnahme zum Zwecke der Zwaugsverſteigerung ſteht die Beſchlag 
nahme zum Zwecke der Zwangsverwaltung gleich, wenn ſie bis zum Zuſchlag fortgedauert 
hat. In dieſem Falle gilt mit der Zuſtellung des Beſchluſſes, durch den dem Mieter (Pächter) 
verboten wird, an den Schuldner zu bezahlen, die Beſchlagnahme als dem Mieter (Pächter) 
bekannt (BUG 88 57, 57b Abf 1, 2). Auf Nechtsgefchäfte des Zwangsverwalters finden 
aber dieſe beſonderen Vorſchriften keine Anwendung (BG 8 57h a 3). Vgl. auch Be: 
lehrung für den Mieter oder Pächter (PrIMBl 1915, 116; Bau Ml 1915, 55). 

3. Beweislaſt. Die Kenntnis des Mieters von dem Eigentumsübergange iſt im Streit- 


falle von dem Erwerber als Grundlage ſeines noch fortbeſtehenden Mietzinsanſpruchs 
gegen den Mieter zu erweiſen. 
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8 575 


Soweit die Entrichtung des Mietzinſes an den Vermieter nach 8 574 dem 
Erwerber gegenüber wirkſam iſt!), kann der Mieter gegen die Mietzins⸗ 
forderung des Erwerbers eine ihm gegen den Vermieter zuſtehende Forde⸗ 
rung aufrechnen. Die Aufrechnung iſt ausgeſchloſſen, wenn der Mieter die 
Gegenforderung erworben hat, nachdem er von dem übergange des Eigen⸗ 
tums Kenntnis erlangt hat, oder wenn die Gegenforderung erſt nach der Er⸗ 
langung der Kenntnis und ſpäter als der Mietzins fällig geworden iſte). 

E II 516 III 568; P 2 147. 

1. Alſo in dem Falle, wenn der Erwerber gegen den Mieter Mietzinsforderungen geltend 
macht, die auf die Zeit von ſeinem Erwerb ab bis zu erlangter Kenntnis des Mieters vom 
Eigentumsübergange ſowie auf das alsdann laufende Vierteljahr und, wenn der Mieter die 
entſcheidende Kenntnis innerhalb des letzten halben Monats eines Kalendervierteljahrs (8 574 
A 2) erlangt, auch auf das folgende zu entrichten ſind. 

2. Vgl. die entſprechende Vorſchrift in 8 406. — Die aufzurechnende Forderung braucht 
nicht aus dem Mietverhältnis herzurühren, wie ſich aus dem allgemeinen Wortlaute des Ge⸗ 
ſetzes und aus dem Mangel entgegenſtehender innerer Gründe ergibt. — Im Falle der 
Zwangsverſteigerung iſt auch hier an Stelle der Kenntnis vom Eigentumsübergange 
= s von der Beſchlagnahme maßgebend. Vgl. BUG 88 57, 57b und oben 

574 A 2. 
S 576 


Zeigt der Vermieter dem Mieter an, daß er das Eigentum an dem ver⸗ 
mieteten Grundſtück auf einen Dritten übertragen habe, ſo muß er in An⸗ 
ſehung der Mietzinsforderung die angezeigte Übertragung dem Mieter gegen⸗ 
über gegen ſich gelten laſſen, auch wenn ſie nicht erfolgt oder nicht wirk⸗ 
ſam iſt!). 

Die Anzeige kann nur mit Zuſtim mung desjenigen zurückgenommen wer⸗ 
den, welcher als der neue Eigentümer bezeichnet worden iſt. 

E II 517 III 669, P 2 134. A 

1. Vgl. die entiprechende Vorſchrift in 8 409. Nach dieſer Anzeige, für welche eine be- 
ſondere Form nicht erforderlich iſt, kann alſo der Mieter den Mietzins mit Sicherheit (gegen. 
über dem Vermieter) an den ihm angegebenen Erwerber zahlen, und dies ſelbſt dann, wenn 
in Wirklichkeit die Abtretung nicht oder nicht in wirkſamer Weiſe erfolgt und dies dem Mieter 
bekannt geworden fein follte (M 2, 135). — Der öffentliche Glaube des Grundbuchs (8 893) 
ſchützt den Mieter nicht. Er kaun ſich daher dem Vermieter gegenüber nicht darauf berufen, 
daß derjenige, an den er den Mietzins zahlte, als Erwerber des Grundſtücks im Grundbuch 
eingetragen ſei (beſtr.). 

S 577 


Wird das vermietete Grundſtück nach der überlaſſung an den Mieter von 
dem Vermieter mit dem Rechte eines Dritten belaſtet, ſo finden die Vor⸗ 
ſchriften der 88 571 bis 576 entſprechende Anwendung, wenn durch die Aus⸗ 
übung des Rechtes dem Mieter der vertragsmäßige Gebrauch entzogen 
wird!). Hat die Ausübung des Rechtes nur eine Beſchränkung des Mieters 
in dem vertragsmäßigen Gebrauche zur Folge, ſo iſt der Dritte dem Mieter 
gegenüber verpflichtet, die Ausübung zu unterlaſſen, ſoweit ſie den vertrags⸗ 
mäßigen Gebrauch beeinträchtigen würde) s). 

E I 510 II 518 III 570; M 2 386— 890; P 2 159. 


1. Belaſtung des Grundſtücks mit dem Rechte eines Dritten, das dem Mieter den Gebrauch 
völlig entzieht. So bei Einräumung eines Erbbau-, Nießbrauchs⸗ oder Wohnungs⸗ 
vechts an dem vermieteten Grundstücke (§ 1012, jetzt VO über das Erbbaurecht v. 15. 1. 10, 
RG Bl 72 8 1; ferner $$ 1030, 1093). Hier tritt der Erwerber in das Mietverhältnis ein, 
hat dem Mieter den vertragsmäßigen Gebrauch zu gewähren, erlangt aber dagegen (und 
zwar auch als Inhaber eines Wohnungsrechts) von der Zeit ſeines Rechtserwerbs ab den 
Auſpruch auf den Mietzins, und es er in betreff der Gültigkeit von Vorausverfügungen 

es Vermieters, ſowie von Rechtsgeſchaften zwiſchen Vermieter und Mieter die nämlichen Vor 
ſchriften wie bei einer Veräußerung des vermieteten Grundſtücks. S. insbeſondere über die 


Bern, Kommentar von Reichsgerichtsräten. I. Band. 3. Aufl. 45 
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Beſtellung eines Nießbrauchs am Mietgrundſtück RG 68, 12ff.; 94, 279; Warn 1911 Nr 19; 
JW 1912, 8702, auch OLG 8, 399; 20, 99; 33 304, 320. Eine Ermäßigung des Miet⸗ 
zinſes durch den Nießbraucher wirkt nicht über die Dauer des Nießbrauchs (OLG 838, 320). 
— Entſprechende Anwendung der 88 577,573, wonach der Nießbraucher Vorausverfügungen 
des vermietenden Eigentümers gegen ſich gelten laſſen muß, auf Vorausverfügungen des 
Nießbrauchers im Falle der Beendigung des Nießbrauches |. OLG 39, 240. 

2. Beſchränkung des Mieters im vertragsmäßigen Gebrauche. So bei Einräumung 
einer Grunddienſtbarkeit oder einer beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit 
(88 1018, 1090, für das Wohnungsrecht jedoch A 1). Hier iſt der Dritte dem Mieter gegen⸗ 
über nur verpflichtet, die Ausübung ſeines Rechtes zu unterlaſſen, inſoweit ſie 
den vertragsmäßigen Gebrauch beeinträchtigen würde; er tritt aber im übrigen in das Ver⸗ 
tragsverhältnis zwiſchen Vermieter und Mieter nicht ein und erlangt insbeſondere gegenüber 
dem Mieter keinen Anſpruch auf den Mietzius. Für feine Anſprüche gegenüber dem Ver⸗ 
mieter iſt das zwiſchen ihnen beſtehende Rechtsverhältnis maßgebend. 

3. War dem Mieter das Grundſtück zur Zeit der rechtsgeſchäftlichen Belaſtung durch den 
Mieter noch nicht überlaſſen, ſo kommt § 578 zur Anwendung. 


8 578 


Hat vor der überlaſſung des vermieteten Grundſtücks an den Mieter 
der Vermieter das Grundſtück an einen Dritten veräußert oder mit einem 
Rechte belaſtet, durch deſſen Ausübung der vertragsmäßige Gebrauch dem 
Mieter entzogen oder beſchränkt wird, ſo gilt das gleiche wie in den Fällen 
des § 571 Abſ 1 und des S 577, wenn der Erwerber dem Vermieter gegen- 
über die Erfüllung der ſich aus dem Mietverhältnis ergebenden Berpflich⸗ 


tungen übernommen hat!). 

E 1 512 II 619; M 2 391—803; P 2 162. 

1. Im Falle der Veräußerung oder Belaſtung eines Mietgrundſtücks nach Abſchluß des 
Mietvertrags, aber vor berlaſſung des Grundſtücks an den Mieter fehlt es an einer weſent⸗ 
lichen Vorausſetzung der 88 571, 577. Hier iſt der Erwerber an den Mietvertrag, in den er 
nicht eintritt, nicht gebunden, ſondern kann ohne Rückſicht auf dieſen Vertrag ſein Eigentum 
oder ſonſtiges Recht dem Mieter gegenüber ausüben, dem alsdann ein Entſchädigungsanſpruch 
nach 88 325, 538 an feinen Vermieter zuſteht. Der Erwerber hat aber in dieſem Falle au 
keinen Anſpruch gegen den Mieter auf Vertragserfüllung, muß alſo mit dieſem zu ſolchem 
Zwecke noch einen Vertrag eingehen. Alles dies gilt auch im Falle einer Zwangsverſteigerung. 
Eine Ausnahme greift jedoch dann Platz, wenn der Erwerber dem Vermieter gegenüber 
die Erfüllung der ſich aus dem Mietvertrag ergebenden Verpflichtungen übernommen hat, 
und zwar vor dem Übergange des Eigentums oder vor der Belaſtung (beſtr.). Alsdann treten, 
auch ohne daß die außerdem anwendbaren Beſtimmungen über Erfüllungs. und Schuld 
übernahme beobachtet ſind, oder der Mieter ſeine Zuſtimmung erteilt (ON 8, 144), die 
gleichen Rechtsfolgen ein wie in den in 9 571 Abſ 1 und in 9 577 behandelten Fällen. Es 
gelten alſo die SS 571—576, auch § 571 Abf 2, der die bürgſchaftliche Mithaftung des Ver⸗ 
mieters beſimmt. 

8 579 


Wird das vermietete Grundſtück von dem Erwerber weiter veräußert 
oder belaſtet, jo finden die Vorſchriften des § 571 Abſ 1 und der 88 572 
bis 578 entſprechende Anwendung!). Erfüllt der neue Erwerber die ſich aus 
dem Mietverhältnis ergebenden Verpflichtungen nicht, ſo haftet der Ver⸗ 
mieter dem Mieter nach S 571 Abſ 22). 

E II 520 III 572 P 2 174. 

1. Bei Weiterveräußerung oder Weiterbelaſtung des Mietgrundſtücts tritt der neue 
Erwerber an Stelle des erſten Erwerbers in das Mietverhältnis ein, und die von dem erſten 
Erwerber vorgenommenen Vorausverfügungen über den Mietzins, ſowie die zwiſchen ihm und 
dem Mieter abgeſchloſſenen Rechtsgeſchäfte find dem neuen Erwerber gegenüber nach Maß⸗ 
gabe der §§ 573 ff. wirkſam. 

2. Bei Nichterfüllung der dem neuen Erwerber obliegenden Verpflichtungen haftet 
dem Mieter nicht der erſte Erwerber (ſofern er nicht etwa einen neuen Vertrag mit dem 
Mieter abgeſchloſſen hat und damit ihm gegenüber ſelbſt Vermieter im Sinne des 8 571 
geworden ift), ſondern der urſprüngliche Vermieter gemäß 8 571 Abſ 2. Auch deſſen 
Haftung hört auf durch Mitteilung des Eigentumsübergangs an den Mieter und Nicht⸗ 
kündigung ſeitens des Mieters, es fällt alſo dann für dieſen jeder Rückanſpruch weg. 
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8 580 


Die Vorſchriften über die Miete von Grundſtücken gelten auch für die 
Miete von Wohnräumen und anderen Räumen!) 
E II 480 III 573; P 2 134. 


1. Wohn⸗ und andere Räume (vgl. 8 865), alfo Mühlen, Fabriken, Werkſtätten, Magazine, 
Verkaufsläden, Viehſtälle, Keller, Lager oder Trockenplätze. Gemeint ſind, wie ſich aus der 
Zuſammenſtellung mit den Wohnräumen ergibt, nur Innenräume, nicht z. B. die Außen⸗ 
wände oder die Dachfläche eines Gebäudes, die vielfach zur Anbringung von Geſchäftsanzeigen 
vermietet werden. — In Betracht kommen nameutlich die Vorſchriften: $ 537 Abſ 2 Satz 2 
(Zuſicherung einer beſtimmten Größe bei Vermietung eines Grundſtücks), $ 544 (gefunb: 
heitsgefährliche Beſchaffenheit der Wohnräume), § 551 Abſ 2 (vierteljährliche Entrichtung 
des nicht nach kürzeren Zeitabſchnitten bemeſſenen Mietzinſes), 8 556 Abſ 2 (Befugnis des 
Vermieters zur Rückforderung der Sache von einem Dritten — Untermieter), 88 559—563 
(Vermieterpfandrecht und deſſen Geltendmachung), 8 565 Abſ 1, 3,4 (geſetzliche Kündigungs⸗ 
friſten), 8 566 (chriftliche Form des Mietvertrags bei längerer als einjähriger Dauer), 
$$ 571ff. (Rechtsverhältniſſe beim Verkauf eines vermieteten Grundſtücks). Vgl. auch § 570 
(Kündigungsrecht der Militärperſonen, Beamten uſw.). 

Auf Räume in beweglichen Sachen, insbejondere auf Kajüten und Schankwirtſchafts⸗ 
räume in einem Schiffe, it 8 580 nicht zu beziehen (Seuffl 61 Nr 78). 

Über die Miete eines Schrankfaches in der Stahlkammer eines Bankhauſes ſ. § 535 A 2. 


II. Pacht 
8 581 

) Durch den Pachtvertrag wird der Verpächter verpflichtete), dem Pächter 
den Gebrauch des verpachteten Gegenſtandes und den Genuß der Früchte, 
ſoweit ſie nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft als Ertrag 
anzuſehen ſind, während der Pachtzeit zu gewähren. Der Pächter iſt ver⸗ 
pflichtet, dem Verpächter den vereinbarten Pachtzins zu entrichten). 

Auf die Pacht finden, ſoweit ſich nicht aus den SS 582 bis 597 ein anderes 


ergibt, die Vorſchriften über die Miete entſprechende Anwendung )). 
E I 561, 682 II 521; M 2 421428; P 2 232. 


1. Allgemeines. Über den unterſchied zwiſchen Miete und Pacht unb deſſen prak⸗ 
tiſche Bedeutung ſ. Borbem ! vor 5 535. Die Schriftform (8 566) iſt auch bei der Pacht nur 
erforderlich, wenn ſich der Vertrag auf ein Grundſtück bezieht, während der Pachtvertrag 
über ein Recht, welches Gebrauch und Fruchtgenuß geftattet, wie z. B. über ein Jagdrecht 
($ 835 Abſ 2), ein Fiſchereirecht (J. jedoch Vorbem 1 vor $ 535), einen gewerblichen Betrieb 
(8 1822 Nr 4), ein Handelsgeſchäft (HORB $ 22 Abſ 2) uſw. formfrei ift, da $ 566 ausdrücklich 
nur für den Mietvertrag über ein Grundſtück gilt, und die Vorſchriften über Miete überhaupt 
nur Sachen, nicht auch Rechte als Gegenſtand des Vertragsverhaltniſſes kennen (RG 51, 279ff.). 
Anders bei der das Grundstück ſelbſt betreffenden Verpachtung einer Rohrnutzung (N 56, 83), 
Über die Schriftform bei Jagdpachtvertragen nach § 22 preuß. Jagdordnung ſ. RG JW 
1915, 993. Wegen der vor mundſchaftsgerichtlichen Genehmigung und wegen des 
Erforderniſſes behördlicher Genehmigung bei der Verpachtung von Grundſtücken, die der 
Landwirtſchaft, einſchließlich der Forſtwirtſchaft, dienen, ſ. Vorbem 4 a. E. vor $ 535. Über 
die Nichtigkeit des Pachtvertrags über eine Gaſtwirtſchaft, der dahin geht, daß der 
Pächter die Wirtſchaft für eigene Rechnung, aber ohne im Beſitze der nach 8 33 GewO er: 
forderlichen Schankerlaubnis zu ſein, betreiben ſolle, ſog. Kaſtellanvertrag, ſ. Vorbem 5 vor 
9 535 


Für die Pacht von Kleingärten, wie Arbeiter- und Schrebergärten, Laubenkolonien, und 
für die Pacht vonkleinerenlandwirtſchaftlichen Grundſtücken ſind die beſonderen 
Vorſchriften der Kleingarten⸗ und Kleinpachtlandordnung, Geſ. p. 31.7. 19, RG Bl 1371 (Entw. 
m. Begr. Nat.⸗Verſ. 1919 Druck Nr 321) zu beachten. Das ernährungs⸗ und ſozialpolitiſchen 
Zwecken dienende Gef, mit deſſen Inkrafttreten (11. Auguſt 1919) die BR W über die Feſt. 
ſetzung von Pachtpreiſen für Kleingär en vom 4. 4. 16/12. 10. 17 außer Kraft getreten iſt, 
gibt für Kleingärten, und zwar ohne Beſchränkung auf größere Gemeinden, Beſtimmungen 
über die Feſtſetzung der Pachtpreiſe ſowie über die Kündigung beſtehender und über die Er⸗ 
neuerung der ohne Kündigung ablaufenden Pachtverhältniſſe. Nach $ 1 dürfen zum Zwech 


n 
csuc 


nichtgewerbsmäßiger gärkneriſcher Nutzung Grundſtücke nicht zu höheren als den von 
45* 
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der unteren Verwaltungsbehörde feſtgeſetzten Preiſen verpachtet werden. Zuwiderhand⸗ 
lungen (f. auch 8 4 Abſ 2) machen den Vertrag nicht nichtig (BGB $ 134), ſondern führen 
nur zur Ermäßigung des Preiſes auf den Höchſtpreis (vgl. RG 88, 250; 89, 196). Die gleiche 
Ermäßigung tritt ein für die künftig zu zahlenden Preiſe bei vor dem Inkrafttreten des Geſetzes 
abgeſchloſſenen Verträgen ($ 2). Pachtverhältniſſe der fraglichen Art find ferner, abgeſehen 
von dem Vorliegen eines wichtigen Grundes, wie z. B. der beabſichtigten Verwendung des 
Grundſtücks zu Bauzwecken, für den Verpächter nicht kündbar und, wenn ſie ohne Kündigung 
ablaufen, auf Verlangen des Pächters zu erneuern ($ 3). Leihverhältuiſſe unterliegen der 
gleichen Vorſchrift, find aber auf Verlangen des Verleihers in Pachtverhältniſſe unzuwandeln. 
Eutſcheidung von Streitigkeiten durch die untere Verwaltungsbehörde unter Ausſchluß des 
Rechtswegs |. $ 4. Die Befugniſſe der unteren Verwaltungsbehörde können den gemeind⸗ 
lichen Einigungsämtern übertragen werden, die hier als Pachteinigungsämter tätig find. 
Das Einigungsamt (bei feinem Fehlen auch die untere Verwaltungsbehörde, § 7 Satz 2) kann 
nach § 6 Ab] 1 ermächtigt werden, auf Aurufen des Pächters (Entleihers) über die Wirkſam⸗ 
keit einer Kündigung des Verpächters (Verleihers) und über die Fortſetzung des gekündigten 
Vertragsverhältniſſes jeweils bis zur Dauer von ſechs Jahren zu beſtimmen und ein ohne 
Kündigung ablaufendes jeweils bis zur gleichen Dauer zu verlängern, ferner auf Anrufen 
des Verpächters (Verleihers) ein Pacht⸗ oder Leihverhältnis vor Ablauf der feſtgeſetzten Friſt 
aus wichtigen Gründen aufzuheben, ebenſo einen mit einem neuen Pächter (Entleiher) ab⸗ 
geſchloſſenen Vertrag, deſſen Erfüllung von einer auf Anrufen des alten Pächters (Entleihers) 
erlaſſenen Entſcheidung des Einigungsamts oder von einem vor dieſem abgeſchloſſenen Ver⸗ 
gleich betroffen wird, mit rückwirkender Kraft aufzuheben, endlich auf Anrufen des Verleihers 
das Leihverhältnis in ein Pachtverhältnis umzuwandeln (§ 6 Auf 2). Über die entſprechen⸗ 
den Vorſchriften der Mieterſchutzverordnung ſ. Vorbem 9 vor 8585 und § 553 A 1, § 564 A 1. 
Nach 8 5 (Übergangsvorſchrift 8 9) dürfen Grundſtücke zum Zwecke der Weiterverpachtung 
als Kleingärten nur durch Körperſchaften oder Auſtalten des öffentlichen Recht s oder ein als 
gemeinnützig anerkanntes Unternehmen zur Förderung des Kleingartenweſens gepachtet und 
nur an ſolche verpachtet werden. Entgegenſtehende Vereinbarungen find nichtig. Bei Zu⸗ 
widerhandlungen kann die untere Verwaltungsbehörde (nicht das Einigungsamt) ein Pacht⸗ 
verhältnis zwangsweiſe feſtſetzen. Für Kleinpachtland, d. h. Grundſtücke bis zu einem 
halben Hektar Größe, die zu landwirtſchaftlicher Nutzung überlaffen find oder werden ſollen, 
iſt im Geſetze zwar eine gleiche Regelung nicht getroffen, aber der Laudesgeſetzgebung die 
Ermächtigung dazu erteilt worden (8 8). Über die Beſchaffung von Pachtland für land 
wirtſchaftliche Arbeiter ſ. auch Reichsſiedelungsgeſetz v. 11. 8. 19 (RG Bl 1429) 88 22ff. 

Für die Pacht von Grundſtücken, die laudwirtſchaftlicher oder gewerbsmäßiger 
gärtneriſcher Nutzung dienen, kommt ferner die als Übergangsvorſchrift erlaſſene 
Pachtſchutzordnung vom 9. 6. 20 Rc Bl 1193 in Betracht. Danach können Pacht⸗ 
einigungsämter errichtet werden mit der Befugnis, für Grundſtücke, die zu ſolcher 
Nutzung verpachtet oder verliehen ſind, oder bei denen ſonſt die Übertragung des Genuſſes 
der Erzeugniſſe — gegen Entgelt — erfolgt iſt, unter Ausſchluß des Rechtswegs zu be⸗ 
ftimmen a) für Grundſtücke unter 3,5 ha: daß Kündigungen unwirkſam werden und 
gekündigte Vertrage bis zur Dauer von zwei Jahren fortzuſetzen ſind, daß ohne Kündigung 
ablaufende Verträge bis zur Dauer von zwei Jahren verlängert, endlich daß Vertrage vor 
Ablauf der vereinbarten Zeit aufgehoben werden, b) für Grundstücke jeder Große: 
daß Leiſtungen, die unter den veränderten wirtschaftlichen Verhältniſſen nicht oder nicht 
mehr gerechtfertigt ſind, anderweit feſtgeſetzt werden. Näheres |. § 1 a. O., insbeſondere 
Abſ 2. Ausdehnung auf Vertrage, die gleichzeitig ein Arbeitsverhältuis enthalten, und 
auf Vertrage, die ſeit dem 1. 1. 20 abgelaufen find, ſ. § 2. Auf Grundbeſitz des Reiches 
findet die VO keine Anwendung ($ 4). | 

2. Verpflichtungen des Berpächters: a) zur Gewährung des Gebrauchs, wie bei der 
Miete, an dem verpachteten Gegenſtande (Sache oder Recht), b) zur Gewährung des 
Genuſſes der Früchte ($ 99), ſoweit fie nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft 
als Ertrag anzuſehen ſind, mithin nicht der Vorteile, die zugleich die Subſtanz vermindern, 
wie bei einem Walde das infolge Windbruchs im Übermaß geſchlagene Holz. Fruchterwerb 
. A 4. — Der Verpächter muß Mängel, die er kennt, und von denen er weiß, daß der Pächter 
ihre Beſeitigung verlangt, heben, auch ohne daß der Wächter ihm Anzeige macht und die 
Beſeitigung ausdrücklich verlangt ($ 536). Anderenfalls kann der Pachter ſich auf § 320 
berufen (R Warn 1913 Nr 193). — Neben dieſen poſitiven Verpflichtungen liegt aber 
dem Verpächter auch die negative ob, alles zu unterlaſſen, was den Pächter in der vertrags⸗ 
mäßigen Nutzung des Pachtgegenſtandes ftören könnte, insbeſondere keine Anderungen an 
dieſem vorzunehmen, wodurch die Nutzung des Pächters ausgeſchloſſen oder geſchmälert 
werden könnte (RG 10. 4. 08 III 382/07). 5 
5. Verpflichtungen des Pächters: vor allem zur Zahlung des Pachtzinſes. Der Zins 
kann auch in einer Quote der Früchte beſtehen. Gänzliche oder teilweise Befreiung vom 
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Pachtzinſe kann der Pächter verlangen, wenn ihm durch Fehler, z. B. mangelhafte Be⸗ 
ſchaffenheit der Entwäſſerungsgräben oder der Zugangswege, des Pachtgrundſtücks (8 537), 
oder durch einen es treffenden und die Nutzungsgewährung des Verpächters unmöglich 
machenden zufälligen Umſtand (wie z. B. eine Überſchwemmung des Grundſtücks vor Trennung 
der Früchte), nicht aber durch einen nur die Früchte treffenden Umſtand (wie z. B. Hagel⸗ 
ſchlag) der Fruchtbezug ganz oder teilweiſe unmöglich gemacht wird (8 323 Abſ 1, $ 325 Abſ 3; 
Prot 2, 241). Über die Bedeutung behördlicher Maßnahmen, insbeſondere kriegs⸗ 
rechtlicher Verbote, die die Möglichkeit des vertragsmäßigen Fruchtgenuſſes, nicht nur 
den tatſächlichen Umfang des Fruchtbezugs beeinträchtigen, für den Beſtand des Pacht⸗ 
verhältniſſes, für die Verpflichtung des Pächters zur Entrichtung des Pachtzinſes und für 
feine Befugnis zur Kündigung ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt ſ. 8 537 A 2, 8 542 A 1. 
— Eine beſondere Vorſchrift über die Zahlung des Pachtzinſes für ein landwirtſchaftliches 
Grundſtück enthält 8 584. Der Pächter iſt auch zur ordnungsmäßigen Behandlung des 
Pachtgegenſtandes und zur Obhut darüber verpflichtet (SeuffA 56 Nr 174, vgl. auch 8 535 
A 4). Insbeſondere iſt in dem Falle, wenn der Nießbraucher eines Grundſtücks dasſelbe 
verpachtet, der Pächter hinſichtlich der Ausübung ſeines Nutzungsrechts den gleichen Be⸗ 
ſchränkungen wie der Nießbraucher unterworfen. § 1036 A 2. — Anerkannt iſt auch in 
der Rechtſprechung die Verpflichtung des Pächters zur Ausbeſſerung einer mangelhaften 
Einrichtung (Dampfkeſſel), die er mit Kenntnis des Mangels übernommen hatte (RG 9. 3. 06 
III 265/05). — Das durch die Verpachtung einer Jagd begründete Rechtsverhältnis regelt ſich 
nach den Grundſätzen über die Pacht, ſoweit nicht das durch Art 69 EGG vorbehaltene Landes⸗ 
recht eingreift. Nach BOB erfordert die Weiterverpachtung die Zuſtimmung des Verpächters 
(88 549 Abſ 1, 596 Abs 1). RG 51, 280; Warn 1910 Nr 381. 

4. Fruchterwerb des Pächters. Er erwirbt nach § 956 (vgl 8 957) das Eigentum an den 
Früchten regelmäßig mit deren Trennung. Hiernach und nach ſeiner ſonſtigen rechtlichen 
Stellung beſtimmen ſich auch ſeine Rechte gegenüber den Zwangsvollſtreckungsmaß— 
regeln ſeitens der Gläubiger des Verpächters dahin, daß a) bei der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in das verpachtete Grundſtück die bereits durch die Trennung in das Eigentum des 
Pächters Übergegangenen Früchte der Beſchlagnahme ſo wenig, als dem Rechte des Hypotheken 
glaubigers unterliegen ($ 1120, ABO 8 20), daß das Fruchtbezugsrecht des Pächters, dem das 
verpachtete Grundſtüc bereits überlaſſen ift, auch bezüglich der ungetrennten Früchte durch die 
Beſchlagnahme nicht berührt wird (ZUG ) 21 Abſ 3), daß es ebenſo im Falle der Zivangs- 
verwaltung dem Verwalter gegenüber wirlſam iſt (BUG 8 152 Abf 2), und daß der im Beſitze 
des Pachtgrundſtücks befindliche Pächter ſich dem Erſteher gegenüber auf 88 571, 572, 573 
Satz 1, 88 574, 675 berufen kann (38G 857,57 u, 57 b; vgl. auch oben A s zu 8571); b) daß 
ferner im Falle der gegen den Verpächter ergehenden Mobiliar⸗Zwangsvollſtreckung 
(380 88 810, 813, 824) der im Beſitze des Grundſtücks befindliche Pächter nicht bloß 
nach der Trennung der von ihm gezogenen und damit in ſein Eigentum übergegangenen 
Früchte, ſondern auch ſchon vor der Trennung die Pfändung der Früchte, die ſich zu 
dieſer Zeit in feinem Gewahrſam befinden, verbieten und, wenn fie gleichwohl erfolgt, hier⸗ 
gegen einen Einwand aus 8 766 ZPO, ſowie unter Umſtänden gegen den pfändenden 
Gläubiger auf Grund des ihm an den Früchten zuſtehenden Beſitz und Bezugsrechts die 
Widerſpruchsklage nach $ 771 ZBD erheben kann (RG 34, 422; JW 93, 35032; Gruch 38, 
179; OLG 4, 340; vgl. auch RG 18, 368 und Sydow. Buſch, ZPO 8 771 A 3). Anderſeits 
kann der Verpächter eine ſeitens der Glaubiger des Pächters in Angriff genommene 
Pfändung der Früchte weder vor der Trennung (§ 581; RG 18, 368), noch nach ihr hindern; 
er hat aber . 1 vorzugsweiſe Befriedigung aus dem Erlöſe ($ 805 ZBO; vgl. 
$ 563 A 1, 8 585 A ). 5 N 

Für die Verteilung der Früchte und auch der Laſten des Pachtgrundſtücks zwiſchen dem 
Verpächter und dem an⸗ oder abtretenden Pächter gelten 88 101, 103. 

5. Abgeändert oder ergänzt find: § 536 durch 88 582, 586; 8 549 Abſ 1 durch 8 596 
Abs 1; 8551 Abſ 2 durch $ 584; $ 556 Ab 1 durch 88 591.594: 8 557 durch 8 597; 98 559, 
563 durch $ 585; $ 565 durch 8 595; 88 569, 570 durch § 596 Abf 2, 3. Die übrigen Vor⸗ 
ſchriften (auch $ 580) find mit den durch das Weſen des Pachtvertrags gebotenen Anderungen 
(ogl. z. B. 8 537 A 2) anwendbar. 

8 582 

Der Pächter eines landwirtſchaftlichen Grundſtücts !) hat die gewöhnlichen 
Ausbeſſerungen?), insbeſondere die der Wohn⸗ und Wirtſchaftsgebäude, 

er Wege, Gräben und Einfriedigungen, auf ſeine Koſten zu bewirken. 

EI 840 II 522; M 2 429, 430; P 2 252 ff. 


gu, Die 88 582—585 beziehen ſich nur auf landwirtſchaftliche Grundſtülcke, d. i. 
Wieſen, Felder, Nutzgärten uſw., die in der Hauptſache einem landwirtſchaftlichen Betriebe — 
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Ackerbau, Viehzucht, Baumzucht, Waldwirtſchaft — dienen. Beim Vorliegen dieſer Voraus- 
ſetzung iſt es für die Begriffsbeſtimmung ohne weiteren Einfluß, daß auf dem Grundſtück 
auch Gebäude ſtehen oder og. landwirtſchaftliche Nebengewerbe — Brauerei, Brannt⸗ 
weinbrennerei, Ziegelbrennerei — betrieben werden. a N 

2. Dieſe Ausbeſſerungspflicht iſt infolge des Zuſammenhangs mit dem Fruchtbezugs⸗ 
recht, abweichend von 8 536, der im übrigen (ebenſo wie $ 547 für den Erfah von Verwen⸗ 
dungen) in betreff der außergewöhnlichen Ausbeſſerungen auch für die landwirtſchaft⸗ 
lichen Grundſtücke gilt, dem Pächter auferlegt; das dazu erforderliche Material darf er in der 
Regel nicht dem Grundſtücke entnehmen. Neben der Ausbeſſerungspflicht wird ſich aus der 
Natur des Pachtverhältniſſes regelmäßig auch die Aer e e zur ununterbrochenen 
Bewirtſchaftung, insbeſondere zur Beſtellung der Acker, ergeben, inſofern ohne dieſe 
Bewirtſchaftung das Grundſtück nicht gemäß 8 591 zurückgegeben werden kann. 


§ 583 
Der Pächter eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks darf nicht ohne die 
Erlaubnis des Verpüchters Anderungen in der wirtſchaftlichen Beſtimmung 
des Grundſtücks vornehmen, die auf die Art der Bewirtſchaftung über die 
Pachtzeit hinaus von Einfluß ſind !). 
E I 541 II 523; M 2 430; P 2 253. 


1. Keine Befugnis des Pächters zur eigenmächtigen Vornahme von nachhaltigen An⸗ 
derungen in der wirtſchaftlichen Beſtimmung des Pachtgrundſtücks (z. B. Abholzung eines 
Waldes, um die Fläche in Ackerland zu verwandeln; in der Regel auch keine Befugnis zur 
dauernden Unterlaſſung der Bewirtſchaftung des Grundſtücks (8 582 A 2). Vgl. 8 1086 A 2. 
Die Umwandlung von Ackerland in Wieſe wird regelmäßig geſtattet ſein, ſofern ſich der frühere 
Zuſtand bis zum Ende der Pachtzeit wieder herſtellen läßt. Im Falle der Zuwiderhandlung iſt 
Klage auf Unterlaſſung nach § 550 und Kündigungsbefugnis des Verpächters nach 8 553, nach 
den Umſtänden auch ein Schadensanſpruch gegeben (§ 550 A 3, 8 553 A 2). Begriff 
des landwirtſchaftlichen Grundſtücks ſ. § 582 A l. 


S 584 
Ss» 

Iſt bei der Pacht eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks der Pachtzins 
nach Jahren bemeſſen, ſo iſt er nach dem Ablaufe je eines Pachtjahrs am 


erſten Werktage des folgenden Jahres!) zu entrichten. 
E 1 539 II 524; M 2 429; P 2 251 ff. 


1. Auch hier bildet, wie nach 8 551 Nachzahlung des Pächters, und zwar am Eude des 
Pachtjahrs d. h. des mit dem Beginn der Pacht anfangenden beweglichen Jahres (RG L 
1914, 16150), nicht des Kalenderjahrs, auch nicht des Wirtſchaftsjahrs, nach dem Geſetze 
die Regel. Begriff des landwirtſchaftlichen Grundſtücks f. § 582 A 1. Für die Pacht von 
nicht landwirtſchaftlichen Grundſtücken verbleibt es durchweg bei $ 551. 


8 585 


Das Pfandrecht des Verpächters eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks 
kann für den geſamten Pachtzins geltend gemacht werden und unterliegt 
nicht der im 8 563 beſtimmten Beſchränkung. Es erſtreckt ſich auf die Früchte 
des Grundſtücks ſowie auf die nach § 715 Nr 5 der Zivilprozeßordnung der 
Pfändung nicht unterworfenen Sachen!). 

E 1 543 II 525; M 2 432, 433; P 2 258 ff. 


1. Abweichungen in bezug auf die Geltendmachung des geſetzlichen Pfandrechts des 
Verpächters eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks von den — im übrigen a für die Pacht 
anwendbaren — Vorſchriften der 88 059-568. Die Geltendmachung kann erfolgen: a) unbe⸗ 
ſchränkt nicht nur für den rückſtändigen, ſondern auch für den künftigen Pachtzius (jedoch 
nicht auch für künftige Entſchädigungsforderungen, $ 559 A J), Fache ‚einem dritten 
Pfändungsgläubiger gegenüber wegen des geſamten rückſtändigen Pa ſtzinſes; b) auch 
an den Früchten des Grundſtücks (§ 99) — auch am Pachtzinsanſpruch des Pachters gegen 
einen Unterpächter $ 99 Abſ 3, nicht an den dem Unterpächter zufallenden natürlichen Früchten 
(vgl. $ 559 A 2) — ſowie an den nach $ 715 Nr 5, jetzt nach $ 811 Nr 4 3 Po der Pfändung 
entzogenen Sachen: dem zum Wirtſchaftsbetrieb erforderlichen Gerät und Vieh nebſt dem 
nötigen Dünger, ſowie an den vorausſichtlich zur Fortführung der Wirtſchaft bis zur nächſten 
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Ernte erforderlichen landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen. Gutserzeugniſſe, welche nicht un- 
mittelbar in dem Wirtſchaftsbetriebe Verwendung finden ſollen, gehören überhaupt nicht 
zu den unpfändbaren Gegenſtänden, auch wenn ihr Erlös zur Fortführung der Wirtſchaft 
nötig iſt ( Gruch 44, 188). — Das Pfandrecht an den Früchten beſteht, wie der allgemeine 
Wortlaut („e3 erſtreckt ſich auf die Früchte des Grundſtücks“) ergibt, feinem Grunde nach ſchon 
vor ihrer Trennung von Grundſtück, ſobald im natürlichen Wortſinne von Früchten geſprochen 
werden kann, jedenfalls früher als einen Monat vor der Reife, und geht deshalb dem ſpäter 
von einem anderen Gläubiger des Pächters durch Pfändung nach § 810 3 PO an den un: 
getrennten Früchten erlangten Pfandrechte vor. Denn wenn auch das Pfandrecht an den 
Früchten nach dem Grundſatze des $ 93 erſt mit ihrer Trennung vom Grundſtück vollwirkſam 
entſteht, ſo muß doch nach dem Zwecke der Sondervorſchrift, die den Verpächter vor anderen 
Gläubigern des Pächters ſicherſtellen ſoll, angenommen werden, daß ſchon vorher eine recht⸗ 
liche Gebundenheit zugunſten des Verpächters gegeben iſt, die als zur Zeit der Pfändung 
bereits vorhanden der Pfandungsgläubiger ebenſo gegen ſich gelten laſſen muß, wie er ſelbſt 
anderen Gläubigern gegenüber trotz des § 93 das nach $ 810 ZPO vor der Trennung be⸗ 
gründete Pfandrecht für ſich in Anſpruch nehmen kann. Dies entſpricht auch dem Sinne 
der Pfändung, die die Früchte als Pfandgegenſtand nur ſo ergreifen kann, wie ſie in das 
Vermögen des Pfändungsſchuldners, des Pächters, übergehen, alſo mit der zugunſten des 
Verpächters beſtehenden Belaſtung. Für den Vorrang des Verpächters (mit verſchiedener 
Begründung) OLG 19, 6, Planck § 585 Erl 2a a, Oertmann $ 585 A 14, Dernburg II 2 
§229 IIIa A 34, Seuffert ZPO 8 810 Erl 3, Peterſen⸗Anger 3 PO § 810 Bem 3, jetzt auch 
Stein (Gaupp) ZPO (10. A.) 8 810 IIa. E. und Jaeger KO (5. A.) § 49 A 51; a. M. OLG 
13, 202; Staudinger 5 585 A II 106. 

Hat ein Pächter Grundſtücke von verſchiedenen Perſonen gepachtet und ſchafft er die Früchte 
von einem Pachtgrundſtück auf das Grundſtück eines anderen Verpächters, fo erliſcht das ge- 
ſetzliche Pfandrecht gemäß den Vorſchriften des $ 560; z. B. in dem Falle, wo der Pächter 
den Rübfamen vom Grundſtücke des Verpächters A mit deſſen Wiſſen in den Speicher des 
Verpächters B bringt, weil dort die Reinigung des Samens ſtattzufinden hat. Der Verpächter, 
welcher nur Acker ohne Wirtſchaftsgebäude verpachtet, wird danach tatſächlich weniger günſtig 
geſtellt fein als der Verpächter eines Landguts. Vgl. RG 74, 247; § 560 A 3. 

ber die Wirkſamkeit dieſes Pfandrechts gegenüber der Konkursmaſſe des Pächters 
und gegenüber einem unter Geſchaftsaufſicht ſtehenden Pächter |. § 563 A 1 a. E. Das 
dem Verpächter eines Landguts im Konkurſe des Pächters zuſtehende Abſonderungsrecht 
an den Früchten und eingebrachten Sachen kann auch wegen des vom Pächter für die 
Überlaſſung des Inventars zum Eigentume zu zahlenden Übernahmepreiſes geltend ge⸗ 
macht werden, da auch die Vereinbarung hierüber einen Beſtandteil des Pachtvertrags 
bildet (RG 38, 66), nicht aber wegen eines dem Pächter vom Verpächter gewährten Darlebns 
(RS 37, 88). 55 

Begriff des landwirtſchaftlichen Grundstücks $ 582 A 1. Auf die Pacht anderer Grund⸗ 
ſtücke, z. B. eines Gaft- oder Schankwirtſchaftsanweſens, find die $$ 55ff. unverändert anzu- 


wenden. 
§ 586 


1) Wird ein Grundſtück ſamt Inventar) verpachtet, jo liegt dem Pächter 
die Erhaltung der einzelnen Inventarſtücke obs). 

Der Verpächter iſt verpflichtet, Inventarſtücke, die infolge eines von dem 
Pächter nicht zu vertretenden Umſtandes in Abgang kommen, zu ergänzen. 
Der Pächter hat jedoch den gewöhnlichen Abgang der zu dem Inventar 
gehörenden Tiere aus den Jungen“ inſoweit zu erſetzen, als dies einer ord⸗ 
nungsmäßigen Wirtſchaft entspricht. 

E 1 535 II 526; M 2 425, 426; P 2 243. 

Ä 590 beziehen ſich auf die Pacht von landwirtſchaftlichen und von nicht 
ele Grundſtücen (Theater, Muße Gaſthof, Gabel) mit Inventar. Ul 

N 85 

en Inventars: Inbegriff aller beweglichen Sachen, welche dem wirtſchaft 
lichen Zwecke des Grundſtücks zu dienen beſtimmt find (vgl. $ 98). Das Inventar eines 
Grundſtücks kann dem Pächter überlaffen werden durch Eigentumsübertragung vom Ver⸗ 
pächter ader vom dritten Eigentümer oder durch Mitverpachtung nach § 586 oder durch pacht⸗ 
weiſe Übernahme zum Schätzungswerte nach $ 587. Werden die Sachen dem Pächter bei 
Eingehung des Pachtvertrags vollſtändig zu Eigentum übertragen, ſo gelten die Vorſchriften 
ber den Kauf, unter Umſtänden auch diejenigen über den Wiederkauf, nicht aber die des 
8 586. Übernimmt der Pächter das Inventar zum Schätzungswerte, fo gelten die beſonderen 
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Vorſchriften der 88 587ff. Bedeutung des Inventarverzeichniſſes: nicht Anerkennungsvertrag, 
ſondern nur Beweisurkunde (RG Warn 1910 Nr 147). 5 

3. Die abweichend vom 8 536 dem Pächter auferlegte Erhaltungspflicht geht über die 
Ausbeſſerungspflicht des $ 582 hinaus, da fie auch Neuanſchaffungen nötig macht, wenn der 
Abgang vom Pächter zu vertreten iſt. 

4. Die Jungen werden als Nutzungen nach 8 956 zunächſt Eigentum des Pächters, der 
daraus den gewöhnlichen Abgang zu erſetzen hat. Der Verpächter wird Eigentümer, ſobald 
der Pächter ein Junges zum Erſatz für ein aus dem Viehbeſtand abgegangenes Tier be⸗ 
ſtimmt. Vgl. auch $ 1048. — Im übrigen hat der Pächter auch ſonſtige Inveutarſtücke zu 
erſetzen, wenn ihr Abgang auf ein von ihm zu vertretendes Verſchulden (88 276, 278) 
zurückzuführen iſt. 

8 587 


übernimmt der Pächter eines Grundſtücks das Inventar zum Schätzungs⸗ 
werte mit der Verpflichtung, es bei der Beendigung der Pacht zum Schätzungs⸗ 
werte zurückzugewähren, jo gelten die Vorſchriften der SS 588, 589). 

E 1 544 Abſ 1 II 527; M 2 433—439; P 2 259, 516. 

1. Die 88 587—589 ſetzen voraus, daß das Inventar eines Grundſtücks (nicht nur eines 
landwirtſchaftlichen, vgl. $ 586 A 1) pachtweiſe (8 586 A 2) zum Schätzungswerte nicht nur 
übernommen, ſondern auch zurückgegeben werden ſoll. Soll das Inventar in das Eigen · 
tum des Pächters übergehen, ſo liegt Kauf vor (§ 586 A 2). Der gemeinrechtliche Eifern- 
vieh, Vertrag ift im BOB nicht beſonders geregelt. Die 88 588, 589 konnen jedoch bei der 
ſelbſtändigen Verpachtung einer Viehherde entſprechende Anwendung finden (M 2, 439, 
443). — Entſprechende Anwendung der 8$ 588, 589 beim Nießbrauch ſ. § 1048. 


8 588 


Der Pächter trägt die Gefahr des zufälligen Unterganges und einer zu⸗ 
fälligen Berſchlechterung des Inventars!). Er kann über die einzelnen 
Stücke innerhalb der Grenzen einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft verfügen?). 

Der Pächter hat das Inventar nach den Regeln einer ordnungs mäßigen 
Wirtſchaft in dem Zuſtande zu erhalten, in welchem es ihm übergeben wirds). 
Die von ihm angeſchafften Stücke werden mit der Einverleibung in das In⸗ 
ventar Eigentum des Verpächters ). 

E J 544 Abſ 2—5 II 528; M 2 484-436; P 2 259. 

1. Gefahrübergang auf den Pächter. Durch zufälligen Untergang der In⸗ 
ventarſtücke wird hiernach (entgegen $ 323) der Pächter von der Verpflichtung zur Ent. 
richtung des Pachtzinſes nicht befreit. 

2. Verfügungsrecht des Pächters, obwohl er nicht Eigentümer der Inventarſtücke iſt. 
Vgl. § 1048 Abſ 1 Satz 1. - 

3. Ordnungsmäßige Wirtſchaft. Hieraus ergibt ſich feine Verpflichtung, an Stelle un- 
brauchbar gewordener Stücke andere anzuſchaffen, bei deren Nichterfüllung er ſich dem 
Schadensanſpruche ſowie dem Vorgehen des Verpächters nach 88 550, 653 ausſetzt. Ebenſo 
liegt dem Pächter die Sorge für die Ausbeſſerung ſchadhaft gewordener Stücke ob. 

4. Mit der Einverleibung. Nach dieſer zur Sicherung des Verpächters und des Hypo 
thekengläubigers dienenden Beſtimmung iſt eine beſondere bergabe an den Ver⸗ 
pächter (§ 929) nicht erforderlich, deſſen Eigentumserwerb ſich vielmehr ſchon kraft 
Geſetzes vollzieht (vgl. $ 589 Abſ 2; M 2, 436; RSt 7, 44). 


§ 589 

Der Pächter hat das bei der Beendigung der Pacht vorhandene Inventar 
dem Verpächter zurückzugewähren !). 

Der Verpächter kann die übernahme derjenigen von dem Pächter ange⸗ 
ſchafften Inventarſtücke ablehnen, welche nach den Regeln einer ordnungs⸗ 
mäßigen Wirtſchaft für das Grundſtück überflüſſig oder zu wertvoll ſind; 
mit der Ablehnung geht das Eigentum an den abgelehnten Stücken auf den 
Pächter über). . 

Iſt der Geſamtſchätzungswert der übernommenen Stücke höher oder 
niedriger als der Geſamtſchätzungswert der zurückzugewährenden Stücke, ſo 
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hat im erſteren Falle der Pächter dem Verpächter, im letzteren Falle der Ver⸗ 
pächter dem Pächter den Mehrbetrag zu erjeten?). 

E 1 544 Abs 6—8 II 529; M 2 436438; P 2 259. 

1. Rückgewähr des Inventars. Nach Abſ 1 hat der Pächter das bei Beendigung des 
Pachtverhältniſſes vorhandene Inventar zurückzugeben, und nach Abſ 3 findet die Ausgleichung 
bezüglich des Inventars dadurch ſtatt, daß der Geſamtſchätzungswert der übernommenen und 
der der zurückzugewährenden, d. h. vorhandenen Stücke verglichen wird. Der Verpächter 
bleibt bei dieſer Art der Inventarbehandlung Eigentümer. Das Ergebnis aber ift das gleiche. 
wie wenn der Verpächter bei Beginn der Pachtzeit das damals vorhandene Inventar dem 
Pächter zum Schätzungswerte verkauft hätte und bei Beendigung der Pacht das jetzt vor⸗ 
handene Inventar dem Pachter zum jetzigen Schätzungswerte wieder abkaufen würde. Ver⸗ 
änderungen in der Zwischenzeit gehen daher, unbeſchadet beſonderer Schadenserſatzanſprüche 
wegen ſchuldhaft vertragswidrigen Verhaltens, ebenſo zugunſten wie zum Nachteil des Pächters. 
Die Rückgewahr erſtreckt ſich auch auf die vom Pächter während der Pachtzeit angeſchafften 
Stücke — ſelbſt wenn ihre Anſchaffung nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft 
(8 588 Abſ 2 Satz 1) nicht erforderlich war — und erfordert zunächſt eine Abſchätzung der 
ſämtlichen zurüdzugebenden Stücke, . Abſ 3. — Erfüllungsort für die Verpflichtung aus 
Abſ 1 iſt der Ort, wo das Pachtgut liegt, und wo infolgedeſſen im Zweifel auch die beider⸗ 
feitigen Hauptverpflichtungen zu erfüllen find (RG Recht 05, 107440). 

2. Auch hier Eigentumsübergang kraft Geſetzes (vgl. 9 588 A 4.) — Die Vorausſetzungen 
feines Ablehnungsrechts hat der Verpächter nachzuweisen. 

3. Ausgleich des Wertunterſchieds zwiſchen dem bei der Übernahme feſtgeſtellten und 
dem bei der Rücknahme feſtzuſtellenden Schätzungswerte. Es iſt dabei ſowohl die Zahl als der 
Wert der zurückzugewährenden Stücke in Betracht zu ziehen, wobei ein inzwiſchen einge⸗ 
tretener Preisrückgang bein Verpächter, eine Werterhöhung dem Pächter zuſtatten kommt 
(M 2, 437). Für die Schäbung des Wertes der zurückzugewährenden Stücke ſind die Preiſe 
zur Zeit der Beendigung des Pachtwerhältniſſes maßgebend, und zwar auch dann, wenn ſie 
durch den Krieg beeinflußt worden ſind, es müßte denn fein, daß es ſich um eine durch be- 
ſondere Preistreiberei hervorgerufene, nur vorübergehende Steigerung der Preiſe handelt 
(RG Gruch 62, 108). Ver ährung des Erſatzanſpruchs . $ 558 A 2. Über eine vertrags⸗ 
mäßige Verpflichtung des Pächters zum Erfah fehlender Inventarſtücke (Vieh) neben der 
Rückgewähr des Inventars zum Schätzungswerte ſ. RG 14. 10. 19 III 119/19. — Anwendung 
der Abſ 2, 3 auf die Pacht eines Landguts und auf Vorräte eines ſolchen ſ. § 594. 


8 590 


Dem Pächter eines Grundſtücks ſteht für die Forderungen gegen den Ver⸗ 
pächter, die ſich auf das mitgepachtete Inventar beziehen!), ein Pfandrecht 
an den in ſeinen Beſitz gelangten Inventarſtücten zu?). Auf das Pfandrecht 
findet die Vorſchrift des § 562 Anwendung. 

E 1 596 II 530; M 2 426; P 2 244, 248; 4 487, 490. 

1. Solche Forderungen können ſowohl nach $ 586 (Aufwendungen für Ergänzung 
von Inventarſtücken) als nach $ 589 Abſ 3 (Erſatzanſprüche für den vom Pächter zurück⸗ 
gegebenen Mehrwert von Inventar) erhoben werden. Die Vorſchrift gilt nicht nur für 
landwirtſchaftliche Grundstücke (vgl. § 586 A 1). 

2. Auf Grund dieſes geſetzlichen Pfandrechts, auf das nach $ 1257 die Vorſchriften über 
das durch Rechtsgeſchäft beitellte Pfandrecht Anwendung finden (vgl. 8 550 A 1), ſteht dem 
Pächter bei Beendigung der Pacht auch ein Zurückbehaltungsrecht, jedoch ebenfalls nur 
an den Inventarſtücken (5 586 A 2), nicht am Grundſtück (8 556 Abſ 2, § 581 Abſ 2) zu (vgl. 
auch KO 8 49 Abſ 1 Nr 2). — Eigentum des Verpächters an den Inventarſtücken wird hier 
(anders für den umgetehrten Fall des Verpächterpfandrechts nach 8 559, |. dort A 2) nicht 
vorausgeſetzt. Der Pächter iſt vielmehr auf dieſe Weiſe ſowohl gegen die Eigentumsanſprüche 
Dritter als gegen die von einem Gläubiger des Verpächters beabſichtigte Pfändung geſchützt. 


8 591 


Der Pächter eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks iſt verpflichtet, das 
Grundſtück nach der Beendigung der Pacht in dem Zuſtande zurüdzugewähren, 
der ſich bei einer während der Pachtzeit bis zur Rückgewähr fortgeſetzten 
ordnungsmäßigen Bewirtſchaftung ergibt‘). Dies gilt insbeſondere auch 
für die Beſtellung. 

E 1545 II 531: M 2 439, 440, P 2 253. 
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1. Dieſe Verpflichtung geht weiter als die dem Mieter nach 8 548 obliegende, iſt aber 
in der Natur der Pachtſache begründet. Ordnungsmäßige Bewirtſchaſtung bildet den objef- 
tiven Maßſtab für den Zuſtand, in dem das Grundſtück zurückzugeben iſt, daher kein Anſpruch 
des Pächters wegen Verbeſſerungen, welche lediglich durch dieſe ordnungsmäßige Bewirt⸗ 
ſchaftung erzielt ſind, während er bezüglich anderer Verbeſſerungen, wie z. B. für Auslagen, 
die er zur Beſeitigung des durch eine Überſchwemmung am Grundſtücke verurſachten Schadens 
gehabt hat, nach 88 547, 581 Abſ 2 Erſatz verlangen kann (vgl. auch § 592). Aus dieſer Ver⸗ 
pflichtung zur ordnungsmäßigen Rückgewähr wird ſich auch in der Regel die zur ununterbroche⸗ 
nen Bewirtſchaftung ergeben (. § 582 A 2 a. E.), nicht minder diejenige zur unveränderten 
Zurücklaſſung von Anpflanzungen, die zur ordnungsmäßigen Bewirtſchaftung gehören; der 
Pächter hat dafür geſetzlich keinen beſonderen Erſatzanſpruch. — Bei Nichterfüllung der Pflicht 
zur ordnungsmäßigen Bewirtſchaftung entſteht Schadenserſatzpflicht des Pächters oder ſeiner 
Konkursmaſſe. Abſonderungsrecht des Verpächters nach KO § 49 Nr 2 (Seuffl 64 Nr 189). 
Dem Verpächter ſtehen bei ordnungswidriger Bewirtſchaftung auch die Rechte aus $$ 550, 558 
zu. Er hat aber anderſeits bei ordnungsmäßiger Bewirtſchaftung keinen Erſatzanſpruch 
wegen gleichwohl eingetretener Verſchlechterungen. — Entſprechende Anwendung der $$ 591 
bis 593 beim Nießbrauch ſ. § 1055 Abf 2. 


8 592 


Endigt die Pacht eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks im Laufe eines 
Pachtjahrs, ſo hat der Verpächter die Koſten, die der Pächter auf die noch 
nicht getrennten, jedoch nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft 
vor dem Ende des Pachtjahrs zu trennenden Früchte verwendet hat, inſoweit 
zu erſetzen, als ſie einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft entſprechen und den 
Wert dieſer Früchte nicht überſteigen !). 

E II 582 III 588; P 2 264. 

1. Erſatz von Koſten der Fruchtgewinnung an den Pächter. Die Vorſchrift des § 592 
wird namentlich in den Fällen Anwendung finden, wo die Pacht entweder nach dejonderer 
Beſtimmung des Pachtvertrags vor Ablauf eines Pachtjahrs (8 584 A 1) endigt oder wo fie 
nach 58 542, 581 Abſ 2 vom Pächter ohne Beobachtung der gefeglichen Friſt im Laufe des 
Pachtjahrs gekündigt wird. Auf die Früchte, welche in dieſen Fällen bei der Beendigung der 
Pacht bereits hervorgebracht, aber noch nicht getrennt ſind, hat der Pächter nach $ 101 keinen 
Anſpruch: er muß fie vielmehr, inſoweit fie den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft ent, 
ſprechen, nach 8 591 mit dem Pachtgrundſtück herausgeben. Zu feiner Schadloshaltung für 
die auf die Hervorbringung der Früchte verwendeten Koſten iſt ihm daher, inſoweit dieſe 
Früchte noch vor dem Ende des Pachtjahrs zu trennen ſind — aber nur unter dieſer 
Vorausſetzung (RG LZ 1914, 1615.0 —, ein nach Einerntung der Früchte geltend zu 
machender Erſatzanſpruch gegeben. Entſprechende Anwendung des § 592 in den Fallen der 
88 1055 Abſ 2, 1421, 1663 Abſ 2, 2130 Abſ 1 Satz 2. Vgl. auch § 998. 


8 593 


Der Pächter eines Landguts hat von den bei der Beendigung der Pacht 
vorhandenen landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen ohne Rütkſicht darauf, ob er 
bei dem Antritte der Pacht ſolche Erzeugniſſe übernommen hat, ſo viel zurück⸗ 
zulaſſen, als zur Fortführung der Wirtſchaft bis zu der Zeit erforderlich iſt, 
zu welcher gleiche oder ähnliche Erzeugniſſe vorausſichtlich gewonnen wer⸗ 
dent), 5 
Soweit der Pächter landwirtſchaftliche Erzeugniſſe in größerer Menge 
oder beſſerer Beſchaffenheit zurückzulaſſen verpflichtet iſt, als er bei dem 
Antritte der Pacht übernommen hat, kann er von dem Verpächter Erſatz des 
Wertes verlangen?). 

Den vorhandenen auf dem Gute gewonnenen Dünger 9 der Pächter 
zurückzulaſſen, ohne daß er Erſatz des Wertes verlangen kann“). 

E I 547 II 588; M 2 441; P 2 265. 10 He er | 
1. Rückgewähr eines 8, d. i. eine löſtändigen Be andwirt⸗ 
ſchalt nen nn 5 5 ee (M 2, 441; vgl. auch Seuſſn 


5 Ar 50). Für dieſe Rückgewähr gilt in betreff der bei Beendigung der Pacht vorhandenen 
andwirtſchaftlichen Erzeugniſſe (598 Nr 2) die Beſonderheit, daß der Pächter von dieſen ohne 
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Rückſicht darauf, ob und wieviel er bei Antritt der Pacht übernommen hatte, ſo viel zurück⸗ 
zulaſſen hat, als vorausſichtlich zur Fortführung der Wirtſchaft bis zur nächſten Ernte erforder- 
lich iſt. Inwieweit der Pächter für das Vorhandenſein ſolcher Erzeugniſſe zu ſorgen hat, ift 
nach § 591 zu beurteilen. Im übrigen ift für die Frage, was der Pächter eines Landguts, der 
bei Beginn der Pacht Vorräte übernommen hat, an ſolchen bei Beendigung der Pacht zurück⸗ 
zulaſſen hat, der Vertrag entſcheidend. — Entſprechende Anwendung des $ 593 in den 
Fällen der $$ 1055 Abſ 2, 1421, 1663 Abſ 2, 2180 Abſ 1 Satz 2. . 

2. Den Beweis dafür, daß die nach Abs 1 zurückzulaſſenden Erzeugniſſe zur vorläufigen 
Fortführung der Wirtſchaft erforderlich feien, hat der Verpächter, den Beweis dafür, daß der 
Pächter mehr Erzeuguiſſe zurückgelaſſen habe, als er bei Antritt der Pacht übernommen, hat 
der Pächter zu führen. - 

3. Durch befondere Beſtimmungen des Pachtvertrags wird dem Pächter vielfach auch die 
Entfernung von Dünger, Stroh und Futter während der Pachtdauer ſchlechthin unterſagt. 
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übernimmt der Pächter eines Landguts das Gut auf Grund einer Schät⸗ 
zung des wirtſchaftlichen Zuſtandes mit der Beſtimmung, daß nach der Be⸗ 
endigung der Pacht die Rückgewähr gleichfalls auf Grund einer ſolchen 
Schätzung zu erfolgen hat, ſo finden auf die Rückgewähr des Gutes die Vor⸗ 
ſchriften des 8 589 Ab} 2, 3 entſprechende Anwendung!). 

Das gleiche gilt, wenn der Pächter Vorräte auf Grund einer Schätzung 
mit einer ſolchen Beſtimmung übernimmt, für die Rückgewähr der Vorräte, 
die er zurüctzulaſſen verpflichtet iſte). 


EI 548 II 584; M 2 441; P 2 269. 
1. Rückgewähr eines Landguts auf Grund einer Schätzung. Hiernach iſt im Falle des 


Abſ 1 nicht nur der Wert des Inventars, ſondern auch derjenige des Landguts abzuschätzen und 
mit dem Übernahmewert zu vergleichen. Der Verpächter kann dann die Übernahme der⸗ 
jenigen Inventarſtücke, die nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft für das Land⸗ 
gut überflüſſig oder zu wertvoll find, ablehnen. Begriff des Landguts 8 593 A 1. 

2. Die Beſtimmung des 5 589, welche nur für das Inventar gegeben ift, wird hier 
auf den geſamten wirtſchaftlichen Zuſtand ſowie auf die ſonſtigen Vorräte eines Landguts 
ausgedehnt. Demgemäß geht das Eigentum an denjenigen Vorräten, deren Übernahme der 
Verpächter gemäß $ 589 Abſ 2 ablehnt, ſchon kraft Geſetzes auf den Pächter über. 
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Iſt bei der Pacht eines Grundſtücks oder eines Rechtes!) die Pachtzeit 
nicht beſtimmt, jo iſt die Kündigung nur für den Schluß eines Pachtjahrs?) 
zuläſſig; ſie hat ſpäteſtens am erſten Werktage des halben Jahres zu er⸗ 
folgen, mit deſſen Ablaufe die Pacht endigen ſoll. 

Dieſe Vorſchriften gelten bei der Pacht eines Grundſtücks oder eines 
Rechtes auch für die Fälle, in denen das Pachtverhältnis unter Einhaltung 
der geſetzlichen Friſt vorzeitig gekündigt werden kann“). 

& 1 597 II 585; M 2 426—428; P 2 246, 515. 

1. Abweichung von $ 565 bei der Pacht eines Grundſtücks oder eines Rechtes, während 
es für die Pacht beweglicher Sachen und ebenſo für die Pacht eines Rechtes an beweglichen 
Sachen (M 2, 428) bei jener Vorſchrift verbleibt. — Von der geſetzlichen Vorſchrift abweichende 
Vereinbarungen muß der beweiſen, der ſich darauf beruft (SeuffA 61 Nr 242 und 8 565 A 3). 
— Für die Kündigung durch den Verpächter von Kleingärten und von kleineren landwirt⸗ 
ſchaftlichen Grundſtücken (bis zu einem halben Hektar) gelten die beſonderen Vorſchriften der 
Kleingarten⸗ und Kleinpachtlandordnung, Gef. v. 31. 7. 19 (RGS Bl 1371). Für das Ein- 
greifen der Pachteinigungsämter bei Grundſtücken, die zu landwirtſchaftlicher oder gewerbs. 
mäßiger gärtneriſcher Nutzung verpachtet ſind, ſ. die Pachtſchutzordnung vom 9. 6. 20 
RGBl 1193. Zu beiden BD vgl. $ 581 U 1. N 

2. Pachtjahrs, nicht Wirtſchaftsjahrs (M 2, 428). Vgl. 8 584 A 1. Berechnung der 
Friſt 89. Bar n 2 x 
F 125 * = Abſ 4. Fälle der vorzeitigen Kündigung mit geſetzlicher Friſt: 88 567, 
569; KSO 88 19, 21 Abſ 3; BLOG 8.57. Die Fälle der friſtloſen Kündigung (88 542, 552, 554) 
werden durch obige Vorſchrift nicht getroffen. 
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8 596 


f 5 Dem Pächter ſteht das im 8 549 Abſ 1 beſtimmte Kündigungsrecht 
nicht zu!). 

Der Verpächter iſt nicht berechtigt, das Pachtverhältnis nach § 569 zu 
kündigen“). 

Eine Kündigung des Pachtverhältniſſes nach § 570 findet nicht ſtatt ). 

E 1 533, 538 II 536; M 2 126, 428, 429; P 2 238, 249. 


1. Durch vertragsmäßige Übereinkunft können ſämtliche Beſtimmungen dieſes Para- 
graphen abgeändert werden. i 

2. Hiermit ift geſetzlich die Unzuläſſigkeit der Afterverpachtung beſtimmt (ogl. 8 581 
A 8). Ste kann aber im Pachtvertrage geſtattet ſein, und es iſt dann auch eine Pfändung 
des Pachtrechts durch einen Gläubiger des Pächters möglich. Vgl. $ 549 A1. 

3. Alſo keine Kündigungs beſugnis des Verpächters beim Tode des Pächters, während 
den Erben des Pachters die Kündigungsbefugnis zuſteht (88 569, 581 Abs 2). Kündigungs⸗ 
termin, dündigungsfriſt ſ. 88 565, 595. Die in 8 569 A1 erwähnte BRV v. 7. 10. 15 
(Ne Bl 642) über das Kündigungsrecht der Hinterbliebenen von Kriegsteilnehmern iſt auf 
Pachtverhaltniſſe nicht anwendbar (RG 89, 116). 0 
1 4. Alſo tein Kündigungsrecht von Militärperfonen, Beamten uſw. im Falle der Ver⸗ 
etzung. 
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Gibt der Pächter den gepachteten Gegenſtand nach der Beendigung der 
Pacht nicht zurück!), jo kann der Verpächter für die Dauer der Vorenthaltung 
als Entſchädigung den vereinbarten Pachtzins nach dem Verhältniſſe ver⸗ 
langen, in welchem die Nutzungen, die der Pächter während dieſer Zeit ge⸗ 
zogen hat oder hätte ziehen können, zu den Nutzungen des ganzen Pachtjahrs 
ſtehen?). Die Geltendmachung eines weiteren Schadens iſt nicht ausge⸗ 
ſchloſſen. 


E 1 542 II 537; M 2 431, 432; P 2 256 ff. 


1. Schadenserſatz bei verzögerter Rückgabe des Pachtgegenſtandes, ſei es Grundſtück 
oder bewegliche Sache oder Recht. Vgl. § 557. 

2. Abweichung von 8 557 dahin, daß die Entſchädigung nicht nur nach der Dauer der 
Vorenthaltung, ſondern auch nach dem Betrage der in die Vorenthaltungszeit fallenden, 
vom Pächter bezogenen oder bei ordnungsmäßiger Wirtſchaftsführung zu ziehen geweſenen 
Nutzungen zu beſtimmen ift, da dieſe Nutzungen vom Pächter (anders wie beim Mieter) 
nicht während der ganzen Pachtzeit gleichmäßig bezogen werden. — Bei ſtillſchweigender 
Verlängerung des Pachtvertrags gilt § 568. 


Vierter Titel 


Leihe 


1. Rechtliche Natur. Die Leihe beſteht in der Überlaſſung des Gebrauchs einer (körper⸗ 
lichen) Sache, und zwar unentgeltlich — hierin liegt der hauptſächliche Unterſchied von der 
Miete, wenn auch bei dieſer vielfach der Ausdruck „Leihe“ gebraucht wird — und nicht zum 
Verbrauch — hierin der weſentliche Unterſchied vom Darlehn. Die jederzeit widerrufliche 
Gebrauchsgeſtattung (das precarium des römiſchen Rechtes) ift daneben nicht beſonders aus, 
gebildet worden; ſie wird ſich meiſt als (frei widerrufliche) Leihe darſtellen (Prot 2, 276), 
kann aber auch, fofern nur aus Gefälligkeit der vorübergehende Gebrauch geſtattet ift, 
außerhalb eines den Geſtattenden verpflichtenden Vertragsverhältniſſes liegen und wird 
hier in der Regel nur dann zu rechtlichen Folgen führen, wenn der Gebrauch ein wider 
rechtlicher iſt. In der Vereinbarung einer „Leihe“ kann unter Umſtänden der Abſchluß 
eines Verwahrungsvertrags oder eines ähnlichen Rechtsverhältniſſes efunden werden (RG 
W 1910, 706”). Unentgeltliche Überlaſſung des Gebrauchs iſt auch als Schenkung möglich 
( 19. 2. 00 VI 934/00). 5 

Die Leihe gehört nicht, wie die Miete (8 535 Satz 2), zu den gegenſeitigen, ſondern zu 
‚en unvollkommen zweiſeitigen Verträgen. Die allgemeinen Beſtimmungen über gegenſeitige 
Verträge 8 320 ff. finden daher keine Anwendung. Zunächſt liegt nach 8 598 nur eine einſeitige 
Verpflichtung des Verleihers und eine entfprechende Berechtigung des Entleihers vor. 
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Auf Grund der Überlaſſung der Sache entſtehen dann auch für den Entleiher die in 88 601, 
603, 604 aufgeführten Verpflichtungen, die aber nicht (wie der Mietzins für die Gebrauchs 
gewährung) als Gegenleiſtung für die Gebrauchsgeſtattung erſcheinen. 

2. Für das Zuſtandekommen des Vertragsverhältniſſes gelten, wie eine Vergleichung 
von $ 535 und $ 598 ergibt, bis auf das bereits hervorgehobene Unterſcheidungsmerkmal der 
Unentgeltlichkeit, die gleichen Grundſätze wie bei der Miete; der Vertragsabſchluß vollzieht 
ſich mit der Abrede der Parteien über die unentgeltliche Gebrauchsgeſtattung. Zu dieſer 
gehört außer der Geſtattung des Sachgebrauchs während der Leihezeit ſchon die Über 
laſſung der Sache zum Gebrauche (wie bei der Miete). Daß dies der Standpunkt des 8 598 
in ſeiner jetzigen Faſſung iſt, geht auch aus den Beratungen der zweiten Kommiſſion 
Prot 2, 269 hervor, wonach zwiſchen demjenigen, der die Verleihung einer Sache zugeſagt 
hat und dem Verleiher nicht unterſchieden, vielmehr der Leihvertrag einheitlich behandelt 
werden ſoll. Die dem Verleiher obliegende Überlaſſung des Beſitzes der verliehenen Sache 
an den Entleiher stellt ſich daher, entſprechend der Rechtslage bei der Miete, nicht als 
eine für die Entſtehung des Vertrags erforderliche Vorausſetzung, ſondern als Erfüllung 
der auf die Gebrauchsgeſtattung gerichteten Abrede dar, ohne die ſelbſtverſtändlich von 
einer Verpflichtung des Entleihers zur Rückgabe der entliehenen Sache (§ 604 Abſ 1) 
nicht die Rede ſein kann. Vgl. auch die vom $ 598 weſentlich verſchiedene Faſſung der 88 607, 
610, ſowie des $ 688, wo ausdrücklich eine als Darlehn hingegebene Geldſumme oder eine 
von dem Hinterleger übergebene bewegliche Sache vora usgeſetzt wird. — Zur Annahme eines 
beſonderen Realkontrakts, wie ſie von der herrſchenden Meinung, insbeſondere von 
Enneccerus 1 8 360 Nr 2, Oertmann Vorbem 2 vor 9 598, im Anſchluß an die frühere Rechts⸗ 
lage aufrechterhalten wird, und eines davon getrennten Vorvertrags (pactum de commodando) 
wird daher kein Anlaß vorliegen. Anderſeits darf nicht überſehen werden, daß die Leihe 
in ſehr vielen Fällen die kleinen Gefälligkeiten des täglichen Lebens zum Gegenſtande hat 
und hierbei der ſchluſſige Wille, ſich rechtlich zu binden, oft nicht eher feſtſtellbar iſt, als 
die Sache zum Gebrauche wirtlich hingegeben wird. Es kommt aber auch ſelbſtverſtändlich 
eine frühere Bindung vor. Für den Charakter des Leihvertrags kann aus dem einen oder 
anderen überhaupt nichts hergeleitet werden. 

3. Für die Leihe von Kleingarten und von kleineren land wirtſchaftlichen Grundſtücken 
ſind die beſonderen Vorſchriften der Kleingarten⸗ und Kleinpachtlandordnung, Gef. v. 
21.7. 19, R Bl 1371 (Enna m. Vegr. Nat. Berſ. 1919 Drudf Nr 321) zu beachten Danach 
können Leihverhältuiſſe in ben auf Grundſtücke, die zum Zwecke nichtgewerbsmäßiger 
gärtneriſcher Nutzung überloſſen worden find, abgeſehen vom Vorliegen eines wichtigen 
Grundes, wie z. B. der beabſichtiaten Verwendung des Grundſtücks zu Bauzwecken, vom 
Verleiher nicht gekündigt werden und ſind, wenn ſie ohne Kündigung ablaufen, auf Verlangen 
des Entleihers zu erneuern (8 8). Im näheren, insbeſondere bezuglich der Befugniſſe der 
unteren Verwaltungsbehörden und der gemeindlichen Einigungsämter |. § 581 A 1. Vor⸗ 
behalt landesgeſetzlicher Regelung für landwirtſchaftliche Grundſtücke bis zu einem halben 
Hektar ſ. § 8 des Geſ. — Für die Leihe von Grundſtücken zu Zwecken der Heeres⸗ oder 
Marineversvaltung ſ. auch die Vertragsablöſungsverordnung v. 8. 8. 19 (R&G Bl 1375). 

Für Grundſtücke, die zu landwirtſchaftlicher oder gewerbsmäßiger gärtneriſcher Nutzung 
verliehen find, kommt ferner die Pachtſchutzordnung vom 9. 6. 20 RED 1193 in Betracht. 
Darüber $ 581 A 1. 


§ 598 


Durch den Leihvertrag wird der Verleiher einer Sachen) verpflichtet, dem 
Entleiher den Gebrauch der Sache?) unentgeltlich zu geſtatten?). 
E 1 549 II 538; M 2 448—446; P 2 269. 


1. Gegenſtand des Leihvertrags eine bewegliche oder eine unbewegliche Sache. Leih⸗ 
vertrag iſt z. B. das Rechtsverhaltnis zwiſchen dem Unternehmer einer elektriſchen Anlage 
und den Grundbeſttzern, welche die Anbringung der Leitung auf ihren Dächern geſtatten 
(OLG 9, 304). Um einen Leihvertrag, der nach 88 930, 868 den Eigentumsübergang ver- 
mittelt, handelt es ſich ferner wenn der Eigentümer eines mit einem Elektrizitätswerk ver⸗ 
ſehenen Grundſtücks Zubehörſtücke dieſes Werkes veräußert und mit dem Erwerber vereinbart, 
die Stücke bis zur vereinbarungsgemäßen Übernahme des Werks durch den Erwerber unent⸗ 
geltlich benützen zu dürfen (RG 13. 3. 18 V 147/17). Leihe eines Hypothekenbriefs NG 
91, 155. Auch eine verbrauchbare Sache kann — z. B. zum Zweck der Schauſtellung — 
Gegenſtand des Leihvertrags fein; nicht minder eine dem Entleiher gehörige, in welchem Falle 
die gleichen Grundſätze wie bei der Miete einer im Eigentume des Mieters ſtehenden 


1 Ach I ; Sache 
gelten (. § 535 A 2). Ein leiheähnliches Verhältnis liegt vor, wenn demjenigen, der ei 
Lieferung zu vergeben hat, mit einem Angebot wirtſchaftlich wertvolle Muſter vorgelegt 


werden; unbefugte Veröffentlichung der Muſter macht den Vergeber der Lieferung haftbar 
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(RS 83, 37; vgl. § 603 A 1). — Auf den unentgeltlichen Gebrauch eines Rechtes finden 
die Beſtimmungen über den Leihvertrag nicht unmittelbare, ſondern nur entſprechende An⸗ 
wendung (RG ZW 04, 228). 

2. Zweck der Leihe: Gebrauch der Sache, nicht Verbrauch, ebenſowenig, von beſon⸗ 
derer Vereinbarung abgeſehen, Fruchtziehung. Die Geſtattung des Verbrauchs oder der 
Veräußerung im Geſchäftsbetriebe ſchließt die Aunahme eines Leihverhältniſſes regelmäßig 
aus (Seuffa 70 Nr 58). Iſt dem Entleiher die Verpfändung geſtattet, fo wird dadurch die 
Annahme eines Leihvertrags noch nicht ohne weiteres ausgeſchloſſen (RG 13, 128; 36, 164; 
Seuffü 37, 100). Geſtattet der Verkäufer dem Käufer, die von ihm gekaufte und ihm ſchon 
übereignete Ware einſtweilen, d. h. bis zur Abholung in vereinbarter oder angemeſſener Friſt, 
in einem Raume des Verkäufers liegen zu laſſen, ſo handelt es ſich um eine (in der Regel) 
unentgeltliche Nebenleiſtung des Verkäufers, und ſeine Haftung für Mängel des Aufbewahrungs- 
ortes bemißt ſich nach den Grundſätzen der Leihe (88 599, 600), nicht der Verwahrung (8 690; 
RG Gruch 58, 1067). ö 3 

3. Das Geſtatten umfaßt die Verpflichtung des Verleihers: einerſeits bei Beginn 
des Vertragsverhältniſſes dem Entleiher die Sache zum Beſitze zu überlaſſen und anderſeits 
während der Dauer des Vertragsverhältniſſes dem Gebrauche des Entleihers kein Hindernis 
in den Weg zu legen. Eine Pflicht zur fortdauernden „Gewährung“ in dem Sinne, daß 
ſie auch die Inſtandhaltung der Sache während der Vertragszeit einſchlöſſe, wie bei dem 
Vermieter (88 535, 536), liegt dagegen dem Verleiher nicht ob. Er trägt freilich die Gefahr. 
— Der Entleiher wird (unmittelbarer) Beſitzer der Sache wie Mieter. Vgl. 5 585 A 1. 


8 599 


Der Verleiher hat nur Vorſatz und grobe Fahrläſſigteit zu vertreten!) 

E I 550 II 589; M 2 446; P 2 269. 

1. Haftpflicht des Verleihers. Ausnahme von der Regel des $ 276. Vorſatz 8 276 A 2, 
grobe Fahrläſſigkeit 8 277 A 1. Vgl. die für den Schenker gegebenen Vorſchriften 55 521ff. 
Mit der gleichen Beſchrankung haftet der Verleiher nach $ 278 für Verſchulden ſeiner geſetz⸗ 
lichen Vertreter und Erfüllungsgehilfen. Der Entleiher haftet dagegen nach 3 276 (8 278) 
für jedes Verſchulden (RG J 1918, 4965). — Über eine entſprechende Anwendung des 
$ 599 auf andere unentgeltliche Gefälligkeitsverträge |. R 65, 17; RG Lg 1918, 4965. 


§ 600 

Verſchweigt der Verleiher argliſtig einen Mangel im Rechte oder einen 
Fehler der verliehenen Sache, ſo iſt er verpflichtet, dem Entleiher den daraus 
entſtehenden Schaden zu erſetzen“). 

E 1 551 II 540; M 2 447; P 2 270. 

1. Schadenspflicht des Verleihers im Falle argliſtigen Verſchweigens eines Mangels 
der Sache, namentlich bei Überlaſſung der Sache. Vgl. 88 523, 994. — Wegen 
dieſes Anſpruchs, ſowie wegen der in den folgenden Paragraphen aufgeführten ſteyt außer 
der Klage dem Entleiher nach $ 273 ein Zurückbehaltungsrecht zu (N 65, 277). Neben 
der vertragsmäßigen kann auch eine Haftung aus unerlaubter Handlung nach SS 823ff. 
begründet ſein. 

§ 601 


Der Entleiher hat die gewöhnlichen Koſten der Erhaltung der geliehenen 
Sache, bei der Leihe eines Tieres insbeſondere die Fütterungskoſten, zu 
tragen!). 

Die Verpflichtung des Verleihers zum Erſatz anderer Verwendungen 
beſtimmt ſich nach den Vorſchriften über die Geſchäftsführung ohne Auf⸗ 
trage). Der Entleiher iſt berechtigt, eine Einrichtung, mit der er die Sache 
verſehen hat, wegzuneh men“). 

E 1553 II 541; M 2 447: P 2 273. 

1. Aus der Verpflichtung des Entleihers zur Tragung der gewöhnlichen Koſten der 
Erhaltung ergibt ſich auch die Erhaltungspflicht ſelbſt und bei deren Vernachlaſſigung die Pflicht 
zum Schadenserſatz. 5 

2. Zur Vornahme ſolcher anderen Verwendungen, auch der notwendigen, iſt der Ent ⸗ 


leiher an ſich nicht verpflichtet (RG 65, 277); doch kann ihm nach Treu und Glauben wenigſtens 
die Verbindlichkeit obliegen, den Verleiher auf die Notwendigkeit von Verwendungen behufs 


1 
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Erhaltung der Sache aufmerkſam zu machen. — Anderſeits auch keine Verpflichtung des Ver⸗ 
leihers zur Inſtandhaltung (ſ. oben $ 598 A 3). — Verjährung der Anſprüche des Entleihers 
auf Erſatz von Verwendungen und auf Geſtattung der Wegnahme einer Einrichtung (A 3) 


8 606. 
3. Wegnahmerecht. Vgl. oben § 547 A 3. 


8 602 
Veränderungen oder Verſchlechterungen der geliehenen Sache, die durch 
den vertragsmäßigen Gebrauch herbeigeführt werden!), hat der Entleiher 
nicht zu vertreten?). 
E 1 554 II 542; M 2 448 ff.; P 2 275. 


1. Keine Haftpflicht des Entleihers für die durch den vertragsmäßigen Gebrauch herbei 
geführten Veränderungen oder Verſchlechterungen. Vgl. § 548 A 2. Bei vertragswidrigem 
Gebrauch, z. B. Überanſtrengung eines geliehenen Pferdes (OLG 39, 149), kommt 8 276 
zur Anwendung. Eine verſchärfte Haftung iſt dem Entleiher im Geſetze nicht auferlegt 
(23 1919, 496). Er hat aber wie der Mieter ($ 535 A 4) auch die Pflicht der Obhut 
und muß die geliehene Sache vor Nachteilen ſchützen (RG JW 1910, 706°). Eine Ver⸗ 
letzung der Pflichten des Entleihers begründet die in § 603 A 1 angegebenen Folgen. 
Als eine Vertragswidrigkeit kann unter Umſtänden, infolge ſtillſchweigender Abrede der 
Parteien, auch die Unterlaſſung jeden Gebrauchs, wie z. B. die Nichtbenutzung eines ge⸗ 
a Reitpferdes, angeſehen werden. — Verjährung der Anſprüche des Verleihers 

2. Beweislast a) des Verleihers: dafür, daß während der Gebrauchszeit die geliehene 
Sache in beſtimmter Weiſe beſchadigt worden ſei; b) des Entleihers dafür, daß dieſer 
Schaden nicht durch einen von ihm zu vertretenden Umſtand herbeigeführt worden ſei. 


§ 603 


Der Entleiher darf von der geliehenen Sache keinen anderen als den 
vertragsmäßigen Gebrauch machen). Er iſt ohne die Erlaubnis des Ver⸗ 
leihers nicht berechtigt, den Gebrauch der Sache einem Dritten zu über⸗ 
laffen?). 

E 1 549 II 843; M 2 444, 447; P 2 270. 

1. Folgen des vertragswidrigen Gebrauchs: a) Klage des Verleihers auf Unterlaſſung, 
nach vorgängiger, erfolgloſer Abmahnung, wie dies für die Miete in $ 550 ausdrücklich be- 
ſtimmt iſt. Dieſes Klagerecht iſt aus dem Weſen der Sache zu entnehmen, obſchon es wegen 
der Kündigungsbefugnis des Verleihers ohne erhebliche praktiſche Bedeutung iſt; b) Kündi⸗ 
gungsrecht nach $ 605; e) Schadensanſpruch des Verleihers bei Verſchulden des Ent⸗ 
leihers (R& 1. 11. 04 III 153/04). Vgl. auch 88 548, 598 A1 und 602 Wi. 

2. Gebrauchsüberlaſſung an Dritte. Geſchieht fie ohne Erlaubnis des Verleihers, fo 
haftet der Entleiher für jedes dem Dritten beim Gebrauche zur Laſt fallende Verſchulden 
ſowie auch für den Zufall, inſofern der Schaden ohne die Ge brauchsüberlaſſung nicht einge⸗ 
treten fein würde (vgl. $ 549 A 6). Hat der Verleiher die Erlaubnis erteilt, jo haftet der 
Entleiher immerhin für das Verſchulden des Dritten. Wenn auch eine ſolche Haftpflicht 
(abweichend von § 549 Abſ 2) im 8 603 nicht ausdrücklich erwähnt ift, fo wird fie doch regel⸗ 
mäßig nach 8 278 aus der Stellung des Dritten, als Erfüllungsgehilfen des Entleihers, her⸗ 
zuleiten fein (a. M. Planck 8 603 A 2; abweichend auch Enneccerus I 8 861 A 3). 


8 604 


Der Entleiher iſt verpflichtet, die geliehene Sache nach dem Ablaufe der 
für die Leihe beſtimmten Zeit zurüczugeben )). 

Iſt eine Zeit nicht beſtimmt, ſo iſt die Sache zurückzugeben, nachdem der 
Entleiher den ſich aus dem Zwecke der Leihe ergebenden Gebrauch gemacht 
hats). Der Verleiher kann die Sache ſchon vorher zurückfordern, wenn fo viel 
Zeit verſtrichen iſt. daß der Entleiher den Gebrauch hätte machen können. 

Iſt die Dauer der Leihe weder beſtimmt noch aus dem Zwecke zu ent⸗ 
nehmen, ſo kann der Verleiher die Sache jederzeit zurückfordern). 

überläßt der Entleiher den Gebrauch der Sache einem Dritten, ſo kann 
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der Berleiher ſie nach der Beendigung der Leihe auch von dem Dritten 
zurückfordern! 
E 1 549 II 544; M 2 454; P 2 275. 


I. Verpflichtung des Entleihers zur Rückgabe der geliehenen Sache, und zwar in dem⸗ 
jenigen Zustande, welcher fich bei vertragsmäßigem Gebrauche ($ 602) ergibt, in der Regel 
mit Zuwachs, Zubehör und den während der Zeit des Gebrauchs gezogenen Früchten, ſofern 
der Vertrag nicht ein anderes ergibt (vgl. 8 598 A 2). Die Rückgabepflicht mehrerer Ent 
leiher iſt Geſamtſchuld ($ 431; vgl. $ 586 A 3). — Der Entleiher, der in der Regel allein einen 
Vorteil aus dem Vertragsverhältniſſe zieht, kann die Sache, wenn ihn deren Erhaltung be. 
ſchwert, auch vor Ablauf der Zeit zurückgeben, ſofern nicht der Verleiher dadurch erheblich 
beeinträchtigt wird (vgl. $ 271 Abſ 2). — Die Rückgabe ſtellt ſich als eine Bringſchuld dar 
und iſt am Wohnſitze des Gläubigers oder an dem früheren Standorte der verliehenen Sache 
zu erfüllen (SeuffA 63 Nr 222). — Den Entleiher ſteht, anch wenn der Gegenſtand der Leihe 
ein Grundſtück iſt, ein Zurückbehaltungsrecht wegen Verwendungen nach Maßgabe 
des $ 273 zu (RG 65, 276). Anders für die Miete § 556 Ab] 2. — Bei Kleingärten und 
kleineren landwirtſchaftlichen Grundſtücken (bis zu einem halben Hektar) gelten für die 
Kündigung durch den Verleiher und für die Erneuerung ohne Kündigung ablaufender 
Leihverhältniſſe die beſonderen Vorſchriften der Kleingarten⸗ und Kleinpachtlandordnung, 
Geſ. v. 31. 7. 19 (RG Bl. 1371). Für die Kündigung bei Grundſtücken, die zu landwirt⸗ 
ſchaftlicher oder gewerbsmäßiger gärtneriſcher Nutzung verliehen ſind, kommt ferner die 
Pachtſchutzordnung vom 9. 6. 20 REBI 1193 in Betracht. Zu beiden VO vgl. 8 581 A1. 

2. Rückgabe nach gemachtem Gebrauche. Wird ein Hypothekenbrief behufs Sicherheits⸗ 
leiſtung durch den Enkleiher gegenüber einem Dritten verliehen, ſo kann der Verleiher den 
Hypothekenbrief nicht ſchon deshalb zurückfordern, weil fein Jutereſſe (3. B. Ausſicht auf 
Anſtellung im Geſchäft des Entleihers) weggefallen iſt, ſondern, abgeſehen von den Fällen 
I erſt dann, wenn der Entleiher den vertragsmäßigen Gebrauch gemacht hat (RG 

185) 

3. Zuläſſigteit jederzeitiger Rückforderung, auch zu einer dem Entleiher ungelegenen 
Zeit. Iſt ein fernerer Gebrauch der geliehenen Sache, aber auch deren Rückgabe infolge eines 
vom Entleiher zu vertretenden Umſtandes ausgeſchloſſen (3. B. Verkauf der entliehenen Wert⸗ 
papiere), ſo geht der Anſpruch des Verleihers auf Erſtattung des Wertes der geliehenen 
Sache (RG 1. 11. 04 III 153/04). Der Entleiher haftet aber auf Erſtattung des Wertes 
nur, wenn er die Unmöglichkeit der Rückgabe (z. B. bei Untergang oder Abhandenkommen 
der geliehenen Sache) zu vertreten hat. Daher kann mit der Klage auf Rückgabe nicht ohne 
weiteres der Antrag verbunden werden, den Beklagten zum Werterſatz zu verurteilen, falls 
er zur Rückgabe nicht imſtande ſei (OLG 36, 74). 

4. Vgl. 8 556 Abſ 3. — Zur Geltendmachung dieſer Rückgabepflicht hat der Verleiher 
auch dem Dritten gegenüber ſowohl die auf beſonderer geſehlicher Anordnung beruhende 
Vertrags- als auch beim Vorhandenſein der geſetzlichen Vorausſetzungen die Eigentumsklage. 


8 605 


Der Verleiher kann die Leihe kündigen!): 


1. wenn er infolge eines nicht vorhergeſehenen Umſtandes der verliehenen 
Sache bedarf); 

2. wenn der Entleiher einen vertragswidrigen Gebrauch von der Sache 
macht, insbeſondere unbefugt den Gebrauch einem Dritten Überlägts), 
oder die Sache durch Vernachläſſigung der ihm obliegenden Sorgfalt 
erheblich gefährdet; 

3. wenn der Entleiher jtirht?). 

E 1 557 II 545: M 2 452; P 2 275. 


1. Die vorzeitige Kündigung des Verleihers iſt an irgendwelche Friſten nicht gebunden. 
Für den Entleiher ift eine ſolche Kündigung überhaupt nicht erforderlich (dgl. 3 604 A 1). 
— Bei Kleingärten und kleineren landwirtſchaftlichen Grundſtücken (bis zu einem halben 
Hektar) gelten für die Kündigung durch den Verleiher die beſonderen Vorſchriften der 
Kleingarten⸗ und Kleinpachtlandordnung, Gef. v. 31. 7.19 (RG Bl 1371). Für die Kün⸗ 
digung bei Grundſtücken, die zu landwirtſchaftlicher oder gewerbsmaßiger gärtneriſcher 
5 gung verliehen ſind, kommt ferner die Pachtſchutzordnung vom 9. 6. 20 RGBl 1193 
in Betracht. Zu beiden VO vgl. § 581 A 1. g 

2. Dieſer Kündigungsgrund iſt auch dann gegeben, wenn das Nichtvorherſehen auf einem 
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Verſchulden des Verleihers beruht. Ein Schadenserſatzanſpruch fteht dem Entleiher im 
Falle der Nr 1 nicht zu. Damit die Kündigung gerechtfertigt ift, muß aber allerdings ein 
wirkliches Bedürfnis im Sinne der Nr 1 (nicht eine bloße Laune des Verleihers) vorliegen, 
und es muß dem Entleiher auch erkennbar ſein, daß es ſich um eine Kündigung auf Grund 
eines ſolchen Bedürfniſſes handelt. Auch müſſen die Kündigung und das Vorliegen ihrer 
Vorausſetzungen im allgemeinen zeitlich zuſammenfallen. Es genügt nicht, daß ein Be⸗ 
dürfnisfall zu irgendeiner früheren Zeit einmal vorhanden geweſen oder zu irgendeiner 
ſpäteren Zeit eingetreten it (RG Warn 1920 Nr 40). 

3. ©. 8 603. Einer vorgängigen Abmachung, wie bei der Miete nad) $ 553, bedarf es 
hier nicht (M 2, 452). 

4. Wird vom Verleiher beim Tode des Entleihers nicht gekündigt, ſo können 
deſſen Erben das Vertragsverhältnis fortſetzen. Der Tod des Verleihers iſt kein Kündi⸗ 
gungsgrund, ſoweit nicht etwa für feine Erben, Nr 1 Platz greift. 


8 606 


Die Erſatzanſprüche des Verleihers wegen Veränderungen oder Ver⸗ 
ſchlechterungen der verliehenen Sache ſowie die Anſprüche des Entleihers 
auf Erſatz von Verwendungen oder auf Geſtattung der Wegnahme einer Ein⸗ 
richtung verjähren in ſechs Monaten!). Die Vorſchriften des § 558 Abſ 2, 3 
finden entſprechende Anwendung. 

E II 546 III 599; M 2 448; P 2 272. 


1. Verjährungsvorſchriften, übereinſtimmend mit denen der Miete in $ 558. Sie gelten 
für alle Erſatzanſprüche des Verleihers wegen der durch vertragswidriges Verhalten des 
Entleihers entſtandenen Veränderungen und Verſchlechterungen, alſo auch für die auf das 
Eigentum oder auf eine unerlaubte Handlung gegründeten Ansprüche dieſer Art (RG 66, 363; 
Odch 22, 311). Die im $ 606 nicht erwähnten Anſprüche (z. B. des Verleihers auf Rückgabe 
9 des Entleihers nach 88 599, 600) aus dem Leihvertrag unterliegen der gewöhnlichen 
Verjährung. 


Fünfter Titel 
Darlehen 


1. Das Darlehen, die Hingabe von Sachen zum wirtſchaftlichen Verbrauche gegen das 
Versprechen der Ruckerſtattung anderer Sachen derſelben Gattung in gleicher 0 je oder 
Menge, ift innerlich verwandt mit den Geſchäften der Leihe, der Miete und der Pacht, die 
die Hingabe zum wirtſchaftlichen Gebrauche und die Rückgabe der beſonderen Sache zum 
Gegenſtande haben (88 585, 581, 598 BGB). Und zwar entspricht der Leihe das zinsloſe, 
der Miete und Pacht das verzinsliche Darlehn, mit dem Unterschiede jedoch, daß dort der 
Miet- und Pachtzins das Entgelt des Empfängers für den geſtatteten Gebrauch, der Dar- 
lehnszins dagegen eine Entschädigung an den Darlehnsgeber für die ihm entgehende Nutzung 
darſtellt. Außere Berührungspunkte zeigt das Darlehn mit der uneigentlichen Ver⸗ 
wahrung (offenes Depot, 3 700 BOB), von der es ſich bei äußerlich gleichem Tatbeſtande 
durch den weſentlich verſchiedenen Zweck unterſcheidet. Die Darlehnshingabe erfolgt im 
Intereſſe des Empfängers zu deſſen Verfügung über die Sachen, die Hingabe bei der un- 
eigentlichen Verwahrung erfolgt dagegen zur Obſorge des Empfängers weſentlich im Intereſſe 
des Gebers (RG 1, 204; 11, 319), woran die Gewährung eines geringen Bankzinſes nichts 
ändert. Für die Geſellſchaftseinlage, die ſich von beiden unterſcheidet, iſt eine Gemein 
ſamkeit des verfolgten Zweckes maßgebend; hauptſächliches Merkmal iſt die Beteiligung des 
Geldgebers an Gewinn und Verluſt aus dem Unternehmen, zu welchem die Hingabe des 
Geldes erfolgte (RG 20, 165; 31, 33; 57, 175; 74, 11; 77, 223; JW 1912, 462°; 1918 3047; 
Warn 1913 Nr 211; 1916 Nr 98: Lg 1917, 17412, 8020). 

2. Das eigentliche Darlehn (8 607 Abſ 1) iſt Realvertrag; durch die Hingabe der Sachen 
erſt wird die einſeitige Verpflichtung zur Rückgewähr begründet („wer ... als Darlehn emp⸗ 
fangen hat“; RG 71, 113; 74, 11; Warn 09 Nr 481; 1910 Nr 191; 1912 Nr 49); Hingabe und 
Empfang des Darlehns ſind nicht rechtsgeſchäftliche Willenserklärung, ſondern tatſächliche 
Grundlage der Rückerſtattungspflicht (RG 74, 11; 86 S. 305, 309, 323); eine Geſamtſchuld 
auf Rückerſtattung des Darlehns kaun nur entſtehen, wenn es mehreren Perſonen gemein. 
ſchaftlich gegeben worden iſt (RG 71, 113). Darlehnsſchuldner nach Abſ 1 iſt alfo immer nur 
derjenige, der das Darlehn empfangen hat; dieſe Rechtstatſache kann durch einen auf einen 
andern Namen ausgeſtellten Schuldſchein nicht geändert werden (RG Warn 09 Nr 481). 
Die Gültigkeit des abgeſchloſſenen Darlehnsvertrags wird nicht durch die Nichtigkeit einer 


Bac, Kommentar von Lieichsgerichtsräten. I. Band. 3. Aufl. 46 
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zur Sicherheit des Darlehnsgebers daneben abgeſchloſſenen Pfandbeſtellung in Frage 
geſtellt (RG 86, 323). Dem eigentlichen Darlehn tritt ein Verein barungsdarlehn in 
8 607 Abſ 2 an die Seite, bei dem die Verpflichtung zur Rückgewähr auf dieſer Verein⸗ 
barung beruht (ſ. darüber A 6 zu 8 607). Das Darlehnsverſprechen nach $ 610 iſt 
dagegen ein Vorvertrag; es begründet die Verpflichtung zur Hingabe des Darlehns, während 
die Rückerſtattungspflicht erſt durch die Hingabe ſelbſt entſteht (. 8 610 A 1). Vorſchüſſe 
auf künftige oder künftig fällig werdende Forderungen des Empfängers konnen Darlehns⸗ 
charakter haben, wenn ſie in der Abſicht der Kreditgewährung (eredendi causa) gegen die 
Verpflichtung der Rückerſtattung gegeben ſind, die auch durch Aufrechnung mit jenen 
Forderungen geſchehen kann. Sind fie aber als Vorausleiſtung in Erwartung einer ver: 
traglichen Gegenleiftung, in Erfüllungs-, nicht in Verpflichtungsabſicht gegeben, ſo ſind ſie 
keine Darlehen und können, wenn die Gegenleiſtung nicht erfolgt iſt, nur auf Grund un⸗ 
gerechtfertigter Bereicherung zurückverlangt werden (RG 3, 87; JW 07, 363%; 1912, 68453 
16. 9. 13 III 154/13). Über die rechtliche Natur der Vorauszahlungsprämien bei Lebens 
verſicherungen |. RG 89, 305 (dazu Dörſtling 23 1917, 897). 

3. Beſondere Erſcheinungsformen des Darlehns ſind: a) das Baugelddarlehn, das 
in Teilbeträgen entſprechend dem Fortſchreiten eines Baues zu dem beſtimmten Zwecke der 
Förderung des Baues und mit der Verpflichtung zur Verwendung des Gelbes in dieſem 
gegeben wird. Ein Baugeldvertrag liegt nur vor, wenn die Hingabe von Geld als Dar⸗ 
lehn für einen Bau verſprochen wird. Der Baugeldvertrag iſt ſoweit eine Unterart 
des Darlehnsvorvertrags nach § 610; ein Darlehn nach § 607 Abſ 2 kann deshalb kein 
Baugelddarlehn ſein. Der Bau darf zur Zeit des Abſchluſſes des Darlehnsvertrags 
noch nicht vollendet ſein; ein erſt nachher zur Befriedigung der Baugläubiger aufgenom- 
menes Darlehn iſt kein Baugelddarlehn (Bauß G v. 1. 6. 00, R Bl 449; R 37, 836; 
38, 308; 84, 188; 91, 72; Warn 08 Nr 550; 1911 Nr 15 u. 320); b) das mit dem Bier ⸗ 
lieferungsvertrage verbundene Darlehn der Brauereien an Wirte, bei dem die Ruck. 
zahlung durch Aufſchlag auf den Bierpreis erfolgt (RG 63, 390; 67, 101; IJ 06, 4195). 
0 wen ” bien der öffentlichen Pfandleiher (88 34, 38 NGewd) vgl. WS 58, 71; 

7 513 „100. 1 N 

4. Der wirtſchaftliche Zweck des Darlehns iſt rechtlich ohne Bedeutung. Doch iſt ein zu 
unſittlichen Zwecken gegebenes Darlehn nach 8 188 BGB nichtig und erzeugt keine Ber. 
pflichtung (RG JW 06, 331“), ſofern der Darlehnsgeber an der Unſittlichkeit Teil hat. Ein 
Darlehn, mit deſſen Gelde der Empfänger ein Bordell ankaufen will, iſt nicht ſchon darum 
nichtig, weil der Darleiher dieſe Abſicht gekannt hat, wenn er ſelbſt keinen Vorteil aus dem 
Bordellbetriebe geſucht hat (RG a. a. O.). Auch das zum Spiel von einem Dritten, der 
nicht mitſpielt, gegebene Darlehn iſt nicht ohne weiteres nichtig (RG 67, 355); wohl aber das 
von einem Mitſpieler dem andern zu dem Zwecke gegebene, dieſem das Weiterſpielen zu er. 
möglichen (RG 70, 1). Auch wenn ein an dem Spiel unbeteiligter Dritter einen Mitſpieler 
durch Darlehn in die Lage verſetzt, weiter zu ſpielen, um einen erlittenen Verluſt wett⸗ 
zumachen, kann ein unſittliches Geſchäft vorliegen; fo wenn der Spielklub ſelbſt oder 
deſſen Kaſſierer, der an dem Fortbeſtehen des Klubs Intereſſe hat, das arlehn ge, 
a (RG Warn 1914 Nr 74). Über wucheriſche Darlehnsgeſchäfte ſ. 8 188 Abſ 2 und die 

dazu. 

5. Der Darlehnsvertrag nach 8 607 wie das Darlehnsverſprechen nach $ 610 begründen 
nur einſeitige Verpflichtungen. Das Darlehnsverſprechen kann indeſſen Beſlaudten eines 
gegenſeitigen Vertrags fein, fo bei dem mit einem Vier⸗ oder ſonſtigen Lieferungsvertrage 
verbundenen Darlehnsverſprechen (RG 67, 101; JW 06, 7352; Gruch 58, 945). Das Darlehn. 
verſprechen wird aber nicht ſchon dadurch zu einem gegenſeitigen Vertrage, daß der varlehng- 
nehmer dem Darlehnsgeber eine Hypothek beſtellt oder zu beſtellen ſich verpflichtet oder eine 
ſonſtige Sicherheit gewährt; dieſe Leiſtungen find der Regel nach nicht Begenteifiungen 
der Darlehnshingabe, ſondern fie erfüllen die Bedingungen, unter denen dieſes gewahrt 
oder verſprochen wird (R Warn 1912 Nr 207: 1914 Nr 7). Ein gegenſeitiger Vertrag 
nach 88 320 ff. liegt dagegen dann vor, wenn die Darlehnshingabe als Kapıtalanlagegeichäft 
erſcheint, wie regelmäßig die Beleihung von Grundſtücken durch Bankhauſer (RE IW 09, 3094; 
1912, 4625; Gruch 53, 945). Die Frage, an welcher Stelle beim Darlehnsverſprechen gegen 
Beſtellung einer Hypothek die letztere zu gewähren ift, iſt auf Grund tatſächlicher Würdigung 
im Einzelfalle nach Treu und Glauben und der Verkehrsſitte zu entſcheiden (vgl. NW 55, 128; 
dazu Kuhlenbeck JW 04 377 ff.). 


8 607 

Wer Geld oder andere vertretbare Sachen“) als Darlehen?) empfangen 

hate), iſt verpflichtet, dem Darleiher das Empfangene in Sachen von gleicher 
Art, Güte und Menge?) zurüctzuerſtattens). 


Darlehen 8 607 N 023 


Wer Geld oder andere vertretbare Sachen aus einem anderen Grunde 
ſchuldet, kann mit dem Gläubiger vereinbaren, daß das Geld oder die 


Sachen als Darlehen geſchuldet werden jollen®)?). 

& 1 453, 454 II 547; M 2 305— 312; P 2 42—43. 

1. Gegenſtand des Darlehns, ſowohl desjenigen nach Abf 1 wie des uneigentlichen Dar⸗ 
lehns nach Abſ 2 des 8 607, ſind vertretbare Sachen ($ 91), die verbrauchbare (5 92) oder 
nicht verbrauchbare fein können. Der bei weitem vorwiegende Darlehusgegenſtand ifi das 
Geld (f. zu 58 244, 245). Ein verſprochenes Darlehn iſt im Zweifel in barem Gelde zu ge⸗ 
währen (RG 56, 236). Andere als vertretbare Sachen können nur darlehnshalber gegeben 
werden, fie ſtellen auch nicht das Darlehn ſelbſt dar, erſt ihr Erlös iſt Gegenſtand des Darlehens. 
Erfolgt hier alſo die Hingabe des Darlehns erſt durch Empfang des Erloſes, ſo iſt die Hingabe 
einer nicht vertretbaren Sache zum Darlehnszwecke nach Schätzung ein Kaufgeſchäft, bei 
welchem die Kaufſchuld durch eine Darlehnsſchuld erſetzt wird; es liegt mithin ein Fall des 
8 607 Abſ 2 vor; mit der Kaufſchuld entſteht die Darlehnsſchuld. 

2. Als Darlehen: zu Eigentum, und zwar, um dem Empfänger den Gebrauch und Ver⸗ 
brauch zu verſchaffen und zugleich ihn zur Rückerſtattung zu verpflichten. Erwirbt der Emp⸗ 
fänger kein Eigentum (88 929 ff.) ſo entſteht auch kein Darlehn. Wenn der Empfänger beftreitet, 
eine Summe als Darlehn erhalten zu haben, und etwa Schenkung oder Ausſlattung (8 1624) 
ſeinerſeits behauptet, fo iſt der Geber für die Hingabe als Darlehn beweispflichtig; durch 
den Rechtsſatz, daß Schenkungen nicht vermutet werden, wird der Beweis des Tarlehns 
nicht erbracht ( ZW 06, 462°; Warn 1917 Nr 58). Es ift Tatfrage, ob mit Rüchicht 
auf ein verwandtſchaftliches Verhältnis der Beweis nach der einen oder nach der andern 
Seite für geführt zu erachten iſt (NG Warn 1912 Nr 336; 1919 Nr 27). 

3. Die Hingabe kann nicht nur durch Zuzählen oder Zuſenden, ſondern durch jede Art 
der Übermachung erfolgen; die Darlehnsverpflichtung entſteht aber erſt mit der vollendeten 
Zuführung, nicht ſchon mit der Abſendung; ebenſo verhält es ſich mit dem Übergange der 
Gefahr (8 279). Die Hingabe Tann abredegemäß durch einen Dritten oder an einen Dritten 
geſchehen: durch Zahlungsanweiſung an das Bankhaus des Gebers, durch Gutſchrift bei dem 
Bankhauſe des Empfängers, durch Hingabe an einen Gläubiger des Entleihenden (RG JW. 
1913, 2643; 1914, 76°). Die unmittelbare Auszahlung an den Dritten auf Weiſung des 
Darlehnsnehmers macht den Dritten nicht zum Darlehnsempfänger (RG Warn 1911 Nr 429). 
Soweit der Darlehnsgeber ſelbſt bereits Gläubiger des Darlehnsempfangers ift und als ſolcher 
abredegemäß die Darlehnsſumme einbehält, kommt Abſſ2 in Frage (RG 8. 1.06 VI 139/05; 
10. 6. 07 VI 388/05). Ein Proviſionsabzug ftellt ſich als Aufrechnung des vereinbarten Pro⸗ 
viſionsanſpruchs gegen den Anſpruch auf Hingabe des Darlehns dar (N 26. 10. 04 V 108/04). 
Die Frage, wer bei der Einzahlung von Geldbeträgen auf ein Sparkaſſenbuch als der 
Darlehnsgeber der Kaſſe gegenüber zu betrachten iſt, entſcheidet ſich danach, wer nach dem 
erkennbaren Willen des Einzahlenden Darlehnsgeber fein und Gläubiger werden foll (R& 73, 
220; Warn 1910 Nr 99; 1912 Ar 197; 1916 Nr 75). Das gleiche gilt bei der Hingabe von 
Darlehen mit fremdem Gelde (Ach Gruch 51, 959). Über die Hingabe an mehrere Darlehns⸗ 
empfänger |. Vorbem 2. Uber die Möglichkeit eines Zwiſchenurteils Über den Grund des 
Anſpruchs nach $ 304 3 Po für das Darlehn nach 8 607 Abſ 1 vgl. R 86, 308. 

4. Die Rückerſtattung in gleicher Art, Güte oder Menge ift nur Regel; zuläflig it auch 
die Vereinbarung, daß in geringerer oder größerer Summe oder Menge zurückzuleiſten ſei. 
Amortiſationsdarlehn RG 86, 244. Die Vereinbarung, daß die Rückerſtattung in vertret- 
baren Sachen anderer Art erfolgen ſoll läßt die letzteren als Darlehnsgegenſtand erſcheinen. 
Bei Hingabe von Inhaberpapieren wird regelmäßig ein Darlehn auf den Geldbetrag in 
Höhe des Verkaufspreiſes oder Kurswerts anzunehmen fein (RG Warn 1914 Nr 7). Sind 
aber Inhaberpapiere ſelbſt als vertretbare Sachen der Gegenfiand des Darlehns, dann 
wird, wenn durch Einziehung oder durch Verſchwinden dieſer Papiere aus dem Verkehre 
die gleichartige Rückleiſtung unmöglich wird, der Empfänger von der Darlehnsſchuld befreit 
(§ 275) und iſt dem Darleiher ferner nur aus der Bereicherung ($ 812) haftbar, ſofern 
deren Vorausſetzungen vorliegen. 5 g 

5. Anrechnung der zur Rückerſtattung geleifteten Zahlung auf Kapital, Zinſen und Koſten 
$ 867, Anſprüche des Darlehnsſchuldners auf Quittung und Rückgabe des Schuldſcheins 
88 868—371. Dem Darlehnsgläubiger, der in der Zwangsverſteigerung des dafür verpfändeten 
Grundſtücks mit ſeiner Hypothek ausgefallen iſt und nun den ausgefallenen Betrag gegen den 
Darlehnsſchuldner einllagt, kann nicht entgegengehalten werden, daß er das Grundſtück ſelbſt 
erſtanden habe und durch deſſen Mehrwert wegen feiner Forderung gedeckt ſei; die Darlehns. 
ſchuld iſt nicht getilgt (MG 80 S. 153 u. 155; JM 1919, 5710) 

6. Das Bereinbarungsdarlehn des Abſ 2 Tann einen dreifachen Inhalt haben: a) Eine 
frühere Schuld ſoll fortbeſtehen und nur hinſichtlich der Verzinſung, Kündigung uſw. wie 
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ein Darlehn behandelt werden. Hier bleiben die Einwendungen aus dem früheren Schuld⸗ 
verhältnis, ebenſo Pfänder und Bürgen; der Gläubiger hat die Beweislaſt für das Beſtehen 
der Schuld (RG KW 03 Beil 96210). b) In der Regel iſt die Umwandlung einer alten Schuld 
in eine Darlehnsſchuld beabſichtigt; der Umwandlungswille bedarf jedoch der Feſtſtellung. 
Der frühere Schuldgrund erliſcht, mit ihm erlöſchen Pfänder und Bürgſchaften; die Ein 
wendungen aus dem früheren Schuldverhältniffe find ausgeſchloſſen, nicht aber die, daß eine 
Schuld überhaupt nicht beſtand; denn ohne ſolche iſt auch keine Umwandlung in ein Dar- 
lehn zuſtande gekommen (RG 95, 9; Warn 1911 Nr 232; 1914 Nr 795 1919 Nr 115). 8 364 
Abs 2 gilt für das Umwandlungsdarlehn mit Rückſicht auf den Umſchaffungscharakter nicht 
(RG 57, 320; 62, 51; ZW 03 Beil Nr 219; 05, 3184; 06 S. 119, 55018; 07, 36310; 09, 46017; Warn 
09 Nr 358; SeuffA 64 Nr 190; 10. 6. 07 VI 388/06). War das Schuldverhältnis durch Erlaß. 
vertrag oder ſouſt erloſchen, Jo kann es nur durch Neubegründung wieder ins Leben treten, nicht 
aber nach Abſ 2 in ein Darlehn umgewandelt werden (RG 76, 59). Das vertragsmäßige An- 
erkenntnis der verjährten Forderung ($ 222) bedarf der Schriftform nach $ 781; alſo ift auch 
die Umwandlung der verjährten Forderung in ein Darlehn nichtig, wenn ſie der Schriftform 
ermangelt (RG 78 ©. 130 u. 163). Inwiefern eine Bürgſchaftsſchuld in ein Darlehn nach 
8 607 Abſ 2 umgewandelt werden kann, ſ. RG Warn 08 Nr 506; 1917 Nr 241; 1918 Nr 7; 
Baulohnforderungen R Warn 1919 Nr 59; Maklervergütung Warn 1919, 115. Ein 
wegen mangelnder Form ungültiges Schenkungsverſprechen kann nicht nach 8 607 Abſ 2 
in ein Darlehn umgewandelt werden (RG 6. 12. 13 V 304/13); ebenſo wenig eine nach 
dem Geſetz unwirkſame Spielſchuld (RG Warn 1915 Nr 177). c) Es kann verbunden mit der 
Umwandlung die Schaffung einer ſelbſtändigen Schuldverbindlichkeit nach 8 781, oder ohne 
beſtehende Schuld nach § 780 beabſichtigt ſein (NG JW 1910, 704°; Gruch 49, 916). Hier wird 
die Abgabe eines ſchriftlichen Schuldbekenntniſſes erfordert, ſ. A 7. Auch für erſt künftig 
zu begründende Forderungen kann ein Darlehnsverhältnis nach § 607 Abſ 2 geſchaffen 
werden (RG ZW 06, 550%; 1911, 1516, Warn 1918 Nr 7; 26. 2. 06 VI 224/05; 17. 6. 07 
V 550/06; 29. 6. 07 V 114/07; 6. 10. 17 V 149/07). Da nach $ 700 die Vorſchriften über 
das Darlehn auch für den fog. uneigentlichen Verwahrungsvertrag (ſ. Vorbem 1) 
Anwendung finden, ſo kann eine beſtehende Schuld auch in ein ſolches Verhältnis um⸗ 
gewandelt werden (RG 67, 262). A 

7. Der im Verkehr übliche Darlehnsſchuldſchein ift im Hinblick auf das Vereinbarungs- 
darlehn des Abſ 2 mehr als eine bloße Beweisurkunde für die Darlehnshingabe. Er über⸗ 
hebt den Gläubiger jedes weiteren Beweiſes, auch wenn feſtſteht, daß ein bares Darlehn 
nicht gegeben war, während der Schuldſchein auf ein ſolches lautet. Der Schuldner, der ein 
Schuldbekenntnis ausgeſtellt hat, ift in vollem Umfange beweispflichtig daß weder ein Darlehn 
nach § 607 Abſſ1 noch ein ſolches nach Abs 2 vorliegt; er muß alſo das Nichtbeſtehen einer 
Schuld überhaupt beweiſen, auf die der Schuldſchein ſich beziehen könnte. Dies auch dann, 
wenn eine ſelbſtändige (abſtrakte) Verbindlichkeit nach 88 780, 781 nicht anzunehmen iſt (R 
56, 235; 57, 320; SW 05, 13816; 1910, 576°; Warn 09 Nr 358; 1910 Nr 428; 1912 Nr 161; 
1913 Nr 90; 1914 Nr 155; Gruch 51, 939; 6. 3. 05 IV 452/04; 26 2. 06 VI 226/05; 13. 12. 06 
VI 156/06; 6. 12. 13 V 304/13). Der Ausſteller des Schuldbekenntniſſes muß demnach die 
Umſtände darlegen, die zur Ausſtellung der Schuldurkunde geführt haben, und dartun, daß 
daraus eine Verpflichtung für ihn ſich nicht ergibt. Behauptet der Gegner ſelbſt einen be- 
ſtimmten Schuldgrund, fo bedarf es ſelbſtverſtändlich auch für den Schuldner nur des Ein- 
gehens auf dieſen (RG Warn 08 Nr 506; 26. 10. 11 VI 143/11). Das gilt auch, wenn der 
Gläubiger ſelbſt ausdrücklich bares Darlehen behauptet. Über die Klage auf Herausgabe 
eines Schuldſcheins, wenn das Darlehn nicht gegeben wurde, vgl. RG JW 09, 4150. 


§ 608 


Sind für ein Darlehen Zinſen bedungen!), jo ſind ſie, ſofern nicht ein 
anderes beſtimmt iſt, nach dem Ablaufe je eines Jahres und, wenn das 
Darlehen vor dem Ablauf eines Jahres zurückzuerſtatten iſt, bei der Rück⸗ 
erſtattung zu entrichten). 

E 1 456 II 548; M 2 312-318; P 2 43; 6 187. 

1. Zinſen. Das zinsloſe Darlehn iſt die juriſtiſche Grundform des Geſchäfts. Zinſen find 
nur zu zahlen, wenn ſie bedungen find. Die Zinspflicht (88 246—248) iſt eine Nebenverpflich⸗ 
tung des Darlehnsnehmers und iſt vom Beſtand und der Höhe der Hauptſchuld abhängig 
(MG 53, 294; Warn 1910 Nr 417). Die Zinſen laufen von der Hingabe oder vertragsmäßigen 
Bereitſtellung an, womit auch das Zinsjahr des $ 608 beginnt, bis zur Rückzahlung. Verjährung 
8.197. Über anders geartete Vergütungen |. R Warn 1910 Nr 417. Darlehn gegen 
Dividende RG al, 83: 


2. Anwendung des 8 608 auf das Rechtsverhältnis der uneigentlichen Verwahrun 
nach § 700 16 67, 20 ö e Be 
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8 609 


Iſt für die Rückerſtattung eines Darlehens eine Zeit nicht beſtimmt!), 
ſo hängt die Fälligkeit davon ab, daß der Gläubiger oder der Schuldner 
kündigt?) s). 

Die Kündigungsfriſt beträgt bei Darlehen von mehr als dreihundert 
Mark drei Monate, bei Darlehen von geringerem Betrag einen Monat. 

Sind Zinſen nicht bedungen, ſo iſt der Schuldner auch ohne Kündigung 
zur Rückerſtattung berechtigt“). 

E 1 457 II 549; M 2 318, 814; P 2 43—46. 


1. Iſt eine Zeit zur Rückerſtattung beſtimmt, jo kann nach deren Ablauf das Darlehn 
unmittelbar zurückgefordert werden. Die Abmachung, der Empfänger ſolle zurückzahlen, 
wenn er dazu ohne Gefährdung ſeines wirtſchaftlichen Beſtehens imſtande ſei, macht das 
Darlehen fällig, ſobald der Schuldner in die beſſere Vermögenslage gelangt iſt; eine Wieder⸗ 
verſchlechterung iſt bedeutungslos (RG 17. 11. 02 VI 232/02). Über die Behauptungs- und 
Beweislaſt in dieſem Falle ſ. RG 28, 176 und SeuffA 33 Nr 90. Nach Ablauf der Zeit oder 
der Kündigungsfriſt entſteht keine ſtillſchweigende Verlängerung des Schuldverhältniſſes; 
dieſe muß beſonders vereinbart werden. Iſt eine Rückzahlungszeit beſtimmt und ohne weitere 
Zeitbeſtimmung vereinbart, daß das Darlehn gegen höhere Zinſen über die Rückzahlungszeit 
binaus behalten werden kann, fo tritt nunmehr Kündigung nach 8 609 ein (R G 28. 5. 07 
VII 331/06). & 609 enthält nicht zwingendes Recht und gilt nur als Ergänzung des 
Parteiwillens (RG 20. 12. 18 VII 191/18). 

2. Die Kündigung iſt die formloſe einſeitige empfangsbedürftige Willenserklärung, daß 
das zwiſchen dem Kündigenden und dem Empfänger der Kündigungserklärung beſtehende 
Rechtsverhältnis beendet werden ſolle. Die Bezeichnung des Zeitpunkts der Beendigung 
gehört nicht zum notwendigen Inhalt der Erklärung, da dieſer Zeitpunkt ſich aus dem Geſetz 
oder Vertrag ergibt (RG Warn 08 Nr 336; anders früher RG 26, 191). Die für einen 
beſtimmten Endtermin erfolgte, für dieſen aber verſpätete Kündigung gilt deshalb für den 
nächſten zuläſſigen Endtermin (RG a. a. O.). Wer ſich auf die geſetzliche Kündigungsfrist 
ſtützt, braucht nicht zu beweiſen, daß keine andere vereinbart worden ſei; Sache des Gegners 
iſt es, eine ſolche darzutun (R6 57, 46; 68, 305; Warn 1910 Nr 54 u. 191 a. M. Stölzel in Buſchsg 
35, 4 ff). Denn, wo das Geſetz ſelbſt einen regelmäßigen Vertragsinhalt angenommen wiſſen 
will, iſt eine abweichende Vereinbarung etwas, wegegen die geſetzliche Vermutung ſpricht 
(RS 68, 308). Die Kündigung, die auch — |. jedoch Abſ 3 — gegen den Kündigenden wirk⸗ 
ſam und deshalb unwiderruflich iſt (NG JW 1911, 3921), fann auch durch Klageerhebung 
erfolgen; die Prozeßvollmacht des Rechtsanwalts ermächtigt hierzu (& 53, 212; 18, 5. 03 
V 474/02). Für den Gläubiger kann die Kündigung dauernd oder wenigſtens auf die Lebens ⸗ 
zeit des Darlehnsgebera (jo R& 19. 12. 12 VI 462/12) ausgeſchloſſen werden, für den 
Schuldner dagegen unter entſprechender Anwendung der 88 567, 1202 höchſtens auf 30 Jahre 
(perſönliche Freiheit). War ein Darlehn zur geſchäftlichen Selbſtändigmachung des Darlehns⸗ 
nehmers gegeben, ſo iſt als Vertragsabſicht anzuſehen, daß nicht ſofort gekündigt werden 
kann; die Erreichung des Zweckes muß durch Gewährung angemeſſener Zeit ermoglicht werden 
(RG Gruch 52, 429) An die Stelle der einſeitigen Kündigung kann ſelbſtverſtandlich auch 
eine gegenſeitige Fälligkeitsabrede treten (RG ZW 1911, 364). Die Vereinbarung 
„iederzeitiger“ Rückforderung ſchließt nicht die Beibehaltung der geſetzlichen Kündigungsfriſt 
aus (MG 12. 12. 16 VII 266/16); ein Darlehn iſt immer als ein Schuldverhältnis von 
gewiſſer Dauer gedacht: eine ſofortige Rückerſtattung nach Hingabe ſteht mit dem Weſen 
des Darlehnsgeſchäfts in Widerspruch. f 

3. Die im Verkehr häufige Klauſel, daß bei unpünktlicher Zinszahlung die ſoſortige 
Fülligreit des Kapitals oder ein friſtloſes Kündigungsrecht des Gläubigers eintrete, ſteht unter 
den Auslegungsgrundſätzen der $$ 133, 157 und iſt dahin zu verſtehen, daß der Gläubiger 
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nicht ohne Kündigung zurückzahlen, auch nicht nach Kündigung, wenn eine Fälligkeitszeit 
beſtimmt iſt. Ob das unverzinsliche Darlehen auch vor der feſtbeſtimmten Zeit zurückgezahlt 
werden kann (3 271 Abſ 2), iſt ſtreitig, aber anzunehmen. Für den Gläubiger gilt Ab] 3 nicht. 
Im Kleinverkehr — Entleihung von Wirtſchaftsbedürfniſſen — wird die Anwen⸗ 
dung des 8 609 als durch ſtillſchweigende Vereinbarung ausgeſchloſſen und jederzeitige Rück⸗ 
forderung regelmäßig als Vertragswille zu gelten haben. Iſt der Darlehnsvertrag mit einem 
Lieferungsvertrage (Bierlieferung) verbunden, ſo iſt das Darlehn zurückzuerſtatten, weun 
der Warenbezug eingeſtellt wird (RG 67, 101; Gruch 53, 945). 


8 610 


Wer die Hingabe eines Darlehens verſpricht!) 2), kann im Zweifel das 
Verſprechen widerrufen), wenn in den Vermögensverhältniſſen des anderen 
Teiles eine weſentliche Verſchlechterung eintritt, durch die der Anſpruch auf 
die Rückerſtattung gefährdet wird“). 


E I 458 II 550; M 2 314—316; P 2 4750. 


1. Das Darlehnsverſprechen, das $ 610 behandelt, ſchafft die Verpflichtung des Der. 
ſprechenden zur Zahlung einer Geldſumme, die nicht der Höhe nach beſtimmt zu ſein braucht, 
wenn fie nur beſtimmbar iſt (RZ Warn 09 Nr 446), zum Zwecke der Begründung eines Dar- 
lehnsſchuldverhältniſſes (NG 52, 306; 66, 359; früheres Recht 32, 364); erſt die Zahlung der 
Summe macht den Empfänger zum Darlehnsſchuldner. Das Darlehnsverſprechen begründet 
mithin noch keine Dirlehnsſchuld, ſondern nur eine Verpflichtung zum Abſchluſſe eines dieſe 
begründenden Vertrages durch Hingabe der Darlehusſumme. A. M. insbeſ. Kohler, Lehrb. d. 
BR 2, 337 ff. und Arch BürgR 33, ff., der in dem Vertrage einen gegenſeitigen Vereinbarungs. 
vertrag auf Gewährung und Rückgewähr als Vor⸗ und Nachleiſtung erblickt. Zahlungsort für 
die Hingabe des Darlehus iſt alſo nicht nach 8 270 der Wohnſitz des Darlehnsgebers als des 
Schuldners für die Gewährung des Darlehns; der Darlehnsnehmer hat ſich das Geld zu holen 
und die Zuſendung geſchieht auf ſeine Gefahr und Koſten. Der innere Zuſammenhang, in 
welchem der Vorvertrag und die Darlehnshingabe miteinander ſtehen, muß aber dahin führen, 
daß die bei beiden getroffenen Beredungen im Zweifel einheitlich und als einander ergänzend 
auszulegen find (RG Warn 1910 Nr 191). Das gegebene Darlehn ift nicht nichtig, weil der 
Vorvertrag nichtig iſt (RG 86, 323). Über ein aufſchiebend bedingtes Darlehnsverſprechen 
ſ. RG Warn 1910 Nr 307. Aus dem Zwecke des Geſchäfts ergibt ſich, daß gegen die Forderung 
auf Hingabe der Darlehnsſumme nicht mit Gegenforderungen aufgerechnet werden kann 
(RG 56, 235). Dagegen kann der Darlehnsnehmer gegen eine Forderung des Darlehnsgebers 
aufrechnen, womit er erklärt, durch Gegenrechnung das Darlehn empfangen zu haben. Von 
der Verpflichtung zur Gewährung eines Darlehns, die einen klagbaren Anſpruch auf Er⸗ 
füllung und auf Schadenserſatz im Falle des Verzugs erzeugt, ift die bloße Inausſichtſtellung, 
die vielfach nur als gewollt anzunehmen iſt, ſelbſt wenn der Darlehnsgeber den Darlehns⸗ 
ſchuldſchein bereits entgegengenommen oder Teilzahlungen auf das Darlehn geleiſtet hätte, 
wohl zu unterſcheiden. Der Darlehnsvorvertrag iſt im übrigen auch in der Weiſe möglich, daß er 
auf die Verpflichtung zur Annahme eines Darlehns gerichtet iſt; ebenſo können die 
Verpflichtungen zur Hingabe und zur Annahme verbunden ſein. Die letztere begründet im 
Zweifel nach der Abſicht der Vertragsparteien jedoch nur einen Schadenserſatzanſpruch wegen 
Nichterfüllung nach § 286 Abſ 2 (ſ. Pra LR I 11 8 659). Häufige Auwendungsformen des 
Vorvertrags auf Darlehnshingabe ſind der nicht auf ein einzelnes Darlehn, ſondern auf einen 
laufenden Kredit in beſtimmter Zeit und beſtimmter Höhe gerichtete Kreditvertrag (.. RG 
52 S. 303, 306) und der Vorbem 3 vor § 607 erwähnte Baugeldervertrag, ein auf wechſel⸗ 
ſeitigem Vertrauen beruhender und regelmäßig gegenſeitige Verpflichtungen erzeugender 
Vertrag, auf den daher die font für die Darlehusverträge, auch den Darlehnsvorvertrag, 
nicht anwendbaren 88 320—327 Anwendung finden. Über den Darlehnsvorvertrag als gegen. 
ſeitigen Vertrag |. Bent 5 vor 8 607. 5 N 

2. Übertragbarteit. Der Anſpruch auf die Darlehnshingabe iſt regelmäßig nicht 
abtretbar ($ 390; dazu vgl. Rch 66, 359) und daher auch nicht pfändbar ($ 851 ZRH), 
weil es nicht in der Macht des Darlehnsempfängers liegt, dem Gläubiger ohne deſſen 

illen einen andern Schuldner unterzuſchieben; doch kann auch das Gegenteil ausgemacht 
ſein oder aus dem Vertrage als gewollt ſich ergeben (RG 66, 350). Die Unübertragbarfeit 
des Anſpruchs aus dem Darlehnsvorvertrage entfällt, wenn die Zahlung an den Nachglaubiger 
(GBeſſtonar) nicht dieſen, ſondern den Vorgläubiger (Zedenten) und Verſprechensempfänger 
zum Schuldner des Darlehns machen ſoll (RE 68, 355; 77, 407; JW 08, 676°; 09, 3094, 

ae, 1910 Nr 307). Hier liegt im Grunde nur eine Anweiſung an den Darlehnsgeber 
vor, für Rechnung des Darlehnsnehmers dem Dritten eine gleiche Summe auszuzahlen 
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787 Abſ 1), deshalb iſt beim Baugelderdarlehen die Übertragbarkeit der einzelnen 
Baugelderraten in dieſem Sinne an ſich anzunehmen (RG 66, 359; 38, 308). Maßgebend 
iſt hier jedoch, daß durch die Abtretung die Baugelder dem Zwecke des Baugelddarlehns 
entſprechend der Förderung des Baues zugewendet werden; außerhalb dieſes Zweck s iſt 
jede Abtretung und Anweiſung auch hinſichtlich der einzelnen Darlehnsraten unzuläſſig 
(RG ZW 09, 3094; Gruch 53, 837; Warn 1911 Nr 15 u. 320; ſ. auch $ 1 Abſ 1 des Bauch). 
Da der Abtretende derjenige bleibt, dem das Recht auf Gewährung des Darlehns zuſteht, 
iſt er auch zu dem Anſpruche berechtigt, daß ihm durch Zahlung an den Abtretungsempfänger 
das Darlehn gewährt werde (RG 77, 407). ' 

3. Da $ 321 auf ben Darlehnsvorvertrag bei deſſen einfeitig verpflichtender Natur nicht 
anwendbar ift, gibt $ 610 eine entſprechende Vorſchrift, die indeſſen („im Zweifel“) nur als 
Auslegungsregel zu gelten hat. Der Widerruf ift kein Rücktritt im Sinne des § 346 (RG 52, 5), 
Wenn mehrere Perſonen gemeinſchaftlich ſich zur Darlehnshingabe verpflichtet haben, ſteht 
auch der Widerruf nur allen, nicht den einzelnen zu (RG 28. 9. 17 II 104/17). Er iſt im 
übrigen wie die Kündigung eine einſeitige empfangsbedürftige Willenserklärung nach 
88 130ff. und kann auch im Prozeſſe erfolgen. Eine verallgemeinernde Anwendung auf 
andere Rechtsverhältniſſe duldet § 610 nicht (RG 50, 255). 1 

4. Das Widerrufsrecht ſetzt eine weſentliche Verſchlechterung der Vermögensverhältniſſe 
des Entleihers ſeit der Abgabe des Darlehnsverſprechens voraus. Bei der Vergleichung ſind 
nicht nur die Vermögensſtücke und Schulden, ſondern auch die Kreditverhältniſſe in Rechnung 
zu ziehen (RG 12. 7. 06 11 589/05, zu § 775). Der Ausfall einer dem Darlehnsſucher ge⸗ 
hörenden Hypothek bedeutet nicht ohne weiteres eine weſentliche Verſchlechterung der Ver⸗ 
mögensverhältniſſe (RG 2. 12. 14 V 270/14). Auf die allgemeine Verſchlechterung der 
wirtſchaftlichen Lage infolge des Kriegsausbruches kann der Verſprechende einen Widerruf 
nicht gründen, wenn nicht gerade die Verhältniſſe des Darlehnsſuchers davon beſonders 
betroffen find und gefährdet erſcheinen (RG Warn 1916 Nr 5 u. 217). Iſt die Ver- 
ſchlechterung gerade erſt durch Vorenthaltung des verſprochenen Darlehns eingetreten, ſo 
kann ſich der Darleiher auf 8 610 nicht berufen (replica doll; RG 7. 10. 07 VI 541/06). 
Die Rückerſtattung it nicht gefährdet, wenn der Darlehnsgläubiger durch Pfänder oder 
Bürgſchaft hinlänglich geſichert iſt, und die Gefährdung wird durch Anbietung ſolcher Siche⸗ 
rung beſeitigt, die nach Treu und Glauben nicht abgelehnt werden darf (vgl. 8 321). Sit 
das Recht auf die Darlehnshingabe einem Dritten abgetreten, der die Rolle des Empfängers 
übernommen hat und durch den die Rückzahlung des Darlehns erfolgen ſoll, ſo iſt der 
Widerruf nur wegen Verſchlechterung in deſſen Vermögensverhältniſſen ſeit ſeinem Eintritt 
in den Vertrag zuläſſig (RG Gruch 58, 837). Das Widerrufsrecht wird durch den Verzug 
des Darlehnsverſprechers nicht aufgehoben (RG ebenda). Auf das Verſprechen, ein 
bereits gewährtes Darlehn zu verlängern, iſt die Beſtimmung über den Widerruf 
des Darlehnsverſprechens nicht auszudehnen (ſtr.); ob hier ein Rücktritt wegen veränderter 
Umſtände etwa gegeben ſein ſoll, iſt durch Auslegung aus dem Vertrage zu entnehmen 
(RE JW 05 168°). 


Sechſter Titel 
Dienſtvertrag 


1. Begriff und rechtliche Natur: Gegenſeitiger Vertrag, nach dem der eine Teil zur 
Leiſtung der verſprochenen Dienſte, der andere zur Gewährung der vereinbarten Vergütung 
verpflichtet iſt. Er unterſcheidet ſich vom Werkvertrage dadurch, daß dieſer nicht auf die 
Dienſte an ſich, ſondern auf ihren Erfolg gerichtet ift (R 72, 179; 81, 8; 86, 75: auch LZ 
1918, 9495), von dem Auftrage vor allem durch deſſen Unentgeltlichkeit. Dienſtvertrag, 
nicht Werkvertrag iſt es z. B., wenn der Unternehmer eines Gleisbaus einen Ingenieur 
mit der Leitung und Bcaufſichtigung des herzuſtellenden Werkes beauftragt (RG 81, 8), 
wenn eine Muſikkapelle zu abendlichen Vorträgen in einer Wirtſchaft angenommen wird 
(Seuff 71 Nr 38), wenn jemand die Ausbildung eines Sängers übernimmt (Och 28, 179), 
wenn jemand zu dem Zwecke angeſtellt wird, Verſuche zur Erfindung eines Mittels zur Be⸗ 
ſeitigung oder Verhütung übler Geruchswirkungen vorzunehmen (OLG 36, 114). Vertrag 
über Mitbewirtſchaftung und Inſtandhaltung eines Anweſens als Dienft-, nicht Werkvertrag 
ſ. BapSboch Z 19, 20. Dienſtvertrag iſt, abgeſehen von beſonderen Verhältniſſen (RG 
72, 281; vgl. Vorbem 1 vor $ 631), regelmäßig auch die Anſtellung als Ziegelmeiſter (OLG 
20, 4). Aufſtellung eines Bauplans durch den bauleitenden Architekten als Gegenſtand eines 
Dienft, nicht Werkvertrags ſ. R 86, 75. Vgl. noch 8 611 A 4 und Vorbem 1 vor $ 631. 
Die Tätigkeit des Dienſtpflichtigen gleicht vielfach äußerlich der des Unternehmers eines Werk⸗ 
vertrags. Das darf aber nicht dazu führen, ſie auch rechtlich gleich zu behandeln. Denn 
rechtlich (und auch wirtſchaftlich) it die Stellung des Dienſtpflichtigen eine völlig andere. 

ie für den Werkvertrag gegebenen Vorſchriften laſſen ſich daher nicht auf Dienſtverhältniſſe 
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übertragen, jo insbeſondere nicht § 638, der in engem Zuſammeuhange mit den 88 683ff. 
ſteht (RG JW 1911, 5375; auch LZ 1916, 118811; 1918, 9495), nicht die Vorſchrift des 8 647 
über das geſetzliche Pfandrecht des Unternehmers (NG 72, 281) und die Vorſchrift des § 648 
über den Anſpruch auf Einräumung einer Sicherungshypothek (8 648 A 1). Eigentümlich iſt 
dem Dienſtvertrage, daß bei ihm beſondere ſozialpolitiſche Rückſichten auf den Dienſt⸗ 
pflichtigen, als den wirtſchaftlich Schwächeren, hervortreten, worauf namentlich die zwingen 
den Vorſchriften in 88 617, 618, 619, 624, 629, 630 zurückzuführen find. — Da der Dienſtver⸗ 
trag ein gegenſeitiger Vertrag iſt, ſo gelten, ſoweit ſich nicht aus den beſonderen Vorſchriften 
dieſes Titels (oder aus dem Vertrag ſelbſt) etwas anderes ergibt, für ihn auch die allgemeinen 
Beſtimmungen der 88 320ff., fo § 323 (RG 92, 176, auch JW 1918, 274), dazu $ 616, dagegen 
nicht 88 325, 326 neben $$ 626—628 (RG 92, 158 und 88 626 A 3, 628 A 1). — Bei einem 
Dienſtverſchaffungsvertrage, der oft in Verbindung mit einem Mietvertrage auftritt 
(Vermietung eines Hafenfahrzeugs mit Schiffer, eines Kraftwagens mit Führer, einer Schreib- 
maſchine mit Maſchineuſchreiberin) haftet der eine Vertragsteil, der Vermieter, im 
Zweifel nicht gemäß $ 278 für ein Verſchulden der dem anderen Teile geſtellten dienſtverpflich⸗ 
teten Perſon bei Leiſtung der einzelnen Dienſte. Denn inſoweit bedient er ſich des Dienſt⸗ 
verpflichteten nicht zur Erfüllung feiner Verbindlichkeit gegenüber dem Mieter. Die Verbind- 
lichkeit des Vermieters erſchöpft ſich vielmehr — abgefehen von der Gewährung der Sache — 
darin, daß er dem Mieter eine an ſich geeignete Perſönlichkeit ſtellt und (als deren Dienſtherr) 
ſie dauernd veranlaßt, den Anweiſungen des Mieters Folge zu leiſten. Die einzelnen Dienſt⸗ 
leiſtungen berühren nur den Mieter und liegen nicht innerhalb des Pflichtenkreiſes des Ver⸗ 
mieters (RG 56, 361; 82, 427; 98, 327; OLG 28, 152; 36, 49; auch JW 1919, 940%). Anders 
in der Regel bei Überlaffung einer Dampfdre ſchmaſchine mit Maſchiniſten (RG Gruch 61, 633; 
RG 23 1916, 235). S. auch R JW 1920, 2845. — Von der auf Vertrag beruhenden 
Dienſtpflicht iſt zu unterſcheiden die geſetzliche Dienſtpflicht der Ehefrau, § 1856 Ab] 2, und 
der Kinder, § 1617 (RG 25. 2. 10 II 148/09), gegenüber dem Ehemann und den Eltern. 
15 2 F der Vorſchriften des BB. Dieſe werden ausgeſchloſſen oder be⸗ 
ſchränkt: 

a) durch eine Reihe von Sonderbeſtimmungen der Reichs und Landesgeſetze, insbeſ. 
des HGB 58 59—83 in der Faſſung des Geſetzes v. 10. 6. 14 (RG Bl 209) über die Handlungs⸗ 
gehilfen und Handlungslehrlinge, 88 84—92 über die Handlungsagenten, 88 511555 über 
die Schiffer, SS 740753 über die Bergung und Hilfeleiſtung in Seenot — zu welchen Vor⸗ 
ſchriften noch diejenigen des Abänderungsgeſetzes v. 2. 6. 02, 88 547, 548, 549, 553, 558 a, 
353 b, 749 treten —; ferner der Seemannsordnung v. 2. 6. 02, insbeſ. SS 27-83; der 
Strandungsordnung v. 17. 5. 74, insbeſ. 88 4-25, 88 36—41; des Geſetzes über die privat. 
rechtlichen Verhältniſſe der Binnenſchiffahrt v. 20. 5. 98, insbef. 88 7—20 über den Schiffer, 
§8 21—25 über die Schiffsmannſchaft, 88 92—101 über Bergung und Hilfeleiſtung; des 
Geſ., betr. die privatrechtlichen Verhältniſſe der Flößerei v. 15. 6. 95, insbeſ. SS 116 über 
den Floßführer, 88 17—21 über die Floßmannſchaft, SS 24— 20 über Berge und Hilfslohn; 
ferner der Gewd in der Faſſung v. 26. 7. 00 nebſt Abänderung im EG. BGB Art 36 und 
ſpäteren Zuſatzbeſtimmungen, insbeſ. 88 105—139 m über die gewerblichen Arbeiter, d. h. 
Geſellen, Gehilfen, Lehrlinge, Betriebsbeamte, Werkmeiſter, Techniker, Fabrikarbeiter; vgl. 
auch das Abänderungsgeſetz v. 28. 12.08, RG Bl 667, namentlich in betreff der Beſchäftigung 
von Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern; ferner WO v. 23. 11. 18 (RGB. 1329.) VS 
v. 5. 2. 19 (RGBl 176) und für die Zeit der wirtſchaftlichen Demobilmachung VD über die 
Regelung der Arbeitszeit gewerblicher Arbeiter v. 23. 11. 18 (RG Bl 1334), erganzt durch 
VO v. 17. 12. 18 (RG Bl 1438), und VO über die Regelung der Arbeitszeit der Angeſtellten 
v. 18. 3. 19 (RG Bl 315); ingleichen der Landesgeſetze über die Dienſtverhältniſſe im Bergrecht 
EG Art 67 Abſ 1. Alle dieſe Vorſchriften gehen auf dem Gebiete des Dienſtvertrags den. 
jenigen in §8 611ff. vor; doch iſt, wo fie nicht ausreichen, eine entſprechende Anwendung der 
letzteren nicht ausgeſchloſſen. Die Geſindeordnungen (Ec Art 96), ebenfo die Ausnahme⸗ 
geſetze gegen die Landarbeiter, ſind aufgehoben (Aufruf des Rates der Volksbeauftragten 
v. 12. 11. 18 Nr 8, RG Bl 1308). Vorläufige Landarbeitsordnung v. 24. 1. 19 (NY 111). 
Über Betriebsvertre ungen (Betriebs., Arbeiter- und Angeſtelltenräte uſw.) . Betriebsräte 
geſetz v. 4. 2. 20 (RG Bl 147), insbeſondere über Mitbeſtimmung der Arbeiter und Ange⸗ 
ſtelltenräte bei der Enſtellung und Entlaffung von Arbeitnehmern, 88 78 Nr 8, 9, öl ff. über 
Notwendigkeit der Zuſlimmung der Betriebsvertretung zur Kündigung des Dienſtverhältniſſes 
eines Mitglieds einer Belriebsvertretung oder zu feiner Verſetzung in einen anderen Betrieb 
88 96-98. Vgl. ferner das Geſetz über die Beſchäftigung Schwerbeſchädigter v. 
6. 4. 20 (RG Bl 458), dazu VO v. 21. 4. 20 (RG Bl 591). 5 ö } 

1 b) Die Dienſtverhältniſſe der Staats⸗ und Gemeindebeamten mit den ihnen eigentüm⸗ 
Ken Beſonderheiten, dem Zwangs und Gewaltverhältnis des Staates und der Gemeinde und 
Ge Gehorſams⸗ und Dienſtpflicht der Beamten (RG 28, 85), ſowie die Dienſtverhältniſſe der 

eiſtlichen und der Lehrer an öffentlichen Schulen, ingleichen die Verſorgungsverhält⸗ 
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niſſe der Hinterbliebenen aller dieſer Perſouen find öffentlichrechtlicher Natur und unter⸗ 
ſtehen daher, auch ſoweit es ſich um vermögensrechtliche Anſprüche handelt, nicht den Vorſchriften 
des bürgerlichen, ſondern denen des öffentlichen Reichs⸗ oder Landesrechts. Es bleiben daher 
namentlich auch die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die vermögensrechtlichen Anſprüche 
und Verbindlichkeiten der Beamten, der Geiſtlichen und der Lehrer an öffentlichen Unterrichts: 
anftalten aus dem Anits⸗ oder Dienſtverhältniſſe mit Einſchluß der Anſprüche der Hinter⸗ 
bliebenen ſowie die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Übertragbarkeit aller dieſer An⸗ 
ſprüche und über die Zuläſſigkeit der Aufrechnung gegen fie fortdauernd in Geltung (EG 
Artt 80, 81). Nach den Grundſätzen des öffentlichen Rechtes (vgl. Reichsbeamtengeſetz v. 
31. 3. 73 88 140 ff.) beſtimmt ſich auch, ob und unter welchen Vorausſetzungen der Rechtsweg 
eröffnet iſt für die vermögensrechtlichen Auſprüche der angeführten Perſonen auf Gehalt 
(Ruhegehalt), Reif: koſtencutſchädigung und ſonſtige Dienſtbezüge, ingleichen auf Beſchaffung 
geeigneter Arbeitsräume und Arbeitsgeräte, ſoweit ſie ſich auf ein beſtehendes Dienſtverhältnis 
ſtützen (kein Rechtsweg für Anſprüche auf Gewährung einer dienſtlichen Stellung, Ach 12, 70; 
49, 1; 53, 429). Die öffentlichrechtliche Natur der fraglichen Dienſtverhältniſſe ſchließt aber 
nicht aus, daß Grundſätze, wie fie z. B. die Schutzvorſchrift des § 618 für den bürgerlichen 
Dienſtvertrag aufſtellt, auch für das Gebiet des Beamtenrechts als geltendes Recht anerkannt 
werden (fo ſchon RG 18, 173). Nur darf nicht überſehen werden, daß, was in der Recht: 
ſprechung nicht immer zum Ausdruck gekommen iſt, es ſich hierbei weder um eine unmittel⸗ 
bare noch um eine im gewöhnlichen Sinne entſprechende Anwendung von Rechtsnormen des 
bürgerlichen Rechtes handelt, ſondern um öffentlichrechtliche Grundſätze (vgl. die Entſchei⸗ 
dungen in $ 618 AT). Ihre Verletzung kann daher auch die Reviſion nur dann begründen, 
wenn das öffentliche Recht, dem das Beamtenverhältnis unterſteht, reviſibel ift, alſo z. B. 
nicht bei Beamtenverhältuiſſen des badiſchen oder des hamburgiſchen Rechtes (RH 95, 144; 
Gruch 61, 663). Vermögensrechtliche Haftung des Beamten gegenüber dem Staate uſw. 
für einen bei Ausübung eines Amtes angerichteten Vermögensſchaden ſ. z. B. RG 82, 278; 
92, 236; 95, 344; RG J 06, 55170. Vermögensrechtliche Haftung der Militärperſonen 
910 50 dem Reiche ſ. RG 97 S. 243, 263. — Über Werfthilfstechniker als Beamte vgl. 
9 

Ein öffentlicher Beamter iſt der Gerichtsvollzieher, der nach $ 155 GVG zur Vornahme 
von Zuſtellungen, Ladungen und VBollſtreckungen berufen ift (vgl. auch das Gef. v. 1. 6. 09 
betr. Auderungen des G). Da er — abgeſehen von den von Amts wegen angeordneten 
Geſchäften — auf Veranlaſſung und im Intereſſe einer Partei tätig wird und in der Regel 
von dieſer auch die Gebühren für ſeine Tätigkeit erhält (vgl. ZPO 8s 753, 754, 755, 826, 827; 
GVollzGGebO 88 19, 20), ſo ſcheint er eine Doppelſtellung einzunehmen. Im Anſchluſſe an 
den Beſchluß der vereinigten Zivilſenate des Reichsgerichts v. 10. 6. 86 (RG 16, 396) war 
denn auch früher augenommen worden: Dem Dritten, insbeſondere dem zu pfändenden 
Schuldner gegenüber habe der Gerichtsvollzieher die Stellung des Beamten, hafte alſo 
bei Verletzung feiner Amtspflicht nach 8 839. Auch der ihn angehenden Partei gegen⸗ 
über komme zunächſt ebenfalls ſeine Beamtenſtellung inſoweit in Betracht, als feine Tätigkeit 
durch allgemeine Geſetze oder durch die Gerichtsvollzieherordnungen und Geſchäftsanweiſungen 
geregelt ſei (MG 51, 258). Im übrigen aber ſtehe fein Verhältnis und feine Haftpflicht dem 
Auftraggeber gegenüber, deſſen geſetzmäßigen Weiſungen er nachzukommen habe, allgemein 
unter den privatrechtlichen Grundſäten des eine Geſchäftsbeſorgung betreffenden Dienſt⸗ 
vertrags (88 611, 675; Rc 16, 396; 17, 332; 18, 389; 56, 90; R& 18. 2. 08 III 885/07; 
RS IW 01, 783; 07, 1920 RG Gruch 44 S. 1199, 1204), wobei der gänzliche oder teil- 
weiſe Ausſchluß der Haftpflicht durch mitwirkendes Verſchulden der Partei nach 8 254 zu 
beurteilen ſei (R& 6. 4. 09 III 326/08). So wurde in Entſcheidungen des Reichsgerichts die 
Haftpflicht des Gerichtsvollziehers ſeinem Auftraggeber gegenüber, und zwar nicht nur die 
aushilfsweiſe des 8 839, ſondern die unmittelbare, anerkannt bei unterlaſſener Beglaubigung 
der Berufungsſchrift und der auf deren Abfchrift befindlichen Terminsbeſtimmung, Rh 26. 3. 00 
III 551/08 (hier jedoch mitwirkendes Verſchulden des Anwalts der Partei beachtlich); bei 
mangelhafter Proteſterhebung (MG 5. 2. 07 III 273/06), bei verzögerter Verſteigerung von 
Pfandſtücken und bei Unterlaſſung einer zuläſſigen weiteren Pfändung (RG 14. 12. 06 
III 189/06); bei Pfändung von geſetzlich (ZPO § 811 Nr 1) unpfändbaren und Nichtheran⸗ 
ziehung von noch vorhandenen pfändbaren Sachen des Schuldners (RG 19. 11.00 111 566/08); 
anderſeits wurde auch eine nach den angeführten privatrechtlichen Grundſätzen zu beurteilende 
Verbindlichkeit der beauftragenden Partei zur Erſtattung von Lagerkoſten dem Gerichts- 
vollzieher gegenüber angenommen ME 30. 1. 06 III 303/05). Dieſe ganze Rechtſprechung hat 
durch den Beſchluß der vereinigten Zivilſenate v. 2. 6. 13 (RG 82, 85) einegrund ſätzliche 
Anderung erfahren. In dieſem Beſchluſſe wurde die Frage verneint: „Haftet der Gerichts 
vollzieher dem Gläubiger für den Schaden, den er ihm bei Ausführung einer Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung ſchuldhaft verurſacht, aus einem bürgerlichrechtlichen Vertragsverhält— 
niſſe?“ Zu der neuen Prüfung dieſer Frage hatte namentlich das preuß. Gef. v. 1. 8. 09 
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über die Haftung des Staates und anderer Verbände für Amtspflichtverletzungen von Beamten 
bei Ausübung der öffentlichen Gewalt Anlaß gegeben. Der Beſchluß beruht im weſentlichen 
auf folgenden Erwägungen: In der Zwangsvoltſtreckung betätige ſich die ſtaatliche Zwangs⸗ 
gewalt durch die eigenen Organe des Staates. Ob die Zwangsgewalt den Gerichten oder den 
Gerichtsvollziehern zugewieſen ſei, und wie auch die landesrechtliche Regelung des Gerichts⸗ 
vollzieherweſens geſtaltet ſein möge, ſtets erfolge die Zwangsvollſtreckung — zwar nicht von 
Amts wegen, ſondern auf Antrag oder im Auftrage und im Jutereſſe der Partei, aber — 
als Ausübung ſtaatlicher Zwangsgewalt, kraft der der Behörde oder dem 
Einzelbeamten vom Staate verliehenen Gewalt. Der Antrag oder der Auftrag der Partei 
fei nicht die Quelle der Zwangsbefugnis, ſondern nur der äußere Anlaß, der die Betätigung 
der Amtsgewalt auslöſe. Deshalb gehöre die Tätigkeit der Organe der Zwangsvollſtreckung, 
der Gerichtsvollzieher nicht minder wie der Gerichte, dem öffentlichen Rechte an, und 
zwar in ihrer Geſamtheit. Das öffentliche Recht beherrſche ſomit auch das Verhältnis des 
Gerichtsvollziehers zu dem Gläubiger, der ihn mit der Zwangsvollſtreckung beauftrage. 
Die Stellung des Gerich svollziehers ſei hiernach völlig verſchieden von der öffentlich an. 
geſtellter und beſonders bevorrechtigter Gewerbetreibender. Die Anwendung des bürgerlichen 
Vertragsrechts auf das Verhältnis zwiſchen Gerichtsvollzieher (als Vollſtreckungsorgan) 
und Gläubiger könnte nur gerechtfertigt werden, wenn und inſoweit eine klare und 
beſtimmte Vorſchrift des Geſetzes fie geböte. An einer ſolchen Vorſchrift fehle es. Die 
Grundſätze des eine Geſchäftsbeſorgung betreffenden Dienſtvertrags (88 611, 675) find alſo 
nicht anzuwenden, vielmehr beſtimmt ſich die Haftung des Gerichtsvollziehers für die Ver 
letzung der ihm obliegenden Pflichten auch der Partei gegenüber, die feine Tätigkeit in Auſpruch 
nimmt, nach $ 839, die Haftung des Staates an Stelle des Gerichtsvollziehers nach den gemäß 
Art 77 Ech vorbehaltenen landesgeſetzlichen Vorſchriften. Der Gerichtsvollzieher wird nur 
als Beamter tätig und iſt auch nicht Vertreter des ihn mit der Pfändung beauftragenden 
Gläubigers (RG 90, 193). Der Beſchluß v. 2. 6. 13 betrifft, wie der frühere vom 10. 6. 86, 
nur die Haftung des Gerichtsvollziehers für feine Tätigkeit in der Zwangsvollſtreckung 
und befaßt ſich, was in ſeiner Begründung ausdrücklich hervorgehoben wird, nicht mit der 
Frage, nach welchen Grundſätzen die Schadenserſahpflicht des Gerichtsvollziehers für ein 
Verschulden bei der Zuſtellung, bei der Vornahme einer Verſteigerung in den Fallen der 
88 383, 1235 ff. BGB oder bei der Vornahme von freiwilligen Verſteigerungen zu beurteilen 
iſt. Die gleiche Beurteilung — nur Beamten oder Staatshaftung — muß aber überall da 
Platz greifen, wo es ſich um die Erfüllung von Aufgaben handelt, die dem Gerichtsvollzieher 
in feiner Eigenſchaft als Beamter durch Geſetz oder Dienſtanweiſung auferlegt ſind (vgl. für 
die Ausführung von Zustellungen RG 87, 412; 91, 179). Vgl. noch NG 83, 336 (vorzeitige 
Pfändung), RG Warn 1919 Nr 134 (verſpätete und ordnungswidrige Verſteigerung). Wah⸗ 
rung der Rechte Dritter bei der Zwangsvollſtreckung als Amtspflicht des Gerichtsvollziehers 
ſ. RS 87, 294. Vgl. noch zu § 839. Kr 
Der Notar ift zunächſt ein Beamter, und zwar ein Staatsbeamter, dem die öffentliche 
Beurkundung (vgl. RJ Warn 09 Nr 206) im Intereſſe von Privatperſonen obliegt (BU 
88 126—129, 518, 2231 ff.; FGG v. 17. 5. 98, zehnter Abſchnitt: gerichtliche und notarielle 
ürkunden; WO Art 87ff.; RStGGB 8 350). Da er aber regelmäßig nur auf Erſuchen einer 
Partei tätig wird, ſo wurde früher angenommen, daß der Notar zwar Dritten (RG 78, 246), 
daher auch dem Wechſelproteſtaten gegenüber, nur als Beamter mit Haftung nach § 839 
zu betrachten fei, fo z. B. im Falle unrichtiger Beurkundung eines Vertrags (RS 23. 1. 00 
III 400/06), daß aber im Verhältniſſe zu der Partei, die feine Tätigkeit in Auſpruch nimmt, 
neben den öffentlichrechtlichen, durch Geſetz und Dienſtauweiſung gegebenen Vorſchriften die 
Grundſätze des bürgerlichen Rechtes über Dienſtvertrag und Geſchäftsbeſorgung mit unmittel⸗ 
barer Haftung für etwaige Verſehen anzuwenden ſeien, ſo z. B. in betreff ſeiner Schadens: 
pflicht bei verſäumter oder ungültiger Proteſterhebung (RG 49, 26; RG 6. 2. 06 111 275/05; 
29. 5. 06 III 334/05; Warn 1912 Nr 102); bei der Aufnahme eines formell ungültigen 
Teſtaments (Nc 21. 12. 09 1II 38/09); bei der Abfaſſung einer zu weitgehenden Löſchungs⸗ 
bewilligung (RG 4. 1. 10 III 65/09). Als weſentlich oder doch als Regel wurde danach für 
das Verhältnis zwiſchen dem Notar und den Beurkundungsbeteiligten angeſehen, daß beide 
Teile durch einen Vertrag gebunden ſeien, der die dem Notar ſchon a m tlich obliegende Tätig 
keit als ſeine vertragliche Pflicht umfaſſe. Die ſe der amtlichen Stellung des Notars nicht 
gerecht werdende Auffaſſung ſiſt aber unter der Einwirkung des die Haftung des Gerichts. 
vollziehers betreffenden Beſchluſſes der vereinigten Zivilſenate v. 2. 6. 13 (oben) vom Reichs⸗ 
gericht aufgegeben, und es iſtin RG 85,409 (418) ausgeſprochen worden, daß grundſätzlich, 
wenigſtens beim preußiſchen Notar, auf den allein fich die Rechtſprechung des Reichsgerichts 
bezieht, die Erfüllung einer Amtspflicht nicht Gegenſtand gertpgalicher Bin⸗ 
ung ſein könne. Ebenſo ſpätere Entſcheidungen (vgl. RG 214). Neben den Amts⸗ 
pflichten des Notars gibt es keine befonderen „Berufspflichten“ (RG JW 1915, 1199), ſondern 
Rur Vertragspflichten, die er als Rechtskundiger durch Dienſtvertrag, der eine Geſchäfts⸗ 
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beſorgung zum Gegenſtand hat (SS 611, 675), — im Falle der Unentgeltlichkeit durch Auftrag 
{5 662) —, unter Umſtänden auch durch Werkvertrag (8 631 Ab] 2) übernimmt. Solche 
Vertragspflichten können aber nur da begründet ſein, wo eine Amtspflicht nicht mehr in 
Frage kommt. Amtspflicht (nicht Vertragspflicht) des beurkundenden Notars iſt es, 
den erklärten Willen der Beteiligten in klarer, gültiger Faſſung und Form urkundlich feſt⸗ 
zulegen, der Urkunde den Inhalt zu geben, der dem Willen der Beteiligten und dem Zwecke 
der Urkundenerrichtung entſpricht (Rr 85, 413; 87, 232; 98, 68; RG Lg 1919, 4612; 1917, 
7425; vgl. auch 24 1919, 600. Dabei darf ſich aber der Notar nicht immer und ohne weiteres 
mit äußerlich einwandfreien Erklärungen der Beteiligten begnügen, er muß vielmehr, wie in 
der Rechtſprechung ebenfalls anerkannt iſt, ihren wirklichen Willen erforſchen und danach die 
Beurkundung vornehmen (RG 95, 301). Soweit es dieſe Aufgabe mit ſich bringt, ift der 
Notar kraft ſeines Amtes auch zur Aufklärung und zur Belehrung der Beteiligten ver⸗ 
pflichtet, jo z. B. wenn zweifelhaft ift, ob fie ſich der Bedeutung und Tragweite ihrer (äußerlich 
vielleicht nicht zu beanſt denden) Erklärungen völlig bewußt find, oder wenn die Gültigkeit des 
Rechtsgeſchäfts, deſſen Beurkundung verlangt wird, Bedenken unterliegt (vgl. preuß. AG. JGG 
v. 21. 9. 99 Art 40). Der Notar muß die Beteiligten insbeſondere auch darüber belehren, 
wie fie den mit der Beurkundung erſtrebten Zweck erreichen können, und ihnen das dazu taug⸗ 
liche Rechtsgeſchäft vorſchlagen (MG 95, 214). Darüber hinaus kann eine ſolche Pflicht durch 
Vertrag begründet werden (RG FW 1915, 100715, auch Warn 1911 Nr 233), ſo z. B. die Pflicht 
zur Auskunft über die Verhältniſſe eines Darlehusſchuldners und über den Wert einer Sicher⸗ 
heit (RG 8. 7. 18 III 13/18). Amtspflicht zur Belehrung über die Gefahren der Auszahlung 
eines Darlehns vor Eintragung einer Hypothek ſ. RG 85, 337. Über die Grenzen amtlicher 
Belehrungspflicht ſ. ferner R IW 1915, 51311; 1917, 600%; Warn 1914 Nr 120; 1916 
Nr 276; NG LH 1911, 468; 1916, 13725; 1919, 477°; auch SeuffA 72 Nr 56, 179. Zur amt⸗ 
lichen Tatigkeit des Notars gehört auch die Vorbereitung einer künftigen Beur⸗ 
kundung oder Beglaubigung, ſo das Entwerfen von Erklärungen, wenn es zu dem 
Zwecke geſchieht, daß er ſie Inäter beurkunden oder auch nur beglaubigen foll (RG JW 1917, 588; 
1919, 995; nc Seuffa 71 Nr 254). Dagegen verletzt er nicht eine Amtspflicht, ſondern höchſtens 
eine etwa von ihm als Rechtstundigen übernommene Vertragspflicht, wenn er die Ausführung 
eines von ihm beurkundeten Vertrags nachträglich vereitelt (RG 3. 3. 16 III 374/15). Amts- 
pflicht des Notars, die Beglaubigung einer Urkunde zu verweigern, wenn er die Strafbarkeit 
oder die Ungültigkeit ihres Juhalts kennt, f. R& 87, 232; vgl. auch 85, 225 und RG JW. 
1910, 10044. Zur Einſicht des Grundbuchs iſt der preußiſche Notar nur im Falle eines 
dahingehenden Vertrags verpflichtet (R IW 1915, 11934; 1919, 241. Dagegen hat er 
die Amtspflicht, ſich vor der Beurkundung eines Kaufvertrags über Grundſtücke davon zu 
überzeugen, ob die Beteiligten, insbeſondere der Käufer, zuverläſſige Kenntnis vom Hypo⸗ 
thekenſtande haben (RG 95, 299). Macht der Notar von der Ermächtigung, Urkunden beim 
Handelsregiſteramt oder beim Grundbuchamt einzureichen (F06 § 129; G80 9 15) fei es 
auch nur auf Erſuchen der Beteiligten, Gebrauch, fo liegt ihm die ſorgfältige, insbeſondere 
rechtzeitige Ausführung als Amtepflicht ob (RG 93, 68; auch IW 1916, 1284). Über Rat 
und Anskunft als Gegenstand vertraglicher Bindung, auch wenn der Notar keine Gebühr 
berechnet, |. Rc IW 1918, 901; RG LZ 1915 S. 49, 435; 1919, 154%. Über die Amts⸗ 
pflichten des Notars bezüglich der Erhebung von Wechſelproteſten |. auch R® 91, 127.— Be⸗ 
züglich der Erfüllung vertraglicher Pflichten haftet der Notar nach § 278 für das Verſchulden 
ſeiner Gehilfen (vgl. RG 85, 225). Seine Amtspflichten muß er grundſätzlich in eigener 
Perſon erfüllen, wenn er ſich auch zur Vorbereitung von Amtshandlungen der Hilfe anderer 
bedienen darf. So muß er prüfen, ob der Inhalt der von einem Gehilfen entworfenen 
Urkunde dem Willen der Beteiligten entſpricht (RH JW 1914, 3546; Gruch 57, 978). Die 
Gehilfen ſind auch nicht berufen, Rechtsauskunft zu erteilen, die Beteiligten nicht berechtigt, 
ſich auf eine ſolche Auskunft zu verlaſſen (NG ZW 1910, 1004; 1919, 2412). Vgl. noch 
zu § 839. . 5 2 

Die Berufsſtellung der Rechtsanwälte wird in geringerem Maße als diejenige der Beamten 
vom öffentlichen Rechte beeinflußt und namentlich werden ihre Beziehungen zu den ihren 
Beiſtand in Anſpruch nehmenden Privatperſonen durch das Vertragsrecht des BGB 
beſtimmt. Allerdings wird die Stellung des Rechtsanwalts in mehrfacher Hinſicht durch 
öffentlichrechtliche Vorſchriften der NAD v. 1. 7. 78, insbeſ. 88 3—25, 26— 30, 39, 40, ſowie 
der Prozeßordnungen beſtimmt, ſo daß bei ſeinem Beruf wie auch bei dem des Arztes 0 unten) 
„nicht ſowohl die Ausübung des wirtſchaftlichen Erwerbs als vielmehr die Betätigung geiſtiger 
Kräfte im Dienſte des Gemeinwohls in den Vordergrund tritt“ (vgl. RG 30, 137; 55, 169 
und namentlich 66, 150; 75, 105). Inſoweit er aber von einer Privatperſon zu deren 
Beiſtand zugezogen wird, liegt ein beine def des 9 an Genen vor, dem in 
der Regel ein Dienſtvertegg der eine Ge eſorgung zum Gegenſtande hat (88 611, 
675), und nur „wenn nicht die Arbeit des Anwalts, ſondern ein durch ſie 
herbeizuführender Erfolg ($ 631 Abſ 2), z. B. die Erſtattung eines Gutachtens, den Gegenſtand 
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feiner Verpflichtung bildet, ein Werkvertrag zugrunde liegt (RG 75, 105; 88, 223; RG 
JW 1914, 6421; RG L3 1916, 118871; c Warn 1918 Nr 75; a. M. Staudinger, „All- 
gemeiner Arbeitsvertrag“, Vorbem IV 1e vor 8 611). Auch die Anfertigung eines Vertrags 
durch einen Rechtsanwalt bildet unr unter beſonderen Umſtänden (RC SW 1914, 6424) den 
Gegenſtand eines Werkvertrags (RG 88, 223; Warn 1918 Nr 75). — In der Rechtſprechung 
iſt eine privatrechtliche Haftpflicht des Rechtsanwalts bei Verletzung feiner vertrags⸗ 
mäßigen Verbindlichkeiten ftet3 angenommen worden, fo bei unrichtiger Angabe der Hypotheken. 
verhältuiſſe eines vom Auftraggeber anzukaufenden Gutes (NG 2. 2. 06 111 270/05), bei nicht 
ausreichender Sorgfalt, die auf die Grundbucheinſicht zu verwenden war ( Warn 1912 
Nr 246), bei ungenügender Erkundigung über die Hypothekeuverhältuiſſe eines Grundſtücks vor 
der Zwangsverſteigerung (MG 15.5. 08 111 496/07), bei unterlaſſener Fürſorge für die Aufnahme 
eines im Zwangsverſteigerungstermine abgegebenen Gebots in das Protokoll (Ac 41. 12. Os 
III 106/08), bei Überſehen des Sicherheitsverlangens eines Beteiligten (R JW 1915, 6540 
und bei unterlaſſener Berechnung der der Hypothek des Auftraggebers vorgehenden Anſprüche 
im Zwangsverſteigerungstermin (RG Warn 1916 Nr 247), ferner bei Beſchaffung und Be⸗ 
uutzung eines ungültigen Wechſelproteſts (RG 20. 2. 06 III 295/05), bei Verzögerung einer 
an ſich begründeten Klageſtellung bis nach Ablauf der dafür beſtehenden Verjährungsfriſt 
und bei ſchuldhafter Herbeiführung der Verjährung durch Nichtbetrieb eines anhängigen 
Rechtsſtreits (RG 9. 3. 00 III 208/08; RG Warn 1912 Nr 371; RG IW 1914, 771°), bei 
vorzeitiger Stellung von Vollſtreckungsanträgen, jedoch unter Einſchränkung der Haftung bei 
mitwirkendem Verſchulden der Partei nach § 254 (RG 3. 4. 06 III 376/05), wegen Vereite⸗ 
lung von Schadenserſatzanſprüchen durch Erhebung der Wandlungsklage (R Warn 1915 
Nr 130), wegen falſcher Faſſung des Klageantrags bei Auseinanderſetzung von Geſeuſchaftern 
einer offenen Handelsgeſel ſchaft (JW 1917, 979), wegen mangelhafter Faſſung einer An⸗ 
meldung zum Handelsregiſter (RG JW 1915, 5008), wegen unrichtigen Rates über das von 
einer Partei einzuhaltende Verfahren, wenn zwiſchen ihr und dem Anwalt ein Vertrags- 
verhaltnis beſteht (RG 5. 1. 05 III 264/04; 18. 2. 10 III 154/09, dagegen nicht wegen ſolchen 
Rates bei nicht beſtehendem Vertragsverhältniſſe RG 16. 3. 06 III 342/05), wegen Auskunft 
über tatſachliche oder rechtliche Verhältniſſe, auch wenn ein Anſpruch auf beſondere Vergütung 
dafür nicht begründet iſt (RG LZ 1915, 4010), wegen Nichtbelehrung oder irriger Belehrung 
über die Ausſchließung der Haftung für die Schulden eines mit der Firma übernommenen 
Handelsgeſchäfts nad) HEB 8 25 Abſ 2 (MG IWW 1916, 12755; RG 23 1916, 12399, auch 
OLG 28, 176), wegen unterlaffener Belehrung über die außergewöhnliche Höhe der Koſten 
einer Widerklage (RG JW 1919, 4467). Die Übernahme der Vertretung im Zwangsver⸗ 
ſteigerungsverfahren begründet nicht ohne weiteres die Pflicht, dafür zu Jorge, daß der 
Auftraggeber eine möglichſt geringe Wertzuwachsſteuer zu bezahlen hat (RG JW 1917, 9679, 
Über die Ausführung des Zwangsvollſtreckungsauftrags, das Girokonto eines Schuldners des 
Auftraggebers „ſperren zu laſſen“, ſ. RG 23 1915, 521%. Haftung des Rechtsanwalts für die 
Entwendung von Alten, die einem Beteiligten zur Einſicht vorgelegt worden ſind, |. RG 
23 1916, 1022˙. Vorteilsausgleichung, wenn der durch die Schuld des Rechtsanwalts aus⸗ 
gefallene Hypothekgläubiger das Grundſtück mit Gewinn erſteht, ſ. RG 84, 386. Hat der 
Rechtsanwalt durch ſein Verhalten in einem Rechtsſtreite, z. B. durch Nichteinlegung eines 
Rechtsmittels oder durch einen Verzicht, die Jutereſſen ſeines Auftraggebers N ſo iſt 
für die Frage, ob dadurch ein Schaden entſtanden iſt, nicht maßgebend, wie das Gericht jenes 
Rechtsſtreits ohne das Verhalten des Rechtsanwalts entſchieden haben würde, ſondern wie 
es bei richtiger Beurteilung, alſo nach der Anſicht des über den Schadeuserſatan⸗ 
ſpruch erkennenden Gerichts, hätte eutſcheiden müſſen (RG 91, 164; JW 1912, 51; 1917, 102°; 
NG Seuffel 69 Nr 40). Über die Beweislaſt bezüglich des urſächlichen Zuſammenhangs 
. Reh Warn 1916 Nr 135, 1913 Nr 418, NG Li 1914, 1897. — Der Rechtsanwalt muß 
bei Wahrnehmung der Intereſſen feines Auftraggebers nach ſorgfältiger Prüfung 
ſich ſelbſt eine Rechtsanſchauung bilden und braucht nicht Jeder ab. 
weichenden Meinung Rechnung zu tragen; wohl aber muß er allgemein an- 
erkannte Ergebniſſe der Rechtslehre ſowie die oberſtrichterliche Rechtſprechung berückſichtigen 
(nc 87, 183, dazu 89, 426). Kein Verſchulden des Rechtsanwalts, wenn er einer vom 
Reichsgericht gebilligten, von Schriftſtellern bekämpften Anſicht folgt; er uch auch nicht 
mit einer Anderung der Rechtſprechung zu rechnen (RG JW 1915, 12597). Der Rechts⸗ 
auwalt muß aber Zweifel und Bedenken, zu denen die Sachlage Aulaß gibt, darlegen und 
darf nicht die Gefahr einer ungünſtigen gerichtlichen Entſcheidung dem Auftraggeber auf: 
bürden (RG Lz 1916, 1006°). — Über Behandlung von Friſtſachen ſ. auch RG 96, 322. — 
Haftung für Gehilfen § 278 (RG JW 1914, 77%. Haftung für Unterſchlagungen des 
Kanzleivorſtands |. JW 1920, 397°. Rechtsanwälte, die ſich zur gemeinſchaftlichen 
usubung des Anwaltsberufs verbunden haben, haften als Geſamtſchuldner für 
den Schaden, den einer von ihnen dem Auftraggeber schuldhaft verurſacht, wenn dieſer, was 
aim Siveitel anzunehmen it, fie ſämtlich mit der Wahrnehmung feiner Rechte betraut hat 
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(RG 85, 306; Warn 1916 Nr 247; vgl. auch JW 1916, 5197; 1917, 3047; 23 1916, 831%). Das 
gilt aber nur bei Handlungen, die ſich innerhalb der Grenzen des Anwaltsberufs bewegen, 
nicht z. B. für eine Auskunft über wirtſchaftliche Verhältniſſe behufs Entſchließung über die 
Gewährung eines Darlehns (RG 88, 342; vgl. auch OL H 34, 60). — Über die Ver 
jährung von Schadenserſabanſprüchen ſ. RAD 8 32a und RG 88, 223; 90, 82; RG Lg 
1916, 1188; Warn 1918 Nr 75. — Vertragsverhältnis des Rechtsanwalts zu anderen 
Beteiligten ſ. RG 52, 3055 RG 23 1915 S. 4910, 4351; 1918, 41°. 

Die Vorſchriften des Dienſtvertrags, unter Umſtänden die des Werkvertrags, finden auch 
Anwendung auf das Verhältnis des Arztes zum Kranken. Allerdings iſt auch der Arzt dem 
öffentlichen Recht unterworfen, namentlich inſofern nach GewO 8 29 zur Bezeichnung und 
Anerkennung als „Arzt“ ein Befähigungsnachweis und eine ſtaatliche „Approbation“ erfordert, 
ihm auch durch weitere Beſtimmungen (StGB $ 300; RG 53, 315) die Wahrung des Berufs- 
geheimniſſes und bei gewiſſen ansteckenden Krankheiten eine Anzeigepflicht auferlegt wird. 
Val. außerdem noch StGB 88 209, 277, 278; GG 88 35, 85; StPO $ 52 Abſ 1 Nr 3: 
ZPO 5 383 Nr 5; KO § 61 Nr 4; PStch 8 18 Nr 3, § 58; NGef., betr. die Bekämpfung 
gemeingefährlicher Krankheiten, v. 30. 6. 00 § 2. Die ärztliche Tätigkeit ift ferner ihrem 
inneren Weſen nach (abgeſehen von gewerblich betriebenen Privatkrankenanſtalten) kein ge⸗ 
werbliches Unternehmen und trotz SS 29, 144 Abſ 2 Gewd auch keins im Sinne der GewO, 
ſondern ein Beruf, bei dem es ſich (wie bei den Rechtsanwälten) in erſter Linie nicht um den 
wirtſchaftlichen Erwerb, ſondern um die Betätigung geiſtiger Kräfte im Dienſte des Gemein⸗ 
wohls handelt (RG 66, 143; 86, 186; 90, 35; vgl. auch 80, 223; anders für das Steuerrecht 
NG 39, 137). Der öffentlichrechtliche Charakter feiner Stellung (f. auch unten Vorbem 4) 
ſchließt aber nicht aus, daß der Arzt regelmäßig tätig wird auf Grund eines dem bürgerlichen 
Rechte angehörigen auspritklichen oder ſtillſchweigenden Vertrags mit dem Kranken oder 
ſeinen Angehörigen und Vertretern. an deren Entſchließung der Arzt mehrfach gebunden iſt, 
namentlich wenn es ſich um die Vornahme einer Operation handelt, die gefährlich und 
dabei in ihrem Ergebnis unge wiß it (RG, 68, 431; RGSt 25, 375; RG Warn 1911 Nr 431; 
SeuffA 46 Nr 189; 48 Nr 202; RG Gruch 51, 923). Eine ſtillſchweigende Einwilligung 
ſteht der ausdrücklichen gleid). Bei Gefahr im Verzug bedarf es einer Einwilligung überhaupt 
nicht (RGS 68, 434). Der Arzt iſt nicht verpflichtet, den Kranken auf alle möglichen Folgen 
einer Operation aufmerkſam zu machen (MG 78, 432) — eine umfaſſende Belehrung iſt unter 
Umſtänden ſogar unrichtig, weil ſie aufregen oder von der Einwilligung zu einem notwendigen 
Eingriff abſchrecken kann (RG ebenda) er muß ſich aber wenigſtens im allgemeinen die 
Einwilligung des Kranken in die Vornahme der Operation ſichern und darf ihn nicht über 
weſentliche Umftände im unklaren laſſen (OLG 28, 182). Macht der Arzt darauf aufmerksam, 
es ſei Gefahr im Verzug, der Kranke muſſe ihm alles einzelne überlaſſen, und unterzieht ſich 
nun der Kranke einer Operatton, ſo liegt darin zugleich die Erklärung des Einverſtändniſſes 
mit einer Ausdehnung der Operation über den urſprünglich beabsichtigten Umfang hinaus, 
falls dieſe Ausdehnung nach ärztlichen Grundſätzen zur Heilung des Kranken erforderlich ſein 
ſollte. So für einen Fall, in dem der Arzt einen ungefährlichen Eingriff an der Gebärmutter 
vornehmen ſollte, bei der Operation aber Krebs vorfand und deshalb die ganze Gebärmutter 
entfernte (RG 21. 11. 18 „ 13). Über die bei der Ausführung von Operationen an- 
zuwendende Sorgfalt (dc 88, 75 und 97, 4, über die Beweislaſt in dieſer Beziehung |. RG 
78, 432; Rh IWW 1913, 32°. Zu beachten iſt dabei, daß nicht jeder Fehler in der Behand⸗ 
lung, nicht jeder Fehlgriff bei einer Operation ein zum Schadenserſatze verpflichtendes Ver 
ſchulden des Arztes begründet (Rö 78, 432; R SeuffA 67 Nr 57). Vgl. RG JW 1912, 5811 
(fahrläſſiges Durchſtechen der Gebärmmtter), RG L3 1915, 903° (Röntgen verbrennung); 
. auch RG Lg 1916, 1185“. — Über die Verpflichtung des vom Arzte Verletzten, ſich einer 
Operation zur Heilung zu unterwerfen |. RG 83, 15. Begibt ſich der vom Arzt Verletzte 
behufs Heilung der Verletzung in die Behandlung eines anderen Arztes, und wird er von 
dieſem ebenfalls falſch behandelt, jo muß der erſte Arzt in der Regel auch für dieſe mittelbare 
Folge feines eigenen Fehlers mithaften (val. RG JW 1911, 754). Berückſichtigung des Um⸗ 
ſtandes, daß die verletzende Handlung den Kranken von einem anderen Leiden befreite, ſ. RG 
IW 1913, 98717. — Dadurch, daß der Erkrankte ſich mit einer beſtimmten Art der Behandlung 
(3. B. nach einem Naturheilverfahren) einverſtanden erklärt oder ſich ſogar nur zum Zwecke 
einer ſolchen an den Arzt wendet, wird dieſer mangels einer abweichenden Vereinbarung 
nicht der Pflicht überhoben, die Richtigkeit dieſer Behandlung von vornherein und in ihrem 
Verlaufe zu prüfen und, wenn nach den Regeln der ärztlichen Wiſſenſchaft ihre Erfolgloſigkeit 
oder gar Schädlichkeit anzunehmen ift, fie aufzugeben oder wenigſtens von ihr abzuraten 
(RG Warn 1912 Nr 373). Vgl. auch OLG 33, 329 (Gewährung einer vom Kranken ge⸗ 
wünſchten Behandlung im Bewußtſein ihrer Sachwidrigkeit und Geſundheitsſchädlichkeit als 
Verſtoß gegen die guten Sitten $ 826). — Bei der Behandlung von Kindern tritt der Arzt 
in der Regel in vertragliche Beziehungen nur zu den Eltern (RG 85, 183, aber auch RG J 
1919, 38%. — Liegt ein Vertragsverhältnis nicht vor, fo kann Anſpruch und Haftung des Arztes 
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aus Geſchäftsführung ohne Auftrag (88 677, 680) in Frage kommen. — Neben 
die Haftung aus Vertrag oder Geſchäftsführung ohne Auftrag tritt die Haftung aus 
unerlaubter Handlung (88 823ff.), inſofern der Arzt, der den Kranken gegen die an⸗ 
erkannten Regeln der ärztlichen Wiſſenſchaft oder ſonſt vorſätzlich oder fahrläſſig falſch behandelt, 
der allgemeinen Rechtspflicht, niemanden an ſeinem Körper oder an ſeiner Geſundheit zu 
verletzen, zuwiderhandelt (RG 88, 433; RG Warn 1916 Nr 226; RG SeuffA 67 Nr 58). 
Haftung eines beamteten Arztes, z. B. eines Gefängnisarztes, nach § 839. — Über die 
5018 ob der Arzt für die im Vorraum ſeiner Wohnung abgelegten Kleidungsſtücke haftet, 
„K 09, 35. ns 

Der Vertrag zwiſchen dem Schiedsrichter und den Parteien des ſchiedsgerichtlichen Ver⸗ 
fahrens (ZRO 88 1025 ff.) iſt einem Dienſtvertrag (oder Auftrag, nicht einem Werkvertrag) 
ähnlich, aber mit Rückſicht auf die Eigenart der ſchiedsrichterlichen Tätigkeit als ein Vertrag 
beſonderer Art anzufchen (RG 59, 247; 65, 175; 74, 321; 94, 210). Mit der Übernahme 
ſeines Amtes wird der Schiedsrichter beiden Parteien gegenüber in gleicher Weiſe berechtigt 
und verpflichtet, mag er auch nur von einer Partei ernannt worden ſein (RG 41, 251; 59, 247; 
74, 321 u. a.; für Schiedsgutachter |. RC 87, 191). Beide können ihn daher zur Erfüllung 
feiner Aufgabe anhalten (R& 59, 252; Rücktritt RG JW 09, 69426; RG SeuffA 69 Nr 162), 
und er haftet beiden für die Ordnungsmäßigkeit der Erfüllung (jedoch keine Haftung für Fahr⸗ 
läſſigkeit bei der Spruchtätigkeit: RG 65, 175). Anderſeits haften beide Parteien nach 8 427 
als Geſamtſchuldner für die ihm zuſtehende Vergütung (RG 94, 210; SeuffA 74 Nr 77). 
Ob dem Schiedsrichter eine Vergütung zuſteht, beſtimmt ſich mangels beſonderer Vereinbarung 
entſprechend den Vorſchriften der 58 612, 632 danach, ob die ſchiedsrichterliche Tatigkeit nach 
den Umſtänden nur gegen eine Vergütung zu erwarten ift (RG 94, 210; SeuffA 63 Nr 193; 
66 Nr 64; auch 74 Nr 77). 

3. Form des Dienſtvertrags. Eine beſondere Form ift nicht vorgeſchrieben (RG 24. 5. 09 
III 253/08). Hat der Dienſtvertrag jedoch die Übernahme der Grundſtücksveraußerung an 
einen Dritten zum Gegenſtande, fo bedarf er der Form des § 313 (RG 81, 49). Über einen 
Dienſtvertrag mit Ruhegehaltsverſprechen [. RG 80, 208; 94, 157 u. 8 761 A 5. Vor⸗ 
mundſchaftsgerichtliche Genehmigung ſ. § 1822 Nr 7. Für laud⸗ und forſtwirtſchaftliche 
Arbeiter |. die vorläufige Landarbeitsordnung v. 24. 1. 19 (RGBl 111) 8 2. 

4. Inhalt des Dienſtvertrags. Auch der Dienſtvertrag unterliegt den Grundſätzen von 
Treu und Glauben ($ 242) und darf nicht gegen die guten Sitten (8 138) verſtoßen. 
Ein ſolcher Verſtoß liegt z. B. unter Umſtänden dann vor, wenn ein Haudlungsgehilfe nach 
feinem Anſtell. ngsvertrage in gleicher Weiſe am Gewinn und Verluſt des Geſchafts Anteil 
haben und das Entgelt für feine Dienfte ſich nur nach dem Ergebnis der Gewinn und Verluſt⸗ 
rechnung bemeif n, eintretendenfalls alſo ein Entgelt ihm überhaupt nicht zukommen ſoll 
(RG JW 1910, 55), dagegen nicht ſchon dann, wenn der Handlungsgehilfe ais Vergütung für 
feine Dienfte an Stelle eines Gehalts nur einen Anteil am Gewinn erhält (RG Warn 1914 
Nr 37). U ſittlich ift ein Vertrag, wodurch ein Angeſtellter ſich unter Ausübung eines Druckes 
auf den Geſchäftsherrn für die Wahrung der Vertragstreue eine Gehaltserhöhung verſprechen 
läßt (RG JW 1916, 11850. Vgl. auch $ 611 A 2. Über die Frage der Unſittlichkeit eines 
Vertrags, der dem Theaterunternehmer die Befugnis einſeitiger Verlängerung oder Kündi⸗ 
gung eines Bühnenanſtellungsverhältniſſes gewährt, ſ. 8 620 A 2. Unzulaſſig iſt ferner die 
zeitlich unbegrenzte Ausſperrung eines Arbeiters durch einen Arbeitgebervervand, wenn da⸗ 
durch dem Arbeiter in weitgehender Weiſe die Erlangung von Arbeit erſchwert und ihm 
gegenüber eine unbillige Härte betätigt wird (RG 57, 418). Ein Verſtoß gegen Treu und 
Glauben liegt aber z. B. dann nicht vor, wenn ein Arbeitgeber die bei ihm beſchäftigten 
Arbeiter mit Rückſicht auf den unter den Arbeitern eines ander n Arbeitgebers ausgebrochenen 
Streik nach vorgängiger ordnungsmäßiger Kündigung entläßt (RG 54, 255). Gegen die 
guten Sitten verſtößt auch nicht die Nebenbeſtimmung eines n gere ai ein An⸗ 
geftellter, der ein an ſich auskömmliches feſtes Gehalt, ſowie außerdem geimt ſe Nebenbezüge 
an Proviſion und Tantiemen erhält, keinen Anſpruch auf dieſe Nebenbezuge haben ſoll, wenn 
bei ihrer Fälligkeit der Vertrag bereits gekündigt iſt (RG 58, 361). — Die Grundſätze der 
88 242, 188 gelten auch für Wettbewerbsverbote, d. h. für Vereinbarungen, wodurch 
dem Dienſtverpflichteten bei Meidung einer beſtimmten Strafe für die Zeit nach Beendigung 
des Dienſtverhältniſſes eine Beſchränkung in der Verwertung ſeiner Arbeitskraft auferlegt wird. 
Der Verletzung einer ſolchen Beſtimmung ſteht ein auf ihre Umgehung gerichtetes Verhalten 
gleich (RG 22. 2. 10 III 165/09). Bei unverhältnismäfiger Höhe der Strafe iſt $ 843 maß⸗ 
gebend (vgl. RG 86, 28). Der Dienſtberechtigte kann nach 5 340 ab| 1 Satz 2 neben der 
Vertragsſtrafe nicht auch zugleich Vertragserfüllung (Einhaltung des Wettbewerbe verbots) 
fordern, der Verpflichtete aber ſich von der ihm auferlegten Beſchrankung dann frei machen, 
wenn die Strafe ihrer Höhe nach dazu beſtimmt erſcheint, dem Berechtigten das volle Intereſſe 
an der Vertragserfüllung zu erſetzen (R 33, 141; 40, 100; N 2. 4. 09 III 329/08). Für 
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Handlungsgehilfen gelten ferner die Vorſchriften in 89 74ff., auch $ 82a HGB in der 
Faſſung des Gef. v. 10. 6. 14 (RGBBl 209); Anwendung auf Betriebsbeamte, Wer k⸗ 
meiſter und Techniker (GewO $ 133 a) ſ. RG 59, 76. Für gewöhnliche Dienſtverträge 
ſind derartige ausdrückliche Vorſchriften im BGB nicht enthalten, auch nicht in dem 
Maße wie bei Handlungs: und Gewerbegehilfen nötig. Die in den gewöhnlichen Dienſt⸗ 
verträgen enthaltenen, den Dienſtpflichtigen übermäßig beſchränkenden Wettbewerbsverbote 
ſind daher nur inſoweit zu beanftandın, als fie den Grundſätzen von Treu und Glauben oder 
den guten Sitten zuwiderlaufen (vgl. R& 7. 6. 04 III 107/04; R& Gruch 57, 841). Unfitt- 
lichkeit von Strafbeſtimmungen |. RG 68, 229; 90, 181. Als den guten Sitten zuwider⸗ 
laufend iſt insbeſondere das von (deutfchen) approbierten Arzten und Zahnärzten (wie 
auch von Rechtsanwälten) mit ihren ſeitherigen Gehilfen vereinbarte Wettbewervsverbot 
angeſehen worden (MG 66, 143). Dieſe Beſchränkung gilt jedoch nicht für eine ſolche Verein⸗ 
barung zwiſchen den nicht approbierten Zahntechniker und ihren Gehilfen, da dieſe Per⸗ 
ſonen lediglich Gewerbetreibende ſind und ihre Zahnheil ätigkeit als ein gewerbliches Unter⸗ 
nehmen betrachten (RG 70, 339). Über die Zuläſſigkeit des Verkaufs der Praxis eines 
Zahntechnikers an einen Zahnarzt ſ. RG Warn 09 Nr 5. Mit Rückſicht auf den öffentlich⸗ 
rechtlichen Charakter der Stellung der Rechtsanwälte und Arzte (f. oben Vorbem 2) find ferner 
als unſittlich erklärt worden ein von der nicht ärztlich vorgebildeten Inhaberin einer Privat- 
krankeuanſtalt mit dem von ihr angeſtellten Arzte vereinbartes Wettbewerbsverbot (RG 90, 35), 
das Abkommen eines Arztes mit einem Laien über deſſen ärzlliche Ausbildung, inſofern es 
ausſchließlich oder doch überwiegend die Ausnutzung der beruflichen Kenntniſſe und Er⸗ 
fahrungen zum Geldverdienen bezweckte (RG ZW 1915, 695%). Sittenwidrigkeit eines 
geheimzuhaltenden Abkommens, worin ein Arzt als Leiter eines Krankenhauses ſich von 
einem von ihm als Nachfolgern zu empfehlenden anderen Arzt eine Entſchädigung versprechen 
ließ, |. RG 38 1916, 252 Nichtigkeit der Vereinbarung einer übermäßigen Vergütung für 
die Tätigkeit eines Rechtsanwalts [. NG 83, 109, auch 98, 74. — Nichtigkeit ehren ⸗ 
wörtlicher Verpflichtung |. R& 68, 229; 74, 332; 78, 258, auch 82, 222; N Seuffa 67 
Nr 104; 71 Nr 54; Warn 1914 Nr 178. 


5. Übergangsvorſchrift . in EG Art 171. 


6. Verfolgung der Anſprüche aus Dienſtverträgen. Regelmäßig hat der Dienſtberech⸗ 
tigte einen klagbaren Anſpruch nur (pofitiv) auf Leiſtung der verſprochenen Dienſte, ohne 
jedoch in dieſer Richtung 3 gerichtlichen Zwang geltend machen zu können (3PO 8 888 
Albſ 2. Dagegen hat er nach dem Geſeße keinen (negativen) Anſpruch dahin, daß der 
Verpflichtete während ſeiner Vertragszeit bei keinem anderen Arbeitgeber Dienſte nehme 
(§ 0 A). Doch kaun auch in diefer Beziehung infolge beſonderer Vereinbarung 
ein Anſpruch des Geſchaftsherrn, ſeinem Bedienſteten die Dienftleiftung bei einem anderen 
Geſchäftsherrn zu verbieten, ſich ergeben (RG 72, 393, Plenarentſcheidung), und in dieſem 
Falle wird ſich auch der gerichtliche Zwang rechtfertigen laffen; fo iſt z. B. gegenüber einem 
Schauſpieler, der ſich verpflichtet hat, nur auf einer beſtimmten Bühne aufzutreten, ein gericht 
liches Strafverbot im Falle des Auftretens auf einer Wettbewerbsbühne für zuläſſig erachtet 
worden (RG 29. 1. 04 111517/03). — Im übrigen kommen aus dem Prozeßrecht für die Ver⸗ 
hältniſſe des Dienſtvertrags zur Anwendung ZRO 8 850, ſowie Bundesgeſetz v. 21. 6. 69 
und Ref. v. 17. 5. 98 Art II, VO über Lohnpfändung v. 18. 12. 17/22. 6. 19, RG Bl 
1917, 1102; 1919, 589 und Geſ. v. 10. 8. 20, RG BBl 1572 (Beſchränkung der Beſchlagnahme 
von Arbeits, oder Dienſtlohn), KO 88 22, 28 Abſ 2, 27, 61 Nr 1, 4 (rechtliche Stellung und 
Befriedigung der Dienſtverpflichteten im Konkurſe des Dienſtberechtigten), BUG 89 10 Nr 2, 
155 (Befriedigung der Auſpruche gewiſſer Dienſtverpflichteten und Angeſtellten bei der 
Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung eines land⸗ oder forſtwirtſchaftlichen Grund⸗ 
ſtücks des Dienftberechtigten), ferner BR über die Geſchäftsaufſicht zur Abwendung des 
Konkurſes v. 14. 12. 16 (RGI 1303) 88 9, 11, 13 Nr 5. Vgl. noch G86 $ 23 Nr 2, $ 202 
Nr 4a; ZPO 8 709 Nr 2. — Von ganz beſonderer Bedeutung find hier für die Zuftändig- 
keitsfrage das Gewerbegerichtsgeſetz in der Faſſung v. 29. 9. 01, insbeſ. 88 4 u. 6, ſowie das 
Gef. betr. die Kaufmannsgerichte v. 6. 7. 04, insbeſ. 88 5 u. 6. In letzterer Beziehung iſt 
insbeſondere die Frage, ob die Zuſtändigkeit des ordentlichen Gerichts oder des Kaufmanns. 
gerichts begründet ſei, noch in der Reviſionsinſtanz nachzuprüfen (R 87, 82). 

7. Kriegs- und Übergangsrecht: VO über die Freimachung von Arbeitsſtellen während 
der Zeit der wirtſchaf lichen Demobilmachung v. 28. 3. 19 (RGB 355), neue Faſſung v. 
29. 4. 20 (RG Bl 708), VO über die Einſtellung und Eutlaſſung von Arbeitern und Angeſtellten 
während der Zeit der wirtſchaftlichen Demobilmachung v. 3. 9. 19 (RG Bl 1500), neue Faſſung 
b. 12. 2. 20 (RZ Bl 218). Vgl. auch oben Vorbem 2a. Für die ſog. Kriegsverträge ſ. VO 
b. 21. 11. 18 (RGBl 1323) und VO über die Abgeltung von Anſprüchen gegen das Neich 
v. 4. 12. 19 (RGBl 2146). 5 
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Durch den Dienſtvertrag wird derjenige, welcher Dienſte zuſagt, zur 
Leiſtung der verſprochenen Dienſte!), der andere Teil zur Gewährung der 
vereinbarten Vergütung verpflichtet?) s). f 

Gegenſtand des Dienſtvertrags können Dienſte jeder Art ſein“) 5). 

E 1 559 II 551; M 2 455—460; P 2 276 ff. 

1. Hauptleiſtung des Dienſtpflichtigen; die verſprochenen Dienſte. Der Regel nach 
hat er dabei nur die gewöhnliche Sachkunde zu gewähren (OLG 6, 83). Übernimmt aber 
jemand Dienſte, die eine beſondere Sachkenntnis oder Fähigkeit erfordern, dann muß er auch 
dafür einſtehen, daß er dieſe Eigenſchaften hat (L 3 1916, 702). Ob der mit der Dienſt⸗ 
leiſtung verbundene Aufwand, die erforderlichen Geräte, Fahrzeuge uſw. vom Dienſtpflichtigen 
oder vom Dienſtberechtigten zu beſchaffen find, hängt von den Umftänden, insbeſondere von 
der Natur der zugeſagten Dienſte ab (f. unten $ 618 A 2). Verrichten Bedienſtete kleine 
Arbeiten, zu denen ſie vertraglich nicht verpflichtet ſind, die aber mit ihren Dienſtleiſtungen 
zuſammenhängen (4. B. ein Kellner bringt den Speiſenaufzug in Ordnung), fo fallen auch 
dieſe Arbeiten unter den Dienſtvertrag. Der Dienſtpflichtige muß daher die erforderliche 
Sorgfalt anwenden, genießt aber auch den Schutz des § 618 (RG LZ 1915, 1001 ). — Macht 
der Dienſtberechtigte eine Erfindung, ſo gebühren die Rechte aus ihr, wie auch in der Recht⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts anerkannt iſt, mangels abweichender Vereinbarung dem Dienft- 
berechtigten, wenn die Erfindung im Bereiche der dienſtlichen Aufgabe des Dienſipflichtigen 
liegt, von ihm auf Grund der zugelagten Tätigkeit gemacht worden iſt (vgl. R J 1020, 8821), 
dem Dienſtpflichtigen dagegen, wenn die zur Erfindung führende Tätigkeit aus dem Rahmen 
der übernommenen Verpflichtung herausfällt (RG Seuffa 60 Nr 196; [. auch SeuffA 65 
Nr 196; OLG 7, 382). Auslegung der Erfindungsklauſel im Anſtellungsvertrage |. RG 
84, 49. — Rücktrittsrecht des Dienſtherrn bei beharrlicher Abweichung des Dienſepflichtigen 
von einer ihm für eine Geſchäftsbeſorgung erteilten Anweiſung (RG 57, 392). Verlegung 
feines Geſchäftsbetriebs an einen anderen Ort berechtigt den Geſchäftsherrn nicht ohne weiteres, 
den Angeſtellten gegen feinen Willen dorthin zu verſetzen (RGS SeuffA 70 Nr 64). Bei 
Unmöglichkeit der Dienfte, mögen fie in der Perſon des Pflichtigen oder des Berechtigten 
oder in ſonſtigen Ereigniſſen liegen, |. $$ 323 ff., auch Vorbem vor 8 611, bei zeitweiſer Un- 
möglichkeit infolge eines in der Perſon des Dienſtpflichtigen liegenden Umſtandes . 8 616. 
Bei gleichzeitiger Verpflichtung gegenüber mehreren Berechtigten geht von letzteren der⸗ 
jenige vor, welcher feinen Anſpruch zuerſt gerichtlich geltend macht. Ein Vorrecht desjenigen, 
der mit dem Dienſtpflichtigen zuerſt den Vertrag abgeſchloſſen hat, beſteht nicht. Die be⸗ 
ſonderen Vorſchriften der Geſindeordnungen ſind aufgehoben (Vorbem 2 vor 9.611). — Im 
übrigen: Dienſtvertrag eines Minderjährigen § 113. Dienſtvertrag einer Ehefrau 8 1358. 
Erfüllungsort $ 269. Erfüllungszeit 88 242, 271, 193. Fixgeſchäfte 8 36l. Haftung für 
Gehilfen § 278. — Nebenleiſtungen, insbefondere: Unterlaſſung jeder der verſprochenen 
Leiſtung zuwiderlaufenden Tätigkeit (RG 20. 9. 07 1II 59/07), auch einer Wettbewerbs. 
tätigkeit (. o. Vorbem 4), Bewahrung der Geſchäftsgeheimniſſe, Verpflichtung zur Treue, 
Achtung, Berichterſtattung über die übernommenen Geſchäfte (vgl. § 675 in Verbindung mit 
98 665—668). Beaufſichtigung der Kleidungsſtücke der Schüler als Nebenleiſtung bei einem 
auf Erteilung des Unterrichts gerichteten Dienſtvertrage ſ. OLG 38, 99, aber auch Seuffa 58 
Nr 30. Über die Frage, ob der Arzt für die im Vorraum feiner Wohnung abgelegten 
Kleidungsſtücke haftet, |. RG 99, 35, Über die Verpflichtung des Angeſtellten, Zuwen 
dungen, die ihm von Dritten gemacht werden, an den Geſchäftsherrn herauszugeben, . RG 
55, 91; 96, 53; Rh Sächſal 07, 332, und iusbeſondere dich 90, 31 (Herau⸗gabe von 
Schmiergeldern); ferner Seuffl 69 Nr 141; LZ 1920, 635 u. 8 667 A g. n Crzwingung 
der Dienſte im Wege der Zwangsvollſtreckung ift unzuläſſig (350 $ 888 Al 2). Auch hat 
der Dienſtberechtigte einen klagbaren Anſpruch in der Regel nur auf Leiſtung der ver⸗ 
ſprochenen Dienſte, nicht darauf, daß der Dienſtpflichtige es während Der Vertragsdauer 
unterlaſſe, einem anderen Dienſte zu leiſten (RH Plen 72, 303; IW 1910, 585%. Dem 
Dienſtpflichtigen iſt es daher, unbeſchadet beſonderer Abreden, auch nicht verwehrt, feine vom 
Dienſt nicht beanſpruchte Zeit für ſich auszunutzen, ſoweit dies nicht zue e, Treuver 
hältnis zum Dienſtberechtigten oder deſſen Intereſſen verſtößt (RO SU, ibis 8880. 
2. Hauptleiſtung des Berechtigten: die vereinbarte Verg itung. Die Vergütung kann 
in Geld oder in der Zuwendung anderer Vermögensvorteile (freier Wohnung, Betöſtigung, 
auch Gegendienſte) oder auch in einem Anteil am Gewinn beſtehen — ſog. partiariſches 
Geſchäft, ohne daß deshalb ein Geſellſchaftsvertrag vorzuliegen braucht (vgl, 8705 Aa, auch 
RG Warn 1914 Nr 37; OLG 28, 181; Vorbem 4 und Gew 88 115, 1332). Iſt nichts 
anderes bedungen, fo muß die Vergütung ſelbſtverſtändlichdem Dienſtverpflichteten ge⸗ 
währt werden. Es gilt aber anch hier Vertragsfreiheit; insbeſondere kaun vereinbart werden, daß 
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die Vergütung an einen Dritten ganz oder zum Teil zu entrichten iſt (8 328). Der Dritte 
kann auch von vornherein zu einer ſolchen Vereinbarung zugezogen werden. Derartige 
Verträge werden häufig zwiſchen dem Dienſtherrn und einem — von Gläubigern bedrängten — 
Angeſtellten zugunſten ſeiner Ehefrau abgeſchloſſen. Sie ſind nicht zu beanſtanden, ins⸗ 
beſondere nicht als unſittlich zu bezeichnen, ſofern „der Geſamtbetrag der gewährten Ver⸗ 
gütungen nicht das Maß deſſen Überſteigt, was zum Unterhalte des Dienſtverpflichteten und 
jeiner Familie bei einer beſcheidenen, dem Stande des Dienſtverpflichteten entſprechenden 
Lebensführung erforderlich it“ (c 81, 42; 69, 59; JW 1912, 68915; Gruch 58, 992; RG 
25 1912 S. 560, 68610). Dagegen verſtößt es gegen die guten Sitten, wenn der Dienſt⸗ 
pflichtige die Leiſtung der Dienſte verweigert, bis ihm ein beſonderer Vermögensvorteil ver⸗ 
ſprochen wird (NG IW 08, 710%. Sittenwidrigkeit der Vereinbarung einer zu hohen Ver⸗ 
gütung für ärz.Tiche Tätigkeit |. RG 23 1918, 374° (Zahnarzt). Bei unentgeltlich über⸗ 
nommenen Dienſten kommen nicht die Vorſchriften des Dienſtvertrags, ſondern diejenigen 
des Auftrags oder des Schenkungsverſprechens zur entſprechenden Anwendung. Ern reiner 
Dienſtvertrag wird auch dann nicht anzunehmen ſein, wenn beide Vertragsparteien Dienſte 
zu leiſten haben; das Geſetz fordert eine Verſchiedenheit der beiden Parteirollen. Dadurch 
jedoch, daß ſich jemand überhaupt gegen ein Entgelt zur Leiſtung von Dienſten verpflichtet, 
wird jedenfalls ein dem Dienftvertrag ähnliches Vertragsverhältnis geſchaffen, auf das die 
Vorſchriften der 88 623, 624, 626 entsprechende Anwendung finden (RG 78 423). Aus 


Rechtsverhältniſſe von längerer Dauer, die ein perſönliches Zuſammenarbeiten der Betei ligten 
und daher ein gutes Einvernehmen und gegenſeitiges Vertrauen erfordern, beim Vorliegen 
eines wichtigen Grundes jederzeit gekündigt werden können. Ein wichtiger Grund zur 
Kündigung kann z. B. in fortgeſetztem unfreundlichen Verhalten, in dauernden Zuwider⸗ 
handlungen gegen ein beſtlumtes Wetibeiverbsverbot gefunden werden, wodurch das gegen: 
ſeitige Vertrauen auf redlich, Vortragserfüllung zerſtört wird. Vgl. NG 65, 37; 78, 385, 
421; 79, 161; JW 1919, 809%; Warn 1018 Nr 205, auch Vorbem 3 vor § 705. Sind die 
Dienſte aus bloßer Gefälligkeit zugeſagt, fo liegt überhaupt kein Vertragsverhältnis vor, 
fo daß eintretendenfalls höchſtens nur eine Haftpflicht aus unerlaubter Handlung des die 
hei ſchuldhaft Verrichtenden gegeben ift (N 65, 17; R& 22. 10. 06 VI 75/06). — 
Vor hüffe, die der Dienftberechtigte dem Dienftpflichtigen gibt, ſind regelmäßig keine Dar- 
i Erfüllungsort $$ 269, 270 (bei Unterrichtserteilung nicht not- 

wendig da, wo der Unterricht erteilt wird und der Lehrer wohnt, Seuff 71 Nr 241). Er⸗ 
füllungszelt $ 614. 0 (00 5 1. 0 fich des Dienſtberechtigten bei Erfüllungsverzug 
II 256/04). — Zweijährige Verjährungstrift für 


Arbeitgeber, weil dieſer die nach öffentlichem Rechte gebotene Anmeldung des Geſchäfts zum 
ksregiſer unterlaſſen habe, die nach $ 1 Nr 7 Gewll VG v. 5. 7. 00 (vgl. jetzt RVO 
§ 537 Nr 10) eine Vorausſetzung für die Gewährung der Unfallrente bildete (RG 72, 408). 


Vergütungen für außergewöhnliche Leiſtungen, deren Bewilligung in ſeinem Ermeſſen ſteht, 
nicht nachtraglich ohne Zuſtimmung der Angeſtellten dieſen wieder entziehen oder herabſetzen 
(RG 90, 320). Ruhegehaltsverſprechen . RG JW 1919, 1844 und 3 761 A 5 (kein Leib⸗ 
rentenvertrag). — Über die Gewährung freier Zeit zur Wahrnehmung ſtaatsbürgerlicher 
Rechte und zur Ausübung öffentlicher Ehrenämter ſ. RVerf Art 160. } 

3. Ein Anſpruch auf Annahme der Dienſte gegen den Dienſtberechtigten iſt dem Dienſt⸗ 
pflichtigen zwar regelmäßig aber doch nicht ſchlechthin verfagt. Ein ſolcher Anſpruch kann 
ausnahmsweiſe durch die Umſtände begründet fein, fo namentlich beim Bühnenanſtellungs⸗ 
vertrage, nicht ſchon durch die Anſtellung als Kaſſenarzt (OLG 33, 390), und in jedem Falle 
kann dem Dienſtpflichtigen im Dienftvertrage ein klagbares Recht auf Beſchäftigung zugeſichert 
werden (RG Jad 1911, 30) Gruch 47, 400; 55, 1055; NE Seuffa 66 Nr 115; RG 20.3, 12 
III 381/11; |. auch OL h 20, 196; 22, 295; 24, 367). 

4. Dienſte jeder Art. Sowohl Höhere Dienſte (Arzt, Rechtsanwalt, Lehrer, Pripat⸗ 
beamter, Künſtler, Schauspieler), als niedere (Feld: und Gartenarbeiter, Gehilfe im Haus⸗ 
weſen); anderſeits ſowohl auf Anſtellung, mit Überordnung des Dienſtberechtigten über 
den Dienſtverpflichteten als auf freier Vereinbarung gleichſtehender Vertragsparteien be⸗ 


B, Kommentar von Reichsgerichtsräten. T. Band. 3. Aufl. 47 


* 
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ruhend. Über den Lehrvertrag (HGB IS 76 ff., GewO SS 126 ff.) ſ. OLG 36, 256 und 
$ 1822 Nr. 6.— Im B find namentlich hervorgehoben: dauernde Dienſtverhältniſſe 
ſch 617, 629, 630; Dienſtverhältniſſe mit Aufnahme des Verpflichteten in die häusliche Gemein⸗ 
chaft des Berechtigten 88 617, 618 Abſ 2; ferner Dienſtverhältniſſe der zur Leiſtung höherer 
Dienſte Beſtellten 88 622, 627; und namentlich in 8 675 die in Geſchäftsbeſorgung be. 
ftehenden Dienſte (rechtsgeſchäftlicher Natur oder mit vermögensrechtlichem Intereſſe für 
den Empfänger) mit entſprechender Anwendbarkeit der zunächſt für den Auftrag gegebenen 
Vorſchriften der 88 663, 665670, 672674 und unter Umſtänden des 8 671 Abſ 2. Vgl. 
ferner zu $ 664 R 78, 313. Aus dieſen Vorſchriften iſt diejenige des 8 663 wegen der Ver. 
pflichtung gewiſſer Perſonen zur unverzüglichen Kundgebung einer Ablehnung von Dienft- 
aufträgen hervorzuheben, womit auch die RAO 8 30 übereinſtimmt. Im übrigen nach dem 
BGB keine Verpflichtung zur Übernahme dienſtlicher Verrichtungen. Val. dagegen 
für öffentlichrechtliche Dienſtleiſtungen das Poſtch v. 28. 10. 71 $ 3 und die EiſenbVerko 
v. 23. 12. 08 § 3, das Tel v. 6. 4. 92 85. Kein eigentlicher Dienſtvertrag (ſondern in der 
Regel ein Werkvertrag) iſt der auf Beſchaffung von Dieniten gerichtete (Impreſario⸗) Vertrag 
(DRG 3, 22; SeuffA 56 Nr 221 u. 222). — Eine beſondere Art des Dienſtvertrags ift der 
Bühnenanſtellungsvertrag für den regelmäßigen Theaterbetrieb (RG 91, 328; Seuffa 72 
Nr 72), während er ſich bei Gaſtſpielen als Werkvertrag geſtaltet. Dienſtvertrag ift auch die 
Verpflichtung eines Artiſten (Illuſioniſten) für eine Reihe von Vorſtellungen (RE 8. 5. 08 
III 364/07). Ein Dienſtvertrag liegt ferner vor, wenn ſich die eine Partei verpflichtet, die 
Theatermuſik für das Theater der anderen mit einer Kapelle auszuführen, während letztere 
den Kapellmeiſter ſtellt (RG JW 1910, 1320). — Eine Unterart des Dienftverirage bildet, 
wie in der Rechtſprechung des Reichsgerichts anerkannt ift, der Agenturvertrag (NÖ 87, 443; 
JW 1911, 10610), der jedoch die Eigentümlichkeit hat, daß hier dem Dienſtverpflichteten in der 
ihm obliegenden Vermittlung der Geſchäfte für den Geſchäftsherrn eine gewiſſe Selbſtändig⸗ 
keit zukommt (RG IW 08, 1385), außerdem regelmäßig die Gefahr ergebnisloſer Bemühungen 
zufällt, und daß auch ein anf längere Zeit abgeſchloſſener Agenturvertrag von dem Geſchäfts⸗ 
herru bei Unmöglichkeit eines lohnenden Fortbetriebs feines Geſchäfts vorzeitig gekündigt 
werden kann (RG ZW 1912, 25056; vgl. auch § 723 A 4). Haftpflicht des Agenten, der dem 
von ihm abgeſchloſſenen Vertrage zuwider Geſchäfte für eine im Wettbewerb mit feinen, 
Auftraggeber ſtehende Firma vermittelt hat (RG 23. 11. 09 III 559/08). Wegen der be⸗ 
ſonderen Verhältniſſe der Verſicherungsagenten vgl. 88 43ff. des Geſetzes über den Verſiche⸗ 
rungsvertrag v. 30. 5. 08. S. auch unten 88 628 A 1, 630 A 1 und Vorbem 2 vor 8 652. — 
Über den Kommiſſionsverlag vgl. noch RG 78, 301. , N 8 
5. Eine hervorragende Bedeutung haben im modernen Verkehrsleben die Tarifverträge 
(Arbeitsnormenverträge), d. h. Verträge, die zwiſchen Vereinigungen von Arbeitgebern oder 
auch einem einzelnen Arbeitgeber einerſeits und Vereinigungen von Arbeitnehmern ander⸗ 
ſeits über die Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen künftiger Einzelarbeitsverträge abgeſchloſſen 
werden. Vgl. Verhandlungen des 29. Deutſchen Juriſtentags 2 S. 201. 240 5 S. 20 
bis 112, 826—834. Die Tarifverträge begründen Rechte und Pflichten zunachſt fur die 
Vertragsteile, fo für eine vertragſchließende Vereinigung die Verpflichtung ee Garantie, 
NG JW 1911, 1014), dahin zu wirken, daß ihre Mitglieder nur tarifmäßige Arbeitsverträge 
ſchließen und überhaupt den Beſtimmungen des Tarifvertrags gemäß handeln, mit der Folge 
einer Schadenserſaßtzpflicht bei ſchuldhaft vertragswidrigem Verhalten. Sie konnen aber, wie 
in der Rechtſprechung anerkannt iſt, je uach dem Inhalt des Vertrags Rechte (vgl. 3 328) und 
Pflichten auch für die Mitglieder der vertragſchließenden Vereinigungen begründen (Rich 
73, 92; 81, 4; 86, 152). Darüber hinans iſt ihnen durch die Verordnung Uber Tarif. 
verträge uſw. v. 23. 12. 18 (R&G Bl 1416) eine unmittelbare und zwingende Ein. 
wirkung auf die in ihr Geltungsbereich fallenden Einzelarbeitsverträge beigelegt worden. 
Dieſe ſind inſoweit unwirkſam, als ſie von der tariflichen Regelung abweichen. Abweichende 
Vereinbarungen find jedoch wirkſam, ſoweit fie im Tarifvertrage grundſätzlich zugelaſſen find, 
oder ſoweit ſie eine Anderung der Arbeitsbedingungen zugunſten der Arbeitnehmer enthalten 
und im Tarifvertrage nicht ausdrücklich ausgeſchloſſen find. An die Stelle anwirkſamer 
Vereinbarungen treten die entſprechenden Beſtimmungen des Tarifvertrags (81 Abſ 1). 
Der Tarifvertrag gilt dabei für alle Arbeitgeber und Arbeitnehmer, die Vertragsparteien des 
Tarifvertrags oder Mitglieder der vertragſchließenden Vereinigungen ſind oder dei Abschluß 
des Tarifvertrags geweſen ſind oder die den Arbeitsvertrag unter Berufung auf den Tarif⸗ 
vertrag abgeſchloſſen haben (8 1 Abſ 2). Das Reichsarbeitsamt kann aber Lariſpertrage, die 
für die Geſtaltung der Arbeitsbedingungen eines Berufskreiſes in dem Tarifgebiet über⸗ 
wiegende Bedeutung erlangt haben, für allgemein verbindlich erklären. Sie find dann 
innerhalb ihres räumlichen Geltungsbereichs für Arbeitsverträge, die nach der Art der Arbeit 
unter den Tarifvertrag fallen, auch dann verbindlich im Sinne des $ 1, wenn der Arbeitgeber 
oder der Arbeitnehmer oder beide an dem Tarifvertrage nicht beteiligt ſind (5 2). Über das 
Verfahren in den Fällen des § 2 f. 88 3, 4, Tarifregiſter $ 5. Bei Anderungen von Tarif- 
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verträgen, die fiir allgemein verbindlich erklärt find, gelten die 88 25 entſprechend (8 6). 
58 6a, 6b und Anderung zu 88 4, 5 . BO v. 31. 5. 20 (RG Bl 1128). 


8 612 
Eine Vergütung!) gilt als ſtillſchweigend vereinbart, wenn die Dienſt⸗ 
leiſtung den Umſtänden nach nur gegen eine Vergütung zu erwarten iſte). 
Iſt die Höhe der Vergütung nicht beſtimmt, ſo iſt bei dem Beſtehen einer 
Taxe die tarmäßige Vergütung“), in Ermangelung einer Taxe die übliche Ver⸗ 


gütung als vereinbart anzufchen?), 
E 1 559 Abſ 2 II 552; M 2 459; P 2 277. 


1. Daß eine Vergſitung gewährt werden ſoll, kann ausdrücklich vereinbart fein. Fehlt 
eine ausdrückliche Vereinbarung, fo iſt nach Abf 1 zu prüfen, ob eine Vergütung als ſtill⸗ 
ſchweigend vereinbart zu gelten hat. Iſt die Gewährung einer Vergütung ausdrücklich oder 
ſtillſchweigend vereinbart, aber ihre Höhe nicht beſtimmt, dann — aber auch nur dann — iſt 
Abſ 2 anzuwenden. — Die Vergütung kann in Stücklohn oder in Zeitlohn beſtehen und 
wird regelmäßig in Geld gewährt. 

2. Maßgebend ift dabe namentlich ob die Dienſtleiſtung nach der Verkehrsſitte oder 
nach ihrer Erwerbsmäßigkeit regelmäßig nur gegen Entgelt geſchieht, mag auch der Dienſt⸗ 
berechtigte hiervon nichts gewußt haben (ſ. jedoch 88 119ff.). Es kommt überhaupt bei der 
Frage, ob die Dienſtleiſtung den Umſtänden nach nur gegen eine Vergütung zu erwarten, nur 
auf die tatſächlichen Verhältniſſe, nicht auf die Meinung der Vertragsteile, insbeſondere des⸗ 
jenigen, dem die Dienfte geleiſtet werden, an (RG 7. 6. 12 III 383/11). Vergütung der Dienſte 
eines Grundſtücksmäklers, die nicht als Vermittlertätigkeit zu betrachten find, ſ. Oc 34, 41. 
Ein Vortrag über die A nfertigu "g bon Entwürfen iſt, Entgeltlichkeit vorausgeſetzt, 
ſeiner Natur nach ein Dienſt. oder Workvertrag (RG Warn 1911 Nr 113). Näheres 8 682 A 1. 
— Als Umſtäude, nach denen eine Dienſtleiſtung nur gegen Entgelt zu erwarten iſt, können 
auch der Umfang und die lange Da uer der Dienſtleiſtung in Betracht kommen. Werden 
demjenigen, der Dienfte, z. B. die Pflege eines Kranken, leiſtet, dafür letztwillige Zuwendungen 
in Ausſicht gestellt, fo ſchließt dies nicht aus, daß, wenn es zu dieſen Zuwendungen nicht kommt, 
eine Vergütung in anderer Weile gewährt werden muß (RG Warn 1917 Nr 202; SeuffA 70 
Ar 149; aber auch OLG 39, 180; vgl. ferner RG LZ 1915, 52110) deren Höhe nötigenfalls 
nach Abſ 2 oder nach $5 315, 316 (unten A 4) zu beſtimmen iſt ( Warn 1917 Nr 14). Der 
lunſtand, daß eine Dienſtleiſtung aus Beweggründen der Ver w andtſchaft übernommen 
wird, laßt — abgefehen von den Fällen der 85 685 Abſ 2, 1618 — noch keinen Schluß auf eine 
unentgeltliche Übernahme der Dienſte zu (RG 74, 139; IW 09, 67026; R LZ 1915, 137856; 
auch Bay Ob hg 19, 20). Daher kaun troh § 1617 eine Tochter, die im Haushalt und 
Geſchäft ihres Vaters Dienſte leiſtet, eine beſondere Vergütung verlangen, wenn die Dienſt⸗ 
leiſtung nach Art und Dauer oder nach örtlichem Gebrauche nur gegen eine über den Unter⸗ 
halt hinausgehende Vergütung zu erwarten iſt (RG 23 1920, 298%). — Das Verſprechen, 
einem Hausangeſtellten eine beſtimmte Summe zu bezahlen, wenn er bis zum Tode des 
Berſprechenden im Dienſte bleibe, kann, wenn formlos erteilt, weder als Schentungsverſprechen 
($ 518) noch als Verfügung von Todes wegen (8 2231), wohl aber als Beſtandteil des Dienſt⸗ 
vectragzs gültig fein (RG ZW 1020, 139%. Wird für bereits geleiftete Dienſte eine 
Vergütung in dem Sinne zugeſagt, daß dadurch die Dienftleiftung wie eine Schuld bezahlt 
werden ſoll, ſo iſt dies kein Dienſtvertrag, aber noch weniger eine Schenkung, ſondern ein un⸗ 
benannter formfreier Vertrag (RG JW 1911, 947°; 1919, 378; Warn 1917 Nr 202). Auch 
bei zunächſt unentgeltlich übernommenen Leiſtungen kann die nachträgliche Gewährung einer 
Vergütung nicht immer, ja nicht einmal regelmäßig als Schenkung aufgefaßt werden; denn 
zur Schenkung gehört die Einigung beider Teile darüber, daß die Vergütung eine unentgelt⸗ 
liche Zuwendung darſtellen ſolle (RG 72, 191; 74, 139; 75, 327; 94, 157, auch 322 und 
$ 516). — Verbot und Einſchrankung des Truckſyſte ms, d. i. der Gewährung des Arbeits. 
lohns in Waren ſtatt in barem Gelde an die gewerblichen Arbeiter ſowie an die Arbeiter in 
Bergwerken, Salinen, Aufbereitungsanſtalten und unterirdiſch betriebenen Brüchen oder 
Gruben ſ. GewO 88 115—119, $ 154 Abſ 1. Gültigkeit der Vereinbarung von Lohnabzügen 
für Arbeiterpenſionskaſſen ſ. R Gruch 57, 1101. 

3. Taxmäßige Vergütung: Vgl. namentlich GewO 88 76--79. Die nach $ 80 Abſ 2 
ew von den Zentralbehörden für Arzte feſtgeſetzten Taxen gelten beim Mangel einer 
2 ereinbarung im Streitfalle auch für Spezialärzte bei Ausführung ſchwerer Operationen 
(JW 1919, 195). Die reichs⸗ und die landesgeſetzlichen Gebührenordnungen für Rechts⸗ 
anwälte ſind keine Taxen im Sinne von 8 612 Abf 2, weil es ſich hier um Beſtimmungen 
des öffentlichen Rechtes handelt; Art 55 EG. BGB findet keine Anwendung (vgl. RG 68, 
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199; 75, 107). Wenn daher 8 93 Abſ 2 NAGEHD (vgl. Art 15 des PrGeſ. v. 27. 9. 99 und 
entſprechende Landesgeſetze) für die von der geſetzlichen Vergütung abweichenden Verein 
barungen Schriftform vorſchreibt, fo ſetzt dieſe Vorſchrift die SS 611, 612, ſoweit ſie an ſich 
auch auf den Dienſtvertrag zwiſchen dem Anwalt und der Partei Anwendung finden müßten 
(Vorbem 2b), außer Anwendung (RG 75, 108). — Privatrechtliche Vorſchriften der Landes 
geſetze über Taxen treten hinter die 88 611, 612 zurück (Art 55 CO). Auf beſtehende Taxen 
wird durch $ 612 Abſ 2 nur in dem Sinne verwieſen, daß ſie eine Ergänzung des unaus 
geſprochenen Parteiwillens bilden, alſo nur inſoweit in Betracht kommen, als eine beſtimmte 
Höhe der Vergütung weder ausdrücklich noch durch ſchlüſſige Handlungen vereinbart iſt 
(RS 68, 202). Vgl. 8 653 A 2. § 632. * 9 

4. Die (obrigkeitliche) Taxe oder die Üblichkeit (am Orte der Dienſtleiſtung, RG Gruch 
48, 911) iſt von dem die Vergütung hiernach fordernden Dienſtpflichtigen zu be weiſen 
(SeuffA 55 Nr 73). Der Dienſtpflichtige, der ſich auf Abſ 2 beruft, muß im Streitfalle auch 
beweiſen, daß über die Höhe der Vergütung nichts vereinbart worden iſt. Beſteht keine Taxe 
und kann auch eine übliche Vergütung nicht feſtgeſtellt werden, ſo kommen 88 315, 816 zur 
Anwendung. 


8 613 


Der zur Dienſtleiſtung Verpflichtete hat die Dienſte im Zweifel in Perſon 
zu leiſten). Der Anſpruch auf die Dienſte iſt im Zweifel nicht übertragbare). 
E II 554 III 606; M 2 456; P 2 278. 


1. In Perſon. Nach dieſer Auslegungsregel erliſcht, wenn nichts anderes vereinbart 
iſt, das Dienſtverhältnis nach den Grundſätzen über die Unmöglichkeit der Erfüllung durch 
den Tod des Dienſtverpflichteten. Dieſer iſt zur Beſtellung eines Vertreters weder 
berechti t noch verpflichtet iſt, während ihm die Annahme eines Gehilfen, 3 278, regel⸗ 
mäßig geſtattet iſt, ſofern ſolche mit der ihm obliegenden perſönlichen Dienſtleiſtung vereinbar 
erſcheint. Die Beſtimmung, daß beim Tode eines der Vertragsteile der Vertrag auf Ver. 
langen der Erben aufgehoben ſein ſoll und auch von der Gegenpartei fofort gekündigt werden 
kann, iſt mit der Natur des Dienſtvertrags durchaus vereinbar (RG 9. 12. 02 Il 278/02). 

2, Unübertragbarteit des Anſpruchs auf die Dienſte; demgemäß nach HPO 8 851 Abſ 1 
im Zweifel auch deren Unpfändbarkeit. Die gleichwohl bewirkte Übertragung lann unter 
Umſtänden einen wichtigen Grund zur Kündigung nach § 626 für den Dienſtverpflichteten 
abgeben (RG 12. 7. 04 III 119/04). — Der Grundſatz der Unübertragbarkeit findet keine 
Anwendung in den öffentlichrechtlichen Beamtenverhältniſſen (R& 20. 4. 00 111 896/05; 
RG 17. 1. 08 III 248/07: Übergang eines Gemeindebeamten in den Dienſt der erweiterten 
Stadtgemeinde, in welche die Anſtellungsgemeinde aufgenommen ift). Durch den Tod des 
Berechtigten wird das Dienſtverhältnis nicht unbedingt und ausnahmslos beendigt (NG 
9. 12. 02 111 278/02). Denn die Vererblichkeit des Anſpruchs iſt an ſich zulaſſig, Iofern nicht die 
Leiſtung durch den Eintritt eines anderen als des urſprünglichen Gläubigers cine ve ründerung 
ihres Inhalts erfährt, ſo daß ſie in der vereinbarten Weiſe unmöglich wird (vgl. § 300). Es 
kann auch durch den Tod des Berechtigten für deſſen Erben ein Kündigungsrecht nach $ 626 
entſtehen (RG 58, 256). 


8 614 
Die Vergütung iſt nach der Leiſtung der Dienſte zu entrichten). Iſt die 
Vergütung nach Zeitabſchnitten bemeſſen, jo iſt ſie nach dem Ablaufe der ein⸗ 


zelnen Zeitabſchnitte zu entrichten). 
E I 560 II 555; M 2 461; P 2 270. 


1. Alſo in der Regel, wenn nichts anderes vereinbart oder ſonſt (durch die Verlehrsſitte, 
durch Polizeivorſchrift oder durch die Art der Vergütung) feſtgeſetzt it, Vorlolfaeng des Dienft- 
verpflichteten, wie bei der Miete einer Sache, $ 551. Bei der vom Dienftpflichtigen über · 
nommenen Verwaltung eines Landguts muß die (nach $ 675) damit verbundene Rechnun 
vor Beanſpruchung der Vergütung für die Verwaltungstätigkeit gelegt werden (MG J 
07, 47911). — Zurückbehaltung der Dienſtleiſtung iſt berechtigt bei Vermögensverfall des 
Berechtigten (8 321) oder bei Rügſtand von bereits fälligen Lohuzahlungen (5 273), Auch 
§ 320 Abſ 2 (Gegenleiſtung bei verhältnismäßiger Geringfügigkeit des rückſtändigen Teiles 
der Dienſtleiſtung) kann in Betracht kommen. — Die Aufrechun ng gegen die Lohnforde⸗ 
rungen des Verpflichteten iſt, ſofern dieſe der Pfändung nicht unterworfen ſind, nach BOB 
§ 394, ARO 8 850 Nr 1 ausgeſchloſſen, nicht aber das Zurückbehaltungsrecht (8 273) 
gegen eine unpfändbare Lohnforderung (vgl. oben § 611 A 2), es müßee denn fein, daß die 
Zurückbehaltung im einzelnen Falle, wie gewöhnlich bei einander gegenüberſtehenden Geld⸗ 
forderungen ($ 273 A 1 Abſ 1) nach Zweck und Erfolg auf eine Aufrechnung hinausläuft (R& 
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85, 108, auch 83, 140; dazu über die Streitfrage einerſeits Staudinger Erl 11 2b, anderſeits 
Staub HGB $ 59 A 47). — Beſondere Vorſchriften: HGB 88 64, 88 Abſ 4; Gew 88 115ff. 
Über vertragsmäßige Lohneinbehaltungen der Gewerbeunternehmer |. GewO 8 119a. 

2. Wegen etwaiger Lohnvorſchüſſe f. 8 611 A 2 und Vorbem 2 vor 8 607. 

§ 615 

) Kommt der Dienſtberechtigte mit der Annahme der Dienſte in Verzug, 
ſo kann der Verpflichtete für die infolge des Verzugs nicht geleiſteten Dienſte 
die vereinbarte Vergütung verlangen, ohne zur Nachleiſtung verpflichtet zu 
ſein?). Er muß ſich jedoch den Wert desjenigen anrechnen laſſen, was er in⸗ 
folge des Unterbleibens der Dienſtleiſtung erſpart oder durch anderweitige 
Verwendung ſeiner Dienſte erivirbt?) oder zu erwerben böswillig unterläßt“). 

EI 561 II 556; M 2 461— 468; P 2 279. 

1. Der Anſpruch aus § 615, der eine Einſchränkung des 8 614 enthält, iſt nicht ein 
Entſchädigungs“, ſondern ein Erfüllungsanſpruch, ſetzt ein Verſchulden auf ſeiten des Dienſt⸗ 
berechtigten nicht notwendig voraus und führt an ſich nicht zur Aufhebung des Vertrags 
verhältniſſes, erfordert aber, daß ſich der Dienſtpflichtige, und zwar nicht bloß beim Antritte 
der Dienſte, ſondern auch nach einer vorübergehenden Unterbrechung der bereits begonnenen 
Dienſte, zur Dienſtleiſtung dem Dienſtberechtigten gegenüber bereit erklärt (RG Warn 
09 Nr 286); dies iſt jedoch dann nicht erforderlich, wenn der Berechtigte den Verpflichteten 
aus dem Haufe gewieſen hat, in dem er die Dienſte zu verrichten hatte (RG JW 09, 72212). 
— In der Vereinbarung, daß der Dienſtberechtigte die Dienſte des Pflichtigen in Zukunft 
nicht mehr in Anſpruch nehmen, ihm aber das Gehalt weiter bezahlen wolle, kann indeſſen 
auch die endgültige Aufhebung des Dienſtverhältniſſes mit Vereinbarung einer Entſchädigung 
liegen. Dann iſt weder Satz 1 noch Satz 2 des $ 615 anwendbar und der Dienſtpflichtige 
auch nicht verpflichtet, ſich zur Verfugung des Dienſtberechtigten zu halten (Reh Warn 1916 
Nr 219; RE Lg 1918 S. 38419, 0 Rc 8. 2. 18 III 360/17; vgl. auch A 2). 

2. Bei Annahmeverzug des Dienſtberechtigten (88 293 ff.) bleibt der Anſpruch des 
Verpflichteten auf die Vergütung für die infolge des Verzugs nicht geleiſteten Dienſte 
beftehen; ftatt deſſen tann der Verpflichtete auch einen Anſpruch auf Schadenserſatz geltend 
machen. Bei Dienftverträgen mit hohen Vergütungsſätzen wird nicht ſelten durch Verein⸗ 
barung für den Fall vorzeitiger Kündigung der Erfüllungsauſpruch ausgeſchloſſen und durch 
einen im Betrage begrenzten Entſchädigungsanſpruch erſetzt; § 615 Saß 2 kaun dann keine 
Anwendung finden (MG Warn 1913 Nr 137). Überhaupt treten bei der Verfolgung des 
Schadenserfatzanſpruchs an die Stelle von Satz 2 die Grundſaͤtze über den Schaden. — Der 
Annahmeverzug des Dienſtberechtigten endigt erſt, wenn er ſich bereit erklärt, die Dienſte als 
Leiſtung auf Grund des beſtehenden Vertrags anzunehmen. Bei ungerecht. 
fertigter Entlaſſung genügt daher nicht die Bereitwilligkeit zu einer „Wiederanſtellung“ 
(RG Gruch 58, 929). — Wird die Leiſtung der Dienſte dem Dienftpflichtigen unmöglich, 
dann finden die 88 323 ff., nicht $ 615 Anwendung. Vgl. noch § 324 A 1. f 

3. Für die Anrechnung des Erwerbs wird vorausgeſetzt, daß dieſer Erwerb (nicht nur 
Lohn) vom Dienſtpflichtigen durch Verwendung desjenigen Teiles feiner Arbeitskraft gemacht 
worden it, den er dem Dienſtberechtigten zur Verfügung zu ftellen verpflichtet war (RG 
58, 404; JW 03 Beil 11, 99). Der in einem Teile der Vertragsdauer gemachte, beſonders 
hohe anderweite Verdienſt iſt auf die für die ganze Vertragszeit entfallende Vergütung 
anzurechnen (RG 58, 402). Für die Aurechnung trifft den Dienſtberechtigten die Beweislaſt 
(RG SeuffA 61 Nr 79). an 1 

4. Böswillig, d. i. um den Gegner zu ſchaden, insbeſondere durch Zurückweiſung einer 
ſich ihm darbietenden guten Arbeitsgelegenheit. Dagegen iſt der Verpflichtete im übrigen 
zu einer poſitiven Tätigkeit behufs Verwertung ſeiner Dienſte während der Verzugszeit nicht 
verpflichtet (NG 24. 1. 05 III 508/04). 8 

S 616 


1) Der zur Dienſtleiſtung Verpflichtete wird des Anſpruchs auf die Ber. 
gütung nicht dadurch verluſtig, daß er für eine verhältnismäßig nicht erheb⸗ 
liche Zeit durch einen in ſeiner Perſon liegenden Grund ohne ſein Verſchulden 
an der Dienſtleiſtung verhindert wirde). Er muß ſich jedoch den Betrag an⸗ 
rechnen laſſen, welcher ihm für die Zeit der Verhinderung aus einer auf 
Grund geſetzlicher Verpflichtung?) peſtehenden Kranken- oder Unfallver⸗ 


ſicherung zukommt“). 
E 1 562 II 557; M 2 463; P 2 280. 
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1, Zeitweilige Verhinderung des Verpflichteten. Dieſe Vorſchrift ſetzt aus ſozial⸗ 
politiſchen Gründen eine Ausnahme von 8 323 feſt, ſchließt indeſſen eine abweichende Ver⸗ 
einbarung nicht aus. Über die Annahme einer ſtillſchweigend vereinbarten Abweichung, 
ſoweit durch andere Vorſchriften, wie z. B. durch die Gebührenordnung für Zeugen und Sach 
verſtändige oder durch ZPO 8 91, für einen Erſatz der Erwerbsverſäumnis geſorgt iſt, der 
ſozialpolitiſche Zweck des § 616 alſo nicht zutrifft, |. OLG 84, 64. — Für Handlungsgehilfen 
u, kommt HB $ 63, für gewerbliche Betriebsbeamte, Werkmeiſter, Techniker Gewo 
$ 1336 Abf 2 in Betracht, neben welchen Vorſchriften beim Nichtvorhandenſein ihrer beſonderen 
Vorausſetzungen übrigens auch die aushilfsweiſe Anwendung des $ 616 zuläſſig erſcheint. 

2. Der Verhinderungsgrund (Kraukheit, militäriſche Ubungen, Erkrankung eines Fanilien. 
angehörigen, Tod eines nahen Verwandten) kommt ſowohl bei Zeitlohn als bei Stücklohn 
und nicht bloß bei einem dauernden Dienſtverhältnis in Betracht. Beruht er auf einem 
nicht in der Perſon des Verpflichteten liegenden zufälligen Ereignis (3. B. Feuersbrunſt), 
o wird wenigſtens die entſprechende Anwendung des $ 616 gerechtfertigt ſein, wenn dieſes 
Ereignis auf die Perſon des Dienſtpflichtigen zurückwirkt (vgl. RG 3, 179). — Die Frage, 
ob es ſich um eine verhältnismäßig nicht erhebliche Zeit handelt, iſt uach der tatſäch⸗ 
lichen Lage und den beiderſeitigen Intereſſen, nicht nach der einſeitigen Auffaſſung eines 
Beteiligten zu entſcheiden (OGG 34, 33). Dabei find neben der Dauer der Verhinderung 
und ihrem Verhältnis zur Vertragszeit auch die beſonderen Umſtände zu berückſichtigen, die 
für den Wert der Dienſte (3. B. der Tätigkeit als Reiſender) gerade in der Zeit der Verhinde 
rung von Bedeutung waren (OLG 32, 94). Längerdauernde, wenn auch unverſchuldete 
Verhinderung (z. B. Abſperrung in Feindesland) begründet den Verluſt des Anſpruchs auf 
die Vergütung (OLG 34, 334). 

3. Unter geſetzlicher Verpflichtung iſt auch die durch Ortsſtatut begründete zu verſtehen. 

4. Auf andere als die in Satz 2 angegebenen Bezüge ift die Vorſchrift nicht auszudehnen. 
Daher Nichtanrechnung der aus privaten Verſicherungsverhältniſſen (ſofern für 
dieſe vertragsmaßig nichts anderes beſtimmt iſt) oder auch aus der Juvalidenverſicherung 
fließenden Unterſtützungen; ebenſo des Wertes des dem einberufenen Angeſtellten von der 
Heeresverwaltung gewährten Unterhalts (OLE 32, 94). Auch wird der Dienſtberechtigte 
von ſeiner Zahlungspflicht durch das Vorhandenſein von Anſprüchen des Verpflichteten gegen 
einen Dritten nicht befreit. — Abweichend von obiger Vorſchrift 568 § 63 Abf 2. 


8 617 


1) Iſt bei einem dauernden Dienſtverhältniſſe, welches die Erwerbstätig. 
keit des Verpflichteten vollſtändig oder hauptſächlich in Anſpruch nimmt, der 
Verpflichtete in die häusliche Gemeinſchaft aufgenommen, ſo hat der Dienſt⸗ 
berechtigte ihm im Falle der Erkrankung die erforderliche Verpflegung und 
ürztliche Behandlung bis zur Dauer von ſechs Wochen, jedoch nicht über die 
Beendigung des Dienſtverhältniſſes hinaus, zu gewähren, ſofern nicht die 
Erkrankung von dem Verpflichteten vorſätzlich oder durch grobe Fahrläſſig⸗ 
keit herbeigeführt worden iſte). Die Verpflegung und ärztliche Behandlung 
kann durch Aufnahme des Verpflichteten in eine Krankenanſtalt gewährt 
werdens). Die Koſten können auf die für die Zeit der Erkrankung geſchuldete 
Vergütung angerechnet werden‘), Wird das Dienſtverhältnis wegen der Er⸗ 
krankung von dem Dienſtberechtigten nach § 626 gekündigt, ſo bleibt die da⸗ 
durch herbeigeführte Beendigung des Dienſtverhältniſſes außer Betrachts). 

Die Verpflichtung des Dienſtberechtigten tritt nicht ein, wenn für die 
Verpflegung und ärztliche Behandlung durch eine Verſicherung oder durch 
eine Einrichtung der öffentlichen Krankenpflege Vorſorge getroffen iſte). 

P 2 284— 289. 

. Fürſorge im Krantheitsfalle. Zwangsvorſchrift ($ 619) mit Rückſicht auf die 
Tage des wirtſchaftlich Schwächeren. Die Vorſchrift gilt auch für das Geſinde; die beſonderen 
Vorſchriften der Geſindeordnungen find aufgehoben (Vorbem 2 vor K 611). Ferner iſt fie 
in Ermanglung beſonderer Vorſchriften des HB und der GewO, für Handlungsgehilfen uſw. 
Dien, für gewerbliche Arbeiter anwendbar. Vgl. auch Seend v. 2. 6. 02 88 59ff. Der 
ihn berechtigte haftet über den § 617 hinaus auf vollen Schadenserſatz wegen eines von 


zu vertretenden Um tandes, insbeſondere wegen Verletzung der ihm nack § 618 
obliegenden Pflichten. N N | 
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2. Vorausſetzungen dieſer Verpflichtung des Dienſtberechtigten find alſo: dauerndes Dienſt⸗ 
verhältnis mit vollſtändiger oder hauptſächlicher Inanſpruchnahme des Verpflichteten und mit 
Aufnahme in die häusliche Gemeinſchaft (Wohnung und Koſt, RG 20. 1. 05 III 290 04) 
des Berechtigten, Ausbruch der Krankheit nach Aufnahme in dieſe Gemeinſchaft. — Hierauf 
erſtreckt ſich auch die Beweislaſt des Verpflichteten, während der Berechtigte die Ausſchluß⸗ 
gründe: vorſätzliche oder fahrläſſige Herbeiführung der Krankheit durch den Verpflichteten, 
aun 1 5 Verſicherung oder eine Einrichtung der öffentlichen Krankenpflege, nach⸗ 
zutveifen hat. 8 7 

3. Wahlrecht des Dienſtberechtigten, ob er die Fürſorge im Haufe oder in einer Kranken ⸗ 
anftalt gewähren will. Der Dienſtpflichtige hat bei Nichterfüllung der im $ 617 beſtimmten 
Pflicht außer dem Auſpruche auf Fürſorge oder auf Schadenserſatz im Falle eigener Deckung 
der often den Erſatzanſpruch an den Berechtigten und kann nach $ 626 (Schadenserſatz 9 628 
Abſ 2) friſtlos kündigen. . 

4. Ob für dieſe Zeit überhaupt eine Vergütung zu entrichten iſt, beſtimmt ſich nach den 
allgemeinen Grundsätzen des § 323 ſowie nach $ 616. 

5. Wird das Dienstverhältnis wegen der Erkrankung von dem Dienſtberechtigten nach 
$ 626 gekündigt, ſo bleibt der in Satz 1 angeführte Anſpruch des Verpflichteten auf Verpflegung 
und ärztliche Behandlung bis zur Dauer von ſechs Wochen, jedoch nicht über die vereinbarte 
Dauer des Dienſtverhältniſſes hinaus, beſtehen. 

6. Vgl. die Reichsverſicherungsordnung v. 19. 7. 11, insbeſondere 88 165 ff., 416ff. 
(Krankenverſicherung), 88 537ff., 573 ff. (Gewerbe ⸗Unfallverſicherung), 88 915ff., 942ff., 161 
(Land, und forſtwirtſchaftliche Unfallverſicherung), 98 1046 ff., 1083 ff. (See Unfallverſicherung). 
Die Vorſchrift des Ab] 2 findet aber auch auf private Verſicherungen (anders $ 616) und 
ohne Unterſchied, wer die Beiträge zur Verſicherung zahlt, Anwendung. Beweislaſt ſ. A 2. 


§ 618 

1) Der Dienſtberechtigte hat Räume ), Vorrichtungen oder Gerätjchaften?), 
die er zur Verrichtung der Dienſte zu beſchaffen hat“), jo einzurichten und zu 
unterhalten und Dienſtleiſtungen, die unter ſeiner Anordnung oder ſeiner 
Leitung vorzunehmen ſind, ſo zu regeln, daß der Verpflichtete gegen Gefahr 
für Leben und Geſundheit ſoweit geſchützt iſt, als die Natur der Dienſt⸗ 
leiſtung es geitattet?). 7 

Iſt der Verpflichtete in die häusliche Gemeinſchaft aufgenommen, ſo hat 
der Dienſtberechtigte in Anſehung des Wohn⸗ und Schlafraumse), der Ver⸗ 
pflegung ſowie der Arbeits- und Erholungszeit diejenigen Einrichtungen und 
Anordnungen zu treffen, welche mit Rütkſicht auf die Gejundheit, die Sittlich⸗ 
teit und die Religion des Verpflichteten erforderlich ſind. N 

Erfüllt der Dienſtberechtigte die ihm in Anſehung des Lebens und der 
Geſundheit des Verpflichteten obliegenden Verpflichtungen nicht, jo finden 
auf ſeine Verpflichtung zum Schadenserſatze die für unerlaubte Handlungen 
geltenden Vorſchriften der SS 842 bis 8467) entſprechende Anwendung e). 

E II 558 Abs 1 III 610 Abf 1; M 2 460; P 2 289 ff. 

1. Geltungsbereich und rechtliche Natur der nach $ 619 zwingenden Vorſchrift. Sie iſt 
auch für das Geſindeverhältnis (Vorbem 2 vor $ 611) maßgebend, dagegen für die Hand⸗ 
lungsgehilfen durch HGB 5 62, für die gewerblichen Arbeiter durch GewO $$ 120 
bis 120g erſetzt (vgl. RGS 27. 10. 08 III 9/08). Über die Anwendung auf den Werkvertrag 
. § 631 A 2. — Auch den öffentlichen Beamten gegenüber beſtehen dem 8 618 ent- 
ſprechende Verpflichtungen des Staates und der Gemeinde zur Beſchaffung geeigneter Arbeits⸗ 
räume und Werkzeuge (RG 18, 173; 91, 21; 92, 178, 308; 95, 103; RG Gruch 48, 904; 
Seuffu 70 Nr 10; Warn 1917 Nr 137; RG 8. 12. 08 III 55/08, 12. 1. 15 III 455/14) ſowie 
zur Erteilung der erforderlichen Anweiſungen (RG JW 08, 44811). Ebenſo entſpricht die 

wendung der hier aufgeſtellten Grundſätze auf Dienſtwohnungen der ſtändigen 
Rechtſprechung des Reichsgerichts (N 71, 243; JW 08, 4481; 09, 439 48; Warn 1912 
Nr 250). Unmittelbare Haftung des Staates gegenüber den Familienangehörigen des In⸗ 
habers einer Dienſtwohnung, die infolge geſundheitsſchädlicher Beſchaffenheit der Räume 
erkranken, |. RG 91, 21. Anwendung auf das ebenfalls dem öffentlichen Recht angehörende 
Dienſtverhältnis zwiſchen kirchlicher Pfründe und Pfründebeſitzer . BayObsG8 16, 75. 
Dabei handelt es ſich aber (ogl. Vorbem 2b vor 8 611) nicht um eine entſprechende Anwendung 
des nur bürgerliche Dienſtverhältniſſe betreffenden $ 618 auf das anders geartete öffentliche Be⸗ 
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amteurecht, ſondern um die Schöpfung einer Rechtsregel des öffentlichen Rechtes 
aus einem auch dem $ 618 zugrunde liegenden allgemeinen Rechtsgedanken, den der Richter 
ſelbſtſchöpferiſch in das öffentliche Recht einführt und nach deſſen inneren Beſonderheiten 
und Erforderniſſen, alfo unabhängig vom Inhalt des § 618, entwickelt, begrenzt und anwendet 
(ME 97, 43; ferner 92, 178, 308; 95, 108, 144; vgl. RG Gruch 61, 663; RG Warn 1915 
Nr 765 1917 Nr 137; RG V 1915, 15105; 1916, 110218; 1917, 928). Entſprechend dem in 
$ 278 für das bürgerliche Recht aufgeftellten Grundſatze haftet auch der Staat (die Gemeinde) 
regelmäßig für das Verſchulden der Perſonen, deren er (ſie) ſich zur Erfüllung ſeiner (ihrer) 
Verpflichtungen bedient (3. B. RG SeuffA 70 Nr 10). — Wird jemand in ein öffentliches 
Krankenhaus aufgenomnten, ſo iſt zu unterſcheiden, ob die Aufnahme auf Grund einer 
öffentlichen Fürſorgepflicht ſtattgefunden hat oder nicht. Ein bürgerlichrechtliches Vertragsver⸗ 
hältnis iſt im erſteren Falle regelmäßig ausgeſchloſſen (RG 91, 263; RG SeuffA 69 Nr 120; 
auch NG 59, 197), im anderen Falle regelmäßig gegeben, fo namentlich dann, wenn der 
Kranke als zahlungsfähige Privatperſon in eine beſondere Pflegeklaſſe aufgenommen wird (RG 
64, 281; 88, 71). Auch eine nur vorläufige Gewährung von Einlaß und Unterkunft im 
Krankenhauſe kann — für die Dauer des vorläufigen Zuſtandes — vertragliche Beziehungen 
(mit Anwendung der $$ 618, 278) zwiſchen dem Staat (der Gemeinde) als Krankenhausunter⸗ 
nehmer und der aufgenommenen Perſon begründen (R& 91, 134). Bei entgeltlicher Unter: 
bringung eines Kindes in einer Anſtalt durch den Vater können dem Kinde nach § 328 un⸗ 
mittelbare Anſprüche gegen den Anſtaltsinhaber wegen Verletzung der Fürſorgepflicht zu⸗ 
ſtehen (RG JW 1919, 38). — Die hier dem Dienſtherrn auferlegte Pflicht iſt zwar dem 
Kreiſe der aus dem Dienftverhältniffe entſpringenden Verpflichtungen zuzurechnen, beruht 
jedoch nicht ausſchließlich und unmittelbar auf dem Arbeitsverhältniſſe, ſondern iſt zugleich 
und vor allem im öffentlichen Intereſſe feſtgeſetzt. Deshalb iſt für einen Anſpruch aus 
3 618 nicht das Geiverbe- oder Kaufmannsgericht, ſondern das ordentliche Gericht zuſtändig 
(RS 87, 83; RG SeuffA 55 Nr 34; 64 Nr 198). 

2. Räume. Die Vorſchrift gilt auch außerhalb der eigentlichen Betriebsräume (RG JW 
4913, 3551 für Höfe, Treppen, Gänge und für Zugänge zur Arbeitsſtätte (RG 80, 27; 
JW 1910, 1481: Warn 1916 Nr 108; Gruch 62, 111), ſowie zu den Arbeitsräumen, z. B. 
zu einer Saheftuptöffnung (RG Worn 08 Nr 624), zum Souffleurkaſten eines Theaters (NE 
26. 11. 08 VI 112/08; 1. 10. 07 III 89/07; 28. 1. 08 III 277/07), ingleichen für Flure (RG 
21. 1. 08 III 242/07), daneben auch für den Zugang zum Abort (RG Gruch 48, 346; JW 
07, 673°), zum Keller (RG JW 1910, 280°), nicht aber für öffentliche Wege und ſonſtige 
Zugänge, auf denen der Dienftpflichtige außerhalb des feine Arbeitsſtätte enthaltenden Grund⸗ 
ſtücs zu diefer gehen muß (R 12. 5. 02 VI 69/02; RG Gruch 46, 931). Schutz gegen 
Gefahren, die aus Bränden in Geſchäffsräumen entſtehen, insbeſondere Offenhaltung von 
Ausgängen, |. R JW 03 Beil 5718. ber die an die Errichtung von Kegelbahnen in betreff 
des Schutzes der Kegeljungen zu ſtellenden Anforderungen |. RG Warn 1912 Nr 208. Kein 
Anſpruch des Dienſtpflichtigen wegen Ausgleitens auf einer ordnungsmäßigen, aber am 
Morgen (zur Zeit des Unfalls) noch nicht geſäuberten Treppe (RG IW 1910, 282°; zum 
Vergleiche |. auch RG IW 1912, 529600. — Auch eine au ſich ordnungsmäßige Anlage lann 
Schmtzvorkehrungen erfordern, wenn großer Verkehr, ſtärkere Abnutzung oder wiederholte 
Unfälle eine Gefahr für die dort verkehrenden Perſonen erkennen laſſen (RO 27. 2. 17 
III 341/16). Vertragshaftung des Hauseigentümers gegenüber einem Schornſteinfeger für 
die Sicherheit des Zugangs zu den Schornſteinen (RG 90, 408: Rechtsverhältnis zwiſchen 
Bezirksſchornſteinfeger und Hauseigentümer privatrechtlich), ſowie dafür, daß nicht ein zu⸗ 
fälliges (unverſchuldetes) Abweichen von dem für das Betreten des Daches beſtimmten Wege 
die Gefahr eines Durchbrechens herbeiführt (RG 21. 5. 18 VII 80/18). — Nach $ 618 haftet 
auch der Theaterunternehmer den Schauſpielern, Sängern und anderen Angeſtellten für 
die Verkehrsſicherheit der Theaterräume und der Zugänge zu ihnen, ſo für die Sicherheit des 
Bühnenraums (RG Warn 1919 Nr 164), des Zugangs zu den Ankleideräumen (RG Warn 
1918 Nr 52), auch des Weges zum Verlaffen des Theaters (RG Warn 1917 Nr 240). Dabei 
kann allerdings die Verhütung von Gefahren, die mit dem Betriebe und mit der Einrichtung 
des Theaters regelmäßig verbunden und deshalb den Angehörigen des Theaters bekannt ſind, 
nicht verlangt werden, ſolange nur mit einem Verkehr ſolcher Perſonen zu rechnen iſt. Wohl 
aber muß zu ihren Gunſten dafür geſorgt werden, daß nicht unerwartete Gefahren und Hinder⸗ 
niſſe ſich dem Verkehr entgegeuftellen, z. B. Gegenſtände derart hingelegt werben, daß ſie 
leicht überſehen werden und Perſonen zu Fall bringen können (RG Warn 1917 Nr 2400. 
> noch RG Warn 1920 Nr 81. Die Haftung des Dienſtberechtigten erſtreckt ſich nicht 
81 Räume in denen der Dienſtpflichtige nichts zu ſuchen hat oder deren Betreten ihm ver⸗ 

1 ALL Gruch 58, 968; Warn 09 Nr 205). ren sun 
: chtungen oder Gerätſchaften: Vorrichtun en beim Fe — Tritt, 
Aga, mitwirtendes Berfehulben des Dienfünten (RS 11. 4. 04 VI 552/08; 5. 1. 06 

220/053 21. 2. 07 II 327/06). — Mangelhaftes Geländer (N 25. 1. 07 III 327/06). — 
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Mangelhafte Leiter (RG 14. 2. 05; 5. 1. 06 III 202/05; 21. 12. 06 III 223/06; RG Warn 
1917 Nr 12). (Kein eigenes Verſchulden des abgeſtürzten Dieuſtboten, der mit Kenntnis der 
Schadhaftigkeit der Leiter dieſe auf beſonderes Geheiß des Dienſtherrn beſteigt.) Fehlen 
von Handgriffen an einer Pendeltüre (RG Warn 1919 Nr 33). Ferner: Schutzbrille (RG 
5, 101; 11, 23). Mangelnde Schutzvorrichtung beim Läuten der Kirchenglocken (RG JW. 
04, 383). Haftung einer Gemeinde für die Verwendung mangelhafter Böller beim Böller⸗ 
ſchießen ſ. RG 96, 91. Untauglichkeit eines Bühnenwagens (RG Warn 1913 Nr 287). Haf- 
tung des Dienſtberechtigten für die Verwendung eines bösartigen Pferdes (OLG 28, 184). 
Nimmt der Dienſtberechtigte den Dienſtverpflichteten zu einer geſchäftlichen Wagenfahrt mit, 
dann muß er den Wagen ſicher und ſorgſam lenken, auch für ordnungsmäßige Beleuchtung 
ſorgen (RG Gruch 63, 228). 2 

4. Vorausgeſetzt wird hier, daß der Dienſtberechtigte zur Beſchaffung der Räume, 
Vorrichtungen und Gerälſchaften verpflichtet iſt. Das ſchließt aber keineswegs eine Haftung 
des Dienſtberechtigten nach $ 618 in den Fällen aus, in denen der Dienſtpflichtige die Sachen, 
deren er zur Leiſtung der Dienſte bedarf, ſich ſelbſt beſchaffen muß. Denn die Regelung 
der Dienſtleiſtungen, die untet ſeiner Anordnung oder ſeiner Leitung vorzunehmen ſind 
(A 5) liegt dem Dienſtberechtigten auch in dieſem Falle ob (vgl. RG IW 1917, 9695: Haftung 
des Theaterunternehmers, der die Verwendung von Schuhen mit zu hohen Abſätzen bei 
Tanzaufführungen zuläßt). In bezug auf die von ihm zu beſchaffenden Vorrichtungen und 
Gerätſchaften muß ferner der Dienſtberechtigte nicht nur für die Einrichtung und Unter⸗ 
haltung forgen, ſondern er muß auch ihre Benutzung jo regeln, daß der Dienſtpflichtige 
gegen die mit ihr verbundenen Gefahren nach Möglichkeit geſchützt ift (RG ZW 1920, 377°: 
Verſchließung der Tür eines Fahrſtuhlſchachts). — Ob der Dienſtberechtigte zur Beſchaffung, 
3. B. einer Einrichtung, verpflichtet iſt, dafür iſt maßgebend, ob nach den Auforderungen 
eines ordnungsmäßigen Vertehrs im einzelnen Falle eine ſolche Einrichtung erforderlich 
iſt, und dieſe Frage it zunächſt vom Arbeitgeber zu prüfen (RG 12, 130; 19, 191; 
RG JW 01, 213; RG 7. 11. 05 III 137/05; RG Gruch 48, 909). Nicht verlangt werden 
kann, daß der Dienſtverpflichtete, ſoweit es die Natur der Dienſtleiſtung geſtattet, vor jeder 
Gefahr geſchützt werde. In einem gewiſſen Umfange muß ſich der Dienſtverpflichtete ſelbſt 
ſchützen. Entſcheidend iſt auch hier die Anſchauung eines geſunden und regelrechten Verkehrs 
(RG IW 1911, 75718). Bei vorhandener Gefährlichkeit iſt es Sache des Dienſtberechtigten, 
ſich nach Abhilfemaßnahmen zu erkundigen. Die Unterlaffung ſolcher Erkundigung kann 
jedoch nur dann fahrläſſig jein, wenn der Dienſtberechtigte die Gefährlichkeit erkennt oder 
bei Anwendung der verlehrsmäßigen Sorgfalt erkennen muß (RG JW 1912, 529%). Bei 
Kenntnis der Gefährlichkeit hat der Dienſtberechtigte auch die Verpflichtung, den Dienit- 
verpflichteten, der die Gefahr nicht kennt, auf dieſe aufmerkſam zu machen (RG JW 08, 44914; 
1913, 372%; 1917, 969°) und über die Art und Weiſe, wie ihr begegnet werden kann, zu 
belehren (R IW 08, 44914, 1913, 3724; 1920, 3777; R& Gruch 62, 616; RG Lg 1916, 752; 
1918, 840). Verlangt der Vienſtherr z. B. die Verwendung ſcharf ätzender Mittel, fo muß 
er die Angeſtellten auf die Gefahren des Gebrauchs aufmerkſam machen und über die Ver⸗ 
meidung von körperlichen Schäden belehren, nötigenfalls ſelbſt über die Beſchaffenheit der 
Mittel und ihre Wirkungen Erkundigungen einziehen (RG 23 16, 7522). — Der Dienft- 
berechtigte muß mit dem Leichtſinn der Leute rechnen und ſelbſt die Vorkehrungen treffen, 
die nötig find, um fie gegen Gefahren für Leib und Leben zu ſchützen (RG Gruch 62, 111; 
Warn 1917 Nr 12). Ein ernſtliches Verbot der Benutzung gefahrbringender Gerätſchaften 
genügt nicht immer, um den Dienſtberechtigten zu entlaſten (RG JW 1917, 9698). Laßt 
der Dienſtberechtigte zur Beſeitigung der Gefahr eine Arbeit durch andere Perſonen vor⸗ 
nehmen, z. B. eine Treppe reinigen, ſo muß er ſich auch davon überzeugen, daß die Arbeit 
ordnungsmäßig vorgenommen, die Gefahr befeitigt ift (RG Warn 1916 Nr 108). Die Haftung 
ſelbſt ift eine vertragsmäßige und daher auch der $ 278 anwendbar. So haftet der Dienſt⸗ 
herr nach 88 278, 1357 für das Verſchulden feiner Frau, die dem Dienſtboten Anweiſungen 
erteilt (RG JW 06, 46015) oder mangelhafte Gerätſchaften, z. B. eine fehlerhafte Leiter zur 
Benutzung überläßt (RG Warn 1917 Nr 12; f. auch RG 95, 103; RG 23 1917, 11325 und 
DRG 33, 332). — Zur Frage der Beweislaſt: Der Beweis, daß der Dienſtberechtigte ſeine 
Verpflichtungen nicht erfüllt und dadurch einen Schaden verurſacht habe, liegt an ſich dem 
Dienſtpflichtigen ob. Steht aber feſt, daß vor einem Unfall des Dienſtpflichtigen ein ordnungs⸗ 
widriger, gefahrdrohender und zur Herbeiführung des Unfalls geeigneter Zuſtand vorhanden 
war, dann ergibt ſich der Schluß auf die Urſächlichteit des Zuſtandes für den Unfall von ſelbſt, 
und der Dienſtberechtigte muß nicht nur nachweiſen, daß er und ſeine Hilfsperſonen alles 
getan haben, was bei Anwendung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt (88 276, 278) zur 
Veſeitigung der Gefahr geſchehen mußte, ſondern regelmäßig auch, daß beſondere Umſtände 
eine andere Urſache des Unfalls als wahrſcheinlich erſcheinen laſſen und damit jenen Schluß 
auf die Urſächlichkeit entkräften (R Warn 1916 Nr 103). Vgl. zur Frage der Beweislaſt 
auch RG Gruch 62, 616 (Anſteckung eines Dienſtboten durch die Dienſtherrſchaft) und R& 
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23 1918, 1076“ (Herabfallen einer ungenügend befeſtigten elektriſchen Lampe). Hat eine 
Dienſtwohnung Mängel, die nach dem natürlichen Lauf der Dinge geeignet ſind, gewiſſe 
(tatſächlich eingetretene) Krankheiten hervorzurufen oder zu fördern, dann iſt es Sache des 
Dienſtberechtigten, beſondere Umſtände nachzuweisen, die nicht nur ſelbſt Krankheitsurſache fein 
können, ſondern auch jene Mängel als Urſache oder Miturſache ausſchließen (RG 95, 103). 

5. Verpflichtung des Dienſtberechtigten auch zur Erteilung der erforderlichen Anweisung 
(Warnung, Unterrichtung) für den Gebrauch der Schutzvorrichtungen (RG 4, 23). — Mit 
haftung des Dienſtherrn für den Unfall eines Dienſtboten beim Fenſterputzen, wenn dieſes 
mit Wiſſen des Dienſtherrn vom äußeren Fenſterbrett ausgeführt worden it (RG Warn 09 
Nr 447). Mitwirkendes Verſchulden des Dienſtpflichtigen beim Fenſterputzen |- Rh J 
04, 29012; 07, 24910. Die Dienſtherrſchaft genügt ihrer Pflicht bei Regelung der Dienſt⸗ 
leiſtungen noch nicht, wenn ſie neben einem Verfahren, das Sicherheit gegen Gefahr bietet, 
ein anderes zuläßt, bei dem dies nicht der Fall iſt (RG IW 07, 24910). Haftung des Lehr: 
herru bei Verletzung des Lehrlings (RG ZW 1913, 3724) unter der Obhut eines mit der 
erforderlichen Anweiſung nicht verſehenen Geſellen (RG 34, 1) oder wegen unvorſichtigen 
Handelns ſeines Vertreters bei Beaufſichtigung des Lehrlings (NG IW 09, 685˙; RG 77, 408). 
Verpflichtung des Gewerbennternehmers zur Beſeitigung einer die Geſundheit der Arbeiter 
gefährdenden Staubentwicklung, Haftung bei Einſtellung lungenkranker Arbeiter . RG 23 
1917, 13411 (GewO $ 1208). Haftung eines Gaſthofsbeſitzers für Geſundheitsbeſchädigung 
beim Tragen eines Flügels durch Angeſtellte ohne Zuziehung ſachkundiger Perſonen |. RG 
Warn 1915 Nr 206. Anſteckung eines Dienſtboten bei der Pflege des Dienſtbercchtigten 
ſ. RG Gruch 62, 116. Laßt der Dienſtherr Arbeiten vornehmen, die ſeine in der Nähe be⸗ 
ſchäftigten Angeſtellten gefährden, ſo muß er für entſprechende Sicherungsmaßregeln ſorgen 
(RG 20. 1. 16 VI 305/15). Der Dienſtberechtigte haftet auch für ein geſundheitsſchadliches 
Übermaß der Dienſtleiſtung (vgl. Rc Seuffl 70 Nr 10). Werden dem Dienſtpflichtigen 
ſchwere Arbeiten (z. B. Putzen der Böden) aufgetragen, die zu feinen Dienſtleiſtungen gehören, 
aber ſeine Kräfte überſteigen und ſeiner Geſundheit ſchaden, ſo muß der Dienſtpflichtige unter 
Umſtänden den Dienſtherrn auf die Gefahr aufmerkſam machen (OL G 28, 188). Ebenſo 
muß der Dienſtpflichtige von früheren Schwindelaufällen Mitteilung machen, die ihn zum 
Fenſterputzen ungeeignet erſcheinen laſſen (RZ ZW 04, 29012). — Auch dem durch ſeine 
körperliche Beſchaffenheit (z. B. Nervoſilät) einer Gefahr beſonders ausgeſetzten Dienſt⸗ 
pflichtigen gegenüber findet die Schutzpflicht des Dienſtberechtigten ihre Grenze nur an der 
Unverträglichkeit der Abwendung der Gefahr mit der Natur der Dienſtleiſtung (RG 22. 10, 12 
III 58/12). — Haftung des Arbeitgebers gegenüber einem von einer Arbeiterin zur Feld⸗ 
arbeit mitgebrachten Kinde nach SS 618, 328 f. RG IW 1919, 8201. A 2 

6. Haftung des Dienſtherrn auch für die ordnungsmäßige Beſchaffenheit des Zugangs 
zu den Schlafräumen des Dienſtboten (RG 20. 1. 05 III 290/04; 29. 5. 06 III 532/05) und 
für deſſen ordnungsmäßige, nach den örtlichen Verhältuiſſen nötige Beleuchtung (R 24. 3. 05 
III 562/04). Aufnahme in die häusliche Gemeinſchaft ſ. 8 617 A 2. a 

7. Rechtliche Natur und Umfang der Erſatzpflicht. Vgl. hierzu unten 35 85. 846. 
über die Anſprüche Dritter §8 844 Abs 2, 845. Nicht anwendbar bei bloßer Vertragshaftung 
$ 847 (Kc 07, 8295; Gruch 50, 980). Die Vorſchriften des $ 618 Ab] 3 (und des $ 62 Abl 3 
HB) find dahin zu verſtehen, daß die dritten Perſonen innerhalb der Grenzen der SS 844, 
845 ganz ſo geſtellt fein ſollen, als wenn auch fie in einem Vertragsverhältniſſe nut dem 
Dienſtherrn geſtanden hätten. Daraus ergibt ſich dann, daß der Dienſtherr auch nepenfiber 
jenen dritten Perſonen gemäß § 278 für das Verſchulden von Vertretern und nos: 
gehilfen aufzukommen hat (RG 77, 410). Vgl. auch RG IW 08, 44914. — Ein Verſchulden 
des Dienſtberechtigten (8 276) oder derjenigen, deren Verſchulden er zu vertreten hat (8 278), 
iſt in jedem Falle Vorausſetzung der Haftung nach § 618. Mitwirkendes Verschulden des 
Verletzten ift nach $ 254 zu würdigen, aber nicht ohne weiteres in der Übernahme einer gefähr- 
lichen Arbeit zu finden (R 6. 12. 04 III 396/04). Bei der Prüfung, ob und inwieweit den 
Arbeitnehmer wegen der Übernahme einer ſolchen Arbeit ein Verſchulden trifft, müſſen ſeine 
Gewöhnung an die ſeinen Beruf eigentümlichen gefährlichen Verrichtungen und die dadurch 
erzeugte Abſtumpfung gegen die Gefahr, feine Gepflogenheit, den Arbeitgeber bel ber Arbeit 
für ſich denken zu laſſen und namentlich die Zwangslage in Betracht gezogen werden, die ihn, 
wenn er nicht ſeine Stelle verlieren will, häufig nötigt, trotz beſſerer Einfieht gefährliche Be 
ſchäftigungen zu übernehmen. Die Ausführung von Anweiſungen des ee aten iſt 
daher dem Dienſtpflichtigen in der Regel nicht als Verſchulden anzurechnen (ME Warn 1914 
Nr 249). Bei der nach $ 254 erforderlichen Abwägung iſt insbefondere zu beachten, daß 
regelmäßig den Dienſtberechtigten das grundlegende Verſchulden tif, 8 gefahr: 
bringende Raume uſw. dem Dienſtpflichtigen zur Benutzung überlaßt (ai Warn 1917 
Ar 12; 1919 Nr 33). — Neben dem Schadeuserſatzanſpruch nach Abſſ 3 ſteht dem Dienſt⸗ 
pflichtigen auch das Kündigungsrecht nach § 626 zu. 8 5 

3. Auf den Umfang und die Geltendmachung der Schadenserſatzpflicht des Dienſtberechtigten 
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find aber die Vorſchriften der Reichsverſicherungsordnung v. 19.7. 11 von Einfluß. a) Beſchränkt 
wird die Erſatzpflicht zunächſt inſofern, als die verſicherten Perſonen und deren Hinterbliebene, 
auch wenn ſie keinen Anſpruch auf Rente haben, einen Anſpruch auf Erſatz des infolge eines 
Unfalls erlittenen Schadens gegen den Unternehmer, deſſen Bevollmächtigte oder Repräſen⸗ 
tanten, Betriebs- oder Arbeiteraufſeher nur zu dem die Entſchädigung aus der Unfallverſiche⸗ 
rung überſteigenden Betrage und nur dann geltend machen können, wenn durch ſtrafgericht⸗ 
liches Urteil feſtgeſtellt iſt, daß der in Anſpruch Genommene den Unfall vorſätzlich herbeigeführt 
Hat (vgl. RBO 58 898.907, 1042 [161], 1219). b) Nach § 1542 RO geht, ſoweit die 
nach dieſem Geſetze Verſicherten oder ihre Hinterbliebenen nach anderen geſetzlichen Vorſchriften 
Erſatz eines Schadens beanſpruchen können, der ihnen durch Krankheit, Unfall, Invalidität 
oder durch den Tod des Ernährers erwachſen iſt, der Anſpruch auf die Träger der Verſicherung 
inſoweit über, als fie den Entſchädigungsberechtigten nach der RVO Leiſtungen zu gewähren 
haben. Dies gilt jedoch bei den gegen Unfall Verſicherten und ihren Hinterbliebenen nur in⸗ 
ſoweit, als es ſich nicht um einen Anſpruch gegen den Unternehmer oder die ihm Gleichgeſtellten 
(Bevollmächtigte uſw.) handelt. Der Entſchädigungsberechtigte kann danach nur den Mehr⸗ 
betrag feines Schadens gegen den Dienſtherrn geltend machen. Vgl. ferner noch RBO $ 1543, 
9 901 Abſ 2; auch RG 60, 36; 80, 212; 84, 425; — Reichs⸗Unfallfürſorgegeſeß für Beamte 
und für Perſonen des Soldatenſtandes v. 18. 6. 01; Unfallfürſorgegeſetz für Gefangene 
v. 30. 6. 00. 

9. Neben den vorſtehenden, auf dem Vertrage beruhenden Anſprüchen können auch weiter⸗ 
gehende außervertragliche begründet ſein, wie z. B. der Anſpruch des Dienftboten gegen den 
Dienſtherrn als Tierhalter nach $ 833 (RG 50, 249; vgl. auch 58, 410), des Lehrers nach $ 828 
wegen ordnungswidrigen Zuſtandes der Dienſtwohnung, in der die Gemeinde im Hinblicke 
auf die dienſtlichen Beziehungen zwiſchen Lehrer, Schülern und deren Eltern einen Verkehr 
eröffnet hat (RG Warn 1912 Nr 250). Wie in der neuen Rechtſprechung anerkannt ift, kann 
eine Schadenserſatzpflicht nach $ 823 aber auch dann gegeben fein, wenn es ſich um Ort: 
lichkeiten handelt, an denen ein mehr oder weniger allgemeiner Verkehr nicht eröffnet iſt 
(RG 88, 433; 89, 385). 

§ 619 


Die dem Dienſtberechtigten nach den SS 617, 618 obliegenden Verpflich- 
tungen können nicht im voraus durch Vertrag aufgehoben oder beſchränkt 


werden!). 
& II 558 Abſ 2 III 610; P 2 290, 293 


1. Inhalt. Durch dieſe zwingende Vorſchrift wird verhindert, daß der Dienftverpflichtete 
auf Geltendmachung des ihm nach $$ 617, 618 eingeräumten Rechtes auf Schutz gegen 
Gefahren für Leben oder Geſundheit im voraus, d. h. vor Eintritt des Schadens, durch 
Vertrag ganz oder zum Teil rechtsgültig verzichtet; wenn Erſatzanſprüche entſtanden ſind, 
kann darauf (auch vor Beendigung des Dienſtverhältniſſes) nach allgemeinen Grundſätzen 
verzichtet werden (Komm 1976). 


§ 620 
Das Dienſtverhältnis endigt mit dem Ablaufe der Zeit, für die es ein⸗ 
gegangen ilt?). - 
Iſt die Dauer des Dienſtverhältniſſes weder beſtimmt noch aus der Be⸗ 
ſchaffenheit oder dem Zwecke der Dienſte zu entnehmen, ſo kann jeder Teil 


das Dienſtverhältnis nach Maßgabe der 88 621 bis 623 kündigen?) ). 
E I 563 II 559; M 2 464; P 2 295. 


1. Endigung des Dienſtverhältniſſes. Seine Zeitdauer (vgl. auch $ 723 A 3) kann nicht 
nur durch ausdrückliche Vereinbarung, ſondern auch durch den Zweck und die Beſchaffenheit 
der zu leiſtenden Arbeit (Abſ 2) beſtimmt fein, fo daß, abgeſehen von SS 626, 627, z. B. vor 
Ablieferung einer gewiſſen nach Stücklohn zu berechnenden Arbeit, keine Endigung des Dienſt⸗ 
verhältniſſes eintreten kann. Vgl. auch Seuffa 75 Nr 90. — Ein probeweiſe eingegangenes 
Dienſtverhältnis kann jederzeit innerhalb der beſtimmten Probezeit und, wenn eine ſolche 
nicht ausdrücklich beſtimmt iſt, innerhalb eines angemeſſenen, für die Erprobung genügenden 
Zeitraums (Seuff A 53 Nr 148) gekündigt werden. g 

2. Über die Natur und Form der Kündigung ſ. oben 88 130, 542 A 2; über verſpätete 
und bedingte Kündigung ſ. $ 565 A 4. Angabe des Kündigungsgrundes bei der Kündigung 
ift auch hier nicht erforderlich. Mehrere Dienſtberechtigte müſſen gemeinſam kündigen (OLG 
28, 186). Kündigung eines Dienſtverhältniſſes der Ehefrau durch den Ehemann ſ. § 1358. 
— Die Kündigungsfriſten können für beide Teile in verſchiedener Dauer vereinbart werden 
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(SW 04, 2235) ſofern eine ſolche Vereinbarung nicht gegen $ 188 verſtößt (NG IW 04, 2330). 
Beſondere (teilweiſe abweichende) ⸗Kündigungsfriſten für Handlungsgehilſen im HGB 88 66 
bis 69, für Handlungslehrlinge im HGB 88 77, 78, für gewerbliche Gehilfen in der GewO 
$ 122, für das gewerbliche Lehrlingsverhältnis in der GewO 8 127 b, für Betriebsbeamte, 
Werkmeiſter, Techniker in der GewO 88 133aff. Die beſonderen Kündigungsfriſten der 
landesgeſetzlichen Geſindeordnungen ſind mit dieſen beſeitigt worden (Vorbem 2 vor $ 611). 
Für die Kündigung gegenüber Schwerbeſchädigten |. das Gel. über die Beſchäftigung Schwer: 
beſchädigter v. 6. 4. 20 (RG Bl 458) $ 12, und für die Zeit der wirtſchaftlichen Demobilmachung 
die in Vorbem 7 vor $ 611 angegebenen Verordnungen. S. ferner das Betriebsrätegeſetz 
v. 4. 2. 20 (RG Bl 147) 85 78 Nr 9, 81ff., 96—98 (Vorbem 2a vor 8 bil). — Die Frage, 
ob in einem Bühnenanſtellungsvertrage dem Theaterunternehmer rechtswirkſam die Befugnis 
eingeräumt werden kann, nach feinem Belieben einfeitig den Vertrag zu verlängern oder 
jederzeit zu kündigen, iſt nicht allgemein zu verneinen oder zu bejahen, ſondern nach den 
Umſtänden des einzelnen Falles (BOB $ 188) zu entſcheiden (RG 91, 328). 

3. Über den Einfluß des Todes des Dienſtberechtigten und des Dienſtverpflichteten |. $ 613. 
Über die beim Konkurs des Dienſtberechtigten ſowie im Falle der Geſchäftsaufſicht 
beiden Teilen mit geſetzlicher Kündigungsfriſt zuſtehende Kündigung ſ. KO 8 22 und BRV 
über die Geſchäftsaufſicht zur Abwendung des Konkurſes v. 14. 12. 16 (RG Bl 1363) $ 11. — 
In Betracht kommen auch die Beſtimmungen über die Unmöglichkeit der Leiſtung in 
88 323 325. Insbeſondere beſteht kein Anſpruch des Dienſtverpflichteten auf Vergütung, 
wenn ein zufälliges Ereignis ihm die Leiſtung der Dienſte vollſtändig, nicht bloß vorüber⸗ 
gehend unmöglich macht und das Vertragsverhältnis aufhebt. Anders dagegen, wenn der 
Dienſtpflichtige die Dienſte leiſten kann und will, der Dienſtherr aber infolge eines zufälligen 
Ereigniſſes (3. B. Brand oder Exploſion in ſeiner Fabrik) keinen Gebrauch davon machen 
kann: Kündigungsrecht des Dienſtherrn nach § 626 mit Verpflichtung zur Leiſtung der dem 
Pflichtigen bis zur Kündigung etwa erwachſenen Vergütung (S 628). 


8 621 

) Sit die Vergütung nach Tagen bemeſſen, jo iſt die Kündigung an jedem 
Tage für den folgenden Tag zuläſſig. 

Iſt die Vergütung nach Wochen bemeſſen, ſo iſt die Kündigung nur für 
den Schluß einer Kalenderwoche zuläſſig; ſie hat ſpäteſtens am erſten Werk⸗ 
tage der Woche zu erfolgen. 

Iſt die Vergütung nach Monaten bemeſſen, ſo iſt die Kündigung nur für 
den Schluß eines Kalendermonats zuläſſig; ſie hat ſpäteſtens am fünfzehnten 
des Monats zu erfolgen. 

Iſt die Vergütung nach Vierteljahren oder längeren Zeitabſchnitten be⸗ 
meſſen, ſo iſt die Kündigung nur für den Schluß eines Kalendervierteljahrs 
und nur unter Einhaltung einer Kündigungsfriſt von ſechs Wochen zuläſſig. 

E I 563 II 560; M 2 464; P 2 296. 

1. Ordentliche Kündigung mit geſetzlicher Kündigungsfriſt. Val. die Anmerkungen zu 
5 565. — Abweichende Feſtſetzung der Kündigungsfrist durch Vereinbarung iſt zuläſſig und 
unter Umſtänden ſchon aus der Bezeichnung einer einen längeren Zeitraum umfaſſenden 
Dienſttätigkeit zu entnehmen (einjährige Kündigungsfriſt wurde z. B. für angemeſſen er⸗ 
achtet bei dem als „Lebensſtellung“ bezeichneten Dienſtverhältnis eines Anſtaltsarztes, RG 
SeuffA 63 Nr 40). 

8 622 

Das Dienjtverhältnis der mit jejten Bezügen zur Leiſtung von Dienſten 
höherer Art Angeſtellten, deren Erwerbstätigkeit durch das Dienſtverhältnis 
vollſtändig oder hauptſächlich in Anſpruch genommen wird, insbeſondere der 
Lehrer, Erzieher, Privatbeamten, Geſellſchafterinnen, kann nur für den 
Schluß eines Kalendervierteljahrs und nur unter Einhaltung einer Kündi⸗ 
gungsfriſt von ſechs Wochen gekündigt werden, auch wenn die Vergütung 
nach kürzeren Zeitabſchnitten als Vierteljahren bemeſſen iſt!). 

E 1 569 II 561; M 2 464; P 2 206. 


1. Dieſe beſondere Kündi i öherer Art ($ 627 A 1), bei de 
a gungsvorſchrift für Dienſte höherer 2 ), bei der 
alſo im Gegenſatze zu $ 621 die Bemeſſung der Vergütung nicht in Betracht kommt, ent- 
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ſpricht den für Handlungsgehilfen und gewerbliche Betriebsbeamte geltenden Beſtimmungen 
des HGB $ 66 und der Gew 8 133a und kann gleich jenen durch Vereinbarung ab 
geändert werden. Liegt keine Anſtellung mit feſten Bezügen vor, dann bleibt es bei der 
Regel des 8 621. Über die Kündigungsfriſt bei einer ſog. Lebensſtellung |. RG SeuffA 63 
Nr 40 (3 621 A 1). 


8 623 
1) Iſt die Vergütung nicht nach Zeitabſchnitten bemeſſen, jo kann das 
Dienſtverhältnis jederzeit gekündigt werden; bei einem die Erwerbstätigkeit 
des Verpflichteten vollſtändig oder hauptſächlich in Anſpruch nehmenden 
Dienſtverhältnis iſt jedoch eine Kündigungsfriſt von zwei Wochen einzu⸗ 
halten?). 
E 1 563 II 562; M 2 464; P 2 298, 


1. Auch dieſe ein Dienſtverhältnis von unbeſtimmter Dauer vorausſetzende Vorſchrift 
— ſonſt § 620 Ab} 1 anzuwenden, [. A 1 dort — kann durch Vereinbarung abgeändert 
werden. — Über dienſtvertragsähnliche Verträge ſ. $ 611 A 2. 

2. Die Zweiwochenfriſt beruht auf Billigkeitsrückſichten, um dieſen Dienſtver⸗ 
pflichteten die nötige Friſt zur Aufſuchung eines anderen Dienſtes zu geben. 


8 624 
1) Iſt das Dienſtverhältnis für die Lebenszeit einer Perſon?) oder für 
längere Zeit als fünf Jahres) eingegangen, jo kann es von dem Verpflichteten 
nach dem Ablaufe von fünf Jahren gekündigt werden. Die Kündigungsfriſt 
beträgt ſechs Monate. 
E 1 564 II 568; M 2 465 ff.; P 2 299. 


1. Kündigung bei einem für die Lebenszeit einer Perſon oder auf länger als fünf 
Jahre eingegangenen Dienſtverhältnis. Die Vorſchrift beruht auf ſozialpolitiſchen und volks⸗ 
wirtſchaftlichen Gründen, insbeſondere auf der Erwägung, daß eine längere als fünfjährige 
Gebundenheit den — meiſt wirtſchaftlich ſchwächeren — Dienſtverpflichteten im Widerſtreite 
mit der modernen Entwicklung übermäßig in der perſönlichen Freiheit beſchränke. Die Vor⸗ 
ſchrift iſt daher zwingender Natur (RG 80, 277) und äußert rückwirkende Kraft auch 
gegenüber einem unter der Herrſchaft des früheren Rechtes geſchloſſenen Vertrage (RG 
3. 12. 07 III 18/7). Sie iſt auf dienſtvertragsähnliche Verhältuiſſe anwendbar (RG 78, 424) 
und gilt auch für das Geſindeverhältnis (Vorbem 2 vor § 611). Die Kündigung ſteht nur 
dem Verpflichteten zu. Abgeſehen von dieſer Kündigungsbefugnis bleibt der Vertrag zu 
Recht beſtehen (RG Warn 08 Nr 142). Verſtößt aber die Länge der Dienſtzeit gegen die 
guten Sitten, fo tritt nach 8 138 Nichtigkeit des ganzen Vertrags ein. Darüber, daß ein 
ſog. Bühnenanſtellungsvertrag, durch den eine Schauspielerin von dem Unternehmer auf 
eine lange Reihe von Jahren wiriſchafllich völlig abhängig wird, gegen die guten Sitten 
verſtößt, vgl. RG Warn 1913 Nr 187. f 

8 624 ſetzt nach Wortlaut und Zweck nur voraus, daß ein Dienstverhältnis für länger als 
fünf Jahre eingegangen iſt. Er unterſcheidet nicht, ob das Dienſtverhältnis auf einem oder 
mehreren Verträgen beruht, und ob es letztenfalls durch den zweiten Vertrag unter den bis⸗ 
herigen Bedingungen verlängert iſt oder ob die Vertragsbedingungen abgeändert ſind; es 
genügt, daß der Dienſtverpflichtete ſich demſelben Dienſtberechtigten gegenüber durch die meh⸗ 
reren Verträge zu gleichen oder gleichartigen Dienſten verpflichtet hat und die in den Verträgen 
vereinbarte Geſamtdauer des Dienſtverhältniſſes fünf Jahre überſteigt. Jedoch iſt eine Ein⸗ 
ſchränkung zu machen. Muß einerſeits zur Vermeidung einer Umgehung des 8 624 zweifellos 
angenommen werden, daß die Verlängerung eines fünfjährigen Dienſtver⸗ 
hältniſſes gleich nach dem Antritt des Dienſtes dem 8 624 unterſteht, jo fordern doch 
anderſeits berechtigte Intereſſen der Vertragsparteien, daß die Verlängerung des Dienſt⸗ 
verhältniſſes ſchon eine angemeſſene Zeit vor dem Ablaufe der fünf Jahre 
zuläſſig ſei. Welche Friſt als angemeſſen zu erachten iſt, kann nur nach den beſonderen 
Umſtänden des einzelnen Falles beſtimmt werden. Entſcheidend iſt, ob der Dienſtverpflichtete 
bereits die für Fortſetzung oder Abbruch des Dienſtverhältniſſes maßgebenden Umſtände zu 
überſehen vermag (RG 80, 277). In dem dieſer Entſcheidung zugrunde liegenden Falle iſt 
angenommen worden, daß ein Schauspieler ſich regelmäßig im fünften Vertragsjahre auf 
weitere fünf Jahre unkündbar binden könne. 1 

2. Für die Lebenszeit „einer Perſon“, alſo entweder für die eigene Lebenszeit des Ver⸗ 
pflichteten oder für diejenige des Dienſtberechtigten oder für diejenige eines Dritten. 
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3. Für längere Zeit als fünf Jahre, ſei es, daß die Zeitdauer ausdrücklich vereinbart iſt 
oder der vertragliche Zweck der Dienſte ($ 620 A 1) nicht innerhalb fünf Jahren erreicht wird. 
Die Kündigung nach $ 624 iſt auch dann zuläſſig, wenn der Verpflichtete die Dienſte nicht in 
Perſon ($ 613) zu leiſten braucht. 


8 625 
Wird das Dienſtverhältnis nach dem Ablaufe der Dienſtzeit von dem 


Verpflichteten mit Wiſſen des anderen Teiles fortgejet!), jo gilt es als auf 
unbeſtimmte Zeit?) verlängert, ſofern nicht der andere Teil unverzüglich 
widerſprichts). 

E 1 565 II 564; M 2 468; P 2 301. 

1. Die ſtillſchweigende Verlängerung des Dienſtverhältniſſes iſt hier inſofern anders wie 
bei der Sachmiete in $ 568 geordnet, als fie durch unverzüglichen Widerſpruch ($ 121) aus. 
geſchloſſen wird. Auch hier bleibt aber für das fortgeſetzte Dienſtverhältnis der geſamte Ver⸗ 
tragsinhalt, mit Ausnahme der auf die Beendigung (z. B. Kündigung) bezüglichen Verein⸗ 
barungen, beſtehen. Wenn der Verpflichtete das Dienſtverhältnis fortſetzt, gibt er zugleich 
ſeine hierauf gerichtete Willensmeinung zu erkennen, ſo daß es für die Verlängerung uur 
noch auf die hierauf gerichtete Willensmeinung des Berechtigten ankommt. Aus welchem 
Grunde die Dienſtzeit abgelaufen iſt (Beſtimmung im Vertrag, Kündigung), begründet für 
die Anwendung des $ 625 keinen Unterſchied. . 95 

2. Verlängerung auf unbeſtimmte Zeit, alſo nicht nur auf die Zeit der tatſächlichen Ver⸗ 
längerung. Es gilt hiernach für das verlängerte Verhältnis die gefetzliche Kündigung nach 
88 621628 (RG IW 08, 139%). — 8 625 iſt auch auf den Agenturvertrag anwendbar (RE 
JW 08, 1398). 

3. Wegen der Beweislaſt ſ. § 568 A 2. 


8 626 

Das Dienſtverhältnis kann von jedem Teile ohne Einhaltung einer 

Kündigungsfriſt gekündigt werden, wenn ein wichtiger Grund!) vorliegte) s). 
EI 566 II 565; M 2 468; P 2 301. 


1. Die außerordentliche Kündigung wegen eines wichtigen Grundes iſt beim Vorhanden. 
ſein von Umſtänden gegeben, unter denen dem vom Vertrage Zurücktretenden die Fortſetzung 
des Verhältniſſes nach verſtändigem Ermeſſen nicht zugemutet werden kann 0 5. 04 
III 470/03), auch von ſolchen Umſtänden — Tod, Anderung der Geſchäftsverhältniſſe u. dal. 11 
die von dem anderen Teile nicht zu vertreten find (GewO § 133 b; RG 58, 2565 J 04, 421 al; 
1912, 25020: Gruch 57, 961; Warn 1919 Nr 165; RG 4. 1. 16 III 184/15 u. a.; ſ. jedoch 
Ach JW 03, 11%). Eine gutgläubig begangene lediglich objektive Vertragsverletzung kann 
alſo die Kündigung des anderen Teiles rechtfertigen (RG Warn 1912 Nr 70). 97 5 eine 
Schädigung desjenigen, der kündigen will, wird nicht vorausgeſetzt (RG 4. 1. 16 b 184/ 15). 
Grundſätzlich wird auch nicht dadurch, daß der Kündigende felbft die Umftände herbeigeführt 
hat, auf die er die Kündigung ſtützt, die Rechtmäßigkeit der Kündigung ausgelihtoffen. Wie 
überhaupt nach der Lage des Einzelfalls zu entſcheiden iſt, ob ein wichtiger Grun „gegeben 
iſt, fo iſt auch nach der Geſamtheit der beſonderen Umftände zu prüfen, ob e ungs⸗ 
grunde deswegen die Anerkennung zu verſagen ift, weil der Kündigende ihn durch ſein ae 
Verhalten herbeigeführt hat. Danach ift es unrichtig, daß die Verheiratung 1 55 55 lichen 
Dienſtverpflichteten überhaupt keinen Kündigungsgrund bilden könne. In der Rechtſprechung 
iſt die Verheiratung einer erſten Schauspielerin als Kündigungsgrund nicht 5 0 worden 
(RG ZW 1910, 57719). Die Frage, ob die Umftände im einzelnen Falle einen 115 igen Grund 
enthalten ift im allgemeinen tatſächlicher Natur. In der Reviſionsinſtanz e nach. 
geprüft werden, ob ein beſtimmtes Handeln, eine beſtimmte Eigenſchaft oder ln beft der 
Ereignis an ſich einen wichtigen Grund zur ſofortigen Auflöfung des Dienftverhä 0 77 ilden 
kaun (RG 78, 22; JW 01, 20976; 06, 8135; 1911, 58%; 1912, 192: 1915, 6535, 1919, 
30970, Warn 1913 Nr 91; 1914 Nr 156; 1918 Nr 205 u. a.). Es iſt aber a anderer 
Maßſtab anzulegen, wenn eine Perſon Dienſte höherer Art zu leiſten hat, 8 1195 es 
lich um die Perſon eines zu einfachen, mehr mechaniſchen Mense ue e m ichteten 
handelt (RG 78, 22). Bei der Prüfung der Rechtmäßigkeit einer friftlofen Kün gung find 
auch die vermögeusrechtlichen Folgen der Auflöſung des Bertragsverhältnies 45 ®. außer- 
Tuvshnlich hohe Schadenserſatzanſprüche nach § 628) zu berückſichtigen (R 98080 Die 
5 ündigung kann nachträglich auch auf andere Gründe geſtützt werden (. unten 11 G 56, 372), 
„anögefeht, daß der Kündigende nicht durch fein früheres Verhalten zu erkennen gegeben 
hatte, daß er aus dieſen Gründen nicht kündigen wolle (OLG 39, 161). Die Kündigung kann, 
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ſtatt mit ſofortiger Wirkung, auch für einen angemeſſeneren ſpäteren Termin ausgeſprochen 
werden (vgl. für die Miete § 542 A 3) und iſt, wenn nach $ 626 nicht begründet, wie eine 
verſpätete Kündigung, in der Regel als für den näd;ften geſetzlichen oder vertraglichen Kündi⸗ 
gungstermin wirkſam zu erachten (vgl. 8 565 A 4). Auſprüche bei wirtfamer Kündigung 
8 628. Eine grundloſe oder vorzeitige Kündigung kann für den, dem ſie zugeht, einen Antrag 
auf Aufhebung des Dienſtverhältniſſes enthalten (vgl. $ 553 A 4) oder einen begründeten 
Anlaß abgeben, nun ſeinerſeits zu kündigen. \ 

Als wichtige Gründe find in der Rechtſprechung des Reichsgerichts insbeſondere an⸗ 
erkannt worden: a) zugunſten des Dienſtpflichtigen: andauernde Kränkung und ſoziale 
Schädigung von ſeiten des Arbeitgebers (NRG 24. 3. 05 111 8/05); Nichtzahlung des 
Gehalts (RG 1. 11. 04 III 399/03); willkürlicher, ehrenkränkender Mißbrauch der Macht⸗ 
befugnis einer Krankenkaſſe gegenüber den bei ihr angeſtellten wirtſchaftlich ſchwächeren 
Arzten (RG ZW 1912, 348°). — Dagegen ift es kein wichtiger Kündigungsgrund für 
die auf längere Zeit angeſtellten Arzte einer Ortskrankenkaſſe, wenn einige von dieſer 
Kaſſe auf kürzere Zeit angenommene Arzte ſtreiken und dadurch die Arbeit der erſteren 
vorübergehend vermehrt wird (uch 12. 2. 07 III 318/06). Ferner kann ein bloßer 
Geſinnungswechſel des Vertragſchließenden, eine Anderung ſeiner Überzeugung in der 
Richtung, daß er den Abschluß des Vertrags — der ihm früher unbedenklich erſchien — 
ſpäter nach gründlicherer Überlegung als unehrenhaft anſieht, keinen wichtigen, zur ſo⸗ 
fortigen Löſung des Vertragsverhaltniſſes berechtigenden Grund abgeben; jedenfalls dann 
nicht, wenn die maßgebenden Umſtände von dem Vertragſchließenden ſchon zur Zeit des 
Vertragſchluſſes in ihrer Bedeutung gewürdigt werden konnten (RG 78, 22; betrifft die 
Kündigung eines Arztes gegenüber dem Cölner Krankenkaſſenverband). — Beachtung des 
Kündigungsgrundes mit Rückſicht auf ein Wettbewerbsverbot (HGB 8 75 Sat 1) auch 
dann, wenn der vertragswidrig behandelte Gehilfe den Dienſt nicht ſofort, ſondern unter 
Einhaltung der en tprlihtin verläßt (MG 56, 372). p) Zugunſten des Dienſtberechtigten: 
Erkrankung des Dienſtpflichtigen; unſittliches und Argernis gebendes (Konkubinats⸗) Ver: 
hältnis eines Fabrikdirektors (RG 38, 116), desgl. eines Handlungsgehilfen (RG 27. 11. 00 
III 240/00), dagegen nicht, wenn durch das Konkubinatsverhältnis (eines Gutsverwalters) 
kein Argernis und keine Einbuße an Anſehen entſteht (RG 6. 5. 04 III 470/03). — Nicht 
ſchon allein die Tatſache der Aufgabe eines Geſchäfts, wohl aber die Geſchäftsaufgabe 
wegen der Unmöglichkeit eines lohnenden Weiterbetriebs berechtigt den Geſchäftsinhaber zur 
Kündigung gegenüber ſeinem Agenten (RG IW 1912, 25020). Dies beruht aber auf der 
Eigenart des Agenturverhältniſſes und iſt auf andere Dienſtverhältniſſe nicht auszudehnen. 
Vielmehr muß der Dienſtberechtigte grundſatzlich die wiriſchaftliche Gefahr des Betriebs tragen 
und kann ihn nur unboſchadet der Anſpruche feiner Angeſtellten einſtellen (vgl. RG 87, 351). 
— Grober Vertrauensbruch bei dem Vorſtandsmitgliede einer Attiengeſellſchaft, fo z. B. Ab: 
ſchluß von Spekulationsgeſchäften durch eine vorgeſchobene Perſon mit der eigenen Geſellſchaft, 
(RG 75, 234). — Vom Dienſtverpflichteten erhobener Vorwurf betrügeriſchen Verhaltens 
des Dienſtherrn im Verhältnis zu feinen Angeſtellten (RG 10. 1. 08 III. 239/07). Dagegen 
tein Grund beim Vorwurf betrügeriſchen Verhaltens des Dienſtherrn, wenn dieſer Vorwurf 
vom Dienſtpflichtigen zur Wahrnehmung berechtigter Intereſſen gemacht wird und erweislich 
wahr iſt (RG 24. 3. 06 111 389/04). Auch kein Grund zur friſtloſen Kündigung gegenüber 
dem Kaſſenarzt einer Ortskrankenkaſſe wegen einer ihm zur Laſt gelegten Verfehlung in 
einem vereinzelten Falle (uch 1. 2. 10 III 142/09). — Bei der Beurteilung von Entlaſſungs⸗ 
gründen können beim Hinzutritt neuer Verfehlungen des Dienſtpflichtigen auch ältere Vor⸗ 
kommniſſe, denen der Dienſtherr einſtweilen ein größeres Gewicht nicht beigelegt hatte, heran⸗ 
gezogen werden. Regelmäßig werden nur die bei oder nach Abſchluß des Dienſtvertrags 
vorgekommenen Tatſachen in Betracht kommen, unter Umſtänden aber auch ſolche Gründe, 
welche ſchon vor Abſchluß des Dienſtvertrags entſtanden waren, aber nach dieſer Zeit fort⸗ 
gedauert oder fortgewirkt haben und dem Kündigungsberechtigten erſt nachträglich bekannt 
geworden find (RG 24. 4. 06 III 581/05; RG IM 07, 543%; RG 12. 7. 11 1 198/10), in 
dieſem Falle unbeſchadet einer Anfechtung des Dienſtvertrags nach $$ 119, 123. Auch ein 
nach der Kündigung eingetretener Kündigungsgrund ift für die Zeit von feinem Eintritt an 
zu beachten (RG 88, 128; vgl. 32, 249). Die Entlaffung eines Handlungsgehilfen kann aber 
nicht nachträglich damit gerechtfertigt werden, daß er, nachdem er die Entlaſſung für unbe⸗ 
gründet erklärt und feine Dienfte dem Dienstherrn zur Verfügung geſtellt hatte, in ein Wett- 
bewerbsgeſchäft eingetreten ſei und ſchon vorher für dieſes die Kunden Jeines bisherigen 
Dienſtherrn zu gewinnen geſucht habe (RG 88, 127; NG 23 1918, 56810 u. 6966). Vgl. 
auch OLG 28, 187: Vorbereitende Maßnahmen zur Gründung eines Wettbewerbsunter⸗ 
nehmens in der Regel kein Entlaſſungsgrund. Der Die nſtverpflichtete hat ſich fo lange ver- 
tragsmäßig zu verhalten, als er das Fortbeſtehen des Vertrags für ſich in Anſpruch nimmt. 
Dieſe Pflicht hört nicht dadurch auf, daß der Dienſtberechtigte das Fortbeſtehen leugnet und 
ihm die Vertragserfüllung unmöglich macht. Für die Beurteilung der Wichtigkeit des Grundes 
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kann freilich das beſtehende „Kampfverhältuis“ in Vetracht kommen (RG Warn 1911 Nr 176). 
Dies gilt in gleicher Weiſe auch für das Verhalten des Dienſtberechtigten. 

Der Ausbruch eines Krieges ändert für ſich allein nichts an den beſtehenden Dienſt⸗ 
verhältniſſen, mag auch die Vertragserfüllung für den einen oder anderen Teil eine Härte 
bedeuten. Die Gerichte ſind, regelmäßig wenigſtens, auch nicht in der Lage, einen billigen 
Ausgleich unter den Vertragsteilen zu ſchaffen (vgl. RG 86, 397; 90, 374). Der Krieg gibt 
ferner nicht ohne weiteres einen wichtigen Grund zur Kündigung. So iſt der Dienſtherr zur 
friſtlofen Kündigung nicht ſchon deshalb berechtigt, weil fein Geſchäftsbetrieb Infolge des 
Krieges nur erſchwert oder nicht mehr lohnend iſt, und er es aus dieſem Grunde für geboten 
hält, den Betrieb einzuſtellen. Erſt dann, wenn die Weiterführung des Betriebs mit Rückſicht 
auf die Folgezuſtände des Krieges (z. B. bei feindlichen Einfall, Zerſtörung ber Betriebs- 
anlagen, militäriſchen Anordnungen) unmöglich oder doch ſo weſentlich erſchwert wird, daß 
fie nach den tatſächlichen Verhältniſſen vernünftigerweiſe und nach Treu und Glauben dem 
Dienſtherrn nicht zugemutet werden kann, iſt er berechtigt, feinen Angejtellten ſriſuos zu 
kündigen (RG 87, 349; 91, 57; R JW 1916, 261%; NG Gruch 61, 774; RO Sauffa 7 
Nr 171; 88 1915, 85714, OLG 31, 178; 32, 94; 38, 173; vgl. auch DLG 32, 318). Einberufung 
des Angeſtellten zum Militärdienſt begründet die Anwendung des $ 323, dazu Jedoch 8 616. 
Vgl. auch RC Warn 1920 Nr 86; OLG 31, 360. Die Zugehörigkeit des Dienſtpflichngen zu einem 
feindlichen Staate kann unter Umſtänden (3. B. nach Art und Gegenſtand der Dienſtleiſtung) 
einen wichtigen Grund zur friſtloſen Kündigung bilden (OLG 31, 178). — Enthält der Dienſt⸗ 
vertrag eine ſog. Kriegsklauſel, wonach dem Dienſtberechtigten im Falle bes Ausbruchs 
eines Krieges eine friftlofe oder kurzfriſtige Kündigung zuſtehen ſoll, fo it (wie bei Lieſerungs⸗ 
verträgen, RG 88, 143) nach Treu und Glauben in billiger Abwägung ber beiderſeitigen 
Intereſſen zu entſcheiden, ob von ihr unbeſchränkt oder nur in zeitlicher Begrenzung und 
wie lange Gebrauch gemacht werden kann. In der Regel wird die Kündigung nur inner⸗ 
halb der Zeit ftattfinden können, deren der Dienſtberechtigte bedarf, um einen, Überblick über 
ſeine geſchäftlichen Verhältniſſe (3. B. bei Bühnenanſtellungsverträgen darüber, ob der Theater⸗ 
betrieb fortgeſetzt werden kaun) zu gewinnen (R& 91, 57; Warn 1916 Nr 65). Kann danach 
die Kriegsklauſel nicht mehr geltend gemacht werden, ſo bleibt nur noch die Möglichkeit 
einer Kündigung nach $ 626. Dieſe kann bei unerwartet langer Dauer des Krieges auch 
dann begründet ſein, wenn nach Ausbruch des Krieges die Fortſetzung des Dienſtverhältniſſes 
vereinbart worden war (RG 15. 6. 17 III 41/17). u 

Beſondere Vorſchriften: Für die Kündigung wegen eines wichtigen Grundes 
gelten beim handelsrechtlichen Dienſtverhältnis die Vorſchriften im HOP 88 70—72, 77, 
92 Abſ 2 (Handlungsagenten), beim gewerblichen Dienſtverhältnis die Vorſchriften der GewO 
85 123ff., 133 b, e und d. Die beſonderen Vorſchriften der Geſindeordnungen ſind auf⸗ 
gehoben (Vorbem 2 vor 9 611). Vgl. noch das Gel. über die Beſchäftigung Schwerbeſchadigter 
v. 6. 4. 20 (RG Bl 458) § 12 Abf 3 und die in Vorbem 7 vor 8 611 angegebenen Verord. 
nungen, ferner das Betriebsrätegeſetz v. 4. 2. 20 (RG Bl 147) 88 78 Nr 13 ff., 96—98 
(Vorbem 2a vor 8 611). Anwendung des 8 626 auf die Mitglieder des Vorſtandes einer 
Aktiengeſellſchaft oder eines rechtsfähigen Vereins |. RG Warn 1914 Nr. 156. Über die 
Anwendung des dem $ 626 zugrunde liegenden allgemeinen Rechtsſatzes auf andere Rechts⸗ 
verhältniſſe von längerer Dauer ſ. § 611 A 2. 8 2 

2. Ob und inwieweit auf die Kündigung wegen eines wichtigen Grundes 
im voraus verzichtet werden kann, iſt ſtreitig. Mit der herrihenben Meinung 
wird indeſſen anzunehmen fein, daß auf das Recht, ein unter das Bürger che Geſetzbuch 
fallendes Dienſtverhältnis friſtlos aus wichtigem Grunde zu kündigen, 0 Gel voraus 
verzichtet werden kann. Denn die Vorſchrift des $ 626 ſoll die Erwerbs⸗ 80 Geſcgaktsfer 
heit der Beteiligten wahren und iſt daher zwingender Natur. So eu ‚ 885; RG 
JW 1919, 240“, RG Warn 1911 Nr 175; 1914 Nr 248; 1916 Nr 290; RO O3 1918, 29524; 
1914, 18408; vgl. RG 79, 161. Das Geſetz beruht auf dem Gedanken, 155 dem Dienft- 
verhältniſſe nichtvorgeſehene Umſtände eintreten können, welche die ſofortige Mufbebung des 
Dienſtverhältniſſes erheiſchen, wenn nicht das Intereſſe der einen oder an ern Partei in 
unbilliger Weife geſchädigt werden ſoll. Das Gefe will bei unvorhergel ern Ereigniſſen 
die Billigkeit entſcheiden laſſen und kann es daher nicht zulaſſen, 5 in ann aus 
wichtigen Gründen im voraus auszuſchließen oder zu beſchränken. as hin + zwar nicht, 
daß über die Wichtigkeit von Gründen zur friſtloſen Kündigung des Dienjtver hältniſſes Ver⸗ 
einbarungen getroffen werden, namentlich auch nach der Richtung, daß gewwille Tatſachen 
nicht oder nur unter beſtimmten erſchwerenden Umſtänden einen wichtigen Grund bilden 
ſollen (RG Warn 1914 Nr 248; RG L 1914, 1846). Aber auch wenn die Parteien darüber 
einig waren, daß ſolche Tatſachen zur Aufhebung des Verlragsverhaltniſſes nicht berechtigen 
ſollen, fo können doch bei beſonderer Geftaltung der Verhältuiſſe auch ſolche Gründe die Auf⸗ 
den herbeiführen; die Vereinbarung kommt dann nur als Moment bet der Entſcheidung 

er die Frage der Wichtigkeit in Betracht. (In dieſem Sinne it RG JW 1910, 57710 zu 
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würdigen). Noch viel weniger kann aus dem Umſtande, daß im Vertrage einzelne Kündi⸗ 
gungsgründe feſtgelegt ſind, geſchloſſen werden, daß nicht aus einem anderen Grunde gekündigt 
werden könne (NG Warn 1911 Nr 175). Das Kündigungsrecht darf auch nicht weſentlich 
beſchränkt werden, insbeſondere nicht durch Vertragsſtrafen (RG 75, 238). Unzuläſſig ift 
die Beſchränkung der friſtloſen Kündigung gegenüber einem Krankenkaſſenarzt durch die 
Vereinbarung, daß die Kaſſe den Arzt nur auf den Antrag des Vertrauensausſchuſſes 
und nur nach zweimaliger zeitweiſer Ausſchließung von der Kaſſentätigkeit entlaſſen dürfe 
(RG ZW 1919, 240). Zuläſſig ift dagegen die ſtatutariſche Beſtimmung einer Aktiengeſell⸗ 
ſchaft, daß der Vorſtand nur auf Grund eines Beſchluſſes der Generalverſammlung ohne 
Entſchädigung entlaſſen werden könne (RG 82, 346). Ebenſo wurde im Falle einer offenen 
Handelsgeſellſchaft, die von einer politiſchen Partei nur zu dem Zwecke gegründet war, das 
Parteiblatt nach den Weiſungen der Partei herauszugeben, für zuläſſig erklärt, bei der An⸗ 
ſtellung der Schriftleiter zu vereinbaren, daß ſie, obgleich Angeſtellte der Geſellſchaft, nicht 
von dieſer, ſondern ausſchließlich von dem Vorſtand oder einem anderen Organ der Partei 
entlaſſen werden dürfen (NÖ 96, 197). Vgl. 8 723 A 7. — Dagegen erſcheint ein nachträg⸗ 
licher, auch ſtillſchweigender, Verzicht zuläſſig; er kann insbeſondere dann angenommen 
werden, wenn der Kündigungsgrund bereits eingetreten und von dem zu feiner Geltend⸗ 
machung Berechtigten trotz davon erlangter Kenntnis längere Zeit nicht geltend gemacht 
worden ift (RG 38, 116; R 30. 11. 06 III 286/06); fofortige Geltendmachung iſt nicht 
vorgeſchrieben (vgl. H B 88 70, 75; RG 56, 373; RG 21. 12. 09 III 619/08). 

3. Das für gegenſeitige Verträge nach 98 325, 326 beſtehende allgemeine Rücktritts⸗ 
recht findet neben § 626 keine Anwendung (RG 92, 158; JW 1911, 1064; 1912, 7319. 
Dagegen bleibt die Anwendung des $ 323 (vgl. § 616) unberührt (RG 92, 176). 


8 627 


Hat der zur Dienſtleiſtung Verpflichtete, ohne in einem dauernden Dieuſt⸗ 
verhältniſſe mit feſten Bezügen zu ſtehen, Dienſte höherer Art zu leiſten, 
die anf Grund beſonderen Vertrauens übertragen zu werden pflegen!), jo 
iſt die Kündigung auch ohne die im s 626 bezeichnete Vorausſetzung zuläjjig?). 

Der Verpflichtete darf nur in der Art kündigen, daß ſich der Dienſt⸗ 
berechtigte die Dienſte anderweit beſchaffen kann, es ſei denn, daß ein wich⸗ 
tiger Grund für die unzeitige Kündigung vorliegt. Kündigt er ohne ſolchen 
Grund zur Unzeit, ſo hat er dem Dienſtberechtigten den daraus entſtehenden 
Schaden zu erſetzen“). 

E II 565 III 618; P 2 602. 

1. Kündigung bei Dienſten höherer Art, z. B. Dienſten als Arzt (auch als ſog. Hausarzt), 
Lehrer, Rechtsanwalt, Künſtler, Hebamme, Kommiſſionär (RG IW 05, 2077). Vgl. $ 622. 
Die Vorſchrift findet ſowohl auf dauernde, als auf nicht dauernde Dienſtverhältniſſe An« 
wendung (RG 80, 30). Es genügt aber nicht, daß die Dienſte eine beſondere Fachkenntnis, 
Kunſtfertigkeit oder wiſſeuſchaftliche Bildung voraussetzen und regelmäßig nur ſolchen Perſonen 
übertragen werden, die dieſe Eigenſchaften beſitzen oder bei denen fie erwartet werden. Es 
muß hinzukommen, daß die Dienſte im allgemeinen — gleichgültig, ob im einzelnen Fall — 
nur zufolge beſonderen Vertrauens übertragen zu werden pflegen. Die Vorſchrift gilt daher 
nicht für das Dienſtverhältnis des bauleitenden Architekten (RG 82, 285). Sie iſt auch nicht 
auf Schiedsrichter anwendbar (RG 59, 247, 249). — 8 627 greift nicht Platz bei einem 
dauernden Dienſtverhältniſſe mit feſten Bezügen. Es müſſen aber beide Erforder⸗ 
niſſe erfüllt ſein (RG 80, 29). Sind fie erfüllt, fo gilt für die ſofortige Kündigung § 626. 

2. Das Kündigungsrecht ſteht beiden Teilen zu, die aber, anders wie beim $ 626, auf 
deſſen Geltendmachung vorher verzichten können. Für die Ausſchließung der Vorſchrift des 
$ 627 bedarf es indeſſen eines hinreichend beſtimmten Ausdrucks des hierauf gerichteten Partei⸗ 
willens. Ob er vorliegt, iſt Frage des Einzelfalls (vgl. RE 80, 29 mit RG 69, 365). 

3. Vgl. 8 671 Abſ 2, 3. Im übrigen iſt dieſe unzeitige Kündigung nicht unwirkſam. 


8 628 


) Wird nach dem Beginne der Dienftleiftung das Dienſtverhältnis auf 
Grund des 8 626 oder des $ 627 gekündigt, jo kann der Verpflichtete einen 
ſeinen bisherigen Leiſtungen entſprechenden Teil der Vergütung verlangen?). 
Kündigt er, ohne durch vertragswidriges Verhalten des anderen Teiles dazu 
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veranlaßt zu ſein, oder veranlaßt er durch ſein vertragswidriges Verhalten 
die Kündigung des anderen Teiles, ſo ſteht ihm ein Anſpruch auf die Ver⸗ 
gütung inſoweit nicht zu, als ſeine bisherigen Leiſtungen infolge der Kündi⸗ 
gung für den anderen Teil kein Jutereſſe habens). Iſt die Vergütung für 
eine ſpätere Zeit im voraus entrichtet, ſo hat der Verpflichtete ſie nach Maß⸗ 
gabe des § 347 oder, wenn die Kündigung wegen eines Umſtandes erfolgt, 
den er nicht zu vertreten hat, nach den Vorſchriften über die Herausgabe einer 
ungerechtfertigten Bereicherung zurüttzuerſtatten⸗). 

Wird die Kündigung durch vertragswidriges Verhalten des anderen 
Teiles veranlaßt, jo iſt dieſer zum Erſatze des durch die Aufhebung des Dienſt⸗ 
verhältniſſes entſtehenden Schadens verpflichtete). 

E 1 566 II 566; M 2 468—470; P 2 301 ff. 


1. Der 8 628 behandelt im Abſ 1 als verzichtbare Vorſchrift den Anſpruch des Verpflichteten 
auf Vergütung bei der außerordentlichen Kündigung nach § 626 oder $ 627, mag dieſe Kün⸗ 
digung vom Berechtigten oder vom Verpflichteten erfolgt ſein. Doch wird dabei vorausgeſetzt, 
daß die Kündigung, beſonders wenn fie vom Verpflichteten ausgeht, eine nach den angeführten 
Paragraphen gerechtfertigte war. War fie im Falle des § 626 in Ermanglung eines wich⸗ 
tigen Grundes ungerechtfertigt, ſo ſteht dem anderen Teile, da dadurch das Vertragsver⸗ 
hältnis nicht beendigt iſt, ein Anſpruch auf Erfüllung oder Schadenserſatz zu, und namentlich 
iſt die Beſtimmung in Satz 2 des Abſ 1 nicht anzuwenden. Iſt ein Schaden entſtanden, der 
über die Zeit der Vertragsdauer hinausreicht, fo ift auch dieſer zu erſetzen. Das Geſetz kennt 
keine Beſchränkung des zu erſetzenden Schadens auf die Vertragszeit (vgl. M 2, 470 und RG 
JW 1912, 7471; Warn 1910 Nr 267). Bei Unmöglichkeit der Leiſtung kommen die all: 
gemeinen Beſtimmungen der 89 323ff. in Betracht. Doch iſt für die Anwendung der $$ 325, 
326 neben den Sondervorſchriften der 88 626028 kein Raum (NG 92, 158; SW 1911, 1060; 
1012, 78 Gruch 56, 598). — Die Vorſchrift des $ 628 iſt grundſätzlich auf alle Dienſt⸗ 
verhältniſſe anwendbar, insbeſondere auch auf das Agenturverhältnis (RG JW 1911, 106%; 
Warn 1914 Nr 80). N 

2. Die Teilvergütung, die namentlich auch bei Kündigung des Dienſtverhältniſſes einer 
Ehefrau durch den Ehemann ($ 1358) praktiſch wird, ift zugleich mit Berückſichtigung der für 
die Dienſtleiſtung notwendig gewordenen Auslagen, bei Zeitlohn weſentlich nach der bereits 
verwendeten Zeit, bei Stücklohn nach dem Verhältnis der geleiſteten Arbeit zu berechnen. 
— Beſondere Vorſchriften für die Rücknahme des einem Rechtsanwalt erteilten Auftrags 
vor Beendigung der Inſtanz in NAGEHDO $ 50. Über den Gebührenanſpruch des Rechts. 
anwalts, der die Vertretung vorzeitig niederlegt, ſ. LZ 1918, 654°. g 

3. In den beiden hier angegebenen Fällen der vorzeitigen Kündigung ſteht dem Dienſt⸗ 
pflichtigen ein Anſpruch auf die Vergütung inſoweit nicht zu, als ſeine bisherigen Leiſtungen 
infolge der Kündigung für den anderen Teil kein Intereſſe haben. Beispiel: Ein Muſfik. 
direktor in einem Badeorte nimmt für die Sommermonate einen Sologeiger zur Mitwirkung 
bei den Kurkonzerten gegen eine monatliche Vergütung von 400 Mk. an. Nachdem der Geiger 
zunächſt eine Woche lang in Konzertproben mitgewirkt hat, muß er wegen plötzlicher Erkrankung 
das Vertragsverhältnis kündigen. Ein Anſpruch auf einen entſprechenden Teil der monatlichen 
Vergütung ſteht ihm nicht zu, da ſeine auf die Proben beſchränkten Leiſtungen für den Konzert⸗ 
geber kein Intereſſe gehabt haben. — Der Dienſtpflichtige hat zu beweiſen, daß die Dienſt⸗ 
leiſtung bis zur Kündigung erfolgt fei und die geforderte Vergütung ihr entſpreche; den Dienſt⸗ 
berechtigten trifft die Beweislaſt dafür, daß der Dienſtpflichtige ohne vertragswidrigen An⸗ 
laß von ſeiten des Berechtigten gekündigt oder ſeinerſeits durch vertragswidriges Verhalten 
deſſen Kündigung veranlaßt und die bisherige Dienſtleiſtung infolge der Kündigung für den 
Berechtigten kein Intereſſe habe. 

4. Wie beim Mietvertrage. Vgl. $ 543 A 3 u. 4. 72 4 

5. Abſ 2 gibt bei vertragswidrigem, d. i. ſchuldhaft vertragswidrigem (RG Warn 1914 
Nr 80) Verhalten des Gegners des Kündigenden, mag dies der Berechtigte oder der Ver⸗ 
pflichtete fein, dem Kündigenden einen Anſpruch auf Schadenserſatz, bei einem gemeinſamen 
ſchuldhaften Verhalten mehrerer mit Haftung als Geſamtſchuldner (ſ. § 840 Ab] 1 und R 
47, 246; a. M. Staudinger Erl III 3). Eine unverſchuldete, aber kraft beſonderer Abrede 
vom Gegner des Kündigenden zu vertretende Vertragswidrigkeit iſt einer ſchuldhaften gleich⸗ 
zustellen (uch Gruch 57, 961). Die Vorſchrift des Abſ 2 beruht nicht auf den Beſonderheiten 
des Dienſtvertrags, ſondern auf dem allgemeinen Rechtsgrundſatze, daß, wer durch ſein ver⸗ 
tragswidriges Verhalten den Grund zur Vertragsauflöſung gibt, den Schaden zu tragen hat. 
Dies gilt insbeſondere auch für den Mietvertrag, obgleich es dort nicht ausdrücklich ausgeſprochen 
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iſt (RG 76, 370; vgl. § 554 A 1). Bei vertragswidrigem Verhalten des Dienſt⸗ 
berechtigten (insbeſondere auch bei Nichtzahlung des Gehalts) kann der Verpflichtete den 
vollen Lohn (Gewinnanteil, RG Warn 1920 Nr 21) auf die Dienſtzeit, unter Anrechnung 
des von ihm in der betreffenden Zeit etwa gemachten Nebenverdienſtes, gemäß $ 615 Satz 2, 
als Schadenserſatz beanſpruchen, bei Dienſtverhältniſſen von unbeſtimmter Dauer aber nur 
bis zu dem Zeitpunkt, zu dem ihm mit geſetzlicher oder vertraglicher Friſt hätte gekündigt 
werden können (SeuffA 70 Nr 200). Der Schadenserſatzanſpruch unterliegt in dieſem Falle 
der gleichen Verjährung wie die Lohnforderung (vgl. § 196 Nr 8 und RG JW 1918, 550). 
Der ungerecht Entlaſſene kann aber auch den Erſatz des Schadens verlangen, der ihm über 
die Vertragsdauer hinaus infolge der Kündigung ‚3. B. in der Richtung entſteht, daß er keine 
fo vorteilhafte Stellung mehr erhält, als er im Falle einer ordentlichen Kündigung hätte 
erhalten konnen (RG 35 1912, 7471; Warn 1910 Nr 267). Vgl. insbeſondere wegen des 
Schadenserſatzanſpruchs im Konkurſe des Dienſtberechtigten bei Kündigung durch den Ver⸗ 
walter KO 5 22 Abſ 2 und für die Kündigung im Falle der Geſchäftsaufſicht zur Abwendung 
des Konkurſes BRVO v. 14. 12. 16 (RG BI 1363) $ 11 Abſ 2. 


S 629 


Nach der Kündigung eines dauernden Dienſtverhältniſſes hat der Dienſt⸗ 
berechtigte dem Verpflichteten auf Verlangen angemeſſene Zeit zum Auf⸗ 
ſuchen eines anderen Dienſtverhältniſſes zu gewähren !). 

KB 1978. 


1. Gewährung von Zeit zum Aufsuchen eines andern Dienſtes. Zwingende Vorſchrift 
(OLG. 22, 304), die auch in dem Falle entſprechende Anwendung findet, wenn ohne Kün⸗ 
digung, nur durch Zeitablauf, das Dienſtverhältnis demnächſt zu Ende gehen wird. i 

Es iſt dabei einerlei, wer gekündigt hat. Die Vergütung wird auch für die zum Aufſuchen 
eines anderen Dienſtes erforderliche, nicht übermäßige Zeit in der Regel weiter zu zahlen ſein. 
Vgl. § 616. 

8 630 


1) Bei der Beendigung eines dauernden Dienſtverhältniſſes?) kann der 
Verpflichtete von dem anderen Teile ein ſchriftliches Zeugnis?) über das 
Dienſtverhältnis“) und deſſen Daner fordern. Das Zeugnis iſt auf Verlangen“) 
auf die Leiſtungen und die Führung im Dienſte zu erſtrecken“). 

E II 568 III 620; P 2 307. 


1. Dieſe zwingende Vorſchrift gilt auch für das Geſindeverhältnis. Die beſonderen Vor⸗ 
ſchriften der Geſindeordnungen ſind aufgehoben (Vorbem 2 vor 8 611). — $ 630 kann aber 
trotz ſeines allgemeinen Wortlauts nicht auf alle dauernden Dienſtverhältniſſe, ſondern nur auf 
ſolche angewendet werden, bei denen der Dienſtberechtigte über Zeit und Arbeitskraft des 
Dienſtpflichtigen unmittelbar verfügt und die infolgedeſſen eine perſönliche Abhän gig: 
keit und Unterordnung begründen. Daher iſt eine entſprechende Anwendung auf 
Agenturverhältniſſe ausgeſchloſſen (RG 87, 440). Dagegen kann ein gewöhnlicher Arbeiter, 
auch wenn er nur einen Tag als Vorarbeiter bei dem ſeitherigen Dienſtherrn beſchäftigt war, 
von dieſem ein Zeugnis Über letztere Tätigkeit verlangen (MG 9. 5. 05 III 4/05). Nach 
träglicher Verzicht ſ. OLG 22, 304. f 2 

Vgl. für Handlungsgehilfen und Handlungslehrlinge HG 88 73 u. 80, für gewerbliche 
Arbeiter GewO 8 113, für Schiffsleute SeemO § 19 (OLG 28, 188). 

2. Bei der Beendigung des Dienſtverhältniſſes, nicht ſchon von der Kündigung ab (Seufft 
57 Nr 15). N 5 \ 

3. a jehriftliche Zeugnis braucht nicht beglaubigt zu ſein. Jedenfalls geſchieht die 
Beglaubigung — abweichend von den Beſtimmungen HGB 88 78, 80, GewO $ 114, SeemO 
§ 20 — nicht koſtenfrei, ſondern, ſofern der Verpflichtete fie verlangt, auf deſſen Koſten. 
— Aus dem Zeugnis muß das Dienſtverhältnis hervorgehen, und wenn danach, wie 3. B. 
beim Architekten, verſchiedene Tätigkeiten in Betracht kommen können, muß auch die Art der 
Beſchäftigung angegeben werden (JW 1916, 14309). EM 

4. Wird dieſes Verlangen, das auch anf die Leiſtungen oder auf die Führung beſchränkt 
werden kann (OLG 17, 414), nicht geſtellt, ſo darf die Erſtreckung nicht ſtattfinden (RG JW 
97, 35027). — Die Faſſung des Zeugniſſes ſteht im allgemeinen im Ermeſſen des Dienſt⸗ 
berechtigten. Nur darf er nicht Angaben machen, die mit dem Zweck des Zeugniſſes nicht 
zuſammenhängen oder, ohne durch ein berechtigtes Intereſſe des Dienſtherrn geboten zu ſein, 

ein Dienſtpflichtigen ſchaden können. Das Zeugnis über die Führung muß ein zuſammen⸗ 
faffendes Urteil über das geſamte dienſtliche Verhalten des Angeſtellten enthalten, ſoweit 


48˙* 


756 Recht der Schuldverhältniſſe Einzelne Schuldverhältniſſe 


ſeine Führung in Betracht kommt, nicht nur nach einzelner Richtung, ſonſt kaun Ergänzung 
verlangt werden (Seuff A 69 Nr 37). Das außerdienſtliche Verhalten iſt im Zeugniſſe nicht 
zu erwähnen, auch wenn es den Entlaſſungsgrund bildete (DLG 13, 423). Der Dienſt⸗ 
pflichtige hat ferner Anſpruch auf Abänderung des ausgeſtellten Zeugniſſes, wenn dieſem 
unwahre Tatſachen zugrunde gelegt ſind (OLG 28, 188), wofür den Dienſtpflichtigen 
die Beweislaſt trifft (OLG 5, 271). Wiſſentlich unwahre Angaben von Tatſachen mit dem 
Bewußtſein der Möglichkeit ſchädlicher Folgen verpflichten den Dienſtberechtigten auch zum 
Schadenserſatze gegenüber einem ſpäteren Dienſtherrn des Verpflichteten nach $ 826 (RG 
JW 05, 369%. Ein falſches, die Schadenserſatzpflicht gegenüber Dritten begrundendes Zeug⸗ 
nis ſtellt auch derjenige aus, der es auf eine beſtimmte Eigenſchaft (3. B. Ehrlichkeit) nicht 
erſtreckt und dadurch den Schein erweckt, als ob dieſe Eigenſchaft vorhanden ſei, während ſie 
in Wirklichkeit nicht vorhanden iſt (Seuff A 72 Nr 189; vgl. auch RG Warn 1910 Nr 76). 
Haftung des Dienſtberechtigten für wiſſentlich falſche Auskunft über die Ehrlichkeit eines 
Angeſtellten gegenüber dem ſpäteren Geſchäftsherrn |. Seuffa 70 Nr 146; RO SeuffA 70 
Nr 147, für ungünſtige Auskunft über einen früheren Angeſtellten gegenüber dieſem RG 
Warn 1914 Nr 122. 


Siebenter Titel 
Werkvertrag 


1. Begriff und rechtliche Natur: Gegenſeitiger Vertrag (88 320 ff.), durch den ſich der 
eine Teil (Unternehmer) zur Herſtellung des verſprochenen Werkes, d. h. zur Herſtellung oder 
Veränderung einer Sache oder zur Herbeiführung eines anderen, durch Arbeit oder Dienſt⸗ 
leiſtung zu bewirkenden Erfolges, der andere (Beſteller) zur Gewährung der vereinbarten 
Vergütung verpflichtet. Aus dem Begriffe des Werkvertrags ergibt ſich ſein Unterſchied: 
a) vom Dienſtvertrag, bei dem die entgeltliche Dienſtleiſtung als ſolche, ohne Rückſicht auf 
das Ergebnis, von den Parteien ins Auge gefaßt wird (f. Vorbem 1 vor $ 611); b) von 
Kaufvertrag, der die entgeltliche Lieferung einer bereits fertigen Sache ohne Rückſicht 
auf den Gang ihrer Herſtellung betrifft; e) vom Auftrag, der die unentgeltliche Geſchäfts⸗ 
beſorgung zum Gegenſtande hat, und endlich d) von der Mie te, welche in der entgeltlichen 
Gewährung des Gebrauchs einer Sache beiteht, wie z. B. auch die zeitweiſe Überlaſſung 
eines zu erbauenden Zirkus (RG 13, 209) Miete iſt. Vielfach ſind jedoch die genannten 
Verträge miteinander verbunden, wie z. B. Werkvertrag und Kaufvertrag (RG 11, 263); 
über den Werklieferungsvertrag vgl. $ 651. In ähnlicher Weile kann eine Verbindung von 
Werkvertrag und Miete eintreten, z. B. bei der Eiſenbahnbeförderung mit Plaßkarte. Die 
Übernahme der Verpflichtung, ein Wohngebäude mit einer Sammelheizungsanlage zu ver⸗ 
ſehen, iſt Werkvertrag, nicht Kauf oder Werklieferung (RG 14. 1. 19 VII 288/18). Der Dreſch⸗ 
maſchinenvertrag iſt in der Regel Miete mit untergeordneter Dienſtleiſtung, nicht Werkvertrag 
(Vorbem 2 vor $ 535). Die Scheidelinien zwiſchen den einzelnen Vertragsarten ſind unter 
Umſtänden ſchwer feſtſtellbar und werden leicht überſchritten. So kann ſich der Bühnen: 
anſtellungsvertrag, wenn es ſich um ein einzelnes Gaſtſpiel handelt, als Werkvertrag, 
ſonſt aber als Dienſtvertrag, und ferner die Lieferung einer Maſchine, wenn ſie ſchlecht⸗ 
hin ſtattfinden ſoll, als Kaufvertrag, in dem Falle aber, wenn die Art ihrer Herſtellung, die An⸗ 
paſſung an einen beſtimmten Raum oder Betrieb vereinbart ift, als Werkvertrag ſich darſtellen. 
Die Aufſtellung der Maſchine iſt beim Maſchinenlieferungsvertrag in der Regel nur unſelbſtändige 
Nebenleiſtung, ausnahmsweiſe kann fie auch den Gegenſtand eines beſonderen, dem Lieferungs⸗ 
vertrag als Hauptvertrag hinzugefügten Nebenvertrags (Werkvertrags) bilden. Soll darüber 
hinaus der Vertrag im ganzen mit Rückſicht auf die Vereinbarungen über die Aufſtellung 
kein Kaufvertrag ($ 433) und kein Werklieferungsvertrag (§ 651), ſondern ein Werkvertrag 
(8 631) fein, fo müſſen ganz beſondere Umſtände vorliegen, die für eine ſolche Deutung ſprechen 
(RG 23. 10. 17 VII 178/17; 14. 1. 19 VII 288/18). Vgl. dazu $ 651 A 3. Eines genauen 
Eingehens auf die Beſonderheiten des einzelnen Falles bedarf es beim Verhältnis zwiſchen dem 
Bauherrn und dem Architekten. Die Übernahme der Aufſtellung eines Bauplans durch 
einen Architekten kann — ebenſo wie die Anfertigung ſonſtiger Vorarbeiten und Entwürfe 
(RG 97, 122) — Werkvertrag ſein, aber auch den Gegenſtand eines Dienſtvertrags bilden, 
ſo namentlich dann, wenn der Architekt zugleich mit der Bauleitung betraut iſt, die Herſtellung 
des Planes alſo nur feine ſpätere Dienſtleiſtung vorbereitet. Einen typiſchen Architekten⸗ 
vertrag gibt es nicht (R& 86, 75). Über den Vertrag zwiſchen dem Schiedsri chter und den 
Parteien des ſchiedsgerichtlichen Verfahrens ſ. Vorbem 2 vor $ 611. In einem Werkvertrags⸗ 
(nicht in einem Dienſtvertrags⸗) Verhältnis ſteht insbeſondere auch, wer aus dem ihm von 
ver anderen Vertragspartei zu liefernden Ton Ziegelſteine herzuſtellen, dabei für eigene Rech⸗ 
nung die hierfür erforderlichen Arbeiter anzunehmen und für die hergeſtellte Ware die Gefahr 
bis zur Abnahme zu tragen hat; bei ſolcher Sachlage iſt das Werkvertragsverhältnis auch 
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dann nicht ausgeſchloſſen, wenn er von dem anderen Teile „als Ziegelmeiſter“ angenommen 
worden iſt (RG 72, 281; dazu Vorbem 1 vor $ 611). Iſt jemand in der Lage, ein Werk 
zum Nutzen eines anderen herſtellen zu müſſen, und überläßt es dieſem, das Werk gegen Er⸗ 
ſtattung der Koſten unmittelbar für ſich herzuſtellen, ſo liegt nicht ein Werkvertrag, ſondern 
ein dem Subventionsvertrag ähnlicher Vertrag beſonderer Art vor (RG 92, 168). 

2. Der Geltungsbereich der Vorſchriften des BGB über den Werkvertrag wird begrenzt 
durch eine Reihe von anderen reichsgeſetzlichen oder auch landesgeſetzlichen Beſtimmungen 
für gewiſſe Arten von Werkverträgen, insbeſondere: a) für den Fracht und Beförderungs⸗ 
vertrag, die gewerbsmäßige Beförderung von Gütern und Perſonen; im einzelnen: für die 
Beförderung von Gütern zu Lande oder auf Flüſſen und ſonſtigen Binnengewäſſern durch 
HGB 88 425—452; für die Beförderung von Gütern auf Flüſſen und ſonſtigen Binnen⸗ 
gewäſſern auch durch das Binnen SchG 88 26ff.; für die Beförderung von Gütern und Reiſenden 
zur See durch HGB 88 556—678; für die Beförderung von Gütern und Perſonen auf den Eifen- 
bahnen durch HGB 88 453—473 ſowie durch die EiſenbVerkO v. 23. 12.08; für die Beförderung 
von Gütern und Reiſenden mittels der Poſt durch das PRoft®, die PoſtO und den Welt PV (vgl. 
HGB 8 452; für den Telegrammbeförderungsvertrag ſ. Telegraphenordnung v. 16. 6. 04 und 
RG 91, 64; für die Beförderung von Auswanderern durch das AuswG, insbeſ. 88 22—48; 
b) für den Verlagsvertrag, der die Überlaſſung eines Werkes der Literatur oder der Tonkunſt 
an den Verleger zur Vervielfältigung und Verbreitung für deſſen eigene Rechnung betrifft, durch 
das Verl® v. 19. 6. 01, ſowie durch die nach EG Art 76 zum BGB in Geltung befindlichen 
landesgeſetzlichen Vorſchriften. Der Verlagsvertrag hat zwar große Ahnlichkeit mit dem Werk⸗ 
vertrag, iſt aber vom Geſetze ſelbſtändig geregelt worden (RG 74, 361). Vgl. auch RG 78, 298. 
— Aushilfsweiſe können für die unter a und b genannten Verhältniſſe auch die Vorſchriften 
des BGB über den Werkvertrag zur Anwendung gelangen. 

3. Von allgemeinen Beſtimmungen vgl. wegen des Erfüllungsorts 88 269, 270, wegen 
der Erfüllungszeit $ 271, wegen der Haftung für Gehilfen § 278, wegen der Übergangsbe⸗ 
ſtimmungen Ec Art 170; ferner aus der ZPO wegen Feſtſtellung der Mängel eines Werkes 
(bedeutſam für die Unterbrechung der Verjährung) 8 488, wegen vorläufiger Vollſtreckbarkeit 
gewiſſer Urteile aus Werkverträgen 8 709 Nr 3. Für den Fall eines Konkurſes |. KO 88 23 
Abſ 2, 27; für den Fall der Geſchäftsaufſicht ſ. BR Weber die Geſchäftsaufſicht zur Abwendung 
des Konkurſes v. 14. 12. 16 (RG Bl 1363) 8 9. 5 

4. Eine beſondere Form iſt für den Werkvertrag nicht vorgeſchrieben. Für ſeinen Inhalt 
gelten die allgemeinen Grundſätze, insbeſondere auch die 98 134, 138. Über die Frage, unter 
welchen Umſtänden ein Bauvertrag über ein zu Bordellzwecken beſtimmtes Haus im Sinne 
des § 138 gegen die guten Sitten verſtößt, |. RGS 63, 367; 71, 192. 2 : 

5. Kriegs- und Übergangsrecht. Über die ſchiedsgerichtliche Erhöhung von Preiſen bei 
der Liefe:ung von elektriſcher oder mechaniſcher Arbeit, Dampf, Gas oder Leitungswaſſer 
ſ. VO v. 1. 2. 19 (RG Bl 135) und v. 11. 3. 20 (RG Bl 329), dazu Bek v. 5. 3. 19 (RG Bl 288) 
und v. 18. 3. 20 (RG Bl 330). Für ſog. Kriegsverträge ſ. BO v. 21. 11. 18 (RG Bl 1323) 
und WO über die Abgeltung von Anſprüchen gegen das Reich v. 4. 12. 19 (RG Bl 2146). 
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Durch den Werkvertrag wird der Unternehmer zur Herſtellung des ver⸗ 
ſprochenen Werkes!), der Beſteller zur Entrichtung der vereinbarten Ver⸗ 


gütunge) verpflichtet. 
Gegenſtand des Werkvertrags kann ſowohl die Herſtellung oder Ver⸗ 
änderung einer Sache als ein anderer durch Arbeit oder Dienſtleiſtung herbei⸗ 


zuführender Erfolg ſein. 
EI 567 Abſ 1, 579 II 569; M 2 470, 506; P 2 309, 836. 


1. Verpflichtung des Unternehmers: Herſtellung des verſprochenen Wertes, 
d. i. entweder die Herſtellung oder Veränderung einer Sache, insbeſondere die 
Herrichtung eines Bauwerks, auch der Vertrag wegen Übernahme eines durch fremde Arbeit 
herzuſtellenden Bauwerks (Bau-Entreprifevertrag, RG 66, 4); oder ein durch Arbeit 
oder Dienſtleiſtung herbeizuführender Erfolg, auch ein fog. immaterieller Er. 
folg; im einzelnen: die Beförderung von Sachen (RG 11. 1. 05 J 390/04); namentlich die 
Beförderung mittels Fähre auf einem öffentlichen Fluſſe, auch von ſeiten des Staates (RG 
72, 58); ebenſo die Beförderung von Kähnen oder Schiffen mittels Schleppdampfer nach 
einem beſtimmten Orte (RG 59, 305; 62, 210); die Charterung auch eines ganzen Schiffes 
Ach Warn 1910 Nr 150); die gewerbsmäßige Beförderung von Perſonen mittels gewöhn 
lichen Fuhrwerks (RG 23, 91), mittels eines Kraftwagens (RG 16. 3. 06 VII 323/05), mittels 
einer Straßenbahn ( 66, 12; ſ. jedoch § 638 A 1 Abſ 2), mittels eines Eſels mit Treiber 
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(RG 18. 5. 06 VII 434/05); während die gelegentliche Mitnahme eines Bekannten auf einem 
Fuhrwerk ſich überhaupt nicht als ein Vertragsverhältnis, ſondern als ein tatſächlicher Vor⸗ 
gang (Gefälligkeit) ohne rechtliche Bedeutung darſtellen kann, bei welchem nur eine außer⸗ 
vertragliche Haftpflicht — 8 823 — eintritt (RG 65, 17). Ferner kann als Werkvertrag vor⸗ 
kommen: die Beſorgung von Geſchäften, alſo von Angelegenheiten, die das wirtſchaft⸗ 
liche Intereſſe des Beſtellers berühren ($ 675 und Vorbem 2 vor 8 611), fo die Übernahme 
der Überweiſung des Guthabens eines Kunden ins Ausland durch eine Bank (RG Warn 1919 
Nr 60), der Vepſteigerung eines Gaſthausinventars (OLG 39, 164), nicht die Ubernghme 
eines Parzellierungsauftrags gegen Gewinnbeteiligung (RG Seuffl 74 Nr 105); die Über⸗ 
nahme des Auftrags, auf eine beſtimmte Dauer Geſchäftsanzeigen in Straßenbahnwagen 
auszuhängen (RG Warn 1913 Nr 138; 1916 Nr 268; . auch JW 1916, 1295; unentſchieden, 
jedoch unter Billigung der Anwendung der für den Werkvertrag gegebenen Vorſchriften, 
RG JW 1916, 58310), die Übernahme der Verbreitung von Büchern, die der Geſchäfts. 
anpreiſung dienen (OLch 34, 39); ingleichen, ſoweit nicht bloße Dienſtleiſtungen vorliegen, 
die Ausführung von wiſſenſchaftlichen oder künſtleriſchen Unternehmungen, die Erteilung von 
Auskunft über die Kreditfähigkeit einer Perſon. So wird auch die Aufführung eines Konzerts 
oder einer Theateraufführung als Werkvertrag erſcheinen, wobei die Überlaſſung eines Platzes 
regelmäßig Nebenleiſtung iſt und nur unter beſonderen Umſtänden den Gegenſtand eines 
Nebenvertrags (Miete) bildet (vgl. 23 1920, 62%). S. auch 8 611 A 4. Vertrag über Liefe⸗ 
rung von Theatereintrittskarten an einen Händler bei Verpflichtung des Liefernden, Vor⸗ 
ſtellungen für die ſpäteren Karteninhaber zu veranſtalten, |. OLG 36, 79. Über den Anzeigen ⸗ 
vermittlungsvertrag |. OLG 36, 74. — Nicht um einen Werkvertrag, ſondern um die Be⸗ 
ſorgung fremder Geſchäfte oder um die Leiſtung von Dienſten (§ 196 Nr 7) handelt es ſich, 
wenn ſich jemand gegen Entgelt verpflichtet, ſich zu bemühen, eine Aktiengeſellſchaft ins 
Leben zu rufen, ohne fi dafür haftbar zu machen, daß die Geſellſchaft zuftande kommt 
(RG 72, 179). h 

Die dem Unternehmer obliegende Herſtellung ift regelmäßig Vorleiſtung, bei beweg⸗ 
lichen Sachen mit deren Überbringung, insbeſondere au den Eigentümer, der dem Unter. 
nehmer die Sache zur Bearbeitung übergeben hat (RG 35, 137), verbunden. Die Ver⸗ 
arbeitung von Korn zu Mehl (von Kartoffeln zu Kartoffelflocken) iſt vielfach Gattungsſchuld 
inſofern, als gleichgültig iſt, ob das vom Verarbeiter Zurückgegebene aus dem vom Beſteller 
übergebenen Stoffe hergeſtellt iſt (OLG 36, 7). Für die Verpflichtung des Unternehmers 
zur Beſchaffung des erforderlichen Stoffes iſt der Inhalt des betreffenden Vertrags map; 
gebend; über den beſonderen Fall der Herſtellung des ganzen Werkes aus einem vom Unter- 
nehmer zu beſchaffenden Stoffe (Werklieferungsvertrag) |. 9651. Für Ort und Zeit der Leiſtung 
ſ. 88 269, 271. — Der Unternehmer iſt, abweichend vom Dienftvertrage 8 613, ſofern nicht 
etwas anderes ausdrücklich vereinbart iſt oder nach dem Inhalt des Vertrags (3. B. mit einem 
Künſtler) ſeine perſönliche Leiſtungsfähigkeit in Betracht kommt, nicht verpflichtet, das Werk 
durch eigene perſönliche Tätigkeit herzustellen, vielmehr berechtigt, die Herſtellung einer anderen 
Perſon zu übertragen (RG 14. 6. 19 V 53/19). Daher wird auch der Tod des Unternehmers 
in der Regel das Vertragsverhältnis nicht beendigen (. § 649 A 2). Der Unternehmer darf 
regelmäßig auch Gehilfen verwenden. Über die Zuläſſigkeit einer Heranziehung wiſſenſchaft⸗ 
licher Hilfsarbeiter bei Übernahme der Bearbeitung der neuen Auflage eines wiſſenſchaftlichen 
Werkes |. RG 23 1915, 4284. Der Unternehmer hat ein Verſchulden feiner Hilfs- 
perſonen gemäß $ 278 zu vertreten. Zur Erfüllung der Vertragsverbindlichkeit gehört dabei 
alles, was aus dem Vertrage vom Vertragsſchuldner überhaupt verlangt werden kann; 8 278 tritt 
überall ein, wo der Schädiger ſelbſt dem Verletzten nach Maßgabe des Vertrags gerecht werden 
muß und ihn nicht auf die Haftungsgrundſätze bei unerlaubten Handlungen verweiſen kann. 
Das Verſchulden der Hilfsperſon braucht nicht bei der unmittelbaren Erfüllungshandlung 
vorzuliegen (RG Warn 1910 Nr 434). Haftung des Unternehmers für Verſchulden ſeiner 
Angeſtellten beim Beförderungsvertrag |. RG 55, 335; 62, 119; BayObLG 13, 127. Bei 
einem Zuſammenſtoß von zwei Straßenbahnwagen kommen als Gehilfen des Straßenbahn 
unternehmers bei der Erfüllung des Beförderungsvertrags gegenüber dem verletzten Fahrgaſt 
nicht nur die Angeſtellten desjenigen Wagens in Betracht, in dem ſich der Fahrgaſt befindet 
ſondern auch die Angeſtellten des andern Wagens (RG 83, 343). — Bei unberſchuldeter 
Unmöglichkeit der Leiſtung des Unternehmers gelten 88 275, 323. 5 

Unter den vertragsmäßigen Nebenverpflichtungen des Unternehmers iſt hervorzu⸗ 
heben: die Verpflichtung zur ordnungsmäßigen Inſtandhaltung der für die Vertragsaus⸗ 
ührung erforderlichen Maſchinen, Geräte und Räume, ſo z. B. bei der Perſonen⸗ 
beförderung die Verpflichtung zur Inſtandhaltung der Ab- und Zugänge zum Eiſenbahn⸗ 
Vite (n 55, 335; 86, 321; R O3 1916, 607°, RG 5. 10. 03 VI 867/03; 19. 5. 05 
Na ‚608/04; 12. 3. 07 VII 275/06), der Warteräume (MG 23 1916, 814) und ihrer 
Einrichtungsgegenſtände, z. B. Stühle (RG Warn 1915 Nr 124), zur Sorge für die Er- 
wärmung von Eiſenbahnwagen (RG Seuff A 70 Nr 50), zur Prüfung der zu verwendenden 
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Beförderungsmittel (RG 16. 3. 06 VII 323/05), zur Sorge für die körperliche Sicherheit 
der zu befördernden Perſonen (NG 66, 17; 98, 327), vom Beginne der Reiſe bis zu ihrer 
Beendigung, auch während des Aufenthalts auf Zwiſchenſtationen (NG Warn 1916 Nr 309), 
überhaupt ſolauge, als der Reiſende den für die Benutzung der Bahnanlagen erlaſſenen 
befondern Vorſchriften unterſteht, fo auch beim Verlaſſen des Bahuhofsgebaudes (NG ZW 
1918, 1716), nicht nachher beim Überfchreiten des (im Eigentum des Eiſenbahnunternehmers 
ſtehenden) Bahnhofsvorplatzes (NG Gruch 57, 941). Iſt die zu befördernde Perſon 
während der Beförderung am Körper oder an der Geſundheit beſchädigt worden, 
fo haftet der Unternehmer aus dem Vertrage, wenn er nicht beweiſt, daß ihn und feine 
Erfüllungsgehilfen kein Verſchulden trifft (NG 66, 12; 88, 343; R JW 08, 19610; 
Warn 1916 Nr 309; RG LZ 1918, 62314; RG 18. u. 21. 12. 17 VII 347, 348/17; vgl. auch 
OLG 28, 191). Dieſe Regelung greift jedoch nur für Schäden bei der Beförderung im 
eigentlichen Sinne Platz, die bei Reiſen auf der Eiſenbahn mit dem Einſteigen in den Zug 
beginnt und mit dem Ausſteigen endigt. Handelt es ſich um die vertraglichen Neben⸗ 
leiſtungen, die dieſer Beförderung vorangehen oder ihr nachfolgen, wie die Gewährung 
ſicherer Zu⸗ und Abgänge zum und vom Zuge, fo verbleibt die Beweislaſt bei dem verletzten 
Reiſenden (RG 86, 321). Über die Beweisfrage bezüglich des Verſchuldens bei einem Unfall 
durch Abgleiten einer Kraftdroſchke in einen Straßengraben |. R& 23 1915, 127. Schadens: 
erſatzanſprüche aus einem Perſonenbeförderungsvertrage können vertraglich ausgeſchloſſen 
werden, ſoweit nicht $ 276 Abſ 2 entgegenſteht (RG 11. 2. 07 VI 232/06). Keine Vertrags⸗ 
haftung für Unfälle im Bahnhofe vor Löſung einer Fahrkarte (NG Lg 1914, 153010). Keine 
Haftpflicht des Eiſenbahnunternehmers aus dem Beförderungsvertrage bei Ermordung eines 
Reiſenden durch einen Mitreiſenden während der Fahrt (RG 69, 361). Unmittelbare Haftung 
des Beförderungsunternehmers (auch für feine Erfüllungsgeh fen, § 278) gegenüber Frau 
und Kind des Beſtellers, die mit dieſem in dem beſtellten Kraftwagen befördert werden, nach 
$ 328 f. R 87, 64. Verpflichtung des Beförderungsunternehmers, einen Schaden zu erſetzen, 
den nicht der Vertragsgegner, ſondern ein Dritter erlitten hat, |. R& 86, 289. Als weitere 
Nebenverpflichtungen des Unternehmers kommen in Betracht: die Verpflichtung zur Prüfung 
der Brauchbarkeit und Durchführbarkeit der dem ſachverſtandigen Unternehmer vorliegen 
den Pläne und Koſtenanſchlage (8 650 Abſ 2; RG 18. 10. 04 VII 139/04), zur Berichterſtattung, 
Auskunft und Rechenſchaftsablegung bei der eine Geſchäftsbeſorgung betreffenden Werk⸗ 
verdingung, zur ſorgfaltigen Vermeidung von Beſchädigungen der Sachen des Beſtellers bei 
der Werkherſtellung (nicht bloß bei „Gelegenheit“ der Werkherſtellung; RG 66, 402; JW 
06, 46016; Warn 1911 Nr 168). 

2. Verpflichtung des Beſtellers: Entrichtung der vereinbarten Vergütung. Daß 
fie nicht in einer Akkord, oder Pauſchſumme, ſondern nach Maßgabe der zur Herſtellung des 
Werkes erforderlichen Einzelleiſtungen beſtimmt ift, fteht an ſich der Annahme eines Werk⸗ 
vertrags nicht entgegen (Ric Gruch 51, 947). Der Beſteller hat aber in dieſem Falle keinen 
klagbaren Anſpruch gegen den Unternehmer auf Erteilung einer Abrechnung über die von 
dieſem geleiſteten Arbeiten; vielmehr gehört eine ſolche zu der dem Unternehmer obliegenden 
Begründung feines Vergütungsanſpruchs, bei deren Unterloſſung der Beſteller zur Ver⸗ 
weigerung der Vergütung berechtigt iſt (R 72, 177). Die Vergütung kann auch in einem 
Anteil an Einnahmen beftchen, ohne daß deshalb ein Geſellſchaftsverhältnis vorzuliegen 
braucht (SeuffA 74 Nr 170). Ort der Leiſtung 88 269, 270; Zeit der Leiſtung 8 641. Ande ⸗ 
rungen der Lohn und Preisverhältniffe berechtigen den Unternehmer an ſich 
nicht zum Verlangen einer höheren als der vereinbarten Vergütung. Doch iſt für Verträge, 
bei denen die Lieferung von elektriſcher oder mechaniſcher Arbeit, Dampf, Gas oder 
Leitungswaſſer in Frage ſteht, nach den in Vorbem 5 erwähnten Vorſchriften die Mög⸗ 
lichkeit einer ſchiedsgerichtlichen Erhöhung der Preiſe gegeben. Liefert der Unternehmer 
nicht ein mangelhaftes (88 633 ff.), ſondern ein anderes als das beſtellte Werk, ſo kann 
er die vereinbarte Vergütung nur verlangen, wenn er beweiſt, daß ſie (als ausdrücklich oder 
ſtillſchweigend vereinbart) auch für dieſen Fall gelten ſollte (RG Seuff A 70 Nr 102). Zur 
Entrichtung der Vergütung tritt nach $ 640 als Hauptverpflichtung auch die Abnah me des 
vertragsmäßig hergestellten Werkes hinzu. — Als Nebenverpflichtungen des Beſtellers 
kommen unter Umſtänden diejenigen zur Lieferung des Stoffes ($ 645), zur Erteilung 
der erforderlichen Anweiſungen für die Ausführung und zur Mitwirkung bei dieſer (88 642, 
645) in Betracht; dagegen iſt in der Regel der Beſteller dem Unternehmer zur Geſtattung 
der Ausführung des Werkes nicht verpflichtet, der Beſteller eines Theaterſtücks dem 
Verfaſſer auch nicht zur Aufführung (SeuffA 74 Nr 170). Über die Verpflichtung des⸗ 
jenigen, der die Herſtellung eines Werkes im Wege öffentlicher Ausſchreibung vergibt, 
Unterſuchungen anzuſtellen und genaue Angaben darüber zu machen, z. B. bezüglich des 

eländes, wenn es ſich um die Anlegung eines Entwäſſerungsgrabens für Rieſelfelder 
handelt, |. RG JW 1916, 1152. Vertragshaftung des Beſtellers, der beim Abſchluſſe des 
Werkvertrags unrichtige Angaben gemacht hat, z. B. über die Höhenlage einer Straße, in der 
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eine Regen: und Dampfwaſſerableitung hergeſtellt werden ſoll, |. R JW 1919, 352, auch 
RG JW 1912, 7435 und § 276 A 1. — Wenn nach dem Werkvertrage der Beſteller Räume, 
Vorrichtungen und Gerätſchaften zur Verrichtung der Werktätigkeit zu be⸗ 
ſchaffen hat, fo muß er, wie nach 88 618, 619 der Dienſtberechtigte im Verhältniſſe zum 
Dienſtpflichtigen, alles tun, um den Unternehmer gegen Gefahr für Leben und Geſund⸗ 
heit ſoweit zu ſchützen, als die Natur der Werkleiſtung es geſtattet. Es bedarf dazu nicht 
einer entſprechenden Anwendung der $$ 618, 619 auf den Werkvertrag, vielmehr ergibt ſich 
die fragliche Pflicht ohne Rückſicht auf dieſe Vorſchriften ſchon aus einer die Örundfähe der 
88 157, 242 beachtenden Deutung des Vertragsinhalts (RG 80, 27; RG JW 1914, 343, 
auch 1910, 148; RG Lg 1916, 1621, RG 29. 6. 17 VII 86/17). Schuldhafte Verletzung 
dieſer Verpflichtung verbindet den Beſteller zum Schadenserſatze. Art und Umfang des 
Schadenserſatzes (wofür beim Dienſtvertrage § 618 Abſ 3 maßgebend ift) folgen bei Verletzung 
der Werkvertragspflichten aus den allgemeinen Beſtimmungen der 88 249ff. Es ſteht auch 
nichts im Wege, dem Schadenserſatzberechtigten ftatt einer einheitlich zu zahlenden Geldfſumme 
eine Rente zuzuſprechen, wenn dies — wie im Falle geminderter Erwerbsfähigkeit — als 
ein angemeſſener Schadensausgleich erſcheint (RG 68, 429; 80, 27). Die allgemeine Für⸗ 
ſorgepflicht trifft den Beſteller, der Räume zur Verrichtung der Werktätigkeit zu beſchaffen 
hat, auch dann, wenn er nur Mieter, nicht Eigentümer der Räume ift (RO JW 1914, 345). 
— Der Bauherr als Beſteller des Bauwerks hat dafür zu ſorgen, daß der Bauplatz dem Bau⸗ 
unternehmer in einer keine Gefahr in ſich bergenden Beſchaffenheit zur Ausführung des Baues 
zur Verfügung geſtellt wird (RG 3. 12. 18 VII 247/18). — Erſtreckung der Vertragspflichten 
des Beſtellers auf eine zur Ausführung des Werkvertrags vorgenommene Perſonenbeförde⸗ 
rung |. RG 23 1916, 1485. — Auch bei einem Werkvertrage iſt es rechtlich nicht aus. 
geſchloſſen, daß der Unternehmer neben dieſem Vertrage mit der Vornahme beſtimmter Ver: 
richtungen nach Anleitung und Anweiſung des Beſtellers betraut wird; dies iſt namentlich 
möglich in bezug auf Sicherungsmaßregeln, zu deren Vornahme ein Bauherr der Allgemein⸗ 
heit gegenüber verpflichtet ſein würde. So kann der Unternehmer von den Weiſungen des 
Beſtellers (z. B. einer Gemeinde, die Bauten ausführen läßt) unter Umſtänden in dem Maße 
abhängig ſein, daß der Beſteller nicht nur die Aufſicht, ſondern auch die Leitung der Arbeiten 
ausübt, alfo Geſchaftsherr iſt. In ſolchen Fällen iſt $ 831 anzuwenden (RG Warn 1912 
Nr 301). — Keinen Werkvertrag begründet die unentgeltliche Mitnahme einer Perſon 
auf einer Fahrt. Ob dadurch überhaupt (vielleicht ſtillſchweigend) ein Vertrag zuſtande 
kommt oder ob eine reine Gefälligkeit vorliegt, die unter Umſtänden Rechtswirkungen kraft 
Geſetzes zur Folge haben kann, aber kein Vertragsverhältnis begründet, hängt von den Um⸗ 
ſtänden des Falles ab (RG LZ 1915, 8312). 


8 632 

Eine Vergütung gilt als ſtillſchweigend vereinbart, wenn die Herſtellung 
des Werkes den Umſtänden nach nur gegen eine Vergütung zu erwarten iſt!)). 

Iſt die Höhe der Vergütung nicht beſtimmt, ſo iſt bei dem Beſtehen einer 
Taxe die taxmäßige Vergütung, in Ermangelung einer Taxe die übliche Ber. 
gütung als vereinbart anzuſehens). 

E I 567 Abſ 2 II 570; M 2 471; P 2 308, , 

1. Daß eine Bergütung gewährt werden ſoll, kann ausdrücklich vereinbart ſein. Fehlt 
eine ausdrückliche Vereinbarung, fo iſt nach Abf 1 zu prüfen, ob eine Vergütung als ſtill. 
ſchweigend vereinbart zu gelten hat. Iſt die Gewährung einer Vergütung ausdrücklich oder 
ſtillſchweigend vereinbart, aber ihre Höhe nicht beſtimmt, dann — aber auch nur dann — iſt 
Abſ 2 anzuwenden. r 5 

2. Bezüglich der ſtillſchweigenden Vereinbarung einer Vergütung übereinſtimmend mii 
dem Dienſtvertrag vgl. oben 8612 A 2. Ob ein über die Ausführung des Werkes angefertigter 
Koſtenanſchlag oder eine Zeichnung beſonders zu vergüten iſt, hängt von den Umftänden 
des einzelnen Falles ab. Hat insbeſondere der Beſteller, um ſich über die Herstellung und die 
Koſten eines von ihm beabſichtigten Werkes zu unterrichten und darauf ſeine Entſchließung über 
die Ausführung zu treffen, dem Unternehmer zur Einreichung von Koſtenanſchlag und Zeich⸗ 
nung Auftrag erteilt, jo iſt er zur Vergütung verpflichtet, auch weun es nicht zur Ausführung 
des Werkes kommt. Anderſeits iſt es unzweifelhaft, daß der Verfertiger von Entwürfen und 
Vorarbeiten, die er lediglich freiwillig und nur in ſeinem eigenen ntereſſe, namentlich dem, 
einen anderen zur Beſtellung zu veranlaſſen, angefertigt hat, ein Entgelt nicht beanſpruchen 
kenn, und zwar auch dann nicht, wenn keine Beſtellung erfolgt (NG Warn 1911 Nr 113). 
Ebanſowenig hat der Beſteller, falls der Unternehmer, von ihm zur Abgabe von Geboten 
aufgefordert, in Verbindung mit dieſen Zeichnung und Koſtenauſchlag eingereicht hat, damit 
ſich der Veſteller ſchlüſſig machen kann, eine Vergütung zu leiſten (SeuffA 84 Nr 114 47 Nr 25). 
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So namentlich, wenn derartige Arbeiten im ſog. Submiſſionsverfahren von den Be⸗ 
werbern ihren Geboten beigefügt und dieſe Angebote nachträglich nicht berücksichtigt werden. 
Ebenſo, wenn ein Architekt eine Bauplatzeinteilung zu liefern verspricht, weil er Ausſicht hat, 
die Architektenarbeiten für die Neubauten zu erhalten (OLG 34, 40). — Wenn das Geſetz 
ſagt, eine Vergütung gelte als ſtillſchweigend vereinbart, ſofern den Umſtänden nach 
eine Vergütung zu erwarten fei, fo ſcheidet damit eine Unterſuchung darüber aus, ob tatſächlich 
der unausgeſprochene Parteiwille auf die Entrichtung einer Vergütung gerichtet war; es iſt 
insbeſondere belanglos, weun der Beſteller den inneren Willen hatte, ſich zur Bezahlung 
einer Vergütung nicht zu verpflichten; vielmehr gilt ohne Rückſicht auf den wirklichen Willen 
der Beteiligten die Entgeltlichkeit kraft Geſetzes als gewollt, wenn tatſäch⸗ 
lich, nach den Umſtänd en des Falles, die Herſtellung des Werkes nur 
gegen eine Vergütung erwartet werden konnte (RG Warn 1911 Nr 113; 1912 
Nr 338; 1914 Nr 117). Für bauliche Entwürfe ſ. auch Seuff A 69 Nr 236; 73 Nr 51 (Be⸗ 
reicherungsanſpruch bei mißbräuchlicher Verwendung eingereichter Entwürfe). In jedem 
Falle ſetzt aber der Anſpruch auf eine Vergütung voraus, daß ein Rechtsverhältnis, nicht nur 
eine tatſächliche Gefälligkeit vorgelegen hat (RG Warn 1915 Nr 112). — Eine Anderung 
der Lohn- und Preisverhältniſſe, die nach Abſchluß des Vertrags eintritt, be⸗ 
gründet an ſich keine Anderung der vereinbarten Vergütung. S. jedoch 3 631 A 2 und 
Vorbem 5 vor $ 631. — Bei einem Bauwerk kommen im Falle nachträglicher Abweichungen 
von Ben nefprinalichen Bauplane die Grundſätze der auftragsloſen Geſchäftsführung (88 6831F.) 
zur Anwendung. 

3. Beim Mangel von Taxe oder üblichteit ſteht die Beſtimmung, wie beim 8 612, im 
Zweifel nach $ 316 dem Unternehm ar zu. — Iſt (was im Streitfalle der Unternehmer be- 
weiſen muß, Ri JW 07, 175°; Od 28, 192), über die Höhe der Vergütung nichts ausdrück⸗ 
lich ausgemacht worden, fo iſt ſtülſchweigende Verabredung des vom Unternehmer zu erweiſen⸗ 
den ortsüblichen oder angemeſſenen Preiſes anzunehmen. Bei der Berechnung der Ver⸗ 
gütung der Architetten und Jugenieure für Pläne, Zeichnungen usw. können die Sätze 
der ſog. „Hamburger Norm unter Umſtänden als übliche Vergütung in Betracht kommen, 
und jedenfalls geben fie einen beachtenswerten Anhalt für die Feſtſtellung eines angemeſſenen 
Betrags. Taxen im Siaue des Abs 2 find fie nicht. Vgl. RG IW 02, 441; 07, 17513; auch 
OLG 20, 203; 83, 196; 38, 102. — S. auch 9 632 A 3, 4. 


8 633 


Der Unternehmer iſt verpflichtet, das Wert jo herzuſtellen, daß es die 
zugeſicherten Eigenſchaften hat und nicht mit Fehlern behaftet iſt, die den 
Wert oder die Tauglichkeit zu dem gewöhnlichen oder dem nach dem Vertrage 
vorausgeſetzten Gebrauch aufheben oder mindern !). 

Iſt das Werk nicht von dieſer Beſchaffenheit, ſo kann der Beſteller die 
Beſeitigung des Mangels verlangen?). Der Unternehmer iſt berechtigt, die 
Beſeitigung zu verweigern, wenn ſie einen unverhältnismäßigen Aufwand 
erfordert?). 

Iſt der unternehmer mit der Beſeitigung des Mangels im Berzuge, fo 
kann der Beſteller den Mangel ſelbſt beſeitigen und Erſatz der erforderlichen 
Aufwendungen verlangen“). 

E 1 569 Abſ 1 Satz 1, Abi 2 II 572: M 2 478 ff.; P 2 300 ff. 

1. In den 88 633—639 ift die Gewährleiſtungspflicht des Unternehmers z. T. abweichend 
von den für den Verkäufer geltenden Vorſchriften 88 459 ff. (vgl. im übrigen dort) geregelt. 
Begriff des „Fehlers“: eine vom Regelzuſtande nachteilig abweichende Beſchaffenheit des 
Werkes; für den Fall einer neu zu konſtruierenden Maſchine ſ. Rc Warn 08 Nr 208. Daß 
der Mangel eines Werkes auf Maßnahmen zurückzuführen iſt, die der Beſteller ſelbſt gewünſcht 
hat, ſchließt ſeine Geltendmachung nicht aus. So wurde die Wandlung für begründet erklärt 
in einem Falle, in dem ein vom Beſteller gewünſchter Überzug von Stühlen mit Bronzefarbe 
abfärbte und die Stühle zum Sitzen unbrauchbar machte. Das Verlangen des Beſtellers 
war dahin zu verſtehen, daß die beſtimmungsgemäße Benutzung der Stühle nicht unmöglich 
gemacht werde. Wollte der Unternehmer die Gefahr nicht übernehmen, ſo mußte er den 
Auftrag ablehnen oder ſeine Haftung durch Vertrag ausſchlioßen. Er kann ſich auch nicht 
darauf berufen, daß ihm die erforderliche Sachkunde fehlte (RG Warn 1915 Nr 78). Vgl. 
9.685 A 1. Nicht mangelhafte Erfüllung, ſondern Nichterfüllung iſt die Lieferung einer durch 
die Schuld des Unternehmers unbrauchbaren und nicht betriebsfertigen Anlage (RG 22. 5. 17 
II 68/17). Über das Erfordernis einer Mängelrüge bei einem Werkvertrag zwiſchen Kauf. 
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leuten |. 23 1919, 655“. Über die beſonderen Verpflichtungen des Unternehmers bei den 
auftragsähnlichen Werkverträgen, insbeſondere zur rechtzeitigen Ablehnung eines Vertrags- 
antrags für gewiſſe Unternehmer, |. §8 675, 663. Im übrigen beſteht nach dem BGB in 
keinem Falle eine Verpflichtung des Unternehmers zur Übernahme eines ihm angetragenen 
Werkes. Vgl. dagegen 8 611 A 4. — An Stelle der in 88 633 ff. gegebenen Anſprüche kann der 
Beſteller auch nach allgemeinen Grundſätzen beim Vorhandenſein der tatſächlichen Voraus- 
ſetzungen einen Schadensanſpruch wegen vertragswidrigen Verhaltens des Unternehmers 
während der Ausführung ſowie die bei gegenfeitigen Verträgen aus §8 320ff. hervor⸗ 
gehenden Rechte gegen den Unternehmer geltend machen. Iſt durch beſonderen Garantie⸗ 
vertrag Mängelbeſeitigungl zugeſagt worden, ſo kann dieſe auch dann gefordert werden, 
wenn zugleich der Erſatz des durch die mangelhafte Herſtellung bereits entſtandenen Schadens 
verlangt wird (RG Warn 1911 Nr 177). Übernimmt der Unternehmer die Verbreitung 
von Geſchäftsanzeigen, z. B. durch Aushängen in Straßenbahnwagen ($ 631 A ), fo 
beſteht ſeine Vertragsleiſtung nur in der vereinbarten Verbreitung, nicht in dem vom Beſteller 
für ſich erhofften wirtſchaftlichen Erfolg. Der Beſteller kann daher keine Rechte gegen den 
Unternehmer daraus ableiten, daß dieſer Erfolg, z. B. infolge der Kriegsverhältniſſe, ausbleibt. 
Der Ausbrucheines Krieges gibt aber fürſichallein, ſelbſt bei langfriſtigen Anzeige: 
verträgen, kein Recht zum Rücktritt (RG Warn 1916 Nr 268; |. aber auch ZW 1919, 9405). 
Rücktritt des Beſtellers wegen Aushängung einer zu geringen Zahl von Anzeigen in Straßen⸗ 
bahnwagen |. R IW 1916, 5831, Minderungsanſpruch aus dem gleichen Grunde |. JW. 
1916, 12957. — Der in der Rechtſprechung des Reichsgerichts anerkannte Grundſatz, daß der 
Verkäufer von feiner Lieferungspflicht frei wird, wenn die Leiſtung infolge der Ver 
ſchiebung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe durch den Weltkrieg eine 
völlig andere geworden iſt, gilt, wie für andere zweiſeitige Verträge, entſprechend auch für 
den Werk⸗ und insbeſondere den Werklieferungsvertrag (RG SeuffA 74 Nr 126: Seefracht · 
vertrag). Ob die Vertragsteile trotz der Veränderung an den Vertrag gebunden bleiben, 
hängt von der Lage des einzelnen Falles ab. In der gleichen Weiſe iſt die Einwirkung der 
ſtaatlichen Umwälzung mit ihren wirtſchaftlichen Folgen auf beſtehende Vertragsverhält⸗ 
niſſe zu beurteilen (RG 98, 18; RG JW 1920, 4345). Vgl. auch Vorbem 5. 

2. In dieſem Anſpruch auf Beſeitigung des Mangels (d. h. Herſtellung des vertrags⸗ 
mäßigen Zuſtandes), deſſen Verfolgung nach § 638 der kurzen Verjährung unterliegt, im 
übrigen aber an keine Friſt gebunden iſt, liegt ein weſentlicher Unterſchied von den für 
die Mängel beim Kauf gegebenen Vorſchriften. — Der Beſteller, der das Werk angenommen 
hat, kann wegen feiner Mängel nur die in 88 633 —635 vorgeſehenen Rechtsbehelfe geltend 
machen, z. B. die Beſeitigung der Mängel, auch unerheblicher Mängel, fordern, aber nicht 
die Herſtellung eines neuen mangelfreien Werkes (RG 57, 275; 95, 329; . auch NG Warn 
1916 Nr 305; OLG 34, 49). Als Verlangen der Beſeitigung eines Mangels iſt es aber auch 
anzuſehen, wenn der Beſteller eines Geſamtwerks die Beſeitigung einer vertragswidrige 
Teilanlage verlangt (RG 95, 329). Daß der Unternehmer nicht verpflichtet iſt, an Stelle 
des mangelhaften Werkes ein neues mangelfreies Werk herzuſtellen, ſchließt nicht fein Recht 
aus, die von ihm geforderte Beſeitigung des Mangels durch Herſtellung eines neuen mangel⸗ 
freien Werkes zu bewirken (Seuff A 69 Nr 237; OLG 17, 424). 

3. Unverhältnismäßig iſt der vom Unternehmer zu leiſtende Aufwand, wenn der Vorteil, 
den die Beſeitigung des Mangels dem Beſteller gewährt, gegenüber dem für die Beſeitigung 
erforderlichen Aufwand geringwertig iſt, fo daß die Beſeitigung ſich nicht lohut (RG 66, 167). — 
Verweigert der Unternehmer die Beſeitigung, fo kommt § 634 Abſ 2 zur Anwendung. 

4. Verzug des Unternehmers 98 284ff. entſprechend der Miete $ 538 Abs 2. Beſeitigt 
der Beſteller Mängel, ohne daß der Unternehmer mit ihrer Beſeitigung im Verzuge iſt, fo 
kann er den Erſatz von Aufwendungen nur nach den Vorſchriften über Geſchäftsführung ohne 
Auftrag (88 677ff.) oder über ungerechtfertigte Bereicherung (58 812ff.) verlangen. 


8 634 


Zur Beſeitigung eines Mangels der im § 633 bezeichneten Art kann 
der Beſteller dem Unternehmer eine angemeſſene Friſt mit der Erklärung be⸗ 
ſtimmen, daß er die Beſeitigung des Mangels nach dem Ablaufe der Friſt ab⸗ 
lehne. Zeigt ſich ſchon vor der Ablieferung des Werkes ein Mangel, ſo kann 
der Beſteller die Friſt ſofort beſtimmen; die Friſt muß jo bemeſſen werden, 
daß ſie nicht vor der für die Ablieferung beſtimmten Friſt abläuft). Nach dem 
Ablaufe der Friſt kann der Beſteller Rückgängigmachung des Vertrags (Wan 
delung) ) oder Herabſetzung der Vergütung (Minderung)“) verlangen, wenn 
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nicht der Mangel rechtzeitig beſeitigt worden iſt; der Anſpruch auf Beſeitigung 
des Mangels iſt ausgeſchloſſen. 

Der Beſtimmung einer Friſt bedarf es nicht, wenn die Beſeitigung des 
Mangels unmöglich iſt oder von dem Unternehmer verweigert wird oder wenn 
die ſofortige Geltendmachung des Anſpruchs auf Wandelung oder auf Min⸗ 
derung durch ein beſonderes Intereſſe des Beſtellers gerechtfertigt wird). 

Die Wandelung iſt ausgeſchloſſen, wenn der Mangel den Wert oder die 
Tauglichkeit des Werkes nur unerheblich minderts). 

Auf die Wandelung und die Minderung finden die für den Kauf geltenden 
Vorſchriften der 88 465 bis 467, 469 bis 475 entſprechende Anwendunge). 

E I 569 II 572; M 2 481 ff.; P 2 309 ff. 


1. 8683 A 1. Die Anſpruche des Beſtellers auf Wand elung oder Minderung, ebenſo 
der Anſpruch auf Schadenserſatz aus § 635 haben außer in den Fällen von $ 634 Abſ 2 zur 
Vorausſetzung, daß dem Unternehmer zuvor eine angemeſſene Friſt zur Beſeitigung des 
Mangels beſtimmt iſt. Die Friſtbeſtimmung hat hier nicht, wie beim 8 326, den Verzug des 
Schuldners zur Voraussetzung; fie kaun daher ſchon vor Eintritt der Fälligkeit erklärt werden, 
ſofern nur die Friſt nicht vor Eintritt der Fälligkeit abläuft (RG JW 1910, 1868; OLG 34, 48). 
Eine Friſtſetzung iſt nicht darin zu erblicken, daß umgehende Nachbeſſerung verlangt wird; ein 
ſolches Verlangen ſteht vielmehr im Gegenſatze zur Setzung einer Friſt (RG Warn 1913 Nr 7). 
Vgl. § 326 A 1. Auf eine wiederholte Nachbeſferung wegen des nämlichen Mangels 
braucht ſich der Beſteller nicht einzuloſſen. Wird aber eine Anderung auf Grund eines Ab- 
kommens vorgenommen, wodurch die urſprüngliche Leiſtungspflicht des Unternehmers er- 
weitert oder ſonſt verändert oder vergleichsweiſe feſtgeſtellt wird, fo iſt die Vornahme dieſer 
Anderung Erſterfüllung, nicht Nachbeſſerung. Bei mangelhafter Ausführung der Anderung 
bedarf es daher der Friſtbeſtimmung nach Abſſ1, bevor Wandelung oder Minderung verlangt 
werden kann (Seuffel 70 Nr 239; [auch Nr 237). Mit dem Ablauf der Friſt fällt nicht nur 
der Auſpruch auf Beſeitigung des Mangels fort (Satz 3), ſondern auch die Befugnis des Be⸗ 
ſtellers, den Mangel auf Koſten des Unternehmers zu befeitigen ($ 633 Abf 3). — Über die 
Frage des Schadens erſatzes, weun der Unternehmer den einen und der Beſteller den anderen 
Teil einer Anlage ausgeführt hat und jeder dieſer Teile Mängel an ſich trägt, f. RG 69, 381. — 
Nach allgemeinen Grundſätzen liegt dem Unternehmer regelmäßig der Beweis der Mängel⸗ 
freiheit ſowie des mangelnden Verſchuldens, in dem Falle jedoch, wenn der Beſteller 
das Werk nach 8 640 abgenommen hat, nach § 363 dem Beſteller der Beweis der Mängel 
ob. Auch in dieſem Falle aber bleibt es bei der erſterwähnten Beweislaſt des Unterneh⸗ 
Dan wenn und foweit er für die ordnungsmäßige Beſchaffenheit des Werkes Garantie 
geleiſtet hat. 


2. Wandelung ſ. 88 465471. Die Wandelung ſowohl als die Minderung ſetzen ein 
Verſchulden des Unternehmers nicht voraus (RG 56, 81). Bei der im Wege der Wande⸗ 
lung endgültig erfolgten Ablehnung des Werkes kaun der Beſteller der Klage auf Zahlung 
der Vergütung gegenüber nicht mehr die Einrede des nicht erfüllten Vertrags vorſchützen 
(RG 58, 176; vgl. 5 640 A 2). Der Beſteller muß fein Wandelungsverlangen auch dann 
begründen, wenn der Unternehmer in einem Vorprozeſſe mit ſeinem Vergütungsanſpruche 
auf Grund der Wandelungseinrede abgewieſen worden ift, und der Beſteller nunmehr die 
Rückerſtattung einer vorher geleiſteten Anzahlung begehrt (RG 69, 388). Sit zwiſchen einem 
Rechtsanwalt und der ſeinen Beiſtand in Anſpruch nehmenden Perſon ausnahmsweiſe 
(Vorbem 2 vor $ 611) ein Werkvertrag geſchloſſen, fo kann letztere den Anſprüchen des Rechts. 
anwalts bei mangelhaftem Werte mit der Einrede der Wandelung oder der Minderung be⸗ 
gegnen (RG ZW 1914, 642%). Nach dem gemäß Abſ 4 anwendbaren 8 467 iſt die Wandlung 
ausgeſchloſſen, wenn der au ſich dazu berechtigte Beſteller die Unmöglichkeit der ihm nach 
88 346, 467 obliegenden Herausgabe verſchuldet hat (RG Warn 1914 Nr 52). Iſt die Wande⸗ 
lung durch Vertrag ausgeſchloſſen (wie üblicherweiſe bei Maſchinenlieferungen), fo kann der 
Beſteller gleichwohl nach $ 326 zum Rücktritt berechtigt ſein, wenn deſſen Vorausſetzungen 
bezüglich der Mängelbeſeitigung vorliegen. Die Friſtbeſtimmung kann hier mit der als 
Mahnung wirkenden Mängelanzeige verbunden werden (RG 18. 4. 13 VII 41/13). — Iſt eine 
Werkleiſtung mehreren Beſtellern gegenüber zu erfüllen, fo ſtehen bei mangelhafter Leiſtung 
grundſätzlich jedem einzelnen die Einrede der Wandelung (ihre Erklärung durch alle Be⸗ 
rechtigte gegenüber dem Unternehmer vorausgeſetzt, vgl. Abſ 4, 88 356, 467) und der Zurück⸗ 
behaltung (8 320), wenn es für die ganze Gegenleiſtung gerechtfertigt ift, uneingeſchränkt 
zu, mag auch eine dieſer Einreden ſchon von einem anderen Berechtigten mit Erfolg geltend 
gemacht worden fein. Handelt es ſich aber nur um die Einrede der Minderung und iſt dieſe 
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von einem Berechtigten ſchon mit Erfolg geltend gemacht worden, Jo kann ein anderer Be- 
rechtigter in einem anderen Rechtsſtreite die von dem Unternehmer entſprechend gekürzte 
Vergütung nicht nochmals um den betreffenden Betrag kürzen (RG 13. 11. 17 VII 261/17). 


3. Minderung, ſ. SS 465, 472—475. Sie hat in der Regel die rein tatſächliche Hinnahme 
des Werkes zur Vorausſetzung (vgl. 8 638 Abſ 1 Satz 2; RG 9. 2. 07 VII 334/06). Nach 
8.634 Abſ 4, § 472 iſt dabei die Vergütung in dem Verhältniſſe herabzuſetzen, in dem der Wert 
eines mangelfreien Werkes der beſtellten Art zu dem Werte eines Werkes von der mangel- 
haften Art des ausgeführten geſtanden haben würde. Streitig iſt, ob bei dieſer Wertfeſtſtellung 
die Zeit des Vertragsabſchluſſes oder die Zeit der Abnahme oder Ablieferung des Werkes 
zugrunde zu legen iſt. Für die erſte Anſicht Planck 8 634 Erl 4, für die zweite Dernburg 118320 
III, Oertmann $ 684 Nr 4b. Allerdings ſprechen für die zweite Anficht die SS 634, 641 Abſ 1, 
644; gleichwohl wird man ſich für die erſte zu entſcheiden haben, da nach § 634 Abſ 4 auf die 
Minderung die für den Kauf geltenden Vorſchriften der 88 469-475 entſprechende Anwendung 
finden ſollen, nach 8 472 Abſ 1 aber bei der Minderung der Kaufpreis in dem Verhältuiſſe, 
in welchem zur Zeit des Verkaufs, alſo des Vertragsabſchluffes (nicht der Übergabe), 
der Wert der Sache in mangelfreiem Zuſtande zu dem wirklichen Werte geſtanden haben 
würde, herabzuſetzen iſt und auch dieſe Auffaſſung zu einem praktiſch annehmbaren Er⸗ 
gebnis führt. 

4. Die Verweigerung der Beſeitigung und damit die Entbehrlichkeit der Friſtſetzung 
iſt ſchon dann anzunehmen, wenn der Unternehmer, ſei es auch erſt im Laufe des Rechts⸗ 
ſtreits, das Vorhandenſein von Mängeln überhaupt beſtreitet (RG 64, 294). Doch muß es 
ſich um ein entſchiedenes Beſtreiten handeln, und es müſſen in dieſer Richtung ſtrenge 
Anforderungen geſtellt werden, wenn die Beſtimmung einer Friſt überflüſſig fein ſoll (RG 
Warn 1919 Nr 159). Der Beſteller handelt auf ſeine Gefahr, wenn er ein mangelhaftes 
Werk durch ein anderes erſetzt, bevor der Mangel feſtgeſtellt iſt und der Unternehmer ſeine 
Beſeitigung beſtimmt und endgültig verweigert hat. Der Beſteller kann in ſolchem Falle 
Schadenserſatz wegen ſeiner Aufwendungen dann nicht verlangen, wenn der Unternehmer 
ſich bereit erklärt, die Mängel ſelbſt zu beſeitigen. Verweigert aber der Unternehmer die 
Beſeitigung, fo ſteht dem Anſpruche des Beſtellers auf vollen Erfah nichts im Wege (MG 
ebenda). — Kann der Mangel eines Werkes wegen unvollſtändiger Erfüllung in der dafür 
beſtimmten Zeit (z. B. bei Aushängung von Geſchäftsanpreiſungen in ungenügender Zahl 
und Beſchaffenheit) nicht mehr beſeitigt werden, fo bedarf es nach Abſ 2 keiner Friſtſetzung 
(RG 7. 10. 19 VII 186/19; ſ. auch JW 1916, 1295). 


5. Beim Ausſchluß der Wandelung trifft für deſſen tatſächliche Vorausſetzung den Unter⸗ 
nehmer die Beweislaſt. Stellt ſich alsdann nur ein unerheblicher Mangel heraus, ſo kann 
der Beſteller zwar nicht Wandelung, aber Minderung ($ 634) und, wenn der Mangel auf 
einem Umſtande beruht, den der Unternehmer zu vertreten hat, an Stelle der Minderung 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung (§ 635) verlangen (RG 24. 10. 19 VII 185/19). Der 
Ausſchluß der Wandelung greift übrigens nur dann Platz, wenn ein Fehler dem Werke 
anhaftet, nicht auch dann, wenn mangels zugeſicherter Eigenſchaft das Werk ſich als vertrags⸗ 
widrig erweiſt (RG 66, 169; JW 1913, 4811; DLG 7, 477). Vgl. oben A 1 a. E.; ſ. jedoch 
8 640 A 2). — Für die Frage, ob der Mangel nur eine unerhebliche Minderung des Wertes 
oder der Tauglichkeit des Werkes zur Folge hat (nicht zu verwechſeln mit der Geringfügigkeit 
der Preisminderung, die der Beſteller wegen des Mangels verlangen kann), iſt entſcheldend, 
ob der Wert oder die Tauglichkeit des Werkes nach den beiden Teilen bekannten Umſtänden 
des Falles, alſo auch unter Berückſichtigung des Vertragszwecks als ſo wenig gemindert an⸗ 
zuſehen iſt, daß dem Beſteller die Annahme zugemutet werden kann (RG 2. 5. 19 VII 8/19). 
Die Frage kann, weil nicht nur tatſächlicher Art, noch in der Reviſionsinſtanz geprüft werden 
(R ebenda und KW 05, 339). 


6. Entſprechende Anwendung finden alfo hier die für den Kauf getroffenen Vorſchriften 
über die Vollziehung der Wandelung oder Minderung, über die vom Verkäufer an den einen 
Mangel behauptenden Käufer zu richtende Aufforderung zur Erklärung, ob er Wandelung 
verlange, über die entſprechende Anwendung der flir das vertragsmäßige Rücktrittsrecht 
geltenden Beſtimmungen (88 465467); ferner über die Durchführung der Wandelung beim 
Verkauf mehrerer Sachen, ſowie über die Durchführung der Minderung und über das einem 
Käufer, der wegen eines Mangels die Minderung erklärt hat, zuſtehende Recht, wegen eines 
anderen Mangels Wandelung oder von neuem Minderung zu verlangen (88 9.—47 5% Die 
auf die Wandelungseinrede erfolgte Abweiſung eines Teilanſpruchs des Unternehmers aus dem 
Werkvertrage enthält noch keine die Verjährung ausſchließende „Vollziehung der Wandelung 
im Sinne von 8 465, und der darauf vom Beſteller klagend verfolgten dückforderung eines 
Teiles des Werklohus ſteht daher die für die Wandelung geltende Einrede der kurzen Ver⸗ 

laährung nach 88 688, 639 entgegen (RG 69, 385). 


Werkvertrag 88 634, 635 765 


8 635 


Beruht der Mangel des Werkes auf einem Umſtande, den der Unter⸗ 
nehmer zu vertreten hat!), jo kann der Beſtellere) ſtatt der Wandelung oder 
der Minderung Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangen?). 

E I 569 II 578; M 2 481; P 2 610 fl. 


1. Ein vom Unternehmer zu vertretender umſtand kann auf einem Verſchulden (Vorſatz 
oder Fahrläſſigkeit) des Unternehmers oder ſeiner Hilfsperſonen (88 276, 278) oder auf einem 
Garantieverſprechen, alſo auf der Zuſicherung, für die Vertragsmäßigfeit des Wertes einſtehen 
zu wollen (RG 58, 180; 90, 415; JW 1911, 444°), beruhen. Die vertragliche Zuſicherung 
einer Eigenſchaft des herzuſtellenden Werkes (8 633 Abſ 1) genügt nicht, um die Schadens- 
erſatzpflicht zu begründen (RG Warn 1915 Nr 79). Dagegen hat der Unternehmer auch 
ſolche Mängel zu vertreten, die auf eine beſondere Anweiſung des Beſtellers zurückzuführen 
find, ſofern der Unternehmer den Befteller nicht auf das Sachwidrige der Anweiſung auf- 
merkſam gemacht hat (RG Warn 1919 Nr 96; vgl. auch 1915 Nr 78 oben $ 638 A 1). Bei 
Beurteilung der Schadenserſatzpflicht des Unternehmers kann auch ein mitwirtendes Ver⸗ 
ſchulden des Beſtellers oder ſeiner Hilfsperſonen gemäß 98 254, 278 in Betracht kommen 
(RG 62, 106; 69, 384). N 

2. Auch hier ift von ſeiten des Beſtellers vorgängige erfolgloſe Beſtimmung einer Friſt 
(5 634 A 1) zur Beſeitigung erforderlich (RG 56, 81), ſofern nicht einer der Ausnahmefälle 
des 8 634 Abſ 2, insbeſ ondere die Unmöglichkeit der Befeitigung, vorliegt (RG 2. 3. 09 I11197/08). 
Eine ſolche Friſtbeſtimmung ſteht alfo dem Schadensanſpruche keinenfalls entgegen (NG JW 
1910, 1465). Wird geltend gemacht, daß der Mangel nicht beſeitigt werden könne (8 634 
Abſ 2), fo muß unter Umſtänden geprüft werden, ob nicht wenigſtens durch Beſeitigung der 
nachteiligen Folgen eines ſelbſt nicht zu beſeitigenden Mangels (z. B. der Verwendung un⸗ 
geeigneter Stoffe) die Herſtellung eines dem § 633 Abf 1 entſprechenden Werkes möglich ist. 
Iſt der Mangel in dieſem Sinne zu beſeitigen, dann muß eine Friſt zur Beſeitigung nach 
§ 634 Abſ 1. beſtimmt werden (RG Warn 1915 Nr 79). — Zwiſchen der Wandelung oder 
Minderung einerſeits und dem Schadenserſatz anderſeits kann der Beſteller bis zur Vollziehung 
der erſteren oder bis zur rechtskräftigen Verurteilung des Unternehmers wählen (keine Wahl⸗ 
ſchuld im Sinne der 88 262, 263). Vgl. ferner A 3. 

3. Dieſer Schadenserſatzanſpruch wegen Nichterfüllung, deſſen Verjährung ſich nach 
8 638 beſtimmt, und durch den zugleich der Anſpruch des Unternehmers auf Vergütung beſeitigt 
wird (MG 58, 176), ſetzt voraus, daß es ſich um einen unmittelbar durch die 
Maugelhaftigkeit des Werkes hervorgerufenen, dieſem unmittelbar anhaftenden 
und in dem Zeitpunkte der Abnahme oder Vollendung des Werkes vorliegenden Schaden 
handelt (NG 62, 119; 64, 41; 66, 16; 71, 173; Warn 1915 Nr 130). Dadurch werden 
aber andere, auf allgemeinen Grundſätzen beruhende Schadensan⸗ 
ſprüche nicht ausgeſchloſſen. Aus dem Rahmen des 8 635 fällt heraus und iſt nach 
allgemeinen Grundſätzen (8 276) zu beurteilen der Erſatzanſpruch wegen eines Schadens, 
der nicht ſchon aus der mangelhaften Beſchaffenheit des gelieferten Werkes ſelbſt ent- 
ſpringt, Sondern in feiner Benutzung und einem damit verkuüpften beſonderen Ereigniſſe 
feinen Grund hat. Hier bedarf es zur Entſtehung des Schadens noch des Hinzutritts 
eines beſonderen ſelbſtändigen Exeigniſſes (z. B. eines vom Beſteller erlittenen körper⸗ 
lichen Unfalls), und der Schaden braucht in dem Zeitpunkte der Abnahme oder Vollendung 
des Werkes (88 638, 646) noch nicht entſtanden zu fein (RG 95, 2). Der aus einer ſolchen 
Schadenszufügung hergeleitete Schadenserſatzanſpruch unterliegt nicht der kurzen Verjährung 
des $ 638, ſondern der dreißigjährigen Verjährung nach § 195 (RG 95, 2, auch 93, 158: RG 
J 08, 1961, 1911, 444“; 1912, 68620; Warn 1920 Nr 33). Dal. $ 638 A1. Dieſe Unter⸗ 
ſcheidung zwiſchen Schäden, die unmittelbar aus der Mangelhaftigkeit des Werkes hervor⸗ 
gegangen, und ſolchen, die erſt durch das Hinzutreten eines beſonderen felbftändigen Ereigniſſes 
verurſacht worden ſind, iſt auch für das Verhältnis eines Schadenserſatzanſpruchs 
gegenüber früher oder gleichzeitig erhobenen Anſprüchen auf Wandelung oder 
Minderung entſcheidend. Handelt es ſich um einen Schaden der erſteren Art, ſoll alſo der 
nämliche Mangel, der die Wandelung oder Minderung rechtfertigt, fur ſich allein den Schadens. 
erſatzauſpruch begründen, dann kann der Beſteller nur einen der drei Auſprüche durchführen, 
Schadanserſatz alſo zwar im Hilfsverhältnis zu Wandelung oder Minderung (vgl. RG 58, 178), 
nicht aber neben und nach durchgeführter Wandelung oder Minderung geltend machen (vgl. A 2). 
Iſt dagegen der Schaden erſt durch das Hinzutreten eines beſonderen felbftändigen Ereigniſſes 
vermittelt worden, ſo ſteht ein darauf geſtützter Erſatzanſpruch dem Beſteller auch neben und 
nach durchgeführter Wandelung oder Minderung zu (RG 95, 2; auch 93, 158). — Über 
Einzelheiten der Schadensberechnung vgl. NG Warn 1911 Nr 234; JW 1912, 686%, Ver⸗ 
langt der Beſteller Schadenserſatz wegen eines trotz Nachbeſſerung (§ 633 Abf 2) verbliebenen 
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Minderwertes, ſo kann der Unternehmer nicht einwenden, dem Beſteller ſei von ſeinem eigenen 
Abnehmer tein Abzug gemacht worden. Für eine Vorteilsausgleichung iſt kein Raum, da 
Vorteil und Nachteil nicht auf dem gleichen Ereignis beruhen. Auch kommt es für die Schadens⸗ 
erſatzpflicht des Unternehmers nur auf den Zeitpunkt der Fertigſtellung des Werkes oder 
der Nachbeſſerung an (RG JW 1919, 9323). 


8 636 


Wird das Werk ganz oder zum Teil nicht rechtzeitig hergeſtellt!), jo finden 
die für die Wandelung geltenden Vorſchriften des § 634 Abſ 1 bis 3 ent⸗ 
ſprechende Anwendung; an die Stelle des Anſpruchs auf Wandelung tritt 
das Recht des Beſtellers, nach § 327 von dem Vertrage zurückzutreten?). Die 
im Falle des Verzugs des Unternehmers dem Beſteller zuſtehenden Rechte 
bleiben unberührt). 

Beſtreitet der Unternehmer die Zuläſſigkeit des erklärten Rücktritts, weil 


er das Werk rechtzeitig hergeſtellt habe, jo trifft ihn die Beweislaſt“). 
E 1569 Abj 4 II 57; M 2 481 ff.; P 2 310 ff.; 6 384, 


1. Bei nicht rechtzeitiger Herſtellung des Werkes ſtehen dem Beſteller ſchon nach all- 
gemeinen Grundſätzen als Rechtsbehelfe zu: a) die Klage auf Vertragserfüllung oder nach 
§ 283 auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung; b) die Einrede des nicht erfüllten Vertrags; 
c) der Schadensanſpruch aus einem etwaigen Garantieverſprechen des Unternehmers; d) die 
nach § 686 Abſ 1 Satz 2 unberührt bleibenden Anſprüche aus einem etwaigen Verzuge. 

An Stelle des Auſpruchs auf Wandelung gewährt außerdem der 8 636 in Abſ 1 Satz 1 
ein Rücktrittsrecht (kein Minderungsrecht), das einen Verzug oder ein Verſchulden des 
Unternehmers nicht erfordert, aber wegfällt, wenn die Verzögerung auf einen Umſtand zurück⸗ 
zuführen ift, den der Beſteller zu vertreten hat (NG 1. 12. 16 VII 216/16). Höhere Gewalt, 
3. B. ein Arbeiterſtreik, eutſchuldigt den Unternehmer nicht. Nur in gewiſſen Ausnahme⸗ 
fällen (3. B. bei Kürze der Lieferungsfriſt, Nichterlangbarkeit anderer Arbeiter innerhalb 
dieſer Friſt u. dgl.) kann ein ſolcher Streik dem Unternehmer zur Entſchuldigung dienen (RG, 
8. 12. 07 UI 169/07). Sollen nach dem Vertrage „Arbeitseinſtellungen“ eine Verlängerung 
der Friſt für die Herſtellung des Werkes bewirken, ſo iſt es Auslegungsfrage, ob darunter 
auch Ausſperrungen“ d. h. die von einem Arbeitgeber oder von einem Arbeitgeberverband 
den Arbeitern aufgenötigten Arbeitseinſtellungen zu verſtehen find (RG Warn 1914 Nr 131). 

2. Die Vorſchriften über die Wandelung nach erfolgloſer Friſtſetzung (8 634 Abſ 1—8) 
finden entſprechende Anwendung; nur die Rechtsfolge iſt nicht Wandelung, ſondern Rücktritt. — 
Für die Erklärung des Rücktritts iſt der Beſteller, wenn er infolge eines beſonderen 
Jutereſſes an deſſen ſofortiger Geltendmachung nach $ 634 Abſ 2 von Beſtimmung einer 
Friſt abſehen darf, an eine beſtimmte Friſt oder an die Verjährung nicht gebunden, ins⸗ 
beſondere nicht verpflichtet, den Rücktritt bereits im Zeitpunkte des Ablaufs der Lieferfriſt 
oder doch der Entſtehung des beſonderen Intereſſes zu erklären. Vielmehr iſt alsdann nur der 
Unternehmer befugt, nach § 355 dem Beſteller eine Friſt zur Erklärung zu ſetzen (RG 
52, 317). Beſtimmt der Beſteller nach Ablauf des Lieferungstermins eine Friſt nach $ 634 
Abſ 1 „zum Beginne der Arbeiten“ (z. B. für eine Schaufenſteranlage), fo iſt damit von ſelbſt 
auch eine, der Dauer nach erforderlichenfalls durch den Richter zu bemeſſende Friſt zur Voll 
endung des Werkes beſtimmt. Erklärt der Unternehmer ſich nur unter vertragswidrigen Be: 
dingungen (3. B. gegen Vorauszahlung des Lohnes) zum Beginne der Arbeiten bereit, ſo 
kann der Beſteller ſchon vor Ablauf der Friſt nach 8 686 Ab] 1 Satz 1 vom Vertrage zurück⸗ 
treten. Verzug (Abf 1 Satz 2) ift dazu nicht erforderlich (NG Warn 1917 Nr 76). 


3. Für den Verzug ift einerſeits ein Verſchulden des Unternehmers erforderlich (8 285), 
anderſeits aber auch die Wirkung (Schadenserſatz) weiter erſtreckt (58 286, 326). Hat der 
Unternehmer das Werk teilweiſe hergeſtellt, die Herſtellung des Reſtes aber ſchuldhaft unfer- 
laſſen, und beanſprucht der Beſteller deshalb Schadenserſatz wegen Nichterfüllung nach $ 326, 
ſo ftehen Schadenserfagforderung und Anſpruch auf einen Teil des Werklohns nicht als 
ſelbſtändige, aufrechenbare Forderungen einander gegenüber. Es handelt ſich nicht um Auf⸗ 
rechnung (88 387ff.), ſondern um Abrechnung, d. h. Ermittelung eines rechneriſchen Ergeb» 
niſſes, wobei der fällige Teillohn nur die Bedeutung eines die Höhe der Schadenserſatzforde⸗ 
rung beeinfluſſenden Rechnungsbetrags hat (RG 83, 279). 


4. Der Zurücktretende hat den Ablauf der Friſt und die Erklärung des Rück⸗ 


ar a einen nach $ 634 Abf 2 die Friſtbeſtimmung erübrigenden Umſtand zu be⸗ 


Werkvertrag 88 635—638 767 


8 637 


Eine Vereinbarung, durch welche die Verpflichtung des Unternehmers, 
einen Mangel des Werkes zu vertreten, erlaſſen oder beſchränkt wird, iſt 


nichtig, wenn der Unternehmer den Mangel argliſtig verſchweigt!). 
E I 570 II 575; M 2 485, 486; P 2 311. 


1. Übereinſtimmend bei Kauf und Miete. Vgl. 88 476, 540. Im übrigen kann die Ver⸗ 
tretungspflicht des Unternehmers durch freie Vereinbarung beliebig feſtgeſetzt werden. Der 
Gewährleiſtungsanſpruch nach § 637 iſt beim Vorliegen mehrerer Mängel nicht in vollem 


Umfange nichtig, wenn nur ein Mangel oder einzelne von den mehreren Mängeln argliſtig 
verſchwiegen ſind (RG 62, 122). 


8 638 


Der Anſpruch des Beſtellers auf Beſeitigung eines Mangels des Werkes, 
ſowie die wegen des Mangels dem Beſteller zuſtehenden Anſprüche auf Wan⸗ 
delung, Minderung oder Schadenserſatz verjähren !), ſofern nicht der Unter⸗ 
nehmer den Mangel argliſtig verſchwiegen hat, in ſechs Monaten, bei Arbei⸗ 
ten an einem Grundſtück in einem Jahre, bei Bauwerken?) in fünf Jahren. 
Die Verjährung beginnt mit der Abnahme des Werkes?). 


Die Verjährungsfriſt kann durch Vertrag verlängert werden“). 
E I 571, 579 Nr 2 II 576; M 2 486, 508; P 2 311. 


1. Verjährung. Vgl. 8 477. 8 638 ſetzt für ſämtliche bezeichneten Anſprüche (88 633685) 
ohne Rückſicht darauf, wann der einzelne Mangel in die Erſcheinung tritt, und ohne Rückſicht 
darauf, daß erſt von dieſem Zeitpunkte an der Beſteller in der Lage iſt, Anſprüche zu erheben, 
den Beginn der Verjährung auf den Tag der Abnahme des Werkes und ſpricht damit aus, 
daß für die Verjährung nicht der Zeitpunkt der Entſtehung des Anspruchs auf Beſeitigung 
eines beſtimmten Schadens oder der Entſtehung des Wandelungs, Minderungs- und Schadens» 
erſatzanſpruchs, ſondern uur der Ablauf: des mit der Abnahme beginnenden Zeitraums be⸗ 
ſtimmend iſt (R JW 1912, 11055). Die Verjährung greift nicht nur bei Herſtellung oder 
Veränderung einer Sache, ſondern auch bei einer Leiſtung nicht körperlicher Art, der Er⸗ 
zielung eines Erfolges, Platz und beginnt alsdann mit der Abnahme oder (8 646) Vollendung 
der Leiſtung. Vorausgeſetzt wird aber dabei, daß der Mangel der gelieferten Leiſtung un⸗ 
mittelbar anhaftet und im Zeitpunkte der Abnahme oder Vollendung der Schaden für den 
Beſteller erwachſen it, was z. B. nicht der Fall iſt bei einem durch eine unrichtige Wert- 
ſchätzung (Taxe) nachträglich verurſachten Schaden (RG 64, 43; il 71, 173). a 

Streitig ift, ob die kurze Verjährung auch bei einem Schadensanſpruch eintritt, der ſich nicht 
auf einen bei der Abnahme hervortretenden Mangel des gelieferten Werkes, ſondern auf 
eine durch Zuwiderhandeln gegen die pflichtmäßige Sorgfalt bei Ausführung des noch 
nicht vollendeten Werkes begangene Rechtsverletzung gründet, insbeſondere in dem Falle, 
wenn bei der Ausführung eines Beförderungsvertrags der zu Lande oder zu Waſſer 
beförderte Reiſende während der Beförderung infolge mangelnder Fürſorge für ſeine Perſon 
oder in ähnlicher Weiſe, z. B. durch Senkung einer mangelhaft unterhaltenen Eiſenbahnanlage 
als Urſache einer Zugsentgleiſung, durch Verſchulden des Beförderungsunternehmers oder 
feiner Leute (58 276, 278) körperlich verletzt worden iſt. Vgl. $ 276 A 6. Diele Fürſorge 
iſt nicht unmittelbar Gegenſtand des Werkvertrags und der Abnahme: der auf Vernachläſſigung 
der Fürſorge gegründete Anſpruch unterliegt deshalb nicht der kurzen wech do (RG 62, 119; 
64, 43; 66, 12; JW 1912, 68610). Ebenſowenig der Anſpruch, welcher darauf gegründet 
wird, daß der Unternehmer oder ſeine Gehilfen bei den auf die Werkherſtellung gerichteten 
Arbeiten die Sorgfalt verletzt und dadurch Sachen des Beſtellers beſchädigt haben (RG Warn 
1911 Nr 168). Überhaupt unterliegen alle Erſatzanſprüche wegen Schäden, die nicht un⸗ 
mittelbar aus der Mangelhaftigkeit des gelieferten Werkes hervorgegangen, ſondern erſt durch 

as Hinzutreten eines beſonderen ſelbſtändigen Ereigniſſes vermittelt worden find, 
nicht der kurzen Verjährung des $ 638, ſondern der dreißigjährigen Verjährung nach $ 195 
(vgl. außer den erwähnten Entſcheidungen noch RG 93, 158; 95, 2; R JW 1910, 1065; 
? arn 1915 Nr 261). Das wurde z. B. auch angenommen für den Anſpruch des Beſtellers 
auf Erſatz des Schadens, der dadurch entſtanden war, daß Feuchtigkeit aus einem vom Unter ⸗ 
nehmer hergeſtellten Abzugsrohr in das Mauerwerk des Hauſes eingedrungen war und Haus⸗ 
ſchwamm hervorgerufen hatte (NG Warn 1920 Nr 33). Auch für Anſprüche aus einem ſelb⸗ 
"Andigen neben dem Werkvertrag gegebenen Garantieverſprechen gilt die gewöhnliche Ver⸗ 
lährungsfriſt, nicht die des 8 638 (MG JW 1919, 2410. Dagegen wird die Anwendung 
oleſer Vorſchrift nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der dem Werk ſelbſt unmittelbar anhaftende 
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Mangel auf eine Verletzung der Vertragspflicht bei Herſtellung des Werkes zurückzuführen ift 
(RG 93, 158; NG L 1916, 1362). So iſt $ 638 anzuwenden bei Auſprüchen wegen 
unſachgemäßen Beſchlagens eines Pferdes (OLG 28, 198), wegen Nichteinhaltung der 
Zuſicherung einer beſonders ſorgfältigen Ausführung oder eines Widerſtandes gegen einen 
beſtimmten Druck (OLG 28, 194). Vgl. 8 635 A 3. Ferner findet $ 638 auch An⸗ 
wendung auf den Anſpruch des Beſtellers auf Erſatz der Aufwendungen, die er zur Beſeitigung 
eines Mangels bei Verzug des Unternehmers macht ($ 633 Abſ 3). Dieſer Anſpruch iſt nur 
als ein Ausfluß, als eine Abart des Anſpruchs auf Beſeitigung des Mangels anzuſehen und 
unter dieſem Anſpruche mitzuverſtehen. Dafür ſpricht die Faſſung und Entſtehungsgeſchichte 
des 8 633 Abſ 3 ſowie das Verkehrsbedürfnis (NG 80, 439; beſtr.). 

Die Vorſchrift des § 638 iſt nicht anwendbar auf den Verlagsvertrag (RG 74, 861 und 
Vorbem 2 vor $ 631), ebenſo nicht auf den Dienſtvertrag, wohl aber auf den Vertrag zwiſchen 
dem Rechtsanwalt und der Partei, wenn dieſer ausnahmsweiſe (Vorbem 2 vor $ 611) ein 
Werkvertrag tft. § 32a NAD (fünfjährige Friſt) kürzt nur die regelmäßige Verjährungsfriſt 
von dreißig Jahren ab und läßt Sondervorſchriften, wie den § 638, unberührt (nch 88, 223). 
Liegt, wie in der Regel, ein Dienſtverhältnis vor, fo iſt H 32a RAO anzuwenden (RG 90, 82; 
RG 23 1916, 1188). Er 

2, Bauwerk: eine unbewegliche, durch Verwendung von Arbeit und Material in Ber: 
bindung mit dem Erdboden hergeſtellte Sache (RG 56, 41). Auch die von den mitwirkenden 
Bauhandwerkern eingefügten einzeln verdungenen Teilarbeiten gehören dazu (RG 
57, 377; Warn 1912 Nr 339; Os 36, 79). Dabei brauchen Teilwerke an einem Ge⸗ 
bäude, um als Bauwerk ($$ 638, 648) gelten zu können, nicht einen äußerlich hervor⸗ 
tretenden, körperlich abgegrenzten Teil des ganzen Baues darzuſtellen. Sie gehören zu 
den Bauwerken, wenn ſie, auf Grund von Werkverträgen geleiſtet, materielle Beſtandteile 
der Geſamtarbeitsleiſtung eines Baues bilden (RG 63, 313). Ganz unbedenklich dürfen 
daher auch Umarbeiten (Veränderungen oder Erneuerungen) an vorhandenen Gebäuden, 
3. B. die Verſtärkung der Belaſtungsfähigkeit der die Decken tragenden Eiſenkonſtruk⸗ 
tionen durch Anbringung neuer Säulenreihen und Unterzugsträger (RG JW 1913, 13310), 
als Bauwerk beurteilt werden, wenn ſie auf Grund eines Werkvertrags geleiſtet werden und 
zufolge ihres beſtimmungsmäßigen Inhalts und Umfangs für die Konſtruktion, ſei es des ganzen 
Gebaudes, ſei es eines Gebäudeteils, von weſentlicher Bedeutung find (angef. RG JW 1918, 
13310, RG Warn 1916 Nr 305). Ein Werkvertrag über eine maſchinelle Einrich⸗ 
tung und Inbetriebſetzung betrifft nur dann ein Bauwerk, wenn der Unternehmer 
auch die Fundamentierung und die Verbindung mit den Fundamenten zu beſorgen hat (RG 
Gruch 50, 656; 17. 12. 09 III 590/08). Ein arteſiſcher Brunnen oder ein Pumpbrunnen 
iſt in der Regel kein Bauwerk (vgl. RG 30, 153). Ausnahme jedoch bei hergeſtellter feſter und 
dauernder Verbindung der Röhren und Maſchinenanlagen mit dem Grundſtick (RG JW 02 
Beil 21970). Auch ein Betriebswaſſerkanal, der aus miteinander durch Mörtel verbundenen 
Zementrohren und aus gemauerten Einfallſchächten (unbeweglichen Sachen) beſteht, mit denen 
die zwiſchen zwei Schächten liegenden einzelnen Teile der Rohrleitung unter Verwendung von 
Zement und Mörtel zuſammengebaut ſind, ift ein Bauwerk im Sinne des $ 638 (RG JW 1910, 
1481). Kein Bauwerk iſt dagegen eine mit Ketten am Ufer befeftigte Schiffsmühle (RG JW. 
08, 431%), ebenſowenig in der Regel eine Drainage wegen der fehlenden feſten Verbindung der 
Röhren mit dem Erdboden (RG JW 08, 6576; SeuffA 67 Nr 46; Gruch 53, 81). Kein Bau⸗ 
werk ſind aufgetürmte Sandkippen; ſchon deswegen nicht, weil ſie einem beſtimmten Zwecke 
nicht dienen noch einen nach gewiſſen Regeln der Kunſt oder der Erfahrung hergeſtellten Gegen⸗ 
ſtand bilden (RG 60, 138). Keine Bauwerke find Gartenanlagen, weil fie nur in einer Um⸗ 
geſtaltung des Erdbodens beſtehen (vgl. RG 80, 158); die Gartenterraſſe kann ein Bauwerk 
ſein. Kein Bauwerk iſt die Herſtellung eines Bohrlochs in Verbindung mit der Lieferung 
und Einführung eines Saugrohrs; ebenſo kein Bauwerk, ſondern nur eine kunſtgerechte 
Veränderung des natürlichen Zuſtandes von Grund und Boden ſind Brunnen, mögen auch 
die Rohre unten mit Filtern zu verſehen und oben an die Sangleitung anzuſchließen geweſen 
ſein, dann, wenn die Herſtellung von Mauerwerk oder ein wirkliches Bauen nicht erforderlich 
war (RG Gruch 59, 124). Auf den Wert einer Anlage und auf den Umfang der Arbeits. 
leiſtung kommt es für die Anwendung des 5 688 nicht an (RG ebenda). Der Begriff des 
Bauwerks läßt ſich hiernach wie folgt beſtimmen: „ein Werk, das mit einem Grundſtuc oder 
Gebäude verbunden und nach feiner typiſchen Zweckbeſtinnmung unbeweglich iſt; das ferner 
nicht in einer bloßen Umgeſtaltung des Bodens ſelbſt beſtehen darf“ (Oertm aun). 

3. Abnahme des Werkes. Vgl. $ 640 A 2. Iſt nach der Beſchaffenheit des Werkes 

en ausgeſchloſſen, fo beginnt die Verjährung gemäß § 646 mit der Vollendung 
erkes. 

4. Verlängerung der Verjährungsfriſt abweichend von 8 225. SI Fir die Brauchbarkeit 

eines Werkes Garantie übernommen, ſo beginnt die Verjährung nicht erſt mit dem Ablauſe 

der Garantiefriſt; vielmehr bedeutet die Garantieübernahme, daß jeder innerhalb der Garantie- 
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friſt hervortretende Mangel geltend gemacht werden kann, jedoch fo, daß von dem Hervor⸗ 
treten des Mangels oder von dem in § 639 Abſ 2 erwähnten Zeitpunkte ab die geſetzliche Ver- 
jährung zu laufen beginnt (RG Gruch 53, 81; vgl. RG 65, 119). Wird vereinbart, daß der 
Unternehmer zur Nachbeſſerung verpflichtet ift, falls innerhalb einer beſtimmten Friſt gewiſſe 
Mängel hervortreten ſollten (darin liegt auch ein Garantieverſprechen), fo wird einer folchen 
Abrede regelmäßig der Sinn beiwohnen, daß die Verjährung des Nachbeſſerungsanſpruchs 
mit der Entdeckung des Mangels und nicht etwa ſchon mit der Abnahme des Werkes beginnen 
ſoll (RG Warn 1911 Nr 370; OLG 36, 79). — Der ſelbſtändige Garantievertrag iſt zu 
unterſcheiden von der Zuſicherung einer Eigenſchaft im Sinne des 8 683 (vgl. auch RG 
JW 1912, 28919). 
§ 639 


Auf die Verjährung der im 8 638 bezeichneten Anſprüche des Beſtellers 
finden die für die Verjährung der Anſprüche des Käufers geltenden Vor⸗ 
ſchriften des § 477 Abſ 2, 31) und der SS 478, 4792) entſprechende Anwendung. 

Unterzieht ſich der Unternehmer im Einverſtändniſſe mit dem Beſteller 
der Prüfung des Vorhandenſeins des Mangels oder der Beſeitigung des 
Mangels, ſo iſt die Verjährung ſo lange gehemmt, bis der Unternehmer das 
Ergebnis der Prüfung dem Beſteller mitteilt oder ihm gegenüber den Mangel 


für beſeitigt erklärt oder die Fortſetzung der Beſeitigung verweigert). 
E II 576 Ab 2 III 629; P 2 312 ff. 


1. Nach dem entſprechend anzuwendenden § 477 Abſ 2, 3 wird die Verjährung durch 
den Antrag des Beſtellers auf gerichtliche Beweisaufnahme zur Sicherung des Beweiſes 
eines Mangels unterbrochen und die eingetretene Hemmung oder Unterbrechung bezüglich 
der Verjährung eines der in 5638 aufgeführten Anſprüche auch auf die Verjährung der anderen 
Anſprüche erſtreckt (vgl. auch $ 634 A 6). Die Verjährung des unteilbaren Anſpruchs auf 
Nachbeſſerung (5 688 Abſ 2) wird aber durch die Unterbrechung der Verjährung nur eines 
Teiles des den nanuichen Mangel betreffenden Geldanſpruchs (z. B. durch Aufrechnung 
dieſes Anſpruchs im Rechtsstreit gegen einen niedrigeren Anſpruch des Unternehmers ohne 
Erhebung einer Widerklage wegen des Mehrbetrags) nicht unterbrochen (RG 85, 365). Die 
Vorſchrift des § 477 Abſ 3 umfaßt auch Auſprüche auf Erſatz eines durch Lieferung einer 
mangelhaften Sache ſchuldhaft verurſachten Schadens (vgl. RG 58, 200; 56, 167), iſt aber 
nach ihrem Grund und Zweck nur da anzuwenden, wo die in Frage kommenden Anſprüche 
ſich gegenſeitig ausſchließen. Durch die Erhebung einer Wandelungsklage wird alſo nicht die 
Verjährung eines Schadenserſatzauſpruchs unterbrochen, der neben der Wandelungsklage 
hätte durchgeführt werden können (RG 93, 158; vgl. § 635 A 8). 

2. Nach den entſprechend anzuwendenden SS 478, 479 kann der Beſteller ſchon durch 
rechtzeitige Anzeige des Mangels ſich die Befugnis zur Verweigerung der Vergütung, 
ſoweit er auf Grund der Wandelung oder Minderung dazu befugt fein würde, ſowie die Auf- 
rechnung des Schadensanſpruchs auch für die Zeit nach Vollendung der Verjährung 
erhalten. Er kann aber, wie nach RG 56, 167 beim Kaufe, nur aufrechnen gegen Anſprüche 
aus dem nämlichen Vertrage, bei einem in Teillieferungen zu erfüllenden Werkvertrage nur 
gegen Anſprüche aus derjenigen Teillieferung, aus der der Erſatzauſpruch entftanden iſt (OLE 
39, 16 


‚ 162). he 
3. Hemmung der Verjährung. Vgl. 88 202 ff. Räumt der Käufer dem Verkäufer einer 
mangelhaften Sache ein Nachbeſſerungsrecht ein und entzieht ſich dann der Verkäufer im 
Einverftändniffe mit dem Käufer der Beſeitigung des Mangels, fo ift 8 639 Abſ 2 entſprechend 
anzuwenden, die Verjährung der Auſprüche des Käufers alſo bis zu dem im Abſ 2 angegebenen 
Zeitpunkt gehemmt (RG 96, 266). 
S 640 


1) Der Beſteller iſt verpflichtet, das vertragsmäßig hergeſtellte Werk 
abzunehmen )), ſofern nicht nach der Beſchaffenheit des Werkes die Abnahme 
ausgeſchloſſen iſt'). a 

Nimmt der Beſteller ein mangelhaftes Werk ab, obſchon er den Mangel 
kennt, jo ſtehen ihm die in den SS 633, 634 beſtimmten Anſprüche nur zu, 
wenn er ſich ſeine Rechte wegen des Mangels bei der Abnahme vorbehält⸗) s 

EI 572, 579 II 077; M 2 489—492; P 2 315 ff. 5 
1. Die 88 640-643 behandeln die Verpflichtungen des Beſtellers: Abnahme, Ent⸗ 
richtung der Vergütung und, ſoweit nötig, Mitwirkung bei der Herſtellung des Werkes. 

308, Kommentar von Reichsgerichtsräten. I. Band. 3. Aufl. 49 


770 Recht der Schuldverhältniſſe Einzelne Schuldverhältniſſe 


2. Die Abnahme, gleichbedeutend mit der Annahme der Erfüllung in 8 341 Abſ 3 und 
der Annahme der Erfüllung in $ 863, iſt nicht jede nur äußerliche Hinnahme der Leiſtung 
wie im Falle des $ 433 Abſ 2, erfordert vielmehr (vgl. „Abnahme des vertragsmäßig 
hergeſtellten Werkes“), daß der Beſteller bei und nach der Hinnahme ausdrücklich oder 
ſtillſchweigend zu erkennen gibt, daß er die Leiſtung als eine in der Hauptſache dem Ver⸗ 
trage entſprechende Erfüllung anerkenne (RG 57, 338; RG 10. 3. 08 III 374/07; RG JW 
08, 4325; RG Warn 1918 Nr 93; DLG 39, 162). Durch ſolche Annahme kommt der Be⸗ 
ſteller dann in die Lage, das Werk näher zu prüfen. Jene Anerkennung liegt z. B. dann 
vor, wenn der Beſteller eine ihm gelieferte elektriſche Maſchinenanlage in Betrieb nimmt 
oder wenn der Bauherr das beſtellte Haus nach ſeiner Fertigſtellung bezieht und dauernd 
beſtimmungsgemäß beuutzt (RG Warn 08 Nr 460), nicht aber dann, wenn er das Werk nur 
zum Zweck der Erprobung entgegennimmt (RG 7. 5. 07 III 486/06); notwendig iſt viel⸗ 
mehr, daß das Werk überhaupt als Vertragserfüllung gegeben und genommen wird (NG 
Warn 1913 Nr 8). Der Beſteller iſt mangels einer beſonderen Vereinbarung nicht ver⸗ 
pflichtet, das abzunehmende Werk auf ſeine Vertragsmäßigkeit ſofort zu prüfen. Die Ab: 
nahme enthält hiernach noch nicht die Anerkennung des Werkes als eines völlig vertrags mäßigen. 
Sie kann gegeben fein, wenn das Werk in ſeinen weſentlichen Teilen fertiggeſtellt iſt und nur 
geringfügige Arbeiten fehlen (OLG 34, 44), ſowie wenn wegen einzelner Mängel ein Nach⸗ 
beſſerungsverlangen vorbehalten wird (RG Warn 1918 Nr 93), und ſchließt auch das Recht 
des Beſtellers, Mängel des Werkes, die ihm noch unbekannt ſind, ſpäter zu rügen, nicht aus 
(RG JW 07, 331°; 08, 4325; 1910, 1065), ſondern ſchränkt dieſes Recht nur fo weit ein, als 
der Beſteller die Mängel kannte. Im übrigen wird die Beweislaſt darüber, ob die Leiſtung 
dem Vertrag entſpricht, umgekehrt. Doch genügt der Beſteller, der das abgenommene Werk 
als der zugeſagten Leiſtungsfähigkeit nicht entſprechend bemängelt, feiner Beweispflicht regel. 
mäßig ſchon, wenn er darlegt, daß die zugeſagte Leiſtung ausgeblieben iſt. Sache des 
Unternehmers iſt es dann, zu beweiſen, daß das Ausbleiben auf von ihm nicht zu vertretende 
Umſtände zurückzuführen iſt (RG LZ 1915, 9047). Ferner wird der Beginn der Verjähr ung 
(8.638 Abf 1) feſtgelegt; auch geht die Gefahr von dem Unternehmer auf den Beſteller über 
68 644 Abſ 1). Der Übergang des Eigentums auf den Beſteller iſt aber nicht von der Abnahme 
des Werkes im Sinne des § 640 abhängig (RG LE 1914, 857°). Die Abnahme und Bezahlung 
kann auch wegen eines unerheblichen Mangels abgelehnt werden, es müßte denn ſein, daß 
nach den beſonderen, vom Unternehmer nachzuweiſenden Umftänden des einzelnen Falles die 
Zurückweiſung des Werkes wegen des Mangels gegen Tren und Glauben verſtoßen würde 
(R 24. 1. 11 VII 284/10). — Auf die Abnahme kann der Unternehmer ebenſo wie auf die 
Entrichtung der Vergütung ſelbſtändig klagen. Er kann ſich auch darauf beſchränken, die 
Vergütung einzuklagen. Sache des die Abnahme endgültig verweigernden Beſtellers ift 
es dann, feine Einwendungen fo zu geftalten, daß eine endgültige Regelung des Rechts. 
verhältniſſes (3. B. durch Wandelung) möglich wird. Die Feſtſtellung behebbarer Mängel, 
die nach 88 320 ff. nur eine zeitweiſe Verweigerung der Abnahme rechtfertigen, genügt 
nicht zur Abweiſung der Klage (RG 58, 173; 69, 381; R IW 06, 333; RG Warn 1910 
Nr 326; RG 22. 12. 16 VII 267/16). — Die Koften der Abnahme treffen regelmäßig 
den Beſteller. — Ungerechtfertigte Verweigerung der Abnahme begründet für den Be⸗ 
ſteller nicht nur Annahmeverzug (88 298 ff.), ſondern auch Erfüllungsverzug (88 284 ff.), wobei 
auch § 326 anwendbar ift. 2 1 

3. Für die Abnahme iſt regelmäßig dann kein Raum, wenn dem Werke die materielle 
Beſchaffenheit und Körperlichkeit fehlt, außerdem auch, wenn der Beſteller den Gegen⸗ 
ſtand, an dem ein Werk hergeſtellt werden ſoll, ſchon in feinen Beſitze hat (. auch $ 646). 

4. Bei Abnahme des Werkes in Kenntnis des Mangels bedarf es zur Erhaltung der 
Anſprüche aus IS 683, 634 (auf Beſeitigung oder Wandelung oder Minderung) eines Vor⸗ 
behalts. Auch durch einen vor der Annahme erklärten Vorbehalt werden die Rechte des Ay. 
nehmenden gewahrt, wenn ſie nur bei der Abnahme erkennbar aufrechterhalten werden 
(RG 73, 146). Dagegen bedarf es zur Erhaltung des Schadenserſatzanſpruchs aus § 635 
nach dem klaren Wortlaut des Geſetzes auch bei Kenntnis des Mangels keines Vorbehalts. 
A. M. Dernburg II $ 320 VI, weil es Treu und Glauben widerſpreche, wenn der Beſteller, 
der den Mangel bei der Abnahme kennt und ſich keine Anſprüche wegen des Mangels vor⸗ 
behält, dennoch ſpäter Schadenserſatz wegen Nichterfüllung beanſpruche. Allein dieſe Meinung 
ſcheitert an der ausdrücklichen, nur die Anſprüche aus 88 633, 684 erwähnenden Vorſchrift 
des § 640. Für die Entbehrlichkeit des Vorbehalts kommt auch weiter in Betracht, daß der 
Anſpruch nach § 635 auf einem vom Unternehmer zu vertretenden Umſtande beruht. 
Demgegenüber läßt ſich nicht ohne weiteres ſagen, das Unterlaſſen des Vorbehalts verſtoße 
gegen Treu und Glauben, zumal in der Abnahme des Werkes noch keine endgültige Billigung 
oder Gutheißung zu finden iſt. Nur dann, wenn nach den Umſtänden des einzelnen Falles 
Wille troßh Kenntnis der Mangelhaftigkeit erfolgten vorbehaltloſen Abnahme des Werkes der 

We zu verzichten erkennbar zutage getreten iſt, gehen die aus 8 635 herzuleitenden 
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Sagebenzerlapanfprüde unter (RG 90, 18; ebenſo RG 23. 10. 17 VII 178/17 u. 4. 11. 18 
VII 170/18). Ein ſolcher Verzicht iſt aber ſelbſt in dem fortgeſetzten Gebrauch eines mangel⸗ 
haften Werkes nicht unter allen Umſtänden zu finden. Die Fortſetzung des Gebrauchs kann 
im Intereſſe des Unternehmers liegen, inſofern der Umfang des von ihm zu erſetzenden 
Schadens, z. B. des dem Beſteller entgehenden Gewinns, dadurch gemindert wird, und ſie 
kann mit Rücksicht auf $ 254 Abſ 2 ſogar Pflicht des Beſtellers fein (NG Gruch 57, 963). 
5. Die Beweislaſt für die Kenntnis des Veſtellers trifft den Unternehmer, für den Vor⸗ 
behalt den Beſteller. — Über die Anwendung des § 363 |. RG Warn 1910 Nr 374. 


8 641 
Die Vergütung iſt bei der Abnahme des Werkes zu entrichten !). Iſt das 
Werk in Teilen abzunehmen und die Vergütung für die einzelnen Teile be⸗ 
ſtimmt, ſo iſt die Vergütung für jeden Teil bei deſſen Abnahme zu entrichten?), 
Eine in Geld feſtgeſetzte Vergütung hat der Beſteller von der Abnahme 


des Werkes an zu verzinſen, ſofern nicht die Vergütung geſtundet ift?), 
E 1 597 II 578; M 2 492—494; P 2 319 ff. 


1. Fälligkeit der Vergütung. Die Herſtellung des Werkes iſt vom Unternehmer regel⸗ 
mäßig als Vorleiſtung zu bewirken, die ſchließliche Auslieferung aber, unbeſchadet einer 
abweichenden ausdrücklichen oder ſtilſchweigenden Vereinbarung, Zug um Zug gegen Ent⸗ 
richtung der Vergütung. Bis dahin iſt der Unternehmer zur Zurückhaltung des Werkes befugt, 
welches Zurückhaltungsrecht im Falle des $ 647 ſich bis zu einem Pfandrecht an dem 
zurückbehaltenen Werke verſtärken kaun. — Die Vorſchrift des § 641 geht davon aus, daß 
das Werk vertragsmaßig hergeſtellt ift. Für das Recht des Beſtellers, wegen eines Mangels 
des Werkes die Vergütung gang oder teilweiſe zurückzuhalten, gilt 8 320. Bei Werken kleineren 
Umfangs und Wertes (3. B. bei Kleidungsſtücken) braucht üblicherweiſe der Werklohn nicht 
entrichtet zu werden, bevor das Werk mangelfrei fertiggeſtellt iſt. Bei Werken größeren 
Umfangs und Wertes (3. B. bei Bauten) darf, wenn nach der Abnahme noch kleine Mängel 
abzustellen ſind, der Beſteller nicht die ganze Vergütung, ſondern nur einen — allerdings 
reichlich zu bemeſſenden — Teil zurückbehalten (OLG 34, 45). — An die Stelle der Abnahme 
($ 640 A 2) tritt auch hier bei ihrem Ausſchluß nach § 646 die Vollendung des Werkes. 

2. Teilung der Vergütung. Sit das Werk in Teilen abzunehmen, aber die Vergütung 
nicht für die einzelnen Teiie beſtimmt, fo kann der Unternehmer die Entrichtung erſt bei der 
Ablieferung des letzten Teiles berlangeıt. 

3. Zinſen. Höhe $ 246, HG 8 352. 


§ 642 


9 Iſt bei der Herſtellung des Werkes eine Handlung des Beſtellers er⸗ 
forderlich), jo kann der Unternehmer, wenn der Beſteller durch das unter⸗ 
Injjen der Handlung in Verzug der Annahme kommts), eine angemeſſene Ent⸗ 
ſchädigung verlangen. 

Die Höhe der Entſchädigung beſtimmt ſich einerſeits nach der Dauer des 
Verzugs und der Höhe der vereinbarten Vergütung, andererſeits nach dem⸗ 
jenigen, was der Unternehmer infolge des Verzugs an Aufwendungen er⸗ 
ſpart oder durch anderweitige Verwendung ſeiner Arbeitskraft erwerben 
kann). 

E 2 II 579 Abſ 1; M 2 494 ff.; P 2 328 ff. 

1. Die 98 642, 643 regeln die Schadenserſatzpflicht des Beſtellers und das Rücktrittsrecht 
des Unternehmers bei Annahmeverzug des Beſtellers. j 

2. Eine Handlung des Beſtellers, insbeſondere Lieferung von Stoff oder Überlaſſung 
von Raum, Sorge für deſſen gefahrloſe Beſchaffenheit, Erteilung von Anweiſungen oder 
lonſtige perſönliche Mitwirkung des Beſtellers bei der Ausführung (3. B. Erſcheinen zur An⸗ 
fete des beſtellten Anzugs, Anweſenheit bei der Herftellung eines Bildes). Gerät der Be. 
Seller durch Unterlaſſung einer ſolchen (nicht erzwingbaren, OLG 31, 129) Haudlung in 
gunahmeverzug, wozu ein Verſchulden von feiner Seite nicht erforderlich ift (Seuffa 74 
Nr 171), fo hat der Unternehmer die in 59 642, 643 enthaltenen Rechte. Durch diefe Sonder- 
görſchriften iſt in dem angegebenen Falle die Anwendung des $ 326, der einen Verzug bei 
Nr ame des fertiggeſtellten Werkes vorausſetzt, ausgeſchloſſen (RG 53, 221; Warn 1918 
. 37 Im übrigen aber bleiben neben den in 88 642, 643 beſtimmten Rechten die aus 
allgemeinen Vorſchriften ſich ergebenden Anſprüche des Unternehmers auf Vergütung, ſowie 
. 


772 Recht der Schuldverhältniſſe Einzelne Schuldverhältniſſe 


wegen Annahmeverzugs, vertraglichen Verſchuldens, Unmöglichkeit der Leiſtung, ingleichen 
die Einrede des nicht erfüllten Vertrags beſtehen. Begründet insbeſondere die Nichtmit⸗ 
wirkung des Beſtellers bei der Leiſtung des Unternehmers im einzelnen Falle nicht uur An⸗ 
nahmeverzug, ſondern eine die Erreichung des Vertragszwecks gefährdende Vertragsverletzung, 
ſo kann der Unternehmer vom Vertrage zurücktreten, ohne daß es einer Hriſtſetzung bedarf 
(RG Warn 1918 Nr 137). — Kündigt der Beſteller nach § 649, fo kann der Unternehmer 
neben dem ihm bis zur Kündigung entſtandenen Schaden ($ 642) die vereinbarte Vergütung 
unter den vorgeſehenen Anrechnungen (§ 649) verlangen; das Verlangen eines Erſaßzes für 
einen nach der Kündigung entſtandenen Schaden iſt ebenſo wie ein Vorgehen nach § 648 
ausgeſchloſſen (RG 14. 6. 19 V 53/19). 

3. Annahmeverzug. Vgl. 88 293 ff. 

4. Höhe der Entſchädigung. Zu berückſichtigen ift nicht nur das, was der Unternehmer 
erwirbt oder zu erwerben böswillig unterläßt (vgl. 88 824 Abs 1 Saß 2, 615 Satz 2, 649), 
ſondern alles, was er nach Lage der Sache erwerben konnte. 


8 643 


Der Unternehmer iſt im Falle des 8 642 berechtigt, dem Beſteller zur 
Nachholung der Handlung eine angemeſſene Friſt mit der Erklärung zu be⸗ 
ſtimmen, daß er den Vertrag kündige, wenn die Handlung nicht bis zum Ab⸗ 
laufe der Friſt vorgenommen werde. Der Vertrag gilt als aufgehoben, wenn 
nicht die Nachholung bis zum Ablaufe der Friſt erfolgt“). 

E II 589 Abſ 2 III 633; P 2 328, 

1. Friſtſetzung von ſeiten des Unternehmers. (Vgl. Friſtſetzung des Beſtellers 8 634 UA 1). 
Erſt vom Friſtablauf ab, nicht mit rückwirkender Kraft, gilt der Vertrag als aufgehoben 
und nur der bis zu dieſem Zeitpunkt erwachſene Schaden kann (gemäß 8 642) . verlangt 
werden. — Statt deſſen auch Anſpruch des Unternehmers auf einen der geleiſteten Arbeit 
entſprechenden Teil der Vergütung, ſowie auf Erſatz der in der Vergütung nicht inbegriffenen 
Auslagen nach $ 645 Abſ 1 Sah 2. — Entſprechend der im $ 634 Abſ 2 für die Friſtbeſtim⸗ 
mung des Beſtellers gegebenen ausdrücklichen Vorſchrift bedarf es im Falle des 3 648 einer 
Friſtbeſtimmung des Unternehmers nicht, wenn die vom Beſteller vorzunehmende Handlung 
nach dem Verzug des Beftellers, 8 642) unmöglich geworden iſt (RGS 94, 290. 


8 644 


1) Der Unternehmer trägt die Gefahr bis zur Abnahme des Werkes). 
Kommt der Beſteller in Verzug der Annahme, ſo geht die Gefahr auf ihn 
übers). Für den zufälligen Untergang und eine zufällige Verſchlechterung 
des von dem Beſteller gelieferten Stoffes iſt der Unternehmer nicht verant⸗ 
wortlich“). 

Verſendet der unternehmer das Werk auf Verlangen des Beſtellers nach 
einem anderen Orte als dem Erfüllungsorte, jo finden die für den Kauf gelten⸗ 
den Vorſchriften des § 447 entſprechende Anwendung). 

E I 576 II 580; M 2 497—500; P 2 829. 


1. Neben den hier gegebenen Sondervorſchriften über die Gefahrtragung bleiben die 
in den 88 323— 325 enthaltenen Beſtimmungen (bei Unmöglichkeit der Leiſtung, Verſchulden 
des Unternehmers oder Beſtellers uſw., dazu aber auch $ 645 Abi 1) im weſentlichen 
beſtehen, nicht minder diejenigen über die Folgen von Mängeln des Werkes nach 89 634, 
635, 640. Den Unternehmer trifft dabei regelmäßig die Beweislast dafür, daz er feinen 
Vertragspflichten nachgekommen ſei. — An Stelle dieſer Sondervorſchriften kann übrigens 
die Gefahrtragung durch Vereinbarung der Beteiligten in anderer Weiſe geordnet werden. — 
Beſondere Vorſchriften: VerlG § 33, BinnenSchcd 8 64. : ; 

2. Gefahrtragung des Unternehmers bis zur Abnahme ($ 640 A 2), und wenn die 
Abnahme ausgeſchloſſen ift, bis zur Vollendung des Werkes (8 646). Der Beſteller bleibt 
mithin beim Untergange des Werkes, auch wenn dieſer vom Unternehmer nicht ver⸗ 
ſchuldet iſt, von der Entrichtung der Vergütung befreit. Ausnahme zugunſten des Unter⸗ 
nehmers f. § 645 Abf 1 Satz 1. Anderſeits ſteht dem Beſteller ein Anſpruch auf 
Schadenserſatz oder auf Wiederherſtellung des Werkes nicht zu, wenn er nicht den 
Schadenserſatzanſpruch aus allgemeinen Vorſchriften, den Herſtellungsanſpruch aus beſon⸗ 
deren vertraglichen Beſtimmungen ableiten kann, auch die Wiederherſtellung noch möglich und 
für die Parteien von Intereſſe iſt. Dies alles gilt auch beim Untergange des erſt teilweiſe 
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vollendeten (körperlichen oder unkörperlichen) Werkes. Tritt der Untergang nach der 
Abnahme oder der Vollendung ein, ſo behält der Unternehmer den Anſpruch auf Vergütung, 
ſofern ſolcher nicht durch einen von ihm zu vertretenden Umſtand, insbeſondere Mangelhaftig- 
keit des Werkes, ausgeſchloſſen wird. Vgl. § 646 A 1. 

3. Gefahrübergang auf den Beſteller im Falle des Annahmeverzugs (SS 293 ff.). 
Wirkt aber während dieſes Annahmeverzugs bei dem Untergang oder der Verſchlechterung 
des Werkes ein nach $ 300 vom Unternehmer zu vertretender Umſtand mit, fo bleibt es bei 
der dem Unternehmer obliegenden Tragung der Gefahr. Vgl. § 324 Abſ 2. 

4. Die Gefahrtragung für den Stoff bleibt unter allen Umſtänden auf dem Beſteller 
ruhen, wenn er ihn ſelbſt geliefert hat. Bei Verzug des Unternehmers hat dieſer für den ba- 
durch erwachſenden Schaden nach $ 288 einzuſtehen. 

5. Die Gefahr der Verſendung geht nach $ 447 auf den Beſteller über, ſobald der Unter- 
nehmer das fertige Werk der für die Verſendung beſtimmten Perſon oder Anſtalt überliefert 
hat. Auch in dieſem Falle hat aber der Unternehmer den Nachweis zu führen, daß er das 
Werk in abnahmefähiger Beſchaffenheit und ſachgemäßer Verpackung abgeſchickt habe. 


8 645 


Iſt das Werk vor der Abnahme infolge eines Mangels des von dem 
Beſteller gelieferten Stoffes oder infolge einer von dem Beſteller für die Aus⸗ 
führung erteilten Anweiſung untergegangen, verſchlechtert oder unausführbar 
geworden, ohne daß ein Umſtand mitgewirkt hat, den der Unternehmer zu 
vertreten hat!), jo kann der Unternehmer einen der geleiſteten Arbeit ent⸗ 
ſprechenden Teil der Vergütung und Erſatz der in der Vergütung nicht 
inbegriffenen Auslagen verlangen?). Das gleiche gilt, wenn der Vertrag 
in Gemäßheit des 8 643 aufgehoben wirds). 

Eine weitergehende Haftung des Beſtellers wegen Verſchuldens bleibt 


unberührt“). 
E I 577 II 580; M 2 500 ff.; P 2 831. 


1. Vergütungsanſpruch des Unternehmers trotz Untergangs, Verſchlechterung oder Un⸗ 
ausführbarkeit des Werkes vor der Abnahme ($ 640 A 2) — falls nach der Beſchaffenheit des 
Werkes feine Abnahme ausgeſchloſſen iſt, vor der Vollendung des Werkes (8 646) —, wenn 
der Untergang auschließlich auf den Beſteller zurückzuführen ift, den jedoch hierbei ein Ver⸗ 
ſchulden nicht zu treffen braucht. 

Unterläßt der Unternehmer die Prüfung des vom Beſteller gelieferten Stoffes (ſofern 
ſie ihm, als Sachverſtändigen, obliegt) und den Hinweis auf etwaige Mängel des Stoffes, 
fo ſteht ihm ein Anſpruch nach 8 645 nicht zu. 

2. umfang des Anſpruchs, alſo die ganze Vergütung bei vollendetem, einen entſprechenden 
Teil davon bei teilweiſe ausgeführtem Werke. 

3. Aufhebung des Vertrags bei Nichteinhaltung der dem Beſteller vom Unternehmer 
geſetzten Friſt zur Nachholung einer Handlung. 

4. Weitergehende Haftung des Beſtellers. Vgl. insbeſondere § 324. Unberührt bleibt 
der Entſchädigungsanſpruch des Unternehmers nach $ 642 (OLG 36, 81). 


S 646 


Iſt nach der Beſchaffenheit des Werkes die Abnahme ausgeſchloſſen!), 
jo tritt in den Fällen der 88 638, 641, 644, 645 an die Stelle der Abnahme die 


Vollendung des Werkes. 

EL 579 Nr 1 II 582; M 2 502 ff.; P 2 886. 

1. Ausſchluß der Abnahme, insbeſondere bei einem nicht körperlichen, ſondern künſtleriſchen 
oder wiſſenſchaftlichen Werke oder bei einem bereits im Beſitze des Beſtellers befindlichen Werke. 
Hier tritt in bezug auf die Verjährung der Anſprüche des Beſtellers ($ 638), die Entrichtung 
der Vergütung (8 641), die Gefahrtragung ($ 644), den Untergang oder die Verſchlechterung 
des Werkes ($ 645) an die Stelle der Übernahme die Vollendung des Werkes. Wenn von 
einem Bauunternehmer an einem Hauſe einzelne Arbeiten, für die eine förmliche Abnahme 
nicht ſtattzufinden pflegt, ausgeführt worden ſind und nach dieſer Ausführung das Haus 
abgebrannt üt, fo trifft die Gefahr (§ 644), da fie erſt nach Vollendung der Arbeiten ein- 
getreten iſt, nicht mehr den Unternehmer (SeuffA 64 Nr 191). — Vollendung des Werkes 
bei einem Schleppvertrage, ſobald ſich der Kahn an dem Orte befindet, an den er geſchleppt 
werden ſollte (RG 62, 210). 
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8 647 


Der Unternehmer!) hat für ſeine Forderungen aus dem Vertrage) ein 
Pfandrechte) an den von ihm hergeſtellten oder ausgebeſſerten beweglichen 
Sachen des Beſtellers⸗), wenn ſie bei der Herſtellung oder zum Zwecke der 
Ausbeſſerung in ſeinen Beſitz gelangt find’). 

E I 574 II 583 Abf 1; M 2 494; P 2 921 ff. 


1. Unternehmer iſt nur derjenige, welcher ſelbſt mit dem Beſteller einen Werkvertrag 
abgeſchloſſen hat, nicht derjenige, welcher zu dem Unternehmer in einem ſolchen Vertrags. 
verhältnis ſteht (ſ. auch 8 648 A 1). 

2. Zu dieſen Forderungen aus dem Werkvertrage gehören auch die durch Hinzutreten weiterer 
Umſtände begründeten, wie die nach 88 642, 645 erhobenen, außerdem auch Schadens⸗ und 
Koſtenerſatzforderungen, dagegen nicht Anſprüche aus unerlaubten Handlungen. 

3. Dieſes Pfandrecht iſt ein geſetzliches, auf welches § 1257 (Verkauf 88 1233ff.; RG 
Warn 1919 Nr 194), auch $ 1210 und KO 8 49 Nr 2 Anwendung finden (vgl. $ 559 A 1). 
Über die Frage, ob demjenigen, der an den einzelnen Stücken eines nach Urheber- oder 
Verlagsrecht geſchützten Werkes das geſetzliche Pfandrecht hat, z. B. dem Buchbinder, dem 
vom Verleger Bücher zum Einbinden übergeben worden ſind, ein Veräußerungsrecht zuſteht, 
j. einerſeits LZ 1913, 955°, anderſeits LZ 1914, 9717. Das geſetzliche Pfandrecht an einem 
im Schiffsregiſter (88 1259 ff.) eingetragenen Schiffe wegen daran vorgenommener Repa⸗ 
raturen fteht älteren eingetragenen Pfandrechten nach (RG 26. 10. 04 I 258/04). Das 
Zurückbehaltungsrecht des Unternehmers aus 88 273, 1000 beſteht neben dem geſetzlichen 
Pfandrechte fort und iſt namentlich von Bedeutung gegenüber dem Herausgabeanſpruche des 
Eigentümers, wenn die ausgebeſſerte Sache dem Beſteller nicht gehört. 

4. Das Pfandrecht beſteht auch an unpfändbaren Sachen (anders $ 559 Satz 3), 
aber nicht an Sachen eines Dritten, ſondern uur an Sachen des Beſtellers, die aus Veran⸗ 
laſſung des Werkvertrags in den Beſitz des Unternehmers gelangt find (vgl. $ 559 A 2), 
und auch nur an den zu bearbeitenden, nicht an anderen anläßlich der Beſtellung vom 
Beſteller übergebenen Sachen, wie z. B. Werkzeugen. 7 

5. Beſitz (5 854) iſt erforderlich, Beſitzdienerſchaft (5 855) genügt nicht. Unfreiwilliger 
Verluſt des Beſitzes hebt das einmal begründete Pfandrecht nicht auf (RG 72 S. 281, 285). 


8 648 


Der Unternehmer!) eines Bauwerkes) oder eines einzelnen Teiles eines 
Bauwerkes!) kann für ſeine Forderungen aus dem Vertrage die Einräumung 
einer Sicherungshypothek?) an dem Baugrundſtücke des Beſtellers“) ver⸗ 
langen. Iſt das Werk noch nicht vollendet, ſo kann er die Einräumung der 
Sicherungshypothek für einen der geleiſteten Arbeit entſprechenden Teil der 
Vergütung und für die in der Vergütung nicht inbegrijjenen Auslagen ver⸗ 
langen). 

E II 583 Abi 2 III 638; P 2 321 ff. 


1. Als Unternehmer eines Bauwerks oder eines Bauwerkteils iſt zunächſt derjenige zu 
betrachten, der auf Grund eines mit dem Beſteller (Grundſtückseigentümer) abgeſchloſſenen 
Werkvertrags das Werk hergeſtellt hat. Weiter gehören dahin auch diejenigen, die einen Teil 
eines Bauwerks hergeſtellt haben, insbeſondere die Bauhandwerker, die auf Grund eines 
mit dem Bauherrn (Beſteller) abgeſchloſſenen Vertrags einzelne Arbeiten für das Bauwerk 
geleiftet und ihm eingefügt haben, wie beim Neubau eines Wohnhauſes die Maurer,, Zimmerer: 
und Dachdeckerarbeiten (RG 57, 377; 58, 301; Warn 08 Nr 24; OLG 1, 433; 2, 382; 
13, 427). — Dagegen gilt nicht als Unternehmer eines Bauwerks: a) wer dem Bauherrn 
(Grundſtückseigentümer) nur Stoffe zum Bauwerk auf Grund eines Kauf. oder Werkliefe⸗ 
rungsvertrags gewährt; b) wer als Architekt, Verfertiger von Vorauſchlägen oder Zeich ⸗ 
nungen, Unternehmer von Ausſchachtungen nur die Vorbereitungen 9 Bauwerke liefert 
oder zu deſſen Ausführung Dienſte leiſtet (RG 63, 312; JW 06, 45915; SeuffA 62 Nr 83; 
OLG 10, 181; 12, 80; 13, 426); e) wer nicht zum Bauherrn, ſondern zum Unternehmer 
in einem Werkvertragsverhältnis ſteht. dm 
2. Über den Begriff des Bauwerks f. 8 638 A 2. Dieſer Begriff iſt demnach weiter wie 
ber des Gebäudes, umfaßt insbeſondere einerſeits Umbauten und Ausbeſſerungsbauten, 
anderſeits auch Denkmäler, Brücken, Wegüberführungen (NG 56, 41). 
an , Rur der perſönliche Anſpruch auf die Sicherungshypother (88 1184ff.), ſelbſtver⸗ 
ſtandlich nicht ſchon eine Hypothek, ſteht hiernach dem Unternehmer eines Bauwerks als Neben⸗ 
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recht zu ſeinem Anſpruch auf die Vergütung zu. Um dieſen Anſpruch zu verwirklichen, alſo die 
Eintragung der Sicherungshypothek zu erwirken, hat der Unternehmer die Einwilligung des 
Beſtellers zur Eintragung oder, wenn ihm dieſe verweigert wird, zweckmäßigerweiſe im 
Wege der einſtweiligen Verfügung die Eintragung einer Vormerkung nach 88 888, 885 
BOB und 88 916, 936 ZPO herbeizuführen, welche Vormerkung die Glaubhaftmachung eimer 
Gefährdung des Anſpruchs nicht erfordert, für die ſpäter einzutragende Hypothek und deren 
Rang maßgebend iſt und im Falle einer Veräußerung des damit belaſteten Grundſtücks auf 
den neuen Erwerber mit übergeht. — Zu den zu ſichernden Forderungen aus dem Ver⸗ 
trage gehören neben dem Auſpruch auf die Vergütung auch die in $ 647 A 2 erwähnten. — 
Bei Abtretung der Forderung aus dem Werkvertrage geht (vgl. 8401) auch der Anſpruch 
auf die Einräumung einer Sicherungshypothek auf den neuen Gläubiger über (OLG 6, 84; 
12, 82; 17, 426; a. M. OLG 4, 46). 

4. Nur an dem Baugrundſtücke des Beſtellers kaun die Sicherungshypothek eingetragen 
werden; die Eintragung iſt alſo ausgeſchloſſen, wenn das Grundſtückseigentum zur Zeit der 
verlangten Hypothekbeſtellung bereits in andere Hände übergegangen iſt. Iſt der Beſteller 
eine offene Handelsgeſellſchaft, ſo kann die Sicherungshypothek auch dann verlangt werden, 
wenn das Baugrundſtuck nicht der Geſellſchaft, ſondern einem Geſellſchafter gehört (OL 34 47; 
SeuffA 63 Nr 257). — Der Anſpruch auf Eintragung einer Sicherungshypothek umfaßt das 
ganze Baugrundſtück, auch ſeine unbebauten Teile, und darf uicht durch willkürliche Teilung 
des Grundſtücks zum Nachteil des Unternehmers geſchmälert werden. Wird der bebaute Teil 
abgetrennt und auf ein beſonderes Grundbuchblatt übertragen, ſo kann die Eintragung der 
Sicherungshypothek auch auf den unbebauten, nunmehr ein ſelbſtändiges Grundſtück bilden⸗ 
den Teil verlangt werden, ſolange dieſer Teil in der Hand des Beſtellers bleibt (OLG 36 82; 
a. M. OLG 12, 83). 

5. Der Anſpruch auf Eintragung der Sicherungshypothek kann hiernach nicht ſchon 
nach Abſchluß des Werkvertrags, ſondern erſt nach gänzlicher oder teilweiſer Ausführung 
der danach zu leiſtenden Arbeit geltend gemacht werden (RG FW 04, 4494). Dieſe Voraus: 
ſetzung gilt auch für eine etwaige Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf die Hypothek 
(RG 58, 301); die Beſtimmung in § 883 Abſ 1 BGB, wonach die Eintragung einer Vor⸗ 
merkung auch zur Sicherung eines künftigen oder eines bedingten Anſpruchs zuläſſig iſt, findet 
keine Anwendung, da hier nach beſonderer Geſetzesvorſchrift von der Sicherungshyvothek 
nur inſoweit, als die Arbeit am Bauwerk geleiſtet und durch deren Mehrwert dem 
Unternehmer ein Sicherungsobjekt geboten iſt (Prot 2, 326), die Rede ſein kann. 

Daraus, daß den Bauhandwerkern der erforderliche Schutz erſt nach Ausführung ihrer 
Arbeiten gewahrt wird, zu dieſer Zeit aber der Grundſtllcks- und Bauwerkswert vielfach durch 
andere, vorgehende Hypotheten erſchöpft fein kann, ergibt ſich, neben der Beſchränkung auf 
das Gebiet des Werkvertrags die Unzulänglichkeit der Geſetzesvorſchrift. Zu ihrer Ergänzung 
iſt daher durch das Reichsgeſetz über die Sicherung der Bauforderungen v. 1. 6. 09 (RGB 
449ff.), abgeſehen von den in feinem erſten Abſchnitt enthaltenen allgemeinen Sicherungs- 
maßregeln, in ſeinem zweiten Abſchnitt für das Gebiet der durch landesherrliche Ver⸗ 
ordnung beſtimmten Gemeinden im Falle eines Neubaues (wozu auch ein Erſatzbau, 
nicht aber auch ein Umbau oder ein Ausbeſſerungsbau gehört) eine erweiterte dingliche Siche 
rung der Bauforderungen eingeführt worden. Dieſe beſteht im weſentlichen darin, daß bereits 
vor dem Beginne des Baues auf Erſuchen der Baupolizeibehörde auf dem Grundbuch⸗ 
blatte der Bauſtelle ein ſog. Bauvermerk eingetragen wird. Mit der Eintragung erwerben die 
Baugläubiger, d. h. die an der Herſtellung des Gebäudes auf Grund eines Werk, Dienft- 
oder Lieferungsvertrags mit dem Eigentümer der Bauſtelle (unter Umſtänden auch 
mit einem dritten Unternehmer, $$ 18, 19 des Geſetzes) Beteiligten (alſo nicht nur Unter⸗ 
nehmer im Sinne des $ 648; ſ. oben A 1) den perſönlichen Anſpruch auf Eintragung 
einer Hypothek für ihre Bauforderungen. Behufs Durchführung dieſer Eintragung haben 
ſie nach Vollendung des Baues und vor deſſen Ingebrauchnahme binnen einer Ans: 
ſchlußfriſt von einem Monat nach Veröffentlichung der Fertigſtellung (22) ihre Bau. 
forderungen unter Beifügung einer ſchriftlichen Zuſtimmung des Eigentümers oder einer 
die Anmeldung gegen den Eigentümer zulaſſenden einſtweiligen Verfügung des zuſtändigen 
Amtsgerichts bei dem Bauſchöffenamte (einer neu zu bildenden Behörde) anzumelden. Unter 
Vermittlung des Vauſchöffenamts wird ſodann vom Grundbuchamte wegen der ſämtlichen 
angemeldeten Bauforderungen, jedoch unter Angabe der den einzelnen Baugläubigern zu⸗ 
tehenden, unter ſich gleichen Rang habenden Teilbeträge, eine als Bauhypothek zu bezeichnende 
Sicherungshypothek eingetragen, deren Rang anderen Rechten gegenüber ſich nach der 
früheren Eintragung des Bauvermerks beſtimmt. Durch dieſe Vorſchriften des Ge⸗ 
letzes vom 1.6.09 wird das durch 8648 begründete Recht des beim Bau beteiligten 
Werkunternehmers an ſich nicht berührt. Der Anſpruch auf die Sicherungshypothek des 
$ 648 oder auf deren Vormerkung wird vor allem in dem Falle von praktiſcher Bedeutung 
bleiben, wo der Bauvermerk für den betr. Bezirk durch landesherrliche Verordnung nicht ein⸗ 
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geführt iſt (§ 9 Abſ 1 des angef. Geſ.), ſodann auch da, wo er wegen vorliegenden Um oder 
Reparaturbaues ($ 9 Abſ 1 Satz 1) oder wegen Sicherheitsbeſtellung durch Hinterlegung 
ſeitens des Grundſtückseigentümers (§ 12 Abſ 1) oder wegen der perſönlichen Haftung ge⸗ 
wiſſer Grundeigentümer (8 12 Abſ 2) oder mangels einer wirlſamen Anmeldung eines Bau. 
gläubigers ($ 27) nicht zur Durchführung gelangt. 


8 649 


) Der Beſteller kann bis zur Vollendung des Werkes jederzeit den Vertrag 
kündigen. Kündigt der VBejteller?), jo iſt der Unternehmer berechtigt, die ver⸗ 
einbarte Vergütung zu verlangen; er muß ſich jedoch dasjenige anrechnen 
laſſen, was er infolge der Aufhebung des Vertrags an Aufwendungen erſpart 
oder durch anderweitige Verwendung ſeiner Arbeitskraft erwirbt oder zu er⸗ 
werben böswillig unterläßts). 

E I 578 II 584; M 2 502-506; P 2 835. 


1. Das Kündigungsrecht der Vertragsparteien iſt beim Werkvertrag abweichend vom 
Dienſtvertrag (5 626) geregelt. Der Unternehmer kann, abgefehen von $ 643 (vgl. ferner 
Kündigungsrecht des Ehemanns $ 1358), überhaupt nicht, auch nicht bei der Geſchäftsbeſorgung 
nach 9 675, der Beſteller aber bis zur Vollendung (nicht bis zur Abnahme) beliebig und 
ohne Angabe von Gründen (RG 86, 107) kündigen. Dieſe Kündigung hat zur Folge, daß 
der Vertrag für die Zukunft aufgehoben iſt, der Unternehmer aber den Anſpruch auf die 
Gegenleiſtung behält, während ihm ein Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
nicht zuſteht (RG Gruch 51, 946; RG 14. 6. 19 V 53/19; OLG 39, 164; vgl. auch $ 642 A 2). 
Iſt die Vergütung nicht in einer Pauſchſumme, ſondern nach Maßgabe der zur Herſtellung er⸗ 
forderlichen Einzelleiſtungen beſtimmt, ſo kann er ſeinen Anſpruch in Anlehnung an die Einzel 
leiſtungen begründen (RG 30. 4. 07 VII 304/06). Die Kündigung eines Vertrags bezweckt die 
Beendigung des Vertragsverhältniſſes; ſie liegt nur dann vor, wenn der Kimdigende ſich 
endgültig und vollſtändig vom Vertrage losſagen will. Erklärt der eine Teil, daß er die früher 
entrichteten Preiſe (3. B. für die Abfuhr feiner Fabrikate) nicht mehr zahlen und nur zu be⸗ 
ſtimmten herabgeſetzten Preiſen fahren laſſen wolle, ſo kann darin noch keine Kündigung 
gefunden werden: wohl aber iſt darin eine Erfüllungsweigerung zu ſehen (Ach Warn 1911 
Nr 23). — Der Beſteller kann auf das ihm nach $ 649 zuſtehende Kündigungsrecht im voraus 
verzichten, auch ſtillſchweigend, was nach den Umſtänden des Falles zu beurteilen iſt 
(RG 86, 107; 92, 168). Durch die Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen des 
Unternehmers wird das Kündigungsrecht des Beſtellers nicht aufgehoben (RG JW 1911, 
7703456). 


2. Neben dieſer Kündigung bleiben die allgemeinen Endigungsgründe der 
Schuldverhältniſſe beſtehen, jo die nachträglich eintretende Unmöglichkeit der Leiſtung. 
Dieſe tritt insbeſondere mit dem Tode des Unternehmers ein, wenn es auf deſſen per- 
ſönliche Leiſtungsfähigkeit ankommt. Je nachdem die Unmöglichkeit auf einem zufälligen Ereig⸗ 
nis oder auf einem von dem Unternehmer zu vertretenden Umſtande beruht, bleibt der Beſteller 
nur von der Entrichtung der Vergütung befreit oder erlangt er darüber hinaus nach 8825 noch 
einen Schadensanſpruch gegen den Unternehmer. Abgeſehen von dem obenerwähnten Falle 
(perſönliche Ausführung durch den Unternehmer) iſt der Tod des Unternehmers ohne Einfluß, 
ebenſo auch der Tod des Beſtellers, ſofern nicht etwa auch deſſen perſönliche Mitwirkung 
zur Ausführung des Werkes unerläßlich iſt. Hat der Werkvertrag eine Geſchäftsbeſorgung nach 
8 675 zum Gegenſtande, fo liegt im Falle des Todes des Unternehmers deſſen Erben die Anzeige⸗ 
und Beſorgungspflicht des $ 673 ob. — Wegen eines die Erreichung des Vertragszweck 
gefährdenden Verhaltens des Unternehmers (3. B. der Unternehmer beleidigt oder beläſtigt 
während feiner zur Werkleiſtung erforderlichen Anweſenheit in den Geſchäftsräumen des Be. 
ſtellers deſſen Angeſtellte) kann der Beſteller nach allgemeinen Grundſätzen kündigen, obne 
daß der Unternehmer für den noch ausſtehenden Teil feiner Leiſtung die vereinbarte Ver, 
gütung verlangen könnte (RG 12. 10. 17 VII 177/17). 0 1 

3. Der Anſpruch des Unternehmers geht im Falle der Kündigung nach $ 649 grundſäblich 
auf die volle Vergütung (§ 634 A 2; 8 632). Gegebenenfalls ermäßigt ſich aber der Anſpruch 
durch die Anrechnungspflicht. Ihr Weſen befteht nicht darin, daß dem Beſteller ein Gegen. 
recht gewährt wird, auf das die Grundſätze der Aufrechnung entſprechend anwendbar wären. 
Dem Beſteller erwächſt infolge feiner Auftündigung kein ſelbſtändiger, zur Aufrechnung ge. 
eigneter Anſpruch auf Gewährung des vom Unternehmer erſparten Betrags vielmehr iſt 

lie Aurechnungspflicht des Unternehmers ſo zu verſtehen, daß der trotz der Aufkündigung an 
ſich fortbeſtehende Anſpruch auf die Vergütung um den erſparten Betrag von ſelbſt gemindert 
wird. Eine ungerechtfertigte Bereicherung des Unternehmers ſoll ausgeſchloſſen werden. 
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Er ſoll nicht mehr erhalten, als er gehabt haben würde, wenn er die von ihm geſchuldete 
Gegenleiſtung gewährt hätte. Es handelt ſich um ein ähnliches Rechtsverhältnis wie die Vorteils 
ausgleichung (As vor 9 249). Die Anrechnung macht ſich hiernach ohne weiteres mit rückwirkender 
Kraft geltend; ſie bildet ein Ermäßigungsrecht, das ſich von ſelbſt aus dem Werkvertrag ergibt 
(RG 74, 197). Die Vorausſetzungen der Anrechnung darzulegen, it Sache des Beſtellers. 
e nahlinee Unterlaſſen andern Erwerbs ſ. 8 615 Abſ 4 und RG 22. 12. 05 


8 650 


Iſt dem Vertrag ein Koſtenanſchlag zugrunde gelegt worden, ohne daß 
der Unternehmer die Gewähr für die Richtigkeit des Anſchlags übernommen 
hat, und ergibt ſich, daß das Werk nicht ohne eine weſentliche Überſchreitung 
des Anſchlags ausführbar iſt, ſo ſteht dem Unternehmer, wenn der Beſteller 
den Vertrag aus dieſem Grunde kündigt, nur der im § 645 Abſ 1 beſtimmte 
Anſpruch zu!). . 

Iſt eine ſolche Überſchreitung des Anſchlags zu erwarten, jo hat der 
unternehmer dem Beſteller unverzüglich Anzeige zu machen?). 

E II 585; M 2 503, 504; P 2 835. 


1. Überſchreitung des Koſtenanſchlags. Die Vorſchrift findet Anwendung, gleichviel, 
wer den Koſtenanſchlag hergeſtellt hat, vorausgeſetzt nur, daß er dem Vertrag zugrunde gelegt 
worden iſt. Der Unternehmer bleibt auch in dieſem Falle zur Ausführung verpflichtet (8 631 
Abs 1), hat aber auf angemeſſene oder taxmäßige Vergütung Anſpruch ($ 632), wenn er nicht 
— was nach den Umſtänden des Falles durch Vertragsauslegung nach 8 157 feſtzuſtellen iſt — 
Gewähr für die niedrigere Anſchlagsſumme übernommen hat, in welchem Falle er den Schaden 
trägt (OLG 22, 314). Nur der Beſteller kann auf Grund des § 649 das Kündigungsrecht 
ausüben. Wenn er hierbei die Überſchreitung des Anſchlags als Kündigungsgrund bezeichnet 
oder doch dieſe nachweisbar den Kündigungsgrund bildet, verwandelt ſich der Anſpruch des 
Unternehmers auf volle Vergütung ($ 649) in den Anfpruch auf teilweiſe Vergütung und 
Erſatz der Auslagen nach 8 645 Abſ 1 Satz 1. Ein Verſchulden des Unternehmers 
N ln, vorausgeſetzt. Liegt ein ſolches vor, ſo gelten die allgemeinen Grundſätze 

a * WE f 25 

2. Unterlaſſung dieſer Anzeige begründet die Schadenserſatpflicht des Unternehmers, 
die indeſſen wegfällt, wenn der Beſteller bereits in anderer Weiſe Kenntnis von der zu er⸗ 
wartenden Anſchlagsüberſchreitung erlangt hat. 


8 651 

1) Verpflichtet ſich der Unternehmer, das Werk aus einem von ihm zu 
beſchaffenden Stoffe herzuſtellen, ſo hat er dem Beſteller die hergeſtellte 
Sache zu übergeben und das Eigentum an der Sache zu verſchaffen?). Auf 
einen ſolchen Vertrag finden die Vorſchriften über den Kauf Anwendung?); 
iſt eine nicht vertretbare Sache herzuftellen‘), jo treten an die Stelle des 
8 433, des 8 446 Abſ 1 Satz 1 und der SS 447, 459, 460, 462 bis 464, 477 bis 
479 die Vorſchriften über den Werkvertrag mit Ausnahme der SS 647, 648. 

Verpflichtet ſich der Unternehmer nur zur Beſchaffung von Zutaten oder 
ſonſtigen Nebenſachen, ſo finden ausſchließlich die Vorſchriften über den 
Werkvertrag Anwendung?) ). 

E 1 568 Alf 1 2 Satz 1 II 586; M 2 474 ff.; P 2 837 fi. 

1. 8 651 enthält die Beſtimmungen über den im Verkehrsleben wichtigen Werklieferungs⸗ 
vertrag, welche, teilweiſe abweichend von dem früheren gemeinen Rechte und von HGB 
§ 881 Abſ 2, eine für die praktiſche Handhabung keineswegs leichte und einfache Faſſung er- 
halten haben. Ein folder Vertrag liegt dann vor, wenn ſich der Unternehmer verpflichtet, 

as Werk aus einem von ihm zu beſchaffenden Stoffe (3. B. auch ein Gebäude auf einem 
vom Unternehmer zu beſchaffenden Grundſtück und aus den von ihm zu beſchaffenden Stoffen, 
RG 94, 128) herzustellen. Dies gilt zuvörderſt (außer dem in Abſ 2 ausdrücklich hervor: 
gehobenen Falle der „Zutaten und Nebenſachen“) dann nicht, a) wenn der Unternehmer 
as Werk zwar aus dem von ihm zu beſchaffenden Stoffe aber auf dem Grund und Boden 
des Beſtellers ($ 94) herzuſtellen hat oder b) wenn jede Partei weſentliche Stoffbeſtandteile 
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zu dem herzuſtellenden Werke beizutragen hat. In beiden Fällen liegt ein reiner Werkvertrag 
vor, im erſteren insbeſondere von der im 8 648 vorausgeſetzten Eigenart. — Übernahme 
der Ausführung und Einbauung einer Treppenanlage für einen Bau des Beſtellers iſt Werk“, 
nicht Werklieferungsvertrag (RG 97, 87). Lieferung einer Schaufenſterbeleuchtung als ein 
aus Werklieferung (Lieferung der Beleuchtungskörper) und Werkvertrag (Anbringung der 
Beleuchtungskörper) gemiſchter Vertrag |. OLG 33, 260. — Übernimmt es der Verkäufer 
einer Sache, dieſe für eine beſtimmte Zweckbeſtimmung beſonders herzurichten, ſo handelt es 
ſich nicht mehr um einen reinen Kaufvertrag, mag auch die Vergütung für die Umarbeitung 
in dem Kaufpreiſe mitenthalten ſein. Vielmehr liegt ein Werkvertrag vor, ſoweit es ſich um 
die Umarbeitung handelt. Es greift alſo 8 651 Abſ 1 Platz (RG Warn 1910 Nr 16). 

2. Für den eigentlichen Werklieferungsvertrag gilt zunächſt in jedem Falle der Grundsatz, 
daß der Unternehmer dem Beſteller die herzuſtelleude Sache zu übergeben und das Eigen⸗ 
tum daran zu verſchaffen hat wie beim Kaufvertrage. Im übrigen iſt zu unterſcheiden, ob den 
e des Vertrags eine vertretbare oder eine nicht vertretbare Sache ($ 91) 

ildet. 

3. Die Beſtimmungen über den Kauf (88 433 ff.) kommen in vollem Maße zur Anwendung, 
wenn den Gegenſtand des Werklieferungsvertrags eine vertretbare Sache bildet. Der An⸗ 
ſpruch des Beſtellers geht alſo hier in letzter Linie nicht auf Stoffbeſchaffung und Herſtellung, 
ſondern auf Übergabe der hergeſtellten Sache. Die vertragsmäßige Herſtellung iſt nur Ge⸗ 
währ einer zugeſicherten Eigenſchaft. Der Anſpruch des Unternehmers geht auf Zahlung 
der vereinbarten Vergütung und Abnahme der hergeſtellten Sache. Unter Abnahme iſt dabei 
nach § 433 Abſ 2 die äußerliche Hinnahme, nicht eine Annahme als Erfüllung wie nach $ 640 
zu verſtehen. Bei Sachmängeln gelten nicht die 88 633ff., ſondern die 88 459ff.; insbeſon⸗ 
dere kann der Beſteller nicht Nachbeſſerung, ſondern nur Lieferung eines anderen Stückes 
(8 480), Wandelung, Minderung oder Schadenserſaß verlangen. Die Frage, ob bei der 
Lieferung einer vertretbaren Sache nicht wenigſtens eine entſprechende Anwendung der 
88 642, 643, 645 ſtattfinden könne, erſcheint gegenüber der ausdrücklichen Faſſung des § 651 
(„die Vorſchriften über den Kauf“) nicht zweifellos, wird aber von der herrſchenden Anſicht 
bejaht. S. auch unten A 4b. — Ob der Vertrag auf die Herſtellung vertretbarer oder 
nicht vertretbarer Sachen gerichtet iſt, muß vom Standpunkte des Vertrags aus, nicht nach 
dem einſeitigen Zwecke des Beſtellers, entſchieden werden (RG LZ 1915, 13706). Iſt eine 
Menge gleichartiger Gegenſtände herzuſtellen und zu liefern, die, wie jede Handelsware, an 
beliebige Perſonen verkauft werden ſollen, ſo liegt ein Vertrag über vertretbare Sachen auch 
dann vor, wenn die Gegenſtände nach einem den Angaben des Beſtellers entſprechenden 
Muſter anzufertigen find und der Beſteller ein Schutzrecht für den Grundgedanken der 
Konſtruktion durch Weiterveräußerung auszunutzen beabfichtigt (RG 19. 2. 18 II 375/17). 
Die Vertretbarkeit der erſt herzuſtellenden Sache wird nicht beeinträchtigt durch die Aus⸗ 
bedingung einer beſonderen Eigenſchaft, z. B. der Leiſtungskraft von 120 Elementen 
für eine Akkumulatorenbatterie (RG 9. 3. 06 II 473/05). Ein Vertrag über eine Maſchine 
kann je nach Verſchiedenheit des Falles bald eine vertretbare, bald eine nicht vertretbare 
Sache zum Gegenſtande haben. Als vertretbare Sachen erſcheinen Maſchinen, wenn es ſich 
um Maſchinen bekannter, gewöhnlicher Art und üblicher Beſchaffenheit handelt (RG 28 
1915, 13706). Dagegen iſt eine Maſchine als nicht vertretbare Sache anzuſehen, wenn ihr 
eine auf die Betriebsverhältniſſe des Abnehmers berechnete beſondere Ausgeſtaltung gegeben 
iſt, ſo daß die Erſetzbarkeit der Maſchine wegen dieſer eigenartigen Geſtaltung durch eine 
andere der nämlichen Gattung nach der Anſchauung des regelmäßigen Verkehrs nicht mehr 
bejaht werden kann, auch die Veräußerung an andere Abnehmer aus dem augeführten Grunde 
erheblich erſchwert iſt (RG IW 1913, 271%). Der Uniſtand, daß eine Maſchine erſt nach 
Beſtellung anzufertigen iſt, ſchließt ihre Vertretbarkeit nicht aus, jedenfalls dann nicht, wenn 
der Beſteller das Gewicht nicht auf die Anfertigung durch den anderen Teil, ſondern 
auf die Lieferung einer Maſchine der beſtellten Art überhaupt legt (RG 16. 4. 01 VI 82/01; 
31. 3. 03 II 444/02; 15. 3. 04 VII 499/03). Sachen, die nach Preisverzeichniſſen verkauft 
werden, ſind in der Regel vertretbar; doch können Abweichungen nicht nebenſächlicher Art 
die Unvertretbarkeit begründen (OLG 34, 40). Kraftdroſchke als vertretbare Sache OLG 
28, 196. Ein Vertrag auf Lieferung eines „Wohnſalon“ nach ausgeſtelltem Muſter iſt ein 
Werklieferungsvertrag, der die Herſtellung eines Inbegriffs nicht vertretbarer Sachen vum 
Gegenſtande hat (RG 23. 6. 08 III 616/07). Um nicht vertretbare Sachen handelt es ſich, 
wenn Zahnärzte künſtliche Zahnerſatzſtücke (Gebiſſe, einzelne Zähne) liefern (n 95, 322). 
— Nach beſtimmten Bauvorſchriften und Zeichnungen herzuſtellende, * 5 lich verſchiedene 
Dampfer find als nicht vertretbare Sachen anzuſehen (RG 15. 3. 04 VIL 400 335 Lieferung 
von Herden zu einem beſtimmten Neubau, ohne nähere Individualiſterung, iſt Fieferung ver⸗ 
tretbarer Sachen, die Aufftellung und Inſtallation uur Nebeuleiſtung (dic 13 08, 685). 

4. Auf den Werklieferungsvertrag über eine nicht vertretbare (bewegliche oder un⸗ 
bewegliche Sache) finden ſowohl Vorſchriften über den Kauf, als ſolche über den Werkvertrag 
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Anwendung. a) Beſeitigt find zunächſt von den Vorſchriften des Kaufvertrags die in 
$ 651 Abſ 1 ausdrücklich angeführten; § 433: Verpflichtung des Verkäufers einer Sache zur 
Übergabe und Eigentumsverſchaffung, des Käufers zur Zahlung des Kaufpreiſes und zur 
Abnahme der Sache; 89 446 Abſ 1 Satz 1, 447: Übergang der Gefahr auf den Käufer im 
Falle der Übergabe und im Falle der Verſendung (zu § 447 f. jedoch § 644 Abſ 2 und unten 
vor b); 88 459, 460, 462—464: Haftpflicht des Verkäufers für Fehler der Kaufſache, ſofern 
der Käufer die Fehler nicht beim Kaufabſchluſſe kennt; Gewährleiſtungsanſprüche des Käufers 
wegen Mängel der Kaufſache: Wandelung, Minderung oder Schadenserſatz, Ausſchluß der 
Anſprüche bei vorbehaltsloſer Annahme der Sache ſeitens des Käufers mit Kenntnis vom 
Mangel. Für nicht anwendbar ſind auch erklärt die 88 477479: Verjährung der Ge⸗ 
währleiſtungsanſprüche und durch rechtzeitige Mängelanzeige herbeizuführende Erhaltung des 
Rechtes des Käufers auf gänzliche oder teilweiſe Verweigerung der Kaufpreiszahlung und 
des Rechtes zur Aufrechnung des Schadensanſpruchs auch nach Vollendung der Verjährung. 
Da aber an die Stelle der erwähnten Vorſchriften diejenigen über den Werkvertrag treten 
ſollen (f. unten), mit ihnen auch $ 639, der ſeinerſeits in Abſ 1 wieder den 8 477 Abſ 2, 3 und 
die 88 478, 479 für entſprechend anwendbar erklärt, fo ſind mit dem 8 639 auch dieſe Vor⸗ 
ſchriften anzuwenden (R 87, 305; 93, 158). Ebenſo iſt 8 447 gemäß 8 644 Abſ 2 anwend⸗ 
bar. b) An die Stelle der unter a erwähnten Vorſchriften über den Kauf treten 
„die Vorſchriften über den Werkvertrag mit Ausnahme der 88 647, 648“; zunächſt alfo 
die entſprechenden, mit den aufgehobenen Beſtimmungen gleichartigen, insbeſondere $ 631: 
Verpflichtung des Unternehmers zur Herſtellung des verſprochenen Werkes, Verpflichtung 
des Beſtellers zur Eutrichtung der vereinbarten Vergütung, wozu noch die in 8 651 Abſ 1 
Satz 1 vorgeſchriebene Erweiterung hinzutritt: Verpflichtung des Unternehmers zur Übergabe 
der hergeſtellten Sache und Verſchaffung des Eigentums zugunſten des Beſtellers; ferner 
8 632: ſtillſchweigende Vereinbarung der Vergütung; 88 633—636: Verpflichtung des Unter 
nehmers zur Herſtellung eines fehlerfreien Werkes, beim Vorhandenſein von Fehlern 
Gewährleiſtungsauſprüche des Beſtellers zunächſt auf Beſeitigung binnen angemeſſener Friſt, 
bei deren fruchtloſem Ablauf auf Wandelung (d. i. Rücktritt vom Vertrage nach § 327) oder 
auf Minderung oder Schadenserſatz; 55 638, 639: Verjährung der Gewährleiſtungsanſprüche 
des Käufers mit Berechnung der Friſt von der Abnahme des Werkes an (RG 21. 12. 06 
VII 149/06; JW 1910, 659 ); 85 640, 641 Abs 1: Verpflichtung des Beſtellers zur Ab⸗ 
nahme des vertragsmäßig hergeſtellten Werkes im Sinne einer Annahme als Erfüllung 
(nicht nur äußerliche Hinnahme, wie nach $ 433 Abs 2), Einfluß feiner Kenntnis von einem 
vorhandenen Mangel; weitere Verpflichtung des Beſtellers zur Entrichtung der Vergütung 
bei der Abnahme (wogegen die Verzinſung der Vergütung nicht nach § 641 Abs 2, 
ſondern nach 8 452 eintritt); SS 644-646: Gefahrtragung des Unternehmers bis zur 
Abnahme (oder Vollendung) des Werkes. Anſpruch des Unternehmers auf einen der ge- 
leiſteten Arbeit entſprechenden Teil der Vergütung bei gänzlicher oder teilweiſer Unaus⸗ 
führbarkeit infolge eines von dem Beſteller zu vertretenden Umſtandes. Außer dieſen Vor⸗ 
ſchriften ſind, da in 8 651 allgemein „die Vorſchriften über den Werkvertrag“ als Erſatz 
für die aufgehobenen des Kaufvertrags eingeführt ſind, gleichfalls anwendbar die weiteren 
mit den vorſtehend angeführten zuſammenhängenden Beſtimmungen in 88 642, 643: Verzug 
des Beſtellers mit einer bei Herſtellung des Werkes von ihm vorzunehmenden Handlung; 
in 8 649: ausgedehntes Kündigungsrecht des Beſtellers; in § 650: beiderſeitige Rechte bei 
Überschreitung eines Koſtenanſchlags. e) Neben dieſen Vorſchriften über den Werk⸗ 
vertrag kommen aber bei dem Werklieferungsvertrag über nicht vertretbare Sachen auch 
die nach obigem Abſ 1 nicht durch die Vorſchriften des Werkvertrags erſetzten Vorſchriften 
des Kaufvertrags zur Anwendung, ſoweit fie überhaupt auf dieſen Lieferungsvertrag 
paſſen, insbeſondere SS 434-436, 439, 440, 442, 443: über die Haftung des Verkäufers 
für Mängel im Rechte (zu unterſcheiden von Mängeln des Werkes 88 683 ff.), dagegen 
Nichthaftung für die Freiheit eines Grundſtücks von öffentlichen Abgaben und Laſten, die zur 
Eintragung in das Grundbuch nicht geeignet find; ferner $ 446 Abſ 1 Satz 2, Abſ 2: Übergang 
der Nutzungen und Laſten der Kaufſache auf den Käufer; 88 448, 449: Tragung der Koſten 
der Übergabe ſowie der Abnahme und Verſendung bei einer beweglichen Kaufſache, der Koſten 
der Auflaſſung und Eintragung bei einem verkauften Grundſtück; § 450: Verpflichtung des 
Käufers zum Erſatze der vor der Übergabe gemachten Verwendungen des Verkäufers; 8452: 
Verpflichtung des Käufers zur Verzinſung des Kaufpreiſes; 8 455: Eigentumsvorbehalt des 
Verkäufers einer beweglichen Sache; 88 465—467, 469—475: Vollziehung der Wandelung 
und Minderung (8 634) im einzelnen; 9 476: Nichtigkeit einer die Mängelhaftung des Ver. 
käufers ausſchließenden Vereinbarung bei argliſtigem Verſchweigen des Mangels ſeitens 
des Verkäufers, wodurch die gleichwertige Vorſchrift des § 637 gegenſtandslos wird. Über 
die Anwendung der in § 639 Abſ ! für entſprechend anwendbar erklärten 88 477 Abſ 2, 3, 
78, 479 und des in $ 644 Abſ 2 in Bezug genommenen $ 447 |. oben a am Ende. — 8 381 
Ab 2 HGB unterſtellt die dort bezeichneten Werklieferungsverträge nicht in jeder Hinſicht 


780 Recht der Schuldverhältniſſe Einzelne Schuldverhältniffe 


den Vorſchriften über den Kauf, ſondern fügt nur zu den nach § 651 anwendbaren Beftim- 
mungen über den Kauf die der 88 373 ff. HGB (Pflicht zur unverzüglichen Unterſuchung, 
$ 377) hinzu und beläßt es im übrigen bei den Vorſchriften des $ 651, insbeſondere auch bei 
der Anwendbarkeit der Verjährungsvorſchriften der 58 638, 639 (NG JW 1910, 65929). 

5. Beſchaffung von Zutaten und ſonſtigen Nebenſachen ſeitens des Unternehmers iſt 
Ae SEE (A 1), kann aber die Anwendung der Vorſchriften vom Kauf nicht 

egründen. 

6. Durch Vereinbarung können die Vorſchriften über den Werklieferungsvertrag ab⸗ 
geändert werden. Als eine ſolche Abänderung erſcheint auch der ſog. unregelmäßige Werk⸗ 
lieferungsvertrag, wobei dem Unternehmer zwar der Stoff geliefert, aber freigeſtellt wird, 
dieſen Stoff durch einen anderen (gleichartigen) zu erlegen (M 2, 477). Die nahere Durch⸗ 
führung des Verhältniſſes ergibt ſich aus der den Umſtänden zu entnehmenden Partei⸗ 
abſicht. Dieſe wird in der Regel dahin gehen, daß der Unternehmer die Gefahr des zufälligen 
Unterganges oder der zufälligen Verſchlechterung des Stoffes zu tragen hat, aber auch über 
den ihm gelieferten Stoff frei verfügen kann. 


Achter Titel 
Mäklervertrag 


1. Begriff. Im Anſchluß an das HGB hat das BOB als beſonderen Vertrag den Mäkler⸗ 
vertrag aufgeſtellt, nach welchem der eine Teil für den anderen, ohne in deſſen dauernden 
Dienſten zu ſtehen, die Gelegenheit zum Abſchluß eines Vertrags nachzuweiſen oder einen 
ſolchen zu vermitteln, der andere Teil aber, wenn dadurch der Vertrag zuſtande kommt, einen 
Lohn dafür zu entrichten hat. Der Mäklervertrag unterſcheidet ſich vom Auftrage 
namentlich durch die eutgeltliche Tätigkeit des Mäklers, vom Dienſtvertrage dadurch, 
daß der Mäkler feinen Lohn nur bei Herbeiführung eines beſtimmten Erfolges beanspruchen 
kann, und vom Werkvertrage wie auch vom Gefellſchafts vertrage (RG JW. 
05, 737; Warn 1919 Nr 31) dadurch, daß er zur Herbeiführung dieſes Erfolges wohl 
berechtigt, aber in der Regel nicht verpflichtet iſt (RG Warn 08 Nr 144). Es gehört 
nicht zum Weſen des Mäklervertrags, daß der Mäkler ſich zu einer Tätigkeit verpflichtet 
(RG ZW 1911, 75815) oder gar für den Erfolg feiner Tätigkeit 5 15 Die Annahme 
eines Mäklervertrags wird aber anderſeits nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß er gewiſſe 
Dienſtleiſtungen (3. B. auch Vorarbeiten für den abzuſchließenden Vertrag) übernimmt, 
oder daß ſonſtige beſondere Abreden getroffen werden, die den Vertrag einem Dienſt⸗ 
oder Werkvertrag nähern (RG JW 1915, 13512). Es kann ſich dabei um bloße Neben⸗ 
leiſtungen, aber auch um einen beſonderen, mit dem Mäklervertrag verbundenen Neben ⸗ 
vertrag handeln, für den dann insbeſondere § 652 Abſ 2 nicht gilt. — Der Vertrag 
zwiſchen dem Mäkler und einem Untermäkler iſt im BGB nicht beſonders geregelt 
und nach 88 157, 242 zu beurteilen. Aus feinem Weſen als Hilfsvertrag zur Er- 
reichung der Ziele des Hauptmäklervertrags ergibt ſich, daß gewiſſe Eigenheiten dieſes, wie 
z. B. die freie Widerruflichkeit des Auftrags, auch hier gelten müſſen (nh 88, 1). Wie der 
Auftraggeber des Hauptmäklers das Geſchäft nicht nur deshalb abzuschließen braucht, damit 
dieſer den Mäklerlohn verdiene, ſo iſt auch der Hauptmäkler nicht zum Nachweiſe oder zur 
Vermittlung verpflichtet, damit der Untermäkler feinen Anteil am Lohn erhält. Der Haupt- 
mäkler darf ſich vielmehr von einer verſtändigen und redlichen Wahrnehmung ſeiner eigenen 
Intereſſen leiten laſſen. Das kann unter Umſtänden ſogar dazu führen, daß der Hauptmäkler 
auf den Mäklerlohn verzichtet, ohne deshalb dem Untermätler, der vertragsmäßig einen Teil 
des dem Hauptmäkler zugeſicherten Mäklerlohns zu beanſpruchen hat, verantwortlich zu werden 
(RG JW 1918, 3015). Darf ſich der Mäkler der Hilfstätigkeit eines Untermäklers bedienen, 
ſo muß er ſich auch deſſen ſchuldhaftes Verhalten bei Ausführung dieſer Tätigkeit nach dem 
Grundſatze des § 278 anrechnen laſſen (88 652 A 2a, 654 A 1). Die Tätigkeit des Unter⸗ 
mäklers beschränkt ſich aber in der Regel auf das zu vermittelnde Geſchäft. Zu Erklärungen, 
die den Mäklervertrag unmittelbar berühren, wie z. B. zu einem Verzicht auf den dem Makler 
zuſtehenden Lohn, iſt er ohne beſondere Ermächtigung nicht berechtigt (RG 15. 11. 19 v 220/19). 
— Das Beſtehen eines Mäklerverhältniſſes ſchließt, unbeſchabet des $ 654, vertragliche 
Beziehungen des Mäklers zum Vertragsgegner ſeines Auftraggebers nicht 
aus. Empfiehlt z. B. der vom Darlehnsſucher beauftragte Mäkler dem zu ſeiner Kundſchaft 
gehörigen Darlehusgeber das Geſchäft als ſicher, fo iſt er dieſem zur Offenlegung der 
Da en auch 3 > Darlehnsſuchers vertraglich verpflichtet (Re 26. 5. 19 VI 

49). Vgl. auch $ 654 A 2. h 1 
di 2. Geltungsbereich. Die Vorſchriften über den Mätlervertrag erſtrecken ſich nicht auf 
N Ich 88 Saff. geregelten, im übrigen nach den Grundſätzen des Dienſtvertrags ($ 611 

) zu beurteilenden Verhältniſſe der Handlungsagenten, der ſtandig betrauten Geſchäfts⸗ 
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vermittler im Handelsverkehr (vgl. RG 95, 134), und nicht auf die im HGB 88 93ff. behandelten 
Verhältniſſe der Handelsmäkler, der nicht ſtändigen Vermittler von Verträgen über An⸗ 
ſchaffung oder Veräußerung von Waren oder Wertpapieren, über Verſicherungen, Güter⸗ 
beförderungen, Bodmerei, Schiffsmiete oder ſouſtige Gegenſtände des Handelsverkehrs. Da⸗ 
gegen finden die Vorſchriften des BB Anwendung auf den Nachweis oder die Vermitt- 
lung anderer als der in 9 93 Abſ1 HGB bezeichneten Geſchäfte, insbeſondere auf die Vermittlung 
von Geſchäften über unbewegliche Sachen, auch weun die Vermittlung durch einen Handels⸗ 
mäkler geſchieht (HB $ 93 Abſ 2). Die genaunten Vorſchriften gelten ferner für den Nach⸗ 
weis oder die Vermittlung von Darlehns⸗ und Hypothekengeſchäften, von Eheſchließungen, 
von Mietverträgen, ſowie von Dienft-, insbeſondere Geſindeverträgen. Die beſonderen Vor⸗ 
ſchriften der Geſindeordnungen ſind aufgehoben (Vorbem 2a vor $ 611). — Ob die Tätigkeit 
des Mäklers eine gewerbsmäßige iſt oder nicht, macht für die Anwendbarkeit der 88 652 ff. 
keinen Unterſchied (RG 27. 11. 08 III 143/08); im Falle der Gewerbsmäßigkeit greifen aber 
die Vorſchriften der GewO 89 34 Abf 1, 35 Abs 3, 38 und — für gewerbsmäßige Stellen. 
vermittler — einſchließlich der ſog. Geſindevermieter — die Beſtimmungen des die GewO 
ergänzenden, ſeit dem 1. Oktober 1910 geltenden Stellenvermittlergeſetzes v. 2. 6. 10, 
RG Bl 860 (über das Verhältnis zur GewO ſ. 88 14, 19, über die Anwendung, der 89 3, 5 
auf nicht gewerbsmäßig betriebene Stellen- oder Arbeitsnachweiſe ſ. $ 15 d. Geſ.), ſowie die 
etwaigen landespolizeilichen Vorſchriften ein. Die hiernach für die ſog. Zivilmäkler gelten- 
den 95 652ff. enthalten keine erſchöpfende Regelung dieſes Vertragsverhältniſſes; zur Er⸗ 
gänzung werden neben den allgemeinen Beſtimmungen eintretendenfalls auch einzelne Vor⸗ 
ſchriften anderer Vertragsarten, namentlich die des dem Mäklervertrag am nächſten ver⸗ 
wandten Werkvertrags, heranzuziehen fein. — Das BGB enthält keine beſonderen Be⸗ 
ſtimmungen für den Trödelvertrag, der in der Übergabe einer Sache mit der Verpflichtung 
des Empfängers beſteht, dem Geber entweder die Sache zurückzugeben oder die dabei feſt⸗ 
geſetzte Schätzungsſumme zu zahlen, ſo daß der Empfänger die Sache ſelbſt für dieſe Summe 
behalten oder beim Verkauf au einen Dritten den von dieſem gezahlten Mehrerlös als ſeinen 
Gewinn verrechnen kann. Je nach der Sachlage werden hier ebenfalls in der Regel die 
Beſtimmungen über den Dienft-, unter Umſtänden über den Werkvertrag oder auch über den 
Kaufvertrag anzuwenden ſein. j 

3. Eine beſondere Form iſt für den Mällervertrag nicht vorgeſchrieben, auch nicht, wenn 
die Veräußerung eines Grundſtücks vermittelt werden ſoll. Für ſeinen Inhalt gelten neben 
55 655, 656 die allgemeinen Grundſätze. Der Mällervertrag iſt insbeſondere nichtig, wenn 
er gegen ein geſetzliches Verbot oder gegen die guten Sitten verſtößt (58 184, 138, |. auch 
NVerf Art 152 Abſ 2). Nichtig, weil gegen die guten Sitten verſtoßend, iſt eine Verein 
barung, wonach ſich der Auftraggeber allgemein verpflichtet, Lieferungsbeſtellungen des 
durch den Mäkler ermittelten Beſtellers, nicht durch andere Vermittler und auch nicht 
unmittelbar von dem Beſteller, ſondern nur durch Vermittlung des Mäklers eutgegen⸗ 
zunehmen (R Gruch 62, 778). Unſittlich kann auch die Vereinbarung eines 
übermäßig hohen Mäklerlohns, insbeſondere für die Vermittlung von Kriegs⸗ 
lieferungen, Fin (RG 90, 400; 93, 207; RG Gruch 62, 778; 64, 120; RG LZ 1919, 12298; 
1920, 3019; RG Warn 1920 Nr 9). Dabei genügt aber nicht jeder entfernte, nur mittelbare 
Zuſammenhang des Mällervertrags mit einer Heereslieferung, um die Vereinbarung eines 
höheren als des angemeſſenen Mäklerlohns als nichtig erſcheinen zu laſſen. Das Verſprechen 
eines übermäßig hohen Lohnes für die Beſchaffung eines Kapitals zur Vergrößerung einer 
Fabrik für Heereslieferungen verſtößt daher nicht ſchon deshalb gegen die guten Sitten weil 
anzunehmen iſt, der Unternehmer werde den Mällerlohn auf die ſpäteren Heeresaufträge 
abwälzen (RG IW 1920, 138°). S. auch RG SeuffA 75 Nr 40. Die BRVo gegen Preis- 
treiberei v. 8. 5. 18 (RG Bl 395) § 1 Nr 2 ſtellt das Fordern, Sichgewähren⸗ und Sichver⸗ 
ſprechenlaſſen übermäßiger Vergütungen für die Vermittlung von Geſchäften über Gegenſtände 
des täglichen Bedarfs und des Kriegsbedarfs ſogar unter Strafe. Aus der nur gegen den 
Mäkler ſich richtenden Strafbeſtimmung allein würde allerdings die Nichtigkeit des Mäkler 
vertrags noch nicht zu folgern fein (vgl. auch RG 98, 293). S. auch die VO gegen den 
Wucher bei der Vermittlung von Mieträumen v. 31. 7. 19 (RG Bl 1364), geändert durch VO 
v. 31. 5. 20 (RG Bl 1201). — Nach $ 4 des Stellenvermittlergeſetzes v. 2. 6. 10 (Vorbem 2) 
ſind Verträge nichtig, durch die ſich ein Arbeitnehmer oder Arbeitgeber verpflichtet, ſich auch 
in ſpäteren Fällen der Mitwirkung eines beſtimmten gewerbsmäßigen Vermittlers zu be⸗ 


dienen. Dazu OLG 36, 87 
8 652 


1) Wer für den Nachweis der Gelegenheit zum Abſchluß eines Vertrags 
oder für die Vermittelung eines Vertrags einen Mäklerlohn verſpricht, iſt 
zur Entrichtung des Lohnes nur verpflichtet, wenn der Vertrag infolge des 
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Nachweiſes oder infolge der Vermittelung des Mäklers zuſtande kommt)). 
Wird der Vertrag unter einer aufſchiebenden Bedingung geſchloſſen, ſo kann 
der Mäklerlohn erſt verlangt werden, wenn die Bedingung eintritts). 
Aufwendungen ſind dem Mäkler nur zu erſetzen, wenn es vereinbart iſt. 
Dies gilt auch dann, wenn ein Vertrag nicht zuſtande kommt“). 
E 1 580 II 587; M 2 500 ff.; P 2 842. 


1. Der Mäklervertrag ſtellt ſich als ein zweiſeitiger Vertrag dar, hat aber die Eigen⸗ 
tümlichteit, daß der Mäller in der Regel zu einer beſtimmten Tätigkeit wohl berechtigt, aber 
nicht verpflichtet und der Auftraggeber bis zum Zuſtandekommen des zu vermittelnden Ver⸗ 
trags zum Widerruf berechtigt iſt. Dieſe Berechtigung kann jedoch, wie z. B. bei Übertragung 
des Allein verkaufs eines Grundſtücks, dahin beſchraͤnkt werden, daß der Auftraggeber, 
falls er ohne gerechten Grund bis zu einem gewiſſen Zeitpunkte widerrufen oder die Ver⸗ 
mittlung einem anderen Mäkler übertragen würde, dem erſten Mäkler für den Mäklerlohn auf. 
zukommen habe (RG 22, 381; R JW 05, 339%; NG 19. 11. 04 1306/04; 2. 10. 06 III 56/06). 
Es iſt eine Auslegungsfrage, ob die Erteilung eines feſten Auftrags auf beſtimmte 
Zeit nur den Vezicht auf Widerruf des Auftrags für dieſe Zeit oder auch die Verpflichtung 
des Auftraggebers bedeutet, weder ſelbſt noch durch einen anderen Vermittler den Vertrag 
abzuſchließen. Ein Rechtsſatz, daß die Erteilung eines feſten Auftrags für beſtimmte Zeit 
ſtets oder auch nur im Zweifel eine ſolche Verpflichtung des Auftraggebers mitumfaſſe, laßt 
ſich bei der Mannigfaltigkeit der Einzelfälle und bei der Verſchiedenartigkeit der tatſächlichen 
Verhältniſſe nicht aufſtellen. Dieſe Auffaſſung entſpricht auch der Rechtſprechung des Reichs⸗ 
gerichts (RG JW 05 S. 757, 3395; RG 22, 381; 76, 361; Warn 1912 Nr 302; vgl. auch 
OLG 8, 76; 22, 317; 36, 88). Gibt der Auftraggeber dem Mäkler ein Geſchäft ohne beſtimmte 
Friſt „feſt an die Hand“, ſo liegt darin ein Verzicht auf den Widerruf nur für eine nach der 
Verkehrsſitte und nach billigem Ermeſſen zu beſtimmende angemeſſene Zeit (RG IW 1905, 889°; 
23 1919, 607%). Auch ein feſt erteilter Auftrag kaun beim Vorliegen eines wichtigen Grundes 
in der Perſon des Mäklers widerrufen werden (vgl. RG JW 05, 339%), fo z. B. bei vertrags⸗ 
widrigem Verhalten des Mäklers (OL 22, 322). Aus dem bloßen Verzicht auf den Wider⸗ 
ruf folgt ſelbſtverſtändlich nicht die Verpflichtung des Auftraggebers, auch im Falle des Nicht⸗ 
zuſtandekommens des Geſchäfts den Mäklerlohn zu zahlen (KG Warn 08 Nr 143); vgl. aber 
A 2c g. E. — Ein Vertrag, durch den ſich der Kläger gegen Entgelt verpflichtet, zur Herbei⸗ 
führung eines Zwangsvergleichs zugunſten des im Konkurſe befindlichen Beklagten Vergleichs. 
vorſchläge zu entwerfen, mit den Gläubigern zu verhandeln und vor allem die nötigen Gelb. 
mittel bereitzuhalten, iſt kein Mäklervertrag, ſondern entweder ein ſog. unbenannter Vertrag 
oder möglicherweiſe ein auf Geſchäftsbeſorgung gerichteter Werkvertrag, auf den $ 324 An. 
wendung findet (RG 2. 3. 09 III 320/08). — Zum Abſchluſſe des zu vermittelnden Geſchäfts⸗ 
im Namen des Auftraggebers bedarf der Mäkler einer Vollmacht. § 85 HGB findet keine 
Anwendung (OLG 34, 335). — Wird das in Ausſicht genommene Geſchäft zwiſchen dem 
Auftraggeber und dem Mäkler von letzterem als ſelbſtändiger Vertragspartei ab. 
geſchloſſen, ſo iſt ein Mäklervertrag nicht zuſtande gekommen und ein Anſpruch auf Maklerlohn 
nicht begründet (RG SeuffA 65, 393). — Verjährung des Mäklerlohnauſpruchs eines 
Kaufmanns, auch wenn er nur bei Gelegenheit vermittelt, nach § 196 Nr 1 und Ab] 2 (Seuffel 
73 Nr 115), bei gewerbsmäßiger Vermittlung auch durch einen Nichtkaufmann, nach $ 196 
Nr u 7; ſonſt $ 195. 5 

2. Vorausſetzungen für den Anſpruch auf den Mäklerlohn (ſ. auch 8 > 

a) Die Tätigkeit des Mätlers, welche je nach dem Inhalte des Vertrags auf den Nachweis 
der Gelegenheit zum Abſchluſſe des vom Auftraggeber bezeichneten Geſchäfts oder auf deſſen 
Vermittlung gerichtet ſein muß. Der Nachweis ſetzt die Bekanntgabe einer dem Auftrag⸗ 
geber bis dahin unbekannt geweſenen Gelegenheit voraus. Der Begriff der Vermittlung 
iſt im Geſetz ebenfalls nicht beſtimmt. Man verſteht unter Vermittler eine Mittelsperſon, 
die durch Verhandeln mit beiden Teilen einen Vertrag zustande zu bringen gucht. Es 
genügt daher zur Begründung des Anſpruchs auf den Mäklerlohn nicht, daß der Vermittler 
ſeinem Auftraggeber mit Rat und Tat zur Seite ſteht, vielmehr muß er auch perſönlich oder 
durch andere, deren er ſich als Gehilfen — Unter- oder Zwiſchenmätler — bedient, in eine 
Beziehung zum anderen Teile treten, auf dieſen, ſei es auch nur durch ein Angebot, in der 
Richtung auf einen Vertragsſchluß einwirken (RG JW 1916, 738“; 1917, > „RG LH 
1917, 190°). Nicht aber ift umgekehrt erforderlich, daß der Vermittler feinen Auftraggeber 
mit Rat und Tat zur Seite ſteht und ihm zum Abſchluſſe des Vertrags rät. Es genügt, wenn 
er auf Grund des Auftrags mit dem anderen Teile verhandelt und dieſen zum Vertragsſchluß 
veranlaßt (R Gruch 61, 642). „Beſorgen“ eines Käufers f. OLG 34, 50 A 1. — Dazu treten je 
nach Umftänden als Nebenverpflichtungen mit der Folge einer Schadenserſatzpflicht und 
der Verwirkung des Mäklerlohns (RGSSt AL, 245; RG ZW 1910, 28416; Seuffl 56 Nr 148) 
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im Falle ſchuldhafter Verletzung: die treue und gewiſſenhafte, möglichſt dem Intereſſe 
des Auftraggebers entſprechende Ausführung (RG 19. 4. 00 VI 65/00; 7. 1. 05 V 294/04), 
Bewahrung von Verſchwiegenheit, Mitteilung über die weſentlichen Punkte des anzubahnen- 
den Geſchäfts (RG ZW 1910, 28415; Rc Seuff A 56 Nr 75), über die dem Mäkler bekannt 
gewordenen Vermögensverhältniſſe der Gegenpartei (RG 7. 1. 05 V 294/04; 28. 10. 07 VI 
2/07) und überhaupt über alle ihm bekannten Umſtände, deren Kenntnis geeignet iſt, auf 
die Entſchließung des Auftraggebers einzuwirken, insbeſondere ihn von einem nachteiligen 
Geſchäftsabſchluſſe abzuhalten (RG Gruch 45, 1011; vgl. auch OLG 2, 119; 22, 320; 24, 387; 
34,53). Kein Auſpruch des Mäklers auf Mäklerlohn beſteht z. B., wenn er unter Verletzung 
der ihm obliegenden Treupflicht feinen Auftraggeber beim Ankaufe eines Hauſes von deſſen 
Schwammverdächtigkeit, die dem Mäkler bekannt war, keine Mitteilung gemacht hat (RG JW 
1910, 28415). Unter Umſtänden muß ſich der Mäkler auch nach den Verhältniſſen erkundigen, 
fo z. B. nach der Zahlungsfähigkeit des anderen Teiles (RG Recht 1911 Nr 1924; OLG 34, 53). 
Maßgebend ſind dabei aber immer die tatſächlichen Verhältniſſe des einzelnen Falles. Daß 
der Mäkler grundſätzlich verpflichtet ſei, ſich nach den Vermögensverhältniſſen zu erkundigen 
und nur einen zahlungsfähigen Vertragsgegner (z. B. Käufer) beizubringen, iſt nicht anzu⸗ 
erkennen (vgl. RG Gruch 43, 1166; 45, 1012). Bei argliſtiger Täuſchung über die Zah⸗ 
lungsfähigkeit des Vertragsgeguers iſt der Mäkler nach Vertrag und wegen unerlaubter Handlung 
($ 826) zum Schadenserſatze verpflichtet (RG 23 1915, 52211). Hat ſich der Mäkler erboten, 
einen guten ausländiſchen Vertäufer zu benennen, der für unverzügliche Lieferung und Möglich, 
keit der Ausfuhr nach Deutſchland einſtehe, ſo muß er bei Meidung der Schadenserſatzpflicht 
ſich darüber vergewiſſern, ob der benannte Verkäufer gut und die von ihm zu übernehmende 
Gewährleiſtung erfüllbar iſt (RG 22. 1. 19 V 320/18). Nebenpflicht der Ratserteilung |. OLG 
20, 219. Der Mäkler, der einen Maklervertrag abſchließen will, muß ferner feinem Auf- 
traggeber alle Umſtände mitteilen, die das Mäklerverhältnis weſentlich berühren, ſo auch 
den Umſtand, daß nach dem ausgeſprochenen Willen desjenigen, mit dem ein Vertrag ver⸗ 
mittelt werden ſoll, ein ſolcher nur unter Ausſchluß von Vermittlern abgeſchloſſen werden 
darf. Ein Verſchweigen dieſes Umſtandes kann die Anfechtung des Mäklervertrags und den 
Verluſt des Lohnauſpruchs wegen Verletzung der Treupflicht begründen (RG L3 1918, 6861). 
Schadenserſahpflicht und Verwirkung des Mäklerlohns bei pflichtwidrigem Entgegenwirken 
gegen das Zuſtandekommen eines Vertrags |. OLG 6, 87; 12 S. 85, 87. Verſchulden ſeines 
Untermäklers iſt dem Makler nach dem Grundſatze des § 278 anzurechnen. Schon beim 
Vorhandenſein der Vorausſetzung unter a und vor dem Eintritt derjenigen unter b.—d kann 
der Anſpruch auf Maklerlohn einen Beſtandteil des Vermögens des Mällers bilden, deſſen 
Abtretung der Gläubigeranfechtung unterliegt (RG Warn 08 Nr 510). 

b) Zuſtandekommen des vom Auftraggeber in Ausſicht genommenen Vertrags 
(RG Gruch 47, 927), insbeſondere auch in der zu ſeiner Gültigkeit erforderlichen Form 
(NG 25, 319: 29, 230; R IW 02 Beil 228; RS 26. 6. 03 III 85/03; 4. 1. 07 III 
242/06) oder Anerkeuntnis der Rechtsgültigkeit des Vertrags durch beide Parteien. Iſt 
ein Mäklerlohn von 1% für Beſchaffung einer Hypothek von 200000 Mark verſprochen 
und weiſt der Mäkler nur eine ſolche von 190000 Mark nach, fo kann er regelmäßig über- 
haupt keinen Lohn, auch keinen ſolchen von 1900 Mark fordern (RG 13. 2. 06 III 285/05). 
Doch kann im einzelnen Falle der Sinn des Lohnverſprechens auch ein anderer ſein. 
Macht der Auftraggeber dem Mäkler Angaben über den zu erzielenden Verkaufserlös, 
ſo kann dies den Zweck haben, dem Mäkler eine Grundlage für die Verhandlungen mit 
dem Käufer zu geben; es kann aber auch bedeuten, daß der Mäklerlohn nur bei Erzielung 
eines beſtimmten Erlöſes verdient fein ſoll (RG Lg 1915, 11501). Der Anſpruch des 
Mäklers wird nicht dadurch berührt, daß die Parteien ſelbſt irrtümlich den Vertrag für nicht 
zuſtandegekommen anſehen oder ſein Zuſtandekommen für fo zweifelhaft halten, daß fie 
von feiner Ausführung abſehen oder ſich vergleichen (R 23 1914, 678”). Unerheblich ift es, 
wenn der abgeſchloſſene Vertrag von dem gewünſchten in Nebenpunkten abweicht. Der 
Mäklerlohn darf auch nicht ſchon deshalb verfagt werden, weil der erſtere mit dem in Ausficht 
genommenen in der rechtlichen Faſſung nicht übereinſtimmt. Entſcheidend iſt vielmehr in der 
Regel die wirtſchaftliche Bedeutung des abgeſchloſſenen Vertrags. Iſt er auch in dieſer 
Beziehung für den Auftraggeber minderwertig, ſo entfällt jedenfalls der Anſpruch des Mäklers 
auf den verſprochenen Lohn (RG 23 1911, 54727; RS JW 1916, 1475˙% Rö 1. 1. 14 
III 294/13). Jedoch kann, wenn der Mäkler nicht das nach dem urſprünglichen Auftrag zu 
vermittelnde Geſchäft, aber ein anderes zuſtande bringt, unter Umſtänden eine neue, ſtill⸗ 
ſchweigende Vereinbarung vorliegen und die Höhe des Lohnes nach $ 653 zu beſtimmen fein 
(NS Warn 1918 Nr 32). Iſt der Maklerlohn verſprochen, falls infolge des Nachweiſes des 
Mäklers der Verkauf eines Grundſtücks zuftande kommt, fo iſt der Lohn noch nicht damit ver⸗ 
dient, daß der Kaufliebhaber ſich zur Zahlung einer entſprechend hohen Vertragsstrafe für 
den Fall der Ablehnung des gemachten Verkaufsantrags verpflichtete, der Nießbrauch an 
ihn übertragen und eine Vormerkung zur Erhaltung feines Rechtes auf Auflaſſung eingetragen 
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wurde (NG JW 1911, 939%). Dagegen iſt, wenn es ſich um die Vermittlung eines Grund⸗ 
ſtücksverkaufs handelt, die Auflaſſung nicht erforderlich, vielmehr wird die Vergütung bereits 
mit dem Abſchluſſe des ſchuldrechtlichen Vertrags fällig (RG JW 06, 134°). Ob, wenn der 
Mäkler ſchlechthin mit dem „Verkauf“ eines Grundſtücks beauftragt iſt, der Mäklerlohn unter 
allen Umſtänden erſt mit der Vermittlung des Kaufabſchluſſes verdient wird, iſt nach den 
Umſtänden des Falles zu beurteilen (RG Gruch 59, 120). Die Nichtausführung des ver- 
mittelten Geſchäfts läßt den Auſpruch des Mäklers regelmäßig unberührt (23 1919, 10309). 
S. jedoch unten. — Beim Darlehnsgeſchäft iſt der Mäklerlohn regelmäßig erſt dann ver⸗ 
dient, wenn der Darlehusvertrag durch Auszahlung des Darlehns zuſtande gekommen iſt (vgl. 
Vorbem 2 vor $ 607; RG 39, 231), nicht ſchon mit dem Zuſtandekommen eines Darlehns⸗ 
vorvertrags (RG 30. 6. 08 III 584/07). Davon kann indeſſen durch Vereinbarung abgewichen 
werden (R Warn 1919 Nr 115). Dabei iſt auf die Verkehrsſitte (58 157, 242) und unter 
Kaufleuten auf die im Handelsverkehre geltenden Gewohnheiten und Gebräuche (§ 346 HGB) 
Rückſicht zu nehmen. Über den Handelsgebrauch des Berliner Grundſtücks⸗ und Hypotheken⸗ 
verkehrs, wonach die Provifion für eine Hypothekenvermittlung ſchon dann als verdient gilt, 
wenn ein rechtsverbindlicher Darlehnsvorvertrag in dem Sinne geſchloſſen iſt, daß der Geld⸗ 
geber zur Hingabe, der Geldnehmer zur Annahme verpflichtet iſt, . RE JW 1912, 2408. Der 
Lohnanſpruch iſt namentlich auch in ſolchen Fällen als ſchon vor der Auszahlung des Darlehns 
begründet anzuſehen, in denen es dem Auftraggeber weniger auf die ſofortige Erlangung des 
Darlehnsbetrags als darauf ankommt, die bindende Verpflichtung eines ſicheren Darlehns⸗ 
gebers zu erlangen, wie z. B. beim Baugelddarlehn, das in Teilbeträgen je nach dem Fort⸗ 
ſchreiten des Baues zu zahlen iſt (Vorbem 3 vor $ 607). Mäklerlohn bei Verlängerung eines 
Darlehns ſ. 23 1919, 1664. — Es handelt ſich bei dem Zuſtandekommen des Vertrags nicht 
um eine wirkliche Bedingung, vielmehr iſt kraft Geſetzes der Lohnanſpruch von dem Eintritt 
einer beſtimmten Tatſache, nämlich von dem Zuſtandekommen des Geſchäfts abhängig (RG 
JW 1911, 75818). Der Lohnanſpruch gehört aber zur Konkursmaſſe des Maklers auch dann, 
wenn das vermittelte Geſchäft erſt nach der Eröffnung des Koukurſes und nur der Mäkler⸗ 
vertrag vorher abgeſchloſſen worden ift (Seuff a 73 Nr 149). — Kein Matleranſpruch ent- 
ſteht, wenn der Vertragsabſchluß an den ſpäter vom Auftraggeber geſtellten Anforderungen 
ſcheitert (Res 21. 3. 02 III 460/01); ebenfo wenn eine Vermittlungstätigkeit des Mäklers 
durch das Verhalten des Auftraggebers (z. B. Nichtzahlung von Vorſchüſſen) unmöglich wird 
(OLG 34, 50); ferner bei Nichtigkeit des vermittelten Geſchäfts oder im Falle feiner An⸗ 
fechtbarkeit bei erfolgreicher Anfechtung (RG 76, 354; NG 20. 12.04 III 271/04; 18.2. 10 
III 154/09; OL 4, 288). Fehlen der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts |. OLG 
4, 240. Der auf Zahlung des Mätlerlohns Belangte kann ſich auch darauf berufen, daß der 
vermittelte Vertrag durch ſeine eigene argliſtige Täuſchung zuſtande gekommen und deshalb 
mit Erfolg angefochten iſt. Die replica dolı generalis ſteht hier dem Mäkler nicht zu. Die 
das Zuſtandekommen des Vertrags bezweckende und erreichende Täuſchung zielte nicht auf 
Vereitelung des Mäklerlohns. Ohne die Argliſt des auf Mäklerlohn belangten Vertrag⸗ 
ſchließenden wäre der durch ſie bewirkte Vertrag überhaupt nicht vorhanden und daher ein 
Mäklerlohnanſpruch noch gar nicht erwachſen. Die Argliſt hat weder die Entstehung des 
Mäklerlohns verhindert noch einen ſchon entſtandenen Lohnanſpruch beſeitigt (RS 76, 354). 
Ebenſo iſt der Anspruch ausgeſchloſſen, wenn der Mäkler feinen Auftraggeber über die Perſon 
der Gegenpartei im unklaren gelaſſen und dadurch die außerdem vermeidbare Fr te bung des 
Mäklers veranlaßt hat (RG 15. 1. 07 III 375/06). — Vorausſetzung für die Ent ⸗ 
ſtehung des Anſpruchs auf den Mäklerlohn ift regelmäßig nur das Zu ⸗ 
ſtandekommen des Geſchäfts, nicht ſeine Ausführung. Wird der Mäkker⸗ 
lohn ausdrücklich oder ſtillſchweigend (A 4) von der Aus führung abhängig 
gemacht, ſo iſt der Auftraggeber gegenüber dem Mäkler nicht verpflichtet, dieſe 
Ausführung herbeizuführen. Er hat bezüglich ihrer ebenſo freie Hand wie vorher be⸗ 
züglich des Abſchluſſes, und der Auſpruch des Mällers iſt unbegründet, wenn aus irgend⸗ 
einem Grunde, ſei es auch durch ein gegenüber dem Geſchäftsgegner ſchuldhaftes Ver⸗ 
halten des Auftraggebers, das Geſchäft nicht ausgeführt wird. Nur darf dieſer (vgl. 8 162) 
die Ausführung nicht in einer wider Treu und Glauben verſtoßenden Weiſe, insbeſondere 
nicht in der Abſicht, dem Mäkler den Lohnanſpruch zu entziehen, vereiteln. Die Vorſchrift 
des $ 88 Abſ 2 HG iſt auf den Mäklervertrag nicht entſprechend anzuwenden (RG 95, 134; 
NG ZW 1916, 15852; OLG 22, 320). Iſt der Anſpruch auf den Maklerlohn für die Ver⸗ 
mittlung eines Kaufvertrags von der Bezahlung des Kaufpreiſes abhängig gemacht worden, 
ſo braucht der Auftraggeber nicht einen Rechtsſtreit mit dem zahlungsſaumigen Käufer zu 
führen, nur damit der Mäkler feinen Lohn erhält (OLG 34, 51). Die Vertragsbeſtimmung, 
wonach über den Mäklerlohn „pro rata nach Eingang der Fakturenbeträge“ abgerechnet werden 
ſoll, kann als Feſtſetzung eines Fälligkeitstermins (nicht etwa nur als Bedingung) gemeint 
lein (RG 24. 1. 19 VII 336/18). Über die Frage der Abhäugigkeit des Mäklerlohns von der 
Ausführung bei Kriegsgeſchäften ſ. LZ 1920, 179%. — Stirbt der Mäkler vor dem Zuſtande⸗ 
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kommen des Geſchäfts, ſo geht damit, da es regelmäßig auf die perſönliche Tätigkeit des 
Mäklers aukommt, das Verhältnis aus dem Mäklervertrage zu Ende. Dagegen bebt der 
vor dem Zuſtandekommen des Geſchäfts erfolgte Tod des Auftraggebers dieſes Verhältnis 
nicht ohne weiteres auf. Wenn die Erben auf das in Ausſicht genommene Geſchäft in Kenntnis 
der Vermittlertätigkeit des Maklers eingehen (wozu fie an ſich nicht verpflichtet ſind), ſo iſt 
damit der Zuſammenhang zwiſchon dieſer und dem Geſchäftsabſchluß begründet (RG 47, 253). 
e) Herbeiführung des Geſchäftsabſchluſſes durch die nachweiſende oder vermittelnde 
Tätigteit des Mäklers — urſächlicher Zuſammenhang (RG 6. 3. 06 III 205/05; 20. 3. 
06 III 492/05; 8. 10. 07 III 54/07). Doch braucht, wenn es fich um den Nachweis 
der Gelegenheit zum Abſchluß eines Vertrags handelt, der vom Mäller gelieferte Nach⸗ 
weis weder die alleinige noch die hauptſächliche Urſache des ſpäteren Abſchluſſes geweſen 
zu ſein; genug, wenn er dazu überhaupt mitgewirkt hat (RG 10. 1. 01 VI 312/00; 24. 10. 
02 III 260/02; 21. 2. 07 III 334/06; Seuffa 72 Nr 74). Auch genügt bei der Ver⸗ 
mittlung eines Gefchäfts die Tatigkeit des Mäklers als mitwirkende Urſache, ſelbſt wenn er 
zu den weiteren Verhandlungen nicht zugezogen worden iſt, und beim Geſchäftsabſchluß nicht 
er, ſondern ein anderer Makler mitgewirkt hat, fofern nur dieſer Geſchäftsabſchluß auf der 
vom erstgenannten, Makler geſchaffeuen Grundlage zuſtande gekommen iſt (RG 
6, 187; Reh ZW 01, 90°; R 9g 1915, 9767; NG 2. 5. 05 III 443/04; 26. 3. 07 111 280/06; 
3. 12. 07 III 191/07), Der Anspruch auf den Mallerlohn eutfällt jedoch, wenn der Mäkler 
von einer Fortſetzung ſeiner Tätigkeit, die den Abſchluß eines Vertrags herbeizuführen geeignet 
tft, ſeinerſelts ablieht und dadurch den Auftraggeber nötigt, einen anderen Mäller beizuziehen 
(RE ZW 1913, 085°). Ebenſo, wenn es überhaupt erſt durch die Bemühungen eines anderen 
Maklers oder der Vertragsteile ſelbſt zum Abſchluſſe gekommen ift (Seuffl 74 Nr 133). Steht 
feſt, daß der Mäkler die Gelegenheit zum Abſchluſſe eines Vertrags nachgewieſen oder zwiſchen 
den Parteien vermittelt hat und daß nachher der Vertrag abgeſchloſſen worden iſt, ſo ergibt 
ſich der Schluß auf den urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen der Tätigkeit des Mäklers und 
dem Abſchluſſe des Nen ue von ſelbſt, und es iſt Sache des Auftraggebers, beſondere Um⸗ 
ftände darzutun, die den urſachtichen Zuſammenhang ausſchließen (NG ZW 02, 282 Beil 286; 
RS Gruch 59, 124 Der Anſpruch des Maklers kann auch dann begründet ſein, wenn die 
Verhandlungen längere Zeit unterbrochen waren und ohne ſeine Mitwirkung oder unter Mit⸗ 
wirkung eines anderen Maklers zum Abſchluſſe eines Vertrags führten, vorausgeſetzt, daß es 
ſich nur um Fortſetzung der früheren, nicht um völlig neue Verhandlungen handelt (OLG 
23, 49; 28, 199). Ferner kann das Erfordernis des urſächlichen Zuſammenhangs weg⸗ 
bedungen werden. Doch bedarf dies einer deutlichen Erklärung, im Zweifel ift ein Vertrag 
mit dem Regelinhalt des § 652 anzunehmen (RG Warn 1914 Nr 118). Anderſeits genügt 
das bloße Vorliegen eines urſächlichen Zuſammenhangs zwiſchen der Tätigkeit des Mäklers 
und dem Vertragsſchluß nicht, ſondern der Mäkler muß ſich dem Geſchäftsherrn erkennbar 
(ſ. unten d), bemüht haben, den Vertrag zuftande zu bringen (RG JW 1911, 939°; RG 
11. 10. 19 V 119/19; OL 18, 17). Der Anſpruch auf Mäflerlohn bleibt beſtehen wenn 
der Auftraggeber argliſtig, um dem Mäller die ihm zukommende Proviſion zu entziehen, 
unter Umgehung und Hintanſetzung des Mäklers den von ihm vermittelten Vertrag mit dem 
Dritten ſelbſt abgeſchloſſen hat. Der Auftraggeber haftet ferner nach § 826 auf Schadens⸗ 
erſatz, wenn er durch unwahre Angaben den Mäkler von Vermittlungsverſuchen zurückhält, 
um unter Ausſchaltung feiner Perſon Geſchäfte abſchließen zu können (RG 29. 11. 18 111254/18). 
Auch ſteht dem Makler ein Schadenserſatzanſpruch (nach 8 826) gegen den Käufer zu, der 
behufs Ermäßigung des Kaufpreiſes den Verkäufer veranlaßt hat, unter Übergehung des von 
dieſem zugezogenen Verkaufsmäklers den Kaufvertrag abzuſchließen (RG Warn 09 Nr 142). 
Ein allgemeiner Grundſatz des Inhalts, daß ein den Vereinbarungen mit dem Mäkler 
zuwiderlaufender Vertragsabschluß ohne deſſen Vermittlun ohne weiteres und auf alle 
Fälle den Proviſionsanſpruch des Mäklers begründe, läßt ſich jedoch nicht aufſtellen. Mög 
lich iſt, daß der Auftraggeber, der dem Widerrufsrechte für beſtimmte Friſt entſagt zugleich 
ſich für den Fall des vertragswidrigen Geſchäftsabſchluſſes ohne Vermittlung des Mäklers 
ſchlechthin zur Zahlung des Maklerlohns verpflichten will, ſei es als vertragsmäßige Gegen⸗ 
leiſtung für deſſen Bereitſchaft zur Tätigkeit und etwaige bereits entfaltete Tätigkeit, ſei es 
in Form einer Vertragsſtrafe (vgl. A 1). Aber ein ſolcher Vertragswille ift im Einzelfalle 
nach den jeweiligen Umſtänden darzutun. In der Regel hat der Bruch der Vereinbarung 
nur zur Folge, daß der Auftraggeber dem Mäkler ſchadenserſatzpflichtig wird und den Zuſtand 
herzustellen hat, der beſtehen würde, wenn der Auftraggeber ſeinen Vertrag gehalten hätte. 
un der Mäkler dann nachweiſen, daß er durch feine Vermittlung den Abſchluß eines Ge. 
ſchäfts der ihm aufgetragenen Art herbeigeführt hätte, ſo ergibt ſich die Verpflichtung zur 
ahtung des Mäklerlohns abzüglich etwaiger Unkoſten. Die Annahme, daß in einem ſolchen 
Falle die Beweislaſt ſich umkehre, tft nich gerechtfertigt. Der Makler genügt feiner Beweis. 
aſt, wenn er nachweiſt, daß er innerhalb der ihm geſetzten Friſt einen zum Ankauf unter ſach⸗ 
gemäßen Bedingungen bereiten und fähigen Vertragſchließenden geſtellt haben würde. Sache 
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des Gegenbeweiſes für den Auftraggeber würde es ſein, daß er gleichwohl mit dieſer Perſon 
bei verſtändiger Würdigung der Sachlage (feine Laune iſt nicht maßgebend) nicht 
abgeſchloſſen haben würde (RG 76, 361; R JW 1911 S. 7571½ 758. OLG 86, 83). 
Kein Anſpruch dagegen auf Mäklerlohn, wenn die vom Mäkler nachgewieſene Gelegenheit 
zum Vertragsabſchluß dem Auftraggeber ſchon bekannt war (RG 21. 2. 07 III 341/06) 
oder wenn der Vertragsabſchluß durch einen anderen als den urſprünglich zugezogenen Mäkler 
auf veränderter Grundlage vermittelt wurde (RG 3. 7. 06 III 555/05; 20. 3. 08 
III 434/07). 

d) Kenntnis des Auftraggebers beim Abſchluſſe des Vertrags mit dem Dritten von 
der dazu mitwirkenden Tätigkeit des Mätlers, um danach bei Beſtimmung des Kauf 
preiſes uſw. den dem Mäkler zu zahlenden Lohn berückſichtigen zu können (ch 31, 291; 
RG Gruch 48, 344; RG 18. 12. 03 III 258/03; 8. 11. 04 III 168/04; 24. 1. 05 III 562/04; 
21. 10. 07 III 81/07; 30. 10. 08 III 38/08; OLG 12, 36). Der Auftraggeber braucht ſich 
aber der Urſächlichkeit der Tätigkeit des Mäklers für den Abſchluß nicht bewußt geweſen zu 
ſein. Es genügt, wenn die Urſächlichkeit gegeben iſt und der Auftraggeber weiß, daß der 
Mäkler für den Abſchluß tätig war (RG 83, 32). Bedient ſich der Mäkler zur Vermittlung 
eines Untermäklers (Vorbem 1 vor $ 652), fo muß der Auftraggeber auch wiſſen, daß 
der Untermäkler für den Mäkler tätig war. Ausnahmsweiſe ift eine Kenntnis der Vermittler⸗ 
tätigkeit dann nicht zu verlangen, wenn feſtſteht, daß der Auftraggeber auch bet ihrer 
Kenntnis nicht anders abgefchloffen haben würde (RG 68, 202; RG Gruch 59, 120). 


3. Erſt mit der Erfüllung der aufſchiebenden Bedingung tritt nach 8 158 die von der 
Bedingung abhängig gemachte Wirkung des Rechtsgeſchäfts ein. Daher lunbeſchadet ab- 
weichender Vereinbarung, A 4) kein Anſpruch auf den Mäklerlohn bei Abschluß eines auf. 
ſchiebend bedingten Rechtsgeſchäfts und Ausfall der Bedingung (NG Warn 1919 Nr 205; 
SeuffA 72 Nr 73), es müßte denn fein, daß der Auftraggeber den Eintritt der Bedingung 
wider Treu und Glauben verhindert hat (RG Warn 1919 Nr 205; OLG 4, 241; 20, 215). 
Auders dagegen beim Abſchluß des Vertrags unter einer auflöſenden Bedingung. Zunächſt 
ſteht in dieſem Falle ſo viel außer Zweifel, daß der Mäklerlohn mit dem Abſchuß bes unter 
einer auflöfenden Bedingung eingegangenen Vertrags verdient und feine Fälligkeit nicht 
bis zu dem möglicherweiſe in weiter Ferne liegenden Zeitpunkte hinausgeſchoben bleibt, wo 
der Nichteintritt der auflöfenden Bedingung feſtſteht. So auch M 2, 513. Aber auch die 
fernere, ſehr beſtrittene Frage, ob nach dem Eintritte der Bedingung und des damit zufammen⸗ 
hängenden früheren Rechtszuſtandes der Mäklerlohn dem Mäkler verbleibt, wird zu bejahen 
fein; denn der unter der auflöſenden Bedingung abgeſchloſſene Vertrag it zunachſt wirkſam 
zuſtande gekommen und damit der Lohn verdient, hiermit aber der Mäklerv ertrag erledigt. 
Das Rechtsverhältnis zwiſchen Auftraggeber und Mäkler auch nach dieſem Zenpunkte noch 
in der Schwebe zu laſſen und den Mäkler möglicherweiſe nach langer Zeit zur Rückzahlung 
des von ihm verdienten Lohnes zu verpflichten, entſpricht weder der Rechtslage noch der 
vorauszuſetzenden Abſicht der Parteien. Die Sache ſteht vielmehr im Ergebniſſe dem 
Falle gleich, wo der wirkſam zuſtande gekommene Vertrag nachträglich durch Be reinbarung 
der Parteien oder durch Ausübung des einer von ihnen zuſtehenden Rücktrittsrechts rück⸗ 
gängig gemacht worden iſt, in welchem Falle der Lohnanſpruch unbeſtritten beſtehen 
bleibt (R& 31. 5. 01 III 110/01; R& Warn 1919 Nr 31; NG Li 1915, 504% OLG 1 402; 
20, 216; 28, 196). Dieſe Auffaffung, die übrigens nur im Zweifel anzuwenden If und eine 
abweichende Auslegung des Lohnverſprechens nach den tatſächlichen Umftanden bes einzelnen 
Falles nicht ausſchließt, ſteht auch im Einklang mit dem Wortlaute des Geſetzes, inſofern 
dieſes durch die Erwähnung der bei der aufſchiebenden Bedingung eintretenden Hinaus⸗ 
ſchiebung der Wirkſamkeit des Lohnverſprechens und durch die Nichterwannung der auf⸗ 
löfenden Bedingung zum Ausdruck bringt, daß bei der letzteren das Lohnverſprechen als · 
bald mit dem Abſchluß des Geſchäfts voll und endgültig wirkſam werden ſolle. „hl. DRS 
22, 320; 28 S. 196, 197; 32, 310; 34, 52; 36, 1151; 36, 267; 28 1916, 628°; aber auch 
23 1918, 461°. 

4. So auch bei Zurückziehung des Auftrags (RG IW 02, 44922; OL 4, 48). — Durch 
Vereinbarung der Parteien können die Beſtimmungen des 8 652, namentlich auch 
zugunſten des Mäklers, abgeändert werden (NG JW 1911, 94). So kann ihm ein Lohn 
auch für den Fall verſprochen werden, daß der zu vermittelnde Vertrag nicht zuſtande 
kommt (RG SW 1911, 9416), oder nur unter einer Bedingung, oder paß die aufschiebende 
Bedingung, unter der er abgeſchloſſen wird, ausfällt (R Warn 1919 Nr 2005 DLG 14, 30). 
Umgekehrt ift es zuläffig, daß ſein Anſpruch von anderen als den geſetlichen Voraueſetzungen 
abhängig gemacht wird, wie z. B. von der Ausführung des zu vermittelnden Vertrags, 
mabeſondere auch vom Eingang der bedungenen Gegenleiſtung (6 SB 1915, 5044; 1920, 
400; RG 8. 11.19 V 167/19 und oben A 3b). Für die Gebühren und Auslagen der Stellen⸗ 
vermittler |. jedoch Stellenvermittlergeſetz v. 2. 6. 10 f 5 Abs 2, 8. 
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8 653 


Ein Mäklerlohn gilt als ſtillſchweigend vereinbart, wenn die dem Mäkler 
übertragene Leiſtung den Umſtänden nach nur gegen eine Vergütung zu er⸗ 
warten iſt 1) 2). 

Iſt die Höhe der Vergütung nicht beſtimmt, ſo iſt bei dem Beſtehen einer 
Taxe der taxmäßige Lohns), in Ermangelung einer Taxe der übliche Lohn als 
vereinbart anzuſehen“). 

E II 588 III 643; M 2 514; P 2 945, 


1. Daß ein Mäklerlohn gewährt werden ſoll, kann ausdrücklich vereinbart ſein. Fehlt 
eine ausdrückliche Vereinbarung, fo iſt nach Abſ 1 zu prüfen, ob ein Lohn als ſtillſchweigend 
vereinbart zu gelten hat. Iſt die Gewährung eines Lohnes ausdrücklich oder ſtillſchweigend 
vereinbart, aber feine Höhe nicht beſtimmt, dann — aber auch nur dann — iſt Abf 2 anzu⸗ 
wenden. 8 653 findet keine Anwendung, wenn ein Mäklerlohn ausdrücklich und in beſtimmter 
Höhe verſprochen worden iſt. Der Mäkler kann daher, wenn ihm ein der Höhe nach beſtimmter 
Lohn unter einer Bedingung verſprochen worden iſt und die Bedingung nicht eintritt, weder 
den beſtimmten Lohn noch eine angemeſſene Vergütung verlangen (RG 95, 137; RG 23 
1918, 38517; ſ. auch $ 652 A 2b). Hat der mit der Vermittlung eines Vertrags beauftragte 
Mäkler nur die Gelegenheit zum Abſchluſſe eines ſolchen nachgewieſen, fo kann er weder den 
verſprochenen Lohn noch etwa eine Vergütung für den Nachweis nach $ 653 beanſpruchen 
(DRS 39, 207). Ebenſo iſt $ 653 nicht anzuwenden, ein Lohnanſpruch vielmehr überhaupt 
nicht begründet, wenn der Mäklervertrag z. B. wegen übermäßiger Höhe des vereinbarten 
Lohnes (Vorbem 3 vor $ 652) nichtig iſt (NG Warn 1920 Nr 9). Iſt ein Maklervertrag wegen 
argliſtiger, durch den Makler verübter Täuſchung mit Erfolg angefochten, ſo kann der Mäkler 
einen Anſpruch auf Vergütung für feine Tätigkeit nicht aus 8 653 oder aus HGB $ 354 ableiten 
(RG 9. 10. 17 II 14/17. Lohnverſprechen zugunſten des Mäklers (§ 328) im Veräußerungs- 
vertrag ſ. MG Lg 1014, 041°. — Beweislaſt: Behauptet der beklagte Auftraggeber, es 
ſei beim Abſchluſſe des Mäklervertrags Unentgeltlichkeit der Vermittlung vereinbart worden, 
ſo liegt darin ein Leugnen des Klagegrundes und der klagende Mäkler muß beweiſen, daß 
Unentgeltlichkeit nicht vereinbart worden iſt. Dagegen trifft die Beweielaſt den Auftraggeber, 
wenn er eine beſondere, Bau Maklervertrag unabhängige Vereinbarung der Unentgeltlichkeit 
behauptet (RG Warn 1914 Nr 14). It ſtreitig, ob der Mäklerlohn unbedingt oder nur be. 
dingt, z. B. nur für den Fall der Ausführung des Vertrags und der Bezahlung des Kauf; 
preiſes verſprochen iſt, fo muß der Mäkler die Unbedingtheit des Verſprechens beweiſen (RG 
L 1918, 499°). — Der Mällerlohn braucht nicht in Geld beſtimmt zu fein. Er kann bei Ver⸗ 
mittlung eines Kauſvertrags auch in einem zugunſten des Auftraggebers zu erzielenden Über⸗ 
preife beſtehen (RG Warn 1919 Nr 31, auch Lg 1918, 5849). Über den Fall, daß eine Ware 
dem Mätler mit der Klauſel „rein netto“ an die Hand gegeben wird, |. Seuffül 73 Nr 208 
und 28 1919, 657°. Sit der Mäklerlohn, wie gewöhnlich, in Hundertteilen des Kaufpreiſes 
vereinbart, jo hat der Makler den fo berechneten Lohn auch aus einer Erhöhung des Kauf 
preiſes zu beanſpruchen, es müßte denn fein, daß die Erhöhung nur als Erſatz von Mehr 
auslagen bewilligt iſt (RG 94, 237). Anderſeits kann der Mäkler mangels beſonderer Verein. 
barung auch nur die vereinbarten Hundertteile verlangen, nicht etwa den ganzen Mehrbetrag, 
den er über den ihm aufgegebenen Preis zugunſten ſeines Auftraggebers erzielt hat (RG 
SeuffA 74 Nr 172). Wird im einzelnen Falle die Höhe des Mäklerlohns (z. B. infolge Ver⸗ 
änderung des Wertes des deutſchen Geldes) durch Verzug des Vertragsgegners des Auftrag 
gebers ungünſtig beeinflußt, jo iſt letzterer dem Mäkler gegenüber verpflichtet, feine Schadens. 
erſatzanſprüche gegen den Vertragsgegner, nötigenfalls durch Klage, zu verfolgen. Weigert 
ſich der Auftraggeber, dies zu tun, ſo muß er ſich dem Mäkler gegenüber ſo behandeln laſſen, 
als hätte er es mit Erfolg getan (RG 23 1918, 689%). — Anſpruch des Mäklers auf Rechnungs⸗ 
legung oder Auskunft vgl. RG 58, 252. 

2. Stillſchweigende Vereinbarung. Vgl. 88 612, 632. So regelmäßig bei gewerbs⸗ 
mäßigem Betriebe des Mäklergeſchäfts, vorausgeſetzt, daß im einzelnen Falle die 
Leiſtung dem Mäkler (rechtsverbindlich) übertragen, dieſer nicht etwa unaufgefordert 
tätig geworden iſt. Freilich wird einem gewerbsmäßigen Makler der Auftrag zur Vermitt⸗ 
lung eines Vertrags nicht ſelten ſtillſchweigend erteilt, insbeſondere dadurch, daß der Geſchäfts⸗ 
herr ſich die Dienſte des Mäklers gefallen läßt. Dies ſetzt aber voraus, daß der Geſchäftsherr 
erkannte oder wenigstens erkennen mußte, der Mäller ſei für ihn und nicht etwa für die Gegen. 
partei tätig, und daß er die Tätigkeit des Mäflers nur gegen eine von ihm zu zahlende Ver. 
gütung erwarten konnte (R IW 05, 18817; RG 11. 10. 19 V 119/19; OLG 4, 47). Tritt 
der Mäkler als Beauftragter der Gegenpartei auf, ſo liegt regelmäßig darin, daß die Partei 
ſich die Dienſte gefallen läßt, kein Abſchluß eines Mäklervertrags (RG Warn 1910 Nr 318; 


50* 


788 a Recht der Schuldverhältniſſe Einzelne Schuldverhältniſſe 


RE JW 1917, 101). Bei der Frage, ob die Leiſtung des Mäklers den Umftänden nach uur 
gegen eine Vergütung zu erwarten iſt, kommt es aber in allen Fällen nur auf die tatſächlichen 
Verhältniſſe, nicht auf die Meinung der Beteiligten an. Wer die Dienſte eines Mällers in 
Anſpruch nimmt, iſt daher unter der Voraussetzung des Abſ 1 zur Bezahlung eines Lohnes 
auch dann verpflichtet, wenn er irrig angenommen hat, es werde ein Lohn von ihm nicht 
verlangt werden (RG 95, 137). — Das nachträgliche Verſprechen einer Vergütung für eine 
— mit oder ohne Erfolg — bereits geleiſtete Vermittlertätigkeit iſt keine Schenkung (RG 
JW 1911, 9416; RG LE 1915, 486%. Vgl. dazu für den Dienſtvertrag $ 612 A 2. 

3. Höhe der Vergütung. Bei Grundſtücksverkäufen in der Regel ein Hundertteil der 
Kaufſumme. Für Vermittlung der Vermietung von Gaſtwirtſchaftsräumen . DEO 28, 200. 
Die früheren Beſtimmungen der Landesgeſctze, insbefondere der kurheſſiſchen Verordnung 
vom 20. Auguſt 1800, über einen auch durch Parteivereinbarung nicht zu überſchreiten⸗ 
deu Höchſtbetrag des Mäklerlohns, ſind beim Mangel eines Vorbehalts im Einführungsgeſetze 
nach Art 55 dieſes Geſetzes für aufgehoben zu erachten (RG 68, 195; JW 08, 321). Vgl. 
88 612 A 3, 632 und für Stellenvermittler das Gef. v. 2. 6. 10 (Vorbem 2) 8 5. 

4. Ein ſolcher üblicher Lohn kann nicht nur für die Vergütung der Tätigkeit des gewerbs⸗ 
mäßigen Vermittlers, ſondern euch für diejenige des nicht gewerbsmäßigen zugrunde gelegt 
werden (RG 27. 11. 08 III 143/08). Der Mäkler, der den üblichen Lohn verlangt, muß im 
Streitfalle auch beweiſen, daß nicht ein anderer (niedrigerer) Lohn vereinbart worden iſt 
(ORG 6, 86). Beſteht keine Taxe und kann auch ein üblicher Lohn nicht feſtgeſtellt werden, 
fo find §88 315, 316 anzuwenden (OLG 8, 439). 


8 654 
Der Anſpruch auf den Mäklerlohn und den Erſatz von Aufwendungen 
iſt ausgeſchloſſen), wenn der Mäkler dem Inhalte des Vertrags zuwider auch 


für den anderen Teil tätig geweſen it). 
M 2 514 ff: P 2 348. 


1. Dieſer Ausſchluß tritt beim Vorhaudenſein der angegebenen Vorausſetzung iDso jure 
ein. Eine Verwirkung des Mällerlohns kann aber auch in anderen Fällen bei Verletzung 
der Treu- und Sorgfaltspflicht des Mäklers ſtattfinden (8 652 A 2a). Ferner kann in allen 
Fällen neben der Verwirkung des Mäklerlohns auch eine weitergehende Schadenserſatzpflicht 
des Mäklers begründet fein. Ein Verſchulden feiner Gehilfen, z. B. eines Untermatlers, muß 
ſich der Mäkler nach dem Grundſatze des § 278 wie eigenes Verſchulden anrechnen laſſen. 
Vertragliche Haftung des Mäklers gegenüber dem anderen Teile |. RG JW 1917, 1012; 
OLG 36, 115. 

2. Das Tätigſein für den anderen Teil, ſowie die Annahme eines Mällerlohns von dieſem 
iſt dem Mäller nicht unter allen Umſtänden, ſondern nur dann unterſagt, wenn es dem In⸗ 
halte des Vertrags, insbeſondere einer ausdrücklichen Abrede, oder bei vorhandenem 
Widerſtreit der Intercſſen dem Intereſſe des Auftraggebers zuwiderläuft (REß 10. 12. 00 
IV 222/06; 25. 10. 07 III 148/07). In letzterer Beziehung kommt es weſentlich darauf an, ob 
nach dem Inhalte des Mäklervertrags der Mäkler nur als unparteiiſcher Vermittler 
für das Zuſtandekommen eines Vertrags überhaupt (ſo vielfach bei Grundſtücsvermattungen, 
NS L 1915, 5045) oder (was z. B. aus der ungewöhnlichen Höhe des verſprochenen Lohnes zu 
folgern fein kann, RGSt ZW 05, 75240 als Vertrauensmann des einen 1 4 und 
ausſchließlich in deſſem Intereſſe tätig fein ſollte (RG JW 1918, 200 ). Iſt der Murter nicht 
Vertrauensmann des einen Teiles, fo z. B. auch, wenn er nur den Nachweis ver Gelegenheit 
zum Abſchlaſſe eines Vertrags zu erbringen hat (vgl. RG Seuffal 56 Nr 24) ſo kann er, un⸗ 
beſchadet ſeines Anſpruchs auf den Mällerlohn, auch dann für den anderen zei tätig werden, 
wenn fein Auftraggeber nichts von dieſer Tätigkeit weiß. Soll er aber als Vertrauensmann 
feines Auftraggebers tätig werden, dann kommt es regelmäßig auf deſſen Kenntnis bon der 
Tätigkeit des Mäklers an (RG 25. 1. 19 V 316/18). Handelt der Mäkler in diefer Vertrauens- 
ſtellung der übernommenen Verpflichtung zuwider auch für den anderen Teil, drückt er z. B. 
als Vertrauensmann des Verkäufers zu deſſen Ungunſten und zugunſten des Käufers den 
Kaufpreis herunter, ſo kann er einen Mällerlohn von ſeinem Auftraggeber nicht beanſpruchen 
(RG 12. 4. 07 III 415/06; 13. 12. 07 III 202/07; Seuffa 64 Nr 89). Hatte der Auftrag. 
geber den Mällervertrag mit Kenntnis von der für den anderen Teil in ent ſtehenden 
Tätigkeit des Mäklers (3. B. mit Kenntnis eines vom anderen Teile gegebenen Lohnverſprechens, 
A. 15. 11. 19 V 220/19) abgeſchloſſen, fo kann er ſich nachträglich auf 8 604 nicht berufen 
(RE I 1913, 641%. In gleicher Weile kann zu entscheiden fein, wenn der Auftraggeber 
beim Abſchluſſe des vermittelten Vertrags mit dem anderen Teile von einer Doppeltätigkeit 
des Mäk ers Kenntnis hatte. Sofern indeſſen eine ausdrückliche Verabredung des Mäklers 
mit feinem Auftraggeber über die Doppeltäligkeit nicht vorliegt, iſt über deren Zuläſſig⸗ 
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keit nach der geſamten Sachlage des einzelnen Falles zu entſcheiden. S. angef. RG 
JW 1913, 2001. Zu weit ginge die Annahme, daß der Mäkler, wenn der Auftrag⸗ 
geber wiſſentlich ein Tätigwerden für einen anderen geſchehen ließ, immer feinem Auf⸗ 
traggeber gegenüber im Falle des Zuſtandekommens des Vertrags Anſpruch auf den 
Mäkſerlohn habe. Denn ſelbſt wenn der Mäller mit Kenntnis feines Auftraggebers auch 
für den anderen Teil tätig wird, fo bleibt er doch mindeſtens inſoweit immer noch die 
Vertrauensperſon des erſteren Auftraggebers, daß er ihn nicht durch ſittenwidrige Mittel 
zugunſten des anderen Teiles zu einem unvorteilhaften Enifchluffe verleiten darf (RG JW 
1913, 641%; RG 15. 11. 19 V 220/191. Im übrigen ift der Mäkler, wenn feine Tätigkeit für 
beide Teile nicht zu beanſtanden iſt, nicht gehindert, beim Abſchluß des Vertrags von jedem 
dieſer Teile den vollen Lohn in Auſpruch zu nehmen. S. jedoch bezüglich der Stellen⸗ 
vermittler $ 5 Ab] 2 des Stellenvermittlergeſetzes v. 2. 6. 10. Wenn der vom Mälkler 
vermittelte Vertrag zuſtande gekommen, der Auftraggeber aber vom Mäkler durch unwahre 
Angaben über die Vermögensverhältniſſe der zahlungsunfähigen Gegenpartei jrregeführt 
und geſchädigt worden iſt, jo geht der Anſpruch des Auftraggebers gegen den Mäffer nicht 
auf Rückzahlung des Mäklerlohns, ſondern auf Schadenserſatz (SeuffA 64 Nr 128). 


8 655 


Iſt für den Nachweis der Gelegenheit zum Abſchluß eines Dienſtvertrags!) 
oder für die Vermittelung eines ſolchen Vertrags ein unverhältnismäßig 
hoher Mäklerlohn vereinbart worden, jo kann er auf Antrag des Schuldners 
durch Urteil auf den angemeſſenen Betrag herabgeſetzt werden?). Nach der 
Entrichtung des Lohnes iſt die Herabſetzung ausgeſchloſſen. 

MB 1980. 


1. Dienſtvertrag, und zwar nicht nur der Geſindevertrag, ſondern auch der auf höhere 
Dienſtleiſtungen gerichtete Vertrag. Hierunter fällt alſo auch die Tätigkeit der ſog. Placierungs⸗ 
ie un Artiſtenagenten. Bei Vermittlung anderer Verträge findet eine Herabſetzung 
nicht ſtatt. N 
2. Richterliches Ermäßigungsrecht. Bei der Prüfung, ob der Märlerlohn angemeſſen 
oder unverhältuismäßig hoch iſt, muß dieſer als einheitliches Ganzes betrachtet werden. Ein 
in Hundertteilen fortlaufender Bezüge zu entrichtender Mäklerlohn kann daher ſowohl durch 
Ermäßigung der Hundertteile als auch durch Verkürzung der Zeitdauer herabgeſetzt werden. 
Auch allgeniein übliche (oder in polizeilich genehmigten Tarifen enthaltene) Lohnſatze können 
Viele werden, wenn fie unverhältnismäßig hoch find (RG JW 07, 51212). — Das 

erſprechen eines unverhaltnismäßig hohen Lohnes kann aber auch, und zwar nicht nur, wenn 
es ſich um Dienſtverträge handelt, die Nichtigkeit des Mäklervertrags begründen (Vorbem 3 
vor 8 652). — Bei gewerbsmäßiger Stellenvermittlung greifen jetzt die Vorſchriften des 
Stellenvermittlergeſetzes v. 2. 6. 10 88 4, 5 ein. 

3. Keine Rückforderung gezahlter Beträge. Wird bei Teilzahlungen der angemeſſene 
Betrag des Mäklerlohns durch die bisherigen Leiſtungen erreicht, dann findet die Herabſetzung 
des Lohnes dadurch ſtatt, daß der Anſpruch auf weitere Zahlungen wegfällt (RG IW 07, 51212), 


§ 656 

1) Durch das Verſprechen eines Lohnes für den Nachweis der Gelegenheit 
zur Eingehung einer Ehe oder für die Vermittelung des Zuſtandekommens 
einer Ehe wird eine Verbindlichkeit nicht begründet:). Das auf Grund des 
Verſprechens Geleiſtete kann nicht deshalb zurückgefordert werden, weil eine 
Verbindlichkeit nicht beſtanden hats). 

Dieſe Vorſchriften gelten auch für eine Vereinbarung, durch die der 
andere Teil zum Zwecke der Erfüllung des Verſprechens dem Mäkler gegen⸗ 
über eine Verbindlichkeit eingeht, insbeſondere für ein Schuldanerkenntnis⸗) 

M 2 511. 

Ehemäklerlohn. Die Vorſchrift gilt auch dann, wenn dem Auftraggeber die Ehe⸗ 
u u dog Mie zur Erreichung eines wirtſchaftlichen Zweckes (z. 5 15 Verſchaffun 
von Geldmitteln) ift (DL 34, 54) trifft aber anderſcits nicht jede Tätigkeit, die das Zuſtande⸗ 
kommen einer Ehe möglich machen ſoll z. B. nicht die Bemühungen eines Rechtsanwalts 
die elterliche Einwilligung oder ihre Erſctzung durch das Vormundſchaftsgericht (88 1305 ff. 
oder die Befreiung von Ehehinderniſſen (8 1322) zu erwirken (NG JW 06, 71310). — Iſt 
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der Lohn vor dem Inkrafttreten des BGB verſprochen, der Erfolg der Mäkler⸗ 
tätigkeit aber, d. h. das Zuſtandekommen der Ehe, erſt nach dieſer Zeit eingetreten, fo ift 9 656 
nicht anwendbar (RG 46 S. 152, 177; 57, 21; RG Gruch 46, 908). \ i 

2. Kein klagbarer Anſpruch (vgl. § 702), obwohl das Verſprechen an ſich nicht als 
unſittlich gilt, ſondern nur als ungeeignet zur Begründung eines klagbaren Anſpruchs. 
Durch 8 656 wird auch die Klagbarkeit eines Anſpruchs auf Erſtattung der durch die Ehemäkler⸗ 
tätigkeit erwachſenen Auslagen (wozu indeſſen die Koſten von bloßen Heiratsanzeigen nicht 
ohne weiteres zu rechnen find) ausgeſchloſſen (RG SeuffBl 71, 577). Ebenſowenig kann 
für den Anſpruch auf Ehemäklerlohn ein gültiges Pfandrecht beſtellt werden. Dagegen 
entbehrt ein Vergleich, durch den die Parteien den Streit darüber ſchlichten, ob ein zwiſchen 
ihnen geſchloſſener Vertrag ein gültiger Dienſtvertrag oder ein klagloſer Ehevermittlungs⸗ 
vertrag ſei, nicht deshalb der Wirkſamkeit, weil in Wahrheit ein Vertrag der letzteren Art 
vorliegt (RG 23. 10. 06 VII 44/06). Vgl. 8 762 A 4. wow. 

3. Keine Rückforderung gemäß 88 812ff. Iſt jedoch die Eingehung der Verbindlichkeit 
aus einem anderen Grunde, insbeſondere wegen Betrugs und Zwanges anfechtbar, 
ſo iſt die Zurückforderung zuläſſig. 

4. Schuldanerfenninis. Sit auf Grund eines derartigen unwirkſamen Lohnverſprechens 
der Auftraggeber dem Mäkler gegenüber eine Wechſelverbindlichkeit eingegangen oder 
hat er ein ſchriftliches Schuldanerkenntnis abgegeben, ſo iſt auch eine ſolche urkundliche 
Verpflichtung zur Begründung eines Rechtsanſpruchs ungeeignet, weil darin eine Leiſtung 
im Sinne des § 656 Abf 1 Satz 2 nicht zu erblicken iſt (vgl. NG SeuffBl 71, 577; OLG 4, 
236). Der Auftraggeber kann daher vom Mäkler nach $ 812 die Herausgabe des Wechſels 
oder, wenn er von einem gutgläubigen Erwerber zur Bezahlung gezwungen worden iſt, 
die Herausgabe des vom Mäkler darauf empfangenen Wertes und, falls der Mäkler den 
Wechſel in der Abſicht begeben hat, dem Auftraggeber den Einwand aus $ 656 abzuſchneiden, 
alfo einen vom Geſetz gemißbilligten Vermögensvorteil zu erlangen, nach 8826 BGB Schadens⸗ 
erſatz beanſpruchen. Vgl. § 762 A 4. 


Neunter Titel 
Auslobung 


In betreff der rechtlichen Geſtaltung der Auslobung iſt ſtreitig, ob hierbei ein Vertrags. 
antrag an eine unbeſtimmte Perſon mit Annahme des Antrags durch die Ausführung der erfor⸗ 
derten Handlung (Vertragstheorie), oder ein für ſich rechtswirkſames einſeitiges Verſprechen 
mit tatſächlicher Erfüllung der geſtellten Bedingung durch den Handelnden (Pollizitatious⸗ 
theorie) vorliegt. Nach der unzweideutigen Faſſung und namentlich nach den letzten Worten 
des $ 657 wird man der zweiten Annahme den Vorzug geben und, als Ausnahme von 8 305, 
ebenſo wie bei der Schuldverſchreibung auf den Inhaber 8 793, die einſeitige Erklärung 
als Verpflichtungsgrund anzuſehen haben (ſ. auch M 2, 519). Zu ihrer Rechtswirkſamkeit 
muß dieſe Erklärung den allgemeinen Erforderniſſen genügen, darf insbeſondere nicht gegen 
Treu und Glauben und nicht gegen ein geſetzliches Verbot oder gegen die guten Sitten 
verſtoßen (58 134, 138), der erforderlichen Ernſtlichkeit nicht entbehren, ſich alſo nicht als 
bloße marktſchreieriſche Ankündigung darſtellen (8 118). Die Erklärung kann auch von dem 
Auslobenden ſelbſt wegen Irrtums, Betrugs und Drohung (88 119 ff.) angefochten werden — 
eine Anfechtung, die, wenn ſie nicht einer beſtimmten Perſon gegenüber geſchehen kann, 
in derſelben Form wie die Auslobung ſelbſt zu bewirken iſt, und namentlich bei vorliegendem 
Verzicht auf den Widerruf ($ 658 Abſ 2) von praktiſcher Bedeutung werden kann. 


8 657 

Wer durch öffentliche Bekanntmachung!) eine Belohnung?) für die Vor⸗ 
nahme einer Handlung, insbeſondere für die Herbeiführung eines Erfolges“), 
ausſetzt, iſt verpflichtet, die Belohnung demjenigen zu entrichten, welcher die 
Handlung vorgenommen hat, auch wenn dieſer nicht mit Rückſicht auf die 
Auslobung gehandelt hat“). 

E 1 581 II 589: M 2 516 ff.; P 2 347. jed 8 

1. Die Offentlichkei ! änglichkeit für jedermann, iſt 
weſentlich. im Mangel ber Öffenttäiten, al 5 B. bei a ehıimg innerhalb einer 
geſchloſſenen Privatgeſellſchaft, iſt das Verſprechen nur als ein Vertragaautrag des Verſprechen⸗ 


den der durch nachträgliche Annahme mittels Ausführung der erforderlichen Handlung bindend 
wird, aufrechtzuerhalten. Im übrigen kann die Auslobung ſich an veſtimmte Klaſſen von 


A 
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Perſonen, an Künſtler, Techniker uſw., ja auch an einen beſtimmten Kreis von Perſonen 
(3. B. Angehörige einer beſtimmten Gemeinde, eines beſtimmten Regiments) richten, in 
ſchriftlicher oder mündlicher Form geſchehen, von einer natürlichen oder einer juriſtiſchen 
Perſon oder von einer öffentlichen Behörde, z. B. von einer Polizeibehörde (Belohnung 
für die Entdeckung eines Verbrechens oder für die Ergreifung eines Verbrechers), in gleich 
wirkſamer Weiſe ausgehen. Durch den Tod des Auslobenden oder durch den ſpäteren Ein⸗ 
tritt ſeiner Geſchäftsunfähigkeit wird die durch die Auslobung begründete Verpflichtung 
nicht aufgehoben; vielmehr gehen in dieſen Fallen die Rechte (auch das des Widerrufs 
nach § 658) und die Pflichten des Auslobenden auf feine Erben oder auf den ihm beſtellten 
geſetzlichen Vertreter über. 

2. Belohnung, und zwar Geld oder ein ſonſtiger Vermögensvorteil. 

3. Daß die Handlung oder der Erfolg dem Nutzen oder auch nur dem Wunſche des Aus- 
lobenden oder einer anderen Perſon oder dem öffentlichen Intereſſe entspreche, iſt nicht er · 
forderlich. Der gewöhnliche Fall iſt die Ausfegung einer Belohnung für eine Werkleiſtung, 
3. B. für die Herbeiſchaffung eines geſtohlenen Gemäldes, für eine beſtimmte Fliegerleiſtung; 
es kann aber auch irgendein beliebiges Verhalten, einſchließlich der Unterlaſſung, z. B. lang⸗ 
jährige treue Dienſtleiſtung bei dem nämlichen Dienſtherrn, als Bedingung geſetzt werden. 
Dagegen läßt die Faſſung des Geſetzes deutlich erkennen, daß ein Ereignis, für deſſen Eintritt 
der einzelne nicht irgendwie, auch nicht im Zuſammenwirken mit anderen, tätig zu werden 
vermag, bei der Auslobung keine geeignete Bedingung bilden kann. In ſolchen Fällen kommt 
namentlich der Schenkungs vertrag in Frage. — Wird die Handlung mehrmals oder von 
mehreren vorgenommen, fo find die 88 559, 560 anzuwenden. 

4. Zeit der Handlung. Im allgemeinen iſt davon auszugehen, daß die Handlung auch 
ſchon vor der Auslobung vorgenommen fein kann, es ſei denn, daß es dem Auslobenden gerade 
auf die ſpätere Vornahme ankam. Eine Friſtbeſtimmung (8 658 Abi 2) iſt, abgeſehen von 
8 661 Abf 1, nicht erforderlich. Darüber, ob die ausgeſetzte Belohnung verdient jet, hat, 
abgeſehen von $ 661, im Streitfalle nicht der Auslobende, ſondern das Gericht zu entſcheiden. 


§ 658 


Die Auslobung kann bis zur Vornahme der Handlung widerrufen werden!). 
Der Widerruf iſt nur wirkſam, wenn er in derſelben Weiſe wie die Aus⸗ 
lobung bekanntgemacht wird oder wenn er durch beſondere Mitteilung 
erfolgte). 

Auf die Widerruflichkeit kann in der Auslobung verzichtet werden; ein 
Verzicht liegt im Zweifel in der Beſtimmung einer Friſt für die Vornahme 


der Handlung. 
E I 582 II 690; M 2 521 ff; P 2 847 


1. Entſcheidend iſt die Vornahme, d. h. Vollendung der Handlung. Der Widerruf iſt 
daher auch noch während der Vorbereitung und ſelbſt während der Ausführung der be- 
treffenden Handlung zuläſſig. Im Falle des Widerrufs kein Anſpruch auf Erfah des durch 
etwaige Vorbereitungshandlungen verurſachten Aufwandes (M 2, 522). Wer nach dem 
wirkſamen Widerruf die verlangte Handlung vornimmt oder vollendet, erwirbt einen Anſpruch 
gegen den Auslobenden auch dann nicht, wenn er ohne ſein Verſchulden von dem Widerruf 
nichts weiß. — Die Anfechtung der Auslobung wegen Willensmängeln wird durch 8 658 
nicht berührt (vgl. Vorbem vor $ 657). — Über den Einfluß des Todes des Auslobenden 
ſ. 9 657 A 1. 

2. Form des Widerrufs. Die Bekanntmachung muß „in derſelben Weiſe wie die 
Auslabnng“ geſchehen. Unweſentliche Abweichungen ſchaden nicht; weſentlich it, daß der Wider. 
ruf genügend bekannt wird. Die beſondere Mitteilung des Widerrufs, die nur der 
damit bedachten Perſon gegenüber wirkſam ift, wird namentlich am Platze fein, wenn bereits 
die Auslobung dieſer Perſon mitgeteilt oder dem Auslobenden bekannt geworden iſt, daß ſie 
an die Vorbereitung herangegangen ſei. Im übrigen iſt die beſondere Mitteilung neben der 
offentlichen Bekanntmachung des Widerrufs nicht erforderlich. 


8 659 
1) Iſt die Handlung, für welche die Belohnung ausgeſetzt iſt, mehrmals 


vorgenommen worden, ſo gebührt die Belohnung demjenigen, welcher die 
Handlung zuerſt vorgenommen hat?). 
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Iſt die Handlung von mehreren gleichzeitig vorgenommen worden, ſo 
gebührt jedem ein gleicher Teil der Belohnung. Läßt ſich die Belohnung 
wegen ihrer Beſchaffenheit nicht teilen oder ſoll nach dem Inhalte der Aus⸗ 
lobung nur einer die Belohnung erhalten, jo entſcheidet das Loss). 

E 1 588 II 591; M 2 523; P 2 348. 

1. Sowohl für den in dieſem, als für den im folgenden Paragraphen geregelten Fall 
kann der Auslobende eine abweichende Beſtimmung treffen, welche alsdann der gefeßlichen 
vorgeht. ß 

2. Der zeitliche Vorrang entſcheidet. Wer hiernach die Belohnung verdient hat, kann 
darauf nicht einſeitig mit der Wirkung verzichten, daß nun ohne weiteres die Belohnung 
dem nachſtehenden Bewerber zufällt; er kann aber dieſem den erworbenen Anſpruch ab» 
treten; eine ſolche Abtretung kann auch unter Umſtänden in einem „Verzichte zugunſten des 
nächſten Bewerbers“ zu finden ſein. h 

3. Mehrere Berechtigte. Zur Verteilung und zur Vornahme der Verlofung iſt der 
Auslobende berechtigt und verpflichtet, unbeſchadet der gerichtlichen Entſcheidung 
über die Gültigkeit ſeiner Verteilung. 


8 660 


Haben mehrere zu dem Erfolge mitgewirkt!), für den die Belohnung 
ausgeſetzt iſt, ſo hat der Auslobende die Belohnung unter Berückſichtigung 
des Anteils eines jeden an dem Erfolge nach billigem Ermeſſen unter ſie zu 
verteilen '). Die Verteilung iſt nicht verbindlich, wenn ſie offenbar unbillig 
iſt; ſie erfolgt in einem ſolchen Falle durch Urteils). a 

Wird die Verteilung des Auslobenden von einem der Beteiligten nicht 
als verbindlich anerkannt, jo iſt der Auslobende berechtigt, die Erfüllung zu 
verweigern, bis die Beteiligten den Streit über ihre Berechtigung unter ſich 
ausgetragen haben; jeder von ihnen kann verlangen, daß die Belohnung für 
alle hinterlegt wird!). 

Die Vorſchrift des S 659 Abſ 2 Satz 2 findet Anwendung. 

E II 391: M 2 523; P 2 348. 

1. Mitwirkung mehrerer, z. B. zur Ergreifung eines flüchtigen Verbrechers (RG 11, 281). 

2. Die Verteilung ſteht dem Auslobenden zu. Sie kaun auch nur einem der Beteiligten 
gegenüber rechtswirkſam geſchehen. Wird ſie von den Beteiligten oder durch oh ihnen 
als unbillig beanſtandet, ſo iſt von dieſen untereinander, ohne Heranziehung des id obenden, 
durch Feſtſtellungsklage die gerichtliche Entſcheidung herbeizuführen. — Abweichende Beſtim⸗ 
mung des Auslobenden |. 8 659 A 1. 660 

3. Offenbare Unbilligteit. Vgl. 8 319. Nach der Zweckbeſtimmung des 8 0 (Durch- 
führung der Verteilung) tritt das Gericht auch dann an die Stelle des Ausg. 0 wenn 
er — abgeſehen von den Fällen des Todes und der Geſchäftsunfähigkeit (8 65 9 15 
Verteilung nicht vornehmen kann oder wenn er ſie nicht vornehmen will und er dies aus⸗ 
drücklich erklärt hat oder das von den Beteiligten gegen ihn beantragte Zwangsverfahren 
nach ZPO 8 888 ohne Erfolg geblieben iſt. 

4. Der Auslobende ift auch ohnedies zur Hinterlegung nach 8 372 befugt. 


§ 661 

Eine Auslobung, die eine Preisbewerbung zum Gegenſtande hat!), iſt 
nur gültig, wenn in der Bekanntmachung eine Friſt für die Bewerbung be⸗ 
ſtimmt wird). 

Die Entſcheidung darüber, ob eine innerhalb der Friſt erfolgte Bewerbung 
der Auslobung entſpricht oder welche von mehreren Bewerbungen den Vor⸗ 
zug verdient, iſt durch die in der Auslobung bezeichnete Ferion, in Er⸗ 
mangelung einer ſolchen durch den Anslobenden zu treffen“). Die Ent⸗ 
ſcheidung iſt für die Beteiligten verbindlich“). 4 

Bei Bewerbungen von gleicher Würdigkeit finden auf die Zuerteilung 
des Preiſes die Vorſchriften des 8 659 Abſ 2 Anwendung. 


Auftrag 793 


Die übertragung des Eigentums an dem Werke kann der Auslobende 
nur verlangen, wenn er in der Auslobung beſtimmt hat, daß die Über⸗ 
tragung erfolgen ſoll'). 

EI 584 II 592; M 2 523 ff.; P 2 360. 


1. Die Auslobung in bezug auf eine Preisbewerbung (ſog. Preisausſchreiben) kann für 
eine Leiſtung auf dem Gebiete der Wiſſenſchaft, der Kunſt, der Technik, des Sportes uſw. 
geſchehen. Der Bewerber muß davon Kenntnis haben und daraufhin rechtzeitig ſeine Be⸗ 
werbung erklären. - 

2. Die Friſtbeſtimmung ift nach Inhalt der Motive für notwendig erachtet worden, weil 
ohne dieſe der Auslobende immer noch auf eine beſſere Leiſtung warten und die Entſcheidung 
auf unabſehbare Zeit hinausſchieben könnte. Die Friſtbeſtimmung macht die Auslobung „im 
Zweifel“ unwiderruflich (8 658 Abſ 2). Der Friſtablauf hat zur Folge, daß nunmehr eines⸗ 
teils der Auslobende in keinem Falle mehr widerrufen ($ 658 Abſ 1), andernteils eine Be⸗ 
werbung nicht mehr ſtattfinden kann. 

3. Der Preisrichter und der Auslobende ſind dabei an die Vorſchriften der 88 317—819, 
insbeſondere auch des 8 317 Abſ 2, nicht gebunden. Stimmenmehrheit der Preisrichter, 
deren Stellung der von Schiedsrichtern ähnlich iſt, muß als entſcheidend angeſehen werden. 
Der Auslobende wird auch dann einzutreten haben, wenn der Preisrichter die Entſcheidung 
nicht treffen kann oder will (Enneccerus 18 379 IV 2). 

4. Alfo im Rechtswege nicht weiter anfechtbar. Vgl. dazu die oben angeführte Entſch. 
des RG 11, 281 und SW 08, 645. 

5. Die Übertragung des Eigentums umfaßt in dem angegebenen Falle auch das ſog. 
geiſtige Eigentum, und zwar ohne weitere Vergütung von ſeiten des Auslobenden. 


Zehnter Titel 
Auftrag 


1. Der 10. u. 11. Titel handeln von der Geſchäftsbeſorgung, der erſtere von der Ge⸗ 
ſchäftsbeſorgung kraft Auftrags, ber letztere von der Geſchäftsbeſorgung, hier Geſchäfts⸗ 
führung genannt, ohne Auftrag. Wahrend die 88 662-674 des 10. Titels ferner den eigent- 
lichen Auftrag regeln, deſſen weſentlichſtes Merkmal nach dem BGB die Unentgeltlichkeit iſt, 
ſchließt 8675 eine Beſtimmung an, die einer Reihe der Vorſchriften des Titels auch für Dienſt⸗ 
und Werkverträge entſprechende Anwendung verſchafft, ſofern dieſe eine Geſchäftsbe⸗ 
ſorgung zum Gegenſtande haben. Erſt durch dieſen § 675 wird den Rechtsregeln des 10. Titels 
eine größere Bedeutung und ein weiteres Anwendungsgebiet verliehen, da der Auftrag im 
Sinne des § 662 im heutigen Verkehrsleben keinen breiten Raum einnimmt. In 8 676 iſt 
dem Titel eine Regelung der Schadenserſatzpflicht aus Rat und Empfehlung angehängt, 
die wegen einer i e ei e des Stoffs hier ihre Stelle gefunden hat. 

2. Der Begriff der Geſchäftsbeſorgung in den 88 662, 675, 677 (vgl. dazu ferner 88 831 
Abſ 2, 1357 Abſ 1, 196 Nr 1 u. 7 BG, § 354 for] HGB, §s 23 u. 27 KO) ift viel um⸗ 
ſtritten. Während die einen den Begriff auf die Vornahme von Rechtsgeſchäften und Rechts. 
handlungen für einen Dritten beſchränken wollen, begreifen darunter andere jede beliebige 
Art einer für einen andern geleiſteten Tätigkeit. Mit dem Streit hierüber hängt der andere 
zuſammen, ob der Begriff der Geſchäftsbeſorgung in den 88 662 u. 677 derſelbe jei wie in 
§ 675, oder ob er für den letzteren Paragraphen einen engeren Inhalt habe, und endlich, ob 
die Beſtimmung des $ 675 ſich auf alle Dienft- und Werkverträge erſtrecke oder nur für einen 
abgeſonderten Teil von dieſen Geltung beanſpruche. Der Umſtand, daß § 675 feine Stelle 
in dem Titel vom Auftrage erhalten hat, deſſen Beſtimmungen gleich der des 8 675 eine Ge. 
ſchäftsbeſorgung zum Gegenſtande haben, ſpricht deutlich dafür, daß der Begriff der Geſchäfts⸗ 
beſorgung in 8 675 denſelben Inhalt haben ſoll wie in dem Titel überhaupt, ganz abgeſehen 
davon, daß derſelbe Begriff in demſelben Geſetzbuche nicht ohne Not für verſchiedene Einzel ⸗ 
beſtimmungen verſchieden aufgefaßt werden darf. Daraus aber, daß 8 675 diejenigen Dienſt⸗ 
und Werkverträge, die eine Geſchäftsbeſorgung zum Gegenſtande haben, aus dem ganzen 
Kreiſe der Dienft- und Werkverträge ausſondert und von anderen Verträgen dieſer Art unter⸗ 
ſcheidet, ergibt ſich des weiteren, daß die Geſchäftsbeſorgung nicht ſchlechthin alle Dienſt⸗ 
ieiſtungen umfaſſen kann. Daß 8 675 auf die für den Auftrag gegebenen Beſtimmungen zur 
entſprechenden Anwendung verweiſt, bedeutet hiernach, daß die entgeltlichen Verträge, die 
dieſelben Leiſtungen zum Gegenſtande haben wie der unentgeltliche Auftrag, in gewiſſen 
Beziehungen auch rechtlich dieſem gleich behandelt werden ſollen. — Das Merkmal, das die 
Leiſtungen des Auftrags und der Geſchaftsfuhrung ohne Auftrag, ſowie der Dienſt. und 
Werkverträge des 8 675 von anderen rechtlich erheblichen Tätigkeiten zunächſt unterſcheidet, 
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iſt das Handeln für einen andern (vgl. § 677). Die Beſorgung einer Angelegenheit für 
einen andern iſt die Vornahme einer Tätigkeit, die an und für ſich der Sorge dieſes andern 
obliegen würde und in deſſen Intereſſenbereich fällt, in ſeinem Intereſſe. Nicht dagegen not⸗ 
wendig in feiner Vertretung, an ſeiner Stelle; daß der andere die Tätigkeit ſonſt felbft vor- 
zunehmen hätte und vornehmen könnte, iſt nicht erforderlich. Sie muß nur Gegenſtand ſeiner 

Sorge ſein, und dieſe Sorge muß ihm durch die Beſorgung ſeitens des Handelnden abge⸗ 
nommen werden. Daß ferner die Angelegenheit ein Geſchäft ſein muß, bedeutet einmal, 
daß ihr eine wirtſchaftliche Beziehung anhaften, ſodann, daß eine Tätigkeit Gegenſtand 
der Beſorgung ſein muß. Ein bloß duldendes Verhalten, ein Gewährenlaſſen oder ein 
Unterlaſſen ſind keine Geſchäfte (ſo die Geſtattung des Mitfahrens in einem ohnehin 
fahrenden Wagen), auch nicht die bloße Verwahrung, bei der nicht zugleich eine Tätig. 
keit übernommen wird (RG 65, 17). Tätigkeiten ferner, die keinen wirtſchaftlichen Zweck, 
keinen Zuſammenhang mit dem Vermögen haben, find wiederum keine Geſchäfte. Im 
übrigen aber kann Gegenſtand der Geſchäftsbeſorgung jede Tätigkeit rechtlicher oder tatſäch⸗ 
licher Natur ſein; weder techniſche und mechaniſche noch wiſſenſchaftliche Tätigkeiten ſind an 
ſich ausgeſchloſſen, fofern fie nur den vorgedachten Vorausfegungen entſprechen und eine Be. 
ſorgung für einen Dritten zulaſſen. Durch das Merkmal der Sorge für einen andern, die 
zugleich eine Betätigung des Willens und der Überlegung einſchließt, unterſcheidet ſich die 
Geſchäftsbeſorgung weſentlich von der bloßen Leiſtung von Dienſten wirtſchaftlicher Art, 
und dadurch ſondern ſich auch die Dienſt⸗ und Werkverträge, die eine Geſchäftsbeſorgung zum 
Gegenſtande haben, von andern Dienſt⸗ und Werkverträgen: Dienſte im engeren Sinne 
werden an einen andern geleiftet, Geſchäfte werden für ihn beſorgt; vgl. in 8 831 die Schei 
dung von Verrichtung — dem weiteren Begriff — in Ab] 1 Satz 1 und Geſchäftsbeſorgung 
in Abſ 1 Satz 2 und Abſ 2 (Auswahl der Perſonen, Beſchaffung der Gerätſchaften, Leitung 
der Verrichtung). Geſchäftsbeſorgung iſt hiernach eine ſelbſtändige Tätigkeit wirt ⸗ 
ſchaftlichen Charakters, die im Intereſſe eines andern vorgenommen wird (RG 
97, 65). Regelbeiſpiele der Geſchäftsbeſorgung ſind die Tätigkeiten des Rechtsanwalts (RG 
JW 1914, 468°, 87010), des Liquidators einer offenen Handelsgeſellſchaft, wenn er nicht ſelbſt 
Geſellſchafter it (RG Warn 1913 Nr 160), des Aufſichtsrats einer Aktiengeſellſchaft (RG 81, 153), 
des Notars und des Gerichtsvollziehers, ſoweit deren Tätigkeit nach vertraglichen Geſichts⸗ 
punkten betrachtet werden kann (vgl. darüber A 1 zu § 675), des Kommiſſionärs und des 
Agenten, des Haus⸗ und des Gutsverwalters, des Hausmeiſters und des Pfürtners, des Gaſt⸗ 
hofleiters und des Oberkellners, des Fabrikleiters des bauleitenden Architekten, des Werk⸗ 
meiſters und des Poliers. Angelegenheiten der Geſchäftsbeſorgung ſind auch die Tätigkeiten 
in Treuhänderverhältniſſen (RG 83, 71; 84, 214; 91, 12; Warn 09 Nr 84; 1913 Nr 136). 
Der Arzt, der einen Kranken behandelt, beſorgt dieſem gegenüber kein Geſchäft; er leiſtet 
ihm Dienſte; wohl aber beſorgt der Arzt ein Geſchäft, der für einen unterſtützungspflichtigen 
Armenverband die Behandlung eines Kranken übernimmt, oder der in ſeiner Heilanſtalt die 
Ehefrau oder ein Kind für den unterhaltspflichtigen Ehemann oder Vater behandelt und ver⸗ 
pflegt, da er dieſem eine wirtſchaftliche Sorge abnimmt (vgl. R IW 1018, 11470. Der 
Bauleiter iſt Geſchäftsbeſorger, nicht aber der Bauunternehmer. Der Arbeiter, der 
auf Beſtellung des zur Straßenreinigung verpflichteten Hausbeſitzers bei Glatteis ſtreut, führt 
eine Verrichtung aus, kein Geſchäft; zum Geſchäfte wird feine Tätigkeit jedoch, wenn er zu. 
gleich die Wachſamkeit darüber übernommen hat, daß bei Eintritt des Bedürfniſſes und zu 
rechter Zeit geſtreut wird. Von der Übernahme einer Bürgſchaft als Geſchäftsbeſorgung 
für den Schuldner handeln RG 59, 10 u. 207, ſowie ZW 07, 8318. Die Erteilung einer Aus⸗ 
kunft oder eines Rates iſt keine Geſchäftsbeſorgung; wohl aber kann dies die Beſchaffung von 
ſolchen, die Einziehung einer Auskunft über die Kreditverhältniſſe eines Kaufmanns, ſein 
(RG JW 1910, 80822; 8. 5. 11 VI 245/10). — Bei der hier gegebenen Begriffsbeſtimmung 
der Geſchäftsbeſorgung fehlt es freilich für diejenigen unentgeltlichen Dienſte, die nicht in den 
Kreis der wirtſchaftlichen Tätigkeit für einen andern fallen, an einer beſonderen Regelung; 
gegen eine entſprechende Anwendung der für die Geſchäftsbeſorgung gegebenen Vorschriften 
je nach der Sachlage wird nichts zu erinnern ſein, ſofern die beſonderen Sertransberein. 
barungen und die allgemeinen Vertragsregeln nicht ausreichen. Wenn das RS Warn 1914 
Nr 183 auch eine Hilfeleiſtung bei der Verfolgung eines Verbrechens als eine Tätigkeit 
125 Geſchäftsbeſorgung aufgefaßt hat, fo iſt dem nur in dieſem übertragenen Sinne zuzu⸗ 
immen. 4 } 

. Auftrag ift nach alledem die vertragsmäßige unentgeltliche Übernahme einer ſelb⸗ 
ſtändigen Tätigkeit, ſei es rechtlicher, ſei es tatſächlicher Art, für den Auftraggeber, die in 
deſſen wirtſchaftlichem Intereſſe gelegen iſt. Der Auftrag begründe nur einſeitige Ver⸗ 
pflichtungen des Beauftragten; Verpflichtungen des uftraggebers ergeben ſich erſt als 

ige aus der Ausführung des Auftrags. Durch dieſe Einſeitigkeit der Verpflichtungen 
unterſcheidet ſich der Auftrag weſentlich dom Dienft- und Werkvertrage, durch das Merkmal 


des tatigen Handelus von der Verwahrung und den auf ein Unterlaſſen oder Gewährenlaſſen 
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gerichteten Verträgen, durch die Vertragsmäßigkeit von der Geſchäftsführung ohne Auftrag. 
Der Auftrag kann auf ein einzelnes Geſchäft, aber auch auf eine Mehrheit von Geſchäften 
gerichtet fein; auch eine Vermögensverwaltung oder die Beſorgung aller geſchäftlichen An⸗ 
gelegenheiten des Auftraggebers gehört hierher (vgl. RG 90 S. 129, 214). Der Auftrag 
kann mit einer Vollmacht (85 164ff.) verbunden fein, und die Vollmacht zur Vertretung 
bei vertraglichen Handlungen ſchließt regelmäßig auch einen Auftrag, für den Machtgeber zu 
verhandeln, ein; iſt es anders gemeint, ſo muß der Machtgeber dies zum Ausdruck bringen 
(RG 5. 10. 08 VI 547/07). Begrifflich find beide durchaus verſchieden. Der Auftrag be⸗ 
deutet ein Schuldverhältnis, die Vollmacht ein Vertretungsverhältnis; jene erzeugt eine Ver- 
pflichtung nach innen, dieſe eine Berechtigung nach außen, die Berechtigung, für den Macht 
8 Dritten gegenüber mit Rechtswirkung für und gegen ihn aufzutreten (RG 71, 219; 

arn 1913 Nr 86). Der mit vorbereitenden Handlungen zu einem Vertragsſchluſſe Betraute 
iſt Beauftragter, nicht Bevollmächtigter; Vollmacht iſt immer rechtsgeſchäftliche Vertretungs⸗ 
macht, und dieſe erfordert eine rechtsgeſchäftliche Willenserklärung als Gegenſtand (RG 
20. 1. 00 II 337/08). — Die auf Grund eines anderweiten vertragsmäßigen Dienſtverhält⸗ 
niſſes vorgenommenen einzelnen Geſchäftsbeſorgungen werden durch Weiſungen des Dienſt⸗ 
herrn für die Ausführung der einzelnen Geſchäfte nicht zu Aufträgen im Rechtssinne, die einen 
auf die einzelnen Geſchäfte gerichteten unentgeltlichen Vertrag vorausſetzen würden. — Vom 
Auftrage ſind endlich zu unterſcheiden die geſellſchaftlichen Gefälligkeiten des täglichen Lebens, 
die nicht in verpflichtender Abſicht übernommen werden (f. die oben A 2 angezogene Ent⸗ 
ſcheidung RG 65, 17; ebenſo 6. 6. 07 VI 449/06). 


8 662 


Durch die Annahme?) eines Auftrags!) verpflichtet ſich?) der Beauf⸗ 
tragte, ein ihm von dem Auftraggeber übertragenes Geſchäft!) für dieſen 
unentgeltlich“) zu beſorgen !). 

E 1 585 II 593; M 2 525—530; P 2 851, 352. 


1. Über die rechtliche Natur des Auftrags und der Geſchäftsbeſorgung ſ. Vorbem 2 u. 8. 
Aus der Begriffsbeſtimmung ergibt ſich, daß die übernommene Tätigkeit ein Intereſſe des 
Auftraggebers verfolgen muß; fie kaun daneben auch im Intereſſe des Beauftragten, darf aber 
nicht ausſchließlich in deſſen Intereſſe liegen (R 56, 130, Kreditauftrag). Deshalb ift der Ver⸗ 
ſicherungsagent, der von der Verſicherungsgeſellſchaft beſtellte Mittler und Vertrauensmann 
(RW 73, 802; JW 1912,84 1913, 542“) inſoweit er den Verſicherungsantrag entgegennimmt 
und für den Verſicherungsnehmer au die Geſellſchaft zur Entſchließung weitergibt, Beauftragter 
des Verſicherungsnehmers, nicht aber der Generalagent, der als Vertreter der Geſellſchaft 
in deren Intereſſe den Vertrag abſchlietzt und den Verſicherungsbrief (Police) ausfertigt 
(NS 21, 90; 62, 315). Ebenſo wird der Mäkler, der durch Vertrag eine Geſchäftsvermittlung, 
aber auch von der Gegenpartei des in Ausſicht genommenen Geſchäfts die Beſorgung von 
vorgängigen Erkundigungen für dasſelbe Geſchäft übernommen hat, zugleich Beauftragter der 
Gegenpartei (RG 76, 250). Einen Fall des Auftrags bei gemeinſchaftlichem Intereſſe des 
Auftraggebers und Beauftragten behandelt NE JW 05, 682» (Bieten in der Zwangsver⸗ 
ſteigerung), Fälle entſpreche der Anwendung der 88 662 ff. bei Dienſtleiſtungen im öffentlichen 
Intereſſe RS 98, 195 und RG JW 1914, 676% (Aufforderung eines Polizeibeamten, ihm 
die Täter bei einer Schlägerei zu zeigen, als Auftrag der Stadtgemeinde). Die Zahlung für 
Rechnung eines Dritten bedeutet regelmäßig einen Auftrag an den Zahlungsempfänger, die 
Zahlung als Leiſtung des Dritten zu behandeln (Rc 45, 235; 26. 6. 11 VI 378/100. Die 
Sicherungsübertragung von Forderungen ſtellt, obwohl fie weſentlich das Intereſſe des Zeſſio. 
nars verfolgt, zugleich einen Auftrag zur Wahrnehmung der Intereſſen des Übertragenden bei 
der Beitreibung und Verwertung der abgetretenen Forderung dar (RG 59, 190; Warn 1913 
Nr 136; 1914 Nr 7). Dasſelbe gilt ſelbſtverſtändlich bei allen anderen treuhänderiſchen Rechts⸗ 
übertragungen; ſo bei Verkäufen und Eigentumsübertragungen zur Sicherheit hinſichtlich 
der Verwahrung, Verwaltung und Rückübertragung (ME 76, 345; JW 1911, 5817; Warn 
1912 Nr 58). Die Übertragung eines Schiedsrichteramts dagegen begründet wohl ein Ver: 
trags, aber kein Auftragsverhältnis, da der Schiedsrichter kein Intereſſe der Parteien wahr⸗ 
nehmen und nicht für dieſe eine Tätigkeit entfalten, ſondern über ihnen ftehend im öffent: 
lichen Intereſſe der Rechtspflege handeln ſoll (RG 59, 247; Warn 1913 Nr 76). Ebenſowenig 
wird der Beamte, der als ſolcher Anträge entgegennimmt, Beauftragter der Antragſteller. 
— Einen befonderen Verwaltungsverkrag kennt das BOB nicht; bei einer ohne Entgelt 
übernommenen Vermögensverwaltung kommen die 88 662 ff. zur unmittelbaren Anwendung: 
die entgeltlich übernommene erſcheint als Dienſtvertrag (MG JW 80, 229; 30. 5. 10 
VI 226/09). 
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2. Der Auftrag kommt zuſtande durch die Annahme. Auftrag wie Annahme bedürfen 
keiner Form. Deshalb bedürfen auch der Auftrag zur Erſtehung eines Grundſtücks für den 
Auftraggeber und deſſen Annahme nicht der Form des 8 313 (RG 54, 75; 62, 385; 77, 130). 
Die Verpflichtungen des Beauftragten, insbeſondere auch auf Herausgabe des aus der Ge⸗ 
ſchäftsbeſorgung Erlangten ($ 667), entſtehen von ſelbſt durch die Annahme des Auftrags, 
die ebenſo wie die Auftragserteilung auch durch ſchlüſſige Handlungen erfolgen kann. Wider⸗ 
ſpruchsloſes Dulden des Beginns der Geſchäftsbeſorgung, zu der der Beſorger ſich erboten 
hat, kann als Auftragserteilung angeſehen werden (RG 16. 2. 07 V 284/06; 6. 6. 07 VI 449/06). 
Der Beginn der Ausführung des erhaltenen Auftrags bedeutet auf der andern Seite deſſen 
Annahme. Auch in der Entgegennahme der Vollmachtsurkunde zur Vornahme eines Rechts. 
geſchäfts wird regelmäßig die Annahme des Auftrags, der mit der Vollmacht verbunden iſt, 
zu finden fein. Bloßes Stillſchweigen bedeutet in der Regel weder Annahme des Auf. 
trags noch anderfeits Auftragserteilung durch Annahme der Dienſte; für Kaufleute gilt 
$ 362 HGB. — Iſt eine Mehrheit von Handlungen Gegenſtand des Auftrags, ohne daß 
dieſe, wie bei einer Vermögensverwaltung, ſich zu einer einheitlichen Tätigkeit zuſammen⸗ 
schließen, wird z. B. einem Rechtsanwalte die Einklagung verſchiedener Anſprüche gegen 
denſelben Beklagten übertragen, ſo liegt darin regelmäßig auch eine Mehrheit von Aufträgen, 
die demgemäß teilweiſe angenommen, teilweiſe abgelehnt werden können. Insbeſondere iſt 
dies der Fall, wenn die mehreren Anſprüche mehreren Perſonen jeder für ſich — Schadens⸗ 
erſatzanſprüche der Familienmitglieder eines Getöteten nach 8 844 — zuſtehen (RG 22. 9. 05 
II 4/05). Für eine Mehrheit von Auftraggebern oder Beauftragten gelten im übrigen die 
allgemeinen Beſtimmungen der 88 420ff. 5 8 

3. Aus der Annahme des Auftrags wird der Beauftragte zu deſſen Ausführung mit Be⸗ 
obachtung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt, d. i. unter Haftung für jedes Verſchulden 
nach § 276 verpflichtet. Er kann, wenn er ſich beim Abſchluſſe des ihm aufgetragenen Rechts 
geſchäfts ſchuldhaft von dem dritten Vertragſchließenden hat täuſchen laſſen, den Auftrag. 
geber wegen des dieſem eutſtandenen Schadens nicht an den Dritten verweiſen. Der Treu⸗ 
händer, dem eine den Gläubigern des Eigentümers zur Sicherheit beftellte Hypothek ein⸗ 
getragen worden iſt, iſt beim Mangel ausdrücklicher Weiſungen nicht verpflichtet, das Grund⸗ 
ſtück in der Zwangsverſteigerung nötigenfalls für die Auftraggeber zu erſtehen ‚et it deshalb 
auch nicht gehindert, ſich ſelbſt beim Bieten zu beteiligen und das Grundſtück für ſich zu 
erſtehen (RG JW 1918, 3814). Hat das aufgetragene Geſchäft die Abwendung einer dem 
Auftraggeber drohenden dringenden Gefahr zum Gegenſtande, ſo wird es regelmäßig richtig 
fein, nach der für die Geſchäftsführung ohne Auftrag in $ 680 gegebenen Beſtimmung auch 
für den Beauftragten eine Beſchränkung der Haftung für Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit 
als gewollt anzunehmen (ſ. § 680 A 1); doch ift dies Frage tatſächlicher Beurteilung, die aus 
den Umſtänden des Falles zu entnehmen iſt; eine allgemeine entſprechende Anwendung des 
$ 680 auf alle Fälle des Auftrags möchte bedenklich erſcheinen. — Die Haftung des Beauf- 
tragten für das Verſchulden von Gehilfen ergibt ſich aus § 278, ift aber in 8 664 auch aus⸗ 
drücklich ausgeſprochen. 

4. Die Unentgeltlichteit der Geſchäftsbeſorgung, die das bezeichnende Merkmal des 
Auftragsverhältuiſſes bildet, ſchließt die nachträgliche Gewährung einer Vergütung für die 
geleiſteten Dienſte nicht aus; ob darin alsdann eine nicht der Rückforderung und dem Wider⸗ 
rufe unterliegende Schenkung im Sinne des 8 534 zu erblicken iſt, iſt Frage des einzelnen 
Falles; eine Schenkung liegt jedenfalls immer nur dann vor, wenn beide Teile über die Un⸗ 
entgeltlichkeit der Zuwendung einig find (vgl. RG 72, 188; 74, 189). Auch dadurch, daß 
der Auftraggeber dem Geſchäftsbeſorger die Möglichkeit offen läßt, von Dritten eine Ver⸗ 
gütung zu erhalten, wird das Vertragsverhältnis zwiſchen ihnen nicht zu einem entgeltlichen 
(RG Warn 1915 Nr 168). Über die Stellung des einer armen Prozeßpartel zugeordneren 
Rechtsanwalts zu dieſer vgl. RG Warn 1914 Nr 204. Aus dem bloßen Verwandtſchaſts⸗ 
verhältnis kann die Unentgeltlichkeit von Dienſten nicht entnommen werden (RG 74, 139; 
JW 09, 6705). Bei nahem Verwandtſchaftsverhältnis kann mangels der Vereinbarung 
einer Vergütung zunächſt die Unentgeltlichkeit der Geſchäftsbeſorgung angenommen werden 
(Mutter und Sohn); der Geſchäftsbeſorger hat dann darzutun, daß eine Vergütung dennoch 
gewollt ſei (RG Warn 1915 Nr 169). 

§ 663 


) Wer zur Beſorgung gewiſſer Geſchäfte öffentlich beſtellt iſt oder ſich 
öffentlich erboten hate), iſt, wenn er einen auf ſolche Geſchäfte gerichteten 
Auftrag nicht annimmt, verpflichtet, die Ablehnung dem Auftraggeber 
unverzüglich anzuzeigens). Das gleiche gilt, wenn ſich jemand dem Auf⸗ 
traggeber gegenüber zur Beſorgung gewiſſer Geſchäfte erboten hat)). 

E 1587 II 594; M 2 530: P 2 353, 354. 
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1. Die Bedeutung des 8 663, der nach 8 675 auch auf die Dienft- und Werkverträge, 
die eine Geſchäftsbeſorgung zum Gegenſtande haben, entſprechende Anwendung findet, 
beruht hauptſächlich auf dieſer entſprechenden Anwendung; für die unentgeltlichen Auf⸗ 
träge kommt § 663 wenig in Betracht. Im Handelsverkehr gilt $ 362 HGB; über deſſen 
vom BGV abweichende Regelung vgl. Anm 3. Wo die beſonderen Vorausſetzungen des 
§ 362 HGB auf Geſchäftsbeſorgung gerichteten Gewerbebetrieb und Geſchäftsverbindung 
mit dem Auftraggeber nicht vorliegen, kommt auch im Handelsverkehre 8 663 BG zur 
Auwendung. g 

2. Der Begriff der Öffentlichkeit iſt für die beſtellten und die ſich erbietenden 
Perſonen der gleiche (vgl. jedoch zu der entſprechenden Vorſchrift in 8 407 ZPO RE 50, 391); 
ſie bedeutet, daß die Perſonen dem Publikum, der Allgemeinheit zur Beſorgung gewiſſer 
Geſchäfte zur Verfügung ſtehen, ſei es, daß fie von dritter Seite ihm zur Verfügung geſtellt 
(beſtellt) worden find oder daß ſte ſich ſelbſt zur Verfügung geſtellt (erboten) haben. Die 
öffentliche Beſtellung iſt nicht notwendig eine behördliche; auch gemeinnützige Vereine 
können Perſonen zur Geſchaftsbeſorgung öffentlich beſtellen, indem fie bekanntmachen, daß 
dieſe Perſonen von Vereins wegen dem Publikum für gewiſſe Dienſte zur Verfügung ge⸗ 
ſtellt ſind. Nach dieſer Begriffsbeſtimmung ſind öffentlich beſtellt nicht nur Rechtsanwälte 
(§ 30 NAD), Notare und Schiedsmänner, ſondern auch Auskunftsperſonen der Fremden⸗ 
verkehrs⸗ und Gebirgsvereine, der Ausftellungs- und Feſtſpielausſchülſſe u. a.; öffentliches 
Erbieten liegt nur bei Patentanwälten, Mäklern, auch Arzten, ſoweit dieſe für die Be 
ſorgung von Geſchäften in Betracht kommen, vor (ſ. Vorbem 2), wenn ſie durch öffentliche 
Anzeige in den Blättern oder durch Schilder am Hauſe ſich dem Publikum anbieten. f 

3. Eine Verpflichtung zur Annahme des Auftrags beſteht auch für die in § 663 bezeich⸗ 
neten Perſonen nicht; aber die Ablehnung iſt dem Auftraggeber unverzüglich, d. i. ohne 
ſchuldhaftes Zögern (5 121; Rechtsfrage RG 49, 395; JW 06, 7072), anzuzeigen. Die Unter- 
laſſung der Anzeige gilt aber nicht als Annahme, wie im Handelsverkehr nach 8 362 HGB, 
fie begründet nur eine Schadenserſatvflicht auf das negative Vertragsintereſſe ($ 122), während 
$ 362 HGB eine Schadenserſatpflicht auf das Erfüllungs- (poſitives Vertrags-) Intereſſe 
zur Folge hat. Die Schadenserſatzpflicht aus 8 668 ift keine vertragliche, ſie erwächſt auch nicht 
aus unerlaubter Handlung, vielmehr handelt es ſich um einen Fall, in welchem das BGB 
die allgemein nicht geregeite Vertretung eines Verſchuldens beim Vertragsſchluß (culpa 
in contrahendo) anerkannt hat. In den Fallen, in denen das Stillſchweigen als Annahme zu 
gelten hat, worüber $ 151 fi) verhält, ift auch außerhalb des Handelsvertehrs die Haftung 
auf das Erfüllungsintereſſe begründet. 

4. Auch dieſes beſondere Erbieten iſt nicht rechtsgeſchäftliche Willenserklärung, ſondern 
erſt Einladung zum Vertragsangebot, wie ſich dies bei dem allgemeinen öffentlichen Erbieten 
von ſelbſt verſteht. 

8 664 


) Der Beauftragte darf im Zweifel die Ausführung des Auftrags nicht 
einem Dritten übertragen“). Fit die Übertragung geſtattet, jo hat er nur 
ein ihm bei der Übertragung zur Laſt fallendes Verſchulden zu vertreten“). 
Für das Verſchulden eines Gehilfen iſt er nach § 278 verantwortlich⸗). 

Der Anſpruch auf Ausführung des Auftrags iſt im Zweifel nicht über⸗ 
tragbar?), 

E 1 588, 589 II 595; M 2 530—534; P 2 864-957, 

1. 8 664 findet entſprechende Anwendung auf den Vorſtand oder die Liquidatoren 
eines eingetragenen Vereins ($ 27 Abſ 3, § 48 Abs 2), die geſchäftsführenden Geſellſchafter 
(8 713; dazu R IW 07, 830°) und den Teſtamentsvollſtrecker (§ 2218 Abf 1). Für den 
Dienft- oder Werkvertrag nach $ 675 iſt 8 664 Abſ 1 Satz 2 entſprechend anwendbar, obgleich 
er in § 675 nicht mit angezogen iſt (RG 78,310; Warn 1920 Nr 8); im übrigen gelten beim 
Dienſtvertrage $ 613, beim Werkvertrage § 267. Auch die Vollmacht ift Vertrauensverhältnis 
wie der Auftrag. Für die mit einem Auftrage verbundene Vollmacht verſteht ſich die An⸗ 
wendung des 8 664 von ſelbſt; aber auch ohne dieſe Verbindung muß die Unübertragbarkeit 
im Zweifel angenommen werden (RG J 1912, 5265). 4 

2. Satz 1 des 8 664 enthält lediglich eine Auslegungsregel, wie aus den Worten „im 
Zweifel“ hervorgeht. Wo ein anderer Parteiwille erhellt, iſt dieſer maßgebend. In vielen 
Fällen wird die Übertragung dem Parteiwillen wenigſtens für den Fall entſprechen, daß 
der Beauftragte den Auftrag ſelbſt auszuführen behindert ſein wird. Maßgebend für die 
Ermittlung des Parteiwillens iſt insbeſondere, inwieweit etwa das den Auftrag im allge⸗ 
meinen beherrſchende perſönliche Vertrauensverhältnis im einzelnen Falle zurücktritt. Die 
Einfachheit des Geſchäfts, und daß dieſes ebenſowohl von einem Dritten ausgeführt werden 
kann, laſſen hierauf nicht ohne weiteres ſchließen (HG JW 07, 7417). 
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3. Iſt die Übertragung geſtattet, ſo haftet der Beauftragte nur für ein Verſchulden bei 
der Übertragung, d. i. in der Auswahl und in der Unterweisung des von ihm weiter Beauf⸗ 
tragten, nicht für deſſen Verſchulden und nicht für feine Beaufſichtigung (RG Warn 1918 Nr 167 
mit Hinweis auf 8 408 HGB). Sit fie nicht geſtattet, fo hat der Beauftragte wegen des in der 
Unterübertragung liegenden vertragswidrigen Verhaltens allen auch ſonſt unverſchuldeten 
Schaden, der aus der Übertragung entſteht, zu vertreten. Doch ſteht ihm der Nachweis frei, 
daß der Schaden auch ohne die Übertragung entſtanden ſein würde, wodurch der zunächſt an⸗ 
zunehmende urſächliche Zuſammenhang zwiſchen der Übertragung und dem Schaden aus. 
geſchaltet wird. Das trotz der Unzuläſſigkeit der Übertragung auftraggemäß ausgeführte Ge⸗ 
ſchäft muß der Auftraggeber nach dem Grundſatze von Treu und Glauben anerkennen 
(a. M. Planck A 1b). Ein unmittelbares Verhältnis entſteht auch bei zuläſſiger Über. 
tragung zwiſchen dem Unterbeauftragten und dem Auftraggeber nicht; nur die Rechts⸗ 
beziehungen der Geſchäftsführung ohne Auftrag (88 677ff.) können eintreten. 5 

4. Unter der Zuziehung von Gehilfen iſt im Gegenſatze zur Übertragung der Ausführung 
des Auftrags im ganzen die Heranziehung Dritter zur nur unterſtützenden Mitwirkung zu ver⸗ 
ſtehen (RG 78, 310; eine Anwendung auf den Teſtamentsvollſtrecker |. RIA 11, 271). 
Sie iſt geſtattet, wenn ſie nicht ausdrücklich ausgeſchloſſen wurde. Iſt letzteres der Fall, ſo 
15 die 5 Verwendung von Gehilfen dieſelben Folgen wie die unerlaubte 
Übertragung (. L 4 ' 

5. Im Zweifel nicht übertragbar, daher auch nicht pfändbar, nicht verpfändbar, nicht 
aufrechenbar, nicht Konkursgegenſtand, nicht nießbrauchbar ſ. zu 8 399. Die Beſtimmung 
iſt, wie die des Ab] 1 Satz 1, Auslegungsregel (ſ. zu 2). 


8 665 

1) Der Beauftragte iſt berechtigt, von den Weiſungen des Auftraggebers?) 
abzuweichens), wenn er den Umſtänden nach annehmen darf, daß der Auf⸗ 
traggeber bei Kenntnis der Sachlage die Abweichung billigen würde!). 
Der Beauftragte hat vor der Abweichung dem Auftraggeber Auzeige zu 
machen und deſſen Entſchließung abzuwartens), wenn nicht mit dem Auf⸗ 
ſchube Gefahr verbunden ift®). 

E I 590 II 596; M 2 535, 536; P 2 357. 

1. Der Paragraph findet entſprechende Anwendung für die Geſchäftsbeſorgung 
auf Grund eines Dienft- oder Werkvertrags nach 8 675, ſowie auf den Vorſtand oder die 
1 7 eines Vereins (§ 27 Abſ 3, § 48 Abf 2) und den geſchäftsführenden Geſellſchafter 
(8 713). 

2. Die Weiſungen des Auftraggebers ſind die im Vertrage enthaltenen oder vorbehalte⸗ 
nen Umgrenzungen der Tätigkeit des Beauftragten. Sonſtige nachträgliche Weiſungen braucht 
der Beauftragte nur zu befolgen, wenn ſie die Ausführung des Auftrags nicht erſchweren. 
Sie ſtellen einen Widerruf des urſprünglichen anders gearteten Auftrags dar, verbunden 
mit einem neuen Auftrage, den der Beauftragte ablehnen darf. Tut er dies wo, ſo muß 
er die neuen Weiſungen befolgen. Beim Mangel beſtimmter Weiſungen hat der Beauftragte 
005 400 Ke des Auftraggebers nach Maßgabe der Sachlage wahrzunehmen ( IW 
5, h » 

3. Die Abweichung ſett einen Widerſpruch mit den Weiſungen des Auftraggebers, wie 
fie erkennbar im Vertrage enthalten find, voraus (NG JW 1912, 910°). Eine andersartige 
Ausführung, die als in der Richtung der Willensmeinung des Auftraggebers liegend ange⸗ 
ſehen werden darf, iſt keine Abweichung (R 56, 149). Eine Ausführung des aufgetragenen 
Geſchäfts unter dem Auftraggeber günſtigeren Bedingungen, als die Weisungen vorſchrieben, 
iſt ebenfalls regelmäßig leine Abweichung. Ebenſowenig ein Handeln über die Weiſungen hin⸗ 
aus, aber nicht ihnen zuwider, wenn der Auftraggeber in die Lage verſetzt wird, das aus⸗ 
geführte Geſchäft, ſoweit es außerhalb des Auftrags liegt, abzulehnen; innerhalb der Grenzen 
des letzteren iſt er dann gebunden. Der erſtinſtauzliche Rechtsanwalt, der ohne beſonderen 
Auftrag Berufung eingelegt hat, ift zu deren Zurücknahme ohne die Zuſtimmung der Partei 
nicht berechtigt (RG Warn 1913 Nr 414). — Die unſtatthafte Abweichung von den Weiſungen 
iſt Vertragsverſchulden und macht den Beauftragten für allen, auch den zufallig daraus ent. 
ſtandenen Schaden haftbar. Der Auftraggeber braucht das Geſchäft nicht als für ihn erfolgt 
gelten zu laſſen; will er ſich aber deſſen Vorteile aneignen, ſo muß er auch bie Abweichungen 
genehmigen. Iſt die vertragsmäßige Ausführung noch möglich, jo kaun er dleſe verlangen; 
macht ihn der Beauftragte von den Nachteilen frei (vgl. $ 386 Ab] 2 Sd) ſo iſt der Auftrag: 
geber zur Genehmigung für verpflichtet zu erachten. Vgl. über alles dies Ach 57, 302. Bei der 


ene er Anwendung im Falle des $ 675 kommen die 88 825 u. 326 in Betracht (RG 
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4. Die Abweichung iſt gerechtfertigt, wenn die Sachlage ſie ſachlich vernünftig erſcheinen 
läßt und der Beauftragte nach ſeiner Kenntnis von der Willensmeinung des Auftraggebers 
deſſen Genehmigung erwarten darf. Sie kann, wie aus dem Schlußſatze des Paragraphen her⸗ 
vorgeht, unter Umſtänden zur Pflicht werden. Ob das aufgetragene Geſchäft für den Auftrag⸗ 

eber vorteilhaft iſt, hat der Beauftragte beim Vorhandenſein beſtimmter Weiſungen nicht 
felbſtändig zu prüfen (RO 54, 329; bankmäßiger Giroverkehr); doch wird, insbeſondere bei 
der entſprechenden Anwendung nach 8 675 zu gelten haben, daß der ſachverſtändige Beauf⸗ 
tragte, deſſen Dienſte in dieſer Eigenſchaft in Anſpruch genommen werden, den nicht ſelbſt 
fachkundigen Geſchäftsherrn auf ſchwerwiegende Bedenken gegen die Ausführung des Ge⸗ 
ſchäfts nach deſſen Weiſungen aufmerkſam machen muß (vgl. RGS JW 05, 2018; Werkvertrag). 

5. Vorherige Anzeige und Abwartung der Entſchließung. Die letztere erfordert in 
der Regel eine ausdrückliche Außerung des Auftraggebers. Stillſchweigen iſt im allge⸗ 
meinen nicht als Zuſtimmung zu erachten (vgl. NG 60, 187; zu § 85 HGB); dies iſt aber 
dann anzunehmen, wenn der Beauftragte die Ausführung des Auftrags mit der Abweichung 
für den Fall des Ausbleibens eines Widerſpruchs angekündigt hat. 

6. Die Beweislaſt für die Gefahr des Aufſchubs trifft den Beauftragten. 


§ 666 


!) Der Beauftragte iſt verpflichtet, dem Auftraggeber die erforderlichen 
Nachrichten?) zu geben, auf Verlangen über den Stand des Geſchäfts Aus⸗ 
kunfte) zu erteilen und nach der Ausführung des Auftrags Rechenſchaft 
abzulegen?) ). 

E I 691 II 597; M 2 637, 538; P 2 857860. 


1. Entſprechende Anwendung findet der Paragraph nach SS 675, 27 Abſ 3, 48 Abf 2, 
ſowie für die Geſchaftsführung ohne Auftrag (8 681 Abſ 1), den geſchaftsführenden Gefell: 
ſchaſter (8 713) und den Teſtamentsvollſtrecker ($ 2218 Abſ 1; j. dazu RG Warn 1914 Nr. 8). 
Über eine entfprechende Anwendung bei fahrläſſiger Verletzung des Urheberrechts RG 
Warn 1918 Nr 232. ferner, wenn die Ehefrau dem Manne die Verwaltung des Vor⸗ 
behaltsguts überlaſſen hatte, wobei regelmäßig ein Auftrag anzunehmen iſt (RG 87, 100); 
weiter, wenn ein chadeuserſatzberechtigter bei Erfüllung der Vertragsverpflichtungen des 
Erſatzpflichtigen und ohne deſſen die Schadenserſappflicht begründende Handlung einen 
We 990). aus ſeiner Geſchäftsführung gegen einen Dri ten erworben haben 
würde 89, 935 

2. Die Auskunft über den Stand des Geſchäfts ift nur auf Verlangen zu erteilen; die 
erforderlichen, d. 1. der Hachlage eutſprechenden Nachrichten, namentlich über die Ausführung 
des Geſchäfts oder über Hinderniſſe der Ausführung, Veränderung der Geſchäftslage 
(RG ZW 1912, 910°) ſowie die Notwendigkeit von Vorſchüſſen ſind auch ohne Verlangen 
des Geſchäftsherrn zu geben (n Gruch 49, 834). Der mit der Erwirkung eines Patents 
beauftragte Patentanwalt hat ſolange der Auftrag noch nicht vollſtändig ausgeführt iſt, die 
Fälligkeit der Jahreögebühren für die Erhaltung des Patents zu überwachen und den Auftrag 
geber darauf aufmerkſam zu machen (A 69, 26). 

3. Die Rechenſchaftsablegung begreift nach 8 259 auch die Rechnungslegung nebſt Vor⸗ 
legung der Belege, wo dieſe mitgeteilt zu werden pflegen, und die Leiſtung des Offenbarungs⸗ 
eides. Über die Ausantwortung der Belege verhält ſich $ 667. Rechnung ift nach Erlöſchen 
des Auftrags in jedem Falle zu legen, auch wenn das Geſchäft nicht zu Ende geführt wurde 
(he 56, 116). Sind jedoch periodiſche Rechnungen während der Geſchäftsführung gelegt 
worden, ſo braucht nicht noch eine die ganze Geſchäftsführung umfaſſende Schlußrechnung, 
ſondern nur eine abſchließende Rechnung für die ſeßte Periode gelegt zu werden (RG Gruch 
49, 834). Eine Rechnung muß auch gelegt werden, wenn nichts eingenommen wurde. 
Auch eine mit Mängeln belaſtete Abrechnung ſtellt eine Rechnungslegung dar, wenn ſie eine 
geordnete Darſtellung der Einnahmen und Ausgaben unter Beifügung der Belege enthält, 
eine verſtändliche rechnungsmäßige Überficht und die Möglichkeit gibt, an der Hand der 
Belege die Rechnung zu prüfen (RG Leipzg 1917, 125117). Für die Rechnungslegung 
an mehrere Auftraggeber gilt 8 432. Im Falle der Geſchäftsbeſorgung auf Grund eines 
Dienſtvertrags nach § 675 bildet die Rechnungslegung den Abſchluß der Dienſte vor der 
ordnungsmäßigen Rechnungslegung kaun der Dienſtverpflichtete daher feine Vergütung 
der Dienſte fordern (RG IW 07, 479˙). Aber die Rechnungslegung iſt nur ein Recht 
des Geſchäftsherrn; dieſer iſt nicht gehindert, auſtatt Rechnungslegung zu fordern, die Rech⸗ 
nung ſelbſt aufzumachen (RG SW 1911, 95˙ 0; auch in dieſem Falle trifft den Beauftragten 
die Beweispflicht über den Verbleib der Einnahmen; das rechtliche Verhältnis zwiſchen 
Geſchäftsherrn und Beauftragten wird dadurch nicht geändert (NG Warn 1915 Nr 169; 
L 1916, 1642%). — Zwingendes Recht, wie Oertmann A 2 meint, enthält der Para⸗ 


se 
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graph auch in der dem Beauftragten zur Pflicht gemachten Rechenſchaftsablegung nicht. 
Über einen ſtillſchweigenden Verzicht vgl. RG Warn 1915 Nr 277. 0 

4. Für die Bemeſſung der Anforderungen, die an die Vertragstreue eines Beauftrag⸗ 
ten zu ſtellen find, bieten die für den Kommiſſionär geltenden Vorſchriften des HG 
$$ 384, 387, 400 u. 401 auch in den Fällen, in denen fie nicht unmittelbar Anwendung finden 
können, einen naheliegenden Maßſtab. Schließt der Beauftragte zu vorteilhafteren Be⸗ 
dingungen ab, als der Auftraggeber annahm, kauft er zu einem geringeren, wie dem ihm 
geſetzten Preiſe ein, jo kommt dies dem Auftraggeber zuſtatten (88 387, 401 HGB; RG Warn 
08 Nr 464). 

§ 667 


1) Der Beauftragte iſt verpflichtet, dem Auftraggeber alles, was er zur 
Ausführung des Auftrags erhält?) und was er aus der Geſchäftsbeſorgung 
erlangt?), herauszugeben“). 

E I 592 II 598; M 2 538, 539; P 2 360—365. 


1. Die Beſtimmung findet entſprechende Anwendung nach 88 675, 27 Abſ 3, 48 Abſ 2, 
681 Satz 2, 713. 2218 Abf 1. Auch fie iſt nicht zwingendes Recht, ſondern läßt abweichender 
Vereinbarung Raum (RG Warn 1915 Nr 168). 

2. Erhalten hat der Beauftragte, was ihm der Auftraggeber an Geld, Urkunden, Karten, 
Zeichnungen, Gerätſchaften zum Zwecke der Ausführung des Auftrags übergeben hatte 
(ogl. den Fall RG JW 1912, 3420). Ob der Beauftragte Eigentümer erhaltenen Geldes wird, 
iſt nach dem Willen des Auftraggebers und der Natur des Geſchäfts im einzelnen Falle zu 
beurteilen. Insbeſondere gehört zu den erhaltenen Gegenſtänden die zur rechtsgeſchäftlichen 
Vertretung etwa erteilte Vollmachtsurkunde. > h 

3. Aus der Geſchäftsbeſorgung erlangt find die Sachen, Rechte und Anſprüche, die der 
Beauftragte infolge der Geſchäftsführung von Dritten empfangen hat, mit den darauf bezüg. 
lichen Urkunden, Zubehörſtücken, Früchten, Zinſen und Nutzungen. Auch die Belege über 
Einnahmen und Ausgaben ſowie über die Geſchäftsführung überhaupt gehören hierher, nicht 
aber der Vriefwechſel mit Dritten über die Auftragsaugelegenheit (RG 6. 11.13, VII 278/18). 
Vermittlungsgebühren und Preisnachläſſe, die dem Beauftragten bei Abſchluß eines Rechts 
geſchäfts in Verbindung mit dieſem von der Vertragsgegenſeite bewilligt werden, ſind aus 
der Geſchäftsbeſorgung alſo für Rechnung des Auftraggebers, erlangt (RG 96, 53; 30. 4. 07, 
III 470/06). Davon zu unterſcheiden find Zuwendungen, die dem Beauftragten anläßlich 
der Geſchäftsbeſorgung, insbeſondere nach Abſchluß des Geſchäfts ausdrücklich oder Nach der 
Sachlage ſchlüſſig für feine eigene Perſon gemacht werden (R 55, 86; Warn 1915 Nr 168). 
Was der Beauftragte einzuziehen hatte, aber nicht eingezogen hat, ſchuldet er nicht auf Grund 
des 8 667 (RG 53, 327). 

4. Das Erhaltene wie das Erlangte iſt nach Beendigung des Auftrags dem Auftraggeber 
herauszugeben, ſoweit es nicht für die Zwecke der Geſchäftsbeſorgung verbraucht iſt (NG 
80. 10. 11 VII 203/11). — Die Herausgabepflicht ift nicht abhängig von vorgängiget Rechen⸗ 
ſchaftsablage, die nur ein Recht des Geſchäftsherrn ift (NG ZW 1911, 5910). Der Auftrag: 
geber, der ohne ſolche auf Zahlung einer beſtimmten Summe klagt, übernimmt damit keine 
Beweispflicht über den Verbleib der Einnahmen; er hat ſoviel anzuführen, baß Ein An. 
ſpruch aus feinem Vortrage ſchlüſſig ſich ergibt, und die wirklichen oder nach der Sachlage 
anzunehmenden Einnahmen darzutun; wo dieſe geblieben find, hat der Beauftragte nad). 
zuweiſen (RG Warn 1915 Nr 169; 23 1916, 16425). Verſchuldetes Abhandenkommen 
erzeugt die Verpflichtung zum Schadenserſatz (RG JW 06, 1097), wobei den Beauftragten 
die Beweislaſt trifft, daß er ohne Verſchulden iſt (RG 18. 1. 06 VI 155/08). Für Sn fälligen 
Untergang ſteht der Beauftragte nicht ein. — Für das Verhältnis zwiſchen Auftraggeber und 
Beauftragtem iſt es im übrigen gleichgültig, ob der letztere das aufgetragene (Rechts) Ge⸗ 
ſchäft im eigenen Namen oder auf den Namen des Geſchäftsherrn abschließen 3 ab- 
geſchloſſen hat; die Herausgabepflicht ift die gleiche (RG 54, 75 u. 103; 59, 190 Gesch. 
übertragung). Der unmittelbare Vertreter berechtigt und verpflichtet durch eine 1 Fake 
führung ohne weiteres den Auftraggeber; der mittelbare Vertreter berechtigt (vgl. JW̃ 
1910, 10005) und verpflichtet durch das abgeſchloſſene Geſchäft allein ſich; die dam usgabe: 
pflicht ſchließt im letzteren Falle mithin die Pflicht der Rechtsübertragung (Auflaſſung, Ab. 
tretung RG Jh 07, 830°; 1911, 5812), beim Treuhänderverhältnis die Rückübertragung 
ein (NG 54, 103; 58, 273; Warn 09 Nr 84). Sie erſtreckt ſich bei befugter Unterbeauftragung 
G 664) ferner auf das von dem Unterbeauftragten Erlangte. — Der Rechtsanwalt hat feine 
Handakten nicht als Ganzes dem Auftraggeber herauszugeben, ſondern nur die den beiden 
Gruppen des $ 667 entſprechenden Stücke, alſo nicht die Teile, die feine eigenen Arbeiten 
und Briefſchaften enthalten; ſoweit die Herausgabe nicht geboten iſt, tritt die Vorlegungs⸗ 
pflicht nach 88 810, 811 ein. Herausgabe eines Inbegriffs nach 88 260, 261; über verwen⸗ 
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detes Geld |. 5 668. Über Belaſſung an Stelle der Herausgabe, wenn der Auftraggeber 
den herauszugebenden Gegenſtand in feinen Beſitz gebracht hat, vgl. Res 72, 192. Die Ver 
jährung des Herausgabeanſpruchs iſt die gewöhnliche des § 195, auch wenn das Verhalten 
des Beauftragten zugleich den Tatbeſtand einer unerlaubten Handlung erfüllt (RG 96, 33) 


S 668 
) Verwendet der Beauftragte Geld für ſich, das er dem Auftraggeber 
herauszugeben oder für ihn zu verwenden hat, ſo iſt er verpflichtet, es 
von der Zeit der Verwendung an zu verzinſen !). 
E 1 593 II 599; M 2 539, 540; P 2 368. 


1. Euthprechend anwendbar iſt der Paragraph nach § 27 Abſ 3, $ 48 Abſ 2, 88 675, 
681, 713, 2218 Ab l.. 

2. Berzinjungspflicht. Die Beftimmung, die in gleicher Weiſe für den Verwahrer (8 698) 
und den Vormund (5 1834) gegeben iſt bezieht ſich nur auf verwendetes Geld. Die tatſächliche 
Verwendung genügt zu Ihrer Anwendung, die Beweislast für dieſe trifft den Auftraggeber. 
Die Verzinſungspflicht ſchließt weitergehenden Schadenserſatz bei Verſchulden des Beauftragten 
nicht aus. 

8 669 

) Für die zur Ausführung des Auftrags erforderlichen?) Aufwendungen 
hat der Auftraggeber dem Beauftragten auf Verlangen Vorſchuß zu leiſtens). 

E 1 594 II 600; M 2 540; P 2 365. 


1. Der Paragraph findet entſprechende Anwendung in den Fällen der 88 27 Abſ 3, 
48 Abſ 2, 675, 713, ferner SS 1694 Abf 1, 1835 Abſ l, 1918 Abf 1 PETE Vormund und 
Gegenvormund, Pfleger). g 

2. Die erforderlichen Aufwendungen — barlüber des näheren zu § 670 — ſind die nach 
der Sachlage (objektiv) gebotenen. 

3. Die Vorſchußpflicht entfallt, wenn fie mit der Natur des einzelnen Auftrags nicht 
vereinbar und deshalb als wegbedungen auzuſehen iſt; ſo bei der Übernahme einer Bürg- 
ſchaft infolge Auftrags (f- zu $ 775). — Die Verweigerung des verlangten Vorſchuſſes 
berechtigt den Beauftragten nicht Hur, von der Ausführung des Auftrags abzuſtehen, ſie 
gibt ihm auch ein Klagerecht auf bie Leiſtung (a. M. Mot 2, 540). Iſt die Verfolgung im Klage 
wege auch für den eigentlichen Auftrag bei deſſen Widerruflichkeit ohne praktiſchen Wert, 
ſo doch bei den entſprechenden Anwendungen, insbeſondere im Falle des § 675. Verſchuldete 
Weigerung kann auch einen Schadenserſahanſpruch des Beauftragten begründen. Die Ver 
pflichtung des Beauftragten, von der Notwendigkeit des Vorſchuſſes dem Auftraggeber 
rechtzeitig Mitteilung zu machen, ergibt ſich aus $ 666. Eine Verauslagungspflicht des Be 
auftragten beſteht nicht, wenn er ſie nicht vertragsmäßig übernommen hat (RED JW 08, 324 
Vorſchußpflicht im Falle der Beſtellung von Lotterieloſen zum gemeinſamen Spiel durch 
einen von den anderen beauftragten Mitspieler; R 77, 29: der Gefälligkeitsakzeptant eines 
Wechſels braucht nicht mit Zahlung der Wechſelfumme dem Ausſteller gegenüber in Vorſchuß 
zu gehen; des letzteren Sache iſt es, Deckung zu ſchaffen). Die Beweislaſt dafür, daß Vor 
ſchuß gegeben iſt, trifft den Anftraggeber (MG Seuff 61 Nr 81). 


§ 670 
) Macht der Beauftragte zum Zweite der Ausführung des Auftrags?) 
Aufwendungen), die er den Umſtänden nach für erforderlich halten darf⸗), 


jo iſt der Auftraggeber zum Erſatze verpflichtets). 
EI 595 auf 1 11 601 Ab 1: M 2 541; PW 2 365— 369. 


1. Entſprechende Anwendung: 88 27 Abſ 3, 48 Abſ 2, 675, 713, 1694 Abſ 1, 1835 
Abſ 1, 1915 Abſ 1, 2218 AT 1. Selbſtverſtändlich enthält & 670 nachgiebiges Recht (RG 
Warn 1919 Nr 60). N x , a 

2. Aufwendungen find freiwillige Opfer an Vermögenswerten, in erſter Linie Veraus 
gabungen an Geld, dann auch übernommene Verbindlichkeiten oder die Aufgabe eigener 
Forderungen (durch Aufrechnung gegen Dritte RG Warn 1912 Nr 19: vgl. auch JW 1918, 264% 
Dazu gehören auch die Aufwendungen, die der Beauftragte zur Erfüllung des Auftrags ſelbſt 
machte (Zahlung an einen Dritten zur Erfüllung eines Zahlungsauftrags (RE 95, 81) 
ſowie die Aufwendungen, die zwar nicht zum Zwecke der Ausführung des Auftraas ge 
macht wurden, aber eine notwendige Folge dieſer Ausführung waren (Umſatzſteuer Rc 75 
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208). Dagegen nicht die Opfer an Arbeitskraft; denn die letztere hat der Beauftragte dem 
Auftraggeber zur Verfügung geſtellt. Auch der Verluſt an Verdienſt während der dem Auftrage 
gewidmeten Zeit iſt nicht als Aufwendung zu betrachten, da mit der Arbeitskraft auch die 
Arbeitszeit in den Dienſt des Auftrags geſtellt iſt. Doch ſind — in entſprechender Anwendung 
von $ 1835 Abſ 2 — Dienſte des Beauftragten, die feinen Gewerbe oder Berufe angehören, 
dann als Aufwendungen anzuſehen, wenn ſie in der Ausführung des Auftrags erforderlich 
werden, ohne daß dieſer ſie ſchon an ſich zum Gegenſtande hat (Prozeßführung durch einen 
Rechtsanwalt, die in einer übernommenen Vermögensverwaltung erforderlich wird). — Zu⸗ 
fällige Schäden, die der Beauftragte bei der Ausführung des Auftrags erleidet (4. B. infolge 
eines Reiſeunfalls), find als unfreiwillige Vermögensopfer keine Aufwendungen (h JW 09, 
3117). Für fie kann der Auftraggeber nur im Falle eines Verſchuldens — jo, wenn er die 
mit der Ausführung des Auftrags verbundene beſondere Gefahr kannte, den Beauftragten 
aber nicht darauf aufmerkſam machte (vgl. $ 694) — haftbar gemacht werden (RG 28. 4. 06 
[V 380/05). Kennt der Beauftragte die Gefahr, jo muß ſie als von ihm übernommen gelten; 
denn wenn auch der Beauftragte der Gefahr ſich freiwillig ausgeſetzt hat, ſo wird dadurch 
doch der Schaden, den dieſe im Erfolg herbeiführte, nicht zu einem gewollten Vermögens 
opfer (RG JW 09, 3117). Mit der Ausführung des Auftrags von ſelbſt verbundene, not⸗ 
wendig oder doch mit größter Wahrſcheinlichkeit eintretende, deshalb von beiden Seiten 
vorauszuſehende Schäden — fo die Beſchädigungen an Körper und Kleidern bei Rettungs- 
tätigkeiten anläßlich eines Brandes oder in ähnlichen Lagen (Einfangen eines tollwütigen 
Hundes uſw.) ſind indeſſen als freiwillige Aufwendungen anzuſehen (R 94, 169; 
98, 195; ZW 1914, 676; weitergehend Oertmann A 3, enger Staudinger A 6, Planck A 5). 

3. Zum Zwecke der Ausführung des Auftrags: vorbereitende und bei der Ausführung 
des Auftrags ſelbſt im Dienſte der Geſchäftsbeſorgung gemachte Verausgabungen, dagegen 
nicht allgemeine Geſchäftsunkoſten, die dem Beauftragten auch unabhängig von dem be⸗ 
ſonderen Auftrage entſtanden ſind (Bureauaufwand, Fernſprechgeſamtgebühr); doch ſind Einzel. 
geſprächsgebühren für Benutzung eines Fernſprechers an der öffentlichen Fernſprechſtelle 
als Aufwendungen anzuſehen. Zum Zwecke der Ausführung des Auftrags ſind auch ſolche 
Ausgaben aufgewendet, die nicht unmittelbar zu dieſem Zwecke gemacht wurden, aber der 
Ausführung als notwendig damit verbundene Aufwendungen nachfolgten (Zahlung der Um: 
ſatzſteuer nach einer Auflaſſung RG 75, 208). 11 

4. Nicht die erforderlich ſind, nicht die der Beauftragte für erforderlich hält, ſondern 
die er für erforderlich halten darf, die er ohne Verſchulden, bei vernünftiger und ſorgfältiger 
Überlegung für erforderlich halten konnte (Anwendungen R& 59, 207; Warn 1910 Aar 108). 
Ob die Tätigkeit den durch den Auftrag bezweckten Erfolg hatte, ift gleichgültig (RG Warn 
1919 Nr 60). ö 

5. Zum Erſatze: alſo zur Erſtattung der aufgewendeten Gelder, zur Befreiung von den 
übernommenen Verbindlichkeiten ($ 257). Doch kaun es dem Auftragsverhältuiſſe eutſprechen 
(kaufmänniſche Kommiſſion) oder in der Sachlage begründet fein, daß die Löſung der Ver⸗ 
bindlichkeiten durch den Beauftragten ſelbſt erfolgt und der Auftraggeber dieſem dafür Deckung 
leiſtet (RG 47, 118; 55, 86). Der Bürge, der im Auftrage des Schuldners die Bürgſchaft über⸗ 
nommen hatte, erlaugt mit der Befriedigung des Gläubigers unabhängig von dem Rechte 
aus $ 774 den Anſpruch auf Erſtattung des Aufgewendeten nach § 670 (NG JW 7 8318); 
vor der Befriedigung des Gläubigers hat er einen Befreiungsanſpruch nur nach Maßgabe 
des § 775. Über den Anſpruch aus der Einlöſung eines aus Gefälligkeit angenommenen 
Wechſels ſ. RG 77, 290; IW 08, 41013. Der Erſatz der Aufwendungen iſt von der vollendeten 
Ausführung des Auftrags nicht abhängig (RG LZ 1912, 3260). Der Veauflragte hat 
die Beweislaſt für Aufwendungen; Sache der Einrede des Auftraggebers iſt der Beweis, 
daß dieſe etwa aus Mitteln geleiſtet ſeien, die er dem Beauftragten gegeben oder daß ſie 
aus den vom Beauftragten gezogenen Einnahmen zu leiſten ſeien (R Seuffu 61 Nr 81; 
13. 5. 06 VI 431/05; 13. 10. 06 V 616/05). — Der Auftraggeber ift dem Beauftragten nach 
§ 256 zur Verzinſung der Aufwendungen verpflichtet; der Beauftragte hat wegen ihrer das 
Zurückbehaltungsrecht nach § 273. 


8 671 


1) Der Auftrag kann von dem Auftraggeber jederzeit widerrufen), von 
dem Beauftragten jederzeit gekündigt werdens) ). 

Der Beauftragte darf nur in der Art kündigen, daß der Auftraggeber 
für die Beſorgung des Geſchäfts anderweit Fürſorge treffen kann, es ſei 
denn, daß ein wichtiger Grund für die unzeitige Kündigung vorliegt“). 
Kündigt er ohne ſolchen Grund zur Unzeit, jo hat er dem Auftraggeber den 
daraus entſtehenden Schaden zu erſetzen. 


Auftrag 88 670--672 803 


Liegt ein wichtiger Grund vor, ſo iſt der Beauftragte zur Kündigung 
auch dann berechtigt, wenn er auf das Kündigungsrecht verzichtet hat“). 
E I 597, 598 II 602; M 2 543—547; P 2 370, 371. 


1. Entſprechende Anwendung findet der Paragraph in den Fällen der 88 27 Abſ 1, 
48 Abſ 2, 712 — hier nur in feinen Abſ 2 u. 3 —, ſowie mit Abſ 2 in den Fällen des 8 675, 
ſofern der Dienſt⸗ oder Werkvertrag ohne Kündigungsfriſt kündbar iſt; im übrigen gelten 
für den Dienstvertrag die SS 620 629, für den Werkvertrag die 98 649, 643. Auf den Schieds 
vertrag findet § 671 wegen deſſen eigenartiger Natur, f. zu $ 622 Anm 1, keine Anwendung 
N 59, 247). 

2. Das uneingeſchränkte Widerrufsrecht liegt im Weſen des Auftrags; es kann deshalb 
vom Auftraggeber nicht darauf verzichtet werden. Vgl. für das frühere Recht RG 3, 186 
(GR). Der Verzicht iſt nichtig. Das Widerrufsrecht wird auch dadurch nicht ausgeſchloſſen, 
daß mit dem Auftrage eine treuhänderiſche Übertragung von Rechten an den Beauftragten 
erfolgt iſt (R 53, 416). Der Widerruf des Auftrags hat in ſolchem Falle nicht ohne weiteres 
das Erlöſchen der Übertragung zur Folge; er erzeugt nur die Verpflichtung des Beauftragten, 
das Recht zurüdzuübertragen; der Schuldner des abgetretenen Rechtes kann ihm gegenüber, 
wenn er von der Sachlage Kenntnis hat, die Einrede der Argliſt haben (RG Lz 1917, 389). 
Anders, wenn die Abtretung zwar zum Zwecke der Beitreibung der Forderung, aber im 
Intereſſe des Nachgläubigers (Zeſſionars) erfolgte; hier liegt inſoweit ein Auftragsverhältnis 
nicht vor, ſondern lediglich ein Vollmachtsverhältnis, auf das § 168 Anwendung findet (RG 
a. a. O. in Verbindung mit 59, 190, ſowie 13. 12. 07 II 328/07; vgl. aber auch RG Warn 
1913 Nr 136; J. Anm 1 zu 9602). Die Vollmacht, der ein Auftragsverhältnis zugrunde 
liegt, iſt schlechthin widerruflich; fie erliſcht mit dem Auftrage RG Warn 1912 Nr 369 
u. 418). 

3. Auch der Beauftragte kann das Auftragsverhältnis jederzeit einfeitig loſen, doch kaun 
er auf das ihm zuſtehende jederzeitige Kündigungsrecht wirkſam verzichten (Abſ 2); auch 
dann verbleibt ihm aber das Recht der Kündigung wegen eines wichtigen Grundes (Abſ 3). 
Anwendung des Nindiguunsrechts für den Kreditauftrag § 778: R 51, 120. Der einer 
armen Prozeßpartel beftellte Rechtsanwalt hat weder ein jederzeit ausüübbares Kündigungs ⸗ 
recht noch ein ſolches wegen eines wichtigen Grundes; die ihm auferlegte öffentlichrechtleche 
Vertretungspflicht hindert ihn daran; ebenſo wie er nicht von vornherein die Wahrnehmung 
der Rechte der armen Parter ablehnen, ſondern nur mit einem Antrage an das Gericht die 
Wiederaufbebung feiner Beſtellung erreichen kaun, kann er auch das Auflragsverhältuis 
nicht einſeitig kündigen (Ns Warn 1914 Nr 204). 

4. Widerruf wie Ründigung lonnen auch unter einer Bedingung erfolgen (beftr., 
M 2 S. 644 u. 547 nehmen die Zulaſſigkeit eines aufſchiebend bedingten Widerrufs an, nicht 
aber die einer bedingten Kündigung, da die Künbigung vem Auftraggeber Gewißheit über die 
Aufhebung des Auftrags geben müſſe. So auch Staudinger A 3. Aber nicht jede Bedingung 
wird dieſe Gewißheit ausschließen; es iſt Sache der Prüfung des einzelnen Falles, ob die be. 
dingte Kündigung als eine wirkliche Kündigung wird angeſehen werden können). Der Widerruf 
wie die Kündigung ſind einſeitige empfangsbedürftige Willenserklärungen nach 8 130. Über 
den Widerruf durch Feruſprecher . R 61, 125. Die Anwendung des § 130 ſchließt uicht aus, 
daß die Erklärung nicht auch durch ſchlüſſige Handlungen erfolgen kann. Ob bei mehreren 
Auftraggebern wie mehreren Beauftragten Widerruf und Kündigung von allen und an alle 
erilärt werden müſſen, hat ſich nach den Umſtänden des einzelnen Falles — Teilbarkeit oder 
Unteilbarkeit des Auftrags und feiner Ausführung — zu richten (beſtr., Deruburg § 298 A 2 
und Oertmann A 2c nehmen bei mehreren Auftraggebern an, daß die Erklärung von allen 
und an alle erfolgen müſſe; wie hier M 2, 544). 

5. Unzeitig iſt die Kündigung, die dem Auftraggeber nicht die Möglichkeit anderweitiger 
Fürſorge für das Geſchäft beläßt. Sie verpflichtet den Beauftragten zum Schadenserſatze. 
Wichtige Gründe, die eine auch unzeitige Kündigung rechtfertigen, ſind Krankheit oder ſon⸗ 
ſtige ernſtliche Behinderung an der Ausführung des Auftrags. Auch Ehrverletzungen ſeitens 
des Anftraggebers (ogl. S 71 HGB) können als ſolche in Betracht kommen. 


8 672 
) Der Auftrag erliſcht im Zweifel?) nicht durch den Tode) oder den Ein⸗ 
tritt der Gejchäftsunfähigteit?) des Auftraggebers. Erliſcht der Auftrag, 
o hat der Beauftragte, wenn mit dem Aufſchube Gefahr verbunden tft, 
die Beſorgung des übertragenen Geſchäfts fortzuſetzen, bis der Erbe oder 
Air 
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der geſetzliche Vertreter des Auftraggebers anderweit Fürſorge treffen 
kanns); der Auftrag gilt inſoweit als fortbeſtehend“) ). 

E 1 599, 600 II 603; M 2 547549; P 2 371378. 

1. Der Paragraph iſt entſprechend anwendbar in den Fällen des 5 675. 

2. „Im Zweifel“ bedeutet hier wie überall, daß der Satz eine Auslegungsregel gibt; 
falls nicht ein anderer Parteiwillen (ausdrüclich oder ſtillſchweigend) erhellt, tritt die Ver⸗ 
mutung nach § 672 ein. N 

3. Die Vermutung, daß der Tod des Auftraggebers den Auftrag nicht zum Erlöſchen 
bringe, greift auch dann Platz, wenn die ſonſt berufenen Erben die Erbſchaft ausſchlagen 
und der Fiskus Erbe wird (RG 30. 5. 07 VI 366/06). — Entiprechendes wie beim Tode der 
phyſiſchen Perſon muß auch für den Fall der Auflöſung der juriſtiſchen Perſon gelten, ſofern 
das aufgetragene Geſchäft für die Liquidation der juriſtiſchen Perſon noch ein mögliches Inter 
eſſe hat (a. M. Planck A3 und Oertmaun A 1). — Der Saß des 8 672 gilt an ſich auch für 
eine mit dem Auftrage verknüpfte Vollmacht ($ 168). Iſt jedoch für dieſe geſetzlich eine 
öffentliche Urkunde erfordert, ſo tritt für die rechtsgeſchäftliche Tätigkeit des Beauftragten, 
zu der die Vollmacht ermächtigt, die Vermutung des 8 672 nicht ein; die Vollmacht muß als- 
dann, um über den Tod des Vollmachtgebers hinaus zu wirken, für den Machtgeber und deſſen 
Erben ausgeſtellt ſein (RG 88, 348; RIA 8, 263). Handelt es ſich indeſſen um die Übermitt⸗ 
lung einer ſchenkungsweiſe zuzuwendenden Leiſtung, jo kann die Berufung auf § 672 allein 
die Schenkung nicht rechtsgültig machen, ſofern es nicht zu deren Vollziehung gekommen 
iſt (RG 83 S. 223, 230). f 

4. Geſchäftsunfähigkeit 8 104. Das gleiche gilt natürlich auch von der Beſchränkung 
der Geſchäftsfähigkeit. Ebenſo wird der Wegfall des geſetzlichen Vertreters, der den 
Auftrag erteilt hat, ſei es, daß nunmehr der Vertretene oder ein anderer geſetzlicher Vertreter 
an ſeine Stelle tritt, im Zweifel den Auftrag nicht zum Erlöſchen bringen (a. M. für den 
Wegfall des Vormunds Dernburg 8 298 J 6). 

5. Treffen kann, auch wenn er ſie nicht getroffen hat. 

6. Der Auftrag gilt inſoweit als fortbeſtehend: er beſteht alſo, auch wenn das Auf⸗ 
tragsverhältnis durch den Tod des Auftraggebers oder die ihm gleichſtehenden anderen Um⸗ 
ſtände nach dem Parteiwillen erloſchen ift, jedenfalls beſchränkt für die einen Aufſchub nicht 
vertragenden Tätigkeiten (Notbeſorgung) weiter. Auch davon abgeſehen, beſteht er weiter, 
bis der Beauftragte von dem Erlöſchen Kenntnis erlangt hat oder erlangt haben muß (§ 674). 

7. Die Wirkung des Konkurſes des Auftraggebers iſt in 88 23 Abs 1, 27 KO behandelt. 
Danach erliſcht durch die Konkurseröffnung der Auftrag, ſofern er ſich nicht auf das außerhalb 
der Konkursmaſſe verbleibende Vermögen des Gemeinſchuldners bezieht. Erliſcht er, ſo ſoll 
8 672 Satz 2 entſprechende Anwendung finden. Der Beauftragte wird nach § 27 KO, ſoweit 
er im Sinne des $ 672 Satz 2 BGB auch nach dem Erlöſchen des Auftrags für deſſen Aus ⸗ 
führung tätig geweſen iſt. Maſſegläubiger ($ 59 Nr 2 KO); eine weitere Tätigkeit nach Maß⸗ 
gabe des 8 674 macht ihn dagegen zum Konkursgläubiger. Der Beauftragte ſchuldet ſeiner⸗ 
ſeits zur Maſſe, was er nach der Konkurseröffnung noch in Ausführung des Auftrags ein- 
genommen hat (RG 53. 327). 


§ 673 
1) Der Auftrag erliſcht im Zweifel durch den Tod des Beauftragten“). 
Erliſcht der Auftrag, ſo hat der Erbe des Beauftragten den Tod dem Auf⸗ 
traggeber unverzüglich anzuzeigen und, wenn mit dem Aufſchube Gefahr 
verbunden iſt, die Beſorgung des übertragenen Geſchäfts fortzuſetzen, bis 
der Auftraggeber anderweit Fürſorge treffen kann; der Auftrag gilt in⸗ 


ſoweit als fortbeſtehends). 

E I 601; II 604; M 2 549, 550; P 2 373, 374. 

1. Die Beſtimmung findet entſprechende Anwendung im Falle des 
auch im Falle des § 2218 Abſ 1 (Teſtamentsvollſtrecker). für deu 8 

2. Umgekehrt wie im Falle des Todes des Auftraggebers ſtellt das BB für den Fall 
des Todes des Beauftragten die Auslegungsvermutung („im Zweifel“) auf, 15 —.— den 
Auftrag zum Erlöſchen bringe. Der Eintritt der Geſchäftsunfähigkeit bes en 
iſt nicht erwähnt; die Auslegungsregel des § 673 paßt dafür nicht ohne waltung er Braus 
erliſcht hier in der Regel, weil die Ausführung des Auftrags dem den Ta eauf, 
tragten nicht mehr möglich iſt. Das gilt jedenfalls von einer rechtsgeſchaftli * 0 tigkeit 
($ 275); anders bei tatſächlichen Leiſtungen geringerer Art. Die bloße ar 5 . Ge. 
ſchäftsfähigkeit wird dagegen in der Regel auf den Auftrag keine Wirkung lberal m 5 165); 
auch der Konkurs des Beauftragten iſt ohne Einfluß. Es genügt bier u er das Wider 
rufsrecht des Auftraggebers und das Kündigungsrecht des Beauftragten nach $ #71. 


8.075, mit Satz 2 


“of 


Auftrag Ss 672 675 305 


3. Der Fortſetzungspflicht (Norbeſorgung) des 8 672 ſchließt ſich hier für den Erben des 
Beauftragten noch die Verpflichtung einer unverzüglichen — d. i. ohne ſchuldhaftes Zögern 
zu erſtattenden (8 121) — Anzeige von dem Tode des Beauftragten an; in beiden Beziehungen 
ſetzt ſich das Auftragsverhältnis fort, und der Erbe macht ſich durch Verſäumung beider Pflichten 
für den Schaden haftbar. 


8 674 
) Erliſcht der Auftrag in anderer Weiſe als durch Widerrufs), jo gilt 
er zugunſten des Beauftragten?) gleichwohl als fortbeſtehend, bis der Be⸗ 
auftragte von dem Erlöſchen Kenntnis erlangt oder das Erlöſchen kennen 
muß“). 
E I 608 II 605; M 2 553, 553; P 2 875. 


1. Entſprechend anwendbar bei $ 675 und $ 2218 Abſ 1 (Teſtamentsvollſtrecker). 

2. Die geſetzliche Unterſtellung des 3 674 („gilt“) behandelt den erloschenen Auftrag 
zugunſten des gutgläubigen Beauftragten, der von dem das Erlöſchen bewirkenden Um⸗ 
ſtande feine Kenntnis erlangt hat und ihn auch nicht kennen muß, jo lange als fortbeſtehend, 
bis dieſe Kenntnis oder das Kennenmüſſen eingetreten ift, unbeſchadet des Fortbeſtehens des 
Auftrags für die Notbeſorgung der 88 672, 673, die erſt eintreten kann, wenn der Beauftragte 
dus Erlöſchen des Auftrags kennt. Der Auftraggeber und deſſen Erben, im Falle daß der Tod 
des Auftraggebers den Auftrag zum Erloſchen brachte, müffen daher die in der Zwiſchenzeit 
vom Beauftragten zur Ausführung des Auftrags vorgenommenen Handlungen als im Auf⸗ 
trage enthalten gelten laſſen und dem Beauftragten ſeine Aufwendungen nach 8 670 er- 
Hatten. Dagegen haben ſie, bis auf die Fälle der 88 672, 673, kein Recht auf dieſe weitere Tätig- 
teit des Beauftragten und können ihn nicht wegen deren Unterlaſſung auf Schadenserſatz in 
Anſpruch nehmen. Wohl aber wegen ſchuldhaft vertragswidriger Ausführung der Auftrags- 
tätigkeit. — Von der gefeblichen Unterſtellung ift nur der Fall des Widerrufs seitens des Auf 
traggebers ausgenommen (Anm 3). Sie gilt alſo auch für die eigene Kündigung des Beanf- 
tragten, ſolange dieſer von ihrem Empfange durch den Auftraggeber ($ 130) noch nichts wußte 
oder wiſſen konnte. Sobald er nach dem regelmäßigen Laufe der Dinge annehmen muß, die 
Kündigung ſei zugegangen, erliſcht das Hecht des Beauftragten, die Geſchäfte weiterzuführen. 
Für den Fall des Konkurſes des Auftraggebers beſtimmt 8 23 Abſ 1 KO die entſprechende 
n des § 674. Der Beauftragte wird Konkursgläubiger (8 27 KO). Vgl. Anm 7 
zu 3 672. 0 8 . 
3. Der Widerruf (8 671) ift von der Regel des $ 674 ausgenommen, weil er erſt wirk⸗ 
am wird, wenn er dem Beauftragten zugegangen ift (8 130), diefer mithin regelmäßig davon 
Neuntnis hat. Das Merkmal des Zugehens (96 50, 191; j zu 8 130) läßt indeſſen die Möglich. 
keit offen, daß im Einzelfalle der Beauftragte von dem Widerruf, obwohl er ihm zugegangen 
iſt, dennoch weder Kenntnis hat, noch haben müßte. Eine Ausnahme von der Behandlung 
des Widerrufs in $ 674 kann dies nicht begründen; dem Beauftragten ſtehen dann nur die 
Rechte des auftragsloſen Geſchäftsführers (58 677ff., insbeſondere 5 683) zu. Für den Fall 
des bedingten Widerrufs — der Beauftragte hat von dem Eintreten der Bedingung ohne 
Verſchulden keine Kenntnis erhalten — wollen M 2, 554 und Prot 2, 375 dieſe Ausnahme 
nicht Platz greifen laſſen. Dem wird zuzuſtimmen ſein; denn der Auftrag erliſcht hier nicht 
ſchon durch den Widerruf, ſondern erſt durch den Eintritt der Bedingung, und die Kenntnis 
oder Nichtkenntnis von deren Eintritt ift richtigerweiſe, auch im Sinne des Geſetzesgedankens 
des 8 674, der Kenntnis oder Nichtkenntnis jeder andern das Erlöſchen des Auftrags bewirkenden 
Tatſache gleichzuſtellen. . n 

4. Die Kenntnis oder das Kennenmüſſen hat der Auftraggeber zu beweiſen. 


8 675 

Auf einen Dienſtvertrag oder einen Werkvertrag, der eine Geſchäfts⸗ 
beſorgung zum Gegenſtande hat!), finden die Vorſchriften der SS 663, 665 
bis 670, 672 bis 674°) und, wenn dem Verpflichteten das Recht zuſteht, ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfriſt zu kündigen“), auch die Vorſchriften des 
§ 671 Abſ 2 entſprechende Anwendung ) ). 

E II 567 Abf 1, 606; P 2 376. 

1. . äftsbeſorgung zum Gegenſtande hat“. Aus dieſer i 
des Gesetzes ein, Ian nicht alle Dienſt⸗ und Werwerneche unter ed eulen 


und daß der Begriff der Geſchäftsbeſorgung nicht mit der Leiſtung eines Dienftes oder d 
Herſtellung eines Werkes zuſammenfällt. Siehe über den Begriff Vorbem 2 vor 8 602. 
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nach der dort gegebenen Begriffsbeſtimmung iſt Geſchäftsbeſorgung eine ſelbſtandige Tätig 
keit wirtſchaftlicher Art, die für einen andern und in deſſem Intereſſe vorgenommen wird, 
im Gegenſatz zu Dienſten, denen keine ſelbſtandige Betätigung des Willens und der Über⸗ 
legung fordern, ferner zu Dienſten, denen eine Beziehung zu dem Vermögen des Geſchäfts 
herrn fehlt, endlich zu Dienſten und Tätigkeiten, die uur an einen andern, nicht für ihn, 
geleiftet werden. Zu der Gruppe der nach § 675 zu behandelnden Verträge gehören nach 
der Rechtſprechung die Tätigkeiten des Rechtsanwalts, fei es als Prozeß bevollmächtigten, 
ſei es als Beraters (RG 75, 98; 85 S. 225 u. 300; 87, 187; 88, 342: JW 08, 44710: 
09 S. 2174 u. 49618. 1910 S. 2946 u. 3326; 1911 S. 537 1. 709°; 1912, 8601“; 914 S. 72 
u. 77, 4684 u. 87010; 1915, 509%; 1916, 12726; 1917 S. 102, 4625 u. 967“; 1918 S. 901. 
— Gegenfall zur vorigen Entſcheidung —, 131°; Warn 08 Nr 202; 09 Nr 352; 1913 Nr 413: 
1914 Nr 41 u. 204; 1916 Nr 198 u. 247; 1918 Nr 75; 2 1918, 41°). Der Vertrag zwiſchen 
Rechtsanwalt und Partei iſt regelmäßig Dienstvertrag, nur ausuahmsweiſe Werkvertrag, 
wenn ein herbeizuführender Erfolg ſein Gegenſtand iſt (RG 88, 223; IW 1914, 642“; Warn 
1918 Nr 75): mehrere mit einer Vertretung beauftragte und zur gemeinſamen Ausübung 
des Anwaltsberufs verbundene Rechtsanwälte find innerhalb der Berufstätigkeit geſamt 
ſchuldneriſch verpflichtet, nicht dagegen bei Auskünften über nichtberufliche Dinge (RG 
85, 306; 88, 342; JW 1914, 774; Warn 1917 Nr 15). Ferner die Tätigkeiten des Notars, 
jedoch nach neuer, auf RG 82, 85 eingeſtellter Rechtſprechung nur inſoweit, als ſeine Dienſte 
als rechtskundiger Berater in Frage kommen, nicht ſoweit er als Beamter bei der Beurkun 
dung von Rechtsgeſchäften tätig iſt; die Amtspflicht kann nicht zugleich Gegenſtand ver 
traglicher Bindung fein (RG 49, 269; 85 S. 225 u. 409; 95, 214; JW 1914, 87010; 1916, 11160 
1918, 9011; 1920, 370%: Warn 1915 Nr 234 u. 235; 1916 Nr 276; 1917 Nr 138; 1918 Nr 226) zur 
Grundbucheinſicht iſt der Notar nur auf Grund beſonderen Vertrags verpflichtet (RG 65, 299). 
Nicht gehören unter 8 675 die Tätigkeiten des Gerichtsvollziehers, wie in Abänderung von 
RE 16, 300 die BZS in RG 82, 85 entſchieden haben. Weiter ſind nach 8 675 zu behandeln 
die Aufträge zur Vertretung von Gläubigern in der Zwangsverſteigerung gegen Vergütung 
(RS 57, 302; Warn 09 Nr 204); die Tätigkeiten in Treuhänderverhältniſſen (Natur des 
Verhältuiſſes: RG 84, 214: 91, 12; JW 1915, 92716, 1918, 3814, Warn 09 Nr 84: 1919 
Nr 82); die Tätigkeit des Schiedsrichters, wenn ſie entgeltlich iſt; das Vertragsverhältnis 
beſteht hier zwiſchen den ſtreitenden Parteien einerſeits und dem Schiedsrichter anderſeits, 
mag auch feine Ernennung nur von einer Partei erfolgt fein: beiden haftet er für orduungs⸗ 
mäßige Erfüllung, beide geſamtſchuldneriſch ihm für die Vergütung; ob eine ſolche zu be 
anſpruchen iſt, beſtimmt ſich nach 88 612, 632 (NG 94, 210). Weiter die Tätigkeiten der 
Banken (R IW 1914, 830°), insbeſondere bei der Abwicklung von Giro und Zahlungs 
aufträgen (RG 54, 329; Warn 1910 Nr 108), bei der Verwahrung und Verwaltung von 
Wertpapieren (RG Warn 1917 Nr 204); die Tätigkeit einer Zeichenſtelle bei der Ausgabe 
von Aktien (RG JW 08, 4801); die Tätigkeiten der Aufſichtsräte von Aktiengeſellſchaften 
(RS JW 1913, 38175); Inkaſſoaufträge (RG ZW 06, 1097); die Dienſte der Liqudatoren 
(RS Warn 1913 Nr 160); des Patentanwalts (RG 69, 26); des Agenten (RG 63, 69; J 
1912, 7312); des Kommiſſionsverlegers (RG IW 1912, 54526); des Kunſthändlers beim 
kommiſſionsweiſen Verkaufe von Kunſtgegenſtänden (RG) 83, 201); Sanierungs 1 0 Iman 
ziierungsverträge (RG 72, 179); der Poſtanweiſungsvertrag (RS 4 S. 102, 108); Das 
Vertragsverhältnis zwiſchen Stadtgemeinden als Eigentümern öffentlicher Krautenhauſer 
und den gegen Eutgelt verpflegten Kranken (RG 83, 71). 

2. Eutſprechend anwendbar find hiernach: § 663 (Ablehnung des Auftrags durch den 
öffentlichen Geſchäftsbeſorger), $ 665 (Abweichung von den Weiſungen des Mateo berg, 
$ 666 (Auskunftspflicht des Beauftragten), $ 667 (Herausgabepfuͤcht des Beau fichte 
$ 668 (Verzinſung verwendeten Geldes durch den Beauftragten), $ 669 (Vorſchußpf icht des 
Auftraggebers), § 670 (Erſatzpflicht des Auftraggebers für Aufwendungen), 8672 (Tod oder 
Geſchäftsunfähigkeit des Auftraggebers), § 678 (Tod des Beauftragten), § 674 (geſepliches 
Fortbeſtehen eines erloſchenen Auftrags). Anwendbar iſt auch als Beſtimmung grundſatzlichen 
Charakters 8 664 Abſ 1 Satz 2 (Haftung für Verſchulden bei geſtatteter Ubertragung der Ge. 
ſchäftsbeſorgung: RG 78, 310); nicht dagegen $ 664 Abſ I Satz 1 u. Abſ 2 (f. ur Anm 1 zu 
8 664). — Ferner ift von der eutſprechenden Anwendung 8 671 (Widerruf des Auftrags) im 
allgemeinen ausgenommen. S. 5 671 A 1 und die folgende Anmerkung. En 

3. S. 88.628, 626, 627; in 8 627 Abſ 2 ift eine dem § 671 Abſ 2 entſprechende Beſtimmung 
für den dort behandelten Fall des Dienſtvertrags bereits gegeben. APR 8 

4. Entſprechende Anwendung, d. i. ſoweit die hier angezogenen an auf 
das Rechtsverhältnis des Dienft- und Werkvertrags in der Heſtal eng des Einzelfalls an- 
Pendbar erſcheinen (f. Prot 2, 377). Wenn dies zutrifft, gehen bie eſtimmungen der in 
5 bezeichneten Geſetzesvorſchriften über den Auftrag den auf das Rechtsverhältnis im all⸗ 
gemeinen anwendbaren des 6. u. 7. Titels vor. Über die entſprechende Anwendung des 
5 666 ſ. A 3 dort, über die des § 670 die folgende Anmerkung am Schluffe. 


Auftrag s 675, 676 807 


5. Für den Fall des Konturſes des Dienſtherrn oder Werkbeſtellers gelten die 88 23 
Abſ 2, 27 KO. Der auf eine Geſchäftsbeſorgung gerichtete Dienſt⸗ oder Werkvertrag erliſcht 
durch die Eröffnung des Konkurſes. Soweit nicht die Notbeſorgung des 8 672 Satz 2 oder die 
geſetzliche Unterſtellung des § 674 Platz greifen, die dem Dienſtpflichtigen oder Werkmeiſter 
im erſten Falle die Rechte von Maſſegläubigern, im zweiten die von Konkursgläubigern ver- 
leihen, kann nach der Konkurseröffnung ein Anſpruch für ſie nicht mehr entſtehen. War, wie 
beim Werkvertrage oder Agenturvertrage ($ 88 HGB), die Vergütung erſt mit der Vollendung 
des Werkes oder des Geſchafts verdient und war dieſes bis zur Eröffnung des Konkurſes nicht 
zur Vollendung gediehen, ſo iſt die vertragsmäßige Vergütung verloren (RG 63, 69). Mit 
Rückſicht auf die entſprechende Anwendbarkeit des § 670 auf die Dienft- und Werkverträge 
des F 675 ift an ſich wohl anzunehmen, daß wegen der für die Geſchäftsbeſorgung gemachten 
Aufwendungen auch in ſolchem Falle Erſatzanſprüche erhoben werden können; doch wird der 
Regel nach bei Werk und Agenturverträgen die vereinbarte Vergütung (vgl. 8 90 HGB, 
§ 652 BGB) zugleich als Entgelt für die Aufwendungen zu betrachten und deshalb ein An⸗ 
ſpruch auf deren Erſat außerhalb der vertragsmäßigen Vergütung und abgeſehen von dem 
Eintritte des Erfolgs nicht gegeben ſein. 


8 676 
Wer einem anderen einen Rat oder eine Empfehlung!) erteilt, iſt, un⸗ 
beſchadet der ſich aus einem Vertragsverhältnis?) oder einer unerlaubten 
Handlung?) ergebenden Verantwortlichkeit, zum Erſatze des aus der Be⸗ 
folgung des Rates oder der Empfehlung entſtehenden Schadens nicht der: 
pflichtet!). 


ET 604 II 607; M 2 554, 555; P 2 380, 664. 


1. Der 8 676 bezweckt zum deutlichen Ausdrucke zu bringen, daß die Erteilung eines 
Rates (zu einer Handlung) oder einer Empfehlung (empfohlen wird eine Perſon, eine Sache, 
ein Gejchäft), zu denen 1 die Erteilung einer Auskunft (über eine Perſon oder 
Sache oder eine Sach 55 Rechtslage) hinzuzuzählen iſt, der Regel nach keine Rechtspflichten 
begründen, da der ſie Erteilende „damit keine Garantiepflicht übernehmen, ſondern nur eine 
Gefälligkeit erweiſen will (Prot 2, 380); der Beratene, Empfehlungs- oder Auskunftsempfänger 
ſoll ſelbſt nachprüfen. Daß Rat, Empfehlung und Auskunft, wenn fie in einem Vertrags 
verhältniſſe erteilt 10 find, oder dadurch eine unerlaubte Handlung begangen worden 
ift, nach Maßgabe des Vertrags oder der unerlaubten Handlung zum Schadenserſatze ver 
pflichten, verſteht ſich von ſelbſt und iſt im Geſetze nur als Gegenſatz zur Regel und zu deren 
Abgrenzung hervorgehoben. Die Anlehnung der Beſtimmung an den Titel zum Auftrage 
entſpringt dem Gedauten, daß es ſich bei Rat, Empfehlung und Auskunft wie beim Auftrage 
um eine im Intereſſe eines andern auf deſſen Veranlaſſung eutwickelte Tätigkeit handelt. 
Eine Geſchäftsbeſorgung iſt die Erteilung eines Rates, einer Empfehlung oder einer Auskunft, 
auch wenn fie durch Vertrag übernommen ift, nicht; fie iſt vielmehr dann eine Dienſtleiſtung 
an, nicht für einen andern. Wohl aber ſind die Beſchaffung eines Rates uſw., die Erkundi⸗ 
gung für einen Dritten Geſchaftsbeſorgungen (NG IW 1910, 80822). S. die Vorbem vor $ 662. 

2. a) Der Rat, die Empfehlung oder die Auskunft können der Haupt⸗ oder einzige Gegen ⸗ 
ſtand des Vertrags fein (Vertrag auf Ratserteilung), ſie können ſich auch als Nebenverpflich⸗ 
tung aus einem allgemeinen Vertragsverhältnis ergeben (Vertrag mit Ratserteilung); der 
Vertrag kann ein unentgeltlicher (auftragähnliches Verhältnis) oder ein entgeltlicher (Dienf- 
oder Werkberſtag) ſein. Er kann ausdrücklich oder ſtillſchweigend geſchlöſſen werden; nur muß 
gegenuber der Regel des $ 676 ein Verpflichtungswille deutlich erkennbar fein, und ein ſtill⸗ 
ſchweigender Vertragsſchluß durch die Erteilung des verlangten Rates ift deshalb mchte e 
nur anzunehmen, wenn die Erteilung von Rat oder Auskunft zu den Berufsge des 
Erteilenden gehört (Anwalt, Arzt, Auskunftei, Bankhaus) oder entgeltlich erfolgen foll (NG 
52, 365 u. JW 05, 13815). In der erſteren Entſcheidung iſt, wenn ein Rechtsanwalt von einer 
Perſon um Erteilung einer Auskunft an einen Dritten angegangen war und daraufhin dem 
letzteren dieſe zugehen läßt, ein ſtillſchweigender Vertragsſchluß auch zwiſchen dem Rechts 
anwalt und dem Dritten angenommen worden. Dagegen mit beachtlichen Gründen Laband, 
DIZ 03, 262. Auskunft über andere Perſonen und ihre Kreditwürdigkeit zu erteilen, gehört 
weder zu den gewerblichen Geſchäften eines Bankkaufmauns (RG FW 1910, 80822; Warn 1916 
Nr 307) noch zu den Berufsgeſchäften eines Rechtsanwalts (R 20.5. 12 VI 416/11); durch die 
Erteilung werden Vertragspflichten der Regel nach daher nicht begründet. b) Die Haftung für 
das Vertragsverſchulden folgt den allgemeinen Regeln (8 276, RG Warn 1910 Nr 111). 
fie kann — jedoch nicht durch einſeitige Erklärung (R SeuffA 45 Nr 85) — aus 
geſchloſſen werden, ſoweit nicht Vorſatz in Frage kommt (ö 276 Abſ 2); fie kann auch 
erweitert werden, indem der Erteiler des Rates der Empfehlung, der Auskunft für 
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deren Richtigkeit oder den Erfolg des Rates die Gewähr übernimmt; daun haftet er nach 
Maßgabe der Gewähr ohne Rückſicht auf ein Verſchulden. Die Haftung für dritte 
Perſonen richtet ſich nach § 278; wer ſich aber nicht an das Bankhaus ſelbſt, ſondern 
an einen Beamten des Hauſes wendet, will im Zweifel nur deſſen Privatanſicht hören, 
nicht eine verbindliche Auskunft des Bankhauſes einziehen. Iſt für die Richtigkeit oder 
den Erfolg die Gewähr übernommen, fo begreift dieſe ſelbſtderſtändlich auch die Hand⸗ 
lungen des Gehilfen, und es konunt auf deſſen Verſchulden fo wenig an wie auf das des Prin. 
zipals (RG Seuffl 55 Nr 83). e) Die Hauptfälle des Vertrags auf Rats- oder Auskunfts- 
erteilung find einmal der Beratungsvertrag mit einem Rechtsanwalt (Rch 52, 365 u. JW 
05, 13816; 1911 S. 537 u. 709° ſowie Warn 08 Nr 498), ebenſo mit einem Patentanwalt; 
er iſt Dienſtvertrag, wenn dieſe Perſonen allgentein als Berater eines Dritten beſtellt ſind, 
ihre Tätigkeit als Berater Gegenſtand des Vertrags iſt, Werkvertrag, wenn es ſich um eine 
einzelne beſtimmte Rats oder Auskunftserteilung handelt (RG ZW 05, 502°°; vgl. $ 675 
A 1). Über die Haftung des Rechtsanwalts aus feiner Ratserteilung, wenn er die ſteuer⸗ 
lichen Folgen aus dem augeratenen Geſchäft außer acht gelaſſen hat, ch JW 1917, 967° 
u. 1918, 90%; im Prozeſſe, wenn er unterlaſſen hat, die Partei auf die ganz ungewöhn⸗ 
lich hohen Koſten aufmerkſam zu machen, die eine beabſichtigte Prozeßmaßnahme (Wider⸗ 
klage) verurſachen würde, RS JW 1919, 4467; über die Haftung mehrerer zu gemeinſamer 
Ausübung des Rechtsanwaltsberufs verbundener Rechtsanwälte aus einer von einem von 
ihnen fahrlaſſig falſch erteilten Auskunft oder Belehrung vgl. A ! zu § 675. Den Rechts⸗ 
anwalt trifft regelmäßig kein Verſchulden, wenn er ſich bei rechtlicher Ratserteilung an die 
bisher vou der höchſtrichterlichen Rechtſprechung vertretene Rechtsauffaſſung hält (RG Warn 
1915 Nr 303; vgl. dazu RG 87, 187; 80, 431). Über die Stellung des Notars zur rechtſuchenden 
Partei vgl. A zu § 675. Der Notar iſt als ſolcher zur Einſicht des Grundbuchs für ein zu 
beurkundendes Rechtsgeſchäft nicht verpflichtet (R 95, 299). Für eine von feinem Bureau⸗ 
beamten erteilte falſche Rechtsauskunft haftet er nur, wenn er dieſen zu ſolcher Ratserteilung 
ermächtigt oder Kenntnis davon hatte (RG Warn 1918 Nr 226). Sodann gehört hierher der 
luskunftsvertrag mit einem Auskunftsbureau; er wird, da nicht die Tätigkeit, ſondern das 
Ergebms der Ermittlungen, die dem Auskunftsbureau vielfach ſchon fertig vorliegen, Gegen. 
ſtand des un Regelfalle auf eine einzelne beſtimmte Auskunft gerichteten Vertrags iſt, durch⸗ 
gangig als Werkvertrag anzuſprechen ſein. In erwähnen iſt endlich die meiſt unentgeltliche 
Auskunftserteilung über Transporteinrichtungen, Zugverbindungen uſw. durch die in größeren 
Städten von den Eiſenbahnverwaltungen eingerichteten amtlichen Reiſebureaus. Die hierin 
tätigen Beamten find zur Beratung des Publikums öffentlich beſtellt; ihre Beratung und 
Auskunft verpflichtet deshalb die Eiſenbahnverwaltung, die ſie beſtellt hat. Daß die amtlichen 
Auskunftsbureaus der deutſchen Reichs und der preußiſchen und heſſiſchen Staatseiſenbahuen 
eine Gewähr für die Richtigkeit ihrer Auskünfte nicht übernehmen (f Reichskursbuch ©. 3), 
ſchlteßt eine Haftung nündeſtens für grobes Verſchulden nicht aus. d) Der Hauptfall des Ver 
trags mit Rats⸗ oder Auskunftserteilung iſt die Beratung durch den Bankkaufmann, ſei es, 
daß ſie in Verbindung mit einem Kaufgeſchäſt über ein Wertpapier erfolgt, ſei es, daß 
ſie mit einer ein Vertrauensverhältnis begründenden allgemeinen dauernden Geſchäfts 
verbindung im Zuſammenhange ſteht (RG JW 1910, 183%). Es entſpricht der Vertehrsſitte, 
daß der Bankkaufmann ſeinen Kunden bei Anlegung von Kapitalien Rat erteilt. Dieſe Beratung 
wird bei dem Bankkaufmann allgemein voransgeſetzt; fie gehört zur Ausübung ſeines Ge⸗ 
werbes; er tann ſich ihrer gar nicht entſchlagen. Er iſt zwar nicht verpflichtet, einen unerbetenen 
Rat aufzudrängen und den Kunden auf wirtſchaftliche Bedenken gegen ein beabſichtigtes 
Anſchaffungsgeſchäft hinzuweiſen, wenn er annehmen darf, daß der Kunde ſelbſt geuügend 
unterrichtet iſt; daß insbeſondere Spekulationsgeſchäfte mit Gefahren verbunden ſind, weiß 
im allgemeinen jedermann (RG JW 05, 50225; Warn 1919 Nr 35; Lg 1916, 592°: 22. 6. 14 
VI 216/14; 3. 11. 16 11 303/16). Wenn ein beabſichtigtes Spetulatfonsgeſchäft 25 einen 
beſonders gefährlichen Charakter trägt, oder wenn es ſich un einen einfachen Mann handelt, 
bei dem eine Einſicht in Vörſengeſchäfte nicht zu erwarten ſleht, daun hat der Bankkaufmann, 
zumal wenn das beabfichtigte Geſchäft zu den Vermögensverhältniſſen des Kunden in einem 
offenbaren Mißverhältnis jteht, den Kunden über die Gefahren des Börfenfpiels aufzuklären 
und vor dem Abſchluſſe ſolcher für ihn ungeeigneten Geſchäfte zu warnen (ch Warn 1915 
Nr 165 1916 Nr 277). Tritt der Bankkaufmann erkennbar als Berater auf, fo iſt er jeden. 
falls verpflichtet, den Rat mit der Sorgfalt, die der Verkehr erfordert (Sorgfalt des ordent. 
chen Kaufmanns $ 347 HGB), zu erteilen, auch wenn er nicht ausdrücklich um ſeinen Rat 
eriucht wurde (RG Warn 08 Nr 462; 09 Nr 85; vgl. dazu ferner JW 09, 360.0). Die Ver⸗ 
beit licht des Bankkaufmanns geht dahin, den Kunden auf die Bedenken gegen die Sicher 
müſſen 4 Papiers aufmerkſam zu machen, ſoweit fie ihm bekannt find oder bekannt fein 
dar (RG Warn 08 Nr 463). Für die Annahme eines Verſchuldens tommt es einmal 
And ber ob ein Papier zu Gewinnzwecken oder zu dauernder Kaitalaulage gekauft wird, 

n weiter, wie ſchou bemerkt, ob der anfragende Kuude ſelbſt im gewerblichen Leben ſteht, 
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lo daß der Banktaufmann eigene Sachtunde bei ihm vorausſetzen darf oder nicht (RS JW 
09, 360“ und Warn 08 Nr 146). Auch beim Vorhaudenſein eines Verſchuldens des Bank 
kaufmanns kann ſich gemäß § 254 ſeine Verantwortung mindern, ſofern ſich der Kunde bei 
gehöriger Überlegung die Unſicherheit ſelbſt ſagen mußte (RG Warn 08 Nr 463). Nicht richtig 
iſt es, eine berufliche Ratserteilung des Bankkaufmanns anzunehmen, die ihn allein, auch 
abgeſehen von einem abzuſchließenden Kauf- oder Kommiſſionsgeſchäft oder einem ſchon 
beſtehenden Vertrauensverhältniſſe zu einem Kunden verpflichtete. Denn der Bankkaufmann 
erteilt nicht ſchlechthin einem jeden unentgeltlich Rat, um damit zu eutgeltlicher Tätigkeit zu 
gelangen; ſein Gewerbe beſteht aus dem Kauf und Verkauf von Wertpapieren und deren 
kommiſſiousweiſer Vermittlung, und nur im Zuſammenhange mit dieſen Geſchäften, ſei 
es mit einem einzelnen Geſchafte, ſei es mit einer Geſchäftsverbindung, tritt er auch als ſach⸗ 
verftändiger Berater ſeiner Kunden, und nur dieſer, auf. Die Rechtſprechung des RG 
ſieht deshalb mit Recht dieſe Ratsleiſtung als eine Nebenleiſtung des Kauf: oder Kom⸗ 
miſſionsgeſchäfts oder als eine aus dem Vertrauensverhältnis einer längeren Geſchäfts⸗ 
verbindung entſprungene Verpflichtung an und betrachtet ſie unter dieſem Geſichtspunkt. 
Die Haftung des Bankkaufmanns beſtimnit ſich fomit nach dem Grundverhältniſſe, in welchem 
der Bankkaufmann zu dem Beratenen ſteht; nach dem Kauf⸗ oder Kommiſſionsgeſchäfte 
(NG 42, 125; 67, 394, JW 05, 50235, 1910, 80825; 1911, 80914; SeuffA 55 Nr 26; Warn 08 
Mr 468 u. 605; 1910 Kr E 10); nach dem Verhältniſſe einer Geſchäftsverbindung (RG 27, 118; 
JW 03, 1517; 07, 869°). Gelegentliche frühere Geſchäfte, die keinen Zuſammenhang mit 
der Gegenwart haben, begründen eine Beratungspflicht nicht. Ebenſo kann von einem Bera · 
tungsvertrage nicht die Rede fein, wenn es ſich nicht um einen von dem Kunden beabſichtigten 
Kauf handelt, ſondern um die geſellſchaftliche (Unterkonſortial“) Beteiligung an einem Ge⸗ 
winnunternehmen des Bankkaufmanns MS 67, 394). Eine Auskunft über feine geſchäft⸗ 
lichen Beziehungen au andern Kunden und deren wirtſchaftliche Verhältniſſe überhaupt 
zu erteilen, iſt der Bankkaufmann nicht verpflichtet, ja auch ohne deren Zuſtimmung nicht 
einmal berechtigt. Es hat ſich aber im Verkehr die Gepflogenheit herausgebildet, ſolche Auskünfte 
nicht zu verſagen, die indeſſen, wie fie allgemein vorſichtig und zurückhaltend gefaßt zu werden 
pflegen und mehr durch bas befagen, was fie nicht ausſprechen, auch ebenſo aufgefaßt werden 
müſſen (RG Warn 1916 Nr 307): jedenfalls beſchränkt ſich die Haftung des Bankkaufmanns 
aus der Auskunft hier auf den Kredit, für den die Auskunft über einen Kunden a1 wurde 
(RG 3. 12. 14 VI 425/14). In ein ähnliches Beratungsverhältnis, wie der Banklaufmann zum 
Kunden, tritt der Baumeiſter zum Bauherrn, den er als Sachverſtändiger auf die gegen den 
Bauplan wegen der Bodenbeſchaffenheit, des von jenem gewählten Bauſtoffs, der bau- 
polizeilichen Anforderungen uſw. aufmerffam zu machen hat (M 2, 485; RG SeuffA 60 Nr 186). 
Das bloße Sichgefallenlaſſen von Mäklerdienſten begründet keinen Vertrag und deshalb 
auch keine Verträgshaftung des Mäffers für eine Auskunft über die Zuverläſſigkeit des Ver 
kaufers oder des Käufers. Aber es kann ein Vertrag auf Auskunftserteilung als geſchloſſen 
anzunehmen fein, wenn erſichtlich iſt, daß die Auskunft nicht als unverbindliche Gefälligkeit 
erbeten wurde, ſondern ernſtliche Voraueſetzung für die Eingehung des Geſckäfts fein follte; 
hier wird dann eine Vertragahaftung für Fahrläffigteit begründet (RS JW 1917, 1013). 

3. Da J 823 Ab) 1 eine Beſchadigung des Vermögens als ſolchen nicht zur Grundlage 
eines Entſchädigungsanſpruchs macht, kommt für die Haftung aus unerlaubter Handlung 
zumeiſt uur $ 826, vorſatzliche Schädigung in einer wider die guten Sitten verſtoßenden Weiſe 
in Betracht dich 07, 304 n 68, 278; ferner 76, 313 u. JW 1911, 5843). Sie kann begangen 
werden durch eine wiſſentlich falſche Rats. oder Auskunftserteilung, mag es ſich dabei auch nur 
um das Vorgeben einer in Wahrheit nicht vorhandenen Kenntnis oder um das wiſſentliche 
Verſchweigen weſentlicher Umſtände (NG IW 1911, 43%) handeln, ſofern der den Rat oder 
die Auskunft Erteilende lich wenigftens der Möglichkeit ſchädlicher Folgen daraus ſür den An- 
fragenden bewußt ift Rc JW 02 Beil Nr 219; Warn 1910 Nr 327; Grenze zwiſchen Vorſatz 
und Fahrlaſſigkeit: RG 76, 313; . 8 826 A 3 u. 5h). 8 823 Abſ 2 kann vorliegen, wenn die 
ats oder Auskunftserteilung den Tatbeſtand einer ſtrafbaren Handlung nach Maßgabe 
eines Schußgeſetzes (5 263 Stch B erfüllt; § 824 kommt nur für den Schadenserſatzanſpruch 
der Perſon, über die eine ungunſtige Auskunft erteilt worden iſt, in Betracht. Darüber ſ. R& 
JW 08, 241. 


Elfter Titel 
Geſchäftsführung ohne Auftrag 
J. Ten Beſtimmungen über den Auftrag hat das BGB diejenigen über die Geſchäfts⸗ 
führung ohne Dun mit Rückſicht auf die innere Verwandtſchaft des Stoffes beider Rechts 
kreiſe angereiht, denn der Tatbeſtand der Geſchäftsführung ohne Auftrag iſt wie der des Auf 


trags und der des Dienft- oder Werkvertrags nach 8 975 die Geſchäftsbeſorgung für einen 
andern (§ 677); er unterſcheidet ſich von jenen durch die vollſtändig freiwillige Übernahme 
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der Geſchäftsbeſorgung, durch das Fehlen eines Auftrags oder eines Vertrags oder einer 
ſonſtigen Berechtigung oder Verpflichtung zum Handeln für den Dritten. Deshalb ift die 
Geſchäftsführung ohne Auftrag kein Rechtsgeſchäft; ſie iſt eine Tätigkeit, die Rechtswirkungen 
erzeugt und zwiſchen dem Handelnden und der Perſon, für die er handelt, ein vertragsähnliches 
Verhältnis ſchafft. Nur dieſes letztere Verhältnis regeln die 88 677687; über eine Vertretungs 
macht des Geſchäftsführers, aus der ein Dritter Anſprüche gegen den Geſchäftsherrn herleiten 
könnte, enthalten ſie nichts; die rechtsgeſchäftliche Vertretung ohne Vertretungsmacht behandeln 
die 88 177180. 

2. Über den Begriff der Geſchäftsbeſorgung iſt in der Vorbem 2 vor $ 662 gehandelt. 
Wie dort, fo wirft ſich auch hier die Frage auf, nach welchem Geſetze diejenigen freiwilligen 
Hilfeleiſtungen zu behandeln ſind, die nicht in den Kreis der Geſchäftsbeſorgung,, der ſelb⸗ 
ſtändigen wirtſchaftlichen Tätigkeit für einen andern, fallen. Soweit es ſich um Leiſtungen 
handelt, die Gegenſtand eines Dienſt⸗ oder Werkvertrags ſein können, wie die Behandlung 
eines Kranken durch einen Arzt, bieten ſich die Beſtimmungen über die Geſchäftsführung ohne 
Auftrag als zur entſprechenden Anwendung geeignet dar; für andere Hilfeleiſtungen, die nicht 
eine Tätigkeit, ſondern ein Geben zum Inhalte haben (Lieferung von Verbandſtoffen oder 
Heilmitteln durch den Apotheker auf Veranlaſſung des Arztes), kann Erſatz nur aus dem Rechts- 
grunde der ungerechtfertigten Bereicherung gefordert werden. Einen Anſpruch aus nützlicher 
Verwendung, wie er nach gemeinem Recht und nach Pra LR hier einſetzen würde, kennt das 
BOB nicht (M 2, 871). 

3. Die Regelung der Geſchäftsführung ohne Auftrag nach dem BGB iſt folgende: Dem 
Geſchäftsführer erwächſt aus der Geſchäftsführung kein Anſpruch (Bereicherung: vgl. 
$ 685 A 1), wenn er nicht die Abſicht hatte, ſich den Geſchäftsherrn zu verpflichten (3 685). 
Iſt dieſe Abſicht vorhanden, ſo kommen ihm jedenfalls die Anſprüche aus der Bereicherung zu 
(s 684, 812); er gewinnt die Rechte des Beauftragten (5 670), wenn der Geſchaftsherr die 
Geſchäftsführung nachträglich genehmigt (S 684 Saß 2) oder wenn die Geſchaftsführung 
ſowohl dem Intereſſe wie auch dem, wenn auch nur vernünftigerweiſe vorauszuſebenven 
Willen des Geſchäftsherrn entſprach (5 683), aber auch beim Fehlen dieſer Übereinſtimmung 
der Geſchäftsführung mit dem Willen des Geſchäftsherrn, wenn die Geſchäftsführung 5 
öffentlichen Intereſſe liegende Erfüllung einer Pflicht oder einer geſetzlichen Unterhaltspflicht 
des Geſchäftsherrn zum Gegenſtande hatte (88 683 Abſ 2, 679). Die Geſchäftsführung ver 
pflichtet den Geſchäftsführer wie einen Beauftragten (88 681 Satz 2, 666-6568); ſie ber. 
pflichtet ihn ferner ($ 681 Satz 1), tunlichſt die Übernahme dem Geſchäftsgerrn anzuzetnen 
und feine Entſchließung abzuwarten. Die schuldhafte Verſäumung dieſer Pflichten wie auch 
der Beachtung des Intereſſes und des wirklichen oder vorauszuſetzenden Willens des 3 
herrn bei der Erledigung des Geſchäfts (§ 677) macht ihn ſchadenserſaßzpflichtig. Aber auch 
ohne weiteres Verſchulden, und ſelbſt wenn die Geſchäftsführung an ſich dem Intereſſe des 
Geſchäftsherrn entſprach, haftet er für einen dem Geſchäftsherrn aus der Bercäftsführung 
entſtandenen Schaden, wenn er bei der Übernahme (nicht der Erledigung) der ehr hrung 
dem wirklichen oder vorauszuſetzenden Willen des Geſchäftsherrn zuwiderhande 1 ($ 678), 
es fei denn wiederum, daß durch die Geſchäftsführung eine der vorbezeichneten Verb 5 
des Geſchäftsherrn (§ 679) erfüllt wurde, in welchem Falle die gewöhnliche Haf pi 25 
88 276, 278 eintritt. Die Haftung verringert ſich, und zwar für die Übernahme WIE 8 die us 
führung des Geſchäfts, auf Vertretung von Vorſatz und grobem Verſehen, wenn, — Ge⸗ 
ſchäftsführung die Abwendung einer drohenden Gefahr von dem Geſchaftsberrn vaßtdectte 
($ 680). Die Verjährung der Auſprüche aus der Geſchäftsführung it die die Geſchaftg⸗ 
(5 195), auch wenn für das Geſchäft, deſſen Erledigung für den Geſchäftsherrn n 
führung zum Gegenſtande hatte, eine kürzere Verjährung beſteht (Rl 69, 429; 7.5. 12 teleig 10). 
Anders nur, wenn die Geſchäftsführung in der Lieferung von Waren oder in ern gen 
beſtand, deren Eutgeltanſpruch der kurzen Verjährung des § 196 unterliegt; 8, = 195 Line 
vertragsmäßige Grundlage des Anſpruchs nicht voraus; der Anſpruch aus oe eſchafts 
führung deckt ſich hier mit dem Auſpruch auf Bezahlung der Lieferungen oder ee (6 
86, 96). Anders auch e weun die Geſchäftsführung im Herter in hate des 
0 ichtige olgte ie Verjährun e 
Handlung Schadenserſatzpflichtigen erfolgte, nachdem die Verjährung | Geſchiftsführung 


9 ai 3 52 Göre ch de reite die 
Beſchädigten gemäß § 852 bereits eingetreten war; denn nun 1115 erloschen (MG a. a. O. 


fremden Tatbeitand an; 
2) oder unbewußt 


den Erſatzpflichtigen nicht mehr von einer Schuld; dieſe war ber: 
$ 687 fügt den Regeln über die Geſchäftsführung ohne Auftrag einen 
er behandelt den Fall, daß jemand ein fremdes Geſchäft, ſei es bewußt (Abſ 
(Abſ 1) als ſein eigenes behandelt. . 
4. Ein fremdes Geſchäft ift im Sinne der 88 677-685 ſotwohl das gegenſtändlich (objektiv) 
lremde, das einen Eingriff in den Vermögens. und Mechtstreis des Geſchaſtsherrn voraus⸗ 
ſetzt, wie ., B. der Verkauf einer im Eigentum des Geſchäftsherrn ſtehenden Sache, wie auch 
das perſönlich (ſubjektiv) fromde, das ein fremdes nur durch die Zwectbeziehung wird, die ihm 
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der Geſchäftsführer gibt; jo der Ankauf einer Sache für den Geſchäftsherrn. $ 687 kann aus⸗ 
ſchließlich, § 686 in der Regel nur auf gegenſtändlich fremde Geſchäfte bezogen werden. 

5. Die Beſtimmungen über die Geſchäftsführung ohne Auftrag finden entſprechende 
Anwendung nach 88 450 Abſ 2, 547 Abſ 2, 581 Abs 2, 601 Abſ 2, 994 Abf 2, 1049 Abi 1, 
1216 Abſ 1, 1959 Abſ 1, 1978 Abſ 1 u. 3, 1991, 2125 Abſ 1. Über eine weitere entſprechende 
Anwendung für Hilfeleiſtungen, die keine Geſchäftsbeſorgung zum Gegenſtande haben, vgl. 
oben Vorbem 2; für die Schutzvorkehrungen nach § 6 Tel$ RS Warn 1913 Nr 383. 

6. Anderweite reichsgeſetzliche Normen über Geſchäftsführungen ohne Auftrag finden 
ſich in $ 89 HPO (prozeßrechtliche Geſchäftsführung ohne Auftrag), 88 740 ff. HGB (Bergung 
und Hilfeleiſtung in Seenot), ſowie in den entſprechenden 88 93ff. des Binnen Schch. In das 
Gebiet der Geſchäftsführung ohne Auftrag ſchlägt äußerlich ein 862 UWG, wonach dem Armen⸗ 
verbande, der einen Hilfsbedürftigen auf Grund des genannten Geſetzes unterſtützt hat, ein 
Erſatzanſpruch gegen den Unterhaltspflichtigen in den Grenzen ſeiner Verpflichtung zuſteht. 
Der rechtliche Geſichtspunkt der Geſchäftsführung ohne Auftrag iſt hier jedoch nicht anwendbar; 
es handelt ſich vielmehr um einen geſetzlichen Übergang der Rechte des Unterſtützten auf den 
Armenverband (RG 72, 334; 74, 274; 75, 84). Art 103 Ec erhält die landesgeſetzlichen 
Vorſchriften aufrecht, nach welchen der Staat ſowie Verbände und Anſtalten, die auf Grund 
öffentlichen Rechtes zur Gewährung von Unterhalt verpflichtet ſind, Erſatz ihrer Aufwendungen 
von der unterſtützten Perſon ſelbſt (vgl. hierzu für Preußen RG 14, 197, neuerdings 75, 84 und 
76, 69) ſowie von den für fie nach dem BGB unterhaltspflichtigen Perſonen verlangen können. 
Soweit ſolche Landesgeſetze nicht beſtehen, iſt mit Rückſicht auf die eigene öffentlichrechtliche 
Verpflichtung der Armenverbände, abgeſehen von dem Erſatzanſpruche nach 8 62 UWG, 
gerade wegen des in Art 103 Ech für die Landesgeſetze ausgeſprochenen Vorbehalts ein 
Geſchäftsführungsanſpruch der Armenverbände gegen die ſonſt unterhaltspflichtigen Perſonen 
nicht anzuerkennen, wenngleich der Umſtand allein, daß die aufgewendete Tätigkeit in Er⸗ 
füllung einer öffentlichrechtlichen Pflicht erfolgte, ſofern zugleich die Abſicht vorlag, von einem 
Dritten Erſatz zu verlangen, einen Erſatzanſpruch aus auftragsloſer Geſchäftsführung für die 
dem al unterſtehenden Leiſtungen nicht ausſchließt (RG 75, 276; 82, 214, JW 
1910, 186°). 


$ 677 
Wer ein Geſchäft) für einen anderen?) bejvrgt!), ohne von ihm beauf⸗ 
tragt?) oder ihm gegenüber ſonſt dazu berechtigt) zu ſein, hat das Ge⸗ 
ſchäft jo zu führen‘), wie das Intereſſe des Geſchäftsherrn mit Rückſicht auf 


deſſen wirklichen oder mutmaßlichen Willen es erfordert“). 
E 1 710 Abſ 1 IT 608; M 2 854—857; p 2 725—727. 


1. Der Begriff der Geſchäſtsbeſorgung iſt Hier derſelbe wie in den 88 662 u. 675. S. die 
Vorbem 2 vor 8 662 und vor $ 677, ſowie A 1 zu $ 662 und A 1 zu 8 675. Über die ent- 
ſprechende Anwendung auf Tätigkeiten anderer Art und die ſchließliche Ergänzung der Lücke 
durch die Vorſchriften über die Bereicherung ſ. die angezogene Vorbem 2 vor 8 677. Die 
rechtsgeſchäftliche Geſchäftsbeſorgung ohne Auftrag kann wie beim Auftrag im eigenen 
Namen des Geſchäftsfülhrers oder auf den Namen des Geſchäftsherrn erfolgen; im letzteren 
Falle ift fie nach außen Vertretung ohne Vertretungsmacht (88 177ff., prozeſſual $ 89 ZPO). 
Die Unentgeitlichteit der Geſchaftsbeſorgung iſt der Geſchäftsführung ohne Auftrag nicht 
weſentlich (ſ. darüber A 5 zu 8 683). 

2. Für einen andern, nicht „eines andern“. Damit it ausgeſprochen, dab die Geſchäfts⸗ 
führung ohne Auftrag ſowohl das gegenſtändlich (objektiv) fremde, wie das perſönlich (ſub⸗ 
jektiv) fremde Geſchäft umfaßt. S. die Vorbem 4 vor 8 677. Das Handeln für einen andern 
ſetzt das Bewußtſein und den Willen voraus, für ihn tätig zu fein; beides kann bei dem gegen» 
ſtändlich fremden Geſchäft auseinanderfallen; iſt dann zwar das Bewußtſein vorhanden, aber 
nicht der Wille, jo iſt der Tatbeſtand des $ 687 Abſ 2 gegeben. Die Richtung des Willens auf 
eine beſtimmte Perſon iſt nicht erforderlich; es genügt das Vorhandenſein des Blanfett- 
willens, zu handeln für den, den es angeht. Der Irrtum über die Perſon des Geſchäftsherrn 
ift für den Tatbeſtand der Geſchäftsführung ohne Auftrag unerheblich; nur der wirkliche Ge⸗ 
ſchäftsherr wird berechtigt und verpflichtet (§7686). Der „andere“ kann auch eine Leibesfrucht 
oder eine erſt im Entſtehen begriffene juriſtiſche Perſon fein (R SeuffA 42 Nr 112: Lg 
1913, 85822). Ein Handeln für die eigene Perſon ſchließt das gleichzeitige Handeln für einen 
andern nicht aus: ſo kann ein Miterbe zugleich für ſich und als Geſchäftsführer für die übrigen 
Miterben tätig fein (R 63, 280; L 1913, 853%). So kann der Untekhaltspflichtige, der 
für den durch einen Dritten körperlich verletzten Unterhaltsberechtigten Aufwendungen macht, 
dabei zugleich als Geſchäftsführer für den erſatzpflichtigen Schädiger handeln (vgl. darüber 
g 683 A 2 u. 8 843 A 8). Ebenſo kann neben einer Verpflichtung zum Handeln einem 
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andern (1) gegenüber, die auch eine vertragliche ſein kann, die gleichzeitige bewußte und 
gewollte Tätigkeit für einen Dritten (0) beſtehen, die ſich als Geſchäftsführung ohne Auftrag 
darſtellt (der Miterbe A handelt für ſich, als Beauftragter des Miterben B und als Geſchäfts⸗ 
führer ohne Auftrag für den Miterben C). Wer aber lediglich auf Grund einer wirklichen 
oder vermeintlichen Verpflichtung einem andern (B) gegenüber eine Tätigkeit ausübt, die in 
Wirklichkeit im Intereſſe eines Dritten (0) liegt, handelt nicht als des letzteren Geſchäfts 
A 7 er deſſen Intereſſe nicht wahrnehmen wollte (RG ZW 03 Beil Nr 310 u. Gruch 
52, 997). 

3. Beauftragt heißt hier durch Vertrag berechtigt (Auftrag, Dienſtvertrag, Werkvertrag, 
Mäklervertrag); ſonſt berechtigt bedeutet die geſetzliche Berechtigung des Ehemanns, Vaters, 
Vormunds, Nachlaß und Konkursverwalters oder eines durch Aintspflicht zum Handeln be⸗ 
rechtigten Beamten. Der Vormund, der nach beendeter Vormundſchaft weiter für das frühere 
Mündel tätig iſt, handelt inſoweit als Geſchäftsführer ohne Auftrag (NG JW 1910 23310), 
ebenſo der Notar, der ohne dahingehenden Auftrag die Grundbuchbenachrichtigungen 
hinſichtlich eines von ihm beurkundeten Rechtsgeſchäfts für die Beteiligten eutgegennimmt 
MG 81, 428); ſowie ferner die auf Grund einer nichtigen Beſtellung tatſächlich in der 
Stellung des Geſchäftsführers einer G. m. b. H. tätig gewordene Perſon für die Geſell⸗ 
ſchaft (RG Warn 09 Nr 504). Ob der Geſchäftsführer ſich bewußt war, ohne Auftrag zu 
handeln, iſt für die Rechte und Pflichten aus der Geſchäftsführung gleichgültig (8 686); nur 
darf er nicht glauben, dem Geſchäftsherrn zu der Leiſtung verpflichtet zu ſein. iber den 
Auftrag eines Dritten ſ. A 2. Iſt der Auftrag oder der verpflichtende Vertrag nichtig, ſo 
bleibt, wenn die Vorausſetzungen des § 677 vorliegen, die auftragsloſe Geſchäftsſührung 
übrig (RG 80 S. 211, 215f.). Da mangels eines Auftrags oder ſonſtigen Vertrags ein 
Rechtsverhältnis zwiſchen Geſchäftsführer und Geſchäftsherrn vor der Geſchäftsbeſorgung 
nicht beſteht, kaun ein Auſpruch aus der Geſchäftsführung ohne Auftrag nur wegen der in 
der Vergangenheit liegenden Geſchäfte des Geſchäftsführers erhoben werden (RG 84, 390; 
23 1918, 1209). Deshalb iſt keine Feſtſtellungsklage für Geſchäftsführungsleiſtungen in der 
Zukunft möglich, es ſei denn, daß es ſich um regelmäßige, häufig wiederkehrende Leiſtungen 
handelt, deren Wiederholung dem zu erwartenden regelmäßigen Verlaufe der Dinge 
entſpricht; hier iſt eine dauernde Beziehung gegeben, die die Grundlage einer Feſtſtellung 
werden kaun (RG LZ g. a. O.). 

4. $ 677 gibt die allgemeine Regel über die Verpflichtungen des Geſchäftsführers bei 
der Ausführung der unternommenen Geſchäftsbeſorgung; für die Verpflichtungen bei 
der Übernahme und die Folgen ihrer Verletzung gelten die 58 678ff. Die Grundregel, die 
beide beherrſcht, iſt, daß die Geſchäftsführung dem objektiven Intereſſe, ſowie dem wirklichen 
oder vernünftigerweiſe vorauszuſetzenden (mutmaßlichen) Willen des Geſchäftsherru, bei deſſen 
Geſchäftsunfähigkeit dem ſeines geſetzlichen Vertreters entſprechen foll. Während aber ein 
Zuwiderhandeln gegen den erkannten oder dem Geſchäftsführer erkennbaren Willen des 
Geſchäftsherrn bei der Übernahme der Geſchäftsführung den Geſchäftsherrn auch ohne 
ſonſtiges Verſchulden für allen aus der Geſchäftsführung entſtandenen Schaden erſatpflichtig 
macht ($ 678), ſteht die Ausführung, von den durch die 88 678—680 getroffenen Fällen 
abgeſehen, unter den allgemeinen Grundsätzen der 98 276 u. 278. Der Geſchäftsführer hat, 
nachdem er ohne Verſchulden die Geſchäftsführung übernommen, das Geſchäft nach ad lichen 
Geſichtspunkten, nach feiner beſten Kenntnis auszuführen. Das Intereſſe des Geſchäfts⸗ 
herrn muß hierbei immer ſein leitender Gedanke ſein, auf den Willen des Geſchäftsherrn, iſt 
im Rahmen dieſes Intereſſes tunlichſt Rücksicht zu nehmen; die Art und Weiſe, IE der Ge. 
ſchäftsführer das Geſchäft für den Geſchäftsherrn durchführt, iſt im übrigen feine Sorge. Nur 
eine Anpaſſung an den Willen des Geſchäftsherrn, nicht eine Unterordnung unter dieſen, der 
einer fachlichen Erledigung und dem eigenen Intereſſe des Geſchäftsherrn hinderlich ſein kann, 
wird hier verlangt. Für den Erfolg hat der Geſchäftsführer nach § 677 nicht einzuſtehen. — 
Über das In tereſſe und den wirklichen oder mutmaßlichen Willen des Geſchafteheren des 
näheren § 683 A 2 u. 3. — Eine Verpflichtung, das begonnene Geſchäft zu Ende zu führen, 
befteht für den Geſchäftsführer grundſätzlich nicht. Aber die unternommene Geschäftsführung 
unterſteht dem Geſichtspunkte des § 242; die Übernahme erzeugt A Die nicht durch 
Fallenlaſſen der Geſchäftsführung rückwärts befeitigt werden können (RG 68 f c v2. Beſon⸗ 
dere Normen über Pflichten des Geſchäftsführers bei der Ausführung des Geſchäfts find in 
$ 681 und den dort angezogenen 88 666. 668 enthalten. 


8 678 
Steht die Übernahme!) der Geſchäftsführung mit dem wirklichen oder 


dem mutmaßlichen Willen des Geſchäftsherrn in Widerſpruch und mußte 
der Geſchäſtsfützrer dies erkennen), jo iſt er dem Geſchäftsherrn zum Erſatze 
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des aus der Geſchäftsführung entſtehenden Schadens auch dann verpflichtet, 
wenn ihm ein ſonſtiges Verſchulden nicht zur Laſt fällte). 
E I 749 Abſ 2 II 609; M 2 857, 858; P 2 727. 


1. Die Übernahme der Geſchäftsführung, nicht auch die Art der Ausführung (vgl. Prot 
2, 727 und oben A 4 zu $ 677 ſowie A 1 zu § 683). Für die Ausführung gilt 8 677 in Ver⸗ 
bindung mit 88 276, 278. Die Beſtimmung des 8 678 ſetzt aber eine Ausnahme von der Grund⸗ 
regel des 8 677 inſofern, als unter der Vorausſetzung, daß die Übernahme der Geſchäftsführung 
dem Willen des Geſchäftsherrn widerſprach, die Haftung des Geſchäftsführers wegen ſeiner 
ganzen Tätigkeit auch auf im übrigen unverſchuldeten Schaden ſich ausdehnt. 

2. „Mußte der Geſchäftsführer dies erkennen“, d. i. hat er es erkannt oder hätte er es 
bei Anwendung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt erkennen müſſen. Das Handeln gegen 
beſſere Kenntnis oder die auf mangelnder Sorgfalt beruhende Nichterkenntnis ſtellt das 
Verſchulden dar, das den Geſchäftsführer haftbar macht. Die Beweislaſt für das Erkennen 
oder Erkenneumüſſen trifft den Geſchäftsherrn. ri 

3. Ohne ſonſtiges Verſchulden, auch wenn die Übernahme der Geſchäftsführung dem 
objektiven Intereſſe des Geſchäftsherrn entſprach. Die vorwiegende Bedeutung des Inter⸗ 
eſſes kommt aber zum Ausdruck in den durch die 88 679 u. 680 anerkannten Ausnahmen vou 
8678. Die Genehmigung der Geſchäftsführung ($ 684) beſeitigt naturgemäß den Schadens. 
erſatzanſpruch aus $ 678. Für die Feſtſtellung, ob und in welchem Umfange ein Schaden ent. 
ſtanden iſt, iſt das Ergebnis der ganzen Geſchäftsführung maßgebend. — Daß 8 678 nicht 
anwendbar it, wenn der Handelnde ein fremdes Geſchäft gar nicht beſorgen wollte, ſondern 
die Tätigkeit zu ſeinem eigenen Geſchäfte machte (RG JW 03 Beil Nr 310 u. 26. 4. 08 IV 448/07), 
iſt ſelbſtverſtändlich. 


§ 679 


Ein der Geſchäftsführung!) entgegenſtehender Wille des Geſchäftsherrn 
kommt nicht in Betrachte), wenn ohne die Geſchäftsführung eine Pflicht des 
Geſchäftsherrn, deren Erfüllung im öffentlichen Intereſſe liegts), oder eine 
geſetzliche Unterhaltspflichte) des Geſchäftsherrn nicht rechtzeitig erfüllt 
werden würde“) “). 

EI 749 Abf 2 11 610; M 2 ss, 861, 865; P 2 780.798. 


1. Die Beſtimmung des $ 679 ftelft ſich als eine Ausnahme von dem Grundſatze des 9 678 
dar. Die Folge der Ausnahme iſt, daß für die Haftung des Geſchäftsführers in den Fällen 
des $ 679 wieder gemäß § 677 die allgemeine Regel der §8 276, 278 gilt. Unter der Geſchäfts⸗ 
führung iſt deshalb auch hier die Ubernahme der Geſchäftsführung zu verſtehen, während 
für die Ausführung ein entgegenſtehender Wille des Geſchäftsherrn nur nach Maßgabe 
des $ 677 in Betracht kommt ($ 677 A 4, § 678 A 1). Aber auch in den Grenzen, in denen der 
Wille des Geſchäftsherrn für die Ausführung des Geſchäfts nach $ 677 zu berückſichtigen iſt, 
wird er aus eſchaltet, ſoweit er nach § 679 durch andere Umſtände erſetzt wird. f 

2. Der Widerſpruch der Übernahme der Geſchäftsführung mit dem Willen des Geſchäfts⸗ 
herrn, den $ 678 für das Maß der Verpflichtungen des Geschäftsführers als ausſchlaggebend 
Hinftelft, wird nach $ 679 durch ein öffentliches Intereſſe der Geſchäftsführung bedeutungslos 
gemacht. Dieſes erlebt den Willen, nicht aber auch das perſönliche Intereſſe des Ge- 
ſchäftsherrn, das durch J 679 nicht berührt wird. Letzteres kommt zur Geltung, wenn der 
Geſchäftsführer nach $ 683 Erfah feiner Aufwendungen vom Geſchäftsherrn verlangen will, 
es wird aber in der Regel als mit dem öffentlichen Intereſſe übereinſtimmend von vornherein 
anzusehen fein. Soweit der Wille des Geſchäftsherrn nach $ 679 durch andere Vorausſetzungen 
erſetzt wird, iſt auch ein ausdrückliches Verbot des Geſchäftsherrn gleichgültig. Der ent- 
gegenſtehende Wille des Geſchäftsherrn kommt ferner auch dann nicht in Betracht, wenn er 
rechtswidrig oder ſittenwidrig iſt. f l 

3. Nicht die Pflicht ſelbſt, ſondern deren Erfüllung muß im öffentlichen Intereſſe liegen; 
die Pflicht kann deshalb auch privatrechtlicher Natur, ſie wird unter Umſtänden ſelbſt in einem 
Vertrage begründet fein dürfen (ein Fabrikant hat ſich verpflichtet, der Armee in einem Kriege 
Gegenſtände in beſtimmter Friſt zu liefern; er tut es nicht, und ein anderer liefert ſtatt ſeiner 
und für ihn). Ein öffentliches Intereſſe gemäß $ 679 liegt vor bei der Schaffung der in 8 618 
dem Dienſtherrn zur Pflicht gemachten Einrichtungen, bei der Bezahlung von Steuern für den 
Geſchäftsherrn (fo die allgemeine Meinung; a. A. mit Prot 2, 738 Planck A 2a zu 8 679), 
Verpflegung ſeiner Einquartierung, Wegebeſſerung, Stemp. lung von Verträgen, Beſtreitung 
don Beerdigungskoſten, Wegſchaffung von Verunglückten von öffentlichen Straßen (Rs 
JW 1910, 186°; andere Fälle |. Rich 75 ©. 188 u. 276; 77, 193: JW 1911, 990226; 1912, 812 
auderſeits die Fälle, in denen die Erfüllung einer Pflicht des Geſchäftsherrn im öffentlichen 
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Jutereſſe nicht anzuerkennen iſt: RG 92, 197; L 1918, 12092). Die Pflicht des Geſchäfts 
herrn braucht nicht endgültig feſtzuſtehen (die Berufung gegen die bezahlte Steuer ſteht 
noch offen; Kanalbeiträge ſind den Hauseigentümern durch anfechtbaren Beſcheid auferlegt). 
Die Erfüllung ſittlicher Pflichten ſchlechthin ſteht der im öffentlichen Intereſſe begründeten 
Erfüllung geſetzlicher Pflichten nicht gleich. 

4. Geſetzliche Unterhaltspflicht: SS 1345, 1351, 1360 f., 1578 ff., 1601 ff., 1703, 1708, 
1715, 1719, 1736, 1739, 1757, 1762, 1766. Hierher gehören auch die Leiſtungen des Arztes, 
der ohne Auftrag die Ehefrau oder das Kind des unterhaltspflichtigen Ehemanns oder Vaters 
behandelt (vgl. RG IW 1913, 1147). Ebenſo die des Apothekers für denſelben Zweck, der 
hier nicht nur Waren liefert (vgl. Vorbem 2 vor $ 677), ſondern dem Unterhaltspflichtigen 
eine wirtſchaftliche Sorge abnimmt, indem er aus ſeinen Vorräten Gegenſtände beſchafft, die 
ſonſt der Unterhaltspflichtige beſchaffen müßte. Die vielbehandelte Frage, ob dem Arzte, 
der eine Ehefrau behandelte, auch ein Anſpruch gegen dieſe zuſteht, möge hier ihre Stelle 
finden. Wurde der Arzt von der Ehefrau ſelbſt zugezogen, dann erwächſt ihm gegen ſie der 
Vertragsanſpruch, da von einer rechtsgeſchäftlichen Verpflichtung des Ehemanns durch Aus- 
übung der Schlüſſelgewalt ($ 1357) nicht wohl die Rede fein kann; daneben hat er von der 
naturgemäßen Annahme aus, daß der Arzt ſeine Tätigkeit ausübt für den, den es angeht, gegen 
den unterhaltspflichtigen Ehemann den Auſpruch aus auftragloſer Geſchäftsführung. Hat aber 
der Ehemann den Arzt angenommen und ſich ihm dadurch vertraglich verpflichtet, ſo liegt 
zwar der Ehefrau gegenüber keine Geſchäftsbeſorgung vor, immerhin aber eine in ihrem 
Intereſſe aufgewendete Tätigkeit, die die entſprechende Anwendung der Vorſchriften über 
die Geſchäftsführung ohne Auftrag geſtattet (vgl. die Vorbem 2 vor 8 662 und vor 8 677). 
Vgl. RG 85, 188. . 

5. Der nicht rechtzeitigen Erfüllung ſteht ſelbſtverſtändlich die Nichterfüllung über⸗ 
haupt gleich. h 

6. Die Beweislaſt für die Vorausſetzungen des g 679 trifft den Geſchäftsführer, der ſich 
darauf beruft. Die irrtümliche Annahme, daß die Vorausſetzungen gegeben ſeien, erfüllt den 
Tatbeſtand des 8 679 nicht, kann aber gleichwohl eine Haftung nach 8 678 ausſchließen, ſoweit 
es ſich um den mutmaßlichen Willen des Geſchäftsherrn handelt und der Irrtum des Geſchäfts⸗ 
führers dieſen an dem Erkennen und Erkennenmüſſen jenes Willens ohne Verſchulden hindert. 

§ 680 

) Bezweckte) die Geſchäftsführung die Abwendung einer dem Geſchäfts⸗ 
herrn drohenden dringenden Gefahr), jo hat der Geſchäftsführer nur Vor⸗ 
ſatz und grobe Fahrläſſigkeit zu vertreten“). 

6 1 750 II 611; M2 868; P 2 727, 728. 

1. Indem $ 680 die Haftung des Geſchäftsführers auf die Vertretung von Vorſatz und 
grobem Verſehen beſchränkt, ſetzt er eine Ausnahme nicht nur von § 678, ſondern auch von 
88 677 u. 679, nach denen die Verantwortlichkeit des Geſchäftsführers die regelmäßige der 
88 276, 278 iſt. Der Grundgedanke der Beſtimmung iſt, daß ein helfendes Eingreifen Dritter 
in Augenblicken dringender Gefahr im allgemeinen Intereſſe erwünſcht, ein Sichvergreifen 
in den Mitteln der Hilfe aber wegen der durch die Gefahr erforderten Schnelligkeit der Ent⸗ 
ſchließung, die ein ruhiges überlegendes Abwägen ausſchließt, nur zu leicht ſtattfinden kaun. 
Der entgegenſtehende Wille des Geſchäftsherrn kann auch im Falle des 8 680 wegen der Rechts“ 
ähnlichkeit des Tatbeſtandes mit dem des § 679 nicht in Betracht kommen (a. A. Staudinger 
A 4 zu § 680). Über die Anwendbarkeit des § 680 bei vertragsmäßiger unentgeltlicher 
Geſchäftsbeſorgung ſ. 8 662 A 3. Die Beweislaſt für die Vorausſetungen des 8 680 trifft 
den Geſchäftsführer. 1 

2. Die Geſchäftsführung braucht die Abwendung der Gefahr nur zu bezwecken: wirdlich 
iſt nicht nur der Erfolg gleichgültig; es kommt auch nicht darauf an, ob die Gefahr er ich 
beſtand, ſofern nur der Geſchäftsführer ſie bei Anwendung der im Verkehr erforder ichen 
Sorgfalt — in dieſer Beziehung gilt die allgemeine Regel des $ 276 — für gegeben annehmen 
durfte. 

3. Eine dringende Gefahr iſt die unmittelbar bevorſtehende. Die Gefahr ag den 
für die Perſon des Geſchäftsherrn oder ſein Vermögen, richtiger Auſicht nach (a. M. aber Helen 
A 1b) aber auch für die Perſon der Angehörigen des Geſchäftsherrn, die biefein 2 50 ehen 
als 2 n Dagegen ſcheint es zuweit zu gehen, auch das Vermögen ber ugehbrigen 
einzubegreifen. e 

4. Grobe Fahrläſſigreit iſt eine beſonders ſchwere Außerachtlaſſung der im Verkehr 
erforderlichen Sorgfalt. Wenn durch grobe Fahrläſſigkeit des Gere ham Ge. 
ſchaftsherrn ein Schaden erwachſen iſt, ſo kann auch bei Anerkennung des Grun ſatzes der 
Vorteilsausgleichung — pgl. darüber Vorbem 5 vor 8 249 — dagegen nicht der Wert der 
etwa durch die Geſchäftsführung geretteten Sache verrechnet werden; denn dieſe Rettung 
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bedeutet eine Erhaltung des Vermögens, nicht aber einen Vermögenszuwachs, der dem Ah. 
gange gegenübergeſtellt werden könnte. 


8 681 


Der Geſchäftsführer hat die übernahme der Geſchäftsführung, ſobald 
es tunlich iſt, dem Geſchäftsherrn anzuzeigen und, wenn nicht mit dem Auf⸗ 
ſchube Gefahr verbunden iſt, deſſen Entſchließung abzuwarten). Im übrigen 
finden auf die Verpflichtungen des Geſchäftsführers die für einen Beauf⸗ 
tragten geltenden Vorſchriften der 88 666 bis 668 entſprechende Anwendung?). 

E 1 751 II 612; M 2 859; P 2 728. 


1. Anzeigepflicht des Geſchäftsführers. Vgl. § 665 Satz 2. Der Wille des Geſchüfts⸗ 
herrn, der nach 88 677, 678, 683 für die Übernahme der Geſchäftsführung maßgebende Norm, 
für die Ausführung wenigſtens tunlichſt zu beachtende Richtſchnur iſt, ſoll nicht ohne Not 
umgangen werden. Wann die Anzeige tunlich war, ergibt ſich aus den Umſtänden des 
Einzelfalles; ſo iſt regelmäßig ein ſtrengerer Maßſtab anzuwenden, wenn der Geſchäfts⸗ 
führer mit dem Geſchäftsherrn am gleichen Orte wohnt und dieſen deshalb leicht erreichen 
kann (RG 12. 11. 17 VI 270/17). Der mutmaßliche Wille erſetzt nicht den wirklichen und 
kommt erſt in Betracht. wenn der letztere nicht zu ermitteln iſt. Dieſer Ermittlung dient 
der § 681. Schuldhafte Nichtachtung der Anzeige- und Abwartungspflicht verpflichtet zum 
Schadenserſatz. Anwendung der Beſtimmung auf einen Rechtsanwalt, der eine Partei 
in erſter Inſtanz vertreten, daun ohne beſonderen Auftrag Berufung eingelegt, dieſe aber, 
er le der Partei einzuholen, wieder zurückgenommen hatte (RG JW 
1913, 9219). us 

2. $ 666: Auskunft und Rechenschaft; § 667: Herausgabe des Erlangten; § 668: Ver⸗ 
zinſung im eigenen Intereſſe des Geschäftsführers verwendeten Geldes. Streitig iſt, ob auch 
die 88 672 Sat 2, 673 Sat 2 Folgen des Todes des Geſchäftsherrn und des Geſchäftsführers 
für die Geſchäftsführung ohne Auftrag entiprechend anwendbar find. Der bejahenden Meinung 
(Planck, Dertmann; a. M. Staudinger Vorbem 5 vor $ 677) iſt wegen der Ahnlichkeit der 
Sachlage der Vorzug zu geben. 


§ 682 


Iſt der Sejhäftsführer‘) gejchäjtsunfänig oder in der Geſchäftsfähigteit 
peſchränen e ene Vorſchriften über den Schadenserſatz wegen 
unerlaubter Handlungen und über die Herausgabe einer ungerechtfertigten 
Bereicherung derantivortlich?), 

E 1 752 II 613; M 2 860; P 2 729, 


1. Der Geſchäftsführer: Die Geſchaftsunfähigkeit oder Beſchränkung der Geſchäfts. 
fähigkeit auf der Seite des Geſchäftsherrn ift für die Rechtsbeziehungen zwiſchen ihm 
und dem Geſchäftsführer, e ſoweit ſein Wille nicht überhaupt ausgeſchaltet wird (8 679), 
einflußlos. An die Stelle des Willens des Geſchäftsherrn ſelbſt tritt in dieſen Fällen der Wille 
des geſetzlichen Vertreters. Auch für den Geſchäftsführer iſt aber $ 682 nicht anwendbar, 
wenn er mit Zuſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreters gehandelt hat; dann finden vielmehr 
die 88 107, 111 Anwendung. 

2. Geſchäftsunfähig: $ 104; in der Geſchäftsfähigteit beſchränkt: 88 106, 114. 

3. § 682 beichräntt Die Verantwortung des geſchäftsunfähigen oder in der Geſchäfts⸗ 
fähigkeit beſchränkten Geſchäftsführers auf die Verpflichtungen zum Schadenserſatze 
wegen unerlaubter Handlungen (88 823 ff., für den perſönlichen [ſubjektiven] Tatbeſtand 
insbeſondere 98827820) und zur Herausgabe der Bereicherung (88 812ff. vgl. RG 81, 205): 
in der Gleichſtellung beider ͤelaſſen der nicht voll geſchäftsfähigen Perſonen weicht die Rege 
lung des $ 682 von der der 88 104 ff. ab. — Über die Ansprüche dieſer Perſonen, wenn 
ie als 1 gehandelt haben, gibt $ 682 keine Beſtimmung. Der Geſchäftsunfäbige 
kann nur Anſprüche aus ungerechtfertigter Bereicherung erheben, doch wird ſein geſetzlicher 
Vertreter die Geſchäftsfügrung nachträglich genehmigen und den Anſprich auf Erſatz der 
Aufwendungen nach $ 683 fur ihn geltend machen können. Für den in der Geſchäftsfähigkeit 
Beſchränkten gilt 8 107, wonach ihm die rechtlichen Vorteile aus ſeiner Handlung zukommen. 


§ 683 
Entſpricht die Übernahme‘) der Geſchäftsführung dem Intereſſer) und 
dem wirklichen oder dem mutmaßlichen Willens) ) des Geſchäftsherrn, jo. 
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kann der Geſchäftsführer wie ein Beauftragter Erſatz ſeiner Aufwendungen 
verlangen). In den Fällen des 8 679 ſteht dieſer Anſpruch dem Geſchäfts⸗ 
führer zu, auch wenn die Übernahme der Geſchäftsführung mit dem Willen 
des Geſchäftsherrn in Widerſpruch ſtehte). 

E 1 753 II 614; M 2 860—863; P 2 729— 784. 


1. Wie nach 8 678, fo iſt auch hier lediglich das Vorhandenſein der in § 683 aufgeſtellten 
Erforderniſſe bei der Übernahme der Geſchäftsführung entſcheidend. Eine ſchuldhafte Nicht. 
beachtung des Intereſſes oder des Willens des Geſchäftsherrn bei der Erledigung des We. 
ſchäft macht den Geſchäftsführer gemäß §8 677, 681 für den dadurch verurfachten Schaden 
haftbar, nimmt ihm aber nicht den Anſpruch auf Erſatz der Aufwendungen nach 8 683. Dieſe 
Scheidung des Willensakts der Übernahme von den zur Ausführung des Geſchäfts dienenden 
Handlungen und Tätigkeiten ergibt ſich deutlich aus den 88 677, 678, 681; fie liegt auch dem 
$ 683 zugrunde. Sie iſt auch innerlich berechtigt, da die vielleicht lange Reihe und verwickelte 
Natur der Einzelhandlungen, die ſich von vornherein nicht überſehen laſſen, einen Maßſtab 
für die Rechtmäßigkeit des Anſpruchs des Geſchäftsführers nicht gewähren kann. Andernfalls 
würde bei der Einheit der ganzen Geſchäftsführung jede Nichtübereinſtimmung einer einzelnen 
Ausführungshandlung mit dem Intereſſe oder dem Willen des Geſchäftsherrn dem Geſchäfts⸗ 
führer den Anſpruch benehmen. Die Rechte des Geſchäftsherrn ſind durch die 88 677, 681 ge⸗ 
nügend gewahrt. 

2. Unter dem Intereſſe des Geſchäftsherrn iſt die ſachliche Nützlichkeit der Geſchäfts⸗ 
führung für den Geſchäftsherrn zu verſtehen, die immer vorhanden ſein muß, wenn dem Ge⸗ 
ſchäftsführer ein Anſpruch gegen den Geſchäftsherrn entſtehen ſoll. Das Intereſſe muß nicht 
notwendig ein vermögensrechtliches, es kann auch in der geſellſchaftlichen Stellung uſw. des 
Geſchäftsherrn begründet ſein. Die Zahlung einer Schuld des Geſchäftsherrn entſpricht regel⸗ 
mäßig ſeinem Intereſſe; dies iſt aber dann nicht der Fall, wenn der Schuld eine aufrechenbare 
Forderung gegenüberſtand. Ein Notverkauf, der von dem Käufer ohne die Vorausſetzungen 
des § 379 Abſ 1 u. 2 HGB vorgenommen wurde, kann einen Geſchäftsführungsanſpruch für 
dieſen begründen, wenn der Käufer wandlungsberechtigt war und der Verkauf wegen zu 
befürchtenden Verderbs der Ware oder aus andern Gründen dem Intereſſe und dem wirklichen 
oder mutmaßlichen Willen des Verkäufers entſprach (RG 66, 186). Ferner können die Auf⸗ 
wendungen, die ein Entleiher für die geliehene Sache außerhalb der gewöhnlichen Koſten 
der Erhaltung ($ 601 Abs 1 Satz 2) gemacht hat, unter dem Geſichtspunkt des § 683 als im 
Intereſſe des Verleihers liegend einen Erſatzanſpruch des Entleihers begründen (RG 65, 270). 
Ein neben dem Intereſſe des Geſchäftsherrn beſtehendes eigenes Intereſſe des Geſchäfts⸗ 
führers — Aufwendungen, die der Pfandgläubiger zur Erhaltung oder Werterhöhung ber 
Pfandſache macht — iſt gleichgültig (RG 6. 2. 08 VI 205/07). Hierher gehören auch die Auf. 
wendungen, die ein Unterhaltspflichtiger für die Heilung eines von einem Dritten durch uner- 
laubte Handlung Beſchädigten machte, ſofern er bei Erfüllung ſeiner Unterhaltspflicht zugleich 
in der Abſicht handelte, ſeine Aufwendungen dem Schädiger in Rechnung zu ſtellen (RG 
JW 09, 13725; 1910 S. 389° u. 81126; Gruch 53, 1028; vgl. 8843 A 8). Aufwendungen da 
gegen, die ein Wahlkandidat oder andere Parteigenoſſen zum Zwecke der Wahlagitation machen, 
können nicht als im Intereſſe der Parteiorganiſation liegend angeſehen werden; maßgebend i 
hier das allgemeine Intereſſe das die Handelnden mit der von ihnen geförderten Wahl am 
beſten gewahrt glauben, bei dem Kandidaten auch das eigene Intereſſe, ſeine politiſchen An 
N Geltung zu bringen (RG ZW 08, 3711). Über eine irrige Annahme des Inter 
eſſes }. b 

3. Eine Perſon iſt nur berechtigt, das Jutereſſe eines andern zu fördern, wenn dieſer 
es auch wirklich gefördert wiſſen will. Iſt die erſte Vorausſetzung des & 683, das Jutereſſe 
des Geſchäftsherrn an der Übernahme der Geſchäftsführung, erfüllt, ſo kommt es deshalb 
weiter auf den Willen des Geſchäftsherrn an, daß der Geſchäftsführer die Geschäftsführung 
übernehme, der jedoch in den Fällen des $ 679 — und auch des 8 680, f. A 1 zu dieſem 
Paragraphen — belanglos iſt. Wo er in Betracht kommt, iſt in erſter Reihe der as, 
alſo geäußerte Wille des Geſchäftsherrn feſtzuſtellen, der den mutmaßlichen ausſch . erſt 
wenn dieſe Feſtſtellung verſagt, kommt es auf die Ermittlung des mutmaßlichen, ulens 
an. Darunter iſt nicht derjenige Wille zu verſtehen, den der Geſchäftsführer von ſeiner Be⸗ 
trachtungsweiſe aus nach ſorgfältiger Prüfung etwa angenommen hat und annehmen durfte 
(Staudinger § 683 A A 1b), ſondern der bei objektiver Würdigung aller gegebenen AUmſtände, 
aus denen die Willensrichtung erkennbar ſein kann, der Gewohnheiten und RUNGEN, 
vor allem auch der Vermögenslage des Geſchäftsherrn, die gegenüber der dle der 
Geſchaftsführung abzuwägen find, erhellt, alſo der nach den Umſtänden ber) ändigerweiſe 
vorauszuſetzende Wille. Die objektive Eigenſchaft des mutmaßlichen Willens ergibt ſich 
aus 8 678: ſoll er von dem Gefchäftsführer erkannt werden oder erkannt werden können, o 
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muß er etwas dieſem Gegenüberſtehendes, Fremdes ſein. — Für die Auſprüche des Geſchäfts⸗ 
führers kommt es im übrigen nicht, wie für jeine Haftung nach § 678, auf das Erkennen oder 
Erkennenmüſſen des Willens, ſondern auf die ſachliche Übereinſtimmung der Übernahme 
der Geſchäftsführung mit dem Willen des Geſchäftsherrn an. Daher iſt auch ein entſchuld⸗ 
barer Irrtum des Geſchäftsführers über das Vorhandenſein dieſes Willens nicht geeignet, 
ihm die Anſprüche des $ 683 zu ſichern; das gleiche gilt von der irrigen Annahme eines Inter⸗ 
eſſes des Geſchäftsherrn (de die Übernahme). — Sit der Geſchäftsherr willens 
unfähig, fo ift der maßgebende wirkliche oder mutmaßliche Wille der des geſetzlichen Vertreters; 
fehlt ein ſolcher, ſo kommt es nur auf das Intereſſe an. 0 

4. Die Beweislaſt für die Vorausſetzungen des Intereſſes wie des Willens des Geſchäfts⸗ 
herrn trifft den Geſchäftsführer, der Anſprüche aus der Geſchäftsführung nach $ 683 erhebt. 
Gegenüber der Behauptung eines mutmaßlichen Willens hat der Geſchäftsherr den Ein. 
wand, daß ſein wirklicher geäußerter Wille entgegenſtand. Der Beweis des mutmaßlichen 
Willens aber wird in der Mehrzahl der Fälle geführt werden durch die Darlegung des Nutzens 
und der Zweckmäßigkeit der Geſchäftsführung für den Geſchäftsherrn, mit denen zunächſt 
der mutmaßliche Wille als übereinſtimmend anzunehmen iſt. So wird ſich im Erfolge die 
Beweisführung des klagenden Geſchäftsführers auf den Nachweis des objektiven Intereſſes 
für den Geſchäftsherrn beſchränten dürfen, und letzterer mag den Gegenbeweis führen, daß 
aus beſonderen Gründen ſein Wille mit dieſem Intereſſe nicht habe übereinſtimmen können. 

5. Der Geſchäftsführer hat gleich dem Beauftragten (ſ. die Anmerkungen zu § 670) hier⸗ 
nach Anſpruch auf Erſatz der Aufwendungen, die er nach den Umſtänden ohne Verſchulden 
bei vernünftiger und ſorgfältiger Überlegung für erforderlich halten konnte (RG 59, 207). 
Bei der Frage, inwieweit für eine zu Zwecken der Geſchäftsführung aufgewendete berufs⸗ 
oder gewerbsmäßige Tätigkeit Vergütung gefordert werden könne, ergibt ſich eine Abweichung 
der Stellung des Geſchäftsführers von der des Beauftragten. Der beim Beauftragten maß⸗ 
gebende Geſichtspunkt der Unentgeltlichkeit trifft bei der Geſchäftsführung ohne Auftrag nicht zu; 
der Geſchäftsführer, der ſeine Dienfte gar nicht unentgeltlich zur Verfügung stellen will, kann 
für jede Tätigkeit Vergütung beriangen, die in den Kreis feiner gewerblichen oder beruf⸗ 
lichen Geſchäfte fällt (a. M. 60 2.7. 09 III 497/08; Staudinger A 1 2a, vermittelnd Dert- 
mann A 3b; vgl. auch RG Warn 1915 Nr 169). Der Geſchäftsführer hat im übrigen wie 
der Beauftragte wegen ſeiner Aufwendungen das Zurückbehaltungsrecht nach § 273. Der 
Anſpruch auf Erſatz der Aufwendungen entfällt, wenn der Geſchäftsführer nicht die Abſicht 
hatte, von dem Geſchaͤftsherrn Erſatz zu verlangen. Darüber, daß regelmäßig ein Anſpruch 
des Geſchaftsführers aus der Geſchaftsführung ohne Auftrag nur aus Leistungen denkbar 
Kane in nn liegen, nicht ein Feſtſtellungsanſpruch für zukünftige Leiſtungen, 
. A 3 zu $ 677. I 

6. Nicht nur in den Fälien des 8 679, ſondern auch in denen des 8 680 muß dies gelten, 
in denen ebenfalls von der Übereinſtimmung der Geſchäftsführung mit dem Willen des Ge 
ſchäftsherrn abzuſehen iſt (. A 1 zu 8 680). In den Fällen dieſer Paragraphen ift ſelbſt 
ein Verbot des letzteren einflußlos (Anm 2 zu 8679). Der Anſpruch auf Erfah der Aufwen⸗ 
dungen beſteht ferner unabhängig von den Vorausſetzungen des § 638, wenn der Geſchäfts⸗ 
herr die Geſchäftsführung genehmigt (8 684 Abſ 1 Saß 2). 


8 684 

Liegen die Vorausſetzungen des S 683 nicht vor, fo iſt der Geſchäfts⸗ 
herr verpflichtet, dem Geſchäftsführer alles, was er durch die Geſchäftsfüh⸗ 
rung erlangt, nach den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerecht⸗ 
fertigten Bereicherung herauszugeben !). Genehmigt der Geſchäftsherr die 
Geſchäftsführung, jo ſteht dem Geſchäftsführer der im 8 683 beſtimmte Au⸗ 

ruch zu?). 
ib 9 1 05 1 616; M 2 866—868; P 2 739741. 

1. Der Anſpruch auf Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung, eines dem 
Vermögen des Geſchäftsherrn durch die Geſchäftsführung im ganzen zugewandten Ver⸗ 
mögenszuwachſes (RG Warn 1910 Nr 116) ſteht dem Geſchäftsführer unter allen Umſtänden 
zu, ſoweit ihm nicht etwa die Abſicht mangelte, von dem Geſchäftsherrn überhaupt einen 
Erfah zu verlangen (8 685 Abſ 1: RG ZW 1915, 3255); er iſt ſelbſt beim Handeln gegen ein 
ausdrückliches Verbot des Geſchäftsherrn begründet. Auch ein Bereicherungsanſpruch beſteht 
aber nicht (88 817, 853), wenn die Leiſtungen nur das Mittel zur Durchführung einer un 
erlaubten Handlung waren; ſo hat, wer widerrechtlich ein Kind der elterlichen Gewalt des 
Vaters entzogen hat, keinen Anſpruch auf Erftattung der Unterhaltskoſten aus der Bereiche 
rung (RG Warn 1910 Nr 286). Ein Wegnahmerecht (ſ. Prot 2, 740) hat der Geſchäftsführer 
nach allgemeinen Grundſätzen (8 258 in Verbindung mit 8 819). f 

BGB, kommentar von Reichsgerichtsräten. I. Band. 3. Aufl. 52 
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2. Die Genehmigung, d. i. die nachträgliche Zuſtimmung ($ 184), erſetzt alle Voraus- 
ſetzungen des § 683, das Intereſſe wie den Willen des Geſchäftsherrn für die Übernahme 
der Geſchäftsführung. Das BGB ſpricht hier nicht von der Ubernahnne ſondern ſchlechthin 
von der Geſchäftsführung ſelbſt; das iſt gerechtfertigt: für die nachträgliche Zuſtimmungs⸗ 
ertlarung iſt jene Unterſcheidung nicht von der gleichen praktiſchen Bedeutung wie nach 
88 677, 678, 683; der Geſchäftsherr, der die Ausführung des Geſchäfts in erheblichen Punkten 
mißbilligt, wird die Geſchäftsführung eben nicht genehmigen. Die Genehmigung bezieht 
ſich, wenn fie ohne Einſchränkung ausgeſprochen iſt, auf alles, was bisher geſchehen iſt; fie 
deckt die Übernahme, wenn fie nach dieſer, aber vor der Ausführung des Geſchäfts (vgl. 8 681) 
erklärt iſt; ſie umſchließt Übernahme und Ausführung, wenn ſie nach Beendigung der Ge 
ſchäftsführung erfolgte. Die Genehmigung auch nur der Übernahme erſtreckt ſich aber begriff. 
lich auf die weitere Ausführungstätigkeit überhaupt, nur nicht auf die einzelnen Ausführungs. 
handlungen; ſie enthält die Zuſtimmung, daß der Geſchäftsführer für den Geſchäftsherrn 
in der Angelegenheit tätig geworden ſei und ſein werde. Der Geſchäftsführer hat demnach, 
auch wenn nur die Übernahme der Geſchäftsführung genehmigt wurde, dieſelbe Stellung, 
wie ſie ihm die dem Intereſſe und dem Willen des Geſchäftsherrn entſprechende Übernahme 
des § 683 gewährt. Eine Genehmigung nur der Übernahme oder eine ausdrückliche Ein- 
ſchränkung der Genehmigung darauf bedeutet deshalb lediglich den Vorbehalt von Schadens. 
erſatzforderungen wegen einer fehlerhaften Ausführung des Geſchäfts nach 8 677 (8 677 A 4, 
3 683 A 1) während bei ſchlechthin erteilter Genehmigung ſolche Forderungen keinesfalls 
inſoweit beſtehen können, als die Art der Ausführung dem Geſchäftsherrn bekannt war. 
Schadenserſatzanſprüche des Geſchäftsherrn aus 8 678 werden durch die Genehmigung der 
Geſchäftsführung immer ausgeſchloſſen ($ 678 A 3). — Die Genehmigung einer Geſchäfts. 
führung ſetzt begrifflich voraus, daß überhaupt eine Geſchäftsführung ohne Auftrag vorliegt. 
Eine ſolche fehlt, wenn ein ausgeführtes Geſchäft zwar den Nutzen eines andern förderte, 
der Handelnde aber nur für ſich tätig geweſen iſt und tätig fein wollte (RG 23. 4. 08 IV 448/07), 
Aus demſelben Grunde kaun eine gefälſchte Wechſelunterſchrift nicht durch Genehmigung 
nach 88 184, 684 Wirkſamkeit erlangen; wohl aber liegt genehmigte Geſchäftsführung vor, 
wenn die Unterſchrift für den andern in Unterſtellung ſeiner nachträglichen Genehmigung 
vollzogen wurde und der andere ſein Einverſtändnis nachträglich erklärt (N 17. 1.03 1482/02 
und JW 04, 4972). — Die Genehmigung kann ausdrücklich oder ſtillſchweigend erklärt werden, 
letzteres durch wiſſentliches Geſchehenlaſſen oder durch Inanſpruchnahme des Geſchäftsführers 
auf Herausgabe des Erlangten oder auch wegen fehlerhafter Ausführung nach $ 677, ſoweit 
dieſe als von der Genehmigung ausgeſchloſſen zu erachten iſt. Die ſtillſchweigende Genehmi⸗ 
gung ſetzt aber immer voraus, daß ein entſprechender Wille des Geſchäftsherrn erkennbar iſt, 
und feititeht, daß dieſer von den Handlungen des Geſchäftsführers Kenntnis hatte (M& 1. 7. 04 
II 405/03; 14. 11. 05 TI 124/05; 26. 1. 07 II 846/06). Die Genehmigung muß ſich ferner 
erkennbar auf die Geſchäftsführung als folche, auf die Einmiſchung des Dritten in die eigenen 
Angelegenheiten des Genehmigenden beziehen; ein Einverſtändnis in dem Sinne, damit nur 
den erlangten oder noch zu erlangenden Vorteil gutzuheißen, ift keine Genehmigung (RG 
23. 4. 08 IV 448/07). — Die Beweislaſt für die Genehmigung trifft den Geſchäftsführer. 


8 685 


Dem Geſchäftsführer ſteht ein Anſpruch nicht zu, wenn er nicht die Ab⸗ 
ſicht hatte, von dem Geſchäftsherrn Erſatz zu verlangen !). 

Gewähren Eltern oder Voreltern ihren Abkömmlingen oder dieſe jenen 
Unterhalt, ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß die Abſicht fehlt, von dem 
Empfänger Erſatz zu verlangen?) s). 

EI 754 II 616; M 2 863, 864; P 2 734, 735. 


1. Fehlte dem Geſchäftsführer die Abſicht, von dem Geſchäftsherrn Erſatz zu verlangen, 
fo hat er in freigebiger Abſicht gehandelt, und dies hat zur Folge, daß ihm ein a der auf 
Erſatz feiner Aufwendungen nach $ 683 nicht zuſteht. Ein Anſpruch auf Herausgabe der Be. 
reicherung nach 88 684 Saß 1 u. 812 iſt jedoch nur ausgeſchloſſen, wenn eine angenommene 
Schenkung vorliegt (vgl. 8 662 A 4). Die freigebige Abſicht ift ein der chsch ndr ohne 
Auftrag an ich fremder Tatbeſtand; das Natürliche ift, daß der Geſchäſtsführer zwar das Inter. 
elle des Geſchäftsherrn fördern, nicht aber für das fremde Intereſſe Vermögensopfer bringen 
und Nachteile erleiden will. So ſtellt ſich die freigebige Abſicht des Geſchäftsführers als eine 
zuchtshindernde Tatſache dar, die, wie aus der Faſſung des Abs 1 hervorgeht, der Geſchäftsherr 
zur behaupten und zu beweiſen hat (RH Warn 1912 Nr 104). Daß eine Leiſtung außerhalb 
Abl rengen des Abſ 2 aus Gründen der Verwandtſchaft übernommen wurde, ſchließt die 
Abſicht, Erſatz zu verlangen, nicht aus (RG JW 09, 6702° und R 74, 139). Ebenſo nicht, daß 
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der Geſchäftsführer in Erfüllung einer öffentlichrechtlichen Pflicht oder im öffentlichen 
Intereſſe handelte; ein Beweisumſtand für die Abſicht, Erſatz zu verlangen, iſt der 
zwiſchen den Parteien beſtehende Streit über die Verpflichtung und ihre Koſtenlaſt (RG 
75, 276; 77, 193). 

2. Umgekehrt wie im Regelfalle des Abſ 1 ſpricht zwiſchen nahen Verwandten die Natur 
der Sache zunächſt für eine freigebige Abſicht hinſichtlich der zum Beſten des andern aufgewende⸗ 
ten Leiſtungen (vgl. $ 1618). Abſ 2 beſchränkt dieſe Vermutung ſachlich auf Leiſtungen zur 
Gewährung des Unterhalts (SS 1601 ff.) und in Anſehung des Perſonenkreiſes auf Eltern, 
Voreltern (d. h. alle Verwandten aufſteigender Linie) und Abkömmlinge; in dieſem Ver⸗ 
wandtſchaftsverhältuiſſe ſtehen bei Erzeugung außer der Ehe nur die Mutter und ihre Vor⸗ 
eltern und das Kind. Eine Ausdehnung des Satzes auf andere Verwandte ift nicht zuläffig. 
Die Beſtimmung gibt ſich als eine Auslegungsregel („im Zweifel“); die freigebige Ab- 
ſicht iſt alſo anzunehmen, ſofern nicht eine Abſicht, Erſatz zu verlangen, erklärt iſt oder aus 
den Umſtänden erhellt. Es bedarf nicht der Hervorhebung, daß die Beſtimmung des Abſ 2 
ſich nicht auf den Fall einer Unterhaltspflicht bezieht; ſoweit eine ſolche nach den angezogenen 
Beſtimmungen des Familienrechts beſteht, kann von einer Geſchäftsführung ohne Auftrag 
für den Unterhaltenen überhaupt keine Rede ſein. Die Vermutung des Abf 2 gilt ferner nur 
dem Empfänger der Leiſtungen gegenüber; ob dem den Unterhalt gewährenden Verwandten 
ein Erſatzanſpruch gegen den nach dem Geſetz Unterhaltspflichtigen zusteht, richtet ſich nach 
den allgemeinen Beſtimmungen; ein Übergang der Anſprüche des Unterhaltsberechtigten 
gegen dieſen auf den Verwandten, der den Unterhalt geleiſtet hat, findet nur nach Maßgabe des 
8 1607 Abſ 2 ftatt (RG 12. 11. 06 VI 108/06). Auch die Vermutung des Abſ 2 geht an ſich nur 
auf die Annahme einer freigebigen Abficht, nicht auf eine angenommene Schenkung; fie schließt 
alſo einen Bereicherungsanſpruch zunächſt nicht aus. Aber fie ſteht auch einer Feſtſtellung 
des zur Schenkung erforderlichen Einverſtändniſſes der Unentgeitlichkeit nicht entgegen, be⸗ 
günſtigt fie vielmehr (RG Warn 1912 Nr 382). 


3. Sowohl Abſ 1 wie Abs 2 betreffen nur die Anſprüche des Geſchäftsführers; die des 
Geſchäftsherrn (88 677, 678, 681 Satz 2, 682) werden dadurch nicht berührt. 


§ 686 


Iſt der Geſchäftsführer über die Perſon des Geſchäftsherrn im Irrtume e), 
ſo wird der wirkliche Geſchäftsherr aus der Geſchäftsführung berechtigt und 


verpflichtet!). 
& I 707 II 617; D 2 865, 866; P 2 739. 


1. Die Geſchäftsführung ohne Auftrag erfordert nicht, daß der Geſchäftsführer den 
Willen habe, für eine beſtimmte Perſon tätig zu ſein; er kann handeln wollen für den, den es 
angeht; die Perſon des Geſchäftsherrn kann an ſich noch unbeſtimmt fein, ja fie braucht ſelbſt 
noch gar nicht vorhanden zu fein (A 1 zu $ 677). Sofern der Geſchäftsführer das Geſchäft 
nur als ein fremdes angeſehen und ausgeführt hat, entſtehen die Wirkungen der Geſchäfts⸗ 
führung ohne Auftrag nach 88 677685. Im Falle eines Irrtums des Geſchäftsführers 
über die Perſon deſſen, dem das Geſchäft zugute kommen ſoll, wird aus der Geſchäftsführung 
der wirkliche Geſchäftsherr, in deſſen Intereſſe das Geſchäft lag, berechtigt und verpflichtet; 
ſelbſtverſtändlich kommt daun auch eine etwaige freigebige Abſicht des Geſchäftsführers gegen 
über dem vermeintlichen Geſchäftsherrn nicht in Betracht. Und nur der wirkliche Geſchäfts. 
herr wird berechtigt und verpflichtet. 


2. Ein Irrtum des Geſchäftsführers über die Perſon des Geſchäftsherrn wird in der 
Regel nur den Fall eines gegenſtändlich fremden Geſchäfts betreffen (der Geſchäftsführer 
beſſert eine Sache aus, die er für das Eigentum des B hält, die aber Eigentum des © ilt); er iſt 
möglich jedoch auch bei einem perſönlich fremden. Die Meinung, einem andern (B) zu einer 
Leiſtung verpflichtet zu ſein, die einem Dritten (C) zugute kommt, begründet zwar den in 
8 686 vorausgeſetzten Irrtum über die Perſon des Geſchäftsherrn nicht; wer eine Vertrags. 
pflicht erfüllt oder auch nur zu erfüllen meint, handelt im eigenen Intereſſe und beſorgt zu⸗ 
nächſt nur ſein eigenes Geſchäft ( Gruch 52, 997; ſ. auch 3% 03 Beil Nr 310 und 
8 677 A 2). Die irrtümliche Meinung, dem Geſchäftsherrn ſelbſt vertraglich verpflichtet 
zu fein, ſchließt die Annahme einer Geſchäftsführung gleichfalls aus; der Geſchäftsbeſorger 
hat hier nur die Auſprüche wegen ungerechtfertigter Bereicherung nach 88 812—814, der 
Geſchäftsherr nur die Schadenserſatzanſprüche aus etwaiger unerlaubter Handlung. Da⸗ 
gegen verträgt ſich der Irrtum des Handelnden, zu der Geſchäftsbeſorgung für den Ge⸗ 
ſchäftsherrn berechtigt zu fein, ſehr wohl mit der Annahme einer Geſchäftsführung (dgl. 
darüber A 3 zu 8 677). 


52˙ 
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§ 687 

) Die Vorſchriften der SS 677 bis 686 finden keine Anwendung, wenn 
jemand ein fremdes Geſchäft in der Meinung beſorgt, daß es ſein eigenes jei?), 

Behandelt jemand ein fremdes Geſchäft als ſein eigenes, obwohl er 
weiß, daß er nicht dazu berechtigt iſts), jo kann der Geſchäftsherr die ſich 
aus den 88 677, 678, 681, 682 ergebenden Anſprüche geltend machen. Macht 
er ſie geltend, jo iſt er dem Geſchäftsführer nach § 684 Satz 1 verpflichtet“). 


E 1 761 II 618; M 2 869-871; P 2 741-749. 


1. Die Geſchäftsführung ohne Auftrag ſetzt voraus, daß der Geſchäftsführer ein fremdes 
Geſchäft beſorgt, ſei es ein gegenſtändlich fremdes, das dem ausſchließlichen Rechtskreiſe des 
Geſchäftsherrn augehört, ſei es ein perſönlich fremdes, das nach feinem Inhalte auch das eigene 
Geſchäft des Handelnden ſein könnte und lediglich durch deſſen Abſicht, es für einen andern 
zu beſorgen, zum fremden Geſchäfte wird (ſ. Vorbem 4 vor 8 677). Die Geſchäftsführung ohne 
Auftrag erfordert, da fie begrifflich ein Handeln für einen andern darſtellt, in perſönlicher 
Hinſicht den Willen und das Bewußtſein, für einen andern tätig zu ſein (5 677 A 1). Iſt das 
Geſchäft ein gegenſtändlich fremdes, will der Handelnde aber kein fremdes Geſchäft beſorgen, 
und weiß er auch nicht, daß ſein Handeln in einen fremden Rechtskreis eingreift, ſo iſt der Fall 
des Abſ 1 des § 687 gegeben; iſt ihm der letztere Umſtand gegenwärtig, will er aber trotzdem nicht 
für den andern, ſondern für ſich ſelbſt handeln, fo liegt der Fall des 5 687 Abſ 2 vor. In keinen 
der Fälle des $ 687 handelt es ſich um eine Geſchäftsführung ohne Auftrag; nur ein äußerlich 
ähnlicher Tatbeſtand ſtellt ſich dar; das Haupterfordernis der Geſchäftsführung, der Wille, 
für einen andern tätig zu fein, fehlt. Vorausſetzung der Beſtimmungen beider Abſatze des 
$ 687 iſt, daß ein gegenſtändlich fremdes Geſchäft vorliegt, alſo ein ſolches, das durch feinen 
Inhalt eine Einmiſchung des Handelnden in bereits vorhandene Rechtsbeziehungen eines 
andern, insbeſondere deſſen Eigentumsrechte darſtellt. Die Beziehung eines Geſchäfts auf 
eine fremde Sache allein ftellt dieſes Erfordernis nicht notwendig her: fu iſt es kein gegen⸗ 
ſtändlich fremdes Geſchäft, wenn jemand Sachen, die in eines Dritten Eigentum ſtehen, die 
ſich aber in ſeiner wirtſchaftlichen Benutzung befinden, 0 dieſes feines wirtſchaſtlichen 
Intereſſes gegen Feuersgefahr verſichert (RG 15. 4. 08 VI 824/07); dieſe Verſicherung iſt 
objektiv wie ſubjektiv fein eigenes Geſchäft. Ebenſowenig bedeutet ein in fremdem Namen 
für eigene Rechnung geſchloſſener Vertrag ein fremdes Geſchäft, ſofern nicht damit ein Ein- 
griff in vorhandene Rechtsbeziehungen der Perſon, in deren Namen der Handelnde auftritt, 
gegeben iſt. Wenn endlich jemand ein fremdes Geſchäft im Auftrage eines Dritten beſorgt, 
ſo begründet dies weder den Tatbeſtand des 8 687 Abi 1 noch den des Abſ 2; es liegt hier zwar 
a a Geſchäft vor, aber es iſt nicht als eigenes behandelt worden (R JW 03 Beil 
% T ig 

2. Abs 1 des 5 687 betrifft den Fall der gutgläubigen Behandlung des gegenſtändlich 
fremden Geſchäfts, als ſei es ein eigenes. Darauf, ob der gute Glaube des Handelnden ein 
unverſchuldeter, ob der Irrtum, in dem er ſich befindet, auf Fahrläſſigkeit beruht, kommt es 
nicht an. Der Fall iſt, da er keine Geſchäftsführung ohne Auftrag enthält, auch nicht nach deren 
Regeln zu behandeln, wie im Geſetze ausdrücklich ausgeſprochen iſt. Es kommen alſo, ſoweit 
nicht etwa Anſprüche aus einer fahrläſſig begangenen unerlaubten Handlung dem — un ⸗ 
eigentlich ſogenannten — Geſchäftsherrn aus dem Eingriff erwachſen, für die beiderſeitigen 
Anſprüche die Beſtimmungen über die ungerechtfertigte Bereicherung zur Anwendung, ſowie 
je nach dem Tatbeſtande die 88 946 ff., 985 ff. und für den Handelnden 88 994 ff. Auch die 
Genehmigung des Geſchäfts begründet die Anwendung der Beſtimmungen über die Ge⸗ 
ſchäftsführung ohne Auftrag nicht. 

3. Der Tatbeſtand des Abſ 2 erfordert, daß jemand ein fremdes Geſchäft als ein eigenes 
vornimmt, obwohl er weiß, daß bas Geſchäft ein fremdes und er zu dem Eingriffe nicht 
berechtigt iſt. Das Wiſſen wird durch ein Wiſſenmüſſen nicht erſetzt; das auf Fahrläſſigkeit 
beruhende Nichtwiſſen fällt vielmehr unter Abſ 1. Der Fall des $ 687 Abſ 2 liegt vor bei 
wiſſentlicher Benutzung eines fremden geiſtigen Eigentums oder Erfinderrechts (R 46, 14; 
62, 320; 70 S. 74 u. 249; 84, 40). Mit Rücksicht auf $ 35 des Patch, der die wiſſentliche 
und die grob fahrläſſige Benutzung der fremden Erfindung gleichſtellt, haben N 62, 320; 
70, 249 eine entſprechende Anwendung des $ 687 Abſ 2 auch bei grob fahrlaſliger Patent. 
verletzung gutgeheißen, die RG Warn 1918 Nr 232 auch auf fahrläſſige Verletzung des 
Gerariſchen Urheberrechts ausdehnt; die vorwiegende Wirkung dieſer Anwendung iſt die 
Urtrabrung des Anſpruchs auf Rechnungslegung und Auskunftserteilung für den verletzten 
Urheber oder Erfinder. Nicht anwendbar ift $ 687 Abſ 2 bei wiſſentlicher (oder fahrläſſiger) 
Jenutzung eines für einen andern geſchützten Warenzeichens; denn hier handelt es ſich um 
ein auch objektiv eigenes Geſchäft, das unter widerrechtlichem Eingriff in ein fremdes aus⸗ 
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ſchließliches Recht vorgenommen wurde (RG 47, 100 u. 58, 323). Der verletzte Urheber 
oder Erfinder hat ein Recht, das Geſchäft, das der andere machte, als ein eigenes vorzu⸗ 
nebmen und als fremdes (Nachdruck und Nachahmung) zu unterlagen; der Beſitzer eines 
Warenzeichens hat jedoch kein Recht auf das von dem andern vorgenommene Geſchäft und 
keinen Anſpruch auf deſſen Unterlaſſung; er darf nur den dabei geſchehenen Eingriff in ſein 
Beichenrecht verbieten. Nicht anwendbar iſt 8 687 Ab] 2 auch, wenn einem Erfinder die 
Möglichkeit, das Patent oder ſonſtige Schutzrechte zu erwerben, durch das Verhalten eines 
andern (Veröffentlichung) entzogen wird, da es ſich hier nicht um Ausnutzung, ſondern um 
Zerſtörung und Verhinderung der Entſtehung eines fremden Rechtes handelt (RG 83, 37). 
Dahingeſtellt gelaſſen wurde die Anwendbarkeit des 8 687 Abs 2 in den Fallen, daß ein 
Teilhaber einer Geſellſchaft anſtatt für dieſe für ſich einen Lieferungsvertrag abgeſchloſſen 
hatte, da es zweifelhaft ſei, ob hier ein objektiv fremdes Geſchäft porliege (&& 89, 99), und 
daß ein Fabrikunternehmer unter Verletzung eines Vertrags, durch welchen er einem andern 
das Alleinverkaufsrecht ſeiner Erzeugniſſe für ein beſtimmtes Gebiet übertragen hatte, 
unmittelbar Abſchlüſſe in deſſen Abſatzgebiet betätigte (RG 92, 201); in beiden Fallen wurde 
das Vertragsverhältnis allein für ausreichend erachtet, dem Verletzten zu einem Anſpruch 
auf Auskunft und Rechenſchaft zu verhelfen. — Ein inhaltlich fremdes Geſchaͤft wird nicht da⸗ 
durch ein eigenes, daß der Handelnde es im eigenen Namen abſchließt (er verkauft eine fremde 
Sache im eigenen Namen, RG JW 09, 658°), das inhaltlich eigene aber anch nicht dadurch 
ein fremdes, daß es auf fremden Namen geſchloſſen wird lein Bedienſteter macht für ſich 
kreditweiſe Einkäufe auf den Namen des Dienſtherrn); der § 687 Abſ 2 findet im erſteren 
Falle Anwendung, im letzteren nicht. Anwendung des $ 687 Abſ 2 auf einen Fall, in dem 
bei Nichtigkeit des Auftrags nach $ 188 BGB der Beauftragte auftragswidrig für eigene 
Rechnung gehandelt hat R 96, 282. 

4. Abſ 2 des $ 687 gibt dem Geſchäftsherrn, dem außerdem die Anſprüche aus ungerecht: 
fertigter Bereicherung und unerlaubter Handlung wie nach Abi 1 zuſtehen ([ A 2), das 
Recht, anſtatt der Geltendmachung jener Anſprüche auch den Handelnden wie einen Geſchäfts⸗ 
führer in Anſpruch zu nehmen, alſo von ihm Auskunft, Rechenſchaft und Rechnungslegung, 
ſowie Herausgabe des Erlangten (vgl. Rc 96, 282; JW 09, 658° und die in A3 angezogenen 
Entſcheidungen), Verzinſung verwendeten Geldes nach 88 681, 666-668, ſowie Schadens⸗ 
erſah nach 88 677, 678 zu fordern. Dem Handelnden ſtehen dagegen an ſich keinerlei An⸗ 
ſprüche wie aus einer Geſchäftsführung ohne Auftrag zu; nimmt ihn aber der uneigentliche 
Geſchäftsherr auf Grund des $ 687 Abſ 2 wie einen Geſchäftsführer in Anſpruch, fo hat 
dies zur Folge, daß jener ihm auch die Bereicherungen nach Maßgabe des § 684 Ab] 1 
herausgeben muß; einen Anſpruch auf Erſatz feiner Aufwendungen (8 683) überkommt er 
dagegen nicht. Die allgemeinen Ansprüche aus ungerechtfertigter Bereicherung (88 812ff.) 
wird man (mit Oertmaun A gc) dem uneigentlichen Geſchäftsführer übrigens niemals ver- 
ſagen können. — Die Anſprüche aus $ 687 Abſ 2 unterliegen, wie diejenigen aus der Ge 
ſchäftsführung, der gewöhnlichen Verjährung (Vorbem 3 vor 8 677). 


Zwölfter Titel 
Verwahrung 


1. Durch den Verwahrungsvertrag wird der Verwahrer zur Aufbewahrung einer ihm 
vom Hinterleger übergebenen beweglichen Sache verpflichtet, an welcher er unmittelbaren 
Beſitz erhält (8 688). Die Aufbewahrungspflicht bedingt die Rückgabepflicht nach beendigter 
Aufbewahrung (88 695-697). Der Vertrag ſetzt zu feinem Zustandekommen. die Übergabe 
voraus; er it Realvertrag (M 2, 569; für früheres Recht RG 12, 48). Die Übernahme zur 
Vermahrung kann durch einen Vorvertrag vereinbart werden (pactum de deponendo), 
der meist nur einen Anspruch für den Hinterleger begründet, unter beſonderen Umſtänden abe 
auch eine Verpflichtung zur Hingabe für ihn zur Entſtehung bringen kann. Der Verwahrungs⸗ 
vertrag erſcheint nach der Begriffsbeſtimmung des $ 688 als ein einſeitig verpflichtender 
Vertrag. Er kann aber entgeltlich (§ 689) oder unentgeltlich (8 690) abgeſchloſſen werden, 
und mit der Vereinbarung eines Entgelts wird er zum gegenſeitigen Vertrage nach 88 320ff. 
Auch dann ſind jedoch die Vertragspflichten bedingt durch die Übergabe; das Entgelt iſt nur 
Gegenleiſtung für die Aufbewahrung, nicht für die Übernahme (88 689, 699). Der wirtſchaft⸗ 
liche Zweck iſt ausſchließlich das Intereſſe des Hinterlegers; eln Nutzen aus der Sache für den 
Verwahrer iſt mit dem Verwahrungsvertrage. unvereinbar. Der Verwahrungsvertrag berührt 
ſich gegenſtändlich mit dem Mietvertrage, bei dem aber nicht die Sache, ſondern der Raum, 
der ihrer Verwahrung dienen ſoll, Vertragsgegenſtand ist; ſo namentlich im Stahlkammer⸗ 
vertrag (Safevertrag; vgl. darüber 8 535 A 2 und R 77, 336), und hinſichtlich der Leiſtung 
mit Auftrag, Dienſt oder Werkvertrag, von denen er ſich durch das geringere Maß der vom 
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Verwahrer aufzuwendenden Tätigkeit, die ſich der Hauptſache nach auf die einfache Obhut 
beſchränkt, unterſcheidet. Die Verwahrung kann auch Nebenleiſtung in anderen Vertrags. 
verhältnifien fein, fo beim Leihvertrag (vgl. dazu RG Warn 1910 Nr 246), beim Auftrag, 
Dienſt⸗, Werkvertrag, Kauf, Kommiſſion, Spedition, Frachtvertrag. Hier gelten die für 
dieſe Rechtsgeſchafte gegebenen Rechtsſatze. Vorſchriften über eine einſtweilige Verwahrung 
im Handelsverkehr geben die 88 362 Abſ 2, 379 Abf 1 HGB. i \ 
2. Beſondere Erſcheinungsformen des Verwahrungsvertrags ſind a) die Gemein⸗ 
ſchaftsverwahrung (fog. freiwillige Sequeſtration), wobei eine von verſchiedenen Per. 
ſonen in Anſpruch genommene Sache einem gemeinſchaftlichen Verwahrer mit der aus. 
drücklichen oder ſtillſchweigenden Vereinbarung übergeben wird, daß die Rückgabe an alle 
Hinterleger gemeinſam oder an einen von ihnen bezeichneten gemeinſamen Bevollmächtigten 
erfolgen ſoll (M 2, 580: 8 165 FG und 88 432, 1217, 1281, 2039 BGB); b) die Summen. 
verwahrung oder uneigentliche Verwahrung, die dem Darlehen fich nähert ($ 700); 
c) das Lagergeſchäft, die gewerbsmäßige Übernahme von Gütern zur Lagerung und 
Aufbewahrung im Handelsverkehr (88 416— 424 HB); d) Vertragsähnlich iſt die amt⸗ 
liche Verwahrungspflicht des Staates, bei der die Verwahrung im öffentlichen Inter⸗ 
eſſe erfolgt, und in den Fällen, wo einer Zollbehörde Sachen zur zollamtlichen Behandlung 
überliefert ſind oder wo auf Anordnung einer Gerichtsbehörde Sachen beſchlagnahmt oder 
im Prozeſſe Urkunden, Bücher, Karten von einer Partei überreicht worden ſind, für deren 
Verluſt eine der des Verwahrers ähnliche Haftung des Fiskus eintritt (RG 48, 256; 51, 219; 
67, 335; Warn 08 Nr 305; 8. 2. 01 II 322/09). Eine Verwahrungspflicht der Zollbehörde 
in dem erſtbezeichneten Falle beſteht nur bis zur Rückgabe der Güter nach der zollamtlichen 
Abfertigung an den Empfangsberechtigten, nicht bis zur etwaigen ſpäteren Abholung aus dem 
Zollraume (RG 84, 388; 26. 5. 11 III 408/10). Die Grundſätze des Verwahrungsvertrags 
gelangen auch dann zur Anwendung, wenn eine Polizeibehörde ein Schiff zur Verhütung 
der Verbreitung einer anſteckenden Krankheit in behördliche Obhut nimmt und dieſes infolge 
eines von der Behörde zu vertretenden Umſtandes zu Schaden kommt (RG Warn 08 Nr 305). 
3. Beſondere reichsrechtliche Vorſchriften neben denjenigen über den Verwahrungs⸗ 
vertrag finden ſich a) in den Beſtimmungen des BGB über die Hinterlegung, d. 1. die Über. 
gabe von Gegenſtänden zum Zwecke der Verwahrung bei dazu beſtimmten öffentlichen Stellen 
und Behörden, ſo namentlich über die Hinterlegung durch den Schuldner bei Annahmeverzug 
des Gläubigers SS 372ff. ſowie über die Sicherheitsleiſtung durch Hinterlegung von Geld 
oder Wertpapieren $$ 232ff.; b) in den Beſtimmungen des BGB über die Haftung der 
Gaſtwirte für die bei ihnen eingebrachten Sachen 88 701703; c) in den Beſtimmungen 
des HGB 88 388, 407 Abſ 2, 417 über die Aufbewahrungspflicht des Kommiſſionärs, Spedi⸗ 
teurs und Lagerhalters; d) in dem Reichsgeſetz betreffend die Pflichten der Kaufleute bei Auf- 
bewahrung fremder Wertpapiere v. 5. 7. 96 (Bankdepotgeſetz, RGBl 183), insbeſondere 
in den 88 1 u. 2, die Beſtimmungen über die geſonderte Aufbewahrung und Eintragung 
enthalten; e) in den von der Erſatzpflicht der Poſtverwaltung für Verluſt und Beſchädigung 
handelnden Beſtimmungen 88 6—15 des Reichspoſtgeſetzes v. 28. 10. 71 (RG Bl 347). 


8 688 


Durch den Verwahrungsvertrag!) wird der Verwahrer verpflichtet, eine 
ihm von dem Hinterleger übergebene bewegliche Sache?) aufzubewahrens). 
E I 614 II 628; M 2 569—574; P 2 991—993. 


1. Über die rechtliche Natur des Verwahrungsvertrags vgl. Vorbem 1. Zum Zuſtande⸗ 
kommen des Vertrags gehört a) die Übergabe einer beweglichen Sache ſeitens des Hinter 
legers an den Verwahrer durch Beſitzübertragung nach $ 854, die durch die Vereinbarung 
gemäß § 854 Abſ 2, daß der ſeitherige Eigentümer eine ſchon in feinem Beſitze befindliche 
Sache fernerhin als Verwahrer behalten ſoll, erſetzt werden kann. Erſt mit der Über- 
gabe beginnen die Pflichten aus dem Verwahrungsvertrage, auch dann, wenn er entgeltlich 
geſchloſſen iſt (vgl. Vorbem 1); b) die Vertragseinigung beider Teile, daß der Verwahrer 
die Sache für den Hinterleger aufbewahren und dieſem ſpäter zurückgeben ſoll. Die Willens. 
einigung kann auch durch ſchlüſſige Handlungen ſtillſchweigend getroffen werden (RE JW. 
1913, 2650. Das Eigentum der Sache geht auf den Verwahrer nicht über; auch die Gefahr 
der Sache bleibt beim Hinterleger. Daß dieſer ſelbſt Eigentümer der hinterlegten Sache ſei, iſt 
zur Gültigkeit des Vertrags nicht erforderlich. \ = 

2. Der Aufbewahrung zugänglich ift nur die bewegliche Sache. Bei unbeweglichen Sachen 
kann es keine Aufbewahrung geben, da fie ihre feſte Stelle im Raume haben. Die hier allein 
mögliche, über die Tätigkeit des § 688 hinausgehende Bewachung ilt im Falle der Unent⸗ 
gelklichkeit als Auftrag, im Falle der Entgeltlichkeit als Dienft- oder Werkvertrag anzuſehen; 
ſie iſt Geſchäftsbeſorgung, während die Verwahrung als ſolche nicht erſcheint (RG 65, 17). 
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Über den Pfandhaltervertrag für eine Hypothek, der die Verwahrung des Hypothekenbriefs 
einſchließt, vgl. RG 87 ©. 36, 41; über das Rechtsverhältnis, wonach verkaufter Wein bis 
zum Eintreten milderen Verſandwetters im Keller des Weinhändlers liegen bleiben ſoll, 
RG Warn 1916 Nr 83. Die eigentliche Verwahrung (88 688—699) hat nur einzelne be- 
ſtimmte bewegliche Sachen zum Gegenſtande, auch wenn es ſich um vertretbare Sachen 
handelt. Werden dieſe nicht als einzeln beſtimmte Sachen zur Aufbewahrung übergeben, ſo 
liegt Summenverwahrung vor ($ 700). 

3. Die Pflicht der Aufbewahrung umfaßt einmal die Hergabe des dazu erforderlichen 
Raumes, ſodann die Obhut über die hinterlegte Sache, die der Verwahrer zu erhalten und vor 
Nachteilen zu ſchützen hat (RG Warn 1910 Nr 246). Zur Obhut gehört daher als Nebenleiſtung 
bei Tieren auch die Fütterung und ſachgemäße Behandlung, bei Pflanzen das Begießen. 
Auch ein Gebrauch der Sache kann durch die Obhut bedingt ſein, wie z. B. das Ausreiten von 
Pferden, das zur Erhaltung dieſer Tiere gehört. Aber nur ein Gebrauch der Sache zum Zwecke 
ihrer Erhaltung, nicht für wirtſchaftliche Zwecke des Verwahrers, iſt mit dem Verwahrungs⸗ 
vertrage vereinbar (vgl. Vorbem 1). Ahnliche i der Verwahrung ſind die 
Einziehung der Zinsſcheine verwahrter Wertpapiere, die Überwachung von Verloſungen bei 
Anleihepapieren uſw. Keine Obhut und deshalb auch keinen Verwahrungsvertrag ſtellt die 
bloße Verpflichtung dar, eine fremde Sache an dem der ausſchließlichen Verfügung des Ge⸗ 
ſtattenden unterliegenden Orte zu dulden (M 2, 571), ſowie die Herſtellung von Einrich- 
tungen, deren ſich der Eigentümer von Sachen zu deren Aufbewahrung auf ſeine Gefahr 
ſelbſt bedienen ſoll (RG 77, 336; Warn 1910 Nr 324). Die Obhutspflicht begreift keine Ver⸗ 
pflichtung des Verwahrers zum Widerſpruch gegen eine von einem Gläubiger des Hinter⸗ 
legers erwirkte Pfändung (RG 28. 12. 06 III 199/06). Die Haftung des Verwahrers bei Be⸗ 
ſchädigungen oder Verluſt der Sache regelt $ 690. Eine Verſicherungspflicht hinſichtlich 
der verwahrten Sachen hat der Verwahrer nicht, wenn ſie nicht wenigſtens nach den Um 
ſtänden als ſtillſchweigend vereinbart anzunehmen iſt (vgl. $ 390 Abſ 2 HGB). 


5 689 


Eine Vergütung für die Aufbewahrung gilt als ſtillſchweigend ver⸗ 
einbart, wenn die Aufbewahrung den Umſtänden nach nur gegen eine Ver⸗ 
gütung zu erwarten iſt!). 

E 1 615 Saß 2 II 629 Satz 2; M 2 571; P 2 393. 


1. Unentgeltlichkeit iſt nach dem BGB keine notwendige Vorausſetzung des Verwah⸗ 
rungsvertrags. Eine Vergütung kann ausdrücklich oder ſtillſchweigend vereinbart fein, letzteres 
namentlich bei gewerbsmäßiger Aufbewahrung, ſo das Lagergeld nach 88 354, 420 HGB. 
Für die Bemeſſung der nicht ausdrücklich vereinbarten Vergütung find mangels einer am 
Aufbewahrungsorte beſtehenden Übung die 88 315, 316 maßgebend; vgl. § 612. In den 
oben Vorbem 2a erwähnten Fällen der 88 432, 1217, 1281, 2089 beftimmt die Vergütung 
nach dem FE 8 165 das zuſtändige Amtsgericht. Die Vereinbarung einer Gegenleiſtung für 
die Aufbewahrung macht den Vertrag zu einem gegenſeitigen. Vgl. Vorbem 1. 


S 690 


Wird die Aufbewahrung unentgeltlich übernommen, ſo hat der Ver⸗ 
wahrer nur für diejenige Sorgfalt einzuſtehen, welche er in eigenen Ange⸗ 
legenheiten anzuwenden pflegt‘). 

G II 630 III 677; M 2 571—573; P 2 393. 


1. Die Haftung des Berwahrers, der die Aufbewahrung unentgeltlich übernommen hat, 
iſt nach 8 690 die des $ 277. Dagegen haftet der Verwahrer für Fahrläſſigkeit ſchlechthin gemäß 
$ 276, wenn die Verwahrung gegen Entgelt übernommen iſt. — Über die weitergehende 
Haftpflicht des Gaſtwirts |. SS 701—703. — Auch dem Wirt (Reſtaurateur) wird, ſelbſt 
wenn er für die Garderobe keine beſondere Vergütung beanſprucht, die Haftpflicht für die 
in ſeinem Lokale aufbewahrten Kleidungsſtücke ſeiner Gäſte obliegen, da regelmäßig die Ver⸗ 
alitung für die Garderobe in den ſonſtigen dem Gaſte berechneten Preisanſätzen mit enthalten 
iſt. Für die Haftung des Fiskus aus amtlicher Verwahrung, die im öffentlichen Intereſſe 
erfolgt, gilt $ 690 nicht (R 84, 338; Warn 08 Nr 305). 


8 691 


Der Verwahrer iſt im Zweifel nicht berechtigt, die hinterlegte Sache bei 
einem Dritten zu hinterlegen. Iſt die Hinterlegung bei einem Dritten ge⸗ 
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ſtattet, ſo hat der Verwahrer nur ein ihm bei dieſer Hinterlegung zur Laſt 
fallendes Verſchulden zu vertreten). Für das Verſchulden eines Gehilfen 
iſt er nach § 278 verantwortliche). 

E 1 616 II 631; M 2 574, 575; P 2 394, 305. 


1. Der Verwahrungsvertrag begründet ein Vertrauensverhältnis, das die Hinterlegung 
bei einem Dritten dem Verwahrer in der Regel nicht geftattet. Dieſe verpflichtet daher den 
Verwahrer zur Tragung des geſamten beim Dritten entſtandenen Schadeus, ſofern ſolcher 
nicht auch ohne dieſe anderweite Hinterlegung eingetreten wäre. Iſt ſie an ſich nach den Um; 
ſtänden als geſtattet anzunehmen, ſo kann die Anlegung eines dem Verwahrer übergebenen, 
Geldbetrags bei einer von ihm für ſicher gehaltenen Bank mit Vorbehalt jederzeitiger Ab. 
hebung nicht als eine ſchuldhafte angefehen werden (RG 56, 149). Zwiſchen dem Hinter— 
leger und dem Dritten findet, ſofern nicht eine anderweite Vereinbarung eingegangen 
ift, kein Vertragsverhältnis ftatt (M 2, 575). Indeſſen wird man in entſprechender Anwendung 
der 88 556 Ab} 3, 604 Ubi 4 dem Hinterleger den unmittelbaren Rückgabeanſpruch gegen 
den Dritten zugeſtehen müſſen (a. M. Planck A 1). 


2. Die Zuziehung eines Gehilfen iſt dem Verwahrer im Zweifel geſtattet. War ſie nicht 
geſtattet, ſo haftet der Verwahrer für allen während der Obhut des Gehilfen eingetretenen 
Schaden mit Ausnahme desjenigen, der auch ohne deſſen Tätigkeit eingetreten wäre. War 
fie geſtattet, jo tritt die Haftung für den Gehilfen nach § 278 ein. Die Frage, wie in dem Falle 
verminderter Haftung des Verwahrers ($ 690) der Maßſtab für das Verſchulden des Gehilfen 
zu nehmen iſt, ob nach der eigenen Sorgfalt des Verwahrers oder nach derjenigen des Ge⸗ 
hilfen, iſt im erſteren Sinne zu entſcheiden. Die von dem Verwahrer geſchuldete Sorgfalt 
0 die , die nicht durch einen andern Maſſtab gemindert werden kann (vgl. 
§ 278 A 6). 


$ 692 

Der Verwahrer iſt berechtigt, die vereinbarte Art der Aufbewahrung 
zu ändern, wenn er den Umſtänden nach annehmen darf, daß der Hinter⸗ 
leger bei Kenntnis der Sachlage die Anderung billigen würde. Der Ver⸗ 
wahrer hat vor der Anderung dem Hinterleger Anzeige zu machen und deſſen 
Eniſchließung abzuwarten, wenn nicht mit dem Aufſchube Gefahr verbun⸗ 
den iſt!). 

E ar U 632; M 2 575, 576; P 2 395. 


J. Regelmäßig iſt der Verwahrer nur an die vereinbarte Art der Aufbewahrung, 
nicht, wie der Beauftragte nach $ 665, an einſeitige, auch nachträgliche Weisungen des Hinter⸗ 
legers gebunden (M 2, 575) und kann nur in dem hier beſtimmten Ausnahmefalle von der 
vereinbarten Art abweichen. Ein ſolcher Ausnahmefall kann namentlich dann eintreten, 
wenn der zunächſt zur Aufbewahrung benutzte Raum ſich nachträglich als feuergefährlich er⸗ 
weiſt. Unter Umſtänden, wenn die Obhut dies bedingt, kann die Anderung der vereinbarten 
Art der Aufbewahrung zur Pflicht werden. 


8 693 


Macht der Verwahrer zum Zwecke der Aufbewahrung Aufwendungen, 
die er den Umſtänden nach für erforderlich halten darf, ſo iſt der Hinterleger 
zum Erſatze verpflichtet!). 

E 1 621 II 623; M 2 681; P 2 899, 400. 


1. Die Erſatzpflicht des Hinterlegers, für die $ 693 einen perſönlichen (ſubjektiven) Maß. 
tab aufſtellt, umfaßt nicht bloß die Aufwendungen des Verwahrers für eine hinterlegte Sache 
elöſt, wie Ausbeſſerungstoſten bei Sachen, Futter- und Heilungsko en bei ene deen 
auch ſolche für deren Bewachung, Erhaltung, Rettung bei ungewöhnlichen Ereigniſſen N 2,581; 
val, auch $ 670), Verſicherungskoſten und Steuern. Sie erſtreckt fich jedoch nicht = diejenigen 
Aufwendungen, welche der Verwahrer ausdrücklich übernommen hat oder 10 ) dem Ver- 
frage auf eigene Koſten zu übernehmen verpflichtet iſt, wie namentlich u Falle der gewerbs⸗ 
Raßigen Verwahrung in der Regel die Koſten für Herſtellung und Erhaltung geeigneter 
Rume, Die Erſtattung von Aufwendungen, die nicht zum Zwecke der Verwahrung gemacht 
ang beftimmt ſich nach den Vorſchriften der auftragloſen Geſchäftsführung (88 677ff.). — Wegen 

es dem Verwahrer zuſtehenden Zurückbehaltungsrechts |. u. 8 697. 


Verwahrung 8s 691-696 825 


8 694 
Der Hinterleger hat den durch die Beſchaffenheit der hinterlegten Sache 
dem Verwahrer entſtehenden Schaden zu erſetzen !), es ſei denn, daß er die 
gefahrdrohende Beſchaffenheit der Sache bei der Hinterlegung weder kennt 
noch kennen muß oder daß er ſie dem Verwahrer angezeigt oder dieſer ſie 
ohne Anzeige gekannt hate). 


E 1 622 II 634; M 2 581, 582; P 2 400. 


1. Der Hinterleger übernimmt im Verwahrungsvertrage keine Vertragsleiſtung. Das 
ſchließt ein Verſchulden im Vertragsverhältnis, das ihn dem Verwahrer ſchadenserſatzpflichtig 
machen kann, durch Verletzung der allgemeinen Vertragspflichten, die nach dem Grundſatze 
von Treu und Glauben jedes Vertragsverhältnis begleiten, nicht aus (vgl. für die Bürg⸗ 
ſchaft 88 765 A 7, 776 A 1). Zu dieſen allgemeinen Pflichten gehört für den Hinterleger die 
Verpflichtung, dem Verwahrer Mitteilung von einer gefahrdrohenden Beſchaffenheit der 
zu verwahrenden Sache zu machen. Ihre Verletzung iſt nicht nur ein Verſchulden beim Ver⸗ 
tragsſchluß (ſo M 2, 581, Dertmann A zu 8 694); durch den Vertragsſchluß wird die Pflicht 
Vertragspflicht und dauert durch das ganze Vertragsverhältnis fort. i 

2. Während für ſonſtige Vertragsverletzungen des Hinterlegers die gewöhnliche Beweis 
laſt gilt — der Verwahrer muß ein Verſchulden des Hinterlegers beweiſen, das er behauptet —, 
hat hinſichtlich der Haftung des Hinterlegers für den Schaden, der dem Verwahrer durch 
die Beſchaffenheit der hinterlegten Sache entſtanden iſt, der $ 694 eine Schuldvermutung 
gegen den Hinterleger aufgeftellt und die Beweislast zu feinen Ungunſten umgekehrt. Daß 
ihm der Schaden durch die gefährliche Beſchaffenheit der Sache entſtand, hat natürlich zu- 
nächſt der Verwahrer darzutun. Die Schuldvermutung hat der Hinterleger durch den Nach- 
weis feiner Nichttenntnis oder des Nichtkennenmüſſens der gefährlichen Beſchaffenheit zur 
Zeit der Hinterlegung oder der erfolgten Mitteilung davon an den Verwahrer zu widerlegen. 
Auch wenn er nach träglich die Kenntnis erlangt hat, iſt er nach Treu und Glauben dem 
Verwahrer zur Anzeige verpflichtet und haftet für die Folgen der Unterlaſſung. Die Schuld- 
vermutung des 8 est ſich jedoch hierauf nicht erſtrecken. Der letzte dem Hinterleger in 
§ 694 nachgelaſſene Entlaſtungsbeweis, daß der Verwahrer die gefährliche Beſchaffenheit 
der Sache getaunt habe, iſt ein Einwand des mitwirkenden eigenen Verſchuldens des Ver⸗ 
letzten (8 254). Die Kenntnis wird hier durch ein Kennenmüſſen nicht erſetzt; dem Verwahrer 
wird es nicht als Verſchulden angerechnet, daß er ſich um die Beſchaffenheit der Sache nicht 
gekümmert hat. Daß dem Hinterleger im übrigen der Nachweis eines mitwirkenden Verſchuldens 
des beſchädinten Verwahrers nach $ 254 Abf 1 u. 2 freiſteht, iſt ſelbſtverſtändlich. 


S 695 


Der Hinterleger kann die hinterlegte Sache jederzeit zurückfordern, auch 


wenn für die Aufbewahrung eine Zeit beſtimmt iſti). 
E 1 624 II 635; M 2 582—588; P 2 402. 


1. Daß der Hinterleger die hinterlegte Sache jederzeit zurückfordern kann, entſpricht der 
Natur des Vertrags und gilt auch dann, wenn der Vertrag entgeltlich geſchloſſen iſt. Das 
Vertragsverhältnis endigt aber nicht bereits mit dieſer Zurückforderung, ſondern dauert bis 
zur tatſächlichen Zurückgabe der hinterlegten Sache fort (M 2, 583). Der Hinter⸗ 
leger darf indeſſen die Sache nach Treu und Glauben nicht zur unangemeſſenen Zeit zurück⸗ 
fordern und muß unter Umſtanden auch eine angemeſſene Friſt für die Rückgabe bewilligen. 
Die vertragsmäßige Anderung der Vorſchrift dieſes Paragraphen iſt mit dem Weſen des 
Verwahrungsvertrags unvereinbar und daher nichtig (a. M. Planck A 2 zu § 695). 


§ 696 

Der Verwahrer kann, wenn eine Zeit für die Aufbewahrung nicht be⸗ 
ſtimmt iſt, jederzeit die Rücknahme der hinterlegten Sache verlangen !). Iſt 
eine Zeit beſtimmt, ſo kann er die vorzeitige Rücknahme nur verlangen, 
wenn ein wichtiger Grund borliegt?). 

E I 625 II 636; M 2 588; P 2 402. 

1. i cknahmeverlangen des Berwahrers endigt regelmäßig das Nerhilın: 
erſt 11 = hen Zet chop Ebenſo gilt auch hier, daß De 1 Na 


nahme nicht zu unangemeſſener Zeit verlangen kann und dem Hinterleger eine angemeſſene 
Friſt für die Rücknahme geſtatten muß. 
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2. Als wichtiger Grund für vorzeitige Rücknahme kann z. B. anhaltende Krankheit des 
Verwahrers, Zerſtörung ſeines Aufbewahrungsraums, gelten. Der Verwahrer kann, ſobald 
er zur Rückgabe berechtigt iſt, dem Hinterleger eine angemeſſene Friſt zur Rücknahme ſetzen, 
durch deren unbenutzten Ablauf der letztere in Annahmeverzug, §8 293 ff., und auch, da er ab. 
zuholen hat, in Leiſtungsverzug gerät (88 284 ff.). — Über das Verlangen der Rücknahme 
ſeitens des Lagerhalters |. HGB 8 422. 


§ 697 
Die Rückgabe der hinterlegten Sache hat an dem Orte zu erfolgen, an 
welchem die Sache aufzubewahren wart); der Verwahrer iſt nicht verpflichtet, 
die Sache dem Hinterleger zu bringen?). 
E 1 620 II 637; M 2 579—581; P 2 399. 
1. Als Ort der Rückgabe gilt der vertragsmäßig zur Aufbewahrung beſtimmte Ort. 
Nicht maßgebend iſt der Ort, wo die Sache zuletzt tatſächlich aufbewahrt worden iſt. 
2. Die Rückgabeverpflichtung iſt alſo Holſchuld, fo daß der Hinterleger die Gefahr und 
die Koſten der Rückgabe zu tragen hat. Dem Verwahrer fteht wegen ſeiner Gegenansprüche, 
alſo wegen ſeiner Vergütung und ſeiner Aufwendungen, ein Zurückbehaltungsrecht, 
$ 273, und, wenn die ſonſtigen geſetzlichen Voraussetzungen, 83 387ff., vorliegen, auch die 
Aufrechnungsbefugnis zu (M 2, 579; Übergangsrecht RG 50, 37). Auch kann er ſich 
der Rückforderung des Hinterlegers gegenüber, zwar nicht unter allen Umſtänden (J. o. 3 885 
A 2 Abs 2, § 556 A 2 Abſ 2), aber jedenfalls dann auf fein Eigentum an der hinterlegten 
Sache berufen, wenn er dieſes erſt nach der Hinterlegung vom Hinterleger erworben hat 
(RS 15, 210). Im Konkurſe des Verwahrers ſteht dem Hinterleger das Ausſonderungsrecht 
zu (§ 43 KO). 
§ 698 


Verwendet der Verwahrer hinterlegtes Geld für ſich, ſo iſt er verpflichtet, 
es von der Zeit der Verwendung an zu verzinſen!). 

E 1 619 II 638; M 2 079; P 2 399. ’ 

1. Die Beſtimmung entſpricht der Regelung beim Auftrag. Vgl. 8 668 und die An- 
merkungen dazu. Vgl. $ 668. — Verwendet der Verwahrer andere hinterlegte Gegenſtände 
für ſich, ſo hat er dem Hinterleger den dadurch verurſachten Schaden zu erſetzen. 


8 699 

Der Hinterleger hat die vereinbarte Vergütung bei der Beendigung der 
Aufbewahrung zu entrichten). Iſt die Vergütung nach Zeitabſchnitten be⸗ 
meſſen, fo iſt ſie nach dem Ablaufe der einzelnen Zeitabſchnitte zu entrichten. 

Endigt die Aufbewahrung vor dem Ablaufe der für ſie beſtimmten Zeit, 
ſo kann der Verwahrer einen ſeinen bisherigen Leiſtungen er der 
Teil der Vergütung verlangen, ſofern nicht aus der Vereinbarung über die 
Vergütung ſich ein anderes ergibt?). 

E I 623 II 639; M 2 582; P 2 401, 402. 0 5 

1. Die Vergütung wird fällig bei Beendigung der Aufbewahrung, und zwar regelmäßig 
gegen Rückgabe der aufbewahrten Sache, ſofern nicht ein anderes vereinbart iſt (gl. 1921 80 ö 
Geſetzliches Pfandrecht des Lagerhalters wegen Lagergeld und Aufwendungen 6 galt Be: 

2. Bei vorzeitiger Beendigung der Aufbewahrung (insbejondere §8 695, 69 Aar er 
Verwahrer eine dem $ 628 für den Dienſtvertrag entſprechend feſtzuſetzende Teile * ng, 
fofern nicht aus dem Vertrage ſich ein anderes ergibt, was zu beweiſen hat, wer ſich darauf 


beruft. 
§ 700 


1) Werden vertretbare Sachen in der Art hinterlegt, daß das Eigentum 
auf den Verwahrer übergehen und dieſer verpflichtet ſein ſoll, Sachen von 
gleicher Art, Güte und Menge zurückzugewähren, jo finden die Vorſchriften 
über das Darlehen Anwendung). Geſtattet der Hinterleger dem Verwahrer, 
hinterlegte vertretbare Sachen zu verbrauchen, ſo finden die Vorſchriften über 
das Darlehen von dem Zeitpunkt an Anwendung, in welchem der Verwahrer 
ſich die Sachen aneignet?). In beiden Fällen beſtimmen ſich jedoch Zeit und 
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Ort der Rückgabe im Zweifel nach den Vorſchriften über den Verwahrungs⸗ 
vertrag‘). 
Bei der Hinterlegung von Wertpapieren ijt eine Vereinbarung der im 
Abſ 1 bezeichneten Art nur gültig, wenn ſie ausdrücklich getroffen wirds) e). 
E I 618 II 640; M 2 576—578; P 2 395—399. 


1. Das hier geregelte Rechtsverhältnis, die Summenverwahrung oder uneigentliche 
Verwahrung, iſt kein eigentliches Darlehen, unterſcheidet ſich vielmehr von dieſem dadurch, 
daß es nicht überwiegend dem Intereſſe des Empfängers, ſondern demjenigen des Hinterlegers 
dient. Sein Zweck iſt Verwahrung für den Hinterleger, nicht Verbrauch zum Nutzen des 
Empfängers. Wohl aber finden, abgeſehen von Zeit und Ort der Rückgabe (88 695697), 
die für das Darlehen geltenden Vorſchriften, insbeſondere auch in bezug auf die Verzinſung, 
§ 608, darauf Anwendung, wenn auch der Zinsfuß hier in der Regel niedriger als beim eigent- 
lichen Darlehen beſtimmt wird, weil dem Zinsanſpruch des Hinterlegers für den Verbrauch 
eine Aufbewahrungsvergütung des Verwahrers gegenübertritt. Dieſes darlehnartige Ver⸗ 
hältnis ſetzt in jedem Falle die Hinterlegung vertretbarer Sachen ($ 91) voraus. Über 
die Sicherheitsübereignung des zur uneigentlichen Verwahrung dem Bankkaufmann über⸗ 
gebenen Geldes an den letzteren RG 87 S. 18, 22. 

2. Iſt alsbald bei der Hinterlegung vereinbart worden, daß das Eigentum auf den Ver⸗ 
wahrer übergehen und dieſer verpflichtet fein ſoll, Sachen von gleicher Art, Güte und Menge 
zurückzugewähren, fo geht das Eigentum und die aus zufälligen Umſtänden entſpringende 
Gefahr regelmäßig mit der Übergabe auf den Verwahrer über und der Hinterleger hat für 
einen durch die Beſchaffenheit der hinterlegten Sachen etwa erwachſenden Schaden ($ 694) 
nur im Fall einer dabei von ſeiner Seite mitwirkenden unerlaubten Handlung einzuſtehen. 
Zurückbehaltungs und Aufrechnungsrecht ſind beim Vorhandenſein der ſonſtigen 
Vorausſetzungen auch hier zuläſſig. Dieſes Summenverwahrungsgeſchäft ſpielt gegenwärtig 
namentlich im kaufmännischen Verkehr eine hervorragende Rolle. Es bildet die Unterlage 
für den Scheckverkehr (RGeſ. v. 11. 3. 08), obwohl hierzu auch ein künſtliches, d. h. durch 
Kreditgewährung geſchaffenes Guthaben des Scheckkunden genügt (. Vorbem 3 vor $ 783). 

3. Die gleiche Wirkung hat die nachträgliche Geſtattung des Verbrauchs hinterlegter 
vertretbarer Sachen von dem Zeitpunkt ab, wo der Verwahrer hiervon durch Aneignung 
Gebrauch macht. Bis dahin verbleibt auch dem Hinterleger im Konkurs des Verwahrers ein 
Ausſonderungsrecht, KO 8 43. Die Aneignung ſetzt, wie in der Rechtſprechung namentlich 
zu 5 2 des Depot® v. 5. 7. 96 ausgeführt worden ift, eine Verfügung des Verwahrers 
voraus, welche mit Sicherheit auf die Abſicht des Eigentumserwerbs bei demſelben ſchließen 
läßt (MG 52, 205; 58, 290). Ein unregelmäßiger Verwahrungsvertrag kann auch in der Weile 
entſtehen, daß eine auf Zahlung einer Geldſumme gerichtete Verpflichtung in eine ſolche 
auf Verwahrung einer jederzeit auszahlbaren Geldſumme umgewandelt wird (RG 67, 262). 

4. In bezug auf Zeit und Ort der Rückgabe gelten in beiden vorerwähnten Fällen im 
Zweifel (A 2 u. 3) die 88 695—697. Mit der Zurückforderung ſeitens des Hinterlegers 
oder mit dem Rücknahmeverlangen des Verwahrers hört das darlehnartige Verhältnis, 
insbeſondere auch die Verpflichtung zur Zahlung von Zinſen auf. 

5. Ausdrückliche Vereinbarung wird verlangt bei der Hinterlegung von Wertpapieren. 
Nach 8 2 des Depot® iſt dort außerdem noch ſchriftliche Form erforderlich (RG 52, 202; 
58, 286). Im übrigen kann die Vereinbarung in den Fällen des Abſſ 1 ſowohl ausdrücklich 
als ſtillſchweigend erfolgen. h > 

6. Verſchieden von dem darlehnsartigen Verwahrungsvertrag iſt die Sammelverwahrung, 
bei welcher der Verwahrer berechtigt iſt, gleichartige, verſchiedenen Hinterlegern gehörige 
Sachen unausgeſchieden gemeinſchaftlich zu verwahren, jo daß zwiſchen den Hinterlegern 
eine Gemeinſchaft nach Verhältnis der hinterlegten Stücke entſteht, auf den Verwahrer aber 
weder Gefahr noch Eigentum übergeht (. RG 21, 33). 


Dreizehnter Titel 
Einbringung von Sachen bei Gaſtwirten 


1. Di twirte und im weſentlichen auch die Schank, und Speiſewirte (Reſtaurateure 
en für Beſchädigungen an Körper und Geſundheit, welche ihnen ifo 
einer mangelhaften, von dem Wirte irgendwie verſchuldeten Beſchaffenheit der Gaſträume zu⸗ 
ſtoßen, auf Grund des mit den Gäſten beſtehenden Vertragsverhältniſſes (vgl. § 538 A 5) 
daneben tritt für ſolche Beſchädigungen eine Haftung aus unerlaubter Handlung (58 823, 
831; vgl. die A 66 zu $ 823). In den 88 701—703 wird den Gaſtwirten, nicht auch den 
Schank- und Speiſewirten, eine weitergehende Haftung für die von den Gäſten eingebrachten 
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Sachen auferlegt, im Anſchluſſe daran in § 704 ihnen aber auch ein beſonderes, ebenfalls 
über das Vermieterpfandrecht hinausgehendes Pfandrecht an den Sachen des Gaſtes gewährt. 
Dieſe privatrechtlichen Beſtimmungen gelten auch dann, wenn der Gaſtwirt den öffentlich- 
rechtlichen Vorſchriften für die Ausübung ſeines Gewerbes, insbeſondere der Einholung der 
Erlaubnis der Verwaltungsbehörde nach § 33 und der Anbringung ſeines Namens an der 
Außenſeite feiner Wirtſchaft nach $ 15a RGewd noch nicht nachgekommen iſt. \ 

2. Die Grundlage der Haftung der Gaſtwirte für die eingebrachten Sachen der Gaſte ift 
nicht der zwiſchen ihnen und den Gäſten geſchloſſene Vertrag, ſondern die tatſächliche Auf. 
nahme der Gäſte (vgl. darüber $ 701 A 2). Der Gaſtaufnahmevertrag ſelbſt iſt im Beg 
nicht beſonders geregelt. Er ſtellt ein eigenartiges Vertragsverhältnis gemiſchten Juhalts dar, 
auf welches teils die Vorſchriften über den Wohnungsmietvertrag, teils diejenigen über den 
Dienſt⸗ und Werkvertrag, teils auch diejenigen über den Kauf Anwendung finden. Denn der 
Gaſtwirt übernimmt nicht nur die Verpflichtung zur Beherbergung des Gaſtes, ſondern daneben 
auch noch andere Leiſtungen: Beköſtigung, Beleuchtung, Heizung und andere Dienſte. Liber 
die — nur ausnahmsweiſe eintretenden — Entſchädigungsauſprüche des Gaſtwirts in dem 
Falle, daß der Gaſt bei ihm plötzlich ſtirbt oder erkrankt, |. Seuffü 58 Nr 231; 62 Nr 8. — 
Für die Anfprüche des Gaſtwirts aus dem Gaſtaufnahmevertrage für Wohnung und Betoſti⸗ 
gung, ſowie andere Leiſtungen zur Befriedigung der Bedürfniſſe der Gäſte mit Einschluß der 
Auslagen gilt nach § 196 Abſ 1 Nr 4 die zweijährige, für Anſprüche der Gäſte gegen den Wirt 
auf Grund der 88 701—708 die gewöhnliche Verjährung. Für beiderlei Anſprüche iſt gemäß 
§ 23 Nr 2 Abſ 4 GVG ohne Rückſicht auf den Wert des Streitgegenſtandes das Amtsgericht 
zuſtändig. 

8 701. 


Ein Gaſtwirt, der gewerbsmäßig Fremde zur Beherbergung aufnimmt), 
hat einem im Betriebe dieſes Gewerbes aufgenommenen Gajte?) den Schaden 
zu erjegen?), den der Gaſt durch den Verluſt oder die Beſchädigung ein⸗ 
gebrachter Sachen‘) erleidet. Die Erſatzpflicht tritt nicht ein, wenn der 
Schaden von dem Gaſte, einem Begleiter des Gaſtes oder einer Perſon, 
die er bei ſich aufgenommen hat, verurſacht wird oder durch die Beſchaffen⸗ 
heit der Sachen?) oder durch höhere Gewalt?) entſteht. d 

Als eingebracht gelten die Sachen, welche der Gaſt dem Gaſtwirt oder 
Leuten des Gaſtwirts, die zur Entgegennahme der Sachen beſtellt oder nach 
den Umſtänden als dazu beſtellt anzuſehen waren, übergeben oder an einen 
ihm von dieſen angewieſenen Ort oder in Ermangelung einer Anweiſung 
an den hierzu beſtimmten Ort gebracht hat.“) RA 

Ein Anſchlag, durch den der Gaſtwirt die Haftung ablehnt, iſt ohne 
Wirkung“). 


E I 626 II 641; M 2 584—587; P 2 402—404, 413415. 


1. Die gewerbsmäßige Aufnahme Fremder zur Beherbergung bildet die weſentlichſte 
Vorausſetzung für die Haftung des Gaſtwirts nach 88 701703 und zugleich das unterſcheidende 
Merkmal vom Schank“ und Speiſewirt (Reſtaurateur). Dieſes Merkmal der Auſnahme zur 
Beherbergung trifft außer bei den Gaſthöfen (Hotels) auch bei den ſog. Hotel garnis, ſowie 
bei den Familienpenſionen, ferner bei den bewirtſchafteten Unterkunftshäuſern der Alpen. 
vereine (a. M. Planck Vorbem II 40, Staudinger A II 2c) zu, nicht dagegen bei gewohnlichen 
Vermietern möblierter Zimmer oder Schlafſtellen, nicht bei Badeanſtaltsbeſitzern (Oe 6,443), 
bei Heilanftalten, ſofern ſie nicht zugleich Familienpenſionen find, auch nicht bei den Schlaf; 
wagengeſellſchaften, deren Tätigkeit nach den zwiſchen ihnen und den Eiſenbahnverwaltungen 
beſtehenden, auch auf das Verhältnis zu den Reiſenden einwirkenden Vertragen vielmehr auf 
eine beſondere Art der Beförderung in durch erhöhte Bequemlichkeit ausgezeichneten Ab: 
teilen gerichtet iſt. Das gleiche gilt von dem Betriebe der Dampfergeſellſchaſften 

2. Die Tatſache der Aufnahme des Gaſtes im Betriebe des Gewerbes, nicht der darauf 
gerichtete Vertrag zwiſchen Gaſt und Gaſtwirt, bildet die Grundlage der hier in Frage ftehen: 
den Haftung des Gaſtwirts für die eingebrachten Sachen. Es liegt ſomit Be: Tarbeſtand geſetz⸗ 
licher und nur vertragsähnlicher Verpflichtung vor (ſo auch Planck A 2, Oertmann Vorbem 2 
u. a.; d. M. Staudinger A V und die 1. Aufl. dieſes Werkes, jetzt auch v. Gierke, Schuld⸗ 
recht S. 742, der ein Vertragsverhältuis ähnlich dem Verwahrungsvertrag auf Raum⸗ 
gewahrung und Obhut annimmt). Nach der hier vertretenen Anſicht kommt es auf eine 
Geſchäftsunfahigtelt, ſei es des Gaſtwirts, ſei es des Gaſtes, die den Vertrag nichtig macht, 
für die Verpflichtungen des Gaſtwirts nach 88 701703 nicht an. Dasſelbe muß dann auch 
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für deſſen Rechte nach § 704 gelten. Die Aufnahme muß vor oder bei Einbringung der 
Sachen erfolgt ſein, wie z. B. in dem Falle, daß der Gaſt ſeine Ankunft angekündigt und der 
Wirt zuſagend geantwortet oder auch nur zur Empfangnahme des Gaſtes einen Wagen nach 
dem Bahnhof geſendet hat (RG 1, 83). Anders, wenn keine wirkliche Aufnahme des Gaſtes, 
ſondern nur eine vorläufige Einſtellung feiner Sachen erfolgt iſt, der Gaſt noch kein Zimmer 
genommen hat (RG JW 08, 272°) oder exit ſich angekündigt hat, ohne daß der Wirt ihm 
die Aufnahme verſprochen hat. Keine Aufnahme im Gewerbebetriebe des Gaſtwirts liegt vor, 
wenn Verwandte oder Freunde ihn beſuchen, und keine Aufnahme eines Gaſtes, ſoweit es 
ſich um das Betriebsperſonal des Gaſtwirts oder um von dieſem beſtellte Handwerker handelt. 
Die Aufnahme des Gaſtes zur Beherbergung, die § 701 vorausſetzt, erfordert aber keinen 
Nachtaufenthalt des Gaſtes; nur muß er das Haus als Herberge zum, wenn auch vorüber 
gehenden, Wohnungsaufenthalt, nicht nur deſſen allgemeine Verpflegungs⸗ und Erfriſchungs. 
räume in Anſpruch nehmen. 

3. Die Erſatzpflicht geht über die aus einem gewöhnlichen Verwahrungsvertrag ent- 
ſpringende weit hinaus und trifft den Gaſtwirt ſchlechthin, mag der Verluſt oder die Be 
ſchädigung durch ihn, durch feine Leute, durch andere Gäſte oder durch dritte Perſonen herbei⸗ 
geführt ſein. Der Gaſt hat daher nur die Aufnahme und Einbringung, ſowie den Schaden 
und deſſen Höhe zu beweiſen, nicht aber den — vielfach unmöglichen — Beweis einer Ver⸗ 
letzung der dem Gaſtwirt obliegenden Verpflichtungen zu führen, vielmehr hat der Gaſtwirt 
die ſeine Haftung ausſchließenden Umſtände darzutun. — Zur Erhebung des Erſatzanſpruchs 
iſt nur der Gaſt, nicht aber der mit dem Gaſtwirt in keinem Vertragsverhältnis ſtehende 
Eigentümer der Sachen ermächtigt. Bei mitwirkendem Verſchulden des Gaſtes gilt 8 254. 
S. dazu RG 75, 386 und 8 702 A 4. 

4. Eingebrachte Sachen ſind nicht bloß die vom Gaſte unmittelbar in das Gaſthaus ein⸗ 
geführten (einerlei ob ſie ihm gehören oder nicht), ſondern auch diejenigen, welche der Reiſende 
am Bahnhofe dem Kutſcher eines Gaſthofwagens mit dem Bemerken übergibt, daß er dort 
einzukehren gedenke (RO 25, 336; RG 1, 83); immerhin muß aber die Abgabe an die 
„Leute“ des Gaſtwirts, nicht an Dritte, erfolgt ſein; eingebracht ſind deshalb noch nicht die 
in dem vor dem Gasthaus anfahrenden Mietwagen zurückgebliebenen Gegenſtände; wenn 
der Pförtner des Gaſthauſes beim Abladen des Gepäcks das Innere des Wagens nicht ge. 
hörig durchſucht hat und dadurch ein Gegenſtand abhanden kommt, haftet der Gaſtwirt nicht 
aus $ 701, ſondern gemäß § 278 BGB für die Fahrläſſigkeit des Pförtners bei Ausführung 
des Auftrags, das Gepäck ins Gasthaus zu ſchaffen (RG Warn 1917 Nr 133). Eingebracht 
ſind ferner die vom Gaſte bei ſich getragenen oder nachträglich während ſeines Aufenthalts 
in den Gaſthof geſchafften Sachen, endlich auch das Geſchirr und die Tiere des Gaſtes, die 
er in dem von ihm zu ſeiner Unterkunft aufgeſuchten Gaſthauſe einſtellt (Seuffa 50 
Nr 253), während der nicht zugleich die Gäſte beherbergende Stallwirt für das bei ihm 
eingeſtellte Geſchirr regelmäßig nur im Falle eines ihn oder feine Leute treffenden Ver 
ſchuldens haftet (RO ZW 1910, 750°). Das Einbringen endigt mit der Abreiſe des Gaſtes, 
wenn der Gaſt von dem Gaſtwirt oder deſſen Leuten feine Sachen wieder in Empfang 
nimmt. Nicht mehr als eingebracht gelten daher die vom Gaſte bei ſeiner Abreiſe im Gaſt 
Haufe zurückgelaſſenen oder die im Gaſthauſe aus feinem Beſitze gekommenen (3. B. von 
ihm im Garten des Hotelreſtaurants liegen gelaſſenen) Sachen, bezüglich welcher möglicher 
weile nur ein Verwahrungsvertrag oder auftragloſe Geſchäftsführung vorliegt (M 2, 586: 
DLG 8, 78). Auch wenn der Gaſt mit dem Wirt die Nachſendung der Sachen vereinbart 
hat, hört dennoch mit feiner Abreiſe die Haftung nach $ 701 auf; es tritt Haftung aus Auf 
trag und Verwahrungsvertrag ein. Stirbt der Gaſt im Gaſthauſe, ſo dauert die Haftung des 
Gaſtwirts fort bis zur Übergabe der Sachen an den Erben oder bis zu deren Hinterlegung 
na 372. 

5 Für den Ausſchluß der Haftung kommt es, wenn der Schaden vom Gaſte, von einem 
Begleiter desselben oder von einem bei ſich Aufgenommenen verurſacht ift, auf ein Vers chulden 
dieſer Perſonen nicht an. — Außer den vom Gaſtwirt zu erweiſenden Ausſchlußgründen 
iſt auch eine Vereinbarung über den Wegfall der Haftpflicht zuläflig- Dieſe Vereinbarung 
kann zwar nicht ſchon durch einen einſeitigen Anſchlag des Wirtes und bloßes Schweigen 
des Gaſtes hierzu, wohl aber durch eine auf deſſen Grundlage zwiſchen Wirt und Gaſt erfolgte 
Verſtändigung herbeigeführt werden. R 

6. Wegen ber höheren Gewalt . § 203 Abſ 2 und RG 75, 386. Nicht darunter fallen 
namentlich Diebſtähle (NG a. a. O.) und im Innern des Gaſthauſes eintretende Brand⸗ 
chäden. 

§ 702 


Für Geld, Wertpapiere und Koſtbarkeiten haftet der Gaſtwirt nach 
8 701 uur bis zu dem Betrage von eintauſend Markt), es ſei denn, daß er 
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dieſe Gegenſtände in Kenntnis ihrer Eigenſchaft als Wertſachen zur Auf⸗ 
bewahrung übernimmte) oder die Aufbewahrung ablehnt?) oder daß der 
Schaden von ihm oder don feinen Leuten verſchuldets) wird. 

E I 627 II 642; M 2 588—590; P 2 404—410. 


1. 8 702 fett eine Begrenzung der Haftung des Gaſtwirts für Geld, Wertpapiere und 
Koſtbarkeiten feſt. Bei mehreren ſelbſtändigen, nur gemeinſam aufgenommenen 
Gäſten (3. B. mehreren Teilnehmern einer Reiſegeſellſchaft, mehreren Brüdern) haftet 
der Gastwirt jedem bis zur Höhe von eintauſend Mark, in dem Falle aber, wenn ein Ja. 
milienhaupt mit mehreren unſelbſtändigen Familiengliedern bei ihm einkehrt, nur einmal 
bis zur Höhe der genannten Summe (Prot II 2, 410; Dernburg II 8 353 A 12), da hier nur 
eine einheitliche Aufnahme vorliegt. Im Falle mehrfacher Beſchädigungen innerhalb einer 
und derſelben Beherbergung wird dasſelbe gelten müſſen (a. M. Dertmann A 2). 

2. Im Falle der Übernahme zur Aufbewahrung in Kenntnis von der Werteigenſchaft 
der Sachen haftet der Gaſtwirt über die Grenze des § 702 hinaus, nicht bloß nach den Grund⸗ 
ſätzen des Verwahrungsvertrags, ſondern in Gemäßheit des 8 701. Die Vorausſetzung dieſer 
ſtrengeren Haftung hat der Gaſt nachzuweiſen. Die Benutzung einer von dem Gaſtwirt den 
Gäſten für die Aufbewahrung ihrer Sachen zur Verfügung geſtellten Einrichtung begründet 
keine Annahme zur Aufbewahrung (RG 77, 336). , 

3. Wie die Übernahme wirkt auch die Ablehnung der Aufbewahrung, obwohl im übrigen 
der Gaſt behalten wird. — Der Gaſtwirt kann ſich alſo der unbeſchränkten Haftung nur da; 
durch entziehen, daß er den Gaſt überhaupt abweiſt. 

4. Im Falle des Verſchuldens (3. B. durch Aufnahme verdächtigen Geſindels, ungenügende 
Bewachung oder Schließung des Hauſes, mangelhafte Verſchließbarkeit der Zimmer, 

75, 386) iſt die Haftung der Summe nach unbegrenzt. Zu ſeiner Entlaſtung kann ſich der 
Gaſtwirt bei dieſer vertragsähnlichen Haftung auf den nur bei Haftung aus unerlaubter Hand- 
lung anwendbaren 8 831 nicht berufen (M 2, 589), wohl aber auf ein mitwirkendes Ver⸗ 
ſchulden des Gaſtes nach 8 254, das insbeſondere gegeben iſt, wenn der Gaſt Wertſachen offen 
liegen läßt (RG a. a. O.). 

§ 703 

Der dem Gaſte auf Grund der SS 701, 702 zuſtehende Anſpruch erliſcht, 
wenn nicht der Gaſt unverzüglich, nachdem er von dem Verluſt oder der Be⸗ 
ſchädigung Kenntnis erlangt hat, dem Gaſtwirt Anzeige macht!). Der An⸗ 
ſpruch erliſcht nicht, wenn die Sachen dem Gaſtwirte zur Aufbewahrung über⸗ 
geben waren?). 

E II 643 III 690; P 2 410; 6 194. 

1. Anzeigepflicht des Gaſtes, und zwar gegenüber dem Gaſtwirt oder deſſen Vertreter. 
Umverzügli |. § 121, damit der Gaſtwirt rechtzeitig in der Lage iſt, die Behauptungen bes 
Gaſtes zu prüfen und gegen ſeine etwa ſchuldigen Leute vorzugehen. N 

2. Kein Erlöſchen im Fall der Übergabe an den Gaſtwirt perſönlich 0 2 4 
deſſen Vertreter (Prot 2, 414). Anders, wenn die Sachen ſeinen Leuten übergeben erg 
von deren Verhalten der Gaſtwirt nicht ohne weiteres Kenntnis haben muß. Die er aſt 
geſtaltet ſich ſo, daß a) der Gaſtwirt nachzuweiſen hat, daß und wann der Gaſt d enntnts 
von dem Verlust und Schaden erhalten habe, während b) dem Gaſte der Beweis 3 
zeitigen Anzeige, gegebenenfalls der Übergabe an den Gaſtwirt zur Aufbewahrung, 1; en 
Die Verweigerung der befonderen Übernahme (8 702) hat hier nicht die gleiche Wirkung 
wie dieſe ſelbſt. 

§ 704 


der Gaſtwirte) hat für feine Forderungen für Wohnung un andere 
dem Gaſte zur Befriedigung ſeiner Bedürfniſſe gewährte Lei Sather mit 
Einſchluß der Auslagen), ein Pfandrecht an den eee en des 
Gaſtess). Die für das Pfandrecht des Vermieters geltenden en 
des § 559 Satz 3 und der 88 560 bis 563 finden entſprechende Anwendung‘), 

6 1 628 II 644; M 2 591; P 2 411, 412. 1901 

1. Das Pfandrecht des $ 704 iſt nur dem Gaſtwirte im Sinne des 87 gegeben, der 
gewerbsmähig Fremde zur Beherbergung aufnimmt, nicht dem Speile-, ur 755 Stallwirt. 

2. In Anſehung der zu ſichernden Forderungen reicht das Pfandrecht des Gaſtmirts 
weiter als dasjenige des Vermieters, welches ſich auf die Forderungen für Peköſtigung, Aus. 
lagen uſw. nur dann erfüireckt, wem fie nebenfächlicher Natur find (1. 3 550 A 3). 
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3. Das Pfandrecht ſteht zu an den eingebrachten Sachen des Gaſtes, nicht an den im 
Eigentum Dritter ſtehenden, vom Gaſte mit ſich geführten Sachen, auch dann nicht, wenn 
ſich der Gaſtwirt bezüglich dieſer in dem guten Glauben befindet, daß ſie Eigentum des Gaſtes 
ſeien (vgl. $ 559 A 2). Insbeſondere hat der Gaſtwirt wegen feiner Forderungen an den Gaſt 
kein Pfandrecht an den von deſſen Begleitern oder Dienern eingebrachten Sachen; wohl 
aber an den Sachen des Gaſtes für die Forderungen wegen der den Begleitern des Gaſtes 
gewährten Wohnung und Beköſtigung, ſofern der Gaſt hierfür einzuſtehen hat. § 1207 
BGB findet auf das Pfandrecht des Gaſtwirts als geſetzliches Pfandrecht, das einen Pfand⸗ 
beſitz nicht vorausſetzt, keine Anwendung (RG 7. 7. 16 VII 138/16). 

4. Es ſind dies die Vorſchriften über den Ausſchluß der von der Pfändung ausgenommenen 
Sachen, ſowie über das Erlöſchen des Pfandrechts mit der Entfernung der Sachen von dem 
Grundſtücke, über das Widerſpruchs., Selbſthilfe. und Klagerecht des Vermieters und über 
das Verhältnis des Vermieterpfandrechts zum Pfändungspfandrecht anderer Gläubiger. — 
Im Konkurſe des Gaſtes ſteht dem Gaſtwirt das Abſonderungsrecht nach 8 49 Nr 2 KO zu. 
Sein Verkaufsrecht außerhalb des Konkurſes regeln die 88 1228 ff. BGB. 


Vierzehnter Titel 
Geſellſchaft 


1. Die Vorſchriften des BGB über die Geſellſchaft gelten nicht nur für die Geſellſchaften 
des bürgerlichen Rechtes. Sie dienen zugleich zur Ergänzung der Vorſchriſten des Handels⸗ 
geſetzbuchs (vgl. 55 105 Abſ 2, 161 Abs 2, 320, 335) über die offene Handelsgeſellſchaft, 
Kommanditgeſellſchaft und augenſcheinlich auch (vgl. 85 338 Abſ 2, 339 HGB; R JW 
1913, 431?) die ftille Geſellſchaft. Der Inhalt vieler Vorſchriften des alten HGB iſt in 
das BGB übernommen worden. Iſt beim Abſchluſſe eines Geſellſchaftsvertrags die Ge⸗ 
ſchäftsabſicht zunächſt auf die Begründung einer offenen Handelsgeſellſchaft oder einer 
Kommanditgeſellſchaft gerichtet, ſteht aber die Vorſchrift des § 4 Abſ 2 HGB entgegen, 
fo entſteht regelmäßig eine Geſellſchaft des bürgerlichen Rechtes. Die Vorſchriften des 
BGB finden auch grundsätzlich Anwendung auf die Aktiengeſellſchaft, die Geſellſchaft 
mit beſchränkter Haftung und die Genoſſenſchaft vor der Eintragung im Handelsregiſter 
oder Genoſſenſchaftsregiſter. Sie finden ferner Anwendung auf die Gelegenheitsgeſell⸗ 
ſchaft: die Beſtinmungen des HOB a. F. (Artt 266270) find in das neue HODB nicht auf. 
genommen worden. Zu dieſen Gelegenheitsgeſellſchaften gehören z. B. das Grün dungs⸗ 
konſortium, ferner das Bankkonſortium, das zur Vegebung von Wertpapieren ſich 
gebildet hat — vgl. R 21, 67; 26, 52; 56, 206; 56, 279 (der Zeichner tritt nur zu der Bank, bei 
welcher er zeichnet, nicht zu dem Konſortium in ein Vertragsverhältnis); 67,394; Gruch 48, 1039; 
Holdheims Schr 07, 25 —ſowie die Unternehmerkartelle, die zum Zweck der Einhaltung 
beſtimmter Mindeſtverkaufspreiſe oder zur Regelung des gemeinſchaftlichen Abſatzes ihrer Er⸗ 
zeugnilfe zuſammengetreten find (vgl. RG 48, 305; 53, 19; Warn 1916 Nr 209; 20. 2. 17 
II 356/16; vgl. auch NG 89, 354 und Auſſätze in JW 1911, 144; 1914, 171; 1915, 372, 
ſowie LZ 1911, 918). Für die Gründungsgeſel ſchaft iſt zu beachten, daß für dieſe in gewiſſem 
Maße die für die zu gründende Geſel ſchaft geltenden Grundſätze ergänzungsweiſe heran⸗ 
zuziehen find. So iſt es, wenn der Geſellſchaftsvertrag einer Geſellſchaft m. b. H. den Konkurs 
eines Geſellſchafters nicht als Auflöſungsgrund anerkennt, gerechtfertigt, dieſen Auflöſungs⸗ 
grund trotz $ 728 auch für die Gründungsgeſellſchaft nicht gelten zu laſſen (RG 82, 288). 
Wird von dem Mitgliede einer handelsxechtlichen Geſellſchaft durch Einräumung einer Unter ⸗ 
beteiligung (vgl. § 717 A 2 eine beſondere Geſellſchaft gegründet, fo kommen für dieſe 
lediglich die Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes zur Anwendung. Ein Geſellſchaftsvertrag 
kann zwiſchen Ehegatten unbeſchadet des in der Ehe geltenden geſetzlichen Güterrechts 
geſchloſſen werden. Er ſtellt nicht einen Ehevertrag dar und bedarf deshalb nicht der in § 1434 
vorgeſchriebenen Form. Die aus dieſem Geſellſchaftsverhällnis ſich ergebenden Rechts. 
verhältniſſe find nur nach Geſellſchaftsrecht, nicht nach Güterrecht zu beurteilen (RG LZ 
1919, 10767). Ein ſolcher Geſellſchaftsvertrag kann ſtil ſchweigend geſchloſſen fein, wenn die 
Umſtände ergeben, daß die Frau nach dem Willen beider Eheleute ihre Tätigkeit dem Geſchäfts⸗ 
betriebe des Mannes nicht als bloße Gehilfin, ſondern als gleichberechtigte Geſellſchafterin 
mit dem Recht auf Teilung des Gewinns zugewandt hat. Über die Reederei |. 89 489ff. 
HGB. Für nichtrechtsfähige Vereine gelten die Vorſchriften über die Geſellſchaft nach 
$ 54. Das Weſen des Vereins beſteht in feiner Unabhängigkeit von dem Wechſel der Mit- 
glieder und in der körperſchaftlichen Verfaſſung (vgl. § 54 A 1). Die Unterſcheidung des 
nichtrechtsfähigen Vereins von der Geld ſchaft kann im Einzelfalle Schwierigkeiten machen, 
da die meiſten Vorſchriften des Geſel ſchaftsrechts nachgiebiger Natur find. Die bekannten 
Bohrgeſellſchaften können nicht nur Vereine, ſondern auch Geſellſchaften ſein (vgl. RG 
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54, 297; 57 S. 90, 414; ferner Holdheims Schr 06, 255). Die Vorſchriften über die 
ee u" weiter Anwendung auf die nicht anerkannten ausländiſchen Vereine 
(Art f 

2. Einzelne Vorſchriften des Geſellſchaftsrechts leiden entſprechende Anwendung auf 
Vertragsverhältniſſe, die auf eine längere Intereſſenverknüpfung gerichtet ſind, insbeſondere 
die Vorſchriften über die Kündigung aus wichtigem Grunde ($ 723) auf Vertragsverhältniſſe, 
die auf längere Dauer eingegangen ſind und in beſonderem Maße auf gegenſeitigem Ver- 
trauen beruhen (RG 65, 37; 78 S. 424, 385; 95, 166; Warn 08 Nr 511 und mit bezug auf 
Mietverträge IW 1919, 1817; vgl. auch $ 611 A 2). Geſellſchaftsähnlich, find Verlags 
verträge und dem ähnliche Verträge mit Beteiligung des Urhebers am Reingewinn (RG, 
78, 301; 87, 215; 23 1914, 8625; 11. 2. 20 I 207/10), desgleichen Kartelle und Syndikate, 
ſoweit ſie nicht als Geſellſchaften, als Vereine oder als Geſellſchaften m. b. H. eingerichtet 
find (vgl. RG 58, 22; auch 70, 165 über das Recht auf gleichmäßige Beteiligung an gewinn 
bringenden Geſchäften). Ein geſellſchaftsähnliches Verhältnis kann augenommen werden, 
wenn mehrere Anwälte oder mehrere Arzte unter Wahrung der Selbftändigfeit der Berufs- 
ausübung des einzelnen ſich in gewiſſen Beziehungen zu einem gemeinſchaftlichen Betriebe 
verbunden haben (vgl. Joſef in HoldheimsMSchr 1917, 99ff.). Dagegen iſt die Kündigungs 
vorſchrift des § 723 auf Kaufverträge über langfriſtige Sukzeſſivlieferungen für nicht n 
bar erklärt worden in RG JW 07, 1035; vgl. auch RG 74, 33, während in Warn 1919 Nr 22 
die Annahme eines geſellſchaftsähnlichen Verhältniſſes, das für die Lieferpflicht von Be 
deutung iſt, als möglich hingeſtellt wird. Der Umſtand allein, daß der Vorteil der Vertrags 
parteien Hand in Hand geht — wie dies bei der Geſchäftsverbindung zwiſchen dem Erzeuger 
und feinen Kunden der Fall iſt —, begründet ſelbſtverſtändlich noch kein geſellſchaftsähnliches 
Verhältnis (RG V 1. 5. 12, Bay 8, 330). 1 

3. Für die zur Zeit des Inkrafttretens des BB bereits beſtehenden Geſellſchaften und 
nichtrechtsfähigen Vereine, ſoweit es ſich bei dieſen nicht um das Rechtsverhältnis gegenüber 
Dritten aus Vorgängen ſeit dem 1. Januar 1900 handelt, bleiben die bisherigen Geſetze 
maßgebend (Art 170 Ech; RG IW 1915, 450). Die Verbotsbeſtimmung des $ 723 Abi 8 
hat rüchvpirkende Kraft (vgl. $ 723 A 7). . 

4. Der Geſellſchaftsvertrag beruht auf einem perſönlichen Vertrauens verhältnis. Dem 
entſprechen die Vorſchriften des § 708, wonach die Haftung des Geſel ſchafters ſich auf die in 
eigenen Angelegenheiten gewohnte Sorgfalt beſchränkt, ferner der 88 717 u. 727 über die 
Unübertragbarkeit und Unvererblichkeit der Rechte aus der Geſellſchaft. Das Vertrauens 
verhältnis geht aber nicht ſo weit wie bei der offenen Handelsgeſellſchaft, daß in Ermanglung 
anderer Vereinbarung jeder Geſellſchafter allein für die Geſellſchaft zu handeln berechtigt ist 
(568 88 114, 115, 125). — Das Geſellſchaftsrecht wird in beſonderem Maße von dem 
Grundſatz von Treu und Glauben beherrſcht. Die Geſel'ſchafter dürfen nicht nur bei Ein 
gehung der Geſellſchaft die für Erreichung des Geſellſchaftszwecks ungünſtigen Uimſtände, die 
ihnen bekannt und erſichtlich für die Entschließung des anderen Teiles von Bedeutung ind, 
nicht verſchweigen, ſie haben auch während des Beſtehens der Geſellſchaft die Pflicht der 
Treue zu wahren, insbeſondere darin, daß ſie Schaden von der Geſellſchaft abzuwenden haben 
(val. 88 705 A 3, 706 A 5, 710 A 1). Sittenwidrig und deshalb nichtig iſt eine Vereinbarung, 
durch welche der Geſellſchafter ſich verpflichtet, das Stimmrecht anders als im Intereſſe der 
Geſellſchaft auszuüben (RG Lg 1912, 545). Als Verletzung der Treupflicht erſcheint es, 
wenn ein Geſellſchafter ſich auf Koſten der Mitgeſellſchafter unter Ausnützung der gefellfchaft 
lichen Beziehungen beſondere Vorteile verſchafft, wenn er namentlich für die ſelennchofiltchen 
Leiſtungen unter Verheimlichung vor den übrigen Geſellſchaftern ſich eine beivn ere Ver 
gütung gewähren läßt (R 82, 10; 5. 10. 12 VI 155/12). Eine allgemeine Rochenſchafts 
pflicht liegt ihm jedoch — abgeſehen von den in Geſellſchaftsangelegenheiten auftengsmäiig 
oder unberufen geführten beſonderen Geſchäften (vgl. $ 666; RG 73, 288) — 715 790 Aber 
den Grundſatz der Gemeinſchaft zur geſamten Hand ſ. 88 718 A 1, 71, U 4,1, 
786 A 2 und 738 A 1 u. 2. 
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1) Durch den Geſellſchaftsvertrag:) verpflichten ſich die Geſellſchafter !) 
gegenſeitig )), die Erreichung eines gemeinſamen Zweckes“) in der durch den 
Vertrag beſtimmten Weise zu fürdern?), insbeſondere die vereinbarten 
Beiträges) zu leiſten. 

E 1 629 II 645; M 2 593—595; P 2 415—417. 


Die Geſellſchaft iſt ein auf Vertrag beruhendes einheitliches Schuldverhältnis. Es 
beſteht bei ihr — im Gegenſatze zum rechtsfähigen Verein — kein von den Geſellſchaftern 
verſchiedenes Rechtsſubſekt (Geſenlchaft) Iſt von der Geſellſchaft die Rede, ſo ſind doch die 
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Geſellſchafter gemeint. Die Geſellſchafter ſelbſt find die Träger des Geſellſchaftsvermögens 
(88 718, 719). Sie können ſich eines gemeinſamen Namens bedienen (RG 17. 3. 06, Holdbeims 
MSchr 06, 255; vgl. R JW 06, 4524); dieſer Name kann aber nicht handelsrechtliche Firma 
ſein. Im Grundbuche werden die Namen aller Geſellſchafter eingetragen; wechſelfähig 
(Art 1 WO) find nur die Geſellſchafter, nicht die Geſellſchaft. 

2. Der Geſellſchaftsvertrag bedarf keiner Form. Beſtand nach altem Recht Formzwang 
und iſt die unter Verletzung der Formvorſchrift eingegangene „Geſellſchaft“ über den 1. 1. 00 
hinaus betrieben worden, ſo iſt Beſtätigung nach $ 141 erforderlich, die nicht ohne weiteres in 
der tatſächlichen Fortſetzung des Geſellſchaftsbetriebs gefunden werden kann (RG JW 03 Beil 5, 
4287). Wenn Grundstücke, das ganze gegenwärtige Vermögen oder ein Bruchteil 
davon in die Geſellſchaft eingebracht werden ſollen, finden die §8 313 (. NG 68, 260), 311 
Anwendung. Dagegen bedarf ein Geſellſchaftsvertrag, der darauf gerichtet iſt, Grundeigen⸗ 
tum zum Zwecke der Weiterveräußerung für gemeinſchaftliche Rechnung zu erwerben, der 
Form des $ 313 ſelbſt dann nicht, wenn im Vertrage von einer Verpflichtung zur Weiter 
veräußerung die Rede iſt, da dieſe Verpflichtung nicht den eigentlichen Inhalt des Geſell⸗ 
ſchaftsvertrags bildet, ſondern ſich als die geſetziiche Folge des dem Vertrage entſprechend 
vorgenommenen Eigentumserwerbs darſtellt (RG 23 1916, 1173). Ebenſo RG 97, 329 
für den Fall, daß im Grundſtückszwangsverſteigerungsverfahren ein Bieter vor der Zuſchlags⸗ 
erteilung einen Geſellſchaftsvertrag des Inhalts ſchließt, daß das Grundſtück, wenn er den 
Zuſchlag erhalte, für gemeinſchaftliche Rechnung veräußert werden ſolle. Der einzelne ſchließt 
den — einheitlichen Geſeliſchaftsvertrag mit den übrigen Vertragsſchließenden als Einzel: 
perſonen. Im Falle der Minderjährigkeit eines Vertragsſchließenden iſt der zum Wider 
rufe berechtigte „andere Teil“ ($ 109) jeder einzelne der übrigen. Scheidet wegen eines 
ſolchen Widerrufs oder „wegen ausbleibender Genehmigung ($ 108) oder deswegen, weil die 
Willenserklärung eines Vertragsſchließenden nichtig iſt, ein Vertragsſchließender aus, ſo liegt 
„Nichtigkeit“ des Teiles eines Rechtsgeſchäfts ($ 130) vor. Steht einer der Vertragsparteien 
ein Anfechtungsgrund gegenüber einer der mehreren anderen Vertragsparteien zur Seite 
(SS 119, 123), fo kann ſie die Anfechtung nicht bloß gegen die eine Partei, ſondern wegen 
der Einheitlichkeit des Geſellſchaftsvertrags gegen sämtliche Vertragsſchließende geltend machen. 
Irrtum über das Vorhandenſein eines Geſellſchaftsvermögens oder deſſen Umfang berechtigt 
als ein bloßer Irrtum über den Beweggrund noch nicht zur Anfechtung. Der Geſellſchafts⸗ 
vertrag lann nach 55 134, 188 (RG Warn 1911 Nr 9), 306, 310 nichtig fein. Wenn jemand, 
der eine Erfindung gemacht haben will, vor der Patentierung ſich mit einem Geldgeber zu 
deren Ausbeutung vereinigt, ſo wird im Zweifel als die Vertragsmeinung anzuſehen ſein, 
daß hinſichtlich des Vorhandenſeins einer Erfindung die Gefahr vom Geldgeber getragen 
werden ſoll. Es liegt daun ein gewagtes Geſchäft vor, und es kann nicht auf Grund der! 
Behauptung, daß in Wirtlichkeit eine Erfindung nicht gemacht fei, geltend gemacht werden, 
der Geſellſchaftsvertrag ſei nach § 306 nichtig (RG 6. 10. 06 1 196/00; 13. 3. 07 T 349/00). 
Wegen des Erforderniſſes der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung ſ. § 1822 Nr 3. Zur 
Abänderung des Geſeillſchaftsvertrags iſt Einſtimmigkeit erforderlich, es ſei denn, daß 
ein anderes im Vertrage beſtimmt iſt. Auch wenn durch die Abänderung ein Geſellſchafter 
nicht unmittelbar betroffen wird, die Anderung vielmehr nur für die Beziehungen der übrigen 
Geſellſchafter von Bedeutung iſt, kann deſſen Zuſtimmung, da an der Regelung der Rechte 
und Pflichten der verſchiedenen Geſellſchafter ſämtliche Geſellſchafter als Vertragsſchließende 
beteiligt ſind, nicht entbehrt werden. Anderungen des Geſellſchaftsvertrags — wobei jedoch 
die Grenzen der Anderung näher angegeben fein müſſen — kann ſich der Geſellſchafter ſchon 
im voraus unterwerfen. So kann er in dem mit den anderen Geſellſchaftern geſchloſſenen 
Vertrage im voraus ſein Einverſtändnis dazu erklären, daß ſpäter eine beſtimmte Perſon als 
Geſellſchafter in die Geſellſchaft aufgenommen wird. Über Anderung des Geſellſchafts⸗ 
vertrags durch Erhöhung der Beiträge |. § 707 A 3. Verſchieden von dem Geſellſchafts⸗ 
vertrage iſt der Vorvertrag auf Abſchluß eines Geſellſchaftsvertrags. Er ift bindend, wenn 
die Abrede ſo beſtimmt iſt, daß im Streitfalle der Inhalt des verſprochenen Vertrags richter⸗ 
lich feſtgeſtellt werden kann (M& 66, 120). Die Vorſchrift des $ 723 über Zuläſſigkeit fo- 
fortiger Kündigung gilt nur für den Geſellſchaftsvertrag, nicht ohne weiteres für den Vor⸗ 
vertrag (RG 23 1916, 74010). Nicht ausgeſchloſſen wird durch Eingehung eines Geſellſchafts⸗ 
vertrags die Begründung andersartiger Berechtigungen und Verpflichtungen zwiſchen den 
Mitgliedern. So kann anerkanntermaßen den Mitgliedern einer Aktiengeſellſchaft oder einer 
Geſellſchaft m. b. H. die Verpflichtung zu anderen Leiſtungen als Kapitaleinlagen gegenüber 
der Geſellſchaft (über 8. 212 HGB hinaus) durch ſelbſtändige, außerhalb des Geſellſchafts⸗ 
wenn miſles ſtehende, wicht einen Teil des Geſellſchaftsvertrags bildende Verträge auferlegt 

erden. 28 5 : 

3. Weſentlich für den Geſellſchaftsvertrag iſt die Verpflichtung, die Erreichun eines ge⸗ 
meinſame Abe zu fördern. Beſteht die Verpflichtung nicht, ſo beſteht kein Geſellſchafts 
vertrag; ſelbſtverſtändlich kann daun ein Vertrag anderer Art gültig geſchloſſen ſein (RG 
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77, 227; Warn 1911 Nr 9). Neben den vermögensrechtlichen kommen ideale, wiſſenſchaft⸗ 
liche, ſoziale, religiöſe, geſellige oder künſtleriſche Zwecke in Betracht. Zur Erreichung des 
gemeinſamen — nicht bloß gleichartigen — Zweckes werden, von den idealen Erfolgen ab⸗ 
geſehen, Vorteile erſtrebt, die der Geſanitheit der Geſellſchafter und dadurch auch dem einzelnen 
Geſellſchafter zugute kommen (vgl. $ 722 A 1). Bei den auf längere Dauer berechneten 
Geſellſchaften wiederholt ſich die Erlangung der Vorteile fortlaufend (§ 721 Ab] 2), bei den 
Gelegenheitsgeſellſchaften (Vorbem 1) handelt es ſich gegebenenfalls nur um ein ein⸗ 
zelnes gemeinſames Geſchäft mit einem einmaligen Vorteile (z. B. gemeinſchaftlicher Ankauf 
oder Verkauf, um die Frachtkoſten, die Generalunkoſten, zu vermindern). Die zur Förderung 
des gemeinſamen Zweckes zu machenden Leiſtungen (Unterlaſſungen) brauchen nicht aus: 
drücklich in dem Geſellſchaftsvertrage feſtgeſetzt zu ſein. Es genügt, daß dieſe Leiſtungen nach 
Lage der Sache unter beſonderer Berückſichtigung des Geſellſchaftszwecks beſtimmbar find, 
Als ein Geſellſchaftsvertrag wird ein Vertrag anzuſehen fein, durch den die Parteien ſich 
verpflichten, den Zweck, aus dem Vermögenszuſammenbruch eines gemeinſchaftlichen Schuld⸗ 
ners ſo viel als möglich zur Deckung ihrer Forderungen zu retten, durch ihre Handlungen zu 
fördern (RG 70, 33; 18. 4. 07 VI 274/06; 15. 1. 09 VII 117/08). In jedem Falle begreift 
die Verpflichtung, den Geſellſchaftszweck zu fördern, auch die Verpflichtung in ſich, 16 90 
unterlaſſen, was der Erreichung des Geſellſchaftszwecks abträglich ſein kann (vgl. RG 
1913, 4296). Keine Vorausſetzung des Geſellſchaftsvertrags iſt die Begründung eines Geſell⸗ 
ſchaftsvermögens, auch nicht die Leiſtung von Beiträgen für dieſen Zweck (RG 77, 226; 80, 271; 
Ih 09, 6565; Warn 09 Nr 403; CB 1915, 13795). Nicht erforderlich iſt ferner, daß die 
Teilnehmer einen beſtimmten Anteil. Gewa uh den BE Dale Es kann bedniigen 
fein, daß ein Geſellſchafter nur am Gewinn, nicht am Verluſt keilaimmt (RG 18. 1. 19 
V 243/18; vgl. RG 20, 163; 27, 13; 31, 35), unbeſchadet natürlich der perſönlichen Haftung 
gegenüber den Geſellſchaftsgläubigern (vgl. $ 718 A 5), wogegen der Geſellſchaſter nur in⸗ 
ſofern geſchützt werden kann, als die Mitgeſellſchafter es übernehmen, ihn von der Haftung 
zu befreien oder ihn im Falle der Inanſpruchnahme ſchadlos zu halten. Ein Geſellſchafts⸗ 
vertrag wird auch nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß ein Teilnehmer ſtatt des Auteils am 


Gewinn ein feſtes Entgelt erhält, und zwar auch dann nicht, wenn e G8 ale en 


des Vorlüfts befreit iſt (RG 13. 7. 15 II 99/15 im Recht 1916 Nr 605; vgl. für die ( 

Handelsgeſellſchaft RG 90, 15). — Eine Beteiligung des einen Teiles an dem Gewinn des 
anderen begründet noch keine Geſellſchaft. Wird zwiſchen zwei Inhabern gleichartiger Ge⸗ 
ſchäfte (3. B. nahen Verwandten) verabredet, daß jeder an dem Gewinn des anderen teil⸗ 
nehmen ſolle, ohne daß er das andere Geſchäft förderte oder vertraglich verpflichtet wäre, in 
ſeinem eigenen auf die Erzielung von Gewinn hinzuwirken, ſo iſt ein Geſellſchaftsvertrag 
nicht gegeben. Iſt aber als Sinn der Verabredung anzunehmen, daß jeder nach Möglichkeit 
in ſeinem Geſchäfte auf die Erzielung von Gewinn bedacht ſein muß — eine Annahme, die 
regelmäßig gerechtfertigt fein wird —, fo ergibt ſich die Verpflichtung zu gemeinſamer Zweck⸗ 
förderung. In einem ſolchen Falle wird die Feſtſtellung eines Geſellſchaftsvertrags nicht 
durch die Vereinbarung gehindert, daß die Geſchäfte völlig getrennt betrieben werden und 
eine wechſelſeitige Einmiſchung des einen Geſchäſtsinhabers in die Geſchäftsführung des 
anderen nicht ſtattfinden foll (RG 73, 286). Ein partiariſches Darlehn, keine Geſellſchafts⸗ 
einlage, liegt vor, wenn lediglich ein feſter Auteil am Gewinn, aber kein Einfluß auf den 
Geſchäftsbetrieb, auch nicht das Recht auf Büchereinſicht eingeräumt iſt (RG 57, 175; ogl. 
auch 74, 13; 77 S. 226 u. 228; Warn 1913 Nr 211). Gibt der eine Vertragsteil eine Geld 
fumnte, ohne daß der andere Teil zur Rückerſtattung verpflichtet fein ſoll ($ 607), beſtehen die 
Verpflichtungen des anderen Teiles vielmehr lediglich darin, dem Geldgeber einen beſtimmten 
Anteil an dem Gewinne eines Unternehmens, z. B. eines Bergwerks, zu gewähren, ſo liegt 
ein Hoffnungskauf vor (RG 77, 223). Das Dienſtverhältnis eines Handlung?’ oder 
Gewerbegehilfen wird nicht deswegen zum Geſellſchaftsverhältnis, weil ihm neben dem 
feſten Gehalt oder an Stelle desſelben als Entgelt für die zu leiſtenden Dienſte ein Anteil an 
dem Reingewinn des Unternehmers zugeſichert wird (eommis interesse) — auch nicht des. 
wegen, weil ihm eine Mitwirkung bei Feſtſetzung der Verkaufspreiſe eingeräumt wird (RG 
9. 12. 02 III 278/02; Warn 1914 Nr 37). Ebenſowenig verliert ein Pachtvertrag dadurch 
feine Eigenart, daß der Pachtzins ganz oder zum Teil nach dem wechſeinden Ertrage des 
Pachtguts beſtimmt wird. In gleicher Weile iſt es zuläſſig, daß in einem Kaufvertrage 
neben dem feſten Kaufpreiſe, der als die Hauptleiſtung des Käufers erſcheint, Leistungen 
anderer Art als Entgelt für die Überlaſſung der Kaufſache in partiariſcher oder ahnlicher 
Form bedungen werden (RG 30. 5.07 VI 342/06). Ein Mäkler⸗, nicht ein Geſellſchafts⸗ 
vertrag, liegt vor, wenn jemand ſich verpflichtet, einem anderen Grundſtücke nachzuweiſen, 
den Ankauf in deſſen Intereſſe zu vermitteln, wogegen er von dem durch die Landverkäufe 
erzielten Gewinn einen auf beſtimmte Prozeute feſtgeſetzten Anteil erhalten ſoll. Da der 
andere nach feinem Belieben den Ankauf und den Verkauf der Grundstücke vornehmen und 
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unterlaſſen kann, fehlt es an der gegenſeitigen Verpflichtung zur Zweckförderung (RG 
13. 12. 07 111 202/07). Vgl. auch § 24 VerlG. 

4. Der Geſellſchaftsvertrag iſt in ſeinem Weſen ein gegenſeitiger Vertrag. Wirtſchaftlich 
ſtellt freitich die Geſellſchaft eine Vereinigung von Leiſtungen dar, zur Erreichung gemein ⸗ 
ſamer Zwecke. Dabei bleibt aber beſtehen, daß die Beitragsleiſtung des einen Geſellſchafters 
das Entgelt für die Beitragsleiſtung des anderen bildet. Die Anwendung der SS 320 ff. kann 
daher grundſätzlich nicht verneint werden. Bei der Durchführung muß jedoch der Eigenart 
des Geſellſchaftsverhältniſſes Rechnung getragen werden. In diefer Beziehung beſtehen nicht 
unerhebliche Meinungsverſchiedenheiten (vgl. Knoke, Recht der Geſellſchaft 88 15— 17; Dert- 
mann A 4). Für das gemeine Recht hat RG JW 00, 841° alles auf die Unterſuchung im 
Einzelfalle abgeſtellt. Was das BGB betrifft, fo muß die Anwendung der SS 820ff. auf 
die Leiſtungen beſchränkt werden, die unmittelbar durch den Geſeliſchaftsvertrag, insbeſondere 
hinſichtlich der Beitragspflicht begründet find (RG 78, 303). Nicht darf ihre Anwendung 
auf die Nebenleiſtungen erſtreckt werden, bei denen ein Gegenſeitigkeitsverhältnis nicht an⸗ 
zuerkennen iſt. Die an ſich zuläſſige Einrede des nicht erfüllten Vertrags aus § 320 
(RG 78, 305) iſt bei mehr als zwei Geſellſchaftern ſchon dann ausgeſchloſſen, wenn auch nur 
der fordernde Geſellſchafter die ihm obliegende Leiſtung bewirkt hat (beſtr.). Ist die Ein⸗ 
ziehung der Beiträge allgemein einem Geſellſchafter oder einem Dritten übertragen ($ 710), 
ſo wird dieſem gegenüber die Einrede, daß die Beiträge von einem Teil der Mitglieder noch 
nicht entrichtet ſeien, überhaupt nicht Platz greifen koͤnnen. Beruht der Anſpruch eines Geſell⸗ 
ſchafters nicht allein auf dem Geſellſchaftsvertrage, wie z. B. der Anſpruch auf Rechnungs⸗ 
legung außerdem noch die Geſchäftsführung zur Vorausſetzung hat, ſo iſt die Einrede nicht 
gegeben (vgl. NS Seuffl 36 Nr 34; NOHG SeuffA 29 Nr 235). Die Einrede des § 321 
iſt grundſätzlich auch dann zuzulaſſen, wenn bei mehr als zwei Geſellſchaftern ſich die 
Vermögensverhältniſſe im ganzen bei den übrigen Geſellſchaftern, welche dem zur Vorleiſtung 
Verpflichteten gegenüberſtehen, weſentlich verſchlechtert haben. Die Beſtimmungen der 89 823 
u. 324 müſſen auch bei der aus mehr als zwei Perſonen beſtehenden Geſellſchoft Anwendung 
finden (beſtr.). Es würde gegen alle Billigkeit verſtoßen, wenn der Geſellſchafter, der wegen 
unverſchuldeter Unmöglichkeit der Erfüllung von feiner Leiſtungspflicht befreit ift, gleich⸗ 
wohl den Auſpruch auf die Gegenleiſtung behielte, die Mitgeſellſchafter alſo genötigt wären, 
ihre Leiſtung in voller Höhe zu bewirken und dem befreiten Geſellſchafter den verſprochenen 
Gewinn ungeſchmälert auszuzahlen. Gegen dieſe Unbilligkeit gewährt die den Mitgeſellſchaftern 
nach 8 723 freiſtehende Kündigung. die nur für die Zukunft wirkt, keine ausreichende Abhilfe. 
Der Verluſt des Anſpruchs auf die Gegenleiſtung kann übrigens dazu führen, daß die Geſell⸗ 
ſchaft wegen Nichterreichbarkeit ihres Zweckes (5 726) gänzlich endigt, braucht es aber nicht. 
Sind die Mitgeſellſchafter — wozu fie nicht unbedingt verpflichtet find (a. A. Planck A IV 2) — 
zur Gewährung der ihnen nach dem Geſellſchaftsvertrage obliegenden Leiſtungen bereit, ſo 
kann doch der befreite Geſellſchafter keinen Anſpruch auf den durch dieſe Leiſtungen erzielten 
Gewinn machen. Ebenſo unbillig würde es fein, wenn der Geſellſchafter, dem durch Ver 
ſchulden eines Mitgeſellſchafters die Leiſtung unmöglich geworden iſt, in gleicher Weiſe 
behandelt würde wie im Falle des § 323, wenn er alſo den Anſpruch auf die Gegenleiſtung 
verlieren müßte. Es muß ihm vielmehr mit Rückſicht auf das geſellſchaftliche Gemeinſchafts⸗ 
verhältnis das Recht zukommen, ben Mitgeſellſchafter auf dem Wege des Schadenserſatzes 
dazu anzuhalten, die ausgefallene Leiſtung für ihn an die Geſellſchaft zu bewirken. Zu be⸗ 
zweifeln iſt auch nicht, daß bei Verletzung der Pflichten aus dem Geſellſchafts⸗ 
vertrage die 88 325, 326 anwendbar werden. Mit dem NG (78, 303; 81, 808: 89, 334; 
20, 208; 03 1913, 57917; Warn 1917 Nr 289) iſt aber die Einſchränkung zu machen, daß die 
Tätigkeit der Geſellſchaft nicht ſchon begonnen haben darf. Die Ausübung des Rücktritts. 
rechts aus 88 325, 326 mit feinen das Geſellſchaftsverhältnis rückwärts auflöſenden Folgen 
würde andernfalls, da alle durch den Betrieb der Geſellſchaft begründeten Rechtsverhältniſſe 
hiervon berührt würden, zu unerträglichen Verwicklungen führen. Die Möglichkeit der Kündi⸗ 
gung muß deshalb hier, ſobald die Geſellſchaft nach außen in Tätigkeit getreten iſt, oder, wie 
dieſer Gedanke auch oft ausgedrückt wird, ſobald der Geſellſchaftsvertrag zur Ausführung 
gekommen iſt, als ein ausreichender Schutz angeſehen werden. Das Verhältnis des § 723 
zu $ 826 iſt nicht dahin aufzufaſſen, daß letztere Vorſchrift die allgemein anwendbare Regel 
enthalte. Knüpft das Geſetz das Kündigungsrecht im 8 728 (mit der nachfolgenden Aus: 
einanderſetung gemäß 68 730ff.) nur an einen wichtigen Grund und daher regelmäßig nur 
an die Vorausſetzung einer vor sätzlichen oder grob fahrläſſigen Verletzung einer weſentlichen 
Vertragspflicht, ſo kann dem Geſetze gewiß nicht die Abſicht beiwohnen daß es das viel ein⸗ 
ſchneidendere, weil rückwärts wirkende Recht des Rücklritts ohne jene Vorausſetzung lediglich 
nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen hätte gewähren wollen, 8 326 kann nicht zur Anwendung 
kommen, wenn die Leiſtung, mit welcher der eine Geſellſchafter in Verzug gekommen iſt, 
nicht von ſo weſentlicher Art oder ihr Ausbleiben nicht auf ein ſolches Verſchulden zurück 
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zuführen iſt, daß nach $ 723 Abſ 1 ein Kündigungsgrund gegeben iſt (RG 78, 303). Die 
Vorſchrift des § 326 muß überhaupt hinter der des § 723, die das den beſonderen Verhält- 
niſſen des Geſellſchaftsrechts angepaßte Sondergeſetz bildet, zurücktreten. Sie iſt demgemäß 
nicht anwendbar, wenn die Geſellſchaft ins Leben getreten iſt und damit eine dieſen besonderen 
Verhältniſſen entſprechende Geſtaltung erfahren hat. Sie kann auch auf poſitive Vertrags- 
verletzungen des Geſellſchafters, da hier $ 723 eingreift, keine Anwendung finden. Bemerkt 
ſei noch, daß das Rücktrittsrecht aus § 325 und die Friſtſetzung aus $ 326 von den übrigen 
Geſellſchaftern nur gemeinſam ausgeübt werden kann, daß der einzelne Geſellſchafter die 
Leiſtung von Schadenserſatz wegen Nichterfüllung nur an alle Geſellſchafter (au die Geſell 
ſchaftskaſſe) verlangen kann, daß dagegen das Recht der Kündigung (8 723) jedem Geſell— 
ſchafter für ſeine Perſon zuſteht. 

5. Abweichend vom Verein, bei welchem die Verpflichtungen der Mitglieder nur dem 
Vereine gegenüber beſtehen (RG 29. 4. 20 IV 518/19) werden im Geſellſchaftsvertrage die 
Verpflichtungen von jedem einzelnen Geſellſchafter gegenüber jedem der anderen Geſell⸗ 
schafter übernommen. Aus dieſem Vertragsverhältnis folgt, daß bei der Geſellſchaft des 
bürgerlichen Rechtes — anders bei der offenen Handelsgeſellſchaft und der Kommanditgefell- 
ſchaft (vgl. RG 86, 66; 28. 2. 16 VI 416/15) — ein jeder Geſellſchafter Anſpruch auf Erfüllung 
der nach dem Geſellſchaftsvertrage von einem Mitgeſellſchafter zu bewirkenden Kara ai 
hat und diefen Anſpruch im Klagewege (actio pro socio) zur Geltung bringen kaun. Der 
Anſpruch geht auf Leiſtung an die Geſamtheit der Geſellſchafter in das Geſellſchaftsvermögen. 
Es handelt ſich, auch wenn der Gegenftand der Leiſtung an ſich ein teilbarer iſt, wegen ihres 
Zweckes rechtlich um eine unteilbare Leiſtung im Sinne des 8 432, indem der Schuldner 
nur an alle Geſellſchafter leiſten und kein Geſellſchafter über ſeinen Anteil verfügen kanu 
(RG 70, 32; 76, 280; 86, 68; 90, 300; 91, 34; XW 1916, 8371; Warn 1918 Nr 53). Der 
Klageantrag iſt, wenn ein zur Empfangnahme für ſämtliche Geſellſchafter berechtigtes Geſell 
ſchaftsorgan oder eine von den Geſellſchaftern ſonſt zun Empfangnahme ermächtigte Perſon 
uicht vorhanden iſt, auf Hinterlegung zu richten. Ein Bedenken gegen die Klageberechtigung 
des einzelnen Geſellſchafters iſt aus den Vorſchriften der 88 709, 714 nicht zu entnehmen, 
da dieſe, wie die in $ 714 (im Zuſammenhang mit 8 709) gebrauchten Worte „Dritten gegen⸗ 
über“ ergeben, ſich nicht auf die Geltendmachung der gegenſeitigen Auſprüche aus dem Geſell⸗ 
ſchaftsverhältnis beziehen (RG Warn 1918 Nr 53). Der einzelne Geſellſchafter it in An- 
ſehung einer ſolchen Forderung nicht Geſamtgläubiger im Sinne des $ 428, ſondern aun mit 
Rückſicht auf die Vergemeinſchaftung der Geſellſchafter nach $ 432 das Gläubigerrecht nur in 
der Weiſe ausüben, daß die Leiſtung allen Geſellſchaftern zugute kommt. Es handelt ſich 
hierbei um eine Befugnis, die dem Geſellſchafter kraft eigenen Rechtes zuſteht (vgl RN 
70, 34) und die von der Befugnis zur Vertretung der Geſellſchaft wohl zu unterſcheiden if. 
Ein Sonderrecht iſt allerdings dem Geſellſchafter nicht damit eingeräumt. DIE nach $ 710 
bestellten Geſchäftsführer können ermächtigt werden — was nicht ohne weiteres zu ihren 
Befugniſſen gehört —, auch dieſe Rechte unter Ausſchließung des Geſellſchafters auszuüben. 
Iſt dies nicht geſchehen, fo hat der einzelne Geſellſchafter freie Hand, ob und wann er die 
Anſprüche zur Verwirklichung bringen will. Er braucht mit der Geltendmachung nicht etwa 
bis zu der nach Auflöſung der Geſellſchaft ſtattfindenden Auseinanderſetzung st warten. — 
Biveifelhafter iſt die Klageberechtigung des einzelnen Geſellſchafters, wenn ein Mitgeſeu⸗ 
ſchafter durch poſitive Handlungen ſich gegen die Geſellſchaft vergangen hal. Es wird hier 
darauf ankommen, ob die Verfehlung mehr gegen die Geſellſchaft in ihrer Allgemeinheit ſich 
richtet, wie bei Schädigung des Geſellſchaftsvermögens, deſſen früherer Beſtand wieder her 
geſtellt werden muß, oder mehr gegen die Perſon der einzelnen Geſellſchafter. Vom g 
23 1913, 6716 wird dem Geſellſchafter gegen einen Mitgeſellſchafter, der ſich von dem Ver 
tragsgegner einen perſönlichen Vorteil hat verſprechen laſſen, eine Klage auf Zahlung an die 
Geſellſchaft oder, wenn kein zur Annahme berechtigtes Geſellſchaftsorgan beſteht, auf Hinter⸗ 
legung zugeſtanden. Im Falle der Untreue eines Mitgeſellſchafters, der unter Ausnutzung 
der bereits von der Geſellſchaft in Angriff genommenen Verhandlungen das Geſchaft zu 
eigenem Vorteil gemacht hat, hat das RG 89, 104 den einzelnen Geſellſchafter wegen Heein. 
trächtigung ſeines Anteils am Gewinn für ſelbſtändig klageberechtigt ertlärt. Vgl. auch 
85 708 A 2, 719 A 4. Über die Geltendmachung von Forderungsrechten der Geſellſchaft 
gegen dritte Perſonen ſ. $ 709 A 4. 5 3 

Gänzlich verſchieden von dem vorbehandelten Recht des Geſellſchafters iſt das Forderungs. 
recht, das dieſem aus einem nicht dem Geſellſchaftsverhältuis angehörigen Grunde gegen die 
Geſeilſchaft erwachsen ift. In dieſer Hinſicht fteht er einem ſonſtigen Gläubiger der Geſell. 
ſchaft vollſtändig gleich. Der Geſellſchaftergläubiger kann die anderen. Geſellſchafter 
geſamtſchuldneriſch in Anſpruch nehmen, muß aber hierbei, da er für die ſeiner Forderung 
entlbrechenbe Schuld ſelber mithaftet, ſich abrechnen laſſen, was er nach ſeinem betelligungs 
he tuis zur Tilgung der Geſellſchaftsſchuld beizutragen hat (RG 85, 157). Eine derartige 
Forderung kaun er auch nach Beendigung des Auseinanderſetzungsverfahrens (5 733 A 2) 
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noch geltend machen. Als eine dritte Art von Rechten des Geſellſchaſters find endlich noch 
zu erwähnen die Anſprüche, die er gegen die Geſellſchaft aus dem Geſellſchaftsvertrage ſelbſt 
erheben kann, Anſpruch auf Geſchäftsführung, auf Beteiligung an dem Gewinn, auf Aus⸗ 
einanderſetzung (vgl. $ 730 A 3), Anſpruch auf Feſtſtellung, daß die Geſellſchaft aufgelöſt ift, 
daß die Ausſchließung eines Mitglieds zu Recht beſteht uſw. Beſonderen Beſchränkungen 
hinſichtlich der Geltendmachung dieſer Anſprüche iſt der Geſellſchafter nicht unterworfen. 
6. Nach feſtem Sprachgebrauch des Geſetzes ſind „Beiträge“ die zu bewirkenden Lei⸗ 
ſtungen (88 705, 706, 707, 718, 735 Satz 2), dagegen „Einlagen“ die bereits bewirkten Leiſtungen 
(88 707, 783 Abſ 2, 3, 734, 785 Satz 1, 739). Vgl. RO 76, 278. Die Verpflichtung zur Beitrags⸗ 
leiſtung iſt für den Geſellſchaftsvertrag weſentlich (NG JW 03 Beil 4287; pgl. § 706 A J). 
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Die Geſellſchafter haben in Ermangelung einer anderen Vereinbarung 
gleiche Beiträge! zu leiſten?). 

Sind vertretbare oder verbrauchbare Sachen beizutragen, ſo iſt im Zweifel 
anzunehmen, daß ſie gemeinſchaftliches Eigentum der Geſellſchafter werden 
ſollen. Das gleiche gilt von nicht vertretbaren und nicht verbrauchbaren 
Sachen, wenn ſie nach einer Schätzung beizutragen ſind, die nicht bloß für 
die Gewinnverteilung beſtimmt iſt.s) 

Der Beitrag eines Geſellſchafters kann auch in der Leiſtung von Dien⸗ 
iten?) beſtehen?). 


E 1 630 Abſ 1, 2, 631 II 646; M 2 596; P 2 417. 


1. Beitrag wird im weiteſten Sinne verſtanden. Er kann ein einmaliger oder wieder- 
holter ſein, nicht bloß in der Einbringung von Geld oder geldwerten Sachen und Gegenſtänden, 
3. B. einem Patente, ſondern auch beftehen in der Leiſtung von Dienſten (Abs 8), in der Ger 
ſchäftsbeſorgung, ferner in der Beibringung anderer Vorteile, 3. B. in der Hergabe eines kredit⸗ 
würdigen Namens (RG 37, 61; vgl. RG 80, 271; JW 1910, 6565). Dagegen stellt, wie aus 
9 722 Abſ 1 hervorgeht, Deckung des Verlustes keinen Beitrag dar (RG Warn 09 Nr 403). 
Iſt ein Vertragsſchließender von aller Beitragspflicht befreit, aber ſeine Beteiligung am Ge⸗ 
winne vereinbart — man denke an Abmachungen unter Lieferungsmitbewerbern —, fo liegt 
kein Geſellſchaftsvertrag, ſondern ein Vertrag eigener Art vor; SächfArch 06, 247. RG IW 
05, 71919 kann, wenigſteus in feinem Wortlaute, nicht gebilligt werden. Gleiche Beiträge 
kommen nur in Frage, wenn es ſich um Beiträge in vertretbaren Sachen, in Geld oder nach 
Geld geſchätzten Leiſtungen handelt. Eine andere Vereinbarung liegt auch dann vor, 
wenn über die Beitragshöhe nichts beſtimmt iſt, ſich aber ermitteln läßt, was der einzelne 
Geſellſchafter zu leiſten hat. Iſt diefe Ermittelung nicht möglich, fo iſt ein gültiger Geſellſchafts⸗ 
vertrag nicht zuſtande gekommen. Der Beweis, daß eine andere Vereinbarung getroffen iſt, 
liegt demjenigen ob, der dieſe Vereinbarung behauptet. Vgl. noch 88 722, 732, 733 Abs 2. 
Wegen der Klage auf Leiſtung der Geſellſchaftsbeiträge ſ. $ 705 A 5. Verſchieden von der 
Beitragspflicht des § 706 iſt es, daß die Mittel zur Tilgung der Verbindlichkeiten der Geſell⸗ 
ſchaft im Auseinanderſetzungsverfahren, ſoweit das Geſellſchaftsvermögen nicht ausreicht, von 
den Geſellſchaftern aufgebracht werden müſſen (88 733, 735). Für das Maß dieſer Deckungs⸗ 
pflicht ift die Beitragspflicht nicht entſcheidend. Sie beſtimmt ſich vielmehr nach demſelben 
Verhältnis, das für die Verteilung des Verluſtes vorgeſchrieben it (88 722, 735 A 1). 

2. Das Leiſten der Beiträge vollzieht ſich in den gewöhnlichen Rechtsformen (vgl. 88 718 A2, 
719 A 2). Iſt bei der Übertragung einer beweglichen Sache auch nur ein Geſellſchafter nicht 
in gutem Glauben (88 932 ff.) — einerlei, ob Übertrager oder Erwerber, denn jeder iſt bei 
der Gemeinſchaft zur geſamten Hand auch Erwerber —, ſo geht das Eigentum nicht über, 
und zwar auch nicht etwa auf einen gutgläubigen Geſellſchafter zu einem Bruchteile, da Bruch⸗ 
teile überhaupt nicht vorhanden find (vgl. RG 9, 143). 

3. Übereignung der Beiträge. Zu Abſ 2 vgl. 88 91, 92, 269 ff. Ob die Verpflichtung 
des Geſellſchafters auf Übereignung der Sachen oder nur auf Überlaſſung des Gebrauchs 
oder der Nutzung geht, iſt durch Auslegung des Geſellſchaftsvertrags, im Zweifel nach der 
gesetzlichen Vermutung des Abs 2 feſtzuſtellen. Dieſe Feſtſtellung dient dann wieder zur 
Entſcheidung darüber, ob die abitralte Übertragungshandlung Eigentumsüberiragung oder 
Gebrauchsüberlaſſung iſt. Die Übereignung — für welche die allgemeinen Vorſchriften gelten 
— iſt eine „Veräußerung gegen Entgelt“, nämlich gegen die Leiſtungen der übrigen Geſell⸗ 
ſchafter, nach 88 445, 493 finden alſo die Vorſchriften der 88 433—444 und 88 459ff. ent- 
ſprechende Andvendung; ſoweit Verſchulden in Betracht kommt, iſt § 708 zu berückſichtigen. 

le Wandlung muß im Hinblicke auf die Dauer des Geſellſchaftsverhältniſſes dadurch voll⸗ 


mar 


838 Recht der Schuldverhältniſſe Einzelne Schuldverhältniſſe 


zogen werden, daß die beanſtandete Sache zurückgenommen und an ihrer Stelle die zu ver⸗ 
auſchlagende Gegenleiſtung in Geld vergütet wird. Bei der Minderung iſt ein entſprechendes 
Aufgeld auf die im Geſellſchaftsvermögen verbleibende Sache in die Geſellſchaftskaſſe zu zahlen. 
Die Übereignung (vgl. § 733 Abſ 2) ſteht im Gegenſatze zur Gewährung des Gebrauchs von 
Sachen oder Gegenständen (vgl. 8 732); hier fehlen den 98 445, 493 entſprechende Vorſchriften; 
inwieweit die Vorſchriften über Miete und Pacht in entſprechender Anwendung heranzu⸗ 
ziehen find, muß nach den Umſtänden des Einzelfalls entſchieden werden. Haben die Mit⸗ 
eigentümer eines Grundſtücks fich zu einer Geſellſchaft vereinigt, fo ift, damit an Stelle des 
Miteigentums nach Bruchteilen das geſamthänderiſche Miteigentum tritt, die Auflaſſung und 
Eintragung in das Grundbuch erforderlich (val. 8 718 A 1). Soll die Einlage in einem 
Forderungsrecht beſtehen, fo iſt, auch wenn dem Geſellſchafter die Einbringung des Forderungs- 
rechts bereits zur Zeit des Vertragsſchluſſes wegen Nichtbeſtehens der Forderung unmöglich 
iſt, der Geſellſchaftsvertrag nicht gemäß § 306 nichtig. Der Geſellſchafter haftet vielmehr 
für den rechtlichen Beſtand der Forderung gemäß 98 437, 440, 445, 325 auf Schadenserſatz 
(RG 28. 3. 19 II 223/18; vgl. 86, 218; 90, 244). 

4. Das gleiche gilt in Anſehung der Dienſte von der entſprechenden Anwendung der Normen 
des Dienſt⸗ oder Werkvertrags. 

5. Das ſog. Konkurrenzverbot (vgl. S 112 HGB) kennt das BGB nicht. Eine entſprechende 
Vereinbarung kann ſtillſchweigend oder ausdrücklich getroffen werden, eine konkurrierende 
Betätigung kann auch nach § 705, der die Verpflichtung zur Förderung des Geſellſchafts⸗ 
zwecks aufſtellt (vgl. M 2, 601; Prot 2, 416), und nach 88 242, 241 als verboten anzuſehen 
ſein. Anſprüche aus Zuwiderhandlungen ſind von den Geſellſchaftern mit der Vertragsklage 
geltend zu machen. 


8 707 


3) Zur Erhöhung des vereinbarten Beitrags?) oder zur Ergänzung der 
durch Verluſt verminderten Einlage iſt ein Geſellſchafter nicht verpflichtet!). 
E I 630 Abj 3 II 647; M 2 597; P 2 417. 


1. Keine Verpflichtung zur Leiſtungserhöhung — zu ſog. Zubußen (NG 77, 227). Die 
Regel gilt für das Verhältnis der Geſellſchafter untereinander, nicht gegenüber den Glau- 
bigern, ſie gilt nur während beſtehender Geſellſchaft, nicht mehr für die Auseinanderſetzungs⸗ 
geſellſchaft (8 735). Es handelt ſich um eine Hauptregel des Geſellſchaftsrechts (R 68, 96 
vgl. HOB a. F. Art 92, 252 Abs 2; HGB $ 211; Gen® 87 Nr 2; RG 62, 312). Die Regel 
gilt unbedingt, mag auch die Erreichung des Geſellſchaftszwecks daran ſcheitern G 720). Aus 
der Regel ergibt ſich die Folgerung, daß ein Geſellſchafter während Beſtehens der Geſellſchaft 
feinen Anſpruch auf Erftattung von Auslagen, die er im Intereſſe der Geſellſchaft gemacht hat, 
nur gegen das Geſellſchaftsvermögen, nicht gegen das Privatvermögen der einzelnen Geſell. 
ſchafter verfolgen kann (RG Warn 1912 Nr 71). Der geſchäftsführende Geſellſchafter lann 
wegen ſeiner Aufwendungen ſeine Mitgeſellſchafter vor Auflöſung der Geſellſchaft auch nicht 
auf Zahlung zum Geſellſchaftsvermögen in Anſpruch nehmen, es ſei denn, daß noch vereinbarte 
Beiträge rückſtändig ſind (RG 80, 272). 

2. Die Beſtimmung der Höhe des Beitrags — über den geſetzlichen Sprachgebrauch 
ſ. 8 705 A 6 — iſt weſentlicher Vertragsbeſtandteil; daraus folgt, daß ein Geſellſchafter ſeinen 
Beitrag oder feine Einlage einſeitig auch nicht erhöhen kaun (M 2, 597). 

3. 8 707 enthält nachgiebiges Recht, das durch den urſprünglichen Geſellſchaſtsvertrag 
oder ſpätere Vereinbarung — mag dieſe nun allgemein oder für einen beſtimmten Fall aus 
drücklich oder ſtillſchweigend getroffen werden (RG 17. 2. 06 1 413, 414/05) — abgeändert 
werden kann. Insbeſondere iſt auch nicht ausgeſchloſſen, die Höhe des Beitrags inſoddelt zu⸗ 
nächſt unbeſtimmt zu laſſen, als ſog. Zubußen und ihre Höhe von Mehrheitsbeſchtüſſen der 
„Generalverſammlung“ abhängig gemacht werden (Kalibohrgeſellſchaften). Bgl. 3 70 N 
Die Beſtimmung im Geſellſchaftsvertrage, daß Abänderungen des Vertrags von einer ge⸗ 
wiſſen Mehrheit beſchloſſen werden können, genügt jedoch nicht, um einen von einer ſolchen 
Mehrheit gefaßten Beſchluß über Erhöhung der Beiträge, ſei es hinſichtlich der Act, oder des 
Maßes der Leiſtungen, Wirkſamkeit gegenüber der Minderheit zu geben. Die Beſimmung 
muß vielmehr dahin gehen, daß es zuläſſig ift, durch Mehrheitsbeſchluß gerade die Vorſchrift 
des $ 707 zu ändern. Außerdem müſſen gewiſſe Grenzen feſtgeſetzt ſein, die durch den Er⸗ 
höhungsbeſchluß nicht überſchritten werden dürfen, da eine ſchrankenloſe Unterwerfung der 
Deinderheit unter den Willen der Mehrheit gegen die guten Sitten verftohen würde (RG 
8 166; Gruch 58, 965). Einen gewiſſen Schu gegen ungerechtfertigte Erhöhung der Bei⸗ 
(0 ſe gewährt es übrigens, daß der Geſellſchafter nach & 728 ein Recht der Kündigung hat 
Beit RG HoldheimsMSchr 1914, 152). Für den Fall der Nichtzahlung der eingeforderten 

eiträge kann im Gefellſchaftsvertrage feſtgeſetzt fein, daß der Geſellſchaftsantefl des ſäumigen 
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Geſellſchafters verfallen iſt, gleichwohl aber die Geſellſchaft noch die Einzahlung von ihm 
fordern kann. Eine ſolche Vereinbarung verſtößt nicht gegen die guten Sitten, auch nicht 
gegen die Vorſchriften der 88 705 oder 707 (RG 18. 9. 07 1 572/06). 


8 708 


1) Ein Geſellſchafter hat bei der Erfüllung der ihm obliegenden Ver⸗ 
pflichtungen?) nur für diejenige Sorgfalt einzuſtehen, welche er in eigenen 
Angelegenheiten anzuwenden pflegt. 

E I 633 II 648; M 2 601; P 2 418. 1 * 


1. Haftungsmaßſtab. Die Haftung der Geſellſchafter untereinander fur culpa in conereto 
entſpricht einem alten Rechtsſatze (l. 72 Dig. 17, 2; HGB a. F. Art 94; Prot 2, 420). Der 
in Auſpruch genommene Geſellſchafter hat ſeinerſeits zu behaupten und zu beweiſen, daß 
er in ſeinen eigenen Angelegenheiten keine größere Sorgfalt anzuwenden pflegt. Anderſeits 
gehört zur Begründung des Anſpruchs in vielen Fällen, z. B. wenn es ſich um Erſatz des 
durch angeblich mangelhafte Geſchäftsführung entſtandenen Schadens handelt, eine genauere 
Darlegung der Sachlage, um erkennen zu können, in welchen Punkten der Beklagte ſeine 
Pflicht nicht erfüllt haben ſoll (RG 18. 4. 07 VI 274/06). Die Vorſchrift des angeführten 
Art 94 Abſ 2 iſt als ſelbſtverſtändliche nicht wieder aufgenommen worden. $ 708 enthält 
nachgiebiges Recht. Die Vorſchrift ſteht damit in Zuſammenhang, daß die Geſellſchaft 
normalerweiſe auf einem perfönlichen Vertrauensverhälknis beruht. Aber auch, wenn dieſe 
Vorausſetzung im einzelnen Falle nicht zutrifft, wenn z. B. die Geſellſchafter infolge tefta- 
mentariſcher Anordnung oder infolge früherer Vereinbarung die Aufnahme des neuen Mit⸗ 
gliedes nicht haben verweigern können, bleibt es bei der in $ 708 beſtimmten Haftung. Auf 
die in eigenen Angelegenheiten gewohnte Sorgfalt beſchränkt ſich auch die Haftung des 
Bankiers, der in Zuſammenhang mit einem Unterkonſortialvertrage, durch den er jemand an 
der Begebung von Wertpapieren beteiligt, ihm zugleich für dieſes Geſchäft Rat oder Empfehlung 
erteilt hat. Die Haftung hierfür beſtimmt ſich nach den Regeln des Hauptgeſchäfts, auf das 
der Rat oder die Empfehlung ſich bezieht (RG 67, 394). 

2. D. h. nach dem Geſellſchaftsvertrage obliegenden Verpflichtungen. § 708 gilt für 
die geſchäftsführenden Geſellſchafter auch dann, wenn fie eine Vergütung erhalten, findet 
jedoch keine Anwendung auf Geſchäfte, die ein Geſellſchafter nicht als ſolcher, ſondern als Dritter, 
z. B. als Verkäufer mit dei übrigen Geſellſchaftern abſchließt (M 2, 602). Aus der Sorgfalts⸗ 
verletzung entſpringt regelmäßig die Verpflichtung zum Schadenserſatz. Eine Schadenserſatz⸗ 
pflicht kann auch daraus entſtehen, daß ein Geſellſchafter pflichtwidrig ein in den Rahmen 
der Geſellſchaft fallendes Geſchäft für ſich abgeſchloſſen hat. Er iſt in ſolchem Falle ver⸗ 
pflichtet, den anderen Geſellſchaftern den im Geſellſchaftsvertrage feſtgeſetzten Anteil au 
Gewinn aus dieſem Geſchäft zukommen zu laſſen und kann ſich auch hinſichtlich dieſes Geſchäfts 
der Verpflichtung zur Auskunfterteilung und Rechenſchaftslegung — worauf die Geſellſchafter 
bei ordnungsmäßig für die Geſellſchaft geſchloſſenem Geſchäft Anſpruch gehabt hätten — nicht 
entziehen (RG 89, 99). Hat der geſchäftsführende Geſellſchafter argliſtig zu billig verkauft, 
um daraufhin von dem Käufer ein anderes Vermögensſtück vorteilhaft für ſich ſelbſt zu er⸗ 
werben, ſo hat er in der Weiſe Schadenserſatz zu leiſten, daß er der Geſellſchaft den Erwerb 
überlaſſen muß (RG 82, 10). Sind in dem Vertrage über eine Preiskonvention für Zuwider⸗ 
handlungen Vertragsſtrafen zugunſten der Vereinigung feſtgeſetzt, To darf davon ausgegangen 
werden, daß perſönliche Schadenserſatzanſprüche der einzelnen Mitglieder gegen den Zuwider⸗ 
handelnden haben ausgeſchloſſen fein ſollen (RG 95, 192). Über die Geltendmachung des 
Schadenserſatzanſpruchs durch den Geſellſchafter vgl. auch $ 705 A 5. 


8 709 

Die Führung der Geſchäfte!) der Geſellſchaft ſteht den Geſellſchaftern 
gemeinſchaftlich zu; für jedes Geſchäft iſt die Zuſtimmung aller Geſell⸗ 
jchafter?) erforderlich. a 

Hat nach dem Geſellſchaftsvertrage die Mehrheit der Stimmen zu ent⸗ 
ſcheiden, jo iſt die Mehrheit im Zweifel nach der Zahl der Geſellſchafter zu 
berechnen“) )). 

E 1 684 IT 649; M 2 602; W 2 426. Nee 

1. Di 709713 regeln nach innen, unter den Geſellſchaftern, die Geſchäftsführn 
(Cardo bon Rechtsgeſchäften, von tatſächlichen Verrichtungen, z. B. Buchführung, Besorgung 
des Schriftswechſels) innerhalb des Geſellſchaftskreiſes die 88 714, 715 die Vertretung nach 
außen. Der Geſellſchaftsvertrag kann die Geſchäftsführung auf mannigfache Art ordnen, 
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das Geſetz befaßt ſich mit vier dieſer Arten (88 709 Abſ 1, 2; 710, 711). Geſchäftsführung 
und Vertretungsmacht (Auftrag — 8 713 — und Vollmacht) gehören zuſammen. Nach 8 714 
hat die vermutete Vertretungsmacht den gleichen Umfang wie die Geſchäftsführungsbefugnis. 
2. Das Erfordernis der Zuſtimmung aller Geſellſchafter iſt die Grundregel für die 
Geſchäftsführung in der bürgerlichen Geſellſchaft (anders in der offenen Handelsgeſellſchaft: 
114, 115 HGB), fie leidet auch für den Fall, daß Gefahr im Verzuge iſt (vgl. HGB 8 115 a. E.) 
keine Ausnahme. Grundloſe, fortdauernde Zuſtimmungsverſagung kann Kündigungsgrund 
ſein (§ 728), ſchuldhafte Weigerung (8 708) kann auch ſchadenserſatzpflichtig machen. Ver 
weigert ein Geſellſchafter pflichtwidrig entgegen einer aus dem Geſellſchaftsvertrage zu ent⸗ 
nehmenden Verpflichtung ſeine Zuſtimmung — wie z. B. zur Veräußerung eines Grundſlücks 
bei einer zu dieſem Zweck eingegangenen Geſellſchaft (vgl. RG 68, 261) —, fo kann die Zu: 
ſtimmung im Klagewege erzwungen werden, wenn der gemeinſame Zweck und das Juntereſſe 
der Geſellſchaft die Zuſtimmung erfordert (RG 97, 320). Soweit gegen einen Mitgeſell⸗ 
ſchafter ein Anſpruch geltend zu machen iſt, wird deſſen Zuſtimmung nicht gefordert (vgl. 
8 714 A 1). Unbefugte Geſchäftsführung kann unter den Geſichtspunkt der Geſchäftsführung 
ohne Auftrag oder der Bereicherung fallen (vgl. auch 8 744 Ab] 2). Dem Geſchäftsführungs⸗ 
rechte entſpricht die Geſchäftsführungspflicht; 8 712 Abſ 2 trifft nur den geſchäftsführenden 
Geſellſchafter des $ 712 Abſ 1 (vgl. aber $ 723). ’ 
3. Die Vereinbarung, daß die Mehrheit der Stimmen zu eutſcheiden hat, wird namentlich 
dann am Platze ſein, wenn durch Einführung eines Vorſtandes und einer Mitgliederverſamm⸗ 
lung die Geſellſchaft dem Vereine angenähert iſt. Abſ 2 enthält den Grundſatz der Mehr⸗ 
heitsbildung nach Köpfen, nicht nach Einlageiverten; denn die bürgerliche Geſellſchaft iſt als 
Arbeits-, nicht als Kapitalgeſellſchaft aufgebaut (vgl. $ 722). Zur Vornahme von Geſchäften, 
die über den durch den Geſellſchaftsvertrag umſchriebenen Geſchäftskreis hinausgehen, iſt 
Zustimmung aller erforderlich, die unter Umſtänden eine Ergänzung des Geſellſchaftsvertrags 
enthalten wird. Der Mehrheit kann die Entſcheidung über die Aufnahme eines neuen Mit⸗ 
gliedes übertragen werden (Gierke, Schuldrecht 857). Vgl. auch § 712 Abſe 1. Iſt ein Geſell⸗ 
ſchafter mit einem Sonderintereſſe beteiligt, ſoll ihm insbeſondere ein beſonderer Vorteil 
vor den Mitgeſellſchaftern zugewandt werden, fo iſt, falls der Geſellſchaftsvertrag nicht unzwei⸗ 
deutig etwas anderes beſtimmt, feine Mitwirkung ausgefchloffen und feine Stimme kann bet 
der Mehrheitsbildung nicht gezählt werden (RG LZ 07, 7385). Die für einen Verein gelten. 
den Bestimmungen über Einberufung der Verſammlung unter Angabe der Tagesordnung 
ſowie über Leitung der Verſammlung (vgl. § 32 A 2) find nicht in gleicher Weiſe auf die Be⸗ 
ſchlüſſe der Geſellſchaft anzuwenden, die von Förmlichkeiten möglichſt befreit bleiben follen- 
Nur das iſt, wenn in einer Verſammlung bindende Beſchlüſſe gefaßt werden ſollen, vorbehalt 
lich anderweiter Vereinbarung zu erfordern, daß den Mitgliedern die Verſammlung vorher 
bekanntgegeben wird. Hinſichtlich der Frage, ob der Minderheit vor der Beſchlußfaſſung 
Gehör zu gewähren iſt, verweiſen die Motive (2, 603) auf die Auslegung des Vertrags. Die 
Auslegung wird in aller Regel dazu führen, daß das vorgängige Gehör, falls nicht unerheb- 
liche Intereſſen im Spiele find, nicht verweigert werden darf. Die Veſchlußfaſſung kann, 
wenn nicht der Geſellſchaftsvertrag die Abhaltung einer Mitgliederverſammlung vorſchreibt, 
auch außerhalb einer Verſammlung ſtattfinden, ſei es im Wege der Einzelbeſprechung oder 
im Wege ſchriftlicher Verſtändigung. Die gefaßten Beſchlüſſe find nichtig, wenn fie gegen 
die guten Sitten verſtoßen, wenn insbeſondere die Mehrheit ihre Rechte dazu us 
die Minderheit zugunften eigennütziger Intereſſen zu vergewaltigen (RH HoldhetmeMt&chr 
1913, 216). Nichtig iſt der Beſchluß auch dann, wenn eine Maßregel beſchloſſen Rd 
im Grunde nur zur Schikanierung des betroffenen Mitglieds dient (RG L3. 1916, } 
4. Alle Geſchäftsführung ift Teil des Geſellſchaftsverhältniſſes, bildet nicht ein Rechts⸗ 
verhältnis neben der Geſellſchaft. Rechte und Pflichten des Geschäftsführers 0 ſich 
daher nach Geſellſchaftsrecht (vgl. auch § 708 A 1). Durch die Vorſchrift des 8 709 100 die 
aus 8 426 (. $ 705 A 5) folgende Befugnis des einzelnen Geſellſchafters, die aus dem . 
ſchaftsverhältnis entſpringenden Anſprüche gegen einen Mitgeſellſchafter in der Weiſe 
geltend zu machen, daß Leiſtung an die Geſellſchaft gefordert wird, nicht ausgeſchloſſen. 1d 
Klagerecht des einzelnen Geſellſchafters darf aber (anders früher Rh 70, 32 6. 36) nicht fo 
weit ausgedehnt werden, daß er auch befugt wäre, zum Geſellſchaftsvermögen gehörige 2 9 07 
rungen gegen Dritte einzuziehen oder ſonſt darüber zu verfügen, was unter die . 
ſchaft zustehende Geſchäftsführung fallen würde (RG 86, 66; 26. 11. 17 IV 308/17, der 
betreſfende Teil iſt 91, 277 nicht mit abgedruckt). Keinesfalls gilt das Einzelllagerecht für 
Geſellſchaften, für welche die Geſchäftsführung und Vertretung durch beſondere Geſetze oder 
durch Verträge in anderer Weiſe, als $ 709 vorſieht, geregelt ift (RG 86, 66). Iſt ein Ge: 
ſchaftsführer gemäß 8 710 beftellt, jo kann anzunehmen fein, daß dieſem auch die Geltend. 
Kann, der aus dem Geſellſchaftsvertrage ſich ergebenden Forderungen gegen die Geſell⸗ 
bes insbeſondere hinſichtlich der zu leiſtenden Beiträge (RG 76, 279) unter Ausſchließung 
es Rechtes der Geſellſchafter übertragen iſt. In der Beſtellung eines Geſellſchafters als 
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Geſchäftsführer „nach außen hin“ iſt eine ſolche Ermächtigung nicht zu finden (RG Warn 1918 
Jer 53). Wegen des Rechtes des einzelnen Geſellſchafters auf Rechnungslegung f. 8 713 A 1. 
Von der 1 der Geſchäftsführung iſt zu unterſcheiden die Beauftragung eines 
oder mehrerer Geſellſchafter durch die übrigen (vgl. auch RG Bolze 2, 1095) oder durch die 
Geſchaftsführer (88 710, 711) mit der Beſorgung eines oder mehrerer beſtimmter Gefchäfte. 
Dieſe Geſchäftsübertragung unterſteht den Regeln des Auftrags, iſt alſo namentlich jederzeit 
widerruflich (§ 671). 


8 710 


Iſt in dem Geſellſchaftsvertrage die Führung der Geſchäfte einem Geſell⸗ 
ſchafter oder mehreren Geſellſchaftern übertragen, ſo ſind die übrigen 
Geſellſchafter von der Geſchäftsführung ausgeſchloſſen !). Iſt die Geſchäfts⸗ 
führung mehreren Geſellſchaftern übertragen, ſo finden die Vorſchriften 
des 8 709 entſprechende Anwendung). 

E I 636 II 650; M 2 603; P 2 420. 


1. Der in $ 709 geordnete Rechtszuſtand, daß ſämtliche Geſellſchafter zur Geſchäftsführung 
zuſammenwirfen müſſen, wird oft als ein wenig befriedigender ſich herausstellen. Es iſt des⸗ 
halb für den Fall, daß die Geſellſchafter ſich entſchließen, die Geſchäftsführung einem oder 
mehreren Geſellſchaftera zu übertragen — welche Übertragung auch ſtillſchweigend erfolgen 
kann —, vom Geſetz die 2 Vorſchrift gegeben, daß ihnen damit die Geſchäftsführung 
unter Ausſchließung ber Übrigen Geſellſchafter zugewieſen iſt. Den nicht geſchäftsführen⸗ 
den Geſellſchaftern verbleibt das Recht der Nachprüfung nach 8 716 und das in 8 712 Abf 1 
gewährte Recht, die Geſchäftsführungsbefugnis zu entziehen. Sie bleiben auch verpflichtet, 
zur Förderung des Zweckes der Geſellſchaft mitzuwirken und dürfen namentlich ſich der Pflicht 
nicht entziehen, von ſolchen Umſtänden, die der Geſellſchaft erhebliche Nachteile bringen konnen, 
dem Geſchäftsführer rechtzeitig Mitteilung zu machen. Die Geſchäftsführung kann un⸗ 
beſchränkt oder mit Beſchränkungen übertragen werden. Es beſteht keine Vermutung 
für eine Beſchränkung der Geſchäftsführungsbefugnis auf die Geſchäfte des gewöhnlichen 
Betriebs. Unter Umſtänden lann es aber nach den Grundſätzen des Auftrags (vgl. 8 665) 
Pflicht des Geſchäfteführers ſein, ſich vor Ausführung des Geſchäfts mit den anderen Geſell⸗ 
ſchaftern in Verbindung zu ſetzen und deren Meinung einzuholen. Auch ſolche Geſchäfte, 
welche die Grundlagen der Geſollſchaft betreffen, find von der Geſchäftsſührungsbefugnis 
nicht unbedingt ausgenommen (anders die herrſchende Anſicht). Die Geſchäftsführer, die 
oft ganz die Stellung eines Vurſtandes haben, können ermächtigt fein, die Rechte der Ge⸗ 
ſellſchafter hinſichtlich der Aufnahme neuer Mitglieder (Gierke, Schuldrecht 857) oder der 
Ausſchließung eines Mitglieds auszuüben. Es kann ihnen innerhalb gewiſſer Grenzen (vgl. 
$ 705 A 2) die Ermächtigung zur Abänderung des Geſellſchaftsvertrags gegeben ſein. Un⸗ 
berührt bleibt von der Geſchäftsführungsbefugnis das jedem einzelnen Geſellſchafter nach 
8 723 zustehende Recht der Kündigung. Iſt die Führung der Geſchäſte nur zu einem; 
Teil beſtimmten Geſellſchaftern übertragen, jo ift die Geſchäftsführungsbefugnis der Gejell- ] 
ſchafter auch nur zu dieſem Teile ausgeſchloſſen. Die Übertragung der Kaſſenführung an! 
einen Geſellſchafter (RG KW 1912, 19310 hat noch nicht die Wirkung, daß den übrigen Ge⸗ 
ſellſchaftern die Geſchaftsführung genommen iſt. Die den Geſellſchaftern erteilte Befugnis 
erliſcht, fofern ſich aus dem Geſellſchaftsvertrage nichts anderes ergibt, mit der Auflöſung der 
Geſellſchaft (5 730 Abs 2; vgl. auch 8 729). — Keine Anwendung findet $ 710, wenn die Ge⸗ 
ſchäftsführung einem Dritten, z. B. einem Angeſtellten, übertragen iſt. Die Geſchäftsführungs⸗ 
befugnis der Geſellſchafter bleibt hier in vollem Maße inſofern erhalten, als ſie insgeſamt 
die Aufſicht zu führen haben, ihm Anweiſungen erteilen können und die geſchäftlichen Ver⸗ 
richtungen unter Widerruf der Vollmacht jederzeit ſelbſt übernehmen dürfen. 


2. Entſprechende Anwendung von 8 709, und zwar ſowohl von Abſ 1 als Abſ 2; der Unter- 
ſchied gegenüber $ 709 beſteht nur darin, daß die Zahl der Geſchäftsführer Heiner ift, als die 
Zahl der Geſellſchafter. 


sg 71¹ 


Steht nach dem Geſellſchaftsvertrage die Führung der Geſchäfte allen 
oder mehreren Geſellſchaftern in der Art zu, daß jeder allein zu handeln 
berechtigt ijt?), jo kann jeder der Vornahme eines Geſchäfts?) durch den 
anderen widerſprechen. Im Falle des Widerſpruchs muß das Geſchäft unter⸗ 
bleiben). 

€ 1 637 II 631: M 2 604; P 2 420. 
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1. Iſt jeder Geſellſchafter allein zu handeln berechtigt (pal. § 115 Abſ 1 HGB), fo ift 
im Gegenſatze zu § 709 Abf 1 nicht zu jedem Geſchäfte Zuſtimmung erforderlich, ſondern es 
genügt Nichtwiderſpruch. Im allgemeinen vgl. $ 709 A 2. 

2. Es kann nur der Vornahme eines beſtimmten Geſchäfts oder beſtimmter Geſchäfte 
widerſprochen werden (einfeitige empfangsbedürftige Willenserklärung). Ein im allgemeinen 
oder erſt nach Vornahme des Geſchäfts erklärter Widerſpruch iſt unwirkſam. Die Erhebung 
des Widerſpruchs hat regelmäßig auch nur Bedeutung für das innere Rechtsverhältnis der 
Geſellſchafter. Dritten gegenüber wird die Vertretungsbefugnis nur ausgeſchloſſen, wenn 
der Widerſpruch vor Vornahme des Rechtsgeſchäfts in Gegenwart des hierbei beteiligten 
Dritten erklärt iſt oder, was dem gleichſteht, die früher erfolgte Widerſpruchserhebung ihm 
von dem Widerſprechenden kundgegeben iſt. Iſt der Dritte ein zum Alleinhandeln berech⸗ 
tigter Geſellſchafter, fo bleibt das Rechtsgeſchäft, weun dieſer mit feiner Vornahme aus» 
geſprochenermaßen nicht einverſtanden iſt, wegen des hieraus zu entnehmenden Widerſpruchs 
ohne jede Wirkung (RG 8t, 92; das hier für die offene Handelsgeſellſchaft Geſagte hat 
auch auf die Geſellſchaft des bürgerlichen Rechtes Anwendung zu finden). Auf das Wider⸗ 
ſpruchsrecht kann im Geſellſchaftsvertrage wirkſam verzichtet werden — ogl. § 710 — (beſtr.). 
Gegen Mißbrauch ſchützen Schadenserſatzpflicht und § 712. 


8 712 


Die einem Geſellſchafter durch den Geſellſchaftsvertrag übertragene 
Befugnis zur Geſchäftsführung!) kann ihm durch einſtimmigen Beſchluß?) 
oder, falls nach dem Geſellſchaftsvertrage die Mehrheit der Stimmen?) 
entſcheidet, durch Mehrheitsbeſchluß der übrigen Geſellſchafter entzogen 
werden, wenn ein wichtiger Grund!) vorliegt; ein ſolcher Grund iſt ins⸗ 
beſondere grobe Pflichtverletzung oder Unfähigkeit‘) zur ordnungsmäßigen 
Geſchäftsführungs). 

Der Geſellſchafter kann auch ſeinerſeits die Geſchäftsführung kündigen“), 
wenn ein wichtiger Grund vorliegt; die für den Auftrag geltenden Vor⸗ 
ſchriften des § 671 Abſ 2, 3 finden entſprechende Anwendung. 

E I 638 II 652; M 2 605; P 2 421. 


1. Die Entziehung der Geſchäftsführung iſt die Aufhebung des Sonderrechts eines 
Geſellſchafters (vgl. § 35). Der Geſellſchafter, dem im Geſellſchaftsvertrage die Geſchäfts⸗ 
führung übertragen it, nimmt nicht die Stellung eines bloßen Beauftragten ein, dem die 
Geſchäftsführungsbefugnis beliebig wieder entzogen werden kann. Dieſe Befugnis iſt viel⸗ 
mehr mit ſeinem Geſellſchafterrecht feſt verknüpft und kann deshalb nur in außerordentlichen 
Fällen zurückgenommen werden. Das Geſetz hat, wie der Ausdruck deutlich zeigt, die Fälle 
des § 710 und auch des § 711, nicht dagegen — beſtr. — des § 709 (Abſ 1, 2) im Auge. 

2. Die Entziehung erfolgt durch Beſchluß der übrigen Geſellſchafter, nicht durch gerichtliche 
Entſcheidung (8 117 HGB). Der Beſchluß wird dem Geſchäftsführer gegenüber nach Maßgabe 
der SS 130 ff. wirkſam. Im Streitfalle Feſtſtellungsklage (Beweislaſt der entziehenden Geſell⸗ 
ſchafter). Nicht ausgeſchloſſen iſt indeſſen die Entziehung der Geſchäftsführungsbefugnis 
durch einſtweilige Verfügung (vgl. auch RG 22, 169). Nur die volle Entziehung der Geſchafts⸗ 
führung, nicht ſonſtige Maßregeln (etwa Einſetzung eines Mitgeſchäftsführers) ſtehen, von 
einer anderweiten Regelung im Geſellſchaftsvertrage abgeſehen, den übrigen Geſellſchaftern 
zu. Mit der Befugnis zur Entziehung iſt in Abſ 1 nicht auch die Befugnis zur Beſchränkung 
der Geſchäftsführung gegeben (RG 30. 10. 12 V 209/12). liber das Verhältnis zwiſchen 
Geſchäftsführung und Vertretungsmacht |. § 715 A 2. Verzicht auf das Entziehungsrecht 
würde dem Zwecke des & 712 zuwiderlaufen, iſt daher unwirkſam (beſtr.). Daß umgekehrt auch 
ein Verzicht auf das Kündigungsrecht (Abſ 2) unwirkſam iſt, ſagt S 671 Abi 3 ausdrücklich. 

.Die Entziehung durch Stimmenmehrheit kann im Geſellſchaftsvertrage allgemein 
oder beſonders für den Fall des § 712 Abſ ! angeordnet fein. Die erforderliche Stimmenzahl 
muß gemäß den Beſtimmungen des Geſellſchaftsvertrags ermittelt werden, gegebenenfalls 
in ordnungsmäßig berufener Geſellſchaftsverſammlung (RGS 26. 9. 08 1 616/07). 

4. Ob ein wichtiger Grund vorliegt, iſt am letzten Ende durch richterliches Ermeſſen feſt. 
zuſtellen (vgl. HG B a. F. Artt 101, 125 Nr 2—5). Die grobe Pflichtverletzung beſtimmt 
ſich nach ſachlichen und perſönlichen Merkmalen (zur Vergleichung ſ. den N 8 728 
rl 1 Satz 2). Die Unfähigkeit kann auch unverſchuldet fein; mit einem geſetzlichen Vertreter 

rauchen die übrigen Geſellſchafter ſich nicht einzulaſſen. 
fi 85 Folgen der Entziehung. Sofern fie nicht im Geſellſchaftsvertrage beſonders geregelt 
ind, lommt in allen Fällen, alſo auch wenn die Geſchäftsführung mehreren Geſellſchaftern 
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übertragen war und nur einem von ihnen entzogen wird, die Regel des 5 709, und zwar 
auch für den abgeſetzten Geſchäftsführer, wieder zur Geltung. Denn die Vereinbarung über 
die Geſchäftsführung muß im Zweifel als eine einheitliche aufgefaßt werden, die nur als 
Ganzes oder überhaupt uicht beſtehen ſoll (a. M. Planck A 15). Zur Vergleichung |. auch $ 189. 

6. Befugnis zur Kündigung und Eutziehung (A 1) entiprechen einander; Kündigung 
der Geſchäftsführung it alſo im Falle des 8 709 nicht geſtattet (vgl. aber $ 723). Die Kün⸗ 
digung hat die in A 5 bezeichneten Wirkungen. Sie ändert den Geſellſchaftsvertrag, fie hat 
gegenüber den anderen Geſellſchaftern (nicht Geſchäftsführern) zu erfolgen und kann einen 
Grund für die Kündigung der Geſellſchaft (8 728) entſtehen laſſen. 


8 713 


Die Rechte und Verpflichtungen der geſchäftsführenden Geſellſchafter 
beſtimmen ſich nach den für den Auftrag geltenden Vorſchriften der 88 664 
bis 670, ſoweit ſich nicht aus dem Geſellſchaftsverhältnis ein anderes ergibt!) )). 

E 1 939 II 653; M 2 606— 809; P 2 422—424. 


1. Die geſchäftsführenden Geſellſchafter find Geſellſchafter in einer Sonderſtellung. Daher 
gilt für ſie zunächſt Geſellſchaftsrecht, ergänzend kommen die angezogenen Vorſchriften 
des Auftrags zur Anwendung. Daraus ergibt ſich namentlich die Haftung für a in 
concreto ($ 708). Die Übertragung der Geſchäſtsführung erfolgt durch Vertrag. Zur Über- 
nahme der nn iſt der Geſellſchafter kraft Geſellſchaftsrechts nicht ohne weiteres 
verpflichtet. Über das ihm zuſtehende Recht der Kündigung j. 8 712 Abſ 2. Auf eine Ver- 
gütung hat er nur Anſpruch, wenn ihm eine ſolche von den anderen Geſellſchaftern zugebilligt 
iſt. Einseitig ein Gehalt ffir ſich zu beſtimmen, iſt er nicht befugt (Rh JW OL, 40655). Für 
mehrere Geſchäftsführer kommen $8 710 Soß 2, 711 in Betracht: einer iſt für den andern 
nach Maßgabe dieſer Vorſchriften mitverautwortlich; anders, wenn der Geſellſchaftsvertrag 
eine Verteilung der Geſchäfte vorſieht. Weiſungen ($ 665) haben für den Geſchäftsführer 
nur Bedeutung, wenn fie von ſämtlichen übrigen Geſellſchaftern ausgehen. Und auch in 
dieſem Falle find ſie für den Gefhäftsführer nicht unbedingt verbindlich, da er eine Beſchrän⸗ 
kung feiner Geſchäftsführungsbefugniſſe (. § 712 A 2) ſich nicht gefallen zu laſſen braucht. 
Es könnte gegen ihn nur in der Weiſe vorgegangen werden, daß die Geſchäftsführungsbeſugnis 
ihm entzogen wird ($ 712 Abſ 1). „Nachricht“, „Auskunft“ (8 666) iſt den übrigen Geſell⸗ 
ſchaftern zu erteilen. Die Rechenſchaftsablegung fällt naturgemäß zuſammen mit dem 
Rechnungsabſchluß (8 721). Die Rechnung iſt von dem geſchäftsführenden Geſellſchaſter den 
ſämtlichen übrigen Geſellſchaftern zu legen. Wird fie einem der Geſellſchafter zugeſtellt, ſo 
darf angenommen werden, daß damit die Rechnungslegungspflicht im ganzen, gegenüber 
ſämtlichen Geſellſchaftern hat erfüllt werden ſollen, und ebenſo iſt anzunehmen, daß der die 
Rechnung empfangende Geſellſchafter fie zugleich für die übrigen Geſeliſchafter eutgegen⸗ 
nimmt. Das Verlangen der Rechnungslegung kann gerade ſo, wie das Verlangen der Gewinn⸗ 
verteilung oder Auseinauderſetzung, welchen Zwecken die Rechnungslegung ſchließlich dient, 
von jedem einzelnen Geſellſchafter geſtellt werden. Es wird oft in dem Verlangen der Aus⸗ 
einanderſetzung mit enthalten ſein. In gleicher Weiſe wird übrigens die Sache zu beurteilen 
ſein, wenn es ſich um die Rechnungslegung durch einen Nichtgeſellſchafter handelt, der mit 
der Geſchäftsführung oder als Liquidator mit der Durchführung der Auscinanderſetzung be⸗ 
traut iſt (anders RG 91, 34 hinſichtlich des Rechnungslegungsanſpruchs gegen den bisherigen 
Liquidator einer offenen Handelsgeſellſchaft). Die Pflicht zur Rechnungslegung iſt nicht von 
der vorhergehenden Feſtſtellung abhängig, daß Einnahmen oder Ausgaben vorgekommen ſind 
(RE JW 1912, 193). Ein Verzicht lediglich auf das Nachprüfungsrecht ($ 716) ſteht der 
Rechenſchaftsforderung nicht entgegen. Gegenüber einer ordnungsmäßig gelegten und mit 
Belegen verſehenen Rechnung iſt die allgemeine Behauptung der Unrichtigkeit ohne genauere 
Begründung der Beauſtandungen nicht zu beachten. Die Herausgabe nach SS 667, 668 
beſteht in der Abführung zur Geſellſchaftskaſſe oder in der anderweiten Übereignung von 
im eigenen Namen erworbenen Gegenſtänden in das Geſellſchaftsvermögen (RG 54, 103; 
RG 30. 10. 07 17/07). Der Vorſchuß (§ 669), der Erſatz von Aufwendungen (8$ 670, 256) 
— dazu gehört auch die Bezahlung einer Geſellſchaftsſchuld (RG 17. 2.06 I 413, 414/05) —, 
kann aus der Geſellſchaftskaſſe gefordert werden (vgl. RG 31, 141). Im Streitſalle iſt der 
Anſpruch durch Rechnungslegung über Einnahmen und Ausgaben klarzuſtellen (Seuffü 36 

r 122). Ein Anſpruch auf Erſatz des Schadens, den der Geſchäftsführer bei der Führung 
der Geſchäfte erleidet, wird vom Geſetze nicht ausdrücklich gewährt (M 2, 609; Prot 424; 
vgl. HG 8 110), er kann nach $ 670 begründet ſein. Leitender Grundſatz iſt, daß der Be. 
auftragte in der Weile Erſatz für feine Aufwendungen erhalten ſoll, daß er vor Schaden 
führen bleibt (R ZW 08 Beil 9425), Für alle feine Anſprüche kann der Geſchäfts⸗ 

hrer während der Dauer der Geſellſchaft (vgl. aber 88 733, 735) Befriedigung nur aus dem 
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Geſellſchaftsvermögen ſuchen (§ 707 A 1). Er hat, wenigſtens der Regel nach, lein Recht, 
wegen ſeiner Anſprüche die übrigen Geſellſchafter, ſow. it fie nicht mit den an die Geſellſchaf 
zu leiſtenden Beiträgen in Rückſtand ſind, perſönlich haftbar zu machen (RG 80, 272; J 
1912, 2407; anders Enneccerus 8 398 A 10 und für den Fall der Zahlung einer Geſellſchafts 
ſchuld Dertmann A 5; vgl. auch das in dieſer Anmerkung a. E. Geſagte). Den auf Zeit 
beſtellten Geſchäftsführern liegt es ob, vor Ablauf der Wahlzeit rechtzeitig eine Mitglieder- 
verſammlung behufs Neuwahl der Geſchäftsführer einzuberufen (MG JW 1912, 1861). Die 
Anſprüche gegen die Geſchäftsführer bilden, abgeſehen von dem perſönlichen Nachprüfungs⸗ 
recht des § 716, Geſellſchaftsvermögen (8 718 A 2 — beſtr.). Verantwortlich kann der Geſell⸗ 
ſchafter nicht ſchon deshalb gemacht werden, weil er das in Geſellſchaftsangelegenheiten ge⸗ 
ſchloſſene Geſchäft nicht auf den Nanıen der Geſellſchafter, ſondern auf feinen eigenen Namen 
geſtelit hat, wofür eine genügende Veranlaſſung vorgelegen haben Tann. Über den Umfang 
der Geſchäftsführung vgl. §§ 709 A 4, 710 A 1, über die Beendigung der Geſchaftsführung 
88 712, 730 Abſ 2. Zur Klage auf Erfüllung der dem geſchäftsführenden Geſellſchafter 1 
über der Geſellſchaft obliegenden Verpflichtungen wird ein jeder Geſellſchafter zuzulaſſen ein. 
— Hat ein Geſellſchafter die Geſchäfte der Geſellſchaft beſorgt, ohne hierfür berufen zu ſein. 
ſo beſtimmen ſich ſeine Rechte und Pflichten im allgemeinen nach den Grundſätzen über 
Geſchäftsführung ohne Auftrag (88 677ff.). Der Geſellſchafter, der ohne Auftrag eine Schuld 
der Geſellſchaft berichtigt oder die zur Erhaltung eines Gegenſtandes notwendigen Ausgaben 
(vgl. § 744 Abi 2) beſtritten hat, hat damit eine Aufwendung gemacht, die ihm von der Geſell⸗ 
ſchaft zu erſetzen und nach Vorſchrift des 8 256 von der Zeit der Aufwendung an zu verzinſen 
iſt. Iſt er auch nach § 707 zur Erhöhung feines Beitrags nicht verpflichtet, ſo muß er doch 
als Teilhaber der Geſellſchaft für berechtigt erachtet werden, eine weitere Leiſtung freiwillig 
zu übernehmen (RG 12. 2. 06 I 413/05). 

2. Zt die Geſchäftsführung, was zuläſſig, einem Nichtgeſellſchafter übertragen, To kommt 
die unter 1 hervorgehobene Beſchränkung, daß während Beſtehens der Geſellſchaft der Ge⸗ 
ſchäftsführer wegen feiner Anſprüche Befriedigung nur aus dem Geſellſchaftsvermögen und 
den rückſtändigen Beiträgen fordern kann, in Wegfall. Seine Rechte ſind hier die gleichen 
wie die eines anderen Gläubigers. Auf das Intereſſe der Geſellſchafter muß er allerdings 
inſofern Rückſicht nehmen, als er, wenn er Befriedigung aus dem Geſellſchaftsvermögen oder 
den rückſtändigen Beitragen erlangen kann, keine weitergehende Haftung der Geſellſchafter 
in Anſpruch nehmen darf. 


8 714 

1) Soweit einem Geſellſchafter nach dem Geſellſchaftsvertrage die Be⸗ 
fugnis zur Geſchäftsführung zuſteht, iſt er im Zweifel auch ermächtigt“), die 
anderen Geſellſchafter Dritten gegenüber zu vertreten?) ). 

E 1 640 Abſ 1 II 654; M 2 609: P 2 424. 


1. Vertretungsmacht der geſchäfts führenden Geſellſchafter. Für die Geſellſchaft können 
die Geſchäftsführer in der Weiſe handeln, daß ſie nach außen in eigenem Namen uuftreten 
(Innengeſellſchaft, $ 718 A 6). Die Berechtigung und Verpflichtung aus ſolchen Rechts. 
geſchäften kann von der Geſamtheit der Geſellſchafter nur durch beſondere Übertragungs⸗ 
handlung (auch Auflaſſung erforderlich; vgl. § 718 AI a. E.) oder Schuldübernahme erworben 
werden. Das Regelmäßige iſt, daß die Geſchäftsführer in offener Vertretung der Geſellſchaft 
handeln. Hierfür gelten die 88 714, 715. Die Vertretung ſteht an fich teinem der einzelnen 
Geſellſchafter für ſich allein zu (anders $ 125 HGB), fo daß alle Geſellſchafter zuſammen 
handeln müffen, ſollen fie Dritten gegenüber berechtigt oder verpflichtet werden (vgl. 88 420, 
427, 431). Die Geſellſchafter können aber wie einen Dritten, ſo auch einen oder mehrere 
Geſellſchafter mit ihrer Stellvertretung betrauen (88 164ff.). Die Verte ung mech wird 
ſich nach den Gepflogenheiten des Verkehrs regelmäßig mit der Geſchäftsfüyrungsbefugnis 
vereinigen; dafür ſtellt $ 714 eine Auslegungsregel auf. Übertragung der Geſchäftsführung 
iſt in der Regel Vollmachtserteilung. Gegebenenfalls haben die belangte. Geſellſchafter, 
wenn feſtſteht, daß ihnen unbeſchränkte Geſchäftsführungsbeſugnis erteilt ft, nachzuweiſen, 
daß die Vollmacht eingeſchränkt worden, insbeſondere dahin gegangen ſei der Geſchaftsfüyrer 
ſolle im eigenen Namen handeln. Der Geſchäftsführer ift auch als Bevollmächtigter im 
Sinne von $ 266 StGB auzuſehen (RGSt 43, 55). Bei Rechtsgeſchaften zwischen ihm und 
der Geſellſchaft, d. h. allen Geſellſchaftern, und bei den ihn betreffenden Beſchaſgn der Geſell⸗ 
ſchaft iſt ſeine Vertretungsmacht, falls nicht ein anderes vereinbart it, nach Maßgabe des 
5,181 als ausgeſchloſſen anzuſehen (vgl. RG 32, 256). Das gleiche muß auch gelten, wenn 

chte von der Geſellſchaft gegen einen einzelnen Geſellſchafter, ſei es auf dem man Btege 
ve ſonſt, oder von ihm gegen die Geſellſchaft verfolgt werden. Bei Vertragsſchlüſſen mit 
Gef Seiellichaft wird dieſe, da die Vertretungsmacht des mit ihr den Vertrag ſchließenden 

zeſellſchafters wegfällt, allein von den anderen Geſellſchaftern vertreten. Darüber, daß der 
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geſchäftsführende Geſellſchafter ſich nicht ſelbſt ein Gehalt bewilligen kaun, . $ 713 A 1. Hat 
ein vertretungsberechtigter Geſellſchafter bei Vornahme eines Rechtsgeſchäfts in argliſtigem 
Einvernehmen mit dem Geſchäftsgegner bewußt zum Nachteile der Geſellſchaft gehandelt, ſo 
brauchen die anderen Geſellſchafter das Rechtsgeſchäft nicht als für ſich verbindlich gelten zu 
laſſen (RG 9, 149; 57, 39; 58, 356; 71, 222; HoldheimsMSchr 1914, 212). 

2. Wie der Inhalt der Geſchäftsbefugnis, ſo kann auch der Umfang der Vollmacht, der 
im Gegenſatze zu 8 126 HB durch eine geſetzliche Regel nicht beſtimmt wird, ſehr verſchieden 
ſein (vgl. 88 710 Satz 2, 711; HGB 8 125). Nach herrſchender Anſicht iſt es auch (in Ab⸗ 
weichung vom § 126 Abſ 2 HG) möglich, die Vollmacht der Vertreter dahin zu beſchränken, 
daß die Geſellſchafter nur mit dem Geſellſchaftsvermögen ($ 718) haftbar gemacht werden können 
(N 63, 65; 12, 229). Dadurch wird eine Annäherung an die G. m. b. H. (gl. 8 13 Abſ 2) 
bewirkt. Gegen die Wirkſ amkeit einer ſolchen Haftungsbeſchränkung läßt ſich nicht einwenden, 
daß dadurch dem Dritten, der mit dem Geſchäftsführer ſich einlaffen will, eine zu weitgehende 
Prüfung zugemutet werde. Der Dritte iſt ohnedies, um ſich über die Vollmachtserteilung 
und den Umfang der Vollmacht zu vergewiſſern, darauf angewieſen, ſich die über die Bevoll⸗ 
mächtigung ausgeſtellte Urkunde vorlegen zu laſſen. Iſt in dieſer von einer Beſchränkung 
nichts enthalten, fo kann allerdings dem gutgläubigen Dritten (vgl. $ 172) die Beſchränkung 
nicht entgegeggeſetzt werden. Die Vertretungsmacht kann dahin erteilt fein. daß der geſchäfts⸗ 
führende Geſellſchafter allein oder uur in Gemeinſchaft mit einem anderen Geſellſchafter zur 
Vertretung befugt iſt (Einzelvertretung und Geſamtvertretung). Auch eine Verbindung dieſer 
beiden Arten iſt nicht unzuläſſig (vgl. RG 90, 22). Wird die Vertretungsmacht gemäß 8 714 
lediglich durch die Geſchaftsführungsbefugnis beſtimmt, ſo kann es nicht vorkommen, daß der 
geſchäftsführende Geſellſchafter durch den Abſchluß mit einem Dritten die anderen Gefell- 
ſchaſter verpflichtet, ſich ſelbſt aber dieſen gegenüber erſatzpflichtig macht (RH Warn 08 Nr 148). 
— Sind ſatzungsmäßig die Vermögensſtücke der Geſellſchaft auf den Namen des Vorſitzenden 
und eines anderen Vorſtandsmitglieds einzutragen, denen es wiederum obliegt, den übrigen 
Vorſtandsmitgliedern eine Rückzeſſion zu erteilen, ſo ſind bei einem Wechſel des Vorſtandes 
die neuen Vorſtandsmitglieder ermächtigt, in eigenem Namen, wenn auch als Treuhänder 
der Geſellſchaft, gegen die bisherigen Vorſtandsmitglieder auf Übertragung der Vermögens⸗ 
ftüde zu Hagen (RG 20. 10. 00 1 537/08). 

3. Auf ſeiten, des zur Vertretung ermächtigten Geſellſchafters muß der Vertretungswille, 
der Wille, für die Geſellſchafter zu handeln, erkennbar hervortreten, andernfalls kommt das 
Geſchäft zwiſchen dem. einzelnen handelnden Geſellſchafter und dem andern Vertrags: 
teile zuſtande ($ 164 Abſ 2, R ZW 01, 16314; 1911, 54016). Ebenſo haften die Gefell- 
ſchafter aus den von dem Geſchäftsführer eingegangenen Verpflichtungen nur, wenn der 
Geſchäftsführer erkennbar in ihrem Namen gehandelt hat. Die Geſellſchafter können aller⸗ 
dings, wenn das Geſchäft tatſächlich in den Rahmen der Geſellſchaft fällt und fie die Vorteile 
aus dem Geſchäft in Anſpruch nehmen, auch der Haftung aus dieſem Geſchäft ſich nicht 
entziehen. £ g 8 

4. Im Rechtsſtreite ſind die Geſellſchafter Partei. Eide ſind von ihnen zu leiſten, ſie 
können nicht Zeugen oder Nebenintervenienten ſein. Ob die Geſchäftsführer zur Führung 
des Rechtsſtreits ermächtigt find, muß aus dem ihnen erteilten Auftrage entnommen werden; 
regelmäßig wird es der Fall ſein. Klagen die Geſellſchafter als ſolche und ſtellt ſich heraus, 
daß der Anſpruch einem Geſellſchafter perſönlich zuſteht, oder macht umgekehrt ein Geſellſchafter 
für feine Perſon einen der Geſellſchaft zuſtehenden Anſpruch geltend, fo iſt die Klage wegen 
mangelnder Sachlegitimation abzuweiſen (RG ZW 1912, 74815). — Die Klage gegen die Geſell⸗ 
ſchafter muß durch Zuſtellung an dieſe erhoben werden, ſoweit nicht die Geſchäftsführer be 
vollmächtigt find (§ 173 80). Die Vertreter führen den Rechtsſtreit immer im Namen 
der Geſellſchafter, die als Kläger oder Beklagte benannt werden müſſen (vgl. 9 54 A 1), 
ſie ſind nicht geſetzliche Vertreter, ſondern Prozeßbevollmächtigte (vgl. RG 57, 92). Ver⸗ 
folgen die Geſellſchafter als Kläger einen zum Geſellſchaftsvermögen gehörenden Anſpruch, 
fo find fie notwendige Streitgenoſſen (8 62 ZPO). Der aus der Geſellſchaft ausſcheidende 
Geſellſchafter bleibt auf Grund des $ 265 Abſ 2 ZPO im Prozeſſe, wenngleich gemäß § 738 
fein Anteil am Geſellſchaftsvermögen den übrigen Geſellſchaftern zuwächſt (RG 78, 105). In 
notwendiger Streitgenoſſenſchaft ſtehen auch die Geſellſchafter welche als zur geſamten 
Hand verbundene Perſonen nur auf das Geſellſchaftsvermögen (A 2) in Anſpruch genommen 
werden. Auch in dieſem Falle bewirkt das Ausſcheiden eines Geſellſchafters aus der Geſellſchaft 
nicht fein Ausſcheiden aus dem Rechtsſtreite. Materiell iſt freilich die Klage gegen ihn nicht 
mehr begründet. Ein neu in die Geſellſchaft Eintretender muß mitbelangt werden ($ 736 ZPO). 
Soweit die Geſellſchafter zugleich je für ſich verklagt werden, beſteht gewohnliche Streit⸗ 
genoſſenſchaft. Das Urteil (8 736 ZPO) kann je nach der Sachlage gegen die Geſellſchafter 
mit der Maßgabe ergehen, daß es nur in das Geſellſchaftsvermögen vollſtreckt werden kann 
es kann aber auch gegen die einzelnen zugleich mit ihrem Privatvermögen haftenden Geſell. 
ſchafter erlaſſen werden und iſt in dieſem Falle ſowohl gegen das Geſellſchaftsvermögen als 
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das Privatvermögen der einzelnen Geſellſchafter vollſtredbar. Auf Grund des 5 736 3PO 
kann übrigens das die Zwangsvollſtreckung in das Geſellſchaftsvermögen ermöglichende Urteil 
auch wegen Schulden der ſämtlichen Geſellſchafter, die mit den Geſellſchaftszwecken in keinem 
Zuſammenhang ſtehen, erlangt werden. Über die Befugnis des einzelnen Geſellſchafters, 
kraft eigenen Rechtes einen aus dem Geſellſchaftsverhältuis entſpringenden Anſpruch gegen 
einen Mitgeſellſchafter geltend zu machen, ſ. § 705 A 5, 


8 715 


1) Iſt im Geſellſchaftsvertrag ein Geſellſchafter“) ermächtigt, die anderen 
Geſellſchafter Dritten gegenüber zu vertreten, ſo kann die Vertretungsmacht 
nur nach Maßgabe des § 712 Abſ 1 und, wenn ſie in Verbindung mit der 
Befugnis zur Geſchäftsführung erteilt worden iſt, nur mit dieſer entzogen 
werden. 

E 1 640 Abſ 2 II 655; M 2 609; P 2 424. 

1. Wie die Geſchäftsführungsbefugnis bildet auch die auf Grund des Geſellſchaftsvertrags 
dem Geſellſchafter als ſolchem zukommende Vertretungsmacht ein Sonderrecht, das dem 
Geſel ſchafter nicht ohne Grund einſeitig entzogen werden kann. § 715 dehnt daher die die 
Geſchäftsführung betreffende Vorſchrift des F 712 Abs auf die Vertretungsmacht aus. Im 
übrigen beruht § 715, ſoweit er die Entziehung der Vertretungsmacht nicht ohne die Ent 
ziehung der Geſchäftsführungsbefugnis zuläßt, auf der Einheitlichkeit des durch beide Beſug⸗ 
niſſe dem Geſellſchafter gewährten Sonderrechts. Aus dieſem Grunde. wird, wenn ſolche 
Einheitlichkeit beſteht, auch die alleinige Entziehung der Befugnis zur Geſchäftsführung unter 
Belaſſung der Vertretungsmacht als ausgeſchloſſen gelten müſſen (abw. die frühere Auflage). 
Kündigung der Geſchäftsführung nach § 712 Abſ 2 zieht den Verluſt der Vertretungsmacht 
nach Maßgabe der 88 168 Satz 1, 714 nach ſich. Die Kündigung der Vertretungsmacht allein 
iſt, Kr Bo Geſetz eine dem $ 712 Abſ 2 entjprechende Vorſchrift nicht gibt, nicht als ſtatthaft 
anzuſehen. 

2. Für die nicht einem Geſellſchafter, ſondern einem Dritten erteilte Vertretungs- 
macht, ſowie für den Widerruf einer nicht im Geſellſchaftsvertrag als Sonderrecht 
erteilten Vollmacht gelten die Vorſchriften über Vollmacht. — Für die offene Handels⸗ 
geſellſchaft |. 8 127 HGB. 

§ 716 


Ein Geſellſchafter kann, auch wenn er von der Geſchäftsführung aus⸗ 
geſchloſſen iſt, ſich von den Angelegenheiten der Geſellſchaft perſönlich 
unterrichten, die Geſchäftsbücher und die Papiere der Geſellſchaft einſehen 
und ſich aus ihnen eine Überjicht über den Stand des Geſellſchaftsvermögens 
anfertigen !). 

Eine dieſes Recht ausſchließende oder beſchränkende Vereinbarung ſteht 
der Geltendmachung des Rechtes nicht entgegen, wenn Grund zu der Ans 
nahme unredlicher Geſchäftsführung beiteht?). 

G 1 648 II 656; M 2 618; P 2 425. den 

1. Das Nachprüſungsrecht ſteht dem Geſellſchafter perſenlich zu, wenn es nicht fl 
Abſ 2 en 0551 W iſt. Das Ku 1 le (g 717). Es kaun W 
nach allgemeiner Anſicht durch einen geſetzlichen Vertreter, auch — beſtr. — durch den Ehe · 
mann als Verwalter des Frauenguts, ſowie nach den Umſtänden unter 2 88. = 
geeigneten, ſelbſt zu entlohnenden — Sachverſtandigen ausgeübt werden Wet a 
Frage, ob im einzelnen Falle das Recht durch einen Devolo eines Be 


kann, wird meiſtens verneint. Beſondere Umſtände können jedoch die 
vollmächtigten rechtfertigen (88 241, 242; |. Staudinger A 10). Verpflichtung zur Auskunfts- 


erteilung beſteht nicht. 5 
2. Ein auf annehmbare Gründe ſich ſtützender Verdacht genügt (anders dh a. F. 


Art 105 Abſ 2). 
8 717 


5) Die Anſprüche, die den Geſellſchaftern aus dem Geſellſchaſtsverhältniſſe 
gegeneinander zuſtehen, ſind nicht übertragbar). Ausgenommen find die 
einem Geſellſchafter aus ſeiner Geſchäftsführung zuſtehenden Anſprüche, 


Geſellſchaft 88 714-717 847 


ſoweit deren Befriedigung vor der Auseinanderſetzung verlangt werden kann, 
ſowie die Anſprüche auf einen Gewinnanteil oder auf dasjenige, was dem 
Geſellſchafter bei der Auseinanderſetzung zutommt )). 

E 1 644 II 657; M 2 613—615; P 2 425. 


1. Ein Geſellſchaſter het grundſätzlich nicht das Recht, eine andere Perſon au feine Stelle 
zu ſetzen (vgl. aber A 4). Er iſt demgemäß zur Übertragung der Geſellſchaftsrechte nicht 
befugt, weder zur Übertragung der Mitgliedſchaft (gl. $ 719 A 1), noch der Einzelanſprüche 
aus dem Geſellſchaftsverhaltnis. Nicht übertragbar ift das Recht der Verfügung in Geſell⸗ 
ſchaftsangelegenheiten — Anſpruch des Geſellſchafters auf Teilnahme an der Geſchäftsführung 
(88 709 ff.), Mitwirkung bei dem Recht, den Geſchäftsführer mit Auweiſungen zu verſehen 
(5 713 A 1) und ihm Entlaſtung zu erteilen, Mitwirkung bei der Gewinnverteilung oder Aus⸗ 
einanderſetzung — ebenſowenig das Recht der Nachprüfung —, Anſpruch auf Einſicht (8 716) 
oder Rechnungslegung (NG 52, 35; 90, 20; Gruch 48, 914). Der perſönlichen Natur des 
Geſellſchaftsverhältuiſſes widerſpricht die Einmiſchung eines Dritten in dieſe Angelegenheiten. 
Der Auſpruch auf Rechnungslegung iſt ſelbſt dann nicht übertragbar, wenn dem Dritten 
zugleich der Anſpruch auf einen ſeinem Betrage nach durch Rechnungslegung zu ermittelnden 
Gewinnanteil übertragen iſt (MG Gruch 48, 912; Lg 1912, 558%. Ganz abgeſehen davon, 
daß gar nicht feſtſteht, ob die Rechnung einen Geſchäftsgewinn oder einen Verluſt ergeben 
wird, erſcheint es mit dem Weſen der Geſellſchaft nicht wohl vereinbar, dritten Perſonen 
einen Einblick in die geſamten geſchäftlichen Verhältniſſe zu gewähren. Zu beachten iſt, daß 
$ 717 ſich nur bezieht auf die Anſprüche der Geſellſchafter untereinander, nicht auf die An⸗ 
ſprüche, die der Geſellſchaft, d. i. den zur geſamten Hand verbundenen Geſellſchaftern (§ 718 
A 1) zuftehen, über die demgemäß nur von der Geſellſchaft ſelbſt, nicht von dem einzelnen, auch 
nicht teilweiſe (8 740) perfügt werden kaun. Dies iſt der Fall bei den Ansprüchen der Geſell⸗ 
ſchaft gegen dritte Perſonen. Zweifelhaft kann ſein, wie es ſich mit der Übertragbarkeit der 
Anſprüche des Geſellſchafters gegen einen Mitgeſellſchafter auf Leiſtung an die Geſellſchaft 
verhält. Aber auch hier iſt Unübertragbarkeit der Anſprüche des Geſellſchafters anzunehmen, 
ſoweit es ſich um Leiſtungen handelt, die der Geſellſchaft zufließen ſollen, ſo daß dieſe in Wirk⸗ 
lichteit als die Berechtigte erſcheint (vgl. 88 705 A 5, 709 A 4). Insbeſondere iſt die Unüber⸗ 
tragbartett der gegenſcttigen Anfprüche der Geſellſchafter auf Leiſtung von Beiträgen an⸗ 
erkannt vom ME 76, 436; Warn 1910 Nr 55; auch OLG Hamburg in SeuffA 73 Nr 10 
(während die Geſellſchaft ſelbſt über die Beiträge verfügen kann, RG 76, 280). Wäre die Ab⸗ 
tretung wirtſam, ſo würde durch Zahlung an den neuen Gläubiger die urſprünglich geſchuldete 
Leiſtung, die der Geſellſchaftergemeinſchaft dienen ſollte, ihren Inhalt verändern (RG 76, 436). 
Das Veräußerungsverbot des § 717 bezweckt nur den Schutz der anderen Geſellſchafter, alſo 
beſtimmter Perſonen, nicht den Schutz der Allgemeinheit, es findet deshalb 8 135 Anwendung, 
nicht $ 134. Die Mitgeſellſchafter find nicht gehindert, auf den durch 8 717 gewährten Schutz 
zu verzichten (Ach 17. 7. 19 7193/19). Nicht übertragbare Anſprüche ſind auch nicht pfänd⸗ 
bar (8 851 BD), gehören als ſolche nicht zur Konkursmaſſe ($ 1 KO) und können nicht Gegen⸗ 
ſtand eines Pfandrechts ($ 1274 Abſ 2) oder eines Nießbrauchs (8 1069 Abs 2) fein. Das 
an dem Geſellſchaftsanteil eingeräumte Pfandrecht (über das Pfändungspfandrecht vgl. 
§ 725) ergreift den Anſpruch auf Gewinnanteil und Auseinanderſetzungsguthaben ($ 1274 
Abſ 2, 8 717); daraus folgt, daß ein ſpäteres unmittelbar an ſolchem Anſpruche durch Pfändung 
oder Rechtsgeſchäft erworbenes Pfandrecht dem älteren Pfandrecht am Geſellſchaftsanteil 
nachſteht, mag auch der bezeichnete Anſpruch gemäß einem inzwiſchen gefaßten Gefellichafts- 
beſchluſſe nur noch auf Herausgabe beſtimmter Gegenſtände gerichtet ſein (RG 67, 331). 
Da der Pfandglaubiger nicht die Stellung eines Geſellſchafters erhält, kann er keineswegs 
mit der Haftung für Geſellſchaftsſchulden belaftet werden (M& 60, 130). 

Wegen des Pfandrechts am Geſellſchaftsanteil ſ. § 725 A 1. Im Geſellſchaftsvertrage 
kann bedungen werden, daß die verbotene Abtretung von Anſprüchen aus dem Geſell⸗ 
ſchaftsverhältnis das Ausſcheiden des abtretenden Geſellſchafters aus der Geſellſchaft ‚und 
den Verluſt aller Anſprüche an das Gefellfc;aftspermögen zur Folge hat (RG Holdbeims⸗ 
NSchr 1917, 11220. 5 b g 

2. Ausgenommen von der Nichtabtretbarkeit ſind die in 8 717 angeführten drei Arten 
von Anſprüchen, welche auf Herausgabe von Vermögenswerten gerichtet ſind, die aus dem 
Geſellſchaftsvermögen ausgeſchieden und in das Privatvermögen des Geſellſchafters über⸗ 
geführt werden ſollen: a) Anſprüche des Geſellſchafters aus ſeiner Geſchäfts⸗ 
führung, namentlich auf Erfah von Aufwendungen (88 713, 669, 670) und auf beſondere 
Wergütung von Dienſten; b) auf einen Gewinnanuteil (8.721, 722), aber nicht auf be: 
timmte Entnahmen aus der Geſellſchaftskaſſe (feſte Zinſen, Vierteljahrsbezüge), ſofern dieſe 
von Gewinn und Verluſt unabhängig und zugleich im Einzelfalle tatſächlich durch Gewinn 
wicht gedeckt find (716 67, 13; 18. 3. 18 II 587/42; vgl. auch Beſchluß des FS Warn 07 Nr 1, 
der die Übertragung feſter Bezüge in weiterem Maße geſtattet); e) auf das Auseinander- 
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ſetzungsguthaben (88 733ff., 738—740). Das Recht auf unmittelbare Entnahme der 
Bezüge aus der Geſellſchaftskaſſe kann niemals abgetreten werden. — Auch die vorſtehend 
zu b und o bezeichneten Forderungen find nicht zukünftige, ſondern bereits beſtehende An⸗ 
ſprüche (RG 66, 130). Der Anſpruch auf das Auseinanderſetzungsguthaben kann zwar dem 
Betrage nach erſt geltend gemacht werden, wenn dieſer im Auseinanderſetzungsverfahren 
zwiſchen dem abtretenden Geſellſchafter und den übrigen Geſellſchaſtern feſtgeſtellt iſt (N 
90, 19). Ebenſo muß der Forderung des Gewinnanteils die Beſchlußfaſſung der Geſell. 
ſchafter über Feſtſtellung des Gewinns vorhergehen. Das Ergebnis dieſes Verfahrens muß 
von dem neuen Glaubiger abgewartet werden. Er iſt nicht befugt, ſich in die Verhandlungen 
einzumiſchen, kann weder Rechnungslegung verlangen, noch die gelegte Rechnung beanſtanden 
oder die von den Geſellſchaftern gefaßten Beſchlüſſe anfechten. Bevor die Geſellſchafter dieſe 
Feſtſtellung getroffen haben, iſt es im ungewiſſen, ob überhaupt ein Gewinn oder ein Aus⸗ 
einanderſetzungsguthaben herauskommt. Inſofern handelt es ſich um eine bedingte Forde⸗ 
rung (vgl. RG 60, 130. — In RG 98, 320 wird bei Abtretung des Geſchäftsanteils einer 
Geſellſchaft m. b. 9. ohne den Dividendenanſpruch der Rechtsvorgong ohne zwingenden 
Grund jo dargeſtellt, als ob der neue Geſellſchafter den Tividendenauſpruch bei Feſtſtellung 
durch die Geſellſchafterverſammlung für ſich erwerbe, ihn aber ſofort auf den Veräußerer 
zurückübertrage). Die Abtretung äußert jedoch ſchon vor der Zeit der Abtretung an darin 
ihre Wirkung, daß die Leiſtung nur noch an den neuen Gläubiger erfolgen kann — welche 
Wirkung auch gegenüber der Geſellſchaft im Falle ihrer Kenntnis von der Abtretung ein⸗ 
tritt —, daß ferner Verzichte auf die Forderung oder gleichſtehende Verfſigungshandlungen 
des abtretenden Geſellſchafters unwirkſam ſind und daß dieſer, wenn aus ſeinem Verſchulden 
der neue Gläubiger durch verzögerte oder vorſchriftswidrige Feſtſtellung Schaden erleidet, ihm 
erſatzpflichtig iſt (NG 90, 20). Auch die Mitgeſellſchafter können auf Grund des § 826 wegen 
ſchädigender Maßnahmen erſahpflichtig werden. Zum Nachteil des neuen Gläubigers können 
ſie übrigens, ſobald die Abtretung ihnen bekannt geworden, die geſetzlichen oder vertrag⸗ 
lichen Beſtimmungen über Auseinanderſetzung und Gewinnverteilung nicht mehr andern (RG 
91, 431). Mit der Haftung für die Geſellſchaftsſchulden wird der Abtretungsempfänger, da 
er nicht als Geſellſchafter eintritt, nicht belaſtet (Roß 60, 130). Iſt der Auſpruch auf das 
Auseinanderſetzungsguthaben abgetreten, ſo iſt zu berückſichtigen, daß als Guthaben auch die 
dem Abtretenden zurückzugewährende Einlage, ſoweit fie nicht durch den Verluſtanteil ge- 
mindert iſt, in Anſatz zu bringen iſt (RG 90, 21). | 

3. Der Geſellſchafter kann mit anderen Perſonen, denen er eine Unterbeteiligung ein⸗ 
räumt, eine beſondere Geſellſchaft, eine Untergeſellſchaft bilden. Die Unterbeteiligten treten 
zu der Hauptgeſellſchaft in keine unmittelbaren Beziehungen. Sie ſind nach Maßgabe des 
Untergeſellſchaftsvertrags nur beteiligt an dem Gewinnanteil und Auseinanderſetzungsgut 
haben des Mitglieds der Hauptgeſellſchaft, das auf Grund des Geſchäftsergebniſſes dieſer 
Geſellſchaft Gewinn und Verluſt mit ihnen zu teilen hat. Nicht verlangen können ſie, daß 
dieſes bei feiner Betätigung in den Angelegenheiten der Hauptgeſellſchaft unter Hintanſetzung 
der Intereſſen dieſer Geſellſchaft — was ein pflichtwidriges Handeln darſtellen würde — dem 
Intereſſe der Unterbeteiligten den Vorzug gibt. \ 

4. Die Vorſchriften des § 717 enthalten nachgiebiges Recht. Die Übertragbarkeit der 
Anſprüche kann über das Geſetz hinaus eingeſchränkt werden (§ 399, vgl. aber $ 851 Abſ 2 
ZPO) oder erweitert werden; die Mitgliedſchaft der Geſellſchaft kann durch den Geſellſchafts. 
vertrag übertragbar gemacht werden (vgl. 8736 A 2 a. E.). 


§ 718 

Y Die Beiträge der Geſellſchaftere) und die durch die Geſchäftsführung 
für die Geſellſchaft erworbenen Gegenſtändeꝛ) werden gemeinſchaftliches 
Vermögen der Geſellſchafter (Geſellſchaftsvermögen)s) “). | 

Zu dem Geſellſchaftsvermögen gehört auch, was auf Grund eines zu dem 
Geſellſchaftsvermögen gehörenden Rechtes oder als Erſatz für die Zerſtörung, 
Beſchädigung oder Entziehung eines zu dem Geſellſchaftsvermögen ge⸗ 
hörenden Gegenſtandes erworben wird“). 

& 1 631 Abf 4 II 658; M 2 599; P 2 425—434. 

1. Die Geſellſchafter find Träger der Rechte und Verpflichtungen der Geſellſchaft, des 
geſellſchaftlichen Sondervermögens, des Geſellſchaftsvermögens. Ein von den Geſeilſchaftern 
verſchiedenes Rechtsſubjekt (juriſtiſche Perſon) iſt nicht vorhanden. Die Geſellſchafter haben 
draft ihrer Zugehörigkeit zur Geſellſchaft Anteil an dem ungeteilten Geſellſchaftsvermögen. 
An eh gebührt dem Geſellſchafter nach näherer Feſtſetzung des Geſellſchaftsvertrags (vgl. 
5 722 A J) eine Quote. Damit ift aber ein der Quote entsprechender feſter Anteil an den 


Geſellſchaft 88 717, 718 849 


zum Geſellſchaftsvermögen gehörigen Gegenſtänden wicht gegeben. Die Quote iſt nur eine 
Rechnungsgröße, die für ſich allein den Umfang des Rechtes nicht erkennen läßt. Bis zur 
Auseinanderſetzung iſt völlig im ungewiſſen, wie weit tatſächlich der Anteil des Geſellſchafters 
an dieſen Gegenſtänden reicht, was ohne Prüfung der ſämtlichen aus dem Geſellſchafts⸗ 
verhältnis ſich ergebenden Anſprüche und Gegenanſprüche, wie ſie bei der Auseinanderſetzung 
ftattfindet, nicht feſtzuſtellen iſt. Der Anteil kann durch die Gegenanſprüche vollſtändig auf 
gezehrt ſein, ſo daß in Wirklichkeit ein Anteil nicht beſteht. Hieraus folgt, daß der Geſell⸗ 
ſchafter, da er erſt durch die Auseinanderſetzung an den ihm hierbei zugeteilten Vermögens 
gegenſtänden ein feſtes Recht gewinnt, vorher nicht in der Lage iſt, über feinen Anteil an 
den zum Geſellſchaftsvermogen gehörigen einzelnen Gegeuſtänden dinglich zu verfügen (RG 
56, 206; 65, 230; RG St 30, 49; vgl. Gierke, Genoſſeuſchaftstheorie 510ff.. Oertmann Vor 
ben 40 vor 8 705). Darüber, daß ihm auch die Verfügung über feinen Anteil am Geſell⸗ 
ſchaftsvermögen regelmäßig verſagt iſt, . 8 719 A 2. Anderſeits erſtreckt ſich der Anteil, ohne 
daß er durch die Höhe der Quote begrenzt wird, auf das geſamte Geſellſchaftsvermögen. Er 
iſt nur beſchränkt durch das Beſtehen der Rechte der anderen Geſellſchafter. Fallen die An- 
teile der anderen Geſellſchafter weg, ſo wachſen deren Anteile ihm an. Wegen dieſes geſetz⸗ 
lichen Zuwachsrechts iſt, wenn ein Geſellſchafter aus einer Geſellſchaft ausſcheidet (8 737), 
hinſichtlich der zum Geſellſchaftsvermögen gehörigen, der fortbeſtehenden Geſellſchaft ver- 
bleibenden Vermögensſtücte zum Übergang des Eigentums eine beſondere Übertragungs- 
handlung, insbeſondere bei Grundſtücken die Anflaffung nicht erforderlich (8$ 925 A 4, 738 
A 2; vgl. auch darüber, daß gleichwohl in dieſem Falle nach Tarifnummer 11b Abſ 2 des 
RStempch v. 3. 7. 18 der Auflaſſungsſtempel zu erheben iſt, R Warn 1919 Nr. 138). Träger 
der im Geſellſchaftsvermögen vereinigten Rechte und Verbindlichteiten ſind hiernach die 
Geſeliſchafter nicht als Einzelperſonen, ſondern in ihrer Vereinigung. Das Geſellſchafts⸗ 
vermögen wird bei dieſer Gebundenheit an die Geſamtheit der Geſellſchafter zu einer von 
dem freien Privatvermögen der einzelnen Geſellſchafter geſonderten rechtlichen Einheit: 
Gemeinſchaft zur geſamten Hand (vgl. SS 2082 ff., Erbengemeinſchaft, 88 1442, 1483, 1519, 
1549, eheliche Gutergemeinſchaft, SS 105, 161 HGB, offene Handelsgeſellſchaft und Stonr 
manditgeſel ſchaft); die Gemeinſchaften zur geſamten Hand ſind aber nicht in allem gleich 
geregelt (R6 60, Ir Wegen der Selbſtändigkeit des Geſellſchaftsvermögens können perſön 
liche und dingliche Rechtsverhältniſſe zwiſchen den zur geſamten Hand verbundenen Geſell 
ſchaftern einerſeits und einem einzelnen Geſellſchafter anderſeits beſtehen (RG 32, 256). Bei 
der Verſchiedeuartigteit des Miteigentums nach Bruchteilen und des geſamthänderiſchen Mit 
eigentums iſt zur Umwandlung des einen Miteigentums in das andere die Auflaſſung des 
Grundſtücks zu erfordern (MG 54, 0; 50 S. 96, 206 u. 432; 57, 432; 65, 232; 68, 417: 
76, 418). En geianthänderiiches Miteigentum an einem Grundſtück, das auf den Namen 
der Geſellſchafter als Miteigentümer zu Bruchteilen eingetragen iſt, entſteht nicht ſchon dadurch, 
daß das Grundſtück von ihnen in die Geſellſchaft eingebracht wird, auch nicht dadurch, daß 
die Geſellſchafter, die ſich als Miteigentümer haben eintragen laſſen, das Grundſtück von 
vornherein für die Geſellſchaft erworben haben. Die Grundſtücke müſſen auf die Namen der 
einzelnen Geſeliſchafter unter Angabe des Geſellſchaftsverhältniſſes ($ 48 GBO) eingetragen 
werden, die Geſellſchafter müffen Hagen und verklagt werden (88 714 K 4, 54 A 1); vgl. ander 
ſeits $ 124 HOB, SS 50 Abs 2, 735 ZPO. Es gibt keinen Geſellſchaftskonkurs (beſtr.); vgl. 
K 213 KO. 

2. Das Geſellſchaftsvermögen umfaßt nicht nur die dinglichen Rechte, ſondern auch die 
ſchuldrechtlichen Anſprüche, wie die Anſprüche gegen Dritte aus den für die Geſellſchaft von 
ihren Vertretern geſchloſſenen Rechtsgeſchäften (anders anſcheinend Plauck A 1b). Zu dem 
Geſellſchaftsvermögen iſt auch zu rechuen der Anſpruch gegen die Geſchäftsführer, daß ſie die 
zunächſt inn eigenen Namen erworbenen Gegeuſtände in das Geſellſchaftsvermögen überführen 
(beſtr.; vgl. 8 714 A 3). Als ein Erwerb „für die Geſellſchaft“ ift, was das innere Rechts. 
verhältnis betrifft, ein Erwerb der Geſellſchafter ſchon dann anzuſehen, wenn fie für die Geſell 
jchaft haben erwerben wollen, ohne daß es darauf ankommt, ob dieſer Wille dem Veräußerer 
kundgegeben iſt (RG 24. 1. 14 V 444/13; . namentlich Enneccerus § 300 A 2). Iſt es auch 
zum dinglichen Rechtserwerb für die Geſellſchaft nicht gekommen, ſo gebührt ihr doch der 
ſchuldrechtliche Anſpruch auf Herſtellung dieſes Zuſtandes. 

3. Die entrichteten Beiträge gehören zum Geſellſchaftsvermögen. Aber auch ſchon die 
Anſprüche auf die Beiträge und die Eutſchädigungsanſprüche wegen ihrer Nichtleiſtung ſind 
zum Geſellſchaftsvermögen zu rechnen. Unzweifelhaft iſt, daß dieſe Auſprüche nach Beſtim 
mung des Geſellſchaftsvertrags zu Beitandteilen des Geſellſchaftsvermögens gemacht werden 
können (ch 54, 297; Warn 1910 Nr 435). Im übrigen wird vielſach angenommen, daß die 

emelnſchaft zur gejanten Hand hier noch wicht wirtſan ſei, ſondern erſt die geleiſteten Bei 
nice erfaſſe. Dieſe Auffaſſung, der früher auch das Reichsgericht zuneigte, kann nicht ge- 
billigt werden. Gegen ſie ſprechen der Ausdruck des Gaſetzes (§ 705 A 6), fein Grundgedanke 
und praktiſche Folgerungen (ſo auch Gierke, Dernburg, Enneccerus, Kipp, Kohler, Kiſch u. a., 
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ſowie jetzt R 76, 276; vgl. auch RG JW 1911, 80915). Gerade die Anſprüche auf die Bei⸗ 
a bilden in den meiſten Fällen die erſten Beſtandteile des Geſellſchaftsvermögens. Die 
Geſchäftsführer haben die Beuͤräge einzuziehen. Die Zwangsvollſtreckung in das Geſellſchafts⸗ 
vermögen kann auf die Beitragsforderungen erſtreckt werden. Der einzelne Geſellſchafter 
ſchuldet ſelbſtverſtändlich ſeinen Beitrag voll, nicht etwa nur zu dem Teile, zu welchem er 
nicht ſelbſt am Geſellſchaftsvermögen Anteil hat. Der Beitrag muß voll in die Geſellſchafts⸗ 
kaſſe gelangen; er kann gegen die Geſellſchaft voll beſchlagnahmt werden. 


4. Als Erwerb auf Grund eines Rechtes kommen in Betracht Früchte einer Sache oder 
eines Rechtes, Zinſen (88 99, 100) und ſonſtige Erweiterungen eines Rechtes, als Erſatz: 
Schadenserſatz, Verſicherungsgelder, Enteignungspreis. Das bedingte Anrecht des Erwerbers 
eines Lotterieloſes zur erſten Klaſſe auf dieſelben Losnummern der folgenden Klaſſen iſt bei 
einer Lotteriegeſellſchaft Beſtandteil des Geſellſchaftsvermögens. Wird auf Grund dieſes 
Anrechts das neue Los erworben, fo trifft Abſ 2 zu (RG IW 04, 36015; RGSt 43, 56; vgl. 
noch $ 727 A 1 a. E.). 


5. Belaſtet wird das Geſellſchaftsvermögen durch die Geſellſchaftsſchulden. Sie ent⸗ 
ftehen in der Regel aus Verträgen der Geſchäftsführer ($ 714). Die Geſellſchafter haften 
hierfür mit dem Geſellſchaftsvermögen und zugleich mit ihrem Privatvermögen als Geſamt⸗ 
ſchuldner ($ 427), falls nicht bloß eine anteilige Haftung (8 420) oder eine auf das Geſellſchafts⸗ 
vermögen beſchränkte Haf ung vereinbart iſt. Die in letzterer Beziehung für nicht rechtsfähige 
Vereine geltenden Grundſätze (8 54 A 2) ſind nicht ohne weiteres auf Geſellſchaften an ⸗ 
wendbar. Der Umſtand allein, daß nach dem Geſellſchaftsvertrage für die Geſellſchafts⸗ 
ſchulden nur das Geſellſchaftsvermögen verhaftet ſein ſoll, reicht, auch wenn dieſer Umſtand 
dem Geſchäftsgegner bekannt war, zur Ausſchließung der perſönlichen Haftung nicht aus, da 
eine weitergehende Ermächtigung des Vertreters beſtehen kann (vgl. § 714 A 2). Möglich iſt 
es, eine die perſönliche Haftung ausſchließende Vereinbarung darin zu finden, daß die Schuld 
ausdrücklich als Schuld der Geſellſchaft eingegangen wird. Die geſamtſchuldneriſche Haftung 
greift im Zweifel auch für Vertragsſchulden Platz, die eine teilbare Leiſtung zum Gegenſtand 
haben ($ 427). Eine Geſellſchaftsſchuld mit perſönlicher Haftung der Geſel'ſchafter kann ferner 
darin ihren Grund haben, daß die Geſellſchafter für das rechtswidrige Tun des Geſchäftsführers 
einſtehen muſſen oder ihnen ſelbſt eine unerlaubte Handlung zur Laſt fällt (88 830, 881, 833, 
836). Eine nur das Geſellſchaftsvermögen treffende Geſellſchaſtsſchuld laun aus ungerecht⸗ 
fertigter Bereicherung entſtehen. In ganz gleicher Weiſe wie bei G. ſellſchaftsſchulden wird 
das Geſellſchaftsvermögen belaſtet, wenn es lich um eine Privatſchuld der ſämtlichen Geſell⸗ 
ſchafter handelt. Inſofern beſteht zwiſchen Geſellſchaftsgläubigern und Privatgläubigern kein 
Unterſchied. Die Privatgläubiger können, ohne daß ſie vorher die Geſellſchaft zu kündigen 
brauchen (anders bei der offenen Handelsgeſel ſchaft, g 135), ſich unmittelbar auf Grund eines 
gegen alle Geſellſchafter erwirkten Urteils (§ 73 ZPO) an das Geſellſchaftsvermögen halten 
(vgl. über Zwangsvollſtreckung in den Geſchäftsanteil der einzelnen Geſellſchafter § 725). 


6. Geſellſchaft ohne Geſellſchaftsvermögen. Die Geſellſchaft als Schuldverhältnis 
beſteht ſchon vor Bildung des Geſellſchaftsvermögens. Hat die Geſellſchaft den Zweck, ein 
Vermögensſtück erſt zu erwerben, z. B. ein Lotterielos, ſo entſteht das Geſellſchaftseigentum 
erſt mit dem Erwerbe des Loſes, im übrigen iſt die Geſellſchaft mit dem Vertragsabſchluf e 
wirkſam (RG 31. 5. 05; Bayz 1, 348). Nach dem Vorbilde der ftillen Geſellſchaft (88 335 ff. 
HOB) find auch bürgerliche Geſellſchaften, ohne die Abſicht, ein Geſellſchaftsvermögen zu 
bilden, denkbar, RG 80, 271 (Innengeſellſchaften!; ein eee führt nach außen die Ge · 
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ſchäfte im eigenen Namen (vgl. RS XW 03 Beil 1684, R& 28. 4. 09 J 223708). Die ver. 


! einbarten Beiträge können in das Privatvermögen des einen Gefellichatters fliehen, mit deſſen 


Mitteln das Unternehmen für Rechnung ſämtlicher im Innenverhäl'nis beteiligter ee 
ſchafter betrieben wird. Dieſer Geſellſchafter erſcheint nach außen hin als der allein Be⸗ 
rechtigte und Verpflichtete (vgl. R& 77, 226/7). Eine Rechtsvermuſung für das Beſtehen 
der regelmäßigen Geſellſchaftsform kann nicht anerkannt werden (RG JW 05, 719˙; ungenau 
vorangef. RG ZW 03). 


8 719 
1) Ein Geſellſchafter kaun nicht über feinen Anteil an dem Geſellſchafts⸗ 
vermögene) und an den einzelnen dazu gehörenden Gegenſtänden verfügen“); 
er iſt nicht berechtigt, Teilung zu verlangen“). 5 
Gegen eine Forderung, die zum Geſellſchaftsvermögen gehört, kann der 
Schuldner nicht eine ihm gegen einen einzelnen Geſellſchafter zuſtehende 


Forderung aufrechnen 5 
46 II cos: m 2 015: P 2 456-407. 


Geſellſchaft SS 718, 719 351 


1. Das Rechtsverhältnis der geſamten Hand wird namentlich durch die Vorſchriften 
der 88 719, 725 Abſ 2, 738 Abſ 1 Satz 1 ausgeſtaltet. Der Anteil am Geſellſchaftsver⸗ 
mögen iſt eine aus der Mitgliedſchaft entſpringende, rechneriſch nicht beſtimmte Mitberech⸗ 
tigung. Noch mehr iſt dies der Fall bei den Anteilen an den zum Geſellſchaftsvermögen 
gehörigen Sachen oder Rechten (vpl. 8 718 A 1). Dieſes Rechtsverhältnis ſteht in vollem 
Gegenſatz zu den Vorſchriften der SS 741 ff. über Bruchteilsrecht und Bruchteilseigentum. 
Die ſamtlichen Geſellſchafter bilden eine Einheit, deren Wille allein für das Geſellſchafts⸗ 
vermögen entſcheideud iſt. Das Geſamtgut iſt für den einzelnen „wie wenn es fremdes 
Vermögen wäre“ (Sohm). a 

2. Der Geſellſchafter kann, wie er ſeine Mitgliedſchaft nicht übertragen kann ($ 717 A 1) 
auch über den untrennbar hiermit verbundenen Geſellſchaftsanteil, der die ſachliche Grund⸗ 
lage der Mitgliedſchaft bildet, nicht verfügen (anders bei der Erbengemeinſchaft, $ 2033). 
Die verbotswidrige Verfügung iſt indes nicht nichtig, ſondern nur unwirkſam im Sinne des 
$ 135 (vgl. 8 717 A 1). Die Unwirkſamkeit beſteht demgemäß nur der Geſellſchaft, nicht 
anderen Perſonen, gegenüber; dem Vertragsgegner iſt der Geſellſchafter durch den Abtretungs⸗ 
vertrag gebunden (RG 92, 398; 93, 294). Mit Zuſtimmung der übrigen Geſellſchafter kann 
er über ſeinen Auteil am Geſellſchaftsvermögen wirkſam verfügen (RG 1. 10. 09 IT 711/08). 
Ob der Abtretung des Geſellſchaftsanteils nicht wenigſtens die beſchränkte Wirkung zuzu⸗ 
geſtehen iſt, daß fie die Rechte auf den Gewinnanteil und das Auseinanderſetzungsguthaben 
($ 717) überträgt, iſt Auslegungsfrage (vgl. $ 725 A 1). Durch Geſellſchaftsvertrag kaun 
außerdem die Mitgliedſchaft und damit auch der Geſellſchaftsanteil uneingeſchränkt oder unter 
Beſchränkungen für übertragbar erklärt werden. Die Beſtimmung des $ 719 tft inſofern 
nachgiebiger Natur (RG 26. 4. 18 11 33/18; vgl. auch 92, 165). Die Wirkſamkeit der Über 
tragung kann von der Zuſtimmung der Geſellſchaft oder eines von dieſer gebildeten Beirats 
abhängig gemacht werden. In ſolchem Falle wirkt die nachträgliche Zuſtimmung in Ermang⸗ 
lung einer anderen Beſtimmung auf den Zeitpunkt der Vornahme des Rechtsgeſchäfts zurück. 
Die Rückwirkung wird nicht dadurch gehindert, daß der übertragende Geſel ſchafter inzwiſchen 
verſtorben iſt. Sie hat die Bedeutung, daß, wenn ſchon der in der Vergangenheit liegende 
tatſächliche Zuſtand nicht geändert werden kann, rechtlich die Übertragung der Mitgliedschaft 
bereits zu der früheren Zeit als bewirkt anzuſehen iſt (MG Warn 1914 Nr 179). Iſt als Mit- 

lied eines Konſorttums cine Firma beteiligt, fo wird das im Konſortialvertrage aufgeſtellte 
Erfordernis, daß es zur Übertragung des Anteils außer der Eintragung in das Konfortialen- 
buch noch der Zuſtimmung des Beirats bedürfen ſoll, nach kaufmänniſchem Brauche dahin 
zu verſtehen ſein, daß dieſe Zuſtimmung entbehrlich, falls das Geſchäft mit Firma veräußert 
wird (R Warn 1918 Nr 79). Iſt die Mitgliedſchaft übertragbar, ſo wird doch allein durch 
den Abſchluß des Übertragungsvertrags der Eintritt des Erwerbers in die Geſeliſchaft noch 
nicht herbeigeführt. Es iſt weiter erforderlich, daß die übrigen Geſellſchafter ausdrücllich oder 
ſtillſchweigend ihn als Mitgeſellſchafter aufnehmen (f. hierüber und die damit zuſanmen⸗ 
hängenden Fragen der Schuldenhaftung und der Notwendigkeit der Auflaſſung 88 736 A 2, 
718 A 1). Ein Pfandrecht oder Nießbrauch kann an einem Geſellſchaftsauteil immer nur 
inſoweit beſtellt werden, als die Übertragung zuläſſig iſt. Eine Ausnahme iſt es, daß der 
Gläubiger eines Geſellſchafters im Zwangsvollſtreckungsverfahren zur Pfändung berechtigt iſt 
(8 725 A 1) und daß im Konkursverfahren ($ 728 A 1) das Verfügungsrecht über den Geſell⸗ 
ſchaftsanteil auf den Konkursverwalter übergeht. Wegen der Verpfändung |. § 725 A 1. — 
Als eine Forderung gegen die Geſellſchaft darf der Geſellſchaftsanteil, in welchem ſich die 
verſchiedenſten aus der Mitgliedſchaft entſpringenden Rechte, insbeſondere ein dem Miteigen- 
tum naheſtehendes dingliches Verfügungs und Nutzungsrecht verkörpern, nicht aufgefaßt 
werden. Auf die Verpfändung des Geſellſchaftsanteils findet demgemäß $ 1280 keine An⸗ 
wendung, ſondern die allgemeine Vorſchrift des § 1274. Zur Wirkſamkeit der Verpfändung 
iſt Anzeige an die Geſellſchaft nicht unbedingt erforderlich (RH 57, 414). 

3. Der Geſellſchafter kann ferner nicht über ſeinen Anteil an den zum Geſellſchafts⸗ 
vermögen gehörigen Sachen oder Rechten verfügen. Es folgt dies mit einer ſolchen Not⸗ 
wendigkeit aus dem Grundgedanken der Gemeinſchaft zur geſamten Hand (vgl. § 718 A 1), 
daß hieran auch durch eine Vereinbarung der Geſellſchafter nichts geändert werden kann. 
Die Gemeinſchaft zur geſamten Hand beruht eben darauf, daß nur die zu einer Einheit ver⸗ 
bundene Geſamtheit der Geſellſchafter über die Vermögensſtücke verfügen kann. Der einzelne 
Geſellſchafter hat keinerlei Verfügungsmacht, auch nicht zu einem Teile. Über eine zum 
Geſellſchaftsvermögen gehörige Forderung kaun er weder durch Einziehung, Mahnung, Kündi⸗ 
gung, noch durch Stundung, Erlaß, Abtretung oder eine ſouſtige Anderung des Schuldinhalts 
verfügen. Eine dem zuwiderlaufende Verfügungshandlung iſt gänzlich unwirkſam (vgl. RG 
93, 294). Die Verfügung kann immer nur von der Geſamtheit der Geſellſchafter getroffen 
werden. Darſiber, daß der einzelne Geſellſchafter eine Geſellſchaftsforderung auch nicht zur 
Aufrechnung verwenden kann, ſ. A 4. Die Eintragung einer Hypothek auf den Grundſtücks⸗ 
anteil des Geſellſchafters iſt nach § 1114 unzuläſſig, ſie kann auch durch die Zuſtimmung der 
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Mitgeſellſchafter nicht zuläſſig werden (K in RIA 3, 43). Unbenommen iſt es dem Geſell 
ſchafter, eine Verpflichtung zur Vornahme einer Verfügung einzugehen, da hierdurch nicht 
das Geſeliſchaftsvermögen, ſondern der Geſellſchafter perſönlich gebunden wird. 


4. Der Ausſchluß des Teilungsanſpruchs (§ 749) bezüglich der einzelnen zum Geſell⸗ 
ſchaftsvermögen gehörigen Gegenſtände gehört zum Weſen der geſamthändigen Berechtigung 
(RS 65, 232). Eine gegenteilige Vereinbarung iſt ungültig. Der Geſellſchafter kaun nur 
verlangen, daß nach Auflöſung der Geſellſchaft eine Auseinanderſetzung ſtattfindet, die ſich 
grundſätzlich (vgl. jedoch 8 730 A 3) auf das ganze Geſellſchaftsvermögen erſtreckt. Während 
beſtehender Geſellſchaft hat er nur einen Anſpruch auf Teilung des Gewinns nach näherer 
Beſtimmung des Geſellſchaftsvertrags. In dem Vertrage kann beſtimmt fein, daß gewiſſe 
Einnahmen ohne Aufſtellung einer Geſamtrechnung über die Einnahmen und Ausgaben ſo⸗ 
gleich nach ihrem Eingang beſonders zur Teilung zu bringen find. Der Anſpruch auf Teilung 
kann nur gegen die ſämtlichen übrigen Geſellſchafter erhoben werden (vgl. § 730 A 3 a. E.). 
Sind durch ſchuldhaftes Verhalten eines Geſellſchafters die Einnahmen verkürzt worden, ſo 
kann ein Mitgeſellſchafter aller Regel nach nur auf Leiſtung von Erſatz an die Geſellſchaft, 
nicht auf Auskehrung feines Anteils an dem Schadenserſatzbetrage klagen. Desgleichen kaun 
der einzelne Geſellſchafter, wenn abredemäßig die Einnahmen aus dem von einem Geſell⸗ 
ſchafter für Rechnung der Geſellſchaft auf eigenen Namen geſchloſſenen Gefchäft ſogleich 
geteilt werden ſollen, beim Fehlen einer unzweideutigen anderen Vereinbarung nur die Ab⸗ 
führung der Einnahmen an die Geſellſchaftskaſſe, nicht unmittelbar die Auszahlung ſeines 
Anteils verlangen (RG 30. 11. 07 1 74/07). 


5. Die Verſagung der Aufrechnung folgt gleichfalls aus dem Geſamthandverhältniſſe 
(§ 387). Die Aufrechnung gegen eine Geſellſchaftsforderung ſeitens des Schuldners mit 
einer Privatforderung gegen den einzelnen Geſellſchafter iſt auch nicht zuläſſig hin ſichtlich des 
Anteils dieſes Gesel ſchafters an der Geſel ſchaftsforderung, da ein beſtimmter Anteil vor der 
Auseinanderſetzung nicht vorhanden iſt. Der Geſellſchafter darf ferner, ſelbſt wenn er an 
ſich zur Vertretung der Geſellſchaft berechtigt iſt, über eine Geſellſchaftsforderung nicht ver⸗ 
fügen, um damit aufrechnungsweiſe ſeine Privatſchuld zu tilgen. Er tann auch nicht mit 
ſeinem Anteil an der Geſellſchaftsforderung aufrechnen, weil ein ſolcher Anteil eben nicht 
beſteht. Um die Aufrechnung zu ermöglichen, müßte die Forderung ſeitens der Mitgeſell⸗ 
ſchafter ihm abgetreten werden. Die bloße Zuſtimmung der Mitgeſellſchafter zur Aufrechnung 
(wenn fie nicht im Sinne der Abtretung erfolgt} würde nicht genügen (RG 10, 47; 15. 3. 07 
II 415/06; OLG 6, 25). Aufrechenbar iſt aber gegen eine zum Geſellſchaftsvermögen ge⸗ 
hörige Forderung eine dies Vermögen belaſtende Gegenforderung. Dazu gehört auch eine 
Gegenforderung, die dem Schuldner gegen alle Geſellſchafter als Geſamtſchuldner, wenn 
auch aus einem außergeſellſchaftlichen Grunde, zufteht (vgl. 8 718 A 5). In gleicher Weiſe 
iſt, wenn der Geſellſchafter wegen einer ſolchen Schuld in Anſpruch genommen wird, ihm 
nicht nur die Aufrechnung mit feiner Privatforderung geſtattet (RG 11, 118), ſondern auch 
die Aufrechnung mit einer Geſellſchaftsforderung, vorausgeſetzt, daß er zur Vertretung der 
Geſellſchaft befugt iſt. Die Aufrechnung mit der Privatforderung eines Mitgeſellſchafters IT 
ſelbſtverſtändlich ihm niemals geſtattet. Kaum der Hervorhebung bedarf es, daß der von 
dem Geſel ſchafter wegen einer Privatforderung belangte Dritte ſeinen Anſpruch aus der 
perſönlichen Haftung des Geſellſchafters, ebenſo wie er ihn klageweiſe geltend machen kaun, 
auch verteidigungsweiſe zur Aufrechnung gegen die Privatforderung beuntzen kann, 


8 720 


Die Zugehörigkeit einer nach §S 718 Abſ 1 erworbenen Forderung zum 
Geſellſchaftsvermögen hat der Schuldner erſt dann gegen ſich gelten zu laſſen, 
wenn er von der Zugehörigkeit Kenntnis erlangt; die Vorſchriften der 55 406 
bis 408 finden entſprechende Anwendung!). 

E II 658 Abs 3; P 2 434 


f x 1m up 

t. Auf den Schutz des gutgläubigen Schuldners iſt in den 88 406 a iufofern Rücicht 
genommen, als ihm aus der Unkenntnis von dem Übergang der Forderung auf en ne 
Gläubiger kein Nachteil erwachſen ſoll. Dieſer Schutz iſt durch 8 720 1 5 daß 
es dem Schulduer auch nicht ſchaden ſoll, wenn er zwar weiß, daß bie Kor ed auf mehrere 
Glaubiger übergegangen ilt, aber keine Kenntuis davon hat, daß dieſe Rüdiger zu einer 
Geſamthandgemeinſchaft verbunden find, infolge deren der einzelne dern es bei einer 
onlligen Gemeinſchaft der Fall ift, einen beſtimmten Anteil an der Korderung hat. Die 
Goſellſchafter müſſen deshalb, was die Leiftung des gutgläubigen Schuldners au den einzelnen 
Geſellſchafter, das gegen ihn verwirkte rechtskräftige Urteil und die ihm gegenüber erklärte 
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Aufrechnung (f. $ 406) betrifft, dieſe Rechtshandlungen zu dem Anteile, der dieſem Gefell- 
ſchafter nach § 420 zuſtehen würde, gegen ſich gelten laſſen. — Ebenſo 88 14/3 Abſ 2, 2019 
Abf 2, 204. 
8 721 

Ein Geſellſchafter kann den Rechnungsabſchluß und die Verteilung des 
Gewinns und Verluſtes erſt nach der Auflöſung der Geſellſchaft verlangen. 

Sit die Geſellſchaft von längerer Dauer, jo hat der Rechnungsabſchluß 
und die Gewinnverteilung im Zweifel am Schluſſe jedes Geſchäftsjahrs zu 
erfolgen!). 

E 1 646 II 659; M 2 616; P 2 437. 
I. Über die Art der Rechnungsaufſtellung und der ſich anſchließenden Gewinnverteilung 
find für die Geſellſchaft des bürgerlichen Rechtes keine Vorſchriften gegeben. Es iſt ins⸗ 
befondere nicht, wie in $ 121 998, vorgeſchrieben, daß vor der Gewinnverteilung die Ein⸗ 
lagen (Kapitalauteile) der Geſellſchafter zu verzinfen find. Hinſichtlich der Zeit der Rechnungs⸗ 
legung während des Beſtehens der Geſellſchaft begnügt ſich das Geſetz mit der Auslegungs⸗ 
regel, daß bei Geſellſchaften „von längerer Dauer“ Rechnungslegung und Gewinuverteilung 
am Schluſſe eines jeden Geſchäftsjahrs gewollt iſt. Dem Willen der Parteien wird es hier 
meiſt eutſprechen, daß auch nach Ablauf des erſten Geſchäftsſahrs, wenn die Beendigung der 
Geſeleſchaft in verhältnismäßig nicht zu langer Zeit zu erwarten iſt, die Rechnungslegung bis 
zu dieſem Zeitpunkte, ſofern nicht erhebliche Intereſſen hierdurch verletzt werden, hinaus⸗ 
geſchoben werden kann. Sind bereits zwei Geſchäftsjahre verſtrichen, fo wird nur ausnahms⸗ 
weiſe eine weitere Hinausſchiebung der Rechnungslegung als im Willen der Parteien liegend 
. 85730 A 3 werden können. Über die Rechnungslegung nach Auflöfung der Geſellſchaft 
5 2. Nach dem Inhalt des Gleſellſchaftsvertrags — wobei es namentlich darauf antonunt, 
ob die Geſellſchaft den Zwecken des Erwerbs oder vorwiegend idealiſtiſchen Beſtrebungen 
dient — iſt zu beſimmen, ob und inwieweit der Geſellſchafter ein Recht auf Auszahlung 
des bei richtiger Rechnungsaufſtellung ſich ergebenden Gewinnanteils hat. Auf dieſer Grund: 
lage iſt weiter zu prüfen, ob er etiva nach der geſchäftlichen Lage die Zurückbehaltung des 
Gewinns zur Verſtärkung des Betriebstapitals oder als Rücklage für beſondere Bedarfsfälle 
ſich gefallen laſſen muß. Auszahlungen, die keinen Gewinn darſtellen, dürfen nur mit Zur 
ſtimmung aller Geſellſchafter erfolgen. 


8 722 
Sind die Anteile der Geſellſchafter am Gewinn und Verluſte nicht be⸗ 
ſtimmt!), jo hat jeder Geſellſchafter ohne Rückſicht auf die Art und die Größe 
ſeines Beitrags einen gleichen Anteil am Gewinn und Verluſte. 
Iſt uur der Anteil am Gewinn oder am Verluſte beſtimmt, ſo gilt die Be⸗ 


ſtimmung im Zweifel für Gewinn und Verluſte). 
EI 647 II 660; M 2 616; P 2 437. 


1. Das Geſetz ſtellt abgeſehen von der Auslegungsregel des Abſ 2 die Vermutung 
auf, daß die Anteile der Geſellſchafter am Gewinn und Verluſt die gleichen ſind. Es handelt 
ſich hierbei nicht um eine Auslegungsregel, ſondern eine ergänzende Vorſchrift. Die Beweis⸗ 
laft für eine abweichende Vereinbarung fällt der Partei zu, die dies behauptet. Unter Gewinn 
(Verluſt) iſt nicht nur an den Gewinn zu denten, der während beſtehender Geſellſchaft als 
Überſchuß der Einnahmen über die Ausgaben zur Verteilung zu bringen iſt, ſondern in weiterem 
Sinne auch an den Gewinn, der nach dem geſchäftlichen Endergebnis bei der nach Auflöſung 
der Geſellſchaft vorzunehmenden Auseinanderſetzung ſich als Überſchuß des Vermögensſtandes 
über die Einlagen der Geſellſchafter herausſtellt. Dieſer Überſchuß gebührt den Geſellſchaftern 
nach Verhältnis ihrer Anteile am Gewinn ($ 734). In Einklang hiermit ſteht die Vorſchrift 
des 8 735, daß der bei der Auseinanderſetzung ſich ergebende Fehlbetrag nach dem für Ver⸗ 
teilung des Verluſts vorgeſchriebenen Verhältnis von den Geſellſchaftern zu tragen iſt. Da 
die Regel der Gleichheit ſowohl für die Auteile am Verluſt wie am Gewinn gilt, ſo ergibt 
ſich der Satz, daß auch die Gleichheit der Geſellſchaftsanteile zu vermuten iſt, was im Falle 
der Übertragbarkeit des Geſellſchaftsanteils (vgl. § 719 A 2) auch für den Nachfolger von 
Bedeutung iſt. Ohne Cinfluß auf die geſetzliche Regel iſt die ungleiche Höhe der Geſellſchafter⸗ 
beiträge, was allerdings bei der Auseinanderſetzung inſofern berückſichtigt wird, als den Geſell⸗ 
chaftern zuvörderſt ihre Einlagen zurückzuerſtatten find. Über die Verteilung von Gewinn 
und Verluſt können die Geſellſchafter eine andere Vereinbarung treffen (vgl. H 9 121 
168, 336). Unvereinbar mit der Verfolgung eines „gemeinſamen Zweckes“ (8 705) erſcheint 
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bei einer Erwerbsgeſellſchaft — im Gegenſatze zu Geſellſchaften mit idealen Zwecken — die 
Beſtimmung, daß ein Geſellſchafter an dem Gewinne keinerlei Anteil haben ſoll (societas 
leonina; vgl. RG 3, 9; Oertmann A 2); es wird hier meiſt eine Schenkung vorliegen. Da⸗ 
gegen, iſt es ftatthaft, einen Geſellſchafter von der Teilnahme am Verluſte zu befreien oder 
ihm einen beſtimmten Mindeſtgewinn zuzuſichern (vgl. $ 705 A 3). — Der Anſpruch auf den 
Gewinnanteil unterliegt der allgemeinen Verjährung von 30 Jahren, nicht der kürzeren 
Verjährung des $ 197. Der Gewinnanteil fällt, da feine Entſtehung von ungewiſſen Voraus⸗ 
ſetzungen abhängt, nicht unter den Begriff der regelmäßig wiederkehrenden Leiſtungen (RG 
2. Die Vorſchrift des Abſ 2 entſpricht dem regelmäßigen Parteiwillen. Was für 
den Anteil am Gewinn beſtimmt ift, ſoll, wenn nicht ein anderer Wille erhellt, auch für den 
Anteil am Verluſt gelten und umgekehrt. 


§ 723 

1) Fſt die Geſellſchaft nicht für eine beſtimmte Zeit eingegangen, jo kann 
jeder Geſellſchafter fie jederzeit kündigen?). Iſt eine Zeitdauer bejtimmt?), 
ſo iſt die Kündigung vor dem Ablaufe der Zeit zuläſſig, wenn ein wichtiger 
Grunde) vorliegt; ein ſolcher Grund iſt insbeſondere vorhanden, wenn ein 
anderer Geſellſchafter eine ihm nach dem Geſellſchaftsvertrag obliegende 
weſentliche Verpflichtung vorſätzlich oder aus grober Fahrläſſigkeit verletzt) 
oder wenn die Erfüllung einer ſolchen Verpflichtung unmöglich wird“). 
unter der gleichen Vorausſetzung iſt, wenn eine Kündigungsfriſt beſtimmt iſt, 
die Kündigung?) ohne Einhaltung der Friſt zuläſſig. 

Die Kündigung darf nicht zur Unzeit geſchehen, es ſei denn, daß ein 
wichtiger Grund für die unzeitige Kündigung vorliegt. Kündigt ein Ge⸗ 
ſellſchafter ohne ſolchen Grund zur Unzeit, ſo hat er den übrigen Geſell⸗ 
ſchaftern den daraus entſtehenden Schaden zu erjeten®). 

Eine Vereinbarung, durch welche das Kündigungsrecht ausgeſchloſſen 
oder dieſen Vorſchriften zuwider beſchränkt wird, iſt nichtig“). 

E 1 648, 649 II 661; M 2 617—621; P 2 487. 


1. Die 88 723—728 enthalten die geſetzlichen Gründe der Heſellſchaftsauflöſung: Kün. 
digung (88 723725; vgl. HGB $$ 181 Nr 6, 183), Erreichung oder Unmöglichwerden des 
Geſellſchaftszwecks ($ 726), Tod eines Geſellſchafters (§ 727; vgl. HGB 8 181 Nr 4), Konkurs 
eines Geſellſchafters (§ 728; vgl. HGB 8 181 Nr 6). Über die Vereinbarung, daß die Geſell 
ſchaft troz Eintritts eines Auflöſungsgrundes fortbeſtehen foll, ſ. 55 736, 737. Außer den an⸗ 
geführten kommen als ſelbſtverſtändliche Auflöſungsgründe in Betracht: Ablauf der verein 
barten Zeitdauer (vgl. HGB 8 131 Nr 1), Eintritt einer auflöſenden Bedingung (M 1 17), 
a Übereinkommen (vgl. HGB $ 181 Nr 2), nicht aber Veräußerung des * 

ermögens der Geſellſchaft (RG 67, 331). Eintritt der Geſchäftsunfähigkeit bildet keinen 
beſonderen Auflöſungsgrund (anders HGB a. F. Art 123 Nr 8), auch nicht 12 Au 
einen wichtigen Grund für die Kündigung (Abs 1 Satz 2; M 2, 624). Samtliche . 
gründe wirken von Rechts wegen. Die Geſellſchaft wird nicht erſt dadurch aufg in aß 
durch rechtskräftiges Urteil die Auflöſung ausgesprochen iſt. Es entſteht damit der ge 
auf Auseinanderſetzung ($8 730ff.), ſelbſtverſtändlich nicht ohne weiteres auf He 5 7 x 
Einlage. Über das Verhältnis des § 723 zu den 88 326, 325 vgl. 8 708 u an 
ſprechende Anwendung des § 728 auf geſellſchaftsähnliche Verhältniſſe vgl, * 7 benf 115 
§ 705. Auf nicht rechtsfähige Vereine finden die Vorſchriften der 88 723, 7=* © 40 alls 
Anwendung (RG 78, 134 über Austritt eines „Alten Herrn“ aus einem, ſtudentiſchen 2 
Die willkürliche Ausſchließung eines Mitglieds aus ſolchem Vereine iſt dagece die 
Satzung fie nicht geſtattet, unſtatthaft (RG 7. 10. 11 V 604/10; vgl. 8 30 N 25 

2. Für die Kündigung find drei Fälle zu unterscheiden; a) Die Geſellſchaft iſt, ohne daß 
eine Kündigungsfriſt beſtimmt wurde, auf unbeſtimmte Zeit eingegangen Sie a 1; 
vol. § 724); dann ift Kündigung jederzeit zuläſſig (anders HG $ 182). 504 heit 
iſt für eine unbeſtimmte Zeit eingegangen, es iſt aber eine beitinmte Kündigu 0 riſt ver. 
einbart (Abſ 1 Satz 3). e) Die Geſellſchaft it ohne eine ſolche Vereinbarung für ein ne 

eit eingegangen (Abſ 1 Satz 2). In den Fällen zu b und e kann aus einem wichtigen Grunde 
jederzeit gekündigt werden (vgl. 5008 & 133). Zur Kündigung berechtigt int > der Gefell- 
Pech bei dem die Unmöglichkeit der Verpflichtungserfüllung eintritt (Abſ 1 Satz 2). Hat 
er Geſellſchafter eine weſentliche Verpflichtung grob fahrläſſig verleht, Io erwächſt hieraus 
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deu übrigen Geſellſchaftern ein Recht der Kündigung, das jeder dieſer Geſellſchafter für ſich 
ausüben kann. Außerden iſt dieſer Geſellſchafter, weil er durch fein pflichtwidriges Verhalten 
die Kündigung veranlaßt hat, den Mitgeſellſchaftern auch für den Schaden verantwortlich, 
der ihnen aus der vorzeitigen Löſung des Geſellſchaftsverhältniſſes entſtanden iſt (RG 64, 881; 
76, 367; 89, 398; Warn 1917 Nr 289). — Die Kündigung iſt eine einfeilige empfangs⸗ 
bedürftige Willenserklärung (88 130 ff.), fie muß — unbeſchadet beſonderer Vertragsbeſtim⸗ 
mungen — allen übrigen, Geſellſchaftern (. $ 729), nicht etwa nur den Geſchäftsführern 
gegenüber erklärt werden (vgl. RG 21, 93). In dem Zeitpunkte, in welchem die Kündigung 
allen Geſellſchaftern zugegangen ift, erliſcht die Geſellſchaft für die Zukunft ohne weiteres. 
(Wegen Aufhebung der Kündigung ſ. § 724 A 2.) Eine Kündigung der ins Leben getretenen 
Geſellſchaft kann darin gefunden werden, daß ein Geſellſchafter wegen Verfehlungen eines 
Mitgeſellſchafters ſeinen Rücktritt vom Geſellſchaftsvertrage erklärt hat. In dieſem Sinne 
kann die Rücktrittserklärung verſtanden werden, auch wenn mit ihr zugleich die Forderung 
von Schadenserſab verbunden iſt. Da es einen Rücktritt aus § 326, nachdem die Tätigkeit 
der Geſellſchaft begonnen hat, nicht gibt, ſo kann die Erklärung, wenn nicht andere Umſtände 
eutgegenſtehen, verſtändigerweiſe nur ſo ausgelegt werden, daß hiermit die Kündigung ge⸗ 
meint iſt. Es iſt hierin eine Auslegung des erkennbaren Willens, nicht eine Umdeutung zu 
ſehen (RG 89, 398; 28 1917, 457%). Eine Kündigung iſt auch in dem Autrage einer Wider 
klage zu erblicken, mit der die Verurteilung des Klägers zur Anerkennung, daß ihm aus dem 
Geſellſchaftsvertrage keine Rechte mehr zuſtänden, gefordert wird. Zur Kündigung iſt der 
Prozeßbevollmächtigte ermächtigt, wenn ſie ein Verteidigungsmittel des Beklagten bildet 
(RG 25. 3. 07 1516/06). Das im Streitfalle ergehende gerichtliche Urteil iſt Feſtſtellungs⸗ 
urteil. Eine bedingte Kündigung iſt wirkungslos, ebenſo die auf einen wichtigen Grund, 
der tatſächlich fehlt, geſtützte Kündigung (M 2 S. 413, 619). Tatfrage iſt, ob die für einen 
Termin verſpätete Kündigung als rechtzeitige Kündigung für den nächſten Termin gilt. Von 
Bedeutung hierfür ift, ob die Rechtsfolgen der Kündigung zum nächſten Termine, abgeſehen 
von der Hinaueſchiebung des Beginns der Wirkſamkeit, die gleichen find (vgl. RG Warn 08 
Nr 616). Iſt für die Kündigung eine beſtimmte Friſt einzuhalten, jo wird die Kündigung 
erft wirkſam mit dem Ablauf der Friſt. Sie kann nicht zur Wirkſamkeit gelangen, wenn ſchon 
vor Friſtablauf die Geſellſchaft durch Tod eines Geſellſchafters oder aus anderem Grunde 
aufgelöſt it. 

3. Für eine beſtimute Zeit eingegangen iſt eine Geſellſchaft nicht nur dann, wenn ihre 
Dauer durch Vereinbarung eines gewiſſen Zeitpunkts oder Zeitraums, insbeſondere einer 
Kalenderzeit, beſchränkt iſt (vgl. $ 724 Satz 1), ſondern auch dann, wenn ſich dieſe Befriſtung 
aus den Umſtänden, insbejondere aus Zweck und Ziel der Geſellſchaft ($ 705; M 2, 618) 
ergibt. Iſt die Fortſetzung der Geſellſchaft für die Dauer der Einziehung des einen Geſell 
ſchafters zum Heeresdienſt vereinbart, fo liegt der Fall vor, daß die Geſellſchaft für beſtimmte 
Zeit eingegangen iſt. Ebeuſo bei einer Abmachung, daß der Geſellſchaftsvertrag für eine 
Reihe von Jahren gelten und, ſofern nicht gekündigt, jedesmal auf beſtimmte ſpätere Termine 
unter Kündigungsvorbehalt fortgeſetzt werden ſoll (Rich 82, 395). Eine Befriſtung kann ſich 
ſchon daraus ergeben, daß eine Geſellſchaft zum Zweck des Erwerbes von Grundstücken im 
Zwaugsverſteigerungsverfahren oder zur Nußbarmachung von Patenten, deren Schutz in 
beſtimmter Friſt abläuft, geſchloſſen iſt (aich JW 06, 74111; 30. 1. 11 V 508/10). Es genügt 
ferner, wenn der Zweck der Geſellſchaft, die ihr zur Verfügung geftellten Vermögensſtücke 
behufs der Glänbigerbefriedigung zu verwerten, eine zeitliche Begrenzung in ſich trägt oder 
wenn überhaupt die Dauer der Geſellſchaft dadurch beſtimmt werden kann, daß die Geſell⸗ 
ſchaft zum Zwecke der Vornahme beſtimmter Geſchäfte abgeſchloſſen iſt (RG Warn 1911 
Nr 470; JW 1913, 2816). A. M. Goldmann-Lilienthal $ 199 A 1; Dernburg 8 868 A 4. 
Immerhin muß daran ſeſtgehalten werden, daß eine Zeitgrenze aus den Umſtäuden entnommen 
werden kaun. Die Anforderungen an die Beſtimmtheit dieſer Grenze dürfen aber nicht über⸗ 
ſpannt werden; zu weit, jedenfalls dem Ausdrucke nach, geht RG IW 1911, 322. Auch 
bei einer auf unbeſtimmte Zeit eingegangenen Geſellſchaft kann übrigens nach Lage der Sache 
die Aunahme gerechtfertigt fein, daß gemäß $ 157 innerhalb einer beſtimmten Zeit nach Treu 
und Glauben nicht gekündigt werden darf. Die Vorſchrift des $ 723 Abſ 3 ſteht dem nicht 
entgegen (RG 14. 3. 19 11 393/18). 

4. Ein wichtiger Grund liegt dann vor, wenn nach der beſonderen Lage, den geſamten 
Umſtänden des Falles dem Gefellichafter das Verbleiben in der Geſellſchaft billigerweiſe 
nicht zugemutet werden kann (richterliches Ermeſſen; vgl. HGB a. F. Art 125; vgl. auch 
RG 62, 37/8). Der Eintritt des Grundes kann im allgemeinen verſchuldet oder unverſchuldet 
ſein. Es braucht nicht etwa in der Perſon des Geſellſchafters, dem gekündigt wird, eine 
Verfehlung vorzuliegen. Die ſchuldhafte Verletzung einer weſentlichen Pflicht wird 
beſonders hervorgehoben (die Stelle deckt ſich nicht mit § 712 Abſ 1). Darüber, daß die Be⸗ 
fürchtung, zu den bisherigen Verluſten des geſellſchaftlichen Unternehmens wurden in Zukunft 
noch erhebliche neue Verluſte treten, nicht ohne weiteres einen wichtigen Grund abgibt, 
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vgl. RE ZW 1912, 4721. Unter Umſtänden kann aber auch die mangelnde Rentabilität 
eines Unternehmens zur vorzeitigen Kündigung berechtigen, ſofern es ſich als ein unbilliges 
Verlangen darſtellt, daß der Geſellſchafter das Unternehmen mit Schaden fortführe (RG 
JW 1913, 265°; Warn 1917 Nr 289). Haben zwei Rechtsanwälte ſich zur gemeinſchaftlichen 
Ausübung ihrer Berufstätigkeit verbunden, ſo kann ein wichtiger Grund zur vorzeitigen Löſung 
des Geſellſchaftsverhältniſſes ſchon daraus ſich ergeben, daß der Berufsgenoſſe fortgeſetzt Miß⸗ 
griffe, Taktloſigkeiten und Rückſichtsloſigkeiten ſich hat zuſchulden kommen laſſen, durch welche 
das Anſehen und die Würde des Klägers gefährdet werden muß (RG Warn 1916 Nr! 40). 

5. Davon, daß die Erfüllung einer weſentlichen Verpflichtung unmöglich wird, iſt zu 
unterſcheiden der Fall, in dem die einem Geſellſchafter als ſolchem gegenüber einem Dritten 
im Jutereſſe der Geſellſchaft obliegende Leiſtung von dem Dritten ohne Grund nicht ange. 
nommen wird. Hier liegt Annahmeverzug des Gläubigers, nicht Unvermögen (8 275 Abf 2) 
des Schuldners (Geſellſchafters) vor. Es iſt, vorbehaltlich beſonderer Abmachung, Sache aller 
Geſellſchafter, den Streit mit dem Dritten auszumachen (vgl. RG Warn 08 Nr 610) 

6. Eine Kündigung zur Unzeit liegt vor, wenn der Geſellſchafter durch die ſchuldhaft 
(3 708) getroffene — auch durch eine Beſtimmung des Geſellſchaftsvertrags nicht gerecht. 
fertigte — Wahl des Zeitpunkts der Kündigungswirkung die gemeinſchaftlichen Intereſſen der 
Geſellſchafter verletzt. Solche Kündigung iſt zwar rechtswirkſam, verpflichtet aber zum 
Schadenserſatze. Schon aus $ 249 iſt zu folgern, daß der geſchäftsführende Geſellſchafter 
rechnungspflichtig (58 713, 666) bleibt. Die argliſtige Kündigung wird in der Regel unzeitig 
ein; Sn es aber nicht, ſo kann eine Verpflichtung zum Schadenserſatze nicht eintreten (RG 
61, 330). ö 

7. Kein Ausſchluß des Kündigungsrechts. In das durch Abſ 3 gewährleiſtete Kündigungs. 
recht darf auch nicht mittelbar, z. B. durch Vertragsbeſtimmungen, welche die Auseinander⸗ 
ſetzung unter Belaſtung des Kündigenden (Abfindungsgeld, Austrittsgeld) regeln, ober durch 
Vertragsſtrafen eingegriffen werden (R 61, 328; vgl. 75, 238). S. auch $ 626 A 2. Nichtig 
iſt auch eine Vereinbarung, durch welche bei einem auf längere Zeit geſchloſſenen Geſellſchafts⸗ 
vertrage grundſätzlich das Recht der Kündigung gegenüber jeder Vertragsverletzung aus⸗ 
geſchloſſen und als Erſatz der Kündigung nur das Recht auf eine vorausbeſtimmte, gering 
bemeſſene Entſchadigung gewährt wird (RG 78, 208). Keine Auwendung findet Abſ 3, wenn 
für die Kündigung einer auf beſtimmte Zeit eingegangenen Geſellſchaft eine Kündigungs riſt 
feſtgeſetzt iſt. Die vereinbarte Zeitdauer und die Kündigungsfriſt können jedoch fo übermäßig 
lang ſein, daß die Vereinbarung wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten (§ 138) nichtig iſt. 
Die Vorſchrift des Abſ 2 ſchützt die geſellſchaftliche Freiheit und hat rückbirkende Kraft (RG 
61, 328; 66, 219: Rö 7. 11. 05; Recht 9, 6792820), 


S 724 
Iſt eine Geſellſchaft für die Lebenszeit eines Geſellſchafters eingegangen, 
ſo kann ſie in gleicher Weiſe gekündigt werden wie eine für unbeſtimmte Zeit 
eingegangene Geſellſchaft.). Dasſelbe gilt, wenn eine Geſellſchaft nach dem 
Ablaufe der beſtimmten Zeit ſtillſchweigend fortgeſetzt wird!). 
E 1 650 II 662; M 2 621; P 2 438. 


1. Bei der auf Lebenszeit eines Geſellſchaſters eingegangenen Geſellſchaft ſteht jedem 
Geſellſchafter das Kündigungsrecht zu (vgl. HGV § 134). 3 

2. Eine Fortſetzung der Geſellſchaft kaun auch in anderen Fällen ſtattfinden. Sie kaun 
nicht ohne weiteres daraus entnommen werden, daß nach Auflöſung der Geſellſchaft der 
Betrieb in beſchräuktem Umfange unter Weiterverwendung der von einem Gelellt eau en der 
Geſellſchaft zur Benutzung überlaſſenen Gegenſtände fortgeführt iſt, was zur a lung 
ſchwebender Geſchäfte geſchehen fein kann. Nach Eintritt eines Auflöſungsgrundes eſteht 
die Geſellſchaft als ſog. Auseinanderſetzungsgeſellſchaft fort (§ 730). Während 1 05 Ge⸗ 
ſellſchaftszuſtandes kann die Auflöſung rückgängig gemacht und die Geſellſchaft 1 1 rund 
eines neuen, ausdrücklichen oder ſtillſchweigenden Geſellſchaftsvertrags aller Geſellſchafter 
unter dieſen oder auch einem Teile von ihnen fortgeſetzt werden. Die Geſellſchaft muß 
dann, mag auch der Geſellſchaftsvertrag nicht weſentlich von dem bisherigen benz als 
eine neue angeſehen werden, jo daß Art 170 Ec keine Anwendung findet (Vortem 3 vor 
3 705); vermieden wird aber die endgültige Auseinanderſetzung der erſten Geſellſchaft und das 
neue Einbringen in das Geſellſchaftsvermögen ($ 719 A 2). Im Falle der Kündigung 
It, ſolange die Kündigungsfriſt noch nicht abgelaufen ift, nur erforderlich, dieſe durch Verein 
Glaung wieder aufzuheben; die auflöſende Wirkung tritt dann überhaupt nicht ein. Hat ein 
Hänbiger nach $ 725 gekündigt, fo iſt deſſen Zuſtimmung erforderlich (vgl. aber auch 88 268, 
725 A 2). In den Fallen des $ 728 oder der Auflöſung der Geſellſchaft durch den Tod 
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(3 727) haben die Erben oder der Konkursverwalter zuzuſtimmen. Im Falle des § 726 muß 
ein neuer Zweck an die Stelle des erſten geſetzt werden. Im allgemeinen vgl. auch RG 28, 130; 
§ 144 G. 

§ 725 


Hat ein Gläubiger eines Geſellſchafters die Pfändung des Anteils des 
Geſellſchafters an dem Geſellſchaftsvermögen erwirkt!), jo kann er die Ge⸗ 
ſellſchaft ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt kündigen?), ſofern der 
Schuldtitel nicht bloß vorläufig vollſtreckbar iſt. 

Solange die Geſellſchaft beſteht, tann der Gläubiger die ſich aus dem 
Geſellſchaftsverhältnis ergebenden Rechte des Geſellſchafters, mit Aus⸗ 


nahme des Anſpruchs auf einen Gewinnanteil, nicht geltend machen“). 

E II 663; P 2 436. 

1. Der Geſellſchafter kann nach $ 719 über feinen Anteil am Geſellſchaftsvermögen nicht 
verfügen, nur ſein Anteil am Gewinn und ſein Auseinanderſetzungsguthaben ſind abtretbar. 
Außerlich ſteht es hiermit nicht ganz in Einklang, daß im Zwangsvollſtreckungsverfahren ($ 859 
380) die Pfändung und überweiſung des Anteils ſtatthaft ift. Aber dieſe Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung dient im Grunde nur dazu, dem Gläubiger den Anſpruch auf die fällig werdenden 
Gewinnanteile und das Auseinanderſetzungsguthaben behufs feiner Befriedigung zu ſichern 
(RG 67, 331). Aus dieſem Grunde wird ouch die Zuläſſigkeit einer nur die gleichen Zwecke 
verfolgenden Verpfändung des Geſellſchaftsanteils in den Urteilen des RG 57, 416 und 
67, 332 (vgl. über die Form der Verpfändung § 719 A 2 a. E.) nicht beanſtandet. Durch 
die Pfändung auf Grund rechtskräftigen Urteils gegen den Geſellſchafter (8 859 3PO) — 
weitere Vorausſetzungen beſtehen hierfür nicht (abw. $ 135 HGB, § 66 Gencg) — erlangt 
der Pfändungsgläubiger namentlich das Recht, die Geſellſchaft zu kündigen und To ihre Auf- 
löſung und die Auseinanderſetzung herbeizuführen. Zu dieſem Zwecke kann er nötigenfalls 
ſelbſt auf Auseinanderſetzung, und zwar, wenn zu der Pfändung die Überweiſung hinzu⸗ 
gekommen iſt, mit dem Antrage klagen, daß das bei der Auseinanderſetzung ſich ergebende 
Guthaben in der zur Tilgung der Forderung erforderlichen Höhe ihm überwieſen werde. Die 
Pfändung des Geſellſchaftsanteils und ebenſo die Verpfändung gibt ein Vorrecht vor dem 
erſt ſpäter begründeten Pfandrecht an dem Anſpruch des Geſellſchafters auf Herausgabe der 
bei der Auseinanderſetzung auf ſeinen Anteil ihm zuzuteilenden einzelnen Sachen oder Rechte 
(RG 67, 332; vgl. auch 60, 126). Dem Mitgefellichafter verbleibt das Recht, die Zwangs⸗ 
vollſtreckung gemäß F 268 durch Befriedigung des Gläubigers abzuwenden. Die Befriedigung 
kann auch noch nach der Kündigung erfolgen (beſtr.). Der Anſpruch auf einen Geſell⸗ 
ſchaftsbeitrag iſt nach 8 717 (vgl. 8 717 A !) nicht übertragbar und daher nach 88 851, 859 
3 guch nicht der Pfändung unterworfen (SeuffA 73 Nr 10). 

2. Über die Kündigung vgl. 8 723 A 2. Das Kündigungsrecht iſt dem Gläubiger zum Schutze 
feiner Intereſſen gegeben, deswegen gelten für ihn nicht die aus dem Geſellſchaftsverhält ; 
niſſe entſpringenden, den Geſellſchafter als ſolchen bindenden Beſchränkungen der Kündigung 
(Einhaltung einer vereinbarten Kündigungsfriſt, $ 723 Auf 1 Satz 2, 3, Ab] 2). Hat der 
Geſellſchafterſchuldner ſeinerſeits gekündigt, und iſt dieſe Kündigung von den Mitgeſellſchaftern 
wegen Nichtvorlegung der ſchriftlichen Zuſtimmung des Pfändungsgläubigers nicht unverzüg- 
ſich zurückgewieſen (88 182 Abſ 3, 111 Satz 2), jo kann die Zuſtimmung noch nachträglich mit 
Rückwirkung auf den Zeitpunkt der Vornahme der Kündigung von dem Pfändungsgläubiger 
erteilt werden (NG L3 1916, 5920). Auch noch nach der Kündigung (beſtr.) können die 
Mitgeſel ſchafter oder einer von ihnen gemäß $ 268 den Gläubiger befriedigen. Vgl. 8 724 A 2. 

3. Stellung des Pfändungsgläubigers zur Geſellſchaft. Abi 2 ergibt, daß er nicht in 
die Stellung des Geſel ſchafterſchuldners eintritt; er gewinnt keinen Anteil an der Geſchäfts⸗ 
führung. Im Verhältnis zu den Geſellſchaftern ſtehen dem Pfändungsgläubiger keine weiter⸗ 
gehenden Rechte zu, als ſie dem Abtretungsempfänger gegeben find. Vgl. hierüber $ 717 A 2. 
Die Auseinanderſetzung muß gemäß 88 730 ff. bewirkt werden. Dem Pfändungsgläubiger 
kommt nicht das Recht zu, an Stelle des Geſellſchafters bei der Auseinanderſetzung mit⸗ 
zuwirken (RG 95, 233 — anders nach $ 1258 bei Pfändung des Miteigentums). Der Geſell⸗ 
ſchafterſchuldner hat anderſeits nicht die Macht, im Auseinanderſetzungsprozeſſe oder außer⸗ 
halb des Prozeſſes ohne Zuſtimmung des Pfändungsgläubigers irgendwelche dieſem nach⸗ 
teilige Verfügungen zu treffen. Wird der Auseinanderſetzungsprozeß von ihm ſelbſt geführt, 
fo muß er den Pfändungsgläubiger zu dem Rechtsſtreit zuziehen. Beſtimmungen des Geſell⸗ 
ſchaftsvertrags, die vor der Pfändung getroffen find (vgl. $ 731), verlieren auch dem 
Gläubiger gegenüber nicht ihre Kraft (a. M. Staudinger A8 b u. a.); nur inſoweit find fie 
als dem Zwecke des § 725 widerſtreitend und daher unwirkſam anzuſehen, als ſie darauf 
gerichtet ſind, für den Fall der Anteilspfändung die Rechte des Geſellſchafters und dadurch zu⸗ 
gleich die Rechte des Gläubigers zu beeinträchtigen. 
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§ 726 
Die Geſellſchaft endigt!), wenn der vereinbarte Zweck erreicht oder deſſen 


Erreichung unmöglich?) geworden iſt. 
E II 651 II 664; M 2 622; P 2 439, 


1. Die Geſellſchaft endigt von Rechts wegen; gegebenenfalls iſt alſo das gerichtliche 
Urteil feſtſtellend. Für die offene Handelsgeſellſchaft (500 B 88 181 Nr 6, 133) iſt dieſer 
Endigungsgrund nicht anerkannt. e 

2. Vgl. 88 275, 306. Es genügt relative Unmöglichkeit nach Maßgabe der für die Förde. 
rung des Geſel. ſchaftszwecks „durch den Vertrag beſtimmten Weile“ ($ 705) und der Mittel 
der Geſellſchaft. Unmöglichkeit der Erreichung des Geſellſchaftszwecks iſt nicht ſchon dann 
anzunehmen, wenn keine Ausſicht befteht, den Betrieb zu einem gewinnbringenden zu ge- 
ftalten. Dieſer Umstand kann nur Anlaß zur Kündigung geben. 


8 727 

Die Geſellſchaft wird durch den Tod eines der Geſellſchafter aufgelöſt, 
ſofern nicht aus dem Geſellſchaftsvertrage ! ſich ein anderes ergibt. 

Im Falle der Auflöſung hat der Erbe des verſtorbenen Geſellſchafters 
den übrigen Geſellſchaftern den Tod unverzüglich anzuzeigen?) und, wenn 
mit dem Aufſchube Gefahr verbunden iſt, die ſeinem Erblaſſer durch den 
Geſellſchaftsvertrag übertragenen Geſchäfte fortzuführen, bis die übrigen 
Geſellſchafter in Gemeinſchaft mit ihm anderweit Fürſorge treffen können“). 
Die übrigen Geſellſchafter ſind in gleicher Weiſe zur einſtweiligen Jort⸗ 
führung der ihnen übertragenen Geſchäfte verpflichtet). Die Geſellſchaft 


gilt inſoweit als fortbeſtehend. 
E 1 652 II 665; M 2 622; P 2 439. 


1. Auflöſung durch den Tod eines Geſellſchafters. Das Geſetz iſt nachgiebig. Aus 
dem Geſellſchaftsvertrage kann hervorgehen, daß die Geſellſchaft beim Tode eines der 
Geſellſchafter unter den übrigen Geſel.ſchaftern fortbeſtehen (88 736, 788—740) oder daß das 
Geſellſchaftsverhältnis des Erblaſſers auf die Erben übergehen ſoll (vgl. HGB $ 130). Im 
zweiten Falle tritt der Erbe (nicht etwa ein Vermächtnisnehmer, $ 719) mit dem Erwerbe 
der Erbſchaft in Anſehung der Rechte und Pflichten an die Stelle des Erblaſſers. Dies darf 
jedoch auf die übertragene — auf der Perfönlichkeit beruhende — Befugnis zur Geſchäſts⸗ 
führung, von beſonderer Vertragsbeſtimmung abgeſehen, nicht ausgedehnt werden. Abl 1 
findet keine Auwendung, wenn ſich die Geſellſchaft auf ein einzelnes, beim Tode des G 0 0 
ſchafters bereits eingegangenes Geſchäft bezieht. Ju einem ſolchen Falle iſt nach — * ie tllen 
der Geſellſchafter der Tod kein Auflöſungsgrund. Für die Lotteriegeſellſchaft (@etterie[piel- 
gemeinſchaft) iſt zu beachten, daß die Vereinbarung, gemeinſchaftlich in einer Lotterie nach 
Art der preußiſchen Klaſſenlotterie zu ſpielen, regelmäßig auf ſämtliche Klaſſen geh, weil bie 
Gewinnausſichten von Klaſſe zu Klaſſe ohne Erhöhung des Einſatzes für die bergen an den 
früheren Klaſſen Beteiligten erheblich wachſen und es deshalb zweckwidrig wäre ſich nur an 
der erſten Klaſſe zu beteiligen. Die Erben des Geſellſchafters haben deshalb Anſpruch auf 
den in der ſpäteren Klaſſe gezogenen Gewinn, mögen ſie auch die Fortſetzung der Spielgemeiu 
ſchaft nicht beſonders angezeigt haben (R DIZ 1911, 878; vgl. auch RG 28, 70 — Iſt 
im Gefellichaftsvertrage beſtimmt, daß das den Gegenſtand des Vertrags bildende l f 
nach dem Tode eines Geſellſchafters von dem Mitgeſellſchafter übernommen werden 8 0 
verbleibt dieſem das Übernahimerecht auch daun, wenn der andere Geſellſchafter DIE . 
ſchaft bereits gekündigt hatte, ſein Tod aber noch vor Ablauf der Kündigungsfriſt eingetreten 
iſt (RG 95, 32 mit Beziehung auf die offene Handelsgeſellſchaft). 1 

2. Unterlaſſung der unverzüglichen Anzeige (§ 121) macht Injabenzerfabp ihn, 

3. Wird ſchuldhaft (8 708 gilt auch für die Erben) unterlaſſen, Fürſorge zu ken, ſo 
erliſcht die Verpflichtung der Geſchäftsfortführung. Die dem Erben nach 12 ſafſe iegende 
Verpflichtung trifft ihn ſelbſtändig. Es handelt ſich nicht um eine von dem ee ihn 
vererbte Verpflichtung und es kaun deshalb von einer im Aufgebotsverfahren (53 a 1970) 
anzumeldenden Nachlaßſchuld nicht die Rede fein (RH 92, 341). Solange u exlegungs. 
feiſt des Erben läuft, hat er die Verpflichtung noch nicht. Eine Verpflichtung aun, ihm aber, 
ſofern er ſpäter Erbe geworden iſt, daraus erwachſen, daß er mit Rückſicht auf die Möglichkeit 
des Erbewerdens nicht von Ergreifung der dringlichſten Maßnahmen hätte absehen dürfen. 
In betreff eines beſonderen Auftrags (5 709 A 4) kommt die entſprechende Vorſchrift des 
5 678 zur Anwendung. Zu Abs 2 vgl. § 187 HGB. 


Geſellſchaft 88 726730 859 


8 728 


Die Geſellſchaft wird durch die Eröffnung des Konkurſes über das Ber- 
mögen eines Gejellihafters aufgelöſt). Die Vorſchriften des 8 727 Abſ 2 
Satz 2, 3 finden Anwendung). 

E 1 653; RW 715; M 2 628; P 2 439. 

1. Die Geſellſchaft wird durch Konkurseröffnung aufgelöſt vorbehaltlich der Vorſchrift 
des 8 736. Zur Konkursmafle gehört der Anteil des Gemeinſchuldners am Geſellſchoftsver⸗ 
mögen (§ 859 Abf 1 ZPO; I 1 KO). Verfügungen über Beſtandteile des Geſellſchafts⸗ 
vermögens bedürfen, wenn die Geſellſchaft durch die Konkurseröffnung aufgelöst iſt, dez 
Zuſammenwirkens des Konkursverwalters mit den Mitgeſellſchaftern. Es genügt nicht, wenn 
die Zuſtimmung zur Verfügung au Stelle des Konkursverwalters von dem Gemeinſchuldner 
erteilt wird, da das Verfügungsrecht des Gemeinſchuldners nach 8 6 KO auf den Verwalter 
übergegangen iſt (RH HoldheimsMSchr 1918, 216). Die Auseinanderſetzung erfolgt außer⸗ 
halb des Konkursverfahren ($ 16 Abf 1 KO) gemäß 88 730ff., KO $ 51 (foweit nicht zwichen 
den Geſellſchaftern und dem Konkursverwalter beſondere Abmachungen über die Auseinander⸗ 
ſetzung getroffen werden, $ 724 A 2). Bei der Auseinanderſetzung werden nach $ 783 die 
gemeinſchaftlichen Schulden — worauf indes nur die Geſellſchafter, nicht die Geſellſchafts⸗ 
gläubiger ein Recht haben (vgl. RG 42, 103) — vorweg in Abzug gebracht. Die Konkurs 
gläubiger können nur das für ſich in Anſpruch nehmen, was bei der Auseinanderſetzung auf 
den Anteil des Gemeinſchuldners entfallen iſt. — Für die offene Handelsgeſellſchaft vgl. 
$ 131 Nr 5, 3 HGB. 

2. Zu Satz 2 . 8 28 KO. 

§ 729 

1) Wird die Geſellſchaft in anderer Weiſe als durch Kündigung aufgeldft, 
ſo gilt die einem Geſellſchafter durch den Geſellſchaftsvertrag übertragene 
Befugnis zur Geſchäftsführunge) zu ſeinen Gunſten gleichwohl als fort⸗ 
bejtehend?), bis er von der Auflöſung Kenntnis erlangt oder die Auflöſung 
tennen muß!). 

E 1 654 II 666 M 2 624 P 2 488, 

1. In Betracht kommen auch die in dieſem Titel nicht beſonders hervorgehobenen Auf⸗ 
löſungsfälle, . 8 723 A 1. 8 

2. Befugnis zur Geſchäftsführung einſchließlich der Vertretungsmacht gemäß 8 714. 
Val. 5 790 Abſ 2 Satz 2. ii ertretung b 

3. Fortdauer der Befugnis zu jeinen Gunſten (vgl. $ 674), nicht auch zu feinen Laſten 
bei ſublektiv.pflichtwidrigem Untätigfein. Für die geführten Geſchäfte gilt 5708 weiter. 
Zugunſten eines Dritten wirkt die vom Geſetz unterſtellte Vollmacht nach Maßgabe des 
$ 169. Gilt die Vollmacht nicht zugunſten des geſchäftsführenden Geſellſchafters als fort. 
beſtehend, ſo kann ſich auch ein Dritter nicht auf ſie berufen. Selbſt wenn fie aber fortbeſteht, 
wirkt fie doch nicht zugunſten eines Dritten, der ſeinerſeits die Auflöſung der Geſellſchaft 
kennt oder kennen muß (MG 29. 1. 09 III 205/08). — Vgl. KO 8 28. 

4. Über kennen müſſen |. 88 122 Abſ 2, 708 (vgl. 88 1682, 1893). Nichttenntnis von der 
zugegangenen Kündigung ($ 723 A 2) ſchützt den Geſellſchafter nicht. 


§ 730 

1) Nach der Auflöſung der Geſellſchaft findet in Anſehung des Geſell⸗ 
ſchaftsvermögens die Auseinanderſetzung unter den Geſellſchaftern ſtatt') “). 

Für die Beendigung der ſchwebenden Geſchäfte, für die dazu erforderliche 
Eingehung neuer Geſchäfte ſowie für die Erhaltung und Verwaltung des 
Geſellſchaftsvermögens gilt die Geſellſchaft als fortbeſtehend ), ſoweit der 
Zweck der Auseinanderſetzung es erfordert. Die einem Geſellſchafter nach 
dem Geſellſchaftsvertrage zuſtehende Befugnis zur Geſchäftsführung er⸗ 
Uſcht jedoch, wenn nicht aus dem Vertrage ſich ein anderes ergibt, mit der 
Auflöſung der Geſellſchaft; die Geſchäftsführung“) ſteht von der Auflöſung 
an allen Geſellſchaftern gemeinſchaftlich zus). 

EI 656 1I 667; M 2 625; P 2 440. 
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1. Die 88 730 —735 enthalten nachgiebiges Recht. Über die Vereinbarung verfrühter 
Teilung einzelner Gegenſtände des Geſeilſchaftsvermögens vgl. 8 719 A 4. 

2. Die Auseinanderſetzungsgeſellſchaft hat einen neuen Zweck ($ 705), nämlich den 
der Vermögensaufteilung. Die produktive Tätigkeit iſt beendigt (vgl. auch HGB 8 149). 
Das Geſellſchaftsvermögen beſteht in ſeiner geſamthändigen Gebundenheit (§8 718, 719) 
weiter, das geſamthändige Eigentum verwandelt ſich nicht in Bruchteilseigentum (beſtr. ). 
Zwangsvollſtreckung in das Geſellſchaftsvermögen gemäß § 736 ZBO ilt nach wie vor zuläſſig. 
Der Anſpruch des Geſellſchafters auf ſein Auseinanderſetzungsguthaben iſt ein abtretbares 
Forderungsrecht ($ 717). Bei der Auseinanderſetzung ift darauf Rückſicht zu nehmen, daß 
die Werte des Geſellſchaftsvermögens möglichſt erhalten bleiben und Schädigungen ver: 
mieden werden. Aus dieſer Rüctſicht kaun es notwendig werden, den Betrieb der Geſell— 
ſchaft auseinanderſetzungshalber einſtweilen fortdauern zu laſſen. Bis zur Beendigung der 
Auseinanderſetzung bleibt die Geſellſchaft als Auseinauderſetzungsgeſellſchaft beſtehen. 
Neue Geſchäfte, ſoweit ſie nicht zur Durchführung der Auseinanderſetzung, insbeſondere zur 
Abwicklung ſchwebender Geſchäfte geboten ſind, darf die Geſellſchaft in ihrer Eigenſchaft 
als Auseinanderſetzungsgeſellſchaft nicht eingehen. Die Einziehung rückſtändiger Geſellſchafter⸗ 
beiträge, ſoweit es dieſer Beiträge zur ordnungsmäßigen Auseinanderſetzung bedarf, wird 
durch die Auflöſung der Geſellſchaft nicht gehindert (RG ZW 1911, 80975), 2 

3. Nach dem Grundſatz des § 730 Abſ 1 iſt der Geſellſchafter nach Auflöſung der Geſell— 
ſchaft, wenn er ſein Guthaben zurückerhalten will, regelmäßig darauf angewieſen, ſofern nicht 
die Auseinanderſetzung bereits außergerichtlich ſtattgefunden hat, auf Auseinanderſetzung 51 
klagen, damit die Anſprüche und Gegenanſprüche aus dem geſamten Befellichaftsverhältnis, 
die Beitragspflichten, Schadenserſatzanſprüche uſw. zur Erörterung und Klarſtellung gebracht 
werden. Zur Begründung der Klage auf Zahlung einer beſtimmten Geldſumme würde 
erforderlich ſein, daß das Geſellſchaftsvermögen vollſtändig in Geld umgeſetzt iſt und nach 
Berichtigung der Schulden noch ein Geldbetrag übrigbleibt (NG Warn 1918 Nr 139). Die 
Behauptung, daß ein bilanzmäßiger Überſchuß der Geſellſchaſtswerte über die Schulden vor⸗ 
handen ſei, reicht zur Begründung der Klage nicht aus. Die Auseinanderſetzung wird meiſt 
ohne vorgängige Rechnungslegung nicht möglich ſein. Das Verlangen der Rechnungslegung 
erſcheint fo ſehr als Teil der Klage auf Auseinanderſetzung, daß in dieſem Verlangen gegen: 
über dem urſprünglichen Antrage auf Zahlung eine Klagländerung nicht wohl zu erblicken 
iſt (RG Warn 1918 Nr 139; vgl. Gruch 32, 412). Ausnahmsweiſe kann von der Klage auf 
Auseinanderſetzung abgeſehen werden, wenn die Verhältniſſe jo einfach liegen, daß ſich das, 
was ein jeder zu beanſpruchen hat, ohne beſonderes Abrechnungsverfahren ermitteln läßt, 15 
welcher Beziehung nicht zu ſtrenge Anforderungen geſtellt werden dürfen (RG JW 05, 430° 
Warn 1912 Nr 105; 1917 Nr 130). Die Anſprüche, welche die Geſellſchafter gegeneinander 
haben, ſollen bei der Auseinauderſetzung im einheitlichen Verfahren geltend gemach 
werden. Es iſt deshalb unzuläſſig, einzelne Anſprüche herauszugreifen und geſondert ein⸗ 
zuklagen. Kommt nur ein Guthaben des einen Geſellſchafters au den andern in Frag 
ohne daß in Anſehung des Geſellſchaftsvermögens noch etwas zu teilen oder zu regeln ift, 
ſo können die dies Guthaben ergebenden Umſtände, ohne daß eine vorgängige zug under 
ſetzung nötig iſt, im Prozeſſe feſtgeſtellt werden (RG Warn 1916 Nr 73). Durch die Per. 
ſchrift des § 730 iſt auch nicht ausgeſchloſſen, daß ſchon vor Durchführung der Auseinan er⸗ 
ſetzung der eine oder andere beſonders dringliche Anſpruch vorab im Wege beſonderen 11 0 5 
zeſſes verfolgt wird (MG 98, 298). Durch die Auseinanderſetzung iſt der Gef als 
gehindert, Anſprüche gegen die anderen Geſellſchafter, die ihm nicht in ſeiner 619 % 
Geſelſſchafter erwachſen find, im Klagewege zu verfolgen (RG 2. 1. 00 VII 421/08). aſts⸗ 
Geſellſchafter iſt es ferner trotz beendeter Auseinanderſetzung unbenommen, von den 9905 5 
führenden Geſellſchafter das aus der Geſchäftsbeſorgung Erlangte einzuklagen 1705 — 
1 634/04). Der Auseinanderſetzungsanſpruch kann nur unter ſämtlichen 15 ) dieser 
ſoweit unter ihnen Streit beſteht, zum Austrag gebracht werden. Nur bei Zuzie ae eker 
ſämtlichen Teilhaber kaun eine rechtskräftige Entſcheidung über die Auseinanderſetung ge: 
troffen werden (RG JW 04, 6118; Warn 1917 Nr 139). 8 710, TIL, 714 

4. Die Befugnis zur Geſchäftsführung und die Vertretungsmacht ( Abs'1) un 
erleſchen, vorbehaltlich des $ 720, fie ſtehen jebt allen Geſellſchaftern zu (8, — 15 Mit. 
($ 727 Abſ 1), Konkursverwalter ($ 728) — nicht aber der Glaͤubiger (8 ja. fetten it. 
geſchäftsführer. Im Geſellſchaftsvertrage kann ein anderes, namentlich die Beſte % von 
Liquidatoren augeorduet fein mit beſtimmten oder nach Abi 2 Satz l zu ie faith. 
niſſen (vgl. auch 1 145 ff., 150 HB). Die Beſtellung eines Geſellſchafters 90 andator 
kaun nicht willkürlich von den Geſellſchaftern widerrufen werden. Zu 755 en des 
Viquidators gehört es auch, die rückſtändigen Beiträge (vgl. A 2) von den Ge ſchaftern ein 
mög hen (abiv. 8 140 HGB für die offene Handelsgeſellſchaft). Von der Geſchaftsführung 
erlitt dick fteacung mit beſonderen Geſchäften (8 709 A 4) unterſchieden werden; dieſe 
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5. Mit der wirklichen (vgl. 88 734, 735), nicht bloß vermeintlichen Durchführung der 
Auseinanderſetzung erliſcht das Geſellſchaftsverhältnis. Dieſer Satz darf aber nicht in un, 
zweckmäßiger Weiſe überſpannt werden. Iſt eine Auseinanderſetzung abgeſchloſſen worden 
und wird dann ſpäter ſtreitig, ob ein Geſellſchafter aus einem beſtimmten von ihm für die 
Geſellſchaft vorgenommenen Geſchäfte noch einen Betrag ſchuldet, ſo kann nicht angenommen 
werden, daß der Zweck der Auseinanderſetzung das Fortbeſtehen der Geſellſchaft erfordert“. Eine 
Liquidationsgeſellſchaft beſteht nicht mehr, und jeder Geſellſchafter kann über ſeinen Teilan⸗ 
ſpruch an jenem Betrage verfügen (NG IW 65, 430%; HoldheimsMSchr 05, 263). 


8 731 


Die Auseinanderſetzung erfolgt in Ermangelung einer anderen Verein⸗ 
barung!) in Gemäßheit der SS 732 bis 735. Im übrigen gelten für die 
Teilung die Vorſchriften über die Gemeinſchaft?). 

EI 656 Abf 5 II 667 Abi 3; M 2 626 ff; P 2 440 ff. 


1. Durch Vereinbarung kann auch die Veſtimmung des $ 740 Rechte des Ausgeſchiedenen) 
ausgeſchloſſen werden ( 17. 11. 06 I 187/06). 

2. Dal. 88 752—758; indeſſen kommen die Vorſchriften des & 755 gegenüber dem § 738 
nicht zur Geltung. Die Parteien können vereinbaren, daß ſtatt der Teilung in Natur, die 
nach $ 752 bei teilbaren Gegenſtänden eintritt, cin Verkauf oder eine ſonſtige Verwertung 
der Vermögensſtücke ſtattfindet oder daß ſie zu beſtimmten Preiſen von den Geſel ſchaftern 
zu übernehmen ſind. Eine Vereinbarung kann ferner getroffen werden über die dem aus⸗ 
ſcheidenden Geſellſchafter (vgl. $ 736) zu gewährende Geldabfindung. Bei der hiernach nötig 
werdenden Schätzung des Wertes bes Gielkſchaftsvermögens ſind die einzelnen Vermögens⸗ 
ſtücke nach ihrem wahren Werte, nicht bloß nach dem für die Zwecke der Gewinnverteilung 
angenommenen Werte, unter Berückſichtigung des aus der Zugehörigkeit zum Geſellſchafts. 
vermögen ſich ergebenden höheren Wertes anzuſctzen. Es kann gerechtfertigt fein, für den 
Geſchäfts⸗ oder Firmenwert einen beſonderen Betrag in Anfa zu bringen (vgl. RG 94, 106). 
Die Auseinanderſetung. kann unter anderem auch in der Weiſe vollzogen werden, daß die 
Geſel ſchafter das Vermögen der Geſel' ſchaft in eine neu gegründete Geſel ſchaft m. b. H. ein⸗ 
bringen und jeder Geſellſchafter einen dem Werte feiner Einlage entſprechenden Geſchäfts⸗ 
anteil an der neuen Geſcl ſchaft erhält. Ein Fortbeſtehen der alten Geſel ſchaft würde hier 
nur in der Form möglich fein, daß die Geſchäftsanteile gemeinſamer Beſip der Ge ſel ſchafter 
verbleiben würden. Für die Anwendung der Vorſchriften der 88 752, 753 iſt kein Raum, 
wenn es ſich um eine Geſellſchaft handelt, bei der ein Miteigentum nach Bruchteilen oder 
zur geſamten Hand nicht beſteht (vgl. $ 718 A 6). 


§ 732 

Gegenſtände, die ein Geſellſchafter der Geſellſchaft zur Benutzung über⸗ 
laſſen hat, ſind ihm zurückzugeben). Für einen durch Zufall in Abgang ge⸗ 
kommenen oder verſchlechterten Gegenſtand kann er nicht Erſatz verlangen?). 

E 1 656 Abſ 1 II 668; M 2 626— 628; P 2 440 

1. Vgl. $ 706 A 3. Sachen und Rechte find dann nicht fofort zurückzugeben, wenn 
die Gegenſtände noch während der Auseinanderſetzungszeit erforderlich ſind, z. B. wegen 
ſchwebender Geſchäfte (8 730 Abi 2). Wegen der übereigneten Gegenstände |. § 783 Abſ 2. 

2. Für die durch Verſchulden (8 708) abgegangenen Gegenſtände haften dem For⸗ 
derungsberechtigten kraft des Geſellſchaftsverhältniſſes die übrigen Geſellſchafter als Geſamt⸗ 
ſchuldner (8 427), nicht etwa nur die Geſchäftsführer. Dieſe ſind Gehilfen der Geſellſchafter 
im Sinne des $ 278; ſie find es auch im Falle des $ 709 (ogl. auch Knoke, Recht der Geſellſchaft, 
§ 36, S. 118; abw. Planck A 2 a. E.). 

8 733 

1) Aus dem Geſellſchaftsvermögen ſind zunächſt die gemeinſchaftlichen 
Schulden mit Einſchluß derjenigen zu berichtigen, welche den Gläubigern 
gegenüber unter den Geſellſchaftern geteilt ſind oder für welche einem Ge⸗ 
ſellſchafter die übrigen Geſellſchafter als Schuldner haften). Iſt eine Schuld 
noch nicht fällig oder iſt ſie ſtreitig, ſo iſt das zur Berichtigung Erforderliche 
zurückzubehaltens). 

Aus dem nach der Berichtigung der Schulden übrigbleibenden Geſell⸗ 
ſchaftsvermögen ſind die Einlagen zurückzuerſtatten. Für Einlagen, die nicht 
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in Geld beſtanden haben, iſt der Wert zu erſetzen, den ſie zur Zeit der Ein⸗ 
bringung gehabt haben). Für Einlagen, die in der Leiſtung von Dienſten 
oder in der überlaſſung der Benutzung eines Gegenſtandes beſtanden haben, 
kann nicht Erſatz verlangt werden“). 

Zur Berichtigung der Schulden und zur Rückerſtattung der Einlagen iſt 
das Geſellſchaftsvermögen, ſoweit erforderlich, in Geld umzuſetzen“). 

E I 656 Abſ 2—4 II 669; M 2 628; P 2 441—448. 


1. Auseinanderſetzung. Nach Ausſcheidung der im 8 732 bezeichneten Gegenſtände bleibt 
das Geſellſchaftsvermögen übrig. Nach den Vorſchriften des § 788 — der ſich nur auf das 
innere Geſellſchaftsverhältnis bezieht — wird dieſes Vermögen auf ein reines Ergebnis (+ oder —) 
zurückgeführt (88 734, 735). Die Geſellſchafter können übrigens, und zwar ganz unabhängig 
von dem Willen der Geſellſchaftsgläubiger, die Vermögensbereinigung auch auf andere Weiſe 
vornehmen (vgl. auch RG 67, 332). 0 3 

2. Unter gemeinſchaftlichen Schulden find die durch den geſellſchaftlichen Betrieb zu 
Laſten aller Geſellſchafter entſtandenen Schulden, die eigentlichen Geſellſchaftsſchulden, zu 
verſtehen, die das Geſellſchaftsvermögen belaſten, aber einſchließlich „derjenigen, welche 
den Gläubigern gegenüber unter den Geſellſchaftern geteilt find“ (vgl. $ 718 
A 5). Mit den Schulden, „für welche einem Geſellſchafter die 5 8 Geſell⸗ 
ſchafter als Schuldner haften“, ſind die aus dem Geſellſchaftsverhältniſſe unter den 
Geſellſchaftern entſprungenen Schulden gemeint, z. B. Anſprüche aus der Geſchäftsführung 
(88 713, 670) oder auf einen rückſtändigen Gewinnanteil (vgl. § 717), Erſatzforderungen eines 
Geſellſchafters. Dieſe Schulden find inſofern gemeinſchaftliche, als der forderungsberechtigte 
Geſellſchafter zur Berichtigung der Schuld, wenn deren Betrag aus dem Geſellſchaftsvermögen 
entnommen wird, mit beiträgt. Auf die Befolgung der Vorſchrift des Abſ 1 haben die Gläu⸗ 
biger kein Recht. Die Geſellſchafter können ſich hierüber anders einigen. Sie können ohne 
Berückſichtigung der Schulden das Geſellſchaftsvermögen, und zwar ſelbſt vor der Auflöſung 
der Geſel ſchaft, ganz oder teilweiſe unter ſich aufteilen. Nicht zu den gemeinſchaftlichen 
Schulden im Sinne des $ 733 find zu zählen die Schulden, für welche die ſämtlichen Geſell⸗ 
ſchafter aus einem nicht dem Geſellſchaftsbetriebe angehörigen Grunde verhaftet ſind. Forde⸗ 
rungen, die einem Geſel ſchafter nicht als ſolchem gegen die Geſellſchaft erwachſen ſind, kaun 
er gegen die anderen Geſellſchafter auch während der Auseinanderfchung beſonders geltend 
machen und im Rechtsſtreite verfolgen (RGB 2. 1. 09 VII 421/08). Vgl. 8 705 A 5 a. E. 

3. In Anſehung des Zurückbetzaltenen beſteht die Auseinanderſetzungsgeſellſchaft fort. 
Wegen des Rechtes auf Zurückbehaltung vgl. 88 1475, 2046. Trotz der allgemein lautenden 
Vorſchrift wird für eine ſtreitige Forderung, die offenſichtlich unbegründet iſt und nur miß⸗ 
bräuchlich geltend gemacht wird (§ 226), ein Zurückbehaltungsrecht nicht anzuerkennen fein. 
Wegen bedingter Forderungen vgl. 8 738 A J. 

4. Zu den zuriickzuerſtattenden Einlagen gehört nicht ein ſeitens der Geſellſchaft gegen 
beſonderes Entgelt von einem Geſellſchafter erworbener Gegenſtand. — Zu erſtatten iſt der 
objektive Wert zur Zeit des Einbringens. Damit ſind zweckmäßigerweiſe alle Streitfragen 
tiber ſpätere Wertminderung und die Verantwortlichkeit hierfür abgeſchnitten. Auch der 
Einleger braucht ſich auf Erſatz in Natur nicht einzulaſſen. Oft wird ſchon bei Eingehung 
de 44 W eine Schätzung vorgenommen ſein (vgl. 8 706 Abſ 2 Satz 2; HGB. a. F. 
Art ) 

5. Üderlafjung der Benutzung eines Gegenſtandes umfaßt an fich nicht die Beſtellung 
eines dinglichen Rechtes, z. B. Einräumung einer Grunddienſtbarkeit. Entſcheidend für die 
Ordnung derartiger Rechtsverhältniſſe iſt der Vertragswille, der meiſt dahin gehen wird, daß 
das dingliche Recht nach Auflöfung der Geſellſchaft zurückgewährt wird, allenfalls gilt Abt 2 
Satz 2. Was die Leiſtung von Dienſten anlangt, ſo kann im Falle der Unmöglichleit der 
Erfüllung einer weſentlichen Verpflichtung (8 723 Abſ 1 Satz 2) ein Bereicherungsanſpruch 
nach 8 323 Abſ 3 entſtehen (Knoke, Recht der Geſellſchaft, S 17 S. 47). 5 

6. Soweit die Umſetzung in Geld nicht erforderlich ift, greifen 88 731, 749 ff. (752) Plat 
(anders § 149 HGB). 

8 734 


Verbleibt nach der Berichtigung der gemeinſchaftlichen Schulden und der 
Rückerſtattung der Einlagen ein Überſchuß, jo gebührt er den Geſellſchaftern 
nach dem Verhältnis ihrer Anteile am Gewinne). 

EI 656 Abſ 3 II 670 ab) 1; M 2 629: P 2 441— 448. 


1. gl. 8 722 (abw. HG $ 155). Der verbleibende Uberſchuß iſt der Schlußgewinn. 
Das Verhältnis zur geſamten Hand bleibt beſtehen, bis die Verteilung durchgeführt ift; nur 
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$ 719 Abſ 1 Halbf 2 hat feine Kraft verloren (. 88 752ff.). Soll ein zum Geſellſchafts⸗ 
vermögen gehöriges Grundſtück einem Geſellſchafter zum Alleineigentum übertragen werden, 
fo bedarf es der Auflaſſung. 


8 735 


Reicht das Geſellſchaftsvermögen zur Berichtigung der gemeinſchaftlichen 
Schulden und zur Rückerſtattung der Einlagen nicht aus, ſo haben die Geſell⸗ 
ſchafter für den Fehlbetrag nach dem Verhältnis aufzukommen, nach welchem 
ſie den Verluſt zu tragen haben!). Kann von einem Geſellſchafter der auf 
ihn entfallende Beitrag nicht erlangt werden, ſo haben die übrigen Geſell⸗ 
ſchafter den Ausfall nach dem gleichen Verhältniſſe zu tragen“. 

E 1 656 Abſes II 670 Abf 2; M 2 629; P 2 441443. 


1. Vgl. 8 722. Die Deckungspflicht des § 735 entſpricht der Beitragspflicht des 8 707. 
Sie begründet ein Recht der Geſellſchafter, daß der zur Deckung der Verbindlichkeiten auf⸗ 
zubringende Betrag nach Verhältnis der Anteile am Verluſt auf die hiervon beteiligten Geſell⸗ 
ſchafter umgelegt wird. Die Verpflichtung des Geſellſchafters zur Aufbringung ſeines Ankeils 
iſt nicht davon abhängig, daß ihm eine förmliche Rechnung über das ganze Verhälinis erteilt 
wird (RG 26. 11. 15 II 230/15). Aus 8 785 ergibt ſich, daß § 707 nur gilt, ſolange die Geſell⸗ 
ſchaft befteht (vgl. 8 707 A 1). Das Aufkommen für Fehlbeträge könnte ſowohl in An⸗ 
ſehung der Schulden als der Einlagen durch Einzahlung in die Geſellſchaftskaſſe erfolgen. 
In betreff der Einlagen wird jedoch dem Einleger ein Anſpruch unmittelbar gegen die Mit- 
geſellſchafter zuſtehen (vgl. $ 28 KO). War ausnahmsweiſe für die Forderung eines Glau- 
bigers die Haftung „der Geſellſchafter auf das Geſellſchaftsvermögen beſchränkt worden (vgl. 
8 714 A 2, $ 718 A5) und iſt trotzdem das Vermögen ohne Berückſichtigung dieſer Forderung 
verteilt worden, fo haben die Geſellſchafter dem Gläubiger das zu leiſten, was ihm bei dieſer 
Berückſichtigung zugeſtanden haben würde (5 242), d. h. jeder Geſellſchafter hat, was er bei der 
Auseinanderſetzung aus dem Geſellſchaftsvermögen erhalten hat (vgl. $ 734), dem Gläubiger zu 
ſeiner Befriedigung herauszugeben. 8 419 leidet keine Anwendung (Planck A 4; beſtr.). 

2. Tragung des Ausfalls entſprechend der Vorſchriſt des § 426 Abſ 1 Satz 2. 


8 736 
it im Geſellſchaftsvertrage bejtimmt?), daß, wenn ein Geſellſchafter 
kündigt oder ſtirbt oder wenn der Konkurs über ſein Vermögen eröffnet 
wird, die Geſellſchaft unter den übrigen Geſellſchaftern fortbeſtehen ſoll, 


ſo ſcheidet bei dem Eintritt eines ſolchen Ereigniſſes der Geſellſchafter, in 


deſſen Perſon es eintritt, aus der Geſellſchaft aus?). 
G 1 657 II 671; M 2 630% P 2 443. 


1. Nechtsbegrifflich iſt der Fortbeſtand der Geſellſchaft nicht davon abhängig, daß keine 
Anderung in der Perſon der Geſellſchafter eintritt. Die Geſellſchafter brauchen ſich aller⸗ 
dings nicht den Eintritt eines ihnen nicht genehmen Mitglieds gefallen zu lafſſen. Aus dieſer 
Rückſicht iſt die Unübertragbarkeit und Unvererblichkeit der Mitgliedſchaft (S8 717, 727) feſt⸗ 
geſetzt. Die Geſellſchafter können aber hierüber eine andere Vereinbarung treffen. In 
diefem Falle hat der Eintritt des neuen Geſellſchafters, auf den die Mitgliedſchaft infolge 
Übertragung oder Vererbung übergegangen iſt, nicht etwa die Folge, daß nunmehr unter 
Auflöſung der bisherigen Geſellſchaft ſich eine neue Geſellſchaft bildet. Die Geſel ſchaft bleibt 
vielmehr mit dem dazu gehörigen Vermögensbeſtande trotz des Mitgliederwechſels beſtehen 

Die Identität der Geſellſchaft bleibt gerade fo gewahrt, wie die Identität des Forderungs⸗ 
rechts durch Gläubiger⸗ oder Schuldnerwechſel nicht aufgehoben wird. Das gleiche gilt, wenn 
durch Vereinbarung der Geſellſchafter ein weiteres Mitglied in die Geſellſchaft aufgenommen 
wird. Die früher herrſchende gegenteilige Meinung, daß das Geſetz die Aufnahme eines 
neuen Geſellſchafters unter Fortbeſtehen der alten Geſellſchaft nicht aulalfe, iſt jetzt als über⸗ 
wunden anzusehen. Es beſteht hiernach auch kein Hindernis, daß die Geſil ſchaft trotz Vor⸗ 
handenſeins eines Endigungsgrundes 3 7 Kündigung, Tod oder Konkurſes in der Perſon 
eines Geſellſchafters unter den übrigen Geſellſchaftern in bisheriger Weiſe fortdauert, voraus⸗ 
geſetzt daß dieſe — die für den Fortbeſtand der Geſellſchaft gerade auf die Mitgliedſchaſt des 
„Ausſcheidenden“ beſonderen Wert gelegt haben können — mit der Fortdauer, und zwar vor 
Eintritt des Auflöſungsgrundes ſich einverſtanden erklärt haben (vgl. RG 95, 39). Selbſt⸗ 
verſtändliche Vorausſetzung des Fortbeſteheus der Geſellſchaft iſt in dieſem Falle weiter, daß 
mindeſtens zwei Geſellſchafter, welche die Geſellſchaft fortſetzen, übrig bleiben. 
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2. Der Eintritt des neuen Geſellſchafters vollzieht ſich in der Weiſe, daß die übrigen 
Mitglieder ihn ausdrücklich oder ſtillſchweigend als Geſellſchafter auerkennen (Aufnahme 
vertrag). Die Aufnahme kann mit der Übertragung verbunden ſein, wenn der Übertragende 
zur Aufnahme in Vertretung der anderen Geſellſchafter ermächtigt iſt. Nicht unzuläſſig iſt 
es, die Aufnahme dem Ermeſſen des Mitgeſel ſchafters zu überlaſſen (vgl. RG 92, 167). Die 
Zustimmung zur Aufnahme einer beſtimmten Perſon als Mitglied kann auch ſchon im voraus 
erteilt werden. Durch die Aufnahme tritt in der Trägerſchaft des geſamthändigen Geſell⸗ 
ſchaftsvermögens nur inſoweit eine Anderung ein, als ein neuer Vermögensträger hinzukommt. 
Der Anteil des ausſcheidenden Geſellſchafters geht unverändert — ſoweit nicht in dieſer 
Beziehung eine Abweichung vereinbart ift —, ohne daß es beſonderer Ubertragungshand⸗ 
lungen bedarf (vgl. RG 83, 315) — auf den neuen Geſcel ſchafter über. S. namentlich Gierke, 
Vereine ohne Rechtsfähigkeit S. 25ff. und Knoke in ArchBürgR 20, 170ff. Mit dem Anteil 
am Geſeleſchaftsvermögen geht auch die auf dieſem laſtende Verpflichtung über, die Tilgung 
der bisher egen Geſellſchaftsſchulden aus dem Geſellſchaftsvermögen zu dulden. E ne weiter 
gehende Haftung trifft ihn mangels beſonderer Schuldübernahme nicht (anders HB 8 130). 
An der Haftung des bisherigen Geſel.ſchafters gegenüber den Gläubigern wird durch ſein 
Ausſcheiden nichts geändert. Der Ausgeſchiedene iſt z. B. nicht davon befreit, für die Ab 
nahme der an die Geſellſchaft verkauften Ware zu ſorgen. Das im Anteil enthaltene geſamt⸗ 
händeriſche Miteigentum an den zum Geſeliſchaftsvermögen gehörigen (im Beſitz der Geſell⸗ 
ſchaft befindlichen) beweglichen Sachen wird von dem neu eintretenden Geſel ſchafter mit 
der Wirkung erworben, daß er in Gemeinſchaft mit den anderen Geſellſchaftern hierüber ver⸗ 
fügen darf. Nicht anders verhält es ſich mit den zum Geſellſchaftsvermögen gehörigen 
Grundſtücken. Ihre Zugehörigkeit zum Geſellſchaftsvermögen ſetzt voraus, daß die geſamt⸗ 
händeriſche Gemeinſchaft gemäß § 48 GBD im Grundbuch vermerkt iſt. Die grundbuch 
rechtliche Legitimation erlangt der neue Geſellſchafter allerdings erſt dadurch, daß er als Mik. 
berechtigter — worauf er Anſpruch hat — in Berichtigung des Grundbuchs eingetragen wird. 
Der Wille des neu eintretenden Geſellſchafters wird meiſt dahin gehen, daß er ſich allen Be: 
ſtimmungen des Geſellſchaftsvertrags, denen der Ausſcheidende unterworfen war, auch den 
Beſtimmungen über Vertragsſtrafen in gleicher Weiſe unterwirft. Ein ſolcher Wille kamm 
anzunehmen ſein, auch wenn der neu Eintretende die Beſtimmungen des alten Geſellſchafts 
vertrags nicht kennt und ſich hierüber mit dem Ausſcheidenden nicht verftändigt hat (RS 
27. 9. 12 III 527/11). — Wird zu den bisherigen Mitgliedern ein weiteres Mitglied in die 
Geſellſchaft aufgenommen, fo ſetzt ſich der ihm zukommende Anteil aus den Anteilen der bis: 
herigen Mitglieder zuſammen, indem jeder von ihnen zur Herſtellung des neuen Anteils einen 
entſprechenden Teil ſeines Anteils abgeben muß. Eine ſolche Übertragung iſt ohne weiteres, 
ohne daß dies beſonders zum Ausdruck gebracht zu werden braucht, in dem Aufnahmevertrage 


zu finden. 
§ 737 


1) Iſt im Geſellſchaftsvertrage beſtimmt, daß, wenn ein Geſellſchafter 
kün digt, die Geſellſchaft unter den übrigen Geſellſchaftern fortbeſtehen ſoll, 
ſo kann ein Geſellſchafter, in deſſen Perſon ein die übrigen Geſellſchafter 
nach § 723 Abſ 1 Satz 2 zur Kündigung berechtigender Umftand?) eintritt, 
aus der Geſellſchaft ausgeſchloſſen werden?). Das Ausſchließungsrecht ſteht 
den übrigen Geſellſchaftern gemeinschaftlich zu. Die Ausſchließung erfolgt 
durch Erklärung gegenüber dem auszuſchließenden Geſellſchafter“). 

E II 672: P 2 444 

1. § 736 umfaßt den Fall, daß ein Geſellſchafter den übrigen Geſellſchaftern kündigt. 8 737 
regelt den umgekehrten Fall, daß gegenüber einem Geſellſchafter die übrigen Geſellſchafter 
aus wichtigem Grunde zu kündigen berechtigt ſind. 

2. Die Ausſchließung eines Geſellſchafters kann in dieſem Falle durch die übrigen Ge⸗ 
ſellſchafter, nicht etwa die Geſchäftsführer, und zwar durch einſtimmigen Beſchluß herbei⸗ 
geführt werden (vgl. HGB $ 140). Die Ausſchließung iſt eine einfeitige empfangsbedürftige 
Willenserklärung (88 130 ff.). Es können auch mehr als ein Geſellſchafter ausgeſchloſſen werden, 
De un; N zwei Geſellſchafter (abw. HGB 8 142) übrigbleiben. Im Streitfalle 
Feſtſtellungsklage. v 

3. Ein ſolcher Umſtand (wichtiger Grund) ift zur Ausſchließung erforderlich, aber ander. 
ſeits auch genügend (RG 24, 137 beruht auf Artt 125, 128 HGB a. F.), und zwar auch bei 
der auf unbeſtimmte Zeit ($ 723 Satz 1) eingegangenen Geſellſchaft. 8 

4. § 737 enthält in Satz 3 zwingendes, dagegen in Anſehung des „zur Kündigung be⸗ 
rechtigenden Umſtandes“ und des Saß 2 nachgiebiges Recht. — Ein bereits ausgeſchiedener 
Geſellſchafter kann aus der Geſellſchaft nicht mehr ausgeſchloſſen werden (vgl. R JW 
05, 315! über Ausſchließung aus einem ſtudentiſchen Korps). 


Geſellſchaft 88 786-739 865 


8 738 


1) Scheidet ein Geſellſchafter aus der Geſellſchaft aus, jo wächſt ſein Anz 
teil am Geſellſchaftsvermögen den übrigen Geſellſchaftern zu?). Dieſe ſind 
verpflichtete), dem Ausſcheidenden die Gegenſtände, die er der Geſellſchaft 
zur Benutzung überlaſſen hat, nach Maßgabe des 8 732 zurückzugeben, ihn 
von den gemeinſchaftlichen Schulden zu befreien und ihm dasjenige zu zahlen, 
was er bei der Auseinanderſetzung erhalten würde, wenn die Geſellſchaft 
zur Zeit ſeines Ausſcheidens aufgelöſt worden wäre. Sind gemeinſchaftliche 
Schulden noch nicht fällig, ſo können die übrigen Geſellſchafter dem Aus⸗ 
ſcheidenden, ſtatt ihn zu befreien, Sicherheit leiſten“). 

Der Wert des Geſellſchaftsvermögens iſt, ſoweit erforderlich, im Wege 
der Schätzung“) zu ermitteln. 

E 1 658 Abſ 1, 45 II 673 Mb 1; M 2 681; P 2 444-447. 


1. Die 88 738740 regeln die Auseinanderſetzung mit dem ausſcheidenden Geſellſchafter. 
Die Vorſchriften find im allgemeinen nachgiebiger Natur; zu beachten ift aber, daß 8 788 
Abf 1 Satz 1 richtiger Auffaſſung nach eine Folgerung aus dem Geſamthandverhältniſſe dar⸗ 
ſtellt (Prot 2, 446; RG 56, 208), die nicht abänderlich erſcheint. / 

2. Vorausſetzung für die Anwachſung des Anteils ift nach herrſchender Anſicht, daß die 
Geſellſchaft fortbeſteht (Reh 68, 414). Eine Folge der Anwachſung iſt, daß es zur Bewirkung 
des Übergangs des Anteils des ausſcheidenden Geſcllſchafters (5 719) auf die übrigbleiben- 
den Gefeltfchafter keines beſonderen Übertragungsgeſchäfts, für die Geſellſchaftsgrundſücke 
nicht der Auflaſſung bedarf. Die Anwachſung bewirkt den Rechtsübergang ohne beſondere 
Übertragshandlung 05 68, 413). Für Auwendung der Vorſchriften der 88 313, 1821 Nr 1 
iſt hier kein Raum. Nach $ 894 hat der Ausſcheidende feine Zuſtimmung zur Berichtigung 
des Grundbuchs zu geben (vgl. $ 718 A 1). Für die offene Handelsgeſellſchaft wird An⸗ 
wachſung auch in dem Falle angenommen, daß der eine der beiden Geſellſchafter von dem 
durch 8 142 HB oder durch Vereinbarung begründeten Rechte Gebrauch macht das ganze 
Geſchäft mit Wert und Schuld zu übernehmen (RG 65, 227; 68, 410; 1. 5. 12 1250 11). 
Dies iſt iedoch eine den beſonderen Bedürfniſſen des Handelsverkehrs Rechnung tragende 
Eigentümlichkeit, die auf die Geſel ſchaft des bürgerlichen Rechtes nicht ausgedehnt werden 
kaun. — Wegen der Weiterführung eines Rechtsſtreits vgl. 8 714 A 4. Über den Eintritt 
eines neuen Geſellſchafters |. § 736 A 2. 

3. Der Ausſcheidende behält nur ein — abtretbares — Forderungsrecht gegen die ver⸗ 
bleibenden Geſellſchafter. Dieſe haften aus dem Geſellſchaftsverhältniſſe (8 427) als Geſamt. 
ſchuldner. Die dinglichen Rechte des Ausſcheidenden am Geſellſchaftsvermögen beſtehen nicht 
mehr. Das Zurückbehaltungsrecht ($ 273) wird durch die Anwachſung nicht aufgehoben (a. M. 
OLG 6, 446). — Vgl. 88 733 Abſ 2, 734. 2% 

4. Die Sicherheit (89 232 FF.) wird dem Ausſcheidenden geleiltet, nicht etwa den Gläubigern; 
denn dieſe werden durch den inneren Geſellſchaftsvorgang der Auseinanderſetzung mit dem 
Ausſcheidenden nicht berührt. Ihre Rechte werden auch dadurch nicht beeinträchtigt, daß 
der Ausſcheidende frei wird, ſofern den Gläubigern ausnahmsweiſe das Geſellſchaftsver⸗ 
mögen allein haften ſollte (vgl. $ 718 A 5). Zweifelhaft ift, ob auch für bedingte Forderungen 
und für ſtreitige Forderungen — worüber das Geſetz keine Bestimmung, gibt — Sicherheit 
zu leisten iſt. Die Frage wird nicht, wie dies meiſt geſchieht (fo auch die frühere Auflage 
und hinſichtlich ſtreitiger Forderungen RG 60, 155) unbedingt zu verneinen ſein. Es wird 
vielmehr darauf ankommen, ob der Eintritt der Bedingung in naher Ausſicht ſteht und ob 
trotz Beſtrittenſeins der Forderung mit ihrem Beſtehen verſtändigerweiſe zu rechnen iſt, und 
es wird deshalb nach Lage der Sache im einzelnen Falle zu entſcheiden fein, ob eine Ver 
pffichtung zur Sicherheitsleiſtung anzunehmen iſt und in welcher Höhe die Sicherheit zu 
eiſten iſt. 

N N ermitteln ist bei der Schätzung der Wert des Vermögens der fog. lebenden Gefell- 
ſchaft im Zeitpunkte des Ausſcheidens. Es kommt nicht auf die Buchwerte, ſondern auf die 
wahren Werte an (RG JW 99, 3958: 02, 59014; Warn 09 Nr 188). Die ſchwebenden Geſchafte 
bleiben außer Betracht (8 740). Vgl. auch § 731 A 2. 


8 739 


Reicht der Wert des Geſellſchaftsvermögens zur Deckung der gemein⸗ 
ſchaftlichen Schulden und der Einlagen nicht aus, jo hat der Ausſcheidende 
BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. I. Band. 3. Aufl. 155 
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den übrigen Geſellſchaftern für den Fehlbetrag nach dem Verhältniſſe ſeines 
Anteils am Verluſt aufzukommen!). 
E 1 658 Abſſ6 II 673 Abſ 2; M 2 632; P 2 444-447. 


1. Aufkommen des Ausſcheidenden für den Fehlbetrag entſprechend der Vorſchrift 
des $ 735. Der Anteil am Fehlbetrage ($ 722) iſt in die Geſellſchaftskaſſe zu zahlen. Die Ge⸗ 
ſellſchafter haben gegenüber dem Ausſcheidenden an den von ihm zur Benutzung überlaſſenen 
Gegenſtänden (88 732, 738 Abſ 1 Satz 2) gemäß 8 273 ein Zurückbehaltungsrecht. Under. 
ſeits iſt dem Ausſcheidenden Zug um Zug Befreiung von den Schulden zu gewähren oder 
Sicherheit zu leiſten (8 738 Ab} 1 Satz 2, 3). 


8 740 


Der Ausgeſchiedene nimmt an dem Gewinn und dem Verluſte teil, welcher 
ſich aus den zur Zeit ſeines Ausſcheidens ſchwebenden Geſchäften!) ergibt. 
Die übrigen Geſellſchafter ſind berechtigt, dieſe Geſchäfte ſo zu beendigen, 
wie es ihnen am vorteilhafteſten erſcheint'). 

Der Ausgeſchiedene kann am Schluſſe jedes Geſchäftsjahrs Rechenſchaft 
über die inzwiſchen beendigten Geſchäfte, Auszahlung des ihm gebührenden 
Betrags und Auskunft über den Stand der noch ſchwebenden Geſchäfte ver⸗ 
langen?) ). 

E I 658 Abſ 2, 3 II 674; M 2 631; P 2 444447, 


1. Die ſchwebenden Geſchäfte (vgl. 56 B a. F. Art 130 Abs 2—4) werden in die Aus⸗ 
einanderſetzung (88 788, 739) nicht einbezogen. Über dieſe Geſchäfte haben ſich alſo die Geſell⸗ 
ſchafter (vorbehaltlich beſonderer Vereinbarung) nachträglich auseinanderzuſetzen. Die Be- 
teiligung des Ausgeſchiedenen wirkt nur nach innen; Dritten gegenüber wird er weder berechtigt 
noch verpflichtet (RG KW 02, 44510). 

2. Dal; die Beendigung der Geſchäfte dem Ausgeſchiedenen entzogen wird, iſt eine Folge 
davon, daß er nicht mehr Geſellſchafter iſt. Kraft der fortdauernden Wirkung des ſchuld⸗ 
rechtlichen Verhälniffes kann er aber von den früheren Mitgeſellſchaftern verlangen, daß fie 
die Geſchäfte mit pflichtmäßiger Sorgfalt (8 708) abwickeln (ogl. 8 732 A 2). 8 

3. Rechenſchaft gemäß § 259; Auskunft nach $ 242. Über etwaigen Verluſt ſ. 8 739. 
Das Recht des § 716 iſt erloſchen. 

4. Die Vorſchriften des § 740 leiden — unbeſchadet anderweiter Vereinbarung — ent- 
ſprechende Anwendung auf den durch $ 738 (vgl. § 738 A 2) nicht betroffenen Fall, daß 
der eine von zwei Geſellſchaftern ausſcheidet, die Geſellſchaft dadurch aufgelöſt und das 
Geſchäft mit Wert und Schuld von dem anderen Geſellſchafter übernommen wird (RG 56, 19). 


Fünfzehnter Titel 
Gemeinſchaft 
8 74 


Steht ein Recht mehreren gemeinſchaftlich zu), jo finden, ſofern ſich 
nicht aus dem Geſetze) ein anderes ergibt, die Vorſchriften der 88 742 bis 
7582) Anwendung (Gemeinſchaft nach Bruchteilen) ?) ). 

E 1 762 II 677; M 2 873; P 2 743. 


1. Die Rechtsgemeinſchaft nach Bruchteilen iſt zu ſcheiden von dem geteilten Rechte 
(vgl. § 420), der Geſamthandberechtigung (vgl. 8 718 A 1) und von der Gente 
(vgl. § 428). Das nach Bruchteilen — ziffermäßig beſtimmten, fog. ideellen Anteilen — 
gemeinſame Recht fteht — an einem einzelnen Gegenſtande — „mehreren derartig zu, daß 
jeder die Befugnilfe, deren teiltveife Ausübung möglich iſt (insbeſondere Fruchtziehung, Weitend⸗ 
machung von Schadenserſahanſprüchen, Veräußerung und Belastung), in bezug auf ſeinen Ante 
ausüben kann, während die übrigen Befugniſſe in der Regel nur vou allen sammen, von 
dem einzelnen aber nur inſoweit ausgeübt werden konnen, als dadurch die Intereſſen der 
übrigen nicht verletzt werden“ (Enneccerus 8 403 J). — Das wichtigfte a en in Betracht 
kommenden Rechten ift das Eigentum (vgl. 88 1008-1011, 1066, 1258; ee. 48); da: 
neben Ve namentlich hinzuweiſen auf Nießbrauch, Pfandrecht, Urheberrecht (vgl. & 6 

es Litlich v. 19. 6. 01, R St 48, 330; $ 8 des Kunſttich v. 9. 1. 67), Patentrecht (NG 


Gemeinſchaft 8 741 867 


76, 299) uſw. Die Bruchteilsgemeinſchaft entſteht aus Rechtsgeſchäften (z. B. gemeinſchaft⸗ 
lichem Ankauf und Erwerb) oder — communjo ineidens — aus anderen Tatſachen; ſ. ins⸗ 
beſondere 88 953 ff. (Früchte der gemeinſchaftlichen Sache), 88 947, 948 (Verbindung, Ver⸗ 
miſchung), 88 963, 984, 2087ff., 2157. Durch die ungetrennte Verladung mehrerer Mengen 
loſen Getreides in demſelben Schiffsraum entſteht für die mehreren Empfäuger an der ge⸗ 
ſamten Getreidemenge Miteigentum, auf das grundſätzlich die 88 741 ff. anzuwenden ſind 
(RE SeuffA 62 Nr 66; vgl. HG 8 419). Ebenſo entſteht Miteigentum und Gemein⸗ 
ſchaft, wenn gleichartige Ladungsteile nachträglich zu einer ununterſcheidbaren Menge ver⸗ 
miſcht werden (SeuffA 70 Nr 130). Gemeinſchaft bei Erſatzanſprüchen wegen Beſchädigung 
einer Schiffsladung, bei der ſich die für die einzelnen Empfänger beſtimmten Säcke nicht mehr 
ausſcheiden laſſen, ſ. R Lg 1916, 32625. Unter mehreren gemeinſchaftlichen Patent- 
aumeldern entitcht an ſich eine Bruchteilsgemeinſchaft. Kein Miteigentum beſteht an einem 
Gebäude, das von einer das Grundeigentum teilenden Grenzlinie durch ſchuitten wird (RG 
70, 201; RG JW 1911, 2110. Ein Recht im Sinne des 8 741 iſt auch der Beſitz (§ 866) 
— beſtr. —. Grundſätzlich muß ferner angenommen werden, daß ein beſtehendes Zeitungs 
unternehmen Gegenſtand einer Gemeinſchaft ſein kann, auf welche die Vorſchriften über 
die Gemeinſchaft nach Bruchteilen entſprechende Anwendung finden (RG Gruch 53, 982; 
vgl. RG 63, 57; 67, 86; ſ. anderſeits abw. RG SeuffA 59 Nr 5). Haben ſich mehrere durch 
Vertrag zur Förderung eines gemeinſamen Zweckes verbunden, ſo greift das beſtimmtere 
Rechtsverhältnis der Geſellſchaft Platz (vgl. LZ 1915, 564 und § 705 A ff.). Kommt infolge 
der Nichtigkeit des Geſellſchaftsvertrags ein Geſellſchaftsverhältnis nicht zuſtande, fo kann 
eine Gemeinſchaft nach Bruchteilen vorliegen. Dazu genügt aber nicht, daß tatſächlich Ein- 
nahmen und Ausgaben gemacht wurden, es muß vielmehr den Beteiligten gemeinſchaftlich 
ein Recht, z. B. an den für die beabſichtigte Geſellſchaft eingezahlten Werten zuſtehen (RG 
£3 1914, 1360 ). — Gegen die herrſchende Meinung iſt anzunehmen, daß Forderungen 
nur im Falle des 8 432 den Gegenſtand einer Bruchteilsgemeinſchaft bilden (vgl. auch Kretzſch⸗ 
mar, Sachenrecht, Vorbem 2 vor 8 1008). Haben mehrere eine teilbare Leiſtung zu fordern, 
fo liegen in der Regel gewöhnliche Teilforderungen ohne Gemeinſchaftsverhältnis vor (§ 420“, 
alſo in Wirklichkeit mehrere Forderungen mit verſchiedenen Berechtigten; jeder kann über 
feine (Teil.) Forderung für ſich verfügen (f. jedoch § 743 A 1). Wer ein anderes Ver: 
hältnis, z. B. das zur geſamten Hand, behauptet, muß dies beweiſen. Die Abrede, daß eine 
geteilte Forderung von den mehreren Glaubigern nur gemeinſam geltend gemacht werden 
ſoll, kann auch bei ganz verſchiedenen Forderungen vorkommen, fie bewirkt kein Gemein⸗ 
ſchaftsverhältnis (dgl. Euneccerus § 403 11, der aber — wie Sohm, Gegenſtand, $ 10 S. 61 
A 9 — auch im Falle des $ 432 die Bruchteilsgemeinſchaft verneint). — Eheleute, zwiſchen 
denen keine güterteahtliche Gemeinſchaft beſteht, können in Anſehung einzelner Vermogens⸗ 
gegenſtände in einer Gemeinſchaft nach $ 741 ſtehen (R Gruch 63, 614; |. auch NG 67, 396). 
2. Die Vorſchriften der 88 742—758 regeln das Verpflichtungsverhältnis der Teil: 
berechtigten untereinander. Die entſprechenden Forderungen können vor, bei und auch 
noch nach der Teilung geltend gemacht werden. Die Vorſchrift des § 708 (Haftung nur für 
diejenige Sorgfalt, die jeder in eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegt) findet keine 
Anwendung; vielmehr gilt der Grundſatz des § 276 in Verbindung mit 8 278, alfo Haftung 
der Teilhaber für jedes Verſchulden, das ſie oder ihre Hilfsperſonen trifft (Prot 2, 768). Ein 
Vorkaufsrecht iſt den Teilhabern durch das Geſetz nicht eingeräumt worden; ein rechts⸗ 
gefääftfiches Vorkaufsrecht (vgl. 58 SO4FF., 109 4ff.) ift damit nicht ausgeſchloſſen. Beſondere 
orſchriften, teils obligatorifcher, teils dinglicher Natur für beſtimmte Gemeinſchaftsverhältniſſe 
finden ſich namentlich in den 88 482, 866, 921, 922, 947ff., 968, 984, 1008101, 1172, 1258 
Abſ 1, 2047 Abſ 2. Nicht geregelt iſt der Fall, in dem wegen des gemeinſamen Gegenſtandes 
verſchiedener Rechte eine tatſächliche Gemeinſchaft eintritt (3. B. Eigentum am ganzen 
Grundſtück, Nießbrauch eines anderen an einem Bruchteile des Grundſtücks; Prot 2, 744; 
vgl. § 1066 — 88 1024, 1060 —). — Die Vorſchriften der 88 742.758 regeln ferner nur die 
rechtlichen Beziehungen, die aus der Tatſache der Gemeinſchaft als ſolcher ent⸗ 
ſpringen. Beruht die Gemeinſchaft auf Vertrag, fo iſt nach den dafür geltenden Beitin- 
mungen z. B. zu beurteilen, ob ein Teilhaber von dem Vertrage zurücktreten kann (RG 
18. 11. 17 II 280/17: Kauf der ideellen Hälfte einer dem Verkäufer zuſtehenden Gerechtſame; 
Anwendung der 88 440, 323 ff. insbeſondere § 326). — Über den Konkurs eines Teilhabers 
„K 8s 16 (Auseinanderſetzung), 51 (Abſonderungsrecht). \ 
„ 3. Die Regel, daß für ein gemeinſchaftliches Recht Bruchteilsgemeinſchaft eintritt, 
ſotweit nicht das Geſetz, wie es z. B. in Anſehung des Geſamthandverhältniſſes ($ 718 A 1) 
der Fall iſt, eine Ausnahme aufſtellt, enthält zwingendes Recht. Geſamthandsgemein ſchaften 
können daher in anderen als den vom Geſetz beſtimmten Fällen nicht durch Vertrag geſchaffen 
werden (RG 26. 2. 20 IV 350/19; vgl. RIA 14, 80). Die bloß verpflichtende Wirkung 
geſchoffen Vereinbarungen der Beteiligten wird dadurch unter dieſen noch nicht aus. 
en (vgl. auch § 137). 


ud” 
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4. In betreff des übergangsrechts und der landesrechtlichen Vorbehalte ſ. EG Artt 178, 
181 Abi 2, 182; 65, 67, 83, 113, 119 Nr 2, 120 Abf 2 Nr 1, 121, 131, 104. Zu beachten ift, 
daß Art 173, nach dem das neue Recht auch auf eine am 1. 1. 00 beſtehende Gemeinſchaft 
nach Bruchteilen Anwendung findet, nicht Platz greift, wenn die Gemeinſchaft auf einem 
vor 1900 geſchloſſenen Geſellſchaftsvertrage beruht. In dieſem Falle empfängt die Gemein⸗ 
ſchaft ihre Regelung aus dem Geſellſchaftsvertrage, und es gilt für das ganze einheitliche 
Rechtsverhältnis gemäß Art 170 EG (vgl. Vorbem 2 vor $ 705) altes Recht (beſtr.). 


8 742 


Im Zweifel iſt anzunehmen, daß den Teilhabern gleiche Anteile zu⸗ 
ſtehen !). 
E I 764 II 678; M 2 875; P 2 746. 


1. Die Gleichheit der Anteile gilt nur als Auslegungsregel bei Dunkelheit des Partei 
willens oder — für die communio ineidens — als widerlegbare geſetliche Vermutung. (Für 
die Reallaſtenberechtigung vgl. 8 1109). Nach 848 GB ſoll aus der Eintragung im Grundbuch 
erſichtlich fein, ob Gemeinſchaft nach Bruchteilen oder ein anderes für die Gemeinſchaft maß⸗ 
gebendes Rechtsverhältnis, insbeſondere Gemeinſchaft zur geſamten Hand, beiteht. „Die 
Bruchteile ſind ziffermäßig anzugeben. Durch die Regel des § 742 — welche die Möglichkeit 
verſchiedener Größe der Einzelanteile offen läßt und durch Gegenbeweis außer Kraft geſetzt 
wird — iſt aber der Grundbuchrichter zur Eintragung gleicher Anteile nicht ermächtigt, ohne 
daß der notwendige urkundliche Nachweis oder die Einwilligung der Teilhaber beigebracht 
iſt (RG 54, 85; |. auch Seuffa 57 Nr 149). Der Nachweis einer ungleichmäßigen 
Verteilung der Nutzungen und Laſten enthält noch nicht ohne weiteres den Nachweis 
ungleicher Anteile und die Widerlegung der Regel des 8 742; denn eine von den Vorſchriften 
der 8$ 743, 748 abweichende Regelung der Nutzungs- und Laſtenverteilung durch Verträge 
iſt nach dem Geſetze nicht ausgeſchloſſen (RG 11. 12. 07 V 199/07). 


8 743 


Jedem Teilhaber gebührt ein ſeinem Anteil entſprechender Bruchteil der 
Früchte!). 

Jeder Teilhaber iſt zum Gebrauche des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes 
inſoweit befugt, als nicht der Mitgebrauch der übrigen Teilhaber beein⸗ 
trächtigt wird?) ). 

E 1 765 Abſ 2 II 078; M 2 877; P 2 743—747. 


1. In Auſehung der Früchte ($ 99) iſt eine ſelbſtändige Ausübung des Bruchteilsrechts 
durchführbar (§741 A 1); dieſe wird vom Geſetze angeordnet, fie kann durch Mehrheitsbeſchlüſſe 
nicht beeinträchtigt werden (8 745 Abſ 3 Satz 2). Jedem Teilhaber ſteht ein Anſpruch gemäß 
Abf 1 gegen die übrigen Teilhaber zu; er muß die Fruchtziehungskoſten mitbeſtreiten (SS 748, 
756). Ein Recht des einzelnen Teilhabers auf ſelbſtändige Einerntung feines Teiles der natür- 
lichen Früchte kann nicht anerkannt werden (Goldmann Lilienthal § 203 A 9; a. M. Oertmann 
A 2). Die Ernte iſt Verwaltung (88 744, 745), die Teilung der geernteten Früchte erfolgt 
gemäß 88 752 ff. — Wie es ſich mit der Einziehung der zivilen Früchte ($ 99 Abſ 3) 
verhält, beſtimmt ſich nach dem maßgebenden Rechtsverhältniſſe. Bei der Vermietung eines 
gemeinſchaftlichen Gegenſtandes ift zu unterſcheiden. Vermietet ein Teilhaber, die 
Zuſtimmung der anderen vorausgeſetzt, den Gegenſtand der Gemeinſchaft im eigenen Namen, 
dann iſt er auch zur Einziehung des Mietzinſes berechtigt und hat nur nach der Einhebung 
mit den anderen Teilung zu halten. Vermieten die Teilhaber gemeinſchaftlich, fo iſt regel. 
mäßig anzunehmen, daß der Mietzins ihnen gemeinſam zuſteht und auch nur von ihnen 
gemeinſam eingezogen werden kann. Die Einziehung des Mietzinſes und ſeine Verwendung 
zur Deckung von Laſten und Koſten bilden, namentlich bei Mietgrundſtücken, den Gegenſtand 
der gemeinſchaftlichen Verwaltung (8 744 Abſ 1), und nur auf das Ergebnis dieſer Verwaltung, 
nicht auf die einzelnen Einnahmen, hat jeder Teilhaber anteilsmäßigen Anſpruch. Fur eine 
Teilung der Mietzinsforderungen im Sinne des § 420 (vgl. § 741 A 1) iſt hier kein Raum. 
$ 743 Ubf 1 ſteht nicht entgegen. Als Früchte, von denen dem Teilhaber ein ſeinem Anteil 
entſprechender Bruchteil gebührt, ſind in ſolchem Falle die Mietzinſen nur et Rein ; 
ertrag nach Deckung der Laften und Koſten zu verſtehen. Daraus folgt ferner, daß der einzelne 
Teilhaber nicht berechtigt iſt, über die Mietzinsforderungen, insbeſondere durch Abtretung, 
zu verfügen, und daß auch ſeine Gläubiger ſie nicht (auch nicht anteilig) handen, können. So 
auch die neuere Rechtſprechung OLG 17, 1; 20, 107; SeufſA 68 Nr 8; 70 Nr 124 gegen 
OL 5, 26 und 12, 66. Das iſt namentlich von Bedeutung für ſtadtiſche Miethäuſer, 
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die im Miteigentum ſtehen, und wird für dieſen Fall, im Ergebuiſſe wenigſtens, auch in RG 
89, 176 anerkannt, wo für das Verhältnis von Pfändungspfandgläubigern eines Miteigen⸗ 
tümers gegenüber der Genieinſchaft ausgeführt iſt: Die Frage, ob als Früchte im Sinne des 
$ 743 der Rohertrag oder der nach Abzug der Koſten uſw. verbleibende Reinertrag anzuſehen 
ſei, brauche nicht entſchieden zu werden. In jedem Falle werde bei einem ſtädtiſchen Miet 
hauſe entſprechend der allgemeinen Verkehrsanſchauung nicht nur die Vermietung, ſondern 
auch die Einhebung der Mieten und ihre Verwendung zur Beſtreitung der Laſten und Abgaben, 
ſowie der ſonſtigen notwendigen Auslagen, insbeſondere der Hypothekenzinſen, zur Verwal⸗ 
tung und, wenn ſich das Grundſtück im Miteigentum mehrerer befinde, zur gemeir ſchaftlichen 
Verwaltung zu rechnen fein. Jeder Miteigentümer müſſe ſich danach gefallen laſſen, daß die 
Mietzinſe von der Gemeinſchaft eingehoben und zunächſt für die Beſtreitung der notwendigen 
Ausgaben für das Grundſtück verwendet werden. Nur auf den als Reinerkrag verbleibenden 
Überſchuß ſtehe ihm ein Auſpruch zu, und nur diefer (gegen die Gemeinſchaft gerichtete) 
Anſpruch könne von feinen Gläubigern zu ihrer Befriedigung beſchlagnahmt und berivertet 
werden. — Der Re chtserwerb an Früchten beſtimmt ſich nach allgemeinen Grundſätzen; 
in betreff 75 natürlichen Früchte vgl. SS 953 ff. — Über die Früchte eines Grenzbaumes 
ſ. 8 923 Abſ t. Bi . 4 
2. Jedem Teilhaber ift eine unmittelbare — auch durch den Widerſpruch anderer Teil⸗ 
haber nicht zu beſeitigende — Befugnis zum Gebrauche des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes 
gegeben, vorbehaltlich anderweiter Regelung gemäß 8745. Das Gebrauchsrecht (Sonderrecht) 
findet ſeine Schranken nur in dem Mitgebrauche der übrigen Teilhaber, d. h. nicht in der 
bloßen Gebrauchsmöglichkeit, ſondern in dem tatſächlich in Anſpruch genommenen Mit. 
gebrauche. Wie Abſ 1, fo betrifft auch Abſ 2 das dem einzelnen Teilhaber zuſtehende Maß 
der Berechtigung; die Weiſe der Benutzung, die Benutzungsart, wird durch $ 745 geregelt. 
Seuffa 57 Nr 34 (Verneinung der Befugnis, einen zugeſchütteten Graben als Weg zu be- 
nutzen); OLG 34, 71 (Benutzung eines gemeinſchaftlichen Grundſtücks als Ablagerungs- 
platz. Innerhalb des in Anſehung der Benutzungsart feſtſtehenden Nutzungskreiſes muß 
aber die Grundregel anerkannt werden, daß jeder Teilhaber zum beliebigen Gebrauche des 
gemeinſchaftlichen Gegenſtandes befugt iſt. Von dieſer Regel aus iſt z. B. die Benutzung 
eines gemeinſchaftlichen Ganges zwiſchen verſchiedenen Häusern (eines ſelbſtändigen, nicht 
unter $ 921 fallenden Grundſtücks) zu beurteilen. Entſcheldend iſt das billige Ermeſſen (vgl. 
58 242, 226). Früher beobachtete Einſchränkungen der Benutzung ſtehen der Befriedigung 
neuer Bedürfniſſe, ſofern dieſe innerhalb jenes Nubungstreiles auftreten, nicht entgegen 
(vgl. Seuffäl 62 Nr 207). Werden die Intereſſen der Teilhaber nicht beeinträchtigt, jo iſt guch 
eine Veränderung des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes — die keine „weſentliche“ im Sinne 
des § 745 Abſ 3 iſt — nicht unzuläflig, z. B. die Pflasterung eines gemeinſamen Durchganges. 
Wenn ein Teilhaber den Mitgebrauch eines anderen hindert oder beeinträchtigt, kann ein 
Anſpruch auf Schadenserſatz oder Unterlaſſung entſtehen. Der Beſitzſchutz ift verſagt worden 
(8 868). 5 
3. Das Gegenbild zu § 748 enthält 8 748. 


8 744 


1) Die Verwaltung des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes ſteht den Teil⸗ 
habern gemeinſchaftlich zu?). 

Jeder Teilhaber iſt berechtigt, die zur Erhaltung des Gegenſtandes not⸗ 
wendigen Maßregeln ohne Zuſtimmung der anderen Teilhaber zu treffen“); 
er kann verlangen, daß dieſe ihre Einwilligung zu einer ſolchen Maßregel im 
voraus erteilen“)! ). 

E 1 765 Abſ 1, 766 Satz 3 II 680; M 2 875; P 2 746 ff. 


1. Die 88 744748 enthalten die geſetzliche Verwaltungsordnung für gemeinſchaftliche 
Gegenſtände. Die Verwaltung ſteht grundſätzlich den Teilhabern gemeinſchaftlich zu ($ 744 
Abſ 1; ogl. 8 709 Abſ 1, für die Gemeinſchaft fehlt aber die geſellſchaftliche Verpflichtung 
zur gemeinſamen Zweckförderung, § 709 A 2). Die Teilhaber künnen durch einſtimmigen 
Beſchluß über Verwaltung und Benutzung eine Vereinbarung treffen (vgl. 8 745 Abſ 2); datei 
werden öfter mit einem Teilhaber oder einem Dritten beſondere Verträge (Auftrag, Dienſt⸗ 
vertrag, Werkvertrag) geſchloſſen werden. Inwieweit Vertretungsmacht nach außen verliehen 
wird, muß nach den Umſtänden des einzelnen Falles beurteilt werden. Kommt eine Vereinbarung 
nicht zuſtande, fo kann innerhalb gewiſſer Grenzen eine Beſchlußfaſſung nach Stimmen 
mehrheit eintreten (8 745 Abſ 1, 3). Fehlt auch ein ſolcher Mehrheitsbeſchluß — er iſt bei 
nur zwei Teilhabern mit gleichen Anteilen von vornherein ausgeſchloſſen —, jo gibt das Eeſetz 
ledem Teilhaber gegen den oder die anderen einen Anſpruch auf eine billigem Ermeſſen 
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entſprechende Regelung ($ 745 Abſ 2, 3). In gewiſſem Umfange gewähren auch die Vorſchriften 
der §§ 743 u. 744 Abſ 2 Hilfe. Die letzte Hilfe liegt im § 749. 

2. Verwaltung iſt Geſchäftsführung zu allgemeinem, gemeinſchaftlichem Beſten, im 
Gegenſatze zum Gebrauch (§ 743 Abſ 2) zu jedes eigenem Beſten. Vermietung eines im 
Miteigentum mehrerer ſtehenden ſtädtiſchen Miethauſes |. RG 89, 177 (8 743 A J). 


3. Abſ 2 euthält (neben $ 745) eine wichtige Ausnahme von der Regel des Abſ 1. Das 
hier begründete Recht kann dem einzelnen Teilhaber nicht durch Mehrheitsbeſchluß nach 8 745 
entzogen werden. Eine Verpflichtung des einzelnen Teilhabers gegenüber den anderen, 
erhaltende Maßregeln vorzunehmen, beſteht (kraft der Gemeinſchaft) wicht. Notwendige Aus 
lagen muſſen die anderen Teilhaber anteilsmäßig erſtatten. — „Erhaltung des Gegenſtandes“ 
darf nicht zu enge aufgefaßt werden. Gemeint ſind die für die Erhaltung des Gegen; 
ſtaudes oder feines Wertes tatſächlich notwendigen Verwaltungshandlungen. Zu ihnen 
gehört auch die Verwertung der dem Verderben ausgeſetzten Sachen; der Teilhaber iſt hier 
in Abweichung von der Regel des § 747 Satz 2 zu einer „Verfügung“ berechtigt und beſitzt 
inſoweit auch geſetzliche Vertretungsmacht nach außen. Im übrigen denke man namentlich 
an dringende Ausbeſſerungen (vgl. auch 88 547, 994, 2381), Beſchaffung von Mitteln zur 
Abwendung der Zwangsverſteigerung. Iſt eine Hypothek den mehreren Eigentümern des 
belaſteten Grundſtücks als Eigentümergrundſchuld angefallen, ſo können ſie darüber nur 
gemeinſchaftlich verfügen (§ 747), gemäß §8 744 Abi 2, 1011 kann aber jeder Teilhaber für 
ſich die Klage auf Löſchungsbewilligung erheben (RG 60, 270). Überhaupt muß anerkannt 
werden, daß zum Zwecke der Erhaltung des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes der einzelne 
Teilhaber für ſich als Prozeßpartei auftreten kann. Und der eine Teilhaber wird durch den 
Rücktritt des anderen Teilhabers vom Prozeſſe auch nicht der ſachlichen Legitimation be⸗ 
raubt. R 76, 299. Die Prozeßführung enthält übrigens für ſich allein noch keine Verfügung 
— 8747 Satz 2 — (RG 77, 34). In einem gemeinſchaftlich angeſtrengten Prozeſſe ſind die 
Teilhaber notwendige Streitgenoſſen — erſter Fall des $ 62 ZRO (NG 60, 269). 

4. Auf die bezeichnete Einwilligung (§ 183; ZPO 8 894) gewährt das Geſetz einen Klage⸗ 
anſpruch, der nach innen und außen namentlich bei beabſichtigten größeren oder in Anſehung 
ihrer Notwendigkeit ſtreitigen Aufwendungen von erheblicher praktiſcher Bedeutung iſt. Nach 
Lage der Sache kann auch der Anſpruch auf Vorſchuß begründet ſein (§ 748 A 1). Der Wider⸗ 
ſpruch eines Teilhabers macht aber die Klage nicht notwendig. 


5. Ergänzend kommen neben Abſ 2 — der den Teilhaber auch dann ſchützt, wenn „der 
wirkliche oder der mutmaßliche Wille“ eines anderen Teilhabers entgegenſteht ($ 688) — die 
allgemeinen Vorſchriften über die Geſchäftsführung ohne Auftrag zur Anwendung. 
Dadurch, daß ein Teilhaber in bezug auf den gemeinſchaftlichen Gegenſtaud das Geſchäft 
der anderen Teilhaber zugleich mit ſeinem eigenen Geſchäft beſorgt, wird dieſe Anwendung 
nicht ausgeſchloſſen (RG 63, 283). 


8 745 


) Durch Stimmenmehrheit kann eine der Beſchaffenheit des gemeinſchaft⸗ 
lichen Gegenſtandes entſprechende ordnungsmäßige Verwaltung und Be⸗ 
nutzung beſchloſſen werden. Die Stimmenmehrheit iſt nach der Größe der 
Anteile zu berechnen?). 

Jeder Teilhaber kann, ſofern nicht die Verwaltung und Benutzung durch 
Vereinbarung oder durch Mehrheitsbeſchluß geregelt iſt, eine dem Intereſſe 
aller Teilhaber nach billigem Ermeſſen entſprechende Verwaltung und 
Benutzung verlangen“). 

Eine weſentliche Veränderung des Gegenſtandes kann nicht beſchloſſen 
oder verlangt werden!). Das Recht des einzelnen Teilhabers auf einen ſeinem 
Anteil entſprechenden Bruchteil der Nutzungen kann nicht ohne ſeine Zu⸗ 
ſtimmung beeinträchtigt werden‘). 

E 1 765 Abſſ3, 772 Abſ 1 II 681; M 2 876; P 2 743, 747. 

1. 8 745 Abſ 1, 3 enthält für Verwaltung und Benutzung des gemeinſchaftlichen 
Gegenſtandes den Grundſatz der Mehrheitsbildung in beſtimmten Grenzen. Die Verwaltung 
— . — ſich nicht auf die „Verfügung“ ($ 747 A 1) über den gemein an gg 10.50 
Im n alſo nicht durch Mehrheitsbeſchluß eutſchieden werden (vgl. Dat 8 Eu 
8 igen können je nach der Geſtaltung des Falles die verſchiedenſten Maßregeln in Be 


kommen, z. B. Verpach ian Überlaffung der Verwaltung an 
g 5 3. B. htung, eigene Bewirtſchaftung, Überle gu 
einen Teilhaber, Einſetzung eines Dritten als Verwalter mit beſtimmten Befugniſſen, Ver 
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änderung der Bewirtſchaftungsart eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks, ohne daß die 
wirtſchaftliche Zweckbeſtimmung geändert wird (Abs 3; vgl. § 1037), auch der 
Wiederaufbau eines zerſtörten Gebäudes (OL 8, 82). Der Begriff der ordnungsmäßigen 
Verwaltung (Abs 1) deckt ſich nicht mit dem Begriffe der Erhaltung und darf nicht zu eng 
gefaßt werden. Weſentliche Veränderung des Gegenſtandes (Abſ 3 Satz 1) iſt z. B. der 
Umbau eines gemeinſchaftlichen Fabrikgebäudes in ein Wohnhaus und umgekehrt, nicht ſchon 
der erweiternde Umbau des Daches (OLG 30, 184). Über die Beſtellung eines Vertreters 
zur Verwaltung eines gemeinſchaftlichen Grundſtücks ſ. Seuffa 65 Nr 164. Vgl. § 743 
A2 a. E. — Es iſt die Auſicht aufgeſtellt worden, 8 745 regele nur das innere Verhältnis der 
Teilhaber, nach außen müßten alle Teilhaber handeln, auch die überſtimmten; im Weigerungs⸗ 
falle fei die Willenserklärung der ſich Weigernden durch Urteil ($ 894 ZPO) zu erſetzen. Ur⸗ 
kunden müßten von allen Teilhabern unterzeichnet werden ($ 126); Seuff A 63 Nr 89. Dieſe 
Auffaſſung kann inſoweit nicht gebilligt werden, als im Einzelfalle auch die Ausübung der Ver⸗ 
tretungsmacht nach außen, ſowie die Verleihung dieſer Vertretungsmacht an einzelne zur 
ordnungsmäßigen Verwaltung gehört. Inſoweit wird die Minderheit nach außen kraft 
des geſetzmäßig gefaßten Beſchluſſes (Abs. 1, 3) durch die Mehrheit oder deren Bevoll⸗ 
mächtigten mitvertreten (vgl. Seuffa 61 Nr 131; a. M. Planck A 3). 

2. Es find keine Vorſchriften darüber gegeben, auf welche Weile der Mehrheitsbeſchluß 
zuſtande zu bringen iſt (anders § 32). Der ſchriftliche Weg ift daher nicht ausgeſchloſſen (vgl. 
auch 8 491 HGB: RO 9, 140). Zu fordern iſt aber, daß der Minderheit — von beſonderer 
Vereinbarung abgeſehen, vgl. $ 709 A 3 — das Gehör nicht verfagt wird. Mit Rückſicht auf 
die Rechtssicherheit wird man anderſeits wieder annehmen dürfen, daß durch die pflicht⸗ 
widrige Gehörverſagung der Mehrheitsbeſchluß nicht ungültig und die Vertretungsmacht 
der Mehrheit nach außen (A 1) nicht beeinträchtigt wird. Die Gehörverſagung kann 
jedoch ſchadenserſatzpflichtig machen und einen „wichtigen Grund“ im Sinne des 8 749 
Abs 2 entſtehen laſſen (Seuffa 61 Nr 131; Och 20, 186). Bei zwei Teilhabern mit 
gleichen Anteilen iſt ein Mehrheitsbeſchluß nicht möglich. Liegt eine Vereinbarung nicht 
vor, fo greift Abſ 2 Platz (RG JW 06, 11211). Sind dagegen die Anteile verſchieden groß, 
ſo verfügt ein Teilhaber von vornherein über die „Stimmenmehrheit“ und die aus ihr hervor⸗ 
gehenden Befuguniſſe. Gegebenenfalls kann die Minderheit auf die Feſtſtellung klagen, daß 
mangels der geſetzlichen Vorausſetzungen (Abſ 1, 3) der Mehrheitsbeſchluß nicht rechtswirkſam 
ſei. Bloße Unzweckmäßigkeit der getroffenen Maßregel ſteht jedoch der Wirkſamkeit nicht 
im Wege. Die Geltendmachung von Willensmängeln iſt nicht ausgeſchloſſen. Die Beweislaſt 
trifft für die Vorausſetzungen zu Abſ 1 die Mehrheit, zu Abf 3 die Minderheit. 

3. Wird der im Abſ 2 geregelte Anſpruch im Prozeſſe verfolgt, jo muß der Antrag der 
Klage auf eine beſtimemte Art der Verwaltung oder Benutzung gerichtet werden. Es genügt 
nicht, anftatt die begehrte Maßregel deutlich zu bezeichnen, im allgemeinen um eine angemeſſene 
richterliche Anordnung zu bitten (RG Gruch 49, 837). Die (Leiſtungs⸗) Klage iſt gegen jeden 
widerſtreitenden Teilhaber zu richten (vgl. auch R 1, 319). Aufbewahrung eines gemein 
ſchaftlichen Gegenſtandes durch einen Dritten ſ. RG RW 1912, 19318. Schranken für den 
in Abſ 2 geregelten Anſpruch ſ. Abſ 3. 

4. Der dem einzelnen Teilhaber zutonimende Bruchteil der Nutzungen (SS 100, 748) 
darf nicht entzogen werden. Auf welche Weiſe aber die Nutzung erfolgen foll, ob z. B. Selbſt⸗ 
bewirtſchaftung stattfinden ſoll oder nicht, unterliegt der zuläſſigen Beſchlußfaſſung (Abſ 1, 3 
Satz 1). Die Nutzungsart darf alſo durch Mehrheitsbeſchluß geändert werden, dies ſelbſt 
dann, wenn dadurch die Höhe der Nutzungen gemindert wird. 


8 746 


Haben die Teilhaber die Verwaltung und Benutzung des gemeinſchaft⸗ 
lichen Gegenſtandes geregelt), jo wirkt die getroffene Beſtimmung auch für 
und gegen die Sondernachfolger?) ). 

E II 682; P 2 752755. 


1. Die Regelung kann einſtimmig gemäß 5 744 Abſ 1, durch Mehrheitsbeſchluß gemäß 
§ 745 Abſ 1, 3 oder auch durch rechtskräftiges Urteil (§ 745 Abſ 2) getroffen fein. 

2. Sondernachfolger iſt auch der Gläubiger, welcher die Pfändung des Anteils eines 
Teilhabers erwirkt hat (vgl. anderſeits $ 751 Satz 2). Die Wirkung gegen den Sondernachfolger 
tritt auch dann ein, wenn er die Regelung weder kannte noch kennen mußte (vgl. RG 78, 275). 

aß fie gegen die Geſamtnachfolger wirkt, verſteht ſich von ſelbſt. 

3. Beim Miteigentum an Grundſtſicken wirkt die Beſtimmung gegen die Sondernach⸗ 
folger (im Miteigentum, RG 89, 179) eines Miteigentümers nur, wenn fie als Belaſtung 
des Anteils im Grundbuch eingetragen iſt ($ 1010 Abſ 1). 
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8 747 


Jeder Teilhaber kann über ſeinen Anteil verfügen !). Über den gemein⸗ 
ſchaftlichen Gegenſtand im ganzen?) können die Teilhaber nur gemeinſchaft⸗ 
lich verfügens). 

E 1 763 Satz 1, 2 II 6883: M 2 874; P 2 745. 


1. Im Gegenſatze zum Geſamthänder (vgl. § 719 A 2) kaun der Bruchteilsberechtigte — 
und gerade darin beſteht das Weſen feiner Berechtigung — unmittelbar und ohne Rückſicht 
auf die Teilhaber über ſeinen Anteil an dem gemeinſchaftlichen Gegenſtande frei verfügen 
(RG 57, 435). Die Bruchteile find feſte Anteile ohne Abwachſung und Anwachſung (vgl. 8 736 
A 2, § 738 A 2). — Die Verfügung iſt ein Rechtsgeſchäft, das unmittelbar auf das be⸗ 
ſtehende Recht, hier das Bruchteilsrecht, einwirkt, es überträgt, verändert, beendigt: Ver⸗ 
äußerung im ganzen, Teilveräußerung, Belaſtung, Abtretung, Aufrechnung, Erlaß, Stundung, 
Kündigung. Zu den Verfügungen gehört alſo einerſeits die Verpfändung und Belaſtung 
mit einem Nießbrauch oder einer Reallaſt, anderſeits nicht die Verpachtung oder Vermietung 
(RG 58, 37). Über den zuläſſigen Verzicht auf das Eigentum oder Miteigentum an einem 
Grundſtück oder an einer beweglichen Sache vgl. 88 928, 959; im übrigen vgl. $ 748 A 1. 
Die Aufrechnung mit einer Bruchteilsforderung als ſolcher wird nach A 1 bei 8 741 nicht 
in Frage kommen. Über die Wirkung einer rechtsgeſchäftlichen Verfügungsbeſchränkung 1. 
$ 137; vgl. SS 749, 751, 1010, 1094 ff. Der eigenen Verfügung des Teilhabers ſteht die aus 
ſeinem Rechte abgeleitete, auf dem Wege der Zwangsvollſtre ckung erfolgende Verfügung 
gleich (88 857, 864 Abſ 2, 866 ZRO; RG 59 S. 180, 186; f. auch RG 89, 176 und § 743 A 1). 
Der Anteil des Teilhabers gehört zu ſeiner Konkursmaſſe (88 1, 16, 51 KO). Übernimmt 
der Erwerber eines von mehreren Miteigentümern veräußerten Grundſlücks durch Vertrag 
mit den Veräußerern deren Hypothelſchuld, ſo kann jeder Veräußerer für ſich allein und ohne 
Zuziehung der anderen die nach $ 416 zur Befreiung von feiner Schuld führende Mitteilung 
von der Schuldübernahme an den Hypothekgläubiger machen (RG 25. 9. 12 V 153/12.) 

2. Zur Verfügung (A 1) über den gemeinſchaftlichen Gegenſtand im ganzen müſſen 
fämtli che Teilhaber unmittelbar oder durch einen Bevollmächtigten zuſammenwirken. Mehr: 
heitsbeſchlüſſe (5 745) geben dazu keine Befugnis. Iſt die Willenserklärung eines von mehreren 
bei einer Hypothekbeſtellung mitwirkenden Miteigentümers nach 88 104 Nr 2, 105 nichtig, fo 
iſt nach 3 139 zu prüfen, ob die auf eine Hypothek am gemeinſchafllichen Grundſtück gerichtete 
Verfügung nicht als Hypothekbeſtellung an dem Anteil der nicht von dem Nichtigkeitsgrund 
betroffenen Miteigentümer aufrecht erhalten werden kann (RG JW 1910, 47312). Über die 
Notveräußerung auf Grund des 8 744 Abſ 2 ſowie auch über die Prozeßführung zum 
Zwecke der Erhaltung des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes ſ. dort A 3. Zur Zwangs ⸗ 
vollſtreckung in den gemeinſchaftlichen Gegenſtand im ganzen iſt ein Schuld⸗ 
titel gegen alle Teilhaber erforderlich. (Für die Gemeinſchaft zur geſamten Hand vgl. $ 736 
DPD.) — In Anſehung der gerichtlichen Geltendmachung des ganzen Rechtes vgl. die 
Sonderbeſtimmungen der 88 432 (unteilbare Leiftung), 1011 (Miteigentum). Nach der let⸗ 
teren Beſtimmung kann der Miteigentümer einer Sache die Anſprüche aus dem Eigentum 
Dritten gegenüber in Anſehung der ganzen Sache geltend machen, den Anſpruch auf Heraus’ 
gabe jedoch nur gemäß § 432 (Herausgabe an alle Miteigentümer, Hinterlegung für alle 
oder, wenn die Sache ſich nicht zur Hinterlegung eignet, Ablieferung an einen gerichtlich 
zu beftellenden Verwahrer). Im übrigen müſſen die Teilhaber einer Gemeinſchaft gegen 
Dritte gemeinſchaftlich vorgehen. Das gilt auch von Anfechtung, Rücktritt, Kündigung 
(pal. Seuff A 74 Nr 132), es ſei denn, daß es ſich hierbei um die vom 8 745 geregelten 
Verwaltungsmaßnahmen handelt. Sein eigenes Auteilsrecht kann jeder Teilhaber ſelbſtändig 
gegenüber Dritten vertreten (vgl. $ 1011 A 1, 2). . 

3. Den übrigen Teilhabern ſtehen in Anſehung des Anteils des Mitteilhabers keine 
Rechte zu, ihm keine Rechte in betreff der Anteile der übrigen. Dieſe können die unbefugte Ver⸗ 
fügung über die ganze Sache durch einen einzelnen Miteigentümer verbieten; das gleiche Recht 
ſteht ihnen gegen ſolche Übergriffe eines Gläubigers des Miteigentümers zu. Im Falle des 
Miteigentums an einer beweglichen Sache kann der Glaubiger des Miteigentümers nicht durch 
emen Gerichtsvollzieher (88 808ff. ZPO) die ganze Sache (RG 13, 180), er kann nur das 
Anteilsrecht des Schuldner⸗Miteigentümers an der Sache gemäß SS 857, 8281. 35O 
pfänden laſſen (RG SeuffA 61 Nr 264). Einſeitige Verfügungen von Teilhabern ſind Ver⸗ 
fügungen eines Nichtberechtigten ($ 185). In betreff der 88 18, 14 des preuß. Fluchtlinien⸗ 
geſetzes vom 2. 7. 75 ergibt ſich aus $ 747, daß einzelne Miteigentümer eines Grundſtücks 
ohne Zuziehung der übrigen nicht befugt find, die Enteignung des ganzen Grundſtücks herbei. 
zuführen; wohl aber darf jeder einzelne Miteigentümer ohne Znziehung der übrigen die Herbei⸗ 
le der Enteignung feines eigenen Eigentumsbruchteils verlangen (R 10.5.07 VII 340/06). 

er den Teilungsanſpruch vgl. § 749 A 1. 


Gemeinſchaft 88 747-749 873 


8 748 


Jeder Teilhaber iſt den anderen Teilhabern gegenüber verpflichtet, die 
Laſten des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes ſowie die Koſten der Erhaltung, 
der Verwaltung und einer gemeinſchaftlichen Benutzung nach dem Ver⸗ 
hältniſſe ſeines Anteils zu tragen!) 2). 

E I 766 Satz 1, 2 II 684; M 2 877; P 2 748. 


1. Die Verpflichtung entſteht den anderen Teilhabern gegenüber. Kein Teil⸗ 
haber kann ſich der bereits entſtandenen Verpflichtung durch ſpäteren Verzicht auf ſeinen 
Anteil entziehen (Prot 2, 749; vgl. $ 747 A 1). Es handelt ſich nicht um ein gegenſeitiges 
Schuldverhältnis, ſo daß bie 88 323 ff. keine Anwendung finden; beſondere gegenſeitige Ver⸗ 
träge können ſelbſtverſtändlich vorkommen (vgl. auch 8 757). Die Verpflichtung, die Laſten 
und Koſten zu „tragen“, ſchließt nach Lage des Einzelfalls die Pflicht in fich, die erforderlichen 
Beiträge im voraus zu entrichten. Nichterfüllung der Verpflichtung des § 748 kann Schadens⸗ 
erſatzpflicht nach ſich ziehen, im Falle des $ 749 Abſ 2 auch einen wichtigen Grund für das 
Verlangen einer (ſonſt ausgeſchloſſenen) Aufhebung der Gemeinſchaft bilden. Aus $ 748 
folgt auch, daß ein Teilhaber, der Aufwendungen in bezug auf Laſten oder Koſten der hier 
bezeichneten Art gemacht hat, von den anderen Teilhabern anteilsmäßigen Erſatz verlangen 
kann. Auf die für ihn minder günſtigen Grundsätze über Auftrag, Geſchäftsführung oder 
Bereicherung braucht dabei nicht zurückgegriffen zu werden. — Wer nach außen dem Be⸗ 
rechtigten gegenüber Laſtenträger iſt, häugt von der Natur der einzelnen Laſt ab. Wer nach 
außen für die Koſten haftet, beſtimmt ſich nach den Umſtänden (vgl. 8 427 — Geſamtſchuld —; 
. 18 den Bruchteilen, alleinige Haftung, 88 755, 756). S. auch zur Vergleichung 
Nie 

2. & 743 betrifft die Nutzungen, § 748 die Laſten und Koſten. Die Laſten (8 108) find 
Leiſtungen, die aus dem Grundſtücke zu entrichten find und inſoweit im Gegenſatze zu den 
Nutzungen ſtehen, als der Nutzungswert des Grundſtücks durch fie gemindert wird (RG 66. 318), 
z. B. Hypothekenzinſen, Renten, Steuern, Einquartierungslaſten. Die Koſten müſſen durch 
berechtigte, zugunſten der Gemeinſchaft (nicht etwa eines Teilhabers perſönlich) vorgenommene 
Maßregeln entitehen. Wegen der Erhaltung ſ. $ 744 Abi 2, wegen der Verwaltung 
und Benutzung $8 744 Abf 1, 745; § 743 kommt hier nicht in Frage. 


8 749 


Jeder Teilhaber kann jederzeit die Aufhebung der Gemeinſchaft ver⸗ 
langen“). 

Wird das Recht, die Aufhebung zu verlangen, durch Vereinbarung?) für 
immer oder auf Zeit ausgeſchloſſen, ſo kann die Aufhebung gleichwohl ver⸗ 
langt werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegts). Unter der gleichen Bor: 
ausſetzung kann, wenn eine Kündigungsfriſt beſtimmt wird, die Aufhebung 
ohne Einhaltung der Friſt verlangt werden“). 

Eine Vereinbarung, durch welche das Recht, die Aufhebung zu verlangen, 


dieſen Vorſchriften zuwider ausgeſchloſſen oder beſchränkt wird, ift nichtig') e). 
E 1 767 II 685; M 2 879; P 2 750—756. 


1. Im Gegenſatze zur geſamthändigen Gemeinſchaft ($ 719 Halbſ 2) kann bei der Bruch- 
teilsgemeinſchaft grundſätzlich jederzeit die Aufhebung der Gemeinſchaft, Teilung im Sinne 
der 88 752ff., verlangt werden. Der Teilungsanſpruch kehrt ſich gegen die übrigen Teilhaber, 
gegebenenfalls nur gegen die Widerſtreitenden (RG 1, 319; 12, 198). Seine Geltendmachung 
ift unabhängig von der Entſchließung eines Mitteilhabers (RG 67, 398). Er ift der Verjährung 
nicht unterworfen (8 758). Der Klageantrag iſt der Sach- und Streitlage unter den Beteiligten 
anzupaſſen (vgl. auch $ 752 A 3 a. E.); er kann insbeſondere nur auf Zuſtimmung zur Teilung 
oder aber zu einer beſtimmten Art der Teilungsdurchführung (88 752, 753) gerichtet fein. 
Der Kläger muß die Geſetzmäßigkeit der von ihm verlangten Maßnahme, z. B. die Voraus⸗ 
ſetzungen der Teilung in Natur (8 752), nachweiſen. Das Urteil iſt nicht rechtsbegründend 
keine adiudicatio), es ſpricht die Verpflichtung des Beklagten aus, die beantragte Zuſtimmung 
zu erklären (8 894 ZPO). Wer Teilung begehrt, kann, falls die übrigen Teilhaber in Gemein. 
ſchaft bleiben wollen, nur Abteilung zwiſchen ſich einerſeits und den übrigen zuſammen ander⸗ 
eits verlangen (OLG 12, 92); dabei ſind aber die Vorſchriften der s 752 Satz 2, 758 zu 
beachten. — Die Teilung kann ſich nach Belieben der Teilhaber auf einzelne von mehreren 
gemeinſamen Gegenſtänden beſchränken, z. B. auf die natürlichen Früchte eines Jahres (vol. 
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§ 743 A 1). Das gilt aber nur, wenn alle Teilhaber über eine ſolche nur teilweiſe Aufhebung 
einig find. Eine von einem Teilhaber einſeitig begehrte teilweiſe Aufhebung der Gemein. 
ſchaft brauchen ſich die anderen Teilhaber nicht gefallen zu laſſen (RG 91, 416). Solange 
nicht alles geteilt iſt, bleibt der Teilungsanſpruch beſtehen. — Iſt ein Teilhaber nicht zu⸗ 
gezogen worden, fo iſt die Teilung unwirkſam (vgl. $ 747 Satz 2); ſoweit gutgläubiger Rechts. 
erwerb in Betracht kommt, kann nach allgemeinen Grundſätzen Erſatz gefordert werden. Der 
Antrag auf Aufhebung der Gemeinſchaft durch Pfandverkauf oder Zwangsverſteigerung 
7 753) iſt keine „Verfügung“ ($ 1375) über den Anteil des Mitteilhabers (RG 67, 398; vgl. 
747). N 

2. Der Ausſchluß des Aufhebungsrechts durch Vereinbarung lebenſo die Beſtimmung 
einer Kündigungsfriſt, Satz 2) wirkt für und gegen den Sondernachfolger (8 751). Die 
Vereinbarung kann auch ſtillſchweigend geſchehen (RG 67, 3907/8). Sie kann ſich auf alle 
gemeinſchaftlichen Gegenſtände oder auf einzelne erſtrecken, kann alle Teilhaber oder nur 
einzelne binden. — Im Konkurs eines Teilhabers wirken Vereinbarungen des im $ 749 
Abſ 2 bezeichneten Inhalts nicht gegen die Konkursmaſſe (KO 8 16 Abſ 2 Sat; 1); ebenſo nicht 
gleichartige Anordnungen, die ein Erblaſſer für die Gemeinſchaft ſeiner Erben getroffen hat 
(KO 8 16 Abſſ2 Satz 2). Vgl. § 751 A 3. Iſt das Recht, die Aufhebung der Gemeinſchaft zu 
verlangen, letztwillig nicht für die Erbengemeinſchaft, ſondern für einen einzelnen Nach. 
laßgegenſtand ausgeſchloſſen worden (f. als Beiſpiel RG 52, 174), fo iſt 8 16 Abſ 2 Satz 2 KO 
nicht anzuwenden. Die letztwillige Anordnung wird aber der Vereinbarung gleichzuachten 
ſein (a. M. Oertmann 8 753 A 2); es gilt alfo § 16 Abſ 2 Satz 1 KO (vgl. auch 8 751 Satz 2: 
12 8 25 im übrigen § 749 Abſ 2, 3 (vgl. § 2044 Abf 1 Satz 2). S. auch Goldmann Lilienthal 

204 A 9. 

3. Ein wichtiger Grund liegt vor, wenn nach den Umſtänden des Falles dem Teilhaber 
die Fortſetzung der Gemeinſchaft nicht zugemutet werden kann. Vgl. für die Geſellſchaft 
$ 723. Zu beachten iſt aber, daß die Rechtslage bei der Geſellſchaft (einer vertragsmäßigen 
Vereinigung zur Förderung eines gemeinſamen Zweckes) und bei der Gemeinſchaft keines- 
wegs gleich iſt. Der wichtige Grund kaun namentlich aus einer weſentlichen Veränderung 
der Umſtande hervorgehen (z. B. ein gemeinſchaftlicher Weg wird feinem Zwecke durch An- 
legung eines öffentlichen Weges entfremdet). Ein Verſchulden der anderen Teilhaber wird 
nicht vorausgeſetzt. Vgl. noch 8 750 (Tod eines Teilhabers). 

4. Eine dem § 723 Abſ 2 eutſprechende Vorſchrift über unzeitige Kündigung beſteht 
hier nicht. Ein wichtiger Grund für ſofortige Kündigung kann aber nur anerkannt werden, 
wenn die Kündigung nicht nur überhaupt, ſondern auch gerade für den Zeitpunkt, für welchen 
fie erfolgt, gerechtfertigt erſcheint; andernfalls iſt die Kündigung unwirkſam (vgl. Prot 2, 754). 
In Streitfalle Feſtſtellungsklage, insbeſondere des Kündigungsgegners. 

5. Nichtigkeit abweichender Vereinbarungen. Nichtig ſind Vereinbarungen, die das 
Recht, die Aufhebung der Gemeinſchaft zu verlangen, über die Grenzen des Abſ 2 hinaus 
beſchränken, ſo der Verzicht auf das Recht, die Aufhebung aus einem wichtigen Grunde zu 
verlangen, oder die Feſtſetzung einer Vertragsſtrafe für den Fall der Geltendmachung dieſes 
Rechtes, nicht z. B. eine vertragsmäßige Beſchränkung dahin, daß zwei von mehreren Teilhabern 
der Aufhebung zuſtimmen müſſen, vorausgeſetzt nur, daß die Befugnis, aus wichtigem Grunde 
die Aufhebung zu verlangen, für alle Fälle unberührt bleibt (OLch 39, 207). —— en 
Vereinbarungen nur die Durchführung der Teilung regeln, werden ſie vom Abſ 3 nicht 
getroffen, es ſei denn, daß dadurch die Rechte des Teilung Begehrenden bei der Teilung und 
ſo mittelbar ſein Recht, Teilung zu verlangen, beeinträchtigt würde (vgl. 8 723 A 15 5 

6. Zu vgl. find noch § 920 ff. (Grenzen), 1066 Abſ 2 (Nießbrauch), 1258 Abs 2 CB 1212 
recht), 2042 — 2045, 2047 Abſ 2 (Miterben); EG Artt 119 Nr 2, 181, 182 (8 741 A 2 m 
88 179, 419. — Ein Veräußerungsverbot (88 184—186) fteht auch der Vollziehung der Teilung 
entgegen. Über das rechtsgeſchäftliche Veräußerungsverbot ſ. $ 137. 


8 750 


Haben die Teilhaber das Recht, die Aufhebung der Gemeinſchaft zu 
verlangen, auf Zeit ausgeſchloſſen, jo tritt die Vereinbarung im Zweifel mit 
dem Tode eines Teilhabers außer Kraft!). 

E 1 767 Abſ 2 Satz 2 II 686; M 2 880; P 2 756. 


} ; äßig bei ſolcher 

1. Die Auslegungsregel iſt aufgeſtellt worden, weil „erfahrungsmäßig 
Veränderung der Umſtände der Ausſchluß der Teilung beſonders drückend DEN an Außer: 
krafttreten der Vereinbarung daher regelmäßig der Parteiabſicht entſprechen wird (0 2, 880). 
It die Vereinbarung nicht in dieſem Sinne zu verſtehen, fo kann dennoch unter Umſtänden 
der Too des Teilhabers einen wichtigen Grund für das Verlangen einer Aufhebung der Ge⸗ 
meinſchaft nach $ 749 Abſ 2 bilden. Vgl. 88 569, 727. 
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8 751 


Haben die Teilhaber das Recht, die Aufhebung der Gemeinſchaft zu ver⸗ 
langen, für immer oder auf Zeit ausgeſchloſſen oder eine Kündigungsfriſt 
beſtimmt, ſo wirkt die Vereinbarung auch für und gegen die Sondernach⸗ 
folger!). Hat ein Gläubiger die Pfändung des Anteils eines Teilhabers 
erwirkt, ſo kann er ohne Rütkſicht auf die Vereinbarung die Aufhebung der 
Gemeinſchaft verlangen, ſofern der Schuldtitel nicht bloß vorläufig voll⸗ 
ſtreckbar ijt?)?). 

E II 687; P 2 752 ff. 


1. Vgl. 8 746. Die Wirkung der Vereinbarung gegen Dritte iſt von praktiſcher — freilich 
durch 88 749 Abſ 2, 3, 751 Satz 2; KO 8 16 Abſ 2 abgeſchwächter — Bedeutung bei gemein: 
ſchaftlichen Wegen, Brunnen, Hauszwiſchenräumen, Durchgängen, Durchfahrten (vgl. $ 1009 
A 2). Die Wirkung tritt auch dann ein, wenn der Sondernachfolger die Vereinbarung weder 
kannte noch kennen mußte (vgl. auch RG 78, 275). Die Wirkung gegen den Geſamtnachfolger 
iſt ſelbſtverſtändlich., Wegen des Miteigentums an Grundftüden |. 88 1009, 1010 Abſ 1. 
905 9 ſteht eine die Teilhaber bindende letztwillige Verfügung gleich (vgl. 

74 5 

2. Satz 2 entſpricht dem § 725. Augenfällig iſt aber der Unterſchied, daß im Gegenſatze zu 
der Vorſchrift des 8 725 Abſ 2 bei der Bruchteilsgemeinſchaft der Pfändungsgläubiger die 
Verwaltungs- und Benutzungsrechte des Teilhaber⸗Schuldners (88 743745, 748) ausüben 
kann (vgl. § 804 Abſ 1 BD; 88 1258 Abf 1, 1273 Abſ 2). Über die Bewirkung der Zwangs. 
vollſtreckung |. § 857. Für die Zwangsvollſtreckung in den Bruchteil eines Grundſtücks gilt 
$ 864 Abs 2 ($ 866) SPD. Wegen des vertragsmäßigen oder geſetzlichen Pfandrechts an dem 
Bruchteil einer beweglichen Sache oder eines Rechtes vgl. 88 1258, 1273 Abſ 2. — Auch einzelne 
ſchuldrechtliche Anſprüche eines Teilhabers gegen die übrigen (vgl. 88 743 Abſ 1, 748) find 
weder der Verpfändung noch der Pfändung entzogen. So kann auch allein der Anſpruch 
auf Aufhebung der Gemeinſchaft (ein in dem ganzen Anteilsrecht enthaltenes Teil⸗ 
recht) gemäß $ 857 3 Pd gepfändet und zur Geltendmachung überwieſen werden. Für dieſen 
Fall muß nach dem Zwecke des Geſetzes angenommen werden, daß dem Pfändungsgläubiger 
$ 751 Satz 2 zur Seite ſteht (a. M. Dreſcher, Zwangeverſteigerung, S. 14). S. auch $ 1008 
A 1 a. E. Über das Verhältnis zwiſchen früherem und ſpäterem Pfandrechte vgl. auch 8 717 


A 1 g. E. , 

3, Über den Konturs eines Teilhabers vgl. § 16 Abſ 2 KO (8 749 A 2). Ausſchließung 
und Beſchränkung des Rechtes, die Aufhebung der Gemeinſchaft zu verlangen, fallen gegen: 
über der Konkursmaſſe auch dann weg, wenn fie nach $ 1010 in das Grundbuch eingetragen 


waren. 
8 752 

1) Die Aufhebung der Gemeinſchaft erfolgt durch Teilung in Natur, wenn 
der gemeinſchaftliche Gegenſtand oder, falls mehrere Gegenſtände gemein⸗ 
ſchaftlich ſind, dieſe ſich ohne Verminderung des Wertes in gleichartige, den 
Anteilen der Teilhaber entſprechende Teile zerlegen laſſen?). Die Ver⸗ 
teilung gleicher Teile unter die Teilhaber geſchieht durch das Los“) ). 

E I 769 Abſ 1 II 688; M 2 881—885; P 2 757759. 


1. Die 88 752—754 regeln die Art der Teilung. Über den Teilungsanſpruch vgl. 8 749 

A 1. Das Geſetz enthält nachgiebiges Recht. Es greift nur ein, wenn die Teilhaber keine 
anderweite Verfügung treffen, zu der ſie nach 8 747 Satz 2 jederzeit befugt find (vgl. RG 62, 
60). Bevor zur wirklichen Teilung geſchritten wird, ſchließen die Teilhaber oft einen die Durch ⸗ 
führung der Teilung vorbereitenden Vertrag, durch den ſie ſich gegenſeitig zu beſtimmten 
Teilungshandlungen verpflichten. Dieſer Vertrag fällt nicht unter $ 746 oder $ 751 Satz 1, 
wirkt alſo an ſich nicht für oder gegen die Sondernachfolger. Befindet ſich ein Grundſtück 
in der Gemeinſchaft, To gilt $ 313. Die Vollziehung des Vertrags, die eigentliche Teilung, 
geſchieht unter Beobachtung der für die jeweilige Rechtsübertragung vorgeſchriebenen Formen 
(1 bergabe, Auflaſſung, Abtretung wird regelmäßig ſchon in jenem Vertrage zu finden fein). 
ber Gewährleiſtung |. $ 757. Für die Anfechtung von Teilungsverträgen und für Willens. 
mängel gelten die allgemeinen Vorſchriften. Der oft vorkommende Vertrag, in dem die Mit⸗ 
eigentümer von Grundſtücken durch Teilung in Natur die Gemeinſchaft in der Weiſe aufheben, 
daß ſie ſich wechſelſeitig Miteigentumsbruchteile an beſtimmten Teilſtücken überlaſſen, alſo 
ie Bruchteile austauſchen, ſtellt ſich feinen: Weſen nach als eine einheitliche Zuſammenfaſſung 
mehrerer ſich gegenſeitig bedingender Tauſchgeſchäfte über Eigentumsbruchteile dar (RG 12. 7. 
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04 VII 73/04). — Befindet ſich ein Teilhaber im Konkurs, fo geſchieht die Teilung außer 
halb des Konkursverfahrens (KO 8 16 Abſ 1). ö b 

2. Die Teilung in Natur hat zunachſt zur Vorausſetzung, daß ſich gleichartige, den 
Anteilen der Teilhaber entſprechende Teile bilden laſſen. Eine völlige Gleich⸗ 
artigfeit kann ſelbſtverſtändlich nicht verlangt werden; es genügt Gleichartigkeit vom Stand. 
punkte des Verkehrs aus. Die Teile mülfen ferner den Anteilen entſprechen, es dürfen 
nicht ungleiche Teile durch Geldzulagen und Geldauflagen, mögen dieſe auch gering ſein, 
ausgeglichen werden (Prot 2, 757). Weitere Vorausſetzung der Teilung in Natur iſt, daß 
keine Wertminderung eintritt: die Wertſumme der einzelnen Teile muß den Wert des 
Ganzen überſteigen oder doch erreichen. Die einzelnen Teile find für ſich (ohne Berück⸗ 
ſichtigung etwaiger Vereinigungen der künftigen Alleineigentümer der Teile) zu bewerten, 
die Teilwerte zuſammenzuziehen und in Vergleich zum Werte des ungeteilten Ganzen zu 
ſetzen (RG Warn 1910 Nr 118). Hiernach iſt die Teilung in Natur bei Geld immer, meiſtens 
auch bei Wertpapieren möglich, wenn nämlich den Teilhabern ganze Stücke zugeteilt 
werden können (RG 91, 416), mögen die einzelnen Stücke auch einen verſchiedenen Nennwert 
haben (500 + 500 = 1000); Prot 2, 759. Über Teilung von Kuren ſ. RGS 91, 416. Bei 
Bauplätzen kommt es namentlich darauf an, ob die Teile die gewöhnliche Bebauung er⸗ 
möglichen. Die natürliche Teilung einer Baufläche kann unter beſonderen Umſtänden deren 
Wert auch dadurch vermindern, daß nur die ganze, nicht aber ein Teil der Fläche für ein größeres 
Unternehmen Raum bietet (RG Gruch 54, 632). Mit Gebäuden beſetzte Grundſtücke 
werden regelmäßig nicht in Natur zu teilen ſein (kein Stockwerkseigentum; Art 182 EG). 
Bei landwirtſchaftlichen Grundſtücken verſchiedener Größe, Lage, Betriebsart wird 
alles auf die Verhältniſſe des Einzelfalls ankommen (vgl. auch OLG 12, 92); ein Landgut 
mit den Wirtſchaftsgebäuden erſcheint nicht in Natur teilbar. Ebenſo verhält es ſich mit 
einer Fährgerechtigkeit (RG IW 1910, 616°). Bei einem Hypothekenbriefe vollzieht 
ſich die natürliche Teilung durch Herſtellung und Aushändigung eines Teilhypothekenbriefs 
(8 1152; R 59, 318; 69, 42). In R 65, 7 wird dargelegt: Darlehnshypotheken laſſen 
ſich ohne Verminderung des Wertes in gleichartige, den Anteilen der Teilhaber (Miterben; 
vgl. 8 2042 Abſ 2) entſprechende Teile zerlegen. Jeder Miterbe kann den feinem Erbanteil 
entſprechenden Teilbetrag der Nachlaßforderung — zu gleichem Range mit den Teilbeträgen 
der übrigen Erben — überwieſen erhalten. Geht die Forderung gegen einen Miterben 
und iſt dieſer zahlungsunfähig, ſo kann der Schuldner⸗Miterbe ſeinen Erbanteil durch anteilige 
Anrechnung ſeiner Schuld auf den Erbteil empfangen, während die übrigen Miterben wegen 
der Zahlungsunfähigkeit des Schuldners keine Befriedigung erlangen. Dadurch tritt aber 
keine Ungleichheit unter den Teilhabern ein. Ein Schuldner⸗Miterbe, welcher ſich eine 
wertloſe Forderung lan ſich ſelbſt) auf ſeinen Erbteil aurechnen laſſen muß, wird nicht 
beſſer und nicht ſchlechter geſtellt als ein Miterbe, welcher mit der ihm überwieſenen 
Anteilforderung ausfällt. Unteilbarkeit eines Sparkaſſeguthabens bei Erbengemeinſchaft 
SeuffA 64 Nr 10, Teilbarkeit einer Kaufgeldhypothek ſ. R Geuffü 74 Nr 173. 

3. Handelt es ſich nicht um gleiche Teile, ſondern um verſchiedenen Bruchteilen entſprechende, 
verſchieden große Teile, ſo ergibt ſich die Verteilung von ſelbſt. Sind auch nur zwei Teile 
gleich, fo muß über dieſe geloſt werden, z. B. bei Bruchteilen von /, 1/,, ½ unter den 
Viertelteilhabern über die zwei kleinen Teile. An die Verloſung ſchließt ſich dei Grundſtücken 
die Auflaſſung (vgl. A 1 a. E.). Sollte ſich ein Teilhaber weigern, die Verloſung mit vorzu⸗ 
nehmen, jo kann darauf geklagt werden (8 749 A 1). Die Vollſtreckung des Urteils erfolgt 
gemäß 8 887 ZPO. 

4. Vgl. noch § 749 A 6 und über beſchränkte Teilungen 8 749 A 1. 


8 753 


Y) Zt die Teilung in Natur ausgeſchloſſen, jo erfolgt die Aufhebung 
der Gemeinſchaft durch Verkauf des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes nach 
den Vorſchriften über den Pfandverkauf, bei Grundſtücken durch Zwangs⸗ 
verſteigerung, und durch Teilung des Erlöſes?). Iſt die Veräußerung an 
einen Dritten unſtatthaft, ſo iſt der Gegenſtand unter den Teilhabern zu 
verſteigerns). 

Hat der Verſuch, den Gegenſtand zu verkaufen, keinen Erfolg, ſo kann 
jeder Teilhaber die Wiederholung verlangen; er hat jedoch die Koſten zu 
tragen, wenn der wiederholte Verſuch mißlingt)) e). 

1 e 772 II 689; M 2 885; P 2 759, 767. / des Aber her Teil 

- Zeil 8 inſe Gegenſtandes. Tellungs⸗ 
anſpruch val. 5 700 ent N Mir die 3 1 in Natur (§ 752) nicht ge. 
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geben, ſo kommen die Vorſchriften der 88 1233 ff., 1277ff., bei Grundſtücken die 88 180—184 
3G zur Anwendung. 8 753 enthält jedoch nachgiebiges Recht; von den Teilhabern 
kann auch die Anwendung einzelner Vorſchriften über den Pfandverkauf ausgeſchloſſen oder 
geändert werden. — Die Teilung des Erlöſes geſchieht nach 8 752. 

2. Für die Zwangsverſteigerung zum Zwecke der Aufhebung der Gemeinſchaft iſt ein 
vollſtreckbarer Titel nicht erforderlich. Der Antragſteller muß aber als Eigentümer im Grund- 
buch eingetragen fein (ZUG 8 181; vgl. § 742 A 1). Den Grundſtücken ſtehen die Berechti- 
gungen, für welche die ſich auf Grundſtücke beziehenden Vorſchriften gelten, und die im Schiffs⸗ 
regiſter eingetragenen Schiffe gleich (5 864 350). Der Antrag auf Zwangsverſteigerung 
iſt keine „Verfügung“ über den Anteil des anderen Miteigentümers, ſteht alſo dem Manne 
bei beſtehender Verwaltungsgemeinſchaft in Anſehung des mit der Frau gemeinſchaftlichen 
Grundſtücks (§ 1375) zu; die Frau iſt ſelbſtändig zur Wahrnehmung ihrer Rechte im Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren befugt (§ 1407 Nr 2; R& 67, 396). Die auf Grund eines noch nicht 
fälligen Anſpruchs auf Teilung eingeleitete Zwangsverſteigerung kann nach dem Eintritte 
der Fälligkeit (3. B. nach Ablauf der für den Teilungsausſchluß vereinbarten Friſt) fortgeſetzt 
werden; das Verfahren braucht nicht von neuem begonnen zu werden (RG 47, 868). — 
Die Teilung des Erlöſes unter die Teilhaber geſchieht nicht innerhalb, ſondern außerhalb des 
Verſteigerungsverfahrens, jo z. B. bei der Verſteigerung eines Nachlaßgrundſtücks teilungs- 
halber im Erbauseinanderſetzungsverfahren. Das Verſteigerungsverfahren beſchräntt ſich 
in dieſem Falle bei der Kaufgeldverteilung auf die Ermittlung des für die Erbengemeinſchaft 
bleibenden Erlösüberſchuſſes (RG JW 1919, 429). . 

3. Daß die Veräußerung an einen Dritten unſtatthaft iſt, kann auf den verſchiedenſten 
Gründen beruhen, z. B. auf Vereinbarung der Teilhaber (§ 749 Abſ 2, § 751) oder auf letzt. 
williger Anordnung (RG 52, 174). Iſt wenigſtens die Ausübung eines Rechtes übertragbar 
(5 1059), ſo kann der Verkauf stattfinden. Über ein Zeitungsunternehmen vgl. § 741 A 1. Hat 
der Erblaſſer beſtimmt, daß ein mehreren Perſonen nach Bruchteilen zugewendetes Landgut 
dem Meiſtbietenden unter den Teilhabern zugeſchlagen werden ſoll — womit ſowohl die Teilung 
des Gutes in Natur ($ 752) wie die Übertragung an einen Fremden ausgeſchloſſen iſt — 
ſo hat die Aufhebung der Gemeinſchaft durch Zwangsverſteigerung unter den Teilhabern 
zu erfolgen. Der Eigentumserwerb wird durch den Zuſchlag (3G 88 90, 180) bewirkt. Wurde 
von den Teilhabern der Meiſtvietende ſonſt, z. B. auf dem Wege der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit (FGG 5$ 86ff.), ermittelt und dieſem das Grundſtück durch vertragsmaßige Verein · 
barung Überwieſen, ſo bedarf es der Auflaſſung (RG 52, 174). 

4. Wiederholung des Verkaufsverſuchs und Koſtentragung. Von der Regel, daß die 
Teilungskoſten von den Teilhabern gemeinſchaftlich zu tragen find (nach dem Verhältniſſe 
ihrer Anteile, vgl. auch § 748), macht Abf 2 eine Ausnahme. Der Ausdruck verkaufen“ um 
faßt auch die Zwangsverſteigerung. Vorhergegangene außerhalb des 8 753 liegende Ver. 
wertungsverſuche rechtfertigen die Anwendung des Abſ 2 mit der Koſtenfolge nicht. 
Dies gilt insbeſondere von einem Verkaufsverſuche unter Beobachtung der Vereinbarung, 
daß unter einem beſtimmten Preiſe der Zuſchlag nicht erfolgen ſolle. Abi 2 kommt auch dann 
nicht zur Anwendung, fo daß SS 749 Abs 1, 753 Abf 1 ohne Einſchränkung wirkſam bleiben, 
wenn der Verkauf aus einem anderen Grunde als wegen Mangels eines Gebots erfolglos 
war. Iſt der Verkauf nicht ausführbar, fo kommen weitere Verwaltungsmaßregeln in Be⸗ 
tracht (88 744, 745% . 

5. Vgl. noch § 749 A 6. 

§ 754 


Der Verkauf einer gemeinſchaftlichen Forderung!) iſt nur zuläſſig, wenn 
ſie noch nicht eingezogen werden kann. Iſt die Einziehung möglich, ſo kann 
jeder Teilhaber gemeinſchaftliche Einziehung verlangen“). 

E 1 769 Abs 3 II 690, M 2 685; P 2 759. 


1. 3 754, deſſen Vorſchriften indeſſen eine Vereinbarung unter den Gemeinſchaftern vor⸗ 
geht, ſchränkt die dem Pfandgläubiger zu Gebote ſtehenden und nach § 753 für die Teilung 
gewährten Verwertungsmöglichkeiten (vgl. z. B. § 1295) in Anſehung gemeinſchaftlicher 
Forderungen ein. Bei dieſen geht die Teilung in Natur (vgl. g 752 A 2g. E.) der Einziehung 
und dem 1 die Einziehung dann wieder nach § 754 dem Verkaufe vor (RG 65, 7). 
Die Vorſchriften des 8 754 haben vor allem Bedeutung für die Geſamthandgemeinſchaft 
(8 781 Saß 2, 8 719 A 2, 88 1477 Abſ 1, 2042 Ubi 2) finden aber auch Anwendung im Falle 
des 8 432 (pal. 8 741 A 1 g. E.). Man denke auch an den eigenartigen Fall, daß in einem 

echſel mehrere Perſonen als Remittenten bezeichnet ſind. Ar 

2. Aus der Verpflichtung zu gemeinſchaftlicher Einziehung ergibt ſich die Pflicht der 
anteilmäßigen Koſtentragung (vgl. Ss 753 A 4, 748 A 1). Das durch die Einziehung Erlangte, 
Geld oder andere Gegenſtände, unterliegt der Teilung gemäß SS 752, 758. 
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§ 755 

Haften die Teilhaber als Geſamtſchuldner für eine Verbindlichkeit, die ſie 
in Gemäßheit des § 748 nach dem Verhältnis ihrer Anteile zu erfüllen 
haben oder die ſie zum Zwecke der Erfüllung einer ſolchen Verbindlichkeit 
eingegangen ſind, ſo kann jeder Teilhaber bei der Aufhebung der Gemein⸗ 
ſchaft verlangen, daß die Schuld ans dem gemeinſchaftlichen Gegenſtande 
berichtigt wird)). 

Der Anſpruch kann auch gegen die Sondernachfolger geltend gemacht 


werden?). 

Soweit zur Berichtigung der Schuld der Verkauf des gemeinſchaftlichen 
Gegenſtandes erforderlich iſt, hat der Verkauf nach § 753 zu erfolgen?) ). 

E II 691; P 2 759—762, 764 ff. 

1. Die §8 755, 756 ordnen — unter den Teilhabern, nicht nach außen — die Be⸗ 
richtigung von Gemeinſchaftsſchulden bei der Teilung, aber nur in beſchränktem Umfange, 
wogegen bei der Geſellſchaft eine vollſtändige Auseinanderſetzung (vgl. 88 733, 738) ſtattfindet. 
In Anſehung der Laſten und Koſten des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes (§ 748) kann die Haf⸗ 
tung der Teilhaber nach außen verſchieden ſein: a) Haftung jedes Teilhabers nach dem Ver⸗ 
hältniſſe ſeines Anteils (dann deckt ſich die Haftung nach innen mit der Haftung nach außen); 
b) Verpflichtung eines einzelnen Teilhabers allein (vgl. 8 756 A 1); e) Haftung aller Teilhaber 
als Geſamtſchuldner (vgl. namentlich § 427). In betreff der Geſamtſchulden verleiht 
§ 755 Abſ 1 jedem Geſamtſchuldner⸗Teilhaber den dort näher bezeichneten Anſpruch, der er⸗ 
ſtreckt wird auf geſamtſchuldneriſche Verbindlichkeiten, die zum Zwecke der Erfüllung einer 
gemäß 8 748 die Teilhaber anteilsmäßig verpflichtenden Verbindlichkeit eingegangen find, 
3. B. auf ein zur Beſtreitung entſtandener Verwaltungskoſten gemeinſchaftlich aufgenommenes 
Darlehn. Einerlei iſt es, ob das Geſamtſchuldverhältnis urſprünglich vorhanden war oder 
etwa ſpäter durch Schuldübernahme entſtand. Das Geſetz muß auch dann Anwendung finden, 
wenn nicht alle, ſondern nur einzelne Teilhaber als Geſamtſchuldner oder auch nur als Bürgen 
haften (Planck A 2b). Von „noch nicht fälligen“ oder „ſtreitigen“ Schulden (vgl. § 738 A 4) 
ilt hier nicht die Rede. Eine entſprechende Anwendung von $ 733 Abj 1 Satz 2 (vgl. 8 738 
Abſ 1 Satz 3), § 755 Abſ 3 — die meiſtens vertreten wird — iſt nicht ohne Bedenken. Es wird 
aber jeder Teilhaber in Anſehung des Teiles der Geſamtſchuld, welcher die Anteilspflicht 
(3 748) überſchreitet, auf Grund des § 257 von den übrigen Teilhabern verlangen können, daß 
er entweder von dieſem Teile der noch nicht fälligen Schuld befreit wird oder daß ihm 
inſoweit Sicherheit geleiſtet wird. Dieſer Auſpruch, von den Teilhabern gegenſeitig aus⸗ 
geübt, führt entweder zu einer gegenſeitigen Teilbefreiung oder zu einer Sicherheitsleiſtung 
in Höhe der Geſamtſchuld (88 232ff.). 

2. Sondernachfolger, dazu § 746 A 2, 3, § 751 A 1, und für das Miteigentum au Grund⸗ 
ſtücken § 1010 Abſ 2. b 

3. Nur ſoweit erforderlich, erfolgt Verkauf nach § 753; im übrigen Teilung in 
Natur, wenn die Vorausſetzungen des 8 752 vorliegen. Soweit der gemeinſchaftliche Gegen: 
ſtand zur Deckung der Geſamtſchulden nicht hinreichen ſollte, verbleibt es bei der perſönlichen 
Forderung gegen die Teilhaber (hier nicht gegen die Sondernachfolger) gemäß 88 748, 257. 
— Aus Abf 3 ift nicht zu folgern, daß, wenn der gemeinſchaftliche Gegenſtand, aus dem die 


Schuld berichtigt werden ſoll, z. B. eine Hypothekforderung, in Natur teilbar if. (8702 
A 2), Berichtigung durch Zuweiſung eines Naturalteils verlangt werden kann. ers 


ſchrift iſt vielmehr dahin zu verſtehen, daß zur Beſchaffung der zur Befriedigung des I 
nötigen Barmittel der dazu erforderliche Teil des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes verkauft 
und nur der Reſt (gegebenenfalls) in Natur geteilt werden folle, und die Faſſung der Vor⸗ 
ſchrift (Soweit ... erforderlich“) erklärt ſich dadurch, daß man von der Nollen dige eines 
teilweiſen Verkaufs als Regel ausging und nur eine beſondere Beſtimmung dartiber fur 
angezeigt hielt, daß dieſer Verkauf nur fo weit zu erſtrecken ſei, bis ein zur Tilgung der Forde⸗ 
rung ausreichender Erlös erzielt werde (RG Seuffa 74 Nr 178). 0 d 

4. Über das Recht des Teilhabers auf abgeſonderte Befriedigung im Konkurſe der anderen 
Teilhabers bei der Teilung oder fonftigen Auseinanderſetzung ſ. S 51 KO. Ein e a 
biger hat ein folches Recht nicht (vgl. 8 728 A 1). Im Sinne des $ 51 KO hat ad er erkauf 
des Miteigentumsanteils durch den Konkursverwalter als ſonſtige „Auseinanderſetzung“ zu 
gelten (RG 67, 156). 

§ 756 


„Hat ein Teilhaber gegen einen anderen Teilhaber eine Forderung, die 
ſich auf die Gemeinſchaſt gründet, jo kann er bei der Aufhebung der Gemein⸗ 


Gemeinſchaft $$ 755757 879 


ſchaft die Berichtigung ſeiner Forderung aus dem auf den Schuldner ent⸗ 
fallenden Teile des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes verlangen). Die Vor⸗ 
ſchriften des §S 755 Abſ 2, 3 finden Anwendung?). 

E I 770 II 692; M 2 885—887; P 2 759—766. 


1. Berichtigung von Gemeinſchaftsforderungen. 8 756 gewährt ein beſchränktes Vor⸗ 
recht vor den übrigen Glaubigern des Schuldner ⸗Teilhabers, das auch im Konkurſe wirkſam 
it (§ 51 KO). Dem Teilhaber ſteht nach Satz 1 das Recht auf Befriedigung aus dem Teile 
des anderen Teilhabers zu. Über die Art, wie dieſe Befriedigung zu geſchehen hat, iſt 
aber damit nichts beſtimmt. Insbeſondere iſt aus Satz 1 nicht ein Auſpruch auf Zuweiſung 
eines Naturalteils abzuleiten, wenn der gemeinſchaftliche Gegenſtand in Natur teilbar iſt. 
Ein ſolcher Anſpruch folgt auch nicht aus Satz 2 in Verbindung mit 8 755 Abſ 3 (RG 
Seuffü 74 Nr 173 und $ 753 A 3). Wegen des Miteigentums an Grundſtücken |. $ 1010 
Abſ 2. — Eine Gemeinſchaftsforderung kann namentlich herrühren aus der Beſtreitung von 
Laſten und Koſten ($ 748), aber auch aus den ſonſtigen ſchuldrechtlichen Beziehungen, die 
in der beſtehenden Gemeinſchaft eine Grundlage haben, Eine Forderung gründet 
ſich aber nur dann auf die Gemeinſchaft, wenn zu den für ihre Entſtehung in der Perſon des 
Gläubigers weſentlichen Umſtänden die Gemeinſchaft mit dem Schuldner gehört, die Forde⸗ 
rung alſo dem einen Teilhaber vermöge ſeiner Zugehörigkeit zur Gemeinſchaft gegen den 
anderen zusteht. Forderungen, die einem Teilhaber unabhängig von der Gemeinſchaft zu- 
ſtehen, gehören nicht hierher (RG 78, 273); jo auch nicht der Schadenserſatzanſpruch eines 
Teilhabers gegen den anderen wegen Betrugs beim Abſchluſſe des Kaufvertrags, der zur Ent⸗ 
ſtehung der Gemeinſchaft fuhrte (RG 22. 9. 14 II 272/14). Dagegen braucht die Gemein⸗ 
ſchaft nicht die alleinige und ausſchließliche Grundlage der Forderung zu bilden. 
Dies iſt namentlich wichtig für die Erbengemeinſchaft, auf deren Auseinanderſetzung gemäß 
$ 2042 Abf 2 die Vorſchriften des 8 749 Abſ 2, 3 und der §8 750-758 Anwendung finden. 
Auf die Erbengemeinſchaft gründen ſich danach auch ſolche Forderungen, die ihren Entſtehungs⸗ 
grund zwar nicht in der Gemeinschaft ſelbſt, fondern in einem ſchon bei Lebzeiten des 
Erblaſſers zwiſchen ihm und dem Miterben errichteten Schuldverhältniſſe haben, dann aber 
infolge des Erbgangs gemeinſchaftliche Forderungen der Erben geworden find. Ohne dus 
Bindeglied der Gemeinſchaft würden ſolche Forderungen den Gemeinſchaftern (Miterben) 
nicht zuſtehen (RG 78, 273; |. auch SeuffA 64 Nr 10; a. M. Planck 8 2042 A Ag): — 
Die im Eingauge des 8 755 geſteckten Grenzen gelten hier nicht. Auch braucht die Forde⸗ 
rung nicht unmittelbar auf Geld gerichtet zu fein. Verſtellte z. B. der Miteigentümer feinen 
Anteil im Intereſſe eines Teilhabers für deſſen alleinige verſönliche Schuld mit zur Hypo⸗ 
thek, ſo entſpringt daraus fur jenen Miteigentümer gegen den Teilhaber der Gemeinſchafts⸗ 
anſpruch, daß dieſer ihn bei der Aufhebung der Gemeinſchaft fo behandle, als wenn nur ſein 
Bruchteil des Grundſtucks verpfändet geweſen ſei (RG 10. 10. 06 1 136/06). $ 756 bezieht 
ſich aber nicht auf Forderungen, die — abgeſehen von den hierher gehörigen Teilungs⸗ 
koſten — durch Vereinbarung der Teilhaber zum Zwecke der Auseinanderſetzung der Gemein⸗ 
ſchaft hervorgerufen ſind, und die allerdings mit der Gemeinſchaft zuſammenhängen, aber 
ihren ſelbſtändigen Rechtsgrund in beſonderen, für die Zukunft berechneten Abmachungen 
des Teilungsvertrags haben. Für derartige neue Forderungen muß ſich der Teilhaber bei 
dem Vertragsſchluſſe beſonders ſichern (OLG 1, 251). Wegen „noch nicht fälliger“ Erſatzforde⸗ 
rungen vgl. 8257 (8 755 AJ a. E.). 5 

2. Zu Satz 2 vgl. § 765 A 2, 3. Was die Vorſchrift des 8 755 Abſ 3 anlangt, fo „genügt 
es (hier), ſoweit zu verkaufen, daß der ganze Erlös zur Berichtigung der Schuld hinreicht, 
und den verkauften Teil bei der Teilung in Natur dem Schuldner auf ſeinen Teil anzurechnen. 
Wenn z. B. einer von drei Teilhabern einen Betrag ſchuldig iſt, der einem Drittel des Wertes 
feines Anteils, einem Neuntel des Wertes der gemeinſchaftlichen Sache gleichkommt, fo ift 
nicht der dritte, ſondern nur der neunte Teil der Sache zu verkaufen“ (Prot 2, 761). Aus dem 
Erlöſe ift die Schuld des einen Teilhabers an den anderen zu bezahlen; bei der Teilung in Natur 
erhält dann der Schuldner ſtatt / nur 2/, der gemeinſchaftlichen Sache. 


§ 757 
Wird bei der Aufhebung der Gemeinſchaft ein gemeinſchaftlicher Gegen⸗ 
ſtand einem der Teilhaber zugeteilt, ſo hat wegen eines Mangels im Rechte 
oder wegen eines Mangels der Sache jeder der übrigen Teilhaber zu ſeinem 
Anteil in gleicher Weiſe wie ein Verkäufer Gewähr zu leiſten y. 
EI 771 II 693; M 2 887: P 2 767. 


5 1. Die hier angeordnete Gewährleiſtung (vgl. 88 365, 515, 2042 Abſ 2) kommt nur zur 
nwendung bei der Aufhebung der Gemeinſchaft, nicht etwa dann, wenn ein Teilhaber 
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ſeinen Anteil an einen anderen (3. B. ſchenkungsweiſe) veräußert; ein ſolches Geſchäft wäre 
nach eigener Regel zu beurteilen. Die Zuteilung umfaßt aber nicht nur den Fall des 8 752, 
ſondern auch den Erwerb auf dem Wege des § 753. Mit der gemeinen Meinung iſt anzunehmen, 
daß für die — ausgleichende — Gewährleiſtung kein Raum iſt, wenn alle zugewieſenen 
Teile in gleicher Art mangelhaft find. — Über die Gewährleiſtung ſ. 88 434 ff., 459 ff. 


8 758 

Der Anſpruch auf Aufhebung der Gemeinſchaft unterliegt nicht der Ver⸗ 
jährung !). 

E I 768 II 694; M 2 881; P 2 756. 


3. Der bezeichnete Anſpruch ($ 749 A 1) umfaßt auch den Anſpruch auf Teilung der 
Früchte ($ 743 A 1). Anſprüche, die zwar aus der Gemeinſchaft hervorgehen, aber ihre Auf- 
hebung nicht zum Gegenſtande haben (vgl. z. B. $ 748), unterliegen der gewöhnlichen Ver 
jährung (88 194ff.). 


Sechzehnter Titel 
Leibrente 


5 759 


1) Wer zur Gewährung einer Leibrente verpflichtet iſte), hat die Rente 
im Zweifel für die Lebensdauer des Gläubigers zu entrichten“). 


Der für die Rente beſtimmte Betrag iſt im Zweifel der Jahresbetrag 
der Rente“) 5). 
E I 660, 662, 663 II 701, 703; M 2 635 ff.; P 2 486 ff. 


1. Der Begriff der Leibrente wird im BGB nicht näher beftimmt, vielmehr als bekannt 
vorausgeſetzt. Wie das RG in dem Urt v. 12. 12. 07 (RG 67, 204ff.) eingehend dargelegt 
und ſeitdem in ſtändiger Rechtſprechung (RG 68, 340; 80, 208; 89, 259; 91, 6; RG SeuffA 
75 Nr 73) feſtgehalten hat, iſt unter Leibrente ein einheitliches nutzbares Recht zu 
verſtehen, das dem Berechtigten für die Lebenszeit eines Meuſchen eingeräumt 
iſt, und deſſen Erträge aus in gleichmäßigen Zeitabſchnitten wieder 
kehrenden gleichmäßigen Leiſtungen in Geld oder verkretbaren Sachen beſtehen. 
Die Leiſtungen, die in der Regel (RG 63, 323; RG JW ö 07, 3328, nicht notwendig RG 67, 208) 
auf eine längere Zeitdauer gewährt werden, müſſen in Geld oder anderen vertretbaren 
Sachen, wie insbeſondere Lebensmitteln, beſtehen. Nicht in den Begriff der Reute fällt 
nach herkömmlicher Rechtsauffaſſung die Gewährung anderer ſchuldrechtlicher Leiſtungen, 
namentlich von Dienſten, die freilich nicht ſelten als Nebenleiſtungen vorkommen (a. M. Ercius 
in Gruch 45, 16; Staudinger Vorbem 1 vor § 759; SeuffA 67 Nr 34). Die Vorſchriften 
über die Leibrente find bei der Eigenart dieſes Schuldverhältniſſes hier auch nicht ent- 
ſprechend anzuwenden. Zu dem Erforderniſſe inhaltlich gleichmäßiger, in gleichmäßigen Zeit 
abſchnitten wiederkehrender Leiſtungen, muß ferner, wie die eingangs gegebene Begriffs 
beſtimmung ergibt, ein Doppeltes hinzukommen: a) Die Leibrente (lip oder If — Leben) 
muß auf die Lebenszeit eines Menſchen geſtellt fein (R® 67, 208ff. und A 3). b) Die 
Leibrente beſteht nicht aus einer Mehrzahl einzelner, ſelbſtändiger (auſſchiebend bedingter) 
Anſprüche mit fortſchreitend aufeinander folgenden Fälligkeitsterminen, ſondern ſie iſt ein in 
fi} geſchloſſenes einheitliches Recht, dem die Eigenschaft der Nutzbarkeit im ne ber 
S$ 99 Aöß 2, 100 beiwohnt (N 67, 20 ff. vgl. auch $ 1073 im Gegenſabe zu $ 1074 ferner 
380 8 832). Dieſes Stammrecht bringt den jedesmaligen Anſpruch des en 
empfängers auf Einzelgefälle allein durch fein Beſtehen hervor (vgl. dazu 88 1883, 1 1 1602). 
„Die Renten find nicht Einzelſchulden, ſondern Ausläufer eines temfenergeugenden anhamt 
verhältniſſes, welches als eine nicht künftige, ſondern ſofort beſtehende juriſtiſche Einheit zu 
betrachten iſt“ (Kohler). Der Anſpruch auf die einzelne Rente erl.ſcht nur, wenn das Leib. 
rentenſtammrecht entweder nach Maßgabe des Vertrags zu beſtehen aufhört oder wenn es 
nach 88 812ff. zurückgefordert wird. Für die aus dem Stammrechte ſich auslöſenden Einzel 
anſprüche können beſondere Gegenleiſtungen nicht ausbedungen werden und, — im Unter- 
ſchiede vom Leibrentenſtammrechte ſelbſt (A 3) — können fie nicht von beſonderen Bedin. 

ungen abhängig gemacht werden; ſo insbeſondere nicht davon, 75 ſich jedesmal in der 
erſon des Rentengebers oder des Rentenempfängers gewiſſe wirlſchaflliche Vorausſetzungen 
= ıyie die Leiſtungsfähigkeit des einen oder die Bedürftigkeit des anderen — erfüllen (RG 
„% All). Unterhaltsverträge, bei denen die Leiſtungen nicht durch die Vereinbarungen ſelbſt 
ein für allemal feſt beſtimmt ſind, ſondern von der Bedürftigkeit des Rentenberechtigten 
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abhängen ſollen, fallen daher, auch wenn ſie auf die Lebensdauer des Berechtigten ſich er⸗ 
ſtrecken, nicht unter den Begriff des Leibrentenverſprechens (RG Warn 1914 Nr 243; ſ. auch 
DRG 39, 4). Ebenſo liegt kein Leibrentenverhältnis vor, wenn nicht der Fortbeſtand des 
Reutenrechts in ſeiner Geſamtheit, ſondern die Entrichtung der einzelnen Rentenleiſtungen 
davon abhängen ſoll, daß der Berechtigte eine gewiſſe Stellung, z. B. bei einer Bank, in der 
betreffenden Zeit inne hat (RG 91, 6). Der Leibrentenſchuldner will ſich mit einer ein⸗ 
heitlichen Kapitalſchuld belaſten, die ſich nach und nach in gleichmäßige, terminlich wieder⸗ 
kehrende Einzelleiſtungen auflöſen ſoll. — Da es ſich bei den Einzelanſprüchen nicht um auf⸗ 
ſchiebend bedingte Forderungen handelt, ergibt ſich die Anwendbarkeit der 88 258, 259 ABO 
(vgl. 88 323, 324, 708 Nr 6). Daraus, daß die Leibrente ein einheitliches, nutzbares Recht iſt, 
folgt, daß im Konkurſe eine vor der Konkurseröffnung begründete Leibrente in ihrem kapitali⸗ 
ſierten Betrage wie ein einheitliches betagtes, auf die fortlaufenden Raten gerichtetes Forderungs⸗ 
recht oder als ein auflöſend bedingtes Forderungsrecht gegen eine vom Konkursverwalter 
geltend gemachte Forderung aufgerechnet werden kann (vgl. 88 54, 65 Abſ 1, 66, 69, 70 KO: 
N 68, 340). Im ubrigen |. 88 1, 3, 134 Nr 1, 135ff. KO. Die ganze Rente wird als eine 
Einheit angemeldet. Aus der bezeichneten Natur des Leibrentenrechts ergibt ſich ferner in 
betreff der Beweislaſt, daß der Leibrentengläubiger nur die Entſtehung des Stammrechts 
zu beweiſen hat, wogegen dem Rentenſchuldner der Nachweis des Erlöſchungsgrundes, ins⸗ 
beſondere des Todes der Perſon, auf deren Leben die Rente geſtellt ift, zufällt (beftr.). 

2. Der Leibrentenvertrag iſt ein Vertrag eigener Art (RG 67, 208; 80, 208; 89, 250), 
insbeſondere kein Tauſch, Kauf oder Darlehn. Das Stammrecht, aus dem ſich die Anfprüche 
auf die einzelnen Rentenbezuge ableiten (A 1), muß dabei unabhängig und Iosgelöft von den 
ſonſtigen Beziehungen und Verhältniſſen der Beteiligten gewährt werden (RG 94, 157). 
Kein Leibrentenvertrag liegt daher vor, wenn im Vergleichswege und ohne Umſchaffung 
des urſprünglichen Schuldgrundes zur Regelung eines Erſatzanſpruchs aus unerlaubter 
Handlung eine lebenslängliche Rente verſprochen oder gegen Verzicht auf ein unter Miterben 
ſtreitiges Napftal ein lebenslänglicher Zinsanſpruch gewährt wird (RG 89, 259; 91, 6; ſ. auch 
OL 34, 140 und Scuffll 74 Nr 5). Die Beftellung einer Leibrente in einem Vergleiche 
iſt damit aber nicht grundſatlich ausgeſchloſſen (vgl. R 91, 6; Rc SeuffA 75 Nr 73). — Die 
Leibrente kaun eutgeltlich oder unentgeltlich (Leibrentenſchenkung ſ. § 761 A 4) zugeſagt ſein 
(ME Seuffg 75 Re 73). Im erſteren (gewöhnlichen) Falle handelt es ſich um einen gegen- 
feitigen Vertrag (85 320 ff.), bei dem der eine Teil das Leibrentenſtammrecht zu beſtellen, 
der andere Teil das Eutgelt dafür zu entrichten hat. Iſt das Stammrecht beitellt, fo ift der 
Vertrag von ſeiten des Rentenſchuldners erfüllt. Der Anſpruch des Rentengläubigers auf 
die einzelnen Renten gründet ſich dann unmittelbar auf das Stammrecht, uur mittelbar auf 
den Vertrag. Daraus folgt, daß, wenn der Rentenſchuldner demnächſt mit einzelnen 
Renteuleiſtungen in Verzug gerät, nicht § 326, ſondern nur 88 284ff. zur Anwendung 
kommen (a. M. Eccius in Gruch 45, 27). Es kann auch Zahlung der Leibrente an einen 
Dritten bedungen werden; |. darüber $ 330. Der Leibrentenvertrag, den eine Verſiche⸗ 
rungsanſtalt eingeht oder ein Verſicherungen betreibender Privatmann, iſt als Verſiche · 
rungsvertrag aufzufaſſen; vgl. RG 28, 313; Vers v. 30. 5. 08; über die Prämien⸗ 
zahlung insbeſondere 5 35ff.— In betreff der Form des Leibrentenvertrags des bürger⸗ 
lichen Rechtes . 3 761. — Die Verpflichtung zur Gewährung der Leibrente kann außer 
durch Vertrag entſtehen durch Geſetz (vgl. 8 760 A 1), durch einſeitiges Rechtsgeſchaft 
(Auslobung), ſowie durch letztwillige Verfügung, wofür beſondere Vorſchriften nicht 

egeben ſind. 
i 3. Sadke der Rentenentrichtung. Das Wort „Gläubiger“ iſt betont. Die Leibrente 
braucht nur auf das Leben lirgend) eines Menſchen geſtellt zu ſein, ſei es des Leibrenten⸗ 
gläubigers, ſei es des Schuldners oder auch eines Dritten. Im zweiten und dritten 
Falle erliſcht die Rente ſelbſtverſtändlich mit dem Tode des Leibrentenſchuldners oder des 
Dritten. Stirbt nun der Leibrentengläubiger vorher, ſo ſoll die Rente im Zweifel (da 
ſie mutmaßlich ſeinem Unterhalte dienen ſollte) ſchon durch dieſen Tod erlöihen. Es kann 
aber auch ein Vertragswille des Inhalts ermittelt werden, daß die Leibrentenberechtigung 
auf die Erben des Gläubigers übergehen ſolle (beſtr., vgl. auch R 67, 209/10). Die Ab- 
ſtellung der Leibrente auf das Leben eines Menſchen iſt weſentlich; nebenhergehen können 
jedoch noch andere Beſtimmungen über Anfangs und Endtermin, die Rente kann auch von 
einem beliebigen ungewiſſen Ereigniſſe abhängig gemacht werden, z. B. bei einer ledigen 
rau von ihrer Verheiratung. Dieſe Nebenbeſtimmungen dürfen nur nicht im Einzelfalle 
em auf das Leben eines Menſchen geſtellten Endtermine ſeine Weſenheit nehmen, was z. B. 
dann der Fall wäre, wenn einem Kinde eine Lebensrente verſprochen würde, die aber ſpäteſtens 
nach zehn Jahren endigen ſollte. Anders, wenn die gleiche Rente einem neunzigiährigen 
Greise verſprochen würde. Vgl. R& 67 S. 210, 213. — Steht das Leibrentenrecht mehreren 
Perſonen, z. B. Eheleuten, bis zum Tode des Längſtlebenden von ihnen zu, ſo iſt gemäß 
9420 im Zweifel anzunehmen, daß jeder zu einem gleichen Anteile berechtigt iſt. Mit 
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dem Tode des Erſtverſterbenden würde alſo die Rente teilweiſe erlöſchen, nicht (wie bei 
dem ſog. Tontinenvertrage) dem Überlebenden ganz zuwachſen. Mehrere vertragsmäßige 
Rentenjhuldner haften im Zweifel nach § 427 als Geſamtſchuldner; die auf den Tod 
der Rentenſchuldner geſtellte Rente würde danach durch den Tod eines von ihnen — von 
anderweitem Vertragswillen abgeſehen — nicht geſchmälert. — Über den Begriff des Leib⸗ 
rentenvertrags nach dem preuß. Stempelſteuergeſetz (Tarifitelle 36) vgl. RG 64, 188. 

4. Abſ 2 enthält eine Auslegungsregel über den Betrag der Rente. Die Regel gilt auch 
dann, wenn nicht bloß der Betrag, ſondern auch der für die Entrichtung der Rente beſtimmte 
Zeitabſchnitt bezeichnet find. „Vetrag der Reute 4000 M., Rente zahlbar vierteljährlich“ 
bedeutet alſo im Zweifel, daß vierteljährlich 1000 M. zu zahlen find. Vgl. 8 760. 5 

5. Über die Verjährung der Leibrentenanſprüche ſ. § 760 A 4. — Für den mit der 
Überlaſſung eines Grundſtücks in Verbindung ſtehenden Leibgedingsvertrag gilt nach 
Maßgabe des Art 96 EG Landesrecht. 


8 760 


Die Leibrente iſt im voraus zu entrichten !). 

Eine Geldrente iſt für drei Monate vorauszuzahlen; bei einer anderen 
Rente beſtimmt ſich der Zeitabſchnitt, für den ſie im voraus zu entrichten 
it, nach der Beſchaffenheit und dem Zwecke der Rente). 

Hat der Gläubiger den Beginn des Zeitabſchnitts erlebt, für den die 
Rente im voraus zu entrichten iſt, jo gebührt ihm der volle auf den Zeit⸗ 
abſchnitt entfallende Betrag?) ). 

E I 661 II 702; M 2 639; P 2 486. 


1. Die Vorſchriften des § 760 ergänzen den Geſchäftswillen, ſie enthalten nachgiebiges 
Recht. Die Vorausentrichtung entſpricht dem der Leibrente regelmäßig beiwohnenden 
Unterhaltszwecke. Landwirtſchaftliche Erzeugniſſe, die einmal im Jahre geerntet werden, 
pflegen nach der Ernte für ein Jahr im voraus entrichtet zu werden. Überall ift die Verkehrs. 
ſitte zu beachten. — Wegen entſprechender Anwendung des $ 760 und wegen ähnlicher 
Vorſchriften vgl. $$ 528, 843.845, 1351, 1361, 1080 (1581), 1612, 1710; Haftpfi® (EG Art 42) 
8 7. Unfall, Invaliden und Altersrenten ſind in den beſonderen Geſetzen, namentlich in RBO, 
geregelt. — Wenn die Vorſchriften des § 760 auch vor der Parteivereinbarung zurückweichen, 
ſo darf doch das Gericht bei der entſprechenden Anwendung diefer Vorſchriften, beiſpiels⸗ 
weiſe bei Rentenanſprüchen aus 8 843, keine von Abſ 1, 2 abweichende und den Schuldner 
beſchwerende Zahlungsweiſe (3. B. nicht Zahlung im voraus für ein volles Jahr) feſtſetzen. 
Eine ſolche Abweichung wäre namentlich im Hinblicke auf Abſ 3 von Erheblichkeit. RG 69, 296. 
Dagegen iſt es nicht ausgeſchloſſen, auf Antrag die Rente für kürzere als dreimonatige Zeit⸗ 
abſchnitte zuzuſprechen, ſoweit nicht der Schuldner dadurch unbillig beſchwert werden follte. 

2. Abſ 3 regelt nicht die Beweislaſt (. $ 759 A 1 a. E.). Er gilt ſowohl dann, wenn der 
Zeitabſchnitt eine beſondere Regelung erfahren hat, als im Falle des Abſ 2. 

3. Auf die Verjährung der einzelnen rückſtändigen Rentenanſprüche findet $ 197 An. 
wendung (Verjährung in vier Jahren). Das Leibrentenſtammrecht verjährt nicht (anders 
die herrſchende Meinung); dieſes Recht wird allmählich ganz ausgeſchöpft durch die Geltend⸗ 
machung der Anſprüche auf die einzelnen Renten. Neben dieſen Auſprüchen bleibt kein 
Platz für einen „Hauptanſpruch“ im Sinne des $ 224, von dem auf „Nebenleiſtungen“ 
gerichtete Einzelanſprüche abhängig wären. 


8 761 


Zur Gültigkeit eines Vertrags, durch den eine Leibrente verſprochen) 
wird, iſt, ſoweit nicht eine andere Form vorgeſchrieben ift2), ſchriftliche Er⸗ 
teilung des Verſprechens erforderliches) ) 5). 

RTäomm 1 54. 


1. Die von der Reichstagskommiſſion eingefügte Vorſchrift trifft zunächſt den Vertrag, 
durch den die Leibrente ſelbſt verſprochen, das Stammrecht (8 759 A 1) zugunſten des Leib. 
rentenempfängers begründet wird. Die Formvorſchrift muß aber auch für den vorausgehen⸗ 
den Grundvertrag gelten, durch den ſich der Leibrentengeber zur Beſtellung des Leibrenten⸗ 
rechts verpflichtet, und der dann ſpäter durch dieſe Beſtellung (nicht durch die Entrichtung 
der einzelnen Renten, § 759 A 2) erfüllt werden ſoll (RG 67, 211). Die Formvorſchrift des 
> 761 gilt nur für eigentliche Leibrentenverſprechen. Eine entſprechende Anwendung auf 
andere, wenngleich ähnliche Verträge, namentlich auf Unterhaltsverträge, läßt ſich nicht be⸗ 
gründen (MG JW 1911, 44916; Warn 1911 Nr 266; 1914 Nr 248). 


Leibrente 88 759-761 883 


2. Soweit nicht eine andere Form vorgeſchrieben iſt. Eine andere Form kommt bei 
der Leibrente nur für den der Beſtellung des Stammrechts vorausgehenden Grundvertrag 
in Betracht (88 311, 312 Abſ 2, 313, 518 Abſ 1, 2371, 2385). Iſt z. B. der Grundvertrag über 
die Gewährung einer Leibrente eine Schenkung (A 4), fo iſt hierfür nach 8 518 Abf 1 in An⸗ 
ſehung des Schenkungsverſprechens gerichtliche oder notarielle Beurkundung vorgeſchrieben, 
wogegen im übrigen die Schenkung keiner Formvorſchrift unterſtellt ift. 


3. Zur Wahrung der Form iſt ſchriftliche Erteilung des Leibrentenverſprechens er⸗ 
forderlich (vgl. dazu 88 780, 781, 766 A 2 ff.). Die von dem Leibrentengeber unterzeichnete 
Urkunde ($ 126) — auch ein Brief (RG 67, 213; RG Warn 1914 Nr 166) — muß den 
weſentlichen rechtlichen Jugalt des Leibrentenverſprechens (§ 759 A 1) unmittelbar ent⸗ 
halten. Immerhin darf die Urkunde, wenn ſie nur nicht in einem weſentlichen Punkte ergänzt 
wird, unter Berückichtigung der obwaltenden Umſtände erläuternd ausgelegt werden (RG 
67, 213/4; vgl. Naß 57, 258). Spätere Anderungen des Leibrentenvertrags bedürfen der 
Schriftform dann nicht, wenn der Gläubiger von ſeinen Rechten etwas preisgibt (Verzicht), 
oder wenn das Leibrentenverſprechen nur verdeutlicht wird. — Die Annahme des Ver⸗ 
ſprechens durch den Leibrentenempfänger ift an keine Form gebunden, auch dann nicht, 
wenn ſeine Ertlarung den Vertragsantrag bildet. Die Annahme kann auch ſtillſchweigend 
geſchehen. Für das die Leibrente begründende einfeitige Rechtsgeſchaft (Auslobung) enthält 
$ 761 keine Vorſchrift. Daß die Urkunde über das „Leibrentenverſprechen“ keine rechts⸗ 
geſchäftliche Bedeutung hat, ſondern nur eine perſönliche Angelegenheit des Urkundenausſtellers 
bildet, bevor bieſer das Verſprechen gegenüber dem Leibrentenempfänger abgibt, z. B. 
die Urkunde aushändigt, erhellt aus allgemeinen Rechtsgrundſätzen (vgl. RG 68, 409). Die 
mündliche Vereinbarung eines Leibrentenvertrags bindet auch den Leibrentenempfänger nicht 
eber, als das Leibrentenverſprechen ſchriftlich abgegeben ift. Die ſpätere Abgabe des ſchrift⸗ 
lichen Verſprechens bringt den bindenden Vertrag hervor, vorausgeſetzt, daß fie den Vertrags 
willen des anderen Teiles noch als vorhandenen trifft (88 130, 145 ff.). — Wird das Ver⸗ 
ſprechen nicht ſchriftlich erteilt, fo iſt der ganze Vertrag nichtig ($ 125). Das Verſprechen 
iſt nicht als ein von ſeinem Grunde losgelöſtes, ſondern als Beſtandteil eines einheitlichen 
Vertrags gedacht; dem Verſprechen der Leibrente ſteht (von der Schenkung abgeſehen, A 4) 
das — an ſich au leine Formen gebundene — Verſprechen einer Gegenleiſtung gegenüber. 
Iſt für die Verpflichtung zu der Gegenleiſtung nach 88 311, 312 Abf 2, 313, 2371, 2385 
gerichtliche oder notarielle Beurkundung vorgeſchrieben, jo bedarf der ganze Leibrenten⸗ 
vertrag dieſer Form. Das Leibrentenverſprechen iſt dann Beſtandteil des der Beurkundung 
bebürfenden Vertrags (dich 65, 39). Auflaſfung und Eintragung in das Grundbuch (8 313 
Sah 2) machen aber in dieſem Falle auch den ganzen Vertrag leinſchließlich des Leibrenten⸗ 
verſprechens) gultig. Entbehrte der Grundvertrag der Form des 8 761, wird aber die 
Formvorſchrift beim Abſchluſſe des Erfüllungsvertrags (A 1) gewahrt, ſo verliert damit der 
erſte Formmangel ſeine Erheblichkeit. Wird aber die Form überhaupt nicht beobachtet fo 
bleibt der Leibrentenvertrag nichtig trotz beiderſeitiger Erfüllung. Mildernde Vorſchriften, 
wie fie in den 88 313 Satz 2, 766 Satz 2 enthalten find, fehlen für den Leibrentenvertrag 
und find daher nicht, auch nicht entſprechend anzuwenden (.. auch SeuffA 67 Nr 34). 
Die Folge iſt, daß die beiderjeitigen Leiſtungen nach den Grundſätzen über die Bereicherung, 
und zwar während der Dauer der dreißigjährigen Verjährungsfriſt, zurückgefordert werden 
können. Vgl. RG 67, 208. 


4. Beſonders wichtig iſt die Leibrentenſchenkung. Der Vertrag, in dem der Leibrenten⸗ 
geber nur Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit zu vertreten hat ($ 521), bedarf nach 88 518, 761 
der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung, aber nur (a. M. Sepp, Leibrentenvertrag 
S. 112) in Anſehung des Schenkungsverſprechens. Die Schenkung wird nicht durch die Ein⸗ 
räumung des Leibrentenſtammrechts in der einfachen Schriftlichkeitsform des 8 761 vollzogen, 
vielmehr wird die Leiſtung des Schenkers im Sinne des $ 518 Abſ 2 nur inſoweit bewirkt, 
als die einzelnen Rentengefälle geleiſtet werden. Die zehnjährige Friſt des 8 2325 muß in 
dieſem Falle von der Leiſtung der einzelnen Gefälle an berechnet werden. Wegen der Pfändung 
der Leibrenteneinkünfte |. § 850 Abſ 1 Nr 3 ZPO, wegen des Ausſchluſſes der Geltendmachung 
im Konkurſe des Schuldners $ 63 Nr 4 MO. Bildet die geſchenkte Rente — was regelmäßig 
zutrifft — eine „Unterſtützung“ des Rentenempfängers, ſo gilt $ 520; daneben greift 8 759 
Abs 1 (vgl. A 3) Platz. Im Zweifel iſt alſo die Unterſtützungsrente weder auf feiten des 
Rentenſchuldners noch auf ſeiten des Rentengläubigers vererblich. — Eine den Umſtänden 
angemeſſene Ausſtattung gilt gemäß 8 1624 nicht als Schenkung; ein dem Ausſtattungs⸗ 
zwecke dienendes Rentenverſprechen unterliegt daher nicht der Formvorſchrift des § 518, iſt 
aber von der Schriftform des 8 761 nicht befreit (RG 63, 323, auch RG 67, 213; 72, 200). 
Dagegen bedarf die Zuſage einer Ausſtattung durch Gewährung freier Wohnung nicht 
der hriftform, da hierin nicht das Verſprechen einer Leibrente zu finden iſt (vgl. 8 759 A 1 ; 
RE 26. 3. 00 IV 479/05). Zuſicherung eines Nadelgeldes ſ. R Warn 1914 Nr 166. 
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5. Wird gegen Leiſtung von Dienſten als Entgelt gleichzeitig Unterhalt gewährt, ſo liegt, 
mögen auch die Unterhaltsleiſtungen ihrer Art nach Leibrentenleiſtungen gleichen, dennoch 
kein Leibrentenvertrag vor, da die Unterhaltsleiſtungen von den ſie bedingenden Gegen⸗ 
leiſtungen abhängig ſind, die aus dem Leibrentenrecht ſich ergebenden Einzelleiſtungen aber 
nicht von beſonderen Gegenleiſtungen abhängig fein dürfen ($ 759 A 1). — Streitig iſt, ob 
auch dann ein Leibrentenvertrag vorliegt, wenn dem Dienſtverpflichteten für ſeine Dienſte 
von einem gewiſſen Zeitpunkte an leibrentenartige Leiſtungen, die von einer Gegen⸗ 
leiſtung, insbeſondere von weiteren Dienftleiftungen, unabhängig find, als Ruhegehalt 
zugeſichert werden. Die Frage iſt zu verneinen. Der im Eingauge angeführte Gegengrund 
ſcheidet hier allerdings aus, da die Rentenleiſtungen den dafür das Entgelt bietenden Dienſt⸗ 
leiſtungen nachfolgen, für die Rentenleiſtungen alſo das Entgelt bereits durch die Geſamt⸗ 
heit der vorangehenden Dienſtleiſtungen entrichtet worden iſt. Indeſſen überwiegt bei Ver⸗ 
trägen dieſer Art nach Inhalt und Zweck der Geſichtspunkt des Dienſtvertrags gegenüber dem 
des Leibrentenvertrags ($ 759 A 2). Gehalt und Ruhegehalt find hier im weſentlichen gleich 
zu behandeln. Auch das Ruhegehalt wird als Gegenleiſtung für Dienſte verſprochen, freilich 
nicht für ſolche, die in den für die Ruhegehaltsbezüge beſtimmten Zeitabſchnitten zu leiſten 
find, ſondern für die Geſamtheit der vor dem Übertritte in den Ruheſtand geleiſteten Dienſte. 
Das Ruhegehaltsverſprechen ſteht alſo im engſten Zuſammenhange mit dem Dienſtverhältnis 
und wird nicht ſelbſtändig und unabhängig von den Dienſtleiſtungen erteilt. Ruhegehalts⸗ 
verſprechen der fraglichen Art als Leibrentenverträge zu behandeln, würde auch der Verkehrs 
auffaſſung (vgl. R 91, 6) widerſprechen, der für die Begriffsbegrenzung weſentliche Be⸗ 
deutung beſonders deshalb zukommt, weil das Geſetz den Begriff der Leibrente von ſich aus 
nicht beſtimmt hat. Für die Zuſicherung eiı es Ruhegehalts in einem Dienſtvertrage bedarf 
es daher nicht der Schriftform des § 761 (RG 80, 208; 94, 157). Dies gilt auch dann, wenn 
das Ruhegehaltsverſprechen nicht vor oder während der Dienſtzeit, ſondern bei ihrem Ablauf, 
vielleicht ſogar nur zwecks Ablöſung des Dienſtvertrags erteilt wird (R 94, 157). Die nach⸗ 
trägliche Gewährung einer fortlaufenden Vergütung für ſchon geleiſtete Dienſte iſt weder 
Schenkung noch Leibrentenvertrag (RG LZ 1918, 3821). Freilich kann ſich unter dem 
Namen des Dienſtvertrags bei beſonderen Umſtänden ein Vertrag verbergen, der ſeinem 
Weſen nach als Leibrentenvertrag anzuſchen ift. Wenn z. B. beim Übertritt aus dem öffent⸗ 
lichen Dienſte in den Privatdienſt der Dienſtverpflichtete dicſen Übertritt von der Zuſicherung 
abhängig gemacht hat, daß er in Anſehung des Ruhegehalts ebeufo geſtellt werde wie als 
Beamter, oder daß ihm nach ſeinem Au ſcheiden aus der Baamtenſtellung das Ruhegehalt 
ſelbſt dann zu gewähren fei, wenn er vor dem Antritt des Privatdienftes dienſtunfähig werden 
ſollte, fo liegt in Wahrheit ein Leibrentenvertrag vor; die Zuſicherung des Ruhegehalts ſtellt 
ſich in ſolchen und ähnlichen Fällen als eine ſofort ſich vollziehende Einſetzung in das Nenten- 
ſtammrecht dar, das nur noch von der Bedingung der Dienſtunfähigkeit oder der Erreichung 
einer beſtimmten Dienſtzeit abhängig iſt. In ſolchen Fällen muß dann auch die Form des 
$ 761 gewahrt werden. Sie ſind aber Ausnahmen von der Regel (RG 80, 208). 


Siebzehnter Titel 
Spiel Wette 
8 762 

Durch Spiel oder durch Wette!) wird eine Verbindlichkeit nicht begründete). 
Das auf Grund des Spieles oder der Wette Geleiſtete kann nicht deshalb 
zurückgefordert werden, weil eine Verbindlichteit nicht beſtanden hat“). 

Dieſe Vorſchriften gelten auch für eine Vereinbarung, durch die der 
verlierende Teil zum Zwecke der Erfüllung einer Spiel⸗ oder einer Wett⸗ 
ſchuld dem gewinnenden Teile gegenüber eine Verbindlichkeit eingeht), 
insbeſondere für ein Schuldanerkenntniss) 6) 7). 

@ I 664 II 704; M 2 643 ff.; P 2 794 ff. 

1. Spiel und Wette find gegenſeitige Vertrage (88 320 ff.). Der Begriff von Spiel und 
Wette wird im Geſetze vorausgeſetzt. — Die Spiele zerfallen in zwei Hauptarteit, die beide 
den Vorſchriften des § 762 unterſtehen (RG St 40, 31 ff.): Glücksspiele und Geſchictlichteits⸗ 
ſpiele. Glücksſpiel iſt die Vereinbarung von Gewinn und Verluſt unter entgegengeſetzten, 
dom Zufall wefentlich beeinflußten Bedingungen zu dem Zwecke des Gewinns oder der 
Unterhaltung (vgl. RG 60, 381; R St 34, 392). Glücksspiel iſt auch dann noch anzunehmen, 


. der Spieler inſofern keine Gefahr läuft, einen Vermögensverluſt zu erleiden, als er auf 
alle Fälle einen Gegenſtand erhält, der ſeinem Einſatz an Wert gleichkommt, wie z. B. bei 


Spiel Wette $ 762 885 


einem Automaten, der nach Einwurf von 10 Pfg. entweder ein Muſikſtück ertönen läßt oder 
im beſonders günſtigen Falle 20 Pfg. herausgibt (RG St 45, 424). Als Zufall ift hier das 
Wirken einer unberechenbaren, der entſcheidenden Einwirkung der Beteiligten entzogenen 
Urſächlichkeit anzuſehen. Die Entwicklung irgendwelcher Tätigkeit ift beim Spiel nicht er- 
forderlich. Der erſtrebte Gewinn beruht vor allem nicht auf wirtſchaftlicher Tätigkeit. Von 
dem Glücksſpiel unterſcheidet ſich das Geſchicklichkeitsſpiel (3. B. Billard, Kegeln, Wett- 
lauf, Schach) dadurch, daß bei ihm nicht der Zufall, ſondern körperliche oder geiſtige Fähigkeit 
entſcheidend iſt (vgl. RG St 40, 21 und dort angef. RG). Abw. Endemann 18 187 1a. 
Ein Geſchicklichkeitsſpiel kann, von Spielunkundigen geſpielt, Glücksſpiel werden (RGSt 
41 S. 218, 331; 43 S. 23, 155). Zwiſchen das Glücks- und Geſchicklichkeitsſpiel ſtellt ſich als 
dritte Art das gemiſchte Spiel. — Die Wette iſt ein Vertrag, bei dem ſich die Parteien zur Be⸗ 
kräftigung einander widerſtreitender, auf Überzeugung gegründeter Behauptungen gegenſeitig 
verpflichten, daß dem, deſſen Behauptung ſich als richtig erweiſt, dem Gewinner, von dem 
Verlierer eine beſtimmte Leiſtung gemacht werden ſoll. Die Wettbehauptung betrifft regel⸗ 
mäßig Vergangenes oder Gegenwärtiges; doch ift dies nicht begriffsnotwendig, fie kann ſich 
vielmehr auch auf die zukünftige Geſtaltung der Dinge beziehen (a. M. Dernburg $ 211 A7; 
Staudinger A II 2c). Als keunzeichnendes Unterſcheidungsmerkmal zwiſchen Spiel und Wette 
ergibt ſich hiernach der Beweggrund des Vertrags; beim Spiel: Unterhaltung oder Gewinn, 
und zwar ohne Entfaltung wirtſchaftlicher Tätigkeit, bei der Wette: Bekräftigung einer Über- 
zeugung. Die ſcharfe Scheidung zwiſchen den beiden Gefahrgeſchäften hat indeſſen ihre haupt⸗ 
ſächliche Bedeutung verloren, weil das BG — im Gegenſatze zum gemeinen Rechte und auch 
zum preuß. Landrechte — Spiel und Wette rechtlich gleichgeſtellt hat. — Wichtiger ift die 
Ausſcheidung dieſer Verträge aus dem Gebiete der übrigen ſchuldrecht⸗ 
lichen Verhältuiſſe. Fehlen die bezeichneten Beweggründe (Gewinn, Unterhaltung, 
Behauptungsbekräftigung), jo können die 88 762 ff. keine Anwendung finden. Möglicherweise 
liegt dann ein anderer gültiger Vertrag vor, insbeſondere kann ein gegenſeitiger Verſiche⸗ 
rungsvertrag oder ein Gewährgeſchäft in Frage kommen (vgl. als Beiſpiel RG 66, 222). 
Der Gewinn kann bei Spiel und Wette auch darin beſtehen, daß der Verlierende zu eigenem 
Nachteile mit dem Gewiuner ein dieſem günſtiges Geſchäft, z. B. einen ihm vorteilhaften 
Kaufvertrag abzuſchließen hat. Der Nachteil, den der Verlierende auf ſich nimmt, braucht 
nicht für beide Teile gleich zu ſein; es kann 100 gegen 5 gewettet werden. Die Wette wird 
ſelbſt dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß nur der eine Teil etwas verſpricht, alſo gegen nichts 
wettet: einſeitige Wette (NG 61,153; a. M. Enneccerus 8 409 A 6). Die einſeitige Wette 
hat äußere Ahnlichkeit mit der Auslobung (88 657ff.), unterſcheidet ſich von ihr aber — ab⸗ 
geſehen von der Einſeitigkeit der Auslobung (RGSt 40, 32) — dadurch, daß der Wettende 
nur ſeine Behauptung bekräftigen, der Auslobende zu einer beſtimmten Tätigkeit anſpornen 
will (val. auch 8 657 A 8 und Vorbem). — Das Wetten auf den Sieg einzelner Pferde bei 
öffentlichen Pferderennen iſt nach Juhalt und Zweck rechtlich nichts anderes als Glücksſpiel 
(Spielwette); vgl. RG 40, 259; RG St 6 S. 172, 421; 7, 21; 47, 863. Die Wette beim 
Buchmacher fällt daher unter $ 762. Für Wetten am Totaliſator ſ. 8 763 A 1 a. E., 
A 4 a. E. — Über das Differenzgeſchäft ſ. § 764. 

2. Eine Verbindlichteit wird nicht begründet. Der Spiel- oder Wettforderung ſteht 
nicht etwa nur eine Einrede entgegen, die Forderung ift, abgeſehen von der Erfüllbarkeit 
(A 3), unwirkſam (RG St 36, 207). Die Umvirtfamteit muß im Rechtsſtreite, auch ohne daß 
ein hierauf gerichteter Einwand erhoben wird, berückſichtigt werden. Nicht bloß Klage, Ein» 
rede, Zurückbehaltungsrecht (8 273) werden dem Spiel. oder Wettgläubiger verſagt, 
auch Sicherheitsbeſtellungen für die Spiel- oder Wettſchuld, Bürgſchaft, Pfand find in 
gleicher Weile unverbindlich wie Spiel und Wette ſelbſt (vgl. RG 47, 48; 52, 40; 30, 214; 
38 S. 238, 251: 3W 01, 286). Ebenſowenig haben fiduziariſche Rechtsübertragung 
oder Vertragsſtrafe Gültigkeit. Die für eine Spiel oder Wettſchuld beſtellte Hypothek 
ſteht dem Eigentümer zu (8 1163; § 894). Auch die von dritten Perſonen eingegangenen 
Sicherheitsgeſchäfte ſowie (beſtr.) die Schuldübernah me (Bay Obs 5, 362) ſind unver⸗ 
bindlich im Sinne des 8 762 Abſ 1, begründen alſo keine Verbindlichkeit gegenüber dem Spiel⸗ 
oder Wettgläubiger. Die Übernahme einer unverbindlichen Spiel- oder Wettſchuld kann aber 
ſelbſtverſtändlich Gegenſtand eines vollverbindlichen Vertrags zwiſchen Schuldner und Schuld⸗ 
übernehmer fein (RG Warn 1916 Nr 68). Eine Forderung aus Spiel und Wette kann der 
läubiger nicht gegen eine andere Forderung aufrechnen, wohl aber kann der Verlierende 
gegen eine Spiel⸗ oder Wettforderung mit einer gewöhulichen Forderung aufrechnen. Und 
weil die Spiel und Wettſchuld erfüllbar iſt (A 3), muß jede vertragsmäßige Aufrechnung 
($ 387 A 1) als wirkſam angeſehen werden (RG IW 96, 1607: 02 Beil 199; 03, 1234, Beil 
S. 8572, 46103, 05, 18755; L 1914, 192010). Vgl. 8 764 A 3. — Daraus, daß der Spiel⸗ 
und Wettvertrag als ſolcher keine klagbare Forderung hervorbringt, kann nicht gefolgert werden, 
0 8 6 50 eine Haftung aus beſonderen Gründen, z. B. wegen Betrugs, ausgeſchloſſen ſei 
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3. Der Spiel- oder Wettvertrag verſtößt an ſich uicht gegen die guten Sitten ($ 188; vgl. 
auch RG 43, 150; RG 4. 3. 03, Holdheims MSchr 13, 49); er iſt daher nicht ungültig, begründet 
vielmehr eine natürliche oder unvollkommene Verbindlichkeit, deren Wirkſamkeit ſich aber 
darin erſchöpft, daß die Zurückforderung des Geleiſteten aus dem Grunde, weil nach 
Ab i Sah 1 eine Verbindlichkeit nicht beſtanden habe, ausgeſchloſſen iſt (ogl. auch Börſch 
88 55, 64 Abſ 2). Das Geſetz trifft mit dem Ausſchluſſe der Rückforderung nicht nur die 
eigentliche Erfüllung, Leiſtung im Sinne des 9 241, ſondern auch den Erfüllungserſatz (Lg 
1914, 19201. — Die Leiſtung oder Teilleiſtung muß in ihrem Umfange die Schuld 
völlig tilgen, ſo daß keine Verbindlichkeit zurückbleibt. Auf Grund des Spieles geleiſtet iſt 
nicht nur der nach der Entſcheidung gezahlte Gewinn, ſondern auch der bei dem Spielbeginne 
als unbedingte Vorleiſtung (im Gegenſatze zu einer bloßen Sicherung — A 2 —) gezahlte 
Einſatz, wie er bei der Lotterie und Ausſpielung ſowie bei verſchiedenen Geſellſchaftsſpielen 
vorkommt; dieſer Einſatz kann daher nicht zurückverlangt werden, obgleich ein klagbarer An⸗ 
pruch auf den möglicherweiſe demnächſt zufallenden — Gewinn nicht beſteht (gl. OLG 
32, 165). Weigerung des Einſatzempfängers, das Spiel auszuführen oder den Gewinn heraus- 
zugeben, würde — von dem Falle des Betrugs abgeſehen — einen Verſtoß gegen die guten 
Sitten ($ 138) enthalten tönnen und den Bereicherungsanſpruch — wenn nicht aus dieſem 
Grunde, dann doch — ob causam datorum hervorbringen. Wird jedoch nach Abſchluß des 
ſchuldrechtlichen Vertrags, aber vor der Entſchei dung der Betrag des bedingten Wett- 
oder Spielverluſtes von dem einen Teile dem anderen mit dem Vorbehalte der Rückforderung 
im Falle des für den erſten Teil günſtigen Ausgangs übereignet, ſo handelt es ſich hier im Grunde 
nur um die Sicherung des bedingten Wett⸗ oder Spielanſpruchs, nicht um eine Leiſtung 
im Sinne des Geſetzes (vgl. auch RG 38, 232 JW 02, 101 [betrifft Vorprämie; dazu RG 
79, 406]; Dernburg II S 212 13, Staudinger A III 2b d; a. M. Oertmaun $ 762 A 1b u. a.). 
Solche Beträge können alſo zurückgefordert werden. Wollte man dies nicht annehmen, ſo 
würde der Zweck des Geſetzes gefährdet ſein. Nur um Sicherung, nicht um Leiſtung auf 
Grund des Geſchäfts handelt es ſich regelmäßig auch bei Einſchüſſen, die auf Grund der 
für Börfengefchäfte vielfach vereinbarten Geſchäftsbedingungen im Falle von Kursrückgängen 
zur Deckung des zu erwartenden Verluſtes des Kunden durch den Verkäufer eingefordert zu 
werden pflegen: die eingefchoffenen Beträge unterliegen daher, wenn der Einwand aus 
33 762, 764 zuläſſig und begründet iſt, der Rückforderung (SeuffA 73 Nr 29; vgl. § 764 A 3). 
Eine nach der E utſcherdung getroffene Vereinbarung, wonach der Empfanger das im 
voraus Gezahlte auf feine Spiel- oder Wettforderung behalten foll, iſt als vertragsmäßige 
Aufrechnung wirkſam. Der Vorauszahlung würde gleichſtehen die Hinterlegung bei einem 
Dritten. Hinterlegung nach der Entſcheidung gemäß 88 372, 376 Abſ 2 iſt Leiſtung im 
Sinne des Geſetzes. — Die Erſatzerfüllung (vgl. 8 364 A 1) hat namentlich die 
Hingabe einer Sache oder die Abtretung einer Forderung an Erfüllungs Statt zum Gegen- 
ſtande ($ 364). Eine von dem Spiel- oder Wettſchuldner für eine an Erfüllungs Statt 
abgetretene Forderung übernommene Gewährleiſtungspflicht (vgl. Vorbem 5b vor § 765) 
iſt nach Abſ 2 unverbindlich, ohne daß dadurch die Rechtsbeſtändigkeit der Abtretung be⸗ 
einträchtigt würde. Ganz unverbindlich iſt dagegen nach Abf 2 eine Vereinbarung, durch 
die der verlierende Teil zur Tilgung der Spiel- oder Wettſchuld eine neue Schuld, mag 
dieſe auch durch Pfand oder Hypothek geſichert ſein, eingeht (vgl. RG 47, 48). Die Hin- 
gabe an Erfüllungs Statt ſetzt in dem vereinbarten Umfange der Erfüllung eine unbebingte 
und endgültige Löſung des Schuldverhältniſſes voraus. Dieſem Erforderniſſe genügt 5 t 
ein Abkommen, nach dem der Schuldner ſeine Lebensverſicherungspolice unter der 10 er: 
pflichtung der weiteren Prämienzahlung abtritt, wogegen der Gläubiger den ge e 
ſolange er die Prämie bezahlt, nicht in Anſpruch nehmen und ſich nach dem Tode a 
Schuldners aus der Vorſicherung befriedigen foll (RC ZW 02 Beil 25460. — Wer Role 
auf Grund eines Spiel, oder Wettvertrags geleiftet hat, kann ſich nicht ee 1 
darauf berufen, daß er die Unverbindlichkeit eines ſolchen Vertrags nicht gelaunt 8 aß 
er den Charakter des Vertrags als eines Spieles oder einer Wette verkannt habe. 8 12 Ni 2 
greift über $ 814 hinaus. „Die Rückforderung ift demgemäß auch den Erben 8 85 2 1555 
in Unkenntnis von dem wirklichen Entſtehungsgrunde der Schuld geleiſtet haben 11 0 0. 
Abſ 1 Satz 2 betrifft aber nur den aus dem Spiel- oder Wet erte Mä es 
Vertrags hervorgehenden Mangel. Andere dem Vertrage enhaften W 
werden durch die Leiſtung nicht geheilt (NG IWW 04, 38%). Iſt der Spiel. ae 
vertrag aus beſonderen Gründen, z. B. wegen Geſchäftsunfähigkeit, le le v6: 
trugs (Falſchſpiel) nichtig, ſo kann die Leiſtung nach den allgemeinen, 9 5 9 5 der 
Bereicherung (88 812 ff., 817) zurückgefordert werden. Vgl. auch A 6. 95 f bj 1 
hichtig iſt die Wette regelmäßig auch dann, wenn der eine Teil über die ee Tat: 
ſache beſondere, dem Gegner verſchwiegene Nachricht beſaß (Wette à coup sür). Aus. 
geldhtoffen ift es jedoch nicht, daß nach der eigenarligen Lage eines ſolchen Falles der 

Prof der Unredlichkeit unbegründet iſt (M 2, 646). — Über verbotene Spiele f. A 6, 
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ger über ſtaatlich genehmigte Spiele § 763; erſtere ſind nichtig, letztere ſchlechthin 
gültig. 

4. Eingehung einer Verbindlichkeit zum Zwecke der Erfüllung einer Spiel⸗ oder Wett⸗ 
ſchuld. Zur Erreichung des vom Geſetze verfolgten Zweckes mußten die Vorſchriften des 
Ubf 1 auf die im Abf 2 bezeichneten Verbindlichkeiten erſtreckt werden, die keine ſelbſtändige 
Rechtsgrundlage haben, ſondern auf dem Boden des vom Geſetze mißbilligten Geſchäfts ſtehen 
(vgl. auch Börſch § 59). Dem als Beifpiel hervorgehobenen Schuldanerkenntniſſe (§ 781) 
ſteht das Schuldverſprechen ($ 780) gleich. Schuldverſprechen und Schuldanerkenntnis 
können nach 88 812 ff. zurückgefordert werden; die aus ihnen hervorgehenden unvollkommenen 
Verbindlichkeiten (A 3) können aber gemäß Abſ 1 Satz 2 erfüllt werden. Weiter kommt das 
Vereinbarungsdarlehn nach $ 607 Abf 2 (daf. A 6) ſowie die Novation ($ 305 A 2) in 
Betracht (RG JW 98. 3058; 02, 36952; 04, 1241). Umwandlung einer unwirkſamen 
Spielforderung in ein Darlehn gegen Hypothelbeſtellung ſ. R Warn 1915 Nr 117. — 
Von beſonderer Wichtigkeit ift die Hingabe eines Wechſels. Sie ſteht auch dann der Er- 
füllung nicht gleich, wenn der Wechſel nicht zahlungshalber, ſondern an Zahlungs Statt 
von dem Spiel: oder Wettſchuldner an feinen Gläubiger begeben wird. Der Schuldner 
kann nach 8 812 Abſ 1 Satz 1 den Wechſel von dem Gläubiger zurückfordern oder, wenn 
er von einem dritten gutgläubigen Erwerber des Wechſels zur Zahlung gezwungen worden 
iſt, den von biefem, dem Indoſſatar, an den Gläubiger gegebenen Gegenwert. Aus 
der — zu vermutenden — Zustimmung des Spiel- oder Wettſchuldners zur Weiterbegebung 
des Wechſels und aus der Ausführung dieſer Weiterbegebung ergibt ſich noch nicht, daß 
eine Leiſtung gemäß Abſ 1 Satz 2 als erfolgt angeſehen werden müßte. R 51, 361; 
71, 292; 77, 280; JW 96, 421%; 04, 1241; HoldheimsMSchr 8, 189; 13, 131; beſtr.; 
vgl. auch das — auf dem preuß. Landrecht beruhende — abw. RG JW 96, 42055. Nur 
wenn der Schuldner den in den Händen eines Dritten befindlichen Wechſel freiwillig 
einlöſt, alfo freiwillig den Gläubiger der Spiel oder Wettſchuld in die Lage bringt, behalten 
zu können, was dieſer bei der Weiterbegebung des Wechſels erlangt hat, wird die Rück⸗ 
forderung ausgeſchloſſen; nur daun ift die Rechtslage fo, wie wenn der Schuldner unmittelbar 
an ſeinen Gläubiger geleiftet hätte. Die Unfreiwilligkeit der Zahlung kann namentlich daraus 
entnommen werden, daß der Schuldner den Wechſel vorher, wenn auch erſt nach der Weiter 
begebung an den Dritten, zurückgefordert hat. RG 51, 156; 52, 39; 77, 280; HoldheimsMSchr 
13, 27; vgl. auch abw. RG 35, 196; 47, 50. Unbefugte Indoſſierung des für eine Spiel oder 
Wettſchuld gegebenen Wechſels durch den Gläubiger in der Abſicht, dem Schuldner den Ein 
wand nach $ 762 abzuſchneiden und fo einen vom Geſetze mißbilligten Vermögensvorteil zu 
erlangen, kann auch nach 8 826 ſchadenserſatzpflichtig machen (RG 51, 360; 56, 321). Wird 
vom Schuldner ein Wechſel, der zugleich fremde Unterſchriften trägt, an den Gläubiger indoſſiert, 
ſo hat das eigene Indoſſament zwar zu Laſten des Schuldners keine verpflichtende Wirkung, 
es ſetzt aber den Gläubiger in den Staud, gegen die übrigen Wechſelſchuldner vorzugehen. — 
Ein Schuldanerkenntnis der Sache nach kann in die äußere Form des Vergleichs gekleidet 
werden; ein ſolcher nur ſcheinbarer Vergleich (8 117 Abſ 2), mag er gerichtlich (RG 37, 418) 
oder außergerichtlich geſchloſſen fein, fällt unter Abſ 2 (RG 49, 193). Beſteht aber im Ernſte 
eine Ungewißheit der Vertragsſchließenden darüber, ob im gegebenen Falle eine gültige Ver⸗ 
bindlichkeit entſtanden ſei, insbeſondere ob der vorliegende Vertrag den Charakter des Spieles 
oder der Wette im Sinne des Geſetzes habe, z. B. ob er ein gültiges Kauf, oder Kommiſſions⸗ 
geſchäft, ein gültiges Börſentermingeſchäft oder ein klagloſes Differenzgeſchäft ($ 764) fei, fo 
iſt der zur Beſeitigung dieſer Ungewißheit geſchloſſene Vergleich wirkſam, mochte der Ver. 
trag auch in Wahrheit Wette oder Spiel ſein und deswegen eine Verbindlichkeit nicht beſtehen 
(vgl. RG 49, 192; JW 02 Beil 264191; OLG 4, 284; 8 779 A 3a). Dieſer Vergleich findet 
ſeine Rechtsgrundlage in dem geſetzlich gebilligten Zwecke der Streitbeilegung und kann wegen 
eines innerhalb des Streitgebiets liegenden Irrtums nicht mit dem Einwande aus $ 779 Abſ 1 
oder mit der Anfechtung aus 8 119 bekampft werden (vgl. R IW 05, 68915 § 779 A 6a, e). 
Wird durch einen Vergleich nicht die Ungewißheit darüber, ob im Hinblicke auf die Vorſchriften 
über Spiel und Wette eine Verbindlichkeit beſteht, ſondern über andere Fragen beſeitigt, 

H. in betreff des Zuſtandekommens des Vertrags überhaupt (RG IW O1, 62112) oder über 
die Art und Weiſe der Erfüllung (NG JW 97, 60826), fo entſteht keine Verbindlichkeit von 
größerer Kraft, als fie $ 762 Abſ 1 verleiht (Ro IW 02 Beil 255166). Das über den Vergleich 
Geſagte findet auf den ſelbſtändigen Schiedsvertrag (85 1025 ff. ZPO) entsprechende 
Anmendung: der Schiedsvertrag als Nebenabrede eines Spiel: oder Wettvertrags iſt ebenſo⸗ 
wenig verbindlich wie der Hauptvertrag (RG IW 1915, 100512, vgl. 8 1041 ZRH). 
S. ferner Vorbem vor 3 779 und RG 43, 407; 56, 19; 58, 151% 27, 378; 86, 245; JW̃ 
05, 40128). — Die Unverbindlichkeit des Hauptvertrags ergreift auch die eine Nebenabrede 
bildende Zuſtändigkeitsvereinbarung (R JW 1915, 791). — Die Beweislaſt dafür, 
daß eine Verbindlichkeit zum Zwecke der Erfüllung einer Spiel oder Wettſchuld eingegangen 
iſt, trifft im Zweifelsfalle denjenigen, der ſich darauf beruft (MG JW 00, 15729). 
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5. Nebenverträge in bezug auf Spiel und Wette. Die Vorſchriften des § 762 beruhen 
nicht nur auf dem Gedanken, daß Spiel- und Wettverträge — wenn ſie auch an ſich nicht 
gegen die guten Sitten verſtoßen (5 138) — des Rechtsſchutzes nicht würdig ſind, ſondern 
auch auf der Vorſtellung, daß namentlich das Spielen und Wetten auf Borg erhebliche fittliche 
und wirtſchaftliche Gefahren mit ſich bringt. Aus dieſen Gründen wird jeder Zwang zur 
Berichtigung einer Spiel- und Wettſchuld ausgeſchloſſen. Das iſt von Bedeutung 
namentlich für Auftrag und Geſchäftsbeſorgung (§ 675) in bezug auf Spiel und Wette. 
Der Zweck des Geſetzes würde vereitelt, wenn jemand, der einen anderen für ſich ſpielen oder 
wetten und die Spielverluſte und einſätze oder die Wettbeträge für ſich auslegen läßt, alſo 
ſeinerſeits auf Borg ſpielt oder wettet, von ſeinem Beauftragten oder Geſchäftsbeſorger zur 
Zahlung der entſtandenen Schuld (Auslagen, Vergütung) gezwungen werden könnte. Solche 
Anſpruche müſſen daher den eigentlichen Spiel. und Wettſchulden gleichgeachtet werden. 
Das für den Auftrag Geltende iſt auch auf das Kommiſſionsgeſchäft (CB 88 383 ff.: vgl. 
Vorben 2 vor $ 662) anwendbar (MG 51, 156; MWSt 36, 205; JW 06, 22812; 23 1920, 5771; 
OLG 12, 276; vgl. RG 34, 266; 40, 259; auch Börſch § 70). Was den Auftraggeber an⸗ 
langt, jo hat er gegen den Beauftragten keinen Anſpruch auf Ausführung des Auftrags oder 
auf Schadenserſatz wegen Nichtausführung (RG 40, 256; ORG 14, 30). Der Beauftragte 
iſt jedoch, da das Geſchäft nicht unſittlich ift, gemäß § 667 zur Herausgabe des Erhaltenen 
und Erlangten verpflichtet, wogegen er ſeine Aufwendungen abrechnen kann ($ 670); dadurch 
wird nicht das Spiel gefördert, ſondern nur der Gewinn an den befördert, dem er gebührt 
(vgl. RG 40, 258; 51, 156; auch RW 58, 280; OLG 12, 276; 14, 30). Man kann alſo nicht 
ſagen, daß das Geſetz unter Vereitelung ſeines Zweckes umgangen werde. Auch dann, wenn 
der Spieler, der bereits verloren hat, einen anderen beauftragt, für ihn die Spielſchuld 
zu zahlen, erhält der Beauftragte durch die Zahlung einen klagbaren Erſatzanſpruch gegen 
den Auftraggeber (vgl. auch RG 45, 160: betrifft das gemeine Recht). — Gleiches wie für 
den Auftrag gilt im allgemeinen für den Dienſtvertrag zum Zwecke des Spieles oder der 
Wette. Insbeſondere erſcheint die Auwendung des 8 762 nach ſeinem Zwecke auch bei An⸗ 
ſprüchen auf Auslagen dann geboten, wenn zur Beförderung der Spielluſt beſondere Veran⸗ 
ſtaltungen in Wetttommiſſionsburcaus u. dgl. geſchaffen ſind. Ob ein Unternehmen dieſer 
Art poligeilich geſtattet iſt, berührt nicht die Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes über die 
Wirkſamfeit der Geſchäfte (vgl. NG JW 06, 22818; Gruch 47, 932). — Auch aus einem 
Geſellſchaftsvertrage konnen Anſprüche auf Mitwirkung bei Spiel oder Wette oder auf 
Zahlung von Beiträgen zu Spiel⸗ oder Wettzwecken nicht entitehen. Iſt ein Gewinn bereits 
gemacht worden, ſo kann deſſen Verteilung verlangt werden. Ob ein Anſpruch auf Mit⸗ 
tragung eingetretenen Verlustes anzuerkennen ſei, iſt ſtreitig; die Frage wird, ſofern keine 
Umgehung des § 762 beabſichtigt iſt, zu bejahen fein (vgl. auch MG 43, 150: betrifft das ge⸗ 
meine Recht). — Grundſätzlich zu ſcheiden vom Auftrag iſt das Darlehn, welches von einen 
Dritten zu Spiel oder Wette gegeben wird. Denn es iſt zu beachten, daß beim Darlehn der 
Spieler oder Wetter die Verfügung über die dargeliehene Summe erhält, und daß zwiſchen 
der Eingehung einer Darlehnsſchuld, auch wenn aus dem Dargeliehenen eine Barleiſtung für 
Spiel oder Wette gemacht wird oder gemacht werden ſoll, und dem Spielen oder Wetten 
auf Borg ein erheblicher Unterſchied beſtehen bleibt. Das zu Spiel: oder Wettzwecken von 
einem Dritten gegebene Darlehn fällt daher nicht unter § 762. Anders, wenn der Ge⸗ 
winner dem Verlierer ein Darlehn gibt, damit er daraus die Spiel- oder Wettſchuld an ihn 
bezahle; auf ein ſolches Darlehn findet die Vorſchrift des § 762 Abſ 2, wenn nicht . 
bare, ſo doch entſprechende Anwendung (vgl. Komm. zu 8 748 des RTEntw; e 
02, 369% ROß 25, 290; OLG 8, 83). Ob ein zum Zwecke des Spieles oder der Wette 
gegebenes Darlehn gegen die guten Sitten verſtößt, daher nach § 138 nichtig 5 muß 
nach den beſonderen Umſtänden des Einzelfalls entſchieden werden und iſt je nor yet: 
ſchiedenen Lage des Falles z. B. in RG 70, 1 bejaht, in RG 67, 355 verneint worden. 75 ferner 
Oe 5, 103, 6, 448; 18, 34; 20, 232 und Prot 2, 795ff. Die Gewährung I lt eines 
größeren Darlehns verſtößt nicht ſchon allein deshalb gegen die guten Sitten, 15 0 dem 
Daxlehnsnehmer die Möglichkeit verſchaffen ſollte, an einer öffentlichen Eh Bi a 
zu ſpielen, um vorher dort erlittene Verluſte wieder einzubringen. Beſondere 110 n aber 
tonnen das Geſchäft als unſittlich erſcheinen laſſen. Co verſtößt es gegen 55. guten Et 
wenn ein Klub, der hauptſächlich zu dem Zwecke gegründet iſt, ſeinen 1 5 12 ein Glücks 
ſpiel mit hohen Einfäßen zu ermöglichen, dieſen während des Spieles ide er der 
Klubkaſſe gibt, um ihre Spielluſt anzuregen oder ſie bei Verluſt zur en N id pieles 
in den Stand zu ſetzen und dadurch den eigenen Gewinn zu vergrößern: 709 (ef gleiche Be⸗ 
urtetiung wird in der Regel auch dann Platz greifen müſſen, wenn das Darlehn von dem 
Kaffierer des Klubs oder von einer anderen an dem Klub und deſſen Einnahmen, z. B. durch 

bird Sag eines hohen Kartengeldes, beteiligten Perſon zu dem gleichen Zwecke gegeben 
wird (RG JW 1914, 29635; RG 18. 2. 18 VI 417/17). — Die vorſtehenden Bemerkungen 
betreffen nicht das ſtaatlich genehmigte Spiel (5 768 U 2)- 
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6. Geſetzlich verbotene Spiele. Es werden beftraft nach 9 284 StGB das gewerbs⸗ 
mäßige Glücksſpiel, nach § 286 die Veranſtaltung einer öffentlichen Lotterie oder einer 
öffentlichen Ausſpielung beweglicher oder unbeweglicher Sachen ohne obrigkeitliche Er⸗ 
laubnis. Spielverträge, welche den in dieſen Vorſchriften enthaltenen Verbotsnormen zu⸗ 
widerlaufen, find nach $ 134 nichtig (vgl. aber 8 763 A 4). Soweit Nichtigkeit eintritt, greifen 
die Vorſchriften der 85 812 ff. (814, 817) über ungerechtfertigte Bereicherung Platz (val. OLG 
20, 233). Nach $ 360 Nr 14 StGB wird ferner beſtraft, „wer unbefugt auf einem öffent⸗ 
lichen Wege, einer Straße, einem öffentlichen Platze oder in einem öffentlichen Verſamm⸗ 
lungsorte Glücksspiele hält“. Die in dieſer polizeilichen Strafvorſchrift enthaltene Verbots⸗ 
norm trifft jedoch nicht das Spiel ſelbſt, ſondern den Ort des Spieles, ſo daß nicht nach 
$ 134 der Spielvertrag nichtig iſt; es kommen daher 88 762, 763 zur Anwendung. — 
Auftrag, Dieuſtvertrag, Geſellſchaft in bezug auf verbotenes Spiel verſtoßen gegen 
die guten Sitten ($ 188) und find aus dieſem Grunde nichtig (vgl. auch RG 18, 242). 

7. Auf die vor dem 1. 1. 00 eingegangenen Spiel- und Wettverträge findet 8 762 gemäß 
Art 170 Ech keine Anwendung, 8 762 hat keine rückwirkende Kraft (R JW 08 Beil 314“). 
Iſt nach dem auf einen Spiel⸗ oder Wettvertrag anzuwendenden ausländiſchen Rechte 
die Forderung klagbar, ſo kann ſich gemäß Art 30 Ech der Schuldner dennoch auf die Klag⸗ 
loſigkeit berufen, da ein Zwang gegen den Zweck des 8 762 verſtoßen würde (vgl. auch RG 
37, 266, Bay Obs Gg 5, 361). 
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Ein Lotterievertrag oder ein Ausſpielvertrag!) iſt verbindlich, wenn die 
Lotterie oder die Ausſpielung ſtaatlich genehmigt ijt?). Anderenfalls finden 
die Vorſchriften des § 762 Anwendung?) 4) 5). 

E I 665 II 705; M 2 648; P 2 804, 


1. Die Lotterie ift ein Unternehmen, bei dem mehreren Perſonen (der Allgemeinheit 
oder einem beſchraukten Perſonenkreiſe) gegen Entrichtung eines Einſatzes (dazu RG Warn 
1915 Nr 216) Geldbeträge oder andere vertretbare Sachen nach einem vorher aufgeſtellten 
Plane derart ausgeſetzt werden, daß Gewinne oder Nieten von einer Ausloſung (Ziehung) 
oder einer anderen auf den Zufall geſtellten Art der Ermittlung abhängig find. Das Ermitt⸗ 
lungsverfahren kann danach verſchiedener Art ſein, es muß nur der Erfolg weſentlich vom 
Zufall abhängen; denn die Lotterie iſt im Sinne des bürgerlichen Rechtes ein Glücksſpiel 
(8 762 A 1). Vgl. R 60, 381; 77, 844; R St 34, 392; 36, 123. — Die Ausſpielung unter⸗ 
ſcheidet ſich von der Lotterie hauptſächlich dadurch, daß andere Gegenſtände als Geld oder 
ſonſtige vertretbare Sachen die Gewinne bilden. Sehr oft, aber nicht immer, wird bei 
der Ausspielung die Entſcheidung herbeigeführt durch eine dem Vergnügen oder der Erholung 
dienende Tätigkeit der dem Veranſtalter der Ausſpielung gegenüberſtehenden Beteiligten. 
Die Ausſpielung iſt ein Glücks- oder Geſchicklichkeitsſpiel (8 762 A 1). Die Ausſpielung kann 
im Gegenſatze zur Lotterie die mannigfachſten Formen annehmen; vgl. über das Gella⸗ 
verfahren oder Schneeballgeſchäft, das Hydraſyſtem und das Nabattſyſtem Multiplex RG 
60, 370; RES 34 S. 140, 321, 390, 403. — Privatrechtlich ſtehen Lotterie und Ausſpielung 
völlig gleich. Die Verträge werden zwiſchen dem Lotterie oder Ausſpielunternehmer einer- 
ſeits und dem einzelnen Spieler anderſeits geſchloſſen (vgl. A 5). Die Spieler ſtehen nicht 
infolge des Spielvertrags untereinander in einem Rechtsverhältniſſe. Es können aber 
einige von ihnen zu einer Geſellſchaft zuſammentreten (Lotteriegeſellſchaft, Lotteriegemein⸗ 
ſchaft; dozu PrGeſ. vom 19. 7. 11, GS. 175); vgl. auch $ 718 A 4, 6, § 727 A 1 und RG 
JW 08, 3244, RGSt 43, 55. — Das Wettunternehmen für öffentlich veranſtaltete Pferde⸗ 
rennen, Totaliſator, iſt feinem Weſen nach eine Lotterie, der Wettvertrag ift alſo nach § 763 
verbindlich, wenn das Unternehmen ſtaatlich genehmigt ift (ebenfo Planck Erl 2a; a. M. Stau- 
dinger A 1a; auch JW 1916, 12951). Nach dem jetzt maßgebenden Geſetz, betr. die Wetten 
bei öffentlich veranſtalteten Pferderennen, v. 4. 7. 05 (RG Bl 595) 8 1 iſt der Betrieb eines 
Wettunternehmens dieſer Art nur mit Erlaubnis der Landeszentralbehörde oder der von 
ihr bezeichneten Behörde zuläſſig. Wetteinſätze bei den danach behördlich genehmigten 
Wettunternehmern ſind nach § 763 Satz 1 verbindlich und nicht nach den Regeln des un⸗ 
klagbaren Spieles zu behandeln, dies übrigens, wie in RG 93, 348 dargelegt iſt, ſelbſt dann, 
wenn man, entgegen der hier vertretenen Auffaſſung, das Wetten an einem ſtaatlich ge⸗ 
nehmigten Wettunternehmen nicht als Lotterie oder Ausſpielvertrag im Sinne des § 763 

etrachtet. Ebenſo verbindlich iſt ein Auftrag oder Dienſtvertrag auf Geſchäftsbeſorgung 
(1075) zur Vornahme einer Wette bei einem behördlich genehmigten Wettunternehmen (RG 
93, 348; vgl. RGSt 46, 170). ©. auch LZ 1918, 8695. 

2. Die ſtaatliche Genehmigung wird durch Landesgeſetz geregelt. Welcher Bundesſtaat 
zuständig it, beſtimmt das öffentliche Recht. Staatliche Lotterien find als ſolche ohne 
weiteres genehmigt. Iſt die ſtaatliche Genehmigung erteilt, fo find die Lotterie⸗ und Ausſpiel⸗ 
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vertrage zwiſchen dem Unternehmer oder deſſen Vertreter (Kollekteur) und dem Spieler 
für das ganze Gebiet des Deutſchen Reiches voll wirkſam, nicht minder aber nach unverkenn⸗ 
barem Geſetzeswillen die auf der Grundlage des eigentlichen Lotterievertrags weiter vor⸗ 
kommenden Geſchäfte, namentlich der Verkauf, die Schenkung und Verpfändung eines Loſes. 
Sind die Loſe auf den Inhaber ausgeſtellt (88 793 ff.), fo iſt 8 763 Satz 1 auch im Falle des 
$ 794, obgleich ein Vertrag nicht geſchloſſen ift, entſprechend anzuwenden (vgl. § 793 A 1). 
Die ſtaatliche Genehmigung bewirkt, daß nicht nur der Unternehmer auf den noch nicht ent⸗ 
richteten Einſatz, ſondern auch der Spieler einen klagbaren Anſpruch erhält auf die vertrags⸗ 
mäßige (planmäßige) Vornahme der Ziehung und gegebenenfalls auf den Gewinn. Etwa 
nicht abgeſetzte Loſe mag der Unternehmer auf eigene Rechnung ſpielen (M 2, 649). Die mit 
einem gültigen Lotterie oder Ausſpielvertrag in Verbindung ſtehenden Nebenverträge 
(Auftrag, Dienſtvertrag, Geſellſchaft, ſ. § 762 A 5) find ebenfalls gültig. 0 

3. Die Vorſchriften des § 762 greifen auch Platz, ſoweit in einem Bundesſtaate Lotterien 
und Ausfpielungen der Genehmigung nicht bedürfen und deswegen auch tatſächlich nicht ge⸗ 
nehmigt werden. Die Zahlung des Kaufpreiſes für das Los einer nicht genehmigten Lotterie 
oder Ausſpielung iſt Erfüllung (vgl. 8 762 A 3). 

4. Verbotene Lotterien. In vielen Bundesſtaaten (vgl. z. B. PrGeſ. v. 29. 8.04, GS 255) 
iſt das Spielen in auswärtigen Lotterien im ſteuerlichen Intereſſe verboten und unter Strafe 
geſtellt. Dieſe Verbote haben nach der herrſchenden Anſicht für alle in einem anderen 
Bundesſtaate genehmigten Lotterien ihre privatrechtliche Wirkung verloren (RG 48, 178; 
RGSt 48, 57). Der Unternehmer kaun alſo auf Einzahlung vereinbarter Einſätze, der Spieler auf 
Auszahlung des Gewinns klagen. Dagegen werden nach ebenfalls jetzt herrſchender Anſicht 
die landesgeſetzlichen Strafbeſtimmungen vom $ 763 nicht berührt (RGSt 33 S. 196, 885; 
36, 260; 39, 2). — Was die außerdeutſchen Lotterien anlangt, fo find dieſe niemals staatlich 
genehmigt im Sinne des § 763 (A 2). Daraus und aus dem Verbote dieſer Lotterien folgt jedoch 
noch nicht, daß dem in einer außerdeutſchen Lotterie Spielenden keine Rechte gegen den aus: 
ländiſchen Unternehmer zuſtehen. Denn das Rechtsverhältnis zwiſchen den Vertragſchließen⸗ 
den unterſteht regelmäßig dem Rechte des auswärtigen Staates (vgl. auch RG Gruch 46, 1179). 
Entſteht hiernach ein Auſpruch auf den Gewinn, fo darf auch nicht geundfählich die 
Gültigkeit von Verträgen verneint werden, die das gemeinſame Spielen (A 1 a. E.) in einer 
ſolchen Lotterie betreffen. Selbſtverſtäudlich kann inſoweit kein Rechtszwang ſtattfinden, als 
ein Handeln verlangt wird, durch das ſich der in Anſpruch Genommene der Begehung einer 
geſetzlich unter Strafe geſtellten Handlung oder der Teilnahme an einer ſtrafbaren Handlung 
ſchuldig machen würde. Ausgeſchloſſen ſind alſo insbeſondere klagbare Anſprüche darauf, das 
Los zu erwerben, auf Zahlung des verſprochenen Auteilspreiſes, auf Fortſetzung des be⸗ 
gonnenen Spieles oder auf Schadenserſatz wegen Nichtausführung des Spieles. Dagegen 
iſt nicht ausgeſchloſſen der Anſpruch auf Auszahlung des Gewinnanteils oder auf Abtretung 
des Gewinnanſpruchs. Auch der Erwerb des Eigentums oder Miteigentums an dem Loſe 
oder Gewinne wird nicht gehindert (vgl. R 58, 277 und dort angef. RGE). — In bezug 
auf das jeweils zur Anwendung kommende Verbotsgeſetz iſt durch Auslegung ſeſt zu. 
ſtellen, wieweit das Geſetz in die Vertragsfreiheit eingreifen will, insbeſondere ob er 
Geſetzeszweck die Nichtigkeit des in Betracht kommenden Geſchäfts verlangt ($ 184). 5 
das im Totaliſatorgeſetz v. 4. 7. 05 (A 1 a. E.) 88 3, 6 enthaltene Verbot (dazu RES 30, 200, 
44, 174; 47, 411; 48, 200) wird man annehmen dürfen, daß es lediglich aus finanspolitiſchen 
Erwägungen hervorgegangen iſt, daher Geſchäftsnichtigkeit nicht nach ſich zieht. Bon 210 
übrigen Perbossgeſeben |. außer Sch 9 $ 286 GewO g 148 Ar Hab, $ 86 Af, der 80 
Nr 2, § 56e; NGef. betr. Juhaberpapiere mit Prämien v. 8. 6. 71 und AbzGh v. 10.0. 

8 7. — Sittenwidrigkeit des Vertriebs Hamburgiſcher Lotterieloſe in Preußen durch Stroh ⸗ 
männer ſ. OLG 30, 339. 5 Ken di 

5. Für den Vertrag zwiſchen dem Losverkäufer (Kollekteur) und dem aue e 1 0 
allgemeinen Rechtsregeln. Zahlreiche Rechtsſtreitigkeiten entſtehen darüber, ob da I. ot 
des — ſpäter mit einem Gewinne gezogenen — Loſes rechtzeitig angenommen ist. Im all. 
gemeinen iſt bei Losangeboten davon auszugehen, daß das Angebot hinfällig werden 
ſoll, wenn das Los gezogen wird, bevor das Angebot in der gat 
denn nach der Ziehung kommt nicht mehr ein Hoffnungskauf (8 433 A 2), o 208). auf 
einer entſtandenen unbedingten Gewinnforderung in Betracht (RG 50, 193; O0, der ſch Auch 
die Zuſendung des Erneuerungsloſes für die höhere Klaſſe an einen 1 er ſchon in 
der niederen Klaſſe geſpielt hat, führt in der Regel zur Übertragung des er nur dann, 
wenn der Spieler das Los vor der Ziehung bezahlt. Stets bleibt aber abt inzelfalle zu 
prüfen, ob das Angebot einen anderen Willen des Anbietenden erkennen lahr. 5 ift es in 
dem vorangeführten Falle denkbar, daß der Kollekteur das Los dem Spieler auf Vorg über 
aſſen wollte; dazu bedarf es aber des Nachweiſes einer Vereinbarung, und eine ſtillſchwei⸗ 
gende Vereinbarung iſt ausgeſchloſſen, wo die zugeſandten Bezugsbedingungen erfehen laſſen, 

B ein Spielen auf Borg überhaupt nicht stattfinden folle (RG 7. 6. 02 J 63/02). Über 
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das Nichtzuſtandekommen eines Lotterievertrags wegen Nichtbezahlung des Loſes |. noch 
OLG 28, 219, auch OLG 36 S. 118, 120. Beſteht bereits eine längere Geſchäftsverbindung 
unter den Parteien, jo kann unter Umſtänden die Annahme (88 145 ff.) eines vorbehaltloſen 
Losangebots ſchon durch Nichtzurückſenden geſchehen (vgl. RG 48, 178). Wird ein Lotterie⸗ 
los in einem Zeitpunkte angeboten, wo damit gerechnet werden muß, daß die Ziehung 
vor der Annahme ſtattfinden werde (3. B. Angebot eines Erſatzloſes während der 
Ziehung für ein mit einem geringen Gewinne gezogenes Los), fo iſt ohne ausdrücklichen 
Vorbehalt das glückliche Herauskommen des Loſes kein Hindernis für die Annahme. Auch 
der bekannte Eigentumsvorbehalt des Kollekteurs an dem Loſe (Klausel: Los bleibt bis zur 
Bezahlung unſer Eigentum) iſt in dieſem Falle belanglos, weil in dem Vorbehalte keine Er⸗ 
klärung des Inhalts liegt, daß ein vor der Bezahlung gezogener Gewinn nicht dem Emp⸗ 
fänger des Loſes, der es demnächst zahlt, zuſtehen ſolle. (Vgl. RG 50, 194; 59, 298). — 
Über eine Klage des Gewinners unmittelbar gegen das mit dem Vertrieb der Loſe einer 
Geldlotterie betraute Bankhaus . OLG 24, 411. — Über die Verjährung des Anſpruchs 
der Losvertreiber |. $ 196 Abſ 1 Nr 5, Abſ 2, 8 201. 


§ 764 
Wird ein auf Lieferung von Waren oder Wertpapieren lautender Vertrag 
in der Abſicht geſchloſſen, daß der Unterſchied zwiſchen dem vereinbarten 
Preiſe und dem Börſen⸗ oder Marktpreiſe der Lieferungszeit von dem 
verlierenden Teile an den gewinnenden gezahlt werden ſoll, ſo iſt der Ver⸗ 
trag als Spiel anzuſehen!). Dies gilt auch dann, wenn nur die Abſicht des 
einen Teiles auf die Zahlung des Unterſchieds gerichtet iſt, der andere Teil 


aber dieſe Abſicht kennt oder kennen muß)) ). 
M 2 647; P 2 804; RTKomm 55. 


1. Die Vorſchriften des § 764, die auf der Rechtsprechung des Reichsgerichts Füßen, 
wie ſie ſich zur Zeit der Verabſchiedung des Bürgerlichen Geſetzbuchs entwickelt hatte (RG 
52, 251; JW 02, 2077) regeln das ſog. Differenzgeſchäft (von der Hamb. Neuen Falliten⸗ 
Ordnung v. 1753 Art 104 als Windhandel bezeichnet, vgl. auch NG 34, 91). Das offene 
Differenzgeſchäft kommt gegenwärtig (vgl. aber RG 34, 87) außerordentlich ſelten vor; denn 
es entſpricht nicht dem Handelsbrauche, in einem ſpäteren Zeitpunkte nach Vertragswortlaut 
zu liefernde Waren oder Wertpapiere (vgl. HGB 1 Abſ 2 Nr 1; R& 47, 106) unter der 
ausdrücklichen Abmachung zu handeln, daß ſie nicht wirklich geliefert werden, ſondern daß 
nur der Unterſchied zwiſchen dem vereinbarten Preiſe und dem Börfen- oder Marktpreiſe 
(8 385 A 1) der Lieferungszeit — des ſog. Stichtages — von dem verlierenden Teile an den 
gewinnenden gezahlt werden ſolle. Es kommt aber nicht ſelten vor, daß die unausgeſprochene 
Abſicht der Vertragsparteien auf die Zahlung dieſes Preisunterſchiedes gerichtet iſt: ver 
decktes Differenzgeſchäft. Der Vertrag „lautet“ nur, er iſt nur zum Schein gerichtet 
auf wirkliche „Lieferung“. Die tatfähliche Feſtſtellung, daß ein verdecktes Differenzgeſchäft 
vorliegt, kann im Einzelfalle ſchwierig ſein. Die Gerichte ſind oft auf Schlußfolgerungen 
aus begleitenden Umſtänden angewieſen (Unzulänglichkeit des Vermögens des Käufers oder 
Verkäufers, Höhe der Umſatze, fehlende Beziehung des Geſchäfts zur Verufstätigkeit des Ver⸗ 
tragſchließenden, öftere Käufe und Verkäufe der nämlichen Papiere, Abwicklungsart früherer 
ähnlicher Geſchäfte, Eigenſchaft der gehandelten Papiere als bekannter Spielpapiere; die ge · 
fliſſentliche Bemerkung einer Vertragspartei, „ſie mache nur Effektivgeſchäfte“, iſt unter Um⸗ 
ſtänden nur eine leere Rede). Vgl. z. B. Rh 79 S. 234 (239) u. 381 (387). Über die Feſt⸗ 
ſtellung der Spielabſicht aus dem Mißverhältnis zwiſchen den Mitteln des Termingeſchäfte 
Abſchließenden und dem Umfang ſeiner Geſchäfte und über die Beweislaſt dabei ſ. auch 
RG Warn 1914 Nr 157. Vgl. ferner RG Warn 1917 Nr 207. Liegen die Vorausſetzungen 
eines Differenzgeſchäfts im angegebenen Sinne vor, fo wird ſeine Behandlung als Spiel 
nach 8 764 nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß es nicht ausſchließlich der Befriedigung der Spiel. 
ſucht dient, ſondern aus Gründen wirtſchaftlicher Zweckmäßigkeit vorgenommen worden iſt 
(vgl. OLG 36, 121; beſtr.). — Das Differenzgeſchäft darf ſelbſtverſtändlich nicht mit einem 
Kaufgeſchäfte verwechſelt werden, das in der Abſicht abgeſchloſſen wird, durch demnächſtige 
Weiterveräußerung des Kaufgegenſtandes am Preiſe zu verdienen. Das Geſetz will nicht 
zuwider der Rechtſprechung des Reichsgerichts, auf der es beruht, das gewöhnliche Liefe⸗ 
runasgeſchäft treffen, das auf wirkliche Lieferung und auf wirklichen Empfang der Waren 
oder Wertpapiere abzielt, und bei dem die Zahlung des Preisunterſchiedes nur unter beſon⸗ 
deren Umſtänden, z. B. als Erſat des abſtrakten Schadens oder gemäß einer nachträglich 
getroffenen Vereinbarung, für die Vertragſchließenden in Betracht kommt. Das Geſetz iſt 
vielmehr allein auf ſolche Geſchäfte abgeſtellt, bei denen die Abſicht der Beteiligten oder 
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doch eines Teiles (Satz 2) in erſter Linie und hauptſächlich auf die Zahlung des bezeichneten 
Preisunterſchiedes, nicht auf wirkliche Lieferung gerichtet iſt. Andererſeits kann aber das 
Differenzgeſchäft nicht außerhalb des Geſetzesbereichs geſtellt werden durch ſeine Abwicklung 
in der üblichen Form des Gegengeſchäfts (Deckungsgeſchäfts); wenn der Verkäufer nach 
Abſchluß des Differenzgeſchäfts einen entſprechenden Kauf oder der Käufer einen ent⸗ 
ſprechenden Verkauf abſchließt, ſo wird der Charakter des erſten Geſchäfts dadurch nicht ge⸗ 
ändert (vgl. auch RG 30, 219; 84 S. 89 187; 79, 238). Die Erledigung des erſten Geſchäfts 
(Spekulationsgeſchäft) durch ein zweites Geſchäft (Realiſationsgeſchäft) betrifft hier nur die 
Form der Abwicklung der Spekulation, ohne die dem erſten Geſchäfte zugrunde liegende Spiel: 
abficht der Vertragsparteien zu befeitigen. Zum Zwecke der Abwicklung auf dem Wege der 
Skontration ($ 387 A 1) find an bedeutenderen Börſenplätzen auf Grund von Vereinbarungen 
der Banken untereinander (Liquidationsvereinigungen) für den Handel mit Wertpapieren 
Abrechnungsſtellen eingerichtet, welche die Abwicklung der Zeitgeſchäfte auf Grund des vom 
Börſenvorſtande zwei Werktage vor Ultimo im Anſchluſſe al den Tageskurs feſtgeſetzten 
ſog. Liquidationskurſes vermitteln. Dieſer Liquidationsturs darf nicht mit dem „Börſen⸗ 
oder Marktpreiſe der Lieferungszeit“ verwechſelt werden. Jene Abwicklung (Abnahme 
der Wertpapiere zum Liquidationskurſe von den durch die Abrechnungsſtelle beſtimmten 
Mitgliedern des Liquidationsvereins; Regelung des Unterſchiedes zwiſchen dem Liquidations⸗ 
kurſe und dem Vertragskurſe unter den Vertragſchließenden) iſt keine endgültige, 
ſondern nur eine Zwiſchenregelung. Denn es kann ſich ſelbſtverſtändlich noch ein Unterſchied 
zwiſchen dem Kurſe am Lieferungstage (Stichtage) und dem Liquidationskurſe herausstellen. 
Behufs völliger Abwicklung des Geſchäfts iſt dann auch dieſer Unterſchied unter den Vertrag⸗ 
ſchließenden auszugleichen. N 
2. Die Feſtſtellung der zur Zeit des Vertragsabſchluſſes vorhandenen auf die Zahlung 
des Preisunterſchiedes gerichteten Geſchäftsabſicht der Vertragſchließenden wird vom 
Geſetze durch die Vorſchrift erleichtert, daß dieſe Abſicht nur bei dem einen Teile feſtgeſtellt zu 
werden braucht, wogegen bei dem andern Teile ausreichend ift, daß er die Abſicht kennt oder 
(nach den Umſtänden: Natur und Umfang der Geſchäfte, Beruf des Gegners, Vermögens per 
hältuiſſe uſw. vgl. A 1) kennen muß, d. h. infolge von Fahrläſſigkeit nicht kennt ($ 122 Abſ 2). 
Es genügt alſo, die auf Zahlung des Preisunterſchiedes gerichtete Abſicht auf der einen und 
ſchuldhafte Nichtkenntnis dieſer Abſicht auf der anderen Seite nachzuweiſen. Selbſt von einer 
ſtillſchweigenden Einigung der Parteien über den Ausſchluß der wirklichen Lieferung und die 
Zahlung des Preisunterſchiedes wird abgeſehen (RG JW 07, 74415; vgl. auch JW 98, 145 .), 
Man könnte hierin die eigenartige geſetzliche Regelung eines beſonderen Falles aus dem Ge⸗ 
biete der Erklarungstheorie (RG 58, 235; 68, 127) finden. — Der Kaufmann, der ſich bei Deut 
Abſchluſſe von Zeitgeſchäften auf Lieferung von Waren oder Wertpapieren der Verniituung 
eines Agenten bedient, muß die Kenntnis dieſes Agenten von der Spielabſicht des anderen 
Vertragsteils gegen ſich gelten laſſen, und zwar auch dann, wenn zwiſchen den Verlragsnenon 
unterſchriftlich vollzogene Schlußſcheine gewechſelt find und dieſe auf wirkliche e 
lauten (RG 30 S. 217, 28; 36, 248; 51, 151; JW 1898, 36028; 1899, 99°%; 1910, 2640. 
— Der Verkehr hat ſich dem Geſetze auf verſchiedenen Wegen zu entziehen geſucht. 3 704 
trifft nicht das ernſtgemeinte Kaſſageſchäft (ſofortige Lieferung gegen ſofortige Bahlung, 
Tageskauf zum Tageskurſe, Tagesgeſchäft). Mag auch das Kaſſageſchäft in Epetnlations- 
abſicht geſchloſſen werden, mag der Käufer nicht eine dauernde Vermögensanlage in den 
gekauften Papieren, ſondern vielmehr beabſichtigen, dieſe demnächſt wieder zu verkauſen, fo 
fehlt doch das weſentliche Merkmal des Differenzgeſchafts, daß durch ein einheit ches Zeit. 
geſchäft um den Unterſchied des vereinbarten Preiſes und des ungewiſſen Börſen ober Markt⸗ 
preiſes am fpäteren Stichtage geſpielt wird. Bei dem Kaſſageſchäfte fehlt dieſer Stichtag, 
nach welchem der zweite Preis zu beſtimmen iſt, der zu dem erſten, dem vereinbarten Preiſe 
ius Verhältnis behufs Berechnung des Preisunterſchiedes geſetzt werden könnte, Wenn auf 
den Kaſſakauf ſpäter ein Verkauf folgt, fo kann zwar zwiſchen dem Kauf- und Verkaufepreiſe 
zugunſten oder zum Nachteile des Spekulanten ein Unterſchied beſtehen, aber hier {it das 
Spekulations“ mit dem Real. ſationsgeſchäft nur rein wirtſchaftlich verbunden (dal. dich 
52, 250; 66, 97; JW 02 S. 25724, 44511 Beil 199; 03 Beil 100226, 07, 278%). Speku, 
latſon iſtnicht Spiel ch Warn 1915 Nr 207). Der Charakter des Differenzgeſchafts 
geht aber dadurch nicht verloren, daß die Beſtimmung des Stichtags in das Belieben eines 
der Vertragſchließenden geftellt wird (RG JW 04, 29116; R Warn 1917 Nr 54). = Diffe⸗ 
renzcharakter kann auch bei ſolchen Kaſſageſchäften nicht als beſeitigt angeſehen werden, die mit 
der Vereinbarung verbunden ſind, die gekaufte Ware ſolle unter Stundung des Kaufpreises au 
einem beſtimmten Tage für Rechnung des Käufers wieder verkauft werden (Raſſatonto⸗ 
urrentgeſchäft, Kaſſakonto“, Kontogeſchäft). Geſchafte dieſer Art werden 
6. 8 Scheine ($ 117) vorgenommen, um das wirklich gewollte Differenz piel zu verdecken 
Kii l Belaſtung mit dem Ankaufspreiſe am 3. April und im voraus mit den Zinſen bis 
imo April auf der Sollſeite der laufenden Rechnung, formeller Verkauf Ultimo April und 
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Gutſchrift dieſes Verkaufspreiſes auf der Habenſeite); das Kaſſageſchäft bildet hier nur die 
Verkleidungeines Spielgeſchäfts, das mit dem Umſatz von Waren oder Wertpapieren 
nichts gemein hat (vgl. auch RG 52, 254; 59, 321; JW 03 Beil 100225, 06, 1412). Ob auf 
dieſes Geſchäft 8 764 oder unmittelbar $ 762 angewendet wird, iſt ohne Erheblichkeit, da die 
Kenntnis des einen Teiles von der Spielabſicht des anderen Teiles zum Weſen des Kaſſakonto⸗ 
kurrentgeſchäfts“ gehört. Auch Kaſſageſchäfte können alſo Spielgeſchäfte fein. Was die Be- 
weisfrage betrifft, ſo iſt zu beachten, daß gewiſſe Anzeichen, wie insbeſondere die Unzuläng⸗ 
lichkeit des Vermögens des Käufers, die Eignung der Wertpapiere als Spielpapiere und das 
Unterbleiben der Lieferung, beim Kaſſageſchäft im Gegenſatz zum Zeitgeſchäft regelmäßig 
nicht genügen, die Spielnatur des Geſchäfts zu beweiſen. Man darf ſie aber deshalb nicht 
als bedeutungslos bezeichnen. Vielmehr muß ſtets nach der Geſamtheit aller Umſtände, 
wozu auch die erwähnten gehören, geprüft werden, ob es ſich um ernſtlichen Kauf und Verkauf 
oder nur um Spiel handelt (RG 91, 42; RG Warn 1919 Nr 35). Lediglich daraus, daß 
ein Kaſſageſchäft ſich zwiſchen vielen zweifelloſen Differenzgeſchäften befindet, kann noch nicht 
gefolgert werden, das Kaſſageſchäft ſei ebenfalls nicht ernſtlich gewollt und verſchleiere nur 
das Spielen um den Kurs (RG IW 02, 4451). Die Natur des eigentlichen Kaſſageſchäfts 
wird ferner regelmäßig dadurch nicht in Frage geſtellt, daß die Ware oder das Papier nicht 
in den Beſitz des Käufers gelangt, ſondern alsbald weiterverkauft wird, oder daß nur 
die wirkliche Lieferung hinausgeſchoben wird oder daß der eine Teil den Kaufpreis dem 
anderen Teile gegen Zurückbehaltung der auf ſofortige Lieferung gekauften Papiere einſt⸗ 
weilen ſtundet (vgl. W& 52, 253; 59, 323; Holdheims un Schr 14, 238). — Ein ernſtlich ge- 
meintes Prolongationsgeſchäft iſt kein Differenzgeſchäft, wenn das urſprüngliche Ge⸗ 
ſchäft auf wirkliche Lieferung gerichtet war (RG 30, 219). Wird aber bei der Prolongation 
die wirkliche Lieferung ausgeſchloſſen und an ihre Stelle die Differenzzahlung geſetzt, fo iſt 
$ 764 anzuwenden (vgl. R IW 93 S. 31228, 4477; 00, 29714). — Liegt bei der 
Kommiſſion kein eigentlicher Auftrag vor, geht vielmehr die Abſicht dahin, die zu kaufen⸗ 
den oder zu verkaufenden, Waren oder Wertpapiere nicht wirklich abzunehmen oder zu liefern, 
ſondern nur die Preisdifferenz zu bezahlen, ſo iſt ebenfalls § 764 anzuwenden. Ohne 
Belang iſt es, ob der Kommiſſionär ſeinerſeits mit einem Dritten ein wirkliches Lieferungs⸗ 
geſchäft eingeht (vgl. Ach 34 S. 90, 264; ZW 04, 2911). — Liegen die Vorausſetzungen für 
die Annahme eines Differenzgeſchäfts vor, fo iſt $ 764 auch dann anzuwenden, wenn der 
Differenzſchuldner Thon beim Abſchluſſe des Geſchäfts die Abſicht hatte, den Differenz. 
einwand zu erheben. Die Erhebung dieſes Einwandes verſtößt ſelbſt in dieſem Falle nicht 
gegen die guten Sitten, ſo daß der Differenzgläubiger auch nicht einen Schadenserſatzanſpruch 
aus 8 826 erheben kaun (SeuffA 73 Nr 72). 

3. It das Differenzgeſchäft von der Partei, die den Differenzeinwand erhebt, nach⸗ 
gewieſen (RG JW 93, 35740; 00, 15720) oder etwa ohne weiteres vom Richter zu erkennen 
und daher von Amts wegen zu berückſichtigen, fo kommen die Vorſchriften des $ 762 über 
das Spiel zur Auwendung. Vgl. dort A 2ff. Fehlt eines der Merkmale des Differenz. 
geſchäfts, fo bleibt für den Richter noch die Prüfung übrig, ob die Merkmale des gewöhn⸗ 
lichen Spieles nach § 762 gegeben ſind, dieſe Vorſchrift alſo unmittelbar anzuwenden 
iſt. — Über vertragsmäßige Aufrechnung ſ. 8 762 A 2 g. E. Von Wichtigkeit iſt 
hier ein beſonderer Fall der vertragsmäßigen Aufrechnung, nämlich die — nach $ 782 form- 
loſe, im Verkehr meiſtens ſchriftlich gegebene — Anerkennung eines Saldos im Konto 
kurrentverhältnis. Sie ſteht der Zahlung gleich, denn die unwirkſamen Differenzgeſchäfte 
find nach $ 762 Abſ 1 Satz 2 erfüllungsfähig (vgl. R 38, 240; RO JW 03 Beil 357). Die 
Anerkennung des Schuldſaldos kann freilich nach 8 762 Abſ 2 dieſen nicht klagbar machen. 
Finden ſich auf der Sollſeite außer den Differenzſchulden voll wirkſame Schulden, fo werden 
nach der herrſchenden Anſicht die einzelnen Schuldpoſten durch die vertragsmäßige Aufrechnung 
in demſelben Verhältniſſe getilgt, in welchem die kleinere Geſamtſumme der Habenſeite zur 
Sollſeite ſteht (§8 306 Ab] 2, 389). Jeder Sollpoſten wird zu einem Bruchteile getilgt, deſſen 
Nenner der Geſamtbetrag der Sollpoſten und deſſen Zähler der Geſamtbetrag der Haben⸗ 
poſten war. Vgl. RG 56, 24; 59, 193; JW 05, 18759. — Die auf das Differenzgeſchäft vor⸗ 
genommene Zahlung von Einſchüſ ſen und Nachſchüſſen (original and additional margins, 
Margen, Depot) iſt regelmäßig entſprechend dem allgemeinen Verkehrswillen Hingabe zur 
Sicherung einer künftigen Differenzſchuld, nicht Leiſtung im Sinne des 8 702 Abſ 1 Saß 2 
(8 241). Solche Einſchüſſe können daher zurückgefordert werden. Vgl. RG 38, 232 und 
5 762 A 3, ſowie abw. N 30. 6. 09 1 359/08, Dig 00, 1267. — Über die Zahlung einer 
Vorprämie |. RG 79, 407; die Gründe dieſer Entſcheidung müſſen auf den beſonderen Fall 

er Vorprämie eingeſchränkt werden. a we 

4. Der Wirkungskreis des 8 764 iſt weſentlich eingeſchränkt worden durch das Börſen⸗ 
geſetz vom 22. 6. 96, vor allem aber durch die Abänderung dieſes Geſetzes v. 8. 5. 08 (neue 
Faſſung v. 27. 5. 08). Dazu die Kommentare. Hier ift für das Verhältnis zu den 88 762, 764 
nur folgendes hervorzuheben: a) Erlaubte Börſentermingeſchäfte (88 50-62). 
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Nach § 58 Börſch kann gegen Auſprüche aus den gemäß den Börſenbedingungen abge⸗ 
ſchloſſenen Börſentermingeſchäften in Waren oder Wertpapieren, die gemäß 8 50 zum 
Börſenterminhandel zugelaſſen find (offizieller Börſenterminhandel), von den 
jenigen, für die das Geſchäft nach den Vorſchriften der 88 53, 54 (dazu RG 87, 18), 57 (dazu 
NG 82, 181; 87, 221; 90, 250; 91 S 43, 377) verbindlich iſt, alſo namentlich von Vollkauf⸗ 
leuten, die in das Handelsregiſter eingetragen ſind, von berufsmäßigen Börſenleuten, von 
Börſenbeſuchern und von Perſonen, die im Inlande zur Zeit des Geſchäftsabſchluſſes weder 
einen Wohnſih noch eine gewerbliche Niederlaſſung haben (börfengefchäftsfähigen Perſonen), 
ein Einwand aus den 58 762 u. 764 BG nicht erhoben werden (Satz 1). Und ſoweit dieſer 
Einwand gegen die bezeichneten Auſprüche zuläſſig bleibt (bei der Beteiligung börſengeſchäfts. 
unfähiger Perſonen am offiziellen Boͤrſenterminhandel), ſinden die Vorſchriften des Börſc 
über Befriedigung aus einer beſtellten Sicherheit and über Zuläſſigkeit der Aufrech⸗ 
nung (88 54, 56) Anwendung (Satz 2). Für die bei Geſchäften über Wertpapiere unter Beobach⸗ 
tung beſonderer Förmlichkeiten beſtellten Sicherheiten beſtimmt § 54, daß, wenn auch nur 
der eine Vertragsteil eingetragener Kaufmann iſt, dieſer aus der Sicherheit Befriedigung 
ſuchen kann. Und $ 56 ſchreibt vor, daß gegen Forderungen aus Börſentermingeſchäften 
eine Aufrechnung auf Grund anderer Börſeutermingeſchäfte auch dann zuläffig iſt, wenn 
dieſe Geſchäfte für den Aufrechnenden eine Forderung linsbeſondere gegen einen Nichtkauf⸗ 
mann, 88 53, 54 Abſ 1) nicht begründen. Vorausſetzung für die Anwendung aller 
dieſer Vorſchriften und damit für die Ausſchließung des Einwandes aus den 88 762 u. 
764 bleibt aber, daß offizielle Börſentermingeſchäfte vorliegen; auf inoffizielle, 
wenn auch erlaubte Termingeſchäfte findet $ 58 keine Anwendung (RG 86, 406). Zu 
dieſen inoffiziellen Börſentermingeſchäften gehören nicht nur die über nicht 
zum Börſenhandel zugelaſſene Waren oder Wertpapiere abgeſchloſſenen Geſchäfte, ſondern 
auch ſolche über zugelaſſene Waren oder Wertpapiere, wenn ſie unter anderen als den 
amtlich feſtgeſetzten Bedingungen abgeſchloſſen worden ſind, vorausgeſetzt, daß die Abweichung 
einen weſentlichen Punkt betrifft (RG 86, 406; RG JW 1915 S. 791°, 100512; RG Warn 
1914 Nr 157; 1916 Nr 68); ebeuſo allgemein Geſchäfte, die an ausländiſchen Börſen ab- 
geſchloſſen werden (RG 76, 371; 79, 381; 89, 358; SeuffA 67 Nr 176). Dem Spiel⸗ und 
Differenzeinwand bleiben hiernach unterworfen alle Borſentermingeſchäfte 
— auch unter eingetragenen Kaufleuten oder anderen börſeugeſchäftsfähigen Perſonen — in 
ſolchen Waren oder Wertpapieren, die zur Zeit des Geſchäftsabſchluſſes zum Börſentermin⸗ 
handel nicht zugelaſſen (§ 50) waren, ferner die unter (weſentlich) anderen als den amtlich 
feſtgeſetzten Bedingungen und die an ausländiſchen Börſen abgeſchloſſenen Geſchäfte (in 
offizielle Börſeutermungeſchafte); dahin gehören u. a. die Wertpapiere, bei denen die 
Geſamtſumme der Stücke nach ihrem Nennwerte 20 Millionen Mark nicht erreicht (8 6 
Abſ 4), ſomit alle Kuxen, da dieſe überhaupt keinen Nennwert haben. Der Spiel, un 
Differenzeinwand bleibt ferner zuläflig, wenn von nicht börſengeſchäftsfähigen 
Perſonen Börſentermingeſchäfte in zugelaſſenen Waren oder Wertpapieren abgeſchlaſſen 
find, ſoweit nicht die angeführten Vorſchriften der 88 54 u. 56 über Sicherheit und An. 
rechnung Plaß greifen. b) Verbotene Börſentermingeſchäfte (88 68—70). Gegen An- 
ſprüche aus dieſen findet der Spiel⸗ und Differenzeinwand ohne Emjchräntung ſtatk. Ver 
boten find Börſentermingeſchäfte in Anteilen von inländiſchen (RG 88, 91) Bergwerks. 
und Fabrikunternehmungen (Aktien), ſoweit ſie nicht durch Genehmigung des 4 
zugelaſſen find (§ 63 Abſ 1), ferner in Waren oder Wertpapieren nach aussdrücdliche g Ber⸗ 
bote des Bundesrats (§ 63 Abſ 2; vgl. Bek. v. 20. 4.99 über die Unterſagung ute in 
terminhandels in Kammzug), endlich find unbedingt verboten Börſentermingeſcha 7 in 
Getreide oder Erzeugniſſen der Getreidemüllerei ($ 65). § 68 Börj®, deſſen Sa, fte 
§ 704 nachgebildet iſt, will den Differenzeinwand nicht etwa für alle Vitſente panbelerech 5 
in Getreide und Müllereierzeugniſſen regeln, ſondern uur das in $ 67 geordnete hanoe Be 4 
liche Lieferungsgeſchäft in dieſen Waren treffen, fofern es zum Börſenſpiel en Sl ) 
wird (vgl. RG 79, 234). Freilich hat der Differenzeinwand für die erbatener Ger en⸗ 
termingeſchäfte keine praktiſche Bedeutung mehr; denn bei den Termingeſchäfter f 2 . 
und Müllereierzeugniſſen kann der Schuldner ſogar das Geleiſtete gemäß 8, 66 Aa EL 
unn Dan rer und die übrigen verbotenen Börſentermingeſchäfte ſtehen dem Spiele 
völlig gleich (58 64, 69). g 

Verleitung zum Börſenſpiel |. Börſch 8 94. Die Verleitung r Gesche dann, 
wenn der Tatbeſtand dieſer Beſtimmung nicht erfüllt iſt, zur Nichtigkeit der Ie 10 nach 
$ 138 und zu Schadenserſatzanſprüchen des Verleiteten aus Vertrag und wegen unerlaubter 
Handlung nach § 826 führen (RG 90, 250; Nh Warn 1916 Nr 277). 


— 


Bürgſchaft 895 


Achtzehnter Titel 
Bürgſchaft 


1. Das weſentliche Merkmal des Bürgſchaftsvertrags iſt die darin dem Gläubiger eines 
Dritten gegenüber übernommene Verpflichtung, für die Erfüllung der Schuld dieſes Dritten 
perſönlich aufzukommen, und die dadurch bedingte Abhängigkeit der Bürgſchaftsverpflichtung 
von einer Hauptſchuld, mit der die erſtere ſteht und fällt (RG 71, 56; JW 1916, 9044; Warn 
1910 Nr 378; 1917 Nr 241). Der wirtſchaftliche Zweck des Bürgſchaftsvertrags ift die 
Sicherung des Gläubigers für den Fall, daß der Schuldner nicht erfüllen wird. Die Bürg⸗ 
ſchaft begründet daher keine Geſamtſchuld mit der Verbindlichkeit des Hauptſchuldners, der 
Bürge wird vielmehr Schuldner eines eigenen Schuldverhältniſſes, deſſen Gegenſtand nicht 
die Hauptſchuld ſelbſt, ſondern nur die Sicherung ihrer Erfüllung iſt. Vgl. 8 765 A 1. 

2. Die Bürgſchaftsverpflichtung iſt notwendig bedingt durch den Beſtand einer Haupt ⸗ 
ſchuld. Sie kann vor deren Entſtehung begründet werden in dem Sinne, daß ſie für eine 
künftig erſt erwartete Schuld übernommen wird (8 765 Abſ 2; |. § 765 A 5); aber die über · 
nommene Verpflichtung beginnt immer erſt mit der Hauptſchuld, deren jeweiliger Beſtand 
für fie maßgebend iſt (8 767), deren Veränderung auch fie verändert, und deren Erlöſchen auch 
ſie zum Erlöſchen bringt (RG 71, 56). Würde die Befriedigung des Gläubigers eines andern 
gerade für den Fall übernommen ſein, daß jenes Schuldverhältnis nichtig ſei oder in Wegfall 
kommen würde, jo liegt nicht ein Bürgſchafts⸗, ſondern ein Gewährvertrag (Garantiever⸗ 
trag) vor (j. unten Vorbem 6). Die Hauptſchuld kann ſelbſtverſtändlich auch eine geſetzliche 
Verpflichtung oder eine ſolche aus unerlaubter Handlung ſein. Eine nur dingliche Schuld 
iſt aber keine Schuld im Sinne des Bürgſchaftsvertrags (vgl. darüber A 3 zu 8 765). 


3. Der Bürgſchaftsvertrag iſt ein Vertrag zwiſchen einer Perſon und dem Gläubiger einer 
andern. Das Rethts verhältnis, das zwiſchen der erſteren Perſon (dem Bürgen) und der 
letzteren (dem Hauptſchuldner) etwa beſteht, iſt für die aus dem Bürgſchaftsvertrage etwa 
entſtehenden Rechte und Pflichten vollſtändig gleichgültig, wie auch eine Mitwirkung des 
Hauptſchuldners zum Zuſtandekommen des Bürgſchaftsvertrags nicht erforderlich iſt. Der 
Bürge kann ſich dem Hauptſchuldner zur Übernahme der Bürgſchaft verpflichtet haben durch 
Aunahme eines Auftrags (89 662, 775), durch einen Dienſtvertrag (88 611ff.; Verpflichtung 
zur Übernahme der Bürgſchaft gegen eine Proviſion); er kann auch als Geschäftsführer ohne 
Auftrag (88 677ff.) handeln. Es iſt rechtlich möglich und zuläſſig, daß die Bürgſchaft namens 
des Bürgen durch den Schuldner ſelbſt erklärt wird, wenn dieſer zugleich Bevollmächtigter 
des Bürgen oder ſonſt für dieſen vertretungsberechtigt iſt (RG 71, 219; Warn 09 Nr 189). 
Jufolge des Bürgſchaftsverhältniſſes tritt der Bürge mit dem Hauptichuldner erft in Rechts⸗ 
beziehungen durch die Befriedigung des Gläubigers, die nach 8 774 den Übergang von deſſen 
Forderung gegen den Hauptſchuldner auf ihn zur Folge hat (vgl. NG 59, 10). 

4. Die Bürgſchaft iſt ein einſeitig verpflichtender Vertrag. Nur der Bürge übernimmt 
Verpflichtungen; dem Gläubiger entſtehen aus dem Vertrage an ſich nur Rechte, keine 
Pflichten (vgl. darüber $ 765 A 7 und § 776 A 1). Zur Schenkung wird aber die Bürg⸗ 
chaft durch den Mangel einer Gegenleiſtung des Gläubigers nicht. Die Übernahme einer 
Bürgſchaft kann eine Schenkung ſein, aber nur dann, wenn der Glaubiger dadurch bereichert 
wird und beide Parteien über die Unentgeltlichkeit der Zuwendung einig find (RG 54, 284; 
90, 181). Die Bürgſchaftsverpflichtung kann auch als Beſtandteil eines zweiſeilig ver⸗ 
pflichtenden Vertrags erſcheinen, wenn der Gläubiger darin eine Verpflichtung gegen den 
Bürgen übernimmt, die nicht nur Nebenverpflichtung, wie etwa eine Verpflichtung des 
Gläubigers, den dem Hauptſchuldner zu zahlenden Darlehnsbetrag an andere Perſonen (Bau⸗ 
handwerker und Lieferanten) auszuzahlen, ſondern wirkliche Gegenleiſtung iſt (RG 65, 46; 
66, 425). Iſt dies der Fall, dann greifen für den Vertrag die ſonſt für die Bürgſchaft unan⸗ 
wendbaren Beſtimmungen der 8s 320ff., insbeſondere das Rücktrittsrecht des § 326, Platz. 
Die Bürgſchaftsübernahme gegen Zuſage des Kredits oder weiteren Kredits für den 
Hauptſchuldner kann einen zweiſeitig verpflichtenden Vertrag mit ſelbſtändiger Gegen⸗ 
leiſtung darſtellen; ſie kann aber ebenſowohl auch nur als eine Bürgſchaft mit Zweckbeſtim⸗ 
mung erſcheinen; beim Verſagen des Zwecks iſt dem Bürgen dann ein Bereicherungsanſpruch 
nach 8 812 gegen den Gläubiger auf Herausgabe der durch die Bürgſchaft erlangten Vorteile 
gegeben (R Ich 1911, 54015; vgl. auch JW 1912, 46419). 

5. Beſondere Erſcheinungsformen der Bürgſchaft ſind: 


a) die ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft, die ſich von der gewöhnlichen Bürgſchaft nu 
11 den ee der Einrede der Vorausklage unterſcheidet (88 772, 773); die kB 
es Bolltanfmmanns iſt ſelbſtſchuldneriſche Rürgicaft (88 349, 351 HGB), ebenſo die Bürg⸗ 


chaft aus einem Zwangsvergleich (8 194 KO); 
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b) die Ausfalls oder Schadlosbürgſchaft, bei der die Verpflichtung des Bürgen 
erſt eintritt, wenn feſtſteht, daß der Gläubiger durch die Zahlungsunfähigkeit und das Ver⸗ 
ſagen der ſonſt etwa beſtellten Sicherheiten einen Verluſt an feiner Forderung erleidet, dieſer 
Nachweis daher zur Klagbegründung gehört (RG 75, 186; JW 1912, 4551; Warn 1911 Nr 75; 
SeuffA 51 Nr 178). Der Hinweis auf die eigene Zahlungspflicht des Schuldners und deren 
Nichterfüllung macht eine Bürgſchaft nicht zur Ausfallsbürgſchaft, da dieſe Beziehung jeder 
Bürgſchaft eigen iſt (RG 29. 6. 11 VI 428/10). Ausfallsbürgſchaft und ſelbſtſchuldneriſche 
Bürgſchaft ſind nicht notwendig Gegenſätze; der Eintritt des Bürgſchaftsfalls kann von 
einem beſtimmten Ausfall abhängig gemacht und die Bürgſchaft dennoch eine ſelbſtſchuld⸗ 
neriſche im übrigen fein (vgl. RG JW 1914, 3504; Warn 1916 Nr 50; 1919 Nr 166; LZ 
1917, 6751). Die Haftungsübernahme für die Güte einer in Zahlung gegebenen ab- 
getretenen Hypothek iſt keine Ausfallsbürgſchaft, ſondern eigene Gewährleiſtungspflicht aus 
dem Veräußerungsvertrage (RG 60, 369; ZW 07, 105°; 1910, 23158; vgl. auch RG 69, 416; 
ſ. aber unten Vorbem 6b); 5 8 

e) die Nach⸗ oder Afterbürgſchaft, die dem Gläubiger gegenüber für den Bürgen 
übernommen wird; Hauptſchuldner iſt indeſſen auch im Sinne dieſer Bürgſchaft der Dritte, 
deſſen Schuld durch die Vor⸗ und die Nachbürgſchaft geſichert werden ſoll, nicht der Vor⸗ 
bürge (RG 83, 342; Warn 1917 Nr 241); 

d) die Rückbürgſchaft, die dem Bürgen gegenüber für den Hauptſchuldner wegen des 
Rückgriffanſpruchs gegen dieſen übernommen wird; 9 

e) die Kreditbürgſchaft, die dem Schuldner beim Gläubiger Kredit zu verſchaffen be⸗ 
zweckt (vgl. darüber § 765 A 6). 

Keine Form der zivilrechtlichen Bürgſchaft iſt die Wechſelbürgſchaft (Art 81 WO; 
vgl. dazu RG 50, 12 u. 68, 155); der Wechſelbürge übernimmt eine ſelbſtändige eigene, geſamt⸗ 
ſchuldneriſche Wechſelverpflichtung (RG 40, 58; 48, 155; IW 03 Beil Nr 94; 1911, 106“; 
23 1920, 5632); die Beſtimmungen des BGB find darauf nicht anwendbar. 

6. Dem Bürgſchaftsvertrage verwandte Verträge ſind: 

a) der Delkrederevertrag (8 894 HGB), eine bürgſchaftsähnliche Erweiterung der Haf- 
tung des Kommiſſionärs gegenüber dem Kommittenten für den Dritten, mit dem er das auf⸗ 
gegebene Geſchäft abſchließt; 

b) der Gewähr (Garantie-) Vertrag, der ſich vielfach mit der Bürgſchaft nahe berührt. 
Die Verpflichtung aus dieſem Vertrage geht aber nicht auf die Erfüllung der Verbindlichkeit des 
Hauptſchuldners, auf ein Einſtehen für deſſen Perſon; ihr Gegenſtand iſt vielmehr die ſach · 
liche Haftung für einen beſtimmten Erfolg oder auch für ein beſtimmtes Verhalten des Schuld. 
ners, die Übernahme einer Gefahr oder eines Schadens, die dem Gläubiger aus dem Nei 
verhältniffe mit einem Dritten erwachſen können und noch bevorſtehen müſſen (N 61, 1 * 
72, 138; 82, 337; 90, 415; 92, 121; JW 1910, 2316 1912, 4551; 1913, 65316, 1916, 00 
Warn 09 Nr 87; 1913 Nr 9: 1914 Nr 47; 1916 Nr 180; Gruch 51. 191; 22. 4. 11 V 256% % 
Die Grenze zwiſchen Gewährvertrag und Bürgſchaftsvertrag kann oft zweifelhaft ſein. ur 
Einſtehen für die Güte einer Hypothek oder Grundſchuld zur Zeit des Vertrags oder ar 
Rückzahlung des zu ſichernden Darlehns oder bis zur Inanſpruchnahme des Pfandgei alle 
ſtücks iſt z. B. an ſich Gewährvertrag. Soll und will aber der Gläubiger im lestechewi 4 
von der Zwangsverſteigerung gar nicht berührt fein, überläßt er vielmehr daß diese 
ſchuldner die Gefahr, daß die Hypothek oder Grundſchuld zur Hebung gelangt, ſo haft 575 
den Ausfall zu decken hat, dann liegt nicht Gewährvertrag, ſondern Ausfattsbürglönt der 
es handelt fich nicht mehr um das Einftehen für einen Erfolg, fondern um Grlaber! 5 5 4 
Hauptverbindlichkeit in Höhe des Ausfalls (RG 11. 10. 06 VI 27/06). Über Die 28 555 g 
garantie, daß bei der Zwangsverſteigerung eines Grundſtücks eine Hypothe ne 
werde, RG Gruch 58, 971. Die Berechtigung aus dem Garantievertrag geht — — 5 0 
Gläubiger bei einer Einzelrechtsnachfolge nicht über; 8 401 findet keine Anden + Ami 
kann ein ſolcher Übergang rechtsgeſchäftlich vereinbart werden und gewollt Nr 1 0): . 
der Garantievertrag der Bürgſchaft noch mehr fich nähert (RG Warn 1916 3 

o) der Kreditauftrag $ 778. Vgl. die Anmerkungen dazu; intritt eines Dritt 

d) die Schuldmitübernahme (kumulative Schuldübernahme), der nn, lichen S N 15. 
in eine beſtehende Schuldverbindlichkeit als Geſamtſchuldner neben dem up 1 a . 
ner. Sie iſt oft und im Zweifel nichts als eine in beſonderer Faſſeng e es ammittelh eiſe 
erklärte ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft. Erhellt jedoch ein eigenes ſach ehe o u ares 
Intereſſe des Schuldübernehmers nicht etwa nur ein perſönliches In Fr den L it einen 
Verwandten vor S rafanzeige zu ſchützen (RGS 20. 9. 17 III 150/17) ans eiſtungen 
des Hauptvertrags und kommen deſſen Vorteile auch ihm zugute, ſo nie 100 eine 
von der Verbindlichkeit des urſprünglichen Schuldners unabhängige zeſamtverpflichtung 
mit dieſem im Sinne des 5 421 geſchloſſen werden; in dieſen Fällen if F 
nahme als ſelbſtändige Schuldverpflichtung anzuerkennen, auf welche die Vorſchriften der 
98 414ff., nicht diejenigen über den Bürgſchafksvertrag, Anwendung finden (RG 51, 120; 
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59, 232; 64, 318; 68, 126; 71, 113; 78, 37; 90, 415; JW 08 S. 315, 1375, 6767; 09 
S. 3896, 45914; 1911 S. 44916, 58122; 1913, 597; 1916, 3984; Warn 09 Nr 88, 268 u. 291; 
1911 Nr 171; 1913 Nr 407; 1915 Nr 113; 1916 Nr 130; 1918 Nr 7). Die Entſcheidungen 
RE 68, 126; JW 08, 676°; Warn 1911 Nr 471 — vgl. dazu ferner RG 56, 130 — behandeln 
das im Bauverkehr häufige Eingreifen eines Dritten in das zwiſchen dem Bauherrn und 
ſeinen Handwerkern und Lieferanten beſtehende Schuldverhältnis durch das Verſprechen, 
ihnen aus eigenem Vermögen für die Bezahlung ihrer Leiſtungen aufzulommen. Hat den 
Dritten lediglich ein perſönliches Intereſſe für den Bauherrn oder für die Handwerker zum 
Eintritt für die Bezahlung beſtimmt, ſo iſt jenes Verſprechen als Bürgſchaft anzuſehen. Hat er 
aber ein eigenes ſachliches, ſei es rechtliches oder wirtſchaftliches Intereſſe an den Leiſtungen 
der Handwerker, an dem Fortgange der Arbeiten, die eingeftellt ſind oder ohne fein Eingreifen 
ins Stocken geraten werden, dann ſtehen der Annahme einer ſelbſtändigen Schuldmitüber⸗ 
nahme rechtliche Bedenken nicht entgegen. Ein ſolches Intereſſe hat vor allem er Hypo⸗ 
thekengläubiger des Grundstücks, dem von der Einſtellung des Baues die Entwertung ſeiner 
Hypothek droht. Die Unterſcheidung iſt weſentlich wegen der für den Bürgſchaftsvertrag in 
8 766 vorgeſehenen Form, die für die verwandten Geſchäfte, auch für die Schuldmitüber⸗ 
nahme, wenn ſie wirklich eine ſolche iſt, nicht Platz greift. Nach der Art des Eingreifens des 
Dritten kann übrigens auch ein Kreditauftrag auf weiteren dem Bauherrn zu gewährenden 
Kredit (8 778), unter Umſtänden aber auch nur eine Zuſicherung vorliegen, für die vertrags⸗ 
Ir 86,0% durch den Schuldner feine Bemühungen aufzuwenden (NG 56, 130; 9. 3. 03 

366/02); N, 

e) bürgſchaftsähnliche Verpflichtungen, die durch Geſetz geſchaffen find, enthalten 
die 8571 Abſ 2 (Haftung de Vermieters für den infolge einer Veräußerung des Mietgrund⸗ 
ſtücks in die Verpflichtungen des Vermieters eingetretenen Erwerber dem Mieter gegen- 
über) und § 1251 Abſ 2 (Haftung des bisherigen Pfandgläubigers, der die durch Pfand ge- 
ſicherte Forderung an einen Dritten übertragen hat, für die Erfüllung der mit dem Pfand⸗ 
1 99 ‚Serpfliätungen dem Verpfänder gegenüber); ferner 8 36 Abſ 2 des 

erlG v. 19. 7. 01; 

f) die Übernahme der Verpflichtung zur Beſtellung eines Pfandes für die 
Forderung des Gläubigers gegen einen Diitten; fie iſt keine Bürgſchaft und bedarf nicht 
der Schriftform (RG Warn 09 Nr 207). 


8 765 
Durch den Bürgichaftövertrag!) verpflichtet ſich der Bürge gegenüber 
dem Gläubiger eines Dritten?) für die Erfüllung“) der Verbindlichkeit des 
Drittens) einzuſtehen“). 
Die Bürgſchaft kann auch für eine künftige oder eine bedingte Verbindlich⸗ 
keit übernommen werden“) 7). 
6 1 668, 669 II 706; M 2 657—660; P 2 460—464. 


1. Über die Merkmale des Bürgſchaftsvertrags und ſeine Unterſchiede von verwandten 
Verträgen ſ. die Vorbem. Über Form und Abſchluß des Vertrags ſ. 8 766. — Trotz der Ab⸗ 
hängigkeit der Bürgſchaftsverpflichtung von dem Beſtehen einer Hauptſchuld, für deren Er- 
füllung der Bürge mit ſeinem Vermögen einzutreten übernimmt, iſt der Bürgſchaftsvertrag 
ein ſelbſtändiger Vertrag mit ſelbſtändigen Rechten und Pflichten. So hat die Bürgſchaft 
auch einen eigenen, nach $ 269 zu beſtimmenden Leiſtungsort, nach dem ſich alsdann auch 
der Gerichtsſtand des Erfüllungsorts für den Bürgen gemäß $ 29 ZPO richtet (RG 71, 563 
73, 262). Nur wo die Natur des Hauptgeſchäfts und feiner Leiſtung auf einen beſonderen 
Leiſtungsort hinweiſt, ſo daß auch der Zweck der Bürgſchaft die Leiſtung an dieſem beſtimmten 
Erfüllungsorte fordert, iſt der Erfüllungsort der Hauptſchuld maßgebend. Bei Geldſchulden, 
die die Regelfälle der Bürgſchaft bilden, iſt dies nicht anzunehmen. Die Vereinbarung eines 
Erfüllungsorts im Hauptvertrage iſt allein nicht genügend, dieſen auch für die Leiſtung des 
Bürgen beſtimmend erſcheinen zu laſſen, und ebenſowenig begründet e3 einen Unterſchied 
in dieſer Beziehung, ob eine gewöhnliche oder eine ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft vorliegt 
(RE ZW 02, 21926; Gruch 44, 1071; für das frühere Recht RG 9, 185; 10, 282; 34, 15). 
Der Regel nach hat mithin der Bürge zu erfüllen, wo er zur Zeit der Eingehung der Bürg⸗ 
ſchaftsvernflichtung feinen Wohnſitz hatte ($ 269). Nach dieſen Grundſätzen entſcheidet ſich auch 
die Frage, welchem örtlichen Rechte die Bürgſchaft unterſteht. „Das Recht der Hauptſchuld 
iſt maſigebend dafür, was der Bürge zu leiſten hat, das Recht des Bürgſchaftsvertrags dafür, 
ob er zu leiſten hat“ (RG 54, 311; 96, 263), auch dafür, wo und unter welchen Vorausſetzungen 
er zu leiſten hat und welche Wirkungen feine Leiſtung für ihn hat insbeſondere richtet ſich 
nach dem Rechte des Bürgſchaftsvertrags die Berechtigung der Einrede der Vorausklage 
und der Übergang der Hauptforderung auf den Bürgen, der gezahlt hat (RG 54, 311 [gem. R.], 

7 


B, Kommentar von Neichsgerichtsräten. I. Band. 3. Aufl. 5 


898 Recht der Schuldverhältuiffe Einzelne Schuldverhältniſſe 


61, 343; 62, 379). Auch die Form des Bürgſchaftsvertrags beſtimmt ſich gemäß Art 11 Abs 1 
Satz 1 EG zunächſt nach dem Rechte, unter dem nad) feinem Gegenſtande das Vertragsver⸗ 
hältnis ſteht, mit der Maßgabe jedoch, daß jedenfalls die Beobachtung der Form nach den 
Geſetzen des Ortes des Vertragsabſchluſſes genügt (Art 11 Abſ 1 Satz 2 CG). Vgl. darüber 
8 766 A 1. — Die Selbſtändigkeit des Bürgſchaftsvertrags äußert ſich ferner darin, daß der 
Anſpruch daraus ſelbſtändiger Verjährung unterliegt, die durch die gegen den Hauptſchuldner 
erhobene Klage nicht unterbrochen wird und umgekehrt (ſo die gem. Meinung; a. A. Dern⸗ 
burg 1 8 180 A 4); die Verjährung iſt die dreißigjährige des § 195, mag auch für die Haupt⸗ 
verbindlichkeit (vgl. 8 768 A 1) eine kürzere Verjährung gelten. 

2. Nur dem Gläubiger gegenüber; ein Verſprechen dem Schuldner gegenüber, daß 
man für feine Schuld aufkommen wolle, iſt keine Bürgſchaft (RG 57, 66); es kann Schuld⸗ 
mitübernahme im Sinne des § 415 fein, die wirkſam wird, wenn ihr der Gläubiger genehmigend 
beitritt, es kann auch eine Gewährübernahme bedeuten, insbeſondere wenn es ſich um eine 
bedingte oder der Höhe nach noch unbeſtimmte Schuld handelt (vgl. Vorbem 3 u. 6). Ein 
früherer Gläubiger, der die Hauptforderung rechtsgültig einem Dritten übertragen hat, kann 
für die Forderung einen Bürgſchaftsanſpruch nicht mehr erwerben (RG 52, 181). Die 
Berechtigung aus einer Bürgſchaft geht auf den Sonderrechtsnachfolger des Gläubigers 
über (88 401, 412). Das gilt aber nur für ſchon entſtandene Anſprüche, nicht für künftige, 
noch nicht eutſtandene Anſprüche; wurde eine Kreditbürgſchaft einer Firma gegenüber über⸗ 
nommen und dieſe nachher veräußert, ſo überträgt ſich die Bürgſchaft nicht ohne weiteres 
auf das zwiſchen dem Erwerber der Firma und dem Hauptſchuldner fortgeſetzte Kredit- 
verhältnis, das als eine neue Kreditverbindung zwiſchen zwei andern Perſonen erſcheint; 
wohl aber kann dies vereinbart werden (RG Warn 1914 Nr 184). Die Bürgſchaft für 
eine Wechſelſchuld verpflichtet auch den ſpäteren Indoſſataren gegenüber; denn die Bürg⸗ 
ſchaft kann mehreren noch unbeſtimmten Perſonen gegenüber erklärt werden, die nachein⸗ 
ander die Forderung erwerben (RG Warn 1915 Nr 9). 

3. Der Bürge verpflichtet ſich, für die Erfüllung der Verbindlichkeit eines Dritten ein ⸗ 
zuſtehen. Erfordert iſt hiernach zunächſt eine gültige Verbindlichkeit des Hauptſchuldners. Wenn 
die Hauptſchuld nicht beſteht, iſt auch die Bürgſchaft nichtig. Doch macht die Nichtigkeit des 
Hauptvertrags nicht auch die auf ſeiner Grundlage geſchloſſenen ſelbſtändigen Geſchäfte und 
die hieraus erwachſenen Verbindlichkeiten nichtig, und deshalb bleiben auch die hierfür ein⸗ 
gegangenen Bürgſchaften gültig (Darlehen und Bierlieferungen aus einem wegen Umgehung 
der §§ 33, 147 RGewd nichtigen Vertrage Rö 63, 143). Die Verbürgung für ein „bares“ 
Darlehen ift nicht nichtig, wenn es ſich in Wirklichkeit unt eine in ein Darlehen umgewandelte 
(8 607 Abi 2) andere Schuld handelt; die Schuld beſteht (RG 17. 6. 12 VI 550/11). Für 
eine erloſchene Verbindlichkeit kaun eine Bürgſchaft nicht mehr übernommen werden, 
wohl aber für eine verjährte; denn die Verjährung, d. i. der Ablauf der Verjahrungszeit, bringt 
die Verbindlichkeit nicht ſchon zum Erlöſchen, ſondern erſt ihre Geltendmachung; auch die 
verjährte Schuld iſt erfüllbar ($ 222). Daß eine Bürgſchaft für die Einzelforderungen eines 
Kontokorrentverkehrs übernommen werden kann und trotz Aufgehens der Forderung 72. 07 
Rechnungsabſchluſſe wirkſam bleibt, ergibt ſich aus 8 356 HG B (RG Gruch 54, 4075 Bil 
VI 283/06; vgl. dazu RG 76, 330). Jede gültige Verbindlichkeit kann Gegenſtand eines 15 4 
ſchaftsvertrags ſein, wenn auch regelmäßig die Hauptverbindlichkeit in einer Geldſzorſc 5 
ftehen wird. Für Geldſchulden als Gegenſtand der Bürgſchaft gilt die beſondere 1 
des § 772 Abſ 1. Über die Bürgſchaft für künftige und für bedingte Verbindlichte! € N 
unten A 6. Verbindlichkeit eines Dritten im Sinne des Paragraphen kann nur % — chuld. 
verhältnis, eine perſönliche Verbindlichkeit ſein; eine rein dingliche Schund er der nicht 
Gegenſtand einer Bürgſchaftsverpflichtung ſein. Wird eine „Bürgſchaft“ alſo 12 8 2 82 
dinglich, nicht zugleich perſönlich haftenden Grundſtückseigentümer wegen 916 Nr 120 het 
übernommen, fo entſteht kein Bürgſchaftsverhältnis (NG 93, 234; Warn 19 itz Dief ) 

4. Der Bürge übernimmt die Haftung für die Erfüllung der Verbindlichtel ei Mean muß 
alſo noch zu erwarten ſein. Steht zur Zeit der Eingehung der BürgiehaftanerP! er 1 ig die 
Nichterfüllung ſchon feſt, iſt die Erfüllung unmöglich geworden oder W die Bü en 
bürgſchaft der Ausfall, für den der Bürge einſteht, bereits erfolgt, 19, if Aidedes Nacht 
nichtig; doch kann, wenn dies beabſichtigt war, in letzterem Falle uur — — * 
geſchäft — ſelbſtändiges Schuldverſprechen oder Schuldübernahme 7 iuhalllch a RG 
90, 415. Die Leiſtung des Bürgen auf Grund des Bürgſchaftsvertrags ift De ef ehräntter fi eiche 
wie die Leiſtung des Hauptſchuldners. Sie kann freilich der Höhe 1 1 Bo be ein als 
die Hauptſchuld, anderſeits kann fie nie über dieſe hinausgehen. * e nicht a Haupt. 
ſchulduer geſchuldete Leiſtung eine derart perſönliche ift, daß ſie der B 2 is att feiner 
bewirken kann, ſetzt ſich die Verbindlichkeit des Bürgen in eine Gerbieift N he 

5. Daß der Bürge dem Gläubiger für die Erfüllung der Hauptperbin 2. einzuſtehen 
hat, bedeutet, daß er dem Glaubiger das leiſtet, was er haben würbe, wenn der Schuldner 
feine Verpflichtung erfüllt hätte. Der Bürge erfüllt nicht die Verpfüchtung des Haupiſchuld⸗ 
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ners, die durch ſeine Leiſtung überhaupt nicht erliſcht, da der Anſpruch auf die Leiſtung des 
Schuldners vielmehr nach 8 774 auf den leiſtenden Bürgen übergeht; letzterer erfüllt viel⸗ 
mehr ſeine eigene Bürgſchaftsverpflichtung; feine Leiſtung erſetzt dem Gläubiger die Er⸗ 
füllung der Hauptverbindlichkeit. Ein Geſamtſchuldverhältnis zwiſchen dem Hauptſchuldner 
und dem Bürgen entſteht alſo nicht. — Das Einſtehen des Bürgen für die Erfüllung der 
Hauptverbindlichkeit kann ſich auf deren ganzen Umfang beziehen, es kann auch nur für einen 
Teil der Hauptſchuld übernommen werden. Häufig iſt die Beſchränkung der Bürgſchaft auf 
eine beſtimmte Summe, bei künftigen Verbindlichteiten auf einen Höchſtbetrag. Die Bürg⸗ 
ſchaft bezieht ſich dann zwar auf die ganze Hauptforderung, aber ſo, daß der Bürge dafür 
nur mit einem Teilwerte einzuſtehen hat. Es iſt aber auch möglich, daß der feſtgeſetzte Höchſt⸗ 
betrag die Hauptforderung ſelbſt beſchränken ſoll, ſo daß für den Bürgen eine höhere Schuld 
nicht in Betracht konnt ( 76, 195; Warn 1910 Nr 115; vgl. auch KW 1912, 4551 u. Warn 
1914 Nr 15). Bei einer Kontokorrentbürgſchaft mit in dieſer Art beſtimmter Kreditſumme be 
zieht ſich die Bürgſchaftsverpflichtung auf den Rechnungsabſchluß zur Zeit der Inanſpruch⸗ 
nahme des Bürgen (RG Warn 1910 Nr 115). Es ift nicht ſelbſtverſtändlich, vielmehr Frage 
der Auslegung des einzelnen Vertrags, ob ſich die Bürgſchaft auf die Zinſen der Hauptverbind⸗ 
lichkeit erſtreckt (RG 11. 10. 06 VI 27/06); wenn aber der Bürge die Verzinslichkeit der Haupt⸗ 
ſchuld gekannt und keinen Vorbehalt gemacht hat, iſt in der Regel Verbürgung auch für die 
Zinſen anzunehmen, bei Kaufleuten auch für die üblichen Bankproviſionen; das Gegenteil 
muß dann der Bürge dartun (RG JW 1912, 343). Der Regel nach erſtreckt ſich die Haftung 
des Bürgen auch auf Vertragsſtrafen, mit denen es ſich ähnlich verhält wie mit den Zinſen; 
ſelbſtverſtändlich iſt die Verbürgung dafür nicht. Für einen Schaden, den der Gläubiger 
durch die Nichterfüllung des Hauptſchuldners erleidet, haftet der Bürge nicht. Die Bürgſchaft 
kann unter einer Bedingung aufſchiebender wie auflöſender Art übernommen, ſie kann 
auch auf beſtimmte Zeit beſchränkt werden, letzteres ſowohl in dem Sinne, daß die Verbind- 
lichkeiten, die der Hauptſchuldner während dieſer Zeit dem Gläubiger gegenüber eingeht, Gegen. 
ſtand der Bürgſchaft fein ſollen, als auch in dem Sinne, daß die Bürgſchaftsverpflichtung mit Ab- 
lauf dieſer Zeit erlöſchen ſoll (§ 777 %& 63, 11; 82, 382; Warn 1914 Nr 155; Lg 1917, 59270); 
vgl. des näheren zu § 777. — In welcher Weiſe, mit welchen Worten, die Bürgſchaft, das 
Einſtehen für die fremde Verbindlichkeit, erklärt wird, iſt gleichgültig, wenn nur der Ver⸗ 
pflichtungswille des Schuldners, zu zahlen, ſofern dieſer nicht vertragsmäßig zahlen werde, 
aus der Erklärung hervorgeht ( Warn 09 Nr 87). In den Worten: „Wenn B (der Schuld⸗ 
ner) nicht zahlt, zahle ich“, kann eine Bürgſchaft gefunden werden (RG 4. 1. 06 VI 134/05). 
Die Erklärung des Bevollmächtigten, neben dem Machtgeber für deſſen Schuld haften zu 
wollen, kann Bürgſchaft fein (RG JW 04, 4071). 

6. Die Bürgſchaft kann nach Abſ 2 auch für künftige oder bedingte Verbindlichkeiten 
übernommen werden. Fir künftige, alſo ſowohl für die Erfüllung der in ihrer Höhe noch 
unbeſtimmten Verbindlichkeiten, die aus einem ſchon beſtehenden Rechtsverhältniſſe einem 
Glaubiger gegenüber entſtehen werden, als auch für die Verpflichtungen des Hauptſchuldners 
aus künftig erſt abzuſchließenden und nur der Art nach im voraus beſtimmten Geſchäften 
oder zu begründenden Rechtsverhältuiſſen (RG JW 1911, 940°; 1913, 642°; 18. 7. 08 
VI 82/08). So iſt auch eine Bürgſchaft für alle Anſprüche einer Bank gegen den Haupt⸗ 
ſchuldner, „ſie mögen bereits entſtanden ſein oder erſt entſtehen, Haupt⸗ oder Nebenſachen 
betreffen und herrühren aus welchem Rechtsgrunde immer“, zuläſſig; die Beſtimmtheit der 
Art nach iſt hier durch den bankmäßigen Geſchäftsverkehr gegeben (RG JW 1912, 3522 u. 46511; 
Warn 1913 Nr 289; 29. 6. 11 VI 428/10). Eine ſolche allgemeine Bürgſchaft begreift auch 
Bürgſchaftsſchulden des Hauptſchuldners, fo daß dadurch eine Nachbürgſchaft entf eht (NG 
83, 342). Der weſentlichſte Fall der Bürgſchaft für künftige Verbiudlichkeiten ift die ſog. 
Kreditbürgſchaft, die dem Schuldner beim Gläubiger einen laufenden Kredit verſchaffen 
ſoll und in der Regel in der Beſchränkung auf eine gewiſſe Höhe entweder für alle während 
der Dauer der Geſchäftsverbindung des Gläubigers mit dem Schuldner erſterem gegen 
letzteren entſtehenden Forderungen (RG Warn 1910 Nr 115; 1915 Nr 170), oder für die 
während eines beſtimmten Zeitraums erwachſenden übernommen wird (RG 82, 382; 27. 4. 
05 VI 516/04, 8. 2. 06 VI 193/05). Die Leiſtungsverpflichtung aus der Bürgſchaft entſteht 
in allen dieſen Fällen erſt mit der Begründung der Forderungen des Glaubigers (NG ZW 
1911, 44712; Warn 1914 Nr 184). Dasſelbe gilt bei der Bürgſchaft für eine aufſchiebend 
bedingte Forderung, die wohl zu unterſcheiden iſt von der in A 5 behandelten be⸗ 
dingten Bürgſchaft und auf die deshalb auch 8 162 keine Anwendung findet. Hat der 
Bürge den Eintritt der Bedingung verhindert, ſo iſt dieſe nicht eingetreten. 

7. Auslegung und Erfüllung des Bürgſchaftsvertrags ſtehen unter der Regel von Treu 
und Glauben nach 88 157, 242 BGB. Der Bürge, deſſen Verpflichtung dem Gläubiger die 

efriedigung wegen ſeiner Forderung ſichern ſoll, handelt vertragswidrig, wenn er ſelbſt 
durch ſeine Handlungsweiſe die Vereitlung dieſer Befriedigung herbeiführt. Das gleiche 
gült aber nicht, wenn er nur für einen Teil der Hauptſchuld ſich verbürgt hatte und durch Ver. 
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folgung feines Rechtes auf Sicherſtellung gegen den Hauptſchuldner nach 8 775 wegen dieſes 
Teiles dem Gläubiger die Befriedigung wegen des durch die Bürgſchaft nicht gedeckten Teil. s 
der Forderung entzieht, ſofern nicht aus dem Vertrage und den ihn begleitenden Umſtänden 
ein anderes erhellt (RG 11. 4. 04 VI 300/05). Der Gläubiger auf der andern Seite wird durch 
den Bürgſchaftsvertrag zunächſt nur berechtigt, nicht verpflichtet; er hat dem Bürgen gegen⸗ 
über keinerlei Wachſamkeits und Sorgfaltspflicht in bezug auf die Einziehung ſeiner Forde⸗ 
rung, wenn fie nicht etwa zur Bedingung der Bürgſchaft gemacht wurde (RGS 54, 965; 
87, 327; 88, 410; Warn 1916 Nr 129), auch keine Aufklärungspflicht gegenüber dem Bürgen 
bei Eingehung des Vertrags hinſichtlich der wirtſchaftlichen und Kreditverhältniſſe des Kaupt⸗ 
ſchuldners (RG JW 1918, 876). Treu und Glauben hat aber auch er gegenüber dem Bürgen 
zu wahren; auch über die Beſtimmung des $ 776 hinaus, die ihm verbietet, anderweit beſtellte 
Sicherheiten zum Nachteile des Bürgen aufzugeben, darf er deſſen Stellung nicht willkürlich 
oder durch grobe Fahrläſſigkeit verſchlechtern (RG ZW 05, 7204). S. des näheren zu 
$ 776. Und der Bürge, der ſich einem Geſchäftsherrn gegenüber für die Anſprüche verbürgt 
hat, die dieſem aus dem Dienſtverhältnis mit einem Angeſtellten (Kaſſierer) entſtehen würden, 
haftet nicht für die Schadenserſatzforderungen aus Unterſchleifen des letzteren, die durch 
die eigene grobe Nachläſſigkeit des Geſchäftsherrn in der Auflicht über feine Angeſtellten erſt 
möglich geworden find (RG 29, 141; Warn 08 Nr 494). Für die Anfechtung eines Bürg⸗ 
ſchaftsvertrags wegen Irrtums, Argliſt (RG 85, 322; JW 1916, 12705; Warn 1915 Nr 189) 
oder widerrechtlicher Drohung wie für das Erlöſchen des Bürgſchaftsverhältniſſes iſt auf die 
allgemeinen Vorſchriften zu verweilen. Die Anfechtung wegen Irrtums kaun im Hin« 
blick auf das Eintrittsrecht des Bürgen nach § 774 darauf gegründet fein, daß der Bürge an⸗ 
genommen hatte, dem Gläubiger ſei vom Hauptſchuldner ein Pfandrecht zur Sicherung der 
Forderung gültig beſtellt worden, ſofern der Bürge erkennbar nur mit Rückſicht auf dieſe ander⸗ 
weite Sicherheit die Bürgſchaft übernahm (RG 75, 271). Eine Beerbung des Hauptſchuld⸗ 
ners durch den Bürgen läßt die Bürgſchaft nicht erlöſchen: die ererbte Hauptſchuld ift Nachlaß⸗ 
ſchuld, die Bürgſchaftsſchuld perſönliche Schuld des Bürgen, ſo daß dieſer ſich wegen der letz⸗ 
teren auf die beſchränkte Erbenhaftung nicht berufen kann (RG 76, 57). Ein Verzicht des 
Gläubigers kann nur durch Erlaßvertrag mit dem Bürgen gemäß 8 397 erklärt werden: durch 
eine ohne Zuziehung des Bürgen errichtete einſeitige Verzichtsurkunde wird dieſer nicht befreit 
(RG 24. 2. 02 VI 32/01). Ein Kündigungsrecht ſteht dem Bürgen, wenn es nicht vereinbart 
ift, an ſich nicht zu. Doch iſt ein ſolches bei Kreditbürgſchaften von unbeſtimmter Dauer dem 
Bürgen nach Ablauf eines angemeſſenen Zeitraums der Regel nach nicht zu verſagen; es 
kommt auf die Geſtaltung der Umſtände und den Zweck der Bürgſchaft im einzelnen Falle 
an (RG JW 1911, 4471; Warn 1913 Nr 289; 1914 Nr 158). Die Kündigung muß in 
ſolchem Falle unter billiger Rückſichtnahme auf die zwiſchen dem Gläubiger und dem Haupt 
ſchuldner beſtehende Geſchäftsverbindung erfolgen (R Warn 1913 Nr 289). Die Ver⸗ 
einbarung zwiſchen dem Bürgen und dem Gläubiger, daß dieſer dem Hauptſchuldner keinen 
Kredit mehr gewähren dürfe, kann bei einer Kreditbürgſchaft auf unbeſtimmte Zeit als ber 
läſſige Kündigung aufgefaßt werden (RG 23 1917, 5921). Die Verſchlechterung der 
Vermögenslage des Hauptſchuldners gibt dem Bürgen nur den Vefreiungsanſpruch N 
dieſen nach 8 775 unter den Vorausſetzungen dieſes Paragraphen, jedoch kein Kündigen 95 
gegenüber dem Gläubiger; es iſt gerade der Zweck des Bürgſchaftsvertrags, den ler t 
gegen die Gefahren aus der Vermögensunzulänglichkeit des Schuldners zu decken 

die Verjährung der Anſprüche aus dem Bürgſchaftsvertrage ſ. A 1 am Schluſſe. 


§ 766 
Zur Gültigkeit des Bürgſchaftsvertrags!) iſt Schriftliche?) Erteilung ber 
Bürgſchaftserklärung⸗)s) erforderliche). Soweit der Bürge die Hauptver⸗ 
bindlichfeit erfüllt, wird der Mangel der Form geheilt“). 
P 2 462, 463. 


1. Die Gültigkeit des Bürgſchaftsvertrags iſt davon abhängig, daß e 
erklärung des Bürgen in ſchriftlicher Form erklärt ift; die nur für die let 700. Das if . 
Form iſt alſo zugleich notwendige Form des Bürgſchaftsvertrags (RG 62, 3 Bürgſchaftsv 5 
Wichtigkeit für die Frage, nach welchem örtlichen Rechte die Form P Saß 1 Mrd für sr 
trags gemäß Art 11 Abf LEG fich zu richten hat (f. § 705 At). Nach Abſ ! benen d. ie 
Form eines Rechtsgeſchäfts grundſätzlich die Geſetze maßgebend, unter en * die 81 
tand bildende Rechtsverhältnis ſteht, bei Verträgen nach der herrſchenden Le. Geſebe d vom 
RG 54, 311; 73,379; JW 07 S. 359” u. 3806: 1911, 1485 vertreten wird. die Delebe des Gr. 
füllungsorts, während R& 61, 343 u. 62, 379 ſich für das Perſonalſtatut des Schuldners bei 
dem Buürgſchaftsvertrage alſo des Bürgen aus ſeſprochen haben. Demgemäß iſt unter allen Um⸗ 
ſtänden die Beobachtung der in dieſen Geſehen für den Bürgſchaftsvertrag vorgeſehenen Form 
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genügend, auch wenn ſie die mildere iſt (NG 61,343; 62,379). Gemäß Abſ 1 Satz 2 des Art 11 
foll aber auch die Form ausreichen, die die Geſetze des Ortes vorſchreiben, „an dem das Rechts⸗ 
geſchäft vorgenommen wird“. Dieſe Beſtimmung kommt mithin zur Anwendung, wenn 
die Formvorſchrift der Geſetze des Abſ 1 Satz! die ſtrengere iſt. Als den Ort, an welchem der 
Bürgſchaftsvertrag vorgenommen wird, ſieht RG 62, 379 mit Rückſicht darauf, daß der Ver⸗ 
trag erſt durch die Annahme der Bürgſchaftserklärung ſeitens des Gläubigers, die die Willens⸗ 
einigung darſtellt, geſchloſſen wird (f. A 8), denjenigen an, wo die Annahme erklärt oder (8 151) 
für erklärt zu erachten iſt. Der Bürgſchaftsvertrag kommt nach dieſer Auffaſſung formlos gültig 
zuſtande, wenn nach den Geſetzen des ausländiſchen Ort. 8, wo die Annahme erfolgte, eine Form 
für den Bürgſchaftsvertrag überhaupt nicht vorgeſehen iſt, während die Form des $ 766 für 
die Verpflichtungserklärung des Bürgen gewahrt ſein muß, wenn auch nur die Annahme durch 
den Gläubiger im deutſchen Iulande erfolgte, da fie den Ort des Vertragsſchluſſes beſtimmt. 
Zutreffend wird hierfür geltend gemacht, daß es keinen Unterſchied begründen könne, ob die 
anbietende Vertragspartei zu der annehmenden hinreiſe oder ob ſie dieſer ihren Antrag in 
einer ſchriftlichen Erklärung überſende (a. M. Planck A 4, Staudinger II D 3 zu Art 11 CG, 
die die Beobachtung der Formen beider Rechtsgebiete für erforderlich erachten. Habicht, 
IntPrR Art 11 CO A 5, hält, wenn nur das Geſetz des einen Rechtsgebiets eine Form, und 
zwar nicht für den Vertragsschluß überhaupt, ſondern allein für die Erklärung der einen Ver⸗ 
tragspartei vorſieht, die Beobachtung der Form nur für dieſe Erklärung erforderlich, wenn 
die Erklärung in dem Lande abgegeben wird, das die Form vorſchreibt, wogegen der Ver⸗ 
tragsſchluß formlos iſt, wenn die Erklärung in dem andern Rechtsgebiete abgegeben wird). 
— Verträge, die eine Bürgſchaft nicht neu begründen, ſondern nur eine beſtehende, die ſonſt 
erlöſchen würde (infolge einer Schuldübernahme 8 418 Abf 1 oder infolge einer Umwandlung 
der Hauptſchuld in ein Darlehen, 8 607 Abſ 2 u. a.), aufrechterhalten, unterliegen nicht der 
Form des § 766 (RG 70, 411). War aber die alte Bürgſchaft zur Zeit des neuen Vertrags 
bereits erloſchen, fo bedeutet die Aufrechterhaltung eine neue Bürgſchaft, und $ 766 wird 
anwendbar (RG Warn 1910 Nr 114). Der Form des § 766 unterliegen auch Bürgſchafts⸗ 
vorverträge (RG 76, 303). In den Fällen, in denen die Schuldmitübernahme in Wahr⸗ 
heit inhaltlich als Bürgſchaft erſcheint (f. Vorbem 6d vor $ 765), gilt die Formvorſchrift des 
$ 706 ebenſo dafür (RG 51, 120; 59, 232; 64, 318). Auf die dem Bürgſchaftsvertrage nur 
verwandten Verträge findet die Formvorſchrift jedoch keine Anwendung. 

2. Schriftlich, d. i. durch eine von dem Ausſteller eigenhändig durch Namensunter⸗ 
ſchrift oder mittels gerichtlich oder notariell beglaubigten Handzeichens unterzeichnete Ur⸗ 
kunde (5 126). Die Urkunde wird nicht durch telegraphiſche Übermittlung oder durch Brief. 
wechſel erſetzt; denn die Beſtimmung des $ 127 gilt nur für die gewillkürte Schriftform; das 
ſchließt nicht aus, daß die Bürgſchaft durch Brief oder Poſtkarte erklärt wird, ſofern die ſchrift ⸗ 
liche Erklärung dem $ 126 entſpricht (RG Warn 1915 Nr 114). Der rechtsgeſchäftliche Wille 
muß ſich unmittelbar aus demjenigen Schriftſtück ergeben, durch deſſen Abfaſſung der Form ge- 
nügt wird (RG 57, 258). Erfolgt die Ausſtellung der Urkunde durch einen Vertreter (Unterzeich⸗ 
nung mit dem Namen des Machtgebers nach RG 74, 69 gültig RG 76, 99), fo bedarf die Er- 
mächtigung zur Abgabe der Erklärung für den Vertretenen der Schriftform nicht (8 167 Abſ 2); 
aber fie muß erkennen laſſen, daß die Vertretungsmacht dahin gehen ſoll, ein formgerechtes 
Rechtsgeſchäft abzuſchließen. Deshalb begründet eine Ermächtigung: „Sagen Sie den Leuten, 
daß fie ihr Geld bekommen werden!“ keine Vertretungsmacht für die Ausſtellung einer Bü lg⸗ 
ſchaftsurkunde (RG JW 03 Beil Nr 184). Im übrigen iſt jedoch der Auftrag zur Abgabe einer 
Bürgſchaftserklärung zugleich als auf Vornahme des Rechtsgeſchäfts in wirkſamer Form gerichtet 
anzuſehen. — Die Unterſchrift des Ausſtellers muß unter der Urkunde ſtehen, ihren Inhalt der 
äußeren Erſcheinung nach decken; dagegen iſt nicht erfordert, daß die Unterſchrift erſt unter 
den fertigen Text geſetzt werden müßte; wird der Text in die unterſchriebene Urkunde dem 
Willen des Ausſtellers entſprechend nachträglich eingerückt, ſo iſt damit eine gültige Urkunde 
nach 8 126 hergeſtellt (R& 57, 66). Die ſchriftliche Form wird, wenn die Bürgſchaftserklärung 
in einem prozeſſualiſchen Verfahren erfolgt, in allen Fällen durch die prozeßmäßige 
Beurkundung (des Vergleichs, des Verzichts, der Anerkennung) erſetzt. Insbeſondere kommt 
hier die im Termine zum Zwangsvergleich über den Konkurs des Hauptſchuldners von einem 
Dritten übernommene und im Protokoll des Konkursrichters beurkundete ſog. Akkord, 
bürgſchaft in Frage (RG 56, 70; 64, 82); desgleichen die Verbürgung für ein Gebot im 
Zuender ieee . 4. (RG Warn 08 Nr 369 u. 26. 8. 08 VI 288/07). Über den 

nhalt der Urkunde |. . 
r 5. 9 700 erfordert die ſchriftliche Form für die Erteilung der Bürgſchaftserklärung, rich 
tiger: die Erteilung einer in ſchriftlicher Form ausgeſtellten Bürgſchaftserklärung. Erteilt 
iſt die Erklärung noch nicht durch die Unterzeichnung der Urkunde, ſondern erſt durch die Über: 
gabe an den anweſenden oder die Zuſendung an den abweſenden Glaubiger, und ſie wird 
wirkſam erſt in dem Zeitpunkt, in dem fie dem Gläubiger zugeht (5 130), er darüber die tat⸗ 
ſächliche Verfügungsgewalt erlangt; bis dahin kann ſie unter Abweſenden widerrufen, unter 
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Anweſenden zurückgezogen werden (RG 61, 414; Warn 09 Nr 353: LZ 1918, 106715). Die 
Bezugnahme auf eine ſchon in den Händen des Gläubigers befindliche, vom Bürgen aus⸗ 
geſtellte Urkunde iſt der Hingabe einer neuen Schrift gleichwertig; doch iſt eine frühere Ur⸗ 
kunde, die zum Zwecke einer andern und bereits erledigten Bürgſchaft a sgeſtellt und ge- 
1 untauglich, für eine neue Bürgſchaft die Form der 89 126, 766 zu erfüllen (NG 
59, 42). 
4. Die für die Bürgſchaftserklärung in § 766 vorgeſehene Urkunde unterſteht dem 
Auslegungsgrundſatze des § 133, auch hinſichtlich der Bedeutung ihrer Unterſchriften, ob 
der Ausſteller für ſich oder als Vertreter anderer handelte (RG 71, 115; 75, 1; 95, 125 
JW 1917, 1541); zur Auslegung dürfen in den Grenzen der Vereinbarkeit des anderweit 
ermittelten wirllichen Willens mit der urkundlichen Erklärung auch außerhalb der Urkunde 
liegende Umſtände ſowie in andern Urkunden enthaltene Erklärungen herangezogen werden 
(RG 59, 217; 62, 172; 82, 70; JW 05, 3362; 06 S. 87 u. 6855; 1918, 642%; Warn 09 Nr 140; 
23 1920, 5632). Die Urkunde muß aber jedenfalls unter Zuhilfenahme dieſer Umſtände und 
Erklärungen den beſonderen rechtsgeſchäftlichen Inhalt der Bürgſchaftsverpflichtung erkennen 
laſſen und ihm einen wenn auch unvollkommenen Ausdruck leihen; vor allem muß das 
weſentliche Merkmal dieſer Verpflichtung, das Einſtehen für eine beſtimmte fremde Schuld, 
darin erkennbar enthalten fein (RG 57, 258; 63, 143; 76, 195; 78,37; 94, 85; JW 1917, 154; 
Warn 08 Nr 506; 1910 Nr 410; 1917 Nr 288). Deshalb genügt ein ſelbſtändiges Schuld 
verſprechen oder die Unterzeichnung eines Wechſels in der Abſicht bürgſchaftlicher Verpflich⸗ 
tung der Vorſchrift des § 766 nicht (RG 51, 110; 65, 407; 94, 85; vgl. beſonders über die 
Bedeutung der Unterzeichnung eines ſog. Garantiewechſels: RG 48, 152; 51, 114; 61, 6; 
94, 85; 90, 136; 23 1916, 13781); ebenſo nicht die bloße Mitunterzeichnung der über die 
Haupiſchuld ausgeſtellten Urkunde (RG 62, 172; 77, 378; 78, 37); wohl aber kann eine 
lolche Mitunterzeichnung mit der Hinzufügung der Worte „als Bürge“ für ausreichend er- 
achtet werden (RG a. a. O. und 61, 343). Dagegen nicht mit dem Zuſatz „in Haftung“, 
der das Einftehen für fremde Schuld nicht erkennen läßt (RG Warn 1910 Nr 410). Aus 
der Urkunde muß ferner die Schuld, für die gehaftet werden ſoll, und deshalb auch die Perſou 
des Hauptſchuldners (RG 82, 70) hervorgehen, und ſie muß die Perſon des Gläubigers 
erkennen laſſen (R 62, 379), wenn auch weder die Schuld ihrem Betrage nach, noch die 
Perſon des Gläubigers und des Schuldners mit Namen bezeichnet ſein muß (RG 76, 195; 
JW 1911, 940°; 1913, 642%). Über die Möglichkeit der Bürgſchaftserllärung für mehrere 
getrennte Hauptforderungen in einer zuſammenfaſſenden Ziffer vgl. RG 23 1919, 1231 
Die Urkunde hat weiter Bedingungen, unter denen die Bürgſchaftsverpflichtung übernommen 
wird, ſowie Nebenabreden über Erfüllungszeit und Erfüllungsort jedenfalls inſoweit zu 
enthalten, als fie den Bürgen beſchweren, während dem Gläubiger läſtige, den Bürgen 
befreiende Bedingungen und Nebenabreden ohne die Form gültig find, weun fie neben ER 
Urkunde beſtehen ſollen (RG 59, 10; 65, 46; 71, 415; 81, 414; 95, 9; I 03 Beil Nr 05 
1911 S. 54018, 64817; 1919, 31112; Warn 08 Nr 149; 09 Nr 340; 1910 Nr 114; 1913 gr 95 3 
1917 Ar 288; ſowie 29. 6. 05 VI 513/04; 25. 11. 12 VI 285/12; 27. 2. 13 VI 309/12). 2 ch, 
Bürgſcchaftsurkunde hat nach allgemeiner Regel die Vermutung der Vollſtändigkeit a 
auch hinſichtlich einſchränkender, dem Bürgen günftiger Nebenabreden, aber nur für die 40¹ 1 
pflichtungen des Bürgen, nicht für den übrigen Vertragsinhalt (RG 95,125; JW 1911, eh aft 
1918, 367). Die Beweislast für behauptete mündliche Einſchränkungen der ene 
trifft naturgemäß den Bürgen (RG 14. 6. 15 v 69/15). Auch nachträgliche Abänrgchen 
der Bürgſchaftsverpflichtung bedürfen der ſchriftlichen Form, wenn ſie ſie erweitern I über 
fie fie ab, fo find fie mündlich gültig (RG 59, 10; 81, 414; JW 03 Beil Nr 2 darf well 
die Frage, ob die dem Zeitbürgen ($ 777) gewährte Stundung der Schriftform U ſchafts⸗ 
ſie die zeitliche Beſchränkung aufhebt, vgl. RG 96, 133. Insbeſondere muß die iche beab⸗ 
urkunde die ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft erkennbar machen, wenn eine ſo ä 
ſichtigt war (NG 24. 3. 11 VII 305/10). Gläubiger 
5. Die schriftlich erteilte Bürgſchaftserklärung bedarf der Annahme durch den un n ch 
wenn ein Bürgſchaftsvertrag zuſtande kommen ſoll ($ 151). Für dieſe iſt ER meh 
vorgeſchrieben; fie iſt mündlich gültig und kann auch ſtillſchweigend durch a Warn 1015 
Urkunde über die Bürgſchaftserklärung erfolgen (RG 97, 168; JW 06, 7¹ liche Erkläru 10 
Nr 49). Eine Annahme iſt aber nicht möglich, wenn der Gläubiger die Hanh aftserklär m 
gar nicht als Bürgſchaft auffaßt (RG 20. 10. 13 VI 301/18). Wird die N fe 10 Blanke 195 
in der Weiſe erteilt, daß der Bürge dem Schuldner eine von ihm unteräeie) Aden Gla i 
urkunde ohne den Namen eines Gläubigers übergibt, damit der ee Ar di e Em al, 
ger ſuche und dieſem die von ihm ausgefüllte Urkunde überantwortet, 0 f hr pfang⸗ 
nahme der daraufhin mit dem Willen des Bürgen durch den Schuldner 115 0 a aus. 
gehandigten Bürgſchaftsurkunde den Vertragsſchluß zwischen dem Bürgen AN „ven Gläubiger 
dar (MG 57, 66; 76, 195; ZW 1916, 1270% u. 21. 5. 00 VI 362/05; 2. 7. 06 VI 566/05). Eben⸗ 
ſowenig wie die Annahme der Bürgſchaftserklärung durch den Gläubiger bedürfen von dem 
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Gläubiger etwa dem Bürgen gegenüber übernommene Verpflichtungen, mögen fie als Neben 
verpflichtungen erſcheinen oder wirkliche Gegenleiſtungen darſtellen (vgl. Vorbem 4 vor 8 765), 
der Beurkundung (RG IW 1911, 54015). Dasſelbe gilt von allen rechtsgeſchäftlichen Er 
klärungen, die das Verhältnis zwiſchen dem Bürgen und dem Hauptſchuldner regeln (RG 
59, 10) und ſelbſtverſtändlich ebenſo von Vereinbarungen mehrerer Mitbürgen untereinander 
(NG JW 06, 30510). 

6. Der Verſtoß gegen die Formvorſchrift des § 766 bewirkt nach 8 125 Satz 1 die Nichtig 
keit des Vertrags, die auch die Nichtigkeit von Nach⸗ und Rückbürgſchaften einſchließt, aber 
immer nur die bürgſchaftliche Verpflichtung betrifft. Dem zum Zwecke der Bürgſchaft ge⸗ 
gebenen und nach der WO gültigen Wechſelverſprechen kann der Mangel der Form für die 
Bürgſchaft nicht entgegengehalten werden (RG 51, 110). Anderſeits kann zwar eine nach 
8 766 gültige Bürgſchaftsverpflichtung, nicht aber eine der Form entbehrende in ein Darlehen 
nach 8 607 Abſ 2 umgewandelt und damit die Formvorſchrift umgangen werden (RG Warn 
08 Nr 506). — Auf die von einem Vollkaufmann abzugebende Bürgſchaftserklärung findet, 
wenn die Bürgſchaft auf feiner Seite ein Handelsgeſchäft ift, die Formvorſchrift des § 766 
gemäß 88 350, 351 5B nicht Anwendung (f. dazu Rc JW 06, 691'° u. Gruch 54, 404). 

7. Durch die Erfüllung der Bürgſchaftsverpflichtung wird der Mangel der Form geheilt. 
Der Bürge, der den Gläubiger befriedigt hat, kann mithin von ihm nicht Rückzahlung des 
Geleiſteten wegen ungerechtfertigter Bereicherung verlangen; die Zahlung des Bürgen aus 
dem formell ungültigen Geſchäfte erzeugt dieſelben Wirkungen, wie wenn ein gültiger Bürg 
ſchaftsvertrag von Anfang an vorgelegen hätte. Der Bürgſchaftsvertrag wird aber durch 
die Erfüllung natürlich nur fo weit gültig, wie die Erfüllung reichte (RG 76, 195). Der Er⸗ 
füllung ſtehen die ſie vertretenden Rechtshandlungen: Leiſtung an Erfüllungs Statt SS 364, 
365, Hinterlegung 88 372ff., Aufrechnung SS 387ff. (al. zu 8 768) gleich. 


S 767 

Für die Verpflichtung des Bürgen iſt der jeweilige Beſtand der Haupt⸗ 
verbindlichkeit maßgebend). Dies gilt insbeſondere auch, wenn die Haupt⸗ 
verbindlichkeit durch Verſchulden oder Verzug des Hauptſchuldners geändert 
wird). Durch ein Rechtsgeſchäft, das der Hauptſchuldner nach der Über: 
nahme der Bürgſchaft vornimmt, wird die Verpflichtung des Bürgen nicht 
erweitert“). 

Der Bürge haftet für die dem Gläubiger von dem Hauptſchuldner zu er⸗ 


ſetzenden Koſten der Kündigung und der Rechtsverfolgung“) ?). 
E I 672 II 708; M 2 669—666; P 2 466, 467. 


1. Die Abhängigkeit des Bürgſchaftsvertrags von der Hauptverbindlichkeit, für deren 
Erfüllung der Bürge einzuftehen ſich verpflichtet, bedingt es, daß die Bürgſchaftsverpflichtung 
nicht beſteht, wenn und ſoweit die Hauptverbindlichkeit nicht beſteht, und daß ſie in Wegfall 
kommt, wenn und ſoweit die Hauptverbindlichkeit erliſcht. Unter dem jeweiligen Beſtand der 
Hauptverbindlichkeit ift deshalb deren rechtliches Dafei ı und gegenſtändlicher Umfang mit den 
aus dem Schuldverhältnis, wie es zur Zeit der Bürgſchaftsübernahme vorlag, herauswachſenden 
fpäteren Veränderungen, die die Hauptſchuld ſowohl erweitern wie einengen lönnen, zu 
verſtehen. Zum Beſtande gehören die Bankbedingungen, unter denen der verbürgte Kredit 
bewilligt iſt (NG JW 1917, 8115), und gehört die Verfallklauſel für den Fall des Verzugs 
des Hauptſchuldners (RG Warn 1914 Nr 328). Der jeweilige Beſtand umfaßt dagegen 
nicht alle Rechtsbeziehungen der Hauptoerbindlichkeit überhaupt; die Selbſtändigkeit des Burg. 
ſchaftsvertrags wird durch die Gleichheit des Gegenſtandes, auf den ſich die Verbindlichkeit des 
Hauptſchuldners wie die des Bürgen richtet, nicht aufgehoben; insbeſondere iſt aus $ 767 nichts 
für eine Einheit des Erfüllungsorts für die Leiſtungen des Bürgen und des Hauptſchuldners zu 
entnehmen (RG 71, 56; 73, 262; vgl. 8765 A l). Die Bürgſchaftsverpflichtung erliſcht mit 
der Hauptſchuld durch deren Erfüllung und die dieſe vertretenden Handlungen (Hingabe an 

ahlungs Statt, Hinterlegung, die vom Schuldner erklärte Aufrechnung), durch Erlaß des 

Bläubigers gegenüber dem Hauptſchuldner, auch durch eintretende Unmöglichkeit der Haupt: 
leiſtung, ſoweit fie der Schuldner nicht zu vertreten hat (8 275). Hat der Bürge ſelbſt dieſe Un⸗ 
möglichkeit ſchuldhaft herbeigeführt, ſo haftet er aus dem Bürgſchaftsvertrage dem Glaubiger, 
dem er ſich zur Sicherung der Forderung verpflichtet hat, für den ihm entſtandenen Schaden. 
Die für eine Geſamtſchuld übernommene Bürgſchaft erliſcht im Zweifel nicht dadurch, daß 
einer der Geſamtſchuldner aus dem Schuldverhältnis ausſcheidet; das Schuldverhältnis wird da⸗ 
durch gegenſt indlich nicht verändert (RG Warn 1913 Nr. 286). Sind die Vertragsparteien 
des Hauptſchuldverhältniſſes dahin übereingekommen, daß der Vertrag nicht zur Ausführung 
kommen ſoll, fo ift damit die Hauptverbindlichkeit weggefallen; für die Rückgewährverpflich⸗ 
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tungen des Schuldners aus $ 812 Abſ 1 Satz 2, die eine neue ſelbſtändige Schuld bilden, haftet 
der Bürge nicht (R& 9. 4. 02 J 428/01); ebenſo nicht für das negative Vertragsintereſſe des 
Gläubigers, wenn der Schuldner das Hauptgeſchäft wegen Irrtums angefochten hat. — 
Die Bürgſchaftsverpflichtung erliſcht ferner durch erfolgreiche Anfechtung des Hauptvertrags 
wegen Irrtums oder Betrugs, ſowie durch Umſchaffung der Hauptſchuld in eine andere 
nach 88 607 Abſ 2, 779, 780-782 (RG JW 03 Beil Nr 219); über das Fortbeſtehen der für 
die Einzelforderungen eines Rechnungsverhältniſſes ($ 356 HGB) eingegangenen Bürgſchaft 
trotz der Anerkennung des Rechnungsabſchluſſes vgl. § 765 A 3. Die Bürgſchaft erliſcht weiter 
durch eine befreiende Schuldübernahme, wenn nicht der Bürge in dieſe eingewilligt hat 
(8 418 Abſ 1; vgl. dazu R 70, 411). Eine Vercinbarung, daß die Bürgſchaflsſchuld trotz 
Erlöſchens der Hauplſchuld beſtehen bleiben ſolle, widerſpricht dem Weſen des Bürg⸗ 
ſchaftsvertrags; in einer ſolchen Vereinbarung kann aber eine Schuldübernahme liegen 
RS ZW 1913, 5971). Die Vereinigung von Bürgſchaftsſchuld und Hauptſchuld durch 
Beerbung des Hauptſchuldners ſeitens des Bürgen oder umgekehrt hat ein Erlöſchen 
des Hauptſchuldverhältniſſes nicht zur Folge, an ſich jedoch ein ſolches der Bürgſchaftsſchuld, 
da deren Weſen das Einſtehen für eine fremde Schuld bedingt. Die Bürgſchaftsſchuld 
bleibt aber beſtehen, ſoweit und folange ihr Fortbeſtand für den Gläubiger, deſſen Lage nicht 
verſchlechtert werden darf, von Intereſſe iſt (RG 76, 57; vgl. E! 8 678; M 2, 678; Prot 
2, 480). Die Bürgſchaftsſchuld erliſcht auch durch Abtrennung der Bürgſchaftsforderung 
von der Hauptforderung. Eine Abtre ung der Hauptforderung ohne die Bürgſchafts⸗ 
forderung iſt gültig, bringt aber die Bürgſchaft, die ſelbſtändig nicht beſtehen kann, zum 
Erlöſchen (RG 85, 363). — Durch ein rechtskräftiges, im Prozeſſe des Gläubigers gegen 
den Schulduer ergangenes abweiſendes Urteil wird die Hauptſchuld zum Erlöſchen gebracht. 
Der Bürge kann ſich deshalb auf das abweiſende Urteil berufen, obwohl es für ihn Rechts⸗ 
kraftwirkung nicht ausübt. 

2. Die Bürgſchaftsſchuld folgt den Veränderungen, die der Umfang der Hauptſchuld 
nach Eingehung der Bürgſchaft (NG LZ 1917, 802%) erleidet, feien dieſe zwiſchen dem 
Gläubiger und dem Hauptſchuldner vereinbart oder auf andere Weile, insbeſondere durch 
Verzug oder vertragswidriges Verhalten des Schuldners entſtanden (Verzugszinſen, Schadens⸗ 
erjaß), ſeien fie Einengungen oder Erweiterungen der Schuld. Doch können ſpätere rechts⸗ 
geſchäftliche Erweiterungen nicht zum Nachteile des Bürgen wirken (J. Satz 3 Abſ 1 des Para- 
graphen und unten A 3), da ſie eine neue Belaſtung des Schuldners darſtellen, auf die die 
Bürgſchaft ſich nicht bezog. Ein Stundungsvertrag zwiſchen Glaubiger und Hauptſchuldner 
wirkt auch zugunſten des Bürgen (R 56, 310), es fei denn, daß er die Lage des letzteren ver⸗ 
ſchlechtert (RG 59, 223); in dieſem Falle bedarf es des Einverſtändniſſes des Bürgen, wenn 
der Stundungsvertrag für ſeine Verpflichtungen Wirkſamkeit erlangen ſoll (RG Warn 1914 
Nr 155). Auch eine geſetzliche Stundung (Kriegsverordnungen) wirkt zugunſten des Bürgen, 
der nicht ſchlechter geſtellt werden darf als der Hauptſchuldner (RG 93, 91). Die Kündi⸗ 
gung an den Schuldner macht auch die Bürgſchaftsſchuld fällig, eine Kündigung gegenüber 
dem Bürgen iſt für die Hauptſchuld und deshalb auch für die Bürgſchaftsſchuld wirkungeld f 
(RS 23 1918, 9095). Die rechtskräftige Verurteilung des Hauptſchuldners wirng mah 
zuungunſten des Bürgen, gegen den fie Rechtskraft nicht ſchafft (RG 56, 109; 71, 91055 4 
09, 419°); ein Zwangsvergleich im Konkurſe wirkt nicht zu feinen Gunſten nach der ausdul ; 
lichen Beſtimmung des § 193 KO (vgl. dazu RG JW 1913, 5971). Auf freiwillige Er 
gerichtliche Vergleiche zur Abwendung des Konfurfes, die einen Teilerlaß augfpredien, ! 
5198 Ko nicht entſprechend anwendbar; hier gilt, daß ohne den Beftand der Hauptfor ic 1919 
auch die Bürgſchaftsforderung nicht beſtehen kann, für den erlaſſencn Teil derben ) d e 
Bürgſchaft wegfallen muß, wie dies dem $ 767 entſpricht. Lag eine ſolche den Be 
Bürgſchaftsſchuld von der Hauptſchuld durch Weiterhaftung des Bürgen auch 19 10 1 70 
laſſenen Teil der Schuld im Willen der Vertragsparteien des Bürgſchaftsvertrag 3 Be 
in Wahrheit nicht Bürgſchaft, ſondern entweder Schuldübernahme oder felbſtendig91 88. 
verſprechen oder Garantievertrag vor (RG 90, 455; 92, 121; JW 1913, 597“; 71 lier mur 
Warn 1916 Nr 50: 1919 Nr 166; RG Seuffl 69 Nr 51 ſteht nicht . BR 105 
die Zuläſſigkeit der Vereinbarung der Weiterhaftung des Bürgen ausgeſtae 7 In 
die Natur der daraus ſich ergebenden Verpflichtung behandelt wird. Der 60 K) d es 
Hauptſchuldners führt im übrigen die Fälligkeit einer betagten Forderung (8 chez ft 1017 
e er nicht 5 da $ 65 die Schuld überhaupt nicht fällig macht; ſie wird 
nur für die Zwecke des Konkurſes als eine fällige behandelt. 3% & 

8. Durch ſpätere rechtsgeſchäftliche Erweiterungen der Hauptſchuld kann bie Stellung 
des Bürgen, für deſſen Verpflichtungen das Hauptſchuldverhältnis, wie es 11 er Ein. 
gehung der Bürgſchaftsverpflichtung war, maßgebend iſt, nicht verſchlechter . erden. War 
zur Zeit der Eingehung des Bürgſchaftsvertrags der Hauptvertrag noch nicht geſchloſſen, fo 
iſt der Weſtand der Verpflichtungen des Hauptſchuldners maßgebend, der beim Abſchluſſe 
des Bürgſchaftsvertrags vorgeſehen war (RG Warn 1913 Nr 52). Der Bürge muß ſich Er 
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weiterungen gefallen laſſen, die aus dem Hauptſchuldverhältnis von innen heraus erwachſen 
(vgl. A 2), nicht aber Erweiterungen, die feinem Beſtande durch neue Vereinbarungen zwiſchen 
dem Gläubiger und dem Hauptſchuldner von außen her hinzugefügt worden find: Verkürzungen 
der Fälligkeit, unter Umſtänden auch Stundungen (vgl. A 2), neue Vereinbarungen von Zinſen 
und Vertragsſtrafen, Verzicht auf Einreden ſeitens des Schuldners, Vergleiche und An⸗ 
erkenntniſſe. Aber dieſe Vertragsänderungen ſind für ihn nur dann nicht wirkſam, wenn ſie 
ſeine Lage verſchlechtern, wenn ſie ihm ein Mehr von Leiſtung auferlegen würden, nicht, wenn 
es ſich um den Erſatz einer Verbindlichkeit des Schuldners durch eine gleichwertige andere 
handelt. So wird durch eine Abmachung zwiſchen Gläubiger und Hauptſchuldner, nach der 
an Stelle einer in vertragswidriger Beſchaffenheit gelieferten Maſchine eine andere tadelloſe 
geliefert werden ſoll, der Kreis der Bürgſchaftsverpflichtungen nicht berührt (RG 58, 356); 
und eine Erweiterung iſt es ferner nicht, wenn der Hauptſchuldner auf eine Einrede verzichtet, 
die nicht aus dem Schuldverhältniſſe heraus entſtanden, ſondern die feine perſönliche An- 
gelegenheit iſt und deren Geltendmachung einen Willensakt auf feiner Seite vorausſetzt. 
Wenn der Bürge durch einen ſolchen Verzicht — auf Anfechtung, auf Aufrechnung oder auf 
Wandlung — die verzögernde Einrede aus 8 770 verliert, fo iſt dies als eine Erweiterung der 
Bürgſchaftsverpflichtung im Verhältniſſe des Bürgen zum Gläubiger nicht aufzufaſſen (RG 
62, 51). — Der Bürge, der ſich auf eine nach der Bürgſchaftsübernahme zwiſchen dem Gläubiger 
und dem Hauptſchuldner getroffene Abmachung beruft, ſoweit ſie ſeine Haftung mindert, 
muß auch die darin enthaltenen ihm nachteiligen Beſtimmungen gegen ſich gelten laſſen. 
Die Erweiterung der Hauptſchuld bringt die Bürgſchaft nicht zum Erlöſchen, ſofern der Bürge 
nicht die Nichterweiterung zur Bedingung der Bürgſchaft gemacht hatte; nur beſteht die Er⸗ 
weiterung für ihn nicht (RG Warn 1913 Nr 52). 

4. Die Koſten der Kündigung und der Rechtsverfolgung ſind natürliche Erweiterungen 
der Hauptſchuld, die durch Geltendmachung des Gläubigerrechts nach den Geſetzen entſtehen. 
Auf fie findet der Grundſatz des Abſ 1 Satz! des Paragraphen Anwendung. Die ausdrückliche 
Beſtimmung in Abſ 2 folf aber außer Zweifel ſtellen, daß für dieſe Koſten der Bürge ohne Rück⸗ 
ſicht auf Verzug oder Verſchulden des Hauptſchuldners haftet. Für Koſten dieſer Art, die ſchon 
sur Beit 10 eee entitanden waren, hat dagegen der Bürge im Zweifel 
nicht einzuſtehen. 0 

5. Die Sätze des 9767 find nachgiebigen Rechtes; fie können durch Vereinbarungen zwiſchen 
dem Gläubiger und dem Bürgen zu deſſen Gunſten wie zu deſſen Ungunſten außer Kraft 
geſetzt werden. Doch erfordert das Weſen der Bürgſchaftsverpflichtung, daß unter allen Um⸗ 
ſtanden die gegenständliche Abhängigkeit der letzteren von der Hauptſchuld gew hrt bleibt; 
Abmachungen, die über die letztere hinaus den Bürgen verpflichten, bewegen ſich außerhalb 
der Bürgſchaft. 


8 768 
Der Bürge kann die dem Hauptſchuldner zuſtehenden Einreden geltend 
machen!). Stirbt der Hauptſchuldner, ſo kann ſich der Bürge nicht darauf 
berufen, daß der Erbe für die Verbindlichkeit nur beſchränkt haftet'). 
Der Bürge verliert eine Einrede nicht dadurch, daß der Hauptſchuldner 
auf ſie verzichtet?) ). 
E 1 671, 672 Abſ 2 Satz 2 II 707; M 2 661, 662; P 2 464-466. 


1. Der Bürge hat die Einreden gegen den Gläubiger, die ihm der Bürgſchaftsvertrag 
an die Hand gibt; vermöge der Abhängigkeit der Bürgſchaftsverpflichtung von der Haupt⸗ 
verbindlichteit, deren Erfüllung fie ſichern foll, ſtehen ihm die aus dem Hauptſchuldverl ältniſſe 
erwachſenen Einreden zu (88 765, 767); darüber hinaus kann er aber auch alle Einreden des 
Hanptſchuldners geltend machen, die dieſen zur Verweigerung der Leiſ ung aus allgemeinen 
Gründen oder kraft beſonderer zwiſchen ihm und dem Gläubiger beſtehender Verhältniſſe oder 
getroffener Vereinbarungen berechtigen, auch wenn fie der Hauptſchuldner infolge rechts⸗ 
kräftiger Verurteilung verloren oder auf ſie verzichtet hat (RG 56, 109). Nur geben ihm ſolche 
Einreden, die zu ihrer Entſtehung eine perſönliche Willensentſchließung des Schuldners und 
deren Erklärung verlangen, wie die Anfechtung des Hauptvertrags, die Aufrechnung mit 
einer Gegenforderung des Schuldners (8 770 Abſ 1 u. 2), die Wandlun (RG 66, 832), nur 
eine verzöͤgerliche, keine erſtörende Einrede, ſolange jene Erklärungen noch ausſtehen; ſind 
fie erſolgt und ihre Wirkungen auf das Schuldverhaltnis damit eingetreten, ſo kann auch der 

ürge die Einreden mit zerſtörender Kraft geltend machen. — Dem Bürgen ſtehen mithin 
einmal feine Einreden aus dem Bürgichaftsvertrage ſowie diejenigen allgemeiner Natur 
zu; insbeſondere kann er die gegen ihn vollendete Verjährung geltend machen, auch wenn 
die Verjährung gegen den Hauptſchuldner unterbrochen iſt, und er kann mit eigenen Gegen- 
forderungen gegen den Gläubiger aufrechnen, womit er nicht die Hauptſchuld, aber die Bürg⸗ 
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ſchaftsſchuld tilgt, während die erſtere auf ihn nach § 774 übergeht (RG 53, 403). Er hat 
weiter di? Einreden des Hauptſchuldners aus dem Hauptſchuldverhältnis: die Einrede des 
nicht erfüllten Vertrags, mit der er die Verurteilung des Gläubigers zur Gegenleiſtung an 
den Schuldner Zug um Zug mit ſeiner Leiſtung herbeiführen kann (vgl. RG 84, 280, im 
Konkurſe des Bürgen ©. 232), die Einrede der vom Haaptſchuldner erklärten Waudlung 
(RG 66, 332), die Einrede der Minderung, auch ohne daß der Hauptſchuldner ſich hierfür er⸗ 
klärt hat (RG a. a. O.), die einredeweiſe Geltendmachung von Schadenserſatzanſprüchen aus 
dem Hauptſchuldverhältniſſe ſelbſt (Mängel der Ware, Nich 62, 51), die Einrede der Stundung. 
die Einrede der rechtskräftigen Abweiſung der Hauptforderung im Prozeſſe des Gläubigers 
gegen den Schuldner (ogl. $ 767 A 1 u. 2). Der Bürg hat endlich die allgemeinen Ein- 
reden des Hauptſchuldners, fo insbeſondere die Einrede der gegen den Hauptſchuldner 
vollendeten Verjährung, mag dieſe auch gegen den Bürgen unterbrochen ſein, der Zurück⸗ 
behaltung nach § 273 (RG a. a. O.), der vom Hauptſchuldner vollzogenen Aufrechnung 
(jedoch nicht gegenüber der nicht auf Zahlung, ſondern nur auf Sicherheistleiſtung gegen 
den Bürgen erhobenen Klage: RG 23 1917, 6751), der von ihm erklärten Anfechtung, 
und die verzögerlichen Einreden des § 770. — Hat ſich der Bürge für mehrere Verbind- 
lichkeiten des Hauptſchuldners demſelben Gläubiger gegenüber verbürgt, ſo ſteht ihm das 
Beſtimmungsrecht aus 8 366 zu, das jedoch nicht aus dem Rechte des Hauptſchuldners, ſondern 
aus ſeinem Bürgenrechte ſich ergibt. nr 

2. Die Bürgſchaft ſoll den Gläubiger gegen die Gefahr ſichern, die ſich für feine Beftiedi 
gung aus einer Vermögensunzulänglichkeit des Schuldners ergibt. Deshalb wirkt ein im 
Konkurſe über das Vermögen des Hauptſchuldners geſchloſſener Zwangsvergleich nicht zu⸗ 
gunſten des Bürgen ($ 193 KO), und aus demſelben Grunde kann ſich der Bürge auch nicht auf 
die Beſchränkung der Haftung der Erben des Hauptſchuldners auf ben Nachlaß gemäß 8$ 1975ff., 
1993 ff. BGB, § 780 ZPO berufen. 

3. Der Verzicht des Hauptſchuldners auf eine entſtandene Einrede würde eine rechts⸗ 
geſchäftliche Erweiterung der Verpflichtungen des Bürgen darſtellen und wirkt in Anwendung 
des Grundſatze des $ 767 Abſ 1 Satz 3 deshalb überhaupt nicht gegen ihn. Einen Verzicht des 
Hauptſchulduers auf die Seiner Verfügungsmacht unterliegenden einredebegründenden Willens⸗ 
erklärungen, deren noch ausſtehende Möglichkeit dem Bürgen die verzögerlichen Einreden des 
§ 770 gewährt, alſo auf die Erklärung einer Anfechtung, einer Aufrechnung oder einer Wandlung, 
muß ſich der Bürge dagegen gefallen laſſen. 

4. Ein Verzicht des Bürgen auf die Geltendmachung von Einreden, die aus dem Rechte 
des Hauptſchuldners auch ihm zuſtehen würden, iſt mit der Natur des Bürgſchaftsvertrags 
nur inſoweit vereinbar, als es ſich um Einreden allgemeiner Natur handelt, nicht um ſolche, 
die dem Schuldverhältniſſe ſelbſt entſpringen. Im letzteren Falle würde er der Abhängigkeit 
der Bürgſchaftsverpflichtung von der Haußtſchuld widerſtreiten und inſofern nur als beſondere 
Verpflichtung — Schuldübernahme oder Schuldverſprechen oder auch Garantievertrag — 
Geltung haben können (vgl. R 90, 415; JW 1913, 59711; 1916, 3984; Warn 1916 Nr 50; 
1919 Nr 166). Inwiefern der Bürge dem Hauptſchuldner gegenüber zu einem Verzicht 
auf Einreden berechtigt oder zu einer Geltendmachung dieſer Einreden verpflichtet iſt, beſtimmt 
ſich nach dem zwiſchen beiden beſtehenden Rechtsverhältniſſe (RG 59, 207). 


8 769 


Verbürgen ſich mehrere für dieſelbe Verbindlichkeit, ſo haften ſie als Ge» 
ſamtſchuldner, auch wenn ſie die Bürgſchaft nicht gemeinſchaftlich übernehmen. 


E I 678 II 709; M 2 666, 667; P 2 467, 468. 


Die Mitbürgſchaft im Sinne des $ 769 wird allein durch die Einheit der Serial 
bedingt, für deren Erfüllung die mehreren Bürgen einzuſtehen ſich verpflichten; gie U 8 
ift, ob fie in einer oder mehreren Rechtshandlungen, gleichzeitig oder nachei ander DIE Die 
ſchaftsverpflichtung übernehmen (RG 77, 53; JW 1912, 746°; 27. 4. 05 IV 51000). ie 
Haftbarkeit des einen Mitbürgen iſt alſo unabhängig davon, ob dem andern, in le 
über dem Anſpruch eine Einrede zuſteht; für eine Auwendung des $ 139 LOB il gr gu 
der Nichtigkeit der Verpflichtung des einen Mitbürgen kein Raum, es lei En Ver. 
mehreren Mitbürgen gerade gemeinſ haftlich die Bürgſchaft nur mit der ben Ber. 
einbarung übernommen haben, daß jeder nur haften wolle, wenn auch die rn en 
würden; das läuft aber dem Sicherſtellungsintereſſe des Gläubigers zuwider un 5 eshald 
nur ſelten als gewollt anzunehmen (RG 88, 412). Bei verſchiedener Summen 600 ung 
mehrerer Bürgſchaften für dieſelbe Schuld beſteht eine Geſamtſchuld immer er 18 zu der 
gemeinſamen Grenze; innerh b dieſer haften die mehreren Mitbürgen dem G äubiger 
für ſeden Teil der Schuld (MG 81, 414). Eine Einheit des Gegenſtandes der Buͤrgſchafts⸗ 
verpflichtung liegt aber überhaupt nicht vor, wenn die mehreren Bürgen jeder für einen 
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andern beſonderen Teil der Hauptſchuld, in ſummenmäßig beſtimmten Teilen oder nach 
Bruchteilen die Haftung übernommen haben (RG 27. 4. 05 IV 516/04). — Die Wirkung 
des Geſamtſchuldverhältniſſes dem Gläubiger gegenüber beſtimmt ſich nach 88 421—425 (zu 
8425 — Kündigung — vgl. RG Warn 1912 Nr 335), zwiſchen den mehreren Mitbürgen nach 
58 426 u. 774 Abſ 2. Die rechtlichen Beziehungen zwiſchen dem Gläubiger und den mehreren 
Bürgen ſind unabhängig von dem Innenverhältnis der Bürgen zueinander. Der Glaubiger 
kann einen Bürgen aus der Haftung ihm gegenüber entlaſſen, ohne daß dies auf jenes Innen⸗ 
verhältnis einwirkt, und ebenſo kann im Innenverhältnis ein Bürge befreit werden, aber trotz 
dem dem Gläubiger verhaftet bleiben (RG LZ 1915, 15115). 


8 770 


Der Bürge kann die Befriedigung des Gläubigers verweigern“), ſolange 
dem Hauptſchuldner das Recht zuſteht, das ſeiner Verbindlichkeit zugrunde 
liegende Rechtsgeſchäft anzufechten?). 

Die gleiche Befugnis hat der Bürge, ſolange ſich der Gläubiger durch 
Aufrechnung gegen eine fällige Forderung des Hauptſchuldners befriedigen 
kann?) ). 

E n 12 P 2 465, 466, 479—481. 


1. In den bereits § 767 A 3 und $ 768 A 1 erwähnten Fällen, in denen die Entſtehung 
einer Einrede des Hauptſchuldners durch eine Verfügung des letzteren über ſeine Rechte, 
eine ſeiner Willkür unterſtehende Entſchließung bedingt iſt, die an ſeiner Stelle zu faſſen dem 
Bürgen verwehrt bleiben muß, gibt das BGB dem Bürgen mit Rückſicht auf die, wenn der 
Sch Toner von ſeinem Rechte Gebrauch macht, das Gläubigerrecht zerſtörenden Tatbeſtände 
eine verzögerliche Einrede, mit der er die Befriedigung des Gläubigers verweigern kann, 
ſolange dem Hauptſchuldner di? Befugnis zusteht, jene Zerſt rung des Glaubigerrechts herbei⸗ 
zuführen. Macht der Hauptſchuldner nachher von feiner Befugnis wirkſam Gebrauch, gibt er die 
das Gläubigerrecht zerſtörende Willenserklärung ab, fo ift hierdurch auch die zerſtörende Ein⸗ 
rede für den Bürgen begründet. Entſchließt ſich der Hauptſchuldner endgültig, von der Ver⸗ 
fügung über ſein Recht zuungunſten des Gläubigers abzuſehen, oder verliert er ſeine Befugnis, 
dann wird die Weigerung des Bürgen hinfällig und es ſteht ihm aus dem fraglichen Rechte 
des Hauptſchuldners überhaupt keine Einrede mehr zu. Das BGB behandelt zwei ſolcher Tat- 
beſtände, den der Anfechtung und den der A frechnung; der in $ 770 ausgeſprochene Rechts 
gedanke iſt aber auch auf andere gleichgeartete Tatbeſtände anzuwenden, in denen eine Ver⸗ 
bindlichkeit durch den Hauptſchuldner, aber nur durch dieſen, entkräftet werden kann (f. A 4). 

2. Die Anfechtung des der Hauptverbindlichkeit zugrunde liegenden Rechtsgeſchafts 
durch den Hauptſchuldner wegen Irrtums ($ 1 9) bedarf nach 8 121 unverzüglicher Geltend⸗ 
machung nach Erlangung der Kenntnis vom wahren Sachverhalte. Deshalb bleibt für die 
aufſchiebende Einrede des Bürgen nach $ 770 hier wenig Raum. Die Anfechtung wegen arg. 
liſtiger Täuſchung oder widerrechtlicher Drohung ($ 123) iſt an die einjährige Friſt des § 124 
nach Entdeckung der Täuſchung oder nach Beendigung der Zwangslage gebunden. Verläuft 
die Friſt, ohne daß der Hauptſchulduer die Anfechtung erklärt hat, fo iſt damit auch jede Ein⸗ 
rede des Bürgen wegen der Anfechtbarkeit des Geſchäfts beſeitigt. Ebenſo wird er dieſer 
durch eine Beſtätigung des anfechtbaren Geſchäfts ſeitens des Hauptſchuldners (§ 144) beraubt. 
Die vom Hauptſchuldner wirkſam erklärte Anfechtung hat zur Folge, daß das die Schuld be⸗ 
gründende Rech'sgeſchaft als von Anfang an nichtig anzuſehen iſt und deshalb auch der Bürge 
ſich auf das Erlöſchen der Schuld gemäß $ 767 berufen kann. Hat er inzwiſchen gezahlt, ſo 
kann er das Geleiſtete wegen ungerechtfertigter Bereicherung nach 88 812, 813 zurückfordern. 
Erfüllt der die Anfechtung begründende Tatbeſtand zugleich die Vorausſetzungen einer un⸗ 
erlaubten Handlung (58 823 Abſ 2, 826), fo ſteht die das Gläubigerrecht entkräftende Ein⸗ 
rede aus dieſer ($ 853) unabhängig von der aufſchiebenden Einrede des $ 770 auch dem Bürgen 
gemäß 8 768 zu. — Auf die Geltendmachung der Nichtigkeit des Hauptgeſchafts wegen Ver: 
ſtoßes gegen gesetzliches Verbot oder gegen die guten Sitten (88 134, 138) bezieht ſich 8 770 
Abf 1 nicht; fie ſteht dem Bürgen nach § 767 offen. N 

3. Abf 2 behandelt die Aufrechnung einer Gegenforderung des Schuldners gegen die Forde ⸗ 
rung des Gläubigers nicht vom Standpunkte der Befreiungsbefugnis des erſteren, ſondern 
bon demjenigen der Befriedigungsbefugnis des letzteren. Vgl. die ähnliche Beſtimmung 8 129 
UF HEN. Daß hiernach dem Bürgen die aufichiebende Einrede des § 770 Abſ 2 verſagt ift, 

enn nur dem Hauptſchuldner, nicht aber dem Gläubiger die Aufrechnungsbefugnis zuſteht, 
NO wenn die Gegenforderung aus einer unerlaubten Handlung des Glaubigers entſtanden iſt 
(8.398) oder wenn fie unpfändbar iſt ($ 394), erſcheint zunächſt unbillig. Der Ausweg, den 
Urgen ſelbſt an Stelle des Hauptſchuldners die Aufrechnung erklären zu laſſen, iſt nicht gang- 


908 Recht der Schuldverhältniffe Einzelne Schuldverhältniſſe 


bar (RG 59, 207; Warn 1912 Nr 308). Ob eine entſprechende Anwendung des Ab] 2 im Falle 
der alleinigen Aufrechnungsbefugnis des Schuldners möglich iſt, iſt ſtreitig. Die Auffaſſung 
von Oertmann (3./4. Aufl. A 4b), der mit Schulz (Gruch 50, 269 ff.) in $ 770 Ab] 2 eine 
dem $ 772 Abſ 2 gleichartige Verweiſung des Gläubigers auf einen nächſtliegenden Weg der 
Befriedigung erblickt, ſtimmt mit der Prot 2, 470f. gegebenen Begründung der Antrogſteller 
überein; ihr wird (entgegen der 1. Aufl.) beizutreten ſein. — Die Aufrechnungserklärung 
des Schuldners gibt dem Bürgen die zerſtörende Einrede nach $ 768; hat der Bürge vor der 
Erklärung gezahlt, ſo hat er den Gläubiger wegen ſeiner an ſich rechtmäßigen Forderung 
befriedigt und dieſe getilgt; ein Bereicherungsanſpruch nach & 813 ſteht ihm deshalb nicht zu. 
Anders, wenn er nach der Erklärung in deren Unkenntnis die Zahlung geleiſtet hat; denn nun⸗ 
mehr war die Forderung erloſchen. — Verzichtet der Hauptſchuldner auf die Geltendmachung 
der Aufrechnung, ſo geht die Einrede aus 8 770 dem Bürgen verloren (RG 62, 51); dasſelbe 
gilt, wenn der Hauptſchuldner die Gegenforderung auf einen andern überträgt oder damit 
gegen eine andere Forderung des Gläubigers aufrechnet, oder wenn der Gläubiger, ohne 
von feiner Aufrechnungsbefugnis Gebrauch zu machen, den Heuptſchuldner wegen der Gegen. 
forderung befriedigt (RG Warn 1912 Nr 303). Neben der verzögerlichen Einrede des 8 770 
ſteht dem Bürgen auf Grund des $ 768 die Zurückbehaltungseinrede des 8 273 zu, mit der er 
auch wegen fälliger Gegenforderungen des Hauptſchuldners, die nur dieſer zur Aufrechnung 
bringen kann, die Leiſtung verweigern darf, wenn fie demſelben rechtlichen Verhältniſſe mit 
der Hauptforderung in dem weiteren Sinne des § 273 (. A 2 zu dieſem Paragraphen) ent⸗ 
ſprungen ſind (RG 62, 51). 

4. Der Anfechtung und der e gleich zu behandeln, weil auch hier ein Willens⸗ 
akt des Hauptſchuldners in Frage kommt, den der Bürge an ſeiner Stelle nicht vornehmen 
kann, find einige andere Tatbeſtände, die eine entſprechende Anwendung des 8 770 rechtfertigen: 
zunächſt die Wandlung, während die Minderung vom Bürge ı felbit geltend gemacht werden 
darf (RG 66, 332); ſodann der Vorbehalt einer dem Schuldner ſeitens des Gläubigers zu 
zahlenden Vertragsſtrafe nach § 341 Abſ 3 (vgl. RG 53, 356), der indeſſen wegen der Not⸗ 
wendigkeit feiner Erklärung bei der Annahme der Leiſtung, nicht früher noch ſpäter (RG 
Warn 08 Nr 132), eine aufſchiebende Einrede ſelten wird begründen können; weiter der Fall 
eines zu erwartenden Antrags auf Ermäßigung der Vertragsſtrafe nach § 343. Endlich iſt an ſich 
hierher zu rechnen das Wahlrecht des Hauptſchuldners bei alternativen Verpflichtungen nach 
§§ 262, 263, jedoch nur, wenn auf eine der mehreren Leiſtungen geklagt iſt; die wahlweiſe 
Klage muß ſich der Bürge gefallen laſſen und kann ihr nicht die aufſchiebende Einrede des 8 770 
entgegensetzen; vielmehr ſteht ihm, wenn es zur Wahl des Gläubigers nach § 264 gekommen iſt, 
gleich dem Hauptſchuldner das Recht zu, durch die andere oder eine der andern Leiſtungen 
ſich und damit auch den Hauptſchuldner zu befreien. 


8 77 


Der Bürge kann die Befriedigung des Gläubigers verweigern, ſolange 
nicht der Gläubiger eine Zwangsvollſtreckung gegen den Hauptſchuldner 
ohne Erfolg verſucht hat (Einrede der Voransklage). 

E 1 674 Abſ 1, 2 Satz 1 II 711 Abſ 1; M 2 667-669; P 2 468—470. 


Die geſchichtlich überkommene, durch die Abhängigkeit der Bürgſchaftsverpflichtung von 
einer Hauptverbindlichkeit an ſich nicht bedingte aufſchiebende Einrede der Vorausklage 
ſcheidet die gewöhnliche von der ſelbſtſchuldneriſchen Bürgſchaft (§ 772 Nr 1). Sie erfordert 
nicht notwendig eine Klagerhebung gegen den Hauptſchuldner und deſſen Verurteilung, aber 
einen Zwangsvollſtreckungsverſuch gegen ihn, der auch auf einer vollſtreckbbaren Urkunde oder 
einem Zwangsvergleiche beruhen kann, aber immer wegen der verbürgten Schuld, leiner 
andern, erfolgen muß (RG 3. 3. 10 VI 860/09). Eine Zwangsvollſtreckung, die nicht gegen 
den Hauptſchuldner, ſondern gegen einen hinzugetretenen Schuldmitübernehmer verſucht 
worden iſt, genügt der Vorschrift nicht (RG ZW 1911, 158%). Die von einem Vollkaufmann 
übernommene Bürgſchaft iſt, wenn fie für ihn Handelsgeſchäft ift, ſtets eine ſelbſtſchuldneriſche 
(8 349 HGB). Das BG ſelbſt hat in den Fällen der geſetzlichen Bürgenhaftung von der 
Einrede der Vorausklage abgeſehen (88 571 Abf 2, 1251 Abſ 2; vgl. 8 230 Abſ 2), Weſentlich 
ift die Vorausklage nur für die ſog. Schadlos- oder Ausfallbürgſchaßt (Vorbem 5b 
vor 8 765), bei der fie zur Begründung der Klage des Gläubigers gehört (G 75, 186; Seuff A 
51 Nr 278). Daß über das Vermögen des Hauptſchuldners das Konkursverfahren noch ſchwebt, 
bildet aber kein rechtliches Hindernis für die Velangung des Ausfallbürgen, oje Bit der 
Mindeſtbetrag des Ausfalls nachgewieſen werden kann (MG 75, 186; JW 1911, 975) Von 
der Ausfallbürgſchaft abgeſehen, muß der Bürge ſich auf die Vorausklage einredeweiſe berufen 
und zwingt dadurch den Gläubiger zu der Beweisführung, daß der Vorausklage Genüge ge⸗ 
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ſchehen oder weshalb fie nicht erforderlich ſei (8 773). Nur ein einmaliger Verſuch einer 
Beitreibung, die bei Geldforderungen den Vorausſetzungen des 8 772 Abſ 1 entſprechen muß, 
kann mit der Einrede verlangt werden. Weiſt der Glaubiger einen ſolchen nach, dann kann der 
Bürge nicht eutgegnen, daß der Schuldner inzwiſchen wieder zu Kraften gekommen ſei; wohl 
aber iſt dieſe Entgegnung begründet und geeignet, die Einrede zur Durchführung zu bringen, 
wenn der Glaubiger ſich auf einen der Ausſchließungsgründe des § 773 Nr 2 u. 3 beruft, und 
der Bürge demgegenüber dartut, daß der Ausſchließungsgrund nicht mehr beſteht, insbeſondere, 
daß der Konkurs über das Vermögen des Hauptſchuldners aufgehoben und dieſer wieder zu 
Vermögen gelangt in (NG 23. 9. 07 VI 3/07). S. darüber $ 773 A 3. — Der Nachbürge 
hat die Einrede der Vorausklage ſo, wie ſie dem erſten Bürgen zuſteht; für ihn kommt aber 
auch letzterer als Hauptſchuldner in Betracht, da er für die Erfüllung von deſſen Bürgſchafts⸗ 
verbindlichkeit einſteht; daraus ergibt ſich, daß der Nachbürge, wenn überhaupt, auch die 
Vorausklage gegen den Vorbürgen verlangen kann (RG LZ 1915, 2212). — Die Verjäh⸗ 
rung des Bürgſchaftsanſpruchs wird durch die Geltendmachung der Einrede der Vorausklage 
nicht gehemmt (8 202 Abſ 2). 
§ 772 


Beſteht die Bürgſchaft für eine Geldforderung, ſo muß die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in die beweglichen Sachen des Hauptſchuldners an ſeinem Wohnſitz 
und, wenn der Hauptſchuldner an einem anderen Orte eine gewerbliche 
Niederlaſſung hat, auch an dieſem Orte, in Ermangelung eines Wohnſitzes 
und einer gewerblichen Niederlaſſung an ſeinem Aufenthaltsorte verſucht 
werden!). 

Steht dem Gläubiger ein Pfandrecht oder ein Zurückbehaltungsrecht 
an einer beweglichen Sache des Hauptſchuldners zu, ſo muß er auch aus dieſer 
Sache Befriedigung ſuchen. Steht dem Gläubiger ein ſolches Recht an der 
Sache auch für eine andere Forderung zu, ſo gilt dies nur, wenn beide Forde⸗ 
rungen durch den Wert der Sache gedeckt werden'). 

E 1 674 Abſ 2 Sab 2, 3 II 711 Abſ 2; M 2 6609—6071; P 2 469, 470; 6 197. 


1. In § 772 Ubf 1 gibt das BGB für Geldforderungen eine nähere Beſtimmung des 
Zwangs vollſtreckungsverſuchs, der nach 8 771 der Ace des Vurgen voraus⸗ 
gegangen fein muß. Von dem ſonſtigen Vermögen des Hauptſchuldners wird abgeſehen, nur 
ein Verſuch der Beitreibung der Hauptforderung aus den beweglichen körperlichen Sachen 
des Hauptſchulduers wird verlangt, und auch von dieſen hat der Glaubiger nur diejenigen zu 
berücksichtigen, die ſich am Wohnſitze des Schuldners oder an feinen mehreren Wohnſitzen 
(57 Abſ 2), am Orte feiner gewerblichen Niederlaſſung oder, wenn Wohnſitz und Niederlaſſung 
fehlen, an ſeinem Aufenthaltsorte befinden. Vgl. dazu RG 92, 219. Zwiſchen inländiſchem 
und ausländiſchem Wohnſitz, Nie derlaſſungs. und Aufenthaltsort macht das Geſetz an ſich keinen 
Unterſchied; nur eine die Rechtsverfolgung erſchwerende Veränderung dieſer Orte ſeit der Bürg- 
ſchaftsübernahme ſchließt nach 8 773 Nr 2 die Einrede der Vorausklage aus. 

2. Abſ 2 gibt dem Bürgen, der nicht als Selbſtſchuldner haftet, die Verweiſung des 
Gläubigers auf die für die Hauptſchuld beſtehenden Deckungsrechte an die Hand, ſoweit 
dieſe an beweglichen körperlichen Sachen des Hauptſchuldners beſtellt ſind. Sie entſpricht 
dem 8 777 ZPO und geht von dem Gedanken aus, daß das Pfand vor dem Bürgen, die Sache 
vor der Perſon in Anspruch zu nehmen iſt. Auf von Dritten für die Forderung beſtellte Pfänder 
erſtreckt das BOB jedoch die fachliche Vorausklage nicht. Die Beſtimmung des Ab] 2 be⸗ 
ſchränkt ſich nicht auf Geldforderungen, und das Verweiſungsrecht bleibt auch beſtehen, wenn 
eine Zwangsvollſtreckung gegen den Hauptſchuldner aus den Gründen des § 773 Nr 2—4 
im übrigen nicht verlangt werden kann (§ 773 Abſ 2 und A 2 zu dem Paragraphen). Es be⸗ 
greift alle Arten dinglicher Sicherung durch körperliche Sachen, auch das Pfändungspfandrecht. 
Die Beweislaſt, daß ein Deckungsrecht nach Abſ 2 dem Gläubiger zu Gebote ſteht und daß 
im Falle des Schlußſatzes die mehreren Forderungen, für die die Sicherheit beſtellt iſt, durch 
den Wert der Sache gedeckt werden, trifft den Bürgen. 


§ 773 
Die Einrede der Vorausklage iſt ausgeſchloſſen !): 
1. wenn der Bürge auf die Einrede verzichtet, insbeſondere wenn er ſich 
als Selbſtſchuldner verbürgt hat!); 
2. wenn die Rechtsverfolgung gegen den Hauptſchuldner infolge einer 
nach der übernahme der Bürgſchaft eingetretenen Anderung des Wohn⸗ 
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ſitzes, der gewerblichen Niederlaſſung oder des Aufenthaltsorts des 
Hauptſchuldners weſentlich erſchwert ift?); 

3. wenn über das Vermögen des Hauptſchuldners der Konkurs eröffnet 
iſt⸗); 

4. wenn anzunehmen iſt, daß die Zwangsvollſtreckung in das Vermögen 
des Hauptſchuldners nicht zur Befriedigung des Gläubigers führen 
wirds). 

In den Fällen der Nr 3, 4 iſt die Einrede inſoweit zuläſſig, als ſich der 
Gläubiger aus einer beweglichen Sache des Hauptſchuldners befriedigen 
tann, an der er ein Pfandrecht oder ein Zurückbehaltungsrecht hat; die Vor⸗ 
ſchrift des S 772 Abſ 2 Satz 2 findet Anwendung. 

E I 675 II 762; M 2 670—672; P 2 476, 477. 


1. Die Beweislaſt für die den Ausſchluß der Einrede der Vorausklage begründenden 
Umſtände des 8 773 trifft den Gläubiger. 

2. Die unter Verzicht auf die Einrede der Vorausklage übernommene Bürgſchaft iſt 
nicht etwas von der ſelbſtſchuldneriſchen Bürgſchaft Verſchiedenes, in Nr 1 ſoll nur 
ausgeſprochen werden, daß der Ausdruck „ich verbürge mich als Selbſtſchuldner“ den Verzicht 
auf die Vorausklage bedeutet, wie umgekehrt dieſer Verzicht eine ſelbſiſchuldneriſche Bürgschaft 
darſtellt. Die Verbürgung als Selbſtſchuldner muß als den Bürgen beſchwerende Verein⸗ 
barung aus der Bürgſchaftsurkunde erkennbar hervorgehen ($ 766 A 4); wie ſie ausgedrückt 
wird, iſt gleichgültig. Sie iſt namentlich anzunehmen, wenn der Bürge ſofortige Erfüllung 
zu einem beſtimmten Zeitpunkte verſpricht. Auch ein nachträglicher Verzicht auf die Einrede 
der Vorausklage bedarf hiernach der Form des § 766. 

3. Für die Ausſchließungsgründe der Nr 2 u. z des $ 773 kommt nicht in Betracht, ob 
die Umſtände, auf denen ſie beruhen, in der Vergangenheit einmal vorlagen, ſondern ob 
ſie zur Zeit der Inauſpruchnahme des Bürgen vorhanden ſind. Iſt eine Verlegung des Wohn⸗ 
ſitzes wieder rückgängig gemacht, ein Konkursverfahren wieder aufgehoben worden und der 
Hauptſchuldner wieder zu Vermögen gekommen, wofür den Bürgen allerdings die Beweislaſt 
treffen muß, ſo iſt auch die Einrede der Vorausklage wieder zuläſſig (RG 23. 9. 07 VI 3/07). 
Daß der Ausſchließungsgrund zu Nr 4 ſich nur auf die Gegenwart beziehen kann, ergibt ſich 
ſchon aus der Faſſung. 

4. Die Konkurseröffnung über das Vermögen des Hauptſchuldners läßt, wie Abſ 2 
ausdrücklich erklärt, die Einrede der ſachlichen Vorausklage aus $ 772 Abſ 2 beſtehen; wird der 
Konkurs wieder aufgehoben, ſo lebt aber auch die Einrede der perſönlichen Vorausklage wieder 
auf, im Falle der Aufhebung des Eröffnungsbeſchluſſes (§ 116 KO) ohne weitere Voraus- 
feßung, im Falle der Aufhebung nach der Schlußverteilung auf Grund Zwangsvergleichs oder 
der Einſtellung (88 163, 190, 202 KO), wenn der Bürge nachweiſt, daß der Hauptſchuldner 
wieder zu Vermögen gekommen iſt (RG 23. 9. 07 VI 3/07 |. A 3). Im Falle der Schadlos⸗ 
bürgſchaft muß der Gläubiger der Regel nach Ende und Ergebnis des Konkurſes abwarten, 
ehe er von dem Bürgen Befriedigung verlangen kann; es ſei denn, daß ſchon vorher die Mindeſt⸗ 
höhe des Ausfalls zu überſehen iſt (RG 75, 186; JW 1911, 975°). 

5. Die erkennbare Unzulänglichkeit des Vermögens des Schuldners iſt der letzte der 
Gründe, die den Gläubiger von der Vorausklage gegen den Hauptſchuldner befreien; auch 
hier bleibt aber die Einrede der fachlichen Vorausklage nach § 772 Ab| 2 beſtehen (Abs 2 
$ 773). Die Unzulänglichkeit des Vermögens des Hauptſchuldners kann auch aus einer dem 
$ 771 nicht genügenden Zwangsvollſtreckung gegen ihn wegen einer andern Forderung des 
Gläubigers entnommen werden (RG 3. 3. 10 VI 360/09). Handelt es ſich um eine Geld- 
forderung, ſo erfordert § 773 Nr 4 nur, daß die in § 772 vorgeſehene Zwangsvollſtrecung in 
die beweglichen Sachen des Hauptſchuldners vorausſichtlich ergebnislos ſein würde, nicht aber 
den Nachweis, daß deſſen Vermögen überhaupt keine zur Befriedigung des Gläubigers Dien- 
lichen Gegenſtände biete (RG 92, 219). 

§ 774 


Soweit der Bürge den Gläubiger befriedigt?), geht die Forderung des 
Gläubigers gegen den Hauptſchuldner auf ihn über!). Der übergang kann 
nicht zum Nachteile des Gläubigers geltend gemacht werdens). Einwendungen 
des Hauptſchuldners aus einem zwiſchen ihm und dem Bürgen beſtehenden 
Rechtsverhältniſſe bleiben unberührt“). 

Mitbürgen haften einander nur nach 8 4265) 6). 


E 1 676 II 718; M 2 072-078; P 2 477479. 


Vürgſchaft 8s 773, 774 911 


1. Für die Erſatzanſprüche des Bürgen gegen den Hauptſchuldner iſt zu⸗ 
nächſt das zwiſchen ihnen beſtehende Rechtsverhältnis maßgebend. Hat ſich der Bürge im 
Auftrage des Hauptſchuldners verbürgt, fo ſchuldet ihm dieſer Erſatz der Aufwendungen gemäß 
$ 670; handelt der Bürge als Geſchäftsführer ohne Auftrag, fo kommt $ 683 zur Anwendung; 
handelt er in freigebiger Abſicht, ſo kommt ihm keinerlei Rückgriff gegen den Schuldner zu 
(vgl. RG Warn 1917 Nr 278). Unabhängig von den Anſprüchen aus dem zwiſchen ihm 
und dem Hauptſchuldner beſtehenden Rechtsverhältniſſe läßt aber ferner das BGB die 
Forderung des Gläubigers gegen den Hauptſchuldner auf den Bürgen, wenn und ſoweit 
er den erſteren befriedigt hat, übergehen. Die Hauptverbindlichkeit erliſcht mithin nicht 
infolge der Zahlung des Bürgen, ſie wechſelt nur die Perſon des Gläubigers. Der Bürge 
tilgt nicht die Hauptſchuld, ſondern ſeine Bürgſchaftsſchuld. Auch der Nachbürge, der den 
Gläubiger befriedigt, rückt in deſſen Forderung gegen den Hauptſchuldner ein (RG 88, 342. 
Vgl. Vorbem 5 vor § 765. A. M. Gierke, Schuldrecht 776 A 39). Der Bürge hat die 
Wahl, ob er ſeinen Rückgriff gegen den Hauptſchuldner auf das Rechtsverhältnis zu ihm oder 
auf den Übergang gemäß 8 774 ſtützen will ( 59, 207); er ift auch nicht gehindert, beide 
Rechtsgründe nebeneinander zu vertvenden, um vollen Erſatz zu erlangen (RG JW 07, 8315). 
Die Hauptforderung geht in der Lage, in der fie ſich zur Zeit der Befriedigung des Gläubigers 
befindet, auf den Bürgen über. Der Übergang umfaßt nach 88 401, 412 alle Sicherheiten, 
Pfand und Realiſierungsrechte, die dem Gläubiger zuitanden, nicht nur die in § 401 beſonders 
bezeichneten (RG 65, 164 u. JW 07, 7451), ſowohl diejenigen, die zur Zeit der Bürgſchafts⸗ 
übernahme bereits begründet waren als auch die ſpäter begründeten ($ 776 Satz 3), ſowohl 
die vom Hauptſchuldner als die von Dritten beſtellten. Dies gibt dem Rückgriff aus $ 774 
einen Vorzug vor dem aus dem Rechtsverhältnis zwiſchen dem Bürgen und dem Schuldner 
erwachſenen. Anderſeits läuft die Verjährung der übergegangenen Hauptforderung weiter, 
was unter Umſtänden einen Nachteil für den Bürgen bei der Rechtsverfolgung aus 8 774 
gegenüber derjenigen aus dem Rechtsverhältniſſe zwiſchen ihm und dem Hauptſchuldner be⸗ 
deutet. Eine fiduziariſche Eigentumsübertragung zur Sicherheit begründet kein Pfandrecht; 
ſie überträgt ſich daher auch nicht von ſelbſt auf den zahlenden Bürgen; doch iſt als Wille 
der Beteiligten, auch des Hauptſchuldners, anzunehmen, daß der Gläubiger und Sicherungs⸗ 
eigentümer das Recht auf den Bürgen, der ihn befriedigt hat, weiter übertragen muß (RG, 
89, 103). Über den Übergang von Wechſelforderungen auf den zahlenden Bürgen vgl. RG 
60, 191; JW 07, 745195 Seufjü 62 Nr 143; über den Rückgriff des zahlenden Bürgen, der 
Miterbe des Hauptſchuldners geworden iſt, gegen den Nachlaß und die Miterben RG 76, 57. 
— Die Rechte des in die Forderung eintretenden Bürgen gegen den befriedigten Glaubiger 
beſtimmen die 98 402—404. Auf andere Schuldhilfezahlungen, z. B. auf Grund eines Garantie: 
wechſels, iſt $ 774 nicht anwendbar; eine ſolche Zahlung iſt nach 8 267 zu beurteilen und hat 
einen Übergang der Forderung des Glaubigers nicht zur Folge (RG 94, 85; 90, 136). Zwingen⸗ 
des Recht enthält § 774 nicht; der Übergang der Forderung auf den Bürgen kann vertrags⸗ 
mäßig . werden, was bei Teilbürgſchaften einen verſtändlichen Zweck hat (RG 

ww 1914, 3500). 

5 2. Der Übergang der Hauptforderung auf den Bürgen erfolgt, ſoweit dieſer den Gläu⸗ 
biger befriedigt hat; teilweiſe Befriedigung bewirkt teilweiſen Übergang; zur Zeit der Be⸗ 
friedigung noch nicht fällige und deshalb auch nicht berichtigte Zinſen ſind in den Übergang 
nicht einbegriffen; in der Zukunft fällige Zinſen kann der Bürge auf Grund des Übergangs 
vielmehr nur gemäß 88 246, 288 verlangen (RG 61, 343). Denn das alte Forderungsrecht 
dient nach ſeinem Übergange nur noch dem Rückgriffszwecke, und nur in deſſen Grenzen findet 
auch der Übergang ſtatt. — In welcher Weiſe die Befriedigung des Gläubigers erfolgt, iſt 
gleichgültig; ſie kann durch Hinterlegung, durch Hingabe an Erfüllungs Statt in den geſetzlichen 
Vorausſetzungen, fie kann insbeſondere auch durch Aufrechnung mit einer dem Bürgen gegen 
den Gläubiger zuſtehenden Gegenforderung geſchehen (RG 53, 403; 10. 10. 18 IV 230/18; 
ſ. 8 768 A 1). Auch der Umſtand, daß die Befriedigung mit den Mitteln des Hauptſchuldners 
erfolgt, hindert den Übergang nicht (RG Warn 1914 Nr 15), und gleichgültig iſt es auch, ob 
zur Zeit der Befriedigung der Bürge von dem Hauptſchuldner hätte in Anſpruch genommen 
werden können oder ob ihm noch die Einrede der Vorausklage zuſtand (RG 10. 10. 18 
IV 230/18). Der Übergang kann aber ſtets nur in den Grenzen der Bürgſchaftsverpflich⸗ 
tung erfolgen; hat der Bürge, der ſich nur für einen Teil der Schuld verbürgt hat, die ganze 
Schuld bezahlt, ſo geht in Höhe des Mehr die Forderung des Gläubigers auf ihn nicht über; 
hinſichtlich des Mehr iſt der Bürge ein Dritter, der eine fremde Schuld bezahlt hat, im Sinne 
des 8 267 (RG LZ 1918, 9095). 3 N 

3. Durch den geſetlichen Übergang der Hauptforderung auf den Bürgen in den Grenzen 

der erfolgten Befriedigung des Gläubigers darf weder der Gläubiger in ſeinen Rechten gegen 

en Hauptſchuldner noch der Hauptſchuldner in feinen Rechten gegen den Bürgen benach⸗ 
teiligt werden. Erſteres drückt Satz 2, letzteres Satz 3 des 8 774 Abſ 1 aus. Deshalb 
muß der Bürge, der nur einen Teilbetrag der durch die Bürgſchaft geſicherten Schuld be⸗ 
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zahlt hat, mit ſeinem auf ihn übergegangenen Rechte auf Befriedigung aus Pfändern oder 
aus andern Bürgſchaften hinter den urſprünglichen Gläubiger bis zu deſſen voller Be⸗ 
friedigung zurücktreten, mag er ſich für die ganze Schuld verbürgt und mit der Zahlung 
des Teilbetrags auch ſeine Bürgſchaftsſchuld nur zum Teil erfüllt oder mag er wenn er nur 
bis zur Höhe ſeiner Zahlung für die an ſich größere Schuld ſich verbürgt hatte, die Bürg⸗ 
ſchaftsverpflichtung voll erfüllt haben (RG 58, 403; 76, 195; JW 1917, 811). Auf andere 
Forderungen desſelben Gläubigers gegen denſelben Schuldner erſtreckt ſich zunächſt das 
Vorrecht des Gläubigers nicht (RG a. a. O.); doch darf der Gläubiger auch hinſichtlich ſolcher 
durch den Mitbewerb des Bürgen nicht ſchlechter geſtellt werden, wenn er zur Zeit der Zah,⸗ 
lung in der Lage war, an der Stelle der befriedigten Forderung andere mit denſelben Siche⸗ 
rungen ausgeſtattete Forderungen geltend zu machen (RG 82, 183), und ſofern es ſich um 
Forderungen handelt, die mit der durch die Bürgſchaft geſicherten in einem rechtlichen Zu⸗ 
ſammenhange ſtehen (R Warn 1914 Nr 275). Die Beweislaſt, daß eine Geltend⸗ 
machung der auf den Bürgen übergegangenen Hauptforderung durch dieſen ihm, dem Oläu- 
biger, zum Nachteile gereiche, trifft den Gläubiger. Im Konkurſe des Hauptſchuldners 
werden die entwickelten Grundſätze des $ 774 durch die Beſonderheiten des Konkursverfahrens 
beeinflußt. Der Glaubiger, dem der Bürge vor der Konkurseröffnung eine Teilzahlung 
gemacht hat, kann den entſprechenden Teil ſeiner Forderung wegen des Teilübergangs 
ſeinerſeits nicht mehr zum Konkurſe anmelden; vielmehr iſt der Bürge inſoweit forderungs⸗ 
und zur Teilnahme an dem Konkurſe berechtigt. Würde dieſer durch $ 774 Abſ 1 Satz 2 
gehindert fein, die Forderung auf Grund des Übergangs zum Konkurſe anzumelden, würden 
alſo weder der Glaubiger noch der Bürge die Teilforderung im Konkurſe geltend machen 
dürfen, ſo würde dies weſentlich eine grundloſe Begünſtigung der übrigen Konkursgläubiger 
bedeuten. Der Gläubiger mag deshalb von dem Bürgen außerhalb des Konkursverfahrens 
denjenigen Teil der Dividende herausverlangen, um den er durch die Teilnahme des Bürgen 
an dem Konkurſe verkürzt worden iſt (RG 83, 406). — Entſprechende Beſtimmungen über 
einen geſetzlichen Übergang einer Forderung von dem Gläubiger auf den Zahlenden in den 
Grenzen der Befriedigung finden ſich in 88 268, 426, 1164, 1176, 1607 u. 1709. 
4. Der Hauptſchulduer hat gegen die Rückgriffs forderung des Bürgen aus dem zwiſchen 
ihnen beſtehenden Schuldverhältniſſe (Auftrag, Geſchäftsführung ohne Auftrag, Dienſt⸗ 
vertrag uſw.) die Einwendungen, die ihm auf Grund dieſes Rechtsverhältuiſſes zustehen, 
und nur dieſe. Er kann nicht der Rückgriffsforderung des Bürgen gegenüber mit einer Forde⸗ 
rung, die ihm gegen den befriedigten Glaubiger zuſtand, aufrechnen; wohl aber darf er dem 
Bürgen, der zu ihm in einem Auftragsverhältniſſe ſtand, entgegenhalten, daß dieſer gemäß 
§ 770 die Befriedigung des Gläubigers mit Rückſicht auf die Gegenforderung, wenn er von 
ihr Kenntnis hatte, hätte verweigern müſſen; der Bürge hat bei der Befriedigung des Gläubigers 
nicht nur ſein Intereſſe, ſondern auch das ſeines Auftraggebers oder Geſchäftsherrn zu wahren 
(RS 59, 207). Der aus dem Übergange der Hauptforderung auf den Bürgen erhobenen 
Klage gegenüber ſtehen dem Hauptſchuldner dagegen einmal alle Einwendungen zu, die das 
Hauptſchuldverhältnis ihm an die Hand gibt, ſoweit dieſe zur Zeit des Übergangs begründet 
waren (88 404, 412), ſodann aber auch die aus dem perſönlichen Rechtsverhältniſſe gegen den 
Bürgen ihm erwachſenen. Während jedoch im Falle der Rückgriffsklage des Bürgen aus 
dem zwiſchen ihm und dem Hauptſchuldner beſtehenden Rechtsverhältuiſſe den Bürgen die 
Beweislaſt trifft, daß er vertragsgemäß gehandelt habe, hat gegenüber der Hauptforderungs⸗ 
klage der Hauptſchuldner darzutun, daß der Bürge zur Geltendmachung der Forderung aus 
einem in dem beiderſeitigen Rechtsverhältniſſe begründeten Umſtande nicht berechtigt let n 
85, 72). Hat der Bürge dem Gläubiger ſeine Forderung bezahlt in Unkenntnis des Um⸗ 
ſtandes, daß fie ſchon bezahlt war, fo ſteht ihm gegen den Gläubiger ein Anſpruch aus un 
gerechtfertigter Bereicherung zu (88 812 ff.); er kann auch gegen den Hauptſchuldner, wenn er 
dem ihn mit dieſem verbindenden Rechtsverhältniſſe entſprechend pflichtgemäß . hat, 
einen Rückgriff (5 670) haben; die Hauptforderung ift jedoch auf ihn nicht übergegangen, da ſie 
durch die frühere Zahlung bereits erloſchen war. ischen ll 

5. Mitbürgen haften gemäß § 769 als Geſamtſchuldner. Das dadurch zwischen 1 
ſelbſt bedingte Gemeinſchaftsverhältnis führt zu der in der grundſätzlichen e 5 
8 426 (vgl. RG 61, 56 u. 70, 48) feſtgeſetzten gegenſeitigen Aus teidung, Schwer⸗ 
auf verweiſende Vorſchrift des Abſ 2 des § 774 wäre daher an ſich überflüſſig; hr Schwer 
punkt beruht in dem Wörtchen „nur“. Der in Abſ 1 beſtimmte Borberungal bean Su 2 
Bürgen, der den Gläubiger befriedigt hat, hat au ſich auch den Übergang der r ſer lb en 
für die Forderung beſtellten weiteren Bürgſchaften zur Folge (88 401, e ichränft Die 
gang der Rechte gegen die andern Bürgen wird in Abſ 2 in feinem Umfange 110 5 9 
Ausgleichung findet gemäß § 426 Abſ 1, „ſoweit nicht ein anderes beſtimmit alt, 7 opf- 
teilen ſtatt. Die abweichende Beſtimmung kann durch ausdrückliche oder ftillſchweigen e Ver. 
einbarung, mithin auch durch Vertraſsbeſtimmungen, die mit einem Ausaleichungsrechte nicht 
vereinbar find, getroffen fein (R 61, 66; 81, 414); die Beweislaſt für eine vereinbarte 
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anderweite Beſtimmung trifft den Mitbürgen, der ſie behauptet (RG 15. 4. 08 VI 83/07). 
Sie kann auch aus den Verhältniſſen von ſelbſt ſich ergeben, ſo daß den Beweis zu führen 
hat, wer etwas anderes behauptet. Haben z. B. die Mitgeſellſchafter einer G. m. b. H. ſich für 
Schulden der Geſellſchaft gemeinſchaftlich verbürgt, ſo iſt das Beteiligungsverhältnis an der 
Geſellſchaft als die natürliche Grundlage auch für die Ausgleichung unter den Geſellſchaftern 
anzunehmen; der Vertragswille der Geſellſchaft überträgt ſich von ſelbſt auf das Ausgleichungs⸗ 
verhältnis (RG 88, 122; Warn 1914 Nr 247). — Der Nachbürge iſt im Sinne der 88 769 
u. 774 Abſ 2 Mitbürge; ſein Bürgſchaftsgläubiger iſt der Gläubiger der Hauptverbindlich⸗ 
keit (NG 83, 342; Warn 1917 Nr 241). Aber diejenigen Bürgen, für die er als Nachbürge 
die Haftung übernommen hat und die darum vor ihm, nicht neben ihm haften, haben 
keinen Ausgleichungsauſpruch gegen ihn (RG JW 1912, 7469). Umgekehrt hat der Nach⸗ 
bürge vollen Erſatzauſpruch gegen den Vorbürgen, für den er die Bürgichaft übernommen 
hat (MG 28. 5. 14 VI 173/14). Der Rückbürge, deſſen Bürgſchaftsgläubiger ein Bürge iſt 
und deſſen Rückbürgſchaftsverpflichtung auf des letzteren Bürgſchaftsverpflichtung gegen 
den Hauptgläubiger als ihre Hauptverbin lichkeit ſich bezieht, nicht auf die Verbindlichkeit 
des Hauptſchuldners, muß den Bürgen, der ſein Bürgſchaftsgläubiger iſt, auch für den Verluſt 
ſchadlos halten, den dieſer infolge der Ausgleichungspflicht andern Mitbürgen gegenüber 
in ſeinem Rückgriff erleidet (RG 27. 4. 05 IV 516/04). Für den Fall, daß der Mitbürge 
nicht auf Grund des $ 774, ſondern durch Vertrag mit dem Gläubiger deſſen Forderung 
erwirbt, führt die Anwendung des $ 426 zu dem gleichen Ergebnis, daß ſich der Mitbürge, 
der die Forderung erworben hat, den Betrag, der bei der Ausgleichung auf ihn entfallen 
9 3 gegenüber den Mitbürgen von der Forderung kürzen laſſen muß (RG Warn 1913 
Nr 361). 

6. Entſprechende Anwendung findet § 774 Abſ 1 im Falle des § 1143 (Befriedigung 
des Gläubigers einer hypothekariſch verſicherten Forderung durch den nur dinglich haftenden 
Eigentümer des belaſteten Grundſtücks) und der ganze 9 774 im Falle der Einlöfung des Pfandes 
durch den Drittverpfänder einer beweglichen Sache (§ 1225). Die vielumſtrittene Frage, 
wie dann der Rückgriff des Bürgen gegen den Drittverpfänder und umgekehrt, die jedenfalls 
in einem geſamtſchuldneriſchen Gemeinſchaftsverhältnis zueinander nicht ftehen, ſich gefaltet, 
iſt mit Strohal (Arch. f. Dogm. 61, 59ff.) dahin zu löſen, daß dem Bürgen gegenüber in jedem 
Falle die Laſt der Schuld endgültig auf das Pfand abgemwälzt wird. Siehe darüber § 1225 A. 
Vgl. auch R 85, 363. 


§ 775 


Hat ſich der Bürge im Auftrage des Hauptſchuldners verbürgt oder ſtehen 
ihm nach den Vorſchriften über die Geſchäftsführung ohne Auftrag wegen 
der Übernahme der Bürgſchaft die Rechte eines Beauftragten gegen den 
Hauptſchuldner zu!), jo kann er von dieſem Befreiung von der Bürgſchaft 
verlangen?): 

1. wenn ſich die Vermögensverhältniſſe des Hauptſchuldners weſentlich 

verſchlechtert habens); 

2. wenn die Rechtsverfolgung gegen den Hauptſchuldner infolge einer 
nach der übernahme der Bürgſchaft eingetretenen Anderung des Wohn⸗ 
ſitzes, der gewerblichen Niederlaſſung oder des Aufenthaltsorts des 
Hauptſchuldners weſentlich erſchwert iſt; 

3. wenn der Hauptſchuldner mit der Erfüllung ſeiner Verbindlichkeit im 
Verzug iſt⸗); 

4. wenn der Gläubiger gegen den Bürgen ein vollſtreckbares Urteil auf 
Erfüllung erwirkt hat. 

Iſt die Hauptverbindlichkeit noch nicht fällig, ſo kann der Hauptſchuldner 

dem Bürgen, ſtatt ihn zu befreien, Sicherheit Leiften?). 

E 1 677 II 714; M 2 676-678; P 2 479, 480. 

1. 8 775 behandelt das innere Verhältnis des Bürgen zum Hauptſchuldner, das außer ⸗ 
halb des Bürgſchaftsvertrags ſteht, und gibt eine Sonderbeſtimmung über die Rechte des 
Bürgen gegen den Hauptſchuldner für den Fall, daß der erſtere die Bürgſchaft im Auftrage 
des Hauptſchuldners ($ 662), dem ein Dienſtvertrag auf Geſchäftsbeſorgung (§ 675) gleich⸗ 
zuſtellen iſt, übernommen oder bei der auftragsloſen Übernahme im Intereſſe und dem Willen 
es Hauptſchuldners entſprechend gehandelt hat ($ 683). Für Auftrag und Dienſtvertrag 
tritt das im § 775 gegebene Recht auf Befreiung oder Sicherheitsleiſtung unter den in dem 

BGB, Kommentar von Relchsgerichtsräten. I. Band. 3. Aufl. 58 
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Paragraphen aufgeführten veränderten Umſtänden an Stelle des Rechtes auf Vorſchuß (§ 669), 
das für den Auftrag zur Bürgſchaftsübernahme der Natur der Sache nach unanwendbar iſt, 
ſowie des Rechtes auf Befreiung nach § 670, ſoweit dieſe vor Befriedigung des Gläubigers 
durch den Bürgen verlangt werden könnte, da die Bürgſchaft gerade der Verſchaffung und 
Erhaltung des Kredits des Auftraggebers zu dienen beſtimmt iſt. Nur unvorhergeſehene, 
ohue ſein Zutun nachträglich eingetretene Umſtände, die die Stellung des Bürgen gefährden, 
ſollen dem Bürgen einen Anſpruch auf Entbindung von der auftraggemäß übernommenen 
Verpflichtung geben. Sobald der Bürge den Gläubiger befriedigt hat, erliſcht notwendig 
der Befreiungsanſpruch und tritt der Rückgriffsanſpruch gegen den Hauptſchuldner an deſſen 
Stelle. Anderſeits kann es zu einem Rückgriffsauſpruch nicht kommen, wenn der Haupt: 
ſchuldner den Bürgen befreit hat. Beide Anſprüche können deshalb auch gleichzeitig — im 
Konkurſe des Hauptſchulduers — nicht geltend gemacht werden. 

2. Die Befreiung von der Bürgſchaft leiſtet der Hauptſchuldner, indem er entweder 
den Gläubiger befriedigt oder durch Gewährung anderweiter Sicherheiten zur Entlaſſung 
des Bürgen aus der Bürgſchaftsverpflichtung veranlaßt. Der Bürge kann ſelbſtverſtändlich 
vertragsmäßig auf den Befreiungsanſpruch verzichten, und dieſe Beredung zwiſchen dem 
Bürgen und dem Hauptſchuldner bedarf keiner Form. Der Verzicht braucht nicht ausdrücklich 
erklärt zu fein, ſondern kann ſich aus den Parteiverhandlungen ergeben. Ein ſolcher Ver⸗ 
zichtswille kann daraus gefolgert werden, daß nach Übernahme der Bürgſchaft der Haupt⸗ 
ſchuldner und der Gläubiger unter Zuſtimmung des Bürgen die Hinausſchiebung des Fällig⸗ 
keitstermins vereinbart haben (RG 59, 10); er kann aber nicht ſchon daraus entnommen werden, 
daß der Bürge vor der Fälligkeit der Hauptverbindlichkeit gemäß 8 757 Abſ 2 oder auf Grund 
beſonderer Vereinbarung von dem Hauptſchuldner ſich hat Sicherheit leiſten laſſen; denn die 
letztere bezweckt gerade, die Befreiung des Bürgen nach Eintritt der Fälligkeit zu gewährleiſten 
(RG a. a. O. u. 12. 7. 06 VI 589/05). 

3. Zur Feſtſtellung einer Verſchlechterung der Vermögensverhältniſſe des Haupt⸗ 
ſchuldners bedarf es der Vergleichung der letzteren zur Zeit der Bürgſchaftsübernahme mit 
denjenigen zur Zeit der Erhebung der Befreiungsklage; hierbei find nicht nur die Beſitzwerte 
und Schulden, ſondern auch die Kreditverhältniſſe des Hauptſchuldners zu berückſichtigen 
(RS 12. 7. 06 VI 589/05). Der Bürge kann jedoch nicht unter Berufung auf § 775 Befreiung 
verlangen, wenn er ſelbſt durch vertragswidriges Verhalten die Verſchlechterung der Ver⸗ 
mögensverhältniſſe des Hauptſchuldners herbeigeführt hat; feinem Befreiungsanſpruche ſteht 
alsdann die Einrede der Argliſt entgegen (RG a. a. O.). 

4. Dem vollſtreckbaren Urteil ſteht gleich der Vollſtreckungsbefehl nach S 700 Satz 1 
PD, nicht aber andere vollſtreckbare Titel nach 8 794 ZPO (Vergleiche, vollſtrecbare Ur- 
kunden), die der Bürge dem Glaubiger durch ſeine eigene Mitwirkung verſchafft hat. 

5. Die Sicherheitsleiſtung (58 232 ff.) bezweckt nicht, die Rückgriffanſprüche des Bürgen 
aus der Befriedigung des Gläubigers zu ſichern, ſondern lediglich, die Befreiung des Bürgen 
von der übernommenen Bürgſchaft nach Eintritt der Fälligkeit der Hauptſchuld zu ſchützen 
(RG 59, 10 u. 16. 3. 06 VI 313/05). Hat der Bürge daher auf den Vefreiungsauſpruch nach⸗ 
träglich verzichtet oder hat er den Gläubiger befriedigt, jo iſt die Sicherheitsleiſtung erledigt. 


8 776 


1) Gibt der Gläubiger ein mit der Forderung verbundenes Vorzugsrecht, 
eine für ſie beſtehende Hypothek, ein für ſie beſtehendes Pfandrecht oder das 
Recht gegen einen Mitbürgen auf?), jo wird der Bürge inſoweit frei, als er 
aus dem aufgegebenen Rechte nach 8 774 hätte Erſatz erlangen können“). 
Dies gilt auch dann, wenn das aufgegebene Recht erſt nach der übernahme 
der Bürgſchaft entſtanden ift®). 


E 1 679 II 715; M 2 678—682; P 2 780— 783. 


1. Die Pflichten des Gläubigers. Dem Gläubiger erwachſen an ſich aus dem Bürgſchafts⸗ 
vertrage nur Rechte, keine Pflichten (. A 5 zu $ 765): er hat nach dem Rechte des BGB auch nicht 
wie nach gemeinem Rechte in der Geltendmachung und Einziehung ſeiner Forderung gegen den 
Hauptſchuldner Sorgfaltspflichten zu erfüllen, wenn nicht vertragsmaßig ein anderes beſtimmt 
iſt, in welchem Falle bei Verſäumung der Sorgfaltspflicht der Bürge, wenn er fonit mit n 
Rückgriff Erfolg gehabt haben würde, frei wird. Ohne ſolche Vereinbarung kann der Bürge 
weder von dem Glaubiger verlangen, daß dieſer von einem Kündigungsrechte wegen Verzugs 
des Hauptſchuldners in der Zahlung der Zinſen Gebrauch mache (RG 3. 12. 06 VI 123/06), 
noch kann er einer dem Hauptſchuldner gewährten Stundung widerſprechen; er iſt auch nicht 
befugt, vom Gläubiger die Anfechtung einer Rechtshandlung zu verlangen (Ach a. a. O.), 
oder daß der Gläubiger die ihm für die Forderung beſtellte Hypothek in der Zwangsver⸗ 
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ſteigerung des Grundſtücks ausbiete (RG 88, 410), oder ihm zuzumuten, um eine teilweiſe 
Tilgung der Schuld durch Dritte zu erlangen, eine Sicherheit aufzugeben (RG Warn 1915 Nr 17) 
oder ihn zur Anmeldung ſeiner Forderung im Konkurſe über das Vermögen des Haupt. 
ſchuldners zu veranlaſſen. Der Gläubiger ift nicht verpflichtet, den Bürgen von einem die 
Vermögensverhältniſſe des Hauptſchuldners betreffenden Vorgange, namentlich von der 
Einleitung einer Zwangsvollſtreckung gegen dieſen zu benachrichtigen; § 1166 iſt nicht ent⸗ 
ſprechend anwendbar (n 65, 134). Treu und Glauben hat aber auch der Glaubiger dem 
Bürgen gegenüber zu wahren; er darf die Stellung des Bürgen nicht willkürlich verſchlechtern. 
Befreit das BGB den Gläubiger von einer Wachſamkeitspflicht gegenüber dem Bürgen, 
ſo hat es anderſeits auch den letzteren in den 88 774, 776 unabhängig vom Gläubiger geftelft. 
Mit Rückſicht auf den dem Bürgen, wenn er den Gläubiger befriedigt, geſetzlich gewährten 
Übergang der Hauptforderung, der nach 88 401, 412 auch den Übergang aller Sicherungen 
auf ihn zur Folge hat, verbietet $ 776 dem Gläubiger, zum Nachteile des Bürgen von dieſen 
Sicherungsrechten etwas aufzugeben. Aber auch über § 776 hinaus haftet der Glaubiger 
dem Bürgen nicht nur, wenn er argliſtig die Beeinträchtigung der Intereſſen des Bürgen 
herbeiführt (RG Warn 08 Nr 370), ſondern auch, wenn er fahrläſſigerweiſe im Vertrauen 
auf die durch die Bürgſchaft ihm gebotene Sicherheit Pfänder aus ſeinem Pfandbeſitz hat 
wegbringen laſſen (c Warn 1915 Nr 17) oder Aufwendungen auf Pfänder zum Schutze 
gegen deren Entwertung unterläßt, die die im Verkehr erforderliche Sorgfalt oder die Sorg⸗ 
falt eines ordentlichen Kaufmanns von ihm verlangt, ſofern dem Bürgen das Recht zuftcht, 
den Gläubiger zunachſt auf das Pfand zu verweilen (RG JW 05, 72011). Bei der Ausfalls⸗ 
bürgſchaft kann der Gläubiger deshalb vom Bürgen nicht Beträge fordern, deren Verluſt 
er ſelbſt durch nachlaſſige Betreibung der Rechtsverfolgung gegen den Hauptſchuldner ver⸗ 
ſchuldet hat (n 87, 327). . 

2. Die Aufgabe von Sicherheiten, die den Bürgen nach 8 776 freimacht, ſetzt eine Willens. 
erklärung des Gläubigers voraus die dieſe Aufgabe zur Folge hat; ein nur zuſehendes Ver⸗ 
halten des Gläubigers, das den Verluſt von Nebenrechten mit ſich bringt, iſt darunter nicht 
begriffen (MG 65, 396). Über Vorzugsrechte ſ. $ 401 Abſ 2. Der Pfandrechtstitel des 8 648 
für die Baugläubiger iſt kein Vorzugsrecht, der Richtgebrauch des Anſpruchs auf Eintragung 
deshalb auch nicht Aufgabe einer Sicherheit, die den Bürgen befreit. Die Entlaſſung eines 
von mehreren Geſamtſchuldnern iſt keine Aufgabe einer Sicherheit (RG 10. 3. 13 VI 238/12). 

3. Die Aufgabe der Nebenrechte befreit den Bürgen nur, wenn und inſoweit das auf⸗ 
gegebene Recht ihm die Moglichkeit gewahrt haben würde, ſich gemäß 8 774 daran zu erholen. 
Den Bürgen, der unter Berufung auf $ 176 dem Gläubiger die Bürgſchaft aufkündigt oder 
ſeiner Klage aus dem Burgſchaftsvertrage die Befreiung einredeweiſe entgegenſetzt, trifft die 
Beweislaſt ſowohl für die Aufgabe wie für die Tauglichkeit des aufgegebenen Rechtes, ihm 
Erſatz zu gewähren. Hat der Bürge in Unkenntnis davon, daß der Gläubiger ein Sicherungs⸗ 
recht aufgegeben hat, den Gläubiger befriedigt, fo ſteht ihm in Höhe des Wertes des letzteren 
ein Bereicherungsanſpruch gegen den Gläubiger gemäß § 813 zu (RG 9. 6. 03 II 165/03). 
Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß der Bürge auf feine Rechte aus § 776 verzichten kann, insbe⸗ 
ſondere durch ausdrückliche oder ſtillſchweigende Einwilligung in eine Aufgabe von Sicher- 
heiten durch den Glaubiger (MG Warn 1917 Nr 290). . . 

4. Daß $ 776 ſich nur auf die Aufgabe von Sicherheiten durch den Gläubiger bezieht, 
bedarf kaum der Erwähnung. Ein Mitbürge insbeſondere darf unbeſchadet feines Rüdgriffs- 
rechts gegen die andern Bürgen ihm vom Schuldner oder von Dritten perſönlich beitellte 
Vorzugs⸗ oder Sicherheitsrechte aufgeben (RG JW 05, 486°). — Eine entſprechende An⸗ 
wendung des § 776 auf den Gewährvertrag iſt an ſich denkbar. Satz 2 kann aber auf ein 
Gewährverſprechen wegen der von der Bürgſchaft abweichenden inneren Natur dieſer Ver⸗ 
pflichtung nicht angewendet werden (RG 72, 188). 


8 777 


Hat ſich der Bürge für eine beſtehende Verbindlichkeit auf beſtimmte 
Zeit verbürgt!), jo wird er nach dem Ablaufe der beſtimmten Zeit frei, wenn 
nicht der Gläubiger die Einziehung der Forderung unverzüglich nach Maß⸗ 
gabe des § 772 betreibt, das Verfahren ohne weſentliche Verzögerung fort⸗ 
ſetzt und unverzüglich nach der Beendigung des Verfahrens dem Bürgen 
anzeigt, daß er ihn in Anſpruch nehme. Steht dem Bürgen die Einrede der 
Vorausklage nicht zu, ſo wird er nach dem Ablaufe der beſtimmten Zeit frei, 
wenn nicht der Gläubiger ihm unverzüglich dieſe Anzeige macht)). 
Erfolgt die Anzeige rechtzeitig, ſo beſchränkt ſich die Haftung des Bürgen 
im Falle des Abſ 1 Satz 1 auf den Umfang, den die Hauptverbindlichkeit zur 
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Zeit der Beendigung des Verfahrens hat, im Falle des Abs 1 Satz 2 auf 
950 Umfang, den die Hauptverbindlichkeit bei dem Ablaufe der beſtimmten 
Zeit hate). 


E II 716; P 2 483—485. 


1. Wird einer Bürgſchaftsverpflichtung eine zeitliche Begrenzung hinzugefügt, fo kann 
dies, wie in § 765 A 5 bereits bemerkt ift, den Sinn haben, daß mit dem Ablaufe der Zeir die 
Bürgſchaft erlöſchen ſoll; es kann aber auch bedeuten, daß Gegenſtand der Bürgſchaft diejenigen 
Verbindlichkeiten fein ſollen, die der Hauptſchulduer innerhalb der beſtimmten Zeit gegen- 
über dem Gläubiger eingeht. Es iſt Sache der Auslegung im einzelnen Falle, wie die Zeit⸗ 
beſtimmung zu verſtehen ift; wird die Bürgſchaft für eine beſteh ende und deshalb ihrem Um ⸗ 
fange nach bereits feſtſtehende Verbindlichkeit übernommen, ſo iſt eine andere Auffaſſung, 
als daß die Zeitbeſtimmung eine zeitliche Schranke für die Haftung des Bürgen ſelbſt bedeuten 
ſolle, der Regel nach nicht möglich. Bei einer Bürgſchaft für künftige Verbindlichkeiten (Kredit. 
bürgſchaft) iſt eine andere Auslegung nicht nur möglich, ſondern es ift auch naheliegend, daß 
hier nicht die Bürgſchaft ſelbſt, ſondern der Kreis der Forderungen, für die ſie übernommen 
wird, zeitlich begrenzt werden ſoll (RG 63, 11; 82, 382). Die Beſtimmung des 8 777 gibt eine 
Sondervorſchrift für den Fall, daß die Zeitbeſtimmung eine Schranke für die Bürgenhaftung 
ſelbſt bedeutet, und legt dieſer den Regelfall unter, daß die Bürgſchaft für eine beſtehende 
Verbindlichkeit übernommen iſt. Der Rechtsgedanke des Paragraphen, für den Fall einer Be⸗ 
ſchränkung der Bürgenhaftung ſelbſt auf eine beſtimmte Zeit eine Ordnung zu ſchaffen, ob 
und inwieweit der Glaubiger bis zum Ablaufe der Zeit bereits die Inanſpruchnahme des 
Bürgen eingeleitet und durchgeführt haben müſſe, trifft indeſſen auch dann zu, wenn im 
Einzelfalle die Vertragsauslegung bei der Bürgſchaft für künftige Verbindlichkeiten zu 
dem Ergebniſſe führt, daß die Zeitbeſtimmung auch hier nicht den Kreis der Forderungen, 
ſondern die Bürgſchaftsverpflichtung ſelbſt habe begrenzen wollen; die Vorſchrift iſt deshalb 
in ſolchem Falle entſprechend anzuwenden (RG 82, 382). Die Befriſtung der Hauptſchuld 
bedeutet nicht auch die Befriſtung der Bürgſchaft (NG Warn 1914 Nr 155). Wohl aber iſt 
die Beſchräukung der Bürgſchaftshaftung auf beſtimmte Zeit für aufgegeben zu erachten, 
wenn der Bürge zu einer Stundung der Hauptverbindlichkeit auf unbeſtimmte Zeit ſeine 
Zuſtimmung gibt; die Zeitbeſtimmung muß als geändert gelten, wenn dieſe Stundung mit 
beſtimmtem Endtermin erfolgt (RG JW 03 Beil Nr 252). — Über die entſprechende Anwen⸗ 
dung des § 777 bei zeitlich begrenzter Pfandbeſtellung für fremde Schuld ſ. RG 68, 141. 


2. Pflichten des Gläubigers. Vor dem Ablaufe der beſtimmten Zeit hat der Glau. 
biger die Inanſpruchnahme des Bürgen nicht einzuleiten; im übrigen ſcheidet das BGB 
für die Behandlung der Frage, wie die Juanſpruchnahme des Bürgen der Zeitſchranke fi an 
zuſchließen habe, die gewöhnliche und die ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft; der letzteren ſtehen 
die Fälle gleich, in denen die dem Bürgen an ſich gegebene Einrede der Vorausklage wegen 
der in 8 773 Nr 2—4 bezeichneten Umſtände im Einzelfalle ausgeſchloſſen iſt. In den Fällen 
der Bürgſchaft ohne Vorausklage beſtimmt ſich die Haftung des Bürgen nach dem Umfange 
der Verbindlichkeit im Augenblicke des Zeitablaufs; der Bürge wird aber frei, wenn nicht der 
Gläubiger unverzüglich, d. i. ohne ſchuldhaftes Zögern (§ 121), uach dem Ablaufe der Zeit 
dem Bürgen anzeigt, daß er ihn in Anſpruch nehme. Bei der Bürgſchaft mit Vorausklage 
muß der Gläubiger nach dem Ablaufe der Zeit zunächſt unverzüglich die Einziehung 
der Forderung gegen den Hauptſchuldner betreiben; nach Beendigung dieſes Verfahrens 
hat er dem Bürgen jene Anzeige zu machen, und der Zeitpunkt der Beendigung des Ver; 
fahrens, nicht der Zeitablauf, beſtimmt zugleich den Umfang der Bürgſchaft nach 8 767. Die 
einmal erfolgte Anzeige kann nicht vom Gläubiger einſeitig rückgängig gemacht werden: 
denn die Befreiung des Bürgen, die hierdurch bewirkt würde, kann nur durch Erlaßvertrag 
nach 8 797 erfolgen (RG 24. 9. 02 VI 32/02). Die hier vorgeſchriebene Anzeige wird durch 
eine vor Ablauf der beſtimmten Zeit gemachte Mitteilung, daß der Gläubiger den agen 
in Anſpruch nehmen werde, nicht erſetzt (RG 96, 133; dagegen Levy I 1910, 828 dei 
Nr 5). Die Beweislaſt, daß den Vorausſetzungen der Inanſpruchnahme des Bürgen 
nach $ 777 Genüge geſchehen iſt, trifft den Gläubiger. 


8 778 


Wer einen anderen beauftragt), im genen Namen und auf eigene 
Rechnung einem Dritten Kredit zu geben?), haftet dem Beauftragten für die 
Sie Kreditgewährung entſtehende Verbindlichkeit des Dritten als 

es)). 


E 1 680 IT 717; M 2 682—684; P 2 486, 480. 


Bürgſchaft 88 777, 778 917 


* 

1. Das weſentliche Merkmal der Bürgſchaftsverpflichtung, das Einſtehen für eine fremde 
Verbindlichkeit, iſt auch dem in § 778 behandelten Kreditauftrage eigen. Doch wird die Haf- 
tung des Einſtehenden hier nicht durch eine von ihm abgegebene Erklarung dieſes Inhalts 
begründet, ſie iſt vielmehr die Rechtsfolge einer andern von ihm ausgegangenen Willens⸗ 
erklärung, mit der er, der künftige Bürge, die Entſtehung der Hauptverbindlichkeit erſt veran- 
laßt, indem er den künftigen Gläubiger erſucht, dem künftigen Schuldner Kredit zu gewähren. 
Die Aufforderung eines Dritten an den lieferungsunluſtigen Verkäufer, dem Käufer die 
beſtellte Ware zu liefern, kann als Kreditauftrag angeſehen werden (RG 87, 144). Dieſe 
Veranlaſſungshandlung bildet den Rechtsgrund ee Haftung; die letztere entſteht, wenn 
der Erſuchte dem Erſuchen nachkommt und dem Dritten den verlangten Kredit gewährt; 
der Erſuchende wird dadurch zum Nachſchulduer gleich dem Bürgen. Den Streit, ob jenes 
Erſuchen, um einen Kreditauftrag im Sinne des $ 778 darzuſtellen, in einem wirklichen rechts 
geſchäftlichen Auftrage beſtehen müſſe, der der Annahme bedarf und im Falle der Annahme 
den Beauftragten verpflichtet, oder ob eine bloße Ermächtigung, ein Anheimgeben, genüge, mit 
dem der Angegangene nicht verpflichtet werden ſoll (ſo Eccius in Gruch 46, 55 ff., Kohler, BR 
II 8 157), hat das Reichsgericht unter Zuſtimmung der überwiegenden Mehrheit der Rechtslehrer 
in wiederholten Entſcheidungen im erſteren Sinne entſchieden (RG 50, 160; 51, 120; 56, 130; 
Warn 1910 Nr 114; 9. 7. 06 VI 572/05; 11. 4. 07 VI 350/06). Dem iſt beizutreten. Der 
rechtsgeſchäftliche Auftrag (§ 662), dem im Sinne des Paragraphen aber auch ein entgelt⸗ 
licher Geſchäftsbeſorgungsvertrag nach § 675 gleichzuſtellen ift, bildet, wenn er vom Beauf⸗ 
tragten angenommen und ausgeführt worden iſt, eine rechtliche Grundlage für die Haftung 
des Auftraggebers. Er bedarf auch keiner Form; hat er die Haftung des Auftraggebers zur 
Folge, ſo bedarf es nicht noch einer schriftlichen Bürgſchaftserklärung nach § 766. Wird aber 
eine bloße Ermächtigung, die die Erfüllung in das Belieben des Erſuchten ſtellen ſoll und die 
weder dieſen noch den Erſuchenden bindet, als genügende Veranlaſſungserklärung für den 
Kreditauftrag angenommen, ſo fehlt zwiſchen beiden Perſonen ein rechtsgeſchäftliches Band; 
die Veranlaſſungshandlung kann, wenn fie nicht überhaupt bloß als Rat oder Empfehlung 
erſcheint ($ 676), eine Haftung des Erklärenden nur dann bewirken, wenn fie bereits ſelbſt 
als Bürgſchaftserklärung für die zukünftige Schuld aufgefaßt werden kann. § 778 gewährt 
eine Formfreiheit für eine ſolche Bürgſchaftserklärung nicht; es müßte alſo eine Erklarung 
der Bürgſchaftsverpflichtung in der Form des § 766 verlangt werden. Dann läge aber eben 
eine Bürgſchaft vor, nicht ein beſonderes Rechtsgeſchäft, dem eine Wirkung gleich der Bürg- 
ſchaft beigelegt wird. Es iſt zuzugeben, daß im Verkehr neben dem rechtsgeſchäftuchen Auf- 
trage zur Kreditgewährung auch die bloße Ermächtigung, Anregung, Empfehlung vorkommen 
kann; fie iſt nach dem Geſagten aber als Kreditauftrag nicht zu erachten. Das Bedenken, 
daß es für den rechtsgeſchäftlichen Auftrag an dem eigenen Intereſſe des Auftraggebers fehle, 
erledigt ſich dadurch, daß jeder ein fremdes Intereſſe zu ſeinem eigenen machen kann, wie 
denn auch der Beauftragte oder der Gefchäftsführer ohne Auftrag in dieſer Stellung wiederum 
an Dritte rechtsgeſchäftliche Aufträge erteilen kann; durch den Auftrag ſelbſt bekundet er ſein 
eigenes Intereſſe. 8 & 

2. Der Kreditauftrag ift mithin der rechtsgeſchäftliche Auftrag an einen andern, einem 
Dritten im eigenen Namen und für eigene Rechnung Kredit zu gewähren oder, was gleich 
bedeutend iſt, weiter zu gewähren (RG IW 1910, 8092; 1912, 9106; Warn 1912 Nr 106; 
8. 4. 07 VI 272/06). Soll der Beauftragte im Namen oder für Rechnung des Auftraggebers 
handeln, ſo kann von einem Kreditauftrage nicht die Rede ſein; der Auftraggeber iſt alsdann 
dem Dritten gegenüber ſelbſt der Glaubiger, dem Beauftragten gegenüber ſelbſt der Schuldner 
(NG 87, 144; Warn 1911 Nr 429). Weſentlich iſt dem Kreditauftrage ferner die Verpflichtung 
des Aufgeforderten zur Kreditgewährung. Soll dieſe ausgeſchloſſen ſein, ſo liegt Bürgſchaft 
für künftige Schuld oder Gewährvertrag vor. Der Kreditauftrag ift als Auftrag nach $ 662 
einer Form nicht unterworfen; er bedarf der Annahme, die ebenſowenig eine Form erfordert 
(A 2 zu 8 662). Er iſt nach 8 671 ſeitens des Auftraggebers jederzeit widerruflich, auch nach ſeiner 
Annahme (RG JW 1911, 44712), kann aber ſehr wohl gerade wegen des freien Widerrufs- 
rechts der Höhe wie der Zeitdauer nach unbegrenzt fein (NG Warn 1912 Nr 106). Der Be⸗ 
auftragte kann ſeinerſeits gemäß § 671 das Auftragsverhältnis kündigen; als ein wichtiger 
Grund nach 8 671 Abſ 1 erſcheint insbeſondere die Kreditunwürdigkeit des Dritten. Bis zur 
Gewährung des Kredits, die die Entſtehung der Hauptſchuld zur Folge hat, gelten für die 
Rechtsbeziehungen zwiſchen dem Auftraggeber und dem Beauftragten lediglich die Vorſchriften 
über den Auftrag (88 664, 672, 673; $ 669 iſt nicht anwendbar, da der Zweck des Geſchäfts 
die Gewährung des Kredits aus den Mitteln des Beauftragten iſt, vgl. § 775 A 1). Abweichend 
von der Bürgschaft hat der Gläubiger als Beauftragter das Intereſſe des Auftraggebers 
wahrzunehmen, ihm Nachricht zu geben, wenn dieſes bedroht erſcheint, und nach ſeinen Wei⸗ 
ſungen zu handeln (RG JW 1912, 910°). Mit der Entſtehung der Hauptſchuld tritt die bürg⸗ 
ſchaftsgleiche Haftung des Auftraggebers als Nachſchuldner ein (MG JW 1912, 9109). 

3. Für die Haftung des Kreditauftraggebers als Bürge gelten alle Regeln, die über 
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die Pflichten und Rechte des Bürgen aufgeſtellt ſind. Er hat die Einrede der Vorausklage 
wie ſie dem Bürgen gegeben iſt; befriedigt er den Gläubiger, ſo geht deſſen Forderung gemäß 
8 774 auf ihn über. Liegt dem Kreditauftrag wiederum ein Auftrag des Schuldners zugrunde, 
jo hat er gegen dieſen den Anſpruch auf Befreiung nach 8 775. 2 
4. Verſchieden von dem Kreditauftrag iſt die Kreditanweiſung oder der Kreditbrief, 
er iſt eine Unterart der Anweiſung zur Zahlung; der Dritte erhält nicht Kredit, ſondern Zah. 
lung, die der Beauftragte auch nicht für eigene Rechnung, ſondern für Rechnung des Auftrag. 
e und durch die er keine Forderung gegen den Zahlungsempfänger erwirbt (RG. 


* 


Neunzehnter Titel 
Vergleich 


Vom Vergleich, dem Vertrage, der die Umwandlung eines zwiſchen den Parteien beſtehen 
den unſicheren, ſei es ſtreitigen, ſei es gegenſtändlich oder auch nur perſönlich ungewiſſen 
Rechtszuſtandes in einen ſicheren bezweckt und dieſen Zweck durch gegenſeitige Aufopferung 
von Werten oder Gewährung von Vorteilen verwirklicht, handelt das BGB in einem einzigen 
Paragraphen. Dieſer enthält ein Doppeltes: eine allgemeine Begriffsbeſtimmung und eine 
beſondere Rechtsregel über die Wirkung des Irrtums beim Vergleichsſchluſſe, wenn der Irr⸗ 
tum ein beiderſeitiger war und ſich auf Tatbeſtände bezog, die außerhalb der zu beſeitigenden 
Ungewißheit lagen. Aus dieſen beiden Geſetzesſätzen und dem Zweckgedanken des Vergleichs 
ſind die Regeln über ſeinen Inhalt und ſeine Wirkungen zu ermitteln. Das Merkmal des 
gegenſeitigen Nachgebens, das das BGB als weſentlich für den Begriff des Vergleichs auf- 
ſtellt, hat zu Zweifeln Veranlaſſung gegeben (vgl. Staudinger Vorbem II), ob der Prozeß ⸗ 
vergleich, den die ZPO in den §8 160 Abſ 2 Nr 1, 296, 510, 81, 83, 98, 794 Nr 1 u. 2 
behandelt, der Begriffsbeſtimmung des BGB ſich fügt und deſſen Vorſchriften unterſtellt 
werden kann. Die Frage (vgl. RG 19, 362; 48, 183; 56, 338; 78, 286) ift zu bejahen. 
Die Merkmale des gegenſeitigen Nachgebens wie des Streites oder der Ungewißheit über 
ein Rechtsverhältnis können unter Berückſichtigung von Abſ 2 des 8 779, dem Geſetzes 
gedanken entſprechend, genügend weit genommen werden (f. unten die A 1 u. 4 zu 8 779), 
um den Prozeßvergleich mit zu umfaſſen. Eine andere Sonderform des Vergleichs iſt 
der Zwangsvergleich im Konkurſe (88 173ff. KO); auch er iſt ſachlich ein Vergleich 
im Sinne des $ 779, für den nur hinſichtlich feines Zuſtandekommens und feiner Wirkſam⸗ 
keit beſondere Vorſchriften gelten (RG Warn 1911 Nr 353). Daß der ſog. außergerichtliche 
Akkord als Vergleich im Sinne des § 779 aufzufaſſen ift, iſt ſelbſtverſtändlich. Ein dem Ver. 
gleich rechtsähnlicher Vertrag iſt der Schiedsvertrag (88 1025 ff. ZPO), der wie jener 
die vertragsmäßige Beilegung eines Streites über ein Rechtsverhältnis bezweckt, dieſen Zweck 
jedoch abweichend vom Vergleiche ſo verwirklicht, daß nicht die Parteien ſelbſt über die Rechte 
aus dem Rechtsverhältniſſe verfügen, der Vertrag vielmehr die gerichtliche Entſcheidung 
der Streitigkeit befeitigt und dieſe Entſcheidung an Stelle des Gerichts ernannten Vertrauens⸗ 
perſonen überträgt (RG 67, 71; ZW 1911, 45937). 


8 779 


Ein Vertrag!), durch den der Streit oder die ungewißheitz) der Parteien 
über ein Rechtsverhältnis?) im Wege gegenſeitigen Nachgebens“) bejeitigt 
wird) (Vergleich), iſt unwirkſam, wenn der nach dem Inhalte des Vertrags 
als feſtſtehend zugrunde gelegte Sachverhalt der Wirklichkeit nicht entſpricht 
und der Streit oder die Ungewißheit bei Kenntnis der Sachlage nicht ent⸗ 
ſtanden ſein würde“). 

Der Ungewißheit über ein Rechtsverhältnis ſteht es gleich, wenn die 
Verwirklichung eines Anſpruchs unſicher ift?). 

E I 666, 667 II 718; M 2 649—657; P 2 519—529; 6 198. i 

1. Dem Vergleich ift eine gegenfeitige Verpflichtung weſentlich, die als Leiſtung und 
Gegenleiſtung erſcheint; er gehört deshalb zu den gegen Verträgen nach 88 520ff. 
Für den Fall des Verzugs des einen Teil s gelten die 98 326 ff., für den der eintretenden Un⸗ 
möglichkeit der Leiſtung die 88 823ff. (RG II 08 Beil Nr 132). Der Vergleich it Sn form« 
os. Dies gilt auch dann, wenn damit eine ſelbſtändige, vom urſprünglichen, chuldgrund 
losgelöſte Verpflichtung begründet, alſo eine neue ſelbſtändige Verbindlichkeit im Sinne des 

0 oder ein ſelbſtändiges Anerkenntnis nach 8 781 erklärt wird ($ 782, R J 03 Beil 

r 226; 1910, 2805). Doch entbindet die Formloſigkeit des Vergleichs nicht von der Einhaltung 
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der ſonſt vorgeſchriebenen Form, wenn die von einem Teile oder von beiden Teilen über 
nommenen Verpflichtungen oder Leiſtungen eine ſolche erfordern (RG 89, 259; Gruch 50, 662 u. 
25. 2. 07 IV 387/06). So bedarf es der Form der 88 311 u. 313, inſoweit die Übertragung 
eines Teiles eines Vermögens oder des Eigentums an einem Grundſtücke in dem Vergleiche 
verſprochen, nicht aber, wenn die Beſtellung einer Hypothek übernommen wird; denn 8 873 
bedingt für den darauf gerichteten obligatoriſchen Vertrag eine Form nicht (RG JW 02 Beil 
Nr 105). Auch dann bedarf es der Form des 8 313 nicht, wenn der Vergleich den Grundſtücks⸗ 
kaufvertrag in einem Punkte abändert, der nicht die Eigentumsübertragung betrifft, ſo im 
Kaufpreiſe oder im Zeitpunkte der Eigentumsübertragung (RG JW 1910, 5757 3. 3. 09 
V 312/08; 19. 1. 10 V 112/09; 21. 1. 19 VII 187/18; 7. 2. 19 VII 184/18). Der Form 
der 88 2371, 2385 bedarf ein Vergleich der um eine Erbſchaft ſtreitenden Perſonen, worin ſie 
den Streit durch eine Verteilung der Erbſchaft beſeitigen (RG 72, 209; JW 1910, 998°). Jede 
nach dem bürgerlichen Rechte vorgeſehene Form, die gerichtliche oder notarielle ſowohl wie 
die schriftliche, wird aber erſetzt durch den in der geſetzlichen prozeſſualiſchen Form por Gericht 
abgeſchloſſenen Prozeßvergleich (MG 48, 183 u. 1. 11. 05 V 129/05). Daß die Übernahme 
einer Bürgſchaft in einem Prozeßvergleiche oder Zwangsvergleiche formgültig fit, iſt in 8 766 
A 2 dargelegt. S. die dort angezogenen Entſcheidungen des RG. Der Prozeßvergleich 
(1. Vorbem) iſt inhaltlich nicht verſchieden von dem Vergleiche des $ 779. In ſeinen Wirkungen 
iſt der Prozeßvergleich aber hinſichtlich der Vollſtreckbarkeit (8 794 Abſ 1 Nr 1 ZPO) und der 
Verjährung ($ 218 B 8) dem Urteile gleichgeftellt, da er, ſeine Rechtsgültigkeit vorausgeſetzt 
(RG 65, 422; Gruch 50, 425 — anders früher Gruch 50, 428), den Prozeß gleich dem Urteile 
erledigt. Die gleichen Wirkungen hat der im Sühneverfahren vor dem Amtsgericht geſchloſſene 
Vergleich (88 510, 794 Abſ 1 Nr 2 ZPO). Der als prozeßgerichtlicher formell unwirkſame 
Vergleich kann als Vergleich nach 8 779 beſtehen bleiben (RG Warn 09 Nr 294). Der Zwangs. 
vergleich im Konkurſe tft vollſtreckbar nach $ 194 KO. — Die Befugnis zum Vergleichsſchluß 
für geſetzliche und rechtsgeſchäftliche Vertreter iſt vielfach beſonders geordnet. Das BG 
kennt eine in früheren Rechten vorgeſehene Spezialvollmacht nicht; ob die Vertretungsmacht 
den Vergleichsabſchluß umfaßt, iſt im Einzelfalle zu prüfen. Die Prozeßvollmacht berechtigt 
in den Grenzen des Gegenſtandes des Rechtsſtreits zu gerichtlichen wie W  : 
(RG Isg 94, 1934) Vergleichen (5 81 ZPO). Der Prokuriſt ift nach 8 49 BGB zu Vergleichen 
innerhalb eines Handelsgewerbes im allgemeinen, der Handelsbevollmächtigte innerhalb des 
beſonderen Handelsgewerbes (8 54 HGB), der Handlungsreiſende zur vergleichsweiſen 
Stundung der Preiſe aus den von ihm abgeſchloſſenen Verkäufen (8 55 Abſ 2 HGB) befugt; 
der Handlungsagent bedarf beſonderer Ermächtigung ($ 86 Abſ 1 HGB). Der Konkursver⸗ 
walter iſt bei Vergleichen über mehr als 300 M. an die Genehmigung des Gläubigerausſchuſſes 
gebunden, falls ein ſolcher beſtellt iſt (§ 133 Nr 2 KO); der Vormund im gleichen Falle an die 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts (§ 1822 Nr 12 BGB); das gleiche gilt aber nicht 
vom Inhaber der elterlichen Gewalt ($ 1643 Abſ 1). A 

2. Der Vergleich ſetzt als feine Unterlage entweder einen Streit über ein Rechtsverhältnis, 
der ein bewußtes Behaupten eines verſchiedenen Rechtsſtandpunkts, wenn auch nur zum 
Teil oder in Einzelpunkten, und ein dementſprechendes gegenſätzliches Verhalten auf beiden 
Seiten bedingt, oder eine Ungewißheit über das Rechtsverhältnis oder eine Unſicherheit 
der Rechtsverwirklichung des daraus erwachſenden Anſpruchs (Abſ 2) voraus. Beides iſt im 
weiteſten Sinne zu nehmen. Die Ungewißheit braucht nur eine vermeintliche, in Wahrheit 
unbegründete zu fein; ungewiß iſt auch, was nur die Parteien nicht wiſſen (RG JW 01, 138); 
und die vermeintliche Ungewißheit braucht ferner nur auf einer Seite vorzuliegen, während 
auf der andern Seite die Behauptung der Gewißheit gegenüberſteht; die Ungewißgheit kann 
auf tatſächlichem oder rechtlichem Gebiete liegen, und ſie darf ſich, wie der Streit über das 
Rechtsverhältnis, auf Nebenbeſtimmungen: Fälligteit, Erfüllungsort, Verzinſung, eine Ein- 
rede, beſchränken (RG Gruch 47, 936; 15. 2. 06 IV 402/05). Gegenſtändlich ungewiß ſind 
bedingte Rechte und wiederkehrende Leiſtungen, bei denen der Wegfall gewiß, deſſen Zeit⸗ 
nunkt ungewiß iſt. Eine Unſicherheit der Rechtsverwirklichung iſt insbeſondere vorhanden, 
wenn die Zahlungsfähigkeit des Schuldners oder ſonſt die Durchführbarkeit der Zwangs⸗ 
vollſtreckung zweifelhaft iſt oder auch nur dem Gläubiger zweifelhaft erſcheint. 

3. a) Das Rechtsverhältnis, über das der Vergleich geſchloſſen wird, kann jeder Art 
fein, ſofern es nur der Verfügung der Parteien unterſteht. Vergleiche über Rechtsverhältniſſe, 
die durch zwingende Rechtsſäße geregelt ſind, ſind nichtig. So Vergleiche über den Nachlaß 
eines noch lebenden Dritten ($ 312) 3. B. über Anſprüche aus einem wechſelſeitigen Teſta⸗ 
mente nach dem Tode des Erſtverſtorbenen (RG Gruch 50, 391). Ein Vergleich kann auch 
nicht geſchloſſen werden, wo offenbar gar kein geſetzlich anerkanntes Recht beſteht. Deshalb 
iſt ein Vergleich als gegen $ 138 verſtoßend nichtig, wenn der Vertrag, über den er einen Streit 
der Parteien beſeitigen will, unſittlich ift RG Warn 1911 Nr 388) Streitigkeiten über die 
vermögensrechtlichen Wirkungen des der privaten Verfügung entrückten Rechtsverhältniſſes 
(Eherecht, Elternrecht) ſind jedoch dem Vergleiche zugänglich, und ebenſo können Vergleiche 
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auch beim gegenſtändlichen Nichtbeſtehen eines Rechtsverhältniſſes in dem Falle geſchloſſen 
werden, wenn der Streit der Parteien gerade die Frage betrifft, ob ein geſetzlich gültiges 
und klagbares Rechtsgeſchäft vorliege oder nicht: ob die zwiſchen den Parteien geſchloſſenen 
Börſengeſchäfte gültige Kauf, oder Kommiſſionsgeſchäfte oder aber klagloſe Spielgeſchäfte 
ſeien (RG 49, 192 u. 8. 7. 02 VI 163/02), ob ein Vertrag ein gültiger Dienſtvertrag oder ein 
klagloſer Ehevermittlungsvertrag ſei (RG 23. 10. 06 VII 44/06), vorausgeſetzt ſelbſtverſtändlich, 
daß der Vergleich nicht die äußere vorgeſchobene Form für ein Anerkenntnis des nichtigen 
Geſchäfts iſt. — b) Sind Vergleiche zuläſſig über ein durch rechtskräftiges Urteil feſt⸗ 
geſtelltes Rechtsverhältnis? Das rechtskräftige Urteil ſtellt endgültig das zwiſchen den Par⸗ 
teien ſtreitige Rechtsverhältnis feſt und beſeitigt die beſtehende Ungewißheit. Deshalb kann 
dieſe an und für fich nicht nochmals durch einen Vergleich beſeitigt werden. Ein Vertrag, durch 
welchen die Parteien das durch Urteil rechtskräftig feſtgeſtellte Rechtsverhältnis anderweit 
ordnen, iſt daher kein Vergleich, ſondern die Schaffung eines neuen, die Umſchaffung des 
alten in ein neues Rechtsverhältnis. Aber es iſt ſowohl möglich, daß über die Ausführung 
oder die Auslegung eines Urteils neue Streitigkeiten und Ungewißheiten zwiſchen den Par⸗ 
teien entſtehen, als auch, daß die Verwirklichung des durch das Urteil feſtgeſtellten Anſpruchs 
ſich unſicher geſtaltet; in allen dieſen Fällen iſt eine Grundlage für einen Vergleich trotz der 
Rechtskraft des Urteils gegeben. Ein ſolcher hebt das letztere nicht in ſeinem Beſtande auf; 
aber aus dem Vergleiche ergibt ſich eine den feſtgeſtellten Anſpruch betreffende Einrede gegen 
die Vollſtreckung des Urteils, die mit der Vollſtreckungsgegenklage gemäß § 767 ZPO geltend 
zu machen iſt (RG JW 00, 75215, 07, 3941). — c) Wie ein Vergleich ein Rechtsverhältnis 
ganz zum Gegenſtande nehmen kann, obgleich nur ein Teil davon ſtreitig oder ungewiß iſt, 
ſo kann er auch über das ſtreitige oder ungewiſſe Rechtsverhältnis überhaupt hinausgreifen 
und mit dieſem zugleich andere Rechtsbeziehungen der Parteien zu löſen unternehmen, 
die nicht ſtreitig oder ungewiß find (NG ZW 01, 138). Insbeſondere find Vergleiche nicht 
ſelten, die aus Anlaß eines Streites über ein Rechtsverhältuis alle gegenſeitigen Forde⸗ 
rungen zu erledigen bezwecken. Eine Vorſchrift des PrALR (I 16 88 427, 428) beſtimmte, 
daß auch ein ſolcher Vergleich im Zweifel nicht diejenigen Anſprüche umfaſſe, die dem 
Berechtigten zur Zeit des Vergleichsſchluſſes unbekannt waren. Das wird auch nach dem 
Rechte des BGB anzunehmen ſein; iſt aber die Abſicht der Vergleichsparteien erſichtlich, 
ſchlechthin alle ihre Rechtsbeziehungen zu löſen, fo erſtreckt ſich der Vergleich auch auf die⸗ 
jenigen Forderungen, deren Beſtehen dem einen oder dem andern unbekannt war (RG 
29. 4. 07 IV 500/06; 20. 10. 13 V 204/13). 

4. Ein gegenſeitiges Nachgeben erfordert der Vergleich. Das Nächſtliegende iſt, daß 
dieſes Nachgeben ſich auf das ſtreitige oder ungewiſſe Rechtsverhältnis ſelbſt bezieht. Es kann 
aber auch darin beſtehen, daß der eine Teil auf ſeinen Anſpruch ganz verzichtet oder den des 
Gegners ganz anerkennt unter Eintauſch einer Abfindung oder Gegenleiſtung. Das gegenſeitige 
Nachgeben iſt überhaupt nach dem Sprachgebrauche des gewöhnlichen Lebens zu verſtehen; 
es erfordert nur, daß jeder dem andern von ſeinem perſönlichen Standpunkte aus ein Opfer 
bringt (Prot 2, 524; RG 89, 262; ZW 03 Beil Nr 226; 1911, 64818; 15. 2. 06 IV 402/05; 
9. 6. 06 1 12/06; 3. 4. 08 VII 315/07). Dabei ift ferner nicht erforderlich, daß die Parteien 
ſich wechſelſeitig das Zugeſtändnis machen, daß die andere zum Teile Recht habe; jedes 
tatſächliche Nachgeben genügt, ſelbſt wenn es als freiwillige Zuwendung bezeichnet wird 
(RG Gruch 49, 106). Auch ein bedingtes Nachgeben widerſpricht nicht dem Weſen des 
Vergleichs (RG 3. 2. 14 VII 447/13). Ein bloßes Anerkenntnis ſeitens des Schuldners, 
ein bloßer Verzicht ſeitens des Gläubigers, ein dem Erlaß gleichſtehendes Anerkenntnis des 
Gläubigers durch Vertrag mit dem Schuldner, daß das Schuldverhältnis nicht beſtehe, ſowie 
eine bloße Stundung ſeitens des letzteren find freilich keine Vergleiche, da ihnen das gegen⸗ 
ſeitige Nachgeben fehlt (RG Warn 1914 Nr 153; 6. 11. 07 V 66/07). Wie aber eine Un- 
ſicherheit der Rechtsverwirklichung als Grundlage des Vergleichs genügt, ſo ſtellt auch eine 
Sicherung der Rechtsverwirklichung ein Nachgeben dar. Wenn der dem Gläubiger auch nur 
unſicher erſcheinende Schuldner die Forderung anerkennt und urkundlich zu zahlen ſich ver 
pflichtet, was ſonſt erſt umſtändlich einzuklagen wäre, ſo gewährt er dem Gläubiger einen 
Vorteil, und es liegt ein tatſächliches Nachgeben auf ſeiner Seite vor, das beim Hinzutreten 
eines irgendwie gearteten Nachgebens auf der Gläubigerſeite (Stundung, Bewilligung von 
Teilzahlungen) einen Vergleich darſtellt (RG 78, 163; JW' 1910, 2805). Fa . 

5. Der Vergleich befeitigt einen ungewiſſen Rechtszuſtand der Vergangenheit und ſchafft 
einen ſicheren für die Zukunft; er enthält Verfügungen über die aus dem streitigen oder un- 
gewiſſen Rechtsverhältniſſe ſich ergebenden Rechte. Keine der Parteien kann ferner gegen ⸗ 
über der Vergleichsverpflichtung auf Anſprüche oder Einreden zurückgreifen, 3 die ſie aus⸗ 
bruclich oder ſtillſchweigend verzichtet hat (N 15. 1. 07 VII 295/07). Das Rechtsverhältnis 
ſelbſt läßt er jedoch, ſofern nicht ein anderes als Wille der Parteien aus dem Vertragsinhalte 
1 entnehmen ift, beſtehen; Pfandrechte und Bürgſchaften bleiben deshalb, unbeſchadet der 

echte, die ſich für Drittverpfänder und Bürgen aus den Beſtand der Hauptverbindlichkeit 
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zuungunften des Hauptſchuldners verändernden Verträgen ergeben — vgl. 8 767 A 2 —, 
unberührt. Der Vergleich kann aber auch, indem er das alte Schuldverhältnis durch ein neues, 
ſei es ein ſelbſtändiges Schuldverſprechen oder Schuldanerkenntnis (88 780, 781), ſei es ein 
Rechtsverhältnis anderer Art — Umwandlung in ein Darlehen nach § 607 Abſ 2, Umwandlung 
eines Kaufvertrags in einen Tauſchvertrag, Vereinbarung einer Abfindung für die Aufgabe 
von Rechten uſw. — erſetzt, umſchaffend wirken (RG IW 03 Beil Nr 219; 1911, 64816); 
in ſolchem Falle erlöſchen Bürgſchaften und Pfänder. — Inſofern der Vergleich ein neues 
Veräußerungsgeſchäft enthält, ein Teil in dem Vergleiche ſich verpflichtet hat, dem andern 
Sachen oder Waren zu geben oder zu liefern, können in bezug auf letzteren die Mängelanſprüche 
gemäß 88 459, 462 erhoben werden, nicht aber, ſoweit die Mängelanſprüche aus dem ſtreitig 
geweſenen Rechtsverhältniſſe bereits gegeben geweſen wären, das durch den Vergleich ge- 
rade gegen Anfechtung geſichert werden ſollte (RG 54, 165; 90, 169, wo auch über den 
Wegfall der kurzen Verjährung des § 477 in dieſem Falle gehandelt iſt ). 

6. a) Der Vergleich iſt unwirkſam, d. h. nicht nur anfechtbar, ſondern nichtig, wenn der 
ihm von den Parteien nach dem Inhalte des Vertrags als feſtſtehend zugrunde gelegte Sach⸗ 
verhalt ſich anders darſtellt, als die Parteien annehmen, und dieſe bei der Kenntnis des wahren 
Sachverhalts den Vergleich nicht geſchloſſen haben würden. Der erſte Entwurf des BGB 
enthielt in $ 667 Abſ 1 eine weitere Beſtimmung dahin, daß die Gültigkeit des Vergleichs 
nicht durch den Irrtum einer Vergleichspartei beeinträchtigt werde, der ſich auf den Gegen: 
ſtand des Streit 3 oder der Ungewißheit bezog. Sie wurde von der 2. Kommiſſion als ſelbſt⸗ 
verſtändlich und deshalb als entbehrlich erachtet (Prot 2, 521ff.), weil ihr Inhalt aus dem 
Vergleichszwecke zu folgern ſei. Der Vergleich erledigt endgültig die Streitpunkte, über die die 
Parteien ſich verſtändigen und die ſie durch den Vergleich beſeitigen wollten; aber auch nur 
dieſe. Ein, ſei es tatlächlicher, ſei es rechtlicher Irrtum der Vergleichsparteien hinſichtlich 
der ſtreitigen oder ungewiſſen Tatbeſtände oder Rechtslagen, die der Vergleich gerade zu ge⸗ 
wiſſen machen wollte, iſt daher unbeachtlich (RG JW 1910, 1622; 1915, 1901; Warn 1916 
Nr 272; 1918 Nr 140). So die Unkenntnis alter Urkunden oder Richterſprüche, die den 
Streit ausgeſchloſſen haben würden; ſo ferner die auf einer Seite oder auf beiden Seiten 
beſtehende Unkenntnis des Rechtsſatzes, durch den die Ungewißheit zu beſeitigen geweſen 
wäre (RG 49, 106). Der Irrtum, dem $ 779 die Folge der Unwirkſamkeit des Vergleichs 
beilegt, iſt nur der Irrtum über die tatſächlichen Vorausſetzungen, die außerhalb der 
Streitpunkte liegen, auf die der Streit oder die Ungewißheit demnach ſich nicht be⸗ 
zieht (RG 61, 318; Warn 1919 Nr 189 und 23. 4. 07 IV 495/06). Und zwar iſt voraus 
geſetzt, daß ſich beide Teile übereinſtimmend über dieſen Sachverhalt im Irrtume be⸗ 
fanden, ihn ihrem Vergleiche als die feſtſtehende Grundlage unterlegten, auf der ſie als⸗ 
dann über die streitigen Punkte ſich verſtändigten (RG 79, 271; JW 1910, 162; 19. 6. 08 
VI 597/07). Daß die übereinſtimmende Annahme auf Rechtsirrtum beruhte, hindert die 
Unwirkſamkeit des Vergleichs nicht (NG Warn 1919 Nr 189). Haben die Parteien dem 
Vergleichsabſchluſſe die Tatſache zugrunde gelegt, daß ein Patent beſtehe, jo hat deſſen 
Vernichtung die Unwirksamkeit des Vergleichs zur Folge; das trifft aber nicht zu, wenn 
die Voraussetzung nur darin beſtand, daß das Patent erteilt ſei (RG 30. 10. 06 I 115/06). 
Zweifel beſteht, ob die Unwirkſamkeit des Vergleichs nach 8 779 auch in dem Falle anzunehmen 
iſt, daß die Parteien bei Abſchluß des Vergleichs über ein inzwiſchen erlaſſenes rechtskräftiges 
Urteil, das den Streit entſchied, in Unkenntnis waren. Die Frage iſt zu bejahen, wenn ſie 
übereinſtimmend den Sachverhalt als gegeben zugrunde legten, daß der Prozeß noch ſchwebe, 
zu verneinen, wenn ſie an die Möglichkeit, daß ein Urteil inzwiſchen erlaſſen ſein konne, nicht 
dachten, oder wenn ſie das Rechtsverhältnis jetzt gerade nur durch Vergleich, nicht durch ein 
Urteil geordnet wiſſen wollten (Prot 2, 523). — b) Die Unwirkſamkeit des Vergleichs nach 
$ 779 ſetzt weiter voraus, daß der Streit oder die Ungewißheit bei Kenntnis der Sachlage nicht 
entſtanden fein würde es mülfen ſtreitausſchließende Momente fein, auf die der gemeinſame 
Irrtum ſich bezieht (RG 79, 271; JW 1910, 162); fo die Annahme der Gültigkeit eines Teſta⸗ 
ments, auf deſſen Grundlage man ſich über Erbanſprüche oder Nachlaßanſprüche, aktiv wie paſſiv, 
verglich, oder der Richtigkeit von Rechnungen, die die Unterlage einer gegenſeitigen ver⸗ 
gleichsweiſen Abrechnung bildeten; die Unkenntnis des Eigentums eines Dritten an einer 
Sache, über deren Eigentum die Parteien unter ſich ſtritten uſw. — c) Die Unwirkſamkeit 
des Vergleichs nach § 779 hat zur Folge, daß die aus dem Vergleiche gemachten Leiſtungen, 
die in dem Vergleiche abgegebenen Anerkenntniſſe wegen ungerechtfertigter Bereicherung 
aus 88 812, 821 zurückgerufen werden können (NG 61, 318); die Erfüllung macht den nach 
$ 779 unwirkſamen Vergleich nicht wirkſam (R& 79, 240). — d) Die Beſtimmung des § 779 
trifft nicht den Fall des Betrugs (R JW 1911, 64816; Warn 1919 Nr 48). Im Falle 
einer argliſtigen Täuſchung iſt ein Unterſchied, ob es ſich um die Streitpunkte ſelbſt handelt, 
deren Beſeitigung der Vergleich bezweckte, oder um eine außerhalb dieſer liegende als feſt⸗ 
ſtehend angenommene Tatſache, nicht zu machen. Jede argliſtige Täuſchung iſt Anfech⸗ 
tungsgrund nach § 123, ſofern ſie den in Irrtum Verſetzten zu dem Vergleiche beſtimmt 
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hat, den er ohne die Täuſchung nicht geſchloſſen haben würde (RG Gruch 49, 918). Ebenſo 
ſteht die Sondervorſchrift des § 779 der Anwendung des $ 138 auf Vergleiche nicht ent ⸗ 
gegen (NG 83, 110). — e) Daß neben $ 779 der Geſchäftsirrtum über den Inhalt der 
Erklärung ſelbſt oder über die Perſon des Vertragsgegners den Vergleich nach der allge- 
meinen Beſtimmung des $ 119 anfechtbar macht, bedarf keiner weiteren Ausführung. Aber 
der Irrtum über einen durch den Vergleich erledigten Streitpunkt erſcheint nur als ein 
unbeachtlicher Irrtum im Beweggrunde, mag er auf beiden Seiten oder nur auf einer be- 
ſtehen (RG ZW 1915 Nr 140; Warn 1916 Nr 272; 1918 Nr 140; vgl. oben unter a). — 
1) Die prozeßrechtliche Frage, ob über die Unwirkſamkeit oder über die Aufechtung eines pro: 
zeßvergleichs in dem anhängigen Rechtsſtreite, den der Vergleich beendigen follte, oder 
in einem beſonderen Prozeſſe zu verhandeln und zu entſcheiden ſei, wird von R 78, 6 
(frühere Entſcheidungen zu der Frage RG 65, 420; Gruch 50 ©. 425 u. 428) dahin gelöſt, daß 
der Streit über den Vergleich ſelbſt in dem anhängigen Rechtsſtreite zum Austrag zu bringen 
ift, wenn der Streit in einer Rechtsfrage ſich erſchöpft (offenbare äußere oder inhaltliche Mangel 
der Vergleichsurkunde oder der Vergleichserklärungen), daß dagegen die Entſcheidung in einem 
beſonderen Rechtsſtreite zu treffen und eine Fortſetzung des durch den Vergleich zunachſt 
erledigten Rechtsſtreits erſt ſtatthaft ift, wenn die Ungültigkeit des Vergleichs in dem „be 
ſonderen Verfahren rechtskräftig feſtgeſtellt iſt, ſofern es ſich um eine Anfechtung des Vergleichs 
nicht aus bloßen Rechtsgründen, ſondern auf Grund tatſächlicher und beſtrittener Behaup ; 
tungen handelt, zu deren Feſtſtellung es eines weiteren Verfahrens bedarf. Wenn beide 
Streitteile übereinſtimmend erklären, der Prozeßvergleich ſolle keine Wirkung haben, ſteht 
ſelbſtverſtändlich der Fortſetzung des anhängigen Rechtsſtreits nichts entgegen (RG a. a. O.). 


Zwanzigſter Titel 
Schuldverſprechen Schuldanerkenntnis 


1. Die regelmäßigen wirtſchaftlichen Vorgänge des Güteraustauſches und der Verknüpfung 
der wirtſchaftlichen Intereſſen zwiſchen mehreren Perſonen geſtalten aus ſich heraus die ihnen 
entſprechenden regelmäßigen Rechtsformen. So entſtehen die Regelverträge, wie ſie der 
7. Abſchnitt des 2. Buchs des BGB behandelt: Kauf, Tauſch, Darlehen, Schenkung uſw. Daneben 
treten wegen der Mannigfaltigkeit des wirtſchaftlichen Verkehrs, die in dem Rechtsgrund ⸗ 
ſatze der Vertragsfreiheit (ſ. $ 241 A 1) ihren Ausdruck findet, zahlreiche Rechtsgeſchäfte ohne 
regelmäßige Erſcheinungsform. Ein entwickelter Verkehr zeitigt jedoch das Bedürfnis, zu 
beſonderen Zwecken, insbeſondere um dem Gläubiger die Rechtsverfolgung zu erleichtern 
und feine Forderung gegen Beſtreiten und Einwendungen ſicherzuſtellen (vgl. R& Warn 1910 
Nr 276), die einzelne Verpflichtung von dem ihr zugrunde liegenden wirtſchaftlichen Zuſam⸗ 
menhange loszulöſen und auf ſich ſelbſt zu ftellen, fie des dieſem Zuſammenhange angepaßten 
Gewandes des beſonderen oder regelmäßigen rechtlichen Grundgeſchäfts zu eutkleiden und ihr 
ftatt deſſen ein allgemeines, gleichſam ideales Rechtsgewand umzulegen, das für alle Schuld- 
verpflichtungen das gleiche ſein kann. Dieſem Bedürfniſſe verdanken der Wechſel und der 
kaufmänniſche Verpflichtungsſchein (§ 363 HGB) ihren Urſprung, die durch die Übertrag. 
barkeit mittels Begebung (Indoſſament) und Einſchränkung der Einreden gegen den Nach · 
gläubiger (Indoſſatar) nach Art 82 WO und $ 364 HGB die Löſung der Verpflichtung von 
ihrem Grundgeſchäfte in weitem Maße verwirklichen. Aus dieſem Bedürfniſſe find auch die 
in den 88 780—782 behandelten Rechtsgeſchäfte des ſelbſtändigen Schuldverſprechens und 
des ſelbſtändigen Schuldanerkenntniſſes hervorgegangen; es ſind Verträge, die eine Ver. 
pflichtung „zwar mit Rückſicht auf einen beſtehenden Rechtsgrund, aber unter Loslöſung 
von dieſem“ (NG JW 03 Beil Nr 226) begründen. „Ich verpflichte mich, dem A 1000 M. 
zu zahlen“ iſt die allgemeine Formel des erſtgenannten, „ich bekenne, dem A 1000 M. zu ver⸗ 
ſchulden“ diejenige des zweiten Vertrags. b 

2. Aus der Selbſtändigkeit der von dem Grundgeſchäfte, in welchem fie ihre Veran 
laſſung finden, losgelöſten, auf den reinen Verpflichtungswillen abgeftellten Verpflichtungen 
des Schuldners abgeſtellten Verpflichtungen des Schuldverſprechens und Schuldanerkennt. 
niſſes ergibt ſich a) daß dieſe nur eine einſeitige Verpflichtung zu tragen geeignet — 
gegenſeitige Verbindlichkeiten, bei denen die Leiſtung des einen Teiles durch die des Ech ud. 
beſtimmt iſt, können nicht Gegenſtand eines ſelbſtändigen Schuldverſprechens oder Schub 
anerkenntniſſes fein (MG 48, 133; JW 06, 463; Warn 1910 Nr 277); das schließt bilde el 
daß über eine der beiden den Gegenſtand eines zweiſeitig verpflichtenden Bertragd 3 

eiſtungen ein ſelbſtändiges Schuldverſprechen oder Schuldanerkenntnis abgegeben 15 en 
kann (RG Warn 1912 Nr 251); b) daß der Unterſchied von Schuldverſprachen (8 80) 
und Schuldanerkenntnis (8 781) nur rein äußerlich in der Wortfaſſung liegen tan ($ 780: 
ich verspreche zu leiſten“, $ 781: „ich bekeune zu verſchulden“), und daß ebenfotvohl ein Schuld. 
verſprechen für eine ſchon beſtehende Verpflichtung wie ein Schuldanerkenntnis fur eine 
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neu begründete abgegeben werden kann (RG 61, 318; 68, 302); e) daß bei mehreren Schuldnern 
derſelben Leiſtung, von denen der eine nur aus dem Grundgeſchäft, der andere aus einem 
Schuldverſprechen oder Schuldanerkenntnis verpflichtet iſt, dem Gläubiger gegenüber ein 
Geſamtſchuldverhältnis (88 421—425) nicht beitehen kann, da der Schuldgrund ihrer 
Leiſtungen inſoweit ein verſchiedener ift (RG 67, 128); dagegen iſt in den inneren Beziehungen 
der mehreren Schuldner zueinander, für die die Loslöſung vom Schuldgrunde gleichgültig 
iſt, das Gemeinſchaftsverhältuis des § 426, das den Ausgleichungsanſpruch erzeugt, denkbar 
(RS 70, 405; 77, 323). h 

3. Die Selbſtändigkeit des Schuldverſprechens und des Schuldanerkenntniſſes ift indeſſen 
keine vollkommene. Jede Schuld muß einen ſie rechtfertigenden Schuldgrund haben; ſonſt 
bedeutet die Schuldverpflichtung eine grundloſe Bereicherung des Verſprechens⸗ oder Aner- 
kenntnisempfängers (§ 812 Abs 1 u. 2). Unter dem Geſichtspunkte der ungerechtfertigten 
Bereicherung kann daher dem Anſpruch aus dem Schuldverſprechen oder Schuldanerkenntnis 
gegenüber von dem daraus Beklagten auf das Grundgeſchäft zurückgegriffen werden (8 821). 
Der Beklagte kann dartun, daß das Verſprechen oder Anerkenntnis grundlos, aus einem 
angenommenen Rechtsgrunde, der in Wirklichkeit nicht vorhanden war, oder in Erwartung 
einer Leiſtung, die nicht erfolgte, erteilt iſt, und durch dieſen Nachweis den Anſpruch des Ver⸗ 
ſprechens⸗ oder Anerkenntnisempfängers entkräften (R& 74, 138; JW 1910, 2295). Das 

ilt in Anſehung der 88 404, 405 auch gegenüber dem Rechtsnachfolger des urſprünglichen 

erſprechens- oder Anerkenntnisempfängers (RG 86, 301). Wieweit der Schuldner Ein- 
reden aus dem urſprünglichen Schuldverhältuis, dem Grundgeſchäfte, herzuleiten berechtigt 
iſt, geſtaltet ſich nach dem Zwecke, den das Schuldverſprechen oder Schuldanerkenntnis 
verfolgte, verſchieden. Dieſer Zweck kann, und das iſt der vornehmlichſte der Zwecke der 
ſelbſtändigen Verpflichtung, die Klagerleichterung (RG 62, 38), die Befreiung des Gläubigers 
von einer weiteren Klagbegründung, er kann auch in derſelben Weiſe wie beim Vergleich 
die Feſtſtellung tatſächlich oder rechtlich zweifelhafter Forderungen und ihre Sicherung 
gegen Einreden (vgl. RG Warn 1910 Nr 276), er kann endlich auch Umſchaffung (f. § 364 
A 1) des alten Schuldverhältniſſes in ein neues ſein. Diente das Schuldverſprechen oder 
Schuldauerkenntnis nun lediglich dem Zwecke einer Erleichterung der Rechtsverfolgung, 
ohne daß an dem Rechtsbeſtande des Grundgeſchäfts etwas geändert wurde, ſo hat es tat⸗ 
ſächlich nur eine Umkehrung der Beweislaſt zur Folge und das Zurückgreifen auf das Grund- 
geſchäft iſt dem Schuldner im weiteſten Sinne geſtattet. Bezweckte das Schuldverſprechen oder 
Schuldauerkenntnis anderſeits eine Umſchaffung des Grundgeſchäfts, ſo ſind aus dieſem 
hergenommene Einreden ausgeſchloſſen, und nur der Einwand iſt zuläſſig, daß das voraus: 
geſette frühere Schuldverhältnis Überhaupt nicht beſtand; denn in dieſem Falle konnte es 
auch nicht umgeſchaffen werden (NG 62, 51; JW 06, 55015). In der Mitte liegen die Fälle, 
in denen mit dem Schuldverſprechen oder Schuldanerkenntnis die Feſtſtellung der beſtehenden 
Schuld (Anerkennung bei zweifelhafter Schuld, RG Warn 1910 Nr 276, Einrede, insbeſondere 
Aufrechnungsverzicht Ach 71, 184; Vergleich) beabſichtigt wurde; hier iſt ein Zurückgreifen 
auf das urſprüngliche Schuldverhältnis nur hinſichtlich ſolcher Beſtandteile geſtattet, die außer 
halb des Rahmens der Feſtſtellung liegen und in ihrem Inhalte von dieſer unberührt geblieben 
find (vgl. § 779 u. A 5 dazu). In den Fällen, in denen die ſelbſtändige Verpflichtung dem 
Zwecke einer Umſchaffung oder einer Feſtſtellung dient, tritt neben das erſte Schuldgrund⸗ 
verhältnis noch ein zweites, das das erſte entweder erſetzt oder abändert, und nur nach Maß: 
gabe des letzteren kann nunmehr überhaupt auf das erſtere zurückgegangen werden. Auch 
eine ſchon an ſich ſelbſtändige Verpflichtung kann noch mehr verſelbſtändigt, ein Saldo⸗ 
anerkenntnis vom Boden der Abrechnung ($ 782) losgelöſt werden; dann ſind auch Ein ⸗ 
reden abgeſchnitten, die aus dem Rechnungsverhältnis ſich ergeben, und es iſt nur noch der 
Nachweis möglich, daß ein Schuldgrundverhältnis überhaupt nicht beſtand (RG %Z 
191 565). 

4 e und Schuldanerkenntnis ſind Verträge; zu ihrem Zuſtandekommen 
bedarf es der Willenseinigung, die ſich auch darauf erſtrecken muß, daß eine ſelbſtändige Ver⸗ 
bindlichkeit begründet werden ſoll (RG 58, 200; 75, 4; JW 03 Beil Nr 226; 06, 55018; Warn 
1910 Nr 276; 1911 Nr 232; Gruch 49, 883). Ein einſeitiges, vom Gläubiger nicht angenomme⸗ 
nes Schuldverſprechen iſt an ſich ohne rechtliche Bedeutung; ein einſeitiges Anerkenntnis 
kann als Beweismittel für das Beſtehen der anerkannten Verpflichtung (Zeugnis des Er⸗ 
klärenden gegen ſich ſelbſt), auch wenn es dem Gläubiger gegenüber abgegeben iſt, als Unter. 
brechung der Verjährung (§ 208; f. dort A 2) in Betracht kommen; es erzeugt aber keine 
ſelbſtändige rechtliche Verbindlichkeit ( ZW 07, 70910). „Das angenommene Schuldan⸗ 
erkenntnis endlich, bei welchem die auf Schaffung einer ſelbſtändigen Verpflichtung gerichtete 
Vertragsabſicht fehlte, hat die Bedeutung einer Beſtätigung der beſtehenden Schuld im Rahmen 
des alten Schuldgrunds (RG 61, 318; 68, 302; 75, 4; JW 06, 74212). Das Anerkenntnis im 
Prozeſſe (§ 307 ZPO) iſt, von feiner prozeßrechtlichen Bedeutung abgeſehen, als ein ein- 
ſeitiges Rechtsgeſchäft in dieſem Sinne aufzufaſſen (vgl. RG 45, 409; JW 87, 4814; 97, 631). 
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8 780 


Zur Gültigkeit?) eines Vertrags), durch den eine Leiftung?) in der Weiſe 
verſprochen wird, daß das Verſprechen die Verpflichtung ſelbſtändig“) be⸗ 
gründen ſoll (Schuldverſprechen) e), ift, ſoweit nicht eine andere Form vor⸗ 
geſchrieben ift®), ſchriftliche Erteilung“) des Verſprechens erforderlich. 

E I 683 II 719; M 2 687694; P 2 489—511. 


1. Das Schuldverſprechen im Sinne des § 780 iſt ein einſeitig verpflichtender Vertrag, 
durch den vom Verſprechenden die Verpflichtung zu einer Leiſtung übernommen und vom 
Verſprecheusempfänger dieſes Verſprechen angenommen wird ($ 305). Vgl. im übrigen 
Vorbem 2 unter a und Vorbem 4. 182 

2. Der Gegenſtand des Schuldverſprechens muß irgendeine Leiſtung ſein, gleichviel 
welcher Art, ſofern fie nur Gegenſtand eines Schuldverhältniſſes fein kann (§ 241); auch eine 
Erfüllungsübernahme (§ 329) kann z. B. Gegenſtand des Schuldverſprechens ſein (NG 58, 200), 
ebenfo das Versprechen der Abtretung einer Forderung (Hypothek oder Grundſchuld RG 
27. 10. 09 V 612/08). Der hauptſächliche Gegenſtand iſt jedoch die Leiſtung einer Geldſumme. 
Die Leiſtung kann auch bedingt oder befriſtet übernommen werden; fo kann ein Schuld» 
verſprechen auf Erſatz eines Schadensbetrags abgegeben werden für den Fall, daß ein Schaden 
feſtgeſtellt werden wird (RG 18. 9. 13 VI 299/13). 

3. Das Verſprechen ſoll die Verpflichtung ſelbſtändig begründen, d. h. es ſoll die Ver- 
pflichtung von ihren wirtſchaftlichen und rechtlichen Zuſammenhängen loslöſen und rein auf 
den Leiſtungswillen des Verſprechenden abſtellen, ſo daß der Gläubiger, zu deſſen Gunſten 
es abgegeben ift, fich zur Begründung feines Anſpruchs lediglich auf das Verſprechen zu be⸗ 
rufen braucht (RG 72, 377). Über dieſes Erfordernis des Tatbeſtands des $ 780 im all⸗ 
gemeinen vgl. die Vorbem 1 u. 2. Geſchäfte, die lediglich auf der Grundlage einer beſtehenden 
Schuldverpflichtung zu deren Sicherung oder Durchführung dienen ſollen (Hilfsgeſchäfte), 
wie Bürgſchaft, Schuldübernahme, Pfandverſprechen, ſchaffen keine ſelbſtändige Verpflich⸗ 
tung im Sinne des 8 780 (RG JW 06, 46310) — doch kann eine Zinsſchuld als ſelbſtändige 
Verpflichtung, auch zur Zahlung an einen andern als den Kapitalgläubiger, begründet werden;: 
die Wirkſamkeit eines ſolchen Verſprechens häugt von dem Beſtehen der Kapitalſchuld ab 
(RG 94, 137) —, und die Selbſtändigkeit bedingt ferner, daß der verſprochenen Leiſtung 
auch nicht eine Gegenleiſtung des andern Vertragsteils als jene beſtimmend gegenüber 
treten kann (RG 48, 133; JW 06, 463%; vgl. Vorbem 2); doch kann die Verpflichtung von 
einer Leiſtung des andern Teiles in der Weiſe abhängig gemacht werden, daß letztere 
als einſchränkende Bedingung der erſteren hinzugefügt wird (RG Warn 1910 Nr 277). Eine 
Abſicht, das Schuldverhältnis von feinem bisherigen Schuldgrunde loszulöſen und an ſeine 
Stelle oder daneben einen andern zu ſetzen, iſt nicht erfordert; aus dem Willen der Ver⸗ 
tragsparteien, die neu erklärte Verpflichtung auf ſich ſelbſt zu ſtellen, ergibt ſich als rechtliche 
Folge die Loslöſung (RG Warn 1910 Nr 276; 1911 Nr 232; 1919 Nr 115). Die Abſicht, 
eine ſelbſtändige, von einem Grundgeſchäfte unabhängige Verpflichtung zu ſchaffen, muß 
in der Verpflichtungserklärung erkennbaren Ausdruck gefunden haben; eine Vermutung 
hierfür beſteht nicht (RG 58, 200; JW 06, 55018; Warn 1910 Nr 151). Das Schreiben, 
ein Akzept ſei in Ordnung und werde eingelöſt werden, kann einen Gewährvertrag dar⸗ 
ſtellen, enthält aber keine ſelbſtändige Verpflichtung (RG 82, 337). Auch ein ſchuldrechtlicher 
Abtretungsvertrag (pactum de cedendo) begründet eine ſolche nicht (RG 87, 68). Das all 
gemeine Merkmal für das Vorhandenſein jener Abſicht iſt allerdings die äußere Erſcheinung 
der Verpflichtungserklärung. Aus der Unterlaſſung der Angabe eines Schuldgrundes für 
die verſprochene Leiſtung kann regelmäßig bis zum Beweiſe des Gegenteils die Vertrags 
abficht, eine ſelbſtändige Verpflichtung zu ſchaffen, gefolgert werden (Rc 48, 133; DB, 200; 
61, 318; JW 06, 550186; Warn 09 Nr 89). Der Nichtangabe eines Schuldgrund 3 Teht die 
im Verkehre häufige ganz allgemeine Bezugnahme auf einen ſolchen gleich (86 71, 118; 
Warn 1910 Nr 151), die jedoch, wenn der angegebene Schuldgrund das Darlehen tt, even 
ſowohl auch auf einen Darlehnsvertrag nach § 607 Abſ 2 hindeuten kann. Umgekehrt iſt, 
wenn die Verpflichtungserklärung einen beſtimmten Schuldgrund in beſonderer Gestaltung 
bezeichnet, im Zweifel ein ſelbſtändiger Verpflichtungswille nicht anzunehmen (#6 67, 262). 
Er kann aber trotz der Angabe des Schuldgrundes aus andern auf die Selbſtandigkett der 
Verpflichtung deutlich hinweiſenden Umſtänden (Orderklauſel, Maſſenausgabe in Form ums 
laufender Wertpapiere) entnommen werden (RG 74, 339). Zur Auslegung der nicht ſchon 
dem Wortlaute nach zweifellos klaren Urkunde können wie bei der ürgſchaftserklarung 
Br 8766 A 4) auch außerhalb der Urkunde liegende Dinge: vorgängige Verabredungen, Ver⸗ 
1 ung und wirtſchaftlicher Qived der Verpflichtung herangezogen werden RO Warn 
1912 Nr 60). Namentlich kann die Darlegung des Zweckes des Schuldverſprechens (Erleich 
terung der Rechtsverfolgung) als erheblicher Beweisgrund für deſſen ſelbſtändigen Charakter 
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in Betracht kommen. So, daß der Nachgläubiger (Zeſſionar) einer Forderung eine Be⸗ 
ſtätigung dafür haben will, daß er wirklich eine vor Einreden geſicherte Forderung gegen 
den Schuldner erworben habe (RG 77, 157; 83, 184; Warn 1911 Nr 232). Anderſeits ift die 
Annahme einer ſelbſtändigen Verpflichtung nicht ſchon deshalb abzulehnen, weil ein beſtimmter 
Zweck und ein beſtimmter Beweggrund nicht erſichtlich iſt (NG Warn 1910 Nr 151). Daß der 
Erklärende Zweifel hegte, ob er dem andern Teile verpflichtet ſei, iſt kein Umſtand, der gegen 
die Annahme einer ſelbſtändigen Verpflichtung ſpricht; wie aus Vorbem 3 hervorgeht, iſt 
gerade ein ſolcher Zweifel die geeignete Grundlage für die Schaffung einer ſelbſtändigen 
Verpflichtung (R Warn 1910 Nr 276). Daß das Vereinbarungsdarlehen des § 607 Abi 2 
die Bedeutung der Schaffung einer ſelbſtändigen Verpflichtung haben kann, iſt § 607 A 66 
dargelegt. Immer ſteht dem Schuldner aber der Nachweis frei, daß die Verpflichtungserklärung 
nach der Abſicht der Vertragsparteien nur als eine Beftätiguug des beſtehenden Schuldgrundes 
die Urkunde als ein Beweismittel für letzteren und nicht als Begründung einer ſelbſtändigen 
Verbindlichkeit gedacht war (RG Gruch 49, 883; Warn 09 Nr 89; 1910 Nr 152; 30. 12. 05 
VI 546/05; 29. 10. 07 VI 626/07). Hat der Schuldner im Rechtsſtreite dieſen Nachweis er 
bracht, jo wird der Gläubiger nunmehr feine Klage auf das urſprüngliche Schuldverhältnis 
ſtützen müſſen. Eine Klagänderung iſt hierin nicht zu erblicken, da immerhin Schuldgrund⸗ 
geſchäft und ſelbſtändige Verpflichtung einen den Klaganſpruch begründenden Geſamt . 
tatbeſtand bilden; der Gläubiger übernimmt nunmehr die Beweislast für die Entſtehung der 
Forderung (RG 30. 12. 05 VI 546/05; die Eutſcheidung behandelt auch die prozeſſuale Frage 
der Klagänderung; a. M. Degenkolb in Iherings J 56, 204 ff.). Die Übernahme einer Alkredi⸗ 
tierung ſeitens einer Bank lann als ſelbſtändiges Schuldverſprechen gegenüber dem Akkreditiv⸗ 
empfänger angeſehen werden (RG 23 1920, 2302). — Eine als ſelbſtändige Verpflichtung 
anderer Art (Wechſel) gewollte, als ſolche aber wegen Formmangels nicht gültige Ver 
pflichtungserklärung kann nach dem Grundſatze des § 140 als ſelbſtändiges Schuldverſprechen 
des $ 780 Beſtand haben; das gilt aber ſelbſtverſtändlich nicht von einem erloſchenen oder ver⸗ 
jährten Wechſel (RG 48, 223). — Daß eine ſelbſtändige Verpflichtung ohne Angabe eines 
weiteren Schuldgrundes als rechtliche Grundlage für eine Hypothek dienen kann, iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich (RG Warn 1914 Nr 252). 

4. Wie in $ 706 für die Erteilung der Bürgſchaftserklärung, ift in $ 780 für die Erteilung 
des Schuldverſprechens die ſchriftliche Form vorgeſchrieben. Das Schuldverſprechen muß 
demnach (§ 126) in einer von dem Ausſteller eigenhändig durch Namensunterſchrift oder 
mittels gerichtlich oder notariell beglaubigten Handzeichens unterzeichneten Urkunde erklärt 
ſein, die durch Briefwechſel oder telegraphiſche Übermittlung nicht erſetzt, wohl aber in einem 
Briefe oder auf einer Postkarte enthalten fein kann, ſofern nur die Erklärung dem $ 126 ent- 
ſpricht, der rechtsgeſchäftliche Wille unmittelbar aus dem Schriftſtück erhellt (RG 57, 258), 
das auch gleich der Bürgſchaftsurkunde die Bezeichnung des Gläubigers enthalten muß (RG 
71, 113). Wie bei der Bürgſchaft find auch hier einſchränkende Nebenabreden ohne Schrift ⸗ 
form wirkſam, wenn fie neben der Urkunde beſtehen ſollen (RG Warn 1910 Nr 277). Er- 
teilt iſt das Schuldverſprechen noch nicht durch die Unterzeichnung der Urkunde, ſondern erſt 
durch die Überreichung an den anweſenden oder die Zuſendung an den abweſenden Gläubiger; 
es wird wirkſam mit dem Augenblick, in dem es dem Gläubiger zugeht ($ 130), er darüber die 
tatſächliche Verfügungsgewalt erlangt (RG JW 09, 7195); 231918, 1067.) bis dahin kann es 
unter Abweſenden widerrufen, unter Anweſenden zurückgezogen werden (RG 61, 414; 
Warn 09 Nr 353). Vgl. 8 766 A 2 u. 3. — Die Annahme des Schuldverſprechens iſt, wie im 
Falle des 8 766, formlos. — Der Schriftform bedarf nicht das auf Grund einer Abrechnung 
oder im Wege des Vergleichs erteilte (§ 782), ſowie das von einem Vollkaufmann als Handels⸗ 
geſchäft erteilte Schuldverſprechen (88 350, 351 GB). s f 

5. Eine andere Form, nämlich die gerichtliche oder notarielle, iſt vorgeſehen, wenn 
das Schuldverſprechen die Übertragung eines Vermögens oder eines Bruchteils eines ſolchen 
(F 311) oder die Übertragung des Eigentums an einem Grundſtücke zum Gegenſtande hat. 
Eine Durchbrechung des Grundſatzes der Selbständigkeit des Schuldverſprechens iſt es, wenn 
außerdem die 88 518 Abſ 1 Satz 2 u. 2301, um Umgehungen der Formvorſchrift für das Schen- 
kungsverſprechen vorzubeugen, für ein Schuldverſprechen oder ein Schuldanerkenntnis die 
gerichtliche oder notarielle Form des Schenkungsverſprechens dann verlangen, wenn das wirt- 
ſchaftliche Grundgeſchäft des Schuldverſprechens oder Schuldanerkenntniſſes eine Schenkung 
iſt. Nach dem Sinne der Formvorſchrift iſt anzunehmen, daß das Schuldverſprechen oder 
Schuldanerkenntnis der beſonderen Form nicht bedarf, wenn dieſe für das Schenkungsgrund⸗ 
geſchäft gewahrt und letzterem die ſelbſtändige Verpflichtung ohne inhaltliche Abänderung 
hinzugefügt iſt; denn dann ift dieſe ſelbſt nicht „ſchenkweiſe erteilt“ ($ 518; vgl. RG 71, 289). 

6. Das ſelbſtändige Schuldverſprechen erzeugt eine neue Verpflichtung und dieſer ent. 
ſprechend einen neuen Anſpruch, den der Gläubiger lediglich auf das Leiſtungsverſprechen des 
Schuldners gründet (RG JW 1910, 229°). Dieſer tritt regelmäßig neben den Anſpruch aus 
dem, ſei es gleichzeitig begründeten, ſei es bereits beſtehenden, dem wirtſchaftlichen Vorgang 
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entſprechenden Schuldgrundverhältniſſe (RG Warn 1911 Nr 232). Meiſt wird das Schuld. 
verſprechen zur Erleichterung der Rechtsverfolgung und erfüllungshalber für jene andere 
Schuld erteilt und lediglich ein neuer Schuldtitel für die alte Schuld dem beſtehenden an die 
Seite geſetzt (NG 62, 38). Das Schuldverſprechen kann aber auch eine beſtehende Schuld 
gegen Zweifel der Auslegung, gegen Einreden ſicherzuſtellen und anderweit feſtzuſtellen 
oder zu verändern oder endlich umzuſchaffen (8 364 Abs 2) beſtimmt fein (RG 71, 184; Warn 
1910 Nr 276). Innerhalb der Grenzen, die durch dieſe feine Beſtimmung gezogen find, ſteht 
dem Schuldner außer den allgemeinen, gegen jede Willenserklärung gegebenen Einreden 
(88 104 ff., 116 ff.), die ſich gegen die Gültigkeit des Schuldverſprechens ſelbſt richten, und 
ferner den Einwendungen, die ſich aus der Urkunde oder etwaigen Nebenabreden — ogl. 
A 4 zu 8 766 — ergeben, gegenüber der auf das Schuldverſprechen geſtützten Klage die 
Einrede zu, daß ein das Schuldverſprechen rechtfertigendes Schuldverhältuis überhaupt nicht 
oder nicht gültig beſtehe und der Glaubiger daher durch das Schuldverſprechen grundlos 
bereichert fei (89 812ff., insbeſondere 88 812 Abſ 2, 821; R& 61, 318; 67, 240; 68, 302). Vgl. 
über alles dies Vorbem 3. Um das Schuldverſprechen aus dieſem Geſichtspunkte zu entkraften, 
muß der Schuldner den wirtſchaftlichen Vorgang, dem das Schuldverſprechen ſeine Entſtehung 
verdankte, ſowie ferner darlegen, daß dieſer ein rechtlich begründetes Schuldverhältnis nicht 
begründet habe oder dieſes ſpäter weggefallen ſei. Eine Rückforderung aus Bereicherung auf 
Grund des urſprünglichen Schuldverhältniſſes iſt ausgeſchloſſen, wenn dieſem nur eine ver⸗ 
zögerliche Einrede entgegenſteht (8 813 Abſ 2; Rch 68, 302). Die Bereicherungseinrede ver⸗ 
ſagt ebenſo, wenn das Schuldverſprechen zur Erfüllung einer Verbindlichkeit erteilt war und der 
Verſprechende bei feiner Erteilung wußte, daß die Verbindlichkeit nicht beſtand (8 814; RG 
Ih 1910, 7049). Die Beweislaſt für dieſes Wiſſen trifft den Gläubiger (RG 60, 419). — 
Über die Anwendung von 8 817 ſ. A 7. Alle Einreden, die dem Schuldner gegen den Ver⸗ 
ſprechensempfänger gegeben ſind, ſtehen ihm auch einem neuen Glaubiger gegenüber zu, 
auf den der Anſpruch aus dem Schuldverſprechen übertragen wird (§ 404). — Für die Ver. 
jährung des Anſpruchs aus dem Schuldverſprechen gilt die regelmäßige Verjährungsfriſt 
(8 195), ebenſo für die Klage auf Befreiung von der Verbindlichkeit (Aufhebung des Schuld. 
verſprechens und Herausgabe der Urkunde) wegen Bereicherung. Iſt in der Urkunde ein 
Schuldgrundverhältuis bezeichnet und beſteht für dieſes eine kürzere Verjährungsfriſt, jo wird 
dieſe vielfach nach § 225 als auch für den Anſpruch aus dem Schuldverſprechen nach der Ver⸗ 
tragsabſicht aufrechterhalten angenommen werden konnen; anderſeits kann aus den Um⸗ 
ſtänden hervorgehen, daß die ſelbſtändige Verpflichtung gerade den Zweck hatte, der Gefahr 
der kurzen Verjährung vorzubeugen (RG 75, 4); ſoweit eine abändernde Vereinbarung nicht 
erkennbar iſt, muß deshalb die ordentliche Verjährung als maßgebend angenommen werden. 


7. In den §8 656 Abſ 2 u. 762 Abſ 2 wird unabhängig von einer Entkräftung aus dem 
rechtlichen Geſichtspunkte der Bereicherung die Gültigkeit eines Schuldverſprechens oder 
Schuldanerkenntniſſes verneint, wenn dieſe zum Zwecke der Erfüllung eines Verſprechens 
auf Ehemäklerlohn oder einer Spiel, oder Wettſchuld abgegeben wurden. Die entſprechende 
Beſtimmung für die Börſentermingeſchäfte in 8 66 Abf 3 des Börſch v. 22. 6. 96 iſt durch das 
neue Bor v. 8./27. 5. 08 beſeitigt. Der Anſicht, daß es ſich in dieſen Beſtimmungen um 
grundſätzliche Vorſchriften handle, die deshalb auf alle gegen das Geſetz oder die 
guten Sitten verſtoßenden Grundgeſchäfte (88 134, 138) auszudehnen ſeien, iſt nicht 
beizuſtimmen. Es handelt ſich auch hier um Durchbrechungen des Grundſatzes der Selbſtändig⸗ 
keit des Schuldverſprechens, die, wie im Falle des § 518 (vgl. A 5), zu dem Zwecke geſchaffen 
find, Umgehungen der beſonderen Ungültigkeitsbeſtimmungen jener Paragraphen vorzu ⸗ 
beugen. Ihrer Ausdehnung ſteht jener Grundſatz, aber auch die Beſtimmung des $ 817 ent · 
gegen, die gerade dieſe Fälle zu regeln beſtimmt iſt und in Satz 2 bei beiderſeitigem Verſtoße 
der Vertragsparteien gegen das Geſetz oder die guten Sitten zwar die Rückforderung von Er⸗ 
füllungsleiſtungen ausſchließt, die Entkräftung eines Schuldverſprechens oder Echuldan- 
erkenntniſſes aber zuläßt. In der Rechtſprechung vertreten RG 63, 179; 64, 146 u. 71, 432 
(Bordellkaufgeſchäfte) den hier eingenommenen Standpunkt; NR 68, 97 läßt die Frage un 
entſchieden, neigt aber offenbar derſelben Anficht zu; bei wucheriſchem Grundgeſchäfte be. 
kunden Rd 57, 95 und JW 09, 69651 eine abweichende Auffaſſung, weil $ 138 Ab] 2 auch ein 
Rechtsgeſchäft, durch das ein wucheriſcher Vermögensvorteil gewährt wird, für nichtig Re 
Über den Fall, daß aus der Schuldurkunde ſelbſt die Unterlage eines gefeß- oder er n 
Geſchäfts hervorgeht, vgl. $ 781 A 3. NG 98, 176 hat ſich über die Frage nicht näher 5 
geſprochen, da es die unfittliche Grundlage des behandelten Schuldverſprechens verneint. 


8 781 


Fur Gültigreit eines Vertrags), durch den das Beſtehen eines Schuld⸗ 
verhältniſſes) anerkannt wird (Schuldanerkenntnis) s), it ſchriftliche Er⸗ 


Schuldverſprechen Schuldanerkenntnis 88 780, 781 927 


teilung“) der Anerkennungserklärung erforderlich‘). Iſt für die Begründung 
des Schuldverhältniſſes, deſſen Beſtehen anerkannt wird, eine andere Form 


vorgeſchrieben, jo bedarf der Anerkennungsvertrag dieſer Form‘). 
E 1 683 II 720; M 2 687—694; ® 2 489—511. 


1. Über das Merkmal des Vertrags, dem für § 781 das einſeitige, nicht angenommene 
Anerkenntnis mit dem Charakter eines Beweismittels für eine beſtehende Schuld (RG JW̃ 
07, 7094) gegenübertritt, iſt in der Vorbem 4 vor und A 1 zu 8 780 gehandelt. 


2. Das Beſtehen eines Schuldverhältniſſes: aus dem Rahmen des 8 781 ſcheiden ſomit 
einmal aus Verträge, durch die umgekehrt das Nichtbeſtehen eines Schuldverhältniſſes an- 
erkannt wird ($ 397 Ab] 2; NG 19. 2. 09 11 422/08), ſodann Vertrage, durch die das Beſtehen 
anderer Rechtsverhältniſſe, die nicht Schuldverhältniſſe ſind (Eigentum und dingliche Rechte, 
Familienrechte), anerkannt wird. 


3. Zu ergänzen find hier die in 8 780 hinzugefügten Worte: „in der Weile, daß das An. 
erkenntnis die Verpflichtung ſelbſtändig begründen ſoll“. Denn das Geſetz hat auch in 8 781 
nur ſolche Schuldanerkenntnisverträge im Auge, durch die unabhängig von dem beſtehenden 
Schuldgrunde eine neue Verpflichtung gefchaffen werden ſoll, nicht diejenigen, die Zweifel 
über die Rechtsbeſtändigkeit oder über die Auslegung einer verpflichtenden Willenserklärung 
beſeitigen und dabei die alte Verpflichtung mit dem alten Schuldgrunde beftätigen follen 
(RG 61, 318; 68, 302; 70, 410; 72, 377; 75, 4; JW 06, 74212; 1911, 804°; 1916, 9605; 
1919, 1865; Warn 08 Nr 457; 09 Nr 90; 1911 Nr 232; 1915 Nr 104; 1917 Nr 117; 1919 
Nr 115; 23 1918, 376). Auch das beſtätigende Anerkenntnis hat vertraglichen Charakter; 
es beabfichtigt, ſoweit die Anerkennung reicht, das Schuldverhältnis dem Streite der Par⸗ 
teien zu entrücken und ſchließt Einwendungen für die Zukunft aus, die der Schuldner zur 
Zeit feiner Abgabe kannte; § 812 Abſ 2 findet darauf freilich keine Anwendung (R JW 
1916, 960%; 1919, 186%; 23 1918, 3765). Von ihm verſchieden iſt das Anerkenntnis als 
einfeitige, nicht rechtsgeſchaftliche Erklärung, das nur die Bedeutung eines Beweismittels 
für Takſachen hat (NG JW 1919, 186%). Vgl. Vorbem 4 vor $ 780. Das Schuldanerkennt⸗ 
nis des 9 781 unterſcheidet ſich hiernach, wie ſchon Vorbem 2 vor § 780 bemerkt wurde, vom 
Schuldverſprechen nur in der äußeren Form: „ich bekenne zu verſchulden“ anſtatt: „ich ver⸗ 
ſpreche zu leiſten . Die Bezugnahme auf eine beſtehende Verbindlichkeit, die für das 
Schuldanerkenntnis des § 781 weſentlich iſt, bedeutet hiernach nicht die Bezugnahme auf 
einen Schuldgrund. Die allgemeine Erwähnung des letzteren: „als Darlehen“ „aus 
laufender Geſchaftsverbindung“ iſt aber bei dem Schuldanerkenntnis häufig. Im Gegenſatze 
zu der angegebenen Faſſung: „ich bekenne als Darlehen zu verſchulden“, die auf eine ſelb. 
ſtändige Verpflichtung hinweiſt, bedeutet, „ich bekenne, als Darlehen erhalten zu haben“ 
im Zweifel ein den Schuldgrund beſtätigendes Anerkenntnis, einen Darlehnsſchuldſchein 
(N Warn 1911 Nr 429). Doch iſt ſelbſt mit dem Anerkenntnis, ein bares Darlehen empfangen 
zu haben, die Annahme eines ſelbſtändigen Schuldanerkenntniſſes nicht unvereinbar, zumal 
wenn feſtſteht, daß ein Darlehen nicht gegeben wurde (NG Warn 1911 Nr 232). Auf die Richtig ⸗ 
keit des etwa angegebenen Schuldgrundes kommt es für die Gültigkeit des Schuldanerkennt⸗ 
niſſes als ſelbſtändiger Verpflichtung überhaupt nicht an; das Bekenntnis, eine Summe als 
Darlehen zu ſchulden, iſt Schuldanerkenntnis auch wenn der Anerkennende gar kein Darlehen 
empfangen hat (R® 6. 3. 05 IV 452/04). Über die Auslegung der Willenserklärung und die 
Feſtſtellung der Vertragsabſicht der Parteien gilt das zu § 780 in A 3 Geſagte; für das 
Schuldanerkenntnis über eine der in einem zweiſeitig verpflichtenden Vertrage vereinbarten 
Leiſtungen ſ. Vorbem 2 vor $ 780. Das „vertragsmäßige Anerkenntnis“ des 8 222 Abf 2 iſt 
von einem ſelbſtändigen Schuldanerkenntnis gemäß 8 781 zu verſtehen und bedarf der Schrift. 
form (NG 78 S. 130 u. 163; JW 1910, 280°; Warn 1913 Nr 249; 1915 Nr 104; 1919 Nr 25); 
das Anerkenntnis iſt auch dann bindend, wenn es in Unkenntnis der Verjährung abgegeben 
iſt (RG JW 1912, 58676; 1915, 393; Warn 1919 Nr 25). — Daß das Schuldanerkenntnis 
in Worten erklärt wird, die ausdrücklich ein Bekenntnis zu einer Schuld enthalten, ift nicht 
erforderlich; in jeder als ernſtlich gemeint vom Vertragsgegner aufzufaſſenden (NG JW 08 
Beil 2142) Erklärung der Bereitwilligkeit, eine als beſtehend bezeichnete Schuld zu bezahlen, 
kann ein Anerkenntnis gefunden werden (RG 71, 102). Auch die Bewilligung, daß ein von 
dem Erklärenden hinterlegter Betrag an den andern Teil ausgezahlt werde, kann ein Anerkennt⸗ 
nis nach $ 781 darſtellen (NG 6. 4. 09 VII 273/08). — Für die Wirkungen des formell 
gültig erteilten Anerkenntniſſes gilt zunächſt das gleiche, was $ 780 A 6 u. 7 über das Schuld. 
verſprechen geſagt iſt. Der Meinung (Dertmann A 25 zu $ 781), daß anders wie bei $ 780, 
auch abgefehen von den Fällen der $$ 656 u. 762, die Nichtigkeit des Grundgeſchäfts nach 8 134, 
138 unmittelbar die Nichtigkeit des Schuldanerkenntniſſes zur Folge habe, wenn jenes in der An 
erkenntnisurkunde erkennbar bezeichnet ſei, ſteht zwar der ſelbſtändige Charakter der Ver⸗ 
pflichtung entgegen, die ſich gleichgültig gegen den urſprünglichen Schuldgrund verhält, auch 


998 Recht der Schuldverhältniſſe Einzelne Schuldverhältniſſe 


wenn letzterer angegeben iſt. Offenbar unſittlichen oder geſetzwidrigen Beſtrebungen darf 
jedoch ein Rechtsſchutz nicht zuteil werden. Inſoweit iſt der Anſicht deshalb zuzustimmen. 

4. Über die Erteilung der Anerkenntniserklärung in ſchriftlicher Form vgl. § 780 A 4, 
über die vorgeſchriebene andere Form As daſelbſt. Zu dieſer iſt zu bemerken, daß, während 
$ 780 von einer andern Form für das Schuldverſprechen ſelbſt redet, 8 781 die andere Form 
auf die Begründung des anerkannten Schuldverhältniſſes abſtellt. Einen ſachlichen Unter 
ſchied kann dies nicht begründen, wenn feſtgehalten wird, daß der Gegenſatz von Schuldver⸗ 
ſprechen und Schuldanerkenntnis nur ein äußerlicher iſt, und erſteres ebenſo bei beſtehender, 
wie letzteres bei neu begründeter Schuldverbindlichkeit als die Form der ſelbſtändigen Ver⸗ 
pflichtung gewählt werden kaun. Da das Schuldanerkeuntnis ſich gerade dadurch kennzeichnet, 
daß es auf eine beſtehende Schuld verweiſt, kann hier die andere Formworſchrift nur auf dieſe 
ſich beziehen; über die Form des 8313 beim ſelbſtändigen Anerkenntnis |. RG LZ 1916, 221°. 
Wenn das Schuldanerfenntuis einen beſtimmten Schuldgrund bezeichnet, in Wahrı eit aber ein 
anderes Schuldverhältnis ſeine Unterlage war, das der „andern“ Form bedurfte (Schenkung), 
ſo iſt das Anerkenntnis ungültig; denn es kommt nicht auf die Angabe, ſondern auf den wahren 
Charakter des anerkannten Schuldverhältniſſes an. 


8 782 


1) Wird ein Schuldverſprechen oder ein Schuldanerkenntnis auf Grund?) 
einer Abrechnung)) oder im Wege?) des Vergleichs“) erteilt, jo iſt die Be⸗ 
obachtung der in den SS 780, 781 vorgeſchriebenen ſchriftlichen Form nicht 
erforderlich®). 

E II 72; P 2 509, 510. 


1. Die Beſtimmung des 8 782 ſchafft für zwei Fälle, wo das Schuldverſprechen oder 
Schuldanerkenntnis dem Zwecke einer Feſtſtellung einer Schuldverbindlichkeit mittels einer 
Abrechnung oder eines Vergleichs dient, zur Erleichterung des Verkehrs eine Ausnahme 
von der Formvorſchrift der 88 780, 781; wie jeder formfreie Vertrag kann auch das Abrech⸗ 
nungsanerkenntnis in ſchlüſſigen Handlungen ſtillſchweigend zuſtande kommen, ſo durch Mit⸗ 
teilung der Rechnungsauszüge und widerſpruchsloſe Abzahlungen auf die Abſchlüſſe (Saldi) 
R Warn 1911 Nr 76. 

2. Die Abrechnung und der Vergleich ſind an ſich nicht von den Schuldgrundverhältniſſen, 
die fie ordnen, losgelöſte, ſondern neue Schuldgrundgeſchäfte, die beſtehende Schuldverhältniſſe 
zur Feſtſtellung bringen oder abändern. Durch fie tritt alſo (vgl. Vorbem 3 vor $ 780 am 
Schluſſe) dem erſten Schuldgrundgeſchäfte ein zweites hinzu. Wird auf der Unterlage („anf 
Grund“, „im Wege“) des Geſamttatbeſtandes dieſer beiden Schuldgrundgeſchäfte eine jelb- 
ſtändige Verpflichtung durch ein Schuldverſprechen oder ein Schuldanerkenntnis geſchaffen, 
was nach Vorbem 2 vor und A3 zu $ 780 durch Auslegung des Vertragswillens zu ermitteln 
iſt, dann iſt der Fall des $ 782 gegeben. 

3. Unter einer Abrechnung im Sinne des 8 782 iſt jede unter Mitwirkung des Gläubigers 
und des Schuldners ſich vollziehende (RG 49, 38 [41]) Feſtſtellung eines Rechnungsergebniſſes 
in bezug auf zwiſchen ihnen beſtehende Schuldverhältniſſe zu verſtehen. Darunter fällt ein 
mal die Verrechnung im eigentlichen laufenden Rechnungsverhältnis (8 355 HGB), der die 
Anerkennung des Saldo als alle gegenſeitigen Schuldpoſten der Verrechnungsperiode be⸗ 
ſeitigender, ſeinem Weſen nach ſelbſtändiger Verpflichtungsakt mit umſchaffender Wirkung 
(RG 10, 53; 56, 20 [23]; JW 05, 186%) folgt, dergeftalt, daß künftig nur noch die Saldo 
forderung geltend gemacht werden kann. Darunter fällt ferner die Feſtſtellung eines Rechnungs⸗ 
ergebniſſes im uneigentlichen Rechnungsverhältnis, bei welchem Schuldforderungen und 
Zahlungen ſich gegenüberſtehen. Hierbei kommt zwar der Anerkennung des Rechnungs⸗ 
ergebniſſes die Bedeutung einer ſelbſtändigen Verpflichtung regelmäßig ebenfalls zu, weil 
dieſe Wirkung im Sinne der Abrechnungsvereinbarung liegt, die ein Zurückgehen auf die ber 
Abrechnung zugrunde liegenden Schuldbeziehungen entbehrlich machen ſoll (RE 2, 237; 
26, 77; 71, 102; JW 94, 28113; Warn 08 Nr 501); die Anerkennung ſchafft hier jedoch 2 
mäßig nur einen neuen Schuldtitel neben dem urſprünglichen. Endlich fällt unter den Be 
griff der Abrechnung aber auch jede unter Mitwirkung des Gläubigers und des Schuldners vor⸗ 
genommene Feſtſtellung einer Reihe von einfeitigen Schuldpoſten auf einen Geſamtibetrag durch 
deren Zuſammenrechnung (R 95, 18: JW 08, 310); ein ſelbſtändiger Berpflictungkn 7 iſt 
hier dann anzunehmen, wenn eine Willenseinigung dahin feſtzuſtellen iſt, daß das Re . 
ergebnis als neue Schuld betrachtet werden und der Gläubiger befugt fein foll, dieſes ſelbſtändig 
zur Grundlage einer Eintragung zu machen; a. M. und beiderſeitige Forderungen verlangend 
RG 78, 163, im Sinne des § 782 wohl nicht zutreffend. — Iſt eine Abrechnung zivilen den 
Parteien als endgültige Löfung ihrer Beziehungen vorgenommen worden, ſo iſt im Zweifel 
anzunehmen, daß fie alle gegenſeitigen Forderungen einſchließen ſoll. 
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4. Über das Weſen und die Vorausſetzungen des Vergleichs vgl. die Vorbem vor und die 
A 1—5 zu 8 779. 

5. Beweislaſt. Bereicherungseinrede. Der Gläubiger, der ſeine Klage auf das auf 
Grund einer Abrechnung oder eines Vergleichs vom Schuldner nach § 782 erklärte form- 
loſe Schuldverſprechen oder Schuldanerkenntnis ſtützt, hat darzutun, weshalb dieſe gegenüber 
der Formvorſchrift der 88 781, 782 gültig find, er muß alſo beweiſen, daß ihnen ein Vergleich 
oder eine Abrechnung zugrunde liegt. Über die dem Schuldner zustehenden Einreden vgl. die 
Vorbem 3 vor $ 780 und die A 6 u. 7 zu 8 780 ſowie § 781 A 3. Das Zurückgreifen auf 
das urſprüngliche Schuldverhältnis im Wege der Bereicherungseinrede iſt hier nur inſoweit 
geſtattet, als nicht die hinzutretenden Geſchäfte des Vergleichs oder der Abrechnung als feſt⸗ 
ſtellende oder abändernde neue Schuldgrundgeſchäfte dieſes ausſchließen. Für den Vergleich 
find die zuläſſigen Verteidigungen des Schuldners in dem 8 779 A 5 u. 6 entwickelt. Bei der 
Abrechnung kommt zunächſt in Frage, ob das auf ihrer Grundlage abgegebene Anerkenntnis 
umſchaffenden oder nur unterſtützenden (akzeſſoriſchen) Charakter als Nebenſchuldtitel im 
Verhältniſſe zu dem urſprünglichen Schuldgrunde hat. In beiden Fällen iſt, in den durch 
8 814 geſteckten Grenzen, dem Schulduer der Nachweis geſtattet, daß Schuldpoſten, die in 
der Abrechnung einbezogen waren, in Wirklichkeit nicht oder nicht gültig beſtanden (RG 62, 51; 
JW 06, 550 5; 08, 31°; LZ 1916, 15565). Im Falle des unterſtützenden Anerkenntniſſes 
find auch ſonſtige Einreden aus dem Schuldverhältniſſe der einzelnen Poſten zuläſſig, ſoweit 
nicht ein Verzicht auf ſie nach der Sachlage als Zweck des Anerkenntniſſes angenommen werden 
muß. Die Grundſätze des Vergleichs find hier entſprechend anwendbar. — Über die Berich 
tigung einer Abrechnung nach erteiltem Anerkenntnis durch verhältnismäßige Verrechnung 
der Soll und Habenpoſten einer laufenden Rechnung nach § 355 HGB, wenn in dem 
Rechnungsabſchluſſe ungültige Poſten enthalten find, vgl. RG 56, 10 u. JW 05, 186%. Der 
Schuldner muß in ſolchen Fallen ſelbſtverſtändlich die einzelnen ungültigen Poſten darlegen 
und darf ſich nicht auf die Behauptung beſchränken, daß die Abrechnung auch unwirkſame 
Geſchäfte umfaßt hat (RG 11. 10. 09 VI 557/08). 


Einundzwanzigſter Titel 
Anweiſung 


1. In höherem Grade, als das Schuldverſprechen und das Schuldanerkenntnis, iſt die 
Anweiſung von den Grundgeſchäften, die ihre Veranlaſſung bilden, losgelöſt. Ihr Zweck 
ift die Erleichterung von Auszahlungen im geſchäftlichen Verkehr durch Zahlungsaustauſch; 
ihr Inhalt iſt eine von der Perſon des Anweiſenden ausgehende doppelte Ermächtigung: 
an eine zweite Perſon, den Anweiſungsempfänger, eine Leitung bei einem Dritten 
im eigenen Namen zu erheben, und an dieſen Dritten, den Angewieſenen, jene Leiſtung, 
ebenfalls im eigenen Namen, jedoch für Rechnung des Anweiſenden, zu erfüllen. Somit iſt 
die Anweiſung zwei verſchiedenen Grundverhältniſſen zu dienen beſtimmt, die ſich nur in 
einer der drei Perſonen berühren, mit denen die Anweiſung es zu tun hat: dem Verhältniſſe 
zwiſchen dem Anweiſenden und dem Anweiſungsempfänger (Gegenwert⸗ [Valuta] Ver 
hältnis) und demjenigen zwiſchen dem Anweiſenden und dem Angewieſenen (Deckungs⸗ 
verhältnis). Beide Schuldgrundverhältniſſe konnen verſchiedenſter Art fein: der Anweiſungs⸗ 
empfänger kann Gläubiger des Anweiſenden ſein, der mittels der Anweiſung Befriedigung 
erhalten ſoll (3. B. der Bauhandwerker, der durch den Baugeldgeber als Angewieſenen Be⸗ 
zahlung wegen feiner Arbeiten erlangen ſoll); er kann deſſen Schuldner werden ſollen (Empfang 
eines Darlehens); er kann ſein Beauftragter ſein (Einziehungsauftrag in Form der Anweiſung). 
Der Angewieſene kann Schuldner des Anweiſenden ſein (Anweiſung auf Schuld) oder deſſen 
Gläubiger werden ſollen (Anweiſung auf Kredit — ſo der Baugeldgeber); er iſt daneben 
regelmäßig Beauftragter des Anweiſenden, für deſſen Rechnung er handelt. Die Anweiſung 
verhält ſich zu allen dieſen Rechtsbeziehungen völlig gleichgültig; ſie iſt nur das Mittel, durch 
Herbeiführung einer Leiſtung, vom Angewieſenen an den Anweiſungsempfänger, beide 
Beziehungen auszulöſen. Durch dieſe eine Leiſtung „iſt wirtſchaftlich auf unmittelbarem 

ege geſchehen, was geſchehen wäre, wenn der Angewieſene an den Anweiſenden und dieſer 
an den Anweiſungsempfänger geleiſtet hätte“ (Kohler). Nach den Schuldverhältniſſen richtet 
es ſich, ob der A weiſungsempfänger die Leiſtung behalten ſoll oder dem Anweiſenden heraus⸗ 
geben muß, ob der Angewieſene verpflichtet iſt, der Anweiſung nachzukommen, und ob ihm ein 
Rückgriff gegen den Anweiſenden gegeben iſt. — Zwiſchen dem Angewieſenen und 
dem Anweiſungsempfänger entſteht durch die Anweiſung keine Rechtsbeziehung; dieſe 
wird erſt geſchaffen mit der Annahme der Anweiſung ſeitens des Angewieſenen (8 784), die 
den Charakter einer ſelbſtändigen und ſtrengen Verpflichtung gegenüber dem Anweiſungs⸗ 
empfanger ähnlich der Wechſelverpflichtung trägt. 
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2. Das BGB regelt nur die Anweiſung, deren Gegenſtand Geld, Wertpapiere oder andere 
vertretbare Sachen ſind, und die in urkundlicher Form erteilt wird. Damit ſind indeſſen 
Anweiſungen auf andere Gegenſtände und in mündlicher Form nicht ſchlechthin 
ausgeſchloſſen. Sie ſpielen im Verkehre keine große Rolle, ſind jedoch nach dem Grundſatze 
der Vertragsfreiheit im Gebiete der Schuldverhältniſſe gültig und wirkſam (M 2, 558). Nur 
die im BG geſchaffenen beſonderen Einrichtungen zur Verkehrserleichterung für die An- 
weiſung: die Annahme (§8 784, 786) und die Übertragung (8 792) find der Anweiſung, wie 
fie das BOB in 8 783 umſchreibt, vorbehalten. Die Annahme einer mündlichen oder einer 
auf einen andern Gegenſtand gerichteten Anweiſung kaun nur als ſelbſtändige Verpflichtung 
in den Formen des Schuldverſprechens oder Schuldanerkenntniſſes nach 88 780, 781 wirkſam 
gemacht werden, im Handelsverkehr nach § 351 HGB. Im übrigen iſt gegen eine entſprechende 
Anwendung der Vorſchriften des Titels auf jene andern Anweiſungen nichts zu erinnern. 

3. Beſondere Unterarten der Anweijung find a) die kaufmänniſche Anweiſung, 
die in den 88 363365 HGB geregelt iſt. Sie muß auf einen Kaufmann als Angewieſenen 
ausgeſtellt fein, bedarf ebenfalls der Schriftform und iſt im Intereſſe größerer Verkehrs. 
erleichterung durch Indoſſament übertragbar; b) der Kreditbrief: eine Anweiſung au 
Zahlung, durch die der Angewieſene ermächtigt wird, für Rechnung des Anweiſenden dem 
Anweiſungsempfänger bei Vorzeigung des Briefes Auszahlungen bis zu dem darin an⸗ 
gegebenen Höchſtbetrage zu machen (RG 64, 108). Eine Abart iſt der Rundkreditbrief, deſſen 
Anweiſung an eine Reihe von Firmen als Angewieſene gerichtet iſt; vgl. 8 785 A 1; c) der 
Scheck, der durch das RGeſ. v. 11. 3. 1908 (RGBl 71) feine beſondere geſetzliche Be⸗ 
handlung gefunden hat. Er darf nur an Bankhäuſer (Firmen, die gewerbsmäßig Bank⸗ 
geſchäfte betreiben), ſowie an öffentliche oder unter ſtaatlicher Aufſicht ſtehende Anſtalten, 
die ſich mit der Annahme von Geld und der Leiſtung von Zahlungen für fremde Rechnung 
befaſſen, als Angewieſene (Bezogene) gerichtet werden (8 2 Sched&), muß in beſonderer, 
dem Wechſel ähnlicher Form ausgeſtellt werden, insbeſondere die Bezeichnung als Scheck 
enthalten (8 1) und unterſcheidet ſich von der Anweiſung des BGB u. a. vornehmlich dadurch, 
daß er nur auf Zahlung einer beſtimmten Geldſumme lauten darf (§ 1), daß als Anweiſungs⸗ 
(Zahlungs-) Empfänger ſowohl eine beſtimmte Perſon wie der Inhaber bezeichnet werden 
kann (§ 4), daß er im erſteren Falle durch Indoſſament übertragbar ift (8 8); daß er nur auf 
Sicht ausgeſtellt werden darf (8 7), und daß er nicht angenommen werden kann (8 10); vgl. 
RG IW 1914, 68312. Er iſt endlich von einem Guthaben abhängig, das dem Ausſteller 
(dem Anweiſenden) bei dem Bezogenen zuſtehen muß (§ 3), das jedoch auch durch ein Kredit⸗ 
verhältnis begründet werden kann. Soweit die Beſtimmungen des Scheckgeſetzes Raum laſſen, 
find die Vorſchriften des BOB über die Anweiſung auf den Scheck unmittelbar anzuwenden 
(fo insbeſondere § 788); über die mißbräuchliche Benutzung von Scheckformularen durch 
Dritte vgl. RC 81, 254; 92, 50; Warn 1914 Nr 40; d) der Poſtſcheck, der auf eine Poſt⸗ 
ſcheckauſtalt als Bezogene ausgeſtellt wird (Poſtſchecko v 6. 11. 08, RGBl 587, mit Nach- 
trag v. 20. 3. 10, RGBl 593) und nicht indoſſierbar iſt („Schecks, die mit einem In ⸗ 
doſſamente verſehen find, werden nicht eingelöſt“, § 8 IV PoſtſcheckO). 

4. Nicht unter den Begriff der Anweiſung fallen: a) der den Überweiſungen im Giro⸗ 
verkehr der Reichsbank dienende ſog. rote Scheck, der ſich nur an eine zweite Perſon (die 
Reichsbank) wendet mit dem Auftrage, eine Summe von dem Konto des Ausſtellers auf 
das einer dritten Perſon als Guthaben umzuſchreiben (vgl. RG 54, 329); b) die Poſtanweiſung 
(RPoſtO v. 20. 3. 00, R3Bl 53, 8 20), die dem roten Scheck rechtlich, ſoweit das Verhältnis 
zum Zahlungsempfänger in Frage iſt, gleichſteht und ebenfalls nur ein Verhältnis zwiſchen 
dem einzahlenden Abſender und der Poſt erzeugt, während der Empfänger lediglich als 
Adreſſe, als Ziel der von der Poſt übernommenen Beförderung für dieſe in Betracht kommt 
(vgl. RG 41, 102; 60, 24; JW 05, 17214). 


8 783 


Händigt jemand eine Urtundey, in der er einen anderen anweiſt?), Geld, 
Wertpapiere oder andere vertretbare Sachen) an einen Dritten zu leiſten“, 
dem Dritten ausb), jo iſt dieſer ermächtigt, die Leiſtung bei dem Ange⸗ 
wieſenen im eigenen Namen zu erheben‘); der Angewieſene iſt ermächtigt, 
für Rechnung des Anweijenden?) an den Anweiſungsempfänger zu leiten‘), 

E 1 605 II 619; M 2 555—559; P 2 380— 883; 6 191. / h 

1. Über das Erfordernis der Schriftlichkeit ſowie über die Möglichkeit und die Wirkungen 


einer mündlichen Anweiſung vgl. Vorbem 2. Für die Urkunde iſt der Gebrauch des Wortes 
Anweiſung unweſentlich; erforderlich iſt nur, daß aus ihr die Abſicht, ein ſelbſtandiges An- 


weiſungsverhältnis — ſ. Vorbem 1 und die folgenden Anmerkungen — zu ſchafſen, ertenn⸗ 
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bar hervorgeht (RG Warn 1915 Nr 201). Ein wegen Formmangels ungültiger (nicht da⸗ 
gegen ein form ell gültiger, aber erloſchener) gezogener Wechſel kann als Anweiſung wirkſam 
fein (§ 140; RG 48, 223). Über Atkreditivverhältniſſe und deren innere Beziehungen vgl. 
R 88, 134, ſowie auch LZ 1920, 2302. 

2. Die Urkunde muß die Anweiſung an einen andern, den Angewieſenen, enthalten, 
eine beſtimmte Leiſtung an einen Dritten, den Anweiſungsempfänger, zu machen. Die An⸗ 
weiſung verbindet mithin drei Perſonen in dem Anweiſungsgeſchäfte. Dieſe Verbindung 
dreier beſtimmter Perſonen iſt ihr weſentlich, der Anweiſende kann nicht ſich ſelbſt als Leiſtungs⸗ 
empfänger bezeichnen, auch nicht die Anweiſung an eigene Order ſtellen, da eine Übertragung 
durch Indoſſament nicht ſtattfindet und die Anweiſung an eigene Order daher nur die Be⸗ 
deutung einer Anweiſung auf den Anweiſenden ſelbſt haben könnte (RG 10.10.08 1245/08). — 
Auf den Inhaber kann die Anweiſung des BGB nicht ausgeſtellt werden (vgl. RGSt 52, 97). 

3. Die Leiſtung, auf die die Anweiſung geſtellt ift, kann von einer Bedingung, auch in 
deren Form von einer Gegenleiſtung abhängig gemacht werden, fo auf Lieferung vertret⸗ 
barer Sachen gegen Zahlung gehen (RG 76, 239). Die Leiſtung kann auf Sicht, auf den 
Ablauf einer Friſt oder auf einen beftimmten Termin geftellt werden. Die Angabe des Schuld · 
grundes der Leiſtung (des Deckungsverhältniſſes |. Vorbem 1) in der Anweiſung widerſpricht 
den Verkehrszwecken der Anweisung und läßt, da fie im Zweifel nicht auf eine ſelbſtändige 
Leiſtung, ſondern nur auf eine ſolche nach Maßgabe der beſtehenden Schuld gerichtet iſt, 


4019 f daß nur eine Einziehungsvollmacht für den Dritten gewollt iſt (NGG Warn 
1915 Nr 8 

4. Die Leiſtung darf, wenn eine Anweiſung nach $ 783 zuſtande kommen ſoll, ihrem In⸗ 
halte nach nur auf die Zahlung von Geld oder auf die Hingabe von Wertpapieren oder andern 
vertretbaren Sachen gehen (Lieferſcheine RG 76, 239). Unter Wertpapieren ſind, wie die 
Verbindung mit Geld und andern vertretbaren Sachen ergibt, nur für den Handelsverkehr 
als Ware betrachtete und der Zahl nach beſtimmte Papiere zu verſtehen, die Träger des Wertes 
find. — Über die Zulaſſigkeit und die Wirkungen einer auf andere Gegenſtände gerichteten 
Anweisung |. Vorbem 2. 

5. Die Anweiſung kommt zuſtande durch die Aushändigung der Urkunde an den An⸗ 
weiſungsempfänger, durch welche dieſer die Verfügungsgewalt über die Urkunde und damit 
auch über die Leiſtung erhält. Durch den Anweiſungsempfänger wird die Anweiſungsurkunde 
dem Angewieſenen zur Annahme (§ 784) und zur Zahlung vorgelegt. Eine Benachrichtigung 
ſeitens des Anweiſenden an den Angewieſenen über die Erteilung der Anweiſung (Avisbrief) 
iſt für die Anweiſung nicht weſentlich. 

6. Durch die Aushändigung der Urkunde wird der Auweiſungsempfänger ermächtigt, 
die Leiſtung bei dem Angewieſenen zu erheben. Der Angewieſene, dem er die Anweiſung 
vorlegt, wird ermächtigt, an den Angewieſenen zu leiſten. In dieſer doppelten Ermächtigung 
beruht das Weſen der Anweiſung (ogl. Vorbem 1). Ermächtigung ift die Übertragung 
einer Verfügungsgewalt, jedoch ohne daß der Übertragende die ſeinige aufgibt, aber auch ohne 
daß der Ermächtigte eine Verpflichtung übernimmt. Demgemäß kann nach wie vor der Er⸗ 
teilung der Anweiſung der Anweiſende die ihm gegen den Angewieſenen zuſtehende Forderung, 
die die Anweiſung veranlaßte, gegen den Angewieſenen, der Anweiſungsempfänger die ſeinige 
gegen den Anweiſenden geltend machen; der Angewieſene aber darf anſtatt an den Antveilungs- 
empfänger auch fernerhin an den Anweiſenden leiſten: erſt die Annahme der Anweiſung, 
zu der er aber nicht verpflichtet iſt, andert dies ($ 784). Verpflichtungen für den Anweiſungs⸗ 
empfänger, die Leiſtung zu erheben, für den Angewieſenen, ſie zu erfüllen, können dem An⸗ 
weiſenden gegenüber nur durch das zwiſchen ihnen und dieſem beſtehende Grundverhältnis 
bedingt ſein. Die Aushändigung der Urkunde begründet daher auch kein Vertragsverhältnis 
zwiſchen dem Anweiſenden und dem Anweiſungsempfänger (a. M. Planck A 2e unter Be⸗ 
rufung auf 8 789, der zu ſolcher Annahme aber nicht nötigt). Immerhin kann nach den Grund. 
ſätzen von Treu und Glauben im Verkehr der Gläubiger, der vom Schuldner einen Scheck 
zahlungshalber angenommen hat, nicht daraus Rechte herleiten, daß durch die Abholung des 
Geldes beim Scheckbezogenen eine Verzögerung der Leiſtung entſteht (RG 78, 137). Durch 

ie Ermächtigung zur Erhebung der Leiſtung für den Anweiſungsempfänger und zur Leiſtung 
ſelbſt für den Angewieſenen wird von beiden Perſonen ferner eine Willensentſchließung, 
eine tätige Mitwirkung an der Herbeiführung des mit der Anweiſung bezweckten Erfolgs 
gefordert. Wo dieſe ausgeſchaltet iſt, kann von einer Anweiſung nicht die Rede ſein. Deshalb 
ind bloße Weiſungen an eine andere Perſon, eine Leiſtung an einen Dritten für Rechnung 
des Ausſtellers zu machen, ohne daß dem Dritten eine Ermächtigung erteilt wird, die Leiſtung 
zu erheben (RG 43, 167) oder die Einzahlung eines Betrags bei einem Bankhauſe für Rechnung 
eines andern (RG 45, 235) keine Anweiſungen (vgl. Vorbem 4). | 

1 . Im eigenen Namen, d. i. nicht als Vertreter und als Bevollmächtigte des Anweiſenden, 
handeln, wenn fie die Anweiſung zur Ausführung bringen, ſowohl der Anweiſungsempfänger 
wie der Angewieſene. Wo ein guter Glaube in Betracht kommt, iſt ihr guter Glaube map- 
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gebend, nicht uach $ 166 Abſ 2 der des Anpoeiſenden. — Wenn die Leiſtung des Angewieſenen 
nach § 783 für Rechnung des Anweiſenden erfolgt, jo bedeutet dies einmal, daß dem An. 
weiſungsempfänger gegenüber die Leiſtung des Angewieſenen als Leiſtung des Anweiſenden 
angeſehen werden ſoll, ſodann daß nur gegen den letzteren ein Anſpruch des Angewieſenen, 
der die Leiſtung anweiſungsgemäß bewirkt hat, auf Erſtattung der Aufwendung beſtehen 
kann; ob und wie er wirklich beſteht, richtet ſich nach dem Grundverhältniſſe zwiſchen ihnen. 
Vgl. die Anmerkungen zu 8 787. 


S 784 


Nimmt der Angewieſene die Anweiſung an, ſo iſt er dem Anweiſungs⸗ 
empfänger gegenüber zur Leiſtung verpflichtet!); ex kann ihm nur ſolche Ein⸗ 
wendungen entgegenſetzen, welche die Gültigkeit der Annahme betreffen oder 
jich aus dem Inhalte der Anweiſung oder dem Inhalte der Annahme ergeben 
1 5 gen Angewieſenen unmittelbar gegen den Anweiſungsempfänger zu⸗ 
ſtehen“). 

Die Annahme erfolgt durch einen ſchriftliche Vermerk auf der An? 
weijung). Iſt der Vermerk auf die Anweiſung vor der Aushändigung an 
den Anweiſungsempfänger geſetzt worden, ſo wird die Annahme dieſem 
gegenüber erſt mit der Aushändigung wirkjam?). 

E 1 607 II 620; M 2 550—561; P 2 384. 


1. Die in der Form des § 784 von dem Angewieſenen erklärte Annahme der Anweisung 
erzeugt eine mit der Strenge des Wechſelrechts ausgeſtattete ſelbſtändige Verpflichtung des 
Angewieſenen gegenüber dem Anweiſungsempfänger, die von jedem Zuſammenhange mit 
den Schuldgrundgeſchäften, die zwiſchen dem Anweiſenden einerſeits und dem Angewieſenen 
oder dem Anweiſungsempfänger anderſeits beſtehen, losgelöſt iſt. Sie berührt dieſe Schuld⸗ 
verhältniſſe nicht und hebt fie nicht auf; die Verpflichtung aus der Annahme tritt neben die⸗ 
jenigen aus den Schuldgrundgeſchäften; erſt die Leiſtung aus der Anweiſung wirkt auf das 
Beſtehen der letzteren ein (88 787, 788). Auch die Gültigkeit der Anweiſung ſelbſt iſt nicht Voraus- 
ſetzung für die Gültigkeit der Annahme, die nur durch das Vorliegen einer Urkunde, die ſich 
äußerlich als Anweiſung darſtellt, bedingt iſt. Da zwiſchen dem Angewieſenen und dem An⸗ 
weiſungsempfänger vor der Annahme der Anweiſung eine Rechtsbeziehung gar nicht beſtand, 
iſt die Verpflichtung aus der Annahme ganz allein auf dieſe geſtellt. Deshalb macht, wenn 
der Anweiſende vor der Leiſtung aus der Annahme auch die ihm gegen den Angewieſenen 
zuſtehende Schuldgrundforderung, die die Veranlaſſung zur der Anweiſung gegeben hatte, 
abgetreten hat, die Erhebung der Klage daraus den Anſpruch aus der Annahme nicht rechts 
hängig (RG IW 02, 606“). Eine Verpflichtung des Angewieſenen zur Annahme der An⸗ 
weiſung beſteht anweiſungsmäßig nicht und wird auch durch ein Schuldverhältnis des An’ 
gewieſenen zum Anweiſenden nicht begründet (8 787 Abſ 2); doch kann ſich der Angewieſene 
zur Annahme der Anweiſung ſowohl dem Anweiſenden (j. darüber § 787 A 1) wie dem An⸗ 
weiſungsempfänger vertraglich verpflichten. Wie die Anweiſung ſelbſt kann auch die Annahme 
unter Beſchränkungen (3. B. auf eine geringere Summe) erklärt und von dem Eintritt einer 
Bedingung abhängig gemacht werden. Die Annahme ſetzt keine Willenseinigung zwiſchen dem 
Angewieſenen und dem Anweiſungsempfänger voraus; fie begründet deshalb auch kein Ver. 
tragsverhältnis zwiſchen ihnen (a. M. Planck A 10, Gierke Schuldrecht S. 873). Sie iſt po 
rein einſeitige Verpflichtungserklärung. Ihre Wirkſamkeit hängt zwar davon ab, daß ſie dem 
Anweiſungsempfänger zugeht ($ 130); unter dieſer Vorausſetzung wird fie aber ſelbſt bam 
wirkſam, wenn ſie gegen den Willen des Annehmenden in die Hände des Anweiſunge 
empfängers gelangt iſt. 

2. Die Annahme wird erklärt durch einen ſchriftlichen Vermerk auf der Auwelſung, 
der die Unterſchrift des Angewieſenen enthalten muß. Daß das Wort „angenommen“ gebraucht 
werde, iſt nicht erforderlich; nur muß der Wille einer Annahmeerklärung aus dem Vermerk 
hervorgehen. Dazu kaun die bloße Unterſchrift genügen, nicht aber mit einem Zuſabe, der 
den Schluß auf eine Annahmeerklärung nicht rechtfertigt, fo nicht mit dem Vermerke ar 
Minen „der nicht auf eine Willenserklärung hinweiſt (RG 25. 11. 11 VI 622/1 ): or ie 
ie Annahme, getrennt von der Anweiſungsurkunde, hat nicht die in 8 rn 780 

an geknüpften Wirkungen; fie kann aber als jelbftändiges Echuibverlpreäen nach? 
gur tigkeit haben. Eine mündliche Annahme endlich kann als Vorvertrag au Verpflichtung 
nach g nahmesrklärung (ſ. A 1) angeſehen werden, oder als ſelbſtändiges Schuloverſprechen 

7.8 780, wenn dieſes einer ſchriftlichen Form nicht bedarf (88 850, 351 HUB). 
der Aue bei dem Wechſel kann auch bei der Anweiſung die Annahme vor der Aushändigung 

eiſung an den Anweiſungsempfänger erfolgen. Mit dieſer letzteren iſt alsdann 
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die Annahme dem Anweiſungsempfänger zugegangen und wird von dieſem Zeitpunkte an 
wirkſam. Vorher iſt ſie überhaupt ohne Bedeutung, da erſt die Aushändigung der Anweiſung 
den dieſer weſentlichen Zuſammenſchluß dreier Perſonen zum Anweiſungsgeſchäft erzeugt. 
Auch die vor der Aushändigung der Anweiſung erklärte Annahme enthält nicht eine Erklärung 
an den Anweiſenden und eine Verpflichtung gegenüber dieſem; fie richtet ſich auschließlich 
an den Anweiſungsempfänger. 


4. Die dem Angewieſenen gegenüber der Leiſtungsklage aus der Annahme zuſtehenden 
Einwendungen beſchränken ſich nach der dem Art 82 WO nachgebildeten Vorſchrift des § 784 
auf a) die Einwendungen, die ſich gegen die Gültigkeit der Annahme richten, wie Geſchäfts⸗ 
unfähigkeit oder Willensmängel des Annehmenden bei der Annahme, auch Fälſchung der 
Annahme, nicht aber Fälſchung der Anweiſung, die die Gültigkeit der Annahme nicht berührt 
(vgl. A 1); b) die Einwendungen, die ſich aus dem Inhalte der Anweiſung oder dem Inhalte 
der Abnahme ergeben; ſo aus Bedingungen, Befriſtungen und ſonſtigen Beſchränkungen 
und Vorbehalten, die der Anweiſung ($ 783 A 3) oder der Annahme (oben A 1) in der für fie 
maßgebenden Urkunde beigefügt find; e) die Einwendungen, die dem Angewieſenen unmittel- 
bar gegen den Anweiſungsempfänger zustehen. Hierher gehören in erſter Linie die Einreden 
der Tilgung, des Erlaſſes, der Stundung der Annahmeſchuld, ſowie der Aufrechnung mit 
einer dem Angewieſenen gegen den Anweiſungsempfänger zuſtehenden Gegenforderung; 
ſodann die Betrugseinrede, wenn die Anweiſung gefälscht iſt (. zu a) und der Anweiſungs 
empfänger um die Fälſchung wußte. Eine Bereicherungseinrede aus dem urſprünglichen 
Schuldverhältniſſe, wie fie gegen die ſelbſtändigen Verpflichtungen nach 88 780782 gegeben 
ift, iſt gegen die Annahmeverpflichtung an ſich ausgeſchloſſen. Denn zwiſchen dem Angewieſenen 
und dem Anweiſungsempfänger beſteht ein Schuldgrundverhältnis nicht, und aus den zwiſchen 
dem Anweiſenden und dem Anweiſungsempfänger oder dem Angewieſenen beſtehenden 
können Einwendungen gegen die von ihnen unabhängige Annahmeſchuld (vgl. A 1) nicht her⸗ 
geleitet werden. Eine Ausnahme ift mit v. Thur (IheringsJ 48, 50 ff., a. M. Planck 
A 2a; Gierke a. a. O. S. 874 Anm 70) anzuerkennen, wenn das Valuta und das Dedungs- 
verhältnis mangelhaft find oder das letztere mangelhaft iſt und das Valutaverhältnis in 
einer freigebigen Zuwendung oder einem Einziehungsauftrage oder in einem auf ſeiten des 
Anweiſenden ſowohl wie des Anweiſungsempfängers unſittlichen oder vom Geſetze miß- 
billigten Geſchäfte beſteht (88 816, 817, 822). 


§ 785 


Der Angewieſene iſt nur gegen?) Aushändigung der Anweiſung!) zur 
Zeiftung?) verpflichtet“). 
E II 621; P 2 384, 888. 


71. Die Aushändigung der Anweiſung ſoll dem Angewieſenen den urkundlichen Ausweis 
gegenüber dem Anweiſenden verſchaffen, daß er anweiſungsgemäß verfahren und ſomit 
ſeine Leiſtung für Rechnung des Anweiſenden geſchehen iſt. Für den Scheckiſt eine entſprechende 
Beſtimmung in 8 13 Scheckch entialten. Die Aushändigung kann bei Rundkreditbriefen 
(Vorbem 2b vor $ 783) naturgemäß erſt verlangt werden, wenn die letzte Leiſtung erfolgt; 
die früheren Teilleiſtungen werden auf der Urkunde abgeſchrieben. Das Recht auf Quittung 
der Leiſtung (8 369) bleibt von $ 785 unberührt. 


2. Nur gegen Aushändigung der Anweiſung, alſo Zug um Zug. Selbſtverſtändlich kann 
aber der Angewieſene auch noch nach der Leiſtung die Aushändigung verlangen. 

3. Zur Leiſtung: Mag dieſer eine Annahme vorausgegangen ſein oder nicht. 

4. Verpflichtet: Leiſtet der Angewieſene ohne Aushändigung der Anweiſung, ſo wird 
er dadurch nicht ſeines Rückgriffs gegen den Anweiſenden beraubt; nur feine Stellung iſt er⸗ 
ſchwert (A 1). 

§ 786 


Der Anſpruch des Anweiſungsempfängers gegen den Angewieſenen aus 
r Annahme verjährt in drei Jahren!). 
E II 620; P 2 885—387; 6 192. 


„ 1. Die Verjährungsbeſtimmung des $ 786 iſt dem Art 77 WO nachgebildet, doch iſt Art 83 
über die Wechſelbereicherungsklage nicht übernommen. Vgl. darüber Prot 2, 386. Anders 
beim Scheck ($ 21 Sched®). Der Beginn der Verjährung richtet ſich nach 88 198, 202. Der 
Anſpruch aus der Annahnte entſteht mit deren Aushändigung, bei ſpäterer Fälligkeit der 
Leiſtung mit dieſer. 
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8 787 


Im Falle einer Anweiſung auf Schuld!) wird der Angewieſene durch 
die Leiftung?) in deren Höhe von der Schuld befreite). N 

Zur Annahme der Anweiſung oder zur Leiſtung an den Anweiſungs⸗ 
empfänger iſt der Angewieſene dem Anweiſenden gegenüber nicht ſchon des⸗ 
halb verpflichtet, weil er Schuldner des Anweiſenden iſt!). 

E I 608 II 623; M 2 562; P 2 387. 


1. 8 787 gibt Beſtimmungen über das Deckungsverhältuis des Anweiſenden zun Au ⸗ 
gewieſenen (ſ. 8 783 A 6). Der Angewieſene iſt nach Abſ 2 dem Anweiſenden zur Annahme 
der Anweiſung oder zur Leiſtung nach deren Maßgabe ſelbſt dann nicht verpflichtet, wenn er 
deſſen Schuldner iſt. Er gerät alſo auch durch die Ablehnung der Anweiſung nicht wegen 
feiner Schuld in Verzug. Hat er geleiſtet, fo hat er einen Erſatzanſpruch gegen den Anweiſenden 
lediglich nach Maßgabe des zwiſchen ihnen beſtehenden Verhältniſſes, das er darlegen muß 
(Prot 6, 198), und er wird von feiner Schuld befreit, indem er dagegen mit ſeinem Ersatz 
anſpruch — aus der Geſchäftsbeſorgung nach $ 683 — aufrechnet (8 387), nicht aber unmittelbar 
durch die Leiſtung. Anders, wenn er ſich dem Anweiſenden zur Annahme der Anweisung 
oder Leiſtung auf dieſe verpflichtet hat, wenn der Anweiſende ihm den Auftrag erteilte, den 
Betrag ſeiner Schuld für Rechnung des Anweiſenden und Gläubigers an den Anweiſungs⸗ 
empfänger zu leiſten, und er dieſen Auftrag angenommen hat, was auch ſtillſchweigend durch 
Nichtbeantwortung des den Auftrag enthaltenden Avisbriefs und durch die Annahme der 
Anweiſung ſelbſt geſchehen kaun. Auftrag und Annahme können auch in einer beſtehenden 
Geſchäftsverbindung begründet ſein. In dieſen Fällen iſt die ſowohl objektive wie fubjettive 
Anweisung auf Schuld gegeben, die Abſ 1 im Sinne hat. Die Aufrechnungsvereinbarung 
ergibt ſich hier aus dem Auftrage ſelbſt und deshalb beſtimmt Ab] 1, daß die Leiſtung auf die 
Anweisung zugleich unmittelbar die Erfüllung der Schuld des Angewieſenen be- 
wirkt. Als Schuld gilt Hier ſelbſtverſtändlich auch eine Leiſtung, die ein Gläubigerverhältnis 
begründen ſoll, wie die Darlehnsleiſtung aus einem Darlehnsverſprechen. In der Anweiſung 
braucht der Auftrag, der die Anweiſung auf die Schuld im Sinne des $ 787 darſtellt, nicht 
ausgedrückt zu ſein. 

2. a) Unter der Leiſtung ſind hier wie anderwärts alle Erfüllungshandlungen zu ver 
ftehen, alfo nicht nur Zahlung, ſondern auch Hingabe an Zahlungs Statt, Hinterlegung, Auf⸗ 
rechnung gegen eine Schuld des Anweiſungsempfängers an den Angewieſenen (vgl. M 2, 508). 
b) Durch die Leiſtung wird der Angewieſene von feiner Schuld gegen den Anweiſenden befreit, 
nicht ſchon durch die Annahme, die dem Anweiſenden gegenüber ohne Bedeutung iſt. Der 
1 9 0 hat fich hierdurch nur einem zweiten Gläubiger wegen der einen Schuld ver- 
pflichtet. 

3. Die Leiſtung befreit im Falle des § 787 Abſ 1 den Angewieſenen von ſeiner Schuld 
gegen den Anweiſenden; die Schuld iſt damit getilgt (ſ. A 1). Aber auch die Annahme gibt 
dem Angewieſenen ſchon eine Einrede gegenüber dem Anweiſenden, der etwa anweiſungs“ 
widrig feine Forderung gegen ihn einziehen will. Sie macht die Anweiſung nach § 790 un. 
widerruflich, und der Angewieſene darf ſich der Zwangsvollſtreckung wegen der urſprünglichen 
Schuld als gegen Treu und Glauben (8 242) verſtoßend widerſetzen, ſofern ihm nicht die an⸗ 
genommene Anweiſung ausgehändigt wird. 


8 788 


1) Erteilt der Anweiſende die Anweiſung zu dem Zwecke, um ſeinerſeits 
eine Leiſtung an den Anweiſungsempfänger zu bewirken?), ſo wird die 
Leiſtung, auch wenn der Angewieſene die Anweiſung annimmt, erſt mit der 
Leiſtung des Angewieſenen an den Anweiſungsempfänger bewirkt“). 

E I 609 II 622; M 2 582, 563; P 2 387. 


1. Gegenſtand des 8 788 iſt das Verhältnis des Anweiſenden zum Anweiſungsempfänger 
(Gegenwertverhältnis), für das er den Satz aufftellt: Anweiſung iſt keine yahtung. 
gun übrigen enthält das Anweiſungsrecht, mit Ausnahme noch der Beſtimmung Br 5 
5 Regelung des beiderſeitigen Verhältniſſes dieſer Perſonen. Ob der Unweilen e = 
Kon eifungsempfänger gegenüber an die Anweiſung gebunden, ob letzterer en ., 
Rn Aur ihm erteilten Ermächtigung Gebrauch zu machen, dem Angewieſenen die An veiſung 
wenn ene oder Zahlung vorzulegen, und ob er einen Rückgriff an den Anweiſenden hat, 
erhältniſſe nge wieſens nicht zahlt, beſtimmt ſich nach dem zwichen chnen beſtehenden Grand. 

iffe und den die Andeiſung begleitenden ausdrücklichen oder ſtillſchweigenden Ver ö 


— 


Anweiſung 88 787790 935 


einbarungen. Bei der zahlungshalber erfolgten Anweiſung ift es regelmäßig als Parteiwille 
anzulehen, daß der Anweiſungsempfänger feine Befriedigung zunächſt beim Angewieſenen 
ſuchen und erſt, wenn dieſer Zahlung weigert, ſich wieder wegen der ursprünglichen Schuld 
an den Anweiſenden zu halten befugt fein ſoll (RG 76, 239; 78, 137; JW 01, 867; 02 Beil 166). 
Der Anweiſende iſt an die Anweiſung gebunden, wenn er ſich dieſem für ihn ſelbſt oder für einen 
Dritten zur Ausſtellung eines Kreditbriefs verpflichtet hat. Diele Verpflichtung macht ihn 
verbindlich, für die zugeſagte Dauer der Akkreditierung die Anweiſung aufrechtzuerhalten 
und alles zu unterlaſſen, was deren Erfolg in Frage ſtellt (RG 64, 108). Leiſtet der Anweiſende 
aus dem urſprünglichen Schuldverhältniſſe nach Aushändigung der Anweiſung, ſo hat der 
Anweiſungsempfänger ihm die letztere zurückzugeben. 

2. Der Fall, daß die Anweiſung erteilt wird, um damit eine Leiſtung des Anweiſenden 
an den Auweiſungsempfänger zu bewirken, liegt nicht nur dann vor, wenn es ji um eine 
Schuldtilgung handelt, ſondern ebenſo, wenn die Hingabe eines Darlehens oder einer Schenkung 
oder auch die Lieferung vertretbarer Sachen (RG 76, 239) der Zweck iſt, dem die Anweiſung 
als Zahlungsmittel oder Erfüllungsmittel dient. 

3. Erſt die Leiſtung des Angewieſenen an den Anweiſungsempfänger, nicht ſchon die 
Aushändigung der Anweiſung, die nur Mittel zum Zweck iſt, auch nicht die Annahme der 
Anweiſung durch den Angewieſenen, die lediglich dem Anweiſungsempfänger einen Schuld» 
titel ſchafft, der zu feiner Befriedigung führen kann, befreit den Anweiſenden von feiner Ver- 
pflichtung gegen den Anweiſungsempfänger, wie fie nach § 787 Abſ 1 den Angewieſenen von 
feiner Schuld gegen den Anweiſenden befreit. Über die Leiſtung gilt das in der A 2a 
zu 8 787 Geſagte. 8 788 findet auch Anwendung auf den Scheck. Er iſt entſprechend anwendbar 
auch im liberweiſungsverkehr der Reichsbank für den roten Scheck (vgl. Vorbem 4a vor 
8 783) dergeftalt, daß die damit an einen Dritten zu leiſtende Zahlung erſt mit der vollzogenen 
Umſchreibung auf das Konto des Zahlungsempfängers als bewirkt anzuſehen iſt, und zwar 
ohne daß es einer Mitteilung darüber an die Beteiligten bedarf (RG 54, 329; 5. 3.04 1573/03), 
während der Eingang des Schecks bei der Bankſtelle eine Wirkung noch nicht ausübt (RG 
30. 6. 08 II 68/08). 

§ 789 


Verweigert der Angewieſene vor dem Eintritte der Leiſtungszeit die 
Annahme der Anweiſung oder verweigert er die Leiſtung“), jo hat der An⸗ 
weiſungsempfänger dem Anweiſenden unverzüglich?) Anzeige zu machen!). 
Das gleiche gilt, wenn der Anweiſungsempfänger die Anweiſung nicht geltend 
machen kann oder will!). 

E 1 611 1I 624; M 2 564, 565; P 2 388. 

1. Die Anweiſung als ſolche erzeugt keine Pflichten, auch keine Sorgfaltspflichten des 
Anweiſungsempfängers im Intereſſe des Anweiſenden (vgl. § 788 A 1). Nur eine Anzeige⸗ 
pflicht ift ihm für die drei im $ 789 hervorgehobenen Fälle auferlegt. Die Verſäumung der 
Anzeige verpflichtet ihn zum Schadenserſat. Für die Wirtſamkeit der Erklärung gilt 8 130. 

2. Unverzüglich, d. i. ohne ſchuldhaftes Zögern ($ 121). 

3. Verweigert der Angewieſene die Annahme der Anweiſung: vor Fälligkeit der Leiſtung; 
verweigert er die Leiſtung: mag eine Annahme vorausgegangen ſein oder nicht. 


8 790 


Der Anweiſende kann die Anweiſung dem Angewieſenen gegenüber?) 
widerrufen !), ſolange nicht der Angewieſene ſie dem Anweiſungsempfänger 
gegenüber angenommen oder die Leiſtung bewirkt hats). Dies gilt auch 
dann, wenn der Anweiſende durch den Widerruf einer ihm gegen den An⸗ 
weiſungsempfänger obliegenden Verpflichtung zuwiderhandelte) ). 

E 1 612 II 625; M 2 565, 566; P 2 388. 

1. Da die Anweiſung einerſeits den ſie veranlaſſenden Grundgeſchäften gegenüber jelb- 
ſtändig iſt und anderſeits für ſich allein Verpflichtungen nicht erzeugt, auch nicht für den An⸗ 
weiſenden, fo ergibt ſich als dem Weſen der Anweiſung entſprechend deren Widerruflich⸗ 
keit ſeitens des Anweiſenden, von dem die Ermächtigungen der Anweiſung ausgehen. Mit 
dem Widerruf, der empfangsbedürftige Willenserklärung nach 8 180 iſt, erliſcht die An⸗ 
weiſung. Der Widerruf kann anweiſungsrechtlich nicht ausgeſchloſſen werden; ein Verzicht 
auf das Widerrufsrecht bindet den Anweiſenden nicht, ſelbſt wenn er in der Anweiſungs⸗ 
urkunde erklärt fein ſollte (NG Warn 1918 Ar 9). 
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2. Der Widerruf geſchieht durch eine Erklärung dem Angewieſenen gegenüber und iſt 
wirkſam, auch wenn dem Anweiſungsempfänger eine Benachrichtigung nicht erteilt wird, 
wie umgekehrt die Erteilung der Anweiſung eine Benachrichtigung des Angewieſenen nicht 
erforderte (5 783 A 5). Ein Widerruf gegenüber dem Anweiſungsempfänger it 
anweiſungsrechtlich wirkungslos. 

3. Die Annahme der Anweiſung durch den Angewieſenen und die Bewirkung der 
Leiſtung, die den Gegenſtand der Anweiſung bildet, können durch einen Widerruf nicht ruck 
gängig gemacht werden. Sie entſprechen dem rechtsgeſchäftlichen Willen des Anweiſenden, 
der ſie deshalb gegen ſich gelten laſſen muß. Dies auch dann, wenn die Annahme vor der 
Fälligkeit der Leiſtung erfolgt iſt; denn die Annahme iſt immer anweiſungsgemaß, 
da ſie den Angewieſenen zu nichts anderem als zu der Leiſtung nach Eintritt der Fälligkeit 
verpflichtet. Macht aber auch die vorzeitige Annahme die Anwetſung unwiderruflich, jo daß 
der Anweiſende nunmehr auch die auf Grund der Annahme geleiſtete Zahlung als für ſeine 
Rechnung geſchehen gelten laſſen muß, fo muß das gleiche von der vor der Fälligkeit ge⸗ 
leiſteten Zahlung gelten. Nur wenn in der Anweiſung für die Vorlegung an den An⸗ 
gewieſenen behufs Annahme oder Zahlung ein Anfangstermin beſtimmt war und Annahme 
oder Zahlung ohne Annahme vor dieſem erfolgte, braucht ſie der Anweiſende nicht anzuerkennen. 
Der nach ſolcher nicht anweiſungsmäßigen Annahme oder Zahlung erklärte Widerruf hat 
demgemäß diejelbe Wirkung wie der vor der Annahme oder Zahlung erfolgte. Die Wirkung 
des rechtzeitig erklärten Widerrufs iſt aber, daß die trotzdem erfolgte Annahme oder Zahlung — 
unbeſchadet natürlich eines etwaigen Auſpruchs aus nützlicher Geſchäftsführung oder un ⸗ 
gerechtfertigter Bereicherung — dem Angewieſenen dem Anweiſenden gegenüber keinen Rück 
griff gibt und den Angewieſenen bei Anweiſung auf Schuld nicht gemäß $ 787 von feiner 
Schuld gegen den Anweiſenden befreit. Dem Anweiſungsempfänger gegenüber iſt 
auch die nach dem Widerruf erfolgte Annahme wirkſam, da die Annahme eine gültige Anwei⸗ 
fung zu ihrer eigenen Gültigkeit nicht vorausſetzt (§ 784 A 1). 8 
4. Das Grundverhältuis des Anweiſenden zu dem Anweiſungsempfänger kann es mit 
ſich bringen, daß er ſich dieſem verpflichtet hat, die Anweiſung anfrechtzuerhalten. Das 
gilt insbeſondere regelmäßig bei dem Kreditbriefe für die Dauer der Akkreditierung (N 
64, 108). Den Widerruf macht nach $ 790 Satz 2 eine ſolche Verpflichtung nicht unwirk⸗ 
jam; ihre Verletzung begründet nur einen Schadenserſatzanſpruch des Anweiſungsempfängers. 
Will dieſer ſich ein unwiderrufliches Einziehungsrecht verſchaffen, fo bietet hierfür die Ein 
ziehungsvollmacht nach § 168 oder die Abtretung der Forderung des Anweiſenden gegen den 
Angewieſenen zur Einziehung den geeigneten Weg (RG 53, 416; Warn 08 Nr 123). 

5. Außer durch Widerruf erliſcht die Anwelſung: a) wenn die Leiſtung an den An⸗ 
weiſungsempfänger aus irgendeinem Grunde unmöglich geworden iſt (RG Warn 00 Nr 354); 
b) durch Rückgabe der Anweiſungsurkunde an den Anweiſenden vor der Annahme; nach der 
Annahme, die eine ſelbſtändige Forderung des Anweiſungsempfängers erzeugt, iſt deren 
Übertragung erforderlich; e) durch Untergang der Anweiſungsurkunde vor der Vorlegung an 
den Angewieſenen behufs Annahme oder Zahlung, weil erſt hierdurch die Zahlungsermächtl⸗ 
gung dem Angewieſenen zugeht. Ein Untergang, nachdem die Anweiſung angenommen worden 
iſt, hat die Wirkung des $ 785; der Angewieſene iſt ohne Aushändigung der Urkunde nicht AUF 
Zahlung verpflichtet. Eine Kraftloserklärung der untergegangenen Urkunde nach SS I 115 
SPD findet bei der Anweiſung des BGB nicht ſtatt (a. M. Dernburg § 244 III). 8 
bei der an Order geſtellten kaufmänniſchen Anweiſung nach 88 363, 365 Abs 2 HGB (5 10 
ZPO) ſowie beim Scheck (8 27 ScheckG). 


8 701 


Die Anweiſung erliſcht nicht durch den Tod oder den Eintritt der Ge⸗ 
ſchäftsunfähigkeit eines der Beteiligten!) ). 
E 1 613 II 626; M 2 566—569; P 2 889. 


1. Im Intereſſe der Sicherheit des Zahlungsverkehrs, dem die Anweiſung dient, be ; 
kinımt $ 791, daß die Anweiſung durch den Tod oder eine Veränderung in ber Ö Bee 
fähigteit ($ 104 A 1) eines der Beteiligten nicht berührt wird. Dies e 
genommenen wie von der nicht angenommenen Anweisung. Die Vorſchrift it Ich 5 
bun dugen Rechtes und kann durch eine entſprechende Einſchränkung in der Anweisung 

annahmevermerte außer Kraft geſetzt werden. Fu 
den Ne ie. Anweilung erlischt auch nicht duech den Konkurs eines der ne Fin 

: n des Anweiſenden iſt § 23 KO nicht anwendbar, da die En H 1 125 
bereue mie darſtellt; die noch nicht angenommene Auweiſung 1000 1 Wirtung 
für die Kouldertuſen. Der Angewieſene kann aber die Anweiſung nicht mehr mit WI 110 

onkursmaſſe annehmen, wenn er von der Konkurseröffnung Kenntnis erlangt ha 


Anweiſung 88 790-792, 937 


(8 8 KO in entſprechender Anwendung. Anders v. Thur, IheringsJ 48, 26f., der die 
38 23 KO, 674 BGB entſprechend anwenden will). Im Konkurſe des Angewiefenen 
iſt die Anweiſung dem Konkursverwalter zur Annahme oder Zahlung vorzulegen, wenn 
Befriedigung aus der Konkursmaſſe erſtrebt wird. Nimmt der Konkursverwalter an, ſo geht 
er eine Maſſeſchuld ein. Der Anſpruch aus der bereits erfolgten Annahme iſt Konkursforderung. 
Der Konkurs des Anweiſungsempfängers hat wiederum nur die Wirkung, d. ß das 
Recht aus der Annahme wie die Befugnis zur Vorlegung der Anweiſung behufs Annahme 
und Zahlung auf den Konkursverwalter übergehen (88 6, 7 KO); im Grundverhältniſſe zum 
Anweiſenden wird der Angewieſene freilich die Annahme regelmäßig verweigern müſſen 
(a. M. v. Thur a. a. O. S. 24f., der anweiſungsrechtlich die Zahlungsermächtigung für den 
Angewieſenen untergehen läßt). Eine in Unkenntnis der Konkurseröffnung von dem An⸗ 
gewieſenen geleiſtete Annahme oder Zahlung muß dagegen der Anweiſende immer als für 
ſeine Rechnung geſchehen anerkennen. 


8 792 


Der Anweiſungsempfänger kann die Anweiſung durch Vertrag mit 
einem Dritten auf dieſen übertragen), auch wenn fie noch nicht angenommen 
worden iſt. Die Übertragungserklärung bedarf der ſchriftlichen Form. 
Zur übertragung iſt die Aushändigung der Anweiſung an den Dritten er⸗ 
forderlich). 

Der Anweiſende kann die Übertragung ausſchließen. Die Ausſchließung 
iſt dem Angewieſenen gegenüber nur wirkſam, wenn ſie aus der Anweiſung 
zu entnehmen iſt oder wenn ſie von dem Anweiſenden dem Angewieſenen 
mitgeteilt wird, bevor dieſer die Anweiſung annimmt oder die Leiſtung be⸗ 
wirkte). 

Nimmt der Angewieſene die Anweiſung dem Erwerber gegenüber an, 
jo kann er ans einem zwiſchen ihm und dem Anweiſungsempfänger beſtehen⸗ 
den Rechtsverhältnis Einwendungen nicht herleiten). Im übrigen finden 
auf die Übertragung der Anweiſung die für die Abtretung einer Forderung 
geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung!) 5). 

E II 627; M 2 568, 569; P 2 689—891. 


1. Die Übertragbarkeit der Anweiſung, die ihren Wert für den Verkehr erheblich er 
höht, indem ſie die Möglichkeit ſchafft, nicht nur zwei, ſondern eine größere Reihe von Schuld⸗ 
verhältniſſen durch Zahlungsaustauſch zur Abwicklung zu bringen (vgl. den Fall RG 76, 289), 
verſteht ſich nicht von ſelbſt. Das Recht des Anweiſungsempfängers aus der Annahme iſt zwar 
eine Forderung und kann nach SS 398ff. abgetreten werden; die noch nicht angenommene 
Anweiſung gibt dem Anweiſungsempfänger aber nur eine Einziehungsermächtigung, worauf 
dieſe Vorſchriften nicht e werden können. 8 792 hat zur Verkehrserleichterung 
eine beſondere Form der Übertragung der Anweiſung eingeführt, die Platz greift, mag die 
Anweiſung bereits angenommen ſein oder nicht. Vor der Annahme wird durch dieſe Über- 
tragung die Einziehungsermächtigung, nach der Annahme zugleich die dem Anweiſungsemp⸗ 
än zer daraus gegen den Angewieſenen entſtandene ſelbſtändige Forderung auf den Erwerber 
übermacht. Weil die Übertragung der Anweiſung nach 8 792 hiernach eine Forderung im Sinne 
der 58 398ff. zwar möglicherweiſe übertragen kann, aber nicht übertragen muß und nicht an 
ſich überträgt, können die Beſtimmungen über die Abtretung einer Forderung 
(8$ 398—413), wie Abſ 3 Satz 2 beſtimmt, hierauf nur entſprechende Anwendung finden. An⸗ 
wendbar ſind § 402 (Auskunftserteilung des bisherigen Gläubigers an den neuen), § 405 
(Abtretung einer Scheinforderung) $ 406 (Aufrechnung); über § 404 (Einwendungen gegen 
den neuen Erwerber) ſ. A 4. — Die kaufmänniſche Anweiſung (88 363 ff. HB) und 
der Scheck (8 8 Scheckch) können durch Indoſſament übertragen werden, nicht aber der Poſt, 
ſcheck (8 8 IV der Poſtſcheck O). 

2. Die Übertragung erfordert eine ſchriftliche Ubertragungserklärung und die Aus⸗ 
händigung der Anweiſungsurkunde an den Erwerber. Die ſchriftliche Übertragungserklärung 
wird regelmäßig, muß aber nicht auf der Anweiſungsurkunde erfolgen. Die Übertragung 
der Anweiſung iſt ein Vertrag gleich dem Vertrage bei der Übertragung einer Forderung 
($ 398). Die Übertragung bedarf mithin der Annahme, für die eine Form nicht vorgeſehen 
iſt, die vielmehr mit der Entgegennahme der ausgehändigten Urkunde ſtillſchweigend erklärt wird. 


3. Die Übertragung kann von dem Anweſenden zwar ausgeſchloſſen werden, doch 
muß die Ausſchließung entweder auf der Anweiſungsurkunde in erkennbarer Weiſe erklärt 
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fein oder durch empfangsbedürftige ($ 130) Mitteilung des Anweiſenden au den 
Angewieſenen geſchehen, wenn ſie den Angewieſenen binden ſoll. Die nur dem Anweifungs⸗ 
empfänger gegenüber erklärte Ausſchließung der Übertragung iſt für den Angewieſenen ohne 
Wirkung. Aber auch die Ausſchließung durch Benachrichtigung des Angewieſenen iſt ohne 
Wirkung, wenn ſie erſt nachträglich erfolgt und der Angewieſene, bevor fie ihm zugegangen 
war, bereits anweiſungsgemäß Zahlung geleiſtet oder ſich hierzu durch die Annahme der 
Anweiſung dem Anweiſungsempfänger gemäß § 784 ſelbſtändig verpflichtet hatte. 

4. Wird die Übertragung nach der Annahme der Anweiſung erklärt, jo überträgt ſte 
mit der Einztehungsermächtigung der Anweisung auch die ſelbſtändige Forderung des Au 
weiſungsempfängers gegen den Angewieſenen aus der Annahme; der Angewieſene hat ſomit 
gegen den Erwerber in Anwendung des hier zutreffenden $ 404 ſowohl die Einwendungen, 
die ihm gegen den neuen Erwerber perſönlich zuſtehen, als auch diejenigen, die gegen deſſen 
Vormänuer und den erſten Anweiſungsempfänger zur Zeit der Weiterübertragung begründet 
waren. Dagegen iſt nach Abſ 3 Satz 1 die Anwendung des $ 404 ausgeſchloſſen, wenn die 
Übertragung der Anweiſung vor der Annahme erfolgt iſt. Die ſelbſtändige Verpflichtung, 
die die Annahme erzeugt, wird hier erſt dem Erwerber gegenüber begründet, dem die An' 
nahme erklärt wird, und die Vorſchrift des Abſ 3 Satz 1 des § 792 iſt deshalb nur eine Ent⸗ 
wicklung des Geſetzesgedankens des § 784: Die Einwendungen aus der Perſon des Anweiſungs“ 
empfängers müſſen, wenn die Annahme nicht dieſem, ſondern erſt einem Nachmann erilart 
iſt, ebenſo ausgeſchloſſen ſein wie im Verhältnis zum Anweiſungsempfänger gegenüber, 
wenn ihm gegenüber die Annahme erfolgte, diejenigen aus der Perſon des Anweiſenden 
(vgl. 8 784 A 1 u. 4). 5 

5. Ein Rückgriff wird, wenn die Anweiſung nicht eingelöſt wird, aus der jedesmaligen 
Übertragung nur nach Maßgabe des ihr zugrunde liegenden Rechtsgeſchäfts gegen den jedes. 
maligen Vormann erzeugt. Auch die kaufmänniſche Anweiſung kennt nach § 365 HORB 
nur einen Rückgriff gegen den unmittelbaren Vormann aus dem Schuldgrundverhältniſſe, 
wogegen bei dem Scheck das Indoſſament den wechſelmäßigen Rückgriff gegen alle Vor 
männer einſchließlich des Ausſtellers (des Anweiſenden) begründet (88 15, 18 Sched®). 


Zweiundzwanzigſter Titel 
Schuldverſchreibung auf den Inhaber 


1. Die Schuldverſchreibungen auf den Inhaber find eine Unterart der Wertpapiere, 
d. i. derjenigen Urkunden vermögensrechtlichen Inhalts, bei denen der Beſtand oder mindeſtens 
die Geltendmachung der darin bezeugten Rechte an den Beſitz der Urkunde gebunden iſt. Die 
Wertpapiere zerfallen in a) Namenpapiere (Rektapapiere), die auf den Namen eines be’ 
ſtimmten Berechtigten lauten und deren Rechte auf dem gewöhnlichen Wege der Abtretung 
von einem auf den andern übertragen werden dergeſtalt, daß gegen die Anfprüche daraus 
nach $ 404 BGB alle Einwendungen erhoben werden können, die gegen einen Rechtsvorgänger 
entſtanden find. Nur die Geltendmachung, nicht das Recht ſelbſt, iſt hier an die Übergabe 
des Papiers gebunden. Das im Verkehr gebräuchlichſte Nameupapier iſt der Hypothekenbrief 
(ogl. 88 1117, 1154 Abſ 1 BGB). b) Orderpapiere, die ebenfalls auf den Namen ausge“ 
ſtellt find, deren Forderungen aber durch die ſelbſtändigere Form des Indoſſaments in fort⸗ 
laufender Kette von einem auf den andern übergehen mit der Beſchränkung der Einreden 
auf ſolche, die aus der Urkunde hervorgehen oder dem Schuldner unmittelbar gegen den letzten 
Beſitzer der Urkunde zuſtehen (Art 82 WO, 8 364 HGB). Das Orderpapier tft weſentlich 
handelsrechtlichen Inhalts (Wechſel, kaufmänniſche Verpflichtungsſcheine, Konnoſſemente, 
Lager- und Ladeſcheine an Order). e) Inhaberpapiere, in denen der Ausſteller die Lei 
ſtung nicht einem namentlich genannten Berechtigten, ſondern allein dem Inhaber des Papiers 
verſpricht, ſo daß ohne die Urkunde ein Recht auf die Leiſtung überhaupt nicht beſteht. Die 
bertragung des Anſpruchs aus der Urkunde geſchieht hier durch ſachenrechtliche Beltwüber- 
tragung an dem Papier; das Eigentum an dem Papier trägt das Forderungsrecht. Er. 
Berührung und Unterſchiede der Order und der Inhaberpapiere vgl. Ach 78, 194. brief 0 
ſcheinungsformen der Inhaberpapiere ſind mannigfaltig. Sie dienen teils zur Se —— 
von Anſprüchen auf eine vermögensrechtliche Leiſtung nach 8 241 (Schulweg 
Baden Inhaber), ſowie von Anweiſungen auf folche Leiſtungen, inabefonbern hufbbriete 
aruber Vorbem 3 vor $ 783), teils zur Verbriefung von Pfandrechten: Grun — le 
uf den Inhaber ($ 1195), teils zur Verbriefung von körperſchaftlichen Mitglieberrecgten: 
Inhaberatticı (8 179 ub 2 HOW; RG Warn 1914 Nr 10). Im vorliegenden dae [Ind 
. Schuldverſchreibungen auf den Juhaber eine Reihe 11 5 endung niet 
op, im Zweife i ende 
(vl. Art 2 uc DEU 9, me 5 370. mabiere entre 
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2. Die 85 793 ff., denen aus dem Recht der Schuldverhältniſſe noch der 8 247 Abſ 2 für den 
Zinsſatz bei Schuldverſchreibungen auf den Inhaber anzufügen iſt, regeln nur das Schuld⸗ 
verhältnis zwiſchen dem Ausſteller und dem Inhaber, nicht auch die ſachenrechtlichen Be⸗ 
ziehungen zwiſchen mehreren Inhabern oder ſonſtigen Berechtigten. Hier kommen nament⸗ 
lich für den Erwerb des Eigentums an Juhaberſchuldverſchreibungen die 88 929, 932, 935 
BGB, ſowie die 85 366, 367 HGB, für die Stellung des Beſitzers und früheren Beſitzers 
die 88 1006, 1007 BGB, für das Verhältnis zwiſchen Nießbraucher und Eigentümer die 
88 1081—1084, für die Beſtellung von Hypotheken zur Sicherung von Forderungen aus 
Inhaberſchuldverſchreibungen die $ 1187—1189, für das Pfandrecht an beweglichen Sachen 
zur Sicherung ſolcher Forderungen der § 1270, für das Pfandrecht an Inhaberpapieren 
als beweglichen Sachen die 88 1293, 1294, 1296 BGB zur Anwendung. Auf dem Ge⸗ 
biete des Familien- und des Erbrechts haben die Inhaberſchuldverſchreibungen Er- 
wähnung gefunden in § 1362 Abf 1 mit der Eigentumsvermutung zugunſten des Ehe⸗ 
manns, in 88 1381, 1646 mit dem zugunſten der Ehefrau und der Kinder wirkſamen Eigen- 
tumserwerbe des Ehemanns und des Vaters, in 88 1392, 1393, 1667, 1814, 1815, 1820, 1853, 
2116, 2117 mit der zugunſten der Ehefrau, des Kindes oder Mündels, ſowie des Nacherben 
dem Ehemanne, Vater, Vormund und Vorerben obliegenden Hinterlegung und Umſchrei⸗ 
bung oder Umwandlung. Soweit ſonſtige Reichsgeſetze Beſtimmungen auch für die Inhaber 
ſchuldverſchreibungen enthalten, bleibt ihnen nach Art 32 Ec die ihnen zukommende Gel. 


tung. 

3. Landesgeſetzliche Vorſchriften über Inhaberſchuldverſchreibungen find aufrechterhalten 
in Art 98 Ech hinſichtlich der Rückzahlung oder Umwandlung verzinslicher Staatsſchulden, 
für die Inhaberpapiere ausgegeben ſind, in Art 99 Ec hinſichtlich der öffentlichen Sparkaſſen, 
jedoch unter Wahrung der Vorſchriften des § 808 und der Vorſchriften des BGB über die 
Anlegung von Mündelgeld, in Art 100 Ech, worin die Landesgeſetzgebung ermächtigt wird, 
für Schuldverſchreibungen des Staates oder einer ihm angehörenden öffentlichrechtlichen 
Körperſchaft auf den Inhaber Ausnahmen von 8 793 Abſ 2 durch Vorſchreibung einer be⸗ 
ſonderen Form und von $ 804 Abſ 1 (Anſpruch auf Leiſtung bei Verluſt des Papiers) zu treffen, 
in Art 101 hinſichtlich der Verpflichtung zur Umſchreibung von Inhaberſchuldverſchreibungen 
des Staates oder einer offentlichrechtlichen Körperſchaft auf eine beſtimmte Perſon abweichend 
von 8 806 Satz 2, in Art 102 hinſichtlich der Kraftloserklärung und der Zahlungsſperre für die 
in $ 807 behandelten Karten und Marken ſowie hinſichtlich der Kraftloserklärung der Aus⸗ 
weispapiere des 3 808. Übergangsvorſchriften enthalten die Artt 174—178 CG. 


§ 793 


Hat jemand eine Urkunde ausgeſtellte), in der er dem Inhaber der Urs 
kunde eine Leiſtung verſpricht (Schuldverſchreibung auf den Inhaber) ), jo 
kann der Inhaber von ihm die Leiſtung nach Maßgabe des Verſprechens 
verlangen, es ſei denn, daß er zur Verfügung über die Urkunde nicht be⸗ 
rechtigt ijt?). Der Ausſteller wird jedoch auch durch die Leiſtung an einen 
nicht zur Verfügung berechtigten Inhaber befreit“. 

Die Gültigkeit der Unterzeichnung kann durch eine in die Urkunde auf⸗ 
genommene Beſtimmung von der Beobachtung einer beſonderen Form ab⸗ 
hängig gemacht werden. Zur Unterzeichnung genügt eine im Wege der 
mechaniſchen Vervielfältigung hergeſtellte Namensunterſchrifts). 

E 1 685, 687 II 722; M 2 694— 698; P 2 527—537, 559— 561; 6 209. 


1. Über die rechtliche Natur der Schuldverſchreibung auf den Inhaber iſt in Vorbem 1 
gehandelt. Die Verpflichtung aus der Schuldverſchreibung wird begründet durch das ein- 
ſeitige Leiſtungsverſprechen des Ausſtellers. Daß nicht ein Vertrag zwiſchen dem Ausſteller 
und dem erſten Inhaber, zugleich zugunſten der Nachmänner (V ertragslehre), auch nicht 
die Ausgabehandlung des Ausſtellers (Begebungs- oder Emiſſionslehre), ſondern 
allein das Leiſtungsverſprechen des Ausſtellers in der Urkunde (Schaffungs- oder Krea⸗ 
tionslehre) nach dem BGB den Rechtsgrund der Verpflichtung bildet, ergeben deutlich 
die in den §8 793 u. 794 enthaltenen Vorschriften (vgl. auch M 2, 695). Selbſtverſtändlich 
kann aber die verpflichtende Kraft der Urkunde erſt wirkſam werden, wenn die Inhaber⸗ 
ſchuldverſchreibung aus der Hand des Ausſtellers in die eines Dritten und damit in den Ver⸗ 
kehr gelangt iſt. RG JW 1913, 200? läßt unentſchieden, ob der Schaffungs- oder der Be⸗ 
gebungslehre zu folgen ſei (Begebung durch Aushändigung zwecks Verpfändung). — Die 

rkunde braucht das Leiſtungsverſprechen an den Inhaber nicht wörtlich zu enthalten, muß 
aber unzweideutig ergeben, daß der Ausſteller lediglich dem Inhaber verpflichtet fein, 
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alfo nicht bloß eine einfache Ausweis- oder Beweisurkunde herſtellen will. Anderſeits braucht 
die Urkunde, um als Inhaberpapier zu erſcheinen, nicht notwendig ein ſelbſtändiges Schuld- 
verſprechen zu enthalten, wenn dies auch der regelmäßige Fall iſt; ſie kann vielmehr auch 
einen Schuldgrund angeben, ſo daß der Ausſteller ſpäter die darauf geſtützten Einreden, 
§ 796, geltend machen kann. Die Leiſtung kann eine Geldſumme oder einen ſonſtigen Gegen 
ſtand betreffen. Zur Verbriefung von Geldleiſtungen dienen namentlich die vom Reiche 
ausgegebenen unverzinslichen, auf Sicht zahlbaren Reichskaſſenſcheine, Abel. betr. 
die Ausgabe von Reichskaſſenſcheinen v. 30. 4. 74, inbeſondere §8 1, 5, 6 und v. 5. 6. 00, 
RGBl 730, ſowie die auf Grund des Bankch v. 14. 3. 75 von der Reichsbank (88 16, 18) 
oder von andern Banken auf Grund reichsgeſetzlicher Ermächtigung ausgegebenen, unver⸗ 
zinslichen, auf Vorzeigung von den Ausgabeſtellen ſofort einzulöſenden Banknoten, 2 
22, 267), ferner die zur vorübergehenden Verſtärkung der Betriebsmittel der Reich eiche 
kaſſe mit beſtimmter Umlaufszeit ausgegebenen Schatzanweiſungen des Reiches, Reichs 
ſchuldenordnung vom 19. 3. 00 88 1, 7, 8, ingleichen die ſonſtigen verzinslichen Schulo⸗ 
verſchreibungen des Reiches und der Einzelſtaaten mit den dazugehörigen Zinsſcheinen 
(RS 74, 339), Reichsſchuldenordnung $ 21, die mit ſtaatlicher Genehmigung ausgegebenen 
Inhaberſchuldſcheine von juriſtiſchen Perſonen oder einzelnen Privatperſonen, insbeſondere 
die von den preußiſchen Landſchaften, d. i. Verbänden der Grundſtückseigentümer, oder 
gemäß dem HypBankch v. 13. 7. 99 von Alktiengeſellſchaften und Kommanditgeſell⸗ 
ſchaften auf Aktien (Hypothekenbanken) auf Grund der erworbenen Hypotheken und zur 
Beſchaffung der dafür erforderlichen Mittel ausgegebenen verzinslichen Hypothekenpfand⸗ 
briefe, ſoweit fie auf den Inhaber lauten (I: 88 1, 6—9 des angef. Gef.), nebſt zugehörigen 
Zinsſcheinen, nicht minder die Gewinnanteil ⸗(Dividenden) Scheine von Aktiengeſell 
ſchaften (RG 58, 10 und 77, 333). Die von den Gemeinden während des Krieges aus⸗ 
gegebenen Kleingeldgutſcheine ſind Inhaberſchuldverſchreibungen, wenn ſie den Der: 
merk enthalten, daß fie an allen ſtädtiſchen Kaſſen jederzeit in Zahlung genommen werden 
und mit jtaatlicher Genehmigung (8 795 Abſ 1) in den Verkehr gebracht find (RGSt 51, 410). 
Keine Inhaberſchuldverſchreibungen ſind dagegen die Zinsſcheine von den Rentenverſchrei⸗ 
bungen der preußiſchen Rentenverſicherungsgeſellſchaft in Berlin, welche an das fort · 
dauernde Leben beſtimmter Verſicherter geknüpft ſind (OLG 5, 147), ſowie die Anteilſcheine 
der Geſellſchaften mit beſchränkter Haftpflicht (RGeſ. v. 20. 4. 92 $ 15), die ſich nicht 
als ſelbſtändige Wertträger, ſondern nur als Beweisurkunden darſtellen (RG 53, 109). Keine 
Schuldverſchreibungen auf den Inhaber ſind auch die Zinsernenerungsſcheine (Talons), 
da ſie eine ſelbſtändige Verpflichtung nicht enthalten; ſie ſind, auch wenn ſie auf den In⸗ 
haber lauten, nur Ausweispapiere (NG 74, 339; vgl. zu 8808). Lotterieloſe haben in der 
Regel den Charakter von Schuldverſchreibungen auf den Inhaber (RG JW 1912, 86115). — 
Unter den auf andere als Geldleiſtungen gerichteten Inhaberſchuldverſchreibungen find hervor 
zuheben die Lagerſcheine, welche nicht bloß auf Order (HGB 8 363 Abſ 2, $ 424), ſondern 
auch auf den Juhaber geſtellt werden können (RG 69, 374), ſowie die in 8 807 angeführten 
Karten und Marken. Der Zuſatz einer Schuldverſchreibung, insbeſondere eines Lager oder 
Ladeſcheins „für Inhaber oder an Order“ macht, wenn keine beſtimmte Perſon darin als 
Glaubiger benannt iſt, deren Order maßgebend ſein ſoll, das Inhaberpapier nicht zum Order⸗ 
papier (RG 78, 149). g 
2. Der Ausſteller der Inhaberſchuldverſchreibung kann das Reich, ein einzelner Bundes 
ftaat, eine öffentlichrechtliche Körperſchaft, ein mit Körperſchaftsrechten ausgeſtatteter 
Verein oder auch eine einzelne Perſon ſein. An und für ſich iſt die Ausſtellung einem 
jeden geſtattet („Hat jemand eine Urkunde ausgeſtellt“); Beſchränkungen aber beſtehen für 
im Inland ausgeſtellte Inhaberſchuldverſchreibungen, in welchen die Zahlung einer beſtimmten 
Geldſumme verſprochen wird, die nach 8 795 an die ſtaatliche Genehmigung geknüpft ind, 
für Inhaberpapiere mit Prämien, welche innerhalb des Deutſchen Reiches nur auf Grund 
eines Reichsgeſetzes und nur zum Zwecke der Anleihe des Reiches oder eines Bundes ſtaats 
ausgegeben werden dürfen (RGGeſ., betr. die Inhaberpapiere mit Prämien, v. 8. 6. 71), für 
Banknoten, deren Ausgabe gleichfalls nur auf Grund einer durch Reichsgeſetz erlangten Der 
fugnis erfolgen darf (Bank g v. 14. 3. 75 8 1). Daneben können öffentlichrechtliche Ber 
ſchränkungen aus polizeilichen, verwaltungsrechtlichen oder finanzpolitiſchen Erwägungen 
beſtehen, z. B. bei Lotterien (8 763). j 
f 3. Gläubiger iſt der Eigentümer der Schuldverſchreibung, indem ſein Forderungsrecht 
ſh in der Urkunde, einer beweglichen Sache, als Trägerin dieſes Rechtes, vertörpert und 
des biefer gemäß 8 929, 932, 955 Abſ 2 übertragen wird (uch 58, 10). rn 
es Gläubigerrechts iſt an ſich ſchon der Inhaber befugt (RG 18. 6. 06 1 480/05), der 
hierbei zunächſt lediglich die Urkunde vorzulegen braucht, zu dieſer Vorlegung aber in allen 
rt Ausübung (Anforderung, Mahnung, Empfaugnahme der Leſſung, Widerſpruch 
Ausgabe neuer Zinsſcheine im Falle des § 805) verpflichtet iſt. Der Inhaber iſt 


jedoch zur Ausübung des Forderungsrechts nuridann befugt, wenn feine Inhabung eine 
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berechtigte, auf das Eigentum oder ein anderes Recht, insbeſondere ein Pfandrecht 
oder ein Verfügungsrecht an der Urkunde, wie das des Konkursverwalters oder des Ehe⸗ 
manns ſich ſtützende iſt; er ift nicht befugt, wenn er zur Verfügung über die Urkunde nicht be⸗ 
rechtigt ift, ein Umſtand, der einredeweiſe („es ſei denn“) vom Schuldner darzutun iſt. Dieſer 
Fall der Nichtberechtigung liegt namentlich dann vor, wenn der Inhaber bei Erwerb der 
Urkunde (oder bei Annahme derſelben zum Pfande) ſich nicht in gutem Glauben befand, 
wenn ihm insbeſondere zu dieſer Zeit bekannt oder infolge grober Fahrläſſigkeit unbekannt 
war, daß die Sache nicht dem Veräußerer (oder Verpfänder) gehörte (vgl. AH GB Artt 306, 
307; StGB 8 259; BGB 8 932; N 6, 22; 28, 109; 41, 207. S. auch $ 794 A 2, 8 796 
A 4). Der Inhaber iſt auch dann nicht der Berechtigte, wenn er zwar den Beſitz der Urkunde 
in einwandfreier Weiſe erlangt hat, aber auf Grund eines Rechtsverhältniſſes (3. B. als 
Verwahrer), aus dem er die Befugnis zur Veräußerung oder Verpfändung nicht entnehmen 
kann. Die Eigentumsvermutung des § 1006 kommt dem Beſitzer eines Inhaberpapiers 
zugute (NG JW 1913, 301%). Anderſeits berechtigt auch das bloße Eigentum ohne den 
Beſitz des Papiers nicht; die Inhaberſchaft iſt erſte und unerläßliche Vorausſetzung des Rechtes 
aus dem Papier (RG Warn 1914 Nr 16). 


4. Der Ausſteller iſt der Schuldner aus dem Inhaberpapier und hat die verſprochene 
Leiſtung nach Maßgabe feines Verſprechens an den Inhaber zu bewirken. ft der Inhaber 
nicht Eigentümer der Urkunde oder ſonſt zur Ausübung des Gläubigerrechts nicht befugt, 
ſo kann der Ausſteller die Leiſtung verweigern. Der Ausſteller iſt jedoch zur Prüfung der 
Verfügungsberechtigung des Inhabers nicht verpflichtet, wird vielmehr auch durch die Leiſtung 
an einen nicht zur Verfügung berechtigten Inhaber befreit. Streitig iſt, ob dies auch gilt, 
wenn dem Ausſteller bei der Leiſtung die Nichtberechtigung des Inhabers bekannt 
war. Den Wortlaut des 5 793 Ubj 1 Satz 2 und auch die Auslaſſungen der Materialien zu 
dem entſprechenden § 687 des EI (M 2, 697; Prot 2, 536) hat die herrſchende Lehre 
für ſich, wonach der Ausſteller auch in ſolchem Falle von ſeiner Verpflichtung aus der Urkunde 
befreit wird und ſich nur gemäß 88 828, 826 dem berechtigten Eigentümer des Papiers gegen 
über ſchadenserſatzyflichtig macht, wenn er durch die wiſſentliche Leiſtung an den Nicht- 
berechtigten ſich der Begünſtigung einer gegen den Eigentümer verübten ſtrafbaren Handlung, 
z. B. durch Einloſung eines geſtohlenen Inhaberpapiers, ſchuldig macht oder fonft in einer 
gegen die guten Sitten verſtoßenden Weiſe dem Eigentümer vorſätzlich Schaden zufügt (fo 
Staudinger A V 4, Planck A 3, ſowie die 1. Aufl. dieſes Werkes). Allein richtigerweiſe wird 
aus dem Geſichtspunkte, daß offenbarer Unredlichkeit ein Rechtsſchutz nicht zuteil werden 
darf, die Befreiung des Ausſtellers von der Verpflichtung in dieſem Falle zu verneinen ſein. 
Denn Gläubiger iſt nur der berechtigte Inhaber, und das Recht des Ausſtellers, auch an 
den Nichtberechtigten ohne Prüfung der Berechtigung zu leiſten, greift nicht durch, wo es 
ſich gar nicht um die Unterlaſſung einer Prüfung, ſondern um die Unterdrückung beſſeren 
Wiſſens handelt. Die Erleichterung der Leiſtung für den Ausſteller, die das Geſetz geſchaffen 
hat, deckt keine offenbare Unredlichkeit (fo Oertmann A 4, Staub, Exkurs zu § 365 HG 
A 2 u. a.). Mit dieſer Frage im Zuſammenhange, aber doch auch wieder von ihr verſchieden 
iſt die weitere Streitfrage, ob der Ausſteller auch durch die Leiſtung an einen geſchäfts⸗ 
unfähigen oder in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkten Inhaber befreit wird. 
Die Frage ift an ſich zu bejahen und mit Planck A VIe und Staudinger a. a. O. (a. M. Dert- 
mann A 5) anzunehmen, daß nach dem Willen des Geſetzgebers der Ausſteller, der von der 
Prüfung des Verfügungs rechts des Inhabers befreit ift, aus denſelben Gründen auch von 
der Prüfung der Verfügungsfähigkeit entbunden ſein ſoll. Entſprechend der hier ver⸗ 
tretenen Löſung der erſten Streitfrage wird der Ausſteller jedoch nicht als befreit anzuſehen 
ſein, wenn er von der Geſchäftsunfähigkeit des Inhabers Kenntnis hatte und ſeine Leiſtung 
an dieſen ſich als Unredlichkeit, als offenbarer Verſtoß wider Treu und Glauben darſtellt. 


5. Die Inhaberſchuldverſchreibung muß, um gültig zu ſein, den für die Herſtellung von 
Urkunden beſtehenden Erforderniſſen entſprechen, insbeſondere mit der Namensunterſchrift 
des Ausſtellers verſehen ſein. Hierzu genügt in Abweichung von § 126 nach Abſ 2 auch eine 
mechaniſche (fakſimilierte) Vervielfältigung der Namensunterſchrift, nicht aber der bloße 
Unterdruck der Firma oder der Körperſchaft. Anderſeits kann durch eine in die Urkunde 
aufgenommene Beſtimmung noch die Beobachtung einer weiteren Form, insbeſondere 
eine Ausfertigung erfordert werden. Dieſe iſt z. B. bei den Inhaberſchuldverſchreibungen 
des Reiches durch eigenhändige Unterſchrift des Vermerks „Ausgefertigt“ ſeitens des damit 
beauftragten Beamten, bei Zinsſcheinen und Erneuerungsſcheinen durch Aufdruck eines den 
Reichsadler enthaltenden Trockenſtempels zu bewirken (Reichsſchuldenordnung § 4), wobei 
es, abweichend von 8 793. der Aufnahme dieſer Beſtimmung in die Urkunde nicht bedarf. 
Eine gleiche Regelung kann nach EG Art 100 Nr 1 durch landesgeſetzliche Vorſchrift auch für 

ie Inhaberſchuldverſchreibungen eines Bundesſtaats oder einer ihm angehörenden Körper 
chaft des öffentlichen Rechtes erfolgen. 
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Der Ausſteller wird aus einer Schuldverſchreibung auf den Inhaber 
auch dann verpflichtet, wenn ſie ihm geſtohlen worden oder verloren gegangen 
oder wenn fie ſonſt ohne ſeinen Willen in den Verkehr gelangt iſt!). 

Auf die Wirkſamkeit einer Schuldverſchreibung auf den Inhaber iſt es 
ohne Einfluß, wenn die Urkunde ausgegeben wird, nachdem der Ausſteller 
geſtorben oder geſchäftsunfähig geworden iſt'). 

E I 686 II 723; M 2 697; ® 2 537. 


1. Auch bei den dem Ausſteller geſtohlenen oder verlorengegangenen oder ſonſt ab« 
handen gekommenen Inhaberſchuldverſchreibungen bleibt die durch das einfeitige Leiltung 
verſprechen begründete Verpflichtung desſelben an ſich beſtehen, jedoch nur dem redlichen 
Erwerber gegenüber, während der unredliche Inhaber nach 88 793, 932, 935, HG 9 306 
keine Rechte daraus herleiten kann. S. unten § 796. 

2. Tod oder Geſchäftsunfähigkeit des Ausſtellers ſind einflußlos, wenn die vorher 
ausgeſtellte Urkunde nach einem derartigen Ereignis auf irgendeine Weiſe in den 
Verkehr gelangt iſt. 

§ 795 


Im Inland ausgeſtellte Schuldverſchreibungen auf den Inhaber, in 
denen die Zahlung einer beſtimmten Geldſumme verſprochen wird, dürfen 
nur mit ſtaatlicher Genehmigung in den Verkehr gebracht werden!). 

Die Genehmigung wird durch die Zentralbehörde des Bundesſtaats 
erteilt, in deſſen Gebiete der Ausſteller ſeinen Wohnſitz oder ſeine gewerb⸗ 
liche Niederlaſſung hat. Die Erteilung der Genehmigung und die Beſtim⸗ 
mungen, unter denen ſie erfolgt, ſollen durch den Deutſchen Reichsanzeiger 
bekanntgemacht werden. 

Eine ohne ſtaatliche Genehmigung in den Verkehr gelangte Schuldver⸗ 
ſchreibung iſt nichtig; der Ausſteller hat dem Inhaber den durch die Ausgabe 
verurſachten Schaden zu erſetzen ?). 

Dieſe Vorſchriften finden keine Anwendung auf Schuldverſchreibungen, 


die von dem Reiche oder einem Bundesſtaat ausgegeben werden. 
E I 701 Abſ 1—3 II 724; M 2 718—721; P 2 555—558; 6 41. 


1. Staatliche Genehmigung iſt für die auf Zahlung einer beſtimmten Geldſumme 
gerichteten inländiſchen Schuldverſchreibungen, welche im Inlande in den Verkehr gebracht 
werden ſollen, vorgeſchrieben, damit ſchwindelhafte Banknotenausgaben und Störungen 
des Staatskredits durch unbefugte Ausgabe von Privatſchuldverſchreibungen vermieden 
werden. Dies gilt auch von Grundſchuldbriefen auf den Inhaber (RG 59, 381), aber 
nicht von ausländiſchen oder von inländiſchen auf Zahlung einer unbeſtimmten Geldſumme 
oder auf eine andere Leiſtung als Geld gerichteten Inhaberpapieren, insbeſondere nicht von 
Gewinnanteil und Lagerſcheinen, ferner nicht von den Inhaberſchecks, ſolange Tie nicht 
angenommen find, den Legitimations⸗ und Orderpapieren und den zu letzteren gehörigen 
Zinsſcheinen. Zinsſcheine auf den Inhaber ſind, ſoweit ſie zu Inhaberſchuldverſchreibungen 
ausgegeben werden, durch die für dieſe erteilte ſtaatliche Genehmigung mitgedeckt; anders, 
wenn ſie zu den auf den Namen lautenden Geldſchuldverſchreibungen ausgegeben werden 
(RS 74, 339; a. M. wenigſtens für Zinsſcheine von Orderpapieren aber Oertmann A 1). 
Nur für das Inverkehrbringen nicht auch ſchon für die Ausſtellung ift die ftaatliche Ge⸗ 
nehmigung erforderlich. Über die Ausnahme bei Schuldverſchreibungen des Reiches oder der 
n ſ. X) 4. Über die Kleingeldgutſcheine der Stadtgemeinden vgl. unter 

I 


2. Die Schuldverſchreibung iſt nichtig und der Ausſteller hat dem Inhaber den Schaden 
zu erſetzen, der dieſem durch die Ausgabe des nichtigen Papiers inſofern verurſacht worden 
fle als er beim Erwerb auf deſſen Gültigkeit vertraute, alſo in der Regel nicht den Nennwert 
tes Papiers, ſondern den vom Inhaber dafür gegebenen Vetrag. Dieſe Schadenspflicht 
Man nach $ 254 gemindert oder aufgehoben werden, wenn der Inhaber beim Erwerbe den 
— 95 der ſtaatlichen Genehmigung gekannt hat. — Streitig iſt, ob biefe Schadenspflicht 
1 — eintritt, wenn die Schuldverſchreibung nicht von dem Ausſteller oder einem Be; 

ebracht n desſelben, ſondern ohne deſſen Willen von einem Dritten, in den Vorkehr 
gebracht worden iſt. Dieſe Frage wird zu verneinen fein. Denn wenn es in $ 705 Abſ 3 
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heißt: „Der Ausſteller hat dem Inhaber den durch die Ausgabe verurſachten Schaden zu er- 
ſetzen“, ſo iſt darunter nach dem Wortlaut und nach den für die Schadenserſatzpflicht geltenden 
Vorausſätzen derjenige Schaden zu verſtehen, den der Ausſteller durch die von ihm bewirkte 
Ausgabe verurſacht hat. Hierfür ſpricht weiter auch der im EG Art 34 IV eingeſtellte 8 145 a 
StchB, wonach derjenige mit einer Geldſtrafe belegt werden ſoll, der eine Inhaberſchuld⸗ 
verſchreibung der angegebenen Art ohne die erforderliche ſtaatliche Genehmigung ausſtellt 
und in den Verkehr bringt. Es iſt nicht anzunehmen, daß die Schadenspflicht des Aus⸗ 
ſtellers von andern Vorausſetzungen abhängig gemacht fein ſollte als feine Strafbarkeit, die 
durch das Inverkehrbringen ſeitens des Ausstellers mit bedingt iſt. Hiermit ſtimmt endlich 
auch die Bemerkung in den Motiven zu § 795 Bd. 2 S. 720 überein: „Die erſte Voraus⸗ 
jetung der Schadenserſatzpflicht ift, daß der Ausſteller das Papier ausgegeben hat. Daß das 
Papier in den Verkehr gelangt iſt .. . . gilt nicht als genügend.“ 


8 796 


) Der Ausſteller kann dem Inhaber der Schuld verſchreibung nur ſolche 
Einwendungen entgegenſetzen, welche die Gültigkeit der Ausſtellung be⸗ 
treffen?) oder ſich aus der Urkunde ergeben?) oder dem Ausſteller unmittel- 
bar gegen den Inhaber zuſtehen“). 

1 689 II 725; M 2 699 —701; P 2 540, 541. 


1. Einwendungen des Ausſtellers. Infolge des für die Inhaberſchuldverſchreibungen 
geltenden Grundſatzes, daf jedem Inhaber des Papiers ein ſelbſtändiger, von dem 
Rechte des Vormanns unabhängiger Anſpruch aus demfelben zuſteht, iſt auch die Zahl der 
dem Auaſteller gegen den Inhaber gegebenen Einreden im Anſchluß an WO Art 82 und 
Adch B Art 303, ſowie im Einklang mit HGB 8 364 nur eine beſchränkte. 

2. Zugelaſſen ſind zunächſt die Einwendungen gegen die Gültigkeit der Ausſtellung. 
Dieſe können darauf geſtutzt werden, daß die Urkunde überhaupt nicht vom Ausſteller herrühre 
oder gefälicht ſei, daß die Herſtellung eine unvollſtändige fei, insbeſondere der Ausfertigungs⸗ 
vermerk fehle, oder auch darauf, daß der Ausſteller bei der Ausſtellung geſchäftsunfähig oder 
in der Geſchaftsfahigkeit beſchrankt geweſen ſei, 88 104ff., oder die Urkunde in erkennbarer 
Weiſe nur zum Scherze ohne ernſtliche Abſicht gefertigt habe. Streitig ift, ob der Ausſteller 
dem jeweiligen Inhaber auch eine Einrede wegen eines bei der Ausſtellung wirkſam ger 
weſenen Irrtums, Betrugs oder Zwanges (88 119, 123) entgegenſetzen könne. Mit 
Dernburg (II 1 § 150 Ila) it dieſe Frage im weſentlichen zu verneinen. Denn die Aus- 
ſtellung wird nach $ 142 durch die angefuhrten Willensmängel nicht ohne weiteres, ſondern 
erſt dann ungültig, wenn ſie von dem Ausſteller angefochten worden iſt. Die Anfechtung 
aber iſt nach $ 123 Abſ 2, $ 143 Abſ 4 nur demjenigen gegenüber zuläſſig, welcher die aus 
geſtellte Urkunde unmittelbar vom Ausſteller erhalten oder durch die Ausſtellung unmittel« 
bar einen rechtlichen Vorteil erlangt hat. Letztere Vorausſetzung trifft bei dem ſpäteren 
Erwerber der Urkunde nicht zu. Anders, wenn der Inhaber zugleich der erſte Erwerber der 
Urkunde ift oder von der gegen feinen Vormann erfolgten Anfechtung Kenntnis erhalten 
hat (ſ. hierüber unten A 4). . ; 

3. Einreden, welche ſich aus der Urkunde ergeben, konnen auf die darin enthaltenen 
Zeitbeſtimmungen, Bedingungen und Vorbehalte geſtützt und namentlich auch aus einem 
darin ausgeſprochenen Schuldgrunde ( o. § 793) hergeleitet werden. 

4. Als Einreden, welche dem Ausſteller unmittelbar gegen den Inhaber zuſtehen, 
find zunächſt diejenigen aufzuführen, welche aus den perſönlichen Rechtsbeziehungen des Aus⸗ 
ſtellers zum Inhaber entnommen werden, wie diejenigen der Stundung, Zahlung, Aufrechnung. 
Hierher gehören auch die dem Ausſteller gegen den Inhaber, wenn ſolcher die Urkunde 
unmittelbar von ihm erworben hat, zuſtehenden Einreden des Irrtums, Zwanges 
und Betrugs (f. o. A 2). Zuläſſig iſt ferner nach $ 793 Abſ 1 der Einwand des Ausſtellers, 
daß der Inhaber zur Verfügung über die Urkunde nicht berechtigt ſei, dieſelbe 
insbeſondere nicht in gutem Glauben an das Recht ſeines Veräußerers erworben, vielmehr 
den ihr anhaftenden Mangel (daß ſie insbeſondere dem berechtigten Eigentümer geſtohlen 
oder verlorengegangen oder abhandengekommen ſei) gekannt oder grob fahrläſſig nicht ge⸗ 
kannt habe, 88 932, 935. Als grob fahrläſſig gilt aber auch derjenige Inhaber, welcher beim 
Erwerbe des Papiers die Prüfung bezüglich des rechtmäßigen Beſißes ſeines Vormanns 
unterlaſſen hat, obſchon ihn beſondere Umſtände, wie Angebot des Papiers ohne Erneuerungs⸗ 
und Zinsſcheine oder Angebot durch einen unbekannten oder in unreifem Alter ſtehenden Men. 

en, zu einer derartigen Prüfung veranlaſſen mußten. Wegen des Ausſchluſſes des guten 
Glaubens bei einem Kaufmanne, der Bankier und Geldwechſlergeſchäfte betreibt und in 
dieſem Betriebe Inhaberpapiere zu Eigentum oder Pfand annimmt, |. HGB 8 367. Un⸗ 
wirkſam aber iſt die Kenntnis des Inhabers von dem beim Ausſteller erfolgten Diebſtahl 
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oder Verluſt und die darauf geſtützte Einrede des Ausſtellers, wenn hierüber der Rechts 
vorgänger des Inhabers oder ein Vormann in gutem Glauben geweſen und hiermit das Recht 
des Ausſtellers erloſchen war (RG 37, 69). Im übrigen ſtehen dem Ausſteller Einreden 
aus der Perſon eines Vormanns des Erwerbers, die mit dem Erwerb der Urkunde nicht 
zuſammenhängen, nicht zu (M 2, 701), dies auch dann nicht, wenn der Inhaber beim Erwerb 
der Urkunde die der Einrede zugrunde liegenden Tatſachen gekannt haben ſollte. Streitig 
iſt, inwieweit der Ausſteller aus dem Verhältnis des Inhabers zum Vormann die Einrede 
der Argliſt herleiten kann. Der Ausſteller wird hierzu nach der herrſchenden Anſicht zunächſt 
dann befugt ſein, wenn der Inhaber beim Erwerb der Urkunde die dem Ausſteller gegen 
den Vormaun zuſtehende Einrede (3. B. des teilweiſen Erlaſſes der im Papier verbrieften 
Schuld) kannte und die Urkunde gerade zu dem Zwecke, dem Ausſteller dieſe Einrede ab. 
zuſchneiden oder ihm ſonſt Schaden zuzufügen, an ſich gebracht hat. Denn hierdurch 
macht fich der Inhaber eines argliſtigen Verhaltens unmittelbar gegen den Ausſteller 
ſchuldig. Erhält dagegen der Inhaber erſt nach dem Erwerb der Urkunde von einer ſolchen 
Einrede Kenntnis, ſo iſt er dadurch an ſich an der Geltendmachung des Rechtes aus der Urkunde 
nicht behindert und den gegen den Vormann begründeten Einwendungen des Ausſtellers 
nicht ausgeſetzt, es ſei denn, daß er dieſe Geltendmachung nur, um dem Ausſteller Schaden 
zuzufügen oder nur zum Schein im eigenen Namen, in Wirklichkeit aber als vorgeſchobene 
Perſon für den Vormann, unternehmen würde (88 226, 826; RG 4, 101; 11, 9). 


8 797 


Der Ausſteller iſt nur gegen Aushändigung der Schuld verſchreibung zur 
Leiſtung verpflichtet). Mit der Aushändigung erwirbt er das Eigentum an 
der Urkunde, auch wenn der Inhaber zur Verfügung über ſie nicht berech⸗ 
tigt iſte). 

E I 688 II 726; M 2 698; P 2 540; 6 209. 


1. Die Leiſtung des Ausſtellers hat, da es ſich dabei regelmäßig um eine Holſchuld 
handelt, an dem Orte zu erfolgen, wo dieſer zur Zeit der Ausſtellung feinen Wohnſitz oder 
ſeine gewerbliche Niederlaſſung hatte, und zwar zu der Zeit, die in der Urkunde angegeben 
iſt, beim Mangel einer ſolchen Angabe alsbald bei Vorlegung der Urkunde, in jedem Falle 
aber nur (Zug um Zug) gegen Aushändigung derſelben, abgeſehen von ihrer Unbeibringlich⸗ 
keit in den Fällen der $$ 799, 804. Bei Teilzahlungen iſt der Ausſteller zu einem entſprechenden 
Vermerk auf der Urkunde berechtigt (val. WO Art 39). Gibt der Ausſteller die Urkunde nach 
erfolgter Einlöſung unter Fortdauer ſeines Verpflichtungswillens weiter, ſo lebt auch ſeine 
Verpflichtung aus derſelben wieder auf (RG 18, 6). 

2. Der Übergang des Eigentums auf den Ausſteller iſt von der Verfügungsberechtigung 
des Inhabers darüber nicht abhängig. Ob er auch dann eintritt, wenn der Ausſteller die Nicht⸗ 
berechtigung des Inhabers kennt, iſt ſtreitig; dafür Planck a. a. O. zu § 797, ſowie die 1. Aufl. 
dieſes Werkes. Dagegen Staudinger § 797 Bem 2b und Oertmann a. a. O. 8 797 Bem 2, 
beide unter Berufung auf 88 932, 935. Letzteren iſt beizutreten. Die angezogenen 88 932, 
935 find wenigſteus entſprechend auch hier anwendbar. Vgl. im übrigen 5 793 A 3 u. 4. 


§ 798 

Iſt eine Schuld verſchreibung auf den Inhaber infolge einer Beſchädigung 
oder einer Verunſtaltung zum Umlaufe nicht mehr geeignet, ſo kann der RUE 
haber, ſofern ihr weſentlicher Inhalt und ihre Unterſcheidungsmerkmale 
noch mit Sicherheit erkennbar ſind, von dem Ausſteller die Erteilung einer 
neuen Schuld verſchreibung auf den Inhaber gegen Aushändigung der be⸗ 
ſchädigten oder verunſtalteten verlangen. Die Koſten hat er zu tragen und 
vorzuſchießen!). 

E I 699 II 727; M 2 713; P 2 554. 

1. Die Ausſtellung neuer Schuldverſchreibungen an Stelle von beſchädigten 9 ver⸗ 
unſtalteten ſetzt voraus, daß die Urkunde nicht gänzlich vernichtet, ſondern in ihrer © . — 
0 ndividualität) noch erkennbar iſt. Weitere Voransfetzungen hierfür find nicht erfordert 
00 auch H g 229). Abweichende Vorſchriften: a) für Reichskaſſenſcheine nad 0 Abs 2 
90 ef. v. 30. 4. 74, betr. die Ausgabe von Reichskaſſenſcheinen, wonach für beſchädigte oder 

brauchbar gewordene Exemplare Erſatz zu leiſten iſt, wenn das vorgelegte Stück zu 


mem echten Reichskaſſenſchein geht ie Hä i [chen beträgt, während 
! N gehört und mehr als die Hälfte eines ſolche ' * 
in anderen Fällen die ausnahmsweife eng dem flchtmäßigen Ermeſſen der Reichs. 
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ſchuldenverwaltung überlaſſen bleibt; b) für Banknoten in 8 4 Abſ 2 des Bankch v. 14. 3. 75, 
wonach für beſchädigte Noten Erſatz zu leiſten iſt, ſofern der Inhaber entweder einen Teil 
der Urkunde vorlegt, welcher größer iſt als die Hälfte, oder den Nachweis führt, daß der 
Reſt der Note, von welcher er einen geringeren Teil präſentiert, vernichtet ſei — wogegen 
im übrigen für vernichtete oder verlorene Noten kein Erſatz geleiſtet wird. — Die Beſtimmungen 
dieſes Paragraphen gelten nicht für Zinsſcheine und Gewinnanteilſcheine, dagegen 
nach Art 174 EG auch für die vor dem Inkrafttreten des BGB ausgegebenen Inhaberſchuld⸗ 
verſchreibungen. 


§ 799 


) Eine abhanden gekommene oder vernichtete Schuld verſchreibung auf 
den Inhaber kann, wenn nicht in der Urkunde das Gegenteil beſtimmt iſt, 
im Wege des Aufgebotsverfahrens für kraftlos erklärt werden?). Aus⸗ 
genommen ſind Zins⸗, Renten⸗ und Gewinnanteilſcheine ſowie die auf Sicht 
zahlbaren unverzinslichen Schuldverſchreibungens). 

Der Ausſteller iſt verpflichtet, dem bisherigen Inhaber auf Verlangen 
die zur Erwirkung des Aufgebots oder der Zahlungsſperre erforderliche 
Auskunft zu erteilen und die erforderlichen Zeugniſſe auszuſtellen. Die 
Koſten der Zeugniſſe hat der bisherige Inhaber zu tragen und vorzu⸗ 
ſchießen “) ö). 


E 1 692 II 728 Abi 1; M 2 706, 706; P 2 546, 547; 6 385. 


1. Rechtsbehelfe des Inhabers bei Verluſt oder Vernichtung, nicht bloß Beſchädigung 
oder Verunſtaltung von Inhaberſchuldverſchreibungen ſind: a) der Antrag auf Bekanntmachung 
im Reichsanzeiger durch eine öffentliche Behörde oder den Ausſteller (HGB 8 367), b) der 
Jaller 1 Einleitung des Aufgebotsverfahrens zum Zwecke der Kraftloserklärung und auf 

ahlungsſperre. 8 4 5 

2. Die Kraftloserklärung ift zuläſſig im Falle des Verluſtes oder der Vernichtung bei 
Inhaberſchuldverſchreibungen, ſofern in ihnen nicht das Gegenteil beſtimmt iſt, ſowie 
bei den in § 808 erwähnten Legitimationspapieren mit dem unten zu erwähnenden 
Vorbehalte zugunſten der Landesgeſetzgebung, ingleichen auch bei Schuldverſchreibungen 
und Schatzanweiſungen des Deutſchen Reiches (Reichsſchuldenordnung v. 19. 3. 00 
881719), bei Anteilſcheinen der Reichsbank (j. WO v. 3. 9 00, betr. Abänderung des 
Statuts der Reichsbank, § 8), nicht minder bei Grundſchuld⸗ und Rentenſchuldbriefen 
(88 1195, 1199). Das gleiche Verfahren findet auch ftatt bei (Inhaber-) Aktien- und Interims⸗ 
ſcheinen (OG 8 228), bei Wechſeln (WO Art 73), bei den im HG $ 363 aufgeführten, an 
Order ausgeſtellten kaufmänniſchen Anweiſungen und Verpflichtungsſcheinen. Eine 
Beſtimmung des Gegenteils in der Urkunde, alſo einen Ausſchluß der Kraftloserklärung 
durch Aufgebot, enthält der Vermerk auf einem Lotterieloſe, daß der Gewinnanſpruch in 
einer beſtimmten Friſt nach der Ziehung unter Vorzeigung des Loſes geltend gemacht werden 
müſſe, nicht (R JW 1912, 86115). 

3. Ausgeſchloſſen iſt die Kraftloserklärung bei den Zins⸗, Renten und Gewinn- 
anteilſcheinen, ſowie bei den, den Banknoten gleichgeſtellten, auf Sicht zahlbaren 
un verzinslichen Schuldverſchreibungen (jedoch mit dem unten zu erwähnenden Vor⸗ 
behalt zugunſten der Landesgeſetzgebung); bei den in 8 807 aufgeführten Urkunden (Karten, 
Marken u. dgl.), bei den Reichskaſſenſcheinen, 8 6 des NGel. v. 30. 4. 74, ſowie bei den 
Banknoten, $ 4 des BantG v. 14. 3. 75. Bei den ſonſtigen Wertpapieren kann an die 
Stelle der Kraftloserklärung nach § 371 das öffentlich beglaubigte Anerkenntnis des Gläubigers 
treten, daß die Schuld erloſchen ſei. b 

4. Das Verfahren bei der Kraftloserklärung iſt in der ZPO SS 946ff. und namentlich 
88 1003—1017 geregelt. Vgl. hierzu in betreff der Schuldverſchreibungen und Schatzanweiſungen 
des Deutſchen Reiches die Zuſätze in 88 16—18 der Reichsſchuldenordnung v. 14. 3. 00, ſowie 
in betreff der Anteilſcheine der Reichsbank die Vorſchrift in 8 8 der angef. VO v. 3. 9. 00. 

5. Übergangsbeſtimmungen. a) $ 799 (nebſt $ 800) gilt auch für Kraftloserklärung und 
Zahlungsſperre der vor dem Inkrafttreten des BGB ausgeſtellten Inhaberſchuldverſchrei⸗ 
bungen (EG 8 174), insbeſondere auch der Inhaberſchuldverſchreibungen, Zinsſcheine und 
Schatzanweiſungen des Reiches (Reichsſchuldenordnung $ 21); dagegen gelten fort die bisherigen 

eſetze über Kraftloserklärung und Zahlungsſperre für die vor dem gedachten Zeitpunkt 
ausgeſtellten, auf Sicht zahlbaren unverzinslichen Schuldverſchreibungen, Zins-, Renten⸗ 
und Gewinnanteilſcheine (E Art 174). b) Erledigung eines beim Inkrafttreten des 
BOB anhängigen Verfahrens wegen Kraftloserklärung oder Zahlungsſperre in betreff 
einer Inhaberſchuldverſchreibung oder einer in § 808 angeführten Legitimationsurkunde nach 


BB, wommentar von Reichsgerichtsräten. I. Band. 3. Aufl. 60 
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den bisherigen Geſetzen und Fortgeltung der letzteren bezüglich der Wirkung des Verfahrens 
und der endlichen Entſcheidung (EG Art 178). c) Unzuläſſigkeit der ferneren Außerturs 
ſetzung von Inhaberſchuldverſchreibungen nach dem Inkrafttreten des BGB und Wirkungs⸗ 
loſigkeit der vorher erfolgten Außerkursſetzung (EG Art 176). Vorbehalte zugunſten der 
Landesgeſetze über die Kraftloserklärung und Zahlungsſperre in Anſehung der in 3 807 er- 
wähnten, reichsgeſetzlich der Kraftloserklärung nicht unterliegenden Urkunden, ingleichen zu ⸗ 
gunſten landesgeſetzlicher Beſtimmung eines andern als des Aufgebotsverfahrens für die 
Kraftloserklärung der in $ 808 erwähnten Urkunden ſ. im EG Art 102. 


8 800 


Iſt eine Schuldverſchreibung auf den Inhaber für traftlos erklärt, ſo 
kann derjenige, welcher das Ausſchlußurteil erwirkt hat, von dem Ausſteller, 
unbeſchadet der Befugnis, den Anſpruch aus der Urkunde geltend zu machen, 
die Erteilung einer neuen Schuldverſchreibung auf den Inhaber an Stelle 
der für kraftlos erklärten verlangen. Die Koſten hat er zu tragen und vor⸗ 
zuſchießen !). 

E I 695 II 728 Abſ 2; M 2 708, 709; P 2 548. 

1. Wirkungen des rechtskräftigen Ausſchlußurteils: a) Befugnis des Antragſtellers 
zur Geltendmachung des Anſpruchs aus der Urkunde (vgl. ZPO 8 1018; WO 
Art 73). b) Anſpruch auf Erteilung einer neuen Schuldurkunde an Stelle der für kraftlos 
erklärten, welcher Anſpruch namentlich daun von Bedeutung iſt, wenn das Recht aus der 
Urkunde bei der Kraftloserklärung noch nicht fällig iſt. Dagegen hat der Antragſteller regel 
mäßig nicht die Befugnis, vor Erlaß des Ausſchlußurteils die im Laufe des Verfahrens fällig 


werdenden Leiſtungen aus der Urkunde gegen Sicherheitsleiſtung einzufordern, was vielmehr 
nur vom Wechſel gilt (WO Art 73). 

Im Falle der Anfechtung und Aufhebung des Ausſchlußurteils ſind Leiſtungen, 
die der Ausſteller auf Grund des letzteren ohne Kenntnis von der Aufhebung gemacht hat, 
Dritten, insbeſondere dem Anfechtungskläger gegenüber, wirkſam (M 2, 709). 


8 801 


Der Anſpruch aus einer Schuldverſchreibung auf den Inhaber erliſcht 
mit dem Ablaufe von dreißig Jahren nach dem Eintritte der für die Leiſtung 
beſtimmten Zeit, wenn nicht die Urkunde vor dem Ablaufe der dreißig Jahre 
dem Ausſteller zur Einlöſung vorgelegt wird!). Erfolgt die Vorlegung, ſo 
verjährt der Anſpruch in zwei Jahren von dem Ende der Vorlegungsfriſt 
anz). Der Vorlegung ſteht die gerichtliche Geltendmachung des Anſpruchs 
aus der Urkunde gleich. 

Bei Zins⸗, Renten⸗ und Gewinnanteilſcheinen beträgt die Vorlegungs“ 
friſt vier Jahre. Die Friſt beginnt mit dem Schluſſe des Jahres, in welchem 
die für die Leiſtung beſtimmte Zeit eintritt. 

Die Dauer und der Beginn der Vorlegungsfriſt können von dem Aus⸗ 
ſteller in der Urkunde anders beſtimmt werdens). 

E I 691 II 729; M 2 703— 705; P 2 542 ff. 

1. Infolge Nichtvorlegung der Urkunde bis zum Ablauf von dreißig Jahren ac 
dem Eintritt der für die Leiſtung beſtimmten Zeit erliſcht der Anſpruch aus der a an. 
ſchreibung. Iſt eine ſolche Zeit in der Urkunde nicht beſtimmt, ſo läuft die dreißiglaͤhrige ei 
ſchlußfriſt von der, nötigenfalls vom Gläubiger zu erweiſenden Zeit der . 5 
Urkunde ab, da mit dieſem Zeitpunkt im Zweifel die Leiſtungspflicht des Augfteliene —＋ en 
vgl. 88 271, 793. A. M. (anftatt der dreißigjährigen Worlegungs: und zweite end ir — 
jahrungefriſ die gewöhnliche Verjährung nach $ 196) Plan zu S 801 2b ger ſrungsfelt 
zu 8 801 III, jedoch ohne genügenden Grund, da gerade die gewöhnliche > bi 8 u 
für die Inhaberſchuldverſchreibung ungeeignet, vermieden werden ſoll UN br 1 
teilige Annahme überdies in der Regel zur Unverjährbarkeit des Anſpruchs Fü ie Wurd 
Lotterieloſen wird die Fälligkeit der Gewinne durch die kalendermaßig feſtgeſetzte Ziehung 


G das Erſcheinen der Gewinnliſte erkennbar beſtimmt. Die uit aut Abholung der 


nne stellt zugleich die Vorlegungsfriſt nach $ 801 Abſ 3 dar (ME JW 1912, 861%). 
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2. Für die zweijährige Verjährungsfriſt, die vom Ende der Vorlegungsfriſt, nicht vom 
Tage der Vorlegung ab, zu berechnen iſt, gelten die für die regelmaßige Verjährung beſtehen⸗ 
den Vorſchriften. 

3. Die Abänderung der Vorlegungsfriſt iſt zuläſſig, wenn fie in der Urkunde geſchieht. 
S. für Lotterieloſe A 1. Sie kann für kürzer oder länger als dreißig Jahre beſtimmt, jedoch 
nicht ganz beſeitigt werden. Im Streitfalle iſt der Friſtablauf vom Ausſteller, die Vorlegung 
der Urkunde vom Inhaber zu erweiſen. — Übergangsbeſtimmungen für die vor dem Inkraft⸗ 
treten des BGB ausgeſtellten Inhaberſchuldverſchreibungen ſ. im EG Art 174 Abj 2, wonach 
ſich für Anſprüche aus denſelben die Verjährung, unbeſchadet der Vorſchriften des § 802, 
nach den früheren Geſetzen beſtimmt. 


8 802 


Der Beginn und der Lauf der Vorlegungsfriſt, ſowie der Verjährung 
werden durch die Zahlungsſperre zugunſten des Antragſtellers gehemmt!) 
Die Hemmung beginnt mit der Stellung des Antrags auf Zahlungsſperre; 
ſie endigt mit der Erledigung des Aufgebotsverfahrens und, falls die Zah⸗ 
lungsſperre vor der Einleitung des Verfahrens verfügt worden iſt, auch 
dann, wenn ſeit der Beſeitigung des der Einleitung entgegenſtehenden Hinder⸗ 
niſſes ſechs Monate verſtrichen ſind und nicht vorher die Einleitung be⸗ 
antragt worden iſt. Auf dieſe Friſt finden die Vorſchriften der SS 203, 206, 
207 entſprechende Anwendung. 

E 1 694 II 730; M 2 707, 708; P 2 548; 6 386. 


1. Die Zahlungsſperre, welche zugunſten des Autragſtellers den Beginn und Lauf der 
Vorlegungsfriſt, ſowie der Verjährung hemmt, beſteht in dem auf Antrag an den Ausſteller, 
ſowie an die in dem Papier bezeichneten Zahlungsſtellen zu erlaſſenden Verbot, an den In⸗ 
haber des Papiers eine Leiſtung zu bewirken, insbeſondere neue Zins-, Renten- und Gewinn⸗ 
anteilſcheine oder einen Erneuerungsſchein auszugeben (ZPO 8 1019). Die Zahlungsſperre 
erfolgt entweder in Verbindung mit dem Aufgebotsverfahren und endigt alsdann mit deſſen 
Erledigung oder fie kann wenn die fofortige Einleitung des Aufgebotsverfahrens nach 30 
$ 1015 Satz 2 nicht zulaſſig iſt, beim Vorhandenſein der übrigen Erforderniſſe ſchon vor Ein⸗ 
leitung des Aufgebotsverfahrens verfügt werden und endigt alsdann, wenn ſeit der Befeiti- 
gung des der Einleitung entgegenſtehenden Hinderniſſes ſechs Monate verſtrichen ſind und 
nicht vorher die Einleitung beantragt worden iſt (ZPO SS 1019, 1020). — Wegen des bei 
der Zahlungsſperre einzuhaltenden Verfahrens ſ. im übrigen ZPO 88 1019 —1022. Vgl. 
auch EG Art 174 Abſ 1 u. oben § 801 A 8 a. E. 


S 803 


Werden für eine Schuldverſchreibung auf den Inhaber Zinsſcheine aus⸗ 
gegeben, ſo bleiben die Scheine, ſofern ſie nicht eine gegenteilige Beſtimmung 
enthalten, in Kraft, auch wenn die Hauptforderung erliſcht oder die Ver⸗ 
pflichtung zur Verzinſung aufgehoben oder geändert wird!). 

Werden ſolche Zinsſcheine bei der Einlöſung der Hauptſchuldverſchreibung 
nicht zurückgegeben, jo iſt der Ausſteller berechtigt, den Betrag zurück⸗ 
zubehalten, den er nach Abſ 1 für die Scheine zu zahlen verpflichtet ift2) ). 


E 1 690 II 731; M 2 701703; P 2 541, 542. 


1. Zinsſcheine, welche für eine Schuldverſchreibung auf den Inhaber ausgegeben werden, 
bilden ſelbſtändige, von dem Fortbeſtand und der Wirkſamkeit der Schuldverſchreibung 
unabhängige Inhaberpapiere (MG 74, 339). Sie begründen, wenn darin nichts Abweichendes 
beſtimmt iſt, für ſich allein den Zinsanſpruch dergestalt, daß derſelbe von dem Inhaber der 
Hauptſchuldurkunde lediglich auf Grund dieſer nicht erhoben werden kann (RG 4, 142; 14, 154). 
Nur dann bedarf es bei der Einforderung der Zinſen der Vorlegung des Zinsſcheins nicht, 
wenn der Ausſteller widerrechtlich die ihm obliegende Ausfolgung neuer Zinsſcheine ver⸗ 
weigert hat; denn alsdann ſteht ſeiner auf die Nichtvorlegung der Zinsſcheine geſtützten Ein. 
rede die Gegeneinrede der Argliſt entgegen (RG 31, 147). Neben der ſelbſtändigen Natur des 
Scheines kommt indeſſen der Umſtand, daß er auf Zinſen von einer Hauptſchuld lautet, wenig. 
ſtens infofern in Betracht, als der darauf geſtützte Anſpruch dem Verbot des Zinſeszinſes 
Ss 28, 289, ſowie der vierjährigen Verjährung nach $ 197 unterliegt (RG 5, 257; 14, 154; 
a1, 147). 
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Andere Grundſätze als für die Zinsſcheine gelten für die Renten⸗ und Gewinnanteil⸗ 
Dividenden-) Scheine, ſowie für die Erneuerungsſcheine (Talons). Der Anſpruch aus dem 
Dividendenſcheine iſt kein von vornherein beſtimmter, ſondern durch die Feſtſetzung eines be⸗ 
ſtimmten Gewinnanteils ſeitens der zuständigen Geſellſchaftsorgane bedingt und au den 
Fortbeſtand der Stammurkunde dergeſtalt gebunden, daß er zugleich mit dem Recht aus Der 
ſelben erliſcht (O0 B § 228 Abi 2; RG 15, 97; 22, 113). Der Gewinnanteilſchein iſt demnach 
nur ein Inhaberpapier im weiteren Sinne (RG 77, 333). 8 803 kann für ihn nicht gelten wegen 
der Unbeſtimmtheit des Anſpruchs. Der Emenerungsfchein iſt überhaupt kein ſelbſtändiges 
Inhaberpapier, ſondern nur ein zur Stammurkunde gehöriges Ausweispapier, durch weiches 
die beſchwerende und gefährdende Vorlegung der. Urkunde bei Erhebung neuer Zinsſcheine 
erſpart werden ſoll. Mit der Hinfälligkeit der Haupturkunde wird daher der Erueuerungs 
ſchein ebenfalls kraftlos (RG 23, 269; 31, 147; 74, 339). 


2. Dieſes Zurückbehaltungsrecht des Ausſtellers wird vom Gläubiger durch Nach. 
lieferung der Zinsſcheine beſeitigt und auch nach 8 273 Abſ 3 durch Sicherheitsleiſtung 
abgewendet werden können. 

3. übergangsbeſtimmungen für Zins“, Renten- und Gewinnanteilſcheine, welche nach 
dem Inkrafttreten des BGB für ein vor dieſer Zeit ausgeſtelltes Inhaberpapier ausgegeben 
IE Bi 131 Art 175. Vgl. jedoch bezüglich der fortdauernden Anwendbarkeit des 8 804 

as rt A 


8 804 


Iſt ein Zins⸗, Renten⸗ oder Gewinnanteilſchein abhanden gekommen 
oder vernichtet und hat der bisherige Inhaber den Verluſt dem Ausſteller 
vor dem Ablaufe der Vorlegungsfriſt angezeigt, jo kann der bisherige In⸗ 
haber nach dem Ablaufe der Friſt die Leiſtung von dem Ausſteller ber 
langen !). Der Anſpruch iſt ausgeſchloſſen, wenn der abhanden gekommene 
Schein dem Ausſteller zur Einlöſung vorgelegt oder der Anſpruch aus dem 
Scheine gerichtlich geltend gemacht worden iſt, es ſei denn, daß die Vorlegung 
oder die gerichtliche Geltendmachung nach dem Ablaufe der Friſt erfolgt ist. 
Der Anſpruch verjährt in vier Jahren?). 

In dem Zins⸗, Renten- oder Gewinnanteilſcheine kann der im Abſ 1 be⸗ 
ſtimmte Anſpruch ausgeſchloſſen werden“) 4). 

E 1 697 II 732; M 2 709—712; P 2 548—550. 


1. Bei abhandengekommenen oder vernichteten Zins, Nienten⸗ oder Gewinnanteil⸗ 
scheinen tritt an die Stelle des Aufgebotsverfahrens die Anzeige vom Verluſt an den 
Ausſteller, die von dem bisherigen Inhaber, und zwar vor dem Ablauf der vierjährigen Vor 
legungsfriſt zu erſtatten iſt. Wird bis zu dieſem Zeitpunkte der verlorene Schein von anderer 
Seite nicht vorgelegt, ſo kann der bisherige Inhaber die Leiſtung von dem Ausſteller ver 
langen, da der Anſpruch eines etwaigen andern Inhabers mit dem Ablauf der Vorlegungs 
friſt erloſchen iſt. Erfolgt dagegen von anderer Seite die rechtzeitige Vorlegung an den Aus 
ſteller, fo iſt dieſer zur Leiſtung an den Vorlegenden und zur Verweigerung der Leistung an 
den Verluſtträger berechtigt; letzterer kann ſich alsdann durch Beantragung einer einſtweiligen 
Verfügung ſchützen. Im Streitfalle hat der Verluſtträger ſeinen Verluſt und die Anzeige des 
ſelben zu erweiſen, während dem Ausſteller die Beweislaſt dafür, daß die Vorlegung oder 
gerichtliche Geltendmachung von anderer Seite erfolgt ſei und in ſolchem Falle dem Verluſt⸗ 
fait e fl 0 dafür obliegt, daß dieſe Maßnahme erſt nach Ablauf der Vorlegungs 
riſt erfolgt ſei. 

2. Die vierjährige Verjährungsfriſt beginnt mit dem Ablauf der Vorlegungsfriſt, mit 
welcher der Anſpruch des Verluſtträgers auf Einlöſung des verlorenen Scheines entſteyt (8 198). 
So namentlich die M 2, 712. A. M. Planck 8 804 A 3 unter Bezugnahme auf 8 201, welcher 
jedoch um deswillen außer Anwendung bleiben muß, weil hier an die Stelle des urſprünglichen 
Zinſenanſpruchs ein eigenartiger, auf § 804 beruhender Anſpruch getreten 5 Zuaſche 

3. Der Ausſchluß des Anſpruchs iſt im Zinsſchein ſelbſt zu erklären. Bei Zinsſcheinen 
von Schuldverſchreibungen oder Schatzanweiſungen des Reiches ift der Anſpruch e 
ohne daß es der ausdrücklichen Beſtimmung der Ausſchließung im Scheine e (Reichs 
cheuſtenordnung $ 16 Abſ 2). Vgl. jedoch auch 8 16 Abſ 3. Fortdauer landesgeſetz icher Vor · 

5 5 gleichem Inhalt, wie der angef. § 16 Abſſ 2 nach EG Art erst 11 
„Vorbehalt für die Landesge i t : Übergang»? en |. im 
Ech Art 174 Al 2 W ee in Art 100 EG 


Schuldverſchreibung auf den Inhaber SS 803— 807 949 


8 805 


Neue Zins⸗ oder Rentenſcheine für eine Schuldverſchreibung auf den 
Inhaber dürfen an den Inhaber der zum Empfange der Scheine ermächtigen⸗ 
den Urkunde (Erneuerungsſchein) nicht ausgegeben werden, wenn der In⸗ 
haber der Schuldverſchreibung der Ausgabe widerſprochen hat!). Die Scheine 
ſind in dieſem Falle dem Inhaber der Schuldverſchreibung auszuhändigen, 
wenn er die Schuldverſchreibung vorlegt. 

E 1 698 II 783; M 2 712; P 2 5582 ff.; 6 149. 


1. Auf Grund des Erneuerungsſcheins (Talons) kann deſſen Inhaber vom Ausſteller 
die Aushändigung neuer Zins- oder Rentenſcheine verlangen. Daneben iſt aber auch der 
Inhaber der Schuldverſchreibung, als deren Zubehör der Erneuerungsſchein anzuſehen iſt, 
zur Anforderung der neuen Scheine befugt und kann der Aushändigung an den Inhaber 
des Erneuerungsſcheins unter Vorlegung der Haupturkunde dem Ausſteller gegenüber wider⸗ 
ſprechen. In dieſem Falle hat der Inhaber der Schuldverſchreibung den Vortritt; ihm und 
nicht dem Inhaber des Erneuerungsſcheins find die neuen Zinsſcheine auszuhändigen. § 805 
iſt übrigens keine zwingende Vorſchrift und bezieht ſich nicht auf Gewinnanteilſcheine. 
Rückſichtlich der Gewinnanteilſcheine zu Aktien oder Interimsſcheinen enthält aber das HGB 
$ 230 eine mit $ 805 übereinſtimmende Vorſchrift. Vgl. für Zinserneuerungsſcheine RG 
74, 839, für Gewinnanteilſcheine RG 77, 333. 


8 806 


Die Umſchreibung einer auf den Inhaber lautenden Schuldverſchreibung 
auf den Namen eines beſtimmten Berechtigten kann nur durch den Ausſteller 


erfolgen!). Der Ausſteller iſt zur Umſchreibung nicht verpflichtete). 
E 1 700 II 734; M 2 718-717: P 2 555. 


90 1. Die Umſchreibung auf den Namen eines beſtimmten Berechtigten, welche an die 
Stelle der nicht mehr zuläſſigen Außerkursſetzung getreten it, kann nur durch den Ausſteller 
und auf dem Papiere ſelbſt erfolgen (gl. Rh 40, 134). Von der Umſchreibung ab kann das 
Papier, wenn es auch noch Wertpapier bleibt, nicht mehr nach den für bewegliche Sachen 
beſtehenden Vorſchriften der 88 932, 935, fondern nur noch nach den für Namenpapiere 
geltenden Grundſätzen übertragen, auch nicht mehr gemäß 8 799 für kraftlos erklärt werden. 
Bei Reichsauleihen kann die Umſchreibung auf Antrag des Inhabers durch Umwandlung 
in Buchſchulden des Reiches auf den Namen eines beſtimmten Berechtigten bewirkt werden 
(RGeſ. v. 6. 5. 10 zur Anderung des Gel, betr. das Reichsſchuldbuch, v. 31. 5. 91 88 1,3, 4,5, 5a), 
|. auch das Pre]. v. 20. 7. 83. — übergangsbeſtimmung im EG Art 174 Abſ 1, wonach 
8 806 Satz 1 auch für die vor dem Inkrafttreten des BGB ausgeſtellten Schuldverſchreibungen 
auf den Inhaber gilt. 
2. Ausnahmen hiervon kraft landesgeſetzlicher Vorſchrift nach EG Art 101. 


S 807 


Werden Karten, Marken oder ähnliche Urkunden, in denen ein Gläu⸗ 
biger nicht bezeichnet iſt, von dem Ausſteller unter Umſtänden ausgegeben, 
aus welchen ſich ergibt, daß er dem Inhaber zu einer Leiſtung verpflichtet 
fein will!), jo finden die Vorſchriften des 8 793 Abſ 1 und der SS 794, 796, 
797 entſprechende Anwendung!). 

E 1 702 II 736; M 2 721, 722; P 2 561, 562. 


1. Die im Verkehr vorkommenden Karten, Marken oder ähnlichen Urkunden mit um. 
vollkommener Angabe des Rechtsverhältniſſes, insbeſondere ohne Bezeichnung des Gläubigers 
und ohne Namensunterſchrift des Ausſtellers, können verſchiedenen Zwecken dienen, ſich 
insbeſondere als Erſatzmittel für Geld, wie z. B. Briefmarken, als Beweis- oder einfache 
Ausweispapiere, wie Garderobemarken, Gepäck. oder Aufbewahrungsſcheine, aber auch, 
wenn nach den Umſtänden, unter denen die Ausgabe erfolgt, der Ausſteller dem In⸗ 
haber zu einer Leiſtung verpflichtet ſein will, als ſelbſtändige Inhaberpapiere 
darſtellen, auf welche die für Inhaberſchuldverſchreibungen geltenden Vorſchriften wenigſtens 
teilweiſe Anwendung finden. Auch die von den Stadtgemeinden im Kriege ausgegebenen 
Kleingeldgutſcheine gehören hierher, wenn fie nicht den Erforderniſſen der Inhaberſchuld 
verſchreibungen entſprechen (RG St 51, 410 u. 52, 97; vgl. § 793 A 1). 
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2. Zu dieſen unvollkommenen Inhaberpapieren ſind z. B. Eintritts- und Fahrkarten 
verſchiedener Art, ebenſo auch Bade“, Vier- und Speiſemarken zu rechnen, ſofern ihnen nicht 
durch die Art ihrer Ausgabe oder durch einen beſonderen Vermerk auf der Karte jelbit dieſe 
Eigenſchaft entzogen und nur diejenige einer Quittung oder eines Zahlungsausweiſes bei 
gelegt iſt, wie dies vielfach bei Theaterbilletts und Straßenbahnkarten vorkommt. Dieſe 
Papiere, zu deren Wirkſamkeit gehört, daß mit der Ausgabe von Stücken dieſer Art 
begonnen iſt (Prot 2, 562), unterliegen den für bewegliche Sachen geltenden Grundſätzen 
des gutgläubigen Erwerbs und die Forderung auf die Leiſtung daraus wird durch Übergabe 
des Papiers übertragen (RG 12. 12. 10 IV 240/10). Sie unterſtehen namentlich den für 
Inhaberſchuldverſchreibungen beſtehenden Vorſchriften des § 793 Abs 1 (Verpflichtung des 
Ausſtellers durch ſeine einſeitige Erklärung) und der 88 794 (Verpflichtung auch aus geſtohlenen 
oder verlorengegangenen Marken u. dgl.), 796 (beſchränkte Zahl der zuläſſigen Einreden). 
797 (Leiſtung des Ausſtellers nur gegen Aushändigung des Papiers, mit Erwerb des Eigenlums 
an demſelben). Sie unterliegen dagegen nicht den Vorſchriften über die Notwendigteit 
ſtaatlicher Genehmigung, § 795, über Erſatzurkunden im Falle der Beſchädigung und über 
Kraftloserklärung und Zahlungsſperre verlorener Urkunden, 88 798, 799, 800, 802, uber 
Vorlegungsfriſten 88 801, 804, Umſchreibung auf den Namen $ 806. S. jedoch den Vorbehalt 
1 1 Vorſchriften über Kraftloserklärung und Zahlungsſperre im & 
Y T A 


8 808 


Wird eine Urkunde, in welcher der Gläubiger benannt iſt, mit der Be⸗ 
ſtimmung ausgegeben, daß die in der Urkunde verſprochene Leiſtung an jeden 
Inhaber bewirkt werden kann), jo wird der Schuldner durch die Leiſtung an 
den Inhaber der Urkunde bejreit?). Der Inhaber iſt nicht berechtigt, die 
Leiſtung zu verlangen“). 

Der Schuldner iſt nur gegen Aushändigung der Urkunde zur Leiſtung 
verpflichtet. Iſt die Urkunde abhanden gekommen oder vernichtet, ſo kann ſie, 
wenn nicht ein anderes beſtimmt iſt, im Wege des Aufgebotsverfahrens für 
kraftlos erklärt werden. Die im § 802 für die Verjährung gegebenen Vor⸗ 
ſchriften finden Anwendung“). 


E I 703 II 736; M 2 722, 723; P 2 562—566. 


1. Den Beſtimmungen über die echten Juhaberpapiere ſind hier Vorſchriften über die 
fog, hinkenden Inhaberpapiere oder Ausweispapiere beigefügt. Diele Papiere, zu denen 
insbeſondere Leihhausſcheine, Sparkaſſenbücher, Verſicherungsſcheine, Hinterlegungsſcheine 
gehören, ſind dadurch gekennzeichnet, daß ſie a) zunächſt auf den Namen eines beſtimmten 
Gläubigers lauten, außerdem aber — weſentlich im Intereſſe des Ausſtellers — b) mit der 
in der Urkunde oder in anderer Weile dem Benannten gegenüber — zu treffenden Be 
ſtimmung ausgegeben werden, wonach der Ausſteller, wie beim echten Inhaberpapier, auch 
an jeden Inhaber leiſten kann. 5 

2. Demgemäß wird der Ausſteller durch Leiſtung an den Inhaber, deſſen Sachberechtigung 
er nicht näher zu prüfen braucht, befreit. Nach der § 793 A 4 für die echten Inhaberpapiere 
vertretenen Auffaſſung, die um jo mehr für die uneigentlichen des § 808 gelten muß, wird jedoch 
der Ausſteller, der die Nichtberechtigung des Inhabers nicht bloß kennen könnte oder kennen 
müßte, ſondern wirklich kennt und unredlicherweiſe gegen Treu und Glauben einem Nicht 
berechtigten leiſtet, von feiner Verpflichtung nicht befreit (RG 86, 86; 89, 401). 

3. Daß nur der Ausſteller an den Inhaber leiſten darf, nicht aber der Inhaber die Leiſtuntz 
verlangen kann, unterſcheidet dieſes „hinkende“ vom echten Inhaberpapier. Die Urlunde 
iſt alſo hier nicht ſelbſtändige Trägerin des Forderungsrechts und die Übertragung, Verplän- 
dung und Pfändung des letzteren ift nicht nach den für bewegliche Sachen, ſondern nach — 
für Forderungen geltenden Grundſätzen zu bewirken (RG JW 1910, 329%). Zu biefem Swe e 
ſind alſo die Urkunden an ſich bedeutungslos, wenn ſie auch im übrigen als Ausweis, oder 
Beweispapiere der Eigentumsklage unterliegen können. Das Eigentum an dem ar 
bist hier gemäß $ 952 dem Gläubigerrecht der Forderung und für die Eigentum ener n 
28 1006 iſt kein Raum. Vgl. hierzu für die Sparkaſſenbücher RG 10, 40; 11, 1916 N 75) 
liber 89, 401; IW 1910, 329%; 1918, 301%; Warn 1910 Nr 99 1912 Mr 19712 riaſſen⸗ 
uch Bu Gläubigerrecht der Sparkuffenforderung vgl. 8 607 A 3. Wird =. alls Pe 
Spee er Übergabe des Buches durch mündlichen Vertrag abgetreten, ſo kann, d 
Empfalſe, auf Anregung des Abtretenden ſich unter Hinweis auf 9 410 weigert, an den 
zuwilligen. Sossen) zu zahlen, dieſer die Verurteilung des Abtretenden e 9 

daß fein auf das Sparkaſſeubuch bei der Sparkaſſe eingezahltes Guthaben au 
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den Kläger ausgezahlt werde (RG JW 09, 4138; Warn 1916 Nr 74). Über die Lebens⸗ 
verſicherungspolicen vgl. RG 22, 215; 29, 207; 51, 83; 66, 158; 94, 26). 

4. Außer der Beſtimmung, daß der Ausſteller auch an den Inhaber, gegen Aushändigung 
der Urkunde, leiſten kann, kommen von den ſämtlichen in betreff der echten Inhaberpapiere 
beſtehenden Vorſchriften für die in § 808 aufgeführten Legitimationspapiere beim Mangel 
anderweiter Beſtimmung nur noch diejenigen über die Kraftloserklärung und Zahlungs⸗ 
ſperre, ſowie über die hemmende Wirkſamkeit der letzteren auf die Verjährung zur Geltung, 
wiewohl unter Vorbehalt der landesgeſetzlichen Vorſchriften über Kraftloserklärung 
und Zahlungsſperre gemäß EG Art 102 Abſ 1. Im übrigen befreit die Kraftloserklärung 
den Inhaber nur von der Notwendigkeit der Vorlegung der Urkunde, nicht auch von dem, 
auf Erfordern des Ausſtellers zu erbringenden Nachweis ſeines Gläubigerrechts. — Wegen 
des Verſicherungsſcheins auf den Inhaber ſ. die beſondere Vorſchrift in 8 4 des Geſ. 
über den Verſicherungsvertrag v. 30. 5. 08. Hiernach treten bei einem ſolchen Verſicherungs⸗ 
ſcheine die in $ 808 beſtimmten Wirkungen ein; in dem Falle jedoch, wenn nach dem Vertrage 
der Verſicherer nur gegen Rückgabe des Verſicherungsſcheins zu leiſten hat, der Verſicherungs⸗ 
nehmer aber deſſen Verluſt behauptet, genügt ſtatt der Rückgabe das öffentlich beglaubigte 
Anerkenntnis des Verſicherten, daß die Schuld erloſchen ſei — ſofern nicht der Verſicherungs⸗ 
ſchein der Kraftloserklärung unterliegt. 1 

Vgl. noch den Vorbehalt zugunſten landesgeſetzlicher Beſtimmungen über bie 
öffentlichen Sparkaſſen im Ec Art 99, ſowie die Ubergangsbeſtimmungen über Kraft⸗ 
loserklärung im EG Artt 177, 178. 


Dreiundzwanzigſter Titel 
Vorlegung von Sachen 


1. Die 88 809-811 BGB geſtatten in möglichſt beſtimmt geſteckten Grenzen zur Er⸗ 
leichterung der Rechtsverwirklichung einen Eingriff in das Privatintereſſengebiet Dritter, 
von denen danach die Vorlegung von Sachen, die ſich in ihrer Verfügungsgewalt befinden, 
zum Zwecke der Beſichtigung und Einſichtnahme gefordert werden kann. Die Beſtimmungen 
ſind insbeſondere für den Bereich des Zivilprozeſſes von Wichtigkeit. § 371 ZPO gibt eine 
Norm für die Antretung eines Beweiſes durch Augenſchein. Ob aber die Gegenpartei oder 
ein Dritter, wenn ſie im Beſitze der in Angenſchein zu nehmenden Sache find, zu deren Vor⸗ 
legung angehalten werden können, regelt ſich nach den Vorſchriften des bürgerlichen Rechts. 
Für den Urkundenbeweis beſtimmen die 88 422 u. 429 ZPO, daß der Gegner oder ein Dritter 
zur Vorlegung der Urkunde nur verpflichtet iſt, wenn der Beweisführer nach den Vorſchriften 
des bürgerlichen Rechtes die Herausgabe oder die Vorlegung der Urkunde verlangen kann. 
Dieſe Vorſchriften ſind, ſoweit die Vorlegung von Sachen und Urkunden in Frage kommt — 
die Herausgabepflicht iſt in verſtreuten Beſtimmungen geordnet, im BGB namentlich in den 
88 371, 402, 410, 444, 445, 1145, 1267 —, allgemein in den 88 809-811 enthalten. Beſondere 
Vorſchriften, die die Pflicht der Vorlegung von Sachen und Urkunden je nach dem einzelnen 
Rechtsverhältniſſe betreffen, finden ſich daneben noch an verſchiedenen Stellen, z. B. in den 
§§ 79, 259, 260, 716, 867, 896, 1005, 1145. 

2. Soweit die Vorlegung von Sachen und Urkunden außerhalb eines Prozeſſes verlangt 
wird, kann dies nur im Wege einer gegen den Beſitzer anzuſtrengenden Klage geſchehen. Auch 
im Prozeſſe gilt dasſelbe in zwei Fällen: wenn es ſich um die Vorlegung von Sachen handelt, 
die nicht Urkunden find (vgl. Gaupp-Stein Vorbem III vor $ 370 380), und wenn ein Dritter, 
der nicht der Prozeßgegner iſt, die vorzulegende Urkunde beſitzt (8 429 ZPO). Die Vorlegung 
von Urkunden durch den Prozeßgegner regelt dagegen das in den 88 424 ff. ZPO angeordnete 
Verfahren, in welchem die Vorlegung dem Prozeßgegner durch einen Gerichtsbeſchluß auf⸗ 
gegeben wird. 


§ 809 

1) Wer gegen den Bejiger?) einer Sache?) einen Anſpruch in Anſehung 
der Sache hat?) oder ſich Gewißheit verſchaffen will, ob ihm ein ſolcher An⸗ 
ſpruch zuſtehts), kann, wenn die Beſichtigung der Sache aus dieſem Grunde 
für ihn von Intereſſe iſte), verlangen, daß der Bejiter?) ihm die Sache) zur 
Beſichtigung vorlegt oder die Beſichtigung geſtattet“). 

E 1 774 II 695; M 2 889—891; P 2 770. 

1. Unter der Vorlegung einer Sache iſt die Handlung zu verſtehen, wodurch dem andern 


der Gegenſtand tatſächlich zur Hand oder doch vor Augen geſtellt und feiner ſinnlichen Wahr⸗ 
nehmung Wade zugänglich gemacht wird (RG 56, 63). Die Geſtattung der Veſichtigung 
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unterſcheidet ſich hiervon dadurch, daß der andere jene Handlung ſelbſt vornimmt, der Be⸗ 
ſitzer hierzu nur ſeine Einwilligung gibt. Über die Ausführung der Vorlegung und Beſichtigung 
ſ. die Anmerkungen zu $ 811. 

2. Sache im Sinne des $ 809 iſt die Sache des $ 90, ein körperlicher Gegenſtand, und zwar 
jeder körperliche Gegenſtand, die bewegliche wie die unbewegliche Sache, auf welche letztere 
ſich namentlich die „Geſtattung der Beſichtigung“ bezieht. Der Körper eines lebenden Menſchen 
iſt feine Sache; die Perſon kann unter Berufung auf $ 809 nicht gezwungen werden, ſich einer 
körperlichen Beſichtigung zu unterziehen (NG ZW 08, 2621; Seuffel 53 Nr 127). Eine Sache 
iſt dagegen der Leichnam eines Menſchen (RG 54, 117; 16, 151). Die Vorlegung von Ur⸗ 
kunden iſt in $ 810 zum Teile beſonders geregelt, kann aber auch für § 809 in Betracht kommen, 
wenn der zweite Fall des Rechtes auf Vorlegung (A 5) gegeben iſt. 

3. Gegen den Beſitzer: Beſitzer ift hier richtiger Anſicht nach (a. M. Staudinger A 1 20 u. a.) 
zunächſt nur der unmittelbare Beſitzer ($ 854), der allein zu einer Vorlegung imſtande tft. 
Häufig wird gerade der mittelbare Beſitzer derjenige ſein, der von dem unmittelbaren die 
Vorlegung verlangt. Bei einer juriſtiſchen Perſon find nicht die Perſonen des Vorſtandes, 
ſondern die durch ſie vertretene Körperſchaft unmittelbarer Beſitzer (RG 83, 248). Der 
mittelbare Beſitzer (8 868) kann als Vorlegungsgegner in Frage kommen, und zwar allein, 
wenn der unmittelbare Beſitzer zum Beſitze der Sache jenem gegenüber nicht berechtigt, Ton 
dern nur verpflichtet iſt (der Verwahrer). 

4. 8 809 gibt das Recht auf Vorlegung einer Sache in zwei Fällen. Der erſte iſt, daß dem 
Vorlegungſucher ein Anſpruch in Anſehung der Sathe gegen den Beſitzer zuſteht. Anſpruch 
iſt das Recht, von einem andern ein Tun oder Unterlaſſen zu verlangen (8 194). Ob das Recht, 
das dem Anſpruche zugrunde liegt, dinglicher oder perſönlicher Natur, ob der Anſpruch ein be⸗ 
dingter oder unbedingter iſt, iſt gleichgültig. Auch ein Vorkaufs⸗ oder Wiederkaufsrecht iſt 
jedenfalls im Sinne des nicht allzu eng aufzufaſſenden § 809 als ein (bedingter) Anſpruch 
anzuſehen (a. M. Dierſchke, Vorlegung von Sachen S. 43). Der Anſpruch muß nun a) gegen 
den Beſitzer der Sache zuſtehen; ein Anſpruch gegen einen Dritten, der nicht der Beſitzer iſt, 
begründet das Recht, von dem letzteren die Vorlegung zu verlangen, nicht. Der Anſpru 
muß dem Vorlegungſucher b) in Anſehung der Sache zuſtehen; dazu iſt nicht erforderlich, 
daß die Sache ſelbſt Gegenſtand des Anſpruchs iſt, nur eine rechtliche Beziehung auf die Sache 
muß ihm zukommen (Beſichtigung eines Nachbargrundſtücks, von dem ſtörende Einwirkungen 
auf das eigene des Vorlegungſuchers ausgehen). 

5. Der zweite Fall eines Rechtes auf Vorlegung einer Sache nach 8 809 iſt, daß der Vor⸗ 
legungſucher ſich Gewißheit verſchaffen will, ob ihm ein Anſpruch gegen den Beſitzer in 
Anſehung der Sache zuſteht. So wenn es ſich um Feſtſtellung der Identität der im Beſitze 
des Vorlegungsgegners befindlichen Sache mit einer dem Vorlegungſucher verlorengegangenen 
(verlaufene Haustiere) handelt, oder wenn die Erben eines Schriftſtellers ſich vergewiſſern 
wollen, ob ihnen aus dem Geſichtspunkte des Urheberrechts der Auſpruch zufteht, dem dritten 
Beſitzer von Briefſchaften des Erblaſſers deren Benutzung und Veröffentlichung zu unter⸗ 
ſagen (RG 69, 401). Die Möglichkeit, daß ein Anſpruch in Anſehung der Sache beſteht, 
genügt hier. Aber die Vorausſetzungen des Anſpruchs müſſen ſoweit bereits vorhanden fein, 
daß nur noch die Beſichtigung des richtigen Gegenſtandes hinzukommen muß, um den Ans 
ſpruch „gewiß“ zu machen. Häufig wird in dieſem zweiten Falle des § 809 das Vorlegungs 
verlangen auf mehrere gleichartige Gegenſtände oder einen ganzen Inbegriff von Sachen ne 
richtet ſein. Auch eine Urkunde kann Gegenſtand der Vorlegung aus dieſem Grunde fein (. a1) 

6. Die Beſichtigung muß für den Vorlegungſucher aus einem der in den A 4 u. 5 behandelten 
Gründe von Intereſſe ſein. Ein rechtliches Intereſſe iſt hier nicht verlangt, auch nicht ein 
Vermögensintereſſe, aber ein durch den Anſpruch des Vorlegungſuchers oder ſeinen Wunſch, 
über einen ſolchen ſich Gewißheit zu verſchaffen, begründetes beſonderes und eruftliches Inter 
eſſe an der Beſichtigung. Unter Umſtänden kann dieſes aus der Natur des Anſpruchs ohne 
weiteres hervorgehen (Beſichtigung von Sachen, in bezug auf die dem Vorlegungſucher Rechte 
wahlweiſe zuſtehen). } 

7. Den Beſitz der Sache durch den Beklagten, den eigenen Auſpruch in Anſehung ber 
Sache oder die feſtſtehenden Merkmale des Anſpruchs, über den er ſich Gewßiheit verſchaffen 
will, wie das Beſichtigungsintereſſe muß der Vorlegungſucher beweisen; eine bloße Glaub 
haftmachung genügt nicht (a. M. Staudinger A V). 


8 810 


Wer ein rechtliches Intereſſe daran hate), eine in fremdem Beſitze be⸗ 
N Urkunde!) einzuſehen ), kann von dem Beſitzer die Geſtattung der 
1 ich verlangen?), wenn die Urtunde in feinem Intereſſe errichtet”) oder 
n der Urkunde ein zwiſchen ihm und einem anderen beſtehendes Rechtsver⸗ 
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hältnis beurkundet iſt“) oder wenn die Urkunde Verhandlungen über ein 
Rechtsgeſchäft enthält, die zwiſchen ihm und einem anderen oder zwiſchen 
einem von beiden und einem gemeinſchaftlichen Vermittlers) gepflogen 
worden find?) 6). 

E 1 775 II 696: M 2 891, 892; P 2 771—775. 


1. 5 810 behandelt das Recht auf Vorlegung einer im Beſitz eines Dritten befindlichen 
Urkunde. Über den Begriff der Vorlegung |. $ 809 A 1, über den Beſitz ebenda A 3. 
Urkunde ift an ſich jede ſinnliche Verkörperung einer Gedankenäußerung in dauernden Zeichen. 
Für § 810 kommt jedoch allein die ſchriftliche Urkunde in Betracht, wie aus den weiter auf⸗ 
geſtellten Erforderniſſen hervorgeht, und zwar diejenige ſchriftliche Urkunde, die Ausſagen 
über Rechtsgeſchäfte oder Rechtsverhältniſſe enthält. Die Vorlegung anderer Urkunden kann 
nur nach $ 809 verlangt werden. 

2. Für das Recht auf Vorlegung einer Urkunde zum Zwecke der Einſicht, d. i. der un⸗ 
mittelbaren Kenntnisnahme von ihrem Inhalt, iſt in $ 810 zunachst ein rechtliches Intereſſe 
an der Einſicht erfordert. Ein ernſtliches Intereſſe ſchlechthin, wie nach § 809, genügt nicht; 
die Einſicht der Urkunde muß geeignet ſein, den Vorlegungſucher in der Verfolgung oder 
Verteidigung eines Rechtes zu fördern. Ein vermögensrechtliches Intereſſe ift nicht notwendig, 
das Intereſſe darf vielmehr ſelbſt im öffentlichen Recht begründet ſein. Ein rechtliches Intereſſe 
an der Einſicht einer Urkunde ift für den Vorlegungſucher nicht vorhanden, wenn dieſer den 
Inhalt der Urkunde bereits genau kennt, aber auch nicht, wenn die Vorlegung ihm erſt dazu 
dienen ſoll, Unterlagen für eine Rechtsverfolgung gegen den Beſitzer der Urkunde zu ſammeln 
(RG Warn 1912 Nr 304; 1913 Nr 317; Gruch 49, 832). 

3. Das rechtliche Intereſſe des Vorlegungſuchers an der Einſicht der Urkunde voraus⸗ 
geſetzt, gibt § 810 dieſem ein Recht auf Vorlegung in drei Fällen, in die der Begriff der Ge⸗ 
meinſchaftlichkeit der Urkunde der in $ 387 Nr 2 der 3850 v. 30. 1. 77 aufgeſtellt war, aus⸗ 
einandergelegt worden iſt. Das BGB hat hiermit nicht eine Einengung des bisherigen Vor⸗ 
legungsrechts, ſondern nur eine beſtimmtere Umgrenzung beabſichtigt, die einer vorſichtigen 
entſprechenden Anwendung der Beſtimmung nicht im Wege ſteht (Prot 2, 775). Die gemein⸗ 
ſame Grundlage der drei Fälle ift das Beſtehen eines Rechtsverhältniſſes, an dem der Vor⸗ 
legungſucher beteiligt iſt: ein Anſpruch, wie in $ 809, iſt dagegen nicht erfordert. Der erſte 
der drei Fälle ift, daß die Urkunde im Intereſſe des Vorlegungſuchers errichtet iſt. Der 
Zweck der Errichtung, nicht der Inhalt der Urkunde, iſt alſo maßgebend; ſie muß gefertigt 
ein, um dem Vorlegungſucher als Beweismittel zu dienen (RG 69, 401); doch iſt nicht er- 
forderlich, daß fie ausſchließlich dem Intereſſe des Vorlegungſuchers zu dienen beſtimmt iſt 
(ogl. NG 50, 334). Ein Beiſpiel für dieſen erſten Fall des & 810 iſt die über einen Vertrag 
zugunſten Dritter (Lebensverſicherung) errichtete Urkunde. Die Handakten des Rechtsanwalts 
ſind nicht im Intereſſe des Machtgebers errichtete Urkunden (RG Warn 1912 Nr 304). 

4. Der zweite Fall des Vorlegungsrechts des 8 810, daß in der Urkunde ein zwiſchen dem 
Borlegungſucher und einem andern beſtehendes Rechtsverhältnis beurkundet ift, iſt im Gegen⸗ 
ſatze zu dem erſten auf eine objektive Beziehung des Urkunden inhalts zu einem Rechtsverhält⸗ 
niſſe an dem der Vorlegungſucher beteiligt iſt, abgeftellt; eine ſubjektive Beziehung der Errich⸗ 
tung der Urkunde zu dem Rechtsverhältniſſe braucht nicht obzuwalten (RG 89, 1, Miterben). 
Das letztere muß ferner nicht ein zwiſchen dem Vorlegungſucher und dem Beſitzer der 
Urkunde, alſo dem Vorlegungsgegner, beſtehendes ſein, wenngleich dies die Regel bilden 
wird; es kann auch mit einem Dritten beſtehen. Der Urkunde muß alſo zwar ein Charakter 
der Gemeinſchaftlichkeit zukommen, aber nur einer ſolchen zwiſchen dem Vorlegungſucher 
und irgendwem; der Vorlegungſucher muß die eine Partei des beurkundeten Rechtsverhalt⸗ 
niſſes ſein. Daß das ganze Rechtsverhältnis in der Urkunde beurkundet ſei, iſt auch hier nicht 
notwendig; es genügt, daß ihre Beurkundung eine objektive und unmittelbare Beziehung 
zu dem Rechtsverhältniſſe hat (Recht des Bürgen auf Vorlegung einer Urkunde, die eine 
Zahlung auf die Hauptſchuld betrifft; RG 56, 109). Auch das iſt nicht ſchlechthin erforderlich, 
daß das Rechtsverhältnis noch beſteht und daß es rechtswirkſam ift, ſofern nur die Urkunde 
eine rechtsgeſchäftliche Feſtſtellung bezweckte und in erſterem Falle das Rechtsverhältnis 
noch Wirkungen in der Gegenwart äußert. Unter dieſen Vorausſetzungen gehören hierher alle 
Vertragsurkunden, Schuldſcheine, Quittungen, Protokolle über Generalverſammlungen von 
Vereinen, insbeſondere aber auch die Handelsbücher eines Vollkaufmanns, die die von ihm 
gemachten Geſchäfte zu beurkunden, in gewiſſem Sinne zu öffentlichem Glauben feſtzuſtellen 
beſtimmt ſind, wogegen die von einem Minderkaufmanne geführten Bücher nur den Wert 
privater Aufzeichnungen haben, denen der Beurkundungscharakter abgeht (RG 23. 10. 03 
II 496/03). Das Necht auf Vorlegung der Geſchäftsbücher einer Aktiengeſellſchaft if zu⸗ 
geſprochen worden einem früheren Vorſtandsmitgliede der letzteren, das von ihr wegen Ver⸗ 
letzung aktienrechtlicher Pflichten in Anſpruch genommen war, weil die Bücher die urkundliche 
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Unterlage für die Darlegung der ganzen Geſchäftsführung des Vorſtandes bilden (RG Warn 
08 Nr 465), das Recht auf Vorlegung der Handelsbücher des Geſchäftsherrn dem Handlungs⸗ 
agenten (§8 84ff. HGB; RG 87, 10), das Recht auf Vorlegung der Geſchaftsbücher des 
Ehemanns der gütergemeinſchaftlichen Ehefrau, weil ſie über den gemeinſchaftlichen Erwerb 
Auskunft geben (RG 50, 334), das Recht auf Vorlegung erbſchaftlicher Verwaltungsbücher 
den Miterben (MG 89, 1). Keinen urkundlichen Charakter haben die Bücher, in denen ein 
Fabrikant über die Prüfung fertiger Ware auf ihre Güte und Brauchbarkeit zu inneren Be⸗ 
triebszwecken Eintragungen macht (R 4. 1. 07 VII 174/06). Beurkundungswert haben die 
Handakten eines Rechtsanwalts für die Zwecke der Koſtenerſtattung, ferner gerichtliche Ent 
ſcheidungen für das Rechtsverhältnis der Parteien, das Dienſtregiſter des Gerichtsvollziehers 
für den Empfang eines Auftrags (RGSt 7, 252). Bei Akten öffentlicher Behörden kommt 
es darauf an, ob ſie lediglich dem inneren Dienſte der Behörden oder den öffentlichen Inter 
eſſen der Staats oder Kommunalverwaltung dienen oder ob fie zugleich auch Urkundszwedie 
für private Rechtsverhältniſſe haben (Akten der Gerichte, Standesämter, Auseinanderſetzungs 
behörden, vgl. RG SeuffA 49 Nr 214) 

5. Unter den dritten Fall der Urkundenvorlegungspflicht, daß die Urkunde Verhandlungen 
über ein Rechtsgeſchäft enthält, die zwiſchen dem Vorlegungſucher und einem andern 
oder zwiſchen einem von beiden und einem gemeinſchaftlichen Vermittler gepflogen worden 
ſind, gehört vornehmlich der geſchäftliche Schriftwechſel eines Mäklers (vgl. hinſichtlich der 
Handelsmäkler § 102 HGB), aber auch jeder andere Briefwechſel über Rechtsgeſchafte, an 
denen der Vorlegungſucher als Partei beteiligt iſt. Über Ausweisurkunden auf Grund des 
Stellenvermittlergeſetzes v. 2. 6. 10 vgl. RGSSt 48, 55. 

6. Über den Fall, daß die Vorlegung einer Urkunde verlangt wird, um ſich durch deren 
Einſichtnahme Gewißheit über einen Anſpruch in Anſehung ihrer zu verſchaffen, 
Gef 8809 A 1 u. 5. Wegen der Beweispflicht des Vorlegungſuchers gilt das zu § 809 A 7 
Beſagte. 

8 811 

1) Die Vorlegung hat in den Fällen der SS 809, 810 an dem Orte zu er⸗ 
folgen, an welchem ſich die vorzulegende Sache befindet. Jeder Teil kann die 
Vorlegung an einem anderen Orte verlangen, wenn ein wichtiger Grund vor⸗ 
liegt?). 

Die Gefahr und die Koſten hat derjenige zu tragen, welcher die Vor⸗ 
legung verlangt. Der Beſitzer kann die Vorlegung verweigern, bis ihm der 
andere Teil die Koſten vorſchießt und wegen der Gefahr Sicherheit leiſtet ). 

E 1 776 II 697; M 2 893; P 2 776779. 


1. 8 811 gibt Einzelregeln über Ort, Gefahr und Koſten der Vorlegung. Über die Er⸗ 
füllung der Vorlegungspflicht des Veſitzers und die Ausübung des Beſichtigungs⸗ und 
Einſichtnahmerechts des Vorlegungſuchers enthält ſich das BGB weiterer Beſtimmungen. 
Der Vorlegungspflichtige hat jedenfalls die vom Vorlegungſucher genau zu bezeichnende Sache 
oder Urkunde hervorzuſuchen und zur Beſichtigung oder Einſichtnahme bereitzuhalten. = 
eine Sache oder Urkunde nur dem Vorlegungſucher perſönlich oder auch einem von ihm Ber 
vollmächtigten vorzulegen iſt, iſt Frage des einzelnen Falles und richtet ſich nach der Ver. 
traulichkeit des Inhalts ſowie nach dem den Perſonen zukommenden Vertrauen. Der Regel 
nach darf bei der Beſichtigung eines Gegenſtandes oder der Einſichtnahme in eine Urkunde 
der Vorlegungſucher nach der Verkehrsanſchauung Sachverſtändige zuziehen. Eine Prüfung 
oder Unterſuchung, die den Beſtand der Sache oder Urkunde verändert, und eine Benutzung 
der Sache braucht der Vorlegungspflichtige keinesfalls zu dulden (R 69, 401); unter beſonders 
nachzuweiſenden Umſtänden iſt er auch für berechtigt zu erachten, gewiſſe Teile von voczu⸗ 
legenden Schriftſtücken der Kenntnis des Vorlegungſuchers vorzuenthalten (n a. m d. 
Regelmäßig iſt eine Urkunde jedoch ganz vorzulegen. Die Eutnahme von Abſchriften 
der vorgelegten Urkunden kaun der Veſiger im allgemeinen nicht verwehren, da ohne fie meift 
die Einſichtnahme ohne Wert iſt. Selbſt Abſchriften zu geben iſt er einerſeits nicht verpflichtet, 
anderſeits genügt er mit der bloßen Erteilung einer Abſchrift auch der Vorlegungspflicht nicht. 
Die Zwangsvollſtreckung aus einem auf Vorlegung einer Sache oder Urkunde, n 
Urteile richtet fich nach $ 888 ZPO. Verzug in der Vorlegung begründet für ben Bezecyigten 
ee Anfpruc auf Schadenserſatz nad) 88 276, 287. Ein vorſatliches BWorenthe) a 
110 den Tatbeſtand des $ 820 erfüllen, der Regel nach aber ebenfalls erſt von . 

nachung des Vorlegungsanſpruchs au. 2. 5 

rapie dem Orte, wo ſich die vorzulegende Sache befindet, ift, wie in J 269, der geo, 

wird e Ortsbezirk zu verſtehen, der durch landesgeſetzliche Gebietseinteilung beſtimmt 
; einen reichsrechtlichen Begriff der Ortseinheit gibt es nicht (MO 67, 190). An welcher 
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beſonderen Stelle dieſes Ortes die Vorlegung zu erfolgen hat, iſt nicht vorgeſchrieben und 
beſtimmt ſich gemäß $ 242 nach Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte (Prot 
2, 778); ſie braucht nicht gerade in den Wohn⸗ oder Geſchäftsräumen des Verpflichteten zu ge⸗ 
ſchehen. Aus wichtigen Gründen kann jeder Teil die Vorlegung an einem andern Orte 
verlangen; die wichtigen Gründe können in der Beſchaffenheit der Sache oder in perſönlichen 
Verhältniſſen beſtehen. Im Prozeſſe erfolgt die Vorlegung, auch wo ſie nicht von dem 
Prozeßgegner zu bewirken iſt, vor dem Prozeßgerichte. 

3. Die Gefahr und die Koſten der Vorlegung hat nach 8 811 A 2 in jedem Falle der 
Vorlegungſucher zu tragen, in deſſen Intereſſe die Vorlegung, die immer einen Eingriff in 
das Privatrechtsgebiet eines andern enthält, erfolgt. Koſtenvorſchuß und Sicherheits. 
leiſtung, deren berechtigtes Verlangen dem Vorlegungsgegner das Recht der Verweigerung 
der Vorlegung bis zu ihrer Leiſtung gewährt, können ſelbſtverſtändlich nur gefordert werden, 
wenn überhaupt Koſten der Vorlegung oder Gefahren der Beſchädigung oder des Verluſtes der 
Sache oder Urkunde zu erwarten ſtehen. Auf andere Gefahren und Koſten (ſo durch Gebrauchs- 
entziehung der Sache für den Beſitzer während der Dauer der Vorlegung) bezieht ſich 8 811 nicht. 


Vierundzwanzigſter Titel 
Ungerechtfertigte Bereicherung 


1. Vielfach vollziehen ſich unter dem Schutze der Rechtsordnung Vermögensverſchiebungen, 
die im Verhältnis beſtimmter Beteiligten untereinander der Rechtfertigung entbehren. Rück⸗ 
ſichten der Einfachheit und leichten Handhabbarkeit des Rechts nötigen die Geſetzgebung dazu, 
gewiſſe Teilerfolge einſeitig in den Vordergrund zu ſtellen und die der Gerechtigkeit entſprechende 
Ausgleichung den Betroffenen zu überlaſſen. Das Mittel der Ausgleichung iſt der ſchuldrecht⸗ 
liche Anſpruch, den das Geſeb dann verleiht, wenn jemand auf Koſten eines andern 
ohne rechtlichen Grund bereichert iſt. Es handelt ſich um einen einheitlichen Be⸗ 
reicherungsauſpruch, der die römiſche condictio sine causa ſowie deren Unterfälle umfaßt. Der 
auſpruchbegründende Tatbeſtand iſt geregelt in § 812, wo in Satz 1 die einzelnen Kon- 
diktionsfälle unter einem gemeinſchaftlichen Begriff zuſammengefaßt, in Satz 2 die cond. 
ob causam finitam und ob causam datorum beſonders hervorgehoben werden. Daneben ſind 
Vorſchriften über die cond. indebiti enthalten in §8 813, 814, über die cond. ob causam 
datorum in 8 815, über die Kondiktion wegen unberechtigter Verfügung in $ 816 ſowie über 
die cond. ob turpom causam in $ 817. Die 88 818—820 betreffen den Umfang der Heraus⸗ 
gabepflicht; $ 821 regelt die Einrede der ungerechtfertigten Bereicherung; § 822 dehnt die 
Verpflichtung auf denjenigen aus, dem der Empfänger das Erlangte unentgeltlich zugewendet 
hat. — Anwendungsfälle des Grundſatzes finden ſich über das ganze BGB verſtreut 
(vgl. § 323 Abſ 3, $ 516 Abſ 2, 88 527, 528, 531 Abſ 2, § 684, § 951 Abs 1, § 977, 8 988, 
§ 998 Abſ 1, 8 1539, $ 2196, 5 2287, § 2329). Auch in der bürgerlich ⸗rechtlichen Sonder: 
geſetzgebung kommen zahlreiche Beiſpiele des Bereicherungsanſpruchs vor, zum Teil mit 
abweichenden Vorſchriften im einzelnen. Von allgemeinerer Bedeutung ſind die erſchwerten 
Votausſetzungen für den Anſpruch bei Eingriffen in gewerbliche Immaterialgüterrechte 
( 8 812 A 2 unter c). Stark abweichend geregelt iſt auch der Wechſel⸗ und Schedbereicherungs- 
anſpruch (WO Artt 83, 98 Nr 10; Scheckch $ 21), wonach Verjährung und Präjudizierung des 
Wechſels oder Schecks die Bereicherung nicht rechtfertigen (vgl. dazu $ 812 A 6 unter 200, un. 
mittelbare Vermögensverſchiebung unter den Parteien nicht vorzuliegen braucht (vgl. 8 812 
A 3), dagegen Subſidiarität ſtrenges Erfordernis ift (ogl. § 812 A 7) uſw. f 

2, Bereicherungsanſprüche im Gebiet des öffentlichen Rechtes. a) Unberührt bleiben 
nach Ech Art 104 die landesgeſetzlichen Vorſchriften über Rückforderung zu Unrecht er- 
hobener öffentlicher Abgaben. Vorfrage iſt, ob der Schutz gegen übermäßige Abgaben⸗ 
belaſtung durch Klage bei Gericht gewährt wird. Die heutige Geſetzgebung hat dieſe Auf- 
gabe für die wichtigſten Fälle in andere Hände gelegt (vgl. RAbgO v. 13. 12. 19 $ 227); auch 
bisher ſchon war häufig die Zuständigkeit vor Verwaltungsbehörden oder Verwaltungsgerichten 
angeordnet. Überall aber, wo der Rechtsweg durch geſetzliche Vorſchrift ausgeſchloſſen iſt, 
kann er nicht dadurch doch wieder eröffnet werden, daß ſich der Rückfordernde auf un⸗ 
gerechtfertigte Bereicherung des Gegners beruft (vgl. RG 25, 302; 32, 347; 60, 353; 67, 
402; 70, 398; 76, 128; 78, 418; 93, 206; 94, 160). Anders wenn das Geſetz, wie nach 
älterem Recht vor allem bei den Stempelabgaben und der Erbſchaftsſteuer, den Rechtsweg 
zulaßt (val. RStemp& v. 3. 7. 13 8 110, preuß. StempStch v. 30. 6. 09 § 26, Erbſch StG 
v. 3. 6. 00 8 57). Zwar wurde von der Rechtslehre auch früher ſchon die Anſicht vertreten, 
daß der Anſpruch auf Erſtattung zu Unrecht gezahlter öffentlicher Abgaben, ohne Rückſicht auf 
die Form des Schutzes, feinem Weſen nach ein öffentlich rechtlicher Anſpruch ſei. Das war 
jedoch nicht der Standpunkt des Reichsgerichts, das darin eine cond. indebiti erblickte (vgl. 
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beſonders RG 76, 275). Soweit nicht geſetzlich Abweichungen vorgeſchrieben waren — ſo 
namentlich Ausſchlußfriſten ſtatt der Verjährungsſriſt, vgl. RG 76, 270, ferner das vom 
RStempStG a. a. O. (nicht vom preuß. StempSt® und vom Erbſch StG) aufgeftelite Er⸗ 
fordernis eines Vorbehalts bei der Zahlung (vgl. dazu RG 79, 140) —, wandte es die 88 812ff. 
an. Daher z. B. die Erwägungen in R& 56, 356 über das Eingreifen des $ 818 Abi 3 und 
die Perſon des Bereicherten bei Zahlung von Krankenkaſſenbeiträgen an die unrichtige Kaffe. 
Doch ließ das Reichsgericht nicht außer acht, daß Abgaben, die zur allgemeinen Staats. 
kaſſe fließen, dem Blicke entſchwinden, fo daß das Schidfal der gezahlten Einzelbeträge nicht 
mehr feſtgeſtellt werden kann (RG 72, 158). Es gewährte deshalb nach ſolchen Zahlungen 
keinen Anſpruch auf Herausgabe gezogener Zinſen (§ 818 Abf 1), ſondern billigte gemäß Abſ & 
des § 818 in der Regel uur Prozeßzinſen zu (vgl. RG 54, 27; 72, 152; RG Recht 1911 
Nr 2326). Vor der Rechtshängigkeit ſollte die Zinspflicht nach 8 819 Abſ 1 mit der Kenntnis 
von der Grundloſigkeit des Habens entſtehen, z. B. bei der Erbſchaftsſteuer mit dem Zeit · 
punkt, in welchem dem Erbſchaftsſteueramt die Rechtskraft eines Urteils unter den Par- 
teien über die Hinfälligkeit der beſteuerten Zuwendung bekanut wurde (RG IW 1915, 1198 )- 
Wo aber ein ſpaͤteres Geſetz die auf Grund eines früheren geleiftete Zahlung mit rückwirkender 
Kraft für Zahlung einer Nichtſchuld erklärte, wie dies durch RZuwachs StG v. 14. 2. 11 8 68 
geſchah, wurde weder § 818 Abj 4 noch § 819 Abſ 1 für maßgebend erachtet, vielmehr ſollte 
hier der Eintritt des Verzugs den Zinſenlauf beſtimmen (RG Recht 1913 Nr 2866). b) Ans 
ſpruch des Fiskus auf Rückerſtattung zu Unrecht gezahlter Gehaltszulagen oder 
ſonſtiger Gebührniſſe. Nach RG 83, 161 finden die 88 812ff. „unmittelbare oder doch, 
ſofern der Anſpruch, weil dem öffen⸗ lich⸗rechtlichen Beamtenverhältnis entſpringend, als ein 
öffentlich ⸗rechtlicher anzuſchen fein ſollte, entſprechende Anwendung“. Die Folgerung iſt, daß 
der Erſtattungsauſpruch, ſofern nicht etwas anderes vorgeſchrieben ift, mit dem Wegfall der 
Bereicherung erleſcht (vgl. RG 83, 159; 85, 196; 90, 316; JW 1911, 32315: RG 19. 8. 12 
III 369/11; auch RG 62, 248). Eine ſtillſchweigende Vorſchrift, daß der Wegfall der Ber 
reicherung unerheblich fein ſoll, nehmen RG 81, 340; Warn 1916 Nr 286; RG 1. 7. 13 IIT 124/13 
dann an, wenn bei einem im allgemeinen unpfändbaren und der Aufrechnung entzogenen Au 
ſpruch auf Zahlung von Geldern, die erfahrungsmäßig alsbald verbraucht werden, beſtimmt 
wird, daß grundlos geleiſtete frühere Raten gegen eine geſchuldete ſpätere aufgerechnet werden 
dürfen (dgl. MannſchVerſorgch v. 31. 5. 00 8 40 und NVerſich O v. 19. 7. 11 8 622). — Nicht 
hierher gehört e) der Anſpruch, womit der Staat ſowie die Verbände und Anſtalten, die 
nach öffentlichem Recht zur Gewährung von Unterhalt verpflichtet ſind, gemäß den durch 
Art 103 Ec aufrechterhaltenen Landesgeſetzen Erſtattung von dem Unterſtützten fordern. 
Es handelt ſich dabei nicht um den Fall der condl. indebiti, wenn der Unterhalt in der 
irrigen Annahme der Hilfsbedürftigkeit gewährt wurde (RG 72, 336); vielmehr iſt au einen 
ſpäteren Vermögenserwerb des Unterſtützten und an Vorſchriften gedacht, kraft deren die Unter⸗ 
ſtützung nur vorſchußweiſe geleiſtet wird (RG 75, 84; 70, 70). 


8 812 


Wer!) durch die Leiſtung eines andern oder in ſonſtiger Weiſe auf 
deſſen Koften?—5) etwas ohne rechtlichen Grunde) erlangt, iſt ihm zur Her⸗ 
ausgabe verpflichtet“). Dieſe Verpflichtung beſteht anch dann, wenn der 
rechtliche Grund ſpäter wegfällts) oder der mit einer Leiſtung nach dem 
Inhalte des Rechtsgeſchäfts bezweckte Erfolg nicht eintritt“). 5 

10) Als Leiſtung gilt auch die durch Vertrag erfolgte Anerkennung des Be⸗ 
ſtehens oder des Nichtbeſtehens eines Schuld verhältniſſes 1). 

E 1 737 Abſ 1, 3, 742, 745 Abſ 1, 748, 200 Abſ 4, 684 Abs 1, 2 II 797; M 2 829—835, 842, 848, 846, 
851854, 115, 116, 693, 694; P 2 682— 693, 696—699, 708; 6 199. 

1. Wer etwas erlangt. Die allgemeine Faſſung wird durch die Titelüberſchrift und durch 
$ 818 näher dahin beſtimmt, daß eine Bereicherung vorliegen muß; dazu genügt . es 
Vermögensvorteil. a) In erſter Linie handelt es ſich um den Erwerb von . 
und die Befreiung von ſolchen. Die Erlangung von Eigentum, dinglichen en 
rungen, die Freiſtellung von einer Schuld, die Beſeitigung von Pfandrechten, 1 * 
De Eigentumsbeſchränkungen find die Hauptfälle. Auch Anwartſchaßtsro ro ne bu 
Betracht; z. B. kann jemand durch den Verzicht eines andern auf eine Wirgchafte rah — 

2 der eigenen Vermögenslage gefördert werden (RG Gruch 51, 972); ebenſo . N 
onen Borrechts, wenn etwa ein zurücktretender Hypothekengläubiger ihm den S Wü 
zur Koda 61, 42; 308 05, 434 4 duch Recht 1917 Nr 604). Vefreiung v aeg 911 488ʃ 
5 ondlttion bei grundloſem Erlaß der Schuld durch den Gläubiger * d N 


oder wenn ein Dritter in der irrigen Meinung, dem Schuldner hierzu verpflichtet zu ſein, die 
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Schuld gezahlt hat (RE ZW 03 Beil 812; 1912, 69015); dazu kommt in gewiſſen Fällen einer 
ſog. unechten Geſamtſchuld die Zahlung durch denjenigen Schuldner, dem ſie im inneren 
Verhältnis nicht zur Laſt fällt, z. B. durch den Unterhaltsverpflichteten in den Fällen des 
§ 843 (RG JW 09, 13715; 1910, 389%; 1920, 639%; Warn 09 Nr 86) oder durch den 
Baulaſtpflichtigen in RG 82, 215; JW 1915, 325%. Der Verzicht auf ein Pfandrecht 
bewirkt einen bei Grundloſigkeit der Zuwendung kondizierbaren Vermögensvorteil für den 
Verpfänder und damit eine Bereicherung im Sinne des § 818 (RG JW 1912, 4599), 
wenn auch nicht im Sinne des § 516 (ogl. dort A 4); entſprechend verhält es ſich auf 
ſeiten des Gläubigers mit der Pfandbeſtellung oder Bürgſchaftsübernahme. Wegen der 
abſtrakten Verſprechen vgl. A 10, wegen des vertragsmäßigen Anerkenntniſſes des Be⸗ 
ſtehens oder Nichtbeſtehens einer Schuld A 11. Einen Vermögensvorteil bedeutet aber 
auch b) die Erlangung vorteilhafter Rechtsſtellungen, z. B. des Rechtsſcheins, 
den eine unrichtige Legitimation durch Eintragung im Grundbuch oder Staatsſchuldbuch 
oder durch Erbſchein verleiht (RG 51, 422; JW. 1917, 34°). Auch der Beſitz, mag man 
ihn auch nicht als Recht gelten laſſen, iſt ein ſolcher Vorteil (NG Recht 1918 Nr 230); 
Beiſpiele für die cond. possessionis: Rückforderung von Sachen, die der geſchäftsunfähige 
Kläger aus der Hand gab, damit ſie der Empfänger in beſtimmter Weile verwendete (RG 
98, 131); Rückforderung von Depotſcheinen, die der Beklagte auf Grund eines nichtigen 
Vertrags als Sicherheit empfing (OLG 14, 32). c) Der Vorteil, der im Gebrauch oder 
Verbrauch fremder Sachen oder Arbeitskräfte liegt, enthält eine Bereicherung, 
wenn dem Benutzer dadurch eine Aufwendung erſpart wird. Das trifft ſchon dann zu, 
wenn dieſer bei ordnungsmäßigem Vorgehen für die Benutzung eine Entſchädigung hätte 
zahlen muſſen; er kann nicht einwenden, daß er ſich, falls ihm die Benutzung verweigert 
wäre, anderweit beholfen haben würde (RG 97, 310; SeuffA 73 Nr 51). Daher verpflichtet 
vertragsloſes Bewohnen fremder Räume auch außerhalb der Grenzen des § 557 zur Zahlung 
einer Vergütung in Höhe des erſparten Mietzinſes, ohne daß es darauf ankäme, ob der Eigen⸗ 
tümer die Räume anderweit hätte vermieten können (Od 13, 388; 36, 58 Anm.; a. M. 
R IW 03 Beil 1017, RG 23 1917, 921). Grundloſe Bereicherung iſt ſchließlich d) die 
Nichtentſtehung einer Verpflichtung oder Laſt, die ohne Dazwiſchentreten einer 
innerlich unberechtigten Hinderung entſtanden wäre. So wenn ein Genoſſe zu Unrecht in 
der Liſte a und hinterher Konkurs Über die Genoſſenſchaft eröffnet wird; nach Gen 
55 70 Abſ 2, 105 Abſ 1 wird dadurch die Entſtehung feiner vor dieſem Konkurſe (vgl. RG. 
85, 209; 99, 139) nicht vorhandenen Nachſchußpflicht verhindert. 

2. Auf deſſen Koſten. Dem Geminn auf der einen Seite muß ein Verluſt auf der 
andern gegenüberſtehen. a) Seinem Weſen nach iſt der Verluſt Vermögensverluſt. 
Die II. Kommiſſion wählte aber die Worte „auf deſſen Koſten“ ftatt „aus deſſen Vermögen“, 
um auszudrücken, „daß das Objekt der Bereicherung, ohne bereits in das Vermögen des 
Kondiktionsberechtigten übergegangen zu ſein, ſeinen Vermögensſtand nur zu berühren 
brauche“ (Prot 2, 685). In der Tat iſt nicht erforderlich, daß, was der eine erlangt, ſchon 
der vollen rechtlichen Herrſchaft des andern unterworfen war. Ein Anſpruch des Benach⸗ 
teiligten auf den erlangten Gegenſtand genügt. Hat der Verkäufer eines Grundſtücks die 
Auflaſſung auf Anweiſung des Kaufers an einen Dritten vorgenommen, dem der Käufer 
eine Schenkung machen wollte, jo iſt bei Nichtigkeit der Schenkung der Dritte auf Koſten des 
Käufers bereichert (RG Recht 1913 Nr 1451; vgl. A 4). Es genügt aber auch, wenn dem Be⸗ 
nachteiligten nur eine rechtliche Auwartſchaft oder eine tatſächlich ſichere Erwerbsausſicht 
zuſtand. In dieſer Hinſicht verhält es ſich ebenſo wie nach § 252 im Schadenserſatzrecht; auf 
Koſten eines andern iſt auch der Gewinn erlangt, der ihm entgeht. Daher liegt zwar keine 
Schenkung ($ 517), wohl aber Bereicherung vor, wenn jemand zum Vorteil eines andern 
auf ein angefallenes, noch nicht endgültig erworbenes Recht verzichtet oder eine Erbſchaft 
oder ein Vermächtnis ausſchlagt. b) Der Verluſt des Klägers braucht ſich mit dem 
Gewinn des Beklagten gegenſtändlich nicht zu decken. Die Fälle, in denen dies 
nicht zutrifft, find überaus häufig; vgl. z. B. die Bereicherung des Schuldners durch Zah⸗ 
lung der Schuld, die Bereicherung des Benutzers einer fremden Sache durch Eriparung 
von Aufwendungen, die Bereicherung deſſen, der über einen fremden Gegenſtand wirkſam 
verfügt, durch den Erwerb des Entgelts. c) Nicht notwendig iſt auch, daß der Verluſt des 
Klägers, wenn er ſich gegenſtändlich mit dem Gewinne des Beklagten deckt, dem Umfang 
nach mit ihm zuſammenfallt. Der Gewinn kann kleiner, er kann auch größer fein als 
der Verluſt. Auch dieſer Gedanke wurde in der II. Komm ſſion zur Empfehlung der 
Faſſung „auf Koſten“ geltend gemacht (vgl. Prot 2, 685). Als Fälle, in denen der Be- 
lagte mehr gewinnt, als der Kläger verliert, wurden genannt der Erwerb des juriſtiſchen 
Beſitzes, wenn der andere nur die Inhabung hatte, der Erwerb des Eigentums durch 
Erſitzung oder nach §8 892, 932, während er Nichteigentümer war. Ein Hauptbeiſpiel 
aber, das nicht genannt wurde, liefert das Erfinder und Urheberrecht. Wer ein fremdes 


Patent oder Gebrauchsmuſter verletzt, haftet dem Berechtigten auf Herausgabe des 
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Gewinns, auch wenn der Berechtigte ſelber mit ſeinen Einrichtungen und Mitteln den 
Gewinn nur zum Teil hätte erzielen können (Rc 43, 59; 50, 114; 84, 377; 95, 220), 
und das gleiche gilt bei Verletzung des literariſchen oder künſtleriſchen Urheberrechts 
(N 35, 70). Der Geſichtspunkt der unechten Geſchäftsführung (8 687 Ab} 2) deckt 
nicht den Fall der Fahrläſſigkeit und kann deshalb zur Begründung des Satzes nicht 
herangezogen werden. Eine entſprechende Anwendung der Beſtimmungen über Heraus⸗ 
gabe von Nutzungen (88 292, 987, 990) haben RG 62, 25 und 62, 321 als unpaſſend 
abgelehnt. Aber auch die Schadeuserſatzkonſtruktion, die das Reichsgericht vertritt ge“ 
nügt nicht, da fie dem § 249 widerſpricht. Der zum Erſatz verpflichtende Umftand be 
ſteht immer nur in dem geſetzlich verbotenen Eingriff in das fremde Recht, nicht auch, 
wie RG 35, 70 meint, in der Aneignung des Gewinus. Auch aus § 852 Abſ 2 läßt ſich 
nicht entnehmen, daß der Eingriffserwerb ſtets vom Schadenserſaß umfaßt würde. Dagegen 
wird der Satz erklärt, wenn man annimmt, daß die Rechtsverletzung außer dem Schadens 
erſatzanſpruch einen Bereicherungsanſpruch erzeugt, und daß für dieſen zwar ein Schaden 
der einen Partei, nicht aber ein dem Gewinn der andern gleichkommender Schaden weſ elle 
lich iſt. Bei den gewerblichen Immaterialgüterrechten freilich ſträubt ſich das Reichsgericht 
gegen die Anerkennung des Bereicherungsanſpruchs, weil eine Haftung aus unverſchuldeten 
Eingriffen arg. PatG $ 35, GebrMuſtch § 9 vom Geſetze nicht gewollt ſei (RG 15, 182). 
Indes wenn man ſich auf dieſen Standpunkt ſtellt, folgt daraus doch nur, daß hier auch die 
Bereicherungshaftung, ebenſo wie die Schadenserſatzpflicht, Vorſatz oder grobe Fahrläſſigteit 
des Täters vorausſetzt. Es iſt das dann eine Abweichung von dem gewöhnlichen Recht der 
Kondiktion, die ſich aus dem Zweck jener Vorſchriften, die Bewegungsfreiheit der Induſtrie 
zu ſchützen, ergeben mag, aber nicht zur Verneinung der Natur des Anſpruchs als Bereiche: 
rungsanſpruchs nötigt (vgl. auch RG 43, 60; Warn 08 Nr 658; JW 1914, 4068). Eingriffe 
in das Schrift: und Kunſtwerkrecht verpflichten zur Herausgabe der Bereicherung auch ohne 
Verſchulden (RG 90, 137). 

J. Da die Bereicherung des einen auf Koſten des andern geſchehen ſein muß, wird ein 
urſächlicher Zuſammenhang zwiſchen Gewinn und Verluſt verlangt. Und zwar muß der 
Zuſammenhang ein direkter ſein, es muß eine Vermögensverſchiebung unmittel: 
bar zwiſchen den Parteien ſtattgefunden haben. Nicht als ob durch die Verſchiebung 
nicht auch das Vermögen Dritter berührt ſein dürfte, wohl aber muß ein einheitlicher 
Vorgang auf der einen Seite den Gewinn, auf der andern den Verluſt bewirkt haben. Daß 
das Geſetz auf dieſem Standpunkt ſteht, beweiſen die offenbar als Ausnahmen gedachten 
Beſtimmungen des § 816 Abi 1 Satz 2 und des $ 822 (vgl. RG 66, 80; 92, 83; 99, 166 
Wegen der Regelung der Parteirollen bei der indirekten Vermögenszuwendung vgl. A 4. 
Hat ferner der Kläger auf Grund eines mit einer Zwiſchenperſon geſchloſs⸗ 
ſenen gültigen Vertrags an dieſe geleiſtet und iſt der Gegenſtand erſt durch 
die Zuwendung der Zwiſchenperſon an den Beklagten gelangt, ſo kaun der 
Beklagte, falls er überhaupt ohne Rechtsgrund bereichert iſt, doch niemals auf Koſten 
des Klägers bereichert ſein. Nicht ins Gewicht fällt, ob die Zwiſchenperſon vermögens. 
los iſt und ob ſie den Gegenſtand dem Beklagten unentgeltlich zugewandt hat. Die Erfiil: 
lung der zu Recht beſtehenden Verbindlichkeit des Klägers hat, da ſich Leiſtung und Schuld 
befreiung die Wage halten, keine Minderung ſeines Vermögens zur Folge; $ 822 aber läßt 
nur die Erſtreckung eines ſchon gegen den Erſtempfänger begründeten Bereicherungsanſpruchs 
zu und geſtattet keine Inanſpruchnahme eines Zweiten, wenn der Erſte auf Grund gültiger 
Kauſa empfing. Vgl. z. B. R IW og Beil 244; 08, 4320; Reh Recht 08 Nr 1962. Die 
Rechtslage wird auch dadurch keine andere, daß die Zwiſchenperſon, ohne im Namen des 
Beklagten zu handeln, deſſen Erwerb bewußt vermittelt, mit andern Worten indirekter Stell“ 
vertreter iſt. Die Tatbeſtände der gemeinrechtlichen actio de in rem verso und der preußisch. 
rechtlichen Verwendungsklage decken ſich nicht mit $ 812; vgl. RG IW 05, 80“: 08, 182. 
Gruch 51,967; OLG 2, 505; anders Recht 1912 Nr 1779 (Klage eines Bauunternehmers, der 
auf Beſtellung des Ehemanns Steine in das Haus der Frau eingebaut hatte, das er für Eigen. 
tum des Mannes hielt; hier hätte die Frau nur verurteilt werden dürfen, wenn der Verirag mit 
dem Manne wirkſam angefochten wäre). Ja ſelbſt wenn die Vermittlertaätigkeit Dex Zwiſchen⸗ 
perſon dem Kläger gefliſſentlich verheimlicht wurde und der Dritte an dem Geſchafte wirt 
ſchaftlich allein intereſſiert war, rechtfertigt es dieſer Umſtand nicht, daß der Klager neben 
oder ſtatt der Vertragsklage gegen den Strohmann einen Bereicherungsanſpruch gegen den 
Hintermann erhebt, vgl. RG 24. I1. 10 11 239/10 (A war Geſchäftsiuhaber, aber vollig 
abhängig vom Beklagten, der die für das Geſchäft zu beziehenden Waren e 6 
Sr und ſicherungshalber zu Eigentum erwarb; Klage eines Lieferanten des A abgewieſen). 

uch ſonſt darf es keine Mehrheit von Vorgängen oder Umftänden fein, u, 
Pe und Nachteil erwachſen find. Der Erſteher eines Grundstücks lie 8 ſiffes 
10 e dem Dritten, der vor der Zwangsverſteigerung notwendige oden uud iche Verwen. 

gen darauf gemacht hat, keinen Erſatz (RG 97, 65; val. auch ORG 19, 179). Der Nadı- 
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hypothekar, der infolge irrtümlicher Löſchung der vorgehenden, vom Grundſtückseigentümer 
bezahlten Hypothek aufrückt, iſt zwar ohne Rechtsgrund bereichert (vgl. A 6 unter 2b), aber 
nur auf Koſten des Eigentümers, nicht auf Koſten deſſen, der dieſem gegen das Verſprechen 
der Abtretung der Vorhypothek das zur Auszahlung nötige Geld geliehen hat (RG 73, 173). 
Der bei der Liquidation einer Geſellſchaft m. b. H. oder eines Vereins nicht berückſichtigte 
Gläubiger hat keinen Auſpruch gegen den Anfallberechtigten, dem der Überſchuß ausgeſchüttet 
wurde, denn der Aufallberechtigte iſt auf Koſten der Geſellſchaft oder des Vereins bereichert, 
die nur ſcheinbar zu beſtehen aufgehört haben (RG 92, 82). Was ein Verkäufer dem Spe⸗ 
diteur au Verſendungskoſten zuviel gezahlt hat, kann nur er ſelbſt kondizieren, nicht der Käufer, 
mag letzterer auch die vollen Unkoſten dem Verkäufer erſtattet haben, jo daß ihm der Unter. 
ſchied gutgebracht werden muß (RG 23 1913, 21822). Ju einem Falle unter der Herrſchaft 
des Kraukenverſicherungsgeſetzes waren Gemeindebeamte irrtümlich als verſicherungspflichtig 
behandelt worden; die Gemeinde als Arbeitgeberin hatte die auf die Beamten entfallenden 
Beiträge an die Krantenkaſſe gezahlt und ihnen am Dienſteinkommen gekürzt; hier konnte 
nur die Gemeinde, die vermeintliche Schuldnerin der Kaſſe, kondizieren, die Beamten auch 
dann nicht, wenn ihre Forderung gegen die Gemeinde inzwiſchen verjährt war (RG 66, 77). 
In andern Fällen ſcheint die unmittelbare Vermögensverſchiebung auf den 
erſten Blick zu fehlen, während ſie in Wirklichkeit vorhanden iſt. Iſt der 
Verkäufer eines Grundſtücks argliſtig getäufcht worden, jo haftet ihm nach § 852 Abſ 2 auf 
die Bereicherung auch der Dritte, der bei der Täuſchung mitwirkte und von dem Erwerber 
auf dem Grundſtück Hypothet beſtellt erhielt; durch die unerlaubte Handlung iſt eine un⸗ 
mittelbare Beziehung zwiſchen ihm und dem Verkäufer entſtanden (RG Daz 1913, 530). 
Aus demſelben Grunde tönnen, wenn ein zahlungsunfähiger Schuldner ſein Vermögen in 
ſittenwidriger Weiſe auf einen Gläubiger übertragen und das Abkommen geheimgehalten 
hat, um den Schein wirtſchaftlicher Selbſtändigkeit vorzuſpiegeln, die übrigen Gläubiger 
den Vermögensübernehmer, der an der unerlaubten Handlung teilnahm, nicht nur nach 
$ 826, ſondern auch wegen ungerechtfertigter Bereicherung belangen (a. M. RG Recht 1917 
Nr 632). Wenn ferner der Kläger einem Geſchäftsunfähigen Geld leiht und dieſer es zum 
Nutzen des Beklagten verwendet, ſo findet die Vermögensverſchiebung, da mit dem Ge: 
ſchäftsunfähigen kein gültiger Vertrag zuſtande kommt, unmittelbar zwiſchen den ſpäteren 
Prozeßparteien ſtatt (RG Warn 1917 Nr 116; Gruch 47, 940; OSG 34, 95). Ebenſo verhält 
es ſich, wenn durch die Leiſtung des Mägers an den Beklagten ein Vertrag erfüllt werden 
ſollte, den ein vollmachtloſer Vertreter des Beklagten mit dem Kläger geſchloſſen hatte; die 
Haftung des kalsus procurator (5 179) ändert hieran nichts (RG JW 1919, 7151; RG 20. 6. 06 
160/06). Hat der Eigentümer ſein für die Schuld eines Dritten verpfändetes Grundſtück 
unter Aurechnung der Hypothek auf den Kaufpreis einem Käufer aufgelaſſen und bezahlt 
dann der Dritte ſelber feine Schuld, fo iſt der Käufer auf Koſten des Verkäufers bereichert, 
denn dem Verkäufer entgeht dadurch der Erſatzanſpruch, den er nach 8 670 gegen den Dritten 
gehabt haben würde (n Recht 1918 Nr 853). . 
4. Durch Leiſtung eines andern. Wer äußerlich genommen die Leiſtung vollzieht, ift 
nicht notwendig der Leiſtende im Rechtsſinn, d. h. derjenige, der die Vermögenszuwendung 
vornimmt, ſo wenig wie die Empfangsperſon im körperlichen Sinne rechtlich der Empfänger 
der Leiſtung, d. h. der darin liegenden Zuwendung zu ſein braucht. Zahlt der geſetzliche 
Vertreter oder der Bevollmächtigte im Namen des Vertretenen, was dieſer nicht ſchuldet, 
jo ſteht die Kondiktion dem Vertretenen zu; wird eine Nichtſchuld an den Vormund (RG 
81, 261) oder an den Prokuriſten des vermeintlichen Glaubigers gezahlt (RG 79, 285), fo 
richtet ſich die Kondiktion gegen den Vertretenen. Aber auch außerhalb des vertretungs⸗ 
weiſen Handelns kommt ein Auseinanderfallen von Leiſtung und Zuwendung vor. Es 
ſind das die Fälle der indirekten Zuwendung, d. h. die Fälle, in denen X auf An⸗ 
weiſung des A oder, weil er es dem A verſprochen hat, an B leiſtet. Hier ſollen durch die 
eine Leiſtung zwei Zuwendungen bewirkt werden, eine Zuwendung (im Deckungsverhält⸗ 
nis) von X an A und eine andere (im Valntaverhältnis) von Aan B. Iſt eine der beiden 
Zuwendungen fehlerhaft, fo eutſteht die Kondiktion grundſätzlich zwiſchen 
den Perſonen, die an ihr beteiligt find, mithin je nachdem zwiſchen X und A oder 
zwiſchen A und B, während X gegen B nicht kondizieren kann. Wer an den Gläubiger eines 
andern in dem Irrtum zahlt, dieſem dazu verpflichtet zu ſein, kondiziert gegen den Schuld⸗ 
ner ($ 813 A0), wie überhaupt, wenn das Deckungsverhältnis nicht in Ordnung iſt, der 
Ausgleich zwiſchen Angewieſenem und Anweiſendem, Beauftragtem und Auftraggeber ſtatt⸗ 
findet (& 87, 365 98, 237 Warn 1911 Rr 114; Seuffe 60 Nr 103). Dabei iſt gleichgültig, ob 
der Angewieſene gewußt hat, welche Zwecke der Anweiſende mit der Anweiſung verfolgte und 
ob er bei der Zahlung auf dieſe Zwecke Bezug genommen hat oder nicht; für ihn iſt der Dritte 
bloße Zahlſteile (vgl. RG 87,39; ZW 1914 S. 79 und 6435, MG Recht 1915 Nr 1996). Das 
gilt auch beim Vertrage zugunſten Dritter, ſofern der Dritte nur ermächtigt iſt, die Zahlung 
in Empfang zu nehmen. Da z. B. der Adreſſat einer Poſtſendung keinen Auslieferungs⸗ 
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anſpruch an die Poſtanſtalt hat, kann die Poſt den auf eine nicht eingezahlte Poſtanweiſung 
in Unkenntnis dieſes Umſtandes ausgezahlten Betrag nur von dem Abſender, der dadurch 
eine Zuwendung empfing, zurückfordern, RG 60, 24. (Anders wenn der Dritte nach dem 
Vertrage einen Anſpruch auf die Leiſtung erwerben ſollte. X, der dem B nach $ 334 feine 
Einwendungen aus dem Vertrage mit A hätte entgegensetzen können, kondiziert, wenn er 
dies aus Irrtum unterlaſſen hat, gegen B; zweifelnd RG IW 1915, 652%. Entsprechend 
geſtaltet ſich die Sachlage bei Fehlerhaftigkeit des Valutaverhältniſſes, z. B. wenn der 
zahlende X zur Erfüllung einer vermeintlichen Schuld des A an B geleiſtet hat. Iſt dies 
auf Anweiſung oder im Auftrage des 4 geſchehen oder hat A die Zahlung genehmigt, ſo 
daß er dem Xerſathpflichtig iſt, ſo hat er ſelbſt, nicht X, die Kondiktion gegen B. M. 
RG 60, 287 (im Ergebnis zutreffend, da X vor der Zahlung die Schuld übernommen hatte), 
vgl. auch RG JW 1910, 75211 und RG Warn 1917 Nr 116 (trotz der Erklärung, für Rech⸗ 
nung Ats zu leiſten, foll X noch einen beſondern Zweck der Zahlung angeben und dadurch 
in ein beſonderes Rechtsverhältnis zu B treten können). Dagegen findet eine direkte 
Ausgleichung zwiſchen Leiſtendem und Empfänger ftatt, wenn beide Kauſal⸗ 
verhältniſſe fehlerhaft ſind; hier erfolgt die Zuwendung unmittelbar zwiſchen ihnen 
ſelbſt. So auch RG 86, 347 (X hatte ein Grundſtück an den geiſteskranken A verkauft und 
an B, dem A es weiterverkauft hatte, auf A.S Weiſung aufgelaſſen: Kondiktion des X gegen B). 
Dasſelbe Ergebnis läßt ſich dann, wenn das Deckungsverhältnis fehlerhaft iſt und zugleich 
im Valutaverhältnis eine unentgeltliche Zuwendung ſtattgefunden hat, mittels entſprechender 
Anwendung der $$ 816, 822 begründen (vgl. § 784 A 4c). 

5. In ſonſtiger Weiſe. Dahin gehört a) die Vermögensverſchiebung, die auf Grund 
einer ſei es unerlaubten, ſei es erlaubten Handlung des Bereicherten ſtattfindet, wenn 
er z. B. die Sache des Klägers in Beſitz nimmt, ſie mit ſeinen Sachen verbindet, vermiſcht, 
verarbeitet (vgl. § 946 ff., 951) oder einen ſonſtigen Eingriff in fremde Rechte durch rechts⸗ 
geſchäftliche Verfügung (8 816) oder durch Gebrauch oder Verbrauch verübt. Wegen des 
Eingriffs in Immaterialgüterrechte vgl. A 2 unter e; durch Benutzung einer nicht geſchützten 
Erfindung eutſteht kein Bereicherungsanſpruch, da ſich damit eine Vermögensverſchiebung 
nicht vollzieht (vgl. RG 77, 81; N Recht 1917 Nr 1255). Ferner gehört hierher b) die 
Bereicherung durch die Handlung eines Dritten. So die Bereicherung durch 
eine Verbindung oder Vermiſchung, die ein Dritter vornimmt; die Bereicherung durch unent⸗ 
geltliche Zuwendung ſeitens des Erſtbereicherten im Falle des § 822 (vgl. auch OLG 18, 49). 
Der Dritte kann auch ein Beamter ſein, was beſonders in der Zwangsvollſtreckung 
praktiſch wird. Zurückſetzungen bei der Verteilung des Verſteigerurgserlöſes begründen 
für den Benachteiligten die Kondittion, und zwar trotz ZPO 8 878 Ab] 2 auch ohne daß er 
dem Teilungsplane widerſprochen hätte, Rch 39, 379; 42, 247; 58, 156; 64, 196 u. ö. (anders 
wenn er die in BG 5 37 Nr 4 vorgeſchriebene Aufforderung zur Anmeldung feiner Rechte 
unbeachtet gelaſſen hat, da dies die Höhe des Meiſtgebotes beeinflußt, RG 76, 379). Auch 
der Konkursgläubiger, der ungeachtet ſeiner Anmeldung bei den Verteilungen übergangen 
wurde, darf ſich nach Beendigung des Konkurſes gegen die Zuvielempfänger wenden (RG 
23, 61; a. M. RG SeuffA 41 Nr 272; OLG 11, 366). Daraus allein freilich, daß das Voll⸗ 
ſtreckungsverfahren an weſentlichen Mängeln leidet, erwächſt kein Bereicherungsanſpruch. 
Der im geringſten Gebot mit Unrecht nicht berücksichtigte Hypothekengläubiger hat keinen 
ſolchen gegen den rechtmäßig berückſichtigten nachſtehenden Gläubiger (RG 59, 276). 
Namentlich kann auch der Schuldner nicht deshalb kondizieren, weil ſich der Gläubiger 
durch Pfändung unpfändbarer Sachen oder Forderungen Befriedigung verſchafft hat 
(8 PO 88 811, 850; vgl. dazu RG SeuffA 70 Nr 206; OLG 10, 378) oder weil die Boll- 
ſtreckung ohne vorherige Zuſtellung des Schuldtitels (ARD $ 750) oder ohne Beobachtung 
der Vorſchriften der ZPO 88 751, 752 vor ſich ging (a. M. RG 25, 368). Selbſt das Fehlen 
des Titels genügt nicht zur Begründung der Kondiklion, wenn der materielle Anſpruch we 
ftand (a. M. RG 56, 70, im Ergebnis zutreffend, denn ohne prozeßrechtlich pirtlame n 
ſtätigung des Zwangsvergleichs haftet der Zwangsvergleichsbürge nicht). Endlich ©) urch 
ſich die Bereicherung durch Naturvorgänge, z. B. Anſchwemmen von Land, oder in 
rechtlich als Zufall erſcheinende Handlungen vollziehen, vgl. RG 51, 80 (Ausſaat von Kar 
toffeln durch einen Geiſteskranken). 8 

6. Ohne rechtlichen Grund. Die Frage, wann die Bereicherung ungerechtfer ung 
wird durch das Geſetz nur für einzelne Fälle beantwortet. Im übrigen hat er gel 1. 
aus dem Grundgedanken der Bereicherungsklage heraus zu finden: gegend Gerte 155 
wirkungen, die das Geſetz zur Erleichterung, Vereinfachung, Beſckleunigung der Ger 1 
Auer aus andern Urſachen nur formaler Natur zuläßt, ſoll den Anfordern ngen 115 ; ec ) 
‚nett zum Durchbruch verholfen werden. Zwei Hauptgruppen von Fallen \ind er 
snberzuhalten, einmal die Zuwendungggeſchäfte, in denen die Vercicherung auf einer be- 
traten Leiſtung des Benachteiligten (Übertragung von Eigentum, Beſtellung oder Über- 
vagung anderer Rechte, Leiſtung von Dienſten, Befreiung von Verpflichtungen uf.) be⸗ 
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ruht, und ſodann die Fälle einer Vermögensverſchiebung ohne den Willen des Benach⸗ 
teiligten. 1. Zuwendungsgeſchäfte. Hier kann die Bereicherung ungerechtfertigt ſein, 
wenn a) die Leiſtung keiner gültigen Kauſal vereinbarung (Zweckvereinbarung) 
dient. Zu einer ſolchen genügt jeder Zweck, der nach dem Willen der Beteiligten für das 
Rechtsgeſchäft maßgebend war (vgl. RG IW 1917, 103°; Warn 1910 Nr 17). Beruft ſich 
der Beklagte auf einen beſtimmten Zweck der Leiſtung, ſo wird der dem Kläger obliegende 
Beweis des Fehlens des Rechtsgrundes regelmäßig dadurch erbracht, daß der Kläger den 
angeführten Zweck widerlegt (RG Warn 1917 Nr 221). Für die Fälle, wenn der verein 
barte Zweck gegen ein geſetzliches Verbot oder die guten Sitten verſtößt, gibt $ 817 beſondere 
Vorſehriften. Die Vereinbarung über den Zweck kann auch deshalb fehlen, weil die Par⸗ 
teien nicht übereinſtimmten. Z. B. die eine nimmt Schenkung, die andere Darlehn an; 
der Käufer erblickt in der Betätigung des Dritten, der ihm die Ware zuſendet, ein Handeln 
für Rechnung des Verkäufers, während der Dritte ſelbſt Verkäufer zu fein meint, RG 98, 64; 
ebenſo R6 IW 09, 2747, wo der Empfänger die Zahlung auf ſeine Forderung an den 
Prokuriſten der zahlenden Geſellſchaft bezog und dieſe ſich für die Schuldnerin hielt; vgl. 
den Fall RG 87, 41, wo eine als Dienſtkaution zu beſtellende Hypothek einem Dritten nur 
als Pfandhalter abgetreten werden ſollte, der Dritte aber glaubte, einer ſeiner Schuldner, 
der zugleich Gläubiger des Abtretenden war, erfülle damit ſeine Schuld. b) Die Bereiche: 
rung iſt ferner ungerechtfertigt, wenn der vereinbarte Zweck der Zuwendung nicht 
verwirklicht wird. Hauptfälle: es wird geleiſtet zur Erfüllung einer Verbindlichkeit, 
die nicht beſteht (cond, indebiti, vgl. zu 88 818, 814) oder zur Erreichung eines künftigen 
Erfolges, der nicht eintritt (cond. ob causam datorum, vgl. U 9 und zu 8 815). c) Das⸗ 
ſelbe gilt, wenn der Zweck zunächſt erreicht, aber nachträglich wieder weggefallen iſt 
(eond. ob causam finitam, vgl. A 8). 2. Bereicherung ohne den Willen des Be- 
nachteiligten. Zu nennen ſind a) die Falle, wenn die Vermögensverſchiebung durch 
einen unberechtigten Eingriff des Bereicherten oder eines Dritten in das 
Vermögen des Benachteiligten herbeigeführt wird. So namentlich bei rechtsgeſchäftlicher 
Verfügung über fremde Sachen und Rechte (Kondiktion wegen unberechtigter Verfügung, 
vgl. $ 816), aber auch bei Eingriffen tatſächlicher Natur (Verzehren fremder Sachen, 
Düngen des Grundſtücks mit fremdem Dinger, RG Seuffe 60 Nr 168). Über Eingriffe 
im Wege ber Swangsvollftzedung bel. A 5, 8 816 A 3. Ein durch unerlaubte Handlung 
erlangter Vermögensvorteil iſt immer zugleich ohne rechtlichen Grund erlangt (vgl. 8 852 
Abs 2, ch Recht 1910 Nr 57). p) Auch eine nicht gewollte Handlung des Benad)- 
teiligten ſelbſt kann einen Anſpruch auf die Bereicherung begründen, z. B. wenn ein 
hinkoa Vergreifen vorlag. Hat ein Hypotheken läubiger feine Hypothek irrtümlich löſchen 
laſſen, in der Meinung, die freiwerdende Rangſielle einem Dritten zuwenden zu können, 
fo hat er (nicht der Dritte, der infolge davon an fpäterer Stelle eingetragen iſt, vgl. A 3) 
die Kondiktion gegen den aufrückenden Nachhypothelar. Anders ME 69, 245; 88, 287, die 
in der Rangordnung ($ 879) eine Rechtfertigung für die Vermögensverſchiebung ſehen und 
die zugunſten der Kondition, ſprechenden Erwägungen für bloße Billigteitsrückſichten er: 
klären. e) Beruht die Bereicherung auf einer kraft Geſetzes eintretenden Rechts- 
änderung, fo muß, ſoweit eine beſondere Beſtimmung fehlt, nach Sinn und Zweck der 
einzelnen Vorſchrift beurteilt werden, ob die Rechtswirkung nur aus formalen Gründen 
angeordnet iſt oder ob ſie dem Geſetzgeber als jorderung materieller Gerechtigkeit erſcheint. 
Im erſten Falle ift die Ausgleichung durch den ereicherungsanſpruch am Plate, im zweiten 
nicht. In 951 (Verbindung, Vermiſchung, Verarbeitung), 8 977 (Funderwerb), 88 996, 999 
(Verwendungen des Beſitzers und feines Vorgängers) find Vereicherungsanſprüche ausdrück. 
lich auerkannt; umgekehrt geht aus den Ausnahmeſätzen der 89 988, 993 hervor, daß der 
gutglaubige Beſitzer, der die Früchte nach $ 955 zu Eigentum erwirbt, die dadurch bewirkte 
Bereicherung regelmäßig nicht herauszugeben braucht (vgl. RG. JW 1912, 69016). Nimmt 
man an, daß nach dem Willen der WO das Recht des Wechſelglänbigers aus dem Wechſel 
auch dann erlöſchen ſoll, wenn ein ihn legitimierendes Giro aus Verſehen oder von einem 
Unbefugten durchſtrichen wird, fo darf man ihm auch keine Kondiktion zugeſtehen (MG J 
1915, 1123”). Ebenſo kann der Rechtsverluſt, der durch Vollendung der Verjährung oder 
duich Ablauf einer. Ausſchlußfriſt eintritt, nicht mit Hilfe eines Bereicherungsanſpruchs 
wettgemacht werden, denn es iſt der Zweck dieſer Einrichtungen, nach Umfluß eines ge: 
wiſſen Zeitraums Ruhe zu ſchaffen (vgl. RG 70, 352; Warn 1920 Nr 151). Von der 
Erſitzung gilt inſofern das gleiche, als der Erſitzende nicht dem früheren Eigentümer als 
olchem haftet; doch iſt er der Kondiktion unterworfen, wenn auch ohne den den ſofortigen 
Eigentumserwerb hindernden Mangel eine Bereicherungs⸗ oder ſonſtige Rückgabepflicht 
für ihn beſtanden haben würde. d) Kann auch ein rechtskräftiges Urteil rechtsgrundlos 

reichern? Die Frage muß verneint werden. Allerdings wird durch ein fehlgehendes 

rteil der Rechtszuſtand geändert. Da aber das rechtskraftig Zu⸗ oder Aberkannte nicht 
mehr in Frage geſtellt werden darf, kann darin keine Bereicherung, geſchweige denn eine 
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grundloſe gefunden werden, fo daß eine Kondiktion ausgeſchloſſen iſt (bal. Rc 1, 95; 
36, 205; 39, 142; 46, 77; 69, 279; JW 1913, 43715; 1915, 11237; Gruch 63, 614). 
Lediglich in dem Falle, wenn das Urteil vom Sieger durch eine unerlaubte Handlung 
erwirkt wurde, iſt neben der actio doli (Vorbem 8 vor $ 104, § 826 A 5d) auch eine 
Kondiktion gegeben (vgl. unter a; anders nach früherem Recht RG 46, 78). Natürlich 
ſind als Kondiktionsgründe nur diejenigen Tatſachen ausgeſchloſſen, die vor dem für die 
Rechtskraft maßgebenden Zeitpunkt liegen. Nachträgliche Tatſachen, d. h. ſolche, die nach 
dem Schluſſe der letzten Verhandlung oder nach Ablauf der Eiuſpruchsſriſt eingetreten 
find (vgl. ZBO 8 767 Abſ 2), können ohne Verſtoß gegen die Rechtskraft zur Stütze einer 
Rückforderung benutzt werden. Daher kann das zufolge dem Urteil Gezahlte kondiziert 
werden, wenn nachträglich die Gegenleiſtung des Nachleiſtungsbefugten unmöglich würd 
oder eine Reſolutivbedingung eintritt oder der Schadeuserſatzberechtigte anderweiten Aus 
gleich erhält RG Recht 1913 Nr 1631) oder ein neues Geſatz die Pflicht, einer Perſon wie 
dem früheren Kläger Unterhalt zu gewähren, beſeitigt (R 46, 66; vgl. dazu aber A 
48, 4). Nur iſt dabei zu beachten, daß ein vor dem entſcheidenden Zeitpunkt begründetes 
Geſtaltungsrecht auch bei ſpäterer Ausübung nicht als nachträgliche Tatſache behandelt 
werden darf (Aufrechnung Ach 64, 228, JW 02, 5315, 1917, 106°, Warn 1910 Nr 76, N 
SeuffA 63 Nr 76, RG SächſArchR 1915, 264; Anfechtung RG IW 1913, 10326; Rücktritt). 
Auf der andern Seite läßt ſich in einem beſondern Falle ein ſolches Urteil unter Zurück 
greifen auf ein früheres Ereignis unſchädlich machen. Iſt jemand zur Zahlung verurteilt, 
obwohl er bereits gezahlt hatte — ſei es, daß die Einrede der Zahlung nicht vorgebracht oder 
nicht für bewieſen erachtet wurde —, ſo kann er zwar das auf Grund des Urteils zum zweiten⸗ 
mal Gezahlte nicht als Leiſtung einer Nichtſchuld zurückverlangen (unrichtig OLG Düſſeldorf 
JW 1916, 686). Wohl aber kann er nunmehr die erſte Zahlung kondizieren, da ihr Zwea, 
die Schuld zu tilgen, infolge des Urteils weggefallen iſt. Die Rechtskraft des Urteils wird 
hiermit nicht angetaſtet, denn rechtskräftig feſtgeſtellt iſt nur das Beſtehen der eingetlagten 
Forderung, nicht der Grund, warum das Gericht ſie als beſtehend anſah. Rechnet aber der 
Verurteilte gegen die Judikatforderung mit der cond. ob causam finitam auf (was zuläſſig 
iſt, da dieſe Kondiktion erſt mit der Rechtskraft entſteht) und erwirkt er eine einſtweilige 
Anordnung nach ZPO 8 769, fo ift feine Lage annähernd die gleiche wie vor dem Urteil. 
7. Die Verpflichtung deſſen, der etwas grundlos erlangt hat, wird hier kurz dahin ge⸗ 
kennzeichnet, daß fie auf Herausgabe des Erlangten gerichtet iſt. Inhalt und Umfang 
dieſer Herausgabepflicht werden näher beſtimmt durch 88 818-820. Die in $ 818 Abi 3 
grundſätzlich vorgeſchriebene Beſchränkung auf die Bereicherung rechtfertigt den Ausdruck 
Bereicherungsanſpruch. — Wegen des Leiſtungsortes der Verpflichtung vgl. 8 818 
A8 a. E. — Iſt der anſpruchbegründende Tatbeſtand bei einer Mehrheit von Perſonen 
eingetreten, ſo haftet jede auf das, was ſie erlangt hat (RG Recht 1919 Nr 249). So auch 
dann, wenn bei einem gegenſeitigen Vertrage auf der einen Seite mehrere ſtehen. Der 
Umſtand, daß die mehreren im Fall der Gültigkeit des Vertrags für die Leiſtung nach $ 427 
im Zweifel als Geſamtſchuldner hätten aufkommen müſſen, hat, wenn der Vertrag nichtig 
iſt, keine geſamtſchuldner ſche Haftung auf Herausgabe der Bereicherung zur Folge. Das 
wird von RG ZW 09, 274%; Warn 1914 Nr 114; RG Recht 1911 Nr 48 für den Fall oer 
anfänglichen Nichtigkeit anerkannt; es gilt aber auch daun, wenn der Vertrag durch An⸗ 
fechtung nichtig geworden iſt (a. M. RG 67, 260). Beſtimmte der Vertrag, daß die mehreren 
Gläubiger Geſamtgläubiger ſein ſollten, ſo daß der Schuldner nach Belieben an jeden von 
ihnen leiſten durfte (8 428), fo haftet els Kondiktionspflichtiger nur derjenige, dem talent. 
lich geleiſtet wurde (RG Warn 1911 Nr 24). — Der Bereicherungsanſpruch verjahrt (abe 
geſehen von Sonderfällen, vgl. z. B. 88 977, 2287: 3 Jahre, 88 1301, 1302: 2 Jahre) ne 
gewöhnlichen 30 jährigen Friſt des § 195, mag auch die Bereicherung durch Tilgung eine 
Schuld des Beklagten erfolgen, für die eine kürzere Verjährungsfriſt vorgeſchrier g — 
Nicht entgegenſteht, daß die kurze Verjährung von Ar ſprüchen für Lieferung von Sum 
oder Ausführung von Arbeiten nach § 196 ohne Unterſckhied Platz greift, ob der i 14 9 
auf Vertrag, Geſchäftsführung oder Bereicherung geſtützt wird (vgl. $ 196 a gen, 
Hier erzeugt die bereichernde Zuwendung erſt zugleich den Anſpruch aus den zei > 2 
deſſen kurze Verjährung eine vertragsmäßige Grundlage nicht vorausſetzt, wogegen findet 
obenerwähnten Fall die Zuwendung eine Verpflichtung des Bereicherten fen, der Bo 
(gl. RG 80, 96). — Subſidiär iſt der Bereicherungsanſpruch nicht, t robl gegen 
rechtigte einen anderweiten Anſpruch gegen einen Dritten, fo kaun er 9460 06). Auch 
den Vereicherten klagen (MG 48, 130; Ic 1919, 715%; MG 20. 6. 06.1! 45 en 
aun, wenn ihm gegen dieſen ſelber mehrere Anſprüche zuſtehen, laßt [eb ein Van dug de 
andern A SR ; 7 Natürlich kann die 
Ir uſpruchs vor dem Bereicherungsanſpruch nicht begründen. ade 
ee Subſidiarität nur aufgeworfen werden, wenn der Tatbeſtand Weber een 
tm einen Bereicherungsanfpruch auch wirklich erzeugt (z. B. Aaenuct en Erfüllungs⸗ 
7 9 oder nützlicher Geſchäftsführung und Kondiktion). Neben dem 
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I 
anfpruc aus einem gültigen Vertrage iſt für den Bereicherungsanſpruch kein Raum (NG 
JW 08, 403, vgl. auch A 9 a. E.) 

8. Späterer Wegfall des Rechtsgrundes (condictio ob causam finitam). Der Rechts- 
grund kann kraft Geſetzes gegen den Willen der Parteien oder auch deshalb wegfallen, weil 
die Leiſtung von vornherein nur zu einem vorübergehenden Zweck bewirkt und dieſer erreicht 
iſt. Beiſpiele find die Wiedergewinnung der verlorenen Sache durch den Eigentümer, dem 
der für den Verluſt Verautwortliche, ohne ſich den Eigentumsanſpruch abtreten zu laſſen, 
Schadenserſatz geleiſtet hat (8 255 A 2); die kraft gegenſeitigen Vertrags bewirkte Leiſtung, 
wenn die Gegenleiſtung ohne Verſchulden eines Teiles unmöglich wird (8 323 Ubf 3); der 
im voraus bezahlte Mietzins oder Dienſtlohn nach $$ 543 Abſ 2, 628 Abſ 1 Satz 3: die 
widerrufene Schenkung ($$ 531 Abs 2, 1584); der Eintritt der auflöſenden Bedingung oder 
Befriſtung bei dem der Leiſtung unterliegenden Geſchäft; vgl. auch RG 89, 27; Gruch 49, 896. 
Sachlich gehört hierher auch die Rückforderung des auf Grund eines Vorbchaltsurteils in 
der Berufungsinſtanz Gezahlten, nachdem das Urteil infolge der vorbehaltenen Verteidigungs- 
mittel aufgehoben iſt (388 88 529, 541). Für die Fälle des Rücktritts vom Vertrage, der 
Draufgabe nach Aufhebung des Vertrags, des Schuldſcheins nach Tilgung der Schuld Hat 
das BOB durch befondere Vorſchriften geſorgt (88 346 ff., 337 Abſ 2, 371, 1144). Doch 
kann auch im Falle des Rllcktritts ein Bereicherungsanſpruch Platz greifen, wenn der Schuld 
ner vor Abgabe der Rllcktrittserklarung an den Zeſſionar des Gläubigers geleiflet hatte. 
Stets iſt Vorausſetzung der Kondiktion, daß der Wegfall des rechtlichen Grundes in die Ver⸗ 
gangenheit zurückwirkt. Die Nich tigkeitserklarung eincs Patentes ändert nichts daran, daß 
der Käufer des Patentes oder der Lizenznehmer bis zur Rechtskraft des Urteils tal ſächlich 
Schutz genoſſen hat; daher kann die Gegenleiſtung, ſoweit fie auf dieſe Beit entfällt, nicht 
zurückgefordert werden (R 17, 53; 20, 128; 78, 12). Eine ähnliche Rechtslage nimmt die 
neuere Rechtſprechung des Reichögerichts auch für Gebrauchsmuſter an (vgl. RG 86, 45; 
271°% Warn 1916 Nr 114; anders früher RG 68, 292; JW 00, 31718, Ag L3 
08, . 

9. Nichteinteltt des nach dem Inhalte des Rechtsgeſchäfts bezweckten Erfolgs. Gie⸗ 
meint iſt der Fall, daß ein von der Zukunft erwarteter Erfolg nicht eintritt, condietio ob 
eausam datorum (cond. causes data causa non secuta). Der Erfolg muß nach dem In» 
halte bes Rechtsgeſchafts bezweckt ſein. Eine bloße einfeitige Voraus ſetzung genügt 
nicht; es genügt auch nicht, wenn der Beweggrund des Leiſtenden dem Gegner erkennbar 
oder von ihm erkannt iſt. Die Windſcheidſche Lehre von der Voraus ſe hung iſt vom Sich 
nicht aufgenommen worden (NG 62, 267: 86, 132: anders der Faſſung, wenn nicht der 
Sache nach NG Recht 00 Nr 2889; 1917 Nr 604). Vielmehr muß der Zweck Vertragsinhalt 
geworden fein, indem ſich bie Parteien über ihn ols über einen weſcnikchen Beſtandteil des 
Vertrags ausdrücklich oder ſtillſchweigend geeinigt, d. h. das Nechtsverhälinie von feiner Er⸗ 
reichung abhängig gemacht haben (RG JM 1912, 3528: 1915, 11178; 1917, 1035; Warn 1916 
Nr 225: 1917 Nr 112: RG Recht 1942 Nr 213; 1915 Nr 1066; 1916 Nr 1289; 1919 Nr 1416). 
Ob der bezweckte Erfolg eine Handlung des Empfängers oder ein anderes Ereignis iſt, 
macht keinen Unterſchied; es kommt auch nicht darauf an, ob der Zweck der Leiſtung ihrer 
Natur nach innewohnt oder von außen hinzutreten ſoll. Die Rllckforderung ift zi laſſig: 
a) wenn die Leiſtung unmittelbar durch ſich ſelbſt einen beſtimmten Bwed 
‘erfüllen ſoll und dieſer Zweck fehlſchlägt. Beiſpiele: Quittung über erwartete, 
demnächſt nicht geleiſtete Zahlung; Hingabe eines Schuldſcheins über ein zugeſagtes, aber 
ſpäter nicht gewährtes Darlehn (Roß JW 09, 41510) eines Wechſels über künſtige Schuld, 
die nicht entſteht (RGS 56, 317); Vorſchuß auf den Jahresgewinn einer Geſellſchaft, wenn 
das Jahr mit Verluſt endet (RG 85, 43; f Recht 1915 Nr 1320); unbedingte Leiſtung auf 
aufſchiebend bedingte Schuld, deren Bedingung ausfällt; Hingabe condicionis implendae 
gratia, ſofern bas letztwillig Zugewendete nicht erworben wird; Ausſteuer der Braut nach 
ſpäterer Auflöſung der Verlobung uſw. (nicht auch Zahlungen zur Sanierung notleidender 
Geſellſchaften; fie werden A fonds perdu gegeben, RG 18. 2. 16 II 413/15). Ebenſo liegt 
3, b) wenn der Empfänger das Erhaltene nicht in der beſtimmten Weiſe ver: 
wendet. So wenn Aultegerbeiträge gezahlt werden und die geplante Straße nicht her⸗ 
gestellt wird (RG 75, 145); fo bei der Zahlung von Baugeld, wenn das Geld anderweit 
verbraucht wird (RG 21. 9. 11 IV 682/10); bei der Schenkung, die der Beſchenkte nicht an⸗ 
nimmt (8 516 Abſ 2); bei Schenkung oder letztwilliger Verſügung unter einer Auflage, wobei 
jedoch die Vorausſetzungen der Rückforderung beſonders geregelt ſind (88 527, 2190), Die 
Kondiktion iſt nicht minder zuläſſig, e) wenn vergeblich der Verſuch gemacht wurde 

en Empfänger durch die Leiſtung zu einem gewiſſen Verhalten zu beſtimmen. 
B. Zahlung des unterſchlagenen Betrags durch Angehörige des Täters, um Strafanzeige 
1 zerhüten (RG JW 02 Beil 220 *; 1912, 3578; Seuffü 59 Nr 102; Oc 23, 54); Bürg⸗ 
Heft, um dem Schuldner Stundung oder ein weiteres Dorlehen zu verſchaffen oder 


Konkurs abzuwenden (RG JW 03 Beil 10627; 1911, 5401, Warn 1913 Nr 360; 10 
61* 
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Nr 225); Zahlung auf einen formmichtigen Vertrag in der Annahme, der Gegner werde 
erfüllen (RZ 53, 237; 98, 237; R Recht 00 Nr 822); Leiſtung von Dienſten in Erwartung 
der Adoption oder der Überlaffung des Gutes (RG IW 03 Beil 142) oder in Er⸗ 
wartung letztwilliger Zuwendungen (RG Warn 1911 Nr 267; RG Seuffa 70 Nr 149); 
Vorrangseinräumung für eine Bangelderhypothek, auf welche das Baugeld nicht gezahlt 
wird (RG 61, 37). — Nicht hierher gehört der Fall, daß ein gültiger gegen; 
ſeitiger Vertrag vom andern Teile nicht erfüllt wird. Die Leiſtung erfolgt in 
ſolchem Falle zur Erfüllung einer beſtehenden Verpflichtung, nicht bloß zu dem Zweck, 
damit der andere ſeinerſeits leiſtet. Dem Leiſtenden ſteht der Anſpruch auf Erfüllung 
ſowie unter den geſetzlich (88 325, 326) oder vertragsmäßig beſtimmten Vorausſetzungen 
das Rücktrittsrecht nach 88 340 ff. zu, während eine Kondiktion, abgeſehen von 85 888 
Abſ 2, 327, nur dann Platz greift, wenn ein über die Gegenleiſtung hinausgehender Erfolg 
bezweckt war (RG 66, 134; Warn 1917 Nr 112; OLG 20, 243; LZ 1916, 895). 


10. Eine Gruppe für fich im Gegeuſatz zu den realen Leiſtungen bilden die Zuwendungen, 
die durch Begründung einer abſtrakten Forderung geſchehen. Dahin gehören das Schuld. 
verſprechen des § 780 mit dem Unterfall des kaufmäuniſchen Verpflichtungsſcheins (HOB 
§ 363), das Anweiſungsakzept (§ 784), die wechſel⸗ und ſcheckmäßigen Schuldnererklärungen 
(Ausſtellervermerk, Indoſſament, Wechſelakzept uſw.), die Schuldverſchreibung auf den In: 
haber (§ 793); auch das abſtrakte Schuldanerkenntuis des § 781 kann von den Parteien als 
Form für die Begründung einer abſtrakten Forderung benutzt werden (vgl. A 11). Das ab⸗ 
ſtrakte Verſprechen dient vorwiegend der Erfüllung einer kauſalen Forderung, iſt aber auf 
dieſen Fall nicht beſchränkt, ſondern kommt auch eredendi oder donandi causa vor. Die causa 
donandi hat das Beſondere, daß ein ſchenkweiſe erteiltes abſtraktes Verſprechen mangels ge 
richtlicher oder notarieller Form nichtig iſt (5 518 Abſ 1 Satz 2). Eine ähnliche direkte Ein⸗ 
wirkung der Kauſa findet ſich in 8 656 Abſ 2, 8 762 Abi 2, § 764 und Boörſch SS 55, 59: das 
abſtrakte Verſprechen, das über einen Ehemaklerlohn, eine Spiel: oder Differenzſchuld oder 
eine Schuld aus einem nicht verbotenen Börſentermingeſchäft gegeben wird, iſt unverbindlich, 
aber erfüllbar. Im übrigen werden die Mängel der Kauſa, wie bei den realen Leiſtungen, 
durch kondiktionsmäßige Ausgleichung geltend gemacht; vgl. z. B. R 67, 240 (abſtraktes 
Verſprechen unentgeltlicher Abtretung eines Grundſtücksſtreifens zum Zweck der Be⸗ 
ſeitigung eines in Wahrheit nicht beſtehenden Bauverbotes); Recht 1919 Nr 1087 (Schuld: 
verſprechen an ein Stiefkind in der Meinung, es ſei pflichtteilsberechtigt) und zu $ 814 
RG JW 1910, 7045; Gruch 58, 977. Bei der Rückforderung aus verbotenen oder unfitt: 
lichem Grunde iſt der Fall des beiderſeitigen Verſtoßes gegen Geſetz oder gute Sitten 
(8 817 Satz 2) abweichend von dem, was für reale Leiſtungen gilt, geregelt (vgl. 8 817 
A 4). Als Mittel für die kondiktionsmäßige Ausgleichung gewährt das Geſetz außer dem 
Bereicherungsauſpruch (eondietio obligationis, cond. indebiti promissi, auch cond. libe- 
rationis genannt) die Bereicherungseinrede (8 821). Der Inhalt des Auſpruchs iſt nach 
§ 821 auf „Befreiung“ des Verſprechenden von der Verbindlichkeit, d. h. auf den Ab 
ſchluß eines Erlaßvertrags (8 397) gerichtet; außer der Befreiung kann arg. $ 371 Rück⸗ 
gabe des Schuldſcheins verlangt werden. Hat der Empfänger des abſtrakten Verſprechens 
die Forderung abgetreten, jo ſteht die Bereicherungseinrede nach $ 404 auch dem neuen 
Gläubiger entgegen (vgl. 8 821 A 1). Der Auſpruch kann nach der Abtretung gegen 
den Erſtgläubiger überhaupt nicht mehr, gegen den neuen Gläubiger nach 8 822 nur 
dann geltend gemacht werden, wenn die Abtretung unentgeltlich geſchah (nicht abweichend 
RG 86, 301 und RG Recht 1916 Nr 56, die nur den aus § 1169 hergeleiteten 1 
auf Löſchung der Hypothek belreffen). Hat aber der Verſprechende in Unkennined, pair 
Bereicherungseinrede an den Zeſſionar gezahlt, fo ſteht ihm eine doppelte Mögli Br 

offen, inſofern er nach 8 813 gegen den lin die condietio indebiti hat oder nach ° 0 
Abſ 2 vom Zedenten den Wert der Forderung, d. h. regelmäßig das dafür em * 2 
Entgelt, herausverlangen kann. Iſt mit Hilfe des einen Anſpruchs der Vene er 
glichen, fo erliſcht der andere; kondiziert der Verſprechende gegen den Zedenten, fich bei 
ihm die condictio indebiti gegen den Zeſſionar abtreten. — Anders verhält — Andoſſa⸗ 
den Forderungen aus indoſſablen Papieren oder Inhaberpapieren. a. — ehr 
ment und die Übergabe des Papiers find keine Übertragung, ſondern Neubegrünten bie Ein. 
Forderung. 8 404 findet keine Anwendung, vielmehr ſchließen $ 796 und WO 8 Fällen des 
wendungen aus der Perſon eines Vormanns grundſätzlich aus; Ausnahmen, in. gers 

$ 826, des Inkaſſomandats und der ſonſtigen unentgeltlichen Begebung des Papier. 


11. Vertragsmäßige Anerkennung des Beſtehens oder Nichtbeſtehens eines Schuld 
verhaltniſſes. — 1. Poſitives Schuldau erkenntnis. Gemeint iſt das . 
nis des g 781. Bei einem Anerkenntnis, das Beſtandteil eines egenfeitigen 10 Sa I 
iſt für eine Kondiktion lein Raum (MC Recht 1914 Nr 195); wie ein unſelbſtändige 8 . 
verſprechen (Mb Recht 1912 Nr 578; 1016 Nr 071) ſteht und fällt es mit dem Vertrage: 
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Materielle Bedeutung hat ein ſolches bloß beſtätigendes Anerkenntnis nur inſofern, als es das 

urſprüngliche Geſchaft abändert oder einen ſtillſchweigenden Verzicht auf Einreden oder auf 
Aufrechnung enthalt (RG JW 06, 74222; 1916, 960 ). Anders das abſtrakte Schuldanerkenntnis, 
das a) unter Umſtänden wegen Unrichtigkeit des Anerkannten kondiziert werden kann. 
Zwar iſt nicht geſagt, daß die Kondiktion im Falle der Unrichtigkeit die ausnahmslos not⸗ 

wendige Folge wäre. Das Anerkenntnis kann ſo gemeint ſein, daß die Schuld ohne 
Rückſicht darauf anerkaunt werden ſoll, ob fie beſteht oder nicht; alsdann iſt, auch wenn ſie 
nicht beſteht, die Kondiktion ausgeſchloſſen (RG Recht 1915 Nr 2267; RG 8. 11. 17 
IV 258/17). In dieſem Sinne iſt das nach ZRO $ 807 im Prozeß abgegebene Anerkenntnis 
aufzufaſſen, ſo daß ſchon deshalb, abgeſehen von Gründen prozeſſualer Art, die Kondiktion 
nicht ſtatthat (OLG 13, 150; 18, 57; 29, 228; JW 1917, 820). Aber keineswegs immer 
entſpricht eine ſoſche Auslegung dem Willen der Parteien. Namentlich für das Anerkenntnis, 
das auf Grund einer Abrechnung ergeht, nimmt die Rechtſprechung an, daß es kondiziert 
werden kann, wenn einbezogene Schuldpoſten ganz oder teilweiſe nicht beſtanden haben 
(vgl. RE Ich 06, 35120, 08, 31%; 1919, 5681, RG Recht 1913 Nr 2289; 1916 Nr 55; 
1920 Nr 890). Im übrigen iſt von Fall zu Fall zu prüfen, in welchem Sinne das Anerkennt⸗ 
nis gemeint war; vgl. die Urteile RG IW 1910, 752%? (Anerkenntnis der Unterhaltspflicht 
gegenüber einem unehelichen Kinde im Glauben, geſetzlich als Vater zu gelten; |. dazu 
RE JW 1917, 1035): RG 22 1915, 523 (Schuldanerkenntuis in der irrigen Meinung, aus 
einer formlos eingegangenen Bürgſchaft verpflichtet zu fein); RG 83, 184 (Schuldanerkenntnis 
gegenüber einem zweiten Zeſſionar in Unkenntnis der Abtretung an den erſten; |. $ 407 A 1). 
Wird das Anerkannte erſt durch ein nachträgliches Ereignis unrichtig, ſo greift die Kondiktion 
Platz, wenn das Anerkenntnis ifoliert, nicht, wenn es auf Grund einer Abrechnung erging 
(RE Recht 1920 Nr 2884). Die Unrichtigkeit des Anerkannten iſt anderſeits nicht der einzige 
Grund der Kondtiktion. Denkbar iſt ferner b) eine Kondiktion, weil der Anerkennende 
irrig geglaubt hat, gerade zur Anerkennung verpflichtet zu ſein, während er 
die Richtigkeit des Auerkannten dahingeſtellt läßt (vgl. Mot 2, 693). o) Sehr häufig endlich 
kommt es vor, daß die Parteien die Unrichtigkeit des Anerkannten (d. h. die Tatſache, daß 
der Anerkennende bisher noch nichts ſchuldet) kennen und die Anerkennung nur als 
Ausdruck für ein abftraftes Schuldverſprechen wählen. Die Worte lauten dabei 
möglicherweiſe ſogar auf Empfang eines Darlehns (vgl. RG IW 1910, 704°: Warn 1911 
Nr 232; Gruch 40, 916), während freilich in der Regel mit dem Darlchnsbelenntnis eine 
Schuld eingegangen werden ſoll, die durch das Beſtehen einer früheren Schuld bedingt 
iſt (vol. Meß 62, 52; 76, 00; Gruch 51, 941; 8 607 KA 0). Iſt ein abſtraktes Schuld- 
anerkenntnis als Form für ein Schuld verſprechen beabſichtigt, fo kann eine Kondiltion 
aus dem Grunde der Mangelhaftigkeit der in der Anerkennung liegenden 
Zuwendung gegeben ſein, wie z. B. in dem Falle, wenn ein Anerkenntnis zur Er. 
füllung eines nach 8 779 unwirkſamen Vergleichs erfolgt (pal. RG 61, 321). Wegen des Kon. 
diktionsanſpruchs und der Kondiktionseinrede in allen Fällen unter 1 ſ. A 10. — 2. Nega- 
tives Schuldanerkenntnis, d. h. das abſtrakte vertragsmäßige Anerkenntnis des Nicht. 
beſtehens der Schuld, wie es in $ 307 Abſ 2 geregelt ift. Das Beweismittel für die Tatſache 
der erfolgten Zahlung, als welches ſich die Quittung im Zweifel darftellt ($ 368 A 1), beruht 
auf Wiffeng-, nicht auf Willenskundgabe, ift daher nicht vertragsmäßig und kann nicht kondiziert 
werden. Um ein bloßes Empfangsbekenntnis handelt es ſich oft auch dann, wenn der Wortlaut 
dem $ 397 Abſ 2 angepaßt iſt (vgl. RG Warn 1919 Nr 113). Sind aber die Parteien über das 
Vorhandenſein eines negativen Anerkenntniſſes einverſtanden, fo kann, ebenſo wie bei dem 
politiven des $ 781, eine Kondiktion ſtattfinden a) wegen Unrichtigkeit des Anerkannten. 
Auch hier iſt die Kondiktion ausgeſchloſſen, wenn die Parteien die Rechtslage eventuell auch 
ändern wollten, ſo daß der Glaubiger für den Fall, wenn die Schuld wider Erwarten dennoch 
beſtehen follte, gewillt war, fie aufzuheben (vgl. R Warn 1910 Nr 437; RG Recht 1911 
Nr 318; 1912 Nr 2035). Da eine ſolche Willensmeinung möglich iſt und nach der Faſſung des 
$ 397 Abſ 2 ſogar als Regel gilt, ift die Beweislaſt anders zu verteilen als nach dem gewöhnlichen 
Recht der condietio indebiti (8 814 A 4): der klagende Gläubiger hat neben dem Beſtehen der 
Schuld zugleich zu beweiſen, daß es ihm um Klarung der Rechtslage zu tun war, d. h. daß er 
geirrt hat. b) Kondiktion wegen Nichtverpflichtung zur Erteilung des Anerkennt⸗ 
niſſes. Der frühere Mündel, der in dem irrigen Glauben, dazu verpflichtet zu ſein, den Vor 
mund entlaſtete, braucht nicht darzutun, daß dieſer noch Vermögen aus der Verwaltung 
hinter ſich hat, ſondern kann (kraft Kondiktion) Abrechnung verlangen (RG JW 02 
Beil 255 168; R Recht 1915 Nr 1527; $ 1892 A 2). c) Kannten die Parteien das Beftehen 
der Schuld und gebrauchten ſie das Anerkenntnis nur als Form für einen Erlaß, ſo wir 

eine Kondiktion durch die Mangelhaftigkeit der in dem Erlaſſe liegenden Zu⸗ 
wendung begründet (vgl. RG 53, 293; Gruch 57, 959; R& Recht 1914 Nr 2411). Der gegen 
das negative Schuldanerkenntnis gerichtete Auſpruch, der durch Wegfall der Bereicherung 
des Anerkenntnisempfängers ausgeſchloſſen wird ($ 818 Abſ 3), geht grundſätzlich auf Wieder: 
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herſtellung der Forderung und Herausgabe der Quittung (condietio acceptilationis). Wegen 
der Möglichkeit, einfach die alte Forderung geltend zu machen, vgl. § 818 A 2. 


8 813 
Das zum Zwecke der Erfüllung einer Verbindlichkeit!) Geleiſtete?) kann 
auch dann zurückgefordert werden, wenn dem Anſpruch eine Einrede ent⸗ 
geg enſtand, durch welche die Geltendmachung des Anſpruchs dauernd aus⸗ 
geſchloſſen wurde). Die Vorſchrift des § 222 Abſ 2 bleibt unberührte). 
Wird eine betagte Verbindlichkeit vorzeitig erfüllt, ſo iſt die Rückforde⸗ 


rung ausgeſchloſſen; die Erſtattung von Zwiſchenzinſen kann nicht verlangt 
werden)). 


E 1 737 Mb 2, 738 II 738; M 2 831—835; P 2 682, 686—688, 693, 694. 


1. Erſte Vorausſetzung der condietio indebiti iſt, daß zum Zwelle der Erfüllung 
einer Verbindlichkeit geleiſtet wurde. Über dieſen Zwen müſſen die Lei⸗ 
ſtungsbeteiligten einig geweſen ſein. Gingen ihre Erklärungen auseinander, 
indem die des Empfängers auf Schenkungsannahme, die des Leiſtenden auf Schuldtilgung 
gerichtet war ſo greift die allgemeine condietio sine causa ($ 812 A 6 unter 1a), nicht die 
condictio indebiti Platz. Kommen mehrere Schulden in Betracht, ſo entſcheidet nach $ 366 
die Beſtimmung des Schuldners, welche von ihnen getilgt ſein ſoll. Hat dieſer ſeinen Willen 
ertlärt und iſt zwar nicht die beſtimmte Schuld, aber eine andere rechtsbeſtändig, ſo kann der 
Gläubiger, wenn die Vorausſetzungen dafür gegeben find, gegenüber der Kondiktion des 
Schuldners aufrechnen, nicht aber einfach eine andere Anrechnung beſtimmen. Wurde 
eine Beſtimmung vom Schuldner nicht getroffen, ſo liegt Zahlung einer Nichtſchuld ſo lange 
nicht vor, als überhaupt eine Forderung beſteht. — Die Verbindlichkeit, zu deren Erfüllung 
geleiſtet iſt, kann eine eigene oder die eines Dritten ſein; über die Kondiktion deſſen, was der 
Dritte nicht ſchuldete, [. A 6 unter a, § 812 A 1. In aller Regel handelt es ſich um eine Ver⸗ 
bindlichteit ſchuldrechtlicher Art. Es genügt aber auch, wenn der Leiſtende einem dinglichen 
Auſpruch nachtommen, z. B. eine vermeintliche Grundſchuld tilgen wollte. Keine condietiv 
indehiti iſt gegeben, wenn ein Grundſtückseigentümer ſich abſtrakt zur Zahlung verpflichtet, 
weil er irrig glaubt, mit dem Grundſtück dinglich bereits zu haften; die in dem Verſprechen 
liegende Leiſtung bezweckt hier nicht die Erfüllung einer Verbindlichkeit (NG Recht 1914 
5 2258). Wegen unvollkommener Verbindlichkeiten vgl. A 4, wegen öffentlich⸗rechtlicher 
Vorbem 2. 5 

2. Zur Erfüllung der Verbindlichkeit muß geleiſtet ſein. Ob gerade der vermeintlich 
geſchuldete Gegenſtand geleiltet wird oder an Erfüllungs Statt ($ 364 Abſ 1) oder erfüllung 
halber ein anderer, iſt gleichgültig. Auch ein novierendes Verſprechen, d. h. die Hingabe eine? 
Verſprechens an Erfüllungs Statt, kann kondiziert werden (vgl. 8 812 A 10, 11). Wie 83780) 
füllung, iſt ferner die Hinterlegung unter Verzicht auf die Rücknahme zu behandeln cr 1 
im Falle der Nichtſchuld wird der Verzicht kondiziert, d. h. die Einwilligung des ne Bub: 
Gläubigers in die Rücknahme des Hinterlegten verlangt. Hat dagegen der vermeintliche 2 ) 4 
ner aufgerechnet, fo ift es ebenſo, wie wenn nur er, nicht der andere Teil Schulduer Mür ne 
nicht beide Perſonen einander Leiſtungen ſchuldeten, iſt die Aufrechnung unwirkſam A Auch 
Rückforderung wegen ungerechtfertigter Bereicherung bleibt kein Raum (vgl. 8 887 a nderung 
bei der vertragsmäßigen Aufrechnung muß als Parteiabſicht gelten, daß die eine ai 1920 
nicht ohne die andere aufgehoben fein ſoll (RG SW 1910, 75210; 1916, 484% 

Nr 160; RG Recht 1914 Nr 2408; a. M. NG 68, 190). icht beſtand 

3. Die Schuld muß nicht beſtanden haben, ſei es, daß ſie von Anfang au I rund 
oder zur Zeit der Leiſtung erloſchen war. Dem ftellt das Geſetz es gleich, wenn dem nicht bloß 
eine dauernde Einrede entgegengeſott werden konnte. Nur dauernde Eingede h; wurde 
vorübergehende, machen die Schuld praktiſch zur Nichtſchuld (ME 62, 54; 1 m kann 
3. B. bei Zahlung des Werklohns ein Mangel überſehen, der ſich beſeitigen 19 25 gehören 
der Beſteller nicht kondizieren (R 22. 12. 16 VII 267/16). Einreden, die 1 durch eine 
ſind die Einrede gegen eine Forderung, welche ohne rechtlichen Gin ede des mit 
unerlaubte Handlung des Glaͤubigers entſtanden iſt (88 821, 853); die 15 Anſechtungs. 
einer anfechtbaren letztwilligen Verfügung Befd werten nach Versäumung, en Hypothelen 
friſt (88 2083, 2345); die Einrede des perſönlichen Schuldners gegen t hat (8 1166): 
gläubiger, der ihn nicht gehörig von der Zwangsverſteigerung benachrich ſpeuch z. B. die 
erner Einreden aus dem Recht zum Beſitz gegenüber dem Einentumdeh ee kkrocten 5 
An $ 067 geſtügte Einrede des Auftraggebers gegen den vindizieren Sr rakters nicht fo 
RE 72, 102. Bei andern Einreden iſt es ungeachtet ihres bauenden, 1 d . So 19 
ſicher, ob wirklich die in Unkenntnis erfolgte Zahlung die Kondiktion begründet. So 
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in Fällen der beſchränkten Haftung zu prüfen fein, ob die Beſchränkung auch die Schuld und 
nicht allein die Haftung betrifft, wie etwa wenn der Erbe an den im Aufgebotsverfahren 
Ausgeſchloſſenen oder bei geringfügigem Nachlaß im Irrtum über dieſe Umſtände voll gezahlt 
hat (88 1973, 1990). Nicht zur Kondiktion führt jedenfalls die Einrede des § 478. Die 88 477, 
478 laſſen deutlich den Willen des Geſetzes erkennen, daß nach Verjährung des Wandlungs⸗ 
oder Minderungsanſpruchs nur noch eine verteidigungsweiſe Geltendmachung des Mangels 
zuläſſig fein ſoll (RG 74, 292); es wäre hiermit unvereinbar, wollte der Käufer, der den Kauf⸗ 
preis im voraus zahlte und den Gewährlceiſtungsauſpruch verjähren ließ, auf Grund einer 
Mängelanzeige kondizieren (vgl. OLG 12, 266; L 07, 234). — Zahlung einer Nichtſchuld kann 
ſchließlich vorliegen, obgleich die Forderung an ſich zu Recht beſtand und auch nicht mit einer 
Einrede behaftet war. Hat der Schuldner in Unkenntnis eines ihm zuſtehenden Anfechtungs⸗ 
rechts geleiſtei, fo eröffnet die nachträgliche Anfechtung die Bahn nicht für die cond, ob 
causam linitam, ſondern, da das Geſchäft nunmehr als nicht gefchloffen gilt ($ 142), für die 
cond, indebiti. Ein Rückforderungsrecht hat aber auch derjenige Schuldner, der bei der 
Zahlung nicht wußte, daß er aufrechnen konnte. Die Aufrechnungsmöglichkeit bedeutet 
eine facultas alternativa, eine Abfindungsbefugnis, kraft deren der Schuldinhalt anders be⸗ 
ſchaffen war, als der Zahlende glaubte (vgl. A 6 unter c). Es erſcheint auch billig, daß der Schuld. 
ner dr aus Irrtum über fein Recht entrichteten Zinſen und Vertragsſtrafgelder wieder: 
gewinnt. f we) 

4. Die Einrede der Verjährung ($ 222 Abſ 1) iſt eine dauernde Einrede und würde nach 
Abſ 1 Satz 1 des $ 813, wenn der Schuldner geleiftet hat, ohne fie zu kennen, die Kondiktion 
begründen. Der in Satz 2 angezogene § 222 Abſ 2 ſchreibt aber eine Ausnahme vor. Das zur 
Befriedigung eines verjährten Anſpruchs Geleiſtete kann nicht zurückgefordert werden, auch 
wenn die Leiſtung in Unkenntnis der Verjährung bewirkt wurde; das gleiche gilt von einem 
vertragsmäßigen Anerkenntuis ſowie von einer Sicherheitsleiſtung des Verpflichteten. Dem 
entſpricht es, daß Leiſtung in Keuntnis der Verjährung nicht als unentgeltliche Zuwendung 
zu behandeln iſt, insbeſondere nicht nach KO § 32 angefochten werden kann. Dem Fall der 
durch Verjährungseinrede entkräftbaren Forderung ſteht ſachlich nahe die Reſtſchuld, die nach 
Beendigung des Konkurſes durch Zwangsvergleich verbleibt. Erzeugt der Zwangserlaß 
auch wicht nur eine Einrede, jo vernichtet er doch die Reſtforderung nicht vollſtändig, ſondern 
läßt eine un vollkommene (natürliche) Verbindlichkeit zurück (RG 71, 364), die ſich in der 
Forthaftung der Bürgen, Pfänder und fonftigen Sicherungen (KO 8 198 Satz 2; R& Gruch 
54, 1174) ſowie darin äußert, daß ſie die Grundlage für eine neue Sicherung oder Anerkennung 
bilden kaun (MG Geuffl 65 Nr 20; 69 Nr 190). Das iſt der Grund, warum eine condictio 
indebiti ausge hloffeu iſt. Da das in Kenntnis des Zwangserlaſſes Geleiſtete die Erfüllung 
einer Rechtspflicht darſtellt (RG 23 08, 608), ift es irreführend, wenn bei Verneinung der 
Kondiktion des in Unkenntnis Gezahlten mitunter auf die bloß moral ſchen Pflichten (Anſtands 
pflichten) des $ 814 Halbſ. 2 Bezug genommen wird (vgl. z. B. RG 78, 77; RG SeuffA 65 
Nr 20). Die übrigen unvollkommenen Verbindlichkeiten, bei denen das Geſetz den 
Erfüllungszwang wegen der Art der Schuld mißbilligt (namentlich die in 88 656, 762, 764 
ſowie im Börſch 88 55, 59 geregelten Fälle der Ehevermittlung, des Spieles, Differenz- 
geſchäfts und des unverbindlichen Börſenkermingeſchäfts), haben ſchwächere Rechtswirkungen. 
Ein Schuldverſprechen oder eine ſonſtige abſtrakte Verpflichtung kann hier ebenſowenig er⸗ 
zwungen werden wie der urſprüngliche Vertrag (vgl. dazu 8 812 A 10); vorgeſchrieben iſt 
überall nur der Ausſchluß der Rückforderung des Gezahlten. Dabei wird eine Voraus 
zahlung als bloße Sicherheitsleiſtung zu behandeln fein nal. § 762 A 3, 8 764 A 3). 
Außerdem iſt zu beachten, daß, wer über eine ſolche Schuld einen Wechſel akzeptiert, noch 
nicht dadurch zahlt, daß er der Weiterbegebung des Wechſels, wodurch der Glaubiger die 
Valuta empfängt, zuſtimmt. Er kann deshalb doch kondizieren, es ſei denn, daß er den 
Wechſel freiwillig und nicht nur mit Rückſicht auf WO Art 82 eingelöft hat (RG 51, 361; 
77, 277; vgl. 8 762 A 4). Und ſelbſtverſtändlich greift die Kondiktion Platz, wenn der un⸗ 
vollkommenen Verbindlichkeit außer ihrer Unerzwingbarkeit noch eine andere, dem Zahlen⸗ 
den unbekannt geweſene Einwendung entgegenſtand (RG JW 1919, 508). 

5. Die vorzeitige Erfüllung einer betagten Verbindlichkeit iſt keine Leiſtung einer 
Nichtſchuld. Die Beſtimmung, daß Zwiſchenzinſen (und damit auch, Früchte der Sache) nich: 
zu erſtatten find, entſpricht dem K 272, wonach bei wiſſentlich vorzeitiger Leiſtung ein Abzug 
von Zwiſchenzinſen nicht erlaubt iſt. Doch gilt Abſ 2 nur für „betagte“ Schulden im eigent 
lichen Sinn, d. h. für ſolche, die rechtlich beſtehen und nur noch nicht fällig ſind. Auf Schulden, 
deren Entſtehung auf einen ſpäteren Zeitpunkt hinausgeſchoben iſt („beriftete” Schulden), 
darf die Vorſchrift nicht erſtreckt werden. Überläßt der Vermieter dem Mieter die erſt von 

922 an vermietete Wohnung aus Irrtum ein Jahr zu früh, fo kann er nach $ 818 Abs 2 den 
Wert der Überlaſſung für das Jahr 1921, die überhaupt nicht geſchuldet war, erſetzt verlangen 
vgl. auch den Fall RG Recht 09 Nr 260). Vorausſetzung der Vorſchrift iſt ferner, daß der 
Veiſtende voll geſchäftsfähig iſt. Andernfalls kann bis zur Fälligkeit die ganze Leiſtung 
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nachher der Zwiſchenzins zurückgefordert werden, ohne daß der Gläubiger, wie ſonſt bei Er- 
füllungsleiſtungen geſchäftsunfähiger oder geſchäftsbeſchränkter Schuldner, ein Zurück. 
behaltungsrecht geltend machen dürfte. — Hat der bedingt Verpflichtete vorzeitig geleiſtet, 
ohne zu wiſſon, daß die Bedingung noch ſchwebt (vgl. $ 814), fo ſteht ihm, bis fie eintritt (nicht 
nach dem Eintritt, da dolo facit qui petit quod statim redditurus est), die cond. indebiti 
offen. Fällt die Bedingung aus, fo hat er ein Rüchforderungsrecht (cond, ob causam 
datorum) auch daun, wenn die Leiſtung in Erwartung des Eintritts der Bedingung als 
Vorauserfüllung gegeben und genommen wurde (dgl. RG 71, 316). 3 

6. Den Fällen der ſchlichten Nichtſchuld reihen ſich die andern Fälle an, in denen eine Schuld 
zwar beſtand, aber nicht zu Laſten des Leiſtenden oder nicht zugunſten des Empfängers 
oder mit einem von der Leiſtung abweichenden Inhalt. a) Bahlung durch Dritte 
(vgl. dazu auch $ 812 A 4). Zahlt ein Dritter an den Gläubiger in der irrigen Meinung, ſelber 
Schuldner oder Mitſchuldner zu fein, fo kann er von ihm zurückfordern (NG 44, 143; 87, 251; 
98, 64; OLG 34, 58). Über die Frage, ob hierbei die Zahlungsfähigkeit des Schuldners 
zur Zeit der Leiſtung des indebitum eine Rolle ſpielt, ſowie über den nachträglichen 
Wegfall der Bereicherung des Gläubigers durch Zahlungsunfähigwerden des Schuldners 
vgl. 8 818 A 7 unter 2d. Zahlt der Dritte dagegen die fremde Schuld nach 8 267 als 
fremde, weil er ſich fälſchlich dem Schuldner dazu verpflichtet glaubt, fo iſt es ebenſo, 
wie wenn er ſich über das zwiſchen dem Schuldner und dem Empfänger beſtehende 
Rechtsverhältnis überhaupt keine Gedanken macht; er hat die Kondiktion nur gegen den 
Schuldner (vgl. RG JW 03 Beil 81%; 1912, 69016; SeuffA 61 Nr 204). b) Zahlung an 
den falſchen Gläubiger. Weiß der Schuldner, daß der Empfänger nicht der wahre 
Gläubiger iſt und rechnet er auf deſſen Genehmigung, ſo erwächſt ihm aus der Vereitlung der 
Erwartung die cond. ob causam datorum, Anders, wenn er den Empfänger irrtümlich für den 
Gläubiger oder für deſſen Bevollmächtigten anſah; unter ſolchen Umſtänden iſt der Empfänger, 
borauögefeht, daß der Gläubiger nicht wider Erwarten genehmigt, kraft der cond. indebiti 
zur Rückzahlung verpflichtet. Der Anſpruch hierauf ſteht dem Schuldner zu, der gezahlt hat; 
über das Verhältnis zur Kondiktion des Gläubigers wegen unberechtigter Verfügung ſ.8 816 A1. 
c) Leiſtung eines andern Gegenſtandes. Wird etwas anderes als das Geſchuldete ge 
leiſtet, ſo kann der Schuldner zurückfordern; der Gläubiger hat aber ein Zurückbehaltungsrecht, 
bis ihm die wirklich gebührende Leiſtung erbracht wird (8 273 Abf 1). Ebenſo verhält es lich, 
wenn bei einer Wahlſchuld oder einer Gattungsſchuld ein beſtimmter Gegenſtand in dem irrigen 
Glauben geleiſtet wird, daß er allein der geſchuldete ſei (vgl. 8 263 A 20). Kondizieren kann 
ferner auch derjenige Schuldner, der in Unkenntnis ſeines Rechtes, den Glaubiger mit einer 
andern Leiſtung abzufinden, die Schuld erfüllte (facultas alternativa). Hat der Schuldner, 
während er nach ſeiner Wahl einen von zwei Gegenſtänden leiſten mußte, aus Irrtum beide 
geleiftet, fo darf er wählen, welchen er zurück haben will. 


8 814 


Das zum Zwecke der Erfüllung einer Verbindlichkeit Geleiſtete kann 
nicht zurückgefordert werden, wenn der Leiſtende gewußt hat, daß er zur 
Leiſtung nicht verpflichtet war!), oder wenn die Leiſtung einer ſittlichen 
Pflicht oder einer auf den Anſtand zu nehmenden Rückſicht entſprach ) ). 


E 1 734 Ubf 4 II 739; M 2 831—835; P 2 694—8696. 


1. Kenntnis des Nichtſchuld iaſeins. Weiß der Leistende bei der Leiſtung (Nh dt 
1918 Nr 231), daß er nichts ſchuldet, fo ſteht ihm die condictio indebiti nicht zu, vgl. > nicht 
ſpiele in Nes JW 04, 40713; 08, 4675 (Börſentermingeſchäft). Die Rückforderung Aung 
geſtattet, ohne Unterſchied, ob fie die Wiedergewinnung realer Leiſtungen oder die Ent ofletve 
eines abſtrakten Verſprechens oder Auerkenntniſſes bezweckt. Doch ſchließt nur po on 
Kenntnis der Rechtslage die Rückforderung aus. Kennenmüſſen genügt nicht, HR iſt 
die Unkenntnis auf grober Fahrläſſigkeit beruht (R 44, 141; 60, 421), und cbenfot Rechts. 
die Rückforderung dann ausgeſchloſſen, wenn zwar die Tatſachen bekannt find, aber 5 8 
wrtunn nicht der zutreffende Schluß daraus gezogen wird (RG 20. 3.20 111 379/10. n dle 
der Nichtſchuld liegt auch dann nicht vor, wenn der Zahlende eine Einwen kung 1 
Forderung kennt, eine andere Einwendung aber, die der Forderung gleich fal durch die 
ſteht, ihm unbekannt iſt. Er kann in dieſem Falle kondizieren, es ſei denn, daß gen ver⸗ 
Bablung auf alle Einwendungen verzichten wollte (RG 21,199; JW 0a, 38 15 erdung 
mic die Kondiktion, wenn ſein Irrtum uur darin beſtand, daß er die ihm der Leiſtende in 
S 25 betveifen zu können glaubte (RG 59, 854; a. M. RG 21, 198). Ob mt nicht in 

et a bſicht handelte oder welcher Beweggrund ihn ſonſt 5 jede anders 
begründete ederſeits ift zu beachten, dafı mit der cond. indebiti nicht notwe Vertrag, deſſen 
gründete Kondiktion entfällt. Wer auf einen formwidrigen gegenfeitigen Vertrag, K 
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Nichtigkeit er kennt, in Erwartung freiwilliger Erfüllung des Gegners leiſtet, kann ob causam 
londizieren, ſofern die Erwartung fehlſchlägt (vgl. RG 53, 237; 98, 237; RG Recht 09 Nr 822; 
OLG 3, 200; 4, 237); ebenſo der Käufer, der die Ware trotz Kenntnis ihrer Beſchlagnahme 
durch die Militarbehörde in der vergeblichen Hoffnung bezahlt hat, daß die Beſchlagnahme 
wieder aufgehoben werde (RG Recht 1920 Nr 891); vgl. auch RG 71, 317. Entſcheidend iſt 
immer das Wiſſen als ſolches; ein Irrtum des Leiſtenden ſpielt keine Rolle. Weder bildet der 
Irrtum den eigentlichen Grund der Kondiktion, noch darf er auch nur mit RG JW 1910, 1098 
als negative Vorausfetzung (condicio sine qua non) bezeichnet werden. Der Leiſtende braucht 
die Schuld nicht für rechtsbeſtändig gehalten zu haben; er kann auch dann kondizieren, wenn er 
hinſichtlich ihres Beſtehens Zweifel hatte (RG 59, 354; 72, 199; ZW 04, 385; 1919, 7209. 
Doch iſt in Fällen dieſer Art zu prüfen, ob nicht die Leiſtung in der erkennbaren Abſicht be- 
wirkt und angenommen wurde, daß es dabei bewenden ſolle, auch wenn die Schuld nicht 
beſtehe. Eine ſolche Vereinbarung, gewöhnlich als Verzicht, d. h. Erlaß der Kondiktion (8 397) 
aufgefaßt, ſchlieſt die Rückforderung aus (vgl. RG 56, 354; 71, 317; 72, 199; 95, 349; JW 
1919, 720°). Ob fie vorliegt, muß meiſtens aus den Umſtänden des Falles entnommen werden, 
wobei der Verkehrsanſchauung Rechnung zu tragen iſt (RG 97, 140). — Erfolgte die Leiſtung 
durch einen Vertreter des Schuldners, ſo eutſcheidet nach 8 166 Abſ 1 das Wiſſen des Ver 
treters. Bei einer juriſtiſchen Perſon mit mehreren Organen iſt nur auf das mit der Leiſtung 
befaßte Organ zu ſehen. Hat dieſes von dem Nichtbeſtehen der Schuld keine Kenntnis gehabt, 
ſo findet Rückforderung ſtatt, auch wenn einem andern Organe die Kenntnis beiwohnte (vgl. 
RS 13, 28: 79, 287; Nich Recht 1918 Nr 231). Wo nach der Organiſation des Schuldners 
mehrere Beamte zu der Leiſtung zuſammenwirken, kommt es auf denjenigen an, der die 
Leiſtung anordnet, nicht auf den, dem nur die unſelbſtändige Ausführung obliegt (RG 95, 126). 

2. Rückforderung trotz Kenntnis der Nichtſchuld. Der Satz, daß eine Leiſtung nicht als 
nichtgeſchuldet zurückgefordert werden kann, wenn der Leiſtende um das Nichtbeſtehen der 
Schuld wußte, gilt nicht ganz ausnahmslos. Eine Ausnahme greift im Falle der Borbehalts- 
zahlung Plat. Darüber, ob eine ſolche Zahlung vom angeblichen Gläubiger angenommen 
zu werden braucht, ſ. 8 302 A 4. Nimmt er ſie aber an, ſo kann er gegenüber dem Nüdforderungs- 
anspruch nicht einwenden, der Leiſtende habe den Sachverhalt gekannt (NG Warn 1914 Nr 240; 
RG 23 08,312 ). Ebenſo iſt, da $ 814 nur für freiwillige Zahlungen gilt, eine Ausnahme zu 
machen für Zahlungen, die zur Abwendung obrigkeitlicher Gewaltmaßregeln er— 
ſolgen (Zahlungen zur Vermeidung einer gerichtlichen oder Verwaltungszwangsvollſtreckung). 
Wegen des RStempStch v. 3. 7. 18 5 110, das auch hier einen Vorbehalt forderte, vgl. Vorbem 2 
unter a. 

3. Sültliche Pflicht, Anſtandapflicht. Die Begriffe find erläutert in 8 534 A 2. Das 
Verhältnis des 5 584 zu $ 814 Halbſ. 2 ift das, daß dort Schenkungen, d. h. einverſtändlich un: 
entgeltliche Zuwendungen, vorausgeſetzt werden, während 9 814 Halbſ. 2 den Fall betrifft, 
wenn die Leiſtung zum Zwecke der Erfüllung einer als rechtlich bindend vorgeſtellten Ver: 
pflichtung geſchah. Beſtaud die angenommene Verpflichtung nicht, entſprach aber die Leiſtung 
einer Sittlichkeits oder Auſtandspflicht, fo findet cond. indebiti nicht ſtatt. Es iſt hiernach 
ſchief, wenn es mitunter heißt, der Leiſtende brauche nicht die Abſicht gehabt zu haben, eine 
Sittenpflicht zu erfüllen, es genüge das objektive Beſtehen einer ſolchen Pflicht. Vielmehr 
darf eine derartige Abſicht gar nicht vorhanden geweſen fein, wenn § 814 Halbſ. 2 zur Au⸗ 
wendung kommen ſoll. Erkannte der Leiſtende die Pflicht als bloße Sitten“ oder Anftande- 
pflicht, ſo wußte er, daß er rechtlich zur Leiſtung nicht verpflichtet war, und kann ſchon nach 
Halbſ. 1 nicht kondizieren (vgl. RG 78, 78; Gruch 58, 977). Da das in Kenntnis der Rechtslage 
Geleiſtete unentgeltliche Zuwendung iſt, ſind die hierhin gehörigen Fälle von den unvoll- 
kommenen Rechtsverbindlichkeiten zu unterſcheiden (vgl. $ 516 A 4, § 818 A 4). — Sittliche 
Pflicht verlangt die Unterſtützung von Angehörigen über die geſetzlichen Grenzen hinaus 
(ogl. RG 63, 42). Wer feinen armen Geſchwiſtern durch schriftliches abſtraktes Verſprechen eine 
jährliche Rente zuſagt, iſt gebunden, wenn er dies in der irrigen Meinung tut, zu ihrer Unter- 
haltung geſetzlich verpflichtet zu ſein. Würden die Vertragſchließenden die Rechtslage kennen, 
alſo über die Unentgeltlichkeit der Zuwendung einig ſein, ſo wäre das Verſprechen nach § 518 
Abf 1 wegen Formmangels nichtig. Wo das Angehörigkeitsverhältnis ſelbſt irrig angenommen 
wird, liegt auch keine ſittliche Verpflichtung vor. Daher keine Sittenpflicht des außerehelichen 
Beiſchläfers der Mutter zur Gewährung von Unterhaltsgeldern für das Kind, wenn die Bei. 
wohnung vor der kritiſchen Zeit geſchah, jo daß Vaterſchaft nicht in Frage kommt (RG IW 
1910, 75212). Was ſodann die Berufung auf Verſtöße gegen geſetzliche Formvorſchriften 
betrifft, ſo ſteht ſie, auch wo der Formzwang dem Volksempfinden fremd iſt, mit den guten 
Sitten grundſätzlich nicht in Widerſpruch (vgl. Prot 2, 606; R& 52, 5; 88, 218; 70, 20; 72, 343; 
79, 209; 96, 313; Warn 09 Nr 537; RG DIZ 03, 315). Doch können beſondere Umſtände 
eine abweichende Beurteilung rechtfertigen (vgl. NG Warn 1911 Nr 162; 1912 Nr 189: letzt. 
lige Bedenkung nur eines von mehreren Angehörigen gegen deffen formloſes Verſprechen, 
die andern zu entſchädigen; RH JW 1917, 48028: formloſes Verſprechen von Pflegeeltern, 
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die Pflegetochter auszuſtatten; vgl. auch NG Warn 08 Nr 38). Auch auf den Ablauf einer 
geſetzlichen Friſt darf man ſich in der Regel berufen, ohne Sitte und Anſtand zu verletzen. 
Der Wechſelregreßſchuldner, der vom Inhaber des Wechſels Valuta erhielt, wird dadurch allein 
nicht ſittlich verpflichtet, den verfallenen Wechſel einzulöſen (RG 48, 148 gegen OLG 2 43). 
Vgl. aber RG Recht 1914 Nr 196, das bei Verſäumung des Einſpruchs gegen einen Flucht. 
linienplan eine Sittenpflicht der Gemeinde annimmt, den durch den Plan zugefügten Schaden 
einem Grundbeſitzer zu erſetzen. Hierher gehört ferner der Gegenſatz, der zwiſchen den Be⸗ 
ſtimmungen des Börſengeſetzes und den Anſchaunugen der Bankkwelt obwaltet. Sollen 
die Zwecke des Geſetzes erreicht werden, ſo wird eine ſittliche Pflicht zur Erfüllung verbotener 
Börſentermingeſchäfte regelmäßig nicht anzuerkennen fein (vgl. RG JW 04, 885; 09, 59°°; 
Warn 1910 Nr 344; RG Recht 04 Nr 2478); anders verhält es ſich aber, wenn der Rück⸗ 
fordernde früher aus ſolchen Geſchäften Gewinne eingeſtrichen hat. Die Wiedereinziehung 
einer zu Unrecht ausgezahlten Teuerungszulage widerſpricht auch dann keiner ſittlichen 
Pflicht, wenn es ſich um eine durch Verwaltungsverfügung ausgleichbare Härte handelt (RG 
Recht 1920 Nr 2387). 5 

4. Beweislaſt bei der condietio indebiti. Der Kläger hat zu beweiſen, daß er geleiſtet 
hat, daß die Leiſtung zum Zwecke der Erfüllung einer Verbindlichkeit geſchah und daß die Ver⸗ 
bindlichkeit nicht beſtand. Der letztere Beweis liegt ihm auch dann ob, wenn der Beklagte als 
Hypothekengläubiger Zahlung erhiclt und die Unrichtigkeit des im Grundbuch angegebenen 
Schuldgrundes feſtſteht (RG 49, 300). Dagegen braucht der Kläger nicht auch einen Irrtum 
zu beweiſen, der ja überhaupt nicht zu den Vorausſetzungen der Rückforderung gehört (A 1). 
Der Beweis der Klagausſchließungsgründe des § 814 iſt Sache des Beklagten; er hat alſo 
darzutun, daß der Kläger das Nichtbeſtehen der Schuld kannte (RG 60, 420; 90, 316; JW̃ 
1910, 109°; Warn 08 Nr 151; RG Recht 04 Nr 2377; 09 Nr 2248) oder daß die Zahlung Sitten⸗ 
oder Anſtandspflicht war. Auch zur Entkräftung eines auf Grund einer Abrechnung erklärten 
Schuldanerkeuntniſſes genügt der Nachweis des Nichtbeſtehens der Schuld, während der Ver 
ſprechensempfäuger die Kenntnis des Verſprechenden von dem Nichtbeſtehen dartun muß 
( JW 06, 35 40; 08, 315; RG Recht 1918 Nr 2289). Im übrigen iſt zu beachten, daß das 
poſitive und das negative Schuldanerkenntnis häufig als Ausdruck für ein abstraktes Schuld⸗ 
verſprechen oder einen Erlaß benutzt werden, weshalb der Kondizierende hier ſeine Ablicht, 
die Rechtslage zu klären, d. h. feinen Irrtum zu beweiſen hat (f. § 812 A 11). Von einem 
Bankier, der gewerbsmäßig verbotene Börſentermingeſchäfte betreibt, ſetzt R Recht 06 
Nr 547 ohne weiteres voraus, daß er das geſetzliche Verbot und die daraus entſpringende 
Nichtigkeit der Geſchäfte kennt. — Der Umſtand, daß unter Vorb ehalt gezahlt worden iſt, 
ändert nichts an der Beweislaſt des Klägers für das Nichtbeſtehen der Schuld, denn der Vor. 
behalt hat regelmäßig nur die Bedeutung einer Verwahrung des Zahlenden dagegen, aß 
die Tatſache der Zahlung zu ſeinen Ungunſten ausgelegt, ihm namentlich die Abſicht unter, 
geſchoben wird, die Schuld als beſtehend gelten zu laſſen (R Warn 1914 Nr 240; RG 5 
07, 6582; SeuffA 66 Nr 207; vgl. auch zum früheren preuß. Recht RG 7 S. 182 und 1865 
Bolze 13 Nr 436). Iſt ſtreitig, ob ein Vorbehalt hinzugefügt wurde, fo trifft den Beklagten, 
der aus der Kenutnis des Gegners von der Nichtſchuld das Recht, die Zahlung behalten zu 
dürfen, herleitet, die Beweislaſt für die Vorbehaltsloſigkeit (RG 29, 118). 


8 815 


die Rückforderung wegen Nichteintritts des mit einer Leiſtung bes 
zweckten Erfolges iſt ausgeſchloſſen, wenn der Eintritt des Erfolges von 
Anfang an unmöglich war und der Leiſtende dies gewußt Hat?) oder 5 
der Leiſtende den Eintritt des Erfolges wider Treu und Glauben verhin⸗ 
dert hats) !). 

EI 743 Nr 2 II 740; M 2 844; P 2 699—702. 


1. Der Paragraph bezieht ſich auf die condictio ob enusum dutorum. Auch 1 
ſonſtige Vorausſetzungen vorliegen (vgl. 8 812 A 9), wird fie in den beiden im Tezt ar 2224 ob 
Ausnahmefällen vom Geſetz verſagt. Das iſt entſprechend anzuwenden auf r Wegfali des 
causam finitam (8 812 A 8): die Rückforderung iſt ausgeſchloſſen, wenn 155 er — 
. an von Anfang an notwendig 00 N der Leiſtende dies gewu 

en Wegfall wider Treu und Glauben herbeigeführt hat. 

2. Iſt der bezweckte Erfolg nach der e Vorſtellung des Lelſon weg ey 
AM rechtlich oder tatſächlich unmöglich und leiſtet er dennoch, ſo kann er 5 indebiti ($ 814 
5 ‚perfolgen. Daher wird ihm wie in dem gleichliegenden Falle der © Bedingung eiiie 
5 . 10 die Kondiktion entzogen. Beiſpiele: Leiſtung zur Erfüllung der. 3 5 1 115 

ermächtniſſes, deſſen Nichtigkeit man kennt; Ausſtattungsverſprechen fur eine bekann 
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maßen ſchlechthin verbotene Ehe. Eine bloß vorübergehende Unmöglichkeit gehört nicht hier⸗ 
hin; der Leiſtende muß die Hebung des Hinderniſſes abwarten und kann dann der Regel gemäß 
bei Nichtverwirklichung des Erfolgs kondizieren. Die Vorausſetzung des Halbf. 1 trifft auch 
dann nicht zu, wenn die Unmöglichkeit erſt ſpäter eintritt, mochte auch der Leiſtende mit dem 
Eintritt rechnen; desgleichen dann nicht, wenn er bei anfänglichem Vorhandenſein der Un⸗ 
möglichkeit nur Zweifel über die Erreichbarkeit des Erfolges hegte. Doch iſt in derartigen 
Fällen zu prüfen, ob nicht ein eventueller Verzicht auf die Rückforderung vorliegt oder ſtatt 
des angegebenen Erfolgs in Wahrheit ein anderer bezweckt war (vgl. RG 56, 354: 71, 317). 

3. Unlantere Vereitlung des Erfolgs. Daß die Kondiktion ausgeſchloſſen ift, wenn der 
Leiſtende den Eintritt des Erfolgs wider Treu und Glauben verhindert hat, entſpricht dem für 
die Bedingung geltenden § 102 Abf 1 (ogl. dort A 1). Ob Treu und Glauben verlangen, daß 
ſich der Leiſtende einer Einwirkung auf die ſchwebende Lage enthält, iſt nach den Umſtänden 
zu beurteilen. Die Frage iſt zu verneinen 3. B. für den Vermächtnisnehmer, der condicionis 
implendae causa geleiſtet hat; er darf das Vermächtnis nachträglich ausſchlagen. Ebenſo ver⸗ 
ſtößt derjenige, welcher einen formbedürftigen Vertrag formlos verabredet hat, nicht wider 
Treu und Glauben, wenn er eine Aufforderung, die Form nachzuholen und den Vertrag zu 
erfüllen ablehnt (Rech 72, 343, J 1910, 172; vgl. auch das eine cond. indebiti betreffende 
Urteil R& Gruch 51, 977). 

4. Beweislaſt bei der cond. ob causam datorum. Der Rückfordernde hat jedenfalls 
die Leiſtung und den mit ihr verfolgten Zweck zu beweiſen. Z. B. hat er, wenn er ſeinen 
Darlehnsſchuldſchein zurüdverlangt und der Empfänger zugeſteht, daß bares Geld nicht 
gegeben wurde, aber ein Vereinbarungsdarlehn nach § 607 Abi 2 behauptet, darzutun, 
daß der Schein in Erwartung eines Darlehns ausgeſtellt wurde (RG JW 09, 41510). Streitig 
iſt, wie es ſich mit der Frage des Eintritts oder Nichteintritts des Erfolgs verhält. RG 
JW 1911, 485° (anders für das gemeine Recht RG 14, 225) belaftet mit Recht den Rück. 
fordernden auch in dieſer Beziehung mit dem Beweiſe. Das Nichteintreten des Erfolgs 
gehört zur Begründung des Auſpruchs; überdies entſpricht es der regelmäßigen und zu unter- 
ſtellenden Abſicht der Parteien, daß das Geleiſtete einſtweilen beim Empfänger verbleibt. 
Fordert der Kläger es zurück, fo muß er dartun, nicht nur, daß die Entſcheidung gefallen, 
ſondern auch, daß ſie in deim Sinne gefallen iſt, der die Rückforderung rechtfertigt. Den 
letzteren Punkt, d. h. das Wie der Entſcheidung, hat er mithin auch dann aufzuklären, wenn 
das Ob, ſei es durch Geſtändnis des Gegners oder durch Ablauf einer für den Eintritt des 
Erfolgs beſtimmten Fit, feſtſteht. Etwaigen Mißlichkeiten dieſer Regelung hat die Be⸗ 
. abzuhelfen. Der Beweis der Einwendungen aus 8 815 liegt dem Emp⸗ 
änger ob. 


§ 816 


9) Trifft ein Nichtberechtigter über einen Gegenſtand eine Verfügung, die 
dem Berechtigten gegenüber wirkſam iſt, ſo iſt er dem Berechtigten zur 
Herausgabe des durch die Verfügung Erlangten verpflichtete) ?). Erfolgt 
die Verfügung unentgeltlich, ſo trifft die gleiche Verpflichtung denjenigen, 
welcher auf Grund der Verfügung unmittelbar einen rechtlichen Vorteil 
erlangt). 

Wird an einen Nichtberechtigten eine Leiſtung bewirkt, die dem Be⸗ 
rechtigten gegenüber wirtſam ift, jo iſt der Nichtberechtigte dem Berech⸗ 
tigten zur Herausgabe des Geleiſteten verpflichtete). 

E 839, 880, 2081 Nr 3 II 812, 850, 2232; M 3 224, 225, 350; P 3 87, 88, 215, 216; 5 711: 6 199, 200. 


1. Zahlreiche Beſtimmungen des Geſetzes ſchützen im Intereſſe des Verkehrs das Ver⸗ 
trauen auf den Rechtsſchein. Ohne Einbuße der wirklich Berechtigten iſt dieſes Ziel nicht 
zu erreichen. Dem Ausgleich zwiſchen Verkehrsſicherheit und materieller Gerechtigkeit 
dient die Kondiktion wegen unberechtigter Verfügung, indem zwar dem Vertrauenden 
die gewonnene Rechtsſtellung belaſſen, aber dem Berechtigten ein Bereicherungsanſpruch 
eingeräumt wird. Der Anſpruch richtet ſich in den Fällen der entgeltlichen Verfügung 
(Abſ 1 Satz 1 und Abs 2) gegen den, der verfügt hat, in den Fällen der unentgeltlichen 
Verfügung (Abſ 1 Satz 2) gegen den Erwerber. Der Abf 2 enthält keine neue Vor⸗ 
ſchrift, ſondern ſpricht der Deutlichkeit halber nur aus, was auch aus Abſ 1 Satz 1 folgen 
würde. Da zu den „Gegenſtänden! auch eine Forderung gehört, die Annahme der Erfüllung 
aber, wie 8 362 Abſ 2 und 8 1812 Abſ 1 verb. mit 5 1813 beweiſen, eine Verfügung über 
die Forderung darſtellt, wäre Abſ 2 entbehrlich. So wie das Geſetz lautet, muß bei Abs 1 
an Vorſchriften zum Schutze des redlichen Erwerbers, bei Abſ 2 an ſolche zum Schutze des 
gutgläubigen Schuldners gedacht werden. Die hauptſächlichſten Beiſpiele aus beiden Gruppen 
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j.in A 2 und 5. Doch iſt hervorzuheben, daß eine an ſich unwirkſame Verfügung des Nicht- 
berechtigten nach $ 184 durch Genehmigung des Berechtigten wirkſam werden kann (wichtig, 
da ein Anſpruch aus unbeauftragter Geſchäftsführung nicht immer gegeben zu ſein braucht, 
vgl. $ 687 Abſ 1). Danach ſteht in den dem Abſ 1 Satz 1 entſprechenden Fällen die Vindi⸗ 
kation gegen den Dritten und die Kondiktion gegen den Verfügenden zur Wahl. Vindiziert 
der Eigentümer, ſo verzichtet er auf den Kaufpreis; verlangt er den Kaufpreis, ſo genehmigt 
er (bedingt, nämlich für den Fall, daß feinem Verlangen entſprochen wird) die Veräußerung 
und ſchafft damit die Grundlage für die Kondiktion. Ahnlich verhält es ſich bei anfänglicher 
Unwirkſamkeit der Erfüllungsannahme (vgl. Abſ 2); der Gläubiger darf wählen zwiſchen 
der Geltendmachung ſeiner urſprünglichen Forderung an den Schuldner und der Kondiktion 
gegen den Scheingläubiger. Dies iſt nicht erwogen worden in Urteilen wie RG 64, 305 
R SeuffA 70 Nr 206; OLG 34, 99, die die Klage des Gläubigers gegen den Nichtgläubiger 
abweiſen, weil deſſen Zahlungsempfang für ſich allein den Schuldner nicht befreite (ogl. 
auch RG 98 S. 140, 150). Der Empfang konnte Kraft gewinnen durch die mit der Klage 
bedingt erteilte Genehmigung des Klägers (richtig OLG 9, 15). Die Entſcheidungen RG 
7, 191 und 10, 241, die einen gegenteiligen Standpunkt vertreten, ſind für das jetzige Recht 
ohne Belang. Bei Leiſtung an den Nichtberechtigten kommt der Genehmigung des Be⸗ 
rechtigten noch die weitere Bedeutung zu, daß ſie der cond. indebiti des Schuldners 
($ 813 A 6) den Boden entzieht (vgl. § 362 Abſ 2, § 185 Abſ 2). Nimmt man mit 
RG 83, 188 an, daß es dem Schuldner nach der Zahlung freiſteht, auf den ihm durch 
eine Schutzvorſchrift (A 5) gewährten Schutz zu verzichten und zu kondizieren, ſo kann die 
letzterwähnte Wirkung auch in Fällen eintreten, wo er durch die Leiſtung befreit wurde. 

2. Wirkſame Verfügungen des Nichtberechtigten mit Ausnahme der Erfüllungs⸗ 
annahme. Die Hauptfälle, in denen ſolche Verfügungen auch ohne Genehmigung des Be⸗ 
rechtigten (vgl. A 1) gegen ihn wirken, find die Übertragung von Eigentum und die Be⸗ 
ſtellung oder Übertragung anderer dinglicher Rechte durch den grundbuchmäßig Legiti⸗ 
mierten (88 892—894, 1138, 1155 ff., 1192, 1200) oder durch den Beſitzer der beweglichen 
Sache (88 932 ff., 1032, 1207, 1262, 1272) ſowie die Verfügung über Nachlaßgegenſtände 
durch den mittels Erbſcheins oder ſonſtigen Zeugniſſes des Nachlaßgerichts ausgewieſenen 
Scheinerben, Teſtamentsvollſtrecker oder Ehegatten bei fortgeſetzter Gütergemeinſchaft 
(88 2353ff., 2366, 2368, 1507); vgl. ferner HGB 88 365 ff., WO Art 36. Haftpflichtig 
iſt immer der Verfügende. Die Rückgabe der verliehenen oder hinterlegten Sache 
durch den Entleiher oder Verwahrer iſt keine Verfügung über die Sache, d. h. lein 
Rechtsgeſchäft, wodurch der Rechtszuſtand der Sache geändert würde (Vorbem 7 vor 
§ 104). Liefert ein Lagerhalter auf Anweiſung des Einlagerers das Gut an deſſen 
Kunden aus, fo iſt es der Einlagerer, der über das Gut verfügt, fo daß er, wenn es 
fremdes Gut war und der Kunde es gutgläubig zu Eigentum erwarb, dem bisherigen 
Eigentümer den Kaufpreis herausgeben muß (RG IW 1912, 584). Berechtigt zur 
Kondiktion iſt nur der Rechtsträger, deſſen Recht eine Einbuße erlitten hat, 
nicht jeder an der Aufhebung der Verfügung Intereſſierte (vgl. den Fall RG JW 
1911, 2787). Der Anſpruch geht auf Herausgabe deſſen, was durch die Verfügung er 
langt iſt, mithin, wenn fie in Vollzug eines gegenſeitigen Vertrags erfolgte, auf Heraus: 
gabe der empfangenen Gegenleiſtung. Das gilt auch für den Tguſchvertrag; wer für die 
Sache, über die er wirkſam verfügt, eine andere eintauſcht, hat die erworbene Sache, nicht 
etwa deren Wert herauszugeben. Alles Erlangte betrachtet das Geſetz als „auf Koſten“ des 
Berechtigten erlangt (vgl. § 812 Ab] 1 Satz 1), auch wenn Geſchick oder Glück zur Steige: 
rung beigetragen haben (RG 88, 359; vgl. OLG Königsberg JW 1919, 517). Doch bleibt 
der Anſpruch Bereicherungsanſpruch und ift den Beſtimmungen des $ 818 unterworfen 
(vgl. dort A 1). Wie er ſich daher nicht auf dasjenige erſtreckt, was der Verfügende durch 
ein weiteres Rechtsgeſchäft mit Mitteln des zunächſt Erlangten erworben hat, Io, erliſcht 
er mit dem Wegfall der Bereicherung. Darüber, daß hieraus kein Recht des Verfügen den 
folgt, den von ihm ſeinerſeits gezahlten Kaufpreis abzuziehen, vgl. 8 818 A 7 unter ern 
Weitergehende Verpflichtungen entitehen bei Verſchulden des Verfügenden nach dem 1 
Det hingen (RG IW 03 Beil 11625) oder der Geſchäftsführung ohne Auf— 
rag (§ 6 2): E 

3. Zwangsvollſtreckung. a) 8 816 Abſ 1 Satz 1 und $ 812 dienen der herrschenden 
Meinung gleichmäßig als Stütze für die Lehre, wonach ein Gläubiger, der en. 
Schuldner nicht gehörige bewegliche Sachen hat verfteigern laſſen, dem Pant 
fümer auf Herausgabe des Erlöſes haftet. Namentlich das Reichsgericht . 
daß der Glaubiger, der durch die von ihm betriebene Verſteigerung mangels eines gu über 
Pfändungspfandrechts rechtlos, aber dem gutgläubigen Erſteher gegen beg a har 1018 
Nr Zachen verfügt, durch die Verfügung den Erlös erlange (NG ZW 06, 18°; Warn 5 
JW > dal. auch RG 88, 356; RG IW 1911, 9417; OLG 2, 353; 11. 366; 31, 905 

1919, 517; Seuffa 67 Nr 80; Bayz 3, 50 und nach früherem Rechte beſonders 
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RG 40, 288). Richtig ift, daß die Verſteigerung fremder beweglicher Sachen zu einer 
Bereicherungshaftung des Gläubigers führt, ebenſo wie dies bei Pfändung und Weg⸗ 
nahme fremden Geldes der Fall iſt (RG Gruch 53, 1042; vgl. früher RG 43, 180). Mit 
Unrecht verweiſt man demgegenüber auf ZPO 8 819, wonach die Empfangnahme des 
Erlöſes durch den Gerichtsvollzieher, ſofern nicht Hinterlegung nachgelaſſen iſt, als Zahlung 
von ſeiten des Schuldners gilt. Die daraus gezogene Schlußfolgerung, der Glaubiger 
habe ſeine Forderung verloren, ſei mithin nicht bereichert, der Dritte müſſe ſich mit 
einem Anſpruch aus 8 812 gegen den Schuldner wenden, der feiner Schuld ohne eigene 
Aufwendungen ledig geworden fei, geht fehl. ZPO 8 819 und 8 815 Abſ 3 ſetzen ein 
Pfändungspfandrecht voraus und wollen nur den Zeitpunkt beſtimmen, mit dem bei der 
Verſteigerung von Sachen oder bei der vollſtreckungsweiſen Wegnahme von Geldſtücken, 
die dem Schuldner gehören, die Gefahr auf den Glaubiger übergeht (vgl. RG 40, 291; 
43, 180; Bay 3,50). Es iſt auch nur gerecht, wenn unter der Unſicherheit des Schuldners 
der Gläubiger, der einen rechtswidrigen Eingriff in fremdes Eigentum beging, und nicht 
der Dritteigentümer zu leiden hat. Dazu kommt, daß der Dritte den Bereicherungsanſpruch 
vielfach als Eventualanſpruch erhebt für den Fall, daß die in erſter Linie geltend gemachte 
Schadenserſatzforderung (vgl. 8 992 A 2) wegen Nichterweislichkeit eines Verſchuldens des 
Gläubigers nicht durchdringt. Nach der gegenteiligen Meinung, nach der von der Frage 
des Verſchuldens die Paſſivlegitimation abhängt, wäre dieſe Art zu klagen nicht möglich. 
Wenn aber ſo dem Reichsgericht im Ergebnis beigetreten werden muß, ſo gilt doch nicht das 
gleiche von der Begründung. Soweit nicht die ZPO etwas anderes beſtimmt, ſteht das 
Pfändungspfandrecht unter den Vorſchriften des BGB (RG 57, 324; 60, 72; 61, 833; 
87, 416; 97, 41). Aus $ 1247 Satz 2 aber ergibt ſich, daß der Erlös, da nur eine Beſchlag⸗ 
nahme, kein Pfandrecht erwirkt wurde, kraft dinglicher Surrogation dem früheren Sach⸗ 
eigentümer zufällt (vgl. übrigens auch RG 80, 185). Erſt dadurch alſo, daß der Gläu⸗ 
biger das Geld mit dem ſeinigen vermengt (88 947, 948, 951) oder daß er es ausgibt 
($ 816), erliſcht das Eigentum des Dritten und tritt die Bereicherungshaftung des 
Gläubigers ins Leben. Bis dahin iſt die Rechtslage dieſelbe wie bei der Immobiliar⸗ 
zwangsvollſtreckung, wo BVG 8 37 Nr 5, 8 92 Ab] 1 die dingliche Surrogation des Er- 
löſes aus mitverſteigerten fremden Sachen ausdrücklich vorſchreiben und deshalb der letzte 
Perzipient herausgabepflichtig iſt (vgl. RG 76, 212; JW 1911, 6112; OLG 22, 408). — 
Hier wie in jedem andern Falle, wo fremde Sachen mit ſolchen des Schuldners zu- 
ſammen verſteigert werden, bedarf es einer Ermittlung des Betrags, der von dem 
Erlöſe auf ſie entfällt. Läßt ſich nicht nachweiſen, wieviel weniger der Erſteher ohne 
die Mitverſteigerung der fremden Sachen geboten haben würde, ſo iſt deren Anteil am 
Geſamterlös eutſprechend § 471 nach dem Verhältnis ihres Wertes zu dem Wert der 
geſaniten Verſteigerungsgegenſtände zu beſtimmen (vgl. die foeben angeführten Urteile 
und RG 88, 351; Warn 1911 Nr 352). Hat der Gläubiger ſelber eine fremde bewegliche 
Sache erſteigert, jo kann der frühere Eigentümer nach 8 1247 Satz 2 nur Zahlung des Er⸗ 
löſes, nicht Herausgabe der Sache verlangen (vgl. Recht 1913 Nr 343). b) Läßt der 
Gläubiger eine feinem Schuldner gehörige, aber mit einem älteren Pfand 
recht (3. B. einem Vermieterpfandrecht) belaftete Sache verſteigern und ver⸗ 
miſcht oder verausgabt er den Erlös, ehe der Vormann nach 3PO 8 805 
vorzugsweiſe Befriedigung daraus gefordert hat, fo haftet er nach $ 1247 Satz 2 
verb. mit $ 951 oder § 816 auf die Bereicherung. Die Pfandrechte hatten ſich mit dem 
früheren Range am Erlöſe fortgeſetzt. Die Behauptung, ZPO 8 805 beſchräuke die Rechte 
der Vormänner im Falle der Pfändung auf den Anſpruch auf Vorwegbefriedigung aus dem 
Erlös, iſt willkürlich (gl. Os 2, 352; 3, 357; 19, 153: Senffal 63 Nr 154; Recht 06 
Nr 931; ſ. auch RG 97, 43). Kommt doch auch ZRO 8 771 nicht die Bedeutung zu, 
den Dritteigentümer auf die Widerſpruchsklage zu beſchränken (RG 40, 289). 

4. Unentgeltliche Verfügung. Während ältere Geſetze dem gutgläubigen Geſchäfts⸗ 
gegner des Nichtberechtigten nur dann dinglichen Rechtsſchutz gewährten, wenn das Ge⸗ 
ſchäft ein entgeltliches war, hat das BGB dieſe Unterſcheidung um der leichteren Handhabung 
des Rechtes willen beſeitigt und läßt auch den Schenknehmer Eigentum erwerben. Da aber 
doch ſein Intereſſe hinter das des früher Berechtigten zurücktreten muß, ſoll er wenigſtens 
ſchuldrechtlich zur Herausgabe des Erlangten verbunden ſein. Dem Anſpruch auf die Her⸗ 
ausgabe entspricht die Einrede; der Beſitzer, deſſen Sache ein Nichtberechtigter verſchenkt 
hat, kann die Eigentumsklage des Beſchenkten abwehren (vgl. 8 821 A J). Ahnlich wie hier 
ſchreibt § 988 vor, daß der gutgläubige Beſitzer einer fruchttragenden Sache, der den Beſitz 
unentgeltlich erlangt hat, dem Eigentümer der Sache gegenüber verpflichtet iſt, auch die 
vor der Rechtshängigkeit gezogenen, nach § 955 zu Eigentum erworbenen Früchte nach 

ereicherungsgrundſätzen herauszugeben. Da $ 816 Abf 1 Satz 2 ein Ausfluß des allge⸗ 
meineren Gedankens iſt, daß ein unentgeltlicher Erwerb nicht auf Koſten des Geſchädigten 
aufrechterhalten bleiben ſoll, darf er auch zur Begründung der Lehre herangezogen werden, 
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wonach Einreden eines Wechſelſchuldners aus der Perſon des Indoſſanten gegen den unent⸗ 
geltlichen Indoſſatar wirken (vgl. § 784 A 40, $812 A 10 a. E.). — Unter der Verfügung, 
die Say 2 im Auge hat, iſt dieſelbe Verfügung zu verftehen wie in Satz 1 (NG Recht 1913 
Nr 342); über den Fall, wenn mehrere Verfügungen vorliegen, ſo daß ſchon der Schenker 
ſelbſt den verſchenkten Gegenſtand rechtsgrundlos erlangte, vgl. § 822 A 2. Keine Verfügung 
iſt die Prozeßverſäumnis, wenngleich fie materiell rechtliche Folgen hat. Läßt der Klager Ber- 
ſäumnisurteil gegen ſich ergehen, fo kann ſich derjenige, der nach der Klagerhebung ſein Rechts⸗ 
nachfolger geworden iſt und gemäß ZPO 8 265 die Prozeßführung dulden muß, gegen die 
Berufung des Bellagten auf die Rechtskraft des Urteils (8 8 325) nicht mit einer Gegen 
einrede der ungerechtfertigten Bereicherung ſchützen (RG Recht 1914 Nr 1870). f 

5. Wirtſame Erfüllungsannahme des Nichtberechtigten. Von Beſtimmungen über 
den Schutz des gutgläubigen Schuldners ſind zu nennen diejenigen über die Leiſtung des 
Schuldners an den urſprünglichen Gläubiger in Unkenntnis der Übertragung der Forderung 
oder, wenn der Gläubiger die Forderung hintereinander an mehrere abgetreten hat, 
über die Leiſtung an den ſpäteren Erwerber in Unkenntnis des früheren (88 407, 408, 
412, 413); die Vorſchriften über die Miet- oder Pachtzinszahlung an den bisherigen 
Vermieter oder Verpächter in Unkenntnis der Veräußerung des Grundſtücks oder der 
ſonſtigen Beendigung des Gläubigerrechts (88 574 ff., 579, 1056, 1423, 1663, 2135); 
die Vorſchriften über die Leiſtung gemäß unrichtiger Zeſſions⸗ oder Veräußerungsanzeige 
(88 409, 576, 577, 579; vgl. R ZW 1914, 5280); die Vorſchriften über die Leiſtung 
auf Forderungen, die ohne Wiſſen des Schuldners in ein Geſellſchaftsvermögen oder in 
die eheliche Gütergemeinſchaft eingebracht ſind (88 720, 1473, 1497, 1524); die Vorſchriften 
über die Leiſtung an den nicht berechtigten Vorzeiger eines Inhaber oder Legitimations— 
papiers (8$ 793, 808) oder an eine durch Erbſchein oder Teſtamentsvollſtreckerzeugnis 
fälſchlich ausgewieſene Perſon (88 2367, 2368); endlich die Vorſchrift des § 851 über die 
Eutſchädigungsleiſtung an den beſitzenden Nichteigentümer einer beweglichen Sache. Dazu 
kommt bei an ſich nicht befreiender Leiſtung an den falſchen Gläubiger die Möglichkeit, daß 
die Leiſtung dem wahren Gläubiger gegenüber durch deſſen Genehmigung wirlſam wird 
(A 1). Immer muß ein Nichtberechtigter da ſein, an den geleiſtet wird, und ein Berech⸗ 
tigter, gegen den die Leiſtung wirkt. Trifft beides zu, fo verſagt die Kondiktion nicht des⸗ 
halb, weil der Empfänger gegen einen andern als den Leiſtenden einen Anſpruch auf die 
Leiſtung hat (a. M. OLG 22, 355). Über den Beweis der Berechtigung bei Sparkaſſen⸗ 
büchern vgl. R ZW 1913, 306, 8 516 A9, 8 518 A 1. Iſt aber überhaupt kein Berechtigter 
vorhanden, indem die angebliche Verpflichtung des Leiſtenden gegen niemand beſteht, fo ist 
für $ 816 Abſ 2 kein Raum. Unrichtig daher RG JW 1918, 8627 im Falle einer wegen 
Geiſteskrankheit des Zedenten nichtigen Abtretung einer Verſicherungsforderung, wo der 
Verſicherer an den Zaſſionar als Inhaber der Police gezahlt hatte. War hier, wie behauptet 
wurde, auch der Verſicherungsvertrag wegen der Geſchäſtsunfähigkeit des Zedenten nichtig, 
ſo durfte der Kondiktion des Zedenten nicht ſtattgegeben werden, da vielmehr nur eine 
cond. indebiti des Verſicherers begründet war. Die Beſtreitung der Aktivlegitimation BER 
um ſo weniger Einrede aus dem Recht eines Dritten, als der Zeſſſonar bei ſeiner Kenntde. 
von der Nichtigkeit des Verſicherungsvertrags durch Herausgabe an den Zedenten von 15 
Forderung des Verſicherers nicht einmal frei wurde (vgl. 8 819 Abs 1). — Auch mit Nie 
Anſpruch aus Abſ 2 können weitergehende Anſprüche aus Vertrag, Geſchäftsführnug ohn 
Auftrag oder unerlaubter Handlung zuſammentreffen. 


§ 817 

War der weg einer Leiſtung in der Art beſtimmt, daß der Ewe 
fänger durch die Annahme gegen ein geſetzliches Verbot oder ber⸗ 
guten Sitten verſtoßen hat, ſo iſt der Empfänger zur berausgabe nden 
pflichtet) ?). Die Rückforderung iſt ausgeſchloſſen, wenn dem ug 
gleichfalls ein ſolcher Verſtoß zur Laſt fällte), es ſei denn, daß die 8 Fer 

in der Eingehung einer Verbindlichkeit beſtand; das zur e 
ſolchen Verbindlichkeit Geleiſtete kann nicht zurückgefordert ee 05 
©1743 Wr 1, 247 Abſ 1, 8, 684 Abs 3 II 741; M 2 844, 849—851, 898, 694; P 2 510, iger 
a 1. Der Paragraph behandelt die Kondiktion, die daraus erwächſt, daß ein Verbots⸗ 
nfolge des vereinbarten Zweckes der Leiſtung durch deren Annahme ART am causam) 
gie oder gegen die guten Sitten verſtößt (condietio ob turpem vel 115 0 oll rn 
ea dann zivar ein Herausgabeanſpruch gegen ihn gegeben fein, der N P a) Voraus: 
5 9 len, wenn das Geſchäft für den Leiſtenden gleichfalls verwerflich wa eiae net 
L ing der Kondiktion iſt, daß der Empfänger gerade durch die Ar cht dieſes 
eiſtung verwerflich handelt. In der großen Mehrzahl der Falle macht dieſes 
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Erfordernis keine Schwierigkeiten. Iſt der Kauſalvertrag für die Partei, für welche eine 
Leiſtung ausbedungen wird, mit einem Makel behaftet, fo erſtreckt ſich dieſer meiſtens 
auch auf ihre Mitwirkung zur Erfüllung. Doch kommen Verbotsgeſetze vor, die ſich 
ausſchließlich gegen die Kauſa richten. So wird durch 88 65, 66 des BörsG v. 27. 5. 08 
nur der Abſchluß der näher bezeichneten Börſentermingeſchäfte, nicht die Entgegennahme 
der Leiſtung verboten; vgl. (zu $ 50 des früheren Ge}. v. 22. 6. 96) RG JW. 04, 4075; 
Warn 1910 Nr 344. Die Rückforderung kann hier nur auf $ 812 geſtützt werden und ſteht 
unter der Herrſchaft des § 814, iſt alſo ausgeſchloſſen, wenn der Leiſtende ſeine Nichtver⸗ 
pflichtung gekannt hat (NG JW 05, 18658; 08, 46755 Gruch 54, 615) oder wenn die Leiſtung 
dem Anſtand entſprach (vgl. dazu § 814 A 3 a. E.). Noch weniger als dieſe Vorſchriften des 
Börſch haben die jog. geſetzlichen Veräußerungsverbote mit $ 817 zu tun. Sie find in Wirk. 
lichkeit gar keine Verbote; weder das Kauſalgeſchäft noch die Veräußerung wird vom Geſetz 
unterſagt, vielmehr wird letztere einfach für nichtig erklärt. Vgl. zu Gewo 8 89b (Be⸗ 
ſchränkung einer Innung in der Veräußerung eines Gegenſtandes von Kunſtwert) RG 
JW 1910, 810°; zu $ 400, ZPO 8 850 (Unabtretbarkeit unpfändbarer Forderungen) RG 
JW 1917,34. b) Vorausfegung der Kondiktion iſt ferner, daß fi der Empfänger 
des Verſtoßes bewußt ift; anderſeits iſt die Rückforderung nur bei bewußtem 
Verſtoß des Leiſtenden ausgeſchloſſen. Das ſteht zwar nicht ausdrücklich im Geſetz 
und wird deshalb für geſetzliche Verbote von RG 72, 46 (1. 38) unter Aufgabe der in JW 
04, 39° geäußerten Anſicht beſtritten, aber mit Unrecht. Ohne Kenntnis des Verbots auf 
ſeiten des Empfängers iſt die Kondiktion, ohne die gleiche Kenntnis auf ſeiten des Leiſtenden 
. it ihre Ausſchließung nicht verſtändlich, denn beide find offenbar als Strafe gedacht. Über⸗ 
einſtimmend damit verlangen die Mot 2, 849 eine verwerfliche Geſinnung. Der Sache nach 
iſt denn auch RG 95, 347 (II. 38) zu der früheren Anſicht zurückgekehrt: zum mindeſten 
ſei Kenntnis überall da zu fordern, wo es ſich nicht um Verbote handle, die vermöge ihrer 
inneren Bedeutung und der langen Zeit ihrer Geltung in das Allgemeinbewußtſein des 
Volkes übergegangen ſeien (vgl. dazu RG 95, 129; OLG Hamburg LZ 1919, 278). Auch 
der Verſtoß gegen die guten Sitten muß von dem Bewußtſein unſittlich zu verfahren be⸗ 
gleitet fein (a. M. OL 20, 247). e) Ob wegen eines zukünftigen Erfolges geleiſtet 
wird oder zur Belohnung ſchon erwieſener Dienſte, iſt unerheblich. Die Zweck⸗ 
vereinbarung kann ſich auf Gegenwart, Vergangenheit oder Zukunft beziehen. Ebenſo 
unerheblich iſt, ob der Zweck bei der Leiſtung vereinbart wird oder ob dieſe zur Erfüllung 
einer vorausgegangenen Vereinbarung erfolgt. Auch darauf kommt es nicht an, ob 
das Kauſalgeſchäft nach SS 134, 138 nichtig iſt oder nicht. Notwendig iſt die 
Nichtigkeit nicht. Es kann ſehr wohl der eine oder andere Vertragſchließende gegen ein 
Verbotsgeſetz oder die guten Sitten verftoßen, ohne daß dadurch der Vertrag in ſeiner 
Gültigkeit berührt würde (vgl. M& 60, 276; 78 S. 283, 353). Das iſt auch bei dem 
Empfänger einer Leiſtung mit Bezug auf die Annahme möglich, und auch derartige Fälle 
werden von $ 817 mitumfaßt (MG 96, 345). Das gewöhnliche ift freilich die Nichtigkeit 
des Kauſalgeſchäfts. Folgt nun auch überall, wo ſie vorliegt, die Rückgabepflicht des 
Empfängers ſchon aus § 812 (Erlangen der Leiſtung ohne rechtlichen Grund), ſo darf 
doch daraus nicht geſchloſſen werden, daß der Kläger bei ſolcher Begründung des An⸗ 
ſpruchs den Einwand aus Satz 2 des $ 817 nicht zu fürchten brauchte. Vielniehr greift 
dieſer Einwand gleichmaßig Platz, wag 8 812 oder 8 817 von der Klage angerufen fein 
(vgl. RG 63, 354; 70, 4; 78, 284; 99, 166; IW 1917, 342; Warn 08 Nr 44; 1911 Nr 115; 
1912 Nr 98; 1920 Nr 103). d) Größere Bedeutung für die Kondiktion hat die 
Frage der Gültigkeit oder Nichtigkeit der Zuwendung, des Leiſtungsgeſchäfts. 
Grundſätzlich iſt die Leiſtung ein abſtraktes Geſchäft und wird als ſolches — d. h. weil die 
Rücksicht auf den Zweck ausgeſchaltet iſt — von der Nichtigkeit der Zweckvereinbarung, auch 
wenn dieſe auf Verletzung eines Verbotsgeſetzes oder der guten Sitten beruht, nicht betroffen. 
Das iſt bei Verfügungen das natürliche, denn bei ihnen führt das Geſetz die Ausſchaltung 
herbei (vgl. RG 63, 185; 68, 100; 75, 74; 78, 285; RGSt JW 07, 5481; RG JW 1911, 3172 
1913, 6831; Warn 09 Nr 183; 1911 Nr 167; 1914 Nr 253; Gruch 59, 901; 62, 635; anders 
8 105 A 1 unter c a. E.). Mit Bezug auf Verpflichtungen könnte man zweifeln, ob auch 
der private Wille die Kraft hat, die Einwirkung der Verbots oder Sittenverletzung auf das 
Leiſtungsgeſchäft fernzuhalten; doch unterwirft ſie $ 817 derſelben Behandlung. Wenn nach 
Satz 2 Halbſ 2 das (abſtrakte) Verſprechen zurückgefordert werden kann, muß es gültig ſein. 
Die abſtrakte Natur der Leiſtung iſt aber nur die Regels auch bei Verfügungen haben es die 
Parteien vielfach in der Hand, dem unterliegenden Rechtsgrund einen Einfluß einzuräumen, 
Zwar werden an den rechtsgeſchäftlichen Willen zu große Anſorderungen geſtellt, wenn man 
im Einzelfall fragt, ob fie die Leiſtung mit der Zweckvereinbarung als Teile eines einheit- 
lichen Geſchäfts zuſammenfaſſen wollten (a. M. RG 78, 44). Wohl aber können ſie den 
weck ſoweit dies zuläſſig iſt — bei der Auflaſſung von Grundſtücken iſt es unzuläſſig (8 925 
Ab 2) —, zur Bedingung der Leiftung erheben (RG 57, 96; Warn 1913 Nr 129). Und kraft 
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Geſetzes gilt eine Beſonderheit für den Wucher. Da die wucheriſche Abſicht nur verwirklicht 
wird, wenn auch noch die Leiſtung des Bewucherten eine Ausbeutung der Notlage, des Leicht⸗ 
ſinus oder der Unerfahrenheit enthält (RG Warn 09 Nr 295), muß dieſe Leiſtung ſelbſt nichtig 
fein, was denn auch § 138 Abf 2 durch die Worte „verſprechen oder gewähren läßt“ an⸗ 
erkennt (vgl. RG 57, 95; 63, 184; 72, 63; 75, 76; 93, 75; JW 1913, 5405; Warn 1918 
Nr 353). — Wo der Verſtoß gegen 8 134 oder § 138 die Leiſtung nichtig macht, 
bleibt für $ 817 nahezu kein Raum. Nur für eine Kondiktion des Beſitzes kommen 
feine Vorſchriften in Betracht; der Anſpruch auf Herausgabe des Schuldſcheins oder eines 
über die Schuld ausgeſtellten Wechſels findet feine Stütze in dem eutſprechend anwendbaren 
$ 871 (anders freilich dort A 1). Allerdings taun der Fortgang der Ereigniſſe auch eine auf 

Geldzahlung gerichtete Kondiktion ins Leben rufen, indem nach Verfügung über den ge: 
leiſteten Gegenſtand der Erlös (§ 816), nach Vermiſchung des geleiſteten Geldes der Wert 
(§ 951) gefordert werden kann. § 817 Satz 2 greift bier aber nirgends Platz, denn was ge ⸗ 
fordert wird, ift nicht durch die Leiſtung des Klägers erlangt (nicht abweichend die unter c a. E. 
angeführten Urteile, da die Leiſtung des Klägers dem Anſpruche nicht zugrunde liegt). Es 
iſt auch kein Widerſpruch, wenn der Kondiktion der Sache ſelbſt die eigene Verwerflichkeit 
des Klägers entgegengehalten werden kann, der Kondiktion ihres Wertes oder Erlöſes aber 
nicht. Der Unterſchied liegt darin, daß in den letzteren Fällen die Kondiktion an die Stelle 
der Vindikation getreten ift, der gegenüber (vgl. A 3 unter d) jener Einwand verſagt. e) Über 
den Umfang der Herausgabepflicht beſtimni § 819 Ab] 2. Hiermit iſt das Verhältnis 
erſchöpfend geregelt. Die Vorſchriften anderer Reichsgeſetze, die für den Fall der 
Auflöſung des Geſchäfts ſchlechthin die beiderſeitige Rückgabe anordnen, z. B. AbzG̃ 8 1, 
kommen gegen § 817 nicht auf (RG 63, 349). Auch § 814 ift nicht neben 8 817 zur An⸗ 
wendung zu bringen. Hat allein der Empfänger verwerflich gehandelt, jo hindert es die Nüd- 
forderung nicht, wenn der Leiſtende, wie dies in den meiſten hierhin gehörigen Fällen nahe⸗ 
liegt, die Ungültigkeit des Kauſalgeſchäfts gekaunt hat (RG 97, 82; 99, 165; Warn 1913 
Nr 183). Natürlich darf er nicht unbedingt und rechtswirkſam auf die Rückforderung ver⸗ 
zichtet haben (vgl. auch RG 36, 204). 

2. Beiſpiele für die Kondiktion bieten die Erpreſſung und der Empfang von Lohn für 
die Erfüllung einer Amtspflicht oder für die Nichtbegehung eines Verbrechens. Ebenſo die 
Entgegennahme von Bezahlung für den Verzicht auf Ausübung des elterlichen Erziehungs⸗ 
rechts (AG Warn 1913 Nr 183); die während des Krieges erfolgte Entgegennahme von 
Geldern eines feindlichen Staatsangehörigen, um ſie dem Zugriff der deutſchen Regierung 
zu entziehen (RG 39, 65); das Verhalten des Verkäufers von Gegenſtänden des Kriegs- 
bedarfs, der ſich im Widerſpruch mit jeinen der Militärbehörde gegebenen Verſprechen 
einen die feſtgeſetzten Richtpreiſe überſchreitenden Kaufpreis zahlen läßt (RG 97, 82). 
Regelmäßig liegt eine Sittenverletzung auch in der Annahme von Schweigegeld für die 
Unterlaſſung einer Strafanzeige, nur daß im Einzelfall geprüft werden muß, ob nicht 
auch der Zahlende unſittlich handelt (vgl. R 58, 204; Warn 09 Nr 63; 1915 Nr 41; 
SeuffA 58 Nr 94). Auch mit der Annahme von Vermögensvorteilen für die Eingehung 
einer Ehe kann es ſich ähnlich verhalten (RG Warn 09 Nr 19). g 

3. Ausſchluß der Kondiktion bei verwerflicher Leiſtung. a) Die Beiſpiele ſind hier 
viel häufiger. Verwerflichkeit ſowohl des Empfangs wie der Leiſtung liegt vor, wenn Geld 
zur Begehung eines Verbrechens gegeben iſt; vgl. ferner die Belohnung einer Frauensperſon 
für den gewährten und noch zu gewährenden Geſchlechtsverkehr (RG JW 1913, 683%), den 
Verkauf von Abtreibungsmitteln (RGSt 44, 239; 47, 67), den Geſellſchaftsvertrag dun 
Betriebe eines Bordells (Seuffa 51 Nr 259), die VBordellvermietung (RG 38, 199; RG 
23 1916, 689), den Bordellvertauf (f. dazu A 5), die Beſtechung, den Schmiergeldervertrag 
(RG 77, 98; R& Recht 06 Nr 3191; 1912 Nr 2002; 1915 Nr 1934), den zur Umgehung 
der Schankkonzeſſionspflicht (GewO 88 83, 147) geſchloſſenen ſog. Kaſtellanver eng a 
67, 322), den Titel- und Ordensſchacher (RG 86, 98; JW 1919, 4475); über ein Ver ey * 
Kriegsgeſetzgebung (BRVOO v. 24. 6. 15, RGB 357) |. RG 95, 347; weiteres in 8 138 A 1. 
b) Haben beide Teile verwerflich gehandelt, ſo kann ſich der Leiſtende nicht darauf nch 
daß den Empfänger ein ſtärkerer Vorwurf treffe; eine Abwägung des Grades der offen 
keit iſt dem Geſetze freind (RG 78, 285). Erſt recht aber muß die Kondiktion deen 15 
ſein, wenn der Empfänger überhaupt nicht gegen Geſetz oder gute Sitten verftoßen 1 N 
wäre ſinulos, den Leiſtenden in ſolchem Falle gegenüber dem Fall der par turpitu Ro 69, 894 
zugen. Daher haben RG 70, 4 und Warn 1910 Nr 286, die hierfür freilich nur auf Bu Ba 
verweilen (Maßgeblichkeit des $ 817 Satz 2 gegenüber einem unter Heranziehung IN dat 
begründeten Bereicherungsanſpruch, vgl. A 1 unter e), mit Recht den er 5 

al Rückforderung auch bei bloß einfeitiger Unlauterkeit des geiftel 110 x 
fällt. Doch wird man dann auch zu der Folgerung gedrängt, dem Wucherer bein gegen 
ſetigen Vertrag (wegen des Darlehns vgl. unter d) die Kondiktion feiner eigenen Leistung 
abzuſprech Gewi e e cht des 8 8 des Wucher 

hen. Gewiß haben die Geſetzesverfaſſer das Rückforderungsrech h 
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v. 24. 5. 80/19. 6. 93 trotz Ech Art 47 für fortbeſtehend gehalten; aber das entſcheidet nicht. 
Auch wenn der Wucherer die Nichtigkeit des Vertrags ausnahmsweiſe nicht kennt, alſo erfüllen 
will, leiſtet er doch zugleich in der Abſicht, den Gegner zur Gewährung oder Belaſſung der 
zugeſagten unverhältnismäßigen Vorteile zu beſtimmen; kennt er die Nichtigkeit, ſo bildet dies 
ſeinen alleinigen Leiſtungszweck. Es iſt deshalb gerade auch die Leiſtung, wodurch er gegen 
die guten Sitten verſtößt. In der Theorie hat man vergebliche Mühe aufgewandt, um dieſer 
unerwünſchten Folgerung zu entgehen (vgl. auch $ 138 A 2 a. E.). Die Praxis (RG JW̃ 
1915, 918?) hilft ſich mit entſprechender Kürzung der Kondiktion des Bewucherten; vgl. da⸗ 
gegen aber § 818 A 8. c) Die Rückforderung iſt ausgeſchloſſen, ſowohl wenn der Leiſtende 
wie wenn ſein Vertreter verwerflich gehandelt hat; ebenſo ſchadet der Klage des Vertreters 
oder des Nechtsuachfulgers die Verwerflichkeit des Vertretenen oder des Vorgängers. Da⸗ 
gegen ſoll nach RG 99, 161 der Konkursverwalter des Leiſtenden unbekümmert um die 
gegen dieſen zu erhebenden Vorwürfe kondizieren können. Allein nach einer Grundregel 
des Konkurſes kaun der Verwalter nicht mehr Rechte für die Maſſe beanſpruchen, als dem 
Gemeinſchuldner zuſtehen (NG 46, 167; 61, 43; 72, 197). Der Verſuch, die Kondiktion 
hiermit in Einklang zu bringen, dürfte mißlungen ſein. d) Die Vorſchrift des Satz 2 
gilt nur für die Kondiktion. Das Sprichwort turpitudinem suam allegans non auditur 
hat in dieſer Allgemeinheit keine Geltung (val. RG IW 1913, 7342; Warn 1920 Nr 145). 
Nicht ausgeſchloſſen durch die Verwerflichkeit des Leiſtenden iſt der Eigentumsanſpruch 
($ 986 A 1) oder ein Anſpruch auf Schadenserſatz wegen unerlaubter Handlung. Wer 
ſein Grundſtück zu Bordellzwecken vermietet hat, kann mit der Vindikation Räumung ver⸗ 
langen und braucht die Fortſetzung des ſchändlichen Treibens nicht zu dulden RG Warn 
1911 Nr 1155 OLch 8, 423); wer einem Minderjährigen, der ſich betrügeriſch für volljährig 
ausgab, in unſittlicher Weiſe durch Herleihung von Geld zum Glückſpiel verholfen oder 
ihn bewuchert hat, ſſcheitert mit feiner Schadenserſatzklage vielleicht an § 254, nicht aber 
an 8 817 Saß 2 (vgl. RE 70, 5; 85, 203; JW 1917, 345; Warn 1914 Nr 74 a. E.; RG 
Recht 1917 Nr 195; a. M. OL Köln JW 1920, 396). Außerdem iſt zu beachten, daß 
Leiſtungen, die nicht beſtimmt ſind, das Vermögen des Empfängers dauernd 
zu vermehren, ſondern nur zu einem vorübergehenden Zweck gemacht wer 
den, wie Sicherungsübereignungen oder ſonſtige fiduziariſche Zuwendungen, obne Rück 
ſicht auf eine turpitudo des Leiſtenden rückforderbar find (RG 67, 326; 3% 1912, 86220, 
Warn 1911 Nr 115; 1917 Nr 206; Gruch 58, 891; RG LZ 1916, 689; 1917, 7902; RG 
Recht 1920 Nr 1613; Seuffal 70 Nr 218). Beruht hier die Leiſtung nicht auf einem 
nur folgeweiſe nach § 139 nichtigen Nebenvertrage (vgl. R& 67, 325), To hat doch der 
Fiduziar das Eigentum von vornherein belaſtet mit einer Rückgabepflicht empfangen 
(n IW 1912, 86280; Gruch 58, 896). Nur der gewährte Gebrauchsvorteil bleibt dann 
gegen die Kondiktion geſchützt; iſt die für den Gebrauch beſtimmte Zeit abgelaufen, ſo 
kann das Geleistete zurückgefordert werden. So läßt ſich wohl auch von dem unter b ein- 
genommenen Standpunkt aus die Rückforderung des wucherlichen Darlehns begründen (vgl. 
Seuffa 59 Nr 81). Anders lag RG Bay 1918, 387, wo der Kläger, um ſich die Mittel 
zum Spiel zu verſchaffen, dem verklagten Spielklub gegen Gewährung von Darlehen Wert: 
papiere mit der Berechtigung überlaſſen hatte, ſich gegebenenfalls daraus zu befriedigen. 
Indem der Bellagte hiervon abredegemäß Gebrauch machte, gewann die Verpfändung die 
Natur einer dauernden Leiſtung, wodurch die Kondiktion ausgeſchloſſen wurde. 

4. Leiſtungen, die in der Eingehung einer Verbindlichkeit beſtehen, ſind nur die in 
$ 812 A 10 und 11 aufgeführten abſtrakten Schuldverſprechen und Schuldanerkenntniſſe. 
Kauſale Schulden ſind bei Verſtoß gegen das Geſetz oder die guten Sitten nichtig, laſſen 
alſo nur für eine Feſtſtellungsklage Raum (R& 64, 148). Die Sondervorſchrift, wonach 
abſtrakte Verpflichtungen im Gegenſatz zu realen Leiſtungen bei par turpitudo rückforder⸗ 
bar ſind, war notwendig, da das Geſetz einen Zwang zur Durchführung noch unfertiger, 
auf verwerfliche Ziele gerichteter Geſchäfte nicht dulden kann (vgl. Rö 78,744). Dem Ver 
ſprechenden ſteht mithin nicht nur eine Einrede ($ 821) ſondern auch ein Befreiungsanſpruch 
zu (condietio liberationis), wobei nach § 819 Abſ 2 der y ojpreihensentpfänger kein Bu: 
rückbehaltungsrecht wegen Aufwendungen, hat (vgl. $ 821 A 1). Mit der Erfüllung des 
abſtrakten Verſprechens entfällt die Kondiktion. Der Erfüllung muß es aber gleichgeſtellt 
werden, wenn über die beiderſeits verwerfliche Kauſa ein Wechſel oder Scheck gegeben 
und vom Empfänger indofliert worden iſt. Es verhält ſich hier anders als in den in 9 818 
A 4 erwähnten Fällen, wo dem Orderpapier eine unvollkommene Verbindlichkeit zugrunde 
liegt. Hier entſcheidet der Umſtand, daß das verwerfliche Geſchäft nach der Weitergabe 
des Papiers kein unfertiges mehr iſt und die Kondiktion den Erſtempfänger zu einer realen 
Leiſtung nötigen würde (vgl. OLch 39, 183). — Die Leiſtung, die im Erlaß einer 
Verbindlichkeit oder im Verzicht auf ein ſonſtiges Recht beſteht, folgt der Regel. 
Sie kann bei beiderſeitiger Unſittlichteit nicht zurückgefordert werden, d. h. das Recht bleibt 
erloſchen (RG 58, 204; Seuff A 67 Nr 193; anders RG Warn 09 Nr 386). f 
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5. Iſt das Kauſalgeſchäft wegen beiderſeitigen Verſtoßes gegen ein Verbotsgeſetz oder 
die guten Sitten nichtig, ſo folgt aus dieſer Nichtigkeit in Verbindung mit der Gültigkeit 
und Unkondizierbarkeit der realen Leiſtung, daß, wer vorleiſtet, auf eigene Gefahr handelt. 
Es kann geſchehen, daß der andere Teil das Empfangene behält und ſich ſeinerſeits der Er⸗ 
füllung entzieht. Das hat ſich hauptſächlich beim Bordellverkauf fühlbar gemacht. Das 
Reichsgericht geht mit Recht davon aus, daß der Verkauf eines Hauſes, worin ein Bordell 
betrieben wird, zwar noch nicht wegen der Verwendungsabſicht des Käufers, mag dieſe auch 
dem Verkäufer bekannt fein, wohl aber dann nach $ 138 nichtig iſt, wenn geradezu das Bordell⸗ 
geſchäft verkauft wird; den Beweis hierfür erblickt es, abgeſchen von örtlicher Lage, Ein⸗ 
richtung und Vergangenheit des Grundſtücks (NG 78, 45), vor allem in der den gewöhnlichen 
Wert desſelben weit überſteigenden Höhe des Kaufpreiſes (vgl. RG 29, 109; 63 S. 182 und 
350; 68, 99; 71, 433; 75, 70; 78, 283; 86, 192; Gruch 62, 635). Hat nun der Verkäufer das 
Grundſtück aufgelaſſen, ſo erlangt er als Gegenleiſtung das, was der Kaufer bar bezahlt oder 
an ſchon vorhandenen Belaſtungen in Anrechnung auf den Kaufpreis übernimmt. Er er⸗ 
wirbt auch die für das Reſtkaufgeld beſtellte Grundſchuld, denn die Grundſchuld, die von 
dem Beſtande der perſönlichen Forderung unabhängig iſt, ſtellt eine in ſich vollendete Ver⸗ 
mögenszuwendung dar und unterliegt nach Satz 2 nicht der Rückforderung (RG 73, 143; 
Warn 1918 Nr 10). Dagegen iſt bei einer Reſtkaufgeldhypothek nur die dingliche Einigung 
gültig; da die Forderung nicht entſtanden ift, gehört die Belaſtung nach 88 1163 Abſ 1, 1177 
Ab] 1 als Eigentümergrundſchuld dem Käufer (RG SW 1911, 3172; 1912, 853 4; 1913, 540°: 
1914, 9295; 1920, 7074; Warn 1914 Nr 253; 1919 Nr 24; Gruch 59, 899; 63, 484). Nichts 
hindert den Kaufer, dieſe Tatſache durch Feſtſtellungsklage oder durch Klage auf Einwilligung 
in die Umſchreibung oder Löſchung der Hypothek oder auf Herausgabe des Hypothekenbriefs 
(vgl. § 952) geltend zu machen. Es iſt nicht zu billigen, wenn RG 71, 436; JW 1912, 632. 
derartigen Klagen mit Hilfe einer exe. doli generalis entgegengetreten find. Solange der 
Käufer nur den durch 8 817 geſchaffenen Zuſtand zur Anerkennung bringen will, iſt für eine 
ſolche Einrede grundſätzlich kein Raum. Kann er doch auch ohne Bewilligung des Ver: 
käufers die Eintragung eines Widerſpruchs (85 894, 899) und, wenn er den Vorſchriften 
der G0 8 29 Satz 2, 8 42 zu genügen vermag, die Umſchreibung und Löſchung der Hypothek 
durchſetzen (80 § 22). Daher haben RG 75, 78: JW 1911, 3172; 1912, 8584 unter ähn- 
lichen Umſtänden die Argliſteinrede des Verkäufers mit Recht verworfen. Entſprechend 
verhielt es ſich aber auch in dem Falle RG IW 1916, 180%, in welchem ein Bordellkäufer, 
dem das Grundſtüct nicht aufgelaſſen war, der Vindikation des Verkäufers gegenüber die Her⸗ 
ausgabe weigerte, bis ihm ſeine Zahlungen abzüglich der gezogenen Nutzungen erſtattet würden; 
vgl. dazu den Fall RG 86, 191, wo der ebenfalls auf Räumung verklagte Bordellkäufer ſchon 
längere Zeit nichts mehr gezahlt hatte. In beiden Fallen, nicht nur in dem letzteren, hätte 
der Klage ſtattgegeben werden müſſen. Die Verteidigung des Beklagten läuft immer darauf 
hinaus, daß dem Kläger die Ausübung eines Rechtes verwehrt fein ſoll, wenn er nicht frei- 
willig auf einen nach 8 817 Satz 2 erlangten Vorteil verzichtet. Das geht nicht an. Der 
Grundſatz der Vertragstreue, deſſen Durchführung die Einrede der Argliſt bezweckt, greift 
da nicht Platz, wo das Geſetz wegen Unlauterkeit beider Teile die Sonderregel aufſtellt: 
in pari causa melior est condicio possidentis. — Nicht hierhin gehört, obgleich es auf die 
beanftandeten Urteile verweiſt, R Warn 1917 Nr 16. Ein Erbvertrag zwiſchen Ehegatten, 
worin die Frau mit einem Vermächtnis bedacht war, war durch einen beiderſeits unſitt⸗ 
lichen Vergleich der Gatten unter Zahlung einer Abfindung an die Frau aufgehoben 
worden; nach dem Tode des Mannes klagte ſie gegen den Teſtamentserben auf Erfüllung 
des Vermächtniſſes. Hier konnte die Klage allerdings keinen Erfolg haben, aber nicht aus 
dem Grunde des Reichsgerichts (Einrede der Argliſt bis zur freiwilligen Rückgabe der Ab- 
findung), ſondern weil die Aufhebung des Erbvertrags ebenſogut wie die Zahlung der 
Abfindung eine abſtrakte Leiſtung war, die von der Nichtigkeit des kauſalen Vergleichs nicht 
ergriffen wurde und nach Sah 2 nicht kondiziert werden konnte. ar 

6. Geſetzgeberiſch iſt der § 817 verfehlt. In den meiſten und wichtigſten Fällen eines 
die guten Sitten oder ein Verbotsgeſetz verletzenden Empfanges iſt der kauſale Vertrag nach 
J 138 oder 5 134 nichtig, fo daß nach $ 812 ſchon die Rechtsgrundloſigkeit des Habens zur 
Rückerſtattung zwingt. Daneben und darüber hinaus, wie § 817 Satz 1 es tut, noch eine 
Kondiktion wegen der Verletzung als ſolcher zu geben, iſt kein Bedürfnis. Das Se 
gewicht der Beſtimmmng liegt denn auch in Satz 2, der dem verwerflich Leiſtenden die ihm 
ſonſt zuſtehende Kondiktion entzieht. Dieſe nur dem römiſchen Vorbild zuliebe dende 
Strafvorſchrift widerſtrebt aber dem modernen Rechtsgefühl. Wie peinlich die zu weilge Me 
Entrechtung des Wucherers empfunden wird, beweiſen die Anſtrengungen, die man al t 
Hat, um das Ergebnis zu vermeiden (vgl. A 3 unter b und d). Auch daß der een ter 
75 Yeiſtung des Gemeiuſchuldners nicht zur Befriedigung der Gläubiger 9 801 fordern 1975 
zahl nter c), erſcheint unbillig, und ähnliche Härten zeitigt die Verſagung der Klage angoſichts 
zahlreicher Verbote der heutigen Wirtſchaftsgeſebgebung, deren Übertretung von der Verkehrs 
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anſchauung milde beurteilt wird. Den größten Anſtoß aber erregt Satz 2 dann, wenn zugleich 
der Empfänger der Leiſtung verwerflich gehandelt hat und die Gegenléiſtung verweigert. Die 
rechtliche Ordnung des Bordellverkeufs, wie fie aus A 5 erhellt, iſt ein Hohn auf die Gerechtig⸗ 
keit, die die Rückgängigmachung der auf unſittlichem Grunde beruhenden Vermögensver⸗ 
ſchiebung, jedenfalls aber die Gleichbehandlung beider Parteien verlangt. „Die dort vom 
Standpunkte der lex lata bekämpfte Argliſteinrede könnte, weil nur negativ wirkend, zur 
beſſeren Regelung des Verhältniſſes nichts beitragen. Näher liegt es, die Abhilfe in der 
Richtung zu ſuchen, daß durch unterſchiedsloſe Anwendung der Nichtigkeitsgrundſätze auch auf 
das Leiſtungsgeſchaft der § 817 beiſeite geſchoben wird. Allein wenn man auch von der 
abſtrakten Verpflichtung abſehen wollte, dem Weſen und der Bedeutung der abſtrakten Ver⸗ 
fügung würde man hiermit nicht gerecht (vgl. A 1 unter d). Die Hilfe kann nur von der 
Geſetzgebung kommen: $ 817 muß aufgehoben und § 814 mit Rückſicht auf das in $ 817 A 1 
unter e Geſagte geändert werden. 
§ 818 


Die Verpflichtung zur Herausgabe?) erſtreckt ſich auf die gezogenen 
Nutzungen“) ſowie auf dasjenige, was der Empfänger auf Grund eines 
erlangten Rechtes oder als Erſatz für die Zerſtörung, Beſchädigung oder 
Entziehung des erlangten Gegenſtandes erwirbt). 

Iſt die Herausgabe wegen der Beſchaffenheit des Erlangten nicht mög⸗ 
lich oder iſt der Empfänger aus einem anderen Grunde zur Herausgabe 
außerſtande), jo hat er den Wert zu erſetzen“). 

Die Verpflichtung zur Herausgabe oder zum Erſatze des Wertes iſt 
ausgeſchloſſen, ſoweit der Empfänger nicht mehr bereichert iſt“)s). 

Von dem Eintritte der Rechtshängigkeit an haftet der Empfänger nach 
den allgemeinen Vorſchriftens) 0). 

E 739, 740, 744, 745 Abſ 2, 748 Ubf 3 II 742; M 2 836—840, 845—847, 853, 854; P 2 663, 702— 711. 


1. Der Bereicherungsanſpruch zielt ab auf den Unterſchied im Vermögensſtande des 
Verpflichteten vor und nach der ungerechtfertigten Vermögensverſchiebung. Dieſer Unter⸗ 
ſchied iſt eine veränderliche Größe, die ſich gewöhnlich (8 818 Abſ 4) erſt mit der Rechts 
hängigkeit des Anſpruchs, ausnahmsweiſe (88 819, 820) mit einem früheren Zeitpunkt fixiert. 
Hervorgebracht wird fie durch eine Reihe von Aktiv und Paſſivpoſten, von denen jene in 
$ 818 Abſ 1 und 2 aufgezählt, dieſe aus Abſ 3 zu entnehmen find. Allerdings iſt das Ver⸗ 
hältnis nicht ſo geregelt, daß ohne weiteres ein in Geld berechneter Betrag zu zahlen wäre. 
Ahnlich wie beim Schadenserſat (8 240) geht das Geſetz von der naturalen Rückgewähr aus, 
indem es die Herausgabe des Erlangten vorſchreibt (8818 Ab] 1, 8 812 Abſ 1 Satz 1, $ 816 
Abſ 1 Saß 1, Abi 2, 8 817 Satz 1). Doch wird der Grundſatz hier in viel geringerem Maße 
durchgeführt. Überall, wo dem Bereicherten durch Nötigung zur Herausgabe mehr als der 
Gewinn abgenommen würde, tritt der Erſatz des Wertes an die Stelle (5 818 Abs 2, vgl. 
A 5). Die ſo beſtimmte Verpflichtung gilt ohne Unterſchied der verſchiedenen Gründe 
der Kondiktion (RG 63, 355). Auch bei einem Eingriff in fremdes Vermögen hat der 
unberechtigt Verfügende den Eingriffserwerb (§ 816 Abs 1 Satz 1) nicht ſchlechthin, ſondern 
nur in den Grenzen der Bereicherung herauszugeben (RG IW 1911, 1527; Seuffa 67 
Nr 80). Das Geſetz bietet auch keinen Anhalt dafür, daß in dieſem Falle der Bereiche⸗ 
rungsbegriff anders als ſonſt verſtanden werden ſollte. Im Gegenteil wurde eine unter⸗ 
ſcheidende Behandlung bei der Beratung ausdrücklich abgelehnt (Prot 2, 707). Wenn der 
verfügende Nichtberechtigte mitunter milde angefaßt wird, ſo mag das als Ausgleich dafür 
gelten, daß er unter Umſtäuden, ſofern er durch beſonders geſchickte und glückliche Be⸗ 
rechnung einen außergewöhnlich hohen Preis erzielte, Spekulationsgewinn herausgeben 
muß (vgl. 8 816 A 2). — Abweichend von der Regel geht der Bereicherungsanſpruch 
in den Sonderfällen des § 951 Ab] 1 ſtets auf Werterſatz (RG Recht 07 Nr 1654), und 
nach § 528 Abſ 1 Satz 2, $ 1973 Ab] 2 Satz 2, § 2329 Abſ 2 kann der Verpflichtete die 
geſchuldete Herausgabe durch Zahlung des Wertes abwenden. Natürlich kann auch ein 
Vertrag der Parteien die Folgen der ungerechtfertigten Bereicherung anders ordnen als das 
Geſetz (R JW 1912, 850). a a 275 

2. In erſter Linie iſt das Erlangte herauszugeben. Die Handlungen, die hierzu 
notwendig ſind (Rückübergabe der beweglichen Sache, Rückauflaſſung des Grundſtücks, 
Rückabtretung der Forderung uſw.), richten ſich nach der Art des Erlangten; bei beweglichen 
Sachen kann die Herausgabe auch durch Abtretung des Anſpruchs nach 8 931 vollzogen werden. 
über den Inhalt des Auſpruchs bei der cond. possessionis gegen den mittelbaren Beſitzer 
vgl. RG Recht 1920 Nr 2386, 2388. Eine Forderung, die auf einem grundloſen abſtrakten 
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Verſprechen beruht, iſt zu erlaſſen ($ 812 A 10). Iſt umgekehrt der Erlaß einer Forderung 
oder der Verzicht auf ein ſonſtiges Recht ohne Grund erlangt, ſo muß das aufgegebene 
Recht wiederhergeſtellt werden (RG 53, 296; JW 1912, 459°; Gruch 57, 959; R Recht 
191% Nr 2411). Die Forderung wird hierbei unmittelbar geltend gemacht, indem der 
Gläubiger der Berufung auf den Erlaß mit der Replik der ungerechtfertigten Bereicherung 
begegnet (ſo WG JW 02 Beil 255168: NG Recht 1915 Nr 1527; zu dem gleichen Ergebnis 
führt bei Schadenserſatzpflicht des Schuldners der § 249, vgl. RG 84, 135). Hat der 
Bereicherte die grundlos erlangte Sache mit einem Rechte belaſtet, Jo hat er 
ſie mit der Belaſtung und dem dafür etwa empfangenen Entgelt herauszugeben. Dies gilt 
auch dann, wenn er ein Grundſtück mit einer Hypothek belaſtet hat (darüber, daß er von 
der perſönlichen Verpflichtung, die er einging, zu befreien iſt, vgl. A 7). — Iſt nicht alles 
ohne rechtlichen Grund erlangt, ſo iſt nur das grundlos Erlangte herauszugeben. 
Eine Teilung findet auch dann ſtatt, wenn alles grundlos erlangt iſt, aber nur zum Teil auf 
Koſten des Klägers. Doch kann hier nach den Umſtänden des Falles, wenn eine beſchränkte 
Herausgabe an die einzelnen Benachteiligten unmöglich ift, jeder von ihnen die Herausgabe 
an alle oder die Hinterlegung zugunſten aller fordern ($ 482). Führt auch das nicht zum 
Ziele, jo wird der Gegenſtand dem einen herausgegeben, während die Ausgleichung unter 
den Benachteiligten vorbehalten bleibt. a 

3. Nutzungen, d. h. die natürlichen und Zivilfrüchte ſowie die Vorteile, die der Gebrauch 
der Sache oder des Rechtes gewährt (88 99, 100). In Betracht kommen aus der Zeit vor der 
Rechtshängigkeit (Abſ 4) oder den in 88 819, 820 beſtimmten Zeitpunkten nur wirklich gezogene 
Nutzungen, alſo auch von Zinſen nur die empfangenen; § 452 iſt nicht entſprechend anwendbar 
(RS Recht 1916 Nr 1292). Anderſeits handelt es ſich, außer um die Nutzungen des urſprünglich 
Erlangten, auch um diejenigen Nutzungen, die aus dem herauszugebenden Surrogat gezogen 
find (OLG 18, 54). Die Vorſchriften der Abſ 2 und 3 (Werterſatz und Wegfall der Bereicherung) 
gelten auch für die Nutzungen; die Gewinnungskoſten ſind daher auch über § 102 hinaus ab⸗ 
zurechnen. Daß Nutzungen gezogen wurden, hat der Kläger zu beweiſen (RG JW 1910, 172, 
ſoweit es ſich nicht, wie bei einem Bankier, der Geld empfangen hat (RG 53, 371), oder wenn 
sinstragende Wertpapiere herauszugeben find (RG Warn 1918 Nr 182; RG 28. 10. 16 U 
185/16), von ſelbſt verſteht. 

4. Surrogate. Auf Grund eines erlangten Rechtes iſt erworben, was in beſtimmungs⸗ 
gemäßer Ausübung des Rechtes erlangt iſt, alſo der Gegenſtand der eingezogenen Forderung, 
der Pfanderlös, die Ablöſungsſumme der Grundſchuld. Nicht hierhin gehört, was der Schuldner 
durch Vertrag an Stelle des urſprünglich Erlangten eintauſcht, z. B. der Kaufpreis für die 
grundlos erworbene, von ihm weiterveräußerte Sache oder der mit dem grundlos emp⸗ 
fangenen Geld augeſchaffte Gegenſtand. Die abweichende Faſſung der Vorſchriften des ehe⸗ 
lichen Güterrechts und des Erbrechts (§ 1370, § 2019 Abf 1) läßt keinen Zweifel daran, daß 
das Geſetz hier wie bei der Geſellſchaft ($ 718 Abſ 2) den Surrogationsgrundſatz abſichtlich nicht 
weiter ausdehnen wollte (vgl. Prot 2, 709; RG 86, 347; RG 13. 12. 18 II 352/18). Der Fall 
des 8 816 Abi 1 Saß it ein anderer. Dort hat ein Nichtberechtigter verfügt; hier handelt es 
ſich um die Verpflichtung des dinglich Berechtigten, der nur ohne rechtfertigenden Grund 
erworben hat. Übrigens haftet auch der Verfügende nach § 816 nur auf das Ergebnis der 
urſprünglichen Verfügung, nicht auf das, was er für das zunächſt Erlangte durch ein weiteres 
Rechtsgeſchaft erwarb. Herauszugeben ift mithin der Haupttreffer, der auf das ohne recht⸗ 
lichen Grund erworbene Los entfallen iſt, nicht der Haupttreffer, der auf das Los entfiel, 
das mit grundlos erlangten Mitteln erworben wurde; im letzteren Falle wird nur der Wert 
der Mittel erſtattet. Der Erſatz für die Beſchädigung, Zerſtörung oder Entziehung des 
Gegenſtandes, der gleichfalls herauszugeben iſt, kann auf Vertrag (Verſicherungsgelder), un⸗ 
erlaubter Handlung oder auf rechtmäßigen Eingriff beruhen. An Erſatzſtücke, die der Schuldner, 
wie im Falle des § 1382, ſelbſt angeſchafft hat, iſt nicht gedacht. . 

5. Unmöglichkeit, unvermögen, Untunlichteit. Objektive Un möglichkeit der Heraus⸗ 
gabe kann in der Beſchaffenheit des Erlangten ihren Grund haben. So bei geleiſteten Dienſten 
(RG LZ 1915, 521), genoſſenen Gebrauchsvorteilen, Befreiung von einer Schuld gegenüber 
einem Dritten; vgl. auch den Fall RG 97, 245, wo die Klägerin, der das Grundſtück von 
vornherein gehörte, auf Koſten der Beklagten die darauf errichteten Fabrikanlagen erlangt hatte 
und der Grund der Erlangung nachträglich weggefallen war. Die Unmöglichkeit der Heraus⸗ 
Ke kann ferner darin liegen, daß der erlangte Gegenſtand oder das an ſeine Stelle Been 
zürrogat (A 4) untergegangen oder untrennbar verbunden, vermiſcht oder a 1 iſt 
65 946ff.). Dieſen Fällen wird das ſubjektive Unvermögen des Schuldners Kann IN ) ben 
Wortlaut des Abſ 2 gleichgeftellt. Überhaupt aber geht der Gedanke des Geſetzes da 1 
a Schuldner nur die Bereicherung abgenommen werden ſoll. Wer bn. e grundlo 
10 angte Sache veräußert hat, braucht ſie nicht zwecks Herausgabe alten auch wenn 
anne möglich wäre; er erfeht den Wert (ch 50, 387). Das gleiche muß gelten, wenn der 

chutdner das grundlos Erlangte infolge enger Verbindung mit ſeinem übrigen Vermögen 
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nicht herausgeben könnte, ohne durch die Ausſcheidung mehr als den Wert des Erlangten 
einzubüßen. In dieſem Sinne genügt ſchon Untunlichkeit der Herausgabe in Natur, um 
an deren Stelle den Werterſatz treten zu laſſen. — Teilweiſe Unmöglichkeit, z. B. bei Be⸗ 
ſchädigung oder Belaſtung der Sache, bildet kein Hindernis, die Sache herauszugeben (vgl. 
A 2). Keinen Unterſchied begründet es, ob der Schuldner eine Unmöglichkeit ſchuldhaft 
herbeigeführt hat (RG Warn 1917 Nr 140). Er braucht nur herauszugeben, was er noch hat; 
erſt mit der Rechtshängigkeit (A 9) oder mit den in 88 819, 820 bezeichneten Zeitpunkten tritt 
eine Steigerung ſeiner Verpflichtung ein. 

6. Werterſatz. Die Vorſchrift, daß in den Fällen der A 5 der Wert erſetzt werden muß, 
iſt zwingend auch gegen den Kläger, der nicht ſtatt des Wertes ſein Intereſſe oder das, was 
der Beklagte vertragsmäßig mit dem urſprünglich Erlangten erwarb (vgl. A 4), beanſpruchen 
kann. Sie gilt auch für den Fall, wenn der Beklagte vertretbare Sachen erlangt hat. Unter 
Wert verſteht das Geſetz den objektiven Wert, den gemeinen Verkehrswert. Die Unbilligkeit, 
die hierin für den Beklagten liegen könnte, wird durch den Grundſatz des Abſ 3 unſchädlich 
gemacht. Maßgebend für den Wert iſt der Zeitpunkt des grundloſen Erlangens. In RG 
4%, 252 wird der Wert einer mehrjährigen vertragsloſen Benutzung von Fabrikanlagen 
als ihr Pachtwert bezeichnet. Bei genoſſenen Dienſtleiſtungen kommt es auf die angemeſſene 
Vergütung an (RG SeuffA 70 Nr 149); doch kann, wenn ein Dienſtvertrag geſchloſſen war 
und nichtig iſt, mitunter als Wert die bedungene Gegenleiſtung betrachtet werden (vgl. auch 
DLG 30,57). Stets ift bei Dienſten nur diejenige Zeit in Rechnung zu ſtellen, während deren 
fie tatſächlich geleiſtet wurden, nicht etwa die Zeit bis zu dem der Beendigung des Verhält⸗ 
niſſes folgenden nächſten Kündigungstermin. Iſt ein herauszugebender Gegenſtand zugleich 
mit andern Gegenſtänden um einen Geſamtpreis veräußert worden, fo muß, ähnlich wie 
nach * eine verhältnismäßige Berechnung ftattfinden (RG 75, 361; vgl. $ 816 A 3 
unter a). 

7. Beſchrünkung auf die Bereicherung. Die Verpflichtung zur Herausgabe oder zum 
Werterſatz beſteht nur, ſoweit der Empfänger bereichert iſt. Der Anſpruch aus 88 812ff., 818 
iſt kein strietum zudicium wie die Kondiktion des römiſchen Rechtes, ſondern hat einen in 
mancherlei Hinſicht zunächſt ungewiſſen, dem Kläger unerkeunbaren Inhalt. Der Gedanke 
des Geſetzes iſt der, daß der Empfänger durch die ungerechtfertigte Vermögensverſchiebung 
wie keinen Vorteil, jo leinen Schaden haben full. Er ſoll keinen Vorteil davon haben. 
Iſt das urſprünglich Erlangte zwar untergegangen, hat ſich aber urſächlich daraus eine 
anderweite Vermögensverbeſſerung entwickelt, ſo iſt, ſoweit dies zutrifft, die Be⸗ 
reicherung erhalten geblieben; wie aus Abf 1 und 2 zuſammen genommen folgt, muß 
der Wert des Erlangten erſtattet werden. Auf der andern Seite wird dem Emp⸗ 
fänger nach Abſu 3 jeder Nachteil abgenommen, der mit dem grundloſen 
Erwerb in urſächlichem Zuſammenhang ſteht. Im einzelnen ſind folgende Mög⸗ 
lichkeiten einer Minderung der Bereicherung zu erwähnen: 1. Der an ſich heraus- 
zugebende Gegenſtand iſt im Vermögen des Empfängers nicht mehr vor⸗ 
handen und hat auch keine Werterhöhung hinterlaſſen. So wenn das ganze 
Vermögen nicht mehr dem Betrage des Erlangten gleichkommt oder wenn der erlangte Gegen⸗ 
ſtand durch Unterſchlagung ſeitens des empfangenden Vertreters wieder ausgeſchieden iſt 
(RS 66,298; JW 08, 403 ). Hat der Empfänger den Gegenſtand unter jeinem Werte veräußert, 
ſo haftet er auf Zahlung des Wertes nur inſoweit, als dieſer durch das empfangene Entgelt 
gedeckt wird (RG 75, 862; 3W 1915, 711.2. Das grundlos Erlangte iſt noch vorhanden, 
aber das ſonſtige Vermögen des Empfängers hat einen Verluſt erlitten, 
der mit dem Erwerb zuſammenhängt. Auch dies muß berückſichtigt werden, und deshalb 
find abzuziehen: a) alle Verwendungen auf die erlangte Sache, nicht nur die not⸗ 
wendigen oder nützlichen, die dem Kläger zugute kommen (RG Warn 1919 Nr 196); b) die 
nach der Verkehrsanſchauung als Laſten des Erwerbs geltenden und daher 
eng mit dieſem verbundenen Aufwendungen, z. B. die Fracht, die Mäklergebühren 
(RS 72, 1; a. M. OLG 38, 126), die Koſten der Beurkundung des Vertrags (a. M. OLG 
38, 126), die Fruchtgewinnungskoſten (A 3: vgl. auch RG Recht 1911 Nr 320). Hat der Be⸗ 
klagte ein Grundſtück herauszugeben, fo iſt er von der perſönlichen Haftung für die beim 
Erwerb übernommenen Hypotheken zu befreien (RG JW 1914, 301°). e) Die Bereicherung 
wird ſodann gemindert durch Aufwendungen anderer Art, die im Hinblick auf 
den vermeintlichen Vermögenszuwachs gemacht worden ſind. Hauptſächlich 
kommt der allgemeine Lebensaufwand in Betracht. Wurde der Beklagte durch das Vertrauen 
auf den Erwerb zu Ausgaben verleitet, die er andernfalls vermieden haben würde, ſo hat er 
nichts erſpart, iſt alſo nicht bereichert. Bei wirtſchaftlich unnützen Ausgaben (Vergnügungs⸗ 
reiſe nach vermeintlichem Lotteriegewinn) liegt dieſer Beweggrund oft zutage; ſelbſt wenn 
der Empfänger geisteskrank iſt, wird der Nachweis ſolcher Ausgaben nicht ſelten genügen, um 
die Kondiktion zu entkräften. Auch andere Fälle kommen vor, in denen der Zuſammenßbang 
awiſchen Erwerb und Auſwendung unterſtellt werden darf. Bei Unterhaltsgeldern ilt es 
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„ B. die Regel, daß fie beſtimmungsgemäß verwendet werden. Erhält ein Beamter mehr 
Gehalt, als er zu beanſpruchen hat, jo pflegt er auch mehr auszugeben, wodurch dann die 
Bereicherung wegfällt (ogl. Nh 63, 41; 83 S. 159 und 161; FB 1911, 3235; Warn 1919 Nr 147; 
Gruch 48, 1090; zu eng RG 62, 248). Nur wenn das ganze Gehalt ohne Rechtsgrund gezahlt 
wurde, iſt eine Fortdauer der Bereicherung in der Höhe anzunehmen, in der ſich das Gezahlte 
mit den Koſten ſeiner gewöhulichen Lebensführung deckt. War anderſeits das grundlos gezahlte 
Geld nicht der Natur nach zur Verausgabung beſtimmt, ſo genügt es zum Beweiſe des Weg⸗ 
falls der Bereicherung nicht, daß der Beklagte große Ausgaben gemacht und unglücklich gewirt⸗ 
ſchaftet hat; das Geld kann deshalb doch nutzbringend angelegt ſein (RG 68, 270). — Daß 
die Aufwendung dem Vermögenszuwachs zeitlich nachfolgen müßte, iſt nicht erforderlich. 
Auch vorangegangene Ausgaben können init ihm zuſammenhängen, wenn fie in Erwartung 
des Erwerbs geleiſtet wurden. Kein ſolcher Zuſammenhang beſteht aber zwiſchen dem, was 
der Nichtberechtigte im Falle des § 816 Abſ 1 Satz 1 von ſeinem Nachmann erlöſt, und dem, 
was er vorher zwecks eigenen Erwerbs des Gegenſtandes gezahlt hat. Der Nichtberechtigte 
kann daher den herauszugebenden Erlös nicht um das ſeinerſeits Gezahlte kürzen, ſondern 
muß ſich (wozu er trotz der engen Faſſung des $ 440 Abſ 2 auch bei beweglichen Sachen im⸗ 
ſtande iſt) an den Vormann halten. Keine abzugsfähige Aufwendung liegt auch vor, wenn 
die Einbuße durch einen rechtlichen Vorteil ausgeglichen wird. So wenn das Geld zur Tilgung 
gültiger Schulden des Beklagten verbraucht wurde (vgl. RG 72, 4; RG Recht 1912 Nr 1295; 
G 5. 3, 06 IV 20/05) oder wenn eine Forderung gegen einen Dritten den Ausgleich bewirkt. 
In Rz 98, 64, wo der klagende Eigentümer bei Lieferung der Ware an den beklagten Käufer 
ſich ſelbſt für den Verkäufer hielt, während der Kaufvertrag von ſeinem Angeſtellten im eigenen 
Namen geſchloſſen war, hat die Rückſicht auf den von dem Beklagten an den Angeſtellten 
gezahlten Kaufpreis mit Unrecht zur Abweiſung der cond. indebiti geführt. Die Bereiche⸗ 
rung des Beklagten um die Ware oder deren Wert war durch die Zahlung nicht weggefallen, 
deun der Angeſtellte hatte durch die Lieferung des Klägers, die nicht für ſeine Rechnung 
erfolgt war, nicht erfüllt und war nach wie vor zur Lieferung verpflichtet. d) Ferner 
müſſen alle Schädigungen in Abfah gebracht werden, die der Beklagte in— 
folge der Vermögensverſchiebung erlitten hat, wie etwa, wenn ſein Vieh durch das 
vom Kläger gelieferte Tier angeſteckt iſt (vgl. hierzu auch RG JW 1911, 4021; 1912, 69010, 
1918, 182°). Beſonders hervorzuheben find die Fälle, in denen ein ihm zuſtehendes Recht 
dadurch, baß er darauf rechnete, das Einpfangene behalten zu dürfen, untergegangen oder 
entwertet iſt. Z. B. da der Wechſel von einem Bezogenen, der fälſchlich akzeptiert zu haben 
glaubte, eingelöft wurde, hat der Gläubiger durch Verſäumung der Proteſtfriſt den Rückgriff 
gegen die Vormänner eingebüßt (R Och 17, 1); weil der Gläubiger von einem Pſeudoſchuldner 
ein indebitum empfing, hat er die Forderung gegen den wahren Schuldner verjähren laſſen 
( 44, 145; 70, 352: a. M. ON 22, 356; SächſArchR 08, 481), die dafür beſtimmte 
Ausſchlußfriſt nicht gewahrt (RG Warn 1920 Nr 151), oder er hat Bürgen entlaſſen, 
auf Pfandrechte verzichtet. Vor allem kann die Verwirklichung ſeines Rechtes durch eine in 
der Bwiſchenzeit eingetretene Verſchlechterung der Vermögensverhältniſſe des Schuldners 
unſicher geworden ſein. Die Frage des Wegfalls der Bereicherung wirft ſich hier ebenſo auf 
wie in dem Falle, wenn der Beklagte das empfangene Geld einem Dritten geliehen oder 
zu Leiſtungen, für die ihm ein Dritter erſatzpflichtig iſt, verwandt hat und der Dritte zahlungs⸗ 
unfähig iſt oder wird. Während RG Gruch 51, 922 (VII 454/06; vgl. dazu RG 86, 349) und 
RG 56, 356 den Punkt nicht erwähnen, beidemale aber auch au der Zahlungsfähigkeit des 
Dritten kein Zweifel beſtand, gehen Rh JW 1912, 7881, Warn 1917 Nr 140 (vgl. auch WE 
72, 4) mit Recht davon aus, daß der Beklagte nicht als bereichert gelten kann, wenn und ſoweit 
ſeine Forderung wertlos iſt. Hierüber Beweis anzuordnen, erſcheint aber nicht ‚angemellen, 
zumal ſich der Wert täglich ändern kann. Das richtige ift, den Beklagten, ſofern die ng it 
fähigkeit des erſatzpflichtigen Dritten bzw. des urſprünglichen Schuldners nicht außer Es 
iſt, nur zur Abtretung der Forderung an den Kläger zu verurteilen (vgl. dafür auch daß 
86, 348; SeuffA 70 Nr 150). — Nach einzelnen Entſcheidungen ſoll dadurch allein e n 
der Gläubiger die Schuldſumme von einem Dritten ohne Grund empfängt, ſeine 11 
gegen den Schuldner untergehen (vgl. RG JW 09, 2747; 1912, 7887; 1914, 707 ie des 
Nr 25). Dem iſt nicht beizutreten. Da der Dritte nicht nach 8 267 die 1 he 
Schuldners bewirken wollte, erliſcht die Forderung hierdurch nicht, vielmehr daß fie 
wenn klar wird, daß der Gläubiger das Empfangene nicht behalten darf, dend abe 5 
Anberührt geblieben ift (vgl. RG 44, 144; 70, 352; Warn 1920 Nr 151; and en Zahl 0 
G 40, 292, das die Forderung mit der Herausgabe des Empfangenen 5 ich. J er 
wiederaufleben läßt). Die gegenteilige Meinung iſt auch praktiſch ſehr be et Zeit der 
eile verlangen Beweiserhebung über die Zahlungsfähigkeit des Er Giaubige 
Leiſtung des indebitum, weil, wenn die Forderung vollwertig geweſen ſei, jak ien 
im Ergebnis nichts gewonnen habe. Ganz abgeſehen indes von den Schwicrigkeiten einer 
ſolchen Untersuchung wird der formell anerkannte Satz, daß gegen den Glaubiger kondizieren 
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kann, wer in dem Irrtum, ſelbſt Schuldner zu ſein, die Schuld eines andern als eigene 
Schuld gezahlt hat (vgl. § 813 A 6), auf dieſe Weiſe wieder zurückgenommen. Auch die 
von der Rechtſprechung vertretene Bereicherungshaftung desjenigen Gläubigers, der ſich 
durch Zwangsvollſtreckung aus Sachen eines Nichtſchuldners befriedigt hat (vgl. 8 816 A 3), 
würde hiermit unvereinbar ſein. e) Endlich wird die Bereicherung gemindert oder 
ausgeſchloſſen durch Schäden, die mit der Herausgabe an den Kläger ver- 
bunden find. Hat ſich der Beklagte bei Meidung von Vertragsſtrafe zur Veräußerung des 
Erlaugten au einen Dritten verpflichtet, ſo muß er von der Verpflichtung befreit werden. 
8. Streitig iſt die Behandlung der Gegenleiſtung beim nichtigen Vertrag. Das Reichs. 
gericht erblickt grundſätzlich in dem Abſchluß des nichtigen Geſchäfts als ſolchem den be⸗ 
reicherungsbegründenden Tatbeſtand und faßt deshalb auch die Gegeuleiſtung als abzugs⸗ 
fähige Aufwendung auf. Nicht zwei Bereicherungsanſprüche ſollen aus dem nichtigen gegen⸗ 
ſeitigen Vertrag entſpringen, ſondern nur ein einziger. Wegen der Gegenleiſtung des Be⸗ 
klagten ſoll nicht Aufrechnung und, bei Ungleichartigkeit, Zurückbehaltungseinrede ſtattfinden, 
vielmehr ſei der Anſpruch in ſich beſchränkt, jo daß die Gegenleiſtung alſo auch dann berück' 
ſichtigt werden müßte, wenn fie ſich aus dem Vortrage des Klägers ergibt (RG 54, 141; 60, 291; 
72, 65 f. 86, 344; JW 1910, 283%; 1911, 58324; 1915, 9187; 1918, 1325; Warn 1918 Nr 24; 
Gruch 55, 063; RG Recht 1911 Nr 3309; 1916 Nr 393, 1834; 1918 Nr 701). Die praktiſche 
Hauptfolge iſt, daß der Beklagte alles ſoll abziehen dürfen, worum er ärmer geworden iſt, 
mag auch der Kläger dadurch überhaupt nicht (vgl. RS Gruch 55, 963) oder zur Zeit nicht mehr 
bereichert ſein. Dieſe rein wirtſchaftlich begründete Betrachtungsweiſe erſcheint nicht zu⸗ 
treffend. Iſt der kauſale Vertrag nichtig, ſo hat keine Partei eine Forderung erworben. Die 
Bereicherung des Käufers entſteht erſt durch den Eigentumserwerb; der Verluſt, den er durch 
die Zahlung erleidet, iſt aber keine Folge des Eigentumserwerbs, ſondern eine Folge davon, 
daß er irrig geglaubt hat, zur Zahlung verpflichtet zu ſein. War, wie bei Geſchäftsunfähigkeit 
des Verkäufers, auch das Erfüllungsgeſchäft nichtig und hat der Käufer den Wert der Sache 
erſt durch Weiterveräußerung erlaugt, ſo hätte ſie bis dahin vindiziert werden können, wobei 
der Verkäufer nur inſoweit, als er den Preis empfangen hatte und noch dadurch bereichert 
war, eine Einrede der Zurückbehaltung hätte gewärtigen muſſen. Warum ſich feine Lage durch 
die Weiterveräußerung ſo verſchlechtern ſollte, daß ihm nunmehr von Amts wegen jeder 
Schaden, den der Käufer bei dem Geſchäft erlitt, in Rechnung geſtellt werden dürfte, leuchtet 
nicht ein. Vielmehr iſt anzunehmen, daß aus der Erfüllung des nichtigen Vertrags auf jeder 
Seite ein ſalbſtändiger Bereicherungsanſpruch erwächſt und beide Anſprüche nur nach den 
Regeln der Aufrechnung und Zurückbehaltungseinrede miteinander in Verbindung zu bringen 
ſind. Die gegenteilige Behandlung mag ſich vielleicht dann, weun der Vertrag wegen Geſchäfts⸗ 
unfähigkeit des Klägers nichtig iſt, aus dem Bedürfnis empfehlen, den Verkehr gegenüber 
dem unerkannt Geiſteskranken in Schutz zu nehmen. Sie iſt aber höchſt unbillig, wenn die 
Nichtigkeit in einer vom Beklagten verübten Täuſchung des Klägers ihren Grund hat. In 
den Fällen der Anfechtung wegen Betrugs nimmt denn auch das Reichsgericht ſelbſtändige 
Auſprüche an, für die die Regeln der Aufrechnung oder Zurückbehaltung maßgebend ſeien, 
ohne indes zu erklären, inwiefern es für die Bereicherungsklage erheblich ſein könnte, ob 
das Geſchäft von Anfaug an nichtig war oder durch Anfechtung nichtig wurde (vgl. RG 
49, 424; 50, 92; 94, 310; JW 1910, 7993; 1919, 377; Warn 1910 Nr 406; 1915 Nr 304; 
1918 Nr 181). Nicht minder widerſpruchsvoll iſt die Entfcheivung RG 94, 253 über eine 
Kaufpreisrückforderung bei einem formungültigen Vertrag, wo der Käufer die Ware, die 
ſeit ihrer Leiſtung im Werte ſtark zurückgegangen war, zur Verhütung weiteren Verderbs 
hatte verſteigern laſſen. Obgleich das Urteil an der Saldotheorie feſthalten will, geſtattet 
es dem Verkäufer einen Abzug nur in Höhe des Verſteigerungserlöſes, nicht in Höhe des 
Wertes, den die Ware zur Zeit ihrer Leiſtung beſaß. — Die hier vertretene Anſicht führt 
auch allein zu einer angemeſſenen Regelung des Leiſtungsortes. Jeder Teil hat nach 
$ 269 im Zweifel an ſeinem Wohnſitz zu leiſten (RG 49, 421); die Verpflichtung zur Heraus 
gabe einer Sache iſt grundſätzlich da zu erfüllen, wo ſich die Sache befindet (RG 96, 347). 
Weitere Folgerungen: Iſt nur ein Teil der Bereicherung eingeklagt, ſo darf der Kläger den 
aufrechnenden Gegner nicht auf den nicht eingeklagten Teil der Forderung verweiſen (8 388 
A 3 a. E.; § 396 A 1; anders von ſeinem grundſätzlich abweichenden Standpunkt aus RG 
Recht 1918 Nr 701); iſt nur der Anſpruch des Klägers, nicht der des Beklagten, zur Eutſcheidung 
reif, fo kann nach 35 0 8 301 ein Teilurteil ergehen (anders RG 54, 142; RG Recht 1916 
Nr 1334). a 277 . 
ir le Verſchärfung der Haftung tritt ein mit der Rechtshängigkeit, alſo mit der 
Klageerhebung und, wenn der Anſpruch erſt im Laufe des Prozeſſes erhoben wird, mit der 
Geltendmachung in der mündlichen Verhandlung (ZPO SS 263, 281). Zwar kann die Be⸗ 
reicherung auch ſpater noch mit befreiender Wirkung wegfallen (RG ZW 1918, 1336, Warn 08 
Nr 45). Aber der Beklagte haftet von nun an nach den allgemeinen Vorſchriften, d. h. nach 
$$ 291, 292 und den darin angezogenen Geſetzesſtellen: er wird durch den Wegfall der Be 
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reicherung nur befreit, wenn ſich nicht aus dieſen Vorſchriften das Gegenteil ergibt. Hat er 
eine beſtimmte Sache herauszugeben, ſo muß er jetzt für den Schaden aufkommen, der dadurch 
entſteyt, daß infolge feines Verſchuldens die Sache verſchlechtert wird, untergeht oder ans 
anderm Grunde von ihm nicht herausgegeben werden kann (88 292, 989). Nur durch un 
verſchuldete Unmöglichkeit der Herausgabe wird er frei, und auch dies nur dann, wenn er den 
erhobenen Anſpruch in entſchuldbarem Irrtum für unbegründet anſah, mithin nicht in Verzug 
geriet (8 202, § 990 Abſ 2, § 285); andernfalls tft $ 287 maßgebend. Außerdem haftet er für 
iructus pereipiendi und kaun nur notwendige Verwendungen nach den Grundſätzen der auf 
tragloſen Geſchäftsführung erſetzt verlangen ($ 292, 88 987, 904 ff.; vgl. R Warn 1919 
Ar 196). Geht feine Verpflichtung auf Geldzahlung, ſo hat er die zu zahlende Summe zu ver⸗ 
zinſen ($ 291), während vor der Rechtshängigkeit Verzugszinſen ($ 288) auch durch Mahnung 
nicht begründet werden konnten (RG 93, 271). Die Höhe der Zinſen beträgt immer 4%, mag 
auch zwecks Erfüllung einer vermeintlichen Schuld aus einem beiderſeitigen Handelsgeſchäft 
geleiſtet worden fein (8 246, HG $ 352; vgl. Rg 96, 57). 

10. Beweislaſt gi des Vorhandenſeins einer Bereicherung (ſonſtige Beweislaſt⸗ 
fragen: vgl. $ 812 A 6 unter 1a wegen der Grundloſigkeit des Empfangs im allgemeinen, 
8812 A 11 unter 2a und § 814 A 4 zur condictio indebiti, $ 815 A 4 zur cond. ob cau- 
sam datorum, 8 819 A 2 zur Steigerung der Haftung wegen Bösgläubigkeit, § 822 A 4 zur 
Verteidigung des Zweitempfängers). Der Klager hat zu beweiſen, daß der Beklagte etwas er- 
langt hat. (Bei einem eingetragenen Verein oder einer Gef ellſchaft m. b. 9. genügt der Beweis, 
daß etwas an den vorausgegangenen nicht eingetragenen Verein oder die Gründungsgeſellſchaft 
gekommen iſt, RG 87, 249.) Demgegenüber liegt es dem Beklagten ob, den Wegfall der Be⸗ 
reicherung darzutun (RG 65, 208; 93, 230; JW 1915, 71177; Gruch 48, 1090; RG Seuffel 60 
Nr 168). Das iſt aber nicht mit RG 68, 270, JW 1917, 4655 fo zu verſtehen, als ob der Beklagte 
beweiſen müßte, daß er ſchon bei Eintritt der Rechtshängigkeit nicht mehr bereichert war. Da 
die Bereicherung wirkſam auch ſpäter noch wegfallen kann (gl. A 9), darf er ſich auf die Dar- 
legung beschranken, daß er jetzt nicht mehr bereichert iſt; Sache des Klägers iſt es dann, darzutun, 
daß die Bereicherung zur zeit der Rechtshängigkeit noch vorhanden war und der Beklagte 
wegen Verzugs oder nach 88 987, 989, 9 4ff. haftet. Immerhin kommen Fälle vor, in denen 
ſich der Wegfall der Bereſcherung auch ohne beſondere Beweisführung aus dem ganzen Sach 
verhalt ergibt (RG 83, 160 und 162; Warn 1911 Nr 26). War der Beklagte, als ihm geleiſtet 
wurde, nicht voll geſchäftsfähig, fo rechtfertigt ſich eine Umkehrung der Beweislaſt, kraft deren 
der Kläger den Nachweis erbringen muß, daß der Beklagte durch den Verbrauch des Erlangten 
bereichert wurde (vgl. OLG 11, 70; 22, 356). — Rechenſchaftspflichtig (8 259) iſt der Be⸗ 
reicherte im allgemeinen nicht (RG 47, 102; JW 1912, 725). Indes nimmt die Rechtſprechung 
bei Patentverletzungen (vgl. 9,812 A 2 unter ch, auch wenn nur grobe Fahrläſſigkeit vorliegt, 
5,687 Abſ 2 mithin nicht zutrifft, eine Pflicht zur Rechnungslegung an (RG 70, 252; Warn 
1915 Nr 61; vgl. auch RG 46, 18; 62, 320); ahnlich bei Verletzung ſonſtiger ausſchließlicher 
Verwertungsrechte (RG 84, 150; Warn 1918 Nr 232). Ebenſo kann Auskunftserteilung 
(3 260) zwar nicht ohne weiteres gefordert werden (RG JW 1912, 729); find aber, wie nament 
lich im Immaterialgüterrecht ($ 812 A 2 unter c), gezogene Nutzungen herauszugeben, die der 
Berechtigte im einzelnen nicht bezeichnen kann, ſo wird der Anſpruch als auf Herausgabe eines 
Inbegriffs im Sinne des 5 280 gerichtet aufgefaßt (RG 90, 137). 


§ 819 

Kennt der Empfänger den Mangel des rechtlichen Grundes bei dem 
Empfang oder erfährt er ihn ſpäter, ſo iſt er von dem Empfang oder der 
Erlangung der Kenntnis an zur Herausgabe verpflichtet, wie wenn 19 80 
Anſpruch auf Herausgabe zu dieſer Zeit rechtshängig geworden wäre!). 

Verſtößt der Empfänger durch die Annahme der Leiſtung gegen ein 
geſetzliches Verbot oder gegen die guten Sitten, ſo iſt er von dem Emp⸗ 
fange der Leiſtung an in der gleichen Weiſe verpflichtete). N 

EI 74 744, 745 Abs 2, 747 Mb 2, 748 Mb 3 IL 743; M 2 840842, 845—847, 849, 850, 858, 864; 
P 2 688, 711, 718. 

1. In zwei Fällen läßt 810 ſchon vor der Rechtshängigkeit (8818 Abſſa) die ſtrengere 
zaltung Platz greifen: bei Bösgläubigkeit des Empfängers (Abf 1) und bei . 
ben Empfang (Abſ 2). Der Empfänger haftet in beiden Fallen vom F En rt 
ale im erſten u. die Bösgläubigkeit ſpäter eintrat, von ihrem Eintritt 0 ift bes 
\ le teinen Vorſchrſften. Daruber, was die Haftung nach den allgemeinen Vorſchriften be 
east 3818 Ah. Doch iſt zu beachten, daß ſich der Empfänger unter den Vorausſetzungen 
des 9 810, mag bösgläubiger Empfang, mala files suporveniens oder verwerflicher Empfang 
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vorliegen, von dem entſcheidenden Zeitpunkt an zugleich im Leiſtungsverzuge befindet. Soll 
es ſo angeſehen werden, „wie wenn der Anſpruch auf Herausgabe zu dieſer Zeit rechtshängig 
geworden wäre! (Ab 1 a. E.), fo gilt damit zugleich eine Mahnung als erfolgt (S 284 Abſ 1 
Saß 2); da ferner den Empfänger hier ſtets ein Verſchulden trifft, iſt er im Verzug (88 284, 285). 
Er iſt daher auch für Zufall verantwortlich, es ſei denn, daß der Schaden auch bei rechtzeitiger 
Leiſtung entſtanden wäre ($ 287). Die Vorausſetzungen der geſteigerten Haftung ſind vom 
Kläger, der ſich darauf beruft, zu beweiſen (RG 72, 155; JW 05, 391%; fie gehören zum Grunde 
des Auſpruchs und dürfen nicht dem Verfahren über den Betrag vorbehalten werden (RG 
JW 1910, 240). — Trifft eine nach § 819 geſteigerte Kondiktion mit einer Haftung aus 
$ 826 zuſammen, jo bleibt fie nach Verjährung des Schadenserſatzanſpruchs beſtehen (8 852 
Abf 2). Die Kondiktion ſelbſt kann nur dann als Forderung aus unerlaubter Handlung 
aufgefaßt werden, wenn fie ſich lediglich auf § 817 und nicht zugleich auf § 812 gründet. 
Nur dann greift das Aufrechnungsverbot des § 393 auch ihr gegenüber Platz (vgl. NE 
Warn 09 Nr 179; RG Recht 1917 Nr 586; Ne ElſLothg 32, 161; OG 21, 194). 

2. Bösgläubigkeit des Empfängers. Der Empfänger — in Vertretungsfällen nach 
3 166 Abs! fein Vertreter, RG 79, 287, vgl. auch Warn 1918 Nr 224 (Zwangsverwalter) — 
muß den Mangel des Rechtsgrundes kennen; Zweifel und Kennenmüſſen genügen nicht 
(RG 72, 152; Warn 1918 Nr 224; Rh 5. 1. 20 IV 292/19). Zu der Kenntnis muß ferner 
noch das Bewußtſein hinzukommen, daß dem Leiſtenden der Mangel beſtimmt oder doch 
möglicherweiſe unbekannt iſt. Dieſes im E 1 8 741 hervorgehobene Erfordernis wurde von 
der II. Kommiſſion nur aus Gründen der Beweislaſtverteilung geſtrichen: der Empfänger 
hat darzutun, daß er beim Leiſtenden Kenntnis vorausſetzte (Prot 2, 711; vgl. OLG 
21, 194; 38, 128). Nimmt daher derjenige, der zur Tilgung einer, wie er weiß, nicht 
beſtehenden Forderung etwas empfängt, irrig eine Schenkungsabſicht des Leiſtenden an, 
io iſt er von ber ſtrengeren Haftung befreit. Ebenſo liegt es bei Empfang zur Verwirk⸗ 
lichung eines zutünftigen, unmöglich erreichbaren Zweckes. Bei einem aufechtbaren Ge⸗ 
ſchäft tennt auch derjenige den mangelnden Rechtsgrund, der die Anfechtbarkeit kennt, 
vorausgeſetzt, daß die Anfechtung demnächſt erfolgt (8 142 Abſ 2). Die Ungewißheit dar 
über, ob der Gegner von dem Anfechtungsrecht Gebrauch machen wird, kommt nicht in 
Betracht (ogl. RG 20. 3. 08 11 577/07). Iſt der Empfänger nicht voll geſchäftsfähig 
und beim Empfange nicht vertreten, To folgt aus dem Schutzgedanken, auf dem die 
nefepliche Vertretung beruht, daß ſeine Kenntnis von der Grundloſigkeit des Empfangs 
nicht ohne weiteres zu einer Steigerung der Haftung führen darf (RG JW 1917, 465°; 
vgl. NS 93, 230). Doch könnte eine entſprechende Anwendung der 88 828, 829 in Frage 
lommen. Mala fides superveniens ſteht der von vornherein vorhandenen Bösgläubig 
leit vom Zeitpunkt ihres Eintritts an gleich. Zu denken iſt ſowohl an die Falle, in denen 
der Rechtsgrund von Aufang an fehlte, der Empfänger dies aber erſt ſpäter erfuhr (vgl. 
3. B. OLG 23, 55), wie an den Fall, wenn mit Kenntnis des Empfängers der Rechtsgrund 
ſelbſt erſt ſpater wegfiel (cond. ob causam finitam, vgl. $ 812 A 8). Iſt es jedoch ein 
neues Geſetz, das ſich rückwirkende Kraft beilegt und dadurch einer der Vergangenheit an⸗ 
gehörigen Leiſtung ihren Grund entzieht, ſo wird im Zweifel anzunehmen ſein, daß der 
Empfänger das zurüttzuzahlende Geld erſt von dem Augenblick an, wo er mit der Rückerſtattung 
in Verzug kommt, zu verzinſen hat (vgl. dazu Vorbem 2 unter a a. Ey 

3. Verwerflicher Empfang ($ 817). Es genügt der objektive Verſtoß gegen Geſetzes⸗ 
oder Sitteuverbot. Kenntnis davon iſt nur inſoweit erforderlich, als ſie zum Tatbeſtande der 
Kondiktion gehört, mithin nur dann, wenn der Verſtoß den kauſalen Vertrag nicht nichtig 
macht (vgl. $ 817 A unter b und c). Nachträgliche Erlangung der Kenntnis hat hier keine 


Bedeutung. 8 820 


War mit der Leiſtung ein Erfolg bezweckt, deſſen Eintritt nach dem 
Inhalte des Rechtsgeſchäfts als ungewiß angeſehen wurde, ſo iſt der Emp⸗ 
fänger, falls der Erfolg nicht eintritt, zur Herausgabe ſo verpflichtet, wie 
wenn der Anſpruch auf Herausgabe zur Zeit des Empfanges rechtshängig 
geworden wäre. Das gleiche gilt, wenn die Leiſtung aus einem Rechts⸗ 
grunde, deſſen Wegfall nach dem Inhalte des Rechtsgeſchäfts als möglich 
angeſehen wurde, erfolgt iſt und der Rechtsgrund wegfällt!). 

Zinſen hat der Empfänger erſt von dem Zeitpunkt an zu entrichten, in 
welchem er erfährt, daß der Erfolg nicht eingetreten oder daß der Nechts⸗ 
grund weggefallen iſt; zur Herausgabe von Nutzungen iſt er inſoweit 
nicht verpflichtet, als er zu dieſer Zeit nicht mehr bereichert iſt?) ). 


E II 744; h 2 6888, 712, 718. 
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1. Der Paragraph bezieht ſich auf gewiſſe Fülle der condietio ob causa m datorum und 
der eondictio causa finita. Hat der Empfänger beim Empfang gewußt, daß der bezweckte 
künftige Erfolg unmöglich eintreten konnte oder daß der gegenwärtige Rechtsgrund der 
Leiſtung notwendig wegfallen mußte, ſo unterliegt er, ſofern nicht wegen Kenntnis auch 
des Leiſtenden ſeine Verpflichtung ausgeſchloſſen iſt ($ 815), der ſtrengen Haftung nach 
3 819 Abs 1. Fehlte ihm dieſe Kenntnis, jo tritt an ſich nur die gewohnliche Bereicherungs⸗ 
haftung nach $ 818 ein. Eine mittlere Art der Haftung aber ift für diejenigen Fälle vor⸗ 
geſchrieben, in denen die Parteien nach dem Juhalt des Rechtsgeſchäfts den Eintritt des 
Erfolgs als ungewiß oder den, Wegfall des Rechtsgrundes als möglich augeſehen haben. 
Hier wird der Empfänger, wenigſtens was das Kapital betrifft, wie ein Verwalter fremden 
Gutes behandelt. Vorausſetzung dafür aber iſt nicht nur die objektive Ungewißheit des Er⸗ 
folgs oder Wegfalls, ſondern die ſubjektive Unſicherheit der Parteien, die ſich aus dem In⸗ 
halt des Rechtsgeſchäfts ſelber ergeben muß. Dieſes Erfordernis iſt nicht ſchon dann erfüllt, 
wenn aus dem Rechtsgeſchäft hervorgeht, daß der mit der Leiſtung bezweckte Erfolg erſt 
von der Zukunft erwartet wird. Vielmehr muß mit der Möglichkeit eines Mißerfolgs ge⸗ 
rechnet ſein; die Parteien müſſen ſich die Ungewißheit der zukünftigen Entwicklung vor 
Augen geſtellt und dürfen nicht den Eintritt des Erfolgs für jicher gehalten haben. Bei⸗ 
ſpiele ſind die Zahlung von Gehalt an einen Kommu albeamten, die der Regierungs⸗ 
präſident unter der Bedingung erlaubt, daß die ſtädtiſchen Körperſchaften dami. einver 
ſtanden ſind (JW 1919, 517); die Hingabe von Geld für ein Unternehmen, deſſen Zu⸗ 
ſtandekommen von einer behördlichen Genehmigung abhäagt (vgl. RG 25. 4. 06 I 519/05); 
die Zahlung auf die künftige Einlage bei einer Geſellſchaft, wenn der Beitritt zur Geſeil 
ſchaft noch offenbleibt (RG 25. 9. 16 VI 216/16); die vorſchußweiſe Entrichtung der Mäkler⸗ 
proviſion (RG SeuffA 74 Nr 174). Hat ein Vormund oder Juhaber der elterlichen 
Gewalt ein Mündelgrundſtück veräußert, ſo gehört auch die Zahlung des Kaufpreiſes hier: 
hin, die in Erwartung der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts geleiſtet wird. Doch 
iſt zu beachten, daß mit der Verweigerung der Genehmigung zugleich die Vertretungsmacht 
des Vormundes oder Vaters zur Empfangnahme der Zahlung entfällt (8 1643, § 1821 
rt 1, 3, $ 1829); der Bereicherungsanſpruch kann daher nicht ohne weiteres gegen das 
Kind gerichtet werden (RG 81, 262). 

2. Die Verſchärfung der Haftung, die § 820 auordnet, hat zum Gegenſtand das heraus 
zugebende Kapital. Juſoweit haftet der Empfänger, wie wenn der Herausgabeanſpruch 
zur Zeit des Empfangs rechtshängig geworden wäre (vgl. im einzelnen § 818 A9). Für 
zufälligen Schaden iſt er aber, anders als in den Fällen des $ 819, nicht verantwortlich. Da 
ſein Gegner damit einverſtanden war, daß er die Leiſtung bis zur Entſcheidung der Ungewiß⸗ 
heit behielt, trifft ihn bis dahin kein Verſchulden (§ 285). Die Erwägung, daß abſichtlich 
eine Schwebezeit gewollt war, hat auch zur Folge, daß es bezüglich der auf dieſe Zeit ent⸗ 
fallenden Nutzungen bei der gewöhnlichen Bereicherungshaftung bewendet. Zinſen hat 
der Empfänger erſt von dem Augeublick an zu entrichten, wo nicht nur die Eutſcheidung ein⸗ 
getreten iſt, ſondern er auch Kenntnis davon erlangt hat. Für ſonſtige Nutzungen, die er 
in der Zwiſchenzeit hätte ziehen können, haftet er nicht; gezogene braucht er nur inſoweit 
herauszugeben, als er bei Erlangung der Kenntnis noch bereichert iſt. Erſt von dieſem Augen⸗ 
blick an gelten auch für die Ziehung von Nutzungen die gewöhnlichen Vorſchriften (vgl. RG 
Bang 1911, 424). 

3. 8 820 muß auch auf einen Fall der condictio indebiti entſprechend angewendet werden. 
Wird nämlich eine Vorbehaltszahlung ausnahmsweiſe mit der Erklärung geleiſtet, daß 
nachgeprüft werden ſoll, ob die Schuld auch wirklich befteht, fo hat der Empfänger, 
wenn das Gegenteil zutrifft, ebenſo zu haften, wie weng er etwas für einen zukünftigen 
Zwect, mit deſſen Nichterreichung gerechnet wurde, erhalten hätte. Die Parteien haben 
dann den Nichtbeſtand der Forderung „nach dem Inhalte des Rechtsgeſchäfts“ als möglich 
unterſtellt. Anders wenn der Zahlende ſich nur einſeitig die Rückforderung vorbehält (vgl. 
9 814 A 4 a. E.). 

8 821 


Wer ohne rechtlichen Grund eine Verbindlichkeit eingeht, kann die Er⸗ 
füllung auch dann verweigern, wenn der Anſpruch auf Befreiung von der 
Berbindlichteit verjährt iſt ye). 

E 1 684 Abſ 1 II 745; M 2 698, 694; P 1 286—238; 2 510, 511, 688, 713—717; 6 200. n 

1. Aus der ungerechtfertigten Bereicherung erwächſt für den Benachteiligten ee der 
Mondiktion auch eine Einrede, denn dolo facit qui petit quod redditurus est. bhängig 
von den gleichen Vorausſezungen wie die Kondiktion, entkräftet dieſe Einrede jeden An 
ſpruch, durch den der Kläger ohne Rechtsgrund auf Koſten des Beklagten bereichert iſt. So 
die Eigentumstlage deſſen, der durch Verfügung eines Nichtberechtigten unentgeltlich Eigen: 
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tum erwarb; der frühere Eigentümer, der die Sache beſitzt, kaun die Herausgabe nach 98 816 
Abf 1 Satz 2, 821, 986 verweigern. Auch wenn der Beklagte ſelbſt die Sache ohne recht⸗ 
lichen Grund übertragen hat, wehrt er die Eigentumsklage mit der Bereicherungseinrede 
ab. Hauplſächlich gehören hierher die Fälle eines grundlos erteilten abſtrakten Verſprechens 
oder Schuldanerkeuntuiſſes (vgl. RG 59, 354; 61, 321; 67, 243; 82, 338; 86, 301; RG 
Seuffa 63 Nr 147). Da hier Zweifel an der Selbſtändigkeit der Einrede möglich ſind, be 
ſtimmt das Geſetz, daß die Einrede auch nach Verjährung des Befreiungsanſpruchs in Kraft 
bleiben ſoll (vgl. die ähnlichen Beſtimmungen in §8 853, 2083, 2345). Die Vorſchrift wird 
prattiſch, wenn der Befreiungsanſpruch verjährt, die Verjährung des Anſpruchs aus dem 
Schuldverſprechen aber unterbrochen worden iſt. Sie findet auch dann Anwendung, wenn 
der Bereicherte nach § 223 Abſ 1 trotz Verjährung ſeines Anſpruchs in der Lage ſein würde, 
aus einer Hypothek oder einem Pfande Befriedigung zu ſuchen; der Benachteiligte kann 
dann den Verzicht auf die Hypothek oder die Rückgabe des Pfandes verlangen (88 1169, 1254). 
Wie jede Einrede, iſt die Bereicherungseinrede nur zu beachten, wenn ſie vom Beklagten 
vorgeſchütt wird. Aufer dem Bereicherten fteht fie deſſen Zeſſionar entgegen ($$ 404, 405; 
vgl. RG 86, 301; MG Recht 1916 Nr 56); anderſeits kann ſich auch derjenige auf ſie berufen, 
der die Einreden des Schuldners geltend machen kann (Schuldübernehmer, Bürge, Hypo⸗ 
thelenſchuldner, Drittverpfänder, unmittelbarer Beſitzer, 88 417, 768, 1137, 1211, 986 
Ab 1 Saß 1). Mit dem Wegfall der Bereicherung erliſcht die Einrede ($ 818 Abſ 3; vgl. 
RS 11. 6. 17 IV 46/17). Macht der Empfänger des grundloſen Schuldverſprechens im 
Vertrauen auf den Beſtand des Verſprechens Aufwendungen, die den Wert des Erlangten 
aufzehren, ſo verliert der Ausſteller das Recht, die Erfüllung des Verſprechens abzulehnen 
(ogl. § 818 A7 unter 2c). Entſprechend § 818 Abſ 4 iſt aber anzunehmen, daß Aufwendungen, 
die nach Erhebung der Einrede im Prozeß gemacht werden, dieſen Verluſt nicht mehr nach 
ſich ziehen; und wenn der Empfänger verwerflich gehandelt hat, kommen ſeine Aufwen⸗ 
dungen überhaupt nicht in Betracht ($ 819 Abſ 2; vgl. $ 817 A 4). 

2. Streitig iſt, ob der Schuldner einem abſtrakten Schuldverſprechen gegenüber auf die 
Einrede aus F 821 beſchränkt iſt oder ob er unabhängig von den Vorausſetzungen des Be⸗ 
reicherungsanſpruchs einweuden darf, daß ſich die Geltendmachung des formellen Rechtes 
als Mißbrauch darſtelle. Die Frage iſt im erſteren Sinne zu beantworten. Steht die all⸗ 
gemeine Argliſteinrede in der Rechtſprechung des Reichsgerichts auch vielfach in Übung (ogl. 
§ 24 A 1, 8 826 A 6, fo muß fie doch gegenüber der ausdrücklichen Regelung eines Tat: 
heſtandes durch das Geſetz zurücktreten. brigens kommt der Streitfrage nur geringe 
Bedeutung zu. Es handelt ſich ausſchließlich um den Fall, daß der Schuldner unter 
Überfehen einer aufſchiebenden Einrede vorzeitig einen abſtrakten Schuldſchein gegeben hat. 
Die aus 55 813 Abf 2, 821, 271 zu entnehmende Folgerung, daß er ſofort erfüllen muß, 
darf nicht mit Hilfe der Argliſteinrede umgangen werden. War aber die aufſchiebende Ein. 
rede die des nichterfullten Vertrags (8 320) und gerät der Gegner in Leiſtungsverzug, ſo 
kann der Schuldner nach Maßgabe des § 326 vom Vertrage zurücktreten, womit er nach 
8 346 das Recht gewinnt, das Verſprechen zurückzuverlangen. 


8 822 


)Wendet der Empfänger das Erlangte unentgeltlich einem Dritten zu?), 
ſo iſt, ſoweit infolgedeſſen die Verpflichtung des Empfängers zur Heraus⸗ 
gabe der Bereicherung ausgeſchloſſen ijt?), der Dritte zur Herausgabe ver⸗ 
pflichtet, wie wenn er die Zuwendung von dem Gläubiger ohne rechtlichen 


Grund erhalten hätte“). 

B 6 211, 212. x Ans a 

1. Der Bereicherungsauſpruch erfordert grundſätzlich eine unmittelbare Vermögens⸗ 
verſchiebung unter den Parteien. Wendet derjenige, der auf Koſten eines andern etwas 
grundlos erwirbt, das Erlangte einem Dritten zu, ſo hat der Verluſtiräger gegen den Dritten 
feinen Anſpruch (vgl. 8 812 A3). Hiervon ordnet 8 822 eine Ausnahme an für den Fall, 
daß die Zuwendung an den Dritten unentgeltlich erfolgt und die Verpflichtung des erſten 
Empfängers infolge davon ausgeſchloſſen ft. Alsdann ſoli es fo angeſehen werden, 
wie wenn der Dritte den Gegenſtand ohne Rechtsgrund unmittelbar von dem Verluſtträger 
erworben hätte. Die Zurückſetzung des unentgeltlichen Erwerbs, die hierin liegt, entſpricht 
dem Weſen der Sache, wie es namentlich im Konkurſe des Schuldners zutage tritt (vgl. 
NO 8 68 Nr 4, 8 226 Ab] 2 Ar 5 und die Anfechtungsvorſchriften des 9 32 KO, 8 3 Nr 3, 4 
Aufcg); nemo liberalis nisi liberatus. Näher verwandt mit der Vorſchrift des § 822 ih die 
des § 816 Abſ 1 Satz 2, inſofern nach beiden der unentgeltlich Erwerbende zugunſten des 
jeuigen zurückgeſetzt wird, der durch den gutgläubigen Erwerb ſein Recht verloren hat. Während 
er aber im Falle des 8 816 Abf 1 Satz 2, wo der Verluſt erſt durch die Verfügung der Zwiſchen⸗ 
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perſon eintritt, als erſter Kondiktionsſchuldner haftet, kommt er nach $ 822, da hier [com 
die Zwiſchenperſon rechtsgrundlos erworben hat, nur an zweiter Stelle, nachdem die Ver⸗ 
pflichtung des Erſtbereicherten erloſchen iſt. 

2. Empfänger und Dritter müſſen rechtlich auseinanderfallen; wer als Vertreter des 
Dritten etwas empfängt, iſt nicht Empfänger im Sinne der Vorſchrift (RG LZ 1917, 1342). 
Auch muß zwiſchen beiden ein Zuwendungsgeſchäft geſchloſſen fein. Was der Nach⸗ 
erbe durch die Nacherbfolge erwirbt, wird ihm nicht vom Vorerben zugewendet (vgl. RG 
15. 12. 04 IV 20/04). Ein Bedürfnis, die Vorſchrift auf den Fall des Diebſtahls auszu⸗ 
dehnen, den der Dritte dem Empfänger gegenüber verübt, beſteht nicht, da hier der Emp⸗ 
fänger nach $ 818 Abſ 1 feinen Erſatzanſpruch abzutreten hat. Unentgeltliche Buwen- 
dung, alſo namentlich Schenkung und Vermächtnis. Ob der Gegenſtand ſofort verſchenkt 
oder erſt ſchenkweiſe verſprochen und dann geleiſtet wird, macht keinen Unterſchied; die Er⸗ 
füllung des Schenkungsverſprechens iſt praktiſch als unentgellliche Zuwendung zu behandeln 
(vgl. 8516 A 4). Bei der gemiſchten Schenkung haftet der Dritte in Höhe desjenigen Teiles 
der Zuwendung, der als Schenkung gilt (vgl. § 516 A 7). Auch die Pfandbeſtellung iſt unent⸗ 
geltliche Zuwendung, wenn fie ohne Gegenleiſtung erfolgt (vgl. 8516 A 4). Wie der Emp⸗ 
fänger das grundlos Zugewendete erlangt hat, iſt im allgemeinen unerheblich, nur darf 
nicht trotz der Weitergabe an den Dritten ſeine Verpflichtung fortdauern (vgl. A 3). Nicht 
nur, was nach $ 812, ſondern auch, was nach § 816 ohne Rechtsgrund erlangt iſt, kann, wenn 
es unentgeltlich weitergegeben wird, dem Dritten abgefordert werden. $ 816 in Verbindung 
mit $ 822 greift Platz, wenn der verfügende Nichtberechtigte das durch die Verfügung Er- 
langte unentgeltlich einem Dritten zuwendet (vgl. RG 98 S. 131, 186); desgleichen, wenn der 
durch Verfügung eines Nichtberechtigten unentgeltlich Erwerbende das Erlangte ſeinerſeits 
unentgeltlich einem Dritten zuwendet; nicht minder, wenn der Nichtgläubiger einem Dritten 
unentgeltlich zuwendet, was er durch Leiſtung des Schuldners wirkſam empfangen hat. — 
Die Worte, daß gerade das Erlangte zugewendet ſein muß, ſind zu eng. Zweifellos 
genügt die Zuwendung der Nutzungen oder Surrogate, die der Empfänger nach § 818 heraus⸗ 
zugeben hat. Es genügt aber auch, wenn die rechtsgeſchäftliche Gegenleiſtung zugewendet 
worden iſt, obgleich fie (ogl. 5 818 A 4) der Empfänger, der ſchon den entgeltlich veräußerten 
Gegenſtand erwarb, nicht herauszugeben brauchte (a. M. Recht 02 Nr 1998). Der Empfänger 
hätte doch den Wert des Erlangten erſtatten müſſen und iſt hiervon durch die Schenkung frei 
geworden. Haftet der Beſchenkte, ſofern der Schmuck, den er bekam, von einem gutgläubigen 
Schenker mit fremdem Gelde angeſchafft war, ſo kann es ſich nicht wohl anders verhalten, 
wenn dieſer ſchon die Geldſtücke, nur ohne rechtlichen Grund, zu Eigentum erworben hatte. 
Doch hat der Dritte das Geſchenk nur inſoweit herauszugeben, als deſſen Wert den Wert 
des vom Schenker erlangten Geldes nicht überſteigt. 

3. Der Dritte haftet nur hilfsweiſe, wenn und ſoweit infolge der unentgeltlichen Zu⸗ 
wendung die Verpflichtung des Empfängers ausgeſchloſſen iſt. Damit letzteres zutrifft, 
muß der Empfänger, ohne von Anfang an nach 8 819 oder 8 820 verſchärft zu haften, die 
Zuwendung zu einer Zeit vorgenommen haben, bevor er ſelber mit dem Bereicherungs⸗ 
anſpruch belangt wurde (vgl. $ 818 Abſ 4). Erfolgt die Zuwendung erſt nach der Rechts 
hängigteit, war der Empfänger bösgläubig, hatte er durch ſeinen Empfang gegen die guten 
Sitten oder ein geſetzliches Verbot verſtoßen oder empfing er unter den Vorausſetzungen, 
des § 820, fo dauert feine Haftung fort und verhindert die Entſtehung einer Verpflichtung 
des Dritten. Den Schmuck, den ein Dieb mit geſtohlenem Gelde anſchafft und verſchenkt, 
braucht der Beſchenkte, der ihn in gutem Glauben empfing, nicht herauszugeben (Konkurs⸗ 
und Einzelanfechtung natürlich vorbehalten, KO § 32, Anf § 3 Nr 3, 4); vgl. auch RG 
Recht 1913 Nr 344 mit 342 (die Beklagte hatte von der untreuen Haushälterin des Klägers 
Geld, wie unterſtellt wurde, geſchenkt erhalten, das dieſe durch Verkauf von Wertpapieren 
des Klägers erlöſt hatte; Klage abgewieſen). Daher kann zwar der Bereicherungsanſpruch 
bei mehrmaliger Sondernachfolge gegen mehrere begründet ſein, gegen einen Späteren 
aber immer nur dann, wenn der gegen die Vorgänger entſtandene Anſpruch infolge der 
Zuwendungen an die Nachmäuner erloſch. Auf das Erlöſchen des Auſpruchs Bu 
es an, nicht darauf, ob der rechtlich weiterbeſtehende Anſpruch tatſächlich verwirklicht ritten 
kann. Die Zahlungsunfähigkeit des Empfängers ruft einen Anſpruch gegen den Dritten 
ebenſowenig ins Leben, wie wenn ſich jener etwa im Ausland aufhält und deco e 
reifbar ift; die Verpflichtung des Empfängers iſt in beiden Fällen nicht ausgeſch aldhloifer 
Infolgedeſſen, d. h. infolge der Zuwendung, muß die Verpflichtung been 
ban Der Auſpruch wird auf den Dritten nicht eritredt, wenn der Empfänger Ir REES 

1 Zuwendung frei geworden war. Hatte er, ehe er den Gegenſtand dem a en 15 
mandete, mit Rückſicht auf den Empfang Aufwendungen gemacht, wodurch 55 5 15 he⸗ 
der aufgezehrt wurde, ſo haftet der Dritte nicht. Das gleiche gilt, wenn 1 a 5 5 

5 egenftumd erſt nach Verjährung des gegen ihn gerichteten Herausgabean a ) A velter⸗ 
gegeben hat. Daß die Verjährung nach 8 222 nur eine Einrede erzeugt, nicht aber den An. 
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ſpruch im techniſchen Sinne ausſchließt, ändert daran nichts. — Endlich haftet der Dritte 
nur, ſoweit infolge der Zuwendung die Verpflichtung des Empfängers ausgeſchloſſen iſt. 
Erliſcht ſie durch die Zuwendung nur teilweiſe, ſo entspricht dem eine teilweiſe Haftung des 
Dritten, ſei es nun, daß ihm der Gegenſtand nur zum Teil zugewendet oder daß die Ver⸗ 
pflichtung des Empfängers bei Weitergabe des ganzen Gegenſtandes durch Aufwendungen 
gemindert war. 

4. Sind die Vorausſetzungen gegeben, ſo haftet der Dritte, wie wenn er die Zuwendung 
unmittelbar vom Kläger erhalten hätte. Der Umfang ſeiner Haftung beſtimmt ſich nach 
8818; die Tatbeſtände der SI 819 und 820 können in der Perſon des Dritten nicht eintreten. 
Zu beweiſen hat der Kläger die Unentgeltlichkeit der Zuwendung. Behauptet der be⸗ 
klagte Dritte, daß der Auſpruch gegen den erſten Empfänger trotz der Weitergabe des Gegen⸗ 
ſtandes fortdauere oder daß er ſchon vor der Weitergabe erloſchen ſei, ſo hat er dies darzutun. 
l iſt es, wie immer, Sache des Beklagten, den Wegfall ſeiner Bereicherung zu be⸗ 
weiſen. 


Fünfundzwanzigſter Titel 
Unerlaubte Handlungen 


J. Begriff der unerlaubten Handlung nach dem BGB. Das gemeinſame Merkmal 
aller unerlaubten Handlungen), das ihren rechtlichen Charakter beſtimmt, liegt auf der gegen⸗ 
ſtändlichen (objektiven) Seite des Tatbeſtandes; es befteht in der widerrechtlichen Verletzung 
der allgemeinen, zwiſchen allen Perſonen beſtehenden, gewiſſermaßen nachbarlichen Rechts⸗ 
beziehungen, die von jedermann zu beachten ſind, weil ſie die Grundlage des menſchlichen 
Gemeinſchaftslebens bilden. Ihren Gegenſatz bilden die beſonderen, zwiſchen beſtimmten 
Perſonen getuüpften Rechtsbeziehungen, die den Gegenſtand der Verträge und vertrags⸗ 
ähnlichen Rechtsverhältniſſe ausmachen. Freilich kann auch durch die Verletzung eines 
ſolchen beſtimmten perſönlichen Rechtsverhältniſſes, durch die Verletzung eines Vertrags, 
und ebenſo durch die Verletzung beſonderer familienrechtlicher Pflichten eine u. H. begangen 
werden, wenn ſie gleichzeitig eine Verletzung jener allgemeinen Rechtspflichten enthalten, 
die jedem gegen jeden obliegen: Der Vater iſt feinem Kinde, der Lehrherr ſeinem Lehrling 
gegenüber wegen einer körperlichen Verletzung — ſoweit nicht etwa ein Züchtigungsrecht 
der Handlung den Charakter der Widerrechtlichkeit nimmt — aus u. H. ebenſo verpflichtet, 
wie er es einem fremden Kinde gegenüber ſein würde (ſ. wegen des Vertrags Vorbem 4a, 
wegen der familienrechtlichen Verpflichtungen RG 75, 251; 3% 1912, 1907; Warn 1913 Nr 53). 
U. H. iſt mithin der widerrechtliche Eingriff in den fremden Rechtskreis im allgemeinen. 
Unterlallungen find u. H. nur dann, wenn eine Rechtspflicht zum Handeln beſteht 
und ſchuldhaft verletzt wird (RG 97, 12). Ein berechtigtes Tun ift niemals u. H. (. A 10 
zu $ 828). Die gegenſtändliche Widerrechtlichkeit ift auch noch vorhanden, wenn ſich ein 
Handeln hinterher als von Anfang an ungerechtfertigt und widerrechtlich erweiſt, wie im 
Falle des § 945 ZPO (vgl. Vorbem 2); dagegen kann eine polizeiliche Verfügung, eine 
ftaatliche Anordnung, etwa auf Grund des § 51 RGewd oder des 8 75 Einl z. Pru LR, 
wenn fie auch in Privatrechte ftörend eingreifen und Schadenserſatzverpflichtungen erzeugen, 
niemals als u. H. angeſehen werden (RG 78, 202). Nach der perſönlichen (ſubjektiven) 
Seite des Tatbeſtandes der u. H. fehlt es an einem einheitlichen Merkmale. Wohl geht das 
BGB grundſäßlich davon aus, daß der gegenſtändlichen Widerrechtlichkeit auch eine rechts 
widrige Willensrichtung des Handelnden entſprechen, ein Verſchulden vorliegen muß 
(88 823826; RC 50, 408; 58, 130; 60 S. 300, 344; 63, 374; 95, 268). Eine Abweichung 
von dieſem Grundſatze iſt es noch nicht, wenn für eine Reihe von Tatbeſtänden das feſtgeſtellte 
durch ein vermutetes Verſchulden erſetzt wird (88 831, 832, 833 Satz 2, 834, 836838). Unter 
den allgemeinen Begriff der u. H. werden aber auch Tatbestände einbezogen, die von einem 
Verſchulden völlig abſehen und ſchon aus der gegenständlichen Rechtswidrigkeit eine Ver⸗ 
anwortung entſtehen laſſen (88 829, 833 Satz 1, 835). Auch fie ſind u. H. und nehmen an der 
Ordnung der Rechtsfolgen, wie ſie der 25. Titel getroffen hat, in gleicher Weiſe teil wie die 
vorgenannten. Daraus ergibt ſich, daß in den Rechtsbegriff der u. H. als einheitliches Merkmal 
nur die gegenſtändliche Rechtswidrigkeit eines Geſchehniſſes, für deſſen Eintritt nach dem 
Geſetz eine Perſon verantwortlich gemacht wird, aufgenommen werden kann (RG 53, 11 4; 
60 S. 300, 344; 70, 150; 74, 249; 78, 202; JW 09, 72417; abweichend von RG 50, 408, wo ein 
wenigſtens vermutetes Verſchulden als zweites Merkmal der u. H. hingeſtellt worden war!. 
Die allen Tatbeſtänden der u. H. gemeinſame Rechtsfolge iſt die Verpflichtung der für das 
Geſchehnis verantwortlichen Perſon zum Schadenserſatze (88 249—253). Über den Kreis der 
Falle hinaus, in denen das BGB eine Schadenserſatzpflicht aus u. H. ohne Verſchulden der 


) Des weiteren in dieſem Titel immer abgekürzt mit u. H. 
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verantwortlichen Perſon anerkennt, hat die Rechtſprechung, einem unverkennbaren Rechts 
ſchugbedürfniſſe folgend, für widerrechtliche Eigentumsverletzungen den Satz aufgeſtellt, daß 
auch ohne Verſchulden des Schädigers eine Schadenserſatzpflicht beſteht, wenn dem Ver⸗ 
letzten, wie nach $26 Rchew O, die Befugnis entzogen iſt, den widerrechtlichen Eingriff abzu⸗ 
wehren (M& 58, 130; 63, 374; 70, 150; 81, 216; 86, 232; 93, 100; 97, 290; JW 04, 36018, 
05, 503%; 06, 554%; 07, 2991; 1910, 58015; Warn 1911 Nr 331, 404, 405; 1912 Nr 842; 
1913 Nr 226; 1914 Nr 89; 1915 Nr 81, 141; 1918 Nr 55). Die Entſcheidungen R Warn 
1915 Nr 81, 1919 Nr 172, Gruch 50, 411 ſchränken die Schadenserſatzpflicht ohne Ver⸗ 
ſchulden auf künftige Störungen und Eingriffe ein, weil nur inſoweit die Schadenserſah⸗ 
klage an die Stelle der verſagten Klage auf Einſtellung des Betriebes trete. Wenn aber 
dem Verletzten auch in der Vergangenheit bereits auf Grund des § 26 RGewd die Klage 
auf Einſtellung des Gewerbebetriebes entzogen war, möchte dieſe Einſchränkung nicht 
gerechtfertigt ſein. 

2. Verhältnis zu andern Reichsgeſetzen. Das BGB ſtellt zuſammen mit dem in Art 32 EG 
aufrechterhaltenen bisherigen Reichsrecht ein einheitliches Geſetzgebungswerk dar, ſo daß auch 
ohne beſondere Verweiſung, ſoweit nicht der beſondere Zweck und der geſetzgeberiſche Gedanke 
der Einzelgeſetze dem entgegenſteht, die allgemeinen Vorſchriften des BGB die in den Einzel⸗ 
geſetzen geregelten Rechtsgebiete erfaſſen (RG 53, 75; 60, 300; 74 S. 249 u. 434). Daraus 
erhellt, daß ſich der Begriff der u. H. im Sinne des 25. Titels nicht in den Tatbeſtänden 
des 25. Titels erſchöpft (ſo Staudinger Vorbem XII vor $ 823), ſondern daß u. H. durch 
alle Tatbeſtände des BGB wie anderer Reichsgeſetze dargeſtellt werden, die mit denen 
des 25. Titels die in Al aufgeſtellten Merkmale der u. H. teilen: alſo einen gegenſtänd⸗ 
lich rechtswidrigen Eingriff in den allgemeinen Rechtskreis einer Perſon enthalten, mit 
dem durch das Geſetz die Rechtswirkung einer Schadenserſatzpflicht verknüpft wird, mag 
der Eingriff des weiteren nach dem jeweiligen Geſetzestatbeſtand ein erſchulden des 
Täters erfordern oder nicht. Solche anderweitige u. H. finden ſich auch außerhalb des 
25. Titels im BOB ſelbſt vor. Darunter fallen zwar nicht die zahlreichen verſtreuten 
Schadenserſatzverpflichtungen, die beſtimmte bereits vorhandene Rechtsbeziehungen zwiſchen 
zwei Perſonen voraussetzen und aus dieſen entſpringen, wie nach den 88 42 Abſ 2, 122, 
160, 168, 179, auch 1838 u. a., wohl aber diejenigen der 88 228, 231, ſowie die in Vorbem 1 
am Schluſſe erwahnten Schadenserſatverpflichtungen aus Eigentumsverletzung, wenn dem 
Verletzten die Befugnis entzogen iſt, den rechtswidrigen Eingriff abzuwehren (vgl. BGB $ 904). 
Schadenserfatzanſprüche aus u. H. ſind weiter die aus den 58 302 Ubf 4, 600 Abf 2, 717 Abſ 2, 
945 ZPO ſich ergebenden, die Durchbrechungen des Verſchuldensgrundſatzes enthalten und 
nur den gegenſtändlich rechtswidrigen Eingriff in einen fremden Rechtskreis zur Vorausſetzung 
haben (RG 58, 236; 74, 249; 78, 202; ZW 05, 4305; 1913, 43817; Warn 1911 Nr 82). U. H. 
ſtellen ferner dar die Tatbeftände der 88 1 u. 2 des RhHaftpfl (für 8 1 früher nicht anerkannt 
#6 50, 408; dagegen ſpäter in feſtſtehender Rechtſprechung R 53, 114; 57, 52; 58, 335; 
60, 300; JW 09, 72417) ſowie des Kraft Fahrch v. 3. 5. 09 88 7ff.; die zum Schadens⸗ 
erſatz verpflichtenden Tatbeſtände der Urheberrechts: und der gewerblichen Schutzgeſetze 
einſchließlich des UnlWG (vgl. RG 70, 74; JW 05, 21429), des HGB, der KO, des Binnen- 
Sch uſw. Die Beſtimmung des $ 8 EiſenbVerkd, die die Eiſenbahn für ihre Leute haften 
läßt, ſetzt keinen Tatheftand einer u. H. (RG JW. 1016, 4887). Über 8 11 des Poſtgeſetzes 
vgl. RG Warn 1913 Nr 318. An leitenden Grundſätzen für das Verhältnis dieſer außerhalb 
des BiB ſtehenden u. H. zu dem BOB überhaupt und den beſondern Beſtimmungen 
des 25. Titels können folgende aufgeſtellt werden: - 2 

a) Die allgemeinen Beſtimmungen des BGB, insbeſondere 88 249 ff., 254, 
273, finden überall Anwendung, wo dieſe nicht nach dem Geſetzesgedanken des e 
geſetzes ausnahmsweiſe als ausgeſchloſſen angeſehen werden muß (für RHaftpfl und 9.254 
NG 53 S. 75, 304; 63, 382 u. a.; für § 945 Zo und die 88 249 ff., 254 BGB NG 74, 249; 
Warn 09 Nr 282; 1911 Nr 82; für das Kraft Fahr vgl. § 9 des Geſ.). 5 

b) Die Anwendung der allgemeinen Beſtimmungen für die unerlaubten sn 
lungen im 25. Titel: über Ausſchluß der Verantwortlichkeit (88 827, 828), eng 
mehrerer verantwortlicher Perſonen (88 830, 840), Haftung für Dritte ($ 831), Art und entſall, 
des Schadenserſatzes (88 842846; über 8 847 ſ. § 847 A 1), Verjährung (88 852, 853), bſic tigt 
wo und inſoweit das Sondergeſetz ſelbſt eine erſchöpfende Regelung gegeben oder 1 Falle 
des nerdalb ft für die Tatbejtände des gigaftpfſch der $ 840 Vc anwendbar wobei iin Halle 
des Abſ 3 nach der Rechtſprechung des Reichsgerichts der Eiſenbahnunternehmer als „ 8 
nuzuſehen ift (M& 53, 114; 58, 335; J 65, 3175; 1911, 2902; 1912, 719); e 
pocht enwendbar die 3 842847, weil fie durch die erſchäpfende Regelung, 57 52. en 
des Schadenserſatzes in den 88 3, 3a u. 7 des Gef. ausgeſchloſſen ſind ( 10 9·8 d 3 
Gel. Je, 09, 4881; 1911, 7420; 1918, 9919); ebenſe $ 802, weil die r daz 
5 el. Telbftändig geordnet iſt. Die gleichen Grundſätze gelten für das Kra Sp da 

en Umfang des Schadenserſatzes, ſoweit nur der Tatbeſtand des Sondergeſetzes in Frage 
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kommt (8 16 des Geſ.), in den 88 10—13 ſelbſtändig und erſchöpfend ordnet und auch in 8 14 
eine beſondere Verjährungsbeſtimmung, in 8 17 eine Ausgleichungsvorſchrift enthält. Über 
die allgemeine Anwendbarkeit des § 852 auf Tatbeſtände u. H. außerhalb des BGB im 
übrigen |. R 67, 141; 70, 150; 74, 249; 78, 302; JW 1911, 15310; 1912, 31158; 1913, 43817. 

c) Was die Tatbeſtände der unerlaubten Handlungen ſelbſt anbetrifft, ſchließt 
der engere Tatbeſtand eines Sondergeſetzes, der mit einem allgemeineren des BGB zu⸗ 
ſammentrifft, ſo daß die Tatbeſtände im übrigen ſich decken (ſog. Geſetzeskonkurrenz), die 
Anwendung des BGB aus (RG 70, 74 und ZW 05, 21421 für das GebrMuſtG, RG 73, 294 
für das Urheberrechtsgeſetz). Wo die geſetzlichen Merkmale der Tatbeſtände nur teilweiſe ſich 
decken (ſog. Ideal., auf zivilrechtlichem Gebiete Anſpruchskonkurrenz), find, ſofern dies nicht 
dem Zwecke des Sondergeſetzes widerſtrebt, beide Geſetze nebeneinander anzuwenden. Das 
gilt insbeſondere von den Geſetzen über den unlauteren Wettbewerb (RG 74, 434) und 
zum Schutze der Warenbezeichnungen, die des abſchließenden Charakters entbehren, gegen⸗ 
über den 88 823 Abs 2 u. 826 BGB (NG 48 S. 114 u. 238; RG St 41, 78). EN“ 

d) Die Tatbeſtände der Gläubigeranfechtung nach der KO und dem AnfG ſind nicht 
ſchlechthin ſolche von u. H.; für die 88 31 Nr 1 u. 2 KO, 3 Nr 1 u. 2 Anfch ift dies im Sinne 
des 8 32 860, deſſen Begriff der u. H. ſich aber mit dem des BGB deckt, angenommen worden 
(NG 48, 401; 60, 300; 74, 224). Jedenfalls haben die Beſtimmungen über die Gläubiger⸗ 
anfechtung in den genannten Geſetzen abſchließenden Charakter; ſie wollen die Rechtsfolgen 
der von ihnen getroffenen Handlungen erſchöpfen. Soweit daher die der Anfechtung unter⸗ 
liegenden Rechtshandlungen im Einzelfalle nur die Merkmale der geſetzlichen Tatbeſtände 
der KO und des AnfG aufweiſen, iſt daneben für die Anwendung der 88 823 u. 826 BOB 
kein Raum (RG 69, 143; 74, 224; ZW 04, 49952; 09, 69752; 1910, 3861; 1911 S. 97. u. 650°°; 
1912, 854°; 1914, 834. 23 1917, 107015. Nicht ganz im Einklange damit fteht anſcheinend 
die Entſcheidung AG Warn 08 Nr 516, die jedoch den beſondern Fall betrifft, daß der 
Schuldner durch den anfechtbaren Vertrag ſein geſamtes pfändbares Beſitztum dem Dritten 
zugeſpielt hatte). Soweit ein unerlaubtes Verhalten vorliegt, das über die Tatbeſtände der 
KO und des Auf hinausführt, z. B. bei einer treuhänderiſchen Übereignung von Ver⸗ 
mögenstellen des Schuldners oder bei Sicherheitsverkäufen eines geſamten Warenlagers 
und Abtretung aller Außenſtände an einen Dritten unter Verſchleierung des wahren Sach⸗ 
verhalts nach augen zur Täuschung und Schädigung der Gläubiger, iſt auch die Anwendung 
der Beſtimmungen des 25, Titels, insbeſondere des § 826, gegeben (RG 74, 224; 85, 343; 
8 04, e u 3861; 1911 S. 97°? u. 65022, die Entſcheidung Warn 08 Nr 516 iſt 

ier einzureihen). 

} 3. Unerlaubte Handlungen nach Landesgeſetzen. Vorbehalte für die Landesgeſetzgebung 
finden ſich in EG Artt 69.—72 (Wildſchaden), 77—79 (Haftung der Beamten oder des Staates 
für den von Beamten in Ausübung der öffentlichen Gewalt andern zugefügten Schaden), 
95 (Geſinderecht mit Einfügung der Geltung der 88 831, 840 Abſ 2 BGB), 105 (Haftung 
des Eiſenbahnunternehmers für außervertragliche Sachbeſchädigung; vgl. dazu RG 70, 174 
und J 06, 3701), 106 (Haftung von Betriebsunternehmern, die für ihre Zwecke ein dem 
öffentlichen Gebrauche dienendes Grundſtück benutzen), 107 (Zuwiderhandlung gegen zum 
Schutze von Grundſtücken erlaſſene Strafgeſetze), 108 (Haftung für Schaden, der bei Bufammen- 
rottungen, Auflauf oder Aufruhr entſteht). Die allgemeinen Vorſchriften des BGB einſchließlich 
der allgemeinen Vorſchriften des 25. Titels über die Rechtsfolgen der u. H. gelten hier nach dem 
Grundſatze des Art 55 Ech ſo weit, als die Landesgeſetze den Rechtsſtoff in Verbindung mit 
dem allgemeinen Recht regeln wollen und zu ihrer Ergänzung auf dieſes hinweiſen; ſie gelten 
nicht, wenn das Landesgeſetz in ſich eine einheitliche erſchöpfende Regelung enthält oder geben 
will (vgl. für 8 25 des preuſ Eiſeubahngeſetzes v. 3. 11. 38 und § 254 BOB NG 63, 270; 
IW 09, 271%; 1911 S. 46855 u. 9449, aber auch RG 66, 402). Über die fortdauernde 
Geltung der Beſtimmung des § 75 Einl z. PrAL R f. u. a. RG 89, 207; JW 1917, 54820 
und Warn 1917 Nr 227. 

4. Vertrag und unerlaubte Handlung. er 

a) Zuſammentreffen einer Vertragsverletzung mit einer unerlaubten 
Handlung gegenüber dem andern Vertragsteile. In allen Fällen, wo nicht durch 
die Verletzung einer Vertragspflicht, ſondern nur bei Gelegenheit einer in den Vertrags · 
kreis fallenden Tätigkeit, im äußeren, aber nicht im inneren Zuſammenhange mit dem 
Vertrage, der Tatbeſtand einer u. 9. erfüllt wird, wo alſo Vertragsverpflichtung und die 
allgemeine Rechtspflicht, deren Verletzung die u. H. bildet, überhaupt nicht zuſammenfallen, 
iſt die Haftung aus letzterer ſelbſtverſtändlich. Aber auch, wo jener innere Zuſammenhang 
vorliegt, iſt die Haftung zugleich aus u. H. grundſätzlich anzuerkennen (vgl. Vorbem 1), 
ſofern die den Vertragspflichten zuwiderlaufende Handlung zugleich alle geſetzlichen Merkmale 
einer u. H. enthalt (dc 67, 182; 88, 183; 85, 188; 86, 321; 87 ©. 64 u. 280; 89 S. 317 
u. 488; 80 S. 838 u. 384; 90, 408; JW OR, 4327; 1910 S. 1481% u. 7485; 1912, 338°; 
1918, 3767; 1914, 92018, 1916, 488°; Warn 1911 Nr 27 u. 42; 1912 Nr. 245: 1013 Nr 411 
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1914 Nr 268; 1915 Nr 124; 1920 Nr 11; Lg 1917, 10691; 1918, 445). Die allgemeine 
Rechtspflicht, deren Verletzung die u. H. darſtellt (vgl. Vorbem 1), beſteht immer und 
gegenüber jeder Perſon, mag dieſe ohne Vertrag oder durch das Mittel eines Vertrags 
in den Handlungsbereich des Verletzers gekommen ſein. Dieſe allgemeine Rechtspflicht 
kann nicht dadurch beſeitigt werden, daß es ein Vertrag war, der erſt die Möglichkeit der 
rechtswidrigen Einwirkung auf den andern gegeben hat. Der Vertrag verſtärkt die all⸗ 
gemeine Rechtspflicht; nicht aber beſeitigt er fie (jo R& 88, 433 in grundſätzlicher Aus 
führung). Der Dienſtherr, der die Sorgfaltspflicht für die Dienſtperſonen nach 8 618 außer 
acht läßt (RG Warn 1912 Nr 250; vgl. über eine entſprechende Anwendung auf den Staat, 
der in einem dem Dienſtvertrag ähnlichen Verhältniſſe die Sorgfaltspflichten ſeiuen Be 
amten gegenüber hinſichtlich der Beſchaffeuheit der Dienſtwohnungen vernachläſſigt, RE 
91, 21; 95, 103); der Gaſtwirt, der in den Räumen ſeiner Gaſtwirtſchaft auf die Sicherheit 
feiner Gäſte nicht Bedacht nimmt (NG 85, 185 — zu eng, vgl. die folgenden Entſch. und 
RG 88, 317 — 88, 483; JW 1911, 1827; Warn 1911 Nr 27; 23 1919, 5327); der Hausbeſitzer 
und Vermieter, der die Zugänge der vermieteten Wohnungen unbeleuchtet läßt oder ſonſtwie 
den verkehrsſicheren Zuſtand der vermieteten und mitvermieteten Räume vernachläſſigt (RG 
89, 384; JW 04, 141°; 1910, 100312; 1920, 284%, Warn 1913 Nr 411); der Eifenbahn- oder 
Fuhrwerksunternehmer, der die Beförderung von Perſonen oder Sachen übernommen hat und 
dabei deren Beſchädigung ſchuldhaft herbeiführt (RG 55, 335; 67, 182; 86, 321; 87 S. 64 
u. 289; 88, 317; 89, 338; XW 1911 S. 3607 u. 824%; 1912, 68615; 1913, 3767; 1916, 488°; 
Warn 1911 Nr 179; 1912 Nr 245; 1914 Nr 268; 1915 Nr 124; L 1916, 63377; über die 
Sorgfaltspflicht hinſichtlich der Zu: und Abgänge und der Warteräume der Eiſenbahnen 
aus dem Beförderungsvertrage und die Beweislaſt in dieſen Fällen RG 86, 321; JW 
1911 S. 360° u. 824 Warn 1914 Nr 268; 1915 Nr 124; Beförderung durch die Poſt 
Warn 1913 Nr 318); der Beſteller eines Werkes oder einer Dienſtleiſtung, der dem Unter: 
nehmer eine gefährliche Arbeitsſtätte zuweiſt (RG 83, 137; 90, 408; JW 1910, 14819); 
der Arzt, der einen Kranken vertragswidrig unter Verletzung ärztlicher Kunſtregeln behandelt 
(RG 85, 183; ZW 1911, 1827; Warn 1916 Nr 226 — zu einem Kinde, das er im Auftrage 
der Eltern behandelt, ſteht der Arzt nicht im Vertragsverhältnis RG 85, 183; dagegen 
iſt Warn 1918 Nr 113 ein Vertrag zugunſten Dritter als möglich angenommen); der 
Kaufmann, der als Verkäufer einem Kunden an Stelle des begehrten Genußmittels ſchuld⸗ 
haft einen geſundheitsgefährlichen Stoff verabreicht (RG JW 08, 2365); fie alle haften 
für den dem andern Vertragsteile zugefügten Schaden ſowohl aus dem Vertrage, wie 
nach Maßgabe der SS 823, 831 oder eines ſonſtigen, den Tatbeſtand einer u. H. auf 
ſtellenden Geſetzes aus u. H. Über Verträge zugunſten Dritter und das Zuſammen⸗ 
treffen der Vertragsverletzung mit einer u. H. gegen die Dritten vgl. RG 87, 64; 
91, 21; Warn 1918 Nr 113. Von den hier ausgeführten und RG 88, 433 klar ent- 
wickelten Grundſätzen weichen einzelne Entſcheidungen des RG mehr oder weniger ab, 
indem fie in Fällen, in denen die Kune we erſt durch den Vertrag begründet 
wird, nur eine Vertragshaftung anerkennen wollen, fo RG JW 04, 166%; 1910, 112˙8. 
Warn 09 Nr 393; 1911 Nr 27, aber auch noch RG 85, 185; ihre einſchränkenden Sätze 
ſind als aufgegeben anzuſehen; vgl. R 88 S 317 u. 433, ſowie JW 1920, 284“. Die 
allgemeine Rechtspflicht muß ohne Ausnahme jedem gegenüber erfüllt werben, und ihre 
Verletzung verpflichtet jeden und jedem gegenüber, auch wenn es ohne den Vertrag nicht 
zu der Verletzung gekommen ſein würde. — Der vertragsmäßige Ausſchluß der Gewähr 
leiſtungspflicht aus dem Vertrage befreit nicht an ſich von der Haftung für die u. H. (RG 
88, 317); doch kann auch dieſer Ausſchluß oder eine Minderung der Haftung, ſoweit ſie zu⸗ 
läſſig find (vgl. unten 4b und RG 88, 436), im Sinne der Vertragsabmachungen liegen. Wo 
das Geſetz, wie in $ 599 (Leihe) oder wie in § 690 in Verbindung mit § 277 (Verwahrung) 
eine Vertragshaftung nur für Vorſatz und grobes Verſehen eintreten läßt, kann eine 
ſtrengere Haftung auch wegen der zugleich begangenen u. H. nicht Platz greifen, die den 
Einſchränkungen ihre Bedeutung rauben würde; in dieſem Falle fehlt es infolge der en 
ſchränkung der Sorgfaltspflicht in der Sonderbeſtimmung an der Rechts wirke des 
Handelns (RG 66, 363; 11. 10. 10 III 132/10; a. M. Planck, Vorbem 5 vor $ 823). Einen 
Hauptfall geſetzlicher Einſchränkung der Vertragshaftung, die auf die Haftung 8 10. 5 
zurückwirkt, bilden die Beſtimmungen in den 88 11 u. 12 des Poſtgeſetzes vom 28. 10 0 
die eine weitere Haftung der Poſt für einen dem Reiſenden bei der Beförderung 1 
Schaden, als auf Erſatz der Kur⸗ und Verpflegungskoſten, ausſchließen (RG 192 4 15 * 
förderte Sachen ift die Haftung durch die 88 8 u. 12 des Gef. eingeſchräukt; lic durch 
RE 70, 314). Die Haftung des Poſthalters, wo fie beſteht, wird ſelbſtverſtandlich durch 
das Poſtgeſetz nicht berührt. dl die den 
! Kann RE Vertrag die Haftung für eine unerlaubte Han den Der 
Kane Bertragsteil dem andern zufügen könnte, ausgeſchloſſen wer Bes er. 55 
ſchluß der Haftung aus u. H. durch ausdrückliche oder ſtillſchweigende Vertragsberedung iſt a 
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ſich, mag es ſich um bloße Gefährdungshaftung oder um Schuldhaftung handeln, zuläſſig (N 
81,16; JW 07, 28770; 1911 S. 28°, 308, 714˙c); er iſt begrenzt durch den Grundſatz des 8276 
Abſ 2, wonach die Haftung wegen Vorſ atzes keinem Schuldner im voraus erlaſſen werden kann 
(vgl. dazu R 89, 6), ſowie durch 8138: der Vertrag darf nicht gegen die guten Sitten verſtoßen. 
Aus dieſem Grunde kann namentlich eine die Einwilligung des Verletzten in die u. H. enthaltende 
Vertragsberedung, die den Ausſchluß der Haftung in ſich begreift, für nichtig zu erachten ſein 
(vgl. § 823 A 10). Endlich iſt der vertragsmäßige Ausſchluß der Haftung aus u. H. da nicht für 
zuläfftg zu erachten, wo er nach dem Geſeßze für die aus demſelben Tatbeſtande ſich ergebende 
Vertragshaftung unterſagt ift; fo in 88 618, 619 BG ſowie in $ 471 HB (vgl. RH JW 07, 
28790). Die Entſcheidung RG 68, 358, die den vertragsmäßigen Ausſchluß der Haftung aus 
$ 823 nach Maßgabe der Betriebsordnung für den Kaiſer⸗Wilhelm⸗Kanal für unzuläſſig er⸗ 
klärt, entnimmt ihre Begründung dem Geſetze, betr. die Herſtellung dieſes Kanals, v. 16. 8. 86 
und iſt nicht grundſätzlicher Natur (RG 81, 316). Ein Fall vertragsmäßigen Ausſchluſſes der 
Haftung aus u. H. iſt, daß jemand, der ſich einem andern zur Beförderung anvertraut, die Ge. 
fahr der Reiſe übernimmt und auf Erſatz eines Schadens, der ihm durch den andern Vertragsteil 
und feine Hllſsperſonen ſelbſt ſchuldhafterweiſe zugefügt werden könnte, verzichtet; ein ſolcher 
Verzicht umfaßt in gleicher Weiſe die Haftung aus dem Vertrage wie aus der u. H. So kann 
durch ausdrückliche oder ſtillſchweigende Vereinbarung zwiſchen den Teilnehmern einer Fahrt 
und dem Fuhrwerkshalter oder Alen weiden deren Haftung für etwaige Unfälle, ſei es aus 
$ 823, 8 881 oder $ 883 ausgeſchloſſen werden (RG 65 S. 17 u. 313; JW 07 S. 28750 u. 308°; 
1911 S. 28° u. 71414; Warn 08 Nr 157 u. 158). Eine ſtillſchweigende Übereinkunft iſt aber 
in der Regel nur in den Fällen der Gefährdungshaftung anzunehmen (RG IW 1911 S. 285, 
714'%; 1015, 275°). Sie ift noch nicht mit dem Umſtande allein gegeben, daß der Fahrgaſt 
aus Gefälligkeit unentgeltlich mitgenommen wird; das iſt an ſich ein bloß tatſächlicher Vor⸗ 
gang ohne rechtliche Bedeutung (RG; 65, 17; 67, 431; 68, 429; JW 1910, 23412; 1911, 285; 
1912, 85710; Warn 08 Nr 477; 09 Nr 22, 100; 1914 Nr 259). Noch weniger iſt ſie an⸗ 
zunehmen, wenn es ſich nicht um eine Gefälligkeitsleiſtung des ſonſt Schadenserſatzpflichtigen, 
ſondern um eine ſolche des Beſchädigten handelt oder die Übernahme einer durch Verſchulden 
des Schädigers erſt begründeten Gefahr in Frage kommt (RG IW 1911, 71449). Andere 
Fälle vertragsmaßigen Ausſchluſſes der Haftung aus u. H. bilden die Verträge, in denen 
dem Tierhalter gegenüber ein anderer ſich zu gewiſſen mit beſondern Gefahren vom Tiere 
her verbundenen 5 verpflichtet, hier liegt die Übernahme der Gefahr im 
Juhalte des Vertrags, in der Natur der Vertragsleiſtung; es bedarf keiner weiteren Ver⸗ 
einbarung darüber (ſo für den Trainer und Zureiter RG 58, 410; 3W 05, 14322). Davon 
zu unterſchelden find die Falle, in denen lediglich Dienſtleiſtungen hinſichtlich des Tieres 
übernommen werden, mit denen die allgemeine Tiergefahr verknüpft iſt (Leiſtungen des 
Tierarztes und de⸗ Hufſchmieds); damit wird die Haftung des Tierhalters nicht ausgeſchloſſen; 
doch hat der durch das Tier verletzte Dienſtverpflichtete aus dem Vertrage den Nachweis zu 
führen, daß ihn bei der Ausfuhrung der übernommenen Leiſtung kein Verſchulden trifft 
(Ac 61, 54; JW 05 S. 8921 u. 5287; 06, 55825) 07, 71027; Warn 08 Nr 495; 09 Nr 212; 
1911 Nr 29). Vgl. darüber § 833 A 7. 1 i 

e) Daß durch die Verletzung von Vertragspflichten zugleich eine un. 
erlaubte Handlung gegen eine vertragsfremde Perſon begangen werden 
kann, iſt nicht fraglich und gibt zu Zweifeln nur Anlaß, wenn die Vertragsverletzung in 
der Unterlaſſung einer durch den Vertrag gebotenen Handlung beſteht; ſie wird zu § 828 
A 10 bei der Beſtimmung des Merkmals der Widerrechtlichkeit der u. H. erörtert. Einen 
Fall ſchuldhafter Körperbeſchädigung (8 823) einer Dienſtperſon durch den Verkauf einer 
ſicherheitsgefährlichen Gerätſchaft an den Dienſtherrn behandelt RG Gruch 60, 1011. 

d) Die Verletzung eines Vertragsverhältniſſes durch die unerlaubte Hand⸗ 
lung einer vertragsfremden Perſon, alſo die Verletzung perſönlicher Forderungs⸗ 
rechte Dritter durch eine u. H., iſt von der Begriffsbeſtimmung des „ſonſtigen Rechtes“ in 
$ 823 Abſ 1 abhängig und findet $ 823 A 9 ihre Erledigung. 

e) Schadenserſatzklage aus unerlaubter Handlung neben oder anſtatt der 
Anfechtung eines Vertrags wegen argliſtiger Täuſchung oder widerrecht⸗ 
licher Drohung gemäß 88 123, 124 BGB. Weder argliſtige Täuſchung noch 
widerrechtliche Drohung begründen notwendig den Tatbeſtand einer u. H. Zur u. H. 
werden ſie erſt, wenn die Schutzgeſetze der 88 203, 253 StG verletzt find (8 823 Abſ 2), 
oder wenn eine mit dem Bewußtſein der Schädigung des Vertragsgegners verbundene 
littenwidrige Schadenszufügung nach 8 826 vorliegt (NG Warn 1913 Nr 42). Wie die all⸗ 
Ay Rechtspflicht gegen jedermann, ſich der rechtswidrigen Einwirkungen auf den 
wenden Rechtskreis zu enthalten, durch eine gleichzeitige Vertragspflicht nicht aufgehoben 
wird (f. unter 4a), ſo bleiben auch die Anfechtung eines Vertrags wegen argliſtiger 
Täuſchung oder widerrechtlicher Drohung nach 88 123, 124 und der Schadensanſpruch aus 
u. H. ſelbſtändig nebeneinander beſtehen. Mag der Getäuſchte oder Bedrohte von dem 
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Anfechtungsrechte Gebrauch machen oder nicht, der Schadenserſatzanſpruch aus u. H., 
wenn der Tatbeſtaud einer ſolchen vorliegt, kann ihm nicht genommen werden. Die Ent⸗ 
ſcheidung R6 63, 268, die dem Betrogenen dieſen Schadenserſatzanſpruch verſagte, wenn 
er die Anfechtungsfriſt des $ 124 hatte verſtreichen laſſen, weil letztere Beſtimmung alsdaun 
gegenſtandslos ſein würde (ebenſo noch RG 79, 430), iſt deshalb unrichtig und von der 
ſpäteren Rechtſprechung des RG aufgegeben worden; grundſätzlich muß dem durch eine 
argliſtige Täuſchung oder eine widerrechtliche Drohung beim Vertragsſchluſſe beſchädigten 
Vertragsteile der Schadenserſatzauſpruch aus § 823 Abſ 2 in Verbindung mit § 263 oder 
mit 88 240, 253 StGB oder aus 8 826 in gleicher Weile zuſtehen, mag er die Anfechtung 
erklärt oder die Anfechtungsfriſt verſäumt oder auf die Aufechtung verzichtet haben und 
bei dem Vertrage ſtehenbleiben wollen (RG 79, 194; 84, 131; JW 1918, 815% Warn 
1915 Nr 275; 1918 Nr 181). Im letzteren Falle wird nur vielfach die durch die eigene 
Willensentſchließung geſchaffene Rechtslage bei Auwendung der Grundſätze der 88 249, 251 
die Verwirklichung des Schadenserſatzanſpruchs verhindern. Die rechtzeitig erklärte An⸗ 
fechtung hat die Wirkungen des § 142; fie führt zur Rückgewähr nach Maßgabe des 8 812 
(NG 74, 1). Inſoweit bedarf es nicht mehr der Schadenserſatzklage aus der u. H., die dem 
Beſchädigten aber auch nicht verwehrt iſt (RG 54, 137; Warn 1910 Nr 313, ſowie die inſoweit 
unbedenklichen Urteile RG 59, 155; 63, 110), und die für den Erſatz des Schadens an 
Koſten und Aufwendungen für den Vertrag neben die Bereicherungsklage tritt. Hat der 
Beſchädigte die Anfechtungsfriſt verſtreichen laſſen, ſo geht er dadurch des Rückgewähranſpruchs 
aus der Anfechtung verlustig, nicht aber des gleichfalls auf Rückgewähr (§ 249) gehenden 
Anſpruchs aus u. H. (RG 79, 194 und die oben mitgeteilten weiteren Entſcheidungen). 
Dem Beſchädigten endlich, der bei dem Vertrage ſtehenbleiben will oder der den Vertrag 
nach § 144 beſtätigt und auf das Recht der Anfechtung verzichtet hat (RG JW 1911, 398%), 
iſt ein Schadenserſatzanſpruch aus u. H. an und für ſich ebenfalls gegeben (RG 56, 47; 
59, 155; 61, 250; 62, 384; 63, 110; 66, 335; 83, 245; 84, 131; 86, 334; JW 09, 3092; 
1910, 9344; 1911, 213°; 1912 S. 13716, 2374; 1915, 11918; Warn 1915 Nr 7, 14, 74, 109, 
166, 275; 1916 Nr 274). Über Art und Umfang des Schadenserſatzes aus u. H. im Falle 
des § 123 (ſog. negatives Vertragsintereſſe), über die Ausdehnung der Vertragsklage nach 
9.463 Satz 2 durch eutſprechende Anwendung der Beſtimmung auf betrüglich vorgeſpiegelte 
Eigenſchaften der Kaufſache und auf die kaufähnlichen Geſchäfte des § 493, ſowie über 
die Anwendung der 88. 249, 251, wenn der Getäuſchte oder Bedrohte bei dem Vertrag 
ſtehenbleiben will, vgl. $ 123 A 5 und die Anmerkungen zu den genannten Paragraphen. 

5. Urſächlicher Zuſammenhang zwiſchen Handlung und Schaden. 

a) Urſache iſt die Summe von Bedingungen, von denen der Eintritt eines Ereigniſſes 
abhängt. Das Zuſammenwirken aller Glieder der Urſachenkette zu überſchauen, iſt der 
menſchlichen Erkenntnis nur ſelten möglich; noch weniger iſt der menſchliche Wille imſtande, 
alle Bedingungen des Geſchehens maßgebend zu beſtimmen. Für die Frage, ob ein 
menſchliches Tun oder ein Geſchehnis für ein eingetretenes Ereignis urſächlich geworden 
ſei, muß es deshalb genügen, daß durch dieſes Tun oder Geſchehnis eine der Bedingungen 
geſetzt worden iſt, ohne die das Ereignis nicht eingetreten wäre (RG 50, 219; 63, 341; 69,57; 
73, 289; 93, 1; JW 05 S. 486“ u. 69012; 09, 812%; 1912, 5811; 1913, 98615; 1914, 9805; 
1916, 11152; Gruch 49, 616). Aber nicht alle Bedingungen, die im Einzelfalle mitgewirkt 
haben, einen Erfolg herbeizuführen und deshalb zu dieſem auch notwendig wirkend geworden 
ſind, können für die rechtliche Betrachtung als Urſachenglieder dieſes Erfolgs angeſehen werden. 
Die rechtliche Beurteilung kann nicht rückſchauend von der Wirkung aus die Urſache beſtimmen, 
ſie muß von den Urſachen aus die mögliche Wirkung ins Auge faſſen. Nur diejenigen Glieder 
der Urſachenkette können deshalb als beſtimmend für den Erfolg in Betracht gezogen werden, 
deren maßgebende Wirkſamkeit für deſſen Eintreten zur Zeit der Handlung, die als Urſache 
eines Erfolgs in Anſpruch genommen wird, nach allgemein menſchlicher Erfahrung erkennbar 
war und deshalb auch vom Handelnden überſehen werden konnte, und außerdem diejenigen, 
deren Wirkſamkeit zwar allgemein nicht erkennbar, aber dem Handelnden bekannt ee 
die er erwartet und benutzt hat (jog. adäquate Verurſachung; vgl. Vorbem 3 vor 3 240). 
Ein ungewöhnlicher Verlauf der Dinge, der nicht vorausgeſehen werden konnte, kann deshalb 
rechtlich als Kette von Urſache und Wirkung nicht angeſehen werden (MG 50, 219; 69, 57; 
72, 324; 81, 359; 91, 347; JW 03 Beil 250; 05 S. 167 u. 4864; 08 S. 405 u. 526°; 
09, 358°; 1911 S. 9578, 153° u. 399°, 57917, 754; Warn 1912 Nr 199). Ob aber die 155 
den Erfolg nach dieſen Leitſätzen maßgebende Bedingung dieſen unmittelbar 8 nn 
bar, allein oder in Verbindung mit andern Umſtänden, eine Gefahr (haften! G. Asade 
ſteigernd herbeigeführt hat, iſt gleichgültig (Rh 73, 289; J 03 Beil: 516 
09 S. 13610 u. 312°; 1911 S. 3194, 899° u. 764°; 1912, 5811; 1914, 9805; 1916, 11155 
dear 1911 Nr 363). Bei vorſätzlichen Handlungen kann ein mittelbarer Schaden nur bs 

em Täter zugerechnet werden, wenn er dieſen wenigſtens als möglich vorausgeſehen hal; 
es genügt nicht, daß er ihn hatte vorausſehen können (RG 79, 55; JW 03 Beil 318). Die 
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Urſächlichkeit einer Körperverletzung für einen Geſundheitsſchaden wird auch durch eine 
dieſen begünſtigende krankhafte Anlage nicht ausgeſchloſſen (RG JW 05, 69012; 06, 20425; 
08, 4116; Warn 1911 Nr 363), es ſei denn, daß die krankhafte Anlage auch ohne die Ver⸗ 
letzung mit Sicherheit die Krankheit ſelbſt ausgelöſt haben würde; dann fällt mit ihrem von 
der Anlage aus von vornherein zu erwartenden Eintritt die Urſächlichkeit der Körperver⸗ 
letzung hinweg, und dieſe beſteht überhaupt nur inſoweit, als die krankhafte Anlage durch 
die Körperverletzung in die Entwicklung zum Schlimmeren oder zur Beſchleunigung ihrer 
Eutwicklung gebracht wurde (RG ZW 1911 S. 3194 u. 65021; Warn 1911 Nr 363; L 
1917, 861°). Anderſeits find auch Krankheiten als Wirkungen einer Körperverletzung an- 
zuſehen, zu denen dieſe nur den Keim legte, und die ſich dann aus dieſem heraus infolge 
hinzutretender anderer Urſachen entwickelt haben. Hierher gehören die nervöſen Krankheits⸗ 
erſcheinungen, die unmittelbar in den Aufregungen des Prozeſſes zur Erkämpfung 
des Schadenserſatzes ihre Urſache haben, die aber dennoch als Wirkungen der Körperverletzung 
dann angeſehen werden können, wenn die letztere gerade eine nervöſe Erkrankung, wenn auch 
nur im Keime, hervorgerufen oder eine vorhandene nervöſe Reizung verſchlimmert hat; 
der Prozeß ſelbſt ſtellt ein verbindendes Mittelglied der Urſachenkette nicht dar; er iſt keine 
Folgewirkung der Verletzung, ſondern nur durch dieſe äußerlich und zufällig veranlaßt. 
Überall, wo nicht die Körperverletzung, in der Regel der Unfall, ſelbſt eine nervöſe Er⸗ 
krankung hervorgerufen hat, aus welcher dann in weiterer Folge die Begehrungsvorſtellungen 
nach der Rente, verbunden mit der Einbildung, ganz erwerbsunfähig geworden zu ſein, 
in dem Verletzten ſich entwickelt haben, ſondern wo nur ein äußerer Zuſammenhang durch 
das Erleben des Unfalls und die Erinnerung an ihn beſteht und das Rentenbegehren 
nachträglich durch einen Mangel an Widerſtandstraft gegen die auftretenden Begehrungs⸗ 
vorſtellungen zur Entfaltung gekommen iſt, iſt ein urſächlicher Zuſammenhaug nicht mehr 
gegeben; ob dies oder jenes anzunehmen iſt, iſt Sache der Feſtſtellung im Einzelfalle 
(NG 75, 19; JW 06, 23115; 08, 526: 1910, 10031; 1915, 148619; Warn 1914 Nr 51 u. 104; 
1915 Nr 12; 1916 Nr 199; über das mitwirkende eigene Verſchulden des Beſchädigten 
durch Erhebung maßloſer Auſprüche im Falle der Bejahung des urſächlichen Zuſammen⸗ 
hangs RG 75, 19; auch JW 1915, 143610). Durch ärztliche Kunſtfehler bei der Be⸗ 
handlung einer Körperverletzung und deren Folgen, die auf der Unvollkommenheit der 
ärztlichen Wiſſenſchaft und ihrer Ausübung beruhen, und mit denen deshalb überall gerechnet 
werden muß, wird der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen der Verletzung und dem Schaden 
nicht aufgehoben; auch die dadurch eingetretenen etwaigen Verſchlimmerungen des Krank⸗ 
heitszuſtandes des Verletzten müſſen von dem Schädiger vertreten werden, auf den die Ver⸗ 
letzung zurückzuführen iſt (RG 7. 1. 13 VI 310/12). A f 

b) Laufen mehrere Tatſachen oder Tatſachenreihen nebeneinander, die nach menſchlicher 
Erfahrung ſowohl jede für ſich, wie im Zuſammenwirken miteinander einen Erfolg urſächlich 
herbeigeführt haben können, ſo iſt im Zweifel, wenn nicht zu ermitteln iſt, welche dieſer urſäch⸗ 
lichen Verknüpfungen in Wirklichkeit ftattgehabt hat, das Zuſammenwirken aller anzu⸗ 
nehmen (RG IW 08, 299°; 09, 3617; 1911, 399%; 1912, 581“); ein Abwägen des Maßes 
der Verurſachung, wie bei $ 254, findet dem Beſchädigten gegenüber nicht ſtatt jeder Urheber 
einer Urſachenverknüpfung iſt für den ganzen Erfolg verantwortlich (G IW 1911, 399°). 
Wenn aber mehrere Urſachen nur eine jede für ſich, die eine oder die andere den Erfolg 
herbeigeführt haben können, ohne daß eine von ihnen als die tätige Urſache mit größerer 
Wahrſcheinlichkeit (.. unter c) feſtgeſtellt werden kann, und wenn nur eine beſtimmte von ihnen 
der haftbar gemachten Perſon zugerechnet werden kann, dann kann dieſe letztere als Urheber 
des schädlichen Erfolgs nicht angeſehen werden (RG 29. 11. 09 VI 553/08); anders, wenn 
dieſe Perſon die mehreren Möglichkeiten hätte in Rechnung ziehen können oder müſſen und 
deshalb für ſie verantwortlich gemacht werden kann (RG JW 04, 486°). Über mehrere 
Teilurſachen mit Teilwirkungen vgl. RO JW 1914, 980°). Das Zuſammenwirken mehrerer 
Urſachen zu demſelben ſchädlichen Erfolge hat ſeine beſondere Wichtigkeit für das Gebiet 
der u. H., wenn die eine Urſache von dem in Anſpruch genommenen Schädiger, die andere 
vom Beſchädigten ſelbſt geſetzt wird ($ 254). Über mehrere Miturheber derſelben Urſache 
handelt 8 880, über mehrere Urheber ſelbſtändiger Urſachen § 840. Wenn eine u. H. die Be⸗ 
günſtigung oder Hehlerei zu der u. Heines andern zum Gegenſtande hat, die einen Schaden be⸗ 
reits abgeſchloſſen bewirkt hatte, ſo iſt die Begünſtigung oder Hehlerei zum Schadenserſatze nur 
verpflichtend, wenn ſie einen neuen beſondern Schaden verurſacht hat (RG 15. 2. 12 VI 273/11). 

c) Bei der Unzugänglichkeit der wirklichen und vollſtändigen Urſachenverknüpfung für das 
menſchliche Erkennen kann ein zwingender Beweis der Urſächlichteit einer Handlung oder 
Unterlaſſung für ein eingetretenes Ereignis nicht verlangt werden. Ein hoher Grad von Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit muß ſowohl für die Feſtſtellung der Verurſachung der Verletzung durch das 
Tun wie für die Feſtſtellung der Verurſachung des Schadens durch die Verletzung ausreichen 
(RG JW 08, 19610; 1911, 27653 Warn 1910 Nr 5). Iſt eine zur Erklärung des eingetretenen 
Erfolgs geeignete, dem natürlichen Laufe der Dinge entſprechende Urſache wahrſcheinlich 
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gemacht, fo iſt es Sache des Gegners, darzutun, daß trotzdem nicht dieſe, ſondern andere, wenn 
auch minder wahrſcheinliche Urſachen ihn herbeigeführt und die Mitwirkung jener andern 
ausgeſchloſſen haben (RG 76, 313; 95 S. 103 u. 249; Warn 1910 Nr 5; 1911 Nr 219: 
1915 Nr 50; 231919, 1014). Aber die Wahrſcheinlichkeit kann nicht die richterliche Feſt⸗ 
ſtellung des Urſachenzuſammenhaugs ſelbſt darſtellen; ſie iſt nur Hilfsmittel für die Ge 
winnung der richterlichen Überzengung von dieſem, die niemals entbehrt werden kann und 
in der Entſcheidung ihren Ausdruck finden muß (NG 95, 249; 98, 58). 

6. Die Klage auf Unterlaſſung. 

1. Die abwehrende Eigentumsklage. Das BGB nennt als Rechtswirkung der 
u. H. ausdrücklich nur einen Schadenserſatzanſpruch des Verletzten. Ein Anſpruch auf 
Unterlaſſung widerrechtlicher Störungen und Eingriffe iſt nur anerkannt zum Schutze 
des Namensrechts (§ 12), des Beſitzes ($ 862) und des Eigentums (§ 1004), ſowie 
durch Verweiſung auf dieſe Beſtimmungen weiter in den 88 1017 (Erbbaurecht), 1027 
(Grunddienſtbarkeit), 1068 (Nießbrauch), 1090 (andere perſönliche Dienſtbarkeiten), 1227 
(Pfandrecht); endlich gegen Mißbrauch der Mietſache durch den Mieter beim Mietvertrage 
(8 550). Daß die angezogenen Beſtimmungen eine entsprechende Anwendung bei allen aus⸗ 
ſchließlichen (og. abſoluten) Rechten geſtatten, insbeſondere bei den Urheber⸗ und gewerblichen 
Schutzrechten, ſoweit die dieſe regelnden Sondergeſetze nicht eine Unterlaſſungsklage aus 
drücklich gewähren, alſo bei allen Rechten, die unter den Begriff des „ſonſtigen Rechtes“ aus 
$ 823 Abſ 1 fallen (vgl. § 823 A 9), iſt außer Zweifel und wird allgemein angenommen. Diele 
Klage auf Unterlaſſung weiterer ernſtlich zu befürchtender Störungen iſt die ausgeſtaltete 
Eigentumsfreiheitsklage (actio negatoria) und ſetzt nur einen gegenſtändlich (objektiv) 
widerrechtlichen Eingriff in das ausſchließliche Recht voraus, dem der Berechtigte mit 
der aus ſeinem Recht entſpringenden Klage entgegentreten kann. Ja, ſie wird zuzugeſtehen 
fein, auch wenn eine Rechtsverletzung noch nicht ſtattgefunden hat, aber erkennbar ernſtlich 
vorbereitet iſt (vgl. Dernburg⸗Kohler, BR VI 8 77). Aus dieſem Geſichtspunkte find, da der 
eingerichtete und ausgeübte Gewerbebetrieb zu den „ſonſtigen Rechten“ des § 823 Abſſ 1 ge⸗ 
zählt wird (vgl. 8 828 A 9), die Entſcheidungen RG 65, 210; JW 05, 17415; 08, 1381; 1911, 5722; 
1913, 342; Warn 1915 Nr 82 begründet. 

II. Die Unterlaſſungsklage auf Wiederherſtellung. Es iſt weiter außer Zweifel, 
daß eine Klage auf Unterlaſſung von Eingriffen in den allgemeinen Rechtskreis eines andern 
von dieſem dann erhoben werden kann, wenn die durch die u. H. bewirkte Rechtsverletzung 
und der hieraus entſpringende Schaden nicht durch die einmalige Vornahme der Handlung 
abgeſchloſſen ift, durch die u. H. vielmehr ein den andern dauernd ſchädigender Zuſtand ge- 
ſchaffen wurde, der durch den Zwang zur Unterlaſſung weiterer Störungen beſeitigt wird. 
Es handelt ſich hier in Wahrheit um einen Beſeitigungsanſpruch (RG Warn 1915 Nr 127); 
die Unterlaſſung bedeutet die Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes im Sinne des 8 249 
(vgl. RG 77, 218; 82, 59; 88, 130; 91, 265). Wo die begangene u. H. in ihren Folgen fort- 
wirkt oder wo die zu erwartende Wiederholung des Eingriffs den Charakter der Fortſetzung 
der Verletzung und der Schadenszufügung trägt, iſt dieſe Klage auf Unterlaſſung an ſich 
gegeben. Sie ſetzt die Erfüllung des vollen Tatbeſtandes der u. H. in der Vergangenheit 
nach der gegenſtändlichen wie nach der perſönlichen Seite als Unterlage des Anſpruchs für 
die Zukunft voraus; ſie erfordert alſo, daß der Tatbeſtand einer u. H. bereits fertig vorliegt 
und die Fortſetzung der Beſchädigung durch die Wiederholung von Handlungen derſelben 
Art ernſtlich zu befürchten ſteht. Dieſe Klage auf Unterlaſſung kann alle Tatbeſtände der u. H. 
betreffen; fie findet namentlich auf diejenigen der 88 824, 826 Anwendung. Die Wieder- 
holungsgefahr, für die den Kläger die Beweislaſt trifft, ſofern ſie nicht offen zutage liegt 
(RG 78, 210; 96, 244; Warn 1913 Nr 320), muß eine ernſtliche und auf Tatſachen ge. 
gründete fein (deshalb regelmäßig Tatfrage RG 96, 245: 98, 36; Warn 1913 Nr 320 u. 416); 
fie muß noch zur Zeit des Urteilserlaſſes beſtehen (RG a. a. O.; JW 1911, 586°; 1913 
S. 3423, 5435; Warn 1914 Nr 122: 1915 Nr 20; 18.7. 10 VI 459/09; 16. 1. 13 VI 287/12). 
Es handelt ſich in den Fällen dieſer Unterlaſſungsklage indeſſen vornehmlich weniger ut 
künftige Unterlaſſungen, als um die Zurücknahme von noch fortdauernden Eingriffen z IR 
von Sperrmaßregeln gegen Gewerbetreibende (RG 48, 114; 56, 271; 82, 50; 88, 190; 
91, 265; JW 05, 7152; Warn 1913 Nr 416), Beſeitigungen von Druckſchriften, die ur 
Mitteilungen über Geſchäftsverhältniſſe enthalten (RG 57, 157; 60, 12; IW 6 325 03 
Unterlaſſung der öffentlichen Ausſtellung von Waren zu illoyalen Zwecken (ME Aicher 
Beil 23), Aufhebung eines ſchädigenden Verbots (R& 72, 251), Zurücknahme 4100 Wird 
Angriffe auf die Ehre oder den Kredit des Klägers (RG 88, 129; Warn 1913 Nr 449). in de 
daran feſtgehalten, daß dieſe Klage nur gegeben ſein kann, wo die fernere anten — 0 
Tat eine Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes bedeutet ($ 249), fo find 1d 5 Bahn Fi 
enge Grenzen geſteckt. Begangene u. H. werden nicht dadurch ungeſchehen und unſchadlich 
gemacht, daß fie nicht wiederholt werden. Wiederherſtellend kann die Unterlaſſung nur wirken, 
wo es ſich nicht ſowohl um eine Abwehr der Wiederholung als um eine Beseitigung 
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ſtörender Eingriffe in den Rechtskreis eines andern handelt, wie bei der Abſtandnahme von 
Sperrmaßregeln und Verrufserklärungen. Bei der weitaus größten Zahl der Unterlaſſungs⸗ 
flagen iſt in Wahrheit nicht eine Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes in Frage, die durch 
eine fernere Unterlaſſung von Eingriffen gar nicht geleiſtet werden kann, ſondern die Abwehr 
künftiger Beeinträchtigungen gleicher Art. 

III. Die vorbeugende Unterlaſſungsklage. a) In erweiternder Übertragung der 
Grundſätze der unter I behandelten abwehrenden Eigentumsklage nach 98 12, 862, 1004 
BGB hat die Rechtſprechung, einem Bedürfniſſe des Rechtsverkehrs entgegenkommend, 
auch zur Abwehr künftiger rechtswidriger Eingriffe in alle vom Recht geſchutzten Lebens⸗ 
güter und Intereſſen nicht dinglichen und ausſchließlichen, ſondern rein perſönlichen 
Charakters eine fon. vorbeugende Unterlaſſungsklage anerkannt, wie ſie für das beſondere 
Rechtsgebiet des Wettbewerbs in verſchiedenen Beſtimmungen des Un geſchaffen 
worden iſt. Dieſe Unterlaſſungsklage ſetzt ebenſo wie die abwehrende Eigentumsklage nicht 


den erfüllten Tatbeſtand einer u. H., ſondern nur einen gegenſtändlich widerrechtlichen 
Eingriff in das geſchützte Recht oder Rechtsgut und für die Zukunft den Nachweis einer 
ernſtlichen, durch Tatſachen begründeten Beſorgnis weiterer Eingriffe (Wiederholungsgefahr; 
vgl. unter II) voraus. Die Grundlage der Entwicklung bildeten die Entſcheidungen RG 
48, 114; 60, 6 u. 61, 366. In R 77, 217 erſcheinen die Unterlaſſungsklage auf Wieder⸗ 
herſtellung (unter II oben) und die hier beſprochene vorbeugende Unterlaſſungsklage nicht 
vollſtändig ſcharf geſchieden; es ift darin, wie aus S. 219 hervorgeht, eine Unterlaflungs- 
klage auf Wiederherſtellung im Sinne des § 249 BOB angenommen und für dieſe mit 
Recht der volle gegenſtändliche wie perſönliche Tatbeſtand der u. H. in der Vergangenheit 
gefordert; der entſchiedene Fall ſelbſt ſcheint jedoch auf die vorbeugende Unterlaſſungsklage 
binzuweiſen. Dieſe Entſcheidung ſtellt jedenfalls nicht, wie vielfach angenommen wurde, 
eine Aufgabe der in den vorbezeichneten Urteilen aufgeſtellten Grundſätze dar (vgl. RG 
Seuffa 69 Nr 105 ſowie Warn 1916 Nr 105), die in einer Reihe ſpaterer Entſcheidungen 
in dem gleichen Sinne weiter ausgeſtaltet worden ſind (RG 78 S. 210 u. 256; 82, 59; 
88, 130; 91 S. 265 u. 350; 95 S. 273 u. 339; JW 1911 S. 572° u. 760%; 1912, 587; 
1913, 34; 1915, 20; Warn 1914 Nr 17; 1915 Nr 20; 1916 Nr 105; 1918 Nr 95; 
SeuffA 69 Nr 105; 23 1919, 1015). Dieſe Klage ift zwar der abwehrenden Eigentums 
klage nachgebildet; da ſie aber auf rein perſönliche Rechtsgüter oder Intereſſen ſich 
bezieht, einen Eingriff in ein durch die Vorſchriften des 25. Titels geſchütztes Rechts⸗ 
aut oder Intereſſe zur Grundlage hat und eine Ergänzung der Schadenserſatzklage bildet, 
iſt ſie ebenfalls als Klage aus u. H. oder wegen u. H. anzuſprechen. Der dingliche 
Eharalter der abwehrenden Eigentumsklage geht ihr ab; der Unterlaſſungsanſpruch ent⸗ 
ſpringt hier nicht, wie bei der Eigentumsfreiheitsklage, dem verletzten ausschließlichen Recht, 
ſondern der widerrechtlichen Störung des allgemeinen Rechtskreiſes des Beſchädigten (vgl. 
NG 88, 130). b) Geſchützte Rechtsgüter, denen die vorbeugende Unterlaſſungsklage 
dienen ſoll, find einmal die in $ 823 Abſ 1 genannten: Leben, Körper, Geſundheit und Freiheit; 
ferner die Intereſſenkreiſe des § 824: Kredit und Fortkommen, weiter auch die mittelbar 
durch Schutzgeſetze im Sinne des 8 823 Abſ 2 geſchützten Rechtsgüter in den Grenzen dieſes 
Schutzes (vol. bei. N 82, 59). Auch die Ehre gehört mit Rückſicht auf die Schutzgeſetze 
der 88 185—187 StGB zu den geſchützten Rechtsgütern, deren Verletzung die Grundlage 
eines Unterlaſſungsanſpruchs bilden kannn. An ſich aber nur mit der Beſchränkung des 
8 193 SGB. Die Wahrnehmung eines berechtigten Intereſſes nimmt nach 8 193 StG 
wie nach § 824 Abſ 2 BGB der Behauptung oder Verbreitung nicht erweislich wahrer Tat- 
fachen den Charakter der gegenſtändlichen Widerrechtlichkeit. Ein berechtigtes Intereſſe iſt 
aber im allgemeinen nicht mehr anzuerkennen, wenn die Unwahrheit der behaupteten oder 
verbreiteten Tatſache erwieſen iſt. Deshalb iſt eine Klage auf Unterlaſſung der weiteren 
Behauptung oder Verbreitung ehr: oder kreditverletzender Tatſachen dann als zuläſſig 
anzuſehen, wenn der Kläger den Nachweis der Unwahrheit der behaupteten Tatſachen 
erbringt, mag dem Beklagten auch für ſeine Behauptung bis dahin der Schutz der Wahr⸗ 
nehmung berechtigter Intereſſen zur Seite geſtanden haben (RG 78, 256; 82, 59; 88, 130; 
91 S. 265 u. 350; 95, 339; Ic 1913, 343; 1915, 2918; 1919, 9935; Warn 1914 Nr 17; 
1915 Nr 20; 1918 Nr 95; SeuffA 69 Nr 105). Dies gilt jedoch dann nicht, und der Unter⸗ 
laſfungganſpruch entfällt mithin, wenn es ſich nicht ſowohl um die Wahrnehmung eines 
berechtigten Intereſſes als um die Ausübung im öffentlichen Recht begründeter Rechte oder 
um die Erfüllung öffentlich rechtlicher Pflichten (Zeugnispflicht, Beamtenpflicht) handelt 
(ME 78, 210; JW 1912 S. 2901 u. 587°; SeuffA 69 Nr 105). Das Vermögen iſt ein 
geſchütztes Rechtsgut, ſoweit es durch 8 263 StchB oder andere Strafgeſetze beſondern 
rechtlichen Schutz geuieſt, ſowie auch als Gegenſtand einer Schädigung wider die guten 
Sitten nach 8 826; inſoweit kann alſo auch die vorbeugende Unterlaſſungsklage auf Ver⸗ 
mögeusbeſchädigungen gegründet fein und deren Wiederholung abwehren (vgl. RG 91, 350; 
Warn 1918 Nr 95). Im Falle des $ 826 iſt jedoch der gegenſtändliche Tatbeſtand vom 
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perſönlichen nicht zu löſen, ſo daß eine abwehrende Unterlaſſungsklage nicht wohl anders 
als auf Grund des erfüllten Tatbeſtandes der u. H. in der Vergangenheit denkbar iſt. 
e) Die exweiterte vorbeugende Unterlaſſungsklage ſoll einem dringenden Re chtsſchutzbedürf⸗ 
niſſe dienen; ſie iſt deshalb nur gegeben, wenn im Einzelfalle der Schadeuserſatz für die be⸗ 
gangene u. H. nicht ausreicht, das angegriffene Rechtsgut für die Zukunft gegen ernſtlich 
drohende Beeiuträchtigungen gleicher Art zu ſchützen, und ein anderer geſetzlicher Schutz nicht 
gegeben iſt. Ein ſolcher iſt aber regelmäßig gegeben, wenn die u. H., deren Tatbeſtand in 
Frage ſteht, durch ein Strafgeſetz unter öffentliche Strafe geſtellt iſt. Es beſteht der 
Regel nach kein Rechtsſchutzbedürfnis, durch Urteil auf die Unterlaſſungsklage eine Handlung 
nochmals zu verbieten, die bereits durch ein Strafgeſetz verboten iſt, und der Androhung 
der öffentlichen Strafe im Strafgeſetz eine zivilrechtliche Strafandrohung hinzuzufügen. 
Dies ſowohl dann, wenn die Strafverfolgung im Wege der öffentlichen Strafklage erfolgt, 
als wenn ſie durch Privatklage zu geſchehen hat. Aus dem Geſichtspunkte, daß letzten 
Endes das Rechtsſchutzbedürfnis im einzelnen Falle für die Zulafſung der vorbeugenden 
Unterlaſſungsklage maßgebend fein muß, bleibt es dem Kläger unbenommen, darzutun, 
daß die Androhung der öffentlichen Strafe ihm einen geniigenden Rechtsſchutz nicht ge⸗ 
währt, ſei es, daß der Strafverfolgung Hinderniſſe entgegenſtehen (Ausland), oder daß bei 
der Privatklage die jedesmalige Strafverfolgung ihm die Abwehr ungebührlich erſchwere 
oder einen ausreichenden Schutz gegen die zu erwartende hartnäckige Wiederholung der 
Angriffe nicht bieten würde. Auch die kurze Verjährungszeit namentlich nach § 22 Preßch 
und die Antragsfriſt des $ 61 StGB für die Verfolgung von Beleidigungen kann für die 
Zulaſſung der Unterlaſſungsklage ins Gewicht fallen. Aus der Rechtſprechung: RG 71, 85 
(hier iſt die Klage auf Unterlaſſung eines weiteren ehebrecheriſchen Verkehrs mit der Ehe⸗ 
frau des Klägers aber vornehmlich wegen der beſondern ſittlichen Natur des ehelichen 
Verhaltniſſes für unſtatthaft erklärt worden); 77, 217 (über dieſe Entſcheidung vgl. das 
oben unter a Geſagte); 82, 59; 88, 130; 91 S. 265 u. 350; 95 S. 268 u. 389; JW 
1912, 5877; 1913, 342°; 1919 S. 998° u. 504; Warn 1918 Nr 95; über die Privatklage 
beſonders RG 77, 217; ZW 1913, 34% (hier iſt die Frage, ob die Einſchräukung des 
Rechtsſchutzbedürfniſſes auch im Falle der Zuläſſigkeit nur der Privatklage für die Straf: 
verfolgung Platz zu greifen habe, noch offengelaſſen); RG 82, 59; 88, 130; 91 S. 265 
u. 350 (in letzterer Eutſcheidung iſt auch die mögliche Bedentung der Veriährung der 
Strafklage und des Ablaufs der Antragsfriſt für die Zulaſſung der Unterlaſſungsklage 
behandelt); 95 S. 273 u. 389; 98, 36 (Privatklage). 

7. Internationales Privatrecht. Über das auf u. H. zur Anwendung kommende örtliche 
Recht enthält das EG nur die eine, durch den allgemeinen Vorbehalt in Art 30 (vgl. dazu 
RG IW 05, 320%) ergänzte Beſtimmung des Art 12, wonach aus einer im Auslande begangenen 
u. H. gegen einen Deutſchen bei den deutſchen Gerichten nicht weitergehende Anſprüche erhoben 
werden können, als nach den deutſchen Geſetzen begründet find. Dieſer Satz ſchließt im übrigen 
die Anerkennung des Grundſatzes ein, daß u. H. nach dem Geſetze des Ortes zu beurteilen 
find, wo fie begangen wurden. Danach richtet ſich ſowohl die Frage, ob eine Handlung als u. H. 
anzuſehen iſt, wie auch die, welche Rechtsfolgen fie nach ſich zieht (RG 96, 96; IW 06, 297°). 
Der Tatbeſtand der u. H. begreift die Tätigkeit des Handelnden und die Verletzung, die Willens⸗ 
handlung und das durch fie vollbrachte Geſchehnis, die Rechtsverletzung, nicht aber auch deren 
Schadensfolgen. Tatort iſt jeder Ort, an dem ſich auch nur ein Teil des Tatbeſtandes der u. H. 
verwirklicht hat. Sind dies für die verſchiedenen Teile des Tatbeſtandes verſchiedene Orte, ſo 
wird die u. H. von einem jeden der in Betracht kommenden örtlichen Rechte beherrſcht, ſo daß 
das eine oder das andere Recht (das dem Beſchädigten günſtigere R 22. 12. 02 VI 280 / 02) zur 
Anwendung zu bringen ift; das trifft namentlich zu bei u. H., die durch Verſendung von Briefen 
aus einem Rechtsgebiet in das andere begangen werden (RG 23, 305 in teilweiſer Abweichung 
von R6 19, 382; ferner RG SeuffA 62 Nr 257 und die vorher angeführte Entigeibung) 
Inſoweit es ſich bei der u. H. um die Verletzung des Eigentums oder eines nach 8 823 Ab] 
geſchützten ſonſtigen Rechtes handelt, erſtreckt fich dieſer Schutz auch auf die nach ausländischem 
Recht begründeten Rechte, ſoweit der deutſche Richter für das Beſtehen des Rechtes die ER 
geblichkeit der ausländiſchen Geſetze anzuerkeunen hat (RG JW 1913, 2021). Über das 2 
Recht bei Schiffszuſammenſtößen vgl. aus der Rechtſprechung RG 21, 136; 29, 90; 3 
über nach dem Geſeß zum Schadeuserſatz verpflichtende Tatbeſtände RG 57, 142. And 

8. Übergangsrecht. Das auf u. H., die vor dem Inkrafttreten des BGB bende 91 0 
anzuwendende Recht beſtimmt Art 170 Ec: für ein Schuldverhältnis, das vor dem defür die 

eitpunft entstanden iſt, bleiben die bisherigen Geſetze maßgebend. Eutſcheſtein Eh 15 
Entſtehung des Schuldverhältniſſes aus der u. H. iſt die Erfüllung ihres ere 
gegenftändlichen Tatbeſtandes. Bei denjenigen u. H., deren Tatbeſtand 8860 ff be 
eines beſtinmnten Rechtes oder Nechtöguts erfordert (58 823 Abf 1, 825, 833— 8 15 den 
u. H. vollendet mit der Verlehung des geſchützten Rechtsauts, während der vom Handelnden 
zu vertretende Schaden für das Vermögen des Verletzten außerhalb des Tatbeſtandes liegt. 
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Wo der Verſtoß gegen ein Schutzgeſetz den Tatbeſtand der u. H. begründet ($ 823 Abſ 2), iſt 
dieſer erfüllt erſt mit dem Einkritt eines ſchädlichen Erfolges; das gleiche gilt, wo eine 
ſchädigende Handlung ſchlechthin ohne Rückſicht auf die Verletzung eines beſtimmten Rechtes 
oder Rechtsguts als u. H. hingeſtellt wird (8 826). „Wer vorſätzlich einen Schaden zufügt“, 
heißt es in § 826; ohne Eintritt eines ſchädlichen Erfolges gibt es in beiden Fällen keine 
u. H.; auch die Übertretung des Schutzgeſetzes iſt ohne einen aus ihr ſich entwickelnden 
Schaden zivilrechtlich ohne Bedeutung. Erſt die Schadenszufügung ſtellt hier den gegen⸗ 
ſtändlichen Eingriff in den fremden Rechtskreis dar, den die u. H. vorausſetzt. Wo es ſich 
um die Behauptung oder Verbreitung von Tatſachen handelt, die eine Gefährdung herbei⸗ 
zuführen geeignet ſein müſſen ($ 824), iſt die Mitteilung der Tatſache an den Dritten 
entſcheidend. Je nach der Verſchiedenheit der Merkmale und Vorausſetzungen der u. H. 
iſt demgemäß auch der Zeitpunkt der Eutſtehung des Schuldverhältnilfes verſchieden (ähnlich 
RG 52, 110). In den Fällen der Verletzung eines Rechtes oder Rechtsguts (88 823 Abſ 1, 824, 
825, 833—838) beſtimmt ſich das anzuwendende Recht nach dem Eintritt der Rechtsverletzung 
(Eigentums-, Körperverletzung). So kommt bei einer Eigentumsverletzung durch fahrlaſſige 
Brandſtiftung das Recht zur Anwendung, unter deſſen Herrſchaft das Feuer entſtanden iſt, 
mag auch die Fahrläſſigkeitshandlung (Kunſtfehler in der Feuerungsanlage) weiter zurüd- 
liegen, und bei einer Körperverletzung infolge Ablöſung von Teilen eines Gebäudes (§ 886) 
iſt nicht der Zeitpunkt der fehlerhaften Errichtung oder der Säumnis in der ordentlichen Unter⸗ 
haltung, ſondern der Zeitpunkt der Ablöfung des Teiles und der dadurch herbeigeführten 
Verletzung entſcheidend. In den andern Fällen (88 823 Abſ 2, 826) iſt das alte Recht maß 
gebend, wenn der ſchädliche Erfolg vor dem Inkrafttreten des neuen Rechtes eintrat, währeno 
dieſes anzuwenden iſt, wenn dieſer Erfolg erſt unter ſeiner Herrſchaft ſich einſtellte. Iſt die 
ſchädigende Handlung unter der Herrſchaft des alten Rechtes abgeſchloſſen, der Schaden 
aber teils unter dieſem, teils unter dem neuen Recht eingetreten, ſo iſt der erſtere Schaden 
nach altem, der letztere nach neuem Recht zu beurteilen (RG 8. 2. 13 VI 441/12). Bei 
einer Ehrverletzung durch Brief oder durch Eingabe bei einer Behörde iſt der Zeitpuntt des 
Eingangs des Briefes oder der Eingabe bei dem Empfänger oder der Behörde maßgebend, 
der die u. H. vollendet (MG 16. 2. 00 III 244/05; 13. 10. 08 11 92/08). Bei einer fortgeſetzten 
Tätigkeit einheitlicher Art, die aus dem früheren in das neue Recht hinüberläuft, kommt das 
letztere zur Anwendung, weil ſelbſt das wirkende Handeln des Täters erſt unter der Herr⸗ 
ſchaft des neuen Rechtes zum Abſchluſſe gelangt iſt (RG 48, 114; 56, 271; JW 1910, 109°; 
R 19. 2. 06 VI213/05). Das gleiche gilt bei einer fortgeſetzten Unterlaſſung einer gebotenen 
Handlung, wie z. B. der dauernden Vorenthaltung von Eigentumsgegenſtänden RS J 
07, 49550). Auf einen nur fortdauernden Zuſtand, der durch die abgeſchloſſene Tatigteit 
des Handelnden unter dem früheren Recht bereits verwirklicht war, findet dies teine Anwen⸗ 
dung; hier iſt das bisherige Recht maßgebend (RG 5. 1. 01 V 256/00). N 

9. Gerichtsstand der unerlaubten Handlung. Für Klagen aus u. H. it nach 8 82 35O, 
jedoch nicht ausſchließlich, das Gericht zuſtändig, in deſſen Bezirke die Handlung begangen 
wurde. Der Begriff der u. H. ift ein Rechtsbegriff des materiellen Rechtes und beſtimmt ſich 
auch für die Auslegung des 8 32 ZPO jetzt nach dem BGB. Als u. H. des 8 32 ZPO iſt mithin 
jeder Tatbeſtand anzuſehen, der die in Vorbem 1 entwickelten Merkmale aufweiſt (RG 72, 41), 
fo der Tatbeſtand nicht nur des $ 2, ſondern auch des 81 NHaftpflG (RG 60, 300); nicht 
dagegen die Tatbeſtände der Glaubigeranfechtung (RG JW 1915, 251; vgl. Vorbem 24). 
Die Klage muß ſich auf eine begangene u. H. ſtützen, d. h. die zur Begründung behaupteten 
Tatſachen müſſen einen Tatbeſtand der u. H. ergeben; die bloße Rechtsbehauptung, daß ein 
Tatbeſtand als u. H. anzufehen fei, genügt nicht (RG 95, 268; JW 1912, 64317, Warn 1920 
Nr 60). Die abwehrende Eigentumsklage wegen Störung eines ausſchließlichen Rechtes 
(Vorbem 6 zu J) iſt keine Klage aus u. H.; fie entſpringt nicht der Rechtsverletzung, ſondern 
dem angegriffenen Rechte ſelbſt (ſ. Stein, 8 PO, 10. Aufl. A nn wohl aber gehörten die 
Unterlaſſungsklagen nach Vorbem 6 II u. III hierher (Unterlaſſungsklage aus Patent⸗ 
verletzung. RG Warn 1015 Nr 246). Über den Tatort der u. H. iſt in Vorbem? gehandelt. 
Der Gerichtsſtand der u. H. iſt mithin in jedem Gerichtsbezirke begründet, in welchem ein 
weſentlicher Vorgang aus dem Geſamttatbeſtande der u. H. ſich abgeſpielt hat (RG Gruch 
45, 1045), bei Preßerzeugniſſen, wo dieſes hergeſtellt, von wo aus es verbreitet worden iſt, 
und wo die Verbreitung ſelbſt ſtattgefunden hat; 8.7 Abs 2 StPO läßt ſich nicht auf die 
ARD übertragen (RO 60, 363; 78, 256). Die Einheitlichkeit des Handlungstatbeſtandes 
hat zur Folge, daß bei dem Gericht eines jeden dieſer Bezirke der ganze aus der u. H. 
eutftandene Schaden geltend gemacht werden kann (RNEBZS 72, 41 gegen RG 60, 363). 
Der erhobene Anſpruch muß nach Maßgabe des deutſchen Rechtes den Tatbeſtand einer 
u. H. erfüllen, mag der Anſpruch ſelbſt auch von einem Ausländer erhoben werden (RG 
JW 1913, 20214). Daß der Gerichtsſtand der u. H. nicht zugleich die Zuſtändigkeit des 
Gerichts her ſenteren für einen andern Klagegrund (Vertrag, Bereicherung) begründet, iſt 
RG 27, 385, neuerdings IW 1910, 232 ausgeſprochen. 
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§ 823 

) Wer vorſätzlich ) oder fahrläſſige) das Leben ), den Körper, die 
Sefundheit5) e), die Freiheit“), das Eigentums) oder ein ſonſtiges Rechte) 
eines anderen widerrechtlich verletzt !), iſt dem anderen u) zum Erſatze des 
daraus entſtehenden Schadens verpflichtet 12) 13), 

Die gleiche Verpflichtung trifft denjenigen, welcher gegen ein den Schutz 
eines anderen bezwetkendes Geſetz !“) verſtößt 1). Iſt nach dem Inhalte des 
Geſetzes ein Verſtoß gegen dieſes auch ohne Verſchulden möglich, jo tritt 
die Erſatzpflicht nur im Falle des Verſchuldens ein 16). 


& I 704 II 746; M 2 7924780; P 2 566—574; 6 200— 201. 


1. Allgemeines. Abſ 1 des 8 823 zählt als Gegenſtände allgemeinen Rechtsſchutzes 
zunächſt mehrere Lebensgüter: das Leben ſelbſt, die körperliche Unverſehrtheit, die Geſundheit 
und die Freiheit des Menſchen auf, die durch dieſen Rechtsſchutz als Rechtsgüter anerkannt 
werden. Wirkliche Rechte ſind ſie nicht, als Beiſpiele von ſolchen auch vom 8 
dacht. Eine Ausdehnung des Schutzes auf andere Lebensgüter iſt nicht ſtatthaft; U 
zählung in $ 823 Wbf 1 iſt erſchoͤpfend (RG 51, 369; 95, 173), Dieſen Lebensgütern wird 
ein ausſchließliches Recht, das Eigentum (88 903 ff.), und weiter „ein ſonſtiges Recht“ an⸗ 
geſchloſſen, jo daß durch Abf 1 vor Eingriffen Dritter alle dinglichen oder ſonſt ausſchließ 
lichen Rechte (vgl. A 8), und außerdem jene vier Lebensgüter geſchültzt find, Ab 2 er 


widerrechtlichen Verletzung der beftunmten geſchützten Rechtsgüter und Rechte, oder — 
$ 823 Abſ 2 die Folge einer Zuwiderhandlung gegen Schutzgeſetze fein, oder es mu 
einer der ſonſtigen beſonderen Tatbeſtände einer u. H. (88 824, 826, 889) gegeben ſein, wenn 
ein Anſpruch auf Erfah des Schadens beftehen ſoll (Rz 51, 92; 50, 271: 57, 353; 58 S. 24 u. 296; 
0, Bid; 68, 54; 65 ©. 210 u. 202; 72, 61. 95, 178; 07, 80, Au 05, 367%; 07, 240%; 
09, 684°; 1913, 342°; Warn 08 Nr 214; 1914 Nr 180 u. a.; anders nur MG 50, 191 und 
JW 03 Beil 115255). Weil danach eine Haftung für fahrläſſige Vermögensbeſchädigung nicht 
anzuerkennen ift, kann es auch aus dem Geſichtspunkte der n. H. weder einen Anſpruch aus 
einem fahrläſſig falſch erteilten Rat oder einer ſolchen Auskunft (ME 67, 394; 
68, 278), noch einen Anſpruch aus fahrläfftger Schädigung bei Verhandlungen zum Zwecke 
1970 Bertrogichhuffes (eulpa in contrahendo) geben (MG 62, 315; 76, 35; JW 09, 6845; 
1919, 36%), 
2. Vorſätzlich. Das BOB ſtellt im Abſ 1 des $ 828 den Verſchuldungsgrundſatz an die 
Spitze der geſetzlichen Regelung der Vorausſetzungen und Rechtswirkungen ber, u. H. und 
hält an dieſem Erfordernis auch für die u. H. des Abſ 2 feſt. Vorſatz und Fahrläſſigkeit begreifen 
nach 8 276 die beiden Erſcheinungsarten des Verſchuldens, während eine Abſtufung des Fab⸗ 
ſchuldens nach Graden, wie ſie die früheren Rechte aufwieſen, von wenigen Beſimm ung dc, 
geſehen (vgl. über deren Bedeutung für das Rechtsgebiet der u. H. Vorbem 4a), 91 f 
unbekannt iſt. Vorſatz bedeutet den Willen, eine Handlung vorzunehmen oder zu u ff 5 
mit dem Bewußtſein, daß die Handlung oder Unterlaſſung einen für einen andern Ich muß 
Erfolg haben werde; dieſer, ein ſchädlicher Erfolg, nicht ſchlechthin der Schaber efepſt n 1991 
alſo von dem Handelnden vorausgeſehen fein (RG 57, 239; 58, 214). Wo dice u. H. ſe und die 
Jufügung eines Vermögensſchadens beſteht (88 826, 839), muß zwar das DBerufitjein . 9905 
Vorausſicht des Handelnden hierauf ſich beziehen (R IW 05, 369°; 07, 201 ); bens guts 
der Schaden, wie in $ 823 Abf 1 nur die Folge der unterſagten Verletzung eines benz 11 
oder Rechtes iſt, hat der Vorſah nur die Wirkung der Handlung auf das ae ben gut 
ober Necht zu begreifen; an einen daraus entſpringenden ermögenälchaben Art ab des 
Handelnde nicht gedacht zu haben; für ihn wird gehaftet, auch wenn er ganz A ) btſein 
Vorſtellungskreiſes des Täters lag. Zum Vorſatze des Brandſlifters geh ört nur aus 1 1 5 a8 
daß feine Handlung das Eigentum des andern zerſtören werde, nicht die Vorausſi A a llauf 
Bewußtſein der Vermögensminderung. Auch tvenn er glaubte, der Betroffene werde volla 
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verſichert ſein und aus dem Brande eher Vorteil als Nachteil haben, und ſelbſt wenn er ihm 
dieſen Vorteil durch feine Handlung zu verſchaffen beabsichtigte, wird dadurch die Vorfählichkeit 
der Handlung nicht berührt. Der Arzt, der eine Operation vornimmt, obwohl er weiß, daß 
eine gültige Einwilligung des Kranken oder feines geſetzlichen Vertreters (RG JW 1911, 748°) 
fehlt, begeht eine vorſäßliche Körperverletzung, auch wenn er des Glaubens ift, er erweiſe 
dem Kranken eine Wohltat (RG 68, 431 und JW 1911, 7482). Der Vorſatz erfordert die Er- 
kenntnis der Rechtswidrigkeit des Handelns (RG 72, 4), ſo daß die Überzeugung, in Ausübung 
eines Rechtes zu handeln, den Vorſatz der u. H. ausſchließt (vgl. über das Bewußtſein 
der Rechtswidrigkeit bei dem operierenden Arzte RG 68, 431; 88, 436; JW 1911, 7482; 
über das Bewußtſein der Rechtswidrigkeit bei Patentverletzungen RG 75, 225 und Warn 
1911 Nr 159). Das Bewußtſein der Rechtswidrigkeit kann in beſonderen Fallen auch durch 
Rechtsunkenntuis ausgeſchloſſen fein, fo, wenn es ſich um ein neues, noch wenig be⸗ 
kanntes Geſetz polizeilichen Charakters handelt (RG 72, 4; 84, 194). Eine Abſicht, einem 
andern Schaden zuzufügen, verlangt der Rechtsbegriff des Vorſatzes nicht (R 57, 238; 
58, 214 JW 05, 869%; 07, 2016); auch nicht die Richtung gegen die beſtimmte Perſon, 
deren Rechtsgut verletzt oder der ein Schaden zugefügt wird, ſofern nur überhaupt die 
Verletzung des Rechtsguts oder der Schaden eines andern gewollt war (RG IW 06, 78046). 
Ein zur Verantwortung ausreichender Vorſatz iſt der bedingte Vorſatz (dolus eventualis), 
bei welchem der Täter in dem Bewußtsein handelt, daß feine Handlung den andern ver. 
letzen könne, dieſen möglichen, wenngleich von ihm nicht gewünschten Erfolg aber für den 
Fall ſeines Eintritts um des von ihm verfolgten Zweckes willen in ſeinen Willen aufnimmt 
und billigt, indem er die vorausgeſehenen Folgen vorſätzlich unbeachtet läßt; doch darf es 
ſich hierbei nicht um die Vorſtellung einer entfernten Möglichkeit handeln, die der Täter 
eruftlich nicht erwartet (RG 56, 73; 68, 431; 75, 225; 76, 313; 79, 55; JW 06, 78048, 1911 
S. 80°, 213°, 32419, 650°°; 1912, 36255; Warn 1911 Nr 159; 1912 Nr 166; Gruch 52 Nr 1040); 
. A 3 zu $ 826). Ein Erkennenmüſſen ohne wirkliche Erkenntnis des ſchädlichen Erfolgs iſt 
Immer nur Fahrlaſſigteit und vermag den Vorſatz nicht zu erſetzen (R& 57, 288; 76, 318; 
JW; 1911, 2137). — Beſondere Wirkungen der vorſätzlich begangenen unerlaubten 
Handlung find der Ausſchluß des Zurückbehaltungsrechts nach § 273 Abſ 2 (vgl. dazu. 
Reh 72, 61) und § 1000, ſowie der Verluſt der Aufrechnungsbefugnis (§ 393; dazu RG 
Warn 09 Nr 179; 1911 Nr 69). 

3. Fahrläſſig handelt nach 8 276, wer die im Verkehr erforderliche, d. i. die gewiſſen allge⸗ 
meinen Anforderungen entſprechende und deshalb von allen gewiſſenhaften und beſonnenen 
Menſchen ohne Rückſicht auf persönliche Veranlagung anzuwendende Sorgfalt bei ſeinem Tun 
und Laſſen außer acht läßt. Der Maßſtab iſt alſo ein allgemeiner, gegenſtändlicher, derjenige 
eines geſunden ordnungsmäßigen Verkehrs, aber doch desjenigen Verkehrs, der für die 
Kreiſe der Beteiligten in Betracht kommt. Auf perſönliche Verhältniſſe iſt deshalb zwar 
nicht Rücſicht zu nehmen, wohl aber auf die Anſchauungen der Gruppen und Kreiſe von 
Menſchen, die ſich zu einem feſten beſtimmten Typus entwickelt haben, ſofern dieſe An⸗ 
ſchauungen in den Grenzen der Ordnung und des geſunden Verkehrs ſich bewegen (RG 
95, 16). Ob die Sorgfaltspflicht auf einem allgemeinen Verkehrsbedürfnis beruht oder 
durch eine beſondere Vertragsvereinbarung begründet iſt, macht für die Bewertung des 
fahrläſſigen Verhaltens keinen Unterſchied (RG LZ 1917, 106910 vgl. A 10). Ju der 
Anwendung auf die u. H. nach § 823 beſteht die Fahrläſſigkeit des Täters darin, daß er die 
Handlung vornimmt oder unterläßt, obwohl er bei gehöriger Sorgfalt die Gewißheit oder 
auch nur Möglichkeit des ſchädigenden Erfolgs ſeiner Handlungsweiſe im Hinblick auf die 
Verletzung des betroffenen Rechtsguts, nicht ihrer weiteren Schadensfolgen (vgl. A 2) hätte 
erkennen konnen und erkennen müſſen. Nach den Regeln über den urſächlichen Zuſammen⸗ 
hang (f. Vorbem 5) kommt jedoch nur der natürliche Verlauf der Dinge in Betracht; wenn 
nach dieſem ein ſchädigender Erfolg nicht erwartet werden konnte, liegt ein Verſchulden nicht 
vor. Entfernte Möglichkeiten in Betracht zu ziehen verlangt die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt nicht (Rc JW 04, 857°; 05, 16°; 07, 505%; 1911, 951; 1914, 470%; Warn 1910 
Nr 13; 1912 Nr 74). Die Vorausſehbarkeit braucht ſich nicht auf den beſonderen ſchädlichen 
Erfolg zu erſtrecken, der nachher eingetreten iſt; es genügt die Erkennbarkeit einer Gefahr aus 
der Handlung in der Richtung auf dieſen Erfolg überhaupt (RG 66, 51; JW 03 Beil Nr 280; 
06, 740°; 09, 858°; 1910, 747°, 1912, 86571; 1913, 917; 1915, 577%; Warn 1912 Nr 429). 
Beſondere Fälle: Fahrläſſigkeitsverſchulden auf der Jagd Reh JW 1911, 319%; Warn 1918 
Nr 207; 88 1919, 435; Verſchulden des Gläubigers bei der Zwangsvollſtreckung gegenüber 
dritten Eigentümern der Pfändungsgegenſtände RG Warn 1911 Nr 268; 1912 Nr 72 
Außerachtlaſſung der Unfallverhütungsvorſchriften der Berufsgenoſſenſchaft RG 95 S. 180 
u. 238; JW 1911, 335%; 1913, 197°; Aufſichtsverſchulden von Eltern, Lehrern und andern 
Perſonen gegenüber Kindern RG ZU 1911, 75816; 1912 S. 362“ u. 1907; 1914, 47011; 
1916, 12724; fahrläſſige Überſchreitung des Züchtigungsrechts des Lehrers RG JW. 1916, 1897: 


a 


Warn 1912 Nr 163; ärztliche Kunſtfehler R 85, 183; JW 1911, 44917; 1913, 3220; 
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1915, 577; Warn 1916 Nr 79 u. 226. Von dem einzelnen kann in Verkehrsverhältniſſen 
regelmäßig nicht gefordert werden, daß ſeine Erkenntnis weitergehe als die durchſchnittliche 
der Fachleute und der zur Überwachung der Verkehrseinrichtung beſtellten Perſonen (RG 
JW 05, 202°; 1910, 75310, Warn 1911 Nr 374), doch kann anderſeits niemand, wenn die 
Gefährlichkeit feines Handelns erkennbar war, ſich damit decken, daß die polizeilichen Über: 
wachungsorgane gegen fein Verhalten nicht eingeſchritten find (MG IW 09, 43240); noch 
weniger kann er ſich auf eine Übung der beteiligten Kreiſe berufen, vermöge deren eine 
behördliche Sicherheitseinrichtung unbeachtet geblieben iſt (RG 23. 1. 13 VI 405/12). Be 
ſonders verkehrsgefährliche Handlungen verlangen eine erhöhte Sorgfalt (RG JW 06, 681°; 
08 S. 106° u. 4057; Warn 08 Nr 310 u. g.). Hierher gehören die Gefahren der Luftſchiff⸗ 
fahrt. Eine Gefährdungshaftung beſteht für Beſchädigungen durch dieſe zur Zeit noch nicht; 
wegen der großen Gefahren, die ſie für Dritte mit ſich bringt, iſt aber eine beſonders große 
Vorſicht und Sorgfalt zu verlangen; dieſe iſt gewahrt, wenn alle bisherigen Erfahrungen 
achtſam benutzt find (RG 78, 171; Warn 1914 Nr. 142). Eine beſonders erhöhte Sorgfalt, 
eine überlegene geſannnelte Aufmerkſamkeit fordert für den Entlaſtungsbeweis des Kraft- 
fahrzeughalters als „jede nach den Umſtänden des Falles gebotene Sorgfalt“ aus dieſem 
Geſichtspunkte 8 7 Abſ 2 Kraftßpahrch, vgl. dazu RG Warn 1915 Nr 294 und die dort an⸗ 
gezogenen weiteren Entſcheidungen; ſowie ferner RG 86, 149; 92, 38; Warn 1917 
Nr 215 u. 1919 Nr 15. Anderſeits kann der Unternehmer einer Einrichtung, mit deren in 
jedermanns Belieben geſtellter Benutzung gewiſſe Gefahren notwendig verbunden ſind, ja im 
Sportintereſſe geradezu geſchaffen werden (Sportplätze, Rennbahn, Reitbahn), in den Grenzen 
dieſer von allen Benüßern erkannten und gewollten Gefahr nicht für einen eingetretenen Schaden 
verantwortlich gemacht werden (RG IW 05 S. 461 u. 5288). Das Beſtehenlaſſen eines an 
ſich unbedeutenden Mangels einer Einrichtung, der ſich bisher als verkehrsgefährlich nicht er⸗ 
wieſen hat, die Anordnung einer alltäglichen, au ſich ungefährlichen Verrichtung ohne beſon⸗ 
dere Weiſung und Warnung ſtellen kein Fahrläſſigkeitsverſchulden dar (RG ZW 1914, 6786; 
Warn 08 Nr 213; 09 Nr 209); doch kann die fortdauernde Verwendung alter Verkehrs⸗ 
gegenſtände mit fehlerhaften überholten Einrichtungen daun als ſchuldhaft angeſehen 
werden, wenn die Beſeitigung der Mängel ohne erhebliche Koſten und Schwierigkeiten 
erreicht werden konnte (RG ZW 1916, 58612). Kein Fahrläſſigkeitsverſchulden iſt ferner 
das Nichterkennen dem Auge ſich verbergender und bei gewöhnlichen Aufſichtshandlungen 
nicht wahrnehmbarer Mängel (RG IW 06, 54612). Ein unrichtiges Verhalten in einer 
Zwangslage, die raſchen Entſchluß und tatkräftiges Handeln erfordert, kann dem Handelnden 
als Verſchulden nur angerechnet werden, wenn er dabei ohne jede Vorſicht und Überlegung 
verfahren iſt (R 86, 140; 92, 88; JW 04, 2877; 05, 5285; 07, 678°; 1911, 98217), Ein 
entſchuldbarer, nicht ſelbſt durch Fahrläſſigkeit verſchuldeter Irrtum endlich, ſei er Rechtsirrtum, 
ſei er tatſächlichen Inhalts, ſchließt jedes Fahrläſſigkeitsverſchulden aus (RG 68 S. 431 u. 437; 
3, 387; JW 06, 7116; 07, 25119), doch wird ein Rechtsirrtum nur unter beſonderen Um ⸗ 
ſtänden als entſchuldbar anzuerkennen fein (RG 73, 333; JW 07, 25112; 1912, 26°; 1913, 373°; 
1915, 5110, Warn 1911 Nr 268; Gruch 55, 357). Die Beweislaſt, daß die auf Erſatz eines 
Schadens in Anſpruch genommene Perſon durch ihr Verſchulden den Schaden verurſacht 
habe, trifft den Kläger. Hat dieſer aber einen ordnungswidrigen Zuſtand nachgewieſen, der 
die tatſächliche Folgerung rechtfertigt, daß nur eine Verſäumung der Verkehrsſorgfalt ihn 
herbeigeführt haben kann, ſo muß der Sorgfaltspflichtige ſeinerſeits den Beweis übernehmen, 
daß er ſeiner Verkehrspflicht genügt habe (RG 53, 276; 89, 136; 95, 68; 97, 116; JW 
04, 486°; 08, 5431; 1912, 34814; 1913, 92310; 1919, 50512; Warn 08 Nr 183; 1910 Nr 278 
1915 Nr 18; 1916 Nr 125; 1917 Nr 242; 1920 Nr 12; Lg 1918, 87810; 1919 S. 245° u. 531 )- 
Die juriſtiſche Perſon hat in ſolchem Falle darzutun, daß keinen ihrer Vertreter ein Ver⸗ 
ſchulden trifft, daß insbeſondere auch ſachgemäße Vorſchriften und die gehörige Aufſicht 
ihrer Erfüllung nicht vernachläſſigt worden find (RG JW 1913, 02310; Warn 1916 Nr 7095 
1919 Nr 89 u. 187). Ein gelegentliches, formell zwar erlaſſenes, aber tatſächlich nicht Be 
achtetes und aufrechterhaltenes Verbot mißbräuchlicher Übungen befreit nicht von der 
Verantwortung dafür (NG Warn 1917 Nr 240; LZ 1918, 37819). 5 
4. Das Rechtsgut des Lebens kann nur durch ſeine Zerſtörung, durch Tötung, verletzt ber 
Tötung iſt hier jede Handlung, durch die der Tod eines Menſchen unmittelbar oder pre 
herbeigeführt wird, auch wenn er nur die tatſächliche, von dem Handelnden nicht 1 
und nicht verſchuldete Folge einer ſchuldhaften Verletzung des Körpers oder der Ge Hand⸗ 
if RG 66, 251; 69, 840; , die zur [hulbhafter, MAN 
lung gehört, muß ſich dementſprechend nicht auf die vernichtende Folge für das Le 96 ch 
ur auf die verletzende Folge für Körper oder Geſundheit des andern eritvedent ( rechtlichkeit 
Karl 47. 11. 11 III 611/10). Die Einwilligung in die Tötung ſchließt die g verſtoßt 7 77 
die en e Bu: eine ſolche Einwilligung in die eigene Tötung geg 
Ri itten 66, 306). { 8 
5. Verletzung des abtperg iſt jeder äußere Eingriff in die körperliche Unverſehrtheit, 
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Verletzung der Geſundheit die Verurſachung einer Störung der inneren Lebensvorgänge. 
Der Eingriff in die körperliche Unverſehrtheit durch den Arzt, der eine Operation vornimmt 
(NG 68, 431; JW' 07, 5052; vgl. oben A 2), ſowie die Züchtigung eines Kindes durch den Vater, 
Lehrer oder Lehrmeiſter, über die in A 9 zu handeln iſt (Widerrechtlichkeit der Handlung), 
ſind an ſich Körperverletzungen. Verletzungen der Geſundheit kommen als Folgen ſchuldhaft 
falſcher ärztlicher Behandlung (RG IW 1911, 44917; 1913, 3220) oder der Behandlung durch 
Kurpfuſcher (MG Warn 1910 Nr 411), durch Verabfolgung geſundheitsſchädlicher Stoffe 
anſtatt eines Genußmittels (RG 97, 116); als Wirkungen körperlicher oder ſeeliſcher Ein⸗ 
kit, wie Anſteckung mit Krankheiten, Erregung von Angſt und Schrecken, von ſeeliſchen 

ngften (R 85, 335; Warn 1911 Nr 259; 1915 Nr 12) in Betracht. Auch eine Geſundheits⸗ 
beſchädigung durch Preßangriffe und Zeitungsartikel iſt, ſofern der urſächliche Zuſammenhang 
im rechtlichen Sinne dargetan iſt (. Vorbem 5), nicht grundſätzlich abzulehnen. Endlich 
treten Geſundheitsbeſchädigungen als mittelbare Wirkungen von Körperverletzungen (ſog. 
traumatiſche Neuroſe) auf; über die durch die Prozeßaufregungen des Schadenserſatzſtreits 
ausgelöſten Geſundheitsfolgen vgl. Vorbem 5a. Die uneheliche Beiwohnung als ſolche iſt 
keine Körperverletzung und u. H. (RG 96, 224). 

6. Die Verkehrspflichten (Anhang zu A 4 und 5). Im täglichen Leben nehmen von 
allen Anſprüchen aus u. H. diejenigen wegen erlittener Unfälle auf Straßen und in Häuſern 
den breiteſten Raum ein. Die in der Rechtſprechung für die Haftung aus ſolchen entwickelten 
allgemeinen Leitſätze ſind folgende: 

a) Wer auf dem ihm gehörigen oder ſeiner Verfügung unterſtehenden 
Grund und Boden (RG 54, 53; JW 07, 3325; Warn 1910 Nr 438) einen Verkehr für 
Menſchen eröffnet, muß auch für die Verkehrsſicherheit Sorge tragen; die Zweck⸗ 
beſtimmung erzeugt die Verantwortlichkeit (NG a. a. O.; 68, 358; JW 1911 S. 42˙8 u. 75917; 
1913, 736°; Warn 1912 Nr 383). Der Satz gilt für Orts⸗ und Landſtraßen, für Plätze 
und Brücken, aber auch für das Innere von Gebäuden, die ihrer Beſtimmung nach dem 
Verkehr von Menſchen geöffnet ſind. Die Eröffnung des Verkehrs ſetzt einen Willensakt 
des Verfügungsberechtigten, vermöge deſſen der Grund und Boden dem Verkehrszwecke ge⸗ 
widmet und beſtimmt wird, voraus, der aber auch durch ſtillſchweigende Willenserklärung, 
die in der tatſächlichen Widmung liegt, erfolgen kann (RG a. a. O.; 19. 1. 12 VII 315/11). 
Der Widmung ſteht eine bloße freundnachbarliche oder unverbindliche und widerrufliche 
Duldung nicht gleich; doch kann beim Obwalten eines anerkannten Verkehrsbedürfuniſſes in 
der fortgeſetzten Duldung die ſtillſchweigende Willenserklärung einer Widmung gefunden werden 
(NG 54, 53; JW 07, 36412; 08, 74413; Warn 08 Nr 373; 1911 Nr 117). Daß der Verkehr 
ein allgemeiner ſei, wird nicht erfordert; auch die Eröffnung eines nur beſchränkten Verkehrs 
verpflichtet in dem Umfange, in dem das Grundſtück dem Verkehr beſtimmt wurde (RG 
88, 433; JW 1916, 263%; L 1918, 44%); die Vermietung oder Verpachtung von Räumen 
zum Zwecke der Benutzung erzeugt dem Mieter oder Pächter und feinen Angehörigen und 
Dienſtleuten gegenüber ohne weiteres die Rechtspflicht, auch für eine ſichere Benutzung Sorge 
zu tragen (vgl. Vorbem da; RG Warn 1915 Nr 233 und die vorangeführten Entſch.). Das 
Maß der anzuwendenden Sorgfalt richtet ſich nach der Lebhaftigkeit des Verkehrs und nach 
den örtlichen Verkehrsverhältniſſen, wobei auch die wirtſchaftliche Leiſtungsfähigkeit des Unter⸗ 
haltungspflichtigen in Rückſicht zu ziehen ift; an Landgemeinden und bäuerliche Wirte ſind nicht 
dieſelben Anforderungen zu ſtellen, wie an größere Stadtgemeinden und ſtädtiſche Hausbeſitzer 
(HS an den vorangeführten Orten; 28. 2. 13 III 398/12). Eine völlige Gefahrenfreiheit 
gibt es nicht und kann überall nicht verlangt werden (RG 10. 7. 11 VI 393/10 u. 557/10); 
der Verkehrsſicherungspflicht wird genügt, wenn die nach dem jeweiligen Stande der Er⸗ 
fahrungen und der Technik geeignet und b e erſcheinenden Sicherungseinrichtungen 
getroffen werden, wobei auch eine vernünftige Übung zu berückſichtigen iſt. Nach der wirt 
ſchaftlichen Leiſtungsfähigkeit des Unterhaltungspflichtigen iſt zu entſcheiden, ob in Straße 
und Haus die Erſetzung älterer, unvollkommener Einrichtungen durch beſſere neuere gefor- 
dert werden kann (RG JW 1916, 58613; 30. 11. 11 VI 51/11). g 8 

p) Nach dieſen Grundſätzen haben vor allem die politiſchen Gemeinden für den verkehrs⸗ 
ſicheren Zuſtand der Ortsſtraßen einfchliehlich der Plätze und Brücken zu forgen; die öffent⸗ 
liche Straſie iſt für jede erlaubte Verkehrshandlung frei; auf ihre Verkehrsſicherheit darf ge- 
rechnet werden (RG 89, 136; 95, 154; JW 03 Beil Nr 187 u. 241; 04, 232%; 05, 1994; 
00 S. 378, 639 u. 74617; 08, 71511; 09, 161%; 1910, 61810, 1911, 75917; 1915, 3057; 
Warn 08 Nr 630; 09 Nr 264; 1910 Nr 438). Maßgebend für die Beſtimmung, wann eine 
Straße dem öffentlichen Verkehr übergeben iſt, iſt vor allem der Zuſammenhang ihrer An- 
bauten (RG 48, 297; JW 09, 161°); eine völlige Bebauung iſt nicht erforderlich; der Einzel⸗ 
fall entſcheidet, ob eine Widmung für den öffentlichen Verkehr ſtattgehabt hat; jeder Fürſorge 
kann ſich aber auch bei einer noch unfertigen Straße die Gemeinde nicht entſchlagen, nachdem ſie 
die Errichtung von Wohnhauſern an ihr genehmigt und die Ingebrauchnahme der fertiggeſtellten 
zugelaſſen hat (RG a. a. O.); auch nicht augebaute Wege ſind je nach den Umſtänden verkehrs⸗ 
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ſicher zu erhalten, wenn ſie eine notwendige oder vom Verkehr regelmäßig beuutzte Ver⸗ 
bindung zwiſchen mehreren Ortsteilen oder Straßen darſtellen (RG JW 1910, 61810, Warn 
08 Nr 373). Die Verkehrsſicherungspflicht begreift die Inſtandhaltung des Pflaſters oder ſon⸗ 
ſtigen Belags (RG SW 03 Beil Nr 2413 04, 23223 06, 3784; 1910, 61810, 1911, 75917); Heine 
Unebenheiten find indeſſen nicht zu vermeiden und begründen noch kein Verſchulden (RG 
IW 04, 2322; 06, 878%; 3. 11. 11 III 572/10). Die Verkehrsſicherungspflicht erſtreckt ſich ferner 
auf die Anbringung von Geländern oder fonftigen Verwahrungen an Brücken und Abhängen 
{MG 35, 24; JW 1911, 446°; 75917; 1912, 86423; Warn 1910 Nr 5 u. 488; 8. 10. 06 
VI 40/06), die aber wegfällt, ſoweit der Zweck einer Anlage (Hafenkai) eine Sicherung nicht 
geſtattet (RG JW 05, 34010); auf die Beleuchtung von Eintritt der Dunkelheit bis zum Auf⸗ 
hören des regelmäßigen Verkehrs (RG 54, 53; 56, 24; JW 05, 1991; 1911, 75917; über die 
Beleuchtung wenig begangener Wege |. RG SW 08, 74415), auf das Beſtreuen der Bürger⸗ 
ſteige und Straßenübergänge mit abſtumpfenden Stoffen bei Glatteis oder Schneeglätte 
(RE 54, 58; JW 1910, 6181, 1911 S. 583% 75917; 1912, 19415, Warn 08 Nr 47; 09 Nr 264; 
1913 Nr 318), ſoweit die Verpflichtung hierzu nicht rechtsgültig durch Obſervanzen, Ortsſtatut 
oder Poltzeiverordnungen den Anliegern auferlegt worden iſt (RG 52, 423; JW 04, 47063 
07, 251 1910, 15215; Warn 09 Nr 264 u. 470; über Obſervanzbildung in Preußen RG 
52, 423; 76, 113; JW 1910 S. 66200 u. 94455; 1910, 10123; 1911, 32318, Warn 1912 Nr 23; 
Gruch 55, 97; die Entſcheibungen RG 76, 164; JW 1911 S. 64920, 980% u. 10158; 
1912, 86455; 1913, 91 1914, 244°, die für Preußen die Gültigkeit der die Streupflicht 
feſtſetzenden Polizeiverordnungen auch ohne Grundlage einer Obſervanz anerkannten, haben 
durch das ſeit dem 1. April 1913 geltende preuß. Gel. über die Reinigung öffentlicher Wege 
vom 1. Juli 1912 (08 S. 187) ihre Bedeutung verloren; vgl. darüber RG 87, 159; 
Warn 1918 Nr 106. Das Maß und die Wiederholung des Streuens richtet ſich nach dem 
Bebürfniſſe des Verkehrs; ein erhöhtes Maß gilt bei beſonders regem Verkehr, wie an 
Markttagen (RG 12. 10. 08 VI 535/07; 3. 7. 11 VI 567/10), ein vermindertes Maß für 
Streuen wie für Beleuchtung in ländlichen Gemeinden (RG JW 1913, 8598; Warn 1915 
Nr 18; 29. 9. 04 VI 10/04; 11. 6. 08 VI 466/07; 3. 7. 11 VI 567/10). Da die Gemeinden 
mit iyrem Perſonal nicht gleichzeitig in allen Teilen des Ortes zum Streuen im Bedarfsfalle 
zur Stelle ſein können, iſt ihnen für die Ausführung nach Eintritt des Glatteiſes oder nach 
Aufhören des Schneefalls ein angemeſſener Zeitraum offenzulaſſen, der bei der den An“ 
liegern obliegenden Streupflicht geringer zu bemeſſen iſt (RG SW 1911, 58325; 1912, 19415). 
Die Übertragung der Streupflicht auf private Reinigungsinſtitute befreit nicht von eigener 
Sorgfalt (RG Warn 1918 Nr 106; Gruch 54, 977). Auf Straßendämme iſt die Streupflicht 
nicht allgemein zu erſtrecken; nur belebte und unerläßliche Straßenübergäuge find gleich 
den Bürgerſteigen zu beſtreuen (NG ZW 1913, 859). Die Verkehrsſicherungspflicht der 
Gemeinden begreift weiter die Anordnung von Sicherungsmaßregeln bei der Vornahme 
öffentlicher Arbeiten (Neupflaſterung, Anlage von Kanälen und Leitungen), die die Gemeinden 
nicht auf die Unternehmer der Arbeiten abwälzen können; auch wo dieſe die Ausführung der 
Sicherheitsvorkehrungen vertragsmäßig übernommen haben, müſſen die Gemeindeverwal⸗ 
tungen ſich ſelbſt darum kümmern (NG IW 05 S. 2848 m. 4864; 06, 5391; 1913, 6427; 
1915, 3957 Warn 08 Nr 630; 1911 Nr 180; 23 1917, 106710; 1919, 2450. Eine nur be⸗ 
ſchränkte Verkehrsſicherungspflicht für Beleuchtung wie für Streuen beſteht bei lediglich den 
Spaztergängern dienenden Luſtwegen, ſowie bei nur den Verkehr erleichternden Ver⸗ 
bindungswegen: ſie brauchen nicht bei jedem Wetter und zu jeder Jahreszeit geſchützt zu 
werden (NG JW (0, 1646; 1910, 61810; 14. 1. 07 VI 196/06). Über die Verkehrsfürſorge. 
oflicht der Gemeinden auf Gemeindefriedhöfen vgl. NG JW 1911, 98114; in ſildthehe 
Badeanſtalten und Badeanlagen RG ZW 1911, 4228, Warn 1913 Nr 133; der n 
verwaltungen bei Zugängen zum Bahnhof RG 53 S. 53 u. 276; 55, 385; JW 08, 715 uf 
Warn 1917 Nr 242; 1919 Nr 187; zum Zuge JW 1915, 7038; der Kirchengemeinban a i 
Kirchenvorplätzen RG IW 09, 218°; 1910, 94428; endlich des Staates oder der n N 
Kommunalverbände bei öffentlichen Landſtraßen und auf öffentlichen Waſſerſtraſalten 9. 
62, 31; 68, 358; ZW 1911, 75017; 1915, 11194; Warn 1912 Nr 383; ‚Nanalunfer a cen 
pflicht durch den Eiſenbahnfiskus, der für ſeine Zwecke den den öffentlichen Weg Nan ele 
und n Unterhaltung deſſen Verkehrsſicherheit gefährdenden Kanal angeleg 
hatte, NRG 2 1920, 2331. s 5 

e) Auch der Privatmann, der durch Vermietung feines Hauſes nf u 
oder, wenn er es allein bewohnt, damit einen kleineren Verkehr für andere zu Hane wohnen 
in ihm eröffnet, übernimmt dadurch Verkehrspflichten. Er muß, mag er 091011 4469: Warn 
oder nicht, die Flure und Treppen, wie die Zugänge zu dem Haufe (RG J! 8 05, 8020, 1912 
(910 Nr 438) in berfehrsficherem Zuſtande erhalten (RG 74, 124; 90, ae £ hröſtu de d 8 
Abend 1918, 917°; 1914 ©. 677 u. 678%; Warn 1919 Nr 88); fie in den Berkehröftunden de 
Abends beleuchten (RG IX 06, 1109; 09, 41511; 1912, 14219; 1914 ©. 077° u. 678%); Keller, 
Eingänge, die gefährlich werden können, verwahren und Kellertüren, die mit Wohnungseingängen 
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verwechſelt werden können, verſchloſſen halten oder wenigſtens deutlich kenntlich machen (NG 
IB 06 ©. 710° u. 7386; Warn 08 Nr 309; 1910 Nr 329; LZ 1920, 5665; 1. 11. 11 III 552/10), 
die äußeren Zugänge zu den Räumen, wie Vorgartenwege, Vortreppen, Wege über den Hof 
beim Vermieten von Hintergebäuden, unter Umſtänden auch Teile des Hausflures, bei Winter⸗ 
glätte beſtreuen (RG JW 1912, 19415; g. 1. 10 VI 158/09). Die Mietsräume felbft find dem Mieter 
nicht uur für ſeine Perſon zur Benutzung eingeräumt, ſondern auch allen Angehörigen ſeines 
Hausweſens; ganz abgeſehen vom Vertrage, aber kraft allgemeiner Verpflichtung hat daher der 
Vermieter auch den Mitgliedern des Hausſtandes des Mieters für den verkehrsſicheren Zuſtand 
der dem Verkehr übergebenen Räume einzuſtehen (R JW 1910 ©. 282 u. 100819), Für 
die Eigentümerin, die mit ihrem Ehemann in geſetzlichem Güterſtande lebt, hat dieſe Verkehrs⸗ 
pflichten nach 8 1863 der Ehemann zu erfüllen (NG JWö09, 41511); dasſelbe gilt nach 88 1443, 
1519 bei gütergemeinſchaftlicher Ehe. Die Verpflichtungen des Hauseigentümers gehen auf den 
Mieter über, wenn das Haus nicht in einzelnen Teilen oder Stockwerken, ſondern im ganzen 
vermietet iſt; denn dann iſt es der Mieter, der den Verkehr für ſich und ſeine Familie oder für 
fein Geſchäft eröffnet (RG 68, 161; JW 05, 802%). Den letzteren Falle ſteht es gleich, wenn 
beſtimmte Teile eines Hauſes von deſſen allgemeinem Verkehre abgeſondert, ausſchließlich ein- 
zelnen Mietern überlaſſen find (RG FW 06, 738%). Während danach der Kaufmann und der 
Gaſtwirt, die derart geſonderte Miet- oder Pachträume innehaben, der Regel nach Dritten 
allein haften, wenn es ſich um den beſonderen durch ihren Gewerbebetrieb bedingten Ver⸗ 
kehr handelt (RG 23 1917, 1068), kaun auch neben ihnen der Eigentümer verantwortlich 
ſein, wenn mangelhafte bauliche Einrichtungen zu emer Beſchädigung geführt haben (RG 
92, 359; 95, 61). Was als Pflicht des bürgerlichen Hausbeſitzers anzunehmen iſt, gilt in noch 
höherem Grade für öffentliche Behörden in Anſehung ihrer Dienſtgebäude und Dienſt⸗ 
räume, die einem Verkehr nicht nur geöffnet, ſondern dafür geradezu beſtimmt find, wie Bahn 
bofsräume, Poſtgebäude, Gerichtsgebäude (RG JW 03 Beil Nr 294; 1910, 468°; 1911, 45018; 
1912, 7927; Gruch 49, 635; 50, 361). Dahin gehören auch Kirchenräume (RG JW 1911, 182°); 
öffentliche Schlachthäuſer (NG JW 1911, 95836). Über Theater ſ. RG Warn 1917 Nr 240; 
1918 Nr 52; Erholuungsgeſellſchaftsräume RG ZW 1915, 57812; Ausſtellungsräume (Grenzen 
der zu erfordernden Sorgfalt RG 96, 96); Eisbahnen (RG JW 1914, 92642). Beſondere Sorg⸗ 
faltspflichten treffen, auch abgeſehen von dem bereits behandelten Falle der abgeſonderten 
Mietsräume neben dem Eigentümer den Kaufmann und den Gaſtwirt, die einen all⸗ 
gemeinen Verkehr für ihre beſonderen Geſchäftszwecke eröffnet haben und deshalb auch als 
Mieter fur die Verkehrsſicherheit der Zugänge und der der Allgemeinheit zugänglichen Raum 
lichkeiten zu ſorgen verpflichtet find (Kaufleute RG 95, 61; IW 09, 49315; 1912, 5866; 1913, 
2810, Gastwirte MG 58, 333; 65, 11; 85, 185; 87, 128; 95, 359; JW 05 ©. 44°, 45° u. 4810; 
07, 3325; 08, 45116; 1910 ©. 6515 u. 2817; 1911 S. 4025 u. 182°; 1912 ©. 80°, 5307, 792° u. 
7939: 1919, 2417; Warn 08 Nr 630; 09 Nr 393; 1911 Nr 27 u. 118; 1916 Nr 106 u. 245; 
23 1917 S. 10657 u. 1068 , 1919, 532°). Über das Zuſammeutreffen mit der Vertragshaftung 
in ſolchen Fällen |. R6 54, 53; 58, 333; 65, 11; 74, 124; 85, 185; 90, 408; 328 04 383°; 1911 
S. 4025 u. 182°; 1912, 1421; Warn 08 Nr 640; 1911 Nr 27; 1914 Nr 13; 1916 Nr 245; 
1918 Nr 52; 1919 Nr 33, ſowie Vorbem 4a). Sorgfaltspflichten beſonderer Art treffen ferner 
die Unternehmer von gewerblichen Betrieben und Anlagen, die mit beſonderen Gefahren 
verknüpft ſind, namentlich wenn die gefährlichen Teile Kindern zugänglich find (RG JW 06, 
54713, 08, 74514; 1914 S. 758° u. 10375: Warn 08 Nr 469 u. 515; 09 Nr 92 u. 205; 1914 
Nr 13). Widerrechtlich zum Zwecke von Diebſtählen und ähnlichen Handlungen ein⸗ 
gedrungenen Perſonen haftet auch der Unternehmer gefährlicher Anlagen nicht wegen Ber- 
nachläſſigung von Sicherungsmaßregeln (RG 23 1918, 1577). 

d) Dieſen Verkehrspflichten, die durch eine Verkehrseröffnung geſchaffen werden, treten 
diejenigen zur Seite, die die Teilnahme am öffentlichen Verkehr oder deſſen Nach⸗ 
barſchaft erzeugt. Die öffentlichen Verkehrswege find für die Allgemeinheit da; wer darauf 
ſich bemegt oder ſie für ſeine Zwecke in Benutzung nimmt, muß auf die Allgemeinheit Rückſicht 
nehmen und Sorge tragen, daß er nicht Gefahren für andere ſchafft. Der Fuhrherr muß die 
Fuhrwerke die er in den öffentlichen Straßen laufen läßt, in ordnungsmäßigem Stande erhalten 
und den Betrieb dauernd überwachen (RG J 06, 74015; 08, 524°; Warn 1917 Nr 87; 
98 1918. 62516); der Wagenlenker hat die Pflicht, auf den Verkehr der Straße und ſeine 
Wirrungen und Hinderniſſe ſorgſam zu achten und danach ſeine Fahrbahn und die Geſchwin⸗ 
digkeit ſeiner Fahrt einzurichten (RG JW 05, 49217; 06, 46575; 1911, 152°; 1912, 3855; Warn 
09 Nr 280: 1910 Nr 328). Die gleiche Verpflichtung trifft natürlich auch den Reiter (RG Warn 
O9 Nr 94) Aber auch der Fußgänger muß acht geben, daß er nicht durch unvernünftiges Laufen 
andere Fußaänger anreune, umſtoße und verletze (RG JW 1912, 908%). Erhöhte Sorgfalt haben 
bei den gesteigerten Geſchwindigkeitsleiſtungen, ihrer Fahrzeuge und der dadurch bedingten be- 
ſonderen Gefahr von Zuſammenſtößen die Radfahrer, namentlich die Kraftradfahrer zu beachten 
(RG JW 08 S. 106° U. 68015), vor allem aber die Lenker von Kraftwagen (RG 84, 415; JW 
06, 6812; 08 S. 524° u. 678°; 1914, 353°; 1915, 275°; Warn 09 Nr 130; 1914 Nr 68), neben 
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denen auch die Eigentümer der Kraftwagen als die Geſchäftsherren der Wagenführer, wenn ſie 
im Wagen ſitzen, die Gefahr erkannt haben oder hätten erkennen müſſen und in der Lage 
waren ſie abzuwenden, verantwortlich fein können (NG IM 05, 28711; 08, 4057; 09, 27611; 
1910 S. 105 u. 14812, 1911 S. 4026 u. 2182; Warn 1913 Nr 209; 1915 Nr. 19 u. 151; 1917 
Nr 28). Den Verkehr mit Kraftfahrzeugen regelt jetzt das RGeſ. v. 3. 5. 09, RGBl S. 437, das 
aber in $ 16 die weitergehende Haftung nach 88 823, 831 BGB unberührt läßt. Über Sport⸗ 
fahrten auf öffentlichen Landſtraßen ſ. RG JW 1915, 11194. Die Eiſen hahn uub Stzgken . 
bahnunternehmer haften nach BBG, wenn fie in ihren Vertretern ein wirkliche oder 
(8 831) vermutetes Verſchulden trifft (vgl. R JW 1911, 32417; Warn 1910 Nr 199: Mangel an 
Aufſichtsperſonal, zu ausgedehnter Verkauf von Bahnſteigkarten). Über die Pflicht der Eifen- 
bahnverwaltungen, an Wegeübergängen, wo es der Verkehr erfordert, Schranken anzubringen 
RE Warn 1910 Nr 57. — Den Hauseigentümern und den Bauunternehmern, die an der 
öffentlichen Straße Bauarbeiten oder ſonſtige den Verkehr beeinträchtigende Arbeiten 
ausführen laſſen, obliegt die Pflicht, Vorkehrungen zur Sicherung des Verkehrs zu treffen: für 
gefahrloſe Beſchaffenheit der Baugerüſte (RG JW 07, 1011; 23 1918, 6248)), für Schutz⸗ 
maßregeln bei Dachausbeſſerungen (RG ZW 05, 2020; 07, 6737; 1910, 7474; Warn 1919 
Nr 169) Sorge zu tragen. Der Hausbeſitzer ift aber regelmäßig gedeckt, wenn er die Arbeit 
einem als zuverläſſig geltenden Handwerksmeiſter übertragen hatte (NG JW 1910, 7474; vgl. 
unter e). Ebenſo haften Grundſtückseigentümer und Bauunternehmer für Schaden, wenn [ie 
Gegenstände an der Straße aufftellen, die durch Umfallen gefährlich werden können (R& 59, 
203; Warn 1910 Nr 330), oder Wagen zur Nachtzeit unbeleuchtet auf den Straßen ſtehen laſſen 
(R JW 09, 1345). Die zu b behandelte Verkehrsſicherungspflicht der Gemeinden betrifft den 
Zuſtand der in ihrem Eigentum ſtehenden oder ihrer Verfügung unterſtehenden öffentlichen 
Straßen, Plätze und Brücken, nicht aber das Tun und Treiben der auf der Straße verkehren: 
den Menſchen. Gegen ein verkehrsgefährliches Verhalten einzelner Perſonen auf der Straße 
einzuſchreiten, iſt nicht Sache der Gemeinden als ſolcher, ſondern der Ortspolizeibehörde, 
die allerdings vielfach mit der Gemeindeverwaltung verbunden iſt (RG JW 1911, 75917; 
1915, 11190. 

e) Die unter a bis d geſchilderten Verkehrspflichten werden ergänzt durch eine allgemeine 
Pflicht der Aufſicht, die die für die Erfüllung verantwortliche Perſon aufzuwenden hat, 
wenn ſie die Ausführung der Schutzmaßnahmen zur Sicherung des Verkehrs Dritten überläßt. 
Dieſe allgemeine Aufſichtspflicht entſpricht den menſchlichen Verhältniſſen; im Staats⸗ und 
Gemeindeleben wie in Privatbetrieben und im kleinen in der häuslichen Wirtſchaft wird das 
ordnungsmäßige Ineinandergreifen aller Glieder, die pflichtmäßige Erledigung der den 
einzelnen übertragenen Geſchäfte nur durch eine regelmäßige Aufſichtstätigkeit gewährleiſtet. 
Dieſe Aufſicht Fällt nicht zuſammen mit der in $ 831 als Pflicht des Geſchäftsherrn erwähnten 
Leitung einer Verrichtung, alſo der einzelnen Arbeitsleiſtung eines Angeſtellten (vgl. über 
den Unterſchied beider Begriffe RG 53 S. 53 u. 276; JW 02 Beil Nr 75; 03 Beil Nr 21; 06 
S. 547 u. 74516, 07, 6745; 1910, 11, 1911 S. 95% u. 21827, 487“; Warn 08 Nr 184; 1910 
Nr 10, 1915 Nr 124). Sie iſt eine allgemeine, fortlaufende Überwachungstätigkeit, deren Maß 
und Umfang ſich nach den Umſtänden zu richten hat und die bald eine regelmäßige Kontrolle, 
bald nur ein gelegentliches Nach. dem Rechten ⸗Sehen erheiſcht (RG 95, 180; IW 03 Beil Nr 294; 
05, 144 63 06 ©. 11318 u. 42712; 08, 6731; 1910, 1725, 1911, 9526, 1914, 6786; 1015, 27; 
Warn 1911 Nr 260; 1914 Nr 35; 1916 Nr 125; 1918 Nr 168; 1919 Nr 13 u. 36; 28 1918, 
S. 369% u. 6259), aber niemals ganz entbehrt werden tann, und deren Verſäumung den Aufſichts⸗ 
pflichtigen für den einzelnen Fall eines durch ſeine Leute angerichteten Schadens mittelbar ver 
antwortlich macht, wenn anzunehmen iſt, daß der Schaden bei ordnungsmäßiger Aufficht ver⸗ 
mieden worden wäre (RG JW 06, 54715; 1910, 172°; 1911, 4875). Gerade die in regelmäßiger 
Wiederkehr vorzunehmenden Verrichtungen mechaniſcher Art bedürfen einer gelegentlich aus: 
zuübenden aber ſtetigen Aufſicht (MG JW 1911 S. 4879 u. 54217; 1912, 19420), von der auch 
die Übertragung der Aufſichtstätigkeit auf andere Perſonen den Geſchäftsherrn nicht gänzlich be⸗ 
freit (Riez 95, 180; Warn 1912 Nr 164). Der Natur dieſer Aufſichtspflicht entſpricht es, daß ik 
nicht erſt eintritt, wenn ſich Zweifel an der Zuverläſſigkeit der Angeſtellten regen (RG. 85 
00, 659%); wohl aber müſſen ſolche Zweifel die Auffichtstätigkeit verſchärfen (RG 53, er; 
Je nach den Umſtänden begreift die Aufſichtspflicht auch eine Pflicht der Unterweiſung für bie 
vorzunehmende Tätigkeit (NG JW 04, 1653, 06, 33920, 1914, 6786; Warn 09 Nr 35 chlecht 
Nr 204; 1919 Nr 13). Eine Stadtgemeinde kann ihre Obſorge für den Verkehr a ſch 190 . 
hin auf den Unternehmer übertragen, den ſie mit Straßenbauarbeiten betraut ha 11 5 
unter a und RG JW OB, 4864; 06, 5394; Warn 08 Nr 471 u. 630; 1911 Nr 180); 2 N ter 
beſteht einem fachkundigen Unternehmer gegenüber eine weitere Auffichts piii Sgeſaht 15 
beſonderen Umſtänden, wenn mit den ihm übertragenen Arbeiten beſondere Ver ehr an 110 
verknüpft find, die auch von dem Nichtfachmann erkannt und abgeſtellt werden können ( „ 
20; 90, 40; JW 08, 2691; Warn 08 Nr 471 u. 630; 00 Nr 407; 1919; Nr 169), oder wenn 0 
erfahren hat, daß der Unternehmer die Sicherheitsmaßregeln vernachläſſigt (RG 12. 5. 1 
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VI 399/10, 4. 1. 12 VI 140/11). Ein Bauunternehmer kann wiederum, ohne eine weitere 
beſondere Aufſicht betätigen zu müſſen, alltägliche, regelmäßig vorkommende Arbeiten ein⸗ 
ſchließlich der zum Schutze des Verkehrs erforderlichen Sicherheitsvorkehrungen einem tüch⸗ 
tigen Polier überlaſſen; nur bei außergewöhnlichen und beſondere Vorſicht heiſchenden Um⸗ 
ſtänden muß er ihm Anweiſung erteilen und nach dem Rechten ſehen (RG 59, 203; FW 06, 
11312, 1910, 11112; 1913, 3322; Warn 08 Nr 212). Ahnliches gilt gegenüber den Angeftellten 
von Zweigniederlaſſungen eines größeren Geſchäfts (RG IW 1913, 231%). Die Beweis ⸗ 
pflicht, daß der Beklagte feine Aufſichtspflichten verletzt habe, trifft an ſich den Beſchädigten; 
iſt aber ein ordnungswidriger Zuſtand von längerer Dauer nachgewieſen, der zunächſt nur in 
der Verſäumung der allgemeinen Aufficht feine Erklärung findet, und bei gehöriger Über- 
wachung der Wahrnehmung des Aufſichtspflichtigen nicht hätte entgehen können, ſo iſt es 
Sache des Beklagten, darzutun, daß die Verletzung ohne ſein Verſchulden erfolgte und er ſeiner 
Aufſichtspflicht geuügt habe (RG 53, 276; JW 06, 378%; 1910 S. 37% u. 333%; 1911, 9520; 
Warn 08 Nr 183; 09 Nr 208; 1912 Nr 383; 1916 Nr 125; LZ 1918, 369. 5 

) Endlich muß nach heutiger Rechtsan ſchauung jeder, der einer ſelbſtändigen 
Wirtſchaft vorſteht, für verpflichtet gelten, bei der Regelung der auf die Außenwelt wirken. 
den Angelegenheiten des täglichen Lebens auf fremde Rechtsgüter Rückſicht zu nehmen und 
ſein Verhalten ſo einzurichten, daß dabei Verletzungen anderer möglichſt vermieden werden. 
Er muß Sorgfalt darauf verwenden, daß die Perſonen feines Hausſtandes, auch ſoweit eine Auf- 
ſichtspflicht nach 8 832 nicht begründet iſt, aber eine Verfügungsmacht über fie ihm zukommt, 
nicht Dritte verletzen können (Anſteckung durch kranke Hausgenoſſen; Schaden, den geiſteskranke 
Angehörige anrichten RG 70, 48; 92, 125; Haftung für einen Angeſtellten, der infolge von 
Geiſteskrankheit einen andern getötet hat Rb ZW 1910, 65210), und daß auch feine Eigen⸗ 
tumsgegenſtände nicht anderen gefährlich werden (NRG 52, 373; 54, 53; 89, 120; JW 08, 
370 1914, 7571; Warn 08 Nr 374; 1918 Nr 117 u. 168). Daß durch an ſich ungefähr⸗ 
liche Eigentumsgegenſtände Dritte (auch Kinder) bei beſonders unvorſichtiger und unvernünf⸗ 
tiger Handhabung ſich verletzen können, begründet für ihren Eigentümer jedoch eine Schadens⸗ 
erſatzpflicht nicht (RG FW 09, 46116; Warn 09 Nr 205; 1. 3. 13 VI 492/12). Die Anwendung 
des Satzes im einzelnen iſt wefentli von den tatſächlichen und rechtlichen Beziehungen 
zwiſchen dem Beſitzer der Sache und dem Dritten abhängig (RG 81, 216). 

7. Unter Verletzung der Freiheit find im Sinne des § 823 Abſ 1 nicht alle Beeinfluſſungen 
der freien Selbſtbeſtimmung eines Menſchen zu verſtehen, zu denen der Handelnde kein beſon⸗ 
deres Recht hat (fo Staudinger A IIA 2e; Dernburg Bd 22 $ 390 II), insbeſondere nicht die 
Verfolgung der eigenen Jutereſſen im Widerſtreit mit dem Willen des andern und mit dem 
vorausgeſehenen Erfolge, daß dadurch das Gebiet der freien wirtſchaftlichen Betätigung des 
andern eingeſchränkt wird. Der Begriff muß vielmehr auf Aufhebung der Freiheit durch kör⸗ 
perlichen oder geiſtigen Zwang, Anwendung von Gewalt oder den Willen beugender Drohung 
eingeſchränkt werden. Es fällt darunter die Entziehung der körperlichen Bewegungsfreiheit, 
ſowie die Nötigung zu einer Handlung durch Gewalt oder Bedrohung (RG 48 S. 114 u. 123; 
58, 24; JW 08, 67911); ferner die Unterbringung einer Perſon in einer Irrenanſtalt gegen 
ihren und ihrer geſetzlichen Vertreter Willen (RG JW 1910, 75312). Weiter geht RG 97, 348, 
indem es die Frage, ob eine unkörperliche Einwirkung auf die freie Willensbetätigung 
unter den Begriff der Freiheitsverletzung fällt, der Würdigung des Einzelfalles überweiſt. 
Gegen vorſätzliche Handlungen iſt ein Schutz der Perſon bereits durch die SS 234—241 in 
Verbindung mit 8 823 Abſ 2 gegeben; Abſ 1 erweitert dieſen Schutz auf fahrläſſig verurſachte 
Entziehungen der Freiheit (Einſchließung von Bergarbeitern durch Einſturz eines kunſtwidrig 
angelegten Schachtes oder Stollens). 

8. Das Eigentum wird verletzt durch Zerſtörung oder Beſchädigung, aber auch durch dauernde 
oder vorübergehende Entziehung der Sache, die der Gegenſtand des Eigentumsrechts iſt. 
Die Verletzung kann durch tatſächliche Einwirkung auf die fremde Sache oder durch rechtliche 
Verfügung darüber, auch unter Zuhilfenahme behördlichen Zwanges (Pfändung und Zwangs⸗ 
vollſtreckungsverkauf) erfolgen. Nicht unter $ 823 fallen Verletzungen des Eigentums: 
anſpruchs auf Herausgabe der Sache gegen den enden die Beziehungen zwiſchen Eigen⸗ 
tümer und Beſitzer find in den ds 989—993 beſonders geordnet; nur verbotene Eigenmacht oder 
ſtrafbare Handlung (§ 992) machen den Beſitzer dem Eigentümer gegenüber aus u. H. 
haftbar (NG 56, 318; 72, 192; JW 1910, 110%. Eigentumsverletzungen durch Be. 
ſchädigung find die Beeinträchtigungen nach 88 906, 1004 (RG 60, 130; JW 04, 36029), deren 
Abwehr nach Maßgabe der angezogenen Beſtimmungen durch die Eigentumsfreiheitsklage 
erfolgt, während ein Schadenserſatzanſpruch daraus nur nach Maßgabe des § 823 gegeben 
iſt (NG JW 04, 36076; Warn 1911 Nr 405). Wenn dem Eigentümer die Befugnis fehlt, den 
widerrechtlichen Eingriff ſelbſt abzuwehren ($ 26 Gewe) ſteht ihm ein Schadenserſatzanſpruch 
daraus jedoch auch ohne Verſchulden des Störers zu (RG 58, 130; 63, 374; 70, 150; 81, 216; 
86, 232; 98, 100; SU 04, 36016; 05, 50356; 06, 554; 07, 2991; 1910, 58018; Warn 1911 
Nr 331,404 u. 405; 1912 Nr 342; 1914 Nr 89; 1915 Nr 81 u. 141; 1918 Nr. 55; vgl. Vorbem. 1 
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am Schluſſe). Eine Beſchädigung der Eigentumsſache durch Verunſtaltung behandelt RG J 
09, 275“, durch Seuchenanſteckung von Pferden infolge vernachläſſigter Abſperrung RG JW 08, 
543, die Beſchädigung eines Gebäudes durch ungenügende Sicherheitsvorkehrungen bei Kanali⸗ 
lationsbauten und Vertiefungsarbeiten auf dem Nachbargrundſtück RG JW 08, 2691 1910, 330°; 
Warn 1911 Nr 405; durch vorſätzliche Wegnahme eingebauter und dadurch zum Beſtandteil des 
Gebäudes gewordener Bauſtoffe RG 73,333; Warn 1910 Nr 403; Beſchädigung von Dampfkeſſeln 
und in einer Fabrik zu verarbeitenden Stoffen durch Zuführung verunreinigten Waſſers RG Warn 
1910 Nr 420. Eine Gefährdung (fenergefährlicher Gewerbebetrieb auf dem Nachbargrundſtück) 
iſt uoch keine Beſchädigung (N6 50, 225). Keine Verletzung des Eigentums, weil keine rechts⸗ 
widrige Einwirkung auf deſſen Gegenſtand, die Sache, iſt der Bordellbetrieb auf einem Nachbar. 
grundſtück (RG 57, 239; a. M. Oertmann A 3a), der jedoch aus dem Geſichtspunkte des 9 826 
als gegen den Nachbar begangene u. H. betrachtet werden kann (vgl. 8 826 A 5i). Keine Be⸗ 
ſchädigung des Eigentums, weil bloßes Vertragsunrecht, iſt die Lieferung ſchlechter Bau⸗ 
ſtoffe für das im Bau begriffene Haus des Eigentümers (NG SW 05, 367). Verletzungen 
des Eigentums durch Entziehung der Sache ſind Diebſtahl und Unterſchlagung, die zugleich 
u. H. nach Maßgabe des Abſ 2 darſtellen, ſowie jede rechtswidrige Wegnahme (RG 57, 
138); Wegnahme von Sachen unter dem Titel eines in Wahrheit nicht begründeten 
Pfandrechts, ſowie die geſetzwidrig vorgenommene Veräußerung von Pfandſtücken (RG 
77, 201). Die wider den Willen des Verkäufers erfolgte Inbeſitznahme verkaufter Ware 
durch den Käufer kann eine Verletzung des Eigentums des erſteren darſtellen (NG Lg 1918, 
258°). Die im guten Glauben an die Richtigkeit des Grundbuchs (8 892) erfolgte Belaſtung 
eines Grundſtücks mit Hypotheken und anderen Rechten iſt mit Rückſicht auf den Schutz 
des Grundbuchs keine widerrechtliche Verletzung des Eigentums des wahren, nicht ein⸗ 
getragenen Eigentümers (RG 85, 61; 90, 395). Eine ſchuldhaft unrichtige Auskunft über 
einen Handlungsgehilfen verurſacht die Eigentumsverletzung nicht, die der letztere nachher durch 
Unterſchlagung dem Anfragenden gegenüber begeht (RG JW 05, 369° dahingeſtellt gelaſſen); 
der urſächliche Zuſammenhang reicht hier nur für eine Vermögensbeſchädigung im allgemeinen 
aus, fur die bei wiſſentlich falſch erteilter Auskunft wiederum § 826 Schutz bietet (vgl. §S 826 A 5 h). 
Unter die Eigentumsverletzungen durch Entziehung der Sache fallen rechtswidrige Zwangs 
vollſtreckungen in fremdes Eigentum, ſofern dem Gläubiger das Nichteigentum des Schuldners 
bekannt war oder bekannt fein mußte (RG 61, 430). Der Gläubiger iſt aber noch nicht im 
Verſchulden, wenn ihm mitgeteilt wird, daß die Pfandſtücke einem Dritten gehören; er darf er 
warten, daß der Eigentümer die erforderlichen geſetzlichen Schritte nach 88 769, 771 ABO er- 
greift; erſt eine Glaubhaftmachung, die dem 8 769 ZPO genügt, ſetzt auch den Gläubiger in 
Verſchulden (RC JW 1911, 97810). Eine allgemeine Rechtspflicht, fremdes Eigentum gegen 
Gefahren zu ſchützen und es vor Beſchädigung und Zerſtörung zu bewahren, beſteht nicht; 
die Unterlaſſung eines ſolchen Schutzes ift eine u. H. daher nicht, die Verpflichtung zu ſolchem 
Schutze kann nur durch ein beſonderes Rechtsverhältnis begründet werden und iſt nach 
dieſem zu beurteilen (RG 97, 12). 

9. Was unter dem „ſonſtigen Recht“ des 8 823 Abſ 1 zu verſtehen ſei, kann zweifelhaft 
lein. Leben, Körper, Geſundheit und Freiheit find Lebensgüter, aber keine Rechte, und es 
ſpricht nichts dafür, daß das BOB fie als ſolche aufgefaßt habe (a. M. u. a. Staudinger A II 
A 2e; Gierke Schuldrecht S. 886). Sie find Lebensgüter, die mit der Perſönlichkeit ver 
bunden ſind und den allgemeinen Rechtskreis der Perſon umſchreiben, der von jedermann 
geachtet werden muß. Erſt das hinter ihnen in 8 823 Abſ 1 genannte Eigentum iſt ein wirk 
liches andere ausſchließendes Recht, das einer Perſon zuſteht. Da das „ſonſtige Recht“ im 
Anſchluß an das Eigentum genannt wird, iſt es begrifflich als ein Recht zu fallen, das mit 
dem Eigentum den rechtlichen Charakter, mit dem Eigentum und den vorher aufgeführten 
Rechtsgütern das gemeinſam hat, daß es von jedermann beachtet werden muß. Es ſind 
dies die von der Rechtsorduung beſonders ausgeſtatteten und umiſchriebenen ausſchließlichen 
Rechte (RG 51, 369; 57, 358; 58, 28; 59, 49; 82, 206; 95, 283), die alle Perſonen binden 
und deshalb auch von allen verletzt werden können. Dahin gehören einmal alle dinglichen 
Rechte, Erbbaurecht, Grundgerechtigkeiten (R Warn 1911 Nr 331) und perſönliche Ge⸗ 
rechtigkeiten an Grundſtücken, Hypotheken⸗ und andere Pfandrechte (Schadenserſatzauſpruch 
der Hypothekengläubiger wegen Verſchleuderung oder Entfernung von Zubehör des Pfand⸗ 
rundſtücks Ac 69, 85; JW 07, 3320 Warn 1911 Nr 268; 1915 Nr 52 u. Nr 118; 1917 
rel; ebenjo wegen Wegnahme von zum Beſtandteil des Grundſtücks gewordenen aa: 
ſtoffen RG 73, 338; Warn 1910 Nr 408). Desgleichen das durch Pfändung und Über. 
welſung von Forderungen begründete Einziehungsrecht (RG 95, 89). Ferner die 2 8 
dem Familienverhältnis entſpringenden ausſchließlichen Rechte des Ehemanns u 72, N 
2 bazu jedoch Oertmann A 3d 7; zweifelnd Warn 1917 Nr 118) und der Eltern 90 5 
3 1913, 2021); weiter das Namensrecht (§ 12), das Firmenrecht (88 er ins a 
finder ch ME Jus 1910, 120%); die Urheber: (ME 63, 394) und die gewerblichen Er 
ſinderrechte Mh 57, 38) — inwierveit auch vor Erteilung des geſetzlichen Erfinderſchutzes, 
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darüber vgl. RG 77, 81 —, ſowie die übrigen gewerblichen Schutzrechte (Muſterſchutz und 
Warenzeichen, R ZW 05, 174“); weiter die ausſchließlichen Aneignungsrechte, das Berg⸗ 
werkseigentum (RG 72, 303), Jagd- und Fiſchereirecht (RG JW 39, 429; Warn 1915 
Nr 299), ſowie Waſſergebrauchsrechte; nicht aber das Recht auf den Gemeingebrauch an öffent⸗ 
lichen Sachen oder Gewäſſern. Der Beſitz iſt zwar kein Recht, wird aber von der Rechts⸗ 
ordnung gleich einem ausſchließlichen Rechte gegen jedermann geſchützt und iſt deshalb auch 
im Sinne des $ 823 Ubj 1 den Rechten anzuſchließen (RG 59, 326; 91, 60; Warn 1915 Nr 299). 
Nicht unter den Begriff des ſonſtigen Rechtes fallen die Forderungsrechte, die im Gegen⸗ 
ſatze zu den ausſchließlichen Rechten nur die beſtimmten Perſonen binden, die ſich ſelbſt ge⸗ 
bunden haben und die von dritten Perſonen gar nicht verletzt werden können (M 2, 727; NG 57 
S. 188 u. 853; 82, 189; 95, 283; JWö 05, 3676; 1912 S. 1292 u. 1357: Warn 08 Nr 46; a. A. 
teilweiſe Planck II 11e zu 9823). Auch die der Unfallverſicherungsgeſetzgebung entſpringen⸗ 
den Rechte des Verletzten auf Leiſtungen dieſer Verſicherung ſind nur perſönliche Forde⸗ 
rungsrechte (RG 95, 283). Das Mietrecht und ebenſo das Pachtrecht ſind zwar Forde⸗ 
rungsrechte im letzteren Sinne; durch die Übertragung des Beſitzes an der Mietſache erlangt 
es aber Dritten gegenüber einen dinglichen ausſchließlichen Charakter (RG 59, 326; Warn 1915 
Nr 299). Aus demſelben Grunde wird von der Rechtſprechung des Reichsgerichts, obgleich 
dieſe im übrigen ein allgemeines Perſönlichkeitsrecht als Gegenſtand des Rechtsſchutzes nicht 
anerkennt (RG 73, 107; JW 1915, 9135; Warn 09 Nr 505), der eingerichtete und aus⸗ 
geübte Gewerbebetrieb als verkörperter Wille im Gegenſatze zu der bloßen Freiheit der 
wirtſchaftlichen und gewerblichen Willensbetätigung zu den „ſonſtigen Rechten“ gezählt (RG 
48, 114; 56, 271; 58, 24; 64, 52; 65, 210; 92, 132; 94, 248; JW 05, 480°; 07, 5057; 08 
S. 1331 u. 48215; 09, 49316, 1915, 9135; 1917, 7121; Warn 1915 Nr 82; dagegen Planck 
A117). Eine Verletzung dieſes eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetriebs als eines 
Rechtes kann aber nur dann angenommen werden, wenn der Eingriff ſich unmittelbar gegen 
den Beſtand des Gewerbebetriebs richtet, ſei es, daß die Betriebshandlungen tatſächlich ge 
hindert werden, wie durch Bedrohung oder gewaltſame Abhaltung von Kunden vom Beſuch 
eines boykottierten Geſchäfts, oder daß ſeine rechtliche Zuläſſigkeit verneint und ſeine Schließung 
oder Einſchränkung verlangt wird (RG 58, 24; 64, 52; 65, 210; 73 S. 107 u. 253; 76, 35; 
77, 217; 79, 224; 92, 132; 94, 248; JW 1915, 9188; 1917, 712%; Warn 1910 Nr 420; 1912 
Nr 428; 1915 Nr 82). Der wirtſchaftliche Wettkampf iſt, ſoweit er mit erlaubten Mitteln 
(. 8 826 Aön) fee en wird, niemals ein widerrechtlicher Eingriff in den fremden Gewerbe⸗ 
betrieb; die Ausſicht auf Erwerb und auf Gewinnung von Kundſchaft fällt nicht zuſammen mit 
dem Gewerbebetriebe und iſt nicht geſchützt (RG 58, 24; 64, 52; 65, 210; 77, 217; 79, 224; 
92, 132; JW' 07, 25112; 09 S. 1095 u. 49315; 1911, 71212; 1912, 29011; 1915, 918°; Warn 09 
Nr 505). Die Entſcheidungen RG IW 08, 1331 u. 1911, 76016, ebenſo aus früherer Zeit JW 
05, 17415, wo aber $ 824 angewendet ift, gehen anſcheinend über die nach dem vorſtehenden 
gezogenen Grenzen hinaus. Die Ausübung des ärztlichen Berufs iſt dem eingerichteten 
und ausgeübten Gewerbebetriebe nicht gleichzuſtellen, ſoweit nicht damit das Unternehmen 
einer Privatkrankenanſtalt zum Zweckelder Gewinnerzielung verbunden ift, das ſie zum Ge⸗ 
werbebetriebe macht (RG 64, 155; 94, 109; JW 02 Beil Nr 88; 07, 491°°; 08, 2492 Warn 
1912 Nr 108). Die Ehre iſt kein Recht, ſondern ein Lebensgut gleich Geſundheit und Freiheit; 
fie wird durch § 823 Abſ 2 in Verbindung mit 88 185 ff. StGB und teilweiſe durch § 824, nicht 
als fonftiges Recht nach § 823 Wbf 1 geſchützt ( 51, 369; 00, 1; IW 1913, 3455). Daß das 
Vermögen nicht als beſonderes Recht oder Rechtsgut unter einen Rechtsſchutz gegen Ver ⸗ 
letzungen geſtellt wird, 11 A! ausgeführt; unter den Begriff eines „ſonſtigen Rechtes“ kann 
es keinesfalls gebracht werden (RG JW 1915, 913%). Die „Arbeitskraft“ iſt kein 
Recht und wird es auch nicht durch den Schutz des Reichs nach Art 157 der Verfaſſung 
v. 11. 8. 1919; fie iſt lediglich die Betätigungsmöglichkeit der Perſon. 

10. Das Merkmal der Widerrechtlichkeit der an bedeutet, wie die Hinzufügung 
der perſönlichen Schuldmerkmale „vorſätzlich oder fahrläſſig“ deutlich ergibt, die ſachliche 
(objektive) Widerrechtlichkeit (RG 50, 60). Ein Eingriff in einen fremden Rechtskreis iſt immer 
widerrechtlich, wenn ihm nicht eine beſondere Befugnis zur Seite ſteht, oder wenn die Handlung 
die Grenzen einer vorhandenen Befugnis überſchreitet. Über die Grenzen erlaubter Inter⸗ 
eſſenvertretung beim Eingriff in einen fremden Gewerbebetrieb vgl. RG 92, 132 (137). 
Eine Rechtsverletzung kann auch durch eine Unterlaſſ 10 begangen werden. Eine Unter- 
laſſung kann aber nur widerrechtlich ſein, wenn die unterlaſſene Handlung durch eine Rechts⸗ 
pflicht geboten war (R® 52, 373; 04, 53; FW 03 Beil 39%; 05, 370 6, Warn 08 Nr 374). 
Das gilt insbeſondere für die in A b behandelten Verkehrspflichten, und es begründet des 
weiteren keinen Unterſchied, ob die außer acht gelaſſene Sorgfalt jemandem durch Geſetz oder 
durch Vertrag auferlegt war. „Wer es einem andern gegenüber vertraglich übernimmt, an 
deſſen Stelle Obliegenheiten zu erfüllen, deren Vernachläſſigung geeignet iſt, das Leben, den 
Körper oder die Geſundheit dritter Perſonen zu verletzen, macht ſich einer u. H. im Sinne des 
8 828 ſchuldig, wenn er vorſätzlich oder fahrläſſig unterläßt, für die Erfüllung jener Obliegen 
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je zu ſorgen.“ So RG ZW 06, 591 übereinftimmend mit Ri 63, 308 und neuerdings 
arn 1911 Nr 28 u. 1912 Nr 383; 33 1917, 106918; 1918, 62317; Gruch 55, 970; 17. 3. 10 
VI 186/09; vgl. auch RGSt 10, 100. Er kann ſich nicht darauf berufen, daß er die Ver⸗ 
pflichtung nicht der Allgemeinheit, ſondern nur dem Vertragsgegner gegenüber übernommen 
habe; er hat vielmehr dem anderen Vertragsteil gegenüber eine Pflicht gegen die Allgemeinheit 
übernommen. Das iſt auch der Rechtsſtandpunkt der Beſtimmungen der 88 831 Abſ 2, 882 
Abſ 2, 834, 838. — Der Eingriff in den fremden Rechtskreis iſt berechtigt, wenn dem Handelnden 
eine Befugnis, beruhe dieſe auf dinglichem (unweſentliche Beeinträchtigungen des Eigentums 
nach § 906), familienrechtlichem oder forderungsrechtlichem, privatrechtlichem oder öffentlich- 
rechtlichem Grunde (Freiheitsentziehungen, Eigentumsverletzungen durch Amtsperſonen in 
Ausübung ihres Amtes), zur Seite ſteht (vgl. RG 81, 216; Militärhoheitsrecht Warn 1915 
Nr 255, 1919 Nr 1). Unter dieſen Geſichtspunkt gehört das Recht der körperlichen Züch⸗ 
tigung unerwachſener Perſonen. Nach Reichsrecht ſteht ein Züchtigungsrecht den Eltern 
(881631, 1684—1686), dem Vormunde (5 1800), ſowie dem gewerblichen Lehrmeiſter (8 127 a 
RGewo) zu, nicht dem Dienſtherrn gegen das Geſinde (Art 95 Abſ 3 EG), nicht dem Ehe⸗ 
manne gegen die Ehefrau. Ob ein Züchtigungsrecht des Lehrers begründet iſt, richtet ſich nach 
Landesrecht (aus der Rechtſprechung: RGGSt 2, 10; 5, 193; 9, 302; 15, 376; 16, 34; 19, 265; 
20, 93; 22, 264; 23, 161; 26, 142; 28, 85; 30, 126; 31, 267; 33, 72; 34 S. 95 u. 118; 35, 182; 
40, 132; 41, 98; 42 S. 142 u. 221; 45,1; RG J'W 06, 85%; 1916, 189°; Warn 1912 Nr 163; 
für Zwangserziehungsanſtalten vgl. Art 135 EG mit RGSt 40, 91 u. 42, 347). Über das 
Recht des Waffengebrauchs der Polizeibeamten vgl. RG JW 06, 74515. Notwehr ($ 227; 
die Beweislaſt der Notwehr trifft den, der ſich darauf beruft, RG JW 038 Beil Nr 125; 
05, 14%, 07, 1380, Gruch 51, 907), ein Notſtand ($ 228) oder erlaubte Selbſthilfe 
(88 229, 230, 859) ſchließen die Widerrechtlichkeit der Handlung aus. Überſchreitung der Not- 
wehr iſt widerrechtlich, wenn fie verſchuldet iſt NG JW 02 Beil 192; JW 1911 S. 57812 u. 57816). 
Auch die Ausübung der Feſtnahmebefugnis des 8 127 StPO ſchließt die Widerrechtlichkeit der 
Handlung aus (HG 64, 385). Daß der Verletzte in einem unerlaubten Handeln begriffen iſt, 
Sea ſelbſtverſtändlich die Widerrechtlichkeit der Schädigung nicht (RG Warn 1910 Nr 420). 
Die Einwilligung des Verletzten macht die Handlung zu einer befugten, wenn dem Ein⸗ 
willigenden über das verletzte Rechtsgut nach ſittlicher Anſchauung die Verfügungsmacht zuftand; 
wo dies nicht der Fall iſt, verſtößt die Einwilligung gegen die guten Sitten und hebt die Wider⸗ 
rechtlichkeit der Handlung nicht auf (MG 66, 306). Unfielich iſt die Einwilligung in die eigene Tö⸗ 
tung, Verſtümmelung, Geſundheitsbeſchädigung, Freiheitsberaubung; unbedenklich, aber nötig, 
um der Handlung die Widerrechtlichkeit zu nehmen, die Einwilligung in eine ärztliche Operation 
(RG 68, 431; 88, 433; JW 07, ‚505°; 1911, 748°; Warn 1911 Nr 431); unbedenklich die Ein- 
willigung in Verletzungen des Eigentums (vgl. RG IW 05, 40316); unbedenklich ſind endlich Ab⸗ 
machungen über die Übernahme der Gefahren für Körper, Gef undheit, Eigentum, die aus einer 
eigenen oder der Tätigkeit eines anderen hervorgehen können und die nicht eine Einwilligung in 
die Verletzung, ſondern nur einen Verzicht auf Schadenserſatzanſprüche daraus darſtellen (vgl. 
darüber Vorbem 4b). — Die Beweislaſt für die Widerrechtlichkeit der Handlung trifft ebenſo 
wie für das Verſchulden des Täters an und für ſich den Beſchädigten. Doch iſt die Rechts⸗ 
verletzung ſelbſt von vornherein widerrechtlich und deshalb ſind die Umſtände, die ſie nach der 
beſonderen Sachlage berechtigt erſcheinen laſſen, beſonderes Recht, Notwehr, Notſtand, er⸗ 
laubte Selbſthilfe, Einwilligung, von dem Täter nachzuweiſen; für Notwehr, Notſtand und 
Selbſthilfe iſt dies im Geſetze ſelbſt ausgeſprochen. Anderſeits muß bei einer in Ae 
eines Amtes vorgenommenen Handlung (des Lehrers, des Polizeibeamten; vgl. RG Ju 
06, 7461“) die Widerrechtlichkeit beſonders nachgewieſen werden, ſofern nicht die Art der Rechts⸗ 
verletzung eine Überſchreitung der amtlichen Befugniſſe von vornherein außer Zweifel ſtellt. 
II. Der Erſatzberechtigte ift nur der unmittelbar Verletzte (RG 57, 353; 80, 48; 82, 189; 
92 ©. 401 u. 404; 97, 89). Das gilt auch im Falle des $ 823 Abſ 2 (NG 73, 30; 32, 189; 
92, 404; 97, 89; Warn 1911 Nr 372). Schadenserſatzanſprüche dritter Perſonen aus einer 
gegen einen anderen begangenen u. H. ſind nur in den Fällen der 88 844, 845 gegeben, von 
denen 8 844 nicht eigentlich eine Ausnahme von der Regel, ſondern eine Ordnung inner⸗ 
halb der Regel bildet, denn der Schaden der Tötung eines Menſchen trifft unmittelbar 
die Hinterbliebenen (NG 55 S. 24 u. 30; 82, 189; 92, 404; 97, 89). So kann nicht 1 
Theaterdirektor, deſſen Unternehmen durch die Körperverletzung eines Künſtlers ee p 
worden iſt, und nicht die Verſicherungsgeſellſchaft wegen Tötung des Verſicherten Een en 
Täter e eee erheben, auch nicht eine Witwe den Schaden erſetzt Ehe aun 
der ihr durch den Übergang der Unterhaltspflichten auf ſie infolge der Tötung ihres ns 
entftanden iſt (RG 64, 144; nicht der Dienſtherr, der gegen einen durch die En H. ent 
Dritten Verletzten die Anſprüche auf die Dienſte verloren hat und dieſem 1 1 eee 
Boten muß (MG 82. 189; 92, 401); nicht der Bauherr, dem die Fertigſtellung Ri 
5 durch den von einem Dritten verſchuldeten Unfall eines Bauhandwerkers verz 115 
worden iſt, den durch dieſe Verzögerung ihm erwachſenen Vermögensſchaden gegen den 
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Dritten einklagen (RG 97, 89). Von mehreren durch eine u. H. innerhalb eines Perſonenkreiſes 
verletzten Perſonen kann eine jede nur ihren eigenen Schaden geltend machen (RG 56, 271). 
Wenn durch dieſelbe Eigentumsverletzung mehrere Perſonen unmittelbar beſchädigt werden 
dergeſtalt, daß eine Erſatzleiſtung den allen entſtandenen Schaden ausgleicht, kann die gut⸗ 
gläubige Leiſtung des Schadenserſatzes an einen Beſchädigten, den Beſitzer, den Schädiger 
von weiteren Schadenserſatzanſprüchen befreien (8 851). — Mit Ausnahme des Anſpruchs 
auf Erſatz des nicht vermögensrechtlichen Schadens (8 847) ſind die Schadenserſatzanſprüche 
vererblich und mit der durch 88 848, 844 im Zuſammenhange mit 8850 Abſ 1 Nr 2 u. Abſ 3 
ZPO und § 400 By gegebenen Beſchränkung übertragbar. Über den Übergang der 

chadenserſatzanſprüche aus Körperverletzung und Tötung auf die Reichsverſicherungsanſtalten 
vgl. 8 1542 RVO; Rückübergang ohne Rückübertragung auf den urſprünglichen Erſatzberech⸗ 
tigten, wenn die Leiſtungen der Verſicherungsanſtalt wieder wegfallen RG 72, 430. 

12. Erſatzverpflichtet für die u. H. iſt nur der, der ſie begangen hat. Der Vollmachtgeber 
haftet nicht für u. H. des Bevollmächtigten (NG JW 08, 67810), der Vertretene nicht für die 
u. H. feines geſetzlichen Vertreters (M 4, 1083; NG 61, 207; 62, 340; 67, 151; JW 1910, 28050. 
Eine Ausnahme macht die in 58 30, 31, 89 beſtimmte Haftung der Körperſchaften des privaten 
und öffentlichen Rechtes für die von ihren verfaſſungsmäßig berufenen Vertretern in Aus⸗ 
übung der ihnen zuſtehenden Verrichtungen begangenen u. H. (5 31 A 1 u. 2; 8 89 A 1 u. 2). 
Hier haftet die juriſtiſche Perſon aus der ſchadenzufügenden Handlung ihrer Vertreter, die 
als ihre Handlung erſcheint. Nach ſtändiger Rechtſprechung erſtreckt ſich dieſe Haftung auch 
auf die offenen Handelsgeſellſchaften für u. H. ihrer vertretungsberechtigten Geſellſchafter (RG 
76, 35; JW 1911, 972°), nicht aber auf nicht rechtsfähige Vereine; deren Vertreter kommen 
nach außen nur als zu einer Verrichtung beſtellte Perſonen nach $ 831 in Betracht (RG 
Warn 1912 Nr 428; 1913 Nr 319 u. 449; 11. 12. 11 VI 36/11). Neben der juriſtiſchen Perſon 
haften ſelbſtverſtändlich die Vertreter aus der von ihnen verübten u. H. ſelbſt (RG 91, 75; 
J 1911, 939). Ob die Vertreter bei der von ihnen verübten u. H. in den Grenzen ihrer 
Vertretungsmacht handelten oder ihre Befugniſſe überſchritten und im inneren Verhält⸗ 
niſſe zur zuriſtiſchen Perſon zu der Handlung nicht berechtigt waren, kommt für die Haf- 
tung der juriſtiſchen Perſon nicht in Betracht (RG IW 1919 S. 5931 u. 5942; Warn 1916 
Nr 125). Die Haftung der juriſtiſchen Perſon ſetzt eine von ihren Vertretern begangene 
u. H. in ihrem vollen gegenſtändlichen und perſönlichen Tatbeſtande voraus; die 88 30, 31 
u. 80 begründen einen ſelbſtändigen Tatbeſtand u. H. nicht (RG L 1918, 3691). Die Haftung 
für die geſetzüichen Vertreter gilt für die Körperſchaften des öffentlichen Rechtes nicht, ſoweit 
es ſich um einen von ihren Beamten in Ausübung der ihnen anvertrauten öffentlichen Gewalt 
anderen zugefügten Schaden handelt ($ 89 A 3). Hier iſt in Art 77 EG ein Vorbehalt für 
die Landesgeſetzgebung geſchaffen. Den Beſtimmungen der Landesgeſetze unterliegen auch 
die von Reichs beamten in Ausübung der öffentlichen Gewalt begangenen u. H., da es an 
einer reichsrechtlichen Regelung fehlt (RG 54, 198; 55, 171). Über die Begrenzung der 
Ausübung privatrechtlicher Befugniſſe und ſtaatlicher Hoheitsrechte bei Körperſchaften des 
öffentlichen Rechtes vgl. R 52, 369; 55, 364; 67, 117; JW 03 Beil 59138, Warn 1910 
Nr 232 (Polizeigewalt); R 54, 198; JW 06, 1637; Warn 1915 Nr 255; 1919 Nr 61 (mili- 
täriſche Übungen); RG 55, 171; 3% 09, 6542; Warn 1919 Nr 1 (Verwaltung der Muni- 
tionsbeſtände durch den Milttärfistus und Marinefiskus); NG 56, 84 (Zwangsvollſtreckungs⸗ 
gewalt des Gerichtsvollziehers); RG 56, 215; 78, 325 (Strafvollſtreckung); R 68, 278 
(Sparkaſſenverwaltung einer Stadtgemeinde); RG 72, 44 (Anordnungen einer preuß. Land⸗ 
wirtſchaftskammer über Abdeckereiverhältniſſe). In den Fällen RG 55 171 u. 68, 278 ſowie 
IW 00, 6542 wurde die Ausübung obrigkeitlicher Gewalt verneint, in den übrigen Fällen be⸗ 
jaht. Ein PrGeſ. v. 1. 8. 09 (GS 691) hat die Haftung des Staates für die von den un 
mittelbaren Staatsbeamten in Ausübung der ihnen anvertrauten öffentlichen Gewalt durch 
Verletzung der Amtspflicht begangenen Handlungen eingeführt. Ein gleiches Geſetz für das 
Reich iſt am 22. 5. 10 erlaſſen (RH Bl 798). S. darüber Al zu $ 839. 

13. a) Über den zu leiſtenden Schadenserſatz enthält das BGB für die Fälle der gegen die 
Perſon gerichteten u. H., insbeſondere Körperverletzung, Geſundheitsbeſchädigung und Tötung 
in den 88 842—847, ſowie hinſichtlich der Entziehung oder Beſchädigung von Sachen in den 
88 848—851 beſondere Beſtimmungen. Im übrigen gelten die allgemeinen Beſtimmungen 
der §8 249253. Eine vermögensrechtliche Schädigung ſetzt $ 823 nicht voraus, wie ſich aus 
$ 847 ergibt; der Schaden kann auch auf rein ideellem Gebiete liegen (RG 94, 1; Warn 1913 
Nr 58). Soweit ein Schaden noch nicht entſtanden, fein Eintritt aber zu erwarten oder auch 
nur möglich iſt (insbeſondere bei Körperverletzungen von Kindern, die ein erwerbsfähiges 
Alter noch nicht erreicht haben), dient die Feſtſtellungsklage der Verfolgung der Anſprüche (Re 
JW 00 S. 161 u. 359; 07, 882°; Warn 1911 Nr 170; 22 1919, 46), Über die Wieder. 
herſtellung durch fernere Unterlaſſung von Beeinträchtigungen iſt in Vorbem 6 gehandelt. 
Schadenserſatz in der Geſtalt des Verluſtes von Rechten auf ſeiten des Schädigers behandelt 
RG 70, 198; 90, 850; ZW 1918, 5391; 1919, 4982; Gruch 58, 901. Offentlicher Widerruf und 
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Abbitte ſind kein Ziel des Schadenserſatzes, da ſie den Charakter einer Strafe an ſich tragen 
(RS 60, 12; ſ. dagegen Dernburg IW 05, 161). Die Zurücknahme von beleidigenden Aus⸗ 
ſtreuungen nach § 823 Abſ 2 und 8 824 kann dagegen ſehr wohl als Wiederherſtellung nach 
$ 249 in Frage kommen (RG 88, 129); fie ift, wo ein Vermögensſchaden nicht entſtanden 
und Wiederholung der verletzenden Ausſtreuungen nicht zu beſorgen iſt, ſogar der einzige 
Anſpruch, der erhoben werden kann (RG JW 1919, 9935; Warn 1913 Nr 449). Ebenſo iſt bei 
Bohkott⸗ und Sperrmaßregeln die Aufhebung der verletzenden Maßregel das geeignete Mittel 
der Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes nach $ 249 (RG JW 1915, 14241; Warn 1914 
Nr 160; 1916 Nr 193); wo die verletzende Kundgebung veröffentlicht worden war, iſt auch 
die Veröffentlichung der Wiederaufhebung oder Zurücknahme am Platze (RG JW 1915, 
14241). Über einen Schadenserſatz durch Herausgabe der genommenen Abſchriften und Ver⸗ 
vielfältigungen eines widerrechtlich erbrochenen Briefes oder einer entzogenen Urkunde vgl. 
NG 94, 1. Der Schadenserſatz in Geld hat die Ausgleichung der Vermögensminderung zum 
Gegenſtande, die das Vermögen des Beſchadigten durch die Verletzung im Verhältniſſe zu dem 
Beſtande, wie er vor der Verletzung war, erlitten hat (RG 76, 147; 77, 101; 91, 60; JW 1912, 
S. 1371ů, 86321; 1917, 1046; Warn 08 Nr 577; 1915 Nr 7 u. Nr 141; 28 1919, 10157). Bei 
dieſer Ausgleichung ſind alle aus derſelben Wurzel entſprungenen Vermögensab und zugänge 
zu berückſichtigen (RG 54, 137; 80, 155). Der ausgefallene Hypothekengläubiger, der durch 
eine u. H. der in A9 bezeichneten Art geſchädigt iſt, muß ſich, wenn er das Pfandgrundſtück 
in der Zwangsverſteigerung ſelbſt erſtanden hat, der Regel nach auf den Ausfallſchaden den 
Mehrwert des Grundſtücks, den es über den Erſtehungspreis hinaus hat, als Vorteil anrechnen 
laſſen (RG 73, 333; 84, 386; JW 1916 S. 577° u. 1016; Warn 1910 Nr 403; 1911 Nr 168). 
Das gilt aber nicht unbedingt und nicht einem jeden gegenüber in gleichem Maße; vgl. den 
Fall AG 80, 155. Als Zugänge dürfen nicht auch Vorteile angeſehen werden, die nicht ihre Ur⸗ 
ſache, ſondern nur ihren Anlaß in der u. H. gefunden haben (jo die Leiſtungen aus einer Privat- 
verſicherung; vgl. RG 10, 50; 65, 57; ZW 07, 232°; SeuffA 42 Nr 120). Bei der Beſchã · 
digung einer Sache beſteht der Schaden in der Verringerung ihres Verkehrswerts (RG JW. 
09, 275°; Warn 1915 Nr 141); Geldentſchädigung aus der widerrechtlichen Entziehung der 
ein Vertragsangebot enthaltenden Telegrammurkunde RG 91, 60. Das Erfüllungsintereſſe 
eines unter betrüglicher Täuſchung des einen Vertragsteils durch den andern geſchloſſenen 
Vertrags kann als Schadensersatz aus u. H. nicht gefordert werden (. $ 123 A 5; aus der 
neueren Rechtſprechung vgl. RG 83, 245; JW 1916, 1533 Warn 1915 Nr 7; im Ge⸗ 
ſellſchaftsverhältnis RG IW 1917, 104°; ausnahmsweiſe Erfüllungsintereſſe in entſprechen⸗ 
der Anwendung des $ 162, wenn die Vertragsbedingung von vornherein nicht eintreten 
konnte und der Vertragsgegner den Beſchädigten darüber argliftig täuſchte (RG Warn 1915 
Nr 200). Die Zuerkennung einer Buße bei Beleidigungen und Körperverletzungen im Straf 
verfahren ſchließt nach 88 188, 231 StGB die Geltendmachung eines weiteren Schadenserſatz⸗ 
anſpruchs aus; nach RG 79, 148 aber nur demjenigen Erfahpflichtigen gegenüber, der im 
Strafverfahren verurteilt wurde (a. M. Bay Ob in SeuffA 57 Nr 215). Umgekehrt ſchließt 
die Zuerkennung eines Schadenserſatzes im Zivilprozeß das Verlangen einer Buße im Straf⸗ 
verfahren nicht aus; nur iſt bei Zuerkennung der Buße auf eine ſonſt geleiſtete oder zu⸗ 
erkannte Entſchädigung Rückſicht zu nehmen (RGSt 9, 223). 

b) Prozeßrechtliches. Nach $ 287 ZPO entſcheidet über die Entſtehung und über 
die Höhe eines Schadens das Gericht unter Würdigung aller Umſtände nach freiem 
Ermeſſen; es iſt hierbei unabhängiger vom vorgetragenen Prozeßſtoffe geſtellt, als nach der 
allgemeinen Beſtimmung des $ 286 ZPO, indem es alle ihm zu Gebote ſtehenden Erkenntnis. 
mittel benutzen, angebotene Beweiſe — jedoch nicht willkürlich (MG 40, 422; 83, 65; JW 
1912, 69422; 1914, 757°; 1916, 42318; Warn 1915 Nr 275; 1917 Nr 9) — ablehnen und ohne 
Beweisaufnahme entſcheiden kann, dergeſtalt, daß der Reviſion nur die Nachprüfung über⸗ 
laſſen bleibt, ob das Gericht einerſeits der Freiheit feiner Stellung, anderſeits der Schranken des 
freien Ermeſſens ſich bewußt war, und ob nicht etwa irrige Rechtssätze der Schätzung zu. 
grunde gelegt wurden (MG 6, 356; 51, 248; 76, 174). Dieſe feine freie Stellung bringt es mit 
ſich, daß das Gericht, wenn es nur im allgemeinen zu der Überzeugung gelangt ist, baß ein 
Schaden entſtanden ſei, nicht wegen mangelnder tatfächlicher Begründung eines be timmten 
Schadensbetrags die Klage abweiſen darf, es ſei denn, daß alle Unterlagen für eine chätzung 
fehlen (RG 76, 174; 77, 201; 79, 55; JW 1919, 38270; Warn 09 Nr 534). Nach feſtſtehender 
Rechtſprechung erſteckt ſich das freie Ermeſſen des § 287 auch auf den urſächlichen Zu- 
ſammenhang eines Schadens mit der die Grundlage des Anſpruchs bildenden 1 äbigenben 
Tatſache oder Handlung (MG 6, 356; 9, 416; 10, 64; 19, 432; 75, 120; 95, 108; SE OB, 307; 
04, 40715:09 S. 4632 67026 U. 69224; 1912 S. 60422 u. 80018; 1915, 1199 Warn 1912 Nr 73; 
1915 Nr 50; 1916 Nr 226; Gruch 54, 1143; 60, 697). Für die Feſtſtellung des Tatbeſtandes 
der ſchädigenden Handlung ſelbſt, des Vorgangs oder der Vorgänge, die dem Schadenserſatz⸗ 
anſpruch zugrunde liegen, gilt dagegen 8 286 ZPO ( 45, 806; 46, 407; 98, 58 JW 1912, 
8001s; Warn 1912 Nr 73; Gruch 60, 697), wobei, wie die angezogenen Entscheidungen er- 
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geben, die Grenze deſſen, was zum Tatbeſtande der u. H. gehört und was ihre Schadens⸗ 
folgen darſtellt, nicht immer in gleicher Weile gezogen worden iſt. Nach richtiger Anſicht 
(vgl Vorbem 8 vor 8 823) gilt z. B. bei einer Körperverletzung die Ermittelung des 
körperlichen Zuſtandes des Verletzten, der Wirkungen der Tat für den Körper oder die 
Gefundheit $ 286 ZPO, da ohne ſolche Körperfolgen eine u. H. überhaupt nicht vorliegt, 
ſie alſo einen Beſtandteil des Tatbeſtandes bilden, während für die Feſtſtellung der ſich 
aus dieſem Zustand ergebenden wirtſchaftlichen Folgen in Anſehung der Erwerbsfähigkeit 
oder der Vermehrung der Bedürfniſſe, die im Sinne der 88 823, 842, 843, 696 den 
Schaden ausmachen, § 287 zur Anwendung kommt (RG Warn 1912 Nr 73; VI 197/18ʃ¹ 
28. 11. 18; vgl NG 97, 120 ſowie 98, 58). 

14. I. Was iſt ein den Schuß eines anderen bezweckendes Geſetz? Alle Geſetze, die die 
zum Staate geordnete Geſamtheit ſchützen, kommen auch dem einzelnen zugute, und alle 
Geſetze, die dem einzelnen einen Schutz gewähren, nützen auch der Geſamtheit. Deshalb 
können aber doch nicht alle zum Schutze der Geſamtheit erlaſſenen Geſetze als den Schutz 
eines anderen bezweckend angeſehen werden, umgekehrt aber auch nicht nur die Geſetze, die 
lediglich auf den Schutz des einzelnen abzielen. Allerdings muß ein Geſetz, das der Anforderung 
des 3 823 Ab 2 entſprechen ſoll, dem Schutze des einzelnen im Gegenſate zur Geſamtheit dienen 
und dienen ſollen (RG 51, 177; JW 05, 14221; 1916, 38%); es darf ihm nicht nur die Wirkung 
zukommen, dem einzelnen zu nützen, ſondern es muß auch die Beſtimmung haben, gerade 
dem einzelnen einen Rechtsſchutz zu verleihen; es muß alſo zum mindeſten neben dem Schutze 
der Geſamtheit unmittelbar auch den Schutz des einzelnen im Auge haben, worüber der Inhalt 
des Geſetzes meiſt klare Auskunft gibt (vgl. RG 51, 177; 59 S. 49 u. 2363 63, 324; 70, 201; 79, 
85; 3% 04, 55411; 06, 780 46). Nur Gelege, die die Ordnung der Geſamtheit, das Staatsganze 
als ſolches, ſeine äußere Unverſehrtheit, ſeine innere Verfaſſung und Verwaltung, zu ſchützen 
beſtimmt find, wie die Strafgeſetze über Hoch und Landesverrat, über Widerſtand gegen die 
Staatsgewalt, über Verfaſſungsbruch (8 105 StGB) und andere fallen vollſtändig außerhalb 
des Rahmens eines ſolchen Schutzgeſetzes. Ein Gegenſatz beſteht nur zwiſchen der zur Staats 
ordnung zuſammengeſchloſſenen Geſamtheit und dem einzelnen, während die Geſamtheit 
der Staatsbürger ſchlechthin (das Publikum) keinen Gegenſatz zu dem einzelnen, ſondern 
vielmehr deren Summe bildet. Geſetze, die die Geſamtheit in letzterem Sinne ſchützen, wie 
z. B. die Geſetze zum Schutze der Verkehrsſicherheit, der öffentlichen Ruhe, über den Verkehr 
mit Nahrungsmitteln oder den Verkehr mit Sprengſtoffen, ſind alſo ſtets auch zum Schutze 
des einzelnen beſtimmt. Wie ſchon in A 1 bemerkt, können Gegenſtand dieſes beſonderen 
Schutzes alle Rechte der Perſon und alle menſchlichen Lebensgüter und Intereſſen ſein, die 
Lebensgüter und Rechte des Abf 1, die Ehre, die freie wirtſchaftliche und gewerbliche Betätigung, 
auch das Vermögen ſchlechthin. 

II. Geſetz im Sinne des Abſ 2 iſt, wie in Art 2 Ech beſtimmt iſt, jede Rechtsnorm. Dazu 
gehören Normen des Privatrechts, auch des BOB ſelbſt (NG 51, 177; 53, 312; 63, 324; 79, 85), 
die zahlreichen öffentlichrechtlichen Beſtimmungen des StGB und anderer Einzelgeſetze, 
Reichsgeſetze und, innerhalb des dieſen vorbehaltenen Rechtsgebiets, ebenſo Landesgeſetze 
einſchließlich der örtlichen Polizeiverordnungen (RG 55, 316; JW 02 Beil 22175). In N 
JW 1916, 384 werden dazu auch die Genehmigungen gerechnet, die auf Grund der SS 16 ff. 
Gewd für gewerbliche Anlagen und Betriebe von den Verwaltungsbehörden erteilt werden, 
da ſie als Rechtsverordnungen mit rechtserzeugender Kraft erſcheinen. Inhaltlich können 
als Schutzgeſetze nur ſolche geſetzliche Beſtimmungen angeſprochen werden, die ein beſtimmtes 
Gebot oder Verbot aussprechen, nicht allgemeine Grundſätze, die nur die Unterlage eines 
Schutzgeſetzes abgeben können (ch 28 06, 7800). Deshalb kann auch Art. 157 der RVerf. 
nom 11. 8. 1919 nicht als Schutzgeſetz angeſprochen werden; nur das hier in Ausſicht ge⸗ 
ſtellte einheitliche Arbeitsrecht vermag Schutzgeſetze zu ſchaffen. Die Form eines Gebots 
oder Verbots iſt freilich gleichgültig; weſentlich iſt nur der Inhalt (NG 79, 85). 

III. Im einzelnen find in der Rechtſprechung des Reichsgerichts als Schutzgeſetze 

lärt worden: 
eri t us dem BOB: $ 226 Schub gegen Schitane RB 58, 214; 9.304 Schuß per Dienft- 
einkommensberechtigten gegen Aufrechnung Rch 85, 118; — 8 858 Beſitzesſchutz RO 59, 826; 
Gruch 51, 985; — 88 906, 907, 909, 1004 Schutz gegen Eigentumsbeeinträchtigungen NG 
51, 177: JM 04, 3601“: Warn 1910 Nr 18; 1912 Nr 385; — 8 1027 Schutz der Grundgerechtig 
leiten 918 Warn 1911 Nr 331; — 88 1134, 1135 Schutz der Hypothekengläubiger RG JW 
09, 4165; Warn 1910 Nr 281; 1914 Nr 287; 

b) aus dem StG B: 8 187 Arreſtbruch NG Warn 08 Nr 46; — 8 153 Meineid RG 
Warn 08 Nr 211; — 8 163 Fahrläſſiger 1 MG 59, 236; — 8 172 Ehebruch; aber nur 
zum Schutze der ehelichen Lebensgemeinſchaft, nicht wirtſchaftlicher Intereſ en RG 72, 128; 
— 88 185—187 Ehrverletzung, mit der Beſchränkung des $ 193 und mit der Erweiterung 
des 5 zum Schutze natürlicher Perſonen RG 51, 369; 56, 271; 57, 157; 60 S. 1 u. 12; 
82, 59; 91, 850; SW 1912 S. 20011 u. 11055; 1915, 14244; Warn 1910 Nr_280; — 8 189 
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Beſchimpfung des Andeniens Verſtorbener RG 91, 350; — 88 223, 2284 Körperverletzung 
A 66, 251; — $ 239 Freiheitsberaubung RG Warn 1917 Nr 118; — 8 258 Er⸗ 
preſſung RG 48, 114; — 88 257, 258 Begünſtigung, aber nicht ſoweit die Begünſtigung 
den Täter nur der Beſtrafung entziehen will RG 94, 191; JW 09, 161°; 1914, 1929; 
Warn 1914 Nr 52; — $ 259 Hehlerei RG 94, 191; — 8 263 Betrug RG 62, 315; 
63, 110; 67, 146; 71, 184; 85, 293; JW 03 Beil Nr 70; Warn 1913 Nr 50; — 8 299 
Verletzung des Briefgeheimniſſes RG 94, 1 — 88 306— 309 Brandſtiftung, zum Schutze 
der Eigentümer und der dinglich Berechtigten RG 82 S. 206, 213; — 5 340 Körper⸗ 
verletzung im Amte RG JW 06, 7451; — f 366: Übermäßig ſchnelles Fahren uſw. 
RG ZW 05, 242°; 1911, 75917; — 8 3665 Stehenlaſſen uſw. von Tieren RG 20. 9. 02 
VE 899/01; — 8 3667 Werfen mit Steinen uſw. auf Menſchen uſw. RG30. 6. 04 VI 483/03; 
— 8 366° Fahrläſſiges Aufitellen oder Aufhängen von Sachen ohne Befeſtigung RG Warn 
09 Nr 101; — 8 366° Verkehrshinderung durch Aufſtellung uſw. von Sachen RG 47, 228; 
11. 2.09 VI 73/08; 80. 11. 12 VI 278/12; — 8 36610 Übertretung von Verkehrsverordnungen 
R 11. 4. 00 VI 57/00; 25. 9. 02 VI 158/02; 2. 6. 04 VI 423/03; — $ 367° Feilhalten von 
Giften und nicht freigegebenen Arzneien, aber nicht zum Schuße der Apotheker RG 77, 217; 
— 8 867° Gefährliche Aufbewahrung entzündlicher Gegenſtände RG 21. 12. 02 VI 281/02; 
— 8 367° Feilhalten verdorbener oder verfälſchter Genußwaren RG Warn 1918 Nr 115; — 
$ 367° Abbrennen von Feuerwerkskörpern uſw. RG JW 08, 52510, — 8 36711 Halten wilder 
oder Umherlaufenlaſſen bösartiger Tiere RG Warn 1918 Nr 168; 14. 5. 00 VI 91/00; 5. 12. 01 
VI 272/01; — 8 36712 Unverdeckt⸗ oder Unverwahrtlaſſen von Offuungen, Gruben uſw. 
R 54, 53; 87, 334; ZW O1, 12755; 04, 165°; 05, S. 34010 u. 3885; 06 S. 5911, 1379 u. 7105; 
08, 74413; 1910, 28618; 1911, 713138; 1912 S. 3014, 8637 u. 34814; 1918 S. 3321 u. 3375, 
86410; 1915, 3957; Warn 08 Nr 811; 1910 Nr 329; 1911 Nr 239; 1916 Nr 16 (Tages und 
Nachtzeit) u. 163; — 8 8671! Vornahme von Bauten ohne die erforderlichen Sicherungs- 
maßregeln RG 51, 177; 54, 53; 70, 200; ZW 1910, 1113; 1913, 8322, Warn 1912 Nr 383; 
30. 11. 12 VI 273/12; 5. 12. 14 VI 282/14; — 8 36715 Ausführung von Bauten ohne polizei 
liche Genehmigung RG 28. 3. 01 V 13/01; 8. 1. 08 V 186/07; — 8 868 Unterlaſſung der 
Reinigung von Feuerſtätten RG 21. 3. 01 VI 12/01; — 8 368° Anzünden von Feuer an 
gefährlichen Orten RG Warn 09 Nr 96; — 8 3687 Schießen oder Abbreunen von Feuerwerk 
au gefährlichen Orten RG JW 08, 52510; 

6) aus anderen Reichsgeſetzen: ZPO 8 829 gegen den Schuldner, nicht gegen andere 
Gläubiger RG 12. 7. 11 V 23/11; — H 8 314 NG 16. 9. 08 I 628/07; — KO 8 243, 
aber nur für Konkursgläubiger RG 28. 6. 10 III 475/09; — RGewd 88 135, 154 R 64, 52; 
Genc 88 146 u. 147 RG 81, 209; 87, 306; ZW 1910, 109; Warn 1914 Nr 130 — 
Kaiſerl. VO v. 22. 10. 01 über den Verkehr mit Arzueimitteln RG 77, 217; — die Beſtim⸗ 
mungen des Un[lWG RG ZW 05, 1745; 17. 9. 07 II 214/07; — f 4 Abſ 2 Waren 
R 12. 11. 06 11 85/06; — 8 49 KrankVch gegen Inanſpruchnahme der Kaffe durch Un⸗ 
berechtigte RG 73, 211; — 8 25 Litllc für das ideelle und das Vermögensintereſſe RG 
81, 120, — 8 94 Börſch RG Warn 1918 Nr 208; — 81 Bauford Sic, RG 84, 415; 
Warn 1915 Nr 106; — SeeſtrO v. 5. 2. 06 R 73, 8; — 8 7 des Kinderſchutzgeſetzes v. 
30. 5. 03 RG JW 1914, 644%; — EiſenbBetro 88 78 u. 81 NG 3. 7. 13 VI 137/13 — 
Ba über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen v. 3. 2. 10 RG 84, 415; Warn 1914 Nr 318; 

d) aus Landesgeſetzen: 8 270 KSt68 RG Warn 1911 Nr 181; — die gemein. 
rechtlichen Flußinterdikte R 64, 249; JW 1915, 1027 — $ 43 Abſ 1 des preuß. 
Fiſchereigeſetzes v. 30. 5. 74 R Warn 1915 Nr 299; 22 1920, 159%; — 8 1 des preuß. 
Deichgeſetzes v. 28. 1. 48 RG JW 1912, 30112; — Eiſenbahnbetriebsvorſchriften RG J 
04, 40716; — Vorſchriften über den Waffengebrauch der Polizeibeamten RG JW 06, 745185; 
— Feuerlöſchvorſchriften in Polizeiverordnungen RG JW 1913, 863 . 7 

IV. Verneint wurde die Eigenſchaft von Schutzgeſetzen für die 88 832, 1627 RG 57, 289; 
— 8 907 BGB RG Warn 1915 Nr 239; — 88 29, 31, 58, 106 HGB über die Anmeldungen 
zum Handelsregiſter RG 72, 408; — 88 241, 249 GB R 63, 314; 73, 392; — 88 11, 15, 
41, 42, 64, 83, 84 GmbHG RG 73, 30; — 8 52 ebenda R 73, 392; — 88 180, 361° StGB 
zum Schutze fremden Eigentums RG 57, 239; — 8 34 Gench RG Warn 1914 Nr 130; Er 
5.120 e RED RG 48, 127; — $ 3 Nr 1 Aufch RG 74, 224; 5. 4. 06 IV 438/05; 
19. 9. 10 VI 403/09; — 88 126 Abs 2, 128 PrBerggeſ. RG JW 06, 78048; — für die Unfall 
verhütungsvorſchriften der Berufsgenoſſenſchaften, die im Intereſſe der erufsgenollen- 
ſchaften ſelbſt, um Vermögensopfer von ihnen abzuwenden, erlaſſen find, MO 48, 9 
% S. 180 u. 235; ZW 02 Beil 172; 1911, 335%; Warn 1910 Nr 13 u. 384 (über ihre die 
deutung ſonſt vgl. A 3); aus demſelben Grunde für die Vorſchriften des mid 32 
Kalwirkung der Arbeitgeber beim Einziehen der Verſicherungsbeiträge RG 68, 75 1631 80 
— v. 15. 6. 83 RG 97, 196. Unentſchieden blieb die Frage für 88.162 ür die Difzi 

6 J 1912, 1907; 8 360° Steh nch 95, 208; § 10 NEED RE 79, 224; für die Diſzi⸗ 
plinarordnungen der Univerſitäten RG Warn 1913 Nr 449. 
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15. Der Verſtoß gegen das Schutzgeſetz verpflichtet den Handelnden zum Schadens: 
erſatze, wenn dadurch die Gefahr verwirklicht worden iſt, die die Schutzvorſchrift verhüten 
wollte, wenn das Rechtsgut oder Intereſſe verletzt iſt, zu deſſen Schutze ſie erlaſſen wurde, 
und wenn die Perſon durch den Verſtoß geſchädigt worden iſt, die ſie ſchützen wollte (RG 
63, 324; 73, 30; 82, 206, 213). Nur der unmittelbar durch das Schutzgeſetz geſchuͤtzte 
„andere“, der durch die Verletzung des Schutzgeſetzes unmittelbar Beſchädigte, hat den 
Schadenserſatzanſpruch nach 8 823 Abſ 2 (RG 73, 30; 82, 213; Warn 1911 Nr 372). Der 
Tatbeſtand der Verletzung des Schutzgeſetzes muß nach ſeinen gegenſtändlichen (objektiven) 
und perſönlichen (ſubjektiven) Merkmalen vollſtändig erfüllt ſein (RG 51, 369). Das 
Erfordernis der Widerrechtlichkeit des Handelns, ohne das eine u. H. nicht denkbar iſt, 
beſteht auch für die u. H. nach Abſ 2 (ogl. darüber oben A 10 u. RG Lg 1919, 2055); 
deshalb kann kein Verſtoß gegen 88 185—187 StGB den Tatbeftand einer u. H. darſtellen, 
wenn ein berechtigtes Intereſſe nach $ 103 der Ehrverletzung den Charakter der Widerrecht⸗ 
lichkeit nimmt (RG 51, 319; 56, 271; 57, 157; 60, 13 60, 12). Der urſächliche Zuſammen⸗ 
hang zwiſchen dem Verſtoße gegen das Schutzgeſetz und der Entſtehung des 
Schadens muß von dem Beſchädigten nachgewieſen werden; eine Vermutung zu ſeinen 
Gunſten, wie nach § 26 Teil I Tit 6 ALR, beſteht nicht (RG 52, 119; IW 02 Beil 21254 03 
Beil 126581; 04, 40718). Prozeßrechtlich unterliegt die Würdigung dieſes urſächlichen Zuſammen. 
hangs dem freien Ermeſſen des § 287 ZPO (f. A 13 b). Der urſächliche Zuſammenhang wird 
nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der ſchädliche Erfolg möglicherweiſe auch bei Befolgung 
des Schutzgeſetzes eingetreten wäre, wenn nur die letztere dem Zwecke des Schutzgeſetzes 
gemäß eine erhöhte Sicherheit gegen den Schaden geboten hätte (RG JW 09, 185%; 
20. 2. 13 IV 375/12). 

16. Auch die u. H. nach 8 823 Abſ 2 ſetzt ein Berſchulden des Täters voraus, ſelbſt dann, 
wenn das Schutzgeſetz, wie dies bei Vorſchriften polizeilichen Charakters zuweilen der Fall iſt, 
von einem ſolchen Tatbeſtandsmerkmal abſieht. Aber das Verſchulden geſtaltet ſich nach Abſ 2 
anders wie für die u. H. des Abſ 1. Da der Tatbeſtand der u. H. nach Abs 2 in dem Verſtoße 
gegen das Schutzgeſetz erſchöpft iſt, kann das Verſchulden des Täters ſich auch nur auf dieſen 
ſelbſt beziehen, und die Vorausſicht oder Vorausſehbarkeit des rechtsverletzenden Erfolgs, wie 
der Vorſatz oder die Fahrläſſigkeit nach Abſ 1 fie erfordern (vgl. A 2 u. 3), ſcheidet für Abſ 2 aus. 
Nur darauf kommt es an, ob der Täter ſchuldhafterweiſe geſetzwidrig gehandelt hat (NG 66, 
251; JW 02 Beil 172; 04, 40715; 05, 14251; 09 S. 134 u. 3181; 1910, 100312; 1916, 38°; Warn 
09 Nr 86). Die Übertretung iſt ſchuldhaft, wenn der Übertreter bewußtermaßen die gebotene 
Handlung unterließ oder die verbotene ausführte, ſowie wenn er aus ſchuldhafter Vergeßlich⸗ 
keit gegen die ihm bekannte Vorſchrift handelte; fie iſt auch ſchuldhaft, wenn er ſich unter Außer 
achtlaſſung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt über das Beſtehen des Schutzgeſetzes zu 
unterrichten unterließ (RG Warn 09 Nr 297; 7. 1. 13 VI 450/12). Ein entſchuldbarer Rechts⸗ 
irrtum (ſ. darüber oben A 8) über das Beſtehen oder die Rechtsgültigkeit des Schutzgeſetzes 
vermag ihn dagegen zu entlaſten (RG JW 07, 25112; 1910, 1003125 5. 3. 08 VI 261/07). Bei 
im Erfolge ungenügender Ausführung der durch das Schutzgeſetz gebotenen Handlung iſt ein 
ſchuldhafter Verſtoß vorhanden, wenn der Handelnde ſich ſagen mußte, daß ſeine Art und Weiſe 
der Befolgung des Geſetzes die Gefahr nicht beſeitigen würde, der vorzubeugen das Geſetz 
beſtimmt war (RG JW 05, 14251); ein Verſchulden iſt nicht vorhanden, wenn die Art und Weiſe 
der Ausführung bei vernünftiger und umſichtiger Würdigung der Verhältniſſe eine Gefahr nicht 
befürchten ließ (MG JW 04, 165°). Ein Verſchulden kann fehlen, wenn ein Angeſtellter auf 
Anweiſung des Dienſtherrn handelte und vorausſetzen durfte, daß dieſer bei der Anordnung 
die gebührende Rückſicht auf beſtehende Vorſchriften nehmen würde (RG Warn 09 Nr 96); 
es kann bei dem Dienſtherrn fehlen, wenn er einem tüchtigen Angeſtellten die gebotene Ver⸗ 
richtung übertragen, dieſen gehörig unterwieſen und es an gehöriger Aufſicht über ihn nicht 
hatte fehlen laſſen (R JW 1911, 487°; 1912 ©. 39010, 53614). Die Beweislaſt für das Ver⸗ 
ſchulden des Übertreters trifft zwar, wie nach Abi 1, den Beſchädigten. Doch begründet die 
Unterlaffung einer durch Polizeigeſetz gebotenen Tätigkeit zunächſt regelmäßig die tatſächliche 
Folgerung, daß ſie auf einem Verſchulden beruhe; dem Beklagten liegt dann der Widerlegungs⸗ 
beweis ob, daß er dasjenige getan habe, was geeignet war, die Ausführung des Geſetzes zu 
ſichern (R IW 09 S. 134° u. 68712 1911 ©. 542 u. 98016; 1912 S. 3481, u. 89010, 
58614, 1913, 86410; 1915 S. 3957 u. 1119. — hier Beweis der Unbekanntſchaft mit dem 
Polizei »eſetz zur Ausräumung des Verſchuldens —; 1916, 38“; Warn 1910 Nr 329; 
1912 Nr 21). 


8 824 
1) Wer der Wahrheit zuwider 3) eine Tatſache behauptet oder verbreitet ), 


die geeignet iſt, den Kredit eines anderen zu gefährden oder ſonſtige Nach⸗ 
teile für deſſen Erwerb oder Fortkommen herbeizuführen‘), hat dem anderen 
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den daraus entſtehenden Schaden auch dann zu erſetzen e), wenn er die un⸗ 
wahrheit zwar nicht kennt, aber kennen muß). 

Durch eine Mitteilung, deren Unwahrheit dem Mitteilenden unbekannt 
iſt“), wird dieſer nicht zum Schadenserſatze verpflichtet, wenn er oder der 
Empfänger der Mitteilung an ihr ein berechtigtes Intereſſe hat“) “). 

E II 748; P 2 637-888. 


1. Kreditgefährdung. In den Grenzen der 88 185—187 StGB wird die Ehre einſchließlich 
des eine Seite der Geſchäftsehre darſtellenden Kredits, ſowie als weiterer Folgezuſtand der 
Unverſehrtheit des Rufes der Erwerb und das Fortkommen einer Perſon durch § 823 Ab] 2 
geſchützt. Allein die genannten ſtrafrechtlichen Beſtimmungen ſetzen für die Behauptung 
oder Verbreitung unwahrer Tatſachen über einen anderen entweder ein Handeln wider beſſeres 
Wiſſen (8 187) oder zum mindeſten das Bewußtſein von dem ehrenkränkenden Charakter 
der aufgeſtellten Behauptung ($ 186) voraus. Damit kann ſich das Strafrecht, nicht aber das 
bürgerliche Recht begnügen. 8 824 füllt dieſe Lücke aus, indem er auch die fahrläſſige Behaup⸗ 
tung oder Verbreitung von Tatſachen, wenn fie geeignet find, den Kredit, den Erwerb oder das 
Fortkommen des Betroffenen zu gefährden, als Unterlage eines Schadenserſatzanſpruchs 
anerkennt, während Abj 2 die Haftungsbefreiung des § 193 StGB, jedoch unter Erweiterung 
dieſer Beſtimmung auch auf das Intereſſe des Empfängers der Mitteilung für den neu ge⸗ 
ſchaffenen Tatbeſtand des Abſ 1 in das BGB aufnimmt, weil ein berechtigtes Intereſſe 
das für die u. H. weſentliche Merkmal der Widerrechtlichkeit des Verhaltens aufbebt (RG 
51, 369; 56, 271; 57, 157; 60, 1; 60, 12). Die Beſtimmung des Ab] 1 macht nicht eigentlich die 
Ehre zum Gegenſtand ihres Schutzes und zu einem Rechtsgut im Sinne der im 8 823 Abſ 1 
beſonders aufgeführten Rechtsgüter. Sie ſtellt als geſchützte Rechtsgüter dieſen vielmehr den 
Kredit, den Erwerb und das Fortlommen des Benachteiligten an die Seite (vgl. RG 60, 6 
und 61, 866; ebenſo 29. 1. 12 VI 131/11). Die Verletzung der Ehre kommt nur als Mittel zur 
Verletzung dieſer Güter in Betracht. Zum Tatbeſtande des $ 824 gehört jedoch nicht, wie nach 
$ 823 Abs 1, die Verletzung der Rechtsgüter, ſondern nur deren Gefährdung, und erſetzt wird 
der aus dieſer Gefährdung erwachſende Schaden. Die Beſtimmung des $ 824 ſchützt nicht, 
wie bie $$ 185.—187 StGB, nur die natürliche, ſondern auch die juriſtiſche Perſon (NG 96, 350; 
Warn 1918 Nr 95). 

2. Das erſte Merkmal des Tatbeſtandes des 8 824 iſt die Behauptung oder Verbreitung 
einer Tatſache, alſo die Aufſtellung der Wahrheit oder die Weitergabe der von einer anderen 
Perſon gemachten Aufſtellung der Wahrheit einer Tatſache. Einer Tatſache, d. i. eines be- 
ſtimmten äußeren oder inneren Geſchehniſſes oder Zuſtandes, nicht eines Urteils (RG 51, 369; 
60, 1; 84, 294; 88, 437; 94, 271; 98, 36; JW 1911, 780%; 1919, 45810; Warn 1914 Nr 17). 
Doch kann ſich unter der Form eines Urteils die Behauptung einer Tatſache verſtecken, wenn 
damit zugleich über eine beſtimmte Perſon oder beſtimmte Leiſtungen eines anderen etwas 
als geſchehen oder vorhanden ausgeſagt wird, ſo daß erſt nach Maßgabe dieſer tatſächlichen 
Ausſagen das Urteil aufgeſtellt wird, und das ſcheinbare Urteil ſo als abfällige Außerung 
über ein beſtimmtes Verhalten einer Perſon, nicht als Ausdruck perſönlicher Anſchauung 
erſcheint (MG 58, 207; ZW 09, 670%; Warn 09 Nr 296). 

8. Die Tatſache muß der Wahrheit zuwider behauptet oder verbreitet fein; fie muß mit⸗ 
hin ſachlich unwahr ſein. Die ſachliche Wahrheit oder Unwahrheit wird durch den Inhalt 


is ift nicht erforderlich daß die behauptete Tatſache einen ehrenrührigen Charakter hat (RG 
56, 271; RG Ste 44, 158); auch Ausſtreuungen anderer Natur: daß jemand krank und arbeits. 
unfähig oder daß er Ausländer ſei oder daß er einer beſtimmten Religion, Raſſe, Partei 
angehöre, ferner: ein gewerblicher Unternehmer habe Arbeiter entlaſſen, weil ſie an einem 


Ausitande teilgenommen (RG 61, 366), ein Arzt fei (lediglich) Arzt für Naturheilverfahren 
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Nachteil für die bedrohten Rechtsgüter, für das allgemeine Vertrauen in die Zahlungsfähig⸗ 
keit (Kredit) oder die wirtſchaftliche Stellung (Erwerb) oder die wirtſchaftlichen Zukunfts⸗ 
ausſichten (Fortkommen) bereits eingetreten ſei. Die Tatſache muß lediglich nach der 
allgemeinen Erfahrung als Urſache von Benachteiligungen jener Art gedacht und von der 
Allgemeinheit, an die die Mitteilung gerichtet iſt, als von Einfluß für die öffentliche Meinung 
über den Betroffenen aufgefaßt werden können (RG 56, 271; 23. 4. 07 II 479/06). Bes 
9 eines Vertragsbruchs als einer kreditgefährdenden Tatſache (RG Warn 1918 
r 416). 

5. Die u. H. nach § 824 ſetzt ein Verſchulden des Täters voraus, nicht Vor atz — denn 
bei deſſen Vorhandenſein treten § 823 Abſ 2 in Verbindung mit 88 186, 187 StGB oder 
§ 826 ein, fo daß es des 8 824 nicht mehr bedarf —, aber Fahrläſſgkeit; es iſt erfordert, daß 
der Täter die Unwahrheit der Tatſache zwar nicht kennt, aber kennen müßte, wenn er 
die im Verkehr erforderliche Sorgfalt angewendet hätte, ſich über ihre Wahrheit oder Un: 
wahrheit zu vergewiſſern, ehe er ſich zu ihrem Mundſtücke hergab (RG 83, 866; Warn 1915 
Nr 20: 1918 Nr 95). Die Frage, ob ſich dieſes Verſchulden auch auf die Nichterkenntnis 
der den Kredit, den Erwerb oder das Fortkommen des andern gefährdenden Eigenſchaft 
der behaupteten oder verbr iteten Tatſache zu erſtrecken habe, iſt nicht von Bedeutung. Denn 
wenn die Feſtſtellung dieſer gefährdenden Eigenſchaft der Behauptung davon abhängt, ob 
auf Grund allgemeiner Erfahrung ein urſächlicher Zuſammenhang zwiſchen der Behauptung 
und jenem benachteiligenden Erfolge gedacht werden kann, dann iſt die Nichterkenntnis dieſer 
erfahrungsgemäß möglichen Wirkung der Behauptung oder Verbreitung nach dem Regel⸗ 
maßſtabe des § 276 für den Begriff der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt (R JW 06, 
1602; 1910, 3760) eine Fahrläſſigkeit. Einer ausdrücklichen Feſtſtellung bedarf dieſe Fahrläſſigkeit 
danach keinesfalls. Daß die Fahrläſſigkeit ſich nicht weiter auf die möglichen Schadensfolgen 
der Gefährdung oder Benachteiligung der Rechtsgüter des 8 824 zu erſtrecken hat, ergibt ſich 
aus dem in $ 823 unter A 3 Geſagten. 

6. Über die Verpflichtung zum Schadenserſatze vgl. 5 823 A 13; über die Klage auf Unter⸗ 
laſſung der Wiederholung der Behauptung oder der weiteren Verbreitung der Tatſache 
Vorbem 6 vor 3 823, in der beſonderen Anwendung auf § 824 Rh 91, 350; JW 1915, 2918; 
Warn 1914 Nr 17; 1915 Nr 20; 1918 Nr 95; über die Klage auf Zurücknahme der auf 
geſtellten Behauptungen A 13a zu $ 823; über die Verurteilung zur öffentlichen Bekannt⸗ 
machung des Zurücknahmeurteils im Falle öffentlicher Ausſtreuung ebenda. Ein Schadens⸗ 
erſatz in Geld kann nur verlangt werden, wenn ein Vermögensſchaden eingetreten iſt 
(58 253, 847), was $ 824 nicht notwendig vorausſetzt. 

7. Abſ 2 bes 5 824 entſpricht im weſentlichen dem § 193 StGB. Die Abweichungen 
beſtehen einmal darin, daß $ 824 unter allen Umſtänden ein in ſich (objektiv) berechtigtes 
Jutereſſe verlangt (RG 51, 369; 56, 271; 85, 440), während für 8 193 SGB auch die irrige 
Annahme eines ſolchen genügt, ſodann darin, daß 8 824 dem Schutze des berechtigten Inter⸗ 
eſſes des Behaupters oder Verbreiters der Tatſachen den gleichen Schutz für den Empfänger 
der Mitteilung hinzufügt. Der Schadenserſatzanſpruch des Abſ 1 iſt ſonach ausgechloſſen, 
wenn für den Behaupter oder Verbreiter der Tatſache oder für den Empfänger der Mitteilung 
ein Intereſſe daran beſteht, deſſen Wahrnehmung rechtlich erlaubt iſt und nicht den guten 
Sitten zuwiderläuft (RG a. a. O.). Ein berechligtes Intereſſe wird namentlich begründet 
durch die öffentlichrechtliche Pflicht, über tatfächliche Vorgänge vor Gericht oder anderen Be⸗ 
hörden Zeugnis abzulegen (RG JW 1912, 5877; 29. 1. 12 VI 131/11), oder durch andere 
öffeutliche Pflichten, z. B. die des Seelſorgers (RG IW 1912, 29011), ferner auch durch die 
Zwecke der Rechtsverfolgung oder der Rechtsverteidigung im Prozeſſe ohne Rückſicht darauf, 
ob das Vorbringen im beſonderen Falle für die Entſcheidung des Rechtsſtreits von maß. 
gebender Bedeutung iſt (RG 85 S. 440, 443). Auch die Wahrnehmung fremder Inter⸗ 
eſſen iſt im Sinne des Abſ 2 geſtattet, wenn der Handelnde dazu berufen war oder die 
Angelegenheit ihn irgendwie perſönlich nahe berührte (RG 51, 869). Ein Recht der Tages. 
preſſe, allgemeinhin Rechte und Intereſſen dritter Perſonen zu wahren und vermeintliche 
Übelſtände in der Offentlichkeit zu rügen, iſt nicht anzuerkennen; ein anderes iſt es, wenn in 
Fachzeitſchriften das beſondere Fach berührende Vorgänge zum Gegenſtande der Erörterung 
gemacht werden (RG 83, 862; 23 1918, 1015”; 4. 3. 04 il 337/08). Die Handelsbeilage 
einer politiſchen Zeitung macht aber dieſe Abteilung der Zeitung nicht zu einem Fachblatt 
(RG 83, 862). 9 824 Abſſ 2 hat nicht den Satz des § 193 StGB aufgenommen, daß der 
an ſich gegebene Schutz des berechtigten Intereſſes entfällt, wenn das Vorhandenſein (die 
Abſicht) der Beleidigung aus der Form der Außerung oder aus den begleitenden Umſtänden 
hervorgeht. Der Satz gilt gleichwohl auch hier, und ſelbſt, wenn das berechtigte Intereſſe nicht 
bei dem Urheber oder Verbreiter der Mitteilung, ſondern bei dem Empfänger vorliegt (RG 
21.11.04 VI 24/04); denn eine in beleidigender Abſicht verbreitete oder in der Form gehäſſige 
den Betroffenen perſönlich herabwürdigende Darſtellung der Tatſachen verſtößt gegen die 
guten Sitten (5 826; Re JW 07, 33311; 1919, 993°). Daß neben dem berechtigten Intereſſe 
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ein perſönlicher Beweggrund, etwa der Rache, zur Geltung kommt, ſchließt an ſich das erſtere 
nicht aus (RG St 20, 164; JW 1919, 993%). Eine vorbeugende Unterlaſſungsklage wegen 
kreditgefahrdender Behauptungen iſt trotz des Vorliegens eines berechtigten Jutereſſes zu⸗ 
läſſig und begründet, wenn der Verletzte den Beweis der Unwahrheit der behaupteten Tat⸗ 
ſachen führt; ſ. darüber Vorbem vor $ 823 unter 6 IIIb. Dasſelbe muß von der Klage auf 
Zurücknahme einer beleidigenden oder kreditgefährdenden Behauptung oder Verbreitung 
gelten (R JW 1919, 9035). 

8. Für die Berückſichtigung eines berechtigten Intereſſes iſt nur Raum, wenn die Unwahr⸗ 
heit der behaupteten oder verbreiteten Tatſache dem Mitteilenden unbekannt iſt. Iſt 
fie ihm bekannt, fo liegt der Tatbeſtand des $ 824 Abſ 1 nicht eigentlich vor (RG 29. 1. 12 
VI 175/11, vgl. oben A 5). Die Mitteilung iſt auch dann wiſſentlich falſch, wenn der Mitteilende 
etwas zu wiſſen behauptet, wovon er innerlich ſelbſt keine ſichere Überzeugung hat, ſofern er 
ſich der Unſicherheit feines Wiſſens bewußt iſt (RG 76, 313; JW 1911, 2137; 1912, 11056; 
Warn 08 Nr 214 u. 518; 21. 11. 04 VI 24/04; 10. 2. 13 VI 476/12), und fie iſt ebenſo dann 
wiſſentlich falſch, wenn durch gefliſſentliches Verſchweigen weſentlicher Umſtände oder durch 
übertreibendes Ausmalen begleitender Umſtände der Sachverhalt in ſeinem Zuſammenhange 
vorſätzlich entſtellt wird (RG 75, 61; 12, 29011; 27. 4. 05 VI 351/04). Dem Falle, daß die 
Unwahrheit der behaupteten Tatſache dem Mitteilenden bekannt war, ſteht aber auch der Fall 
gleich, daß jemand eine ihm bekannte wahre Tatſache der Wahrheit gemäß mitteilen wollte, 
aus Fahrläſſigkeit aber der Mitteilung eine der Wahrheit widerſprechende Faſſung gibt, ſo daß 
die mitgeteilte Tatſache von der Allgemeinheit und von dem Empfänger in einem anderen 
Sinne aufgefaßt werden mußte, als ſie gemeint war. Auch hier kannte der Mitteilende die 
Unwahrheit der Tatſache, die er in Wirklichkeit mitgeteilt hat, und ein berechtigtes Intereſſe 
für die Verbreitung dieſer Mitteilung iſt nicht denkbar (RG 57, 157). 

9. Beweislaſt. Die Haftung aus $ 824 beruht auf Fahrläſſigkeit, alſo auf einem Verſchulden 
des Mitteilenden. Eine Vermutung für ein Verſchulden beim Behaupten oder Verbreiten 
einer unwahren Tatſache iſt nicht aufgeſtellt. Der Kläger muß ſomit das Verſchulden des Be⸗ 
klagten beweiſen; er muß dartun, daß der Beklagte bei Anwendung der im Verkehr erforder⸗ 
lichen Sorgfalt die Unwahrheit der Tatſache hätte erkennen müſſen. Dieſer Beweis ſchließt 
aber notwendig den anderen ein, daß die Tatſache ſelbſt unwahr fei, jo daß ſich auch hierauf die 
Beweislaſt des Klägers erſtreckt (RG 51, 369; 50, 271). Anders bei der in den Tatbeſtands 
merkmalen ähnlichen, mit der u. H. aus § 824 vielfach zuſammentreffenden Zuwiderhand⸗ 
lung aus 8 6 UnlW (5 14 in der Faſſung v. 7. 6. 09), die dem Kläger inſofern günſtiger iſt, 
als er nur die kreditgefährdende Eigenſchaft der Tatſache nachzuweiſen hat, wogegen dem 
Beklagten der Nachweis der Wahrheit ſeiner Behauptung obliegt (RG 58, 207; 61, 366; 
JW 05, 17415; 09, 67025). Das Vorhandenſein eines berechtigten Intereſſes für ihn oder 
den Mitteilungsempfänger hat der Beklagte zu beweiſen (RG 66, 271). 


8 825 
1) Wer eine Frauensperſon?) durch Hinterlift?), durch Drohung‘) oder 
unter Mißbrauch eines Abhängigkeitsverhältniſſess) zur Geſtattung der 
außerehelichen Beiwohnung bejtimmt®), iſt ihr zum Erſatze des daraus 
entſtehenden Schadens verpflichtet). 


1. Der exit durch den Reichstag in das BGB eingefügte 8 825 ſetzt gleich dem 8 824 einen 
Sondertatbeſtand einer unerlaubten Handlung, der nicht durch den 8 823 gedeckt 
wird. § 823 Abſ 1 iſt nur anwendbar, wenn durch die geſtattete geſchlechtliche Beiwohnung 
die Frauensperſon widerrechtlich körperlich verletzt worden ift (Übertragung einer Geſchlechts⸗ 
krankheit); $ 823 Abſ 2 trifft die Fälle der SS 174, 176, 177, 179, 182 StGB. 8 825 erweitert 
den durch dieſe Beſtimmungen den Frauensperſonen gebotenen e Daneben 
gibt § 1300 der unbeſcholtenen Verlobten, die ihrem Verlobten die Beiwohnung geſtattet hat, 
einen Anſpruch auf billigen Erſatz des Nichtvermögensſchadens. 

2. Darauf, ob die Frauensperſon unbeſcholten ift (§ 1300 BGB, 8 182 StGB), kommt 
es nicht an; auch das Alter iſt gleichgültig. Aided 

3. Hinterliſt iſt ein vorbedachtes, die wahre Abſicht verdeckendes Handeln zu dem Zwecke, 
den unvorbereiteten Zuſtand eines andern zur Verwirklichung eines Vorhabens zu EEE: 
(G JW 06, 35212). Die Anwendung von Kunſtgriffen (8 181 Nr 1 StGB) wird 5 5 10 
nicht erfordert (RG ebenda). Beiſpiele von Hinterliſt find die Verſetzung der die 5 2255 
in trunkenen Zuſtand, um fie in dieſem gefügig zu machen (RGSSt 22, 311), ſowie die 1 5 5 
gung des ehelichen Standes des Mannes, wenn dabei eine Täuſchungsabſicht erkennbar, 
Inäbefondere, wenn das Verſchweigen mit einem Eheverſprechen an die . ver. 
bunden iſ (dich J. 06, 85212; 09, 4152). Das bloße Verschweigen des verheirateten Standes 


{ft dagegen noch keine Hinterlift BG a. a. O.); auch nicht das bloße nicht ernſtlich gemeinte 
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Eheverſprechen, dieſes aber dann, wenn es nur vorgeſpiegelt war, um die Duldung der Bei⸗ 
wohnung herbeizuführen. 

4. Unter Drohung (vgl. § 123) iſt jede Inausſichtſtellung eines Übels, das den Willen 
der Frauensperſon zu beſtimmen geeignet iſt, zu verſtehen. 

5. Der Mißbrauch eines Abhängigkeitsverhältniſſes: eine, wenn auch nur tatſächliche 
Überlegenheit der Stellung muß zu dem Zwecke ausgenützt werden, eben dadurch einen maß⸗ 
gebenden Einfluß auf die Entſchließung der Frauensperſon auszuüben. Nicht erforderlich iſt, 
daß ihr für den Fall der Weigerung Nachteile in Ausſicht geſtellt werden. Solche Abhängig⸗ 
keitsverhältniſſe ſind dasjenige des Dienſtboten zum Dienſtherrn, der Schülerin zum Lehrer, 
des Mündels zum Vormund, auch der Patientin zum Arzt. Eine bloße wirtſchaftliche Über⸗ 
legenheit genügt nicht. Das Abhängigkeitsverhältnis kann auch ein mittelbares ſein: ſo, wenn 
der Täter der Arbeitgeber des Vaters der Frauensperſon iſt. 

6. Die außereheliche Beiwohnung (geſchlechtliche Vereinigung) muß ſtattgefunden haben 
und die Frauensperſon muß zu ihrer Geſtattung durch die vorangeführten Mittel beſtimmt 
worden fein; dieſe müſſen alſo angewendet fein mit dem Vorſatze, dadurch auf die Willens. 
entſchließung der Frauensperſon einzuwirken und ſie müſſen dieſen beabſichtigten Erfolg 
auch herbeigeführt haben dergeſtalt, daß die Frauensperſon ohne die Anwendung jener Mittel 
die Beiwohnung zu geſtatten ſich nicht entſchloſſen haben würde. (RG Warn 1915 Nr 236). 

7. Der Schaden iſt vorwiegend Nichtvermögensſchaden ($ 847); im Falle der Schwanger: 
ſchaft auch der hierdurch der Frauensperſon erwachſende Vermögensſchaden (Erwerbsverluſt 
u. a.). Für den Schadenserſatzanſpruch aus § 825 kommt, wenn der Geſchlechtsverkehr zur 
Geburt eines Kindes geführt hat, die Vermutung des § 1717 nicht zur Anwendung (RG JW 
09, 41512). — Prozeßrechtlich iſt zu bemerken, daß für Anſprüche aus $ 825 die Beſtimmung 
des § 23 Nr 2 GVG, wonach ohne Rückſicht auf den Wert des Streitgegenſtandes das Amts⸗ 
gericht zuſtändig iſt, nicht Anwendung finden kann, da es ſich nicht um einen Anſpruch aus 
außereheliche Beiſchlaf handelt. 

§ 826 


1) Wer in einer gegen die guten Sitten verſtoßenden Weiſe :) einem 
anderen vorſätzlich') Schaden zufügt ) 5), iſt dem anderen zum Erſatze des 
Schadens verpflichtet“) ). 


EI 705 II 749; M 2 726, 727; P 2 575—578; 6 202. 


1. Allgemeines. Den engbegrenzten Tatbeſtänden der 88 823 Abſ 1 u. 824 fügt $ 826 
eine Beſtimmung weiten Umfangs und allgemeiner Natur hinzu. Wie die SS 157 u. 242 
den Vertragsverkehr auf den beherrſchenden Grundſatz von Treu und Glauben ſtellen, ſo 
ſoll durch § 826 auch der allgemeine nachbarliche Rechtsverkehr der Perſonen zueinander 
(vgl. Vorbem 1 vor 8 823) unter den die Verfolgung der gegenſätzlichen Intereſſen begrenzen 
den, die Freiheit des einen durch die Rückſicht auf die gleichen Rechte des anderen beſchränkenden 
Geſichtspunkt der guten Sitte gebracht werden. § 826 trifft jeden gegen die Grundſätze der 
Sittlichkeit verſtoßenden Gebrauch, ſei es eines gegebenen Rechtes, ſei es der allgemeinen 
menſchlichen Betätigungsfreiheit zum Schaden eines anderen (RG Warn 1911 Nr 79). Die 
Frage, ob die nach § 826 zum Schadenserſatz verpflichtende Handlung dadurch zugleich zu einer 
rechtswidrigen werde, iſt in bejahendem Sinne zu beantworten (vgl. RG 58, 214). Wie 
8 138 ein gegen die guten Sitten verſtoßendes Rechtsgeſchäft in gleicher Weiſe für nichtig, 
alſo rechtlich unwirkſam erklärt, wie ein gegen geſetzliche Verbote verſtoßendes (8 134), fo iſt 
auch eine gegen die guten Sitten verſtoßende Handlung in gleicher Weile rechtswidrig, wie 
die gegen ein beſtimmtes Rechtsgut des andern oder gegen beſtimmte Geſetze gerichtete. Die 
Rechtsordnung ſchützt den Gebrauch der Rechte, aber nicht ihren Mißbrauch; dieſer iſt ſchlecht 
hin widerrechtlich. Durch Sondergeſetze wird die Anwendung des $ 826 nicht ausgeſchloſſen. 
Freilich kann, wo ein Sondergeſetz für einen gewiſſen Tatbeſtand rechtswidrigen Handelns 
ausdrücklich und abſichtlich einen weitergehenden Schutz ausſchließt, wo es ſelbſt erſchöpfend 
regeln will, ein ſolcher Schutz nicht aus dem BGB abgeleitet werden (RE 73, 294). Das gilt 
nicht von dem Unl WG, mit dem ſich in der Richtung auf den Schutz des allgemeinen Rechts⸗ 
verkehrs gegen Schädigungen durch Mißbrauch der allen Perſonen zuſtehenden Betätigungs- 
freiheit 8 826 eng berührt, deſſen nicht zu geſchloſſener Einheit zuſammengefaßte Einzelbeftim- 
mungen aber durch die allgemeinere Vorſchrift des 5 826 in wirkſamer Weiſe ergänzt werden. 
In einem ähnlichen Verhältniſſe ſteht $ 826 zu mehreren Beftimmungen des Warenzeichen. 
geſetzes (val. über das Verhältnis des 8 826 zu beiden Geſetzen RG 48, 114; 66, 286; 78, 78; 
79, 415; 92, 133; JW 05 S. 23755 u. 74311; Warn 09 Nr 452; 1911 Nr 79, 119, 401, 432; 
Seuff a 60 Nr 174; Gruch 53, 1155). Anders iſt das Verhältnis zum Anfechtungsgeſetz 
(vgl. darüber Vorbem 2 vor 8 823). Aus der weiten Faſſung des 8 826 ergibt ſich, daß unter 
deſſen Tatbeſtand auch viele Handlungen fallen (fo alle betrüglichen oder diebiſchen Schädi⸗ 
gungen eines anderen), die bereits durch 8 828 Abſ 2 betroffen werden (vgl. RG JW 06, 6012). 
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Ein dem ordentlichen Rechtsweg entzogener öffentlichrechtlicher Anſpruch kann nicht in Geſtalt 
eines Schadenserſatzanſpruchs aus $ 826, wegen unſittlichen Handelns des den Staat ver⸗ 
u Beamten, vor den ordentlichen Richter gebracht werden (RG 87, 
2. Das gegenſtändliche (objektive) Merkmal der u. H. des § 826 iſt der Verſtoß gegen 
die guten Sitten. Der Maßſtab für die Beurteilung, was die guten Sitten erlauben 
oder verbieten, iſt ein allgemeiner und durchſchnittlicher, der aus dem herrſchenden Volks⸗ 
bewußtſein, oder, ſofern die Handlung nur in einem beſtimmten Volkskreiſe vorzukommen 
pflegt, aus der ſittlichen Anſchauung dieſes beſtünmten Volkskreiſes entnommen wird (RO 48, 
114; 58, 214; 73, 107; JW 06, 1615). Es iſt, wie die erſtangezogene Entſcheidung ſich ausdrückt, 
„das Anſtandsgefühl aller billig und gerecht Denkenden“. Von der Anſchauungsweiſe der auf 
der Höhe ſittlicher Bildung ſtehenden Perſonen von vornehmer Denkart und verfeinertem Ans 
ſtandsgefühl iſt hierbei ebenſo abzuſehen, wie anderſeits offenbare Unſitten im Geſchäfts⸗ 
leben keine Rückſicht beanſpruchen können (RG 55, 367; 58, 214; 73, 107). Eine bloße Un- 
billigkeit des Handelns genügt nicht, um einen Verſtoß wider die guten Sitten annehmen zu 
können (RG 86 S. 191, 195). Wie in 8 276 die Beſonnenheit und ea des ver⸗ 
ſtändigen Durchſchnittsmenſchen als Maß für die im Verkehr erforderliche Sorgfalt ge⸗ 
nommen tft, jo in § 826 die Ehrbarkeit und Gewiſſenhaftigkeit des anſtändigen Durch⸗ 
ſchnittsmenſchen. Der Maßſtab iſt wie in § 276 ein allgemeiner und unperſönlicher (RG 
48, 114; 58 S. 214 u. 219; 65, 423; 74, 224; 76, 818; 79, 17; JW 1911, 7611 1912, 29011). 
Die gegen die guten Sitten verſtoßende Handlung kann, wie bei den Tatbeſtänden des § 828, 
benſewohl in einer Tätigkeit beftehen, wie in der Unterlaſſung einer ſolchen; letzteres 
dann, wenn die unterlaſſene Handlung einem ſittlichen Gebote entſprach. Beiſpiele mögen 
ſein die vorſätzliche Unterlaſſung der Warnung eines andern vor einem gegen ihn ſeitens 
eines Dritten geplanten Verbrechen; das argliſtige Verſchweigen weſentlicher Umſtände bei 
einem Vertragsſchluſſe (vgl. A 5b); das Verſchweigen einer Salfung, die dem dadurch 
Getäuſchten Schaden bringt, auf deſſen Anfrage, wenn eine fitiliche Pflicht zur Aufklärung 
anzuerkennen iſt (NG JW 1910, 470°); anders, wenn erlaubte Rückſichten das Verſchweigen 
rechtfertigen (NG JW 1911, 76110). Sittlich verwerflich kann eine Handlung erſcheinen 
ihrem Ziele nach oder in Anſehung der Mittel, mit denen die an ſich ſittlich erlaubten, ſelbſt 
die an ſich billigenswerten Ziele verfolgt werden (NG IW 1914, 460°; Warn 1916 Nr 250). 
Die Verfolgung des eigenen Rechtes oder Intereſſes iſt, für ſich betrachtet, niemals eine 
Handlung wider die guten Sitten, auch wenn ſie einem andern zum Schaden gereicht; denn 
niemand hat die Pflicht, fein eigenes erlaubtes Intereſſe dem eines andern nachzuſctzen oder 
die Ausübung eines Rechtes zu unterlaſſen, weil dadurch das Intereſſe eines andern geſchädigt 
wird (RG 58, 214; 68, 146; 71, 170; 86, 191; 92 S. 133 u. 143; 98, S. 15 u. 70; Warn 1919 
Nr 63). Deshalb ift auch die Ausnutzung einer durch die Verhältniſſe gebotenen Sachlage 
zu eigenem Vorteile nicht wider die guten Sitten (NG JW 1913, 48911; Warn 1919 Nr 68). 
Sittlich verwerflich dem Ziele nach iſt die abſichtliche planmäßige Schadenszufügung 
innerhalb wie außerhalb von Vertragsverhältniſſen (RG 51, 357; 56, 317; 58, 219; 74, 224; 
JW 08, 653°; 1914, 460%; Warn 1916 Nr 250; Gruch 49, 902), ſei es durch Mißbrauch von 
Rechten, wobei die Schranke des $ 226, daß die Handlung nur den Zweck haben kann, einem 
andern Schaden zuzufügen, nicht beſteht (AG 58, 214; Warn 1911 Nr 79), oder in Betätigung 
der allgemeinen Freiheit (RG 58, 214). Sittlich verwerflich iſt ferner die bewußte Unwahr⸗ 
heit in Mitteilungen, wenn damit das Bewußtſein der Schädigung (f. A 3) verknüpft iſt. Auch 
ſelbſt die auf grober Fahrläſſigkeit beruhende Verbreitung einer unwahren Tatſache 
kann den Tatbeſtand des § 826 erfüllen, wenn die Berufsſtellung des Verbreiters der Mit 
teilung ein befonderes Anſehen gibt: ſo wenn ein Arzt ohne tatſächliche Unterlagen die Be⸗ 
hauptung verbreitet, eine Perſon fei geiſteskrank (N& 72, 175), oder wenn ein Bankkaufmann 
in äußerſter Leichtfertigkeit eine falſche Auskunft über Kreditverhältniſſe gibt (NG JW 1911, 
58427); nicht dagegen, wenn ein Rechtsanwalt eine Auskunft über die Kreditwürdigkeit einer 
Perſon in grob fahrläſſiger Weiſe erteilt, zu deſſen Berufstätigkeit eine Auskunftserteilung 
in ſolchen Dingen nicht gehört, auch nicht in Beziehung ſteht (RG 20. 5. 12 VI 416/11). Auch 
im wirtſchaftlichen Kampfe kann durch frevelhaft in grober Fahrläſſigkeit verbreitete A1 1 
Mitteilungen ein Verſtoß gegen die guten Sitten begangen werden (RE JW 1912, 11 . 
Eine fahrläffige Handlungsweise kann aber den Tatbeſtand der Handlung wider die guten Sitten 
nur . wenn fie eine beſonders große Fahrlaſſiakeit, nicht nur Leichtfertigteit, enge 
Gewiſſenloſigkeit iſt (RG 90, 106; JW 1917, 5406; Warn 1914 Nr 122; 1916 Nr 254; 191. 
Nr 291). Die bloße Weiterverbreitung einer jemand unter dem Siegel der Sal der ene 
mitgeteilten Tatſache iſt eine Verletzung des geſellſchaftlichen Anſtands, aber als en 10 en 
Sitten (RE Warn 08 Nr 472). Sittlich verwerflich durch die Mittel der 1110 gung 
erechtigter Ziele find vor allem die in bewußter Überſchreitung der Grenzen der m au = 
‚ompfmittel im wirtſchaftlichen Wett: und Lohnkampf vorgenommenen Maßregeln. Vgl. 
im einzelnen zu allem vorſtehenden die reichhaltige Rechtſprechung in A5. Daß der Handelnde 
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fih bewußt fei, er verſtoße mit feiner Handlung gegen die guten Sitten, gehört nicht zum 
Tatbeſtande des $ 826 (RG 7, 17; JW 1910, 182; 1915, 913°; Warn 1914 Nr 122; 10. 7. 11 
IV 634/10). Auch kommt, wenn die Handlung ſelbſt nach dem allgemeinen Sittenmaßſtabe 
als unerlaubt nicht angeſehen werden kann, ein ſittenwidriger Beweggrund des Handelns, 
wie etwa der Rache für erlittene Unbill, nicht in Betracht; nur die rein feindſelige Geſinnung, 
neben der die Wahrnehmung berechtigter Intereſſen keinen Raum mehr findet, die Abſicht 
der Schädigung, begründet ohne weiteres die Anwendung des § 826 (RG 71, 170: 74, 224; 
79, 415; JW 1911, 40215; 1912, 29011; Warn 1910 Nr 286; LZ 1919, 1015˙; 18. 6. 12 
VI 95/12). Gleichgültig iſt für den Tatbeſtand des § 826 die innere Geſinnung des Täters 
aber dennoch nicht. Einerſeits kann von der ſittlichen Verwerflichkeit einer Handlung nicht 
mehr die Rede ſein, wenn der Handelnde ſie in der zu dem Bewußtſein der Unſittlichkeit 
gegenſätzlichen redlichen Überzengung vornimmt, daß er rechtmäßig in Verfolgung feines 
erlaubten Intereſſes oder gar einer rechtlichen oder fittlichen Pflicht fo handeln dürfe und 
müſſe (RG 71, 108; 79, 17; 91, 350; JW 1912, 29011; 1915, 9135; Warn 09 Nr 506). Auf 
der andern Seite vermag ein Mißbrauch der Stellung oder der wirtſchaftlichen Übermacht 
zum Schaden anderer rein aus feindſeliger, gehäſſiger Geſinnung, wie ſchon bemerkt, eine 
an ſich erlaubte Handlung zu einer ſittlich verwerflichen zu ſtempeln (NG 74, 224; JW 
1911, 40215; 1917, 71375; Warn 1910 Nr 280; 1916 Nr 250). — Ob eine Handlung einen 
Verſtoß gegen die guten Sitten enthält, iſt Rechtsfrage (RG 51, 369; 58 S. 214 u. 219; 
86, 191; JW 05, 370°). g 

3. Die Schadenszufügung im Sinne des § 826 muß vorſätzlich, der Wille des Handelnden 
muß darauf gerichtet fein. Hierin befteht das perſönliche (fubjettive) Merkmal des Tatbeſtandes 
des § 826. Grobe Fahrläſſigkeit genügt hier dem Erfordernis des Tatbeſtandes nicht, wie 
der Wortlaut des Geſetzes klar beſagt. Sie kann das gegenſtändliche Merkmal der Sitten ⸗ 
widrigkeit erfüllen, aber nicht den Vorſatz der Schädigung erſetzen (RG 90, 106; JW 1917, 5408). 
Doch ift nicht erforderlich, daß der Handelnde von der Abſicht der Schädigung geleitet werde; 
er muß ſich nur bewußt ſein, daß die Handlung den ſchädlichen Erfolg haben werde, und dieſe 
dennoch wollen (RG 58 S. 214 u. 219; 63, 146; 79, 55; 91, 350; JW 05, 3695; 07, 2015; 
1911, 324°; Warn 1914 Nr 122; 1917 Nr 291; ſ. über den Vorſat im allgemeinen $ 823 A 2). 
Das Merkmal der Vorſätzlichkeit der Schädigung wird auch ſchon durch das Bewußtſein des 
Täters erfüllt, daß infolge ſeiner Handlungsweiſe der andere Schaden leiden könne ſofern 
er dieſen möglichen Erfolg in ſeinen Willen aufgenommen und für den Fall ſeines Eintritts 
gebilligt hat (dolus eventualis; RG 56, 73; 68, 431; 76, 313; 79, 55; 90, 106; JW 06, 780⁴⁸ 
1911, 6502; 1914, 678°; Warn 1912 Nr 166; 1914 Nr 122; 1916 Nr 271; 1917 Nr 291: 
1919 Nr 63; Gruch 52, 1040; 54, 972); nur darf ſich der mögliche Erfolg dem Täter nicht 
als eine fo entfernte Möglichkeit darſtellen, daß er im Ernſte nicht damit rechnen zu müſſen 
glaubt (RG JW 06, 780%; 1911, 65052; 1912, 3055; Warn 1917 Nr 291). Über die Grenze 
des ſog. dolus eventualis und der Fahrläſſigkeit, insbeſondere bei der Erteilung unwahrer 
Auskünfte und der Aufſtellung ehrverletzender Behauptungen vgl. RG 76, 313; 90, 106; 
JW 1911, 2137; 1917, 341; Warn 1914 Nr. 109 u. Nr 122. Sind Folgen eingetreten, die 
der Täter nicht in den Kreis feiner Vorſtellungen aufgenommen hatte, dann fehlt es inſoweit 
an dem Vorſatze (RG 2. 5. 07 VII 417/06). Darauf, ob der Täter die Höhe des Schadens 
vorausgeſehen hat, kommt nichts an (RG IW 03 Beil 142515 Warn 08 Nr 605). Der Vorſatz 
kann ſich auch gegen eine andere Perſon richten, als gegen diejenige, welche den Schaden 
erleidet, wenn dieſer letztere nur in der Richtung des Vorſatzes liegt (RG Gruch 54, 972; 
25. 10. 06 VI 47/06; 7. 7. 10 IV 446/09, 10. 2. 13 IV 476/12). Iſt durch dieſelbe Handlung 
mehreren Perſonen ein Schaden erwachſen, ſo iſt dieſer dem Tater als vorſätzlich zugefügt 
infomeit zuzurechnen, als ihm zum Bewußtſein gekommen iſt, daß der Schaden ſich weiter 
fortpflanzen oder werde weitergetragen werden (RG JW 03 Beil 142°). Auf die Sitten ⸗ 
mwibriafeit der Handlung braucht ſich das Bewußtſein des Täters nicht zu erſtrecken (. oben A 2). 

4. 8 826 ſpricht von der Zufügung eines Schadens ſchlechthin, mag die Beſchädigung 
unmittelbar das Vermögen oder ein Recht oder Rechtsgut der Perſon treffen, durch deſſen Ver⸗ 
letzung mittelbar der Vermögensſchaden beſteht. Deshalb iſt nach § 826 jeder ſchadenserſatz⸗ 
berechtigt, der durch die Handlung einen Schaden erleidet, der ihm vorſatzlich zugefügt iſt, 
auch der mittelbar Beschädigte (RG 79, 55; 84, 332). Auch ein nicht vermögensrechklicher 
Schaden iſt möglich (M& 7. 7. 10 IV 582/09), für feinen Erſatz gilt § 253; es kann Wieder⸗ 
berſtellung, aber nicht Entſchädigung in Geld verlangt werden (RG 94, 1; Warn 1913 Nr 53). 
Davon abgeſehen iſt Schaden jede nd derben auch die Beeinträchtigung einer 
bloß tatſächlichen Erwerbsausſicht, des Kundſchaftsverhältniſſes, die Abſckneidung von Bezugs⸗ 
quellen für Waren u. 9. (Nez 40, 114; 08, 219; 75, 61; ‚9, 55; 323 02 Beil Nr 237; 05, 2019; 
06, 19825; 1911, 111°), doch iſt eine wirkliche Schädigung erforderlich; es genügt nicht, daß 
der Kläger einen Schaden erleiden kann (NG Warn 08 Nr 632). Eine freiwillige Aufwendung 
it an ſich niemals ein Sch den; wurde der Wille aber durch argliſtige Tauſchung beſtimmt, 
ſo war er nicht frei, und die Aufwendung erſcheint als Schaden (RG 88, 406). 
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5. Ob in einer Handlung eine vorſätzliche Schädigung eines andern gegen die guten Sitten 
zu erblicken iſt, kann nur aus der Sachlage des einzelnen Falles, der Betrachtung der Ziele 
der Handlung und des Verhältniſſes zu den Mitteln, mit denen der Handelnde dieſe verfolgt, 
entſchteden werden. Die reichhaltige Rechtſprechung des KG kommt hier mehr als Wegweiſer 
zu den weſentlichen Betrachtungspunkten, als für die grundſätzliche Auslegung des Geſetzes 
in Betracht. Von dieſem Geſichtspunkt aus ift die nachfolgende Darſtellung der hauptſächlichen 
Entſcheibungen des RG zu dem Paragraphen zu würdigen. 

a) Die Berufung auf ein Geſetz, das jemand zur Seite ſteht, iſt niemals gegen die 
guten Sitten; es iſt nicht angängig, das Geſetz dadurch wirkungslos machen zu wollen, daß 
ber dadurch geſchützten Partei der Vorwurf des Handelns gegen die guten Sitten gemacht wird 
(RG 58, 214; 77, 277; 3W 09, 5957). Deshalb verſtößt es auch an ſich niemals gegen die guten 
Sitten, wenn ſich jemand auf den Mangel der geſetzlichen Form eines Vertrags 
beruft und deshalb feine Erfüllung weigert (RG 52, 5; 72, 342; 82, 199; 96, 315; Warn 
1917 Nr 174). Dasſelbe gilt, wenn die Form auch nur vereinbart war (RG 58, 214), und 
auch dann, wenn der Zurücktretende weiß, daß der Vertragsgegner für die Ausführung des 
Vertrags bereits Aufwendungen gemacht hat, die nun nutzlos werden (RG Warn 09 Nr 537). 
Anders jedoch, wenn der eine Teil abſichtlich den Abſchluß des Vertrags in der gehörigen 
Form verhinderte, um ſich ſpäter gegebenenfalls auf den Mangel berufen zu können (RG 
82, 199; 96, 315; Warn 1917 Nr 174); aber auch ſchon dann, wenn er überhaupt die Schuld 
daran trägt, daß der Vertrag nicht formgerecht abgeſchloſſen wurde, ſo, wenn von der andern 
Seite die Erfüllung der Form vorgeſchlagen, von ihm aber für unnötig erklärt worden war: 
es iſt wider die guten Sitten, wenn er ſpäter aus dieſem eigenen Verhalten einen Vorteil 
herleiten will (RG 82, 299; 96, 315; Warn 08 Nr 38; dagegen Oertmann Recht 1914, 8ff.). 
Der Wechſel des Rechtsſtandpunkts bei Verfolgung ſeiner Rechte kann niemand zum Vorwurf 
gemacht werden, auch wenn er dem Gegner nachteilig iſt, es ſei denn, daß damit die Abſicht 
verbunden iſt, die Lage zum Schaden des Gegners auszunutzen (RG ZW 00, 1575; Warn 09 
Nr 461). Kein Verſtoß wider die guten Sitten iſt es, wenn jemand ihm an ſich zuſtehende 
Anſprüche erhebt, auf die er in einem nach § 138 BGB nichtigen Rechtsgeſchäfte verzichtet 
hatte, indem er ſich auf dieſe Nichtigkeit beruft (RG Warn 1914 Nr 273); doch darf er wiederum 
nicht aus der Nichtigkeit des Geſchäfts Vorteile ſich verſchaffen wollen; er handelt argliſtig 
und wider die guten Sitten, wenn er behalten will, was er auf Grund des nichtigen Geſchäfts 
erhalten hat, aber auch noch das fordert, was er zur Erlangung der Vorteile dieſes Geſchäfts 
aufgegeben hatte (RG Warn 1917 Nr 16). Ebenſo darf kein Schuldner aus der Nichtigkeit 
einer von ihm beſtellten Sicherheit das Recht herleiten, ſich der Erfüllung der Verpflichtung, 
für die die Sicherheit 1 95 war, überhaupt zu entziehen; will der Gläubiger trotz der ver⸗ 
lorengegangenen Sicherheit an dem Vertrage feſthalten, ſo muß ſich der Schuldner dem 
fügen (RG I 1916, 390). Ebenſowenig wie die Berufung auf das Geſetz begründet die 
Ausübung von Vertragsrechten einen Verſtoß gegen die guten Sitten. Wer ſich einem 
Vertrage unterworfen hat, der ihm Opfer auferlegt und ihn Schädigungen ausſetzt (Tarif⸗ 
vertrag mit Schaden bei Vertragsverletzungen), h t dieſe Wirkungen ſelbſt gewollt (RG 81, 4; 
88, 406). Eine planmäßig mittels wiſſeutlich unrichtiger Einwendungen bewirkte Prozeß 
verzögerung verſtößt gegen die guten Sitten, wenn nicht beſondere Umſtände eine andere 
Beurteilung rechtfertigen (RG 95, 310). Wider die guten Sitten iſt es ferner, wenn ein 
Gläubiger ſich einen Geldbetrag durch Überweiſung zahlen läßt, von dem er weiß, daß der 
Zahlende ihn unrechtmäßig erworben hat; daß ihm das Geld nicht körperlich übergeben wurde, 
ſchützt ihn gegen die Eigentumsklage; das darf ihm jedoch nicht dazu verhelfen, die Beute in 
Sicherheit zu genießen (RG 94, 191). Ein Gewerbeunternehmer haftet nicht ſchon deshalb aus 
$ 826, weil er bei Errichtung einer für die Nachbargrundſtücke gefährlichen und läſtigen Anlage 
die Entwertung dieſer Grundſtücke mit Sicherheit vorausſehen konnte; wohl aber, wenn er 
die den Gewerbebetrieb zulaſſende polizeiliche Genehmigung argliſtig durch Täuſchung der 
Behörde erſchlichen hatte (RG Warn 1914 Nr 251); eine Anhäufung eingetragener Waren. 
zeichen auf Vorrat, um andere von der Eintragung ähnlicher Zeichen auszuschließen, kann 
gleichfalls nicht als ſittenwidrig erachtet werden (RG 97, 90). Über die Vollſtreckung ein⸗ 
wandfrei erlangter Urteile vgl. zu d. Rech 
„b) Über die argliſtige Täuſchung beim Vertragsſchluſſe und deren Re 105 
folgen iſt 5 123 A 2 u. 5, ſowie Vorbem 40 vor § 823 gehandelt. Sie erfüllt nicht e e 
den Tatbeſtand einer u. H. Derjenige des 8 826 ſetzt zum mindeſten einen Scene 3 f m 
täuſchten und das Bewußtſein der Schädigung bei dem Täuſchenden voraus. inter 0 
. ., wenn jemand einen Geldmann beſtimmt, einem Dritten Kredit zu geben 16 157 
ablegen Angabe, dieſer habe eine große Erbſchaft gemacht, ſofern der Dritte Bewußtſel 
im Gbſchaſt kreditwürdig und zahlungsfähig ift (Rich 1.7.12 VI 112/12). N ſich 5 

er Schädigung fehlt, wenn der Täuſchende ſeine ins Blaue hinein abgegedeng. ſcht aba 
dabwaßrer Tatſachen (fo des Feuerkaſſenwerts eines Grundſtücks) nur in der Abficht abgibt, 
dadurch den Vertrag zuſtande zu bringen, ohne dabei an eine mögliche Schädigung des 
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Getäuſchten zu denken (RG Warn 1913 Nr 42). Die argliſtige Täuſchung wider die 
guten Sitten kaun begangen werden durch Erregung eines Irrtums oder durch Aus⸗ 
nutzung eines ſolchen, ferner ſowohl durch die Verſicherung unwahrer wie durch die Ver ⸗ 
ſchweigung wahrer Tatſachen; ſo durch Zuſicherung der Beſchlagnahmefreiheit von Waren, 
deren Veſchlagnahme, wie dem Verkäufer bekannt war, devorſtand (RG Warn 1920 Nr 41). 
Fälle der Erregung eines Irrtums durch argliſtige Verſicherung unwahrer Tatſachen bei 
Grundſtücks⸗ und Hypothekenverkäufen ſ. R JW 1912, 53615; Warn 1911 Nr 31; 1914 
Nr 49; 1918 Nr 181; beim Warenkauf Warn 1916 Nr 77; Vortäuſchung von Börſentermin⸗ 
geſchäftsfähigkeit bei der Eingehung von Börſentermingeſchäften Warn 1917 Nr 207. Über⸗ 
treibende, beſchönigende, verſchleiernde Redensarten ſind im kaufmänniſchen Verkehr gang 
und gäbe und verſtoßen noch nicht wider die guten Sitten, wenn nicht damit eine Täuſchung 
über weſentliche Bedingungen des abzuſchließenden Vertrags bezweckt wird (RG ZW 06, 
6047). Mit der Ausnutzung eines vorhandenen Irrtums handelt noch nicht ſittlich verwerflich, 
wer ein Vertragsangebot in der Erkenntnis annimmt, daß der Anbietende ſich in der An- 
ſetzung des Angebotspreiſes nach Maßgabe der geltenden Wertverhältniſſe geirrt habe, und 
dieſen Irrtum zu ſeinem Vorteil benutzt; er hat nicht die Pflicht, den Vertragsgegner auf den 
Irrtum aufmerkſam zu machen. Wer eine rechtsgeſchäftliche Erklärung abgibt, muß ſelbſt auf, 
merkſam ſein (RG 55, 367). Ein Verſtoß wider die guten Sitten liegt jedoch dann in der Be⸗ 
nutzung des Irrtums des andern, wenn der Unterſchied des bedungenen Preiſes und des 
wirklichen Verkaufwerts ein ganz unverhältnismäßig großer iſt, ſo daß aus ſeiner bewußten 
Ausnutzung auf einen Schädigungsvorſatz geſchloſſen werden muß (RG IW 1910, 18710, 12. 
6. 11 VI 281/10). Eine argliſtige Täuſchung durch Stillſchweigen wird begangen, wo die 
Umſtände nach Treu und Glauben das Reden forderten (RG 62, 149; 69, 13; 77, 309; 91, 80; 
Warn 1914 Nr 38 u. 185; 1919 Nr 168; 23 1917, 10711). Freilich beſteht keine allgemeine 
Offenbarungspflicht über alle Verhältniſſe, die für einen Vertragsſchluß von Bedeutung ſein 
können; namentlich iſt kein Kaufmann verpflichtet, einem Dritten, der als Bürge für einen 
Schuldner des Kaufmanns einzutreten bereit iſt, feine Geſchäftsbeziehungen zu dieſem auf⸗ 
zudecken (MS 91, 80; 23 1917, 10715); argliſtig und wider die guten Sitten iſt nur die vor⸗ 
ſätzliche Unterlaſſung derjenigen Mitteilungen, die der Vertragsgegner nach der Verkehrsauf⸗ 
faſſung erwarten durfte (RG a. a. O.; JW 1911 S. 2136, 32418, 5757). So das Verſchweigen 
des Kredit begehrenden Warenkäufers, daß ſein ganzes Warenlager einem andern Glaubiger 
übereignet it (RG IW 1911, 32418); des Verkäufers eines Grundſtücks, daß eine darauf laſtende 
Hypothek gekündigt iſt (RG 15. 6. 10 V 321/09); das Verſchweigen bei der Abtretung einer 
Hypothek, daß die Zwangsverwaltung und Zwangsverſteigerung über das Pfandgrundſtück 
eingeleitet it ( JW 1911, 213°); das Verſchweigen der wahren Geſchäftslage, wenn bei 
einem Anſtellungsvertrage der Anzuſtellende verpflichtet wird, Geſellſchaftsanteile zu er⸗ 
werben, die in Wirklichkeit wertlos find (NG Warn 1912 Nr 166). Gegen die guten Sitten 
verſtößt endlich die Ausbeutung eines Geiſtesſchwachen, der zu einem ihm ſchädlichen Vertrage 
beſtimmt wird (RG 67, 393; 72, 61). 

c) Die Verletzung beſtehender Vertragspflichten durch Nichterfüllung iſt nicht 
ſchlechthin unſittlich. Nur darf keine Vertragspartei darauf ausgehen, den Vertragszweck für 
den andern Vertragsteil zu vereiteln (RG Warn 09 Nr 89). Ein Geſellſchafter handelt 
unſittlich, wenn er hinter dem Rücken der übrigen für ſich ſelbſt Geſchäfte macht und deren 
Abſchluß für die Geſellſchaft vereitelt (RG JW 1917, 104%), nicht dagegen, wenn er in Ver⸗ 
folgung feines erlaubten Intereſſes den Geſellſchaftsvertrag rechtsgültig kündigt und dann 
darauf hinarbeitet, die Lieferanten und Kunden der Geſellſchaft an ſich allein heranzuziehen 
(RG JW 1917, 217°). Unſittlich ift der Vertragsbruch eines Treuhänders, der beſtellt iſt, 
die Intereſſen aller Glaubiger zu ſchützen, und ſich als Gläubiger Sondervorteile vom Schuldner 
ohne Wiſſen der anderen ausbedingt (RG 79, 194). Der Schuldner hat nicht die Ver⸗ 
pflichtung, nur für ſeinen Gläubiger zu leben und zu arbeiten. Es iſt nicht wider die guten 
Sitten, wenn ein Schuldner, um mit ſeiner Familie wirtſchaftlich beſtehen zu können, in 
einem Anſtellungsvertrage die Entlohnung für zukünftige Dienſte ſich in der Weiſe verſprechen 
läßt, daß ein kleinerer Gehaltsbetrag ihm gezahlt, daneben eine größere Leiſtung feiner Ehe⸗ 
frau gemacht wird, ſofern die Höhe des der Ehefrau zugewirſenen Gehaltsteils in angemeſſenen 
Grenzen bleibt und einer ſtandesgemäßen beſcheidenen Lebensführung des Schuldners ſich 
anpaßt (Fünfzehnhundert, Mark, Vertrag: NG 69, 59; 81,41; JW 1912, 6895); ebenſo 
nicht, wenn ein Schuldner fein Geſchäft auf feine Ehefrau überträgt und ihr in dem Geſchäfte 
feine Dienſte unentgeltlich zu widmen ſich verpflichtet (RG 67, 169). Aber es iſt gegen die 
guten Sitten, wenn der Schuldner das vorhandene Hab und Gut durch treuhänderiſche 
Veräußerungsgeſchäfte in nach außen nicht erkennbarer Weiſe an Dritte als Vertreter über⸗ 
trägt und übereignet, um es den Gläubigern zu entziehen (ch 74, 224; JW 04, 49952. 1914 
S. 32418, 57670, 65055; 1913, 3184; Warn 1912 Nr 155). Auf ſeiten des Gläubigers iſt 
dementſprechend ein Verſtoß gegen die guten Sitten gegeben, wenn er ſich das ganze gegen⸗ 
wärtige und zukünftige Warenlager, ſowie alle gegenwärtigen und zukünftigen Außenſtände 
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des Schuldners übereignen und übertragen läßt, wodurch er dieſen ſeiner wirtſchaftlichen 
Selbſtändigkeit beraubt, andere Gläubiger darüber notwendig täuscht und fie um die Mittel 
ihrer Befriedigung bringt, mag ſelbſt ſeine Abſicht die geweſen ſein, dem Schuldner auf. 
zuhelfen (Knebelvertrag; HG 85, 343; JW 1911, 57610; 1918, 916°; 1914, 8315; 1915, 1912; 
1917, 460%; 1919, 4431; Warn 1913 Nr 400; 1915 Nr 134; 1916 Nr 271; 1919 Nr 189). 
Der Gläubiger handelt ferner wider die guten Sitten, wenn er, um dem Schuldner die, wie 
er weiß, begründeten Einreden abzuſchneiden, gegen eine ausdrückliche Vereinbarung oder auch 
ohne eine ſolche, die ihm vom Schuldner gegebenen Wechſel auf dritte gutgläubige Erwerber 
überträgt (NG 51, 357; 56, 317; Warn 1912 Nr 386). Noch mehr, wenn der Gläubiger durch 
eine Reihe ineinandergreifender planmäßiger Handlungen ſeinem Schuldner ſelbſt den all 
gemeinen Kredit abſchneidet und ihm die Möglichkeit verlegt, ihn, den Glaubiger, zu befriedigen, 
um in der Zwangsverſteigerung die Grundſtücke des Schuldners billig an ſich zu bringen (RG 
58, 219), oder wenn er fonft durch fein Verhalten die rechtliche oder wirtſchaftliche Lage feines 
Schuldners zu verſchlechtern trachtet (RG 58, 425). Es iſt eine im Bauverkehr nicht ſeltene hier⸗ 
her gehörige Erſcheinung, daß der Baugeldgeber, wenn der Bau zum größeren Teile fertig⸗ 
geſtellt iſt, mit ſeinen weiteren Vertragsleiſtungen unter nichtigen Vorwänden zurückhält, um 
das Baugrundſtück, für das im unfertigen Bauzuſtande nur ſchwer Kaufluſtige ſich finden, zur 
Zwangsverſteigerung und darin an ſich zu bringen. Gegen die guten Sitten handelt ferner 
der Vermieter, der gegen den Mieter mit einer Räumungsklage vorgeht, nachdem er ihn vorher 
durch vertragswidrige Weigerung der Zuſtimmung zu einer Untervermietung außerſtand 
geſetzt hatte, den Mietzins zu zahlen (HG 22. 11. 07 III 326/07). Nicht gegen die guten 
Sitten handelt ohne hinzukommende andere Tatbeſtandsmomente der Darlehnsgläubiger, 
der die ausgefallene Forderung gegen den perſönlichen Schuldner beitreibt, obwohl er ſelbſt 
das Pfandgrundſtück ſo billig erſtanden hat, daß der Mehrwert ſeine Forderung deckt; denn 
er handelt in erlaubter Verfolgung feines Rechts (RG 80, 153 u. d.); vgl. darüber auch 
unter g. Kein Verſtoß wider die guten Sitten iſt die Vereitelung des Zuſtandekommens 
Eine a für den ein bindendes Vertragsangebot noch nicht vorlag (NG Warn 
K 

d) Die Schadenserſatzpflicht aus § 820 wird auch durch ein rechtskräftiges Urteil 
zugunſten des Schädigers nicht grundsätzlich gehindert. Zwar kann die Geltendmachung 
eines er ea Urteils, auch in Kenntnis ſeiner ſachlichen Unrichtigkeit (z. B. wenn 
es auf einer falſchen Zeugenausſage beruht), noch nicht als ein Verſtoß gegen die guten Sitten 
angeſehen werden, wie RGSt 34, 279 anzunehmen ſcheint; denn dadurch, daß jemand an⸗ 
gehalten wird, eine ihm aus einem rechtskräftigen Urteil obliegende Verbindlichkeit zu erfüllen, 
wird ihm kein Schaden zugefügt, und zur Beſeitigung eines auf falſcher Beweisgrundlage 
beruhenden rechtskräftigen Urteils bietet die 3 PO die Mittel, von denen der Benachteiligte 
Gebrauch machen kann (88 580 ff. ZPO; NG 67, 151; 80, 153; Gruch 63, 611; 22. 2. 12 
yI231/11). Ein Schadenserſatzanſpruch aus $ 826 entſteht auch dann nicht, wenn die Prozeß⸗ 
partei bei der Urteilserwirkung gegenüber dem Prozeßgegner ganz offen handelte und nur 
den Richter täuſchte (RG Warn 1914 Nr 278). Das gleiche gilt von der Geltendmachung 
der Rechte aus einem Vergleiche, deſſen Forderungsgrundlage nicht beſteht, wenn dieſes 
Nichtbeſtehen der Forderung beim Abſchluſſe des Vergleichs dem andern Teile ebenſowohl 
bekannt war (R Gruch 52, 1027). Anders jedoch, wenn der Gläubiger des rechts 
kräftigen Urteils dieſes ſelbſt hinter dem Rücken des Schuldners in Kenntnis des Nicht. 
beſtehens ſeiner Forderung in der Art erwirkt hatte, daß der Schuldner ſich nicht verteidigen 
konnte (3. B. durch öffentliche Zuſtellung, von der er wußte, daß ſie den Gegner nicht 
erreichen würde, und obwohl er wußte, wo dieſer ſich aufhielt). „Die Wirkung der Rechts 
kraft hört auf, wo ſie bewußt rechtswidrig zu dem Zwecke herbeigeführt iſt, dem, was nicht 
Recht iſt, den Stempel des Rechtes zu geben“ (RG 46, 75; 61, 859; 75, 213; 78, 389; JW 
05, 23476; 12, 372%; 1916, 119510. Der Schadenserſatz geht in ſolchem Falle auf Heraus. 
gabe des Vollſtreckungstitels und Einſtellung der Zwangsvollſtreckung. Einen Fall der argliſtigen 
Erwirkung eines rechtskräftigen Zuſchlagsurteils in der Zwangsverſteigerung zum Nachteil 
eines Hypothekengläubigers behandelt RG 69, 277. Ein gegen die guten Sitten verſtoßender 
Mißbrauch der Rechte aus einem rechtskräftigen Urteile iſt es ferner, wenn der obſiegende 
Teil die Verurteilung des Gegners in einer über ein vernünftiges Maß hinausgehenden 
Weiſe öffentlich bekanntmacht, während ihm in gehörigen Schranken das Recht einer Bea 
Mitteilung an den dabei intereſſierten Perſonenkreis nicht zu verſagen iſt (RG J 07, 527 12 
e) Die zwiſchen anderen Perſonen beſtehenden perſönlichen Schuldverhält⸗ 
niſſe können von einem Dritten nicht verletzt (vgl. 8 823 A 9) und brauchen von 325 nicht 
peachtet zu werden (1 Gruch 51, 987). Dadurch wird aber nicht ausgeſchloſſen, 05 18 
den blottmaßiges Zuſammenwirken des einen Vertragsteils mit einem Dritten ber 15 au 
es andern Vertragsteils nicht nur den verräteriſchen Vertragsteil, ſondern auch 362 
gegenüber dem beeinträchtigten Vertragsteile nach $ 826 verantwortlich macht (nch 62, 187; 
8, 287; 88, 361; 90, 350; SW 1910, 3007; Gruch 51, 987). Sittlich verwerflich ift des. 
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halb der in planmäßigem Zuſammenwirken mit einem Wechſelgläubiger erfolgte Erwerb von 
Wechſein, um dem Schuldner Einreden abzuſchneiden (RG Warn 1912 Nr 386; die bloße 
Kenntnis der Einreden macht den Erwerb nicht ſittenwidrig, RG 57 S. 65 u. 391; JW 
08, 15155. So wird dem geſchädigten Vertragsteile ferner haftbar, wer von dem Mißbrauch 
einer Vertretungsmacht zu Geſchäften, für welche ſie im inneren Verhältniſſe nicht erteilt 
war, Kenntnis hat (RG 58, 356; Warn 09 Nr 481; JW 03 Beil 74120). Wer ſich in Kenntnis 
des vertragsmäßigen Rechtes eines Dritten auf Beſtellung einer Hypothek an einem Grund⸗ 
ftüde wegen einer für ihn beſtehenden Forderung vorher eine Hypothek eintragen läßt, handelt 
noch nicht unſittlich (RG JW 1910, 3907; Gruch 51, 987; vgl. RG 73, 50); ebenſo nicht 
ſchon, wer in Kenntnis eines älteren perſönlichen Anſpruchs auf Eigentums- oder Beſitz. 
übertragung ſich das Eigentum oder andere dingliche Rechte an Sachen einräumen läßt (Res 
83, 287); wohl aber, wer, mag er auch nebenbei eigene erlaubte Zwecke verfolgen, im arg⸗ 
liſtigen planmäßigen Zuſammenwirken mit dem Eigentümer eine Auflaſſung entgegennimmt, 
um dadurch dieſem einen unliebſamen Veräußerungsvertrag mit einem Dritten beſeitigen 
(RG 62, 187; vgl. dazu RG 83, 237) oder die Begründung einer Grunddienſtbarkeit hinter⸗ 
treiben zu helfen, zu der er ſich verpflichtet hatte (RG Gruch 50, 971). Ebenſo verſtößt gegen 
die guten Sitten die Übertragung einer Hypothek und deren Annahme durch ein Schein⸗ 
geſchäft zu dem Zwecke, das Recht eines Dritten auf Vorrechtseinräumung zu vereiteln 
(RS 95, 100). Ein ſittenwidriger Eingriff in ein zwiſchen anderen Perſonen beſtehendes 
Schuldverhältnis liegt auch vor, wenn der Käufer den Verkäufer veranlaßt, an ihn unter 
Umgehung des Verkaufsmaklers zu verkaufen, dem der Verkäufer die Verkaufsvermittlung 
gegen einen Mäklerlohn übertragen hatte (RG Warn 09 Nr 142), oder wenn jemand den 
beauftragten Geſchäftsführer eines andern durch Beſtechung gewinnt, hinter dem Rücken 
ſeines Auftraggebers zu deſſen Nachteile tätig zu fein und ihm Kaufluſtige abwendig zu machen, 
anſtatt fie ihm zuzuführen (RH Warn 09 Nr 97). Maßnahmen eines Gläubigers zur eigenen 
Sicherung find nicht ſchon deshalb unſittlich, weil fie zu einer Schädigung an erer Gläubiger 
führen; ſie mögen zur Gläubigeranfechtung führen, begründen aber noch keinen Schadens⸗ 
erſatanſpruch aus $ 826 (R& Warn 1915 Nr 134; 22 1917 S. 10701% u. 12545). Sittlich 
verwerflich kann es ſein. wenn ſich ein Glaubiger, der ſich gleich den übrigen mit dem Schuldner 
auf einen Prozentſatz der Forderung verglichen hat, hinterher und hinter dem Rücken der 
anderen die Zahlung der ganzen Forderung verſprechen läßt (RG 79, 194). Die Ver⸗ 
leitung eines Vertragspflichtigen zum Vertragsbruch, insbeſondere eines Angeſtellten 
zur vertragswidrigen Auflöſung des Dienſtverhältniſſes, verſtößt dagegen ohne anderweite 
Schädigungsabſicht nicht ſchlechthin gegen die guten Sitten, ſofern nicht Umſtände hinzu⸗ 
treten, die das Verhalten verwerflich erſcheinen laſſen (RG 78, 14; JW 06, 40528; 1910, 7055; 
1913, 86611; Warn 1910 Nr 183; 1913 Nr 322; 12. 4. 11 VI 417/10; zu weit geht RG JW 
1918, 825°, wo abweichend hiervon jede Verleitung eines bei einem Dritten unter Konkurrenz- 
verbot Angeſtellten zum Vertragsbruch für unſittlich erklärt wird; ähnlich weitgehend in der 
Begründung R JW 1916, 413'%; in beiden Fällen handelt es ſich aber um unlauteren 
Wettbewerb was die Entſcheidungen annehmbar macht; vgl. anderſeits die angezogene 
Entſcheidung Warn 1913 Nr 322). Nicht unſittlich ift regelmäßig die Verleitung zur Löſung 
eines Vertragsverhältniſſes auf dem ordentlichen Wege der Kündigung (RG JW 1916, 1115“, 
vgl. dazu JW 1917, 217). Über die Berufung auf ein nach dem Anfechtungsgeſetz anfecht⸗ 
bares Rechtsgeſchaft durch den Erwerber gegenüber dem Gläubiger des Veräußerers vgl. 
Vorbem 2 d vor § 823. Über Knebelverträge, die zugleich den Schuldner wie deſſen 
übrige Gläubiger ſchädigen, ſ. A 3e. Beihilfe zur Begründung eines äußerlich glänzend aus⸗ 
ſchauenden, in Wahrheit nicht lebeusfähigen Geſchafts eines Schuldners durch einen Gläubiger 
in eigennütziger Abſicht Rc JW 1917, 37°. 

) Eine Handlung wider die guten Sitten iſt es, wenn bei Vertragsverhandlungen 
ein Dritter, der nicht Vertragspartei iſt, in Unterſtützung der einen Vertrags- 
partei den andern Vertragsteil durch argliſtige Täuſchung zum Abſchluſſe 
des Vertrags beſtimmt (Ac 61, 250; 63, 146). So, wenn der Makler bei Kaufverhand⸗ 
lungen dem Verkäufer einen Kaufluſtigen zuführt und ihm über deſſen Zahlungsfähiakeit 
wiſſentlich falſche Angaben macht (RG Warn 08 Nr 49); wenn ein Dritter bei Gründung 
einer G. m. b. H. durch wiſſentliche Überwertung der Sacheinlage eines Geſellſchafters die Ge⸗ 
ſellſchaft ſchädigt (RG 84, 332). Hierher gehört ferner der Fall, daß jemand einen andern zur 
Eingehung einer Wechſelbürgſchaft für die Wechſelverpflichtung eines Dritten an beſtimmter 
Stelle veranlaßt unter dem Vorgeben, daß er vor ihm als Bürge zeichnen werde und, nachdem 
jener unterzeichnet hat, ſeine Unterſchrift erſt hinter ihm abgibt, während an die vordere 
Stelle eine zahlungsunfähige Perſon geſchoben wird (R6 Warn 08 Nr 517). Oder daß bei 
einem auf beſtimmte Unternehmer beſchränkten Ausſchreiben von Arbeiten oder Lieferungen 
(Submiſſion) ein Unternehmer die anderen durch Abfindungen beſtimmt, nur Scheingebote 
abzugeben, damit er der Mindeſtfordernde bleibt (RG Warn 08 Nr 50; Gruch 52, 1037). 
Keinen Verſtoß wider die guten Sitten bedeutet es, wenn ein Rechtsanwalt bei Vergleichs⸗ 
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verhaudlungen mit dem Gegner feiner Partei die Vereinbarung eines Sonderhonorars, 
das ihm dieſe zugeſichert hat, verſchweigt; es beſteht keine Verpflichtung, die eigenen 
Verhältniſſe dem Gegner zu offenbaren (NG 98, 74). 

8) Der letztbehandelte Fall leitet hinüber zu den Maßregeln, die bei der Zwangs- 
verſteigerung eines Grundſtücks von Hypothekengläubigern oder ſonſtigen Kauf⸗ 
luſtigen zum Nachteile anderer Hypothekengläubiger oder des Eigentümers vorgenommen 
werden. Kein Hypothekeugläubiger hat die Verpflichtung, bei der Zwangsverſteigerung 
des Pfandgrundſtücks mitzubieten; deshalb enthält auch eine Vereinbarung mehrerer Gläu⸗ 
biger, ſich des Bietens zu enthalten, an ſich nichts Unſittliches. Sie wird jedoch zu einem Ver 
ſtoße gegen die guten Sitten, wenn ſie bezweckt, alle in Betracht kommenden Bieter überhaupt 
auszuſchalten, fo daß zum Schaden des Eigentümers oder auderer Hypothekengläubiger der 
Zweck der geſetzlichen Zwangsverſteigerung, durch Erzielung eines möglichſt dem Grundſtücks⸗ 
wert entſprechenden Gebots bei freiem Wettbewerb der Bieter die Dedung der auf dem 
Grundſtücke ruhenden Laſten herbeizuführen, vereitelt wird (R 58, 393; IW 07, 201°). 
Gegen die guten Sitten handelt ein nachſtehender Hypothekengläubiger, der dem vorſtehenden 
gegenüber übernommen hat, ihn herauszubieten, wenn er zum Nachteile des daraufhin im 
Verſteigerungstermine nicht vertretenen Vorgläubigers eine dieſem unbekannte Sachlage 
ausnützt, ohne ihn nach Treu und Glauben von dieſer Sachlage, ſoweit dies ohne Schwierigkeit 
möglich, zu benachrichtigen (RG 69, 277; Warn 1911 Nr 326). Kein Verſtoß gegen die guten 
Sitten iſt es aber, wenn ein Hypothekengläubiger in der Zwangsverſteigerung von einem 
Bieter nach 8 67 ZUG wegen ſeines Gebots Sicherheit verlangt, auch wenn er vorher dieſen 
Bieter als Hypothekeugläubiger ſelbſt bewogen hatte, mit ſeiner vorſtehenden Hypothek hinter 
die ſeinige zurückzutreten (RG 58, 214). Kein Verſtoß gegen die guten Sitten iſt es auch 
wenn der Gläubiger bei der Verſteigerung des Grundſtücks oder der für ihn ger 
pfändeten beweglichen Sachen dieſe erſteht, beim Weiterverkauf einen ſeine Forderung 
überſteigenden Erlös erzielt, gleichwohl aber feine Forderung geltend macht (RG 80 S. 153, 161; 
IW 1916, 4005; 1917, 8123). 

h) Rat, Auskunft und Empfehlung bilden, wenn fie wiſſentlich unwahr erteilt 
werden, die Grundlage für einen Schadenserſatzanſpruch nach $ 826 (vgl. S 676 A 3). Hierher 
gehört insbeſondere die wider beſſeres Wiſſen oder wenigſtens mit dem Bewußtſein, daß ſie 
falſch fein könne, erſtattete Auskunft über die Kreditwürdigkeit eines Kaufmanns (RG 94, 318; 
JW 1911 S. 4325, 58427; 1917, 2855; Warn 08 Nr 214 u. 518; 1910 Nr 327; einen Fall 
grob fahrläſſiger Beauskunftung behandelt JW 1911, 58427; vgl. oben A 2); eine ſolche 
Auskunft iſt aber zuſammenhängend als Ganzes zu würdigen; eine Bank kann nach der be 
ſtehenden Übung einer erbetenen Auskunft nicht wohl ausweichen, braucht aber auch ihre 
eigenen Beziehungen zu dem Geſchäftsmann, über den Auskunft begehrt wird, nicht auf⸗ 
zudecken; das nötigt ſie zu vorſichtiger Zurückhaltung in ihrer Auskunft, auf die der Anfragende 
ſich einſtellen muß (RG JW 1916, 36%; Warn 1917 Nr 110). Eine gelegentliche Auskunft 
bei zufälligem Zuſammentreffen, die der Befragte nicht für verbindlich erachten muß, begründet 
keine Schadenserſatzpflicht nach $ 826 (RG Warn 1915 Nr 84). Über die Pflicht einer Be⸗ 
richtigung hinſichtlich einer gegenſtändlich unwahren, perſönlich gutgläubigen Auskunft nach 
erlangter Kenntnis von der Unrichtigkeit handelt R ZW 1917, 285°. In ähnlicher Weiſe 
iſt die Auskunft des Kaufmanns oder das Zeugnis über einen früheren Angeſtellten zu be⸗ 
urteilen, wobei namentlich die Verſchweigung von Unehrlichteiten in Betracht kommt (N 
IW 05, 3088; 1916, 11906; Warn 1916 Nr 76; 1917 Nr 88), ebeuſo die wiſſeutlich unwahre 
Empfehlung eines Angehörigen für eine Stellung unter Verſchweigung früherer Ver’ 
treuungen (R Warn 1912 Nr 24; vgl. aber auch JW 1913, 43158). Ferner iſt hierher zu 
rechnen die wiſſentlich falſche Auskunft des Bankkaufmauns über Wertpapiere (R ZW 08 
Beil 142315) oder die des Maklers über die Zahlungsfähigkeit eines Käufers, den er ſeinem 
Auftraggeber zuführt (RG Warn 08 Nr 49); die Verleitung zum Abſchluſſe von gewagten 
Börſenſpielgeſchäften durch den Bankkaufmann und den Dritten, der dieſen die Spielluſtigen 
zuführt (RG 1916 Nr 277). Wider die guten Sitten verſtößt es weiter, wenn ein Haus 
eigentümer, der das Haus verkaufen will, mit einem Mieter vereinbart, daß dieſer bet 
Beſichtigungen des Hauſes den Kaufluſtigen wahrheitswidrige günſtige Auskünfte über das 
Haus erteilen oder wahrheitswidrig ungünſtige Umſtände verſchweigen ſoll, wogegen Be 
Abrede, daß der Mieter keine ungünſtigen Auskünfte gebe, nicht ſchlechthin die guten 9934 
verletzt (RG Warn 09 Nr 89). Darüber, was als wiſſentlich unwahr anzusehen iſt, vgl. 3 ab 
U 8; über die Haftung dritten Perſonen gegenüber, an welche die Austunft weitergegeben 
wird, oben A 3 am Schluſſe und RG JW 1912, 29312; über die een des ee 
des 8 826 unter beſonderen Umſtänden auch durch grob fahrläſſige Mittei ungen 70, 8183 
am Schluſſe; über die Grenze von Vorſatz und Fahrläſſigkeit bei Auskünften * ; 
vgl. auch Warn 1914 Nr 109. ne 

) Eine Haftung aus 8 826 kann durch den Mißbrauch des Eigentums und anderer 
ausſchließlicher Rechte zum Schaden eines andern begründet werden. Die Entziehung von 
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Vicht und Quft für den Nachbar durch eigene Veranſtaltungen ift nicht wider die guten Sitten, 
wenn ſie im erlaubten Intereſſe, nicht in Schädigungsabſicht erfolgt (RG 98, 15). Der 
Bordellbetrieb in einem Hausgrundſtück ift an ſich gegen die guten Sitten; wenn er auch in 
natürlichem Sinne (phyſiſch) in das Eigentum der Nachbargrundſtücke nicht hinübergreift, kann 
er doch eine Entwertung der letzteren durch Sinken der Mietpreiſe und des Verkaufswerts 
bedingen, die ihre Eigentümer ſchädigt. Wenn der Bordellbeſitzer ſich deſſen bewußt iſt, wird 
er den Nachbarn nach Maßgabe des § 826 ſchadenserſatzpflichtig (RG 50, 225; 57, 239; Warn 
08 Nr 312). Einen Mißbrauch ausſchließlicher Rechte unter vorſätzlicher Schädigung anderer 
ſtellt die Benutzung von Warenzeichen, die an ſich in geſetzmäßiger Weiſe erworben ſind, 
zum Zwecke der Täuſchung über Herkunft oder Beſchaffenheit von Waren dar leinzelne Fälle 
RG 66, 236; 81, 330; 85, 197; JW 08, 28123; 1911, 11186, 1915, 12627), nicht aber ſchon 
das Erwirken der Eintragung des Warenzeichens in dem Bewußtſein, daß ein anderer vorher 
das gleiche Zeichen benutzt habe, und die Unterſagung der Weiterführung des Zeichens gegen 
den andern auf Grund der erwirkten Eintragung (RG Warn 09 Nr 40). Über die Eintragung 
von Warenzeichen auf Vorrat vgl. RG 97, 90. Einen Mißbrauch des eigenen Namens zur 
Schädigung eines andern behandelt RG Warn 1911 Nr 401. Der Verkauf der Pfandſache 
durch den Pfandgläubiger, um einen Dritten zum Erwerbe der Sache zu verhelfen, iſt 
nicht wider die guten Sitten, ſofern er nicht aus Schikane erfolgt; er iſt die Ausübung 
eines Rechts (RG 98, 70). d a 

k) Durch einen Mißbrauch der perſönlichen Stellung handelt wider die guten 
Sitten der Ehemann, der ſeine Schuld ohne Zuſtimmung der Ehefrau aus deren Vermögen 
bezahlt, mit ihm der Gläubiger, der in voller Kenntnis der Sachlage die Zahlung entgegen⸗ 
nimmt (RG JW 05, 3915); der Vater, der aus nichtigen und verwerflichen Gründen feine 
zunächſt in Ausſicht geſtellte Einwilligung in die Eheſchließung der Tochter verweigert, gegen⸗ 
über dem Verlobten, der bereits koſtſpielige Aufwendungen für die künftige eheliche Wirt⸗ 
ſchaft gemacht hat (ich 58, 248); der Vorerbe, der Nachlaßforderungen lediglich zu dem 
Zwecke einzieht, den Wert ſeiner Ehefrau und deren Verwandten zuzuwenden, damit die Nach⸗ 
erben nichts bekommen (RG 70, 332). Im wirtſchaftlichen und Berufsleben iſt es keine Handlung 
wider die guten Sitten und lein Mißbrauch des Anſehens, daß ein Arzteverein, eine frei- 
geſchaffene Vereinigung der Berufsgenoſſen zur Wahrung der Standesintereſſen, in deren 
Wahrnehmung und ohne Verletzung des öffentlichen Intereſſes (RG 68, 186) den Mitgliedern 
zur Pflicht macht, ihre Dienſtleiſtungen den Krankenkaſſen nicht unter einem Mindeftfahe 
zu gewähren (RG JW 03 Beil 4055), oder ihnen mit beſtimmten Perſonen des ärztlichen 
Standes die gegenſeitige Vertretung und den Beratungsverkehr unterſagt (RG 64, 155), und 
wenn er Gegner der von ihm verfolgten Berufsintereſſen von der Mitgliedſchaft des Vereins 
ausschließt, um fie von deſſen Wirkungskreiſe fernzuhalten (NG 93, 302; JW 1912, 29410; 
1914, 35. Sittlich verwerflich iſt es aber, wenn der Arzteverein einem Arzte ein Verbot 
des Verkehrs mit einem andern Arzte unter Androhung der Verrufserklärung auferlegt und 
die letztere dann auch ausſpricht und neben den Mitgliedern Krankenhäuſern und mediziniſchen 
Fakultäten mitteilt, ohne den Arzt über die Gründe des Verbots aufzuklären und in den 
Mitteilungen den Sachverhalt darzulegen (RG 79, 17); ferner wenn er gegen ſeinen Satzungen 
nicht unterworfene Berufsgenoſſen, um ſie dem Vereinswillen gefügig zu machen, plan⸗ 
mäßig mit Maßregeln vorgeht, ſo, wenn er die bereits aus dem Verein freiwillig ausgetretenen 
Arzte aus dieſem ausſchließt, um ihnen den beruflichen Verkehr mit anderen Arzten abzu- 
ſchneiden ( JW 1914, 460%), oder wenn er einem Arzte die Verpflichtung auferlegt, ſich 
innerhalb einer längeren Zeit ohne ſeine Genehmigung nicht an einem andern Orte, als ſeine m 
derzeitigen Wohnorte, niederzulaſſen (RG 68, 186). In ähnlicher Weiſe ift es kein Mißbrauch 
der Machtſtellung einer Reederei, wenn ſie von ihren Angeſtellten verlangt, daß ſie einem 
Verbande von Seeleuten fernbleiben, der die Stellung und die Rechte der Reedereien ihren 
Beamten und Angeſtellten gegenüber herabzudrücken ſich zum Ziele geſetzt hat (R Warn 
09 Nr 556). Tr , 

) Über den Mißbrauch einer Vertretungsmacht zum Nachteile des Vertretenen 
f. oben unter e. Beſtimmungen über einen Mißbrauch der Stellung geſetzlicher Vertreter 
wirtſchaftlicher Körperſchaften enthalten $ 314 5B, § 147 Gen, 882 Gmb. Die wiſſentlich 
falſche Darſtellung oder die wiſſentliche Verſchleierung der Vermögenslage der Geſellſchaften 
nach dieſen Geſetzen enthält, wenn ſie zum Zwocke der Täuſchung Dritter erfolgt, die der 
Geſellſchaft Kredit gewähren ſollen, zugleich eine Zuwiderhandlung gegen § 826, deſſen Tal, 
beſtand an die engeren Merkmale jener Paragraphen hinſichtlich des Gegenſtandes der un 
wahren Darſtellung nicht gebunden iſt, und macht die Vertreter den geſchädigten Dritten 
haftbar (Re JW 08, 14928). Int inneren Verhältniſſe der Geſellſchaft und ihrer Vertretung 
zu den Mitgliedern kann der Beſchluß der Generalverſammlung auf Entlaſtung des Borktundes 
und des Auffichigrats, wenn die Mehrheit vorſatzlich zum Nachteile der Minderheit gehandert 
hat, einen Verſtoß gegen die guten Sitten bedeuten (Rc 68, 314); ein ſolcher liegt aber no 
nicht darin, daß der Mehrheitsbeſchluß willkürlich und in den Augen der Minderheit dem 
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Geſellſchaftsintereſſe ſchädlich erſcheint (RF 68, 235; Hiberniafall). Die Schiebung von 
Aktien, denen für eine Beſchlußfaſſung der Generalverſammlung nach § 252 Abi 8 HG 
das Stimmrecht entzogen iſt, an Dritte zu dem Zwecke, daß ſie im Sinne des Veräußerers 
an der Abſtimmung teilnehmen, iſt dann wider die guten Sitten, wenn eine Bindung des 
Willens ſtattfand oder das Geſchäft gar nicht ernſtlich gemeint war (RG 85, 170). 

m) Ein gegen die guten Sitten verſtoßender Mißbrauch der Dienſtſtellung iſt es, 
wenn gewerbliche Angeſtellte eines gewerblichen Unternehmers während des Dienſtperhält 
niſſes anderen Unternehmern, die mit dem Dienſtherrn jener im Wettbewerbsverhältnis ſtehen, 
über Geſchäftsgeheimniſſe des Unternehmens ihres Dienſtherrn (Verfahren, Maſchinen, 
Verarbeitungsſtoffe, Bezugsquellen) Mitteilungen machen (RG 65, 833). Mitteilungen über 
die geſchäftlichen Verhältniſſe des Unternehmens an eine Organılation der Angeſtellten zum 
Zwecke der Beratung der letzteren bei der Stellenbewerbung ſind dagegen innerhalb der 
Grenzen erlaubter Intereſſenvertretung ebenſowenig ſittenwidrig wie das Erſuchen um ſolche 
Mitteilungen (RG 92, 132). Nach Beendigung des Dienftverhältnifies beſteht eine Ver⸗ 
pflichtung des Angeſtellten, Geſchäftsgeheimniſſe ſeines früheren Dienſtherrn zu bewahren, 
an und für ſich nur, wenn ſie vertraglich übernommen war. Dem Intereſſe des Betriebs⸗ 
inhabers ſteht das Intereſſe des früheren Angeſtellten am eigenen Fortkommen ebenſo 
berechtigt gegenüber, und es iſt ihm nicht verwehrt, hierbei, was er in dem Betriebe des 
früheren Dienſtherrn gelernt und erfahren hat, für ſich zu benutzen (RG a. a. O.). Anders, 
wenn der frühere Angeſtellte eine beſondere Vertrauensſtellung einnahm, für die er dement⸗ 
ſprechend entlohnt wurde, oder wenn er ſich die Kenntnis der Geheimniſſe nicht aus der 
eigenen Beobachtung des Betriebs erwarb, ſondern auf unlauterem Wege hinter dem Rücken 
des Dienſtherrn ſich verſchaffte (RG SW 1912, 69727; 11. 3. 04 II 493/03). 

n) Die erfolgreiche Betätigung des eigenen geſchäftlichen Intereſſes im wirtſchaftlichen 
Wettkampfe iſt regelmäßig mit einer Schädigung der anderen Wettbewerber verbunden. 
Wie in A 2 ausgeführt, iſt niemand verpflichtet, fein eigenes Intereſſe einem fremden hint⸗ 
anzuſetzen, und niemand hat einen Anſpruch, in ſeiner wirtſchaftlichen Betätigung nicht geſtört 
zu werden; die Freiheit des einen findet an der Freiheit des andern ihre natürliche Schranke. 
Selbſt das Bewußtſein der Schädigung der anderen Wettbewerber kann deshalb, ſolange ein 
jeder das erlaubte Intereſſe mit erlaubten Mitteln verfolgt, einen Verſtoß wider die guten 
Sitten nicht begründen (RG 58, 214; 63, 146; 71, 170; Warn 1912 Nr 253; 1914 Nr 186; 
1916 Nr 66; 1919 Nr 63). Die Betätigung vornehmer Geſinnung iſt im Wettbewerbe nicht 
zu verlangen und nicht zu erwarten. Was dem Wettkampfe den Stempel des Unerlaul ten 
und Sittlichverwerflichen aufdrückt, ſind die Kampfmittel, die über das zur Erreichung der 
eigenen Zwecke erforderliche Maß hinausgehen, die wirtſchaftliche Vernichtung des Gegners 
herbeizuführen beſtimmt und geeignet ſind oder ihm ſo ſchweren Schaden zufügen, daß dieſer 
zu den erſtrebten Vorteilen in keinem erträglichen Verhältniſſe ſteht, und die in Mitteilungen 
an Dritte die Grenzen der Wahrheit überschreiten. Die Mitteilung wahrer Tatſachen ver 
ſtößt nur unter beſonderen Umſtänden, ſo wenn ein Intereſſe an der Mitteilung für das 
Publikum nicht beſteht, gegen die guten Sitten (RG 76, 112; Warn 1914 Nr 186; 1916 
Nr 66). Die bloße Erſchwerung des Geſchäftsbetriebs eines andern, die bei an ſich berech⸗ 
tigtem Ziele mit einer Maßregel des Wettkampfes verbunden iſt, reicht zur Erfüllung des 
Tatbeſtandes des 8 826 nicht aus (RG 56, 271; 71, 170; Gruch 52, 1023). Wenn aber der 
angreifende Wettbewerber darauf ausgeht, den unbequemen Gegner unmöglich zu machen 
oder durch Entziehung ſeiner Kundſchaft und Vernichtung ſeiner geſchäftlichen Beziehungen 
ihn vollſtändig lahmzulegen, ſo iſt damit ein Verſtoß wider die guten Sitten gegeben 
48, 114; 60, 64; 76, 110; JW 02 Beil Nr 237). Planmäßiges Zuſammenwirken zur Ver⸗ 
drängung anderer Wettbewerber mit unlauteren Mitteln behandelt RG 95, 54. Die Nach ; 
ahmung fremder Erzeugniſſe iſt ohne Hinzutreten anderer Umſtände noch nicht wider 
die guten Sitten; wohl aber, wenn fie mit Ausnutzung der Arbeitsleiſtung und des Kolten- 
aufwandes des erſten Erzeugers verbunden iſt (RG 73, 294), oder wenn der Nachahmer ſich 
die Erzeugniſſe nebſt Mitteilung der Verkaufspreiſe von dem erſten Erzeuger unter der 
Täuſchung verſchafft hatte, daß er eine Beſtellung machen wolle (RG Warn 1911 Nr 80). 
Ein Bewerber um die Ausführung techniſcher Leiſtungen handelt nicht wider die pw Sitten, 
wenn er den ihm bekannten Plan eines Mitbewerbers auch ſeinerſeits benutzt, ſoweit es ſich 
nicht um eine eigentümliche Schöpfung handelt und er ſich nicht einer Verletzung gewerb⸗ 
licher Urheberrechte ſchuldig macht (RG Warn 1914 Nr 269); anderſeits iſt es wider die guten 
Sitten, wenn der Veranſtalter des Wettbewerbs die eigentümliche Löſung der Aufgabe durch 
einen Bewerber einem Mitbewerber zugänglich macht, um ihm die Beſtellung a 
(As 83, 37), oder wenn ein Fabrikant Modelle eines Kunden, der bei ihm u erie 
oder Werkteile Herftellen ließ, nach Beendigung des Vertragsverhältniſſes zu Wettbewerbs. 
zwecken für fich verwertet (RG 83, 384). Nachahmung des fremden Fabrikats zugleich mit 
einer das Publikum täuſchenden Nachahmung der Bezeichnung iſt wider die uten Sitien 
RG ZW 1915, 5791). Ebenſo die zum Zwecke der Täuſchung erfolgte Nachahmung der 
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äußeren Ausſtattung oder Bezeichnung fremder Erzeugniſſe für die eigene Ware (RG 77, 431; 
Warn 1917 Nr 80; 19. 12. 12. II 344/12). Sittlich verwerflich iſt es, wenn ein Gewerbe⸗ 
treibender eine andere Perſon als Geſellſchafter in ſein Geſchäft aufnimmt, um zum Zwecke 
des Wettkampfs ſeinen dem eines Wettbewerbers gleichen Namen in ſeine Firma einfügen 
zu können (RG Warn 1910 Nr 441), oder wenn er feinen eigenen Namen oder die eigene 
Firma unter denſelben Umſtänden zum Zwecke der Täuſchung zur Bezeichnung ſeiner Ware 
verwendet (N Warn 1911 Nr 401; 1917 Nr 80). Eine wahrheitsgemäße Vergleichung der 
eigenen Ware mit der des Wettbewerbers oder eine wahrheitsgemäße Darſtellung des Geſchäfts⸗ 
gebarens des letzteren iſt nicht gegen die guten Sitten, es ſei denn, daß in Schadensabſicht 
längſt vergeſſene frühere Geſchehniſſe von neuem aufgedeckt werden (RG 76, 110; RW 08 
S. 2727, 33316 u. 48215, Warn 1911 Nr 402); wohl aber verſtößt eine unter Entſtellung der Wahr⸗ 
heit das fremde Geſchäft herabſetzende Darſtellung bei ſolcher Vergleichung in Mitteilungen 
an Dritte gegen die guten Sitten (RG JW 02 Beil Nr 23; 05, 209; 06, 19815, Warn 09 Nr 210; 
1910 Nr 280; nicht aber ſchon der Gebrauch ſcharfer Ausdrücke in einer ſonſt nicht wahrheits⸗ 
widrigen Darſtellung Warn 1913 Nr 225). Jeder darf ferner ſeine Ware zu billigeren Preiſen 
als ein anderer anbieten und verkaufen (RG 63, 394; SeuffA 60 Nr 174); aber er handelt 
wider die guten Sitten, wenn er ſich die Waren, die er ſonſt nicht erhalten haben würde, unter 
Täuſchung über den Zweck des Ankaufs von der Fabrik verſchafft hat (NÖ 63, 394; Warn 
1910 Nr 183). Er verſtößt ferner gegen die guten Sitten, wenn er Ausſchußwaren, die nicht 
als ſolche kenntlich ſind, mit ungewöhnlich billigen Preisbezeichnungen in das Schaufenſter 
legt, um die Allgemeinheit in den Glauben zu verſetzen, die in ſeinem Geſchäft geführten 
Waren würden überhaupt zu dieſen Preiſen verkauft (RG IW 05, 507? ). Es iſt kein ſittlich 
verwerflicher Wettbewerb, wenn ein Unternehmer elektriſcher Anlagen (Überlandzentrale) die 
Stromabnehmer verpflichtet, die Einführung und Anbringung von ihm vornehmen zu laſſen 
und die Beleuchtungskörper von ihm zu beziehen; aber es iſt wider die guten Sitten wenn er 
dabei ungewöhnlich hohe Preiſe fordert und unbillige Bedingungen ſetzt (RG 79, 224). Auch 
Abkommen zwiſchen Unternehmern zum Schutze gegen das Unterbieten bei öffentlichen Ver 
dingungen find nicht als ſolche unſittlich, wenn fie nicht auf Erzielung unberechtigter Vor⸗ 
teile gerichtet find (RG Warn 1913 Nr 397). Kartelle der Gewerbetreibenden, d. 1. Ver⸗ 
tragsvereinigungen, die durch Feſtſetzung der von allen Mitgliedern gleichmäßig zu fordern⸗ 
den Preiſe oder durch Feſtſetzung der Höhe der Erzeugung oder durch Zuweiſung beſtimmter 
Abſatzgebiete an die einzelnen Mitglieder den Markt zu beherrſchen und den freien Welt⸗ 
bewerb auszuschließen ſuchen, find an ſich nicht unerlaubt. Wer ſich einem ſolchen Verbande 
freiwillig anſchließt, hat kein Recht, ſich zu beklagen, wenn ihm im Falle des Vertragsbruchs 
ſchwere Schäden zugefügt werden, die er ſelbſt gewollt hat (RG 28, 244; 28, 238; 38, 155; 
81, 4; Warn 1912 Nr 258; 1913 Nr 82). Aber ein ſolcher Verband hat kein Recht darauf, 
daß alle Gewerbegenoſſen ihm beitreten, und wider die guten Sitten verſtößt es, wenn dieſe 
durch Zwangsmittel, durch Arbeiter-, Kunden- und Lieferanten ſperre zum Beitritt genötigt 
werden ſollen, die ihre wirtſchaftliche Vernichtung herbeiführen oder ihnen unerträgliche und 
unverhältnismäßige Nachteile zufügen (RG 81, 4; 85, 177 JW 1913, 132%; 1916, 906#; 
Warn 1912 Nr 253; 1918 Nr 82; 1916 Nr 193). Eine Schädigung Dritter durch einen 
Unternehmerverband, indem er die Eigentümer von Geſchäftsräumen der freien Verfügung 
beraubt, behandelt Ri 93, 19. Über den Voykott, der vornehmlich in den gewerblichen 
Kämpfen zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern in die Erſcheinung tritt, iſt unter o ge 
handelt. Der Kettenhandel, d. i. der Zwiſchenhandel unter Großkaufleuten, der die Ware 
dem Verbraucher nicht näher bringt, ift ſittlich verwerflich, wenn dabei verwerfliche Mittel 
angewendet werden, z. B. eine Notlage ausgebeutet wird (RG JW 1919, 304). 

o) Die gleichen Grundſätze gelten im gewerblichen Lohnkampfe. Es liegt in der 
Natur der Sache, daß die Maßregeln der Arbeiter wie der Arbeitgeber im Streit um Arbeits. 
lohn und Arbeitsbedingungen, die darauf berechnet ſind, den Widerſtand des Gegners zu über: 
winden und deshalb einen wirtſchaftlichen Druck auf ihn ausüben, mit Schädigungen des Gegners 
verbunden find, die noch nicht als gegen die guten Sitten verſtoßend angeſehen werden können, 
weil damit der ganze Kampf unmöglich gemacht würde (R& 51, 369; 54, 255; 76, 35). Die 
guten Sitten verletzen dieſe Maßregeln nur dann (RG IW 08, 6791), wenn entweder die 
zur Erreichung des Zweckes angewandten Mittel an ſich unſittlich find, wie wahrheitswidrige 
und aufhetzende Darſtellungen, oder wenn der dem Gegner zugefügte Nachteil ſo erheblich 
iſt, daß dadurch deſſen wirtſchaftliche Vernichtung herbeigeführt wird, oder wenn dieſer Nachteil 
wenigſtens zu dem angeſtrebten Vorteil in keinem erträglichen Verhältniſſe ſteht; endlich auch, 
wenn der Erfolg, der durch das Druckmittel herbeigeführt werden ſoll, nach Lage der Sache 
als ein berechtigtes Ziel nicht mehr erſcheint (RG 54, 255; 57, 418; 64, 52; 66, 379; JW 1912, 
81034: 1913 S. 35 43%, 917). Die Druckmittel, die im gewerblichen Arbeitskampf haupt. 
fächlich zur Anwendung kommen, ſind auf ſeiten der Arbeiter der Streik, d. i. die gleichzeitige 
gemeinſame Einſtellung der Arbeit ſeitens einer größeren Anzahl von Lohnarbeitern eines 
gewerblichen Unternehmers oder eines ganzen Gewerbszweigs mit dem Zwecke, dadurch 
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von ihnen geſtellte Forderungen hinſichtlich des Arbeitslohns oder der Arbeitszeit (Befreiung 
von Überſtunden Rh IW 1913, 14655) oder fonftigen Arbeitsbedingungen durchzuſetzen. 
Auf ſeiten der Arbeitgeber entſpricht dem Streik die Ausſperrung, die gleichzeitige Ent: 
laſſung aller oder eines Teiles der Arbeiter eines oder mehrerer Betriebsunternehmer in der 
Abſicht, die Arbeiter dadurch zur Annahme der von den Unternehmern gewollten Arbeits ⸗ 
bedingungen zu bewegen. Als Mittel zur Durchführung dieſer Maßregeln, aber auch als [eld- 
ſtändiges Druckmittel, dient der Boykott, die Verrufserklärung gegen gewerbliche Unter⸗ 
nehmer, derzufolge niemand bei ihnen Arbeit nehmen oder Waren kaufen ſoll, wodurch teils 
die Erzeugung, teils der Abſatz der Waren des Unternehmers unterbunden wird, und zu deren 
wirkſamer Durchführung die Kampfgenoſſen ſich an die Mitwirkung fremder Kreiſe, ſei es von 
Berufsgenoſſen, ſei es der breiteren Offentlichkeit, wenden (vgl. RG 54, 255; 64, 52; JW 1915, 
913°). Der Streik iſt als erlaubtes Kampfmittel nicht auf die in §8 152 RGewd aufgeführten 
Ziele beſchräntt. Wieweit andere Ziele für erlaubt zu erachten ſind, iſt im Einzelfalle nach 
dem bürgerlichen Recht und ſonſtigen Geſetzesvorſchriften, ſowie nach den Verhältniſſen, unter 
denen er ſtattfindet, zu prüfen. Der Streik enthält einen Vertragsbruch, wenn er ohne Ein⸗ 
haltung der vereinbarten oder geſetzlichen Kündigungsfriſten erfolgt; dieſe Vertragsverletzung 
macht ihn aber nicht ſchlechthin unſittlich. Unſittlich iſt der unter Vertragsbruch veranſtaltete 
Streik aber, wenn das angeſtrebte Ziel ihn nicht rechtfertigt, wenn der Streik, wie unten 
beim Boykott erörtert wird, lediglich als Machtmittel dient, um den Unternehmern den Willen der 
Streikenden, z. B. die Entlaſſung nicht gewerkſchaftlich organiſierter Arbeiter aufzuzwingen (vgl. 
Dertmann 8 830 A7). Deshalb wird auch regelmäßig ein unter Vertragsbruch eingeleiteter 
Streik, der zu politiſchen Zwecken und als politiſches Druckmittel dienen ſoll, ſittlich zu 
beanſtanden ſein; das ſind fremde Ziele, die eine ſo tief eingreifende wirtſchaftliche Schä 
digung der Unternehmer nicht rechtfertigen. Unſittlich wird der Streik ferner wegen ſeiner 
Schadensfolgen, wenn der dadurch dem Arbeitgeber zugefügte Schaden nicht in erträg- 
lichem Verhältniſſe zu dem für die Streikenden angeſtrebten Nutzen ſteht (NG JW 1918, 
1465). Unſittlich iſt an ſich nicht das Ausſtellen von Streikpoſten, ſolange ſie nicht durch 
Drohungen oder Beſchimpfungen oder durch körperliche Gewalt die Arbeitswilligen von 
dem Eintritt in die Arbeit abzuhalten unternehmen. Für die Frage, ob eine Arbei⸗ 
terausſperrung als wider die guten Sitten verſtoßend anzuſehen iſt, iſt es entſcheidend, 
ob den Arbeitern durch die damit verbundenen Maßregeln nur die Arbeitsgelegenheit 
erſchwert oder ob ſie ihnen für längere Dauer und vollſtändig entzogen wird (ſchwarze 
Liſten, Verſagung des Handzettels RG 51, 369; 57, 418; 65, 423), und ob die Tatſachen, 
woraufhin die Ausſperrung erfolgte, gehörig geprüft waren und nicht zu der Maßregelung 
ohne genügende Unterlage geſchritten wurde (RG 57, 418; 71, 108). Das gefährlichſte 
Kampfmittel iſt der Boykott, in den häufig weitere Bevölkerungskreiſe hineingezogen 
werden, und für den deshalb ganz beſonders ein zureichender Anlaß vorliegen muß, wenn er 
nicht als unſittlich erſcheinen ſoll (RG JW 1913, 917; 1915, 9132). Er iſt für unſittlich feinem 
Ziele nach zu erachten, wenn er nicht ſowohl der Durchſetzung einer beſtimmten und in au- 
gemeſſenen Grenzen ſich haltenden Forderung in Anſehung des Arbeitsverhältniſſes dient, 
tondern als Machtmittel erſcheint, dem Gegner den Willen der Boykottierenden aufzuzwingen 
und ſchwerwiegende Fragen der Wirtſchaftspolitik zum Schaden anderer Volksteile auf dem 
Wege des Zwanges nach dem Willen einzelner Gruppen auszutragen (Verlangen an Unter- 
nehmer, die Heimarbeit abzuſchaffen RG ZW 1912, 81034; Verlangen der Geſellen an die 
Handwerksmeiſter, unter Bruch ihrer Innungsverpflichtungen ausſchließlich die Arbeits⸗ 
nachweiſe des gewerkſchaftlichen Verbandes zu benutzen RG ZW 1913 ©. 3524, 917). In Ans 
ſehung der Mittel ift der Boykott unfittlich, wenn er den wirtſchaftlichen Beſtand des in Verruf 
erklärten Geſchäfts zu untergraben beſtimmt und geeignet iſt, oder wenn die Schädigung 
des Betroffenen nicht in einem erträglichen Verhältniſſe zu dem angeſtrebten Erfolge ſteht 
(RG ZW 1911, 433%; 1912, 8104; 1913 S. 3524, 4330); wenn die Flugblätter und Drudichriften, 
mit benen die Boykottierenden ſich an die Berufsgenoſſen oder an die Allgemeinheit wenden, 
um ſie von dem Verkehr mit dem in Verruf erklärten Geſchäft abzuhalten, die Wahrheit 
entſtellende Darſtellungen der Sachlage enthalten oder ſich in aufreizenden Ausführungen 
ergehen (R 64, 52; 66, 379; JW 08 ©. 381467911; 1912, 74914; 1913, 3520); endlich, wenn 
die ausgeſtellten Boykottpoſten tätlich Perſonen von dem boykottierten Geſchäft en 
ihnen den Eintritt verwehren und die Beſucher bedrohen (RG 76, 35). Über Tarifverträge 
zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern vgl. oben unter a. 7 adi 
5h) In das Gebiet des politiſchen Kampfes führen RG 58, 171: vorſätzliche Schädigung 
des politischen Sequenz, indem ihm die Herausgabe einer Zeitung unterbunden wird. er 
be 76, 35 und ZW 09, 1006; Voykottierung von Sälen und Wirtſchaften, de a 
2 5 langen, ihre Räume zu politiſchen Verſammlungen der den Verruf erklären 0 Se 
m berlaſſen. Auch in dieſen Fallen iſt das Beſtreben ſelbſt, das zu den a. u führte, 
baz erlaubt angefehen und nur gefragt worden, ob der dem Gegner zugefügte Nachteil in 
gen Verhaltuiſſe zu den Intereſſen ſtand, die gewahrt werden ſollten. 
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6. Für die Schadenserſatzpflicht (vgl. A 4) gelten die allgemeinen Beſtimmungen der 
88 240 ff. Über die Schadenserſatzklage aus u. H. im allgemeinen vol. A 13 zu 8 823; in 
den Fällen argliſtiger Täuſchung beim Vertragsſchluſſe außerdem § 123 A 5. Die auch hier 

»in Betracht kommende Klage auf Unterlaſſung und ihre Vorausſetzungen find Vorbem 6 

vor 8 823 eingehend behandelt worden. Macht der Gegner den Verſtoß gegen die guten Sitten 
im Rechtsſtreite im Wege der Einrede geltend, fo erſetzt dieſe in Verbindung mit § 249 die im 
BGB ausdrücklich nicht anerkannte allgemeine Einrede der Argliſt, die in Vertragsverhält⸗ 
niſſen aus den Grundſätzen von Treu und Glauben in 88 157, 242 BGB herzuleiten ift, außer⸗ 
halb des Vertragsgebiets aber in 88 226, 826 ihre geſetzliche Grundlage findet (RG JW 
1917, 4602; Warn 1915 Nr 277). Die Einrede dient nicht dazu, Unbilligkeiten in der Rechts: 
ausübung auszugleichen; fie ſetzt einen den anderen Teil ſchädigenden Mißbrauch der Rechts- 
ausübung voraus (RG 86, 191; Warn 1915 Nr 208). Die Einrede und die ihr entſprechende 
Gegeneinrede der Argliſt (daß der Beklagte ſich argliſtig verteidige, RG 20, 93), ſind in der 
Rechtſprechung des Reichsgerichts in zahlreichen Entſcheidungen anerkannt; die nach § 249 
zu leiſtende Wiederherſtellung beſteht darin, daß der argliſtige Teil von ſeinem Anſpruche nie 
Gebrauch machen darf oder der argliſtig erſchlichene Vorteil rückgängig gemacht wird (RG 
57, 372; 58 S. 356 u. 425; 63, 179; 64, 220; 68, 97; 70, 193; 71, 482; 75, 338; 76, 354; 
78, 347; 84, 131; 86, 191; JW 1910 S. 637 u. 18776; 1916, S. 180° u. 3901; 1917, 4602; 
1918, 421; 1919 S. 1022 u. 3044; Warn 08 Nr 38, 53, 122; 09 Nr 189; 1910 Nr 281; 
1914 Nr 273 u. 326; 1915 Nr 208 u. 277; 1917 Nr 16 u. 130). Die Entſcheidungen RG 
63, 179; 68, 97; 71, 432; 86, 191; JW 1916, 1801 behandeln die Einrede der Argliſt gegen⸗ 
über den aus einem Kaufvertrage über ein Bordellgrundſtück vom Verkäufer erhobenen An⸗ 
ſprüchen. Auf Grund des unſittlichen Charakters des Vertrags nach $ 138 muß der Verkäufer 
das Hans zurücknehmen und die Kaufpreisleiſtungen zurückgeben. Dem Käufer, der geſtützt 
anf § 817 das Bordell behalten, aber den Kaufpreis nicht zahlen, alfo das auf unſittliche Weiſe 
Erlangte unentgeltlich behalten will, fteht die Einrede der Argliſt entgegen. Den Grundſatz. 
daß argliſtig handelt, wer fordert, was er wieder herausgeben muß, ſpricht RG Warn 1917 
Nr 130 aus; auch RG 85, 108 iſt hierher zu rechnen. Eine die Erforderniſſe des § 826 er⸗ 
füllende Argliſt kann eine Gegeneinrede gegen die Einrede der Verjährung be⸗ 
gründen, wenn der auf die Verjährung ſich berufende Schuldner den Gläubiger durch Ver⸗ 
ſprechungen oder durch in die Länge gezogene Vergleichsverhandlungen oder durch wahrheits⸗ 
widrige Darſtellung des Sachverhalts vorſätzlich abgehalten hat, rechtzeitig ſeine Anſprüche 
geltend zu machen (RG 57, 372; 64, 220; Warn 08 Nr 53), aber auch ſchon dann, wenn 
der Schuldner durch fein Verhalten überhaupt den Glaubiger veranlaßt hat, von einer Unter⸗ 
brechungshandlung Abſtand zu nehmen, ohne daß er bei dieſem Verhalten ſchon an die Ver⸗ 
jährungseinrede und deren Verhinderung gedacht hatte (RG 84, 131; 87, 281; Jh 1919 
S. 102° u. 304°). 

7. Das BEB kennt zwar keinen Satz, daß der vorſätzlichen Schadenszufügung gegenüber 
die Einrede des mitwirkenden eigenen Verſchuldens des Beſchädigten gemäß 8 254 nicht 
erhoben werden köune. Unbedenklich wird die Einrede inſoweit zuzulaſſen ſein, als die Ab⸗ 
wendung oder Minderung des Schadens nach Begehung der u. H. in Frage kommt (vgl. RG 
62, 349: die u. H. erzeugt ein Schuldverhältnis zwiſchen dem Schädiger und dem Beſchäbigten 
und damit in gewiſſem Umfange auch Sorgfaltspflichten des letzteren, die ihm in ausdrück⸗ 
licher Beſtimmung Abſ 2 des 8 254 auferlegt); ſoweit es ſich aber um ein mitwirkendes Ver⸗ 
ſchulden bei der Verurſachung des Schadens überhaupt (§ 254 Ab 1) handelt, ſchließt der 
Vorſatz des Schädigers die Berückſichtigung eines mitwirkenden Verſchuldens des Beſchädigten. 
wenn es nicht ebenfalls auf Vorſaz beruht, regelmäßig aus (RG 69, 277; 76, 313; 78, 389; 
JW 08, 910, 1919, 3056; Warn 08 Nr 446; 1911 Nr 64; 1914 Nr 49 u. 119; 1915 Nr 275), 

wie anderſeits der Vorſatz des Beſchädigten den Auſpruch aus fahrläſſiger Schadenszufügung 
gegen den Schädiger aufhebt (RG IW 05, 7179). 


§ 827 

Wer im Zuſtande der Bewußtloſigkeit oder in einem die freie Willens⸗ 
beſtimmung ausſchließenden Zuſtande krankhafter Störung der Geiſtestätig⸗ 
keit!) einem anderen Schaden zufügt !), iſt für den Schaden nicht verant⸗ 
wortlich). Hat er ſich durch geiſtige Getränke oder ähnliche Mittel in 
einen vorübergehenden Zuſtand dieſer Art verſetzt, ſo iſt er für einen 
Schaden, den er in dieſem Zuſtande widerrechtlich verurſacht, in gleicher 
Weiſe verantwortlich, wie wenn ihm Fahrläſſigkeit zur Laſt fiele); die 
Verantwortlichkeit tritt nicht ein, wenn er ohne Verſchulden in den Zu⸗ 


ſtand geraten ift?) “). 
e 1 708 II 760; M 2 731, 732 P 2 579590. 
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1. 8 827 behandelt die Aufhebung der Verantwortlichkeit für eine widerrechtliche Handlung 
infolge Aufhebung der Willensfreiheit (vgl. $ 51 StGB). Bewußtloſigkeit it ein vorüber⸗ 
gehender, ausnahmsweiſer, an ſich nicht notwendig krankhafter Zuſtand, der die Willens. 
freiheit ausſchließt: Schlaf, Ohnmacht, Schlaftrunkenheit, Trunkenheit, hypnotiſche Zuſtände. 
Eine krankhafte Störung der Geiſtestätigkeit bilden Geisteskrankheit, aber auch Körper 
krankheiten, die die geiſtige Tätigkeit beeinfluſſen (Fieberzuſtände); vgl. § 104 Nr 2. Die 
Zuſtände können dauernd oder vorübergehend fein. Die krankhafte Störung muß die freie 
Willensbeſtimmung ausſchließen; eine bloße Minderung der Verſtandes⸗ und eh 
genügt zur Anwendung des $ 827 nicht (MG 74, 110; ZW 08, 21035; 11. 12. 06 III 170/06). 
Die Entmündigung des Schädigers wegen Geiſteskrantheit oder Geiſtesſchwäche iſt ein 
gleichgültiger Umſtand für die Anwendbarkeit des § 827; der Entmündigte iſt nicht ſchlechthin 
unfähig zur Begehung einer u. H. (RG JW 1912, 244; 18. 1. 13 VI 438/12); doch kann 
die Entmündigung einen tatſächlichen Anhalt für das Vorhandenſein eines krankhaften 
Geiſteszuſtandes gewähren. 


2. Im Zuſtande der Bewußtloſigkeit oder der krankhaften Störung der Geiſtestätigkeit 
muß ein Schaden zugefügt fein, wenn $ 827 Anwendung finden ſoll; die den freien Willen 
aufhebenden Hemmungen oder Störungen müſſen alſo im Augenblicke der Tat vorhanden 
geweſen ſein; die Zeit des Eintritts der Schadensfolge iſt dagegen ohne Bedeutung. Ein 
Handeln in lichten Zwiſchenräumen der Geiſteskrankheit macht den Handelnden in gewöhnlicher 
Weiſe verantwortlich. 


3. Für den in einem der Zuftände des Satz 1 einem andern zugefügten Schaden ift der 
Täter nicht verantwortlich, mag es ſich um Vorſatz oder Fahrläſſigkeit, bei letzterer um ein 
wirkliches oder vermutetes Verſchulden (88 831, 832, 833 Satz 2, 834, 836838), um ein 
Tun oder Unterlaſſen (Nichtbeleuchtung der Treppen, Nichtſtreuen bei Glatteis) handeln. 
$ 827 findet auch Anwendung, wenn ein mitwirkendes Verſchulden des Verletzten 
in Frage ſteht und dieſer dabei in einem der in Satz 1 bezeichneten Zuſtände ſich befunden 
hat (NG ZW 02 Beil 21218). Dem Geſetzesgedanken nach tritt die Freiheit von der Ver⸗ 
antwortlichkeit jedoch nicht ein, wenn ein Verſchulden, auch nur ein vermutetes, nicht zur 
Begründung der Schadenserſaßpflicht gehört (88 833 Abs 1, 835). 


4. Der zweite Satz des § 827 beſtimmt eine Ausnahme von der Verantwortungsfreiheit 
des Satz 1, wenn der Täter ſich ſelbſt, ſchuldhafterweiſe, wie der Schlußſatz des Paragraphen 
ergibt, in einen vorübergehenden Zuſtand der Aufhebung der freien Willensbeſtimmung 
verſetzt hat. Die ſchuldhafte Selbſtverurſachung des Zuſtandes ſetzt auch voraus, daß der 
Täter von der berauſchenden Wirkung der genoſſenen geiſtigen Getränke Kenntnis hatte oder 
bei Anwendung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt haben mußte. Er iſt dann für einen 
von ihm in dem Zuſtande der Willenloſigkeit angerichteten Schaden verantwortlich, wie wenn 
ihm Fahrläſſigkeit zur Laſt fiele: d. h. er ſteht für die ſchädlichen Folgen derjenigen wider ⸗ 
rechtlichen Handlungen ein, die entweder nur fahrläffig, oder die ſowohl vorsätzlich als fahr⸗ 
läſſig begangen werden können: er bleibt dagegen frei von der Haftung für Handlungen, die 
erſt durch den rechtswidrigen Vorſatz unerlaubte werden, wie die u. H. nach & 826. Das gilt 
jedoch nicht, wenn der Täter ſich vorſätzlich in den Zuſtand der Willensunfreiheit verſetzt 
hat, gerade um in dieſem Zuſtande die u. H. zu begehen; in dieſem Falle hat er in Wirklichkeit 
die Tat vorſätzlich verübt. Auch Satz 2 findet ebenſo bei eigenem Verſchulden des Verletzten 
Anwendung (RG Warn 1913 Nr 132). 


5. Ohne Verſchulden ift der Täter in den Zuſtand der Willensunfreiheit geraten, wenn 
er die Wirkung des berauſchenden Getränks oder der Hypnoſe weder kannte noch kennen 
mußte. Die Faſſung des Satz 2 mit dem den Schluß des Paragraphen bildenden Nachſatze 
iſt im Hinblick auf die Beweislaſt gewählt. Der Beſchädigte beweiſt die Handlung und den 
durch ſie zugefügten Schaden; der Schädiger wendet ein, daß er die Handlung in einem der 
Buftände des Satz 1 begangen habe; Sache der Erwiderung des Verletzten iſt der Nachweis, 
daß er ſich ſelbſt in den Zuſtand verſetzt habe, Sache der Gegenerwiderung des Täters, daß 
er ohne Verſchulden in dieſen Zuſtand geraten ſei. 


6. Satz 2 gilt, wie die 88 827 u. 828 überhaupt, zwar nicht nur für das Gebiet der un⸗ 
erlaubten Handlungen, wie die Heranziehung der Paragraphen bei der Regelung der all- 
gemeinen Verantwortlichkeit in Schuldverhältniſſen in § 276 beweiſt (vgl. RG 59, 221); die 
Paragraphen entſcheiden daher auch über die Verantwortlichkeit in Vertragsverhältniſſen. 
Doch kann ſich eine Verſicherungsgeſellſchaft nicht unter Berufung auf 8 827 ihrer Verſicherungs. 
pflicht entziehen, weil der Verſicherte, der im Zuſtande der Trunkenheit einen Unfall erlitten 
bat, ſich ſchuldhafterweiſe in dieſen Zuſtand berſetzt hatte. Denn hier handelt es ſich nicht 
um ein Vertragsverſchulden des Verſicherten, ſondern um die Vorausſetzungen, unter denen 
die Verſicherungsſumme zu leiſten iſt; über dieſe Frage entſcheidet die Auslegung des einzelnen 
Verſicherungsvertrags (RE 8. 5. 08 VII 408/07), 
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8 828 


1) Wer nicht das ſiebente Lebensjahr vollendet hat, iſt für einen Schaden, 
den er einem anderen zufügt, nicht verantwortlich ?). 

Wer das ſiebente, aber nicht das achtzehnte Lebensjahr vollendet hat, 
iſt für einen Schaden, den er einem anderen zufügt, nicht verantwortlich ), 
wenn er bei der Begehung der jchädigenden Handlung nicht die zur Er⸗ 
kenntnis der Verantwortlichkeit erforderliche Einſicht hat?). Das gleiche 
gilt von einem Taubſtum men). 

E I 709 II 751; M. 2 782—734; P 2 579590. 


1. Verantwortlichteit nach dem Lebensalter. a) Für die Beſtimmungen des $ 828 find 
die 88 55—58 StGB vorbildlich geweſen. Doch ift als die untere Altersgrenze für die rechtliche 
Verantwortlichkeit nicht mit 8 55 StÖB das vollendete 12. Lebensjahr, ſondern entſprechend 
dem in 8 104 BGB für den Beginn der Geſchäftsfähigkeit angenommenen Alter das 7. Lebens. 
jahr feſtgeſetzt worden, während die obere Altersgrenze nicht der Zeit des Eintritts der vollen 
Geſchäftsfähigkeit (88 2, 106 BOB) ſich anpaßt, ſondern den 88 56, 57 StGB folgt. Bis 
zum vollendeten 7. Lebensjahre iſt danach eine Perſon für die von ihr begangene u. H. un⸗ 
bedingt unvergntwortlich, vom vollendeten 18. Lebensjahre an iſt ſie unbedingt ver⸗ 
antwortlich, in der Zwiſchenzeit iſt fie bedingt verantwortlich. Der Schlußſatz des 3 828 
ſtellt, in Übereinftimmung mit 8 58 StOB, die Taubſtummen den bedingt verantwortlichen 
jugendlichen Perſonen gleich. b) Auch § 828 findet, wie $ 827 über das Gebiet der un⸗ 
erlaubten Handlung hinaus Anwendung auf jede Verantwortlichkeit in Schuld⸗ 
verhältniſſen, ſoweit ſie für die behandelten Perſonenkreiſe überhaupt in Frage kommen 
kann (ſo im Lehrlingsverhältnis 88 110—113). Insbeſondere gilt $ 828, wie 8 827, nicht 
nur für die gegen einen andern begangene ſchädigende Handlung, ſondern auch für die Frage, 
ob ein eigenes mitwirkendes Verſchulden des Beſchädigten nach 8 254 angenommen 
werden kann oder nicht (RG 51, 75; 54, 404; 59, 221; 76, 187; ZW 03 Beil 1012253 05, 108% 
06, 6865; 08, 522°; Warn 08 Nr 314 u. 579; 1910 Nr 19). e) 5 828 bezieht ſich nicht auf 
Unterlaſſungsberſtöße gegen durch Schutznormen geſicherte oder ſonſt beſtehende Ver⸗ 
pflichtungen (3. B. der Treppenbeleuchtung, des Streuens bei Glatteis für den Hauseigen⸗ 
tümer), die ihrer Natur nach nicht den Minderjährigen, ſondern deſſen geſetzlichen Vertreter 
treffen (M 2, 734). 

2. Die in A erörterte Anwendung des $ 828 auf das eigene mitwirkende Verſchulden 
der Beſchädigten hat zur Folge, daß ein eigenes mitwirkendes Verſchulden eines beſchädigten 
Kindes, das das 7. Lebensjahr nicht vollendet hatte, unter keinen Umſtänden angenommen 
werden kann (RG 54, 404; 59, 221; JW 06, 55°). Handelt es ſich um ein Verhalten des Ver⸗ 
letzten, das zeitlich nach der ſchädigenden Haudlung liegt (Unterlaſſung der Abwendung oder 
ER des Schadens nach § 254 Abſ 2), fo kommt das Alter zur Zeit dieſes Verhaltens 
in Betracht. 

3. Die 88 56, 57 StGB machen die ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit der in dem Zwiſchen⸗ 
alter von zwölf bis achtzehn Lebensjahren befindlichen Perſonen von dem Vorhandenſein der 
zur Erkenntnis der Strafbarkeit der begangenen Handlung erforderlichen Einſicht abhängig. Für 
die zivilrechtliche Haftbarkeit ſpricht $ 828 von der zur Erkenntnis der Verantwortlichkeit 
erforderlichen Einſicht. Hierbei iſt aber nicht gegenſätzlich zur Erkenntnis der Strafbarkeit 
an eine Erkenntnis der zivilrechtlichen Vergeltungspflicht zu denken. Der Begriff iſt weiter 
zu faſſen, wie ſich ſchon daraus ergibt, daß die dazu erforderliche Einſicht im Zweifel allen 
Perſonen beigelegt wird, die das 7. Lebensjahr vollendet haben. Die zur Erkenntnis der 
Verantwortlichkeit erforderliche Einſicht iſt vielmehr „diejenige geiſtige Entwicklung, die den 
Handelnden in den Stand ſetzt, das Unrecht ſeiner Handlung gegenüber den Mitmenſchen 
und zugleich die Verpflichtung zu erkennen, in irgendeiner Weiſe für die Folgen ſeiner 
Handlung einſtehen zu müſſen“ (RG 53, 157; JW 04, 202 5). Sie fällt nicht zuſammen mit 
der Erkenntnis der Verantwortlichkeit ſelbſt, alſo des Unrechts und der Vergeltungspflicht 
hierflür; fie iſt vielmehr nur die Fähigkeit dazu. Eine beſtimmte Vorſtellung des Handelnden, 
in welcher Weiſe die Vergeltung von ihm verlangt und erzwungen werden könnte, wird nicht 
verlangt, nur das Verſtändnis für die Pflicht der Vergeltung dem Verletzten oder der All. 
gemeinheit gegenüber überhaupt (RG 53, 157). Das Verſtändnis für die Pflicht der Ver⸗ 
geltung wird vermittelt durch die Einſicht zur Erkenntnis des Unrechts der Handlung, 
und die Grundlage der letzteren Einſicht iſt bei allen Fahrläſſigkeitshandlungen wiederum 
die Einſicht für die Erkenntnis der Gefährlichkeit der Handlung, ohne die hier die Erkenntnis 
des Unrechts nicht denkbar iſt (RG 53, 157; 1. 3. 06 VI 231/05; 31. 5. 06 VI 384, 393/05). 
Deshalb vermag der Nachweis vom Vorhandenſein der zur Erkenntnis der Gefährlichkeit 
der Handlung erforderlichen Einſicht tatſächlich in allen Fällen fahrläſſigen Handelns, ins⸗ 
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befondere für das mitwirkende eigene Verſchulden des Verletzten, den unmittelbaren Nach- 
weis der zur Erkenntnis der Verantwortlichkeit erforderlichen Einſicht zu erſetzen, indem 
er den Schluß auf die Einſicht des Handelnden geſtattet, daß ihm ſein Handeln zum Ver⸗ 
ſchulden anzurechnen ſei und ihn zur Vergeltung verpflichte (RG JW 04, 202%; 66, 47213; 
Warn 08 Nr 579). Die zur Erkenntnis der Verantwortlichkeit erforderliche Einſicht iſt ein 
allgemeines Verſtänd nis für die Folgen einer Handlung und die Vertretungspflicht dafür; 
deshalb kommt es auf eine beſtimmte Vorſtellung, welche beſondere Gefahr durch ein Handeln 
ausgelöſt werde (beſondere Gefahr einer Maſchine) und welcher beſondere Schaden entſtehen 
könne (RG 51, 30; JW 06, 47225), ebenſowenig an, wie darauf, welche beſtimmte Vergeltung 
zu erwarten iſt. Innerhalb der Altersgrenzen des Abſ 2 8 828 muß in jedem einzelnen Falle 
die geforderte Einſicht nach den Umſtänden geprüft, der Grad der geiſtigen Entwicklung des 
Täters und ſein Verhaltnis zum Verſtändnis der Verantwortlichkeit für die in Frage kommende 
u. H. ermittelt werden. Auf das höhere Alter allein darf daher die Feſtſtellung der Einſicht nicht 
geſtützt werden (RG JW 03 Beil 101228; 05, 4812); doch iſt die Erwägung zuläſſig, daß in einem 
gewiſſen Alter regelmäßig und erfahrungsmäßig für eine gewiſſe Handlung die verlangte Ein⸗ 
ſicht vorhanden zu ſein pflege und deshalb auch bei dem Täter des fraglichen Falles angenom⸗ 
men werden könne (RG 51, 30; Warn 1912 Nr 13); nur darf dabei die individuelle Entwicklung 
des einzelnen Täters nicht außer Betracht gelaſſen werden (RG JW 03 Beil 101228; 06 S. 6866, 
74718; Warn 08 Nr 314). Beim Tertianer eines Gymnaſiums iſt im Zweifel die Einſicht 
für die Erkenntnis der Gefährlichkeit einer Maſchine anzunehmen (RG 27. 2.05 VI 198/04). 
Ob vorausgegangene Verbote, Mahnungen und Warnungen für die Feſtſtellung der 
Einſicht ausſchlaggebend ins Gewicht fallen, hängt von den Umſtanden ab (RG 76, 187; JW 
06, 6866; 19. 9. 04 VI 533/03). Die Furcht vor der in Ausſicht ſtehenden Schulſtrafe wegen 
Übertretung eines Schulverbots beweiſt noch nicht die Fähigkeit zur Erkenntnis einer Ver⸗ 
geltungspflicht (RG IW 04, 20213). — Sit der jugendliche Täter verantwortlich, dann kommt 
er auch als Beteiligter nach $ 830 Abſ 1 Satz 2 in Betracht (RG 74, 143). 

4. Der jugendliche Täter iſt nicht verantwortlich, wenn er bei Begehung der Tat nicht die 
zur Erkenntnis der Verantwortlichkeit erforderliche Einſicht beſaß. Dieſe Faſſung weiſt 
nach dem Sprachgebrauche des BGB darauf hin, daß die Behauptungs⸗ und Beweispflicht 
für die mangelnde Einſicht dem jugendlichen Schädiger zur Laſt fällt. Das BGB behandelt 
im Zweifel jedes über ſieben Jahre alte Kind als für ſeine Schaden verurſachenden Handlungen 
verantwortlich. Der Mangel an Einſicht muß vom Schädiger geltend gemacht werden, wenn 
er in Betracht gezogen werden ſoll; eine Klage kann alſo nicht abgewieſen werden, weil ein 
Kind, das das 7. Lebensjahr vollendet hatte, ſeinem Alter nach noch nicht die geiſtige Reife 
habe, das Unerlaubte ſeiner Handlung einzuſehen (RG 51, 30; 61, 239; 74, 143; JW 06, 
47223; 1911, 4461; Warn 08 Nr 579). Iſt der Mangel an Einſicht nicht behauptet oder 
nicht nachgewieſen, ſo iſt der jugendliche Täter für ſeine Handlung haftbar gleich dem Er⸗ 
wachſenen; der Tatbeſtand der u. H. oder des mitwirkenden Verſchuldens iſt objektiv 
wie ſubjektiv derſelbe wie bei dem Erwachſenen. Insbeſondere iſt für die Frage, ob ein Ver⸗ 
ſchulden ($ 276) vorliegt, nicht nochmals die Jugend des Täters in Rechnung zu ſtellen. Die 
im Verkehr erforderliche Sorgfalt nach 8 276 iſt ein allgemeines Regelmaß der von einem ordent⸗ 
lichen Menſchen in den beſonderen Verhältniſſen des Verkehrs anzuwendenden Sorgfalt. 
Wohl aber fallen bei Abwägung des Verſchuldens des jugendlichen Schädigers oder Ver⸗ 
letzten gegen dasjenige des Gegenteils nach § 254 die beſonderen Umſtände, die durch Alter 
und Geſchlecht bedingt werden, die geringere Überlegungsfähigkeit und Beſonnenheit des 
jugendlichen Alters wieder erheblich ins Gewicht (RG 68, 422; JW 1911, 101612; Warn 08 
Nr 314; 09 Nr 281; 1910 Nr 19; 7. 8. 12 VI 412/11; nicht ganz richtig JW 1911, 44010, wo 
die Jugend für das Vorhandenſein des Verſchuldens in Betracht gezogen wird). 

5. Abſ 2 Satz 1 findet Anwendung auf die Taubſtummen, alſo Perſonen, die zugleich taub 
und ſtumm find; auf ſolche, die nur taub oder nur ſtumm find, erſtreckt ſich die Beſtimmung 
nicht; ſie ſind unbedingt verantwortlich. 


§ 829 

Wer in einem der in den SS 823 bis 826 bezeichneten Fälle!) für einen 
von ihm verurſachten Schaden?) auf Grund der SS 827, 828 nicht verant⸗ 
wortlich iſt :), hat gleichwohl, ſofern der Erſatz des Schadens nicht von einem 
auſſichtspflichtigen Dritten erlangt werden kann)), den Schaden inſoweit zu 
erſetzen, als die Billigkeit nach den Umſtänden, insbeſondere nach den Ver⸗ 
hältniſſen der Beteiligten, eine Schadloshaltung erforderte) und ihm nicht 
die Mittel entzogen werden, deren er zum ſtandesmäßigen Unterhalte ſowie 


zur Erfüllung feiner geſetzlichen Unterhaltspflichten bedarf‘) “). 
E II 752; P 2 589—593. 
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1. Die Beſtimmung des $ 829 fett, indem fie eine Billigkeitshaftung aus nur gegenſtändlich 
(objektiv) u. H. einführt, eine offenbare Ausnahme von dem im allgemeinen geltenden Ver⸗ 
ſchuldungsgrundſatze des BGB; fie beſchränkt dieſe Ausnahme zugleich ausdrücklich auf die 
vier Tatbeſtände der 88 823 bis 826. Dieſe Beſchränkung ſchließt aber die Anwendung des 
§ 829 auf die Fälle der 98 831, 833 Satz 2, 836 nicht aus, da hier nicht ſowohl andere Tat- 
beſtände von u. H., ſondern nur eine Umkehrung der Beweislaſt für den Tatbeſtand des § 823 
vorliegt (RG JW 1915, 5801“; Warn 1916 Nr 278). Noch weniger ſtehen Bedenken der 
Anwendung des $ 829 im Falle des § 844 entgegen; hier handelt es ſich um beſtimmte 
Schadensfolgen beſtimmter u. H., überhaupt nicht um deren Tatbeſtände, die vielmehr 
vorausgeſetzt werden (RG 94, 220). Entſprechende Anwendung auf andere u. H. 
iſt ausgeſchloſſen (RG 74, 143); noch weniger kann eine ſolche außerhalb des Gebiets 
der u. H. bei Schuldverhältniſſen überhaupt ftattfinden, wie auch § 276 nur die Be⸗ 
ſtimmungen der 88 827, 828, nicht die des § 829 anzieht. Deshalb kaun ebenſo einer Aus⸗ 
dehnung des $ 829 anf das eigene mitwirkende Verſchulden nach 8 254 nicht zugeſtimmt 
werden, die denn auch RG IWW 03 Beil 122270 mit Entſchiedenheit verwirft, während RG 
JW 06, 55° die Frage offen läßt. Der Wortlaut des $ 829 ſteht dieſer Erſtreckung deutlich ent: 
gegen und der dafür angeführte Grund: wenn das Geſetz den Nichtverantwortlichen für einen 
von ihm anderen zugefügten Schaden haften laſſe, müſſe um ſo mehr eine Vertretung für den 
Schaden angenommen werden, den er mit der Verurſachung einer durch einen audern 
ihm gegenüber begangenen u. H. mitwirkend ſich ſelbſt zufüge, iſt nicht zutreffend. 
Der widerrechtliche Eingriff in ein fremdes Rechtsgebiet iſt ein vergeltungsbedurftigeres 
Geſchehnis als das von jemand an ſich ſelbſt begangene Unrecht, das eine objektiv rechtswidrige 
Handlung gar nicht darſtellt (vgl. RG 58, 312 am Schluſſe). Nur wenn auch der Schädiger eine 
nach 88 827, 828 von der Verantwortlichkeit befreite Perſon iſt, die allein auf Grund des 
8 829 zum Schadenserſatze herangezogen werden kann (ein Kind fügt einem andern beim Spiel 
eine Körperverletzung zu), it die Anwendung des $ 829 auch auf das eigene Verhalten des 
Beſchädigten in der ⸗Weiſe gerechtfertigt, daß bei dem Billigkeitsermeſſen des Gerichts die Mit 
wirkung des Beſchädigten an der Verurſachung des Schadens berückſichtigt wird. Eine An⸗ 
wendung des Grundgedankens des $ 829 in Sondergeſetzen findet ſich in 8 1 Abſ 2 des RGeſ. 
über die Haftung des Reiches für feine Beamten v. 22. 5. 10, RG Bl 798, und in 8 1 Abſ 2 
des eutſprechenden preuß. Gel. v. 1. 8. 09, GS 691. 

2. Auf Grund der SS 827, 828 nicht verantwortlich ſind die Bewußtloſen, die Geiſtes⸗ 
geſtörten, die Kinder unter ſieben Jahren, ferner die jugendlichen Perſonen zwiſchen ſieben und 
achtzehn Jahren und die Taubſtummen, wenn ſie den Nachweis führen, daß ſie bei Begehung 
der ſchädigenden Handlung die zur Erkenntnis der Verantwortlichkeit erforderliche Einſicht 
nicht beſeſſen haben. 1 

3. Vorausſetzung der Anwendung des $ 829 ift nicht allein die von dem Nichtverantwort⸗ 
lichen ausgehende Verurſachung eines Schadens, ſondern die Schadenszufugung unter 
Umſtänden, die ihn, von der Frage der Zurechnungsfähigkeit abgeſehen, für den Schaden haftbar 
machen würde; es iſt äußerlich alſo der volle gegenſtändliche (objektive) und perſönliche (jub- 


Erſtvorpflichteter in Anſpruch genommen werden müſſe. Eine Klage auf Feſtſtellung des 
( aufſchiebend de Anſpruchs iſt aber auch vor dem Feſtſtehen der Vorausſetzung zuläſſig 
\ 10, 824%). £ = ö 
(Ac P. eſend und Umfang der Schadenserſatzpflicht nach § 829 iſt maßgebend, 
ob und juwieweit die Billigkeit nach den Umſtänden eine Schadloshaltung erfordert. 
Darüber entſcheidet das Gericht nach freiem Ermeſſen. Insbeſondere ſind die Berhältniſſe 
der Beteiligten, des Schädigers wie des Beſchädigten, und zwar nicht zur Zeit der Handlung, 
ſondern zur Zeit der Urteilsfällung, zunächſt die Vermögensverhältniſſe, aber auch die 


ſonſtigen Lebensverhältniſſe und Bedürfniſſe (z. B. eine dauernde Vermehrung der Bedürf⸗ 
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niſſe eines körperlich Verletzten) in Betracht zu ziehen. Daß die Umſtände der Handlung 
ſelbſt nicht unberückſichtigt bleiben können, ob der Schädiger mit Abſicht oder nur unbeſonnen 
— entſprechend dem Vorſatz oder der Fahrläſſigkeit bei verantwortlichen Perſonen — 
handelte, und wie nahe der jugendliche Täter der Grenze ſich befand, wo die Ei nicht für die 
Erkenntnis der Verantwortlichteit beginnt, braucht kaum bemerkt zu werden. Unter Umständen 
kann die billige Schadloshaltung vollen Schadenserſatz bedenten (ſo bei Reichtum des Schädigers 
und Armut des Beſchädigten). Auch die Art der Entſchädigung, ob ſie in Geſtalt einer Rente 
oder durch Zahlung eines Kapitals zu leiſten iſt, unterſteht hier dem Billigkeitsermeſſen des 
Gerichts. Maßgebender Zeitpunkt für die Bemeſſung der Schadloshaltung iſt die Zeit des 
Urteilserlaſſes. Bei nachträglicher Veränderung der Verhältniſſe iſt, wenn eine 
Rente zugeſprochen wurde, 8323 ZPO anwendbar. Von dieſem Fall abgeſehen, kann eine 
Anderung des rechtskräftigen Urteils wegen Veränderung der ihm zugrunde liegenden Ver⸗ 
hältniſſe ebenſowenig verlangt werden, als fie ſonſt zuläſſig iſt (a. M. Oertmann A 2b mit 
Schwartz, Das Billigkeitsurteil nach 8829 S. 38ff.). Für den Beginn der dreijährigen 
Verjährung gemäß $ 852 kann nur die Kenntnis der Umſtände maßgebend fein, die für den 
Beſtand des Anſpruchs, nicht ſolche, die nur für deſſen Bemeſſung Bedeutung haben; die Grenz⸗ 
linie zu finden iſt Sache des Richters. Über die Ausgleichung zwiſchen dem Aufſichtspflich⸗ 
tigen nach $ 832 und dem Aufſichtsbedürftigen, wenn letzterer auf Grund des 8 829 zum 
chadenserſatz herangezogen wird, vgl. A 6 zu $ 840. 

6. Die Schadloshaltung aus $ 829 findet ihre Grenze an dem eigenen Lebensbedarf des 
Schädigers für ſich und die ihm gegenüber unterhaltsberechtigten Perſonen. Der ſtandes⸗ 
mäßige Unterhalt iſt nach § 1610 der für den geſamten Lebensbedarf einſchließlich der Er- 
ziehung und der Vorbildung zu einem Berufe nach der Lebensſtellung der Perſon erforderliche 
Betrag. Die geſetzlichen Unterhaltspflichten beſtimmen die 88 1360, 1361, 1608, 1609, 
1345, 1351 (Ehegatten), 1578 ff. (geſchiedene Ehegatten), 1601 ff. (Eltern und Kinder), 1708ff. 
(außereheliche Kinder), 1699 (Kinder aus nichtigen Ehen). Wegen der nach Rechtskraft des 
Urteils eintretenden Veränderungen der Unterhaltspflichten ſ. A 5. . 

7. Die Beweislaſt trifft den Beſchädigten außer für die allgemeinen Vorausſetzungen 
des Schadenserſatzanſpruchs dafür, daß von einem Dritten Erſatz nicht zu erlangen ſei und 
daß die Billigkeit ſeiner Forderung zur Seite ſtehe; Sache der Verteidigung des Schädigers 
ift der Nachweis der Beeinträchtigung des eigenen Lebensbedarfs oder der Leiſtungen geſetz⸗ 
licher Unterhaltspflichten bei einer Erſatzleiſtung an den Beſchädigten. Daraus ergibt ſich, 
daß § 829 nur anwendbar iſt, wenn ein Anſpruch daraus erhoben, das Vorhandenſein feiner 
tatſächlichen Vorausſetzungen behauptet iſt (RG 74, 143). 


8 830 


1) Haben mehrere durch eine gemeinſchaftlich begangene unerlaubte 
Handlung?) einen Schaden verurſacht !), jo iſt jeder für den Schaden ver⸗ 
antwortlich“). Das gleiche gilt, wenn ſich nicht ermitteln läßt, wer von 
mehreren Beteiligten den Schaden durch ſeine Handlung verurſacht hat. 

Anſtifter und Gehilfen ſtehen Mittätern gleich ö). 

1 714 II 753; M 2.788; P 2 606, 


1. Die beiden Sätze des Abſ 1 des 8 830 behandeln einen weſentlich verſchiedenen 
Tatbeſtand. Während der erſte Satz die Mittäter einer u. H. im Sinne des 8 7 
StB im Auge hat, alſo ein bewußtes Zuſammenwirken mehrerer Perſonen in ob» 
jektiver und ſubjektiver Gemeinſchaftlichkeit voraussetzt, iſt der Fall des zweiten Satzes, der 
dementſprechend auch nicht von Mittätern, ſondern von Beteiligten ſpricht, gegeben, wenn die 
mehreren Perſonen bei demſelben Vorfall ohne ſubjektive Gemeinſchaft ſich gleichzeitig be⸗ 
tätigt haben (ſo NG Warn 1918, 363; 15. 10. 06 VI 34/06). Über das Verhältnis des 
8 880 zu 8 840 vgl. RG 96, 224 u. A 2 zu 8 840. 

2. Die von mehreren gemeinſchaftlich begangene unerlanbte Handlung iſt nach dem 
in A 1 Geſagten, wie in $ 47 StGB, die in bewußtem und gewolltem Zuſammendwirken 
ausgeführte, daher immer vorſätzliche u. H. Satz 1 erfordert zum Unterſchiede von Satz 2 
einen rechtlichen Zuſammenhang in dem unerlaubten Handeln mehrerer (MG JW 09 
S. 18611, 68711; Warn 1914 Nr 150), der nur durch ein inneres Band hergeſtellt, nur 
durch die Gemeinſchaftlichkeit des Bewußtſeins und des Wollens geſchaffen werden kann. 
Von der gemeinſchaftlichen Begehung oder Ausführung (§ 47 StÖB) einer Handlung 
jeitens mehrerer Perſonen kann nur die Rede fein, „wenn die mehreren Perſonen die fragliche 
Handlung, die ſich äußerlich aus einer Anzahl von Handlungen der einzelnen zuſammenſetzt, 
in ihrer eigenen Vorſtellung als gemeinſchaftliche erfaſſen und entſprechend ausführen wollen 
(Bierling, Jur. Prinzipienlehre III S. 151). Der abweichenden Meinung (Planck A1, Oert⸗ 
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mann A 2, Kohler Bet II 485), der beiläufig auch die zu Satz 2 ergangene Entſcheidung 
HS 58, 857 ſich angeſchloſſen hatte, daß auch ein nur tatſächliches Zuſammenwirken oder ein 
Zuſammenwirken fahrläſſiger Handlungen mehrerer unter Satz 1 falle, wenn nur der ein- 
getretene Schaden ſich als das Ergebnis der Geſamtwirkung der Handlungen der einzelnen dar⸗ 
ſtellt, kann nicht zugeſtimmt werden. Das Geſetz ſpricht nicht von einem durch das Aufammen- 
wirken der u. 2. mehrerer, ſondern von dem durch eine von mehreren gemeinſchaftlich begangene 
u. H. verurſachten Schaden. Die mehreren fahrläſſigen Urheber eines einheitlichen Schadens 
(3 B. mehrere Beamte, von denen ein jeder durch Erfüllung feiner Pflicht den ſchädlichen 
Erfolg abgewendet haben würde N 51, 258; mehrere Miteigentümer eines Hauſes, die ihrer 
Beleuchtungs⸗ oder Streupflicht nicht nachkommen, mehrere Fabrikanten, die giftige Abwäſſer 
in einen Bach leiten und dadurch Schaden anrichten RG 16, 144; ferner der verbotswidrig 
Schießpulver an eine unerwachſene Perſon abgebende Kaufmann und der mit Schießpulver 
hantierende Knabe im Falle Rich 33, 348) oder die mehreren ohne Verſchulden für einen 
Schadenserfolg verantwortlichen Perſonen (mehrere Tierhalter desselben Tieres oder mehrerer 
an der Verurſachung eines Schadens beteiligter Tiere, oder der Tierhalter und der Beauf⸗ 
ſichtiger des Tieres) handeln nicht miteinander, ſie haften nur nebeneinander, ein jeder 
ſelbſtändig für feine Handlung oder Gefährdung. Daß ſowohl die Teilnehmer einer gemein 
ſchaftlichen u. H. als auch die Perſonen, die in mehreren Handlungen, jede für ſich, einen 
und denſelben Schaden herbeigeführt haben, als Geſamtſchuldner haften, beſtimmt 8 840 
Abſſ 1, der alle Formen des Zuſammgawirkens mehrerer Perſonen zu einer u. H. wie auch des 
Zusammenwirkens mehrerer u. H. zu einem ſchädlichen Erfolge umfaßt. . 8 

3. Bei der gemeinſchaftlich begangenen Handlung des Satz 1 erzeugt der gemeinſchaftliche 
Wille die gemeinſchaftliche Verurſachung, ſo daß es gleichgültig iſt, wieviel der einzelne Mit⸗ 
täter zu dem ſchädlichen Erfolge beigetragen hat. Nur das ift erforderlich, daß jeder tätig ge⸗ 
worden iſt; ſeine Mitwirkung kann aber eine bloß geiſtig beſtimmende (intellektuelle) ſein. 
Wer von den mehreren Mittätern den endlichen Erfolg auch herbeigeführt haben mag, durch die 
Einheit des Willens erſcheint der durch die Handlung der einzelnen verurſachte Erfolg als das 
Ergebnis ihrer Geſamtwirkſamkeit (RG 58, 357; JW 09, 41615; Warn 1915 Nr 52; 1917 
Nr 17; Gruch 51, 990; 15. 10. 06 VI 34/06; 3. 12. 08 VI 174/03; 12. 3. 06 VI 247/05 u. a. m.). 
So haben mit dem Eigentümer eines zum Schaden der Hypothekengläubiger ausgeplünderten 
Landgutes auch die Abkäufer der einzelnen Inventarſtücke, die ſich vorſätzlich an dem kalten 
Abkommen“ beteiligt haben, für den vollen Schaden einzuſtehen (R Warn 1915 Nr 52; 
1917 Nr 17). Nur was einer der mehreren Täter bei dem im übrigen gemeinſchaftlichen Tun 
nicht mitgewollt hat, auch nicht in der Weiſe, daß er es billigen wird, wenn es von den anderen 
doch ausgeführt wird (dolus eventualis), ift ihm nicht zuzurechnen (R JW 90 416°; 
15. 10. 06 VI 34/06); denn inſoweit iſt Mittäterſchaft nicht vorhanden. Aus der nur durch 
die Einheit des Willens vermittelten gemeinſchaftlichen Verurſachung des Schadens ergibt 
ſich weiter, daß eine Gleichzeitigkeit des Handelns und eine Einheit des Tatorts 
der mehreren Mittäter nicht erforderlich iſt (R 15. 2. 05 V 372/04). Über Anſtiftung und 
Beihilfe, ſowie über Begünſtigung und Hehlerei ſ. A 5 u. 6. 

4. Mehrere Beteiligte. Im Gegenſatz zu Satz 1 hat Satz 2 einen Tatbeſtand zur Voraus. 
ſetzung, bei dem die äußere zeitliche und örtliche Einheitlichkeit des Vorgangs für die gleich⸗ 
artigen, aber an und für ſich ſelbſtändigen Handlungen mehrerer eine gewiſſe unechte, rein 
tatſächliche Gemeinſchaftlichkeit zwar nicht der u. H. ſelbſt, aber der Gefährdung ſchafft 
und eine dieſer gefährlichen Handlungen, alſo die Handlung eines von mehreren Handelnden, 
einen ſchädlichen Erfolg herbeigeführt hat. Der Fall des Satz 2 iſt gegeben, wenn jede 
einzelne der von mehreren begangenen Handlungen im allgemeinen, nach den über den 
urſächlichen Zuſammenhang geltenden Regeln den ſchädlichen Erfolg herbeizuführen geeignet 
war, eine von ihnen den Erfolg herbeigeführt hat, aber nicht ermittelt werden kann, wer von 
den mehreren Handelnden der Urheber iſt (RG 58, 357; 15. 10. 06 VI 34/06). Die handelnden 
Perſonen bei einer ſolchen äußerlich zuſammenhängenden Mehrheit gleichartiger, aber ohne 
innere Gemeinſchaft ausgeführter Handlungen nennt das Geſetz Beteiligte (RG a. a. O., 
ferner JW 09 ©. 1361, 68711; Warn 08 Nr 633). Der Begriff wird mithin beſtimmt gegen⸗ 
über der Mittäterſchaft, Anſtiftung, Beihilfe des Satz! und des Abſ 2 durch das Fehlen eines 
inneren rechtlichen Zuſammenhangs in dem Handeln der mehreren Perſonen, anderſeits 
gegenüber einem nur zufälligen gleichzeitigen Nebeneinander einzelner Handlungen durch 
die tatſächliche zeitliche und räumliche Einheit des Vorgangs und durch die gleichartige 
Gefährdung durch die Handlungen der mehreren (RG IW 09, 136; Warn 08 Nr 315; 
1912 Nr 387). Beiſpiele von Satz 2 find; eine Schlägerei (8 227 StGB); die Mißhandlung 
einer Perſon durch mehrere andere, die ohne Gemeinſchaftlichkeit des Willens handeln 
(RG Warn 08 Nr 633); das gleichzeitige unvorſichtige Abgeben von Schüſſen ſeitens mehrerer 
Teilnehmer einer Jagdgeſellſchaft (RG 98, 58; JW 09, 68711; 19. 3. 08 VI 241/07); das 
Werfen mit Steinen nach Menſchen durch mehrere Perſonen (RG JW 09, 18611); das 
Werfen mit Knallerbſen in einem mit vielen Menſchen beſetzten geſchloſſenen Raume (M& 
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58, 357). Zweiſelhaft erſcheiut der Reh Warn 1912 Nr 387 behandelte Fall, in ben vielleicht 
richtiger nur ein zufälliges Nebeneinander oder Nacheinander ohne äußere Einheitlichkeit an⸗ 
zunehmen geweſen wäre; richtig dagegen RG Warn 1913 Nr 363, wo die Anwendung von 
Satz 1 wie Satz 2 des § 830 auf den Fall verneint iſt, daß eine Frauensperſon, die mit 
mehreren Männern geſchlechtlich verkehrt hatte, geſchlechtlich erkrankt, aber nicht zu ermitteln 
war, durch wen die Anſteckung erfolgt lei. Ebenſo Rc 96, 224. Keine Beteiligung liegt 
vor, wenn zwei Wilderer, die voneinander nichts wiſſen, von verſchiedeuen Seiten gleich 
zeitig nach dem Förſter ſchießen und einer ihn verwundet, oder wenn eine Glatteisbildung, 
die einen Unfall herbeigeführt hat, auf die Haudlungen oder Unterlaſſungen mehrerer 
Perſonen zurückzuführen ſein kann, ohne daß ſich aber feſtſtellen läßt, welche der ver 
ſchiedenen Urſachen die Glatteisbildung bewirkt haben (RG Warn 08 Nr 15). — Von dem 
einzelnen Handelnden fordert die Beteiligung im Sinne des Satz 2, daß jedem ein ſchuldhaftes 
vorſätzliches oder fahrläſſiges Tun zur Laſt fällt, das den ſchädlichen Erfolg herbeiführen 
konnte, das alſo die Gefahr erzeugte, durch welche, ſei es infolge ſeiner Handlung, ſei es 
infolge der Handlung eines der anderen Beteiligten, der Schaden auch wirklich herbeigeführt 
wurde (RG 58, 357; 96, 224; ZW 09, 68711; 19. 3. 08 VI 241/07). Kaun feſtgeſtellt werden, 
auf weſſen Handlung der ſchädliche Erfolg wirklich zurückzuführen iſt, ſo tritt eine Haftung 
der übrigen Beteiligten nicht ein (a. A. Kohler, BR II $ 177 III). — Satz 2 des $ 830 gilt 
nur für das Gebiet der u. H.; eine entſprechende Anwendung darüber hinaus iſt nicht 
zuläſſig (RG 67, 261). 

5. Die Anſtiftung iſt im Sinne des 8 47, die Beihilfe im Sinne des § 49 StGB zu 
verſtehen (RG Warn 1917 Nr 17). Abweichend vom Strafrecht beitimnt das BGB 
für die zivilrechtliche Verantwortung die volle Haftung des Gehilfen. Anſtiftung wie 
Beihilfe erfordern ein vorſätzliches Handeln im bewußten und gewollten Zuſammen⸗ 
wirken mit dem Haupttäter wie bei der Mittäterſchaft zum Zwecke der Herbeiführung 
oder Unterſtützung des unerlaubten Handelns des Haupttäters (RG 65, 157; 15. 6. 05 
VI 517/04). Was Anſtifter und Gehilfe nicht ebenfalls gewollt haben, kann ihnen fo wenig 
angerechnet werden wie dem Mittäter (vgl. A 3). Begrifflich ſind Anſtiftung und Beihilfe 
auch bei dem unerlaubten Handeln des Abf 1 Satz 2 nicht ausgeſchloſſen, ſoferu es ſich 
dabei um vorſätzliche Handlungen und um die Beſtimmung oder Unterſtützung eines oder 
mehrerer Beteiligter handelt, ohne daß dieſe unter ſich zu einem gemeinſamen Handeln ver⸗ 
bunden find. Der Regel nach werden Anſtiftung und Beihilfe jedoch nur im Falle des Abs 1 
Satz 1 in Betracht kommen. Gegenüber den nach 88 827, 828 für ihr Tun nicht verautwortlichen 
Perſonen ſind, ebenſo wie im Strafrecht, Anſtiftung und Beihilfe nicht denkbar. Aber die 
Handlungen des Anſtifters oder des Gehilfen erſcheinen in dieſem Falle als ſelbſtändige 
u. H., die ſie für die Folgen der von ihnen gewollten und von ihnen auch durch 
die unverantwortlichen Perſonen gewirkten u. H. verantwortlich machen. Das gleiche gilt 
von den Handlungen der Begünſtigung und Hehlerei, die im § 830 nicht genannt ſind, 
auch nicht von ſelbſt darunterfallen. Sie find ſtrafrechtlich (SS 257—261 StGB) wie zivil⸗ 
rechtlich ſelbſtändige u. H., deren Schadensfolgen beſonders zu ermitteln find (RG 16. 10. 11 
VI 211/10). Fällt der hierdurch bewirkte Schaden mit dem durch die Haupttat bewirkten zu ⸗ 
ſammen, fo iſt geſamtſchuldneriſche Haftung mit dem Haupttäter nach § 840 Abf 1 begründet. 

6. Die mehreren Mittäter des Abſ 1 Satz 1, ſowie die mehreren Beteiligten des Ab] 1 
Satz 2, einſchließlich der Auſtifter und Gehilfen nach Abſ 2 find jeder für den ganzen Schaden 
veranwortlich, der durch die Tat verurſacht wurde, d. h. ſie haften für den ſchädlichen Erfolg 
als Geſamtſchuldner nach §§ 421, 840 Abſſ 1, einerlei, wieviel der einzelne zu dieſem 
Erfolge tatfächlich beigetragen hat; das in A3 in dieſer Beziehung für die Mittäter Ausgeführte 
trifft auch für die Anſtifter und Gehilfen zu. Untereinander ſteht ihnen der Ausgleichungs⸗ 
anſpruch nach 88 426, 840 zu. Die Frage, ob die Haftung ſich auf beſtimmte meßbare Zeile 
des Schadens ermäßige, wenn feſtgeſtellt werden kann, inwieweit der Schaden auf die Tätig⸗ 
keiten der einzelnen zurückgeführt werden kann, darf für den Tatbeſtand des Abſ 1 Satz 1 
nicht aufgeworfen werden; denn der gemeinſchaftliche auf die Handlung gerichtete Wille 
erzeugt hier auch die Verantwortung für den ganzen Schaden; ſoweit der Wille nicht gemein⸗ 
ſchaftlich war, iſt auch der Erfolg als gemeinſchaftlich verurſachter nicht zuzurechnen (vgl. A 3 
und 5), und inſoweit kann die Verantwortung einzelner für einen Teilſchaden wohl in Be⸗ 
tracht kommen. Für Abf 1 Satz 2 aber ift, ſofern ein beſtimmter Teilſchaden als Erfolg der ein- 
zelnen Handlungen der Beteiligten feſtſteht, der Fall, daß ſich nicht ermitteln läßt, welcher der 
Beteiligten durch ſeine Handlung den Schaden verurſacht hat, nicht gegeben; in erſter Linie 
haftet nach Abſ 1 Satz 2 jeder für den Schaden, den er ſelbſt nachweislich angerichtet hat (vgl. 
A 4 am Schluſſe). 

8 831 


) Wer einen anderen zu einer Verrichtung beſtellt ), iſt zum Erſatze des 
Schadens verpflichtet, den der andere in Ausführung der Verrichtung) 
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einem Dritten widerrechtlich zufügt ). Die Erſatzpflicht tritt nicht ein, wenn 
der Geſchäftsherr bei der Auswahl der beſtellten Perſons) und, ſofern er 
Vorrichtungen oder Gerätſchaften zu beſchaffen oder die Ausführung der 
Verrichtung zu leiten hat!“), bei der Beſchaffung oder der Leitung die im 
Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet oder wenn der Schaden auch bei 
Anwendung dieſer Sorgfalt entſtanden fein würde 7) 8). 

Die gleiche Verantwortlichkeit trifft denjenigen, welcher für den Ge⸗ 
ſchäftsherrn die Beſorgung eines der im Abſ 1 Satz 2 bezeichneten Ge⸗ 
ſchäfte durch Vertrag übernimmt ). 

EI 711 U 754; M 2 736, 737; P 2 597604. 


1. Allgemeines. Verhältnis zu § 278. Dem äußeren Anſcheine nach nimmt $ 831 eine 
Parallelſtellung zu $ 278 ein. Wie hiernach der Geſchäftsherr für ein Verſchulden der Vertreter 
und Hilfsperſonen einzuſtehen hat, deren er ſich zur Erfüllung einer Verbindlichkeit in Ver⸗ 
trags⸗ und vertragsähnlichen Verhältniſſen bedient (RG JW 1911, 3605), fo ſcheint § 831 
eine Haftung des Geſchäftsherrn für die widerrechtlichen Eingriffe in einen fremden Rechts⸗ 
bereich feſtzuſetzen, deren ſich feine Hilfsperſonen bei den ihnen vom Geſchäftsherrn aufge 
tragenen Tätigkeiten ſchuldig machen. Eine Ahnlichkeit zwiſchen beiden Beſtimmungen ift 
aber nur in deren Zwecke und Erfolge gegeben; die rechtliche Grundlage des 8 831 iſt von der 
des F 278 verſchieden. Während nach 8 278 der Geſchäftsherr wirklich für ein Ver⸗ 
ſchulden der Hilfsperſonen aufzukommen hat und fein eigenes Verhalten dabei gar nicht in 
Frage kommt, iſt es nach § 831 nicht das unerlaubte Verhalten der Gehilfen, ſondern das 
eigene Verſchulden des Geſchäftsherrn, das er zu vertreten hat; die Handlung, für die er einzu⸗ 
ſtehen hat, iſt die der Hilfsperſon; das Verſchulden, das dieſe Haftung begründet, iſt ſein eigenes 
(RS 78, 107; JW 1911, 979; Warn 1912 Nr 74; a. M. v. Gierke, Deutſches Schuldrecht 
S. 957, der in 88 831, 833 Satz 2, 836 nicht eine Verſchuldenshaftung mit Umkehrung der 
Belveislaft, ſondern eine abgeſchwächte Verurſachungshaftung erblickt). Dieſes Verſchulden 
beſteht in der ſchuldhaft untüchtigen Auswahl der Hilfsperſonen oder ſchuldhaft verſäumten 
Beſchaffung der für eine Arbeit der Hilfsperſonen erforderlichen Vorrichtungen oder Gerät⸗ 
ſchaften, oder endlich der ſchuldhaft unterlaſſenen Leitung einer Verrichtung, die einer Leitung 
bedurfte. Indem $ 831 aber weiter dem Geſchäftsherrn die Beweislaſt aufbürdet, daß er 
nach allen dieſen Richtungen die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet, alſo einer 
Fahrläſſigkeit ſich nicht ſchuldig gemacht habe, oder daß der Schaden auch bei Anwendung 
dieſer Sorgfalt entſtanden ſein würde, ſtellt er eine doppelte, von dem Geſchäftsherrn zu 
entkräftende Vermutung auf: einmal, daß der Geſchäftsherr feine Hilfsperſon, die bei Aus 
führung eines Geſchäfts oder einer Arbeit einem andern widerrechtlich einen Schaden zugefügt 
hat, ſchuldhafterweiſe untüchtig ausgewählt oder ungenügend mit Arbeitsmitteln ausgeſtattet 
habe (RG 60, 300) und ſodaun, daß durch dieſe untüchtige Auswahl oder Ausſtattung der dem 
Dritten zugefügte Schaden verurſacht worden ſei (RG Warn 08 Nr 310; 1913 Nr 93). Wird 
dieſer Beweis vom Verletzten geführt, fo ergibt ſich die Haftung des Geſchäftsherrn aus 9 823 
(vgl. RO JW 1913, 7377; Warn 1920 Nr 30). Die Haftung aus 8 831 erfordert im übrigen 
nicht, daß der Schaden gerade durch die untüchtige Eigenſchaft des Beſtellten verurſacht fei; es 
genügt, daß dieſer gegenſtändlich zu der Verrichtung ungeeignet war; der Gegenbeweis des 
Geſchäftsherrn muß ſich, wenn dies feſtſteht, dahin richten, daß der ſchädliche Erfolg auch bei 
voller Tüchtigkeit des Beſtellten eingetreten fein würde (RG Warn 08 Nr 310; 1913 Nr 93; 
ſ. A 7 a. E.). Da 8 831 eine Haftung aus dem Verſchulden des Geſchäftsherrn, nicht des 
Beſtellten, feſtſetzt, ergibt ſich, daß die Haftung nach $ 831 ausgeſchloſſen iſt, wenn dem Ge⸗ 
ſchäftsherrn die freie Willensbeſtimmung oder die zur Erkenntnis ſeiner Verantwortlichkeit 
erforderliche Einſicht (88 827, 828) fehlte; § 829 iſt jedoch, weil & 831 nur eine Umkehrung 
der Beweisiaſt für einen Tatbeſtand des § 823 darſtellt, anwendbar (vgl. A 1 zu 8 829). Wenn 
die von der Hilfsperſon bei Ausführung der ihr aufgetragenen Verrichtung begangene wider⸗ 
rechtliche Verletzung zugleich eine Vertragsverletzung in Erfüllung einer vertraglichen Ver⸗ 
pflichtung des Geſchäftsherrn gegen den andern enthält (vgl. Vorbem 4a vor § 823), ſo 
können ſowohl § 278 als auch 8 831 zur Anwendung kommen (RG Warn 1910 Nr 434; 
15. 2. 11 V 220/10). Weiſt der durch eine Vertragsverletzung Geſchädigte ein Verſchulden 
der Hilfsperſon nach, ſo darf er nach 8 278 den Geſchäftsherrn in Auſpruch nehmen, ohne 
daß dieſem ein Entlaſtungsbeweis zuſtünde, daß ihn bei Beſtellung der Hilfsperſon kein Ver⸗ 
ſchulden treffe (NG 62, 119; JW 04, 141°; Warn 1910 Nr 434; Gruch 48, 882). Kann 
oder will er dieſen Beweis nicht führen, fo verbleibt die Berufung auf 8 831 wegen der 
widerrechtlichen Schadenszufügung, die der Geſchäftsherr jedoch durch den Gegenbeweis in 
Saß 2 des 8 831 Abs 1 zu entträften vermag (MG JW 06, 3775). Nur 8 881, nicht 8 278 ift 
anwendbar, wenn der Verletzte nicht ſelbſt der Gläubiger des Vertrags oder des geſetzlichen 
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Schuldverhältniſſes iſt, ſondern zu letzterem ſeinerſeits wieder in vertraglichen oder ſonſtigen 
Rechtsbeziehungen fteht (Rh Warn 1911 Nr 260). Über die Haftung des Reichspoſtfiskus bei 
Beſchädigungen von Reiſenden oder beförderter Sachen |. Vorbem 4a vor $ 828, über die 
Bedeutung des § 5 EiſenbVerkO v. 23. 12. 08 ſ. RG Warn 1916 Nr 82. Über die Unar- 
wendbarkeit des $ 831 im Falle des $ 186 GewUB® vgl. R 69, 340; IW 06, 40337; über 
die Unanwendbarkeit auf Handlungen, die in Ausübung ſtaatlicher Hoheitsrechte oder ſonſt 
öffentlichrechtlicher Funktionen vorgenommen werden R Warn 1910 Nr 282, Feuerwehr; 
1914 Nr 239 militäriſche Arbeiten; 1918 Nr 200 Feuerwehr. 

2. Zu einer Verrichtung beſtellt iſt jeder, dem von einem andern, von deſſen Weiſungen er 
mehr oder minder abhängig iſt, eine Tätigkeit übertragen worden iſt. Die Tätigkeit kann tat 
ſächlichen oder rechtlichen Charakters (M& 73, 434), entgeltlich oder unentgeltlich, dauernd 
oder vorübergehend, niederer oder höherer Art ſein und die Beſtellung auf einen ganzen 
Geſchäftskreis oder eine einzelne Tätigkeit ſich beziehen; ſie kann bei Geſchäften rechtlicher Art 
mit einer Vertretungsmacht verbunden fein oder ohne ſolche ergehen (RG 53, 276; 91, 368; 
92, 345; Warn 1915 Nr 6). Eine allgemeine Beſtellung begreift auch die einzelnen im 
Rahmen des Auftrags liegenden Handlungen (RG 73, 434; 91, 363; 92, 345; JW 1915, 704°), 
Ein rechtsgeſchäftlicher Akt der Übertragung iſt nicht erfordert, auch nicht Geſchäftsfähigkeit 
des Beſtellten. Nicht erforderlich iſt auch, daß der Beſtellte äußerlich erkennbar als Geſchäfts⸗ 
beſorger auftritt (a. M. Dernburg, BR II 2 8 387 II I). Unter $ 831 fallen die Tätig - 
keiten ſowohl des Dienſtboten und Arbeiters wie des gewerblichen Leiters einer großen 
Fabrik oder des Prokuriſten eines Handlungshauſes, der übrigens, falls der Geſchäftsherr 
ein Verein oder eine Körperſchaft oder auch eine offene Handelsgeſellſchaft iſt, unter Um, 
ſtänden als beſonderer Vertreter nach $ 30 angeſehen werden kann (RG 76, 35 [48]; Warn 08 
Nr 572; 12. 4. 11 VI 576/10). Auch die Tätigkeit des Rechtsanwalts im Rahmen der Prozeß⸗ 
vollmacht im Prozeſſe und in der Zwangsvollſtreckung fällt unter $ 831; die anſcheinend 
entgegenſtehende Beſtimmung des § 85 JO regelt nur die prozeßrechtlichen Wirkungen, 
die die Handlungen des Rechtsanwalts als Prozeßhandlungen für den Rechtsſtreit erzeugen, 
und ſpricht nur den Grundſatz der unmittelbaren Stellvertretung des $ 164 BGB für die 
Prozeßhandlungen des Rechtsanwalts aus (RG 96, 177; a. M. früher RG Warn 1915 Nr 6). 
Der Ehemann kann als Verwalter des Frauenvermögens als zu einer Verrichtung beſtellt 
erſcheinen, wenn die Ehefrau im Güterſtande der Gütertrennung ihm dieſe Verwaltung frei⸗ 
willig überträgt; nicht im geſetzlichen Güterſtande, wobei er in eigenem Recht handelt (RG 
91, 863). Unter 8 831 fallen auch die Tätigkeiten der Vorſtandsperſonen eines nicht rechts⸗ 
fähigen Vereins (NG JW 1913, 737“; Warn 1912 Nr 488; 1913 Nr 319; 1917 Pr 203; 
11. 12. 11 VI 36/11); niemals dagegen, abweichend von $ 278, die der geſetzlichen Vertreter 
einer natürlichen oder juriſtiſchen Perſon, deren Handlungen rechtlich als die des Vertretenen 
gelten (RG 61, 207). Eine Haftung natürlicher Perſonen aus u. H. ihrer geſetzlichen Vertreter 
it dem BGB fremd ($ 823 A 12); die Haftung juriſtiſcher Perſonen iſt in den 88 30, 31, 89 
geordnet. Die Grenze der geſetzlichen Vertretung, insbeſondere nach § 30, und der Ver⸗ 
richtung eines beſtellten Beamten im Sinne des § 831 iſt nicht immer leicht zu beſtimmen; 
maßgebend iſt, ob die Perſonen zu ihrer Tätigkeit innerhalb eines Geſchäftsbereichs durch die 
Saßungen der Körperſchaft, der bei Körperſchaften öffentlichen Rechtes die die Verwaltungs ⸗ 
gliederung regelnden Beſtimmungen entſprechen, berufen find, oder ob fie ihren Dienſtauftrag 
erſt wiederum von den fo berufenen Perſonen herleiten (RG 53, 276; 62, 31; 74, 21; 79, 108; 
JW 06, 82; 1912 S. 2821, 3882, 849%); erſtere find die Vertreter, letztere die nach § 831 zu 
behandelnden Angeſtellten. Aber nur auf den Dienſtauftrag kommt es an; die Anſtellung 
kann beim Vertreter wie beim Angeſtellten auf einen zuſtändigen Vertreter zurückgehen (RG 
58, 276; 55 S. 271, 229; 62, 31; JW 03 Beil 117200; 04, 165°; 06, 8° u. a.). Des näheren 
vgl. 88 30, 31, 89 und die A daſelbſt. Als zu Verrichtungen beſtellte Perſonen find nach 
dieſen Grundſätzen in der Rechiſprechung angeſehen worden: der Bahnhofsvorſteher (ME 
JW 08 Beil Nr 260; 1911, 45016; Warn 1917 Nr 242; 1919 Nr 89), der Bahnmeiſter (RG 
58, 276; 55, 229; JW 1911, 45016; Warn 1917 Nr 242) und das Zugperſonal (RG JW 
06, 3778; Warn 09 Nr 507) in der preuß. Eiſenbahnverwaltung; der Kanallotſe (RG 74, 280; 
79, 101; 81, 316); der Poſtaſſiſtent (NG JW 06, 706%); der Hausmeiſter eines Poſtgebaudes 
(ME Ic 04, 1655); der Schuldiener (RG JW 06, 427°); der ſtädtiſche Gasanſtaltsleiter 
(RG 74, 21; JW 1915, 395”); der Leutnant in der Militärverwaltung (RG 55, 171). Zweifel. 
haft und im einzelnen Falle zu prüfen iſt die Rechtsſtellung bei Beamten höherer und ſelb. 
ſtändiger Berufstätigkeit: beim Vorſteher einer Reichsbanknebenſtelle (RG 76, 179); beim 
Vorſteher eines Stadtbauamts, der bloßer Beamter, aber auch Magiſtratsmitglied oder 
beſonderer Vertreter nach § 30 fein kann (RG JW 1912, 8491; Warn 1914 Nr 35); dage en 
1 der ( Kommunal.) Kreisbaumeiſter in Preußen Angeſtellter nach $ 881 (K JW 1015 3907); 
pen Betriebsdirektor einer ſtädtiſchen Straßenbahn (RG ZW 1911, 640%; Warn 1916 Nr 126); 
5 Leiter der einer Körperſchaft gehörenden Heilanſtalt (RG JW 1912, 838°), beim 
Rendanten einer Gemeindeſparkaſſe (MG JW 1912, 2821). Die Leiter ber Zweignieder⸗ 
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laſſungen von Aktienbanken können Vertreter nach 8 31 jein, wenn fie dem Geſamtvorſtande 
angehören; ſie können beſondere Vertreter nach 8 30 ſein, wenn ihre Beſtellung ſatzungs⸗ 
mäßig vorgeſehen iſt; es genügt, daß die Zweigniederlaffung ausdrücklich ſatzungsmäßig vor: 
geſehen iſt und die Stellung ihres Leiters durch Auslegung aus der Satzung ermittelt wird: 
fie können aber auch lediglich Angeſtellte im Sinne des $ 831 fein; die Satzung iſt dafür Maß⸗ 
ſtab und Grundlage (RG Warn 1915 Nr 317; 1917 Nr 110); ähnlich iſt die Stellung von 
Devoſitenkaſſenvorſtehern der Banken (R 94, 318; JW 1917, 2855; Warn 1918 Nr 208). 
Weſentlich iſt für die Beſtellung zu einer Verrichtung nach $ 831, wie ſich aus Abſ 1 Satz 2 
ergibt, daß dem Beſteller die Eigenſchaft des Geſchäftsherrn im Verhaltniſſe zum 
Beſtellten zukommen muß. Der zu einer Verrichtung Beſtellte muß die Anordnungen des 
Beſtellers für die Ausführung der Verrichtung zu befolgen haben, von deſſen Willen bei der 
Ausführung abhängig fein; wer die aufgetragene Tätigkeit als ſelbſtändiger Unternehmer 
ausführen ſoll, über ſeine Perſon frei zu verfügen und Zeit und Umfang ſeiner Tatigkeit 
ſelbſt zu beſtimmen hat, iſt nicht im Sinne des $ 881 zu einer Verrichtung beſtellt (RG 51, 199; 
53, 276; 86, 424; 92, 345; JW 09 S. 27612 u. 41613; 1910, 7474; 1912 S. 3727, 18812; 
Warn 08 Nr 56 u. 471; 1910 Nr 282: 1911 Nr 180: 1912 Nr 301: a. M. Planck Ala, der 
es maßgebend ſein läßt, ob dem Beſteller eine Prüfung der Zuverläſſigkeit der beſtellten 
Perſon möglich oder nach der Auffaſſung des Lebens anzuſinnen ſei, und Oertmann A 2a, 
der ſich gegen jede Einſchränkung aus dem Verhältniſſe des Beſtellers zu dem Beſtellten 
erklärt). Der ſelbſtändige Bauunternehmer oder Handwerksmeiſter, der ein Werk auszuführen 
übernommen hat, iſt alſo nicht Angeſtellter (RG 86, 424; JW 1910, 7474; 1912 S. 37757, 
13812, 14219; 1914, 10395; Warn 1912 Nr 301). Einen zweifelhaften Fall, in dem die An⸗ 
wendbarkeit des § 831 bejaht wurde, behandelt RG 96, 81: eine Stadtgemeinde hatte als 
Kriegsfuttermittelſtelle eine Firma mit dem Vertriebe der Futtermittel an die Händler be⸗ 
traut; hier wurde ein Geſchäftsherrnverhältnis der Stadtgemeinde zu der Firma angenommen. 
Ein großes Maß von Selbſtändigkeit und Bewegungsfreiheit, nach eigenem Ermeſſen und 
eigener Sachkunde zu handeln, kann auch der Angeſtellte im Sinne des § 831 haben; ſchon 
der Kutſcher und der Kraftwagenführer handeln nach eigener Sachkunde und Erfahrung; 
aber ſie haben über ſich und ihre Tätigkeit nicht frei zu beſtimmen. Der Unterſchied des 
ſelbſtändigen Unternehmers und des zu einer Verrichtung Beſtellten wird vielfach mit dem 
von Werk- und Dienſtvertrag zuſammenfallen (RJ JW 1910, 747%; 1912 S. 374“, 142¹¹5 
Warn 1912 Nr 301). Der Fahrgaſt iſt nicht Geſchäftsherr des Führers der Kraftdroſchke, die 
ex zu einer Fahrt beſtellt hat (MG 23 1917, 13398). Mitgeſellſchafter und Mitgeſchäfts⸗ 
führer einer G. m. b. H. ſtehen nebeneinander, nicht im Verhältnis von Geſchäftsherrn und Au 
geſtellten (R 91, 73); ein Geſellſchafter einer o. H. G — und ebenfo einer G. m. b. H. — tann 
aber als von den übrigen zu einer Verrichtung beſtellt in Frage kommen, wenn er für ſeine 
Perſon, nicht innerhalb ſeiner Vertretungsmacht gehandelt hat, jo wenn er durch argliſtige 
FTäuſchung einen Dritten zum Eintritt in die Geſellſchaft beſtimmte (RG 91, 412). So ſteht 
die Tätigkeit der zu einer Verrichtung beſtellten Perſon, rechtlich betrachtet, in der 
Mitte zwiſchen derjenigen des Vertreters einer Körperſchaft, deſſen Handlung als die 
eigene des Vertretenen gilt, und derjenigen des ſelbſtändigen Unternehmers, deſſen 
Handlung für den Beſteller der Tätigkeit eine fremde iſt. Die Handlung des zu einer 
Verrichtung Beſtellten aber iſt ſowohl fremde als eigene des Beſtellers und Geſchafts⸗ 
herrn (vgl. RG 74, 250). Das begründet nach 8 831 feine Haftung, ſoweit ſein Anteil an 
der Handlung reicht (A 5—8). Die Beſtellung kann durch eine Zwiſchenperſon erfolgen; 
ſie muß nicht unmittelbar auf den Geſchäftsherrn oder deſſen geſetzlichen Vertreter zurüd- 
führen; auch wer vom Angeſtellten zur Hilfeleiſtung zugezogen wurde, iſt, wenn die Zuziehung 
im Geſchäftskreiſe des Buziehenden lag, vom Geſchäftsherrn beftellt (RG 55, 171; Warn 08 
Nr 475; 09 Nr 538; 1912 Nr 109); wie ſich der Entlaſtungsbeweis der forgfältigen Auswahl 
in dieſem Falle geſtaltet, darüber |. A 5. Die Stellung des Beſtellers als Geſchäftsherr wird 
au und für ſich nicht dadurch beeinträchtigt, daß die aufgetragene Tätigkeit für einen Dritten 
geleiſtet werden ſoll. „Wenn aber dem Dritten überlaſſen wird, die einzelnen Verrichtungen 
dem Gehilfen zuzuweiſen und dieſer ſie nach der Weiſung des Dritten ausführen foll, dann ift 
letzterer hinſichtlich dieſer Verrichtungen der Geſchäftsherr: fo, wenn ein Eigentümer dem 
Unternehmer, der für ihn einen Bau ausführt, ſeine Arbeiter zum Anfahren von Bauſtoffen 
zur Verfügung ftellt (RG Warn 08 Nr 56). Im Verhältniſſe des Geſchäftsherrn ſteht der 
Handwerksmeister zum Lehrling. Wird aber der Lehrling nur als ſolcher, als Lernender be⸗ 
ſchäftigt, der nach den Unterweiſungen des Meiſters oder der Geſellen unter deren Aufſicht an 
den Arbeiten beteiligt wird, ſo liegt die Beſtellung zu einer Verrichtung nicht vor; anders, wenn 
dem Lehrling untergeordnete Hilfeleiftungen übertragen werden, die auch ein anderer ausführen 
könnte, der dem Fache nicht ange ört, oder wenn der a vorgeſchrittene Lehrling mit ſelb⸗ 
ſtündigen Tütigfeiten betraut wird (inch 18. 3. 05 VI 460/04). 

3. In Ausführung der Verrichtung, die ihr aufgetragen wurde, muß die Hilfsperſon 
gehandelt haben, wenn für den Schaden, den ihre Handlung angerichtet hat, der Geſchäftsherr 


BGB, Kommentar von Neichsgerichtsräten. I. Band. 3. Aufl. 66 


1042 Recht der Schuldverhältuiſſe Einzelne Schuldverhältniſſe 


in Anſpruch genommen werden ſoll. Den Gegenſatz bildet die Zufügung eines Schadens 
bei Gelegenheit der Ausführung der Verrichtung. Die ſchädigende Handlung, die auch in 
der Unterlaſſung einer auftrag oder pflichtgemäß vorzunehmenden Handlung beſtehen kann 
(NG JW 1910, 33310, 1911, 1825), muß in den Kreis der Tätigkeiten fallen, die die Ausführung 
der Verrichtung darſtellen; ſie muß mit dieſen Tätigkeiten in einem inneren Zuſammenhange 
ſtehen (RG 73, 434; 79, 312; JW 09 3583; 1910, 33310; Gruch 53, 924). Das ift der Fall, 
wenn Handwerksgeſellen, von ihrem Meiſter mit der Einrichtung von Beleuchtungs- 
gegenſtänden in einem Hauſe beauftragt, bei der Arbeit die Kronleuchter uſw. beſchädigen; 
es iſt auch der Fall bei einem Kutſcher oder Straßenbahnwagenführer oder bei dem Zug. 
oder Maſchinenführer eines Eiſenbahnzugs, die mit einer Fahrt beauftragt ſind und dabei 
jemanden überfahren (RG a. a. O.; JW 06, 3773; auch 07, 1618; Warn 09 Nr 507). 
Das trifft ferner zu wenn (Unterlaſſung) Angeſtellte auftragswidrig Unbefugte von 
dem Betreten eines dritten Perſonen Gefahren bietenden Arbeitsplatzes nicht abhalten 
(RG IW 1911, 182). Eine willkürliche oder irrtümliche Überſchreitung der Grenzen des 
Auftrags ſtellt die Handlung noch nicht außerhalb des Kreiſes der aufgetragenen Ver⸗ 
richtungen, wenn der innere Zuſammenhang in Wirklichkeit vorhanden iſt (RG Warn 1916 
Nr 125). So wenn ein angeſtellter Kraftwagenführer ohne den Willen des Gejchäftsheren 
oder auch gegen deſſen Weiſungen eine andere Perſon mit in den Wagen nimmt und mit 
ihr die aufgetragene Fahrt, der Beſtellung gemäß oder auch mit einem ſelbſtwilligen Um⸗ 
wege, ausführt und dabei dieſe Perſon verletzt (RG JW 1913, 3271; Warn 1913 Nr 55). 
Dagegen genügt eine bloß irrtümliche Annahme, in Ausführung eines Auftrags zu handeln, 
wenn die innere Beziehung zu dieſem tatſächlich fehlt, nicht; der zugewieſenen Verrichtung 
ganz fremde Handlungen können die Grundlage für eine Haftung des Geſchäftsherrn aus 
8 831 nicht abgeben. Hier iſt die Handlung nicht in Ausführung der Verrichtung, ſondern nur 
bei deren Gelegenheit verübt (RG JW 1910, 65210). So auch, wenn in dem oben an⸗ 
geführten Beiſpiele einer der mit der Einrichtung von Beleuchtungsgegenſtänden in einem Hauſe 
betrauten Geſellen bei einem Bewohner des Hauſes einen Diebſtahl ausführt; oder wenn der 
Kaſſierer einer Genoſſenſchaft, der zum Abſchluſſe von Verträgen nicht ermächtigt iſt, ein 
Darlehn für die Genoſſenſchaft aufgenommen, das Geld entgegengenommen und unter⸗ 
ſchlagen hat (n 65, 292). Die Kenntnis von der diebiſchen oder (bei Körperverletzungen) 
gewalttätigen Neigung oder von der gefährlichen Geiſteskrankheit eines Angeſtellten kann 
dagegen eine Haftung des Geſchäftsherrn aus § 823 Abſ 1 begründen (RG JW 1910, 65219). 
Der Kanzleivorſteher eines Rechtsanwalts oder Notars, der zur Hinterlegung oder zur Ab⸗ 
führung an Dritte beſtimmte Gelder für den Geſchäftsherrn in Empfang nimmt und unter⸗ 
ſchlägt, kann letzteren nach § 831 erſatzpflichtig machen; zur Empfangnahme von Gebühren⸗ 
zahlungen iſt er regelmäßig als ermächtigt anzuſehen; durch deren Unterſchlagung wird daher 
nicht ein Dritter, ſondern der Geſchäftsherr ſelbſt geſchädigt. Kommen mehrere Per- 
ſonen, die in bezug auf denſelben Vorgang mit Verrichtungen beauftragt waren, als Täter 
der ſchädigenden Handlung in Frage, fo hat der Beſchädigte, der auf § 831 geſtützt ſeinen 
Schaden gegen den Geſchäftsherrn geltend macht, Ort, Zeit und begleitende Umſtände des 
Vorgangs ſo genau anzugeben, daß der Geſchäftsherr daraus die Perſon oder die Perſonen der 
beteiligten Angeſtellten entnehmen kann; dieſe ſelbſt mit Namen zu bezeichnen, kann dem 
verletzten Kläger nicht zugemutet werden; die fragliche Ermittlung iſt Sache des Entlaſtungs⸗ 
beweiſes des Geſchäftsherrn (RG 70, 379; 87, 1; JW 06, 19618; Warn 09 Nr 507; 1914 
Nr 53; ſ. im übrigen unten A 5). Den urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen der Verrichtung 
und der Verletzung hat dagegen der Kläger nachzuweiſen (NG IWW 05, 2020). 

4. Weitere Vorausſetzung der Haftung aus § 881 iſt, daß der zu einer Verrichtung Beſtellte 
einem Dritten einen Schaden widerrechtlich zufügt. Dritter iſt hier eine jede vom Geſchäfts⸗ 
herrn und vom Täter verſchiedene Perſon; auch ein anderer Angeſtellter desſelben Geſchäfts⸗ 
herrn, der bei derſelben Verrichtung in deſſen Auftrage ſelbſt mitwirkt, kann als Dritter in 
Betracht kommen (RG IW 1912, 2961). Der Begriff der Widerrechtlichkeit ift hier derſelbe 
wie in 8 823 Abſ 1 (vgl. § 823 A 10); es muß der ſachliche (objektive) Tatbeſtand einer u. H. 
vorliegen, der wie nach 8 823 Abſ 1 in einem Handeln oder in dem Unterlaſſen einer 
gebotenen Handlung (Unterlaſſung der Beleuchtung der Treppen oder des Beſtreuens des 
Bürgerſteigs durch den Hausmeiſter, dem dies aufgetragen iſt), beſtehen kann (RG JW 1910, 
33310, 1911, 182°; Warn 09 Nr 98; 1916 Nr 304). Durch dieſes Handeln oder Unterlaſſen 
muß ein Schaden zugefügt ſein; auf ein Verſchulden der zu der Verrichtung beſtellten Perſon 
bei der ſchädigenden Handlung kommt es nicht an und kann es nicht ankommen, da 3 881 
nicht eine Haftung aus fremdem Verſchulden, ſondern aus eigenem Verſchulden bei fremder 
Handlung feſtſetz (cz 49, 26; ZW 03 Beil Nr 24 u. 204; 1911, 970; 1913, 28,“ 1918, 
3035; Warn 09 Nr 98 u. 484; 1912 Nr 410; 1914 Nr 53, 1916 Nr 304; 28 1917, 86005) 
fiber die Bedeutung des Fehleus eines Verſchuldens des Beſtellten für den Entlaſtungsbeweis 
des Geſchäftsherrn ſ. unten A 7. Die Vorſchrift des § 831 beſtimmt keine Haftung des 
Geſchaftsherrn für eine u. H. des von ihm zu einer Verrichtung Beſtellten, ſondern ſchlechthin 
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für eine unrechte Tat des Beſtellten, für die der Geſchäftsherr kraft feines eigenen Verſchuldeus 
verantwortlich iſt (f. oben A 1). Daraus folgt aber nicht, wie RG Warn 09 Nr 484 und in der 
1. Auflage dieſes Werkes angenommen wurde, daß § 831 unanwendbar ift, wo eine Rechts⸗ 
widrigkeit nur bei vorſätzlicher und grob fahrläfſiger Verletzung eines Rechtes oder Rechtsguts 
vom Geſetz anerkannt wird, jo iusbeſondere, wenn eine u. H. nach 8 826 vorliegt. Freilich iſt 
im Falle des § 826 und in einer Reihe von Fällen des $ 823 Abf 2 die Zufügung eines Schadens 
nur unerlaubt und widerrechtlich, wenn ſie auf der perſönlichen Seite des Tatbeſtandes mit 
Vorſatz verknüpft iſt, und deshalb kann auch für die Anwendung des § 831 hier vom Vorſatze 
des mit der Verrichtung betrauten Täters nicht abgeſehen werden; daß auf ſeiner Seite kein 
Verſchulden vorzuliegen brauche, kann hier nicht gelten. Die vorſätzlich begangene Schädigung 
nach 8 826 iſt aber dann auch widerrechtlich im Sinne des § 831 (fo R& 71, 217; 73, 434; 
JW 1911, 58427; Warn 1912 Nr 428; 1918 Nr 208, 1919 Nr 35). 8 

5. a) Der Grund der Haftung aus $ 831 ift das vermutete Verſchulden des Geſchäftsherrn, 
das die an ſich für ihn fremde Handlung der von ihm zu einer Verrichtung beſtellten Perſon 
zu ſeiner eigenen macht. Er hat dieſe Vermutung zu widerlegen. Für dieſen Entlaftungs- 
beweis ſind in $ 831 beſtimmte Richtungen vorgezeichnet. Die erſte dieſer Richtungen iſt, 
daß der Geſchäftsherr den Nachweis erbringt, daß er bei der Auswahl der beſtellten Perſon 
die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet hat. Er muß zu dieſem Nachweiſe beſtimmte 
Tatſachen dartun, die ein Urteil darüber ermöglichen, ob die beſtellte Perſon gerade zu 
der Verrichtung oder zu dem Kreiſe von Verrichtungen, die ihr aufgetragen waren, nach ihrer 
Befähigung und Verläßlichkeit geeignet war oder von ihm bei gewiſſenhafter Überlegung 
als geeignet augeſehen werden konnte (RG 59, 203; JWö 04, 36117; 06 S. 19916 u. 7061; 07, 1616; 
1913, 787°; Warn 08 Nr 514; 1920 Nr 30; Gruch 51, 600). Bei der Übertretung von Schutz⸗ 
geſetzen durch beſtellte Perſonen wird ſich der Entlaſtungsbeweis aus $ 831 regelmäßig mit dem 
Widerlegungsbeweis ($ 823 A 16) gegen das zunächſt vorliegende Verſchulden des Geſchäfts⸗ 
herrn decken (RG JW 1911, 594“ 1912, 53614). Der durch beſtimmte Tatſachen zu erbringende 
Beweis wird nicht durch allgemeine Erwägungen erſetzt, daß der in Frage ſtehende ſtaatliche 
Betrieb oder Großbetrieb eines geachteten Unternehmers die Sorgfalt bei der Auswahl der 
Angeſtellten als ſelbſtverſtändlich erſcheinen laſſe (RG 87, 1; ZW 04, 36117; 1911, 59447; 
1912, 19415; Warn 1912 Nr 388; 1917 Nr 242); ebenſo nicht durch einen allgemeinen Hin- 
weis auf die durch die Kriegsverhältniſſe gegebenen Schwierigkeiten, tüchtige Angeſtellte 
zu bekommen (NG Warn 1919 Nr 170). Anderſeits kann aber der Entlaſtungsbeweis 
auch dem Geſchäftsherrn nicht mit der andern allgemeinen Erwägung abgeſchnitten werden, 
daß aus dem unvorſichtigen Verhalten des Beſtellten bei der rechtswidrigen Handlung 
die mangelude Sorgfalt des Geſchäftsherrn bei der Beſtellung von ſelbſt ſich ergebe (RG 
JW 05, 340 1; 1910, 111); denn der Entlaſtungsbeweis ſoll gerade dartun, daß dieſes rechts. 
widrige Verhalten nicht auf ein Verſchulden des Geſchäftsherrn zurückzuführen iſt. Der 
Beweis der Sorgfalt in der Auswahl des Angeſtellten wird zunächſt dadurch geführt, daß 
der Geſchäftsherr bei deſſen Einſtellung in feinen Dienſt je nach den Umſtänden ſich ſchrift⸗ 
liche Zeugniſſe früherer Dienſtherren über ſeine Befähigung und ſeine Dienſtführung vor⸗ 
zeigen ließ oder mündliche Erkundigungen einzog, die geeignet waren, ſeine Überzeugung 
von der Tauglichkeit der Perſon zu begründen (RG Warn 1910 Nr 443; 1914 Nr 54; Gruch 
51, 600; 27. 9. 06 VI 610/05; 6. 11. 07 133/07). Dabei wird für untergeordnete Tätig 
keiten die Prüfung der körperlichen Fähigkeit und der allgemeinen Zuverläſſigkeit der beftellten 
Perſon genügen, während für Verrichtungen höherer Art oder ſolcher, mit deren Ausführung 
leicht Gefahren für andere verbunden fein konnen, nicht nur die Kenntniſſe des Faches, in dem 
die Verrichtung ſich bewegt, ſondern auch ſittliche Eigenſchaften erforderlich find, nach deren 
Vorhandenſein ſich der Geſchäftsherr erkundigen muß, wenn er den Entlaſtungsbeweis ſorg⸗ 
fältiger Auswahl führen will (NG JW 04, 288°). Gehörige Unterweiſung und Einarbeitung 
im eigenen Betriebe kann die Erkundigung bei dritten Perſonen erſetzen (R Warn 1919 
Nr 170; 22. 11. 13 VI 465/13). Der Kutſcher, der in den verkehrsreichen Straßen einer 
größeren Stadt ein Gefährt lenken ſoll, muß nicht nur mit Pferd und Wagen umzugehen 
wiſſen; er muß auch ein gewiſſes Maß von Vorſicht und Beſonnenheit beſitzen und damit die 
Achtung vor der öffentlichen Ordnung und vor der Perſönlichkeit der Mitmenſchen verbinden, 
die ihn vor leichtfertiger Gefährdung des Verkehrs und anderer Perſonen behüten (RG JW. 
04, 47110, 06,1995 08,4082; 1911,152°; 1919, 8247; Warn 09 Nr 356; Gruch 51, 600). Noch mehr 
gilt dies von dem Führer eines Kraftwagens, dem daneben auch die polizeilichen Beſtim⸗ 
mungen über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen bekannt ſein müſſen (RG 84, 423; JW 04, 2888. 
08, 4057; 1910, 100°; 1911, 402; Warn 08 Nr 310 u. 634; 09 Nr 539), und eines Straßen⸗ 
h ah n wag ens (RG JW 06, 377°; Warn 09 Nr 507). Der Beweis der Sorgfalt bei der Auswahl 
von Fachleuten kann nicht durch Berufung auf beliebige unſachverſtändige Zeugen erbracht 
werden (RG 59, 203; 70, 379; JW 06, 19916, Warn 1912 Nr 211); wohl aber iſt für die Ver⸗ 
läßlichkeit eines untergebenen Arbeiters das Zeugnis ſeines Vorgeſetzten geeignet, der ſeine 
Dienſtführung kennenzulernen die Gelegenheit und die Verpflichtung hatte (RG Warn 1912 
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Nr 211). Einem Maurer- oder Zimmerpolier können, wenn feine Tüchtigkeit im all⸗ 
gemeinen dargetan ift, gewiſſe regelmäßige Geſchäfte, wie die Aufſtellung eines Bauzaunes 
oder die Vornahme von Ausſchachtungsarbeiten unter gewöhnlichen Verhältniſſen ohne Ber⸗ 
ſchulden aufgetragen werden (RG JW 1910, 11112; Warn 08 Nr 212). Da der Nachweis 
der Sorgfalt in der Auswahl ein allgemeines Erfordernis für zu einer Verrichtung beſtellte 
Perſonen aller Art iſt, iſt weder der Staat für ſeine Beamten davon befreit, noch etwa der 
Ehemann, der ſeine Ehefrau, der Vater, der ſeine Söhne zu Verrichtungen beſtellt; daraus, 
daß die letzteren Perſonen zu Leiſtungen im Hausweſen und im Geſchäfte des Familienhaupts 
nach 88 1356 Abſ 2, 1617 verpflichtet find, folgt nicht, daß fie zu allen Leiſtungen ohne Prüfung 
der Befähigung verwandt werden dürfen (vgl. Rh ZW 06, 591). Das gilt indeſſen nicht 
von der Leitung des innern Hausweſens durch die Ehefrau, die nach 8 1356 Abſ 1 nicht nur 
ihre Pflicht, ſondern auch ihr Recht iſt, fo daß es inſoſpeit keiner Beſtellung zu dieſen Verrich⸗ 
tungen bedarf. Iſt die Ehefrau im beſonderen Falle dazu untauglich, ſo kann der Ehemann, 
dem letzten Endes nach § 1354 die Eutſcheidung und die Verantwortung in allen ehelichen 
Angelegenheiten zuſteht, wegen Verſäumung eines Einſchreitens ſich nach $ 823 Abſ 1 für 
einen von der Ehefrau angerichteten Schaden verantwortlich machen (vgl. RG 70, 48; Waru 
1913 Nr 323). — Wenn eine Mehrheit von Perſonen an einem Kreiſe von Verrichtungen 
beteiligt war, in deren Ausführung der Schaden zugefügt wurde, ohne daß der Verletzte den ein⸗ 
zelnen Täter bezeichnen kann (vgl. A 3), ſo hat der Geſchäftsherr entweder ſeinerſeits die be⸗ 
ſtimmte Perſon nachzuweiſen, auf die der Schaden zurückzuführen iſt, und ſeine Auswahl⸗ 
forafalt hinſichtlich dieſer Perſon darzutun, oder er muß den Sorgfaltsbeweis für alle die An⸗ 
geſtellten führen, aus deren Mitte die ſchädigende Handlung kam (RG JW 87, 1; 06, 1961; 
1914, 7596; Warn 09 Nr 507). 

b) Der Angeſtellte muß noch zur Zeit der Verrichtung, in deren Ausführung der Schaden 
zugefügt wurde, die Befähigung dazu beſeſſen, der Geſchäftsherr die ihm auferlegte Sorgfalts⸗ 
pflicht geübt haben (RG 53, 53; 78, 107; 79, 101; 87, 1; JW 06, 19613; 1910 ©. 28750 u. 468°; 
1912, 19415; Warn 08 Nr 51; 09 Nr 356; 1910 Nr 204; 1911 Nr 30 u. 32; 1913 Nr 98; 
1915 Nr 19). Der Geſchäftsherr genügt in vielen Fällen, wenn die Verhältniſſe dieſelben ge⸗ 
blieben ſind wie bei der zeitlich nicht weit zurückliegenden Einſtellung des Beſtellten in ſeine 
Dienſte, vorerſt ſeiner Beweispflicht, weun er die Beobachtung der gehörigen Sorgfalt bei 
der früheren Anſtellung in der oben angegebenen Weiſe dartut; ſobald aber die Führung des 
Angeſtellten in der Zwiſchenzeit bis zur Ausführung der Verrichtung, bei der der Schaden 
zugefügt wurde, Bedenken wegen ſeiner Tauglichkeit ergeben mußte, hat er den Beweis der 
Sorgfalt auch auf die ſpätere Zeit zu richten (RG a. a. O., insbeſ. 78, 107; 79, 101; JW 
1910, 28720; 1911, 652%; Warn 1910 Nr 443; 1919 Nr 121). Da der Geſchäftsherr aber 
bei gehöriger Sorgfalt ſich fortdauernd über die Berufstüchtigkeit, Zuverläſſigkeit und all: 
gemeine Dienſtführung ſeiner Angeſtellten auf dem laufenden erhalten muß, hat jeden⸗ 
falls dann, wenn ſeit der erſten Anſtellung ein längerer Zeitraum verſtrichen iſt, der Ent⸗ 
laſtungsbeweis auch von ſelbſt ſich auf eine regelmäßige Aufſichtsführung zu erſtrecken, die 
den Anforderungen des A 6e zu 8 828 entſpricht, ſich nach den Uniſtänden zu richten hat, 
ſelbſtverſtändlich aber nicht eine undurchführbare unausgeſetzte Überwachung vorausſetzt (RG 
78, 107; 79, 101; 87, 1; JW 1913 S. 75020, 86410; Warn 1913 Nr 93; 1920 Nr 30; abweichend 
in dem Sinne, daß § 831 nur eine „Leitung der Verrichtung“ kenne, die mit einer allge⸗ 
meinen Aufſicht ſich nicht decke — vgl. darüber unter A 6 —, und daß eine ſolche nur aus 
$ 8283, nicht aus 8831 abgeleitet werden könne: R JW 1915, 3975; aber $ 831 führt über⸗ 
haupt auf $ 823 zurück und kehrt uur die Beweislaſt um; ſ. oben A 1; für den Nachweis 
ſorgfältiger Auswahl zur Zeit der Verrichtung kann auch nach 8 831 der Nachweis eiuer 
geordneten Aufſicht nicht entbehrt werden). Es reicht nicht aus, daß der Angeſtellte nach⸗ 
weislich bis dahin noch niemand einen Schaden zugefügt hat, und daß dem Geſchafts⸗ 
herrn Nachteiliges über ihn nicht bekannt geworden iſt, wenn es ihm bei ordnungsmäßiger 
Aufſicht hätte bekannt werden müſſen (RG Warn 1910 Nr 443; 1911 Nr 30 1912 
Nr 388). Die Sorgfalt in der Auswahl des Beſtellten zur Zeit der Verrichtung iſt auch bann 
verletzt, wenn dieſer zwar in jeder Beziehung tüchtig und zuverläſſig iſt, von ihm aber wegen 
der Laſt der übrigen ihm aufgetragenen Geſchäfte eine pünktliche und gehörige Ausführung 
der einzelnen Verrichtung nicht erwartet werden kann (R FW 1910, 4685 24. 11.04 v128/04; 
13. 2. 13 V1391/12). Diele Grundſätze gelten auch, wenn es ſich bei den Angeſtellten um, ſtaat⸗ 
liche Beamte handelt. Ob der Staat nach Maßgabe der beſtehenden Beamtengejege in der 
Lage iſt, einen für ſeine Verrichtungen unbrauchbar gewordenen oder als untüchtig nach⸗ 
träglich erwieſenen Beamten aus ſeinem Amte zu entfernen, kann für den Entlaſtungsbeweis 
us $ 831 nicht in Betracht kommen (RG 79, 101). Die Sorgfalt der Auswahl für Die ſpatere 
Einzelverrichtung erfordert übrigens auch nicht, daß ein Augeſtellter, nachdem er ſich Ordnungs⸗ 
widrigkeiten hatte zuſchulden kommen laſſen, ſchlechterdings aus ſeiner Stellung entfernt 
werde, was ſelhſt in vielen anderen Betrieben, als ſtaatlichen, undurchführbar ſein müßte: 
eine ſchärfere Uberwachung, in manchen Fällen ſchon eine ernſte Ermahnung kann unter 
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Umſtänden der nachzuweiſenden Sorgfalt genügen (RG 78, 107; 79, 101; JW 1912, 19419). 
Nur muß dafür Sorge getragen ſein, daß der Geſchäftsherr über Leiſtungen und Amtsführung 
eines jeden Angeſtellten ſtändig unterrichtet wird und irgendwie erheblichere Ordnungswidrig⸗ 
keiten zu ſeiner Kenntnis kommen; auf die zu dieſem Zwecke getroffenen Einrichtungen iſt 
der Entlaſtungsbeweis zu richten (RG a. a. O.). Langjährige Dienſtſtellung des Angeſtellten 
bei dem Geſchäftsherrn genügt allein nicht, den Veweis der Sorgfalt in der Auswahl zur 
Zeit der Verrichtung zu erbringen; ſie kann in Gutmütigkeit, perſönlicher Verpflichtung oder 
Leutenot, nicht in der Tüchtigkeit des Angeſtellten ihren Grund haben (RG 2.10.13 VI 220/18). 

c) Die Vermutung eines Verſchuldens des Geſchäftsherrn muß eine Grenze da finden, 
wo nach den gegebenen Verhältniſſen die Möglichkeit eines Verſchuldens aufhört. Iſt in 
einem großen Betriebe eine Mehrheit von Perſonen in der Weiſe beſchäftigt, daß die 
eine der andern nachgeordnet iſt, und der mit einem Kreiſe von Verrichtungen be- 
traute höhere Angeſtellte zur Ausführung gehörige niedere Verrichtungen einem ‚Unter: 
gebenen nach feiner Auswahl überträgt, vielleicht auch überhaupt ermächtigt iſt, die 
unteren Hilfsperſonen nach ſeiner eigenen Prüfung und feinem Ermeſſen anzuſtellen (vgl. A 2), 
fo richtet ſich der Sorgfaltsbeweis des Geſchäftsherrn zunächſt auf die Auswahl des von ihm 
ſelbſt ausgewählten höheren Angeftellten; dem Geſchäftsherrn iſt es unter ſolchen Verhältniſſen 
nicht möglich und nicht zuzumuten, daß er das ganze Perſonal des Betriebs ſelbſt auswähle 
und ſelbſt beaufſichtige; dazu muß der Nachweis einer ausreichenden Organiſation kommen, 
die die ordentliche Geſchäftsführung und Beaufſichtigung gewährleiſtet (RG 87, 1; JW 
06, 54718; 1911, 98218; 1913, 919°; 1914, 759%, Warn 08 Nr 475; 1913 Nr 364; 1914 
Nr 35; 7. 3. 04 VI 284/08; 6. 3. 1910 VI 435/10). Die Zuverlaſſigkeit des untergeordneten 
Beamten und Arbeiters kommt alsdann nicht für den Entlaſtungsbeweis der ſorgfältigen 
Auswahl, ſondern für die Eutkräftung der Vermutung des urſächlichen Zuſammenhangs 
ziwiſchen der Auswahl der höheren Perſon und dem Schaden in Betracht (ſ. A 7). Konnte 
aber der Geſchäftsherr bis zu der Verrichtung, bei der der Schaden zugefügt wurde, Kenntnis 
von der Untüchtigkeit des fo beſtellten Arbeiters erlangt haben, dann haftet er für den Schaden 
ſowohl aus $ 831 wegen mangelnder Sorgfalt in der Auswahl des Arbeiters, wie nach 8 823 
Up 1 wegen Vernachläſſigung der allgemeinen Aufſicht, wenn er nicht eingegriffen hat (RG 
Warn 1920 Nr 30). Die beſondere unmittelbare perſönliche Aufſicht liegt hier regelmäßig 
dem höheren Angeſtellten ob; die allgemeinen Aufſichtsanordnungen bleiben aber die 
Aufgabe des Geſchäftsherrn; inſoweit ein Mangel in dieſen in Frage kommt, kann er ſich 
mit dem Nachweiſe ſorgfältiger Auswahl feiner Aufſichtsbeamten nicht decken (RG 78, 107; 
79, 101; 87, 1; JW 1911, 98210; 1914, 759“; Warn 1913 Nr 364; 1914 Nr 35; 1920 Nr 30). 
War dem höheren Angeſtellten aber nicht die Auswahl der Arbeiter übertragen, wurden 
dieſe zu ihrer Verrichtung vom Geſchäftsherrn ſelbſt beſtellt, To kann der letztere ſich nicht 
damit entlaſten, daß an der Spitze des Betriebszweigs ein tüchtiger Beamter ſtehe (NG 
JW 1915, 3057). Dieſelben Grundſätze kommen zur Anwendung, wenn es ſich nicht um 
einen Großbetrieb handelt, der Geſchäftsherr aber durch Alter, Krankheit, Abweſenheit 
gehindert iſt, ſelbſt ſeine Geſchäfte überall zu leiten und zu beaufſichtigen, ſondern ge- 
zwungen it, Aufſicht und ſelbſt Auswahl des Dienſtperſonals anderen zu, überlaſſen. 

d) Wie die Schadensvermutung des $ 831 da aufhört, wo nach der Sachlage ein Ver⸗ 
ſchulden des Geſchäftsherrn ausgeſchloſſen iſt, ſo iſt anderſeits für einen Entlaſtungsbeweis 
der forgfältigen Auswahl des Angeftellten kein Raum, wo die ſchädigende Handlung gerade 
in der Willensmeinung des Geſchäftsherrn liegt, und jener ausgewählt wurde, um der 
artige Handlungen, wodurch er Dritte ſchädigte, auf die Gefahr einer ſolchen Schadenszufügung 
hin, auf feine Art vorzunehmen (Auswahl des Redakteurs bei Schadenszufügung durch be⸗ 
leidigende und aufreizende Zeitungsartikel RG 13. 2. 11 VI 652/09). Hier handelt es ſich 
nicht mehr um $ 881, ſondern um unmittelbare Verantwortung des Geſchäftsherrn aus eigener 
u. H. (dolus eventualis). 

6. Ein weiteres vermutetes Verſchulden des Geſchäftsherrn, das ſeine Haftung begründet, 
ſelbſt wenn die Sorgfalt der Auswahl des Beſtellten dargetan iſt, ſtellt der Mangel gehöriger 
Sorgfalt bei Beſchaffung der Vorrichtungen und Gerätſchaften oder in der Leitung der 
Verrichtung dar, aber nur, ſofern die Ansführung der Verrichtung ſolche Beſchaffungen 
oder eine Leitung erforderlich macht. Daß dies der Fall iſt, hat zunachſt der Verletzte nach⸗ 
zumeiſen; es ergibt ſich nicht aus 8 881; erſt wenn dieſer Beweis geführt ift, ſetzt der Entlaftungs- 
beweis des Geſchäftsherrn ein, daß er auch in dieſer Richtung ſeiner Sorgfaltspflicht genügt 
habe (MGs 53, 123; JW 1911 S. 40316, 9391). Zu den Vorrichtungen gehört beſonders die 
Vorbereitung der Arbeitsſtätte, ſo beim Eiſenbahnbetrieb auch die Gleisanlage, zu den Gerät⸗ 
ſchaften zählen die Stoffe für Gerüſt und Bauzaun, Leitern und das Bauhandwerkszeug, 
die Laternen zur nächtlichen Beleuchtung von Verkehrshinderniſſen bei Bauarbeiten, bei den 
Verrichtungen von Fuhrleuten die Bremsketten, die Laternen zur Beleuchtung von Fuhr⸗ 
werken, aber auch Wagen und Pferde ſelbſt (RG Warn 1914 Nr 53; 1916 Nr 165 u. 304; 
910 Nr 36; 14. 5. 08 VI 481/02; 15. 3. 06 VI 253/05). Die Beſchaffung verlangt nicht, 
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daß der Geſchäftsherr die einzelnen Geräteſtücke ſelbſt auswählt; dies kann auch dem ſach⸗ 
kundigen Ermeſſen des Beſtellten (3. B. eines Poliers) überlaſſen werden; nur müſſen die 
tauglichen Gerätſchaften zur Stelle ſein (RG 53, 123; JW 1915, 704°; Warn 1915 Nr 124; 
1916 Nr 105; 6. 7. 12 VI 53/12). Ob eine Leitung der Verrichtung erforderlich iſt, 
richtet ſich nach der Erfahrung und Übung; bei allen außergewöhnliche Tätigkeiten im Hand⸗ 
werks und Gewerbebetriebe, aber auch bei den erſten ſelbſtändigen Arbeiten eines Lehrlings 
wird fie anzunehmen fein. Wo eine Leitungspflicht beſteht, iſt der Beweis zu führen, daß 
die erforderlichen Leitungsmaßnahmen getroffen wurden, die nicht ſchlechthin die Anweſen⸗ 
heit des Geſchäftsherrn bei der Verrichtung erfordern und auch durch einen tüchtigen Ver⸗ 
treter ausgeübt werden können, für den dann wieder der Beweis der Sorgfalt in der Auswahl 
zu führen iſt; auch eine vorherige ſorgſame Unterweiſung kann der Leitungspflicht genügen 
(RG JW 1910, 11112; 1911 S. 40318, 9391; 9. 10. 02 VI 180/02). Ob in dem Falle RG 
96, 81 eine Pflicht zur Leitung der Verrichtung mit Recht angenommen wurde, kann zweifel ⸗ 
haft erſcheinen; es dürfte ſich hier mehr um eine Beaufſichtigung handeln. Eine Beauf: 
ſichtigung von Verrichtungen im allgemeinen aber ſchreibt § 831 nicht vor; die durch 
die beſondere Sachlage bedingte Leitung einer beſtimmten Verrichtung iſt deshalb wohl zu 
unterſcheiden von der allgemeinen Aufſichtspflicht, die jedem Geſchäftsherrn über feine An⸗ 
geſtellten und ihre Dienſtverrichtungen obliegt, die außerhalb und neben der Leitungspflicht 
des 9 831 beſteht und nicht nach dieſer Beſtimmung, ſondern nach $ 823 zu beurteilen, deren 
Vernachläſſigung daher vom Verletzten zu beweiſen iſt (RG 53 S. 53 u. 123 ſowie 276; 
82, 218; JW' 03 Beil S. 921 u. 132291; 04, 165°; 07, 649°; 09, 65910; 1913, 20315; Warn 
1910 Nr 19; 1911 Nr 28. Vgl. darüber § 823 A 6). Der Beweis der Sorgfalt in der Aus⸗ 
wahl des Beftellten wird dagegen, wie A 5b ausgeführt wurde, oft, namentlich bei länger 
dauerndem Dienſtverhältnis des Angeſtellten, mit dem einer allgemeinen Aufſichtsführung 
zuſammenfallen. Auch von dem hinſichtlich der Vorrichtungen, Gerätſchaften und der Leitung 
der Verrichtung zu führenden Entlaſtungsbeweiſe gilt das zu 5a Geſagte, daß allgemeine 
Erwägungen über die Ordnung in einem Betriebe nicht genügen, ſondern der Beweis auf 
die einzelnen Dinge gerichtet werden muß (vgl. RG Warn 1914 Nr 53). 

7. Der Entlaſtungsbeweis nach dem Schlußſatze des Abſ 1 Satz 2, daß der Schaden auch 
bei Anwendung der Sorgfalt in der Auswahl der zu der Verrichtung beſtellten Perſon, bei 
der Beſchaffung der notwendigen Vorrichtungen und Gerätſchaften oder bei der notwendigen 
Leitung der Verrichtung entſtanden ſein würde, der die Sorgfaltsbeweiſe nach A 5 u. 6 
überflüſſig macht, dient zur Entkräftung der in § 831 aufgeſtellten Vermutung eines urſäch⸗ 
lichen Zuſammenhangs des Verſchuldens der mangelnden Sorgfalt in den vorbehandelten 
Richtungen mit dem Schaden. Er kann auf eine doppelte Weiſe geführt werden: entweder, 
daß der ſchädliche Erfolg auch eingetreten ſein würde, wenn der Geſchäftsherr einen zuver⸗ 
läſſigen Menſchen mit der Verrichtung betraut und alle Sorgfalt in der Auswahl angewandt 
hätte; oder daß der Geſchäftsherr auch bei Aufwendung aller tatſächlich nicht angewandten 
Sorgfalt in der Auswahl vernünftigerweiſe dieſen Angeſtellten beauftragt haben würde, weil 
dieſer ihm mit Recht zuverläſſig erſchienen wäre (RG IW 1911, 97917, Gruch 51, 600). Der 
erſtere Fall iſt gegeben, wenn der, obwohl untüchtige, Angeſtellte bei der ſchädigenden Hand⸗ 
lung ſachgemäß, beſonnen und vernünftig, gerade wie eine tüchtige und zuverläſſige Perſon 
gehandelt hat (RG Warn 1913 Nr 104; 23 1917, 86611; 4. 1. 06 VI 185/05), oder wenn bei 
einer mittelbaren Beſtellung (A 5 a. E.) der Beweis ſorgfältiger Auswahl hinſichtlich der 
Mittelsperſon nicht erbracht werden kann, die Perſon, die die Verrichtung ausführte, aber 
zuverläſſig war (Rich JW 06, 54718; Warn 1914 Nr 53). Der zweite Fall liegt vor, wenn 
die untüchtige Perſon auch einem ſorgfältigen Menſchen auf der Grundlage ihrer Zeugniſſe 
und der Auskünfte, die über ſie von früheren Dienſtherren erteilt worden wären, als tüchtig 
und zuverläſſig erſcheinen mußte. Der Nachweis des fehlenden urſächlichen Zuſammenhangs 
nach Maßgabe dieſer Beſtimmung kann nicht durch den Nachweis erſetzt werden, daß die 
Schadenszufügung ſeitens des Angeſtellten nicht durch denjenigen Mangel verurſacht worden 
ſei, der ihn bei der Prüfung ſeiner Fähigkeiten als ungeeignet zu der Verrichtung erſcheinen 
laſſen mußte (R G Warn 08 Nr 310; 1913 Nr. 93), und die Beweisführung muß ſich dahin 
richten, daß derſelbe ſchädliche Erfolg auch bei Anwendung aller Sorgfalt entſtanden ſein 
würde; daß er auch dann möglicherweiſe hätte eintreten können, genügt nicht (RG IW 
07, 33312; Warn 1914 Nr 58; 1916 Nr 804). 7 

8. Werden von dem Geſchäftsherrn die Entlaſtungsbeweiſe zu 5 und 6 oder zu 7 nicht 
geführt, fo ſteht dadurch infolge der in $ 831 aufgeftellten Vermutungen feſt, daß er durch fein 
Verſchulden den Schaden, der unmittelbar ſeitens der von ihm zu der Verrichtung beſtellten 
Perſon zugefügt worden iſt, verurſacht hat. Es iſt dabei nicht nötig, daß gerade die fehlerhafte 
Sigenfchaft des Beftellten zu dem Schaden urſächlich geworden iſt (RG Warn 08 Nr 310; 
913 Nr 98). Daneben kann der unmittelbare Täter ſich, wenn er ſchuldhaft gehandelt hat, 
emer n. H. nach § 823 ſchuldig gemacht haben. Beide haften dann als Geſamtſchuldner 
nach § 840. Daß der verantwortliche Geſchäftsherr ſich dem Schadenserſatzanſpruche 
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des Verletzten gegenüber auf deſſen eigenes mitwirkendes Verſchulden nach § 254 
berufen kann, iſt ſelbſtverſtändlich (RG 71, 217; ZW 08 Beil 92213; 04, 2888), und zwar 
kommt dieſes mitwirkende Verſchulden des Verletzten auch dann dem Geſchäftsherrn gegenüber 
in Betracht, wenn etwa der Angeſtellte bei der Schadenszufügung vorſätzlich gehandelt hat 
(vgl. 8 826 A 7), da der Geſchaftsherr nicht für die u. H. des Angeſtellten, ſondern für 
die von ihm in vermuteter Fahrläſſigkeit begangene einzuſtehen hat (RG 71, 217). Bei der 
Abwägung des beiderſeitigen Verſchuldens nach § 254 iſt aber nicht nur das Ver⸗ 
ſchulden des Geſchäftsherrn, ſondern auch die Art der Verletzung durch die Tat des Angeſtellten 
in Betracht zu ziehen, die beide zuſammen den Tatbeſtand der u. H. nach § 831 aus⸗ 
machen. Ob 8 831 in entſprechender Anwendung in den 8 254 hineingetragen 
werden kann dergeſtalt, daß dem Beſchädigten entgegengehalten werden könnte, eine 
von ihm zu einer Verrichtung beſtellte Perſon habe bei der Entſtehung oder Mehrung 
des Schadens mitgewirtt, ließ RG 56, 154 (am Schluffe) und 75, 257 dahingeſtellt. In einer 
Reihe ſpäterer Entſcheidungen iſt die Frage bejaht und ausgeſprochen worden, daß der Rechts⸗ 
gedanke des Schlußſatzes in § 254 Abſ 2 für das Gebiet der u. H. auf die entſprechende 
Anwendung des 8 831 hinweiſe (RG 77, 211; 79, 312; JW 1911, 9791; 1912, 138°; 
Warn 1915 Nr 28). Dem iſt beizutreten; der Beſchädigte hat bei dieſer entſprechenden 
Anwendung für ſeine Hilfsperſonen in der gleichen Weiſe einzuſtehen wie der Schädiger, was 
der Gerechtigkeit entſpricht. a 

9. Der Vertrag des Ab] 2, durch den jemand für den Geſchäftsherrn die Beſorgung 
der Sorgfaltspflichten des Abſ 1 übernimmt, erfordert ein gültiges Rechtsgeſchäft, das aber 
nicht gerade mit dem Geſchäftsherrn abgeſchloſſen zu fein braucht (RG 82, 206; a. A. 
Staudinger A 2b). Eine Geſchäftsführung ohne Vertrag (ohne Auftrag §s 677ff.) erfüllt 
den Tatbeſtand nicht. Die Haftung aus Abſ 2 beſteht neben der des Geſchäftsherrn aus Abſ 1; 
beide Perſonen können, wenn ſie den ihnen obliegenden Entlaſtungsbeweis nicht führen, für 
den Schaden als Geſamtſchuldner nach 8 840 verhaftet fein. Für die Ausgleichung unter ihnen 
iſt das zwiſchen ihnen beſtehende Vertragsverhältnis maßgebend. 


8 832 


1) Wer kraft Geſetzes zur Führung der Aufſicht über eine Perſon ver⸗ 
pflichtet iſt s), die wegen Minderjährigkeit?) oder wegen ihres geiſtigen oder 
körperlichen Zuſtandes?) der Beaufſichtigung bedarf‘), iſt zum Erſatze des 
Schadens verpflichtet, den dieſe Perſon einem Dritten widerrechtlich zufügt ©). 
Die Erſatzpflicht tritt nicht ein, wenn er feiner Aufſichtspflicht genügt“) oder 
wenn 9 0 Schaden auch bei gehöriger Aufſichtsführung entſtanden ſein 
würde s). 

Die gleiche Verantwortlichkeit trifft denjenigen, welcher die Führung der 
Aufſicht durch Vertrag übernimmt !). 

E I 710 II 755; M 2 784786; P 2 593-596. 


1. a) In ähnlicher Weiſe wie 8 831 ſchafft § 832 eine Haftung für den von einem andern 
einem Dritten widerrechtlich zugefügten Schaden aus dem Geſichtspunkt eines vermuteten 
Verſchuldens des für haftbar Erklärten. Wie im Falle des 9 831 iſt auch hier nur eine gegen⸗ 
ſtändlich widerrechtliche, keine ſchuldhafte Handlung des Täters (der zu beaufſichtigenden 
Perſon) erforderlich. In $ 882 iſt es die Verletzung einer geſetzlichen (Abs 1) oder vertrags- 
mäßig übernommenen (Abs 2) Aufſichtspflicht, die die Vermutung eines Verſchuldens 
bei der Verurſachung des Schadens erzeugt. § 832 umfaßt jedoch keineswegs alle Auf- 
ſichtsverhältniſſe d er beſchränkt die Haftung der Aufſichtsperſonen auf die Fälle der Beauf⸗ 
ſichtigung von Minderjährigen oder wegen ihres körperlichen oder geiſtigen Zuſtandes der 
Beauffintigung bedürfenden Perſonen, weil von dieſen Perſonen wegen ihres Zustandes 
Gefahren für andere drohen und die Aufſichtsführung ſich daher auf die Pflicht erstrecken 
muß, dieſen Gefahren vorzubeugen, was bei anderen Aufſichtsverhältniſſen (im Arbeits: 
und Dienstverhältnis, im Heeresdienſt und Beamtenverhältnis) nicht der Fall iſt (Prot 2, 594). 
b) Die Regelung der Haftung von Aufſichtsperſonen in $ 832 ift erſchöpfend (MG 53, 312); 
eine entsprechende Anwendung der Beſtimmung iſt ausgeſchloſſen (RG 70, 48). Auch geht 
es nicht an, eine Erweiterung der Haftung in der Weile zu rechtfertigen, daß man die die Auf. 
ſichtspflicht beſtimmenden Geſetze als Schutzgeſetze im Sinne des § 823 Abſ 2 anſieht (RG 
53, 312). Selbſtverſtändlich iſt dadurch eine Schadenshaftung im $ 832 nicht aufgeführter 
Aufſichtsperſonen aus u. H. nach § 823 Ab] 1, ſofern einer der Tatbeſtände dieſes Geſetzes 
vorliegt, nicht ausgeſchloſſen (RG 70, 48). e) Wie nach 8 831 iſt es Sache der Perſon, 
die für die Handlung des anderen einzuſtehen hat, die Vermutung ihres Verſchuldens 
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durch den Nachweis zu entkräften, daß ſie ihrer Verpflichtung genügt habe. Daß ebeuſo der 
Nachweis ſie befreit, daß der Schaden auch bei gehöriger Aufſichtsführung entſtanden fein 
würde, bedurfte ebenſowenig wie in $ 831 der ausdrücklich hinzugefügten Beſtimmung; denn 
in dieſem Falle fehlt zwiſchen dem vermuteten Verſchulden des Aufſichtspflichtigen und dem 
Schaden der urſächliche Zuſammenhang. . 

2. Perſonen, die wegen Minderjährigkeit der Beaufſichtigung bedürfen, find nicht die 
Minderjährigen, wenn ſie der Beaufſichtigung bedürfen, ſondern alle Minderjährigen, weil 
lie der Beaufſichtigung bedürfen. „Aufſichtsrecht und Aufſichtspflicht über einen Minder⸗ 
jährigen beſtehen wegen ſeines Zuſtandes, weil er eben minderjährig iſt“ (Rs 52, 69). Ob es 
fi) um Kinder unter ſieben Jahren ($ 828 Abſ 1), um Minderjährige zwifchen ſieben und 
achtzehn Jahren (8 828 Abſ 2) oder um Minderjährige über achtzehn Jahre ($ 2) handelt, iſt 
gleichgültig (RG 50, 60). 

3. Unter den Perſonen, die wegen ihres körperlichen oder geiſtigen Zuſtandes der 
Beaufſichtigung bedürfen, find körperlich oder geiſtig erkrankte Perſonen, vornehmlich Geiſtes 
geſtörte und Epileptiker, aber auch Blinde oder Taubſtumme zu verſtehen, wenn fie im Einzel 
falle der Beaufſichtigung bedürfen. . 

4. Beaufſichtigung (vgl. § 1631) im Sinne des $ 832 iſt derjenige Teil der Sorge für 
eine Perſon, der neben deren eigenem Intereſſe auch das Intereſſe Dritter im Auge hat, 
denen jene Perſon wegen ihres Zuſtandes, wenn ihr die Freiheit gelaſſen wird, ihrem Willen 
oder ihren Trieben nachzugeben, gefährlich werden kann (vgl. M4, 753; Prot 2, 594). Gerade 
der Schutz Dritter kommt für 8 882 in Betracht; mit dem Erziehungszwecke und der Fürſorge 
für den zu Beaufſichtigenden hat 8 832 nichts zu tun (RG Warn 1914 Nr 217; 1916 Nr 166). Die 
Beaufſichtigung eines Minderjährigen fällt demnach nicht mit deſſen Erziehung zuſammen, 
wie auch § 1631 deutlich ergibt, der die Erziehungspflicht und die Beaufſichtigungspflicht 
der Eltern als beſondere Teile der Sorge für die Perſon des Kindes aufführt. Die Fortſchritte 
der Erziehung der geiſtigen und ſittlichen Ausbildung des Kindes nach Maßgabe ſeiner Ver⸗ 
hältniſſe und Anlagen (M 4, 750) geben vielmehr einen Maßſtab für das Bedürfnis der Be⸗ 
aufſichtigung; je mehr ein Kind bereits erzogen iſt, deſto weniger bedarf es der Aufſicht und 
umgekehrt (RG Warn 1910 Nr 60; 1911 Nr 33 u. 241; 1912 Nr 28; 1914 Nr 217; 16. 2. 05 
VI 184/04; 22. 5. 11 VI 399/10). Für den Grad der bereits vollendeten Erziehung können 
als Beweisſtücke gute Schulzeugniſſe in Führung und Betragen in Betracht kommen (RG JW 
04, 20213; 05, 2121; 11. 12. 04 VI 249/03). 

5. Kraft Geſetzes, d. i. nach Reichs⸗ oder Landesgeſetz zur Führung der Aufſicht über 
eine Perſon verpflichtet ſind reichsgeſetzlich in erſter Linie die Eltern über ihre minderjährigen 
Kinder, und zwar zunächſt der Vater (88 1627, 1631); neben dem Vater ($ 1634) und nach 
deſſen Tode, nach dem Aufhören ſeiner elterlichen Gewalt oder bei ſeiner tatſächlichen Be⸗ 
hinderung (88 1684— 1686), ſowie über uneheliche Kinder (8 1707 Satz 2) allein die Mutter 
(RG JW 1914, 19816); der Vormund (über Minderjährige $$ 1793, 1797, 1800; über Voll⸗ 
jährige SS 1896, 1901) und der Pfleger (88 1909, 1910, 1915) über ihre Mündel; der ge⸗ 
werbliche Lehrherr (88 127, 127 a GewO, 52, 69) über den minderjährigen Lehrling, 
auch wenn dieſer nicht in Koſt und Pflege bei dem Lehrherrn ſteht (RG a. a. O.). Dasſelbe 
iſt, wenngleich in etwas beſchränkterem Maße, wegen der gleichen Stellung zum Lehrling 
für den kaufmänniſchen Lehrherrn anzunehmen, obwohl in $ 76 HGW eine ausdrück⸗ 
liche Beſtimmung nach Art des § 1272 GewO fehlt (RG 97, 229; a. M. Planck A 1a). 
Landesgeſetzlich können die Lehrer, ſowohl Volksſchullehrer als Lehrer höherer Schulen 
(RG 65, 200; Warn 08 Nr 316) hinſichtlich ihrer minderjährigen Schüler, die Dienſtherrſchaften 
hinſichtlich des minderjährigen Geſindes zur Aufſichtsführung verpflichtet fein. Keine Aufſichts⸗ 
pflichten beſtehen für den Ehemann gegenüber der minderjährigen oder geiſteskranken Che⸗ 
frau (RG 70, 48), für den Leiter einer Schule (Schulrektor) in dieſer Eigenſchaft (RG 
Warn 08 Nr 316) gegenüber den Schulkindern; für den Beiſtand ($$ 1687, 1689) und den 
Gegenvormund (8 1799). 

6. a) Wie in $ 831 ift auch in § 832 nur eine gegenſtändliche (objektive) Widerrechtlichteit 
der von dem Aufſichtsbefohlenen begangenen u. H. kein Verſchulden erfordert (RG 50, 60: 
23 1918, 50110). Für den von dem Aufſichtsbefohlenen angerichreten Schaden können ſowohl 
mehrere Auffichtsperfonen nebeneinander verantwortlich fein (Vater, Mutter oder Vor. 
mund und Lehrherr); wie der zu beaufſichtigende Täter nach §§ 828, 829 und eine Auf⸗ 
ſichtsperſon, wobei jedoch im Falle des $ 829 der Täter nur Hilfäweife (ſubſidiär) herangezogen 
werden kann. Sie haften dann nach Maßgabe des § 840 als Geſamtſchuldner; für ihre Aus⸗ 
gleichung untereinander ift $ 840 Abf 2 zu beachten. War von der Handlung der Aufſichts. 
befohlenen der eingetretene ſchädliche Erfolg nicht zu erwarten, fo iſt mit der (edaquaten) 

erurſachung auch die gegenständliche Rechtswidrigkeit ausgeräumt und deshalb eine Haftung 
= $ 832 nicht gegeben (RG L3 1918, 5010. b) § 832 bezieht ſich nur auf den von dem 
lufſichtsbefohlenen einem Dritten widerrechtlich zugefügten Schaden; für einen Schaden, 
den der Aufſichtsbefohlene ſich ſelbſt zufügt, kaun aber der Aufſichtspflichtige gemäß $ 828 


Unerlaubte Handlungen 8 832 1049 


wegen Vernachläſſigung der Sorge für die Perſon des Aufſichtsbefohlenen haftbar ſein. 
c) Einem Verletzten, der zu den im Sinne des $ 832 kraft Geſetzes zu beaufſichtigenden 
Perſonen gehört, kaun ebenſowenig wie dem wegen feiner Aufwendungen an Heilungs⸗ 
koſten uſw. aus dem Geſichtspunkte der Geſchäftsführung oder der Bereicherung mitklagenden 
aufſichtspflichtigen Vater auf Grund des $ 832 entgegengehalten werden, daß letzterer es an 
der erforderlichen Aufſicht habe fehlen laſſen und dadurch den Schaden mitverurſacht habe. 
Denn 8 832 dient lediglich dem Schutze Dritter gegen Schäden, die ihnen von Aufſichts⸗ 
befohlenen durch rechtswidrige Handlungen infolge der Vernachläſſigung der Auflicht über 
bee zugefügt werden können, nicht dem Schutze der Aufſichtsbefohlenen ſelbſt (RG 53, 312; 
vgl. A 4). 

7. Die Erſatpflicht entfällt, wenn der Aufſichtspflichtige ſeiner Aufſichtspflicht genügt 
hat, wofür er beweispflichtig iſt, wie fi) aus der Faſſung des § 832 und aus dem Geſetzes⸗ 
gedanken — vermutetes Verſchulden des Aufſichtspflichtigen — ergibt (vgl. A 1c). Für die 
Frage, ob er inhaltlich feiner Aufſichtspflicht genügt hat, kommen einerfeits die Eigenſchaften 
der Aufſichtsbefohlenen, das Maß der von ihm ausgehenden, dritten Perſonen drohenden 
Gefahr, wie anderfeit die eigenen Verhältniſſe des Aufſichtspflichtigen in Betracht. So 
beſtimmt ſich das Maß der von den Eltern zu leiſtenden Aufficht nach dem, was nach Alter und 
Entwicklung der Kinder von verſtändigen Eltern in Berückſichtigung ihrer wirtſchaftlichen Lage 
und ihrer eigenen Geſchäfte und Berufspflichten erwartet werden kann (RG 52, 69; 98, 246; 
IW 04, 20215; 05, 2121; Warn 08 Nr 374; 1911 Nr 241). Eine Überwachung des Aufſicht⸗ 
defohlenen auf Schritt und Tritt iſt in der Regel nicht angängig und bei reiferem Alter der 
Kinder überhaupt nicht erforderlich (NG 50, 60; JW 05, 2121; Warn 1914 Nr 217). Über 
die Beaufſichtigung von Spielen und Spielgeräten der Kinder vgl. RG 50, 60; ZW 04, 
20213; Warn 1916 Nr 166. Ein Spielzeug iſt danach nicht ſchon deshalb als gefährlich auzu⸗ 
ſehen, weil es unter beſonders unglücklichen Verhältniſſen einmal Schaden angerichtet hat; 
es iſt zu prüfen, inwieweit eine Belehrung über das Spielzeug erforderlich war und die 
Auffihtsperfon Grund zu der Annahme hatte, daß durch deſſen Benutzung am Spielorte 
Schaden geſtiftet werden könnte. Ein Spielwerkzeug, aus dem Geſchoſſe entſendet werden, 
iſt in gewiſſem Grade aber immer gefährlich, und das Spielen damit bedarf deshalb immer 
einer beſonderen Aufſicht (RG JW 1912, 53918, Warn 1912 Nr 28; 1913 Nr 94; 1916 Nr 186; 
23 1919, 695°; 6. 10. 10 VI 569/10). Den Gebrauch von Schußwaffen wird der Auf- 
ſichtspflichtige dem minderjährigen Aufſichtsbefohlenen nur geſtatten dürfen, wenn er ihn 
darüber unterrichtet hat oder unterrichtet weiß, von feiner Beſonneuheit, feinem Geſchick und 
Verſtändnis für den Gebrauch und für die Gefahren der Schußwaffen ſich überzeugt hat, 
und wenn dafür geſorgt iſt, daß die Benutzung nur an einem ſicheren Orte und ohne Verletzung 
polizeilicher Schutzvorſchriften (§ 367 Nr 8 StGB) erfolgt RG 52, 69; 98, 246; IW 05, 21%; 
Gruch 46, 949; Warn 09 Nr 298; 1916 Nr 136; 23 1919, 695%; 17. 1.07 VI 217/56). Ein Ver⸗ 
bot oder eine Mahnung genügt zur Erfüllung der Aufſichtspflicht nur, wenn der Verpflichtete 
von deren Wirkung überzeugt fein konnte (R 52, 69; J 08, 6731; Warn 08 Nr 374). Die 
Aufſichtspflicht verſchärft ſich, wenn der Auffichtspflichtige wußte, daß der Aufſichtsbefohlene 
nicht bloß zu gewöhnlichen Unarten, ſondern auch zu ernſteren üblen Streichen geneigt iſt 
(RS Warn 09 Nr 298; 1911 Nr 33 u. 241); feine Nichtkenntnis von früheren Streichen des 
Aufſichtsbefohlenen fällt in die Beweislaſt des Aufſichtspflichtigen (RG 15. 12. 10 VI 582/09). 
Ob der in erſter Linie aufſichtspflichtige Vater die Obhut der Mutter überlaſſen kann, iſt Frage 
des einzelnen Falles (RG Warn 1910 Nr 60; 1911 Nr 241; 23 1919, 695°; 16. 2. 05 VI 184/04). 
Wie der Aufſichtspflichtige immer entlaftet iſt, wenn er nachweiſt, daß für ihn die Möglichkeit 
fehlte, ſeine Aufſichtspflicht auszuüben, ſo iſt er anderſeits wegen deren Verletzung regelmäßig 
haftbar, wenn er von der gefährlichen Handlung des Aufſichtsbefohlenen Kenntnis hatte, was 
jedoch der Verletzte zu beweiſen hat (RG 50, 60). Für den Erfolg feiner Aufſichtstätigkeit 
hat der Aufſichtspflichtige niemals einzuſtehen; es genügt, daß er das Seinige getan hat, 
einen guten Erfolg herbeizuführen (RG a. a. O.; Warn 1911 Nr 38; 1913 Nr 94; 1914 
Nr 217). 

8. 25 Nachweis, daß der Schaden auch bei gehöriger Aufſichtsführung entſtanden ſein 
würde (ogl. S 831 Abſe1 Schlußſatz) bedeutet inhaltlich den Wegfall des urſachlichen Zuſammen⸗ 
hangs des nach $ 832 vermuteten Verſchuldens des Aufſichtspflichtigen in der Aufſichtsführung 
mit dem entſtandenen Schaden. Die deshalb an ſich entbehrliche Beſtimmung hat den Zweck, 
außer Zweifel zu ſtellen, daß dem Aufſichtspflichtigen auch für das Nichtbeſtehen des be⸗ 
zeichneten urſächlichen Zuſammenhangs die Beweislaſt obliegt. Die Vermutung des § 832 
erſtreckt ſich alſo auch auf dieſen urſächlichen Zuſammenhang (RG Warn 1912 Nr 28; 17. 1. 07 
VI 217/06). Die Möglichkeit, daß der Unfall auch bei gehöriger Aufſichtsführung ſich hätte 
ereignen können, genügt deshalb nicht, um die Erſatzpflicht auszuſchließen (RG Warn 1910 
Nr 60; 1912 Nr 28). . 0 

9. Die Übernahme der Führung einer Aufſicht durch Vertrag ſetzt einen rechtsgültigen 
Vertrag voraus, denn ein anderer verpflichtet nicht; ein nicht rechtsgültiger ſteht gleich einer 
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einſeitigen freiwilligen bloß tatſächlichen Übernahme, etwa ſeitens Familienangehöriger, 
die ebenſo den Tatbeſtand des § 832 Abf 2 nicht erfüllen kann (RG JW 05, 2026). Die Auf⸗ 
ſichtsführung braucht aber in dem Vertrage nicht ausdrücklich bedungen zu ſein, wenn nur 
der ſonſtige Inhalt des Vertrags fie als ſelbſtverſtändlich erſcheinen läßt (RG a. a. O.). Bei⸗ 
ſpiele für eine vertragsmäßige Übernahme der Aufſicht ſind die Verhältniſſe von Koſt⸗ und 
Pflegeeltern, Kraukenwärtern, Leitern einer Heilanſtalt oder einer privaten Erziehungs⸗ 
anſtalt. Aus der Rechtſprechung: das Verhältnis des Aufſehers einer ſtädtiſchen Kinderarbeits⸗ 
ſchule (RG JW 08, 6731). Nicht erfordert ift, daß der Vertrag gerade mit dem geſetzlich Auf; 
ſichtspflichtigen geſchloſſen iſt und daß überhaupt eine geſeßliche Aufſichtspflicht neben der ver- 
tragsmäßigen beſteht. Iſt letzteres der Fall, ſo können beide Aufſichtspflichtige nebeneinander 
nach $ 840 Abſ 1 für den Schaden verantwortlich fein. Ob der Vertrag entgeltlich oder un⸗ 
entgeltlich, auf dauernde oder vorübergehende Leiſtung geſchloſſen iſt, iſt gleichgültig. Vgl. 
im übrigen AU 9 zu $ 831. 
§ 833 


1) Wird durch ein Tier?) ein Menſch getötet oder der Körper oder die 
Geſundheit eines Menſchen verletzt oder eine Sache bejchädigt?), jo iſt der» 
jenige, welcher das Tier hält“), verpflichtet, dem Verletzten den daraus ent⸗ 
ſtehenden Schaden zu erſetzen ) 6) 7). Die Ersatzpflicht tritt nicht ein, wenn 
der Schaden durch ein Haustier verursacht wirds), das dem Berufe, der Er- 
werbstätigkeit oder dem Unterhalte des Tierhalters zu dienen bestimmt ist“), 
und entweder der Tierhalter bei der Beaufsichtigung des Tieres die im Ver- 
kehr erforderliche Sorgfalt beobachtet oder der Schaden auch bei Anwendung 


dieser Sorgfalt entstanden sein würde 10). 

Satz 1: E I 734 Abſ 1 II 766; M 2 809—814; P 2 646—648. 

Saß 2: Ref. vom 30. 5. 08, R Bl 318. Begr. RTV 1905/06 Nr 255. 

1. Allgemeines. Satz 1 des § 833, der die urſprüngliche Vorſchrift des BGB über 
die Haftung des Tierhalters enthält, während Satz 2 durch das Nachtragsgeſetz vom 30. 5. 08 
hinzugefügt worden iſt, ſchafft eine Ausnahme von dem Verſchuldungsgrundſatze, der im 
allgemeinen das BGB bei der Setzung der Normen über die Haftung aus u. H. 
beherrſcht (vgl. Vorbem 1, 2 vor $ 823), und ſetzt an deſſen Stelle den Grundgedanken 
der Gefährdung. Es iſt ein der heutigen Rechtsanſchauung entſprechender und auch im 
BGB, ſo in den 88 836—838, zum Ausdrucke gekommener Satz, daß jeder, der einer ſelb⸗ 
ſtändigen Wirtſchaft vorſteht, dafür ſorgen muß, daß ſeine Eigentumsgegenſtände nicht anderen 
gefährlich werden (RG 52, 373; 54, 53; JW 05, 37010, Warn 08 Nr 374; vgl. 8823 A 6d und k; 
8 836 A 1). Den Tieren kommt aber an ſich wegen der durch die Vernunft nicht geregelten 
Willkür ihres Tuns und der körperlichen Kraft, die ſie dabei entfalten, eine Gefährlichkeit 
zu, fo daß, wer in feinem Intereſſe Tiere hält, auch den Schaden erſetzen ſoll, der infolge 
dieſer Gefährdung entſtanden iſt (Prot 2, 647). Wie die an und für ſich gefährliche Natur 
eines e den Unternehmer nach § 1 Haftpfl® haftbar macht, ohne daß es 
auf ſein Verſchulden bei einem durch die Gefährlichkeit dieſes Betriebs einem Menſchen 
entſtandenen Schaden ankommt, fo ſoll nach 8 833 Satz 1 auch derjenige, der in feinem Inter⸗ 
eſſe Tiere hält, für den durch deren beſondere Gefährlichkeit Dritten zugefügten Schaden 
haften, ohne daß ein Verſchulden ſeinerſeits vorliegt (RG 80, 237). Während aber die Haftung 
aus 8 1 RHaftpfl d der Regel nach einen wirtſchaftlich Starken, einen Großbetrieb, trifft, für 
den ein haftungerzeugender Unfall einen vielleicht empfindlichen Verluſt, aber keine Lebens ⸗ 
frage bedeutet, belaſtete die Gefährdungshaftung des 9 833 in beſonderem Maße den mittleren 
und kleinen landwirtſchaftlichen und gewerblichen Betrieb. Die Härten, die die Anwendung 
des Geſetzes für dieſe zeitigte (vgl. RG 54, 73), die indeſſen durch die ſpätere Rechtiprehung 
weſentlich gemildert wurden (ogl. RG 65, 318; 67, 431; Warn 09 Nr 357), gaben den Anſto 
zur Ergänzung und Abſchwächung des ſtrengen Grundſatzes des §S 1 im Wege eines neuen 
Geſetzes, deſſen Wortlaut in einem Satz 2 dem urſprünglichen § 833 hinzugefügt wurde, 
und das für Haustiere, wenn ſie dem Berufe, der Erwerbstätigkeit oder dem ünte haut des 
Tierhalters zu dienen beſtimmt find, die Gefährdungshaftung durch eine Verſchuldungs 
haftung mit vom Tierhalter zu widerlegenden Verſchuldensvermutung in der Weiſe der 
58 831, 832, 834, 836—838 erſetzt (RG JW 1911, 76220; Warn 1910 Nr 445). Das neue 
Geſetz iſt am 6. Juni 1908 verkündet und nach Art 2 RV am 20. Juni 1908 in Kraft getreten. 
Rückwirkende Kraft hat es nicht. 9 } 

„Durch ein Tier muß eine Verletzung zugefügt fein, wenn § 833 zur Anwen ng om⸗ 
men ſoll. a) Was ein Tier fei, beſtimmt ſich zunächſt nach der naturwiſſenſchaftlichen Lehre; 
für $ 838 kommen aber nur Tiere in Betracht, die durch ihre Tätigkeit auf die Außenwelt ein- 
zuwirten befähigt, mit Sinneswerkzeugen und Nervenſyſten ausgeſtattet ſind. Den Tieren 
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niederſter Ordnung, deren Leben dem der Pflanzen ſich nähert, fehlen dieſe. Mögen Bazillen 
daher an ſich als Tiere anzuſprechen fein, die Gefahr, gegen die 8 833 Perſonen und Sachen 
ſchützen will, geht von ihnen nicht aus (für Haftung für Bazillen Oertmann A 3a). Dieſe be ⸗ 
ſondere Tiergefahr beſteht darin, daß das Tier zwar nach einem Willen handelt, dieſer 
aber nicht durch eine Vernunft geleitet und beherrſcht, ſondern entweder durch äußere Ein⸗ 
wirkungen oder durch dem Menſchen ſich verbergende Vorſtellungen ausgelöſt wird. Vor⸗ 
wiegend find es die Haustiere, die für die Anwendung des $ 833, auch im Satz 1, in Frage 
kommen; doch bezieht ſich Satz 1 auch auf andere Tiere, die gehalten werden, jo Bienen, ſo 
wilde Tiere in Tierbuden und zoologiichen Garten. b) Durch ein Tier iſt eine Verletzung 
verurſacht, wenn ein der tieriſchen Natur entſprechendes ſelbſttätiges, in einem über⸗ 
tragenen Sinne willkürliches Verhalten des Tieres ſie verurſacht hat. Dahin gehört das 
Scheuen und Durchgehen, das Ausſchlagen und Beißen der Pferde, das Anſpringen gegen 
Menſchen und andere Tiere und das Beißen der Hunde (RG 50 S. 180 u. 219; 54 S. 73 
und 407; 60, 65; 61, 316; 65 103; 69, 399; 80, 237; JW 05 S. 318°, 3921ů 53117; 09, 218°; 
1911 S. 45°, 21512, 36615, 98215; 1912, 79714; 1914, 865; Warn 08 Nr 377 u. 582; 09 Nr 21; 
1911 Nr 328; Gruch 50 S. 668 u. 973). Auch dann noch verhält ſich das Tier ſelbſttätig und will⸗ 
kürlich, wenn es durch einen äußern Anreiz zu einer jähen, gewaltſamen Bewegung ver⸗ 
anlaßt wird; fo, wenn ein Pferd, wie es in feiner furchtſamen und reizbaren Natur begründet ift, 
durch Lokomotivpfiffe, Geräuſche, flatternde Wäſche, durch vor feinen Augen fallende Gegen⸗ 
ſtände, oder infolge von Schmerzempfindungen, weil es von Fliegen geſtochen oder vom Striegel 
unſauft berührt wurde, ſcheut, in die Höhe ſteigt und ausſchlägt; denn daß es auf dieſe Weiſe zu 
jähen Bewegungen fortgeriſſen wird, iſt gerade die Betätigung der tieriſchen Natur (RG 60, 65; 
61,316; 82, 112; JW05 S. 3185,3921%53112 1911 S. 4521, 21513, 36618; 1912,79714; 1914, 366; 
Warn 09 Nr 21; 1911 Nr 328). Einen Gegenſatz zu den ſelbſttätigen Bewegungen des Tieres 
bildet einmal der Fall, daß es als bloßes mechaniſches Werkzeug wirkt, wie wenn ein 
Tier von einem Menſchen dem andern ins Geſicht geworfen und dieſer dadurch verletzt wird, 
oder daß nur ſeine Größe, ſeine Maſſe und ſein Gewicht Menſchen oder Sachen beſchädigt, z. B. 
wenn ein Pferd oder Rind ſtürzt und auf einen Menſchen fällt, es ſei denn, daß der Sturz 
wiederum nur die Folge eines willkürlichen Verhaltens, wie des Durchgehens des Pferdes, iſt 
(RG JW 1911, 36618; 1914, 365). In ſolchen Fällen iſt das Tier überhaupt nicht ſelbſttätig. 
Ebenſo iſt das Tier nur unwillkürlich und gleich einem Werkzeug tätig, wenn es auf ein anderes 
Krankheitsteime überträgt und es dadurch beſchädigt, mag ſelbſt dieſe Übertragung durch will ⸗ 
kürliche Bewegungen des Tieres (Beſchnüffeln des anderen Tieres) vermittelt werden (RG 80, 
237). Ein willkürliches und ſelbſttätiges Tun des Tieres iſt auch in den außergewöhnlichen Fällen 
ausgeſchloſſen, wenn auf den Körper oder auf die Sinne des Tieres ein äußeres Ereignis mit 
übermäßiger Gewalt nach Art einer mechaniſchen Urſache derart einwirkt, daß ihm gar keine 
Freiheit gelaſſen wird, ſich anders zu verhalten (RG 54, 53; 60, 65; 61, 816; 69, 399: JW 
05 S. 3186, 39210, 53112, 69124; 09, 31311; 1910, 57918; 1911 S. 45521518, 36618; 1912, 79714; 
Warn 1911 Nr 328). Nur in ſeltenen Fällen hat die Rechtſprechung folche Zwangsbewegungen 
eines Tieres angenommen (RG 69, 399; JW 09, 31811); auch dieſe aber find zweifelhaft; 
zumeiſt liegt ein auf heftigen äußeren Anreiz erfolgtes ſelbſttätiges Verhalten des Tieres 
vor. Die richtige Umgrenzung diefer Zwangsbewegungen legen die neueren Entſcheidungen 
RG JW 1911 S. 45°, 21513, 36618; 1912, 79714; Warn 1911 Nr 328 dar. Auf die natur- 
wiſſenſchaftliche Auffaſſung des Verhaltens der Tiere kommt es für die Darlegung der Be⸗ 
griffe des Geſetzes nicht an (vgl. RG JW 1912, 79714). Den Beweis, daß eine ſolche Ein ⸗ 
wirkung außergewöhnlicher Art ſtattgefunden habe, der das Tier auf keine Weiſe widerſtehen 
konnte, hat der Tierhalter zu führen; es gehört nicht zur Klagebegründung, daß ein willkür⸗ 
liches Tun des Tieres vorliegt. Der Kläger genügt ſeiner Beweispflicht, wenn er dartut, daß er 
durch ein Tier beſchädigt iſt (R JW 05, 39210; 1914, 36°). Den zweiten und wichtigeren 
Gegenſatz zum felbittätigen und willkürlichen Verhalten bilden die unſelbſtändigen Tätigkeiten, 
wenn das Tier dem Willen und der Leitung des Menſchen folgt, wie das Reitpferd 
und das Maultier der Zügellenkung des Reiters, das eingeſpannte Pferd der Leitung des 
Kutſchers. Hier iſt nicht das Tier, ſondern der es nach ſeinem Willen leitende Menſch der 
Handelnde (RG 50 S. 180 u. 219; 61, 316; 65, 103; JW 09, 2184; Warn 08 Nr 377). Das 
Tier folgt dem Willen des Menſchen aber nicht unbedingt und wird von ihm nicht gezwungen; 
und ſo ſchließt die Leitung des Kutſchers oder Reiters keineswegs willkürliche Bewegungen 
des Tieres (Seitenſprünge, Hochſteigen, Beißen, Schlagen der Pferde) aus, die alsdann unter 
8 833 fallen (RG JW 09, 218“ Warn 08 Nr 582 u. 636; 13. 10. 10 IV 56/10), wie es auf 
der anderen Seite nicht willkürlich handelt, wenn es dem Willen des Menſchen nicht aus 
Widerſpenſtigkeit, ſondern weil es ihm nicht möglich ift, die bisherige Bewegung plötzlich 
abzubrechen, nicht ſofort Folge leiſtet (RG Warn 08 Nr 377 u. 582). In der Gewalt des Xen. 
kers kann ſich ein Pferd auch dann noch befinden, wenn der Kutſcher die Zügel nicht in der 
Hand hält: Pferde können mit einem Zurufe geleitet werden, und das Nebenhergehen des 
Kutſchers neben dem Fuhrwerke genügt vielfach, es in der Gewalt zu behalten (RG 65, 108). 
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c) Die Feſtſtellung des urſächlichen Zuſammenhangs zwiſchen einer eingetretenen 
Verletzung und einem auf der Tiergefahr beruhenden Tun des Tieres folgt den in Vorbent 5 
vor § 828 entwickelten Grundsätzen (fog. adäquate Verurſachung: RG 2. 10. 05 IV 165/05; 
5. 10. 05 IV 173/05). Der Zuſammenhang braucht nicht ein unmittelbarer zu fein; die 
Verletzung kann auch mittelbar auf jene Tätigkeit zurückführen (RG 50, 219; JW 1914, 
36° u. 47116), ſei es, daß dieſe zunächſt auf einen von dem Tier in Bewegung geſetzten 
Gegenſtand einwirkt, ſo auf den von den Pferden gezogenen Wagen, ſund mittels dieſes 
Gegenſtandes die Verletzung erfolgt (R 50, 219; vgl. weiter den Fall JW 1911, 36615), 
ſei es, daß durch das Tun des Tieres die beſchädigte Perſon in Schrecken verſetzt, infolge⸗ 
deſſen geſtürzt iſt und verletzt wurde: ſo, wenn ein biſſiger Hund gegen einen Menſchen 
anläuft, dieſer erſchrickt, ſtolpert und ſtürzt (NG JW 06, 3797; 08, 68012; 1914, 471"; 
3. 7. 11 IV 679/10). Doch muß eine ernſte Gefahr vorliegen; ein harmloses An⸗ 
ſpringen und Bellen eines gutartigen und offenbar nicht zu fürchtenden Hundes begründet 
einen urſächlichen Zuſammenhang nicht; wenn eine beſonders nervenſchwach veranlagte 
Perſon davor erſchrickt und fällt, fo iſt dies nicht Wirkung einer Tiergefahr (RG IW 08, 4119). 
Der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen dem Tun des Tieres und der Verletzung wird ferner 


nicht dadurch aufgehoben, daß der Beſchädigte ſelbſt durch eine auf freier Selbſtbeſtimmung 


beruhende Handlung eingreift, wie, daß er beim Durchgehen der Pferde, um ſich zu retten, 
vom Wagen ſpringt und ſich dabei Verletzungen zuzieht (RG JW 07, 3075), oder daß er, 
um andere vor der Gefahr zu behüten, die durchgehenden Tiere aufhalten will und hierbei 
von ihnen verletzt wird (RG 50, 219; 19. 10. 03 VI 47/03; 29. 11. 06 IV 198/06). Inwie⸗ 
fern ein ſolches Handeln des Beſchädigten ein mitwirkendes Verſchulden an der Verurſachung 
des Schadens begründen kann, darüber vgl. unten A 6. Kommt das Verhalten mehrerer 
Tiere, von denen das eine auf die Sinne des anderen einwirkte, als urſächlich für eine Ver⸗ 
letzung in Frage (ein Hund ſpringt gegen Pferde an, die dann ſcheuen und Unheil anrichten), 
ſo iſt der Schaden durch das einwirkende Tier verurſacht worden, wenn die Einwirkung derart 
war, daß ſie das ſchadenſtiftende Verhalten des anderen Tieres nach dem gewöhnlichen Laufe 
der Dinge entſprechend der Natur dieſer Tiergattung mit Wahrſcheinlichkeit auslöſen mußte 
(A IW 05, 69174; Gruch 50 S. 668 u. 973). Eine Berufung auf höhere Gewalt kann 
es gegenüber der Inauſpruchnahme aus 8 833 nur inſoweit geben, als infolge einer äußeren Ein- 
wirkung ein willkürliches Tun des Tieres ausgeſchloſſen iſt; dann iſt aber eben im Sinne des 
§ 833 der Schaden nicht durch das Tier verurſacht (RG 54, 407). 

3. Die Haftung nach § 833 tritt nur ein, wenn durch das Tier ein Menſch getötet oder 
der Körper oder die Geſundheit eines Menſchen verletzt oder eine Sache beſchädigt wird. 
Über die Tötung eines Menſchen vgl. 8 823 A 4, über die Verletzung des Körpers und der 
Geſundheit ebenda A 5. Unter der Beſchädigung einer Sache (8 90) iſt ebenſo wie bei der 
Verletzung des Eigentums in § 823 Abſ 1 (vgl. dort A 7) auch die Entziehung der Sache (Ver⸗ 
ſchleppung eines Gegenſtandes durch ein Tier) zu verſtehen. Nur für die Schäden, die aus der 
Verletzung der hier bezeichneten Rechtsgüter entſtehen, haftet der Tierhalter nach § 833; 
für andere Schäden gelten die allgemeinen Grundſätze der 88 823, 831; der Tierhalter kann 
alſo nur aus einem Verſchulden oder aus einer rechtswidrigen Handlung ſeines Angeſtellten 
in Ausführung einer Verrichtung in Anſpruch genommen werden. 

4. Als Tierhalter iſt, wie in Erweiterung der in den Urteilen RG 52, 117 und JW 06, 1902 
gegebenen Begriffsbeſtimmung, die auf die Sorge für Obdach und Unterhalt des Tieres 
entſcheidendes Gewicht legte, die Rechtſprechung des Reichsgerichts angenommen hat (RG 
62, 79; 66, 1; JW 1911 S. 21828 u. 2795), anzuſehen, wer das Tier in feinem Hausſtande 
oder Wirtſchaftsbetriebe verwendet. Das Eigentum ſowie die Sorge für Obdach und Unter⸗ 
halt können Umſtände ſein, aus denen auf die Tierhaltereigenſchaft im einzelnen Falle au 
ſchließen ift; weſentlich für den Begriff ſind ſie nicht (RG 55, 163; JW 1916, 907°; 1917, 287°; 
Warn 1915 Nr 208 u. 237; 1918 Nr 187; 20. 6. 10 IV 524/09). Das Tierhalterverhällan 
iſt ein tatſächliches, kein rechtliches. Ohne mittelbaren oder unmittelbaren Beſitz iſt es re 
wohl denkbar, und fchlechthin weſentlich iſt das Merkmal des eigenen Intereſſes (RG 62, 797 
66, 1). Tierhalter iſt der Poſthalter, der die Poſtpferde vertragsmäßig der Boftvermalfung 
zur Verfügung zu ſtellen hat; fie dienen feiner Wirtſchaft (RG JW 1910, 470%; Warn 1 be 
Nr 201). Tierhalter iſt ebenſo der Inhaber eines Reitinſtituts, der gewerbsmäßig Reitp 1d Ai 
gegen Entgelt vermietet; fie ſcheiden durch den Ausritt nicht aus feiner Wirtſchaft aus, Nur 
vielmehr gerade durch die Vermietung dafür verwendet und bleiben ſeiner Verfügung el ie: 
worfen (RG Warn 1912 Nr 254;) Tierhalter bleibt der Landwirt, wenn er 1915 gel 170 
vorübergehend aus Entgegenkommen fein Pferd an Dritte verleiht (N J en 
Tierhalter ift der Nießbraucher oder Pächter eines Gutes, der Ehemann hinsicht mel 1 1 
eingebrachten, bei der Gütergemeinſchaft der zum Geſamtgut gehörigen Tiere. 955 Land 5 

erſonen können gleichzeitig Tierhalter derſelben Tiere ſein; ſo, wenn der 1 10 a d Pe ' 
deſſen Wirtſchaftsbetriebe die Pferde dienen, feinem Sohne übergeben, ſich aber bald er 
nutzung für feine Wirtſchaft gleichfalls vorbehalten hat; er ift dann Tierhalter, ſobald fie in 
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feiner Wirtſchaft verwendet werden und in feiner Verfügung ſtehen (RG JW 1911, 279°). 
Dienen Tiere den wirtſchaftlichen Zwecken eines nichteingetragenen Vereins, ſo ſind alle 
Mitglieder der Vereinigung als Tierhalter anzuſehen (RG IW 1911, 21823). Eine vorüber 
gehende Beſitzentziehung (Entlaufen des Tieres) hebt die Tierhaltereigenſchaft nicht auf, 
wohl aber eine dauernde Entziehung, durch die das Tier ſeiner Beſtimmung für den Tier⸗ 
halter entfremdet wird (Diebſtahl). Tierhalter ſind aber auch der Schlächter, der Tiere kauft 
und bei ſich einſtellt, um fie am nächſten Tage zu ſchlachten, oder der Viehhändler, der das⸗ 
ſelbe tut, um die Tiere am nächſten Tage zum Markt zu führen und zu verkaufen; ſie dienen 
beider Gewerbetriebe. Eine Landgemeinde iſt Tierhalter des Zuchtſtieres, der zu Zucht⸗ 
zwecken für die Gemeinde angeſchafft und bei einem Bauern im Stalle untergebracht iſt, der 
dem Tiere gegen Vergütung Fütterung und Wartung gewährt (RG IW 1917, 287°); ebenſo iſt 
Tierhalter, wer vertragsmäßig einer Bergwerksverwaltung die Grubenpferde ſtellt, die, ſolange 
ſie in der Grube verwendet werden, dort eingeſtallt werden; die Aufgabe der unmittelbaren 
Verfügungsgewalt über die Tiere auf Zeit bedeutet nicht den Verluſt der Tierhaltereigenſchaft 
(RG Warn 1915 Nr 237; JW 1917, 2877). Der Unzurechnungsfähige (88 827,828) kann Tier⸗ 
halter ſein, aber nicht durch eigenen Willensentſchluß werden; er wird es jedoch, wenn ſein 
geſetzlicher Vertreter ihn durch ſeine Handlung in das Verhältnis des Tierhalters verſetzt. Zu 
welchem Zwecke das Tier im Augenblicke des Unfalls benutzt wird, iſt gleichgültig (RG 55, 163; 
JW 06, 19719); für die Tierhaltereigenſchaft iſt nur die Beſtimmung des Tieres zur Ver⸗ 
wendung in der eigenen Wirtſchaft und im eigenen Intereſſe maßgebend. Der Guts⸗ 
verwalter, der die für die Gutswirtſchaft beſtimmten Pferde zu einer Spazierfahrt benutzt, 
wird dadurch nicht Tierhalter (MG 52, 117; Gruch 47, 404); desgleichen nicht die Landwirt. 
ſchaftskammer, die durch ihre Geſchäftsſtelle den Abſatz von Schlachtvieh vermittelt, ſich das 
Vieh zusenden, tierärztlich befichtigen und in die Verkaufshalle bringen läßt (RG 66, 1); 
nicht der Staat, dem bei dem Pferdemuſterungsgeſchäft in Erfüllung einer geſetzlichen Ver 
pflichtung die Tiere zur Auswahl vorgeführt werden (RG ZW 04, 40817; 06, 4605) nicht 
der Kaufluſtige, der zu einer Probefahrt zwecks Entſchließung über einen Ankauf das Pferd 
bei ſich einſtellt und die Probefahrt ausführt (RG JW 06, 19712; 7. 11. 07 IV 120/07); auch 
nicht der Bereiter (Trainer) oder der Stallmeiſter, denen zum Zwecke des Zureitens das Renn⸗ 
pferd oder das Reitpferd übergeben wird; ſie nutzen das Tier nicht für ihr Intereſſe; die Ver⸗ 
gütung, die ſie für das Zureiten erhalten, iſt nicht Nutzung des Tieres, ſondern Entlohnung 
ihrer im fremden Intereſſe geleiſteten Arbeit (RG Warn 08 Nr 317); ferner nicht der bloße 
Verwahrer, mag auch nebenher eine Benutzung des Tieres durch ihn vorgeſehen ſein (RG 
JW 1913, 4315), wie fie in vielen Fällen im Intereſſe des Hinterlegers (Ausreiten von Pferden) 
ſelbſt zu den Pflichten des Verwahrers gehört (vgl. $ 688 A 3). Tierhalter bleibt dagegen 
bis zur kurzzeitigen Abholung der Verkäufer eines Tieres, das bisher ſeiner Wirtſchaft diente 
und in feinem Stalle ſteht (NG JW 1910, 7066). Tierhalter ift aber wiederum aus den gleichen 
Gründen wie die vorgenannten Perſonen nicht der Tierarzt, dem das Tier zur Behandlung 
zugeführt wird, und nicht der Viehkommiſſionär, dem ein Tier zum Verkauf übergeben worden 
iſt (RG 11. 12. 11 IV 142/11). Wohl aber iſt Tierhalter der Beamte oder die Militärperſon, 
die beruflich verpflichtet find, ſelbſt ein Pferd zur Benutzung im Berufe ſich zu beſchaffen 
(Gendarmenpferd in Preußen, RG 55, 163; Landbriefträger, RG Warn 1918 Nr 187); und 
Tierhalter iſt der Landwirt, dem zur ſelbſtändigen Verwendung in ſeiner Wirtſchaft Tiere 
vom Eigentümer, wenn auch nur auf kurze Zeit, geliehen werden (RG 62, 79). Über den 
Tierhalter gefangener oder gezähmter (8 960 BGB) wilder Tiere vgl. RG rJW 1916, 9079). 

5. Der Tierhalter haftet für den einem anderen aus der Verletzung eines der bezeichneten 
Rechtsgüter entſtehenden Schaden. Für den Schadenserſatz aus der Verletzung von Leben, 
Körper oder Geſundheit eines Menſchen gelten die 88 842—847. Mehrere Tierhalter des 
Tieres, das den Schaden angerichtet hat, haften als Geſamtſchuldner nach 8 840 Abi 1; ebenfo 
der Tierhalter und der Aufſichtspflichtige nach $ 834 (der Tierhüter, RG 60, 313). Für die 
Ausgleichung dieſer mehreren Erſatzpflichtigen untereinander iſt das zwiſchen ihnen beſtehende 
Rechtsverhältnis maßgebend. Auch die verſchiedenen Tierhalter mehrerer Tiere, die zu⸗ 
ſammenwirkend einen Schaden angerichtet haben, ſind geſamtſchuldneriſch verhaftet; für 
deren Ausgleichung untereinander gilt $ 840 Abf 1 in Verbindung mit $ 426 (RO JW 05, 
60114). Geſamtſchuldneriſche Haftung tritt ferner ein, wenn die Verletzung auf ein Tier 
und zugleich auf die u. H. eines Dritten zurückzuführen iſt (das Pferd ſcheut infolge des un⸗ 
erlaubt ſchnellen Vorüberfahrens eines Kraftwagens oder infolge eines Betriebsvorgangs 
der Eiſenbahn; vgl. RG 53, 114; 58, 335; 61, 56; Gruch 47, 405; 48, 928); bei der Ausgleichung 
untereinander kann ſich hier aber der Tierhalter auf die Beſtimmung des $ 840 Abſ 3 be. 
rufen, wonach im inneren Verhältniffe ein dritter Haftpflichtiger gegenüber dem Tierhalter 
den ganzen Schaden trägt; dies gilt nach der Rechtſprechung des Reichsgerichts auch dann, 
wenn die Haftung des Dritten, wie die des Eiſenbahnunternehmers aus §1 Haftpfl& eben⸗ 
falls nicht auf einem Verschulden, ſondern auf Gefährdung beruht, weil die Vorſchrift des 
$ 840 Abſ s nur die Erſatzpflichtigen aus den 88 833—838 gegenüber anderen begünſtigt (RG 
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59, 114; 58, 835; 61, 56; vgl. $ 840 A 7), und es gilt weiter ſelbſt dann, wenn der Tierhalter 
ſelbſt der Beſchadigte ift (M& 71, 7; JW 05, 73452, Warn 1910 Nr 120; 18. 5. 05 VI 417/04; 
19. 10. 05 VI 68/05). Beim Zuſammenwirken eines Tieres und eines Kraftfahrzeugs 
zur Verurſachung eines Schadens der in § 833 bezeichneten Art (vgl. 8 7 KraftFFahrG) gilt 
für die Ausgleichung zwiſchen dem Tierhalter und dem Fahrzeughalter § 17 Abi 2 
KraftFahrc, abgeſehen von dem Falle des § 833 Satz 2, der die Tierhalterhaftung ausſchaltet 
(MG 82, 112; 96, 130). Trifft den Tierhalter ein Verſchulden bei der Verurſachung der Ver⸗ 
letzung, das den 8 828 anwendbar macht, fo kann er ſich für die Ausgleichung gegenüber dem 
dritten Haftpflichtigen auf die Befreiung des $ 840 Abſ 3 nicht berufen. Hat er für die rechts- 
widrige Verurſachungshandlung eines Angeſtellten (8 831) einzuſtehen, ſo kommt ihm, falls 
dieſen ein Verſchulden trifft, das auch ihn erſahpflichtig macht, im inneren Verhältniſſe zwar 
nicht $ 840 Abſ 3, aber $ 840 Ab] 2 zugute. Einen Anſpruch auf Unterlaſſung der u. H. 
nach $ 833 tann es nicht geben, da die die Haftung begründende Gefährdung ſchon mit dem 
Halten des Tieres gegeben ift, das für ſich eine u. H. nicht darſtellt. 

6. Daß ein mitwirkendes Verſchulden des Beſchädigten an der Verletzung und ihren 
Folgen (§ 254) wie bei allen anderen u. H. auch bei der Haftung des Tierhalters den Erſatz⸗ 
anſpruch ausſchließen oder im Umfange mindern muß, iſt ſelbſtverſtändlich. Die Abwägung 
nach $ 254 hat auf der Seite des Tierhalters die Tiergefahr, auf der Seite des Verletzten das 
Maß ſeines Verſchuldens und deſſen Bedeutung für die Verurſachung des Schadens in Be⸗ 
tracht zu ziehen (RG 51, 275; ZW 02 Beil 274; 03 Beil ©. 4290, 66153, 143314; 04, 5710; 
06, 808°; Warn 1911 Nr 327; 1912 Nr 61). Über das mitwirkende ſchädliche Verhalten eines 
verletzten Kindes oder Unzurechnungsfähigen gilt das 8 827 A 3, § 828 A 1, 2 Geſagte: mangels 
der Möglichkeit eines Verſchuldens entfällt ihre Verantwortlichkeit (vgl. RG 67, 120). Ein 
eigenes mitwirkendes Verſchulden des Verletzten liegt vor, wenn er ſich leichtſinnig ſelbſt der 
Tiergefahr ausgeſetzt hat: ſo, wenn er den Hof betritt, auf welchem ein biſſiger Hofhund ge⸗ 
halten wird, obwohl durch eine Tafel an der Hoftür vor dem Betreten des Hofes mit einem 
Hinweiſe auf den Hund gewarnt war (RG SW 06, 3497); ähnlich, wenn ein Hundebeſitzer 
ſeinen Hund vor den Angriffen eines anderen Hundes ſchützen will, in ihren Kampf eingreift 
und dabei ſelbſt verletzt wird (RG Warn 1914 Nr 161); oder wenn er ohne Not dicht an Pferden 
vorbeigeht (RZ JW 06, 7397; 09, 13615; Warn 08 Nr 290; 1916 Nr 201); das trifft indeſſen 
nicht zu bei einem Stallknechte oder dem Hufſchmied, deſſen Arbeit es mit ſich bringt, daß er ſich 
den Tieren nähern muß (RG JW 06, 7408; 1911, 21515); oder wenn der Verletzte ein krankes 
Tier nur ohne Veranlaſſung berührt hat (RG JW 08, 2357). Ein mitwirkendes Verſchulden des 
Verletzten iſt ferner gegeben, wenn der verletzle Radfahrer durch übermäßig ſchnelles Fahren 
in Ortſchaften die Hunde aufregt und das Anſpringen von Hunden an das Rad für ſich ſelbſt 
gefährlich macht (RG JW 08, 68012); wenn der Tierarzt oder der Hufſchmied bei der Be⸗ 
handlung oder beim Beſchlagen der Pferde die nötigen Vorſichtsmaßregeln verſäumen (RG 
JW 04, 571%; Warn 09 Nr 212). Ein eigenes Verſchulden des Verletzten liegt aber 
nicht darin, daß der Inſaſſe eines Wagens beim Durchgehen der Pferde, um ſich aus der 
größeren Gefahr zu retten, ſelbſt ungeſchickt, abſpringt (RG IW 07, 3075). Noch weniger 
kann ein Vorwurf eigenen Verſchuldens gegen den Verletzten daraus hergeleitet werden, daß 
er in Erfüllung einer ſittlichen Pflicht, um eine größere Gefahr von der Allgemeinheit abzu⸗ 
wenden, den durchgehenden Tieren ſich entgegenſtellt, um ſie zum Stehen zu bringen; über ⸗ 
haupt iſt eine ungeeignete Maßregel noch kein Verſchulden, ſofern der Verletzte bei dem Ver⸗ 
uche nur nicht jede Vorſicht und Beſonnenheit außer acht ließ; das muß beſonders bei Ret⸗ 
tungshandlungen gelten, die ein ſchnelles Eingreifen erfordern (RG 50, 219; JWöͤOa, 3566; 
Gruch 49, 931; Warn 09 Nr 99; vgl. $ 823 A 8). Daß der Verletzte durch das eigene Tier 
verlegt wird dergeſtalt, daß er, wenn der Verletzte ein Dritter wäre, dieſem ſelbſt als Tier 
halter haften würde, begründet für den ſchuldhaft handelnden Verurſacher des Unfalls einen 
Einwand des mitwirkenden Verſchuldens des Verletzten nicht; eine entſprechende Anwendung 
des $ 254 ift hier durch die Vorſchrift des $ 840 Abf 3 (f. die vorige Anmerkung) ausgeſchloſſen 

RO 71, 7; Warn 1910 Nr 120; 18. 5. 05 VI 417/04). Dagegen ift eine ſolche rechtsähnliche 
nwendung des $ 254 zuläſſig und dem Sinne des Geſetzes entſprechend, wenn auch der in 
Anſpruch genommene Erſatzpflichtige nur als Tierhalter haftet, alſo nicht er, ſondern en 
Tier den Schaden mitverurſacht hat (RG 67, 120 in dieſer Beſchränkung richtig; vgl. 0 
A7 u. 8). Über eine Umkehrung der Beweislaſt beim Einwande des eigenen Verſchuldens 
bei Dienſtperſonen vgl. A 7b. Wi 

7. Einwirkung eines Vertragsverhältniſſes auf die Haftung des Tierhalters. a) 1 ie 
regelmäßig ſchon die Fahrläſſigkeitshaftung aus u. H., kann um ſo mehr die ohne la en 
des Haftpflichtigen eintretende Gefährdungshaftung des § 833 durch Vertrag ya 1155 
werden (vgl. Vorbem 4b vor $ 823). Ein ſolcher Vertrag beſeitigt dann nicht 10 65. 3 1 
ſprüche des Verletzten, ſondern auch die der Unterhaltsberechtigten nach § 844 ( in 13). 
Eine ausdrückliche Vertragsvereinbarung auf Ausſchluß der Tierhalterhaftung wird 
im täglichen Leben ſelten vorkommen; der Ausſchluß kann ſich aber aus dem ſonſtigen Inhalt 
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des Vertragsverhältniſſes als dem Willen der Vertragsparteien entſprechend ergeben. Das 
iſt der Fall, wenn dem Verletzten durch Dienſt⸗ oder Werkvertrag eine in ſeinen Berufskreis 
gehörige Arbeitsleiſtung bezüglich des Tieres übertragen worden iſt, die als ſolche mit einer 
beſonderen Tiergefahr verbunden iſt; hier muß dieſe Gefahr mit der Übernahme der Leiſtung 
als übernommen gelten. Der hauptſächlichſte Anwendungsfall iſt der Vertrag auf Zureiten 
eines Rennpferdes durch den Bereiter (Trainer), eines Reitpferdes durch einen Stallmeiſter, 
der eine ſelbſtändige Gewalt dieſer Perſonen über das Tier bedingt 
(RG 58, 410; IW 05, 14322; Warn 1910 Nr 158). Beim Tierarzt, der eine ärztliche Ver⸗ 
richtung an dem Tiere vornimmt, beim Hufſchmiede, der das Pferd beſchlägt, iſt eine ſolche 
Gefahrübernahme nicht anzunehmen; ihre Vertragsleiſtungen weiſen auf einen derartigen 
Vertragswillen nicht hin; ihnen wird eine Verfügung über das Tier nicht übertragen 
(RG 61,54 läßt für den Hufſchmied die Frage offen, während JW 06, 55322 die Übernahme 
der Gefahr verneint und den Unterſchied vom Bereiter und Stallmeiſter betont; ebenſo JW̃ 
1911, 89° und Warn 1912 Nr 61; unter befonderen Umſtänden ift Ausſchlußvertrag beim 
Hufſchmied angenommen, Warn 1912 Nr 430; JW 04, 5710, 1912, 79710). Noch weniger kann 
an eine vertragsmäßige Übernahme der Tiergefahr bei den unſelbſtändigen Dienſtverrich 
tungen der von den Weiſungen des Dienſtherrn abhängigen Geſindeperſonen: Kutſcher, 
Reitknecht, Stallknecht, gedacht werden (RG 50, 244; IW 05 S. 202°, 3921, 3931, 5287; 
07, 7105; 1911, 215; Warn 08 Nr 318 u. 477; 1910 Nr 153). Frage des einzelnen Falles 
iſt die Übernahme der Tiergefahr bei den Leiſtungen des Beförderungsunternehmers (RG 
Warn 08 Nr 495; 30. 10. 07 IV 111/07) oder beim Abſchneiden (Kupieren) von Pferde⸗ 
ſchweifen (RG Warn 09 Nr 212). Über die Beweispflicht ſ. unter b. 

Das Vertragsverhältnis zu allen dieſen Perſonen, die die Tiergefahr 
nicht übernommen haben, ſowie zu dem beſtellten cen nach $ 834, iſt indeſſen, 
wenn dieſe Perſonen ſelbſt bei Erfüllung ihrer Vertragsverpflichtungen von dem Tiere ver⸗ 
letzt worden ſind, immerhin nicht ohne Wirkung. Denn in dieſem Falle erſcheint zunächſt 
die von dem Hufſchmied, Kutſcher, fleht dermngsunternehmer, Stallknecht bei der Vertrags⸗ 
leiſtung zu beobachtende Sorgfaltspfli ht verletzt, und es trifft daher fie die Beweislaſt, daß 
ſie ihrer Sorgfaltspflicht genügt haben, daß der Schaden durch das Tier ohne ihr Verſchulden 
angerichtet wurde, oder daß er auch bei Anwendung dieſer Sorgfalt entſtanden ſein würde 
(RG 50, 244; JW 05 S. 202°, 3921, 3931, 5287; 07, 7107; Warn 08 Nr 318, 477; 09 Nr 212; 
1910 Nr 158; 1912 Nr 61 u. 430; 9. 2. 05 VI 167/04). Dieſer Beweis kann auch allgemein 
dahin geführt werden, daß der Verletzte bei derſelben Verrichtung bisher ſtets ſorgfältig und 
vorſichtig zu Werke gegangen ſei (RG JW 05, 39210), und er iſt als geführt zu erachten, wenn 
der Dienſtverpflichtete die ihm von dem Dienſtherrn gemachten Vorwürfe ſachwidrigen Ver⸗ 
haltens widerlegt (RG 13. 7. 08 IV 83/08). Iſt von dem Geſchäfts⸗ oder Dienſtherrn gar nicht 
geltend gemacht, daß den Verletzten ein eigenes mitwirkendes Verſchulden an dem Schaden 
treffe, ſo bedarf es auch nicht des Sorgfaltsbeweiſes des Verletzten. Die Beweispflicht für ein 
Vertragsverhältnis, das in den Fällen zu a eine Ausſchließung, in den Fällen zu b eine Be⸗ 
a Haftung des Tierhalters zur Folge hat, trifft den Tierhalter (RG 5. 3. 08 

c) Beſondere Veranlaſſung zur Annahme eines ſtillſchweigenden Ausſchluſſes der Tier- 
halterhaftung bieten die Fälle, in denen der Tierhalter oder ſein Angeſtellter in ihr Fuhrwerk 
aus Gefälligkeit einen Fahrgaſt aufgenommen haben. Während RG 54, 73 in einem ſolchen 
Falle die volle Strenge der Haftung aus 8 833 zur Anwendung brachte, ſuchte und fand die 
ſpatere Rechtſprechung einen Weg, die Härten jener Entſcheidung zu beſeitigen. Grundſätzlich 
ließ ſich zwar an der Haftung des § 833 nichts ändern. Aber man entnahm für den einzelnen 
Fall aus dem Verhalten der Beteiligten und den begleitenden Umſtänden einen Vertrag 
auf Ausſchließung der Haftung des Tierhalters, ohne daß die Beteiligten eine ſolche Willens⸗ 
einigung erklärt zu haben brauchten, ja ohne daß fie auch nur an Gefahr und Unfall gedacht 
hatten (RG 65, 313; 67, 431: JW 08, 108°; Warn 08 Nr 157; 09 Nr 100). Der Vertrags- 
ſchluß iſt zwar nicht ohne weiteres aus der Gefälligkeit des Mitfahrenlaſſens zu entnehmen, 
die ſelbſt einen Vertrag an ſich nicht darſtellt (RG 65, 18; JW 08, 108°; 1911, 286; Warn 
08 Nr 157; 09 Nr 857); er bedarf beſonderer Feſtſtellung; aber dieſe darf ſchon auf die Bitte 
um Mitnahme und die Einwilligung dazu geſtützt werden (RG a. a. O. ferner Warn 08 Nr 353; 
09 Nr 100). Bei der Annahme einer ſolchen Willenseinigung muß aber die Kenntnis der 
Sachlage durch den Verzichtenden vorausgeſetzt werden; ein Ausſchluß der Haftung iſt auch 
bei einer Gefälligfeitsfahrt nicht anzunehmen, wenn der Tierhalter ein ungewöhnlich ſcheues 
Pferd eingeſpannt hatte (RF 10. 10. 10 IV 138/10). Die Entgeltlichkeit der Beförderung 
ſchließt einen ſolchen Vertrag zwar nicht aus, iſt aber ein tatſächlicher Umſtand, der gegen die 
Annahme eines Vertrags ſpricht, ſo daß er in dieſem Falle beſonderer Begründung bedarf 
(RE IW 08, 108°; 09, 313; Warn 08 Nr 157 u. 477; 09 Nr 22). Als ein anderer gegen 
den Enthaftungsvertrag ſprechender Umſtand ift die Tatſache angeſehen worden, daß der Tier⸗ 
halter, wie dem Fahrgaſte bekannt war, gegen die Tiergefahr verſichert ift (RG Warn 09 Nr 22 
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und 100); und endlich wurde die Annahme eines ſolchen Vertrags mit Recht abgelehnt, wenn 
das Mitfahren des Verletzten nicht auf einer Gefälligkeit des Tierhalters, ſondern auf einer 
Gefälligkeit des Verletzten gegenüber dem Tierhalter beruhte (RG Warn 1910 Nr 153; 
vgl. die Fälle JW 1911 S. 319° u. 71410. Die Entſcheidung NG Warn 09 Nr 357 (vgl. auch 
J 1911, 28°) weiſt auf die Bedenken gegen die Annahme eines ſolchen nicht nur unaus⸗ 
geſprochenen, ſondern auch unausge dachten und unausgewollten Vertrags hin, für deſſen Feſt⸗ 
ſtellung es vielfach an einer wirklichen tatſächlichen Unterlage fehle, und ſetzt an die Stelle des 
ſtillſchweigenden Vertrags das Handeln auf eigene Gefahr: Wer bewußterweiſe außerhalb 
eines Vertragsverhältniſſes und ohne eine ſonſtige rechtliche oder ſittliche Verpflichtung (ogl. 
oben A 6) einer beſtimmten Gefahr ſich ausſetzt, nimmt dieſe Gefahr auf ſich. Die Verwendung 
dieſes zwar im BGB nicht ausgedrückten, aber einer im Leben herrſchenden Anſchauung ent⸗ 
ſprechenden Rechtsgedankens ſei, ſpricht das Urteil aus, wohl geeignet, einer gerechten, im 
Sinne des Geſetzes ſelbſt liegenden Ausgleichung gegenüber einer Gefährdungshaftung, wie 
fie $ 833 dem Tierhalter auferlegt hat, zu dienen. Dem möchte zuzuſtimmen ſein (ſo auch 
v. Gierke, Deutſches Schuldrecht S. 946 u. A 55). 

8. Haustiere ſind die zahmen Tiere, die von den Menſchen zu ihrem Nutzen in ihrer Haus⸗ 
wirtſchaft gehalten zu werden pflegen, als: Pferd, Maultier, Eſel, Rind, Schaf, Ziege, Schwein, 
Hund, Katze, Geflügel. Den Gegenſatz zu den Haustieren bilden die wilden und die gezähmten 
wilden Tiere (gezähmtes Reh, Affe u. a.), die dadurch, daß ſie in einer Hauswirtſchaft gehalten 
werden, nicht Haustiereigenſchaft erlangen. Tiere, die zwar ihrer Gattung nach Haustiere 
ſein können, aber nicht als ſolche verwendet werden (Verſuchstiere des Profeſſors, Tiere zur 
Heilſerumerzeugung in den Serumanſtalten), kommen im Sinne des Geſetzes als Haustiere 
nicht in Betracht (R 79, 246). Die Biene iſt kein Haustier; ſie iſt ein „wilder Wurm“ und 
entzieht ſich der menſchlichen Aufficht und Verfügung (a. M. Oertmann A ba zu $ 838). 

9. Der Schutz des Satz 2 erſtreckt ſich nur auf ſolche Haustiere, die dem Berufe, der Er⸗ 
werbstätigkeit oder dem Unterhalte des Tierhalters zu dienen beſtimmt ſind. Ausge⸗ 
ſchloſſen ſind damit diejenigen Haustiere, die zu anderen Zwecken, für den Sport oder zur 
Annehmlichkeit (Luxusreitpferd, Schoßhund) gehalten werden (RG 79, 246; JW 1911, 4515). 
Das vom Landwirt zu Zuchtzwecken gehaltene Vollblutpferd iſt ſeinem Erwerbe zu dienen 
beſtimmt; es wird Luxustier, wenn es in den Rennſtall eines Sportsmannes oder in ben Stall 
eines Rentners übergeht, der es zu Spazierfahrten benutzt (RG 79, 246). Die Tiere ſollen 
jenen Zwecken zu dienen beſtimmt ſein; ſie müſſen daher dieſe Beſtimmung zur Zeit der 
Zufügung einer Verletzung haben; daß ſie ausſchließlich den hervorgehobenen Zwecken dienen, 
wird nicht gefordert (RG JW 1911, 45°°), auch nicht, daß ſie bei der Schadensverurſachung ihnen 
gerade gedient haben; maßgebend iſt ihre allgemeine Zweckbeſtimmung (RG Ich 1917, 286). 
Daß die Beſtimmung äußerlich erkennbar ſei (Begr.), wird nicht zu verlangen ſein. Gelegent 
liche Benutzung eines Tieres zu Erwerbszwecken, das im allgemeinen dem Vergnügen des 
Beſitzers zu dienen beſtimmt iſt, genügt dem Erfordernis des Satz 2 nicht (RG JW 1911, 4555). 
Beruf iſt die an eine öffentliche oder private Anſtellung oder an eine Prufung gebundene, 
nicht unmittelbar dem Erwerbe dienende Lebensſtellung; Beamte, Militärperſonen, Geiſtliche, 
Arzte, Rechtsanwälte, aber auch Gutsverwalter, Förſter, Ingenieure im Privatdienſt haben 
einen Beruf. Dem Berufe ſind demnach zu dienen beſtimmt die Dienſtpferde der Offiziere, 
der Gendarmen, die Kutſchpferde des Landarztes, je nach Umſtänden auch des Landrats, die 
Jagdhunde des Förſters. Für die Annahme einer Berufsbeſtimmung der Haustiere wird der 
Umſtand maßgebend ſein, ob die Ausübung der Berufstätigkeit die regelmäßige Benutzung 
von Tieren erforderlich macht, oder dieſe, wie es bei Militärperſonen und Beamten der Ja 
iſt oder fein kann, ſogar vorgeſchrieben wird. Zum Berufe gehört auch die ſog. Repraſentation 
hoher Würdenträger, wo ſie nicht geſellſchaftliche Übung, ſondern im offentlichen Intereſſe 
gelegene Pflicht der Dienſtſtellung iſt (diplomatiſche Vertreter des Staates). Dem Berufe 
ſind ferner die Tiere beſtimmt, die für Berufszwecke vom Staate, von den Gemeinden oder 
von ſonſtigen Körperſchaften, in deren Dienſt die Berufsperſonen ſtehen, gehalten werden: 
die Armeepferde (RG 76, 225), die Feuerwehrpferde, die Polizeihunde. Der Erwerbs · 
tätigkeit dienen die in gewerblichen oder landwirtſchaftlichen Betrieben als Zug., Last. 
Schlacht. (R G 79, 246), aber auch als Zuchtvieh zur Verwendung kommenden Haustiere; 
ſowohl das vom Landwirt oder Viehhändler zu Verkaufszweclen, wie das vom Metzger or 
Schlachten erworbene und gehaltene Vieh find der Erwerbstatigkeit dieſer Perſonen ken e 
Haustiere (RG a. a. O.; Warn 1912 Nr 389; 30. 9. 12 IV 162/12). Hierher gehören he ) be 
in Geſtüten oder Hundezuchtanſtalten gehaltenen Tiere, wenn aus der Aufzucht ein Finde 
gemacht wird (RG 79, 246). Die zur Bewachung und Sicherheit gehaltenen au e 
können der Erwerbstätigkeit zu dienen beſtimmt jein (der Schäferhund, der Hofhun 1 25 
Landwirts (RG IW 1917, 286°), der Wachhund auf einem Holz, oder ſonſtigen en abe 
oder in einem einfam gelegenen Betriebe); fie können auch Berufsstverien dienen (3. B. bei 
Kaſſenbeamten auf dem Lande); werden fie nur zur Bewachung privater Wohnhäufer gehalten, 
fo fallen fie unter die Veſtimmung des Sah 1. Dem Unterhalt endlich ſind zu dienen be⸗ 
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ſtimmt die Milchkuh oder Milchziege, ſowie das im Haushalt zu verwendende Schlachtſchwein. 
Dem Ausnahmecharakter des Satz 2 entſpricht es, daß, wer ſich darauf beruft, den Tatbeſtand 
des Satz 2 nachzuweiſen hat (RG JW 1917, 286°; Warn 1910 Nr 445). 

10. Der Tierhalter kann ſich in den Fällen des Satz 2 von der Haftung durch den Nach⸗ 
weis befreien, daß er bei der Beaufſichtigung des Tieres die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt beobachtet habe oder der Schaden auch bei Anwendung dieſer Sorgfalt ent⸗ 
ſtanden ſein würde. Auch hier ift, wie in den $$ 831, 832, 884 mithin die doppelte Vermutung 
aufgeftellt, daß der Tierhalter die Aufficht über das Tier vernachläſſigt habe, und daß auf dieſe 
Vernachläſſigung der entſtandene Schaden urſächlich zurückzuführen ſei. Vgl. darüber 88 881 
A 1 u. 7.832 A 1 u. 8. Die Haftung aus $ 833 Satz 2 iſt, wie diejenige des § 831, Verſchuldens⸗ 
haftung; ſie greift alſo nicht Platz bei ſchuldunfähigen Perſonen (88 827, 828 Abſ 1), deren 
Verſchulden auch nicht durch ein ſolches ihrer geſetzlichen Vertreter erſetzt werden kann, die 
nicht die Tierhalter find; dagegen ſteht der Anwendung des $ 829 auch für $ 833 Satz 2 
nichts im Wege (RG IW 1917, 388; Warn 1916 Nr 278; . A 1 zu § 829). Der 
Sorgfaltsbeweis des § 833 Satz 2 für eine gehörige Beaufſichtigung des Tieres umfaßt 
die Sorge für die Verwahrung, den Unterhalt und die Leitung des Tieres. Er hat 
ſich, wie grundſätzlich auch in den Fällen der SS 831 u. 832, auf den Zeitpunkt zu be⸗ 
ziehen, in welchem die Schadenszufügung durch das Tier erfolgte; er erſtreckt ſich aber auch 
auf die allgemeine Fürſorge vor dieſem Zeitpunkte, wenn deren Vernachläſſigung für den 
Unfall und Schaden urſächlich fein kann (Unterlaffung der Abſperrung von Hunden bei Toll⸗ 
wut). Der Sorgfaltsbeweis des § 833 Satz 2 berührt ſich hiernach mit demjenigen des 8 831, 
fällt aber, auch wo ſich der Tierhalter der Hilfe von zur Überwachung der Tiere beſtellten 
Perſonen (Tierhüter) bedient, nicht ſchlechthin mit ihm zuſammen. Über die Anſtellung 
des tauglichen Tierhüters hinaus hat er nicht nur, was bei $ 831 ebenfalls verlangt wird, bei 
der Beaufſichtigung dieſer Perſon die im Verkehr erforderliche Sorgfalt aufzuwenden (vgl. 
8 831 A 5b); 8 833 Satz 2 verlangt von ihm alles, was zur Sorgfalt bei der Beaufſichtigung 
des Tieres gehört (vgl. RG 76, 225; JW 1914, 366; Warn 1915 Nr 21; 1917 Nr 141). 
Bleibt dabei ein Umſtand unaufgeklärt, der für die Frage, ob bei der Beaufſichtigung des 
Tieres die gebotene Sorgfalt beobachtete wurde, von Bedeutung iſt, jo geht dieſer Umſtand 
zu Laſten des im vollen Umfange beweispflichtigen Tierhalters (RG Warn 1911 Nr 408; 
1914 Nr 19 u. 250; 23 1918, 12141). Von dem Sorgfaltsbeweis des § 834 unterſcheidet ſich 
der des § 833 Satz 2 wiederum dadurch, daß er ſich nicht auf die unmittelbare Beaufſichtigung 
des Tieres beſchränkt, ſondern auch die des Tierhüters oder ſonſtigen Angeſtellten umfaßt 
(vgl. Rc JW 1911, 21825). Für den Umfang des Sorgfaltsbeweiſes kommt es weſentlich auf 
das Tier und ſeine Eigenſchaften, die Art ſeiner Verwendung und die beſonderen Umſtände 
der Beaufſichtigung an; fo verlangt z. B. die längere Beförderung eines Tieres mit der Eiſen⸗ 
bahn beſondere Aufſichtsmaßregeln (RG Warn 1912 Nr 389). Bei ruhigen Tieren und unter 
gewöhnlichen Unftänden ift der in 8 833 Satz 2 erforderten Sorgfalt durch die Beſtellung 
eines zuverläſſigen Tierhüters zur Zeit der Schadenszufügung, die alſo die regelmäßige Be⸗ 
aufſichtigung des Tierhüters von feiner Anſtellung an in ſich ſchließt, genügt (RG 76, 225; 
Warn 1911 Nr 327). Hat das Tier aber gefährliche Eigenſchaften oder kommt es voraus. 
ſichtlich in Lagen, in denen es ungebärdig wird, ſo muß der Tierhalter den Tierhüter darauf 
aufmerkſam machen und ihm die erforderlichen Unterweiſungen zur Verhütung von Unfällen 
geben oder die ſonſtigen zur Abwendung der Gefahr gebotenen Maßregeln ergreifen (RG 
76, 225; IW 1911 S. 21858, 586%, 65324; 1914, 365; Warn 1911 Nr 327; 1912 Nr 77 u. 389; 
1914 Nr 19 u. 296; 11. 3. 12 VI 348/11; 1. 2. 13 IV 440/12). Für die Verhältniffe eines 
großen Betriebs, oder wenn ſich wegen perſönlicher Behinderungen der Tierhalter um die 
Leitung ſeiner Wirtſchaft nicht ſelbſt kümmern kann, muß ſich, wie im Falle des $ 831, der 
Beweis des $ 833 Satz 2 darin erſchöpfen, daß er nach beſtem Können für die Beaufſichtigung 
der Tiere durch tüchtige Angeſtellte und für die etwa erforderliche Beaufſichtigung der niederen 
Angeſtellten durch höhere, die an ſeiner Stelle den Betrieb leiten, geſorgt hat (vgl. 8831 A 5e 
und RG Warn 1916 Nr 201). Über den Beweis, daß der Schaden auch bei Anwendung der 
erforderlichen Sorgfalt entſtanden fein würde, |. RG Warn 1912 Nr 77 und im allgemeinen 


8 831 A 7. 
8 834 


1) Wer für denjenigen, welcher ein Tier hält, die Führung der Aufſicht 
über das Tier?) durch Vertrag übernimmt“), iſt für den Schaden verant⸗ 
wortlich, den das Tier einem Dritten in der im § 833 bezeichneten Weiſe 
zufügt⸗). Die Verantwortlichkeit tritt nicht ein, wenn er bei der Führung 
der Aufſicht die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet oder wenn 
der Schaden auch bei Anwendung dieſer Sorgfalt entſtanden ſein würde 5). 

E 1 734 Abſ 2 II 767; M 2 812, 818; P 2 646— 648. 
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1. Der Tatbeſtand des § 834 iſt ähnlich dem des § 831 Ab] 2 und des 8 832 Abſ 2. Der 
rechtliche Geſichtspunkt, aus welchem die Haftung des Aufſichtsführers über das Tier (des 
Tierhüters) angeordnet wird, iſt wie in jenen Beſtimmungen ein vermutetes Verſchulden, 
das er durch den nach Satz 2 ihm geſtatteten Entlaſtungsbeweis in derſelben Weiſe, wie der 
Geſchäftsherr nach 8 831 Abj 1 Satz 2, der zur Aufſicht über einen Menſchen Verpflichtete 
nach $ 832 Abſ 1 Satz 2 zu widerlegen hat. 

2. Unter der Führung der Aufſicht über das Tier ift die Obſorge zu verſtehen, daß das 
Tier keinen Schaden anrichtet. Die nach § 834 rechtserhebliche Aufſicht muß ſich auf die Ver- 
hütung der Gefahren beziehen, wegen deren eine Haftung für Handlungen des Tieres über- 
haupt beſtimmt iſt. Die Auflichtsführung erfordert eine gewiſſe Selbſtändigkeit in der Er- 
greifung von Maßnahmen, die gegen die von dem Tiere drohenden Gefahren ſchützen. Wer, 
wie dies bei Geſindedienſtperſonen der Fall iſt, nur auf Anweiſung der Dienſtherrſchaft handelt, 
hat keine Aufſicht. Auch ein Pferdeknecht oder Kutſcher iſt nicht ſchlechthin als zur Aufſicht 
über das Pferd beſtellt anzuſehen. Dieſe Perſonen haben Hantierungen mit dem Pferde 
vorzunehmen, es zu reinigen und mit Futter zu verſehen, es ein- und auszuſpannen, es während 
des Ausreitens oder Fahrens zu lenken; eine ſelbſtändige allgemeine Gewalt und Aufſicht 
über das Tier iſt ihnen in der Regel nicht übertragen (RG 50, 244; KW 05, 39210). Dagegen 
hat eine Aufſicht der Verwahrer, der Entleiher, der Mieter des Tieres, der Begleiter eines 
Viehtransports (RG Ih 05, 2025). 

3. Haftbar für einen durch das Tier angerichteten Schaden iſt nach 8 834, wer die Führung 
der Aufſicht über das Tier durch Vertrag übernommen hat. Auf geſetzliche Aufſichtspflichten, 
wo ſolche beſtehen, bezieht ſich 8 834 nicht, auch nicht auf eine bloß tatſächliche freiwillige 
Übernahme. Aber die Kar braucht in dem Vertrage nicht ausdrücklich bedungen 
zu ſein; ſie kann ſich und wird ſich regelmäßig aus dem ſonſtigen Inhalte des Vertrags von 
ſelbſt ergeben. Wem ein Tier zur Verwahrung, zur Wartung, zur Jagdabrichtung, zum Zu⸗ 
reiten vertragsmäßig überlaſſen und in ſeine Gewalt überliefert wird, wer die Begleitung 
eines Viehtransports vertragsmäßig übernimmt, hat damit auch die Aufficht über das Tier 
oder über die Tiere überkommen und übernommen (RG 58, 410; JW 05, 202%). Durch den 
Vertrag muß der Tierhüter die Aufſichtsführung für den Tierhalter, alſo an deſſen Stelle 
übernommen haben; daß der Vertrag auch mit dieſem geſchloſſen ſei, iſt nicht erforderlich. 

4. Die Aufſichtsführung macht den Tierhüter für den Schaden verantwortlich, den das 
Tier in der in § 833 bezeichneten Weiſe einem Dritten zufügt, d. i. durch Tölung oder körper⸗ 
liche Verletzung eines Menſchen oder Beſchädigung einer Sache (ſ. darüber § 833). Neben 
dem Aufſichtsführer haftet dem Dritten der Tierhalter als Geſamitſchuldner (RG 60, 313). 
Auf den Schaden, den das Tier dem Aufſichtsführer ſelbſt zufügt, findet § 834 keine Anwen⸗ 
dung; dieſem haftet der Tierhalter an und für ſich nach S 833. Das Vertragsverhältnis zu 
letzterem legt aber regelmäßig dem Aufſichtsführer die Beweispflicht auf, daß er ſeine Ver⸗ 
tragspflicht erfüllt und das Tier ohne ſein Verſchulden ſeiner Aufſicht ſich entzogen habe, oder 
daß der Mangel an Aufſicht für den Eintritt des Schadens nicht urſächlich geworden ſei. Fällt 
ihm ſelbſt ein Verſchulden zur Laſt, ſo kann ihm ein Schadenserſatz nur unter Berückſichtigung 
des § 254 zugeſprochen werden (NG 58, 410; IW 05 ©. 202°, 39311, 518”). Unter Um⸗ 
ſtänden, ſo bei der mit beſonderen Gefahren vom Tiere her verbundenen Übernahme eines 
Pferdes zum Zureiten, wird nach der Verkehrsſitte als Abſicht der Vertragsparteien an⸗ 
zunehmen ſein, daß der Bereiter dieſe Gefahr zu tragen hat, und deshalb jede Haftung des 
Tierhalters als der Vertragsgegenpartei für den ihm, dem Bereiter, entſtandenen Schaden 
wegzufallen hat (RG 58, 410). 

5. Der Aufſichtspflichtige haftet mithin nicht unbedingt, wie der Tierhalter im Falle des 
8 833 Satz 1; ihm ſteht, wie dem Geſchäftsherrn nach $ 831, dem Aufſichtspflichtigen nach 
§ 832, dem Tierhalter über ein Haustier nach $ 833 Satz 2, der Entlaſtungsbeweis zu, ent- 
weder daß er ſeiner Aufſichtspflicht genügt habe oder daß der Schaden auch bei gehöriger 
Sorgfalt entſtanden ſein würde. Ihm ſteht die Vermutung entgegen, daß er ſeine Uufficht?- 
pflicht verletzt habe und dieſe Pflichtverletzung für den Schaden urſächlich geworden ſei. Es 
liegt ihm ob, dieſe Vermutung durch den von ihm zu führenden Gegenbeweis zu widerlegen. 
Den Verletzten trifft die Beweislaſt, daß der Schaden durch ein Tier entſtanden iſt und daß 
der Beklagte über das Tier die Auflicht für den Tierhalter vertragsmäßig übernommen habe. 


8 835 
) Wird durch Schwarz-, Rot-, Elch⸗, Dam⸗ oder Rehwild oder durch 
Jaſanen ?) ein Grundſtück beſchädigts), an welchem dem Eigentümer das 
Jagdrecht nicht zuſteht!), fo iſt der Jagdberechtigte !) verpflichtet, dem Ver⸗ 
letzten e) den Schaden zu erſetzen?). Die Erſatzpflicht erſtreckt ſich auf den 
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Schaden, den die Tiere an den getrennten, aber noch nicht eingeernteten 
Erzeugniſſen des Grundſtücks anrichten“). 

Iſt dem Eigentümer die Ausübung des ihm zuſtehenden Jagdrechts 
durch das Geſetz entzogen, ſo hat derjenige den Schaden zu erſetzen, welcher 
zur Ausübung des Jagdrechts nach dem Geſetze berechtigt iſt. Hat der Eigen⸗ 
tümer eines Grundſtücks, auf dem das Jagdrecht wegen der Lage des Grund⸗ 
ſtücks nur gemeinſchaftlich mit dem Jagdrecht auf einem anderen Grundſtück 
ausgeübt werden darf, das Jagdrecht dem Eigentümer dieſes Grundſtücks 
verpachtet, ſo iſt der letztere für den Schaden verantwortliche). 

Sind die Eigentümer der Grundſtücke eines Bezirkes zum Zwecke der 
gemeinſchaftlichen Ausübung des Jagdrechts durch das Geſetz zu einem Ver⸗ 
bande vereinigt, der nicht als ſolcher haftet, ſo ſind ſie nach dem Verhältniſſe 
der Größe ihrer Grundſtütke erjagpflichtig?). 


E II 768; P 2 648, 649, 806—842. 


1. Das Jagdrecht, d. i. das Recht, mit Ausſchluß anderer auf freier Wildbahn ſich be- 
wegende Tiere zu erlegen und ſich anzueignen, iſt reichsgeſetzlich nicht geregelt, ſondern un⸗ 
beſchadet der Vorſchriften der SS 958, 960 über den Eigentumserwerb der Regelung durch 
die Landesgeſetzgebung vorbehalten (Ech Art 69). Auch das Wildſchadensrecht, die Ordnung 
der Schadenserſatzpflicht des Jagdberechtigten für von dem Wild angerichteten Schaden, it 
der befonderen Ansgeſtaltung durch Landesgeſetze überlaſſen (EG Art 71), die ebenſo die 
Grundſätze, nach welchen ein Wildſchaden feſtzuſtellen ift und nach welchen ein Anſpruch auf 
Erſatz des Wildſchadens in beſtimmter Friſt geltend zu machen iſt, aufſtellen dürfen (EG Art 70). 
Das BB beſchränkt ſich darauf, in § 835 einheitlich eine Erſatzpflicht für Wildſchaden, der 
durch beſtimmte Gattungen von Jagdwild an Grundſtücken und deren noch nicht weggeſchafften 
Erzeuguiſſen angerichtet wird, feſtzuſetzen. Die Landesgeſetze konnen nach EG Art 71 Nr 1 
die Haftung auf andere Gattungen von Wild ausdehnen; fie können die Erſatzpflicht bei be⸗ 
ſtimmten koſtbareren Nutzbarmachungen der Grundſtücke von unter gewöhnlichen Umftänden 
ausreichenden Schutzvorrichtungen, die der Grundſtückseigentümer herzuſtellen hat, abhängig 
machen (E& Art 71 Nr 4); fie können ferner Abweichungen von § 835 Abſ g ſchaffen (CG 
Art 71 Nr 5). Eine Ergänzung des 8 835 enthält Art 72 CS (ſ. unten A 6). Die Haftung für 
Wildſchaden iſt eine reine Gefährdungshaftung; fie beruht nicht auf der Vermutung emes 
Verſchuldens. § 835 enthält nachgiebiges Recht; durch Vertrag zwiſchen Grundeigentümer 
gcc e kann der Wildſchadenserſatz anders geordnet oder auch ganz ausge ⸗ 

oſſen werden. 


2. Die Wildſchadenserſatzpflicht des § 835 ift auf die im Geſetze bezeichneten Wildgattungen 
eingeſchränkt. Die Landesgeſetzgebung kann den Schutz des Eigentums gegen Wildſchaden 
jedoch auf andere Wildgattungen — insbeſondere kommen die Haſen in Betracht — ausdehnen 
(Ech Art 71 Nr 1). Vorausſetzung der Anwendbarkeit des $ 835 ift, daß das Wild als jagd- 
bares freies Tier anzuſehen iſt, das in niemandes Eigentum ſteht (§ 960) und nicht im Sinne 
von 9 833 von einem Tierhalter“ gehegt wird. Tiere in Parkgehegen fallen nicht unter $ 885; 
dagegen iſt es gleichgültig, ob der Jagdbezirk, worin ſich das Wild frei bewegt, durch Wildgatter 
eingezäunt iſt oder nicht (Prot 2, 840). Die Landesgeſetze können nach EG Art 71 Nr 2 für den 
Wildſchaden, der durch aus einem Gehege ausgetretene jagdbare Tiere angerichtet wird, 
beſtimmen, daß nicht der Jagdberechtigte des beſchädigten Grnndſtücks, ſondern der Eigen⸗ 
tümer oder Beſitzer des Geheges zu haften hat. 


3. Der Schaden muß an einem Grundſtück angerichtet fein. Ausgeſchloſſen iſt ſomit von 
der Regelung des $ 835 der Schaden an Perſonen oder an beweglichen Sachen. Die Be⸗ 
nutzungsart der Grundſtücke ift gleichgültig; der Wildſchadenserſatz ift nicht auf land- oder forſt 
wirtſchaftlich benutzte Grundſtücke beſchränkt (Prot 2, 829). Auch Garten, Baumſchulen, Wein: 
berge kommen in Frage; doch iſt wiederum der Landesgeſetzgebung nach EG Art 71 Nr 4 
geſtattet, den Erſatz des an Gärten, Obſtpflanzungen, Weinbergen, Baumſchulen und einzeln. 
ſtehenden Bäumen angerichteten Schadens dann auszuſchließen, wenn die Herſtellung unter 
gewöhnlichen Umſtänden ausreichender Schutzvorrichtungen unterblieben iſt. Gleichgültig 


iſt auch, auf welche Weiſe das Wild den Schaden angerichtet hat; durch Abfreſſen der Pflan, 
durch Zertreten oder Aufwühlen des Bodens u. dgl. Zu den Grundſtücken gehören als wesen 
liche Peſtandteile nach $ 94 auch die mit dem Boden noch zufammenhängenden Erzeugniſſe; 
durch die Beſtimmung in Ab] 1 Satz 2 des § 835 find dieſen für den Wildſchadenserſatz auch 
die bereits vom Boden getrennten, aber noch nicht eingeernteten Erzeugniſſe gleichgeſtellt 
mögen dieſe in Diemen oder Mieten zuſammengebracht ſein oder nicht. j 8 . 
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4. Ob dem Eigentümer das Jagdrecht auf ſeinem Grundſtücke zuſteht, beſtimmt ſich 
nach den Landesgeſetzen (Art 69 EGG). Sit dies der Fall, fo iſt jeder Anſpruch auf Wildſchaden 
von ſelbſt ausgeſchloſſen, ſofern dem Eigentümer nicht die Ausübung des Jagdrechts aus 
jagdpolizeilichen Gründen geſetzlich unterſagt iſt; dieſen Fall regelt der Abſ 2. Die freiwillige 
Verpachtung der Jagd durch den dazu berechtigten Eigentümer macht den Jagdpächter nicht 
nach 8 835 wildſchadenserſatzpflichtig, da fie dieſem kein Jagdrecht gewährt und nur ein Schuld⸗ 
verhältnis zwiſchen ihm und dem Verpächter begründet (vgl. NG 51, 279; 70, 70). 

5. Der Jagdberechtigte iſt derjenige, dem landesgeſetzlich (Art 69 EG) das Jagdrecht 
auf dem Grundſtücke zuſteht. Grundſägtzlich iſt dies nach den meiſten Landesgeſetzen der Grund 
eigentümer ſelbſt; nur die Ausübung der Jagd durch ihn wird darin von beſonderen Voraus⸗ 
ſetzungen (Größe des Grundſtücks) abhängig gemacht. Auf dieſen Fall bezieht ſich Abſ 2. 
Vereinzelt (Mecklenburg) beſteht aber auch ein Jagdrecht auf fremdem Grund und Boden 
als vom Eigentum losgelöſtes dingliches Nutzungsrecht, das für Abſ 1 Satz 1 in Betracht kommt. 

6. Als Verletzter erſcheint in erſter Linie der Eigentümer, dann aber auch jeder, der das 
Grundſtück für ſich nutzt: der kraft dinglichen Rechtes Nutzungsberechtigte, wie der Erbpächter 
(Art 72 Ech), der Nießbraucher, der bloße Pächter. Doch ſteht dem Pächter gegen den Eigen ⸗ 
tümer, der ſelbſt jagdberechtigt und auch zur Ausübung der Jagd berechtigt iſt, und gegen den, 
der von dieſem die Jagd gepachtet hat, kein Wildſchadensanſpruch zu; denn § 835 Abf 1 ſchließt 
die Anwendung des Paragraphen ausdrücklich aus, wenn der Eigentümer ſelbſt der Jagd⸗ 
berechtigte iſt. Das Verhältnis zwiſchen dem Grundſtückspächter und dem jagdberechtigten 
Eigentümer richtet ſich allein nach dem zwiſchen ihnen geſchloſſenen Vertrage; der Pächter 
des Jagdrechts aber iſt überhaupt nicht jagdberechtigt (vgl. A 4). 

7. Die Schadenserſatzpflicht des Jagdberechtigten iſt nicht davon abhängig, daß dieſen 
ein Verſchulden trifft; ſeine Haftung iſt reine Gefährdungshaftung. Sie wird deshalb auch 
durch die Tatbeſtände der 88 827, 828 nicht berührt (8 827 A 3). Der Verletzte hat zu beweiſen, 
daß der Schaden durch Tiere der geſetzlich feſtgeſtellten Wildgattungen (A 2) angerichtet worden 
iſt. Der Jagdberechtigte hat den Einwand, daß der Schaden ganz oder zum Teil durch das 
mitwirkende Verſchulden des Verletzten (8 254) verurſacht worden ſei. Ein ſolches 
kann darin gefunden werden, daß der Verletzte in der Einerntung ſeiner Erzeugniſſe den in der 
Landwirtſchaft geltenden Grundſätzen zuwider ſäumig geweſen ſei; insbeſondere kommt als 
eigenes Verſchulden aber die Unterlaſſung von Schutzvorrichtungen gegen den Wildſchaden in 
Betracht. Dies einmal, wenn landesgeſetzliche Beſtimmungen im Sinne des Art 71 Nr 4 EG 
einen Schadenserſatzanſpruch bei wertvolleren Bepflanzungen des Grundſtücks ausſchließen, 
ſofern der Grundeigentümer ſein Eigentum unbeſchützt läßt; unter Umſtänden aber ſelbſt ohne 
ſolche geſetzliche Beſtimmungen. An ſich iſt der Grundeigentümer zur Herſtellung von Schutz⸗ 
vorrichtungen nicht verpflichtet; er darf es dem Jagdberechtigten überlaſſen, ſeinerſeits ge- 
eignete Maßregeln zu treffen, um Schadenszufügungen vorzubeugen. Dies gilt aber dann 
nicht, weun der Grundeigentümer wider Treu und Glauben, „pochend auf die Schadenserſatz⸗ 
pflicht eines andern, jede Maßregel zur Abwendung oder Minderung eines ihm drohenden 
Schadens unterläßt“ und dann den leicht vermeidlich geweſenen Schaden von dem Jagd⸗ 
berechtigten erſetzt verlangt (NG 52, 349; JW 05, 3674). Welche Abwehrmaßregeln dem 
Eigentümer billigerweiſe zuzumuten ſind, richtet ſich nach den Umſtänden des Falles. Nament⸗ 
lich verſtößt es gegen Treu und Glauben und begründet den Einwand eigenen Verſchuldens 
nach § 254 Abſ 2, wenn der Eigentümer beſtehende Schutvorrichtungen eingehen läßt, ohne 
den Jagdberechtigten davon in Kenntnis zu ſetzen (RG 52, 349). — Mehrere Jagdberech— 
tigte haften als Geſamtſchuldner, ſoweit nicht Abſ 3 eingreift. Sit neben dem Jagdberechtigten 
ein Dritter auf Grund Verſchuldens verantwortlich, ſo gilt für ihr Verhältnis zueinander 
8 840 Abſ 3. Ein Rückgriffsrecht gegen den Jagdberechtigten eines andern Bezirks kann landes, 
geſetzlich beſtehen (EG Art 71 Nr 7). — Für die anzuftellende Klage iſt nach 8 23 Nr 2 8G 
bie 1 De des Amtsgerichts ohne Rückſicht auf den Wert des Streitgegenſtandes 

egründet. 

8. Abſ 2 regelt die Fälle, in denen nach den Landesgeſetzen das Jagdrecht zwar grund 
ſätzlich dem Grundeigentümer zuſteht, die Ausübung ihm aber entzogen iſt, ſei es, daß die 
Eigentümer der kleineren Grundſtücke zu einer Jagdgemeinſchaft ſich zuſfammenſchließen 
müſſen, ſei es, daß das Jagdrecht von der politiſchen Gemeinde ausgeübt wird, ſei es eh 
daß jene Eigentümer die Ausübung dem Eigentümer eines größeren Nachbargrund each 
überlaſſen müſſen. Vgl. die Vorbehalte für die Landesgeſetzgebung in Art 71 Nr 3 u. 0 CO, 
In allen dieſen Fällen tritt der zur Ausübung der Jagd an Stelle des Grundeigentümers 
Berechtigte dem Eigentümer wie ein dritter Jagdberechtigter gegenüber und iſt ihm nach 
Abſ 2 gleich einem ſolchen für Wildſchaden erfahpflichtig. 

9. In Abs 3 wird ein beſonderer, an ſich unter Abſ 2 einzureihender Fall behandelt. Wenn 
die nach dem Landesgeſetze für die Ausübung des Jagdrechts an die Stelle des Grundeigen⸗ 
tümers tretende Jagdgemeinſchaft keine ſelbſtändige Perſönlichkeit bildet und nicht ſelbſt 
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erſatzpflichtig ift, ſollen die einzelnen Mitglieder des Verbandes nicht geſamtſchuldneriſch, ſondern 
nach Verhältnis der Größe der Fläche, mit der fie beteiligt find, haften (vgl. Prot 2 S. 834, 835). 
Der Landesgeſetzgebung iſt auch hier eine abweichende Regelung geſtattet (Art 71 Nr 5 EG). 


8 836 


1) Wird durch den Einfturz‘) eines Gebäudes oder eines anderen mit 
einem Grundſtücke verbundenen Werkes?) oder durch die Ablöſung“) von 
Teilen des Gebäudes oder des Werkes?) ein Menſch getötet, der Körper oder 
die Geſundheit eines Menſchen verletzt oder eine Sache beſchädigt'), jo iſt 
der Beſitzer des Grundſtücksé), ſofern der Einſturz oder die Ablöſung die 
Folge fehlerhafter Errichtung oder mangelhafter Unterhaltung ij’), ver⸗ 
pflichtet, dem Verletzten den daraus entſtehenden Schaden zu erſetzens). 
Die Erſatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Beſitzer zum Zwecke der Abwendung 
der Gefahr die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet hat“). 

Ein früherer Beſitzer des Grundſtücks iſt für den Schaden verantwortlich, 
wenn der Einſturz oder die Ablöſung innerhalb eines Jahres nach der Be⸗ 
endigung ſeines Beſitzes eintritt, es ſei denn, daß er während ſeines Be⸗ 
ſitzes die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet hat oder ein ſpäterer 
Beſitzer durch Beobachtung dieſer Sorgfalt die Gefahr hätte abwenden 
können“). 2 

Beſitzer im Sinne dieſer Vorſchriften iſt der Eigenbeſitzer“). 

E I 735 UAbf 1 II 759; M 2 814—819; P 2 650— 656. 


1. Bauſchaden. Wie die 88 831, 832, 833 Satz 2, 834 beruht auch die Beſtimmung des 
8 836 auf dem Verſchuldungsgrundſatze mit einer von dem zunächſt Haftpflichtigen zu wider⸗ 
legenden Vermutung des Verſchuldens. 8 836 behandelt die Haftung für den durch 
Gebäude oder andere mit dem Grund und Boden verbundene Werke durch Einſturz oder 
Ablöfung von Teilen für Perſonen oder Sachen entſtandenen Schaden und geht von dem 
Grundſatze aus, daß auch die Sorge für einen Gefährdungen Dritter ausſchließenden Zuſtand 
von Eigentumsgegenſtänden ein Erfordernis des bürgerlichen Verkehrs und Rechtslebens 
iſt und die Außerachtlaſſung dieſer Fürſorge ein Verſchulden darſtellt (RG 52, 373; 54, 53; 
JW ö 05, 37010). Die Entſcheidung RG 52, 373 wendet dieſen, dem 8 836 entnommenen Rechts- 
ſatz auf einen an einem bffentlichen Wege ſtehenden morſchen Baum an. Das bedeutet jedoch 
nicht eine entſprechende Anwendung des 8 836 ſelbſt, deſſen Schuldvermutung auf andere 
Verhältniſſe nicht übertragen werden kann; jener ihm entnommene Rechtsſatz wird vielmehr 
nur der allgemeinen Norm des 8 823 Abs 1 unterſtellt (RG 52 S. 373, 377). Da die Haftung 
aus § 886 auf einem, wenn auch vermuteten Verſchulden des Haftpflichtigen beruht, ſind 
ſchuldunfähige Perſonen (89 827, 828) von ihr frei; § 829 findet dagegen Anwendung 
. 5 829 A 1; Nh JW 1915, 58014; Warn 1914 Nr 334). Auch eine Haftung dieſer Perſonen 
für ihre geſetzlichen Vertreter unter entſprechender Anwendung des $ 278 (Planck a. a. O.) 
findet im Geſetze keine Stütze (NG JW 1915, 58014; Warn 1914 Nr 334; 1916 Nr. 278). 

2. Gebäude ſind zum Aufenthalte von Menſchen oder Tieren oder zur Aufbewahrung 
von Sachen beſtimmte, nach Regeln der Kunſt oder der Erfahrung hergeſtellte, mit dem Grund 
und Boden verbundene, umſchloſſene Behältniſſe. In ähnlicher Weiſe iſt ein mit einem Grund⸗ 
ſtück verbundenes Werk im Sinne des 8 836 als ein einem beſtimmten Zwecke dienender, 
nach Regeln der Kunſt oder der Erfahrung unter Verbindung mit dem Erdkörper hergeſtellter 
Gegenſtand zu beſchreiben (NG 60, 138; 76, 260). Ein ſolches Werk iſt z. B. eine in einem 
Garten hergeſtellte Treppe (RG 14. 6. 06 IV 127/06), eine ein Grundſtück abſchließende Mauer 
und die darin befindlichen Tore oder Türen, die Torpfeiler einer Umfriedigung (RG 16. 3. 08 
IV 368/07), ein im Erdboden befeſtigtes eiſernes oder hölzernes Staket, ein Brunnen, eine be- 
feſtigte Bank, ein Eiſenbahndamm (RG ZW 08, 19676) und eine Böſchung (RG 60, 138), 
ein Deich (RG JW 05, 31010, Warn 1913 Nr 417), Staudämme (RG 97, 112), eine Schleuse 
als Teil einer Deichanlage (RG 22. 10. 06 IV 131/06), ein auf einer Ausſtellung oder Feſt⸗ 
veranstaltung aufgeſtelltes, durch Einlaſſen von Pfählen mit dem Grund und Boden ver- 
bundenes Wirtſchaftszelt oder eine Schaubude oder ein Verkaufsſtand (RG JW 1916, 10197; 
Warn 09 Nr 23), ein Signalmaſt (RG Warn 1913 Nr 365), ein Baugerüft (RG ZW 1910, 28821; 
Warn 1910 Nr 154), eine Baugrube (RG Warn 09 Nr 302) ein mit Platten bedeckter Durch. 
laß zur Ableitung des Regenwaſſers (RG 76, 260). Ein Firmenſchild kann in Rückſicht auf 
ſeine Größe, die Zuſammenfügung ſeiner Beſtandteile und die Art ſeiner Befeſtigung als ein 
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mit einem Grundſtücke verbundenes Werk ſich darſtellen (RG JW 06, 423°; 1916, 1019). 
Kein Werk bilden die bei Erdarbeiten zuſammengeſchütteten ausgeſchachteten Schlamm⸗ und 
Erdmaſſen (RG 60, 138), ebenſo nicht eine zur Aufnahme ſolcher Maſſen dienende, über einem 
Graben durch kreuzweiſe übereinandergelegte Hölzer gebildete Tragbühne (RG 8. 3. 06 IV 
240/05) oder eine bewegliche, zum Gebrauche bald hier bald da beſtimmte Leiter oder Treppe, 
mag fie auch vorübergehend etwa mittels Ketten an einem Gebäude befeſtigt fein (RG 10. 10.07 
VI 34/07). Bäume und andere natürliche Bepflanzungen des Bodens find niemals Werte 
(f. oben A 1). Ob im übrigen das Werk zu dauernder Beſtimmung oder nur zu vorübergehendem 
Zwecke hergeſtellt ift, begründet keinen Unterſchied (RG Warn 09 Nr 23). Auch ein un⸗ 
vollendetes, nur im Rohbau fertiges Bauwerk ebenſo wie ein in Verfall geratenes ſind Gebäude 
oder Werke im Sinne des § 836 (RG Warn 1912 Nr 78). 

3. Unter Teilen des Gebäudes oder des Werkes ſind nicht nur in ſich einheitliche größere 
Stücke oder Beſtandteile im Sinne des 8 93 zu verſtehen, die für den Beſtand des Gebäudes 
oder Werkes weſentlich ſind, ſondern auch alle Gegenſtände, die mit dieſem in eine derartige 
tatſächliche Verbindung gebracht ſind, daß die dem Beſitzer obliegende Fürſorge für die ge⸗ 
fahrenſichere Beſchaffenheit des Gebäudes oder Werkes „die Vermeidung einer fehlerhaften 
Einrichtung bei der Herſtellung der Verbindung oder einer mangelhaften Unterhaltung während 
deren Dauer mitumfaßt“ (RG 60, 421; 21. 1. 07 IV 258/06). So find nicht nur Erker, Balkone, 
Schornſteine, Geſimsſtücke (NG SW 03 Beil 11525; 04, 28711), einzelne Steine (RG JW 
04, 911%), Dachziegeln (RG 17. 10. 04 VI 583/03), Stufen und Geländer einer Treppe (RG 
IW 08, 48012; 1911, 45018; Warn 1913 Nr 13; 14. 5. 04 VI 342/08), die Balken oder Dielen 
eines Fußbodenbelags (RG 52, 286; JW 04, 486°; 1912, 24219), die Galeriebrüſtung eines 
Theaterſaals (RG JW 09, 27510), die Stellvorrichtung eines Fahrſtuhls (RG Warn 1914 
Nr 334); eine tönerne Schmuckvaſe auf einem Mauerpfeiler (RG 13. 4. 08 IV 524/07), 
ſondern auch Türflügel (RG 15. 1. 06 IV 338/05), Fenſter (RG IW 07, 454; Warn 1910 
Nr 333; 1914 Nr 55), in Angeln drehbare Fenſterläden (RG 60, 421) oder Rolläden (RG 
Warn 09 Nr 101 u. 21. 1. 07 IV 258/06), ſelbſt ein zur Befeſtigung dienender Nagel (Vor⸗ 
ſtecker, RG Warn 1913 Nr 365) als Teile eines Gebäudes anzuſehen. Eine feſte Verbindung 
des Teiles mit dem Ganzen des Gebäudes oder Werkes erfordert $ 836 zwar nicht (RG 60, 421); 
Gegenſtände aber, die noch nicht baumäßig mit dem Gebäude verbunden ſind, ſind keine Teile 
des Gebäudes (RG Warn 1912 Nr 78); ebenſo nicht ſolche, die ſchon vor dem Einſturz aus 
dem Zuſammenhange gelöft waren (RG Warn 1920, 12). 


4. Der Tatbeſtand des 8 836 fett entweder den Einſturz eines Gebäudes oder eines mit 
einem Grundſtücke verbundenen Werkes oder die Ablöſung von Teilen von dieſen voraus. 
Der Einſturz iſt der Zuſammenbruch des ganzen Werkes infolge Löſung der Verbindungen, 
die es zuſammenhalten; die Ablöſung von Teilen, eine Trennung oder Lockerung der 
Verbindung des Teiles mit dem im übrigen unverſehrt bleibenden Ganzen (vgl. RG 52, 236) 
oder auch nur in ſeinem eigenen inneren Zuſammenhange (RG JW 1912, 24219. Entſteht 
ein Schaden, ohne daß der Gebäude oder Werkteil in feinem eigenen inneren Zuſammen⸗ 
halt irgendwie verändert oder im Zuſammenhange mit dem Ganzen gelöſt oder auch nur ge⸗ 
lockert tft, fo kann von Anwendung des 8 836 nicht die Rede fein (Herabgleiten eines Rolladens 
in den Führungen, RG Warn 09 Nr 101; Zuſchlagen einer Tür u. a.). Eine teilweiſe 
Zerſtörung oder Veruichtung des Werkes gehört nicht zum Begriff der Ablöſung von 
Teilen; auch nicht, daß dieſe ohne Mitwirkung menſchlicher Kräfte erfolgt iſt (NG Warn 1913 
Nr 365; 1919 Nr 169). 


5. Durch den Einſturz des Gebäudes oder Werkes oder die Loslöſung von Teilen dieſer, 
muß ein Menſch getötet, der Körper oder die Geſundheit eines Menſchen verletzt oder 
eine Sache beſchädigt fein, wenn eine Schadenserſatzpflicht aus § 836 entſtehen ſoll. Auf 
andere Schäden, z. B. wenn ein Menſch infolge des Einſturzes eines Gebäudes in den Der’ 
ſchütteten Keller eingeſchloſſen und feiner Freiheit beraubt wird, erſtreckt ſich § 836 nicht. 
Die Schadensfolge für das Leben, den Körper oder die Geſundheit eines Menſchen oder die 
beſchädigte Sache muß nicht unmittelbar und auch nicht zeitlich ſofort auf den Einſturz 
oder die Ablöſung zurückzuführen ſein, indem die Trümmer einen Menſchen begraben, ein 
fich ablöfender Stein ihm auf den Kopf fällt; der urſächliche Zuſammenhang iſt auch gegeben, 
wenn infolge der Ablöſung, z. B. der Unterlagen eines Bodenbelags oder einer Luken 8 
Falltürdecke der Menſch oder die Sache abſtürzt und durch dieſen Sturz verletzt wird (A 
52, 286; 97, 112; JW 05, 37015, Warn 1913 Nr 365 u. 417; 21. 1. 07 IV 258/06), oder 
wenn durch die Beſeitigung des Befeſtigungsmittels ein Zuſtand geſchaffen wurde, der mit 
kotwendigkeit in kürzerer oder längerer Friſt den Einſturz oder die Loslöſung be te muß 
RS Warn 1913 Nr 365). Immerhin muß es aber die bewegend wirkende 1 970 es Ein- 
Er oder der Loslöſung von Teilen fein, die die Verletzung herbeiführt (AG 3. 10. 10 
1 866/09); es fällt nicht unter $ 836, wenn infolge des Ausſtrömens von Gas aus einer 
geborſtenen Gasleitung ein Feuerſchaden entſteht oder durch Einatmen des Gaſes ein Menfch 
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au Leben oder Geſundheit beſchädigt wird, wohl aber, wenn infolge eines Deichbruches ein⸗ 
ſtrömendes Waſſer den Schaden bewirkt, den zu verhüten der Deich beſtimmt war (RG Warn 
1913 Nr 417). Ein Vertragsverhältnis zwiſchen dem Beſitzer und dem Beſchädigten ſchließt 
die Haftung des erſteren aus $ 836 nicht aus. 


6. Entſchädigungspflichtig nach § 836 iſt nicht der Eigentümer, dem unter Umſtänden 
die Möglichkeit der Fürſorge für die Sache fehlt, ſondern der Eigenbeſitzer, die Perſon, 
die das Gebäude oder das Werk als ihr gehörend oder wie ihr gehörend beſitzt (§ 872; 
HG IW 1916, 395) die ſowohl mittelbarer als unmittelbarer Beſitzer (8 868) fein kann. 
Mehrere Eigenbeſitzer haften nach 8 840 Abſ 1 als Geſamtſchuldner. Iſt noch eine andere 
Perſon etwa aus $ 823 oder aus $ 831 für den Schaden verantwortlich, ſo gilt dasſelbe; 
für die Ausgleichung untereinander gilt dann jedoch 8 840 Abf 3; der Dritte hat im Ver⸗ 
hältniſſe zu dem Beſitzer den Schaden allein zu tragen. Zur Abwendung einer von dem 
Gebäude oder Werke erſt drohen sen Gefahr gibt § 908 das Mittel an die Hand. 


7. Zu der Verurſachung des Schadens durch den Einſturz des Gebäudes oder Werkes 
oder durch die Ablöſung von Teilen von ihnen muß zur Anwendung des 8 836 hinzukommen, 
daß der Einſturz oder die Ablöſung die Folge fehlerhafter Errichtung oder mangelhafter 
Erhaltung it. Nicht vorausgeſetzt iſt, daß die fehlerhafte Errichtung oder mangelhafte Er. 
haltung die alleinige Urſache des Einſturzes oder der Ablöſung war (RG JW 1912, 24210); 
es kann und wird häufig die Einwirkung menſchlicher Tätigkeit hinzukommen, damit bie 
Ablöſung ſich vollzieht (Anlehnen an eine ungenügend befeftigte Säule uſw. RG Warn 1913 
Nr 365; 1920 Nr 12). Die durch § 836 geforderte Fürſorge für eine gefahrloſe Beſchaffen⸗ 
heit von Eigentumsgegenſtänden (vgl. A 1) iſt daher näher dahin zu beſtimmen, daß, wer 
ein Gebäude oder ein Werk im Sinne des $ 836 herſtellen läßt, bei deſſen Errichtung wie bei 
deſſen Unterhaltung die im Verkehr erforderliche Sorgfalt aufzuwenden hat, daß es bei 
ordnungsmäßiger Benutzung oder bei der nach Lage der Sache vorauszuſehenden Behandlung 
nach ſeiner Beſchaffenheit genügende Widerſtandsfähigkeit gegen die Ablöſung von Teilen 
bietet (RG a. a. O.). Der Beſchädigte hat aber nur zu beweiſen, daß der Einſturz oder die 
Loslöſung gegenſtändlich (objektiv) die Folge fehlerhafter Errichtung oder mangelhafter Er⸗ 
haltung war, nicht auch, daß dieſer Fehler auf ein Verſchulden des in Anſpruch genommenen 
Eigenbeſitzers oder überhaupt auf ein Verſchulden von irgend jemand zurückzuführen iſt (RG 
JW 03 Beil 115284; 04 S. 9110 u. 48711; 07, 161°; 1912, 24219; Warn 1920 Nr 12; 18. 6. 06 
IV 590/05; 17. 5. 07 III 427/06). Wird z. B. feſtgeſtellt, daß ein Geſimsſtück des Gebäudes 
bei deſſen Herſtellung durch die Maurer nicht genügend verkeilt und an die Lagerfugen an. 
geſchloſſen war, fo liegt ein Fehler bei der Errichtung des Gebäudes nach 5 836 vor (RG ZW 
03 Beil 115284; 04, 4871). Iſt der Einſturz des Gebäudes oder Werkes oder die Loslöſung 
von Teilen unmittelbar durch Witterungseinflüſſe herbeigeführt, ſo kommt es darauf an, ob 
dieſe Witterungseinflüſſe regelmäßige Einwirkungen find, auf die nach der Erfahrung zu 
rechnen war und denen ein Gebäude oder Werk bei fehlerloſer Errichtung und ordnungsmaßiger 
Unterhaltung ſtandhalten muß, oder ob es ſich um ein außergewöhnliches Naturereignis handelt, 
dem auch ein fehlerlos errichtetes und ordnungsmäßig unterhaltenes Werk nicht ſtandzuhalten 
vermöchte (RG 76, 262; Warn 1913 Nr 305; 1920 Nr 12). Im erſteren Falle bemeift 
gerade die Löſung der Verbindung des Gebäudes oder Werkes oder Gebäude⸗ oder Wertteiig 
infolge der Witterungseinwirkung die Mangelhaftigkeit der Anlage oder der Unterhaltung 
im andern Falle fehlt es au der Vorausſetzung des $ 836 (NG JW 08, 19600; Warn 1913 
Nr 417). Ein Schaden, der bei der Niederreißung eines Gebäudes infolge dieſer Arnett 
herbeigeführt wird, iſt nicht durch einen fehlerhaften Zuſtand des Gebäudes verurſacht (RG 
26. 4. 12 III 357/11). 

8. a) Der zur Widerlegung der Schuldvermutung von dem in Anſpruch genommenen 
Beſitzer zu führende Beweis, daß ihn ein Verſchulden nicht treffe, hat ſich darauf zu richten, 
daß er zum Zwecke der Abwendung der Gefahr die im Verkehr erforderliche Sorgfalt 
beobachtet hat. Dieſer Beweis geht weiter, als der aus § 831 BGB zu führende; er fteht 
der in 8 833 Satz 2 geregelten Haftung des Halters von Haustieren gleich (RG JW 1913, 86712; 
Warn 1916 Nr 278). Der gegenwärtige Beſitzer genügt ſeiner Beweispflicht, wenn er dartut, 
daß er während ſeiner Beſitzzeit die zur Verhütung von Gefahren verkehrsüblichen und 
erforderlichen Maßnahmen getroffen hat; auf die Sorgfalt des Vorbeſitzers erſtreckt ſich ſeine 
Reweispflicht nicht (NG ZW 04, 48711; 8. 11. 00 IV 157/06). Hat er felbit das Gebäude 
oder das Werk errichten laſſen, ſo hat ſich der von ihm zu führende Beweis auf die Sorgfalt 
bei der Errichtung wie bei der Unterhaltung zu beziehen; hat er es fertig übernommen, fo 
kommt nur die letztere in Frage. Die Sorgfalt bei der Errichtung wird ſich für den Beſitzer, 
der nicht ſelbſt Sachverſtändiger iſt, in der Auswahl tüchtiger Sachverſtändiger zur Herſtellung 
des Gebäudes oder Werkes erſchöpfen (RG 76, 260; JW 1912, 24210; Warn 09 Nr 302; 
1920 Nr 12); iſt er ſelbſt Sachverſtändiger, ſo kann ihn ein Verſchulden treffen, wenn er auf 
einen Fehler des Bauplans oder der Ausführung nach Lage der Umſtände hätte aufmerkſam 
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werden müſſen. Die ordnungsmäßige Unterhaltung erfordert die regelmäßige Durchſicht 
der Gebäude und Werke durch zuverläſſige Sachverſtändige, deren Wiederkehr ſich nach der 
Beſchaffenheit und örtlichen Lage der Gebäude und Werke zu richten hat: bei beſonders Wind 
und Wetter ausgeſetzten, nach der Straßenſeite belegenen Gebäudeteilen ift eine öftere Durch⸗ 
ſicht erforderlich als unter gewöhnlichen Verhältniſſen (RG JW 04, 911, 1916, 1905; Warn 
1920 Nr 12). Es iſt unter gewöhnlichen Umſtänden kein Verſchulden, wenn der Beſitzer 
das erſt ein halbes Jahr vor dem Unfall errichtete Gebäude in der Zwiſchenzeit nicht durch 
einen Sachverftändigen hat unterſuchen laſſen und die Überwachung einem zuverläſſigen 
Mieter übertragen hatte (R ZW 07, 454; ähnlich LZ 1918, 84312). Die Beauftragung 
eines an ſich fachtüchtigen Sachverſtändigen mit regelmäßigen Nachprüfungen genügt nicht, 
wenn der Beſitzer nicht überzeugt iſt und ſein kann, daß jener den Auftrag auch gehörig aus- 
führt (RG JW 06, 33612). Der Beſitzer kann ſich nicht durch Berufung auf Sachverſtändige 
oder auf den Beſcheid einer Baubehörde entlaſten, wenn er den gefahrdrohenden Zustand 
ſelbſt kannte (RG 7. 5. 06 IV 321/05); nach erlangter Kenntnis von der Gefahr find unter 
Umſtänden ſofortige Schritte zu deren Abwendung geboten (RG Warn 1914 Nr 55). Eine 
fachmänniſche Nachprüfung der Arbeitsleiſtung des mit gründlicher Ausbeſſerung eines 
Schadens beauftragten Handwerkers iſt von dem Beſitzer, wenn ſich der Fehler in der 
Ausführung der Arbeit feinem Auge verbarg, aber nicht zu verlangen (RG ZW 08, 48012). 
Die baupolizeiliche Abnahme enthebt weder hinſichtlich der Errichtung noch hinſichtlich der 
Unterhaltung den Beſitzer ſchlechthin der Verantwortung; fie bietet lediglich eine gewiſſe 
Gewähr, daß die baupolizeilichen Vorſchriften beobachtet find (RG IW 09, 27510). Iſt der 
Beſitzer eine Körperſchaft, fo iſt es für den nach 8 836 zu führenden Eutlaſtungsbeweis gleich⸗ 
gültig, ob der Beamte, dem das Verſchulden bei der mangelhaften Errichtung oder Unter⸗ 
haltung zur Laſt fallen würde, ein Vertreter nach 88 30, 31, 89 oder ein Angeſtellter im Sinne 
des $ 831 iſt; der Inhalt des zu führenden Nachweiſes zur Widerlegung der Schuldvermutung 
des § 836 bleibt in beiden Fällen der gleiche (RG JW 1913, 86712; 4. 3. 07 IV 350/06). 
Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß ein abweſender oder ſonſt verhinderter Beſitzer die Überwachung, 
wenn eine Durchſicht oder eine Ausbeſſerung des Gebäudes erforderlich wird, auch einem 
zuverläſſigen Hausverwalter übertragen und durch den Beweis der Sorgfalt in deſſen Auswahl 
und Unterweiſung den Nachweis der von ihm erforderten Sorgfalt führen kann (RG Warn 
1910 Nr 333). Daß dem Beſitzer auch der Einwand mitwirkenden eigenen Ver ⸗ 
ſchuldens des Beſchädigten nach 8 254 offenfteht, bedarf kaum der Erwähnung. Bei von 
dem Kläger nachgewieſenen Verſchulden des Beſitzers haftet dieſer auch nach § 823 Abf 1. 


b) Der Entlaſtungsbeweis des Abſ 1 Saß 2 des $ 836 iſt abweichend von den 88 831, 832, 
833, 834 nur dahin gerichtet, daß der Beſitzer zur Abwendung der Gefahr die im Verkehr 
erforderliche Sorgfalt beobachtet hat, nicht auch darauf, daß der Schaden auch bei An⸗ 
wendung dieſer Sorgfalt entſtanden fein würde. Nach dem $ 832 A 1% Geſagten 
iſt auch dieſer Nachweis dem Beſitzer ſelbſtverſtändlich nicht verwehrt, der den urſächlichen Zu⸗ 
ſammenhang ſeines Verſchuldens mit dem eingetretenen Schaden aufhebt. Iſt z. B. zwar 
nachgewieſen, daß die Ablöſung eines Gebäudeteils auf einen Fehler in der Errichtung zurück⸗ 
zuführen iſt, und iſt der beklagte Beſitzer den Nachweis ſchuldig geblieben, daß er auf die Unter⸗ 
haltung die gehörige Sorgfalt verwendet habe, tut er aber dar, daß der Fehler verborgen 
und auch bei regelmäßiger ſorgfältiger fachmänniſcher Nachprüfung nicht hätte entdeckt werden 
können, jo muß die Klage gegen ihn ebenſo verſagen, wie wenn er den Nachweis der regel⸗ 
mäßigen Nachprüfungen geführt hätte. Dieſer urfächliche Zuſammenhang fällt nicht mit dem⸗ 
Wefers de. dem vermuteten Verſchulden und dem Schaden zuſammen, wie das angeführte 

eiſpiel zeigt. , 


9. Der Haftung des gegenwärtigen Beſitzers des Gebäudes oder Werkes, wenn er ſich 
nicht durch den Nachweis nach Abſ 1 Satz 2 entlaſten kann, fügt Abſ 2 noch die weitere der 
früheren Beſitzer hinzu, die an die vom Beſchädigten nachzuweiſende Voraussetzung gebunden 
iſt, daß der Einſturz oder die Ablöſung innerhalb eines Jahres nach Beendigung ihrer Beſttz⸗ 
zeit (88 187, 188) eingetreten ift. Auch der frühere Beſitzer muß Eigenbeſitzer geweſen sein. 
Die Verantwortlichkeit des gegenwärtigen und der früheren Beſitzer ſtehen ſelbſtandig nende 
einander; fie haften als Geſamtſchuldner nach § 840 Abf 1; ihre Ausgleichung untereinander 
regelt $ 426, da $ 840 Abf 3 hier nicht Anwendung findet. Jeder frühere Beſitzer kann bez 
durch den Nachweis befreien, daß er während feiner Befitzzeit bei der rene es 
Gebäudes oder Werkes, wenn ſie von ihm ausging, und bei deren Unterhaltung die im 9 
kehr erforderliche Sorgfalt beobachtet habe, oder daß der Unfall und Schaden Geba Su 
worden wäre, wenn ein ſpäterer Beſitzer feine Schuldigkeit in der Unterhaltung des Gebäudes 
oder Werkes getan hätte; er muß mithin die Verabſäumung der Sorgfalt durch den ſpäteren 
Veſitzer dahin dartun, daß dieſer in der Lage war, für die Abwendung der Gefahr Sorge zu 
gelben 05 1 dies unterlaſſen, ift nicht nachzuweiſen, da feſtſteht, daß die Gefahr nicht ab- 

et wurde. 
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8 837 


Beſitzt jemand auf einem fremden Grundſtück in Ausübung eines Rechtes 
ein Gebäude oder ein anderes Werk, ſo trifft ihn an Stelle des Beſitzers 
des Grundſtücks die im § 836 beſtimmte Verantwortlichkeit!). 

E I 735 Abſ 2 II 760; M 2 819; P 2 657. 


1. 8 837 ſetzt eine Ausnahme von der Regel des § 836, indem er an der Stelle des Eigen- 
beſitzer des Grundſtücks, auf dem ein Gebäude oder ein mit dem Grundſtücke verbundenes Werk 
fich befindet, die Perſon haften läßt, die auf einem fremden Grundſtück in Ausübung eines 
Rechtes ein Gebäude oder ein anderes Werk beſitzt. Vorausſetzung für den Tatbeſtand des 
8 836 iſt mithin einmal, daß ein getrennter Beſitz (Eigenbeſitz) des Grundſtücks und des dar⸗ 
auf errichteten Gebäudes oder Werkes ſtattfindet (RG 59, 8; JW 1910, 653"; 1916, 3%; Warn 
1910 Nr 242; 22. 1. 06 IV 491/05), und ferner, daß der Beſitzer des Gebäudes oder Werkes 
dieſes in Ausübung eines Rechtes beſitzt. Ob dieſes Recht ein dingliches oder perſönliches iſt, iſt 
an ſich gleichgültig; nur muß es ſo geartet ſein, daß die Verantwortung der fehlerhaften Er⸗ 
richtung oder mangelhaften Unterhaltung anſtatt dem Eigenbeſitzer des Grundſtücks dem Beſitzer 
des Gebäudes oder Werkes zufällt. Für den Mieter eines Hauſes trifft keine dieſer Vorausſetzun⸗ 
gen zu, da er weder zur Unterhaltung des gemieteten Gebäudes verpflichtet ift ($ 536), noch das 
Gebäude abgeſondert von dem Grundſtücke beſitzt (RG 59, 8). Der Hauptfall des $ 837 iſt der, 
daß jemand in Ausübung eines Rechtes an einem fremden Grundſtücke (Nießbrauch 88 1030ff., 
Erbbaurecht 88 1012 ff., Grunddienſtbarkeit in den Fällen der Errichtung und Erhaltung einer 
baulichen Anlage durch den Berechtigten nach 88 1020, 1022) ein Gebäude oder ein Werk 
gemäß 8 95 mit dieſem verbunden hat. Doch beſchränkt ſich die Anwendung des $ 837 keineswegs 
auf dieſen Fall. Der Unternehmer eines Baues auf fremdem Grund und Boden iſt 
Beſitzer des Baugerüſtes, das er mit dem Grundſtück verbunden hat, und er beſitzt das Gerüſt 
in Ausübung der aus dem Bauvertrage ſich ergebenden Vertragsrechte, an denen es nichts 
ändert, daß die Errichtung des Gerüſtes zugleich in Betätigung der aus dem Bauvertrage 
folgenden Verpflichtungen erfolgte; ſolange der Bauvertrag beſteht, hat er ein Recht zum 
Halten des Gerüſtes auf dem fremden Grundſtück (NG Warn 1910 Nr 154). Der Mieter 
oder Pächter eines Grundſtücks, der auf Grund des ihm eingeräumten Vertragsrechts 
ein Gebäude oder Werk auf dem Grundſtück errichtet, das nur er, nicht der Eigenbeſitzer des 
Grundſtücks beſitzt: fo der Pächter eines Landguts, der für feine Vertragszeit auf Grund der 
Vertragsrechte für ſeine wirtſchaftlichen Zwecke auf dem Pachtgut Anlagen trifft, die unter 
den Begriff des Gebäudes oder Werkes fallen (NG JW 1910, 6534); ein Mieter eines 
Platzes, der für eine Ausſtellung oder Feſtveranſtaltung ein Wirtſchaftszelt oder eine 
Verkaufs oder Schaubude in Verbindung mit dem Grundſtück aufſtellt (RG IW 1916, 10197: 
Warn 08 Nr 28); der Beſitzer einer elektriſchen Leitungsanlage auf fremdem Grundſtück 
(RG JW 1916, 395); fie find Beſitzer der Gebäude oder Werke in Ausübung eines Rechtes 
im Sinne des $ 837, ſofern fie dieſe abgeſondert von dem Beſitz am Grundſtücke als Eigen: 
beſitzer innehaben; der bloße Mietbeſitz genügt nicht, ſelbſt wenn der Mieter die Unterhaltung 
übernommen hat (RG ZW 1916, 10197). 


8 838 


Wer die Unterhaltung eines Gebäudes oder eines mit einem Grund⸗ 
ſtücke verbundenen Werkes für den Beſitzer übernimmt!) oder das Gebäude 
oder das Werk vermöge eines ihm zuſtehenden Nutzungsrechts zu unterhalten 
hate), iſt für den durch den Einſturz oder die Ablöſung von Teilen verur⸗ 
ſachten Schaden in gleicher Weiſe verantwortlich wie der Beſitzer“). 

E 1 735 Abſ 3 II 761; M 2 819; P 2 657 


1. Während § 837 eine andere Perſon anſtatt des Eigenbeſitzers des Grundſtücks für 
den durch einen Einſturz herbeigeführten Schaden haften läßt, ſchafft $ 838 die Haftung eines 
Pritten neben der des Grundſtückebeſihers aus dem Geſichtspunkte der Unterhaltungspflicht 
des Dritten für das Gebäude oder das Werk. Der erſte Fall dieſer Unterhaltungspflicht iſt, daß 
ein Dritter die Unterhaltung eines Gebäudes oder eines mit einem Gebäude verbundenen 
Werkes für den Beſitzer übernommen hat. Wie in den Fällen der 88 831 Abſ 2, 832 Abſ 2, 
834 kann hier nur an eine Übernahme der Unterhaltung durch Vertrag gedacht werden; eine 
einſeitige, freiwillige, bloß tatſächliche Übernahme genügt nicht. Auch eine beſchränkte Ver⸗ 
tragsnerpflichtung, ein Werk in Ordnung zu halten ohne daß eine Verantwortung für Bau⸗ 
und Werkſchäden übernommen wird, genügt nicht (M& 1916, 10197). Unter den $ 888 gehört 
insbeſondere die Übernahme der Unterhaltung eines Hauſes durch einen Pächter oder Mieter 
durch einen Hausverwalter. Für landwirtſchaftliche Baulichkeiten vgl. S 582. Daß der 
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18 N Beſitzer des Grundſtücks geſchloſſen ſei, ift nicht ſchlechthin erforderlich 
(vgl. 8 . N 

2. Der zweite Fall der Unterhaltungspflicht des $ 838 iſt der, daß fie dem Dritten obliegt 
vermöge eines ihm zuſtehenden Nutzungsrechts, das an dem Gebäude allein oder zugleich 
an dem Grundſtücke beſtehen kaun. Solche Nutzungsrechte ſind das Recht des Nießbrauchers 
(83 1030 ff., namentlich 8 1041), das Recht des Ehemanns am Vermögen der Ehefrau (88 1363, 
1373), des Vaters oder der Mutter am Vermögen der Kinder (88 1649, 1654, 1684, 1686), 
auch das Recht des Grunddienſtbarkeitsberechtigten in dem Falle, daß ihm an den ſeinem Rechte 
dienenden Anlagen kein Beſitz zuſteht, aber die Unterhaltungspflicht obliegt (8 1021). 

3. Die in Halbſatz 1 u. 2 bezeichneten Perſonen find für den durch Einſturz oder Ablöſung 
von Teilen verurſachten Schaden in gleicher Weiſe verantwortlich wie der Beſitzer; beide 
können nebeneinander verantwortlich fein und haften dann nach $ 840 Abſ 1 als Geſamtſchuldner. 
Der Beſitzer kann aber möglicherweiſe den nach $ 836 ihm obliegenden Beweis dahin führen, daß 
er ſich auf den unterhaltungspflichtigen Dritten habe verlaſſen dürfen. Dieſer hat, da er in 
gleicher Weiſe verantwortlich iſt wie der Beſitzer, den Beweis ſeines Nichtverſchuldens ebenſo 
wie der Beſttzer nach § 836 zu führen (RG Warn 1913 Nr 13). Für die Ausgleichung der meh⸗ 
reren verantwortlichen Perſonen untereinander gilt $ 426; $ 840 Abf 3 kommt nur zur Anwen⸗ 
dung, wenn ein außerhalb des Perſonenkreiſes der 88 836—838 ſtehender Dritter (fo der Er⸗ 


bauer des Gebäudes) mit haftbar iſt. 
§ 839 


) Verletzt ein Beamter?) vorſätzlich oder jahrläjjig‘) die ihm einem 
Dritten gegenüber obliegende Amtspflicht“), jo hat er dem Dritten den daraus 
entſtehenden Schaden zu erſetzens). Fällt dem Beamten nur Fahrläſſigkeit 
zur Laſt, ſo kann er nur dann in Anſpruch genommen werden, wenn der Ver⸗ 
letzte nicht auf andere Weiſe Erſatz zu erlangen vermage). 

Verletzt ein Beamter bei dem Urteil in einer Rechtsſache ſeine Amts⸗ 
pflicht, ſo iſt er für den daraus entſtehenden Schaden nur dann verantwort⸗ 
lich, wenn die Pflichtverletzung mit einer im Wege des gerichtlichen Straf⸗ 
verfahrens zu verhängenden öffentlichen Strafe bedroht iſt. Auf eine 
pflichtwidrige Verweigerung oder Verzögerung der Ausübung des Amtes 
findet dieſe Vorſchrift keine Anwendung“). 

Die Erſatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Verletzte vorſätzlich oder fahr⸗ 
läſſig unterlaſſen hat, den Schaden durch Gebrauch eines Rechtsmittels ab⸗ 
zuwenden?) ). 

E 1 736 Abſ 1 II 762; M 2 819—828; P 2 658—8664; 6 202—205. 


1. Schadenserſatzpflicht der Beamten. Die Beamten des Staates und der öffentlichen 
Körperſchaften haften für die in Ausübung des Amtes begangenen u. H. den dadurch beſchä⸗ 
digten Perſonen zunächſt nach Maßgabe der allgemeinen Beſtimmungen der 88 823 Abſ 1 
und 2, 826, unter Umſtänden (Notare, Nentamtmänner in Bayern, die ihre Gehilfen felbſt 
wählen) auch des § 831, der gemäß Art 78 EG nach dieſer Richtung landesgeſetzlich erweitert 
werden kann. Und zwar gilt dies an ſich ſowohl von den mit der Verwaltung des Staats⸗ 
oder Gemeindeguts betrauten oder in Unternehmerbetrieben des Staates oder der Ge. 
meinden (Eiſenbahnen, Elektrizitätswerke, Bergwerke u. a.) beſchäftigten Beamten, für 
deren Handlungen daneben auch der Staat oder die öffentliche Körperſchaft nach den 88 30, 
31, 89, 823 oder nach $ 831 einzuſtehen hat, wie von den in der Regierung des Staates 
oder des Gemeindeganzen tätigen und mit öffentlicher Gewalt bekleideten Beamten. En 
beide Arten von Beamten hat § 839 eine Erweiterung der Haftung dahin geſchafſen, 
daß fie, auch wenn uicht eins der in $ 823 bezeichneten Rechtsgüter eines Dritten oder ein 
Schußzgeſetz im Sinne des $ 823 Abf 2 verleht iſt, und wenn es am Tatbeſtande des 5 di 
fehlt, für denjenigen Schaden haften, welchen fie durch die Verletzung einer Amtspflicht, die 
ihnen Dritten gegenüber oblag, dieſen Dritten ſchuldhaft zugefügt haben. Die erte nder 
ſchließt die engeren Tatbeſtände der bezeichneten Geſetze ein, fo daß auch die u. H. Be. 
Beamten nach 88 823, 826 unter $ 839 fallen, ſofern fie die Verletzung einer engt & 
amten Dritten gegenüber obliegenden Amtspflicht enthalten (fo auch RG 74, 250 wenigstens 
für die fahrläſſig begangenen u. H.; da aber $ 839 ausdrücklich auch vorjägliche Hand. 
ungen des Beamten umfaßt, iſt ein genügender Grund für die Einſchräufung nicht zu 
erſehen; vgl. außer der angeführten Entſcheidung jet noch RG 86, 117 u. 87,347 am Schluß: 
in Ren 10. 4. 18 III 499/17 wird es für unerheblich erklärt, ob die Handlung eine fahrläſſige 
ober vorſatzliche war). Auderſeits wird durch die Tatbeſtandsmerkmale des BGB eine 
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Einſchränkung der nach dieſer Richtung allgemeinen Tatbeſtände der 88 823, 826 geſetzt. 
Hinſichtlich des in Ausübung einer ihnen anvertrauten öffentlichen Gewalt (ſ. darüber 
NG 84, 27; 91 S. 278 u. 347 ſowie $ 89 A 3) von Beamten verurſachten Schadens enthält 
Art 77 ES einen Vorbehalt für die Landesgeſetzgebung, der dieſer ſowohl die Regelung einer 
Haftung des Staates, der Gemeinde oder des Kommunalverbandes für ihre Beamten, 
wie auch der Haftung der Beamten ſelbſt, foſern eine Haftung des Staates oder des 
Kommunalverbandes landesgeſetzlich eingeführt iſt, überlaſſen hat. Der Landesgeſetzgebung 
iſt nach Maßgabe des Art 77 auch das Reich unterworfen (RG 54, 198). Reichsrechtlich 
geregelt war zunächſt nur die Haftung des Bundesſtaats oder der Körperſchaft, der der 
Beamte angehört, für die von Grundbuchbeamten begangene ſchuldhafte Verletzung der 
Amtspflicht (8 12 GO; vgl. dazu RG 57, 277; 66, 107; 72, 324; JW 05, 239285, 07, 
30517). Nachdem Preußen durch das am 1. 10. 09 in Kraft getretene Geſ. v. 1. 8. 09 
(GS 691) für die von unmittelbaren Staatsbeamten in Ausübung der ihnen anver⸗ 
trauten öffentlichen Gewalt begangene ſchuldhafte Verletzung einer ihnen Dritten gegenüber 
obliegenden Amtspflicht die Haftung des Staates und ebenſo für die Verletzung ſolcher 
Amtspflichten ſeitens ihrer Beamten die Haftung der Kommunalbverbände eingeführt hatte 
— durch ein Nachtragsgeſetz v. 14. 5. 14 (68 117) iſt dieſe Haftung auf die Lehrer und 
Lehrerinnen ausgedehnt worden —, iſt auch das Deutſche Reich zu einer gleichen Regelung 
der Haftung für die Reichsbeamten geſchritten, die durch Gel. p. 22. (AG Sl 798) 
erfolgt iſt. K. 889 kommt in den unter dieſe Geſetze gehörigen Fällen, wie nach $ 12 GBO 
nunmehr nur als Vorausſetzung für die Haftung des Reiches und Staates (RG JW 1911, 
22744), ſowke für deren Rückgriff gegen den Beamten zur Anwendung (vgl RG 96, 147). 
Zum erſteren Geſetz vgl aus der Rechtſprechung RG 84, 27; 85, 22; 87, 114; 88, 256 
u. 417; 89, 13; 91, 341 u. 381; JW 1915, 66316; 1917, 5942? u. 66321; 931 u. 972; Warn 
1917 Nr 119 u. 208; zum letzteren RG 82, 317; 86, 117; 87, 347; 89, 247; 91 S. 9 u. 278; 
93, 198; 94, 102; 96, 164; 98, 208; Warn 1919 Nr 186. Die Haftung des Pr. Staates wie 
des Reiches nach dieſen Geſetzen iſt ausgeſchloſſen bei Beamten, die auf den Bezug von Ge⸗ 
bühren angewieſen ſind, nach dem Pr. Gef. auch bei Amtshandlungen anderer Beamten, 
für die dieſe eine beſondere Vergütung von den Beteiligten zu beziehen haben (8 1 Abſ 3 
Pr. Geſ., § 5 RGeſ.). Die Gerichtsvollzieher gehören nicht zu den auf Gekühren ange⸗ 
wieſenen Beamten, das Pr. Gel. v. 1. 8. 09 findet auf fie Anwendung (RG 87, 294; 
JW 1916, 738°). Die neue RVerf. v. 11. 9. 1919 ſetzt grundſätzlich die Haftung des 
Staates für Verletzungen der Amtspflicht der Beamten in Ausübung der ihnen anver- 
1 offenitichen Gewalt feſt; die nähere Regelung iſt der zuſtändigen Geſetzgebung 
vorbehalten. - g 

Die Haftung des Beamten für Verletzungen der Amtspflicht wird durch 8 839 in dreifacher 
Weile beſchränkt: a) indem der Beamte aus einer fahrläſſigen Verletzung der Amtspflicht 
nur hilfsweiſe, nach der ſonſt etwa für denſelben Schaden verantwortlichen Perſon haftet 
(Abs 1 Satz 2; . unſen A 6); b) indem der Spruchrichter für die Verletzung einer Amtspflicht 
bei Erlaß eines Urteils in einer Rechtsſache nur einzuſtehen hat, wenn die Pflichtverletzung 
mit öffentlicher Strafe bedroht ift (Abſ 2; f. unten A 7); e) indem die Haftung des Beamten 
entfällt, wenn der Verletzte ſchuldhafterweiſe den Gebrauch eines Rechtsmittels gegen die 
e = Beamten, der den Schaden abgewendet haben würde, unterlaſſen hat 
(Abſ 3; dgl. . 2 4 0 

2. Beamte im Sinne des § 839 find nur die öffentlichen Beamten, die unmittelbaren 
Reichsbeamten (88 1, 156 RBG v. 18. 5. 07), ſowie die unmittelbaren und mittelbaren Beamten 
der Einzelſtaaten des Reiches, deren Anſtellung und Amtsgewalt ſich landesgeſetzlich regelt. 
Das Merkmal der Beamteneigenſchaft im allgemeinen iſt das auf Anſtellung gegründete 
öffentlichrechtliche Dienſtverhältnis und die Unterſtellung des Dienſtverpflichteten unter eine 
beſondere Dienſtgewalt (Rc 6, 105; 28, 80; 37, 225; 67,117; JW 1911,42). Einer Aufzählung 
der Beamtenklaſſen, die für $ 839 in Betracht kommen, bedarf es nicht. Beamte find landes ⸗ 
geſetzlich auch die Notare in ihrer Eigenſchaft als Urkundsperſonen (vgl. für Preußen RG 
49, 269; 78, 241; 81, 125; JW 01, 58227; 06, 46725; 1910, 10044); Beamte find die Ge ⸗ 
richtsvollzieher (über ihre Beamtenſtellung gegenüber dem fie beauftragenden Gläubiger 
vgl. RG 56, 84 und, das Vertragsverhältnis überhaupt verneinend, REVBZS 82,85). Keine 
Beamten ſind die Rechtsanwälte, ferner die Arzte, ſoweit ſie nicht Amtsärzte ſind. 
Beamteneigenſchaft haben landesgeſetzlich die Schiedsmänner (Preußen: NG 60, 321; 
88, 51), nicht dagegen die Schiedsrichter (Ach 65, 175; über ihre Haftung für den ab. 
gegebenen Schiedsſpruch ſ. unten A 5), nicht die Schöffen, Geſchworenen, Vormünder 
und Pfleger, Teſtamentsvollſtrecker, Nachlaß. und Konkursverwalter (RGSt 
19, 85; 10. 5. 12 111 834/11). Über die Feldmeſſer in Preußen |. RG 79 85; Beamte find 
im Sinne des § 839 auch die Offiziere, ſofern fie öffentliche Dienſtverrichtungen ausüben 
(vgl. RB 91, 9; JW 1912, 63819). Über die Stellung der Volksſchullehrer in Preußen val. 
R 85, 22; JW 1915, 66316; der Lehrer an höheren Lehranſtalten RG 84, 27; über die 
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Stellung der Gemeindevorſteher bei der Aufnahme von Dorfteſtamenten RG 84, 29; Warn 
1917 Nr 119 u. 243. Als Beamter kann für die Haftung aus $ 839 immer nur die Einzel 
11 9 in Betracht kommen. Geht die Amtshandlung, die eine Verletzung der Amtspflicht ent 
hält, von mehreren Beamten aus, die hierbei nach geſetzlicher Ordnung zuſammenwirken müſſen 
(Kollegium), fo können nur die ſchuldigen Einzelbeamten, die die Mehrheit bildeten, in An⸗ 
ſpruch genommen werden (RG 89, 13). 

3. Die Haftung des Beamten aus $ 839 ſetzt die Verletzung einer ihm Dritten gegenüber 
obliegenden Amtspflicht voraus. Der Anſpruch aus 8 839 ſteht nur einem ſolchen Verletzten 
zu, dem gegenüber die Amtspflicht beſtand. 8 839 regelt nur die privatrechtliche Haftung 
der Beamten; der Umfang ihrer Amtspflichten beſtimmt ſich nach den das Amtsverhältnis 
und die Amtsgewalt der Beamten regelnden Geſetzen des öffentlichen Rechtes (RG JW 08, 
6532; 26. 9. 04 VI 550/03). Die Anıtspflichten umfaſſen die ſorgfältige Beobachtung ſowohl 
der in die Amtsverwaltung einſchlagenden Geſetzesbeſtimmungen, wie auch die der beſonderen 
von den übergeordneten Behörden erlaſſenen Dienſtvorſchriften. Den Gegenſatz zu den Amts⸗ 
pflichten, die den Beamten Dritten gegenüber obliegen, bilden einmal die Amtspflichten, 
die im inneren Verhältnis zu den übergeordneten, nebengeordneten und untergeordneten 
Behörden und Beamten zu beobachten find (Ordnungs⸗ und Aufſichtsvorſchriften), ſodann 
auch die Pflichten, die dem Beamten zwar nach außen, aber unmittelbar im öffentlichen Inter⸗ 
eſſe, zum Schutze der öffentlichen Ordnung auferlegt ſind. Hat die Amtspflicht aber den Zweck, 
das Intereſſe des einzelnen wahrzunehmen, ſo liegt ſie dem Beamten einem Dritten 
gegenüber ob (RG 78, 241; J 1916, 739°). Im einzelnen iſt dies aus der Betrachtung des 
Amtskreiſes des Beamten zu beſtimmen. Soweit die Beamten zur Verwirklichung derjenigen 
Staatsaufgaben berufen ſind, die den Schutz und die Förderung der Zwecke und Intereſſen 
der einzelnen zum Gegenſtande haben, liegen ihnen im allgemeinen auch Amtspflichten dem 
Dritten gegenüber ob, mit denen ihre Amtstätigkeit ſie in Berührung bringt. Als ein natür⸗ 
liches, jedoch nicht weſentliches Merkmal für das Beſtehen einer Amtsobliegenheit Dritten 
gegenüber iſt die Einrichtung von Rechtsmitteln gegen die Amtshandlung anzuſehen. Die 
Verletzung einer Amtspflicht Dritten gegenüber kann, wie regelmäßig die u. H., ſowohl in der 
Vornahme einer unzuläſſigen, wie in der Unterlaſſung einer gebotenen Amtshandlung be⸗ 
ſtehen (R 56, 84 a. Schl.), und fie kann die Verletzung allgemeiner Pflichten, die Zuwider⸗ 
handlung wider beſondere Geſetze, wie gegen rechtsgültige Dienſtvorſchriften zum Gegen- 
ſtande haben, die das Amtsverhältnis Dritten gegenüber beſtimmen. Unter 8 839 fallen dem⸗ 
nach, was für die Beſtimmungen in Abs 1 Satz 2 und in den Abs 2 u. 3 von Wichtigkeit iſt, 
einmal die ſchon nach den allgemeinen Beſtimmungen der 88 823 u. 826 als unerlaubt anzu⸗ 
ſehenden Handlungen (hinſichtlich der vorſätzlich begangenen u. H. vgl. jedoch RG 74, 250, dazu 
oben A 1), insbeſondere die Verletzungen der Schutzgeſetze der 88 331 ff. StGB (vgl. im all⸗ 
gemeinen RG JW 08, 6532; im einzelnen: für Amtsunterſchlagung RG 56, 84; Fälſchung 
amtlicher Urkunden RG 66, 107; Körperverletzung durch Mißbrauch der Waffe ſeitens eines 
Polizeibeamten R Gruch 51, 1001; ape Körperverletzung eines Gefangenen durch 
d böllſtreckungsbeamten RG 56, 215); nicht minder die beſonderen Amtsverfehlungen 
durch Nichtbeachtung von Dienſtvorſchriften, die den Charakter von Schutzgeſetzen nicht haben, 
aber die Amtstätigkeit des Beamten nach außen regeln. Die Verletzung der Pflicht der 
Amtsverſchwiegenheit in Angelegenheiten, die die Intereſſen Dritter berühren, gehört hierher 
(RG 87, 419; 88, 171; Grenzen der Schweigepflicht des Richters über den Inhalt der Be⸗ 
ratung des Gerichtshofs RG 89, 13); weiter die Unterlaſſung geeigneter Vorſchriften zur 
Verhütung des Waffenmißbrauchs (RG 91, S. 9 u. 381); der Erlaß eines unzuläſſigen Haft⸗ 
befehls (RG 89, 13) und die unzuläſſige Feſtnahme einer Perſon (NG JW 1918, 220%). Die 
Haftung der Beamten nach 8 839 ſetzt nicht voraus, daß der Beamte zu der Amtshandlung, 
in deren Ausübung er einer Pflichtverletzung ſich ſchuldig machte, verpflichtet iſt; es genügt, 
daß er zu der Handlung befugt ift (Erteilung einer Auskunft, RG 68, 278; JW 02 Beil 
214°?); ja ſelbſt eine Überſchreitung der Amtsbefugniſſe durch Vornahme von amtlichen 
Handlungen, zu denen der Beamte nicht zuſtändig iſt, kann die Verletzung einer Amtspflicht 
Dritten gegenüber darſtellen; ſo, wenn ein Beamter (Schiedsmann, Gemeindevorſteher), der 
dazu nicht befugt iſt, die Beglaubigung von Unterſchriften in der Form amtlicher Urkunden rg 
nimmt und dabei ſchuldhaft Falſches beurkundet (ME 71, 60; JW 09, 49477, 1911, 452°; 
1917, 931 in Abweichung von Ach 60, 321). Dritte im Sinne des $ 839 find nicht al die 
bei dem Amtsgeſchäft unmittelbar Beteiligten, wie die Parteien des Rechtsſtreits, die Rechts⸗ 
anwälte, Zeugen, Sachverſtändigen gegenüber dem Prozeßrichter, die Vertragsparteien gegen⸗ 
über dem Notar oder dem Richter der freiwilligen Gerichtsbarkeit, ſondern auch die Perſonen, 
deren Intereſſen nach der beſonderen Natur des Anitsgeſchäfts durch dieſes berührt ann und 
in deren Rechtskreis dadurch eingegriffen wird (RG 72, 324; 78, 241; 86, 105: Warn 09 Tr 180; 
1915 Nr 140; 1917 Nr 243; Gruch 52, 696; 19. 4. 07 111 385/06): fo die Perſonen, die ein letztwillig 
Verfügender in feinem Teſtamente bedacht hat, gegenüber dem das Teſtament beurkundenden 
Teſtamentsrichter, Notar oder Gemeindevorſteher (NG 58, 296; 74, 421; Warn 09 Nr 180; 
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7. 1. 13 III 151/12), bei Grundbuchgeſchäften die Perſonen, in deren Intereſſe die Eintragung 
vorgenommen werden ſoll (RG 72, 324); aber auch weiter alle diejenigen, die im Vertrauen 
auf die richtige Handhabung der Grundbuchgeſchäfte und die dadurch geſchaffene Rechtslage 
im Rechtsverkehr tätig werden; der Begriff des Dritten im Sinne des 8 839 fällt hier zuſammen 
mit dem der Beteiligten im Sinne des 8 12 EBD (RG 78, 241; Warn 1912 Nr 390). Bei der 
Ausfertigung von Urkunden iſt dagegen Dritter nur der, der das Recht auf die Ausfertigung 
hat (RG JW 1910, 23413). Dritter ift dem Gerichtsvollzieher gegenüber bei Vollſtreckungs⸗ 
handlungen nicht nur der Schuldner, ſondern auch der Gläubiger, (RG 56, 84; vgl. 675 A 1). 
Als Dritter kann endlich auch der Staat in Betracht kommen, wenn der Beamte deſſen Ver⸗ 
mögensintereſſen zu wahren hat; ſo wenn ein Steuerbeamter den ſtaatlichen Steueran⸗ 
ſpruch ſchuldhaft verjähren läßt (RG 7. 5. 09 II 490/08), oder wenn ein Beamter durch vor⸗ 
ſchriftswidrige Dienſtreiſen oder amtliche Bekanntmachungen das Staatsvermögen ſchädigt 
(RG 58 S. 429 u. 304), oder wenn ein Offizier bei militäriſchen Übungen ſchuldhaft Flur⸗ 
ſchäden verurſacht, für die der Staat erſatzpflichtig iſt (RG 82, 317). 5 

4. Vorſatz und Fahrläſſigkeit bei der Verletzung der Amtspflicht bedeuten ein ſchuldhaftes 
Handeln im Hinblick auf dieſe Verletzung; der Beamte muß ſich alſo bewußt über geſetzliche oder 
Dienſtvorſchriften hinweggeſetzt oder er muß bei gehöriger Aufmerkſamkeit, bei Beobachtung 
der für einen Beamten im Verkehr erforderlichen Sorgfalt in der Lage geweſen ſein, ſeine 
Handlungsweiſe als einen Verſtoß gegen die Amtspflicht zu erkennen. Das Verſchulden des 
Beamten hat der Kläger nach dem allgemeinen Grundſatz darzutun; eine tatſächliche Ver⸗ 
mutung dafür beſteht nicht (RG JW 1917, 931°); damit fteht nicht in Widerſpruch, daß den 
Beamten die Pflicht der Entlaſtung trifft, wenn es ſich um den Verluſt von Geld oder andere 
Sachen handelt, die dem Beamten amtlich zur Aufbewahrung übergeben waren (entfprechende 
Anwendung des $ 282 BGB. NG 74, 342). Daß der Beamte den aus der Pflichtverletzung 
entſtehenden Schaden vorausſah oder vorausſehen konnte, ift nicht erfordert (RG JW 07, 8284). 
Nicht jedes Verſehen iſt aber ein zum Schadenserſatze verpflichtendes Verſchulden (Ent⸗ 
ſchuldigung durch Kriegsüberlaſtung, RG JW 1917, 97213). Eine offenbar unrichtige Geſetzes⸗ 
auslegung durch den Richter oder Notar ſtellt immer ein Verſchulden dar, nicht aber eine 
unrichtige Stellungnahme bei Geſetzesbeſtimmungen, die für die Auslegung Zweifel in ſich 
tragen, zumal wenn die Geſetzesbeſtimmungen noch neu, die Zweifelsfragen noch unaus⸗ 
getragen find und der Beamte für feine Auffaſſung namhafte Rechtslehrer auf feiner Seite 
hat (RG 59, 381; 60, 392; 85, 72; 91, 127; ZW 06 S. 53%, 1325, 162%; 09, 114; Warn 09 
Nr 171; 1911 Nr 271; 1913 Nr 140; 1914 Nr 188; Seuff A 61 Nr 175; Gruch 50, 832); 
geringere Anforderungen ſind an einen ein Notteſtament beurkundenden Gemeindevorſteher 
zu ſtellen, dein als Laien die Aufgabe der Auslegung eines Geſetzes zufällt (RG IW 09, 727; 
1911, 71415; Warn 1917 Nr 119 u. 243; 1. 2. 04 VI 233/03). Über die bei der Beglaubigung 
von Unterſchriften aufzuwendende Sorgfalt zur Feſtſtellung der Perſou vgl. RG 81, 128; 
JW 09, 49417; 1910, 62851; 1911, 452“; 1913, 104414; 1917, 93150. Eine ſchuldhafte Ver⸗ 
letzung der Amtspflicht Dritten gegenüber fällt nach der Rechtſprechung des Reichsgerichts 
beiſpielsweiſe zur Laſt: - 

a) dem Amtsrichter, der im Privatklageverfahren die Zuftellung des verurteilenden 
Erkenntniſſes an den Angeklagten zu verfügen unterläßt (RG JW 1913, 266) 

b) dem Vollſtreckungsrichter (und Gerichtsſchreiber), der den Zwangsverſteigerungs⸗ 
termin abhält und den Zuſchlag erteilt, obwohl die ordnungsmäßige Zuſtellung des Verſteige⸗ 
rungsbeſchluſſes an den Schuldner nicht bewirkt oder ſonſt eine vorgeſchriebene Bekannt 
machung nicht erfolgt iſt (RG JW 07, 8284; Warn 08 Nr 215); der ferner die Verſteigerungs⸗ 
bedingungen unrichtig aufſtellt (RH 15. 1. 03 VI 306/02), insbeſondere bei der Feſtſetzung 
des geringſten Gebots zu berüdfichtigende Forderungen unberückſichtigt läßt (RG JW. 
1914, 864%; Warn 1916 Nr 167) oder überſieht, daß von einem Bieter Sicherheit verlangt 
worden war (RG JW 1915, 654) oder der den Verſteigerungstermin vor der geſetzlich 
feſtgelegten Zeit ($ 73 3G) ſchließt (R JW 06, 539%), ſowie der bei der Kaufgelderver⸗ 
teilung den 8 117 3B — Zahlung an den Berechtigten — überſieht und den Betrag 
einer Vuchhypothek dem zur Zeit der Eröffnung des Verfahrens eingetragen geweſenen 
Gläubiger auszahlt, obwohl Abtretung und Eintragung eines neuen Gläubigers zu den 
Zwangsverſteigerungsakten bekanntgegeben war (R 73, 298); . 

e) dem Grundbuchrichter, der eine Eintragung ohne gehörige rechtliche Prüfung 
oder Prüfung der Perſonen und Vertreterbefugnis (RG JW 1912, 86625; Warn 1915 
Nr 140) oder ohne die dafür erforderliche vormundſchaftsrichterliche Genehmigung (RG 
Gruch 52, 696) vornimmt oder der eine beantragte Eintragung unterläßt (RG 72, 824: 
Warn 1913 Nr 196, 197, 198); der ferner entgegen dem § 17 GBD eine ſpäter beantragte 
Eintragung ohne Erledigung der früher beantragten in unrichtiger Reihenfolge vornimmt 
(RS 57, 277; 60, 392; 65, 98; einen Fall fehlenden Verſchuldens in Anſehung des $ 17 G8 
behandelt RG Warn 1913 Nr 14); oder der die Beſtimmung in $ 42 Abſ 1 Satz 1 688 
außer acht läßt (NGG Warn 1917 Nr 277); oder der unter Verſtoß gegen Art 7 PrAG. G80 
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die Ausfertigung des Hypothekenbriefs nicht mit dem Entwurfe und dem Grundbuche ver⸗ 
glichen hat (RG 77, 423); auch der den Beteiligten eine falſche Rechtsbelehrung über die 
Stempelpflicht eines Geſchäfts (RG Warn 1913 Nr 140) oder ſonſt eine falſche Auskunft 
erteilt, auch wenn er zu ihrer Erteilung nicht verpflichtet war (RG JW 1914, 1511); fiber 
die Verpflichtung des Grundbuchrichters zur Prüfung von Urkunden, die dem Grundbuchamt 
überreicht ſind innerhalb des Zweckes, zu dem ſie erkennbar übergeben ſind, aber nicht darüber 
hinaus |. RG Warn 1916 Nr 279; zur Belehrung der Parteien RG 85, 409); . 

d) dem Vormundſchaftsrichter (vgl. 88 1837—1848), der ohne gehörige Prüfung eine 
vorgeſchriebene Genehmigung zur Anlage oder zur Abhebung von Mündelgeldern oder zur 
Löſchung einer Mündelhypothek erteilt (RG 85, 416; 88, 264; Warn 08 Nr 486; 1917 Nr 178; 
24. 5. 10 III 323/09), oder der von einer vorſchriftswidrigen Anlegung von Mündelgeldern 
durch den Vormund Kenntnis erhalten hat oder erhalten haben muß und nicht einſchreitet 
(RG 21. 4. 04 VI 583/08; 1. 5. 06 III 537/05; über die Grenzen der Nachprüfungspflicht 
ogl. RG 67, 408); weiter der für die Anlegung von Mündelgeldern einen falſchen Rat erteilt 
(RG 84, 92); ferner der feine Aufſichtspflicht bei der Hinterlegung von Inhaberpapieren 
des Mündels durch den Vormund verſäumt (RG JW 1910, 28822); eine Amtspflicht und 
848 5 9 5 Haftung des Vormundſchaftsrichters beſteht nur gegenüber dem Mündel (vgl. 

e) dem Nachlaßrichter, der bei Beaufſichtigung des Nachlaßverwalters etwas verſieht; 
der Nachlaßrichter iſt dabei nicht nur den Erben, ſondern auch den Nachlaßgläubigern verant⸗ 
1 (RG 88, 264); oder der fahrläſſig eine unrichtige Auskunft erteilt (RG Warn 1915 

T 3 

f) dem Gerichtsſchreiber, der die Eintragung einer angemeldeten Konkursforderung 
in die Konkurstabelle unterlaſſen hat (RG 14. 12. 03 VI 567/03); über weitere Verfehlungen 
des Gerichtsſchreibers ſ. zu b, g und i; 

g) dem Gerichtsvollzieher, der bei Zuſtellung der Klage dem Beklagten eine Klage⸗ 
ſchrift übergibt, auf der die Terminsbeſtimmung fehlt (neben dem Gerichtsſchreiber RG 
51, 258); der in eiliger Friſtſache eine Zuſtellung durch die Poſt vornimmt, ohne ſich um 
deren Erledigung und den Verbleib der Zuſtellungsurkunde weiter zu kümmern (RG IW 
1918, 135°); der eine Zuſtellung der Benachrichtigung von bevorſtehender Pfändung gemäß 
8 845 ZPO durch Niederlegung bei der Poſt bewirkte, obgleich eine Erſatzzuſtellung (88 181 
Abſ 2, 182 ZPO) möglich war (RG 87, 412); der eine Zwangsvollſtreckung gröblich verzögert, 
ſo daß es dem Schuldner gelingt, zur Pfändung geeignete Vermögensſtücke beiſeite zu ſchaffen 
(RG 79, 241), der eine Pfändung vornimmt unter Nichtbeachtung der Friſt des 5 798 ZPO 
(RG 83, 336), oder bei der Zwangsvollſtreckung wegen einer Wechlelforderung, ohne im 
Beſitze des Wechſels zu ſein (RG JW 1916, 7395); der bei der Zwangsvollſtreckung in beweg⸗ 
liche Sachen es unterläßt, die Pfändung durch Pfandzeichen kenntlich zu machen (RG 14. 12. 06 
III 184/06); ferner der der Pfändung entzogene Sachen in Kenntnis dieſer Eigenſchaft 
pfändet und andere geeignete ungepfändet läßt (RG 72, 181); ſowie der die Verſteigerung 
von Pfandſtücken weiter ausdehnt, als zur Befriedigung des Gläubigers und zur Deckung 
der Koſten erforderlich iſt (§ 818 3PO; R 51, 186); endlich der den Verſteigerungserlös 
auszahlt, obwohl er von dem Bevorſtehen einer gerichtlichen Einſtellungsanordnung zu⸗ 
gunſten eines Dritten (Vermieterpfandrecht) Kenntnis erhalten hat (RG 87, 294). Dagegen 
handelt der Gerichtsvollzieher nicht ſchuldhaft, wenn er von einer Vollſtreckungshandlung 
nicht auf Grund einer vom Schuldner aufgeſtellten Behauptung, deren Richtigkeit die Voll⸗ 
ſtreckung unzuläſſig machen würde, Abſtand nimmt (RG 10. 3. 02 VI 431/01), oder wenn er 
den Schuldner im Auftrage des Gläubigers zur nochmaligen Ableiſtung des Offenbarungs⸗ 
eides nach 8 903 ZPO verhaftet hat: die Prüfung, ob der Schuldner zur nochmaligen Ableiſtung 
des Eides verpflichtet iſt, ſteht dem Gerichtsvollzieher nicht zu (RG 9. 10. 06 III 34/06); 

h) dem Notar, der bei der Aufnahme eines Rechtsgeſchäfts ſich nicht über die Perſönlich⸗ 
keit der vor ihm zur Beurkundung Erſchienenen in genügender Weiſe Gewißheit verſchaffte 
(RG 78, 241; 81 S. 125 u. 157) und der lediglich auf die Angaben der eine Beglaubigung bean- 
tragenden Perſon hin ohne nähere Prüfung eine Beglaubigung erteilt (RG JW 07, 87 0); 
der gegen § 183 FGG feine Namensunterſchrift als Blankobeglaubigung unter einen unaus⸗ 
gefüllten Vordruck abgibt (RG 86, 102); der einen nichtigen Vertrag zum Gegenſtande ſeiner 
Beurkundung macht (RG LZ 1919, 4612) oder durch mangelhafte Abfaſſung des Vertrags 
die falſche Wiedergabe des Vertragswillens verſchuldet (NG JW 1916, 1116“, 1919, 99000; 
der bei Erhebung eines Wechſelproteſts die Prüfung unterläßt, ob der Wechſel den Auftrag- 

eber als Wechſelgläubiger ausweiſt (NG IW 06, 46715); der ein von ihm aufgenommenes 
eſtament mit unrichtiger Tagesangabe verſehen hat (RG 74, 421) und der bei einer Teſta⸗ 
mentsaufnahme es unterlaſſen hat, den Erblaſſer auf die Unfähigkeitsgründe für die Teſtaments⸗ 
zeugen (58 2234— 2236) aufmerkſam zu machen (RG 7. 1. 18 III 151/12); der Bulk esoarvtbeig 
die Eintragung einer Hypothek an falſcher Stelle veranlaßt (R 16. 1. 07 V 206/ 0) und ber 
die Ausfertigung einer von ihm aufgenommenen Urkunde verzögert (RG JW 1910, 23429); 
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endlich der in der Aufbewahrung der amtlichen Siegel und Stempel ſorglos verfährt und dadurch 
deren mißbräuchliche Benutzung ermöglicht (RG 81, 130). Keine Pflichtverletzung des Notars 
iſt es, wenn er vor der Aufnahme einer Handlung der freiwilligen Gerichtsbarkeit das Grund⸗ 
buch nicht darauf einſieht, ob die Vorausſetzungen, von denen die Beteiligten ausgehen, richtig 
find; zur Einficht des Grundbuchs ift der Notar ohne beſonderen Vertrag nicht verpflichtet 
(RG 95, 200; JW 07, 5145; 1913, 11525; Warn 1918 Nr 226); oder wenn er bei der 
Stempelverwendung ohne weitere eigene Prüfung ſich an die gemeinſame Wertangabe der 
Vertragsparteien hält (RG JW 07, 17614; ſelbſtverſtändlich kann bei erſichtlich zu niedriger 
Wertangabe daraus aber eine Haftung des Notars dem Staate gegenüber beſtehen). Wo 
nur bie Beglaubigung einer Unterſchrift von dem Notar begehrt wird, erſtreckt ſich die Amts⸗ 
tätigkeit des Notars nicht auf den Inhalt der Urkunde (RG JW 1910, 1004); kennt er aber 
den Inhalt und weiß, daß die Urkunde ein offenbar ungültiges Geſchäft enthält, ſo darf er 
auch die Unterſchriften nicht beglaubigen (RG 87, 232 u. 93, 68). Zu einer Rechtsbelehrung 
iſt der Notar bei Aufnahme eines Rechtsgeſchäfts inſoweit verpflichtet; als fie für das Zuſtande⸗ 
kommen einer rechtswirkſamen Urkunde erforderlich iſt; er muß den wahren Willen der Ver⸗ 
tragsparteien erforſchen und ſie über die Bedeutung der zu beurkundenden Erklärung und 
das für den Zweck taugliche Rechtsgeſchäft aufklären, ſelbſt dann, wenn ihm Zweifel an der 
Einſicht der Parteien erſt nach der Beurkundung entſtehen (RG 85, 837; 95, S. 214 u. 299; 
JW 1912 19516; 1913 S. 4901: u. 11526; 1914 S. 19410 u. 3545; 1915, 51311; 1917 S. 3587 
u. 600“; Warn 1911 Nr 233; 23 1919, 477°); auch über die Stempelfolgen des beabſichtigten 
Geſchäfts beſteht die Aufflärungspflicht (RG JW 1915, 51311; 1917, 600°). Die Ent- 
gegennahme grundbuchamtlicher Mitteilungen über Eintragungen aus den von ihm beur⸗ 
kundeten Rechtsgeſchäften gehört nicht zu den Amtspflichten des Notars; hierbei handelt er 
als Beauftragter der Partei oder als Geſchäftsführer ohne Auftrag (RG 81, 428). Eine 
Haftung des Notars für Verfehlungen ſeiner Angeſtellten beſteht nach Maßgabe des $ 839 
nicht (RG JW 1910, 10044; Warn 1918 Nr 226); immer kann nur ſeine eigene Verfehlung 
in Frage kommen; dieſe kann aber darin beſtehen, daß er eine nicht ganz einfache Angelegen⸗ 
heit dem rechtsunkundigen Bureauvorſteher zur Bearbeitung überläßt (RG JW. 1914, 354°; 
Warn 1913 Nr 195); darüber, daß die Erfüllung der Amtspflicht des Notars nicht zugleich 
Gegenſtand vertraglicher Bindung fein kann, vgl. RG 85, 409; 93, 68; 95, 214; JW 1920, 
370° und A 1 zu $ 675 und die dort weiter angezogenen Entſcheidungen. In den Amts⸗ 
bereich des Notars gehört aber auch das Entwerfen der Urkunden, deren Unterſchriften nachher 
beglaubigt werden ſollen; es iſt nicht Gegenſtand beſonderen Vertrags (RG 87, 232 u. 93, 68; 
J 1017, 858”). Über die Klarlegung, zweckentſprechende und richtige Geſtaltung und 
Faſſung des Parteiwillens in der Beurkundung geht die Amtspflicht des Notars nicht hinaus; 
hat er es an der etwa erforderlichen Belehrung nicht fehlen laſſen und dem erforſchten wahren 
Willen der Parteien des Rechtsgeſchäfts gemäß dieſes beurkundet, ſo iſt ſeine amtliche Für⸗ 
ſorgepflicht erſchöpft (RG JW 1915, 11934; Warn 1915 Nr 235); nur die Einreichung der 
von ihm aufgenommenen oder beglaubigten Urkunden bei Gericht zwecks Eintragung in das 
Grundbuch oder in das Handelsregiſter gehört noch in den Amtsbereich (RG 93, 68); 

1) dem Gerichtskalkulator in Preußen, der die Nachprüfung einer Vormundſchafts⸗ 
rechnung ſchuldhaft verzögert (RG 80, 406); 

k) dem Poſtbeamten, der einen Eilbrief fehlleitet (RG JW 1911, 46°°; 1912, 10615), der 
eine telegraphiſche Poſtanweiſung nicht weiterbefördert hat (RG Warn 1912 Nr 307), und 
dem Telegraphenbeamten, der unter Außerachtlaſſung der Vorſchriften der Dienftan- 
weiſung die Verſtümmelung oder Entſtellung eines Telegramms herbeiführt (RG 18. 2. 13 
III 365/12; vgl. zu dieſen Fällen aber Reichert in JW 1918, 525 ff.); 

I) endlich dem Lehrer, der ſich eine Überfchreitung feines Züchtigungsrechts zuſchulden 
kommen läßt (dgl. darüber $ 823 A 3 u. 10), ſowie der durch mangelnde Beaufſichtigung 
der Schüler beim Spiel die Verletzung Dritter verſchuldet (RG Warn 1916 Nr 80). 

5. Für den Erſatz des aus der Verletzung der Amtspflicht entſtandenen Schadens gelten 
die allgemeinen Beſtimmungen der 88 249 ff. Über den urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen 
Handlung und Schaden vgl. die Vorbem 5 vor $ 823 ſowie für einen Fall des § 839 RG 91, 347; 
einen Fall fehlenden Urſachenzuſammenhangs behandelt Ach Warn 08 Nr 215 (vgl. oben A Ab). 
Wenn mehreren Beamten eine Verletzung der Amtspflicht zur Laſt fällt und jede für den 
Eintritt des Schadens urſächlich geworden ift, dann haften die mehreren Beamten neben- 
einander und ſomit gemäß $ 840 Abſ 1 als Geſamtſchuldner (RG 51, 258). Die Begünſtigung 
des Abf 1 Satz 2 kommt ihnen nicht zugute, es ſei denn, daß von den mehreren Beamten ein 
Teil fahrläſſig, ein anderer vorſätzlich handelte (vgl. A 6). Für ihren Ausgleich untereinander 
gilt $ 840 Abſ 1 in Verbindung mit $ 426 (vgl. $ 840 A 2 u. 3). Schadenserſatzberechtigt iſt 
nach Maßgabe des 9 839 nur die Perſon, der gegenüber die Amtspflicht zu erfüllen war (A 3). 
Die 88 843—845 gelten für die Falle der Tötung, Körperverletzung, Geſundheitsbeſchädigung 
und Freiheitsentziehung auch für den Bereich des $ 839 (RG 91, 9; 94, 102). Daß bei einem 
mitwirkenden Verſchulden des Geſchädigten $ 254 zur Anwendung zu kommen hat, iſt ſelbſtver⸗ 
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ſtändlich. Einen beſonderen Fall des eigenen mitwirkenden Verſchuldens des Verletzten bei der 
Entſtehung des Schadens hat Abſ 3 herausgehoben, der dem Verletzten unter Beiſeiteſetzung 
des Abwägungsgrundſatzes des 8 254 jeden Schadenserſatzanſpruch gegen den Beamten ab. 
ſpricht, wenn er die Einlegung eines Rechtsmittels gegen die ihn ſchädigende Amtshandlung 
des Beamten ſchuldhaft unterlaſſen hat (vgl. A 8). § 254 Abſ 2 iſt anwendbar, wenn der 
Beſchädigte ſchuldhaft unterlaſſen hat, den Schaden, deſſen Erſatz er von dem Beamten fordert, 
durch rechtzeitige Inanſpruchnahme des in erſter Reihe zum Schadenserſatze Verpflichteten 
abzuwenden oder zu mindern (RG 80, 252). 

6. Der Beamte haftet für eine fahrläſſige Verletzung der Amtspflicht nur hilfsweiſe; 
er kann erſt dann in Anſpruch genommen werden, wenn der Verletzte nicht auf andere Weiſe 
Erſatz zu erlangen vermag. Dieſer Fall iſt ſowohl dann gegeben, wenn ein anderer Erſatz 
pflichtiger nicht vorhanden iſt, wie dann, wenn der vorhandene andere Erſatzpflichtige nicht 
zahlungsfähig iſt (RG Warn 1917 Nr 278). Auf die Möglichkeit eines anderweiten Erſatzes 
in der Zukunft braucht ſich der Beſchädigte, der ein Recht auf alsbaldigen Schadenserſatz hat, 
nicht verweiſen zu laſſen (RG 80, 254; Warn 1917 Nr 178). Die Beweislaſt, daß von einem 
andern Erſatz nicht zu holen iſt, trifft an ſich den Verletzteu; fie gehört zur Klagebegründung 
(RG 81, 430; 86, 286; 91, 232; JW 1913, 59812; 1915, 5942; Warn 1914 Nr 121). Dieſer Beweis⸗ 
pflicht genügt der Verletzte nicht ſchon, wenn er die jetzige Unmöglichkeit eines anderweitigen 
Erſatzes dartut; er muß auch nachweiſen, daß er eine früher vorhandene Erſatzmöglichkeit 
nicht ſchuldhaft verſäumt habe (fu RG 86, 286 in Einklang mit RG 79, 12, aber in Abweichung 
von RG 80, 254). Anderſeits kann dem Verletzten der Beweis eines reinen Nichtvorhanden⸗ 
ſeins nicht angeſonnen werden; ergibt ſich aus der Sachlage kein Anhalt dafür, daß ein anderer 
Erſatzpflichtiger in Frage kommt, ſo iſt es Sache des Beklagten, darzutun, daß dennoch eine 
andere haftbare Perſon vorhanden iſt (RG 51, 186). Hat der Verletzte ohne Verſchulden 
verſäumt, von dem anderen Erſatzpflichtigen Erſatz zu erlangen, ſo kann ihm die Verſäumung 
nicht ſchaden (RG 86, 286). Den Beweis, daß ihm nur Fahrläſſigkeit zur Laſt fällt, hat der 
Beamte zu führen. Hat er ihn erbracht, ſo ſcheidet er als Erſatzpflichtiger aus, bis ihm nach⸗ 
gewieſen wird, daß nicht von anderer Seite Erſatz zu erlangen iſt (RG Warn 1914 Nr 121). 
Iſt ein anderer Erſatzpflichtiger vorhanden, ſo ändert es nichts an der Befreiung des Beamten 
nach Satz 2, daß letzterer etwa auch dieſem andern wieder auf Schadenserſatz haftet (RG 
91, 96). Von mehreren aus der Verletzung einer Aıntzpflicht für denſelben Schaden erſatz⸗ 
pflichtigen Beamten kann der wegen Fahrläſſigkeit verantwortliche auf Grund des Satz 2 
ſeine Haftpflicht ablehnen, ſolange nicht der aus Vorſatz verantwortliche herangezogen iſt; 
haben die mehreren Beamten ſämtlich nur fahrläſſig gehandelt, ſo kann nicht unter Berufung 
auf Satz 2 der eine die Verantwortung auf den andern abwälzen. Hier verſagt die An⸗ 
wendung des Satz 2 und gilt $ 840 Abſ 1, der im übrigen durch § 839 Abſ 1 Satz 2 zugunſten 
des Beamten ausgeſchaltet wird, weil dieſer den Beſchädigten ganz an den audern Erſatz⸗ 
pflichtigen verweiſen kann (RG 51, 258; 81, 428; Warn 1916 Nr 279). Nach den Aus⸗ 
führungen in A 1 u. 3 iſt unter der Verletzung einer Amtspflicht nicht nur die Außerachtlaſſung 
von Dienſtvorſchriften außerhalb der allgemeinen Haftung der 88 823 u. 826 zu verſtehen; 
auch ſolche Handlungen fallen darunter, die den Beamten ſchon nach den allgemeinen Be⸗ 
ſtimmungen dieſer Paragraphen haftbar machen, ſofern die Handlung, die die Pflichtverletzung 
enthält, in den Amtsbereich des Beamten fällt. Daraus ergibt ſich, daß der Beamte, dem 
nur Fahrläſſigkeit zur Laſt fällt, ſich auf die an des Satz 2 auch in den Fällen 
berufen kann, in denen feine Haftung aus $ 823 Abſ 1 oder 2 begründet iſt (RG 74, 250; 
JW 08, 653%). Dagegen bedarf es kaum der Erwähnung, daß der Beamte (Gerichtsvoll⸗ 
zieher, Notar) inſoweit die Vergünſtigung des Satz 2 nicht genießt, als er dem Geſchädigten 
auch aus einem Vertragsverhältnis (Auftrag, Dienſtvertrag) haftet. Satz 2 iſt auch dann 
anzuwenden, wenn der andere Erſatzpflichtige der Dienſtherr des Beamten, der Staat ſelbſt 
iſt (88 31, 89; RG 74, 250; Warn 1911 Nr 329). Inwiefern die Koſten des gegen einen 
Dritten als erſatzpflichtig in Anſpruch genommenen geführten Prozeſſes dem von dem Beamten 
zu erſetzenden Schaden zuzuſchlagen find, darüber vgl. RG 91, 232, aber auch Warn 1912 
Nr 390. Die dreijährige Verjährung des § 852 beginnt für den Schadenserſatzanſpruch 
gegen den Beamten erſt von da an, wo feſtſteht, daß ein vorverhafteter Erſatzpflichtiger, Be 
in Anſpruch genommen werden kann (RG JW 1915, 594°; 17. 4. 09 V 485/08; vgl. $ 852 
A 4b). Über den Rückgriff des Beamten, der den Geſchädigten befriedigt hat, gegen den 
in erſter Reihe Verpflichteten vgl. RG 80, 252. 

7. a) Die zweite Beſchränkung der Haftung des Beamten aus der Verletzung der Amis. 
pflicht betrifft den Spruchrichter, der ſich bei dem Urteil in einer Rechtsſache einer Amts. 
pflichtverletzung ſchuldig macht. Auf einen Spruchrichter, der nicht Beamter iſt, kann ſich die 

zeſtimmung naturgemäß nicht erſtrecken. Beamter iſt der Handelsrichter 68 116 Vo, 
nicht dagegen der Schöffe und der Geſchworene. Was unter dem Urteil in einer Rechtsſache 
zu verſtehen ift, beſtimmt ſich nach der Begriffsſprache der Prozeßordnungen; danach iſt Urteil 
diejenige richterliche Entſcheidung, die auf Grund vorgeſchriebener mündlicher Verhandlung 
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ergeht, ein Rechtsverfahren ganz oder teilweiſe (Endurteil, Teilurteil, Zwiſchenurteil) zur 
Erledigung bringt und regelmäßig ſich ſelbſt mit dem die Erledigung ausdrückenden Namen 
Urteil“ bezeichnet; ein Berichtigungsbeſchluß nach $ 319 3 PO bildet einen Beſtandteil des 
Urteils und iſt deshalb im Sinne des Abſ 2 dieſem gleich zu achten (R F 90, 228); andere 
Entſcheidungen, wenn ſie auch in gewiſſem Sinne eine ſelbſtändige, rechtsfeſtſtellende Be⸗ 
deutung haben, fallen nicht darunter (RG 62, 367). Zu den Urteilen im Sinne des 8 839 
Abt 2 gehören auch die Verſäumnis⸗ und Anerkenntnisurteile im Zivilprozeß (Erlaß eines 
Verſäumnisurteils vor der Terminsſtunde RG Warn 1914 Nr 82), die eine öffentlichrechtliche 
Streitſache erledigenden Urteile der Verwaltungsgerichte, ſowie die Urteilsentſcheidungen der 
Schiedsgerichte in Unfall⸗ und Invaliditätsverſicherungsſachen. Die Entſcheidungen RG 
62, 687 u. 89, 13 verneinen den Urteilscharakter bei einem Haftbefehle des Unterſuchungs⸗ 
richters; er iſt nach denſelben Grundſätzen auch bei Beſchlüſſen, die einen Arreſt oder 
eine einſtweilige Verfügung anordnen oder ablehnen, zu verneinen, während die mit 
demſelben Inhalt auf Grund mündlicher Verhandlung ergehenden Entſcheidungen, ſowie 
diejenigen über die Rechtmäßigkeit oder die Aufhebung des Arreſts oder der einſtweiligen 
Verfügung unter § 839 Ab] 2 fallen (88 921, 922, 925, 927, 936, 937 ZPO). Der 
Unterſchied iſt gewiß ein äußerlicher, iſt aber im Geſetze begründet. Zur Arteilsfällung 
gehört nicht nur die eigentliche Entſcheidung und ihre Begründung, ſondern auch die Feſt⸗ 
ſtellung des Tatbeſtandes; das Urteil iſt ein Ganzes und kann nicht in Stücke geriſſen werden. 
Nicht unter $ 839 Abſ 2 fallen die von Schiedsrichtern gemäß 88 1029ff. 3 PO getroffenen Ent- 
ſcheidungen, obwohl ſie den Inhalt von Urteilen haben und Rechtsſtreitigkeiten zur Erledigung 
bringen, weil die Schiedsrichter nicht Beamte find (vgl. A 2). Aber die ſtreitenden Parteien 
geben dem von ihnen durch Schiedsvertrag beſtellten Schiedsrichter die Stellung eines ordent⸗ 
lichen Richters in ihrer Rechtsſache, und es muß als ſtillſchweigende Vertragsbedingung, ohne 
die der Schiedsrichter den Auftrag nicht annehmen würde, angeſehen werden, daß eine Haftung 
des Schiedsrichters für die Fahrläſſigkeit ebenſo ausgeſchloſſen ſein ſoll, wie ſie bei dem ordent⸗ 
lichen Richter ausgeſchloſſen it (R& 65, 175). b) Die Vorausſetzung, von der Abi 2 Satz 1 
die Erſatzpflicht des Spruchrichters abhängig macht, daß die Pflichtverletzung mit einer im 
Wege des gerichtlichen Strafverfahrens zu verhängenden öffentlichen Strafe bedroht 
iſt, erfordert eine Strafandrohung durch die allgemeinen Strafgeſetze (88 384, 336 StGB); 
den Gegenſatz bildet die Dienſtſtrafverfolgung (Diſziplinarſtrafe). Vorſätzlichkeit der Handlung 
genügt mithin allein nicht, die Erſatzpflicht des Beamten als Spruchrichters zu begründen. 
e) Die Beſtimmung in Sat 2 des Abſ 2, daß die pflichtwidrige Verweigerung oder Ver⸗ 
zögerung der Ausübung des Amtes von der Einſchränkung der Haftung des Spruchrichters 
ausgeſchloſſen ift, ſoll etwa entſtehende Zweifel beſeitigen und beſagt im übrigen etwas Selbſt⸗ 
verſtändliches: denn die Verweigerung oder Verzögerung des Rechtsſpruchs iſt keine Spruch⸗ 
tätigkeit. d) Wie Abſ 1 Satz 2, ſo findet auch Abſ 2 auf alle die Tatbeſtandsmerkmale erfüllen. 
den Pflichtverletzungen der Beamten Anwendung, auch auf ſolche, die ſchon nach den allge- 
meinen Beſtimmungen als u. 9. erſcheinen würden; vgl. die A 1, 3 u. 6 (a. M. Stau. 
dinger A 6d), e) Beweispflichtig für die Vorausſetzungen der Erſaypflicht des Spruch 
richters nach Abſſ 2 iſt der Verletzte. 

8. Die dritte Einſchränkung der Haftung des Beamten in Abſ s des $ 839 behandelt einen 
beſonderen Fall des mitwirkenden eigenen Verſchuldens des Verletzten, dem das Geſetz die 
Wirkung beimißt, daß er den Verletzten jedes Schadenserſatzanſpruchs beraubt: den Fall, 
daß der Verletzte vorſätzlich oder fahrläſſig unterlaſſen hat, den Schaden durch Gebrauch 
eines Rechtsmittels abzuwenden. Abj bezieht ſich auf alle Tatbeſtäude des Abſ 1 wie des 
Abſ 2. Rechtsmittel im Sinne der Beſtimmung ſind deshalb nicht allein die gegen Urteile 
der Spruchbehörden gegebenen ordentlichen Rechtsmittel (Berufung, Reviſion, Einſpruch), 
ſondern alle Rechtsbehelfe, die nach geſetzlicher Ordnung die Beſeitigung oder Berichtigung 
der ſchädigenden Amtshandlung ermöglichen: Beſchwerde, Widerſpruch gegen Arreſtbefehle, 
einjtweilige Verfügungen; aber auch die Nichtigkeits und Reſtitutionsklage im Zivilprozeß, 
die Wiederaufnahme des Verfahrens im Strafprozeß. Die Möglichkeit des Rechtsmittels 
genügt aber nicht, dem Verletzten den Anſpruch aus $ 839 zu nehmen; es muß ein Verſchulden 
hinſichtlich der Anwendung oder Nichtanwendung des Rechtsmittels hinzukommen (RG JW 
1911, 22744). Die Beweislaſt für das Verſchulden des Verletzten nach Abſ 3 trifft den be- 
klagten Beamten. Die Entſcheidung Ach 86, 286 läßt die Ausſchaltung der Vorſchrift des 
8254 Abſſ2 im Falle des 8839 Abſs auch für die ſchuldhafte Verſäumung der Geltendmachung 
des Schadenserſatzanſpruchs gegen den Erſtverpflichteten nach Abſ 1 Satz 2 gelten. 

9. Prozeßrechtlich iſt hinzumweilen: a 

a) auf den Vorbehalt für die Landesgeſetzgebung in § 11 Abf 2 EG. GVG, wonach die 
Verfolgung öffentlicher Beamten wegen Amtspflichtenverletzung von einer Vorentſcheid ung, 
ob der Beamte ſich einer Überſchreitung feiner Amtsbefugniſſe oder der Unterlaſſung einer 
ihm obliegenden Amtshandlung ſchuldig gemacht habe, durch beſondere Behörden und in he, 
ſonderem Verfahren abhängig gemacht werden kann (vgl. dazu RG 64, 249 u. 70, 102; 52, 107 
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u. 67, 77; JW 08 Beil 66 Nr 152; 06, 7546; Warn 09 Nr 513; für die Anwendung dieſer 
Beſtimmungen iſt endgültig, ob der Beamte, oder nach den Geſetzen v. 1. 8. 09 oder 22. 5. 10 
der Staat bzw. das Reich in Anſpruch genommen wird (RG 87, 114); 

b) auf § 70 Abſ 2 Nr 2 GVch, wonach für die Anſprüche gegen Reichsbeamte wegen Über⸗ 

ſchreitung ihrer amtlichen Befugniſſe oder wegen pflichtwidriger Unterlaſſung von Amts⸗ 
handlungen die Landgerichte ohne Rückſicht auf den Wert des Streitgegenſtandes aus⸗ 
ſchließlich zuſtändig ſind, und Abſ 3 desſelben Geſetzes, der einen Vorbehalt gleichen Inhalts 
für die Landesgeſetze wegen der Anſprüche gegen die Staatsbeamten enthält (Preußen: 
§ 39 AG. GVG Nr 3); 
. c) auf § 154 RBG, wonach örtlich für Vermögensanſprüche gegen Reichsbeamte wegen 
Überſchreitungen ihrer amtlichen Befugniſſe oder pflichtwidriger Unterlaſſung von Amts⸗ 
handlungen ſowohl das Gericht zuſtändig iſt, in deſſen Bezirk der Beamte zur Zeit der Ver⸗ 
letzung der Amtspflicht ſeinen Wohnſitz hatte, als dasjenige, in deſſen Bezirk er zur Zeit der 
Erhebung der Klage feinen Wohnſitz hat. Daneben tritt in allen Fällen 8 32 ZPO, wonach das 
Gericht örtlich zuſtändig iſt, in deſſen Bezirke die u. H. begangen wurde. 


8 840 


Sind für den aus einer unerlaubten Handlung!) entſtehenden Schaden 
mehrere nebeneinander verantwortlich?), jo haften ſie, vorbehaltlich der 
Vorſchrift des 8 835 Abſ 34), als Geſamtſchuldners). 

5) Iſt neben demjenigen, welcher nach den SS 831, 832 zum Erſatze des 
von einem anderen verurſachten Schadens verpflichtet iſt, auch der andere für 
den Schaden verantwortlich, ſo iſt in ihrem Verhältniſſe zueinander der andere 
allein, im Falle des § 829 der Aufſichtspflichtige allein verpflichtete). 

Iſt neben demjenigen, welcher nach den SS 833 bis 838 zum Erſatze des 
Schadens verpflichtet iſt, ein Dritter für den Schaden verantwortlich, ſo iſt 
in ihrem Verhältniſſe zueinander der Dritte allein verpflichtet“) s). 

EI 713, 714, 736 Ubj 2 II 764; M 2 737, 738; P 2 606, 663. 


1. Der Paragraph regelt die Beziehungen mehrerer, die für einen Schaden aus un⸗ 
erlaubter Handlung verantwortlich ſind, ſowohl dem Verletzten gegenüber, als auch unter⸗ 
einander. Die Beſtimmungen des § 840 find allgemeiner Natur. Der Begriff der u. H. iſt 
hier in demſelben weiteren Sinne zu nehmen, wie in der Überſchrift des Titels; er umfaßt 
ſowohl alle Haftungen aus wirklichen oder vermuteten Verſchulden, wie die reinen Gefährdungs⸗ 
haftungen der $$ 833 Satz 1 u. 835, und ferner ſowohl die aus den Einzelbeſtimmungen des 
25. Titels, wie aus anderen, den Tatbeſtand u. H. ſetzenden Vorſchriften außerhalb des BGB. 
Als Haftung aus u. H. im Sinne des 8 840 iſt deshalb insbeſondere auch die im § 1 Haftpfl® 
dem Eiſenbahnunternehmer auferlegte Haftung anzuſehen (RG 53, 114; 58, 335; 60, 313; 
61, 56; JW 09, 72417; 1911, 22055; Warn 1912 Nr 74). Inſoweit mehrere Kraftfahr⸗ 
zeuge oder ein Kraftfahrzeug und eine Eiſenbahn oder ein Kraftfahrzeug und ein Tier als 
verurſachend für einen Schaden in Betracht kommen und der Kraftwagenhalter und der 
Kraftwagenführer für dieſen nach dem Geſetz ſchadenserſatzpflichtig ſind, ſind für die Aus⸗ 
gleichung die 88 17, 18 Abſ 3 Kraft Fahr zu beachten. Vgl. dazu RG 82, 112; 84, 415, 
92, 143; 96 S. 68 u. 130. 

2. Nebeneinander ſind mehrere verantwortlich, wenn ſie durch gemeinſchaftlich 
begangene vorſätzliche Handlung als Mittäter, Anſtifter, Gehilfen einen Schaden verurſacht 
haben ($ 830 Ab] 1 Satz 1), oder wenn fie aus ſchuldhafter Beteiligung, aus gemein ⸗ 
ſchaftlicher Gefährdung im Sinne des § 830 Abſ 1 Saß 2 in Anſpruch genommen werden 
können (RG 69, 422), oder wenn fie ein jeder felbftändig aus demſelben oder aus verſchiede⸗ 
nen Rechtsgründen wegen ſchuldhaften Handelus oder wegen Gefährdung für einen Schaden 
einzuſtehen haben (RG 96, 224). So find nebeneinander verantwortlich mehrere Beamte, 
die die ihnen obliegende Amtspflicht verletzt haben, wenn die Pflichtverletzung eines jeden 
für den Schaden urfächlich geworden iſt (RG 51, 258; JW 07, 828%, mehrere Tierhalter 
eines Tieres oder mehrerer Tiere oder der Tierhalter und der Aufſichtspflichtige nach 0 884 
für den durch das Tier oder die Tiere angerichteten Schaden (RG 60, 818), mehrere Eiſen 
bahnunternehmer im Falle des $ 1 RHaftpflch (KG 61, 56; 82, 84; 93, 96), ein Eiſen bahn ⸗ 
unternehmer und ein Tierhalter (RG ZW 1915, 3242). Gleichgültig iſt, ob einer der mehreren 
Haftverpflichteten auch aus einem Vertrage (Beförderungsvertrag bei der Eiſenbahn) für 
den Schaden verantwortlich ift, wenn er nur auch aus u. H. haftet (R® a. a. O.). Auf den. 
jenigen, welcher nur aus einem Vertrage für einen Schaden verantwortlich iſt, findet 8 840 
seine Anwendung; wohl aber kann § 426 zur Anwendung kommen (RG 77, 317; Warn 1918 
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Nr 318, ſowie ferner Res 79, 290; 82, 436; 84, 429f; 92, 408; JW 1915, 22°). Neben⸗ 
einander verantwortlich für denſelben Schaden ſind nicht mehrere Perſonen, die je nur einen 
beſtimmten Teil des Schadens verurſacht und deshalb auch nur zu erſtatten haben; auf Mit- 
täter, Anſtifter, Gehilfen einer gemeinſchaftlich begangenen Handlung trifft dies aber nicht zu 
(ogl. 8 830 A 5). Haben mehrere Handlungen verſchiedener Perſonen zuſammen einen 
Schaden verurſacht, von denen nur eine als u. H. ſich erweiſt, ſo iſt deren Urheber allein für 
den ganzen Schaden verantwortlich (RG 73, 289). Dasſelbe gilt, und Geſamtſchuld wie 
Ausgleichung werden hinfällig, wenn die Haftung des einen an ſich verantwortlichen Ur⸗ 
hebers des Schadens in zuläſſiger Weiſe durch Vertrag ausgeſchloſſen wurde (R JW 
1910, 95256; vgl. Vorbem 4b vor § 823). 
3. a) Die mehreren Verantwortlichen haften als Geſamtſchuldner. Das bedeutet 
einmal, daß fie dem Veſchädigten ein jeder für den ganzen Schaden aufzukommen haben 
($ 421), ſodann daß fie im Verhältniſſe zueinander nach 8 426, „ſoweit nicht ein anderes be⸗ 
ſtimmt iſt“, zu gleichen Anteilen verpflichtet jind. Die letztere Wirkung des Geſamtſchuldver⸗ 
hältniſſes wird dann in Abſ 2 u. 3 für einzelne Gruppen u. H. abweichend beſtimmt; eine weitere 
Abweichung ſetzt $ 841. Für die geſamtſchuldneriſche Haftung dem Beſchädigten gegenüber 
begründet es keinen Unterſchied, ob eine der mehreren für den Schaden verantwortlichen Per 
{onen bereits rechtskräftig zu deſſen Erſatze verurteilt iſt (8 425 Ab] 2; R& 51, 258); für die 
Ausgleichung der mehreren Erſatzverpflichteten untereinander iſt es ebenſo gleichgültig, ob 
die Klage gegen eine der mehreren verantwortlichen Perſonen bereits rechtskräftig abgewieſen 
iſt, da in jedem Falle das zwiſchen dem Beſchädigten und einem Geſamtſchuldner ergangene 
Urteil nur zwiſchen dieſen Perſonen Rechtskraft ſchafft. b) Werden von dem Beſchädigten 
die mehreren für den Schaden verantwortlichen Perſonen gleichzeitig auf Leiſtung 
von Schadenserſatz wegen Aufhebung oder Minderung der Erwerbsfähigkeit in Anſpruch 
genommen ($ 843), daun iſt die Art und Weiſe des Schadenserſatzes (Rente oder Kapital⸗ 
abfindung) einheitlich nach den Verhältniſſen des Berechtigten und aller Verpflichteten zu be⸗ 
ſtimmen (NS 68, 429); bei einer Inanſpruchnahme nacheinander muß dementſprechend 
nach dieſer Richtung die Beſtimmung des zuerſt geſprochenen Urteils maßgebend bleiben, 
da anders die Einheitlichkeit der Entſchädigung nicht gewahrt werden kann. Der Umfang der 
Erſatzpflicht kann ſich für die mehreren für den Schaden verantwortlichen Perſonen verſchieden 
geſtalten, ſei es infolge der Anwendung des 8 254 bei einem mitwirkenden Verſchulden des 
Beſchädigten, das den mehreren Erſatzpflichtigen gegenüber in verſchiedener Weiſe zu werten 
ſein kann, ſei es infolge verſchiedenartiger Beſtimmungen über den Umfang der Haftung 
($ 829; RHaftpfl®, Kraftfahr c; insbeſondere Wegfall des Schmerzensgeldes); in dieſem 
Falle beſteht eine Geſamtſchuld der mehreren Erfaspflichtigen nur in Höhe der geringeren 
Erſatzpflicht (R Ich 09, 72417; 1913, 31%). Daß ſich der Beſchädigte gegenüber den andern 
Erſatzpflichtigen anrechnen laſſen muß, was er von einem von ihnen bereits erhalten hat, 
ergibt ſich aus § 422 (RG 1. 7. 07 VI 479/06). Die Koſten des von einem Geſamtſchuldner 
mit dem Verletzten durchgefochtenen Vorprozeſſes gehören nicht zum Schaden und find nicht 
Gegenſtand der Ausgleichung (RG 92, 148). c) Der Ausgleichungsanſpruch iſt durchaus 
ſelbſtändig und nicht davon abhängig, daß jeder Schuldner vom Gläubiger tatſächlich zur Leiſtung 
herangezogen wird; das gegen einen der mehreren Geſamtſchuldner ergangene Urteil übt 
weder Rechtskraftwirkung noch Rückwirkung (Reflexwirkung) für den andern aus; auch die 
Verjährungsvorſchrift des 8 852 findet auf den Ausgleichungsanſpruch keine Anwendung 
(NG 69, 422; 77, 317; 84, 421; JW 1910, 28514; vgl. $ 852 A 2). Selbſtverſtändlich reicht 
aber die Ausgleichungspflicht nicht weiter als die Schadenserſatverpflichtung ſelbſt; der Aus⸗ 
gleichungsanſpruch hat die Schadenserſatzverpflichtung des Ausgleichungsklägers wie des 
Ausgleichungsbeklagten zur notwendigen Grundlage (RG 84 S. 421, 431); wo daher nach den 
unter b entwickelten Sätzen einer der Erſatzverpflichteten dem Beſchädigten nur in geringerem 
Umfange haftet, kann er auch von den übrigen Erſatzpflichtigen nur im Verhältniſſe ſeiner 
Haftung auf Ausgleichung in Anſpruch genommen werden. Innerhalb dieſer Grenzen ſind die 
mehreren Erſatzpflichtigen nach § 426 zu gleichen Anteilen einander verpflichtet, jedoch nur, 
ſoweit nicht ein anderes beſtimmt iſt“. Eine ſolche anderweite Beſtimmung des Ausgleichungs⸗ 
verhältniſſes kann ſich aus dem Vertragsverhältniſſe zwiſchen den mehreren Erſatzverpflichteten 
ergeben (RG 75, 251; JW 1912, 8655); fie kann aber auch aus dem Sachverhalt ſelbſt, der 
die Schadenserſatzpflicht begründet, in entſprechender Anwendung des $ 254 auf die Hand⸗ 
lungen der mehreren ſich gegenübertretenden Erſagpflichtigen geſchöpft werden, ſo daß ähnlich 
wie im Falle des 8 17 des Kraftfahr die verſchiedenartige Beteiligung der Geſamtſchuldner 
an der Verurſachung des Schadens und die Schwere des Verſchuldens den Maßſtab abaiht 
(NS 84, 430; JW 1912 S. 71°, 190° u. 5; 1915, 227; Warn 1911 Nr 394; 1913 Nr 318: 
20. 5. 12 VI 424/11). Dieſe entſprechende Anwendung des $ 254 kann nun auch dahin 
führen, daß im inneren Verhältnis einem Geſamtſchuldner der ganze Schaden auferlegt, ein 
anderer ganz befreit wird (RG JW 1915, 227; Warn 1911 Nr 394 u. a.). Die Vorſchrift 
der gleichanteiligen Haftung in $ 426 erſcheint demgemäß uur als eine Hilfsregel, die eintritt, 
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wo ein beſonderer, in den Einzelverhältuiſſen begründeter Maßſtab fehlt (NG 75, 251; 92, 147; 
Warn 1912 Nr 74). Die Ausgleichung iſt eine Aufteilung der gemeinſamen Schuld unter 
den mehreren geſamtſchuldneriſch haftenden Erſatzpflichtigen; daraus ergibt ſich, daß der Aus⸗ 
gleichungsanſpruch nicht wiederum auf geſamtſchuldueriſche Haftung gehen kann (RG 84, 492; 
JW 1914, 9227); wenn aber die entſprechende Auwendung des § 254 dahin führt, daß im 
inneren Verhältnis ein Geſauntſchulduer von der Ansgleichungspflicht ſeinerſeits völlig befreit 
wird, wird ſein Erſatzanſpruch gegen die übrigen Geſamtſchuldner mit Recht auch auf gefant- 
ſchuldneriſche Haftung gerichtet, da hier eine Aufteilung nicht mehr in Frage iſt (RG 87, 64). 


4. Der Vorbehalt aus 8 835 Abſ 3 betrifft den Fall, daß mehrere Grundſtückseigentümer 
für einen Wildſchaden nach dem Verhältniſſe der Größe ihrer Grundſtücke erſatzpflichtig ſind. 
Hier tritt eine geſamtſchuldneriſche Haftung überhaupt nicht ein (vgl. $ 835 A 9). 


5. Abſ 2 u. 3 des 8 840 ändern für das Gebiet der u. H. im inneren Verhältniſſe der 
mehreren für denſelben Schaden erſatzpflichtigen Perſonen den an ſich auch hier geltenden 
Grundſatz des § 426 (. A 3) teilweiſe ab. Der Grundgedanke der Abänderung iſt, daß, wer 
aus wirklichem Verſchulden haftet, keine Ausgleichung bei demjenigen ſuchen ſoll, der nur 
aus vermutetem Verſchulden erſatzpflichtig iſt, und beide nicht bei demjenigen, den nur die 
von ihm zu vertretende Gefährdung verantwortlich macht (RG 71, 7). Der Umſtand, daß dieſer 
Grundgedanke nicht unmittelbar und allgemein, ſondern nur in den beſtimmten Einzelanwen⸗ 
dungen der Abs 2 u. 3 ausgeſprochen iſt, hat in der Rechtſprechung dazu geführt, eine ent⸗ 
ſprechende Ausdehnung der Beſtimmungen auf ähnliche, in $ 840 nicht aufgeführte Haftungs⸗ 
unterſchiede ($ 1 NHaftpflG) zu verneinen (RG 53, 114; 58, 335; 61, 56, JW 1911, 22025; 
1912, 71°; unentſchieden gelaſſen Warn 1912 Nr 74, aber feſtgehalten JW 1914, 9227 u. 
1915, 324). Die letztgenannte Entſcheidung begründet dieſe nach der gegenwärtigen Lage 
der Geſetzgebung nicht abzuweiſende Auffaſſung damit, daß die Abſ 2 u. 3 des § 840 den Grund⸗ 
gedanken, daß im inneren Verhältnis das wirkliche Verſchulden das vermutete und die Ge⸗ 
fährdungshaftung, das vermutete Verſchulden die letztere als ausgleichungspflichtig aus⸗ 
ſchalteten, nicht allgemein und nicht in gleichartigen Tatbeſtanden durchführen (gleichartig 
ſind die Haftungen aus SS 831 u. 832; aber nicht diejenigen aus $ 833 Satz J und Satz 2, 
834—838, bei denen bald Gefährdungshaftung, bald vermutetes Verſchulden den Haftungs⸗ 
grund bildet), fo daß mau richtiger ſagen würde, Ab] 2 enthalte die Fälle der Haftung aus 
rechtswidrigen Handlungen von Perſonen, Abſ 3 diejenige für den durch Sachen angerichteten 
Schaden. Dieſe Ungleichartigkeit der Tatbeſtände hindert daran, einen feſten allgemeinen 
Grundſatz den Beſtimmungen zu entnehmen und ihre Anwendung über die aufgezählten 
Tatbeſtande hinaus, namentlich auf 8 1 NHaftpfl®, auszudehnen, deſſen Haftung, von der 
zuletzt aufgeſtellten Scheidung der Abſ 2 u. 3 des $ 840 aus geſehen, beiden Gruppen ange⸗ 
hört, denn der Betrieb der Eiſenbahn erfolge durch perſönliche Tätigkeit, die das Sach⸗ 
material der Bahn in Bewegung ſetzt. Soweit $ 17 Kraftecfahrch Platz greift (ſ. A !), deſſen 
Anwendung auch eintritt, wenn der Kraftfahrzeughalter oder führer nicht nach dem Kraft⸗ 
Fahr, ſonderu nach den Beſtimmungen des BGB über u. H. verantwortlich ſind („kraft 
Geſetzes“; RG 82, 436; 84, 429; 87, 64), erfolgt die Ausgleichung unter erweiternder Aus⸗ 
geſtaltung des Grundſatzes des $ 254 BOB; die Verteilung des Schadens hängt alſo hier 
bon den Umſtänden, insbeſondere von der vorwiegenden Schadensverurſachung ab. Erſcheint 
§ 17 Kraft Fahrc wegen der einſchränkenden Beſtimmungen des 8 8 nicht anwendbar, daun 
ſtehen nach dem Ausgeführten für die Ausgleichung Kraftfahrzeughalter, Eiſenbahnunter⸗ 
nehmer und der für denſelben Schaden nach § 823 BGB Erſaß pflichtige in gleicher Beraut- 
wortung nebeneinander, und uicht § 840 Abſ 2 u. 3, ſondern 8 840 Ab} 1 iſt maßgebend (RG JW 
1911, 7538: 1912, 1907; 1913, 919°; 1915, 3242). Die nach den Ausführungen in A 3e unter 
allen Umſtänden eintretende Ergänzung des § 426 Ab] 1 Saß 1 durch den Grundſatz des 
254 mildert die Härten dieſer Ausgleichung, wenn ſie ſie auch inſofern nicht beſeitigen 
kaun, als die in $ 840 Abſ 2 u. 3 begünſtigten Erſahpflichtigen völlig auszuſchetden haben. 
Val. A5 zu $ 833. Daß die Vorſchriften von Abs 2 u. 3 denſelben Tatbeſtand wie Ab 1 
vorausſetzen, daß nämlich für jeden der mehreren Verantwortlichen eine Schadenserſatzpflicht 
aus u. H. begründet iſt (A 53, 114; 58, 335), iſt ſelbſtverſtändlich. . 

6. Die erſte Abweichung vom Grundſatze des $ 426 ift, daß der Geſchäftsherr (8 831) 
und der über eine aufſichtsbedürftige Perſon Aufſichtspflichtige (§ 832) im inneren Verhält⸗ 
niſſe zu dem mit einer Verrichtung betrauten Angeſtellten oder zu dem Auffichtsbedürftigen 
im vollen Umfange, nicht nur nach gleichen Teilen, einen Rückgriffsanſpruch haben, voraus. 
geſetzt, daß der Angeſtellte oder der Aufſichtsbedürſtige nicht nur in der Sache (objektiv) rechts. 
widrig, ſondern auch ſchuldhaft gehandelt und ſich ſomit ſelbſtändig für den Schaden verant- 
wortlich gemacht haben. Der Geſchäftsherr und der Auffichtspflichtige haften dagegen allein 
und haben gegen den Angeſtellten oder den Aufſichtsbedürftigen keinerlei Ausgleichungsan⸗ 
ſpruch, wenn dieſe nur fachlich rechtswidrig gehandelt haben, weil es dann bet ihnen an einer 
N. H. überhaupt fehlt. Das gilt auch, wenn der an ſich ſchuldloſe Aufſichtsbedürftige auf Grund 
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des § 829 aus Gründen der Billigkeit zu einem Schadenserſatz gegenüber dem Beſchädigten 
herangezogen wird. — Über die Anwendung des Ab 2 im Geſinderecht ſ. Art 95 Abſ 2 EG. 

7. Die zweite Abweichung, die § 840 von der gleichanteiligen Ausgleichung des 8 426 
beſtimmt, beſteht darin, daß im Verhältniſſe zu den aus 88 833838 für einen Schaden 
erjagpflichtigen Perſonen ein Dritter, der für denſelben Schaden verantwortlich iſt, allein 
verpflichtet iſt. Aus dem Geſamtinhalte des Paragraphen ergibt ſich, daß unter dem dritten 
Erſatzpflichtigen nur ein ſolcher verſtanden werden kann, der aus irgendeinem Tatbeſtande 
einer u. H., dieſen Begriff im weiteren Sinne genommen (A 1), für den Schaden haftbar 
iſt (R FW 1911, 552%). Da die zugelaſſenen Ausnahmen von dem Grundſatze des 8 426 
in der Rechtſprechung (vgl. oben A 5) nicht für erweiterungsfähig erachtet worden ſind, muß 
nach Maßgabe dieſer Rechtſprechung trotz der Ahnlichkeit des Rechtsgrundes ſeiner Haftung 
mit derjenigen aus den angezogenen 88 833—838 der Eiſenbahnunternehmer, deſſen Haftung 
nach 8 1 RHaftpflcß richtigerweiſe auf reine Gefährdung zurückzuführen iſt, im Sinne des 
Abſ z des § 840 als Dritter erſcheinen, der dem Tierhalter gegenüber, wenn der Eiſenbahnbetrieb 
und ein Tier denſelben Schaden verurſachen, den ganzen Schaden zu tragen hat (RG 53, 
114; 58, 335; 61, 56; JW 1911, 220263 1912, 718; 1914, 9227; 1915, 3242). Dies giit auch 
dann, wenn der Tierhalter felber der Beſchädigte ift (RG 71, 7; JW 05, 73452; 1911, 2208, 
1912, 190%; Warn 1910 Nr 120; 18. 5. 05 VI 417/04; vgl. die folgende A). Wenn dieſen ein 
mitwirkendes eigenes Verſchulden trifft, kommt ſelbſtverſtändlich 8 254 zur Anwendung, der 
durch § 840 Abſ 2 u. 3 nicht ausgeſchaltet wird. Über § 17 Kraft Fahré ſ. A 1 u. A 5. 

8. Der Fall der Ausgleichung im Sinne der Abf 2 u. 3 liegt auch vor, wenn der Erſatz⸗ 
pflichtige, der von dem Beſchädigten in Anſpruch genommen wird, ſeinerſeits auf Grund 
des § 254 von dem Beſchädigten begehrt, daß er den Schaden ganz oder zum Teil auf ſich 
nehme, weil er ſelbſt nach 88 833—838 erſatzpflichtig ſei. Die entſprechende Anwendbarkeit 
des § 254, wenn auf ſeiten des Beſchädigten kein mitwirkendes Verſchulden, aber eine mit: 
wirkende Gefährlichkeit vorliegt, iſt RG 67, 120 ausgeſprochen. In dem hier entſchiedenen 
Falle handelt es ſich um zwei Tierhalter, deren Tiere zuſammen den Schaden, den einer 
der Tierhalter erlitten hat, dieſem zugefügt hatten. In ſolchem Falle wird § 254 mit Recht 
herangezogen. Ebenſo, wenn zwei nach Maßgabe des § I des NHaftpfl® erſatzpflichtige 
Eiſenbahnunternehmer zur Entſtehung des Schadens zuſammengewirtt haben (RG 93, 96). 
Anders, wenn dem beſchädigten Tierhalter als weiterer Erſatzpflichtiger, der den Schaden 
mitverurſacht hat, ein Dritter im Sinne des Abf 3 gegenüberſteht. Dann muß die Aus⸗ 
gleichungsvorſchrift des Abs 3 eintreten, nach welcher im inneren Verhältniſſe mehrerer, die 
für einen Schaden verantwortlich ſind, der Dritte dieſen allein zu tragen hat. Er kann 
ſomit eine Entlaſtung von ſeiner Erſatzpflicht durch Berufung auf $ 254 in erweiterter An⸗ 
wendung dieſes Paragraphen nicht herbeiführen. In RG 71, 7 iſt dies zunächſt nur für den 
Fall ausgeſprochen, daß eine ſchuldhafte Handlung des Dritten vorliegt. Der Satz gilt 
aber im Sinne der A 5 u. 7 behandelten Rechtſprechung auch dann, wenn die Haftung des 
Dritten auf Gefährdung beruht (RG 82, 112; 84, 415; 96 S. 68 u. 130; JW; 05, 73432, 
1911, 22025: 1912, 190%; Warn 1910 Nr 120 u. 18. 5. 05 VI 417/04): 


8 841 


Iſt ein Beamter, der vermöge feiner Amtspflicht einen anderen zur Ge⸗ 
ſchäftsführung für einen Dritten zu beſtellen oder eine ſolche Geſchäfts⸗ 
führung zu beaufſichtigen oder durch Genehmigung von Rechtsgeſchäften 
bei ihr mitzuwirken hat, wegen Verletzung dieſer Pflichten neben dem anderen 
für den von dieſem verurſachten Schaden verantwortlich, ſo iſt in ihrem Ver⸗ 
hältniſſe zueinander der andere allein verpflichtet). 

E I 786 Abſ 2 II 764 Abſ 8; M 2 825; P 2 663. 


1. Neben den Abweichungen von dem Regelſatze des § 426 in 8 840 Abſ 2 u. 3 beſtimmt 
$ 841 eine weitere für das innere Verhältnis eines nach $ 839 aus der Verletzung feiner Amts⸗ 
pflicht erfahpflichtigen Beamten zu einem Dritten, der für denſelben Schaden verantwortlich 
iſt. Die Ausnahme beſchraänkt ſich auf eine beſtimmte Beamtengruppe: ſolche Beamte, zu 
deren Amtskreiſe die Beſtellung anderer zur Geſchäftsführung für einen Dritten oder die 
Beaufſichtigung einer ſolchen Geſchäftsführung oder die Mitwirkung dazu durch die Ge⸗ 
nehmigung von Rechtsgeſchäften gehört. Darunter fällt in erſter Linie der Vormundſchafts. 
richter, dann aber auch der Nachlaß, Konkurs- und Vollſtreckun richter. Wenn dieſe neben 
den von ihnen beſtellten oder zu beauffichtigenden Geſchäftsführern (Vormund, Pfleger, 
Nachlaß, Konkurs“, Zwangsverwalter) für denſelben Schaden dem beſchädigten Dritten, 
wenn auch nur in zweiter Linie ($ 889 Abſ 1 Satz 2), verantwortlich find, ſoll in ihrem 
inneren Verhältnis der Nichtbeamte den Schaden allein zu tragen haben (Vormundſchafts⸗ 
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richter und Gegenvormund RG 80, 252). Eine ähnliche Beſtimmung trifft § 1883 Abi 2 
zugunſten des Gegenvormundes oder Mitvormundes gegenüber dem Vormunde, deſſen 
Geſchäftsführung jene zu beaufſichtigen haben. Für alle nicht unter dieſe Ausnahmen fallenden 
Beamten gilt nach § 840 Abſ 1 der Grundſatz des § 426. 


8 842 


Die Verpflichtung zum Schadenserſatze wegen einer gegen die Perſon ge⸗ 
richteten unerlaubten Handlung!) erſtreckt ſich auf die Nachteile, welche die 
Handlung für den Erwerb oder das Fortkommen des Verletzten herbeiführte). 

E II 765; P 2 6365— 637. 


1. Die Beſtimmung des 8 842 iſt nicht ſowohl eine Erweiterung als eine Erläuterung 
des allgemeinen Grundſatzes über den Umfang eines zu leiſtenden Schadenserſatzes in 8 249 
für ſeine Anwendung auf einen beſtimmten Kreis von Verpflichtungen zum Schadenserſatze, 
nämlich die aus einer gegen die Perſon gerichteten unerlaubten Handlung. Darunter 
fallen die Verletzungen von Leben, Körper, Gefundheit und Freiheit nach $ 823 Abs 1, ferner 
die u. H. der $$ 824, 825, aber auch diejenigen nach 88 833, 834, 836--838, ſoweit eine Ver⸗ 
letzung der Perſon in Frage kommt, und unter derſelben Vorausſetzung die Amtspflichtver⸗ 
letzungen nach $ 839 (RG 91, 9; 94, 102), endlich diejenigen aus 8 823 Abſ 2, ſoweit das Schutz 
geſetz den Schutz der Perſon bezweckt. Auf das Haftpfl® ift § 842 nicht anzuwenden, da dieſes 
die Schadenserſatzpflicht aus ſeinen Tatbeſtänden ſelbſtändig erſchöpfend regelt und damit 
inſoweit die Anwendung der allgemeinen Normen des BOB ausſchließt (NRG 57, 52). Das- 
ſelbe gilt vom KraftFahrch. Entſprechende Anwendung findet der Paragraph im Falle des 
$ 618. Damit wird eine noch weitere entſprechende Anwendung des Grundgedankens des 
8 842 auf andere, nicht unmittelbar gegen die Perſon gerichtete, aber im Erfolge auf ſie 
wirkende u. H. oder auf noch andere vertragliche Schadenserſatzverpflichtungen keineswegs 
ausgeſchloſſen, die von der Auffaſſung aus, daß 8 842 den allgemeineren § 249 nur für die 
Anwendung nach einer beſtimmten Richtung entwickelt und erläutert, nicht von der Hand 
zu weiſen iſt (a. M. Staudinger A 1). 

2. § 842 ſteht in enger Verbindung mit $ 843, der hinſichtlich der Nachteile für den Er⸗ 
werb des Verletzten die Art und Weiſe des zu leiſtenden Schadenserſatzes des näheren be⸗ 
ſtimmt. Aus dieſer engen Verbindung beider Vorſchriften ergibt ſich, daß die Aufhebung 
oder Minderung der Erwerbsfähigkeit in $ 843 nicht anders zu verſtehen iſt wie die Nach 
teile für den Erwerb in § 842: in beiden hat das Geſetz den beſonderen wirklich erlittenen 
Nachteil im Auge, nicht einen ohne Rückſicht auf die bisherigen und künftigen Lebensverhält⸗ 
niſſe des Verletzten aus allgemeiner Schätzung der Fähigkeiten zum Erwerbe gefundenen 
(ſog. abſtrakten) Schaden, der höher, aber auch geringer fein kann als der wirkliche (NG 
63, 195; JW 08, 2736; 1910, 1927; 1911, 3251, 23 1919, 3674; vgl. zu 8 843 A 2a u. 30). 
Dem Erwerbsſchaden im allgemeinen fügt § 842 die Nachteile für das Fortkommen des 
Verletzten hinzu. Darunter ſind die beſonderen Vermögensſchäden zu verſtehen, die aus 
einer Erſchwerung des Erwerbs und des wirtſchaftlichen Fortſchritts, aus Kreditentziehung, 
etwa auch Mindererlös eines durch die Verletzung nötig gewordenen Verkaufs des Geſchäfts 
( 95, 173; JW 08, 4552), ſowie Verluſt der Anwartſchaft auf die Leiſtungen aus der 
Angeſtelltenverſicherung nach dem NGef. v. 20. 12. 11 (RG Bl 989; RG JW 1916, 19310), 
bei Frauen aus der Verkümmerung der Heiratsausſichten (RG Warn 1912 Nr 256), ſich 
ergeben. Aber die verſchiedenen Leiſtungen, die aus der Verpflichtung zum Erſatze des Ver⸗ 
mögensſchadens aus derſelben u. H. entſpringen, ſind nicht Gegenſtand verſchiedener Anſprüche, 
ſondern Teile eines Schadenserſatzanſpruchs, der nach verſchiedenen Richtungen ſich erſtreckte. 
Daraus ergibt ſich, daß es nicht unzuläſſig iſt, ſolange der vom Kläger verlangte Geſamtbetrag 
an gleichartigen Leiſtungen nicht überſchritten wird, einzelne Poſten zu feinem Vorteile zu 
erhöhen (R JW 1910, 100722; 1912, 147°; Warn 1914 Nr 9), und prozeßrechtlich, daß die 
Prüfung ihres Beſtehens im einzelnen bei Erlaß eines Zwiſchenurteils über den Grund des 
Anſpruchs aus $ 304 ZP, ſofern nur eine Schadenswirkung in der geltend gemachten Rich. 
tung überhaupt feſtſteht, dem Nachverfahren über den Betrag überlaſſen werden kann (RG 
69, 296; JW' 08, 4555). Val. § 843 A 20. 


8 843 
) Wird infolge einer Verletzung des Körpers oder der Geſundheit die 
Erwerbsfähigkeit des Verletzten aufgehoben oder gemindert oder tritt eine 
Vermehrung ſeiner Bedürfniſſe eine), jo iſt dem Verletzten durch Entrichtung 
einer Geldrente Schadenserſatz zu leiſte n“) h). 
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Auf die Rente finden die Vorſchriften des 8 760 Anwendung’). Ob, 
in welcher Art und für welchen Betrag der Erſatzpflichtige Sicherheit zu 
leiſten hat, beſtimmt ſich nach den Umſtänden“). 

Statt der Rente kann der Verletzte eine Abfindung in Kapital verlangen, 
wenn ein wichtiger Grund vorliegt“). 

Der Anſpruch wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß ein anderer dem 


Verletzten Unterhalt zu gewähren hats). 
E I 724, 726 II 766; M 2 784—795; P 2 627— 631. 


1. Allgemeines. Im Anſchluſſe an 8 842 (vgl. 8 842 A 2) beſtimmt 8 843 für die Fälle 
der Verletzung des Körpers oder der Geſundheit eines Menſchen die Art und Weiſe des Schadens⸗ 
erſatzes, ſoweit durch die Verletzung dauernde Nachteile für den Betroffenen entſtanden 
find. Daneben beſtehen die Erſatzleiſtungen für vorübergehende Schäden und Aufwendungen, 
insbeſondere für Heilungs- und Pflegekoſten, die ſich nach 88 249 ff. beſtimmen. Daß der 
Verletzte für Heilung und Pflege den erforderlichen Geldbetrag verlangen kann und ſich 
nicht auf ein Erbieten der Herſtellung einzulaffen braucht, beſtimmt 8 249 Satz 2. Auch Hin- 
ſichtlich der dauernden Nachteile ſetzt aber § 843 nicht eigentlich eine Ausnahme von den all⸗ 
gemeinen Vorſchriften der 88 249 ff. Denn die Rente, auf die nach § 843 regelmäßig zu er⸗ 
kennen iſt, iſt nur eine Form der Entſchädigung in Geld ($ 251; vgl. RG 68, 429; 77, 213, 
Unterbrechung der Verjährung). Als die zur Ausgleichung von dauernden Nachteilen für die 
Erwerbstätigkeit des Verletzten oder einer dauernden Vermehrung feiner perſönlichen Be⸗ 
dürfniſſe geeignetſte Form der Entſchädigung ſoll die Rente in den Fällen der 88 843845 
(ogl. auch $ 7 Haftpfi®) die Regel bilden, von der nur aus beſonderen Gründen abgewichen 
werden darf. Die Zuerkennung einer Rente iſt aber auch bei der Vertragshaftung, wenn die 
Vertragsverletzung dauernde Schäden für den Erwerb oder den Unterhalt des verletzten 
Vertragsgläubigers zur Folge hat, keineswegs ausgeſchloſſen. Deshalb iſt, wenn für den⸗ 
ſelben Schaden mehrere Perſonen zum Teil aus einem Vertrage, zum Teil aus u. H. haften, 
eine einheitliche Feſtſetzung der Schadensanſprüche nicht nur zuläſſig, ſondern ſogar geboten, 
die in Berückſichtigung der SS 249 ff. u. 843 diejenige Form der Entſchädigung auszusprechen 
hat, welche nach den Verhältniſſen der Beteiligten als die geeignetſte erſcheint (RG 68, 429). 
Die Art der Entſchädigung, ob Kapital ob Rente, ſteht jedoch nicht im freien Ermeſſen des 
Gerichts; die Feſtſetzung einer Rente ift nicht auf die Fälle der 99 843845 und der ähnlichen 
Beſtimmungen des RHaftpfl® und des Kraft Fahr ſchlechthin beſchränkt, aber doch nur da 
angebracht und zuläſſig, wo es ſich um Schadensfolgen handelt, die ihrer Natur nach fort⸗ 
laufend ſich erneuern (RG a. a. O., ferner IW 1917, 71310; 1918, 865). Für das Gebiet 
des Huftpfl& trifft dieſes in 88 33,7, für dasjenige des KraftFahrch letzteres in 88 11—13 
ſelbſtändig dem § 843 entſprechende erſchöpfende Beſtimmungen; $ 843 findet deshalb nicht 
Anwendung. 

2. Die dauernden Nachteile für die Perſon des Verletzten, die aus einer Beſchädigung 
des Körpers oder der Geſundheit hervorgehen, und für die § 843 als Form der Entſchädigung 
für die Regel die Geldrente beſtimmt, ſind die Aufhebung oder Minderung der Erwerbs⸗ 
fähigkeit und die Vermehrung der Bedürfniſſe. 

a) Nach dem Wortlaute des $ 843 iſt für die Aufhebung oder Minderung der Erwerbs 
fähigkeit dem Verletzten Schadenserſatz zu leiſten. Es wäre aber unrichtig, daraus den 
Schluß zu ziehen, daß es die allgemeine (abſtrakte) Erwerbsfähigkeit ſei, für die Entſchädi 
gung zu leiſten iſt, ohne Rückſicht darauf, ob der Verletzte von ſeiner Erwerbskraft vor der Ver 
letzung Gebrauch gemacht hat und ohne die Verletzung jemals Gebrauch gemacht haben würde. 
Die Erwerbsfähigkeit iſt allerdings das wirtſchaftliche Gut, deſſen Verluſt oder Minderung zu 
erſetzen iſt; der Erwerbsfähigkeit entſpringt die Erwerbsquelle; aber Erſatz iſt immer in dem 
Umfange zu leiſten, als ein Schaden wirklich entſtanden iſt (RG 63, 195; 92,57: JW 08 S. 2738, 
45117; 1910, 192“; 1911, 773%; Warn 08 Nr 169; 1911 Nr 387; 23 1919, 867%; 14. 1. 07 VI 
190/06). Daß dies der Sinn des 8 843 ift, ergibt einmal der Zuſammenhang mit 8 842 (vgl. 8 842 
A 2), dann aber auch gerade die in $ 843 vorgeſehene Art und Weiſe der Entſchädigung durch) 
eine Rente, die die wirtſchaftliche Einbuße des Verletzten infolge des Verluſtes der Arbeitsrente 
ausgleicht, nicht aber das Kapital an Arbeitskraft erſetzt, das dem Verletzten verlorengegangen 
iſt. Auch 8 323 ZPO geht offenbar von dieſer Auffaſſung aus. Über die Bedeutung der ab. 
weichenden Rechtſprechung des Reichsverſicherungsamts bei Auslegung der Unfallverſicherungs⸗ 
geſetze vgl. RG JW 08, 273° u. 1910, 1927. Immerhin aber iſt es die Geſtaltung der Zukunft, 
die § 843 im Auge hat. Es kommt deshalb nicht gerade darauf an, ob der Verletzte bis zu der 
Verletzung tatſächlich eine Erwerbstätigkeit ausgeübt und daraus einen Verdienſt gezogen 
hat; entſcheidend iſt für die Zuerkennung und Bemeſſung der Entſchädigung vielmehr, ob und 
wie der Verletzte ohne die Verletzung fernerhin ſeine Erwerbsfähigkeit ausgenützt und welchen 
Erwerb er daraus vorausſichtlich und nach dem regelmäßigen Verlaufe der Dinge gezogen haben 
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würde. Der tatſächliche Erwerb, den der Verletzte vor der Verletzung ins Verdienen gebracht 
hat, bildet dafür nur einen mehr oder weniger weſentlichen Anhalt und den natürlichen Aus⸗ 
gangspunkt (RG 63, 195; JW 08, 2738; 1910, 1927; 1911, 584765 Warn 08 Nr 169; 17.11.04 
VI 19/04; 2. 3. 05 VI 374/04; 14. 1. 07 VI 190/06; 25. 6. 08 VI 188/07). Demgemäß bleibt 
der Rentner, der ohne Arbeit von den Erträgniſſen ſeines Vermögens lebt und der deshalb 
trotz des Verluſtes der allgemeinen Erwerbsfähigkeit einen wirklichen Schaden nicht erleidet, 
für die Dauer dieſer Lebensführung ohne Entſchädigung für die Aufhebung oder Minderung 
der Erwerbsfähigkeit (RG JW 08, 273°; 1910, 1922; Warn 1911 Nr 387); jo bleibt auch eine 
verletzte Ehefrau nach dieſer Richtung ohne Entſchädigung, wenn ſie für ſich von ihrer Erwerbs 
fähigkeit keinen Gebrauch gemacht hat, ſondern lediglich im Hausweſen und im Geſchäfte 
des Manues tätig war und dieſes Verhältnis auch vorausſichtlich fortgedauert haben würde 
(vgl. darüber $ 845 A 4). Beide find für den Fall, daß die Zukunft ſie in die Lage bringen 
möchte, für ihren Erwerb ſelbſt zu ſorgen, auf den Weg der Feſtſtellungsklage gewieſen (RG 
47, 88; 63, 195; JW 05, 34112; 08, 2735; Warn 08 Nr 169; 09 Nr 507); ſoweit die Verhält⸗ 
niſſe für den Eintritt dieſes Falles zu überſchauen ſind, iſt natürlich auch die Leiſtungsklage 
zuläſſig (RG JW 05, 3411). Das verletzte Kind iſt noch nicht erwerbsfähig; wie es, nach⸗ 
dem es das erwerbsfähige Alter erreicht haben wird, ſeine Arbeitskraft verwerten wird und 
welche Einbuße es in ſeinem Erwerb und Fortkommen durch die Verletzung erleidet, iſt der 
Regel nach für eine fernere Zukunft nicht zu überſchauen, namentlich dann nicht, wenn es 
ſich nicht um einen völligen Verluſt, ſondern nur um eine Minderung der Erwerbsfähigkeit 
als Folge der Verletzung handelt. Auch hier iſt daher in den meiſten Fällen der Weg der Feſt⸗ 
ſtellungsklage geboten (NG JW 06 S. 23625, 359321, 43828, 71819; 17. 10. 04 VI 57/04; 6. 4. 
05 VI 296/04); die Leistungsklage iſt jedoch nicht ausgeſchloſſen und ift immer dann zuläſſig, 
wenn nur der gewöhnliche Durchſchnittslohn für Hand-, Haus⸗ oder Fabrikarbeit gefordert 
wird (RG JW 06 S. 23628, 35921). Wer endlich nach der Verletzung feine bisherige Stellung 
mit der gleichen Arbeitsvergütung behalten hat, erleidet in ſeinem Erwerbe keinen Schaden 
(G JW 08, 4517), es ſei denn, daß er zwar zunächſt in der bisherigen Stellung verblieben iſt, 
aber das Aufhören dieſes Verhältniſſes zu erwarten ſteht. Zum Schaden aus der Minderung 
der Erwerbsfähigkeit gehört nicht nur der Verluſt der unmittelbaren Bezüge für den Entgelt 
der Arbeit, ſondern auch der Vergütungen, Proviſionen und Anteile am Geſchäftsgewinn, die 
mit Rückſicht auf die Arbeitsleiſtung gewährt werden (RG 92, 55). 

b) Die Eutſchädigung für Vermehrung der Bedürfniſſe begreift den Ausgleich der Nach⸗ 
teile, die dem Verletzten infolge dauernder Störung des körperlichen Wohlbefindens ent⸗ 
ſtehen: die Koſten für beſſere Verpflegung, die zur Herbeiführung einer Beſſerung oder zur 
Abwendung einer Verſchlimmerung des körperlichen Zuſtandes erforderlichen Mehrauf⸗ 
wendungen, die Koſten für Erholungskuren, bei Kindern unter Umſtänden für einen not⸗ 
wendig werdenden Privatunterricht; die Beſchaffung und Erneuerung künſtlicher Gliedmaßen. 
Die meiſten dieſer Aufwendungen gehören zu den Heilungskoſten, wenn ſie nur zeitweilig 
und vorübergehend erforderlich ſind; ſie begründen aber den Anfpruch auf eine Rente wegen 
Vermehrung der Bedürfniſſe, wenn der Folgezuſtand der Verletzung ſich dauernd und regel 
mäßig nötig macht (RG JW 06, 43828; 07, 37325; 1914, 40810, Warn 1914 Nr 13). 

c) Der Anſpruch auf Entſchädigung wegen Verluſts oder Minderung der Erwerbsfähigkeit 
und wegen Vermehrung der Bedürfniſſe bilden nicht zwei verſchiedene Schadenserſatzan⸗ 
ſprüche; die Rentenentſchädigung des 8 843 iſt eine einheitliche; bei ihrer Feſtſetzung 
iſt auf beide Schadensrichtungen Rückſicht zu nehmen (RG 47, 405; 69, 296; 74, 131; JW' 06 
S. 236 359°, 7189; 1914, 40810; 14. 12. 12 VI 42/12). Da der Anſpruch auf Entſchädigung 
wegen Vermehrung der Bedürfniſſe auch den Perſonen zuſteht, die in ihrem Erwerbe einen 
Schaden nicht erlitten haben, dem beſchäftigungsloſen Rentner, der nicht ſelbſt erwerbenden 
Ehefrau und den noch nicht erwerbsfähigen Kindern, ſo haben dieſe mit der Leiſtungsklage 
wegen Vermehrung der Bedürfniſſe nicht notwendig eine Feſtſtellungsklage wegen des etwaigen 
ſpäteren Verluſts oder der Minderung der Erwerbsfähigkeit zu verbinden: ſoweit überhaupt 
eine Rente aus $ 843, wenn auch nur wegen Vermehrung der Bedürfniſſe zugeſprochen wird, 
kann der ſpätere Eintritt eines Erwerbsſchadens vielmehr nach $ 323 3 geltend gemacht 
werden. Aus der Einheitlichkeit der Rente ergibt ſich einmal, daß keine ſpätere ‚Herab: 
ſetzung der Rente nach 9323 ZPO gefordert werden kann, wenn die Erwerbsverhältniſſe ſich 
verbeſſert, die Bedürfniſſe aber auch ſich entſprechend vermehrt haben (RG 74, 131), wie um⸗ 
gekehrt keine Erhöhung der Rente. Vgl A 2 zu 8 842. i Di 

3. Dem Verletzten iſt durch Entrichtung einer Geldrente Schadenserſatz zu leiſten. Die 
Rente des 8 843 ift alſo: | in Geli 

ein beſonders gearteter Schadenserſatz, eine Form der Entſchädigung in Geld 
t. oben A 1). Wegen der Ahnlichkeit mit dent Unterhaltsanſpruche, nicht dem Urſprunge, 
aber dem Zwecke nach, iſt fie hinſichtlich der vorläufigen Vollſtreckbarkeit des auf ihre Leistung 
ergebenden Urteils ($ 708 Nr 6 380), hinſichtlich der Pfändbarkeit (§ 850 Abi 3 ZPO) 
und hinſichtlich der Wertbehandlung im Prozeſſe ($ 9a RG) den Unterhaltsanſprüchen 
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in gewiſſem Maße gleichgeſtellt, in S 708 Nr 6 ZPO und 8 9a GRG überhaupt, in $ 850 Abf 3 
8 infomeit, als die Pfändung des Rentenanſpruchs der Höhe nach beſchränkt iſt (vgl. 
dazu RG 52, 49). 

b) Die Rente des $ 843 iſt Schadenserſatz für aus vergangener Urſache in der Zukunft 
zu erwartende Nachteile. Deshalb ſind für die Feſtſetzung der Rente die körperlichen wie die 
Berufs- und Erwerbsverhältniſſe des Verletzten, wie fie ſich ohne die Verletzung in der Zu⸗ 
kunft geſtaltet haben würden und wie ſie ſich nunmehr nach der Verletzung vorausſichtlich 
entwickeln werden, ins Auge zu faſſen, ſoweit fie zu überſehen find (RG JW 1911, 58426). 
Die Bellinunung des § 323 ZP ſieht zwar einen Weg vor, auf dem eine weſentliche Anderung 
der Verhältniſſe, die für die Verurteilung zur Entrichtung von Leiſtungen zur Zeit des Urteils. 
erlaſſes maßgebend waren, von ſeiten des Verletzten wie des Erſatzpflichtigen zur Anerkennung 
gebracht werden kann (vgl. A 2c). Aus Sinn und Zweck dieſer Vorſchrift ergibt ſich aber, 
daß der nach der allgemeinen Erfahrung unter Berückſichtigung der beſonderen Verhältniſſe, 
der Anlagen und Ausfichten des Verletzten zu erwartende Lauf der Dinge zunächſt zur Grund⸗ 
lage der Entſcheidung gemacht werden muß. Eine abweichende Entwicklung wird dann den 
Anſtoß zu einer Klage nach 8 323 ZPO geben (NG 63, 195; 83, 65; 86 S. 181 u. 377; JW 
05, 283%: 1913, 27218; 1914, 35816; 1947, 6041s; Warn 08 Nr 169; 1913 Nr 143 u. 292; 
1914 Nr 32; 1916 Nr 203; 1917 Nr 26; 1919 Nr 79). S. darüber des näheren Ade Den 
Ausgangspunkt für die Bemeſſung der Rente bieten (vgl. A 2a) die Verhältniſſe zur Zeit 
der Verletzung; ſie ſind der Regel nach zugrunde zu legen, ſofern ſie ſich nicht als nur vorüber ⸗ 
gehend und deshalb für die Geſtaltung der Zukunft nicht maßgebend darſtellen (RG Warn 
1913 Nr 50). Der Verletzte, der von feiner Arbeitskraft bisher keinen Gebrauch gemacht hat 
und eine Rente wegen Minderung der Erwerbsfähigkeit fordert, muß dartun, daß er jene 
in Zutunft verwertet haben würde, wie umgekehrt, wenn der Verletzte vorher einen Erwerb 
gezogen hat, der den Anſpruch beſtreitende Erſahpflichtige nachweiſen mag, daß der Verletzte 
in Zukunft auch ohne die Verletzung wenig oder nichts verdient haben würde (N JW. 
1911, 58496; Warn 08 Nr 169; 1913 Nr 56). Über den Einwand des Erſatzpflichtigen, ohne 
den Unfall würde der Verletzte zum Kriegsdienſt eingezogen worden und um ſeinen Erwerb 
gekommen fein, vgl. RS 95 S. 1, 66 u. 87. Vor allen muß, ſoweit es ſich um die Ent⸗ 
ſchädigung für Verluſt oder Minderung der Erwerbsfähigteit handelt, der natürliche und 
regelmäßige Gang der Dinge dahin zur Erwägung gezogen werden, ob der Verletzte 
ohne die Verletzung in der Lage geweſen ſein würde, bis in das hohe Greiſenalter ſeine 
Arbeitskraft zu verwerten, und es muß, wo dies nicht anzunehmen iſt, für die Dauer der Rente 
eine Altersgrenze feſtgeſetzt werden (RG 63, 195; 98, 222; JW 05 S. 283, 49315; 06 S. 30818, 
54815; 09 S. 2714, 6861, 1910 ©. 651, 471°, 8122 u. 3%; 1911, 3251”; Warn 08 Nr 57; 
1913 Nr 141; Gruch 50, 673). Eine Rente wegen Aufhebung oder Minderung der Erwerbs- 
fähigteit auf die ganze Lebenszeit iſt nur zuzuerkennen, wenn nach den perſönlichen und 
Berufsverhältniſſen des Beſchädigten eine Erwerbstätigkeit bis ins hohe Greiſenalter mit 
Zuverläſſigkeit angenommen werden kann, was insbeſondere bei geiſtiger Berufstätigkeit viel- 
fach zutrifft (RG JW 05, 4931°; 06 ©. 30813 u. 54825; 08, 140 1% u. 11; 1910, 8123°, 9. 11. 03 
VI 120/03 Hausdame; 3. 12. 06 VI 127/06 Arzt), ſowie wenn die Beſchädigung den noch 
rüſtigen, arbeits- und erwerbsfähigen Verletzten erſt im hohen Alter traf (RG Warn 08 Nr 57). 
Eine Bemeſſung der Rente als Bruchteil einer Geſamtvergütung für die Minderung der Er⸗ 
werbsfähigkeit dergeſtalt, daß ſie für die ganze Lebenszeit, aber in geringerem Jahresbetrage 
feſtgeſetzt wird, iſt nicht unzuläſſig (R KW 08, 14011), aber wegen der damit möglicherweiſe 
verbundenen Unbilligkeit kaum zu empfehlen. Für die Feſtſtellung der Schadensfolgen in 
der Erwerbsfähigkeit des Verletzten und deren Abänderungen nach § 328 3 O im Prozeſſe 
gift überall $ 287 ZPO (dc 83, 65). 

0) Die Rente des 5 848 iſt, wie in A 2 ausgeführt wurde, ſoweit die Aufhebung oder Min⸗ 
derung der Erwerbsfähigkeit in Betracht kommt, zwar Schadenserſatz für den Verluſt der 
Arbeitskraft, aber im Rahmen des nach den Verhältniſſen anzunehmenden wirklichen wirt⸗ 
ſchaftlichen Nachteils, der den Verletzten infolge der ſchädigenden Handlung getroffen hat. 
Eine Geldrente wegen Verluſts der Erwerbsfähigkeit iſt dem Verletzten nicht zuzubilligen, 
wenn er keinen Schaden erlitten hat. Bei einem ſelbſtändigen Kaufmann, Gewerbetreibenden 
oder Landwirt kommt in Frage, wieweit für den wirtſchafklichen Ertrag feines Unternehmens 
die aufgehobene oder verminderte perſönliche Arbeitskraft in Anſatz zu bringen ift. Unter 
Umſtänden iſt ſeine perſönliche Tätigkeit durch Annahme einer Hilfsperſon zu erſetzen, und in 
dieſem Falle iſt die Rentenentſchädigung auf den notwendigen Aufwand für die Hilfsperſon 
zu beſchränken (RG 19. 3. 06 VI 257/05; 23. 5. 06 VI 370/05). Kamen einem beſchädigten 
Ehemanne beim Betriebe des Erwerbsgeſchäfts, das er infolge der Verletzung aufgeben muß 
Dienfte der Ehefrau oder der Kinder zuſtatten, die die Geſchäftsunkoſten verringerten, fo if 
dies bei der Feſtſetzung der Rente zu berückſichtigen; es können ihm nicht Geſchäftsunkoſten 
belaſtet werden, die er nicht gehabt hat (RG JW 1911,773%). Der Umſtand, daß das Erwerbs. 
geſchäft nach außen auf den Namen der Ehefran betrieben und verſteuert wurde, iſt gleichgültig, 
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wenn feſtgeſtellt iſt, daß in Wirklichkeit der beſchädigte Ehemann das Geſchäft betrieben har 
RS JW 1912, 32160). Ob ein Berufswechſel dem Verletzten angeſonnen werden kann, 
um den ihm nach der Verletzung verbleibenden Teil ſeiner Arbeitskraft ertragsfähig zu 
machen, hat ſich nach den Umſtänden (Alter, Berufsart) zu richten; Sache des Erſatz 
pflichtigen iſt es der Regel nach, nachzuweiſen, daß der Verletzte einen andern ihm 
zuzumutenden Erwerb finden kann; falls der vorgeſchlagene neue Beruf eine neue Aus 
bildung erheiſcht, hat er ihm die Mittel hierzu zur Verfügung zu ſtellen (RG 53, 48; 
JW 09, 495186; 1912, 59720; 23 1918, 691). Sit die Beſchädigte eine Ehefrau, fo iſt dabei 
auch zu berückſichtigen, daß ſie die eheliche Wirtſchaft zu führen verpflichtet iſt und nicht einem 
Erwerbe nachgehen kann, der fie den ganzen Tag vom Haufe fernhält (RG IW 1912, 59720) 
Der nach $ 843 dem Beſchädigten zu erfeßende Erwerbsverluſt muß nicht notwendig dem von 
den Arzten feſtgeſetzten Prozentſaß der Minderung der Erwerbsfähigkeit entſprechen. Es 
kommt darauf au, ob und wieweit der Beſchädigte von dem ihm verbliebenen Reſte körperlicher 
Arbeitskraft in ſeiner bisherigen oder in einer ihm zuzumutenden andern Erwerbstätigkeit 
noch Gebrauch machen kann (RG JW 1911, 32515). Bei einem durch die Verletzung dienſt⸗ 
unfähig gewordenen Beamten iſt für die Ermittlung der Rente auch das normale geſetzliche 
Ruhegehalt, das er ohne die Verletzung ſpäter bezogen haben würde, zu berückſichtigen (RGB 
JW 1910, 471°). 

d) Auf die nad) § 843 dem Verletzten zuzuerkennende Rente find die ihm etwa freiwillig 
oder auf Grund einſtweiliger Verfügungen zur vorläufigen Befriedigung ſeiner Anſprüche 
gemachten Leiſtungen anzurechnen (RG 69, 296; 14. 12. 12 VI 42/12). Anzurechnen find 
ferner nach dem Grundſatze der Ausgleichung von Vorteil und Nachteil die dem Verletzten 
infolge des Verluſts oder der Minderung der Erwerbsfähigkeit anderweit zukommenden 
Geldleiſtungen. Dahin gehören die Rentenleiſtungen der geſetzlichen Kranken-, Unfall⸗ und 
Invaliditätsverſicherung (RG 64, 350; JW 06 ©. 17218, 6867); das geſetzliche Ruhegeld eines 
Beamten, das als ein Teil des Gehalts anzuſehen iſt und deshalb in ſeiner Höhe einen Schaden 
überhaupt nicht entſtehen läßt (RG 64, 350; 82, 192), auch die aus einer vertraglichen Unfall⸗ 
verſicherung, die der Arbeitgeber zugunſten ſeiner Arbeiter genommen hat, einem ver⸗ 
letzten Arbeiter zugewendeten Verſicherungsleiſtungen, die gleichfalls als eine Form der Ent⸗ 
lohnung der Arbeitsdienſte erſcheinen (RG 70, 101). Dagegen find nicht anzurechnen die aus 
vertraglichem Boden entſpringenden Leiſtungen von Unfallverſicherungsanſtalten oder Knapp⸗ 
ſchaftskaſſen, auf die der Verletzte durch die vertraglichen oder ſatzungsmäßigen Gegenleiſtungen 
ein eigenes Recht erworben hat (RG a. a. O.; 68, 45; 69, 188 u. 196; Warn 1910 Nr 418; 
5. 10. 12 VI 118/12). Soweit Ruhegelder, Unfallrenten und ähnliche Leiſtungen auf die Ent⸗ 
ſchädigungsrente des § 848 anzurechnen ſind, iſt bei Verteilung des Schadens gemäß § 254 
ſelbſtverſtändlich ihr ganzer Betrag von dem zuerkannten Bruchteile der Entſchädigung in 
Abzug zu bringen (RG 62, 148; SW 09, 4714. 

4. Prozeßrechtliches. a) Die Leiſtungsklage auf die Reute des 8 843 kann nur erhoben 
werden (8 258 ZPO), wenn der zukünftige körperliche Zuſtand und die zukünftigen Erwerbs⸗ 
verhältniſſe des Verletzten ſich mit ſolcher Wahrſcheinlichkeit überſehen laſſen, wie ſie für die 
Gewinnung einer richterlichen Überzeugung genügt. Sind die Schadenswirkungen noch nicht 
abgeſchloſſen, die Einflüſſe der Verletzung auf das körperliche Wohlbefinden und auf die Er⸗ 
werbsverhältniſſe der Verletzten noch in der Entwicklung begriffen oder gewiſſe nachteilige 
Wirkungen erſt in einer ferneren Zukunft zu erwarten (vgl. oben A 2), fo iſt anſtatt der Lei⸗ 
ſtungsklage die Feſtſtellungsklage ($ 256 ZPO) der gebotene Weg für den Verletzten, 
ſeinen Schadenserſatzanſpruch zunächſt grundſätzlich geltend zu machen. Wo die Feſtſtellungs⸗ 
klage hinſichtlich des möglichen zukünftigen Schadens allein angängig iſt, kann ſie auch auf 
denjenigen Teil des Schadens mit erſtreckt werden, welcher au ſich ſchon mit der Leiſtungsklage 
gefordert werden könnte (RG JW 08, 68521; Warn 1911 Nr 179; Gruch 48, 1102). Die Feſt⸗ 
ſtellungsklage kann erhoben werden, wenn eine Vermögensbeſchädigung als Folge der Ver⸗ 
letzung auch nur möglich erſcheint (R IW 06, 161%); fie iſt aber ohne beſondere Begründung 
des Feſtſtellungsintereſſes nicht zuläſſig, wenn die Leiſtungsklage nach allen Richtungen des 
Schadens bereits angeſtellt werden kann (RG 19. 9. 07 IV 3/07). Von der Feſtſtellungsklage 
kann im Laufe des Rechtsstreits zur Leiſtungsklage übergegangen werden und umgekehrt 
(RG 23, 416; Warn 09 Nr 44). b f 

b) Die Leiſtungsklage, die der Regel nach die Forderung einer Rente in bees. 
Höhe und auf beftimmte Zeit, auf die Lebensdauer des Verletzten oder bis zu einer Alters ⸗ 
grenze, bei noch nicht erwerbsfähigen Perſonen auch von einem beſtimmten ſpäteren Zeit. 
punkt an, zu enthalten hat, kann zuläſſigerweiſe auch in der Art erhoben werden, daß die 
Rente in das richterliche Ermeſſen geſtellt wird (dic Jen 09, 49519), oder daß die TEE ou! 
Byrne 5 5 wird, als Kläger in dem Maße wie zur Zeit erwerbsunfähig fein wird (RG 

3, 14011). . 
- ©) Über die Bedeutung des $ 323 ZPO für den Rentenanſpruch aus 8 843 iſt N 
A 3b gehandelt. Bei Zuerkennung des Schadenserſatzes in der Form eines Kapitals (Abſ 3) 
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iſt § 323 nicht anwendbar (RG 73, 418). § 323 iſt auch nicht auwendbar, wenn lediglich ein 
Feſtſtellungsurteil ergangen iſt (RG 74, 121). Zur Verwirklichung des feſtgeſtellten Anſpruchs 
muß der Verletzte nach Eintritt des Schadens oder wenigſtens, nachdem deſſen Überblick möglich 
geworden iſt, die Leiſtungsklage erheben, der gegenüber der Erſatzpflichtige die nach dem Erlaß 
des Feſtſtellungsurteils etwa eingetretenen Veränderungen in dem Zuſtande des Verletzten 
geltend zu machen in der Lage, aber auch genötigt iſt (Rh 30. 5. 10 VI 268/09). Nach dem 
klaren Wortlaute des 8 823 3 PO iſt die Abänderungsklage nicht gegeben, wenn nicht eine Ver⸗ 
urteilung, ſondern die Abweiſung der auf Rentenleiſtungen erhobenen Schadenserſatzklage 
ausgesprochen war; hier kaun nur eine neue Klage helfen, ſoweit ſie noch zuläſſig iſt. Die 
Verurteilung kann dagegen durch ein Anerkenntnis des Erſatzpflichtigen erſetzt werden (RG 
73, 131), und durch RGeſ. v. 13. 8. 19 (RG Bl 1448) iſt die Beſtimmung des § 323 3 PO anch 
auf die Vollſtreckungstitel des $ 794 Nr 1, 2, 5 ZPO ausgedehnt worden. Die Abänderungs⸗ 
klage ſetzt die Rechtskraft der früheren Entſcheidung voraus (RG 47, 405; Warn 1913 Nr 128); 
die nach Erlaß eines rechtskräftigen Zwiſchenurteils über den Grund des Anſpruchs ein. 
getretenen veränderten Umſtände, die in Anwendung des $ 323 ZPO die Abänderungsklage 
rechtfertigen würden, können und müſſen in dem Verfahren über den Betrag noch geltend 
gemacht werden; denn das Zwiſchenurteil über den Grund des Anſpruchs iſt, wenn es auch 
ſelbſtändig anfechtbar iſt, doch nur gleich dem Zwiſchenurteil nach 8 303 ein Element der 
Endentſcheidung (RG 86, 181; 89, 117; Warn 1913 Nr 123). Die Einheitlichkeit der Rente 
iſt auch für die Abänderungsklage nach 8 323 ZPO Feftzuhalten (vgl. A 2c). Für die Ab⸗ 
änderung bildet nach § 323 Abf z der Zeitpunkt der Klagerhebung die Anfangsgrenze; dieſer 
Zeitpunkt bleibt maßgebend, auch wenn in Anpaffung an die Beweisaufnahme der Antrag 
im Laufe des Verfahrens erhöht wird (RG 75, 24). Die Verjährungsfriſt für den Anſpruch 
aus der u. H. gilt auch für Erhöhungen des Schadenserſatzes, die mit der Klage aus § 323 
30 verfolgt werden: die Verjährung beginnt alſo nach § 852 erſt mit dem Zeitpunkte, in 
dem die weſentliche Anderung der Verhältniſſe dem Verletzten bekannt geworden iſt (RG 
86 S. 181 u. 384); handelt es ſich um einen nach dem NHaftpfl® zu beurteilenden Schaden, 
fo hat die Verjährung mit dem Eintritt der Veränderung begonnen (RG ZW 06, 7678; Warn 
1913 Nr 4; a. M. über die ganze Frage Oertmann, Arch ZivPrax 109, 318 u. a.). Die Ab⸗ 
änderungsklage eröffnet nicht von neuem den früheren Rechtsſtreit; fie iſt eine neue ſelbſtändige 
Klage, mit der ein neuer ſelbſtändiger Tatbeſtand geltend gemacht wird; ſie folgt auch hin⸗ 
ſichtlich des Gerichtsſtandes den allgemeinen Regeln (RG JW 1911, 54822). Sachlich ift fie 
nicht nur gegeben für Veränderungen in der Höhe der Rente, ſondern auch in deren Dauer 
{NS 86, 377; Warn 1919 Nr 79). Über Einzelanwendungen der Beſtimmung vgl. RG 
68, 352 (Beſſerung des Zuſtandes des Beſchädigten, die hätte eintreten müſſen, aber infolge 
eigenen Verſchuldens des Verletzten nicht eingetreten iſt); JW 06, S. 7675 u. 768 (Erhöhung 
des Dienſteinkommens der Beamtenklaſſe eines verletzten Beamten); JW 09, 19414 (nach⸗ 
träglich eingetretene Anderung); ZW 1911, 65835 (nener Unfall); JW 1912, 59415 u. 
1917, 60415 (Verheiratung der verletzten Frauensperſon); RG 95 S. 66 u. 87 (Umwand⸗ 
lungsklage des Erſatzpflichtigen, weil der Unfall den Verletzten vom Kriegsdienſte und deſſen 
Gefahr befreit habe); JW 1918, 2201 (Notwendigkeit des urſächlichen Zuſammenhangs der 
Veränderung der Verhältuiſſe mit dem Unfall). 

d) Die Rechtſprechung der Land⸗ und Oberlandesgerichte macht von der prozeßrechtlichen 
Möglichkeit, über Grund und Betrag des Schadenserſatzanſpruchs aus den 89 843 
bis 845 nach § 304 ZPO geſondert zu entſcheiden, was an ſich nur bei beſonderen Schwierig⸗ 
keiten der Rechtslage oder bei der Notwendigkeit einer umfangreichen Beweisaufnahme über 
die Höhe des Schadens zweckmäßig iſt, einen reichlichen Gebrauch. Der Erlaß eines Zwiſchen⸗ 
urteils nach 8 304 38 ſetzt der Regel nach voraus, daß eine Leiſtungsklage und in dieſer 
ein der Höhe nach beſtimmter Anſpruch antragsgerecht erhoben oder wenigſtens, wenn der 
Antrag die Entſcheidung über die Höhe in das richterliche Ermeſſen ſtellt, im Klagevortrage 
behauptet wird; nur dann kann davon die Rede ſein, daß der Anſpruch nach Grund und Betrag 
ſtreitig iſt (RG 58, 39; JW 05, 1782 06, S. 31320 u. 22,8392 57045, 718’; 1912, 7821; Warn 
1913 Nr 340). Aber auch für eine Feſtſtellungsklage iſt der Erlaß eines Zwiſchenurteils nach 
5 304 ZRO nicht grundſätzlich ausgeſchloſſen, ſofern nur der Anſpruch, deſſen Feſtſtellung 
begehrt wird, beziffert oder doch beſtimmt auch der Höhe nach in ſeinem Gegenſtande gekenn- 
zeichnet iſt, und die Feſtſtellungsklage erkennbar das Ziel verfolgt, auch einen Betrag zur 
Feſtſtellung zu bringen (ch 93, 152; Warn 1913 Nr 340; 1915 Nr 124). Das Zwiſchen. 
urteil über den Grund des Auſpruchs muß den Schadenserſatzanſpruch ſelbſt feinen Beſtande 
nach außer Zweifel ſtellen und deshalb alle den Anſpruch ſelbſt treffenden Einwendungen 
erledigen (RG Warn 1911 Nr 387; 1919 Nr 78 u. 196). Deshalb muß es darüber Ent. 
ſcheidung treffen, ob ein mitwirkendes Verſchulden des Verletzten anzunehmen iſt und in 
welchem Umfange (Quote) dieſes den Schadenserſatzanſpruch des Beſchädigten aufhebt (Ren 
53, 117; JW 04 S. 21177, 448 u. . 05, 64513; 07, 1992; 08, 5585). Neuere Entfchei- 
dungen haben es für zuläſſig erklärt, die Prüfung dieſer Frage durch einen Vorbehalt im 
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Grundurteile dem Nachverfahren zu überlaſſen; fo RG ZW 1915, 14818; Warn 09 Nr 128; 
1910 Nr 222 u. 477. Das iſt dann zu billigen, wenn außer Zweifel ift, daß das mitwirkende 
Verſchulden des Verletzten nicht feinen ganzen Auſpruch aufzehrt; fo insbeſondere, weun es 
ſich nicht um ein mitwirkendes Verſchulden bei der Entſtehung des Schadens (§ 254 Abs 1), 
ſondern um die ſchuldhafte Unterlaſſung feiner Minderung handelt (RG 81, 269). Iſt der 
Vorbehalt nicht gemacht, fo iſt die Einrede aus § 254 BGB im Nachverfahren nicht mehr 
zuläſſig (R ZW 1915, 14315). Das Zwiſchenurteil muß ferner Aufrechnungseinreden er: 
ledigen, und zwar ſelbſt daun, wenn ſie den Klageanſpruch nur teilweiſe aufzehren (R JW 
1917, 8158; Warn 1916 Nr 223; 1919 Nr 196); im Nachverfahren ſind ſolche nur zuläſſig, 
wenn fie erſt nach Erlaß des Zwiſchenurteils entſtanden find (R Warn 1915 Nr 36 u. 280), 
oder wenn das Zwiſchenurteil einen Vorbehalt ausſpricht (RG Warn 1915 Nr 280). Ebenſo 
muß das Zwiſchenurteil darüber Eutſcheidung treffen, ob von dem eingeklagten Auſpruche 
Ruhegelder oder Unfallrenten abzuziehen find und der eutſprechende Teil des Schadeus⸗ 
erſatzanſpruchs des Verletzten auf eine öffentlichrechtliche Verſicherungsanſtalt (Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft, Krankenkaſſe, Invalidenverſicherungsanſtalt) oder auf den Staat (Fürſorgegeſetze) geſetz⸗ 
lich übergegangen iſt, weil inſoweit der Auſpruch des Verletzten nicht mehr beſteht (RG 62, 337; 
JW 06 S. 17218, 6867; 08, 45117; Warn 08 Nr 413); im Nachverfahren kann dieſer UÜber⸗ 
gang nur dann noch berückſichtigt werden, wenn beide Teile einverſtanden ſind (RG 28. 1. 07 
VI 166/06) oder wenn das Zwiſchenurteil die Entſcheidung darüber erkennbarerweiſe dem 
Nachverfahren vorbehalten hat, was angängig iſt, weun der dem Grunde nach für gerecht⸗ 
fertigt erachtete Anſpruch die abzuzieheuden Beträge überſteigt. Das Zwiſchenurteil muß 
endlich darüber Entſcheidung treffen, ſofern eine Rente auf Lebenszeit verlangt iſt, ob dieſer 
Anſpruch für begründet zu erachten oder eine Altersgrenze zu ſetzen iſt (NG 64, 33; 98, 222; 
IW 08, 1097). Auch hier kann aber die ziffermäßige Altersbegrenzung entweder in der Weiſe, 
daß zunächſt eine Höchſtdauer der Rente feſtgeſetzt wird (RG Warn 08 Nr 677) oder überhaupt 
dem Verfahren über den Betrag vorbehalten werden (RG FW 06, 7105; 07, 36614; 08, 1077 
09, 31615; Warn 1913 Nr 123; 1914 Nr 32). Ebenſo kann die Beſtimmung des Zeitpunkts 
für den Beginn des Rentenanſpruchs dem Nachverfahren überlaſſen werden (RG IW 
04, 5757). In welchem Verfahren die Eutſcheidungen nach Abſ 2 Satz 2 und Abſ 3 zu treffen 
ſind, darüber vgl. unten A 6 u. 7. Über die rechtliche Natur des Zwiſchenurteils nach & 304 
3PO ſ. oben unter 4. 

5. Die Vorſchriften des § 760 für die Leibrente, die auf die Rente nach § 843 entſprechend 
anzuwenden ſind, beſtimmen, daß die Rente im voraus in dreimonatlichen Zeitabſchnitten 
zu entrichten iſt, und daß dem Berechtigten der volle Betrag des Rententeiles gebührt, wenn 
er den Beginn des Zeitabſchnitts erlebt hat, für den die Rente zu entrichten iſt. Dieſe 
Beſtimmungen des 8 760 find für die Leibrente nachgiebigen Rechtes. Für die entſprechende 
Anwendung auf die Rente des $ 843 gilt dies nicht; der Richter iſt an die Vorſchrift gebunden; 
er darf nicht andere Zahlungsabſchnitte feſtſetzen und nicht ſtatt der Vorauszahlung Nach⸗ 
zahlung anordnen; ein Ermeſſen beſteht in dieſer Beziehung nicht; es würde der geſetzlichen 
Regel ihren Wert nehmen (RG 69, 296). 

6. Eine Sicherheitsleiſtung durch den Erſatzpflichtigen kann nach 8 843 Abſ 2 Satz 2 nicht 
ſchlechthin gefordert werden; es iſt dem freien Ermeſſen des Gerichts überlaſſen, je nach den 
Umſtänden zu beſtimmen, ſowohl ob, als in welcher Weiſe und für welchen Betrag eine 
Sicherheit zu leiſten iſt. Die Art der Sicherheitsleiſtung hat ſich aber in den Grenzen der ge⸗ 
ſetzlichen Sicherheitsarten der 88 232—240 zu halten (RG JW 06, 43828). Die Prüfung, 
ob eine Sicherheitsleiſtung angebracht iſt, hängt weſentlich von der Höhe der zuerkannten 
Entſchadigung ab; eine Sicherheitsleiſtung kann deshalb in Verbindung mit einer Feſtſtellungs 
klage überhaupt nicht gefordert werden (RG 60, 416), und die Entſcheidung darüber gehört, 
wenn fie bei einer Leiſtungsklage in Frage kommt, bei Scheidung des Verfahrens über Grund 
und Betrag des Schadenserſatzanſpruchs in das Nachverfahren (RG 10. 12. 06 VI 189/06). 
Nach Erlaß des Urteils, in dem eine Sicherheitsleiſtung nicht vorgeſehen war, kann der Ber’ 
letzte eine ſolche verlangen bei Verſchlechterung der Vermögensverhältniſſe des Erſatzpflich⸗ 
tigen, 9 828 5 Vorausſetzung auch auf Erhöhung der angeordneten Sicherheit au⸗ 
tragen 4; : A 

7. Anſtatt der Geldrente kaun nach Abf 3 der Verletzte eine Abfindung in Kapital ver⸗ 
langen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Als wichtiger Grund kann beſonders die Schwwie⸗ 
rigkeit der Erhebung und Beitreibung des Rentenanſpruchs gegen den im Auslande wohnen. 
den oder feinen Wohnſitz oft verlegenden Erſatzpflichtigen in Betracht kommen. Als wichtiger 
Grund iſt es aber auch angeſehen worden, daß nach dem Gutachten der Arzte eine einmalige 
Abfindung von günſtigem Einfluß auf den Zuſtand des Verletzten ſein würde (N 78, 418; 
JW 09, 13714). Über die einheitliche Entſcheidung, ob Kapital oder Rente zuzuſprechen ſei, 
in dem Falle, daß neben dem aus u. H. Erſatzverpflichteten ein anderer wegen Verletzung 
einer Vertragspflicht für denſelben Schaden verantwortlich iſt, vgl. oben A 1. Die Entſchei⸗ 
dung, ob ftatt der Rente dem Verletzten ein Kapital zuzuſprechen ſei, gehört bei Scheidung 
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des Verfahrens über Grund und Betrag des Anſpruchs grundſätzlich in das erſtere (NG JW 06 
S. 35921, 6867; 07, 388°; 1911, 18513; Warn 08 Nr 634; 1911 Nr 292; 1913 Nr 177). Die 
Entſcheidung kaun aber auch aus Zweckmäßigkeitsgründen, insbeſondere wenn die Feſt⸗ 
ſtellung der Höhe für die Wahl der Entſchädigungsart von maßgebender Bedeutung iſt, durch 
erkennbaren Vorbehalt dem Nachverfahren überlaſſen werden (RG IW 1911, 18519, Warn 
08 Nr 634; 1911 Nr 292; 1913 Nr 177; 1914 Nr 184). Gegenüber einer Kapitalabfindung iſt 
die Abänderungsklage des $ 323 ZPO ausgeſchloſſen (NG 73, 418). f 

8. Abſ 4 enthält in der Beſtimmung, daß der Anſpruch gemäß 8 843 nicht dadurch aus⸗ 
geſchloſſen wird, daß ein anderer dem Verletzten Unterhalt zu gewähren hat, eine Vorſchrift 
von grundſätzlicher Bedeutung, die ſich nicht nur auf die Rente, ſondern auch auf die Heilungs⸗ 
koſten erſtreckt (RG 47, 211; 65, 162; SW 1011, 77442, 1913, 11474; Warn 08 Nr 635; 1919, 
195). Für den Rentenanſpruch iſt ſie vorwiegend von Bedeutung bei den Erſatzanſprüchen von 
unterhaltsberechtigten Abkömmlingen und Eltern, nicht bei denen der Ehefrau, weil der letz⸗ 
teren, ſoweit ſie nur im Hausweſen oder im Geſchäfte des Ehemanns tätig war, ein Erwerbs⸗ 
ſchaden nicht entſtanden iſt (vgl. $ 845 A 4); nur für die Entſchädigung wegen Vermehrung der 
Bedürfniſſe und wegen'der Heilungskoſten kommt auch hier Abſ 4 des 8 843 in Betracht (NG 
Warn 1915 Nr 208 gütergemeinſchaftliche Ehefrau). Daß der Unterhaltsberechtigte die 
Heilungskoſten oder ſonſtige Aufwendungen bereits aus eigenen Mitteln beſtritten hat, 
ſchließt die Anwendung des Abſ 4 nicht aus (RG a. a. O.). Ein Erſatzanſpruch des Unter⸗ 
haltspflichtigen, der den Aufwand getragen hat, gegen den Schädiger kann aus dem recht⸗ 
lichen Geſichtspunkte der auftragsloſen Geſchäftsführung gegeben ſein, wenn der Unterhalts⸗ 
pflichtige von der Schädigung Kenntnis hatte und mit dem Vorſatze handelte, ſeinen Aufwand 
dem Schädiger in Rechnung zu ſtellen; der Erſatzanſpruch kann weiter auch aus ungerecht: 
fertigter Bereicherung wegen Befreiung des Schädigers von ſeiner Schuld hergeleitet werden 
(RS 47, 211 u. 65, 162; FW 09, 13715; 1910 S. 3896 u. 81128; Warn 09 Nr 86; 1914 
Nr 13). Wegen erſt künftig zu machender Aufwendungen kann ſelbſtverſtändlich ein Anſpruch 
aus dem Rechtsgrunde der Geſchäftsführung oder der Bereicherung nicht erhoben werden 
(RG 84, 390; JW ö 1910, 81125; 23 1918, 2095; 1919, 6958). Gegen eine doppelte Anforderung 
ſchützt den Schädiger die gemeinſchaftliche Klage des Verletzten und des Unterhaltspflichtigen 
(ogl Rs Lg 1919, 6958). . 


8 844 


) Im Falle der Tötung?) hat der Erſatzpflichtige die Koſten der Be- 
erdigung demjenigen zu erſetzen, welchem die Verpflichtung obliegt, dieſe 
Koſten zu tragen“). 

Stand der Getötete zur Zeit der Verletzung zu einem Dritten in einem 
Verhältniſſe, vermöge deſſen er dieſem gegenüber kraft Geſetzes unterhalts⸗ 
pflichtig war oder unterhaltspflichtig werden konnte), und iſt dem Dritten 
infolge der Tötung das Recht auf den Unterhalt entzogen), jo hat der Er⸗ 
ſatzpflichtige dem Dritten durch Entrichtung einer Geldrente inſoweit Scha⸗ 
denserſatz zu leiſten, als der Getötete während der mutmaßlichen Dauer 
ſeines Lebens zur Gewährung des Unterhalts verpflichtet geweſen ſein 
würde“); die Vorſchriften des S 843 Abſ 2 bis 4 finden entſprechende An⸗ 
wendung“). Die Erſatzpflicht tritt auch dann ein, wenn der Dritte zur Zeit 
der Verletzung erzeugt, aber noch nicht geboren war)). 

E I 722, 723 II 767; M 2 766—784; P 2 612-627. 

1. Allgemeines zu den SS 844 u. 845. Die 88 844 u. 845 beſtimmen die Vorausſetzungen, 
unter denen das BOB einen Erſatzanſpruch dritter Perſonen, die infolge der Ver⸗ 
letzung einer andern Perſon einen Schaden erlitten haben, anerkennt. Während 8 845 eine 
eigentliche Ausnahme von dem Grundſatze enthält, daß nur der unmittelbar Verletzte aus der 
u. H. erſatzberechtigt iſt (vgl. § 823 A 11) kann davon für $ 844 in Wirklichkeit nicht geſprochen 
werden. Denn durch die Tötung einer Perſon kann dieſer ſelbſt ein Schaden nicht mehr zuge⸗ 
fügt werden (gl. RG 55, 24). Wenn ihr ſelbſt bei nicht ſofort eintretendem Tode noch Ver⸗ 
mögensnachteile aus der tödlichen Verletzung entſtehen, ſo können dieſe nicht als Folgen der 
Tötung, ſondern nur als ſolche einer körperlichen Verletzung angeſehen werden, die nachmals 
den Tod des Verletzten herbeiführte, dadurch neben dem unmittelbar Verletzten die in 8 844 
bezeichneten Perſonen ſchädigte und ihnen deshalb die Anſprüche des § 844 gibt. Die An⸗ 
ſprüche der 88 844 u. 845 ſind ſelbſtändiger Natur und entſtehen nicht erſt in der Perſon des 
unmittelbar Verletzten, von der fie dann auf die Hinterbliebenen des 8 844 oder die Erſatz⸗ 
berechtigten des § 845 übergingen (RG 55, 24; 69, 186). Gleichwohl find die Anſprüche aus 
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88 844, 845 ihrer Entſtehung nach abhängig von dem Verhalten des unmittelbar Verletzte n 
und ſie kommen nicht zur Entſtehung, wenn ein Schadenserſatzanſpruch auch dem unmittelbar 
Verletzten nicht entſtanden ſein würde, ſofern er der Beſchädigte wäre. Hinſichtlich des eigenen 
mitwirkenden Verſchuldens des unmittelbar Verletzten ſpricht dies 8 846 ausdrücklich aus. 
Auch der Ausſchluß der Haftung durch Vertrag, insbeſondere der Tierhalterhaftung (Vorbem 4b 
vor § 823; $ 833 A 7), beſeitigt deshalb die Anſprüche der mittelbar Erſatzberechtigten, nament⸗ 
lich der Hinterbliebenen nach § 844 (RG 65, 313; 69, 186). Vergleiche und Verzichte, die der 
Getötete nach der Verletzung mit dem Schädiger über die Anſprüche aus der Verletzung ab⸗ 
ſchließt, binden dagegen die nach 88 844, 845 Berechtigten nicht; hier tritt die Selbſtändigkeit 
ihrer Anſprüche zutage. Die 88 844 u. 845 gelten nur für das Gebiet der u. H.; mit der Ver: 
tragsklage können, abgeſehen von § 618, Anſprüche daraus nicht erhoben werden (RG JW 07, 
71018; 08 S. 9° u. 44914; 1910, 11213; Gruch 51, 380). Eine Ausdehnung auf andere durch den 
Tod oder die Verletzung einer Perſon geſchädigten Perſonen, als die in 88 844, 845 bezeich- 
neten, und auf andere Schäden dieſer Perſonen findet nicht ſtatt. So kann auch die Witwe 
nicht einen Schadenserſatzanſpruch daraus herleiten, daß auf ſie infolge des Todes ihres Ehe⸗ 
manns die Unterhaltspflicht gegen die gemeinſchaftlichen Kinder übergegangen iſt (NG 64 
©. 344, 350; JW 07, 388°; 1911, 1851. Die Beſtimmung des 8 829 iſt auch auf die An⸗ 
ſprüche aus SS 844 u. 845 anwendbar (RG 94, 220). Für das Rechtsgebiet des Haftpfl& 
— und des KraftFahrch — gelten die 98 844, 845 nicht, da dieſe in den 88 3, 3a, 7 und bzw. 
89 11—13 den Umfang der Schadenserſatzpflicht erſchöpfend geregelt und in engeren Grenzen 
gehalten (RG 57, 52; JW 09, 4831; 1914, 4514) und die Rechtswirkungen des Todes des 
Verletzten für die Hinterbliebenen insbeſondere in den 88 3, 7 und bzw. § 12 ſelbſtändig be⸗ 
ſtimmt haben. Infofern eine Klage aus § 844 und eine ſolche aus § 845 dieſelben klag⸗ 
begründenden Tatſachen zur Grundlage haben, bedeutet ein Übergang von der einen zur 
andern keine Klageänderung (RG Warn 1911 Nr 291). 

2. Tötung iſt hier wie in 8 823 jede widerrechtliche Handlung (vgl. $ 823 A 10), die die 
Zerſtörung des menſchlichen Lebens unmittelbar oder mittelbar tatjächlich herbeiführt, 
mag der Schädiger dieſen Erfolg vorausgeſehen haben oder haben vorausſehen können oder 
nicht. Das Verſchulden, wo der Tatbeſtand der u. H. ein ſolches für die Verletzung ſelbſt 
erfordert ($ 823 Abſ 1), braucht ſich mithin nur auf eine Körperverletzung zu erſtrecken (RG 66, 
251; 69, 340; I 07, 5141“, 17. 11. 11 111 611/10; vgl. § 823 A 4. A. M. Staudinger A IV). 
Der demnach nur erforderliche tatſächliche (objektive) urſächliche Zuſammenhang zwiſchen Ver⸗ 
letzung und Tod iſt auch gegeben, wenn eine ſog. traumatiſche Neuroſe, die die Folgewirkung 
einer Körperverletzung war, zum Selbſtmorde des Verletzten führt (NG 8. 10. 06 VI 31/06). 

3. Wem die Verpflichtung obliegt, die Koſten der Beerdigung zu tragen, beſtimmen die 
$$ 1968, 1580 Abi 3, 1615 Abſ 2. Ob auch eine vertragliche Verpflichtung unter 8 844 fällt, 
iſt ſtreitig, möchte aber bei der allgemeinen Faſſung des 8 844 zu bejahen fein (a. M. Planck 
A 3). Die Koſten einer Reiſebeförderung der Leiche können zu den Beerdigungskoſten gehören, 
wenn fie nach den Umſtäuden als eine gebotene Aufwendung für eine ſtandesmäßige Be⸗ 
erdigung (§ 1968) ſich darſtellen (RG 66, 306). Die Koſten einer Beförderung des tödlich 
Verletzten zum Krankenhauſe können auf Grund des 8 844 nicht gefordert werden (R JW 
05, 144; fie gehören gleich den Koſten einer verſuchten Heilung zu den Schäden, die noch 
dem unmittelbar Verletzten entſtanden ſind; der Anſpruch auf ihre Erſtattung geht demgemäß 
auf die Erben über. Die Witwe kann Erſtattung nur verlangen, wenn ſie Erbin des Mannes 
geworden iſt oder wenn ſie die Koſten bezahlt oder ſie zu bezahlen ſich verpflichtet hat (Ge⸗ 
ſchäftsführung ohne Auftrag oder Bereicherung; vgl. RG JW 02, 2848). 

4. Abſ 2 des 8 844 gibt im Falle der Tötung einer Perſon denjenigen Perſonen einen 
dem Anſpruche aus $ 843 gleichgearteten Anſpruch gegen den Schädiger, denen der Getötete 
traft Geſetzes unterhaltspflichtig war oder werden konnte. Die geſetzlichen Unterhalts ⸗ 
pflichten regeln die 88 1360, 1361, 1345, 1851, 1578, 1583, 1601, 1700, 1703, 1705, 1708, 
1739, 1765. Als unterhaltsberechtigt ſind auch die Perſonen anzuſehen, denen gegenüber der 
Getötete unterhaltspflichtig geweſen oder geworden wäre, wenn ſie zur Zeit der Verletzung 
bereits gelebt hätten, wenn ſie zur Zeit der Verletzung bereits erzeugt, aber noch nicht ge⸗ 
boren waren; nicht dagegen ſolche, die erſt nach der Verletzung erzeugt wurden. Die Bet 
ſtellung, ob der Dritte zur Zeit der Verletzung bereits erzeugt war, erfolgt auf Grund des $ 86 
ZPO in freier Beweiswürdigung. Der Unterhaltsanſpruch ſetzt auf feiten des Unter⸗ 
haltsberechtigten Bedürftigkeit (die Unmöglichkeit, ſich ſelbſt zu erhalten, & 1602), auf ſeiten 
des Unterhaltsverpflichteten Leiſtungsfähigkeit (§ 1603) voraus; nur die Ehefrau hat rer 
unbedingten Unterhaltsanſpruch gegenüber dem Ehemann (§8 1360, 1861), der nicht von ihrer 
Bedürftigkeit abhängig iſt und der auch nicht dadurch erliſcht, daß ſie von dem en 
getrennt und in ehebrecheriſchem Umgange lebt (RG Warn 08 Nr 639; hier u. U. notdürftiger 
Unterhalt nach 8 1611). Bedingung für die Entſtehung des Erſatzanſpruchs des unterhalts⸗ 
berechtigten Dritten ift nicht, daß deſſen Unterhaltsbedürftigkeit zur Zeit der Verletzung bereits 
beſtand, auch nicht, daß der Getötete vor der Verletzung tatſächlich für den Unterhalt des Dritten 
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geſorgt hat; es genügt, daß er zu den geſetzlich verpflichteten Perſonen gehört und zur Leiſtung 
imſtande war (RG 74, 274; X98 07, 48018, 4. 2. 07 IV 299/06). Bevor aber eine Bedürftigkeit 
des Unterhaltsberechtigten nicht eingetreten iſt, hat er gegen den Erſatzpflichtigen nicht eine 
Leiſtungsklage auf Zahlung einer Rente, ſondern nur die Feſtſtellungsklage auf Anerkennung 
der Erfabpflicht für den Fall, daß die geſetzliche Vorausſetzung ſpäter eintreten ſolſte MGB JW 
, 710°; 09, 314°; 1911, 153°; Warn 1910 Nr 206). Die tatſächliche Gewährung des 
Unterhalts durch einen dazu nicht verpflichteten Dritten hebt den Anspruch aus 8 844 hi 2 
nicht auf (RG 92, 57). Eine Feſtſtellungsklage des Verletzten, daß im Falle ſeines Todes 
der Erſatzpflichtige den unterhaltsberechtigten Hinterbliebenen nach § 844 Abſ 2 den Schaden 
zu erſetzen habe, iſt mangels eines Feſtſtellungsintereſſes unzuläſſig (RG 95, 248). 

5. Den Dritten iſt das Recht auf den Unterhalt infolge der Tötung entzogen, wenn die 
Unterhaltspflicht des Getöteten mit ſeinem Tode erliſcht, wie die Unterhaltspflicht der Che. 
gatten, Eltern und Abkömmlinge, nicht dagegen an ſich, wenn die Unterhaltspflicht auf die 
Erben übergeht, wie diejenige des Erzeugers eines unehelichen Kindes (8 1712). Eine Schadens⸗ 
erſatzorderung des unehelichen Kindes kann aber gleichwohl aus § 844 Ab] 2 begründet ſein, 
wenn die Erben tatſächlich nicht oder nicht voll zu leiſten in der Lage ind (RG 74, 375; 
12. 12. 07 VI 112/07); rechtlich ſind ſie in dem Maße zu leiſten verpflichtet, in dem die 
Verpflichtung des außerehelichen Vaters zur Zeit des Todes beſtand; vgl. 9.1712 A 1. 

6. Der Erfagpflichtige iſt dem Dritten inſoweit zum Schadenserſat verpflichtet, als der 
Getötete während der mutmaßlichen Dauer ſeines Lebens ihm zur Gewährung des Unter⸗ 
halts verpflichtet geweſen ſein würde. 

a) Auch für die Beſtimmung der Erſatzpflicht nach $ 844 gilt es, eine Wahrſcheinlichkeits⸗ 
feſtſtellung für eine zukünftige Entwicklung zu treffen, wie ſie ſich geſtaltet haben würde, 
wenn das ſchädigende Ereignis und der Tod des Unterhaltspflichtigen nicht dazwiſchenge⸗ 
kommen ware. Die Unterhaltsverhältniſſe des Berechtigten auf Grund der Leiſtungen, die 
der Getötete zur Erfüllung ſeiner Unterhaltspflicht zu machen imſtande geweſen wäre, ſind 
zu vergleichen mit den Unterhaltsverhältniſſen, wie fie ſich nach dem Wegfalle des Rechtes 
auf jene Leiſtungen vorausſichtlich ſtellen werden. Die mutmaßliche Lebensdauer des Ge⸗ 
töteten ohne den Unfall bildet die äußerſte zeitliche Grenze für feine Unterhaltsverpflichtung 
und damit auch für die von dem Erſatzpflichtigen wegen des entzogenen Unterhalts zu leiſtende 
Entſchädigung; fie muß ſchlechterdings nach § 287 BO feſtgeſtellt werden; es iſt nicht an- 
gängig, der Witwe die Reute etwa bis zu ihrem Lebensende mit der Begründung zuzu⸗ 
ſprechen, daß nicht zu vermuten fei, daß der Getötete vor ihr verſtorben fein würde (RG 90, 226; 
Warn 1919 Nr 74). Innerhalb diefer vom Richter zu beſtimmenden Grenze (RG 64, 33) iſt 
nach dem Maßſtabe der geſetzlichen Verpflichtung zu ermeſſen, welche Leiſtungen der Getötete 
hätte aufwenden müſſen, um feinen Unterhaltspflichten gerecht zu werden. Iſt der Getötete 
ein Ehemann, ſo war er ſeiner Ehefrau zum Unterhalte verpflichtet bis an fein Lebensende, 
und nur das Maß des Unterhalts wird durch feine eigene Erwerbsfähigkeit beſtimmt (RG 
JW 09, 6871), während die Unterhaltspflicht der Eltern gegen die Kinder und der Kinder 
gegen die Eltern in der Bedürftigkeit der Berechtigten ihre Schranke findet, im erſteren Falle 
aufhört, ſobald die Kinder wirtſchaftlich auf eigenen Füßen ſtehen können, im letzteren Falle 
beginnt, ſobald die Eltern der wirtſchaftlichen Unterſtüßung durch die Kinder bedürftig werden. 
Der regelmäßige Verlauf der Dinge, die vorausſichtliche Lebensſtellung der unterhalts- 
berechtigten wie auch der unterhaltsverpflichteten Kinder und die Wahrſcheinlichkeit ihrer 
Verheiratung mit ihrem Einfluſſe auf Unterhaltspflichten ſind zu berückſichtigen (RG JM 05 
S. 14355, 1545; 08, 109”; 09, 660%; 1911, 153°). Eine Wiederverheiratung der Witwe, 
die nicht notwendig, aber je nach den Umſtänden der neuen Ehe den Unterhalts⸗ und damit 
auch den Schadenserſatzanſpruch endigt, iſt regelmäßigerweiſe nicht von vornherein in Be⸗ 
tracht zu ziehen (RG JW 05, 1435). Wenn die tatſächliche Entwidilung der Zukunft von dem 
regelmäßigen Verlaufe abweicht, gibt § 323 ZPO auch hier das Mittel in die Hand, ſowohl 
hinſichtlich des Umfangs wie hinſichtlich der Dauer der Verpflichtung, den veränderten Um⸗ 
ſtänden zur Anerkennung zu verhelfen (RG ZW 05, 15236). 

b) Bei Teilung des Prozeßverfahrens nach Grund und Betrag des Anſpruchs gilt 
für 8 844 das zu 8 848 in A 4 Ausgeführte. Die Prüfung, ob die geforderte Rente ſich in den 
geſeblichen Grenzen hält, vor allem die Beſtimmung der mutmaßlichen Dauer des Lebens 
des Getöteten gehört in das Verfahren über den Grund des Anſpruchs (RS 77, 408: WR 
08 S. 9° u. 1097); die zahlenmäßige Abgrenzung kann dabei dem Nachverfahren vorbehalten 
werden (R® 69, 186; IW 08 ©. 1097; 1910, 8121; 1911, 4881). Da die Vorausſetzungen 
für die Entſchädigungsanſprüche der Witwe und der Kinder eines Getöteten verſchieden ſind, 
können ſie nicht in einen Rentenanſpruch zuſammengefaßt werden, auch wenn die Witwe als 
Juhaberin der elterlichen Gewalt die Kinder im Rechtsſtreit über den Schadenserſatz vertrilt 
(R JW 1911, 18518; 25. 9. 05 VI 575/09. ü 

e) Für die Anrechnung von geſetzlichen Witwengehältern und Erziehungsgeldern für die 
Kinder, der öffentlichrechtlichen Rentenleiſtungen der Unfallverſicherungsanſtalten und die 
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Nichtanrechnung vertragsmäßig erworbener Verſicherungsleiſtungen vgl. § 843 A 3d. So iſt 
insbeſondere die auf vertragsmäßiger Grundlage beruhende, nach dem Tode des Verunglückten 
den Unterhaltsberechtigten ausgezahlte Lebensverſicherung nicht anzurechnen (RG Warn 1817 
Nr 266). Der Anſpruch aus § 844 Abſ 2 kann ferner wegfallen oder ſich mindern infolge 
eigenen mitwirkenden Verſchuldens des Getöteten (§ 846; vgl. die A dazu), aber auch 
infolge eigenen mitwirkenden Verſchuldens des Erſatzberechtigten (RG 55, 24; 18. 12. 05 
VI 11/5; 11. 1. 07 III 231/06). Was den Erſatzberechtigten aus dem Vermögen des 
Getöteten durch Erbaufall zuwächſt, berührt den Eutſchädigungsanſpruch des $ 844 an ſich 
nicht (RG 64, 350). Inſoweit aber dasſelbe Vermögen der Witwe und den Kindern für 
ihren Lebensunterhalt zur Verfügung ſteht wie zur Lebenszeit des Getöteten, iſt ihnen ein 
Schaden nicht entſtanden. Es handelt ſich alſo bei dieſer Anrechnung nicht um eine Borteils- 
ausgleichung, ſondern lediglich um die Feſtſtellung des Schadens, der den Erſatzberechtigten 
durch den Tod ihres Ernährers entſtanden iſt. Das gilt einmal für den Vermögensübergang 
beim ehelichen Güterſtande der Gütergemeinſchaft (NG IW 1911, 351%). Der Unterhalt 
der Ehefrau iſt zwar vom Ehemann auch hier zu gewähren; er fällt aber dem Geſamtgute zur 
Saft (§8 1458, 1389), und auch die Kinder find nach § 1468 Abſ 3 in der Lage, ihren Anteil 
am Geſamtvermögen zum Zwecke ihres Unterhalts freizumachen. Der Vermögensnachteil, 
für den in dieſem Falle Erſatz zu leiſten ift, beiteht in dem Wegfalle des aus der Arbeitskraft 
des Getöteten gezogenen Gewinns, ſoweit dieſer für den Unterhalt der Ehefrau und der 
Kinder zur Verwendung gekommen wäre und ſoweit der Auſpruch auf Unterhalt berechtigter⸗ 
weiſe ging; die Feſtſtellung dieſes Betrages wird durch die Lebensgewohnheiten und die 
Arbeitſamkeit des Getöteten, durch die Zahl der Kinder und die ſonſtigen Verhältniſſe be 
ſtimmt (RG 64 S. 344 u. 350; 69, 292; JW 07, 13010; Warn 1910 Nr 155). Unter Umſtänden 
wird dann die Entſchädigung auf die Erſtattung der Koſten für eine tüchtige Erſatzkraft in 
dem auf die Witwe und die Kinder übergegangenen Gut oder Geſchäft ſich beſchränten 
(vgl. $ 843 A 3c). Auch ohne die Einwirkung gütergemeinſchaftlicher Verhältniſſe iſt aber 
ein zu erſetzender Schaden zu verneinen, wenn das Erwerbsunternehmen, deſſen Erträgniſſe 
die Quelle für den Unterhalt der Ehefrau und des Kindes bildeten (Handelsgeſchäfte, land 
wirtſchaftliches Gut) durch Erbgang auf dieſe übergegangen iſt und von ihnen fortgeführt wird, 
und inſoweit die Einkünfte des durch Erbgang auf ſie gekommenen Vermögens des Getöteten 
dem Unterhaltsanſpruche gleichkommen (RG 69, 292; 72, 437; JW 07, 1301; 18. 1. 13 
VI 350/12). Ihre Vermögenslage iſt inſoweit nicht verſchlechtert, und es kommt nur der 
Nachteil in Frage, der etwa durch den Wegfall der perſönlichen Arbeit und Leitung des 
Getöteten die Erſatzberechtigten trifft. Dieſe Gründe treffen aber nicht zu auf einen Ver⸗ 
mögensübergang, der gar nicht infolge des Todes des Verletzten ſtattgefunden hat, ſondern 
etwa durch Beerbung eines der Erſatzberechtigten durch den andern oder auf einen durch 
Verkauf des Geſchäfts des Getöteten erzielten Gewinn (RG 91, 398). Fi 
7. Die Vorſchriften des § 843 über die Form der Entſchädigung (Abſ 2), die Kapitals” 
abfindung anſtatt der Rente (Abſ 3), ſowie über das Beſtehen des Schadenserſatzanſpruchs 
trotz der Unterhaltspflicht eines Dritten (Abſ 4) finden für den Schadenserſatzanſpruch nach 
§ 844 entſprechende Anwendung. Vgl. darüber 8 843 A 5—8. Abſ 4 des $ 843 iſt gerade 
hier von Bedeutung, inſofern daraus folgt, daß auf Unterhaltsverpflichtungen anderer Per 
ſonen gegenüber den nach 8 844 erſatzberechtigten Perſonen der Erſatzverpflichtete ſich nicht 
berufen kann. Die rechtliche Natur der nach § 844 zu beanſpruchenden Rente iſt dieſelbe wie 
die der Rente aus 8 843; fie iſt Schadenserſatz⸗, nicht Unterhaltsleiſtung. Abweichend von 
dem Rentenanſpruch aus 8 843 ift aber derjenige aus $ 844, da er den unmittelbaren Erſatz 
für Unterhaltsleiſtungen zum Gegenſtande hat, gemäß § 850 Abſ 2 ZPO überhaupt nicht 
pfändbar, daher auch nicht übertragbar (8400), nicht verpfändbar (8 1274 Abſ 2), nicht der Auf 
rechnung fähig (8 394), nicht dem Konkurſe des Berechtigten unterworfen ($ 1 KO). 


8 845 


Im Falle der Tötung, der Verletzung des Körpers oder der Geſundheit 
ſowie im Falle der Freiheitsentziehung!) hat der Erſatzpflichtige, wenn der 
Verletzte kraft Geſetzes einem Dritten zur Leiſtung von Dienſten in deſſen 
Hausweſen oder Gewerbe verpflichtet ware), dem Dritten für die entgehen⸗ 
den Dienſte durch Entrichtung einer Geldrentes) Erſatz zu leiſten“) ). Die 
Vorſchriften des § 843 Abſ 2 bis 4 finden entſprechende Anwendung). 

E II 768; P 2 631, 632. 

1. 8 845 fügt den Auſprüchen der dritten Perſonen, die einem durch u. H. Getöteten gegen. 


über kraft Geſetzes unterhaltsberechtigt waren (5 844), für den Fall der Tötung, der Ver⸗ 
letzung des Körpers oder der Geſundheit, ſowie im Falle der Freiheitsentziehung einer 
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Perſon einen weiteren Anſpruch dritter mittelbar verletzter Perſonen hinzu, der aus deren 
geſetzlichem Rechte auf Dienſtleiſtungen des unmittelbar Verletzten entſpringt. Fur die all- 
gemeine Bedeutung des $ 845 und die Natur der daraus hergeleiteten Anſpruche vgl. § 844 A1. 
Über die Beſchädigungen der Rechtsgüter, auf die $ 845 ſich beſchraukt, vgl. 8 823 A 4, 5, 7. 
Gleichgültig it, ob die Verletzung auf wirklichem oder vermuteten Verſchulden oder auf einem 
andern Rechtsgrunde der Haftung ($ 833 Satz 1) beruht (RS 50, 244). Daß für das An 
wendungsgebiet des Haftpfl® und des Kraft Fahr $ 845 nicht gilt, iſt in 8844 A behandeh. 
2. Kraft Geſetzes ſind einem Dritten zur Leistung von Dieuſten in deſſen Hausweſen 
oder Gewerbe verpflichtet: die Ehefrau dem Ehemanne nach 8 1356 und die Kinder den 
Eltern nach $ 1617 (angenommene Kinder $ 1757, uneheliche 5 1705). Dem Ehemanne und 
den Eltern ſteht mithin, und zwar allein, ein Anſpruch aus $ 845 zu; eine entſprechende An- 
wendung des Paragraphen bei anderen, vertraglichen oder auf Amtsbeſtellung beruhenden 
Dienſtpflichten (Stellvertretungskoſten des Staates für die entzogenen Dienſte eines durch 
die u. H. eines Dritten verletzten Beamten Nc 61, 293) ift nicht zulaſſig. 
. 3. Der Anſpruch des Dritten nach $ 845 geht nur auf Erſatz für die entgehenden Dienſte; 
er begreift nicht einen andern Schaden, den der Ehemann oder Vater durch die Tötung oder 
die Verletzung der Ehefrau oder des Kindes erlitten hat (RG JW 04, 357). Fur die Er 
mittlung des Schadens, die prozeßrechtlich dem § 287 ZPO unterſteht, bietet der Umfang 
der Dienſte, die der Getötete oder Verletzte während der Dauer des Lebens des Dienſt⸗ 
berechtigten dieſem ohne die Verletzung vorausſichtlich geleiſtet haben würde, und für dieſe 
Feſtſtellung wiederum der Umfang der Dienſte einen Anhalt, die er vor der Verletzung tat- 
fächlich geleiſtet hat. Wie lange eine Ehefrau dem Ehemanne ihre häuslichen Dienſte zu leiſten 
imſtande und deshalb auch verpflichtet wäre, iſt nach den Lebensverhaltnuiſſen der Eheleute 
und nach der Geſundheit und Rüſtigkeit der Frau zu beurteilen. Ruſtige Hausfrauen ſind oft 
bis in das hohe Alter im Hauſe tätig, und der Ausfall ihrer Arbeit iſt alsdann auch eine Ver⸗ 
mögenseinbuße für den Ehemann (RG JW 1910, 81128). Daß der Verletzte unter allen Um⸗ 
ſtänden dem Dienſtberechtigten bereits wirklich Dienſte geleiſtet haben müßte (jo Staudinger 
A 3b), iſt nicht erforderlich; denn der Anſpruch geht auf Erſatz der entgangenen Dienſte für die 
Zukunft. Für die Bemeſſung der Höhe der Entſchädigung kann als ungefahrer Maßſtab der 
Lohn oder Gehalt dienen, der einem an Stelle des Getöteten oder Verletzten anzunehmenden 
Gehilfen oder Dienſtboten nach den ortsüblichen Lohnverhältniſſen gezahlt werden muß, 
unter Berückſichtigung der etwaigen Gegenleiſtungen, die dem Dritten famuienrechtlich fur 
den Empfang der Dienſte obgelegen haben (M 2, 632). Künftige und mögliche Veranderungen 
(Wiederverheiratung des Ehemanns) ſind für die Zuerkennung der Entſchädigung nicht in 
Betracht zu ziehen; der Weg, ſie zur Geltung zu bringen, iſt durch 8 323 3 PO gewieſen (RG 
4 4. 07 VI 278/06). Der Grundſatz der Anrechnung anderweitigen ausgleichenden Erſatzes 
(vgl. A 3d zu 8 843 und A 6e zu 8 844) gilt ſelbſtverſtändlich auch für § 845 (Anrechnung von 
Unfallrenten, die der Gütergemeinſchaft zugefloſſen ſind, RG JW 1911, 351). 
b. 4. Einer beſonderen Erörterung bedarf das Verhältnis des nach § 845 dem Ehemanne zu⸗ 
ſtehenden Erſatzanſpruchs zu den eigenen Anſprüchen der verletzten Ehefran gemäß S 843. 
Nach einer Entſcheidung RG 11. 2.07 VI 225/06 und anderen Urteilen verteilen ſich die Anſprüche 
in folgender Weiſe: a) Der verletzten Ehefrau ſteht nach den 88 842, 843 der Anſpruch auf 
Erſatz der Kur⸗ und Pflegekoſten zu, die fie unabhängig von der tatſächlichen Verausgabung, alſo 
auch dann erhalten kann, wenn der Ehemann die fraglichen Koſten auf Grund feiner Unterhalts- 
pflicht gezahlt hat; ſie hat weiter den Anſpruch auf Schmerzensgeld nach $ 847. b) Sie hat 
ferner nach denſelben geſetzlichen Beſtimmungen den Anspruch auf eine Rente wegen Ber: 
minderung ihrer Erwerbsfähigkeit und Vermehrung der Bedürfniſſe. Der Anſpruch wegen 
Verminderung der Erwerbsfähigkeit iſt aber, da ein Schadenserſatzanſpruch einen entſtandenen 
Schaden vorausſetzt, eingeſchränkt auf den ſelbſtändigen Erwerb, dem die Ehefrau außerhalb 
des Haushalts und Geſchäfts ihres Ehemanns nachgeht ($ 1367; Einnahme aus Zimmer⸗ 
vermietung RG Warn 1913 Nr 22), und auf die etwaige Einbuße in einer möglichen 
künftigen Ausnutzung ihrer Erwerbskraft nach Auflöſung der Ehe, deren Geltendmachung 
nur im Wege der Feſtſtellungsklage erfolgen kann (RG JW 05, 34115; 08, 2738). Hat die 
Ehefrau ferner tatſächlich vor der Verletzung die Koſten des Haushalts aus den Einkünften 
ihres Vorbehaltsguts beſtritten, fo iſt fie auch ſelbſt trotz 845 klageberechtigt (RG 85, 81). 
Dagegen ſteht e) der Auſpruch auf Erſatz des durch Wegfall der ſämtlichen Dienſte und der 
Hilfstätiakeit der Ehefrau im Gewerbe des Ehemanns entſtandenen Schadens nach § 845 
dem Ehemanne, und nur dieſem zu; ein Anſpruch der Ehefrau ſelbſt wegen verminderter 
Erwerbsfähigkeit infolge der notwendig gewordenen Einſtellung oder Einſchränkung dieſer 
Tatigteit beſteht daneben nicht (RG 63, 195; 64, 328; 73, 309; 85, 61; IW 05 S. 3414 
40926, 0, 38512 08, 2735: 1911, 81017; Warn 08 Nr 520; 09 Nr 300 abweichend Warn 08 
Nr 640). Lediglich inſoweit, als d) die Vermehrung der Ausgaben für den Haushalt und 
das Geſchäft eine Rückwirkung auf das Maß des von dem Ehemanne der Ehefrau zu gewähren⸗ 
den Unterhalts ($ 1360) möglicherweiſe ausüben wird, kann auch ihr eine Vermögenseinbuße 
Boch, Kommentar von Reichsgerichtsräten. I. Baud. 3. Aufl, 69 
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entſtehen und deshalb von einem eigenen Schadenserſatzanſpruche der Ehefrau die Rede ſein, 
der aber ſelbſtverſtändlich durch den vom Ehemanne wegen ſeines Schadens erhobenen An⸗ 
ſpruch aufgezehrt wird (RG 47, 84; 63, 195; JW 05, 3411; 06 S. 3851, 46926, 751°°; 
09, 4831, 1911, 81017; 1913, 9915; Warn 08 Nr 520; 1910 Nr 197). Eine gemeinſchaft⸗ 
liche Klage der Eheleute wegen ihrer beiderſeitigen Auſprüche iſt zuläſſig und zu empfehlen, 
weil dadurch der Gefahr einer Erhebung doppelter Anſprüche wegen desſelben Schadens 
begegnet wird (NG JW 1911, 81017; 1913, 3767; Warn 00 Nr 300; 1911 Nr 83; Gruch 
49, 944; 19. 4. 05 VI 349/04; 29. 1. 06 VI 173/05). Die Zuſtimmung des Ehemanns zur 
Klage der Ehefrau, die im Klagevortrage auszusprechen iſt, macht die letztere auch allein 
klageberechtigt, ſelbſt inſoweit an ſich der Anſpruch nur dem Ehemanne zuſteht (RG Warn 
1916 Nr 156). e) Das Vorſtehende gilt beim geſetzlichen Güterſtande, für deſſen Geltung die 
Vermutung ſtreitet (NG JW 1913, 991). Wei dem Güterſtande der allgemeinen Guter⸗ 
gemeinſchaft, der Errungenſchaftsgemeinſchaft oder der Fahrnisgemeinſchaft erwirbt die Frau 
in der Ehe nicht dem Manne, ſondern dem Geſamtgute, dem auch der eheliche Aufwand zur 
Laſt fällt; das Geſamtgut wird aber von dem Ehemanne verwaltet und vertreten (88 1438, 
1443, 1458, 1519, 1529, 1549), fo daß dieſer nach allen oben bezeichneten Richtungen den 
Rechtsſtreit für das Geſamtgut zu führen hat (RG 73, 309: IW 1911, 81017; Warn 1910 Nr 389; 
1911 Nr 83). Das gilt dann auch für das Gebiet des RHaftpflc und des KraftFahrG, weil 
hier das eheliche Güterrecht die Grundlage der Klageberechtigung bildet; was die Ehefrau, 
ſei es im Hausweſen oder im Gewerbe des Mannes, erwirbt, gehört zu geſamter Hand beiden 
Eheleuten, und der Verluſt iſt unmittelbar auch ein Schaden der Frau (NG IW 1914, 43). 
Das gleiche iſt von der Fahrnisgemeinſchaft zu ſagen (R Warn 1914 Nr 258). Auch hier iſt 
aber die gemeinſchaftliche Klage oder ſelbſt die Klage der Ehefrau allein mit Zuſtimmung 
des Ehemanns unbedenklich, da dieſe Zuſtimmung die Beſchränkung der Frau in der Ver 
waltung des Geſamtguts aufhebt (RG 60, 146; 73, 309; JW 1911, 81017; Warn 09 Rr 300; 
1911 Nr 83). Der höchſtperſönliche Anſpruch auf ein Schmerzensgeld (8 847) gehört bei der 
allgemeinen Gütergemeinſchaft zum Sondergut ($ 1439), beim geſetzlichen Güterſtande (RG 
00 S. 65 u. 96) ſowie bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft und Fahrnisgemeinſchaft zum 
eingebrachten Gut ($$ 1863, 1365, 1522, 1552); für deſſen Vertretung gilt nach $$ 1525 u. 
1549 der $ 1380. 

5. Die Rente, auf die auch für den Anſpruch aus § 845 regelmäßig erkannt werden ſoll, 
unterliegt nicht den Pfändungsbeſchränkungen der 88 708 Nr 6 u. 850 Abſ 1 Nr 2 und 
Abſ 3 BRD; fie iſt mithin auch übertragbar, aufrechenbar und verpfändbar (89 400, 304, 
1274 Abſ 2 BGB). 

8 846 


Hat in den Fällen der SS 844, 845 bei der Entſtehung des Schadens, 
den der Dritte erleidet, ein Verſchulden des Verletzten mitgewirkt, ſo finden 
auf den Anſpruch des Dritten die Vorſchriften des S 254 Anwendung!). 

E II 769; P 2 639, 640. 


1. Die Beſtimmung des § 846 enthält zunächſt eine Ausdehnung der Anwendung des 
8 254 auf die Fälle der 88 844, 845: die ſelbſtändigen Schadenserſatzanſprüche Dritter nach 
dieſen Paragraphen durch das mitwirkende Verſchulden des unmittelbar Verletzten in 
gleicher Weiſe aufgehoben oder gemindert werden, als wenn es ſich um deſſen eigene Anſprüche 
handelte (RG 51, 275). Der allgemeine in der Geſetzesvorſchrift enthaltene Gedanke iſt, 
daß in demſelben Maße, wie die eigenen Anſprüche des unmittelbar Verletzten in ihrer Ent; 
ſtehung von ſeinem Verhalten beeinflußt werden können, auch die Anſprüche der mittelbar 
Geſchädigten dieſen von feinem Verhalten ausgehenden Einwirkungen unterliegen (NG 62, 313; 
69, 186). So erſcheint trotz aller Selbſtändigkeit der Schadenserſatzanſprüche der 88 844, 845 
der unmittelbar Verletzte als Rechtsvorgänger des erſatzberechtigten Dritten. Daraus folgt, 
daß über das mitwirkende Verſchulden des unmittelbar Verletzten nach 8 445 ZPO dem 
Dritten der Eid zugeſchoben werden kann (RG 69, 186); daraus folgt weiter materiellrechtlich, 
daß, wenn der unmittelbar Verletzte, auch ohne daß ein Verſchulden auf ſeiner Seite vorliegt, 
den Erſatpflichtigen von feiner Haftung befreit und die Gefahr ihm gegenüber übernommen 
hatte, dadurch auch der Anſpruch des dritten Erſatzberechtigten aufgehoben wird, der davon 
abhängig ift, daß die Vorausſetzungen eines Schadenserſatzanſpruchs in der Perſon des un. 
mittelbar Verletzten gegeben waren (RG 65, 313; 69, 186; JW 05, 1432). Dem mittelbar 
verletzten und aus 8 844 klagenden Kinde einer getöteten Mutter kann aber nicht bas Der: 
ſchulden des durch denſelben Unfall getöteten Vaters entgegengehalten werden (RS Warn 
1910 Nr 461). Daneben wird der Anſpruch des mittelbar Verletzten nach dem allgemeinen 
Grundſatze des 8 254 auch durch fein eigenes mitwirkendes Verſchulden, bas natur. 
gemäß hauptſächlich ein ſolches nach § 254 Abf 2 — Unterlaſſung der Abwendung oder Min 
derung des Schadens — ſein wird, aufgehoben oder gemindert, da zwar die Entſtehung ſeines 


Unerlaubte Handlungen 88 845—847 1091 


Anſpruchs von dem Verhalten des unmittelbar Verletzten beeinflußt wird, der Anſpruch aber 
im übrigen von dem des Verletzten unabhängig iſt (RG 55, 24; 18. 12. 05 VI 117/05; 11. 1. 07 
III 231/06). Über eine entſprechende Anwendung des Grundſatzes des 8 846 bei der 
Vertragsklage des Mieters gegen den Vermieter auf Erſatz des feiner Ehefrau durch einen 
vom Vermieter verſchuldeten Mangel der Mietſache entſtandenen Schadens ſ. RG 81, 214. 


8 847 


) Im Falle der Verletzung des Körpers oder der Geſundheit ſowie im 
Falle der Sreiheitsentziehung?) kann der Verletzte auch wegen des Schadens, 
der nicht Vermögensſchaden ijt?), eine billige Entſchädigung in Geld ver⸗ 
langen). Der Anſpruch iſt nicht übertragbar und geht nicht auf die Erben 
über, es ſei denn, daß er durch Vertrag anerkannt oder daß er rechtshängig 
geworden iſte). 

Ein gleicher Anſpruch ſteht einer Frauensperſon zu, gegen die ein Ver⸗ 
brechen oder Vergehen wider die Sittlichteit begangen oder die durch Hinter⸗ 
liſt, durch Drohung oder unter Mißbrauch eines Abhängigkeitsverhältniſſes 
zur Geſtattung der außerehelichen Beiwohnung beſtimmt wird“). 

E 1 748 II 770; M 2 799—803; P 2 640, 641. 


1. Dem Schadenserſatze, der den Ausgleich der Verluſte herbeiführen ſoll, die eine u. H. 
für das Vermögen des Verletzten zur Folge gehabt hat (88 249, 842, 843), fügt $ 847 für ge- 
wiſſe Verletzungen perſönlicher Rechtsgüter eine weitere Entſchädigung hinzu, die nicht dem 
Vermögen des Beſchädigten etwas ihm Entzogenes wieder zuführen, ſondern ſein Vermögen 
vermehren ſoll, indem ſie ihm in Geld eine Vergütung bietet für erlittene körperliche 
Schmerzen, Verunſtaltungen und Schmälerungen des körperlichen oder ſeeliſchen Wohlbefin⸗ 
dens, mit denen eine Schädigung des Erwerbs nicht verbunden iſt. Dieſe Entſchädigung, das 
ſog. Schmerzensgeld, kann nur in den beſtimmten vom Geſetz hervorgehobenen Fällen bean⸗ 
ſprucht werden; eine entſprechende Anwendung der Vorſchrift iſt ausgeſchloſſen, wie in 8 253 
ausdrücklich erklärt iſt. Ein Schmerzensgeld kann deshalb unter Berufung auf 8 847 bei einem 
lediglich durch Verletzung von Vertragspflichten der Perſon eines andern zugefügten 
Schaden nicht verlangt werden (RG 65, 17; ZW 08, 19610; 1910, 11213; 1911, 8242; Warn 
08 Nr 445; 09 Nr 102). Ebenſowenig iſt eine Ausdehnung des 8 847 auf das Gebiet des Haft⸗ 
pflichtgeſetzes oder des Kraftfahrzeuggeſetzes zuläſſig, da dieſe Geſetze den Umfang der 
dem Verletzten zu gewährenden Entſchädigung ſelbſtändig und erſchöpfend regeln (RG 57, 52; 
JW 08, 19610; 1911, 824). Auch auf 8 5 der EiſenbVerko (RG Bl 09, 93) kann ein Anſpruch 
auf Schmerzensgeld nicht geſtützt werden, da dieſe Beſtimmung lediglich die Haftpflicht der 
Eiſenbahnen aus dem Beförderungsvertrage regelt (RG JW 1916 S. 4887 u. 12766). Selbſt⸗ 
verſtändlich wird der Anſpruch auf Schmerzensgeld nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß neben 
der u. H. auch der Beförderungsvertrag den Schadenserſatzanſpruch überhaupt begründet 
(RG JW 1916, 12765). g 7 . 

2, Vorausſetzung des Anſpruchs auf ein Schmerzensgeld iſt nach Abſ 1 eine Verletzung 
des Körpers, der Geſundheit oder der Freiheit einer Perſon durch eine u. H. Daß die 
u. H. eine ſchuldhafte ſei, wird nicht gefordert; § 847 bezieht ſich auf alle vom BOB den u. H. 
beigezählten Tatbeſtände, ſofern ſie die Verletzung der bezeichneten Rechtsgüter zum Gegen. 
ftande haben (RG 50, 244). Verletzungen der Ehre geben den Anſpruch aus 8 847 nicht. Daß 
neben der Schadenserſatzpflicht aus der u. H. eine vertragliche Erſatzpflicht wegen derſelben 
Verletzung beſteht, die u. H. alſo zugleich den Tatbeſtand einer Vertragsverletzung erfüllt, 
kann den Anſpruch auf den Nichtvermögensſchaden aus § 847 nicht berühren (RG IW 07, 8295; 
1910, 100318; 1. 10. 07 III 89/07; 14. 3. 11 III 112/10). 

3. Der Anfpruch auf ein Schmerzensgeld ſteht nach Ab] 2 ferner den Frauensperſonen 
zu, gegen die ein Verbrechen oder Vergehen gegen die Sittlichkeit verübt worden iſt. 
Hierunter fallen in Verbindung mit § 823 Ubi 2 die Verfehlungen der §§ 174, 176, 177, 179, 
182 StGB, zu denen ſich das Verbrechen gegen 8 48 des RGeſ. über das Auswanderungsweſen 
v. 9. 6. 1897 (RGI 463) geſellt. Außerdem begründet nach Abſ 2 den Anſpruch auf 
ein Schmerzensgeld der Tatbeſtand des 8 825. f N 

4. Beim Vorliegen eines der Tatbeſtände, die in den A 2 u. 3 behandelt find, gibt $ 847 
dem Verletzten einen Auſpruch auch wegen des Schadens, der nicht Vermögensſchaden 
iſt. Unter dem Verletzten iſt hier nur der unmittelbar Verletzte zu verſtehen; den durch 
eine u. H. mittelbar verletzten Perſonen kommen nur die im Geſetze ihnen ausdrücklich ge⸗ 
währten Anſprüche (88 844, 845) zu. Schaden, der nicht Vermögensſchaden it, find alle 
Benachteiligungen des Verletzten, die nicht mit einer Minderung des Vermögens in Gegenwart 
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oder Zukunft verbunden find, keine Aufwendungen veranlaſſen und den wirtſchaftlichen Erwerb 
nicht beeinträchtigen (vgl. A 1). Körperliche Verunſtaltungen (NE 5. 2. 06 VI 188/05) und 
die damit verbundene Verſchlechterung der Heiratsansſichten für Frauensperſonen (RG 11.5. 05 
VI 396/04), ſowie Verkümmerungen des körperlichen und geiſtigen Wohlbefindens können 
nach der wirtſchaftlichen Seite als Erſchwerung des Fortkommens im Sinne des § 842, wie 
nach der Richtung des § 847 in Betracht kommen; ebenſo die Folgen der u. H. nach Abſ 2. 
Unter den Vorausſetzungen der Abſ 1 u. 2 hat jeder Verletzte, ohne daß das Geſetz einen 
Unterſchied zwiſchen den verſchiedenen Bevölkerungsklaſſen gelten laßt (RG 76, 174), einen 
Rechtsanſpruch auf Zahlung eines Schmerzensgeldes, der durch „reichliche“ Bemeſſung des 
vermögensrechtlichen Schadenserſatzes nicht befriedigt wird (RG 69, 296; IW 1913, 543°; 
1915, 895). Eines beſonderen Nachweiſes, daß ein Schaden entſtanden ſei, der nicht Ver 
mögensſchaden iſt, bedarf es deshalb nicht; das Schmerzensgeld iſt ſtets zuzuſprechen, wenn 
eine u. H. vorliegt, die in einer Körperverletzung, Geſundheitsbeſchädigung oder Freiheits 
entziehung beſteht; ſeine Ausmeſſung iſt Sache tatſächlicher Würdigung (RG a. a. O.). Daraus 
ergibt ſich weiter prozeßrechtlich, daß es prozeſſualiſch für den Erlaß eines Zwiſchenurteils 
nach 8 304 ZPO nicht einer beſonderen Feſtſtellung bedarf, daß der Verletzte überhaupt einen 
Nichtvermögensſchaden erlitten habe (RG JW 07, 2026; 1911 S. 279°, 7549: 1913, 5437; 
Warn 1914 Nr 18; abweichend früher JW 06, 33920). 

5. Die Vergütung des Nichtvermögensſchadens ſoll in einer billigen Entſchädigung 
in Geld beſtehen. Bei Beſtimmung ihrer Höhe, die nach $ 287 ZPO dem freien Ermeſſen 
des Gerichts unterliegt, ſind vor allem Dauer und Heftigkeit der Schmerzen, Bedeutung einer 
bleibenden oder vorübergehenden Entſtellung, außerdem die beiderſeitigen Vermögensverhält ⸗ 
niſſe, insbeſondere auch die ante Vermögenslage des Erſatzberechtiaten, in Betracht zu ziehen 
(RG 63, 104; IW 1911, 279%; 1913, 5437; 1915, 920°; 19. 2. 06 VI 213/05); dabei darf 
aber nicht eine Verſicherungsſumme in Anſchlag gebracht werden, die dem Erſatzpflichtigen 
gerade wegen dieſer beſonderen Schadenserſatzverpflichtung Schadloshaltung gewähren ſoll, 
nachdem ihr Betrag feſtgeſetzt iſt (RG 63, 104). Iſt der Staat (Fiskus) der Erſatzpflichtige, 
ſo fällt freilich die Rückſichtnahme auf feine Vermögensverhältniſſe weg; denn das Vermögen 
des Fiskus dient den öffentlichen Staatszwecken und kann nicht zu dem Vermögen des Erſatz⸗ 
berechtigten in ein Verhältnis gebracht werden (RG JW 1915, 920%). Der vermögensrecht 
liche Schaden des Verletzten iſt bei der Bemeſſung des Schmerzensgeldes ſchlechthin außer 
Berückſichtigung zu laſſen (vgl. A 4: RG 76, 174; JW 08, 55012: 1913, 543”); ebenſo kommt 
der Grad des Verſchuldens des Erſatzpflichtigen für dieſe Bemeſſung nicht in Betracht. Der 
Natur der Sache nach wird als Schmerzensgeld regelmäßig ein Kapital, nicht eine Rente 
zuzuſprechen ſein; doch iſt bei dauernden Nachteilen auch die Zubilligung in Geſtalt einer 
Rente, die doch nur eine beſondere Form der Entſchädigung und auf die Anſprüche der 88 848 
115 990 le beſchränkt iſt (RG 68, 429; vgl. für das Schmerzensgeld dazu Warn 1917 

r 99), zuläſſig. 

6. Der Anſpruch auf Schmerzensgeld iſt nicht übertragbar und nicht vererblich. Weil 
er nicht übertragbar iſt, iſt er auch nicht pfändbar (8 851 ZPO), nicht verpfändbar (8 1273 
Abſ 2), nicht mit einem Nießbrauch belaſtbar (8 1069 Abſ 2), nicht aufrechenbar (8 394 Abſ 1). 
nicht Konkursgegenſtand (§ 1 Abſ 1 KO). Dieſe Beſchränkungen entfallen, wenn der Anſpruch 
durch vertragliche Anerkennung zu einer gewöhnlichen Forderung oder wenn er rechtshängig 
geworden iſt. Der Schmerzensgeldanſpruch der Ehefrau im geſetzlichen Güterſtande gehört 
zum eingebrachten Gut (§8 1363, 1365 BGB) und kann deshalb nach § 1380 vom Ehemann 
im eigenen Namen geltend gemacht werden (RG 90, 65; 96, 96). Vgl. A 4 zu $ 845. 


8 848 


Wer zur Rückgabe einer Sache verpflichtet iſt, die er einem anderen durch 
eine unerlaubte Handlung entzogen hat, iſt auch für den zufälligen Unter⸗ 
gang, eine aus einem anderen Grunde eintretende zufällige unmöglichkeit 
der Herausgabe oder eine zufällige Verſchlechterung der Sache verantwort⸗ 
lich), es ſei denn, daß der Untergang, die anderweitige Unmöglichkeit der 
Herausgabe oder die Verſchlechterung auch ohne die Entziehung eingetreten 
fein würde!). 

E J 716 II 771; M 2 740; P 2 607. 

1. Die dem & 287 nachgebildete Vorſchrift läßt denjenigen, der einem andern durch eine 
unerlaubte Handlung eine Sache entzogen hat und ihm deshalb nach 8 249 zur Rückgabe 
verpflichtet iſt, auch für den Zufall einftehen, der die Sache trifft, fie zerſtört, verſchlechtert 
oder dem Erſatzberechtigten dauernd entzieht. Sache iſt auch hier jede körperliche Sache 
und nur dieſe (8 90). Der Zufall muß die Sache als ſolche treffen; fo kann wohl eine Ent: 
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wertung der Sache als Verſchlechterung in Betracht kommen, nicht aber eine ſolche Wert⸗ 
minderung, die nicht die Sache erleidet, ſondern nur ein mit ihr verknüpftes Recht, wie der 
Kursſturz einer Aktie (RG) 6. 2. 07 1311/06). Eine Mahnung iſt nicht Vorausſetzung des Rechtes 
aus 8 848; die Haftung des Erſatzpflichtigen für die Sache erliſcht aber, nachdem der Beſchädigte 
gemäß $ 250 den Erfah feines Schadens in Geld verlangt hat. Darüber, wann Herausgabe 
Sr ee ihrer Geldzahlung verlangt werden kann, entſcheidet § 848 nichts (RG Warn 
1 Nr 81). 

2. Der Rückgabeverpflichtete iſt von der Haftung für Zufall entlaſtet, wenn der Unter- 
gang, die Verſchlechterung, die Unmöglichkeit der Herausgabe auch ohne die Entziehung 
die Sache getroffen haben würde. Die Beweislaſt hierfür trifft den Herausgabe verpflichteten. 
Daß derſelbe Zufall, der die entzogene Sache getroffen hat, ſie auch bei dem Beſchädigten 
getroffen haben würde, ift nicht erfordert; auch irgendein anderer Zufall, der dieſelbe Wirkung 
gehabt haben würde, genügt (M 2, 607). Deshalb muß fich der Grundſtückseigentümer, dem ein 
Eiſenbahnunternehmer widerrechtlich ein Stück Landes weggenommen und zur Eiſenbahn⸗ 
anlage gezogen hat, mit dem Werterſatze begnügen, den er bei der Enteignung erhalten haben 
würde, wenn ohne die Entziehung die Enteignung zugunſten des Bahnbaues eingeleitet 
worden fein würde (RG 13. 5. 08 V 415/07). 


8 849 


Iſt wegen der Entziehung einer Sache der Wert oder wegen der Be⸗ 
ſchädigung einer Sache die Wertminderung zu erſetzen, ſo kann der Verletzte 
Zinſen des zu erſetzenden Betrags von dem Zeitpunkt an verlangen, welcher 
der Beſtimmung des Wertes zugrunde gelegt wird)). 

E 1 717 II 772; M 2 740, 741; P 2 607. 

1. Die hier feſtgeſetzte Berzinſungspflicht für den Betrag des Werierſatzes an Stelle 
der Rückgabe einer entzogenen Sache ($ 90) entipricht der ähnlichen Regelung für den Fall 
des Verzugs in der Herausgabe einer Sache in § 290. Den Nachweis eines Schadens ſetzt 
fie nicht voraus, ſchließt aber die Geltendmachung eines nachzuweiſenden höheren Schadens 
nicht aus. Wird dem Erſatzberechtigten ein entgangener Gewinn zugeſprochen, den er aus 
der Sache gezogen haben würde, ſo kann daneben ſelbſtverſtändlich nicht Verzinſung des Wert⸗ 
erſatzes verlangt werden. Der Zinsfuß iſt der geſetzliche (§ 246); den Zeitpunkt, der der Wert 
beſtimmung zugrunde gelegt wird, ſetzt das Gericht nach der Sachlage in freiem Ermeſſen 
(8 287 ZPO) feſt. 8 849 trifft auch den Fall der Entziehung von Geld durch eine u. H., die 
in der Entfremdung von Geldſtücken beſteht (M 2, 740). 


§ 850 


Macht der zur Herausgabe einer entzogenen Sache Verpflichtete Ver⸗ 
wendungen auf die Sache, ſo ſtehen ihm dem Verletzten gegenüber die Rechte 
zu, die der Beſitzer dem Eigentümer gegenüber wegen Verwendungen hat!). 

EI 718 II 772; M 2 741; P 2 607. 

1. Die Rechte, die der Beſitzer dem Eigentümer gegenüber wegen Verwendungen hat, 
find in den 88 994-1003 beſtimmt. Über notwendige Verwendungen handeln die 88 994, 
995, über nützliche 8 996, über die Wirkung einer Genehmigung der Verwendungen $ 1001. 
Wegen der Verwendungen, die ihm zu erſetzen ſind, ſteht dem Beſitzer auch das Recht der 
Zurückbehaltung der Sache nach $ 273 zu, es ſei denn, daß er die Sache durch eine vorſätzlich 
begangene u. H. erlangt hat (8 273 Abſ 2, $ 1000 Satz 2). 


8 851 


1) Leiſtet der wegen der Entziehung oder Beſchädigung einer beweglichen 
Sache zum Schadeuserſatze Verpflichtete den Erſatz an denjenigen, in deſſen 
Beſitze ſich die Sache zur Zeit der Entziehung oder der Beſchädigung be⸗ 
funden hat, jo wird er durch die Leiſtung auch dann befreite), wenn ein 
Dritter Eigentümer der Sache war oder ein ſonſtiges Recht an der Sache 
hatte, es ſei denn, daß ihm das Recht des Dritten bekannt oder infolge 
grober Fahrläſſigkeit unbekannt ift?). 

E II 774; P 2 607-609. 


1. Auch wer wegen einer u. H. zum Schadenserſatze verpflichtet iſt, ſoll des Schutzes 
ſeines Ahlen Glaubens bei der Leiſtung des Schadenderjages nicht verluſtig 4097 Er 
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muß wiſſen, an wen er dieſen leiſten ſoll und ſoll vor Doppelzahlungen geſichert ſein, wenn 
er an denjenigen geleiſtet hat, den er für den richtigen Empfänger der Erſatzleiſtung angeſehen 
hat und anſehen durfte. 

2. Die dem Schutze dieſes guten Glaubens dienende Beſtimmung des $ 851 beſchränkt 
ſich auf den Fall der Entziehung oder Beſchädigung einer beweglichen Sache. Der Beſitz 
iſt ein äußerlich erkennbarer Zuſtand, nicht aber das Eigentumsrecht oder ſonſtige Recht an 
der Sache, das deſſen Träger zu dem eigentlich durch die u. H. Beſchädigten macht. Es iſt 
das natürliche, daß der Schädiger Schadenserſatz an denjenigen leiſtet, der 
zur Zeit der Entziehung oder der Beſchädigung der Beſitzer der Sache 
war. Dieſe Leiſtung ſoll den Schädiger daher befreien, wie wenn fie an den eigentlich Be ⸗ 
rechtigten erfolgt wäre. Selbſtverſtändlich kann nur diejenige Erſatzleiſtung für den angerichteten 
Schaden, welche dieſen im ganzen deckt, den Schädiger auch ganz befreien. Die Befreiung 
hat die Wirkung, daß die weitere endgültige Ausgleichung zwiſchen dem Beſitzer und dem eigent⸗ 
lich Berechtigten ſtattzufinden hat ($ 816). Eine ausdehnende Anwendung des Paragraphen 
auf unkörperliche Gegenſtände, an denen kein Beſitz beſteht, iſt nicht zuläſſig. 

3. Die Befreiung tritt nicht ein, wenn der zum Schadenserſatz Verpflichtete das beſſere 
Recht eines Dritten an der Sache kannte oder nur infolge grober Fahrläſſigkeit nicht kannte. 
Die grobe Fahrläſſigkeit des 8 851 (vgl. 8 277) iſt eine beſonders ſchwere Außerachtlaſſung 
der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt (88 276, 277). Der Begriff iſt ein Rechtsbegriff (RG JW᷑ 
04, 406°). Maßgebend für die Kenntnis oder grob fahrläſſige Unkenntnis des Rechtes des 
Dritten iſt die Zeit der Erſatzleiſtung. Den böſen Glauben (die Kenntnis oder grob fahrläſſige 
Unkenntnis des beſſeren Rechtes des Dritten) auf ſeiten des Schadenserſatzpflichtigen hat der 
Verletzte zu beweiſen. 


8 852 


1) Der Anſpruch auf Erſatz des aus einer unerlaubten Handlung?) ent 
ſtandenen Schadens?) verjährt in drei Jahren von dem Zeitpunkt an, in 
welchem der Verletzte von dem Schaden und der Perſon des Erſatzpflichtigen 
Kenntnis erlangt“), ohne Rückſicht auf dieſe Kenntnis in dreißig Jahren 
von der Begehung der Handlung and) e) 7). 

Hat der Erſatzpflichtige durch die unerlaubte Handlung auf Koſten des 
Verletzten etwas erlangt, ſo iſt er auch nach der Vollendung der Verjährung 
zur Herausgabe nach den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerecht⸗ 
fertigten Bereicherung verpflichtet®). 


E 1 719, 720 II 775; M 2 741—744; P 2 609—612. 


1. Das BGB ſieht für die Anſprüche aus einer u. H. eine zweifache Verjährung von 
drei und von dreißig Jahren vor, deren Beginn für beide Fälle abweichend von der allgemeinen 
Regel des 8 198 feſtgeſetzt iſt. Bei keiner der beiden Verjährungen des $ 852 iſt der Zeitpunkt 
der Entſtehung des Anſpruchs für den Beginn der Verjährungsfriſt maßgebend. Der Beginn 
der kurzen Verjährung richtet ſich nach der Kenntnis des Verletzten von dem Schaden und 
der Perſon des Täters, der Beginn der längeren nach dem Zeitpunkt der Begehung der u. H. 

2. Der Begriff der unerlaubten Handlung iſt in § 852 in demſelben weiteren Sinne 
zu faſſen, in dem die Titelüberſchrift ihn verſteht. Die Verjährungsvorſchrift des $ 852 er- 
ftredt ſich deshalb auf alle Tatbeſtände, die dieſem weiteren Begriffe zu unterſtellen find (R 
67, 141), mögen ſie im BGB oder in einem andern Geſetze geregelt ſein, ſofern nicht hierfür 
eine beſondere Verjährungsvorſchrift geſchaffen ift (vgl. Vorbem 1 u. 2 vor $ 823). So iſt 
8 852 auch auf die Anſprüche aus einer Eigentumsverletzung nach §s 906, 1004 anzuwenden 
(RG 70, 150; JW 1912, 3115; Warn 1914 Nr 189), ebenſo auf Schadenserſatzanſprüche 5 
88 302 Abſ 4, 600 Abſ 2, 717 Abſ 2, 945 ZPO (RG 74 ©. 249, 434; JW 1911, 153°; 
1913, 43817; a. M. Staudinger § 852 A 8e). Wenn der Tatbeſtand einer u. H. im beſonderen 
Falle zugleich eine Vertragsverletzung enthält, ſo zieht die kürzere Verjährung des Anſpruchs 
aus der u. H. nicht auch das Erlöſchen des Vertragsanſpruchs nach ſich, für den eine längere 
Verjährung gilt (RG 66, 86; 96, 53), ſo des Anſpruchs aus dem Beförderungsvertrage, ferner 
aus 8 618, aus 89 62, 76 HGB, aus 8 463 Satz 2 BGB (NG Warn 1913 Nr 282; 191⁴ Nr 180). 
Da die Amtstätigkeit des Notars nicht zugleich Vertragsgegenſtandſein kann (vgl. A 1 zu 5 070, 
Abſ 4e zu $ 839), regelt ſich die Verjährung der Anſprüche gegen den Notar wegen Amts. 
pflichtverſehen allein aus § 852 (RG Warn 1915 Nr 115). Dagegen zehrt die kürzere Ver⸗ 
jährung der Anſprüche aus Vertragsverletzungen beſonderer Art, wie in 88 558, 806, auch den 
Anſpruch aus der u. H. auf, weil die Beſtimmung, die die kürzere Verjährung anoronet, ſonſt 
bedeutungslos werden und ihren Zweck nicht erfüllen würde (RG 66, 368). Aus demſelben 
Grunde findet die kürzere Verjährung aus 8 1057 (Anſpruch des Eigentümers wegen Ver⸗ 
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ſchlechterung der Sache durch den Nießbraucher) auch dann Anwendung, wenn die Ver⸗ 
ſchlechterung auf eine u. H. des Nießbrauchers zurückzuführen iſt (RG Warn 08 Nr 320). Die 
Pflichtverletzung des Vormundes ($ 1833) erſcheint nicht als u. H., ſondern als Verletzung der 
Pflichten aus einem familienrechtlichen Schutzverhältniſſe; auf Rückgriffsanſprüche des Mündels 
gegen den Vormund erleidet daher § 852 keine Anwendung (n 8. 7. 07 IV 29/07). Ebenſo 
ſind die Auſprüche der Genoſſenſchaft gegen die Mitglieder des Aufſichtsrats aus $ 41 Genc 
keine Anſprüche aus u. H., ſondern beruhen auf vertraglicher Grundlage und unterliegen lediglich 
der Verjährung nach $ 41 Abf 4 d. Gef. (RG 87, 306). Auch Anſprüche aus $ 75 Einl z. Pru LR 
find keine Auſprüche aus u. H., auf die $ 852 Anwendung finden kann (RG 78, 202; L8 
1919, 107°). 8 852 gilt ferner nicht für die Ausgleichungsanſprüche der mehreren Berfonen, 
die für denſelben Schaden aus u. H. nebeneinander verantwortlich ſind ($$ 830, 840, 426; 
R 69, 422; 77, 317; JW 1910, 23514; vgl. dazu für § 8 Haftpſlcß Ach JW 1910, 285700; 
denn hier handelt es ſich um Anſprüche aus dem Geſamtſchuldverhältniſſe, nicht aus der 
u. H. Über die Verjährung des Abänderungsanſpruchs aus § 323 ZPO vgl. § 843 A 4c. 
Anſprüche aus der Geſchäftsführung ohne Auftrag oder der Bereicherung wegen Aufwendungen 
Dritter zur Beſeitigung eines aus u. H. herrührenden Schadens, die gegen den Erſatzpflichtigen 
an a ſind ſelbſtändig und unterliegen nicht der kurzen Verjährung des § 852 

3. Wie die ſämtlichen Beſtimmungen des 25. Titels ſpricht auch $ 852 nur von dem Schadens ⸗ 
erſatzanſpruche (88 249, 842, 843 ff.) des Verletzten, nicht von dem daneben beſtehenden 
Anspruch auf Unterlaſſung der rechtswidrigen Eingriffe (vgl. darüber Vorbem 6 vor 
8 823). Selbſtverſtändlich zieht aber die Verjährung der Schadenserſatzklage auch die Ver⸗ 
jährung der Unterlaſſungsklage nach ſich (RG 22. 5. 08 II 5/08), und zwar nicht nur der 
Unterlaſſungsklage auf Wiederherſtellung (Vorbem 6 II vor 8 823), ſondern auch der vor⸗ 
beugenden Unterlaſſungsklage (Vorbem 6 ITI ebenda), da auch dieſe Klage einen gegenſtänd⸗ 
lich widerrechtlichen Eingriff in ein durch die Beſtimmungen über die u. 9. geſchütztes Rechts⸗ 
gut (58 823, 824) vorausſetzt und als eine Klage aus oder wegen u. H. erſcheint (vgl. ebenda). 

4. Der Beginn der kürzeren dreijährigen Verjährung des 5 852 ſetzt die Kennmis 
des Verletzten von dem Schaden und von der Perſon des Erſatzpflichtigen voraus, die durch 
verſchuldete Unkenntnis nicht erſetzt wird (RG 76, 61; JW 1912, 3825; Warn 1912 
Nr 308; 23 1917, 599%). Der Verletzte iſt im Sinne des 8 852 der Erſatzberechtigte; im 
Falle des § 844 kommt es alſo auf die Kenntnis der unterhaltsberechtigten Hinterbliebenen 
eines Getöteten, im Falle des $ 845 auf diejenige des Ehemanns, nicht der Ehefrau, an 
(NG 94, 220; JW 1914, 1954). Verletzt ift nicht nur der unmittelbar, ſondern auch der 
mittelbar Beſchädigte, ſofern ihm nach dem Geſetz Erſatzanſprüche zuſtehen. Der Verletzte 
iſt aber weiter nur derjenige, in deſſen Perſon der Schadenserſatzanſpruch entſtanden iſt, nicht 
alſo die Berufsgenoſſenſchaft oder die Verſicherungsanſtalt, auf die nach 8 1542 RVO im 
Umfange ihrer Leiſtungen der Schadenserſatzanſpruch übergeht, mag auch dieſer Übergang 
nach RG 60, 200 ſofort nach der Entſtehung ſtattfinden; der Übergang iſt auf den Beginn 
und Lauf der Verjährung ohne Einfluß (RG 63, 388). a) Die Kenntnis von dem 
Schaden iſt die Kenntnis der ſchädlichen Folgen der u. H. im allgemeinen dergeſtalt, daß 
auf ihrer Grundlage eine Klage auf Schadenserſatz, wenn auch nur als Feſtſtellungsklage 
(RG Warn 09 Nr 103), mit einigermaßen ſicherer Ausſicht auf Erfolg angeſtellt werden kann; 
bloße Vermutungen und Befürchtungen genügen nicht (RG JW 1915, 3935; 1918, 303°). 
Der geſamte aus einer u. H. entſpringende Schaden ſtellt dabei eine Einheit dar und er⸗ 
ſcheint nicht als eine Summe einzelner ſelbſtändiger unzuſammenhängender Schaden; die 
Ungewißheit über den Umfang und die Höhe des Schadens ſchließt deshalb den Beginn der 
Verjährung nicht aus; alle Folgezuſtände, die in dem Zeitpunkte der erlangten Kenntnis von 
dem Schaden überhaupt auch nur als möglich vorauszuſehen waren, ſind mit dieſer allgemeinen 
Kenntnis dem Verletzten bekannt geworden (RG 70, 150; 85, 424; 86 S. 181 u. 384; JW 
07 S. 3025 u. 83210; 08, 10%; 09, S. 724186 u. 72519; 1912 S. 38286 u. 751156; 1913, 6864; 
1914, 3557; 1915, 193%; 1918, 3036; Warn 09 Nr 103, 301, 509; 1912 Nr 29 u. 432; 1913 
Nr 143; 1916 Nr 137; 23 1918, 11332; Anwendung auf gütergemeinſchaftlichen Schaden 
R 73, 309). Nur, wenn ſpäter neue Nachteile aus der u. H. entſtehen oder erſichtlich werden, 
die vorher ſich nicht vorausſehen oder erwarten ließen, beginnt für dieſe eine beſondere Ver⸗ 
jährung mit ihrer Kenntnis und der Kenntnis ihres urſächlichen Zuſammenhangs mit der 
u. H. (NGG 70, 150; 85, 424; 86, 181; JW 07, 88215, 08, 101; 09, 72510. 1914, S. 195% 
u. 3557; 1915, 6557; 1918, 303°; Warn 09 Nr 103, 301; 1912 Nr 432; 1913 Nr 143; 1914 
Nr 84: 1916 Nr 137). War au einem Gebäude infolge einer u. H. eine Lockerung der Grund⸗ 
mauern entſtanden und erkennbar geworden, ſo ſind die einzelnen nach und nach ſich bildenden 
Riſſe der Gebäudewände nicht neue Schäden, ſondern Folgeerſcheinungen des früher erkannten 
Schadens (RG JW 09, 72415; 1912, 7511). Handelt es fi um Aufhebung oder Minde⸗ 
rung der Erwerbsfähigkeit eines Menſchen infolge einer rechtswidrigen Verletzung des 
Körpers, ſo genügt für den Beginn der Verjährung die Kenntnis von der Beeinträchtigung 
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der Erwerbsfähigkeit überhaupt (RGE JW. 09, 7251; 1912, 3828; Warn 09 Nr 301; 1918 
Nr 148); ſpätere Verſchlimmerungen der durch die Verletzung hervorgerufenen Leiden, die 
von vornherein mit in Rechnung zu ziehen waren, begründen keine neue Verjährung (N 
ebenda und Warn 1916 Nr 137; Lg 1918, 11332). Wohl aber tun dies Leiden anderer Art, 
die ſich erſt ſpäter einſtellten, innere Erkrankungen oder ſchwere, dauernde (chroniſche) Zuſtände, 
während die Verletzung zunächſt als Folgen nur äußere oder leichtere vorübergehende (akute) 
Störungen erkennen hei (N 86, ©. 181 u. 384; JW 1914 S. 19511 u. 3557; 1918, 303°; 
Warn 09 Nr 301; 1914 Nr 84; 1916 Nr 137). Für den Beginn der Verjährung iſt es daher 
nicht von Einfluß, wenn der Verletzte zunächſt eine Einbuße am Erwerbe überhaupt nicht 
erleidet (Beamter, der Gehalt bezieht und im Dienſte verbleibt; Ehefrau, die im Hausweſen 
oder Geſchäfte des Mannes tätig iſt), ſofern nur die Kenntnis von der Beeinträchtigung der 
Erwerbsfähigkeit erlangt war, die einen einigermaßen ſicheren Ausblick auf die Erwerbs⸗ 
verhältniſſe der Zukunft geſtattet (RG 73, 309; Warn 09 Nr 509). Für den Beamten, 
der infolge einer Körperverletzung oder Geſundheitsbeſchädigung in den Ruheſtand verſetzt 
wird und dadurch ſein bisheriges Dienſteinkommen verliert, beginnt hinſichtlich dieſes Schadens 
die Verjährung mit dem Zeitpunkte, wo ihm die Unausbleiblichkeit dieſes Erwerbsverluſtes 
bekannt wird. War dieſe Folge bei der Schwere der Verletzung von vornherein voraus⸗ 
zufehen und mußte fie mit in Rechnung gezogen werden, fo fällt ihre Kenntnis mit der all- 
gemeinen Kenntnis vom geſamten Schaden zuſammen (ſ. oben); iſt der Beamte zunächſt in 
Stellung und Gehalt verblieben und trat die Notwendigkeit ſeiner Verſetzung in den Ruhe⸗ 
ſtand erſt ſpäter hervor, fo iſt die Kenntnis des Erſatzberechtigten hiervon für den Beginn der 
Verjährung maßgebend (RG 85, 424; JW 1915, 6557; Warn 1912 Nr 29). — Daß die 
Wiederholung der ſchädigenden Handlung ſelbſt immer eine neue Beſchädigung erzeugt 
und deshalb auch eine neue Verjährung in Lauf ſetzt, iſt ſelbſtverſtändlich; von der fortgeſetzten 
Wiederholung der u. H. mit ſteter Erneuerung der ſchädlichen Folgen iſt aber wohl zu unter⸗ 
ſcheiden die Fortdauer eines aus einmaliger u. H. hervorgegangenen ſchädlichen Zuſtandes, 
wobei die Kenntnis von dem Eintritt dieſes Zuſtandes maßgebend iſt (NG JW 07, 88210; 
1912, 3115; 1917, 89%; Warn 1914 Nr 189; 23 1918 S. 107° u. 322). Die Kenntnis vom 
Schaden ſetzt natürlich die Kenntnis von der u. H. ſelbſt voraus. Bei einem auf Argliſt des 
Beklagten geſtützten Schadenserſatzanſpruche nach $ 826 ift alſo zum Beginne der Verjährung 
Kenntnis von der argliſtigen Handlungsweiſe erforderlich. 

b) Die Kenntnis von der Perſon des Erſatzpflichtigen kann, wenn mehrere 
Perſonen für denſelben Schaden nebeneinander verantwortlich ſind ($ 840), hinſichtlich 
der einzelnen zu verſchiedenen Zeiten erlangt werden, und die Verjährung beginnt dann 
gegen die mehreren Erſatzpflichtigen dementſprechend an verſchiedenen Zeitpunkten. Wenn 
mehrere Perſonen nacheinander haften — hilfsweiſe Haftung des Unzurechnungsfähigen 
nach § 329 und des Beamten nach $ 839 Abſ 1 Satz 2 —, jo beginnt die Verjährung gegen 
den Nachverhafteten erſt mit der Kenntnis, daß ein vorverhafteter Erſatzpflichtiger nicht vor⸗ 
handen iſt (RG 94, 220; JW 1915, 5942). Die Kenntnis von der Perſon des Erſatzpflich⸗ 
tigen muß ſo weit reichen, daß der Beſchädigte eine Klage gegen die Perſon zu begründen 
in der Lage iſt; bei Haftung aus Vorſatz gehört dazu die Kenntnis von der argliſtigen Hand⸗ 
lungsweiſe (j. oben unter a), bei Verſchuldenshaftung die Kenntnis von einem ſchuldhaften 
Handeln der Perſon, das den Schaden verurſacht haben kann, nicht aber eine ſichere Über 
zeugung von dieſer Verurſachung (RG 76, 61; JW 1912, 64012; Warn 1912 Nr 308 u. 432); 
für eine Rechtsverfolgung gegen einen Geſchäftsunfähigen iſt die Kenntnis von der Perſon 
des geſetzlichen Vertreters erforderlich (RG Warn 1913 Nr 143). Die nach dieſen Satzen 
an ſich vorhandene Kenntnis von der Perſon des Erſatzpflichtigen wird nicht dadurch berührt, 
daß der Beſchädigte wegen der Unfallrente mit zwei verſchiedenen Berufsgenoſſenſchaften in 
Streit war; wohl aber bewirkt ein Beſcheid der Berufsgenoſſenſchaft, der der Verfolgung 
des Anſpruchs entgegenſtand, eine Hemmung der Verjährung nach $ 202 (RG 80, 212). Od 
die Keuntnis von der Perſon des Erſatpflichtigen auch die Kenntnis der Perſon des Rechts⸗ 
nachfolgers (Erben) bedingt, auf den die Erſatpflicht nach ihrer Entſtehung übergegangen 
it, läßt di JW 07, 3025 unentſchieden; die Frage ift nach richtiger Anſicht zu verneinen; 
der Rechtsnachfolger wird erſatzpflichtig nur aus der Perſon des Rechtsvorgangers; den 
Intereſſe des Gläubigers dient für den Fall der Erbfolge die Beſtimmung des $ 207. 

e) Wie ſich die Kenntnis von dem Schaden und von der Perſon des Erſatzpflichtigen für 
die einzelnen Tatbeſtände der u. H. geſtalten muß, iſt zum Teil ſchon berührt. Die 
Tatbeſtände der 58 823—826 bieten nach dieſer Richtung nichts Beſonderes. Für § den iſt 
die Kenntnis, daß ein an erſter Stelle zum Erſatze Verpflichteter nicht vorhanden ſei, ſowie 
die Kenntnis von der Nichtverantwortlichkeit des Hilfserſatzpflichtigen erforderlich (ME va, 220; 
ſ. oben unter b, ſowie A 4 zu § 829). Für $ 831 ift die Kenntnis von der rechtswidrigen 
Handlung einer zu einer Verrichtung beſtellten Perſon und von der Perſon des dafür verant⸗ 
wortlichen Geſchäftsherrn zu verlangen, wogegen es auf die Kenntnis der zu der Verrichtun 
beſtellten Perſon nicht ankommt; RG JW 1913, 686% fordert außerdem die Kenntnis, daß 
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keiner der Umſtände vorliege, durch deren Nachweis ſich der Geſchäftsherr von feiner Erſatz. 
pflicht befreien kann. Das dürfte zu weit gehen; denn ſein Verſchulden wird vermutet, und 
die Eutlaſtung, deren tatſächliche Grundlagen dem Verletzten meiſt unbekannt und auch für 
ihn ſchwer erkundbar find, iſt Sache der Einrede und gehört nicht zur Klagebegründung (RG 
70, 379; 87, 1; Warn 1914 Nr 53; vgl. A 8 u. 5 zu § 831). Folgt man der Entſcheidung, 
fo wird dasſelbe von den gleichgearteten Tatbeſtänden der 88 832, 833 Satz 2, 834, 836-838 
gelten müffen. Für $ 839 iſt gleichwie für $ 829 die Kenntnis erforderlich, daß ein erſtver 
bafteter Erſatzpflichtiger nicht in Anſpruch genommen werden kann (RG ZW 1915, 594°; 
j. oben zu b und A 6 zu § 839). Für die Klage aus 8 323 ZPO iſt, ſoweit $ 852 in Betracht 
kommt, auf ſeiten des Verletzten, der die Erhöhung oder die weitere Erſtreckung der Rente 
der Dauer nach verlangt, die Kenntnis von der weſentlichen Veränderung erforderlich (RG 86 
S. 181 u. 384; ſoweit die Verjährung nach $ 8 Haftpfl® ſich regelt, vgl. A 40 zu $ 843). Der 
Anſpruch des Erſatzverpflichteten auf Aufhebung oder Minderung der Rente auf den die 
Verjährungsvorſchriften des § 852 wie des § 8 Haftpfl® und des § 194 BGB nicht paſſen, 
iſt der Verjährung überhaupt entrückt. Bei dem Verletzten handelt es ſich um eine Erweite⸗ 
rung ſeines Schadenserſatzanſpruches; bei dem Erſatzpflichtigen aber im ſtrengen Sinne über⸗ 
haupt um keinen Anſpruch, ſondern um ein neues, vom Geſetze zugelaſſenes Beſtreiten des 
erweise Anſpruchs für die Forderungen in der Zukunft unter Führung des Gegen⸗ 
beweiſes. 

5. Die dreißigjährige Verjährung, die ohne Rückſicht auf die Kenntnis nach A 4, d. i. 
wenn dieſe Kenntnis überhaupt nicht oder erſt innerhalb der letzten drei Jahre des dreißig⸗ 
jährigen Zeitraums erlangt wurde, ihren Lauf nimmt, beginnt mit der Begehung der u. H. 
Begangen iſt im Sinne des $ 852 die u. H., wenn die die Verletzung herbeiführende Urſache 
geſetzt iſt, mag auch der Anſpruch ſelbſt noch gar nicht entſtanden fein (vgl. M 2, 780). Die 
Beſtimmung ſetzt alſo eine Ausnahme von dem Grundſatze des § 198. Hier begreift alfo die 
„Begehung der Handlung“ nicht den geſamten gegenſtändlichen und perſönlichen Tatbeſtand 
der u. H.; vielmehr will das Geſetz den Beginn der längeren Verjährung auf das zeitlich am 
eheſten beſtimmbare Ereignis der verurſachenden äußeren Handlung abſtellen, ähnlich wie 
$ 8 Haftpfl® den Tag des Unfalls entſcheiden läßt. Wie ſich hiernach für die einzelnen Tat⸗ 
beſtände der u. H. der Beginn der dreißigjährigen Verjährung ſtellt, iſt zur Zeit noch für die 
Rechtſprechung ohne Intereſſe. Ein Unterſchied zwiſchen Grundhaftung und Hilfshaftung 
(88 829, 839 Abſ 1 Satz 2; vgl. A 4) beſteht für die dreißigjährige Verjährung nicht; ſie beginnt 
unbedingt und ausnahmslos mit dem Zeitpunkte der begangenen Handlung im obigen Sinne. 

6. Für die Vollendung, die Erneuerung, die Unterbrechung der Verjährung gelten die 
allgemeinen Vorſchriften der SS 202 ff. Eine Teilklage unterbricht die Verjährung nur 
für den geltend gemachten Teil, nicht für den ganzen Anſpruch; ein Vorbehalt der Erweiterung 
in der Klage iſt belanglos (RG 57, 372; 65, 398; JW 07, 3025; 08, 101). Kann zur Zeit der 
Klagerhebung der ganze Schaden nicht überſehen werden, ſo muß zur Unterbrechung der 
Verjährung mit der Teilleiſtungsklage eine Feſtſtellungsklage wegen des übrigen Schadens 
verbunden oder überhaupt eine Feſtſtellungsklage (vgl. darüber $ 843 A 4a) erhoben werden 
(RG 75, 302; 11. 5. 08 VI 479/07). Die Unterbrechung wirkt nach $ 211 fort bis zur Erledigung 
oder rechtskräftigen Entſcheidung des Rechtsſtreits. Die Entſcheidung über den Grund des 
Anſpruchs nach § 304 ZPO iſt in dieſem Sinne nur eine Zwiſchenentſcheidung; ihre Rechts⸗ 
kraft hat nicht die Wirkung, eine neue Verjährung nach $ 218 in Lauf zu ſetzen (RG 66 S. 10 
und 12; 27. 5. 07 VI 402/06). Die Wirkung der Unterbrechung endigt, wenn der Rechtsſtreit 
nicht weiter verfolgt wird, was auch nach Rechtskraft eines erlaſſenen Zwiſchenurteils nach 8 304 
ABO geſchehen kann, mit der letzten Prozeßhandlung ($ 211 Abſ 2; RG 66 S. 12 u. 365; 
Warn 1916 Nr 99; 27. 5. 07 VI 402/06). , 

7. Zeitliches Recht. Für den Übergang der alten Rechte in das Recht des BGB gilt 
Art 169 EG. War die u. H. vor dem 1. 1. 00 begangen, ſo begann die gegenüber den bisherigen 
Geſetzen kürzere dreijährige Verjährung des $ 852 gemäß Art 169 Ab] 2 Satz 1 mit dem 1. 1. 00, 
ſofern auch die Kenntnis von dem Schaden und von der Perſon des Erſatzpflichtigen vor dieſem 
Zeitpunkt erlangt war (MG 67, 141); fie beginnt mit dem Zeitpunkt der erlangten Kenntnis, 
nenn dieſer erſt nach dem 1. 1. 00 eingetreten ift, vorbehaltlich der Vorſchrift des Art 169 
Abs 2 Satz 2. Über den Fall, daß die Verjährungsfriſt des älteren Rechtes länger iſt als die 
des BOB, dieſes aber für den Beginn der Verjährung ſtrengere Anforderungen ſtellt, vgl. 

78, 434. 
. Wenn Abs 2 des $ 852 beſtimmt, daß auch nach Bollendung der Verjährung des 
Schadenserſatzanſpruchs aus einer u. H. der Erſatzpflichtige nach den Vorſchriften über die 
ungerechtfertigt Bereicherung zur Herausgabe deſſen verpflichtet ſei, was er durch die u. H. 
auf Motten des Verletzten erlangt habe, fo iſt damit nicht nur der ſelbſtverſtändliche Satz ausge. 
ſprochen, daß dem Beſchädigten außer dem Schadenserſatzanſpruch auch ein Bereicherungs⸗ 
anſpruch gegen den Schädiger zuſtehen könne, der einer andern Verjährung unterworfen iſt. 
Der Gedanke der Beſtimmung iſt vielmehr, daß, wo derſelbe Tatbeſtand den Schadenserſatz⸗ 
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anſpruch wie den Bereicherungsanſpruch begründet, der letztere in Wirklichkeit nur eine Ein- 
ſchränkung des Schadenserſatzanſpruchs bedeutet: die Bereicherung iſt derjenige Teil des dem 
Verletzten infolge der u. H. entſtandenen Schadens, hinſichtlich deſſen fein Vermögensverluſt 
zugleich mit einem Vermögenszuwachs für den Schädiger verbunden iſt. Der Übergang von 
der Schadenserſatzklage zur Bereicherungsklage als Erwiderung auf die Verjährungseinrede 
des Beklagten ſtellt deshalb, wie RG 71, 358 ausführt, prozeßrechtlich nicht eine unzuläſſige 
Klageänderung des § 268 30 dar, ſondern iſt lediglich eine Rechtsverteidigung gegenüber 
der Verjährungseinrede, die erſt durch deren Erhebung erforderlich wurde. Die Verjahrung 
des Bereicherungsanſpruchs iſt die dreißigjährige nach 8 195. 


8 853 


Erlangt jemand durch eine von ihm begangene unerlaubte Handlung 
eine Forderung gegen den Verletzten, ſo kann der Verletzte die Erfüllung 
auch dann verweigern, wenn der Anſpruch auf Aufhebung der Forderung 
verjährt ijt!). 

E II 776; P 2 612, 715—717. 


1. Die Beſtimmung des 8 853 enthält eine beſondere Anwendung der im BGB nicht aus⸗ 
drücklich anerkannten (vgl. darüber beſonders RG 58, 356; 71, 432 u. 75, 338; 87, 281; 
ſowie § 826 A 6) Einrede der Argliſt (exceptio doli generalis). Der vornehmlichſte An⸗ 
wendungsfall iſt der durch argliſtige Täuſchung oder widerrechtliche Drohung ſeitens des einen 
Vertragsteils gegen den andern zuſtande gebrachte Vertrag. Ob die Weigerung der Er⸗ 
füllung, die $ 853 dem Schuldner einer auf ſolchem Wege erlangten Forderung auch nach 
Verjährung des Anſpruchs auf Aufhebung der Forderung geſtattet, auch dann zuläſſig iſt, 
wenn es ſich nicht um Verjährung des Anſpruchs auf Aufhebung der Forderung handelt, 
ſondern um den Ablauf der Anfechtungsfrift nach $ 124, läßt RG 60, 294 unentſchieden. 
Wenn nach Verſäumung der Anfechtungsfriſt des § 124 der Getäuſchte oder Bedrohte die Auf- 
hebung des Vertrags auf Grund der SF 826, 249 nicht mehr verlangen kann, wie RG 68, 268 
annahm, würde ſinngemäß die Anwendung des 8 853 auch in dieſem Falle anerkannt werden 
müffen, wenn die Beſtimmung einen wirklichen Wert für die Rechtsausübung haben ſoll 
(vgl. RG 79, 194; 84, 131; ſowie in Anwendung auf die Friſt in 8 41 Abſ 1 KO RG 
84, 225). Richtigerweiſe (vgl. Vorbem 4e vor 8 823) iſt aber der Schadenserſatzanſpruch 
aus u. H. von dem Anfechtungsanſpruch vollſtändig zu trennen (vgl. RG a. a. O.; Warn 1913 
Nr 42); damit entfällt auch die Veranlaſſung zu der ausdehnenden Auslegung des § 853. 
Der Verletzte kann nicht nach § 853 die von ihm geſchuldete Leiſtung aus einem gegenſeitigen 
Vertrage verweigern, wenn er nicht die Auflöſung des ganzen Vertrags herbeiführen, die 
erhaltenen Gegenleiſtungen nicht zurückgeben will (RG 60, 294; vgl. 71, 432); es ſteht ihm 
dann die Gegeneinrede der Argliſt entgegen. 
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